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Mit dem Ablaufe der für die Begutachtung der erften 
Yelung des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutiche Reich gejegten Frift hat auch der Deutjche Anwalt: 
verein feine den hochwichtigen Gejegentwurf behandelnden 
Arbeiten abgeihlofien. Der Vorjtand giebt in den Anlagen 
das Verzeichniß der 31 Gutachter und eine Weberficht der Er: 
gebniſſe ihrer Arbeiten, welche in Berbindung mit der ebenfalls 
angejchlofjenen kurzen Darftellung des Inhalts des Entwurfs, 
deifen Verſtändniß, ſowie die Erfenntniß feiner Vorzüge und 
Mängel zu erleichtern bejtimmt ift. Der Borftand darf hierbei 
zu feiner Freude die Gelegenheit wahrnehmen, den Gutachtern, 
welche neben mühevoller Berufsthätigfeit ermöglicht haben, mit 
bewährter Sorgfalt, Wiffenjchaftlichkeitt und Erfahrung bei der 
Fortbildung des in Angriff genommenen großen vaterländiichen 
Werkes mitzuwirken, und ebenſo dem zur Leitung der Gutachten 
aus dem Anwaltsjtande niedergejegten Ausſchuſſe für ihre opfer- 
freudige Thätigkeit feinen wärmften Dank auszufprechen. 

Der Vorſtand des Deutichen Anmwaltvereins hat aber noch 
eine andere Ehrenpflicht zu erfüllen. Den Verfaffern des Ent: 
wurfs find nach deſſen Erjcheinen nicht überall freundliche Worte 
gefagt worden, Unjerer Meinung nad haben jie ji) um das 


Vaterland wohl verdient gemacht. Wer die verjchlungenen und 
auseinanderjtrebenden Wege kennt, welche jahrhundertelanges 
Mißgeſchick der Rechtsentwidelung unjeres VBaterlandes gewieſen 
hat, der vermag auch die ungeheuren Schwierigfeiten zu ermeifen, 
twelche die Kommiſſion zu überwinden hatte, um ein einheit- 
liches den Anforderungen der Seßtzeit entiprechendes Werk zu 
ichaffen. Das tt ihr gelungen. Freilich hätte Einzelnes 
vollfonmener geftaltet, Anderes nicht der Gejeßgebung der 
Einzeljtaaten überwiejen werden jollen. Dies war aber die 
unvermeidliche Folge der der Kommilfion von den verbündeten 
Kegierungen gezogenen Grenzen. Solche zu erweitern und 
dadurch ſachliche Schwierigkeiten, melde ſich der vollendeten 
Durchbildung der einzelnen KRechtsinftitute  entgegenitellen, 
zu beheben, werden Die verbündeten Regierungen mit 
dem Neichstage, wie wir hoffen, jeßt, wo der Grund des 
Mangels Elar liegt, Fein Bedenken tragen. Mit Nichten wird 
aber bei dem deutjchen Volt und deſſen Regierungen enticheidend 
ins Gewicht fallen, ob der eine oder andere Rechtsſatz römiſch— 
oder deutjchrechtlichen Uriprungs ft. Nicht darauf, woher der 
Rechtsſatz ſtammt, jondern darauf, ob er vernünftig ift, fommt 
es an. Im Allgemeinen fnüpft der Entwurf mit Recht an 
das Beitehende an. Wir leben in einer Zeit unausgeglichener 
wirtbichaftlicher Gegenjäße, deren Ausſöhnung lange Zeit er: 
fordert. Bis dahin, daß folche eintritt, mit der Herſtellung 
eines einheitlichen, bürgerlichen Rechts zu warten, widerſtreitet 
den Lebensintereifen des deutſchen Volks. Bei dem raichen 
Wandel aller Dinge wäre es vermeſſen, ein Gejeßbuch für die 
Ewigkeit Schaffen zu wollen. Bauen wir das Haus, mögen 
die Enkel es nad) ihren Bedürfniffen und ibrer beſſeren Erkennt— 


niß umgejtalten. So tft, wie wir erfannt zu haben glauben, 
die Grundanſchauung "des Deutichen Anwaltitandes, jo tritt 
fie auch in unjern Gutachten zu Tage. Der Entivurf iſt eine 
durchaus brauchbare Unterlage für em gutes‘ Bürgerliches 
Geſetzbuch. Möge — das hoffen wir zuverfichtlih — dem 
neuen Reichsſtage der Ruhm beichieden fein, das deutſche Volt 
aus einem Zuftande zu erlöfen, der an ſich höchſt beflagens- 
wertb, nur durch lange Gewöhnung einigermaßen erträglich 
geworden tft. 


Berlin, Dresden, Xeipzig, Münden, Stuttgart, 
Roftod, Gießen und Zweibrüden, im Dezember 1889. 
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Vorwort. 


Der Deutſche Anwaltverein hat in 8 1 Ziff. I feiner 
Zagungen die Förderung der Nechtspflege und der Geſetzgebung 
des Deutjchen Reichs als einen Vereinszweck aufgeftellt und in 
Erfüllung der ſelbſtgewählten Aufgabe jeither an der Löſung der 
großen Geieggebungsfragen, welche die Schaffung des Deutjchen 
Reichs im Gefolge hatte, nach beiten Kräften mitgewirkt. Auch 
bei der wichtigen Gejeggebungsarbeit, welche die Heritellung 
eines einheitlichen bürgerlihen Rechts erftrebt, glaubt er nicht 
zur Seite jtehen zu dürfen. In einer Reihe von jelbjtjtändigen 
Auflägen ſollen die einzelnen Abichnitte des Entwurfs eines 
Bürgerlichen Gelegbuchs beiprochen werden. Der urfprüngliche 
lan, die Gutachten nach der Folgenrdnung des Entwurfs zu 
veröffentlichen, läßt ſich in Anbetracht des verjchtedenen Umfangs 
der von den einzelnen Gutachtern übernommenen Aufgaben und 
der Nothivendigkeit einer jchleunigen Bekanntgabe nicht einhalten. 
Die Gutachten werden daher in der Reihenfolge veröffentlicht, 
in welcher jte eingeben. 

Wir übergeben das erjte Heft der Oeffentlichkeit. Mag 
das Urtheil über den Werth oder Unwerth der Arbeiten fallen 
wie es wolle, immerhin jind dieſe Arbeiten zum Bejten des 
Vaterlandes gebotene Gaben unabhängiger, mit den Rechts: 

I. 1 


2 
bedürfniiien des Ddeutichen Volks vertrauter Männer, die gleich 
allen ihren Standesgenofien von dem aufrichtigen Streben beieelt 
find, das große Werk in vollendetiter Geftalt zum glüdlichen 
Abſchluß zu Dringen. Mögen ihre Bemühungen freundlich auf: 
genommen werden. 


Der vom Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
erwäblte Ausſchuß. 


Udams. Wilke Mecke. Bartmann, Erythropel. 


Das Berhältnig des Bürgerlihen Geſetzbuchs zu 
ven Landesgejegeit. 
Bon Juſtizrath Mecke in Leipzig. 


Zwar ift der Entwurf des Einführungsgejeges und die aud) für 
diefen Entwurf in Ausficht genommene Begründung noch nicht der 
allgemeinen Beurtheilung übergeben, nach dem aber, was über den 
Inhalt des Einführungsgefeges in die Deffentlichkeit gedrungen ,*) 
läßt ſich ſchon jett zu der Frage Stellung nehmen, ob der Entwurf 
des Geſetzbuchs und das Einführungsgeieg das Maß desjenigen, was 
von Landesgejegen bejtehen bleiben joll, richtig bemeſſen haben. 

Der Art. 32 des Entwurfs nimmt einen Fräftigen Anlauf zu 
Gunſten des Reichsrechts, indem er beftimmt: 

Die privatrehtliden Borjchriften der Landesgejeße treten 
außer Kraft, joweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
oder in diefem Geſetze beitimmt tft, daß ſie in Kraft bleiben 
jollen. | 

Allein ausweije der folgenden Art. 33—91 überläßt das Reichs: 
recht erhebliche Theile rein oder wenigſtens weſentlich bürgerlichen 
Rechts den Landesgefegen und zwar gemäß Art. 3 des Entwurfs 
zum Einf. Gef. in dem Sinne, daß die Yandesgefeßgebung an Stelle 
der beftehenden neue VBorjchriften zu jegen befugt ift. 

Außer der Reihe jteht von jenen VBorjchriften der Art. 33: 

In Anjehung der Landesherren und der Mitglieder der 
landesherrlihen Familien ſowie der Mitglieder der fürftlichen 
Familie Hohenzollern finden die Borjchriften des Bürgerlichen 


*, Anmerkung: Bergl. die Juli-Nummern 309, 312, 314, 316, 328, 340 
der Rorddeutſchen Allgemeinen Zeitung von 1888. 
1* 


4 
Geſetzbuchs nur injoweit Anwendung, al3 nicht befondere 
Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgefete 
abweichende Beltimmungen enthalten. 

Man wird das Angemefjene diefer Beitimmungen gern und 
rüdhaltlo8 anerkennen und nur dem Wunſche Ausdrud verleihen 
wollen, daß die Hausgejege überall in geeigneter Form veröffentlicht 
werden mögen.*) Nicht zweifelöfrei ift es aber, wenn weiter die 
Vorſchriften der Landesgeſetze in wejentlichen Beziehungen unberührt 
bleiben jollen in Anjehung: 

der ehemaligen reihsftändiihen Häufer und des 
ehemaligen Reichsadels, 
ferner über: 

Samilienfideilommifje, Lehen, Stammgüter. Be- 
ihränfte Hypothef an Grundftüden. Belaftung 
und Beräußerung von Grundftüden gegen Berbot. 
Bergredt. Waſſerrecht. Deich- und Gielredt. 
Agrarredt. Enteignung Jagd und Fiſcherei. 
BZwangsredte, Bannrechte, Realgewerbeberedti- 
gungen. Regalien. Gejinderedht. Pfandleihbgemwerbe, 
Pfandleihanftalten. Erwerbsfähigfeit der Mit- 
glieder religiöfer Orden und ordensähnlicher 
Kongregationen. Leitung und Erwerbsfähigfeit 
juriftifhder PBerjonen. Konkurs jurtftifher Per— 
jonen. PBrivatredtlide Vorſchriften der Civil— 
prozeßordnung als Landesgeſetz. Rechtshängigkeit 
in Rechtsſtreitigkeiten, welche nicht nach den Vor— 
ſchriften der Civilprozeßordnung zu erledigen ſind. 
Sicherheitsleiſtung von Beamten und Gewerbe— 
treibenden. Anſprüche und Verbindlichkeiten der 
Beamten. Haftung der Beamten wegen fahr- 
läſſiger Berlegung ihrer Amtspflidten. Haftung 
des Staates und der Kommunalverbände für den 
von ihren Beanten zugefügten Schaden. Gtaat3- 
Ihuldbüher, Umjchreibung der Staatsſchuldver— 
jhreibungen. Räumungsfrijten beider Miethe von 


*) Anmerkung: Vergl. über die Zweckmäßigkeit diefer Veröffentlihung 
die Vorrede in Schulte, Die Hausgejeße der regierenden Deutſchen Fürſtenhäuſer. 
Jena 1862, Verlag von Friedrich Maufe. 


Wohnungen. Leibgedingsvertrag Anſpruch aus 
verlorenen Zinsſcheinen. Sraftloserflärung von 
Urfunden und Zahlungsſperre. Pfändung, Pfand- 
geld, Erjaggeld. Erſatz des an Grundftüden ent- 
tandenen Schaden? Erſatz des bei einer Zu— 
fammenrottung u. j. w. entftandenen Schaden. 
NRüderftattung öÖffentlihder Abgaben, und Koſten 
eines Verfahrens. Eigenthumsbeſchränkung im 
öffentlichen Intereſſe. Nachbarrecht bei Wald- 
grundftüden. Hebertragung des Eigenthums durd 
Geſetz. Zueignung von Tauben. Theilung und 
Belaftung von Örundftüden. Abbau nihtbergredt- 
liher Mineralien. Gottesdienſtliche Gebäude, Be- 
gräbnißjtätten. Miteigenthumsredhte an Gebäuden. 
Hppothefentitel des Fiskus. Vorrang für Melio- 
rationgsdarlehen. Unſchädliche Befreiung belajteter 
Grundftüde. Herftellung zerjtörter Gebäude. Ein- 
tragungen im Wege der Zwangsvollſtreckung. 
Bevormundung durh den Vorſtand einer Ber- 
pflegungsanftalt. Gemeindewaijenrath. Rechte des 
Fiskus und anderer juriftijcher Perſonen an dem 
Nachlaſſe verpflegter Berjonen. Geſetzliches Erb- 
veht des Fiskus. Anerbenredt. Fürſorge des 
Nachlaßgerichtes. VBermittelung der Erbtheilung 
ohne Antrag. Teſtamentsvollſtreckung durd Notare. 
Nichtjtreitige Rechtspflege. 
Was zunächſt die vornehmen Geſchlechter des alten deutjchen 
Reichs betrifft, jo iſt beſtimmt Art. 34: 
In Anfehung der Familienverhältniffe und der Güter der 
ehemals reichsftändifchen jeit 1806 mittelbar gewordenen 
Häufer ſowie des ehemaligen Reichsadels bleiben die Bor: 
Ichriften der Landesgejege, forwie nad) Maßgabe der Landes: 
gefege die Vorſchriften der Hausverfafjungen unberührt. 
Ueber die den ehemal3 reihsftändifchen feit 1806 mittel— 
bar gewordenen Häufern fowie dem ehemaligen Neichsadel 
im neuen deutfchen Reich und den Einzelftaaten gebührende Stellung 
ift ſchon viel geftritten, gejchrieben und gejprochen worden. Der 
Rechtspunkt ift ziemlich Klar. Das neue deutfche Reich iſt nicht der 
Rechtsnachfolger des alten; die Einzelftaaten follen den gedachten 


Familien aber halten, was fie denfelben verfprocden haben. Deshalb 
it die bezügliche Beftimmung des Entwurfs angemefjen und hat auch 
Anjpruc auf dauernde Geltung. Wir leben aud) der Hoffnung, daß 
der durch Anerkennung ihrer bevorzugten Sonderftellung von Neuem 
gelicherte Glanz der Familie den mit der Geſchichte des deutjchen 
Volkes in guten wie böjen Tagen eng verfnüpften alten Geſchlechtern 
ein Sporn fein wird, dem neuen deutjchen Neiche mit Freude und 
Begeifterung zu dienen und dadurd ſich Vorrechte dauernd zu fichern, 
deren Berechtigung jonft im Laufe der Zeiten verblaffen Fönnte. 
Daß die angemefjene Beröffentlihung der Hausgefege im Intereſſe 
des Rechtsverkehrs geboten erſcheint, wollen wir auch hier im Vor— 
übergehen bemerken. 

Was die Familienfideikommiſſe, Lehen, Stammgüter, 
die beſchränkte Hypothek an Grundſtücken, die Belaftung 
und Beräußerung von Grundftüden gegen Verbot, das 
Bergredt, Waſſerrecht, Deid- und Gielredt, Agrarredt, 
die Enteignung, Jagd und Filcherei, betrifft, jo finden wir 
die Gründe, warum diefe von der Reichsgeſetzgebung nicht betroffen 
werden jollen, bereits in den Motiven zum Sachenrecht des Entwurfs 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs. Allerdings ift für die Einrichtung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur der Beweis zu führen, warum ge- 
wiſſe Rechtsftoffe nicht in das Geſetzbuch aufgenommen werden jollen. 
Allein die gedachten Gründe haben aud in ihrer gemwollten und be- 
rechtigten Befchränfung eine größere Tragweite. Vergl. Motive 
Band III. ©. 4 ff. Dort heißt es: 

Der Grund, weshalb Feine diejer NechtSmaterien in dem 
Entmwurfe geordnet wird, liegt in der Aufgabe, welche das 
Bürgerliche Geſetzbuch zu löſen hat. Dieje Aufgabe befteht 
in der Herftellung eines einheitlichen Privatrechtes für das 
Deutſche Reich, erjtredt ſich mithin an ſich nicht auf das 
Öffentliche Recht. Freilich haben beide Gebiete mancherlei 
Berührungspunfte, jo daß einzelne Eingriffe in das öffent- 
liche Recht ji) nicht vermeiden lafjen. Allein die Regelung 
gejchloffener Theile dieſes Gebietes in dem Bürgerlichen 
Gejegbuhe würde über den Zweck, welchem lettere3 zu 
dienen beftimmt ift, hinausgehen. Ferner bringt es die 
Rückſicht auf das praftiiche Bedürfniß, welches durch die 
gegenwärtige Kodifikation befriedigt werden joll, mit fich, 
daß diejenigen Nechtstheile bezw. Rechtsinſtitute ausgeichteden 
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werden, welche eine rein lokale oder eine nur vorübergehende 
Bedeutung haben, indem ſie entweder ſo eng mit den ört— 
lichen Verhältniſſen zuſammenhängen, daß ſie der angemeſſenen 
Regelung für einen größeren Bezirk überhaupt widerſtreben, 
oder aber dem Rechtsbewußtſein weiterer Kreiſe der Be— 
völferung entſchwunden find. 

Wir fünnen diefer Auffaffung nicht unbedingt beipflichten und 
mödten bejonders dagegen Widerſpruch erheben, daß durch die be- 
züglihen Beitimmungen des Einführungsgefetes für die bezeichneten 
Rechtsſtoffe eine Art Schußbrief gegen das Eingreifen der Reichs— 
gejeggebung ausgejtellt wird. Wir find auch der Anficht, dab bei 
einzelnen Stoffen die Einfügung ın das Bürgerliche Geſetzbuch jehr 
wohl thunlich wäre. Indeſſen um diefen Punkt wollen wir nicht 
teten. Findet diefe Einfügung Schwierigfeiten, jo wird e3 genügen, 
ın betonderen Gejegen, welche mit dem Bürgerlichen Gejegbuce in 
Kraft treten, die Ordnung zu treffen, wie die ja auch für das 
Wechſel- und Handelsrecht, letteres ergänzt durch Beitimmungen über 
die Binnenjchifffahrt, die Berfiherung und den Berlagsvertrag in 
Ausficht genommen ift. 

Unberührt jollen alfo bleiben nad) dem Entwurfe die Vorschriften 
der Landesgejege über Familienfideikommiſſe und Lehen, ein- 
ihließlich der allodifizirten Lehen und Stammgüter. Auch 
dieſem Sate jtimmen wir bei. Hinſichtlich der Zehen können ficherlic 
faum Bedenken obwalten. Das Lehnvecht ift abgejtorben, was nod) 
übrig ift, ericheint jo verjchiedenartig geftaltet und jo im Bericheiden 
begriffen, daß eine reichsrechtliche Ordnung faum ausführbar ift. Der 
einzige Satz, der reichsrechtlich aufgeftellt werden könnte, wäre, daß 
die Lehne abgejhaft werden follten. Indeſſen ein folder Spruch ift 
überflüffig, weil fih die Abſchaffung im Laufe der Zeit von felbft 
vollzieht und es den Einzelftaaten füglich überlafjen werden kann, 
nach würdigem Begräbnit die Erbauseinanderjegung unter billiger 
Berüdjichtigung aller Betheiligten zu bewirken. Auch in Anjehung 
der Stammgüter liegt ein Bedürfniß reichSgefeglicher Regelung 
faum vor. In Anfehung der Fideikommiſſe hängt die Frage der 
Nothwendigkeit reihsgejeglicher Regelung von der volfswirthichaftlichen 
Anihauung ab. Der Streit über die vermeintliche Schädigung des 
Volkswohlſtandes durch Feftlegung großer Vermögensmaſſen und die 
Bevorzugung einzelner Yamilienmitglieder durch Begünftigung der 
Familienfideikommiſſe tft alt. Unleugbar handelt es ſich dabei um 
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Fragen, welche dem Gebiete des bürgerlihen Rechts angehören; 
unleugbar ift ein Uebermaß von Familienfideikommiſſen dem Volks— 
wohlftande nicht zuträgiih. Dennoh hoffen wir ſchon um des 
Friedens willen mit Zuverficht, daß der Streit befonders ausgetragen 
wird, wenn derjelbe überhaupt austragsfähig tft. Wir bezweifeln 
letzteres. Allerdings ift e8 vom Standpunkte des natürlichen Rechts 
jehr anfechtbar, daß Jemand für Hahrhunderte über dag Schidjal 
von Vermögen bejtimmen fol, über das er mit dem Tode die Macht 
verliert. Indeſſen von diefem Standpunkte aus ließe ſich die Zu- 
läſſigkeit legtwilliger Verfügungen überhaupt in Frage jtellen. Mag 
auch die Zulaffung folder Verfügungen wegen der irdiſchen VBergäng- 
lichkeit nicht folgerichtig fein, der Gefeggeber hat mehr zu beachten, 
al3 die Grundjäge der Folgerichtigkeit. Unvertilgbar ift in der 
menjchlihen Natur das Bedürfniß begründet, für die näheren und 
entfernteren Nachkommen nad) bejtem Wifjen zu forgen und — ſich bei 
denjelben in empfehlender Erinnerung zu halten. Selbft die großen 
Gedanken der franzöjiihen Staatsummwälzung zu Ende des vorigen 
Jahrhunderts haben diejfem Bedürfniß der Menfchennatur nicht voll- 
jtändig Widerftand geleistet. Kaum waren die Subjtitutionen verboten, 
jo Hatten fie jih wenn aud in beſchränktem Maße wieder einen Plas 
in der Rechtsordnung gefichert; der vielen Umgehungen des Verbots 
gar nicht zu gedenken. Die Wahrheit liegt in der Mitte. Erjchwerung 
der Formen für die Errichtung und eine fräftige Steuer zur Aus- 
gleihung der Berluite, welche der Volkswohlſtand durch die Feitlegung 
des Vermögens erleidet, jind ausreichend, um einem Webermaß der 
Familienfideikommiſſe entgegenzuwirken, und nur auf die wirkſame 
Bekämpfung dieſes Uebermaßes fommt es an. Wir fönnen den 
Motiven zum Bürgerlihen Geſetzbuche nur beitreten, wenn diefelben 
Band III Seite 5 jagen: 
Die Errihtung von Familienfideikommiſſen it in großen 
Gebieten” des Reiches unftatthaft. Ein Stammgüterredt 
und ein bejonderes bäuerliches Güterreht haben nur wenige 
Staaten. Bei der beftehenden Meinungsverichiedenheit 
darüber, ob dieje nftitute dem Gemeinwohle fürderlich jind 
oder nicht, wird man davon ausgehen dürfen, daß in den 
Gebieten, in welchen ſie feine Geltung haben, die Anficht 
vorherricht, daß ihre Einführung feinen Nuten bringen, 
jondern jchädlich wirken würde. Vom politifchen Stand- 
punkte wäre es daher bedenklich, diefen Gebieten von Reichs— 
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wegen das eine oder das andere Inſtitut aufzudrängen. 
Nun wäre e8 freilich möglich, alle drei Inſtitute in dem 
Bürgerliden Gejegbuche zu regeln, die Geltung der zu 
treffenden Bejtimmungen aber für diejenigen Länder und 
Landestheile, in welchen man ein ſolches Sonderrecht bisher 
nicht hatte, von einem Akte der Randesgejeggebung abhängig 
zu machen. Allein damit wäre wohl das Prinzip der Kodi- 
fifation gewahrt, die von derjelben bezwedte Rechtseinigung 
dagegen nicht erreiht. Muß man aber auf die Rechts— 
einigung verzichten, jo iſt es befjer, aud) die Kodififation zu 
unterlaffen. Praktiſche Vortheile von einigem Belange 
wären davon nicht zu erwarten, da die zu regelnden Ber: 
hältniſſe nur von [ofaler Bedeutung find. Jedenfalls würden 
fie überwogen werden von den Unzuträglichfeiten, welche 
eine Aenderung des geltenden Rechtes gerade für dieje in 
den einzelnen Gebieten. jehr verjchieden geftalteten Ver: 
bältniffe zur Folge haben müßten. Es empfiehlt ſich daher, 
es bei der Zuftändigkeit der Landesgejeßgebungen für die 
fraglidien Rechtsmaterien zu belafjen und von Reichswegen 
nur injoweit einzugreifen, al3 es die Durchführung gewiſſer 
Grundprinzipien des Geſetzbuches nöthig macht. 


Läßt man überhaupt Hausvermögen, Lehne, Fideikommiſſe und 
Stammgüter bejtehen, jo iſt es aud) folgerichtig, die Landesgefeße 
über Belaftung und Beräußerung von Grundjtüden gegen 
Berbot in Geltung zu lafjen. 

Nicht einverftanden jind wir mit der Verweiſung des Berg: 
rehts in das Landesreht. Die Motive zum Entwurfe des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs geben hierfür außer den bereits erwähnten leitenden 
Geſichtspunkten folgende Gründe: 


Das Bergredt jeßt ſich aus öffentlichrechtlichen und privat- 
rechtlichen VBorjehriften zufanımen. An Umfang überwiegen 
die eriteren. Eine Ausjcheidung der letteren aber würde 
das richtige Verſtändniß derjelben erheblich erjchweren, zur 
Berreigung einer Rechtsmaterie führen, welche in den meiften 
Staaten, die zu ihrer gejeglichen Regelung gelangt find, den 
Inhalt eines einzigen Gejetes bildet. Es wäre daher wenig 
angemejjen, wenn die bisherige Methode jett aufgegeben 
würde. Sie fteht aber einer Einfügung des Bergredites in 
das Bürgerlihe Geſetzbuch wegen des vorwiegend publi- 
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ziſtiſchen Charakters diejes Nechtsthetles entgegen, ganz ab- 
gejehen davon, daß der reichhaltige Stoff, um welchen. es 
jih handelt, Schon aus ſyſtematiſchen Nüdjichten beffer in 
einem bejonderen Gejete gejtaltet wird. 

Allerdings wollen wir fein Gewicht darauf legen, daß das Berg: 
recht in den Bürgerlihen Geſetzbuche Aufnahme finde, aber wir 
find der Anficht, daß daſſelbe Theil des Deutichen bürgerlichen Rechtes 
werden muß. Grundfäßlic” muß daran fejtgehalten werden, daß, 
wenn das Neichsgejeß dem GrundeigentHum über Tage jeine Regeln 
vorjchreibt, es aud die Nec)tsverhältnifje des Grund und Bodens 
unter Tage, jowohl zwijchen den Beſitzern der Oberfläche und den 
Bergbautreibenden als auch unter diejfen jelbjt zu ordnen berufen it. 
63 werden diefer Ordnung aud) die Betheiligten nicht unfreundlic 
gegenüber ftehen, nachdem in dem Preußischen Allgemeinen Berggefet 
eine annehmbare und vou verjchiedenen Einzelitaaten bereit3 ange: 
nommene ©rundlage für eine den Anforderungen der Gegenwart 
entjprechende Berggefeßgebung gewonnen ift. Die Motive des Ent: 
wurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuch erkennen mit Recht an, daß 
einzelne Eingriffe in das öffentliche Recht fich nicht vermeiden laſſen. 
Die VBortheile, welche aus der einheitlihen Regelung des Bergredts 
und jeiner Anpafjung an das Sachenrecht erwachſen, find zu erheblich, 
al3 daß man wegen der Nothmwendigkeit gewiſſer Eingriffe in das 
öffentliche Recht darauf verzichten jollte, diefen Rechtsſtoff einheitlich 
zu ordnen. Ueberdies beiteht diefe Nothwendigfeit gar nicht. Denn 
wenn einmal das öffentliche Necht gefchont werden joll, jo könnte die 
Ordnung derjenigen Stoffe, welche wefentlich öffentlichrechtlicher Natur 
jind, insbeſondere die Geftaltung der Sinappfchaftsvereine, Bergbehörden 
und der Bergpolizei, welche legtere jchon in dem Preußiſchen Allge- 
meinen Berggejeg eine ziemlich felbitjtändige Stellung einnimmt, den 
Landesgejegen überlajfen werden. 

Ueber da8 Waſſerrecht befagen die Motive zum Bürgerlichen 
Gejegbuch unter gleichzeitiger Berührung des Fiſcherei-, Jagd- und 
Forſtrechtes folgendes: | 

Das Waſſerrecht, das Deich: und Sielrecht, das Fiichereirecht, 
das Jagd- und das Forftrecht können im Einzelnen nur nad) 
dem Bedürfniffe und den geichichtlid) gegebenen Berhältnifien 
größerer oder Eleinerer Bezirke geregelt werden. Eine 
mehr als Lokale Bedeutung Hat die Art und Weife diejer 
Negelung nicht. Auch bildet der meiſt polizeiliche Anhalt 
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der einjchlägigen Borjchriften ein weiteres Hinderniß der 
Kodififation. 

Dieſer Auffaffung können wir uns, joweit das Waſſerrecht 
in Frage fteht, nur bedingt anfchliegen. Das Deich- und Sielrecht 
wird allerdings in der Hauptſache eine mehr wie lofale Bedeutung 
nicht in Anſpruch nehmen fönnen. Das Nämliche läßt ſich aber von 
der Benußung der Wafjerläufe nicht mit Grund behaupten. Bunt 
geitaltet ift das Waflerreht in Deutſchland. Aber die Welle, ihre 
Benutung und die Wirkung diefer Benugung machen nicht an den 
Grenzen der Einzeljtaaten Halt und jchon deshalb jcheint uns die 
Aufftellung gewijler allgemeiner Grundſätze ein Gebot der Noth- 
wendigkeit. Ein Theil des Waſſerrechts, nämlich die Vorſchrift über 
Anlandungen, entitehende Inſeln und verlajjene Fluß: 
läufe, fcheint uns überdies einer alsbaldigen Ordnung durd Reichs: 
geieg empfänglich, wie diefer Theil am Unbedenklichſten für das bürger- 
lihe Recht in Anjpruch genommen werden darf. Wir verfennen indeR 
nicht, daß eine erichöpfende Ordnung des Waſſerrechts durd das 
ganze Deutjche Reid) eine außerordentlich jchwierige Aufgabe ift, auf 
die aber wir nicht verzichten dürfen, wenn wir fie vielleicht auch noth- 
gedrungen einem ſpäteren Geſchlecht überlafjen müflen. 

Hinfichtlich des Agrarrechts bejtimmt der Entwurf zum Ein- 
führungsgejeß, daß unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borjchriften, 
welde die Gemeinheitstheilung, die Zujfammenlegung von 
Grundjtüden, die Regulirung der gut3herrlich-bäuerliden 
Berhältniiie und die Ablöjung von Dienjtbarfeiten und 
Reallaften betreffen. Wer die Wohlthaten der preußiichen Agrar: 
geſetzgebung kennt, möchte ſich vielleicht verjucht fühlen, diejelben dem 
ganzen Deutichen Rei zu wünjchen, indefjen treten wir doc) den 
Motiven zum Entwurf des Bürgerlihen Gejeßbuchs bei, welche 
a. a. D. geltend maden: 

Bei der Gemeinheitstheilung und den übrigen agrarrechtlichen 
Prozeduren überwiegt gleichfalls der Charakter des Verfahrens. 
Auch Handelt es ji hier, wenn man von dem Zuſammen— 
legungs- und dem Ablöjungsverfahren abjieht, meift nur um 
die Befriedigung vorübergehender Bedürfnifje, weil die Ber: 
bältnifje, auf welche jene Prozeduren berechnet jind, in Zus 
£unft nicht häufig von Neuem ſich bilden werden. 

Was die Zwangsenteignung anlangt, jo hätten wir lieber 
geiehen, wenn diejer mit der Ordnung des Grundeigenthumsrechts 
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zujammenhängende Stoff entweder durch Einfügung entiprechender 
Beitimmungen in den Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder 
bejonderes Gejeß dem Landesrecht entzogen worden wäre. Freilich 
bemerfen die Motive zum Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs im 
Anſchluß an das-über das Bergrecht Gefagte: 
Mit dem Enteignungsrechte verhält es ſich ähnlich. Zwar 
find die dafjelbe betreffenden Vorſchriften entfernt nicht To 
umfangreich wie die bergredhtlichen Beitimmungen, jo daß 
ihre Unterbringung in dem Gejegbuche kaum auf bejondere 
Schwierigkeiten ftoßen würde. Dafür aber ſpielt bei der 
Enteignung daS Verfahren eine vielleiht noch wichtigere 
Rolle al3 im Bergrechte, und daß Verfahrungsvorſchriften 
nicht in eine Kodififation des materiellen Rechtes gehören, wenn 
nicht ausnahmsweije zwingende Gründe für ihre Aufnahme 
vorliegen, folgt aus ihrer formalen Natur ohne Weiteres. 

Der Schwierigkeit hinfichtlicd; de8 Verfahrens könnte jogar durch 
Einfügung eines bejonderen Abjchnittes in die Civilprozekordnung 
begegnet werden. Das Verfahren fann aber feinen Grund abgeben, 
den Stoff ganz der reichdgejeglichen Ordnung zu entziehen, zumal 
das Neid) jelbjt vielfach in die Nothwendigfeit verjegt tft, von dem 
Enteignungsrechte Gebraud zu machen. 

Daß die Borjchriften der Landesgejege über Jagd und Fiſcherei, 
mit Einihlug der Vorjchriften über den Erjaß des Wild- 
ſchadens unberührt bleiben jollen, läßt fich ebenfall3 nicht al3 be- 
rechtigt anerkennen. Der Bermögenserwerb durch Jagd und Filcherei 
gehört dem bürgerlihen Rechte an und in Anfehung der Filcherei 
darf auf das zum Wafjerrechte Geſagte verwiefen werden. 

Die einheitlihe Ordnung der Zwangsrehte, Bannrecdte 
und Realgewerbeberedhtigungen, bezüglid) deren die Vorjchriften 
der Landesrechte unberührt bleiben jollen, empfiehlt ſich aus volfs- 
wirthichaftliden Gründen. 

Die Borjchriften der Landesgejege über die Negalien ind 
jtaatsrechtlicher Natur und tft ein Eingriff der Reichsgeſetzgebung auf 
diefem Gebiete rechtlich nicht zu begründen. 

Das Geſinderecht it vorbehaltlich der einſchlagenden Beſtim— 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs (58 64—T1, 224, 567, T11 bis 
713, 1277) der Landesgejeggebung anheimgegeben. Mit Rückſicht 
auf die berechtigt=verichiedenartige Geftaltung des Geſindeweſens in 
den einzelnen Deutichen Staaten erjcheint eine reichsgeſetzliche Ordnung 
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um jo weniger angezeigt, al$ die im Fluſſe befindliche Kranfen- und 
Unfallverjicherungsgefeggebung auch dieſes Gebiet ergreifen wird. 

Den Gefchäftsbetrieb der gewerblihen Pfandleihen und 
der Pfandleihanftalten jähen wir lieber durch die Reichsgeſetz— 
gebung geordnet; ein jchmwermwiegender Grund, die Ordnung mit der 
des bürgerlihen Rechts im Allgemeinen in Zufammenhang zu bringen, 
beiteht indeſſen nicht. 

Die todte Hand iſt in dem Einführungsgejeg mit großer 
Borfiht behandelt. Es heißt im Art. 48: 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, welche 
die Wirkfamkeit von Schenkungen an Mitglieder religiöfer 
Orden oder ordensähnlidher Kongregationen von ftaatlicher 
Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, welche 
beitimmen, daß Mitglieder religiöfer Orden oder ordens- 
ähnlicher Kongregationen von Todeswegen nur mit ftaatlicher 
Genehmigung erwerben fönnen..... 

Unjerer Anſicht nad) jollte für das ganze Reid) für die voraus- 
gejegten Fälle die jtaatliche Genehmigung unbedingt vorgejcrieben 
werden. Der Sat, daß nicht zuviel Güter in die todte Hand gebracht 
werden jollen, ift in der Volkswirthſchaftslehre unbeitritten. Weil es 
fih um den Erwerb von Vermögen, um den Wechjel der im Staate 
befindlichen Vermögensſtücke handelt, ift er bei der Ordnung des 
bürgerlichen Rechtes anzuwenden. Mit der Freiheit in der Ausübung 
des religiöfen Befenntnifjes und der Bildung religiöjer Körperichaften 
hat das Gebot ftaatliher Genehmigung Nichts zu thun. In dem 
katholiſchen Frankreich beitand dafjelbe in Anjehung der gens de main 
morte ſchon Jahrhunderte vor defjen großen Staatsumwälzung. 
Indeſſen, wie die Dinge liegen, wird man fich bejcheiden und die 
Aufrechterhaltung der Landesgejege für ausreichend erachten müſſen. 

Ueber die juriftiihen Perſonen tjt gejagt Art. 49: 

Unberührt bleiben die Vorjchriften der Landesgejeße über 
die Berwaltung und Beauflichtigung juriftiicher Perjonen. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, welche 
den Erwerb von Rechten durd) juristische Perſonen beichränfen 
oder von ftaatlicher Genehmigung abhängig machen. Iſt zu 
einem Erwerbe von Todeswegen jtaatlihe Genehmigung 
erforderlih, jo finden die Borichriften des Art. 48 Abi. 2 
Sat 2 entiprechende Anwendung. 
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Auf juriſtiſche Perjonen, deren juriſtiſche Perjönlichkeit 
auf befonderer reichsgeſetzlicher Vorjchrift beruht, finden die 
Borjchriften des zweiten Abjages feine Anwendung. 

Was die Rechte und Pflichten der juriftiichen Berfonen anlangt, 
jo wollen wir der Heberzeugung Ausdrud verleihen, daß dem Landes— 
recht eine allzugroße Macht verblieben ift. Der Abjchnitt des Ent» 
wurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuchs über die juriſtiſchen Perſonen 
ift nach der Anjicht wohl aller mit dem Rechtsverkehr in Deutjchland 
vertrauten Männer ungenügend und bedarf einer recht wohl möglichen 
reichsgejeglichen Ergänzung, deren Nothiwendigkeit die Mitglieder des 
Anmwaltitandes, welche fait täglich mit den ſich aus den in den meiften 
Einzeljtaaten, insbejondere in Preußen ergebenden Schwierigkeiten in 
dem Rechtsverkehr mit Perjonenvereinen zu kämpfen haben, gewiß 
eingehend darlegen werden. 

Bon den weiteren Borbehalten des Einführungsgefeges zu 
Gunſten der Landesgejeggebung fönnen eine ganze Weihe als jelbjt- 
verjtändlich oder unweſentlich und zweifellos nicht geeignet, auf die 
Billigung des Bürgerlichen Gejeßbuchs einen hemmenden Einfluß zu 
äußern, Üübergangen werden. Bejonderer Erwähnung bedarf aber die 
Haftpfliht der Beamten und des Staates wie der Kommunal— 
verbände für ihre Beamten. 

Wiewohl Zweifel erhoben werden fünnen, jo mag es doch nicht 
zu beanjtanden fein, daß die Borjchriften der Landesgejege, welche 
beftimmen, daß ein Beamter wegen des aus fahrläfjiger 
Berlegung einer Amtspflicht entftandenen Schadens erſt 
dann in Anjpruch genommen werden fann, wenn der Be— 
Ihädigte auf andere Weile Erſatz des Schadens nidt zu 
erlangen vermag, unberührt bleiben. Man hätte den bisher in 
Preußen in Geltung gewejenen Grundjaß zu einem reichsgejeglichen 
erheben Eönnen, denn es ift nicht unbillig, den Beamten erjt dann 
für die Folgen feines Verſehens verantwortlich zu madhen, wenn 
dajjelbe durch Inanſpruchnahme der Hauptverpflidteten nicht mehr 
auszugleichen it. — Unberührt bleiben nod ferner nad 
Art. 56: 

Die Vorſchriften der Landesgejege über die Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Stommunalverbände 
(Provinzial, Sreis:, Amtsverbände) für den von ihren 
Beamten zugefügten Schaden, unbeichadet der Vorſchriften 
der 88 46, 65 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
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Nach 8 46 des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuchs haftet 
die Körperjchaft für den Erjag des Schadens, welchen ihr Vorſtand 
oder ein Mitglied defjelben durd) eine in Ausübung jeiner Vertretungs- 
macht begangene widerrechtlihe zum Schadenserſatz verpflichtende 
Handlung einem Dritten zugefügt hat. Nah 8 63 des Entwurfs 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs bleiben die landesrechtlichen Vorichriften, 
welche dem Fiskus juriftiiche Perjönlichkeit zugeitchen, unberührt. Die 
Motive zum Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs Band I Seite 203 
begründen den im S 46 aufgeitellten Necht3jag und jagen dann: 

Die Vorihrift hat für private wie öffentlid) rechtliche Körper— 
ihaften Geltung. Es Liegt fein Grund vor, die Vertreter 
des Staates und der Gemeinden, joweit fie in Ausübung 
privatredtlicher Vertretungsmacht handeln, anders zu 
jtellen, al3 die Bertreter jonitiger SKörperichaften. Die 
öffentlichrechtliche Frage, vb und wieweit der Staat bezw. 
eine Gemeinde denjenigen Schaden zu erjegen habe, welchen 
ein Beamter bei Ausübung einer ihm anvertrauten öffent- 
lien Gewalt Dritten zufüge, bleibt unberührt und beant- 
wortet ſich nach den Yandesgejegen. 

Diefem Grunde verdankt der Art. 56 des Einführungsgejetes 
ſeine Entjtehung. Wir find der Meinung, daß die Beitimmung der 
vermögensrechtlihen Folgen einer widerrechtlihen Schadenszufügung 
durch einen Beamten in allen Fällen dem bürgerlichen Rechte zuzu— 
weifen war und reichsredhtlicdy dahin geordnet fein jollte, daß der 
Staat und die jonjtigen ſtaatlichen Verbände in allen Fällen haften. 
Die NReichsgefetgebung würde ſich ein großes Berdienft erwerben, 
wenn jie in diefem Punkte einmal klare Bahn jchaffte. Das Anjchen 
des Staates leidet nicht darunter, daß er für die Verjchen feiner 
Beamten überhaupt mit dem Staatsvermögen einzuftchen hat. Das 
Vegtere wird und muß aber die in Folge dejjen ihm erwachjenden 
Verpflichtungen ertragen können. Die Frage iſt bereit3 jo aus: 
gtebig erörtert, daß diejelbe wohl zum Spruche gejtellt werden könnte, 
und diefer jollte zu Gunsten der allgemeinen Haftbarkeit des Staates 
ausfallen. 

Daß die landesrechtlihen Vorjchriften, welche die Theilung von 
Srundjtüden unterjagen oder bejhränfen, unberührt bleiben 
iollen, fann nicht befremden. Die Erörterungen zu der volkswirth— 
haftlihen Frage Über die unbedingte Freigabe der Theilung von 
Örundeigenthum find nicht abgejchloffen. Während vor einigen Jahr: 
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zehnten dieje Freigabe von vielen Seiten al3 unerläßlich hingeftellt 
wurde, mehren fich die Anzeigen einer rüdläufigen Bewegung. Uns 
jcheint in vielen Fällen eine gewiſſe Bejchränfung der Theilbarkeit 
den Vorzug zu verdienen, und jedenfalls Liegen die Dinge nicht fo, 
daß die Neichsgejeßgebung Anlaß hätte, die unbedingte Theilbarfeit 
als reichsgeſetzliche Vorſchrift aufzuftellen. Es kommt Hinzu, daß die 
Ordnung der bäuerlihen Erbfolge mit der frage der Untheil- 
barkeit de3 Grund und Bodens in einem gewijjen Zufammenhange 
jteht und die landesgefeglihen VBorjchriften über das Anerbenredt 
mit gewiſſen Einjchränfungen unberührt bleiben jollen. Die Reichs- 
gejeggebung Hat feinen ausreichenden Grund, das Anerbenrecht ganz 
zu befeitigen, andererjeit3 liegen die Berhältniffe in den Einzeljtaaten 
zu verjchieden, als daß der Verſuch einer reichSgefetlichen Ordnung 
gutzuheißen wäre, Es kommt hinzu, daß, wenigſtens nad) unferer 
Anficht, wie jehr man auch in Preußen in den legten Jahren dagegen 
anzufämpfen bejtrebt gemwejen ift, die bejondere bäuerliche Erbfolge 
dem allmählichen Untergange geweiht ift und es nicht die Aufgabe 
der Neichsgejetgebung jein kann, abfterbendes Recht zu ordnen und 
ihm gegen den Lauf der Zeiten Fünftlih neues Leben einzuhauchen. 
Bon diefem Standpunkte möchten wir auch die reichsrechtliche Ord— 
nung des Reibgedingsvertrags nicht für angemefjen halten und 
die Vorschrift des Art. 59 des Entwurfs: 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, welche 
für den mit der Weberlafjung eines Gutes in Verbindung 
ftehenden Leibgedingsvertrag, Leibzuchtsvertrag, Altentheils- 
vertrag oder Auszugsvertrag das Schuldverhältniß zwiſchen 
den Bertragichliegenden injoweit regeln, als eine befondere 
Bereinbarung nicht getroffen wird; 
billigen. 

Es wird auch Fein Bedenken erregen, daß die landesgejeglichen 
Rechte auf den Nachlaß einer verpflegten oder unterftüßten 
Perſon zu Gunften des Fiskus oder anderen juriftiichen Perſonen 
aufrechterhalten find und die landesgefeglichen Vorſchriften, nad 
welchen das gejetliche Erbreht des Fiskus andern Perjonen als 
dem Fiskus zufteht. 

Die landesgejeglihen Borfchriften über die Angelegenheiten 
der nichtftreitigen Rechtspflege jollen ebenfalls im Wejentlichen 
unberührt bleiben. Wir denken aber, die Nothmwendigkeit des Erlajjes 
eined Reichsgeſetzes über diefen Gegenitand wird ſich bald geltend 
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machen; es erſcheint jedoch nur angezeigt, den Wunſch nad einem 
jolhen lebhaften Ausdruck zu verleihen. 

So der mwejentlihe Anhalt des Entwurfs zum Ein- 
führungsgejeß, jo unjere Bedenken. — Wie joll ſich das 
Deutſche Volk zu der Frage der Abgrenzung von Reichs- und Landes— 
recht jtellen? Unjeres Dafürhaltens bleibt feine Wahl. Das Gute 
nehmen, das Beſte erftreben, wird es heißen müſſen. Wir Anwälte 
zumal werden nicht, weil vermeintlich nicht genug geboten ift, unjere 

* Stimme für Ablehnung der Gabe erheben. Denn diefe ift, wenn 
wir die beſtehenden Berhältniffe in Vergleich bringen, unter allen 
Umständen eine überreiche. 

Der Anwaltſtand hat unjerer Meinung nad allen Grund, die 
Geſetzeskraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs, jelbjt mit allen Ein- 
Ichränfungen des Einführungsgefeges, herbeizumünfchen. Wir wollen 
hier nicht beſonders betonen, mie dies Geſetzbuch aud in jeiner 
gegenwärtigen Gejtalt die deutjche Einheit feiter kitten wird; als 
Rechtsanwälte, von denen die Rechtſuchenden Auskunft auch über die 
außerhalb der Grenzen des Einzeljtantes hinausgeltenden Rechts— 
zuftände zu verlangen gewohnt und berechtigt find, müfjen wir der 
Berlegenheiten gedenken, welche uns die Berriffenheit und Biel- 
geitaltigfeit des beitchenden Buftandes in Anjehung des bürgerlichen 
Rechts in Deutichland bereitet, nicht minder der unnügen Eojtipieligen 
Schwierigkeiten, welde diejer Zuftand den Rechtſuchenden verurjadt. 
Dem wird, wenn der Entwurf Gefet wird, zwar nicht mit einem 
Schlage, aber doc in naher Zeit abgeholfen. Die Vorbehalte, welde 
das Einführungsgefeg zu Gunften der Landesgejege macht, bereiten 
feine unüberwindlihen Hinderniffe; dagegen werden wir und aber 
mit aller Kraft wenden müſſen, daß diejenigen Rechtsjtoffe auf dem 
Gebiete de3 bürgerlichen Rechts, deren reichsgeſetzliche Regelung wir 
für nothwendig erkennen, dur das Einführungsgejeg auf unabjeh- 
bare Beit bei Seite geftellt werden. Unſeres Dafürhalteng wird in 
Anjehung des Bergredts, der Enteignung, des Wafjerredts, 
der Jagd und Fiſcherei, der juriftifhden Perſonen und der 
Perjonenvereine überhaupt, endlid der vermögensredt- 
lihen Berantwortlichfeit des Staates für die Handlungen 
jeiner Beamten und der nichtjtreitigen Rechtspflege die 
reichsgeſetzliche Regelung mit Nachdruck fort und fort in Anspruch zu 
nehmen jein. 

Auch der Reichstag wird empfinden, daß mit der Genehmigung 

J. 2 
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des Bürgerlihen Geſetzbuchs in der Gejtalt, in welcher es jet ver- 
öffentlicht ift, und welche bei der Vorlage vorausfichtlich ſich nicht 
wejentlich verändert haben wird, der Kreis der reichsgeſetzlichen Auf- 
gaben in Anjehung des bürgerlichen Rechts bei Weitem nicht erichöpft 
ift. Er wird Entjagung üben müſſen um des Baterlandes willen, 
er wird aber wie wir hoffen dagegen Verwahrung einlegen, daß was 
von bürgerlihem Recht neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch nod übrig 
tft, für immer dem Landesrechte verbleibt. Bejtimmten Erſuchen an 


die hohen verbündeten Regierungen wird der alsbaldige Erfolg nicht 


fehlen. 
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Juriſtiſche Perſonen mit bejonderer Berücjichtigung 
der modernen PBerjonenvereine. 
Bon Rechtsanwalt Hermann Kaufen (Düffeldorf). 


Die Rechtsjäge des Entwurfs über juriftiihe Berfonen ($ 41 
bis 63) haben eines der dunkeljten Gebiete unferes heutigen deutjchen 
Privatrechts zum Gegenftande. Eine einheitlihe Regelung der Fragen: 

1. Wie entjteht und vergeht die juriftiiche Perſon? 

2. In welcher Weije tritt fie im Nechtsleben handelnd auf? 
würde vom Standpunkt des praftiihen Bedürfniffes mit Befriedigung 
begrüßt werden. 

Diefe einfachſte und Elarjte Yöjung der obwaltenden Schwierig- 
feiten jcheitert aber an dem Umftande, daß auf diefem Gebiete die 
Bedürfnifje des in den einzelnen Bundesitaaten verſchieden gejtalteten 
Staatsrecht3 eine ganz beſondere Beachtung beanjprucden können. 
Der Entwurf hat darum mit Recht den Landesgejegen einen weiten 
Spielraum eingeräumt, und die Kritik der vorgejchlagenen Rechts— 
normen wird ſich von vornherein auf die Prüfung der Trage be- 
ichränfen müſſen, ob die richtigen Grenzen diefer grundjäglid zu 
billigenden Nachgtebigkeit innegehalten find. Ich glaube dieje Frage 
verneinen zu müſſen. 

Zum Berftändniffe der im Nachſtehenden geltend gemachten Be- 
denken iſt es unerläßlich, den Nechtszuftand, wie er jich nad dem 
Vorichlage des Entwurfs in Zukunft darftellen wird, in allgemeinen 
Zügen zu fchildern. Die knappen Rechtsſätze der 88 41, 42, 43, 
58, 62, werden dem Laien wie ein Bud) mit fieben Siegeln erjcheinen, 
aber auch der Nechtäverftändige wird durchgängig nur mit Hülfe der 
von dem Berfaffer der Motive gegebenen intereffanten Erläuterungen 
eine klare Borjtellung von der Fünftigen Geſtaltung diejes Nechts- 
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gebiet8 gewinnen fönnen. Cine recht bunte Mufterfarte breitet ſich 
da vor unjeren Augen aus! 

Der Entwurf unterjcheidet: 

1. Körperjhaften. $ 41 —57. 

Entitehung und Untergang richten fi, jofern nicht bejondere 
reichsgeſetzliche Borjchriften bejtehen, nad dem Landesredt. 

Das Gleiche gilt im Allgemeinen von der Berfafjung, doc 
greifen hier die $ 44—57 theil3 ergänzend theils zwingend ein. 

2. Stiftungen. 

Das Landesrecht tritt mehr in den Hintergrund. Das Stiftungs— 
geſchäft als ſolches iſt reichsgeſetzlich geordnet, doch bleiben die 
landesrechtlichen Vorſchriften, welche noch andere Erforderniſſe (bei— 
ſpielsweiſe dasjenige der behördlichen Genehmigung) aufſtellen, in 
Kraft. Für das Erlöſchen der Stiftungen iſt lediglich das Landes— 
recht maßgebend. Die 88 44—57 find theilweiſe anwendbar erklärt. 

3. Der Fiskus in feinen verjchiedenen Stationen. ($ 63.) 

Das Landesrecht bleibt unberührt. Die Stellung diefer Be- 
ftimmung am Sclufje des Abjchnitt3 III drüdt aus, daß feine der 
vorhergehenden Beftimmungen auf den Fiskus Anivendung finden joll. 

Die erheblidite Bedeutung fommt unbeftritten den Berjonen- 
vereinen (Körperjhaften) zu. Die durch Reichsgeſetz gejchaffenen 
Körperſchaften fügen ſich ohne Schwierigkeit in den Rahmen des 
Entwurfs ein. Die Reichsgeſetzgebung iſt befanntlidy auf dieſem 
Gebiete befonderd fruchtbar geweſen. Sie hat in verfchiedener Art 
und zu verfchiedenen Zwecken juriftiiche Perfonen in's Leben gerufen, 
bald unmittelbar durd) eine verfügende Norm des Geſetzes, (z.B. die 
Reichsbank $ 12 ©. 14./3. 1875) bald durch Aufitellung fogenannter 
Normativbedingungen, duch deren Erfüllung Perſonenvereine einen 
Rechtsanſpruch auf Anerkennung als juriftiiche Perjonen erlangen. 
In legterer Beziehung jet an die dem Gebiete des öffentlichen Rechts 
angehörigen Krankenkaſſen, Berufsgenofjenichaften, Innungen, In— 
nungsverbände und eingeſchriebenen Hülfskaſſen, ſowie an die der 
Geſtaltung des privatrechtlichen Erwerbslebens dienenden Aktien— 
geſellſchaften und Genoſſenſchaften erinnert. Alle dieſe Körperſchaften 
ſind in Zukunft unzweifelhaft als juriſtiſche Perſonen anzuſehen. 
(Bergl. 8 41 in Verbindung mit den Erläuterungen, welche die 
Motive zu diefem Punkte geben.) Bei der Entftehung der gedachten 
Körperichaften findet zwar durchweg eine gewiſſe Mitwirkung ftaat: 
liher Behörden jtatt, diefelbe ift aber in den meiften Fällen auf die 
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Prüfung der Frage bejchränft, ob die vom Geſetze aufgejtellten 
Normativbedingungen erfüllt find. Die Art und Weije jener bes 
hördlihen Mitwirkung ift jehr verjchieden gejtaltet: bald handelt es 
fih um die Thätigkeit eines Gerichts in der Eigenſchaft einer ſo— 
genannten Regifterbehörde, bald ift die Entjcheidung in die Hand der 
höheren Berwaltungsbehörde, des Bundesrath3 oder des Reichsver— 
ſicherungsamts gelegt. 

NRechtsbildungen von ähnlichem Charakter begegnen uns aud) 
auf dem Gebiete des Landesrechts, jo in Preußen die Waldgenoffen- 
ichaften und die Genofjenjchaften des Waſſerrechts. Ob die im $ 41 
des Entwurf3 angenommene Beſtimmung des Inhalts der juriftifchen 
PBerjönlichkeit auch auf die preußifche Gewerkichaft paßt, wird in der 
Wiſſenſchaft ebenjo jtreitig bleiben, wie diejelbe Frage bezüglich der 
offenen Handelsgejellihaft auf dem Gebiete des Reichsrechts. Es 
wäre wünjchenswerth, wenn diefe Zweifel durch eine andere Faſſung 
des $ 41 gehoben werden könnten. Es dürfte jid) überhaupt empfehlen 
den Rechtsſatz des $ 41 durd) Anführung der verjchiedenen Gattungen 
und Arten juriftiiher Perjonen dem allgemeinen Berftändniffe näher 
zu rüden. Oder trägt man Bedenken, die den Aktiengejellichaften 
und Genofjenjchaften zugedachte juriftiiche Aangerhöhung aus dem 
Dunkel der Motive in das Licht der Deffentlichkeit zu ftellen ? 

Die bisher erwähnten juriftiihen Perjonen verdanken ihre Ent: 
ftehung der modernen Rechtsentwickelung. Sondergejege regeln die 
Bedingungen ihres Daſeins, und es ijt daher für den Rechtsver— 
ftändigen nicht jchwer, diefe Bedingungen jchnell und ficher zu erkennen. 
Dagegen umfängt uns ein geheimnigvolles Halbdunfel, jobald wir 
uns mit der Betrachtung derjenigen juriftiichen Perſonen bejchäftigen, 
deren Wurzeln auf dem Gebiete des allgemeinen bürgerlichen Rechtes 
liegen. 

In der gemeinrechtlichen Lehre und Rechtsübung iſt bekanntlich 
die Frage ftreitig, ob eine Vereinigung von Perfonen jchon durd) 
den genügend Fundgegebenen Willen der Theilnehmer die juriftiiche 
Perjönlichfeit erlangen könne, oder ob es dazu einer mehr oder 
minder kräftigen Mitwirkung ftaatlicher Behörden (Genehmigung des 
Vereinszweckes oder ausdrüdliche Verleihung der juriftiichen Perſön— 
lichkeit) bedürfe. Mach dem Bericht der Motive nimmt die gemein: 
vechtlihe Praris überwiegend den leßteren Standpunkt ein. Damit 
ıjt indejjen die Frage der praftifchen Geftaltung des Vereinslebens 
nur zum Theil entichieden. Das Reichsgericht ſpricht nämlid für 


22 


das Gebiet des gemeinen Rechts ganz allgemein jelbjt jolden Per— 
jonenvereinen, die nicht einmal den Anſpruch erheben, juriftiiche 
Perfonen zu fein, die Parteifähigfeit zu.*) Damit ift der größte 
Theil der Schwierigkeiten, welche fich dev Bewegung der Perſonen— 
vereine im NechtSleben gegenüber jtellen, mit einem Schlage bejeitigt. 
Die Löfung ift freilich etwas gewaltſam und bringt in manchen Fällen 
erhebliche prozefjualifche Bedenken mit fich. 

Den entgegengejeßten Standpunkt nimmt das franzöjiiche Necht 
ein. Der code civil erwähnt in den Artikeln 538—542, 619, 668, 
910, 937, 1596, 1712, 2045, 2121, 2153, 2227 den Staat, die 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten als Träger von Vermögens— 
rechten, ohne indeffen die Rechtsbildung der juriftiihen Perjon als 
jolcher zu bejprechen und ihre Dajeinsbedingungen zu regeln. Laurent, 
der aus politiihen Gründen dem Bereinsleben eine gewiſſe Abneigung 
entgegenbringt, will fogar unter Berufung auf die Anfichten einzelner 
deutjcher Rechtslehrer dem Rechtsbegriff der juriftiichen Perſon jede 
Anerkennung verjagen. (Band I Nr. 287 —316, fiehe dagegen 
Puchelts's Zeitſchrift Band I Seite 287.) 

Weder juriſche Perſonen noch die der juriftiichen Perjönlichkeit 
entbehrenden Vereine find in der Yage, aus dem franzöſiſchen Gejeß- 
buche die geringfte Belehrung über die Frage, welche Rechtsnormen 
ihre Berhältniffe nach) Innen und nad) Außen regeln, zu jchöpfen. 
Die rheinifche Praxis verlangt für die Entftehung einer jurifchen 
Perjon die Verleihung der Korporationsrechte durd) den Yandesherrn. 
Vereine ohne juriſtiſche Perjönlichkeit find als ſolche vom Rechts— 
erwerb wie vom Prozeßbetriebe ausgeſchloſſen.**) 

Einen mittleren Weg hat das preußifche Landrecht eingejchlagen. 
Es unterfcheidet in aufjteigender Reihefolge: 

1. erlaubte Gejelljchaften, 

2. privilegirte Gefellichaften, 

3. mit Sorporationsrechten verjehene Gejellichaften. 

Als letztere gelten nur diejenigen „vom Staate genehmigten 
Vereinigungen, welche ji) zu einem fortdauernden gemeinnüßigen 
Zwecke verbunden haben.” $25 Th. II Tit. 6. Die Faſſung diejer 


*) Entjheidungen IV ©. 156, VII ©. 164, vII ©. 121. 

Vgl. auch Entjcheidungen des NeichSoberhandelsgerihtd IV ©. 202 und 
IV 212 mit Citaten aus Seuffert'S und Striethorſt's Archiv. 

**) Bol, Rheinifches Archiv 57 1160, 59 1 120, 591 157, 591 177, 671 117, 
761 79. 
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Beltimmung läßt an Klarheit viel zu wünjchen übrig, namentlich in 
Anbetracht des Umſtandes, daß auch die von der Entjtehung der 
Stiftungen handelnde Rechtsnorm des $ 42 Th. IT it. 19 ganz 
allgemein von der „Genehmigung“ des Staates ſpricht und ſogar 
eine ftilljchweigende Genehmigung als ausreichend erwähnt. Die 
landrechtliche Praxis fordert nad) dem Zeugniffe von Koch (Anm. 7 
zu Th. II Tit. 6) zur Entjtehung einer juriftiichen Perſon die Mit- 
wirkung des Landesherrn, wobei es unklar bleibt, ob eine gelegentliche 
Genehmigung des gemeinnügigen Zweckes der Körperſchaft genügt, 
oder die ausdrüdliche Verleihung der juriftiichen Perjönlichkeit ge: 
fordert wird. Die Entziehung der leßteren jol unter Umständen 
auh durch den Meinifter erfolgen können. Koch am angeführten 
Orte.) Die Berfafjung der juriftiihen Perjonen in den $ 27—188 
Th. II Tit. 6 iſt recht gründlich mit landrechtlicher Gründlichkeit be- 
handelt. Was die fogenannten erlaubten Gejellichaften (Vereine) 
anlangt, jo jind die Nechtöverhältniffe derjelben wenigitens nad) 
Innen eingehend geordnet. Dritten PBerjonen gegenüber werden die 
Vereinsmitglieder nur al3 „Xheilnehmer eines gemeinfamen Rechts 
oder einer gemeinfamen Berbindlichkeit” betrachtet. $ 12 Th. II Tit. 6. 
Mit dieſem Sage iſt für das Rechtsleben wenig gewonnen, wie die von 
Kod) bezogenen Urtheile (Anmerkung 18 zu 8 18 Th. II Tit. 6) beweilen. 

Die Bundesftanten Sadjen und Bayern haben jchon in den 
Jahren 1868 und 1869 den Verſuch gemacht, auf dem Rechtsgebiete, 
welches uns bejchäftigt, neue und für Jedermann verjtändliche, dem 
praftiihen Bedürfnifje dienende Rechtsnormen einzuführen. (Gejete 
vom 15./6. 1868 und 29./4. 1869). Jeder Berein mit nicht ge— 
ihlofjener Mitgliederzahl, welcher nach amtlicher Feititellung gewiſſe 
Normativbedingungen erfüllt, wird in ein öffentliches Regiſter ein- 
getragen und erlangt dadurd) die Rechte der juriftiihen Berjon. 
Dahin gehören auch politifche Bereine, mit dem Unterjchiede, daß 
das bayerijche Gejeg einem Berein, der überhaupt ohne behördliche 
Genehmigung bejtehen fann, auch die Erlangung der juriftiichen 
Perfönlichkeit nicht weiter erjchwert, während Sachen hierfür die 
Genehmigung des Minifters des Innern fordert. Bayern fchließt 
die Anwendung des Geſetzes auf eigentliche Erwerbögejellichaften aus, 
das ſächſiſche Geſetz umfaßt auch die letteren, unterwirft fie aber 
befonderen Beftimmungen, deren praftiihe Bedeutung in Folge der 
Einführung der deutfchen Aktien und Genofjenjchaftsgejeßgebung im 
Wejentlihen hinfällig geworden it. 
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Der Entwurf will den gejdilderten vielgeftaltigen 
Rechtszuſtand faft unverändert in das neue deutihe Redt 
mit hinübernehmen. 

- Entgegen diefem Standpunkte des Entwurfs bringe ich folgende 
Wünſche zum Ausdrud: 

I. Einführung gemwiffer einheitliher Grundformen für 
alle auf Landesrecht beruhenden juriſtiſchen Perfonen. 
Das Reich möge in jeinen Gejegen an denjelben Formen 
feithalten. | | 

I. Einführungen von Normativbedingungen, durd 
deren Erfüllung die ihrem Charakter nad) näher zu be— 
ftimmenden Bereine die Rechte einer juriftiihen Berjon 
erlangen fönnen. 

III. Ordnung der Redtsverhältnifje derjenigen Ver— 
eine, welcher der jurtiftiihen Perjönlichfeit entbehren. 


I. 

Das praftiihe Bedürfniß erheiſcht einestheild, daß Perſonen— 
vereine ohne unnöthige Weiterungen die Rechte der juriftiichen Perſon 
erlangen können (vergl. in diefer Beziehung die Ausführungen unter II), 
andererjeit3 aber auch, daß der Hergang der Entitehung einer jolchen 
für Jedermann Elar und zweifellos zur Erfenntniß gelangt. Es 
widerfpricht jowohl den Erforderniffen der Rechtseinheit al® den 
Bedürfnifjen des täglichen Lebens, daß aud in Zukunft über die 
Frage, ob eine juriftifche Berfon entjtanden, und ob ein Perſonen— 
verein parteifähig ift, daS Dunfel der gemeinrechtlichen Praxis 
ſchweben fol. Diefe Praris bringt den Vereinen in mancherlei 
Hinfiht Bortheile, die ic ihnen feineswegs nehmen, vielmehr in 
anderer Form (vergl. IT) gewähren will, fie führt aber andererjeit3 
zu einer recht bedenklichen Verwirrung der Rechtsbegriffe. Man 
denfe nur an den Fall, daß der vom Reich3gericht zur Prozekführung 
zugelaffene Vorftand während des Prozefjes ganz oder theilweile feine 
Befugnifje verliert. Will das Reichsgericht in diejem Falle jo weit 
gehen, die Beitimmungen der 8$ 219 ff. C. P. DO. über die Auf: 
nahme eines unterbrochenen Verfahrens entfprechend zur Anwendung 
zu bringen? 

Die Motive glauben die Frage, ob ein Eingriff in das Landes: 
recht nöthig jet, um die Entftehung juriſtiſcher Perſonen überjichtlid) 
zu regeln, mit der Erwägung verneinen zu follen, man dürfe nicht 
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annehmen, day die Landesgejeggebung in Unthätigkeit verharre, ob» 
Ihon das bürgerliche Geſetzbuch die Aufforderung zum Eingreifen, 
joweit ein Bedürfni vorhanden, enthalte. Dieje Annahme ift ſchon 
deshalb unrichtig, weil die Borausjfegung unrichtig it. Das neue 
bürgerliche Geſetzbuch enthält eine ſolche Aufforderung nicht, es läßt 
einfach Alles beim Alten. In Preußen hat jogar die ausdrüdliche 
Ankündigung des Artikel 31 der Berfaffung troß des alljeitig an— 
erkannten Bedürfnifjes (vergl. Roenne, Preußifches Staatsrecht IV, 
©. 214), nicht zur gejeßgeberifchen Behandlung des Gegenjtandes 
geführt. Wenn aber auch wirklich die Landesgejegebung ſich in 
Bewegung ſetzen follte, fo ift doc damit in feiner Weije die noth- 
wendige Einheitlichkeit der neuen Rechtsnormen verbürgt. Um dieje 
Einheit wenigſtens in den Grundzügen herbeizuführen, jchlage ich die 
Aufftellung folgender Rechtsnormen vor: 

A. Berfonenvereine und Stiftungen, welche ihren Urſprung 
aus dem Landesrecht ableiten, unterliegen einer allgemeinen Regiſter— 
pflicht.*) Bei den Amtsgerichten iſt ein Regiſter zu führen, in 
welches alle diejenigen Körperjchaften und Stiftungen eingetragen 
find, für welde nicht ſchon bejondere öffentliche Regifter auf dem 
Wege des Geſetzes eingeführt find. 

Eingetragen werden: 

1. Name, Zweck und Sig der juriftiichen Perſon, 

2. die Bezeichnung des Geſetzes oder des behördlichen Ber- 
leihungsaftes, woraus diejelbe ihre Entitehung herleitet, 

3. die ftatutarischen Beftimmungen über die Bildung des Vor— 
ftandes und die Befugnifje dejjelben hHinfichtlid der Bertretung 
nad) Außen. 

Db auch die Namen der VBorjtandsmitglieder einzutragen find, 
hängt von der Frage ab, wie das Erlöſchen der Bertretungsbefugniß 
der Borftandsmitglieder gegenüber dritten Perjonen wirken foll. 

4. Das Erlöjchen der juristischen Perjönlichkeit. 

B. Berjonenvereine und Stiftungen, welde ihren Urfprung 
aus dem Landesrecht ableiten, können nur entftchen: 

1. durch eine ausdrüdliche landesgeſetzliche Beltimmung, 

2. durch die zur öffentlichen Kenntniß gebradjte Verleihung der 


*, Ich stelle anheım, diejelbe Hinfichtlich einzelner juriftiicher Perjonen, 
3 B. der Gewerfichaften des preußiſchen Rechts, falls man folche zu den juriftiichen 
Berfonen rechnet, auszufchliegen. Für zweckmäßig halte id) eine ſolche Ein- 
ſchränkung des allgemeinen Grundſatzes nicht. 
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juriſtiſchen Perſönlichkeit Seitens der ſtaatsrechtlich dazu berufenenen 
Behörden, 

3. durch die Erfüllung der Bedingungen, welche in beſonderen 
Landesgeſetzen für die Erlangung der juriſtiſchen Perſönlichkeit auf: 
geitellt find. 

C. Die Negifterbehörde hat zu prüfen, ob den Erfordernifien 
des Geſetzes genügt tft. Der Bejchwerdeweg ift zu ordnen. 

D. Bor der Eintragung in das Regiſter können die juriftiichen 
Perſonen feine Rechtshandlung vornehmen. 

E. Aud) ſolche juriftifche Perfonen, melde jchon zur Zeit des 
Inkrafttretens des bürgerlichen Geſetzbuchs beitehen, unterliegen der 
Regifterpflicht. Diejelben fünnen die ihnen gemäß Nr. A obliegenden 
Nachmweife durch eine Bejcheinigung der höheren Verwaltungsbehörde 
erbringen. Die Eintragung it binnen eines Jahres vom Zeitpunfte 
des Inkrafttretens des bürgerlichen Gejegbuchd zu bewirken und nad 
Ablauf diejer Frift durch Drdnungsitrafen zu erzwingen. Im 
Uebrigen joll das Unterlaſſen der Eintragung beziehungsweile An- 
meldung feine Rechtswirkungen herbeiführen. 

F. Berfonenvereine ohne juriftiiche Perſönlichkeit find nicht 
parteifähig. 

II. 

Die Reichsgeſetzgebung hat auf dem Gebiete des Erwerbslebens 
Vereinigungen jeder Art mit dem Rechte der juriſtiſchen Perſönlichkeit 
ausgeſtattet. Die Anſchauungen der früheren Zeit, welche die juriſtiſche 
Perſon als eine halbwegs mit amtlichem Charakter bekleidete, beſonders 
vornehme Rechtseinrichtung betrachtete, ſind ihr vollſtändig fremd ge— 
blieben. Bekanntlich wird grade jetzt nicht nur das Genoſſenſchafts— 
weſen einer erneuten Prüfung unterzogen, ſondern auch ganz allge— 
mein die Frage amtlich erörtert, ob das wirthſchaftliche Bedürfniß 
die Schaffung neuer erwerbsgefellichaftliher Yormen erheiiht. Mit 
Rückſicht auf diefe Umftände ſehe ich meinerſeits von einer Beiprechung 
der Frage ab, ob es angezeigt jei, von Reichswegen neue Formen 
für die dem Ermwerbsleben angehörenden Bereinigungen einzuführen. 

Dagegen mödjte id) den Schuß und die Fürſorge des Neichsrechts 
für jene zahlveichen Vereinigungen in Stadt und Länd anrufen, welche 
unter gemwiljen Bedingungen Jedem den Eintritt offen Halten und 
ihrer Beftimmung nad) nit unmittelbar dem Erwerbsleben angehören, 
jondern foziale, gejellige, wijlenjchaftlihe, künſtleriſche, vreligiöfe, 
politische Zwecke der verfchiedenften Art verfolgen, ihre Mufgabe in 
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der Förderung der Körper: oder Geiltespflege, in der Wahrung der 
Intereſſen einzelner Stände, Gewerbe und Gegenden erbliden, kurzum 
Zwecke verfolgen, welche von den Bereinsmitgliedern für nützlich ge: 
halten werden, ohne daß ihre Nütlichkeit eine jo hervorragende oder 
fo allgemein anerkannte wäre, daß mit Rückſicht Hierauf die vom 
freien Ermefjen der Behörden abhängige Verleihung von Korporations— 
rechten eritrcbt werden fünute. Dieje Vereine find das Nichenbrödel 
der Gejetgebung und jtehen gleichjam außerhalb des Schutes der 
Nehtsordnung. In noch höherem Maße gilt Letzteres von dritten 
Perjonen, welche die Unvorfichtigkeit begehen, mit dem VBerein*) recht: 
liche Beziehungen anzufnüpfen. Laurent jcheint in feinen nicht ganz 
Haren Ausführungen im Bande AXVI Nr. 186—192 die Anſchauung 
zu vertreten, man jolle diejenigen Perjonen, welche Namens jolcher 
Vereine Berträge Ichliefen, einfach, jo behandeln, als ob fie das 
Rechtsgeſchäft für jich ſelbſt abgefchlojfen und jomit die daraus abzu- 
leitenden Berpflichtungen perjönlid; übernommen Hätten. Um zu 
diefem Grundjage zu gelangen, muß er natürlich leugnen, daß zwijchen 
jenen Berjonen und den übrigen Bereinsmitgliedern ein Auftrags: 
verhältniß oder eine diefem Verhältniſſe ähnliche Rechtsbeziehung 
bejtehe. Die vorgejchlagene Löjung ift allerdings jehr einfach, thut 
aber dem Willen der vertragichliegenden Parteien augenſcheinlich 
Gewalt an. Die rheinijche Gerichtspraris, die ſonſt den Anjichten 
Laurent'3 die höchſte Beachtung zu Theil werden läßt, it ihm denn 
auc in diefem Punkte nicht gefolgt. Leider thürmen ſich nad) Ver: 
werfung jener radikalen Löſung die Schwierigkeiten in einem fjolchen 
Maße auf, daß man wohl jagen fann, die praftiiche Gejtaltung des 
Privatvereinsrehts hänge im Wejentlichen von dem Anjtandsgefühl 
der betheiligten Perjonen ab. Und doc handelt e3 ſich um ein höchſt 
wichtige Gebiet der Rechtsordnung, um die verichtedenartigiten Ber: 
einigungen, von denen manche eine ſehr bedeutende rechtsgeichäftliche 
Thätigkeit entwideln, wir haben im Rheinlande PBrivatvereine, welche 
Dienftverträge auf viele Fahre hinaus abjchliegen. Der hiefige Ruder: 
verein hat ein Bootshaus auf dem Aheine ſchwimmen, welches viele 
taujend Mark gekoftet hat, der Berein befitt eine größere Anzahl 
von Booten, Ichließt Dienftverträge ab u. |. w. Der Berein zählt 


*) Ich Hoffe, feine juriftiiche Steerei zu begehen, wenn id; bier und im 
Folgenden der Kürze wegen vom Berein ftatt von der Geſammtheit der den Bereit 
bildenden Mitglieder rede. 
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hundert Mitglieder, die in Streitfällen ſämmtlich in den Prozeß ein- 
treten müßten. Manche Vereine haben mehr als taujend Mitglieder. 
Dean jtellt befanntlich den Grundjag auf, daß das Vereinsvermögen 
das gemeinichaftliche Eigenthum der Bereinsgenofjen ift mit der Maß— 
gabe, daß jeder Eintretende Miteigenthüimer werde und jeder Aus- 
tretende jtilljchweigend auf feinen Antheil verzichte. Ein fchöner, 
leicht verftändlicher Grundjaß, wie geftaltet ſich aber jeine Anwendung 
in der Praxis, und wie entjcheidet fich die Frage der Haftung der 
Bereinsmitglieder für Vereinsſchulden? Lafjen dieje ſich auch fo leicht 
abjchütteln, wie die VBermögensbetheiligung, mit anderen Worten, tft 
ein Auftragsverhältniß denkbar, bei dem die Perſon des Auftraggebers 
nad) Vollzug des Auftrags ohne Mitwirkung des betheiligten Dritten 
wechjelt? 

Dder ıft im einzelnen Falle zu unterfuchen, welche Vereinsmit— 
glieder zur Zeit der einzelnen Rehtshandlung dem Berein angehörten ? 
Wie geftaltet ji jchlieglich die Rechtsverfolgung in prozefjualifcher 
Hinſicht? Ein hiefiger Berein zählt etwa 1200 Mitglieder. Sollte 
wirflicd Jemand auf den Gedanken kommen, es ſei möglich, die Mit: 
glieder eines jolchen Vereins für Schulden haftbar zu machen, fo 
mache er ſich doc einmal eine Borftellung von dent Verlaufe eines 
jolchen Prozefjed. Nachdem die haftbaren Mitglieder ermittelt und 
aufgefunden worden jind, was in der Regel zu den Unmöglichkeiten 
gehören dürfte, werden fie mit einem Softenaufwande von etiva 
500 Dark zum erften Berhandlungstermin geladen, und die Ber: 
handlung fann auf einem entjprechend ausgewählten Raum beginnen. 
Borerjt wird natürlich zu prüfen jein, ob alle Beklagten geladen, 
und ob nicht etwa einige inzwijchen geftorben find, gegen deren Erben 
da3 Verfahren unter Anwendung der 88 217 ff. C. P. O. aufzu- 
nehmen jein würde. Ein derartiger Prozeß gehört praktiſch zu den 
Unmöglichkeiten. Die Folge ift, daß in ſolchen Etreitjällen die leßte 
Entiheidung bei dem guten oder böjen Willen der Betheiligten liegt. 
Die Einrede, daß dem Verein die juriftiihe Perſönlichkeit mangle, 
wirkt wie ein ın letter Inſtanz gejprochenes Urtheil. Bielfad) werden 
auch die für die Erfüllung der VBereinsverbindlichkeiten in Anſpruch 
genommenen Mitglieder mit Recht einwenden, daß fie nad) dem 
Inhalt der Vereinsfagungen nur zur Zahlung beftimmter Beiträge 
verpflichtet jeien, der Borftand müſſe zufehen, wie weit er mit dem 
auf dieje Weile angefammelten Gelde reihe. Kann in einem jolchen 
Falle die Klage trotzdem gegen die Vereindmitglieder gerichtet werden, 
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vielleiht mit der Einjchränfung, daß die Zwangsvollſtreckung nur 
gegen das jogenannte Vereindvermögen zuläſſig jet, oder hält man 
jene Beſchränkung der Haftung Dritten gegenüber für unverbindlich, 
oder ſollen nunmchr die rechtsgejchäftlihen Beziehungen Lediglich 
zwiſchen dem fremden Bertragstheil und dem Borjtand entftehen? 
Aber auc der Vorjtand hat ſich nur foweit verpflichten wollen, als 
das Bereinsvermögen reicht, alfo tritt aud) hier jene Frage nach der 
Einihränfung der Zwangsvollſtreckung hervor. Hält man einen 
jolhen Borbehalt prozekrechtlich für zuläſſig, jo bleibt die Frage. zu 
entjcheiden, gegen wen denn die Klage zu richten jei, ob gegen den 
Vorſtand al3 ſolchen, was ſchwerlich zuläſſig ift, oder gegen alle ein— 
zelnen gegenwärtigen Mitglieder, oder gegen diejenigen Mitglieder, 
welche zur Zeit den die Grundlage des Rechtsgeſchäfts bildenden 
Beſchluß gefaßt haben. Welche Bedeutung hat es, wenn die General- 
verjammlung eines Vereins mit beſchränkten Mitgliederbeiträgen Be- 
ihlüfje faßt, namentlich wenn nicht alle Mitglieder anweſend find, 
oder wenn es fih um einen Mehrheitsbeichluß handelt? Es mag 
ja jein, daß der Geift der Nechtsordnung auf alle diefe Fragen eine 
Anwort hat, aber ich fürchte, daß die Orakelſprüche zu verjchiedenen 
Zeiten und an verichiedenen Orten jehr verjchieden lauten und lebhaft 
an das Goethe'jche Wort vom Geift der Zeiten erinnern, das praftijche 
Bedürfniß verlangt eine verftändlichere Löſung. Als jolde ftellt ſich 
meine3 Erachtens das in Bayern und Sachjen bereits erprobte Syſtem 
der Normativbedingungen dar. Seine Einführung würde die meilten 
der geſchilderten Schwierigkeiten bejeitigen und zur Bildung einer 
Rechtsform führen, unter deren Schuge gemeinnügige Unternehmungen 
von der allergrößten Tragweite — ic erinnere nur an die Induſtrie— 
und Gewerbeausjtellungen — leicht und glücklich in's Leben gerufen 
werden können. 

Die Motive berichten eingehend über den Stand der Frage und 
das Schickſal der befannten Anträge, die der verjtorbene Abgeordnete 
Schulge-Deligih in den Jahren 1870, 1871 und 1872 im nord: 
deutjchen beziehungsweije deutſchen Reichstage geitellt hat, ſie erkennen 
auch an, daß ſehr erhebliche Gründe für die Einführung jenes Syftems 
jprechen, fonımen aber troßden zu dem Schluffe, von der Bejchreitung 
diejes Weges abzujehen, weil fie die entgegenftehenden politischen 
Bedenken für ausjchlaggebend anjehen und den in Sachſen und Bayern 
gemachten Erfahrungen allgemeine Bedeutung abiprehen. Es jei 
nicht zu überjehen, welchen Gewinn an Kraft namentlich die politiichen 
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Vereine dadurch erlangen könnten, daß ſie in die Lage verſetzt würden, 
ſich Korporationsrechte zu verſchaffen. Schließlich wird geltend ge— 
macht, daß die techniſchen Schwierigkeiten, die Rechtsverhältniſſe dieſer 
Vereine nach Innen und Außen zu regeln, ungemein groß ſeien. 
Das letztgedachte Bedenken erledigt ſich ſchon durch die Erwägung, 
daß grade in der Ordnung folder Rechtsverhältniffe, welche ſich nicht 
in die althergebradhten Rechtsformen hineinzwängen bdaſſen, die Auf: 
gabe des Gejetgebers ſich bethätigen muß. Die Rechtsverhältniſſe 
der Vereine erheifchen eine allgemeine Regelung, mag man diejelben 
nun mit Korporationsredhten ausftatten oder nicht. Auch die politischen 
Bedenken kann ich al3 gegründet nicht anerkennen. 

Selbitverftändlih kann nur an foldhe Vereine gedacht werden, 
welche erlaubte Zwecke im erlaubter Weije verfolgen. Da in diejer 
Beziehung in den einzelnen Bundesftaaten ein verjdiedener Rechts— 
zuftand beftehen fan, jo mag der Wirkungskreis diefer Vereine in 
Ermangelung bejonderer Staat3verträge, die ſich wohl namentlich in 
den einander benahbarten Sleinjtaaten nützlich ermweifen werden, 
auf das Gebiet des einzelnen Bundesſtaates bejchränft bleiben. Sit 
der Vereinszweck durch Reichsgeſetz oder Landesrecht verboten, oder 
befteht ein gejetliche8 Verbot, den an fi) erlaubten Zwed int Wege 
der Vereinsbildung zu verfolgen, jo ift die Eintragung des Vereins 
in das Regiſter der juriftiichen Perjonen von vornherein zu ver: 
jagen. Die Entſcheidung über die einjchlägigen Fragen wird dem— 
jenigen Gerichte, welches die Eintragung zu bewirken hat, zu über: 
tragen fein. 

Die rechtsfräftige Schließung des Bereins durd) die nad) Landes— 
recht oder Reichsrecht dazu berufenen Behörden hat jelbitverjtändlic 
die Auflöfung der juriftiichen Berjon zur unmittelbaren Folge. 
Es fteht nicht entgegen, den letztgedachten Behörden oder auch 
beitimmten WVerwaltungsbehörden bei Entjcheidung der Trage, vb 
die Eintragung des Vereins als juriftiihe Perſon erfolgen darf, 
eine gejetlic) geordnete Mitwirkung einzuräumen. Ein Bedenken, 
von Reichswegen über die Dienfte beftimmter einzelftaatlicher 
Berwaltungsbehörden zu verfügen, bejteht nicht, es iſt Dies be— 
kanntlich gerade auf dem Gebiete der juriſtiſchen Perjonen wieder: 
holt gejchehen. (Bergleiche die Beitimmungen der Gewerbeordnung, 
des Krankenkaſſengeſetzes, der Unfallverfiherungsgeiege) Den 
einzelnen Bundesftaaten bleibt bi8 zum Erlaſſe des in der Reichs: 
verfaflung vorgejchenen Reichsvereinsgejeges die volle Freiheit gewahrt, 
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in den Grenzen ihres eigenen öffentlihen Rechts das Vereinsweſen 
einzufchränfen. Iſt aber der Berein einmal lebensberecdhtigt, dann 
joll ihm auch von der Gejetgebung die Möglichkeit nicht verjagt 
werden, feine rechtlihen Beziehungen nad) Innen und Außen dem 
Bedürfnifje entjprechend zu gejtalten. „Die römijchen Kaijer”, jagt 
Profefjor Brinz im Jahre 1871 in Holzendorff3 Encyklopädte, 
„verboten im Allgemeinen alle Vereine, die feine beſondere Erlaubnif 
hatten, den erlaubten aber gaben ſie ſtets aud) daS echt, corpus habere. 
Erit bei uns hat man Beides getrennt. Das Korporationsrecht darf 
nicht von adminiftrativer Willfür abhängig gemacht werden, bedarf 
vielmehr feiter Rechtsſätze. Das ſächſiſche Gejet von 1868 dient diefem 
Zwede, in Preußen ift man nod) nicht jo weit.” Den Anhänger 
der deutichen Necht3einheit muß der Gedanke jonderbar berühren, 
daß es nicht möglich fein ſoll, auf einem das Bolfsleben jo tief 
berührenden Gebiete die in Bayern und Sachſen wohlthätig wirkenden 
Rechtsnormen auch im übrigen Deutjchland zur Anwendung zu 
bringen. Jene beiden Staaten jtellen wegen der Berjchiedenheit 
ihrer jozialen, politifhen und religiöjen Verhältniffe das günftigfte 
Probefeld dar. Die dortigen Regierungen werden aber jchmwerlicd) 
berichten Eönnen, daß die Geſetze von 1868 und 1869 in den 
zwanzig Jahren ihres Beſtehens ungünstige Folgen gezeitigt hätten. 
Die polizeiliche Ucberwadhung der Vereine wird durch die geordneten 
Formen, in denen das Leben derfelben ſich bewegt, eher erleichtert, 
als erſchwert. Verſchwörer werden ihr Unternehmen ſchwerlich 
gerichtlich eintragen laſſen. 

Ich möchte überhaupt ſtark bezweifeln, daß politiſche Vereine 
von der Wohlthat des Geſetzes erheblichen Gebrauch machen werden. 
Sollte es dennoch geſchehen, und ſollten die politiſchen Vereine durch 
die Korporationsrechte einen erheblichen Machtzuwachs erlangen, ſo 
liegt darin fein Nachtheil für das Staatsleben, da Licht und Sonne 
für alle Parteien gleichmäßig vertheilt jind. Die Staatöregierungen 
haben bisher foviel befannt nur in den ſeltenſten Fällen politische 
Bereine mit Korporationsrechten außsgeftattet, obſchon fie ja in der 
Lage gewejen wären, dadurd die ihnen befreundeten Parteien zu 
bevorzugen. Man muß aljo entweder annehmen, daß nad) der 
Meinung der Regierungen, diefer erfahrenjten Sachverſtändigen, die 
Korporationsrechte keineswegs die von den Berfafjern der Motive 
ihnen zugejchriebene Zauberkraft in fi) bergen, oder daß die Re— 
gierungen die Anwendung jenes Kampfesmittels für unſchicklich ges 
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halten haben. Im erſteren Falle iſt das Bedenken der Motive ohne 
Weiteres hinfällig, und im legteren würde die Ausdehnung des 
Syftem3 der Normativbedingungen auf politiiche Bereine einen 
gleichmäßigen Machtzuwachs für alle Parteien zur Folge haben, der 
bisherige politiiche Saldo bliebe unverändert. Uebrigens fteht nichts 
entgegen, die Anwendung des Geſetzes auf Bereinsbildungen, für 
welche bejondere Gefihtspunfte maßgebend find, 3.B. Vereinigungen 
von DOrdensleuten, welche fid) zu einem gemeinfamen Leben verbunden 
haben, auszuſchließen. Ebenſo halte ich es für nothwendig, eine 
Rechtsnorm in das Gejeß aufzunehmen, wonad; der Erwerb an 
Grundeigenthum für die im Eingange des gegenwärtigen Abjchnitts 
bezeichneten Bereine erjchwert und die Erbeinjegungsfähigfeit der- 
jelben bejeitigt oder eingejchränft wird. 

Ich will gern zugeben, daß die oben gefdilderten Schwierigkeiten 
auch durh die Einführung des Syſtems der Normativbedingungen 
nicht vollftändig gehoben werden, indem manche Bereine von der 
ihnen zujtehenden Befugnig Eeinen Gebrauch machen werden, e3 liegt 
aber fein Grund vor, von der Verwirklichung eines richtigen gejeß- 
geberiſchen Gedankens aus dem Grunde abzufehen, weil das vorge- 
Ichlagene Mittel fein Radikalmittel ift. 

E3 dürfte übrigens nicht unbillig fein, die Borjtandsmitglieder 
jolher Vereine, welche juriftiiche Berfonen fein können, aber es nicht 
wollen, einer ftärferen perjönlichen Haftbarfeit zu unterwerfen. 

Die Grundlagen der neuen Rechtsbildung denke ich mir etwa in 
folgender Weije: 

Perfonenveretne von nicht gejchloffener Mitgliederzahl, deren 
ZThätigkeit nicht auf die Erzielung vermögensredtliher Vortheile, 
jondern auf die Verfolgung wiſſenſchaftlicher, Eünftlerifcher, religiöſer, 
politifcher, wohlthätiger, gejelliger und gewerblicher Zwecke, auf die 
Förderung der Intereſſen beftimmter Berufskreife oder Gegenden, 
auf die Hebung der Körperpflege oder der Geiftesbildung gerichtet 
ift, erlangen durch die Eintragung der beim Amtsgericht ihres Wohn— 
fies geführte Regiſter juriftiicher Perſonen die Rechte einer folchen 
unter der Bezeichnung: 


Eingetragener Berein. 
Ausgenommen find: 
1. Bereine, deren Bildung oder Zweck nach Reichsrecht oder den 
am Wohnfige des Vereins geltenden Landesrecht unerlaubt ift, 
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2. Vereine, deren Thätigkeit oder Mitgliederbejtand über den 
Bereich des einzelnen Bundesftaates hinausreicht, 

3. Vereinigungen von Ordensperſonen zu häuslicher Gemeinschaft. 

Zur Gründung bedarf es: . 

1. der Annahme eines Gejammtnameng, 

2. der Schriftlichen Abfafjung des Geſellſchaftsvertrages (Statuten), 

3. in den Fällen, in denen die Bildung des Vereins geſetzlich 
von der Genehmigung einer Behörde abhängig ift, der Beibringung 
diefer Genehmigung. 

Inſoweit gejetlich bejtimmte Behörden berufen find, über die 
Bildung des neuen Vereind oder Über die Schließung des beftehenden 
Vereins zu enticheiden, ift diefe Entjheidung aud für die Frage, ob 
der Verein die Rechte einer juriſtiſchen Perſon erlangen oder behalten 
ann, maßgebend.- Im Uebrigen ift die Entfcheidung, ob der Verein 
den gejeglihen Erforderniffen entjpricht und zur Eintragung gelangen 
fann, vom Amtsgericht zu treffen. Dafjelbe theilt die Statuten des 
Bereins der höheren Berwaltungsbehörde zur Meußerung mit. Er— 
folgt binnen Monatsfrijt Feine Beanftandung, fo hat das Amtsgericht 
die ihm ſelbſt obliegende Entjcheidung zu treffen und den Verein zu= 
treffenden Falles zur Eintragung zu bringen. Im anderen Falle 
jeßt e3 den Antragiteller von der erfolgten Beanftandung in Kenntniß 
und giebt ihm anheim, diejelbe zu bejeitigen. Sobald die Eintragung 
erfolgt ift, erhält der Antragjteller hierüber Nachricht. 

Wird nah vollzogener Eintragung die Schließung des Vereins 
von einer gejetlich dazu berufenen Behörde ausgeſprochen, jo hat das 
Amtsgeriht auf Antrag der höheren VBerwaltungsbehörde die Ein- 
tragung zu löſchen und die Liquidation anzuordnen. Sobald das 
Verfahren auf Schliegung des Vereins eingeleitet it, hat das 
Geriht auf Antrag der höheren Berwaltungsbehörde an Stelle 
des Vorftandes dem Bereine einen gefeglichen Vertreter zu be- 
ftellen, der die Rechte des Borjtandes ausübt, folange das Ver— 
fahren jchwebt. 

Soweit nad) erfolgter Eintragung Bedenken auftauchen, welche 
die Entjcheidung des Amtsgericht erheifchen, prüft diefes auf Antrag 
der höheren VBerwaltungsbehörde oder von Amtswegen, ob da Ber: 
fahren auf Schließung des Bereins oder Entziehung des Rechtes der 
juristischen Perſon einzuleiten ſei. Die oben entwidelten Rechtsſätze 
jind entjprechend anzumenden. 

Gegen Entfiheidungen des Gerichts, welche den Antragiteller 
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oder andere DVereinsmitglieder befchweren, it Beſchwerde zuläfjig ; 
das Verfahren iſt näher zu regeln. 

Das Geſetz joll Beitimmungen über die Verfaffung der Bereine 
enthalten, welche fi im Wejentlichen an das bayerijche Geſetz vont 
29./4. 1869 anlehnen mögen. Es ift jedoch zu erwägen, ob nicht 
einzelne Beitimmungen zwedmäßiger nad) dem Borbilde des deutjchern 
Genoſſenſchaftsgeſetzes oder des ſächſiſchen Gejetes vom 15./6. 1868 
zu treffen find. 


III. 


Auch in Zukunft wird ſich nicht verhindern laſſen, daß Vereine 
ohne Korporationsrechte eine rechtsgeſchäftliche Thätigkeit entwickeln 
oder in anderer Weiſe im Rechtsleben handelnd auftreten. Das 
praktiſche Bedürfniß fordert von der Geſetzgebung eine beſtimmte 
Antwort auf die Frage, wie die Rechtshandlungen ſolcher Vereine 
eivilrechtlich und prozeſſualiſch aufzufaſſen ſind. Wegen des geringen 
Umfanges des mir zu Gebote ſtehenden Raumes beſchränke ich mich 
auf folgende Vorſchläge, die im Weſentlichen ihre Erläuterung in 
ſich ſelbſt tragen. 


1. Verfaſſung. 

Vor Allem bedarf es klarer Beſtimmungen über die Geſtaltung 
der inneren Verhältniſſe der Vereine, wie ſie beiſpielsweiſe vom 
preußiſchen Landrecht aufgeſtellt worden find. ($$ 14, 25 ff. Thl. II 
Tit. 6.) Diejelben fünnen und müffen ſich ſoweit als möglich an die 
88 44 ff. des Entwurfs anlehnen. Die letztgedachten Normen find 
aber feinesiwegs unterjchiedslos auf ſolche Bereine anwendbar, auch 
bedürfen jie für die Zwecke der letteren nach den verjchiedenjten 
Nichtungen Hin der Ergänzung. Es ift Beltimmung zu treffen über 
Eintritt und Austritt der Mitglieder, Wahl und Zuſammenſetzung 
des Vorftandes, über die Befugnifie des Borftandes und der General: 
verjammlung, ſowie über die Art und Weiſe der Einberufung der 
letzteren, insbeſondere auch über die Tragweite der üblichen Beftimmung, 
daß die Bereinsmtitglieder beftimmte Beiträge zu entrichten haben. 
(Bergl. unten 6 am Scduffe.) 


2. Rechte an unbewegliden Saden. 


Die heutige Praris nimmt an, daß die neu eintretenden Mit: 
glieder durch ihren Eintritt ftillfchweigend Antheil vom gemeinfamen 
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Bermögen der Mitglieder erlangen, während die Mustretenden fich 
durch ihren Austritt ebenjo formlos ihrer Rechte auf dafjelbe begeben. 
Diefem Grundfage muß jede Anwendung auf das Gebiet der ding: 
lihen Rechte an unbeweglichen Sachen verjagt werden. Nechtshand- 
lungen aller Art, welche bezweden, unmittelbar oder mittelbar dingliche 
Rechte an unbeweglichen Sachen auf Vereine oder deren Mitglieder 
zu übertragen, jollen weder die volle Rechtswirkung haben, daß jene 
Rechte unmittelbar erworben werden, noch aud die geringere 
Rechtswirkung, daß ein Anjpruch auf Uebertragung jener Rechte und 
auf Erfüllung der vom Geſetze vorgefchriebenen Formen entfteht. 
Selbjtverftändlich ift bei diefer Ausnahmebeftimmung nicht an den 
Fall gedacht, daß die Erwähnung des Vereins nur zu dem Zwecke 
erfolgt, um einen bejtimmten Kreis von Perjonen kurz zu bezeichnen, 
immerhin ijt aber die legtere Auffaffung einer Rechtshandlung nur 
dann zuläffig, wenn die Abficht der Betheiligten erjichtlic) darauf ge- 
richtet ijt, die Bermögensftüde einem beſtimmten Kreis von Perſonen 
al3 freies, auf die Erben übergehendes Eigenthum zu übertragen. 


3. Rechte an bewegliden Saden. 


a) Im Berhältnifje der Vereinsmitglieder zu einander entjcheiden 
über die Frage, wer den Anſpruch hat, eine gemeinjchaftliche beweg— 
(ihe Sadje in Namen der Bereinsmitglieder zu bejiten, die Vereins- 
ftatuten. Dasjenige Vereinsmitglied, welches hiernach Anſpruch auf 
den Befit hat, fann denjelben in eigenem Namen gegen den Inhaber, 
jofern letterer die Inhabung in Folge feiner Eigenſchaft als Vereins: 
mitglied erlangt hat, geltend machen. 

b) Die für den Berein erworbenen beweglichen Sachen ftehen 
im Miteigenthum der jeweiligen Vereinsmitglieder. 

Wenn ein Dritter zur Herausgabe folcher Sachen verpflichtet 
it, jet es auf Grund perjönlicher oder dinglicher Berpflichtung, jo 
muß die Geltendmachung diefes Anſpruchs der Negel nad) in der 
Weife erfolgen, daß alle Bereinsmitglieder in eigenem Namen als 
Kläger auftreten; der jpätere Austritt von Mitgliedern aus dem 
Verein darf in diefem Falle an den Anjprüchen der Kläger oder ihrer 
Rehtsnachfolger dem Dritten gegenüber nichts ändern. 

Dieje Art der Rechtsverfolgung it praktisch mit großen Schwierig— 
feiten verbunden. Es fommt daher in Frage, ob nicht einem einzelnen 
Mitgliede, beifpielsweife dem legten Inhaber der Sache beziehungs: 
weile demjenigen Mitgliede, welches den Bertrag Eraft ausdrüdlider 
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oder ftatutmäßigen Auftrags Namens Aller abgejchlojjen Hat, die 
Befugniß zuſtehen ſoll, den Anſpruch auf Herausgabe gegen den 
Dritten in eigenem Namen geltend zu machen. Aus allgemeinen 
Rechtsgrundjägen wird ein joldes Recht fih nur in einzelnen Fällen 
herleiten lafjen, e8 waltet aber fein Bedenken ob, dafjelbe durch eine 
ausdrüdlihe Gejezesbeitimmung zu begründen, mit der jelbit- 
verftändlihen Einſchränkung, daß dafjelbe erlijcht, injomweit die 
Vereinsmitglieder den Anſpruch bereit3 gemeinjchaftlic geltend. ge- 
macht haben. 

Das hiernad) zur Klage berechtigte Vereinsmitglied ift auf Ver- 
langen derjenigen Mitglieder, welche jagungsgemäß den Anjprud) 
haben, die bewegliche Sadhe im Namen der Uebrigen zu bejigen, 
zur Abtretung der gedachten Slagerechte verpflichtet. (Vergl. oben 
unter Wr. 1). 

. ce) Hat ein Dritter eine bewegliche Sade für Zivede des Vereins 
in Leihe gegeben, jo joll er den Anſpruch auf Herausgabe gegen das— 
jenige Vereinsmitglied geltend machen können, dem er diejelbe über- 
geben hat; die Einrede, daß der Empfänger die Sache gleichzeitig 
für Andere empfangen und an leßtere weiter begeben habe, iſt aus: 
zuſchließen. 


4. Zurückbehaltungsrecht. 


Wer zur Herausgabe einer beweglichen Sache an den „Verein“ 
verpflichtet iſt, ſoll für alle Forderungen, welche ihm „gegen den 
Verein“ zuſtehen, ein Zurückbehaltungsrecht haben. Dies Recht ſoll 
auch dann beſtehen, wenn die Forderung noch nicht fällig iſt, es ſei 
denn, daß im letzteren Falle eine zahlungsfähige Perſon für die 
Erfüllung der Verbindlichkeiten des Vereins ſelbſtſchuldneriſche Bürg- 
ſchaft Leiftet. 

Diejer Rechtsſatz entjpringt einer der Billigfeit entjprechenden 
Rüdfichtnahme auf die Schwierigkeiten der Rechtsverfolgung. Der- 
jelbe Gejihtspunft beftimmt mic auch, als einzig zuläflige Form der 
Sicherheitsleiſtung die Bürgichaft Hinzuftellen. 


5. Unerlaubte Handlungen. 

Für den Erſatz des Schadens, welden ein Vereinsmitglied durch 
eine in Ausübung feiner Vertretungsbefugnig begangene widerred)t- 
lihe Handlung einem Dritten zugefügt hat, jind die übrigen Mit- 
glieder nicht haftbar. 
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6. Schulden des Bercins. 

Die ſchwierigſte praftifche Frage ift die ſchon mehrfach berührte: 
Wer haftet für die Schulden des Vereins, und wie tft dieje Haft: 
barfeit prozefjualiich geltend zu machen? 

Die einfachſte Löfung läge in einer Beitimmung, welche bejagt, 
daß die ein Rechtsgeſchäft für den*PVerein abjchließenden Vereins: 
mitglieder dem Dritten gegenüber perjönlich haftbar find. Ein folder 
Rechtsjag würde in manchen Fällen zu unbilligen Härten führen, 
namentlich) bei Verträgen, welde auf eine längere Beitdauer ge- 
ichlofjen find. Es ift daher im Allgemeinen an der Auffaffung, daß 
das Mitglied als Bevollmädhtigter handelt, feſtzuhalten. Dies ſchließt 
nicht aus, nad gewiſſen Richtungen hin eine jchärfere Haftbarfeit des 
Handelnden einzuführen. So wäre es 3. B. nicht unbillig, demjelben 
die Verpflichtung aufzuerlegen, auf DBerlangen des anderen Theiles 
binnen einer im Gejete zu beſtimmenden Friſt genau anzugeben, 
welche Perjonen für die Erfüllung der Verbindlichkeit haftbar find. 
Die gänzliche Unterlafjung der Austunftsertheilung mag die per- 
jönlihe Haftung des Handelnden, eine unvollitändige Auskunft mag 
jeine Berpflichtung zum Schadenerjage begründen. Die Ausübung 
der hiernadh dem anderen Theile zuftehenden Rechte muß an eine 
kurze Beitfrift gebunden fein. Wenn das Syſtem der Normativ- 
bedingungen für die Erlangung der juriftiichen Perſönlichkeit zur 
Annahme gelangt, jo wäre eine noch ſchärfere Haftbarmadung der 
für den Berein handelnden Mitglieder am Plage. Beiſpielsweiſe 
würde ich eine Beftimmung des Inhalts vorjchlagen, daß das han- 
delnde Bereinsmitglied dem anderen Bertragstheile gegenüber folange 
perjönlid, verpflichtet ift, als letterer nicht durch Abfaffung jchrift- 
licher Berträge, Ausftellung von Rechnungen oder in ähnlicher Weije 
den „Berein” als jeinen Schuldner angenommen hat. Die Ans 
nahme, daß in ſolchen Fällen die Hingeworfene Bemerkung „für den 
xX-Verein“ lediglih eine Zwedangabe daritellen joll, entipricht der 
Auffaſſung des täglichen Lebens. 

Dieſe Vorſchläge machen indefjen eine grundjägliche Löſung 
der Frage, wer für die Schulden des Bereins dem Dritten gegen: 
über hafte, keineswegs entbehrlih. Die wichtigſten der in Betrad)t 
fommenden Fälle find folgende: 

A. Die Mitglieder haften nad) den Statuten für alle Auf- 
wendungen, welche die Vereinsorgane in gültiger Weile beichliegen. 
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a) Ein folder Beſchluß liegt vor: Sie haften alle, Austritt 
aus dem Verein befreit fie nicht von der Haftbarfeit. 

b) Der Beſchluß ift jtatutwidrig: Es haften diejenigen perjönlich, 
welche denfelben gefaßt haben. 

B. Die Mitglieder haben nur bejtimmte Beiträge zu zahlen. 

a) Sie haben troßdem einjtimmig den Beſchluß gefaßt, ein be— 
ſtimmtes NRechtsgefhäft zu thärtigen: Sie haften alle troß jener 
bejchräntten Zahlungspflidt. 

b) Ein folder Beihluß ift nur mit Stimmenmehrheit gefaßt: 
Diejenigen, welche demjelben zugeitimmt haben, haften. 

c) Die Beihlußfaffung iſt durch den Vorſtand in gültiger Weije 
erfolgt. Wer ift haftbar, und wer ift prozefjualiic zu belangen ? 

a. Die einzelnen VBereinsmitglieder können nicht belangt werden, 
jo haben ja ausdrüdlic jede Haftung über die Beiträge hinaus aus- 
geſchloſſen und gleichjam dem Borftande gejagt: Sieh’ zu, wie Du 
mit unjeren Mitteln haushältit. 

ß. Es geht aud nicht an, die einzelnen Mitglieder mit der Ein 
Ihränfung zu belangen, daß die Zwangsvollſtreckung nur aus dem 
gemeinjchaftlihen Bereinsvermögen ftattfinden dürfe. Dieſe Löſung 
mag prozefjualiich zuläffig fein, jcheitert aber an dem Umftande, daß 
auf diejen Wege die Bereinsmitglieder doch wieder zu weiteren 
Bahlungen, wie Prozeßkoſten u. ſ. w. genöthigt würden. 

y. Die Borftandsmitglieder als jolche können prozeßrechtlich nicht 
belangt werden. Wollte man diejelben etwa in eigenem Namen mit 
der gedachten Einſchränkung Hinfichtlih der Zwangsvollſtreckung be— 
langen, jo würde über das Miteigenthum der übrigen Vereins— 
mitglieder entjchieden, ohne daß denfelben vechtlihes Gehör gewährt 
worden wäre, 

d. Die Borftandsmitglieder, welche den Beihluß gefaßt Haben, 
perjünlich haftbar zu machen, würde nad) allgemeinen Rechtsgrund: 
jägen unzuläfjig und wie jchon angedeutet aus dem Grunde unbillig 
jein, weil diejelben e3 keineswegs in der Hand haben, ihre Vorſtands— 
jtellung und ihren Einfluß auf die Berwendung des Vereinsvermögens 
bis zu dem Seitpunfte feitzuhalten, wo der Dritte fie haftbar zu 
machen verjudt. 

Ein Ausweg aus diefen Srrgängen iſt nur dadurch herzuftellen, 
daß eine neue Rechtsnorm den gejchloffenen Zuſammenhang der 
entwidelten Rechtsgrundſätze durchbricht: 

Die übliche Beſtimmung, daß die Vereinsmitglieder nur gewiſſe 
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Beiträge zu zahlen haben, jollte entweder dritten Perjonen gegen: 
über rechtsunwirkſam fein oder für die Vorjtandsmitglieder die Folge 
haben, daß diejelben, foweit ihre Mitwirkung bei Beſchlüſſen veicht, 
dritten Perſonen gegenüber als Selbſtſchuldner haften. Der erit- 
gedachte Rehtsfak dürfte den Vorzug verdienen. 


7. Forderungen des Vereins. 


Soll eine dem „Verein“ zuftehende Forderung eingeklagt werden, 
jo müffen nad allgemeinen Grundfägen alle Mitglieder als Kläger 
auftreten. Dies ift in den meiften Fällen praktifch unthunlich. Als 
Auskunftsmittel bietet fich der Weg der Hebertragung der Forderung 
auf eine beftimmte Perſon, welche diejelbe dem Dritten gegenüber 
mit allen Rechten des wahren Inhabers geltend macht. Diefe Ueber: 
tragung muß an und für fi) dem Dritten in der Form des $ 308 
des Entwurfs durch eine von allen VBereinsmitgliedern vollzogene 
öffentlihe Urkunde nachgemwiejen werden. Inſoweit jener Dritte 
jelbft in rechtliche Beziehungen zu dem Bereine und feinen Organen 
getreten ift, wird derjelbe nicht bejchwert, wenn bejtimmt wird, daß 
zu der Mebertragung der Forderung die ftatutgemäße Zuftimmung 
der Generalverfammlung oder des Borftandes ausreicht, und die in 
8 308 erwähnte öffentliche Urkunde nur in diefer Richtung den 
Nachweis des Uebergangs der Forderung zu enthalten braudt. 

Bezüglich mancher diefer Borjchläge wird man vielleicht entgegnen, 
daß ſie jih ohne Weitere8 aus dem Gejege herleiten lafjen. Ich 
will darüber nicht ftreiten. Soviel tft aber ficher, daß es bisher in 
Praris jelten gelungen ift, auf dieſem Gebiete die Aufgaben der 
Rechtsordnung befriedigend zu Löfen. 


Schlußbemerfung. 


Die Rechtsnormen der 88 44 bis 63 des Entwurfs lafjen fich 
ohne Schwierigkeit in das von mir vorgefchlagene Syftem einfügen. 
Von einer Erörterung der Bedenken, zu welchen meines Erachtens 
einzelne dieſer Beltimmungen jowie gewiſſe Lüden des Geſetzes 
Anlaß geben, glaube ich mit Rüdficht auf den Zwed meiner Arbeit 
und die Beichränktheit des Raumes abjehen zu follen. 

Es wäre wünſchenswerth, wenn mit größerer Sllarheit zum 
Ausdrud gebracht werden könnte, daß die 88 A4—57 und 61 des 
Entwurfs für alle Körperjchaften gelten jollen, mögen diejelben 
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öffentlich rechtlichen oder privatrehtlihen Charakter tragen, mögen 
fie erft unter der Herrjchaft des bürgerlichen Geſetzbuchs ins Leben 
treten oder ſchon früher beftanden haben. 

Die Rechtsverhältniffe der Stiftungen find zutreffend geordnet. 
Die Gründe, welche bei Körperfchaften für die Einführung des 
Syſtems der Normativbedingungen ſprechen, treffen hier nicht zu. 

Verſchiedene Einzelbeftimmungen des Entwurfs, 3. B. $ 44 
Abſatz 5, können zwedmäßig auf den Fiskus anwendbar erklärt 
werden. Es wäre überhaupt wünſchensweth, wenn auch die juriftiiche 
Perjönlichkeit des Fiskus zum Gegenftande reichsrechtlicher Normen 
gemacht werden könnte. 


Der Beginn des Nechtsitreits. 


Bon Rechtsanwalt Dr. Carl Finkelmann IL in Hannover. 


Die möglihen Wirkungen, die ein Rechtsſtreit auf den geltend 
gemachten Anſpruch ausübt, beziehen fid) entweder auf den im Wege 
der Klage und Widerflage oder auf den im Wege der Einrede geltend 
gemachten Anſpruch. Der Entwurf geht davon aus, daß nur der 
Erhebung der Klage und Widerklage eine materiellerechtliche Bedeu— 
tung gebührt. Gegen diefe Anſchauung laffen fich unferes Erachtens 
begründete Einwendungen nicht erheben. Unjere Unterjuhung wird 
ſich demnach auf eine Erörterung der Wirkungen der Klage und 
Widerflage bejchränfen. Die bezeichneten Wirkungen find im Ber: 
hältnifje zu einander gleichartig. 


Der Entwurf verzichtet auf eine erjchöpfende Regelung des 
Gegenftandes. Nicht geregelt ift die Uebertragbarfeit der in Streit 
befangenen Sachen und Anjprüde. Hier werden die Vorichriften 
der GE. P. DO. 8 236 — 238 maßgebend bleiben, falls nicht, wie die 
Motive Bd. I ©. 361 andeuten, eine Menderung jener Vorſchriften 
durch das Einführungsgejet beliebt wird. 

Bon Wirkungen der Klagerhebung oder des Eintritt der Rechts— 
hängigfeit fpridht der Entwurf in den 88 170—114, 244, 933, 945, 
964, 1017, 1155, 2085, 192 Abj. 1, 740 Abi. 3, 885 Abſ. 3, 938 
Abi. 3, 1222, 1224, 1216 Abſ. 1, 1315, 1329, 1331 Abſ. 2, 1360 
Abi. 2, 1379, 1407 Abſ. 1, 1429 bj. 1, 1430 Abſ. 3, 1492. 
Allgemeinere Bedeutung beanjpruchen jedoch nur die Beitimmungen 
über die mit der Nechtshängigkeit eintretende gejteigerte Haftung des 
“ Beklagten und die Vorichriften über die Unterbrehung der Verjährung 
und der Erjigung. 
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Eine kurze Wiedergabe diejer Beitimmungen dürfte nicht uner- 
wünſcht jein. 

a. Durch den Streitbeginn als ſolchen wird die Haftung des 
Beklagten gefteigert, wenn e8 ſich handelt um den perjönlichen An— 
ſpruch auf Herausgabe einer in fi beitimmten Sache ($ 244 des 
Entwurfs) oder um die Anjprüde des Sachen: und Erbredts 
($$ 933, 945, 95, 964, 1017, 1155, 2085). Bon der Recdhtshängig- 
feit der betreffenden Anſprüche an wird der Beklagte in feiner Haftung 
für Nugen und Schaden dem bösgläubigen Beliger gleichgeftellt. 
Der Beklagte iſt mithin verpflichtet, dem Kläger diejenigen Nutungen 
heraus zu geben, die er nad) dem gedachten Zeitpunfte gezogen hat; 
er haftet für denjenigen nad dieſem Zeitpunkte aus Borja oder 
Sahrläffigkeit verurſachten Schaden, welcher durch Untergang oder 
Berichlechterung der Sade oder der ſoeben bezeichneten Nutungen 
oder dadurch entitanden it, da Nutungen, welche hätten gezogen 
werden fünnen, nicht gezogen jind. 

Dieje eigenartige Haftung tritt jedody nur unter der Voraus— 
jegung ein, daß der Beklagte ſich nicht im Verzuge befindet. Denn 
im Berzugsfalle ift der Beklagte aud) während der Dauer des Pro- 
zejles bis zur Befriedigung des Anspruchs den ftrengeren Wirkungen 
des Verzuges unterworfen. Und zwar gleichviel, ob Schuldverhält— 
niſſe in Frage stehen oder ſachenrechtliche oder erbreditliche Ber: 
hältnifje. Der Berzug iſt nad dem Standpunkte des Entwurfes 
auf alle diefe Verhältniffe anwendbar; feine Folgen find überall 
gleihmäßig geordnet (vergl. $ 244, 934, 945, 964, 1017, 1155, 
2086). Da nun die Erhebung der Klage auf Berurtheilung zur 
Leiftung als Mahnung angefehen wird ($ 245), fo wird in diejfem 
Zeitpunkte jpäteftens auc der Verzug des Beklagten eintreten, in jo 
fern nicht von ihm die Entfchuldigung aus $ 246 angerufen werden 
fann. Der Hauptammwendungsfall der legteren Bejtimmung und 
damit der Hauptanwendungsfall der Borjehriften über die Haftung 
des Prozeßbeſitzers ift der Ausichluß des Berzuges durch entjchuld- 
baren Irrthum. 

Daß bei perjönlichen Anſprüchen auf Herausgabe einer in fich 
bejtimmten Sache die vorjtehenden Grundſätze aud dann außer An- 
wendung bleiben, wenn aus dem Schuldverhältniffe eine andersartige 
Haftung fic) ergiebt, iſt ziemlich jelbjtverftändlid). 

Völlig unberührt von einer Einwirkung des Streitbeginnes 
bleiben diejenigen perjönlichen Anſprüche, deren Gegenitand Die 


Zahlung einer Geldfumme oder die Leiltung einer nur der Gattung 
nach beſtimmten Sache bildet. Insbeſondere können Prozekzinfen 
nicht gefordert werden. Die Motive Bd. II S. 55 erachten hier die 
Vorſchriften über die Wirkungen des Verzuges als ausreichend. 

b. Der Lauf der Verjährung wird unterbrochen, wenn der 
Berechtigte auf Befriedigung oder Feſtſtellung des Anſpruches, 
auf Ertheilung der Vollſtreckungsklauſel oder auf Erlaſſung des 
Vollſtreckungsurtheiles Klage erhebt. Der Klagerhebung ſind gleich— 
geſtellt die im 8 170 Abi. 2 Nr. 1—4 aufgeführten Rechts— 
handlungen, darunter die Zuftellung des Zahlungsbefehles im Mahn- 
verfahren. 

Die Unterbrehung mittel3 Klagerhebung gilt aber als nicht 
erfolgt, wenn der Berechtigte die Klage zurüdnimmt oder wenn die- 
jelbe wegen Mangels einer Prozekvorausfegung abgewieſen wird. 
Kur bei Abweifung der Klage wegen Unzuftändigkeit des Gerichts 
tritt eine Ausnahme ein. Erhebt alsdann der Berechtigte die Klage 
innerhalb 6 Monaten nad) der Rechtskraft des Urtheild bei dem zu: 
jtändigen Gerichte, jo gilt die Verjährung als durch die erjte Klag— 
erhebung unterbrochen. Vergl. aud) $ 170 Abj. 3 und 4. | 

Die Unterbrehung mittels Zujtellung eines Bahlungs- 
befehles gilt als nicht erfolgt, wenn die Wirkungen der Rechts— 
hängigfeit nad) Maßgabe der SS 637, 640, 641 GC. P. DO. erlöfchen. 

Die Dauer der Unterbreijung erjtredt fich bis zur rechtäfräftigen 
Entjcheidung oder anderweitigen Erledigung des Nechtstreits. Iſt 
der Rechtsſtreit in Stillitand gerathen, jo endigt die Unterbrechung 
in demjenigen Augenblide, in welchem der Stillftand eintritt; durch 
da3 weitere Betreiben jeitend der einen oder anderen Partei wird 
der Lauf der Verjährung von Neuem unterbrochen. 

Auf die Erjigungszeit finden die Rechtsſätze über die Unter: 
brechung des Laufes der Verjährungszeit entfprehende Anwendung. 
Die Unterbrehung wirkt aber nur zu Gunften desjenigen, der jie 
herbeigeführt hat. Die Erfigung ift dem Entiwurfe nur mit Bezug 
auf den Eigenthungerwerb an beweglichen Sachen befannt (88 170, 
171, 174, 887). 

Sonftige Beitimmungen allgemeineren Inhalts haben in den 
Entwurf feine Aufnahme gefunden. Im Gegenjag zu dem bis: 
herigen Recht ift der Streitbeginn ohne Einfluß auf die Schuld: 
verhältnifje mit einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern, 
ſowie auf das Wahlrecht zwiſchen verjchiedenen Anjprücen oder 
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zwiſchen verſchiedenen Gegenſtänden deſſelben Anſpruchs; die Ver— 
erblichkeit der Rechtsverhältniſſe wird durch den Eintritt der Rechts— 
hängigkeit nur ausnahmsweiſe berührt. 

Ebenſo ſchweigt der Entwurf hinſichtlich der Frage, „welchem 
Zeitpunkte der Richter die thatſächlichen Vorausſetzungen ſeines Spruchs 
zu entnehmen hat”. Nach der Geftaltung des heutigen Rechtes kann 
ed, wie die Motive Bd. I ©. 364 vollfommen richtig hervorheben, 
feinem Zweifel unterliegen, daß die recht3aufhebenden oder recht3- 
hindernden ebenjo wie die rechtserzeugenden Thatjachen bis zum 
Schlufje der legten mündlichen Verhandlung, auf welche das Urtheil 
ergeht, — in der Berufungsinftanz mit den dur die C. P. O. be- 
ſtimmten Beſchränkungen — geltend gemacht werden fünnen. Die 
Berurtheilung ift demnach ausgejchlofjen, wenn ein Anſpruch, der zur 
Zeit der Klagerhebung begründet war, in dem gedachten Zeitpunfte 
aufgehört hat, begründet zu fein. Die Berüdfihtigung der nad) 
Zuftellung der Klage geltend gemachten rvecht3erzeugenden Thatjachen 
ift dagegen nur innerhalb der dur die Klagänderungsbefugniß ge: 
zogenen Grenzen zuläjfig. 

Der vom Entwurfe eingenommene grundfäglihe Standpunkt 
verdient die rüdhaltlojefte Anerkennung. Was prozefjualiih durch 
die C. P. O. vorbereitet wurde, ift durd den Entwurf mit Bezug 
auf das materielle Recht vollendet. Man vergleiche den ungeheuren 
Abſtand von der Urjprungsquelle des heutigen Rechtes, von den 
Satungen des alten römischen Rechts. Noch in den Grenzen privat- 
rechtlicher Anjchauung bewegt ſich der altrömishe Prozeß. Staats» 
rechtlich gipfelt jeine Aufgabe in der Anordnung des judicium, Denn 
der bezeichnete Akt entjcheidet — das iſt doch der jtaatsrechtliche 
Kern der sententia — bedingt wenigjtens über die Erzwingbarfeit 
des privatrechtlihen Anfprudhs. Das judieium ift aber die Form, 
in der der Anſpruch zur Berwirklihung fommt und bejteht anjtatt 
des Anfpruches, der untergegangen ift. Es ift ein Rechtsverhältnif 
gebildet au dem Inhalt des untergegangenen Anſpruchs, nur ver: 
jtärkt in jubjektiver Beziehung durd) die Aufnahme des judicrum, ein 
Rechtsverhältnig, das ähnlich wie daS compromissum des Privatredhts, 
auf Erklärungen der Parteien beruht, wenn auc auf Erklärungen, 
deren Angabe erzwungen werden Fann. 

Aus diefer Vermiſchung zwiſchen öffentlihem und Brivatredt 
ergaben ſich in natürlicher Folge zwei Süße von grundlegender 
Bedeutung: 
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1. Der Anſpruch beſteht nur noch in der Form des judicium. 
Das judieium iſt ein Rechtsverhältniß von ſelbſtändigem Charakter 
und wird namentlich unempfindlicd; gegen Aufhaltungsgründe, denen 
der Anjpruch unterworfen war. 

2. Der sententia ift derjenige Zujtand des Anſpruchs zu Grunde 
zu legen, in welchem fich derjelbe in dem Zeitpunkte der Anwendung 
des judicium befand. Denn nur diejer Zuftand hat die VBorprüfung 
des Prätors paffirt; nur mit Bezug auf diefen Zuſtand war die 
Mitwirkung der Parteien zu erzivingen. 

Die ausnahmsloje Gültigkeit jener grundlegenden Sätze konnte 
ſchon zur Zeit des alten Römiſches Civilprozefjes nicht aufrecht erhalten 
werden. Billigkeitögründe erforderten mannigfahe Abweichungen. 
Ihre Bedeutung war aber vernichtet in demjenigen Augenblide, in 
welchem der Untergang des Judicialverfahrens zur Thatjadye geworden 
war. Die gejchichtlihe Entwidelung dieſer Rechtsmaterie bis auf die 
neuejte Zeit ijt ein jteter. Kampf der Loslöſung des privaten von 
dem öffentlihen Recht. Die rein ftaatlihe Rechtspflege bedurfte 
feiner Anlehnung an eine parteifeitige Willenserklärung. Durd) die 
C. P. O. ift der öffentlich-rechtlihe Inhalt der Rechtshängigkeit aus 
den Unklarheiten privatrechtlicher Anjchauungen herausgehoben worden. 
Noch beitanden aber und beitehen in dem gemeinen Rechte wie in 
den großen Gejetgebungswerfen mannigfache Wirkungen des Prozefjes 
auf den eingeflagten Anjprud, die jih nur als Anklänge an die 
Satzungen de3 alten judicium erklären. Dem Entwurf gebührt das 
Berdienft, auch dieſe Anklänge befeitigt und damit die legten Folge: 
rungen einer langjährigen Entwidelung im Sinne wifjenichaftlicher 
Abklärung gezogen zu haben. Nach römijchem Recht war die Ber: 
änderung des Anſpruchs im Prozejje eine begrifflihe Nothwendigfeit, 
deren verlegende Folgen nur durch Billigfeitsjäge bejeitigt werden 
fonnten. Die in dem Entwurf zum Ausdrud gelangte heutige 
Rechtsanſchauung beruht auf der entgegengejetten Regel, daß das 
eingeklagte Rechtsverhältniß durch feine gerichtliche Geltendmahung 
nicht berührt wird. Die an die Klagerhebung oder an den Hintritt 
der Rechtshängigkeit gefnüpften Wirfungen find nicht mehr durch 
prozeßspolitiiche, jondern nur noch durh Gründe materiellerechtlicher 
Natur bejtimmt. Diefe ihre Herkunft darf bei einer wiljenjchaftlichen 
Betrachtung nicht außer Acht gelafjen werden. 

Der grundjägliche Standpunkt des Entwurfs iſt unbedingt zu— 
treffend. Sit daifelbe zu jagen von der Negelung des Gegenjtandes 
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in allen feinen Einzelheiten? Sind die Bedürfniffe der Praxis 
berüdfichtigt ? 

Was die j. g. Steigerung des Anſpruchs anbetrifft, jo entipricht 
die Uebertragung der Grundfäge vom bösgläubigen Befit auf den 
Prozeßbejig der in neuerer Zeit zum Durchbruch gelangten Rechts— 
überzeugung. Nur dag gemeine Recht läßt den Unterſchied zwiſchen 
bös- und gutgläubigen Beliger aud für die Dauer des Prozeſſes 
fortwirfen und ſtellt den bösgläubigen Bejiter unter bejonders 
icharfe Bedingungen. Diejer Unterjchied ift vom Entwurf mit Recht 
mißbilligt worden. 

Bedenklich ift dagegen die Bejeitigung der Prozeßzinſen. Derjelbe 
Billigkeitsgrund, welcher den Befiger einer Sache zur Herausgabe 
der vom Streitbeginne an gezogenen Früchte verpflichtet, überweift 
vom Gtreitbeginne an den vom Gelde zu ziehenden Nuten dem 
Gläubiger. Ob gegenüber dem regelmäßig eintretenden Berzuge der 
Anwendungsfall ſich jo jelten ereignen würde, wie die Motive a. a. O. 
unterftellen, fann nicht entjcheidend jein, ift aber auch zu bezweifeln. 
Hat doch das Reichsgericht allein jchon zu wiederholten Malen Ber: 
anlaffung gehabt, ſich mit der Trage der Prozeßzinſen zu befafjen. 
(Bel. R. ©. E. Bd. II ©. 176, Bd. VII ©. 161, Bd. VIII ©. 174, 
Bd. IX ©. 174.) Dem Bılligkeitsgrunde fteht die praftifche Erwägung 
zur Seite, daß in dem möglichen Anmwendungsfalle gerade die Grenze 
zwifchen Berzug und Nichtverzug häufig eine zweifelhafte fein wird. 
Die Anerkennung von Prozeßzinſen würde die auftauchenden Zweifel 
für die Praris bejeitigen. — 

Einer eingehenderen Bejprechung erjcheint die Frage bedürftig 
nad) der Dauer der Nechtshängigkeitswirfungen für den all, daß 
der Rechtsitreit ohne fachliche Entſcheidung beendigt wird. 

Wenn diejer Frage bislang nur geringe Aufmerkjamfeit zuge= 
wandt worden ift, jo hängt das wohl mit dem maßgebenden Einfluffe 
zufammen, welchen das Elajjiiherömifche Recht auf Wiſſenſchaft und 
Praris ausgeübt hat. Am römischen Prozefie vollzieht ſich die pro— 
zeffualiiche Einwirkung auf das Rechtsverhältniß vor dem Prätor mit 
der Litis contestatio, bezw. mit der Anwendung des judiecium, aljo 
in einem Beitpunfte, in welchem die Gejetmäßigfeit der Ladung und 
das Borhandenjein der Prozeßvorausſetzungen bereit3 fejtgeltellt war. 
Das Ende des judierum war ftet3 auch das Ende des materiellen 
Rechtsverhältnifjes. Mit der injusvocatio verband ſich aber urſpüng— 
(ich feine Folge für das materielle Recht, obwohl durch diejen At 
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bereitö wie heute die Rechtshängigkeit, nämlicd die Fortdauer der Zus 
tändigfeit des Prätord, begründet wurde, Für das Elaffifche römifche 
Recht Konnte mithin die zur Beurtheilung ftehende Frage gar nicht 
aufgeworfen werden. 

Je mehr nun die Bedeutung der Litis contestatio zurüdgedrängt 
wurde, um jo ftärfer mußte fid; die Neigung geltend machen, der 
Ladung jchon die maßgebende Einwirkung beizumefjen. In welchem 
Umfange diefe Berjchiebung ftattgefunden hat, war bis zu dem Inkraft— 
treten der C. P. O. ftreitig. Die C. P. O. ſchließt dieſe Entwick— 
lung in dem Sinne ab, daß ausnahmslos bei Zuſtellung der Klage 
bezw. des Zahlungsbefehles für maßgebend erklärt wird. In Folge 
der gedachten Veränderung iſt es überhaupt erſt möglich geworden, 
daß die Rechtshängigkeitswirkungen eintreten, ohne daß die Lage des 
Prozeſſes eine ſachliche Entſcheidung bedingt. 

Diejenigen Fälle, die in Betracht kvmmen, ſind: 

a) die Beendigung des Rechtsſtreites durch Zurüdnahme der 

Stlage, | 

b) der Fall, in welchem die Fortjegung des Meahnverfahrens 

aufgegeben wird, 

ce) die Abweilung der Klage al3 au ſich unjtatthaft, d. i. wegen 

prozeſſualiſch- mangelhafter Stlagerhebung, 

d) die Abweiſung der Klage wegen Mangels einer Prozeßvor— 

ausſetzung. 

Die Verhältniſſe zu a und b find durch die C. P. O. in der 
Art geordnet, daß beim Eintritt der betreffenden Endigungsgründe 
die NRechtshängigkeitswirfungen mit rückwirkender Kraft aufgelöft 
werden. Dieje Bejtimmungen find dem Entwurf gegenüber allgemein 
gültig, obwohl diejelben nur wiederholt find mit Bezug auf die Unter: 
bredung der Verjährung ($ 171 Abi. 1, 172) und, in jo weit die 
Zurüdnahme der Klage in Frage fteht, mit Bezug auf die bejonderen 
Fälle der $$ 1268 Sat 1, 1476, 1478. Die Verhältniffe zu c und d 
find dagegen durd die C. PB. DO. gar nicht, durch den Entwurf nur 
im Hinblick auf die Unterbrehung der Verjährung geordnet. Diejer 
Rechtslage gegenüber ift die Austellung zu machen, daß nicht auch 
eine allgemeine Regelung der Berhältnifjfe zu c und d beliebt worden 
it. Prozeſſualiſch geſprochen endigt ja die Rechtshängigkeit, deren 
Eintritt in der Regel weder durch den Mangel einer Prozeßvor— 
ausfegung noch durch Mängel in der Slagerhebung gehindert wird, 
exit mit der Rechtskraft des klagabweiſenden Urtheils. Hieraus folgt 
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aber weder, daß auch die ciwilrechtlihen Wirkungen wiederum weg- 
fallen noch daß fie nicht rückwärts wegfallen. Denn ein nothwendiger 
Bufammenhang zwiſchen prozeß- und civilrechtlihen Wirkungen be- 
fteht, wie oben ſchon bemerkt ift, nit. Zur Ermittlung des End— 
punktes der ciwilrechtlihen Wirkungen find wir auf ihre innere Natur 
ſowie auf Billigkeit3- und Zweckmäßigkeitsgründe angewiejen. Und 
e3 muß geläugnet twerden, daß diejer Maßſtab in allen Fällen ein 
fiheres Reſultat gewährt. Eine erichöpfende Regelung erjcheint daher 
aus praftiichen wie aus ſyſtematiſchen Gründen geboten. 

Allerdings wird man dabei von demjenigen Gedanken ausgehen 
müſſen, welcher in ſämmtlichen civilvechtlihen Wirkungen mehr oder 
weniger hervortritt, daß ihnen nämlich eine fachliche Bedeutung nur 
zukommt, wenn jchließlic einmal eine Berurtheilung de3 Beklagten 
erreicht wird. Diejer Ausgangspunkt bewährt ſich mit der Wahrheit 
des römischen Nechtes, welches die materiellerehtlihen Wirkungen des 
Streitbeginnes erſt an die Litis contestatio anfnüpft, und führt in 
das heutige Recht übertragen, zu der Regel, daß ebenjo wie bei Zu— 
rücknahme der Klage die durd die SKlagerhebung oder den Eintritt 
der Rechtshängigkeit erzeugten Wirkungen mit rüdwirkender Kraft 
wieder aufgelöft werden, wenn die Klage al3 an jich unftatthaft oder 
wegen Mangel8 einer Prozeßvorausfegung abgemwiejen wird. Aus— 
Ichließlich entjcheidend it aber jener Gedanke keineswegs; durchaus 
nicht jänmtliche Wirfungen fegen voraus, daß gerade die angejtellte 
Klage ſchon zur Berurtheilung führt. Abweichungen von der auf- 
geftellten Regel dürften jedoch aus Zweckmäßigkeits- und Billigkeits- 
gründen nur für wenige Fälle gefordert werden. Wir rechnen dahin 
die Fülle der 88 402, 938 Abi. 2, 1430 Ab. 2 fowie die Fälle der 
Unterbrehung der Berjährung. 

Für die Nechtsfolgen der SS 402, 938 Abf. 2 muß es augen 
Iheinlich gleichgültig fein, ob der Rechtsſtreit ohne fachliche Enticheidung 
beendigt wird. Die dort erwähnten Anzeigen können ebenjo gut 
durch eine mündliche oder fchriftlihe Mittheilung bewirkt werden. 
Entjcheidend ift hier, ob die Klage dem Berpflichteten zugeltellt 
worden ilt. 

Mit Bezug auf die Unterbrechung der Verjährung hat der Ent- 
wurf bereits, wie oben mitgetheilt ift, eine Ausnahme zugelaffen bei 
Abmweifung der Klage wegen Unzuftändigkeit des Gerichts, allerdings 
nur in dem bejchränften Umfange, daß die nachfolgende Klage inner— 
halb 6 Monaten von der Nechtöfraft des Urtheils an bei dem zu: 
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ftändigen Gerichte erhoben jein muß. Gegen dieje Beſchränkung ift 
eine Einwendung nit zu erheben.*) Auch liegt fein Grund vor, 
die fonftigen fogenannten Prozeßvorausfegungen der Zuftändigkeit des 
Gerichts gleich zu ftellen. Unter „Prozekvorausfegung” find aber 
nad) der Terminologie des Entwurfes die prozefjualiichen Erfordernifje 
der Klagerhebung einbegriffen. Die Unterbrehung der Verjährung 
wird alfo aud) dann für immer bejeitigt, wenn die Klage als an ſich 
unftatthaft abgewiejen wird. Dieje Beftimmung kann unjeres Er- 
achtens nicht aufrecht erhalten werden. Es iſt unbegreiflih, aus 
welhem Grunde hier die bei Abweilung wegen Unzuftändigfeit des 
Gerichtd angewandte Milde verfagt jein joll. Die Abweifung wegen 
Unzuftändigfeit des Gerichts jpricht aus, dag ein zur fachlichen Ent- 
ſcheidung überhaupt nicht befugter Richter angerufen ift; der angerufene 
Richter lehnt die Entiheidung für alle Zukunft ab. Bei mangel- 
bafter Stlagerhebung iſt der an ſich zuftändige Richter nur durch die 
gegenwärtige prozejjualiihe Sachlage an der Entiheidung verhindert; 
die Ablehnung der Enticheidung erfolgt hier nur zur Zeit. Dabei hat 
in dem letteren Falle möglicherweije die klagende Partei jede zu 
erwartende Sorgfalt angewandt, mehr Sorgfalt vielleicht, als durch die 
Slagerhebung bei einem unzuftändigen Gerichte befundet jein mag. 
Die Mängel der Slagerhebung liegen ja Häufig in der Verlegung 
von Zuftellungsvorjchriften, aljo in Umftänden, die dem Berhalten 
der Partei zunächſt gar nidt angerechnet werden können. Bon der: 
artigen Mängeln erhält die Partei erjt Nachricht, nachdem fie ein: 
getreten ſind. Inzwiſchen ijt aber die Berjährungsfrift vielleicht 
abgelaufen. Es erſcheint als eine unabweisbare Forderung der 
Billigkeit, daß bei mangelhafter Klagerhebung mindejtend in dem 
Umfange, in welchem es bei Abweifung wegen Unzuftändigfeit vor: 
gejehen ift, die Nachholung des Mangels gejtattet wird. 


*) Hölder, Arhiv für civil. Praris Bd. 73 Heft 1 ©. 147 ſchlägt vor, daß 
in dem fraglichen Falle lediglich eine Siftirung der Verjährung von der Erhebung 
bis zur Abweiſung der Klage ftatuirt werde; es bejtehe kein Grund, durd) Ge: 
währung der jehhömonatigen Frijt dem Beredtigten mehr Zeit zuzugejtehen ala 
diejenige, welche zur Beit ber erjten Klagerhebung noc fehlte. 

Wir können uns diefem Vorſchlage nicht anſchließen; im Gegenfat zu der 
Anſchauung, welche auch bei mangelhafter Stlanerhebung eine unbedingte Unter: 
brechung der Verjährung eintreten läßt, vertritt unfere® Eradıtens der Entwurf 
eine durchaus geredhtfertigte Mittelmeinung. 

1. 4 
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Der Forderung iſt genügt durch das ſächſiſche Geſetzbuch 8 166. 
Die Motive des Entwurfs verweiſen daneben auf die uns nicht zu— 
gänglich geweſenen Geſetze für Württemberg Art. 6, Heſſen Art. 24, 
Bremen $ 7, Dresdener Entwurf Art. 414, ſchweiz. Geſetz über das 
Dbligationenreht Art. 158. In der gemeinrechtliden Praxis macht 
fih die entjchiedene Neigung geltend, der mangelhaften Klage eine 
die Unterbrehung der Berjährung unbedingt herbeiführende Wirkung 
zuzufchreiben. (Vergl. Seuffert, Archiv Bd. VI Nr. 133, Bd. IX 
Nr. 250, Bd. 20 Nr. 101 und R. ©. €. Bd. V ©. 122.) Alle 
diefe Erfenntnifje erachten unter Berufung auf Const. 3 Cod. 7. 40 
für ausfchlaggebend, dat aucd bei mangelhafter Klagerhedung auf 
der Geite des Klägers der Borwurf der Gaumjeligfeit bejeitigt 
werde. Um jo gewichtiger erjcheint diefe Praris, als andererjeits 
der Slagerhebung bei einem unzuitändigen Gerichte die Wirkung der 
Unterbredung der Verjährung abgefproden wird. (Bergl. GSeuffert 
Archiv XI Nr. 7). 

Derjelbe Billigfeitsgrund, welder bei der Unterbrechung der 
Verjährung unfere Regel durhbricht, verdient — was vom Entwurfe 
völlig überjehen wird — eine entſprechende Berüdfichtigung in ſolchen 
Berhältniffen, in denen ein Aniprud dadurch bedingt ift, daß derjelbe 
innerhalb einer beftimmten Frift gerichtlic) geltend gemacht wird. 
Wir denken dabei vorzugsweiſe an die Friſten, durch welche die Zu— 
läſſigkeit des Rechtsweges beſchränkt wird, jowie an die Friſten der 
K. D. 88 24 Nr. 2, 25 Nr. 1 und 2 und des Reichsgeſetzes, betr. 
die Anfechtung 2c. vom 21. Juli 1879, falls man legtere nicht etwa 
ſchon als Berjährungsfriften anjehen will. Aus dem Entwurfe wäre 
hierher zu rechnen der $ 1430 Abſ. 2. — 

Genehmigt man die vorjtehend erörterten Ausnahmen bei Ab- 
weilung einer prozeſſualiſch mangelhaften Klage durch gerichtliches 
Urtheil, jo wird man fih der Prüfung der Frage nicht entziehen 
können, ob nicht die Gründe der Ausnahmen ebenfalls zutreffen, wenn 
die Klage zurüdgenommen wird. Für die Bejahung diefer Frage 
jpricht unjeres Erachtens die Nechtslogit und das Bedürfniß der 
Praxis. Wenn der Kläger ſich nad) Zuftellung der Klage überzeugt, 
daß die Erhebung der Klage nicht ordnungsmäßig bewirkt oder daß 
ein unzultändiges Gericht angerufen ift, jo darf ihm das Recht nicht 
verjagt jein, ohne Beeinträchtigung jeiner materiell= rechtlihen Lage 
die Klage zurük zu nehmen. Widerfinnig wäre ein Nechtsitreit, 
der von der Flagenden Seite nur aus dem Grunde fortgejet 


werden muß, um ein aller VBorausjiht nah ungünftiges Urtheil zu 
erwirfen. — | 

Das find Hinfichtlich der bejprochenen Materie im mwejentlichen 
diejenigen Richtungen, in denen nad unjerem Dafürhalten der Ent- 
wurf einer nodmaligen Prüfung unterzogen werden fünnte. In der 
jeßigen Redaktion wären diefelben etiva folgendermaßen zum Aus— 
drud zu bringen: 

I. Die Beltimmung wegen der Prozeßzinjen wäre hinter dem 
8 243 einzujchieben. 

I. Was die Dauer der Rechtshängigkeitsmwirkungen anbetrift, 
jo würde der Abjchnitt 9 des Allgemeinen Theile die Ueberſchrift 
empfangen: 

„Streitbeginn und Urtheil.” 

Vor dem jetigen $ 190 wäre ein bejonderer Paragraph einzu- 
ichieben etwa mit folgendem Wortlaut: 

„Die an die Klagerhebung oder den Eintritt der Rechts— 
hängigkeit gefnüpften Wirkungen werden, injoweit nicht aus 
dieſem Gejege ji ein Anderes ergiebt, mit rüdmirkender 
Kraft wieder aufgelöft, wenn der Kläger die Klage zurüd- 
nimmt oder wenn die Klage al3 an jich unftatthaft oder 
wegen Mangels einer Prozekvorausfegung abgewiefen wird. 

Dieje Beitimmung findet in den Fällen der 88 245, 402, 
938 Abſ. 2 des Gejetes Feine Anwendung. 

Die 88 637, 640, 641 der R. C. P. D. bleiben unberührt.” 

Unter den Ausnahmen ift der $ 245 mit angeführt, obwohl der 
Berzug Feine nothiwendige Wirkung des Streitbeginnes it. Fehlte 
aber die Bezugnahme, jo könnten Zweifel darüber beftehen, wie jener 
Fall zu behandeln wäre. 

Mit Bezug auf die Unterbrehung der Verjährung wäre der 
jegige erjte Abſatz des $ 171 zu ftreichen, weil fein Inhalt durch 
obige Regel gededt wird. 

Statt dejjen wäre mit den Worten zu beginnen: 

„Nimmt der Berechtigte die Klage zurüd oder wird die 
Klage als an ſich unftatthaft oder wegen Mangels einer 
Prozeßvorausſetzung abgemwiejen, jo gilt die Verjährung als 
durch die erite SKlagerhebung unterbrochen, wenn von dem 
Berechtigten innerhalb 6 Monaten nad; der Yurüdnahme 
oder nach der Nechtskraft des Urtheils in ſtatthafter Weife 
bei dem zuftändigen Gerichte neue Klage erhoben wird.” 
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Der übrige Inhalt des Paragraphen wird durch unfere Unter: 
fuhung nicht berührt. Der $ 172 des Entwurfs wäre dagegen im 
Hinblid auf den oben vorgejchlagenen Regelparagraphen vollftändig 
zu ftreichen. 

Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über die Unter- 
bredung der Berjährung auf Ausichlußfriften würde endlich duch 
einen einfahen Hinweis auf $ 171 Ab. 1 etwa in dem 6. Abichnitt 
des Allgemeinen Theiles „Zeitbeftimmungen” genügend zum Ausdrud 
gebracht werden können. 


Zu $ 293 bis 313 des Entwurfs (Nebertragung 
der Forderung). 
Bon Redtsanmwalt Dr. Martinins in Erfurt. 


Bu $ 293, 294. 

Indem der Entwurf ſich prinzipiell für die Zuläſſigkeit der 
Sondernahfolge in eine Forderung erklärt und die Wirkung 
des Ueberganges der Forderung an den Mbtretungs- 
vertrag fnüpft, jofern nicht die Uebertragung auf Grund des 
Geſetzes oder gerichtliher Anordnung in Frage kommt, fteht er auf 
dem Standpunfte der modernen Rechtswiſſenſchaft und der meiften 
neueren Godififationen, den man ſchwerlich aufgeben wird. Es 
könnte höchitens die Frage aufgeworfen werden, ob es nicht etwa 
mwünjchenswerth fei, für den Abtretungsvertrag eine bejondere Form 
vorzufchreiben oder die Wirkung des Gläubigerwechſels erft an das 
Hinzutreten eine weiteren äußerlihen Moments, der Denunziation, 
zu Enüpfen. Eine bejondere Form für den Abtretungsvertrag würde 
man nur dann vorjchreiben fönnen, wenn man den prinzipiellen 
Standpunkt des Entwurf in Betreff der Formfreiheit fallen ließe. 
Daran ift nicht zu denken. Durch die Anfnüpfung des Meberganges 
der Forderung an die Denunziation aber würden für den Verkehr 
unerträglihde Schwierigfeiten erzeugt. Der einfahe und für die 
Grundlehren eines Rechtsbuches deshalb jo annehmbare Barallelismus 
zwiſchen Tradition und Gejfion ginge verloren. Bei der cessio legis 
müßte man den Gläubigerwechſel gleihrwohl ohne Denunziation vor 
ſich gehen laſſen oder den Uebergang der Forderungen unmittelbar 
kraft des Gejetes Preis geben. Bei Uebertragung von Rechten im 
Sinne des $ 312 des Entwurfs, wie der Urheberrechte u. j. mw. 
müßte man von der Denunziation gleihfall® jo wie jo abjehen, weil 
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hier der Schuldner, dem der Uebergang des Rechts durch die Denun- 
ziation publizirt werden jollte, fehlt. Es kommt Hinzu, daß er: 
fahrungsmäßig bisher Vorſchriften, analog denen in $ 303 fg. des 
Entwurfs dem Intereſſe des cessus und der allgemeinen Rechts: 
jicherheit genügten. Wenn der Entwurf in den $ 303 fg. auf die 
Kenntniß des Schuldner8 von der Uebertragung das entjcheidende 
Gewicht legt, ſtatt an eine formale Denunziation anzufnüpfen, - jo 
bedeutet das einen nur zu billigenden Fortichritt. Dem Entwurfe 
jteht aud Hier Treue und Glauben im Berfehre höher als ein un- 
gejunder Formalismus (vergl. aud) 1. 17 Dig. 2, 15). Das Intereſſe 
de3 neuen Gläubiger! wird von jelbjt dazu führen, daß in der Regel 
der Schuldner durd Anzeige des bisherigen Gläubiger8 oder Bor: 
[egung einer Abtretungsurfunde von dem Forderungs-Uebergang aus— 
reichend jichere Kenntniß baldigft erhält. 

Für die Begründung des Nießbrauhs an Forderungen erklärt 
der Entwurf im $ 1023 die Vorſchriften für entiprechend anwendbar, 
welche im Falle der Uebertragung der Forderung gelten (vergl. nod) 
$ 312, 1039, 313). Zur Berpfändung einer Forderung, zu deren 
Veräußerung der Abtretungsvertrag genügt, it dagegen nad) $ 1211 
außer dem Pfandvertrage erforderlich, daß die Verpfändung von dem 
Berpfänder dem Schuldner angezeigt wird. Auf den erjten Blid 
befremdet, daß die Entjtehung des Pfandrechts hier an die Denun- 
ziation gefnüpft wird. Während die Forderung in ihrer Totalität 
durd den Abtretungsvertrag übergeht, wird für die Uebertragung 
der geringeren Befugnijfe, welche das Pfandrecht gewährt, eine 
erjchiverte Form eingeführt. Wir werden richtiger jagen müſſen: 
„beibehalten“. Denn überall hat das Intereſſe des Publikums an 
der Kundbarmachung des Pfandrechts an Forderungen zu bejonderen, 
die Beitellung erjchwerenden Borfchriften geführt. Diefelben find 
unentbehrlid zur Bekämpfung einer unfoliden Gejchäftsgebahrung. 
In ganz analoger Weife hat man das constitutum possessorium als 
unentbehrlich für den Verkehr bei Uebertragung de3 Eigenthums und 
des Nießbrauchs an einer bemweglihen Sache beibehalten, während 
feine Anwendbarkeit bei Begründung des bejchränfteren Pfandrechts 
an einer beweglichen Sache ausgeſchloſſen iſt (vergl. 8 805, 983 
Abf. 2, 1147 Abi. 2, 1152). Nun ift ja zuzugeben, daß auch mit 
der Abtretung von Forderungen gleichiwie mit deren VBerpfändung 
ein die Intereſſen der Allgemeinheit gefährdender Mißbrauch getrieben 
werden kann. 3.8. e3 fällt Jemand in Konkurs. Dabei ſtellt ſich 


55 

heraus, daß er jeine Außenjtände längit durch Bertrag einem Dritten 
abgetreten hat. Die Schuldner haben nod) feine Kenntniß. leid): 
wohl gehören die Außenftände nicht zur Mafje. Sollte man deshalb 
die Mebertragung der Forderungen ganz allgemein erjhweren? Das 
geht niht an. Am unjoliden Berfehr wird ftet8 die Berpfändung 
eine größere Rolle fpielen, als die Abtretung des Eigenthums an 
Sachen und die Abtretung von Forderungen in ihrer Totalität, und 
die größere Gefahr, welche in der Möglichkeit häufigeren Mißbrauchs 
Liegt, erheifcht nur beim Pfandrechte Vorſchriften, welche die Beitellung 
erichweren. Wollte man ein Webriges thun, um die unbeauemen 
Folgen, welche die Anknüpfung des Forderungsüberganges an den 
Abtretungsvertrag ohne Hinzutritt eines weiteren, eine gewiſſe 
Publizität verbürgenden Momentes im Konkursfalle äußern Fann, 
abzulehnen, jo könnte died nur durch eine Bejtimmung in der Kon— 
fursordnung gejchehen, wonach Abtretungsverträge die Bermuthung 
der Abficht der Gläubiger-Benachtheiligung gegen fid hätten, wenn 
fie nicht dem Schuldner in der vorfritifchen Zeit befannt geworden 
find. Daß in der Praxis fi ein dahin gehendes Bedürfnig fühlbar 
gemacht hätte, können wir, aus unſerer Erfahrung wenigjtens, nicht 
bejtätigen. Daß im $ 1211 der Anzeige des Verpfänders von der 
Berpfändung der Forderung nicht die Borlegung einer dent $ 306 
Abſ. 2 entiprechenden Urkunde durch den Prandgläubiger gleichgeftellt 
it, nimmt Wunder. Näher darauf einzugehen, ift hier nicht der Ort. 

Da die Pfändung einer Forderung im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung nad) $ 730 Abj. 3 der Eivilprozeßordnung mit Yuftellung 
des Prändungsbejchluffes an den Drittjchuldner als bewirkt anzuſehen 
ift, jo liegt eine unverfennbare Konzinnität der Vorſchriften des Ent- 
wurfs und der Prozekordnung über die Entjtehung des Pfandrechts 
an Forderungen durch Bertrag und in Folge gerichtlicher Anordnung 
vor. Wenn nun aber der Abſatz 3 des $ 294 die Wirkung der 
Uebertragung einer Forderung bei der Ueberweilung einer Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung an die Zuſtellung des Weber: 
weilungsbejchlufjes an den Drittihuldner fnüpft, jo jcheint diejer 
Abjag mehr auf eine Webereinftimmung mit dem $ 730 der Civil: 
prozeßordnung abzuzielen, als das Prinzip, das furz vorher der 
Abſatz 2 des 8 294 ausgedrüdt Hat, im Auge zu behalten. Man 
könnte gerade durch die Stellung der beiden Abſätze dazu "geführt 
werden, es für wünſchenswerth zu erklären, die Uebertragung der 
Forderung an die Bollziehung des Ueberweiſungsbeſchluſſes durch) 
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den Richter oder doch die YZuftellung dejjelben an einen der Bethei- 
ligten, jei e8 den neuen Öläubiger oder den Drittihuldner zu knüpfen. 
Man muß fi aber gegenwärtig halten, daß die Zuftellung des Ueber- 
weiſungsbeſchluſſes fich hier nicht al8 ein Moment darftellt, daS wie 
‚die Denunziation dem Uebertragungdafte Hinzuzutreten hätte. Es 
handelt fi) blos um das SHervortreten de3 richterlihen Willens, 
welcher den Willen des bisherigen Gläubigers erjett, in die äußere 
Erjcheinung, und es ijt rein zufällig, daß dieſes Hervortreten regel- 
mäßig mit der in der Zuftellung des Ueberweiſungsbeſchluſſes Liegen- 
den Benachrichtigung des Drittſchuldners zufammenfällt. Bedenkt 
man noch, wie bedeutungslos praftifch bei der Ueberweiſung einer 
Forderung, die an eine vorherige Pfändung ſtets anknüpft, der 
Moment des Veberganges des vollen Gläubigerrehts in der Regel 
it, wie erwünſcht andererjeit8 die Einheit in der Regelung der 
Pfändung und Leberweifung von Forderungen im Bmwangsvoll- 
ftrefungsverfahren jein muß, jo wird man die Stellungnahme des Ent- 
wurfs entjchieden billigen, jo jehr zunächſt die Vorſchrift des Abſatz 3 
im unmittelbaren Anſchluß an den Abjak 2 des 8 294 überraſcht. 

Der Grundjag der Yormfreiheit des Abtretungsvertrages 
trifft, joweit nicht für die Abtretung gewiſſer Forderungen, insbejondere 
derjenigen, für welche eine Hypothek bejtellt ift, Ausnahmen beſtimmt 
find, aud) diejenigen Abtretungsverträge, bei denen e8 ſich um Abtretuug 
von Forderungen aus Verträgen handelt, welche einer befonderen Form 
nad dem Gejeg unterliegen. Inſofern die vorgejchriebene Form nur 
für den Schuldner berechnet war, wie beim Schenfungsvertrag für 
den Schenker, um ihn vor Uebereilung zu fügen, beim Schuld— 
befenntniß oder Schuldverſprechen ohne Angabe des Berpflichtungs- 
grundes, gewiljermaßen um durch die Form einen materiellen Mangel 
zu deden ($ 440, 683), jo hat es nichts Befremdendes, wenn der 
Abtretungsvertrag, den der Gläubiger (3. B. der Beſchenkte) mit 
einem Dritten jchließt, einer bejonderen Form nicht unterworfen 
wird. Des Schutzes, den die Formvorſchrift bei Abjchluß des 
urjprünglichen Vertrages dem Schuldner angedeihen ließ, bedarf es 
bei der Abtretung der Forderung aus einem ſolchen Vertrage nicht 
mehr. Anders Liegt jedoch die Sache bei den Abtretungsverträgen, 
weldhe an Verträge anfnüpfen, durch welche Jemand ſich zur Ueber— 
tragung des Eigenthums an einem Grundftüde verpflichtete, oder an 
einen Vertrag, durch welchen Jemand fein ganzes gegenmwärtiges Ver— 
mögen oder einen Bruchtheil defjelben einem Anderen zu übertragen 
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oder einen Nießbraud daran zu. bejtellen verſprach. Für beide Arten 
von Berträgen ift die gerichtliche oder notarielle Form vorgejchrieben 
und hier trifft die Formvorſchrift den ganzen Bertrag, jo daß beide 
Theile ihre Erklärung in der vorgefchriebenen Form bei Strafe der 
Nichtigkeit des Geichäfts abzugeben haben. ($ 351, 350, 91.) Die 
erichwerende Form der Grundftüds-Beräußerungsverträge beruht auf 
der Rüdfichtnahme, welche die joziale Bedeutung der Stabilität des 
Grundbefiges erheiicht, und dem richtigen Verftändniffe des Einflufjeg, 
den ein folcher Veräußerungsvertrag häufig auf eine ganze Reihe von 
Rechtsverhältniffen ausübt. Bei der Beräußerung eines ganzen 
gegenwärtigen Bermögens oder eines Bructheils defjelben, bei dem 
zunieiſt Grundbefig eine Rolle mitipielen wird, iſt neben diejen 
Geſichtspunkten die Inhaltſchwere des ganzen Geſchäfts ſowie der 
Shut des Veräußererd gegen Webereilungen von Bedeutung. An 
die Derträge über ein ganzes Vermögen oder einen Bruchtheil des— 
jelben werden Abtretungsverträge im Allgemeinen jeltener fi an- 
ichließen, weil der Erwerber oft perjönliche Leiftungen übernehmen 
wird, melde die Abtretung unmöglid machen, aber die Abtretung 
der Rechte aus Grundſtückskäufen ift nicht jo jelten, als daß fie nicht 
eine gewifje Beachtung erheiſchte. Diejelben Rüdjichten, welche die 
Aufjtellung einer Formvorſchrift für den Urvertrag nahe legten, 
icheinen die Aufitellung einer analogen Formwvorſchrift für den Ab— 
tretungsvertrag zu fordern, etwa dahin gehend: 

„Die Abtretung von Forderungen aus Verträgen, deren 

Gültigkeit von der Beobachtung einer befonderen Form dur 

beide Bertragichließenden abhängt, bedarf derjelben Form.” 

Natürlid darf die Yormworjchrift nur den Abtretungsvertrag 
jelbjt treffen, nicht etwa den ihm als causa der Abtretung vorauf- 
gehenden Vertrag zwijchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger. 
Auch erjcheint e3 nicht geboten, den Erlaßvertrag ($ 290) in gleicher 
Weife zu erichweren und etwa im Allgemeinen Theil des Gejegbuchs 
eine generelle Vorſchrift einzufchalten. 

Wird der Entwurf nicht in der gedachten Richtung ergänzt, jo 
ift dies fiher Fein Unglüd. Denn ohne befondere Vorjchrift wird 
man von felbjt geneigt jein, den Abtretungsvertrag der Form des 
Urvertrags anzupafjen. 

Wegen der Abtretung der Rechte aus jchriftlihen Anweiſungen 
fann auf die Motive zu $ 613 unter 7 vermwiejen werden. Hat der 
Angewiejene dem Anmeifungsempfänger gegenüber die Anweiſung 
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Schriftlich angenommen, und überträgt legterer durd) einen Abtretungs- 
vertrag jein Recht auf einen Anderen ($ 607), jo entipricht die Rechts— 
lage dem obengedachten Schenfungsveriprechen oder einer og. cautio 
indiscreta. Freilich ſcheint hier die den Anweiſungsverkehr beherrichende 
Marime der Scriftlichkeit Eräftiger zur Schriftform auch für den 
Abtretungdvertrag zu drängen, indejjen wird aud) hier die Praxis 
ohne gejeggeberiihen Zwang den Weg der Schriftlichkeit von jelbit 
einschlagen. 

Eine bejondere Vorſchrift über die Zuläffigkeit von Theil- 
ceffionen zu geben, hat der Entwurf für entbehrlich erachtet. Aus 
$ 1122 ergiebt fi, daß der Entwurf von der unbejchränften Zu— 
läfjigfeit der Theilcejjionen bei Theilbarfeit der Leiftung ausgeht. 
In dem $ 228, welcher den Schuldner als zu Theilleiftungen nicht 
berechtigt erklärt, liegt indireft eine Anerkennung des Grundjates, 
daß der Gläubiger Theilleiftungen fordern fann und deshalb aud) für 
befugt erachtet werden muß, Theile feiner Forderung auf Andere zu 
übertragen, immer vorausgejett, daß die Forderung an ſich vermöge 
ihres Inhaltes theilbar ıft. Es ericheint in Folge deſſen thatfächlich 
nicht nöthig, die Zuläffigkeit einer Theilceſſion befonders auszuſprechen. 
Daß die Theilcefjion gewiſſe Erjchwerungen für den Schuldner zur 
Folge haben kann, it nicht zu verfennen. Er muß 10 Gläubigern 
kündigen, ftatt einem; in Folge der Kündigung einer Theilhypothef 
fann er feinen neuen Darleiher finden, während es bei Kündigung 
der ganzen Poſt wohl möglich wäre. Dies muß man in den Kauf 
nehmen und ſich mıt dem minima non curat praetor abfinden. Jede 
Ceſſion, auch wenn es ſich um feine Theilcejftion handelt, bringt ſchon 
eine gewiſſe Unbequemlichkeit mit ji) durch die Nothwendigkeit für 
den Schuldner, ſich mit einem neuen Gläubiger benehmen zu müffen, 
jeine prozefjuale Lage im Punkte der Beweislaft verjchlechtert 
fih u. f. w. Das find Dinge, die man fich gefallen laſſen muß, 
wenn man im Berfehrsinterejje das Prinzip der Ceſſionsfreiheit zu 
proflamiren für nöthig befindet. Und daß man dies muß, bedarf 
nicht des Beweiſes. Liegt doc) die Sade bei der Vererbung von 
Forderungen (vergl. $ 2051) ganz ebenjo. Wollte man den Grund: 
jag aufitellen, daß bei der Ceſſion die Lage des Schuldners nicht 
verichlimmert werden dürfe, jo könnte dies nur mit der Beichränfung 
geichehen, „nicht mehr als bei Beerbung des Gläubigers”. Man 
fönnte daran denken, für Theilcefjionen von Darlehns-Forderungen 
und Grundfhulden dem Theilgläubiger, der alleın jeine Theilpoſt 
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‚auffündigt, die Innehaltung einer doppelten Kündigungsfriit aufzu— 
nöthigen, um den Schuldner zu ermöglichen, durch rechtzeitige Auf: 
fündigung der übrigen Theilpoften die Schwierigkeiten jeiner Lage 
einigermaßen aus dem Wege zu räumen. Indeſſen dürfte die Sadıe 
praftifch doch nicht von der Bedeutung jein, um ein pojitives gejeß- 
geberiihes Eingreifen zu rechtfertigen. Aus der Praris ift uns 
wenigſtens nicht erinnerlih, daß ein Zurüdgehen auf die diefem 
Zweck dienende Preußiſche Berordnung vom 8. Februar 1811 
erforderlich gewejen wäre, und wenn einmal ein pofitiver Ein— 
griff durch die Gejegebung angezeigt wäre, jo müßte er natür- 
lich aud die in Folge Erbanfalle8 getheilten Forderungen mit: 
ergreifen. 

Zu 8 295. | 

Der Abja 1 dieſes Paragraphen erklärt für nicht übertragbar 
alle Forderungen, welche von einer nicht übertragbaren Eigenschaft 
des Gläubiger abhängen, oder bei denen die Leitung an einen 
anderen al3 den urjprünglichen Gläubiger nicht möglich ift, oder 
deren Inhalt durch die Leiftung an einen anderen Gläubiger ver- 
ändert werden würde. | 

Trotz der, man möchte jagen, peinliden Faſſung diejes Abſatzes, 
welche offenbar darauf abzielt, alle höchſtperſönlichen Forde- 
rungen jicher zu treffen, bleiben im Einzelnen doch mannigfache 
Zweifel in Betreff der Uebertragbarfeit gewiſſer Forderungen 
bejtehen. Ganz natürlid, denn es ift jehr Häufig aus der Natur 
des Vertrages allein ſchwer zu entſcheiden, ob die Berechtigung mit 
einer bejtummten Perjon untrennbar verknüpft fein fol. Man ver- 
gleihe nun die verjchiedenartige Auffafjung des gemeinen und des 
preußilchen Rechts in Betreff der Untermiethe. Jenes hält das 
gegen Entgelt eingeräumte Recht auf den Gebrauch einer Sade für 
ein keineswegs an die Perſon gefnüpftes Recht, das preußiſche All 
gemeine Landrecht fteht auf dem entgegengejegten Standpunkte. Es 
iſt im volliten Maße anzuerkennen, daß die Verfaffer des Entwurfs 
bei Behandlung der einzelnen Redtsinftitute fich ftetS die Frage nad) 
der Uebertragbarfeit gegenwärtig hielten und entjtehende Zweifel 
durch Spezialbeſtimmungen bejeitigten. Es genügt auf $ 486, 
welcher das Vorkaufsrecht für nicht übertragbar erklärt, die Motive 
zu $ 476, 477 Bd. II ©. 341, wonad) die llebertragbarfeit des 
Wiederfaufsrecht durd; den Entwurf nicht ausgejchlofjen werden joll, 
$ 516 in Betreff der Miethe, $ 552 in Betreff der Leihe, $ 644 in 
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Betreff der Forderungen aus dem Gejellichaftsvertrage zu verweiſen. 
Die Frage nach der Uebertragbarkeit des Nießbrauchs iſt beſonders 
geordnet ($ 1011 fg.). Ebenfo ift eine befondere Vorſchrift für be— 
ſchränkte perjönlihe Dienftbarkeiten getroffen ($ 1047). Bet der 
Berjchiedenartigfeit der Dienftverträge war die Aufitellung einer 
Spezialvorfhrift unmöglih. Hier gerade wird vorzugsweiſe eim 
Zurüdgehen auf die Regel des $ 295 Abjag 1 fich als nothwendig 
erweilen, da im einzelnen Falle zu entjcheiden ift, ob die Leiftung 
des llebernehmers an die Perjon des Beſtellers gefnüpft ift oder 
nicht. Ebenſo bei der Werkverdingung. Daß der Anipruc aus dem 
pactum de mutuo dando nidjt cejfibel, kann aus $ 458 zuverläffig her- 
geleitet werden. Für Alimentenforderungen bedurfte es einer be- 
ionderen gejetlihen Vorſchrift nicht. Je nach ihrer Natur greift 
die Regel des Abjag 1 Pla oder nicht (Entſch. des Reichsgerichts 
Br. 4 ©. 144). Es würde zu weit führen, wollte man die Sache 
noch weiter in’8 Einzelne verfolgen; doc darf nicht unbemerkt bleiben, 
daß die Frage der Hebertragbarfeit und der Pfändbarkeit des Pflicht: 
theilsanſpruchs durch $ 1992 eine höchſt ſachgemäße Regelung erfahren 
hat. Nur eine Kleinigkeit ift dort offenbar überjehen. Nach der 
Fafjung des $ 1992 ift der Pflichttheilsaniprucd unbedingt pfändbar, 
nicht bloß wenn er einmal übertragen ift und der Berechtigte ihm 
jeinen perjönlichen Charakter abgejtreift hat, jondern aud, wenn er 
bloß vom Bflichttgeilsberechtigten vererbt if. E83 müßte aber den 
Erben des Pflichttheildberechtigten aus denjelben Gründen wie ihm 
jelbjt geftattet bleiben, ji der Geltendmahung der Anſpruchs zu 
enthalten. Wir würden im Abjat 2 Sat 2 des $ 1992 hinter 
Prlichttheildberedhtigten die beiden eriten Male einjchalten „oder 
defjen Erben” und hinter das Bermögen des Pflichttheilsberechtigten 
„oder deſſen Nachlaß“. 

Den im Abſatz 2 des $ 295 aufgeſtellten Grundſatz, daß durch 
Rechtsgeichäft nicht die Mebertragbarfeit einer Forderung mit Wirkung 
gegen Dritte ſoll ausgejchloffen werden fünnen, muß man nad) den 
in den Motiven entwidelten Gründen billigen. Eine Ausnahme von 
der Regel bietet der $ 516 (veral. $ 533). Das Recht aus Miethe 
und Pacht (abgejehen von Theilpacht) ift zwar im Allgemeinen über: 
tragbar, doc ſoll durch Vertrag die Uebertragbarfeit ausgeichloffen 
werden fünnen. Bedenken gegen die Zulafjung der Ausnahme haben 
wir nicht. Dagegen möchte id) vielleiht ınit Rückſicht auf 8 796, 
der einen entjprechenden Sat für das Sachenrecht bringt und 8 107 
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Abjag 2 der Zujag zu Abjat 2 des S$ 295 empfehlen, „ſoweit nicht 
das Gejek ein Anderes bejtimmt”. 

Es genügt der Hinweis darauf, daß aud Forderungen der 
Lehns- und Fideitommißeigenjchaft theilhaftig werden fönnen und 
daß zwar die Bejchränfung des Inhabers der Forderung in jolchen 
Füllen durch das Gejeg normirt wird, daß aber die Beſchränkung 
jelbjt vom Gejege an das Vorhandenfein eines gewillen auf Rechts— 
geichäft beruhenden Rechtsverhältniſſes gefmüpft wird. (Bergl. 
Motive zu $ 837 1II ©. 218, 219). Jedenfalls ift die Slaufel 
hier ebenfo gerechtfertigt wie in $ 796 oder an beiden Gtellen 
entbehrlich. 

Bei der Deutlichkeit, mit der da8 den Entwurf beherrichende 
Prinzip zu Tage tritt, erweift fi) eine Beitimmung nad) der Richtung, 
dag auch die partielle Uebertragung der im Forderungsrechte liegenden 
Befugnifje durch Beftellung von Nießbraud und Pfand an der Forde— 
rung durch Bertrag mit der Wirkung gegen Dritte nicht ausgejchloffen 
werden könne, als unnötbig. 

Die Tragweite des Abjag 2 ift jelbftverjtändlich nicht gering zu 
ihäßen. Steine Forderung, die es nicht nad der Natur der Sache 
(Abſatz 1) oder Eraft bejonderer gejeglicher Vorſchrift ift, läßt ſich 
mit Rechtswirkung gegen Dritte zu einer höchjtperjönlichen ſtempeln; 
3. B. fann das Wiederfaufsredht fortan, da es prinzipiell übertragbar 
ift, nicht mit Wirkung gegen Dritte an die Perjon gebunden werden. 
Es befremdet dies namentlich da, wo es ih um Ausſchluß der Leber: 
tragung von Rechten aus wecjjelfeitigen Verträgen mit gleichwerthiger 
Gegenleiftung handelt. Hier ift die Gefahr, welcher der Abjat 2 
vorbeugen fol, faum vorhanden. 

E3 hätte vielleicht genügt, die Pfändbarfeit beziehungsweije 
Uebertragbarfeit im Wege der Zwangsvollſtreckung feitzujegen, wo 
die Uebertragbarfeit durd) beionderen Vertrag ausgeſchloſſen wurde, 
ein Ausweg, den die Motive ohne nähere Begründung einfach von 
der Hand weiſen, aber eine pojitive Amendirung des Entwurfs nad) 
diefer Richtung zu fordern, jcheint ung der Anlaß nicht dringend genug. 

Bu 8 296. 

Gegen das Prinzip des $ 296, welcher die nad) der Prozep- 
ordnung unpfändbaren Forderungen für nicht übertragbar erklärt 
und umgekehrt auch die vom Geje für unübertragbar erklärten 
Forderungen der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung entzieht, 
wird man faum etwas zu erinnern finden. Vielleicht empfiehlt jich 
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jedod) eine Berallgemeinerung der Yallıng in einem dermaßen grund- 
(egenden Geſetzbuche, wie e3 das bürgerliche Gejeßbud it, etwa in 
der Wetje: 
„Sofern nit das Geſetz ein Anderes bejtimmt, kann 
eine Forderung, die oder injoweit fie der Pfändung im 
Wege der Zwangsvollitrefung unterworfen ift, auch nicht 
übertragen werden. 
Ebenjo ift eine Forderung, welche nicht übertragen werden 
fann, der Pfändung nicht unterworfen, jofern nicht das‘ 
Geſetz ein Anderes bejtimmt.” 

Durch dieſe Verallgemeinerung würde für die Geftaltung künftiger 
Spezialgejege ein bequemes Grundgefeß erzielt, jo daß e3 neben dem 
grundfäglichen Ausſpruche der Nichtübertragbarfeit oder Unpfändbar- 
feit gewifjer Forderungen im Einzelnen bloß der Angabe etwaiger 
Abweichungen bedarf (vergl. $ 56 Geſetz, betreffend die Kranken— 
verjiherung vom 15./6. 1883 und $ 68 Unfallverficherungsgeiet 
vom 6./7. 1884). 

Entjprehend wäre alsdann, wenn die vorgejchlagene redaktionelle 
Uenderung als Berbefjerung gelten darf, $ 288 dahin zu fafjen: 

„Die Aufrechnung findet gegen Forderungen nicht jtatt, 
infoweit jie der Pfändung im Wege der Zwangsvollftredung 
nicht unterworfen find.” | 

In $ 724 Abſatz 3 könnte der Sat „und eine Aufrechnung gegen. 
ihn nicht ftatthaft” entbehrt werden, $ 728 bedürfte Feines Zuſatzes 
wegen Ausſchließung der Aufrehnung. In $ 1339 Abjay 3 könnte 
wegfallen „und eine Aufrechnung gegen ihn ift nicht ftatthaft”, in 
$ 1458 Abſatz 2 desgleichen. 

Mit Recht hat der Entwurf die alten gemeinrechtlichen Be— 
ihränfungen der Gejftbilität aus Rückſicht auf die Perjönlichkeit des 
Gejjionars, 3. B. das Verbot der cessio ad potentiorum, an den 
Vormund u. j. w., im Anfchluß an die modernen Godififationen auf: 
gegeben. Damit fällt dann auc das preußifch=rechtliche Verbot der 
Ceſſion beftrittener Rechte an Richter und Anmälte, die an dem 
Gerichte fungiren, vor defjen Forum der Prozeß gehört, hinweg 
(vergl. $ 385 flg., I 11 Allg. Landrechts). Die Disziplinargewalt 
und das prozefjualiiche Ablehnungsreht genügen zur Fernhaltung 
etwaiger Mißbräuche. 

Bu $ 297. 

Mit den Berfaffern des Entwurfes wird man anerfennen müſſen, 
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daß es in der That Bedürfnig it, durch ausdrüdliche Vorſchrift die 
Frage zu regeln, ob bei Abtretung einer Forderung das ihr für den 
Fall eines Konkurjes über das Bermögen des Schuldners zugeficherte 
Borzugsreht auf den Erwerber mit übergeht, wenn der Erwerb 
vor Ausbrud) des Konkurſes erfolgt (vergl. Bd. 3 ©. 41 der Ent- 
ſcheidungen des Neichsgerichts). Indem das bürgerlidde Geſetzbuch 
das fragliche Borzugsreht auf den Erwerber mitübergehen läßt, 
ftellt e8 ji in dem Streite der Meinungen, welcher durd) die Wifjen- 
ſchaft noch nicht abgejchloffen tft, auf den Gtandpunft, daß der Anz 
ſpruch auf vorzugsweije Befriedigung im Falle des Konkurfes ein 
von vornherein der Forderung anklebendes, nur bei einer gewiljen 
Gelegenheit zur Erjcheinung gelangendes Recht, Feine bloße Erwartung 
it. Eine bloße Erwartung, die ihren Grund in einer perjönlichen 
Eigenjchaft des Gläubigers Hat, könnte jich allerdings in der Perjon 
ſeines Gefjionard, dem dieſe Eigenjchaft abgeht, nicht realifiren 
(vergl. Windjcheid, Lehrbuch des Pandektenrehts, Bd. II $ 332 bei 
Note 10). Diejelben Geſichtspunkte, welche dazu führten, im Konkurſe 
beftimmten Forderungen Vorzugsrechte überhaupt beizulegen, mußten 
aud dazu führen, zum Erwerbe jolder Forderungen durch eine dem 
Erwerber zu gebende Zuficherung des Fortbeſtandes jenes Vorzugs— 
recht3 nad) dem Erwerbe anzuregen. 

Nun kommen aber dergleihen Vorzugsrechte nicht blos im 
Konkurje, jondern aud in Zwangsverfteigerungs- Verfahren (vergl. 
$ 24 flg. preuß. Gejeß vom 13. Juli 1883) und bei Bezahlung von 
Nachlaßſchulden durch den Vorbehaltserben bei Unzulänglichfeit der 
Nachlaßmaſſe (vergl. $ 2133) in Betracht. Daß im legteren alle 
dad Vorrecht des Ermwerberd ebenjo fich geltend macht, wie beim - 
Konkurfe, ift nach 8 297 und 2133 felbftverftändlih. Man kann 
aber im Hinblid auf den unverkennbar dem $ 297 zu Grunde 
liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken aud darüber nicht zweifelhaft 
jein, daß der Erwerber einer im HZwangsverjteigerungs = Berfahren 
bevorrechtigten Forderung das Vorrecht bei der Zwangsverſteigerung 
geltend zu machen befugt fein foll, gleichviel ob der Erwerb in die 
Zeit vor oder nad Einleitung der Zwangsverjteigerung fällt. Will 
man dies jedoch durch das Geſetz jelbjt zum Ausdrud bringen, jo 
wäre $ 297 etwa jo zu fallen: 

„Mit Uebertragung der Forderung gehen die mit dieſer zur 
Zeit der Uebertragung verbundenen VBorzugsrechte auf den 
neuen Gläubiger über, die im Falle eines Konkurſes über 
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das Vermögen des Schuldners oder der Zwangsverfteigerung 
eine Grundftüdes zur Geltung fommenden aud alsdann, 
wenn der Konkurs noch nicht eröffnet und die Zwangs— 
verjteigerung noch nicht eingeleitet iſt.“ 

Der Entwurf enthält fi) einer Entjicheidung darüber, ob der 
neue Gläubiger auch die ihm aus jeiner Perjon ohne Rüdjicht auf 
die Beſchaffenheit der Forderung zuftchenden Vorrechte in Anjehung 
der übertragenen Forderung geltend machen könne oder nit. Aus 
dem Prinzipe der Sondernachfolge, zu dem fich der Entwurf befennt, 
und aus dem Fehlen eines Gates, wonach durd; die Uebertragung 
der Forderung die Lage des Schuldners nicht verfchlechtert werden 
dürfe, muß die Frage unbedingt bejaht werden. Geht die Forderung 
auf den neuen Gläubiger mit den ihr anhaftenden VBorzügen und 
Mängeln über, fo ift fie doc fortan eine eigene Forderung des 
neuen Gläubigers und als ſolche gewiß nicht bloß hinſichtlich der 
Einreden zu behandeln (vergl. Windiheid a. a. D. Bd. II 8 332 
bei Note 12). " 

Es ijt mit den Motiven anzuerkennen, daß die frage feine fehr 
erhebliche praktiſche Tragweite hat. Sie kann indefjen beiſpielsweiſe 
praftijch werden, wenn den Kindern oder Pflegebefohlenen des Gemein- 
Ichuldners Forderungen an denjelben abgetreten werden (vergl. $ 54 
Ziffer 5 der Konkursordnung; Entjheidungen des Preußiichen Ober: 
tribunal8 Bd. 55 ©. 268). Windſcheid, der im Allgemeinen für das 
gemeine Recht den diefjeitigen Standpunkt vertritt, will das Vorrecht 
aus der Berjon des Erwerbers cejjiren lafjen, wenn die Uebertragung 
in böswilliger Abfiht zu dem Ende gejchehen ift, um die Stelle des 
- Schuldners zu erichweren (a. a. D. bei Note 13). Dieje Auffafjung 
ift willfürlih. So lajjen fi) unbequeme Konſequenzen eines Rechts— 
ſatzes nicht einfach abweijen (vergl. Motive II ©. 130 unten zu einer 
ähnlichen Rechtsfrage). Es könnte die unbequeme Konſequenz bloß 
den Gedanken nahe legen, bei Revifion der Konfursordnung eine den 
88 42, 48 Biffer 3, 49 derjelben entiprecdyende Beftimmung zu treffen. 
Es iſt ein Unterſchied, ob eine Forderung etwa 10 Jahre vor Aus: 
bruch des Konkurſes den Kindern des Gemeinfchuldners abgetreten 
wurde, oder ob dies. gejchah, als der Gläubiger, etwa der Großvater 
der Kinder, Kenntniß von der Zahlungseinftellung des Gemeinfchuldners 
hatte. Es dürfte überhaupt in Erwägung zu nehmen fein, ob der 
gejeggeberifche Gedanke, auf dem die 88 42, 48 Biffer 3 und 49 der 
Konkursordnung beruhen, nicht de3 weiteren Ausbaues bedürfe. Es 
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handelt jih überall um Geltendmachung des Konkursanfpruches der 
Gejammtgläubigerjhaft gegenüber fraudulofen Recdtshandlungen, bei 
denen der Gemeinjchuldner nicht particeps fraudis iſt und bei denen 
deshalb die allgemeinen Paulianiſchen Anfehtungsgrundfäge nicht 
durchichlagen. Der wichtigste hierher gehörige Fall, der unſeres Er- 
achtens der gejeggeberiihen nangriffnahme dringend bedarf: iſt 
folgender: Wie die tägliche Erfahrung lehrt, drängen ſich im legten 
Momente vor Ausbruch eines Konkurjes einfache Konkursgläubiger 
an einen duch Kautionshypothek gededten Gläubiger (3. B. das 
Bankhaus, mit dem der Gemeinjchuldner arbeitet) und treten diejen, 
unter llebernahme der Gewähr für einen etwaigen Ausfall, ihre 
Forderungen ab, vorausgefett, daß die Kaution noch nicht völlig 
erihöpft it. Ergiebt die Kautionshypothek volle Deckung, jo erhalten 
die betreffenden Gläubiger gleichfall3 volle Befriedigung, höchſtens 
unter Abzug einer anftändigen Provilion, während andere Gläubiger 
fih mit der färglichen Dividende begnügen müfjen. Nach Lage der 
Sejetgebung kann jenem dem Konkurszwecke gefährlichen Gebahren 
wirfjam nicht entgegengetreten werden. 

Was die Nebenrehte der übertragenen Forderung anbetrifft, 
jo enthält fi) der Entwurf mit Recht einer bejonderen Borjchrift 
wegen der Behandlung fälliger Zinſen und SKonventionaljtrafen. 
Man wird mit dem Sat 2 de3 $ 397 ebenfo gut auskommen, wie 
nit dem $ 402 I, 11 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts, der 
die Regelung gleichfall3 der Auslegung der Berträge beziehungsweije 
der Wiſſenſchaft überließ. 

E3 würde zu weit führen, wollten wir hier näher auf die Vor: 
ichriften in Betreff der llebertragung einer durch Hypothek gejicherten 
Sorderung eingehen. Der Entwurf läßt der perjönlichen Klage gegen- 
über Einreden zu, welche der Hypothefenflage gegenüber unzuläſſig 
find ($ 1089 und Motive dazu unter 2). Man hat unjeres Erachtens 
mit Necht den gewaltigen Brud) mit dem ganzen Obligationenrechte 
geicheut, der darin gelegen hätte, wenn man das Einrederecht für 
die dingliche und perjönliche Klage dem Geffionar gegenüber gleid)- 
mäßig befchränft hätte. Alsdann hätte man fich auch lieber dazu 
entichließen follen, die Hypothek zur Hauptjache, die perjönliche 
Forderung zu einer Art accejjorifchen Ausfallsanſpruchs gegen den 
Schuldner zu machen (vergl. das Recht von Hamburg und Lübed 
Motive III ©. 604). 

I. 5 
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3u $ 298 bi3 300. 

Dap im Allgemeinen die Haftung des Gedenten für die Güte 
der Forderung vom Entwurfe nicht beliebt worden it, entipricht 
durchaus den Anforderungen des Berfehrs. Sit fie, wie im Preußi— 
ihen Landrecht normal von ungejäumter Beitreibung der Forderung 
durch den Ceſſionar abhängig, jo wird fie jo wie jo praktiſch in der 
Mehrzahl der Fülle defiziren. Keineswegs rechtfertigt die Rückſicht 
auf die Haftpflicht des Beräußerers einer Sache für Mängel derjelben 
die Annahme einer gleichartigen Daftung des Veräußerers einer 
Forderung für die Beibringlichfeit derjelben. Da in der Regel der 
alte Gläubiger ebenjowenig wie der neue dem Schuldner in die 
Tajche zu jehen im Stande ift, jo ift der Uebergang des Riſiko 
ganzen oder theilweifen Berluftes der Forderung wegen mangel- 
hafter Zahlungsfähigkeit des Schuldners auf den Erwerber das 
Natürliche, wenn nicht dolus des Beräußerers in Betracht fällt oder 
die Sache vertragsmäßig anders geregelt wird. Die zunäd)it wenigitens 
nur für den Sklaven: und Viehhandel berechneten Vorſchriften des 
ädiliciſchen Edikt3 gingen von der für jenen Handel zweifellos zu— 
treffenden Interftellung aus, daß regelmäßig der Verkäufer in Folge 
längeren Gebrauchs die Fehler des verfauften Sklaven oder Thieres 
fennen werde und trugen dem Bedürfnig Rechnung, dem Käufer die 
ichwierige Beweislaft, der Berfäufer Habe pofitive Kenntniß von dem 
Fehler gehabt, mit anderen Worten des auf diefem Gebiete wie auf 
feinem anderen eingebürgerten Betruges, abzunehmen (vergl. 1. 1 
$ 2 Dig. 21, 1). Dieje Gefichtspunfte treffen aber feineswegs in 
gleicher Weije bei der llebertragung von Forderungen zu. 

Wir vermifjen im Entwurfe jchmerzlicd) eine Beſtimmung, wie es 
mit der Gemwährleijtung im alle der Ueberweiſung einer 
Horderung an Zahlungsftatt im Zwangsvollſtreckungswege ge: 
halten werden joll. Die Motive vertröften auf die Reviſion der Prozeß— 
ordnung. Die Borjchrift gehört aber dem materiellen Rechte an, 
und die an 88 736—740 der Prozeßordnung ſich Enüpfenden Zweifel 
müßten gerade durch das bürgerliche Geſetzbuch gelöft werden. Man 
jollte ſich durch ähnliche Erwägungen wie bei Abjat 3 des $ 294 
billig leiten lafjen. Es empfiehlt ſich faft von jelbit die Anwendung 
der Grundjäte des $ 298, Der richterlihe Wille erjegt bei der 
Ueberweiſung den Willen de8 bisherigen Gläubigerd. Die Sache liegt 
aljo ganz analog wie bei vertragsmäßiger Hingabe an Zahlungsftatt. 

Man fönnte einwenden, daß der neue Gläubiger zumeift bei der 


Zwangsvollitredung nicht in eine ebenjo jorgfältige Prüfung der 
Sicherheit der zu erwerbenden Forderung eintreten könne als beim 
vertragsmäßigen Erwerb und deshalb die Haftung des bisherigen 
Släubigers für die Sicherheit al3 erwünjcht bezeichnen. Da indefjen 
die Möglichkeit der lLleberweifung zur Einziehung neben der der Leber: 
weiſung an Zahlungsjtatt bejteht, jo bat es der Gläubiger in der 
Hand, ob er bei Ausübung feines Rechts in der Vollſtreckungs-Inſtanz 
die Forderung als gut hinnehmen will oder nicht. Läßt er fic eine 
unjichere Forderung an Bahlungsitatt, ftatt zur bloßen Einziehung 
übermweijen, jo hat er den etwaigen Ausfall jich ſelbſt zuzujchreiben. 
Auc kann darauf hingewiefen werden, daß, wenn man den bisherigen 
Gläubiger zwingt, eine Forderung abzutreten, man ohne Noth jeine 
Lage nicht Schlechter zu geitalten hat, als bei freiwilliger Abtretung 
(vergl. Entjcheidungen des Preußijchen Obertribunal® Bd. 17 ©. 168 
und Striethorft, Archiv Bd. 85 ©. 181). Wir würden alfo in einem 
Abſatz 2 des $ 298 jagen: 
„Bei der Mebertragung einer Forderung an Zahlungsſtatt 
auf gerichtliche Anordnung haftet der bisherige Gläubiger 
dem neuen Gläubiger in gleiher Weije” (sc. wie im alle 
des Abjag 1). 

Die Haftung des Gedenten für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
joll fih nad) $ 299, wenn fie überhaupt Pla greift, nur auf die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der llebertragung erjtreden. 
Iſt die Haftung die Ausnahme von der Regel, jo iſt es auch angezeigt, 
dem Gejjtonar die Bemweislajt der mangelnden Zahlungsfähigkeit des 
Schuldners zur Zeit der Uebertragung aufzubürden. Wenn der Nach: 
weis, daß der cessus frustra excussus Jet, ſchlechthin genügte, jo würde es 
eine ſehr große Härte jein, den Gedenten haftbar zu madjen, nachdem 
der Gejjtonar Jahr und Tag veritreichen ließ, ehe er die Schuld 
einflagte und den cessus erefutirte; aber aud) die Bürde der Beweis 
führung, daß der Zuftand der Hahlungsunfähigfeit zur Zeit der 
lebertragung noch nicht beftand, fann man, ohne hart zu fein, ihm 
nicht aufpaden. Der Entwurf trifft au hier die richtige Ent- 
ſcheidung. 

Indem der Entwurf in 8 300 hinſichtlich der Haftung des 
Cedenten die cessio legis und die cessio necessaria auf eine Stufe 
jtellt, bringt er einen Nechtsjak zum Ausdrud, den wir mit diejer 
Klarheit in feiner früheren Geſetzgebung entwidelt gefunden haben. 
Ber näherer Betradtung muß ſich Jedermann von der Richtigkeit 
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und Zwedmäßigfeit der Vorjchrift überzeugen. Man vergleiche nur 
die falihe Lehre bei Windicherd $ 336 Note 3 unter Zıffer 2 umd 
prüfe einen hierher gehörigen Fall. 3. B. der Beauftragte tritt dem 
Auftraggeber (gemäß $ 592) eine bei Ausführung des Auftrags er: 
worbene Forderung an einen Dritten ab. Ob er für den Beitand 
oder die Sicherheit der Forderung zu haften hat, muß ſich natur- 
gemäß nad) der bei der Ausführung des Auftrags und Erwerb der 
‚Forderung aufgewendeten Sorgfalt richten. Er irrte in entjchuld- 
barer Weiſe Hinfichtlich der Gejchäftsfähigkeit eines Minderjährigen, 
der ſich für großjährig ausgab, hinſichtlich der Zahlungsfähigkeit 
eines Großjährigen, u. ſ. w. 

Eine befondere Vorjchrift über die Verjährung des Gewähr— 
leiftungsanfpruches bringt der Entwurf nicht. Sie tft aud nicht 
nöthig.. Der Anſpruch auf Gewährleiftung für den Beftand der 
Forderung unterliegt der ordentlichen Berjährung (vergl. Motive zu 
$ 380). Das Gleiche gilt in Betreff des Anſpruchs auf Gewähr: 
leiftung für die Sicherheit der Forderung. Denn der $ 397 iſt 
ebenjo, wie die SS 386 fig. überhaupt, in denen von Gewährleiſtung 
für Mängel der veräußerten Sache die Rede ift, nicht für an- 
wendbar erklärt. 

Die Frage nad) der Zuläſſigkeit der Anfechtung des entgeltlichen 
Beräußerungsvertrages über eine Forderung kann nicht mehr ent- 
jtehen, da der Entwurf den Nüdtritt vom Vertrage wegen laesio 
enormis Überhaupt bejeitigt hat (Motive II zu 8 460). 

3u $ 301. 

Das Bedenken, was man in Betreff des Stoftenpunftes etwa 
gegen $ 301, der die Koſten der Abtretungsurfunde in Ermangelung 
andermweiter Abreden dem neuen Gläubiger auferlegt, namentlich für 
den Fall der Abtretung von hypothekariſch verbrieften Forderungen 
gegen Entgelt haben könnte, zerjtreut der $ 466 Abſatz 2. 

Zu $ 302. 

Wegen der Schwierigkeit der Formulirung einer VBorichrift über 
die Grenzen der Zuläffigkeit von Einreden des Schuldners gegenüber 
dem neuen Gläubiger enthält ſich der Entwurf einer bezüglichen 
Borjchrift überhaupt. Es bedarf deren auch nicht, bis auf die Ein- 
reden, welche ji) auf das Verhältniß zum alten Gläubiger vor er- 
langter Kenntniß des Schuldners von der llebertragung beziehen 
und bis auf die Kompenſationseinrede, welche auch für die Zeit vor 
der Uebertragung, da die Aufrechnung nad dem Entwurfe nicht 
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ipso jure fi) vollzieht, eine bejondere Erwähnung erheifchte (vergl. 
ss 303 bis 305). Durch das Prinzip der Sondernadjfolge ift von 
jelbjt die für die Zuläfligkeit von Einreden maßgebende Norm ge— 
geben und wollte man einen Saß aufitellen, der dies noch bejonders 
zum Ausdrud brächte, jo könnte es nur der fein: 

„Mit der Mebertragung der Forderung geht diefe mit den 

ihr anhaftenden Mängeln auf den neuen Gläubiger über.“ 

Die Redaktoren glaubten jedoch einer bejonderen Vorſchrift nicht 
entrathen zu dürfen, wonad dem Schuldner höcjft perjönliche Ein- 
veden aus der Perſon des bisherigen Gläubigers zu entziehen ſeien 
und jchrieben deshalb im $ 302 vor: 

„Der Schuldner fann dem neuen Gläubiger Einreden nicht 

entgegenjegen, welche eine ausschließliche Beziehung auf die 

Perjon des bisherigen Gläubigers haben.” 
Wir glauben nun, daß es ſolche Einreden überhaupt nicht giebt und 
daß, wenn es fie giebt, fie dem Schuldner Eonjervirt werden müſſen. 
Sudt man nad) Beijpielen für derartige Einreden, wie jie der Ent» 
wurf vorausjeßt, jo denkt man natürlich zunächſt an die exceptiones 
personae cohaerentes de3 Römiſchen Rechts. Die grundlegende Stelle 
der Digeften (1. 7 Dig. 44,1) bezeichnet als exceptiones quae personae 
cujusque cohaerent, lediglich ſolche, welche mit der Perjon des 
Schuldners zujammenhängen. Dieje jollen nicht auf Andere über: 
gehen; 3. B. foll die Einrede der Rechtswohlthat des Nothbedarfs, 
welche dem Socius gegenüber der actio pro socio zufteht, nicht dem 
Bürgen oder den Erben des Schuldners zu Statten kommen (vergl. 
1. 63 82 Dig. 17, 2, 1. 23 bi8 25, 1. 41 Dig. 42, 1). Die Redhts- 
mwohlthat des Nothbedarf3 wird dementiprechend anderwärts auch al3 
personale beneficium de3 Schuldners bezeichnet (1. 63 $ 1 Die. 17, 
2; 1. 29 Dig. 42, 1). 

Die Motive ziehen Windfcheid an. Dieſer bezeichnet al3 Ein- 
reden, die mit dem Wechjel der Perfonen in der Gläubigerrolle bei 
der Gejjion untergehen follen, weil fie ſich auf die bejtimmte 
Släubigerperfon des alten Gläubiger bezögen, die Einrede der 
Rechtswohlthat des Nothbedarfs, wenn fie ihren Grund in der per- 
jönlichen Eigenfchaft des Gläubiger hat und die Einrede aus einem 
perjönlichen Erlaßvertrage. Was zunächſt die Rechtswohlthat des 
Nothbedarfs anbetrifft, jo fennt das bürgerliche Geſetzbuch diejelbe 
nicht (Motive zu $ 228). Aber auch nad; gemeinem Hecht tft 
unbedenklih in allen Fällen, wo fie anerkannt wird, anzunehmen, 
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daß ſie dem Schuldner gegen die Erben des urſprünglichen 
Gläubigers ebenſo gut zuſteht wie gegen jenen ſelbſt, alſo auch gegen 
den Ceſſionar als Sondernachfolger (vergl. J. unica Cod. 5, 13 und 
1.27 Dig. 24, 3; 1.41 pr. Dig. 42, 1 hängt mit den Befonderheiten 
der Delegation zujammen). Immer iſt der Schuß der Perſon des 
Schuldners in Hinblie allerdings auf das perjönliche VBerhältniß zum 
Gläubiger, dem die Forderung entipringt, der leitende Gefichtspunft, 
und fein Anſpruch der Quellen berechtigt dazu, den einen Fall anders 
zu behandeln wie den anderen. Da für die Nechtswohlthat des 
Nothbedarfs vorzugsweile die Perſon des Schuldners ind Gewicht 
fällt, jo wäre auch, wenn die Frage gejetgeberiich zu regeln wäre, 
‘die Rechtswohlthat des Nothbedarf3 unbedenklich dem Univerfal- wie 
dem Sondernadjfolger des Gläubiger gegenüber zu gewähren. Mit 
dem Anſpruch des Gläubiger erwächſt dem Schuldner das Net, 
ih) auf die Nechtswohlthat berufen zu dürfen und er hat nicht bloß 
eine Erwartung, welche durch jeden Berfonenwechjel auf der Gläubiger: 
feite vereitelt werden fan. Die Sade liegt ganz ähnlich, wie bei 
dem Uebergang der Konkursprivilegien auf den neuen Gläubiger vor 
ausgebrochenen: Konfurfe. Der Einwand des Vorbehalt des Noth- 
bedarf3, der ſich auf einen bejonderen Vertrag ftüßt, iſt beiläufig 
auch nach dem Entwurfe noch möglid). 

Einen Erlaß- richtiger wohl Stundungsvertrag, der fih nur auf 
die Perjon eines bejtimmten Gläubigers bezieht, kann man jich nicht 
recht vorjtellen. ft eine Forderung auf fo lange geftundet, als der 
betreffende Gläubiger ſie bejigt, fo it die Gültigkeit des Stundungs: 
vertrage3 von vornherein injoweit zeitlich beſchränkt, daß er bloß bis 
zur Abtretung oder bis zum Tode des Gläubigers zieht. 

Wenn Windjchetd die vorgedachten Einreden zulaffen will, jobald 
die Ceſſion nachweislich in der Abjicht erfolgte, die Einreden zu elidiren, 
jo handelt es fich dabei bloß um einen unglüdlichen Verſuch der Abwehr 
unbequemer Konjequenzen falfcher Lehre (Motive IT ©. 130 unten). 

Die exceptio doli, welche Andere hier in Betracht ziehen, will 
Windicheid nicht Hierher ‚geredinet willen. Ste wird auch in den 
Duellen ausdrüdlich al3 rei cohaerens bezeichnet und nach dem Be: 
griffe, den die Quellen damit verbinden, nicht bloß dem Schuldner 
jondern auch feinen Erben und Bürgen gegeben (l. T Dig. 44, 1). 
Sie greift dem Univerſal- alfo auch dem Singularjuceefjor gegenüber 
"laß (l. 6 Dig. J. c.). Nur injofern kommt die Perjon dabei in 
Betracht, al3 der Kläger jelbjt oder jein antecessor den dolus be— 
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gangen haben muß, nicht der dolus eines Dritten zur Baſis der 
exceptio doli gemacht werden darf, während bei der exceptio quod 
metus causa die Berjon desjenigen, der den metus verurjachte, gleich: 
gültig iſt d.2 $ 1,14 $ 27 bis 33 Dig. 44, 4). Gerade hier bei 
der exceptio doli fünnte man aber verjucht jein zu meinen, daß der 
dolus eine ausjchließliche Beziehung auf die Perſon desjenigen habe, 
der ihn begangen hat, und den $ 302 des Entwurfs hierauf zu beziehen 
geneigt fein. Es jteht aber halt mit der Höchitperjönlichen Einrede ebenſo 
wie mit der höchitperjönlichen actio. Die höcdjitperjönliche Natur bezieht 
ſich auf den Berechtigten, hier den Einredeberechtigten. 

Wir würden deshalb den $ 302 unbedenklich jtreichen oder durd) die 
Eingangs erwähnte Klaujel, wonad) die Forderung mit ihren Mängeln 
übergeht, erfegen. Zum Mindejten jei dem $ 302 von vornherein 
ein Unſchädlichkeits- beziehungsweiſe Nutzloſigkeits-Atteſt ausgejtellt. 

Zu 88 303 bis 305 
haben wir oben bereits unſere Zuſtimmung erklärt. Kenntniß von 
der Uebertragung hat nur der, welcher ſicher davon weiß. $ 272 
und 308 bieten dem Schuldner ausreichenden Schut, wenn er ın 
Zweifel über die Perjon des Berehtigten geräth. 

Zu $ 306 und 307. 

Dieje Vorichriften, welche den Schuß des Schuldners bezweden 
für den Fall, daß eine Webertragung nicht ftattgefunden hat oder 
ungültig ift, und der Schuldner ſich auf die Anzeige von der lleber- 
tragung alleinhin mit dem neuen Gläubiger eingelaffen hat, hätten 
vielleicht entbehrt werden fünnen. Man würde ohne diejelben wohl 
in der Rechtſprechung und Wiffenfchaft zu demjelben Rejultate ge: 
langt jein, zumal was die Fälle des $ 306 anbelangt. 

3u $ 308, 309 und 310 
finden wir nicht zu erinnern. 

Zu $ 311. 

Der $ 311 des Entwurfs jchreibt vor: 

„gaben Militärperjonen, Beamte, Geijtlihe und Lehrer an 
öffentlichen LUnterrichtSanjtalten den übertragbaren Theil 
ihres Dienfteinfommens oder ihrer Penfion abgetreten, jo 
muß die auszahlende Kaffe von dem bisherigen Gläubiger 
durd) eine ihr auszuhändigende öffentlich beglaubigte Urkunde 
von der Abtretung benachrichtigt werden,” 

Die Faſſung des $ 311 giebt zu Bedenken Veranlaffung. Sie 
wäre unbedenklich, wenn die Wirfung der Uebertragung an jid an 


die Denunziation geknüpft wäre und im Eonfreten Falle bloß eine 
verjchärfte Form der Denunztation hätte vorgeichrieben werden jollen. 
Der Paragraph läßt aber jo, wie er lautet, über die Folgen im 
Unflaren, wenn die Abtretung erfolgt ift und die Benachrichtigung 
mündlicd; oder durch eine nicht öffentlich beglaubigte Urkunde jeitens- 
des bisherigen Gläubiger oder durch Vorlegung einer öffentlich be- 
glaubigten Urkunde über die Abtretung ſeitens des neuen Gläubigers 
geichieht. Dffenbar foll jede auf andere Weiſe als die vorgeichriebene 
erlangte Kenntniß der Kalle als Nichtkenntnig gelten. Die Kafje 
zahlt aljo mit befreiender Wirkung bet einer nicht auf die vor- 
gejchriebene Weiſe erlangten Kenntnig an den bisheriger Gläubiger. 
Es iſt jedenfall3 beſſer, diefe Abjicht des Geſetzgebers gelangt zum 
Ausdrud, indem man jagt: 
„Haben Militärperfonen u. j. w. abgetreten, jo wird ans 
genommen, daß die auszahlende Kaſſe erjt in dem Augen— 
blicke Kenntniß von der Nebertragung erlangt hat, in welchem 
je von dem bisherigem Gläubiger durch eine ihr auszuhän- 
digende Öffentlid) beglaubigte Urkunde von der Abtretung 
benachrichtigt worden ift.“ 

Sollte übrigens dem Intereſſe der öffentlichen Kaffe nicht aud) 
die Vorlegung einer öffentlich beglaubigten Urkunde durch den neuen 
Gläubiger genügen ? 

Zu 8 312 und 313 
haben wir nichts zu bemerken. 

Wir Schließen hiermit unfere Betrachtung. Es fönnte auffallen, 
daß wir zu den Tpäteren Paragraphen der Gejftonslehre kaum etwas 
von Belang zu bemerken fanden. Es genügt uns feitzuftellen, daß 
eine jorgfältige Prüfung zu Ausstellungen feine Beranlaffung gab 
und daß wir andererjeit3 nicht das Bedürfnig verjpürten, das im 
Entwurfe und in den Motiven Gebotene zu verwäflern. Wir dürfen 
das Refultat unjerer Prüfung der Gejfionslehre des Entwurfs 
dahin zufammenfaffen: Der Entivurf iſt durchiveg annehmbar. Die 
erhobenen Anftände find vorwiegend redaktioneller Natur und treffen 
nicht die großen Grumdgedanfen des Entwurfs. Wird der betreffende 
Theil des Entwurfs Gefeß, jo dürfen wir uns damit wohl zufrieden 
geben. Wir freuen uns diejes Nefultates um jo mehr, als wir im 
Allgemeinen von der Bortrefflichkeit der der Deutjchen Juriſtenwelt 
zur Beurtheilung vorliegenden Arbeit durchdrungen find. 


Die Bormundichaft des Entwurfs. 
Bon Redtsanwalt David in Frankenthal. 


Die Refignation, zu welcher die rheinischen Juriſten bei den 
verjchiedenen Anläffen zu der endlichen — Übrigens mit freudigem 
Opferfinne begrüßten — Schöpfung eines gemeinfamen, deutjchen 
nationalen Rechtes immer wieder von Neuem jich verurteilt glauben, 
wird wohl nicht am wenigften bei der Neugeftaltung des Vormund— 
ſchaftsweſens jih in Anjprucdh genommen fühlen. Trotz der lieben: 
würdigiten nie verfäumten Komplimente, trog der rühmlich erwähnten 
warmen Bertheidigung aus den damit vertrauten reifen, troß der 
in — allerdings als ſchätzbare Makulatur zurüdgelegten — Geſetz— 
entiwürfen zu Tage getretenen Anerkennung jind die Grundelemente 
des rheiniſch-franzöſiſchen Rechtes theils dem idealen Streben, den 
recht3geichichtlihen Zuſammenhang mit der beftehenden heimijchen 
Ordnung der Dinge feitzuhalten, theil3 dem praftiichen Gebote, mit 
eingebürgerten Rechtsgepflogenheiten und befriedigenden 
Erfahrungen ausgedehnter Rechtsgebiete nicht zu breden, 
aufgeopfert worden 

Die Bormundichaftsordnung des Entwurfs ftellt fi) als ſorgſam 
überarbeitete Abbild der aus gewiß jehr gründlichen Borbereitungs- 
jtudien hervorgegangenen preußtichen Bormundicaftsordnung vom 
5. Juli 1875 — mit mannigfachen, zum Theile freilich elementaren 
Abweichungen dar und iſt nac den Andeutungen der mit einem un 
erihöpfliden Schate von Wiſſenſchaft und beiwunderungswürdiger 
Kunft verfaßten Motive das Opfer des rheiniſch-franzöſiſchen 
Bormundichaftsiyitems auf dem Altare der vaterländijchen 
Rechtsentwickelung unwiderruflich bejiegelt. Betrachtungen, 
welche dem Schmerze, daß wir wieder einmal auserjehen ind, von 
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der ſchönen freundlichen Gewohnheit des Daſeienden zu jcheiden, ge= 
widmet wären, fünnten im bejten alle nur den Erfolg eines gut— 
gemeinten — Nachrufes erringen. Ohne Beruf und Auftrag, jolchen 
zu jchreiben, will ich's lieber verfuchen, die Familienangehörigen des 
theinijch-franzöfifchen Rechtes jo gut al3 möglidy über den bevor- 
jtehenden — nad) meiner Ueberzeugung unabwendbaren Verluft zu 
tröjten. 

Der Entwurf hat Recht und Pfliht der Sorge für 
PBerjon, Bermögen und Bertretung der Schugbedürftigen 
der elterlihen Gewalt, — der Bormundichaft über Minder- 
jährige, der Bormundjchaft über Bolljährige und der 
Bflegihaft anvertraut. 

Er hat in erjter Linie, gedrängt, gewiß nicht von dem Zuſammen— 
hange mit der deutſchen NHechtsgeichichte, die dem Rechte der Eltern 
ihren Hausgenofjenjchaftlichen Kindern gegenüber die Fähigkeit, als 
Stoff für ein abgejchlofjenes Nechtsgebilde zu dienen, abgeſprochen 
hat, jondern offenbar von dem glüdlichen Zuge moderner Geiites- 
rihtung und Gittenverfeinerung, welde die Frau dem Manne, die 
Zucht der Mutter der des Vater ebenbürtig Hält, die väterliche 
Gewalt zur elterliden Gewalt erhoben, — dieje Gewalt, abge- 
jehen von einzelnen Gründen ihrer Verwirkung, über den Tod de3 
einen oder anderen Gatten hinaus bis zur Volljährigkeit des Kindes 
erftredt, — die Vormundſchaft damit mwejentlich entlaftet und ver- 
einfacht und gewiljermaßen, exceptis excipiendis, zum bloßen Noth— 
behelfe für die de8 Baterd und der Mutter beraubten Doppel: 
waijen gejtaltet. 

Wenn der Entwurf in der Bormundjchaft die von dem code 
eivil fejter gefnüpften Bande des Blutes lodert, — die Herrichaft 
der Familie, um mit Profeffor Pfaff zu reden, „der Tyrannis 
des Amtsrichters“ unterordnet, — jo feiert das Familienrecht 
in dem neuen jchönen Nechtsgebilde der am unmittelbarjten aus der 
Natur hervorgegangenen, durch gemeinjame Pflicht der Ernährung, 
Erziehung und Beihügung gefeftigten, von dem Tode des einen oder 
anderen Ehegatten — in der Regel — unberührten elterlihen Ge— 
walt einen Triumpf, den wir feierlich begrüßen müfjen und bet der 
etwaigen Trauer über Mißachtung des Familienrechtes im Syiteme der 
Bormundichaft, zum Troftt, nicht vergefjfen dürfen. Iſt doch die Bor: 
mundjchaft des Entwurfes, wie gejagt, in der Regel nur den jelteneren 
Fällen des Verluſtes beider Eltern vor erreichtem 21. Jahre ge- 
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der Familienſorge bedürfen, — ich will damit nur betonen, daß die 
Bormundfhaft im neuen Rechte jeltener wird und was die Familien— 
liebe betrifft, jo kann diejelbe fich ohne gejeglichen Zwang um jo 
freier und unbefangener bethätigen. 

Der vielbewunderte Bau de3 Code civil, an den Hand zu legen, 
die demjelben unterwürfigen Länder, häufig unter Gefährdung wichtiger 
Intereſſen, bis in die neueſte Zeit gefürdtet haben, ift in der 
Gliederung des Vormundſchaftsweſens nicht gerade befonders glüdlid) 
gewefen. Die mütterlihe Gewalt ift dem nicht immer galanten 
franzöfifchen Rechte, das die Nechtsunfähigkeit und Botmäßigkeit der 
Frauen in mannigfacher Beziehung übertrieben hat, frend. “Die 
väterliche Gewalt verwandelt fi) bei dem Zode der Mutter plößlic) 
in eine — jogenannte — gejegliche Bormundjchaft. Der Bater jteigt 
von jeiner unabhängigen Stellung eine Stufe herab und wird mit 
dent Joche dev Generalhypothef beladen. Während man in den joge: 
nannten pays coutumiers nur die durch den Nichter bejtellte Vor— 
mundjchaft kannte, während das tribunal d’appel von Montpellier, 
bei der Umfrage nad) der Beurtheilung des Entwurfes des Code civil 
die Zerlegung der VBormundichaft, deren Weſen im modernen Rechte 
doch überall dafjelbe bleibe, tadelt, hat der Code civil da8 Bormund- 
Ihaftsiyitem auf 4 Arten der VBormundfchaft gegründet: die des 
Baterd und der Mutter, die von dem Bater oder der Mutter einge: 
ſetzte Vormundſchaft, — die Bormundichaft der Großeltern und die 
durch den Familienrath eingefette Bormundjchaft. Eigentlich find es 
aber nur zwei Arten der Bormundichaft, die gejeglihe und die von 
Familienrath eingefette, Und diefe beiden Arten find in ihrem 
Weſen nicht verſchieden. Der Familienrath und der durd) denjelben 
ernannte Gegenvormund, jener als Obervormundichaftsbehörde, 
diejer als Wächter und Stellvertreter de3 Vormundes, jind obliga- 
toriihe Gorrelate der Bormundihaft. Die durh den 
Richter eingejette Bormundfhaft und der Gemeindewaiſen— 
rath jind dem Code eivil unbekannte Dinge. 

Der Entwurf hat neben der von ihm gejchaffenen und ausge: 
ftalteten elterlichen Gewalt die Zwitterbildung der gejeglichen 
Bormundichaft des Code civil al3 entbehrlich bejeitigt. Mittelbar tjt 
allerdings, um einerjeitS dem natürlichen Rechte zu huldigen und 
andererjeit3 dem Syſteme der bejtellten Bormundjchaft nichts zu 
vergeben, jowohl die gejegliche Vormundichaft wenigitens der Groß— 
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väter (die Schwachen Großmütter hat der Entwurf zur Führung einer 
Bormundfchaft nicht für geeignet gehalten) als aud) die von dem 
Bater oder der Mutter eingejegte Bormundichaft injoferne beibehalten 
worden, al3 der Großvater väterlicher oder mütterlicher Seite ſowie 
der von dem Vater oder der Mutter benannte Vormund nicht bei 
der Beitellung eines Bormundes übergangen werden jollen. 

Im Uebrigen hat der Entwurf den alten heftigen Streit zwiſchen 
dem Familien» und dem Königsſchutze der Hilfsbedürftigen zu Gunften 
des Letzteren entichieden. Der Familienrath ift mediatifirt, — Die 
Vormundſchaft verftaatlicht. 

Der Familienrath, „une sorte de tribunal prive*, hat bisher die 
Stelle der Oberpormundichaft vertreten. Er iſt feine ftändige Be— 
hörde mit ftändigen Mitgliedern, jondern, was man auf dem 
V, Suriftentage fogar an ihm rühmte, nur „eine Obervormundſchafts— 
behörde ad hoc”, mit der ausichließlichen Befugniß, die Bormundichaft 
zu organifiren, Bormund und Gegenvormund zu ernennen und abzu— 
jegen, in wichtigen Angelegenheiten Ermädhtigungen zu ertheilen 
und zu verweigern, Gutachten abzugeben und Beſchlüſſe zu faſſen. 
Seine Beichlüffe Eönnen gerichtlich angefochten und aufgehoben werden, 
aber ihm zu befehlen hat Niemand das Recht; er ift in feinem 
Wirkungskreiſe ſchlechthin fouverain und in feine privilegirten Attribute, 
jein Monopol einzugreifen, hat fein obrigfeitliches Organ das Redt. 

Nach dem Entwurfe hört der Familienrath auf, obligatoriicher 
Beitandtheil des Vormundſchaftsſyſtems zu fein. Er wird fozufagen 
noch als Inventarſtück oder als Reliquie nachgeführt. Da der 
Familienrath nur einzuſetzen iſt, wenn der Vater oder die Mutter 
es angeordnet haben oder auf Antrag eines Familienangehörigen 
und in ſolchem Falle nur, wenn es der Vormundſchaftsrichter für 
angemeſſen erachtet, — da man die künftig mit perſönlicher Verant— 
wortlichkeit behaftete Stellung eines Familienrathsmitgliedes anzu— 
nehmen, nicht gezwungen werden kann, ſo wird er in nicht allzu 
ferner Zeit verſchwunden fein. Eine gewiſſe Jronie dürften vielleicht 
juperkluge Leute darin erkennen, daß der Entwurf, übrigens nad) 
dem böjen Beijpiele feines Borbildes, der preußischen Vormundſchafts— 
ordnung vom 5. Juli 1875, dem Familienrath mit dem weiteren 
Hülfsorgane de3 Gemeindewaijenrathes erit im VII. und VII. Kapitel 
des Titels: Vormundſchaft der Minderjährigen, das iſt nad) Kapitel: 
„Beendigung der Vormundſchaft“, zwei Ruheplätzchen ange: 
wieſen hat. 
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Das gemüthliche Familtenregiment de3 Code civil hat dev Ent- 
wurf durd ein jtrammes obrigkeitliches, wenn das Wort gejtattet ift, 
büreaufratiiches Regiment erjegt. 

An die Stelle des Familienrathes tritt der Vormundſchafts— 
richter mit ziemlich jchranfenlofer Machtvollfoinmenheit. Ohne jeine 
Beltellung eines VBormundes giebt e3 feine Bormundichaft. Er be: 
ftellt und entläßt den Vormund, trifft bis zur Bejtellung oder im 
falle der Verhinderung des Vormundes die zum Schute des Miündels 
pajjenden Anordnungen, läßt, wenn er es für angemeffen findet, 
gegen den Willen des Bormundes den Miündel erziehen, jogar in 
einer Befjerungsanftalt unterbringen, jtellt, wann e3 ihm belicht, 
den Vormund zur Rede, diktirt den Zeitpunkt der Nechnungsablage, 
verfügt deren Berichtigung und Ergänzung, ordnet nad) Ermefjen 
Sicherheitsleiftung, Art und Umfang, Erhöhung, Minderung oder 
Aufhebung derjelben an. Er ift nad) den Worten des ehemaligen 
Suftizminifter8 Dr. Leonhardt Schuß: und Schirmherr der 
Bormundichaft. Eine gewaltige Mactvolltommenheit, die mit den 
nötbhigenfall8 beliebten Hülfsorganen das Höchſte zum Schutze der 
Pflegebefohlenen zu leisten fucht, — aber allerdings jehr gefährlid) 
ericheint in den Händen eines mit blindem Eifer behafteten, uner- 
fahrenen oder überlajteten Beamten! Ich hätte darum gerne in dem 
Entwurfe jchon die Beruhigung der Gemüther, welche der $ 10 der 
preußiichen Bormundihaftsordnung, wenn auch in ungenügender 
Meile, enthält, vorgefunden. 

Hat der Entwurf Recht gehabt, mit dem Syiteme des 
franzöſiſchen Rechts aufzuräumen und darf man mid für 
verpflichtet erachten, — eine lette Lanze dafür zu brechen? 

Auf dem V. deutichen Juriftentage war man noch Feuer und 
Flamme für die patriacchaliihe freie Selbjtverwaltung der Familie, 
für den Familienſchutz an der Stelle des obrigfeitlichen Schußes 
durch den Bormundichaftsrichter. Dem VBormundichaftsrichter wurde 
die nöthige Kenntniß des Lebens, die Wärme des verwandtichaftlichen 
Blutes, das Intereſſe der Zufammengehörigfeit abgeſprochen. Man 
jtellte mit Energie die Forderung, den Schmwerpunft des Vor— 
mundjchaftsrechtes in den Familienrath zu verlegen. Wie Profeſſor 
Kohler noch in feinem neuejten Gutachten „jedes Hineinregieren in 
die Familie” Für bedenklicd hält, rief man die Warnung aus, wir 
möchten uns doch nicht jelbjt überall bevormunden laſſen. Obſchon 
man entgegenhielt, daß die Bevormundung nirgends mehr als in der. 
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Bormundichaft am Plage, — dab die Vormundſchaft fein Brivat- 
vecht jei, — jondern ihren Schwerpunkt im öffentlihen Rechte 
habe, — der Staat die Vormundſchaft in höchſter Potenz 
ın fih trage, jo wurde doch anerkannt und ich brauche nur den 
Namen Dr. Gneift zu nennen, um den unſchätzbaren Werth diejer 
Ausſprüche feitzuftellen, daß deshalb feineswegs der Staat durch 
jeine beamteten Richter die Bormundjchaft zu führen brauche, daß es 
im Gegentheil als ein Fortſchritt des dem droit contumier fol: 
genden franzöfiichen Nechtes betrachtet werden mülje, daß der Staat — 
im Sinne der wahren Selbjtverwaltung ſich hier der Familie als 
öffentliches Organ bediene und den Familienrath als Organ 
der Öffentlihen PBflidht des Staates ausermwähle. 

Damals wurde von der II. Abtheilung des Juriſtentages unter 
dem Vorſitze des Dr. Gneift einftimmig beſchloſſen, daß in jede 
Bormundichaftsverwaltung ein Familienrath d. h. ein Organ aus 
Familienmitgliedern, eventuell Fremden (!) einzuführen jei. 

Auf dem XI. deutjhen Juriſtentag hatte ſich trog der Wärme, 
womit man die Kindjchaft des Familienrathes für die deutjche Rechts— 
gefchichte reflamirte, die Stimmung für denjelben abgekühlt. Man 
entdedte jegt einen Widerjpruch darin, daß die ſtaatliche Pflicht des 
Schutes der Hülfsbedürftigen anerkannt und doch das Aufjichtsrecht 
der Familie überlaffen werden jolle. Der Berichterftatter Dr. Haujer 
erklärte zwar die Organifation des Familienrathes zur gegenfeitigen 
Berathung und unmittelbaren Bejprechung zwijchen den Familien— 
gliedern und dem Bormundjchaftsgerichte für unvermeidlich, verwarf 
jedoch mit der Abtheilung den obligatorifhen Familienrath. 
Seinem Antrage gemäß wurde bejchlojfen, daß die Obervormundſchaft 
durch Einzelrihter auszuüben, der Familienrath Hingegen nur zur 
Entjcheidung wichtiger Angelegenheiten auf Anordnung der Eltern, 
Verlangen der Angehörigen oder des Vormundes zu bilden jet. 

Nach der vorangegangenen beredten Apoftrophe des Beridt- 
erftatters hätte man zu Günften des Familienrathes mehr erwarten 
dürfen. „Wir laſſen's uns,” ließ er fich vernehmen, „in der Straf: 
rechtspflege gefallen, daß Laien mitbejchliegen, ja in den Schwur— 
gerichten über die für Freiheit und Leben entjcheidenden That und 
Nechtsfragen ausschließlich urtheilen; warum joll man ſich jträuben, 
dab Familienmitglieder da, wo es fi) um eine Verwaltung auf dem 
Gebiete des Familienrechtes, um Familienangelegenheiten handelt, 
daß die Berwandten, welchen die Stimme der Natur, das Band des 
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Blutes, die Sorge für das Wohl der Miündel an das Herz gelegt, 
— daß jo eng verbundene Berfonen, welche mit den individuellen 
Lebensverhältniffen de8 Mündels aus der nädjften Umgebung und 
eigenen Erfahrung am meiften vertraut find, mit dem Bormundjchafts- 
richter unter deſſen Vorſitz mitbejchliegen bei Beaufjichtigung der 
Verwaltung de3 Vormundes?“ 

Was läßt fich Befleres zu Gunften der Rettung de3 Familien— 
rathes jagen? Er wurde nicht gerettet und der Beſchluß des XII. 
deutfchen Juriſtentages hat dem Entwurfe bei feiner Faſſung als 
Mufter gedient. 

So verführeriih nun — meinem Ohre die Schmeichelworte 
von der Selbſtverwaltung der Familie, von der Wärme des verwandt— 
ſchaftlichen Blutes, — von den erhaltenden Elementen des Volks— 
lebens klingen, — ſo ſchwer der Juriſt ſich ſelbſt von dem kranken 
Erbe des hergebrachten Rechtes trennt, — ſo mächtig meinem Gefühle 
der Unabhängigkeit die ſogenannte bureaukratiſche Herrſchaft wider— 
ſtrebt und ſo böſe Freunde blicken mögen, — ich weine dem 
franzöſiſchen Familienrathe keine Thräne nach. 

Darf ich's doch nicht verſchweigen, daß von Alters her jchon ſich 
Stimmen gegen den franzöliichen Familienrath erhoben und ihn in 
vielen Fällen als einen Konventifel von Ausermwählten, die man 
gerade zur Erreihung eines bejtimmten Gutachtens oder Beichlufjes 
nöthig hat, bezeichnet haben. Bei der Umfrage nad) den Urtheilen 
der Gerichte über den Entwurf des Code civil hat fih 3. B. das 
tribunal d’appel von Lyon in diefem Sinne geäußert. 

Daß der Familienrath des franzöfiichen Rechtes, ein Werk 
gejeggeberijchen Dilettantitsmus, mit wejentlihen Mängeln behaftet 
it, — weder jeinem Namen entipricht noch feinen Zweck erfüllt, — 
wer möchte dad mit aller Liebe zu dem Erbe der Bäter in Abrede 
jtellen? Das Fehlen einer ftändigen Obervormundichaftsbehörde hat 
Unzuträglichfeiten jeder Art im Gefolge. Die wechjelnde Geiellichaft 
ad hoc mit einer jo jchmerfälligen Art der Berufung eignet ji nicht 
zur Beobachtung der Pflicht, Bormund und Mündel nicht aus den 
Augen zu laffen und fofort in jedem Augenblide der Gefährdung 
einzufchreiten.. „Bis Rom berathichlagt, geht Sagunt zu Grunde.“ 

Die bei der Wanderluft und Freizügigkeit der Deutjchen häufig 
überallhin zeritreuten Familienmitglieder können in fo vielen Fällen 
nicht berufen werden oder dem Rufe nicht Folge leisten. Sogenannte 
Freunde, Schufter, Schneider, Handſchuhmacher, nehmen an ihrer 
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Stelle Plag. Woher foll da die Wärme des Blutes und die Kenntniß 
der VBerhältniffe Eonımen? Paulus wird hier umgekehrt zum Saulus. 

Familienzwiſte und Eiferjucht beſonders zwiihen Verwandten 
väterlicher und mütterlicher Seite treiben oft die garitigiten Blüthen 
im Schooße des Familienrathes; hinwiederum können Koterien und 
Eliquen das Intereſſe des Mündel3 ihren perfönlichen Intereſſen 
opfern, zu verfrühten Theilungen und Beräußerungen führen und 
den angeblihen Schuß des Mündels in deſſen Schaden verwandeln. 
Das Bewußtſein privatredtliher Berantwortlichfeit wird 
durch die Bande des Blutes nicht erjegt; die Stimmen- 
mebhrheit ftumpft das Gefühl der moralijchen Berantwort- 
lichkeit ab. 

Db, nachdem der Familienrath als Obervormundſchaftsbehörde 
bejeitigt ift, jein Schatten, den der $ 1678 als „Konzeſſion an die 
Rheinländer“ gerettet hat, den Unverſöhnlichen noch irgend welche 
Befriedigung gewähren fann, das fteht dahin. Den Bätern und 
Müttern, welche dem Familienrathe größeres Vertrauen als dem 
Bormundjchaftsgerichte ſchenken, iſt es übrigens — und das wird 
aud) jene tröjten fönnen — unbenommen, einen Familienrath mit 
jtrengeren Nechten und Pflichten als den des franzöfiichen Rechtes 
einzujegen. ($ 1712, 1715, 1719.) 

Bon den Ländern des franzöftichen Rechtes, zu denen man wohl, 
da ſein Landrecht der Code civil in allerdings zuweilen freier Ueber— 
jegung ift, Baden rechnen darf, hat diejes zuerjt den Familienrath 
bejeitigt und jeine Befugnijje den Amtsgerichten verliehen mit der 
Aenderung, daß die nächſten Familienangehörigen zu hören find und 
wenn ihnen kein Gehör gegeben worden tft, der Staatsanwalt binnen 
8 Tagen um feine Meinung und wenn er mit dem Bejchluffe des 
Amtsgerichtes nicht einveritanden tft, das Landgericht von ihm um 
Entjcheidung angegangen werden Eann. 

Auch den Gegenvormund, dieſes unerläßliche Eorrelat und Organ 
jeder Vormundſchaft des franzöfiichen Rechtes, dejfen Wahl dem 
Familienrathe Schwierigkeiten bereiten kann, — den Sontroleur der 
vormundjchaftlihen WVermögensverwaltung, den Stellvertreter des 
Bormundes und curator perpetuus des Mündels im Falle wider: 
jtreitender Intereſſen zwischen beiden, bat der Entwurf im Einver: 
ftändniffe mit dem XII. deutſchen Juriſtentage für entbehrlich gehalten. 
Der Gegenvormund kann im Falle des Bedürfniffes, über welches der 
Bormundjchaftsrichter enticheidet, nüßliche Berwendung finden, — 
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er hört aber auf, obligatoriiher Beftandtheil der Vormundſchaft 
zu fein. | 

Im franzöfiichen Nechte war der Gegenvormund, wie die Motive 
des Entwurfes mit Recht bemerken, ein ungenügender Erjat für den 
Mangel einer regelmäßigen Rechnungsftellung und Surrogat der 
unzuläffigen Mehrheit von VBormündern. 

Mas die Rechnungftellung betrifft, jo hielten die franzöfischen 
Juriſten nicht fehr viel darauf. Das Vertrauen zu den Banden des 
Blutes galt ihnen mehr als alles Andere. Selbſt der Parifer 
Kajjationshof warnte bei jeinen Bemerkungen zu dem Entwurfe des 
Code eivil vor zu häufigen Rechnungitellungen, diejen befannten 
Quellen von Koften und Prozefjen, die dad Bermögen des Mündels 
ruiniren könnten. Eine Mehrheit von Bormündern hielt der Kaſſations— 
hof entgegen dem droit coutumier von Paris mit dem Weſen der 
Bormundihaft für unvereinbar. Das Dogma der Barlaments- 
beichlüffe: ne sera qu’ un tuteur au mineur, — die Theſe des Tribunats: 
un mineur ne peut avoir qu’ un tuteur, ſprach der Kaffationshof in 
den Worten aus: „d’essence de la tutelle est d’ötre donnee A une 
seule personne.*“ Der Code civil hielt an diefen Anſchauungen 
feit, konnte jedoch nicht umhin, dem Bormunde Hilfsvermwalter (ad- 
ministrateurs partieuliers) zu geftatten, — einen Beivormund (Protuteur) 
für die Verwaltung der in den Kolonien gelegenen Miündelgüter zu— 
zulafjen, einen Mitvormund (Cotuteur) in der Perſon des zweiten 
Gatten anzuordnen, — einen einftweiligen Vormund (tuteur provisoire) 
den Kindern, deren Bater verſchwunden tft, zu geben, — einen Zweck— 
oder Gelegenheitsvormund (tuteur special et particulier, tuteur ad hoc) 
in Bedürfnigfällen gutzuheißen. 

Der Entwurf erfennt es aber nicht als — ausnahmslofe — 
Regel an, nur einen Berwaltungsvormund zu beitellen, fondern 
überläßt die Beftellung von Bormündern in erforderliher Zahl 
jowie Begrenzung und Zuweiſung ihres Wirkungskreiſes dem Ermeſſen 
des PVormundjchaftsrichter8 und Eommt dem Bedürfniffe vormund— 
Ichaftlicher Obhut und Vertretung in bejonderen Angelegenheiten des 
Mündels, bei welchen eine vormundichaftliche Verwaltung und PVer- 
tretung nöthig it, aber aus thatjächlihen oder redhtlihen Gründen 
von dem Vormunde beziehungsweife dem Inhaber der väterlichen 
Gewalt nicht wahrgenommen werden kann, duch die Bflegihaft 
zu Hilfe. Nicht zufrieden damit, gedenkt der Entwurf in Ueberein— 
ſtimmung mit einem Wunſche des XIL deutjchen Juriſtentages und 
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mit der preußifchen Bormundichaftsordnung, den Gemeindemwatjen- 
rath als Hilfsorgan einzujegen mit der Übrigens von jeder privats 
rechtlichen Verantwortlichkeit freien — amtlihen Pflicht, in Anſehung 
der Vermögensverwaltung eines Bormundes bejonders aber der Er— 
ziehung und Pflege eines Mündels bekannt gewordene Mißſtände 
dem Bormundjchaftsrichter anzuzeigen. 

Auch der Abjchied des obligatorischen Gegenvormundes kann mich 
nicht allzufehr betrüben, und er felbjt wird leichter zu tröften fein 
als wir. Mit der Schöpfung des Gegenvormundes hat der Code 
civil die Gegnerjchaft der väterlichen und mütterlichen Familie noch 
in höherem Grade wie bei der Schöpfung des Familienrathes förmlich 
herausgefordert. Um der Berfuhung des Bormundes und des 
Gegenvormundes, feines Wächters, gegen den Mündel ſich zu ver- 
ftändigen, möglichft vorzubeugen, hat der Code civil „wo nicht voll: 
bürtige Brüder vorhanden find”, — merkwürdige Ausnahme! — 
die Wahl des Gegenvormundes aus derjenigen von beiden 
Linien verordnet, wozu der Bormund nicht gehört. Ver: 
nadjläffigt der Gegenvormund feinen unangenehmen Wächterdienft, 
jo ruft er den Berdacht hervor, unter einer Dede mit dem Vormunde 
zu jteden, — ijt er aber feinem Amte getreu, beftrebt, mit wachſamem 
Auge die Berwaltung des Vormundes zu beobadten, für die In— 
jeiption der gejeglichen Hypothek des Miündels zu forgen, — zur 
Errichtung der Inventur anzuhalten, den Familienrath behufs Ab- 
fegung des DVormundes berufen zu laffen u. f. w., jo wird die 
Brandfadel in den Schooß der Familie geworfen, deren Zujammen- 
halt angeblic; da8 Vormundſchaftsſyſtem des Code civil beziwedt. 

Niemand hält die Familie höher als ih. Die fchönen Worte 
des Discours preliminaire von Portalis, Trondet, Bigot:Preameneu 
und Malville zum Code civil: c’est par la petite patrie, qui est la 
famille, que l’on s’attache & la grande, klingen in meinem Herzen 
iwieder. Über der Familienrath fowie dev Gegenvormund des fran- 
zöſiſchen Rechtes find meines Eradjtens nicht der ächte Kitt, um die 
Familie zufammenzuhalten. 

Dem Schutze des Mündels, — felbfiverftändlich der elementarfte 
Zwed des Vormundſchaftsweſens, haben diefelben meines Erachtens 
nit genügt. Laffen wir ihnen die von dem Entwurfe vorgejchene 
— nützliche Berwendung an geeigneter Stelle, bejtehen wir aber nicht 
auf dem ohnehin hofjnungslofen Verlangen, die fünftige deutſche Vor: 
mundſchaftsordnung, der e8 an obligatorischen und nicht obligatorischen 
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verantwortlichen Organen zur Erreichung des Zweckes keineswegs 
gebricht, auf den Familienrath und Gegenvormund gegründet zu ſehen. 

Das größte Gebrechen des von dem Code civil geſchaffenen Vor— 
mundſchaftsſyſtems bejteht in jeiner Art, dag Mündelvermögen 
jiherzuftellen. Ein gejegliche® Unterpfandsreht, das, wenn der 
Familienrath nicht in dem Ernennungsbefchluffe eine Beſchränkung auf 
bejtimmte Liegenjchaften vorgenommen hat, alle Liegenjchaften des 
Bormundes beftridt und einige Formen zum Schuße gegen unbedacdhte 
Beräußerungen der Liegenjchaften des Mündels jelbft, das iſt fo ziemlich _ 
Alles, was der Code civil für die Sicherheit de3 Miindelvermögens 
vorgefehen hat. Schügende Formen gegen Berjhleuderung 
jeines beweglidhen Bermögend durh ungetreue Bor- 
münder, gegen Veräußerung von Werthpapieren zur Un— 
zeit und zum Schaden des Mündels, Beftimmungen über 
Anlage feiner Kapitalien fennt der Code civil nidt. So 
manches Mündelvermögen ift diefem Mangel zum Opfer gefallen. 
Man Hatte den Muth nicht, „an dem jchönen Bau de3 Code civil“ 
zu rütteln oder zu fliden. Alles, was in ‘Frankreich ſelbſt über 
70 Jahre jeit Verkündung defjelben geſchah, beſtand in dem Geſetze 
vom 24. Mai 1806 und in dem Defrete vom 25. September 1813. 
In jenem wurde der Vormund bei Beräußerung von Rententiteln 
des Staates über 50 Franfen der Genehmigung des Familienrathes 
unterworfen, in diefem wurde das Gefet von 1806 auf Aktien der 
Bank von Frankreih erftredt. Der traurigiten Erfahrungen un— 
geachtet vermodte die Gejetgebung ſich nicht zu weiteren Schritten 
aufzuraffen. Mit der riejenhaften Entwidelung der Aftienunter- 
nehmungen, mit der Neigung, den Beſitz de3 liegenſchaftlichen Ber- 
mögens gegen Werthpapiere zu vertaufhen, mit dem abenteuerlichen 
Hange zu Börfenfpefulationen wuchſen die Gefahren für das bewegliche 
Mündelvermögen in den Händen ungetreuer oder willensſchwacher 
Bormünder. Zufolge des am 17. Dezember 1879 im Genate er- 
ftatteten Berichte® von Denormandie kamen einzelne Bormünder, 
von ihrer unbeſchränkten Freiheit jelbft erfchredt, Hin und wieder auf 
die dee, die Gerichte um Genehmigung beablihtigter Veräußerungen 
von Werthpapieren des Mündels anzugehen. Diefe liegen jid) aber 
auf folhe Verfuche der VBormünder, ihre Berantwortlichkeit von ſich 
abzumälzen, nicht ein. Mit diefer Berantwortlichkeit ſelbſt war jedoch 
nicht viel auszurichten. Ihre Wirkjamkeit ſetzte koſtſpielige Prozeſſe 
mit zweifelhaften Erfolge voraus, hing von dem Vermögen des 
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Bormundes und der Möglichkeit eines Zugriffes ab. Selbit auf den 
Namen lautende Werthpapiere waren nicht geihüst. Um ungehindert 
veräußern zu fünnen, ließ man diefelben vorher in Papiere auf den 
Inhaber verwandeln. Die Gerichte Eonnten nicht helfen. Endlich 
wurde die Sache der Gejetgebung dod) zu bedenklich und fam es zu 
dem Gelege vom 27. Februar 1880, das die Beräußerung von 
Renten, Aktien, Werthpapieren und überhaupt unförperlichen Rechten 
des Miündel3 ohne Familienrathsermädtigung verbietet, — bei Ber- 
äußerungen über 1500 Franken die Genehmigung des Tribunals 
nad) Anhörung des Staatsanwalt verlangt, VBeräußerungen von 
Börjenpapieren nur durch Börfenagenten und zum Mittelfurje ge- 
ftattet und joweit zur Veräußerung nicht ermächtigt worden war, die 
Umwandlung der $nhaberpapiere in Namenpapiere binnen 3 Monaten 
von Eröffnung der Vormundſchaft an gebietet. 

Sechs Fahre ſpäter fühlten ſich die Gejeßgeber von Elſaß— 
Lothringen auch gedrungen, dem freien Verfügungsrechte des Vor— 
mundes Schranken zu jegen. In dem Gefege vom 16. Juni 1886, 
die Vormundſchaften betreffend, wurde die Verpflichtung des Vor— 
mundes (außer Vater und Mutter) ausgeſprochen, überflüffige Gelder 
in Schuldverfchreibungen, Renten des Landes, des Reiches, der Bun- 
desſtaaten zc. — in einer Sparfafje oder bei der Depofitenverwaltung 
anzulegen, — jedes Jahr dem Amtsrichter ein Verzeichniß des 
Miündelvermögens vorzulegen, — bei der Zurücknahme von hinter: 
legten Werthpapieren, bei Veräußerung, Verpfändung oder Ummand- 
lung von Werthpapieren auf Namen in nhaberpapiere die Geneh- 
migung des Familienrathes einzuholen zc. 

Im laufenden Jahre gelang es auch der bayerischen Regierung 
nad) erneuten vergeblidhen Anftrengungen, in die ſchwachen Seiten 
des Code civil, durch das Gejek, die Abänderung von Beltimmungen 
de3 in der Pfalz geltenden Hypotheken: und Bormundichaftsgejeges 
betreffend, vom 26. April 1888, Breiche zu legen. 

Der bei Berathung diejes Gejeges in der Kammer der Abge- 
oröneten laut gewordene Schmerzensruf eines Pfälzers: „wir machen 
den eriten Schaufelftih zum Begräbniß des franzöſiſchen 
Rechtes in der Pfalz”, Eang etwas tragifomijh am Vorabende 
der Umgeftaltung des gelammten bürgerliden Rechtes dur) das 
deutjche Reich. Nichts vermochte jedoch bejjer als gerade die Wahl 
diejes Zeitpunkts den Nothitand des franzöjiihen Hypotheken und 
Vormundſchaftsweſen in der Pfalz zu fignalifiven. Das Gefeg enthält 
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unter anderen dem Entwurfe de3 bürgerlichen Gelegbuches für das 
deutjche Reich nachgebildete Beftimmungen über Anlage von über» 
ihüffigen Geldern, Sicherung der Werthpapiere und Sapitalausftände 
des Mündels, Pflicht und Art der Rechnungsſtellung des Bormundeg, 
über Sicherheitsleiſtung u. |. w. 

Bejonders bemerfenswerth ift mir an der Novelle zum Code 
eivil einerjeit3 die Beibehaltung der gejetlichen Generalhypotheke 
de3 Miündel3 und anderjeit3 die Anveititur des Amtsrichters, der 
mannigfad) an der Stelle des Familienrathe3 und Gegenvormundes 
herangezogen wird. An einer Vorbereitung der Gemüther auf den 
Amtsrichter als Nachfolger des Familienrathes fehlt es demnad) 
nicht. Was aber die gejegliche Generalhypothefe des Mündels betrifft, 
jo werden diejelben wohl mit dem meinigen die Berheigung des 
Entwurfes als eine glüdliche begrüßen, daß die Vormundſchaft fünftig 
damit nicht mehr belajtet werden joll. 

Ne quid nimis! Das Schutzſyſtem des Entwurfes bedarf der- 
gleichen überwundener Hilfs- und Abjchredungsmittel nicht. Der 
IX. deutſche AJuriftentag hat auf Antrag des bereit3 erwähnten 
Berichterjtatterd der 1. und 2. Abtheilung, Dr. Haufer, mit allen 
Stimmen anerfannt, daß ein Zwang zur Sicherheitsleiftung der 
Bormünder nicht zu rechtfertigen ift. Die preußiſche Vormundſchafts— 
ordnung hat erklärt, daß ein Pfandrecht oder ein Titel zum Pfand: 
rechte an dem Bermögen ded Vormundes durch die Bormundjcaft 
nicht entfteht. 

Der Entwurf Huldigt diefen Anjchauungen und er begründet 
diejelben. Der Staat hat den Beruf, die Schugbedürftigen möglichjt 
in Schuß zu nehmen und daher das Recht, die Dienjte feiner Bürger, 
Dpfer an Zeit und Mühe zur Erfüllung diejes Berufes, in Anſpruch 
zu nehmen. 

Ob e3 aber gerecht und billig it, VBermögensopfer beizufügen, 
das iſt eine andere Frage. Die Sicerheitäleiftung insbejondere 
durch gejegliches Unterpfand iſt ein Opfer regelmäßig auf Koſten des 
Kredit3 und eine mit Rückſicht auf ihre Bertheilung von reinen Zus 
fälligkeiten abhängende völlig prinziplofe Vermögensſteuer, eine 
ungerechte Belaftung des Grundbefiges gegenüber dem beweglichen 
Kapitale. Anderfeits hat es wenig Sinn, gerade von dem Grund: 
befiger Sicherheit zu verlangen. Wo der Grundbeſitz nicht verfchuldet 
ift, bietet er an und für fich die bejte Sicherheit. Unterſtellt man 
verjchuldete Grundbejiger, jo hat die Hypotheke des Mündels wenig 
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Werth. „Man wird aber,“ ſagen die Motive weiter, „um des 
praktiſchen Nutzens willen, welcher in Ausnahmefällen 
dem Mündel aus der Hypotheke allerdings erwachſen kann, 
eine an ſich volkswirthſchaftlich verwerfliche Einrichtung 
nicht treffen dürfen. Ein ſtaatsbürgerliches Ehrenamt mit 
Zwangspflicht zur Uebernahme iſt mit einer Kautionspflicht nicht 
vereinbar.“ 

Wie läßt ſich die Verurtheilung der geſetzlichen Hypotheke des 
Mündels, wenn man nicht etwa die Martyrbilder ſelbſt der mit 
Mündel- und anderen Hypotheken mühſelig Beladenen als warnende 
Beiſpiele vorzuführen gedenkt, beſſer begründen? Man untergrabe 
den Einen nicht zum Schutze des Anderen! — 

Indeſſen geſtattet doch der Entwurf ähnlich der preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung dem Vormundſchaftsrichter unter beſonderen 
Umſtänden zur Stellung einer entſprechenden Sicherheit nach Ermeſſen 
anzuhalten. In den Erläuterungen zum Entwurfe der preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung iſt aber ausgeführt, daß die Sicherheits— 
leiſtung nur als Ausnahmsmaßregel zu behandeln und ins— 
beſondere davon abhängig zu betrachten ſei, welches Vertrauen dem 
Vormundſchaftsrichter der Vormund, auf deſſen Wahl er bisweilen in 
Ermangelung eines Beſſeren angewieſen iſt, erweckt. Darum iſt es 
auch dem Richter anheimgegeben, wenn er in der Folge größeres 
Vertrauen zu dem Manne gewinnt, die geſtellte Sicherheitsleiſtung 
zu ermäßigen oder zu erlaſſen oder aber entgegengeſetzten Falles, 
wenn der Mann ihm weniger zu gefallen beginnt, zu erhöhen. Die 
Zweckmäßigkeit der Maßregel wurde weſentlich darin gefunden, daß 
die Sicherheitsleiftung nicht jelten der jtrengeren Mafregel einer 
Abjegung vorgezogen werden würde. Wer aber daS Verlangen 
einer Sicderheitsleiftung al8 bejhämende oder drüdende 
Mapregel empfindet, iſt ſowohl nad der preußiſchen 
VBormundjhaftsordnung, wie nad dem Entwurfe, welde 
beide die Uebernahme der Bormundihaft als Staats: 
bürgerpfliht erklären, beredtigt, die llebernahme der 
Bormundjhaft abzulehnen oder Enthebung von derjelben 
zu verlangen. Die Motive zum Entwurfe halten es in den Fällen 
für unbedenklih, Sicherheit zu fordern, wo die Vormundſchaft 
freiwillig übernommen wird, nicht um der Staatsbürgerpfliht zu 
genügen, jondern um die Uebertragung der Bormundichaft als 
perjönliches Recht in Anſpruch zu nehmen. 
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Der mehrerwähnte Berichterſtatter der 1. und 2. Abtheilung des 
IX. Juriſtentages hat die Prophezeihung ausgeſprochen, daß in der 
Regel die Sicherheitsleiſtung unterbleiben wird, weil in der Regel 
Niemand Vormund werden oder bleiben wird, der Sicherheit leiſten ſoll. 

Schaden können die Beſtimmungen des Entwurfs über die 
Sicherheitsleiſtung keinesfalls. Meine Landsleute dürfen aber für 
die Beſeitigung der unerträglichen Mündelhypotheke der 
Reichsgeſetzgebung dankbar ſein. 

Die Sicherheit des Mündels iſt in dem wohlorganiſirten Schutz— 
ſyſteme des Entwurfes, — in den Beſtimmungen über Beſtellung des 
Vormundes, über Inventur und Rechnungsablage, über getrennte 
Verwaltung des Mündelvermögens, über Verbot der Verwendung 
von Mündelgeldern in den Nutzen des Vormundes, über Auflöſung 
und Gründung von Erwerbsgeſchäften, über Anlage der überſchüſſigen 
Pupillengelder, über Erwerb, Veräußerung und Belaſtung von 
Liegenſchaften, über Abſchlüſſe von Rechtsgeſchäften, über Annahme 
geſchuldeter Leiſtungen, über Hinterlegung und Zurücknahme von 
Werthpapieren und Koſtbarkeiten, über Genehmigung des Vormund— 
ſchaftsgerichtes u. ſ. w. begründet. 

Dieſe Beſtimmungen haben durch die preußiſche Vormundſchafts— 
ordnung und die ſchon erwähnten elſaß-lothringer und bayriſchen 
Novellen zum Theile ſchon Geſetzeskraft erhalten und bedürfen daher 
keiner beſonderen Empfehlung für die Rechtsgebiete des Code civil. 

Einer Abänderung der preußiſchen Vormundſchaftsordnung in 
dem Entwurfe will ich meine beſondere Huldigung nicht verſagen. 
In die preußiſche Vormundſchaftsordnung iſt nämlich durch das 
Herrenhaus die Verfügung gekommen, daß bei der Auswahl des 
Vormundes auf das religiöje Bekenntnig des Mündels Rückſicht zu 
nehmen jet. 

Der AYuftizminifter bat, das Zuſtandekommen des Gejetes durch 
einen Streit über „unſchädliche Beſtimmungen“ nicht zu gefährden 
und bemerkte, durch Annahme des betreffenden Satzes werde das 
Ermefjen des Richters nicht ausgejchloffen und diefer nicht gehindert, 
einem Evangelijchen einen Katholiten oder einem Juden einen Chriften 
(weiter evjtredten ich feine Beilpiele nicht) zu beftellen. Obſchon 
entgegengehalten wurde, daß heutzutage das Bekenntniß oft ſchwer 
feftzujtellen und die Beftimmung bei Gejchwiftern verichiedenen Be— 
£enntniffes ohne Beftellung mehrerer VBormünder unausführbar jet, 
wurde diejelbe felbit von der Abgeordnetenfammer angenommen und 


in den $ 19 eingejchaltet. Der Entwurf hat eine derartige Beſtimmung 
in das bürgerliche Geſetzbuch des Neiches aufzunehmen verjchmäht. 
Dat noch in unabfehbarer Zeit, jo lange nicht die Prophezeihung 
von einem Hirten und einer Heerde ſich verwirklicht hat, bei Be— 
rufung des Vormundes der Bormundjchaftsrichter auch das religiöje 
Bekenntniß des Mündels bei der Wahl des Bormundes berüdfichtigen 
wird, das ift weder zu bezweifeln noch zu beanftanden. Eine 
bejondere Weiſung an den Richter in diefer Hinficht paßt jedoch 
nicht in ein Geſetzbuch, das auf der verfaffungsmäßigen Gleichheit 
aller Bürger vor dem Gejege beruht und nicht in einen Organismus, 
der die wichtigjten Fragen dem weiſen Ermejjen des Richter an— 
heimgegeben hat. Es verdient, hervorgehoben zu werden, daß die 
Berfaffer des Entwurfes es auch für unangemefjen und bedenklich 
erachtet haben, den Gegenſatz des Eonfejjionellen Bewußtjeins im 
deutfchen Volke ohne zwingende Noth zu verjchärfen. Möge feine 
plumpe Hand den feinen Takt des Entwurfes zerjtören. 

An dem Syſteme des Entwurfes folgt der Bormundjchaft über 
Minderjährige al3 cine zweite Klaffe die Bormundfchaft über 
Bolljährige. 

Die Bormundichaft über Volljährige wegen förperlider Ge— 
brechen ift dem Code civil unbefannt. Nur der Bernunft beraubte 
Perſonen fönnen gerichtlich entmündigt werden und in Folge der 
Entmündigung gleich den Minderjährigen einen durd) den Familien— 
rath bejtellten Bormund erhalten. Hat die Geiſtesſchwäche Feinen 
jolhen Grad erreicht, daß der Entmündigungsantrag begründet er- 
jheint, jo hat — und zwar nur das ordentlihe — Gericht die 
Befugniß, erforderlichen Falles einen Beiftand (conseil judiciaire) zu 
beitellen. Ebenjo kann das — ordentliche — Geriht dem von ihm 
al8 Verſchwender Erflärten einen Beijtand ernennen. Dieſer 
mildere Grad der Entmündigung macht den Geiftesihwachen, den 
Verſchwender nicht Handlungsunfähig, — beraubt ihn nicht des Rechtes 
der eigenen VBermögensverwaltung, nicht des Rechtes, Käufe und 
andere Verträge abzufchließen vder zu teftiren, — der Mitwirkung 
des Beiftandes bedarf es nur, um vor Gericht aufzutreten, einen 
Bergleih einzugehen, ein Anlchen aufzunehmen, ein Kapital ein- 
zuziehen und zu quittiren, Liegenichaften zu veräußern oder mit 
Hypotheken zu belajten. 

Das durch die deutſche Civilprozeßordnung bejeitigte gerichtliche 
Berfahren des Code civil zum Behufe der Entmündigung eines 
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Geiltesfranfen oder der Beftellung eines Beijtandes für den Geiſtes— 
ihwaden und Verſchwender zeugt, — davon abgejehen, daß es weder 
dem Geiſtesſchwachen nocd dem Verſchwender die Freiheit entzog, ſich 
zu ruiniren, von der ängjtlihen Behutjamfeit des Gejetgebers, in 
das Gelbftverfügungsrecht eines zu jeinen Jahren gefommenen 
Menſchen einzugreifen. 

Berjchiedene der zur Beurtheilung des Code civil herangezogene 
Gerichte, daS tribunal d’appel von Air, Colmar, Montpellier ꝛc. 
hatten vergebens die Verſchwendungsſucht als Urſache der Entmüns 
digung, — jo gefährlich als irgend welche Geiftesfrantheit, — gefordert. 
Das tribunal d’appel von Paris hingegen hatte diefe Forderung als 
„souverainement injuste, attentatoire au droit de propriete* bezeichnet. 
Der Entwurf de3 bürgerlichen Gejeßbuches für das Reich geitattet 
nicht nur die Entmündigung der vernunftberaubten und der Perſonen, 
deren Berjhmwendung ihren und ihrer Familie Unterhalt gefährdet, 
jondern unterftellt auh ohne Entmündigungsperfahren Die 
Blinden, Tauben und Stummen, welche ihre Angelegenheiten nicht 
zu bejorgen vermögen, im Einverjtändnijje derjelben oder nach Befund 
des Vormundjchaftsrichters, wenn er eine Verjtändigung mit ihnen 
für unmöglid hält, der Vormundſchaft. Auch hier hat die preußische 
Bormundihaftsordnung als Mufter gedient. Ich kann dem Entwurfe 
für diefe Nahahmung feinen Beifall zollen. 

Sit das von der deutjchen Civilprozeßordnung eingeführte Ber: 
fahren in Entmündigungsfachen jchon bequemer als es der Achtung 
vor der perjönlichen Freiheit eines Erwachſenen geziemen dürfte, jo 
jcheint es mir unzuläffig, die Bequemlichkeit noch weiter zu treiben, 
jelbit von dem Eurzen prozejjualifhen Wege der Civil: 
prozekordnung zu entbinden und die Stellung unter Bormund- 
schaft auch der Tauben, Blinden und Stummen dem Ermefjen des 
Vormundſchaftsrichters, der eine Verftändigung mit denjelben für 
unmöglich hält, anheimzugeben. 

Nenne man doc den Mechanismus der Civilprozeßordnung in 
Entmündigungsjachen nicht einen fchwerfälligen weitläufigen Apparat. 
Das klingt den Ohren des noc mit der ſchützenden Form des Code 
eivil vertrauten rheinischen Yuriften wie Spott. Und fei’3 drum! 
Wenn das Geſetz in Uebereinftimmung mit dem Rechtsgefühle einen 
Entmündigungsantrag, die Angabe der ihn begründenden Thatjachen, 
ihren Beweis, ein Entmündigungsurtheil für unerläßlic hält, um 
einen als blödfinnig oder raſend bekannten Menfchen unter Vormund— 
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ihaft zu ftellen, — wenn es dem Entmündigten die Anrufung des 
höheren Richters vermittelft der Anfechtungsklage vergännt, — jo hat 
es meines Eradtens feinen rihtigen Sinn, ohne daß die 
Vorausſetzung derBormundfhaftdurd ein prozeſſualiſches 
Berfahren feftgeftellt ift, — ohne Mittheilung an den Staats— 
anwalt, ohne Beröffentlihung, von kurzer Hand, — auf dem 
Wege der freimilligen Gerichtsbarkeit einen Blinden, Tauben, 
oder Stummen, — jelbit in Erfüllung ſeines Wunfches, — unter 
Vormundichaft zu ftellen. Schaffe man lieber gleich das ganze Ber- 
fahren in Entmündigungsfachen als zu weitläufig und fehwerfällig 
auch für die Geiftesfranfen und Verſchwender ab und gebe man dem 
Bormundihaftsrichter die Befugniß, welche die preußiiche Vormund— 
Ihaftsordnung ihm, ohne in dem Entwurfe Nahahmung zu finden, 
bei der Pflegichaft verliehen hat, — geeigneten Falles nad) Ermeſſen 
Jedem einen Bormund zu bejtellen! 

Selbjt die Befugniß des Vormundfchaftsrichters, eine vorläufige 
Vormundſchaft, ohne jedes Vorverfahren, jobald nur der Entmün- 
digungsantrag geſtellt ift, anzuordnen, erfcheint mir bedenflih. Wenn 
man aber bei den Idioten und bei den Raſenden fich mit einer „vor— 
läufigen Bormundjchaft” bis zur richterliden Enticheidung zufrieden 
geben fann, jo wird man auch dem mit einem körperlichen Gebrechen 
Behafteten, der ſich angeblich nicht vorzuftehen vermag, mit einer 
jolhen zu Hilfe kommen und im Uebrigen bis zur Erledigung des 
prozejjualiichen Verfahrens ſich gedulden können! 

Allerdings ſoll die VBormundichaft über den Eörperlich Gebrech— 
lihen auf feinen Antrag aufgehoben werden und tröftet der Entwurf 
über Mißgriffe des Bormundfchaftsrichter8 mit dem Rechtsmittel der 
Beihwerde; — mich will aber bedünfen, daß man die Stellung 
eines Volljährigen unter Bormundfhaft nicht als Akt — 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit behandeln darf. 

Wird die Stellung unter Vormundſchaft über VBolljährige, dieje 
Degradirung des Rechtsſubjektes gemwilfermaßen zum Rechtsobjekte, 
Ihlehthin an die beruhigende Borausjegung des civilprozefjualiichen 
Entmündigungsverfahrens geknüpft, jo wird auch dem trefflich be— 
gründeten Entmündigungsantrage des Herrn Kollegen Zuld in Mainz 
gegen die Traurigften. der Menſchen, die Gewohnheitstrinker, 
ja jogar einem noc weiter gehenden Entmündigungsantrage gegen 
alle Diejenigen, welche wegen ihres verkommenen, Erankhaften oder 
hilflojen Zuftandes unfähig find, ſelbſt ſich vorzuſtehen vder durd) ihren 
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Lebenswandel ihren und ihrer Familie Lebensunterhalt gefährden, 
ſtattzugeben ſein. 

Eine elterliche Gewalt giebt es natürlich bei dem geſchäftsun— 
fähigen Volljährigen nicht; hört dieſelbe ja mit der Volljährigkeit 
auf. Den Eltern ſteht daher auch das ihnen während des Beſtehens 
der elterlichen Gewalt eingeräumte Recht der Benennung eines Vor— 
mundes ſowie das Recht, Anordnungen über Einſetzung und Auf— 
hebung eines Familienrathes oder die Wahl feiner Mitglieder zu 
treffen, nicht zu. Hingegen ift das Anrecht des Vaters oder der 
Mutter ſowie der Großväter auf Berufung zur Vormundſchaft über 
den volljährigen Schugbedürftigen anerkannt. 

Ihrem Zwecke nad) ift die Vormundſchaft über Bolljährige der 
über Minderjährige gleich und daher ähnlichen Beftimmungen unter: 
worfen. Richtig ift aber das in dem Entmwurfe, meines Erachtens 
jedoch nicht fcharf genug betonte Prinzip, daß die Vertretung in 
perjönliden Angelegenheiten fi nur auf das Nöthige be- 
ihränfen joll. So jehr in der Negel wegen der Unmöglichkeit, 
alle Fälle vorzujehen, eine Kaſuiſtik des Gejetes zu mwiderrathen ift, 
— jo gerne ic die Marime der Verfajfer des Code civil: on gouverne 
mal quand on gouverne trop, anerfenne, — jo würden mir dod) 
untergebens genauere Grenzbeſtimmungen für die Zwangsgewalt der 
Bormundichaft in perſönlichen Angelegenheiten des Bolljährigen höchſt 
angemefjen erjcheinen. Die Frage, was nöthig ift, kann den Bor- 
mund und Bormundjcaftsrichter Leicht in Berlegenheit und in Streit 
verjegen. 

Das Anftitut der befreiten Vormundſchaft ift dem 
franzöfiihen Rechte, wenn es auch unerhebliche geſetzliche Vergünſti— 
gungen der elterlichen Vormünder anerkennt, ſelbſt dem Begriffe 
nach, fremd. 

Die Freiheit der Bewegung, deren der Vormund des franzöſiſchen 
Rechtes unter der milden Herrjchaft des Familienrathes genießt, ließ 
die Erfindung eines fürmlichen Syſtems von Vergünjtigungen, welche 
nad altem und neuem preußiſchen Rechte zur Milderung der Gejeges- 
ftrenge dur Privatmwillfür gejtattet werden kann, feinen Raum. 
Der Entwurf hat geglaubt, dem Inſtitute nicht ganz entjagen zu 
dürfen. Er glaubt es al3 Nachwirkung der elterlichen Gewalt be- 
traten zu müjjen, wenn den Inhabern der elterlichen Gewalt 
geftattet wird, der Benennung eines Vormundes gewiſſe Befreiungen 
von gejeglichen Pflichten beizufügen, — er glaubt, der Billigkeit es 
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ichuldig zu fein, wenn dem Erblaſſer, welcher dur; Zuwendung von 
Bermögen fein bejonderes Wohlwollen für den Mündel an den Tag 
legt, die Befugniß zugeftanden wird, zu Gunjten des von ihm be= 
nannten Pflegerö die gejeglihen Schranken zu bejeitigen, — insbe— 
jondere das Verbot der Offenlegung des Bermögensverzeihnifjes 
auszuſprechen. 

Mir kann das Inſtitut der befreiten Vormundſchaft nicht gefallen. 
Erſcheint die Strenge des Geſetzes zu Hart, jo mildere man dieſe 
Härte für Jedermann, — jo mildere man das Geſetz. Daffelbe 
muß fo beichaffen jein, daß e3 von Jedem ohne Widermillen be— 
obachtet und ertragen werden fanı, Was im Falle der Befreiung 
durch Privatwillfür entbehrlich ericheint, — das ijt entbehrlid. Wenn 
der Entwurf ſogar das Verbot der Offenlegung des VBermögensver- 
zeichniffes in faft rührender Weife den Herzen freigebiger Kaufleute 
nahe Legt, jo hat er, jonjt doch jo collofjal vertraut mit Allem, was 
fi jemal3 auf dem Gebiete der Gejetgebung ereignet hat, nicht be- 
dacht, daß es deutjche Länder giebt, wo die Steuerbehörde, damit 
feine Kapitalrenten- oder Erbſchaftsſteuer Hinterzogen werde, an jedem 
Sterbebette Wache halten und das Bermögensverzeihnig über die 
Hinterlafjenfhaftsmafje von den Erben und Bermächtnignehmern er- 
zwingen fann. Man vergleiche zum Beiipiel das bayeriſche Gejet 
über die Gapitalventenfteuer v. 19. Mai 1881, Art. 25 und über die 
Erbſchaftsſteuer v. 18. Auguft 1879, Art. 30, 31 u. 40. 

Eine Wijjenjchaft, welche der Steuerbehörde nicht vorenthalten 
werden darf, dem Bormundfchaftsrichter zu verfchließen, jcheint feinen 
rechten Sinn zu haben. 

Das Inſtitut der befreiten Vormundſchaft, welches der Ein— 
fahheit des Geſetzes und der Gleichheit vor dem Geſetze 
Abbruch thut, Eönnte füglich unterbleiben. 

Der Entwurf läßt der Vormundſchaft, das it dent Perjon und 
Dermögen des Hilfsbedürftigen umfaffenden Schutzſyſteme, die Pfleg— 
ihaft, das tft ein von der VBormundichaft dem Weſen nad) nicht 
verichiedenes bejchränktes Syitem des Schußes in einzelnen Fällen 
und Angelegenheiten folgen. Das franzöjiiche Recht kennt die 
Pflegichaft al8 einheitlihes Redtsgefüge nicht. Ihre Spuren 
jind weithin zerjtreut, und man muß jih Mühe geben, in den Code 
eivil und dem Code de procedure civil alle möglichen Suratelen auf- 
zuſuchen und ihre Bedeutung fennen zu lernen. So findet man eine 
Kuratel für den — glüdlicher Weile längft begrabenen — bürgerlid) 
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Zodten (Curateur special, Code civil Art. 25), — für die Leibesfrucht 
der veriwittweten Frau (Uurateur an ventre, Code civil Art. 393), 
für den Mündiggefprochenen (Curateur à l’emancipation, Code civil 
482), für die ledige Verlaſſenſchaft (Curateur à la succession vacante, 
Code eivil Art. 812), — für den Taubftummen zur Annahme einer 
Schenkung (Curateur an sourd-muet, Code civil Art. 1055), für die 
wegen Unterpfandes abgetretene Liegenjchaft (Uurateur à l’immenble 
delaisse, Code civil Art. 2171), für die Beneficiarmafje (Curateur 
an benefice d’inventaire, C. d. pr. c. rt. 1048). 

Eine geſetzliche Kuratel gleich der gefetlichen Vormundſchaft giebt 
es im franzöfiihen Rechte nicht. Der Kurator wird in einigen 
Hällen durch das Gericht und in anderen Fällen dur den Familien— 
rath beſtellt. Der Curator absentis ift eine von dem code civil nicht 
erwähnte Schöpfung der Aurisprudenz, abgeleitet aus der Beitimmung, 
daß im Falle des Bedürfnifjes auf Antrag der Betheiligten von dem 
ordentliden Richter daS Geeignete vorgejehen werden joll (Code civil 
Art. 112). Die Bertretung des Vermißten bei Bermögenstheilungen 
joll der Richter einem jogenannten Notär:Repräjentanten übertragen, 
was in der Regel nur gefchieht, wenn nicht auf Beitellung eines 
Kurators angetragen worden iſt. Die Befugnijje des Einen wie des 
Anderen find viel umftritten. 

Der Unbefangene muß immer wieder entdeden, daß der prächtige 
Bau des Code civil viel unſchönes Gewinkel hat, worin c8 jo leicht 
nicht ift, fich zurecht zu finden und man fich wohnlicher fühlen wird 
in einem Bau, dem es zwar an Mängeln, die den Werfen der 
Menjhen unvermeidlich anzuhaften pflegen, ſchwerlich gebricht, der 
aber in einem lichten Raume und unter einer Dede das Zuſammen— 
gehörige vereint. Das ift in dem Entwurfe wie mit der Vormundſchaft 
jo mit der BPflegichaft der Fall. 

Ohne der generellen Befugniß des preußifhen Vormundſchafts— 
richters, der in allen ihm geeignet fcheinenden Fällen einen Pfleger 
bejtellen ann, Raum zu geben und ohne die Beltimmungen anderer 
Rechtögebiete wie z. B. der Strafprozeßordnung, 88 334 und 480 
heranzuziehen, hat der Entwurf die Rechtögründe der Bejtellung einer 
Pflegihaft unter einem gemeinjamen Titel zuſammengeſtellt und über 
die gemeinjamen Rechtsgrundſätze der Materie feinen Zweifel gelafjen. 

„Der begrifflihe Gegenfag der Pflegichaft zur Vormundſchaft ift 
lediglich der des Bejonderen zum Allgemeinen,” jagen die Motive. 

Dem Einmwande, man hätte dann die Pflegichaft ganz vermeiden 
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und die Vollmaht des Bormundes in den für die Pflegichaft vor: 
gejehenen Fällen auf einen beftimmten Wirkungskreis bejchränfen 
fönnen, begegnet der Entwurf mit dem Hinweife darauf, daß von 
Alters her ſchon der Sprachgebrauch das Bedürfniß der Unter: 
iheidung des Kurator und Tutor verjinnlicht hat und es fidher als 
praftifcher Gewinn erjcheint, wenn die befhränfte VBollmadt 
des Bertreter3 jhon in feiner Benennung ſich offenbart! 

Aller Neigung ungeachtet, möglichſt zu vereinfachen, kann ich 
nicht umhin, dem Entwurfe Recht zu geben. 

Der Sprade des Entwurf3 vermag ich die hervorragenditen 
Eigenihaften jeder Willensäußerung und insbefondere der Geſetz— 
gebung: Klarheit und Berftändlichkeit, nicht abzufprechen. 

Die Sprade der preußifchen Vormundjchaftsordnung zeichnet 
jih aber meine Erachtens durch knappere Form und elegantere 
Faſſung aus. In vielen Fällen hat zwar der Entwurf fogar den 
Wortlaut der preußifchen Bormundihaftsordnung aufgenommen, es 
hätte diefe8 aber öfter gejchehen können. Auf die Sprade bezieht 
ji) auch meine Anerkennung einer forgjamen lleberarbeitung der 
preußiihen Vormundfchaftsordnung nit. Sch weiß 3. B. nit, 
warum der Entwurf die kurze Bejtimmung des $ 27 der preußifchen 
Bormundihaftsordnung über den Zweck der Vormundichaft, die ſich 
noch knapper dahin hätte fallen lafjen: 

Dem Bormunde liegt die Sorge für Perfon, Vermögen und 
Bertretung des Mündels, ſoweit nicht in gewiljen Fällen 
und Angelegenheiten ein Pfleger beftellt ift, ob, — 
in drei $$ 1648, 1649 und 1650 zerlegt und in der Beitimmung 
des 8 1674 nicht der Kürze der 88 41 und 42 der preußifchen 
Vormundſchaftsordnung ſich beflifjen hat. 

Ohne weiter mic) auf Einzelnheiten zu werfen, — immer von 
der ſchon Anfangs befundeten Abſicht geleitet, nur vergleichende Be— 
trachtungen zwiſchen den Grundelementen der Bormundjcaft des 
Code civil und des Entwurfes anzuftellen ſowie die Gründe meines 
Abfalls von denen des Code civil anzudeuten, kann ich zum Schluffe 
folgende Bemerkungen nicht unterdrüden: 

Der Kritik des Vormundſchaftsſyſtems des Entwurfs insbefondere, 
was die fogenannte Tyrannis des Vormundſchaftsrichters 
betrifft, ift zur Stunde nod) ein Hilfsmittel von höchſter Bedeutung 
verjagt, nämlich die Kenntnig des einzuführenden Rechtömittel- 
verfahrens. 
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Mir Hat bei der Billigung des ftrammen Vormundſchaftsſyſtems 
des Entwurfs als weſentliche Bedingung vorgejchwebt, daß in diejem 
Berfahren allen Betheiligten gegen die Beſchlüſſe des 
Bormundjhaftsrihters das Reht3mittel der Beſchwerde 
zum Landgerichte jowie der weiteren Bejchwerde zum Ober- 
landesgerihte geftattet und der Bejchwerdeführer in 
beiden Redtszügen zugelafjen wird, nicht nur Gejeges- 
verletungen des Bormundjchaftsridhters ſondern auch jein 
Ermejjen, das auf der Würdigung rein thatſächlicher Ver: 
hältnifje beruht, anzufehten. Der Schuß des Hiülfsbedürftigen 
it Zmwed der Vormundſchaft. Diefen Zweck erreicht das ftramme 
Syſtem des Entwurfes beſſer als da8 — bi8 auf die Generalhypo: 
thefe — patriarchaliichere Eyftem des Code civil. Aber nicht nur 
der Mündel ift zu ſchützen, jondern auch der Vormund ift nicht diejem 
Schutze preiszugeben. 

Die Staatsbürgerpflicht der Uebernahme einer Vormundſchaft 
ift bejonders für jeden, der noch andere Sorgen hat als für den 
Mündel und täglih den Kampf um's Dafein fämpfen muß, eine 
ichwere, durch unausgefegte Kontrolle der Obervormundjchaft doppelt 
empfindliche Laft, die nur erleichtert werden fann durch das Be- 
wußtjein, gegebenen Falles wider Ungeſchicklichkeiten und 
Uebergriffe bei den höheren Gerichten Gehör und Genug- 
thuung zu finden. 


Mittheilung des Ausſchuſſes. 


Der Vorftand des Deutichen Anwaltvereins hat angeordnet, daß 
der Reichsjuftizverwaltung und den Landesjuftizverwaltungen je ein 
Eremplar der Gutachten überreiht werden. Der KRommiffion für 


den Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs werden 15 Eremplare 
überreicht. 
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Die Anſpruchsverjährung des Entwurfs. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Guf. Lehmann in Dresden. 


Die Lehre von der Anfpruchsverjährung ift in dem Entwurfe 
jo vorzüglich gearbeitet, daß der Kritik nur wenig zu jagen bleibt. 

Das preußifche Gejeg über Eurze Verjährung vom 31. März 
1838 unterwarf, einigermaßen anlchnend an den code civil, die 
Forderungen der Fabrikunternehmer, Kaufleute, Krämer, Künftler, 
Handwerker ꝛe. nur gegenüber den Konſumenten der ziwerjährigen 
Verjährung. Dieſe Beſchränkung ging dann in viele deutfche Ver— 
jährungsgefege über. Nur einige derjelben, namentlich) die von 
Hannover (1850), Württemberg (1852), Braunjchtweig (1853), Bremen 
(1868) 2c. nahmen fie nicht auf. Ebenſo hat der Dresdner Entwurf 
eined allgemeinen deutjchen Obligationenrechtes (1866) von ihr ab- 
gefehen. Es ift nur anzuerkennen, daß aud) der deutjche Entwurf 
bei den $ 156 sub 1 bemerkten Anſprüchen der Kaufleute, Fabri— 
fanten, Handwerker 2c. fie nicht kennt; da fie nur geeignet iſt, die 
Handhabung des Verjährungsgeleges erheblih zu erjchweren. Uın 
jo weniger ift zu verftehen, warum man bei den Erzeugnijjen der 
Landwirthichaft auf dieje Bejchränfung wieder zufommt. Cs follen 
nämlich die Anjprüche der Landwirthe für landwirthichaftliche Er- 
zeugniffe, insbejondere für Lebensmittel und Brennmaterialien, nur 
dann der zweijährigen Berjährung unterliegen, wenn diejelben zur 
Verwendung im Haushalte geliefert worden find. Während ohne 
Ausnahme alle Forderungen der Gemwerbtreibenden und Kaufleute 2c. 
für die Lieferung von Waaren und Herftellung von Arbeiten, gleich: 
viel von welcher Höhe fie ind, unter die furze Verjährung geftellt 
werden, follen die Landwirthe eine Ausnahme davon machen und nur 
bedingt unter diefe Berjährung fallen. Dieje Beihänkung Liegt wie 

IL. 7 


98 

ein fremder Körper in der Lehre der Furzen Verjährung drin. Sie 
wird auch in feiner Weiſe in den Motiven irgend wie begründet. 
Es iſt fehr zu wünjchen, daß jte in Wegfall fommt, da fie nur zu 
leicht zu mißlichen prozefjualen Weiterungen führen kann, nicht ein- 
mal im Intereſſe der Landwirthe liegt und gegen die Grundfäße 
der Parität verjtößt. Nach dem Bremer Berjährungsgefege von 1868 
unterliegen Forderungen der Landleute und fonftigen Produzenten 
für gelieferte Waaren, nad) dem jchweizerifchen Obligationsrechte von 
1883 überhaupt Anſprüche für gelieferte Lebensmittel ohne irgend 
welche Einjchränkung der kurzen Verjährung. 

Betreff3 der übrigen der zweijährigen Verjährung unterworfenen 
Anſprüche iſt nichts zu bemerken. Höchſtens Eönnte man die Künstler 
vermifjen, da die große Mehrzahl derjelben ſich mit Eleineren, dem 
Gebiete der Kunſt angehörenden Arbeiten bejchäftigt. Die Anſprüche 
für ſolche Leiftungen find in der Regel auf jchnelle Abwicklung be— 
rechnet und fallen daher mit Recht unter die kurze Berjährung. 
Forderungen für große fünftleriiche Schöpfungen, die wohl beſſer der 
ordentlichen Verjährung zu unterjtellen wären, jind Ausnahmen. Die 
Geſetzgebung Hat ihre Beitimmungen nur nad) dem zu treffen, was 
Regel, und nicht was Ausnahme ift. 

Die Anjprüde auf Rüdjtände von rechtsgeſchäftlich einen 
Zinſen, von Pacht: und Miethzinfen, von Renten 2c, unterliegen 
nach $ 157 einer vierjährigen Verjährung. Man ift bei der kurzen 
Berjährung des Entwurfes dem preußiichen Verjährungsgejege (1838) 
gefolgt, daS eine zwei» und eine vierjährige Friſt enthält. Cinige 
jpäter erlafjene deutjche Verjährungsgejege haben dieje preußifche 
Eintheilung fallen laffen und ſtatt der zwei» und vierjährigen eine 
einzige, meift eine dreijährige Verjährung eingeführt. Auch der 
gedachte Dresdner Entwurf hat die zwei verichiedenen Friften des 
preußifchen Geſetzes in eine dreijährige zujammmengeichmolzen, „da 
die Aufitellung einer einzigen Friſt den Borzug der Einfachheit für 
jih habe”. Dieje Verſchmelzung ift jedenfall3 nur zu loben. Eine 
zweijährige Friſt iſt doch etwas zu kurz gegriffen, namentlich wenn 
man bedenkt, daß ſchon am fich die deutjche kurze Berjährung jehr 
ftreng gefaßt ift, da fie nicht blos, wie das nach dem code civil der 
Hall, eine durch Eidesantrag zu entkräftende Bermuthung für die 
Tilgung des Anjpruches erzeugt, ſondern denjelben ohne Weiteres 
zerjtört. Es wäre daher zu wünjchen, daß das deutjche Civilgeſetzbuch 
nur eine einzige Friſt für kurz verjährende Forderungen enthielte. 


—— Ent... — — nn. 


Der Entwurf ift darin der Mehrzahl der deutſchen Verjährungs— 
gejege gefolgt, daß er nur vereinbarte Zinfen, nicht Zinjen überhaupt, 
der furzen vierjährigen Verjährung unterwirft. Er motivirt dieß 
damit, daß „Verzugszinſen ihrer Natur nad) ebenjo wie jonjtige 
gefetliche Zinjen feiner anderen Verjährung, als der für den Haupt- 
anjpruch unterliegen könnten“. Das ift nicht ganz richtig. Ebenſo 
gut ließe fich jagen, daß vereinbarte Zinjen ihrer Natur nad) unter 
eine andere Berjährung al3 die der Stammforderung nicht fallen 
fönnen. Denn Zinſen find Zinſen. Sie find Früchte des Capitals, 
gleichviel aus welchem Rechtsgrunde jie erftehen. Der Gedanke, 
Zinjen der kurzen Berjährung zu unterwerfen, ruht auf der Er- 
wägung, daß im Intereſſe des Schuldners die allzu große Bins- 
anfammlung vermieden werde. In Berlafjenichaften werden nicht 
jelten Schuldfcheine gefunden, aus denen ſich ergiebt, daß der Erblafjer 
auf Zeit ein unverzingliches Darlehn gegeben hat. Er hat vielleicht 
nie ernjtlid daran gedacht, dafjelbe zurüdzufordern. Die Erben aber 
machen von ihrem Nechte Gebrauch und ziehen e3 häufig unter 
ichwerer Bedrüdung des Schuldners mit den Zinſen des VBorzugs 
ein, die num zu oft in ihrem angejammelten Betrage der Summe 
de3 Capitals gleichfommen. Die kurze Verjährung für Zinfen ift 
dem code civil (Art. 2277) entnommen und weil dafelbt gejagt iſt, 
Zins von dargeliehenen Geldern und überhaupt alles, was jährlich 
oder in fürzeren periodijch wiederkehrenden Friſten zahlbar ſei, ver: 
jähre in fünf Jahren, jo haben die deutichen Gejege nur vereinbarte 
Zinfen unter die kurze Berjährung geftellt, da in der Regel nur fie 
jährlich, bez. in kürzeren periodiic wiederkehrenden Friften zahlbar 
jind. Die Frage, ob unter die fünfjährige Verjährung des code civil 
Binjen aller Art oder nur vereinbarte Zinjen fallen, war in Frank— 
reich controvers, bis der Kaflationshof dahin entſchied, daß unter 
den Zinſen de3 Art. 2277 Binfen jeder Art zu verjtehen jeien. 
Diefe Auffaffung entſpricht auch entjchieden der Intention des Geſetz— 
geberd. Gerade die gejeglichen und die Verzugszinſen find eine 
größere Gefahr für den Schuldner, wie die vereinbarten. ihre 
Anfammlung vollzieht ſich meift jtill. Oft hat der Schuldner jelbit 
feine Ahnung davon. Indem eine fürzere Berjährung für Zinſen 
aller Art beitimmt wird, fommt der Staat nur der ihm vbliegenden 
Pflicht nad, die Ihütende Hand auf den wirthichaftlih Schwächeren 
zu legen. Im Sinne der franzöfiichen Auffaffung haben die Geſetze 
von Bayern (1859) und Heſſen (1853), ingleichen der heſſiſche Ent- 
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wurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs (1842), jomwie das ſchweizeriſche 
Obligationsrecht Zinſen ohne Einjhränkung der kurzen Verjährung 
unterworfen. 

Der Kommijfion zur Ausarbeitung des Entiwurfes jind ver- 
fchiedene Petitionen von Handeld- und Gewerbefammern, von Fauf- 
männijchen und Gewerbevereinen zugegangen, in denen gebeten wird, 
die kurze Berjährung auf ein Jahr herabzumindern. Man verhofft 
damit, dem eingeriffenen Borgiyftem wirkſamer entgegenzutreten. 
Die Petenten find darin entjchieden im Irrthume. Gegenüber feit- 
wurzelnden wirthichaftlichen Zujtänden, jelbjt wenn man fie, wie das 
Borgiyftem, als Mißſtände bezeichnen muß, vermögen Gejege in der 
Regel nicht viel. Der Gejhäftgmann, der auf einer Eurzen Ver— 
jährung fußend, feine Kunden zur Zahlung oder Anerkennung der 
Schuld drängen wollte, würde wohl in furzer Zeit den befjeren Theil 
derfelben verlieren. Dem mißlichen Borgunmejen wird fi nur da— 
durch einigermaßen beifommen lafjen, daß bei baldiger Zahlung ein 
reeller Rabatt gewährt wird, wie das in England und Amerika mit 
Erfolg geſchieht. Die Kommiffion hat daher mit Recht dieje Pe— 
titionen auf ſich beruhen lafjen. 

Es ift ein Fehler des Entwurfes, daß er als ordentliche Ber: 
jährung die gemeinrechtlich dreißigjährige wieder aufgenommen hat. 
Diefer lange, faſt ein Menjchenalter währende Zeitraum hat keine 
Baſis mehr in den jegigen Berfehrsverhältniffen. Es geht das jchon 
daraus hervor, daß feit den letten vierzig Jahren das Gebiet der 
Eurzen Verjährung immer mehr erweitert worden ift. Dreiviertel 
aller Ansprüche, ſoweit ſolche überhaupt von der Berjährung betroffen 
werden, unterliegen jetzt bereits der Eurzen Friſt. Einen eigenthüm- 
lihen Eindrud macht e3 daher, wenn die Berjährung des reftlichen 
Viertels wieder in den weiten Zeitraum von dreißig Jahren hinaus- 
gerüdt wird, Eine Frift von zehn Fahren würde vollauf genügen. 
Sie hätte gleich der Furzen Verjährung von zwei und vier Jahren 
mit Schluß des jahres zu beginnen, in dem die Befriedigung des 
Anjpruces rechtlich verlangt werden Eonnte. Die Motive bemerken 
treffend zur Begründung des Verjährungsinftitutes überhaupt, der 
Verkehr vertrage es nicht, in der Vergangenheit liegende Anfprüche 
in einem Zeitpunkte geltend zu machen, wo der Gegner in Folge der 
verdunfelnden Macht der Zeit nicht mehr in der Lage fei, die ihm 
zur Seite ftehenden entlaftenden Umftände mit Erfolg zu verwerthen. 
Mit diefen Worten Eönnte ein Geſetzgeber auch ganz ſachgemäß 
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motiviren, warum eine dreißigjährige Friſt für die Verjährung zu 
lang jei. Denn die verdunfelnde Macht der Zeit zeigt fich jett bei 
der gänzlich veränderten Geftalt des Verkehrs ſchon mit Ablauf von 
zehn Sahren in vollen Maße. Das Feithalten an der Friſt von 
dreißig Jahren wird in den Motiven unter Anderm mit der Art und 
Weije begründet, wie im Entwurfe der Beginn der Verjährung nor— 
mirt fe. E3 mag jein, daß es, jeitdem man die von der älteren 
Doktrin vertretene Berlegungstheorie aufgegeben hat, dem Laien 
manchmal ſchwer fallen wird, den Anfang des VBerjährungslaufes zu 
erkennen. Die Verjährung eines Anfpruches kann jett Schon ihren Anz 
fang nehmen, bevor der Anſpruch überhaupt entftanden ift ($ 158 Ab}. 3). 
Beim unverzinslichen Darlehn, das auf dreimonatlide Kündigung 
gegeben ift, beginnt die Verjährung nicht nad) erfolgter Kündigung 
mit Ablauf von drei Monaten,. fondern bereit3 vom Empfang des 
Darlehns an und geht mit Ablauf der Berjährungszeit unter Zu: 
rechnung der Kündigungsfriit zu Ende. Behält fi) Jemand beim 
Berfauf einer Sade für die Zukunft den Rückkauf vor, fo fängt die 
Berjährung des Rüdfaufsrechtes jofort mit Abjchluß des Vertrages 
und nicht erft mit dem Beitpunkte zu laufen an, wo der Nüdfauf 
verlangt und vom Gegner verweigert wird. Bei Ueberlafjung einer 
Sache zum prefariftifchen Beſitze nimmt die Verjährung des dinglichen 
Anjpruches jogleih mit der Befigübernahme ihren Anfang. Beim 
Depofitum läuft die Verjährung des perjönlichen und dinglichen An- 
ipruches des Deponenten vom Moment der Depofition ab. In folden 
und ähnlichen Fällen könnte allerdings bei einer kürzeren ordentlichen 
Berjährungsfrift manchmal Gefahr drohen und der Laie bereits nad) 
Ablauf eines Dezennit feines Anfpruches verluftig gehen, ohne gewußt 
zu haben, daß feine Forderung überhaupt von der Berjährung be— 
troffen werde. Andererjeit3 fann man aber annehmen, daß, wer 
während des immerhin langen Zeitraumes von zehn Jahren von 
feinem Rechte feinen Gebrauch macht, wenig Antereffe an defjen 
Geltendmahung hat und vorausfichtlich auch im Laufe von dreißig 
Jahren davon feinen Gebrauch machen würde. Ueberdem jtehen die 
Fülle, in denen juriftifches Wiſſen erforderlich ift, um den Anfang 
der Verjährung zu beftimmen, doc, immer vereinzelt da. Meiſtens 
wird der Zeitpunkt, wo die Befriedigung des Anſpruches rechtlich 
verlangt werden kann und fonad) der Berjährungslauf beginnt, 
namentlich auch überall da, wo eine beftimmte Erfüllungszeit vorge: 
ichrieben ift oder ein bedingter Anfpruc vorhanden, mit dem Zeit: 
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punkte zujanmenfallen, der ebenfalls nad der Auffajfung des Laien 
der Tzälligkeitstermin des Anjprudes ift. Aud das der Kündigung 
unterliegende Darlehn giebt feinen Anlaß zu Bedenfen, wenn es 
verzinslich tft, da durch jede Zinszahlung die Berjährung unterbroden 
wird. Wo das Recht ein Unterlafjen gebietet, beginnt die Verjährung 
mit der Zumiderhandlung, aljo mit einen Akte, der auc nad) der 
dem Laien verjtändlichen DVBerlegungstheorie der Berjährungsanfang 
de3 Anfpruches ift. Ueberdem hat der Entwurf, insbejondere in den - 
$$ 397, 411, 571, 719, 1230, 1578, 1952 und 1999 genau beftimmt, 
von welchem Zeitpunkte an in theilweifer Abweichung von dem auf: 
gejtellten Grundjage die Verjährung zu laufen hat. Es kann jonad) 
dag Prinzip des Entwurfes über Anfang der Verjährung die Bei— 
behaltung der dreißigjährigen Frift nicht genügend begründen. Wäre 
dag richtig, was die Motive nad) diefer Richtung hin jagen, jo würde 
es gar nicht zu verantworten fein, neben der dreißigjährigen Ver— 
jährung noch eine von zwei und vier Jahren — abgejehen von nod) 
fürzeren Terminen — wieder einzuführen. Denn die Beſtimmungen 
über Verjährungsanfang kommen in gleicher Weiſe bei der ordent- 
lichen, wie bei der kurzen Friſt zur Anwendung. 

Die Zeit ift gefommen, wo die ordentlihe Verjährung von 
dreißig Jahren auf zehn Fahre herabzufegen ift. Zu diefem kürzeren 
Zeitabjchnitte haben fih auch fchon moderne Gejetgebungen bei 
Forderungen aus Schuldverhältnifien, Hannover (1850), Lübeck (1859), 
Draunfchweig (1853), Bremen (1868), befannt. Im Bremer Geleß 
wird ausdrüdlic hervorgehoben, daß dafjelbe beziwede: „die Unzuträg- 
lichfeiten zu befeitigen, die für die heutigen Verfehrsverhältnifje aus 
der gemeinrechtlichen regelmäßig langen Dauer der Berjährung er: 
fahrungsgemäß erwüchjen.” Als man den Dresdner Entwurf eines 
allgemeinen deutſchen Dbligationenrechtes berieth, wurde die Frage 
nad) der Zeitdauer der ordentlichen Verjährung ganz eingehend 
diskutirt. Die erjte Borlage enthielt die gemeinrechtlichen dreißig 
Fahre. Dieje Frift ward nad) lebhaften Debatten ſchließlich auf zehn 
Sahre herabgejegt. Ein Vertreter der zehnjährigen Friſt bemerkte 
bei der Berathung treffend: *) „es werde nur wohlthätig wirken, 
wenn durch Beitimmung einer fürzeren Verjährungsfriſt der Be— 
rechtigte feine Forderungen, wo nicht durch gänzliche Abwidelung, 
jo doch in ihren thatjächlichen Borausjegungen und zwar wo erforder: 


*) Protofolle ©. 1391. 


(ich dur SKlaganftellung zu einer Zeit ſchon zur Gemwißheit und in 
Drdnung zu bringen genöthigt ſein werde, wo die einjchlagenden 
Berhältniffe noch nicht verdunfelt jeien.” In dem Dresdner Ent- 
wurfe fommen übrigens, was den Beginn der Verjährung betrifft, 
ichon diefelben Grundjäge zur Anwendung, die der vorliegende deutjche 
Entwurf enthält. In den meiſten Kantonen der Schweiz galt bereits 
jeit langer Zeit eine furze in der Regel ſich nicht über zehn Fahre 
erjtredende Berjährung für Anfprüde aller Art. Die Schweizer 
ichufen ihr Verjährungsrecht ganz nad praftiihem Bedürfniß, unbe- 
fiimmert um das bei ihnen nie eingedrungene römiſche Recht. Das 
Büricher Privatrecht vom Jahre 1855 enthält eine ordentlihe Ver: 
jährung von nur zehn Jahren. Auch die lette gefeßgeberifche Arbeit 
der Schweiz, dad mehrgedadhte, den dinglihen Mobiliarverfehr mit 
umfafjende ſchweizeriſche Obligationsrecht kennt als ordentliche Ver- 
jährung nur die zehnjährige Friſt. Der Anfang des Verjährungs— 
laufes wird in ihm im Weſentlichen ganz in derſelben Weiſe, wie 
in dem vorliegenden deutſchen Entwurfe normirt. In England ver— 
jähren alle Forderungen aus Vertragsverhältniſſen, dafern ſie nicht 
beurkundet ſind, bereits mit Ablauf von zwölf Jahren. 

Neben der ordentlichen Verjährung von zehn Jahren möchte für 
ein paar Fälle eine außerordentliche von zwanzig Jahren beibehalten 
werden. Eine ſolche würde am Platze ſein bei Anſprüchen aus un— 
erlaubten Handlungen. Denn da die Verjährung ſolcher Forderungen 
ihren Anfang-mit dem Delikt nimmt — gleichviel, ob der Schaden 
und bez. der Schädiger bekannt ſind — ſo wäre bei einer nur 
zehnjährigen Feiſt der Fall wohl denkbar, daß man den Schädiger 
zu einer Zeit entdeckte, bez. zur Strafe zöge, wo die Verjährung 
des civilrechtlichen Erſatzanſpruches bereits eingetreten. Es könnte 
daher hier bei dem an das öſterreichiſche B. G. B. ($ 1489) an— 
Ichließenden $ 719 des Entwurfes im Wejentlichen verbleiben, wonad) 
der Anjprud) aus dem Delift binnen drei Jahren von dem Zeitpunfte 
an, wo der Gejchädigte Kenntniß von dem Schaden und der Berjon 
des Schädigers erhalten, in jedem Falle aber, wenn dieje kurze Frift 
nicht Plag greift, innerhalb dreißig Jahren von der Deliftbegehung 
ab zu verjähren hat. Nur wäre an Stelle der dreißigjährigen eine 
zwanzigjährige Friſt zu jegen. Ebenſo ließe es ſich rechtfertigen, 
unter gewifjen Borausfegungen bei Erbſchaftsanſprüchen, ſowie bei 
der Eigenthumsklage, dafern mit ihr gegen den jchlechtgläubigen Er— 
werber vorgegangen wird, eine außerordentlihe Berjährung von 
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zwanzig Jahren zuzulaffen. Auch das ſchweizeriſche Obligationsrecht 
geht bei deliktiichen Erjaforderungen über jeine ordentliche Ver— 
jährung hinaus, indem es in Art. 69 anordnet, daß, wenn die Klage 
aus einer ftrafbaren Handlung hergeleitet werde, für welche das 
Strafrecht eine längere, denn die ordentliche (zehnjährige) Berjährung 
vorjchreibe, diefe auch für den Civilanfpruch zu gelten habe. Die 
Eigenthumsklage des jchweizeriichen Dbligationsrechtes ift gegenüber 
dem unredlidhen Erwerber unverjährbar (Art. 207). 

Bedenflih Fällt es, die Verjährung erft durch Zujtellung der 
Klage und des Zahlungsbefehls und nicht bereit3 durd deren Ein- 
bringung unterbreden zu lajjen. Denn wenn der Beklagte plötlid) 
feine Wohnnng oder feinen Wohnort gewechjelt hat, kann der Kläger 
durch den Hierdurch veranlaßten Zujtellungsverzug leicht gefährdet 
werden. Mit Rüdficht auf diefe Gefahr laſſen viele deutiche Gejete, 
der neueren gemeinrechtlihen Doktrin folgend, die Verjährung ſchon 
durch Anbringung der Klage bez. des Hahlungsbefehl3 unterbreden. 
E3 empfiehlt fi) daher Hier im Anſchluß an $ 190 der C. P. O. 
die auch den gemeinen Rechte nicht fremde Rüdziehung, derzufolge, 
wenn dur Zuftellung der Lauf der Verjährung unterbroden werden 
fol, die Wirkung derjelben auf den Zeitpunkt der Ueberreichung des 
Antrages zurückbezogen wird. Bor allem die namentlich dent Ge— 
ihäftsmanne nur zu fchnell über den Hals kommende zweijährige 
Verjährung macht eine folche Vorjchrift dringend nöthig. 

Der $ 166 ift nicht mehr zeitgemäß. Die Berjährungsprivilegien 
der Minderjährigen und derer, die ihnen gleich zu achten find, Hatten 
in früheren Seiten ihren guten Grund, wo das Vormundſchaftsweſen 
noch ziemlich im Argen lag. Jetzt wo dajjelbe in Deutichland jehr 
gut geordnet ift und nad dem Entwurfe eine ganz vorzüglide Dr- 
ganifation erhalten fol, entbehren fie, mögen fie noch jo eingejchränkt 
fein, aller und jeder Begründung. Auch der vereinzelte all, daß 
ein plötzlich geiftesfranf Gemwordener oft nod eine Zeit lang ohne 
vormundichaftliche Vertretung bleibt, rechtfertigt einen Eingriff in den 
Lauf der Verjährung nit. Tritt fo etwas ein, fo ilt es dann, mie 
das ja faft immer gefchieht, Sauce der ihm Naheftehenden, die Leitung 
feiner rechtlihen Angelegenheiten in die Hand zu nehmen bez. zu 
überwachen, bis die Bormundichaft bejtellt if. Man fieht aud nicht 
ein, wie die juriftifchen Berjonen dazu kommen, daß im Fall fie nicht 
gehörig vertreten find, die gegen fie laufende Verjährung, gleich wie 
bei den Gejchäftsunfähigen, nicht vor Ablauf von ſechs Monaten nad) 
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dem Heitpunfte vollendet werden joll, wo der Bertretungsmangel 
gehoben ijt. In einer mit Rechtsjubjectivität verjehenen Gejellichaft 
find ernfte Differenzen. In Folge dejjen kommt die Vertretung 
vielleicht lange Zeit nicht in Ordnung. Soll deshalb unter der in 
$ 166 gedachten Borausjegung der Berjährungslauf gegenüber der 
Gejellichaft gehemmt fein? Es hieße das eine Prämie auf die Un— 
ordnung ſetzen. Dieje Beitimmung wird um fo bedenklicher, als 
Deutjchland unverkennbar ein ftarfer Producent von juriftifchen Per: 
jonen iſt. Hierzu fommt noch, daß durd) jolde Hemmung nad) $ 884 
im Gebiete des dinglichen Rechtes auch gleichzeitig der Erfigungsprozeß 
gejtört wird. Es dürfte an der Zeit fein, mit diefen Vorrechten 
endlid; einmal zu räumen. Sie haben fich bei der Verjährung, gleid) 
der Wiedereinjegung in den vorigen Stand, der Privilegien des Fiskus, 
der Städte zc. volljtändig überlebt. Bereits im code civile (Art. 2278) 
fonımen fie bei der kurzen Berjährung in Wegfall. Ebenjo nad) 
preußijchem Rechte. Desgleichen werden fie im Art. 149 des deutjchen 
Dandelsgejegbuches, ſoweit es fich um Klagen gegen einen Geſellſchafter 
aus Anſprüchen gegen die Gejellichaft Handelt, bei bevormundeten 
und juriſtiſchen Perſonen ausgejchloffen. In ähnlicher Weije verfahren 
die Neichsgefege vom 4. Juli 1868 und 7. Juni 1871. Das Züricher 
Privatreht und das jchweizeriiche Dbligationsrecht kennen dieſe 
Privilegien gar nid. 

Es liegt gar fein Grund vor, während der Bormundichaft den 
Berjährungslauf, wie das $ 168 geichehen, bei Anjprüden zu 
hemmen, die ein VBormund gegen den Mündel hat. Treten ſolche 
Anſprüche zu Tage, jo ift es Sache des Vormundes, dies dem Bor: 
mundjchaftsgericht zur Kenntniß zu bringen, welches dann für Be— 
ftellung eines anderen Vormundes mindeitens bis zum Austrag der 
Differenz zu forgen hat. Braucht der Vormund erft nach beendigter 
Bormundjchaft feine Forderungen geltend zu machen, jo kann das 
dem Mündel dann jehr nachtheilig werden, wenn ſich in Folge des 
längeren Zeitverlaufes die Sachlage verdunfelt hat oder die zur 
Abwehr erforderlichen Beweismittel nicht mehr zur Stelle jind. Es 
iit daher ganz Eorreft, wenn das jchweizeriiche Obligationsrecht in 
Art. 153 anordnet, daß während der Dauer der Vormundſchaft nur 
die Verjährung für Anjprüce des Mündel gegen den Bormund nicht 
beginnen und, wenn begonnen, in ihrem Laufe aufgehalten werden. 
Solche Hemmung darf nicht über das Nothiwendigite ausgedehnt werden, 
da fie die Wirkſamkeit des VBerjährungsinftitutes erheblich beeinträchtigt. 
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Mit Recht wird in 8 184 die in der Theorie immer noch etwas 
beſtrittene Frage, ob das Recht auf terminliche Leiſtungen, die keinen 
acceſſoriſchen Charakter haben, überhaupt der Verjährung unterliegt, 
im bejahenden Sinne beantwortet. Ebenſo iſt zu billigen, daß man 
in $ 160 den Beginn der Verjährung normirt hat, da derjelbe aus 
dem $ 158 Abi. 1 aufgeftellten Prinzipe mit Sicherheit nicht zu 
Eonftruiren ift. Eine andere Frage ift die, ob ein Anlaß vorlag, 
mit Verjährung des Hauptanfpruches aud) die noch rüdjtändigen, 
nicht accefforischen Leiftungen — wie der Entwurf gethan — gleich mit 
verjähren zu laſſen, obwohl fie an ſich noch nicht verjährt find. Es 
dürfte ſchwer fallen, rechtlich zu deduziren, daß ſolche rüdjtändige 
terniinliche Zeiftungen von der Berjährung des Ganzen ohne Weiteres 
mit affizirt werden. Der Entwurf geht hier Eonform mit dem 
Jächjiichen bürgerlichen Geſetzbuche ($ 160) und dem jchmweizerijchen 
Dbligattonsrehte ($ 151). Dagegen hält der Dresdner Entwurf 
(Art. 419) an der Anficht feit, daß troß der Verjährung des Haupt: 
rechtes der Anjprud auf davon abhängige, ſowie auf davon unab— 
hängige verfallene wiederkehrende Leiftungen bejtehen bleibt, ſoweit 
nicht die für diejelben geltende bejondere Verjährung abgelaufen tft. 

Nach $ 183 ſoll das Pfandrecht fortbeftehen, trogden der An— 
ſpruch, zu deſſen Sicherung es dient, verjährt if. ES entſpricht 
diefe Rechtsanomalie ganz der gemeinrechtlicen Doftrin. Dagegen 
iſt nicht recht zu erjehen, warum der Pfandgläubiger nicht berechtigt 
jein joll, neben der verjährten Hauptforderung auch die verjährten 
Binfen oder fonftigen wiederkehrenden Leijtungen aus dem Pfand— 
erlöje zu deden. Auf das gemeine Recht kann man fich hierbei nicht 
jtügen, höchftens, wie auch in den Motiven gefchehen, auf eine Stelle 
des preußifchen Landrechtes (I. 20 $ 248). In dem gleichzeitig von 
den Motiven angezogenen öjterreihiihen B. G. B. $ 1483 ilt 
nicht3 zu finden, was dieſe Auffaffung begründen könnte. Präſumtiv 
hat der Gläubiger mit Rückſicht auf das in feinen Händen befindliche 
Pfand feine Borfehrung gegen Berjährung feiner Forderung ge= 
troffen und feinen Anlaß genommen, die verfallenen Zinjen und 
ſonſtigen wiederkehrenden Leiftungen rechtzeitig einzuziehen. Der 
Pfandſchuldner kann fich daher in Keiner Weiſe bejchivert erachten, 
wenn der Pfanderlös auch zur Dedung der verjährten Zinjen und 
wiederkehrenden Leitungen mit verwendet wird, da die Zinſen und 
Jonftigen acceſſoriſchen Berpflihtungen als ſelbſtverſtändliche juriftiiche 
Dejtandtheile der Hauptjchuld anzujehen find, für die das Pfand, 
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wenn nicht etwas anderes ausgemad)t worden, ohne Weiteres mit 
haftet. Die Forderung und ihre Accefforien Eönnen in Folge Ver— 
jährung nur infoweit in Wegfall fommen, als das Pfand zu ihrer 
Dedung nicht ausreidt. 

Trotz Berjährung des dinglichen Anipruches bleibt nah L. 8 
$ 1 cod. VII de praescript. XXX v. XL ann. 39 da3 dinglidhe 
Recht noch beitehen. Es tft unverjährbar. Man behält ungeachtet 
der Anjpruchsverjährung noch fein Eigenthum an der Sache. In 
Folge Berjährung geht nur die Klage zur Berwerthung der im 
Eigenthum liegenden Rechte verloren. Im gemeinen Rechte Eonnte 
ein ſolches nadtes dingliches Recht noch von einigem Werthe fein. 
Denn die Fälle waren leicht denfbar, wo der Eigenthümer nach ver: 
jährtem Anfpruche in die Lage Fam, jein Eigenthumsrecht mit Erfolg 
zu realiliren, dafern nur der, welcher die Sache bejaß, nicht der 
Nechtsnacdhjfolger vom dem war, zu deſſen Gunſten der Anſpruch 
verjährte. Nach dem Entwurfe hat diejfes abitrafte dingliche Recht 
dadurd) viel an Bedeutung verloren, daß in der Regel das Eigen- 
thum auf den gutgläubigen Erwerber jofort übergeht. immerhin iſt 
aber aud) nad) ihm der Fall nicht ausgejchloffen, daß der Eigenthümer 
nach verjährtem Anſpruche unter gewiſſen Vorausjegungen nod) von 
jeinem dinglihen Rechte mit Erfolg Gebraud; machen fann, wenn 
auch ſolche Fälle jelten vorfommen werden. Käme e8 aber einmal 
zur Geltendinahung dieſes den verjährten Anſpruch überlebenden 
dinglichen Nechtes, jo würde das ficher zu jehr mißlidhen, den In— 
tentionen des Berjährungsinftitutes ganz widerftreitenden prozefjualen 
Weiterungen führen, da dann vorausfichtlid die thatjächlichen Ver— 
hältniffe Jchon jehr verdunfelt wären. Es dürfte daher angezeigt 
fein, dem dinglichen Rechte, das nad dem Entwurfe, jomweit nicht 
inmittelft das Eigenthum an der Sache erworben worden, unter 
Umftänden in unbegrenzte Zeit hinaus forteriftiven kann, ein zeit- 
liches Ziel zu jegen. Das fönnte durch ein energiiches Eingreifen 
der Acquifitivverjährung geſchehen. Man hätte zu bejtimmen, daß 
nad) Ablauf eines gewiſſen Zeitraumes, vielleicht nad) zwanzig Fahren, 
die Erſitzung auch ohne das Erforderniß des redlichen Erwerbes ſich 
vollzöge. Durch eine jolhe Erjigung würde das dinglihe Recht 
ohne Weiteres hinfällig. Dieſen Weg bat der code civil eingeichlagen, 
indem nad) Art. 2262 bei einer dreißigjährigen Acquifitivverjährung 
weder nad) Titel, noch nad) bona fides zu fragen ijt. Anders 
geftaltet fi die Sache nad) dem heſſiſchen Entiwurfe eines bürger: 
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(ihen Gefetbuches (1842), Nach ihm it, abgejehen von der Erb- 
ichaftsflage, der dinglihe Anſpruch unverjährbar. Mean Hat das 
gethan, um nicht zu einer Trennung von Recht und Anspruch zu ges 
langen. „Es jei,” jo heißt es in den Motiven, „bei der Verjähr— 
barkeit des dinglichen Anſpruches die dem Zwecke der Verjährung 
mwiderjprechende Halbheit unvermeidlich, daß der Eigenthümer mohl 
fein Recht behalte, allein den nothwendigen Schuß für joldhes gegen 
den anmaßenden Befiger entbehre, und umgekehrt der Letztere in 
jeiner Anmaßung ſich behaupten könne, ohne nur einen Rechtstitel 
erlangt zu haben, in Folge dejfen nach feiner Seite hin ein feiter 
geficherter Rechtszuſtand herbeigeführt werde.” Die Unverjährbarkeit 
des Ddinglichen Anjpruches hat aber das große Bedenken gegen ſich, 
daß dann unter Umftänden dingliche Anſprüche noch nad fünfzig und 
mehr Jahren erhoben werden können. Noch ein anderer Weg liche 
ſich einjchlagen, um dem Dualismus beizufommen. Man fügte in 
den Abjchnitt über die Berjährungslehre ein, daß mit der Berjährung 
des dinglichen Anſpruches auch gleichzeitig das dinglihe Recht unter: 
gehe. Zerſtörung des Anfprudes durch Berjährung und Erlöjchen 
des dinglichen Rechtes fielen dann zujanımen. Wählte man diefen 
Weg, jo würde die betreffende Sache, dafern inmitteljt nicht Eigen— 
thum an ihr erworben worden, im Momente der vollendeten An 
Ipruchsverjährung herrenlo8 werden und wer fie da befäße, erlangte 
an ihr al3 einer res nullius das Eigenthum. Auf den Beliter ginge, 
gleichviel ob possessio bonae oder malae fidei vorläge, das Eigenthum 
im Wege der Offupation über. In diefer Weife dürfte fih am Ein- 
fachiten aus dem Dilemma herausfommen laffen. Darin wird wohl 
Einverftändniß herrichen, daß an der Erhaltung dieſes dominium 
sine re nichts gelegen ift. Es gehört dajjelbe überwiegend in das 
theoretiiche Gebiet de3 Rechtes. Der privatrechtliche Güterverkehr 
kann ſolche Fünftliche, auf Schrauben geftellte Nechtsgebilde nicht 
brauchen. Der Gejeggeber it hier nicht mit der wünjchenswerthen 
praftischen nitiative vorgegangen. Er hat fi unverkennbar etwas 
zu jehr von der Theorie in’3 Sclepptau nehmen lafjen. 

Der diefem Aufjage geftattete Raum erlaubt es nicht, nod auf 
die in dem Entwurfe zerjtreuten Spezialverjährungen zuzufommen. 
Das Eine jei hier nur erwähnt, daß nad) diefer Richtung hin eine 
Beitimmung vermißt wird, wonad Ansprüche aus Pacht- und Mieth: 
verhältnifjen, joweit fie Erjag von Auslagen, Berwendung und 
Schäden zum Gegenjtand haben, einer kurzen Verjährung unterliegen. 
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Denn derartige Forderungen führen, namentlicd) bei Auflöfung von 
ſolchen Berträgen, oft zu jehr erbitterten, nicht jelten mit Geltend— 
mahung von Zurüdhaltungsrechten verbundenen prozefjualen Schwie- 
rigfeiten.. Der bayerſche Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches 
(1860) enthält in den Artikeln 457 und 461 die jehr angemejjene 
Vorſchrift, daß derartige Anfprüche bereits ſechs Monate nad) ihrer 
Entjtehung verjähren. In den Motiven wird diefe Berjährung damit 
begründet, daß die Feſtſtellung folher Forderungen nad) Ablauf 
längerer Zeit meiſt jchiwierig werde und daher ein Zwang zu ihrer 
baldigen Geltendmahung für beide Theile erſprießlich erjcheine. Es 
ift jehr zu wünſchen, daß der deutjche Entwurf nad) diefer Richtung 
hin ergänzt werde, vielleiht mit der zur Bermeidung von Streit 
über den Tag des Verjährungsbeginns beizufügenden Modifikation, 
daß der Anſpruch vom Schlufje des Jahres an, in dem jeine Be- 
friedigung rechtlich verlangt werden Eonnte, einer dreimonatlichen 
Berjährungsfrijt unterläge. 

Der Abjchnitt über Anfprucsverjährung läßt an Schärfe und 
Klarheit des Gedankens und Ausdrudes nichts zu wünſchen übrig. 
Die ihm beigegebenen Motive umfaffen alles, was die deutichen und 
die ung zugänglichen ausländischen Gejeggebungen, ingleichen was 
Wiſſenſchaft und Praris über Berjährung aufzumeifen haben. Auch 
die darın enthaltenen, ebenjo geiftvollen, als weitſichtigen legislativen 
Erwägungen find in der Hauptſache zu billigen. Es war daher nur 
ein Vergnügen, ſich mit diejer ne gejeggeberifchen Arbeit 
zu bejchäftigen. 
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Gutachten über den zweiten Abjchnitt des Rechtes 
der Schuldverhältnijie: 


Schuldverhältniſſe aus Rechtsgeſchäften unter Lebenden. 
Eritattet von Dr. Mar Hachenburg, Rechtsanwalt in Mannheim. 


Eine gewaltige Umwälzung hat auf dem Gebiete des Obligationen- 
rechtes nicht jtattgehabt. Das „Recht der Schuldverhältnifje” des 
Entwurfs iſt gleich den gemeinen und gleich den partikularen Rechten 
römisch gedadt. Die Aufgabe der Gejetgebung bejtand darin, den 
Bedürfniffen des modernen Lebens gerecht zu werden, Veraltetes 
abzujtreifen, und zuzufügen, was der Verkehr neu ſchuf. Daher wird 
auch die Bejprehung des zweiten Theiles des Entwurf3 und jpeziell 
des vertragsmäßigen Obligattonenreht3 ſich nicht mit allgemeinen 
großen Prinzipien, wie im Sachenrechte und Erbrechte, zu befallen 
haben, Fragen, wie die des gejeglichen ehelichen Güterrechtes, fehlen, 
und eben deshalb muß gerade hier das Eingehen in das Einzelne 
geboten erjcheinen. 


Gegenftand der Verträge. 
($ 344 bis $ 358.) 


„Iſt ein Vertrag auf eine Leitung gerichtet, welche unmöglich 
oder durch Gejet verboten ift, oder welche gegen die guten Sitten 
verftößt, jo it derjelbe nichtig.” ($ 344.) Don den hier in einem 
Gate behandelten drei Fällen gehört nur der eine, die thatjächliche 
Unmöglidjkeit, hierher. Die beiden anderen finden ihren Plat im 
allgemeinen Theil (58 105, 106). „Jedes Nechtsgejchäft, dejjen In— 
halt gegen die guten Sitten verftößt, tft nichtig.” Durch diefe Faſſung 
des $ 106 wird, wie aud) die Motive (I ©. 211) berichten, ein 
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ſpezieller Gedanke verallgemeinert. Inhalt des Rechtsgeſchäftes im 
Sinne des $ 106 iſt der von dem Handelnden durch ſeine Willens— 
erklärung beabjichtigte Nechtserfolg; er umfaßt bei der Entjtehung 
der Obligation durd; Vertrag, was das zweite Bud) des Entwurfs 
unter Gegenftand und Inhalt der Schuldverhältniffe veriteht. Den 
wejentlichen Anhalt des obligatorischen Kontraft3 bildet die Pflicht 
der einen Partei zur Leijtung; iſt diefe für ji) oder im Zufammen- 
hang mit anderen Umftänden jittenmwidrig, fo iſt es der Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts und der Vertrag aus diefem Grunde nichtig. 

Die von dem Gejet verbotenen Leiftungen jcheinen dagegen von 
dem $ 105 dem Wortlaute nad) nicht ſchon mitumfaßt; denn diejer 
erklärt die Nechtsgejchäfte für nichtig, deren Vornahme das Gejet 
verbietet. Und jo ftellt auch $ 347 Verträge, deren Schließung das 
Geſetz verbietet, und jolche, die auf eine vom Gejeß verbotene Leiftung 
gerichtet jind, nebeneinander. Indeß einmal ift auch die Schließung 
eines Vertrages, der auf eine gejetwidrige Leiftung geht, gegen das 
Verbot des Geſetzes. Auch der $ 105 müßte in dem Sinne des 
$ 106 ausgelegt werden, daß der inhalt des Vertrages, wenn er 
rehtswidrig ift, den Willensakt nichtig macht. Sonft hätte ja aud) 
die rechtäwidrige Bedingung, da ſie im Gefete ſowenig wie die ſitten— 
twidrige erwähnt ift (j. Motive I ©. 267), eine rechtliche Regelung 
nicht gefunden. Zum andern ift befanntlich die Frage der Grenze 
zwifchen Recht und Moral eine überaus ſchwere; mag fie rechts: 
philojophiich Feitgeftellt werden wie immer, jedenfall3 zeigt die Er- 
fahrung, daß die meiſten Nechtsverbote auch Moralverbote find, die 
nur des bejonderen rechtlichen Schutzes fid) erfreuen. Das Recht 
giebt ein Mehr zu dem einfachen Sittenverbot. Was aber für das 
Geringere gilt, muß aud für das Verftärkte gelten. Dder tft viel: 
leiht ein Vertrag über gemeinjame Schmuggelgeſchäfte nur rechts: 
und nicht auch fittenwidrig? Es muß dann der $ 105, der im weiten 
Sinne des $ 106 ausgelegt wird, aud in diefem Sinne gefaßt 
werden: „Ein Rechtsgeſchäft, das (oder defjen Inhalt) gegen ein gefet- 
liches Verbot verftößt, iſt nichtig, jofern nicht aus dem Geſetze ein 
Anderes ſich ergiebt.” Daß hierunter aud) der Bertrag über eine 
rechtlicd; verbotene Leiftung fällt, ſcheint dann als jelbjtverftändlid. 

Die praftiihe Folge ift nicht nur das Entlaften des $ 344 von 
zwei Elementen, die an andere Stellen gehören; das Zufammenfafjen 
der Wirkung des rechts- und ſittenwidrigen Vertragsinhaltes rüdt 
auch ihr Verhältniß zu der thatſächlichen Unmöglichkeit der Leiſtung 
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in helleres Licht. Der Entwurf ($ 347) wendet die für den leßteren 
Tall gegebenen Borjhriften ($ 345 und 346) auf die rechtswidrigen 
Berträge an; er giebt aud) hier bet culpa in contrahendo das Recht 
auf das negative Intereſſe und geftattet den giltigen Abſchluß für 
den Fall und unter der Bedingung des Wegfalls des Verbot; fitten- 
widrige Verträge aber find ausgeſchloſſen. Wenn nun aber dem 
Rechtsverbot ein Gittenverbot zu Grunde liegt? Dann muß diejes 
vorgehen. Und da jedes Rechtsgebot ein Theil der guten Sitten 
enthält, jo wird man ſtets die Folgen des $ 347 durch Heranziehung 
dieſes Gedankens bejeitigen fünnen. Die Uebertragung nicht beſchlag— 
barer Forderung iſt ungiltig ($ 296). Wer das negative Intereſſe 
vom Gedenten einer gejeglichen Alimentenforderung ($ 749 3. 2 
N. C. B. DO.) begehrt — den Nachweis der jchuldlojen Unkenntniß 
auf feiner, der jchuldhaften auf der anderen Seite vorausgeſetzt — 
dem wird die dem $ 749 C. P. DO. und 296 des Entwurfs zu 
Grunde liegende Idee entgegengehalten und der Bertrag wird als gegen 
die guten Sitten verjtoßend bezeichnet werden. Der $ 347, der eine 
Duelle des Streit zu werden droht, würde dann mit der Entfer- 
nung der Worte „über die verbotene Leiftung” aus $ 344 ebenfalls 
verſchwinden. Die Unmöglichkeit der Leiftung, die nach $ 344 den 
Vertrag nichtig macht, ift als objektive gedacht; nur jubjektive Unmög— 
[ichkeit hindert die Giltigkeit nicht. Das Geſetz aber ſpricht dieje 
Regel ſelbſt nicht aus und ihre Ableitung aus 8 348 ijt nicht 
genügend gewährt, weil bier zwei bejondere Fälle vorliegen. Die 
beiden Arten der Unmöglichkeit können fih einander in ihren 
Wirkungen nähern. Auch bei der objektiven kann der Vertrag für 
den Fall, daß die Leiftung fpäter möglich wird, giltig gejchloffen 
jein, al3 bedingter Vertrag ($ 346); auch bei der jubjeftiven kann 
der Bertrag nur für den Fall, daß die Leiftung ſpäter jubjektiv 
möglich wird, als bedingter Vertrag gefchloffen fein ($ 348 Abi. 2 
arg., |. Motive II ©. 182). Aber das Unterjcheidende ift jtets, 
daß die Bermuthung gegen diefe Art des Vertrags ift, und daher im 
Zweifel im erſten Falle ein nichtiger, im zweiten ein giltiger Kontrakt 
vorliegt. Weil aber der Unterſchied von Bedeutung, ift es wünjchens: 
werth, ihn nicht nur in den Motiven (Il ©. 176, ©. 181), fondern 
im Gefege zu finden. „Unmöglichkeit der Leiftung, die ſich nur auf 
die perjönlichen Verhältniſſe des Schuldners gründet?), bewirkt Feine 


) Die Faſſung von Savigny Obligationenredt II S. 285. 


Nichtigkeit.” Daneben mögen die in $ 348 Abj. I und Abi. 2 ent- 
haltenen Spezinlvorichriften ihrer befonderen Wichtigkeit halber beftehen 
bleiben. Daß der Entwurf das Syſtem des Code civil?) vermeidet, 
wird namentlicd) der Juriſt des franzöfiichen Rechtes freudig begrüßen. 
Streitig it der Grund für die Nichtigkeit des Verkaufs der fremden 
Sache, ftreitiger no die Auslegung der Beftimmung felbft.). Daß 
einzelne obligatorische Wirkungen eintreten, zeigt die Lehre von der 
Haftung für Eviktion. Daß feine anderen gegeben feien, ſoll aus 
der Umfittlichkeit des Berfügens über fremdes Vermögen folgen. 
Allein dies fann wohl in einzelnen Fällen möglich jein (Motive II 
©. 181), eine allgemeine Regel ift hieraus nicht abzuleiten. Die 
Verpflichtung zu einer nur aus dem Vermögen eined Andern mög- 
lichen Leiſtung ift für den Berjprechenden ſubjektiv unmöglich, aber 
nicht unfittlich. 

Eine hervorragende Rolle |pielt der Vertrag, wodurd) fich Jemand 
zur Uebertragung des Eigenthums an Grundftüden verpflichtet; er 
iſt ohne notarielle oder gerichtliche Form nichtig. Durch nachfolgende 
Auflafjung und Eintragung zum Grundbude wird er feinem ganzen 
Inhalte nad) giltig ($ 351). Die Gründe, melde die Motive 
hierfür angeben, find etwas abjtraft gehalten. Es wird die foziale 
Bedeutung des Grundeigenthbums, das die natürliche Grundlage der 
Seßhaftigkeit der Bevölkerung ift, betont, auf die Bedeutung des 
Grundbefiges für Lebensitellung und Beruf des Eigenthümers und 
auf die vielfachen mit dem Grund und Boden verknüpften, auf lange 
Dauer berechneten Rechte hingewiejen (Motive II ©. 190). Trotzdem 
nun die Bejchränfung des $ 351 auf landwirthichaftlic;e Güter aus— 
drüdlich abgelehnt wird, zeigt ſich doch, wenn man die abitraften 
Gründe in's Konkrete überjett, daß fie mwejentlih auf landwirth- 
ichaftliche Verhältniſſe paſſen. Hier liegt die Bedeutung der Seß— 
haftigfeit, hier die Verknüpfung des Berufs mit dem Boden, hier der 
Schwerpunkt der dinglichen beſchränkten Rechte. Niemand zweifelt 
an einem gewaltigen Intereſſe des Staatd an einem gefunden 
DBauernftande, aber ob mit dem Mittel des Formalismus des $ 351 
etwas geholfen ift, darüber mag man leicht verjchiedener Meinung 
jein. AU die Gründe der Motive führen doc nur dazu, daß man 
bei Veräußerung wie Erwerb von Liegenfchaften mit veiflichiter 


2) A. 1599: La vente de la chose d'autrui est nulle. 
3) ſ. Kohler Gefammelte Abhandlungen ©. 244 fi., F. 8. Müller, Anz 
nalen der bad. Gerichte 39 ©. 273, Laurent Principes du droit eivil t. 24 Nr. 102. 
II. 8 
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Ueberlegung vorgehen joll. Das wäre aber bei allen Gejchäften 
erroünscht, und wenn man dies Ziel auf dem Wege des Entwurfs 
verfolgt, jo käme man zum Formenzwang, den die Motive zum 
erften Buche (I ©. 179) treffend ablehnen. Was dort betont wird, 
gilt auch hier, daß der Formenzwang ein zweifchneidiges Schwert tft; 
nur in jeltenen Fällen wird er den vorhandenen Mipftänden 
begegnen. Wer leihtfinnig ift von Natur, der veräußert und erwirbt 
Liegenfchaften auch notariell ohne Ueberlegung, ja er wird leicht in 
Sicherheit gewiegt, indem er glaubt, der Staat denfe hier durch für ihn. 
Mer wanderluftig ift, der hält fein Wort und geht mit dem Erwerber 
zum Notar und Grundbuchamte, während andrerjeit3 da8 Seßhaftwerden, 
der Erwerb der Liegenjchaft, dur; den Formzwang erjchwert ift. Wer 
in wirthichaftlicher Nothlage ift und deshalb einem Güterichlächter 
oder »Auffäufer in die Hände fällt, dem Hilft die Meberlegefrift nicht, 
denn die Fälle, wo in der Ziwijchenzeit der reiche Onkel aus Amerita 
kommt, find doch wohl äußerſt felten. Es bleiben nur die Gejchäfte, 
die in momentanen Leichtfinne, in halber Zrunfenheit, im Wirths- 
hauſe ꝛc. geichloffen find.) Hier allerdings greift die Nichtigkeit 
mangel3 Form durd. Allein man braudt ſich gar nicht auf den 
Standpunkt zu ftellen, daß, wer leichtfinnig war, aud die Folgen 
tragen folle, man wird ſich doch der Meinung nicht verjchliegen können, 
daß, für diefen ipeziellen Fall dem Verkehr eine joweit gehende 
Feſſel anzulegen, nicht ftatthaft ift. Die Erinnerung an den Bären, 
der, um die Fliegen von der Stirne feines Haares zu jagen, ſich 
einen Feldjtein auf den Kopf wirft, liegt nahe, denn daß der Form— 
zwang die mißlichjten Folgen Hat, iſt unbeftreitbar. In den Städten 
iit der Verkehr mit Grundftüden ein reger, namentlic wo Fabrikation 
und Handel herridt. Mean zwingt die Kontrahenten, erjt zum Notar, 
dann zum Grundbuchrichter zu gehen. Man gewöhnt die Bertrags- 
ichließenden daran, daß das gegebene Wort, jelbjt die jchriftliche 
Zufage, nicht binde, ein Prinzip, das Rückſchläge auf den Verkehr 
mit anderen Objekten befürchten läßt. Man giebt nicht nur dem 


) Nicht unintereffant iſt in diefer Beziehung ein den badifchen Ständen 
1884 von den Abgeordneten v. Neubronn und Genofjen vorgelegter Geſetzesentwurf 
„Kauf: und Tauſchverträge über der Landwirthichaft dienende Liegenjcaften betr.“ 
(j. 4. Beilageheft zu den Protofollen der 2. bad. Kammer 1883/84 ©. 349 und 
©. 639). Um übereilten Verträgen, die ohne Prüfung und Ueberlegung von der 
ländlichen Bevölkerung geichloffen werden, vorzubeugen, jollte ein geſetzliches 
Rücktritts- (Reu-) Recht eingeführt werden, Der Entwurf jcheiterte an der 
Ablehnung der 1. bad. Hammer, 
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Schwachen, Ueberlegungsbedürftigen, die Bedenkfriſt, ſondern noch 
weit mehr dem klugen Gegner, der ſehr leicht aus dem Schilde des 
Schwachen noch eine Waffe gegen ihn macht. Ob das Riſiko, das 
der Güterſpekulant durch die Ungiltigkeit des formloſen Vertrags 
trägt, nicht einen Einfluß auf die Güterpreiſe ausübte, läßt ſich nicht 
abſtrakt entſcheiden; daß es in einzelnen Fällen eintreten wird, 
erſcheint ſehr wahrſcheinlich. Andrerſeits ließe ſich in den Fällen, bei 
denen, wie gezeigt, allein die Förmlichkeit von Nutzen wäre, wo ein 
Mißbrauch mit der Unerfahrenheit, Trunkenheit ꝛe. getrieben wurde, 
die Hilfe von der Rechtsſprechung erwarten. Nur darf ſich der 
Richter nicht beſinnen, dem $ 106 die entſprechende weite Auslegung 
zu geben und den unter Ausnügung einer fchugbedürftigen Lage 
geichloffenen Bertrag, als „gegen die guten Sitten oder die öffentliche 
Ordnung” verſtoßend, für nichtig zu erklären. Iſt dies nicht der Fall, 
dann bedarf der Bertragstheil aud Feines gejeglihen Schutzes. — 
Dat die Faſſung des $ 351, die nad) den Motiven (II ©. 191) 
„ar und einfach” it, eine bedeutende Konſtruktionsſchwierigkeit 
bietet, mag hier nur geftreift werden, denn dies wäre fein Ablehnungs- 
grund für den Gejeggeber; die Wiſſenſchaft und Praxis mag zufehen, 
wie jie mit ihr fertig wird. Aber, wenn der nichtige Vertrag durd 
nachträgliche Eintragung, gegen das jonjtige Prinzip voll und ganz 
giltig wird, was war er dann in der Zwiſchenzeit? Kommen wir 
nicht doch wieder auf da3 von den Motiven verworfene Reurecht, das 
wenigſtens eine Handhabe für die Rechtsauffaſſung bot? Liegt ein 
Vertrag unter der BPotejtativbedingung „si voluero” vor? ze. AL 
dieſe und Ähnliche Fragen jind jedenfalls fein Empfehlungsbrief für 
$ 351 und er bedürfte deſſen jehr. 


Der Juhalt der Schuldverhältnijje aus Verträgen. 
(8 359—8 369.) 
1. Das Rüdtrittsredht ala Folge der Nichterfüllung beim 
gegenjeitigen VBertrage. 
Liegt ein Firgefchäft vor, d. h. ift die Erfüllung an einem be- 
ftimmten Tage oder innerhalb einer beftimmten Friſt mwejentlicher 
Beftandtheil des Vertrages,) fo ift im Falle der Nichterfüllung der 


) Urtheile des Reichsoberhandelsgerichts vom 24. März 1871 Bd. 2 
©. 93, vom 28. Oftober 1871 Bd. 3 ©. 275 x., des Reichsgerichts vom 
30. Januar 1880, Entjcheidungen Bd. 1 ©. 241. Die dee des Firgeichäfts iſt 
für das Civilrecht diejelbe wie für das Handelsrecht. 

8* 
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Släubiger zum NRüdtritt berechtigt ($ 361). Dies gilt von allen, 
aljo insbejondere auch von den wechjeljeitigen Verträgen. Fehlt es 
hieran — und dies wird in weitaus den meilten Fällen des bürger- 
lihen Lebens der Fall jein — jo iſt das NRüdtrittsrecht nur aus- 
nahmsweiſe, nur in denjelben Fällen gejtattet, in denen der Gläubiger 
befugt ift, itatt der Erfüllung Schadenserfat zu fordern ($ 240, 
8 247 Abj. 2, $ 243, 8 369). Beide Fälle laufen trog der äußeren 
Trennung völlig parallel; nur, da die Letteren bei allen Schuldver- 
hältnifjen möglich) find, die erfteren nur bei Recht3geichäften, ftehen jene 
im Abfchnitt I (8 240, 8 243, 8 247), diefe im Abfchnitt IT (8 369) 
des Obligationenredts. Der Gläubiger ift nad) dem Entwurfe im 
Prinzipe nicht befugt, nad feiner Wahl ftatt der Erfüllung Schadens- 
erjaß zu fordern oder vom Bertrage zurüdzutreten ($ 360). Eine 
Ausnahme hat ftatt, wenn 
1. die Erfüllung durd Schuld des Berpflichteten unmöglich 
wurde. $ 240, $ 369 Abf. 1. Bier ift die Erfüllungsklage jelbit- 
redend unmöglich; eines Berzugs bedarf es nid. 
2. die Erfüllung noch möglich, aber der Schuldner in Berzug 
it. Dann muß entweder 
a) der Berzug ein qualifizirter fein, d. h. es muß nad) vedht3- 
Eräftiger Berurtheilung zur Leitung troß Setzung einer 
nohmaligen Frift unter Drohung, nah Ablauf der Friit 
die Leiftung nicht mehr zu nehmen, dev Schuldner die Er: 
füllung weigern ($ 243, $ 369 Abſ. 2) 
b) oder der Gläubiger bemweifen, daß die Leiftung in Folge des 
Verzuges für ihn ohne Intereſſe ift ($ 247, $ 369 Abj. 2). 
Gegen diejes Syftem des Entwurfs ftehen erhebliche Bedenken. 
Einmal iſt e8 fomplizirt. Es ftellt eine Regel auf und durchlöchert 
fie mit einer Reihe von Ausnahmen. Die Beftimmungen der 
ss 243, 247, 369 rechnen, da die Wahl durch Parteierklärung ge= 
ichehen joll, auf Verſtändniß des großen Publikums und doc ift 
nicht anzunehmen, daß dieſes fich hier zu Recht finde. Zum Andern 
führt es zu praftiichen Unzuträglichkeiten und Unbilligeiten, die 
namentlich den Gläubiger, der eine Geldforderung Hat, bedrüden; 
denn an diejer hat er ſtets ein Intereſſe. Bis aber der Verkäufer 
einer Sache, der froh wäre, wenn er, vom Vertrage zurüdtretend, 
jeine Waare wiederfordern dürfte, den umftändlichen Weg des $ 243 
durchgeführt Hat, haben ihm jchon längſt andere Gläubiger durch 
Pfändung jein Recht illuſoriſch gemacht. 


— 


Des Ferneren werden die einzelnen Fälle, in denen auf Grund 
des beſonderen Theiles der Rücktritt — meiſt nur dieſer — geſtattet 
iſt, und die, bei denen das Handelsrecht eingreift,“) zu Grenzver— 
wirrungen und Streitigkeiten führen, und e3 wird nicht nur dem 
Laien unerfindlich jein, weßhalb in einem Falle der Rüdtritt gewährt 
ift, im andern nicht. Der bejondere Theil giebt bei der Mehrzahl 
der gejeglich geregelten gegenſeitigen Berträge ein Nüdtrittsredt. 
Sp jagen jchon die Motive zu $ 369 (II ©. 211 Note 2), daß 
bei den auf dauernde Leitungen gerichteten VBertragsverhältnifjen 
(Miethe, Dienitverträge u. |. m.) das Rücktrittsrecht dadurch, 
daß es nicht auf die Vergangenheit wirfe, fich bejonders geitalte. 
Dies it richtig; allein es folgte hieraus nur die bejondere 
Regelung des Rüdtritts, wenn er gegeben ift, nicht aber, daß in 
all’ diejen Fällen das Rücktritts- und Kündigungsredht jtatthaft jein 
muß. Es findet fit) aber in 88 528, 529 (Miethe), 566 (Dienit- 
vertrag), 648 (Geſellſchaft). In einzelnen Fällen ift nicht einmal 
Berzug erfordert, und injofern dies gerechtfertigt ift, hätte troß der 
Einführung einer den NRüdtritt allgemein gejtattenden Beftimmung 
die Speztalnorm ihre Bedeutung. Ein ſolch' weitgehendes Rüdtritts- 
recht, d. 5. ohne das Erforderniß des Verzugs, giebt auch $ 569 
Abi. 4 beim Werkvertrag, aber nur dem Bejteller. — Es bleiben 
aljo, da der Vergleich zufolge feiner Natur als Feititellungsatt von 
dem Rücktritt pofitivrechtlich auszunehmen wäre, nur der Kauf (Tauſch) 
und der Werfvertrag bezüglich des Uebernehmers vom Rücktritt aus- 
geichloffen und auf die Fälle des 8 369 bejchränft. Wie foll man 
e3 Jemand begreiflich machen, daß er, wenn er den Rod einjchließlich 
Tuch beim Schneider bejtellt, jogar im Falle des Verzugs, nur aus- 
nahmsweiſe dag Nüdtrittsrecht hat, daß aber, wenn er jelbjt den 
Stoff liefert, es nicht einmal des Verzuges hierzu bedarf? Wird nicht 
in einer Reihe von Fällen die an ſich ſchon fchwierige Grenzfrage 
zwiſchen Kauf und Werkvertrag deshalb doppelt von Belang, wenn 
der Letztere jo jehr bevorzugt it? Nach $ 568 (ſ. Motive II ©. 475) 
liegt es in der Hand der Parteien, die Rechtsnormen über Werfvertrag 
und damit auch die des $ 569 auf den Kauf der herzuftellenden Sache 
auszudehnen und aljo damit ohne Weiteres das ARüdirittsrecht ſich zu 





6) Auf die Uebereinſtimmung des bürgerlichen und des Handelsrechtes zur 
Vermeidung „einer bedenklihen Verwirrung und Nechtsunficherheit” legen an 
anderen Stellen, bei der frage, ob Formzwang oder Formlofigfeit der Verträge 
die Megel fein foll, die Motive (I S. 180) befonderes Gewicht. 
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verichaffen, und gerade dies zeigt, wie ungerecdhtfertigt und unmöglich 
diefe ftrenge Scheidung ift. Für den Kauf jelbjt wiederum haben wir 
im H. ©. B. Art. 354—357 Beltimmungen über das Rüdtrittsrecht 
eines jeden Stontrahenten beim Berzuge des Gegners. Zufolge 
Art. 277 9. ©. B. müfjen diefe Vorſchriften Anwendung finden, 
aud) wenn nur auf einer Seite ein Handelsgejfchäft vorliegt, und 
damit iſt für einen bedeutenden Theil unſeres Verkehrs das Rück— 
trittSrecht beim Kaufe gegeben. Es bleibt für das bürgerlihe Redt 
nur der Kauf zwilchen Produzenten und Sonjumenten. Der Guts— 
befiger oder Beante kann vom Bertrage zurüdtreten, wenn der 
Juwelier den bejtellten Schmuck trog Mahnung nicht jchidt; der 
Baumeijter, dem der Steinbruchbefiger die verfauften Steine nicht 
liefert, bleibt dem bürgerlichen Rechte unterworfen und auf -den Weg 
des $ 369 Abi. 2 beichränft. Der Reſt des Gebietes, das für das 
bürgerliche Geſetzbuch und den $ 369 bleibt, ift ein jo geringer und 
enthält gerade die Fälle, bei denen häufig der Verkehr den Rücktritt 
fordert, daß die völlige Aufhebung der Regel des $ 360 und die Er- 
hebung der Ausnahme zur Negel geboten fcheint. 

Die Gründe, welche die Motive angeben, find nicht durchgreifend 
und miürdigen namentlich die auf dem Gebiete des franzöfiichen 
Rechtes gemachte Erfahrung nicht hinreichend. Sie verweilen einmal 
auf Windfcheid. Allen an der zitirten Stelle (Pandekten II $ 280 
Note 1 6. Auflage ©. 96) wird nur berichtet, aus dem fr. 24$4D 
(9, 2) folge für das römiſche Recht nicht mehr, als daß der 
- Oläubiger dann bei mora vom DVertrage abgehen dürfe, wenn Die 
Leijtung für ihn nicht mehr brauchbar ſei. Daß diejes Interpretations— 
rejultat für das heutige Recht nicht maßgebend fein kann, ift offen- 
fichtlih. Wenn zu $ 360 (Motive II ©. 198) erklärt wird, der 
Entwurf habe die dem franzöfifhen Rechte (defjen Art. 1184 ein 
Rüdtrittsrecht kennt) entjprechende Auffaffung vom Weſen des gegen- 
jeitigen Bertrages nicht adoptirt, jo bejteht die Abweichung in diefer 
Auffaffung eben nur in dem Rüdtrittsrechte. Wird endlich zu $ 369 
(Motive II ©. 210) ausgeführt, der Rüdtritt ſei nur unter der Vor- 
ausjegung gegeben, daß „die Reiftung zu Folge des Verzugs das Intereſſe 
für ihn (den Gläubiger) verloren hat, der Rüdtritt in concreto durd) das 
Intereſſe des Gläubiger aljo gerechtfertigt ift,” fo liegt Hierin ein 
Gedankenfprung. Denn ein anderes iſt es, wenn das Intereſſe des 
Gläubigers den Nüdtritt fordert, ein anderes, wenn die Leiftung 
ohne Intereſſe für ihn ift. Das Erftere kann der Fall jein, wenn 
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das Letztere auch nicht gegeben iſt). Und gerade diefer Grund zeigt 
den Weg, der allein zum Biele führt. Wann es das Intereſſe des 
Gläubiger fordert zurüdzutreten, muß er allein beurtheilen. Daß 
dies nur dann der Fall fein folle, wenn er die Leiftung nicht mehr 
brauchen fann, heißt ihn bevormunden, heißt ihm vor Allem eine 
Bemeislaft auflegen, die feine Lage verjchlimmert. 

Die Gewährung des Nechtes auf Rücktritt oder Schadenserjat 
ftatt der Erfüllung ift keine unbillige Begünftigung des Gläubigers. 
Nicht nur, daß beim gegenjeitigen Vertrage jeder Theil Gläubiger 
und Schuldner tft, das Wahlrecht ſoll ja nur eintreten im Falle des 
Verzuges, d. h. einer ſchuldhaften Nichterfüllung. Dem vertrags— 
brücjgen Gegner braude id; auch nicht das Wort zu halten. Das 
ift ein völlig gefunder, unjerem Bewußtjein entjprechender Sat. 
Dies beweiſen aud) die mehr zitirten aa. 354 ff. 9. ©. B., beweift 
a. 1184 code civil, aa. 110 ff. de3 Schweizer Bundesgejeges über 
das DObligationenreht. Was die Praxis in den Ländern des fran- 
zöſiſchen Rechtes an dem Art. 1184 ausjegt, ift das Erforderniß der 
Umſtoßung des Bertrages durch Richterſpruch, nicht durch die Partei: 
erklärung und die Folge hieraus, die Möglichkeit der Erfüllung nod) 
während des Prozeſſes einerſeits, andrerjeit3 die verkehrsitörende 
dingliche auflöjende Wirkung. Das Prinzip des Rücktritts jelbit hat 
ſich trefflich bewährt‘). Den erfteren Mangel vermeidet die Praris 
ihon heute, indem jehr häufig der Richterfprud nur als Beftätigung 
der früher erfolgten Parteierklärung erjcheint; jedenfall3 verſchwindet 
er ganz, wenn das Syſtem des Handelsgeſetzbuches und des Schweizer 
Geſetzes gewählt wird, das die einzelnen Fälle des deutjchen Entwurfs 
verallgemeinert. Die dinglihe Wirkung tritt nach $ 427 des Entwurfs 
nicht ein, jondern nur eine obligatorische Verpflichtung zum Reſti— 


’) Intereſſant iſt in dieſer Hinfiht die gemeinrechtlihe Praris. Während 
3.8. der Ob. ©. 9. f. Bayern ESeuffert's Arhiv 31 Nr. 126 ©. 150) den 
Nüdtritt nur dann geftattet, wenn die Leijtung für den Gläubiger „ganz unnüß”, 
gewährt ihn das Ob. G. Wolfenbüttel (eod. 33 Nr. 294 ©. 404) dann, „wenn 
und injofern nad der Natur und den Berhältnifien des konkreten Falles anzu— 
nehmen, daß das Initereſſe des nichtfäumigen Stontrahenten die Aufhebung des 
Kontraftes fordere”, aljo genau derjelbe Gegenfat, der fih in dem zitirten Aus: 
ipruche der Motive findet. 

s) Ein jo offenbar dem Nechtsgefühl widerjprechendes Urtheil, wie das des 
A. G. Celle (Seuffert'3 Ardiv 35 Nr. 14 ©. 19), wo der Verkäufer einer Liegen: 
ihaft, troßdem die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Käufers 
erfolglos bleibt, gezwungen iſt, am Staufe feitzuhbalten, wäre hier undenkbar. 
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tuiren. Damit entfallen die Gegeneinreden gegen den Nücdtritt, daß 
er auch die aufgehobenen Kaufprivilegien wieder einführe, daß er dem 
8 20 R. K. O. widerjprede u. |. w., denn all die hat nur dann 
Bedeutung, wenn eine resolutio ex tunc eintrete. 

Möglich wäre das Bedenken in der Hinfiht, daß der Gläubiger 
den Schuldner überrumpeln könne; er mahnt ihn, oder wenn der 
Tag der Erfüllung ohne daß ein Firgejchäft vorliegt, ohne Leiftung 
blieb, ($ 245 Abf. 2), unterbleibt auch dies, die Mahnung, und dann 
fündigt er, wenn nicht alsbald erfüllt ift, den Bertrag. Das H. G. B. 
giebt dem Schuldner das Recht der Nacdlieferung; auf fein Erſuchen 
muß ihm eine Frift hierzu gegeben werden (a. 356 9. ©. B.); aud) 
wenn der NRüdtritt ohne Weiteres erklärt ift, darf der Berfäufer 
noch liefern, wenn es in angemefjener Zeit erfolgt, deshalb braucht 
ihm der Käufer die Nachfriſt nicht ausdrücklich anzubieten), Das 
Schweizer Bundesgeſetz a. 12219) verlangt Seten einer Frift mit 
der Drohung der Auflöjfung des Vertrages. Im Refultate kommen 
beide Gejege auf dafjelbe Hinaus: dem Schuldner Zeit zu laffen, nod) 
zu erfüllen. Für Beide laſſen fih Gründe anführen, doch dürfte, 
abgejehen ganz von der hier erjtrebten Gleichheit des Verkehrs, das 
handelsrechtliche vor dem jchweizer deshalb den Vorzug verdienen, 
weil diejes Letztere leicht zum Formalismus führte. Wenn der 
Gläubiger jeinen Rüdtritt erklärte, fo find die Intereſſen des ſäumigen 
Schuldners hinreichend dadurch gewahrt, daß er noch binnen ange: 
mejjener Friſt erfüllen darf. Setzt der Gläubiger alsbald jelbit eine 
Zeit hierfür feit, jo hat er den Vortheil hieraus, daß er jicher weiß, 
die Sache ift erledigt; ihm diefen Vortheil aufzwingen, liegt fein 
Grund vor. 

Daß der Schuldner, jo lange der Gläubiger nicht erklärte, vom 
Bertrage abzujtehen, oder ftatt der Erfüllung Schadenserjfag zu 
fordern, noch leiiten darf, ift ſelbſtverſtändlich. Der Rücktritt iſt ein 
Recht des Gläubigers, das er ausgeübt haben muß um dem Schuldner 
die Leijtungsbefugnig zu entziehen. — Ob er durd längeres Zur 
warten diefem Nechte präjudizirte, kann nur im einzelnen Falle Feit- 


) Entfcheidung des R. O. H. ©. von 6. März 1873 Bd. 8 Nr. 30 ©. 125. 
Coſack Handelörecht (1888) ©. 152. 

”, „Wenn fich bei zmeijeitigen Verträgen der eine Theil im Verzuge be: 
findet, fo ift der andere berechtigt, ihm eine angemejjene Friſt zur nachträglichen 
Erfüllung zu fegen — mit der Androhung, daß nit Ablauf diejer Friſt der 
Vertrag aufgelöjt jet.” 
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gejtellt werden; eine gejegliche Regelung hierüber jcheint nicht er- 
forderlid). 

Die Folge der allgemeinen Anerkennung des Rücktrittsrecht 
und Scadenserjages ift dann vor Allem die Einfachheit der Beftim- 
mung und die Crleichterung des Verkehrs. Ob dem Gläubiger 
damit gedient ift, muß er jelbjt entjcheiden. Hält er aber die An- 
nahme der Leiftung nicht mehr in jeinem Intereſſe, jo muß er das 
Recht haben, ohne weiteren Nachweis hierüber, zu wählen. Es liegt 
auch hier der Fall vor, den der Entwurf mehrfad zeigt (3. B. $ 278 
Selbfthülfeverfauf, S 361 Furgeihäft, S 465 Transportgefahr, 
$ 470 Fi. Kauf nad) Probe und auf Probe u. ſ. w.), daß Handels: 
rechtlihe Normen zu allgemeinen werden, die überhaupt in der 
neueren Zeit mehrfach beobachtete !') Ausdehnung anfänglich handels— 
rechtlicher Keen auf das bürgerliche Recht. Sie enthalten nichts 
ſpezifiſch kaufmänniſches, denn fie werden ja, wie oben gezeigt, in 
einer Reihe von Fällen auf Nicht-Kaufleute angewendet, nur daß im 
Handel der Verkehr zuerjt nach Erleichterung und leichter Bewegung 
drängt. Ein Grund zur Beihränfung auf die Fälle, bei denen der 
Rücktretende nocd nicht geleijtet hat, Liegt nicht vor. Gerade hier 
fann das Intereſſe des Gläubigers, der wenigjtend, wenn er die 
Gegenleiſtung nicht erhält, jeine Leiſtung wieder haben will, von be: 
jonderer Bedeutung werden. Auch da, wo der Entwurf das Rück— 
trittsrecht anerkennt, iſt auf dieſes Moment fein Gewicht gelegt. 
Zu $ 569 (Motive II ©. 480) werden die hieraus entitehenden Be- 
denfen gegen den Rüdtritt beim Werfvertrag zurückgewieſen, da ähn- 
lihe Schwierigkeiten mit der Ausübung des Rücktrittsrechtes jtet3 
verbunden jeien. Man darf es getroft der Erwägung des Gläubigers 
überlafjen, welchen der drei Wege er in dieſem Falle einjchlagen will. 

Es wäre alſo $ 369 entiprechend zu ändern. Während Abj. 1 
bliebe, hätte Ab}. 2 zu lauten: „Sit der Schuldner im Verzuge, To 
hat der Gläubiger die Wahl, die Leiltung mit Schadenserjag wegen 
Berjpätung der Erfüllung oder Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
zu fordern, oder vom Vertrage zurüdzutreten. So lange als der 

', Cohn, drei vechtswijfenfchaftliche Vorträge ©. 65: „ES tjt eine eigen- 
thümliche, aber nicht ableugbare Ericheinung, daß die Inſtitute des Handelsrechts 
immer mehr und mehr zujammenjchmelzen, daß die RechtSeinrichtungen, die der 
Handel zunähjt nur für fich gejchaffen, weiteren reifen zugänglid) gemacht 
werden und in das allgemeine Berfehrsrecht treten.” Regelsberger in Ende- 
manns Handbucd des 9. R. Bd. II S. 385. 
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- Gläubiger nicht gewählt Hat, kann der Schuldner noch erfüllen. Auf 
feinen Antrag ift, wenn nicht der Gläubiger duch den Berzug Eein 
Anterefje mehr an der Leiftung hat, dem Schuldner eine angemejjene 
Friſt zur Nachholung der Leitung zu geben.” 

Ob $ 360, der fi) dann nur auf einfeitige Verträge beziehen 
fann, bleibt oder nicht, ift einerlei, ebenfo wie 88 243, 247 Abſ. 2 
für einfeitige Verträge ihre Geltung behielten. Die bejonderen Vor— 
ichriften des jpeziellen Theiles bejtänden daneben, da fie einmal die 
Folgen befonders geftalten, zum andern ſich wegen der Borausjetungen 
nicht deden. 


2. Die Gefahr beim gegenfeitigen VBertrage. 


Die Gefahr des zufälligen Untergangs der Sade, die Unmöglich— 
feit der Leitung, trägt der Schuldner ($ 368 Motive II ©. 205). 
Der Zufall befreit ihn von feiner Pflicht ($ 237), allein er erhält 
die Gegenleiftung nur, wenn er ſelbſt erfüllt. Dies joll — und 
hierin liegt die Bedeutung des in $ 368 ausgeſprochenen Grundjages — 
für alle, alfo insbejondere auch für die gegenjeitigen Veräußerungs— 
verträge, gelten. Für diefe kennt das römiſche Hecht bekanntlich die 
abweichende Regel, daß mit dem Abjchluffe des Vertrags, wenigitens 
bei dem über eine Spezies, der Erwerber die Gefahr trage. Das 
Näthjel diefer Beſtimmung tft nicht gelöft und wird wohl nicht end- 
giltig gelöft werden.!?) Bielleicht befanden fid) die Römer auf dem 
Wege zu dem Reſultate des franzöjiichen Nechtes (a. 1583), der 
Berflüchtigung des dinglichen Vertrags und des Eigenthbumsübergangs 
nit Bertragsichluß; fie hätten dann, von Berfehre gedrängt, wenigitens 
ein Moment herausgehoben; der jpäteren Zeit mangelte die Fort— 
bildungsfraft und das halbfertige Gebilde erſtarrte. Sei dem nun 
wie immer, jedenfall ift das römische Syften eine Halbheit, eine 
juriftifche Inkonjequenz. Entweder e3 bedarf zum Erwerbe de3 ver: 
äußerten Rechtes noch eines, in bejonderer Form zu Ichließenden, 
dinglihen Bertrages (Grundbuceintrag, Tradition), dann ift das 
germanijche (preußifch-öfterreichiiche) Syitem Eorreft, daß bi8 zur Er- 
füllung der Schuldner die Gefahr trage, oder man verzichtet auf die 
bejondere Form des dinglichen Vertrages, man läßt mit dem Kauf 


2, &. 3. B. Hofmann, das Berifulum beim Kauf (1870) ©. 8 ff. und die 
dortfelbjt gegebene Ueberficht dev Meinungen. Windicheid, Pandekten II $ 321 
Note 19a (6. Aufl. ©. 248). 
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das Recht fofort erwerben, dann folgt der Gefahrsübergang mit Ab- 
ſchluß des Kontrakts von felbjt. Der Entwurf hat fi für die erfte 
Möglichkeit entichloffen !2) ($$ 868, 874, 828) und die Folge hieraus 
mußte $ 368 jein. 

Allein jo fchroff, wie es nach dem Wortlaute jcheint, wird das 
Prinzip nicht durchgeführt. 

Für den Kauf bejtimmt $ 463 zwar, al3 Sonjequenz der Regel 
des $ 368, daß der Verkäufer die Gefahr des zufälligen Untergangs 
und der zufälligen Verjchlechterung der Sache bis zur Uebergabe 
trage. Es ſoll darin, wie die Motive (II. ©. 322) berichten, das 
Prinzip des $ 368 der Wichtigkeit halber und weil für Grundjtüde 
eine bejondere Regelung nöthig ift, ausgedrüdt fein. Für die let: 
teren beftinmt nun auch alsbald $ 465 Abi. 2, daß wenn die Ein- 
tragung dor der Uebergabe erfolgte, jene die Gefahr übertrage. Die 
Gründe, welche für die Anfnüpfung des gefahrübertragenden Momentes 
entiveder an die Tradition oder die Auflafjung Sprechen, jcheinen 
praftijch ftichhaltig, nur ift fraglich, ob nicht die logiihe Anordnung 
eine umgekehrte fein müßte. Der Kauf iſt Veräußerungsvertrag, er 
geht auf die Verpflichtung zur Verſchaffung des verkauften Rechtes, 
aljo Hier vor Allem auf Abſchluß des dinglichen Vertrages und 
Grundbucheintrag. Die Pflicht zur Uebergabe ijt eine ſekundäre, 
eine Folge jener erjten. Das Prinzipale der Erfüllung ift die 
Eigenthumsverſchaffung und mit diefer, als der Erfüllung, geht die 
Gefahr über. Die Ausnahme, das Berfchieben des Meberganges der 
Gefahr Liegt in der Anfnüpfung an den juriftiich bedeutungslofen 
Uebergabeatt. Cine weitere Ausnahme zeigt aber aud) der Mobiliar: 
fauf. Der $ 465, dem Art. 345 9. ©. B. unmittelbar nachgebildet, **) 
fnüpft den Gefahrsübergang beim Diftanzfauf an die Uebergabe der 
Waare an den Spediteur, Frachtführer oder die ſonſt zur Transport- 
ausführung beftimmte Berfon. Dat hierin feine Tradition liegt, tit 


13) Ueber den Eigentdumsübergang bei Mobilien ijt viel gejtritten. ©. 3. B. 
die Berhandlungen des 14. deutichen Juriſtentages IT 1 ©. 113, 12 ©. 56, 168, 
u ©. 56 ff., 2483 ff. Kohler, der dingliche Bertrag (Annalen der badijchen Ge: 
richte 40 ©. 232). Motive II ©. 333 ff. Die Frage jelbit jteht hier nicht zur 
Prüfung. 

), Die Auslegungsregel für die Uebernahme der Transportkojten ijt mit 
Recht nicht aufgenommen. Auch im Handelsverfehr hat jie nicht jtetS zu günftigen 
Rejultaten geführt. Im bürgerlichen Leben muß es noch weit mehr im Einzel: 
falle feitgeitellt werden, was die Barteien wollen. 
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von den Motiven (II. ©. 327) mit Recht betont. Es fann nur eine 
Traditionsofferte 5) darin gejehen werden, eine Offerte des Ab- 
ichluffes des dinglihen Vertrages. Geſchieht die Uebergabe der 
Meobilten nicht unter Anwejenden, jondern durch die Hand eines 
Dritten, jo find zwei Fälle möglih. Der eine: der Dritte ijt Stell- 
vertreter des Einen oder Anderen der Parteien für den Abſchluß des 
dinglichen Vertrages; dann findet entweder ein Abholen ftatt, d. h. 
die Erfüllung vollzieht fich beim Verkäufer oder ein Ueberbringen, 
die Leitung vollzieht fi beim Käufer; dort iſt Erfüllungsort. 
Der andere: jener Dritte ift nur Vermittler; er fpielt diejelbe Rolle 
für den dinglichen Vertrag, wie der Bote für den obligatorischen. 
Er iſt kein Stellvertreter in Erklärung oder Willen, jondern lleber- 
bringer der Traditionsofferte des Berfäufers durd) Ueberbringen der 
Sache. Daher kann diejer aud die Waare vor der Ablieferung 
jederzeit zurüdrufen, denn die Offerte, die dem Gegner noch nicht 
zufam, ift widerruflih. Die Waare it aber thatljählih in den 
Händen des Mittelsmannes, aljo auf neutralem Boden, der fie der 
Kontrole des Emmen wie des Anderen entzieht, und dieje Schwebezeit 
it es, für welche die Verfehrsauffaffung auch dem Käufer die Gefahr 
auferlegt. Für beide Eonftatirte Ausnahmen, für Immobilien wie 
Fahrniſſe, liegt nun aber feine aus dem Wejen des Kaufs als ſolchem 
folgende Megel vor. Wie die Transportgefahr für Mobilten von 
Handelsgeichäften auf alle Käufe ausgedehnt wurde (Motive II. ©. 327), 
drängt der darin enthaltene Kern auf Loslöſung von dem Eonfreten 
alle; wie die Lehre von Eviktionshaftung und den heimlichen 
Mängeln vom Kauf in den allgemeinen Theil wanderten, muß aud 
hier dem allgemeinen Gedanken Ausdrudf verliehen werden. Wenn 
A. dem B. einen Ader im Bergleichswege als Gegenleiftung giebt, 
muß dann, damit die Gefahr übergehe, übergeben und aufgelafjen 
jein? Wenn E. dem D. für geleiftete Dienjte, für eine gelieferte 
Arbeit, Fahrniſſe überjendet, ſoll dann E. die Transportgefahr tragen, 
da die Tradition erſt mit der Empfangnahme beendet iſt? Was die 
s$ 563, 565 enthalten, fließt aus dem Wejen des Veräußerungs— 
vertrages, nicht des Kaufaktes. Maßgebend ift bei den immobilien 
die llebergabe oder Auflaffung, bei den Moͤbilien der Beginn der 


») Den juriltiichen Begriff derjelben |. — in Goldſchmidts Zeitſchrift 
für Handelsrecht 17 S. 19 (1872). Der Traditionsakt des Tradenten iſt identiſch 
mit der Traditionsofferte. 


Bun 
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Tradition. Der $ 368 Abi. 1 fann in jeiner Faſſung bleiben, aber 
dann folgten als Ab. 2 der jetige $-463 Abi. 2 und als Ab. 3 
der jetige $ 465 in entjprechend modifizirtem Wortlaute. 

Eine weitere Frage, die nur angeregt werden jollte, wäre, ob 
nicht $ 465 auf alle Traditionen unter Abwejenden, bei denen die 
Ueberjendung durd) einen unparteiifhen Mitteldmann gejchieht, an- 
wendbar ift, aljo ohne die Ueberſendung „an einen andern Ort”. 
Der Fall der „Ueberfendung” am jelben Drte ift nicht allzu häufig, 
meiſt liegt ein Bringen oder Holen vor, aber, namentlich in größeren 
Städten, tritt doch auch der Fall ein, daß der Verkäufer fich der 
Poft u. j. w. bedient. — Handelt e8 ji) um Veräußerung eines 
Rechte an der Sache, jo muß dafjelbe gelten, wie ja auch jchon 
aus 8 459 Abſ. J ſich ergiebt. 


3. Die Erfüllung Zug um Zug. 

Daß beim gegenſeitigen Vertrage Zug um Zug (8 362) zu leiſten, 
iſt etwas allen Juriſten Selbſtverſtändliches. Daß der aus einem 
ſolchen Kontrakte Verklagte die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
hat, wenn er ſich nicht zur Vorleiſtung verpflichtete oder die Leiſtung 
ſchon empfing (5 364), bedarf kaum der Erwähnung. Beachtlich 
Iheint Folgendes: 

a) Der $ 363 jtatuirt bei einer Mehrheit von Subjekten auf 
der einen oder anderen Seite eine Bermuthung der Untheilbarkeit 
der dem einen Gegner zu erbringenden Gegenleiftung, alfo eine Aus- 
nahme des im $ 321 ftatuirten Sates, daß Jeder nur für jeinen 
heil berechtigt und verpflichtet jei. Jeder der mehreren Berechtigten . 
kann jeinen Antheil nur fordern, wenn er die volle Gegenleiftung 
bewirkt. Die Motive (S. 201) berufen fi) als Grund hierfür auf 
„Natur und Intention“ der gegenfeitigen Berträge. Als Vorbild 
diente fr. 21 $ 8 D (21,1), Sächſ. B. ©. B. 8 1099 und Dresdener 
Entwurf a. 427, 436. Die eitirten Stellen handeln ſämmtlich vom 
Kaufe, und wenn oben die Ausdehnung der Vorfchriften über den 
Gefahrsübergang beim Kaufe angeregt wurde, fo ift hier das Be- 
denken nicht zu unterdrüden, ob nicht in diefem Falle das beivegende 
Moment in der Einheit der Sache beim Kaufe liege. Wenn die 
Motive (I. ©. 202) ausführen, es handle ſich um keine abfolute 
Norm, jo ift dies für das Obligationenrecht ſelbſtverſtändlich. Allein 
der $ 363 hat denn doc die Bedeutung, daß die bei dem Kaufe aus 
der Einheit des Objektes gefolgerte Einheit de3 Vertrages und daher 
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anzunehmende Untheilbarkeit der Obligation für alle Schuldverhältnijfe 
beiteht, für die nicht das Gegentheil erwiejen ift. Für eine derartige 
VBermuthung bietet aber die Natur des gegenjeitigen Vertrages als 
jolhen Eeinen Raum. Enticheidend kann nur der Wille der Parteien 
jein und diefer ift jeweils im einzelnen Falle feitzuftellen. Nur 
dann, wenn auf der einen oder anderen Seite eine nach dem Partei— 
willen einheitliche Leiftung vorliegt, kann feine Theilung erfolgen. 
Dies ift auch das in 88 339, 340 ausgejprochene Prinzip. Iſt durch 
den Barteitwillen die Theilbarkeit ausgefchloffen, jo muß die Mehrheit 
dev Schuldner die Leitung ganz erbringen, denn ſonſt Liegt Feine 
Erfüllung vor. Sind auf Seite der Gläubiger Mehrere, jo wendet 
der von einem belangte Schuldner ein, daß er jeine untheilbare 
Leiftung nur Allen zu erbringen brauche, aljo eine Art Einrede der 
mangelnden Aktiv und Paffivlegitimation. Dies ift aber nichts dem 
gegenjeitigen Vertrage Eigenthümliches; es folgt nicht aus dejjen 
Intentionen, jondern nur jeweil® aus dem einzelnen Stontrafte. 
Hierfür genügen aber die 88 339, 340 vollftändig und $ 363, der 
durch feine Präjumtion leicht ivreführt und in der Praris zu einer 
Ausdehnung der Einheit führen dürfte, die nicht gewollt ift, wäre 
zu ftreichen. 

b) Woplthätig find die Vorjchriften über die prozeſſuale Geltend- 
mahung der gegenjeitigen Kontrakte. Auch ohne geleiftet zu haben, 
ift Antrag auf Urtheil, Zug um Bug zu leiften, ftatthaft. Das er- 
gangene Urtheil ift volljtredbar, die Leiftung erzwingbar, aud) ohne 
daß der GerichtSvollzieher in die Lage gejett werden muß, während 
er die Reiftung erziwingt, für oder mit dem Kläger die Gegenleiftung 
zu bewirken. Nur fordert allerdings Abi. 2 des 8 365, der Beklagte 
müſſe in Annahmeverzug fein, d. 5. es muß ihm thatjächlicd die 
Gegenleiftung für feine Leiftung angeboten jein, falls nicht der Fall 
des $ 255 3. 1 vorliegt, jo daß aljo die Vollſtreckung von diejer 
NRechtshandlung abhängt. Nach der projeftirten Abänderung der 
C. P. O. (ſ. Note 1 zu $ 365) bedarf es zur Erwirkung der Voll- 
ſtreckungsklauſel nicht des Nachweijes des Annahmeverzugs des 
Schuldners, und es fteht diefe Thatjache der in $ 664 C. P. O. 
erwähnten der vorgängigen Sicherheitgleiftung glei) und wird, wie 
diefe, dem Gerichtsvollzieher zu erweifen fein. Praktiſch wird ſich 
alfo, wenn es fi) namentlich um Leiftungen handelt, die ein Dritter 
erbringen kann, die Sache häufig jo geitalten, daß erſt der Boll: 
jtrefungsbeamte den Schuldner durd Anbieten in Annahmeverzug 
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jetzt; denn auch das gleichzeitige Eintreten dejjelben mit der Vollſtreckung 
muß ftatthaft fein. Nur da, wo die Ertheilung der Vollftrefungs- 
Elaufel jelbit die Vollſtreckung tft, d. h. wo es fih um Abgabe einer 
Willenserklärung des Schuldners handelt (88 779, 664 C. P. O.), 
{ft durch öffentliche Urkunde der Beweis des Annahmeverzugs zu 
führen, d. 5. man wird aljo durch Gerichtsvollzieher oder Notar in 
Prari die Gegenleiftung vfferiren, um fidh hierdurch die Vollftrefung 
fofort zu fihern. Der Weg ift einfach, praftiich und gerecht. 

ec. Daß endlich die einmal ald Erfüllung angenommene Leiftung 
auch eine jolche bleibt, daß die oft in der Praxis aus Mängeln, die 
jich nachher zeigten, abgeleitete Einrede des nichterfüllten Vertrages 
abgejchnitten und dem Empfänger die Beweislaft obliegt, mag vielleicht 
nicht ganz logiſch Eonjequent fein; aber die Beftimmung fommt einem 
Bedürfniffe entgegen, und mag man auch fagen, wer mangelhaft 
erfüllt, hat nicht erfüllt, jo Fann dies dem Berlangen, den VBeräußerer 
zu jchüßen, nicht entgegen fein. Auch wo der Empfänger von dem 
Rechte des 8 398 Gebrauh macht und bei einer nur der Gattung 
nach beftimmten Leiftung infolge eines aufgetretenen Fehler ander- 
weite Erfüllung fordert, wird ihn die Beweislaft der Fehler treffen. 
Durd Ausübung diefed Rechtes wie auch der Wandelklage wird dem 
Beklagten ebenfall3 geftattet, die Leiftung zu weigern; er wird aber 
in eine mehr aftive' Rolle gedrängt, die ein jtärferes Erfaſſen und 
Beichließen fordert. 


Gewährleiftung des veräußerten Rechtes. 
($ 370 bis $ 386.) 

Den Inhalt einer jeden Obligation bildet die Bewirkung der 
dem Schuldner obliegenden Leiftung. Bei Beräußerungsverträgen 
verpflichtet er fich, ein aktives Recht in das Vermögen des Gläubigers 
zu übertragen. Das Recht kann obligatorifcher Natur (Forderungs- 
rechte an Dritte), kann dinglicher Art fein. Von jener Rechtsüber— 
tragung handelt $ 298 ff. (Uebertragung der Forderung), von diejer 
8 370 ff. (Gewährleiſtung des veräußerten Rechtes). 

Die Eviktionslehre des Entwurfs tjt die römische; zwar folgt 
$ 370 der modernen Strömung darin, daß er den Veräußerer zur 
Verſchaffung des veräußerten Rechtes verpflichtet, nicht bloß mie das 
römische Recht dem Berfäufer daS habere licere praestare auflegt; 
aber die Vorausjetung (evietio $ 374) und die Folgen ($ 377) ſind 
die römischen. 
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Das Gejeß hat zwei Möglichkeiten berüdjichtigt, durch welche 
der Schuldner feinem Verſprechen nicht nachkomme; entweder er fann 
das veräußerte Recht überhaupt nicht verichaffen ($ 370), oder er 
überträgt e8 zwar, aber mit Rechten an der Sache und auf die 
Sade, die gegen den dritten Erwerber gehen, aljo als belajtetes 
Recht. Genauer (arg. $ 373 Ab}. 2) läßt ſich folgende Scheidung 
maden: 

I. Das veräußerte Recht kann nicht übertragen werden, jei es, 
daß es der Veräußerer überhaupt nicht befitt, jei es, daß 
er nicht darüber verfügen darf. 

II. Es wird übertragen, aber es ruhen Rechte Dritter darauf, die 

1. das Recht zwar nicht vernichten, den Gebraud) aber hin- 
dern oder einichränfen (Rechte an der fremden Sade), 
oder ſolche, die 

2. im Stande find, es völlig zu vernichten, die aber, ehe 
fie geltend gemacht find, den Gebrauch nicht hindern 
(Pfandrecht, Grundſchuld, dingliches Vorfaufsrecht, Re: 
ſolutivbedingung). 

Für all' dieſe drei Fälle beſtimmt der Entwurf gleichmäßig, ſo— 
bald das Recht des Dritten mit Erfolg geltend gemacht iſt ($ 375, 
376), kann der Erwerber vollen Schadenserjat fordern. Bis 
dahin, fofern der dingliche Vertrag wenigitens formell gejchlofjen, ift 
dieje Klage gehemmt; der Erwerber begnügt jid) mit der Bermweigerung 
der ihm obliegenden Gegenleiftung. Im römiſchen Rechte Folge des 
Syſtems, wird diefer Sat hier als Ausnahme von den allgemeinen 
Kegeln über die Nichterfüllung erjcheinen; „aus Gründen der Prakti— 
Eabilität und einer gewiſſen Billigkeitsrüdficht gegen den Beräußerer” 
jagen die Motive zu $ 374 (II. ©. 217); an anderer Stelle wird 
al3 der Hauptübelftand, der ſich an das reine Berjchaffungsprinzip 
knüpft, der Schwierigkeit der Berechnung des zu erjtattenden Inter— 
ejjes gedacht (zu $ 374 IL. ©. 217). Iſt der dingliche Vertrag nicht 
abgejchloffen, die Mobilien nicht tradirt, dev Grundbuchseintrag nicht 
erfolgt, jo bleibt eS bei den gewöhnlichen Grundfägen für den Yall 
der Nichterfüllung: Schadenserjag und Nüdtritt. 

Jegliches Recht aus der Entwehrung fällt fort, jobald der Er— 
werber bei Schließung des Vertrages den Mangel kannte ($ 373), 
ausgenommen den Fall der Hypothek oder Grundjchuld. 

Es fragt ſich nun, ob diefe Wirkungen, wie fie hier kurz ſkizzirt, 
auf alle drei obigen Gruppen gleichmäßige Anwendung verdienen. 
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I. Das Recht, das veräußert wird, ift, troß des formell vor— 
handenen dinglichen Bertrages, nicht übertragen. 

Die Römer geben für jolche Fälle vollen Schadenserjat, aber 
erit für den Fall der evictio. Der Verkäufer fteht für das habere 
licere ein. Dies ift offenbar eine Folge des römischen Eigenthums- 
ſyſtems. Durch Tradition vom non dominus kann nie Eigentum 
erworben werden. Auc der gutgläubigfte Befiter unterliegt der Klage 
des Eigenthümerd. Ubi rem meam invenio, ibi vindico.. Der Er- 
werber muß ſich mit der Verjchaffung des publizianischen Befites 
und der Erfitungsmöglichkeit, aljo mit dem habere licere, begnügen. 
Das Erfahren des Rechtes des Dritten giebt noch feinen Raum für 
die Scadenserjatklage, denn mala fides superveniens jchadet der 
Erfigung nit. Mußte aber der Erwerber die Sache hergeben, dann 
fordert er aud) die Folgen der Garantie für den Erwerb des Rechtes, 
jeinen Schadengerjfag. Ob jene Art der Verpflichtung des Verkäufers 
die Folge der erſt aus praftifchen Gründen angenommenen Suspenfion 
war oder umgekehrt diefe aus jener folgte, ift wohl kaum feftzuftellen. 
Thatſächlich bildet das römische Syitem einen untrennbaren Theil 
der Prinzipien über den Eigenthumserwerb und das relativ befjere 
Nedt. Die römische Eviftionslehre ift die Konfequenz der römischen 
Eigenthumstheorie. Das heutige Recht, wie e8 der Entwurf wieder- 
giebt, kennt ein ganz anderes ſachenrechtliches Syftem, es ift durchaus 
deutjchrechtlich, und damit fehlt jene Grundlage für die Konfequenz 
des römiſchen Rechtes. 

Die Motive erwähnen die Divergenz zwiſchen römiſchem und 
deutſchem Sachenrechte nur, um daraus zu folgern, daß die Eviktions— 
lehre nicht mehr die Bedeutung wie im römiſchen Rechte habe 
(Motive II ©. 213). Es wird ſich aber bei eingehender Betrachtung 
zeigen, daß diefe Berfchiedenheit des Sachenrechtes vom römischen zu 
einem andern Obligationenrechte führt. Rechte an Grundftüden, vom 
Bolleigenthum bis zur Eleinften Wegjervitut, können nur durch Auf- 
lafjung und Eintrag in das Grundbuch erworben werden ($ 828, 
Motive III ©. 158, $ 874). Mafgebend für den Erwerb ift der 
Inhalt des Grundbuches ($ 837 Motive III ©. 210 ff.). Auch wenn 
der VBeräußerer nicht veräußerungsbefugt ift, fei es, daß ihm felbit” 
nicht das zu Grunde liegende Hecht zufteht, ſei es, daß ihm die 
wirkſame Berfügung verboten, er aber buchmäßig al8 Subjekt des 
Rechtes erjcheint, das BVBeräußerungsverbot (einftweilige VBerfügung) 
nicht eingetragen iſt (Motive I ©. 213), entjteht auf Grund der 
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Publizität des Grundbuches das Recht in der Perjon des Exrwerbers. 
Nur wenn diefer die nicht aus dem Grundbuche erfichtlichen That- 
ſachen kannte, aus denen ſich die Nichtübereinftimmung des Grund- 
buches mit der wirklichen Rechtslage ergiebt, it der Erwerb unmöglich). 
Nah dem Plane dev Grundbuhordnung kann andrerjeitS nur der 
eingetragene Berechtigte die Eintragung bewilligen (Note 2 f zu $ 828). 
ft aljo den formellen Erfordernijfen genügt, von welchen der Erwerb 
de3 dem Erwerber zu verichaffenden Nechtes abhängt, d. h. ift auf 
Grund der Einwilligung des als berechtigt Eingetragenen die Ein- 
tragung des veräußerten Rechtes auf den Erwerber erfolgt, jo ift 
damit auch das Recht erworben und für Entwehrung und Schadens: 
erjat fein Raum. In dem einzigen Falle, in dem der Erwerb 
unterbleibt, dem der Stenntnig von dem Rechte des Dritten, verjagt 
$ 373 Abſ. 1 ebenfall® die Entwehrungsflage. 

Rechte an Mobilien erwirbt man durch Uebergabe der Sachen 
unter gleichzeitigem dinglichen Bertrage (88 874, 983, 1147). Fehlt 
e8 an der rechtlichen Grundlage des Veräußerers, jo erhält der Er- 
werber dennoch das ihm veräußerte Recht, wenn er in gutem Glauben 
ift, d. 5. nicht zufolge grober Fahrläffigkeit den Mangel des Rechtes 
des Beräußerers nicht kannte (SS 877, 1147 Abi. 2),1%) es ſei denn, 
daß es ſich um eine gejtohlene, verlorene oder jonft ohne den Willen 
des Innehabenden in deſſen Innehabung gefommene Sache dreht 
(88 879, 1147 Abi. 2). In letzterem Falle kann nur durch 10 jährige 
Erfigung, die aber fortwährenden guten Glauben verlangt, das Recht 
erworben werden. Es bleiben aljo hier zwei Fälle für die Ent- 
wehrung, einmal der Erwerber kannte grob fahrläflig die Rechte der 
Dritten nicht, oder die Sache iſt res furtiva. Für den eriten Fall 
geht das Syſtem des Entwurfs zu weit, für den zweiten nicht weit 

enug. 

: Die Motive zu $ 877 (III ©. 346) betonen, daß für die Mobilien 
eine Erſchwerung gegenüber den Immobilien ftatuirt jet. Eine jtrenge 
Diligenzpflicht dürfe man von dem Erwerber nicht fordern, , wohl 
aber kann man verlangen, daß derjelbe, wenn Anlaß zu weiteren 


6) Auf den Nießbrauch foll nad) $ 983 Abſ. 2 (Motive II. ©. 496) 
der Erwerb bona fide nicht ausgedehnt werden. Meines Erachtens mit Unrecht, 
da das Berkehrsbedürfniß dajjelbe ift, wie beim Eigentum, und insbefondere die 
Analogie des Rechts an Grundjtüden dafür jpridt. Daß der Nießbrauch meift 
unentgeltlich beftellt wird, fann nicht von Bedeutung fein, da der Entwurf 
prinzipiell die Vertragsurſachen für unerheblich erklärt. 
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Nachforſchungen vorliegt, einen ſolchen Anlaß nicht grob fahrläffiger 
Weije unberüdjichtigt läßt. Grobe Fahrläſſigkeit ift zufolge $ 146 
Abj. 2 eine befonders ſchwere Bernadläffigung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Hausvater3 '’). In diefem Falle dem Erwerber, falls 
nicht der Beräußerer bewußt ihm eine fremde Sache giebt, den vollen 
Schadenserſatzanſpruch zuzubilligen, liegt fein Grund vor; dolus 
semper praestatur ($ 380 Abj. 2); allein wenn auf beiden Geiten 
eine mindeſtens gleiche Fahrläfjigkeit jteht, wäre die Belaftung des 
Beräußeres unbillig (j. aud) arg. $ 345). Anders bei der gejtohlenen 
Sade. Bei der römischen (außerordentlihen) Erſitzung jchadet es 
nichts, wenn der Erfitende das Recht des Dritten erfuhr; er mochte 
ruhig weiter bejigen und erſt die Entreißung des Beſitzes jchloß den 
Rechtserwerb aus. Wenn aber zufolge 8 886 die Erſitzung des 
Eigenthums der res furtiva durch Kenntniß ausgefchloffen ift, jo muß 
dies der entjcheidende Moment zur Geltendmahung der Rechte gegen 
den Beräußerer fein. Die Billigfeit gegen den VBeräußerer wird zur 
Härte gegen den Erwerber. Jedem rechtlihen Manne jagt fein 
Gefühl, daß, wenn er entdedt, die Sache ift gejtohlen, verloren, er 
fie nicht länger in Beſitz behalten will; er bringt ſie jeinem Ver— 
äußerer wieder und fordert feinen Erſatz. Daß er warten joll, bis 
ihm die Sache fortgenommen ift, kann man ihm auch um dehmillen 
nicht zumuthen, weil er weiß, er werde niemals Eigenthümer werden. 
Wenn er auch dem Vindikanten gegenüber gemäß $ 939, 940 Erjat 
jeiner Aufwendung auf den Erwerb fordern darf, jo genügt dies 
einmal für ihn nicht, denn es erjett fein Recht nicht, ift zum andern 
für den VBeräußerer unerheblich, denn dann muß er dem Eigenthümer 
gemäß $ 939 Abj. 3, $ 880 haften. 

Das Refultat der Einzelunterfuchung tft alfo, daß bei Immobilien 
überhaupt der Fall des 8 374 Sat 2 nicht vorfommt, daß bei Mo- 
bilien in den möglichen Fällen der Entwehrung die Bejtimmungen 
der SS 374, 377 nicht paſſen. 

U. Der $ 371 jtellt die Belaftung des Rechtes dem Fall der 
Nichtverfchaffung gleih. Die Motive zu $ 371 erklären einfach, ein 
Meangel im Rechte des Veräußerers liegt aud) vor, wenn Rechte an 
die Sache 2c. beftehen, die der Dritte gegen den Erwerber geltend 
machen fann (©. 214). Weshalb dieje Gleichjtellung erfolgt, ift nicht 

) Ueber die Angemefjenheit diefer Definirung ſ. Hölder, Ud. f. C. P. 
73 ©. 130 ff. 
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näher begründet. Die gejchichtliche Entwidelung und das praktiſche 
Bedürfnig jprechen gegen die Parallele. Ob das römiſche und ge: 
meine Recht überhaupt eine Relevanz von Rechten Dritter, insbe- 
jondere Servituten an dem veräußerten Objekt, kennt, iſt ftreitig; 
wer jie aber anerkennt, giebt nur die ädiliziſchen Rechtsmittel. '®) 
Das preuß. U. 2. R., deſſen Beftimmungen an Klarheit allerdings 
viel zu wünjchen lafjen, vermijcht zwar die Haftung für Servituten 
icheinbar mit der für Entwehrung (I 11 88 183, 188 ff.), und doch 
behandelt die Praris die Servituten als Mängel und wendet Die 
ädiliziichen Rechtsmittel an.!) Auf dem Gebiete des franzöftjichen 
Rechtes war das der Kodifizirung vorhergehende Recht durchaus 
römiſch, d. h. es gab ſchlechthin die ädilizischen Klagen bei Servituten ;?") 
die Verfajler des a. 1638 code civil entnahmen die betreffende Stelle 
aus Bothier, jetten fie aber ohne einen Grund dafür anzugeben ?) 
unter den Titel „de la garantie en cas d’eviction,* unmittelbar hinter 
den in a. 1637 behandelten Fall der theilweifen Entwehrung. Aber 
Ihon der Wortlaut verträgt fih nicht mit der Stellung, denn er 
giebt Rüdtrittsrecht, wenn der Käufer bei Kenntniß der Servitut 
das Grundftüd nicht erworben hätte, andernfall® „une indemnite“. 
Und dieje lettere faßten lange, troß der widerjprechenden Analogie 
der Eviktionslehre, die bedeutendften Juriſten als die actio quanti 
minoris auf.2?) Alſo troß der bewußten oder unbewußten Annäherung 
des Gejeges an die Eviktionslehre drängt die Praris auf den römischen 
Standpunkt, d. h. die Betrachtung der Laſten als geheime Mängel 
der Sade. Sie find allerdings feine Mängel der Sache gleich der 
Krankheit etwa eines verkauften Thieres, aber fie find ebenjomwenig 
Mängel im Rechte des Beräußerers, welche die Berihaffung des 
) Windfcheid II $ 391 Note 28 (©. 503 der 6. Aufl.) und die dajelbit 
Bitirten. fr. 61 D. (21,1), Ob. ©. 9. f. Bayern in Seuffert's Ardiv 37 
Nr. 201 ©. 283. 

) Koch Recht der Forderungen II ©. 423 Note 24. Kommentar zum 
A. L. Bd. v ©. 183 Note 27. Dernburg preuß. Privatredht IH ©. 363. 
Foerjter-Eccius Theorie und Praris des preuf. Privatrehts 4. Bd. J ©. 586. 

2») Pothier trait© de la vente I Wr. 201 pag. 213. 

21) Das Einzige, was fid) findet, ijt eine Bemerkung ded Tribunen Faure 
im rapport au tribunat (Poncelet I pag. 605), die aber hierüber nicht3 jagt. 

22) ch vermweife 3.B. nur auf Troplong traité de la vente Nr. 534. Die 
Oppofition von Laurent principes t. 24 Nr. 272, 274 ift an fich richtig. That: 
jächlich zeigt aber die andere Auslegung den Widerjtand gegen den gejegeberifchen 
Fehler. 





— NO ie u u — — _ 
7 * 


133 





veräußerten Rechtes hinderten. Sie bilden eine ſelbſtſtändige Gruppe, 
deren rechtliche Beurtheilung nach Seite der für heimliche Mängel 
aufgeſtellten Regeln neigt. 

Es kann ſich hierbei nur um Grundſtücke handeln. An den 
Mobilien beſtehen feine derartigen Laſten; Rechte Dritter aus Nutz— 
nießung (wie auch aus Pfandvertrag) müſſen bei dem Erwerb bona 
fide erlöſchen; was oben von der groben Fahrläſſigkeit des Erwerbers 
gejagt ift, gilt auch hier. Bei dem Grunditüd ift das Recht, jei es 
Nutznießung oder jonjtige Servitut nur wirkjam, wenn es eingetragen 
it. Wenn man aljo nicht mit dem Dresdener Entwurfe a. 157 
Abi. 2, Deiterreih. B. G. B. 8 928 aus diejem Grunde die Haftung 
für die in Öffentlihen Büchern eingetragenen Laften völlig verneinen 
will (ſ. hierüber Motive II ©. 371), fo ift und bleibt doch der Ge- 
danfe maßgebend, daß der Veräußerer erfüllte, wenn auch in mangel- 
hafter Weife. Er übertrug das Eigenthum, wenn aud) belaftet, 23) 
wie er die Sache ausfolgte, die er verkaufte, wenn fie auch fehlerbe- 
haftet ift. Weshalb joll im erjteren Falle — ftet3 abgejehen vom 
Dolus, der ja auch bei heimlichen Mängeln durchgreift ($ 385) — 
der Erwerber fich nicht gleichfall3 mit dem Rücktritts- oder Minderungs- 
rechte begnügen müffen? Dem Berkehrsbedürfniß genügt es, daß auf 
diefe Weije für ihn gelorgt wird, umjomehr, wenn man (f. unten) 
auch bei den heimlichen Mängeln bei Eulpofem Verhalten des Ver— 
äußerers, dem fein gleiches Berichulden des Erwerbers entgegen steht, 
den Scadenserjfag gewährt. Der Erwerber weiß, daß alle Lajten 
im Grundbuche ftehen müfjen; es bedarf, um fich volle Gewißheit zu 
verichaffen, nur eines Ganges zum Grundbuchamt. Berläßt er ſich 
völlig auf feinen Gegner und die ihm, aber nur beim Verfaufe, ob- 
liegende Pflicht zur Mittheilung über die Laften, dann wird es ſich 
eben fragen, weſſen Schuld überwiegt, um die Schadenserjagpflicht 
aufzuftellen. Jedenfalls fehlt die Grundlage, die fich für die Nicht: 
verihaffung des Nechtes findet, die Nichterfüllung. 

Es wäre $ 371 zu ftreichen und am Sclufje der Lehre von den 
heimlichen Mängeln Hinter $ 398 einzufügen: „Die Bejtimmungen 
der vorftehenden 88 381 bis 398 finden entjprechende Anwendung, 
wenn eine veräußerte Sache oder ein veräußertes Recht mit Rechten 


>) Daß die Servitut fein Stück des Eigenthums ijt, fein „demembrement“, 
wie es nod Laurent a. a. O. nennt, jo daß nur noch ein zeritüdeltes Eigen: 
thum übertragen wird, dürfte jett feititehen, j. Windfcheid I $ 200 Note 3. 


eined Dritten, welche gegen den Erwerber geltend gemacht werden 
fönnen, belaftet ijt.” 

III. Anders jteht e3 mit der dritten Gruppe (II 2) und den 
Hüllen, welche weder die Entjtehung noch die Ausübung des ver- 
äußerten Rechtes hindern, die aber im Falle ihrer Ausübung das 
Recht wieder vernichten. Sie zeichnen fi) dadurd; aus, daß der 
Erwerber fie nicht fennt, daß ihn jedenfalls die Kenntnig vom Er- 
werbe nicht abjchredt, weil er die Nichtausübung annimmt und die 
Bewirkfung des Nichtgebrauchs durd den Beräußerer erwartet. Es 
jind dies wejentlic) die Hypothef- und Grundjchulden, für welche 
Ihon $ 373 Abi. 2 die Unerheblichkeit der Senntnig des Ermwerbers 
ftatuırt. Hinzuzufügen wäre der Fall des im Sachenrecht mit ähn- 
liher Wirkung ausgeftatteten dinglihen Vorkaufsrechtes und das 
Nüdfallgrecht bei eingetragener Refolutivbedingung. Auch das ding- 
lihe Borkaufsrecht erzeugt fein Veräußerungsverbot, es hemmt aud) 
die Ausübung des erworbenen Eigentums nicht, aber es giebt dem 
Borkaufsberechtigten ein Recht, gegenüber jedem Erwerber die Aus- 
lieferung zu fordern. Auf die Ausübung des Vorkaufsrechtes braucht 
der Erwerber nicht zu rechnen (Motive III ©. 458 Note 3), er darf 
aljo, wenn der Beredtigte von feinem Rechte Gebrauh macht und 
ihm das Eigenthum wieder entzieht, gleich dem Halle der Hypothek 
gegen feinen Beräußerer vorgehen. Und ein ähnliches Geſchäft Liegt 
bei der auflöjfenden Bedingung vor. Ruht eine Pfandlaft oder Grund 
ſchuld auf der Liegenschaft, jo wird vielfach fie auf die Gegenleiftung 
eingerechnet, vom Erwerber als Theil jeiner Leiftung übernommen 
werden ($ 318 Abſ. 2, Motive II ©. 148). Alsdann kann von einer 
Haftpflicht des DVeräußerers feine Rede fein, denn ihm it vielmehr 
der Erwerber verpflichtet, dafür zu forgen, daß er (VBeräußerer) von 
dem Gläubiger nicht in Anjprucd genommen werde. Iſt aber eine 
ſolche Abrede im Bertrage nicht getroffen, jo bejteht zwar feine Pflicht 
de3 Veräußerers, die Liegenjchaft Hypothefenfrei zu machen, wohl 
aber fommt er dafür auf, daß der Gläubiger gegen den Erwerber 
nicht vorgehe. Hier alſo ift die Entjchädigungsflage des $ 377 völlig 
am Plate. Hier ift die Lage, wie fie im römischen Rechte war. 
Der Erwerber weiß, er hat nur hypothekenbeſchwertes Eigenthum 
erhalten; allein, wie im römischen Rechte durch die Erfigung, hofft er hier 
durch anderweite Erledigung Freiheit der Sache zu erlangen. he das 
Recht ausgeübt iſt, drüdt es ihn nicht; ev wartet bis zur Hypotheken— 
Elage. Erfolgt fie, dann nıuß fein Veräußerer für alle Folgen einftehen. 
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Zutreffend ift es daher, wenn das Gejeß für den Fall der 
Hypothek das Willen von derjelben, der Verkehrsauffaſſung folgend, 
nicht als Ausjchließungsgrund für die Entihädigung erflärt. Ob 
man diefen Sat auf die anderen Fälle ausdehnen darf, bei Verkauf 
und Rejolutivbedingung dafjelbe jagen, ift zweifelhaft. Hier liegt im 
Gegentheil die VBermuthung näher, daß der Erwerber, der troß diejer 
Nechte Dritter erwirbt, die Gefahr der Ausübung derjelben auf ſich 
nimmt, bejondere Vertragsabrede vorbehalten. 


Die Gewährleiftung wegen Mängel der veränferten Sade. 
(8 381 bis $ 411.) 


I. Die 88 381—398 reproduziren das Edift der Medilen in 
jeiner modernen Form. Noc über die gemeinrechtliche Praxis hinaus 
werden ſänmtliche Beräußerungen einer Sache, foweit fie feine 
Schenkung enthalten, von den Regeln über die Folgen der heimlichen 
Mängel ergriffen. Das ift die eine Erweiterung des Edikts und 
jeiner Nachfolger. Die andere janktionirt nur eine bereits beftehende 
Praris, indem fie auch die generelleg Verträge in ihren Bereich zieht 
($ 39). Sonſt ift die Materie die gleiche, insbeſondere find die 
Mittel: Wandelklage und Minderungsklage bei einfahem Borhanden- 
jein der Fehler, bei wifjentlichem Verſchweigen und befonderer Zuſage 
Schadenserſatz, diejelben, wie im Syſteme de corpus iuris und der 
modernen Rechte. Für den XThierhandel gilt das deutjchrechtliche 
Prinzip. E83 fragt ſich: 

1. Ob dieje ädiliziſchen Klagen fi) mit der weitgehenden Aus- 
dehnung des $ 381 auf alle Beräußerungsverträge in Einklang 
bringen laſſen. Will man die Minderungsklage anwenden, jo fagt 
$ 392, daß die dem Erwerber obliegende Gegenleiftung verhältniß- 
mäßig herabzufegen ift, jett aljo das Borhandenfein einer Gegen- 
leiftung und demnach eines gegenjeitigen Vertrages, bei dem für die 
Veräußerung der Sache ein Aequivalent gegeben wird, voraus. Und 
obwohl Geſetz und Motive jchweigen, folgt doch aus $ 392 eine Ein- 
Ichränfung des $ 381. Aber auch bei den gegenfeitigen Verträgen 
nacht die Anwendung der Wandelung und Minderung Schwierigkeit. 
Der Aedil gab fie für den fpeziellen Marktkauf; auf den Kauf jelbft 
beſchränkt ſich die römische Ausdehnung; fie ließ den Staufpreis 
mindern oder zurüdgeben, eine höchſt einfache Arbeit. Wie aber, 
wenn die Gegenleijtung in Anderem al® Geld, wenn ſie in einer 
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untheilbaren Sache oder gar in Dienften, in dem Gebrauche von 
Sachen (Miethe) oder Beiden gemijcht (Gefellichaft) befteht, wenn, 
wie beim Vergleiche eine Anerkennung oder Berzicht das Aequivalent 
bildet? Für die Durchführung der Wandelung verweilt $ 387 auf 
die Regeln vom Rüdtritt $ 427 ff. die mit zwei, hier nicht in Betracht 
fommenden, Modififationen anwendbar find. Dort wird aber nur 
die Verpflichtung, dem andern Theile die empfangenen Leijtungen 
zurüdzugeben, Eonftatirt; der $ 427 Abi. 2 jpridt von Geld und 
andern Gegenftänden; daß aud) andere Leiftungen als Saden rejtituirt 
werden jollen, ift nicht berührt; Gejeg und Motive jchweigen, wenn 
man nicht die £leine, nur im Vorüberftreifen gegebene, Erklärung zu 
$ 427 (©. 281): „Hierzu (zum Reftituiren) gehört aud) die Befreiung 
von den infolge des Bertrages übernommenen Berbindlichkeiten, 
fowie die Erjagleiftung (?) für infolge des Bertrages geleiitete 
Dienfte” hierherzählen will. Ueber die Art und Weije der Rück— 
gewähr in ſolchen Fällen ift jedenfall hieraus nichts zu entnehmen. 
Daß man nur an Sachreſtitution dachte, zeigen namentlich die Vor— 
ichriften über die Folge der Unmöglichkeit der Rüdgewährung; ift fie 
zufällig, jo befreit fie. Nun kann aber fein Menjch den von ihm 
gemachten Gebraud) einer Sache, die von ihm empfangenen Dienfte, 
zurüdgewähren, und jo müßte man bei ftrenger Auslegung des $ 427 
Abf. 4 zur Unmöglichkeit der Reftitution, Jobald feine Sache Gegen- 
jtand der Gegenleiftung ift, gelangen. Daß bet den Verſuchen der 
Minderung der Gegenleiftung diejelbe Schwierigkeit erwächſt, ift 
offensichtlich. Es find aljo zwei Möglichkeiten gegeben, entweder ift 
die in $ 381 enthaltene Ausdehnung unrichtig, oder die Folgen der 
Mängel bedürfen mit ihrem Anwendungsgebiet eine entiprechende 
Erweiterung. Das römische Kleid ift dem heutigen Verkehr zu eng 
geworden. 

Die Entjcheidung liegt zu Gunſten des legten Momentes, die 
Gewährleiftung der heimlichen Mängel bildet einen der Anwendungs- 
fälle der Erheblichfeit des ſonſt nicht erheblichen Irrthums über 
Eigenschaften einer Sache.“) Dies zeigen die Yolgen: Aufhebung 
und Minderung der Gegenleiftungspflicht, aber fein Scadenserjat 
ohne bejonderes Schuldmoment. Wie weit bei den einzelnen Ver— 


21) Auf dieje Konftruftionsfrage einzugehen, tft hier nicht der Plat. Während 
die Motive Bd. I ©. 128 dieje richtige Anſicht ausjprechen, wird fie von Motiven 
I ©. 224 ff. ignorirt. 
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trägen dieſer Irrthum erheblich fein joll, beftimmt das Verkehrs— 
bedürfniß. Dem Deutihen Rechte fremd, durd die Pandeften ein- 
geführt für den Kauf, erobert es ſich mit fortichreitendem Berfehr 
immer mehr Boden. Mit Recht; denn jeder, der um Gegenleiftung 
eine Sache erwirbt, hätte jeine Leiftung nicht gemadt, wären ihm 
die Mängel befannt geweſen. Es bleibt alfo nur der zweite Tall, 
d. h. die mit der Ausdehnung der Erheblichfeit der Mängel Schritt 
haltende Ausdehnung der Reaktion gegen den duch Irrthum hier— 
über hervorgerufenen Willen, die Möglichkeit der Minderung und 
Wandelung bei Leiftungen, die ihrer Natur nach nicht ſelbſt zu 
mindern oder zu wandeln find. Im Gejeßbuche jelbit finden jich 
Fülle, die zum Anhaltspunkte dienen fünnen. So bejtimmt $ 484 
für den Fall tes Borkaufs, daß, wenn der dritte Käufer neben dem 
Kaufpreije in Geld jchätbare Nebenleiitungen verſprach, zu deren 
Erbringung der Vorfaufsberechtigte nicht im Stande ijt, er jtatt 
deren den Geldwerth zahle. In $ 404 wird die Wandelung beim 
Thierhandel zugelaffen, auch wenn fie bei fonjtigen Berträgen zufolge 
8 430 ausgejchlojjen wäre, d. h. wo die Reftitution in Natur nicht 
mehr möglih; an Stelle des Objektes tritt der Geldwerth. Hierin 
liegt auch das für den vorliegenden Tall verwerthbare Moment. 
Bei Gegenleiftungen, deren Minderung oder Rüdgewähr durch ihre 
Natur ausgejchloffen, tritt der Geldwerth an ihre Stelle. Hat aljo 
der Veräußerer für feine Sade die Dienfte des Gegners empfangen, 
jo erhält er jeine Sache zurüd, der Andere die Geldſumme, die, 
wäre der Dienftvertrag gegen Geld verabredet, zu leiſten gemejen 
wäre; auf den Werth des Objektes ift hierbei ein Gewicht nicht zu 
legen, denn es joll feine Schadenserjat- jondern nur eine Reſti— 
tutiongleiftung erfolgen. 

2. War hier die Ausdehnung des modernen Rechtes zweifelhaft, 
jo ift andrerjeit3 eine jtrifte Beibehaltung des römischen Syitems 
nicht ohne Frage, die Fälle des Schadenserjates in $ 385. 

a) Nach römischen jus civile würde für dieta et promissa in 
der Weile gehaftet, daß bei Nichtvorhandenfein der zugefagten Eigen: 
haften ein Schadenserfaganipruch eintrat; dies beitand jpäter neben 
dem ädiliziichen Edikte fort und kam mit ihm in das moderne Nedt. 
Zutreffend iſt jedenfalls, daß der Entwurf die Zuſage der Eigenjchaft 
mit den verborgenen Mängeln als zujammengehörend behandelt. Die 
für das franzöfiihe Redt vom R. O. H. G. (bad. Annal. 45 ©. 140) 
und R. G. (Entih. 12 ©. 352) verfuchte Konftruftion als Bertrags- 
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auflöfung auf Grund des Art. 1184 ift jedenfall® nicht emipfehlens- 
werth; eine Nichterfüllung liegt nicht vor, jowenig wie bei dem Vor: 
handenfein heimliher Mängel. Allein es fragt jih, ob denn in der 
ernjtlih gemeinten (Motive II ©. 225) Angabe von Eigenjchaften 
der Sache eine Garantie mit der Wirkung der Schadenserjagpflicht 
liegt. Der Beräußerer fteht kraft Gejeßes ($ 381 Abf. 2) für die 
Mängel der Sade ein, die nad der Berkehrsauffaffung erheblich 
ind; es bedarf der Abrede der Parteien, daß auch andere Mängel 
erheblid, jein jollen und dies liegt in erfter Linie in der Zuficherung 
einer Eigenschaft.) Es ift eine unbewiefene Annahme, wenn die 
Motive (II ©. 228 zu $ 385) erklären, in der Zuficherung einer be- 
jtimmten Eigenfchaft könne nichts Anderes, als die Uebernahme 
der Garantie für das VBorhandenjein und „das Berjprechen gefunden 
werden, für alle Folgen einzuftehen, wenn die Eigenfchaft fehle”, 
denn gerade der oben dargelegte andere Geſichtspunkt beweift das 
Gegentheil. Aus den jpäteren Normen über den Thierhandel ergiebt 
ih, daß die dortige befondere Zujage ($ 411) d. h. die Uebernahme 
der Haftung für einen nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehler 
nur die Anwendbarkeit der Beftimmungen über die heimlihen Mängel 
im Gefolge hat. Was für den Spezialfall des Thierhandels die 
kraft Geſetzes erheblihen Hauptmängel, find für die allgemeinen 
Fälle die Eraft Berfehrsauffaffung erheblichen Fehler. Dazu kommt, 
daß an anderer Stelle der Entwurf die Folgen des Nichtvorhanden- 
jeing zugefagter Eigenſchaften auf Rüdtritt oder Minderung beichräntt. 
Beim Werkvertrage ($ 569) ift der Schadenserjag nur dann gegeben, 
wenn der Mangel ji) auf einen vom Uebernehmer zu vertretenden 
Umſtand gründet. Die Motive (II. ©. 479) bemerken hier, bei den 
Beräußerungsfällen ($ 385), wo auf Grund eines Garantieverfprecheng, 
ohne Rückſicht auf Verſchulden, Schadenserjag für die fehlende zuge- 
fiherte Eigenfchaft gefordert wird, jei von der Veräußerung einer 
individuell beftimmten Sache ausgegangen und- hier fer die Unter- 
ftellung eines Garantieverſprechens nicht ungerechtfertigt; fie jei 
gewagt, im Falle der Zujicherung eines erjt zu beichaffenden Werthes. 
Allein e3 liegt einmal vielfach eher in der Hand des Schuldners, bei 
einer von ihm zu leiftenden Arbeit, als bei einer individuell beftimmten 


») Dernburg Pandekten II $ 100 Note 17 ©. 266. Inwieweit ſich für 
da römische ius civile die Garantiewirfung der dieta et promissa auf fpeziell 
römische Auffafjung, namentlid des Berfehrs, zurüdjühren laffen, wird nic völlig 
feitzujtellen fein. 





Sache für Eigenjchaften zu garantiren, weit eher liegt dort eine 
eigentliche Nichterfüllung vor wie hier, zum andern aber paſſen die 
für den Werkvertrag und dert Ausjchluß der Garantie daſelbſt ange: 
führten Gründe um’3 Haar auf den Verkehr einer vom Beräußerer 
herzuftellenden Sache ($ 568). Dem gegenüber fteht die Behandlung 
der Frage bei der Miethe ($ 505, $ 506). Dort giebt das Geſetz 
Schadenserjag neben Rüdtritt und Minderung, allein gleihmäßig 
im Falle des Borhandenjeind von Fehlern, wie des Fehlens von 
VBorzügen an der Miethjache beim Abjchluffe des Bertrages. Ob 
und wann der Veräußerer eine Garantie übernehmen mollte, muß 
ji aus dem Bertrage jelbit ergeben, e3 wird nicht vermuthet werden, 
und deshalb dürfte für die befonders zugejagte Eigenjchaft im Zweifel 
nur die Relevanzerklärung des Irrthums über fie gewollt fein und 
daher $ 381 genügen. Die Worte in $ 385 „eine zugeficherte 
Eigenjchaft nicht vorhanden gewejen oder”, jind zu ftreichen. Ent— 
jprechend wäre $ 398 Abj. 3 zu ändern. 

b. Der zweite Grund des Schadenserjages, wijjentliches 
Berihweigen des Mangels beim Vertragsſchluſſe, jcheint zu eng. 
Aud Hier Liegt römiſches Marktreht vor, defjen Ausdehnung der 
Berkehr fordert. Die Motive (II. ©. 229) begnügen fi, die 
Scadenserjagpflicht im Falle des dolus zu begründen; jie bemerken 
nur, daß aus 88 383, 385 im Falle bloßer Fehlerhaftigkeit, ohne 
dolus, der Erwerber auf die ädiliziichen Rechtsmittel bejchräntt jei. 
Sn den Motiven zu $ 387 (S. 232 Abi. 4) wird die Haftung für 
den durch die Sache zugefügten Schaden abgelehnt. „Schuldfreiheit 
de3 Veräußererd vorausgefeßt, ift es immer hart, diejen zu ver: 
pflihten, den fraglichen Schaden zu erjeßen, obſchon er weder eine 
Eigenichaft zugefichert, nod; einen Mangel verhehlt hat.” Es giebt 
aber außer dem dolus nod eine Schuld, die Fahrläſſigkeit; fie eben- 
fall8 verneint die Schuldfreiheit und bejaht die Haftpflicht. Dafür 
jpriht einmal wiederum hier die Analogie des $ 569. Wenn ein 
Küfer dem Winzer mit dejjen Holze fehlerhafte Fäſſer fahrläffig 
liefert, jo legt ihm $ 569 Abi. 3 die Schadenserjagpflicht auf. 
‚Berichulden” genügt nad) den Motiven (II. ©. 481) zu den vom 
Vebernehmer zu vertretenden Umftänden. Wenn der Küfer jelbit das 
Holz jtellt, ijt er frei von Haftung, fofern er nur den fehler bei der 
Ublieferung ($ 398 Ab}. 3) nicht kannte. Weshalb diefer Unterjchied ? 
Des Weiteren verläßt der Entwurf den Standpunkt des römischen 
Nechtes auf dem Gebiete der Deliktsobligation ($ 704 ff.). Schaden, 


der durch Fahrläjfigkeit einem Andern zugefügt ift, muß erjett werden 
(Motive II ©. 725). Die Verlegung des Rechtes aus einem Schuldver— 
hältniffe ift nicht „Gegenſtand der Borjchriften über unerlaubte 
Handlungen” (Motive II ©. 727). Es wäre alfo ein Dritter, nicht 
im obligatoriihen Nexus Stehender, unter demjelben jchuldhaften 
Verhalten jchadenserjagpflichtig, unter dem der obligatoriich Ber: 
pflichtete e3 nicht wäre. Stellt A. unbefugt, etwa aus Irrthum, ein 
krankes Thier, defjen Krankheit er bei der Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters hätte erkennen müfjen, in den Stall des B., jo fteht er 
für den durch die Anſteckung entjtehenden Schaden gemäß $ 707 ein; 
liefert er in derjelben Weiſe dafjelbe Thier als Erfüllung des Kaufs, 
jo ift er gemäß $ 383, 385 von jeder Haftung für Schaden frei. 
Endlich Hat auch ſchon in neuerer Zeit die Praris, namentlich) im 
Gebiete des franzöfifchen Rechtes, das auch in feinem Gejekestert 
denjelben Zwieſpalt zwijchen außerfontraftlihem und Eontraftlichem 
Verſchulden zeigt (Art. 1383 und 1641 ff.), die Haftung des Ver— 
äußerers für heimliche Mängel auch bei einfaher Fahrläſſigkeit 
erjtrebt; jo namentlich ein Urtheil des Reichögericht3 II. C. ©. vom 
25. November 1884 (Entſch. 12 ©. 322). Im gewöhnlichen haben 
die Berfäufer zwar nicht die Pflicht, im Intereſſe des Käufers die 
Waare zu unterfuchen; vorhandene Mängel nicht entdedt zu haben, 
ift nur dann Verſchulden, wenn er ſie bei einiger Sorgfalt hätte er- 
fennen müfjen. So urteilt auch O. 8. ©. Karlsruhe (in Puchelt's 
Zeitihr. f. frz. C. R. 18 ©. 215). Es wird jeweil3 im einzelnen 
falle feitzuftellen fein, ob dem Beräußerer eine Unterfuhungspflicht 
obliegt, und ob er diejer genügt hat; auch wo fie zu verneinen, muß 
er dann haften, wenn auch ohne Unterfuhungspflicht die Fehler be- 
merfbar waren, wenn ihn alſo ein Borwurf dahin trifft, daß er den 
Fehler nicht kannte und den Erwerber davor bemahrte. Soweit 
$ 382 jeden Einfluß des Mangels wegen Berjchuldens des Ermwerbers 
ausſchließt, hat es hierbei jein Bewenden. Selbſtverſchulden des Er- 
werbers läßt feine Haftung des Veräußerers zu. 

3. Ausgejchloffen tft der Anfpruc wegen Mängel der Sache, 
wenn jie auf Betreiben eine Gläubigers im Wege der Zwangsvoll— 
ftrefung veräußert wird ($ 395). Als Grund geben die Motive 
(II ©. 237) die nothwendige Berüdfichtigung der Stellung des 
Schuldners wie des Gläubigers bei folchen Beräußerungen an, ohne 
zu bejtimmen, wie dieje it. Der Grund liegt offenbar darin, daß 
e3 an einem DBeräußerer im Sinne des $ 381 fehlt. Der Zwangs— 
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verkauf iſt kein Verkauf, denn es fehlt die Willenseinigung des Eigen— 
thümers und des Erwerbers. Ob der Gerichtsvollzieher das Eigen— 
thum des Schuldners kraft ſtaatlicher Zwangsgewalt dieſem entzieht 
und dem Erwerber überträgt, oder ob er jenes vernichtet und neues 
Eigenthum ſchafft, jedenfalls fehlt es an einem Kontrakte, den die 
88 381 ff. verlangen.?°) Iſt dies aber die Idee, welche das Geſetz 
trägt, ſo muß die Regel auf alle Fälle Anwendung finden, in denen 
derſelbe Grundgedanke vorwaltet. Dies iſt bei der Verſteigerung 
auf Grund eines Pfandrechtes gegeben, wenn dieſer Fall auch nicht 
dem Wortlaute nad) unter $ 395 fällt. Bei Immobilien wird der 
Weg der Zwangsvollitrefung zur Ausübung des Pfandrechtes dienen 
($ 1075); beim Yauftpfand dagegen (88 1165 ff.) erfolgt die Be: 
friedigung des Gläubigers durch „Berfauf” des Pfandes nad) vor- 
heriger Androhung im Wege der Verfteigerung durch einen zur Ver— 
jteigerung befugten Beamten. Aehnlich wirken die Beitimmungen des 
Art. 311 9. ©. B. für das kaufmännische Pfandreht und 315 für 
da3 Rotationsredt. Eine Weiterfafjung des $ 395 empfiehlt ſich 
etwa dadurch, daß man hinter „Zwangsvollſtreckung“ einfchaltet: 
„oder in Ausübung eines Fauftpfand- oder ähnlichen Rechtes.” ?") 
4. Die „Anjprücde” auf Wandelung und Minderung unterliegen 
einer Eurzen Berjährung. Nur um für diefe eine Grundlage zu ge- 
winnen, it der Wandelung und Minderung die Anjpruchsqualität 
beigelegt (Motive II ©. 238), im Gegenjage zu der jonftigen Auf: 
fafjung vom Nüdtrittsrehte. Die Friſt als Präkluſionsfriſt zu 
geitalten wird ausdrüdlic abgelehnt und zwar weil es eine „mehr 
al3 bedenflihe Neuerung” fei. Indeß iſt es doch gerade fraglich, ob, 
was der Entwurf durd) die Konftruftion als Anſpruch erreichen will, 
nämlich die Anwendbarkeit der Vorſchriften über Hemmung und 
Unterbrehung der Berjährung, erjtrebenswerth erjcheint. Der Zwed 
der kurzen Berjährung des $ 397 ift zweifellos, wie die Motive 
(S. 239) jagen „weil die Ermittelung und Feftftellung von Quali— 
tät3mängeln nah Berlauf längerer Zeit faum ausführbar und für 
den Berkehr die Zulafjung des Zurüdgreifens auf ſolche Mängel nad) 
längerer Zeit im höchſten Grade läjtig und hemmend ift.” Diefer 
Zweck kann aber nur erreicht werden, wenn, wie es aud) der code 


6) ſ. Stobbe, beutfces Privatreht II S. 153, O. U. G. Darmitadt in 
Seuffert's Ardiv 19 Nr. 17, O. A. ©. Oldenburg daf. 24 Wr. 214. 

) Ueber eine ähnliche Ausdehnung der Zwangsvollittedung auf Pfand: 
verfauf j. $ 469 Motive II S. 332, 
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eivil für jeine furzen Verjährungen feftfegt (Art. 2278), die Hemmungs- 
gründe feine Anwendung finden. Dies führt aber eben auf die Legal- 
frift. Am deutlichften zeigt fich der Mißſtand aus dem Verjährungs— 
ſyſtem dann, wenn man die vierzehntägige Verjährunggzeit beim 
Thierhandel betrachtet. Wäre der Berechtigte 3. B. ein Minderjähriger, 
deffen Bormund Furz nad) dem Kaufe des Pferdes ftarb, der 3 Monate 
nad) dem Tode des Vormundes volljährig wird, fo dehnt ſich die 
Berjährung für ihn von 14 Tagen auf 3'/, Monate aus ($ 166), 
ein Rejultat, da3 der geſetzgeberiſchen Intention widerftrebt, die, um 
de3 allgemeinen Verkehrsbedürfnifies willen, die Intereſſen des Ein- 
zelnen durd die Eurze Friſt abfichtlid nicht beachtet und verlegt. 
Auch ift beachtlih, daß in neuerer Zeit Verſuche der Konjtruftion 
gerade der ädiliziichen Friſten als Präflufionsfriften gemacht wurden, 
ein Symptom dafür, daß ein Hemmen und Unterbrechen nicht zweck— 
mäßig wäre), ſowie daß gerade in den modernen Geſetzen Über 
Gewährleiftung beim Thierhandel die SKonftruftion als Legalfrift 
gewählt ift.2%) Auch erjcheint jene ausnahmsweiſe geftattete Verlänge- 
rung der Verjährung ($ 397 Ab}. 3), die vollftändig im Widerſpruche 
ınit dem Wejen der Berjährung und ihrer abftraften Rechtsnatur 
fteht (j. $ 185 Motive I ©. 346), gerade als ein Zeichen, daß eine 
Legalfrift, deren Eigenthümlichkeit im Gegenſatze zur Verjährung in 
der Barteidispofition befteht 3%), in Frage fei. 

Würde das in $ 397 ftabilirte Recht geſetzlich befriftet, jo müßte 
dies Eonfequent zu gleiher Beitimmung bei 8 571 für den Werf- 
vertrag führen. 

Die Frage der Garantiefrift ift abjichtlich nicht geregelt (Motive II 
©. 241); ihr Sinn foll aus den Umftänden des einzelnen alles 
entnommen werden. Die Folgen einer gejeglihen Vorſchrift, die 
natürlih nur al3 Tinterpretationsregel erſchiene, wären aber auf 
jeden Fall fegensreicher, al3 die Folgen der Unterlaffung, denn meift 
haben eben die Parteien gar nichts gedacht. Der Fabrikant, der für 
eine Maſchine ein Jahr lang „garantirt”, wird ſtets behaupten, daß 
alle Anjprühe nah Umfluß diefer Zeit erlofchen find; der Erwerber 
will ſtets ein Einftehen, wenn der fehler ſich nur in jener Zeit zeigte. 

*) Grawein, Berjährung und gejegliche Befriftung (1880) ©. 134 und 
das daſelbſt zitirte Urtheil. 

2) Hahenburg, das Recht der Gewährleiſtung beim Thierhandel (1888) 
©. 191 ff. 

”, Grawein a. a. O. ©. 127, 133 ff. 
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Eine Analogie zur Entſcheidung bietet das Recht der Friſten im 
Thierhandel. Die Gewährfriſt entſpricht der Garantiefriſt. Erſt nach 
deren Umfluß beginnt der Lauf der Klagefriſt oder Verjährung. 
Eine Regel, daß im Zweifel durch die Garantie der Lauf jener in 
$ 397 feftgefetten Friſten um jene Garantiezeit hinausgefchoben jei, 
daß im Bmeifel anzunehmen, e3 müſſe der Mangel in jener Zeit 
heroorgetreten, nicht auch die Rechte hieraus geltend gemacht fein, 
dürfte der Praris einen willlommenen Dienft erweiſen. Für Die 
Würdigung des einzelnen Falles bleibt ftet3 daneben Raum. 

5. Die heimlichen Mängel beim Handel mit den wichtigften 
Hausthieren find nach den in den meiſten neuejten Partikularrechten 
aufgenommenen deutjchrechtlihen Prinzipien geregelt. Die Gründe 
find weſentlich praftifcher Natur; die Ausführungen der Motive 
(U. ©. 249 ff.) erjcheinen durchgreifend; es ſind kleine Nachtheile 
um großer Vortheile willen. Da, wo das Syitem eingeführt tft, 
wird es der Handel und die Rechtſprechung nicht mehr mifjen wollen. 
Das Geſetz acceptirt die Ideen des deutichen Syſtems vollftändig: 
kurze Gewährfriften, in denen der Fehler fich zeigen muß und hieran 
anfnüpfend die Präfumtion des Vorhandenjeins bei der Uebergabe de3 
Thieres und Präkluſion aller jpäter offenbar werdenden; Bejchrän- 
fung der erheblichen Fehler auf bejtimmte Hauptmängel und der 
Rechte des Erwerbers auf die Wandelung. 

a. Daß gegen die gejegliche Bermuthung ($ 402) der Gegen- 
bemweis jtatthaft iſt, entipricht der Billigkeit (Motive II. ©. 252). 
Die Friften jind zum Gejete gewordene Wiſſenſchaft. Sie beruhen 
nicht auf praftiihen Erwägungen des Verkehrs, fondern auf dem 
Ausſpruch der Thierheiltunde, daß beftimmte Fehler eine beftimmte 
Zeit lang im Thierkörper verborgen find. Ihr Zweck ift, an Stelle 
des in jedem einzelnen Falle zu erhebenden, oft divergirenden und 
daher der Verkehrsſicherheit Hinderlichen thierärztlicden Gutachtens 
eine einheitliche, auf der Durchſchnittserfahrung beruhende, Anficht 
aufzuftellen. Hieraus folgt für die Art des Gegenbeweijes, daß er 
nicht, wie e3 ji in der Praxis hie und da zeigt, durch Berufung 
auf das Gutachten eines Sadjverjtändigen darüber, es jet nad) den 
Umftänden des alles, nad) der Art der Symptome Erijtenz der 
Krankheit bei der Uebergabe nicht anzunehmen, geführt werden darf. 
Er muß ſich vielmehr auf den Nachweis eines bejtimmten Umftandes 
richten, aus dem ſich die jpätere Entftehung ergiebt, denn durch die 
eritere Art des Gegenbeweiies wäre der Vortheil des Gejetes wieder 


aufgehoben. 3) Eine ausdrüdlihe Aufnahme diejes Momentes it 
wünjchenswertb. 

Die Größe der einzelnen Gewährfriften wie die maßgebenden 
Mängel jollen jeweils durch bundesräthliche Verordnung feitgeftellt 
werden, eine jedenfall3 nur zu billigende Anordnung.) Es ijt da- 
mit der wechjelnden Auffafjung dev Wiljenfchaft Rechnung getragen. 
Wie aber, wenn dieje Berordnung wecjelt, während die Gewährfrift 
für ein verfauftes Thier nod) läuft, die Krankheit erft unter der neuen 
Vorſchrift fich zeigt? Hat durch Kauf und Uebergabe der Erwerber 
bereit3 ein wohlerworbenes Recht, oder ift die neue Verordnung, die 
ja nur eine irrige Auffafjung richtig ftellt, maßgebend? Da der Ent- 
wurf eine Bejtimmung über zeitlihe Kollijion giebt, wäre nach der 
einen oder anderen Richtung — denn für beide jprechen gewichtige 
Gründe — eine gejeßgeberifche Regelung rathſam. 

Iſt die Friſt durch Vertrag der Parteien verlängert, jo jollen 
zufolge $ 410 diejelben Grundjäge, wie für die gejegliche gelten. 
Nun jagt die gejegliche Frift, daß nach den Erfahrungen der Wifjen- 
Ihaft die vor ihrem Ablauf fich zeigende Krankheit bei der Ueber— 
gabe vorhanden war; jie jagt zugleid), daß für die jpäter auftauchende 
dies nicht der Fall, jo daß bei verlängerter Frift das Gegentheil 
eher anzunehmen. Es fehlte aljo aud) nicht an Stimmen, die für 
diejen Fall die Bermuthung völlig ftreichen wollen.) Diskutirt 
wurde andererjeit3 die Frage, ob ein Gegenbeweis bei verlängerter 
Friſt ftatthaft ſei.“) Es wird eine Entjcheidung weder für eine 
dieſer Meinungen, noch für die unbedingte Anwendbarkeit der gejeß- 
lihen Beftimmung über Vermuthung mit Gegenbeweis möglich fein. 
Die Praxis zeigt, daß nur aus den jeweiligen bejonderen Umjtänden 
der Barteimille zu entnehmen tt; im Zweifel dürfte allerdings die 
Anwendung der gejeglihen Normen gewollt jein.®) Der $ 410 


31, Korrekt beitimmt ein der badifchen 2. Sammer 1837 vorgelegter, aber 
nicht zur Berathung gelangter, Entwurf in $ 3: „— ſofern er nicht beweift, daß 
die Krankheit durch Thatumjtände veranlaßt fei, die fi erit nad) Abſchluß des 
Kaufs ereignet haben.” S. Hadenburg a. a. D. ©. 100. 

2) Diejelbe Idee Hatte ſchon der oben Note 31 zitirte badijche Entwurf 
von 1837. 

») Kübel im Württenb. Archiv 21 ©. 50. 

») So Stommiffionsbericht der 1. badifhen Sammer bei Berathung des 
Geſetzes vom 23. April 1859 im Beilageheft zu den PBrotofollen 1358 ©. 349. 

>) Hadenburg a. a. O. ©. 122 fi. 
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bedürfte daher diefer Beifügung („in Zweifel”), um auszudrüden, 
daß auch in der Berlängerung entweder mehr oder weniger, als das 
Geſetz in $ 401 an die Friſt fnüpft, liegen Fann. 

b) Die Streihung der Minderungsklage hat ſich in der Praris 
bewährt; zu begrüßen ift aud, daß die in einzelnen Geſetzen (Baden, 
Württemberg, Hohenzollern, Bayern, Sachſen-Koburg) fich findende 
Minderungsklage beim Schladhtvieh, die in Wahrheit Entihädigungs- 
£lage iſt, verſchwunden ift. In jolhem alle tritt $ 404 Abf. 2 ein, 
der die Wandelklage zuläßt, aud wo nad allgemeinen Grundjäßen 
über den Nüdtritt diejfer verfagt, in den Fällen des $ 430 alfo, wo 
durd) Verfügungen des Erwerbers über die Sahe ihm deren Rüd- 
gabe, wie er fie empfing, unmöglich wurde. Hierzu ift insbeſondere 
das Schlachten zu zählen. An Stelle der Sade tritt ihr Werth. 
Nun foll diejer für den Beitpunft beftimmt werden, in welchem der 
Erwerber die jonft die Wandelung ausichliegende Handlung vornahm; 
es iſt alfo in all’ den Fällen, in denen der Fehler ſich erft am ge- 
ichladhteten, überhaupt dem veränderten Thiere zeigte, der Zeitpuntt, 
bei dem das Thier noch fehlerfrei erichien, maßgebend. Das Rejultat 
entjpricht der Billigkeit nit. Kauft Jemand einen Ochſen um 
400 Mark, jo wird er zur Zeit der Schladhtung diefen Werth meift 
noch repräjentiven; zeigt fich nad) der Schlachtung Berl- oder Yungen- 
jucht, jo ijt der Werth meijt gleich null. Fordert er feinen Kaufpreis 
wieder, jo zieht jein Berfäufer ihm den Werth des Thieres zur Zeit 
der Schlahtung ab, alſo den Bollwerth, und es bleibt dem Käufer 
nicht3, jo da im Reſultate der $ 430 wieder eingeführt wäre. Wenn 
aber der Fehler bei der Werthichägung des Thieres bereits berüd- 
jichtigt werden joll — eine allerdings jchwere Aufgabe — jo müßte 
dies im Geſetze ausgedrüdt fein; der Wortlaut jagt das Gegentheil. 
Allein auch dann jcheint der der Billigkeit entjprechende Weg nicht 
gefunden, denn zufolge $ 427 Abi. 4 trägt der Veräußerer die Ge- 
fahr der veräußerten Sade; zufälliger Untergang oder Berfchlechterung 
find zu feinen Lajten. Wenn das vom Käufer kaſtrirte Pferd ſich 
als mondblind herausitellt, inzwifchen nad) der Kaftrirung einen 
Beinbrud erlitt, jo wäre auch bei Schägung des Werthes zur Zeit 
der Kaſtrirung und unter Annahme jener Krankheit die zufällige Ver: 
ichlechterung zu Laften des Erwerbers. Um dies zu vermeiden, müßte 
der Werth maßgebend fein, den das Thier bei der Geltendmachung 
der Wandelung ohne die Verfügung des Erwerbers hätte; es wäre 
aljo in obigen: Falle das Thier in feiner jetigen Beſchaffenheit auf 

IT. 10 


146 


den Werth zu ſchätzen, den es als Hengſt hätte, ein Reſultat, das 
auch praktiſch leichter zu erreichen iſt. 

ec) Eine beſonders in der Praxis häufige Rolle ſpielt der Dolus. 
Wenn die Gemwährfrift oder Klagefrift umlaufen ift, oder ein Nicht: 
Hauptmangel vorliegt, wird die Klage darauf gejtügt, daß der Ver— 
äußerer in Kenntniß des Fehler gehandelt habe; der Beweis wird 
durch Eid geführt und bildet eine oft jehr gefährliche Waffe für den 
Erwerber. Nach dem Syfteme des Entwurf findet der Grundjak 
der 88 385, 397 Abf. 2 direkte Anwendung. Es genügt nach $ 407 
Abi. 2 der einfache Dolus, um, unabhängig von den Friſten, die 
Rechte aus dem Mangel abzuleiten. Dagegen joll, wie die Motive 
zu $ 409 (©. 263) mittheilen, der Veräußerer wegen Berjchweigens 
eines nicht unter $ 407 fallenden Hauptmangel3 nicht in Anſpruch 
genommen werden dürfen; andernfall® wäre der Zweck des deutſch— 
rechtlihen Prinzips, namentlid Vermeidung von Prozefjen, in hohem 
Grade gefährdet. Iſt nun das Lettere — mie nicht zu beftreiten — 
zutreffend, jo fragt fi, ob in der einfachen Nichtanjage eines dent 
Berfäufer befannten Mangel3 Grund genug liegt, von der kurzen 
Friſt, die doch ebenfalls die Prozeſſe abjchneiden joll, abzuweichen. 
Hier bliebe die ordentliche dreißigjährige Berjährung und dies iſt ent- 
ichieden zu lang. Zweifellos fann der Vertrag über ein Thier, das 
einen Nicht-Währjchaftsmangel trägt, wegen Betrugs angefochten 
werden ($ 103), unter Scadenserjagforderung ($ 704 ff.), wobei 
dann die dreijährige Berjährung des $ 719 eintritt. Allein gerade 
hieraus folgte, im Zujammenhalt mit der Auffafjung der Praris, 
daß das Berjchweigen des Hauptmangels zwar Schadenserfaganfprüche 
geben joll, aber doc) wieder bejchränft auf die Frift des Geſetzes. 
Nur wo der Thatbejtand des Betruges, d. h. ein qualifizirtes Ver— 
heimlichen, vorliegt, ift für diefen das bejondere Recht maßgebend. 


Aus einzelnen Berträgen. 
1. Kauf und Tauſch. 


Daß der Verkäufer der Sache zur Berijhaffung des Eigenthums 
verpflichtet ijt, folgt jhon aus dem zu $ 371 befprodenen Ber- 
ihaffungsprinzip; der $ 459 enthält nur deffen Anwendung. Ebenſo 
darin, daß der Berfäufer die Sache ausliefern muß, wenn er diefe 
jelbjt oder ein Recht an ihr verkaufte, deffen Ausübung die Inne— 
habung der Sache erfordert. Hinzuzufügen wäre, daß er da, wo das 
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veräußerte Hecht dies nicht verlangt, die thatjächliche Einwirkung auf 
die Sache zu geftatten habe. Diefe detaillirte Aufzählung der ein- 
zelnen Fälle in 8 459, die dennoch nicht vollftändig ift, da fie 
namentlich auf die Uebertragung immaterieller Rechte, z. B. Verkauf 
von Patenten, Gefchäft mit Firma u. ſ. w. nicht mitumfaßt, wäre 
befjer durch einen allgemeineren Satz zu erjeßen. Es genügte, zu 
jagen: „der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer das verfaufte Recht 
zu verichaffen und ihn zur thatfächlichen Ausübung defjelben in Stand 
zu ſetzen.“ Die Ausführung für den einzelnen Zall wird man ruhig 
der Praxis und Wiſſenſchaft überlaffen dürfen. 

Eine Neufchöpfung für viele Rechtsgebiete ift die Pflicht des 
Käufers zur Abnahme ($ 459 Abi. 2). Sie fteht als Ausnahme: 
vorjchrift, nebjt der des $ 572 für Werkvertrag, der Regel, daß feine 
Pflicht zur Annahme der Leiftung beftehe, gegenüber. Ihre prak— 
tifche Wirkung wird weſentlich auf prozejjualen Gebiete fein, denn 
jte giebt dem Berfäufer den Gerichtsftand der Erfüllung an feinem 
Erfüllungs-, alſo im Zweifel an feinem Wohnorte. Daß er dann 
dortjelbjt gleichzeitig auf Zahlung des Kaufpreiſes Elagen dürfe, tft 
damit noch nicht gejagt.3%) Materiell dürfte der Berfäufer zufolge 
der Vorſchriften über Annahmeverzug meift dafjelbe erreichen. Eine 
Ausdehnung der SS 459 Abi. 2 und 572 auf analoge Fälle, ins- 
bejondere auf alle Beräußerungsverträge, wird nicht erfolgen, da aud) 
die Motive (II. ©. 76 zu $ 261) ausdrüdlich hervorheben, es handle 
jih um ausnahmsmweije Beitimmungen. Und dod) liegt Fein Grund 
vor, der den Slaufvertrag in diefer Richtung vor den anderen Ber: 
äußerungsfontraften hervorhöbe. 

Der fonft in einzelnen SKodiftfationen (3. B. Preuß. A. 2. NR. 
I. 1 $ 268, Dresdener Entwurf a. 466) beim Kauf fich findende 
Vorbehalt des Eigenthums ift vom Entwurf nicht behandelt, da feine 
Bedeutung auf dem Gebiete des Sachenrechtes liege (Motive II ©. 319). 
E3 handle fih um Suspenfiv- oder Rejolutivbedingung beim ding- 
lihen Bertrage. Der ſachenrechtliche Theil nun beftimmt für Grund» 
ftüde, daß es feine Auflafjung und Eintragung unter aufjchiebender 
Bedingung gebe ($ 870), daß aber die zuläffige auflöfende Bedingung, 
fall8 fie eingetragen ift, aud) gegen Dritte ein Rückfallsrecht erzeugt 
($ 871, Motive III ©. 320 ff.). So Elar die Sade hier, jo ſchwierig 
wird fie bei den Mobilien. Das Gejet jchweigt; ein Berbot der 


6) Urtheil des Reichsgerichts vom 2. Mai 1883. Entſch. 10 ©. 350. 
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Suspenfivbedingung, wie bei Liegenfchaften, bejteht nicht; der Ent— 
wurf ift auch, wie die Motive (III ©. 337) verfichern, nicht im 
Prinzip etwa wegen beabjidhtigter Sicherungswirkung gegen den 
Eigenthumsvorbehalt; allein ob fie nicht mit der Tradition under- 
träglic), ob nicht die gegenwärtige Einräumung des Beſitzes mit der 
Natur der Suspenfivbedingung und mit der Abficht der Betheiligten 
in einem gewifjen Widerjpruche ftehe (Motive III ©. 339), ift jehr 
zweifelhaft, und es neigen die Motive offenbar dahin, dieje Frage 
zu bejahen. Nur, meinen fie, jchade die Ausſchließung der aufjchtebend 
bedingten Tradition nichts, da die auflöjende Bedingung, die feinerlei 
Bedenken errege, genüge. Bei den Mobilien fehlt aber dieſer die 
Wirkung gegen Dritte; zwar tritt die Wiederaufhebung des Eigenthums— 
übergangs £raft Gefeges ein, aber erjt vom Momente des Eintritts 
der Bedingung, und die in gutem Glauben inzwifchen erworbenen 
Nechte Dritter bleiben beftehen, namentlih Pfändungspfandrecdte 
(8$ 129, 130, 135, Motive I ©. 254). Wenn der Berfäufer ſich 
alfo durch die Bedingung der Vollzahlung des Preijes jichern will, 
jo Hilft ihm weder die aufichiebende Form, denn dieſe ift ungültig, 
noch die auflöfende, denn fie wirkt nicht zurüd. Ein Verſuch der 
Berfnüpfung der Bedingung mit dem obligatoriichen Vertrag nüßt 
ihm ebeitfowenig, denn jofern er die Innehabung der Sache alsbald 
überträgt, unter der Formel, der Kauf jei erjt wirkjam, und der 
Käufer erit Eigenthümer, wenn er den letten Pfennig bezahlt habe 
— eine Faflung, die namentlich im Gebiete des franzöſiſchen Rechts 
häufig ift — dann liegt eine gleichzeitige Schließung des obligatorischen 
und des dinglichen Vertrages vor, und die Frage der Zuläſſigkeit der 
juspenfiv bedingten Tradition taucht auf's Neue auf. Der Berfäufer 
jihert fih nur dann völlig, wenn er jeden dinglichen Vertrag, jede 
Erklärung, bei erfolgter Zahlung folle der Käufer Eigenthümer fein, 
direkt ausschließt und fih nur zum Abjchluffe defjelben bedingt ver- 
pflichtet. Er vermiethet dem Erwerber die Sade und verpflichtet fich, 
bei erfolgter Zahlung des Miethzinjes in bejtimmter Höhe zu ver: 
kaufen und das Bezahlte als Preis aufzurechnen. Daß die Verfäufer 
auf Abjchlagszahlung ſehr leicht herausgefunden haben werden, daß 
nur dieje Form ihnen Sicherheit giebt, ijt ebenjo ziveifellos, als daß 
die Käufer, al3 die wirthichaftlih Schwächeren, auch diefe Faſſung 
der Verträge annehmen müfjen. Auf wejjen Seite der Nachtheil ift, 
liegt auf der Hand, denn während früher der Käufer ein bedingtes 
Recht an der Sache erhielt, bleibt ihm nun nichts, als ein obliga- 


toriicher Anjprud, der ihm Seitens der Gläubiger des Verkäufers 
vereitelt werden fann. Das Bedürfnig des Eigenthumsvorbehalts, 
als Sicherung de3 Ereditirenden ‚Verkäufers, ift tief in unjerem 
heutigen Leben begründet. Daß es jeine Cchattenjeiten bat, iſt un- 
leugbar, allein eben deshalb empfiehlt e3 jich, die Materie zu regeln, 
um die Auswüchſe zu bejeitigen. Es bedürfte beim Kauf, denn nur 
diefer Fall ift praftiich, der Beitimmung, daß es ftatthaft fei, ſich 
troß der llebergabe der Mobilten das Eigenthum vorzubehalten. 
Die Konſtruktion, ob es eine gejeglich ftatuirte fuspenfive Bedingung 
jei, ob rejolutive mit ausnahmsweife rüdwirkender Kraft oder was 
jonjt, dürfte man auch hier wie an. vielen andern Stellen der Wiffen- 
ichaft überlaffen. Daran anzufnüpfen wäre eine Vorſchrift über das 
bereit3 gezahlte Kaufgeld, denn darin, daß der Erwerber, unter dem 
Namen Mietdzins u. dgl., die Anzahlungen und die Waare verliert, 
liegt häufig die Unbilligfeit bei diefer Art Geſchäfte. Es wäre daher 
feitzujegen, daß Geltendmachung des Eigenthumsvorbehalts Rüdtritt 
vom Vertrage ($ 427 Fi.) ift und zur Nüdgabe des empfangenen 
Kaufpreistheild verpflichtet, vorbehaltlich eines für Verfchlechterung 
der Sache und entgangenen Gewinn, alfo für Scadenserjag wegen 
Nichterfüllung, zu machenden Abzugs. Abreden, die das Gegentheil 
feftjegen, find nichtig. 

Bei den Liegenjchaften wird wohl, da ein gejetliches Pfand: 
oder Vorzugsrecht des Verkäufers nicht befteht, denn der Entwurf 
fennt nur bedungene Hypotheken, die auflöfende Bedingung zu einer 
hohen Bedeutung fommen. Bekanntlich bilden fich in der Praris 
raſch, namentlich nad) einigen Prozeſſen, feftftehende Formulare, und 
jo ift es nicht unmahrfcheinlich, daß der Liegenjchaftsverfäufer bei der 
Auflaffung die auflöjende Bedingung des Rückfalls bei nicht pünkt— 
licher Zahlung ftellt. Daß dies zur Erleichterung des Verkehrs und 
Sicherung des Erwerbes diene, läßt fi nicht wohl behaupten, der 
Entwurf fteht indeß auch der geſetzlichen Hypothek in dem Sinne, 
daß hieraus eine Pflicht zur Pfandbeftellung folge, nicht feindlich 
entgegen; dies zeigen 3. B. die Beftimmungen beim Nießbraude 
88 988, 1005 ff. und die Motive zum Hypothekenrecht (III ©. 601, 
602 Note 1). Es wäre alfo durdhaus möglich, dem Verkäufer ein 
Recht auf Hypothek für den rüdjtändigen Kaufpreis zu geben. Er- 
hält er dies, dann bedarf er der auflöjenden Bedingung zu feiner 
Sicherheit nicht. Für die thatjächliche Beftellung zu jorgen, eventuell 
jie zu erzwingen, ift dann feine Sache. 
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Die Bejtimmungen über den Erbſchaftskauf ($ 488 bis $ 501) 
enthalten im Wejentlihen Regeln über die Vertragsauslegung, die 
ih auf das geltende Recht und die Erfahrungen der Praxis ftüßen. 
Daß die Parteien auch entgegengefegten Willen haben Eönnen, ift 
natürlih. Nur in einem Punkte bejteht abjolutes Recht, bei der 
Haftung des Erwerber für die Nachlaßfchulden. Der Erbe haftet 
den Gläubigern nach wie vor; aber durch Schließung des Erbſchafts— 
faufs tritt der Käufer als neuer Schuldner aud dem ihm nicht 
befannten Gläubiger gegenüber ein. Jedem von Beiden jteht, ſoweit 
ed noch nicht erlojchen war, das nventarrecht jelbitjtändig zu, Jeder 
fann die hieraus fließende Abzugseinrede geltend machen, Jeder das 
Gläubigeraufgebot veranlaffen, Jeder durch nventarerrihtung das 
Recht bewahren, Keiner fann aber mit Wirkung für den Andern das 
Necht vernichten, oder darauf verzichten. Die Motive, welche für die 
Aktivmafje die Univerfaljucceffion ausdrüdlich ablehnen (II ©. 356), 
nehmen für die pajjive Seite „eine Art von Univerſalſucceſſion“ an. 
Die Konſtruktion fann um deßwillen nicht zutreffen, weil die Rechts— 
nachfolge in der Pajjivjeite der Obligation den Uebergang auf den 
neuen Schuldner und damit die Befreiung des alten vorausjeßt, 
genau jo, wie es bei dem Rechte der Fall ift. Es ift logiſch unmög— 
lich, da Borgänger und Nadfolger die gleiche Pflicht tragen, 
denn es fehlt dann an der Nachfolge. Während nun das Gejek 
genau denfelben Fall für die Aktivfeite der Obligationen $ 313 als 
„generellen Abtretungsvertrag” betrachtet, jo daß die Erleichterung 
eben nur darin befteht, daß die Bezeichnung der einzelnen Rechte 
nicht nöthig fällt (Motive II ©. 142), foll bei genau demfelben Falle 
für die pafjive Seite eine Gejammtnacfolge eintreten, ein Nejultat, 
dem einmal die Analogie und gleichheitliche Behandlung beider Fälle 
widerjtrebt, dem aber vor Allem entgegenfteht, daß die Univerjal: 
juccefjion nur in einen Bermögensinbegriff möglid) tft. 

Bedeutjam ift, daß der Käufer in den Bordergrund tritt; er tft 
ed, gegen den allein der Antrag auf Konkurseröffnung über den 
Nachlaß gejtellt werden kann, und er allein, nicht auch der Erbe, 
hat das Recht diefes Antrags. Der Erbe aber haftet noch in völlig 
gleicher Weiſe, feine Haftung iſt nicht etwa eine jubfidiäre geworden, 
jondern er kann jeden Augenbli fürchten, direkt in Angriff genommen 
zu werden. Bricht der Konkurs aus, jo hat dieje Klage ein Ende, 
denn, ſofern er das Anventarrecht nicht verlor, haftet er nur mit 
dem Erbvermögen. Er fann aljo, um diejen direkten Angriffen zu 
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entgehen, ein großes Intereſſe am Konkurſe haben, während der 
Erwerber durch das Vorgehen des Gläubigers gegen den Erben 
hievon abſieht. Da im Intereſſe des Gläubigers die einfache Sub— 
ſidiarität des Erben, eine bürgſchaftsähnliche Stellung nicht rathſam 
iſt, da der Erbe Schuldner im vollen Umfange bleibt, ſo müßte man 
ihm auch das Recht des Konkursantrags belaſſen. Höchſtens ließe 
ſich die Frage, ob es nicht an ein Vorgehen des Gläubigers gegen 
ihn zu binden ſei, erörtern. 


2. Werkvertrag ($ 567 bis $ 579). 


1. Der Unterfchied des Werfvertrages vom Kaufe ift aus 
$ 568 erjichtlih. Die Abgrenzung gegen den Dienjtvertrag ift durd) 
SS 567, 557 gegeben. Die Frage des Unterſchieds vom Auftrage 
(ſ. Motive II ©. 527) ift nicht vom Geſetze gelöft und auch die An: 
Deutungen der Motive (II. ©. 526), die ſich zumeijt mit Auftrag 
und Dienftvertrag befaffen, genügen nidt. Daß der Unterſchied 
praktiſch von Bedeutung, Liegt ſchon darin, daß der Werfvertrag ſtets 
ein gegenjeitiger Vertrag ift, der Auftrag trog Bergütung nie (Mo— 
tive II ©. 528). Die Grenze ift fchwierig; diejelbe Handlung kann 
Gegenjtand des Auftrags und des Dienft- oder Werfvertrags fein. 
Wann das eine oder das andere der Fall iſt, kann nur für jedes 
einzelne Geſchäft Elar gejtellt werden, aber das unterjcheidende Merk: 
mal iſt die Widerruflichkeit auf der einen, die feſte Bindung auf der 
andern Seite. Daß die Leiftung des Beauftragten oder Uebernehmers, 
hier die Beforgung des Geſchäfts, nicht angenommen werden muß, 
ift jelbftverjtändlich; der Gläubiger geräth in Annahmeverzug, aber 
ein Zwang, daß er fi von dem Lehrer die Stunde geben läßt, oder 
jeinem Freunde den Brief zur Beforgung auf die Poft anvertraue, 
exiſtirt nicht.“) Der Kernpunft liegt offenbar darin, ob er mit der 
Weigerung der Annahme aud) feiner Pflicht der Gegenleiftung (Ber: 
gütung) ledig wird. Ueberall da, wo died der Fall ift, liegt die 
freie Widerruflichkeit, der Auftrag, vor; fehlt dies, ift Werk- oder 
Dienftvertrag gegeben. Beim Auftrag liegt der Schwerpunft in der 
Perjon des Auftraggebers; in feinem Intereſſe ift der Vertrag ge- 
hlofjen, und daher hat der Beauftragte nur ein Recht auf Ver: 
gütung, wenn er feine Dienfte leijtete. Beim Werkvertrage ijt beider- 


”), Kohler Annahme und Unnahmenerzug in Sherings Jahrbüchern 17 
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jeitige8 Intereſſe gleihmäßig; Leiftung fteht gegen Gegenleiftung, 
und der Uebernehmer hat ebenjowohl Anſpruch auf die ihm ver- 
ſprochene Erfüllung wie der Befteller, deßhalb ift jener ein einfeitiger, 
diefer ein gegenfeitiger Kontrakt. Ob nun die freie Widerruflichkeit, 
aljo das Zeichen des Auftrags, gegeben, beftimmt fich vielfah ſchon 
nah der Berkehrsauffaffung, mandmal nad) fpezieller gefeßlicher 
Regel. Die Thatjache, daß eine Leiftung auch dem Berechtigten ob- 
liegt, ift nicht von Bedeutung. Es wird aljo nad) der heutigen An— 
Ihauung der Lehrvertrag als Werf- oder Dienftvertrag aufzufajjen 
‚ jein; der Anwalt dagegen ijt nur Beauftragter, denn das Mandat 
ijt jederzeit Fündbar, und mehr als die bereits erwachjenen Deſerviten 
find nicht zu beanſpruchen. Läßt fi hiernach ein Unterfcheidungs- 
merfmal gewinnen, jo wäre der Erwägung werth, vb man dies nicht 
jtärfer hervorheben ſollte, als es im Entwurfe gejchieht; man kann 
es ji aus $ 597 Abf. 1 ableiten, allein es ift zu fürdten, daß das 
in der Praris häufig gehörte Argument: „Es liegt ‚Auftrag‘ vor, 
alſo jederzeitige Widerruflichkeit,” dadurd; Boden gewinne. Und doc 
iſt die8 eine petitio principii, denn zum Auftrag gehört, daß der Ver— 
trag widerruflich; dann erjt, wenn dies im Eonfreten Falle erwiejen, 
jteht die Auftragsnatur feit und können die weiteren Schlüffe hieraus 
gezogen werden. 

2. Eine befondere Regelung erfährt die Materie der Mängel des 
Werkes. Auf Einzelnes wurde jchon oben (bei den heimlichen Mängeln 
bei Beräußerungen) hingewiefen. Im Prinzip foll hier auch Wandelung 
und Minderung eintreten, nur find diefe Rechte hier einmal dadurd) 
modifizirt, daß der Befteller zunächſt die Befeitigung des Mangels 
innerhalb einer Frift zu fordern hat, falls die Befeitigung überhaupt 
möglid. Bei geringen Mängeln joll nur ein Recht auf Minderung 
beitehen. Ein Redt, die Mängel auf Koften des Uebernehmers durd) 
einen Dritten vornehmen zu lafjen, giebt der Entwurf nicht. Das 
Neichögeriht in einem Urtheile vom 16. September 1884 (bad. An- 
nalen 50 ©. 363) läßt (nad) Aufhebung der a. a. 1143, 1144 code 
eivil) die8 zu und zwar vom Geſichtspunkt der negotiorum gestio 
aus. Daß diefe Konftruktion gefünftelt, Liegt auf der Hand, denn 
ver Befteller will nicht für den Uebernehmer, fjondern für fid 
thätig fein. Die Beftimmungen des $ 749 des Entwurfs über Die 
Gejhäftsführung ergeben dafjelbe Reſultat. Und docd Liegt in 
dem MUrtheile ein praktiſch gefunder Gedanke, dal; dem Beſteller 
nicht mit Rücktritt oder Minderung gedient ift, daß er aud nidt 
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warten fann, bis er ein recht3fräftiges Urtheil auf Vornahme der 
Arbeiten hat und fih nad) $ 773 C. B. DO. zu derjelben ermächtigen 
lafien fann. Man denke 3. B. nur an den Fall, wo er die Gade 
bereit3 weiter verfaufte und zur bejtimmten Zeit abliefern muß, oder 
wo er in.jein Haus einziehen will und die frühere Wohnung räumen 
muß u. ſ. w. Hier wäre ihm, neben dem Rechte auf Minderung 
und Rüdtritt, zu gejtatten, die Befeitigung de3 Mangels auf Koften 
des Uebernehmers, wenn diejer fie nicht innerhalb beftimmter Frift 
bejorgt, vornehmen zu lajjen. Fehlt e8 an der rechtlichen Voraus— 
jeßung biezu, jo wird er dies auf fein Riſiko thun. In den Rechte 
auf Bejeitigung des Mangels, welchen dag Gejeß ausdrüdlich aner— 
£ennt, muß aber aud) die Befugniß, bei Weigerung des Verpflichteten 
ſich ſelbſt zu helfen, Liegen. 

3. Entſprechende Anwendung jollen die für die Mängel gegebenen 
Vorſchriften, 8569 Abſ. 1, auf den Fall finden, daß das Werk ganz 
oder zum Theil nicht rechtzeitig hergeſtellt wird. Der Zuſammenhang 
dieſer Stelle mit dem Rücktrittsrechte beim gegenſeitigen Vertrag 
überhaupt iſt dort ſchon berührt. Hier ſteht in Frage, ob und in— 
wiefern ein Gegenſatz zu dieſem Rücktrittsrecht hier vorliegt und ſich 
rechtfertigt und inwieweit die Faſſung des Geſetzes eine glückliche iſt. 
Eine unmittelbare Anwendung des Abſ. 1 und 2 iſt jedenfalls nicht 
möglih. Die Aufforderung zur Erfüllung (Ab. 1) ift thunlich, eine 
Minderung jedoch nicht, denn entweder leiftet der Uebernehmer nad) 
jener Aufforderung nicht, dann erhält er auch nicht, oder er leijtet 
und zwar voll und ganz, dann kann von einer Minderung nicht die 
Rede fein. Diefe wäre Strafe für verjpätete Erfüllung, ginge alfo 
noch über die Folgen des Berzugs, der doc thatfächlichen Schaden 
fordert, hinaus. Bleibt e3 nun beim Rüdtrittsrechte, jo unterjcheidet es 
ih von dem für alle ſynallagmatiſchen Kontrafte verlangten (j. dafelbit) 
dadurch, daß es feinen Verzug verlangt, d. h. daß auch die unver: 
ſchuldete Nichtleiftung den Rüdtritt erlaubt. Eine Aufforderung muß 
(arg. Abſ. 2) erfolgen; dieſe entjpricht der Mahnung; es muß aud) 
Pflicht der Fertigitellung des Werkes nach Abrede oder Uebung an- 
genommen fein, fo daß alfo nur die eine Befonderheit bleibt: aud) 
die durch Zufall herbeigeführte Berzögerung Schafft das Rücktrittsrecht. 
Daß ein praftiiches Bedürfniß hierfür gegeben ift, betonen die Motive 
(I ©. 483). Die Analogie des Dienftvertrags und Gejellichafts- 
vertragd zeigt, daß diefe Verträge ebenfalls Fälle der Aufhebung 
ohne Berjchulden fennen und dadurd; gewinnt dieje Erweiterung des 
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Rüdtritt3 an Berechtigung. Doch bedürfte es der genauen Angabe 
und Feltitellung diejes Rechtes. Es müßte direkt gejagt werden: 
„Im Falle das Werk ganz oder zum Theil nicht rechtzeitig hergeftellt 
wird, hat der Beiteller das Recht des Rücktritts.“ 

4. Eine interefjante Beſtimmung enthält $ 575. Wenn der 
Beiteller nach der Vollendung des Werkes in Annahmeverzug geräth, 
jo treten die allgemeinen Folgen defjelben ein (88 254 ff., 368 Abf. 2); 
‚wenn ſich derjelbe bei Beginn und während der Herftellung des 
Werkes zeigte, fo bliebe zu Gunften des Uebernehmers nur die Pflicht 
des Beitellers, den Mehraufwand für erfolglofes Anbieten und Auf- 
bewahrung zu tragen ($ 261). Daß hiermit nicht gedient ift, wird 
in den Motiven (II ©. 495) des Eingehenden ausgeführt. Es foll 
daher der Uebernehmer eine angemefjene Vergütung erhalten; maß- 
gebend ift dann die Dauer des Verzugs und die Gegenleiftung. ‚Meber 
die Nechtsnatur diejes Anſpruchs ſprechen fic die Motive nicht aus. 
Er geht nicht auf Schadenserfag, denn die Leiſtung ftüßt fich weder 
auf Schaden noch auf Schuld; fie ift feine Gegenleiftung, denn diefe 
bejteht nur für das Werk ſelbſt. Eine gewilfe Analogie bilden die 
Liegegelder des Seerechtes,“) die ja ebenfall3 nur die Folge des 
Annahmeverzugs find. Ebenjo wie dieje ließe fich die Vergütung des 
$ 575 dahin Eonftruiren, daß auch bei dem Werfvertrag, der eine 
Mitwirkung des Beſtellers fordert, 3. B. die Näumung des Bau- 
plages, der Uebernehmer auf eine gewilje Zeit zur Ausführung 
rechnen dürfe und daher der Mehraufwand an Zeit ihm gleich dem 
Schiffer zu vergüten iſt. Ob die Beitimmung fid) in der Praris 
bewähren wird, bleibt abzuwarten; ſchädlich wird fie wohl kaum 
wirfen. Nur wäre, um Chifanen vorzubeugen, zu wünjcen, daß der 
Sclußfag „erworben hat” dahin ergänzt würde „oder zu machen 
böswillig unterlajjen hat” (arg. $$ 368 Abſ. 2, 561). Die zu $ 368 
Abi. 2 angegebenen Gründe gelten auch hier, und es verweijen jogar 
die Motive (II ©. 209) für den Sat, daß es Treue und Glauben 
entſpreche, den böstwillig nicht gemachten Erwerb als wirklichen zu 
behandeln, auf $ 575 Sat 2, obwohl diejer nicht entſprechend Lautet. 
Das Faullenzen auf Anderer Koſten ift auch hier zu verhindern. 





”) ©, Lewis in Endemann's Handbuch des Handelsrechtes Bd. IV 
©. 136. 





3. Müäflervertrag ($ 580). 


Das Mafgebende für den Mäkler it, daß er weder Gtellver- 
treter noch Bote iſt; er giebt Feine Erklärung für eine der Parteien 
ab, jondern führt nur die Abgabe einer Erklärung auf der einen 
oder anderen Seite herbei. Er veranlaft das Entftehen des Willens 
und die Willenserklärung und hierfür erhält er feine Belohnung. 
Die wenigen Beftimmungen des $ 580 prägen diefes Prinzip aus. 
E3 find zwei Gruppen: die Nachweifung des Vertragsſubjektes und 
Objektes und die Vermittlung des Bertrages genannt; fie deden ſich 
beide mit dem obigen Begriffe der Herbeiführung der Abgabe einer 
Erklärung. Die Borausfegung für die Mäklergebühr ift der Abſchluß 
de3 Bertrages; wie viel der Mäkler gethan Haben muß, vb es genügt, 
die Bertragsgegner zu bezeichnen, oder aber bei dem Abſchluſſe ſelbſt 
wieder thätig gewejen jein muß, hängt von den Umſtänden des ein- 
zelnen Falles ab. Im Zweifel wird ein BZujammenbringen der 
Kontrahenten zu fordern fein. 

Daß, wenn das Geſchäft nicht zu Stande fommt, der Mäfler 
feine Bergütung erhält, ift zweifellos, jtreitig, ob er nicht wenigſtens 
Erjag feiner Auslagen für Reifen, Inſeriren u. ſ. w. erhalten joll. 
Der Entwurf vermeidet e3, hierzu Stellung zu nehmen. Indeß 
Liegt hier ein brennendes praftiiches Sntereffe vor und, wie ed an 
anderen Stellen gejchah, wäre eine Regelung, und zwar zu Gunften 
des Mäklers, geboten; e3 ift durchaus unbillig, daß die Auslagen 
des Mäklers von ihm auf Rififo gemacht werden; verlangt man dies 
— und die Auffafjung tft in der Praxis nicht jelten — jo hat dies 
eine doppelte Möglichkeit zur Folge: entweder der Mäkler fcheut ſich 
vor Ausgaben, wenn er das Riſiko nicht übernehmen will, und feine 
Thätigkeit und ihr wirthichaftliher Werth leidet darunter, oder ex 
macht fie, dann müjjen alle jeine Auftraggeber die Riſikoprämie in 
der Gebühr bezahlen; fie wird einfach höher werden. Der Mätler- 
vertrag tjt ein Theil des Auftrags; er ift jederzeit frei widerruflich, 
und gerade dies bildet, wie gezeigt, den Maßſtab für das Borhanden- 
jein des Mandats im Gegenjage zum Werfvertrage. Aber aud) 
bei Auftragsfündigung find die bereit erwachjenen Auslagen jeden- 
falls zu erjegen (arg. $ 596 Abj. 2). 


4. Bürgſchaft ($ 668 bis $ 680). 
Die Bürgihaft als accefjorifher Vertrag dient der Sicherung 
de3 Gläubigers; von diefem Gelichtspunfte aus betrachtete der Ent- 
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wurf gleich) den übrigen Gejegen diefe Materie. Sie muß in der 
Weiſe geregelt fein, daß, ohne den Bürgen zu ſehr zu belaften, fie 
den Intereſſen des Verkehrs dient, Je ftraffer die Haftung des 
Bürgen angezogen, defto ficherer wird die Stellung des Gläubigers. 
Mit Recht befeitigt daher der Entwurf die Einrede der Theilung, 
Ob nicht aud) die Borausflage zu befeitigen wäre, iſt jehr diskutabel. 
Indeß kennt der $ 675 eine jolch” bedeutfjame Zahl von Aus— 
Ichliegungsgründen, daß jte der Einrede die Gefährlichkeit nehmen; 
namentlich die Ziffer 4 „wenn anzunehmen, daß die Zwangsvoll— 
ftrefung in das Bermögen des Hauptichuldners zur Befriedigung des 
Släubigers nicht führt,” befchränft die Borausklage auf den Fall, in 
dem fie auch ſonſt ohne Einrede jtatt hat, die Solvenz des Schuldners. 

Daß der Bürge feine Haftung beichränfen fann, ift ſelbſtver- 
ftändlih. Häufig ift jie zeitlich begrenzt, und zwar namentlich bei 
der Kreditbürgichaft. Der Entwurf lehnt die Regelung diejer Frage 
ab (Motive II ©. 681), da es äußerſt jchwer jet, die angemefjene 
Rechtsnorm zu finden. Das Bedürfniß, die Frage zu regeln, wird 
anerfannt. Es find zwei Möglichkeiten gegeben. Entweder es joll 
der Bürgschaft ſelbſt ein dies ad quem beigejegt werden, jo daß fie 
kraft Gefeged im Momente des Zeitablauf3 erliſcht, oder die Zeit: 
beftimmung bezieht ſich nicht auf die Bürgichaft, fondern auf die 
Hauptichuld. ES wird eine Friſt geſetzt, innerhalb der die Hauptjchuld 
zur Entjtehung gelangt jein muß, um die Bürgfchaft wirfjam zu 
machen. Dies ift der juriftiihe Sinn der beiden, in den Motiven 
(S. 681) erwähnten Fälle. Zrifft man nun eine gejeglihe Be— 
ftimmung dafür, daß „die Bürgjchaft nur für eine bejtimmte Zeit: 
frift eingegangen” (Schweizer Bundesgejeg über das Obligationen 
recht Art. 502), jo fann fich dies demnach nur auf den erjten Fall 
beziehen, denn nur hier ift die Bürgjchaft befriftet. Es kann alfo 
eine Verwirrung diejes Falles mit dem zweiten nicht möglich fein. 
Hier aber wirft ſich eine praftifche Frage auf: erliſcht die Bürgichaft 
mit dem Tage, an dem die Friſt umlaufen ift, gilt der Gab „wie 
viel Friſt, jo viel Recht“ ftreng und ganz? Es müßte alſo der 
Gläubiger innerhalb der Friſt den Bürgen belangen, ein all, dev 
für beide Theile glei) hart wäre. Es findet fih nun in den 
modernen Gejegen das Beſtreben, dieje ftrifte Durchführung zu 
mildern; eine Ausübung innerhalb der Friſt ſelbſt ift nicht nöthig, 
er erhält noch eine weitere Friſt (Schweizer B. ©. Art. 502: 4 Wochen) 
- zur Einklagung. Aber dieje Friſt hat etwas abjolut Willfürliches. 
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Cie giebt dem Gläubiger mehr Recht, als der Bürge ihm zumenden 
wollte; er wollte nur 3 Monate und nit 3 Monate und 4 Wochen 
Bürge fein. Eine andere Möglichkeit der Löfung wäre in der dis— 
pofitiven Beftimmung, daß durch den Zeitablauf nicht der Bürge frei 
werde, jondern nur für die nachher eintretende Inſolvenz nicht mehr 
hafte. Die Frift jei nicht für das Recht des Gläubigers gegen den 
Bürgen, jondern als Zeitraum für die Haftung für Solvenz gemeint 
(DO. 2. ©. Karlsruhe in Puchelt's Beitjchrift für franz. C. R. 16 
©. 206). Dies kann ja unter Umſtänden der Wille der Parteien 
jein, allein ev wird es in ebenfoviel Fällen nicht fein. Dazu kommt 
die praftifche Schwierigkeit der Feftitellung über Solvenz und In— 
jolvenz. Rathjam wäre eine Norm für den Fall der befrijteten 
Bürgichaft, daß Ausklagung des Hauptjchuldners unter Streitver— 
fündung an den Bürgen genüge. Dies entſpräche dem Bedürfniffe 
auf beiden Seiten. Die Streitverfündung genügt ja auch, um die 
Berjährung zu unterbrechen, man wird fie daher aud) al3 geeignet 
zur Ausübung der Rechte innerhalb der Frift betrachten müſſen. 
Die Geltendmahung der Rechte aus der Bürgichaft, die auf dieſe 
Weiſe gewahrt find, nochmals von der Erhebung der Klage gegen den 
Bürgen jelbit, die von dev Rechtskraft des Urtheils gegen den Haupt— 
ſchuldner liefe, abhängig zu machen, wäre unnöthig und verwirrend, 

Anders jteht es mit dem hierunter nicht begriffenen Fall der 
zeitlich nicht begrenzten Verbürgung für eine fünftige Schuld, unter 
der Bedingung, daß fie innerhalb einer bejtimmten Friſt entjtehe. 
Wann diejer Fall, wann der erjtbefprochene, vorliegt, das kann nur 
im einzelnen Halle dur) das Gericht, nicht durch) das Geſetz, feſtge— 
jtellt werden. Allein, wie die beiden Fälle praktiſch zu behandeln, 
dies zu jagen ift Sache der Gelege. 

Im zweiten Falle nun hat der Gläubiger zu beweijen, daß er 
feine Rechte innerhalb der Frift erworben hat, denn vom Eintritt 
diefer Bedingung hängt die Haftung des Bürgen ab, aljo bei der 
Kreditbürgichaft, daß er den Kredit innerhalb der Zeit gewährt hat. 
Dies folgt aus den allgemeinen gejeglichen Regeln und e3 bedarf 
daher Feiner bejonderen Normirung. Der Regelung des eriten Falles 
jteht das nicht im Wege, da er weder unter den Wortlaut noch den 
Sinn einer Beitimmung darüber: „wenn die Bürgichaft nur für eine 
beftimmte Zeit gegeben ift,” fällt, denn zweifellos ift dies da nicht 
gegeben, wo für die innerhalb einer bejtimmten Zeit entjtehende 
Forderung gebürgt werden joll. 
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Die Borjhriften über die Diligenzpflicht des Gläubigers treffen 
das richtige Prinzip. Es giebt Feine culpa in exigendo (Motive II 
©. 678). Und auch das Aufgeben einer Sicherheit befreit den Bürgen 
nur injoweit, als er aus dem Nebenrechte Erjat hätte erlangen 
fönnen, alfo feine völlige Befreiung von der Bürgſchaft (wie 3. B. 
a. 2037 Code civil), denn es handelt ſich nicht um einen gegenfeitigen 
Bertrag, jondern Erjaß für den vereitelten Erſatz. Es iſt zweifellos 
möglich, daß der Gläubiger vertragsmäßige Pflichten übernahm. Sie 
Eönnen im Berjprehen der Benahrichtigung des Bürgen, in der 
Zuſage den Kredit nur gegen fihere Dedung (auf Kundenwecjel) 3°) 
u. ſ. mw. zu geben, liegen. Welches find die Folgen der Nichtein- 
haltung diejer Zujagen? Die reine Schadenserjagpflicht des Gläubigers 
wäre das juriſtiſch Eonjequentefte, denn es wird troß diefer Zuſage 
de3 Gläybigerd doch aus der Bürgjchaft fein gegenfeitiger Vertrag. 
E3 empfiehlt fich, hieran aud für ſolche Fälle feitzuhalten und nicht 
an die Verlegung diefer Zuſage Berluft des Bürgſchaftsrechts zu 
fnüpfen. Wenn nicht der Bürge die Einhaltung jener Zufage zur 
Bedingung machte, führte auch der in $ 678 betretene Weg nur zur 
Schadenserſatzpflicht. Der Gläubiger ift kraft Geſetzes verpflichtet, 
dem Bürgen die fihernden Nebenrechte zu wahren; verjtößt er hier- 
gegen, jo erfegt er dem Bürgen den hieraus entftehenden Berluft. 
Uebernimmt er weitergehende Pflichten als diefe, fo hat er aud für 
die Verlegung derjelben in der nämlichen Weife aufzulommen. 
») Urtheil des Neihsgerihts vom 20. März 1885 in Puchelt's Zeit: 
schrift f. frz. R. 16 ©. 97. 


Das gejeglice Pfandrecht des Vermiethers, 
Bon Rechtsanwalt Cohn zu Görlitz. 


Der $ 521 des Entwurf begründet das gejetliche Pfandrecht 
des Bermietherd eines Grundſtücks wegen feiner Forderungen aus 
dem Miethsvertrage an den eingebrachten Sachen des Miethers, aljo 
an den Sachen, welche diefem eigenthümlich gehören. Dies entjpricht 
im Wejentlihen dem — mehr oder weniger Elaren — Standpunfte 
der meiften neuern Öejeggebungen, welche fih im Anjchluß an das 
Römische Recht gebildet haben. 

Es fragt fich, ob diejes Pfandreht aud für die Zukunft nod) 
ausreichend fein wird, und ob nicht die Bedürfnifje des Verkehrs be- 
reit3 jegt dahin geführt haben, dieſes Pfandrecht al3 unzureichend 
erjcheinen zu lafjen. 

Das Pfandrecht des Vermiethers ift nichts künſtlich Erfundenes, 
e3 ift aus der recht3politiichen Erwägung hervorgegangen, daß der: 
jenige Bertragjchließende, der fortlaufend eine Leijtung gewährt, die 
eined der dringendften Bedürfniffe des Menfchen befriedigt, wegen 
der ihm verjprochenen Gegenleiftung eines erhöhten Scußes, einer 
bejonderen Sicherung bedarf. 

Diejer Grund gilt auch jetzt noch. Wenn der gewährte Chu 
in den bisherigen Grenzen nicht genügt, jo it e8 Sache der Gejet- 
gebung, einen Schritt vorwärts zu thun, — nad) welcher Richtung 
ift durch diejes Bedürfniß vorgezeichnet: 

Das gejeglicde Pfandrecht des Vermietherd muß auch dann 
beitehen, wenn die eingebrachten Sachen dem Miether nicht 
eigenthümlich gehören. 

Das Neue dieſes Vorſchlags tritt nicht unvermittelt in die Er- 
iheinung. Der $ 80 Th. I Tit. 20 Allg. Landrechts, der Art. 306 
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des Deutid. H. ©. B. find bedeutjame Vorläufer der hier ausge: 
Iprochenen Forderung. Beide beruhen auf dem Gedanken, daß der 
Berpfänder präjumtiv das VBerfügungsrecht über den Gegenstand de3 
Pfandes befitt. Der gute Glaube des Pfandnehmers bedarf des Schußes. 

Unter einfachen Verkfehrsverhältniffen ift der Miether regelmäßig 
Eigentümer der eingebradhten Sachen. Hier genügt das bisher ge- 
währte Pfandredt. Wo einzelne Redtsinftitute Abweichungen zeigen, 
da hilft die Gefetgebung nad, und jo entjteht ım Gebiete des Allg. 
Landrechts das Pfandredht de3 Bermietherd an den eingebrachten 
Sachen der Ehefrau des Miethers. (Bergl. Defl. zu $ 395 Th. I 
Zit. 21 Allg. Landrechts vom 21. Juli 1846.) 

Inzwiſchen iſt Manches anders geworden. 

Der Miether bringt ein ftattliches Mobiliar in die gemiethete 
Wohnung, von dem ihm auch nicht ein Stüd gehört. Das Mobiliar 
it auf Grund eines Staufvertrages mit constitutum possessorium längjt 
Eigenthum eines Anderen geworden. Die Zahlung eines geringen 
Miethszinſes ermöglicht dem Miether den Beſitz einer Zimmer-Aus- 
jtattung, die gegen die Angriffe aller Gläubiger einſchließlich des Ver— 
miethers gefeit ift. Ein anderer Fall: Die eingebrachten Sachen find 
aus einem Möbelvermiethungsgejchäfte gemiethet und niemals Eigen- 
thum des Miethers gewejen. Der VBermiether hat aud hier dem 
zahlungsunfähigen Miether gegenüber das Nachſehen. Dritter Fall: 
In einem großen Theile Deutjchlands jind die Mobilien Eigenthum 
der Ehefrau, fie bilden einen Theil ihrer Ausftattung. Das Pfand- 
vecht des Vermiethers an diefen Gegenftänden, d. h. wohl in den 
weitaus meisten fällen die wichtigfte Anwendung desfelben, muß auf: 
hören, denn, daß der $ 521 in Berbindung mit den $$ 1213 folg. 
des Entwurfs die Auslegung vertragen, daß diejes Pfandredt auch 
an den Mobilien der Ehefrau des Miethers fortbejtehe, ift wohl 
zweifello8 zu verneinen. Dann aber ift der zu fchaffende Rechts: 
zuftand ein ungenügender. 

Beruht der Art. 306 des Deutih. H. G. B. als Ausrahme von 
der Megel auf der Präfumtion der als vorhanden gedadjten Ver— 
fügungsbefugnig des Verpfänders, fo iſt hier, wie aus dem Gejagten 
mit Notwendigkeit folgt, diefer Standpunkt zu verlaſſen. Grade, 
weil feine Bermuthung mehr dafür ſpricht, daß der Miether Eigen- 
thümer der eingebrachten Sachen ift, und die Eriftenz des Pfandrechts 
dem Zufall anheim gegeben wird und vielleicht, — troß aller gegen- 
theiligen Verfiherungen des Miethers — zu einem Nichts zuſammen— 
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ſchrumpft, iſt es Pflicht der Geſetzgebung, den normalen Standpunkt 
wiederherzuſtellen und durch Ausdehnung des Pfandrechts auf alle 
eingebrachten Sachen des Miethers zwar rechtlich nicht aber thatſächlich 
die Machtbefugniſſe des Vermiethers zu erweitern. 

Der Zweck der vorgeſchlagenen Beſtimmung enthält ihre Be— 
grenzung: Wer es weiß, daß die eingebrachten Gegenſtände dem 
Miether nicht gehören, iſt in der Lage vor Aufnahme desſelben ſich 
zu ſchützen. Hier zu helfen und in das Gebiet der Privatwillkür 
hinüber zu greifen, liegt kein Bedürfniß vor. Es iſt ferner anerkannt 
Rechtens, daß Sachen, welche rückſichtlich ihres Rechtserwerbes mit 
einem Fehler behaftet find, aus der Hand des fehlerhaft Beſitzenden 
fehlerfrei nicht heraustreten: Gegenjtände, welche ohne oder wider 
Willen ihres rechtmäßigen Inhabers aus jeinem Gewahrſam gekommen, 
find von dem Pfandrecht des Vermiethers auszunehmen. 

Gegen den hier gemachten Borjchlag ließe ſich zweierlei einwenden: 
einmal, er jchieße über das Ziel hinaus, und dann, es wäre vielleicht 
da3 gleiche Ergebniß mit einem perjönlichen Zurüdbehaltungsrecht zu 
erreichen. Beides erjcheint mir unzutreffend: | 

Es iſt richtig, daß Fünftighin jedes Buch, das der Miether aus 
der Bibliothek entleiht, Jo lange es in der gemietheten Wohnung liegt, 
daß das Mobiliar, das Legterer von dem Möbelhändler gemiethet, jo 
lange es in der Wohnung verbleibt, dem Pfandrecht verfallen ijt. 
Daß dies praftiich zu erheblichen Unzuträglichkeiten führen wird, be— 
ftreite ih. ©rade in dem wichtigeren Anmwendungsfalle, dem zulest 
gedachten Beilpiele, laſſen ſich zum Schuge des Eigenthümers der 
Sachen leicht vertragsmäßige Borkehrungen treffen. In anderen 
Fällen wird der Abjat 2 des $ 521 die Handhabe bieten, Chikanen 
zu begegnen. Vor Allem aber muß darauf hingewiejen werden, daß, 
wenn Art. 306 des Deutih. 9. ©. B. zu erheblichen Bejchwerden 
nicht geführt hat, dies viel weniger von der hier vorgeichlagenen 
Neuerung zu befürdten jteht. 

Ein’ erweitertes Zurüdbehaltungsreht wäre nicht am Plage. 
Liege man es ſelbſt im Konkurſe des Miethers fortbeitehen, jo wäre 
doch mit demjelben wenig anzufangen. Räumt man dem Bermiether 
ein Veräußerungsrecht der zurüdbehaltenen Sachen nicht ein, jo iſt 
das Zurüdbehaltungsreht für ihn nicht ein Recht, Jondern eine Laſt. 
Wird Lettteres aber mit der gedachten Befugniß ausgeftattet und jein 
Fortbeftand im Konkurſe gegeben, jo iſt es von dent eigentlichen 
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Daß für die Erweiterung des Pfandrechts rückſichtlich des Ein: 
gebrachten des Pächters, insbejondere des Pächter eines landwirth— 
Ihaftlihen Grundjtüds nicht das gleiche Bedürfnig vorhanden, wird 
feiner bejonderen Ausführung bedürfen. Das Pfandredt an ven 
Früchten, die Kaution, die Gepflogenheit das Pfandrecht vertrags- 
mäßig zu regeln und den Verpächter ficher zu ſtellen, bieten aus— 
reihenden Schuß für diefen. 
Die beiden erjten Süße des $ 521 des Entwurfs würden nun 
mehr folgende Faſſung erhalten müſſen: 
Der BVermiether eines Grundftüds hat — — ein geſetzliches 
Pfandredit an den von den Miether eingebrachten Saden. 
Das Pfandrecht beiteht nicht in Anfehung derjenigen 
Sadhen — — welche aus dem Gewahrjam des rechtmäßigen 
Inhabers derjelben ohne oder ohne wider deffen Willen aus- 
geichieden, oder von denen der Vermiether bei Eingehung 
ve3 Miethsvertrages weiß, daß fie nit Cigenthum des 
Miethers find. 


Die Schenkung. 
Bon Rechtsanwalt Dr. C. F. Reatz in Gießen. 


I. Einleitung. 


81. 

Im 2. Titel des 2. Abſchnitts des Rechts der Schuldverhältniſſe 
(Schuldverhältniſſe aus Rechtsgeſchäften unter Lebenden) verſucht der 
Entwurf, die Lehre von der Schenkung prinzipiell zu regeln, und 
befaßt ſich hierbei mit der Feſtſtellung des Begriffs der Schenkung 
(Ss 437—439), ihrer Form (88 440, 441), mit den Verbindlichkeiten 
des Schenkers (88 442—44T), mit der Schenkung unter einer Auf- 
lage ($ 448) und mit dem Widerruf der Schenkung ($$ 449—452). 
An zahlreihen anderen Stellen aber finden ſich Einzelbejtimmungen, 
jo über die ſchenkweiſe Veräußerung einer Erbſchaft ($$ 500, 501), 
über das jelbitftändige Recht der Ehefrau zur Ablehnung einer 
Schenkung ($$ 1308, 1355), über das Erforderniß der Einwilligung 
der Ehefrau zur Vornahme einer Schenkung de3 Ehemannes bei 
allgemeiner Gütergemeinfhaft ($ 1353), über den Widerruf der 
während des Braut: oder Eheſtandes gemachten Schenkungen nad 
Scheidung der Ehe ($ 1455), über die Schenkung zwijchen dem In— 
haber der elterlichen Gewalt und dent Kinde ($ 1503), zwijchen Vor— 
mund und Mündel ($ 1661), über die Schenkungen des Vorerben 
bei Nacherbeinjeßung auf den Erbichaftsreit ($ 1839), des Erblajjers 
nad) Schließung eines Erbeinjegungsvertrags ($ 1952), über die 
durch Beräußerung vollzogene Schenkung auf den Todesfall (88 1963, 
1989), über die Verlegung des Pflichttheil8 durch Schenkung (88 2009, 
2014— 2018), über die Rangordnung einer Forderung aus Schenkung 
des Erblajjerd im Konkurſe über den Nachlaß ($ 2117) und über den 


den Schenfungscharakter verneinenden Ausftattungsvertrag ($ 1500). 
IH. 12 


Das Syſtem diefer Stoffvertheilung ift von praftiihen Stand— 
punkte aus nicht zu beanjtanden. 

In ſachlicher Hinficht ſchließt fich der Entwurf im großen Ganzen 
und von der Einwirkung anderer Rechte in minder wichtigen Punkten 
abgejehen, dem römischen Rechte bezw. der heute zum Theil herrfchenden, 
durch Meyerfeld, Savigny, Schilling, Windſcheid, Dern- 
burg u. U. vorbereiteten und feitgeftellten Doktrin an, und weilt, 
wie fi aus den Motiven ergiebt, abändernde und ergänzende Be— 
ftimmungen anderer Rechte und Gejegesentwürfe, eritere al3 unbe- 
gründet, letztere als überflüjjig oder gar gefährlich zurüd. Doch hat 
er auch wejentliche, in unfer Rechtsleben tief eingreifende Aenderungen 
mit dem bisherigen Rechte vorgenommen, wie namentlich das Verbot 
der Schenkungen unter Ehegatten aufgehoben, das Erforderniß der 
gerichtlichen Inſinuation jogenannter großer Schenkungen bejeitigt, 
gerichtliche oder notarielle Form für Schenkungsverſprechen (tm Gegen: 
ja zu der durch Beräußerung vollzogenen Schenkung) eingeführt, 
und die Rechtswohlthat des Nothbedarfs dem Schenker verjagt. 

Die nachfolgende Beurtheilung des Entwurfs bezieht ſich plan- 
mäßig nur auf den Inhalt des zweiten Titels, der die Lehre von der 
Schenkung prinzipiell regeln joll, und unterzieht die in andern Titeln 
enthaltenen, nur aus dort erörterten Rectsinftituten zu erklärenden 
Einzelbeftimmungen feiner Kritik. 

Bei der Prüfung der wejentlichiten Frage, ob die Beitimmungen 
des Entwurfs oder welche andere dem geläuterten Rechtsbewußtjein des 
Deutjchen Volks der Gegenwart in jeinen maßgebenden Kreiſen ent- 
Iprechen, müfjen wir Anwälte unjre allgemeinen, und die in unjerem 
Berufe gemachten befonderen Lebenserfahrungen zu Rathe ziehen. Die 
Gelegenheit zu erfteren ift außerordentlich mannigfach. Wie jeder andere 
im Verkehr ſich bewegende Bürger erbliden wir fortgejegt Gefchenfe 
an Arme und jonftige Hülfsbedürftige, Weihnachts: und Geburtstags: 
gejchenfe der Ehegatten, Eltern und Kinder, Gefchwifter, Brautleute, 
Berwandten, Freunde unter fi, Weihnachts: oder Neujahrsgefchenke 
an Dienftboten, Hochzeitsgeſchenke, Geſchenke an Kirchen, Wohlthätig- 
feitsanftalten, Schulen, Mujeen, Bibliothefen, Bildergalerieen und 
jonftige öffentliche wifjenjchaftliche oder Kunftinftitute. Unfre befonderen 
Lebenserfahrungen aber machen wir gelegentlich der Anfertigung von 
Schenkungsverträgen und der Behandlung ftreitiger Schenkungsfachen 
vor den Gerichten, indem wir hier bei einer eingehenden Beiprehung 
der einzelnen Schenfungsfälle die Bedürfniffe des Schenkungsverkehrs, 
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die Rechtsanſchauungen der Schenfer und Beſchenkten, der Richter, 
Gegenanmwälte, Zeugen und gewiſſer mit den Sitten und Gebräuchen 
engerer Volkskreiſe befannten Perjönlichkeiten, Eurz, die Rechtsan- 
Ihauungen maßgebender Theile unjres Volkes fennen zu lernen hin- 
länglich Gelegenheit haben. Solche Fälle haben meiftens Schenkung» 
verträge über Immobilien ohne oder mit einer Auflage (namentlich 
der lebenslänglichen Berpflegung) zum Gegenjtande, dann aber auch 
Schenkungen de3 gejammten Bermögens, ſchenkweiſe Ausfchlagung 
einer angebotenen Erbichaft zu Gunſten eines andern Erben, jchenf- 
weiſen Erlaß einer Schuld, Simulation eines Kaufvertrags zur Ber- 
deckung einer Schenkung, Berträge über nachträgliche Zuwendungen 
von Geldjummen wegen Berkürzung des Empfängers bei früheren 
Uebergabsverträgen, wobei es zweifelhaft ift, ob jene neuen Verträge 
die rechtliche Natur diejer theilen oder wahre Schenfungsverträge 
jind, und jchließlich Verträge, bei melden es zweifelhaft ift, ob fie 
onerojer Natur oder Schenkungen unter Lebenden oder von Todes: 
wegen find, ob die gemeinrechtliche oder partifularrechtliche Form der 
Inſinuation beobachtet wurde oder nicht. und dergleichen mehr. 

Indem ih nun die Beitimmungen des Entwurf mit dem ge- 
läuterten Recht3bewußtfein der heutigen Zeit in Bergleich bringe, 
jehe ich von einer wiſſenſchaftlichen Darftellung des geltenden Rechts 
und vom Berhältniß der herrichenden Lehre zum wirklichen römischen 
Rechte ganz und gar ab. Sch will nur Zeugniß ablegen von den 
Rechtsanſchauungen, welcde in maßgebenden Streifen unſres Volks 
über das Inſtitut der Schenkung beftehen, und als langjähriger 
Beobachter des wirklichen Rechtslebens mein Urtheil darüber abgeben, 
in welcher Weije den materiellen und idealen Bedürfniffen des Lebens 
am Beiten, Sicherften und Einfachſten entjprochen werden kann. 


1. Wejen der Schenkung. 
82. 

Es iſt allgemein anerkannt, daß die Schenkung neben einer 
Reihe anderer Eigenjchaften auch die der Liberalität hat, und 
infofern eine bejondere Art der Gattung der Liberalitäten bildet. 
Liberalitäten find Gefälligkeiten, die einer dem andern erweilt; frei— 
willige und uneigennütige Leiftungen, die für den Leiftenden mit 
irgend einem Opfer verbunden find und irgend ein Intereſſe de3 
Empfängers fördern follen und fördern. Beide, Opfer und Intereſſe, 
fönnen in verjchiedenen Gebieten des menschlichen Lebens Liegen, 
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und hinſichtlich ihres Gemicht8 und Werths verfchiedengradig fein, 
vom Minimalen aufwärts bi8 zum unvernünftig Hohen. Eine 
Kategorie diefer Gefälligkeiten, von welchen das tägliche Leben über- 
fließt, fteht außerhalb jeder Verbindung mit privatrechtlihen Be— 
ziehungen; derartige Gefälligkeiten, Artigkeiten und Anftändigkeiten 
tragen einen freundlichen Dank ein, weiter nichts, und haben, wenn 
fie nicht blos der Dedmantel einer jchadenverurjachenden Bosheit 
find, keinerlei Rechtswirkungen. Eine andere Kategorie bewegt ſich 
von vornherein auf privatrechtlichem Gebiete; dies find die Gefällig- 
. feitögefchäfte. Das Opfer auf der einen, und das Intereſſe auf 
der andern Seite find an fich Gegenftände des Privatrechts, wie ſich 
dies bei der reinen Gebrauchsleihe und dem reinen Hinterlegung3- 
vertrag erweilt; der Eine opfert in der Abficht, dem Andern eine 
Gefälligfeit oder einen Gefallen zu erweifen, ſeine Zeit, Aufmerkjam- 
feit, körperliche Thätigfeit, die zeitweilige eigene Benutung feiner 
Sade dem nterefje des Andern, und das Intereſſe diefes wird 
durch den zeitweiligen Gebraud der Sache oder dadurd; gefördert, 
daß er jeine zur eigenen Bewahrung feiner Sache erforderliche Zeit, 
Mühe und Arbeit erſpart und zur Förderung feiner anderen Inter— 
ejjen verwenden kann. In den bei Weiten meiften Fällen des 
Lebens find jene Opfer geringfügiger Natur, fie benacdhtheiligen das 
Bermögen des Gefälligen nicht, es find feine Vermögensopfer, die 
derjelbe bringt. Der Berleiher eines Buchs lieſt ja nicht täglich 
und jtündlih in demjelben, er läßt es längere Zeit ungeleien in 
jeiner Bibliothef jtehen und wenn dies der Fall, jo ift es für ihn 
gleihgültig, ob dafjelbe in der Zwilchenzeit von einem Andern ge- 
lefen wird. Auch minimale Abnugungen des verliehenen Gegen- 
jtandes kommen nicht in Betracht. Ebenjo bringt der Aufbewahrer 
eines hinterlegten Gegenftandes fein nennenswerthes Opfer, denn 
er bewahrt denjelben in der Regel gleichzeitig mit feinen eigenen 
Saden an demjelben Drte, und wenn er etwa bejondere Anftalten 
für die Aufbewahrung zu treffen genöthigt werden follte, fo bejorgt 
er dies Alles zwiſchen feinen eigenen Gefchäften ohne nennenswerthen 
Zeitverluft. In allerdings ſelteneren Fällen des Lebens find aber 
die vom Berleiher oder Verwahrer einer Sache gebrachten Opfer 
nicht geringfügiger Natur, beide bringen mitunter „große Opfer“, 
Opfer, die geradezu in mehr oder weniger ftarfen Bermögensein- 
bußen beftehen, und zwar teils in pofitiven Bermögensverminderungen 
(Auslagen), theil3 im Entgang eines jonjt unzweifelhaft bevorftehenden 
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Gewinnd. Wenn beim Abjichluß eines Hinterlegungsvertrag3 der 
Berwahrer wußte, daß er behufs ordnungsmäßiger Verwahrung der 
bei ihm zu hinterlegenden Sache bejondere bauliche Anftalten treffen, 
oder im Falle feiner zeitweiligen Abwejenheit einen bejonderen Wärter 
beftellen, und hierfür gewilfe Summen Gelde3 aufwenden müſſe, jo 
bringt er eintretenden Falls mehr oder weniger „große Opfer!! — 
Und wenn der Lohnkutſcher fein Fuhrwerk Berwandten oder Freunden 
zu einer Tagesluftfahrt unentgeltlih und in freigebiger Abficht Hin- 
giebt, jo bringt er jenen den Geldverdienft zum Opfer, den er 
während derjelben Zeit durch Vermietung feines Fuhrwerks an 
Dritte hätte machen können. In diejen, wie vielen ähnlichen Fällen 
tritt aber nad) der Auffafjung des Lebens das Geſchäft aus dem 
Kreiſe der bloßen Gefälligkeitsgejchäfte nicht heraus, e3 wird nament- 
lich nicht Schenkungsgeſchäft; man jagt von den betreffenden Spendern: 
fie laſſen fi) ihre Gefälligkeit etwas koſten, ihre Freundſchaft (Liebens- 
würdigfeit, edle Gefinnung, Barmherzigkeit) Eommt ihnen theuer zu 
ftehen, oder: fie haben fich zu viel, fie haben ſich wehe gethan. 
Auch wer jeine Freunde zu einem Eoftbaren Abendefjen geladen hat 
und große Summen für ihre Bewirthung aufwendet, ift nicht Schenker, 
obwohl er jeinen Gäjten das häusliche Abendeſſen erjpart; er erfüllt 
eine gejellihaftliche Pflicht, er giebt das Felt nur al3 eine ihm will- 
fommene Gelegenheit zu einem vergnügten Abende aus, lehnt jeden 
Dank feiner Gäfte ab und dankt im Gegentheil diejen für die ihm 
und jeinem Haufe bewiejene Ehre und Freundlichkeit. 

Eine andere Kategorie der Gefälligkeiten bezw. der Gefälligfeits- 
gejchäfte ijt die Schenkung. Derjenige, der diefe Gefälligkeit erweift, 
ift der Schenfer; derjenige, dem fie eriwiefen wird, der Bejchenkte; die 
Abſicht, diefe Gefälligkeit zu erweifen, iſt die Schenkungsabſicht; der 
Gegenjtand, womit dieje Gefälligfeit eriwiefen wird, iſt das Geſchenk; 
die Abficht, diefe Gefälligkeit al3 jolche anzunehmen, ift die Abficht 
zur Schenfungsannahme, und der rechtliche Vorgang, durch welchen 
die Schenkung beiderjeit3 vollzogen wird, das Schenkungsgeichäft 
(Schenkungsakt, Schenkung). 

Die Schenkung ift ein Rechtsinftitut mit gleichfam zwei Seelen. 
Auf der einen Geite ijt fie ein juriftifches Gejchöpf, wie jedes 
andere Rechtsgejchäft, welches den Güterverkehr unter den Menschen 
zu regeln beſtimmt ift; durch jie werden Werthgegenftände aus dem 
Bermögen des Einen in das Vermögen des Anderen gebracht, wie 
durd) die verſchiedenſten Austaujchverträge; durd) fie werden Eigen- 
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thum und dingliche Rechte erworben und verloren, Forderungen 
erzeugt und Schulden getilgt, und dergleichen mehr, und es ift ein 
naturgemäßed Streben der juriftiichen Kraft, die der Schenkung 
innewohnt, fi, unbeengt durd Feſſeln der Rückſichtsnahme auf 
außerhalb des Rechtsverkehrs liegende Intereſſen, als gemöhnliches 
Berkehrsmittel Anerkennung und Wirkjamkeit zu verjchaffen. Andrer- 
jeit3 bat aber die thatſächliche Schenkung einen eminent moralischen 
Charakter, der jeine Anerkennung im Rechte fordert und in diefem 
Beitreben durch das Rechtsbewußtſein der gebildeten Völker Eräftig 
unterjtüßt wird. Wer einem Andern eine Wohlthat erweift, wer 
dabei feinen eigenen Vortheil Hintanjegt, von feinem eigenen Ver— 
mögen opfert, diefes irgendwie beeinträchtigt, benachtheiligt oder be- 
ſchränkt, Alles in uneigennüsiger Weife und in der moraliſch aner- 
fennenswerthen Abjicht, dem Andern etwas Gutes zu thun, der hat 
gegen den Empfänger einen moraliihen Anſpruch auf Dank oder 
dody zum Mindeiten einen Anfpruch darauf, daß ihm fein Gutes 
nicht mit Böſem vergolten, daß ihm nicht mit Undank gelohnt werde. 
Auch diefe in der Schenfung liegende moraliſche Kraft hat ein Be— 
dürfnig nad Ausdehnung ihrer Herrichaft. Beide Kräfte gerathen 
in ihren legitimen Bejtrebungen mit einander in einen Konflikt, der 
nur auf dem Wege der Gejegebung durch möglichjt ſcharfe Ab- 
grenzung des jeder einzelnen zukommenden Gebietes in befriedigender 
Weile gelöft werden kann. Allerdings find hierüber ſehr verichtedene 
Anfichten möglich. Es wird Auriften geben, die im Intereſſe der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs dem moralijchen Element der Schenkung 
gar feine bejondere Rechtswirkung beilegen möchten, und wieder 
andere, welche dem Gejege der Moral einen höheren Werth zuſprechen, 
als dem Geſetze des Rechts, weldes die Anfechtbarkeit eines recht- 
mäßig entjtandenen Zuftandes jo viel als möglich ausjchliegen möchte. 
Die richtige Mitte zu finden, wird jchwierig fein, unmöglich ift es 
nicht. Auch berechtigt und weder. dieſe legislative, noch die etwaige 
Schwierigkeit in der praftiichen Handhabung der feitzuftellenden 
Grundſätze und die Sucht nad) Vereinfachung des Rechts, die dem 
Nechtsbewußtjein unfres Volks entiprechenden Grundjäge ohne 
Weiteres aufzuopfern. 

Eine weitere, Schr beachtenswerthe Seite der Schenkung ift die 
volfswirthichaftliche, und zwar nach doppelter Richtung. Zunächſt 
zeigt uns das Leben eine große Zahl von Schenkungsfällen, in 
welchen eine höchſt nachtheilige und zumeilen ſchamloſe Ausbeutung 
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des geſchäftlich Schwahen durch den gejchäftlih Stärferen ftatt- 
findet, ohne daß eigentliher Zwang oder Betrug, bei deren Vor: 
handenfein die Schenkung angefochten werden könnte, konkurrirt. 
Dies findet fi namentlidh bei Schenkungen unter Ehegatten, wenn 
der Mann in feiner Guperiorität die blindmacende Liebe feiner 
vertrauensvollen oder furchtſamen Frau mißbraudt, um ihr einen 
Theil ihres Vermögens abzuſchwindeln. Es findet fi aber auch bei 
Schenkungen großjähriger lediger Töchter an ihre Väter, wobei die Pietät 
und das unbegrenzte Bertrauen der Tochter in die Nechtichaffenheit 
des Vaters den Verdacht einer Schlechtigkeit defjelben nicht aufflommen 
läßt. Und jchlieglich findet es fich, wie die Erfahrung in Hülle und 
Fülle lehrt, namentlich bei ſchenkungsweiſen Gutsübergaben kinder— 
loſer älterer Leute an Pflegefinder, Verwandte oder Freunde infofern, 
al3 die Uebergeber bei jchriftlicher Errichtung der Berträge aus Un- 
erfahrenheit und in blindem Vertrauen auf die Nedlichkeit der Ueber— 
nehmer die Wahrung ihrer Intereſſen verſäumen. Daß in folchen 
Füllen das Recht dem geſchäftlich Schwächeren überhaupt helfen muß, 
ift leicht einzujehen, ſchwieriger ift, die Mittel der Abhülfe zu beftimmen. 
Doch wird ſich aud) hier das Richtige finden laſſen. 





ı) Die Praxis liefert Hierfür fchlimme Beifpiele. In den Provinzen 
Starfenburg und Oberheſſen des Grofherzogthums Heſſen beiteht ein Gejet, 
welches zur Gültigkeit der Immobiliarveräußerungsverträge deren Protofollirung 
durch das zuftändige Ortsgericht (einer als Hülfsbehörde der Amtsgerichte 
fungirenden, aus Ortsbürgern, die von der Juſtizverwaltung ernannt werden, 
bejtehenden Gemeindebehörde) fordert. Haupt: und Nebenverabredungen, die nicht 
ortsgerichtlich protofollirt find, haben feine Gültigkeit. Wenn daher beim Abſchluß 
von ſchenkungsweiſen Gutsübergaben, was leider häufig vorfommt, aus Verſehen 
oder Geſchäftsunkenntniß die Protofollirung der Bereinbarung lebenslänglicher 
Wohnung, Verpflegung und Berföftigung der Uebergeber unterlaffen wird, jo gilt 
ein reiner Schenfungsvertrag als gejchloffen. Kommt dann im Laufe der Zeit 
bei den Uebernehmern die Noth in das Haus, und mehren fic die Schulden und 
Zwangshypotheken, jo werden die alten Leute fchlieglih von Haus und Hof ver: 
jagt und ſtehen bettelarm in der Welt. Oder, iſt der Hebernehmer ein gefühllofer 
Menſch, dem die Laſt der Verpflegung der alten Leute zu groß wird, jo jagt er 
fie eines Tages fort. Den Gerichten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ift Feine 
Macht gegeben, dies zu verhüten. Kommt es zum Prozeſſe, jo kann den durch 
die Berhältnijje jo Schwer gejchädigten Lebergebern in der Negel gar nicht geholfen 
werden. Das Gerechtigkeitsgefühl hat freilich in vielen Fällen die Prozeßgerichte 
äußerſt findig gemacht, indem fie für die Form der Protofollirung jener Verträge 
Anforderungen ftellten, die rechtlich nicht gebilligt werden fonnten. Daher ein 
fortwährendes Schwanken der Praris in Bezug auf die Erfordernijie der orts— 
gerihtlihen Protofollirung. 


10° 

Einen anderen volfswirthichaftlichen Nachtheil hat die unbegrenzte 
Scenffreiheit im Gefolge. Wer, ohne Vorjorge für feine Fünftige 
Eriftenz getroffen zu haben, fein ganzes gegenwärtiges und zufünftiges 
Bermögen verjchenkt, finkt tiefer wie der Sklave. Und wer fein 
ganzes gegenwärtige Vermögen verjchenkt, jchafft ſich und feiner 
Familie einen Zuftand abfoluter Armuth, der viel größere Gefahren 
in ji birgt, al$ der der angeborenen Armuth. Stein Zweck, Fein 
Beweggrund ift ftarf genug, um die freiwillige Schaffung eines 
jolhen Zuftandes zu rechtfertigen, und verlangt daher das öffentliche 
Intereſſe ein Verbot bezw. die Erklärung der Ungültigkeit ſolcher 
Schenkungen. Aber auch derjenige, der durch Schenkung eines er- 
heblichen Theil8 feines gegenwärtigen Vermögens ſich und die Seinen 
in eine Nothlage verjett, ohne daß der Zweck oder Beweggrund 
jeiner Schenkung dieſes gefährliche Opfer zu rechtfertigen vermag, 
handelt wider das öffentliche Antereffe, und es muß ihm mindeftens 
durch Einräumung des Rechts der Rüdforderung des zuviel Geſchenkten 
die Möglichkeit der Befriedigung diejes öffentlichen Intereſſes gegeben 
werden. 

Der gegen eine ſolche Beſchränkung der Schenkungsfreiheit zu 
erhebende Einwand, daß damit die Seele de3 Privatrecht, der freie 
Wille der Bertragichliegenden, die Freiheit des Rechtsverkehrs getödtet 
werde, trifft nicht zu. Der Wille der Kontrahenten ift nicht allmädhtig. 
Er iſt zwar ein fehr wichtiger Faktor bei der Geftaltung der Privat- 
rechtsverhältniſſe, allein er ift nicht ausjchlieglich maßgebend. An 
unzähligen Stellen fehlt e8 überhaupt an einem individuellen Willen, 
er wird ergänzt durch den allgemeinen Berkehrswillen; an unzähligen 
Stellen fehlt e8 auch an diefem, und dieſer wie jener wird erjeßt 
durch den Willen des Gejeges; an unzähligen Stellen aber wird der 
individuelle Wille geradezu unterdrüdt und zur Ohnmacht verdanımt, 
weil er ſich mit dringenden Anforderungen de3 öffentlichen Intereſſes 
oder der Moral im Widerjpruch befindet, und diefe Mächte in unfrer 
Rechtsordnung vielfad ftärfer fein müſſen, als der Wille und die 
Intereſſen der Einzelnen. Für den Gefetgeber handelt es ſich in 
allen diejen Fällen um die Feititellung der Machtverhältnifje dieſer 
Eollidivenden Intereſſen und um die Entjcheidung darüber, welchem 
derjelben die Herrichaft über das andere zuerfannt werden müffe. 
Und wenn der Gejegeber wegen Fülle des Stoffs ind Einzelne 
einzugehen nicht vermag oder ſich deffen nicht getraut, jo hat er 
unter Feſtſtellung eines allgemeinen Grundfates die Regelung der 
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Detailfragen dem jachverjtändigen Urtheile des Richters anheim 
zu geben. 

Wie fehr eine zum Schuße de3 Vermögens unjers Bolfes vor 
Armuth und Noth der Einzelnen einzuführende Bejhränfung der 
Schenkfreiheit unjern Rechtsanſchauungen entjpricht, mag aus dem 
vielfach verwandten, gemeinrechtlich und partikularrechtlich bejtehenden 
Inſtitut der Entmündigung wegen Verſchwendung entnommen werden. 
Der Entwurf hat es beibehalten, indem er $ 29 bejagt: „Eine 
Perfon, welche durch verjchwenderifche Lebensweiſe oder verjchwen- 
derische Gejhäftsführung die Beforgniß rechtfertigt, daß ſie ſich oder 
ihre Familie dem Nothftande preisgiebt, Eann wegen Verſchwendung 
entmündigt werden.” Die reine Schenkung des ganzen Vermögens 
oder eines fo erheblichen Theils defjelben, daß dadurd die fchenfende 
Perſon ſich oder ihre Familie dem Nothitande preisgiebt, iſt eine 
Verſchwendung, und es ift hierbei gleichgültig, vb die Verſchwendung, 
wie beim leichtjinnigen Lebenswandel und bei der unverantwortlichen 
und maßlos unbejonnenen Gejhäftsführung nad) und nad) in mehr 
oder weniger langen Zwiſchenräumen, oder wie bei der Schenfung 
des ganzen oder eines erheblichen Theil de8 Vermögens mit einem 
Schlage erfolgt. Das beiden Berjhiwendungen gemeinjame Merkmal 
ift die leichtjinnige Unterfhägung des Werth3 des Vermögens und 
das Fopfloje Rennen des Berjchwenders ins Unglüd. Und wenn das 
Geſetz in der Beſchränkung der Dispofitionsfreiheit des chronischen 
Berihmwenders feine rechtswidrige Berlegung der Menſchenwürde und 
der privatrechtlichen Urfreiheit der Perſonen findet, jo darf es aud) 
feinen Anftand nehmen, dem akuten Berjchwender im Moment feines, 
zur Bernichtung oder gefährlichen Bedrohung jeiner wirthichaftlichen 
Griftenz führenden Schenkungsvorhabens die Dispofition über fein 
Vermögen zu entziehen, oder ihm doch jpäterhin durch Einräumung 
des Rückforderungsrechts Gelegenheit zur Neue und Beſſerung 
zu geben. 

Die Frage wäre dann nur noch die, ob das Gejet mit der 
Beſchränkung der Schenkfreiheit nicht ein ſchweres oder überhaupt ein 
Unrecht gegen den Berchenkten begeht. Daß im Falle der Nüdgängig: 
mahung einer Schenkung dem Bejchenften große Wirrniffe und 
Chädigungen erwachjen fünnen, mag jeine Berpflihtung aud nur 
auf Herausgabe der Bereicherung gehen, ift Ear. Indeß theilt er 
dieſes Schiejal mit allen Denen, welche wegen Ungültigfeit oder 
Anfechtbarfeit eines Nechtsgejchäfts zur Herausgabe des Empfangenen 


verpflichtet find. Allein ein wahres Unrecht wird ihm aud gar 
nicht zugefügt. Die hierüber beftehenden Anfchauungen unjers Volkes 
ind etwa folgende: 

Für einen großen Theil der Menſchen hat der müheloje Erwerb 
von Bermögen einen jehr großen Reiz, und in allen Schichten der 
Bevölkerung finden ſich zahlreiche Leute jeglichen Alter8 und Ge: 
ſchlechts, die namentlich Gefchente gerne annehmen !), denfelben aber 
auch mit Aufwand einiger Lift, Heuchelet und Unverjchämtheit.nad)- 
gehen ?). — Abgefehen von ſolchen Geſchenken, die der Sitte und dem 
Herkommen gemäß bei gewiffen Anläffen gegeben und angenommen 
zu werden pflegen, wie Geburtstags-, Weihnachts, Hochzeits-, 
Jubiläums- und ähnliche Geſchenke, nimmt indeffen der mit einiger 
Lebensweisheit ausgerüftete Menſch Eeinerlei Geſchenke an, namentlic) 
nicht Geld oder ſolche Gegenftände, die nur den Schleier für den 
ihnen innewohnenden Geldiwerth abgeben. Denn nad) den fie be- 
gleitenden Umftänden enthalten fie theils die Aufforderung zu gelegent- 
lihen Gegengejchenfen von weit höherem Werthe?), theils einen 
Beitehungsverfuh zum Zweck der Bornahme einer miderrechtlichen 
Handlung, oder fie bergen andere Gefahren in fich, welche der zu 
Beſchenkende im Augenblid nicht redt zu erkennen vermag*). Sit 
man aber einmal durch die Berhältniffe gezwungen, ein Gefchent 
anzunehmen, jo wird der auf Unabhängigkeit haltende Menſch die 
erite bejte Gelegenheit zu einem gleichwerthigen Gegengejchenf er: 
greifen. Wer dies vernachläfligt, hat ftetS das peinigende Gefühl, 
der Schuldner ſeines Schenkers und von diefem abhängig zu fein, 
und er läßt ſich diefem gegenüber bei mancherlei Gelegenheiten leicht 
zu einem, demfelben erwünfchten Verhalten beftimmen, wozu er fid) 
im Gefühl jeiner Unabhängigkeit niemals verftanden haben würde. 


) Der deutſche Volksmund hat dieje Erfahrung in manderlei Sprüdmörtern 
niedergeiegt, fo 3. B.: Gaben und Geſchenke behagen Jederman. Wer verjchmähet 
Babe? — Kluge Leute und Geden haben gerne Geſchenke. — ©. Tuniciuß, 
Ed. Hoffmann von FFallersleben. — Berlin 1870. Wr. 384. 726. 1237. 

2) Sprüchwort bei Tunicius a, a. O. Nr. 638: Der begehrt Gabe, der 
jih vermißt, dat er viel zu geben habe. 

3, Der Bolfsmund fpridt in jolhen Fällen von dem Werfen der Wurft 
nad der Speckſeite. 

9 Der Vollsmund deutet dies jo an: Geſchenke haben ihre Ränke, — 
oder: Gejchenfe bringen Ränke. Bergl. die Sprüchwörter und Sinnreden des 
Deutſchen Volks in alter und neuer Zeit. (Berfaffer, Ort und Zeit der Heraus: 
gabe iſt nicht angegeben). 


Drüdend aber wird für jeden einigermaßen feinfühlenden Menjchen 
das Bewußtjein, daß der Schenker das Maß feiner Sräfte über: 
Ihritten hat, und diefer Drud wird um fo empfindlicher, je mehr 
letgteres der Fall war und der Schenker, um feinen Berluft aus: 
zugleihen oder unjchädlich zu machen, ſich Entbehrungen auferlegen 
muß, oder jein Vermögen nad) und nad in Unordnung bringt und 
dem Verfall entgegenführt. Der einfichtige Beſchenkte wird rechtzeitig 
Vorkehrungen treffen, daß ihn demnächſt Fein Vorwurf trifft. Mit 
der Beſchränkung der Schenkfreiheit würde daher das Geſetz den 
unabhängigen und Elugen Beſchenkten kein Unrecht zufügen, indem 
es von ihnen nur Dasjenige verlangt, was fie ſchon von ſelbſt thun 
oder unterlafjen werden. Wir haben es daher nur mit der Kategorie 
derjenigen Menjchen zu thun, deren Habfucht ihr Unabhängigkeits- 
gefühl oder ihre Klugheit (Sorge für guten Auf) überwucdert. Für 
derartige Menſchen braucht ſich aber der Gefeggeber nicht ſonderlich 
zu erwärmen. Die Maitrefje, die durch Annahme übermäßiger 
Geſchenke an Geld und Geldeswerth ihren Liebhaber ruinirt und 
dejjen Frau und Kinder der Noth preisgiebt, der Mitwifjer eines 
bisher unentdedten Verbrechens, der von dem geängjteten Verbrecher 
ein Üibermäßiges Geſchenk als Schweiggeld empfängt, der leichtjinnige 
Neffe, welcher behufs Einlöfung feiner Ehrenwortjcheine von feinem, 
die Familienehre hochhaltenden Dheim eine Geldſumme ſchenkweiſe 
empfangen hat und der, jpäterhin zu größerem Vermögen gelangt, 
dad von jenem gebrachte jchwere Vermögensopfer durch Rüdzahlung 
nicht ausgleichen will, der Pflegejohn, der bei der Protofollirung des 
Vermögensſchenkungsvertrags die Verpflichtung zur lebenslänglichen 
Berpflegung, Berköftigung u. |. w. nicht ausdrüdlich übernimmt, und 
jpäterhin feine arm gewordenen Pflegeeltern darben läßt, dieje und 
ähnliche Sorten von Menſchen verdienen den Schut nicht, der dem 
redlihen Erwerb gebührt. Aber jelbit in den Fällen, in welden 
am ſchenkweiſen Erwerb fein moraliſcher Schmuß klebt, ift jchon die 
bewußte Theilnahme des Bejchenkten an der den Schenker ruinirenden 
Bermögensverjchwendung eine volf3wirthichaftlih nicht zu duldende 
Handlung, fie ift und bleibt eine Ausbeutung des Leichtfinns, der 
Unerfahrenheit, Dummheit oder gefchäftlichen Unfelbititändigkeit des 
Schenkers, fo daß das Geſetz keinen Anftand zu nehmen braudt, 
derartige Schenkungen für ungültig zu erklären, und den Beſchenkten 
zur Rüdgabe des ganzen Geſchenks zu verpflichten. Nun mag e3 ja 
im Leben auch vereinzelte Fälle geben, in welchen der Beſchenkte von 
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“der Schädlichen WUebermäßigkeit der Schenkung feine Kenntniß hat, in 
welchen er vielmehr des guten Glaubens ift, daß fie den Vermögens— 
verhältniffen des Schenkers entjpreche. In diefen Fällen ſtehen ſich 
zwei des Schußes gleihmäßig bedürftige Intereſſen entgegen, welche 
Kollifion am gerechteften. durch ein Kompromiß dahin gelöft wird, 
daß der Beſchenkte nicht das ganze Geſchenk, jondern nur Dasjenige 
zurüdzugeben verpflichtet wird, um was er zur Beit der Geltend- 
mahung des Rückforderungsrechts noch bereichert ift. 


2. Gegenjtand der Schenkung. 


83. 

Im Gegenſatz zur herrſchenden Lehre und dem Entwurf, welche 
für den Begriff der Schenkung eine Bermögenszuwendung an 
den Bejchenkten, eine Bermögensbereiherung!) erfordern, läßt, 
wie da3 Römiſche Recht‘), jo auch das heutige Rectsbewußtfein 
jedes wirthihaftlihe Gut als Gegenstand der Schenkung zu. 
Wirthſchaftliches Gut ift aber nicht bloß das Ding der außermenjd)- 
lichen Natur, welches unſre nıateriellen Bedürfnifje zu befriedigen im 
Stande iſt (VBermögensgegenftand), jondern Alles und Jedes, was 
unſre anerkannt wirthichaftlihen Bedürfniffe und Intereſſen, mate— 
rielle und immaterielle, zu befriedigen geeignet ift, und was die 
Duelle wirthichaftliher Mittel jein fan. Das materielle Bermögen 
it nur eine Spezies des wirthichaftlihen Guts. Außerwirthichaft- 
lihe Güter, obwohl man aud ſie im gejellichaftlichen Verkehr als 

) So Meyerfeld: Das Berjhaffen eines pekuniären Bortheils, der Bor: 
theil, den der Beſchenkte erhält, muß in Geldeswerth angejhlagen, und als ein 
Bermögensbejtandtheil angejehen werden fünnen. Die Lehre von den Schenkungen. 
Bd. J. 1Nr. J. 3. — Savigny: Die Bereicherung bejteht darin, daß das Vermögen 
des Bejchentten, dem legten Erfolg nad), in feinem Totalwerthe vermehrt werde. 
Syſtem. Bd. IV. 5 149. — Schilling: Vertrag, wodurd Jemand aus Liberalität oder 
freier Gunſt irgend ein Bermögensredt an einen Anderen veräußert. Inſtitutionen. 
Bd. 111. 8 350. — Windſcheid: Schenkung im weiteren Sinn ift jede nicht tejtamen: 
tarifche VBermögenszumendung, durd) welche a) das Vermögen des Empfängers ver- 
mehrt wird; b) deren Beitimmungsgrund für den Zumendenden die Abficht iit, das 
Vermögen des Empfängers zu vermehren; die ce) von dem Empfänger als eine 
in diefer Abficht gemachte angenommen wird. Im engeren Sinne it Schenfung 
nur diejenige Vermögenszumwendung der bezeichneten Art, durch welche zugleich 
das Vermögen des BZumendenden in entjprechender Weife vermindert wird. 
Band. $ 365. 

?, Freiheit aus Sklaverei (servus libertate donatur), Familien-Selbſtſtändigkeit 
(emancipationem donare), Givität (eivitate donatus), 
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Gegenjtände von Schenkungen zu bezeichnen pflegt!), finden im 
Rechtsgebiet Feine Stelle. Nac der herrichenden Lehre können nur 
materielle und unmittelbare Bermögensgüter Gegenftand der Schen— 
fung jein, nicht auch inmaterielle, und wo ſich irgendivo eine mohl- 
wollende, freiwillige und unentgeltlihe Zumwendung eines idealen 
Guts findet, da ſoll Feine Schenkung vorliegen und jedenfalls fänden 
die Grundſätze der Schenkung auf fie feine Anwendung. Dieje 
Doktrin hat in den Rechtsanfchauungen unſres Volks feinen Ein- 
gang gefunden. Hier find auch immaterielle Güter, jo fern fie über: 
haupt ein rechtlich anerkanntes Intereſſe zu befriedigen vermögen, 
Gegenjtand der Schenkung. ch führe einige jelbjt beobachtete Fälle 
an. Ein in die Hände von Wucherern gerathener jüngerer Mann 
hatte jich ehrenwortlich durch Sculdfchein verpflichtet, zu einer be- 
ftimmten Zeit eine größere Summe zu zahlen. Wenige Tage vor 
den Berfall offenbarte er fich einem Freunde; die Summe war zu 
groß, als daß fie von den- herbeigerufenen Freunden gedecdt werden 
fonnte, und man ınußte den Freund in diefer Hinficht feinem Schickſal 
überlaffen. Dagegen wurde mit dem Gläubiger eine Vereinbarung 
getroffen, daß diejer den Ehrenwortjchein aushändigen, dafür einen 
gewöhnlichen Darlednsihuldfchein von feinem Schuldner erhalten und 
al3 Preis hierfür von den Freunden eine beftimmte Summe erhalten 
jollte. Dies gejchah, Alles mit Zuftimmung des Schuldners, den 
man bon vornherein jeder Verpflichtung zur Rückzahlung enthob. 
Man nahm allerjeits an, daß diefe Summe lediglich ein Vermögens: 
opfer der Freunde jei. Späterhin erwies fich der aus diefer Noth 
Gerettete gegen einen jeiner Retter aus der Noth in höchſtem Grade 
undantbar, und e3 wurde die Frage erörtert, ob auf dem Wege des 
Widerrufs der Schenkung der fragliche Netter den Erfaß feines An- 
theil3 an der Auslöfungsjumme von dem Geretteten verlangen könne. 
Die Frage wurde gerichtlidy nicht ausgetragen, doc ftimmten alle zu 
Rathe gezogenen Yuriften wenigſtens in dem Punkte überein, daß 
nad) ihrer Nechtsüberzeugung der Undankbare zum Erſatz jenes Ans 
theil3 verpflichtet jei. — Ein Arzt hatte fich einer Gemeinde gegen: 
über verpflichtet, für die Dauer von 5 Fahren feinen Wohnfig in 
ihrem Dorfe zu nehmen. Eine DVerpflihtung zur Ausübung der 
ärztlichen Praris übernahm er nicht; man ging beiderjeit8 davon aus, 


", Schenken Sie mir die Ehre Ihres Beſuchs, Ihre Aufmerkjanfeit, Liebe, 
Zuneigung, Freundjchaft, Geduld u. j. w. 
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daß er jchon in jeinem eigenen Intereſſe die Praxis ausüben werde, 
jofern nicht dringende Abhaltungsgründe eintreten würden. Nad) Ablauf 
eines Jahres traten Verhältnifje ein, die es ihm und feiner Familie ſehr 
wünſchenswerth erjcheinen ließen, daß er feinen Wohnfit aufgebe. Die 
Gemeinde beharrte auf dem Bertrag, um fo mehr, als fie mit den 
ärztlichen Leiftungen ihres Schuldners jehr zufrieden war, und die 
Berufung eines anderen Arzte8 nur durch Aufwendung erheblicher 
Geldopfer hätte bewirken fünnen. Jener wollte indeffen feine Ab— 
findungsfumme bezahlen. Da verftand fich jeine Mutter hierzu; er 
jelbjt war mit der Befreiung von feiner Wohnfigverpflichtung dankend 
einverftanden; eine Verpflichtung zur Nüdgabe der aufgewendeten 
Summe war ausdrücdlich ausgejchloffen. Nach dem Tode der Mutter 
entjtand unter deren Erben ein Streit darüber, ob der Sohn die 
von der Mutter gezahlte Abfindungsjumme zu Eonferiren habe. Die 
Erben behaupteten eine Schenkung diefer Summe; der Sohn be- 
hauptete, nicht dieſe, jondern die Freiheit von feiner Wohnfitver- 
pflichtung jet ihm gejchenft worden, jein Vermögen jei dadurch nicht 
vermehrt oder bereichert worden, im Gegentheil, er Habe eine jehr 
einträglihe Praxis aufgegeben und viele Jahre nöthig gehabt, um 
jih an feinem neuen Wohnfige eine halbwegs rentable Praris zu 
gründen. Die Sache wurde verglichen. — Kurz vor der Hochzeit 
eines Brautpaares theilte der Bräutigam feiner Braut Berhältnifje 
mit, die es ihm als eine Pflicht gegen ſich felbjt und jeine Eltern 
ericheinen ließen, nidyt zu heirathen und das Verlöbniß zu löfen. 
Die Braut in ihrer Großmuth und Liebe gab ihn frei. Auf feinen 
Rath) verkaufte jie ihre kurz vorher angejchaffte und nunmehr zwecklos 
gewordene Ausstattung, und büßte dabei gut ein Dritttheil deren Anz 
ihaffungspreifes ein. Nach einiger Zeit benahm fi) der vorhinige 
Bräutigam in gehäffigiter Weiſe gegen jeine frühere Braut, indem 
er namentlich intime Beziehungen derjelben zu ihm dritten Perjonen 
gegenüber grund und rückſichtslos offenbarte. Es fragte ſich, ob 
wegen diefer ſchnöden Undankbarkeit die alfo Gekränkte den Erſatz 
jenes beim Berkauf ihrer Ausstattung erlittenen Bermögensverlufts 
verlangen könne. Auch hier behauptete der Undankbare, es fei ihm 
(ediglich die Freiheit vom Joche der Ehe geichenkt, fein Vermögen fei 
dadurch aber nicht vermehrt worden, im Gegentheil, er habe mit der 
Löfung des Verlöbniſſes eine Reihe von Vermögensopfern bringen 
müffen und namentlich auf eine große Mitgift feiner Braut an 
Kapitalien und dergleichen verzichtet. 


Ir 
r : 


Derartige Fälle von Schenkungen immaterieller Güter find im 
Leben Eeine Geltenheiten. Wer eine langjährige Erfahrung Hinter 
ſich hat, wird beftätigen Fönnen, daß fie Häufig genug vorkommen. 
Dean braucht nicht gerade nur an die Fälle des Losfaufs eines von 
See- oder Landräubern gefangenen Menfchen, wobei Berwandte und 
Freunde aus Liebe und Barmherzigkeit und ohne die Abficht der 
Rüdforderung die Losfaufsgelder aufgebracht haben, zu denken, man 
braucht ſich nur der zahlreichen Fälle zu erinnern, in denen es fi 
um Schweiggelder wegen Verbrechen oder Vergehen, um die Ein- 
löſung gefälichter Wecjel und Urkunden, um die Berdedung von 
Unterfchlagungen, und um die Verhütung einer ftrafrechtlihen Unter: 
juchung und Bejtrafung wegen Verbrechen oder Vergehen handelt. 
Wohl fonkurrirt hierbei vielfad, die Befreiung eines Schuldners von 
einer vermögensrechtlichen Verbindlichkeit, allein dies ijt meijtens nur 
die nothwendige Folge der Schenkung eines immateriellen Gut3, eine 
Folge, die der Schenker meiltens gar nicht im Auge hat, an die er 
gar nicht denkt, die gar feine oder nur eine jehr untergeordnete Rolle 
jpielt, während das ganze Sinnen und Trachten des Scenfer3 nur 
und allein auf die Beichaffung jenes immateriellen Gut3 gerichtet ift. 
Man denfe an die Fälle der totalen Ueberjchuldung eines in Amt 
und Würde ftehenden Mannes, dejjen Vermögenszuſammenbruch von 
theilnehmenden Berwandten und Freunden mit dem beiten Willen 
nicht mehr aufgehalten werden kann. Allein es find gefälichte Wechſel 
im Umlauf, es haben Unterjchlagungen jtattgefunden. Um ihn vor 
Schimpf und Schande, Ehrlofigkeit, Zuchthaus oder Gefängniß zu 
bewahren, und um jeine und feiner Familie Eriftenz nicht völlig ver: 
nichten zu lafjen, ſchießen Berwandte und Freunde ſolche Summen 
zufammen, daß die Einlöfung der gefälfchten Wechjel und die Ber: 
defung der Unterichlagungen ermöglicht wird. Jeder der Helfer hat 
nur jene Ziele und Zwecke im Auge, feiner denft an eine Ver— 
mögensbereicherung des Schuldners, die zudem für diefen auch nicht 
den geringiten Werth hat, da es ihm bei bevorjtehendem Konkurje 
ganz gleichgültig ift, ob er ein paar Tauſend Mark mehr oder weniger 
überjchuldet ijt. Ehre und Freiheit in ihren verſchiedenen Lebens— 

- geftaltungen find immaterielle, aber wirthichaftliche Güter, die nach 
den geläuterten Rechtsanſchauungen unſres Volks allerdings Gegen- 
ftände einer Schenkung fein fünnen, und es tjt feineswegs richtig, 
dies lediglich auf irdifches Gut einzujchränfen. 

Zur Redtfertigung der herrſchenden Dofktrin kann man auch 
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nicht die Konftruftion verfuchen wollen, daß es fid) in jenen Fällen 
eigentlich um eine Schenkung von Geldjummen Seitens der helfenden 
Verwandten und Freunde an den in der Noth befindlichen Schuldner 
und um ein Loskaufs- oder Befreiungsgefchäft zwijchen diefem und 
dem Gläubiger handle. Diejer Konſtruktionsverſuch widerjpricht dem 
thatſächlichen Vorgang und ſomit der Wahrheit allzufehr. 

Das Gebiet der immateriellen wirthichaftlihen Güter, welche 
Gegenjtand von Schenkungen jein fönnen, it ein ausgedehntes. 
Neben der Ehre und Freiheit find es vornehmlicd die Erziehung, die 
wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, gewerbliche und geſellſchaftliche Ausbil: 
dung, die man im Leben als Geſchenke antrifft. Auch ſie unterliegen 
nach den Rechtsanſchauungen des Volks einem Widerruf wegen groben 
Undanks inſofern, als der Schenker, welcher ſich zur unentgeltlichen 
Ausbildung des Beſchenkten für eine Reihe von Jahren verpflichtet 
hatte, im Falle widerfahrenen groben Undanks die Fortſetzung der 
Ausbildung verweigern und den Erſatz der auf die bisherige Aus— 
bildung verwendeten Geldopfer verlangen kann. 

Zu den wirthſchaftlichen, und ſpeziell zu den Vermögensgütern 
gehört auch die Sicherheit der Forderung eines Gläubigers vor den 
Folgen der Zahlungsweigerung oder Zahlungsunfähigkeit des Schuld— 
ners durch Pfandbeſtellung oder Bürgſchaft, und können daher beide 
Sicherſtellungsgeſchäfte den Charakter der Schenkung annehmen. 
Die Pfandbeſtellung freilich durch den Schuldner ſelbſt, mag ſie auch 
noch ſo freiwillig, Angeſichts ſeiner bevorſtehenden völligen Inſolvenz 
und in der Abſicht der Bevorzugung des Gläubigers erfolgen, wird 
doch niemals Schenkung ſein können, denn ſie hat den Zweck der 
Schuldentilgung, und zu dieſer iſt der Schuldner verpflichtet. Anders 
die Bürgſchaft und Pfandbeſtellung Seitens eines Dritten. Die 
herrſchende Lehre und der Entwurf ſprechen ihnen die Möglichkeit 
des Schenkungscharakters ab, weil ſie niemals zu einer Bereicherung 
oder ſchließlichen Vermehrung des Totalwerths des Vermögens des 
Gläubigers führten. Dieſe Anſicht iſt ſelbſt dann unrichtig, wenn 
man die Bereicherung als ein Erforderniß der Schenkung betrachten 
wollte. Man nehme die Schuld eines dermalen vollſtändig inſolventen 
Schuldners, dieſe Forderung hat dermalen auch nicht den geringſten 
Werth; kommt dazu, daß weder die Perſönlichkeit des Schuldners, 
noch die ſonſtigen Verhältniffe jemals auf beffere finanzielle Umftände 
dejjelben ſchließen laffen, jo ift und bleibt diefe Forderung werthlos; 
der Kaufmann fchreibt fie in feinen Büchern ab, jeder Gläubiger be: 





trachtet fie al8 verloren, und wer dennoch mit ihr, wie mit einem 
wirflihen Bermögensbeitandtheil rechnen wollte, würde fich einer 
argen Täuschung hingeben. Fit fie jo für den Gläubiger verloren, 
und ift damit der Totalwerth feines Vermögens um diejfen Betrag 
vermindert, und e3 Eommt nun ein Dritter, welcher in jchenkweijer 
Abficht den Betrag der Forderung dem Gläubiger zahlt, jo bereichert 
er damit ganz unverkennbar dejjen Vermögen, indem er den der: 
-maligen Totalwerth diejes Vermögens vermehrt. Der Zahlung fteht 
die Bürgichaft und Pfandbeitellung glei. Erfennt man nun gar, 
worüber im Verkehrsleben auch nicht der geringite Zweifel bejteht, 
in der durch folide Bürgichaft oder das werthvolle Pfand eines 
Dritten gewährten Sicherheit einer Forderung ein bejonderes wirth- 
Tchaftlihes Gut, jo wird man die Möglichkeit einer Schenkung nicht 
beftreiten fünnen, und man wird e3 gewiß billigen, daß derartige 
Schenkungen den für Schenkungen überhaupt gegebenen Formvor— 
Ichriften unterliegen, und wegen groben Undanks angefochten werden 
können. 


3. Abſicht des Schenkers. 


84. 

Man iſt allgemein darin einverſtanden, daß zum Begriff der 
Schenkung nicht blos die Abſicht des Schenkers zur unentgeltlichen 
Zuwendung eines ſchenkbaren Guts an den Beſchenkten gehört, ſondern 
daß es auch noch einer weiteren, beſonderen Abſicht des Schenkers 
bedarf, um das Zuwendungsgeſchäft zu einer Schenkung zu machen. 
Dieſe beſondere Abſicht ſoll nach der herrſchenden Lehre und nach dem 
Entwurfe die auf die Bereicherung des Beſchenkten gerichtete Abſicht 
des Schenkers ſein. Unter der Bereicherung aber wird verſtanden 
die ſchließliche Vermehrung des Vermögens des Beſchenkten in ſeinem 
Totalwerthe). Dabei erfährt jedoch die Abſicht der Bereicherung 
gewiſſe Einfchränfungen. So joll das Bewußtſein des Zumendenden, 
daß durch den Zumendungsaft das Bermögen des Empfängers be: 
reichert werde, dann nicht genügen, wenn beim Zuwendenden eine 
Abficht beitehe, durch welche die der Bereicherung ausgefchloffen werde, 
und dies ſei ſchon dann der Fall, wenn eine wirklich vorhandene 
Abficht jo vorherrichend fer oder überwiege, daß dagegen die Bereiche- 

) Savigny, a. a. D. $ 152, 149. Windfheid, a a. O. $ 365. 
„Schenkung ijt die Bereiherung um der Bereicherung willen“. 
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rung ganz in den Hintergrund oder als untergeordnet zurüdtrete. 
Die Bereicherung werde dann nur al3 eine untrennbare, gelegentliche 
Folge zugelafjen, ohne ſelbſt den Entſchluß zum Nechtsgejchäft zu 
beitimmen, jo daß dieſes eben jo vollzogen jein würde, auch wenn 
£eine Bereicherung daraus hervorgegangen wäre. Zur Begründung 
diefer Anficht beruft man ſich auf eine Reihe quellenmäßiger Beilpiele, 
in welchen, obwohl eine gewijje Abficht auf Bereicherung eines Andern 
vorliegt, das pofitive Necht dennoch eine Schenkung nicht anninmt. 
Die wichtigeren dieſer Beifpiele jollen hier einer Erörterung unter: 
zogen werden. 

„Wenn Einer eine Sache wiſſentlich über ihren Werth bezahlt, 
weil fie ihm unentbehrlich ift, oder unter ihrem Werth verfauft, weil 
er jegt Geld braucht und nicht anders befommen kann, jo weiß er, 
daß er den Andern bereichert, aber in jeiner Abjicht Liegt diejes jo 
wenig, daß er es gerne vermeiden würde, wenn er nur fünnte, Er 
unterwirft ji) dent Verluſt als einem notwendigen Uebel u. j. mw.” 
Richtig ift, daß hier feine Schenkung, Feine Abjicht zu jchenfen, vor— 
liegt. Aber jene Begründung ift unrichtig. Wer ein Haus, das für 
den Berfäufer und für ihn, den Käufer ſelbſt, nur einen Werth von 
20000 hat, abjolut haben will, und um den Berfäufer zum Verkauf 
geneigt zu machen, diefem 50000 anbietet, hat unzweifelhaft die 
Abjicht, den Verkäufer um 30000 zu bereichern; die Meinung, daß 
er dieſe Abſicht nicht Habe, it thatſächlich unridtig. Ob er diejen 
Berluft und dieje Bereiherung von 30 000 gerne vermeiden möchte, 
wenn er nur könnte, und ob er jid) dem Berluft nur als einem 
nothwendigen Uebel unterwerfe, it juriftiich gleichgültig, da es im 
Berfehrsleben darauf, ob man einen Vertrag gern oder ungern 
Ichließt, unmöglih ankommen kann. Grfüllt doch aud nicht jeder 
Schuldner jeine Berbindlichkeiten gern, und unterwirft ſich doch auch 
der Darlehnsempfänger dem nothwendigen Uebel jpäterer Zurück— 
zahlung. Und was insbejondere die Schenkungen betrifft, jo giebt 
es im Leben Fülle genug, in welchen Jemand recht ungern jchenkt, 
und dem durch die Sitte oder andere Umftände auferlegten Zwang 
zur geduldigen Hinnahme des nothwendigen Uebels einer Schenkung 
ſich unterwirft. Die Abficht der Bereicherung kommt namentlid) dann 
zum unverfennbaren Ausdrud, wenn bei den Berkaufsunterhandlungen 
von beiden Seiten anerkannt wird, daß das Haus in der That nur 
einen Werth von 20 000 habe, der Verkäufer aber 30 000 verdienen 
wolle. Nad) den beiderjeitigen Anſchauungen it diefe Summe zunächſt 
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nicht ein Aequivalent für das Haus ſelbſt, jondern ein Breis für die 
Geneigtheit des Verkäufers zum DVerfaufe überhaupt. Der nächſte 
Zweck, die nächſte Abficht des Käufers geht auf die Bereicherung des 
Verkäufers um 30 000, und fein entfernterer Zwed, feine entferntere 
Abſicht auf den begehrten Vertragsabſchluß. Man kann diejen 
Gedanken aud) jo ausdrüden: Des Käufers Zweck und Abficht geht 
auf Abſchluß des Vertrags, und die beabjichtigte Bereicherung des 
Berfäufers ift nur Mittel zur Erreichung feines Ziweds. Der Käufer 
handelt hier überall nur in feinem Intereſſe; auch wenn er da3 
Intereſſe des Verkäufers noch fo fehr fürdert, thut er dies doch nur 
in feinem eigenen Intereſſe; er bereichert den Berfäufer nicht um 
deſſen, jondern um feiner ſelbſt willen; er handelt nicht diefem zu 
Liebe, nicht dieſem zu Gefallen, fondern fi) zu Liebe, fich zu Gefallen, 
zur Erreihung jeines Zweds, zur Beförderung feines wirklichen oder 
vermeintlichen Nutzens oder zur Befriedigung feines Eigenfinns. 
Richtig ift daher, wenn Savigny den Mangel der Schenfungsabjicht 
damit Eennzeichnet, daß die Zwecke, die der Käufer verfolge, ſich bloß 
auf ihn jeibjt, nicht auf den Berfäufer bezögen. Die bloße Be- 
reiherungsabjicht des Schenfers ift daher nach den für diejes Beiſpiel 
gegebenen Erläuterungen Savigny's niemals ein charafterijtiiches 
Merkinal der Schenfung?). 

In einer zweiten Kategorie von Fällen joll „die Bereicherung 
nur die gelegentliche, aber unfehlbare Folge der Familienverhältniſſe 
jein. Werden nun dieje durch ein Rechtsgeſchäft neu bejtimmt, jo 
gelten fie al3 daS Ueberwiegende, und die Bereicherung tritt als 
untergeordnet zurück, auf fie tft dann die Abjicht nicht zu beziehen, 
und die wirklid) vorhandene Bereicherung kann nicht als Schenkung 
angejehen werden.” Als nächſtes Beiſpiel wird angeführt: „Wenn 
daher ein Ehegatte dem andern den unentgeltlichen Mitgebraud) eines 
Haujes oder anderer Sachen überläßt, welches unter Fremden eine 
Schenkung jein Eönnte, jo ift es feine Schenkung, weil es aus dem 
gemeinjamen häuslichen Leben folgt, und daraus folgen würde, auch 
wenn für den andern Theil Fein Geldgewinn damit verfnüpft wäre” ?). 

Hiergegen tft zu eriwidern, daß der an die Spige geftellte allge- 
meine Saß zu allgemein und weittragend und das angeführte Beijpiel 


1) Daſſelbe Für und Wider gilt auch von den beiden Fällen der Bereicherung 
bei dem Bergleihsabfchluß und dem Accord der Gläubiger mit einem infolventen 
Schuldner. Savigny, a. a. O. ©. 81. 

) Savigny, a. a. O. ©. 81. 
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nicht zutreffend iſt. Es giebt allerdings Fälle, in melden es dem 
einen Ehegatten an der Abjicht der Bereicherung des andern fehlt. 
Es giebt aber auch entgegenftehende. Man nehme den Fall: zwei 
Eheleute bewohnten bisher ein dem Manne gehövendes Haus, während 
dag der Frau gehörende, unter ihrer cigenen Bermwaltung ftehende 
Haus vermiethet war und jährlich einige Tauſend Mark Miethzins 
eintrug, der ſtets für die rau als Kapital verzinslic” angelegt 
worden war. Nun weiß der Ehemann jeine rau zu beitimmen, 
daß deren Haus von der familie bewohnt und fein eigenes vermiethet 
werde, jo daß die Jahresrevenüen des letteren ihm allein zufallen 
follen. Sit dies alles in der beftimmten und ausdrüdlich erklärten 
Abjicht beider Theile, dem Bermögen des Mannes auf dieje Weiſe 
aufzuhelfen und dafjelbe zu vergrößern, vereinbart worden, jo it 
doch in der That die Bereicherung des Mannes das Leberiwiegende, 
die Wohnungsveränderung nur Mittel zu jenem Zwed, und man 
wird daher ın diefer Vereinbarung, falls die Frau damit überhaupt 
ihrem Manne einen Gefallen zu erweijen die Abficht Hatte und nicht 
von eigennügigen Zwecken geleitet war, eine wahre Schenkung erbliden 
müfjen!). 

„Endlich giebt es auch Fälle,” fährt Savigny fort, „worin die 
perjönliche Pietät gegen den Bereicherten oder gegen einen Dritten 
der eigentliche Beweggrund zu einer Handlung it. Auch dagegen 
tritt dann die Bereicherung als untergeordnete Folge zurüd, und die 
Handlung kann deshalb nicht als Schenkung beurtheilt werden.“ 
ALS Beiſpiel hierfür wird angeführt: wenn ein Zeitamentserbe ein 
Vermächtniß volftändig auszahlt, obwohl er die Faleidiſche Duart 
hätte abziehen fönnen, jo wird durch diejen freien Entſchluß der 
Bermächtnignehmer bereichert. Gejchieht es jedoch nidt zum Zweck 
der Bereicherung, jondern aus Pietät gegen den Erblafjer, jo gilt 
die Handlung nicht al3 Schenfung, während wenn der Erbe einem 
ihm bejonders befreundeten Vermächtnißnehmer den Abzug erläßt, 
den übrigen nicht, ich diefer Erlaß als Schenkung zeigt, und nicht 


) 1. 181. 28 8 2,1. 31 $ 1 de don. int. vir (24, 1) reden nur bon unbe: 
deutenden GebrauchSleiftungen; derartige Schenkungen zwifchen Ehegatten jollen 
nicht verboten fein. — Wenn Savigny, a. a. D. in Not. c das gemeinichaftliche 
Bemohnen de8 Haufe der Frau als das principale anfieht, und dies damit 
rechtfertigt, daß der natürlichjte Gebrauch eines Haufes darin bejtehe, daß es vom 
Eigenthümer bewohnt werde, fo überlicht er doch, daß das Bermiethen eines 
Haufes aud) ein fehr natürlicher Gebrauch deitelben ift. 
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al3 Pietät gegen den Verſtorbenen). Um die Richtigkeit diefer Be— 
gründung beurteilen zu können, muß man auf den mitgetheilten 
Hall doc näher eingehen. Der Erbe, deſſen Erbichaft durch über- 
große Vermächtniſſe feines Erblafjers geichmälert ift, fteht vor der 
Wahl, ob er dem Wunfche jeines Erblaſſers nachkommen und das 
Vermächtniß dem Bedachten ganz zuwenden, oder ob er mit Igno— 
rirung jene Wunſches von feinem Rechte Gebrauch machen und den 
gejeglichen Abzug zu eigenem Vortheil und zum Nachtheil des Be— 
dachten eintreten laſſen ſoll. Diejer Wunjch des Erblafjers, von 
welchem man im Leben zu jagen pflegt, er jolle dem Erben Heilig 
jein, hat auf den Durchſchnittsmenſchen einen mehr oder weniger 
ftarfen Einfluß, und wenn ſich nun der Erbe, dem ihm auferlegten 
jeeliichen oder jozialen Zivange nachgebend, aus wirklicher oder er- 
heuchelter Pietät gegen jeinen Erblafjfer zum Verzicht auf jein Ab— 
zugsrecht entjchließt und das Bermächtniß in feinem ganzen Umfange 
entrichtet, jo tft jeine Pietät doc) nur Beweggrund für feine Abjicht, 
dad Bermögen des Vermächtnignehmers zu bereichern, welchem Be— 
weggrund hier feine größere Wirkjamfeit beigelegt werden fann, wie 
anderen Bemweggründen bei anderen Rechtsgeſchäften. Der Erbe 
jelbft hat bei der Prüfung der Frage, wie er ſich dem Wunſche jeines 
Erblafjerd gegenüber verhalten foll, nicht bloß das Bemwußtjein, daß 
er im entjprechenden Falle da3 Bermögen des Vermächtnißnehmers 
vermehre, jondern er hat auch geradezu die Abjicht der Bereicherung. 
Dieje tritt namentlid) dann recht erkennbar hervor, wenn der Erblaſſer 
einen großen Werth darauf gelegt hatte, daß das Vermächtniß un- 
verfürzt und ohne den dem Erben gejeglicd; eingeräumten Abzug 
entrichtet werde. Denn der Erbe fragt fi), joll ich mich durch den 
Verzicht auf mein Recht in meinem Bermögen jchädigen oder foll id) 
mic) durch Geltendmahung meines Rechts nicht jchädigen, und joll 
ich den Vermächtnißnehmer bereichern oder Joll ich ihn nicht bereichern. 
Ob er ich zu diejer Bereicherung gerne entjchließt oder nur ungern, 
und von welchem Bemweggrunde er ji) dabei leiten läßt, ift ganz 
gleichgültig. Wenn aljo troß der Bedeutungslofigkeit des Pietäts- 
gefühls als Beweggrunds und trot der ftarf hervorgetretenen Be— 
reiherungsabjicht in obigem Falle eine Schenkung nicht angenommen 
wird, jo kann dieſe Abficht als ein charakteriftiiches Merkmal der 
Schenkung nicht angejehen werden. 


i) Savigny,a. a. O. S. 83 f. 
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Als zweites Beijpiel wird die unentgeltliche Pflege und Er— 
ztehung eines fremden Kindes angeführt. Geſchehe die blos aus 
rein menjchlichem Antheil an dem Kinde, jo liege eine Schenkung 
nicht vor. Dabei foll es Fälle geben, ın welden eine Bereicherungs- 
abjicht überhaupt nicht beftehe, weil der freiwillige Erzieher bet jeiner 
löblihen Handlung nicht an einen geſchenkten Geldeswerth denke !. 
Darf man diefen Sat dahin verallgemeinern, daß überall da, wo 
Jemand bei einer freiwilligen und unentgeltlihen Zuwendung an 
deren Geldwerth nicht denke, aud) eine Bereicherungsabficht und darum 
eine Schenkung nicht vorliege, jo würde man in zahllojen Fällen 
Schenkungen von zweifellofer Eriftenz verleugnen müjjen. In anderen 
Fällen fol die Bereicherungsabjicht al8 ein untergeordnetes Moment 
hinter dem rein menfchlichen Antheil des Erzieher an dem fremden 
Kinde zurüdtreten. Aber was ijt denn diejer rein menjchliche Antheil? 
Eine pofitive Erklärung diefes Begriffs wird uns nicht gegeben. Man 
jollte doch denken, er ift die Theilnahme eines guten Herzens an dent 
Schidjal eines Kindes; e3 fieht Jemand ein fremdes Kind der Noth des 
Lebens preisgegeben, er ſieht es darben, ungenügend ernährt und ge= 
Eleidet, ohne Erziehung, in fchlechter Gejellichaft, er will es vor leiblichen 
und fittlihem Verkommen retten, oder er will die unzweifelhaft vor— 
handenen guten getitigen Anlagen des Kindes ausbilden, er will e8 zu 
einem tüchtigen Mitglied der menschlichen Gefellihaft erziehen und eine 
jihere Eriftenz ihm gründen, mit einem Worte, er will ihm Wohl: 
thaten ermweifen, deren es ohne feine thätige Antheilnahme voraus: 
fihtlih für alle Zukunft entbehren würde. Aber gerade diefer Be— 
griff wird von den Vertretern der herrichenden Lehre ausdrücklich 
ausgeichloffen?). Und warum foll denn jede fonftige rein menjchliche 
Theilnahme an einem fremden Kinde das für den freiwilligen Er— 
zieher prinzipale Moment, und die Abficht der Wohlthätigkeit und 
eventuell der Bereicherung das untergeordnete, die Wohlthat ſelbſt 


1) Solche Pflege- und Erziehungsfälle mögen doch wohl fehr felten fein. Wenn 
der Erzieher vor Faſſung feines Entfchluffes von der Theilnahme am fremden 
Kinde und von der edlen Aufgabe, die er ſich gefett hat, auch noch jo jehr erfüllt 
ijt, wird er doch zuweilen auch an den Geldpunft und an die pefuntären Bortheile, 
die dem Kinde eriwachfen werden, denken. Jedenfalls kommen ihm aber joldhe 
Gedanken im Laufe der Pflege und Erziehung. Mit folchen Gedanken fann man 
im praftifchen Rechtsleben nicht operiven, ſelbſt RO davon, dat ihre Beweife 
trügeriſch find, 

2) Sapigny, a.a. ©. ©. 85 Not. k, ©. 56 f. 
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und die Bereicherung des Kindes nur die untrennbare, den Entſchluß 
zum Rechtsgeſchäft nicht bejtimmende Folge des rein menſchlichen 
Antheils fein? Iſt es nicht vielmehr gerade der Hauptzived, die 
Hauptabſicht des Erziehers, dem Kinde die Wohlthaten der Erziehung 
zuzuweifen? Die Fälle, in welchen Jemand ber jolher Erziehung 
eines fremden Kindes nur die Bedürfniffe feines eigenen Herzens 
oder die Erfüllung einer religiöjen oder bürgerlihen Pflicht im Auge 
hat, find doc wohl jehr felten. Wenn dann in dem Falle, daß ein 
Neicher einige Kinder aus einer zahlreichen Familie nicht in fein 
Haus aufnimmt, jondern bei andern in Pflege giebt und dafür 
Koftgeld zahlt, ein reines Geldgefchenf an den Vater angenommen 
wird), jo kann doc; wahrlich diefe Verjchiedenheit der Form, in 
welcher der rein menjchliche Antheil an dem fremden Sinde zum - 
Ausdrud gelangt, den Begriff diefes menschlichen Antheil3 nicht 
alteriren. Iſt es auch hier gejtattet, jenen Satz dahin zu verall: 
gemeinern, daß überall da, wo emand zu einer freiwilligen und 
unentgeltlihen Zuwendung durch feinen rein menschlichen Antheil 
anı Empfänger beftimmt wird, eine Schenkung nicht angenommen 
werden dürfe, dann würde das Schenkgeſchäft im Leben auf ein 
minimales Gebiet bejchränft, und es müßten auch hier in zahl- 
lojen Fällen Schenkungen von unziweifelhafter Eriftenz verleugnet 
werden. 

Prüft man nun die herrjchende Lehre von der Nothiwendigkeit 
der Bereiherungsabfiht an der Hand des Lebens, jo wird man 
allerdings zahlreichen Scenkungsfällen begegnen, in welchen die 
Abticht des Schenkers unmittelbar, ausgeſprochener Maßen oder 
jonft wie unzweifelhaft auf die Bereicherung, auf die Vermehrung 
des Vermögens des Beichenkten in jeinem Zotalwerthe gerichtet ift. 
Es ift dies insbeſondere dann der Fall, wenn ein größeres Geld» 
fapital zur Begründung eines Geſchäfts oder ein Landgut zum 
Betrieb der Landwirthichaft gejchenkt wird; hier joll ein Bermögen 
geichaffen werden, aus deſſen verftändiger Bewirtbichaftung dem De: 
ſchenkten Revenüen erwachſen, die ihm und feiner Familie eine jichere 
und jorgenfreie Eriftenz bereiten fönnen. Andrerſeits aber giebt es 
in zahlreichen Lebensverhältniſſen zahllofe Schenkungsfälle, in welchen 
die Abficht der Bereicherung thatſächlich gar nicht vorhanden ift, oder 
wenn zufällig einmal vorhanden, doc nicht in die äußere Erjcheinung 


) Sapdigndy, a. a. DO. ©. 86 Not. m. 
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tritt, und jedenfall3 nicht VBertragsbeitandtheil wird. Man betrachte 
nur die Geburtstags, Weihnachts: und Hoczeitsgefchenfe, die Ver— 
wandte, Freunde und Bekannte einander zu geben pflegen, die Mafje 
unnöthiger oder mehr oder weniger nüßliher Dinge, wer von alleır 
Spendern hat denn die Abjicht, mitteljt diefer Gegenftände von mit- 
unter ziweifelhaftem Geldwerthe den Totalwerth de8 Vermögens 
des Beſchenkten zu erhöhen? Es verjtößt ja geradezu gegen Sitte 
und Anjtand, den Geldwerth diefer Geichenfe zu erwähnen, mag 
derjelbe ein niedriger oder ein ſehr großer jein. Die Geſchenke 
jeltener Bücher, interefjanter Kunftgegenftände, berühmter Gemälde und 
dergleichen an Öffentliche Bibliotheken, Muſeen, Bildergalerieen, werden, 
obwohl man von einer Bereiherung diefer Sammlungen ſpricht '), 
doc) nicht in der Abficht der Bermehrung des Totalwerths des Ver— 
mögens derartiger Anjtalten gegeben, und es würde auf denjenigen 
Schenker ein fehr trübes Licht fallen, der fein Geſchenk mit dem Be- 
merfen begleitete, daß es jo und jo viel gefoftet hätte. Selbſt die 
vereinzelt und geheim oder die auf dem Wege öffentlicher Zeichnung 
an Gemeinden, Wailen:, Armen und Stranfenhäufer, an Kirchen, 
milde Stiftungen, Miſſions- und gemeinnügige Anftalten jeder Art 
behufs Unterftügung von Bedürftigen oder zur Förderung humaner, 
fittlicher oder nationaler Zwecke gegebenen Geldipenden, jofern fie 
alsbald an diefe Bedürftigen verabfolgt werden jollen, und gleichſam 
nur als durchlaufende Einnahmen und Ausgaben ericheinen, werden 
nicht in der Abjicht der Vermehrung des Totalwerth3 des Vermögens 
jener Anftalten gegeben. Noch viel weniger ift dies der Fall bei 
den Unterftüßungen, die zur Linderung der Moth des Lebens der 
Bedürftigen diejen direkt gewährt werden. Auch der Gläubiger, der 
jeinen Schuldner im Kampfe um die Erhaltung feiner Familie ringen 
und von Gorgen, Kummer und Berzweiflung gebeugt fieht, und aus 
Mitleid und Edelmuth diefem die Schuld erläßt, denkt hierbei nicht 
an deſſen Bereicherung, und gleichwohl faßt das Leben ſelbſt einen 
jolhen Schulderlaß als Schenkung auf. Dieje Beijpiele, die auf 
Grund zahlreicher anderer Lebensverhältniſſe in allen Schichten der 
Bevölkerung in ſehr erheblihem Maße vermehrt werden Eönnen, 
werden zur Begründung der Lleberzeugung genügen, daß nad) der 
rechtlichen Auffaffung unſres Volks die Abficht des Schenfers, den 


) Man ſpricht ja felbit dann von einer folcdhen Bereicherung, wenn bie 
erworbenen Gegenjtände um bedeutende Preife angefauft worden find. 
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Beihenkten zu bereichern, Eeinen wejentlihen Bejtandtheil der 
Scenfung bildet. 

Was ijt denn nun in Wahrheit die Abficht des Schenkers, welche 
die freiwillige unentgeltliche Zuwendung zu einer Schenfung madt? 
Die Antwort ift nicht ſchwer zu finden, wenn man die allgemein 
anerkannte prinzipielle Bedeutung der Schenkung feithält. Die 
Schenkung iſt hiernady eine Spezies der Gattung Gefälligkeit, die 
der Schenfer dem Bejchenkten erweift. Der Begriff der Gefälligkeit 
hat zwei Geiten; eine negative, daß jie vom Erweifenden in uneigen- 
nügiger Abjiht und nicht zur Förderung feiner eigenen Intereſſen 
eriwiejen wird, und eine pojitive, daß fie in der Abjicht, dem Andern 
einen Gefallen zu erweiſen, erfolgt. Diejer Gefallen ift ein Gattung3- 
begriff; fein charakteriftiihes Merkmal ift die Wahrung oder Förde: 
rung irgend eines von allen nur denkbaren Intereſſen des Lebens, 
realer oder idealer, geiltiger oder förperlicher, privater oder öffent: 
licher; Intereſſen der Wiſſenſchaft, Kunft, Religion, des Glaubens, 
der Humanıtät, Gefittung, des Handel3 und Wandels, der Gejund- 
heit, Bildung, der Linderung der Noth, der Verhütung von Ver: 
brechen und Laftern und dergleichen mehr. Was insbejondere die 
Intereſſen des Einzelnen betrifft, jo können diejelben reine Geld: 
oder andere Bermögensinterejjen fein, wiſſenſchaftliche, Fünftlerifche, 
gewerbliche, jeeliihe (wie Freude und Zufriedenheit), gejellichaftliche 
(wie Anjchen, Würde, Glanz der Familie) und leiblihe (wie Er— 
nährung, förperliches Wohlbefinden, Behagen, Bequemlichkeit) und 
dergleichen mehr. Dies find Dinge, die den Menſchen gefallen, 
woran fie Gefallen finden, die ihnen gefällig (gelegen, beliebt, will 
kommen, angenehm, dienlich, nüglich, wohltduend, zujagend, wohl: 
gefällig) find, die ihren Beifall haben, und wer fie einem Andern 
verichafft, der erweilt ihm einen Gefallen oder eine Gefälligkeit. 
Und wer dies thut, um e3 zu thun, der handelt in der Abjicht, einem 
Andern einen Gefallen oder cine Gefälligkeit zu erzeigen. Der 
Beweggrund zu dieſem abfichtlihen Thun kann in den verjchtedenjten 
Gebieten des Lebens liegen; man ift gefällig, weil es der Sitte, 
der Moral, der Religion entipricht, man thut dem Andern etwas Gutes 
aus Freundſchaft, Liebe, verwandtjchaftlicher Zuneigung, aus Mitleid, 
Wohlwollen, Edelmuth, Seelengröße, aus Dankbarkeit für früher em— 
pfangene Wohlthaten, aus Schwäche, verzeihlicher Prahlerei und Eitelkeit. 

Nach diefen Momenten find die einzelnen Schenkungsarten zu 
beurtheilen. Nimmt man beijpielsweije die zwifchen Verwandten und 
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Freunden gebräuchlichen Weihnachts-, Geburtstagd- und Hochzeits— 
geichenfe, fo weiß man, daß diefelben gegeben werden, um den Be- 
Ichenften einen Gefallen zu evweilen, um ihnen eine Freude zu 
machen. Wenn fie auch feinen Nutzwerth haben jollten, jo pflegen 
fie doc) dem Bedürfniß der Wohnlichkeit, dem Schönheitsfinn irgendivie 
zu entiprechen. Andere erhöhen die Behaglichkeit und die Bequem: 
lichkeit, andere dienen zur häuslichen Unterhaltung, wieder andere 
befriedigen ein Kunſt- oder wifjenjchaftliches Bedürfniß, andere, wie 
jilberne Zafelaufjäge, Brillanten und Juwelen erhöhen des Haufes 
Glanz und Würde u. f. w. Die Abficht, einen Gefallen damit zu 
erweifen, it vorhanden; aus weldem Beweggrunde es aber gejchieht, 
iſt gleichgültig, derjelbe fann die reinfte Liebe und Yuneigung, die 
edelite Gejinnung fein, er kann aber auch darin liegen, daß man 
mit innerem Widerftreben und Merger über die Perfönlicdjkeit des 
Empfängers oder das gebradte unnöthige und große Geldopfer ſich 
lediglich der nun einmal beftchenden Sitte und ihrem fozialen Zwange 
unterwirft. Wer aus Eitelkeit und im Glauben, jeine Mitmenfchen 
zur Hochachtung für ſich zu bejtimmen, zur Unterſtützung der Ab— 
gebrannten oder Waſſerbeſchädigten große Geldjummen zeichnet, wird 
zwar von einem unedlen Nebenmotiv geleitet, gleichwohl erweist er 
ven Bedürftigen einen Gefallen, er Hat die Abficht, diefen einen 
Gefallen zu erweiſen und ift darum Schenker. Die an wiljenichaft- 
lihe und Kunftanftalten, an SKorporationen und Vereine zur Be— 
förderung des öffentlihen Wohls gemachten Gefchenfe werden in der 
Abſicht der Erfüllung der von diefen Inſtituten fich gejetten Auf: 
gaben und zur Förderung und Pflege ihrer Intereſſen gemacht, 
mögen aud) bei einzelnen Schenkungen Eleine Eitelfeiten dev Schenker 
mitunterfließen. Auch diefe Beiipiele werden zur Begründung der 
Ueberzeugung genügen, daß nad) der Rechtsauffaſſung unfers Volks 
die Abficht des Schenkers, dem Bejchenkten einen Gefallen zu er— 
weiſen, wejentlicher Bejtandtheil der Schenkung ift. 


4. Bermögensbenadtheiligung des Schenkers. 
85. 
Die herrſchende Lehre und der Entwurf erfordern zum Begriff 
der Schenkung eine Bermögensverminderung des Schenfers'), 
) So Windjcheid, a. a. O. 8365, Savigny, a.a.D. $ 145: „Berluit”, 
„8 muß Etwas aus einem Vermögen ausfcheiden und in das andere binüber- 
gehen“, „Beräußerung“. 
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und ſcheiden daher diejenigen Fälle aus, in welchen blos die mögliche 
Vermehrung des Bermögens unterlajjen, fein erworbenes Recht auf- 
geopfert wird, und insbejondere den Berzicht auf ein angefallenes, 
jedoch noch nicht erworbenes Recht, wie die Ausfchlagung einer Erb- 
Ihaft oder eines Vermächtniſſes zu Gunſten des Nacberufenen. 
Diefe auf mißverjtandene römische Rechtsquellen gegründete Anficht 
widerjpricht dem Weſen der Schenkung und unfrer heutigen Rechts— 
anfhauung. Zwar iſt die Bermögensverminderung d. h. die Ber: 
minderung oder DBerfleinerung des gegenwärtigen wirklichen Ver— 
mögensftandes oder des Totalwerth3 eines Vermögens der weitaus 
häufigste Fall, allein er iſt nicht der einzige, die jo gedachte Ver— 
mögensverminderung iſt nur eine Spezies der das Weſen der 
Schenkung ausmahenden VBermögensbenachtheiligung. Der 
etdiiche Charakter der Schenkung liegt darin, daß der Schenker das 
Intereſſe eines Andern nicht blos in uneigennügiger Abjicht, mit 
Hintanfegung feines eigenen Vortheils, jondern geradezu zu eigenent 
Nachtheil, unter Beeinträchtigung, Bejchränfung oder Benadtheiligung 
jeiner eigenen DVBermögensintereffen zu fördern beftrebt ift. Eine 
jolhe Bermögensbenadtheiligung Liegt aber auch ſchon dann vor, 
wenn Jemand einen ihm dar- oder angebotenen Vermögenserwerb, 
den er ohne weitere Vorausſetzung, als die feiner Annahmeerklärung, 
maden kann, ausfchlägt. Verſteht man doc auch ſonſt unter Ber: 
mögensjchaden oder Bermögensverluft nicht nur den pofitiven Schaden‘ 
oder Verluft, jondern auch den entgangenen Gewinn. Die Aufgabe 
des jorgfältigen Hausvaters befteht nicht blos darin, jein Vermögen 
zufammenzubalten, fondern auch darin, e3 zu vermehren. Sparen 
und Erwerben betradjtet man al3 gleichwerthige Faktoren im Haus: 
halt, und wer nicht erwirbt, wo er mit feinem einfachen Jawort er- 
werben fünnte, erfüllt jeine foztale Aufgabe ebenſowenig und benad)- 
theiligt jein Vermögen gerade jo wie derjenige, der da nicht fpart, 
wo er ohne Berlegung irgend einer Pflicht ſparen könnte. Speziell 
bei der Schenkung kann es doc bezüglich der Opfeniwilligkeit des 
Scenters feinen Unterfchied machen, ob derjelbe eine Sache jchentt, 
die er ſchon unter feinen Händen hat, oder eine jolche, auf die er 
nur die Hände zu legen braucht, um fie zu haben. Wer vor einer 
herrenlofen Sache ſteht, und im Begriffe ift, fie zu offupiren, ſich 
aber jofort eines Andern befinnt, und in der Abjicht, diejelbe einem 
Freunde zuzumenden, diefen herbeiruft, ihm feine Schenfungsabficht 
erklärt und ihn zur Okkupation veranlaßt, der hat doch ganz zweifel- 
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[08 jeinem Freunde ein Vermögensopfer, ſich jelbit um die Sache 
gebracht und jein Vermögen geſchädigt. Man fann, um das un- 
zweifelhafte Dajein einer Schenkung in diefem alle zu rechtfertigen, 
jih nicht mit der Konftruftion helfen, daß hier eine Art brevi manu 
facta traditio vorliege, indem einerjeit3 die thatſächliche Okkupation 
de3 erjten Finders und andrerjeits deſſen Befigübertragung an den 
herbeigerufenen Freund, jomit eine ganz überflüfjige Förmlichkeit 
geipart werde, und die Befigergreifung ſonach einmal die Funktion 
der Dffupation für den erjten Finder, und jodann die Funktion der 
Tradition von diejem an den bejchenkten Freund habe. Denn diefer 
Vorgang mwiderjpricht dem Willen der Kontrahenten; es it nicht 
Eigenthumserwerb des erjten Finders durch Dfkupation und darnach 
Eigenthumserwerb des herbeigerufenen Freundes durch ſchenkweiſe 
Tradition (Veräußerung), ſondern lediglich die Okkupation der herrens 
loſen Sache durd) letteren beabfichtigt und vollzogen. 

Die Hülle der Schenkung durch Ausſchlagung einer angefallenen 
Erbjchaft kommen in dem, der Beurtheilung des gemeinen Rechts 
unterliegenden Leben meiftens in der Geftalt vor, daß ein zur Erb— 
ichaft der Mutter oder eines Geſchwiſtertheils berufener wohlhabender 
Sohn bezw. Bruder die Erbichaft zu Gunjten feiner weniger be- 
mittelten Geſchwiſter, oder ein zur Exrbichaft feines Bruders Berufener 
diefe zu Gunjten jeiner Kinder ausſchlägt). E3 it ein Vermögens— 
opfer, welches jich der zur Erbſchaft Berufene mit der Ausjchlagung 
derjelben auferlegt, er beeinträchtigt damit jein Vermögen, und wird 
ihm dies in der Folge Schon Elar werden, wenn ihm etwa eine Frau 
zur Seite fteht, welche für den beiwiejenen Edelmuth das richtige 
Verſtändniß nicht hat. 

Daß man die zu Gunſten eines Andern erfolgende Ausſchlagung 
eines jolchermaßen an- und dargebotenen Bermögenserwerbs als cine 
Schenkung betradten muß, wird wejentlid) dadurch unterjtügt, daß 
im alle groben Undanks des Iacherwerbers gegen den Ausjchlagenden 
unjer Nechtsgefühl ſich nicht davon abhalten läßt, legterem ein Wider: 
rufsrecht einzuräumen. In allen jolhen Fällen wird ſelbſtverſtändlich 
nicht blos das Dajein aller übrigen Bejtandrheile der Schenkung, 
jondern auch da3 vorausgejegt, daß der Ausichlagende wirklid) im 
Stande geiwejen wäre, den Erwerb für jid) zu machen. Würde, um 


) Sn letzterem Falle liegen die Berhältnifie in der Negel fo, dat der Bater 
jeines hohen Alters wegen jein Bermögen bereits an feine Kinder abgetreten bat. 
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an das eriterwähnte Beifpiel anzufnüpfen, der erfte Finder der herren 
loſen Sache bei feiner Rüdfehr mit jeinem freunde diefe nicht wieder 
finden, und nad) vergeblihem Suchen ihre Auffindung aufgeben, dem 
Freunde die Auffuhung allein überlajjend, dann würde bei defjen 
jpäterer Findung die Zueignung des Schenkungscharakters entbehren, 
und der vom erjten Finder dem Freunde geleiftete Dienſt nur als 
einfache Gefälligfeitäleiftung anzujehen fein. Ebenſo fann die Aus- 
Ichlagung der Erbichaft Seitens eines Erbunmürdigen nicht als 
Scenfung an den Nachberufenen betrachtet werden. 

Die gemeinredtliche Lehre!) und der Entwurf jchließen beim 
Aufgeben einer für ein Recht beitehenden pfandrechtlichen oder anderen 
Sicherheit Seitens des Gläubiger eine Schenkung aus, weil jener 
Akt für den Gläubiger Feine Bermögensverminderung enthalte, da die 
Hauptichuld beftehen bleibe. In dieſer Allgemeinheit widerjpricht der 
aufgeitellte Sag dem Weſen der Schenkung Man nehme zunächit 
den Fall, daß die Sicherheit nicht vom Schuldner, jondern von einem 
Dritten geftellt it. Hatte leßterer ein Pfand gegeben oder ſich ver- 
bürgt, und bittet er Fpäterhin den Gläubiger um Freigabe des Pfandes 
oder Entlafjjung aus der Bürgichaft, jo kommt es jehr darauf an, 
ob die Perfjönlichkeit und das Bermögen des Schuldners für die 
Forderung des Gläubiger8 eine derartige Sicherheit darbieten, daß 
Pfand und Bürgichaft ohne Bedenken entbehrt werden können, oder 
ob mit der Aufgabe der Sicherheit die Forderung de3 Gläubiger 
geradezu gefährdet ift. Im erjteren Fall hat Pfand und Bürgſchaft 
für den Gläubiger Eeinen bejonderen Werth, er erblidt int Aufgeben 
derielben feine Benactheiligung feines Bermögens, jein Verzicht ent- 
hält wohl eine Gefälligkeit, aber Eeine Schenkung. Im zweiten Falle 
dagegen jagt fich der Gläubiger, daß mit dem Wegfall der gejtellten 
Sicherheit jeine Forderung an den Hauptjchuldner jo gut wie ver- 
loren, ohne jeglichen Werth fei. Giebt er hier den Bitten des Pfand— 
beitellers oder Bürgen nad) und erläßt er ihnen aus Edelmuth und 
um fie nicht unglücklich zu machen, ihre Verbindlichkeit, jo benad)- 
theiligt er unzweifelhaft fein Vermögen, er gilt ald Schenker, dem 
die Befreiten nicht mit Undank lohnen dürfen, und der im Fall des 
Undanks durch Ausübung des Widerrufsrechts die Wiederherftellung 
des Pfandrechts und der Bürgichaft verlangen fann. Ganz dafjelbe 
it der Fall, wenn der Schuldner jelbft Sicherheit durch Pfand- 


) Sapigny, a. a. O. 9.55; Windſcheid, a.a. DO. $ 365 Not. 3. 
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bejtellung geleiftet Hat. Entjcheidend für den Charakter des Verzichts, 
ob bloße Gefälligfeit oder Schenkung, jind die VBermögensumftände 
de3 Schuldners zur Zeit des Verzichts, jo daß insbejondere dann, 
wenn der zu diefer Zeit mohlvermögende Hauptjchuldner ſpäter in— 
jolvent wird, der Bürge oder dritte Pfandbeiteller nicht nachträglich 
Beichenkter wird. Enticheidend ift ferner das Bewußtfein des Ver— 
zichtenden, ob er mitteljt des Verzichts fein Vermögen benadtheilige 
oder nicht bezw. ob er dem Sicherheitsbefteller nur eimen Gefallen 
erweife oder eine Schenkung made. Im Streitfalle ift der eine 
Scenfung behauptende Sicherheitsbeiteller beweispflichtig. 

Eine Vermögensbenachtheiligung liegt in den gewöhnlichen Fällen 
der Gebrauchsleihe und des Hinterlegungsvertrags nit vor. Ob 
ein Bud in der Bibliothek des Beſitzers jteht oder für einige Zeit 
zum Zweck des Lejens einem Andern gegeben it, it für daS Ber: 
mögen des Beſitzers eine gleichgültige Thatjache; desgleichen ob der 
Bewahrer einer hinterlegten Sache einen Theil feiner freien Zeit 
diefer Aufbewahrung widmet. Selbſt wenn aber damit einige Neben: 
fojten, wie Porto, Futter für ein geliehenes Pferd und dergleichen 
verbunden find, jo Eommen diejelben nad) der Auffaffung des Lebens 
al3 Nebenjachen gegenüber der Hauptſache der Gefälligfeit gar nicht 
in Betradht; man pflegt zu jagen, der Verleiher läßt ſich feine Ge- 
fälligfeit Etwas koſten. Wer einem in fein Haus fommenden Hand» 
werfsburichen Etwas von feinem Mittageffen verabreicht, benachtheiligt 
jein Bermögen nicht, man denkt, wo Fünfe ejjen, kann aud ein 
Sechſtes miteffen, jchlimmften Falls mögen die Andern ihren Appetit 
etwas einfchränfen. Man jpricht daher auch nicht von einem an einen 
Bettler gejchenften Mittagefien. Giebt man ihm aber ein in der 
Familie noch brauchbares Kleidungsijtüd, und wird dafjelbe als ein 
Opfer betrachtet, jo jagt man: ich habe ihm das und das gejchenft. 
Iſt es dagegen im Haushalt nicht mehr brauchbar, und mag es 
immerhin noch einen nicht ganz unerheblichen Geldwerth haben, fo 
jheut man ji, von einem Geſchenke zu fprechen, man jagt höchſtens: 
ich habe ihm das und das gegeben ?). 

) Es ijt überhaupt ein Zug unferer Zeit, jo wenig wie möglich von Ge: 
jhenfen zu fprehen. Man pflegt das Wort; Gabe — zu jubftituiven. Die 
öffentlihen Aufforderungen zur Unterftügung von Armen und Elenden, Waijer- 
und Feuerbeſchädigten fprechen von milden Gaben, milden Beiträgen, die Eleinjte 


Gabe wird angenommen. Dan mill damit andeuten, daß Jeder nad) jeinen Ver: 
hältniffen geben, fid; nicht benachtheiligen und nur von Dem geben joll, was er, 
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Räume ich meinem Freunde oder einer bedürftigen Familie, 
um ihnen eine Wohnung zu gewähren, in meinem Saufe einige 
Zimmer ein, die ich nicht vermiethet haben würde, jei es daß fie 
unbenußt geblieben wären, jei e3 daß id) fie benutzt hatte, mich nun— 
mehr aber in meiner Wohnung etwas einjhränfen muß, jo wird 
dadurch mein Vermögen nicht benachtheiligt, und id) erjcheine nicht 
als Schenker. Ich übe nur eine Gefälligkeit aus, ſelbſt wenn id) die 
abgegebenen Räume mit Aufwand von Koften in wohnlichen Zuftand 
verjege und darin erhalte. Anders wenn ich mit allen diejen Ge— 
mwährungen mein Vermögen benachtheilige. Räume ich dem Freunde 
unentgeltlid; ein Logis ein, welches ih bisher um den Preis von 
1000 vermiethet hatte und um denjelben Preis anderweit vermiethen 
£önnte, jo find die Grenzen der bloßen Gefälligkeit überjchritten und 
es liegt, falls die übrigen VBorausjegungen zutreffen, eine Schenkung 
im Werthe von 1000 vor, die Gebrauchsleihe Hat den Charakter einer 
Schenkung, 


5. Bertragsnatur der Schenkung. 


S 6. 

In der Doktrin ift e8 zur Beit noch ftreitig, ob die Schenkung 
ein Bertrag ſei oder nicht; zu einer herrjchenden hat es nod) Feine 
Anſicht gebracht. Ach ſelbſt Halte fie für ein zweiſeitiges Rechts— 
geichäft, für einen Vertrag, der im großen Ganzen unter den vom 
Gejeg für Verträge überhaupt aufgejtellten Grundjägen fteht. Dar- 
nad wird für den Abjchluß der Schenkung die gegenjeitige Erklärung 
des übereinftimmenden Willen! der Schenfungsfontrahenten über die 
zum Wejen der Schenkung gehörenden Theile gefordert (Entw. $ 77, 78), 
fie befteht aus Schenfungsangebot und Schenfungsannahme und wird 
erſt perfekt mit leßterer, jelbjt wenn inzwilchen eine vollendete Zu— 
wendung des gejchenkten Gut3 mit den ihr eigenthümlichen rechtlichen 
Folgen, wie Eigenthumsübergang, Befreiung von einer Schuld und 
dergleichen ftattgefunden hatte. Wenn alfo Jemand in jihenkerijcher Ab- 
fiht mit Benugung der Abwefenheit feines Freundes auf defjen 
Grundftüf ein Haus erbaut, jo ift zwar in Folge Verbindung das 


ohne ſich wehe zu thun, entbehren kann. Der feinfühlende Schenker will dem 
Beſchenkten gegenüber nicht zugeitehen, dab er ein eigentlihes Opfer gebradt 
habe, er will das Geſchenk als etwas Unbedeutendes, als nicht der Rede werth, 
betrachtet willen, wofür ein fonderlicher Dank gar nicht gerechtfertigt jei. 
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Eigentum des Freundes am erbaute: Haufe fofort erworben (Entw. 
$ 890), allein die Schenkung wird erſt mit der Annahmeerflärung 
des Bejchenkten perfekt. Zahlt Jemand in Abmwejenheit feines Freundes 
defjen Schuld beim Gläubiger, jo iſt zwar diefe Schuld ſofort er- 
lojchen, die Schenkung aber wird erjt mit der Annahme des Freundes 
eriftent. Schlägt der Freund die Schenkung aus, fo ift und bleibt 
ihm das Eigenthum erworben und feine Schuld iſt und bleibt er: 
(ofen, allein die Vorausſetzung, unter welcher der Schenker die 
Zumendung machte, nämlich die Annahme des Geſchenks, iſt nicht 
eingetreten, und es kann fomit der Schenfer das YZugewendete vom 
Bedachten zurüdfordern. Dies Alles iſt jehr natürlid” und einfach. 
. Eine Ausnahme aber wird gemadt werden müjjen; die eigen- 
thümlihe Natur der Schenkung erfordert eine Eleine Abweichung 
von den Grundfägen über Bertragsichliegung. Site betrifft die Zeit, 
innerhalb welcher derjenige, dem eine Schenkung angetragen tft, ſich 
über die Annahme oder Nichtannahnte erklären fol, und binnen welcher 
der Antragende an jeinen Antrag gebunden ift. Hat der Schenker 
bet feinem Antrage eine Friſt für die Annahme bejtimmt, und mag 
jie noch fo Klein und nußlo3 für den Bejchenkten jein, fo Eommen, 
ohne Nüdficht auf defjen Zwangslage, die gewöhnlichen Grundjäte 
über den Bertragsabjfchluß zur Anwendung, d. h. der Schenker bleibt 
bis zum Mblaufe jener Friſt und nur bis dahin an feinen Antrag 
gebunden, und fein Antrag erliſcht, wenn der Beſchenkte vor Ablauf 
derjelben feine Annahme nicht erklärt. Hat aber der Schenfer einem 
Anmejenden oder Abweſenden ohne Beftimmung einer Friſt den 
Scenfungsantrag gemacht, jo joll nad) meinem Dafürhalten der 
Beſchenkte nicht verpflichtet fein, bei Meidung der Erlöfchung des 
Antrages, feine Annahme fofort zu erklären’), fondern es joll ihm eine 
den Umftänden nad) angemejjene Frift zurlleberlegung und Erfundigung 
und Annahme oder Ablehnung geftattet werden. Das Erforderniß einer 


) Der Entwurf bejtimmt in $ 83: „Wird der Vertragsantrag ohne Be— 
jtimmung einer Annahmefriit einem Anweſenden gemadt und von dieſem nicht 
jofort angenommen, jo erlifcht der Antrag,” — und in $ 84: „Wird der Ber- 
tragsantrag ohne Beitimmung einer Annahmefrift einem Abweſenden gemacht, 
jo ift der Antragende bis zu dem Zeitpunkte gebunden, in welchem er bei Unter: 
jtellung der vechtzeitigen Ankunft des Antrags und der nad) der Verfehrsfitte als 
rechtzeitig zu betrachtenden Abjendung der Antwort den Cingang der lekteren 
erivarten darf. Kommt die Erklärung der Annahme nicht big zu Ddiejem Zeit: 
punfte dem Untragenden zu, jo erliſcht der Antrag.” 
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ftriften, fofortigen und unverzüglichen Antwort auf ein Vertragsan- 
gebot ijt zwar int gewöhnlichen Verfehrsleben, wo e3 ſich um Intereſſen 
des Antragenden handelt, die durch einen Zeitauffhub gefährdet werden 
fönnen, vollftändig am Plate, nicht aber im Schenfungsgebiete, wo 
feine wejentlichen Intereſſen des Schenfers in Frage ftehen, mobei 
e3 auf ein bischen Zeit mehr oder weniger, in welcher ſich der An- 
tragende über das Schidjal feine Antrags im Ungewiljen befindet, 
nicht ankommen kann, wo die Gejinnung des Schenferd gegen den 
Beſchenkten feine vorübergehende, jondern eine dauernde tft, und 
wobei jchließlich häufig ein reiflihes Ueberlegen des Beſchenkten zur 
Abwendung erheblicher Gefahren geradezu nothwendig ift. In den 
gewöhnlichen Fällen der Schenkung, bei Geburtstags-, Weihnadhts- 
und jonjtigen Gelegenheit3gejchenfen wird ſich zwar der Beſchenkte 
raſch entichliegen können, in anderen, dunfeln Fällen aber nicht. 
Wird mir ein Landgut zum Geſchenk angeboten, jo werde ich doch 
wohl prüfen dürfen, ob es ſchuldenfrei ift oder in welchem Umfange 
Pfandrechte darauf haften; was der Bemweggrund des Schenkers ift; 
ob vielleicht eine betrügerifche Abficht des Schenkers, eine Benad)- 
theiligung der Gläubiger vorliegt; ob es dem Schenker eigenthümlich 
zugehört und ob er frei darüber verfügen kann oder ob ich mid) 
wohlbegründeten Anfprüchen Dritter oder gar dem Verdachte ausjete, 
daß ich der Theilhaber eines Berbrechens oder einer fonftigen unehren- 
baften Handlung ſei. Man wird daher dem Bejchenkten eine ange: 
mejjene Zeit zur Meberlegung und Erklärung über Annahme oder 
Ablehnung der Schenkung einräumen müfjen und zwar in der Weiſe, 
daß der Schenker, dem die Erklärung des Bejchenkten zu lange an— 
fteht, oder der einen zu langen Aufjchub der Erklärung befürchtet, 
nachträglich eine angemefjene Frift beſtimmt '). 

Der Schenfungsvertrag gehört, wie fchon früher bemerkt, zur 
Kategorie der Gefälligkeitöverträge, d. h. derjenigen Berträge, die 
in der Abjicht gejchlojjen werden, daß der eine Theil dem andern 
einen Öefallen ermweije?). Bei der Definition der Schenkung bedarf 


) So lange die Unterhandlungen über den Schenfungsantrag noch nicht 
beendigt find, alſo in continenti, fann der Schenker jede beliebige Frijt für die 
Annahmeerklärung vorbeitimmen. 

2, Zu derjelben Kategorie gehört auch die reine Gebrauchsleihe und der 
reine Hinterlegungsvertrag, während der Yeihvertrag, der zugleich) im Intereſſe 
des Verleihers (3. B. des auf Reifen gehenden und die Bewahrung feiner Sadıe 
dem Gebrauhsbedürftigen überlafienden Berleihers), und der Hinterlegungsvertrag, 
III. 14 
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e3 daher nur der Bezeichnung derjelben als eines Gefälligkeitsvertrags, 
und nicht der bejonderen Hervorhebung der für den Schenfer unent- 
behrlihen Abficht, vermittelt der Schenkung dem Beſchenkten einen 
Gefallen zu ermeijen. 


I. Kritik und Vorfchlag. 
1. Begriff der Schenkung. 
Ss T. 


Nah diejen einleitenden Bemerkungen über den Begriff und 
das Weſen der Schenkung wende ich mid) der Aritif des Ent- 
wurfs zu. | 

Der Entwurf giebt zunächſt in $ 437 eine Enappe Beftimmung 
de3 Begriffs der Schenkung und in den 88 438 und 439 einige für 
nothwendig eradhtete Erläuterungen deſſelben. 

Mit dem gejeglihen Verſuche einer Definition dev Schenkung 
überhaupt fann man vom praftifchen Standpunkte aus nur einver- 
jtanden fein. Denn nicht nur, daß maßgebende Gefeßgebungen in 
diejer Hinficht von einander abweichen, jo werden auch felbft die 
Anhänger der herrſchenden, auf römiſch-rechtliche Duellen gegründeten 
Lehre zugeben müfjen, daß deren Begriffsbeftimmung feineswegs 
jeder Anfechtung entrüdt it. Die Motive erfennen an, daß die 
Definition des Entwurfs feine vollftändige fei, und daß immerhin 
noch manche Zweifel übrig blieben; deren Entſcheidung müſſe jedod) 
der Wiffenichaft überlaffen werden. Auch hiergegen dürfte vom 
praftiihen Standpunkte aus nicht3 einzuwenden jein. Eine ver: 
ftändige Praxis Hilft nicht blo8 ergänzend, ſondern häufig auch ab- 
ändernd nach, und jett fich nicht blos mit dem Wortlaut, jondern 
zuweilen auch mit dem Willen des Geſetzes in Konflikt, wenn fie 


der zugleid) im Intereſſe des Verwahrers (3. B. behufs zeitweiligen Gebraud)s) 
geſchloſſen wird, zur Kategorie der gemifchten Geſchäfte zu rechnen ift. Auch der 
Kauf: und Miethövertrag kann den GefälligkeitScharakter annehmen, insbejondere 
dann, wenn Jemand ſeine Sache, die er zur Förderung feines Intereſſes niemals 
verfauft haben würde, feinem, derfelben dringend bedürftigen Freunde, um ihm 
gefällig zu fein, gegen den werthentfprechenden Preis oder gar darunter verkauft. 
Pflegt ja doch auch der ans Tageslicht gezogene Wucherer gar zu gerne damit 
zu prahlen, daß er dem des Geldes dringend bedürjtigen Schuldner nur aus 
Sutmüthigkeit, um ihm gefällig zu fein und ihn von einer großen Verlegenheit 
zu befreien, das Darlehen gegeben babe, 
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diefen al3 einen eklatanten Irrthum erfennt. Allein damit werden 
ungejunde Zuftände geſchaffen. Der Richter weiß, daß er gegen den 
Willen des Gejeges nicht erkennen darf, und andrerjeitS kann er 
ih al8 Richter des Rechts dem Irrthum des Gejetgebers nicht 
unterwerfen. Daher jehen wir jehr oft verzweifelte VBerjuche der 
richterlihen Gejegesauslegung, den Geift de3 Rechts mit dem Willen 
des Gejeged in Uebereinftinmung zu bringen. Dieje ummürdige 
BZwangslage muß dem Nichter erjpart bleiben, und muß daher 
der Gefeßgeber feine ganze Stenntnig und Erfahrung aufbieten, 
um eine möglichft vollftändige und richtige Begriffsbeftimmung zu 
geben. 

Der $ 431 lautet: 

„Als Schenkung gilt die an einen Andern erfolgende Zu: 
wendung, durc welche das Bermögen des Yumendenden ver: 
mindert und der Andere bereichert wird, jofern fie in der Abjicht 
diefer Bereicherung gejchieht und der Andere die Zuwendung 
als Geſchenk annimmt.” 

Diefe Definition iſt jachlid) unrichtig und überdies in formeller 
Beziehung mehrfach zu beanftanden. 

In formeller Hinficht ift fie zunädit feine vollfommene, weil fie 
al3 nothwendiges Erfordernig der Schenkung das „Geſchenk“ be— 
zeichnet, den zu bejtimmenden oder zu erflärenden Begriff alſo mit ihm 
jelbft zu bejtimmen oder zu erklären verfudt. Unzutreffend wäre 
jedenfall3 die Behauptung, in der Sprade des Verfehrslebens jei 
der Begriff des Geſchenks ein völlig jicherer, jo dab derſelbe unbe- 
denklich zur Erklärung des unficheren Begriff3 der Schenkung ver- 
wendet werden könnte. Denn die Verkehrsſprache bezeichnet gar 
Manches al8 Geſchenk, was es im Rechte nicht ift, und umgekehrt. 
Wer aber weiß, mas ein Geſchenk ijt, wird ungefähr aucd wiſſen, 
was Schenkung tt. 

Es ift ferner nicht einzujehen, warum die Begriffsbejtimmung 
eingeleitet wird mit den Worten: „Al Schenkung gilt...” und 
nicht naturgemäß mit den Worten: „Schenkung iſt . . . .“ Die eritere 
Redewendung iſt zwar häufig nicht zu entbehren, allein fie hat cine 
Berechtigung nur dann, wenn eine gegebene Beariffsbejtimmung 
(„Schenkung ift....”) einen nicht für alle Fälle zutreffenden Aus: 
drud enthält und der Gejeßgeber das Bedürfniß fühlt, dab auch nod) 
einigermaßen anders geartete Fülle ebenfalls unter den Begriff des 
definirten Rechtsgeſchäfts fallen jollen. 

14* 
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Man erfährt fodann nicht, ob das Wort „Zuwendung“ die Zu- 
wendungshandlung (den aktiven Theil des zweijeitigen Zuwendungs— 
akt3), oder den Gegenstand der Zumendungshandlung d. h. das 
BZugemwendete bedeuten jol. Wird erftere darunter verftanden, fo 
ift der Schlußjag: „und der Andere die Zuwendung als Geſchenk 
annimmt” unrichtig, denn man fann eine Handlung nit al3 den 
Gegenftand derjelben annehmen, und wäre mit der Zuwendung das 
Zugewendete jelbjt gemeint, jo wäre unter der Schenkung nicht das 
Rechtsgeſchäft ſelbſt, ſondern das Gejchenkte oder das Geſchenk ver- 
ftanden. 

Weiter aber ift die ganze Konftruktion des Schenkungsbegriffs 
eine ungewöhnliche und äußerſt unbeholfene, die fih m. €. für ein 
Geſetzbuch nicht geziemt, jo wenig geziemend, wie wenn man etwa 
das Darlehn definiren wollte: Als Darlehn gilt die an einen Andern 
erfolgende Hingabe einer gewijjen Menge vertretbarer Sachen zu 
Eigenthum, fofern fie in der Abficht gefchieht, daß eine gleiche Zahl 
gleicher Sachen demnächſt zurüdgegeben werde, und der Andere diefe 
Hingabe als Darlehn (oder als dargeliehen) annimmt. 

Außergewöhnlid und verwirrend ift jchließlic) die Ausdrucksweiſe: 
„und der Andere die Zuwendung al3 Geſchenk annimmt’. Wie die 
Motive (S. 286) bejagen, joll mit diefem Erforderniß zugleich der 
Bertragscharafter der Schenkung gekennzeichnet werden. Man darf 
wohl auch nod einen Schritt weiter gehen und annehmen, daß mit 
jenem Zuſatze auch der Schenkfungscharafter des Bertrags habe ge- 
fennzeichnet, d. 5. daß auch noch weiter hätte ausgedrüdt werden 
jollen, daß der Zumwendungsempfänger einen Scenkungsvertrag und 
nicht einen anderen Bertrag babe jchliegen wollen. Allein dies wäre 
doc einfacher und deutlicher erreicht worden, wenn man von vorn— 
herein die Schenkung als einen DBertrag bezeichnet hätte. Denn 
diefer bekannte Begriff (88 77, 78 Entw.) umfaßt ja die Einigung, 
die gegenfeitige Erklärung des übereinftimmenden Willend der Ver— 
tragjchließenden bezüglich aller nad) dem Gejege zum Weſen des zu 
Ichliegenden Vertrags gehörenden Theile. 

So müßte aljo jelbft dann, wenn die Definition der Schenkung 
materiell richtig wäre, eine umfafjende Aenderung der Begriffsbe- 
ftimmung in formeller Beziehung erfolgen. 

Sie iſt aber nad) den einleitenden Bemerkungen unferer Unter- 
ſuchung auch jachlid) völlig unrichtig. Denn die Bermögensbereicherung 
und die Abficht der Bereicherung ijt fein weſentliches Erfordernig 
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der Schenkung. Dit dies. richtig, jo muß auch der überdies an ſich 

ganz unrichtige Satz des $ 439: 
„Eine Bereicherung liegt nicht vor, wenn für ein Recht 
Sicherheit geleiftet wird, jelbjt wenn ein Anderer als der 
Berpflichtete die Sicherheit leiftet —“ 

ausfcheiden. 

Ebenjo unverträgli mit dem Schenkungsbegriff ift der zweite 

Abjat des $ 439: | 
„Eine Bermögensverminderung liegt nicht vor, wenn auf 
ein angefallenes, jedoch noch nicht erworbene3 Vermögens— 
recht verzichtet oder ein Vermögenserwerb unterlajjen oder 
die für ein Recht bejtehende pfandrechtliche oder andere 
Sicherheit aufgegeben wird.” 

Scheidet aud) diejer Sat aus dem Begriff der Schenkung aus, 
jo fallt der Schlußjat des $ 439: 

„Al Berziht auf ein angefallenes, jedoch noch nicht er- 
worbenes Recht gilt die Ausichlagung einer Erbidaft oder 
eines Vermächtniſſes“ 

von ſelbſt weg. 

Unvollſtändig, zum Theil unrichtig und dem Weſen der Schenkung 
ganz fremd ſind die Beſtimmungen des 

g 438. 

„Hat Jemand einen Anderen ohne deſſen Willen durch 
eine ſein Vermögen vermindernde Zuwendung in der Abſicht, 
zu ſchenken, bereichert, ſo iſt der Zuwendende ſo lange 
gebunden, bis der Andere die Schenkung ablehnt. 

Die Annahme der Schenkung wird vermuthet, wenn der 
Andere, nachdem er von der Bereicherung und der Schen— 
kungsabſicht Kenntniß erlangt hat, nicht unverzüglich die 
Ablehnung erklärt. 

Im Falle der Ablehnung iſt der Zuwendende die Heraus— 
gabe der Bereicherung nad) Maßgabe der 88 742 bis 744 
zu fordern berechtigt.” 

Der erſte Abſatz iſt an ſich nicht unrichtig. Wer Hinter dent 
Rücken jeines Neffen in fchenferifcher Abficht deſſen Schulden bezahlt, 
würde jehr gegen das Wejen der Schenkung verjtoßen, wenn er fofort, 
nachdem diejer von jenem erfreulichen Ereigniffe Kunde erhalten, fein 
Schenkungsangebot zurüdziehen und das ausgelegte Geld von diejem 
zurüdfordern wollte. Allen es it nicht einzujehen, warum dieſe 
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Wartezeit und Gebundenheit bloß in dem jpeziellen Falle der bereits 
vollzogenen Bereicherung eintreten joll, und nicht vielmehr bei dem 
Schenkungsangebot überhaupt. Nah dem Wortlaut des Entwurfs 
würde das einfache Schenktungsangebot, ja ſogar das vom Gejchene 
jelbjt begleitete, wie ein gemöhnliches Vertragsangebot zu behandeln 
jein, und es wäre daher nad) 8 84 Entw. der Schenkungs— 
antragende nur bis zu dem Seitpunfte gebunden, in weldem er 
bei Unterftellung der rechtzeitigen Ankunft de3 Antrags und der nad) 
der DVerfehrsjitte als rechtzeitig zu betrachtenden Abjendung der 
Antwort den Eingang der letteren erivarten darf. Dies widerjpricht 
dem Weſen der Schenkung und ift vom Gejetgeber aud) nicht beab- 
fichtigt. Denn die Motive bejagen, daß die Zumendung, ähnlich wie 
in Anjehung eines nod nicht angenommenen Scenfungsverjpredeng, 
als eine der Annahme bedürfende Offerte einer Schenkung anzujehen 
jei, und es fei anzunehmen, der Zuwendende habe jtillichweigend 
erklärt, daß er fo lange an die Schenkungsofferte gebunden fein 
wolle, bis die Schenkung abgelehnt worden‘). Die. Motive wollen 
aljo mit jedem Scenfungsangebot die Gebundenheit des Scenkers 
bis zur erklärten Ablehnung des Beſchenkten verbinden, und es bedarf 
daher der erite Sat des $ 438 einer desfallfigen Ummandlung. 
Der zweite Sat des 8 438 ſteht ebenfall3 auf dem Boden der 
vollzogenen Bereicherung und bedarf daher nach dem Gejagten einer 
Umwandlung mindeſtens dahin, daß die Annahme der Schenkung 
vermuthet werde, wenn der Bejchenkte, nachdem er von dem Schen- 
fungsangebot Kenntniß erlangt hat, nicht unverzüglich die Ablehnung 
erklärt. Allein eine ſolche Bejtimmung, mag fie nun in diejer gene- 
rellen oder in jener jpeziellen Gejtalt auftreten, it dem Weſen der 
Schenkung durchaus fremd und mit demjelben nicht verträglich. Nach 


) Es iſt nicht nöthig, diefe Gebundenheit mit einer jtillichweigenden Willens: 
erklärung zu reditfertigen. Gine foldhe Abjicht fommt in den meijten Fällen gar 
nicht zur Erijtenz. Der Oheim, der hinter dem Nüden feines Neffen deſſen 
Schulden bezahlt und dieſes Ereigniß ihm mittheilt, denkt gar nicht an den Fall 
der Ablehnung, er hat aljo auch gar nicht die Abſicht, ſich bis zur eintreffenden 
Ablehnung für gebunden zu halten. Die Gebundenheit folgt aus dem Weſen der 
Schenkung. Die Offerte ijt und bleibt Tfferte, ein Bedürfnig zur zeitlichen 
Einſchränkung des Angebots erijtirt regelmäßig gar nicht, denn das Wohlmwollen 
des Schenkers ijt von dauernder Natur, und Anterefien des Schenfers, die durch) 
eine Berzögerung der Antwort benadhtheiligt werden könnten, jichen regelmäßig 
nicht in Frage. Bedürfte aber der Schenker im einzelnen Falle einer baldigen 
Antwort, jo fann er ja feiner Offerte eine Beitbejtimmung zufügen. 
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der von den Verträgen überhaupt geltenden Regel bedarf es zum 
Abſchluß eines Vertrages der Annahme des Antrags und der Er— 
klärung des Annehmenden gegenüber dem Anbietenden, daß er den 
Antrag annehme. Von dem letzteren Erforderniß kann in allen den— 
jenigen Fällen abgeſehen werden, in welchen aus dem Antrage ſelbſt 
erhellt, daß der Antragende keine Antwort, ſondern nur Annahme 
erwartet. (Entw. $ 86). Ein folder Fall iſt unzweifelhaft der der 
Schenkung. Der Schenker hofft regelmäßig zuverläffig auf Annahme 
des Geſchenks, und erwartet daher behufs Abſchluſſes der Schenkung 
feine Gejchäftsantwort, er erwartet höchſtens ein danfendes Wort. 
Bei Schenkungen noch weiter zu gehen, von einer bejonderen Annahme 
der Schenkung abzufehen und diefe zu präfumiren, dafür liegt nicht 
nur nicht das geringfte Bedürfniß vor, jondern es bejchränft ganz 
unnöthigerweife die Freiheit und das Intereſſe der Schenfungs- 
bedadhten. Zwar werden im Leben die meiften Schenkungen ange- 
nommen, allein dieje jtatiftifche Erfahrung rechtfertigt eine Bräjumtion 
noch lange nicht. Sodann ift der Beweis der Annahme dev Schenkung 
faft in feinem denkbaren Falle mit Schwierigkeiten verbunden !) wozu 
alfo eine Präjumtion? Warum will man den Schenfungsbedachten 
der Möglichkeit der Ueberlegung und der hierzu erforderlichen Zeit 
berauben? Warum endlid) will man einen Bedadhten verpflichten, 
einem aufdringlichen Schenker, von dem er abjolut nichts wiſſen will, 
das Geſchenk zurüdzujenden oder einen Briefwechſel zu führen und 
das Zugeſchickte zur Verfügung zu jtellen? Das Motiv der Motive: 
„Die Aufftellung der VBermuthung empfiehlt fich zugleich in Rückſicht 
auf die pfliytwidrige Annahme von Gejchenfen Seitens eines Beamten“, 
muß mit aller Entjchiedenheit zurüdgemwiejen werden. Das Civilred)t 
ijt nicht dazu da, von vornherein dem BeamtentHum einen jtrafrecht- 
lihen Strid um den Hals zu werfen. Der unbefangene Strafrichter 
würde ſich freilih an diefe Präjumtion des bürgerlichen Rechts nicht 
haften, er würde die pflichtwidrige Annahme des Geſchenks und deren 
Beweis fordern; e3 giebt aber auc Richter, die ſich durd) eine ſolche 
Präjumtion beeinfluffen lafjen und von dem angejchuldigten Beamten 
den Beweis der Nichtannahme oder gar der Ablehnung des Geſchenks 


) Die Verausgabung des gejchenkten Geldes, deſſen Bermiichung mit eigenem 
Gelde, die Ingebrauchnahme des Gefchenfs, jein Aufbewahren, fein Aufitellen am 
geeigneten Plage, Aeußerungen bei Dritten u. ſ. w. find für den Empfänger 
feicht erweisliche Dinge. 
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fordern; daß ein ſolcher Gegenbeweis meijtentheil3 gar nicht zu er- 
bringen tft, kann nur Derjenige leugnen, der gar feine praftiiche 
Erfahrung hat. Man kann den Beamten disciplinarifch verpflichten, 
von jedem zu feiner Kenntniß gekommenen Geſchenke feiner vorge- 
jegten Behörde Anzeige zu erjtatten, aber man kann ihm fein ftraf- 
rechtliche Präjudiz ftellen. 

Nach diefer Kritit und meinen einleitenden Bemerkungen würde 
id) die Streihung der 88 437, 438 und 439 und deren Erſatz durch 
folgende Beftimmungen beantragen: 

Ss 437. 

Schenkung ijt ein Gefälligfeitsvertrag, wodurd 
Jemand (der Schenker), ohne dazu redtlidh ver- 
pflichtet zu fein, unentgeltlih und mit Benach— 
theiligung feines Bermögens einem Anderen (dem 
Beihenkten) ein wirthſchaftliches Gut zumendet?). 

$ 438. 

Wird ein Schenfungsantrag ohne Beftimmung 
einer Annahmefrift gemadt, Jo tft der Antragende 
jo lange an ihn gebunden, bis der Bedadte die 
Schenfung dem Antragenden gegenüber ablehnt. 
Doch kann der Antragende nahträglid dem Be— 
daten eine angemefjene Friſt zur Erklärung vor- 
beftimmen, nad deren frudtlofem Ablaufe die 
Schenfung als abgelehnt gilt. Im Falle der Ab: 
lehnung Eann der Antragende vom Bedadten die 
NRüdgabe des Geleifteten nad) Maßgabe der 88 742 
bis 744 fordern. 


2. Maß der Schenkung. 


58. 

Sn Gemeinen Rechte herrſcht unbegrenzte Schenffreiheit; der 
Scenfer kann fein ganzes gegenmwärtiges und zufünftiges Bermögen, 
er fann alle feine Vermögensgegenftände, gegenwärtige und fünftige, 
einzeln verjchenfen, und vermag auf diefe Weije ſich und die Seinen 

) Denfelben Sinn würde der Sat haben: Schenkung ift ein Gefälligfeits- 
vertrag über eine ungejchuldete, unentgeltliche und mit Vermögensopfern ver: 


bundene Zuwendung eines wirthichaftlichen Guts Seitens des einen Vertrag: 
ichliegenden an den andern. 





brodlos zu machen und der öffentlichen Unterftügung zu überliefern.!) 
Der Entwurf ($ 350) ſchränkt diefe Freiheit ein Klein wenig ein; er 
erklärt jeden Vertrag, folglih auch die Schenkung, wodurch Jemand 
jein ganzes künftiges Vermögen oder einen Bruchtheil defjelben einem 
Anderen zu übertragen oder den Nießbraud daran zu beftellen ſich 
verpflichtet, für nichtig, und rechtfertigt diefe Abweichung vom be- 
jtehenden Rechte damit, daß e3 gegen die öffentliche Ordnung verftoße, 
daß Jemand gewiſſermaßen fich feiner Ermwerbsfähigkeit begebe und 
damit zugleich allen Antrieb zum Erwerbe verliere. Dieje Frage 
eingehend zu prüfen, iſt hier nicht der Ort, vielmehr wird dies 
zunächſt den Begutachtern de8 8 350 Entw. zu überlaffen jein. 
Dod will id) meine Bedenken nicht unterdrüden. VBeräußerungen 
de ganzen gegenwärtigen und zufünftigen Vermögens gegen Be— 
ftellung einer den Lebensunterhalt dedenden Rente oder fonjtigen 
Berjorgung kommen im Leben öfter vor. Alte Leute, die wegen der 
natürlichen Folge des Alters ihre Wirthichaft nicht mehr jelbit be- 
jorgen können oder der Ruhe bedürftig find, übergeben ihr gefammtes 
Vermögen einen Sinde, fie helfen aber, um nicht als bloße Laft 
empfunden zu werden, in der Wirthichaft nad) Kräften noch mit, fie 
erwerben Einiges durch Taglöhnerdienite, kaufen auc hie und da ein 
Stüd Kleinvieh, ziehen e8 groß, verkaufen e3 dann u. dgl. und thun 
dies Alles, um den Nuten ihres, das Gut inhabenden Kindes zu 
fördern, während fie jelbft weitergehende, al3 die durch die vertrags- 
mäßige Verſorgung gededten Bedürfniffe nicht haben. Ich wüßte 
nicht, wie eine ſolche Rechtsſtellung der alten Leute gegen die öffent- 
lihe Drdnung verfioßen und daß der Berluft alles Antriebs zum 
eigenen Erwerb etwas Menfchenunmiürdiges oder focial Gefährliches 
jein jol. Das bäuerliche Volk wenigſtens erblidt in diejer Stellung 
nicht8 Ungejundes, im Gegentheil, wir fehen häufig genug, wie jid) 
die Yandleute nad) dem Beitpunfte fehnen, zu welchem fie nad) einem 
Leben harter Arbeit und Sorge ihr Gut gegen mehr oder weniger 


Die Rechtsanſchauungen des deutichen Volks verwarfen energijch bieje 
unbegrenzte Schenffreiheit. So 3. B. Mainzer Yandredt (1755) Tit XXX 
83. „Die Schendungen eines jambtlichen Bermögens und aller Haabſchafft und 
Güter jeynd nicht gültig” Solmfer Landredt (1571) Tit XIII $ IV. „Es 
joll auch feiner IInfrer Unterthanen Madıt haben, auf einmal alle feine Haab und 
Nahrung, an liegenden und fahrenden, gegenwärtigen und fünfitigen, zu verjchenfen 
und zu vergifften, e8 jene denn, daß er ihnen davon jo viel hätte zuvor behalten, 
daß er in demjelben noch ehrlich tejtiren möchte.” 
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auskömmliche Llebenslängliche Verſorgung ıhren Kindern übergeben, 
und in wirthſchaftlich untergeordneter Stellung zur Mehrung des 
Vermögens diejer beitragen können. Menjchenunmwürdig und wirth- 
ihaftlich gefährlich wird die Veräußerung des zukünftigen Vermögens 
nur dann, wenn dabei nicht ausreichende Vorſorge für die fünftige 
Eriftenz des Beräußernden getroffen ift (S.- oben $ 2). Dajjelbe ift 
der Fall mit der Schenkung des ganzen gegenwärtigen Vermögens, 
infofern dadurd) der Schenker fid) und die Seinen, zu deren Inter: 
halt er verpflichtet ift, der Noth des Lebens preis giebt. Behält er 
ji) einen auskömmlichen Lebensunterhalt vor, jo tjt für die Gejet- 
gebung fein Anlaß gegeben, die Schenkfreiheit weiterhin zu beſchränken, 
iwie etwa auf eine bejtimmte Summe oder auf eine geringere Quote 
de3 gejammten Vermögens, denn es it Schon ein für die Mehrzahl 
der Menjchen beneidenswerther Zuftand, jo viel Vermögen zu haben 
und zu bejigen, daß damit die ftandesgemäßen —— des Lebens 
gedeckt werden. 

Die mit Beeinträchtigung des ſtandesgemäßen Sebensunterhalt 
vorgenommene Schenkung des ganzen gegenwärtigen Vermögens muß 
vom Geſetzgeber für nichtig (ungültig), und kann nicht blos für an- 
fechtbar erklärt werden, denn es find Öffentliche Intereſſen, die durch 
eine ſolche Scenfung verlegt find, öffentliche Intereſſen, die der In— 
haber eines Vermögens zwar thatſächlich ignoriren, aber durch Rechts— 
afte nicht befeitigen kann. Wollte der Gejeßgeber jene übermäßige 
Schenkung nur für anfechtbar erklären, jo würde nad) $ 113 Abi. 3 
Entw. durch die Genehmigung des anfechtungsberechtigten Schenfers 
die unmäßige Schenkung unanfechtbar werden, was dem jchugbedürftigen 
öffentlichen Intereſſe widerftreiten würde. 

Das mit Beeinträchtigung des ftandesgemäßen Lebensunterhalt 
geichloffene Schenkgeſchäft braucht nicht feinem ganzen Beſtande nad) 
für ungültig erklärt zu werden, es genügt die Erklärung jeiner Un- 
gültigkeit in ſoweit, als es die öffentlichen Intereſſen verlegt, d. h. 
ven ftandesgemäßen Lebensunterhalt des Schenfers und feiner Ange- 
hörigen beeinträchtigt. 

Macht man fi) vorjtehende Grundfäge an Fällen Elar, wie fie 
im Leben leicht vorfommen können, fo wird man ihre Nefultate in 
Hebereinftimmung mit unferen Rechtsanſchauungen finden. Gejegt, 
der Beliger eines Landgutes lebt in Folge von Zwiſtigkeiten that- 
jächlich getrennt von feiner Frau und feinen minderjährigen Kindern; 
er hat fie bisher jtandesgemäß unterhalten. Er wird arbeitsunfähig, 


— 


nimmt eine Haushälterin an, wendet dieſer ſeine ganze Zuneigung 
zu und ſchenkt ihr ſchließlich vermittelſt gerichtlichen Vertrages ſein 
ganzes gegenwärtiges und zukünftiges Vermögen, oder erſteres allein. 
Nachdem der Rauſch verflogen und ſein Gewiſſen erwacht iſt, erklärt 
er die Schenkung für ungültig. Wie geftaltet ſich die Auseinander— 
jegung? Da er arbeitsunfähig ift, kann er auf einen fünftigen 
Bermögenserwerb nicht rechnen. Das verjchenfte gegenwärtige Ver— 
mögen beftand aus dem Landgut mit Vieh, Schiff und Gejdirr im 
Werthe von 100 000 Mark. Seine Kapitalien und jonjtige Mobilien 
hatten einen Werth von 20000 Mark, jein Bermögen hatte jonad) 
im Ganzen einen Werth von 120000 Mark. Sachverſtändige be- 
rechnen den ftandesgemäßen Lebensunterhalt für ihn, feine Frau und 
jeine Rinder auf 5000 Mark jährlich, berechnen jeine. und feiner 
rau muthmaßliche Lebenszeit und die Dauer der Unterhaltungs: 
pfliht gegenüber den Kindern und beſtimmen den heutigen Werth 
aller erforderlichen Geldfummen auf 100000 Mark. Die Schenkung 
iſt hiernach bis zu diefem Betrage ungültig, bis zum Betrag von 
20000 Mark gültig. — Nimmt man die Arbeitsfähigkeit des 
Schenkers an und ſchätzt feinen jährlichen Berdienit auf 2000 Mar, 
jo wird ſich (vorbehaltlich einer genaueren Berechnung durch Sad): 
verftändige) der heutige Werth aller für den Unterhalt weiter erforder: 
lihen Geldfummen auf etwa 60000 Mark jtellen, bis zu diejem 
Betrag iſt dann die Schenkung ungültig, und bis zum Betrag der 
anderen Hälfte ift ſie gültig. — Steht der Schenker ganz allein, hat 
er für Niemandes Unterhalt zu forgen und hat er neben jeinem 
Landgut, wie etwa als Beamter, noch einen ausfömmlichen Gehalt, 
jo wird die ganze Schenkung gültig fern müſſen. — Dieje Rejultate 
werden unjeren NRectsanichauungen nicht mwiderftreiten, insbejondere 
werden wir und der Intereſſen des Schenkers nidt in höherem 
Grade annehmen dürfen. Denn zunädit ift die Schenkung dod) 
unmerhin ein durd den freien Willen der Kontrahenten zu Stande 
gefommenes Rechtsgeſchäft, welches Beachtung und Schuß verdient, 
gegen Ausbeutung des Schenkers wird durch die Nothivendigkeit 
gerichtlicher oder notarieller Form der Schenkung einigermaßen 
geforgt, und dann pflegen doch auch in der Perſon des Bejchenkten 
Intereſſen zu fonfurriren, welche in vielen Fällen des Schutzes 
bedürftig und werth find. Iſt beifpieläweife die Haushälterin der 
Berführung des Scenfers unterlegen, jo wird das offenfundige 
Konfubinat ihr Fortkommen erſchweren und für ihren fünftigen 
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Unterhalt von Nachtheil ſein, ſo daß eine Ausgleichung durch Geld 
unſerem Rechtsgefühle entſpricht. 

Für den Schutz jenes öffentlichen Intereſſes iſt es nun gleich— 
gültig, ob Jemand ſein Vermögen als Ganzes oder alle ſeine Ver— 
mögensgegenſtände einzeln verſchenkt, oder ob er einen Bruchtheil 
ſeines Vermögens als Ganzes oder einen erheblichen Theil deſſelben 
durch Veräußerung einzelner Sachen verſchenkt. Wer ſein Landgut 
verſchenkt, ſeine Hausmobilien, Werthpapiere und dergl. aber zurück— 
behält und ſich und die Seinen dadurch in eine Nothlage verſetzt, 
indem der zurückbehaltene Reſt ſeines Vermögens, verbunden mit 
ſeiner Arbeits- und Erwerbskraft nicht ausreicht, um ſeinen und 
ſeiner Angehörigen Lebensunterhalt ſtandesgemäß beſtreiten zu können, 
verletzt das öffentliche Intereſſe ebenfalls, und iſt es daher für den 
Geſetzgeber geboten, eine ſolche Schenkung der Schenkung des ganzen 
Vermögens prinzipiell gleich zu ſtellen. 

Eine ſehr wichtige Frage iſt die, welchen Einfluß die Nicht— 
kenntniß des Beſchenkten von der durch die Schenkung erfolgenden 
Beeinträchtigung des Lebensunterhalts des Schenkers und ſeiner An— 
gehörigen auf den Umfang der Reſtitutionspflicht des Beſchenkten 
haben ſoll. Dieſe Nichtkenntniß kann verſchiedene Umſtände zum 
Gegenſtande haben. Der mit dem ganzen gegenwärtigen Vermögen 
Beſchenkte hält irrthümlicher Weiſe den Schenker für hinlänglich 
arbeits- und erwerbskräftig, um ſich und den Seinen für die Zukunft 
einen ſtandesgemäßen Lebensunterhalt verſchaffen zu können, oder er 
weiß nichts von dem Daſein unterhaltsbedürftiger oder unterhalts— 
berechtigter Verwandten, oder er täuſcht ſich über die Größe der 
zum ſtandesgemäßen Lebensunterhalt erforderlichen Mittel; der mit 
einzelnen Bermögensgegenjtänden Bejchenfte Eennt das Größen- 
verhältniß zwilchen diefen und dem nicht verjchenkten Vermögen nicht, 
er weiß insbejondere nichts von den, dejjen Werth verringernden 
Schulden, und glaubt den ftandesgenäßen Lebensunterhalt des 
Scenfers nicht gefährdet. In ſolchen Fällen ftehen ſich die berechtigten 
Intereſſen des Schenker und die des Beſchenkten jhroff gegenüber. 
Sit freilich das gejchenkte Vermögen beim Bejchenkten nod) vorhanden, 
jo haben die Intereſſen des Schenfers den Borzug, und der Bejchenfte 
wird dafjelbe, inſoweit des Schenkers Lebensunterhalt gefährdet ift, 
zurüdgeben müfjen. ft es aber weder in Natur, noch in feinen 
Surrogaten mehr vorhanden, und müßte dev Bejchenkte, um den 
geichenkten Werth zurüdzugeben, fein eigenes Vermögen angreifen 
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und opfern, ſo würde ihm die Schenkung nicht bloß nicht von Vortheil, 
ſondern in Folge eines poſitiven Vermögensverluſtes geradezu von 
Nachtheil geweſen fein. Dies widerſpricht dem wahren Weſen der 
Schenkung, und man muß ſich daher zu dem Grundſatze bekennen, 
daß der Beſchenkte im Falle feiner Nichtkenntniß von der durch die 
Schenkung bewirkten Beeinträchtigung des ftandesgemäßen Leben3- 
unterhalt3 des Schenkers und jeiner Angehörigen nicht zur Heraus- 
gabe des ganzen gejchenkten Werthes, jondern nur zur Rüdgabe Des- 
jenigen verpflichtet ift, wa8 er von dem Geſchenke dermalen noch hat 
oder um was er dermalen nod) bereichert ift. Diefer Grundfaß unter: 
liegt jedoch zweierlei Einſchränkungen. Zunächſt kann die bloße 
Nichtfenntnig nicht genügen, fie muß vielmehr eine entjchuldbare jein; 
denn wer ſich in Gejchäfte begiebt, die fein und das Vermögen eines 
Anderen verändern jollen, darf nicht blindling3 hinein tappen und 
bloß das Gebotene begehren, jondern muß auch ein Bischen überlegen, 
an die folgen denfen und die Sadjlage überhaupt fich Elar zu machen 
verjuchen; entjchuldbar ift fie aber nicht bloß dann, wenn der Be- 
ichenkte bei der Prüfung der Lebensunterhaltsverhältnifje des Schenkers 
einer Fahrläſſigkeit überhaupt ſich nicht ſchuldig gemacht hat, jonderu 
aud) dann, wenn hierbei nur eine leichte Yahrläffigkeit (levis culpa, 
im Gegenjaß zur groben Fahrläjjigfeit, lata culpa) jeinerjeit3 unter- 
laufen iſt. Denn es entjpricht einestheil8 einer jehr verzeihlichen 
menſchlichen Schwäche, wenn der Beſchenkte in feiner Freude über 
die Gefinnung des Schenker und den Werth des Gefchentes jelbit 
in der mitunter kurzen Zeit des Schenkungsaktes an die entfernter 
liegenden Rüdwirkungen der Schenkung auf die Vermögensverhält- 
nifje des Schenfers nicht denkt, anderntheild findet er ſich injtinktiv 
durch die beſſere Kenntniß des Scenfers von folden Rüdwirkungen 
eines weiteren Nachdenfens überhoben, und fchlieglid kann er aud) 
nicht ſtets, wie etwa ein jorgfältiger und vorjichtiger Hausvater bei 
Eingehung jonftiger Gejchäfte tun würde, bei Verwandten, Dritten 
oder gar Behörden Erfundigungen einziehen, ohne den Schenker aufs 
Tiefite zu fränfen und fchon glei an der Schwelle der Schenkung 
eined Undanks ſich ſchuldig zu machen. Liegen aber derartige nad): 
theilige Rüdwirkungen für ihn Elar zu Tage oder war er jchon vor 
dem Schenkungsakt in glaubwürdiger Weife auf folde aufmerkjam 
gemacht und hat er dennoch die erforderlihen Erkundigungen unter: 
laffen, dann iſt feine Nichtkenntniß unentjcyuldbar. Wir haben es 
aljo hier mit einer Ausnahme von der Regel des Entwurfs ($ 146), 
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wonach unter entihuldbarem Irrthum ein nicht auf Fahrläffigkeit 
beruhender Irrthum, unter Sennenmüfjen oder Wiſſenmüſſen ein auf 
Sahrläffigkeit beruhendes Nichtkennen oder Nichtwillen zu verjtehen 
jei, zu thun, wit einer Ausnahme, welche den Ausnahmen in 88 877. 
878. 881. 889. 945. 1152. 1195. 1258 und 1270 Entw. mindeftens 
al3 gleichberechtigt zur Seite gejtellt werden kann. Wer aljo im 
Bewußtſein oder in unentjchuldbarer Unfenntnig von der durd die 
Schenkung bewirkften Beeinträchtigung des jtandesgemäßen Lebens- 
unterhalt8 des Schenker und defjen Angehöriger die Schenkung 
dennocd annimmt, hat felbit im Falle jpäteren Verluſtes des Gejchents 
jenen Lebensunterhalt bis zum DBelauf des ganzen Werths der 
Scenfung zu präjtiren. Wer dagegen in gutem Glauben oder in 
entichuldbarer Unfenntnig das Geſchenk angenommen hat, haftet nur 
bis zum Belauf der Bereicherung. 

Die zweite Einjchränkung, welcher der obige Grundſatz unterliegt, 
betrifft den Zeitpunkt, nad) welchem die zu reftituirende Bereicherung 
zu berechnen iſt. Nach der Regel des Entwurfs!) ift die Zeit des 
Eintritt8 der Nechtshängigfeit des Anſpruchs entjcheidend. Erlangt 
jedoch der Beſchenkte erjt nad) dev Schenkung, aber vor Eintritt der 
Nechtshängigkeit Kenntnig von der Benachtheiligung des Lebens: 
unterhaltS des Schenfers oder feiner Angehörigen, jo ift die Zeit 
dieſer Kenntnißnahme maßgebend. 

Wir haben uns bisher mit der, eine Beeinträchtigung des ſtandes— 
gemäßen Lebensunterhalts des Schenkers oder ſeiner Angehörigen 
unmittelbar und ſofort enthaltenden Schenkung beſchäftigt. Damit 
iſt aber unſre Unterſuchung über die Wirkungen einer Schenkung auf. 
jenen Lebensunterhalt noch nicht geſchloſſen. Denn es können auch 
nad Abjchluß einer in diefer Hinficht ganz anſtandsloſen Schenkung 
ungeahnte Umſtände eintreten, welche jenen Lebensunterhalt in hohem 
Maße gefährden, die ihn aber nicht gefährdet haben würden, wenn die 
frühere Schenkung nicht ftattgefunden hätte. In jolchen Fällen fragt 
es fich, ob die Noth des Schenfers durch irgend eine Vermögens: 
beiſteuer des Bejchenkten gemildert werden joll. Dagegen jpricht das 
Intereſſe des Beſchenkten und die Sicherheit des Nechtsverfehrs. 
Wenn einmal, jo kann man einwenden, eine tadellofe Schenkung 
jtattgefunden hat, jo darf ſich zwar der Beſchenkte eines groben Un— 


) Zweite Buch, erſter Titel: Bereiherung. V. Sonſtiges grundloſes 
Haben. 8 748. 
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danks gegen den Schenker nicht jchuldig machen, ihn aber zu einem 
bejonderen Danfe zu verpflichten, geht zu weit. Denn das Gejchent 
iſt definitiv in fein Vermögen übergegangen, er hat alle jeine Lebens: 
verhältnijje, feine gejchäftlichen Beziehungen, feine und feiner Familie 
Anfprühe ans Leben und feine foztalen Verbindungen auf jeinen 
durch jene Schenkung vervollftändigten Vermögensftand eingerichtet, 
und es wäre eine ungerechtfertigte Härte, wollte man ihn nöthigen, 
der ungeahnten, nad langen Jahren cingetretenen Nothlage des 
Scenfers gegenüber ein Mitleid zu bethätigen, welches fein eigenes 
Bermögen in Berwirrung zu bringen im Stande wäre. Das Gewicht 
dieſer Bedenken ift nicht zu leugnen. Gleichwohl hat ſchon eine in 
Deutjchland faſt gemeinrechtlich gewordene Praris, der ſich Kodifi— 
Fationen und Gejegesentwürfe angejchlofjen haben, auf Grund römiſch— 
rechtlicher vom Batronatsverhältniß vedender Quellen dem Schenker 
einen Widerruf der Schenkung eingeräumt, wenn ihm nadträglid) 
Kinder geboren und dadurd erhebliche Unterhaltspflichten gejchaffen 
werden. Das heutige Nechtsgefühl unjres Volkes geht aber viel 
weiter und macht ſich jehr energijch geltend. Wenn der Schenker 
eines erheblichen Bermögenstheil8 hinterher durch widrige Scidjale 
und Berlufte in Vermögensrüdgang gerathen it, wenn er krank und 
arbeitsunfähig wird, wenn ihm neue Unterhaltsverpflichtungen ent: 
jtchen, und er hierdurch dem gänzlichen Ruin und der öffentlichen 
Unterftügung preisgegeben wird, jo wird der redhtichaffene Bejchenkte, 
eingedene der ihm erwiejenen Wohlthaten, jchon von jelbjt nad) 
Kräften unterftügend eintreten. Wer es nicht thun wollte, würde 
der allgemeinen Verachtung anheımfallen. Unjer BolE betrachtet eine 
jolhe Unterjtügung prinzipiell als eine moralijche und foziale Pflicht 
des Beichenkten, der er ſich um jo weniger entzichen darf, als die 
Schenkung jelbjt als ein vorzugsweile moraliihes Nechtsinftitut ans 
gejehen wird. Es handelt ſich nur darum, die beiderfeitigen Intereſſen 
ohne Härte zu vermitteln, den Schenker zu unterjtügen, ohne dem 
Beichenkten wehe zu thun. Eine nachträgliche Anfechtung der Schen- 
fung oder ein Widerruf derjelben ift weder geboten, noch jtatthaft, 
allein eine Unterſtützung nad Kräften im Rahmen desjenigen ge: 
Ihenften Vermögens, weldes der Bejchenkte jet noch hat, jcheint 
gerecht und billig zu jein. Wegen der großen Berjchtedenheit der 
möglichen Fälle und wegen mangelnder Erfahrung über die Trag- 
weite der einzelnen Sonfequenzen wird man das Maß der Unter: 
ftügungspflicht in jedem einzelnen Falle dem richterlihen Ermeſſen 
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überlafjen müfjen. Nur eine Schranfe muß gezogen werden. Der 
Beichenkte darf nicht angehalten werden, das ganze Geſchenk wieder 
zu opfern, einen Theil defjelben muß man ihm definitiv belafjen, 
welden? darüber fann man verjchiedener Anfiht fein. Nad) dem 
Vorgange des Römiſchen Rechts hinſichtlich der faleidiſchen Quart 
möchte ich ein Viertheil des noch vorhandenen Vermögens vor— 
ſchlagen. 

Wie iſt es, wenn der Schenker jene, ſeinen Lebensunterhalt 
beeinträchtigenden Umſtände ſelbſt verſchuldet hat? Hat er ſie in der 
gegen den Beſchenkten gerichteten böſen Abſicht, von dieſem die Unter— 
ſtützung zu erhalten, ſelbſt herbeigeführt, hat er ſich z. B. in dieſer 
Abſicht ſelbſt verſtümmelt und dadurch arbeitsunfähig gemacht, ſo muß 
ihm die Unterſtützung abgeſprochen werden. Daſſelbe iſt der Fall, 
wenn er feine Nothlage durch grobe Fahrläſſigkeit verſchuldet Hat, 
wenn er 3. B. dem Hange zum Leichtfinn nachgebend, den Reſt jeines 
Vermögens nad) und nad) verfchwendet, oder um in den Befit der 
Berfiherungsfumme zu gelangen, betrügerijcher Weije fein Haus und 
bewegliches Vermögen durd; Feuer zerftört. In diefen Fällen muß 
er fich bei einigem Nachdenken jagen, und muß es wijjen, daß jeine 
leichtfinnigen oder verbrederifchen Handlungen zum Ruine jeines Ver— 
mögens führen werden. Hat er aber bei der Bornahme von Hand- 
lungen, welche jchließlic zur Nothlage führten, an diefe Wirkung 
nicht gedacht, und hatte er feine Zeit zu ruhiger Ueberlegung, hat er 
ſich Hierbei nur einer einfachen und nicht einer groben Fahrläſſigkeit 
Ihuldig gemadt, jo wird man ihm die Unterftügung jelbit dann 
nicht verjagen können, wenn er die Handlungen jelbjt abjichtlich oder 
jtrafrechtlich fahrläffig vorgenommen hat. Wer aljo vorſätzlich, aber 
nicht mit UWeberlegung oder durch Fahrläſſigkeit einen Menjchen 
tödtet oder an feinem Körper verlegt, wird zwar bejtraft, allein ex 
hat, falls durch Schadenserjag, Gerichtsfoften und länger dauernde 
Berdienftlofigkeit jein Vermögen aufgebraudht wird, jenen Anjprud) 
auf Unterftüßung Seitens des Beſchenkten. 

Auf Grund diefer Erörterungen über das Mat der Schenkung 
Ichlage ich folgende Beltimmungen vor: 


$ 439. 
Die Schenkung des ganzen gegenwärtigen oder 
zufünftigen Vermögens oder einzelner Bermögens: 
gegenftände ift in ſoweit, als dadurd) der ftandes- 


III. 
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gemäße Lebensunterhalt des Schenkers und die Er- 
füllung feiner Unterhaltspflidht gegenüber feinem 
Ehegatten ($$ 1280. 1281. 1454. 1460) und feinen 
Berwandten (8$1480-—1496.1571— 1578) beeinträdtigt 
wird, ungültig. 

An fomweit der Beſchenkte zur Herausgabe des Ge- 
ſchenkten außer Stande ift, hat er defjen Werth zu 
erjegen. Befand er fi in einer, nit auf grober 
Sahrläffigkeit beruhenden Unfenntniß von der im 
erften Abjage erwähnten Beeinträdtigung, jo haftet 
er nur bis zum Belauf feiner Bereiderung zur Beit 
des Eintritt der Rechtshängigkeit des Anjpruds, 
und fall8 er von jener Beeinträdtigung in der Seit 
zwifhen Schenkung und Redhtshängigfeit Kenntniß 
erhielt, bi8 zum Belauf jeiner Bereiherung zur 
Beit diejer Kenntnißnahme. 


$ 439a. 


Treten erft nah Abſchluß der Schenkung Um— 
ftände ein, welche eine Beeinträdhtigung des ſtandes— 
gemäßen Lebensunterhalts des Schenfers oder der 
Erfüllung jeiner Unterhaltspflihdt gegenüber 
feinem Ehegatten oder feinen Verwandten be- 
wirken, jo kann der Schenker während der Dauer 
jeiner Nothlage vom Beſchenkten einen durch ridter- 
lihes Ermejjen zu beftimmenden Unterhaltsbeitrag 
verlangen. Für das ridterlide Ermeſſen find 
namentlich maßgebend die Größe und muthmaßliche 
Dauer des Nothftandes des Schenfers, die Höhe 
de3 gejchenften und noch vorhandenen Werthes und 
die mit der Unterftüßung für die wirthſchaftliche 
Eriftenz des Bejhenkten verbundenen Folgen. 

Der gefammte Beitrag des Bejchenkten fann drei 
Biertheile des no vorhandenen Werths der Schen- 
fung nidht überfteigen. 

Hat der Schenker feine Nothlage abjichtlich oder 
durd grobe Yahrläfjigkeit verurjadt, jo ift der 
Beſchenkte nicht beitragspflidtig. 

15 
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3. Form der Schenfung. 
gIn faſt allen Rechten aller Seiten wird für. die Gültigkeit ge— 
wiſſer Schenkungen eine, den Schenker gegen Uebereilung fchütende 
Form gefordert. Sie ift meiſtens gerichtlihe Protokollirung der 
‚Schenkung, aber auch notarielle Errihtung des Schenkvertrags, ge- 
rihtlihe "Beurkundung und außergerichtliche jchriftlihe Bertrags- 
abfaſſung. Meiſtens wird ſie nur für Schenkungen von erheblicherem 
Betrage angeordnet, wie für Schenkungen im Werthe von,mehr als 
500 Solidi (= 4666?/, Mark), 1000 Thaler, 1000 Gulden, 200 Gulden, 
150 Gulden, 100 Gulden, dann aber auch für Schenkungen von 
Immobilien ohne Rückſicht auf deren Werth, und für Schenkungs— 
verträge im Gegenſatz zu ſofort vollzogenen Schenkungen. Dabei 
werden aber überall noch zahlreihe Ausnahmen, Einſchränkungen 
and Erweiterungen zugelaſſen,) jo daß wir uns vor einer äußerſt 
finnverwirrenden Mufterfarte von Rechtsanfhauungen befinden. Man 
gewinnt indefjen hieraus die Leberzeugung, daß nad) einer weit ver- 
breiteten und feſtgewurzelten Rechtsanſchauung für gewiſſe Schenkungen 
wenigſtens eine ſchützende Form nothwendig iſt, und daß unſere 
Vorfahren geſtrebt und gerungen haben, dieſe ſchwierige Frage in 
einer den Bedürfniſſen ihrer Zeit entſprechenden Weiſe zu löſen. 
Der Entwurf beſtimmt, wejentlidh i im Anſchluß an das Preußische 
a Landrecht: 
| g 440. Ä 
„Der Bertrag, dur welchen Jemand fich — 
einem Anderen etwas ſchenkungsweiſe zu leiſten, iſt nur 
dann gültig, wenn das Verſprechen in gerichtlicher oder 
notarieller Form erklärt iſt. 
Dies gilt auch im Falle der Ertheilung eines die Angabe 
des Verpflichtungsgrundes nicht enthaltenden Schuldver— 
ſprechens oder Schuldanerkenntniſſes. u 


s 441. 
„Die durd) Veräußerung vollzogene Schenkung ift auch 
ohne Beobadhtung einer bejonderen Form gültig.” ?) 


) Näheres zum Theil in den Motiven. 88 440. 441. 

2) Wären diefe Vorſchläge fachlich annehmbar, fo dürfte doc; die nicht leicht 
verftändliche Vorjchrift des Abſ. 2 des 8 440 Harer und mehr in Berbindung mit 
dem Inhalt des Abſ. 1 zu formuliren fein, Im Uebrigen ift Abſ. 1 und $ 441 
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Diejes ausnahmsweije Formbedürfniß des Schenkungsverſprechens 
wird von den Motiven in. mehrfacher Weife zu rechtfertigen verjudt. 
Zunächſt fol die Form der gerichtlichen oder notariellen Erklärung 
„zur Berhütung übereilter Schenkungsverfprechen” dienen, Diejen 
Grund werde ich nachher eingehend prüfen. Sodann foll fie zur 
„Beleitigung der in manden Fällen nicht ausgefchloffenen Zweifel, 
‚ob. ein wirkliches Schenfungsverjprehen pder nur die Ankündigung 
der Abfiht, künftig ſchenken zu wollen vorliegt”, dienen. Diefer 
Grund iſt durhaus nicht ftichhaltig. genug, um das. vom heutigen 
Gejchäftsverfehr geforderte Prinzip der Formfreiheit zu durchbrechen. 
Zweifel über einen wirklich erklärten oder nur in Ausſicht geftellten 
Schenkungswillen werden wohl zumeilen vorkommen, allein. Zweifel 
über Erijtenz und Umfang von Willenserklärungen kommen aud) bei 
zahlreichen andern Gejchäften vor, und will man jene verhüten, jo 
muß man. aud) dieje verhüten, und dann die Formnothwendigkeit 
zum: Prinzip erheben. And wenn jolde Zweifel nur „in manden 
Fällen” nit ausgejchloffen find, jo kann man. denn doch diejen 
jeltenen Ausnahmen zu Liebe nicht die Gejammtzahl aller Schenfung3- 
verſprechen mit den Unannehmlichkeiten und Koften einer gerichtlichen 
‘oder notariellen Mitwirkung belajten, und diejenigen Leute, die ſich 
Elar auszudrüden vermögen, für die Unklarheiten einiger weniger 
Spradftümper nicht büßen lajjen. Jedenfalls läge doc, fein Grund 
zu einer gerichtlichen oder notariellen Mitwirkung vor, man müßte 
mit der Schriftform fi) begnügen. Zum Theil derjelbe Einwand 
muß gegen da8 Bedürfniß, „Streitigkeiten über die angeblichen 
Schenkungsverſprechen eines Berjtorbenen vorzubeugen”, erhoben 
werden. Wenn jchlieglich jene Form verlangt wird, weil „damit die 
Umgehung der Vorſchriften über die Form der lektwilligen Ver: 
fügungen und der Schenkungen auf den Todesfall thunlichit verhindert 
werde”, jo ift die Bejorgniß des Entwurfs oder der Motive, das 
Publitum werde demnächſt jeine lettwilligen Verfügungen (Erbein- 
durchaus verjtändlid; und Mar, allein, wie mir jcheint, etwas zu breit und zur 
hart. Dürfte es fi nicht empfehlen, zu jagen: „Das Schenkungsverſprechen ift 
nur dann gültig, wenn es in gerichtlicher oder notarieller Form erklärt fjt; die 
dur; Veräußerung vollzogene Schenkung bedarf diefer Form nicht.” Nach $ 91 
Entw. iſt $ 441 eigentlich überflüſſig. Man wird ihn wohl nur deshalb aufge- 
nommen haben, um dad Schenkungsverſprechen mehr hervorzuheben. Gegen 
diefe Vorſicht ift nichts einzuwenden, allein es jtand dann doc) nur gerichtliche 


oder notarielle Form und nicht jede andere „befondere” Form in Frage. 
15 * 
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jeßungen und Bermädtnifje) nit in die für diefe einjeitigen Ver— 
fügungen vorgejchriebene Form der gerichtlichen oder notariellen 
Mitwirkung einfleiden, jondern fi mit der Mündlichkeit oder ein- 
fahen Schriftlichfeit begnügen, gänzlich unbegründet. Denn Erb- 
einjeßungen und Vermächtniſſe find doch, wie jeder teftamentsbedürftige 
‚Laie weiß, etwas von Schenkungen unter Zebenden Grundverichiedenes. 
Und was die Schenkung auf den Todesfall betrifft (d. 5. die Schenkung 
unter der Bedingung, daß der Schenker vor dem Bejchenkten jterbe 
oder diejen nicht überlebe, $ 1963), auf welche, wenn durd Vertrag 
nur ein Schenkungsverſprechen ertheilt ift, die Vorfchriften über den 
Erbeinjegungsvertrag oder den Vermächtnißvertrag Anwendung finden 
jollen,') jo wird der Gejetsgeber doch wahrlich nicht zu Gunften der 
paar Leute, die aus Rechtsunkenntniß eine folde Schenkung auf den 
Zodesfall ohne gerichtliche oder notarielle Form zu fchließen geneigt 
jein möchten, um das Publikum an den Gebraud diefer Form über- 
haupt zu gewöhnen, den gejfammten großen Schenfverfehr unter 
Lebenden in die unbequemen, zeitraubenden und E£oftipieligen Fefjeln 
der gerichtlihen oder notariellen Form fchlagen. Und wenn er e3 
thäte, jo würde er eine Verwirrung erft recht herbeiführen, denn 
zur Gültigkeit des Schenkvertrages unter Lebenden fordert der 
Entwurf nur für da8 Schenfungsverfprehen des Schenkers, zur 
Gültigkeit der erwähnten Schenkung auf den Todesfall aber nicht 
blos für diefes, jondern für den ganzen Vertrag, insbejondere aljo 
aud für die Erklärung der Annahme des Verſprechens Seitens des 
Beſchenkten gerichtlihe oder notarielle Form. 

Es bleibt daher nur zu unterjuchen übrig, ob die Einführung 
der gerichtlihen oder notariellen Form für Schenkungsverfprechen 
deshalb rathjam ift, weil damit übereilte Schenfungsverfprechen ver- 
hütet werden fünnen. Der Entwurf ftellt in diefer Hinficht die 
Schenkung mit Schenkungsverjprehen in Gegenſatz zu der durd 
Beräußerung vollzogenen Schenfung, für welch’ lettere er gerichtliche 
oder notarielle Form nicht fordert, weil er bei ihr eine Uebereilung 
des Schenkers nicht bejorgt. Eswas Wahres Hat diefe Unter- 
ſcheidung. Es ift eine hinlänglich befannte Erfahrung des Verkehrs— 
(eben, daß es leichter ift, ein Verſprechen zu geben, al3 es zu 


)$ 1943. „Ein Erbeinjetungsvertrag kann nur vor Gericht oder Notar 
geichlofjen werden.” — $ 1962. „Auf die Errichtung eines Vermächtnißvertrags 
finden die Borfchriften über den Erbeinfegungsvertrag entjprechende Anwendung”. 
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halten, und daß der Leichtfinn, die Uebereilung, die Ueberſchätzung 
der eigenen wirthſchaftlichen Kraft und die Gelbfttäujhung über die 
Nüglichkeit einer beabfichtigten Bermögensveränderung nirgends mehr 
und ftärfer ſich geltend macht, als bei Berjprechungen, deren Er- 
füllung in weiter Ferne ſteht. Muß die Erfüllung Zug um Zug 
gejchehen oder dem DVerjprechen auf dem Fuße folgen, da find die 
Menſchen faft ausnahmslos vorfichtiger, fie trennen ſich nur ungern 
von dem, was fie haben und hingeben müfjen, fie haben den Verluft 
vor Augen, empfinden und fühlen ihn in jeiner ganzen Bedeutung, 
und das macht fie überlegend, nachdenklich, prüfend. Gefährlich ift 
das Wort, rettend die That. Nicht jede Veräußerung, nicht die durch 
Worte ſich vollziehende, jondern nur die fichtbare, förperliche Ver— 
äußerung, die durch jichtbare Ausjcheidung eines körperlichen Gegen 
ftandes aus dem eigenen Bermögen fich vollziehende Beräußerung ift 
geeignet, den Leichtjinn und die Uebereilung im Zaume zu halten. 
Wenn daher die Motive in der Erklärung des $ 441: „Die dur) 
Beräußerung vollzogene Schenkung ift aud) ohne Beobadtung einer 
bejonderen Form gültig” — für die Schenkung einer Forderung 
oder eine3 anderen cejfiblen Rechts durch mündliche Abtretung, für 
die Schenkung mittelft Erlafje8 durch mündlihen Abſchluß des ding» 
lichen Erlafvertrags und für ähnliche Schenkungen jene Form nicht 
fordern, jo Handeln fie zwar in Konſequenz de3 angenommenen 
Grundſatzes, allein fie werden und nicht überzeugen fönnen, daß 
diefe Arten der mündlihen Veräußerung auch nur um ein Geringes 
eine Garantie für die Abwejenheit von Uebereilung des Schenkers 
darbieten. Worin foll, was die Frage der Uebereilung betrifft, ein 
Unterjchied beftehen zwilchen dem Falle, da Jemand einem hülfs— 
bedürftigen Freunde eine Unterftügung von 10000 Marf in baar 
zu gewähren verſpricht, und dem alle, da er ihm mündlich eine 
Forderung an eine Sparfaffe in gleihem Betrage abtritt. Man 
wird im Gegentheile jagen müjjen, in letterem Falle iſt eine Ueber— 
eilung viel leichter plaßgreifend, als in erfterem, weil der Schenker 
bier über ein im fremden Beſitze befindliches Geld ohne jegliche Mühe 
disponiren kann, während er dort noch allerlei Erwägungen eintreten 
lafjen muß, wie er die zuzufagenden 10000 Mark bejchaffen Eönne, 
ob durch Berfauf von Werthpapieren oder durch Darlehnsaufnahme 
bei einem Bankgefhäft mit Pfandbejtellung oder Bürgfchaft, und 
jolhe mühjame und unangenehme Erwägungen jehr wohl geeignet 
jind, vor Uebereilungen zu jchüten. Auch der Erlaß einer Forderung 
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geht viel Leichter, al die Begründung einer Schuld. Wenn ein 
Gläubiger, der ſchon feit Jahren weder Zinſen noch Hauptgeld er: 
halten hat, jeinen mit den Sorgen des Lebens kämpfenden Schulöner 
aus Mitleid die Schuld erläßt, fo fällt ihm die bei Weitem nicht 
fo ſchwer, wie wenn er demjelben, ihm nichts fchuldenden Manne 
eine gleihe Summe zu ſchenken verſpricht. Alfo auch im Falle des 
Erlafjfes jpielt die Uebereilung eine größere Rolle, al3 in dem des 
Schentungsverjprehens, und der Gefetgeber hätte daher, um die 
Schenker vor Webereilungen zu fügen, im geraden Gegenjag zum 
Entwurfe, viel mehr Anlaß, für die Gültigkeit der Ceſſionen und der 
Erlaßverträge, als für die Gültigkeit dev Schenfungsverfprechen die 
tichterliche oder notarielle Form zu fordern. 

Jedenfalls aber hätte der Entwurf, wenn ex die gerichtliche oder 
notarielle Form zum Schute des Schenkers nur vor Uebereilungen 
einführen wollte, weit richtiger gehandelt, wenn er an den Gegenjaß 
zwiſchen rein: fonjenjueller (mündlicher oder jchriftlicher) und Körper: 
licher Bermögensveränderung angefnüpft und für die auf- einfacher 
Willenserklärung beruhende Schenkung (Schenkungsverſprechen, Ceſſion, 
Erlaß u. |. mw.) den Formzwang, für die durch reelle Uebertragung 
(Traditon) vermittelte Schenkung aber Formfreiheit ‚gefordert hätte. 
Man kann darum auch feinen, von den Motiven allerdings ganz 
richtig gezogenen Conſequenzen nicht beiftinmen, wenn die nachträg— 
lihe Erfüllung des formlojfen Schenkungsverſprechens nur unter den 
Gefihtspunft der Leiftung einer Nichtjchuld. geftellt wird, Denn 
wenn zwijchen dem Schenkungsverſprechen und feiner Erfüllung 
Wochen und Monate liegen, jo werden die Eindrüde, unter denen 
der Schenker in übereilter Weije daS Berjprechen gegeben hatte, wohl 
jo ziemlich verblaßt fein, und er hatte Zeit genug, alle maßgebenden 
Berhältniffe reiflich zu überlegen, und volle Gelegenheit, von der 
Erfüllung eines unwirkſamen Berjprechens abzuftehen. 

Läßt man jeine im Schenfungsverfehr gemadten Erfahrungen 
auf ji) einwirken, jo wird man zur Erfenntniß gelangen, daß es 
nicht die Uebereilungen der Schenker, fondern weſentlich andere 
Gründe find, welche für gewiſſe Fälle die Anwendung gerichtlicher 
oder notarieller Form rechtfertigen oder fordern. Vor Allem kommen 
eigentliche Webereilungen, haſtig vorgenommene Schenkungen doc 
immerhin nur jelten vor, und der Gejetgeber würde gewiß jehr un 
£lug handeln, wollte er diefen Ausnahmefällen zu Liebe den geſammten 
loyalen Schenfungsverfehr durch jene bejchwerlide Form in Ber: 
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wirrung und. Unficherheit bringen. - Dies’ trifft” ſelbſt bei bloßen 
Schenkungsverſprechen zu. Cireulirt in einer Stadt eine Liſte zur 
Zeichnung freiwilliger, für einen milden Zweck beſtimmter Beiträge, 
die erſt nach Verlauf einer gewiſſen Zeit erhoben werden ſollen, ſo 
würde nach dem Entwurfe — und die Motive beſtätigen es — die 
Zeichnung von ein paar Mark oder Pfennig mangels gerichtlicher 
oder notarieller Form ungültig, die im Drange eines wohlthätigen 
Herzens oder aus Eitelkeit und Großmannsſucht ſofort vollzogene, 
die Kräfte des Zeichners weit überſteigende Schenkung von 1000 Mark 
aber gültig fein. * BER doch hal lan — — 
—— | | 

Die erfte Beiniksinn für die Rechtfertigung jener den Verkehr 
erſchwerenden Form: ift eine wejentliche Meberjchreitung der Grenzen, 
die jeder: forgfältige Hausvater umd Wirthſchafter feiner Schenk— 
thätigkeit ziehen muß. Das heutige Leben ſtellt an den Wohlthätig- 
feitsfinn und die Opferwilligkeit unſeres Volkes in -allen feinen 
Shihten große Anforderungen, an einzelne Klaſſen häufigere und 
höhere; an andere feltenere und geringere, aber jelbft arme Familien, 
die mit des Tages Noth zu kämpfen haben, bleiben, namentlich in 
Fällen allgemeinen und das tiefite Mitleid beanfpruchenden menſch— 
lichen Elends, von folchen Anforderungen nidt unberührt. Die 
Anläffe zu ſolchen Opfern find zahlreih. Wer als Vorſtand eines 
einfachen. bürgerlichen Haushalts fein Ausgabenbuch durchgeht, wird 
vielleicht über die Summen erftaunen, die er im Laufe eines Jahres 
geſchenkt Hat. Da finden fi) milde Beiträge für die Ueber— 
ſchwemmten großer Landftriche, für Abgebrannte, für die Familien 
verunglüdter Berg- oder Sciffsleute, für die gewöhnlichen Haus- 
armen, dann und wann für verfchämte Armen, periodiſch wieder— 
fehrende Ausgaben für Armen, Kranken, Waiſen-, Findel- und 
Irrenhäuſer, und wie die zahlreichen Anjtalten alle heißen, denen 
wir, unjerem Herzen, der Gitte und den Pflichten unferer Lebens- 
ftellung folgend, Unterftügungen zufommen zu laffen pflegen. Dazu 
fommen dann noch die vielfachen Gelegenheitsgejchenfe an unſere 
Angehörigen, Berwandte und Freunde (Geburtstags:, Weihnadts- 
und Hoczeitsgefchenfe) und eine Reihe unvorhergefehener Gejchente, 
welche recht erhebliche Summen beanjpruchen. Addirt man dann am 
Schluſſe eines Jahres alle diefe Ausgaben, jo findet man, daß wir 
einen nicht unerheblichen Theil unferes Einfommens zu Gejchenfen 
geopfert haben. Haben wir zu oft und zu reichlich geſchenkt, fo leidet 
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der Hausſtand oder das Geſchäft Noth, und wir gelangen damit zu 
einem Erfolge, der für unjer Bermögen gefährlich werden kann. Es 
ift darum die Pflicht eines forgfältigen Hausvaterd und Wirthe 
Ichafters, jeiner Schentthätigfeit Grenzen zu ziehen, in den einzelnen 
Hüllen Maß zu halten und nicht über feine Kräfte zu gehen. Wir 
handeln pflichtwidrig gegen und jelbjt und unfere Yamilie, wenn 
wir große Schenfungen maden, d. h. ſolche, die wejentlich den 
Werthbetrag überfteigen, den wir als forgfältige Hausväter und 
Wirthſchafter ohne eigentlihe Schädigung unjere® Bermögend und 
innerhalb der durch Anforderung der Eitte, unjerer Lebensftellung 
und des Zwecks der Gabe gezogenen Schranken fchenfen Eönnen. 
Was darüber ift, ift vom Uebel. Eine beftimmte Ziffer für alle 
Scenfungsfälle feitzufegen, wäre ganz verkehrt, Was find einem 
Millionär 500 Solidi? Und eine Schenkung von einigen hundert 
Mark kann einen zamilienvater, der nur über ein mäßiges Ein- 
fommen zu verfügen vermag, wenngleich fie fein Vermögen nicht 
ruiniert, doch auf Fahre hinaus fchädigen. Der Begriff der großen 
Schenkung kann fein abjoluter, er kann nur ein relativer fein. Im 
Streitfall entjcheidet das freie richterlihe Ermeffen. Dies ift etwas 
unjerem bisherigen Rechte nicht Fremdes, und auch der Entwurf 
giebt in zahlreichen, vor Gericht zu entjcheidenden Schadenserfagfällen 
die Beftimmung der Eriftenz und Größe des Schadeng, ja fogar die 
Verpflichtung zum Schadenserjage überhaupt dem Ermefjen des 
Berichtes anheim ($ 222))). 

Dieje durch große Schenkungen verurjachte Vermögensſchädigung 
kann jedoch für ſich allein die Einführung jener bejchwerlihen Form 
nicht rechtfertigen. Zu diefem objektiven Thatbeftand muß noch 
ein fubjeftives Erforderniß Hinzutreten, In der Perſon des Schenfers 
allein fann es nicht liegen. Das Geſetz kann nicht Jedem, der durch 
Berlegung feiner Pflicht gegen ſich ſelbſt und feine Familie jein Ber: 
mögen gejchädigt hat, hülfreic zur Seite ftehen, und öffentliche 
Intereſſen jtehen bei einer bloßen VBermögensihädigung des Schenkers 
nicht in Frage. Jenes jubjektive Moment kann nur im Berhalten 
des Beſchenkten zu der ihm angebotenen großen Schenkung gefunden 
werden. Weiß er nichts davon, daß der Schenker die Grenzen feiner 
Schenkthätigkeit überjchritten und fein Vermögen gejchädigt hat, und 
beruhte auch feine desfallfige Unkenntniß nicht auf grober Fahrläſſig— 


) Bergl. auch 8 260 C. P. O. 
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keit, jo trifft ihn kein fittlicher Vorwurf, Weiß er es aber oder 
hätte er e3 ohne grobe Hahrläffigkeit wifjen müfjen, dann kann man 
ihm mit Recht den Vorwurf madhen, daß er den Wohlthätigfeits- 
ſinn, daß gute Herz, den Leichtfinn oder die Unerfahrenheit des 
Schenkers in eigennüßiger Weile ausgebeutet habe, und es befteht 
gewiß zwiſchen ihm und Demjenigen fein weſentlicher Unterſchied, 
der unter Ausbeutung der Nothlage, des Leichtjinnd oder der 
Unerfahrenheit eine Anderen für ein Darlehen fih Vermögens— 
vortheile verjprehen oder gewähren läßt, melde den üblichen 
Zinsfuß dergejtalt überjchreiten, daß nad den Umftänden des Yalls 
die Bermögensvortheile in auffälligem Mißverhältniß zu der Leiftung 
ftehen, oder dem, der fich dieje wucherlichen Vermögensvortheile ver: 
jchleiert verjprehen läßt, Handlungen, welche das Geſetz — und 
der Entwurf $ 358 jchließt fih ihm an — für ungültig erklärt 
und überdie® mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bezw. bis zu 
einem Jahre und zugleih mit Geldftrafe bis zu 3000 bezw. 
6000 Mark beitraft.) Will man aud in der bewußten An— 
nahme einer ſolch' großen Schenkung feinen eigentlihen Wucer 
finden, jo wird man doc angejicht® des vorzugsweiſe moralijchen 
Charakters der Schenkung in jener Handlung eine mit diefem Cha- 
rakter durchaus unverträglihe Ausbeutung erbliden müfjen, welcher 
der Gejegeber doch einigermaßen zu jteuern oder nad) Möglichkeit 
vorzubeugen verpflichtet iſt. 

Als das gelindefte Mittel hierfür bietet ſich die gerichtliche oder 
notarielle Form des Schenkungsverjprechens dar, jo gelind, daß man 
die beabjichtigte Wirkfamkeit faft in Zweifel ziehen möchte. Die einfach 
ichriftliche Form nützt gar nichts; die Schenkung bliebe eine heimliche, 
das Licht der Deffentlichkeit jcheuende. Den Abſchluß des Schenk— 
vertrages, aljo auch die Annahmeerklärung des Beſchenkten vor Ge— 
richt oder Notar zu fordern, wäre zu viel verlangt, weil damit die 
jehr häufig vorfommmende Schenkung an Abweſende allzu jehr erſchwert 
würde. Auch empfiehlt ſich nicht einmal die Anmwejenheit des Bes 
jchenften bei Abgabe des Schenkungsverſprechens vor Gericht oder 
Notar, weil ſonſt der im Banne des Beſchenkten ftehende Schenfer 
in der Freiheit feiner Entjchliegung bejhränft würde. Bon der ge- 
richtlichen oder notariellen Form des Schenkungsverſprechens Fann 
man ſich zwei Bortheile verjprehen. Soll der Schenker vor Gericht 


1) Str. G. B. $ 302. 302b. R. ©. vom 24. Mai 1880. 
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oder Notar erjcheinen, fo wird er in manchen Fällen die damit vers 
bundenen Unannehmlichkeiten, Unbequemlichkeiten und Koftenvorlagen. 
Icheuen, die Verwirklichung feiner Abſicht hinausfchieben und im Laufe 
der Seit, feinem. erwachenden Pflichtgefühle folgend, den ganzen 
Schenfungsplan aufgeben. Ericheint er aber vor Gericht oder Notar, 
jo bleibt eine Beiprehung feiner Berhältniffe nicht aus, und es wird 
gar Mander noch in der legten Stunde von feinem Schenfungs- 
vorhaben gänzlich abftehen. Auf den Beſchenkten aber wird die 
Deffentlichkeit jener Form vielfach abjchredend einwirken. Heimlich 
möchte er gerne das Geſchenkte erwerben, allein er jcheut die Deffent: 
Lichkeit und das ungünstige Urtheil feiner Standesgenofjjen und. Be- 
kannten und die Vorwürfe der Familie des Schenkers, und wird lieber 
auf die ihm angebotenen materiellen Bortheile Deren, als ſich zeit- 
lebens. einer Ehrenminderung ausjegen. | 

Ich beantrage daher, die 88 440 und 441 Entwurf zu freien 

und an deren Stelle zu feßen: | 
Ä 8 440. Ä Ä J 
Die at -Schenfung bedarf, falls der Be— 
Ihenfte weiß, daß jie eine große tft, oder falls 
- feine Unfenntniß auf grober Fahrläffigfeit be- 
ruht, zu ihrer Gültigkeit der in gerichtlicher oder 
‚notarieller Form erflärten u a 2 15 des 
Schenkers. 

Die Schenkung iſt inſoweit eine große, als ſie 
den Werthbetrag, den der Schenferals ſorgfältiger 
Wirthbihafter ohne eigentlide Schädigung jeines 
Vermögens und innerhalb der durd die Anforde- 
rungen der Gitte, feiner Lebensftellung und des 
Zwecks der Gabe gezogenen Örenzen ſchenken en 
weſentlich überfteigt. 

Ueber das Borhandenfein einer großen Schen- 
fung entjcheidet das freie rihterlihe Ermejjen. 


4. Verbindlichkeiten des Schenker. 
8 10. 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über die aus der Schenkung 
entſpringenden Verbindlichkeiten des Schenkers, wie namentlich über 
die Einſchränkung feiner Haftung für Argliſt und grobe Fahrläſſigkeit 
($ 442), wegen eines Mangels in feinem echte ($ 443), wegen eines 
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Mangels der gefchenkten Sache ($ 444), über. die Freiheit von Ber 
zugszinſen ($ 445), über die Freiheit der Erben .von der Fortge— 
währung einer vom Schenker zugejagten Unterftügung ($ 447) und 
über die unter einer Auflage‘ gemadte Schenkung ($ 448) meiden 
von der herrſchenden gemeinrechtlihen Doctrin nicht weſentlich ab, 
und ich kann ihnen in fachlicher Hinfiht nur zuftimmen.!) Bezüglich 
des Erfüllungsorts aber bin ich andrer Meinung. Der. Entwurf 
fagt im $ 447: 

„Das Schenkungsverſprechen ift im gweifel an * Orte 

zu erfüllen, an welchem der Schenker zur Erfüllungszeit 

ſeinen Wohnſitz hat.“ 
Diie Motive betrachten dieſe Beſtimmung als eine im Intereſſe 
des Schenkers ſtatuirte Ausnahme von den in den 88 229 und 230 
gegebenen Regeln. Zunächſt liegt aber ein Bedürfniß zu einer theil— 
weiſen Regulirung des Erfüllungsorts bei Schenkungen im Titel von 
der Schenkung gar nicht vor, da der allgemeine Theil des Rechts der 
Schuldverhältniſſe die Stelle iſt, wo erſchöpfende allgemeine Beſtim— 
mungen über den Erfüllungsort der Schuldverhältniſſe getroffen werden 
müſſen. Wollte man jene karge, überdies nur Verwirrung erzeugende 
und zu einem weſentlichen Theil ganz unrichtige Beſtimmung in den 
Spezialtitel von der Schenkung aufnehmen, ſo würde jedes einzelne 
Schuldverhältniß (zur Vermeidung möglicher Irrthümer) die An— 
wendung der allgemeinen Lehren vom Erfüllungsort durch Auf— 
nahme desfallſiger Spezialbeſtimmungen in den ihm gewidmeten 
Spezialtitel mit Recht verlangen können. Deſſen muß ſich aber der 
Geſetzgeber enthalten, und der Entwurf hat auch ſonſt, abgeſehen 
von zwei Stellen?), dieſe Enthaltſamkeit geübt. Jene Spezial— 
beſtimmung über den Erfüllungsort der Schenkungen iſt aber auch 
geeignet, das Verſtändniß der im $ 229 gegebenen allgemeinen 
Lehre zu beeinträchtigen. Hier wird die Natur des Schuldverhältnifjes 
und der muthmaßliche Wille der Betheiligten al3 für die Beitimmung 
de3 Erfüllungsort3 maßgebend erklärt, und man fann, darüber gar 
nicht im Zweifel fein, daß es bei feinem Sculdverhältnig leichter 
it, den Erfüllungsort nad) der Natur des Schuldverhältnifjes zu 
beilimmen ‚ al3 gerade bei der Schenkung, vorausgejetst freilih, daß 


J In redaktioneller Hinſicht ſind, wie ich glaube, Aenderungen erforderlich. 
Ich werde dieſelben dem den Schlußbericht erſtattenden Ausſchuß ſ. 3. vorſchlagen. 

2) 8 620. Ort der Rückgabe der hinterlegten Sache. — $ 1139. Ort der 
Zahlung einer Grundſchuld. 
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man mit dem Worte: Natur des Schuldverhältnifjeg — den richtigen 
Begriff verbindet. Schließlich ift aber jene Spezialbeftimmung des 
$ 447 in vielen Schenkungsfällen gar nicht geeignet, das Intereſſe 
des Schenker (und die hat man ja doch ganz allein im Auge) 
irgendwie zu ſchützen. Iſt eine individuell beftimmte Sade gejchentt, 
jo liegt es im Intereſſe des Schenfers, daß fie nur da überliefert 
zu werden braucht, wo fie fich befindet, nicht aber am Wohnort des 
Schenkers. In ähnlicher Weiſe verhält es fi) mit Sachen, die nur 
der Gattung nach beftimmt find. 

Der Erfüllungsort für Schenfungsverfprehen muß biernad im 
Allgemeinen Theil des Rechts der Schuldverhältniffe beftimmt werden. 
Die Lehre des Entwurfs ($$ 229. 230) ift allerdings fehr dürftig 
und unbeftimmt, und zum Theil unrichtig. In einem der nädhften 
Hefte diejer Zeitjchrift werde ich ein Gutachten darüber erftatten und 
die mir richtig jcheinenden Borjchläge machen. Einftweilen ſei 
aber bemerkt, daß nad) einer richtigen Auffaflung römifch-rechtlicher 
Duellen und nad der Fortbildung, welche deren Anhalt in der 
Wiſſenſchaft und Praris erfahren hat, die gemeinrechtliche Lehre vom 
Erfüllungsort, in ſoweit fie bier zur Sprache kommt, folgende 
Geſtalt Hat:") 

A. Sit der Erfüllungsort weder ausdrüdlic noch ftillfchweigend 
bejtimmt, jo wird er beftimmt durch die rechtliche und that- 
fächliche Natur der Obligation. 

Hierbei gelten im Allgemeinen folgende Regeln: 

1. Bei denjenigen Obligationen, welche nur einer Partei 
einen Bortheil gewähren, ſoll die Erfüllung an dem- 
jenigen Orte ftattfinden, an welchem jie ohne weiteren 
Nachtheil für die belajtete Partei gefchehen kann, und 
zwar braudt 

a) bei Obligationen zum ausjchließlihen Vortheil 
des Gläubiger der Schuldner die Leiftung nur 
da vorzunehmen, wo er fie ohne weiteren Nad)- 
theil (ohne bejondere Opfer zu bringen) vor— 
nehmen fann, und der Gläubiger muß die Leiftung 
an diefem Drte in Empfang nehmen. Der Er- 
füllungsort ift beim Schuldner; 


') Bergl. Reat, das Gemeine Deutjche Givilreht. Bud) IV. Das Obligationen 
recht (1886) $$ 124. 125. 130. 131. — Reatz, die Lehre vom Erfüllungsort (1862). 
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b) bei Obligationen zum ausſchließlichen Vortheil 
des Schuldners braucht der Gläubiger die Leiftung 
nur da anzunehmen, wo er fie ohne weiteren 
Nachtheil (ohne bejondere Dpfer zu bringen) 
annehmen fann, und der Schuldner muß an 
diefem Drte leiften. Der Erfüllungsort ift beim 
Gläubiger. 


2. Bei denjenigen Obligationen, welche jeder Partei 
einen Vortheil gewähren, braudt der Schuldner nur 
bei fi zu erfüllen, und 


3. bei denjenigen Obligationen, welche feiner Partei einen 
Bortheil gewähren, hat der jchadenserfagpflichtige 
Schuldner beim Gläubiger, der zur Herausgabe einer 
Bereiherung Berpflichtete bei fich zu erfüllen. 


B. Im Einzelnen gilt bei den Obligationen zum Vortheil 
des Gläubigers, — wie namentlih bei denen aus dem 
Hinterlegungsvertrag, Auftrag, der Gejhäftsführung, Vor— 
mundſchaft, Schenkung, bei der Exhibitions-, Editions-, 
Alimentationspfliht (jofern leßtere nicht durch Delikt be- 
gründet ift), bei der Dbligation des Erben auf Entrichtung 
eined Bermäcdtnifjes und des Ehemanns auf Reftitution der 
Dos (Heirathsgut, Mitgift): 

1. Wird eine individuell beſtimmte Sache geſchuldet, ſo 
iſt ſie da zu leiſten, wo ſie ſich zur Zeit der Ent— 
ſtehung der Obligation befand oder befinden ſollte 
bezw. wohin fie nad) der Abſicht der Kontrahenten 
verbracht werden jollte oder durfte. (DObligations- 
mäßiger Ort der Lage der Gadıe). 

Gelangte fie in der Folge ohne ein Verſchulden des 
Schuldners, für welches er nad) Charakter und Inhalt 
jeiner Obligation einzuftehen hat, an einen anderen 
Drt, jo ift fie an diefem zu leiften. Der Ort der 
Lage der Sade ift Erfüllungsort. 

Gelangte fie ohne ein folches Verjchulden, aber nad) 
Eintritt eine8 Verzugs des Schuldnerd an einen 
andern Ort, jo muß fie der Schuldner auf Verlangen 
de3 Gläubigerd am obligationsmäßigen Ort ihrer Lage 
leiiten. 
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Dafjelbe iſt der Fall, wenn fie dur ein Ber- 
ihulden des Schuldners, für welches er einzuftehen 
hat, an einen andern Ort gelangt. 

. Wird eine generifch beftimmte Sade gejchuldet, jo 
ift fie, fall der Schuldner mit Sachen folder Art 
einen Handel treibt, an dem Orte der gewöhnlichen 
Lagerung derjelben zur Zeit der Entitehung der 
Dbligation (am Orte der Handelsniederlaſſung, Ge— 
ſchäftsſitz, Fabrikort, Bergwerk), falls fie eine andere 
Sadıe ift, am Wohnort des Schuldners zur Beit der 
Entftehung der Obligation zu leiſten. (Obligations- 
mäßiger Ort der Lagerung der gejchuldeten generiſch 
beitinunten Sachen.) 

Bei der Obligation des Erben auf Entrihtung eines 
Vermächtniſſes ift entweder der Ort der Lage der Erbichaft 
bezw. des größeren Theils derjelben oder der Wohnort des 
Erben Erfüllungsort. Sind jedoch Geldfummen von ver- 
hältnigmäßig nicht erheblichen Beträgen vermacht, jo können 
diefelben, falls der größere Theil der Erbihaft an einem 
weit entfernten Orte jich befindet, und der in der Nähe des 
Bermächtnignehmers liegende Kleinere Theil der Erbichaft 
zur Bejchaffung der legirten Summen ausreicht, an letterem 
Drte gefordert werden. 

Hat der Schuldner in der Folge jeinen Gejchäfts- oder 
Wohnſitz ohne bögliche Abfiht und ohne Verlegung jeiner 
desfallfigen Anzeigepflicht gegen den Gläubiger verlegt, jo 
ift der neue Gejchäfts- oder Wohnort Erfüllungsort. Fand 
jedoch diefe Verlegung erit nad) Eintritt eines Verzugs des 
Schuldners oder fand eine widerrechtliche Verlegung jtatt, 
jo muß der Schuldner am urjprünglichen Erfüllungsort 
leisten. 

C. Sn allen Fällen, in welden der Schuldner nur bei fich 
zu erfüllen, der Gläubiger alfo den gejchuldeten Gegenjtand 
beim Schuldner abzuholen hätte, kann der Gläubiger die 
ordnungsmäßige Zufendung des gejchuldeten Gegenftandes 
an feinen Wohn» bezw. Gejchäftsfig oder an einen be— 
liebigen anderen Drt, jedoch gegen vorerjtigen Erſatz der 
dem Schuldner daraus erwadhjenden Auslagen verlangen, 
es ſei denn, 


—X— 
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. 1, daß er, ohne befondere Opfer bringen zu müfjen, die 
Leiſtung am Erfüllungsorte jelbft oder durch Stell- 
vertreter entgegennehmen kann, oder 
2. daß die Berfendung für den Schuldner mit gleicher 
‚oder größerer Mühe verbunden ift, als die Empfang- 
nahme der Leitung am Erfüllungsort für den 
Gläubiger, oder 
3. daß die Umftände, unter‘ melden der Schuldner zur 
Berſendung verpflichtet wäre, durd) eigenes Verſchulden 
des Gläubigerd herbeigeführt wurden, oder Ä 
4. daß der Schuldner troß eifriger Bemühungen einen 
geeigneten Transportanten nicht finden Eann. 

D Ueberall, wo der Schuldner nur bei fi zu erfüllen, der 
Gläubiger aljo den geſchuldeten Gegenftand bei jenem abzu- 
holen hat, kann der Schuldner bringen, und wo dexjelbe 
Bringen müßte, kann der Gläubiger abholen (Uneigentlicher 
Erfüllungsort $ 121), fofern dadurch die ge de3 andern 

Theils nicht verfchlimmert wird. 

Aus den oben angeführten‘ Gründen beantrage ich: 

Den $ 446 Entwurfs zu ftreiden. 


5: Widerruf der Schenkung. 
| s 11, 

| Unter dem Einfluffe fittliher Anſchauungen des Chriſtenthums 
hatte Juſtinian den Widerruf der Schenkungen wegen Undankbarkeit 
des Beſchenkten gegen den Schenker zu einer allgemeinen Rechtsregel 
erhoben und als Widerrufsgründe zugelaſſen: ſchwere wörtliche Be— 
leidigung, Thätlichkeiten, Verſetzen in Lebensgefahr und abſichtliche 
Zufügung eines bedeutenden Vermögensverluſts. Bei dieſen Gründen 
iſt das Gemeine Recht bis auf den heutigen Tag ſtehen geblieben 
und der Entwurf hat hieran auch nichts Weſentliches geändert. Er ſagt: 
$ 449. „Eine Schenkung kann wegen Undanks durch eine gegen— 
über dem Beſchenkten abzugebende Erklärung widerrufen werden, 
wenn der Beſchenkte dem Leben des Schenkers nachgeſtellt oder dem— 
ſelben die Freiheit zu entziehen geſucht, oder ſich einer vorſätzlichen 
körperlichen Mißhandlung oder ſchweren Beleidigung deſſelben ſchuldig 
gemacht, oder wenn er ihm einen bedeutenden Vermögensverluſt vor— 

ſätzlich zugefügt hat.” 


— 


8 450. „Dem Erben des Schenkers ſteht das Recht, die 
Schenkung wegen Undanks zu widerrufen, nur dann zu, wenn der 
Beſchenkte den Schenker vorſätzlich getödtet hat.” 

Mit dieſen Beſtimmungen ſteht der Entwurf meines Erachtens 
nicht auf der Höhe der geläuterten Rechtsanſchauungen des deutſchen 
Volkes. Er bedarf vielmehr mehrfacher Erweiterungen und Ein— 
ſchränkungen. 

Wie bereits oben ($ 2) erörtert, iſt die Schenkung ein 
Rechtsinſtitut von vorzugsweife moraliihem Charakter. Nach den 
Grundfägen der Moral tft der Beichenkte dem Schenker gegenüber 
zur Bethätigung eines angemefjenen Dankes verpflichtet, und er muß 
fi) Beitlebens jedes Undankes in Worten und Thaten enthalten. 

Das Recht kann diefe Anforderungen der Moral nicht völlig ſich 
aneignen. Vor Allem darf es nicht principiell den Bejchenkten zu 
pojitiven Danfesbezeigungen anhalten, und im Unterlaffen folcher 
jelbft da, wo es fi um die faft mühe» und opferlofe Abwendung 
eines dem Schenker drohenden erheblihen Berluftes Handelt, einen 
von rechtlihen Folgen begleiteten Undanf finden. Zwar wird nicht 
Jedermann dieje Sleichgültigkeit des Gejetes billigen. Giebt es jchon 
Auriften und Philoſophen, welche Denjenigen, der einen Ertrinkenden 
fieht und ihn nicht rettet, obgleich er des Schwimmen kundig ift, 
oder Denjenigen, der den Brand eines Hauſes entdedt, ihn aber 
nicht Löjcht, obwohl Rettung und Löſchung ohne Gefahr und Mühe 
bewerfitelligt werden kann, für Eriminell ftrafbar erklären möchten, 
fo wird die Zahl derer noch größer fein, die den Beſchenkten, der 
zur Rettung feines Schenfer3 und deffen Bermögenshabe nichts thut, 
wegen feines groben Undanks zum Mindeften privatrechtlich, mit der 
Zuläffigkeit des Widerruf3 der Schenkung beftraft wiffen wollen. 
Das Gemicht diefer Stimmen tft nicht zu verfennen, und es fann 
eine Zeit eintreten, zu welcher fie eine Berechtigung haben merden. 
Dermalen aber tft diejfe Zeit noch nicht gefommen, weil namentlic) 
der Uebergang von der bisherigen, den Standpunkt der Moral nur 
jehr unvollfommen vertretenden Gefetgebung zu diefem faft abfoluten 
Moralitätsprinzip doc gar zu ſchroff und unvermittelt wäre. Am 
großen Ganzen wird man, im Anjchluß an das bisherige Recht, für 
die heutige Zeit nur pofitive Undankshandlungen und nicht Unter- 
laffungen als Widerrufsgründe zulaffen dürfen, und in foweit dem 
Entwurfe beiftimmen müfjen, deffen Widerrufsgründe ebenfalls poft- 
tiver Natur find. Man muß ihm aber aud darin beiftimmen, daß 





nur vorfäßliche Handlungen des Bejchenkten zum Widerruf fich eignen, 
nicht auch fahrläffige, und endlich auch darin, daß die Urheberichaft 
der betreffenden Undankshandlung vorausgejett wird, und es gleich- 
gültig ift, ob der undankbare Beſchenkte als Mitthäter, Anftifter 
oder Gehülfe gehandelt hat. 

Dagegen ift die Zahl der vom Entwurf hervorgehobenen Wider- 
rufsgründe viel zu gering. Diefelben datiren von der allererften 
Stufe der Einführung des allgemeinen Widerruf3 der Schenkung 
wegen Undanks; die Anjchauungen der heutigen Zeit find unberüd- 
fichtigt geblieben. Dieje aber gehen dahin: 

1. daß alle vom Bejchenkten gegen den Schenker unmittelbar 
gerichteten vorjäglichen Handlungen, melde das Strafgefeßbud als 
Verbrechen oder Vergehen mit Strafe bedroht, als Widerrufsgrund 
gelten. Ausgejchloffen find aljo die fahrläjjigen Handlungen und 
die Uebertretungen. Da jedod das Strafgejegbuch (5 139) aud . 
Denjenigen, welcher von dem Vorhaben eines Hochverraths, Landes— 
verraths, Münzverbrehens, Mordes, Raubes, Menjchenraubes oder 
eines gemeingefährlichen Verbrechens zu einer Zeit, in welcder die 
Verhütung des Verbrechens möglich ijt, glaubhafte Kenntniß erhält 
und es unterläßt, hiervon der Behörde oder der durch das Verbrechen 
bedrohten Berjon zur rechten Zeit Anzeige zu maden, dann bejtraft, 
wenn das Verbrechen. oder ein jtrafbarer Verſuch defjelben begangen 
worden ift, jo muß aud in einer foldhen Unterlafjung rechtzeitiger 
Anzeige ein Widerrufsgrund gefunden werden, fall jene Berbrechen 
gegen die Perjon des Schenfers gerichtet waren. 

Zur Begründung diefer Rechtsanſchauungen fei Folgendes bemerft: 

Außer den vom Entwurf aufgeführten Handlungen giebt es 
eine Reihe von Verbrechen und Bergehen, die, falls fie gegen den 
Scenfer gerichtet jind, al3 Widerrufsgründe angenommen werden 
müſſen. Unjer Recdtsbewußtfein fordert gebieteriih, daß dem Be- 
ſchenkten das Gejchenf entzogen werden darf, wenn er in einer den 
Schenker berührenden Rechtsſache gegen deſſen Intereſſe einen Mein: 
eid geleijtet hat, jelbjt wenn der Ausgang des Prozefjes für den 
Schenker feinen bedeutenden, oder überhaupt Eeinen Bermögensverluit 
im Gefolge hatte, oder wenn die Abficht des falfch ſchwörenden Be— 
ihenften auf eine VBermögensbejchädigung des Schenfers gar nicht 
gerichtet war. Ebenjo muß ein Widerrufsgrund jein: der Ehebrud) 
des Bejchenkten mit dem Chegatten des Schenfers; die Begünjtigung 
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Berbrehens oder Vergehens, um ihn der Beftrafung zu entziehen; 
die Anftiftung oder Beihülfe zur Abtreibung der Leibesfrucht der 
Ihmangeren Ehefrau des Schenkers; die Unterfchiebung eines Kindes 
und dergl. gegen den Schenker unmittelbar gerichtete Verbrechen und 
Bergehen des Beſchenkten. Das Strafgeſetzbuch giebt uns in diefer 
Beziehung einen feiten und ſicheren Anhalt, denn es ijt nicht blos 
der Hüter der Rechtsordnung, jondern auch der Räder der verlegten 
Moral. Wenn Beleidigungen des Schenkers durch den Bejchenkten 
einen Widerrufsgrund abgeben follen, um wieviel mehr müfjen jene 
ihweren Berbreden und Vergehen zum Widerrufe fi eignen. Legt 
man das Strafgeſetzbuch zu Grunde, jo erhält man auch ſcharfe Be- 
griffe an Stelle der immerhin dehnbaren und verjchiedener Auslegung 
fähigen Begriffe des Entwurfs von der Lebensnachſtellung und dem 
Verſuch der Freiheitsentztehung, zu deren Klarſtellung man in Streit: 
fällen auf die 1. 10. C. de revocandis donationibus (8. 56) zurüd- 
zufommen, und eine Sfnterpretation ihres Inhalts: ita ut injurias 
atroces in eum eflundat, vel manus impias inferat, vel jacturae molem 
ex insidiis suis ingerat, quae non levem sensum substantiae donatoris 
imponat, vel vitae periculum aliquod imtulerit ete. vorzunehmen ge= 
zwungen wäre. 

2. Man muß aber nod; einen Schritt weiter gehen und aud) die 
gegen den Schenker nur mittelbar gerichteten Verbrechen und Ver— 
gehen des Bejchenkten als Widerrufsgründe gelten laffen. Die So— 
lidarität der deutjchen Familie erzeugt die Anſchauung, daß ich das 
Leid und Unrecht, was meiner Yamilie, meinen nächſten Angehörigen, 
meiner rau, meinen Eltern und meinen Sindern zugefügt worden 
it, als mir zugefügt betrachte, und auf demfelben Grund beruht die 
Nechtsanjchauung, das der Beſchenkte das Gute, was ihm vom 
Schenker unmittelbar und von deffen Familie, die ja durch Ent- 
jremdung der gejchenkten Gabe beeinträchtigt wird, mittelbar zu Theil 
geworden tft, weder gegenüber dem Schenker noch defjen Familie mit 
Böjem, mit Verbrehen und Bergehen, vergelten darf. Die Be- 
ihenften, welche die Eltern des Schenfers durch metneidige Zeugen- 
ausjagen in unverjchuldetes Unglück geftürzt, welde feine Ehefrau 
genothzüchtigt, feinen Sohn getödtet, oder feine Tochter wider deren 
Willen durd Lift, Drohung oder Gewalt, um fie zur Unzudt zu 
bringen, entführt haben, fie alle haben durch ihre Verbrechen den 
Schenker aufs Tiefſte verlegt, ſchwerer, wie durch eine direft ihm 
zugefügte jchwere wörtlidye Beleidigung. Streitig kann es nur fein, 
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welche Grenze das Gejeg der „Familie“ ziehen joll. Meiner Anficht 
nach muß es ji) auf die engfte Familie, auf Ehegatten, Eltern und 
Kinder bejchränfen, freilich ohne Rüdjicht darauf zu nehmen, ob fie 
ji) in derjelben häuslichen Gemeinjchaft befinden oder nicht. 

3. Der Entwurf fordert für den Widerruf bei drei Gründen — 
Mithandlung, Beleidigung und Vermögensihädigung — den Eintritt 
eines nadıtheiligen Erfolges; bei zweien — Lebensnadftellung und 
Freiheitsentziehung — läßt er ſchon den Verſuch zu. Dies jcheint 
mir ohne jegliches Prinzip zu jein. Man wird es nicht begreiflich 
finden, daß der unter Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben unternommene Raubverſuch, der nad) 
dem Strafgejegbud mit Zuchthaus beitraft werden kann, zum Wider: 
ruf einer Schenkung ſich nicht eignen, während der Verſuch einer 
einfachen Freiheitsberaubung durch vorübergehende Einſperrung, welcher 
itrafrechtlic; ungeahndet bleibt, einen Widerrufsgrund abgeben jolle. 
Das Richtige ift, auch hier dag Strafgejegbuch zu Grunde zu legen, 
und jeden von dieſem für ftrafbar erklärten Berfuch eines gegen den 
Schenker unmittelbar oder mittelbar gerichteten Berbrechens oder 
Bergehens des Bejchenkten als Widerrufsgrund zuzulafjen. 

4. Es giebt Fälle Eriminell ftrafbarer Vergehen, die nach ihrer 
ganzen Natur nur leichte moralische Vergehen find, und daher nicht 
wohl al3 Fälle groben Undanks angejehen werden fünnen. Ein 
Widerruf der Echenfung dieferhalb würde unjern Rechtsanjichauungen 
widerjprechen. Im Anſchluß an das Gemeine Recht hat daher der 
Entwurf aud) nur jchwere Beleidigungen und bedeutende Bermögens- 
verlufte al3 Widerrufsgründe ausgegeben. Allein dies genügt nicht. 
Was find fchwere, was leichte Beleidigungen, was bedeutende Ver— 
mögensverlujte, was unbedeutende? Welchen Einfluß muß das Be- 
nehmen des Schenfers haben, das, an ſich ungerechtfertigt, hoch— 
fahrend und beleidigend, den Bejchenkten zur ſchweren Beleidigung 
gereizt hat? Darf der Noth, dem Leichtjinn, der Empfindlichkeit, 
der MWebereilung, dem Zorn und anderen Eigenjchaften des Be— 
ichenkten ein Einfluß eingeräumt werden? Dies find ragen, die 
im Allgemeinen bejaht werden müſſen. Die Entjcheidung im Ein- 
zelnen muß dem richterlichen Ermefjen überlajjen bleiben, das jtet3 
zu prüfen bat, ob jubjeftiv und objeftiv ein Fall groben Undanfs 
des Bejchenkten gegen den Schenker vorliegt. Diejes richterliche 
Ermeſſen hat jelbjtverjtändlich feinen Raum bei Berbrechen, fondern 
nur bei leichten Fällen der Vergehen der Beleidigung ($ 185 ff. 
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Str. G. B.), der Körperverletzung ($ 223), der einfachen Freiheits— 
entziehung ($ 239), der Nöthigung ($ 240, 253), der Bedrohung | 
($ 241), des Diebjtahls ($ 242 ff.), der Begünftigung und Hehleret | 
($ 257 ff.), des Betrug und der Untreue ($ 263 ff.), der Urkunden- | 
fälſchung ($ 267 ff.), des ftrafbaren Eigennußes ($ 284 ff.) und der | 
Sachbeſchädigung ($ 303 ff.). 

Mit den Beftimmungen der 88 450, 451 und 452 im Wefent- 
lihen einverftanden, beantrage ich, den $ 449 Entw. zu ftreichen und 
an deffen Stelle zu jeten: 

8 449. | 

Die Schenfung Fann wegen groben Undanks 
widerrufen werden. 

Grober Undank ift die Berübung vorjäglider, 
gegen den Schenker oder dejjen Ehegatten, Eltern 
oder Kinder geridhteter, im Strafgeſetzbuch mit 
Strafe bedrohter, vollendeter oder verjudter Ber- 
brehen oder Bergehen des Beſchenkteu. Iſt nad) 
dem durd die Umftände de3 Einzelfalls, ins— 
bejondere dur die Gejinnung des Schenfers, den 
Werth des Geſchenks und der Größe des hiernach 
geichuldeten Dank, durh den Erfolg des Ber- 
gehens, die Gefinnung und den Gemüthszuftand 
des Beſchenkten und das Benehmen des Schenfers 
zu bejtimmenden richterlihen Ermeſſen das Ber: 
gehen feine jehr erhebliche fittlihe Berfehlung des | 
Beihenkten, jo liegt grober Undank nidt vor. | 

Der Widerruf hat, joweit dies thunlid ift, durch | 
eine dem Befhentten gegenüber abzugebende | 
Willenserklärung zu gejhehen. | 
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Bemerkungen bezüglich des Rechts der Schuld— 
verhältniſſe. 
Von A. Weſtrum, Rechtsanwalt am Königl. Oberlandesgericht Celle. 


Wenn die nachſtehend bezüglich) des „Rechts der Schuldverhält— 
niſſe“ gemachten Bemerkungen weſentlich darauf Hinauglaufen, zu 
einzelnen Punkten Abänderungs- oder, — nad) meiner Meinung —, 
Berbejjerungsvorjhläge zu maden, fo möchte ih mid) doc 
von vornherein gegen die Auffafjung vermehren, als wolle id) 
damit den Entwurf unjeres bürgerlihen Geſetzbuches im Allge- 
meinen tadeln oder al3 fände ich an dem von mir beſprochenen 
Theile des Entwurfs nichts zu loben, vielmehr nur zu tadeln. 
Es Liegt in der Natur der Sade, daß man diejenigen Be: 
timmungen de3 Entwurfs, weldhe man für zutreffend und gut 
hält, nichts beſonders hervorhebt, und ſich beſchränkt auf dasjenige, 
was einer Verbeſſerung bedürftig erſcheint. Daher erklärt ſich die 
jüngjt in verjchiedenen Zeitungen beklagte Erjcheinung, daß ſich fait 
nur tadelnde Bemerkungen in den Beiprechungen des Entwurfs vor- 
fünden. Es wird auch faum für die Aufgabe einer jeden Beiprehung 
dieſes oder jenes Theils des Geſetzbuches erachtet - werden können, 
ein generelles Urtheil über dafjelbe zu fällen. Ob der Einzelne das 
Werk einer großen Anzahl unjerer bedeutenditen Auriften gelungen 
oder nicht gelungen findet, darauf wird wenig anfommen. Der 
Einzelne wird nur darin nüßen können, daß er zu ganz bejtimmten 
Punkten, die ihn vielleicht jpeziell intereifiren oder zu deren Beur- 
theilung ihn näheres Studium vder praftiiche Erfahrungen befähigen, 
Borjchläge macht. Auf je weniger Punkte er ich dabei funzentrirt, 
um fo eher wird er wirklichen Nuten jchaffen und wenn er nur eine 


232 


einzige nachtheilige Beftimmung bejeitigt, oder eine einzige wünjchens- 
werthe Beitimmung hineinbringt in cin Geſetzbuch, das für viele 
Millionen Deutſche auf unabjehbare Zeit maßgebend fein foll, fo 
kann er mit dem Erfolg feiner Arbeit zufrieden fein. 

So wird denn auch der nachſtehende Auffag fich auf menige 
bejtimmte Punkte bejchränten und nur, um nit den Anfchein zu 
erweden, als jolle durch einzelne etwaige abfällige Bemerkungen 
der gefammte Entwurf getadelt fein, will ich bemerken, daß ich 
denfelben im Ganzen für ein durchaus gelungenes Werk eradıte, 
genügend detaillirt, um nicht in jedem Einzelfalle den Rechtſuchenden 
im Stich zu laffen und doc nicht Eafuiftiich, wie das Preußische 
Landrecht, Feine einfache Kodififation des Rechts irgend eines Deutfchen 
Landes oder Landestheils, und doch fi eng genug anfchliegend an 
die geltenden Rechte, um nicht den hiſtoriſchen Boden unter den 
Füßen zu verlieren. j 

Wenn ich mich hiernach zur Befprechung der Einzelheiten wende, 
jo möchte ich in diefelbe auch einschließen einen Punkt, der nad) der 
Eintheilung des Entwurfs zwar nicht unter das „Recht der Schuld- 
verhältnifje” fällt, vielmehr von dem Entwurfe im allgemeinen Theil 
abgehandelt wird, der aber wejentlid; nur praftifche Bedeutung haben 
wird bei Kontrahirung von Schuldverhältniffen, ich ‚meine die Frage 
nach der Haftung eines nicht legitimirten Bertreters. Diefe Frage 
wird von dem Entwurfe $ 125 dahin beantwortet: 

„Der Vertreter, welcher bei Schließung des Vertrages 
nicht Eundgegeben hat, daß er ohne Vertretungsmacht fet, ift, 
wenn die Genehmigung des Vertrages verweigert wird, dem 
anderen Vertragsſchließenden perjönlich verhaftet. Der Andere 
fann nad) feiner Wahl Erfüllung oder Scadenserjat wegen 
Nichterfüllung fordern. 

Die Haftung des Vertreters tritt nicht ein, wenn der 
Andere den Mangel der Vertretungsmacht gefannt hat.” 

Alfo unbedingt, ohne Rüdficht auf jede Fahrläffigkeit — wie die 
Motive ausdrüdlid) hervorheben — haftet der Vertreter in der Weile, 
daß von ihm „Erfüllung vder Schadenserfag wegen Nichterfüllung” 
gefordert werden Eann. 

Es ijt damit eine viel ventilirte Frage entjchieden, die nad) gemeinem 
Necht wohl dahin beantwortet werden mußte, daß der nichtlegitimirte 
Bertreter, da er jelbjt nicht Fontrahiren will und in gar feinem 
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Kontraktsverhältniß zur Gegenfeite jteht, nicht einmal bei Fahrläſſigkeit, 
vielmehr lediglich bei dolus haftet. Sit nun die abweichende Beftimmung 
des Entwurfs, — die ih anſchließt an entiprechende Vorſchriften 
unferes Handel3- und Wechjelreht3 —, gerechtfertigt? Mir ſcheint 
das nicht. Mir jcheint fie vielmehr im hohen Grade ungeredyt, ja 
widerfinnig zu fein. 

Nehmen wir ein Beijpiel. Ein Notar erhält von einem in der 
Hauptjtadt lebenden Aittergutsbefiger den Auftrag, deifen Gut zu 
verkaufen. Er findet zu dem geforderten Preife auch Reflektanten 
und der Vorficht wegen läßt er, ehe er mit einem derjelben abſchließt, 
fih noch eine beglaubigte Vollmacht des Eigenthümers ertheilen. 
Später wird der Eigenthümer für verrüdt erklärt, und zwar jagen 
die Sachverſtändigen aus, daß er feit Jahren verrüdt jei, wie es dem 
Berfafler diejes Aufſatzes in feiner Praxis vorgefommen ift, daß der 
Beliter eines großen Hotel3, der dafjelbe mit beftem Erfolg ver- 
waltete, plöglih für ſeit acht Fahren verrüdt erklärt wurde. Jetzt 
joll aljo der Notar — der auf Grund der Vollmacht eines Geiſtes— 
kranken oder einer gefälihten Vollmacht ꝛc. gehandelt hat — jeiner- 
jeit3 regreßpflichtig fein, regreßpflichtig, wenn er auch mit der penibelften 
Sorgfalt in der ganzen Angelegenheit verfahren ift. 

Die Motive rechtfertigen dies mit der Rüdficht auf das Verkehrs— 
interefje. Dem anderen Eontrahirenden Theile wird es ja auch ſicherlich 
jehr angenehm fein, wenn bei mangelnder Vollmacht ftet3 der Bevoll- 
mächtigte bluten muß. Vielleicht kann aber auch diefer auf einige 
Rückſicht Anſpruch mahen, wenn ihn Eein Berfchulden trifft, und 
man möge fie, wenn man hier — wie 3. B. auch im Handelsrecht 
beim gutgläubigen Erwerb fremder Sachen — von dem Schuße und 
der Sicherheit des Verkehrs jpricht, darüber nicht täufchen, daß man 
nur mit der einen Hand giebt, was man mit der anderen nimmt. 
Die Sicherheit des einen bedeutet die Gefährdung des anderen, des 
anderen, der gerade jo viel Anſpruch auf Sicherheit hat, wie jener. 

Keinenfall3 Liegt aber ein Grund vor, dem anderen Kontrahenten 
ein Recht auf „Erfüllung“ oder „Schadenserjag wegen Nichterfüllung“ 
zu geben, höchſtens fönnte der andere Kontrahent das negative Bertrags- 
interejje, Erjat alles Schadens, der ihm durch das Eingehen auf den 
Bertrag erwachſen ift, fordern. Das allein wäre logiih. Wenn 
jemand Vollmacht nicht bejitt, jo darf er auch nicht jagen, daß er 
jolhe habe. Giebt er dennoch — mit oder ohne Verſchulden — an, 
ſolche zu bejigen, jo ift er verantwortlich, er muß den Schaden erjegen, 


Teen 


der. dadurch entitanden ift, daß er unrichtiger Weije behauptete, bevoll- 
mächtigt zu fein. Hätte er dies nicht behauptet, jo wäre aber eben 
überhaupt Fein Bertrag geichloffen. Der Entwurf fteht dagegen 
auf dem Standpunkte: Wer feine Vollmacht Hat — vielleicht 
wegen Unzurechnungsfähigfeit de8 Mandanten eine gültige Boll: 
macht dejjelben gar nicht befommen kann — muß dody eine haben, 
nämlich den anderen Theil fo ftellen, wie wenn er fie hätte. 

Wenn id) umgekehrt jage, wer feine Vollmacht hat, darf aud) 
nicht vorgeben, fie zu haben und muß den anderen Theil fo jtellen, 
wie wenn er dies nicht vorgegeben hätte, jo macht dies praftijc, einen 
großen Unterſchied. Danach würde, — um bei dem obigen Beijpiele 
zu bleiben —, der nicht legitimirte Notar wahrjcheinlich einige Hundert 
Markt an Stempel-, Reijekoften u. ſ. w. zu erjegen haben, nad) dem 
Entwurfe hat er vielleicht fein ganzes Bermögen, den Ertrag eines 
langen, arbeitsreichen Lebens zu opfern, — ohne jedes Berjchulden, 
ohne jegliche, auch die leiſeſte Fahrläffigkeit. Wenn er das Gut dem 
Auftrage gemäß für 200 000 Mark verkauft und es ift in Wirklichkeit 
300 000 Mark werth (er hat das Gut vielleicht nie gejehen, oder tft 
nicht jachverftändig genug, um feinen Werth ſchätzen zu können), jo 
joll er dem Käufer 100 000 Mark Schadenserjag zahlen, wenn aud) 
diefer nie das Gut für 200 000 Mark erhalten haben würde und der 
Auftrag, jo billig zu verkaufen, vielleicht nur in der geiftigen Gejtörtheit 
de3 Eigenthümers feinen Grund hatte. Der Käufer ftedt, al3 an— 
geblihen Schadenserjat einen Gewinn in die Taſche, den er ſonſt 
nie gemacht hätte, und der unglüdliche Vermittler mag fein Bermögen 
hergeben, ihm ſolchen Gewinn auszahlen. Weshalb auch behauptet 
er, bevollmächtigt zu jein. Da fehe er zu! 

Die Beitimmung des Entwurfs ift, auf den eriten Anblid, jehr 
einfach, jehr natürlich, fie jchneidet alle Unterfuhungen über Schuld, 
bezw. Nichtichuld, dolus oder guten Glauben ab, fie jcheint ftreng, 
aber gerecht. Eine genauere Betrachtung aber führt, wie wir jehen, 
zu einem ganz anderen Urtheil über dieje jchneidige Vorfchrift. 


II. 
Der $ 207 jagt: 
„Iſt ein Schuldverhältnig auf mehrere Leiftungen in der 
Weiſe gerichtet, daß nur die eine oder die andere erfolgen 
joll, jo Steht da8 Wahlrecht dem Schuldner zu, wenn nicht 
durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft ein Anderes bejtimmt iſt.“ 
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Diefe Faſſung kann den Zweifel erweden, ob nur eine aus— 
drüdliche desfallfige Feitiegung, Beftimmung im Bertrage, das Wahl- 
recht des Schuldners ausjchließt oder ob aud) eine aus den Umftänden 
des Falls zu folgernde, jedoch nicht beſtimmt ausgejprochene Abficht 
der Barteien genügen fol. Das lettere würde bei einem Geſetzbuch, 
welches jo viel Gewicht auf die bona fides, aud) die Berüdkjichtigung 
des wahren Willens zweier Kontrahenten legt, gewiß das Richtigere 
jein und um jeden Zweifel in diefer Beziehung auszuschließen und 
dem Richter die volle Freiheit der Enticheidung zu wahren, dürfte 
etwa folgende, zugleich kürzere Faſſung jich empfehlen: 

1: + + 2, Jo Steht das Wahlrecht im Zweifel dem Schuldner zu.” 

Dieſe Faſſung drüdt zugleich, indem fie ſich an den alten Gap: 
„In dubio mitius* anfchließt, den Grund an, weshalb das Geſetz im 
BZweifelöfalle dem Schuldner das Wahlrecht zu gewähren hat. 

III. 

Der $ 218 beitimmt: 

„Iſt Schadenserſatz zu leiften, jo umfaßt der zu erfeßende 
Schaden jomwohl die erlittene Vermögenseinbuße als auch den 
entgangenen Gewinn. 

Als entgangener Gewinn kommt nur derjenige in Betracht, 
welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder nach 
den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach getroffenen 
Anſtalten und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet 
werden konnte.“ 

Bedenken erregt bei dieſem Paragraphen das Alinea 2. Die 
Motive rechtfertigen e3 mit folgender Bemerfung: 

„Die Vorſchrift des zweiten Abſatzes ift nicht zu entbehren. 
Durch ſie erhält die Praxis im Hinblide auf $ 260 der 
C. P. D. die nöthige Anmweifung, aus welcher erhellt, daß 
einestheils die volle Gewißheit, der Gewinn würde gezogen 
worden jein, nicht erforderlic, jei, andererfeit3 aber auch die 
bloße Möglichkeit, der Bejchädigte würde den Gewinn erlangt 
haben, nicht ausreiche, daß vielmehr eine gewiſſe Wahrſchein— 
lichkeit entſcheide.“ 

Die Vorſchriften über die Beweiswürdigung gehören aber doch 
wohl in die Civilprozeßordnung. Man ſtreiche das „mit Wahrſchein— 
lichkeit“ und die Vorſchriften unſeres Prozeßgeſetzes über die freie 
richterliche Beweiswürdigung, insbeſondere beim Schadenserſatz, werden 
dennoch völlig ausreichen. 
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In diefem Alinea 2 ſteckt aber nicht nur, wie die Motive an- 
zunehmen fcheinen, eine Beftimmung über die erforderliche Stärke 
des Beweiſes, fondern eine materielle Vorjchrift, und man wird jic 
hierüber klar werden müſſen, um dann fich enticheiden zu können, ob 
man diefe materielle Borjchrift billigt oder nicht. Bekanntlich unter: 
jcheidet da3 gemeine Recht ein damnum circa rem und damnum extra 
rem, einen unmittelbaren und einen mittelbaren Schaden, der dann 
jowohl in einem eigentlihen Bermögensverluft, al8 in einem ent- 
gangenen Gewinn bejtehen kann. Wenn ic jemanden einen fehler- 
haften Eifenträger liefere, jo tft fein Minderwerth ein damnum circa 
rem, der Schaden der durd den Einfturz vielleicht des ganzen Hauſes, 
in dem der Träger verivandt wurde, gejchieht, ein damnum extra rem. 
Wenn jemand mir eine Schuld zu jpät bezahlt, jo jind die mir ent- 
gehenden landesüblichen Zinfen, die ich vom Gelde, bei rechtzeitiger 
Zahlung hätte ziehen Fönnen, ein damnum circa rem; der größere 
Schaden, der mir dadurch erwächſt, daß ich ein mir offerirtes [ucratives 
Geſchäft aus Mangel an Geld unterlaffen muß, ein damnum extra rem. 

Die Motive bemerfen nun, daß das bürgerliche Geſetzbuch diefe, 
zudem ſchwer zu firirende, Unterfcheidung nicht aufgenommen habe 
und jeder Schaden, — mittelbar oder unmittelbar — zu erjeger fei. 
Das iſt nad) $ 218 Alinea 2 nicht richtig. Danad) ift wenigstens beim 
entgangenen Gewinne, — im Öegenjag zum damnum emergens — 
erforderlich, daß derjelbe mit Wahrjcheinlichfeit erwartet werden 
fonnte, d. 5. derzeit jchon erwartet werden Eonnte, als das zum 
Schadenserjaß verpflichtende Faktum eintrat. Alſo derjenige Gewinn, 
von dem man nachträglich vielleicht jogar mit abfoluter Gewißheit 
feitjtellen Eann, daß er gemacht fein würde, von dem man aber jolches 
jeiner Zeit nicht erwarten Eonnte, jcheidet aus. 3. B. wenn Jemand 
Auftrag gegeben hat, ihm ein beftimmtes Loos zu faufen oder zu 
erneuern und der Beauftragte verjäumt dies und ſpäter fällt auf 
dafjelbe der größte Gewinn, fo wird man jchwerlich jagen fünnen, 
diefer Gewinn jei mit Wahricheinlichkeit zu erwarten geweſen, und 
doch ſteht abjolut feit, daß er bei Bejit des Looſes gemacht worden 
wäre. Oder in einem Xeftamente wird Demjenigen eine große 
Summe vermadt, der beim Tode des Erblaſſers ſich im faktiſchen 
Beige eines bejtimmten Gegenftandes befindet. Dieſer Gegenftand 
it aber wenige Tage vor Errichtung des Teſtaments widerrechtlich 
von einem Dritten zerjtört und dadurch entgeht dem früheren Eigen: 
thümer ein jonft ficher gemachter Gewinn. 





Ehen deshalb irren die Motive auch, wenn ſie die Sache 
jo darjtellen, al8 ob das Alinen 2 des $ 218 ein minus gegen- 
über der „vollen Gewißheit, der Gewinn würde gezogen jein” 
fordert. Das Alinen 2 fordert durch das Imperfektum „Eonnte” 
und die Zufäge „nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 2c.” 
ein Mehreres, und ſchränkt dadurd die Forderung entgangenen 
Gewinns im Wefentlichen auf den entgangenen unmittelbaren Ge— 
winn ein. 

Eine ſolche Unterfcheidung zwilchen dem entftandenen Schaden, — 
der unbeichränft — und dem entgangenen Gewinn, — der nur mit 
Einjchränfungen erjegt werden joll, mag durchaus zu billigen fein; 
man wird nur, iwie bemerkt, um jpäteren Zweifeln, die fi) auf die 
Motive ſtützen fönnten, zu begegnen, ſich von vornherein über die 
Tragweite des $ 218 klar werden müſſen. 


IV. 
Wenn der $ 228 vorfchreibt: 
„Der Schulöner ift zu Theilleiftungen nicht berechtigt”, 
jo möchte es ſich doch mit Rückſicht auf die etwaigen entgegenftehenden 
Intentionen der Parteien empfehlen, vor „nicht berechtigt” ein „in 
Zweifel” einzuſchalten. Dat die Vorſchrift des $ 228 ausnahmslos 
und rigoros angewendet, leicht zu Härten führen könnte, wird 
Ichmwerlic, Jemand verfennen. Der Berfafjer diefes Aufjages entjinnt 
ich eines in diefer Beziehung vecht lehrreichen Nechtsfalles. Ein 
Handlungshaus hatte von einer Wejtfäliichen Zeche ein jehr bedeu- 
tendes Quantum Kohlen, 120000 Gentner, gekauft. Als die Kohlen— 
preife — der Fall jpielte bald nad) dem Krach —, Stark janfen, 
meigerte ſich die faufende Firma unter allerlei Borwänden, den 
Kontrakt anzuerkennen und zu erfüllen, wurde aber zur Zahlung — 
gegen Lieferung der Kohlen — verurtheilt. Da griff es, in der 
Erefutionsinftanz, zu dem Mittel, die gleichzeitige Lieferung des ge: 
jammten Kohlenquantums zu fordern. Die Berfäuferin wendete ein, 
daß der Bahnhof des Drts, wohin die Zeche zu liefern übernommen 
hatte, gar nicht ausreiche, um gleichzeitig die zum Transport von 
120 000 Gentnern Kohlen erforderlichen 600 Waggons zu faljen, und 
wurde gerichtsjeitig eine Beweiserhebung über die Nichtigkeit diefer 
Behauptung angeordnet und der Käufer für den Fall ihrer Bejtätigung 
zur Annahme von Theillieferungen für verpflichtet erklärt. Der Fall 
zeigt, daß der Sat des 8 228 fo unbedingt nicht durchzuführen tft 
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und die Motive ſelbſt machen denn auch zu den Worten des Geſetzes— 
textes noch folgenden einſchränkenden Zuſatz: 
„vorausgeſetzt, daß nicht nach dem Inhalte des konkreten 
Schuldverhältniſſes Theilleiſtung geboten oder zuläſſig iſt. 
Letzterenfalls, z. B. wenn nach Beſchaffenheit des Leiſtungs— 
gegenſtandes eine Leiſtung in Abſätzen erforderlich iſt, wäre 
die Theilleiſtung obligationsmäßig.“ 

Allein entweder ſoll damit nur geſagt ſein, daß, wenn nach den 
ausdrücklichen Abmachungen der Betheiligten eine Theilzahlung zu— 
läſſig oder gar nothwendig ſei, der 8 228 ceſſire; dann durfte man, 
da dies jelbftverjtändlich, allerdings einen bezüglichen Zufag zu $ 228 
fortlaffen, wird aber zu unbilligen Konſequenzen gelangen. Oder es 
joll die Zuläffigkeit der Theilleiftung auch aus anderen Umftänden 
als eine von den Parteien gewollte, ihrem „mutmaßlichen Willen” — 
cfr. $ 229 des Entwurfs — entjprechende gefolgert werden fünnen, 
dann war es nothwendig, diefem Gedanken im Terte des Geſetzes — 
etwa in der von mir angedeuteten Faſſung — Ausdruck zu geben. 


V. 


Der 8 255 läßt, um den Gläubiger in Annahmeverzug zu ver— 
ſetzen, eine Verbalofferte genügen, 

„wenn der Gläubiger, damit die Leiſtung beginnen kann, 
vorher eine Handlung vorzunehmen hat.“ 

Schwerlich würde wohl Jemand, wenn er nicht in den Motiven 
läſe, daß hierunter auch der Fall der „Holſchuld“ mitbegriffen ſein 
ſoll, dies aus den Textesworten herausleſen. Daß id) mich in eine 
Droſchke ſetze und zum Schuldner fahre oder einen legitimirten Ber: 
treter jende, nennt man doch nicht „eine Handlung vornehmen“, 

Weshalb nicht die wenigen Worte „oder jeinerjeitS die Leiftung 
abzuholen bezw. am Erfüllungsorte entgegenzunehmen” Hinter „vor— 
nehmen” einjchalten ? 

Es it eine unweiſe Sparjamfeit, einige wenige Worte fort: 
zulafjen, wenn dadurch der Lejer des Geſetzes gezwungen wird, nun 
an ihrer Stelle eben jo viele Zeilen in den Motiven zu leien, 
nachdem er ſie zuvor erſt mühlam aufgefuht und glüdlid gefunden. 


v1. 
Der 8 279 legte die Koften der öffentlichen Hinterlegung eines 
Sculdgegenjtandes dem Gläubiger auf. Mit Grund, wenn diejer 
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im Annahmeverzuge, wenn er die Schuld trägt, daß die Leiftung nicht 
an ihn erfolgt; ohne Grund in allen anderen Fällen. Weshalb ſoll 
3. B. der Gläubiger aud) dann die Koften der Hinterlegung tragen, 
wenn er gern die Schuld angenommen hätte, auch fi) nicht etwa 
entfernt hielt, wenn aber der Schuldner, oder etwa fein Erbe — bei 
dent jolches eher denkbar — in Folge irgend einer unglüdlichen Ver: 
fettung von Umſtänden den Gläubiger nicht kennt oder den richtigen 
Gläubiger nicht herauszufinden vermag. Dann den Gläubiger die 
Koften tragen zu laſſen, entjpricht allerdings einer Rechtsanſchauung, 
die ſich wie ein rother Faden durch das ganze bürgerliche Geſetzbuch 
zieht, die der Verfaſſer diejes aber nicht zu billigen vermag, der 
Anschauung nämlich, daß bei einer Verlegung objektiver Rechte ohne 
jubjeftives Verſchulden des Berlegenden nicht dieſer, Tondern der Ver- 
legte den Schaden tragen und behalten müſſe. Diefer Anſchauung 
zu Gefallen hat man den Eigenthümer bei mwiderrechtlicher Störung 
in jeinem Eigentum nur einen unbedingten Anſpruch auf Unterlafjung 
fernerer Etörung und einen Anjpruh auf Schadenserjaß nur 
unter Vorausjegung fahrläfftigen Handelns gegeben (efr. 88 943 und 
704 ff.). Dieſer Auffaffung zu Gefallen ftellt man in $ 224 an die 
Spite der Regeln über die Berpflichtung zur Leiftung den Sat, daß 
man wegen fahrläfjiger Nichterfüllung bafte, nicht den Satz, daß nur 
Eajuelle objektive Unmöglichkeit ($ 237) frei made. Dieſer An- 
Ihauung zu Liebe hat man auch die culpata mora wieder eingeführt 
und fordert zum Eintritt des Verzuges, daß der Schuldner fi) nicht 
in einem entihuldbaren Irrthum Hinfichtlich des Schuldverhältnifjes 
befindet. 

Schon früher habe ich in dem Bödiker'ſchen Magazin für das 
Deutijhe Recht d. G. B. IV in einem Aufjage über die a. negatoria 
darzuthun gejucht, daß dieſe Auffaſſung eine unrichtige fei. Wenn 
jemand auch ohne Verfhulden eine Pflicht gar nicht, oder nicht gehörig 
oder nicht zur rechten Zeit erfüllt, jo muß er für das Intereſſe haft- 
bar jein, wenn nicht eingetretene objektive fajuelle Unmöglichkeit 
jeine Hände band. UWeberhaupt wer irgend ein objektives Recht ver- 
legt, muß — de lege ferenda — haften, mochte er den Schuldner 
vorherjehen können oder nicht und mochte er das Recht kennen oder 
niht. Wo ein Schaden entfteht ohne Verlegung eines objektiven 
Rechts — 3. DB. id) ftehe an einer Straßenefe und halte meinen 
Schirm fahrläjfig jo, daß jemand daraufrennend ſich beſchädigt — da 
liegt eben in der Fahrläſſigkeit allein der Grund des Schadens: 
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anſpruches, und da ſetzt deshalb dieſer — der Erſatzanſpruch — jene 
— die Fahrläſſigkeit — nothwendig voraus. Wenn aber durch Ver— 
letzung eines objektiven Rechts ein Nachtheil entſteht, ſo fragt ſich 
nur, wer ſoll den Schaden tragen. Der Verletzende? Oder der Ver— 
letzte? Zu Gunſten jenes macht man, wo keine böſe Abſicht oder 
Fahrläſſigkeit vorliegt, geltend, daß ihn doch kein Verſchulden treffe. 
Als ob ſich nicht daſſelbe vom Verletzten ſagen ließe. Aus dem 
Begriffe des Rechts folgt ſchon an ſich, daß ich für ſeine Verletzung 
muß Sühne fordern können, und hiervon eine Ausnahme zu ſtatuiren, 
liegt kein Grund vor, wenn beide Theile gleich frei von Verſchulden 
ſind. Wie man aber beim Prozeſſe denjenigen die Koſten — mit 
und ohne Verſchulden — tragen läßt, der Unrecht, objektiv Unrecht 
hat und dadurch jemanden, der ſich ſonſt mit ſeiner bona fides aus— 
reden möchte, zwingt, erjt noch einmal reiflich nachzudenken, ehe er 
zu progefjiren beginnt, jo wird aud) nicht bejjer Rechtsverletzungen 
verhüten, als wenn der Berlegende unbedingt für fie aufzufommen 
hat. Wenn der Schuldner ſich nicht ausreden kann, er habe das 
Schuldverhältniß nicht gekannt, wird er viel jcharfjichtiger in Bezug 
auf jeine Berpflichtungen werden, und wenn derjenige, der deponirt, 
weil er über die Perſon des Schuldners ungewiß ijt, die dadurd) 
entftehenden Soften tragen muß, jo wird er fi gewiß erſt Mühe 
geben, denjelben zu entdeden. Sit ihm ſolches wirklich unmöglich, fo 
ijt die durch die Depofition zu erfolgende Befreiung von jeiner Schuld 
mit der Tragung der Koſten nicht zu theuer erfauft. 


VII. 
Den zweiten Sat des 8 282: 
„Die unter Beifügung einer Bedingung oder Zeitbejtimmung 
abgegebene Aufrechnungserklärung iſt unwirkſam“ 
— in welchem das Wort „Beifügung“ eben ſo gut fehlen könnte — 
rechtfertigen die Motive mit folgender Erwägung: 
„Die Aufrechnungserklärung verträgt ihrem juriftischen Wejen 
nad feine Bedingung oder Zeitbeftimmung; eine bedingte 
oder betagte Aufrechnungserklärung wäre rechtlich wirkungs— 
[08, demgemäß jo anzujehen, als ob überhaupt feine Er- 
Elärung erfolgt wäre ($ 282 Abj. 2), Die Aufrehnung 
bewirkt eine durch eine gejetzlic, zuläflige Art der Befriedigung 
des Gläubigers eintretende Erlöjhung der Forderung. Go 
gewiß aber der Gläubiger eine bedingte oder betagte Zahlung 
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ablehnen kann, ſo wenig braucht er ſich eine bedingte oder 
betagte Aufrechnung gefallen zu laſſen.“ 

Dieſe Erwägung dürfte aber nur rechtfertigen, dem anderen 
Theile die Zurückweiſung einer derartigen Aufrechnung zu geſtatten. 
Weshalb ſoll, wenn der Gläubiger einverſtanden iſt, ein Schuldner 
nicht zu ihm kommen dürfen und ſagen: „Hier ſind 100 Thlr.; 
vielleicht bedarf ich ihrer morgen andermweit, dann geftatte mir, fie 
wiederabzuholen; komme ich nicht, jo jollen jie eine Zahlung auf 
meine Darlehnsfchuld fein.” Weshalb fol nicht aud ein Gläubiger, 
der zugleich Schuldner des anderen Theils ift, zu diefem jagen dürfen: 
„Ich wollte gern meine Forderung an Dih zum Betrage von 
1000 Mark voll und ganz behalten, und hoffe, die 121 Mark, welche 
ih Dir jchulde, Dir morgen aus einer erwarteten Einnahme zahlen 
zu können; wo nicht, jo jollen die 121 Mark auf die 1000 Marf 
abgerechnet jein”. Es empfiehlt fich aljo für „it unwirkſam“ zu 
jagen: „kann von dem anderen Theile abgelehnt werden”. Tedenfalls 
muß daneben zuläffig fein, und fol es auch vielleicht nad) dem Ent: 
wurfe jchon fein, die unbedingte Erklärung der Aufrechnung mit 
einer bedingten oder betagten Schuld. Dafür, daß es unzuläjfig fein 
jollte, meinem Gläubiger ſchon heute zu erklären, eine morgen fällig 
werdende Schuld jolle aufgerechnet werden, ift doch fein vernünftiger 
Grund einzujehen. Selbſtverſtändlich kann aud hier der andere 
Theil, das Wirkſamwerden einer jolden Erklärung dadurch hindern, 
daß er Schon heute fein Geld von mir einzieht. Fordert er folches 
aber gar nicht, jo wäre es doch in der That ein nußlojer Formalismus, 
zu verlangen, daß die heute abgegebene Erklärung morgen, nad) 
Fälligkeit, nochmals wiederholt wird. 


VIO. 
Der 8 284 beftimmt: 
„Hat der eine oder der andere Gläubiger mehrere zur Auf: 
rechnung geeignete Forderungen, jo jteht dem aufrechnenden 
Gläubiger die Wahl unter den Forderungen zu, welche durd) 
die Aufrehnung erlöichen jollen. ft die Aufrechnung ohne 
die Wahl erklärt, fo finden die Vorſchriften des $ 267 Abf. 2 
entjprechende Anwendung” 
und die Motive bemerken hierzu: 
„Eine andere in Theorie und Praris viel erörterte Frage, 
diejenige der Zuläffigfeit der replica compensationis, kann 
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nah dem Entwurfe nicht ziveifelhaft jein. Durch die Auf- 
rehnungserflärung bringt der erflärende Theil die ſich gegen- 
überftehenden Forderungen unmittelbar zum Erlöjhen. Der 
andere Theil kann jene Replif nur injofern geltend machen, 
als er ſich darauf beruft, daß ein entgegenftehender Kom- 
penjationsvertrag vorliege, oder daß er jeinerjeitS zuvor 
durch Aufrechnung einer anderen ihm zuftehenden Forderung 
gegen die vom Gegner zur Aufrechnung verwendete Forde— 
rung diefe getilgt habe.” 

Danach wird man alfo in Zukunft eine Replif der Kompenfation 
nur darauf ftüsen Eonnen, daß man früher jchon anders aufrechnen 
zu wollen, ausdrüdlich erklärt habe. Denn die Aufrechnung 
gefchieht ja nur durch ausdrüdliche Erklärung Die Replik der 
Kompenfation wird aber nicht, wie folches nad) richtiger Auffaſſung 
de3 gemeinen Rechts — cfr. Windſcheid Pandeften II 8 349 i. f. — 
bisher zuläjfig war, fchon darauf geftütt werden fünnen, daß Die 
einredeweife und die replicando veriwertheten Forderungen älter 
find als die eingeflagte, und eher einander kompenſabel gegenüber 
itanden. 

Dieje im Entwurf gegebene, eine alte Streitfrage entjcheidende 
Beitimmung jchließt zwar jeden Zweifel aus, ift aber nicht konſequent 
und geredht. Dem vom Entwurfe adoptirten Prinzipe der Zurüd- 
ziehung der Folgen der Kompenjationserflärung und der Billigkeit 
hätte es befjer entjprochen, dasjenige zum Gejeß zu erheben, was 
nad) der Anficht Windjcheid'3 und anderer jchon jett gemeinen Rechtens. 

Durch die Zurückbeziehung der Folgen der Erklärung erfennt 
man an, daß ſchon das Gegenüberftehen zweier Forderungen eine Ein- 
rede begründet, deren Geltendmachung zwar in dem Willen der Be- 
theiligten Liegt, welche aber, wenn geltend gemacht, zwingt, die eine 
Forderung al8 vom Augenblide des Entgegenftehens der 
zweiten ope exceptionis unwirkſam anzufehen und zu behandeln. 
Co fann man aud), wenn man, ohne zu Eompenfiren, eine Forderung 
zahlt, gegen welche man eine Gegenforderung hatte, nad) gemeinem 
Recht nachträglich fommen und jagen: Die bezahlte Forderung wurde 
nicht gejchuldet, war ein indebitum, jhon damals ein indebitum, 
denn es ftand ihr eine Kompenfationseinrede gegenüber. In Konjequenz 
diefer Anfchauung muß der Kläger, wenn der zur Einrede der Kom: 
penjation verwertheten Forderung die replicando verinerthete eher 
gegenüberftand, als die eingeklagte entitand, jagen können: 
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Du kannſt nicht Eompenfiren; denn die Forderung, mit welcher 
Du fompenfiren willit, iſt werthlos, und war jchon werthlog, 
al3 ich die eingeklagte Forderung erwarb. 

Ein Beijpiel aus der Praris wird dies noch anjchaulicher machen 
und zugleich lehren, welche Enticheidung der oberwähnten Streitfrage 
der Billigfeit am Beſten entjpridt. 

Ein Kaufmann hat einem Deforationsmaler Ende 1884 Kolontal- 
waaren geliefert, und, da derjelbe ein fchlechter Zahler, ſich von ihm 
im Beginn des Jahres 1885 verſchiedene Arbeiten machen lafjen, 
welche den Betrag der Forderung deden, ohne bejonders zu erklären, 
daß er Eompenfiren wolle. Im Jahre 1886 liefert er wiederum 
Waaren, — nehmen wir der Einfachheit wegen an für rund 100 Mark 
im Jahre 1884, wie 1886 — und verklagt den Empfänger nad) ver: 
jchiedenen vergeblihen Mahnungen im Jahre 1887 auf den Betrag 
der letzten Waarenforderung. Der Maler wendet ein, er habe eine 
Gegenforderung aus dem Fahre 1885, der Kaufmann replicirt, die 
werde ja aufgewogen durch eine 14 Tage vorher erfolgte Waaren- 
lieferung de 1884. Coll diefe Replik unzuläffig jein? Soll der 
Kaufmann mit jeiner Klage abgemwiejen werden und geziwungen werden, 
neu zu Klagen? Und wie, wenn nun etwa nach) dem maßgebenden 
Landesrecht die Klage aus dem Jahre 1884 — wegen Ablauf3 der zwei: 
jährigen Friſt — verjährt jein würde? Zu einer Klage hatte der 
Kaufmann im Jahre 1885 und bis zur zweiten Lieferung im 
Sahre 1886 ja gar feinen Anlaß. Würde nicht jeder ehrliche und 
vernünftige Menjch jagen, die beiden erften 100 Mark hoben ſich auf, 
und die desfalliige Erklärung muß, wenn nod nicht erfolgt, jeden 
Augenblid nachgeholt werden können? Wenn es dem Schuldner ge: 
ftattet fein joll, jich darauf zu berufen, daß dieſe Erklärung nicht jchon 
früher ausdrüdlich abgegeben jet, jo heißt ınan damit ein Verfahren 
gut, welches unjerem Nechtsgefühl entjchteden widerſtrebt. Lafje man 
ipso jure compensari, d. 5. jehe man, wenn ein Theil erklärt, kom— 
penfiren zu wollen, die Sade jo an, als ſei die Kompenſation jchon 
von jelbjt eingetreten und komme es jomit auf ihre Erklärung und 
den Zeitpunkt derjelben gar nit an. Dann haben fich die beiden 
älteren Forderungen, — von jelbjt bezw. vermöge der zu fingirenden 
oder zurüdzuziehenden Erklärung des Klägers — jchon eher aufge- 
hoben, als die eingeklagte Forderung entjtand und Beklagter über: 
haupt in die Rage kam, Eompenfiren zu können. 

IH. 17 
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IX. 

Der $ 290 jtellt dem vertragsmäßigen Erlaß einer Schuld die 
vertragsmäßige Anerkennung der Nichteriftenz einer Schuld gleid). 
Obwohl dieje Gleichjtellung vielleicht der Theorie Bähr's und anderer 
Rechtslehrer vom Anerkfennungsvertrage entipricht, jo dürfte jie doc) 
vom praftifhen Standpunkte aus in hohem Grade bedenklich fein. 
E3 wird damit, — da beide, Erlaß und Anerkennung, vertrags- 
mäßig jein müfjen — die Anerkennung dem Erlaß gleichgeftellt, und 
bleibt bei einem materiell unrichtigen Anerkenntniffe nur eine Kon- 
diktion. Michtiger wäre es wohl gewejen, das vertragsmäßige An- 
erfenntniß nur als Beweismittel anzufehen, als ein Mittel zum 
vollen, jedoch widerlegbaren Beweiſe. 

Die Anerkennung will in dubio nicht fonftitutiv wirken, fondern 
nur das, was ift, feftitellen; eben dadurch unterjcheidet fie fic von 
Berziht. Wenn die Betheiligten ein Anerkenntniß abgeben, ift es 
willkürlich, bineinzuinterpretiren, daß nun eventuell auch verzichtet 
werden folle. 

Die formale, volle Beweisfraft eines jeden einem anderen 
gegenüber abgegebenen Anerfenntnifjes beruht, können wir jagen, 
auf einem Bertrage, dem Vertrage, das Anerfannte für wahr gelten 
lajfen zu wollen, vorbehaltlich des Gegenbeweijes. Ein jedes, oder 
doch fait jedes mit dem animus confitendi abgegebene Anerkenntniß 
einer Nichtfchuld läßt ſich ſomit unter $ 290 bringen und diejer be— 
jeitigt jomit gänzlich oder faſt gänzlich die Möglichkeit eines vertrags- 
mäßigen, lediglih den Beweis erjegenden Anerkenntnifjes, obwohl 
man gewiß nit jagen kann, daß ein ſolches Anerfenntniß mit 
Ihmwächerer Wirkung in unferem Rechtsleben durchaus überflüjfig jei. 
Wozu gebrauchen denn die nterefjenten, wenn fie damit ein und 
dafjelbe bezeichnen wollen, im Rechtsverkehr zwei verfchiedene Aus— 
drüde: „Ich erlaffe die Schuld” und „ich erkenne an u. |. w.“ 
Wollen jie aber damit, wie anzunchmen, etwas Berfchiedenes be- 
zeichnen, jo tft es ungerecht und wird fich rächen, gejetlich den Richter 
zu zwingen, ein und daſſelbe darunter zu verftchen. 

Zudem bleiben nah 8 279 widtige Fragen, und grade die 
praftijchiten offen. Die Motive bemerken zu ihm pag. 116: 

„Eine Enticheidung der Frage, inwiefern eine Quittung 
al3 ein abſtrakter Erlaßvertrag oder negativer An: 
erfennungsvertrag anzufehen ift, fo daß diefelbe materiell 
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das Erlöihen des Schuldverhältniffes in gleicher Art, wie 
die Erfüllung, bewirkt, ift weder erforderlich noch räthlich.“ 

Es ijt oben ſchon darzulegen verjuht, daß jedes dem anderen 
Theile gegenüber abgegebene, und von diefem ausdrüdlich oder ftill- 
Ichmweigend angenommene Anerfenntniß, alfo auch wohl das in der 
erbetenen bezw. entgegengenommenen Quittung enthaltene Aner: 
kenntniß der Nichtſchuld ein vertraggmäßiges tft, und aljo mit anderen 
Worten in jeder Quittung aucd ein Erlaß zu finden fein würde. 
Es wird nicht immer, ja wohl in den jeltenften Fällen möglich fein, 
dent Quittirenden mit Hülfe dev Grundfäße über Bereicherung von 
den üblen Folgen diejer ihm aufoktroyirten Erlaßabſicht zu befreien, 
und e3 wird jede Duittung zum Fallſtrick für den Uuittivenden 
werden. 

Will man aber mit den Motiven Unterjchiede machen, und in 
der einfach zugefandten Quittung Fein vertraggmäßiges Anerkenntniß 
finden, wohl aber eine Quittung, welche fich in einem Vertrags— 
inftrumente findet u. f. w., jo kommt man in jedem einzelnen Falle 
einer Duittungsertheilung in die größten, ſchwer zu löjendften Zweifel 
und es wird oft rein von Yufälligkeiten, — 3. B. der Gelegenheit, 
bei der eine Quittung ertheilt wird, ob der Schuldner jelbft bei 
Abgabe der Quittung perfönlich angetroffen wird u. f. w. —, ab: 
hängen, ob man die Quittung als eine vertragsmäßige anfieht und 
dem Duittirenden einen Schulderlaß imputirt oder nicht. 


X. 


Nah 8 315 kann ein Gläubiger, welcher zu dem zwiſchen feinem 
bisherigen Schuldner und einem Dritten gejchlofjenen Schuldüber: 
nahmevertrage die Einwilligung verjagt hat, dieſe Einwilligung nach— 
träglich nur ertheilen, wenn er nochmals dazu aufgefordert wird. 

Das Geſetz, wie die Motive pag. 144 i. f. laſſen hier dunkel, 
ob die erneute Aufforderung von beiden Betheiligten, — Schuldner 
und Dritten —, ausgehen muß oder auch von einen derjelben 
wirkſam erlajfen werden fann. 


XI. 
Der $ 319 bejtimmt: 
„Uebernimmt Jemand durd) Bertrag das ganze gegenwärtige 
Bermögen eines Anderen, jo haftet er den Gläubigern des 
letteren von der Schließung des Bertrages an für die zu 
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diefer Zeit vorhandenen Schulden, jedoch nicht über den 
Werth des Aftivvermögens hinaus und unbejchadet der Fort— 
dauer der Haftung des bisherigen Schuldners. Wird das 
Aftivvermögen, bevor e3 dem Uebernehmer ausgefolgt ift, 
ohne defjen Verſchulden vermindert, jo haftet der Lebernehmer 
nicht über den Werth des übrig gebliebenen Vermögens hinaus. 

Eine Bereinbarung, durch welde die im erjten Abjate 
vorgejchriebene Haftung ausgejchloffen oder beichränft wird, 
iſt nichtig. 

Im Falle der Uebernahme nur eines Bruchtheild des 
Bermögens finden die Vorjchriften des erjten und zweiten 
Abſatzes entipredhende Anwendung.” 

Dffenbar joll, wie auch die Motive erkennen lafjen, die Haftung 
des Uebernehmers für die Schulden bis zum Betrage des Aftivver- 
mögens auch Plat greifen, wenn jemand nur das gejammte Aktiv— 
vermögen, ohne die Schulden, erwirbt. Um dies anzudeuten, wird 
aber die Redaktion des 8 319 eine bejjere, vollftändigere fein müſſen. 
Denn wenn Abjag 2 beftimmt, daß die in Alinea 1 verordnete 
Haftung für Schulden nicht vertragsmäßig befeitigt oder gemindert 
werden könne, jo ändert der Abſatz 2 doch nicht an der Voraus— 
jegung des Alinea 1 — der Uebernahme des ganzen Vermögens —; 
es toll ja nur an den Folgen nichts durch Vertrag geändert werden 
können. Die Lüde wird auch nicht ergänzt durch Alinca 3, denn die 
Uebernahme nur der Aktiva iſt nicht Uebernahme eines Bruchtheils 
des Vermögens, einer Vermögensquote. 


XII. 
Die 88 330, 331 und 333, welche beſtimmen: 
($ 330.) 
„Die dem Schuldner gegen einen Gejammtgläubiger zuftehende 
Gegenforderung kann nicht den übrigen Gejanmtgläubigern, 
die einem Gejammtjchuldner gegen den Gläubiger zuftehende 
Gegenforderung kann nicht von den übrigen Geſammt— 
ſchuldnern aufgerechnet werden.” 


($ 331.) 
„Die zwiſchen dem Schuldner und einem Geſammtgläubiger 
erfolgte Aufrechnung wirkt auch gegen die übrigen Geſammt— 
gläubiger, die zwiſchen einem Geſammtſchuldner und dem 
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Gläubiger erfolgte Aufrechnung aud) für die übrigen Geſammt— 
Schuldner.” 
($ 333.) 

„Die Bereinigung von Forderung und Verbindlichkeit in der 

Perfon eines Gejammtgläubiger3 oder eines Geſammt— 

ſchuldners wirkt nicht gegen die übrigen Gejammtgläubiger 

oder für die übrigen Gefammtgläubiger.” 
müſſen im Zuſammenhange betradjtet und bejprocdhen werden. Sie 
enthalten in 88 330 und 333 ein und denjelben Fehler, den nämlid), 
daß man ſich durch die anfcheinende Gleichheit der Rechtslage hat 
beftimmen lafjen, die gleichen Beftimmungen für den Fall der Correal: 
gläubiger und Gorrealfchuldner zu treffen. Was $ 330 bejtimmt, 
paßt nur für den all der correi debendi, nicht auch der correi 
credendi. Die Kompenfation ift, wie auch das Wort jchun bejagt, 
eine beiderjeitige Zahlung, bei der man ſich nur das nußloje Hin- 
und Herichieben des Geldes erjpart. Der eine correus debendi kann 
ſich nicht auf die Forderung des anderen correus Eompenfirend berufen, 
Er kann, wie die Motive ganz richtig bemerken, ja nicht daS Geld 
des anderen correus für fid) verwerthen, er kann nicht dejjen Forderung 
einziehen, kann alfo auch nicht jagen: ich will die Forderung als ein- 
gezogen und dem eingezogenen Betrag als Dir hiermit zurüdgegeben 
anfehen. Anders bei den correi eredendi. Während bei den correi 
debendi der nicht forderungsberedhtigte dritte correus den Gläubiger 
und den eine Gegenforderung bejitenden correus debendi nicht zwingen 
ann, zu Eompenfiven, kann bei den correi credendi der gemeinjame 
Schuldner, welchem eine Gegenforderung gegen den correus A. zufteht, 
jeden Augenblid die Kompenfation erzwingen. Er geht zu A. und 
erklärt, er rechne auf. Dann Eönnen nach $ 331 die anderen correi 
credendi nichts mehr fordern. Soll es nun einen Unterjchied machen, 
ob der Schuldner, wenn er den correus B. fommen fieht, noch raſch 
hinüberläuft zu A. und feine Kompenjationserflärung abgiebt oder ob er 
etwa A. nicht zu Haufe trifft. Und wenn B. eher kommt, hat der 
Schuldner nicht immer — wie nach gemeinem Recht — noch die 
Befugnig an den correus A. zu zahlen und fomit auch zu fompen- 
jiren? 

Bei den mehreren correi debendi hat der Gläubiger den Vorzug, 
fi) feinen Schuldner wählen zu fünnen. Er wird alfjo — wenn er 
grade baares Geld braucht — ſich denjenigen correns auswählen, der 
keine Gegenforderung bejigt, ohne daß diejer es hindern kann; bei 
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den mehreren correi eredendi wird ſich dev Schuldner, wenn ev eine 
Gegenforderuug befitt, denjenigen, um an ihn zu zahlen, wählen, der 
ihm wieder fchuldet, bei dem er ſomit baares Geld gar nicht gebraudıt, 
um Zahlung zu leiften und Rüdzahlung zu empfangen, um zu kom— 
penfiren. Daher der Unterjchied. 

Diefem Unterſchied Hätte der Entwurf aucd Rechnung tragen 
jollen in $ 333. Die confusio — die Vereinigung der Perfon des 
Gläubigers und Schuldners — ift am Richtigften als eine Zahlung 
an ſich ſelbſt aufzufaffen. Wenn ein correus debendi A. von dem 
Gläubiger beerbt wird, jo nimmt der Gläubiger nicht dag Geld von 
ſich felbft, vielmehr lieber von einem der anderen correi debendi. 
Müfte er das Geld als von ſich jelbjt an fich gezahlt anjehen, jo 
hätte er, während die Mithaftung von A. neben den übrigen correi 
debendi zu feinem Bortheil feitgelett ift und gereichen foll, davon 
Schaden, daß auch A. ihm haftete. Er geht alfo nicht an den Nachlaß 
des A. und macht ſich nicht aus diefem bezahlt, ſteckt nicht aus der 
einen Tafche das Geld in die andere, läht vielmehr den Nachlaß 
unangerührt und hält fi an B. oder C., wie ihm dies freifteht. 

Menn aber ein correus eredendi den gemeinfamen Schuldner 
beerbt, fo wird er natürlic lieber, al8 an einen Dritten, an id) 
jelbft zahlen, Er ift aud in der Lage, den anderen correi credendi 
zuvorzukommen und nimmt fchleunigft aus dem Nachlafje das Geld. 
Konımen die anderen, fo fagt er: ich habe bereit3 an mid) bezahlt. 
Da der Att der Selbitzahlung Fein äußerlicher, vielmehr rein inner- 
(icher ift, genügt dieje feine Erklärung. Mit anderen Worten, eine 
die Zahlung erjegende für die übrigen correi wirkende confusio muß 
man da eintreten lafjen, wo derjenige, der beide vereinigte Vermögen 
in der Hand hat, Zahlung aus dem einen in das andere leiten wiirde, 
wenn eine äußerlich ſich vollziehende Zahlung noch denkbar und nicht 
nur eine Form wäre; die confusio mit Wirkung für die übrigen 
correi darf da nicht eintreten, wo die Annahme einer erfolgten Zahlung 
aus dem einen in das andere Vermögen der Intention des Inhabers 
leider widerſpricht. 

Dies dürfte, trotz Vangerow, Savigny und Windſcheid, nad 
richtiger Auffaffung, auch bereit3 geltendes gemeines Recht fein und 
jedenfalls ift Angeficht3 von Arndt Pandekten 8 273 Anm. 1 nicht 
recht verftändlich, wie die Motive pag. 166 behaupten können: 

„ . . . es befchränft fich daher die Wirkung der Konfufion 
auf denjenigen Gefammtjchuldner oder Gefammtgläubiger, in 
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deffen Perjon jie erfolgt ift. Dies ijt im geltenden Rechte 
allerjeit3 anerkannt... ..“ 

Auh Fitting it der vorjtehend vertheidigten Anſicht. Wenn 
Windjcheid gegen Fitting einwendet, daß eine Selbjtwahl des Correal- 
gläubigers, in deſſen Perjon fie confusio eingetreten, nicht möglich fei, 
weil in Folge der confusio der Correalgläubiger nicht mehr fein 
eigener Gläubiger bezw. Schuldner jei, jo dürfte jolches, — bei allem 
Reſpekt vor der Autorität Windjcheids —, nur eine Aedewendung, 
fein ſachlicher Gegengrund fein. 

Wenn nad) eingetretener confusio das Recht, eine Obligation 
nicht mehr anerfennt, jo iſt damit die Frage doch noch nicht entfchieden, 
ob wir ihre Nichteriftenz auf eine Selbitzahlung oder lediglich auf 
die Unmöglichkeit, daß eine Perſon die Gläubiger: und Schuldnerrolle 
befleide, zurüdführen jollen. Außerdem, weshalb erkennt denn das 
Recht die Vereinigung beider Rollen in einer Perfon nicht an? Weil 
e3 Aufgabe des Rechts ift, die Berhältniffe der Menſchen zu ein- 
ander zu regeln. Eben deshalb befümmert ſich das Recht nicht um 
die Moral, — jofern Dritte nicht verlegt werden — und eben des— 
halb jagt das Recht, jobald jemand fein eigener Schuldner geworden: 
Mache das mit Dir jelbft aus; für mid hat das Schuldverhältnig 
aufgehört zu eriftiren. Das fchließt aber keineswegs aus, daß im 
Berhältnig zu Dritten doc wieder die Eoeriftenz von Forderung und 
Schuld in.derfelben Berfon wirkfam wird. Denn da fällt eben der 
Grund, weshalb nach gejchehener confusio fih das Recht um das 
Schuldverhältnig nicht mehr befüimmert, weg. So kann aud) niemand 
ein Pfandreht an jeiner eigenen Sache haben und doch kann es 
wirkjam bleiben im Verhältniß zu Dritten. Ein anderes Beijpiel 
macht vielleicht noch deutlicher, was ic) mit diefen Bemerkungen 
jagen will. 

Nemini res sua seryit. Man hat nun wohl gefragt, kann der 
Butsherr, der Obereigenthümer, eine Servitut an dem Grundftüd 
ſeines Meiers haben? Gewiß. Jener römiihe Sat jagt nichts 
anderes ald: E3 hat feinen praftifchen Werth, bei dem Eigenthünmter, 
dem alle Befugnijje zuftehen, noch bejondere jervitutiiche Rechte an- 
zunehmen. Es ift einfacher, denn jchlehtiweg vom KEigenthum zu 
jprechen, grade jo, wie man für A —b-+ b einfader A jagt. Wenn 
aber von A, dem Eigenthum, abgetrennt ift B, da3 Ilntereigenthum, 
und hinzugefügt wird b, die Servitut, jo kann man nicht B und b 
gegeneinander aufheben. Der Sat: Res propria nemini servit iſt 
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nicht dazu da, um praktische Konjequenzen daraus zu ziehen, vielmehr 
nur, um etwas Gelbitverftändliches zu formuliren; er ceffirt, jo weit 
jener Sat mehr jagt oder zu jagen jcheint, al3 jelbjtverjtändlic. 
So zieht auch die römijch-rechtliche Yehre von der confusio, — melde 
die Quellen ausdrüdlih mit einer Zahlung vergleihen, — nur 
ohnehin jelbitverjtändliche Konjequenzen und bringt dieje in eine 
Formel. Es würde aber unrichtig fein, aus diefer Formel nun in 
zweifelhaften Fragen die Entjcheidung herleiten zu wollen und 
zwar eine Entjcheidung, welche, wie Arndts zutreffend ausführt, der 
Billigfeit durchaus widerſpricht. N 


Das Recht der Schuldverhältnifje im Allgemeinen, 
verglichen mit den treffenden Beſtimmungen 
des code civil. 

Bon Rechtsanwalt Gebhart in Zweibrücken. 


Der code civil behandelt den hier einjchlägigen Stoff in den 
Art. 1101— 1314 unter den Titel „des contrats ou des obligations 
conventionelles en general“, 

Der franzöfische Gejetsgeber hat in diefem Titel Alles zufammen- 
geworfen — Erfordernifje der Giltigkeit der Rechtsgeſchäfte überhaupt, 
Beitimmungen über Schuldverhältniffe im Allgemeinen und ſolche 
jpeziell über Berträge. — 

Der Entwurf hat logisch gejchieden und im 1. Abjchnitt des 
2. Buches die allen Schuldverhältnifien, gleichgiltig, welches ihre 
Grundlage it, gemeinfamen Grundſätze und erft in den weiteren 
Abjchnitten die auf die verjchiedenen Arten von Sculdverhältnifjen 
bezüglichen Borjchriften aufgeführt, während die Erforderniffe der 
Nechtsgejchäfte überhaupt Icon im 4. Abjchnitte des 1. Buches ent: 
halten find. 

Uebereinftinnmend mit dem code civil behandelt der Entwurf die 
jogenannten natürlichen Berbindlichkeiten nicht im Allgemeinen; aber 
nad) den Motiven ©. 3 will der Entwurf überhaupt die unvollfommene 
Dbligation reprobiren, indem er unter Schuldverhältnig grundfäglid) 
nur „die Elagbare Obligation” verftanden haben will, und eine unvoll- 
kommene Obligation nur infoferne anerkennt, als durch pofitive Be: 
ftimmungen eine Obligation, welde nad allgemeinen Grundfägen 
begründet fein würde, nur in unvollkommener Weife zur Geltung fommt. 
Diefe Fälle find am angeführten Orte dev Motive aufgeftellt. — 

IV. 18 
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Die Praris fann diejes Vorgehen des Entwurfes nur begrüßen; 
die franzöfiiche Doktrin hat den Begriff der natürlichen Obligation 
weit gefaßt; im Einzelnen war Streit über die darunter zu fafjenden 
Fälle; auch war man nicht einig, ob ein Erfüllungsverſprechen die 
naturalis obligatio Elagbar mache; während die Praris in Frankreich 
ji) dafür ausjprach, hat das Reichsgericht wiederholt das Gegentheil 
erkannt. | 

Der erite Titel behandelt „den Gegenjtand der Schuldverhält- 
niſſe“ d. h. die Handlung, zu welder das Forderungsrecht des 
Gläubiger den Schuldner verpflichtet. Nach dem Vorgange Wind- 
jcheid’S nennt der Entwurf diefen Gegenjtand „Leiftung”, welche 
ein Thun oder Unterlafjen fein fann. Der Art. 1126 ce. c. hat 
die alte Dreitheilung, infoferne er noch „da8 Geben” bejonders 
aufführt; diefe Art der Leiftung ift im „Thun“ enthalten. Allge— 
meine Borjchriften über die erforderliche Beſchaffenheit der Leiſtung, 
wie fie der code civil in den Art. 1127—1130 giebt, enthält der 
Entwurf nicht, und zwar nad) den Motiven deshalb nicht, weil die 
jpeziellen Borfchriften für Berträge zc. genügend find und auf 
geſetzliche Obligationen folche allgemeine Vorjchriften überhaupt nicht 
pafjen. (Motive ©. 6.) 

Wichtig ift, daß der Entwurf fi grundjäglic) auf den Stand- 
punkt ftellt, daß fein vermögensrechtliches Intereſſe zum Wejen 
der Obligation gehöre. 

Diejen Standpunkt vertritt bekanntlich Windicheid im Gegenjate 
zur früher herrichenden Meinung des gemeinen Rechtes; die fran— 
zöſiſche Rechtfprechung und Doktrin hat ihn namentlich für dag Gebiet 
der Schadenerfagleiftung anerkannt. 

Die neuere Rechtsentwicklung drängt zur Anerkennung dieſes 
Grundſatzes, daß auch ein anderes ſchutzwürdige Intereſſe des 
Gläubigers zu ſchützen ſei. — 

Als ein Beiſpiel führt Windſcheid an: 

Ich laſſe mir von meinem Nachbarn verſprechen, daß derſelbe 
während meiner Arbeiten das Klavierſpielen unterlaſſe. — 

Die 88 207-212 behandeln die ſogenannte alternative Obligation 
(code civil Art. 1189 - 1196). 

Während der code civil nad) Art. 1189 c. c. die Konzentration 
exit mit der Leiftung des einen Inhaltes und erjt vom Zeitpunkte 
derjelben eintreten läßt, tritt diejelbe nach dem Entwurfe mit der 
Erklärung der Wahl und zwar mit Rüdwirkung auf die Zeit 


der Begründung ein. Dieje Bejtimmung entjpridt der modernen 
Rechtsentwidlung und den Bedürfnifjen des Verfehres. 

Entgegen der herrſchenden Meinung giebt $ 210 dem Schuldner 
jogar noch im Exekutionsſtadium das Wahlreht. Die gegentheilige 
Anſchauung, daß duch Einleitung der Erefution die Obligation 
jich Eonzentrire, ift vom praftiichen Standpunkt aus vorzuziehen; hat 
der Schuldner e3, ohne fein Wahlrecht auszuüben, bis zur Erekution 
fommen lajjen, jo muß ein Verzicht auf daffelbe angenommen werden. 

s 211 läßt die Konzentration eintreten, wenn ein Leiftungs- 
inhalt ohne Schuld des Schuldners unmöglich iſt oder wird, mie 
Art. 1193 c. c., f£onjequenter Weife wird der Schuldner ganz 
liberirt, wenn ſämmtliche Leitungen ohne feine Schuld unmöglid) 
werden; ‚find jie dies ſchon von Anfang, ift das Schuldverhältnig 
nichtig (SS 343 und 344; Art. 1195 c. c.). 

Vorſchriften über die verjchiedenen Fälle, wenn eine oder einige 
Leiftungen durch ein Berfchulden des Schuldners oder Gläubigers, 
oder wenn die eine durch Verſchulden, die andere durch Zufall un- 
möglich wird (code civil Art. 1193 und 1194 c. c.), giebt der 
Entwurf nicht, jondern regelt diejfe Fragen im 2. Abjate des 8 211 
nad) den „allgemeinen Vorſchriften über das Verſchulden“. 

Wenn der Gejetgeber alle diefe einzelnen Fälle regeln wollte, 
müßten kaſuiſtiſche Beitimmungen getroffen werden, welche den Gegen— 
ſtand doch kaum erjchöpfen dürften, wie aud die Beltunmungen des 
franzöfiichen Rechts nicht als muftergiltig angejehen werden können. 

Die 88 213 und 214 behandeln die fogenannte „generijce 
Dbligation“. Der code civil trifft hierüber nur im Art. 1246 c. c. 
unter dem Titel der Zahlung die Beftimmung, daß der Schuldner 
nicht die beite, aber auch nicht die jchlechtefte Gattung zu wählen 
hat. Anjchliegend an dieje Bejtimmung und Art. 335 des 9. ©. B. 
verpflichtet der Entwurf den Schuldner zur Auswahl einer Sache 
„yon mittlerer Art und Güte”, Nah 8 214 tritt die Stonzen- 
tration hier erjt mit der llebergabe der ausgewählten Sache 
und nicht mit rückwirkender Kraft ein, joferne nicht wie im Falle des 
s 257, Abi. 2 (AUnnahmeverzug des Gläubigerd) oder $ 465 (Meber- 
jendung der gekauften Sache an einen andern al3 den Erfüllungs- 
ort) die Gefahr Schon früher auf den Gläubiger übergegangen ift. 

Mit 8 215 geht der Entwurf, auch bier Windjcheid folgend, auf 
einige befondere Gegenftände von Forderungsrechten über und zwar 


zunächſt auf die „Seldleiftung”, welche der code civil nur in 
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Art. 1895 e. c. beim Darlehnsvertrag berührt. Auf dem Boden des 
durch die Neichsmünzgeleggebung (NReichsgejege vom 16. Juni 1870, 
30. April 1874, 13. Juli 1875 und 14. März 1875) eingeführten 
gejeglichen Währungsiyitemes ift nur für wenige bejondere Vor: 
ſchriften Bedürfnig gegeben; die Vorjchrift, daß aud eine in aus— 
ländiicher Währung ausgedrüdte um Inlande zahlbare Schuld in 
Neihswährung nad) dent Courswerthe am Drte der Zahlung zu 
(eiften ift, tft entiprechend auch auf den Fall anzuwenden, daß nad) 
befonderer Verabredung eine in Reichswährung ausgedrüdte Schuld 
in ausländijher Währung zu zahlen je. Nah $ 216 ijt die 
Beftimmung, daß eine Geldſchuld in beſtimmten Münzjorten ge- 
zahlt werden folle, zulällig; ſind dieielben zur Zeit der Zahlung 
überhaupt nicht mehr in Umlauf, jo gilt die Beftinmung als 
non scripta. 

Dieje Beitimmungen find zwedentjprechend. 

Wie die Motive ©. 14 ausführen, wollte der Entwurf den Fall, 
daß nad) dem Inhalt eines Schuldverhältnifjes eine gewiſſe Quantität 
einer beftimmten Geldforte zu liefern jet, nicht bejonders regeln, 
jondern Sieht ein ſolches Sculöverhältnig als ein „generiſches“ 
an, das nad) den hierfür geltenden Beſtimmungen zu beurtheilen ift. 

Sn $ 217 wird übereinftimmend mit dem franzöfiichen Rechte 
die Höhe des gefeglichen Zinsfußes auf 5%, normirt und der Grund- 
jag anerkannt, da Zinsverpflihtung ſich nie von ſelbſt verjteht. In 
den 88 218— 223 wird die Verpflichtung zur Leiltung des Intereſſe 
oder Schaden geregelt; (code eivil Art. 1146 sequ. und für außer: 
vertragliche Verhältnijje Art. 13832 sequ.). 

In Uebereinftimmung mit dem code civil ift ſowohl erlittene 
Bermögenseinbuße, wie aud) entgangener Gewinn zu erjegen; dagegen 
geht der Entwurf weiter al3 die Art. 1150 und 1151 c. c., der 
Scadenerjagpflictige hat nicht blos den vorausjehbaren Schaden 
zu erjegen und haftet auch für mittelbar eingetretenen Schaden. 

Nach dem vom Entwurfe adoptirten Grundjage, dat der Umfang 
des eingetretenen Schadens den Umfang des zu leiltenden Erſatzes 
bejtimme, jind dieje Beſtimmungen jelbjtverjtändfic; und vom Stand: 
punkte der Praxis aus zu begrüßen, da die gegentheiligen ein— 
ihränfenden Beitimmungen der Urt. 1150—1151 c. c. nur zu un: 
jiheren Nejultaten führen, 

Mur bezüglid) des entgangenen Gemwinnes trifft Abſ. 2 de8 $ 218 
die praftiiche Beitimmung, daß die Wahrjcheinlichfeit, der Be— 
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ichädigte würde den Gewinn erlangt haben, genügend und noth- 
wendig jet. $ 219 fpricht das Princip der Wiederheritellungspflicht 
aus, und giebt nur für den Fall der Unausführbarkeit der Wieder- 
heritellung, ein Recht, Geldentihädigung zu begehren, während nadı 
franzöfifhen Rechte in der Regel Geldentichädigung zuzubilligen tjt 
und Art. 1143 und 1144 c. c. nur Ausnahmen hiervon bilden. 

Wenn aud die Beitimmung des Entwurfes „die Rechtslogik” 
für fi) hat, fo ift doch praftifcher, die Geldentjchädigung als Regel 
der Art der Schadenerjagleiftung aufzuftellen; denn in den meilten 
Fällen wird die Wiederherftellung unmöglich, ungenügend oder ver: 
jpätet jein. 

Nach dem Entwurfe wird der Gläubiger ftatt eines zwei Prozefje 
zu führen haben; im erjten wird er die Schadenerjaßverpflichtung 
und Ausiprucd zur Wiederherjtellung feftitellen lajjen und im zweiten 
dann die Geldentichädigung fordern, fall3 der Schuldner nicht wieder: 
heritellt. $ 223 gibt Hiergegen auch fein genügendes Schußmittel; 
denn die hier fingirte Unmöglichkeit der Reftitution fett immer ein 
vecht3kräftiges zur Leiſtung verurtheilendes Erfenntnig voraus. 

$ 220 ſpricht die Erjagpfliht des „außerordentliden 
Werthes” eines Gegenftandes, d. h. desjenigen, welcher in bejonderen 
Berhältnifien des Gläubigers feine Grundlage hat, aus. Dieje Be: 
ftimmung gilt nur für die Schadenerjagpfliht; wenn ſonſt das 
Geſetz Berpflihtung zum Wertherſatz ausjpricht, ift nur der gemeine 
Werth verftanden. Dagegen ift nad) dem Entwurfe, wie nach fran- 
zöfischem und gemeinem Rechte der Affeetionswerth, welcher nur in 
jubjectiven Stimmungen des Gläubigers begründet ift, nicht erjatfähig. 

$ 221 ſpricht den Grundjag aus, daß megen nicht vermögens- 
rechtlichen Schadens nur in den vom Gejete bejtimmten Fällen 
Entihädigung begehrt werden kann. 

Obwohl der Entwurf das Prinzip anerkennt, daß zum Wejen 
eines Schuldverhältniſſes vermögensrechtliches Intereſſe nicht gehöre, 
zieht er doch hieraus nicht die Stonfequenz, daß bei Verlegung eines 
nicht vermögensrechtlichen Intereſſes der Anſpruch auf eine Aus: 
gleihung durd) Leiftung einer Geldentihädigung zuläffig jein ſolle. — 

Nur bei einigen Deliktsanſprüchen macht der Entwurf eine 
Ausnahme (88 726, 728, 734, 735 und 736: Störperverlegung, 
Freiheitsentziehung, jittliche Verbrechen gegen eine Frau, Schaden- 
erſatz, verurſacht durch Thiere und Gebäude; Schadenzufügung durd) 
Beamte). — 
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Die franzöſiſche Praxis ftatuirte bei Deliktsklagen auch Ent- 
Ihädigungspflicht für „dommage morales“ oder „Verlegung gerecht— 
fertigter Gefühle” (Kränfung des Ehrgefühls, Erregung körperlicher 
oder jeeliiher Schmerzen). 

Das Reichsgericht hat in feinem Urtheile vom 27. Juni 1882 
zur gegentheiligen Anjchauung ſich befannt, ohne daß jeine Gründe 
durchichlagend oder überzeugend jınd. 

Der Cutwurf trifft meine Erachtens das Richtige, indem er 
diefe Erjagpfliht nur auf ſolche Fälle beichränft, welche ihrer Natur 
nad) entweder körperliche Schmerzen verurſachen, oder den Verlegten 
im Rechte der freien Verfügung über feine Perjon beeinträchtigen 
oder die weibliche Ehre aufs Tiefite angreifen. 

Diefer Anſpruch ift noch injoferne bejchränft, als er höchit per: 
ſönlich iſt; nur im Falle der vertragsmäßigen Anerkennung oder 
Nechtshängigkeit it er vererbbar ud übertragbar. 

$ 222 regelt den all der culpa concurrens ganz in Ueberein- 
ſtimmung mit den Grundfägen der franzöliichen Doktrin und Praxis. 

$ 223 trifft eine dem franzöfiichen Rechte fremde Beltinmmung, 
wonach bei Anjprücen auf Herausgabe oder Neftitution einer Sache 
der wegen Berluftes der Sache erjagpflichtige Schuldner mit Leiftung 
des Eriages von Nechtswegen in die dem Entjchädigten gegen Dritte 
zuftehenden Anſprüche eingefegt wird; wenn 3.9. bei der Gebrauds- 
leihe der Entleiher für den Berluft der Sache dem Berleiher Ent: 
Schädigung leiften müßte und hinterher wird die Sache aufgefunden, 
jo fann der Entleiher fraft eigenen Rechts die dem Berleiher zu: 
jtehenden Eigenthumsanſprüche geltend machen. — Die Beftimmung 
erjcheint gerecht und zweckmäßig, wenn fie auch praftijc nicht oft 
geltend gemacht werden fann. 


Zweiter Titel. 
Inhalt der Schuldverhältnijie. 


I. Berpflidtung zur Leiftung. 
Der Inhalt der Schuldverhältnifje it „der rechtliche Gehalt des 
Forderungsrechtes, die Macht, welche es dem Gläubiger gewährt”. 
S 224 trifft die Bejtimmung, daß der Schuldner die ihm ob: 
liegende Leiftung vollftändig zu machen hat; hiernady hat der 
Schuldner aud) die Koſten der Erfüllung zu tragen, welde Beſtimmung 
Art. 1248 c. c. bejonders bei der Zahlung betont. Die Beitimmung, 
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daß der Schuldner wegen jeder culpa haftet, entſpricht dem fran— 
zöſiſchen Rechte; Ausnahmen fennen nur 88 442, 550 und 750; 
außerdem lafjen 88 633, 1279 und 1317 die Milderung der dili- 
gentia quam suis zu. Weiter enthält $ 224 die felbjtverjtändliche 
Beftimmung, daß, wer nicht deliftsfähtg ift, auch feine vbligato- 
rischen Berpflichtungen nicht dur ein Handeln im jurtftiichen Sinne 
verlegen fann, und daß der Bertretene für das Berjchulden feines 
gejeglichen Vertreters haftet. 

Wichtig ift die weitere Beitimmung, daß der Schuldner wegen 
des Verſchuldens aller Verjonen haftet, deren er jih zur Bewirfung 
feiner Leiftung bedient. Hiermit jchließt fich der Entwurf an die 
franzöſiſch-rechtlichen Beſtimmungen für daS Gebiet der Vertrags: 
verhältnifje an; es kann nur begrüßt werden, daß dieje im gemeinen 
Rechte jo beftrittene Frage in einer den Verkehre dienenden, praf: 
tiihen Weile im Entwurfe geregelt wurde. 

$ 225 verbietet, übereinftimmend mit dem franzöfiichen Rechte, 
die Erlafjung der Haftung wegen dolus; aber nicht wegen culpa lata, 
entgegen dem gemeinen und franzöjiichen Rechte. 

Letztere Beſtimmung jcheint mir praftiiher. Es ift in einzelnen 
Fällen die Grenze zwiichen beiden Begriffen jchwer zu ziehen; auch 
jpricht der nämliche Grundjag der öffentlichen Drdnung gegen Diele 
Begünftigung der culpa lata. Den Ausweg, welden die Motive zu 
$ 225, Alinea 2 letter Sat, andeuten, führt nur zu unnöthigen 
Prozefjen. 

Db da pactum ne dolus praestetur den ganzen Vertrag 
ungiltig macht, hat der Entwurf abjichtlich nicht entſchieden, jondern 
mit Recht von der Ermittelung der Abſicht der Parteien, ob fie 
ohne die pactum das ganze Rechtsgeſchäft gewollt hätten, abhängig 
gemacht. — 

Die 88 226 und 227 entiprehen im Wefeutlichen den Art. 1236 
und 1237 c. c. 

$ 228 erklärt übereinjtimmend mit Art. 1244 c. c. den Schuldner 
nicht zu Theilleiftungen berechtigt. — 

Windicheid macht in $ 342 Nr. 3 eine Ausnahme für den Fall, 
daß der Schuldner die Schuld theilweiſe zugefteht, theilweife leugnet. 

Da nah $ 273 C. P. DO. in ſolchen Fällen der Gläubiger be— 
rechtigt ift, Theilurtheil zu erwirfen, dürfte es doch der Geredtigkeit 
entiprechen, daß ihn auc der Schuldner zur theilweifen Annahme 
zwingen kann. 
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Die Beſtimmungen über den Ort der Leiſtung weichen von den 
Beſtimmungen des Art. 1247 c. c. nur inſofern ab, als Geld— 
zahlungen immer Bringihulden find; nur wenn der Gläubiger 
jeinen urfprünglichen Wohnfig verändert, hat er die Koften der lleber- 
jendung zu tragen. 

Dieje Vorjchriften rechtfertigen fi) nad) der heutigen Verkehrs— 
fitte und der Bequemlichkeit der heutigen Geldjendungen von jelbit. 

Die Zeit der Erfüllung ift in $ 231 conform dem Art. 1187 c. c. 
normirt. 

Mit Recht hat der Entwurf vermieden, bejtimmte Regeln für 
Auslegung unbejtimmter Ausdrüde über die Zeit der Leiſtung (eheſtens, 
jobald als thunlich ꝛc.) aufzuftellen; über den Sinn hat die Ver— 
fehrögervohnheit und die Abſicht der Parteien im einzelnen Falle zu 
entjcheiden. 

$ 232 verbietet den Abzug des fogenannten interusurium und iſt 
für franzöſiſch-rechtliche Juriſten ſelbſtverſtändlich. 


II. Zurückbehaltungrecht. 

Dies Recht iſt im franzöſiſchen Recht nicht als ein allgemeines 
Rechtsinſtitut geregelt, ſondern nur für einzelne Fälle geſetzlich an— 
erkannt in den Art. 867, 1612, 1613, 1673, 1748 und 1948. — 

In der Doktrin hat ſich eine Kontroverſe erhoben, ob es nur 
auf dieſe Fälle zu beſchränken, oder nicht wenigſtens auf alle Fälle 
des debitum cum re junctum auszudehnen ſei, wofür Zachariae und 
Demolombe ſich ausſprechen. Aubry und Rau nehmen in $ 256 Pi» 
einen vermittelnden Standpunkt ein. 

Der Entwurf hat in den $$ 233—236 das Zurüdbehaltungsrecht 
allgemein anerfannt für den Hall der Fälligkeit des Anjpruches 
des Schuldnerd gegen den Gläubiger und der Konnerität zwijchen 
Anſpruch uud Gegenanſpruch; desgleihen ift es anerfannt bei einer 
Forderung auf Herausgabe eines Gegenftandes für alle Gegen- 
anjprühe aus Verwendung auf denjelben oder aus Schadenerſatz— 
zufügungen durch denjelben. 

Auch bejchränkt der Entwurf dieſes Recht nicht blos auf die 
Zurüdbehaltung fremder Sachen gegenüber dem Anfpruche auf Heraus— 
gabe, auch Rechte, Handlungen, die eigenen Sachen, zu deren Ver: 
ihaffung der Schuldner verpflichtet ift, können, fall3 nur Konnexität 
vorliegt, zurüdgehalten werden. Durch $ 234 iſt ausgeſprochen, daß, 
wenn der Schuldner zur Borleiftung verpflichtet ift, er das Re- 
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tentionsrecht nicht ausüben kann, daß jedoch jeder der in dem zur 
Zurückhaltung berechtigenden Verhältniſſe ſtehenden Theile gegen den 
Anderen auf Erfüllung Zug um Zug klagen und nach Maßgabe des 
$ 365 die Zwangsvollſtreckung betreiben kann, jo daß die Beſtimmung 
des $ 234, Sat 1 dem Schuldner günftiger ift; als die des Art. 313, 
Abi. 29.6.2. 

Der Gläubiger kann endlich durch Sicerheitsleiftung — Bürg- 
ihaft ausgenommen — da8 Zurüdbehaltungsrecht abwenden. 

Ss 235 beftimmt, daß, wenn es ſich um Herausgabe eines Gegen- 
jtandes handelt, welchen der Schuldner durch vorſätzliches Delikt 
(3. B. Diebjtahl) erlangt hat, jelbjt bei Borhandenfein der Voraus: 
jegungen des $ 233 fein Zurüdbehaltungsrecht befteht; endlich kann 
die Retentionseinrede gegenüber der Beſitzklage nicht geltend 
gemacht werden, weil diejer gegenüber petitoriiche Einreden ausge- 
ſchloſſen find. 

Allgemeine Beſtimmungen über ein gewiſſes Maß von Diligenz, 
welches der Retinent zu präftiren Habe, hat der Entwurf abjichtlid) 
nicht aufgenommen, jondern mit Recht in den Motiven in diejer 
Richtung auf das konkrete Rechtsverhältniß, Eraft dejjen er zur Leiſtung 
des Retentionsobjektes verbunden tjt, überwiejen. 

$ 236 dehnt endlich die Beitimmungen der 88 234 und 235 
auch auf diejenigen Fälle aus, in welden das Geſetzbuch jpeziell 
ein Retentionsrecht gibt. (SS 915, 936, 938, Abi. 2). 

Dieje allgemeine Beitimmungen des Entwurfes über Zurüd: 
behaltungsrecht werden gegenüber dem code civil al3 ein wejentlicher 
Fortſchritt aufgefaßt werden dürfen; fie dehnen dies Recht nicht zu 
weit aus und erſchweren jeine Geltendmahung nidt. 


II. Unmöglichkeit der Reijtung und Folgen der 
Nichtleiſtung. 

Der Entwurf verſteht unter Unmöglichkeit der Leiſtung nur die 
„objektive“; war dieſe zur Zeit der Entſtehung des Schuldver— 
hältniſſes vorhanden, iſt daſſelbe nichtig (S 344). Tritt ſie nad 
Entitehung ein, jo befreit ſie den Schuldner, wenn fie in Folge eines 
von ihm nicht zu vertretenden Umftandes dauernd unmöglich geworden 
ift. Dieje Beitimmung entjpricht dem franzöſiſchen Rechte (Art. 1302 
und 1148 c. c.). Nur geht der Entwurf weiter al3 die be- 
jtehenden Rechte, welche nur die „durch Zufall oder ohne Verſchulden 
des Schuldners eingetretene Unmöglichkeit” den Schuldner Liberiren 
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laſſen. Da nämlich einerfeitS die Haftung des Schulöners über 
die Fahrläffigkeit hinaus bis zur Garantieübernahme gejteigert 
werden kann, anderjeit3 der Schenfgeber nad) $ 442 und der Ber: 
leiher nach $ 550 nur für dolus und culpa lata haften, erachtet der 
Entwurf dur die bisherigen Beltimmungen nicht alle Fälle für 
gededt und Hat mit Recht einen allgemeinen Ausdrud gewählt. 

Gegenüber der franzöfiihen Praris bringt dieſe Ausdrudsweife 
feine Neuerung. 

Der Abjap 2 läßt auch einen jubjektiven Fall der Unmög— 
lichkeit al3 befreiend gelten, wenn nämlich der Sculdner einen 
beitimmten Gegenſtand zu leiften hatte, dieſe Leiſtung aber durd) 
einen von ihm nicht zu vertretenden Umijtand unmöglich wurde; es 
deckt ſich dieſe Beſtimmung mit Art. 1302 Alinea 1 cc. c. 

$ 238 janftionirt das auch in Art. 1303 ce. c. gegebene 
„Surrogationsprinzip“. 

S 239 überbürdet in Webereinjtimmung mit dem franzöfifchen 
Rechte (Art. 1302, 1147 c. c.) die Bemweislaft dem Schuldner. 

$ 240 erklärt den Schuldner für entfchädigungspflichtlg, wenn 
in Folge eines von ihm zu vertretenden Umftandes die Leijtung 
unmöglich wurde. 

Der Entwurf befindet fi hier in einem weſentlichen Gegenjat 
zum franzöjiichen Rechte; nad) Art. 1142 c. c. löſt ſich jede Ber- 
bindlichkeit in Folge des bloßen Verzugs in eine Verbindlichkeit zum 
Schadenerjaße auf; nad) dem Entwurfe muß der Gläubiger auch die 
Unmöglichkeit der Erfüllung darthun, der bloße Berzug berechtigt 
ihn nur zum VBerzugsinterefje. 

Bezüglich der für die Werthsbeftimmung mahgebenden Zeit hat 
ih der Entwurf auch nicht dem franzöfifchen Geſetze angeſchloſſen, 
welches die Zeit der Verzugiegung als die ausfchlaggebende bezeichnet, 
aber aud nicht den eigentlich nad) Ab. 1 conjequenten Zeitpunkt der 
eingetretenen Unmöglichkeit gewählt, jondern die Zeit der Leiſtungs— 
pflicht. 

Die Beſtimmungen des franzöſiſchen Rechtes find aus praktiſchen 
Gründen vorzuziehen. Die Verzugſetzung iſt ein ganz beſtimmter 
Moment; von dieſem Zeitpunkt aus wird auch das Unterlaſſen der 
Leiſtung dem Gläubiger gegenüber erſt ſchuldvoll. Die Motive er— 
kennen auch die Berechtigung dieſer Beſtimmung an und glauben 
nur, daß ſie für den Fall, daß die objektive Unmöglichkeit vor dem 
Verzuge eingetreten ſei, nicht ausreichend ſei. 


Allein diejer feltene Fall dürfte nicht dazu führen, nunmehr 
einen Zeitpunkt als maßgebend zu eracdjten, in welchem die Voraus— 
jegung dev Schadenerjagpflicht, das jubjektive Verfchulden, noch nicht 
gegeben iſt. 

8 241 bezeichnet al3 einen vom Schuldner nicht zu vertretenden 
Unjtand „den entjchuldbaren Irrthum“; alfo 3. B. wenn Semand 
aus Irrthum den Gegenstand der Leiltung vernichtet. 

Neu ijt gegenüber dem code civil, daß nad) $ 146 aud der 
Rechtsirrthum um Sinne des Geſetzes entſchuldbarer Irrthum fein 
fann; jedoch wird zu $ 241 in den Motiven hingewiefen, daß bei 
Beurthetlung der Frage, ob entjchuldbarer Rechtsirrthum vorliegt, 
nicht auf die konkreten Berhältniffe Rüdficht genommen werden darf, 
jondern auf den „abjoluten Maßſtab des 8 146”, jo daß alfo, wenn 
ein Wiljen- oder Kennenmüſſen angenommen wird, der Rechtsirrthum 
nicht entſchuldbar erflärt werden darf. 

Es wäre vielleicht praftifcher geivejen, den Rechtsirrthum über: 
haupt als nicht entjchuldbar zu erklären; man hätte dann eine be- 
ſtimmte pofitive, herkömmliche Borfchrift gehabt, während nach den 
Beltimmungen des Entwurfes gar manche Zweifel aufjteigen und 
unndöthige Prozejje erwachſen werden. 

$ 242 giebt dem Gläubiger da8 Recht, bei theilweifem, ſchuld— 
haften Inmöglichwerden der Leiftung, unter Zurüdgewährung 
des etwa empfangenen Theiles oder unter Ablehnung des nod) 
möglichen Theiles Schadenerfag wegen Nichterfüllung der ganzen 
Verbindlichkeit zu begehren, „ſofern der nicht unmöglich gewordene 
Theil fein Intereſſe für ihn hat.“ 

Durd) dieje legten Vorſchriften unterjcheidet fid) der Entwurf 
vom franzöjiichen Rechte; es ericheint aber unbillig und unlogiſch, 
den Anſpruch des Gläubiger an dieſe, von ihm zu beweiſende 
Snterefjelofigkeit zu Enüpfen. 

Nah 8 228 darf der Sculöner feine Theilleiitungen machen; 
fann er in fchuldhafter Weife überhaupt nur einen Theil leiften, jo 
ift doc) fein Grund, den Gläubiger jchlechter zu ftellen als ım Falle 
der Schuldner Alles leiſten könnte und nur Theilleiſtung maden will. 

Das Recht des $ 242 kann endlich nur ausgeübt werden, jofern 
die Rückgewähr des etwa jchon gelieferten Theile in nicht ver: 
ichlechtertem Zuſtande möglich ift, und ift an die weiteren ein- 
ichränfenden Beltimmungen der 88 431 und 433 über dag Rüdtrittö- 
vecht bei gegenjeitigen Verträgen gefnüpft. — 
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8 243 gibt im Hinblid auf $ 778 C. P. D. eine Beitimmung, 
wonac der Gläubiger, wenn der Schuldner rechtskräftig zur Natural: 
(eiftung verurtheilt ijt, ohne exit das Zwangsverfahren zu erfchöpfen, 
jofort jein Intereſſe liquidiren fann; dieſe Borjchrift wird dem 
Gläubiger hauptlächlih dem renitenten Schuldner gegenüber zu Gute 
fommen. Eine Hauptanwendung wird fie im Falle des $ 219, wie 
jhon oben bemerkt, finden müſſen, da leider der Entwurf für die 
Scadenerjagpflicht das Reftitutionsprinzip aufitellt. Vorausſetzung 
der Ausübung dieſes Rechtes ift, daß nad Rechtskraft des Urtheiles 
der Gläubiger dein Schuldner eine bejtimmte Friſt zur Leiltung fett 
und dabei erklärt, daß er nad) Umlauf der Friſt die Leiftung nicht 
mehr wolle. 

$ 244 beitimmt, daß, wenn ein zur Leiftung eines beitunmten 
Gegenſtandes verpflichteter Schuldner es zum Prozeſſe fommen läßt, 
ihm vom Eintritte der Neihtshängigkeit die nämliche Bermwaltungs: 
pflicht rücjichtlich Ziehung von Nutungen, Erhaltung und Bewahrung 
des Gegenftandes obliegt, wie jie die 88 931 sequ. dem Bejiger 
gegenüber dem Eigenthümer auferlegt; er hat demnach vom Momente 
der Rechtshängigkeit alle gezogenen Nutungen zu erjegen; für doloje 
oder culpoje Berfchlechterung und Untergang der Sache oder der 
Nugungen zu haften und desgleichen für nicht gezogene, aber zu 
ziehende Nutungen zu entichädigen. 

Dieſe Borfchrift des $ 244 gilt nicht bloß für obligatorijche 
Anſprüche auf Rejtitution eines bejtimmten Gegenjtandes, jondern 
auch für Anjprücde auf Uebergabe eines jolhen, und it von den 
franzöſiſch-rechtlichen Beftimmungen nicht abweichend. 


IV. Berzug de3 Schuldners. 

Hier unterjcheidet ſich nach $ 245 der Entwurf in zwei Punkten 
weſentlich vom franzöfiichen Nechte. 

Einmal ift der Grundfat ‚dies interpellat pro homine* ausge 
ſprochen und dann tft für die Mahnung im Gegenjaß zu Urt. 1139 6. c. 
feine bejondere Form vorgejchrieben. 

Die Aufnahme des erjten Grundfages, welcher, abgejehen vom 
jranzöfiichen Rechte, welches ihn nur in bejonderen Fällen (Art. 1302, 
Abi. 4 und 1376 c. ce.) und bei vertragsmäßiger Beltimmung oder 
wenn die Leiltung ihrer Natur nad) nur innerhalb einer gemifjen 
Friſt nüglicd) vorgenommen werden fann, kennt, überall gilt und „auf 
der Natur der Sache und lang- und feftgewurzelter Nechtsüberzeugung 
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beruht” iſt ficherlic ei Fortſchritt, umſomehr als er auf die Fälle 
eingejchränft wird, daß die Zeit der Leiftung beftimmt aus dem 
Kalender fich ergiebt. 

Was die Formloſigkeit der Mahnung anlangt, jo bejteht jicherlic) 
fein innerer Grund für Aufrechterhaltung der Beitimmung des 
Art. 1139 e. c.; allein vom praktiſchen Standpunkt aus ift die 
Nichtaufnahme einer ähnlichen Beitimmung zu bedauern, da nunmehr 
der Gläubiger bezüglich des Nachweifes der Mahnung allen Fähr: 
lichkeiten einer Beweisaufnahme unterliegt und böswillige Schuldner die 
nicht in ficherer Weije erfolgte Mahnung abzuleugnen verführt werden. 

Allein die Praris wird bald dazu führen, unter Anleitung des 
z 75 des Entwurfes in den meiſten Fällen die Willenserklärung der 
Mahnung durd) einen Gerichtsvollzieher zuftellen zu laffen, was im 
Falle der Abweſenheit des Schuldners jogar nöthig fein wird. 

Ferner beftimmt der Entwurf, daß als Mahnung die Erhebung 
der Leiftungsflage (nicht der bloßen Feſtſtellungsklage) und die 
Zujtellung eines Zahlbefehls gelten jolle. 

Der Inhalt der Mahnung bejtunmt ſich nad) dem hierfür maß: 
gebenden Inhalte des Schuldverhältniffes und erachtet es den Ent- 
wurf für überflüſſig und bedenklih, die Erfordernijje der Mahnung 
in diefer Richtung gejeglich zu firiven. Bei jogenannten Holjchulden 
wird der Schuldner durd die Mahnung nur in Verzug gejeßt, wenn 
der Gläubiger fih zur Empfangnahme beim Schuldner einfindet. 
Andere Beijpiele, daß außer Mahnung eine Handlung des Gläubiger 
zur Berzugjegung nöthig ift, geben die SS 269, 308 und 688. — 

Nah $ 246 tritt Verzug nit ein, wenn und injolange der 
Schuldner in Folge eines von ihm nicht zu vertretenden Umftandes 
zu leiften nicht verpflichtet tft. In Anfehung der Gründe, welde 
den Schuldner von der Leiftung befreien, und des Umfanges feiner 
Vertretungspflicht find die allgemeinen Grundfäße der SS 237 und 
241 jowie der Inhalt des Fonfreten Schuldverhältnifjes maßgebend. 
Der Entwurf Schließt ſich entgegen dem franzöfiichen Rechte der Auf: 
fafjung an, daß nicht die bloße Thatjache der nicht rechtzeitigen Er- 
füllung die Berzugsfolgen eintreten laſſe, jondern daß diejes Eintreten 
mindeſtens dadurch bedingt jei, daß der Grund des Verzuges am 
Schuldner jelbit liege. Daraus folgt, dat ſich der Schuldner dem 
Vorwurfe des Berzuges gegenüber in demjelben Umfange und durd) 
diefelben Umſtände, wie in den Fällen nicht vertretbarer Unmöglichkeit 
der Leitung, jich vertheidigen kann. 
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8 247 ſpricht konform mit Art. 1147 c. c. als Folge des 
Verzuges Schadenerjagpflicht aus, deren Umfang nad) $ 218 des 
Entwurfes ſich bemißt. Der Entwurf weilt jede Beichränfung der 
Forderung des wirklichen Intereſſes, wie fie die Art. 1149—1152 c. c. 
enthalten, mit vollem Nechte ab, da hierfür feine zutreffenden Gründe 
jprechen. 

Da der Entwurf nicht überhaupt mit dem Verzuge jede Ber: 
bindlichfeit ſich in eine Schadenerjatverpflichtung umwandeln läßt, 
mußte er im 2. Abſatz Vorjorge treffen, dab der Gläubiger für den 
Fall, daß die Leiftung in Folge des Berzuges für ihn Fein Intereſſe 
mehr habe, fofort Schadenerjat begehren kann. Diejes Recht ift 
genau nad) dem Borgange des $ 242 geregelt. 

$ 248 jett die Berzugszinjen, falls nicht die aus einem andern 
Rechtsgrunde zu entrichtenden Zinjen höher jind, auf 5%, feft, weicht 
aber injoferne vom Art. 1153 c. c. ab, daß er den Gläubiger hierauf 
nicht bejhränft, jondern ihm feinen erweislich höheren Schaden ver- 
güten läßt. Die Nichtaufnahme der Beſchränkung des Art. 1153 c. c. 
iſt ſicherlich gerechtfertigt; e8 beiteht fein Grund, hier den Grundjat 
der vollftändigen Schadenerjagpflicht im Intereſſe des Schuldners 
zu durchbrechen. 

Nur der Schenkgeber hat nad) 8 445 im Falle des Berzugs 
feine Berzugszinjen zu zahlen, ebenjo jind nad) $ 249 von gejeß- 
lihen Binjen nie, von rehtsgejhäftlichen Zinjen erſt vom 
Eintritte der NRechtshängigkeit an Berzugszinjen zu berechnen; der 
Entwurf ftimmt daher nit ganz mit Art. 1154 c. c., welder 
Berzugszinfen aus Zinfen mit der Rechtshängigkeit nur für mindejtens 
1 Jahr rüdjtändige Zinjen zuläßt. — Da nad) $ 358 die vertrags- 
mäßige, im Boraus getroffene Abrede, dat fällige Zinſen wiederum 
Binjen tragen ſollen, nichtig ift, tft auch hierin eine Nenderung gegen 
den Standpunkt des Art. 1154 c. c. 

Auch von der Beitimmung des $ 249 bleibt das Recht des 
Gläubigers, erweislich höheren Schaden zu (vergüten) leje: begehren, 
unberührt. 

Die 88 250 und 251 erhöhen die Haftung des in Verzug ge— 
jegten Schuldners auf jede Fahrläfligkeit und Zufall, konform den 
franzöfifchen Beitimmungen in den Art. 1138, 1245, 1302 und 1304; 
jedod) darf der Schuldner beweijen, daß der durch einen Zufall ent: 
ftandene Schaden aud im Falle rechtzeitiger Leiitung entjtanden 
wäre; er hat alfo den Beweis dahin zu führen, daß der Gläubiger 
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auch bei rechtzeitiger Leiftung den Gegenſtand nicht veräußert oder 
nicht über ihn jo verfügt hätte, daß eine Einwirkung des Zufalls 
auf ihn ausgejchloffen gewejen wäre. Das iſt aud) der Standpunft 
de3 franzöfiichen Rechtes in Art. 1302 Alinea 2, während befanntlic) 
das preußijche und andere Rechtsſyſteme dem Gläubiger den Beweis 
aufbürden, daß er bei rechtzeitiger Leiſtung den Leiltungsgegenftand 
behalten hätte; im gemeinen Rechte ift die Frage ehr beftritten. 

Die Beftimmung des Entwurfes ift logisch; wenn der Verzug 
zum vollen Schadenerſatz verpflichtet, jo darf nicht der Standpunkt 
des Gläubigers unnöthig erjchwert werden; ed muß vielmehr dem 
Schuldner die volle Beweispflicht auferlegt werden. $ 252 bezieht 
jih auf den Fall, daß der Leiftungsgegenjtand nad) Eintritt des 
Verzugs untergegangen oder verjchlechtert wurde. 

Da nun in einem folhen Falle der Gläubiger auch Erſatz für 
die Nutzungen, die er hätte ziehen fönnen, begehren fann, er aber 
für diefen weiteren Schaden beweispflichtig wäre, beſtimmt $ 252 
aus Billigkeitsrüdfichten, daß ihm für diefen Schadeu ohne Weiteres 
5 % Binjen vom Werthe der untergegangenen Sache oder im Falle der 
Berjchlechterung vom Werthsunterjchiede vom Tage des Berzuges 
an zu erjegen find. Dieſe Binfen erhält er aljo al8 Entichädigung 
für die entgangenen Nutzungen und kann nicht neben denjelben noch 
weitere Entjchädigung begehren. 

Natürlich Steht es ihm auch frei, Statt diefe Zinſen zu begehren, 
den betreffenden Schaden befonders zu liquidiren, in welchem Falle 
ihn die Beweislaft trifft. 

$ 253 nimmt purgatio morae mit Wirkung für die Zukunft vom 
Tage der nachgeholten Leiftung an. 

Die Motive betonen, daß die Verzugsanſprüche formell jelbjtändig 
find, und daß daher, wenn etwa die Hauptforderung nur mit der 
Klage geltend gemacht wird, jelbit ohne Vorbehalt etwaiger Verzugs— 
anſprüche, hiemit die letteren nicht als aufgegeben erachtet werden 
dürfen; jelbjt der Anjprucd auf Verzugszinfen kann trotzdem jelb: 
ftändig anhängig gemacht werden. Nur wenn die bejonderen Umftände 
daraufhin drängen, ift in ſolchen Fällen Verzicht anzunehmen. 


V. Berzug des Gläubigers. 


Diejes Redtsverhältnig hat der code civil nicht felbjtändig ge— 
regelt, jondern unter der „Zahlung“ in den Art. 1257 seq. in Ver: 
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bindung mit dem Anerbieten der Zahlung und der Dinterlegung 
behandelt, ähnlich Windſcheid $ 345. 

Logiſch richtig trennt der Entwurf die beiden NechtSverhältniffe, 
der Berzug des Gläubiger hat rechtlihe Wirkung in Bezug auf 
Auflöfung der Verbindlichkeit nicht an fich allein, fondern nur in 
Berbindung mit andern Thatjachen, während fein wejentlicher Inhalt 
darin befteht, daß die hierdurch bewirkte Nichterfüllung dem Schuldner 
nicht zum Schaden gereichen dürfe; diefe Wirkung ift beim „Inhalt 
der Scyuldverhältniffe” zu regeln; dagegen die weitere Wirkung, daß 
der Berzug in Verbindung mit der Hinterlegung das Schuldverhältnif 
tilgt, unter den „Aufhebungsthatiachen“”. 

In der bejtrittenen Frage, ob zur mora creditoris ein Ber- 
Ichulden des Letztern gehöre, hat der Entwurf mit Necht ſich auf die 
verneinende Seite geneigt. Denn e3 rechtfertigt ſich nit, dem 
Schuldner al3 Folge eined in der Perfon feines Gläubigers ein: 
getretenen Zufall eine Erichwerung feiner Berbindlichketten auf: 
zuerlegen. 

8 255 verlangt zur Wirkſamkeit des Anerbietens eine „Real: 
Oblation”, wodurd der Gläubiger naturgemäß auch Kenntniß der 
Leiftungsbereitichaft erhält. Die bloße „Verbal-Oblation“ ift nur 
in drei Fällen genügend, wobei jedoch das „reelle Leiſtungs— 
vermögen” de3 Schuldners, welches er im Beftreitungsfalle zu 
beweiien bat, vorausgeſetzt wird. 

Der erſte Fall ift die Vorauserkflärung des Gläubigers, daß er 
die Leiltung nicht annehmen werde; hier kommt vorzugsweiſe in 
Betradt, daß der Schuldner dem Gläubiger cine Sache zu über: 
bringen oder eine Handlung an einem bejtimmten Orte vorzunehmen 
hat; hier wäre ohne die Beltimmung des Entwurfd der Schuldner 
zu einem Berhalten gezwungen, welches mit Aufwendungen verbunden 
it und im Intereſſe feines Theiles Liegt. 

Die zweite und dritte Ausnahme betreffen Fälle, in welchen das 
Ihätigwerden des Sculöners oder ſein ferneres Thätigſein durd) 
eine vorausgehende oder gleichzeitige Handlung der Gläubiger bedingt 
it; hierher gehört 3. B. die Holjchuld, oder wenn der Gläubiger die 
Wahl unter mehreren Gegenftänden hat, oder wenn er über einzelne 
Modalitäten noch Beitimmungen zu treffen hat. Dieſe Ausnahmen 
ind in der Natur der treffenden Berhältniffe begründet. Als Berbal- 
Oblation gilt hier ſchon die Aufforderung an den Gläubiger zur 
Vornahme der betreffenden Handlung. ft für diejelbe ein „dies“ 
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beitimmt, wie 3. B. bei Sinhaberpapieren für die PBräfentation dev: 
jelben, fo ift auch die Verbal-Oblation nicht nöthig; alſo auch hier 
gilt der Grundjat: dies interpellat pro honine. 

Dieſe Beitimmungen find gegenüber den ftrengen, Eomplizirten 
Borjchriften des franzöfifhen Rechts als Fortichritt zu begrüßen, da 
es der Gerechtigkeit entipricht, daß dem leiftung3bereiten und leiſtungs— 
fähigen Schuldner gegenüber dem Gläubiger fein Recht nicht erſchwert 
wird, — 

S 256 regelt den Fall des „Annahmeverzuges”. 

$ 257 mindert die Haftung des Schuldnerd auf dolus und culpa 
lata, wenn es jih um einen zu leiftenden Gegenjtand handelt; bei 
generiihen Obligationen geht die Gefahr der ausgewählten und 
angebotenen Sade auf den Gläubiger über, außerdem Hat der 
Entwurf für bejondere Fälle noch bejondere Rechtswirkungen des 
Gläubigerverzuges feſtgeſetzt. — ($$ 210, 365, 368 Abſ. 2, 561 
und 575.) 

$ 258 beftimmt im Gegenſatze zu anderen Gejetgebungen, daß 
der nach dem Eonfreten Schuldverhältniffe zur Herausgabe oder zum 
Erfag der Nutzungen verpflichtete Schuldner vom Beginne des 
Gläubigerverzugs, in Abſchwächung feines Schuldverhältnifjes nur 
mehr für die wirklich gezogenen Nutzungen zu haften babe, und 
$ 259 im Gegenjate zur herrſchenden gemeinrechtlidien Theorie, 
jedod) entſprechend dem franzöjiichen Nechte, daß bei Geldſchulden von 
dem Beginn der mora feine Zinſen mehr zu zahlen jeien. Würde 
der Gläubiger jedoch beweijen können, daß der Schuldner von dem 
geichuldeten Gelde Zinfen gezogen hat, jo käme für die Frage der 
Erjatpflicht $ 258 zur Anwendung, wenn es ſich um eine verzind- 
lihe Schuld handelt. 

$ 260 ift eigentlich jelbjtverjtändlich; denn der Gläubiger, welcher 
im Verzuge ijt, fann vom Schuldner feine Gonventionalftrafe ver: 
langen oder beim Berficherungsvertrage nicht aus der Nichtzahlung 
der Prämie den Verluſt der Rechte aus der Berficherung geltend 
machen. Darüber war man im franzöfifchen Rechte einig. 

Der Entwurf erklärt den Gläubiger nicht für verpflichtet, dem 
Schuldner den durch den Annahmeverzug verurjahten Schaden zu 
erjegen, jondern nur durch $ 261 die Mehraufwendungen, melde 
dem Schuldner durd) das erfolgloje Anerbieten, jowie durch Auf: 
bewahrung und Erhaltung des Leiftungsgegenitandes erwachſen. Hiefür 


fteht dem Schuldner nad) 8 233 das Netentionsrecht zu. 
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Dem Entwurfe iſt in dieſer Beſchränkung des Anſpruches des 
Schuldners beizuſtimmen, da ja der Gläubiger als ſolcher zur Annahme 
überhaupt nicht verpflichtet iſt und das Geſetz den Verzug deſſelben 
auch ohne jubjectives Verſchulden eintreten läßt. 

$ 262 behandelt die purgatio morae und behandelt den Gläubiger 
infofern befjer al8 den jäumigen Schuldner ($ 256), al3 der 
Gläubiger ih nur zum Erjage der Mehraufmwendungen bereit 
erflären muß. 


Dritter Titel. 


Erlöſchen der Schuldverhältniije. 


Entgegen der Theorie und der Gejeßgebung hat der Entwurf 
zwei Erlöfhungsgründe nicht mehr aufgenommen: „die Novation und 
consensus contrarius”. Der Entwurf ift deshalb nicht zu tadeln. 

Dem Bedürfnifje, welches zu der mittel Wechjels des Gläubiger 
oder Schuldners fich vollziehenden Novation führt, ift genügt durch 
die Borjchriften über Ceſſion und Schuldübernahme Allerdings 
bleibt nad) dem Entwurfe bei diefen Anftituten die bisherige Schuld 
beitehen; allein es ijt dies wohl meift die Abficht der Parteien bet 
Wechſel der Perfonen in der Obligation; die gegentheilige Abficht ift 
jelten und ſteht e8 aud) nad) dem Entwurfe frei, bet Uebertragung 
der Forderung oder bei Schuldübernahme dies zu erklären. 

Was die fogenannte objective Novation anlangt, jo war ja immer 
der animus novandı zu erweiſen (jiehe Art. 1273 ec. c.), wa3 in der 
Praris die objective Novation felten erjcheinen ließ. Wenn übrigens 
die Parteien ausdrüdlih erklären, daß fie mit der Aenderung im 
Gegenftande 20. die alte Verbindlichkeit aufheben und eine neue be- 
gründen wollen, jo fteht dem nichts im Wege. In diejem Falle tritt 
die Erlöjhung nad $ 264, Gab 2 ein, indem der Entwurf die Ver- 
einbarung einer datio in solutum hierin erblidt. 

Vom praktiihen Standpunkte aus ift der Entfernung der No- 
vation daher kaum eine Thräne nachzuweinen. 

Der consensus contrarius figurirte ſchon im franzöfifhen Rechte 
nicht als bejondere Aufhebungsthatjache und ift eigentlich ftreng ge- 
nommen nur ein Grlaßvertrag; bei gegenfeitigen Verbindlichkeiten 
beiteht er aus dem Zujammentreffen zweier Erlaßverträge. 
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I. Erfüllung. 

Die 88 263— 271 behandeln die naturgemäße Aufhebungsthat- 
jache der Sculdverhältniffe, nämlich deren Erfüllung Der im 
franzöſiſchen Rechte hierfür gebrauchte Ausdrud „paiement” ift 
inforreft, weil „Zahlung“ eigentlih nur die Erfüllung von Geld- 
Ichulden bedeutet. 

Der code civil behandelt diefe Materie in den Art. 1235 —1257, 
worin jedod, eine Reihe von Vorſchriften enthalten jind, welche ſich 
auf den Gegenſtand und Inhalt der Schuldverhältnijfe beziehen. 
(3. B. Art. 1244, 1246.) 

In den SS 264 und 265 ift die datio in solutum geregelt und 
hierunter aud der Fall der Uebernahme einer neuen Verbindlichkeit 
an Stelle der alten begriffen, welche jedoch nur dann als Auf: 
hebungsthatjahhe wirkt, wenn der hierauf gerichtete Willen der Parteien 
ſich zweifellos als ſolchen ergibt. 

Die datio in solutum hat entſprechend dem franzöſiſchen Rechte, 
welches ſie als Novation behandelt (Aubry und Rau $ 324, Nr. 5), 
die Wirkung unbedingter und definitiver Tilgung der alten Schuld 
ohne NRüdjicht darauf, ob das an Erfüllungsftatt gegebene in der 
Ihat dauernd in das Vermögen des Gläubigers übergegangen ift. 

Iſt dies Lebtere nicht der Fall, jo hat der Gläubiger lediglich 
einen Entwährungsanjpruh nad) 8 370 ff; im Falle der insolutum 
erfolgten Gefjion einen fjolden nad) $ 298 und 312, wonad der 
Gedent nur für die Eriftenz, nicht für die Zahlungsfähigfeit haftet. 

Die gleihen Grundſätze gelten im franzöfifchen Rechte. (Aubry 
und Rau]. c.) 

Ss 266 entjpriht dem Art. 1239 c. e. — Den erften Satz 
nahm der Entwurf nicht auf, weil er nur Gelbitverjtändliches bejagt. 

Wenn der Gläubiger einmwilligt, daß von einem Dritten ge— 
leijtet wird, oder die an einem Dritten gejchehene Leiftung genehmigt, 
wirft fie als Erfüllung; auf die Einwilligung und Genehmigung 
findet $ 127 Anwendung. 

Nicht aufgenommen hat der Entiwurf die weitere Beitimmung 
des Urt. 1239 1. e., daß Leiftung an einen Dritten auch dann Er— 
füllung jet, wenn der Gläubiger zwar nicht einwilligt, aber Nuten 
hieraus gezogen hat. Es werden in diejer Beziehung die allgemeinen 
Vorſchriften über Stondiftionen und negotiorum gestio ausreichen, 
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des Gläubigers. — Die 88 267 und 268 regeln die Aufrechnung 
einer Leiftung auf mehrere Schuldpoften. — Uebereinftimmend mit 
Art. 1253 c. c. iſt dem Schuldner das Recht der Aufrechnung 
mit bindender Wirkung für den Gläubiger zugeftanden und iſt jogar 
die Einjchränfung des Art. 1254 c. c. nit aufgenommen, jo 
daß der Sculöner verlangen kann, daß eine Reiftung vorerft auf 
die Hauptjumme, nicht Zinjen und Koften angerechnet werden darf; 
der Gläubiger kann höchſtens auf Grund des 8 228 dieje Aufrehnung 
als eine „Iheilleiftung” ablehnen, allein dahier immer erjt unterſucht 
werden muß, ob die Zinjen und Koften in der Hauptverbindlichkeit 
derart enthalten find, daß fie einen Theil derfelben bilden, wäre 
die Elare Vorfchrift des Art. 1254 c. ce. vorzuziehen, welche aud) 
entjchieden der Billigkeit entjpricht. Der Gläubiger hat das größte 
Intereſſe, daß zuerft die Necefjorien getilgt werden, jo die Zinſen 
ſchon wegen des einer kürzeren Berjährung unterworfenen Anfpruches. 

Die Aufnahme einer diesbezüglichen Bejtimmung ſcheint von 
eminentem praftijchen Werthe zu jein und geeignet, viele Streitigkeiten 
abzujchneiden. 

Auch die Beitimmung des Art. 1255 c. c., daß die vorbehalt- 
oje Annahme einer Quittung, worin der Gläubiger die empfangene 
Leiftung auf einen bejonderen Poften verrechnet, den Schuldner bindet, 
it nit aufgenommen. Meines Erachtens mit Redt, da hiermit 
unerfahrenen Schuldnern gegenüber von geriebenen Gläubigern viel 
Unfug getrieben wurde und der dem Schuldner freiftehende Beweis 
de3 Betrugs oder der Ueberliſtung praktiſch in den feltenjten Fällen 
— Mangels Zeugen — zu führen ift. 

Nach dem Entwurfe iſt es jelbftverjtändlih, daß mwenn der 
Gläubiger bei Empfang der Leiftung eine Aufrechnungsbeftimmung 
macht und der Schuldner nimmt fie an, diefelbe den Letzteren bindet; 
die muß jedoch der Gläubiger beweiſen. 

Im Mebrigen bejtcht eine Abweichung vom franzöfifchen Rechte 
nit. $ 269 und 270 erklärt den Gläubiger verpflichtet, Quittung 
zu ertheilen, wenn nöthig in anderer al3 einfaher Schriftform, 
jedoh auf Koſten des Schuldners (Art. 1248 c. c.). $ 271 giebt 
dem Schuldner konform dem franzöfiichen Rechte außerdem das Recht 
auf Herausgabe des Schuldtitel3 rejp. bei Unmöglichkeit der Heraus: 
gabe, auf Ausftellung eines jogenannten „Mortifitationsicheines *. 
Die Ertheilung der Duittung und Herausgabe des Schuldtitels iſt 
gegen „Empfang“ der Leiſtung, aljo Zug um Zug, zu bewirken. Es 











hat aljo der Schuldner das Zurüdbehaltungsredt und der Gläubiger, 
welcher ſich auf Verlangen de3 die Erfüllung anbietenden Schuldners 
eine Duittung auszuftellen weigert, Eommt in Annahmeverzug. 

Der Entwurf behandelt unter „Erfüllung“ nicht „die Erfüllung” 
mit Subrogation des code civil (Urt. 1249— 1252). 

Der Entwurf fennt die „Gubrogation” als ein eigentliches 
Rectsinftitut überhaupt nicht; zahlt ein Dritter die Schuld und 
wird dur einen Vertrag ın die Rechte des Gläubigerd eingefegt, 
liegt eine „vertragsmäßige llebertragung der Forderung” vor. 

Die Subrogation als gejegliche Folge der Zahlung eines Dritten 
(Art. 1251 c. e.) tritt nad) dem Entwurſe nur in den aus— 
drüdlich beftimmten Fällen ein, 3. B. $ 223, 313, 337, 676, 1026, 
1094, 1095, 1101, 1104, 1164, 1187, 1343, 1397, 1411 und 1431 
und hat die rechtliche Wirkung einer cessio legis. 

Beide Fälle behandelt der Entwurf unter dem Gefihtspunfte 
der Gefjionen, auf welche die 88 293 sequ. anwendbar jind. 

Das Ausiheiden der Subrogation als eines bejonderen Rechts— 
injtitutes ift nicht zu bedauern; es verwirrt nur, wenn bezüglic) der 
Sondernacdhfolge in Forderung und Schuld verjchiedene Rechtsinſtitute 
beitehen; der Standpunkt des Entwurfes, für jede Sondernachfolge 
nur je ein Redtsinftitut zu Freiren, ijt vom Standpunkte der Praris 
aus, welche die jehr jcharfjinnigen, aber unnöthigen Unterjheidungen 
der Theorie nur bejchiweren, das einzig Richtige. 


II. Hinterlegung. 

Der code civil gibt in Art. 1257 sequ. bei Geldzahlungen 
dem Schuldner das Recht, wenn der Gläubiger jich weigert die 
Zahlung anzunehmen, nad) erfolglojer reeller Darbietung der Zahlung 
das geichuldete Objekt bei der gejeglichen Behörde zu hinterlegen. Sit 
die gefchuldete Sade ein genau beftimmter Gegenftand, der am 
Orte, wo er jich befindet, abgeliefert werden muß, und holt ihn der 
rehtmäßig zur Abholung aufgeforderte Gläubiger nicht ab, jo kann 
der Schuldner ih vom Gerichte ermäcdtigen laffen, fie anderswo 
zu deponiren. Verkaufsſelbſthilfe kennt der code civil nicht. 

Die Beitimmungen des code civil find viel zu enge begrenzt 
und mit einem Formalismus ausgeftattet, welcher das „Realaner— 
bieten mit Hinterlegung” zu einem in der Praxis felten angewandten 
Mittel madte. 

Der Entwurf hat viel zwedentiprechendere Beſtimmungen. 
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Auf der einen Seite muß die Hinterlegung immer bei einer 
öffentlichen, durch die Landesgeſetze beſtimmten Hinterlegungsitelle 
erfolgen, und adoptirt der Entwurf nicht, dem Art. 343 Handelögejeg 
folgend, die Hinterlegung bei einem etwa jelbftgewählten oder richterlid) 
beftimmten Dritten; ſodann ift als Vorausfegung der Hinterlegung 
nicht, wie im franzöfiichen Rechte, ein Verſchulden des Gläubigers 
nothwendig, der Schuldner befreit fich durch Hinterlegung jowohl im 
alle des Annahmeverzuges des Gläubiger al3 aud „wenn er aus 
einem andern in der Perſon des Gläubigers liegenden Grund“ nicht 
erfüllen fann, 3. B. wenn die betreffende Forderung mit Arreft 
beftridt ift; ebenjo im Falle der jogenannten jubjektiven Ungewißheit 
de3 Gläubigers, 3. B. wenn mehrere diejelbe Forderung für fi in 
Anfpruh nehmen; nur muß fi) hier der Schuldner in einer ent- 
Ihuldbaren Ungewißheit befinden, welde wohl immer gegeben ift, 
wenn Mehrere eine Forderung für fi beanſpruchen. 

Bon diefem Standpunkte des Entwurfes war e3 überflüjlig, 
eine bejondere Vorſchrift zu geben für den Fall, daß mehrere Ceſſionäre 
dem debitor cessus gegenüber treten. 

Endlich ift den Landesgejegen ($ 280) überlafjen, auch bezüglich) 
anderer beweglichen Sachen die Hinterlegung als aufhebende That- 
jahe des Forderungsrechtes einzuführen. — 

Die Hinterlegung wirkt wie die Erfüllung; fie muß bei der 
Hinterlegungsitelle des Erfüllungsortes (88 229 und 230) erfolgen. 

Die 88 274 und 275 behandeln das Recht der Zurüdnahme. 

Mit der Wirkung der Hinterlegung als Erfüllung ſteht diejes 
Recht eigentlich in Widerſpruch; allein aus überwiegend praftifchen 
Gründen hat der Entwurf in Webereinftinmmung mit Art. 1261 
c. c. e8 gewährt. Es bleibt ja die Frage, ob die Hinterlegung 
rechtmäßig war oder nicht, meiſt längere Zeit in Schwebe, und es 
wäre unbillig, in diefem Stadium der Ungewißheit den Schuldner 
völlig zu binden. Anders, wenn bei der Hinterlegung oder nad): 
träglich der Schuldner auf das Recht verzichtet, oder — naturgemäß 
der Gläubiger der Hinterlegungsitelle feine Annahme erklärt, oder 
der Hinterlegungsftelle ein zwijchen den Parteien erlafjenes rechts— 
fräftiges, die Hinterlegung juftifizivendes Urtheils vorgelegt wird. 
Im Falle der Zurücknahme lebt entjprechend dem Art. 1261 c. c. 
die Schuldverpflichtung mit allen Nebenverbindlichkeiten wieder auf; 
namentlih aud die Pfandrechte (anders Art. 1263 c. ce. im Falle 
der Zuftimmung des Gläubigers zur Nüdnahme), joferne nicht eine 





Thatſache eingetreten ift, welche nad, allgemeinen Grundjäten mit 
der Fortdauer eines Pfandrechtes ſich nicht verträgt (3. B. beim 
Hauftpfand das Aufgeben des Pfandbejigers; $ 1191). 

8 276 bejtimmt, daß, jo lange das Rüdnahmerecht bejteht, der 
Schuldner ein von der Befriedigung des Gläubiger! abhängiges 
Recht nicht geltend machen fann. So fann 3. B. der Schuldner in 
dem Halle des $ 269, wenn er wegen Verweigerung der Quittung 
hinterlegt, diefe Urkunde erjt dann fordern, wenn die Hinterlegung 
unwiderruflich ift. 

Nur für den Fall des Konkurjes bejtimmt $ 277 die Hinter: 
legung aud bei Beſtehen des NRüdnahmereht3 als definitive. Die 
Sache kann nicht zur Konkursmaſſe gezogen werden; weder Schuldner 
noch Konkursverwalter dürfen das Rücknahmerecht während des Kon— 
furjes ausüben. 

Durch 8277 werden übrigens die Vorjchriften über Anfechtung einer 
derartigen Hinterlegung aus 88 22 ff. der Konkursordnung nicht berührt. 

S 278 gewährt dem Schuldner die dem franzöfiihen echte 
unbefannte Verkaufsſelbſthilfe, und zwar bei allen Schuldverhältnifjen, 
welche eine bewegliche Sache betreffen, im Falle des Annahıneverzuges 
des Gläubigers unbedingt, bei Hinterlegungsfähigen Sachen jedoch 
im Falle des $ 272 Ziff. 2 nur bei Beſorgniß des Verderbens vder 
unverhältnigmäßigem SKojtenaufwand für die Hinterlegung. 

Die legtere Beſchränkung iſt mit Rückſicht darauf, daß die Hinter- 
fegung oft bei völliger Schuldlofigkeit des Gläubigers erfolgen kann, 
gerechtfertigt, diefe Rüdficht verbietet ein unbegrenztes Verkaufsrecht 
für die Fälle des 8 272 Ziff. 2 zu ftatuiren. 

Die näheren Borjchriften entjprehen dem Art. 343 9. ©. B. 
8 279 ftimmt mit Art. 1260 c. ce. überein. 

$ 280 giebt, wie jchon oben bemerkt, die Organijation der Hinter: 
(egungsitellen, jowie die Ausdehnung auf andere bewegliche Sachen 
als Geld oder Werthpapiere der Landesgejeßgebung anheim; ebenjo 
Beltimmungen darüber, ob der Fiskus 2c. Eigenthümer der deponirten 
Gelder und Banknoten wird ($ 200); ob der Anjprud; auf Zurück— 
zahlung zu Gunſten des Fiskus nad einer bejtimmten Friſt erlöjchen 
ſoll ac. 

III Aufrehnung. 

Der Entwurf regelt nur daS gejegliche Recht der Aufrechnung 
(compens. necessaria), mit der vertragsmäßigen Aufrechnung (compens. 
voluntaria) befaßt er jich jo wenig, wie der code civil. 
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Der $ 281 regelt die Borausjetungen der Aufrechnung 
conform mit dem geltenden Rechte, namentlih Art. 1291 c. c.; 
nur hat im Gegenſatze zum franzöliichen echte der Entwurf das 
Erforderniß der „Liquidität” nicht aufgenommen. 

In der Praxis des franzöfiichen Nechtes wurde diefe Vorausſetzung 
nicht jtrenge durchgeführt; war durch Eideszufchiebung die Gegen» 
forderung liquid zu ftellen oder felbft durch ein Sachverſtändigen— 
gutachten, wurde fie zur Kompenſation zugelafjen. 

Zudem bieten die Beftimmungen der Prozekordnung in den 
88 136, 274, 491 die nöthigen Korrefturmittel, um die Entjcheidung 
über eine liquide Forderung durd) eine illiquide Gegenforderung nicht 
ungebührlich zu verzögern. 

Abſatz 2 des 8 281 Spricht den allgemein anerkannten Grundſatz 
aus, daß die Gegenforderung erigible oder giltig, d. 5. durch Feine 
Einrede entkräftbar, jein darf. Die Frage, ob eine natürliche 
Berbindlichkeit aufrechenbar fei, ift für den Entwurf, der fie gar 
nicht kennt, ohne Bedeutung. 

$ 282 normirt die Art und Weiſe, wie die Aufrehnung 
erfolgt. Bier befindet fi) der Entwurf im Gegenjfage zum code 
eivil. Nah Art. 1290 c. c. erfolgt die Aufrehnung ipso jure 
felbit ohne Wiſſen der Parteien; jedoch darf die Einrede nicht 
ex officio vom Richter fupplirt werden. Dagegen kann der Gläubiger 
jeine Forderung, wenn ihr eine Gegenforderung entgegenftcht, durch 
die lettere als getilgt erklären, auch wenn der Schuldner nicht cin- 
veritanden ar. 


Dagegen bejtimmt der Entwurf, daß die Aufrechnung nur erfolgen 
fönne durch eine dem andern Theil gegenüber abgegebene, in ihrer 
Wirkung jedoh von der Annahme derjelben unabhängigen WillenS- 
erklärung, jo daß die Aufrechnung als ein einjeitiges Nechtsgejchäft 
des Aufrechnenden erjcheint; der Lettere muß aud) in concreto ver- 
fügungsberedhtigt fein, jo daß 3. B. entgegen dem Art. 1294 c. c. 
der Bürge nit mit einer dem Hauptjchuldner zujtehenden Gegen— 
forderung gegenüber dem Gläubiger fompenfiren Fann. 

Ich Halte den Standpunkt des code civil für praftifcher. 

Auch nad ihm ift der Schuldner, wenn ihn der Gläubiger auf 
Zahlung feiner Forderung angeht, nicht gezwungen, feine Gegen 
forderung geltend zu wachen, allein wenn der Gläubiger Intereſſe 
hat, ftatt Erfüllung feiner Forderung Befreiung von einer Schuld zu 


erhalten, jo fann er nad) dem code civil dieje Alternative wählen 
und fi ſelbſt auf die Aufrechnung berufen. 

Diefes ijt nad) dem Entwurfe unmöglich; hier tft unter Um— 
ftänden, wenn der Schuldner feine Aufrechnungserklärung gibt, der 
Gläubiger gendthigt, Zahlung zu begehren und das Erhaltene dann 
wiederum zur Zahlung jeiner Schuld zu verwenden, gewiß nicht einfach). 

Nach dem Standpunkte des Entwurfes wäre e8 logijch, die 
Wirkung der Aufrechnung, daß fie die Forderung erlöfcht, auf den 
BZeitpunft der Aufrehnungserklärung zu verlegen; troßdem 
wird diejelbe nad) $ 283 auf den Zeitpunkt vorverlegt, wo ſich die 
beiden Forderungen al3 aufredhenbare gegenübergetreten jind; 
die Motive erklären, daß zu diefer „Fiktion“ man habe greifen 
müfjen, weil ſonſt der praftifche Werth des Rechtsinftitutes der Auf- 
rechnung verfümmert worden wäre und man mit den Beltimmungen 
der Aufrehnung im Konkurſe ($ 46 sequ. Konfursordnung) in 
Widerſpruch gefommen wäre. 

Wäre e3 unter ſolchen Berhältniffen nicht einfacher und praktischer 
jtatt „des durch feine Einfachheit und Klarheit bejtechenden Prinzipes 
des $ 282” die Beitimmung des Art. 1290 c. c. anzunehmen, welde 
die Aufjtellung einer „Fiktion“ ganz unnöthig macht? 

Die 88 284—286 entjprehen im Großen den Bejtimmungen 
des code civil (Art. 1297, 1296 und 1298). — 

$ 287 ftatuirt als Ausnahme von der Aufrehnung „alle For— 
derungen aus vorjäglich begangenen unerlaubten Handlungen”, er— 
weitert aljo mit Recht die Bejtimmung des Art. 1293 Ziff. 1e. c. 
und des gemeinen echtes, und it diefe Vorſchrift Eorrejpondirend 
mit $ 235. — 

Dagegen hat der Entwurf die Zuläffigkeit der Aufrechnung nicht 
weiter bejchräntt, jo daß fie aljo entgegen dem franzöfischen und 
gemeinen Nechte auch gegenüber den Forderungen aus der Hinter: 
legung und der Leihe geltend gemacht werden fann. 

Da es ſich in diejen Fällen aber um Forderungen handelt, bei 
denen der Gläubiger eine andere Tilgung al3 durch Erfüllung ficher 
ausgeichloffen haben will, und dem Schuldner eine gewilje Vertrauens- 
jtellung eingeräumt ift, mit welcher ſich die Aufrechnung jchledht 
verträgt, dürften die bejtandenen Bejtimmungen den Borzug haben. 

$ 288 iſt eine nothwendige Stonjequenz des gejeßgeberijchen 
Grundes des $ 749 der C. P. O. und entipricht auch dem bayriichen 
Gejete vom 18. Dezember 1887. Er ijt einestheil$ weitergehend als 
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Art. 1293, Ziff. 3, indem nicht bloß gegen die Forderung aus 
Alımenten, inſoweit fie unpfändbar find, die Aufrechnung ausgejchlofien 
wird, anderntheils nicht jo weit gehend, als nad) franzöſiſchem Rechte 
duch Brivatmwillenserflärung bei derartigen Einkünften über 
die Grenze des $ 749, Ziff. 2 C. P. D. hinaus Unpfändbarfeit 
geichaffen werden Eonnte. 

8 289 bejtätigt daS geltende Redt. 

Nach Franzöfiichem Rechte war „Steuerforderungen” gegen- 
über überhaupt jede Aufrechnung ausgejchlojien; ebenjo nad) gemeinem 
Rechte. Nach dem Entwurfe ift diefe Ausnahme der Aufrechnung 
nicht mehr bejtehend. 


IV. Erlaß. 

Der Erlaß bedarf, um wirkſam zu werden, entjprechend dem 
gemeinen und franzöliichen Rechte, der Annahme Ceitens des 
Schuldners; er ift wirffam nur als Erlaßvertrag. Diejer tt 
aber, gleichfalls Eonform dem betreffenden Rechte, an feine Form 
gebunden. Er bringt ipso jure das Schuldverhältniß zum Erlöjchen, 
joweit er reiht. Nach Auffafjung des Entwurfes iſt er ein Ber: 
äußerungsvertrag, jogenannter dinglicher Bertrag, und deshalb 
ein abjtraftes, von feiner caussa in Anjehung jeiner Wirkſamkeit 
unabhängige® Rechtsgeſchäft, wie die römiſch-rechtliche acceptilatio, 
Der Mangel - einer caussa oder ein Fehler in der caussa tft nur 
bedeutend für die Frage, ob die Aufhebung der Wirkungen des 
Erlajjes begehrt werden fan. Dieje Frage iſt aber lediglid) nad) 
den Grundfägen über die Bereicherung zu entjcheiden; nur wenn die 
Borausjegungen einer ungerechtfertigten Bereicherung vorliegen, fann 
aus Mängeln der caussa Aufhebung des Erlaſſes begehrt werden. 

In den Motiven ijt bemerkt, daß gemäß de3 angenommenen 
Grundjages der Bertragsfreiheit aud ein nur obligatoriſcher 
Erlaßvertrag geichloffen werden kann; hier bleibt das Forderungs— 
recht bejtehen; der Gläubiger verpflichtet fi) nur, es nicht geltend zu 
madhen; das pactum de non petendo de3 römiſchen Rechts. Im 
Zweifel wird natürlich immer als Wille der Parteten die direkte 
Aufhebung des Forderungsrechtes angenommen werden müljen. 

Am 3. Abſatz des $290 wird dem Erlaßvertrage der jogenannte 
negative Schuldanerfennungsvertrag als abitraftes Ber- 
äußerungsgeſchäft gleichgejtellt; diefer Vertrag ift an feine Form 
gebunden im Gegenſatze zum pojitiven fogenannten abjtraften 
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Shuldverfprehen; auch unterliegt er der Anfechtung nad) Maß— 
gabe der Bereiherungsgrundfäße; jedoch nur in dem Rahmen, daß 
der Gläubiger während der ordentlichen Berjährungsfrift für die 
Kondiktion ſich der hieraus ergebenden Einrede reſp. Replik bedienen 
kann; anders ift es beim abſtrakten Schuldverfpreden; Liegen 
hier die Vorausſetzungen der Bereicherung vor, fo ift für den Schuld— 
verjprecher eine unverjährbare Einrede (nad $ 684, Abi. 1) 
geichaffen. 

Sm Abi. 4 gewährt der Entwurf dem Gläubiger, welcher in der 
irrthümliden Vorausfegung, daß die Schuld nicht mehr beiteht, 
den Erlaß fonzedirte, ausdrüdlich die condictio indebiti; ſetzt hier 
aljo den Erlaß- und negativen Sculdanerfennungsvertrag auf die 
nämliche Linie, wie das Schuldverjpreden. ($ 684, Ab. 2.) 

Der Entwurf unterläßt mit Recht eine Beftimmung, ob eine 
Duittung als abjtrakter Erlafvertrag anzujehen jei; die Quittung 
dient zunächſt nur al3 Beweismittel, kann jedoch in einzelnen Fällen 
eine weitergehende Bedeutung haben. Die Entjcheidung hierüber 
wird immer eine Thatſache fein; fie gejeglich zu regeln, liegt fein 
Bedürfnig vor und würde nur zur Aufftellung unnöthiger und gefähr- 
licher VBermuthungen führen. 

Desgleichen ift dem Entwurfe beizuftimmen, daß er die an die 
Nüdgabe des Schuldfcheines 2c. gefnüpften VBermuthungen der 
Art. 1282—1284 des code civil nit aufgenommen hat. 

Die Frage, ob der Erlaßvertrag auc gegenüber dem Bürgen 
wirft, wird wohl im Hinblid auf 8 671 bejaht werden müjjen. 

Die Wirkung de3 Erlaßvertrags in Golidarjchuldverhältniffen 
wird bet $ 333 bejprodyen werden. 


V. Bereinigung. 

S 291 dedt fi) mit Art. 1300 c. c.; es wird die Bereinigung 
(eonfusion) al3 ein jelbftändiger Erlöſchungsgrund angejehen. Mit 
ihrem Eintritte erlöfhen alle vom Beftande des Schuldver— 
hältniſſes abhängigen Nebenrechte mit Ausnahme der Hypotheken, 
welche al8 Eigenthümer-HYpothefen bejtehen bleiben; alſo namentlic 
die Bürgſchaft; es bedurfte der ausdrüdlichen Vorſchrift des Art. 1301, 
Alinea 1 nicht; ebenfo ift die Beftimmung des Alinea 2 felbftver- 
ſtändlich, nach $ 333 wirkt die Vereinigung bei Solidarverbindlic- 
feiten immer nur für den betreffenden Solidarjchuldner oder gegen 
den betreffenden Solidargläubiger; wenn jedoch nah Maßgabe des 
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beſtehenden Rechtsverhältniſſes eine Verpflichtung zur gegenſeitigen 
Ausgleichung beſteht, ſo verſteht ſich nach den Motiven von ſelbſt, 
daß die von dem Geſammtſchuldner, der durch Vereinigung 
Gläubiger wurde, belangten übrigen Geſammtſchuldner deſſen Antheil 
an der Geſammtſchuld abrechnen können, wie auch daß, wenn die 
Vereinigung in der Perſon eines Geſammtgläubigers erfolgt, 
dieſer gegenüber den andern Geſammtgläubigern denjenigen Antheil 
an der Schuld abzurechnen befugt iſt, welcher ihm vermöge des 
beſtehenden Ausgleichsverhältniſſes zukommt. Es iſt deshalb auch die 
Vorſchrift des Alinea 3 des Art. 1301 in Verbindung mit Art. 1209 c. c. 
weiter geltendes Recht. 

Die Frage was Rechtens ſei, wenn die Vereinigung in Folge 
bejonderer Umſtände Eraft Gejeges wieder aufgehoben wird, ift nicht 
allgemein, jondern nur in den einzelnen Fällen ($$ 499, 1833, 2114 
und 2133) entichieden. | 

In beftimmten Berhältnifjen endlich Hat der Entwurf der Ber- 
einigung die gewöhnliche Wirkung ganz oder in relativer Weije ver: 
jagt; fo im Falle des Niebrauches einer Forderung ($ 1032) und 
im alle des Pfandrechtes an Forderungen (8 1223). 


VI. Tod. 


Die Beitimmung des $ 292 galt im franzöfiihen Rechte für 
jelbftverjtändlich und ift eigentlich die Aufnahme derjelben unnöthig. 


Vierter Titel. 
Sondernachfolge in Forderung und Schuld. 


I. Lebertragung der Forderung. 


Der code eivil hat die Sondernadjfolge in eine beftehende For— 
derung unter dem Titel des „Verkaufes“ geregelt, indem er den 
hauptjächlichjten Fall einer Uebertragung gegen einen bejtimmten Preis 
zur Regelung des ganzen Inſtitutes benützt. 

Dieje Art der Regelung ift ficherlich unlogifch; denn das Wejent- 
liche diejes Inſtitutes iſt die Umgeftaltung des Forderung: 
rechtes bezüglich der Perſon des Gläubigers, unweſentlich 
der Grund, auf welchen hin dieſe Umgeftaltuug erfolgt. Es gehören 
deshalb diefe Beftimmungen in den allgemeinen Theil, wohin fie nad) 
dem Borgange der Wiljenjchaft der Entwurf vermwiejen hat. 
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$ 293 jpricht den Grundſatz aus, daß zu einer Uebertragung 
der Forderung die Einwilligung des Schuldners nicht nöthig fei, 
und daß mit der Lebertragung der Uebertragende jeine Gläubiger- 
eigenfchaft verliert, der Ceſſionar fie erhält. 

Nach franzöſiſchem Rechte treten diefe Wirkungen in der nämlichen 
Weiſe „par le seul effet de la cession“ bei Webertragung von un= 
£örperliden Rechten aud, gegenüber Dritten ein; bezüglich der 
„„cession des ereances“ d. h. der vertragsmäßigen Vebertragung 
von Forderungen, aljo dem Inſtitute, welches der Entwurf in 
$ 293 sequ. hauptſächlich regelt, treten Dritten gegenüber die 
Wirkungen der MUebertragung nur ein mit einer dem Schuldner 
gemachten Zustellung des Ceſſionsaktes oder mit einer vom Schuldner 
in einer notariellen Urfnnde bethätigten Annahme der Gejjion. 
(Art. 1691 c. e.) 

Diefe Vorſchrift Hatte den einzigen Zweck „de garantir les 
interets legitimes des tiers* (Aubry und Rau $ 359 6 Note 12) 
und war jtreng zu befolgen; eine auf anderm Wege erlangte Kenntniß 
des Schuldners vor der MWebertragung wurde nicht al3 genügend 
erachtet. Mit Rüdficht auf den Zweck diefer Vorſchrift ift jedoch in 
der franzöfiihen Doftrin und Praxis anerkannt, daß wenn der 
Schuldner inoffizielle Kenntniß der Uebertragung erlangt hat, und 
trogdem an den Gedenten, ſei es aus betrügerifcher Kollufion mit 
demjelben oder aus unverantwortliher Nacjläffigfeit zahlt, er zur 
nohmaligen Zahlung an den Ceſſionar angehalten werden Fann. 

Die Beltimmungen des code civil verdienen entjchieden den 
Borzug. 

Bom theoretifhen Standpunkte aus ift ja die Beftimmung des 
Entwurfed nicht zu tadeln; iſt die Sondernachfolge durch den be— 
gründenden Akt zwifchen dem alten und neuen Gläubiger erfolgt, fo 
beiteht jte rechtlich nad; allen Seiten hin. 

Allein da die Mitwirkung des Schuldners nicht erforderlich ift, 
fo iſt ſowohl im Intereſſe des gutgläubigen Schuldners als aller 
derjenigen, welche etwa nad) diefem Akte Recht an der Forderung 
erworben haben, dringend geboten, einen in die Deffentlichfeit treten- 
den und durch einen beftimmten Rechtsakt genau firirten Zeitpunkt 
zu wählen, nad) welchem Niemand mehr Einwendungen gegen die 
Uebertragung erheben kann. 

Der Entwurf fieht fih in den 88 304 und 305 gemöthigt, 
Schußvorihriften für den gutgläubigen Schuldner aufzuftellen, welche 
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aber das ganze Inſtitut der „Uebertragung” illujoriih machen können, | 


da jie dem Gläubiger den „Beweis der Kenntniß des Schuldners 
von der Mebertragung” überbürden. — 

Sch hege keinen Zweifel, daß — wenigſtens im franzöfifchen 
Rechtsgebiete — auch nad) Geſetzeskraft des Entwurfes diefer Bemeis 
jofort in der bisher üblichen Weile von Anfang an erftellt werden 


wird; glaube aber, daß aus eminent praftiihen Gründen zur Ber: ' 


meidung unnöthiger und rechthaberifcher Prozeſſe die Beſtimmung 
ded code civil in den Entwurf aufzunehmen ift; hierdurch; würden 
die Bejtimmungen der 88 304 sequ. hinfällig. 

8 294 kennt al3 Arten der Uebertragung: den Bertrag, welde 
Form Abtretung genannt wird, das Gefek und die rihterliche 
Anordnung. In Abjah 2 wird die vertragsmäßige Abtretung 
als Beräußerungsvertrag d. h. als ein fogenanntes abftraftes, von 


jeiner caussa in Anjehung jeiner Wirkſamkeit unabhängiges Rechts— 


geſchäft charakterifirt; der Mangel einer caussa oder ein Fehler in 
derjelben ift nur bedeutend für die Frage, ob die Aufhebungen 
der Wirfung der Abtretung begehrt werden Fönnen; dieſe Frage 
it aber, wie beim Erlajje ($ 290, Abj. 2) lediglich nad den Grund: 


ſätzen der Bereicherung zu entjheiden. Einer Form bedarf der 


Abtretungsvertrag jo wenig wie nad franzöſiſchem Rechte. 

Auf anderm Standpunkte jteht natürlich das franzöſiſche Recht, 
welches ja die Ceſſion al3 einen „Kauf? betrachtet, aljo fie. an die 
hierüber geltenden Vorſchriften bindet. 

Die cessio legis findet nur in den vom Geſetze beftimmten 
Fällen mit der Wirkung ftatt, daß der Forderungsübergang mit 


dem Vorhandenſein der für den betreffenden Fall aufgeftellten Bor: 


ausjegungen unmittelbar eintritt, aljo 3. B. im alle des $ 676 geht, 
joweit der Bürge den Hauptjchuldner bezahlt, jofort auf ihn Die 
Forderung über. — 

Dieje cessio legis entſpricht der gejeglihen „subrogation* des 
Art. 1251 c. ec 


Die rihterliche Eejfion findet ihre Anwendung durd) Ueber: | 


weifung der Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung. Sie tritt 
ein mit der Zuftellung des Ueberweifungsbejhluffes an den 


Drittihuldner, damit ift eine Streitfrage, welche fih an den | 
$ 737 CB. O. anſchloß, in praftiihem Sinne entjchieden, und 


wäre nur zu wünfchen, daß aud für die vertragSmäßige Ab- 
tretung ähnliche praktische Beitimmungen getroffen würden. 
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Bon dem in $ 293 aufgeſtellten Grundſatz der Uebertragbarkeit 
aller Forderungen trifft $ 295, Abf. 1 völlig beveditigte, in den 
jubjeftiven Beziehungen und in dem Gegenftande der betreffenden 
Forderungsrechte begründete Ausnahmen. Obwohl das franzöfiiche 
Recht dieje allgemeine Beftimmung nicht enthält, fondern in den 
Art. 631, 634, 791, 1130 und 1600 c. ec. nur jpezielle Verbote 
enthält, jo hat Doktrin und Praris doch alle durd die Formel des 
$ 295, Abſ. 1 betroffenen Forderungen, zu welchen die meisten der 
jpeziellen Berbote gehören, als „incessibles* erklärt. (Aubry und 
Rau $ 359, Note 16). 

Die allgemeine Faſſung des Entwurfes ift daher gegenüber 
dem franzöfiihen Rechte ein Hortichritt. Daneben hat der Entwurf 
doch auch einzelne jpezielle Verbote aufgenonmen, 3. B. 644, 724 
Abi. , 1047, 1339 Abf. 3, 1458 Abi. 2, welche ſich jedoch unjchwer 
unter die allgemeine Faſſung des 8 295 Abſ. 1 einreihen Lajjen. 
Ss 295 Abi. 2 jpricht den auch im franzöjiichen Rechte adoptirten 
Grundfag aus, daß ein vertraggmäßiges Verbot der Uebertragung 
einer Forderung nur obligatorische Wirkung zwiſchen den betreffenden 
Parteien hat, dagegen Dritten gegenüber unwirkjam ijt. — 

Dieſe Vorſchrift iſt die Konjequenz der rechtlichen Konftruftion 
der Abtretung als eines „VBeräußeruugsvertrages“; bei joldhen 
anerkennt der Entwurf mit dinglicher Wirkung nur gejeßliche Ver— 
änßerungsverbote. ($ 107, Abſ. 2). 

$ 296 Abj. 1 ijt eine Sonfequenz des 8 388 des Entwurfes 
und des $ 749 der C. P. O.; Abi. 2 ftellt den bereditigten Sag 
auf, daß alle unübertragbaren Forderungen auch unpfändbar jeien. 

$ 297 ftimmt im Allgemeinen mit Art. 1692 c. ce. überein; er 
jtellt aber ausdrüdlich fejt, daß auch die mit einer Forderung für 
den Fall des Konkurſes verbundenen Borzugsredjte übergehen, wenn 
jelbft zur Seit der Uebertragung der Forderung der Konkurs über 
den Schuldner nicht eröffnet if. Es janktionirt hiermit der Entwurf 
die Entjcheidung des Reichsgerichts in Bd. III der Entſcheidungen, 
Nr. 15, ©. 34 sequ. Wenn aljo Jemand als Bürge eine unter 
8 54, Ziff. 2 K. O. fallende Forderung bezahlt hat, hat er aud) das 
hierfür ftatuirte Vorzugsrecht, gleichgiltig ob zur Zeit der Weber: 
tragung der Konfurs eröffnet war oder nicht; das Gleiche gilt, wenn 
3. B. ein Arzt jeine nad) Ziff. 4 1. c. bevorrechtete Forderung vor 
Ausbrud) des Konkurjes einem Dritten abtritt. 

Der Entwurf hat abfichtlih (Motive ©. 125) die Frage unent- 
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ichieden gelafjen, ob mit dem Uebergange der Forderung auch der 
Anſpruch auf Binfen, Früchte 2c. ohne Weiteres übergehe. Nach dem 
code eivil war auf Grund des Art. 1614 c. c. dieſe Frage zweifellos 
zu bejahen; auch Windfcheid ift für das gemeine Recht der nämlichen 
Anſicht. Es dürfte fi daher die Aufnahme einer derartigen Be— 
ftimmung empfehlen, da hiermit manche Streitigfeit abgeſchnitten und 
der präfumtive Wille der Parteien berüdjidhtigt wird. 

8 298 läßt mit Art. 1693 c. ©. den Uebertragenden nur für 
den Beſtand der Forderung haften; gemäß des juridiichen Charakters 
der Uebertragung als Beräußerungsvertrag wird diefe Haftung be- 
ftimmt nad) den Grundfägen über Gemährleiftung des veräußerten 
Rechtes. Iſt die Haftung für Einbringlichkeit übernonmen, jo it 
im Zweifel ($ 299) mit dem franzöfiihen Rechte nur die Zahlungs: 
fähigkeit zur Seit. des Uebertraged gemeint; dagegen iſt die Be— 
ichränfung der Haftung bis zur Höhe der „Lejjionsvaluta ” 
(Art. 1694 c. c.) mit Recht nicht aufgenommen, da fie dem Charafter 
de3 Veräußerungsvertrags widerfpriht und nur nod ein Anklang 
an die aufgehobene lex Anastasiana ift. $ 300 ſchließt für den Fall 
der cessio legis jede Haftpflicht aus, außer wenn eine foldhe ſich aus 
dem bejonderen Recdtsverhältniß zwiſchen dem alten und neuen 
Gläubiger (3. B. im Falle des Mandate, Kommiſſionsgeſchäftes) ergibt. 

s 301 gibt eine der Verpflichtung des Gedenten nad) fran- 
zöſiſchem Rechte (Art. 1603 in Verbindung mit 1689) ähnliche Vor: 
Ichrift; erweitert diefe aber noch weiter dahin, daß der Gejfionar, 
wenn er die Koften vorfchießt, eine öffentlich beglaubigte Ur— 
funde über die Abtretung begehren kann, eine ganz ziwedgemähe 
Beitinnmung. 

$ 302 jchneidet eine Streitfrage de3 gemeinen Rechts ab, indem 
er jih auf den von Windjcheid verfochtenen, auh im franzöfifchen 
Rechte (Aubry und Rau 8 359’ Terte zu Note 47) feſtgehaltenen 
Standpunkt ftellt, daß der Schuldner Einreden, melde ſich nicht 
jowohl auf die Förderung jelbft, jondern nur auf die beftimmte 
Perjon des alten Gläubiger3 bezogen, nicht geltend machen dürfe. — 
Dagegen darf der Schuldner alle andern Einreden, namentlih auch 
die der mangelnden Sachlegitimation (3. B. mit der Behauptung, 
die Abtretung ſei nur fimulirt) geltend machen; die Motive präzi- 
jiren dies treffend dahin, daß es nicht darauf anfomme, ob die 
Thatſache, auf welche ſich die Einrede ftüßt, ſchon zur Zeit der 
Uebertragung eingetreten jei, fondern darauf, ob diejelbe nad dem 
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Weien und Inhalt des Schuldverhältniffes den Schuldner zu einer 
Einrede beredhtigt; 3.3. kann der Schuldner auch dem neuen Gläubiger 
die Eintede aus der exit nach der Uebertragung eingetretenen Ent: 
währung des dem Schuldner als Gegenleiftung veräußerten Rechtes 
oder aus einer erft nach diefem Beitpunfte eingetretenen Rejolutiv: 
bedingung entgegenjegen. 

s 303 jtimmt mit Art. 1295 Abi. 2 c. c. bezüglid) der Auf: 
rechnungsbefugnifje des cedirten Schuldners überein; nur die in 
Art. 1295 Abi. 1 jtatuirte Vermuthung des Verzichtes auf dieſe 
Befugnifje ift nicht aufgenommen; die Beſchränkung diefer Ver— 
muthung lediglich auf die Einrede der Aufrehnung, wie fie in der 
franzöfiichen SJurisprudenz anerfannt war, hat feine innere Berech— 
tigung; die Ausdehnung auf alle Einreden meilen die Motive 
(S. 130) mit Recht ab, indem es der Beurtheilung im einzelnen 
alle überlaffen bleiben muß, welchen Werth ſolche Anerkenntnijje 
der Ceſſion haben. 

Ss 304 jest zum Schutze des Schuldners feit, daß, wenn er in 
Unfenntnig von der Uebertragung den bisherigen Gläubiger bezahlt 
oder ſonſt ein Rechtsgeſchäft mit demfelben gejchlojjen hat, dies der 
neue Gläubiger gelten lafjen muß. Auf dem Standpunkt des fran- 
zöſiſchen Rechts iſt dieje Beftimmung felbjtverftändlich, wenn auch in 
Art. 1691 c. c. überflülfiger Weiſe die obige erjtere Alternative 
ausdrüdlich ſanktionirt tft. 

Desgleichen veriteht fich die Beitimmung des 8 305 für den 
Fall mehrerer juccejjiver Geffionen im franzöfifchen Rechte von felbit. 

Die Vorſchriften der SS 306 und 307 beziweden die Sicherung 
des Schuldners für die Fälle, wenn ihm vom bisherigen Gläubiger 
die Mebertragung der Forderung angezeigt war, während fie in 
Wirklichkeit nicht ftatt hatte oder ungiltig war, und der Schuldner 
mit dem angeblich neuen Gläubiger ſich eingelaffen, oder ($ 307) an 
den durch gerichtliche Anordnung beftimmten Gläubiger bezahlt Hat, 
während dieje zu diefer Zeit ſchon wieder aufgehoben war. 

Inden der Entwurf beftimmt, daß die bloße Anzeige der Ueber— 
tragung dem Schuldner für alle Fälle bis zum Widerrufe derjelben 
ermächtigt, mit dem neuen Gläubiger ſich einzulaffen, jteht er auf 
dem Boden des franzöfifchen Nechtes; er geht nur weiter, indem er 
jelbjt für den Fall, daß der Schuldner die Nichtigkeit oder Anfecht- 
barkeit der zu Grunde liegenden Abtretung gefannt hat, ihm diejen 
Schutz gewährt, weil er die Anzeige als ein jelbjtändiges, einfeitiges 
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Rechtsgeſchäft des Gläubigerd gegenüber dem Schuldner anjteht, 
welches den allgemeinen Grundjäßen über ſolche Rechtsgeſchäfte unter- 
liegt und mit dem Rechtsgeſchäfte der Abtretung ſelbſt nichts zu 
thun hat. 

Wenn der Schuldner in einem ſolchen alle ſich an einer un- 
erlaubten Handlung betheiligt, iſt er troß jeiner formellen Beredti- 
gung nad allgemeinen Grundjägen verantwortlich. 

$ 308 wäre ganz unnöthig, wenn fi) der Entwurf auf den 
Standpunkt des Art. 1690 c. c. ftellen würde. 

s$ 309 und 310 regeln die Abtretung fremder Forderungen 
analog den Beitimmungen der 88 8301, 876 Abj. 1 für den Fall der 
Verfügung über fremde Sache enthaltenen Vorschriften, und ſprechen 
hier den Grundſatz des vollen Konvaleszenzprinzipes, jet es durd) 
nadträglihe Genehmigung, jei es durch Beerbung aus, foferne nicht 
im legteren alle das beneficrum inventarui wirkſam wird. 

Trotz der Vorjchrift des Art. 1599 c. ec. iſt die überwiegende 
Anzahl der franzöfifchen Rechtslehrer und die Eonjtante Praxis der 
nämlichen Anfıcht für das franzöfiiche Net, jo dat die Beſtimmungen 
des Entwurfes, da fie diefe Anjchauung Eodifiziven, den Streit ab- 
ſchließen. 

$ 311 verallgemeinert im Intereſſe der Kaſſenbeamten und 
Ordnung der Kaſſenführung die Vorſchriften des Reichsbeamten— 
geſetzes und Reichsmilitärgeſetzes. 

s 312 überträgt die Vorſchriften über die Uebertragung von 
Forderungen und über Zuläſſigkeit der Pfändung folder auf die 
Vebertragung und Pfändung anderer veräußerlicher Rechte, und 
Ihafft hier gegenüber dem franzöfiichen Rechte (Urt. 1598 und 
1698 ec. c. und Aubry und Rau $ 359 Ziff. 1) nichts Neues. — Was 
nicht veräußerlich it, fanı nicht übertragen werden; wenn jedod) 
die Ausübung des betreffenden Rechtes einem Andern überlafjen 
werden kann, it dies Recht inſoweit pfändbar, vorbehaltlid) 
bejonderer gejeglicher VBorjchrift wie eine ſolche bezüglich der Nechte 
aus der ehelihen Nugniegung in $ 1298 jtatuirt wird. 

s 313 bejtimmt, daß, wenn Jemand jein ganzes gegen= 
wärtiges Bermögen (nad) $ 350 nur in notarieller oder gericht— 
licher Form zuläffig) oder eine ihm angefallene oder ihm übertragene 
Erbichaft ($ 488, 8 500 Abi. 1) oder Bruchtheile folder Majjen 
einem Andern zu übertragen verpflichtet it, in Anjehung aller zu 
diefen Maſſen gehörigen Rechte, zu deren llebertragung gemäß 
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ss 293 und 312 der dingliche Abtretungsvertrag genügt, der gene- 
relle Abtretungsvertrag zuläjjig und genügend tft, um den 
Uebergang jener Rechte auf den Erwerber zu bewirken, und daß ein 
jolcher genereller Abtretungsvertrag auch die zur Zeit nicht befannten, 
zu den betreffenden Mafjen gehörigen abtretbaren Rechte ergreift. 

Vorausſetzung ift nur, daß der Wille der Parteien dahin ge- 
richtet tft, daß in dem zur Bermögengübertragung verpflichtenden 
Nechtsgejchäfte der erwähnte generelle Abtretungsvertrag zu finden 
it. Dies wird wohl faft immer der Fall und jelten die Abficht der 
Parteien eine entgegengejeßte jein. 

Die Beftimmungen des Art. 1696 — 1698 über den Erbſchafts— 
fauf gehören nicht zu den Bejtimmungen über die Sondernachfolge 
al3 ſolche und den Abtretungsvertrag, jondern werden unter dem 
Titel „Kauf“ in den 88 488 sequ. behandelt. Die Zuläffigfeit der 
Abtretung ftreitiger Rechte folgt au $ 236 ©. P. O., den 
Art. 1699— 1701 ce. c. entſprechende Borichriften hat der Entwurf 
mit Recht nicht aufgenommen. 


1. Schuldübernahme. 

Dem römischen Rechte jowohl al3 dem franzöfifchen war eine 
Sondernadfolge in die pajjive Seite der obligatio fremd. Nach 
beiden Syitemen konnte, namentlich durch Vertrag, ein Wechjel in 
der Perjon des Schuldners nur in der Weije bewerfitelligt werden, 
daß an die Stelle der vorhandenen Dbligation eine neue geſetzt 
wurde, durd) die beiden Formen der Novation: delegatio und exprom- 
missio (code civil Art. 1271 Biff. 2; 1274—1277 und 1279). 

Die Doktrin und Praris des gemeinen Rechtes hat, einem lebhaft 
empfundenen Bedürfnig Rechnung tragend, von jeher über das 
römiſche Recht hinausgedrängt und anerkannt, daß unter Aufrecht- 
haltung der Identität der Obligation an die Stelle des bisherigen 
Schuldners durch Vertrag ein neuer gejeßt werden kann. 

Indem der Entwurf diefen Sat anerkennt, trägt er den Verkehrs: 
bedürfniffen Rechnung. 

Es ift fein Zweifel, daß der Wille der Parteien meift darauf 
gerichtet ijt, day alle Beziehungen des Forderungsrechtes bejtehen 
bleiben und nur die Berfon des Schuldners geändert werden foll, 
jet es aus ökonomiſchen oder jonftigen Gründen. 

Es muß irgend eine Form gefunden werden, in welcher dies 


am leichtejten gejchehen fan. Kann dies nur auf dem Wege der 
20 * 


286 





Novation geichehen, jo wird unnatürliher Weile der jelten vor- 
fommende Fall, day der Wille dev Parteien auf eine Neufreirung 
des ganzen Schuldverhältnijjes geht, zum Prinzip erhoben und ſieht 
ih der Geſetzgeber genöthigt, um dem praftiichen Bedürfniſſe zu 
genügen, zu ftatuiren (Art. 1278 c. c.), daß troß der Novation der 
Gläubiger fi) die Rechte aus der alten Forderung vorbehalten fann. 

Das logiih und praftiih Richtige iſt dagegen Jicherlich die 
Konftruftion der Schuldübernahme mit Aufrehthaltung des Inhaltes 
der Obligation; daneben jteht e3 den Parteien frei, dieſe Sculd- 
übernahme im Wege der Neufreirung eines Schuldverhältniſſes zu 
bethätigen. 

Die SS 314 und 315 regeln die beiden Arten der Schuldüber— 
nahme; der erjte den Fall des Bertrages zwiichen Gläubiger und 
dem Schuldübernehmer; der zweite den des Bertrages zwiſchen 
Schuldner und Schuldübernehmer. Entgegen den Grundjäßen über 
die Sondernachfolge in die Forderung ift die lettere Art (delegatio) 
erjt wirkjam mit Genehmigung des Gläubigers, weldhe zu verjchaffen 
der Scyuldübernehmer verpflichtet it; ohne eine ſolche ift eine 
Sondernacdhfolge ın die Schuld nicht möglich, weil durch die Einrüdung 
eines neuen Schuldners an die Stelle des alten die Intereſſen des 
Släubigers ſelbſtverſtändlich erheblid) alterirt werden fönnen; dagegen 
it im Falle des $ 314 die Einwilligung des alten Schuldners nicht 
nöthig, obwohl jelten e3 vorfommen wird, daß Jemand gegen den 
Willen dejjelben jeine Schuld zu zahlen übernehmen wird. 

Der Scyuldübernahmevertrag iſt gleichfalls dinglicher Natur; 
ein jogenannter Veräußerungsvertrag, und als ſolcher formfrei und 
perfeft unter den Parteien mit dem Abſchluß auch im Falle des 
$ 315; das Erfordernig der Genehmigung des Gläubigers iſt nur 
zur Wirkſamkeit des Vertrages diejem gegenüber bedeutungsvoll. 
Bei Uebernahme einer Schuld an Stelle eines zu zahlenden Kauf— 
preijes gilt nad) $318 Ab}. 2 erit mit der Genehmigung des Gläubigers 
derjelbe als bezahlt. 

$ 316 giebt dem. Brinzipe, daß bei der Sondernachfolge in die 
Schuld wegen Aufrechterhaltung der Identität der neue Schuldner 
alle Einwendungen machen fann, wie der alte, Ausdrud durch das 
Setzen der jelbjtverjtändlihen Ausnahmen, daß jolche Einreden, welde 
jich Lediglich auf die bisherige Schuldnerperjon bezogen, dem neuen 
Schuldner nicht zuftehen und daß er nicht mit Forderungen des alten 
Schuldners aufrechnen kann; endlich die aus der abitraften Natur des 
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Schuldübernahmevertrages herrührende Beſtimmung, daß der Schuld— 
übernehmer aus dem der Schuldübernahme zwiſchen ihm und dem 
ſeitherigen Schuldner zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäft keinen Ein— 
wand herleiten darf. 

Ebenſo ſelbſtverſtändlich wie $ 316 iſt 8 317, welcher in Abſ. 1 
von den Mebenrechten der Forderung nur die Bürgſchaft und die 
Verpfändung durch Dritte erlöjchen läßt, da gewöhnlih nur unter 
Würdigung der Perjon und Zahlungsfähigkeit des Schuldners Dritte 
ih zu ſolchen Garantien herbeilaſſen. 

Kann der Gläubiger beweijen, daß die Bürgihaft ohne Rückſicht 
auf die Perſon des bisherigen Gläubigers übernommen wurde, oder 
gehörte der Gegenjtand des Pfandrechtes zur Zeit der Schuldüber- 
nahme, dem Schuldner jelbjt, jo bleiben die Nebenrechte fortbeitehen. 

Auch Abſ. 2 iſt jelbitverjtändluh; denn, wenn 3. B. Jemand 
die an einen Arzt zu zahlende, nad) $ 54 Ziff. 4 8. DO. privilegirte 
Schuld übernimmt, und er geräth in Konkurs, kann ſich ihm gegen- 
über dev Arzt nit auf das genannte Privileg berufen; es geht nicht 
an, daß durd) ſolche Rechtsgeichäfte in die Rangordnung eingegriffen 
wird, melde das Geſetz für die Gläubiger einer Perfon mit 
zwingender Wirkung beſtimmt hat. 

8 318 regelt die jogenannte Erfüllungsübernahme, ein 
Injtitut, ähnlich dem des Art. 1277 ec. ce. — Die Frage, was in 
diefem Falle der Dritte leiften muß, iſt dahin entichieden, daß ihm 
nur obliegt, dafür einzuftehen, daß der Gläubiger den Schuldner 
nicht in Anſpruch nimmt. Beſteht Zweifel, ob eine Schuld- oder nur 
Erfüllingsübernahme vorliegt, iſt für Letztere zu enticheiden. 

Abi. 2 des $ 318 regelt den Tall, daß beim Kaufvertrag die 
Vereinbarung, daß auf den Kaufpreis eine Schuld des Verkäufers 
vom Käufer zu übernehmen jei, bis zur Genehmigung des Gläubigers 
nur als Erfüllungsübernahme anzujehen jei. 

Dieje Frage iſt hauptjächlich praktisch für den Fall der Ver: 
äußerung eines hypothefarijc, belajteten Grundftüdes, in der Richtung, 
inwieweit der Verkäufer, dem gegenüber der Käufer die Zahlung der 
Hypotheken auf den Slaufpreis übernommen hat, trogdem noch perfünlic) 
in Anjprucd genommen werden fann. 

Nach franzöſiſchem Nechte it der Verkäufer jo lange perſönlich 
verhaftet, als nicht durch eine fürmliche Novation der Gläubiger den 
Käufer ald Schuldner angenonmen hat. — 

Die Bedürfniffe des Verkehrs haben nun im Intereſſe des Ber: 
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käufers und des Verkehrs auf eine anderweitige Regelung gedrängt; 
jo beſtimmt ein — nicht für die Pfalz geltendes — bayeriſches Geſetz 
vom 29. Mat 1886, daß die Schuldübernahme in einem folchen Falle 
al3 genehmigt gilt, wenn der Hypothefargläubiger nad) der Anzeige 
derjelben und einer Aufforderung, fie zu genehmigen, nidjt innerhalb 
6 Monaten die Berweigerung der Genehmigung erklärt. Dies Präjudiz 
ift viel praftiicher, al3 das in $ 315 Abſ. 2 aufgeftellte gegentheilige. 
Entjchieden würde die Aufnahme einer derartigen Beftimmung für 
die Uebernahme Hypothefariiher Schulden der Eomplizirten und 
unpraftiihen Beftimmung des 8 318 Abf. 2 vorzuziehen fein. Ein 
Zwang auf den Gläubiger läßt ſich hier rechtfertigen, da ja feine 
Forderung realiter jihergejtellt und daher der Wechſel in der Perſon 
des Schuldners nicht von jo großem Intereſſe für ihn ift, wie bei 
bloß perjönliden Schulden; anderſeits hat der Verkäufer das größte 
Intereſſe, nicht in infinitum eine perſönliche Haftung zu präjtiren, 
welde im Augenblide des Kaufabichluffes vielleicht gar nicht drüdend 
war, jpäter aber in Folge veränderter Berhältnifie es werden kann. 
Endlich ift diefe Art der Schuldübernahme im Immobiliarverkehr 
eine jo häufige, daß fie nicht erjchwert werden darf. Die Regelung 
der Frage im genannten bayerischen Gejege tit eine einfache und allen 
Anjprüchen gerechte Rechnung tragende. 

$ 319 behandelt die vertragsmäßige Uebernahme eined ganzen 
Vermögens oder von Bruchtheilen (deſſelben) leje: eines ſolchen. — 

Das franzöſiſche Recht hat fie nur geregelt bezüglid) der Ueber- 
nahme einer Erbichaft. Die modernen Bedürfniffe drängen aber auf 
eine allgemeine Regelung. 

Nad) dem Entwurfe haftet im Halle der VBermögensübernahme 
der Schuldübernehmer den Gläubigern perjönlich für alle zur Zeit 
der Uebernahme vorhandenen Schulden, jedoch nicht über den Werth 
de3 Vermögens. Es Hat alſo der Gläubiger ſofort eine direkte Klage 
gegen den Sculdübernehmer, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung 
de3 bisherigen Schuldners. 

Dieje Regelung entſpricht entjchieden dem Bedürfniffe und den 
Anschauungen des neueren Berfehrs; ich verweiſe nur auf die jo- 
genannten Bermögensübergaben gegen Statuirung von gewiſſen Vor— 
behaltsrechten ıc. 

Hier war nad franzöftichem Rechte der Uebernehmer nur dann 
für die Schulden perjönlich haftbar, wenn er diefe durch den Vertrag 
übernahm. Indem der Entwurf diefe Uebernahme ſtillſchweigend als 
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im Abſchluſſe ſolcher Verträge von ſelbſt liegend annimmt, andernſeits 
aber den Uebernehmer nur bis zur Höhe des Werthes der Aktiven 
haften läßt, trägt er allen Bedürfniſſen gebührende Rechnung, zudem 
nur der Werth zur Zeit der Uebergabe entſcheidend iſt, ſo daß ein 
zwiſchen Abſchluß des Vertrages und der Uebergabe ohne Verſchulden 
des Uebernehmers eintretende Verminderung des Werthes ihm nicht 
zu Laſten fällt. 

Unumgänglich nöthig war die Aufſtellung eines abſoluten Ver— 
botes, daß bei Uebernahme eines ganzen Vermögens bezüglich der 
Schuldenhaftung andere Grundſätze vereinbart werden. 


Fünfter Titel. 
Schuldverhältnifje mit einer Mehrheit von Glänbigern oder Schuldnern. 


$ 320 jpricht in Uebereinſtimmung mit dem gemeinen und fran: 
zöſiſchen Rechte den Grundjag aus, daß, wenn bei einem Schuld: 
verhältnifie eine Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern vorhanden 
ift, bei Theilbarkeit der Leiftung auch die Schuld rejp. Forderung 
getheilt fei, „wenn nicht durch Gejeg oder Rechtsgeſchäft ein 
Anderes bejtimmt tjt.” 

Der Entwurf fennt nur eine vechtlihe Konftrufttion diefer Aus— 
nahme, „das Geſammtſchuldverhältniß“. 

Mit Recht hat er die ſcharfſinnige Unterſcheidung der „Korrealität“ 
und der bloßen „Solidarität“ nicht aufgenommen, da hierfür ein 
praktiſches Bedürfniß nicht beſteht. Auch der code eivil kennt dieſe 
Unterſcheidung nicht; zwar haben einzelne Schriftſteller, z. B. Aubry 
und Rau, 8 298 ter Note 6 unterſchieden zwiſchen „solidarité parfaite 
und imparfaite”; allein allgemein anerkannt wurde derjelbe weder 
in der Theorie, noch in der Praxis. 

Abi. 2 de3 $ 321 verlangt, daß bei der Eingehung eines 
Geſammtſchuldverhältniſſes die Abjicht, ein folches zu begründen, aus 
dem Nechtsgeichäfte erhellen müſſe, und giebt eine zwar entjprechende, 
aber jelbjtverjtändlihe Auslegungsregel. — Durd) das Gejet be- 
gründete Fälle des Geſammtſchuldverhältniſſes zeigen 3. B. die 88 673, 
713 und 714. 

Neben dem Entwurfe bleiben jelbjtverjtändlich die Beftimmungen 
der Meichögejege in Kraft, welche für gewiſſe Rechtsverhältniſſe 
Solidarität feitiegen, alfo 3. B. Art. 280 des Handelsgejegbuches zc. 

S 322 dedt jid; mit Art. 1201 und 1208 Mlınea 1 cc. c. 


— 


$ 323 bringt eine bedenkliche und unpraktiſche Neuerung. 

Nach Windjcheid $ 296 und Art. 1198 c. c. gilt bei der aftiven 
Colidarobligation des jogenannten „Präventionsprinzip”; hat einer 
der Gläubiger den Schuldner gerichtlich verfolgt, jo darf diejer an 
feinen andern mehr leilten. Der Entwurf jteht auf dem entgegen- 
gejegten, gemeinrechtlih weit verbreiteten Standpunkte. Dadurd) 
fann der Schuldner in die unangenehne Lage kommen, nicht 
blog mit einem, fondern mit allen feinen &läubigern jih in 
Redtsitreite einlajjen zu müjjen. Aus dem Wejen der „Gejammt- 
‚berechtigung” läßt ſich diefer Standpunkt nicht völlig rechtfertigen; 
vielmehr muß die gerichtliche Geltendmachung der Forderung Seitens 
eines Gläubiger gerade als die hauptſächlichſte Bethätigung des 
Zweckes des Gejammtjchuldenverhältnifjes, Sicherung und Erleich— 
terung der Rechtsverfolgung (Motive zu $ 323) erachtet werden 
und daher mit diejer Erreihung des Zwedes die übrigen Gläubiger 
vor der Hand von weiteren Maßnahmen ausſchließen. 

$ 324 dedt fich mit den Bejtimmungen des franzöfiichen Rechtes 
(Art. 1203, 1204, 1210—1212 ce. c.). 

$ 325 läßt die culpa eines Subjektes nur wirken für und gegen 
denjenigen, dem ſie zur Laft füllt. Der Standpunkt des Entiwurfes, 
welchen auch Windjcheid für das gemeine Net vertheidigt, it logiſch 
richtig und daher dem Art. 1205 c. c., welcher zwar die Mitſchuldner 
nicht für das Intereſſe, aber für die vera acstimatio haften Lich, 
vorzuziehen. 

s 326 behandelt den Einfluß des Verzuges auf das Geſammt— 
ihuldverhältniß und läßt denjelben in Durchführung des im S 325 
aufgenonimenen Grundjages und im Gegenjage zu Art. 1105 c. c. 
nur „jubjeftiv” wirken; natürlich ift es anders, wenn das betreffende 
Obligationsjubjeft bei der Mahnung oder (bei der aktiven Solidar— 
obligation) bei dem Anerbieten zugleich im Namen der übrigen Sub: 
jefte gehandelt hat. 

$ 327 fpricht dem rvechtsfräftigen Urtheile, welches nicht zwiichen 
allen Subjeften ergeht, nur jubjektive Wirkung zu. Dieje Be- 
ftimmung entjpricht dem Grundjage des $ 192 und es iſt aus dem 
Wejen des Gejammtfchuldverhältniffes eine Aenderung nicht mit Noth: 
wendigfeit abzuleiten, da ja verjchiedene Aufhebungsthatſachen nicht 
objektiv, jondern nur jubjektive wirken, auch die Entiherdungsgründe 
eines Urtheils nach $ 293 C. P. DO. der Rechtskraft entbehren, jo 
daß 3. B. im Falle eines abweijenden Urtheils der Motivirung, daß 
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ein Geſammtſchuldverhältniß überhaupt nicht zur Entjtehung gelangt . 
oder objektiv erlojchen ſei, rechtsentſcheidende Bedeutung nicht zu— 
fommt. Uebrigens wird in der Praris das Mittel der Beiladung ver: 
ihiedenartige Urtheile verhindern. 

$ 327 entipridht dem franzöfiichen Rechte; nur wollen einzelne 
Rechtslehrer (Zachariae, Aubry und Rau) bei der aktiven Golidar- 
obligation dem Schuldner dag Recht zugeftehen, den übrigen Geſammt— 
gläubigern das gegen ein erjtrittenes obſiegendes Urtheil für deffen 
Antheil entgegenzujegen. Dieje Anſchauung it mit den Grundjäßen 

des Gejammtjhuldverhältnifjes abjolut unvereinbar. 

$ 328 erjcheint jelbftverjtändlich und, obwohl im Gejete „Eein 
die Beitimmungen über das Gejammtjchuldverhältnig beherrichendes 
Prinzip“ ausgejproden ift, überflüjlig. 

s$ 329 erklärt als objektiv wirkende Thatſachen in Ueberein- 
ſtimmung mit Art. 1197 und 1200 ce. c. die Erfüllung und von den 
Erfüllungsjurrogaten die Hinterlegung und datio in solutunı. 

Nah $ 330 wirkt die einem Obligationsſubjekte zujtehende Ein- 
rede der Aufrechnung nicht objektiv aufhebend, Eonform der Beitimmung 
des Art. 1294. Dagegen wirkt nad) $ 331 die „durchgeführte 
Kompenjation”, was allgemein auch jett jchon anerkannt it 
(Windſcheid $ 295, 1 und $ 298; Aubry und Rau $ 298 !" Texte 
und Note 20) weil jie der Erfüllung gleichgejtellt ift, objektiv befreiend. 

8 332 gibt dem Erlafje für beide Formen des Gejammtjchuld- 
verhältnifjes objektive Wirkung nur, „wenn die Aufhebung des ganzen 
Schuldverhältniſſes gewollt iſt“, es hat alſo derjenige, der ſich auf 
den Erlaß beruft, diefe Willensmeinung zu beweijen. Art. 1285 c. c. 
läßt den Erlaß beim pajjiven Geſammtſchuldverhältniß immer objektiv 
wirken „joferne nicht der Gläubiger fi ausdrüdlich die Rechte gegen 
die Andern vorbehalten hat“. 

Beim aktiven ejammtichuldenverhältnit wirft der Erlaß nad) 
Art. 1198 c. c. immer nur jubjeltiv. 

Was vor Allem die Gleichitellung beider Formen de3 Gejammt- 
ichuldverhältniffes betrifft, jo laſſen fich diejer Bedenken entgegen 
jtellen. Allein dieje Bedenken werden theilweije durch die Erwägung 
bejeitigt, daß z. B. durch Berfteden des Erlafjes in eine Quittung 
die gegentheiligen Bejtimmungen umgangen werden fünnen, theilmweiie 
durch die dem Schuldner im $ 332 auferlegte Bemeislaft. — 

Mir jcheint es praftiicher und folgerichtiger zu fein, den S 332 
zu faffen in einer dem Art. 1285 ec. c. entjprechenden Form: 
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„als nicht der Gläubiger die Rechte feiner Mitgläubiger 
oder die Rechte gegen die andern Mitſchuldner fich ausdrücklich 
vorbehält.” 

Der Erlaß hebt das Forderungsrecht auf; logiſch ift daher jeine 
objektive Wirkung beim Gejammtjchuldverhältniß; iſt dies nicht ge— 
wollt, jo hat der zu bemeijen, welcher ji auf diefe Ausnahme: 
wirkung beruft. 

8 333 entipricht den franzöfiichen Rechte (Art. 1209 und 1301). 

$ 334 bejtimmt, daß, wenn die Erfüllung nur für die Perjon 
eines Geſammtſchuldners oder nur an die Perjon eines Gejammt- 
gläubiger8 unmöglich wird, hierdurch nicht die Obligatton erliſcht. 

Abſ. 2 ift lediglich eine jelbftverjtändliche Konjequenz des $ 325. 
Die hier einjdjlägige Beſtimmung des code civil (Art: 1205) wurde 
oben beiproden. 

$ 335 giebt im Gegenjage zum gemeinen und franzöfiichen Rechte 
(c. c. Art. 1199, 1206 und 2249) der Unterbredhung und Hem— 
mung der Berjährung nur fubjeftive Wirkung, und befindet ſich 
hiermit im Einflange mit Art. 80 der Wechjelordnung und Art. 148 
des Handelsgeſetzbuches. 

Dem Entwurfe iſt beizuſtimmen, da ja jeder Geſanmtgläubiger 
reſp. Geſammtſchuldner durch die Klage reſp. Anerkennung nur ſein 
eigenes Geſchäft beſorgt und die Annahme, daß ein gegenſeitiges 
Bevollmächtigungsverhältniß unter den einzelnen Obligationsſubjekten 
beſtehe, keinen gerechtfertigten Anhaltspunkt hat. 

8 336 giebt in Konſequenz des im $ 335 angenommenen Grund: 
jaßes auch der vollendeten Berjährung nur fubjektive Wirkung. 

Die 88 337 und 338 behandeln das innere Berhältniß der 
mehreren Obligationsjubjefte zu einander. Hier nimmt der 
Entwurf aus praftifchen, zutreffenden Erwägungen in $ 337, Alinea 1 
den Standpunkt des franzöfiihen Rechts (c. c. Art. 1213— 1216) 
ein, day im Verhältniffe zu einander die Gejammtgläubiger zu gleichen 
Antheilen berechtigt, die Geſammtſchuldner zu gleihen Antheilen ver- 
pflichtet find. Eine Ausnahme giebt nur das Geſetz (3. B. 88 338, 
113 und 1696) oder das betreffende Rechtsgeſchäft. 

Alinea 2 und 3 entſprechen den Art. 1215 Ziff. 3 und 1214 ce. c. 

$ 338 verjagt bei Gejanmtjchuldnern „aus widerredtlicder 

Handlung“ demjenigen, welder vorjäglid gehandelt hat, den 

Regreß gegen die üsrigen Geſammtſchuldner. Im franzöfiichen Rechte 
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beſtand dieſe Ausnahme nicht; allein aus ethiſchen Gründen erſcheint 
ſie gerechtfertigt. 

Die 88 339 — 341 behandeln die untheilbare Leijtung beim 
Borhandenjein mehrerer Gläubiger oder Schuldner, ohne dat ein 
Geſammtſchuldverhältniß vorliegt (code civil Art. 1222—1225). 

Haben mehrere Gläubiger eine untheilbare Leijtung zu fordern, 
jo fteht nad) Art. 1224 c. c. jedem Einzelnen das Recht zu, die 
Leiftung zu begehren, und wird der Schuldner durch Leiftung an ihn 
befreit. 
Nach 8 339 ift dies nur der Fall, wenn dur die an einen 
Gläubiger gemachte Leitung auch die übrigen befriedigt werden 3. B. 
bei Herjtellung einer Allen gleichmäßig dienenden Wafjerleitung. 

Iſt dies nicht der Fall, z. B. wenn mehrere die Leiftung einer 
deponirten Sade zu fordern haben, fo jind — nad) dem Borgange 
de3 preußijchen Rechts — nur alle Gläubiger zufammen die 
Leiftung zu fordern beredtigt. 

Wenn diefe Beitimmung prinzipiell richtig ift, jo ift die gegen- 
theilige des franzöſiſchen Rechts doch viel praftiicher. Die Motive 
müſſen jelbjt anerkennen, daß bei Renitenz eines Gläubiger, unge- 
achtet der einzelne die Leiltung an alle Gläubiger verlangen fann, 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren unbefiegliche Hinderniffe ſich ent⸗ 
gegenſtellen werden. 

Unter ſolchen Umſtänden wäre $ 339 Alinea 1 zu formuliren: 
Haben ...... zu fordern, ſo darf der Schuldner an jeden 
Gläubiger leiſten; jeder der Gläubiger darf die Leiſtungbegehren. 

s 339 Alinea 2 bejtimmt, daß jede Thatſache, welche ſich nur 
in der Berjon eines Gläubigers ereignet, nit für und gegen die 
andern Gläubiger wirkt, wie Art. 1224 Alinea 2 für den Fall des 
Erlaſſes normirt. 

Während num aber dieje Gejetesftelle weiter bejtimmt, dar in 
ſolchen Fällen der Gläubiger, welder dann die untheilbare Leiſtung 
fordert, dem Schuldner den Antheil des Erlajfenden zu vergüten 
habe, will der Entwurf die Frage nicht entfcheiden, ob eine z. B. durd) 
Erlaß, Verjährung, Vereinigung 2c. bezüglich einer Gläubigerperjon 
die Obligation löſende Thatjache den andern Gläubigern zu Gute 
fommen foll oder wie Art. 1224 bejtimmt, dem Schuldner. 

Das Lebtere dürfte dem Willen der Parteien und der Billigkeit 
entſprechen, während allerdings die ftrenge Konſequenz aus der 
Untheilbarfeit zur erjteren Alternative führt. 
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8 340 beſtimmt, daß, wenn mehrere Schuldner untheilbar 
zu leijten haben, jeder daS Gange zu leiten Hat, und beurtheilt 
das Nechtöverhältnig ganz nad) dem Geſammtſchuldverhältniß, in 
Uebereinftimmung mit Art. 1222 c. c. 

s 341 jchließt jih an das geltende Recht an, indem er das 
Prinzip des 8 320 aud auf die untheilbare Leiſtung ausdehnt, 
falls diejelbe fid) in eine thHeilbare Leiftung ummwandelt 3.8. Schaden- 
erjagforderung, Statt der urjprünglichen Leiftung. 


Schlußbetrachtung. 


Die Beſtimmungen des Entwurfes über „Schuldverhältniſſe im 
Allgemeinen“ werden nicht vielem Tadel ausgeſetzt ſein. 

Die erprobten Grundſätze des römiſchen Rechtes ſind unter Be— 
rückſichtigung der neueren wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe, namentlich der 
ausgezeichneten Arbeiten Windſcheid's, und unter entſprechender An— 
paſſung an die veränderten modernen Wirthſchafts- und Verkehrs— 
verhältniſſe muſterhaft geordnet. Wenn der Praktiker vielleicht auch 
die eine oder andere Beſtimmung im Intereſſe der Vermeidung 
unnöthiger Prozeſſe geändert ſehen will, ſo ſtößt dieſer Umſtand 
obiges Urtheil nicht um. 

Gegenüber dem franzöſiſchen Rechte, welches hier ja auch auf 
dem Boden des römiſchen Rechts ſteht, iſt der Entwurf, wenn auch 
die materiellen Aenderungen nicht bedeutend find, durch ſeine logiſche 
Drdnung des Stoffes, Kürze und Präzijion des Ausdruds 
ein hochwillkommener Fortſchritt. — 


Buch IV. Familienrecht. Abſchnitt 1 Che. 


Bon dem Königl. Advokaten Rechtsanwalt Dr. Berolzheimer in Nürnberg. 


Bud IV. 
Familienrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Ehe. 
Erſter Titel. 
Eingehung der Ehe. 
I. Verlöbniß. 
F 
gs 1227—1230. 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über das Verlöbniß und ſeine 
Wirkungen ſind durchgreifend und durchſichtig: ſie dezimiren dieſe 
Wirkungen, ſo daß der poſitiv rechtliche Vermögenswerth des Ver— 
löbniſſes faſt auf den Nullpunkt ſinkt, und ſtehen auf dem Stand— 
punkt, auf dem der bayriſche oberſte Gerichtshof von jeher bei un— 
wirkſamen außergerichtlichen Eheverlöbniſſen ſtand. 

Urtheil des oberſten Gerichtshofs vom 19. Mai 1874. 
Sammlung von Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofs 
für Bayern in Gegenjtänden des GivilrehtS und Kivil- 
prozejje8 Bd. IV. ©. 290. 

Die Verlöbnißwirkung bejteht Hiernac in dem binnen Jahres— 
frift geltend zu machenden Erſatzanſpruch des vertragsgetreuen Theiles 
bezüglidh der von ihm und jeinen Eltern in Erwartung der Che- 
ichließung gemachten Aufwendungen, eingegangenen Berbindlichkeiten 
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oder jonjt getroffenen Verfügungen; auch wird da8 Rüdforderungs- 
vecht hinſichtlich bräutlicher Geſchenke bejchräntt. 
Bergleihe auch Motive Bd. II. ©. 753. 

Gejetgeber und Richter haben auf den bequemen Ruhekiſſen 
diefer Beſtimmungen einen leichten Stand: fie gehen rechtlichen und 
thatjächlihen Bermwidelungen und jchwierigen Schadensprozeſſen 
meilenweit aus dem Weg. Mit joldyen Radikalkuren wird aber immer 
ein gutes Stüd materiellen Rechtes getödtet, ein tiefer Einfchnitt in 
das Rechtsgefühl vollzogen. Das arıne Dienjtmädchen, das mangel3 
materieller Mittel Feine Aufwendungen machen, mangels Kredits 
feine Verbindlichkeiten eingehen fonnte, fällt mit jeinem Schadens— 
erjaganfpruch gegen den vertragsungetreuen reihen Verlobten durd). 

E3 könnte dies vermieden werden, ohne daß deshalb jchmwierige 
Schadensprozejje die Folge wären, wenn eime dem $ 113 Thl. II 

zit. 1 des preußtichen Landrecht3 nachgebaute Beftimmung: 
Liegt ein [hriftliher Berlobungsvertrag vor und 
iſt in demjelben auf den Fall des Rüdtritts eine 
bejtimmte Geldjumme als Entjhädigung vorbe- 
dungen, jo hat es hierbei jein Bewenden 
unter gleichzeitiger Aenderung des $ 424 des Entwurfs Eingang fände. 


2. 
II. Ehehinderniſſe und II. Eheſchließung. 

Die Bejtimmungen über Ghehindernifje (58 1231—1244) umd 
Eheichliegung (58 1245—1249) reproduziren die bewährten Be- 
ftimmungen des Gejetes über die Beurkundung des SBerjonenftandes 
und die Chejchliegung vom 6. Februar 1875. 

Die wichtigſte Abweichung befteht darin, daß die Töchter nicht 
bis zum zurüdgelegten 24., jondern wie die Söhne bis zum zurüd- 
gelegten 25. Yebensjahre der Einwilligung des Vaters zur Eheſchließung 
bedürfen, daß — eine Aenderung, wofür wir uns nicht begeiftern 
fönnen — die Klage auf richterliche Ergänzung des Berehelichungs: 
konſenſes nicht mehr, wie bis jett 

vergl. Bl. für Rechtsanwendung Bd. 42 ©. 206 
nur großjährigen, jondern auch minderjährigen Kindern zufteht, und 
daß jet nad) dem Borbild des franzöfiichen und des fächliichen 
Rechtes auch die Ehe zwifchen dem Annehmenden und den Ab: 
fümmlingen des Angenommenen verboten wird und zwar aud) dann, 
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wenn auf diefe Abkömmlinge die Annahme an SKindesitatt ſich nicht 
eritredt hat. 

Die Beftimmungen betreff der Ehejchließung geben zu Eeinerlei 
Beanftandung Anlaß; zu begrüßen ijt insbejondere, daß die weſent— 
[hen Formen der Eheſchließung von den unmefentlichen jcharf 
geihieden und die erjteren auf ein möglichjt geringes Maß be- 
ihränft jind. 

3. 
IV. Ungültigkeit der Ehe. 

Als Anmerkung zu diejem Unterabjchnitt jind verjchiedene das 
Berfahren in Ehejachen, insbejfondere aud) die Nichtigfeitsflage, be- 
treffende Aenderungen und Ergänzungen der Givilprozeßordnung 
angeführt. 

Zwei diejer Beftimmungen, nämlich SS 573a und 575a zweiter 
und dritter Satz find zu beanjtanden. 

8 573a lautet: 

Zur Führung des Rechtsftreites bedarf der Bevollmädtigte 
des Elagenden Ehegatten einer bejondern, auf diefen Rechts— 
jtreit gerichteten Vollmacht. Das Gericht hat den Mangel 
einer jolhen Bollmadt von Amtswegen zu berüdjichtigen. 

8 575a lautet: 

Die Anfechtungsklage Eann von dem Kläger zu jeder 
Zeit auch ohne Einwilligung des Beklagten zurüdgenommen 
werden. 

Der Bevollmäcdhtigte de3 Kläger! bedarf zu der Zurüd- 
nahme einer bejondern, hierauf gerichteten Bollmadt. 

Das Gericht hat den Mangel einer jolhen Bollmadt von 
Amtswegen zu berüdjichtigen. 

Noch ftehen zwar die Motive zu diefen Beſtimmungen aus; e3 
kann aber jchon jet gejagt werden, daß ſie, da zu den Bevollmäch— 
tigten auch die Prozeßbevollmächtigten und zwar in erſter Linie zu 
rechnen jein werden, von einem nicht gerechtfertigten Mißtrauen 
gegen den Anwaltſtand eingegeben jind. 

Gerade der bayrische Anmaltitand kann von den Erfahrungen im 
Vollmachtspunkte unter den verjchtedenen Prozekordnungen jprechen. 

Bis zum Jahre 1870 wurde die Beibringung der Bollmadt 
fogleich im Anfang des Prozeſſes von Amtswegen, nöthigen Falls 
unter Androhung von Gelditrafen gefordert 

Seuffert Kommentar zur ÖerichtSordnung Bd. II ©. 312. 
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Bon 1870— 1879 bedurfte nad Art. 89 der Prozegordnung in 
bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten für das Königreih Bayern der für 
eine Partei auftretende Advofat im Anwaltsprozeſſe Feines befondern 
Nachweiſes der Bevollmädtigung. 

Seit 1879 hat der Anwalt die Bevollmädtigung durd eine 
ſchriftliche Vollmacht, die, wenn fie eine Privaturfunde tft, auf Ver: 
langen des Gegners gerichtli oder notariell beglaubigt jein muß, 
nachzuweiſen und diefe zu den Gerichtsakten abzugeben 

Art. 76 Ver R. C. P. O. | 

Die Praftifer werden bejtätigen, daß die Beitimmungen des 
Art. 89 der Prozekordnung für Bayern Feine Mitjtände im Gefolge 
hatten, und daß die formellen Erſchwerungen des Bevollmächtigungs: 
nachweijes grund» und zwecklos find. 


4. 


Im Uebrigen geben die materiellen Borjchriften dieſes Titels 
betreff nichtiger Ehen zu Beanftandungen feinen Anlaß: nur dürfte 
der Schlußjat des $ 1256 „jofern diejer nicht an dem Prozeſſe Theil 
genommen hatte” in „jofern diefem nicht der Streit verfündet 
worden war” abzuändern fein. 

Denn e3 muß den Parteien die Möglichkeit gegeben jein, den 
jubjeftiven Umfang der Rechtskraft des Urtheil3 aud) auf den Dritten 
zu erjtreden, mit welchem die frühere Ehe geſchloſſen war; dieſe 
Nichterftredung vom Belieben des Dritten abhängen zu laſſen, beiteht 
fein Grund. 

Konſequent wäre dann allerdings die gleiche Aenderung in 
8 1632 Abi. 1 =. f. 


- 


2, 

Was die Vorjchriften Hinfichtlih der Anfechtbarfeit der Ehen 
betrifft, jo dürften die Gründe nicht durchſchlagend jein, 
welche gegen die Zulafjung der Anfehtung der Ehe wegen 
Irrthums des einen Theiles über jogenannte wejentlide 
Eigenihaften oder Berhältnijje des andern Theiles maß— 
gebend waren. 

Das geltende Recht nimmt überwiegend den entgegengejetten 
Standpunkt ein: das Pojtulat der „Berhehlung“ wie es die Ziffer 1 
fordert, läht den Irrenden, dem Nichts „verhehlt” wurde, der ji) 
aber in einem entjchuldbaren Irrthum befand, außerdem rechtlos 
erjcheinen, zumal ein fahrläfjiges Verhalten des andern Theils 


die Anfechtung nicht begründet, und die auf inneren Gründen be- 
ruhende Impotenz fein Anfechtungsgrund it. 
6. 

Den zweiten Saß des $ 1265: „die Vorſchriften über 
ven Anmwalt3zwang bleiben unberührt”, halten wir für über- 
fHüffig: das Mißverſtändniß, al8 ob durch Sat 1 aud) die Borfchrift 
des $ 74. der R. C. P. O. über die Vertretung durd einen Anwalt 
berührt würde, Fann wohl ernftlich nicht auftauchen. Im Gegentheile: 

Durd) diefen zweiten Sat fünnte das Mißverſtändniß entftehen, 
al8 ob in andern Fällen, in welden das Klagerecht an eine bejtimmte 
Perſon geknüpft wird, die Vorfchrift des $ 74 berührt würde. 


BZmeiter Titel. 
Wirfungen der Ehe 


I. Allgemeine Vorſchriften. 
7. 

Die ſpinöſe Materie betreff der Rückkehrpflicht der Frau iſt mit 
einem glüdlichen gejetgeberiichen Griff in $ 1273 geordnet, obwohl 
die Frage, ob das Recht des Ehemannes, den Wohnort zu 
beftimmen, durch vorehelihen Vertrag beſchränkt oder aus— 
geichlojfen werden fann, vielleicht bejaht werden durfte. 

Der Vater, der fein einziges Kind unter der Bedingung, daß 
der Schwiegerjohn feinen Aufenthalt in derjelben Stadt nimmt, dem— 
felben gibt, jchließt gewiß Eeinen Bertrag gegen die guten Sitten 
($ 106), und doch wird dem Vertrage durch $ 1273 Giltigkeit und 
Klagbarkeit abgeſprochen. | 

Wird insbejondere nur einen vor Abjchluß der Ehe vereinbarten 
Vertrag Geltung zuerfannt, jo entfallen die dem Abſchluß des Ber- 
trages von den Motiven entgegengehaltenen Bedenken. 

8. 

Nicht erwärmen können wir und, wenn wir auch feinen Ab- 
änderungsantrag jtellen, für eine Klage auf Herjtellung des ehelichen 
Lebens, zumal da eine Erzwingung der Heritellung des ehelichen 
Lebens im Wege der Zmwangsvollitredung ausgeſchloſſen ift. 

9. 

Nicht einleuchtend erſcheint uns die Begründung dafür (Motive 
S. 124, 203, 248), daß es nicht innerhalb des Rahmens der Unter— 
haltungspflicht des Ehemannes liegt, die durch die Vertheidigung der 

IV. 21 
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Ehefrau in einem Strafverfahren verurjachten Koften, zu deren 
Erftattung jie verpflichtet it, in Ermangelung eigenen Bermögens der 
Ehefrau aus eigenen Mitteln zu bezahlen. 

Auch wenn die Bertheidigung nicht nothwendig tft, die Beftellung 
eines Bertheidigers auf Koften des Staates daher nicht Platz greift, 
tt es ein Gebot der rechten ehelichen Gejinnung des Ehemannes im 
Sinne des $ 1273, daß der Ehefrau, die die Aufftellung eines Ber: 
theidiger8 wünſcht, hierzu aber nicht die Mittel hat, diefer Anſpruch 
nicht verfagt wird. Es kann dies nicht in eine Reihe mit den Prozeß— 
fojten (©. 125 der Motive) gejtellt werden: in Givilprozefjen handelt 
es ſich nicht um Ehre und Freiheit. 


10. 
U. Eheliches Güterrecht. 

Wenn die Motive S. 155 es als „unerläßliche Bedingung für ein 
in ganz Deutſchland einzuführendes eheliches Güterrecht“ bezeichnen, 
„daß es einfach, klar und praktiſch leicht zu handhaben iſt,“ ſo kann 
man kaum behaupten, daß dieſe Bedingung vom Entwurf erfüllt 
wurde. Was insbeſondere die Einfachheit anlangt, jo find die Be— 
ftimmungen, welche Lajten der Ehemann im alle des $ 1297 für 
die Zeit der ehelihen Nutznießung und Berwaltung zu tragen hat, 
welche Verbindlichkeiten der Ehefrau im Falle des $ 1362 nicht Ge- 
jammtgutsverbindlichkeiten find, welche Berbindlichkeiten des Geſammt— 
gutes im Falle des 8 1367, weldje Verbindlichkeiten des Überlebenden 
Ehegatten im Falle des 8 1400, welche Verbindlichfeiten im Falle 
des $ 1426 nicht dem Gejammtgute zur Laft fallen, jo kaſuiſtiſch 
und nicht durchfichtig, daß ung tiefes Mitleid mit den armen Rechts— 
fandidaten erfaßt, die aus dem zweiten und dritten Titel des vierten 
Buches geprüft werden; es darf wohl die Behauptung aufgeftellt 
werden, jelbjt der Nedaktor diefer Beftimmungen könnte den einzelnen 
praktiſchen Fall nicht löjen, wenn. er nicht vorher für diefen Zweck 
jein opus nachlieft und jtudirt. 

Die Einfachheit und Durchſichtigkeit wird auch gewiß nicht dadurch 
befördert, daß man bei dem Aufbau der allgemeinen Gütergemeinjchaft 
neben dem Borbehaltsgut auch Sondergut, diefe Regel und Grunde 
lage der Errungenjhaftsgemeinjchaft zuläßt, und nicht unmefentliche 
Beichränfungen des Prinzips der Ehevogtei ftatuirt. 

Adgefehen hiervon jo fann jeder Praktiker auf den Standpunkt 
des Entwurfs ftehen: er kann die einheitliche Regelung des Güter- 


recht begrüßen, er kann damit einverftanden fein, daß entjprechend 
dem Beichluß des 12. Juriſtentages das gejegliche Güterrecht auf 
das Prinzip der Verwaltungsgemeinfchaft, der Nutnießung und Ver- 
waltung des Ehemannes — und zwar das Berwaltungsrecht nicht 
als potenzirtes Recht der ehelihen Nutnießung, und als Ausfluß 
der lettern, jondern al3 ein hiervon innerlich verjchtedenes Recht — 
gegründet, daß bei der Errungenjchaftsgemeinjchaft diejelbe Kon- 
ftruftion, wie bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft, das Prinzip 
des deutſchrechtlichen MiteigentHums zu Grunde gelegt wird, und 
daß auch die andern Hauptſyſteme des ehelichen Güterrechts entiprechend 
dem Abtheilungsbejchluß des 13. Juriſtentags ihren gejeglichen Ausbau 
als vertragsmäßige eheliche Güterrechte gefunden haben. Die Wohl- 
that, die hierdurch dem Recht Spendenden, dem Recht Bermittelnden | 
und dem Recht Suchenden zu Theil wird, iſt jo gewaltig, daß wir 
ſchon deshalb allein das Geſetz mit allen feinen wirklichen und ver: 
meintlichen Gebrechen begrüßen. 

Daß namentlich der eheliche Güterftand in dem Chevertrag, 
welch letterer vor und nad Eingehung der Ehe geichlofjen werden 
fann, nicht durch Bezugnahme auf ein nicht mehr geltendes oder auf 
ein ausländiſches Geſetz beitimmt werden kann ($ 1334), erjcheint 
Sedem, der im Lande der 114 Peißl'ſchen bezw. 43 Roth'ſchen bay- 
riihen Partikularrechte — die Motive jprechen für ganz Deutjchland 
nur von weit über 100 geltenden ehelichen Güterrechten — amtirt, 
als eine Erlöfung. 

Nur folgende Bemerkungen greifen hier Platz: 


13, 

Für die bei einer Zuwendung unter Lebenden erfolgende 
Nebenbeftimmung, daß die zugemwendeten Bermögensgegenftände 
Vorbehaltsgut jein jollen, ($ 1287) dürfte fi zur Vermeidung von 
Komplikationen bei Auseinanderjegungen eine bejondere Form 
empfehlen; nimmt man die Schriftlichfeit al3 genügend an, jo wird 
dadurd; die Zuwendung nicht mehr erſchwert, al3 eben jede Form: " 
vorjchrift nothwendig mit ſich bringt. 

12. 

Am Fall des $ 1288 dürfte auch dem dritten Kontrahenten 
das Recht zur Aufforderung an den Ehemann eingeräumt werden, 
die möglicht baldige Beendigung des Schwebezujtandes kann noch 


mehr im Intereſſe des Dritten liegen, als in dem der Eheleute. 
21* 
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“ 15. 

Die Aufhebung der Berechtigung der Ehefrau auf Be— 
ftellung einer Hypothek an den Grundjtüden des Ehemannes 
mindeitens für den Anjprud auf Erjat des Werthes der dem Ehe: 
mann nach den Grundjäten über den Niekbraud an verbraudbaren 
Sachen als Eigenthum überlajjenen Ehegutsgegenftände jcheint uns 
nicht genügend motivirt; obwohl wir uns eines Abänderungsantrags 
enthalten; die Beitimmung des $ 12 Ziff. 6 des bayrifchen Hypothefen- 
gejettes Hat zu Mipitänden in der Praxis feinen Anlaß gegeben. 
Befteht aber diefe Sicherung der Frau, dann fann um jo leichter die 
dem zwiſchen den Ehegatten bejtehenden Bertrauensverhältnifje nicht 
entiprechende Beltimmung der 88 1033 und 1034 und noch mehr 
8 1036 zu Gunften der Rechte des Ehemannes geändert werden. 

14. 

Aus dem von uns oben bereitS erwähnten Grunde, wären wir 
in $ 1297 Nr. 6 für Streihung der Worte „Sofern der Ehemann 
zu der Vertheidigung jeine Einwilligung oder Genehmigung ertheilt 
hat.” Dieje Bertheidigungskoften — die fich angejichts des 8 140 
ver R. St. P. O. auf vielleiht 30 Mark belaufen, nämlid; 10 Mark 
VBorverfahren, 20 Mark Hauptverfahren, und daher kaum der Ehre 
einer eigenen Ziffer des $ 1297 und der 34 Heilen Motive würdig 
find — ſind ein Aufwand, zu dem der Ehemann aus jittlichen 
Gründen jeine Einwilligung geben muß; gibt er fie nicht, jo Hat 
das Geſetz den Konſens zu fingiren. 

Mit Rüdjiht auf die Bagatellemäßigkeit der Ziffer würden 
wir den Schlußjat des $ 1297 lauten laſſen: 

„Die unter Nr. 4 und 5 (nicht + bis 6)“. Bergleiche 
auch 8 1366. 
15. 

Nach $ 1301 iſt ein Nechtsgejchäft der Ehefrau unter Lebenden 

. in Anfehung des Ehegutes . . . wirkjam, wenn der Ehemann 
„in die Bornahme des Nechtsgefhäfts eingemwilligt hat oder „daſſelbe“ 
genehinigt. Dies wird in den Motiven Seite 229 mit den Worten 
wiedergegeben „oder diejelbe genehmigt.” Lettere Faffung, wonad) 
aljo die Genehmigung der Bornahme des Nechtsgefhäfts genügt, 
wird wohl nicht gemeint fein, vergleiche auch $S 1353 Abi. 3 und 4. 

16. 

Welde ‚Folgen eintreten, wenn im Falle des $ 1302 der Ehemann 

jeine Einwilligung zur Erhebung des Rechtsitreit$ oder feine Ge- 
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nehmigung nicht giebt, dieje Beurtheilung wird der Wiſſenſchaft und 
Praxis zu überlaffen, und es wird daher Sat 2 des 8 1302 zu 
jtreichen fein. Die Löfung, die der Entwurf giebt, reicht nicht aus, 
wenn e3 ſich z. B. um Klage und Widerklage handelt, der eritern zu 
Guniten, der lettern zum Nachtheile der Ehefrau ftattgegeben wurde: 

Hier kann dod) nicht die $ 1302 ſtatuirte Zerreißung des Sach— 

ud Streitverhältniiies eintreten. 
17. 

Hinſichtlich des $ 1306 und des 8 1358 dürfte zu erwägen fein, 
ob nicht Vorjorge für den Fall getroffen wird, daß im Augenblid 
der Stlagserhebung der Ehemann abmejend oder frank war, während 
furze Zeit darnad) die Einholung feines Stonjenjes möglich war. 

18. 

In 8 1312 Ziff. 1 dürften die Worte „die Ehefrau die 
DBeflagte war und” zu ftreidhen m. a. W. das Ehegut für den 
Erjag der Prozeßkoſten auch dann haftbar fein, wenn die Ehefrau 
die Klägerin war. Hierfür Spricht nicht nur die Analogie der Haftung 
für die Deliftsfchulden, jondern auch der Umstand, daß die Trage, 
ob es unbilliger ift, den Ehemann der frivolen Prozekführerin oder 
den Gegner derjelben für „ven Leichtjinn und die Streitjucht der 
Prozekführerin mit der oft jchwer drüdenden Berpflichtung zur 
Zragung der Prozeßkoſten zu belajten” (Motive ©. 282) offenbar 
zum Nachtheile des Ehemannes zu löfen ift. 

19. 

Der Abjak 2de3 $ 1317 dürfte im Hinblide auf die allgemeine 
Faſſung des 8 1279 zu ftreichen jein, ohne daß Hierdurch Miß— 
verſtändniſſen Raum gegeben wäre. 

20, 

Die Worte „und eine erhebliche Gefährdung” bis „zu bejorgen 
it” in $ 1328 Ziff. 2 dürften aus dem unten bei $ 1372 Ziff. 3 
angeführten Grunde der Streihung unterliegen. 

21. 

Boll und ganz ftehen wir auf dem Ctandpunfte des Entwurfs 
in der Materie von den Gheverträgen: es iſt die Freiheit der 
Nupturienten und der Ehegatten gewahrt, ohne daß die Intereſſen 
gutgläubiger Dritter — in Folge Einführung eheredtliher auf Einer 
Stufe mit dem Handelsregifter jtehender Regiſter — geführdet find, 
und ohne dal überjehen iſt, daß das Inſtitut der Ehe ein Inſtitut 
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der öffentlichen. Ordnung iſt. Allerdings iſt es angeſichts der 88 1283 
bis 1434 nicht unfchwierig, einen der vollen Intention, dem ver: 
muthlichen Durdjjchnittswillen der Barteien, den Rückſichten praktiſcher 
Zweckmäßigkeit gerecht werdenden DBertragsentwurf Hinfichtlich des 
Güterrecht3 zu entiwerfen, ohne ſich gegen diefe Paragraphen zu ver: 
ftoßen, e8 wäre daher eine höchſt dankenswerthe, wenn auch mühe: 
volle Thätigkeit, jolche VBertragsformulare zu veröffentlihen, zumal 
da das Inſtitut der Gütertrennung doch nur in zwei Paragraphen 
$s$ 1339 und 1340 jeine gejetliche Ausgejtaltung gefunden hat. 


22. 

Bollftändig dagegen und mit einer gewiljen Vorliebe hat der 
Gejeggeber das Inſtitut der allgemeinen Gütergemeinichaft — es tit 
dies gleihjam das gejetgeberische Normal: und Mufterinftitut — auf— 
und ausgebaut. 

Bezüglich diefes Abjchnittes, der Bereinigung des beiderjeitigen 
Vermögens auf gemeinjamen Gedeih und Verderb, aufgebaut auf 
der Grundlage des Ddeutfchrechtlihen Miteigenthums d. h. „eines 
Miteigentgumes, bei welchem im Gegenjate zu dem auf dem Prinzipe 
der Freiheit der einzelnen Theilhaber beruhenden römiſchen Mit— 
eigenthume die Antheile der einzelnen Theilhaber während der Dauer 
der Gemeinjchaft durch die Zwecke der letteren gebunden find und 
deshalb als felbjtändige Bermögensrechte nicht geltend gemacht werden 
können, jondern erſt mit der Auflöfung der Gemeinschaft praftiich 
hervortreten” find nur folgende Bemerkungen veranlaßt. 


23. 

Der zweite Sag Abjat zwei des $ 1341 eignet fich zur 
Streihung: derjelbe enthält eine Ordnungsvorſchrift, deren Nicht: 
befolgung feine praftiiche Konjequenz zur Folge hat; derartige un— 
volljtändige Vorſchriften follen und fünnen um fo mehr vermieden 
werden, als jeder Sturatelrichter bei den aufergewöhnlichen und 
tiefeingreifenden Wirkungen der allgemeinen Gütergemeinjchaft vor 
der Genehmigung des Bertrags den Bertragichließenden hören wird, 
und al3 die Vorſchrift nicht hierher, fondern in die Bormundjcafts- 
ordnung gehört. 

24. 

Unter dem „Borbehaltsgut” verjteht dev Entwurf nad $ 1346 
die von dem Geſammtgute volljtändig ausgejchlojjenen, durch Ehe— 
vertrag für Borbehaltsgut eines der Ehegatten erklärten Gegenitände; 
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er verſteht aber auch darunter ($ 1286) die von der ehelichen Nutz— 
niegung und Berwaltung ausgejchlofjenen, durch Ghevertrag für 
Borbehaltsgut erklärten Gegenitände; ferner ($ 1416) die von dent 
Gejanmtgute und dem Sondergute eines Ehegatten ausgejchloffenen, 
in den 88 1346— 1349 bezeichneten Gegenstände; verjciedene 
Gattungen von Gegenjtänden mit demſelben techniſchen 
Wort zu bezeichnen, wird zu vermeiden fein. 
25. 

Welcher Sinn mit den Worten „auf deren Verlangen” in 
$ 1366 zu verbinden ift, vermag bein Schweigen der Motive hierüber 
nicht eingefehen zu werden, und wären daher dieſe Worte zu ftreichen. 


26. 

Wenn man aud nicht jo weit gehen will, mit andern Rechten 
im Falle des $ 1367 Ziff. 1 die Anrechnung nur für die Geldftrafen 
und Unterjuhungsfoften vorzujchreiben, jo dürfte doc der Gedanke 
zum Ausdrud kommen, daß diefe Anrechnung nur dann Plaß greift, 
wenn der Ehegatte auc) verurtheilt, nicht aber, wenn er freigefprochen 
wurde; im lettern Falle find die aus dem mit Freifprechung des 
Ehegatten endigenden Strafverfahren erwachſenen Verbindlichkeiten 
unglüdlihe Zufälle, welche dem Gejammtgute zur Laft zu legen find. 

27. 

Mit Recht bemerken die Motive zu $ 1372, es ſei in eriter 
Linie der Zweck des Gejammtguts, den Unterhalt für die Familie 
zu gewähren; der Ehemann, der die ihm in diejer Beziehung ob- 
liegende Berpflichtung verlett, zerjtöre jelbit die Vorausfegungen, 
unter welchen die Ehefrau ihm ihr Bermögen überlafjfen hätte. Die 
Konſequenz diefer Anſchauung dürfte aber zur Streihung der Worte 
„und eine erhebliche Gefährdung des Rechtes der Ehefrau 
oder der Abkömmlinge auf Gewährung des Unterhaltes 
für die Zukunft zu beforgen ijt” führen, und zwar um fo mehr, 
al3 der Entwurf auf Grund der Thatjache der Ueberſchuldung eines 
Ehegatten bei Eingehung der Gütergemeinjchaft dem andern Ehegatten 
das Net nicht einräumt, die Wiederaufhebung der Gütergemeinjchaft 
zu verlangen, al3 ferner die Auflöjung der Gütergemeinſchaft nicht 
Ihon dann verlangt werden fann, wenn durch die Unordnung, in 
welcher die Vermögensangelegenheiten des Ehemannes fi) befinden, 
das Eingebradte der Ehefrau oder der von ihr während der Che 
gemachte und in das Gejammtgut fallende Erwerb gefährdet wird, 
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auch dann nicht, wenn durch die aus unerlaubten Handlungen des 
Ehemannes für den legtern entjtandenen Berbindlichkeiten zur Zahlung 
von Geldjtrafen und Interfuchungskoften der Antheil der Ehefrau 
an dem Gejammtgute gefährdet wird. 
28. 

Wenn auch dem überlebenden Ehegatten nach $ 1386 die Mög: 
(ichfeit nicht benommen jein fol, die gütergemeinichaftliche Erbfolge 
auszujchlagen, jo tft diefe Ausjchlagung dod) keinesfalls zu begünftigen. 

In der Regel wird auch, wie die Motive mit Recht bemerken, 
das gütergemeinjchaftlihe Erbreht dem überlebenden Chegatten 
vortheilhafter jein, als das gejetliche Erbredit, und derfelbe daher 
ohne zwingende Gründe von jeinem Ausſchlagungsrechte keinen Ge— 
braud) maden. Gerade aber der Umftand, daß das Ausjchlagungs- 
recht dem überlebenden Ehegatten zum Nachtheile der Abkömmlinge 
die Möglichkeit gewährt, wenn während des Laufes der Deliberations- 
frift ein erheblicher Erwerb ihm zugefallen fein jollte, den Abkömm— 
lingen ihren Antheil an diefem Erwerbe zu entziehen, würde vielleicht 
eine Borjchrift rechtfertigen, daß aud) im alle der Ausſchlagung 
ein folder Erwerb als ein Gegenjtand der Gütergemein- 
ihaft zu erachten jet. Die Ausichlagung entjpricht überhaupt nicht 
dem vermuthlichen Willen des zuerjt verjterbenden Ehegatten. 

29. 

Auch würde die Deutlichkeit wohl anfordern, daß der Schlußjat 
des 8 1390 Heißt: „fie iſt einfeitig unwiderruflich; die Wider- 
ruflichkeit auch für den Hall anszuſchließen, wenn beide Ehegatten mit 
dem Widerruf einverftanden find, hierzu bejteht doch wohl Fein Anlaß. 


30. 
Gleiches gilt von dem Schlußjat des 8 1393. 
31. 


Weder im Fall des 8 1398 Abi. 1, noch in dem des $ 1266 
Abi. 2, noch in dem des $ 1403 Nr. 5 kann die Nothmwendigfeit, 
daß dieje Erklärungen nur vor dem Nachlaßgericht abgegeben werden 
fünnen, und daß nicht eine vor einem Notar abzugebende 
und von diejem an das Nachlaßgericht einzufendende Erklärung 
genügt, eingejehen werden. 

32. 

Der Entwurf läßt eine Abwendung der im 8 1403 Nr. 2 be- 
ſtimmten Folge der Schließung einer neuen Che von Geiten des 





zur 


überlebenden Ehegatten durch Einkindſchaftung der Abkömmlinge in 
die neue Ehe nicht zu; es hängt dies Damit zufammen, daß er diejes 
jeinen Hauptjig in Franken habende Einfindichaftsinititut nicht an— 
erkennt. Er geht davon aus, daß das Inſtitut ſchädlich wirkt, weil 
e3 die Vorfinder großen Gefahren ausjegt und den Frieden in den 
Familien nicht befördert, jondern untergräbt. ALS bayrijcher Prak— 
tifer benüße ich dieſe Gelegenheit, mein ausdrüdlihes Cinver- 
ftändnig mit dem Entwurfe hier fundzugeben; Eonjtatirt doch aud) 
von der Pfordten in 
Bd. IV ©. 226 der Blätter für Rechtsanwendung, 

daß das Anftitut in der That oft „jtatt des Friedens das Schwert, 
den Zwiſt und Hader, Neid und Bosheit in die Familien ge— 
bracht hat.” 

Da ferner nad) $ 1404 Sat 2 das Vormundſchaftsgericht ges 
itatten fann, daß, wenn ein antheilSberechtigter Abkömmling des 
überlebenden Ehegatten minderjährig oder bevormundet it, die Auf: 
löfung der Gütergemeinjchaft vor der Ehejchliegung unterbleibe und 
die Auseinanderjegung erſt zu einer jpäteren Zeit erfolge, und da 
nach 8 1406 Abi. 5 der überlebende Ehegatte berechtigt iſt, das 
ganze Gejammtgut oder einzelne Theile dejjelben gegen Erjaß des 
durch Schätung zu ermittelnden gegenwärtigen Werthe3 zu über: 
nehmen, der Schihtungszwang jonad) fein ausnahmslofer ift, jo 
befteht in feiner Hinficht ein Anlaß, dem zu Grabe getragen werdenden 
Anftitut eine Thräne nachzumweinen. 


33. 

In dem in $ 1406 unterftellten Falle, wie auch im falle des 
8 1384 ift nicht einzujehen, warum, wenn und joweit das Gejammtgut 
ohne vorgängige Berichtigung der darauf Haftenden Schulden getheilt 
ift, der Gläubiger jeinen Zugriff nicht wenigitens bis zum Betrage 
des bei der Theilung aus dem Gejammtgut Empfangenen joll nehmen 
dürfen. 

Geitattet man überhaupt einmal die Korrektur der Theilung, indem 
man dem Gejammtgutsgläubiger freiftellt, ſich den Bereicherungs- 
anſpruch überweijen zu laffen, dann erjcheint es vielleicht angezeigt, 
wenigitens eine verhältnißmäßige Haftung mit dem bei der 
Theilung aus dem Gejammtgut Empfangenen zu kon— 
ftruiren, insbejondere wenn den Theilungsinterefjenten zur Zeit 
der Theilung der Anspruch befannt geweſen ift. 


308 


34. 

Im Hinblide auf $ 777 hat der Entwurf bei $ 1406 bejondere 
Vorſchriften in der Nichtung nicht für nöthig erachtet, da der über- 
lebende Chegatte, um den Theilungsinterefjenten die erforderliche 
Kenntniß der Theilungsmafie zu verihaffen, zur eidlichen Befräftigung 
des Inventars verpflichtet ift. 

E3 dürfte ſich aber entjprechend dem Art. 85 de3 bayerijchen 
Gejeges vom 23. Februar 1879 zur Ausführung der Reichs -Givil- 
prozeßordnung und Sonkursordnung im Intereſſe der Pietät der 
Beiſatz empfehlen: | 

Bon Eltern fönnen weder ihre Abfömmlinge noch deren 
Bormünder oder Pfleger einen Offenbarungseid verlangen. 

35. | 

Daß das in $ 1406 Abſ. 5 dem überlebenden Ehegatten ein: 
geräumte Wahlredit auch nicht in den Fällen des $ 1405 auf die 
Abkömmlinge übergehen joll, rechtfertigen die Motive durd) die Er- 
wägung, daß dies zu eimer großen Härte gegen den überlebenden 
Ehegatten führen Fann, wenn das Bermögen ganz oder theilmweife 
von ihm herrührt. | 

Sieht man fi die Fälle des $ 1405 an, jo findet man einen 
pflichtvergefjenen, mindeſtens an der Vorftufe der Sriminalität be- 
findlihen Ehegatten, der feinerlei Anfprucd darauf machen fann, daß 
das Civilgeſetz ihn fchonend behandelt, und wir meinen daher, daß 
dies Wahlrecht im Falle des $ 1405 auf die Abfömmlinge 
übergehen joll. 

36. 

Ein Lieblingsausdrud des Gejetgebers find die Worte: „jomweit 
nicht das Gejeg ein Anderes beftimmt”, „joweit nicht aus dem Gejete 
ein Anderes ich ergiebt” ; in der Materie vom ehelichen Güterrecht 
fommt er nicht weniger als achtmal (1283, 1292, 1311, 1352 Abſ. 1, 
1352 Abf. 2, 1411 Abſ. 1, 1411 Abf. 2, 1417) vor, in den 88 1352 
und 1411 jogar zweimal: unjeres Erachtens ift die Reſtriktion eine 
jelbjtverftändliche, die Sprache des Geſetzes wird dadurd) nur jchleppend, 
und es kann daher diefer Zwiſchenſatz unbedenklich gejtriden 
werden. 

Ebenfo berührt es eigenthümlich, daß in früheren Paragraphen 
auf jpätere, 3.98. ın $ 1255 auf die $$ 1462, 1463, in $ 1280 auf 
$$ 1488, 1492—1496, in $ 1284 auf die 88 1336, 1337, 1339, in 
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$ 1291 auf die 88 1336, 1337, 1340, in $ 1307 auf die 88 1336, 
1337 2c., Statt in jpäteren auf frühere verwiejen wird. 
37. 

Daß — vergleihe Motive Seite 526 — bei der Errungenjcdaft3- 
gemeinfchaft eine perjönliche Haftung der Ehefrau für die Gewerbe- 
ihulden des Ehemannes auch dann nicht anerfannt wird, wenn das 
Gewerbe zwar nicht von den beiden Ehegatten gemeinjchaftlid; auf 
deren Namen, jondern nur von dem Ehemanne allein und auf deſſen 
Namen betrieben wird, die Ehefrau demjelben aber dabei in äußerlich 
erfennbarer Weiſe Hülfe leitet, leuchtet nicht recht ein. 

Wir fallen dies fo auf, daß das Eheweib nicht haftet, jelbft 
wenn, wie die Onolzbachiſche Konkursordnung von 1731 ſich aus- 
drüdt, jie mit dem Ehemanne zu offenem Sramladen und Markt 
geſeſſen. In diefem Fall, jagt die zitirte Quelle, ift fie pro socia 
et correa debendi zu halten, damit diejenigen, jo mit ihr Eontrahiren, 
nicht hintergangen werden. 

Der Umſtand, daß nad $ 1275 Abf. 2 die Ehefrau zur Hülfe: 
leiftung im Gejchäfte des Ehemanns injoweit verpflichtet ijt, als 
jolhe Berrihtungen nad; dem Stande des Ehemanns für die Ehe- 
frau üblich find, rechtfertigt die Freilafjung der Ehefrau nicht; man 
hat bisher zwijchen der Uxor mercatoris und der Uxor mercatrix 
unterjcheiden können und unterjchieden, und kann dies wohl aud in 
Zukunft. 

Die vom Entwurfe ausdrüdlich wiederholt anerkannte Tendenz 
der neueren Gejeggebung, insbejondere auch der Konfursorönung, 
die Ehefrau vor den Gläubigern des Ehemannes nicht zu bevorzugen, 
ift gewiß mit der Aufftellung des Entwurfs jchiver vereinbar. 


38. 

Wie fih der Entwurf in $ 1430 Abi. 2 die Recdhtshängig- 
machung des Anſpruchs der Ehefrau auf Wiederherjtellung der Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft denkt, ob durd; Erklärung gegenüber dem 
Dann, oder gegenüber dem Konkursverwalter, oder dem Konkurs— 
gericht, oder durch Klage, Icheint nicht recht Elar, wir würden daher 
die Worte „rechtshängig” dur die Worte „durh Erklärung 
gegenüber dem Ktonfursgericht geltend” erjegen. 

39. 

Anlangend die Borichriften über das eherechtliche Regiſter, fo 

fönnte es der Gerichtsorgantjationsbefugnig der Partikularjtaaten 
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überlajjen werden, ob jedes Amtsgericht ein eherechtliches Regiſter 
zu führen hat, oder ob es nicht genügt, wenn zwei oder mehrere 
Amtsgerichte für die Zwecke der Negifterführung zufammengelegt 
werden. 

In Bayern, das beiſpielsweiſe Amtsgerichte unter 6000 Seelen 
hat, iſt es gewiß nicht nöthig, bei jedem Amtsgerichte ein eherecht- 
liches Negifter zu führen; es wird daher in $ 1435 jtatt „jeden“ 
zu jeßen fein „dem“, 

In SKonfequenz hiervon hätte dann der erjte und zweite 
Abſatz des 8 1436 zu lauten: 

Die im $ 1435 bezeichnete Eintragung muß bei demjenigen 
Amtsgerichte bewirkt werden, bei welchem das eherechtliche 
Regiſter für den Bezirk des Wohnfiges des Ehemanns ge- 

‚ führt wird. Wird von dem Ehemanne der Wohnjig in den 
Bezirk eines anderen Amtsgerichts verlegt, jo hat die Ein- 
tragung auch bei demjenigen Amtsgerichte zu geichehen, bei 
welchem das cherechtliche Regiſter für den Bezirk des neuen 
Wohnfizes des Ehemannes geführt wird. 


40. 

Anlangend die Beſtimmungen des 5. Titels: Auflöſung der 
Ehe, jo iſt die Schwierigkeit, ſich in der Ausprägung des legislativen 
Stoffes gleich fern von der materialiſtiſchen wie von der pietiſtiſchen 
Auffaſſung der Ehe zu halten, nicht zu verkennen. Dem Referenten 
will es nicht bedünken, als ob der Standpunkt des Entwurfs ſich der 
Zuſtimmung der Praktiker in allen Punkten zu erfreuen haben wird. 

Mag man aud, das beinahe volle Dutend der preußijch recht: 
lihen Ehejhetdungsgründe, al3 jolche nicht anerkennen und Die 
Scheidung al3 ein nothiwendiges Uebel betrachten: 

Der Standpunkt, daß zwiſchen befinderten und unbefinderten 
Ehen nicht unterjchteden, und auch in legterm Falle die gegenjeitige 
Einwilligung aud dann nicht als abjoluter Ehejcheidungsgrund gilt, 
jobald „weder Leichtjinn, oder Uebereilung, noch heimlicher Zwang 
von einer oder der andern Seite zu bejorgen ift” daß nur Scheidungs- 
gründe anerkannt werden, welche auf dem Prinzipe der Verichuldung 
des einen Chegatten beruhen, daß daher insbejondere der Ehe— 
Icheidungsgrund der Raſerei und des Wahnfinns der gänzlicdhen 
Berjtandgzerrüttung nicht anerkannt wird, nicht anerkannt troß der 
wirthichaftlichen Nachtheile und der fittlihen Gefahren, welche dem 


Ehegatten und den Kindern drohen, wenn eriterer dur) Verſagung 
dieſes Scheidungsgrundes gehindert ift, eine neue Ehe einzugehen, 
it eine Neuerung, welche den Bedürfniffen des Lebens, den realen 
Verhältniffen, dem Charakter der Ehe als eines Recht3verhältniffes 
eines nicht nur jittlichen, jondern auch rechtlichen Inſtituts kaum 
entipricht. 

Dies um jo mehr, als auch das Landesherrliche Ehejcheidungs- 
recht, das auf dem Gebiete des Eheſcheidungsrechts die Stelle der 
Gnade auf dem Gebiete de3 Strafrecht einzunchmen hätte, auf: 
gehoben wird. 

Der Gejeßgeber darf doc nicht überjehen, daß die Häufigkeit 
oder Seltenheit der Scheidung nicht allein von der Larheit oder 
Rigorofität der Scheidungsgejeßgebung abhängt. 

Es iſt im diesrheinischen Bayern unbejtrittenen Rechtens, dat 
auf Grund gegenfeitiger Einwilligung und erfolgter Regelung der 
VBermögensverhältnifje jüdischen Ehetheilen die Scheidung vom Gerichte 
zu bewilligen ijt, 

Harburger in den Blättern für NRechtsanwendung Bd. 52 
©. 105. Sammlung oberftrichterlicher Urtheile Bd. XI ©. 175. 
und doc lehrt die Statiſtik die relative Seltenheit der Eheſcheidung 
unter den 8raeliten. 
41. . 

Auch die Konftruftion der Trennung von Tiih und Bett wird 
dem Braftifer kaum eimmandsfrei erjcheinen, abgejehen von der Ber: 
vielfältigung und Berlängerung der nothwendig mit Mergerniß für 
die Ehegatten felbjt und für ihre Familien verbundenen, auch koſt— 
jpieligen Prozefje, die doc gerade auf dem Gebiete der Ehe zu 
vermeiden jein wird, jo wird es unendlich wenig Ehen geben, die, 
nadjdem einmal über fie die rauhe Luft des Trennungsprozefjes 
geweht hat, noch jegenbringend und veredelnd und nicht ſcheidungs— 
veif und nit im Rückenmark gebrochen erjcheinen; exbitterter, nicht 
geläuterter treten die Eheleute aus dem Fegefeuer des Trennungs- 
prozeſſes heraus. 

Die Motive erkennen ©. 635 zu $ 1461 jelbjt an, daß voraus— 
Yichtlih in der Mehrzahl der Fälle die Scheidung der zeitweiligen 
Trennung von Tiih und Bett folgen wird, 

Mag man daher aud die Neuerung des Entwurfs in jeiner 
Aufitellung relativer Scheidungsgründe — insbejondere ſchwere Mit: 
handlungen, entehrende Verbrechen oder Vergehen, ehrlojes oder 
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unfittliches Verhalten — als eine berechtigte erachten, mag man 
insbejondere ſich dabei beruhigen, daß, wie jo häufig, die „Wohlthat” 
des Richters ein Korreftiv abgibt gegen die „Plage“ des Geſetzgebers, 
mag man den Mangel aller Normen betreff der nad internationalem 
Privatrecht zu beurthetlenden Ehen nicht vermiſſen, — die oben ans 
geführten Bedenken lafjen ſich nicht zurüddrängen, umd werden, wenn 
der Entwurf Gejeg wird, nur zu bald die „Novelle“ zeitigen. 
Im Einzelnen iſt noch Folgendes zu bemerfen: 


42, 
Da im $ 1441 Ab. 2, $ 1441 Sat 2 und 3 des Abjages 3, 
$ 1445 Abſ. 2 die Scheidung unftatthaft ift, jo wird der Sat 2 
des $ 1440 Eorrefter dahin lauten: 
die Scheidung iſt nur in den Fällen zuläjjig, welde 
in den $ 1441 Abſ. 1, $ 1443 Abſ. 1 und 2 und Saß 
1 des Abjates 3, $ 1445 Sat 1 bezeichnet jind. 


43. 

Stellt man fi auf den fcheidungserfchwerenden Standpunft des 
Entwurfs und betrachtet man felbjt die mit Gewalt geichehene Vor— 
nahme unzüchtiger Handlungen an einer Frauensperſon, aljo eine 
mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren jtrafbare Handlung nur als relativen 
Scheidungsgrund,. dann wäre konſequent auch die midernatürliche 
Unzucht zwiichen Berjonen männlichen Gefchlecht3 oder von Menfchen 
mit Thieren, eine mit Gefängniß bis zu 5 Jahren ftrafbare Handlung, 
nicht al3 abfoluter, fondern nur als relativer Scheidungsgrund 
zu erachten. 

44, | 

Db die Konftruftion des Scheidungsverfahrens wegen Quaſi— 
dejertion nicht zu ſehr das Verfahren erichwert und die Kojten erhöht, 
indem jtatt eined auf einfeitigen Antrags zu erlaſſenden Rückkehr— 
befehl und des ſich daran jchließenden Defertionsprozefjes zwei 
Prozefje geführt werden müfjen, nämlich der Prozeß, die Heritellung 
der häuslichen Gemeinjchaft betreffend und der Dejertionsprozeß, 
fteht dahin. 

Nach dem Entwurfe liegt es in dem Belieben des einen Che: 
gatten, ungeitraft ‚Jahre lang ſich der häuslichen Gemeinjchaft zu 
entziehen: er braucht nur den Gemeinjchaftsheritellungsprozeß möglichit 
hinauszuziehen und dann noch 364 Tage nad) der Nechtsfraft des 
Urtheils demjelben Feine Parition zu leiften, ganz abgejehen davon, 
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dag auch dann feine Berurtheilung im Nachprozeß eintreten kann, 
wenn der verurtheilte Ehegatte beweilt, daß er in dem guten Glauben 
war, daß nad) dem Urtheile während der Friſt ein neuer, das Auf: 
geben der häuslichen Gemeinjchaft rechtfertigender Grund eingetreten 
ſei. Erſchwert man dem verlafjenen Ehegatten jo jehr zu feinem 
Rechte zu kommen, — uns ilt unfaßbar, wie die Abjicht „den andern 
Ehegatten bösliher Weife zu verlafjen” im alle des 8 1443 nod) 
ipeziell bewiejen werden kann — jo liegt die Gefahr nahe, daß ein 
künſtlicher Scheidungsgrund gejchaffen und das Gefetz umgangen wird. 


45. 

Da nur jehr uneigentlid die Ehefrau al „der” Kläger, „der“ 
Beklagte bezeichnet werden fann, dürfte im Schlußjat des $ 1443 
ftatt „der Kläger” die Klagspartei, ftatt „des Beklagten“ 
der beklagten Partei gejagt werden. 


46. 

Daß übrigens im Fall des 8 1444 der Kläger in derjelben 
Klage die fofortige Scheidung und eventuell die Trennung von 
Tiſch und Bett verlangen fann, ift wohl nicht zu bezweifeln, obwohl 
die Motive über dieje allerdings mehr civilprozefjuale Frage ſchweigen 
und die zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett nicht als Minus 
der Scheidung, fondern als etwas davon ſachlich ganz Verjchiedenes 
bezeichnen. 

47. | 

Am Hinblide auf die Präjudicialität der „Kenntnig” des 8 1447 
und der vielen Zweifelöfragen, welche in der Praxis über die Be: 
Ichaffenheit diefer Kenntniß aufgetaucht find, da ferner die Berzeihung 
einer Thatfahe deren Beftehen, jowie volle Kenntniß derjelben von 
Seite des Berzeihenden vorausjekt, 

Glück Sammlung ehegerichtliher Entjicheidungen ©. 247 
Nr. 301. 
wäre in $ 1447 die Einjegung des Wortes „volle“ vor „Kenntniß“ 
nit unangezeigt. 
48. 

Auch dürfte die 3Ojährige Friſt des $ 1447 Abi. 2 in dem 
vom Entwurf jo jehr betonten Anterefje der Aufrechthaltung der 
Ehen al3 zu lang zu eradten und joldhe auf 10 Jahre zu 
reduziren jein. 
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49, 

In den 88 1456, 1457, 1461 wird ein weitgehendes Storreftions- 
vet des Bormundjchaftsrichters gegenüber der Enticheidung des 
Prozeßrichters ftatuirt, e8 will uns bedünfen, al8 ob überhaupt die 
88 1456, 1457 und 1461 und theilweije 1465 nicht dem vorwurfigen 
Titel, fondern der Vormundſchaftsordnung bezw. dem zu erweiternden 
$ 1546 einzuverleiben wären. Hat in diefen Fragen, wie die Motive 
mit Recht annehmen, der Gejichtspunft des Intereſſes der Kinder 
den Ausjchlag zu geben, muß das Intereſſe der Eltern bei der Ent- 
iheidung zurüdzutreten, jo liegt eben die Entſcheidung begrifflich 
innerhalb der Sphäre der Befugnifje des VBormundichaftsgerichts, 
ein Standpunkt, auf welchen eine Reihe von Rechten jtcht. 


Hiernach fommen wir zu folgenden Borjchlägen: 
1: 

Als Abſatz 3 des $ 1228 ift beizufügen: 

Liegt ein jchriftlicher Berlobungsvertrag vor und ift in dem: 
jelben auf den Fall des NüdtrittS eine beitimmte Geld- 
jumme als Entjchädigung vorbedungen, jo hat es hiebei 
jein Bewenden. 

2. 

Die SS 573a und 575a find zu ftreichen. 

Der Schlußſatz des 8 1256 hat zu lauten: fofern diejem nicht 
der Streit verfündet worden war. 

4. 

Die Anfechtung der Ehe wegen Irrthums des einen Theiles 
über jogenannte wejentliche Eigenschaften oder Verhältniſſe des andern 
Theiles iſt zuzulaſſen. 

5. 

Sat 2 des $ 1265 ift zu ſtreichen. 

6. 
In Abſ. 2 des $ 1266 iſt zwiſchen „Nachlaßgerichte“ und „ab— 
zugebende“ einzujchalten: 
oder einem Notar. 
J 
$ 1273 Abſ. 1 Satz 2 erhält den Beiſatz: 
joweit nicht eine vor Abſchluß der Ehe getroffene Ber: 
einbarung anders bejtimmt. 
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8. 
In $ 1287 ift zwifchen die Worte durch und „Zumendung” das 
Wort „Ihriftliche” einzufügen. 
9 


In $ 1288 Satz 2 ift zwifchen „von ihr” und „an den Che: 

mann” einzufügen „oder ihrer Gegenpartei”, 
10. 
8 1297 Abſatz II hat im Eingang zu lauten: 
Die unter Nr. 4 und 5 bezeichneten Binfen 2c. 
11. 
Sat 2 des 8 1302 iſt zu ftreichen. 
| ‚12. 

Sn $ 1312 Ziff. 1 find die Worte „die Ehefrau die Be: 
Elagte war und zu ftreichen. 

13. 

Abſatz 2 des $ 1317 tft zu flreichen, 

14. 

Die Worte „und eine erhebliche Gefährdung des Rechtes der 
Ehefrau oder der Abkönmlinge auf Gewährung des Interhaltes für 
die Zukunft zu beforgen iſt“ in $ 1328 Ziff. 2 find zu ftreichen. 

15. 


Abſatz 2 Sat 2 des 8 1341 ift zu ftreichen. 
16. 

Die Worte „auf deren Verlangen” in $ 1366 jind. zu ftreichen. 
17. 

In $ 1367 Ziff. 1 find zwiſchen „herbeigeführten” und „Straf: 
verfahren” die Worte einzufchalten: 

„mit Berurtheilung des Ehegatten endigenden“. 
18. 

In $ 1372 Ziff. 3 find die Worte „und eine erhebliche Ge— 
führdung des Rechtes der Ehefrau vder der Abkömmlinge auf 
Gewährung des Interhaltes für die Zukunft zu bejorgen iſt“ zu 
streichen. 

19. 
In $ 1390 haben die legten Worte zu lauten: 
„te ift einjeitig unwiderruflich.“ 
20. 
In 8 1393 haben die legten Worte zu lauten: 
„ſie iſt einfeitig unwiderruflich.” 
IV. 


to 
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21. 

In $ 1398 Abf. I iſt zwiſchen die Worte „Ehegatten“ und 

„abzugebende” einzufügen: 
„oder einem Notar.” 
22. 

In 8 1403 Nr. 5 ift zwiichen die Worte „Ehegatten” und 
„abzugebende” einzufügen: 

„oder einem Notar.” 
23. 

Bei $ 1406 reip. $ 777 iſt ein Beiſatz angezeigt: 

Bon Eltern können weder ihre Abkömmlinge noch deren 
Bormünder oder Pfleger einen Offenbarungseid verlangen. 
24. 

Say 2 Abſatz 5 des 8 1406 hat ftatt „diefes Recht fteht ihm 
jedoch nicht zu” zu lauten: 

„diejes Recht geht auf die Abkömmlinge über.” 
| 25—32. 

In den 88 1283, 1292, 1311, 1352 Abſ. 1, 1352 Abſ. 2, 1411 
Abi. 1 umd 1411 Abſ. 2, 1417 find die Worte „joweit nicht das 
Gejeß ein Anderes beſtimmt“ beziehungsweiſe „loweit nicht aus dem 
Gejege ein Anderes ſich ergibt” zu ftreichen, 

33 


An $ 1430 Abi. 2 ift das Wort „rehtshängig” duch die Worte 
„duch Erklärung gegenüber dem Konkursgericht geltend” zu erjegen. 
34. 

Der erfte und zweite Abjay des $ 1436 wird durch folgende 
Abſätze erjegt: 
Die in $ 1435 bezeichnete Eintragung muß bei demjenigen 
Amtsgerichte bewirkt werden, bei welchem das eherechtliche 
Negiiter für den Bezirk des Wohnfiges des Ehemannes 
geführt wird. 

Wird von dem Ehemanne der Wohnfig in den Bezirk 
eines anderen Amtsgerichts verlegt, jo hat die Eintragung 
auch bei demjenigen Amtsgerichte zu gejchehen, bei welchen 
das eherechtliche Regifter für den Bezirk des neuen Wohn- 
jite8 des Ehemannes geführt wird. 

30. 
Sat 2 des $ 1440 hat zu lauten: 
Die Scheidung ift nur in den Fällen zuläffig, 
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welche in den SS 1441 Abj. 1, $ 1443 Abſ. 1 und 2 
und Satz 1 des Abſatzes 3, $ 1445 Sa 1 bezeichnet 


jind. 
36. 
Wahnſinn ift als abjoluter Eheſcheidungsgrund zu erklären. 
37. 


Gegenfeitige Einwilligung ift bei Einderlofen Ehen al3 Ehe— 
Iheidungsgrund zu erklären, wenn weder Leichtfinn noch Uebereilung 
noch heimliher Zwang von einer oder der anderen Geite zu 
bejorgen ift. 

38. 
In $ 1441 hat es ftatt der „SS 171, 175” zu heißen „des $ 171. 
39. 
In $ 1443 hat es ftatt „der Kläger” die Klagspartei, ſtatt 
„des Beklagten” „der beklagten Bartei” zu heißen. 
40. 
8 1444 Abſ. 1 erhält als Beiſatz 
„die Verbindung beider Anträge in einer Klage iſt zuläſſig.“ 
41. 
In 8 1447 Abi. 1 ift das Wort „volle” vor „Kenutniß“ ein 
zufügen. 

42. | 

In 8 1447 Abſ. 2 iſt Statt „dreißig” „zehn“ zu ſetzen. 
43. 

Der $ 1456 ift zu ftreichen. 
44, 

Der $ 1457 ift zu ftreichen. 
45, 

Der $ 1461 ift zu ftreichen. 
46. 

Sn $ 1465 ſind die Worte „in Anſehung“ bis „ſowie“ zu ftreichen. 
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Einige Fritiihe Bemerkungen zu $ 89 des Ent- 
wurfs eines Bürgerlichen Gejegbucs für das 
Deutſche Reich. 


Bon Rechtsanwalt Kempf in Berlin. 


I. Zwiſchen $ 89 und den 88 66 Abſ. 1, 74 Abi. 1 des Ent- 
wurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs befteht ein Widerjprud). 

Nach S 66 Abi. 1 iſt ein Rechtsgefchäft, deffen Wirkſamkeit 
davon abhängt, daß es gegenüber einem Betheiligten vorgenommen 
wird, unwirkſam, wenn die Vornahme gegenüber einer geſchäfts— 
unfähigen Perjon erfolgt. 

Nach $ 74 Ab. 1 wird zur Wirkſamkeit einer Willenserklärung, 
welche einem Betheiligten gegenüber abgegeben werden muß ($ 66 
Abi. 1) jofern diejelbe unter Abwejenden erfolgt, erfordert, daß die 
ausdrüdliche Willenserklärung dem Empfänger dejjelben zukommt, 
die ftillihweigende Willenserklärung zu feiner Kenntniß gelangt. 

Hieraus folgt, daß es für die Wirkfamkeit einer Willenserklärung 
entjcheidend ift, ob der Empfänger derjelben zur Zeit der Empfang: 
nahme (bezw. Kenntnißnahme) geihäftsfähig ift. 

Sit der Empfänger in diefem Zeitpunkte gejchäftsunfähig, fo tft 
die Willenserklärung unwirkſam, gleichviel ob der Empfänger bei 
Abjendung der Willenserklärung bereits gejchäftsunfähig war 
oder nicht. 

Daß zu den in $$ 66 Abſ. 1 und 74 Abſ. 1 bezeichneten 
Willenserklärungen auch die Vertragsanträge gehören, unterliegt 
feinem Zweifel (efr. Motive ©. 159). 

Dat aber auch bezüglich der Wirkſamkeit von Bertragsanträgen, 
welche geihäftsunfähigen Berfonen gegenüber erklärt werden, 
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von der allgemeinen Regel des $ 66 Abi. 1 Feine Ausnahme ge- 
macht werden joll, ergiebt $ 66 Abi. 2 Satz 2 durd) argumentum e 
contrario. 

Trotzdem heißt e8 in $ 89, daß es auf die Wirkſamkeit des 
Vertragsantrages, jofern nicht ein anderer Wille des Antragenden 
aus dem Antrage oder den Umftänden hervorgeht, ohne Einfluß fei, 
wenn der Antragende oder derjenige, weldem der Antrag 
gemadt worden ift, nah Abjendung des Antrages ftirbt 
oder geihäftsunfähig wird. 
| Wird aljo derjenige, dem der Bertragsantrag gemacht wird, nach 

Abjendung aber vor Empfangnahme defjelben geihäftsunfähig, 
jo foll der Bertragsantrag ihm gegenüber bindend fein, obwohl dies 
nad) der auch für Vertragsanträge geltenden Regel der 88 66 Abi. 1 
und 74 Abi. 1 ausdrücklich ausgeichloffen ift. 

Es ift dies ein Widerſpruch, deſſen Löfung weder aus dem 
Entwurfe nod) aus den Motiven zu entnehmen ift. 

I. Zur Befeitigung des Widerſpruchs ift es erforderlich, 
daß in $ 89 die Worte „oder gejhäftsunfähig wird” geftrichen 
werden. 

Durch die Streihung diefer Worte wird die Wirkjamkeit eines 
Bertragsantrages, wenn der Antragende nad) Abjendung des An: 
trages gefhäftsunfähig wird, nicht in Frage geftellt, da diefer Fall 
bereit3 in $ 74 Abſ. 3 in dem Sinne entjchieden ift, daß die Wirkfam- 
keit der Willenserklärung durch den nad) der Abjendung auf jeiten 
des Urhebers der Willenserklärung erfolgten Tod oder Eintritt der 
Geſchäftsunfähigkeit nicht beeinflußt wird. 

Es ift deshalb aud) unnöthig, daß in $ 89 des Falles gedacht 
wird, daß der Antragende nah Abjendung des Bertragsantrages 
ftirbt. Der $ 89 würde aljo folgende Faſſung erhalten: 

„Auf die Wirkjamkeit des Vertragsantrages ift es, ſofern 
nicht ein anderer Wille des Antragenden aus dem Antrage 
oder den Umftänden des alles hervorgeht, ohne Einfluß, 
wenn derjenige, welchem der Antrag gemacht worden ijt, nad) 
Abjendung des Antrages ftirbt.” 

Es würde fih freilich zur Wahrung des Prinzipes der vom 
Entwurfe adoptirten Empfangstheorie ($ 74, Motive ©. 157) 
empfehlen, hinzuzufügen: 

„Der Antrag ift ſolchenfalls als an die Erben defjelben 
gerichtet anzufehen.” (cf. Motive ©. 176.) 
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II. Will man auch den Fall, daß der Empfänger des Bertrags- 
antrage3 in dem Seitraume zwilchen Abjendung de3 Antrages und 
Ankunft deffelben gefhäftsunfähig geworden ift in den Bereich 
der gejeglichen Regelung ziehen, jo läßt fich dies ohne Widerjprud) 
gegen das fi aus 88 66 Abf. 1, 74 Abi. 1 ergebende Prinzip nur 
dadurch erreichen, daß man eine gejegliche Fiktion aufftellt, wonach 
ein folher Antrag al3 an den gejeglichen Vertreter des inzwilchen 
geichäftsunfähig gewordenen Empfängers gerichtet angejehen wird. 

At hierzu jedod) einerſeits ein praftifches Bedürfniß wegen der 
Kürze des in Betracht fommenden Zeitraumes jchwerlid) vorhanden, 
jo würde andrerfeits die Theorie zu Unzuträglichkeiten führen, welche 
beffer vermieden werden. Es ergiebt ji) dies aus folgenden Beijpielen: 
A. macht dem abwejenden B., deſſen Gejchäftsfähigkeit er vorausjet, 
einen Vertragsantrag. B. war jedoch fhon vor — vielleicht un: 
mittelbar vor — Abfendung des Antrages jeitend des A. geſchäfts— 
unfähig geworden. Die Folge ift, daß der Vertragsantrag umpirkjam 
ift ($ 66 Abſ. 1) und auch von dent gefeglichen Vertreter de3 B. nicht 
acceptirt werden kann. 

Sit B. jedoch bei Abjendung des Antrages feitens des A. noch 
geihäftsfähig gewefen und in der kurzen Zeit bis zur Ankunft defjelben 
geihäftsunfähig geworden, jo joll der Antrag bindend und die Annahme 
durch den gejeglichen Bertreter zuläſſig fein. 

Welche Veranlaffung Liegt zu einer ſolchen Unterjcheidung vor? 
Das Intereſſe, welches der Antragende an der Wirkjamkeit des An- 
trages haben wird, ift in beiden Fällen das gleiche. 

Die Unterfuchung, welde als das wefentlihe Moment für die 
vechtlihe Wirkjamkeit der Willenserklärung deren Abjendung und 
nicht deren Empfang gelten läßt, führt überdies zu einer unnöthigen 
und bedenflihen Durchlöcherung des Prinzipes der Empfangstheorie. 

Das nämliche Bedenken fpricht auch gegen die Annahme des 
Grundjages, daß der Tod de8 Empfängers nach Abjendung des 
Bertragsantrages auf die Wirkſamkeit des Antrages ohne Einfluß 
jein joll. Wenn man aud) diefen Grundſatz äußerlid) der Empfangs- 
theorie dadurch anpaſſen fann, daß man die Fiktion aufftellt, der 
Antrag ſei jolhenfalls an die Erben des Empfängers gerichtet, jo 
bleibt dies doc immer nur eine gezwungene Fiktion und das Prinzip 
jelbjt leidet darunter, wenn man ihm im einzelnen alle auf jo 
fünftlihe Weife Geltung zu verschaffen ſucht. 

Auch hier aber wird der Nachtheil, welcher durch das Abweichen 
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von konſequenter Durhführung des Prinzipes entfteht, keineswegs 
aufgewogen durd einen praktiſchen VBortheil, welchem zu Liebe ein 
jolche8 Abweichen gerechtfertigt erjcheinen könnte. 

Es ſpricht nichts dafür, einen Vertragsantrag, deſſen Adrejjat 
vor der Empfangnahme verjtorben tft, gelten zu lajjen, wenn derjelbe 
im Beitpunfte der Abjendung des Antrages noch gelebt hat, während 
er feine Gültigkeit hat, wenn der Tod des Adreſſaten ſchon vor der 
Abſendung eingetreten war. 

Das Naturgemäße ift auc) hier, daß das entjcheidende Gewicht 
auf den Zeitpunkt der Empfangnahme gelegt wird. 

Hat der Adreſſat diejen Zeitpunkt erlebt, jo it die den Vertrags: 
antrag enthaltende Willenserklärung nad) dem Prinzipe der Empfangs- 
theorie ($ 74) zur rechtlihen Eriftenz gelangt und der Empfänger 
hat, da der Antragende nad) $ 80 an feinen Antrag gebunden ift, 
demmentjprehend ein Recht auf Annahme des Antrages erlangt. 
Es ijt dies ein Bermögensrecht, welches wie alle Vermögensrechte, 
mit jeinem Tode auf feine Erben übergeht. Die Erben find alſo — 
ausgenommen den Fall, daß der an den Exblafjer gerichtete Antrag 
ein höchſt perjönliher war — zur redhtswirkffamen Annahme des 
Antrages berechtigt, jofern fie in der Lage find, diefelbe in der ge- 
hörigen Friſt ($ 82 oder $ 84) zu erklären. 

Zu diejer Konftruftion gelangt man auf natürlihem Wege durch 
Anwendung allgemeiner Rechtsgrundſätze und ohne Zuhilfenahme 
einer Fiktion. 

IV. Auch in dem zur Zeit geltenden Rechte ift ein Bedürfniß 
zur Aufjtellung einer folhen Fiktion nicht zu Tage getreten. Das 
Handelsgejegbuh Art. 297 behandelt nur den all, daß der An: 
tragende nad Abjendung des Antrages verjtirbt. Wach gemeinem 
Nechte kommt der Vertrag nicht zu Stande, wenn während der Zeit 
zwijchen Abjendung der Offerte und Ankunft der Annahmeerklärung 
einer der vertragsjchliegenden Theile ftirbt oder gejchäftsunfähig wird; 
während nach preußiihem WU. 2. R. (8 106 L. 5) in den Rechten 
oder Pflichten wegen der Annahıne nicht3 geändert werden foll, wenn 
nach gejhehenen Antrage und vor dem Ablaufe der Erklärungs— 
frift der eine oder der andere Theil verjtirbt. 

Hierbei ift vorausgejegt, daß der Antrag bereit3 gemacht ift, 
d. h. nad) der Empfangstheorie, daß der Antrag demjenigen, dem er 
gemacht wurde auch zugefommen ift, bevor der Tod des einen oder 
andern Theiles eintrat. Der Fall, daß Tod oder Gefhäftsunfähig- 
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keit de3 Empfängers der Willenserklärung eintrat, che ihm die 
Willenserklärung zugefommen, jedoch nachdem fie an ihn abgejendet 
ift, ift im geltenden Rechte nirgends in's Auge gefaßt, offenbar des— 
halb weil man in Ermangelung eines praktiſchen Bedürfnifjes eine 
Ausnahme von der Regel, daß eine Willenserklärung unter Ab: 
wejenden erjt dann vorliegt, wenn fie dem Anderen jo zugefonmen 
ift, daß diefer fie vernehmen kann, nicht zulajjen will. 

Soll der $ 89 des Entwurfs alfo nur die zwiſchen dem ge- 
meinen und dem preußischen Rechte bejtehende Divergenz ausgleichen, 
jo geht er zu weit, indem er von dem Yalle Handelt, daß der Adreſſat 
de3 Bertragsantrages nad Abjendung des Antrages verftirbt oder 
geichäftsunfähig wird, während die Divergenz nur darin beftcht, ob 
der Eintritt des Todes oder der Gejchäftsunfähigkeit nach Ankunft 
der Offerte den Vertragsichluß hindert oder nicht. 

Einer ausdrüdlihen Stellungnahme zu diefer Verſchiedenheit der 
Beitimmungen im geltenden Rechte, bedarf es für den Entwurf aber 
nicht, da, wie oben gezeigt, eine ſolche in Konſequenz des $ 80 des 
Entwurfs jih von ſelbſt ergiebt. 

Faßt man die bisherigen Ausführungen zufammen, jo ergiebt 
fi, daß die Beltinunung des 8 89, 

1. injoweit jie den Eintritt dev Gejhäftsunfähigfeit des— 

jenigen, an den der Antrag gerichtet tft, behandelt, 
in einen unlöslichen Widerjpruch mit SS 66 Abſ. 1 und 74 
Abſ. 1 geräth; 

2. infoweit fie den Tod oder den Eintritt der Gejchäfsunfähig- 
feit des Antragenden nad) Abjendung des Antrages in's 
Muge faßt, wegen 8 74 Abj. 3 überflüffig ift; 

3. inſoweit fie den Tod des Adrejjaten nad Abjendung des 
Antrages betrifft, eine bedenkliche Abweichung von dem 
Prinzipe der Empfangstheorie enthält, welche durd) ein 
praftifches Bedürfniß nicht gerechtfertigt wird; 

4. infofern fie die zwiſchen den einzelnen Gebieten des geltenden 
Nechtes beftehende Rechtsverfchiedenheit bezüglich des Ein- 
fluffes von Tod und Gejchäftsunfähigkeit auf den Vertrags— 
Ihluß unter Abwejenden ausgleicdyen will, zu weit geht und 
wegen der aus $ 80 zu ziehenden Folgerungen entbehrt 
werden Fann. 

Es empfiehlt ſich aus allen diefen Gründen, 
den $ 89 des Entwurfs gänzlid zu ftreichen. 


Das Recht der Schuldverhältniſſe. Vierter Abjchnitt. 
Einzelne Schuldverhältniffe aus anderen Gründen. 
Bon Redtsanwalt Hartmann in Nürnberg. 





Erfer Titel. 
Bereidherung. 


Die rechtliche Gejtaltung, welde der Entwurf den Schuldver- 
hältniffen aus ungerechtfertigter Bereicherung (Kondiktionen) giebt, 
Ichließt fi eng an jene des gemeinen Rechts an. 

Der das Kondiktionenſyſtem beherrichende Grundgedanke iſt 
feineswegs der nur dem Gebiete der Ethik, nicht aber dem der Rechts— 
wiſſenſchaft angehörige Sat, daß fi Niemand mit dem Schaden 
eines andern bereichern ſolle, nod; weniger die dem preußifchen Recht 
unterliegende Rechtsanjchauung, daß jede Vermögenszuwendung an 
einen Anderen zur Rüdforderung des Geleijteten berechtige. 

Das verpflichtende Moment wird lediglih in der Rechtloſigkeit 
des Erwerbes gefunden. Rechtlos d. h. des Rechtsgrunds entbehrend 
it der Vermögenserwerb dann, wenn die den Willen des Leijtenden 
urjadhlich bedingenden Momente, welche ſich als eine wejentliche Bor- 
ausjegung der Leiftung im Sinne des Leiftenden fennzeichnen, entweder 
don Anfang ab nicht vorhanden waren, oder nicht eintraten, oder endlich, 
wenn zwar von Anfang ab vorhanden, jpäter hinweggefallen jind. 

Bon diefem Grundgedanken ausgehend gliedert der Entwurf die 
Kondiktionen nah 5 Kategorien, indem er den Anfprucd auf Rück— 
gewähr zuläßt 

I. im Falle der Leiftung einer Nichtfchuld, 

II. bei Nichteintritt des bei einer Leiftung vorausgejegten 

fünftigen Ereignifjes oder eines rechtlichen Erfolgs, 
v. 28 
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III. bei Wegfall des Rechtsgrundes einer Leiſtung, 

IV. im Fall des verwerflichen Empfangs, 

V. im Fall des ſonſtigen grundloſen Habens. 

Der erſte Fall — der Fall der Leiſtung einer Nichtſchuld — 
bildet gewiljermaßen den Muſterfall. Der Entwurf verweiſt insbe— 
ſondere bezüglich der Beichaffenheit der Leijtung, als welche ausdrüd- 
lich auch die Einräumung des Beſitzes gekennzeichnet wird, wie be— 
züglicd; des Umfangs der Nüdgewähr bei den übrigen Slategorien der 
Kondiktionen, auf die bezüglich der Leiſtung einer Nichtſchuld normirten 
Beftimmungen. 

E3 dürfte zunächſt die Frage aufzumerfen fein, ob dieje mehr: 
fache Gliederung bei den Kondiktionen dom gejeßgeberiichen Stand- 
punfte nothivendig vder ziwedmäßig erjcheint. 

Die genetische Entwidelung des Kondiktionenſyſtems im römischen 
Rechte, in welchem ſich aus der Condictio indebiti die übrigen Kon— 
diktionen vermöge der Rechtsanalogie Herausbildeten, ließ diefelbe als 
eine natürliche Nothiwendigkeit ericheinen‘). 

Schon hier waren aber oft die Grenzlinien zwiſchen der condictio 
indebiti und der condictio sine causa und ob rem fo jchmale und fo 
verſchwimmende, daß die trennenden begrifflichen Merkmale ſchwer zu 
erfennen waren. 

Für die Rechtsanwendung jedod) ergaben ſich bei den einzelnen 
Kondiktionen nicht unerhebliche praktiſche Berjchiedenheiten. 

Die condietio indebiti konnte nur im Falle eines entſchuld— 
baren Irrthums Plaß greifen; ſie war ausgeſchloſſen, wenn die er: 
füllte Verbindlichkeit auch nur eine natürliche war; bei ihr fand zu 
Ingunjten desjenigen, welder den Empfang der Leiſtung muthwillig 
in Abrede ftellte, eine Berjchtebung der Beweislaſt ftatt. Alle dieſe 
Belonderheiten der Rüdferderung bei Leiftung einer Nichtſchuld find 
durch den Entwurf befeitigt. Der Entwurf vermuthet den Irrthum 
desjenigen, welcher eine nicht beftehende Berbindlichkeit erfüllt Hat, 
und jchließt die Verpflichtung des Empfängers zur Rüdgewähr für 
ven Fall aus, daß der Leiftende Kenntniß von dem Nichtbeftande der 
Verbindlichkeit hatte. Der Entwurf erfennt nur in ganz beitimmten 
Fällen das Borhandenfein einer natürlichen, unvollkommenen Obli: 
gation an, und läßt demnad die Rüdforderung im Regelfalle aud) 
dann zu, fall8 Pietäts-, Anſtands- oder Sittlichfeitspflichten diejelbe 


) Vergl. Errleben condictiones sine cansa I, ©. 33. 


verbieten jollten. Die Strafen des bösmwilligen Leugnens find dem 
Entwurfe ohnedies fremd. 

Bejeitigt hiernady der Entwurf alle Eigenthümlichkeiten der 
gemeinrechtlichen condictio indebiti, jo fragt man ſich vergeblich, aus 
welchen Gründen der Fall der Leiſtung einer Nichtjchuld eine ge— 
jonderte gejeggeberifche Behandlung erfährt. Auch die Leiftung einer 
Nichtſchuld beruht ja Lediglich auf der irrigen Vorausſetzung, 
das die Schuld beſteht und unterjcheidet ſich in nichts von der Leiftung, 
welche den Eintritt eines künftigen Ereignijfes oder eines rechtlichen 
Erfolges, oder die Eriftenz eines Nechtsgrundes, welcher nicht be- 
jtanden oder doch zu bejtehen aufgehört, vorausjegt. Die Gewährung 
eines Rückleiſtungsanſpruchs in allen dieſen Fällen erjcheint deshalb 
als der Ausfluß dejjelben geſetzgeberiſchen Gedankens. Der Entwurf 
verfennt dies aud) nicht. Die Motive (II. ©. 832) charakteriſiren 
die condictio indebiti al3 einen Ulnterfall der condictio ob rem, 
erachten aber für denjelben wegen jeiner Häufigkeit und Wichtigkeit 
die bejondere Normirung als nöthig. Allen diefer Grund dürfte dieje 
formale Behandlung kaum rechtfertigen. Abgejehen von den jehr 
jtörenden Verweifungen in 88 741, 744, 745, 747, 748 ift wohl für 
die Bertiefung der Rechtsnorm in dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
jene legislatorısche Form am förderlichjten, in welcher fid) die Gemein- 
jamfeit und Gleichartigfeit der Nechtsgrundfäge in der Einheitlichkeit 
und Gleichartigkeit des gejeggeberiihen Ausdruds wieder: 
jpiegelt. 

Der diejer Forderung entiprechenden Formulirung der gejetlichen 
Beitimmungen dürften, nad) dem am Schlujje diefer Ausführung 
gemachten Verſuche — einem Berjude, defjen Berbefjerungsfähigkeit 
jehr gerne anerkannt wird — erhebliche redaktionelle Schwierig: 
keiten faum entgegenjtehen. 


Im Einzelnen dürfte zu bemerken fein: 
s 137. 

Der Ausdrud, „wenn die Verbindlichkeit nicht bejtanden hat“, 
bedarf feiner näheren Erläuterung. Niemand wird ſich darüber im 
Zweifel befinden fönnen, daß unter einer Verbindlichkeit, die nicht 
bejteht, ſowohl jene zu verftehen ift, die von Anfang an nicht beftanden, 
oder wenn fie beftanden, erlofchen ift, als aud) jene, deren Verfolgung 
durch eine peremtorische Einrede dauernd ausgeſchloſſen iſt. Die 
Motive bemerken, daß es den Beltimmungen der 88 1093, 1192 
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Abi. 2 entjpreche, dieſes lettere Moment bejonders zu betonen. 
Allein gerade nad) diejen Allegaten hat die Geltendmahung einer den 
Anſpruch auf die Leiftung dauernd ausfchliegenden Einrede die Er- 
löſchung des Anjprudes zur Rechtsfolge. Hiernach gewinnt Die 
Faſſung des Entwurfes, welche die bereit erlojchene Verbindlichkeit 
der von Anfang an beftandenen jchon überflüſſigerweiſe gleichſtellte, 
dadurd), daß fie neben der Wirkung — der Erlöfhung des An— 
ipruhs — noch einmal das wurjählicd) wirkende Moment — die 
Geltendmadhung einer peremtorijchen Einrede — erwähnte, eine 
tautologiihe Faſſung, welche durch die Forderungen £larer Geſetzes— 
redaktion nicht im Mindeſten bedingt erjcheint. 

Der Entwurf erfennt den Befig und die Innehabung als 
Kondiktionsgegenftand an. Hiergegen dürfte faum eine Erinnerung 
zu erheben fein; allein fraglid) evjcheint die Nothwendigkeit einer 
ausdrüdlihen Normirung, wie ſolche Abf. 3 enthält. Der Aus: 
druck „Leiſtung“ ift, wie die Motive ©. 5 betonen, in einem 
ganz beitimmten Sinne als terminologijcher Begriff für den 
Gegenjtand des Schuldverhältnifjes gebraudt. Unter Yeiftung tft 
im Sinne des $ 206 jedes Thun oder Unterlaffen des Schuldners 
verstanden. Daß hierunter auch die Uebertragung des Befites zu 
verjtehen ift, leidet feinen Zweifel. Die befondere Betonung der 
Einräumung des Beliges oder der Innehabung im $ 737 iſt deshalb 
nur geeignet, Unklarheiten injofern zu erzeugen, als an anderen 
Stellen des Entwurfes, beiſpielsweiſe in 88 1847, 1848, 1853 
Zweifel über den rechtlichen Umfang des Begriffs der Leiftung ent: 
jtehen Eönnten. 

Der $ 737 giebt endlidy noch zu einem weiteren redaktionellen 
Bedenken Anlaß. Der Entwurf unterjcheidet nicht zwijchen civilen 
und natürlichen Berbindlichkeiten. Er jchließt nur in drei Fällen das 
Recht aus, Leiftungen zurüdzufordern, obwohl eine rechtliche Ber: 
bindlichkeit zur Leiftung nicht beiteht: im alle der Befriedigung 
eines verjährten Anſpruches ($ 182 Abf. 2), im alle einer Leiftung 
auf Grund des Spieles oder Wette, oder des Lotterievertrags (664, 
665) und endlich im Falle der Leiftung einer nicht geſchuldeten Aus: 
ftattung ($ 1500). Sit es wohl num einerjeit8 geboten im Intereſſe der 
Einbeitlichkeit und Ueberfichtlichkeit diefer Ausnahmfälle, wenn auch nur 
durch Verweilungen zu gedenken, jo erjcheint es andererjeitS wohl 
auch erforderlih, daß im Geſetze und nicht bloß in den Motiven der 
gejetgeberiiche Wille, daß Leiftungen in Erfüllung von Pietäts-, 
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Anſtands- oder Sittlicjkeitspflihten der Nüdforderung unterliegen 
jollen, zum Ausdrude gelange. 

Diefer Forderung dürfte durch die Präzifirung „rechtliche Ber: 
bindlichkeit” ſchon genügt fein. 

8 739. 

Nach Abjat 2 diefes Paragraphen entfällt die Berbindlichkeit 
zur Herausgabe oder zur Werthvergütung, fall3 der Empfänger bei 
Eintritt der NRechtshängigfeit des Anſpruches durch die Leiftung nicht 
mehr bereichert ift. Der Empfänger ift hiernach, ſelbſt in jenen 
Fällen, in welchen er durd) eine vorjägliche oder fahrläjfige Handlung 
jich die Möglichkeit entzogen hat, das Geleiſtete zurüdzugeben, von jeder 
Erjagverbindlichkeit frei. Allein jchon unter den gemeinrechtlichen 
Schriftſtellern“ wie in der gemeinrechtlihen Praxis?) ift der Sat, 
daß ichuldlojer Wegfall der Bereicherung die VBerpflihtung ausichliege, 
feineswegs allgemein anerkannt; allein der Rechtsſatz, daß in jenen 
Fällen, in welchen die Bereicherung mit Schuld des Bereiherten 
hinmweggefallen iſt, die Erjagverbindlichkeit Pla greife, iſt ziemlich 
unbeftritten. Bejtritten ift lediglich, unter welchen Vorausſetzungen 
ein ſchuldhafter Wegfall der Bereicherung anzunehmen ift. 

Nach den Beftimmungen des Code eivil in Art. 1379 haftet der 
Empfänger für Verluſt oder Entwerthung in Folge feines Ber: 
ihuldens und lediglich das italienische Recht *) (Art. 1148) überbürdet 
dem Leiltenden die Gefahr des Berluftes und der Entwerthung, jelbit 
in jenen Fällen, in welchen dieſe durch die eigene Schuld des 
Empfängers veranlagt worden find. Allein diefer weitgehende Stand» 
punkt dürfte dem Nechtsbewußtjein kaum entiprechen. 

Inſolange das verpflichtende Moment allein in jenem der uns 
gerechtfertigtenn Bereicherung gefunden wurde, injolange die Kondik— 
tionen als ein ganz finguläres Rechtsmittel, als Ausflug der Billigkeit 
betrachtet wurden, injolange mag es auch eine Konſequenz diejer 
Auffaſſung jein, die Verpflichtung zur Herausgabe der Bereicherung 
nur infolange andauern zu laſſen, als die Bereicherung ſelbſt beiteht. 
Allein verläßt man dieje Auffafjung und findet man, wie der Ent- 
wurf betont, das verpflichtende Moment in der Widerrecdhtlichkeit des 
des Nechtsgrundes entbehrenden Rechts: und Bermögenserwerbs, jo 


) Vgl. Windfcheid IT S 424 Note 3. Erxleben Band 1 Seite 182. 
J Seuffert Archiv Band 29 Nr, 32. 
Georgi T'heoria delle obligationi $ 156. 


328 


dürfte faum ein Grund beftehen, die obligatorische Haftung des 

Empfängers nad) anderen als nad) allgemeinen Grundjäten zu regeln, 

nad) welchen zwar Eajuelle Unmöglichkeit, Feineswegs aber vorjäß- 

liches oder fahrläjfiges Handeln die Rüdleiftungspflicht ausſchließen. 
8 741. 

Die Berweifung auf 8 740 Abf. 1 und 2 dürfte den Schlußjat 
de3 8 741 Abf. 2 überflüſſig erjcheinen laſſen. 

8 742. 

Nach dem $ 742 ift bei einer Leiftung unter der Vorausſetzung 
eines fünftigen Greignifjes oder rechtlihen Erfolges die Rückleiſtung 
durch den Umſtand bedingt, daß dieſe Vorausjegung in einer aus— 
drüdlichen oder jtillfchweigenden Willenserklärung zum Ausdrud ge: 
langt it. 

Die Motive betonen, daß die Vorausfegung erklärt fein muß 
entweder ausdrüdlid; oder ftillfchweigend, und verweilen bezüglich 
de3 Inhalts der ftillichweigenden Willenserklärung auf die Beſtim— 
mung des $ 72, welche die Definition diefes Begriffs der Wiljen- 
ſchaft vorbehält. 

In diefer Faſſung ftatuirt das Geſetz offenbar die Forderung, 
daß die von dem Leijtenden gemwollte Borausjegung entweder aus— 
drüdlich oder doch mindeitens durch EFonkludente Handlungen, in 
welchen der Wille des Leiftenden ſich ausprägt, zur Erklärung gelangt. 
Allein diefe Forderung dürfte ji nicht rechtfertigen. 

Die Sicherheit des obligatorischen Nechtsverfehrs, welche wie 
Negelöberger?) bemerkt auf der Zuverläffigkeit des dritten Perjonen 
allein erfennbaren äußeren Berhaltend der Menfchen, genauer, 
auf der Uebereinftimmung des Verhaltens mit der Willensrichtung 
jeines Urhebers beruht, erfordert wohl nicht mehr, als daß die Vor— 
ausfegung, von welcher der Yeijtende bei jeiner Yeiltung ausgeht, 
dem Empfänger derjelben erfennbar werde. 

Fordert man befondere Eonkludente Handlungen, in welchen dieje 
Selbſtbeſchränkung des Willens ſich ausprägen joll, jo müßte man 
die Kondiktion in einer Neihe von Fällen verjagen, in welchen die 
Leiftung in ihrer äußeren Erjcheinung ſchon eine jolche ift, daß die 
Beichränfung, unter welcher Hingabe und Annahme derjelben erfolgt, 
th aus den Umständen ergiebt. 


Bgl. Megelsberger in Endemanns Handelsrecht IT . 449. 
Bol. G. Hartmann im Archiv für civile Praris Bd. 72 S. 161. 
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Wenn beijpiel3weife Jemand zum Beamten einer Aktiengefell- 
jchaft ernannt wird und er nad) jeiner Ernennung auf Grund ftatu- 
tarischer Berpflihtung genau die ftatutengemäß vorgefchriebene Zahl 
von Aktien zeichnet, jo dürfte, falls jein Bertragsverhältnig vor 
Antritt feiner Funktion fi) aus irgend einem Grunde wieder löjen 
jollte, der Anſpruch auf Rüdleiftung ficherlich gerechtfertigt fein und 
die Umſtände des Falles zu der Annahme zwingen, daß für ihn die 
Eriftenz des Vertragsverhältniffes die Vorausjegung für die Aktien— 
zeichnung bildete. Fordert man aber bejondere konkludente Hand- 
lungen, dur welde diefe Vorausjegung erklärt werden muß, jo 
muß man die Rüdforderung ausjchließen.‘) 

Ein Arbeiter wird am Auge verlett, nach wocenlanger ärztlicher 
Behandlung als geheilt entlaffen, und verzichtet gegen eine der Zeit 
jeiner Arbeitsloſigkeit entiprechende Entſchädigung auf jeden weiteren 
Anfprud. Nach Jahresfriſt zeigt e3 ih, daß ein Splitter im Auge 
zurüdgeblieben ift, und nur durch eine Operation, welche den Verluſt 
des Auges zur Folge hat, fein Leben zu erhalten ift. Kann e8 in diejem 
alle zweifelhaft fein, daß der Verzicht Lediglid) unter der Voraus— 
jegung erklärt wurde, daß der Arbeiter wirklich geheilt war, und 
war nicht auch für deſſen Mitkontrahenten diefe Borausfegung nicht 
nur erkennbar, jondern zweifellos? 

Prägt fi) der innere Wille in genügender Klarheit in der Ge- 
jammtheit der Umftände aus, jo muß die genügen. Coll da3 
ethifche Moment im Necht zum Durchbruch gelangen, jo muß es ge- 
nügen, daß die Borausjegung erfennbar ift, nicht daß fie aus— 
drüdlich oder ſtillſchweigend erklärt ift. 

8 743. 

Ziffer 1 dieſes Paragraphen ſchließt die Nüdforderung aus, 
wenn die Vorausjegung, unter welder geleiftet worden, von der 
Art ift, daß von dem Geber durd) die Leiftung gegen die guten 
Sitten oder die Öffentliche Ordnung verjtoßen worden tft. ES wird 
kaum ein Fall denkbar jein, in welchem die Annahme einer unter 
ſolch unfittlihen Vorausfegungen gemachten Leiftung ſich nicht als 
ein verwerfliher Empfang darjtellt. Nachdem aber Abf. 3 des $ 747 
ausdrüdlic das Rückforderungsrecht dann ausjchließt, wenn durch die 
Leiftung auch von dem Geber gegen die guten Sitten oder gegen 


9) Entjcheidungen des R. O. H. G. VII ©. 433. 
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die Öffentliche Ordnung verſtoßen worden tit, jo dürfte dieſe Ziffer 
ſich ficherlich als überflüjfig darjtellen. 


8 744 und 745 
entfallen nach den am Schluſſe folgenden Redaftionsvorichlägen. 


8 746. 

Dieſer Paragraph ftellt ſich als eine Menderung der Eivilprozeß- 
ordnung dar. Er firirt den Eintritt der Nectshängigfeit in den 
Fällen, in denen auf Grund eines vorläufig vollitredbaren Urtheils 
oder eines unter Vorbehalt der Nechte oder in der Berufungsinjtanz 
unter Vorbehalt der Geltendmahung weiterer Bertheidigungsmittel 
ergangenen Urtheils eine Leiftung erfolgt ift, und erachtet den Zeit— 
punkt der Leiftung gleichzeitig als Zeitpunkt der Rechtshängigkeit. 
Allein bier it eine Lücde unverkennbar. Denn den Leitungen auf 
Grund vorläufig vollftredbarer Urtheile find ficherlich Leiftungen auf 
Grund eines Bollftredungsbefehles, Leiftungen auf Grund von erefu- 
torifhen Urkunden, Leiftungen auf Grund von Arreiten und einits 
weiligen Verfügungen vollftändig gleichzuitellen. 

Es iſt nicht abzufehen, aus welchen Gründen derartige Leiſtungen, 
fall3 der Volljtrefungstitel wieder aufgehoben würde, nach andern 
Grundſätzen zu behandeln jeien, als die in $ 746 Abſ. 1 erwähnten. 

Die Motive zu diefem Paragraphen erwähnen diefe Fülle gar 
nicht und gedenken lediglic, der Wiederaufhebung eines rechtsfräftigen 
Urtheils, in welchem alle zwar die condictio ob causam finitam be— 
gründet erachtet werden muß, bemerfen dagegen jedoch ohne weitere 
Begründung, daß in diefem Falle der Rüdforderungsanipruc im 
Beitpunfte der Leiftung nicht als rechtshängig geworden gelten Fönne. 

Beitehen hier zweifellos erhebliche Lüden, jo befteht aber noch 
da8 weitere Bedenken, daß der $ 745 Abi. 1 fih als eine weitere 
Ergänzung des 8 655 Abi. 2 der C. P. D., $ 745 Ab. 2 dagegen 
als eine ſolche der 88 136, 274, 491 der CE. P. D. darftellt. 

Eine derartige VBermengung rein civilprozefjualer und civilvedt- 
liher Normen verjtößt gegen die Forderung der Einheitlichfeit und 
Ueberfichtlichfeit der Kodififation. Nachdem eine Reviſion der Civil- 
prozeßordnung kaum vermeidbar ift, jo ericheint es wohl umfoweniger 
angemeſſen, Menderungen derjelben bald in einem befonderen Geſetze 
(vgl. $ 826), bald im Einführungsgefege zur Civilprozekordnung 
(vgl. $ 745 Note 1 $ 1250 II, IIL S 1278, 8 1476 Note 1) bald 
im Givilgejeßbuche felbit zu zeriplittern. Hiezu kömmt noch der weitere 


Umstand, daß die viel beftrittene Frage, ob die Bollftredung auf 
Grund eines vorläufig vollitredbaren Urtheils oder eines jonjtigen 
Bollitrefungstitel3 (Arrejtes 2c.) für den Fall der Aufhebung des 
Urtheil8 oder des Arreites zum Scadenserjage verpflichten, weder 
in 8 715 des Entwurfes noc hier ihre gejegliche Negelung gefunden 
bat, jodaß die Bejtimmung allein, in welchem Beitpunfte für derartige 
Rüdleiftungsaniprüce die Nechtshängigkeit eintritt, al8 ungenügend 
erjcheint. Hienach dürfte der $ 746 vollftändig zu jtreichen und der 
Reviſion der Givilprozekordnung zu $ 655 vorzubehalten jein. 


Ss TAT. 


Auch wenn die Annahme einer Leiftung gegen die öffentliche 
Drdnung veritößt, liegt ein verwerflicher Empfang im Sinne des 
Entwurfs vor. 

Dieje Beltimmung erjcheint al3 SKorrelat des $ 106, welcer 
NRectsgeichäfte, deren Inhalt gegen die guten Sitten und die öffent- 
lihe Ordnung verftößt, als nichtig erklärt. 

In einem gewiſſen Gegenjage hiezu ſteht $ 344, welder ver: 
tragsmäßige Leijtungen, fofern fie unmöglich oder durch Geſetz 
verboten jind, vder gegen die guten Sitten verjtoßen, als 
nichtig bezeichnet. Des Verſtoßes gegen die öffentliche Ordnung ift 
hier nicht erwähnt. 

Die Motive zu $ 106 verfennen auch nicht die Bedeutjamteit 
des gejeggeberiichen Schrittes, welcher dem richterlichen Ermeſſen einen 
weiten Spielraum einräumt. 

Es darf wohl nicht ohne Grund behauptet werden, daß der Spiel- 
raum ein zu weiter tit. 

Das Gebiet der Öffentlichen Ordnung ift ein weites, ſchwer ab— 
zugrenzendes, kaum zu überjehendes. 

Im Intereſſe der öffentlihen Ordnung iſt in verjchiedenen 
Staaten den autonomen Drganen (Land =» Diftrikt3 - Ktreisgemeinden) 
ein ziemlich jchranfenlojes Gejeßgebungsrecht eingeräumt. Berträgen, 
die mit diejen ziemlich bunten und mannigfaltigen Manifeitationen 
der gejeßgeberifchen Autonomie ſich in Widerftreit jeten, die 
privatrechtliche Wirkſamkeit zu verfagen, ericheint doch im hohen Grade 
bedenklih. Wenn beiſpielsweiſe mehrere Gemeindeglieder gegen eine 
Averjaliumme mit der Gemeindeverwaltung ſich von der Verpflichtung 
einen Zuctitier zu halten, befreien laſſen, ſo mag dieſer Bertrag den 
landwirthichaftlichen Sintereffen zuwiderlaufen und ſich als ein Ber- 
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trag gegen die öffentliche Ordnung charafterifiren, dem das öffentliche 
Recht die Wirkſamkeit verfagen mag; denjelben aber aud von privat- 
rechtlihen Standpunkt aus zu verfehmen, jodaß die bereit erfolgten 
vermögensrecdhtlichen Leijtungen fi der Gemeinde gegenüber als ein 
verwerflicher Empfang darftellen, und der Rüdforderung nicht unter: 
liegen, bejteht kaum ein zureichender Grund. 

In der Regel werden ſich Berträge gegen die öffentliche Ordnung 
und Berträge gegen die guten Sitten begrifflich deden. So unterlag 
betipielswetje die Gittenwidrigfeit der gegen das Prinzip der Gewerbe- 
freiheit verftoßenden Verträge in der Praris auch nicht dem mindeften 
Bedenken. 

In den Fällen, in denen dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, dürfte 
faum ein Anlaß geboten fein, aus ethiſchen Gründen das Gebiet der 
nichtigen Berpflichtungen zu erweitern; dagegen tjt bei Leitungen, 
welche einem Berbotsgefeß zumiderlaufen, der Nüdleiftungsaniprud) 
nicht zuzulaffen. 


Un 


148. 

Der $ 748 formulirt als rechtliche Vorausfegungen dev jog. 
condictio sine causa rechtloſe Bereicherung aus dem Vermögen eines 
Andern, joferne fie ohne deſſen Willen oder ohne deſſen rechtsgiltigen 
Willen erfolgt ift. 

Diefe Faſſung it zu eng. In diefer bejchränkten Anwendung 
entjpricht die condietio sine causa aber umjoweniger den Bedürfniffen 
des Rechtslebens als dem Entwurf eine Klage wegen nüglicher Ver— 
wendung ſowohl im Sinne des gemeinen wie des preußiichen Rechts 
(Motive II, ©. 872) fremd ift. 

Bu eng erfcheint vor allem die Faſſung, weil nad) ihr lediglich eine 
abjolute, nicht aud) eine relative Bereicherung d. h. eine Bereicherung 
vom Standpunkte desstondizenten die condictio sine causa begründen foll. 

Wird beijpielsweile bei einer HZwangsvollitredung eine dem 
Schuldner nicht gehörige Sache gepfändet und verjteigert und der 
Gläubiger aus deren Erlös befriedigt, jo kann der Eigenthümer den- 
jelben nicht Eondiziven: denn der Gläubiger wird durch die Empfang- 
nahme des Verjteigerungserlöfes von Gerichtsvollzieher, welche die 
Stelle der Zahlung durdy den Schuldner vertritt, lediglich mit feinem 
Guthaben befriedigt, und ift ſomit nicht beveichert.‘) Noch weniger 

) Bol. Förſter-Eccius V. Auflage II ©. 139 Note. Entjcheidungen des 
ReichögerihtS XIII. ©. 183. Abweichende Entfheidung des RG. 30a Bd. 8 
S. 204. Seuffert Archiv Bd. 35 Nr. 294 Bd. 37 Nr. 355. 
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liegt eine Bereicherung im Sinne des Entwurfes, eine Bereicherung, 
zu welcher ein rechtlicher Grund fehlt vor. 

Und dennoch liegt ein relativ redhtlojer Bermögenserwerb vor. 
Die Rechtlofigkeit dejjelben tritt nämlich in den Beziehungen des Be- 
reicherten zu dem Eigenthümer der widerrechtlich gepfändeten Sache 
hervor. 

Welche Berechtigung beiteht für den Gläubiger, ſich mit fremdem 
Eigenthum für jeine Forderung zu befriedigen? Grlangt leßterer 
rechtzeitig von der Pfändung Kenntniß, fo fteht ihm das unbeftrittene 
Recht zu, die Siftirung und die Freigabe jeines gepfändeten Eigen- 
thums vom Pfandverband zu eriwirfen. Erlangt er dieje Kenntnik 
vor der Berfteigerung nicht, jo ſoll ihm, abgejehen von der in den 
meisten Fällen ausjichtSlofen Entichädtgungsflage gegen den injolventen 
Schuldner, der Weg der Kondiktion verjchlofjen jein. Aus demfelben 
Grunde müßte aber diejelbe ausgejchloffen jein, wenn ein Pfand: 
gläubiger auf Grund eincd angefochtenen Vertherlungsplanes den 
Betrag erhalten hat, auf welchen ein anderer Pfandgläubiger mit 
Grund Ansprüche erhebt, ohne jedoch rechtzeitig diefen feinen Wider: 
fpruch gegen den Bertheilungsplan im Rahmen des Bolljtredungs- 
verfahrens zu verfolgen. Denn auch in diefem alle hat der zur 
Ungebühr befriedigte Gläubiger nicht mehr empfangen, al3 er von 
jeinem Schuldner zu beanjpruchen hat. Und dennoch gewähren die 
meiften GSubhaftationsordnungen und die Praxis dem verkürzten 
Pfandgläubiger auch nad) Verfäumung der für die Verfolgung feines 
Widerfpruches laufenden Nothfriit ein Kondiktionsrecht.) 

Hält man an dem Erfordernig der abjoluten Rechtlofigkeit der 
Bereicherung feit, fo wird man auch felbft die Kondiktion gegen den 
befriedigten Ceſſionar in den Fällen verfagen müſſen, in welchen die 
im Wege der Ceſſion auf den Gefjionar übergegangene und vom 
cedirten Schuldner getilgte Forderung, wie dies nad) der Zahlung 
fejtgeitellt wurde, nicht zu Recht beiteht. 

Auch in dieſem Falle liegt, wenn man nicht die Frage des 
Rechtsgrundes der Zahlung vom Gefichtspunfte des Bahlenden aus 
prüft, jondern lediglich berüdjichtigen wollte, daß der Ceſſionar als 
Käufer der Forderung befriedigt wurde, feine unrechtmäßige Bereicherung 
vor. Dennod gewährt die Praxis in diefen Fällen die Kondiktton. 
9 Bgl. Foerſter-Eccius, a. a. ©. I. ©. 439 Note 305. Seuffert Archiv 
Bd, 42 Nr. 87. 


Die Faſſung des 8 748 erſcheint aber aud) aus dem Grunde 
als zu eng, weil der Ausdrudf „aus dem Bermögen” jehr leicht die 
Deutung erfahren kann, als ob ein unmittelbarer Vermögens— 
übergang vom Stondizenten auf den Empfänger die Borausjegung 
der Kondiktion bilde. Nicht jelten bildet eine unmittelbare vermögens- 
rechtliche Beihädigung des Kondizenten nicht den Gegenftand der 
Kondiktion, indem der Gegenstand der Bereicherung ſich noch garnicht 
im Bermögen des Kondizenten befunden hatte. 

Wenn beifpielöweife der Kondizent einen Hypothekengläubiger 
befriedigt und dieſer, ftatt die Hypothek zu löſchen, diejelbe einer 
Bank als Kaution für einen dem Stondizenten zu bewilligenden 
Kredit cedirt, jo würde man, falls die Bank den Kredit nicht be= 
willigt, der Kondiktion verfagen müſſen, da der Gegenitand der civil: 
rechtlihen Bereicherung eine Forderung tt, welche ftreng genommen 
nod; feinen VBermögensbeftandtheil des Stondizenten bildete. ?) Die 
Praxis hat jedod) in diefen Fällen Fein Bedenken getragen, die Kon— 
diftion wegen grundlojen Habens — von einer Kondiktion wegen 
nicht erfolgter Gegenleiftung fonnte jchon darum feine Spracde jein, 
weil ja der Kondizent Feine Leiſtung bewirkt hat — zuzulajjen!®). 

Auch in dem vorher erwähnten Falle, in welchem jich Jemand 
in einem Bertheilungsverfahren zur Ungebühr den Antheil eines 
Anderen aneignet, entfließt die Bereicherung nicht dem Vermögen des 
Kondizenten, fondern dem des Schuldners als unmittelbarer Quelle 
und wird diefelbe nur durch einen Eingriff in die Vermögensrechte 
des Letzteren vermittelt. 

Der Ausdruck „Bereicherung aus fremdem Vermögen“ deckt nicht 
ven Fall der Nichtvermehrung fremden Bermögens!). In dem legt 
erwähnten Falle kann auch nicht geſagt werden, daß die Vermögens— 
beeinträchtigung ohne den Willen oder ohne rechtsgiltigen Willen des 
Kondizenten erfolgt iſt. Inſoferne er den rechtzeitigen Widerſpruch 
unterlaſſen und in jeder Unterlaſſung die Aeußerung eines Willens, 
wenn auch negativer Natur, enthalten tft, Liegt ſogar eine Bereicherung 
mit jeinem Willen vor. Defjenungeachtet wird man die Kondition 
nicht verlagen dürfen. 


’; Bol. Seuffert Archiv Bd. 29 Nr. 33. 

16) Bol. Bolze V. ©. 78. Seuffert Archiv. Bd. II. Nr. 57. BEER U in 
Bayern. Bd. 38. ©. 1. | 

ı) Windicheid 8 421 Zi. 2 (V. Aufl. ©. 880.) 
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Hieraus ergiebt fich aber weiter, daß der Vermögengerwerb ohne 


den Willen oder rechtsgültigen Willen, mag auch in dieſer Form die 
rechtloſe Bereicherung am öftejten ſich ausprägen, keineswegs das 
begrifflihe Merkinal für die condictio sine causa bilden darf. 


Dieje Ausführungen dürften folgende Aenderungsvorjchläge recht: 


fertigen, zunächſt mit Rüdjiht auf die Begründung der Motive, nad) 
welcher die Bereicherung nicht als das den Rüdleiftungsaniprud) recht: 
fertigende Moment erjcheint, als Titelüberjchrift: 


Erſter Titel, 
Anfprüde auf Rückleiſtung. 
I. Leiſtung auf Grund unrichtiger Borausfegungen. 
8 137. 

Wer bei feiner Leijtung zum Zwecke der Erfüllung einer. 
Berbindlichkeit das Beitehen einer rechtlihen Verbindlichkeit 
vorausjegt, welche in Wirklichkeit nicht beſteht, kann von 
dem Empfänger das Geleijtete zurüdfordern. 

Wer ferner bei feiner Leiftung den Eintritt oder Nicht: 
eintritt eines nicht eingetretenen fünftigen Ereignijjes oder 
rechtlichen Erfolgs in einer dem Empfänger erkennbaren Weije 
vorausgejegt, oder wer eine Leiftung aus einem Recht3grunde 
bewirkt hat, welcher jpäter hinweggefallen ift, it gleichfalls 
zur Nüdforderung des Geleifteten dem Empfänger gegen 
über berechtigt. | 

8 738. 

Iſt eine Leiftung zum Zwecke der Erfüllung einer betagten 
Verbindlichkeit vor deren Fälligkeit bewirkt, jo findet eine 
Nüdforderung nicht ftatt; auch können Zwilchenzinjen nicht 
verlangt werden. | 

8 739. 

Die Rüdforderung ift, von den Fällen des $ 182 Abi. 2, 
$ 664, 665 1500 abgejehen, ausgejchlofjen: 

1. falls der Yeiftende zur Zeit der Leiftung davon 
Kenntniß hatte, daß die von ihm erfüllte Verbind— 
lichkeit nicht beitand, 

2. falls der Leiftende die Erfüllung der Vorausjegung, 
unter welcher die Leiſtung bewirkt wurde, in einer 
dem Inhalte des Rechtögejchäftes zumiderlaufenden 
Weiſe verhindert hat, 


336 


3. falls von Anfang an die Erfüllung der Voraus: 
jegung unmöglich und die Unmöglichkeit dem Leiften- 
den befannt war. 


Ss 140. 

Sit die Rückleiſtung durch die Bejchaffenheit des Geleifteten 
ansgeichlojjen oder der Empfänger bei Eintritt der Rechts— 
hängigkeit des Rüdforderungsanjpruches das Geleiftete heraus: 
zugeben außer Stande, jo hat der Empfänger den Werth des 
legteren zu vergüten. 

8 7141. 

Die Verbindlichkeit zur Nüdleiftung erjtredt ſich auf das— 
jenige, wa8 der Empfänger aus dem Geleijteten erworben hat. 

Hat der Empfänger eine zum Eigenthume empfangene 
Sache herauszugeben vder einen an ihn veräußerten, zur 
Zeit der Veräußerung beftehenden Nießbrauch zurüdzuge: 
währen, jo bejtimmen ſich jeine Berpflichtungen zur Heraus: 
gabe und Bergütung der Nutungen nad den Borjchriften 
über die Verpflichtungen des Befigers gegenüber dem Eigen— 
thümer. 

Der Empfänger ift zur Herausgabe des Gegenjtandes nur 
gegen Vergütung aller auf denjelben vor Eintritt der Rechts: 
hängigfeit gemachten Verwendungen verpflichtet; ex hat jedoch 
ein Necht auf Vergütung von Berwendungen nur in jo 
weit, als er nicht durch Nutzungen, welche ihm verbleiben, 
bereichert iſt. 

8 742. 

Sit dem Empfänger bei dem Empfang der Leijtung 
befannt gewejen, daß die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung 
geleistet wurde, nicht beftand, oder daß der Rechtsgrund, aus 
welchem die Leijtung bewirkt wurde, Hinweggefallen ift, oder 
die Borausfegung, auf Grund deren die Leiftung erfolgte, 
ih nicht verwirklichen kann, ſowie daß der Leiftende hiervon 
nicht unterrichtet war, fo tft er dem Leiftenden zum Schadens: 
erjag nach Maßgabe der Vorichriften über den Schadenserjak 
aus unerlaubten Handlungen verpflichtet. 

Erlangt der Empfänger die im erſten Abjag erwähnte 
Kenntriß erft nad) Empfang der Leiftung, aber vor Eintritt 
der Rechtshängigkeit, Fo finden bezüglich feiner Verpflichtung 
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zur Rückleiſtung die Bejtimmungen des $ 740 und 741 mit 
dem Abmaße Anwendung, daß an die Stelle des Zeitpunftes 
des Eintritt3 der Rechtshängigkeit der Zeitpunkt tritt, in 
welcheın er die Kenntniß erlangt bat. 


U. Berwerflider Empfang. 
S 743. 

Iſt von dem Empfänger einer Leiftung durch deren An: 
nahme nad dem Inhalte des Nechtsgeichäftes gegen ein 
Verbotsgeſetz oder gegen die quten Sitten verjtogen worden, 
jo fann der Geber das Geleijtete zurüdfordern. 

Der Empfänger ift von der Zeit des Empfanges an zur 
Herausgabe des Geleiiteten nah Maßgabe der Borjchriften 
verpflichtet, welche gegen den Empfänger einer Nichtjchuld 
gelten, wenn diejer nad) der Leiitung erfahren hat, daß die 
Berbindlichkeit zu deren Erfüllung geleiftet worden iſt, nicht 
beitanden hat. 

Die Rüdforderung iſt ausgeichloffen, wenn durch die 
Leitung auch von dem Geber gegen ein Verbotsgeſetz oder 
die guten Sitten verftoßen worden it. 


II. Sonſtiges grundlofes Haben. 
8 744. 


Wer fich mittelbar oder unmittelbar Vermögen eines 
Andern aneignet, ohne daß für die hierdurch diefem gegen- 
über bewirkte Bermögensverminderung ein rechtlicher Grund 
beiteht, ift zur Rückleiſtung der ſich angeeigneten Vermögens: 
gegenitände verpflichtet. 

ALS ein rehtliher Grund ift e8 im Zweifel anzufchen, 
wenn ein NRechtöverluft auf einer diejen bejtimmenden Bor- 
Ihrift beruht. 

Auf die Verpflichtung zur Nüdleiftung finden die Bor: 
ihriften der 88 740, 741 und 742 entipredhende Anwendung. 
Die Verpflihtung zum Scadenserfage aus unerlaubter 
Handlung bleibt unberührt. 
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Bweiter Titel. 
Geſchäftsführung ohne Auftrag. 


Die Beitimmungen des Entwurfes begünftigen feineswegs die 
auftragslofe Gejchäftsführung. Die wenig freundliche Stellung, 
welche derjelbe gegenüber diejer Berpflichtungsform einnimmt, gelangt 
vorzugswere in den Beftimmungen des $ 753 zum Ausdrud. Hier— 
nad) entzieht jeder ſelbſt unverjchuldete Verſtoß gegen die Intentionen 
des Geihäftsheren dem Gejchäftsführer feine Anjprücde gegen diejen. 

Die Abfiht des Geſchäftsherrn ıft hiernad) das oberſte Gejet. 
Das individuelle Wollen dejjelben, ja jelbit das Wollen aus Eigen- 
jinn und Laune !2) ijt entjcheidend und bejtimmend für die rechtliche 
Zuläffigkeit einer Gefhäftsführung an und für ji, wie für die 
Einzelheiten ihrer Bethätigung, da das Recht Niemanden zur An— 
wendung der Sorgfalt in feinen eigenen Angelegenheiten zwingt. 

Nach diejer Auffaffung harakterifirt fi) der unberufene Eingriff 
in fremde Bermögensrechte als eine widerrechtlice, an und für ſich 
Feine Rechtsanſprüche erzeugende Handlung, welde nur dann des 
Charakter der Rechtswidrigkeit entkleidet wird, falls fie vom Ge: 
Ihäftsheren gebilligt ift, vder öffentliche Sintereffen — in dieſe 
Kategorie gehört auch die Erfüllung einer gejeglichen Unterhaltungs: 
pflicht — gewahrt werden. 

Allein gegen dieje äußerjten Konjequenzen -einer dad Vermögens: 
interejje des Gejchäftsführers nad) ausschließlich fubjektiven Momenten 
bejtimmenden Auffaſſung it ſchon von einer Reihe gemeinrechtlicdher 
Theoretifer lebhafter Widerjprud erhoben worden 33), 

Weder das preußiiche Recht“), noch die franzöſiſche oder die 
italieniiche Gejeggebung nehmen diefen Standpunkt ein. 

Der Code civil (Art. 1375) überfegt das utiliter gestum des 
römischen Rechtes mit Faffaire bien administree, auch der Codice civile 
(1144) mit l’affare bene amministrato >). 

In der That entjpricht die Meberbürdung der Eajuellen Haftung 
auf den Gejchäftsführer — für Borjag und Fahrläfligkeit, beiſpiels— 


2) Bgl. Monroy, vollmadıtloje Ausübung fremder Vermögensrechte. ©. 29. 175. 

) Bgl. Windjcheid Bd. II ©. 637 ($ 430 Note 17), Bangerow III ©. 523, 
524, Ruhſtrat in Iherings Jahrbücher für Dogmatik III ©. 285. 

19 Gceius Förjter I ©. 445. 

») Giorgi, Theoria della obligazioni S. 81. 
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weije für eine fahrläffige, ohne genügende Erfundigung bethätigte 
Tilgung einer Nichtichuld, haftet der Gejhäftsführer ohnedies — 
keineswegs den Grundſätzen gejetsgeberifcher Konjequenz. 

Wenn in den Obligationsformen, in welden der Wettjtreit und 
Ausgleich der beiderjeitigen Intereſſen in Frage fommt für die Ver— 
theilung der Gefahr theild der Grundjag des Eigenthums, wie beim 
Kauf ($ 544), theils der Grundjag der überwiegenden Nutzung, wie 
beim Pacht ($ 563) entjcheidend ift, erjcheint es doch nicht gerechtfertigt 
bei einem Schuldverhältniß, welches doch wefentlich im Intereſſe des 
Geſchäftsherrn begründet wird, unter Anwendung der jtrengiten Grund— 
jäge dem Gejchäftsführer die Haftung für den Zufall zu überbürden. 

Nocd aus einem andern Grunde erjcheint aber der Standpunft 
des Entwurfes bezüglich der VBorausfegungen für die Haftung des 
Geſchäftsherrn als ein allzuftrenger. Es mag ja fein, daß in nicht 
feltenen Fällen die Gejchäftsführung vorwiegend im eigenen Intereſſe 
des Gejchäftsführers unternommen wird: allein al3 die typiſche Er- 
jcheinung der Gejhäftsführung können und dürfen dieje Fälle nicht 
gekennzeichnet werden. 

In der Mehrheit der Fälle ift die Gejhäftsführung der Aus- 
fluß menjchlicher HilfSbereitjchaft. %) Diejen Regungen der Humanität, 
der werfthätigen Menjchenhilfe, darf die Nechtsordnung nicht ent- 
gegenmirken. Gewiß jind diejelben von einer Gejetgebung, die ſich 
nicht den Forderungen der Ethik vollitändig verjchliegen will, nad 
Möglichkeit zu fördern. it es beijpielsweije geredjtfertigt, daß die 
Gejetgebung dem Arzt, der einen Gelbjtmörder in's Leben zurückge— 
rufen hat, und ihm, während er möglicherweife noch mehrere Tage 
bewußtlo8 Liegt, jenen ärztlichen Beiſtand leiftet, jedes Anſpruchs 
auf Honorirung entzieht? Nach dem Entwurfe ijt dies der Fall. 
Die Leiltung des ärztlihen Beiſtandes entipridt nit dem Willen 
des Selbjtmörders: fie verjtößt jogar gegen feinen Elar genug zum 
Ausdrud gebraten Willen, nicht länger zu leben, jondern zu fterben. 
Einer der beiden Ausnahmsfälle des $ 755 Liegt nicht vor, insbe: 
ſondere kann nicht behauptet werden, daß der das Leben des Selbit- 
mörders rettende Arzt eine diefem obliegende Verpflichtung im öffent- 
lihen Intereſſe erfüllt. 

E3 könnte kaum als ein Eultureller Fortſchritt genannt werden, 
wenn eine Gejetgebung dem Eigenwillen eines Einzelnen einen der: 


6) Vgl. tohler in herings Jahrbücher XXV Z. 42. 
V, 24 
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artigen Einfluß einräumt, welcher ihm gejtattet unter Verlegung, 
vielleicht feiner und feiner Familie vitaljten Intereſſen feinen Rechts: 
kreis hermetifch von jedem Eingriffe eines Dritten zu verjchliegen. 
Der Gejihtspunkt, daß Niemand eine fremde Bevormundung ſich 
gefallen zu Laffen brauche, iſt nicht durchgreifend. Der Entwurf 
jelbft trifft Beitimmungen , deren bevormundender Charakter 
ſich nicht in Abrede jtellen läßt. So unterfucht er beifpielsweije in 
8 1001 feineswegs, ob der Eigenthümer das im Nießbrauch eines 
Dritten befindliche Immobile verjihert haben will. Das Geſetz 
zwingt den Nießbrauder ohne Rüdjicht hierauf zur Verficherung 
gegen Feuerögefahr ſowie zur Berfiherung gegen andere Unfälle, ſo— 
weit diejelbe durch die Sorgfalt eines ordentlihen Hausvaters ge- 
boten ift. Das Motiv diejer Beitimmungen ift, abgejehen von der 
die Berfiherungen begünftigenden gejeßgeberifchen Tendenz, fein an 
dered, al3 weil e3 diefe Maßnahmen ohne Rüdjiht auf den Willen 
de3 Eigenthümers al3 unentbehrlich erachtet. Iſt es nun nicht ein 
Widerſpruch, wenn demjenigen, welcher ausfchließlih im Intereſſe 
eines Dritten eine joldhe für den Schuß des Eigenthums als unent— 
behrlich erachtete Maßnahme vorfehrt, deren Unterlafjung nicht nur 
den Eigenthiimer, jondern auch defjen ganze Familie an den Bettelitab 
bringen würde, demjenigen den Erjaganjprud nur um deswillen ver- 
jagt wird, weil der Eigenthümer aus Laune oder Eigenjinn eine Ver— 
fiherung nicht gewollt hat ? 

Es dürften deshalb den Ausnahmsfällen des 8 755, in denen 
der Gejhäftsherr verpflichtet wird, aud; wenn die Geihäftsführung 
jeinem Willen nicht entjpricht, nocd jene Fälle anzureihen jein, in 
welchen durch die Gejchäftsführung von der Perſon oder dem Ber- 
mögen des Gejchäftsherrn eine dringende Gefahr oder ein unerfet- 
licher Nachtheil abgewendet wird. Dem richterlichen Ermefjen darf in 
diejer Richtung billigerweife der freiefte Spielraum eingeräumt werden. 

Die Rüdfiht der Ethif und der Gerechtigkeit verbieten aber 
auch die allzuenge Faſſung des 8 755, welche den Gejchäftsführer 
lediglich auf Erjag jeiner Aufwendungen und auf Befreiung von ein- 
gegangenen Berbindlichfeiten bejchränft. 

Die Analogie des $ 595, auf welche ausdrücklich verwiejen wird, 
geftattet eine Erſatzpflicht des Geſchäftsherrn lediglich bezüglich jener 
Aufwendungen und Verpflichtungen al3 begründet zu erachten, welche 
zum Zwecke der Gejchäftsführung für erforderlich anzujehen jind. 
Bezüglich eines allenfallfigen Schadenserjages, insbejondere des Er: 
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fage3 des durch Zufall eingetretenen Schadens, lehnt das Geſetz, wie 
die Motive (Bd. II ©. 541) entnehmen laffen, wegeit Bielgeftaltig- 
feit der Fülle jede Entjcheidung ab. 

Die Nichtigkeit diejer negativen Entſcheidung des Gejeges für 
das Auftragsverhältnig mag unerörtert bleiben. Dem Geſchäfts— 
führer aber, welcher von der Perſon oder dem Bermögen des Ge- 
ihäftsheren eine dringende Gefahr abwendet und hierbei in Folge 
eines Zufalld einen Schaden erleidet, den Anſpruch auf volljtändige 
Schadloshaltung zu verjagen, verjtößt wohl gegen die Grundjäße der 
Billigkeit 9. Es ift gewiß Feine zu ideale Anfchauung, wenn beiſpiels— 
meije derjenige, welcher ein jcheues, mit dem Wagen einem Abgrund 
fi näherndes Pferd zum Stehen bringt und hierbei durch das Pferd 
verlegt wird, jo daß er wochenlang krank liegt und feinen Arbeits- 
verdienft entbehrt, als berechtigt erklärt wird, den Erjaß feiner Kur— 
koſten und jeines entgangenen Arbeit3verdienjtes von dem geretteten 
Inſaſſen des Wagens zu beanjprucden. 

Einen ſolchen Erjaganjprud rechtfertigt ſchon der Geſichtspunkt, 
daß dem Geretteten nicht etwa nur das ideale unſchätzbare Gut des 
Lebens oder der Geſundheit erhalten blieb, ſondern daß ihm nad) 
menjchliher Berechnung eine Ausgabe und dadurd ein vermögens- 
rechtliher Nachtheil erjpart wurde. Ohne das rettende Dazwiſchen- 
treten des bei jeinem Rettungswerke Berlegten würde aller Wahr: 
iheinlichkeit nad) der ©erettete, wenn nicht getödtet, jedoch in einem 
jo hohen Grade verlegt worden fein, daß ihm oder jeinen Angehörigen 
(bei einer Tödtung infolge der Beerdigungsfoften und des Berluftes 
der Arbeitskraft, bei einer Verlegung infolge der Krankheitskoſten 
und des Verdienjtentganges) wenn nicht ein höherer, jo doch derjelbe 
vermögensrechtlihe Nachtheil zugegangen wäre, wie demjenigen, der 
ihn aus einer drohenden Gefahr befreit. 

Diefe Rüdficht ausgleichender Gerechtigkeit trifft nicht nur für 
die Fälle zu, in welchen perjönliche Gefahren abgewendet werden, 
jondern auch für diejenigen, in welchen dem Bermögen drohende 
Nachtheile fern gehalten wurden. Wenn beiſpielsweiſe Jemand 
bei einer drohenden MWeberfluthung durch jeine Geiftesgegenwart 
ein Anmejen vom Untergange rettet und hiebet einen bleibenden 
Nachtheil erleidet oder bei einer drohenden Gaserplofion ein Fabrik— 
gebäude rettet und hiebei verſtümmelt wird, jo iſt e8 gewiß nur 


7) Vgl. Eccius-Förſter Bd. 11 &. 453. 
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eine Forderung ausgleihender Gerechtigkeit, daß demjenigen, welcher 
ohne Rüdficht auf eigene Gefahr zum Vortheile eine® Anderen 
eingegriffen, für die hiebei ihm zugegangenen Nacdıtheile der Erwerbs— 
unfähigkeit von demjenigen, von welchem er jo ſchwere vermögens- 
rechtlihe Nacıtheile abgewendet hat, voller Schadenserjag wird. Mag 
man auc) nicht jo weit gehen, um in joldhen Fällen eine Belohnungs- 
pfliht 1°) zu ftatuiren, eine Schadenserjagpflicht als Nechtspflicht zu 
normiren dürfte nur gerecht und billig erjcheinen. 

Hienach dürfte, da die übrigen Bejtimmungen des Entwurfes 
über die Gejhäftsführung nur vollftändig ſachgemäß ericheinen, für 
den $ 755 folgende Faſſung vorzujchlagen fein: 

8 755, 

„Iſt durd die Gejhäftsführung von der Perjon 
oder dem Bermögen des Gejhäftsherrn eine 
dringende Gefahr oder ein unerjegliher Nadtheil 
abgewendet, oder die im öffentlichen Intereſſe 
gebotene Erfüllung einer dem Gejdhäftsherrn ob- 
liegenden Verbindlichkeit bewirkt worden, welde 
ohne die Gejhäftsbejorgung nicht ordnungsmäßig 
erfüllt worden wäre, fo fteht dem Gejhäftsführer 
der im $ 753 bezeichnete Anjprud aud) dann zu, 
wenn er gegen ein Berbot des Gejhäftsherrn ge- 
handelt hat. Daffelbe gilt, wenn von dem Geſchäfts— 
führer die Erfüllung einer dem Gejhäftsherrn 
obliegenden gejeglihen Unterhaltspfliht bewirkt, 
welche ohne die Gejhäftsbejorgung nicht ordnungs— 
mäßig erfüllt worden wäre. 

In allen diejen Fällen ſteht dem Gefhäftsführer 
gegenüber dem Gejhäftsherrn ein Anſpruch auf 
vollen Schadenserjaß ($ 218) zu.“ 


Aritter Titel. 
Gemeinjdaft. 
8 763. 
Nah den Beltimmungen des Entwurfs wird das Recht der 
Gemeinschaft durd den Grundſatz beherricht, daß die Verfügung über 


15) Vergl. Kohler in Sherings Jahrbücher XXV. 126, 


343 

den Gegenjtand der Gemeinjchaft allen Theilhabern nur gemein- 
ſchaftlich zuſtehe. Eine Konjequenz diejes Prinzips ift die Gemein- 
Ichaftlichfeit der Verwaltung, welde nur der Gejammtheit aller 
Theilhaber zujteht, infofern nicht durch Stimmenmehrheit eine der 
Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters entjprechende und dag Antheil- 
recht des einzelnen Theilhabers nicht verlegende Berwaltung bejchloffen 
wird. Aber auch, dieſes Mehrheitsprinzip erleidet in dem alle, dab 
eine Aufhebung der Gemeinjchaft weder rechtlich zuläſſig, noch möglich 
iſt ($ 772), injoferne eine Modifikation, al3 jeder Theilhaber in Er- 
mangelung einer anderen recht3verbindlihen Beltimmung eine dem 
Intereſſe aller Theilhaber nad) billigem Ermefjen entjprechende Ver— 
waltung beanjpruchen kann. 

Als weitere Sonderredhte de3 Theilhabers erfennt der Entwurf an 

1. da8 Recht der jelbitjtändigen Berfügung jedes Theilhabers 
über jeinen Antheil ($ 76); 

2. dad Gebrauchsrecht an dem gemeinjchaftlihien Gegenjtande, 
joweit deſſen Ausübung die übrigen Theilhaber nicht beein- 
trädhtigt und 

3. das Recht auf verhältnigmäßigen Fruchtgenuß ($ 765). 

Handelt es ſich endlih um Maßregeln, deren Nothivendigfeit 

durch die Erhaltung des Gegenftandes bedingt ift, jo ift die Ein- 
willigung hiezu von jedem Theilhaber im Boraus zu ertheilen und 
kann (Motive II ©. 878) diefelbe im Wege der Klage erzwungen werden. 

Diefe Ausgeftaltung des Gemeinjchaftsrechts bietet infoferne 

zunächft eine gejetgeberijche Lücke, als Entwurf und Motive über die 
Befugniſſe jedes Einzeltheilhabers zur prozefjualen Berfolgung ihrer 
Rechte volljtändig ſchweigen. Dieje Lüde ift gegenüber den Be- 
ftimmungen des Entwurfs über die Berechtigung des Einzelgläubigers 
bei einer Mehrheit von Gläubigern ($ 339) wie gegenüber jenen 
($ 951), über die prozefjualen Rechte des Miteigenthünmers, nad) 
welchen dieſem gegen Mitbefiger, jorwie gegen jeden Inhaber der 
Sache die pofjefjorischen und petitoriichen Rechtsmittel eingeräumt 
werden, bejonders auffallend. Das Recht der jelbititändigen Ber: 
fügung über den Antheil überhaupt, aljo zur Beräußerung, zeit: 
weifen Ueberlaſſung ꝛc. 20. dejjelben jchließt allerdings auch das 
Recht der prozefjualen Dispofition bezüglich dieſes Antheiles in ſich 
ein. In jenen Fällen, in welchen ſich die Rechtöverlegung jpeziell 
gegen den Antheil eines einzelnen Theilhabers richtet, it hiernach 
diejem die Befugniß zur prozejjualen Verfolgung feiner bedrohten 
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Antheilsrechte wohl eingeräumt. In jenen Fällen dagegen, in 
welden der Angriff des Dritten fich nicht gegen das Einzelrecht, 
jondern gegen da8 Recht der Gemeinfchaft in feiner Ganzheit richtet, 
wird nach dem Entwurfe dieſes Recht dem einzelnen Theilhaber ver: 
jagt. Vielmehr würde nad) dem Schlußſatz des 8 766 beifpieläweife 
von zwei Inhabern eines Patentrechte8 der eine gegen der Andern 
darauf Elagen müffen, daß derfelbe feine Einwilligung dazu ertheilt, 
daß die unbefugte Nachahmung eines patentirten Gegenftandes ver- 
folgt wird. Daß diefer Weg ein ſehr unzwedmäßiger ift, ja in fehr 
vielen Fällen der eine Theilhaber gegenüber der Indolenz oder 
vielleicht jogar der Kollufion mit dem das Recht der Gemeinſchaft 
gefährenden Dritten jogar recht- und ſchutzlos werden kann, bedarf 
feiner Erörterung. Die Praris hat auch das Rechtsbedürfniß, das 
Intereſſe der Gemeinjchaft mit dem Individualintereſſe des Einzelnen 
zu vermitteln und demjelben die Berechtigung zu verleihen, foferne 
das Intereſſe der Gemeinschaft nicht leidet, den Rechtsſchutz anzurufen, 
anerfannt. 

Entjheidungen des Reichsgerichts XIV. ©. 125 XV. 

©. 312, theilmweife abweihend Förſter-Eccius I. ©. 355. 

Den möglichen prozeſſualen Nachtheilen, welde dem nur einem 
Mitgliede der Gemeinfchaft al3 Prozeßgegner gegenüberftehenden 
Dritten erwacjen können, fann nit die Bedeutung beigemefjen 
werden, um das Gonderrecht des einzelnen Theilhabers völlig zu 
verneinen. Diefe Sonderberechtigung zur gerichtlihen Wahrung der 
Gemeinjchaftsrechte findet ihre nothwendige Bejchränfung in dem 
Intereſſe der Gemeinichaft, jodaß alfo nur in Rectsftreitigkeiten, 
welche die Sicherung, Feltitellung und Erhaltung des den 
Gegenſtand der Gemeinschaft bildenden Rechts, in diefen aber ſowohl 
aktiv al3 paffiv jeder Theilhaber zur gerichtlihen Vertretung der 
Gemeinſchaft befugt erjcheint. 

8 769. 

Der Entwurf folgt nicht dem gemeinredjtlihen Syſteme, nad) 
welhem durch ein Eonftitutives Theilungsurtheil die Aufhebung der 
Rechtsgemeinſchaft erfolgt. Als derjenige Weg, welcher fich für die 
durch die Theilung nothwendig herbeizuführende Umgeftaltung der 
Rechte der einzelnen Theilhaber al3 der geeignetite darftellt, erſcheint 
die Umſetzung des Theilungsgegenitandes in Geld und die verhältniß- 
mäßige Vertheilung des Erlöſes. Neben diejer gewiſſermaßen die 
Norm bildenden Aufhebung der Gemeinschaft durd) Beräußerung, 
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läßt der Entwurf in jenen Fällen, in welden fich eine Zerlegung 
des Theilungsgegenftanded in mehrere durchaus gleichartige Theile 
dergeftalt ermöglichen läßt, daß jeder Theilhaber einen feinem An 
theile nad Größe und Werth entjprechenden Theil erhalten Eann, 
die Theilung in Natur zu. Bei jenen Gegenftänden, deren Natural- 
theilung ebenſo wenig ermöglicht iſt, al3 deren Veräußerung, ift die 
Verſteigerung unter den Theilhabern vorgejehen. 

Diefe Geftaltung des Theilungsverfahrens entjpricht dem Rechts— 
bedürfniffe nicht in erjchöpfender Weife. In jenen Fällen, in welchen 
fich die Gemeinschaft nicht auf Bermögensgegenftände!?) bezieht, wie bei- 
ſpielsweiſe bei Urkunden, Antheilfcheinen an gemeinnügigen Inſtituten, 
Hilfskaffen, mit deren Beſitz entweder nur perjönliche Anfprüche oder 
höchſt bedingte Vermögensrechte verknüpft find, ift eine Beräußerung 
oder Naturaltheilung geradezu ausgejchlofjen. Ein Rechtszwang aber auf 
die Theilfjaber, für einen Gegenstand, welcher entweder niemals oder 
in fernen Beiten ein Bermögendwerth erhalten wird vermögens- 
rechtliche Opfer zu bringen, wie folder durch die fubjidare Ver— 
fteigerung unter den Theilhabern geübt wird, fcheint den Forderungen 
der Billigkeit nicht zu entſprechen. In einer Reihe von Fällen, 
namentlid in jenen, in welchen Bejit, Gebrauchs-, erbliche Nutzungs— 
rechte, Servitutrechte in Frage jtehen, ift wie 3. B. auch bei gemein- 
jamen Cinfahrten, eine Berjteigerung des Theilungsgegenjtandes 
ohne gleichzeitige Berfteigerung des herrſchenden Grundftüds nicht 
möglich?), während eine Theilung der Gebrauchsrechte beifpielämweije 
bei Wäflerungsrechten ?*) nad einem alternirenden Turnus oder nad) 
verjchtedenen Zeiträumen eine allen Intereſſen gereht werdende 
Löſung der mit der Fortdauer der Gemeinſchaft verbundenen 
Schwierigkeiten herbeiführen kann. In vielen Fällen, beijpielämweije 
bei Urheber- oder PBatentrechten würde eine völlige Aufhebung der 
Gemeinihaft durch Beräußerung oder ſelbſt Berfteigerung unter den 
Antheilsberechtigten jehr oft dem gemeinfamen Intereſſe der legteren 
widerftreiten, während eine räumliche Theilung des Ausbeutung: 
rechts nad) verjchiedenen Bezirken fi) als durchaus jachgemäß dar: 
jtellen würde. 

Die Schablone einer Verwerthung des Theilungsgegenftandes im 
Wege einer allgemeinen oder unter den Theilhabern beichränften 

1) Bgl. Motive II. ©. 874. 


2°) Vgl. Seuffert Archiv Bd. 22 Nr. 138, Bd. 33 Nr. 287. 
21) Bgl. Seuffert Archiv Bd. 23 Nr. 128. 
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Berjteigerung erjcheint bei der Vielgeftaltigteit de Rechtslebens um 
jo weniger angemefjen, als aud nad) der Beftimmung des $ 2151 
des Entwurfes auf die Aufhebung der Erbgemeinichaft aucd die 
allgemeinen Normen über die Gemeinfchaft anwendbar erjcdeinen. 

Auch der Dresdener Entwurf anerfannte in Art. 855 die Noth- 
wendigkeit, für den Fall Obforge zu treffen, daß fein Theilhaber die 
Berjteigerung verlange oder diejelbe erfolglos bleibe, und enthielt die 
Beitimmung, daß in diejen Fällen die Theilung in der für jämmtliche 
Theilhaber angemefjenften Weiſe erfolgen folle, insbejondere, daß der 
Theilungsgegenftand dem einen Theilhaber gegen Entihädigung des 
anderen oder Beftellung von Rechten an demjelben zugetheilt werden 
fönnen. In der That dürfte fein Grund beitehen, gerade bei dem 
Theilungsverfahren dem freien Walten des Richteramtes beengende 
Feſſeln anzulegen. 

Dem freien richterlihen Ermeſſen wird in dem Entwurfe ein jo 
weiter Spielraum gegönnt ??), daß es nicht überzeugend ift, wenn in 
den Motiven gerade die Schwierigkeiten der durd) das Adjudifations- 
prinzip dem Theilungsrichter gejtellten Aufgaben hervorgehoben werden. 
Da wo das rein jadhliche unter Berüdjihtigung aller Umstände zu 
ihöpfende Urtheil des Richters allein nicht ausreicht, tritt wie in 
einer Reihe anderer Fälle eben die Nothwendigkeit hervor, den Bei- 
rath von Sachverſtändigen in Anjprud zu nehmen. Eben darum 
dürften auch faum in größerem Maße als in anderen Fällen, beifpiels- 
weije bei Bejeitigung ſchädlicher Immiſſionen nad) jachverjtändigem 
Gutachten, im hbandelsrechtlihen Liquidationsverfahren u. j. f., pro: 
zeſſuale Schwierigkeiten bezüglich) der Formulirung eines beftimmten 
Antrag3 herportreten. 

Die Beredtigung diefer Anjchauung ergiebt ſich wohl am 
ihlagendften aus der Begründung des $ 772, nad) welchem dem 
richterlichen Ermefjen anheimgegeben wird, in bejtinmten Fällen 
Berwaltungsmaßregeln zu beichliegen, eine Aufgabe, welche, wie die 
Motive mit Recht bemerken, dem Richter feine anomale Stellung 
anmeijen. In diefe Kategorie fallen indeſſen Maßnahmen, welde, 
wie beijpieläweife die räumliche Theilung, über die Tragweite einer 
bloßen Berwaltungsmaßregel hinausgehen. Es iſt aber gewiß nicht 
abzufehen, warum der Richter in jenen Fällen, in welchen eine 

>») Bol. 88 86, 89, 222, 353, 357, 566, 598, 625, 638, 648, 724, 738, 914, 
1228, 1238, 1444, 1460, 1500, 1638, 1896. 
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eigentliche Naturaltheilung im Sinne des Entwurfes, d. h. Zerlegung 
in durchaus gleichwerthige Theile, nicht möglich iſt, zwar befugt ſein 
ſoll, eine räumliche Theilung, d. h. eine Zuweiſung ungleicher Looſe 
im Wege der Verwaltung, zu beſchließen, aber nicht mit der Wirkung, 
daß hierdurch die Rechtsgemeinſchaft völlig aufgehoben wird und der 
durch die Zutheilung des ungleichen Looſes Verkürzte mit Geld ab— 
gefunden werden muß. Entſtehen hier keine prozeſſuale Schwierig— 
keiten und iſt der nachträgliche Vorſchlag einer anderweiten Ver— 
waltungsmaßnahme nicht als Klagänderung aufzufaſſen, jo kann auch, 
wo es die Umſtände erfordern, in der Aenderung des begehrten 
Theilungsmodus keine unzuläſſige Aenderung der Klage erblickt 
werden, da ja die thatſächlichen und rechtlichen Grundlagen der Klage 
in feiner Weije verrüdt werden. 

Hiernach dürfte es fich empfehlen, gewijjermaßen als Normal— 
theilung, die Theilung in Natur oder bei Immobilien die Beräuße- 
rung nad) Analogie der Subhaftation, bei Mobilien nad) jener der 
Zwangsverjteigerung der Pfandobjekte zuzulajfen, in allen jenen 
Fällen dagegen, in melden jich die beiden Theilungsarten nicht als 
angemefjen darjtellen, da8 Geriht nad freiem Ermeſſen darüber 
entjcheiden zu laffen, in welcher Weife am zweckmäßigſten die Aufhebung 
der Gemeinjchaft erfolgt. Daß das Gericht hierbei in Feiner Weije 
beengt werden darf, vielmehr bezüglich der Fixirung einer etwaigen 
Entihädigung oder der Beltellung dinglicher Nechte oder der Ein- 
führung eines Turnus durchaus unbejchränft iſt, bedingt die freie 
Stellung des Theilungsrichters, welche demjelben bei dem wenn aud) 
nur gewijjermaßen jubjidären Adjudikationsprinzip einzuräumen ift. 
Diejen Geſichtspunkten entſpricht die Formulirung des $ 769, bei 
welcher des Falles, daß mehrere gleichartige und gleichwerthige Gegen- 
ftände gemeinschaftlich find, nicht bejonders zu erwähnen war. Denn 
Nichts ift wohl jelbitverftändlicher, daß, wenn die Naturtheilung bei 
einem gemeinjchaftlihen Gegenftande durch Zerlegung in gleichartige 
und gleichwerthige Theile Plaß greift, diejelbe umſomehr Plaß zu greifen 
hat, wenn es diejer Zerlegung im Grunde gar nicht mehr bedarf, 
vielmehr die gleichartigen und gleichwerthigen Theile von Anfang 
bereit vorhanden waren. 

s 769. 

Der Entwurf enthält feine bejonderen Bejtimmungen über die 
Anfehtung einer Theilung. Die Motive beiprechen lediglich die 
Wirkungen einer unvollftändigen Theilung. Hienach kann in dem 
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alle, in welchen: bei Aufhebung der Gemeinjcaft ein derjelben unter— 
liegender Gegenftand nicht getheilt wurde, nur die nadträgliche 
Theilung defjelben und ebenjo, falls bei Aufhebung der Gemeinjchaft 
ein Theilhaber unberüdjichtigt geblieben it, von diefem eine neue 
ZTheilung, d. 5. die Aufhebung der Gemeinjhaft unter Berüdfich- 
tigung feiner Perſon begehrt werden. Weder der Entwurf, noch 
die Motive verbreiten ſich über den Einfluß der Mängel der Willens- 
beitimmung, wie irriger Vorausjegungen auf den Rechtsbeſtand von 
Theilungsverträgen. 

Für diefe Beftimmungen befteht aber zweifellos ein gejeß- 
geberifches Bedürfniß. Es wird immerhin zweifelhaft jein, ob ein 
Theilungsvertrag wie jeder andere Vertrag, oder infoferne es fich 
um die Auseinanderjegung bezüglich eines ftrittigen oder der Regel 
nad) ungemwifjen ?®) Rechtsverhältniffes gleich einem Vergleiche der An- 
fehtung unterliegt, oder ob die Anfechtbarfeit der Theilung durch 
erhöhte Forderungen noch mehr zu erjchweren ift. 

Nach dem gemeinen Recht kann eine Theilung (richterliche oder 
vertragsmäßige) nur aus allgemeinen Gründen angefochten werden. 
Die Anfechtung tft wegen irriger VBorausjegungen jtatthaft, insbeſondere 
dann, wenn der Theilung ein nicht vorhandenes Berechtigungsver- 
hältniß zu Grunde gelegt worden iſt?). Nach den Beftimmungen des 
Preußifhen Rechts joll eine Theilung, falls fie ohne Zuziehung des 
Nichter8 zu Stande gekommen, wie ein rechtsfräftiges Erkenntniß 
rückſichtlich der Anfechtbarkeit beurtheilt werden ?>). 

Nach den Beitimmungen des franzöfiichen Rechts (Code civil 
Art. 1887 FF.) ift eine Erbtheilung in dem Falle des Betrugs oder 
des Zwangs und in dem weitern Falle anfechtbar, daß einer der 
Miterben um mehr al3 ein Viertheil verlegt ift. Der Irrthum ift 
als ein felbftftändiger Anfechtungsgrund nicht anerkannt?) Das 


3) Ungewiß ijt im Sinne des Entwurfs (Motive ©. 651) dad Rechtsver— 
hältniß aud) dann, wenn der Anspruch zwar an fich feititehend und völlig beſtimmt 
it, und die Ungemißheit lediglich die Erfüllung deſſelben betrifft, welche jodann 
durch die vergleichsweiſe Einigung der Parteien außer Streit gejett wird. In 
diefem Sinn ift jede Theilung gewifiermaßen eine Auseinanderfegung über die 
Erfüllung des Anfpruchs des einen Theilhabers gegenüber dem andern. 

2), Windſcheid IT ©. 693. 

>) Thl. 1 Tit. XVII $ 111—112. Foerſter-Eccius III ©. 311. 

26) Entich. des Reichsg. 10. Mai 1887, Juriſtiſche Wochenfchrift XVI 282, 


349 


italienifche Recht (Art. 1038—1043 des Code civil) enthält diefelben 
Beitimmungen wie das franzöfiiche Recht. 

Trotz der großen Aehnlichfeit zwiſchen Vergleich) und Theilung, 
welche insbefondere bei Erbtheilungen hHervortritt, befteht zwiſchen 
beiden Rechtsformen eine nicht unerheblihe Berfchiedenheit. Der 
Vergleich bedingt feiner Natur nad) ein gegenfeitiges Nachgeben, 
eine Aufopferung auf beiden Seiten; die Theilung dagegen 
beruht auf dem Grundfage der Gleihheitlichkeit der Antheile, 
der durchweg gleihen Rechtsſtellung der Theilenden. 

Aus diefem Grunde wäre e3 unbillig, auf die Anfechtbarfeit von 
Theilungsverträgen die erjchwerenden Beitimmungen über ſolche von 
Bergleihen anzuwenden. Diejelben unterliegen vielmehr, wie alle 
andern DBerträge, der Anfechtung wegen Irrthums, Betrug und 
Zwangs. Ein zureichender Grund, nach dem Vorbilde des franzöfiichen 
Rechts den Irrthum als jelbitftändigen Anfechtungsgrund auszu— 
Schließen, dürfte nicht beftehen. 

Dagegen können Theilungsurtheile nur durd) die gewöhnlichen 
ordentlichen und außerordentlichen Rechtsmittel angefochten werden — 
ein jo jelbftverftändlicher Satz, daß derjelbe tim Geſetze allerdings 
nicht befonder8 ausgefprocdhen werden muß. Die Rechtskraft eines 
Urtheil3 wirkt jedoch nur inſoweit, als objektive und fubjeftive 
Identität des Streitverhältnifjes beiteht. Ein Theilungsurtheil prä- 
judizirt nur den in dem Rechtsſtreit befangenen Theilungsinterefjenten, 
nit einem Dritten, ‘welcher bei der Theilung übergangen wurde, 
und aud nicht bezüglich einer Sache, welche gar nicht Gegenitand 
der Theilung war. Sit daher ein Theilungsbetheiligter zu der 
Theilung nicht zugezogen worden oder ein Gegenstand ungetheilt ge- 
blieben, fo kann troß des in Mitte liegenden Theilungsurtheils und 
noch mehr ungeadjtet eines Tcheilungsvertrages eine neue Theilung 
beansprucht werden. Hierbei ift aber wohl die Einihränfung zu 
treffen, daß der bei der Theilung unberüdfichtigte Gegenjtand — 
worunter im Sinne der Motive ſowohl Saden als Rechte zu ver- 
ſtehen find, felbftftändiger Natur fein muß und nicht al8 eine bloße 
Zubehör ??) erjcheint. 

s 770. 

Der Entwurf gewährt dem einen Theilhaber zur Sicherung der 

ihm gegen einen andern fid) auf die Gemeinfchaft gründenden An- 


”) Motive II ©. 33. 
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ſprüche ein Zurückbehaltungsrecht, beſchränkt jedoch die Ausübung 
deſſelben gegenüber der Perſon des Theilhabers und verſagt daſſelbe 
wie in den Motiven ausdrücklich beſtimmt iſt, gegenüber dem Einzel— 
rechtsnachfolger. 

Dieſe Beſchränkung des Zurückbehaltungsrechtes entſpricht weder 
der Billigkeit, noch dem Syſteme des Geſetzes. Sowohl nach dem 
Syſtem des gemeinen Rechts, nach welchem die Befriedigung des einen 
Theilungsbetheiligten mit ſeinen perſönlichen Anſprüchen geradezu 
einen Beſtandtheil des Theilungsverfahrens bildeten, und mittelſt der 
actio communi dividundo verfolgt werden konnten, wie nad dem 
Syſtem des Preußiſchen Rechts ?°), nad) welchem eine Veräußerung 
des gemeinjchaftlichen Gegenstandes ohne Zuftimmung des Theilhabers 
nit möglich war, da derjelbe jein Borfaufsrecht geltend machen 
konnte, war es folgerichtig, die Ausübung des Zurüdbehaltungsrechts 
gegenüber der Perjon des Schuldners zu beichränfen. Nachdem aber der 
Entwurf das Vorkaufsrecht bejeitigt, ijt der eine Theilhaber in der Lage 
jeinen Antheil zu veräußern, und die Befriedigung des andern Theil: 
haber3 wegen feiner Anſprüche aus Verwendungen, welche eine Erhöhung 
des MWerthes des veräußerten Gegenjtandes verurfacht haben, wenn 
nicht zu vereiteln, doch jehr zu erjchweren. Der eine Theilhaber wird 
ferner gezwungen mit dem Einzelrechtsnachfolger, etwa mit dem Ver: 
mächtninehmer des andern Theilhabers, welchem deſſen Antheil durch 
legtmwillige Verfügung zugemwendet, vollftändig abzutheilen, und fid 
mit den Erben al3 den Univerjalrehhtsnachfolgern wegen feiner perjön- 
lihen Anſprüche auseinander zu jegen. 

Die Beitimmung des $ 44 der Sonkursordnung it feine zu— 
fällige exceptionelle Rechtsnorm, fie wurzelt vielmehr im rechtlichen 
Wejen der Gemeinjchaft. Die aus derfelben entipringende Zuſtands— 
obligation ergreift auch die Verbindlichkeit zur Tragung der auf dem 
Antheile ruhenden LZaften, mag derjelbe der Perſon des urjprünglichen 
Theilhabers, oder deffen Rechtsnachfolger zujtehen. 

Hiernach wird dem 8 770 der Zufat beizufügen fein: dieſer 
Anſpruch fteht ihm auch gegenüber deſſen Einzelvechtsnacfolger zu. 
s 712. 

Die VBorausfegungen, unter welchen e3 dem einen Theilhaber 
geftattet jein muß, jelbjt gegen den Willen der Mehrheit eine dem 
billigen Ermefjen entſprechende Berwaltung durchzujegen, erjcheinen 


25) Vergl. Förjter-Eccius III ©. 309 Note 78, fünfte Auflage. 
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zu eng gegriffen. 8 giebt eine Reihe von Fällen, in melden eine 
Aufhebung der Gemeinschaft zwar durch Naturaltheilung unmöglich, 
dagegen eine jolche durch Verkauf zwar nicht abjolut unmöglid) ift, aber 
doch dem Intereſſe der Gemeinjchaft abjolut widerſpricht. Wenn 
beijpielSweile der Grundbeſitz augenblidlich entwerthet ift und eine 
Werthöfteigerung in nicht allzuferner Zeit in Ausſicht fteht, oder 
wenn eine Zwangsenteignung zu erwarten ift, fo foll dod nicht es 
dem einen Theilhaber, oder einer Eomplottirenden Mehrheit gejtattet 
jein, auf die Mittellofigkeit des andern Theilhabers zu jpefuliren 
und fi auf defjen Koften zu bereichern. 

In diejen Füllen muß eben das billige Ermeſſen des Richters 
eingreifen und der Grundjat, nad) welchem die Bande der Gemein- 
ſchaft jederzeit lösbar find, mit den Intereſſen der Theilhaber in 
Einklang zu bringen juchen. 

Hiernad ergeben fich folgende Abänderungsvorſchläge: 

$ 763. 


Jeder Theilhaber Eann über jeinen Antheil an dem gemein= 
Ichaftlichen Gegenftande verfügen. Weber den gemeinichaft- 
lihen Gegenftand im Ganzen fann nur von allen Theil: 
habern gemeinjhaftlid verfügt werden. Das Lettere gilt 
aud von einer thatjächlichen Veränderung des Gegenftandes. 

In Rechtsſtreitigkeiten, welde die Feititellung, 

Erhaltung und Sicherung der Rechte der Gemein- 
haft betreffen, iſt jeder Theilhaber zur Ber- 
tretung derjelben befugt. 

$ 769. 

Die Aufhebung der Gemeinschaft erfolgt, jofern ſich der 
gemeinschaftliche Gegenftand ohne Werthsminderung in mehrere 
der Zahl und den Antheilen der Theilhaber entſprechende gleich: 
artige und gleichwerthige Theile zerlegen läßt, durch Theilung in 
Natur, außerdem durd) den Berfauf des Theilungsgegenftandes 
nad; Maßgabe der Borjchriften über Zwangsvollſtreckung. 

Sit jedoch Naturtheilung oder der Berfauf unmöglich, oder 
widerftreitet eine diefer Maßnahmen dem Intereſſe eines oder 
mehrerer Theilhaber, jo bejtimmt das Gericht nad) freiem 
Ermefjen die Theilungsart. Der Berfauf einer ungetheilten 
Forderung iſt nur dann zuläfjig, wenn deren gemeinjchaft- 
liche Einziehung noch nicht möglich ift. Jeder Theilhaber 
it berechtigt, diejelbe zu verlangen. 


$ 769b. 
ft ein jelbftftändiger Theilungsgegenftand bei der Theilung 
unberüdjichtigt geblieben, jo fann jeder Theilhaber die nach— 
trägliche Aufhebung der Gemeinjchaft bezüglich defjelben ver- 
langen. Sit ein Theilungsbetheiligter bei der Aufhebung der 
Gemeinschaft nicht berüdjichtigt worden, jo kann er jederzeit eine 
neue Theilung unter Berüdjihtigung feiner Poſten begehren. 
In übrigen unterliegen Theilungsverträge der Anfechtung 
nah Maßgabe der allgemeinen Beitimmungen ($ 95—104). 


8 770. 

Hat ein Theilhaber gegen einen anderen Theilhaber eine 
Forderung, welche in der unter ihnen beftehenden Gemeinſchaft 
ihren Grund findet, jo kann er verlangen, daß die Forderung bei 
Aufhebung der Gemeinschaft aus dem Antheile des Schuldners 
an dem gemeinschaftlichen Gegenftande berichtigt werde. Diejer 
Anſpruch jteht ihm aud) gegenüber dem Einzelrehtsnachfolger 
ſeines Schuldners zu. 

Ä $ 772. 

Stehen der Aufhebung der Gemeinjchaft rechtliche oder 
thatjächliche Hindernifje injofern entgegen, als Naturtheilung 
oder Berfauf des Theilungsgegenftandes nicht möglich find, 
oder dem Gejammtinterejje widerftreiten, jo kann in Er: 
mangelung einer die Verwaltung und Benüßung in verbind- 
liher Weife regelnden Beftimmung jeder Theilhaber eine dem 
Intereſſe aller Theilhaber nad) billigem Ermefjen entjprechende 
Art der Verwaltung beanjpruchen. Daſſelbe gilt, fall3 ein 
verjuchter Verkauf erfolglos geblieben ift, in welchem alle 
auch jeder Theilhaber die Wiederholung des Verſuches ver: 
langen kann, falls er fi zur Uebernahme der hierdurd 
entftehenden Koſten verpflichtet. 


Vierter Titel. 
Borlegung und Offenbarung. 


Die Motive erachten den Nachweis eines dinglichen oder perjön- 
lihen Rechts und eines ſich hieran knüpfenden Tinterefjes für die 
Begründung des Rechts auf Erhibition gegenüber jedem Inhaber der 
Sache al3 nicht ausreichend, und befchränfen die Zuläffigkeit des 
Erhibitionsverlangens auf jene Fälle, in welchen der Anfprud) gegen 
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den Inhaber oder Befiter der Sache jelbjt gerichtet ift. Die- 
jelben erbliden in einer folchen jchranfenlojen Ausdehnung einen 
Verſtoß gegen die allgemeinen Rechtsgrundſätze, insbejondere gegen 
das Prinzip, dag Niemand einen Eingriff in den durch die Rechts— 
ordnung abgejchlofjenen Kreis feiner Privatrehte zu dulden Hat. 
Allein diefe Süße entbehren der Bemweiskraft. Die bloße Befihtigung 
einer Sache involvirt wohl noch feinen Eingriff in die privatrechtliche 
Sphäre; und die Beläftigung, welche durch die nur auf ein enges 
Gebiet abgegrenzte Verpflichtung erzeugt wird, ift eine verjchwindende 
gegenüber der ausnahms- und jchranfenlofen Zeugnißpflicht. Die 
Erhibition ift aber, ſofern diefelbe nicht von dem wirklichen Prozeß— 
gegner beanſprucht wird, nicht3 Anderes, als eine bejchränkte Zeug: 
nißpflicht. Läßt der Entwurf den Anſpruch auf Exhibition gegen 
jeden Dritten zu, unter der Vorausjegung, daß diejelbe nur zu dem 
Bwede erfolgen joll, um ſich über den Rechtsbeſtand eines Anſpruchs 
nur zu vergewiljern, jo iſt ohnedie damit ſchon dem Recht der Offen— 
legung eine weit über das Gebiet eines konkreten Rechtsftreit3 hinaus— 
reichende Ausdehnung gegeben. Es iſt übrigens nicht abzujehen, wie 
die gefürchteten Mißbräuche entjtehen können, wenn die Berechtigung 
des Exrhibitionsverlangens von dem Borhandenjein eines perjönlichen 
oder dinglichen Anſpruchs in Anjehung der Sade bedingt wird. 
Auf diejem Standpunfte fteht daS gemeine Recht ?°); die gemein- 
rechtliche Praxis läßt ausdrüdlicdy den Exhibitionsanſpruch gegenüber 
dem Nichtbefiger zu, jofern derjelbe den Beſitz dolos aufgegeben. 
Die rechtlichen Vorausjegungen für die Erhibition aber nocd mehr 
zu bejchränfen, bejteht nad) der gewohnheitsrechtlichen Rechtsbildung 
und nad) der Tendenz, den Kreis der Förderungsmittel der materiellen 
Wahrheit mehr und mehr zu erweitern, wohl nicht der mindefte Grund. 
Ja nad) den gemohnheitsrechtlichen Normen ift nicht einmal die Exiſtenz 
oder die Möglichkeit eines Anfpruches in Bezug auf die Sache die 
nothiwendige VBorbedingung für die Exhibition, vielmehr ift oft jchon 
da8 bloße Intereſſe genügend, wie beiſpielsweiſe dem Miether gegen- 
über, welcher verpflichtet ift, jedem Miethsliebhaber das Mieths- 
objeft vorzuzeigen. Auf dem Gebiete des Handelsrecht3 entjcheidet 
über die Verbindlichkeit zur Borlage der Handelsbücher lediglich das 
richterliche Ermeſſen. 


>) Dal. Windſcheid I. Z. 783. Glück's Pandekten XI. ©. 192. Entſch. des 
R. G. II. ©. 206. 
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Die Bedürfniffe des Nechtslebens erheilhen aud in der That 
die Ausdehnung des Erhibitionsreht3. Den VBerfiherungsgejellichaften 
beifpielsweife muß zum Zwecke der Aufrechnung die Einfichtnahnte 
der geretteten Suchen, aud) wenn fie ſich im Beſitze Dritter befinden, 
dem Abfender jene des bejchädigten Frachtguts, auch wenn dafjelbe 
bereit3 in den Beſitz des Adrefjaten übergegangen iſt behufs eines 
etwaigen Rüdgriffs gegenüber dem Frachtführer, dem Patentinhaber 
gegenüber dem Beliger die Augenjcheinnahme an dem patentirten 
Gegenſtand geftattet jein. 

Noch in anderer Hinjicht erfcheint die Faſſung zu eng. Der 
Anſpruch auf Exhibition erjcheint wohl ſchon begründet, wenn 
der Anſpruch des Erhibitiongklägers nur einen Theil der Sache be— 
trifft, d. h. die Sache, in Anjehung welcher der durch die Exhibition 
zu wahrende Anſpruch befteht, bereit3 in eine untrennbare Berbindung 
mit einer anderen gebradt iſt.“) Da die Erhibition in dem heutigen 
Nechtsleben lediglid; die Funktion einer vorbereitenden Klage hat, 
jo kann aud) nicht von einem begründeten Trennungsanjprud), wie nad 
dem gemeinen Recht, die Sprache fein, wohl aber davon, daß dem 
Betheiligten die Gelegenheit gegeben wird, durch Belichtigung des 
Ganzen jeinen Zwed, fi über den Zuftand der Sache, bezüglich) 
welcher er anfpruchsberedhtigt ift, zu vergewiljern. So wird bei- 
jpielSweife derjenige, welcher ſich des Muſterſchutzes bezüglich der 
von ihm entworfenen Thonkacheln verfihert Hat, einen Anjprud) 
auf Befichtigung des Dfens Haben, zu welchem diejelben ver- 
wendet find. 

Endlich bejteht fein Anlaß, in dem Gejetestert von einem „Bor 
legen und PVorzeigen” der Sache zu ſprechen. Eine derartige Faſſung 
ift nur geeignet, das Mißverftändniß zu erzeugen, al3 ob nur beweg- 
lihe Sachen Gegenjtand der Exhibition fein könnten. Weſentlich 
eriheint aber die Möglichkeit der Augenjcheinseinnahme und unter 
Umftänden der Unterjuhung wie beijpieldweije beim Wein, Ge— 
treide. 3") 

Es dürfte ſich deshalb auch als Titelüberjchrift ftatt Borlegung 
das Wort „DOffenlegung” empfehlen und diefer Ausdrud auch im 
Zerte ftatt der, dad Weſen der Sache nicht ganz dedenden Häufung, 
Borzeigung und Borlegung zu gebrauchen jein. 


) Glück's Pandekten XI. ©. 121. Demelius, die Exhibitionspslidt ©. 116. 


»!) Demelius, die Erhibitionspslicht. ©. 54, 55. 
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8 776. 

Rechtöftreitigkeiten über den Drt der Dffenlegung gehören 
nicht zu den Geltenheiten. Das Hwitterwejen der Offenlegung als 
eines theilweije privatrechtlichen, theilweije prozefjualen Rechtsinſtituts 
läßt es zweifelhaft erjcheinen, ob nicht die Offenlegung, insbejondere 
jene von Urkunden bei Gericht zu erfolgen hat, ob die Offenlegung 
an dem Wohnorte und in den Räumlichkeiten des Beſitzers des offen- 
zulegenden Gegenftandes oder in jenen desjenigen, der die Offenlegung 
begehrt, erfolgen fol. 32) 

Der Natur der Sache entipricht ed, daß die Offenlegung eines 
Gegenitandes an dem Orte erfolgt, an welchem fich derjelbe befindet. 
Dem richterlihen Ermefjen müſſen jedoch) ausnahmsweije, durch den 
Zweck der Offenlegung geforderte Anordnungen vorbehalten bleiben, 
jo, fall3 e3 jih um die nur durch Sachverſtändige zu ermöglichende 
Feitftellung der dentität eines Gegenjtandes, beijpielsweije einer 
Gremonejer Geige handelt, und an dem Drte, an weldem ſich 
derjelbe befindet, jolche Sachverſtändige nicht zu finden jind. 

Eine, den Regelfall treffende Beſtimmung wird aber im Gejete 
nicht überflüſſig erjcheinen. 

s 117. 

Die Berpflihtung zur Offenbarung dürfte auf den Fall auszu- 
dehnen fein, daß jemand die von ihm gezogenen Nutzungen aus einem 
mwiderrechtlicd) fic) angeeigneten Vermögensgegenftande abzutreten hat. 
Bei einem Bezug von Nutungen während einer längeren Periode ijt 
e3 dem Bindifanten an und für fi) kaum möglich, das Roherträgniß, 
gejchweige denn das Reinerträgniß derjelben feſtzuſtellen. Handelt 
es fih um die Nutungen eines widerrechtlich ausgeübten immateriellen 
Rechtes, wie de3 Urheber: oder Patentrechtes, jo ijt ohnedies für den 
Gegner des Abtretungspflichtigen die Begründung feiner Intereſſen— 
forderung in dem Grade erjchwert, daß er außerdem jo ziemlid) 
rechtlos ericheinen würde. 

Das Obertribunal hat denn aud) bereits in Anerkennung diejes 
praktiihen Bedürfniffes in einem Plenarbeichluß vom 4. Mai 1863 33) 
den Sat ausgefprodhen, daß der zur Herausgabe einer Sache mit 


) Windſcheid Pandekten IL. $ 474 ©. 782 Note 1a, hiegegen Demelius 
©. 19. 

) Entiheidungen Bd. 49. ©. 21. Derndburg Preuß. Privatrecht II. $ 44 
biegegen Entſch. des R. G. IX. ©. 269. X. ©. 255 Bähr in Iherings Jahr— 
bücher XII. 254. 
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den Früchten rechtskräftig Verurtheilte zur Rechnungslegung über 
die Früchte ſeit Inſinuation der Klage verpflichtet ſei. In der That 
läßt ſich auch für Nutzungen, deren Verſchiedenheit theils durch die 
Verſchiedenheit der Bezugsperioden, theils durch jene des Nutzungs— 
gebietes beſtimmt wird, das begriffliche Merkmal eines Inbegriffs 
von Vermögensgegenſtänden ſehr wohl aufrecht erhalten. Es muß 
für das Weſen der Sache gleichgültig fein, ob bei den abzutretenden 
Bermögensgegenftänden die Hauptſache vder die Nebenſache es 
ift, welche fi in jelbftftändige Mehrheiten auflöſt. Es ift nicht 
zu verfennen, daß die Dffenbarungspflicht fait identifch ift mit der 
Berbindlichkeit zur Rechnungslegung’). Allein mag auch für andere 
Fälle, wie beim Mandat, Gejellichaft, Gemeinſchaft, den Motiven 
(II. ©. 893) darin beizutreten fein, daß eine eidliche Erhärtung der Rech— 
nung nicht beanjprucht werden kann, jo wird doch aus Rechts- und 
Billigfeitögründen im gegebenen Fall die Rechnungsablage, ohne welche 
eine vollftändige Manifeftation nicht denkbar ijt, wie deren eidliche 
GErhärtung nicht entbehrt werden können. 

2. Der Entwurf nornirt nicht die Folgen der Eidesweigerung. 
Soweit das Gejeg nicht ein Anderes beftimmt, ift der Gläubiger 
auf die Geltendmachung feines nterefjes bejchränkt. Dies folgt aus 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen. Dem ift jedoch nicht fo. 

Aus allgemeinen Grundfägen möchte ſich wenigftens nicht die 
Nothivendigkeit dreier NRechtsftreite um einen und denjelben Gtreit- 
gegenftand ableiten laſſen, zuerft um die Feititellung der Verbindlich— 
keit zur Herausgabe des DBermögensinbegriffs, jodann um die Ab: 
leiftung des DOffenbarungseides und endlich um die ziffermäßige 
Heftitellung des Intereſſes, welche, wenn fie auf dem Wege des ge- 
wöhnlichen Beweisverfahrens erfolgen müßte, für den Kläger geradezu 
unüberfteigliche Schtwierigfeiten bieten und denfelben fat vollftändig 
rechtlos Stellen würde. 

Es rechtfertigt fich deshalb gewiß für den Fall der böslichen 
Eidesweigerung die Analogie des $ 260 der Reid)8:Eivilprozeßordnung 
anzumenden, und den Kläger zur eidlichen Erhärtung jeines durch 
das richterliche Urtheil zu begrenzenden Intereſſes zuzulafjen. Aud) 
der Art. 471 der bayerischen Prozeßordnung von 1869, welcher die 
materiellen Vorausjegungen für die Ableiftung des Offenbarungseides 
29 Entſch. des R. ©. XIV. ©. 208. Bähr a. a. O. ©. 36. Entſch. des 
NR. O. H. G. Bd. XXI ©. 338. 
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normirte und welcher der Beitimmung des Art. 85 de3 zur Zeit in 
Geltung befindlichen bayeriſchen Ausführungsgejeges zur Civilprozeß— 
ordnung als Vorbild diente, enthält eine desbezügliche Beſtimmung. 

3. Eine Lüde enthält injofern der Schlußabſchnitt der Schuld- 
verhältnifje, al3 er wohl der geeignetjte wäre, den Rechtsſtoff der 
Rechnungslegung ſelbſt zum Gegenjtand der gejeglichen Regelung zu 
machen. Die Motive verzichten auf eine nähere Begründung diejer 
Unterlafjung. 

Dei der hervorragenden Bedeutung der Rechnungsablage für das 
praktiſche Rechtsleben darf eine gejegliche Regelung derjelben nicht 
vermißt werden. Die Gliederung des Rechnungsprozefjes in den 
Streit um die Verbindlichkeit zur Rechnungsablage und das Monitur- 
verfahren ift nur auf die Praxis zurüdzuführen; die Gtreitfragen, 
ob die Rechnung mit Belegen zu verjehen ijt, ob der Rechnungsherr 
auch Ausantwortung oder Offenlegung der Rechnung und der Belege 
zu beanjpruchen berechtigt ift, ob ein Anfprudy auf Anerkennung der 
Rechnung befteht und ſ. f. mögen in manchen Fällen eine individuan- 
liſirende Behandlung erfordern, erheifchen aber immerhin für den 
Regelfall die geſetzgeberiſche Feſtſtellung nad bejtimmten Rechts— 
grundjägen. 

An diefe Ausführungen reihen fi folgende Abänderungs- 
vorſchläge: 

Vierter Titel. 
Offenlegung und Offenbarung. 


8 774. 

Wer an der Befichtigung der Sache wegen eines ihm 

bezüglich derjelben zuftehenden Anſpruches ein Intereſſe hat, 

oder wer bezüglich eines ſolchen Anſpruches fich durch die 

Befihtigung der Sache Gewißheit verjhaffen will, kann von 

deren Beliger oder Inhaber die Offenlegung derjelben zum 
Bwede der Augenſcheineinnahme beanjpruden. 


8 775 unverändert. 


Ss 776. 

Die Offenlegung hat in den Fällen der 88 774, 775, fofern 
das Gericht feine anderweite Beftimmung trifft, an dem Orte 
zu erfolgen, an welchem fi der offenzulegende Gegenftand 
befindet; die Gefahr und die Koſten der Offenlegung hat 
derjenige zu tragen, welcher dieſelbe beanfprucht. 

25* 
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8 777. 

Wer einen nbegriff von DVermögensgegenftänden ganz 
oder zu einem Bruchtheile, insbejondere die von einem Gegen- 
ſtande bezogenen Nußungen herauszugeben oder über den 
Beftand eines joldhen Inbegriff Auskunft zu ertheilen ver: 
pflichtet ijt, hat dem Berechtigten auf dejjen Verlangen ein 
Berzeihnig des Beftandes vorzulegen und den Offen: 
barungseid dahin zu leiften: 

daß er den Beitand vollftändig angegeben und 

wiſſentlich nichts verjchwiegen habe. 
Das Geridht kann eine der Tage der Sache entiprechende 
Aenderung der vorftehenden Eidesnorm bejchließen. Auf die 
Abnahme des Eides finden die Borjchriften der 88 440 bis 
446, 780, de3 $ 781 Ab. 1 und des $ 783 der Civilprozeß— 
ordnung mit der Maßgabe entjprechende Anwendung, dat 
die Ladung zu dem für die Abnahme zu beſtimmenden 
Termine auch von dem Berpflichteten erfolgen Eann. 

Wird der Offenbarungseid verweigert, jo kann der zur 
Forderung defjelben Berechtigte zur eidliden Erhärtung 
jeines Intereſſes zugelaffen werden. In diefem Falle hat 
jedod das Gericht den Höchſtbetrag des Intereſſenanſpruchs 
zu bejtimmen. 


— — — —— Zn — 
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Pfandrecht und Grundſchuld. 


Von Rechtsanwalt Scholler in Landau. 





Seit länger beſteht im rheiniſch-franzöſiſchen Rechtsgebiete Ueber— 
einſtimmung der Anſichten, daß zu den ſchwächſten Theilen des Code 
civil das Hypothekenrecht gehöre. Auch früherhin geſtand man ſchon 
Unvollkommenheiten zu, erklärte aber mit Zachariä die Grundlagen 
dieſes Rechtes für die „allerdings richtigen“. Erſt die ſteigende Be— 
deutung des Realkredites und die hieraus fließende, verſtärkte Er— 
probung des Hypothekenrechtes ſtellte heraus, daß letzteres wohl eine 
kunſtvolle, aber keineswegs glückliche Kombination römiſcher und 
moderner Prinzipien iſt. Von dem geſetzgeberiſchen Gehalte der 
Revolutionsepoche, welche in der loi vom 11. brumaire Jahr VII 
die Unterſcheidung von vertragsmäßigen, richterlichen und geſetzlichen 
Unterpfändern aufſtellte und einen vielverſprechenden Anlauf nahm, die 
Materie auf der Grundlage des Publizitäts- und Spezialitätsprinzipes 
zu geſtalten, hatten die Redaktoren des Code civil jene Unterſcheidung 
und die Ordnung des Rechtes der vertragsmäßigen Hypothek entlehnt. 
Bedeutſame jonjtige Vorſchriften germaniſchen Urjprungs, welche zu 
einer der deutjchredhtlichen Hypothek verwandteren Entwicklung hätten 
führen fünnen, lehnten oder ſchwächten jie aber ab und kehrten fie 
meift zu römischrechtlihen Auffafjungen zurüd. Bemerfenswerther 
Weiſe bildet daS Brumairegejeg noch heute einen Ausgangspunkt der 
Reformbeftrebungen in Frankreich ſelbſt. 

Trotz der oben hervorgehobenen Webereinftimmung der Anfichten 
iſt aber im rheiniſch-franzöſiſchen Rechtsgebiete das Hypothefenrecht des 
Code civil bi8 auf die legten Jahrzehnte in faft unverjehrter Geltung 
geblieben; man befürchtete, durd; eine Reform den organischen Zu- 
jammenhang des Rechtsſyſtems des Code civil, einer Rechtsſchöpfung, 
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welche gleihwohl für die vorzüglichfte der neueren Zeit gehalten 
wurde, zu ftören. Die jeitdem in den meiften Ländern diejes Gebietes 
eingetretenen, mehr oder minder durchgreifenden Aenderungen kün— 
digten fich faſt jämmtlich al3 beftimmt an, den Hebergang zum Fünf- 
tigen deutjchen bürgerlichen Geſetzbuche zu erleichtern. Unvermeidlich 
mußte hierbei eine Beeinträchtigung der bisherigen Rechtseinheit diefer 
Länder, eine natürlihe Folge zerjplitternder Gejetgebung, mit in 
den Kauf genommen werden. Möge der hierdurch gejchaffene Zuſtand 
auf Feiner Geite die Fähigkeit trüben, den bisherigen Beſitz wie das, 
was der Entwurf bietet, unbefangen zu würdigen! 

Der Einreihung des Stoffes Pfandreht und Grundfhuld in das 
Sachenreht wird mit den Motiven des Entwurfes ohne Weiteres 
beizupflichten jein. Auch der Code civil faßt das Pfandrecht als ein 
dinglihe8 Recht auf. Der Zufammenfaffung von Pfandreht und 
Grundſchuld in einen Abfchnitt mag die ftrenge Syſtematik, welder 
dte Grundſchuld als ein Fremdling im Pfandredhte erjcheinen mag, 
vielleicht widerjtreben. Doch ift die Grundfchuld immerhin dem 
Pfandrechte nahe verwandt und aus ihm erwachſen. Der natürlichen 
Sliederung des Entwurfes, welche im ersten, in mehrere Abtheilungen 
zerfallenden Titel das Pfandreht an Grundftüden, im zweiten Titel 
die Grundfchuld, im dritten das Pfandrecht an beweglichen Saden, 
im vierten das Pfandredt an Rechten behandelt, folgen wir bei 
nachſtehender Beſprechung. 


L 


In der erjten Abtheilung des erjten Titels, welche die normale 
Hypothek, „Hypothek ohne Hypothekenbrief“, entwickelt, erjcheint legtere 
al3 verfehrsfähig gedacht und gejtaltet. Sie ift die vertraggmäßige. 
Ste findet auf in großen Theilen Deutjchlands erprobten Grund- 
lagen, den Prinzipien der Publizität und Spezialität, deren ftrenge 
Durchführung die Einrichtung des öffentlichen Grundbuches in denkbar 
volllommenfter Weife jihert, nur an Grundftüden ftatt. Wie dem 
Grundbuche für das Eigenthum, Dienftbarkeiten >c. hohe Bedeutung 
zufommt, jo auch für die Hypothek. Nach dem Entwurfe ift neben 
dem DVertrage die Eintragung der Hypothek in das Grundbuch con- 
ditio sine qua non ihrer Begründung. Mehnliches gilt von ihrer 
Vebertragung. Das Grundbudh umfaßt daher das franzöfijche Trans: 
ſkriptions- und Snfkriptionsregifter, aber darüber hinaus noch wejent- 
[ih mehr. Eine Eigenthümlichkeit des Grundbuches ift, daß der 


361 


öffentliche Glauben defjelben ſich auf die Forderung miterjtredt. Auch 
darum kann das franzöfiiche Hypothefenregifter, welches nur den Rang 
der Konventionals und Urtheilshypothefen unter fic nad) der Reihen: 
folge ihrer Eintragungen beftimmt, kein vergleichbares Analogon zum 
Grundbuche bilden. Während der Mangel einer causae cognitio 
Seitend des Hypothefenbewahrers troß der Borjchriften des Code 
eivil Hinfichtlicd) genauer Bezeihnung der Schuldner, wie die Er- 
fahrung zeigt, häufig zu Verwechslungen und Unficherheiten führt, 
begegnet dem die jachlihe Mitwirkung der Grundbuhämter, wie fie 
der Entwurf vorfieht und beziehungsmweije die Grundbuchordnung vor: 
ſchreiben wird. 

Da unbekannte, eintragfreie, beziehentlich nac) längerer Zeit noch 
eintragbare Privilegien und Legalhypothefen, erjtere öfter noch mit 
ebenjo unbekannten Rejolutionsrechten ausgejtattet, wie der Code 
eivil fie zugelajjen, die Sicherheit der vertragsmäßigen Hypothek in 
Frage ftellen und in nicht zu billigender Weiſe nicht minder [egitime 
Intereſſen als die durch jene Vorrechte begünftigten benachtheiligen, 
überhaupt mit den Prinzipien der Publizität und Spezialität abjolut 
unverträglid; find, To hat der Entwurf Privilegien und Legal: 
hypotheken völlig befeitigt und die von ihnen betroffenen Fälle und 
Berhältniffe faſt durchweg der Wachſamkeit der Privaten zu vertrags- 
mäßiger Regelung überlaffen. Hierdurch erweitert ſich die Sphäre 
der vertragsmäßigen Hypothek fünftig erheblih. Fragt man nad) der 
Urfache, warum das franzöjiiche Geſetz ſchlechthin ſolch' erorbitante 
Vorrechte für gemwiffe Forderungen zuließ, jo wird fie hauptſächlich 
in Zweierlei zu erbliden jein. Einmal in dev Abneigung des Ge: 
jeges, auf den Hang einer Forderung Behörden Einfluß einzuräumen. 
„Es tft,” wie die Motive des Entwurfes fagen, „die Grundanſchauung 
des Code civil, daß der Privatrechtsverfehr fid) unabhängig von jedweder 
causae cognitio der Behörde vollziehen müſſe.“ Sodann in der Unter: 
jtellung bejonderer Schugbedürftigkeit, befonderer Wichtigkeit Fraglicher 
Forderungen. Berjuchen wir einen Eurzen Ueberblid, ob diefe Gründe 
gegenüber dem Aufbau des Entwurfes Berüdjichtigung verdienen. 

Anlangend die Privilegien, jo kommen hauptſächlich jene des 
Berfäufers für den Immobiliarkaufpreis und der Miterben für die 
Zheilungsherausgaben und die Garantie der Theilungen in Betradit. 
Was hindert beim Berfaufe den Vorbehalt des Rückfalls des Eigen- 
thums für den Fall der Nichtzahlung des SKaufpreifes oder die 
gleichzeitige Errichtung einer Hypothek, welde, wenn Privilegien und 
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Legalhypothefen überhaupt wegfallen, den Berkäufer gerade jo mie 
früher das Privileg ſchützt? Ebenjo jcheint Nachtheilen aus dem 
MWegfalle des Privilegs der Miterben die Handhabung der Entwurfs: 
beftimmungen über Gemeinheitstheilungen, welche auf Erbtheilungen 
Anwendung finden, wirkfam zu begegnen. Wenn künftig bei Theilun- 
gen wohl rigorofer die Einziehung oder Verwerthung von Ausftänden 
auf Rechnung der Maſſe und thatſächliche Belieferung im Sinne des 
Entwurfes unter thunlichfter Bermeidung von Herausgabsanmeijungen 
angeftrebt wird, jo wäre das gerade Fein Unglüd, vielmehr wird die 
Duelle manden Familienzwiftes abgegraben. Welches Hinderniß 
jollte aud im Wege ftehen, fic) ergebenden Falles die Annahme von 
Herausgabsanmweilungen von Hypothekbeftellung oder jonftiger Sicher: 
heit abhängig zu mahen? Der Wegfall der Privilegien und be— 
ziehungsweije der Sonderung von Privilegien und Hypotheken erregt 
johin feinerlet Bedenfen. 

Ueber vorhandene Rejolutionsredhte Elärt künftig das Grundbuch 
auf. Denn Rüdfallgrechte find von Amtswegen einzutragen, wenn 
unter Beifügung einer auflöjenden Bedingung oder eines Endtermins 
eine Liegenschaft aufgelafjen if. Die Beitimmung des Art. 1184 
Code civil reproduzirt der Entivurf nidt. 

Kommen wir zur Legalhypothef der Minderjährigen und der 
Ehefrauen. Inſoweit ein Schugbedürfnif diejer Perjonen bejteht, jo 
wäre zuvörderft nicht zu verfennen, daß bei der großen, in diefen 
Rechtsgebiete dur alle Stände und Schichten der Bevölkerung 
greifenden Zahl der Grundbefiter — einer Frucht der bald hundert 
Jahre andauernden Barzellirung des Bodens — die Legalhypothef 
in viel zahlreicheren Fällen ein Objekt treffen und wirfjamer würde, 
als andermwärts. | 

Während nun, was erftere anlangt, der Code civil unter ftarrer 
Eindämmung behördliden Einflufjes auf wenige wichtige Maßnahmen 
dem Vormunde in Bezug auf Bermögensverwaltung eine nahezu 
jouveräne, durch das Fehlen wirkfamer PVorjchriften über jährliche 
Rechnungslegung namentlich ausgezeichnete Stellung giebt und hierdurd) 
jelbft einen Grund zur Vormundſchaftshypothek gejchaffen hat, zieht 
umgefehrt der Entwurf mit Vertrauen das Gericht zu ganz regelmäßiger 
Betheiligung an der Wahrung des Intereſſes der Minderjährigen 
heran. Der Entwurf unterftellt, abgejehen von der befreiten Vor— 
mundjchaft, die Verwaltung des VBormundes jährlicher Rechnungslegung 
und materieller Prüfung umd überhaupt fcharfer Aufliht und Bes 
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ſchränkung ſeitens des Vormundſchaftsgerichtes, des Gegenvormundes 
und des Familienrathes, mindeſtens für die Regel. Für beſondere 
Umſtände ſieht er ($ 1689) die Befugniß des Vormundſchaftsgerichtes 
— .undenfbar vom Standpunkte des Code civil — zur Anordnung 
der Leiftung von Sicherheit durch den Vormund vor, welche dann 
nicht bloß auf Grundftüde bejchräntt, fondern gegebenen Falls auf 
bewegliche8 Bermögen erftredt werden kann. Gegen dieje Bejtimmungen, 
welche größeren Theils deutjcher Gepflogenheit entiprechen, iſt Triftiges 
nicht zu erinnern. Zur BZulaffung aber einer generellen, d. i. alle 
gegenwärtigen und künftigen Grundftüde des Vormundes ergreifenden 
oder jelbjt nur auf einen Theil zu beichränfenden gejeslichen Hypothek, 
welche den Realkredit des Vormundes fchwer benadtheiligt, Liegt 
jonad) fein Grund vor; jie müßte das Ehrenamt des VBormundes zu 
einem überaus läftigen und jo opfervollen geftalten, daß Leicht die 
Neigung wachen könnte, ihm auszuweichen. 

Schwerer ſcheint Mandem die Zuftimmung zur Bejeitigung der 
cheweiblihen Legalhypothek zu fallen. Ohne Zweifel werden in der 
Ehe des Entwurfs wie des Code civil der überwiegende Einfluß des 
Mannes, die Gejhäftsunfunde und natürliche Schwäche des Weibes 
(etstere8 zur Eingehung von Engagements für den Mann führen und 
verführen, welche ihm Verluſte bringen. Ohne Zweifel wird, die 
Auskunft, vertragsmäßige Sicherjtellung des Heirathsgutes der Braut 
dur hypothefarische Belaftung der Güter des Bräutigam vor der 
Ehe, zu mwelder die Praris zu greifen wohl verjuchen wird, bei der 
Sartheit des Verhältniſſes zwischen Verlobten nicht immer durchführbar 
oder Mangel Güterbeſitzes des Bräutigam zu diejer Zeit gar nicht 
thunlich fein. Ohne Zweifel ftößt die hypothefarijche Sicherftellung 
während beftehender Ehe auf Bedenken, welche ſich aus der Anfecht— 
barfeit gemäß des Neichögejeges vom 29. Juli 1879, die Anfechtung 
von Rectshandlungen des Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens 
betreffend, oder der Konfursordnung herleiten. Doc mer jollte die 
Folgen des Handelns der Frau zu tragen haben? Schuldloje Dritte, 
welche duch das Beitehen der Ehe wohl von der Legalhypothek an 
jih benachrichtigt find, aber die Erſatzanſprüche der Ehefrau für ver- 
lorenes Ehebeibringen und eingegangene Mitverpflichtungen nicht 
fennen und fie auch bei der Befreiung der Legalhypothef vom Zwange 
der Eintragung nirgends erjehen können, welche aber trotzdem durd) 
den vom Zage des Eheabjchluffes an wirkſamen Rang der eheweiblichen 
Anſprüche in ungiebige Stellen zurüdgefchoben würden? Schließlich 
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wird hier wohl rechtlich gelten müfjen, daß wie Jedermann aud) die 
Frau für ihre Handlungen einzuftehen Hat. Der ritterlihe Zug, 
welcher in der franzöfiichen Legalhypothek zu Gunften der Frau Liegt, 
ließ diejelbe gerade zum vorzugsweiſen Opfer der nüchternen Geſchäfts— 
praxis fallen, welche im Geltungsgebiete des Code civil häufiger denn 
anderwärt3 die Mitunterjchrift der Ehefrau reſp. die Subrogation 
in ihre Legalhypothef forderte Wahr ift bei Allem, daß die Frau 
durch die Legalhypothet nad) vorausgehender Dedung der von ihr 
übernommenen Berpflichtungen des Defteren nod) Bermögenstrümmer 
rettet, welche der Familie bei fleißiger Arbeit eine Eleine bejcheidene 
Eriftenz gewähren, und die Legalhypothek fo einen Beitrag zur Löſung 
der jozialen Frage bildet. Bei der Zwangshypothek unten werden 
wir einen Borjchlag erwähnen, welcher diefen Beitrag wohl erjeten 
würde. 

Kehren wir zur normalen Hypothek zurüd. Die Begriffsbe- 
ftimmung derjelben (al3 einer derarten Grundftüdsbelaftung, daß 
„eine bejtimmte Perfon berechtigt fei, wegen einer bejtimmten Geld- 
forderung Befriedigung aus dem Grundftüde zu verlangen” $ 1062) 
deckt fih im Wefentlichen mit der Definition Art. 2114 Abi. 1 Code 
eivil und ftellt in3befondere ihre accejjoriiche Natur feft. Warum 
$ 1075 nicht in $ 1082 eingefügt wurde, wie die Eorrejpondirenden 
Beitimmungen der Grundfhuld in $ 1135, ift unerſichtlich. $ 1067 
erweitert dent Code civil gegenüber etwas den Umfang des Hypothe— 
farrechted. Die Uebertragung der Hypothefarforderung, welche ſich 
wie ſchon erwähnt ähnlich wie ihre erjte Begründung vollzieht, ge- 
ftaltet ſich jchwerfälliger als die franzöfifche Eejjion oder Subrogation. 
Da der öffentliche Glauben des Grundbuchs die Forderung mitſchützt, 
jo ift zur Erhaltung von Einwendungen gegen diejelbe das Inſtitut 
der Bormerkung (welche binnen Eurzer Friſt zu bethätigen tft) zuge- 
lajjen 3. B. wenn nach Eintragung der Hypothek im Grundbuche die 
Baluta nicht geleiftet wird. Der Wegfall der Nothwendigkeit einer 
Erneuerung der Inſkription vor Ablauf von 10 Jahren, welche ın 
der mangelhaften Einrichtung der franzöfifchen Inſkriptionsregiſter 
und in der Umftändlichkeit und Koftjpieligkeit des Löfchungsverfahrens 
begründet ift, berührt angenehm. Ueberhaupt ift die Hypothek als 
dingliches Recht unverjährbar und hängt damit die Beftimmung des 
8 183 zufammen, daß die Berjährung eines durch Pfandrecht (jei es 
an Grundftüden ſei es an beweglichen Sachen) geſicherten Anjpruces 
den Berechtigten nicht hindert, feine Befriedigung aus dem Prande 
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zu verlangen. Die Berfolgung der Buchhypothek im Mahnverfahren 
und Urkundenprozefje jol das Einführungsgejet geftatten. 

Eine wejentliche Neuerung der accefjorishen Hypothek, welche 
der Entwurf, vielfad) römisches Recht reproduzirend, im Allgemeinen 
ähnlich wie der Code eivil entwidelt, bildet die Eigenthümerhypothef. 
Sie beiteht darin, daß, wenn der Gläubiger dur) den Eigenthümer 
des belafteten Grundſtücks und gleichzeitigen perjönlihen Schuldner 
befriedigt wird, die Hypothek nicht erlifcht, jondern auf Letzteren über- 
tragen wird. Hier tritt die Hypothek in der That einen Augenblid 
aus dem Rahmen der accejforischen Hypothek und befteht, da die For— 
derung unmiderruflich erloſchen ift, als ceigenthümlicher Rumpf des 
früheren Berhältnifjes fort. Minder Auffallendes hat das Berhältniß, 
das entjteht, wenn der Gläubiger vom Eigenthümer des belajteten 
Grundſtücks befriedigt wird, der nicht zugleich perjönlicher Schuldner 
it, — in welchem Falle der Entwurf die alte Forderung und die 
alte Hypothef fortbeitehen läßt. Kraft der Eigenthümerhypothe kann der 
Beredtigte verlangen, daß für ihn eine dem Betrage der eingetragenen 
Forderung gleichfommende Summe aus dem belajteten Grundjtüde und 
den mithaftenden Gegenständen bezw. ettwaigen mitbelajteten Grund: 
ftüden Dritter, auf welche die Eigenthümerhypothef miterſtreckt ift, bei 
getrieben werde. Der Sinn hiervon ift, daß der Eigenthümer die alte, 
ungelöfchte, ihm zugejchriebene Hypothek al3 Sicherheit für eine neue 
Forderung verwenden und mit letterer begeben darf, aus welchen 
Borgange dem Berechtigten die erwähnte Befugniß erwächſt. Die 
Motive bemerken, daß die Zulaffung der Eigenthümerhypothef un- 
leugbar die Billigkeit und die Gerechtigkeit für fich habe. „Die 
Gläubiger Haben Anjprud; auf Befriedigung aus dem Grundftüde 
nur in der Neihenfolge, in welcher ihre Hypotheken zur Eintragung 
gelangt find. Fällt eine Hypothek weg, jo gewinnt der Inhaber 
einer nachſtehenden Poſt dadurch eine Berbefjerung jeiner Stellung, 
auf welche er vermöge feines dinglichen Rechtes nicht rechnen durfte.” 
Die Eigenthümerhypothek joll verhindern, „daß den nachſtehenden 
Berechtigten ein durchaus unberechtigter Bortheil aus der Bereinigung 
eines vorjtehenden Rechtes mit dem Eigenthum erwachſe“ und dem 
Eigenthümer die Weiterungen und Koften der Eintragung einer 
neuen Hypothek eriparen. ft der Raum der alten, erlojchenen 
Forderung, welche durd die Hypothek früher gejichert war, mit einer 
neuen Forderung wieder erfüllt worden, jo tritt die Eigenthümer— 
bypothef in den Rahmen der regelmäßigen acceljoriihen Hypothek 
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wieder zurüd und erjcheint darum ihre Entwidlung in vormwürfiger 
Abtheilung gerechtfertigt. So Eunftvoll fie fonftruirt ift, fo nützlid) 
wird jie evident dem Eigenthümer werden. 

Da die Hypothek nicht verjährt und zu ihrer Löſchung regel- 
mäßig die Bewilligung des Berechtigten nöthig ift, jo läßt der Ent- 
wurf jahgemäß ein Aufgebotsverfahren zu Gunften des Eigenthümers 
zum Zwecke der Ausichließung unbefannter Gläubiger zu, wenn die 
Erlöfhung der Forderung behauptet wird und feit der legten auf die 
Hypothek bezüglihen Eintragung 30 Fahre verjtrichen. find. Auf 
Grund des Ausſchlußurtheils findet die Löihung der Hypothek ftatt. 

Sachgemäß erjcheint ferner das Aufgebotsverfahren zum Zwecke 
der Aufhebung der dem unbekannten Gläubiger einer Hypothek zu— 
jtehenden Rechte, wenn die Forderung fällig ift oder vom Schuldner 
gekündigt werden fann. Auf Grund des Ausſchlußurtheils findet 
nad Maßgabe des 8 1094 Abi. 2 bis 4 der Uebertrag der Forderung 
mit Hypothek oder nur der Hypothek auf den Eigenthümer und die 
Beſchränkung des Gläubigers Hinfichtlich feiner Befriedigung auf den 
vom Eigenthümer Hinterlegten Betrag jtatt. Unendlich fomplizirter 
iſt das Verfahren nad) dem Code civil nämlid; Realoffert in dem 
in der Inſkription gewählten Domizile, wenn dies für zuläjjig er- 
achtet werden jollte, Klage auf Gültigerflärung des NRealofferts, Stlage 
auf Streihung der Inſkription. Würde das Realoffert für unzu- 
läſſig erachtet, jo jtünde nad) dem Code eivil vorwürfig dem Eigen— 
thümer gar fein Rechtsweg offen. 

Auffälliger Weiſe jreht der Entwurf ein Hypothefenreintgungs- 
verfahren zu Gunften des Erwerbers de3 belajteten Grunditüds, 
ähnlid) wie es Art. 2183 und flgd. des Code civil regeln, nicht vor. 
Legteres verbindet befanntlih im Weſentlichen den Erwerber, der 
hiervon Gebraud macht, zu der Erklärung, daß er bereit ei, die 
hypothekariſchen Schulden und Laften auf der Stelle, jedoch nur bis 
zum Belaufe des Kaufpreijes zu bezahlen, und jchügt die Hypothefar: 
gläubiger vor Freihandsverfäufer dolofer Natur dur die Zulaffung 
eines Uebergebotes von einem Zehntel über den Kaufpreis. Findet 
das Uebergebot jtatt und ift e3 verbürgt, jo muß der Ermwerber die 
öffentliche Verfteigerung des Grundftüds, eventuell den Zufchlag an 
den Meiftbietenden ſich gefallen laffen. Findet kein Uebergebot jtatt, 
jo verbleibt es beim Preiſe des Erwerbers, durch deifen Zahlung an 
die Gläubiger (nad Maßgabe ihres Ranges) oder aber Hinterlegung 
das Grundſtück von allen Privilegien und Hypotheken befreit wird. 


ER 


Das DPerfahren bietet einen gangbaren Mittelweg zwijchen der 
Zwangsverſteigerung und der Schwierigkeit, die Einwilligung aller 
Hnpothefargläubiger zur Vornahme eines gütlichen Verkaufes zu er— 
halten, einen Weg, auf welchem redliche Berfäufe jchließlich ſich zu 
behaupten pflegen. -Seine Zulafjung hebt die Verfehrsfähigkeit auch 
belafteter Grundftüde, erjcheint volkswirthſchaftlich nützlich und wohl 
ausführbar in Bezug auf Grundftüde, welde nur mit Buchhypotheken 
belajtet find, deren Inhaber im Grundbuche zu erjehen find. 

Die vorftehend jkizzirte normale Hypothek des Entwurfs ragt in 
Bezug auf Verfehrsfähigkeit über die vertragsmäßige Hypothek des 
Code civil, welche ſich häufig als Sicherungshypothek im Sinne des 
Entwurfs darftellt, ganz beträchtlich hinaus. Schon fie will und 
wird etwas andere3 fein als jene. Die folgenden Abtheilungen des 
I. Zitel3, ſowie der II. Titel entwideln nun weitere pfandrechtliche 
Gebilde und in ‚ihnen einen großen, theilweife im Geltungsgebiete 
deö Code civil ganz ungekannten Reihthum an Formen zur Be— 
friedigung des Realfredites. 


IL. 


Bereinbaren die Kontrahenten einer normalen Hypothek, daß 
über diejelbe vom Grundbuchamte ein Hypothekenbrief zu ertheilen 
ift, jo liegt eine Hypothek mit Hypothekenbrief, Briefhypothef, vor. 
Diefe Form bezwedt eine Steigerung der Berkehrsfähigfeit der 
normalen Hypothek. Hier erfolgt die Abtretungserklärung des bis— 
herigen Gläubigerd auf dem Hypothefenbriefe und erjeßt diejer die 
Stelle des öffentlichen Grundbuches. Aus legterem Grunde müfjen 
die Abtretungserklärungen gerichtlich oder notariell beglaubigt fein. 
Zur Geltendmahung der Briefhypothek wird nur erfordert, daß der 
Gläubiger im Befite des Hypothekenbriefes ift und von ihm eine 
zufammenhängende Reihe von Wbtretungserklärungen oder Leber: 
weijungsbefchlüffen auf den im Grundbuche eingetragenen Gläubiger 
zurüdführt. 

Bermöge diefer Förmlichkeiten erjcheint die Begebung der Brief: 
hypothek gegenüber der franzöfifchen Ceſſion erleichtert, gegenüber der 
franzöfifhen Gubrogation umſtändlicher. Die Leichtigkeit der 
Girkulation wie beim Wechjel mochte vorſchweben, ift aber natürlich 
nod weniger erreicht. 

Sollte, wenn der Schuldner bei Errichtung der Hypothek ſich 
der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwirft und die Forderung 
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gefündigt und fällig geworden ijt, dem Grundbudhamte nicht die 
Befugniß einzuräumen fein, auf dem Hypothekenbriefe vejp. wenn 
eine Buchhypothek in Frage fteht, auf einer Ausfertigung der legteren 
die Zwangsvollſtreckungsklauſel zu ertheilen? An Braucbarkeit für 
den Verkehr würden wohl beide Formen nur gewinnen. Der Ent- 
wurf jieht im Uebrigen die Fähigkeit der Ummandlung der Bud): 
hypothek in eine Briefhypothek und umgekehrt durch Vertrag vor; 
das Detail der Vorfchriften beider Formen ift entjpredend in enge 
Beziehung zu einander gejegt. 


III. 


Am Gegenjage zu den bisherigen beiden Formen bezwedt die 
Sicherungshypothek (3. Abtheilung des I. Titel8) blos Sicherung der 
Erfüllung der Forderung. Nicht felten fordern die Urſache der 
Begründung, ausdrüdliche oder ftillihweigende Abmachung vder 
jonftige Nüdfichten diefe enge Begrenzung, den Ausschluß des 
Gelangens der Hypothek in den Verkehr: jo Kautionen der Beamten, 
welche nur die aus ihrer Amtsführung entitehenden Forderungen, 
Kredithypotheken, welche nur die dem Kreditgeber bei der Beendigung 
des Berhältnijjes zuftchenden Forderungen fichern follen. So maltet 
aud) bei den franzöfiichen Regalhypothefen der Miündel und Ehefrauen, 
den Urtheilshypothefen feine Rüdficht einer Benebung im Verkehre 
ob. Der öffentliche Glauben des Grundbuchs ift darum im Entwurfe 
auch nicht auf die Forderung der Sicherungshypothek erſtreckt, viel- 
mehr jind dem Eigenthümer die Einwendungen gegen diejelbe in 
vollem Umfange erhalten. Auch braucht der Betrag der Forderung 
fein feſtbeſtimmter zu jein, jondern kann gejchätt und jpäterer Feſt— 
jtellung vorbehalten werden. Einer Unklarheit der Einſichtnehmer 
des Grundbudhs über die Bejchaffenheit diefer Hypothek ſoll die 
Borfchrift vorbeugen, daß bei der Eintragung der Sicherungshypothef 
in das Grundbuch diejelbe als ſolche zu bezeichnen ift. 

Eine Unterart der Sicherungshypothek und der Urtheilshypothef 
ähnlich ift die Zwangshypothek. Zuläffig auf Grund einer vollitred- 
baren Geldforderung, wird fie ohne Zuziehung des Schuldners im 
Wege der Zwangsvollitrefung eingetragen. Sie entjpringt demnad) 
nicht ſchon unmittelbar aus dem Urtheile an fi, wie die franzöfifche 
Urtheilshypothef, anderjeit3S aber aus jeder Gattung vollſtreckbarer 
Titel. Im Gegenjage zur Inſkription der generellen Urtheilshypothef 
hat die Eintragung der Zwangshypothef vermöge des Spezialitäts- 
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prinzipes die Grundſtücke einzeln zu bezeichnen. Bei übermäßiger 
Sicherheit kann dieſe Eintragung zu Gunſten des Schuldners auf 
ein Maß beſchränkt werden, welches eine Sicherheit, wie fie für 
Mündelgelder Plaß greift, übrig läßt. _ 

Sachgemäß jchließt der Entwurf an die Zwangshypothek die 
Arrefthypothef, ebenfall$ eine Unterart der Giderungshypothef. 
Grundlage derjelben ift ein in die Grundftüde des Schuldners voll« 
ſtreckbarer Arreftbefehl. 

Gegenüber der Zwangs- und Arrefthypothef entjteht die Frage, 
ob nicht eine gewiſſe Grundfläche von ihnen befreit und unveräußerlid, 
eine KHeimftätte, ein ſicheres Aſyl des Schuldners bleiben follte. 
Dhne Frage nur eine Fläche, bemeſſen in den Grenzen des Unent— 
behrlihiten, wie gegenüber der Pfändung beweglicher Gegenftände und 
Werthe unüberfchreitbare ähnliche Schranken zum Schuße des Schuldners - 
in 88 715 und 749 der Reichsecivilprozeßordnung aufgericdjtet find! 
Die in $ 715 Ab. 5 Code civil aufgerichteten Schranfen find jogar 
in Wirklichkeit nicht unüberjchreitbar, infolange fie nicht durch eine 
jolche Beftimmung ergänzt werden. Denn das Berbot, daß bei 
Perſonen, welde Landwirthichaft betreiben, das zum Wirthichaftsbe- 
triebe unentbehrliche Geräth, Vich- und Feldinventavium nebft dem 
nöthigen Dünger, jowie die landwirtbhichaftlichen Erzeugniffe, welche zur 
Fortſetzung der Wirthſchaft bis zur nächſten Ernte unentbehrlicd find, 
der Pfändung nicht unterworfen find, wird für den Grundeigenthümer 
evident werthlos und bejagte Gegenftände werden dem pfändenden 
Gläubiger ſofort erreichbar, wenn derjelbe die Immobiliarbeſchlag— 
nahme (auf Grund des nämlichen vollitredbaren Titel3) beantragt 
und diefe alle Immobilien de8 Schuldners trifft. Oder ſoll die 
Wohlthat des 8 715 Abi. 5 Code civil ernftlih nur Pächtern zu- 
fommen? 

Der Nachtheil einer ſolchen Bejtimmung befteht nur in der der 
Größe der befreiten Grundfläche entjprehenden Kreditminderung des 
Eigentümers. Ihre Vorzüge, die darin beftehen, daß diejelbe den 
Schuldner und feine Familie vor dem Verkommen ſchützt, die Armen- 
pflege entlaftet, eine intenfive Bewirthichaftung des Bodens begünftigt, 
die Liebe zur Heimath und Scholle Fräftigt, der Auswanderung fteuert, 
würden jenen Nachtheil wohl aufwiegen und möchte der nicht neue 
Gedanke darum ernitefter Erwägung werth jein. Gegenüber dem 
riefenhaften Anfchwellen großer Städte, in welche die dermalige Zeit: 
rihtung Leute vom Lande jo zahlreich entführt, trüge eine ſolche 
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Beitimmung zur Erhaltung des dem Lande nothivendigen Arbeiter: 
itandes bei und würde fie eine gleihmäßigere Bertheilung der Bevölkerung 
begünftigen. Endlich böte fie für die Legalhypothef der Ehefrauen 
im Geltungsgebiete des Code civil eine gejunde und bejjere Auskunft. 

Gelbftverftändlicd; dürfte eine jolde Beſtimmung die Wirkſamkeit 
vertragsmäßiger Hypotheken nicht bejchränfen. Denn wer freimillig 
Liegenichaften zur Hypothek gejtellt hat, hätte auf den Anſpruch auf 
Unveräußerlichfeit irgend einer derjelben natürlich verzichtet. 

Die Größe der befreiten Ylähe würde wohl nad) der Gegend 
abzuftufen und die Zahl der Ar in Skalen gejeglid genau zu 
beftimmen jein, da die Wichtigkeit der in Frage kommenden Intereſſen 
ein ſchwankendes richterliches Ermefjen nicht vertrüge. Eintretenden 
Falles möchte die Aufnahme des Grundjages an id in den Ent- 
. wurf genügen; das Detail möchte in das Geje über die Zwangs— 
vollftrefung in da8 unbewegliche Vermögen gehören. 


EV. 


Eine außerordentliche Neuerung gegenüber dem Code civil bildet 
die Grundſchuld (Gegenftand des II. Titels). Sie ift das aus dem 
Eigenthume an eine bejtimmte Perjon abgetretene Recht auf Zwangs— 
beitreibung einer bejtimmten Summe aus dem belafteten Grundjtüde. 
Weil fie feine Forderung mehr zur Borausjegung hat und jeder 
Beziehung zu einem perjönlidhen Schuldner entbehrt, jondern aus: 
jchließlih auf dem Grundftüde haftet, führt fie den Namen Grund- 
Ihuld. Sie hat fid aus dem Hypothefarrechte herausgebildet und ijt 
gewiljermaßen eine felbftändig gewordene Hypothek. Sie entjteht nur 
rechtsgeſchäftlich. Aehnlich wie bei der Briefhypothef ift hier ein 
Grundfchuldbrief zu bilden und kommen die Borjchriften der Brief: 
hypothek zu entiprechender Anwendung. 

Die Formen der Grundjhuld und der Briefhypothef Eommen dem 
Kreditbedürfniffe des Großgrundbefiges entgegen. Grundjchuldbrief 
und Hypothekenbrief cirfuliren leichter und können dadurd), woran 
dem Großgrundbefige felbjtverftändlich gelegen fein muß, in größere 
Kreife des Publikums dringen. Anlangend das Verhältniß beider 
Inſtitute zu einander, jo jcheint nach den bisherigen Beobachtungen 
in den deutſchen Gebieten, wo fie in Anwendung, die fehlende 
perjönlic;e Haftung des Grundjchuldbeitellers immerhin als ein 
Deangel, die bei der Hypothek ftattfindende perjönliche Haftung des 
Schuldners dagegen als ein Vorzug angejehen zu werden; ſelbſt— 
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verſtändlich bildet in den Augen des Großgrundbeſitzes erſterer 
Umſtand einen Vorzug. Im rheiniſch-franzöſiſchen Rechtsgebiete, wo 
der kleine Grundbeſitz überwiegt, wird wohl mehr die Form der Buch— 
hypothek benutzt werden. 

Zum Schluſſe unſerer Bemerkungen über Hypothek und Grund— 
ſchuld ſei konſtatirt, daß das Nutzpfand an Grundſtücken (das anti— 
chretiſche Pfandrecht des Code civil) im Entwurfe völlig beſeitigt iſt. 
In den Rheinlanden iſt es allerdings kaum mehr im Gebrauche. Der 
Schließung eines Vertrages übrigens, wonach der Gläubiger ein 
Grundſtück bewirthſchaftet, um ſich aus deſſen Nutzungen bezahlt zu 
machen, ſteht auch in Zukunft kein Hinderniß im Wege; nur wäre 
dieſer Vertrag nicht mehr pfandrechtlich, ſondern nur obligatoriſch 
wirkſam. 


V, 

Das Fauftpfandrecht an beweglichen Sachen definirt der Entwurf 
weſentlich übereinjtinnmend mit dem Code civil. Insbeſondere ſtellt 
er jtrenge das Erforderniß der Uebergabe an und der Inhabung des 
Brandes durch den Gläubiger auf. Jedoch läßt er das Fauſtpfand— 
recht nicht verloren gehen, wenn das Pfand unterm Mitverjchluffe 
des Verpfänders bleibt oder ein Dritter es für den Pfandgläubiger 
und den Eigenthümer inne hat. Die gleiche Milderung des Beſitz— 
erfordernifjes hat ſchon die rheiniſch-franzöſiſche Praxis zugelaffen und 
Eonnten erjt daraufhin jene Banken entjtehen, welde auf Grund von 
Hypothekurkunden und dergleichen Werthpapieren Bfandbriefe emittiren. 
Der Fortbeitand folder Banken ift hiermit durch den Entwurf 
gefichert; auch fortan bejigt im Namen der Pfandbriefinhaber der 
für fie beitellte Treuhänder die als Brand dienenden, unter feinem 
Mitverichluffe befindlichen Werthtitel und wahrt er ihr Fauftpfand- 
recht hieran. 

Es wirft ſich die Frage auf, ob das Erforderniß der Uebergabe 
und Inhabung des Prandes nicht noch weiter gemildert werden fönnte. 
Neformvorichläge in Frankreich verlangen im Intereſſe der Yand- 
wirthichaft und des Gewerbes die Möglichkeit eines Faultpfandes an 
der hängenden Ernte, zu ſchlagenden Hölzern, zu brechenden Steinen, 
Vieh 2c., obwohl diefe Objekte nicht aus dem Belige des Eigenthümers 
kommen, für hierauf aufzunehmende Gelder. Bedenkt ınan, dab in 
Deutichland nad) neueren Angaben 5'/, Millionen Landwirthe, Pächter 
eingerechnet, vorhanden und an diefer Erweiterung des Fauftpfand- 
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rechtes große und Kleine Eigenthümer gleichmäßig interefjirt find, jo 
ſpringt die Wichtigkeit der Frage in die Augen. Die Borfchläge in 
Frankreich fordern die Ausdehnung des dortigen Ktolonialbanfgefetes 
vom 11. Juli 1851, welches Fauftpfandbeftellungen an hängenden 
Ernten zuläßt und bei den Envegiftrementsbehörden Regiſter ein- 
richtete, in welche die Akten über ſolche Fauftpfandbeftellungen zur 
Kenntniß Dritter, jowie etwaige Erklärungen und Widerjprüche von 
Intereſſenten einzutragen find, rejp. die Ausdehnung des in diefen 
Beitimmungen niedergelegten Brinzipes auf das Mutterland. ©. Batbie 
„revision du ‘Code Napoleon“ (zwei am 23. und 30. Dezember 1865 
in der academie des sciences morales et politiques in Paris gehaltene 
Vorträge) 1866. Nach den Motiven des Entwurfs Band 3 ©. 799 
Icheint auch in Zürich eine Berpfändung der Früchte durch Eintragung 
in das Öffentliche Pfandbuch zuläſſig zu fein. Welche Gründe follten 
der Einrichtung ähnlicher Regiſter behufs Ermöglihung von derlet 
Sauftpfandbeftellungen in Deutjchland entgegenstehen —, woſelbſt 
diesbezüglich die Grundbuchämter die geeignetiten Behörden fein 
möchten ? 

Eine Berpfändung der ftehenden Ernte würde nad den Motiven 
des Entwurfs zwar möglich fein, aber nur jo, daß dieſe Erzeugnifje 
in und mit den betreffenden Grundftüden ſelbſt tradirt werden, die 
Tradition ſich jedoch erft mit der Trennung der Früchte vollendet, 
welche während der Dauer der Inhabung des Empfängers jtatt- 
findet. Welch’ abjchredende Schwerfälligkeit eines Berpfändungs- 
modus! Ihm gegenüber vermöchte nicht einzuleuchten, warum der 
Entwurf die Antichrefe an Grundftüden verwarf, welche nicht um— 
jtändlicher ift und fogar direkter zur Befriedigung des Pfandgläubigers 
rührt. Würde es nicht unvergleichlid einfacher fein, der Beltimmung 
in 8 TIER E P. O., melde die Pfändung nod) ungetrennter 
Früchte einen Monat vor der Neife geltattet, prinzipielle Bedeutung, 
welche ihr die Motive des Entwurfs verjagen, zuzugeftchen und die 
antizipirte Gelbftjtändigkeit dev mit der frudhttragenden Sache ver: 
bundenen Früchte von bemerktem Zeitpunkte an ſowie ihre Ber: 
pfändbarfeit von der nämlichen Zeit an anzuerkennen. Nach der 
Erfahrung ift das Geldbedürfni der Landwirthe kurz vor der Ernte 
(Getreideernte, Weinlefe 20.) am größten. Unmöglid) erjcheint es 
nicht, den, welcher al3 Fauftpfandgläubiger folder Früchte oder anderer 
beweglicher Gegenftände in desfallſige Regiſter eingetragen tft, als 
Inhaber der Pfänder anzuerkennen. Findet eine ähnliche Fiktion 
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doch hinſichtlich des Pfandrechtes an Schiffen, deren Inhabung der 
Natur der Sache nad) dem verpfändenden Schiffer verbleibt, ſchon 
zu Gunften des Pfandgläubigers im Entwurfe jtatt! ft die Be- 
laſſung gepfändeter Gegenftände im Gemwahrjam des Schuldners nad) 
s 712 R. C. P. O. doc auch der Beſitznahme des Gericht3vollziehers 
unſchädlich! 

Die aus dieſer Anſicht fließenden, hauptſächlichen Vorſchläge 
finden ſich unten. Auf weitere Modifikationen des Textes des Ent— 
wurfes, die nothwendig würden, hier einzugehen, würde zu weit führen. 


VI. 

Konform der Reichscivilprozeßordnung ($ 754) zählt der Ent— 
wurf ($ 1206) die Fülle des Pfandrechtes an Nechten nicht einzeln 
auf; er begnügt jich, daſſelbe prinzipiell zuzulaffen. Er erflärt bei 
der Berwandtichaft der Materien des Fauftpfandrecdhte® und des 
Pfandrechtes an Rechten die Borjchriften des erjteren auf das lettere 
für entjprechend anwendbar. Hierbei verhehlt er nicht, daß dem 
Gläubiger de3 Pfandredtes an Rechten jede Inhabung und Ber: 
wahrung des Pfandgegenjtandes fehle und darım eine Reihe von 
Beltimmungen über das Fauftpfandredht unanmwendbar werde. 

Es iſt dieß natürlich, da Gegenjtand des Nechtspfandrechtes eın 
unförperlihes Recht iſt. In den Klaren Beſitz des leßteren den 
Gläubiger zu fegen, iſt eine Hauptaufgabe der Geſtaltung dieſer 
Materie. Wenn $ 1211 für die Verpfändung einer Forderung 
außer dem Pfandvertrage das Erforderniß vorfchreibt, daß die Ver: 
pfändung derjelben vom Verpfänder dem Schuldner der Forderung 
anzuzeigen ſei, womit die Inhabung des Rechtes für den Pfand- 
gläubiger vollendet wird, jo ift hiedurd eine klare Thatjache des Be- 
jisüberganges auf legteren vorgejehen. Eintretenden alles vermögen 
dritte Intereſſenten vom Forderungsjchuldner nöthige Kenntniß zu 
erlangen. 

Für die rechtsgeichäftliche VBerpfändung anderer Rechte als For: 
derungen jchreibt dagegen $ 1212 des Entwurfs nur Schließung des 
Pfandvertrages in gerichtlicher oder notarieller Form vor. Die in 
dieſem Erfordernifje liegende Cautel ſoll und kann nicht verfannt 
werden. Immerhin vollendet ich aber Hier die Inhabung des un: 
förperlichen Rechtes für den Pfandgläubiger durch die bloße Abgabe 
der Erklärungen der Bertragsfontrahenten, welche nicht nach außen 
dringt, nad) außen unerfennbar ift. Darunter leidet unläugbar die 
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Rechtsficherheit. Der Entwurf ift damit weſentlich auf dem Stand- 
punfte jtehen geblieben, auf welchem die Civilprozeßordnung hinſicht— 
(ih der Zwang3vollitredung in Vermögungsrechte, welche nicht Gegen- 
ftand der Zwangsvollſtreckung in das unbemwegliche Vermögen und 
bei welchen Drittfchuldner nicht vorhanden find, jteht $ 754 Abi. 2. 
Häuptſächliche Fälle letterer Art jind die Pfändungen von Erb» und 
Gemeinihaftsantheilsrehten: mit der Zuſtellung des Pfändungs- 
beihluffes blos an den Inhaber des Antheilsrechtes it die Pfändung 
bewirkt. Der Mißitand, den die Unerjichtlichkeit ſolcher Pfändungen 
bietet, ift groß; er veranlaßt nicht jelten eine Häufung von 4,5 Pfän— 
dungen des nämlichen echtes, deren Requirenten nichtS von einander 
wifjen. Man mag dies nun für ein Ungemach erklären, welches der 
Trieb nach Befriedigung in Zwangsvollftredungen mit ji bringt. 
Die nämlihen Rechte und andere fünnen aber aud) Gegenftand rechts— 
gejchäftliher Verpfändung fein und hier follten doc, jei es, daß 
rechtsgefchäftliche Verpfändungen unter einander, fet es, daß recht3- 
geichäftliche VBerpfändungen mit Vollſtreckungspfandrechten zuſammen— 
treffen, Einrichtungen beftehen, welde Verpfändungen von Rechten 
nach außen erkennbar machen und einer Eollidivenden Häufung von 
Rechtspfandrechten am nämlichen Objekte vorbeugen. 

Eine ſolche Einrichtung jcheint uns das jchon erwähnte öffentliche 
Regifter zu fein. Dasjelbe jcheint das einheitliche Band für die 
gleihförmigere Regelung des Fauftpfandredhtes und des Rechtspfand— 
rechtes darzubieten. Kraft des $ 1206 würde eine Bejtimmung im 
Sinne des unten vorgejchlagenen Zufages zu $ 1147 jofort auf das 
Nechtspfandreht anwendbar. Noch jonftige Tertmodtfifationen wür— 
den nöthig, auf welche auch hier nicht eingegangen werden kann. 

Die Anftitution des öffentlichen NRegijters würde aud) in Kon— 
furjen die Gläubigerfchaft gegen heimliche und fingirte Pfandrechte 
jichern. Eine Bedeutung, wie das Grundbuch für Rechte an Grund- 
jtüden, würde fie natürlich niemals haben; immerhin erjcheint fie 
aber al3 ein fruchtbarer, der Verwendung im Gejete werther Ge— 
danke. 

Beim Nüdblide auf die Gefammtbehandlung, welche die Hier 
kurz berührten Materien im Entiwurfe gefunden, kann nicht geleugnet 
werden, daß gerade in ihnen ein großer, eminenter Fortichritt gegen- 
über dem Code eivil ſich Fund giebt, von welchem glüdliche Folgen 
für die Nheinlande zu erhoffen find. Es iſt in diefen Thetlen ein 
durchdringender Geift thätig geweien, welcher, auggerüftet mit einer um— 
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fafjenden Kenntniß des beitehenden Rechtes und von modernen Reform: 
anfchauungen gejättigt, ein hervorragendes Werk gejchaffen hat, das 
an Leichtigkeit und Kürze der Diktion dein Code civil nachjtehen mag, 
ihn aber an Gediegenheit und Neichthum der Gedanken erheblich 
übertrifft. 

Die berührten Borjchläge gehen dahin: im vorwürfigen Abjchnitte 


J. 


II. 


III. 


im erſten Titel in Bezug auf Grundſtücke, welche nur mit 
Buchhypotheken belaſtet ſind, ein Hypothekenreinigungsver— 
fahren ähnlich dem im Code civil geregelten vorzuſehen; 
im gleichen Titel das Grundeigenthum des Schuldners bis 
zu gejetlich zu bejtimmender Größe, jofern diejes nicht ver- 
tragsmäßig zur Hypothek geftellt und die Vollſtreckung diefer 
Hypothek nicht in Frage ift, von der Zwangvollftredung in 
unbewegliches Bermögen für befreit zu erklären; 
im dritten Titel folgenden Paragraphen einzujchalten: 
In Anfehung der VBerpfändung werden hängende Früchte 
im legten Monate vor der Reife, ichlagbare Hölzer be- 
weglichen Sachen gleichgeadhtet. 
vor dem letten Satze des Abi. 3 $ 1147 folgenden Sat 
einzufchalten: 
Der Inhabung durch den Gläubiger fteht gleih, wenn 
der Pfandvertrag beitimmt, daß der Eigenthümer für den 
Gläubiger innehabe, und diefer Vertrag in das beim 
Grundbuhamte zu führende Regifter eingetragen it. 
und dem letten Gate loco eitato folgende Faſſung zu geben: 
Die Beftellung des Pfandrecdhtes ift unwirkſam, wenn 
anderweit vereinbart ift, daß der Verpfänder das Pfand 
in der Inhabung behalten joll; 
in $ 1189 nad) dem erjten Gute einzujchalten: 
War jedod) der Pfandvertrag im Regiſter des Grund: 
buchamtes eingetragen, fo erlischt das Pfandrecht nur durd) 
Löſchung ſeitens des PBfandgläubigers; 
und dem letten Sate loco citato folgende Faſſung zu geben: 
Der Berzicht, die Löſchung und die Eimmilligung find 
unmiderruflid). 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wernick in Eiſenach. 


Die geſetzliche Regelung des Pfandrechts an beweglichen Sachen 
und an Rechten, welche der Entwurf in den 88 1145—1226 bietet, 
entjpricht in feinen grundlegenden Beftimmungen jowie in feinen 
Einzelvorjchriften, in welchen die ſich aus den erjteren ergebenden 
Rechtsverhältniffe geordnet werden, im Allgemeinen mit den in dem 
Folgenden zu erörternden Borbehalten durchaus den Anforderungen, 
welche bei den Bedürfniffen des heutigen Verkehrslebens und nad) 
dem Stande der verjchiedenartigen einzelftaatlichen Gejeßgebungen 
an eine jolche einheitliche reichSgefegliche Neuordnung gejtellt werden 
müjjen. Die Aufgabe des Gejeßgebers auf dem Gebiete des Fauſt— 
pfandrechtS und des Pfandredt3 an Rechten läßt ſich kurz wohl als 
dahin gehend zufammenfafjen, den Kredit durch die Möglichkeit einer 
Berpfändung von beweglichen Sachen und Rechten bei thunlichfter 
Sicherung des Gläubiger zu erleichtern, ohne dadurch doc die 
Eicherheit des Verkehrs im Allgemeinen zu gefährden. Unter diejen 
Geſichtspunkt einer Prüfung amterzogen, Stellt fi) der Entwurf 
jeiner Aufgabe im Allgemeinen gerecht geworden, jedenfall$ in jeinen 
grundlegenden deutlich hervortretenden Beltimmungen dar. In dem 
Folgenden ſind lediglich die Beftunmmmgen hervorgehoben, bei denen 
unter dieſem jelben Gefichtspunft theil8 mehr theils minder wichtige 
Borbehalte zu machen waren. Mit allen anderen Beſtimmungen 
fonnte man ſich durchaus einverftanden. erklären, ohne daß es geboten 
erichien, den erjfchöpfenden Motiven noch ein Wort Dinzuzujegen. 

Zu 8 1147. Bu den grundlegenden Bejtimmungen gehört vor 
Allem auch die in $ 1147 geordnete, daß zur rehtsgeihäftliden 
Begründung des Fauftpfandrecht3 die Einräumung der Inhabung 
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de3 Pfandes durch den Eigenthümer und die Ergreifung diejer 
Inhabung durd; den Gläubiger gehört. Das gemeinrechtliche bloße 
Bertragspfandrecht iſt damit —. von der Verpfändung von Schiffen, 
bei denen eine Ausnahme bejtimmt iſt, 8 1196, abgejehen — bejeitigt. 
Für die Sicherung de3 Gläubigers ift es durchaus nothivendig, dat 
derjelbe grumdjäglich die Inhabung des Pfandes, weil einer beweg— 
lichen Sache, haben und diejelbe entweder ſelbſt oder durch einen 
Dritten als feinen Vertreter ausüben muß. Mit Recht jagen die 
Motive, dat heute die Aufjtellung diefes Grundfates einer weiteren 
Rechtfertigung nicht mehr bedürfe. Die jo erforderliche Einräumung 
und Ergreifung der Inhabung des Pfandes ift die Mebergabe, mic 
fie nad) $ 805 ff. den Erwerb des Beſitzes vermittelt und nad) 
S$ 874 ff. zum Eigenthumserwerb beweglicher Sachen durch rechts: 
geichäftliche Uebertragung erforderlich iſt. Folgerichtig würde daher 
wie zum Beſitz- und Eigenthumserwerb nad) $ 805 jo auch zur 
Begründung des Fauſtpfandrechts die Uebergabe mitteljt des ſoge— 
nannten constitutum possessorium genügen müfjen. Denn wenn jeder 
beliebige Dritte gültig die Inhabung des Pfandes für den Pfand— 
gläubiger ausüben darf, jo müßte folgerichtig aud) der Eigenthümer 
des Pfandes ſelbſt in Vertretung des Pfandgläubigers für diefen die 
Inhabung ausüben Eönnen. Allein während die VBorjchriften der 
s$ 803, 804 entiprechende Anwendung finden follen, iſt $ 805 nicht 
mit angezogen, ja zur Bejeitigung jeden Zweifels iſt ausdrüdlid) 
beitimmt, daß die Beitellung des Pfandrecht3 geradezu unwirkjam 
jein joll, wenn vereinbart worden, daß der VBerpfänder das Pfand 
in der Inhabung behalten darf. ES ift mithin die Mebergabe mittelft 
constitutum possessorium ausdrüdlic ausgefchloffen. Ganz folgerichtig 
üt hiernach weiter in $ 1191 geordnet, daß durch NRüdgabe des 
Pfandes Seitens des Pfandgläubiger8 an den Eigenthümer das 
Pfandrecht erlicht und daß bei jedem Pfand, welches wieder in die 
Inhabung des Eigenthümers gekommen ift, vermuthet wird, daß es 
dem Eigenthümer von dem Pfandgläubiger zurüdgegeben worden, 
das Pfandrecht mithin erlofchen ſei. 

Ber diefer Bejchränfung der Webergabemöglichkeit ift der erſte 
und erheblichite Borbehalt zu machen. Sie iſt zweifellos von der 
größten praftifchen Tragweite, denn ſie bejchränkt die Anwendung 
des Fauſtpfandes auf ein fo enges Gebiet, daß der Nugen defjelben 
weiteren Kreiſen vollitändig verloren geht. Sie würde fich deshalb 
nur durch die ſchwerwiegendſten Gründe rechtfertigen laſſen. Die 
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Motive geben unter Berufung auf die Beſtimmungen in $ 14 de3 
Einführungsgefege3 zur Konfursordnung und des $ 40 der leßteren 
jelbft jowie auf eine Reihe einzelftaatlicher Gejege drei Gründe an, 
welde die Ausſchließung des constitutum possessorium redtfertigen 
jollen, nämlich 

1. bei dem Berbleiben des Pfandes in der Inhabung des Ver— 
pfänders trete das dem Nechtsverhältniffe entjprechende that: 
ſächliche Verhältniß äußerlich nicht deutlich hervor, 

2. entjtehe die Gefahr, das mit Hülfe des constitutum posses- 
sorium geheime, die Sicherheit des Verkehrs beeinträcdjhtigende 
Pfandrechte geihaffen würden, 

3. fehle der jtrafrechtlihe Schuß gegen etwaige Unterjchlagung 
de3 Inhabers der eigenen verpfändeten Sache. 

Diefe Gründe können für die chlehthinnige Ausſchließung der 
Pfandübergabe mittelft constitutum nicht als genügend anerkannt 
werden. Denn was zunächſt die Berufung auf die entjprechende 
konkursrechtliche Beſtimmung anlangt, fo war lettere im Intereſſe 
einer einheitlichen Regelung des Abjonderungsrcehts bei dem Stande 
der Gejetgebung der Einzeljtuaten durchaus geboten. Bei der reichs— 
gejeglichen Neuordnung des Pfandrechts ſelbſt aber fragt es jid, ob 
die Gründe gegen dag constitutum in der That jo jchwer wiegen, 
daß fi) mit den bisher geltenden verjchiedenen einzeljtaatlichen Pfand— 
gejegen die bleibende Ausjchliegung rechtfertigt oder ob nicht vielmehr 
heute gewichtigere Gründe die Einführung deflelben wünjchenswerth 
erſcheinen lafjen und ob nicht die Bedenken gegen dafjelbe durd 
anderweite gejegliche Beſtimmungen bejeitigt werden fünnen. 

Bon den erwähnten drei in den Motiven angegebenen Gründen 
ind die unter 1 und 3 ſicherlich am wenigjten ftichhaltig. Denn jo 
richtig das unter 1 Gejagte thatjächlich ja ift, jo wenig kann dieler 
nur äußerliche Fehler, joweit er nicht mit dem zweiten Grund zu— 
jammenhängt, in Betracht fommen. Der dritte Grund aber fann 
durch Gewähr eines ftrafrechtlihen Schutzes ſofort befeitigt werden. 
Bleibt ſonach der zweite Grund allein übrig. Daß derjelbe in hohem 
Grad Beachtung verdient, ijt gewiß nicht zu verfennen. Es ift ja 
der, welcher mit zweifelloſer Berechtigung ftet$ und vor Allen gegen 
das constitutum vorgebracht wird. Von Suarez an zur Begründung 
dev entjprechenden Beſtimmung im Allgemeinen Breußiichen Yandrecht 
bis auf die neuern Juriſtentage (Berhandlungen des XV. Juriſten— 
tages) hat man damit die Ausſchließung des constitutum gerechtfertigt. 
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Da es Aufgabe des Gejetgebers ift, das Pfandrecht jo zu geftalten, 
daß durch dafjelbe die Sicherheit des Verkehrs im Allgemeinen nicht 
gefährdet iwird, fünnte man ſich mit diefem Grunde bei dem Ausſchluß 
des constitutum einfach beruhigen, wenn nicht noch dringender das 
wirthichaftlihe Bedürfniß für Zulaffung des constitutum ſpräche und 
wenn ſich nicht die Möglichkeit böte, durch weitere gejegliche Be— 
ſtimmungen die Gefahr für die Sicherheit des Verkehrs zu befeitigen. 

Welche Bedeutung der Kredit in dem heutigen wirthſchaftlichen 
Leben hat und zumal der Kredit, welcher ſich auf beftimmte, Sicherheit 
bietende Unterlagen gründen läßt, bedarf feiner Ausführung. Das 
Hauftpfand ıft anerfanntermaßen für den Kredit eine folche Unterlage. 

Es iſt nun aber ohne Weiteres Elar, daß, wenn der Eigenthümer 
und Verpfänder den verpfändeten Gegenftand unter feinen Umjtänden 
in feiner Inhabung haben vder behalten darf, die Anwendung des 
Fauſtpfands die erheblichite Einfchränfung erfährt, und daß das Fauſt— 
pfand, abgejehen von den gewerbemäßigen Bfandanjtalten und Pfand- 
geihäften, jowie von der Berpfändung von Werthpapieren, nur ganz 
ausnahmsweiſe Anwendung finden wird. Nur im Eleinjten Verkehr 
und an foldhen Gegenftänden wird ein Fauſtpfandrecht begründet 
werden, welche fic leicht und ohne Gefahr verwahren laſſen, denn 
welcher Gläubiger hat nur die Möglichkeit, Pfänder in größerem 
Umfang in Verwahrung zu nehmen, oder die Luft, die Berantwortung 
der Berwahrungspflicht ($ 1156) zu übernehmen? Und andererjeits, 
wie wenig Schuldner find in der Lage oder Willens, aus ihren 
Gewahrſam Bermögenstheile, welche an fic ganz geeignete Grundlage 
für den Kredit bilden, jchon bei der Berpfändung herauszugeben? 
Man fehe ſich nur einmal genauer die wirthichaftlichen Kreiſe an, 
welche recht wohl den Anſpruch erheben können, daß durch eine aud) 
für fie Anwendung findende Ausgeftaltung des Pfandrechts auch ihnen 
der Mobiliarfredit eröffnet wird. Landwirthe mit werthoollem lebenden 
und todten Inventar, deren Immobiliarkredit erſchöpft ift, oder welche 
auf fremdem Grundbefig als Pächter wirthichaften, Fabrikanten mit 
Nohitoffen, Fabrikaten oder beweglichen Maichinen, Gewerbetreibende 
und Handwerker mit den verjchiedenen Bermögensgegenftänden ihres 
Geihäfts find jchlechterdings nicht in der Lage, dieje einzelnen an- 
gedeuteten Werthe ſich für ihren Kredit nugbar machen zu können, 
wenn jie gezwungen find, jchon bei der bloßen Verpfändung dtejelben 
aus ihrem Gewahrjam herauszugeben, weil fie entweder die zu ver: 
pfändenden Gegenjtände in ihrem Geſchäft und Gewerbe nicht ent 
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behren fünnen oder der Gläubiger fie nicht in feinen Gewahrſam 
nehmen fann oder will. Auch der Einwand, daß ſolche Werthe zur 
Unterlage eines Kredits nicht geeignet fein, daß fie Lediglich den 
perjönlichen Kredit, welcher genüge und um jo Eräftiger ohne joldhen 
Mobiliarfredit ji erweifen werde, verftärkten, hält gegenüber den 
Erfahrungen des wirthichaftlichen Lebens nicht Stand. 

Zweifellos fann für einen dauernden Kredit lediglich der Grund- 
bejig eine geeignete Unterlage bieten, allein beim Fauftpfand kann 
es fich ja überhaupt bei der regelmäßigen Bergänglichkeit der zu ver- 
pfändenden beweglichen Gegenftände meiſt nur um eine kürzere 
Sicherung Handeln und bei dem perjönlichen Kredit will ſich eben 
nicht Jedermann beruhigen oder aber er läßt jich jehr zum Nachtheil 
de8 Schuldners den Mangel der jadhlichen Sicherheit durch den 
höheren Zinsfuß bezahlen. Für ſolche vorübergehende Sicherheits- 
leiftungen, insbefondere im Falle der Noth, find ſolche Gegenjtände, 
welche ohne die Möglichkeit einer Uebergabe mittels constitutum von der 
VBerpfändung geradezu ausgeſchloſſen find, jehr werthvolle Unterlagen 
für einen Kredit, der ſonſt nicht gegeben würde und werden vielfach 
die einzigen Hülfsmittel jein, jchwanfende Eriftenzen zu halten. Es 
fann auf die inſoweit durchaus zutreffenden Ausführungen von Leon— 
hard in Gruchot Beitr. XXV 1881 ©. 177 ff. verwiefen werden, 
aus denen fich die VBortheile einer VBerpfändung mittel® constitutum 
überzeugend ergeben. Die tägliche Erfahrung beftätigt daS Bedürfniß. 
Wie vielfach tritt gerade an den Anwalt die Frage heran, wie. und 
ob nicht durch Berpfändung folcher Gegenstände, welche jedoch dem 
Schuldner noch zu belafjen ſeien, eine Sicherheit gejchaffen werden 
kann, und wie oft unterbleibt die Hülfe für den Ktreditjuchenden, weil 
ſich bei der beftehenden Gefeggebung eine ſolche Sicherheit nicht 
ihaffen läßt. Man kann jich in der That dann nicht wundern, wenn 
joldye vergeblich Hülfe Sudende das Necht, weldyes ihnen grauſam 
die Möglichkeit der Sicherheitsbeftellung verſchließt, ſchlechterdings 
nicht zu verftehen vermögen und fid) bitter befchweren. Ganz falſch 
wäre es aber, anzunehmen, daß es ſich bei Berpfändungen mittels 
constitutum meiſt nur um bedenkliche, unjolide oder zum Nachtheil 
anderer Gläubiger beabjichtigte Nechtsgeichäfte Handeln müßte. Gewiß 
werden fich jolche vielfach in diefe Form £leiden, aber durch Ausſchluß 
des constitutum werden ſolche Gejchäfte nimmermehr ausgeſchloſſen, 
kaum erjchwert. Denn der, welcher derartige Gejchäfte abjchließen 
will, findet im Recht, auch in dem Entwurf, wie noch ſpäter zu zeigen, 
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die Mittel und Wege, welche zum Ziele führen, auch einen Gläubiger, 
welcher ihm hierbei behülflich ift. Gejchädigt aber ift der redliche 
Kreditjucher, weldhen das Recht den geraden Weg verlegt uyd welder 
geradezu genöthigt wird, ſich in unjolide Gejchäfte einzulajfen. Wer 
fennt nicht die berüchtigten Leihgefchäfte, welche leider auch jchon 
jolidere Firmen einzugehen ſich genöthigt ſehen, in denen, weil ein 
Fauſtpfand an dent verkauften und dem Käufer übergebenen Gegen— 
jtand für den nod) nicht bezahlten Kaufpreis nicht möglidy ift, der 
Kauf in da3 Gewand eines Leihvertragd mit Natenzahlungen einer 
Miethe an Stelle des Kaufpreijes gekleidet wird und dev Miether: 
Käufer erſt mit der legten Ratenzahlung Eigenthümer wird, die 
geleifteten Zahlungen aber und die Ausjicht auf Erlangung des Eigen- 
thums vermwirkt, wenn er vor Vollzahlung mit einer Ratenzahlung 
im Rückſtand ıft? Es ift das nur ein Beifpiel der vielen, wohin das 
Hecht „im Intereſſe der Berfehrsiicherheit” treibt, wenn es das 
gejegliche Mittel der Berpfändung mittelft constitutum nicht gewährt. 
Solder Art find die Früchte, welche eine Geſetzgebung zeitigt, die 
eine Sicherheitsleiftung durd) Verpfändung mittels constitutum ver- 
jagen zu müjjen glaubt, und troß diejer Erfahrungen will der Entwurf 
gleichwohl ein Geſetz mit gleichen Bejchränfungen bieten, dem Verkehr 
die gleichen Feſſeln anlegen, und fo ruhig mitanfehen, wie weiter durch) 
fünftliche und ungejunde Nechtsgejchäfte der Ausweg geſucht wird, 
nach welchem das Berfehrsbedürfnig nun einmal drängt, 

Iſt es aber, wie behauptet werden muß, ein entjchiedenes wirth- 
schaftliches Bedürfnis, auch durch die Berpfändbarkeit ſolcher Werths— 
gegenftände, weldye nach der Natur der Verhältniſſe vorerit noch in 
Gewahrſam des Verpfänders verbleiben müfjen, unzähligen Kredit— 
bedürftigen den Kredit zu eröffnen, der ihnen ſonſt verſchloſſen it, 
jo muß es jchon an ſich zweifelhaft ericheinen, ob die Gefuhr des 
Mißbrauchs des constitutum, welches allein diefe VBerpfändbarkeit 
ermöglicht, es rechtfertigt, daffelbe überhaupt einfach für unzuläflig 
zu erklären. In der That würde fo das Kind mit dem Bade aus- 
gefchüttet. Ber andern gejeglichen Beſtimmungen iſt der Entwurf 
gegenüber einem Mißbrauch derjelben jo ängftli nicht gewefen. 
Es jei hier an die erinnert, durch welche eben die Zuftände, welche 
die Motive aus einem Mißbrauch des constitutum fürchten, geichaffen 
werden können und mittel$ deren gerade unredlide Schuldner das 
Hinderniß, welches ihnen die Unzuläſſigkeit des constitutum in den 
Weg legt, unfchwer aber für den Berfehr noch wert gefährlicher 
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nehmen föünnen. Ber Eigenthumsübertragung beweglicher Sachen 
(läßt der Entwurf die Beifügung einer auflöfenden Bedingung zu. 
Auch die Beifügung einer aufjchtebenden Bedingung muß nad) dem: 
jelben al3 zuläjfig angejehen werden. (Motive zu $ 874) Nach 
ss 129, 135 hat die Beifügung einer auflöjfenden Bedingung insbe— 
jondere dingliche Wirkung. Man braucht nur hierauf hinzuweiſen, 
um fich fofort ein Bild machen zu fönnen, in wie mannigfadhen 
vertragsmäßigen Geftaltungen man der Nutanmwendung diejer gejet- 
lichen Beſtimmungen gewiß leider nur zu oft zum Nachtheil wünjchens- 
werther Berfehrsiicherheit wird begegnen fünnen. Jedenfalls wird 
jolche bedingte Eigenthumsübergabe den Zwecken einer Sicherheits— 
leiftung dann auch vielfady dienen müfjen, wenn das Recht eine 
Pfandbeftellung mittel8 constitutum nicht zuläßt. Aber daß damit 
etwa ein Erjat für letztere geſchaffen fei, wird im Ernſt wieder nicht 
behauptet werden können, denn wenn aud) der Ereditjuchende Schuldner 
ji) der Noth gehorchend zu einem folchen Ausfunftsmittel bereit 
finden lajjen würde, fo wird doch ein folider Gläubiger, der eine 
Sicherheit für feine Forderung jucht, lettere jedoch nicht aufgeben 
und dafür die Gefahr eines, wenn aud; bedingten Eigentums mit 
allerhand Nebenabreden übernehmen will, fi) ſchwer dazu verjtehen. 

Natürlid; verfennen die Motive felbft auc) nicht, welche Gefahren 
eine bedingte Eigenthumsübertragung mit fich bringt, bei $ 1167 
fonftruiren fie ſich jelbjt jogar eine darauf gegründete vertragsmäßige 
Abmahung, nad) welcher das Berbot des Berfallvertrags beim Pfand: 
recht hinfällig gemacht werden kann, lafjen ſie jedoch troßdem zu, 
weil ſie „praftifchen Intereſſen diene, deren Beachtung von über- 
ipiegender Bedeutung jei”. 

Motive zu $ 874 ©. 337, 338, zu 8 1167 ©. 821. 

Lesteres gilt jedoch nun ebenfo und in weit höherem Maße von 
dem constitutum bet der PBfandrechtsbeitellung. Und gerade hier 
laſſen jich die von den Motiven für die Sicherheit des Verkehrs mit 
Hecht hervorgehobenen Bedenken bejeitigen. 

Beim Fauftpfandredt an Schiffen hat, der Entwurf, wie jchon 
Eingangs angedeutet, von dem Erforderniß der Uebergabe überhaupt 
abgejehen. Es iſt Ear, dab das eine unbedingte Nothwendigkeit war, 
wenn man die Schiffe von der Verpfändbarkeit nicht ganz ausichliegen 
wollte. Damit hätte man freilid; einem Nechtsgrundiag zu Lieb den 
Pfandfredit der Schiffseigenthümer allzu offenbar unterbunden. Aud) 
eine Uebergabe mittelS constitutum würde eine überflüjlige Form 
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gewefen fein, weil, wenn das verpfändete Schiff auf der Reiſe, dem 
Pfandgläubiger die Möglichkeit fehlt, die unmittelbare Inhabung des 
Pfandes zu erlangen, ein Anjpruc), welchem der mit dem constitutum 
verbundene Vertrag über die Belaffung der Inhabung doch jtetS nur 
eine zeitliche Schranke jett. 

Mit Recht hat daher der Entwurf für die Schiffe cin Vertrags: 
pfandredt ausnahmsweiſe zugelafjen. Um jedoch an Stelle der ge- 
wöhnlichen Kundbarmachung des Fauftpfandredts, der Inhabung in 
der Hand des Pfandgläubigers, das Nechtsverhältnig etwas in die 
äußere Erjcheinung treten zu lafjen, läßt der Entwurf das Pfand- 
recht erjt durch den Pfandvertrag und durch Eintragung des 
Pfandrechts in das Schiffsregifter (Handelsgeſetzbuch Art.432 ff.) 
gültig entjtehen. Bier ift der Weg nicht etwa für eine allgemeine 
Einführung de3 Bertragspfandrechts, welchem gegenüber mit gutem 
Grund als Regel an dem jichern und einfachen Grundjaß des Ueber: 
gabeerfordernifjes feitzuhalten it, jondern für eine ganz unbedenkliche 
Geftaltung de3 constitutum gezeigt. Man Eomme dem Kreditbedürfniß 
jo weiter Kreiſe entgegen und laſſe auch bei der Bfandredhtsbeftellung 
die Uebergabe durch constitutum possessorium zu, fnüpfe jedoch die 
Entjtehung des durch jolche Uebergabe begründeten Pfandrecht3 
an die weitere Form, daß einmal der Pfandvertrag jowie der Bertrag 
über die ceinftweilige Belafjung des Pfands in der Inhabung des 
Verpfänders gerichtlich oder notariell abgefaßt, dem Gericht am Wohn- 
ji des Schuldners übergeben und von diejem Gericht das Pfand- 
vet in ein öffentliches Pfandregifter eingetragen werden muß, ſodaß 
auch mit legterem Eintrag erit das jo begründete Pfandrecht entjteht. 
Da es vollftändiq genügen würde, in dem Pfandregiiter unter dem 
Namen des Berpfänders lediglich den Tag der Eintragung des Pfand- 
vehtS mit dem Namen des Pfandgläubigers unter Hinweis bezüglid) 
alles Weiteren auf den zu den Pfandakten übergebenen Pfandvertrag, 
welcher natürlich auch das Verzeichniß der Pfandgegenjtände enthalten 
muß, zu vermerfen, jo würde aus einer joldher einfachen Regiftrirung, für 
welhe nur eine geringe Negiftergebühr zu bejtimmen jein würde, für 
die Gerichte Feine nennenswerthe Gejchäftsbelaftung entitehen. Es 
würden jedoch durch dieje Einrichtung, welche eine Analogie aud in 
ven eherechtlichen Regiſter ($ 1435 ff.) findet, die beiden erſten oben 
erwähnten ın den Motiven geltend gemachten Bedenken gegen das 
constitutum befeitigt werden. Denn in dem PBfandregifter würde das 
Pfandrecht in eine äußerliche Erfcheinung treten und geheime die 
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Sicherheit des Verkehrs beeinträctigende Pfandrechte würden un= 
möglich gemacht; der perjönliche Kredit würde aber auch nicht ge= 
fährdet werden, da Jedermann vor einer Kreditgewährung aus dem 
Pfandregifter fic unterrichten fünnte, ob etiwaige in der Hand des 
Kreditiuchenden ſich befindenden Werthögegenftände verpfändet ſind 
vder nicht. Zur größeren Sicherheit könnte ähnlich wie bei den 
eherechtlichen Regiſter bejtimmt werden, daß bei einer Verlegung des 
Wohnfiges binnen einer gewiſſen Friſt die Eintragung bei dem Gericht 
des neuen Wohnfites erfolgen muß, widrigenfall® die frühere Ein- 
tragung ihre Wirkung verliert. Da jedoch, wie jchon gezeigt, das 
Fauftpfandrecht lediglid) vorübergehenden Kreditbedürfnilfen zu dienen 
geeignet ilt, jo würde eine ohnehin für jo begründete Pfandrechte 
wünjchenswerthe Berjährungsbeitinmung genügen. Die Hypothek 
des Entwurfs iſt nach $ 847 unverjährbar, aud für das Schiffs— 
pfandrecht jcheint ein Bedürfniß für Verjährung defjelben nicht zu 
beitehen. So, wie eben vorgeichlagen, durd) constitutum und Eintrag 
in ein Pfandregifter begründete Pfandrechte müßten jedoch innerhalb 
kurzer Frift, wenn die Eintragung nicht erneuert, der Berjährung 
unterliegen. Es würde dies ſowohl weiter noch im Intereſſe dev Ver— 
fehrsficherheit wie des perjönlichen Kredits liegen, als aud) Löſchungen 
unnöthig machen. Das Erforderniß der gerichtlichen oder notartellen 
Abfaſſung des Pfand» und Inhabungsbelaffungsvertrags als Unterlage 
für das Pfandregiiter wurde zugleich der Gefahr des leichtjinnigen 
Borgens, welche auf der andern Seite die größere Erleichterung der Ber: 
pfändbarfeit von beweglichen Sachen mit ſich bringen könnte, ebenjo 
wirkſam jteuern, wie die Beltimmung einer kürzeren Berjährungsfrift. 

Bei der verschiedenen Natur des Eciffsregiiterd von dem vor- 
geichlagenen Pfandregifter würde indefjen fein Grund vorliegen, die 
Vorſchriften in 88 878, 1152 über den gutgläubigen Erwerb außer 
Anwendung zu fegen. Dem gutgläubigen Erwerber würde nidt 
einmal der Vorwurf grober Fahrläſſigkeit treffen dürfen, wenn ex 
fichh nicht vorher aus dem Pfandregifter zu unterrichten gejucht. Im 
Intereſſe eines freien und ficheren Berfehrs dürfen joldye Anforde: 
rungen nicht gejtellt werden. Auf der andern Seite muß der Pfand: 
gläubiger jeinen Schuß im Strafrecht finden, die Unterſchlagung 
des Inhabers der verpfändeten eigenen Sadje, um diefen Ausdruck 
zu gebrauden, muß unter Strafe gejtellt werden, Es wird und 
muß dies dann aber auc für den Pfandgläubiger ein wirkfamer und 
genügender Schuß ſein. 
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Hiernad würden alle die Bedenken fi) bejeitigen lafjen, welche 
die Motive gegen dag constitutum bei der Pfandbejtellung geltend 
machen und welche ſich jonjt mit Grund geltend machen lajjen, und 
kann deshalb wohl mit Hecht die Forderung erhoben werden, daß 
das Deutjche bürgerliche Geſetzbuch auch bei der Pfandbejtellung das 
eonstitutum zuläßt und jo einem dringenden wirthſchaftlichen Be- 
dürfnig Rechnung trägt. 

Zu $ 1145. Erſt nad) voritehenden Ausführungen jchien es 
zwedmäßig, wenn aud) wicder zurüdgreifend, zu $ 1145 in Anſchluß 
an die Motive eine weitere Bemerkung zu machen. Nach $ 1145 
kann nur eine bewegliche Sache den Gegenftand des Fauſtpfandrechts 
bilden und zwar wie ſich aus den weiteren Beltimmungen des Ent: 
wurfs ergiebt, lediglich eine jelbitjtändige bewegliche Sade. Die 
Motive rechtfertigen daher bei $ 1145, weshalb für ungetrennte 
Erzeugniife feine Ausnahme in AUnfehung einer vechtsgeichäftlichen 
Begründung des Pfandrecht3 beſtimmt iſt. Sie können fich mit 
Recht auf $ 782 berufen, mwonad) an weſentlichen Bejtandtheilen 
einer Sache ein von dem Recht an der Sache im Ganzen abgeſon— 
dertes Recht nicht ftattfindet und jagen, daß es an dem Grund eines 
dringenden praktiſchen Bedürfniffes fehle, diefe Vorſchrift zu durch: 
brechen. Letztere Behauptung kann indefjen als richtig nicht zugegeben 
werden. Im Gegentheil dürfte die Erfahrung gerade auch hier 
wieder für das Bedürfniß ſprechen und darthun, daß gar häufig die 
noch ungetrennten Früchte zur Sicherheit einer Forderung eingejegt 
werden jollen und daß dann, weil dies unzuläffig, die jo beabjid)- 
tigten VBerpfändungen in das ziweifelhafte Gewand eines Kaufs der 
Früchte gekleidet werden. Daß das Bedürfniß nicht ein jo dringendes 
wie für das constitutum it, kann zugegeben werden, daß es indejjen 
vorhanden ift, lehrt ja auch das Beilpiel der Civilprozeßordnung. 
Durch $ 714 Civilprozeßordnung follte ja gerade dem Grundbeſitzer 
da, wo bisher die Pfändung von Früchten nocd nicht beitand, ein 
neues jelbftijtändiges Deckungs- und Sicherungsmüittel verjchafft und 
überhaupt die Möglichkeit gegeben werden, nicht fofort mit der 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück ſelbſt, Tolange die Früchte 
genügende Dedung boten, beginnen zu müſſen. ‘Der Gejetgeber 
würde indejjen gewiß diefe Beltimmung nicht getroffen haben, wenn 
er eben nicht ein Bedürfnig dazu hätte anerkennen müſſen. Lag 
dafjelbe aber für die Zwangsvollſtreckung vor, jo muß daſſelbe jeden: 
falls noc) weit mehr für den gewöhnlichen Verkehr anerkannt werden, 
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für welchen gerade die gültige Verpfändung von Früchten ein Mittel 
jein fann, die Zwangsvollftrefung zu vermeiden. Und unbejtreitbar 
wird anerkannt werden müſſen, daß für eine vorübergehende Sicher— 
heitsleiftung die Verpfändung von Früchten ein jehr geeignetes 
Mittel fein kann. Iſt fie das aber, jo wird fie gewiß aud zum 
Bedürfnig werden fünnen. 

Nun ift es ja richtig, daß durd Schaffung eines vollſtreckbaren 
Schyuldtitels in Geftalt einer vollftredbaren Schuldurfunde der 
Schuldner feinem Gläubiger leicht ein Pfändungspfandredit ver: 
ichaffen kann, allein es leuchtet ein, daß diefer Weg mit erheblichen 
Koften und dem Makel der Zwangsvollſtreckung verbunden ift und 
wenn begangen, häufig ein krummer Weg jein wird, da dem wirk— 
lihen Sculdverhältniß die anerkannte fällige Geldforderung nicht 
immer entipredien wird. Wenn möglich, empfiehlt es fih gewiß, 
Borjorge zu treffen, daß berechtigte gewollte Nechtsverhältniffe auch 
zum klaren Ausdrudf gelangen können. Ganz ungenügend ift der in 
den Motiven hervorgehobene Erjat in UWeberlajjung der Inhabung 
der ganzen Sache nebjt den Früchten mit der dinglid; bindenden 
Dfferte des Uebergebenden, daß der Inhaber mit der Trennung an 
den Früchten Pfandrecht erwerbe. (88 901, 902.) Ein jolches Fünft- 
liches nur dem wirklich Gefeteskundigen befannte und überjichtliche 
Rechtsverhältniß kann ficherlich feinen Erjaß bieten. 

Da num ein Pfändungspfandredjt an ungetrennten Erzeugniffen 
gejeglich zuläflig ift, jo würde an Sich allen Einwendungen gegen 
ein vechtsgejchäftliches Pfandrecht der Boden entzogen fein, wenn 
auch für letteres ich ein geeignetes Mittel fände, die Pfandbejtellung 
in die äußere Erjcheinung treten zu laffen. Denn im Intereſſe der 
Berfehrsfiherheit würde auch Hier allerdings eine Kundbarmachung 
nothwendig ericheinen. Daß etwas Aehnliches wie bei der Pfändung 
hier nicht das geeignete Mittel fein würde, ijt zuzugeben. In— 
deffen würde duch das für das constitutum vorgejchlagene Prand- 
register fih der Zweck erreihen laſſen, und ſich deshalb die 
Beftimmung empfehlen, daß für die Begründung des Fauftpfand- 
reht3 an ungetrennten Erzeugnifjen diejelben Beltimmungen zu 
gelten Haben wie wenn die Webergabe des Pfandes in Gemäß: 
heit des 8 805, alſo mittels constitutum erfolgt, mit der Aendes 
rung, daß die Eintragung in das Pfandregifter desjenigen Amts- 
gerichtS zu bewirken wäre, in deſſen Bezirk die fruchttragende 
Sade gelegen üt. 
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Einen Borgang hat eine ſolche Einrichtung ja bereit3 auch in 
dem Züricher Geſetzbuch gefunden. 

Wenn aud für die Begründung eines jolden rechtsgejchäftlichen 
Prandreht3 Beſchränkungen mit Rüdfiht auf die Reife der Früchte 
wie jie bei der Pfändung beftehen, bei der Freiwilligkeit der Pfand: 
rechtöbeftellung aus einer Bejorgnig für die weitere Kultur der Früchte 
ſich nicht rechtfertigen laffen, würde es doch geboten erjcheinen, die- 
felbe Beſchränkung aud hier gelten zu laſſen. Es würde dafür 
nicht nur die wünjchenswerthe Uebereinjtimmung mit dem Pfändungs— 
pfandrecht jprechen, jondern hauptfächlic die Erwägung, daß es zwed- 
mäßig erjcheint, die Pfandrechtsbeftellung auf einen Zeitraum zu 
beichränfen, in weldem überhaupt erit von gezogenen Früchten 
eigentlich die Nede jein Fann. Für den Pfandverfauf würde bei den 
Früchten nur eine Aenderung des $ 1170 in Anjehung der An— 
drohungsfriit nothiwendig fein. Der Berfauf ungetrennter Früchte 
ift Schon nad) der Civilprozeßordnung zuläffig. 

Zu 88 1148, 1149. Der Umfang der Pfandhaftung iſt zweck— 
mäßig nnd im Wejentlichen genügend geordnet. Daß das Fauftpfand 
allgemein für die Koſten der Nechtsverfolgung haftet und nicht nur 
wie die Hypothek für die Koften dev Rechtsverfolgung, welche die 
Befriedigung aus dem Unterpfand bezwedt, ift durchaus gerechtfertigt, 
während bei der Hypothek diefe Beſchränkung durd) das Spezialitäts- 
prinzip nicht genügend begründet erjcheint und ohne Noth dazu nöthigen 
wird, ſtets alsbald aus dem Grundftüd für die verficherte Forderung 
Befriedigung zu ſuchen. Daß die Haftung der Perſon und Sache 
auch ſoweit zufammenfallen fol, daß die Sache auc, für ſolche recht3- 
geihäftlihe Erweiterungen und Nenderungen haften ſoll, welche der 
Schuldner nadträglid an der Hauptverbindlichkeit eintreten läßt, 
ericheini jedoch nur jo lange gerechtfertigt, als der Schuldner aud) 
Eigenthümer des Pfandes bleibt. Hat ein Eigenthumswechſel 
jtattgefunden und hat der Pfandgläubiger davon Kenntniß, welche er 
bei Zulaffung des constitutum nicht zu haben braucht, jo würde e8 
doch zu weit gehen, den Schuldner für befugt zu erklären, durch 
Nechtsgejchäft mit dem Pfandgläubiger die Haftung des fremden 
Pfandes zu eriveitern. Nach ftattgehabtem Eigenthumswechſel ift die 
Sachlage doc thatjächlich diejfelbe wie im Falle des $ 1149. Die 
Kenntnig des Pfandgläubigers von dem Eigenthumswechjel würde 
jedoch Vorausjegung der infoweit nunmehr bejchränkten Haftung jein 
müſſen, weil bei vechtsgeichäftlichen Erweiterungen oder Aenderungen 
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der Hauptverbindlichkeit ınit dem Schuldner der Pfandgläubiger jonft 
anzunehmen berechtigt ift, daß das Pfand aud fir folche haftet. Ein 
bezüglicher bejchränfender Zujag zu $ 1148 oder $ 1149 würde fic) 
deshalb empfehlen. 

So wenig wie bei der Hypothek beichränft aud) hier der Entwurf 
die Haftung des Pfands für die Zinſen auf einen Nüdjtand von 
bejtimmter Zeit. Das Pfand haftet mithin unbeſchränkt für rück— 
ftändige Zinfen. Zweckmäßig erjcheint dies nicht. Zwar ift bei dem 
Fauſtpfandrecht der Fall, dat ein Pfand für verjchiedene Forderungen 
haftet, jeltener, da er jedoch nicht ausgefchloffen, jo würde, wenn aud) 
nicht jo dringend wie bei der Hypothek, die Bejchränfung auf einen 
Rüdftand von etwa 2 Jahren von dem Verkauf rüdwärts im Intereſſe 
nachjtehender Pfandgläubiger empfehlenswerth fein. 

ad) $ 1149 joll das für eine fremde Schuld beftellte Pfandrecht, 
abgejehen von den nadıträglichen rechtsgeſchäftlichen Erweiterungen 
und Aenderungen der Hauptverbindlichkeit, weiter auch nicht für die 
auf Geſetz oder Rechtsgeſchäft beruhenden Zinſen der Hauptverbind- 
lichkeit haften. 

Eine jolche Beihränfung erjcheint unzweckmäßig, auc bei der 
Bürgichaft, auf deren Beftimmungen Bezug genommen wird. Da 
Hauptforderung und Nebenforderung zujammen gehören, wird diefe 
Theilung der Haftpflicht Beranlaffung zu bejtändigen Streitigkeiten 
und Mißverſtändniſſen bieten, der Gläubiger ſich auf die von ihm 
vorausgejegte Zujammengehörigkeit berufen, der VBerpfänder fich aber 
wirfiam mit dem Gejeß deden. Für die gejeglichen SKaufzinfen 
(S 467), die Binfen des Befteller3 (S 573 Abſatz 3), des Auftrag: 
gebers ($ 595 Abjag 2) joll das Pfand nicht haften, wohl aber für 
die Berzugszinjen der betreffenden Forderungen. Die Unterfcheidung 
wird man nicht wohl verjtehen, ebenjowenig weshalb grundjäglid) 
überhaupt ein Pfand für eine fremde Schuld von vornherein, von 
jpäteren Aenderungen abgejehen, bejchränfter haften joll als für -die 
eigene. 

Dem muthmaßlichen Willen bei der Berpfändung dürfte es mehr 
entiprechen, den Grundjag umzudrehen, die unbeſchränkte Haftung 
des Pfands auch für eine fremde Schuld als Regel anzunehmen und 
die Beichränfung der Haftpfliht der Beitimmung des Berpfänders 
zu überlajjen, als wie umgekehrt mit dem Entwurf die bejchränttere 
Haftung als Regel aufzuftellen und deren Erweiterung der Verein: 
barung anheimzugeben. 
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Die Mithaftung für etwaige Konventionalſtrafen wird man 
dagegen nicht ohne Weiteres mit als beabjichtigt anfehen können. 
Nur für diefe und ebenjo für nachträgliche rechtsgeſchäftliche Er- 
weiterungen und Aenderungen der Hauptverbindlichfeit jcheint es 
zwedmäßig, die Haftung des Pfands für eine fremde Schuld zu 
bejchränfen. 

Inwieweit die Haftung des Pfands für die vom Pfandgläubiger 
auf das Pfand gemachten Berwendungen mit Rüdjicht auf $ 1155 
zu bejchränft ift, wird bei der Beſprechung des 8 1155 a. E. nod) 
zu bemerken jein. 

$ 1150. Bet der wohlbegründeten Beftimmung, daß ſich das 
Pfandrecht auch auf Beftandtheile und Erzeugnifje, welche von dem 
Pfande getrennt werden, erjtredt, wird die Frage aufzumerfen am 
Plage jein, ob damit der Umfang der pfandrechtlichen Haftung 
genügend erjchöpft ift. Die Frage wird nicht bejaht werden fünnen, 
vielmehr erjcheint im Intereſſe des PfandfreditS eine Erweiterung 
der pfandredhtlihen Haftung, ähnlich wie bei der Hypothek, fehr 
wünjchenswerth. Nach 8 1067 Ziffer 5 haften bei der Hypothef 
dem Gläubiger auch die Forderungen des Eigenthümers oder Befigers 
de3 Grundſtücks aus der Berficherung von Gegenftänden, welche dem 
Gläubiger Eraft der Hypothek haften, am wirkfamften die Forderungen 
aus der Gebäudeverjicherung. Bei dem Fauftpfand erlijcht mit dem 
Untergang der verpfändeten Sache das Pfandredht überhaupt und 
verliert durch Beichädigung der verpfändeten Sache vielleicht jeinen 
ganzen Werth. Mithin ijt eine ähnliche Beitimmung bei dem Fauſt— 
pfandrecht noch mehr gerechtfertigt und für den Pfandfredit geboten. 
Die Motive enthalten feine Andeutung, weshalb eine jolche Beſtim— 
mung feine Aufnahme gefunden bat. Es lajjen ſich auch Gründe 
dagegen nicht anführen. Im Gegentheil entſpricht eine ſolche Be— 
ſtimmung durhaus dem jonft zur Geltung gebrachten in den Motiven 
jogenannten Grundfag der Surrogirung. Ja es dürfte bei der 
Natur des Gegenjtandes des Pfandes, als einer beweglichen Sache, 
fih empfehlen, nidyt nur die Forderung aus der Berficherung an 
Stelle des untergegangenen oder bejchädigten Pfandes treten zu 
lafjen, jondern daneben auc die Schadenserjagforderung des Eigen- 
thümers bei Untergang oder Beihädigung des Pfandes überhaupt. 
Denn gerade in diejen letteren noch häufigeren Fällen wird dem 
Pfandgläubiger viel daran gelegen fein, in der Erjatforderung des 
Eigenthümers ſelbſt einen Erfaß für jeine verlorene oder verminderte 
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Sicherheit zu haben. Entſprechend der Beltimmung des $ 1067 
Ziffer 5 würde ein Zuſatz dahin genügen, daß ſich das Pfandredt 
auch auf die Forderungen des Eigenthümers aus der Verſicherung 
des Pfandes jowie auf die Schadenserjagforderungen dejjelben wegen 
Untergangs oder Beihädigung des Pfandes zu erftreden habe. Da 
diefe Forderungen ebenjo wie die Forderungen aus der Gebäudever- 
jiherung lediglich ein Surrogat de Pfandgegenftandes find, jo muß 
hinfichtlich des Zeitpunktes der pfandrechtlichen Haftung und der 
Wirkung derjelben dem Drittihuldner gegenüber bei ihnen dafjelbe 
gelten wie bei jenen (Motive ©. 667 zu $ 1070); es müfjen mithin, 
worauf bei $ 1211 nod) einmal zurüdzufommen fein wird, die Vor: 
ichriften der 88 303—306 aud auf fie entiprechende Anwendung 
finden. 

Dat dem Pfandgläubiger nach 88 1155, 931 gegen den fchlecht- 
gläubigen Befiter des Pfandes, welcher vorſätzlich oder fahrläffig das 
Pfand verjchlechtert oder hat untergehen laſſen, jelbititändige 
Schadenserfaganfprücde zuftehen follen, wird nod zu $ 1155 zu 
erwähnen jein. 

$ 1155. Ungenügend ift die Beſtimmung, daß bei Beeinträch— 
tigung der Rechte des Pfandgläubigers auf deſſen Anſprüche die 
Borichriften der SS 929—945, 951 entjprehende Anwendung finden 
jollen. Mit Recht kann man hier dem Entwurf den jo vielfach ge— 
hörten Borwurf machen, daß er durch Vermeifung auf andermweite 
Beltimmungen zu entfprehender Anwendung die für ein Geſetzbuch 
erforderliche Klarheit vermifjen läßt. Denn ein Vergleich mit den 
angezogenen Vorſchriften über den Eigenthumsanſpruch wird jchon 
dem Nechtsfundigen es außerordentlich jchwierig machen, die ent- 
Iprechende Anwendung herauszufinden, den Laien aber geradezu vor 
ein Räthſel ftellen. Dazu kommt, daß theilweis die angezugenen 
Beitimmungen fich auch entjprechend nicht wohl anwenden lafjen. 
Es iſt das ganz matürlich, denn das Nechtsverhältnig des Pfand— 
gläubiger zu dem Pfande ift ein von dem Rechtsverhältniß des 
Eigenthümers zur Sache jo vielfach verjchiedenes, daß die durch 
Beeinträchtigung des letteren entitehenden Anſprüche auf erjteres nicht 
überall pafjen. Die Motive verfennen die Schwierigkeiten jelbitver- 
ſtändlich nicht, jegen fich jedoch kurz mit der Bemerkung darüber 
hinweg, daß es der Doftrin und Praris zu überlaffen fei, ſie zu 
überwinden und dab durch die Beitimmung einer nur analogen Ans 
wendung die Berüdjichtigung der obwaltenden Unterfchtede genügend 
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hervorgehoben ſei. Hiermit wird man ſich jchwerlid eimverjtanden 
erklären fönnen. Dean wird verlangen müſſen, daß das Geſetz 
deutlich ausjpricht, in welcher Weije die fraglichen Beftimmungen 
Anwendung finden jollen. 

Einfach ift ja die entjprechende Anwendung der SS 929, 942 ff., 
bei denen es ſich um die Bejeitigung einer gegenwärtigen Beein- 
trädhtigung des dinglichen Recht3 handelt, die größten Schwierigkeiten 
aber entitehen bei dem $ 931, insbefondere 88 936, 939 und den 
daraus fich ergebenden Beſtimmungen, in denen bei entjprechender 
Anwendung die Nechtsverhältniffe zwiſchen Pfandgläubiger und dem 
Dritten aus den der Vergangenheit angehörenden Beeinträhtigungen” 
de3 Pfandrechts ſich ergeben jollen. Es ift dabei zu beachten, dab 
dadurch nicht nur Rechte des Pfandgläubigers, jondern auch wichtige 
Anſprüche des Dritten begründet werden, deffen Anſprüche zur Ent: 
ftehung fommen, einerlei ob die Sache verpfändet ijt oder unbelaftet 
im Eigenthum eines Andern fteht, ſich deshalb aud) nicht ohne Weiteres 
entjprechend ändern können, je nachdem der Pfandgläubiger oder der 
Eigenthümer dem Berechtigten gegemübertritt. 8 1155 Hat deshalb 
auch die augezogenen Beſtimmungen lediglich auf die Anjprüche des 
Prandgläubigers für entiprechend anwendbar erklärt, die in 88 936, 
939 dem Dritten gegebenen Rechte jedod) unberührt laſſen müſſen. 

Someit nah S 951 gezogene oder jchuldhaft nicht gezogene 
Nutzungen dem Pfandgläubiger herauszugeben find, würde dies dem 
Pfandreht entiprehen und ſich nah 8 1154 rechtfertigen. Auf 
Auszahlung des durch Untergang oder Verſchlechterung der Sache 
verurjacdhten Schadens würde jedoch der Pfandgläubiger zunächſt und 
vor Eintritt jeines Verkaufsrechts überhaupt noch feinen Anſpruch 
haben. Sollte die entiprechende Geltung diejer Beftimmung jedod 
jo zu verjtehen jein, fo würde wohl weiter bejtimmt werden müfjen, 
daß der jo gezahlte Betrag einitweilen hinterlegt werde. Bor Allen 
aber fanı es fraglich fein, auf Erjat welden Schadens der Pfand: 
gläubiger den Anfpruch Haben joll, vb auf Erjaß des allgemein dem 
Eigenthümer entitandenen Schadens oder auf Erjat des gerade ihm, 
dem Pfandgläubiger, verurjachten Schadens. Derjelbe ijt zweifellos 
verjchieden, denn der Schade des Eigenthümers ift jofort gegeben, der 
des Pfandgläubigers kann fich erit bei dem Berfauf des Pfandes oder 
dann herausitellen, wenn das Pfand hätte verkauft werden fünnen. Es 
muß angenommen werden, daß der Schade al3 zu erjegend hat ge- 
meint fein follen, welcher gerade dem Pfandgläubiger nur entitanden 
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iſt, da der dritte Beſitzer durch fein fahrläffiges oder vorfägliches 
Handeln dem Pfandgläubiger unmittelbar verpflichtet erfcheint, nad) 
dem Entwurf aber der Schadenserfaganjprud; des Eigenthümers dem 
Pfandgläubiger nicht Eraft des Pfandrechts haftet, wie zu $ 1150 
erwähnt. Nun läßt ſich der Schade des Pfandgläubigers aber erft 
nad) Eintritt des Verkaufsrechts ficher feftitellen, wie auch dann erft 
der Anjprud auf Auszahlung beſteht. Es fragt ſich deshalb, wie ift 
das Nechtsverhältnig in der Zwilchenzeit. Dem Eigenthümer muß 
doch andererjeit3 auch ſoweit der Schadenserfaganfprucd verbleiben, 
al3 letterer den Schaden de3 Prandgläubigers überfteigt und davon 
verjchieden ift, während die Anfprüce des Eigenthümers ruhen müffen, 
jomweit fte fi) mit denen des Eigenthümers deden und noc nicht er- 
ledigt ſind. 

E3 ergeben ſich aljo Zweifel aus der entiprechenden Anwendung 
des $ 931 auf die Anfprüce des Pfandgläubigers. Soweit e3 fid) 
um den durch Untergang oder Berjchledterung des Pfands ent- 
ftandenen Schaden handelt, wäre die Sache einfach, wenn allgemein 
der dem Eigenthümer deshalb zuftehende Erjaganjprud dem Pfand— 
gläubiger Eraft feines Pfandrecht überhaupt haftete, wie zu $ 1150 
vorgeichlagen. 

Weiter erjcheint aber auch die entiprechende Anwendung der in 
ss 330, 931 für den Eigenthümer gegebenen Beftimmungen für die 
Anſprüche des Pfandgläubigers nicht ausreichend. Zunächſt bejchränkt 
$ 931 abgejehen von den Nutungen den Schadenserfaganipruc auf 
den durch Untergang oder Berjchlechterung der Sache entitandenen 
Schaden, berüdjichtigt mithin den nicht, welcher durch Verfügung 
über die Sache — auch dem Pfandgläubiger recht wohl — entitehen 
fan. ©. 405 jagen zwar die Motive bei dem Eigenthumsanſpruch, 
daß im $ 931 ein allgemeines Prinzip enthalten fei, aus welchem 
ſich auch die Beantwortung diefer Frage ergebe, allein aus der be- 
ſtimmten Bejchränfung auf die angegebenen Entftehungsurjachen 
eine Schadens und aus der im Gegenfaß zu $ 930 beliebten Weg- 
laſſung des verallgemeinernden Zujages „und anderweit” läßt ſich 
eben nicht entnehmen, daß auch anderweit entjtandener Schaden, alfo 
insbejondere durch eine foldye Berfügung entftandener als zu erjegend 
gemeint fein joll. 

Aber auch hiervon abgejehen, Konnte fich der Entwurf für den 
Eigenthumsanfprud; mit 88 930, 931 begnügen, weil der Eigen- 
thümer, aud) wenn er den Aniprud) auf Schadenserjat nad) SS 930, 
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931 nicht hat, doc noch durch die in $ 748 gegebenen Bejtimmungen 
über die Haftung des Beſitzers oder Inhabers aus ungerechtfertigter 
Bereiherung geihütt ift. Dadurd daß in 8 1147 Abjat 2 beftimmt 
ift, daß $ 880 aud für das Pfandrecht entjprechende Anwendung 
finden folle, hat der Pfandgläubiger zwar einen Anſpruch aus un- 
gerechtfertigtev Bereicherung, indejjen doch nur für den Fall der 
bejtimmten unberecdjtigten Verfügung eines Dritten, durd) welche 
er einen Verluſt feines Rechts erlitten hat. Für andere Fälle und 
bei jolchen ftattgehabten Beeinträchtigungen des Pfandrechts, durch 
welche ein dritter Befiger des Pfands, welcher von dem Mangel 
jeiner Berechtigung zum Befig feine Kenntniß hatte, ungeredjtfertigt 
bereichert ift, Hat der Pfandgläubiger einen jolchen Anſpruch nicht. 
Hinfichtlich des dem Pfandgläubiger aber nad) 88 1147, 880 gegebenen 
Anſpruchs bezüglich der Bezahlung defjelben gilt dafjelbe was oben 
Hinjichtlich der Schadenserfagforderung nach $ 931 und deren Zahlung 
von dem Pfandgläubiger bemerkt worden ift. 

Wie jhon erwähnt, find jedod) nad) 88 936, 939 gemwichtige 
Gegenanjprücde des Dritten begründet, welche durch Zurüdbehaltung 
des Pfands geltend gemacht werden können. 

Nach $ 936 hat der Dritte einen Erſatzanſpruch wegen jeiner 
Berwendungen, durch welche der Eigenthümer in Folge Wieder- 
erlangung der Sache bereichert wird. 

Der Entwurf fteht hinſichtlich der Gegenansprüche wegen Ver— 
wendungen gegenüber dem Eigenthumsanjprud; auf dem Standpunft, 
daß er nicht wie das gemeine Recht einen Unterſchied zwiſchen red— 
lihem, unredlichem und deliftmäßigem Beliger macht, jondern das 
reht3sbegründende Moment überhaupt in der Thatfache der durch die 
Verwendung dem Eigenthümer gewordenen Bereicherung findet. Weil 
und joweit der Eigenthümer bereichert ift, deshalb und joweit ift er 
zur Eritattung der Berwendung verpflichtet. Diefen Grundjag ent- 
Iprehend auf den Pfandgläubiger angewendet, würde der letere nur 
injoweit zum Erſatz verpflichtet fein, al3 dur die Verwendung des 
Pfands bei dem Verkauf einen höheren Erlös als vor der Berwendung 
gefunden hat, bezüglich gefunden haben würde, und als gerade diejer 
Mehrerlös mit zur Befriedigung des Pfandgläubiger3 gedient hat, 
denn nur infoweit würde für den Pfandgläubiger durd die Verwen— 
dung eine Bereicherung vorliegen. Nun hat aber der Dritte eben 
nad) 88 936, 938 einen durch Zurüdbehaltungsrecht geichüßten Erſatz— 
anjpruch in dem Umfang, in welchem der Eigenthümer bereichert 
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‚it, und braucht deshalb aucd dem Pfandgläubiger das Pfand vor 
Befriedigung feines Anſpruchs nicht herauszugeben, ſodaß, wenn man 
die Nechte des Dritten nicht Fürzen oder die Berpflichtungen des 
Pfandgläubigers nicht erweitern will, wozu fein Anlaß vorliegen 
dürfte, eine entjprechende Anwendung der betreffenden Beſtimmungen 
nicht eintreten fann. Der Pfandgläubiger hat nad) dem Entwurf 
feine VBerwendungspflicht, jogar bei Verderb des Pfands Hat er nur 
die in $ 1157 beitimmte Pflicht dev Benadhrichtigung, er ſelbſt hat 
auch nur nach $ 1159 einen Erjaganfpruh für nothwendige Ver— 
wendungen. Bei diefem Widerftreit entgegenftehender Anſprüche ent- 
jteht die Frage, welches Recht das jtärfere ift, das Ddingliche des 
Pfandgläubigers oder das perjönliche des Dritten aus der Bereicherung 
gegen den Eigenthümer. Weber die wirkliche Bereicherung des Pfand: 
gläubigers hinaus, wie fie oben herausgeftellt, wird man das Recht 
des Pfandgläubigers vorgehen laſſen und das Zurüdbehaltungsredht 
des Dritten bejchränfen müſſen, dem letztern jedod) ein gejegliches 
Pfandreht für feinen Anjprud geben können, welches jedody über 
den Bereicherungsanfprucd; gegen den Pfandgläubiger hinaus dem 
Pfandrecht des lettern nachſtehen müßte. Es würde ein jolches Recht 
dem Vorzugsrecht im Konkurs ($ 41 Biffer 7 Konfurs- Ordnung) 
entiprechen. 

Noch größere Schwierigkeiten macht die entjprechende Anwendung 
der $$ 939, 940 auf den Anjpruc des Pfandgläubigers gegen den 
löjungsberechtigten Dritten. Wenn der Pfandgläubiger gegen diejen 
mit feinem Anſpruch nur fol durchdringen können, wenn er defjen 
Löſungsanſpruch befriedigt, jo kann freilich das ganze Pfandrecht 
wirkungslos werden. Allerdings gilt von dem Eigenthumsanjpruc 
daſſelbe, ſodaß grundfäglich dort die Frage entjchieden, jedenfalls aber 
bei dem Pfandrecht die entſprechende Anwendung bejtimmt geordnet 
werden muß. 

Soweit jedoch der Bfandgläubiger, um zu jeinem Recht zu 
Eommen, Verwendungs- oder Löſungsanſprüche des Dritten befriedigen 
muß, wird e3 unbedingt nothiwendig fein, das Pfand ſelbſt für die 
entjprechenden Rücderjtattungsanjprüde an den Eigenthümer mit 
haften zu lafjen und ift dann die im $ 1148 bejtimmte Haftung des 
Pfands wegen der vom Pfandgläubiger gemachten nothwendigen Ver: 
wendungen zu bejchränft, jodaß eine Erweiterung der Haftung, wie 
zu SS 1148, 1149 am Ende bemerkt, geboten erjcheinen dürfte. 

s 1160. Die Faſſung diefes Paragraphen, insbejondere die 
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erwähnten „Einwendungen“ und „Einreden” können zu der Annahme 
verleiten, al3 ob der Anjprucd des Pfandgläubigers auf Befriedigung 
aus dem Pfande klageweis geltend zu machen ſei. E3 ift das natürlic) 
nicht gemeint, da der Pfandgläubiger behufs jeiner Befriedigung aus 
dem Pfande das lettere, welches er entweder Icon inne hatte oder 
dejjen Herausgabe er gegebenen. Falls im Klagewege erlangt hat, 
jelbjt verkaufen kann und nur in den jeltenen Fällen auf Gejchehen- 
lafjen des Pfandverfaufs und Bornahme des dazu Erforderlichen zu 
lagen braucht, in denen ihm die ausschließliche Jnhabung des Pfands 
nicht zufteht. Die Einwendungen und Einreden, auf Grund deren 
jih der Eigenthümer gegen den Anjprud des Pfandgläubigers auf 
Befriedigung aus dem Pfand nad) 8 1160 ſoll ſchützen können, werden 
daher prozejjualifch viel mehr in Wege der Klage als der Einrede 
geltend zu machen fein. Wenn der Eigenthümer ſolche Rechtsbehelfe 
bei an fid) nach bejtehendem Pfandrecht Hat — denn wenn das Pfand— 
recht nicht oder nicht mehr zu Recht oder anfechtbar bejteht, fann er 
jeine Ansprüche in anderer Weiſe befjer geltend machen — wird er 
zur Abwendung eines Pfandverfaufs Feltitellungsklage erheben und 
fi durch Ausbringen einer einftweiligen Verfügung gegen den Ber- 
kauf des Pfands ſchützen müfjen. Da injoweit die Sache bei dem 
Fauftpfandrecht anders liegt al8 bei der Hypothek ($ 1084), würde 
dies bejjer durcd eine andere entjprechend weitere Faſſung zum Aus: 
drud gebracht werden fünnen. 

$ 1162. Für den nadjftehenden Pfandgläubiger iſt das Ein- 
löjungsredht, welches ihm erſt gegeben wird, wenn der vorgehende 
innehabende PBfandgläubiger da3 Pfand zum Verkauf bringt, ent- 
jchieden zu bejchränft. Die Motive beitreiten zwar ein Intereſſe an 
einem früheren Einlöſungsrecht, allein gewiß mit Unrecht, denn 
ganz abgejehen davon, daß dem nacjjtehenden Pfandgläubiger an der 
eigenen Snhabung des Pfandes jehr viel gelegen jein kann, ſowie 
daran, daß bei einem Hinausfchieben des Verkaufs nicht die Zinſen 
anmwachjen und die Hauptverbindlichfeit noch erhebliche erſchwerende 
Aenderungen erfahren kann, für welche das Pfand mithaftet, kann 
ja der nachjtehende PBfandgläubiger nad) 8 1166 das Pfand gegen 
den Willen des vorgehenden Prandgläubigers nicht zum Verkauf 
bringen, hat daher ein ganz belonderes Intereſſe, durch Einlöfung 
fi) zum Herrn der Lage zu machen. Auf der anderen Seite kann 
der vorgehende Pfandgläubiger, jobald feine Forderung fällig it, 
nicht mehr al3 volle Befriedigung verlangen und hat, jobald die 
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letztere erfolgt iſt, kein Recht am Pfand mehr. Dem Eigenthümer 
iſt deshalb ganz richtig in $ 1161 mit der Fälligkeit der Forderung 
des Pfandgläubigers das Einlöfungsredht gegeben. Ebenjo muß das— 
jelbe der nachſtehende Prandgläubiger haben. 

Aber nicht nur leßterem, jondern aud dem Bürgen, wie dies 
das Allgemeine Preußiſche Landrecht I, 20 $ 37 beſtimmt, wird ein 
Einlöfungsrecht zu geben jein. Freilich müßte dies in einem Be- 
friedigungsredht bei der Bürgichaft gegeben werden, da, joweit der 
Bürge befriedigt, nad) $ 676 Forderung und Pfandrecht auf den 
Bürgen übergeht. Die Motive nehmen bei $ 679 ©. 679, 680 
unter Bezug auf $ 676, 88 254 ff., SS 272 ff. an, daß der Bürge 
da3 Recht hätte, den Gläubiger zu befriedigen und jo defjen Rechte 
gegen den Hauptjchuldner zu erwerben, allein ein folches Recht ift 
dem Bürgen nicht gegeben und nad) $ 227 kann der Gläubiger, ohne 
in Berzug zu kommen, die Leiftung durch den Bürgen ablehnen, 
wenn der Schuldner widerjpricht. Da bei einem böstwilligen Schuldner, 
welcher wegen jchlechter VBermögenslage den etwaigen Rüdgriff des 
Bürgen nicht zu fürchten braucht, die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen 
it, daß derjelbe Widerjpruch erhebt, jo ift es fehr geboten, dem 
Bürgen ein Recht auf Befriedigung einzuräumen, worin ihm dann 
das Einlöjungsredht von ſelbſt gegeben ift. 

Wünjchenswerth wäre es, noch weiter zu gehen und jedem 
Gläubiger des Berpfänders, welcher einen vollitredbaren Schuldtitel 
erlangt und damit einen Anſpruch auf Pfändung des bereits in der 
Pfandinhabung eines Andern befindlichen Gegenjtandes hat, das 
Einlöfungsreht einzuräumen. Denn da nah $ 713 Civilprozeß- 
ordnung das in der Inhabung des Pfandgläubigers befindliche Pfand 
gegen dejjen Willen nicht gepfändet werden kann, iſt ein dritter 
Gläubiger des Berpfänders in Geltendmachung feines Anſpruchs auf 
Pfändung außerordentlich gehemmt, wenn die pfändbaren und nod) 
Sicherheit bietenden Gegenjtände in der Pfandinhabung eines Dritten 
find und gegen dejjen und des Schuldners Willen nicht herausgebracht 
und auch nicht gepfändet werden fünnen. Ein folder Gläubiger kann 
ein großes Intereſſe haben, das Pfand durch Einlöfung in feine 
Inhabung zu befommen, um daſſelbe jo nachpfänden laſſen zu können. 

$ 1166. Zu $ 1162 iſt das Einlöfungsrecht des nachitehenden 
Prandgläubigers hauptjächlich wegen 8 1166 gerechtfertigt worden. 
Es ſei jedoch geftattet, hier aucd noch ein Bedenken gegen diefen 
Ss 1166 jelbit in feiner Allgemeinheit geltend zu machen. Daß der 
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innehabende vorgehende Pfandgläubiger jedenfalls berechtigt ift, ſelbſt 
den Berfauf vorzunehmen und auc nicht verpflichtet fein kann, eines 
nachitehenden Pfandgläubiger8 wegen vor Eintritt feines eigenen 
Berfaufsrehts das Pfand zum Verkauf zu bringen, tft ſelbſtverſtändlich. 
Ameifelhaft kann es jedoch fein, ob man ihm das Recht geben foll, 
nah Eintritt feines Berfaufsrehts ($ 1165 Abjag 2) aucd einem 
nachfolgenden Pfandgläubiger gegenüber, für welchen ebenfall3 das 
Verkaufsrecht eingetreten ift, den Berfauf beliebig hinausjchieben zu 
dürfen. Daß der nachfolgende Pfandgläubiger hierdurd erheblich 
gejchädigt werden Fann, liegt auf der Hand. Giebt man ihm das 
Einlöfungsrecht, jo kann er ſich zwar helfen, jedoch, da dazu Geld 
erforderlich ift, nur dann, wenn ihm dafjelbe zur Verfügung fteht. 
Bor allen Dingen würde jedoch dann ohne ausreichenden Grund eine 
ganz ungerechtfertigte Berjchiedenheit zwiſchen Pfändungspfandrecht 
und Bertragspfandrecht eingeführt. Die Motive jagen zwar, daß 
$ 1166 mit den Borjchriften der Eivilprozegordnung nicht im Wider: 
ſpruch ftehe. Allein dies ift nicht richtig. Mit $ 690 und 8 710 
Eivilprozeßordnung, auf welche die Motive verweilen, fteht $ 1166 
allerdings nicht im Widerſpruch, wohl aber mit SS 727, 728, 716. 
Die Eivilprozeßordnung beftimmt nicht, daß nur mit Einwilligung des 
frühern Pfandgläubigers der Berfauf für den jpätern ftattfinden 
fünne. In der That hat deshalb auf Antrag des legtern, auch wenn 
der erjte den Verkauf nicht will, der Berfauf doch ftattzufinden. Es 
ift nicht abzujehen, weshalb bei dem DVertragspfand bei jonft gleich- 
liegenden Berhältniffen etwas anderes gelten fol. Für das Ein- 
löſungsrecht würde daneben doch nod Raum und aud) Grund bleiben, 
Ihon weil der nachfolgende Pfandgläubiger ſich defjelben vor Eintritt 
ſeines Berfaufsrecht3 bedienen fann. 

$ 1167. Bereit3 in den Ausführungen zu $ 1147 ijt erwähnt 
worden, wie die Motive felbft zugeben müſſen, daß durch ein gejchidt 
geftaltetes bedingtes Nechtsgeichäft das Verbot des Berfallvertrags 
hinfällig gemacht werden kann. Es wird nicht ausbleiben, daß hiervon 
die Nuganmwendung gezogen werden wird. Daß eine folde Ausficht 
unbefriedigend fein muß, leuchtet ein. 

Wenn im Einklang mit der Givilprozekordnung zu $ 1166 die 
Beitimmung wünſchenswerth erichienen it, daß ein nachjtehender 
Pfandgläubiger von dem vorgehenden Pfandgläubiger, fobald für beide 
das Verkaufsrecht nad) 8 1165 Abſatz 2 eingetreten it, den Pfand- 
verkauf joll beanspruchen können, jo würde fich diesfalls noch ein 


weiteres VBertragsverbot nothwendig machen. Es müßte dann nämlid) 
ein zwiſchen Pfandgläubiger und Schuldner geſchloſſener Bertrag, 
das Pfand nicht oder nicht innerhalb gewilfer Zeit zum Verkauf zu 
bringen, für nichtig erklärt werden. Dem Sondernadjfolger, aljo 
auch dem, welcher von jeinem Einlöjungsreht Gebraud gemacht hat, 
würde ein hierauf gegründeter Einwand Seitens des Eigenthümers, 
weil lediglic) das dingliche Necht betreffend, nad) $ 1160 nicht entgegen- 
gejtellt werden können, wohl aber eben dem Pfandgläubiger, mit 
welchem ein jolches Abkommen getroffen ift und welcher, wie vor— 
geichlagen, den Verkauf vornehmen full, wenn es der nachfolgende 
Pfandgläubiger verlangt. Weitere Beitimmungen binfichtlid eines 
ſolchen Vertrags, wie fie daS gemeine Recht und das Pr. U. L. R. 
I, 20 88 26, 27, Eennt, erjcheinen nicht nothiwendig. 

s$ 1169— 1178. Die Bejtimmungen über das Verkaufsverfahren 
fönnen nicht als zweckmäßig anerfannt werden und bedürfen dringend 
einer Aenderung. Gewiß ift es als ein entjchiedener Vorzug des 
Entwurfs anzuerkennen, daß dem Pfandgläubiger das Recht zum 
Selbſtverkauf gegeben ift, allein die Ausführung des leteren hat der 
Entwurf zu ausjchließlih in die Hand des Pfandgläubigers gelegt, 
dabei die Verantwortlichkeit defjelben unnöthig gefteigert und dadurch 
wieder unbeabjichtigt für den Pfandfredit eine Erjchwerung geichaffen. 
E3 iſt anzuerfennen, daß diefe Beitimmungen ſich aus der Durd)- 
führung des Grundfaßes des $ 1165 folgerichtig ergeben, indefjen ift 
damit weder dem Eigenthümer noch dem Pfandgläubiger etwas genügt. 
Für den Pfandgläubiger insbejondere enthalten fie joviel Schlingen, 
daß er ohne rechtlichen Beirat) faum in der Lage ift, den Verkauf 
ohne Nachtheil vornehmen lafjen zu können und geradezu dazu 
gedrängt wird, auf denjelben zu verzichten, fich lieber einen vollſtreck— 
baren Schuldtitel zu verichaffen und den Berfauf im Wege des 
Bwangsvollitredungsverfahrens vornehmen zu laffen ($ 1169). Der 
ganze Vortheil des billigern und rajchern Gelbftverfaufs geht dadurd) 
verloren und doch läßt fich derjelbe durch wenige Aenderungen 
erhalten. 

Anden der Entwurf die Berfaufshandlung jelbit unter die Ber: 
antwortlichkeit des Pfandgläubigers ftellt und nur die in S 1171 an- 
gegebenen Perjonen als die Organe bezeichnet, durch welche ev nad) 
feinen Anweiſungen den Verkauf vornehmen lafjen joll, verpflichtet 
er den Bfandgläubiger, jenen Organen jedesmal die bejondern Be: 
dingungen für den Verkauf vorzufcreiben, welche das Gejeß verlangt 
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oder er ſelbſt für zwedmäßig erachtet und macht ihn haftbar, wenn 
er etwas verfieht. Diefer Standpunkt erjcheint nicht richtig. Richtiger 
erfcheint es, wenn das Geſetz ein für allemal unmittelbar denen 
welche den Berfauf vornehmen follen, vorjchreibt, wie verkauft werden 
joll, wenn aljo nicht der Pfandgläubiger jedesmal dag Verfahren vor— 
zufchreiben hat, fondern wenn dafjelbe vom Geſetz jelbit ein für alle- 
mal vorgejchrieben ift. Dazu wird zunächſt nothwendig fein, $ 1171 
dahin einzufchränfen, daß der Pfandgläubiger den Verkauf nur durd) 
Gerichtsvollzieher vornehmen zu laſſen hat, da diefe, gerade wie bei 
der Zwangsvollitrefung, zu einem bejtimmten VBerfaufsverfahren ver- 
pflichtet werden können. Dieſe haben nun den Verkauf fo vorzunehmen, 
wie der Entwurf bejtimmt, und hat der Pfandgläubiger nicht nöthig, 
unter eigener Haftung, diefe gejetlichen Beitimmungen exit vorzu— 
jchreiben. Der PBfandgläubiger kann fi) dann darauf verlafjen, daß 
der Verkauf in gefetlicher Weiſe vor fich geht und diejelbe Sicherheit 
hat der Eigenthümer, welcher für einen ſolchen Verkauf gewiß nicht 
mehr Sicherheit verlangen kann als bei dem Berfauf des Voll— 
ſtreckungspfands. 

Bis zur Abgabe des Pfands an den Gerichtsvollzieher und bis 
zur Beauftragung deſſelben mit dem Verkauf iſt der Pfandgläubiger 
natürlich mit Recht allein verantwortlich. Er hat dem Eigenthümer 
den Verkauf anzudrohen, wobei ihm die ſehr zweckmäßige Fiktion des 
$ 1195 erfreulichen Schuß gewährt, und für Einhaltung der Ver— 
faufsfrijt zu forgen. Er hat auch dem Gerichtsvollzieher die Namen 
des Eigenthümers und etwaiger ihm bekannter Realinterefjenten mitzu— 
theilen und den Drt der PVerfteigerung zu bezeichnen. Damit hat 
jedoch der Brandgläubiger das Seinige gethan und tritt nunmehr die 
Berantwortlichkeit des Gerichtsvollziehers gerade jo wie bei der 
BZwangsveriteigerung ein. Die weitern Vorfchriften haben fih an 
den Gerichtsvollzieher zu wenden. Diefer hat die öffentlichen Be— 
fanntmachungen ($ 1171 Abſatz 2) zu erlaſſen und die Benachrichti- 
gungen (S 1172 Abjag 2) zu bewirken, die Verfteigerung auch an 
dem ihm vom Pfandgläubiger bezeichneten Drt vorzunehmen. Ihn 
geht die VBorichrift des $ 1174 an, welche nad) NAenderung des $ 1171 
dieſelbe Faſſung wie $ 721 Civilprozeßordnung erhalten fann. Bei 
der jo vorgejchlagenen Geftaltung de3 Verkaufsverfahrens würde es 
das einfachjte und zweckmäßigſte fein, zu bejtimmen, daß der Gerichts— 
vollzieher den Verkauf in Gemäßheit des 8 718 der Givilprozehord- 
nung vorzunehmen hat, wodurch 8 1175 wegfällig würde. Die Motive 
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meinen zwar, daß man aud bei einer etwaigen Beitimmung, daß der 
Prandgläubiger den von ihm mit dem DVerfauf Beauftragten an— 
weiſen jollte, nad) $ 718 Givilprozeßordnung zu verkaufen, wegen 
des Inhalts des 8 718 zu feinem angemefjenen Ergebniß gelangen 
würde. Allein was die Motive gegen den $ 718 anführen, ift nicht 
geeignet, diefe Meinung zu begründen. $ 718 Civilprozeßordnung 
iſt durchaus zwedmäßig und hat fich recht gut bewährt. Insbeſondere 
ift der dreimalige Ausruf jehr nützlich, auch die kaſſatoriſche Klaufel 
deutlich genug beftimmt. Jedenfalls müßte aber, auch bei Beibe- 
haltung des $ 1775 im Uebrigen, Sat 2 in Wegfall kommen, da 
nad) dem Borgejchlagenen der Gerichtövollzieher allein verantwortlid) 
jein würde. 

Bor allen Dingen aber muß beanftandet werden, daß der Pfand- 
gläubiger als Berfäufer des Pfands wegen etwaiger Mängel dejjelben 
die Gewähr leiften joll, wie der Entwurf will, indem er ausdrüdlic 
eine dieſe Haftung ausſchließende Beftimmung nicht aufgenommen 
hat. Die Motive jagen, daß der Pfandgläubiger fic genügend ſchützen 
fönne, wenn er bei dem Berfauf den Ausschluß der Gemwährleiftung 
bejonderg bedingen lafje. Das würde zunächſt einen Pfandgläubiger 
vorausfegen, der jo rechtsfundig ift, daß er überhaupt weiß, daß er 
ohne eine jolche ausdrüdliche Bedingung gejeglich ſich der Gefahr 
einer ſolchen Haftung ausfegt, und der jo viel Umjicht bejist, ſelbſt 
die nöthige Borforge zu treffen, welche das Geſetz nicht getroffen hat. 
So kluge und umfichtige Menjchen ſind aber leider jelten. Aber 
bei aller Borfiht würde damit allein ein folder Mann fich nicht 
einmal genügend ſchützen, da der vertragsmäßige Erlaß der Haftung 
nah $ 396 unwirkſam tft, wenn der Verkäufer den Mangel gekannt 
und verjchiviegen hat. Er müßte alfo auch noch alle ihm befannte 
Mängel bei dem Berfauf befannt machen laffen. Es braudt nur 
hierauf aufmerkjam gemacht zu werden, um beurtheilen zu können, 
wie thöricht der Pfandgläubiger fein würde, der durch den Gelbit- 
verkauf fich ſolchen Unannehmlichkeiten ausjegen und der nicht lieber 
ih einen vollitrebaren Schuldtitel verjchaffte und das Pfand im 
Zwangsvollftrefungsverfahren verkaufen ließ. Denn nad) $ 395 hat 
der Erwerber ein Recht auf Gewährleiftung wegen Mängel nicht, 
wenn im Wege der Zwangsvollftrefung eine Sache auf Betreiben 
eines Gläubigerd veräußert ift. Dieje außerordentlich zwedmäßige 
Beltimmung muß im Intereſſe des Pfandfredit3 notwendig auch auf 
den Pfandverfauf ausgedehnt werden, wie diefer Pfandverfauf auch 
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in $ 1182 mit Recht dem Verkauf im Weg der Zwangsvollſtreckung 
gleichgejtellt it. Da $ 395 aud) für die Fälle des $ 726 Eivilprozeß- 
ordnung gilt, beiteht auch Fein Bedenken, die Ausdehnung ebenfalls 
für die Fälle des $ 1178 gelten zu laſſen, jobald nur, wie bei der 
Zwangsvollſtreckung, bei dem Berfauf bekannt gegeben ift, daß es 
jih um einen Pfandverfauf handelt. Auf einen Berfauf nad) $ 1177 
jedoch dürfte die Ausdehnung im Intereſſe der Verkehrsſicherheit 
dann bedenflich jein, wenn bei der hier vorausgefegten freien Ver— 
einbarung zwijchen Eigenthümer und Pfandgläubiger ein Verkauf 
nicht durch den Gerichtsvollzieher jtattfinden fol. 

8 1181. Nah dem zu 8 1169— 1178 Borgejchlagenen würde 
in $ 1181 Cat 2 $ 1172 wegzulafjen fein, da der Pfandgläubiger 
nur zu den betreffenden Mittheilungen an den Gerichtsvollzieher 
verpflichtet jein foll. 

$ 1182. Weshalb in $ 1182 al3 Pfand ausdrüdlicdh eine be- 
wegliche Sadje vorausgejegt wird, während doch der ganze Titel 
nur von beweglichen Saden als Pfand handelt, ift nicht abzujehen. 

ss 1190, 1191. Mit gutem Grund it in $ 1189 beftimmt, 
daß der Pfandgläubiger durch feine einfeitige Berzichtserklärung gegen- 
über dem Eigenthümer, welche ſonſt zur Aufhebung des Pfandrechts 
genügen joll, dann das Pfandrecht nicht aufheben kann, wenn dafjelbe 
mit dem Nechte eines Dritten belaftet it. Nach $ 1190 foll der 
Pfandgläubiger jedod) das Erlöjchen des Pfandrechts dadurch bewirken 
fönnen, daß er die Forderung auf einen Dritten überträgt, das 
Pfandrecht aber ausjchließt und nad) $ 1191 joll er dadurd, daß er 
das Pfand an den Eigenthümer zurüdgiebt, dajjelbe erreichen fünnen. 
Der Beredtigte kann über fein Recht ungehindert verfügen, nur darf, 
wenn jein Recht zu Gunften eines Dritten belaftet ift, daS belaftende 
Recht in jeinem Beftand nicht berührt werden. (Motive zu $ 960 
©. 463.) Dieſem Grundjaß entſpricht $ 1189, nicht aber die 
ss 1190, 1191. Wenn es überhaupt nothwendig tft, eine Beſtim— 
mung, wie die in $ 1190 zu geben, fo darf bei einer Uebertragung 
der Forderung der Ausichluß des Pfandrehts auch nur mit Ein- 
willigung de3 dritten Berechtigten zugelaflen werden. Denn e3 könnte 
ja jonft ein Pfandgläubiger ungehindert in den Rechtöbeftand eines 
belajtenden Rechts eingreifen, indem er die Forderung ohne Pfand— 
vecht auf einen Anderen übertrüge und jo das Pfandrecht felbit zur 
Aufhebung brächte. Daß, wenn der Ausſchluß des Pfandrechts bei 
einer Uebertragung der Forderung überhaupt zugelaffen wird, das 
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Pfandrecht erlöfchen muß, weil es ohne Forderung nicht bejtehen 
. ann, ift Elar. Ein Bedürfniß jedod, einen jolhen Ausſchluß zuzu- 
laſſen, liegt eigentlich gar nicht vor, da ja der Pfandgläubiger, wenn 
er guten Grund hat, das Pfandrecht nicht mitzuübertragen, vorher 
auf dafjelbe verzichten kann. 

Bei $ 1191 geftaltet fi) die Sache ganz eigenthümlih. An ſich 
müßte dafjelbe gelten wie bei $ 1189, da die Rückgabe des Pfandes 
an den Eigenthümer al3 Berzichtserflärung fingirt wird und der 
Pfandgläubiger doch ebenſowenig durch eine in einer gewiljen Hand- 
lung ſich verkörpernde Willenserklärung wie dur eine den Eigen- 
thümer unmittelbar gegenüber abgegebene das etwaige Recht eines 
Dritten berühren darf. Dielen thatjählihen Verzicht jedoch ohne 
Einwilligung des Dritten unwirkſam fein zu laſſen, dem jteht die 
Beltimmung entgegen, daß ein Pfand fich nicht in der Anhabung des 
Eigenthümers befinden kann. Bei diefem Widerftreit muß ein Rechts: 
grundjag nacgeben. Nach dem Entwurf würde es der Schuß des 
Rechts des Dritten jein müffen. Der Widerjtreit wird garnicht 
entjtehen, wenn, wie zu $ 1147 dringend befürwortet, die Begründung 
des Pfandrechts mittel constitutum nicht ausgejchloffen wird. 

$ 1206 ff. Der vierte Titel über das Pfandrecht an Nechten 
hat zwar fjorgfältig und erichöpfend die aus dev Verjchiedenheit des 
Gegenjtandes des Pfandrechts ſich ergebenden Rechtsverhältniffe be- 
rüdjichtigt, leidet jedoch entſchieden an dem Mangel der Unüber— 
ſichtlichkeit. Wie jchon bei 8 1155 beanftandet, hat der Entwurf 
auch hier der Kürze halber wiederholt auf frühere Beitimmungen 
Bezug genommen und insbejondere in allgemeinerer Weile die Bor: 
Ihriften über das Fauſtpfandrecht und die Uebertragung der For— 
derungen für entſprechend anwendbar erklärt, wobet wiederum es ſich 
nöthig gemacht hat, einzelne bejondere Beitimmungen für hier außer 
Geltung zu jegen. So iſt es gekommen, daß ſich in dem Titel 
wenig Paragraphen finden, in denen nicht auf andere zurückoerwieſen 
wird. Es ijt mit Recht zu befürchten, daß ſich der Rechtsunkundige 
bier nie zurechtfinden wird, daß es aber auch dem Nechtskundigen 
Mühe machen wird, ſich zu vergewiljern, was bei dem Pfandrecht an 
echten eigentlich Rechtens fein jol. Bei der Neufchaffung eines 
Rechtsbuches jollte daS gewiß vermieden werden und ift deshalb eine 
Aenderung dringend zu wünjcen. 

8 1208. Nach $ 828 Eann ein Recht an einem Grundftüid nur 
von dem im Grundbuch eingetragenen Berechtigten übertragen und 
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belaftet werden. Nach $ 1087 gilt dies auch für die Abtretung der 
Forderung, für welche Hypothek beftellt ift, da die eine von der 
anderen nicht getrennt werden fann. Zu Gunften der Erben eines 
eingetragenen Hhpothefengläubigers wird jedod) die Ausnahme gemacht, 
daß fie die ererbte Forderung abtreten fönnen, ohne daß fie fich jelbft 
erſt al3 die Berechtigten eintragen zu lafjen hätten. Nach $ 1208 
finden auf die Begründung des Pfandredht3 an einem Recht die Vor- 
ichriften entjprechende Anwendung, welde im Falle der Uebertragung 
jenes Recht3 gelten. Eine Hypothefenforderung kann deshalb Lediglich) 
der eingetragene Hhpothefengläubiger verpfänden. Die Ausnahme 
zu Gunften der Erben des eingetragenen Hypothekengläubigers ijt 
aber hier bei der VBerpfändung ausdrüdlid außer Anwendung gejegt. 
Die Motive jagen irrthümlicher Weife entgegen der Beftimmung des 
Entwurfs und auch entgegen der Ausführung ©. 541 zu $ 1073, 
daß die Begründung des Pfandreht3 an einem gebuchten Recht den 
Erben in gleicher Weife erleichtert fei. 

Es iſt übrigens hinzuzufügen, daß der Entwurf mit Necht dieje 
Ausnahme hier außer Anwendung gejett hat. Denn bei der Ab- 
tretung hätte die vorherige Eintragung ſchlechterdings feinen andern 
Zweck als den der Erfüllung einer Eoftjpieligen Yorm, da mit der 
Abtretung jofort wieder die Löſchung diejes Eintrags hätte erfolgen 
müfjen, während bei der Verpfändung der einzutragende Gläubiger 
immer Gläubiger bleibt, fein Recht nur belaftet, eine Löjchung des 
Eintrags mithin vorerjt nicht wieder zu erfolgen hat. 

Nah anderer Richtung geben jedoch die Motive zu 8 1208 
wichtigen Aufſchluß. Man konnte zweifelhaft fein, wie es mit der 
Uebertragung einer Forderung ftehe, für welche ein eingetragenes 
Recht verpfändet ijt, und ob aud dafür $ 828 entjpredend anzu— 
wenden fei. Der Entwurf enthält Feine ausdrüdliche Beſtimmung. 
Die Frage ift nad) $ 1208 dafür entjcheidend, was bei der Weiter: 
verpfändung einer Forderung gelte, für melde bereit3 ein einges 
tragene3 Recht verpfändet war. Nac der Anmerkung zu $ 1208 und 
aus dem Hinweis auf die Grundbuchordnung ergiebt ji, daß der 
Entwurf für eine ſolche Abtretung die Eintragung nicht erfordert, 
folglich auch nicht für die Weiterverpfändung. Die Gründe find zu 
billigen. 

$ 1211. Während grundjäglid nach) S$ 1208 auf Begründung 
eines Pfandreht3 an einem Rechte die im alle der Uebertragung 


dejjelben geltenden Borfchriften Anwendung finden follen, nach 88 293, 
v. 28 
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294 jonad zur Verpfändung einer Forderung, zu deren Beräußerung 
der Abtretungsvertrag genügt, aud der Pfandvertrag genügen müßte, 
enthält der $ 1211 die überrafchende Beltimmung, daß außer dein Pfand- 
vertrag noch erforderlich fei, daß die Berpfändung von dem Ver— 
pfänder dem Schuldner angezeigt werde. Damit durchbricht der Ent» 
wurf den für die Abtretung von Forderungen aufgeftellten Grundjaß, 
daß die Forderungen ohne Weiteres mit dem Abtretungsvertrag auf den 
neuen Gläubiger übergehen. Daß died neue Erforderniß hier auf: 
gejtellt wird, tft um jo überrafchender, als doch die Berpfändung einer 
Forderung das Weniger ift als die Abtretung, ſodaß wenn Die 
einfahe Form für leßtere genügt, fie erjt recht für erſtere ge— 
nügen muß. Und für die Abtretung genügt fie gewiß nad den 
weiteren Sicherungsbejtimmungen, welche der Entwurf jehr zweck— 
mäßig getroffen hat. Sie muß aber auch für die Verpfändung ge- 
nügen. Die Motive rechtfertigen die Beitimmung damit, daß die 
Berpfändung befjer kundbar gemacht und den Gefahren „einer 
generellen, eine Mehrheit von Forderungen in einer Bezeic- 
nung begreifenden Berpfändung“ vorgebeugt werden fol. Es iſt 
nicht abzufehen, welchen Zwed die beſſere Kundbarmachung haben 
und welcde größere Gefahren die generelle Verpfändung vor der 
generellen Abtretung haben joll. Sit das generelle Rechtsgeſchäft, 
Abtretung oder VBerpfändung, jo generell, daß fih nicht erfennen 
(äßt, was deſſen Gegenstand eigentlich gewejen, jo ift es gültig nicht 
zu Stande gefommen, ijt es nicht jo generell und gültig zu Stande 
gekommen, jo wird das Nechtögefchäft durch die nothwendige Anzeige 
an die Schuldner nicht ungefährlicher, jondern nur mehr erjchiwert, 
ohne daß ein Grund vorliegt, die Verpfändung mehr zu erjchweren 
als die vollftändige Abtretung. Die Gründe, welche gegen das 
constitutum beim Fauftpfandrecht vorgebracht wurden, können hier 
gar nicht gelten, weil bedenkliche Verpfändungen nicht verhindert, 
jondern nur, und zwar bei der gejeglich nothiwendigen Mithülfe des 
Berpfänders ganz unbedeutend, erichwert werden, da aber, wo die 
Benachrichtigung überhaupt unthunlich erjcheint, die VBerpfändung 
einfach durch die Abtretung erjegt werden kann. Dem Prozekrecht 
($ 730 &. P. DO.) und Konkursrecht ($ 15 Einf. Geſetz) zu lich 
jollte da3 Geſetzbuch einen wohlbegründeten Rechtsſatz nicht durch— 
löchern. Es gilt das auch von $ 294 Abjak 3, welcher abweichend 
von dem für die Abtretung aufgejtellten Grundjat für die Ueber: 
tragung im Bwangsvollitredungsverfahren wieder die Mittheilung 
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an den Drittfchuldner erfordert. Prozeßrecht und Konkursrecht jollten 
vielmehr mit den wohleriwogenen Grundſätzen des neuen Geſetzbuchs 
in Einklang gebradt werden. 

Man könnte fih ja mit dem erſchwerenden Erforderniß einver- 
ftanden erklären, wenn es an ſich zwedmäßig oder wenigſtens unbe- 
dentlid) wäre. Aber das ift ed nit. Denn zunächſt hat der 
Gläubiger, auch wenn der Pfandvertrag fertig geworden, es voll= 
ftändig in der Hand, das beabjichtigte Pfandredit wirkjam werden 
zu lafjen oder nicht oder den Eintritt der Wirkjamfeit hinauszufchieben, 
da er ja die Anzeige bewirken muß. Der Pfandgläubiger ift daher 
nicht eher gefichert durch das Pfandrecht und wird nicht früher feine 
etwaige Gegenleiftung machen können, als ihm der Nachweis erbracht 
it, daß die Anzeige entjprechend den Beitimmungen in $ 74 — 76 
erfolgt ift. Liegen hierin jchon für einen nicht ganz vorjichtigen 
Pfandgläubiger erhebliche Gefahren, jo iſt die Umpftändlichkeit der 
Berpfändung jelbit deshalb jo unzweckmäßig, weil in den meiften 
Hüllen ſowohl der Schuldner, welcher verpfänden will, al3 der 
Gläubiger, welchem die Sicherheit bejtellt werden joll, an thunlicht 
Schneller Begründung des Pfandreht3 das größte Intereſſe haben. 
Auch hier befteht deshalb wieder die Befürdtung, daß durch folche 
Erihwerungen die Parteien ohne alle Noth zu einem andern Rechts- 
geichäft, der einfachern völligen Abtretung, gedrängt werden. 

Schon oben bei $ 1150 war erwähnt, daß nad) $ 1067 Ziffer 5 
bei der Hypothek dem Gläubiger insbefondere auch die Forderungen 
des Eigenthümers aus der Verſicherung verpfändeter Gebäude haften 
und war aud für das Fauftpfandrecdht eine Erweiterung der pfand- 
rechtlihen Haftung gewünjcht worden. Nach dem jchon erwähnten 
Grundfas der Surrogirung würde das Recht des Pfandgläubigers 
an der jo neu entftehenden Forderung doch als Pfandredht anzujehen 
jein, nad) der Beitimmung des $ 1211 aber dann nicht früher 
wirkſam werden können, als bis der Eigenthümer die Anzeige an 
jeinen Schuldner bewirkt hätte. Es ſpringt jofort in die Augen, 
wie völlig unzwedmäßig dies fein und von wie zweifelhaften Werth 
die Hypothefarifche und bezüglich pfandrechtliche Haftung dann fein 
würde, wenn fie nicht jofort mit Entjtehen der Forderung jelbit ein- 
treten fönnte. Natürlich hat der Entwurf das bei $ 1067 Biffer 5 
jehr wohl erkannt und auf die Forderung aus der Gebäudeverficherung, 
bei der fic ein bloßes Beichlagnahmerecht als verfehlt erweijen würde 
(Motive ©. 667 $ 1070), die Borjchriften der 88 303—306 für 
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entſprechend anwendbar erklärt. Damit iſt jedoch wieder der Grundſatz 
des 8 1211 verlaſſen und dem offenbaren Bedürfniß des Verkehrs 
Rechnung tragend es ſo geordnet, daß die Haftung jener Forderung 
ganz entſprechend den Grundſätzen der Uebertragung eines Rechts 
beginnt. Daß nur für das vertragsmäßige Pfandrecht an der For— 
derung die Anzeige an den Schuldner zur Entſtehung erforderlich, 
für das durch Rechtsſatz entſtehende Pfandrecht aber nicht erforderlich 
ſein ſoll, iſt jedenfalls eine Ungleichheit, welche beſſer vermieden würde. 
Weshalb aber nicht wenigſtens der Anzeige des Verpfänders die 
Vorlegung der Pfandurkunde durch den Pfandgläubiger wie 8 306 
Abſatz 2 gleichſtehen ſoll, dafür iſt ein Grund nicht erſichtlich. 
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Die Eigenthümer-Hypothek und Eigenthümer— 
Grundſchuld.? 


Von Dr. Hermann Staub, Rechtsanwalt in Berlin. 


I, 

Soviel auch über diejes Schmerzensfind der Jurisprudenz ſchon 
geichrieben und gejtritten worden it, und fo unerquidlich es auch 
erjcheinen mag, dies viel beaderte und doch unfruchtbar erfcheinende Feld 
von neuem zu betreten, es hilft nicht3: der Entwurf des bürgerlichen 
Geſetzbuchs fordert gebietertjch dazu heraus. Denn wenn jo Mancher 
erwartet haben mag, dal es den Redaktoren des bürgerlichen Geſetz— 
buchs gelingen werde, diefen Zankapfel der juriftiichen Theorie, diefe 
erux der gerichtlichen Praxis für immer zu bejeitigen und den in 
Frage kommenden Beditrfniffen des Nechtsverfehrs auf andere Weile 
Rechnung zu tragen, er it in feinen Erwartungen getäufcht. Der 
Entwurf will der Eigenthümerhypothef zu neuem Leben verhelfen. 
Einen Erſatz dafür giebt es alſo nach Anficht der Redaktoren nidt. 

Iſt dem wirklich jo? Sit ein neuer Geſetzgeber berechtigt, die 
Eigenthümerhypothet von neuem zu etabliren? Läßt ſich wirklich 
fein Erjaß dafür jchaffen? 

Ich verneine dieje Fragen. Die Eigenthümerhypothek darf nicht 
von Neuem in das Gejet aufgenommen werden. Denn fie tft eine 
juriftifche Unmöglichkeit. Es genügt nicht, daß die Motive über die 
bisherige Vergeblichkeit der zahlreichen Berfuche, das Juſtitut juristisch 
zu konſtruiren, ſich mit der Bemerkung hinwegſetzen, daß die juriftiiche 
Konjtruftion nicht Aufgabe des Geſetzes, ſondern der Rechtswiſſen— 

) Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Neid). Erſte 
Lefung 88 1094—1102 und Motive dazu. 

VL. 29 
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Ihaft jet.) Schon das iſt für einen Geſetzgeber verfehlt, ein 
Anftitut gefeglich einzuführen, dejjen juriftiiche Konftruktion ihm ſelbſt 
nicht Elar ift. Aber die Hauptjache iſt, daß es fich bei der Eigen- 
thümerhypothek garnicht mehr um ein der Löſung harrendes Problem 
handelt. Nur der kann von einen Problem nod) jprechen, der fich 
gewaltijam der Einficht verichließt, daß Hier ein juriftiicher Nonfens 
vorliegt. 

In der That ein Nonſens. Denn zum ureigenften Weſen eines 
jeden Pfandrechts gehört es, daß eine fremde Sache al3 Sicherheit 
haftet. Das ift jo jelbitverftändlich, daß das allgemeine Landrecht 
fein Bedenken getragen hat, diefes Moment in feine Definition auf: 
zunehmen ($ 1 I 20) und es iſt noch Niemandem beigefallen, zu 
jagen, daß das Landrecht hier an einem Grundirrtum leide. Meine 
eigene Sache kann mir feine Sicherheit dafür fein, daß ich eine 
Summe, die mir ein Dritter jchuldet, von diefem erhalte. Weber 
meine eigene Sache kann idy aud) ohnedies nach Belieben verfügen. 

Wie man auc den materiellen Anhalt der Hypothek auffajjen 
möge, ſei es als Bahlungspflicht, oder als Pflicht, die Zwangsvoll— 
ftredung zu dulden, oder endlid als Pflicht, die Zivangsverfteigerung 
und Zwangsverwaltung zu dulden ®), jede diefer Konftruftionen jetzt 
das Recht an fremder Sache begrifflicd voraus. Denn gegen mid) 
jelbjt kann ich feine Bahlungspflicht, gegen mich Fein Recht auf 
Zwangsvollſtreckung haben, gegen mich felbft kann id) nicht die Berpflich: 
tung haben, die Zwangsverfteigerung und Zwangsverwaltung meines 
Srundftüds zu dulden. 

Eine Hypothek des Eigenthümers an feinem eigenen Grundſtücke 
it hiernady ein Widerſpruch in ſich jelbjt: ein jus in re aliena, 
haftend an der eigenen Sade! 

Nun verkennt allerdings der Entwurf nicht, daß man gegen ſich 
jelbjt fein Zwangsvollftrefungsrecdht, gegen ſich ſelbſt nicht die Ver— 
pflihtung haben Fann, die Zwangsverfteigerung zu dulden und deshalb 
iſt auch dieſes Recht dem Befiger der Eigenthümerhypothek verjagt. 
Da nun aber nad 8 1075 des Entwurfs das Recht auf Zwaängs— 
verfteigerung und Bwangsverwaltung den eigentlihen Anhalt der 
Hypothek bildet, jo Fann die Rechtsmacht, die dem Grundſtückseigen— 


) Motive Band IM. ©. 205 zu $ 835 des Entwurfs. 

») Vergleiche über diefe verjchiedenen Theorien meinen Auffag bei Gruchot 
Band 27 ©. 707; fowie Fallmann in der Beitichrift für Deutichen Civilprozeß 
A). 10 ©. 374. 


409 


thümer verbleibt, eine Hypothek nicht jein. Sie dennoch als Hypothek 
zu bezeichnen, ijt eine bewußte Unrichtigkeit, die unzuläffig bleibt. 
Man wird einmwenden (vergl. Motive Seite 205): der Eigenthümer 
könne ja über die Hypothek verfügen, er könne fie abtreten, und dieje 
Dispofitionsbefugniß ift ja auch grade der Grund des ganzen Rechts— 
inſtituts. 

Allein was man nicht hat, kann man nicht abtreten. Der 
Eigenthümer kann eine Hypothek an ſeinem Grundſtücke wohl beſtellen, 
aber er kann keine beſitzen und daher auch nicht Hypothekenrechte 
übertragen. 

Die Motive wenden hiergegen wieder ein, daß nach dem Syſtem 
des Entwurfs ja aud auf den Tilgungseintwand dem vedlichen Hypo— 
thefeneriverber gegenüber feine Rüdficht genommen werde. 

Nach dem Sage: Was man nit hat, kann man nicht abtreten, 
würde das unmöglich jein. Wie diefes, ſei auch jenes möglich. Allein 
die Fälle find verjchteden. Beim redlichen Erwerbe einer getilgten 
Hypothek liegt die Sache allerdings fo, daß die Hypothek bezahlt ift 
und der Hypothekengläubiger eigentlich) das Recht nicht mehr hat. 
Allein hier hat e3 das pofitive Necht in der Hand, die Thatjache der 
Zahlung hinweg zu fingiren, und durch dieje Fiktion wird der juriſtiſche 
Fortbeſtand der Hypothek möglich gemacht. 

Anders bei der Eigenthümerhypothef. Hier liegt die Sache nicht 
blos jo, daß der Eigenthümer das Recht nicht Hat, jondern jo, daß 
er e3 auch begrifflich nicht Haben fann. Das pofitive Recht kann 
mit feinen Fiktionen wohl Thatjachen hinweg- oder ‚Hinzu fingiren, 
joweit aber reicht Feine Fiktion, daß fie logiſch Unmögliches möglich 
machen kann. An dem Felſen der Logik jcheitert die Macht des 
Geſetzes. Da es logisch unmöglich ift, daß man an feiner eigenen 
Sade eine Hypothek haben kann, fo tit es dem Eigenthümer logiſch 
unmöglich, eine Hypothek an feiner eigenen Sache auf einen anderen 
zu übertragen. Der Recdtsaft, der dem Erwerber das Hypothefen- 
recht an dem Grunditüde verichafft, kann vielmehr nichts anderes als 
eine Konftituirung von Hypothekenrechten, feine Gejfion ſein; ihn 
dennoch Gejjion zu nennen, ift wiederum eine bewußte Unrichtigfeit. 

Bet der Geftaltung der Eigenthümerhypothek durch den Entwurf, 
al3 Hypothef ohne Forderung, kommt hinzu, daß diefelbe noch in 
weiterer Hinficht begriffswidrig ift. Die Motive jagen jelbit (Seite 723), 
daß die Forderung nicht blos Bedingung, fondern Begriffselement 
der Hüpothef iſt. Der Hypothek ohne Forderung fehlt nach dieſem 
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eigenen Ausſpruch der Motive ein Begriffselement. Der Name 
„Hypothek“ it daher, da die Art die Merkmale der Gattung haben 
muß, wiederum eine bewußte Unmahrbeit. 

So jet jich die fogenannte Eigenthümerhypothet auf Schritt 
und Tritt in Widerjpruh mit dem Wejen der Hypothef und die 
Aussicht, fie jemal3 mit diefem Wefen in Einklang zu bringen, fie 
jemals juriftifch zu Eonftruiren, ift ebenjo vergeblich, wie es feinem 
Chemiker je gelingen wird, hölzernes Eifen zu erfinden. 

Ein jolches widerjpruchsvolles Rechtsgebilde darf in dic Zeit 
des neuen einheitlichen deutichen Rechts nicht hinüber genommen 
werden; e3 wäre traurig um die Jurisprudenz beftellt, wenn ihre 
Sonjequenzen unabweislich auf die Beibehaltung einer jolhen Miß— 
geftaltung hindrängten. 


II. 


Worum handelt es ſich denn eigentlich bei dieſem ganzen Inſtitut? 
Es ſoll dem zahlenden Grundeigenthümer die Möglichkeit gewährt 
werden, den Rang der bezahlten Hypothek zu neuem Grundkredit 
auszunusen. Zur Erreichung diejes Effekts muß juriftiich ein Mittel 
gefunden werden, um das mit dem Löſchen einer Hypothek verbundene 
„Borrüden” der nachfolgenden Hypothefen zu verhindern. Diejes 
Mittel bietet der Entwurf in der in dev Hand des Eigenthümers 
fortbejtehenden Hypothek, 

Der Gejeggeber giebt ſich alfo das Räthſel auf: Wie verhindere 
ih das Vorrücken der nachfolgenden Hypotheken beim Wegfall einer 
Poſt? und löſt es durch ein noch größeres Räthſel, indem er ſich eine 
Hypothek am eigenen Grundftüd zurecht zu legen bemüht. Wie aber 
wenn das erjte Räthſel garnicht exiftirte? wenn das Dogma des 
unvermeidlichen Vorrüdens, dem beizufommen diejes Legislatorijche 
Bemühen gewidmet ift, garnicht wahr wäre? 

Unjerer Anſicht nach hat der neue Gejetgeber es in der Hand, 
das „Vorrücken“ mit all den Schwierigkeiten, die es tm Gefolge hat, 
auf jehr einfache Weife zu bejeitigen. Er braucht nur durd eine 
pofitive VBorjchrift zu bejtimmen, daß beim Löſchen einer 
Poſt dDienadfolgenden Hypotheken nicht vorrüden. Mit dem 
Wejen der Hypothek würde dieſe Vorjchrift durchaus harmoniren. 

Denn mit Unrecht wird der Sat vom PVorrüden der Nad)- 
hypothefen als unbezwingbares Dogma betrachtet. Der Sat wird 
nicht bewichen, jondern ohne Beweis gepredigt. Auch die Motive 
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ſtellen ihn als kategoriſchen Imperativ hin, der „aus dem Begriff 
der Hypothek folge.” (©. 773.) 

Allein was bedeutet e3 denn, wenn der Grundjtüdseigenthümer 
jein Grundftüd zunächſt mit einer Hypothek von 1000 Marf für A., 
und jodann mit einer jolchen von 1000 Mark für B. belaftet? 

Der Grundftüdgeigenthümer will damit jagen: 

Dir A. verpfände ich das Grundſtück derart und mit dev Maß— 
gabe, daß die bei der Verwerthung zu erzielenden erjten 1000 Mark 
Dir zufallen jollen; Dir B. verpfände ih das Grundſtück 
derart oder mitder Maßgabe, daß die bei der Berwerthung 
zu erzielenden zweiten 1000 Mark Dir zufallen jollen. 
Es jteht, wenn man Bedenken trägt, der die zweite Hypothek be- 
treffenden Erklärung ohne weiteres dieje unmandelbare Bedeutung 
beizulegen, mindeftens nichts entgegen, daß ein neuer Geſetzgeber 
durch pofitive Borichrift bejtimmt, daß er die betreffende Erklärung 
jo und immer nur fo gedeutet wiſſen will. Und dieſe pofitive 
Vorſchrift würde in dem Satze liegen, daß die Nachhypotheken nicht 
vorrüden. Der Rechtszuſtand würde fich dann wie folgt gejtalten. 
Wenn die erjte Hypothek fortfällt, jo würde das Grundſtück eben 
aufhören jo belaftet zu jein, daß die bei der Verwerthung zu 
erzielenden eriten 1000 Marf einer dritten Perjon, dem A. zufallen. 
Es würde vielmehr nur noch fo belaftet fein, daß die zweiten 
1000 Mark einer fremden Perſon, nämlich) B. zufallen. 

Die Berpfändungserklärung, durch welche die zweite Hypothek 
beitellt wurde, würde dann genau jo wirken, wie fie beabjichtigt und 
abgegeben war. Warum follte fie, zumal wenn das Geſetz es jo an- 
ordnete, nicht Jo wirken Eönnen? Warum follte fie beim Wegfall der 
erjten Hypothek, aljo eines außerhalb ihr liegenden Umftandes, plötzlich) 
eine andere, höhere Wirkung haben müfjen, ohne die Abjicht der 
erklärenden Perjonen, ja vielleicht gegen dieſe Abficht und dem Gejet 
zum Troß? Dies wäre nur dann möglich, wenn das ſog. „Vorrüden” 
auf unabweislicher Naturnothwendigkeit beruhte. Ob diejes der Fall 
ift, joll eine Prüfung der für das nothwendige Borrüden vorgebrachten 
Gründe ergeben. 

Der Gedanke des naturnothivendigen Vorrüdens wird durd die 
Boritellung des Grundbuchs und feiner äußeren Einrichtung erzeugt. 
Dort im Grundbuche erfcheinen die Hypotheken wohl geordnet, jede 
an einem beitimmten Plate, jede mit einer Nummer verjehen, tie 
eine in Parade aufgeftellte Soldatenreihe ftehen fie da und laſſen 
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wie dieje feine Lüde zu: in die entjtehende Lücke jpringt im Moment 
der Hintermann ein, damit die Syinntetrie nicht leide. 

Allein man überjieht hierbei, daß die Grundbuchseintragungen 
nicht identisch mit den echten find, daß in der grundbuchmäßigen 
Gruppirung der Pfandredte nach Zahl und Plaß nur die ver- 
ihiedene materielle Kraft der einzelnen Pfandrechte ver- 
anſchaulicht werden ſoll. Aber es darf die äußere Form nicht 
mit dem Wejen der Sache verwechjelt werden. 

Zahl und Pla und der dur) beide gebildete Rang, das find 
die drei Begriffe, die die Borftellung der Gegner gebannt halten. 
Jedem diejer drei Begriffe wird ein Argument für die Naturnoth- 
wendigfeit des Borrüdens entlehnt. 

1. Die Zahl. Man jagt: Wenn die erjte Hypothek fortfällt, 
dann iſt es jelbjtveritändlich, dag die bisherige ziveite Hypothek die 
erite wird. 

Nun gut, dann mag die zweite die erjte werden. Aber mit 
diefem Zahlenſpiel it nicht3 gewonnen. Gehen wir dem materiellen 
Inhalt diefer jogenannten zweiten Hypothek, wie er fi) nad) der 
hier in Vorſchlag gebrachten Borjchrift darjtellt, auf den Grund, 
dann befteht er darin, daß dem Gläubiger B. das Grundftüd derart 
verpfändet werden joll, daß die zweiten 1000 Mark ihm zufallen 
jollen. Diejen materiellen Inhalt kann diefe Hypothek behalten, ob 
die Hypothek Nr. 1 noch vorhanden tft oder nicht. 

Giebt es feine Hypothek Pr. 1, dann iſt eben das Grundftüd 
von jett ab mit einer Belaftung der Art, dat die erjten 1000 Mark 
einem Dritten zufallen, nicht behaftet. Die Borftellung, daß die 
Hypothek Nr. 2 nothwendig zur Hypothek Ver. 1 avaneiren, und die 
Kraft und Bedeutung derjelben in fi) aufnehmen muß, wenn die 
letztere fortfällt, mag militäriſch oder äſthetiſch anheimeln, der juriftiichen 
Konſequenz ift jie nicht entlehnt. 

2. Der Platz. Man fagt: „Der leere locus jet ein Nichts, 
über welches zu disponiren unmöglich erjcheint” (Motive ©. 737). 
Wie der Grund zu 1 an der Vorftellung der Zahl haftet, haftet 
diefes Argument an der Borjtellung des Platzes, auf welchen die 
eingetragene Hypothek im Grundbuche ericheint. Gewiß tjt der Jocus 
an jich ein leeres Nichts. * Das iſt gerade oben genugſam betont. 
Aber es überſehen die Gegner, was die leere Stelle bedeuten joll. 
Die leere Stelle im Grundbuche bedeutet, daß das Grundſtück inſoweit 
nicht belaftet it. Ueber das Grundftüd, das infomweit nicht belaftet 
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iſt, kann man durch eine neue Belaſtung inſoweit verfügen. Nicht 
über den locus, ſondern über das Grundſtück wird verfügt. 

3. Der Rang. Zahl und Platz geben der Hypothek den Rang. 
An dieſer änßerlichen Vorſtellung des Ranges haftet das dritte 
Argument: „daß es ein noch ungelöſtes Problem ſei, wie man ſich 
rechtlich die mit der Verfügung über die Stelle verbundene Trennung 
des Ranges von der Hypothek und die Uebertragung deſſelben auf 
eine andere Hypothek denken ſoll.“ (Motive S. 204.) Es iſt nicht 
erſichtlich, warum es problematiſch ſein ſoll, einen „Rang von der 
Hypothek zu trennen“. Vielleicht ſtört auch dies die Symmetrie. 
Drückt man aber den Vorgang juriſtiſch aus und ohne das Bild vom 
Range, ſo beſteht er darin, daß das Grundſtück von Neuem ſo be— 
laſtet wird, daß die erſten 1000 Mark dem C. zufallen, nachdem 
diefelbe Belaftung, die zu Gunften des A. beftanden hat, fortgefallen 
it. Warum dies nicht möglich oder auch nur problematiich jein joll, 
it nicht erjichtlid). 

So erjcheinen alle Argumente lediglich der äußeren Erſcheinung 
entlehnt, und werden durd) Betrachtung des Wejens der Sache 
widerlegt. 

Aber ein viertes Argument wird gemacht, das in der That dem 
Weſen der Sache entlehnt wird. 

Dean jagt: das Pfandrecht ergreife das ganze Grundftüd, nicht 
eine einzelne Werthparzelle; daraus ergebe ſich daS Borrüden der 
zweiten Hypothek von jelbjt, denn auch dieje ergreife ja das ganze 
Grundftüd, und jei in ihrer Bethätigung durch die erjte nicht mehr 
behindert, wenn dieje fortfällt. 

Der Sat ſelbſt oder wenn man will, die Theorie, daß das 
Pfandrecht das ganze Grundftücd ergreift, wird als richtig zugegeben. 
Aber ihre Bedeutung iſt verfannt, wenn man aus ihr dag unver: 
meidliche Vorrücden folgert. Gewiß ergreift die Hypothek das ganze 
Grundſtück. Der Saß bedeutet: daß das ganze Grundftüd mit allen 
jeinen Theilen, mit allen An: und Zuwüchſen und allem Zubehör 
dafiir haftet, daß die dem B. gegebene Berpfändungserflärung erfüllt 
werde, aljo nad) unjerer Borjchrift dafür, daß die bei der Ver— 
werthung zu erzielenden zweiten 1000 Mark dem B. zufallen. 
So präzifirt, hat der Sat das Borrüden der Nachhypotheken nicht 
zur Folge. 

Es iſt alſo diefes Ergebniß, wie eben gezeigt ift und ausdrüdlid) 
betont werden joll, nicht auf irgend welcher Werthsquoten- oder 
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Werthöparzellentheorie, — wonach dem Pfandgläubiger nur ein 
Werthötheil haften ſoll — aufgebaut. Bielmehr wird dem Sage, 
daß das ganze Grundftüd für das Pfand haftet, wie gezeigt, fein 
volles Recht. Das hier gewonnene Ergebniß beruht vielmehr auf 
der Präziſirung des Inhalts der Beitellung fpäterer Hypotheken und 
dem unverrückbaren Feithalten an der erfolgten Präzifirung. +) 

Kann aber nad diefem Ergebniffe das Vorrücken der Nach— 
hypothefen durch eine pofitive Vorjchrift verhindert werden, fo wird 
die Eigenthümerhypothek überflüjfig, Ihre Million wird dadurd) 
erfüllt, daß der Eigenthümer an der fogenannten „freien Stelle“ 
eine neue Hypothek beitellen Fann. 


III. 

Wie einfach und klar die Verhältniſſe ſich unter der Herrſchaft 
eines ſolchen Rechtszuſtandes geſtalten würden, wie widerſpruchsvoll 
und unklar dagegen unter der Herrſchaft der Eigenthümerhypothek, 
das ergiebt im Einzelnen eine vergleichende Betrachtuug. 

1. Der zahlende Eigenthümer iſt nicht zugleich der perſönliche 
Schuldner ($ 1094 des Entwurfs). Das Rechtsbedürfniß erfordert es, 
dem Eigenthümer die Bortheile diefer Zahlung derart zu Gute kommen 
zu lajjen, daß er ſich neuen Kredit mit derfelben Sicherheit verichafft. 

Das Syſtem der Eigenthümerhypothek jucht diefen Zweck dadurd) 
zu erreichen, daß es die Forderung mit der Hypothek auf den 
zahlenden Eigenthümer übergehen läßt. Der zahlende Eigenthümer 
hat alfo durch die Zahlung eine Forderung gegen einen Andern 
erivorben und zur Sicherheit für diefe Forderung ift ihm feine 
eigene Sade verpfändet. 

Nach der hier vertheidigten Theorie der freien Stellen geht die 
bezahlte Forderung auf den Bahlenden über, außerdem wird die 
Hypothek löſchungsreif. Der Eigenthümer ift berechtigt, das Grundftüd 
nunmehr in derjelben Weife zu verpfänden, wie es für den eben be- 
friedigten Gläubiger verpfändet war. 





) In Konjequenz der hier in Borfchlag gebrachten Borfchrift wird der 
$ 1102 des Entwurf in fein gerades Gegentheil abgeändert werden müſſen. 
Diefer $ unterjagt die Eintragung einer Hypothek an Stelle einer gelöfchten. 
Nach diesfeitigem Borfchlage ijt fie geſtattet. Das iſt ja gerade die praftifche 
Folge gegenmwärtiger Ausführungen. Freilich wird ein Verzicht auf die Wieder: 
eintragung zuzulaffen fein, deſſen Eintragung das Borrüden der Nachhypotheken 
bewirken würde, wenn der Sefetgeber es fo bejtimmen will. 
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Will er hierbei nur dinglich verhaftet bleiben, jo jteht dem nichts 
entgegen: er cedirt die auf ihn Üübergegangene perjönliche Forderung 
und verpfändet zur Sicherheit für dieje Forderung fein Grundftüd 
mit dem Range der für ihn frei gewordenen Stelle, d. h. in der- 
jelben Weife, wie für den eben befriedigten Gläubiger. Das ift 
einfach und Elar, nirgends Kunft und nirgends Widerfprud). 

2. Iſt der zahlende Eigenthümer zugleid der perjönliche 
Schuldner, dann kann fi der Entwurf gar nicht anders helfen, als 
daß er die perfönliche Forderung untergehen und nur die Hypothek 
 fortbeftehen läßt, aber aud) diefe ohne die Befugniß zur Zwangs— 
verfteigerung und Zwangsverwaltung. 

Man bedenke: der Inhalt der Hypothek ijt nach dem. Entwurf 
(88 1062 und 1075) das zur Sicherung für eine perjönlide 
Forderung eingeräumte Recht auf Zwangsverfteigerung und 
BZwangsverwaltung, und nun fällt fort: 1. die perjönlide. 
Forderung, 2. das Recht auf Ziwangsverfteigerung und 
Zwangsvermwaltung. Eine Darlehnshypothef ohne Darlehns- 
forderung und ohne dad Recht auf Ywangsverwerthung! 

Würde man das jo Eonftruirte Rechtsgebilde einen Krüppel 
nennen, jo würde man ihm unverdient jchmeicheln. Zum Srüppel 
Fehlt ihm Fleisch) und Bein, das ift ein an die Wand gemalter 
Schatten, ein Meffer ohne Stiel und Klinge. 

Nach dem Syitem der freien Stellen dagegen würde der zahlende 
Eigenthümer, der zugleich perfönlicher Schuldner ift, von feiner Schuld 
und zugleich von feiner Grundftüdshaftung frei geworden und nun: 
mehr in der Lage fein, die Hypothefenforderung auf jeinem Grund: 
ſtücke löfchen und eine neue Hypothek an deren Stelle eintragen 
zu laſſen. 

Auh in allen übrigen SKonftellationen trifft e3 zu, daß die 
Theorie der freien Stellen in Elarer und jurijtifch fonjeauenter Weiſe 
die Berhältnifje regelt und dabei diejelben Vortheile gewährt, die 
die Eigenthümerhypothek in juriitiihen Sclangenwindungen zu ge- 
währen verjudt. 

Wollen 3. B. die perjünlichen Gläubiger die Bortheile der 
Hypothefenzahlung für ſich verwerthen, jo mögen fie ſich das Recht, 
die bezahlte Hypothek zu löſchen und dafür eine neue eintragen zu 
laffen, für ſich pfänden und jich überweiien laffen. Das it ein 
Elarer Borgang und hat denfelben Effekt, wie die Beſchlagnahme der 
Eigenthümerhypothef, des Pfandrechts gegen fich Telbit. 
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Auch in den einzigen beiden Fällen, in denen nach den Motiven 
die freien Stellen nicht die gleichen Vortheile gewähren ſollen, wie 
die Eigenthümerhypothek, trifft dies nicht zu. 

Die Motive (S. 835) jagen: „Inſoweit leiftet mithin die Offen: 
haltung der Stellen mindeſtens dafjelbe wie die Eigenthümerhypothek. 
Aber wenn das Kreditbedürfniß nicht ſogleich hervortritt oder zunächſt 
vergeblicdy nach Befriedigung ringt, dann zeigt fi) die günftigere 
Pofition, welche die Eigenthümerhypothef verbürgt. Die Berfügung 
über die Stelle geht dem Eigenthümer und dejjen Gläubigern ver: 
loren, wenn das Grundftüd im Wege der Zwangsvollitredung ver— 
äußert wird. Es tritt dann alfo zu Gunften der nadeingetragenen 
Nechte der Erfolg ein, deffen Unbilligkeit gekennzeichnet iſt. Wenn 
dagegen der Eigenthümer freiwillig das Eigenthum an einen andern 
abtritt, jo ermächtigt ihn die offene Stelle nicht, fi) wegen des 
etwaigen Staufgelderrüditandes mit ihrem Range eine Hypothek vor: 
zubehalten, weil die Berfügung über fie auf den Erwerber des 
Grunditüds übergeht. Alle diefe Dienfte Lleiftet die Eigenthünmer- 
hypothek.“ 

Allein was zunächſt den freiwilligen Verkauf anbetrifft, ſo haben 
ja die Kontrahenten es in der Hand, im Kaufvertrage zu beſtimmen, 
daß der Erwerber die Reſtkaufgelderhypothek an der freien Stelle 
einträgt, und es braucht ja der Veräußerer, wie das immer geſchieht, 
die Auflaſſungserklärung nur Zug um Zug mit der Beſtellung dieſer 
Hypothek abzugeben. 

Eine beſondere Sicherung dafür, daß die Reſtkaufgelder wirklich 
wie vereinbart eingetragen werden, hat ſich bisher niemals als Be— 
dürfniß herausgeſtellt. 

Ber der Zwangsverſteigerung aber hat es der Geſetzgeber in 
der Hand zu beftimmen, wem der VBortheil der freien Stellen ver: 
bleiben foll, ob dem Erfteher oder dem Gubhajtaten bezw. feinen 
perjönlichen Släubigern. Das Anftitut um deshalb zu vermwerfen, 
weil an ſich ohne bejondere Beitimmung die freie Stelle zur Ver: 
werthung für den Subhaftaten ungeeignet erfcheinen möchte, ift nicht 
gerechtfertigt. 

Auch das fei noch erwähnt, daß, wenn die Eigenthümerhypothef 
den Vortheil gewährt, daß einer einzelnen der auf dem Grundſtücke 
haftenden Hypotheken der Borrang vor der Eigenthümerhypothet ein- 
geräumt werden kann, die freien Stellen diefen Vortheil ganz ebenfo 
aewähren. Denn wenn der Eigenthümer das Recht hat, eine Hypothek 
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mit dieſem Range künftig zu beſtellen, ſo kann ihm auch das Recht 
nicht verſagt werden, einer bereits beſtehenden Hypothek den Vorrang 
vor dieſer künftig zu beſtellenden Hypothek einzuräumen; und es paßt 
eine ſolche Rechtsgeſtaltung durchaus in den Rahmen des Entwurfs, 
da diejer in $ 842 dem Eigenthümer das Recht giebt, einer künftig zu 
beitellenden Hypothek den Borrang vor einer entjtehenden einzuräumen. 

Die zulegt erwähnte, jchon von der früheren Doctrin anerkannte, 
von dem Entwurf janktionirte Möglichkeit, einer künftig zu beftellenden 
Hypothek den Borrang vor einer entitehenden einzuräumen, fteht 
übrigens mit unjerer Grundanfdhauung im engjten Zuſammenhange 
und ift, wenn man fie weiter ausbaut, geeignet, aud) die Eigen: 
thümergrundfchuld zu erjfegen. Zwar leugnen die Motive, dal 
dieje Vorjchrift mit dem Inſtitut der freien Stellen etwas zu thun 
habe. Jedoch vergeblid. Denn eine ſolche BVBorrechtseinräumung 
bedeutet juriftiich nicht3 anderes als: 

Dir B. verpfände ich das Grundſtück mit der Maßgabe, daß 
erſt die zweiten 1000 Mark Dir zufallen follen. Das Necht, das 
Grundſtück jo zu belaften, daß die erjten 1000 Mark einem Andern 
zufallen, will ich mir hiermit wahren. 

Das dert fi) vollftändig mit unferen Anschauungen. 

Es ift damit anerkannt, daß eine zweite Hypothek beitehen kann, 
ohne das eine erite Hypothek befteht; daß das Grundſtück jo belaftet 
werden kann, daß die zweiten 1000 Mark einem Dritten zufallen, 
ohne daß es gleichzeitig jo belaftet ift, daß die erſten 1000 Marf 
einem Andern zufallen. 

Hält man dies feit, dann it auch die Eigenthümergrundfchuld 
d. h. die Grundjchuld, die der Eigenthümer für fich felbit beftellt, 
um ſich gerade dieje Stelle zu fichern, überflüfftg. Der Eigenthümer 
erreicht denjelben Zwed, wenn er in Abtheilung III unter Wr. 1 
ſich eine freie Stelle eintragen läßt — wie man dieje freie Stelle 
nennt, iſt gleichgültig, vielleicht ift „Vorbehalt“ der pafjende Name —. 
Dadurd giebt er Jedermann Fund und zu willen, daß er das Grund: 
ſtück zunächft nicht fo belaften will, daß dte erften 1000 Mark einer 
dritten Perſon zufallen. Die unter Nr. 2 eingetragene Poſt hat 
dann den bejchränkten Inhalt, daß die zweiten 1000 Mark einem 
Dritten zufallen. An der für eine jpätere Eintragung vorbehaltenen 
freien Stelle kann fich dann der Eigenthümer eine Hypothek oder 
Grundſchuld, je nachdem er ſich das eine oder das andere, vder 
beides vorbehalten hat, eintragen lajjen. 
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Durch einen ſolchen Borbehalt wird zweierlei erreicht und beides 
tft wichtig. Einmal verſchwindet ein zweiter juriftiicher Nonjens. 

Denn auch die Eigenthümergrundfchuld ift ein folder. Niemand 
fann ſich ſelbſt etwas jchuldig fein. Bon ſich jelbit kann der Eigen- 
thümer nichts zu fordern haben, jein eigenes Grundftüd kann ihm 
nicht verhaftet fein. 

Der zweite Vortheil liegt darin, daß die freie Stelle wie für 
eine jpäter eingetragene Grundichuld, jo auc für eine ſpäter einzu— 
tragende Hypothek ein für allemal fo gefichert werden kann, daß alle 
jpäteren Posten ihr nachgehen. Es wird aljo das erreicht, wozu die 
Eigenthümerhypothef für abfolut ungeeignet erachtet wird, nämlich 
zur Offenhaltung für eine Fünftige Hypothek an einer bisher nicht 
belasteten Stelle. 

Befriedigt hiernach die hier vertretene Theorie der freien Stellen 
einerjeit3 alle fraglichen Berfehrsbedürfniffe, ja noch mehr als die 
Eigenthümerhypothef, und entjpricht fie gleichzeitig der juriftiichen 
Logik, jo ift e3 dringend wünſchenswerth, daß das widerſpruchsvolle 
und jeder juriftifchen Konſtruktion fpottende Anftitut der Eigenthümer- 
Hypothek endlich aufgegeben werde. Durch ein juriftiiches Mißgebilde 
darf man nicht mit Gewalt Verhältniffe regeln wollen, die ſich Elar 
und einfach aud anders regeln lafjen. 


Die elterlihe Gewalt und das bürgerliche 
Geſetzbuch. 


Bon Rechtsanwalt Dr. Ludwig Fuld in Mainz. 


Die Verfchiedenheiten in den fittlihen Anfchauungen des deutjchen 
und römischen Volkes find vielleicht bei keinem Theile des bürger- 
lichen Rechtes jo einflußreih und bedeutſam, wie bei der Regelung 
des zwilchen Eltern und Sindern beitehenden Rechtsverhältniſſes. 
Dem römiſchen Recht ift die Auffaffung des deutichen, daß die dem 
Vater zuftehende Gewalt nicht jowohl ein Necht wie cine in die 
Rechtsform gekleidete Pflicht ſei, unbekannt; der pater familias, 
welcher in jeiner Familie mit faſt unbeſchränkten Befugniſſen gegen- 
über den jeiner Gewalt unterworfenen Perſonen ausgeitattet- ift, 
bejigt in der patria potestas ein ihm als römischen Bürger zuftehendes 
Recht, welches keineswegs lediglich als das Gegenjtüd einer ent- 
Iprechenden jittlihen Verpflichtung erſcheint. Demgemäß iſt aud) die 
Stellung der Hausfinder im Berhältniß zu dem Vater nach römischen 
Rechte eine jehr wenig befriedigende. Wenn auch wegen Mißbrauchs 
die Entziehung der väterlihen Rechte ftatthaft ift (Windicheid, Pan— 
dekten II, 88 514, 525) jo genügt diefe Möglichkeit doch jelbitver- 
jtändlich nicht, um das Kind gegen eine nachtheilige Amvendung der 
in der Gewalt enthaltenen Befugnifjfe zu ſchützen. Die neueren 
Geſetzbücher haben ſich deshalb in diefer Beziehung von den: Borbilde 
des römischen Rechtes bald mehr bald minder entfernt und der ger- 
manijchen Nechtsüberzeugung in größerem oder geringerem Umfange 
Eingang in ihre Vorſchriften verschafft. Am meiften Berwandichaft 
mit dem römischen Hecht wert bezüglich dieſes Gegenjtandes der 
code civil auf, defjen dahin gehörige Satzungen längit allgemein als 
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unzureichend erkannt worden ſind. Für die Beurtheilung der Stellung, 
welche der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutjche 
Reich zu der Negelung der elterlichen Gewalt einnimmt, jind die 
bei Beratung des code im Schooße des Staatsraths gepflogenen 
Verhandlungen äußerft interefjant und es mag um jo mehr geftattet 
jein, derjelben mit einem Worte zu gedenken, al3 auch vom Fultur- 
gefchichtlihen Standpunkte die Thatjache Beachtung verdient, daß der 
erite Conjul und fpätere Kaiſer ſich in bemerfenswerther und für 
den Imperator bezeichnender Weije über die zur Berathung gelangende 
Frage auslier. 

Bei der Einzelerörterung warf derjelbe die Frage auf, ob es 
nicht angemejjen fei, die väterliche Gewalt durd) ein bejonderes Gejet 
zu regeln und meinte, ein ſolches Gejeg müſſe die Verhältniſſe des 
Kindes von der Geburt an ordnen, es müſſe jagen, wie man für 
jeine Erziehung, feine Ausbildung zu einem Berufe zu forgen babe 
und dgl. Bon befonderer Wichtigkeit Schten dem erſten Conjul der 
Punkt der Erziehung zu jein, denn er ftellte die Frage, ob, wenn 
der Vater dem Sohne eine jchlechte Erziehung gebe, der Groß: 
vater befugt fei, ihm eine bejjere zu geben. Da die Anfichten 
der Mitglieder des Staatsrathes hierüber verjchieden waren, indem 
diejelbe theilS bejaht, theil8 verneint wurde, bemerkte Napoleon, daß 
der Entwurf viele Punkte unentjchieden laſſe, welche zu entjcheiden 
gleihwohl im Intereſſe des Staates wichtig je. So wilfe man 
beifpielsweije nicht, ob ein Sohn, der in das Alter der Unterjchei- 
dungsfähigkeit eingetreten jei und von jeinem Vater Feine feinem 
Bermögen angemefjene Erziehung erhalte, eine befjere Erziehung 
verlangen fünne? Der Conſul meinte, es fei vielleicht nothwendig, 
zwijchen der Erziehung der Söhne und Züchter zu untericheiden und 
‚der Mutter einige Rechte zu gewähren, wenn die Sitten des Baters 
ungeregelt jeien. Ein Eingehen auf diefe Einzelfragen wurde indejjen 
nicht Fir angezeigt gehalten, weil man, wie bemerkt, die umfajjende 
Regelung aller der elterlihen Gewalt angehörigen Rechte durch ein 
Sondergefeß im Auge hatte; dieſes Geſetz wurde nicht erlajfen, und 
daher beftehen bezüglich der wichtigiten Einzelfragen dieſes Gegen- 
Itandes im Gebiete des Franzöfiichen Nechtes die größten Zweifel, 
wie beiſpielsweiſe darüber, vb eine Entziehung der Nechte der väter- 
lichen Gewalt überhaupt itatıhaft it. 

Der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das deutjche 
Reich Hat Sich nun mit Entichtedenheit, unter Anſchluß an das 
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preußiſche Landrecht, auf den Boden der deutjchrechtlichen Auffaffung 
geitellt und durch die Normirung im Einzelnen erfennen lajjen, daß 
ihm die elterliche Gewalt nicht ſowohl als Recht, jondern als ſitt— 
lie Pflicht erjcheint. So rüdhaltslojen Beifall er diefer grund: 
jäglichen Anjchauung wegen verdient, jo müfjen doch gegen manche 
jeiner Einzelbejtimmungen hinfichtlic; des Nechtsverhältniffes zwiſchen 
Eltern und Sindern Bedenken geltend gemacht werden und auf dieje 
aufmerkfjan zu machen tft der Ywed der folgenden Erörterungen, 
Zunächſt ift es fehr richtig, wenn der Entwurf nicht von einer 
väterlichen Gewalt, fondern einer elterlichen jpricht; im Gegenjaß zu 
dem römtjchen Necht hat die deutſche-Rechtsanſchauung ſtets daran 
feitgehalten, daß auch die Mutter mit dem Befige der aus der elter- 
lichen Stellung fliegenden Befugnifje zu befleiden fei. Der Entwurf 
mußte diefer Anschauung um jo mehr Rechnung tragen, als er ja 
die rechtliche Gleichſtellung der Gejchlechter im Vergleiche zu dem 
bisher geltenden Rechte in wichtigen Punkten erweitert hat. Dem: 
gemäß iſt die Mutter theil® neben dem Vater, theils an feiner Stelle 
Inhaber der elterlihen Gewalt. Unter die lettere Alternative fallen 
die Fälle, wenn der Vater todt, gefchäftsunfähtg oder in feiner 
Gejchäftsfähigkeit befchränft iſt (Minderjährigfeit, Entmündigung), in 
erjterer Beziehung giebt der Entwurf der Mutter die Pflicht und 
das Recht, für die Perfon des Kindes zu forgen, unter Ausschluß 
des Rechtes zur gejeglichen Vertretung, läßt jedody im Falle einer 
Meinungsverjchiedeuheit zwijchen Bater und Mutter ($ 1500) die 
Meinung jenes entjcheiden; dieſe Einschränkung it ſchwerlich ange: 
meſſen; mochte immerhin die rechtliche Bertretung des Kindes der 
Mutter entzogen werden, jo lag dod) fein Grund vor, nur die Perjon 
des Kindes zum Gegenftand ihrer Befugniffe zu machen, nicht aber 
auch das Vermögen des Kindes; ein Bedürfnig, der Mutter auch) in 
diefer Richtung ein Recht neben dem Bater zu gewähren, iſt unzmeifel: 
haft vorhanden, vielleicht jogar noch in höherem Maße, als bezüglich 
der Fürſorge für die Perjon des Kindes. Ebenſowenig kann dem 
Vorſchlage Beifall gezollt werden, bei Meinungsverfchiedenheit die 
väterliche Anficht ſchlechthin als entjcheidend anzujehen ; diejer Rechtsjat 
it nod) ein Nachklang zu der früheren Anjicht, welche dem Vater 
schlechthin den mahgebenden Einfluß gewährte. Es ijt fein Grund 
vorhanden, aus welchem die Anficht des Waters die Vermuthung der 
Richtigkeit, die der Mutter die Wahrfcheinlichfeit der Unrichtigkeit für 
ih hat, das praftiiche Leben beftätigt diefe Annahme nicht. Ber: 
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mögen fich die Elterntheile nicht zu einigen, jo bleibt nichts übrig, 
als dem Bormundjchaftsrichter die Enticheidung anheim zu geben, 
wenn auch nicht zu verfennen ift, daß gegen diejen Vorſchlag nicht 
unwichtige Bedenken fich geltend maden laffen. 

An Stelle des Baters ift, wie bemerkt, die Mutter nach dem 
Zode dejjelben Inhaber der elterlihen Gewalt, außerdem, wenn die 
elterliche Gewalt deſſelben ruht ($$ 1501, 1554); jedoch joll in diefem 
Falle, jofern es jich nicht um ein Ruhen mit Rüdiicht auf De Ent: 
miündigung des Vaters wegen Verfchwendung oder Auflöjung der Ehe 
handelt, die elterlide Nugniefung an dem Vermögen des Kindes dem 
Vater verbleiben ($ 1555). Auch diefe Einschränkung ift zu beanftanden, 
ſie ift überaus bedenklich und geeignet, daS Vermögen des Kindes in 
höchſtem Maße zu gefährden. Der wegen Geiftesftörung entmündigte 
Bater, dem die Fähigkeit, das Vermögen in jachgemäßer Weife zu 
verwalten, durdjaus abgeht, wird nach wie vor im Befige des Nutz— 
nteßungsrechtes belafjen, mag er auch die Nutznießung in zweckloſer 
Weile verschwenden und vergeuden. Freilich giebt der Entwurf dem 
Bormundichaftsgerichte die nothiwendigen Befugnilfe, um hiergegen 
einzufchreiten, allein bevor der Bormundichaftsrichter vorgehen kann, 
müflen Thatjachen vorhanden fein, aus welchen die Verlegung der 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt in Anſehung der Nugniegung 
obliegenden Berpflichtungen zu entnehmen ift ($ 1547). Der Nad): 
theil für das Vermögen des Kindes, welcher doc, verhütet werden 
joll, wird aljo in gewiſſem Umfange jchon eingetyeten jein, bevor der 
Richter einjchreitet. Andererſeits liegt gar Fein Bedenfen vor, der 
Mutter auch die elterliche Nußnießung zu gewähren, da ja das Bor- 
mundschaftsgeriht in der Lage tft, die Beitellung eines Beiltandes, 
Art. 1538 Abf. 1 Ziffer 3, zu verfügen und hierdurd) die vermögens- 
rechtlich bedeutſamen Handlungen der Mutter von der etwa als 
erforderlich erjcheinenden Ueberwahung abhängig zu machen. Wenn 
auch vielleicht zugegeben werden kann, daß die Bewidmung der Mutter 
mit der elterlichen Nutznießungsbefugniß dem Syiteme des Gejet- 
buches nicht ganz entipricht, jo kann dieſer Umftand dod fein 
Hinderniß fein, die zweifellos vortheilhafte Erweiterung der Rechte 
der Mutter gut zu heißen, da aud) in diefer Beziehung der Geſetz— 
geber an dem Grundſatze fefthalten muß: Salus liberorum summa lex. 

Die elterliche Gewalt enthält auch nad) dem Entwurfe wie nad) 
den bisherigen Geſetzgebungen die Pflicht und das Hecht, für die 
Perfon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen jowie das Recht 
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der Nutniegung an dem Bermögen dejjelben ($ 1502). Für die 
Art und Weije, in welcher diefer Sorge nachzukommen ift, find die 
Vorſchriften über die Pflichten des Bormundes gegenüber jeinem 
Mündel maßgebend ($ 1503), womit man fi im Allgemeinen auch 
einverjtanden erklären fanı. Man wird es aud nur billigen fönnen, 
wenn der Entwurf e3 nicht für angemejjen eradjtete, durch Einzel- 
vorjhriften die Ausübung der Sorge für die Perſon näher zu be— 
jtimmen, jondern jih damit begnügte, der Erziehung des Kindes und 
der Beaufjichtigung dejjelben befonders Erwähnung zu thun ($ 1504). 
Das Geſetz kann dem Bater nicht im Einzelnen vorfchreiben, in 
welher Weije er jich feiner fittlihen Verpflichtung, für die Perſon 
jeines Sindes Sorge zu tragen, zu entledigen hat, es muß ſich auf 
die Aufitellung einiger allgemeinen Normen bejchränfen, im Uebrigen 
aber dem Walten des jittlicren Prlihtbewußtjeind freien Spielraum 
lafjen, dabei jedoch der AufiichtSbehörde die Möglichkeit gewähren, 
durch jelbjtändiges Einfchreiten der Unterlaffung der Pflichterfüllung 
entgegenzutreten. Wenn der Entwurf bejtimmt, daß dad Bormund- 
ihaftsgericht durch geeignete Zwangsmaßregeln die Ausübung des 
elterlihen Zuchtrechtes unterjtügen joll (1504 Abi. 2) ſo iſt an ſich 
gegen dieje Vorjchrift nicht3 zu erinnern, es müßte jedod) zur Ver— 
meidung von Unzuträglichkeiten näheres über die Zwangsmaßregeln 
bejtimmt werden. Iſt hierunter. die Anordnung einer Eörperlichen 
Züdtigung verjtanden, oder foll das VBormundichaftsgeridt auf Grund 
diejer Vorſchrift zur Einjperrung des Kindes befugt jein, wie dies 
nach franzöſiſchem Hecht durch Verfügung des Präfidenten des Gericht3 
eriter Inſtanz gejchehen kann? Dem richterlihen Ermeſſen kann es 
nicht überlajjen werden, ohne ausdrüdliche Ermächtigung durd) das 
Gejeg eine Maßregel anzuordnen, welche fich unter Umftänden als 
weitreichender Eingriff in die perjönliche Freiheit daritellt. 

Der Entwurf läßt bei der Ehejchließung einer unter elterlicher 
Gewalt jtehenden Tochter, die dein Inhaber der elterlihen Gewalt 
obliegende Fürjorgepflicht für die Perjon injofern eine Beränderung 
erleiden, al3 ſie ich dann auf die Bertretung der Tochter in An- 
jehung der ihre perjönlichen Angelegenheiten betreffenden Rechts— 
geihäfte und Angelegenheiten beziehen joll; das Gleiche joll der Fall 
jein, wenn die elterlihe Gewalt über eine Ehefrau erlangt wird. 
Art. 1509. Dieje Borjchrift ift die nothiwendige Folge des von dem 
Entwurfe eingenommenen Standpunftes, daß die mit Genehmigung 
des Inhabers der elterlichen Gewalt erfolgte Ehefchliegung die elter- 
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liche Gewalt an ſich nicht erlöſchen läßt. Es wird weiter unten, wo 
von den Beendigungsgründen der elterlichen Gewalt die Rede iſt, 
hervorgehoben werden, daß dieſer Standpunkt nicht zu billigen iſt, 
vielmehr die Ehe die elterliche Gewalt unter allen Umſtänden 
beendigen muß. 

Ausführlicher al3 die Sorge für die Perſon regelt der Entwurf 
die Sorge der Eltern für das Vermögen des Kindes, in genauer 
Anlehnung an die Beitimmungen des VormundfchaftsrechtS über die 
Berwaltung des Mündelvermögend durch den Bormund. Hiernad) 
hat der Inhaber der elterlihen Gewalt in Anjehung der dem Kinde 
duch Erbfolge, Vermächtniß oder als Pflichttheil zugefallenen Ver— 
mögensgegenftände, die von dem Erblafjer für die Bermögensvermwal- 
tung lettwillig getroffenen Verfügungen zu befolgen; eine Abweichung 
ift nur mit Genehmigung des Bormundjchaftsgericht8 und zur Ver: 
hütung der Gefährdung des Intereſſes des Kindes ſtatthaft (1660. Ab}. 1). 
Gleichen Beſchränkungen ijt die Berwaltung des SKindesvermögens 
dann unteriworfen, wenn dem Kinde durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden 
Etwas zugewendet wurde und bei Zumendung Anordnungen über 
die Verwaltung desfelben durch den Inhaber der elterlichen Gewalt 
ergangen find; zu einer Abweichung genügt hier jedoch die Zuftimmung 
de3 Dritten (1660 Abſ. 3). Ohne Zuftimmung des Inhabers kann 
das Kind Feinerlei Schenkung vornehmen, ausgenommen die durd) 
jittlihe Pfliht oder Anftandspflichten geredhtfertigte (1661). Die 
nicht zur Beftreitung der laufenden und anderer durch die Bermögens- 
Berwaltung begründeten Ausgaben nothiwendigen Gelder des Kindes 
muß der Inhaber der elterlichen Gewalt verzinslich anlegen und 
zwar in jicheren Hypotheken oder Grundſchulden an inländischen 
Grundftüden, in Schuldverjchreibungen des Reiches oder eines Bundes- 
ftantes, in Schulöverfchreibungen, für welche das Reich oder ein 
Bundesjtaat die Zinsbürgſchaft übernommen hat, in Schuldver— 
Ichreibungen, welche von inländischen, fommunalen Körperichaften 
oder den Streditanftalten ſolcher Körperjchaften ausgeftellt und Seitens 
der Inhaber Fündbar oder einer regelmäßigen Tilgung unterliegen, 
bet einer inländijchen öffentlichen und obrigfeitlich beftätigten Spar- 
kaſſe, endlich in fonftigen Werthpapieren, welche durch Beſchluß des 
Bundesraths als geeignet zur Anlegung von Mündelgeldern bezeichnet 
werden. 

Hypotheken und Grundſchulden ſind im Sinne dieſer Vorſchrift 
als ſicher nur dann zu betrachten, wenn ſie bei einem landwirth— 
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ſchaftlich benutzten Grundftüde innerhalb der erjten zwei Drittel des 
Werthes ftehen, bei jedem anderen Grundftüde innerhalb der erjten 
Hälfte dejjelben (1664). Gelder des Kindes, die nicht in diefer Weife 
angelegt werden können, jind bei der Reichsbank, bei einer inländijchen 
Staatsbanf oder bei einer anderen al3 Hinterlegungsftelle dienenden 
Bank anzulegen; aus bejonderen Gründen kann jedoch das Vormund— 
ichaftsgericht eine andere Art der Geldanlage gejtatten (1667). Die 
verzögerte Anlage der Gelder bewirkt die Haftung des Inhabers der 
elterlihen Gewalt für den erwachjenden Zinjenverluft (1697). 

Die Berwaltung des beweglichen Vermögens de3 Kindes ift 
duch diefe Vorjchriften in zufriedenftellender Weiſe geordnet worden 
und ſicherlich wird die Bejeitigung der bisher beftehenden jchranfen- 
ofen Verfügungsbefugnig des Inhabers der elterlichen Gewalt in 
Anjehung der Anlegung von Geldern des Kindes nur höchſt wohl: 
thätig wirken fünnen. Der Entwurf trägt dem Verkehrsleben der 
Neuzeit und der Bedeutung, welche das nicht aus unbeweglichen 
Gütern beftehende Bermögen in ihm beſitzt, volllommen Rechnung, 
wenn er eingehend die Art und Weije der ficheren, verzinslichen An- 
legung von Geldern regelt und der Gegenjaß zwifchen ihn und den 
älteren Gejetgebungswerken tritt deutlich) hervor, wenn man ſich 
vergegenwärtigt, daß leßtere ihre Fürſorge in erjter Linie und in 
gewiffen Sinne ſogar ausfchlieglich dem unbeweglihen Vermögen 
zugewendet haben; diefe Bemerkung findet übrigens nicht bloß bei 
der Regelung der elterlichen Vermögensverwaltung Anwendung. Die 
Zahl der Anlegungsarten, zwijchen welchen der Gewaltinhaber wählen 
kann, ift eine ziemlic) große und man wird nicht behaupten können, 
daß die ihm gezogenen Scranfen zu eng jeien. Andererjeit3 muß 
man es mit Öenugthuung anerkennen, daß die Beſtimmungen des 
Entwurfes die Anlegung von Kindesgeldern faſt ausſchließlich im 
jolhen Werthpapieren vorjchreiben, welche von inländiichen Kredit: 
nehmern ausgegeben werden; der Kredit des Reiches und der Bundes— 
ſtaaten wie auch der fommunalen Körperfchaften wird hiervon nur 
günftig berührt werden, da durch die Anlage bedeutender Geldmaſſen 
in jolchen Papieren die Nachfrage nach ihnen fteigt; Schon mit Rück— 
jiht Hierauf dürfte eine Bejeitigung der Bejtimmung, welche die 
Anlage aud in ausländischen Papieren, wenn diejelben ſeitens des 
Bundesrathes als hierzu geeignet erklärt werden, geftattet, empfehlens— 
werth ericheinen. Wenn auch der Bundesrath durch jeine Zuſammen— 
jegung vollfommen dafür bürgt, daß ein jolcher Beſchluß nicht gefaßt 
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wird, wenn nicht daS betreffende Papier ein durchaus jicheres tft, jo 
läßt ſich doch nicht beftreiten, daß unter Umftänden auch politiiche 
Erwägungen auf den Entſchluß des Bundesrathes von Einfluß jein 
fönnen. Andererjeits ift ein Bedürfnig für die Anlegung in aus- 
ländijchen Werthpapieren mit nichten vorhanden; die deutſchen Schuld- 
verjchreibungen genügen, um die Nachfrage zum großen Theile zu 
befriedigen, und außerdem bietet ja die Beleihung eines Grundjtüds 
mittelft Hypothek oder Grundſchuld die Möglichkeit, bei entjprechender 
Berzinjung Geld fiher anzulegen. Daß die Beltimmung zu einer 
weiteren Herabjegung des Zinsfußes führen wird, ift nicht unwahr— 
ſcheinlich. Es könnte nun die Frage aufgeiworfen werden, ob es 
überhaupt angemeſſen und zu billigen ift, den Vater, beziehungsweije 
die Mutter denjelben weitgehenden Beichränfungen in der Vermögens- 
verwaltung zu unterwerfen wie den Borinund? E3 joll nicht geleugnet 
werden, daß mit Rückſicht auf die Innigkeit der zwijchen Kindern 
und Eltern bejtehenden Beziehungen an ſich Manches dafür geltend 
gemacht werden kann, dem Vater eine freiere Stellung bezüglid der 
Bermwaltung des beweglichen Vermögens des Kindes einzuräumen als 
dem VBormund. Man darf jedody nicht überjehen, daß zahlloje That: 
jahen Jahr aus Jahr ein die Nothiwendigkeit überzeugend beweifen, 
auch den Bater in der freien Berfügungsmadt Beichränfungen zu 
unterwerfen. Auch abgejehen von denjenigen Fällen, in welchen eine 
Pflihtwidrigfeit die durchaus unzwedmäßige Vermögensanlage ver- 
Ichuldet, bewirkt nur allzuhäufig die Unerfahrenheit und der Mangel an 
Geſchäftskenntniß, daß die Gelder des Kindes ſich beftändig ver- 
mindern und jchließlid; ganz verſchwinden. Je weniger das Kind in 
der Lage ift, die Bermögensverwaltung de3 Gewaltinhabers beauf- 
jichtigen und feinen Willen gegen denjenigen des Baters oder der Mutter 
zur Geltung bringen zu fönnen, um jo mehr muß ſich der Gtaat 
veranlaßt jehen, in jeinem Anterefje durch bindende Borjchriften das 
Nothwendige bezüglich der angemefjenen Anlage verfügbarer Gelder 
anzuordnen. 

Was die Verwaltung des unbeweglichen Vermögens durch den 
Inhaber der elterlichen Gewalt anlangt, fo ift auch hier im Wejent- 
Lihen die Bejchränfung des Vormundes für die Beſchränkung jenes 
vorbildlich gewejen. Zu einem Rechtsgeſchäfte, durch weldes ein 
Grundſtück oder ein Recht an einem Grundftüd veräußert oder belaftet 
oder die Verpflichtung zu einer derartigen Veräußerung oder Belaftung 
begründet wird, bedarf der Gewaltinhaber der Genehmigung des 
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Bormundichaftsgerichtes; eine Ausnahme bildet jedoch der Fall, in 
welchem eine Hypothek oder Grundfchuld Gegenftand der Veräußerung 
oder Belaftung war (1511, Ziff. 1). Die gleiche Genehmigung ift 
erforderlich zu einem Rechtsgeſchäfte, durch welches ein Anſpruch auf 
lebertragung des Eigentums an einem Grundjtüde oder auf Be- 
gründung oder Uebertragung eines Rechtes an einem Grundftüde 
veräußert oder belajtet oder die Berpflichtung zu einer ſolchen Ver— 
äußerung oder Belaftung begründet wird; auch hier bildet der Fall, 
in welchen eine Grundjchuld oder Hypothek der Gegenftand des 
Rechtsgeſchäftes ijt, eine Ausnahme von der Genehmigung durd) den 
Bormundjchaftsrichter. (1511, Ziff. 2). Dieſe Ausnahmeftellung der 
Hypothek und der Grundſchuld erjcheint bedenklich; ohne in Abrede 
jtellen zu wollen, daß manche gewichtige Gründe im Intereſſe des 
Vermögendverkehrs dafür jprechen, den Gewalthaber bezüglich ihrer 
von der Genehmigung des Bormundichaftsrichters zu befreien, jo ift 
doc die Hypothek und Grundſchuld ein jo bedeutfames und in feiner 
Tragweite jo wirkungsvolles Recht, daß es dem Vater ebenjowenig 
wie dem Vormund erlaubt werden follte, ohne Zuftimmung des Bor- 
mundfcaftsrichter8 darüber und damit zu verfügen; zum mindelten 
it e8 im Intereſſe der Sicherheit des Kindes geboten, die Belaftung 
eines dem Kinde gehörigen Grundftücdes mitteljt Hypothek und Grund- 
Ihuld von der Genehmigung des Richters abhängig zu machen und 
es enjpricht lediglich dem Grundgedanken, von welchem der Entwurf 
bei dieſem Gegenjtande ausgeht, wenn man die Ausnahmejtellung 
von Grundfhuld und Hypothek beſeitigt. 

Des Weiteren hat der Entwurf die Vermögensvermwaltung info- 
fern bejchränft, als er zu einer Reihe von Rechtsgeſchäften, welche 
das Kind mit weitreichenden Verbindlichkeiten belaften, die Genehmigung 
des Bormundjchaftsgerichtes erfordert. Die hierher gehörigen Rechts— 
geichäfte betreffen die Veräußerung des Vermögens oder einer Erb- 
Ihaft des Kindes im Ganzen oder zu einem Bruchtheil, die Belaftung 
oder die Begründung einer Verpflichtung zur Beräußerung oder 
Belaftung defjelben, oder eines Theiles, den Abſchluß eines Mlieth-, 
Pacht: oder fonftigen Bertrages, durd welchen eine Verpflichtung zu 
wiederkehrenden Leijtungen begründet wird, vorausgejett, daß das 
Vertragsverhältnig noch länger als ein Jahr nad) Ablauf des zurüd- 
gelegten 21. Lebensjahres des Kindes dauern fol, die Eingehung 
einer DBerbindlichkeit aus einer Schuldverjchreibung auf Inhaber, 
aus einem Wechſel oder einer andern mittelft Indoſſament 
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übertragbaren Urkunde, die Aufnahme von Geld auf den Kredit 
des Kindes, die Uebernahme einer fremden Berbindlichkeit, die 
Ertheilung einer Profura, den Abſchluß eines Bertrages über den 
entgeltlichen Erwerb oder die Veräußerung eines Ermwerbsgejchäftes 
und die Eingehung eines Gejellichaftsvertrages zum Zwecke des Be- 
triebes eines Erwerbsgeſchäftes (1511, Ziff. 3—9). Am Vergleiche 
mit der Verfügungsmadht des Bormundes, Rechtsgeſchäfte für den 
Mündel abzufchliegen, ift die des Inhabers der elterlichen Gemalt 
eine weitergehende; er ift bezüglich einer Reihe von Rechtsgeſchäften, 
nicht an die Genehmigung des Bormundjchaftsrichterd gebunden, welche 
der Vormund ohne diejelbe nicht vornehmen darf, nämlich eines 
Bertragsabichluffes über die Auseinanderjegung bezüglich einer Erb- 
ſchaft (1674 Ziff. 4), eines Vertrages über den entgeltlichen Erwerb 
eines Grundftüds, Rechts oder Anspruchs, zu deren Veräußerung die 
vormundjchaftsrichterlihe Genehmigung erforderlid, it (1674 Ziff. 5), 
eine Pachtvertrages über ein Landgut oder mehrere zum landwirth- 
ihaftlihen Betriebe verbundene Grundjtüde oder einen gewerblichen 
Betrieb (1674 Ziff. 7), eines Vergleich! oder Sciedsvertrages im 
Werthe von 300 Mark und mehr oder eined Gegenstandes, der in 
Geld nicht ſchätzbar iſt (1674 Ziff. 8), bezüglich eines Rechtsgeſchäfts, 
durd) welches die für einen Anſpruch des Kindes beftehende Sicherheit 
aufgehoben oder gemindert oder die Verpflichtung zu einer ſolchen 
Aufhebung oder Minderung begründet wird (1674 Ziff. 9. Der 
Entwurf hat nun mit gutem Grunde dem Bormund eine unjelbjtän- 
digere Stellung gegeben als dem Inhaber der elterlichen Gewalt und 
es wäre faum amı Plate, diefem die Bornahme aller derjenigen Rechts— 
geichäfte ohne Genehmigung des Vormundſchaftsrichters zu unterfagen, 
welche in dem vorftehenden Satze hervorgehoben find. Allein bezüg- 
lich einzelner derjelben muß die Abhängigmachung der Bornahme von 
diefer Genehmigung in hohem Maße al3 wünſchenswerth, als nützlich, 
vielleicht jogar als nothwendig erachtet werden. Bor Allen follte 
der Abſchluß eines Vergleichs oder Schiedßvertrages, wenn es ſich um 
einen erheblichen Werth) oder einen in Geld nicht jchätbaren Gegen- 
ſtand handelt, der unbefchränften Verfügungsmacht des Gemwaltinhabers 
entzogen werden, da hierdurd; das Intereſſe des Kindes in bedenf- 
lihem Maße gefährdet werden kann. Die Erfahrung lehrt, dal; 
Bergleihe mit am häufigiten zur Bermögensjchädigung bevogteter 
Perjonen dienen, die jtaatliche Behörde muß deshalb die forgfältigite 
Prüfung derjelben ſich vorbehalten und ihre Wirkſamkeit von ihrer 
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Genehmigung abhängig machen. Man braudt freilich nicht jeden 
Vergleich bei dem es ſich um mehr als 300 Mark handelt, der richter— 
lichen Genehmigung zu unterwerfen, es genügt volllommen, wenn 
nur ſolche Bergleiche von der Gutheißung abhängig gemacht werden, 
deren Werth 1000 Mark überjteigt oder in Geld nicht beftimmbar ift. 
Aus denjelben Gründen empfiehlt es fich aber, aucd den Abſchluß 
eines Erbauseinanderjegungs-Vertrages in die Reihe der genehmi- 
gungspflichtigen Verträge einzujtellen;. dringend nothwendig iſt es 
Ichließlich, die rechtsgejchäftlihe Verminderung oder Aufhebung der 
einem Kinde für einen Anſpruch zuitehenden Sicherheit, ſowie die 
Begründung einer Verpflichtung zur Aufhebung oder Minderung nicht 
ander zu behandeln; der Mangel einer gebietenden Vorſchrift in 
diefer Beziehung würde pflichtvergefjenen Inhabern der elterlichen 
Gewalt eine ſehr bequeme Handhabe bieten, fid) auf Koſten des Ver- 
mögens ihrer Kinder Vermögensvortheile zu verjchaffen. Schließlich 
enthält der Entwurf die Bejtimmung, daß der Gewaltinhaber ein 
neue3 Erwerbsgeichäft im Namen des Kindes ohne Genehmigung 
008 Bormundjchaftsrichters nicht beginnen joll (1515). Aus dem 
Unterfchiede der Wortfafjung, in welche diejes Gebot im Vergleiche 
zu den vorgenannten gekleidet ift, muß der Schluß gezogen werden, 
daß der Charakter dejjelben nur ein anmeijender iſt, jo dag die 
Wirkfamkeit des Erwerbsgeſchäfts durd den Mangel der Genehmigung 
nicht berührt wird; e3 wäre zu wünſchen, daß diejes „joll” in ein 
„ann“ oder „darf“ verwandelt wird, theil$ aus inneren Gründen, 
theil3 um mit dem Inhalte dev vorgenannten, einen gleihen Zweck 
verfolgenden Borjchriften auch die äußere Uebereinſtimmung heraus 
ſtellen. Daß das ohne Genehmigung des Bormundjchaftsgerichts 
vorgenommene einjeitige Rechtsgeſchäft nichtig, der Vertrag Hingegen 
rechtsunwirkſam it und die Rechtswirkſamkeit defjelben noch herbei- 
geführt werden fann (1681), entfpricht der natürlichen Sachlage und 
giebt zu Beanftandungen feinen Anlaß. Noch it, bezüglich des 
Umfanges der Bermögensverwaltung zu erwähnen, daß derjelben das 
Vermögen des Kindes jeinem ganzen Bejtande nad) unterliegt, mit 
Ausnahme der Vermögensjtüde, welche dem Kinde im Wege der 
Erbfolge, des Vermächtniſſes oder Pflichttheils oder mittelſt Zuwen— 
dung unter Lebenden jeitens Dritter zugefallen find, jofern derjenige, 
von welchen die Zuwendung herrührt, fie ausdrüdlid; von der Ber: 
mögensverwaltung dur den Inhaber der elterlichen Gewalt ausge- 
ſchloſſen hat (1510). 
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Ueber die Beitimmungen, welde der Entwurf rüdjichtlich) der 
elterlihen Nutnießung aufgeftellt hat, können wir kurz hinweggehen, 
da diejelben wohl ziemlich, einwandsfrei find und jich eifrigit bemühen, 
die Snterefjen des Kindes mit denen des Inhabers der Gewalt zu 
vereinigen. 

Es iſt Schon bemerkt worden, daß der Entwurf die Aufjichts- 
gewalt des Gerichtes über die Ausübung der elterlichen Gewalt 
im Vergleiche zu dem in weiten Gebieten des Neiches geltenden 
Rechte in erheblichen Maße verftärkt Hat, ein Vorgang, der der 
alten Anfchauung des deutjchen Nechtes durchaus entſpricht. Seit 
Alters jah das deutſche Recht in dem König, dem Nepräfentanten 
der Gtaatsgewalt, den Schutzherrn der bevogteten Perjonen und 
Gejeßgebungen, welche, wie das Preußiſche Landrecht, die tieffittliche 
Auffaffung der deutjchen Rechtsüberzeugung gegenüber der römiſch— 
rechtlichen wieder zur Geltung braditen, haben es nicht unterlafjen 
Beitimmungen aufzunehmen, welche den zuftändigen Behörden die 
Möglichkeit gewähren, die elterlihe Gewalt im Intereſſe der Kinder 
in weitgreifender Weife zu bejchränfen. Die neuere Gejetgebung, 
die dem Staate das Recht giebt, fittlich entartete Kinder, auch wenn 
diefelben noch Feine ftrafbare Handlung begangen: haben, der elter- 
lihen Erziehungsgewalt zu entziehen und in eigene Erziehung zu 
nehmen*), befindet ji vollkommen im Einklang mit dieſer Auffafjung 
und das Gleiche gilt von der Regelung, welche dieſe Seite der elter- 
lihen Gewalt in dem Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuches erfahren 
hat. Hierbei ift nun freilich zu prüfen, ob die Eingriffe in die Nechte 
der elterlichen Gewalt, welche das Gejet dem Staate erlaubt, nicht 
zu weit gehen und nit das Maß des Zuträglichen und Noth— 
wendigen überjchreiten, eine Frage, welche der forgfältigen Weber: 
legung umfomehr bedarf, als es ſicherlich weder im Intereſſe des 


*) Preuß. Geſetz dv. 13. März 1878, welcdes allerdings die Statthaftigfeit 
der Zwangderziehung an die Berübung einer jtrafbaren Handlung knüpft, im 
Gegenfat zu den in Baden, Heilen, Hamburg, Oldenburg u. ſ. mw. erlajjenen” 
Gejeken. Bgl. über das Preuß. Geſetz die Erläuterung defjelben von Wiedemann 
(Berlin, 1887), Thümmel, die Unterbringung Strafunmündiger zur Zwangs— 
erziehung (Gerichtsſaal Bd. 40 ©. 41 u. fg.), FZuld, Zwangserziehung verwahr: 
fofter Kinder (Jahrbuch für Gejeßgebung, Berwaltung und Volkswirthſchaft, 
herausgegeben von G. Schmoller, Bd. 9 S. 1190 u. fg.) über das heſſiſche Gejek, 
Fuld, Zwangserziehung verwahrlofter Kinder in Heſſen (Jahrbuch für National- 
öfonomie und Statijtif, herausgegeben von %. Konrad, Bd. 13 ©. 326 u. fa.) 
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Staates noch der Sittlichfeit liegt, die elterliche Gewalt zu einem 
inhalt8leeren, marf- und £raftlojen Begriff abzuſchwächen. Abgejehen 
von Befugniß des Vormundſchaftsrichters in Verhinderung des In— 
habers der elterlihen Gewalt an der Fürforge für die Perfon und 
da8 Bermögen des Kindes Sorge zu tragen (1544), und über die 
Befolgung der von einem Dritten für die Ausübung der Gewalt 
gegebenen Anordnungen zu wachen (1545), giebt der Entwurf dem 
Bormundjchaftsgerichte das Recht, ſowohl im Intereſſe des perfön- 
lichen Wohles des Kindes wie feines Bermögens gegen den Inhaber 
der elterlichen Gewalt einzufchreiten. Was den erfteren Fall anlangt, 
jo wird vorausgefett, daß durch Mißbrauch, insbefondere Mißbrauch 
des Erziehungsrechtes, oder durch Vernachläſſigung des geijtigen und 
leiblihen Wohles das Kind bereit3 gefährdet ift, oder in Folge 
ehrlofen oder unfittlihen Verhaltens des Gewaltinhabers in Zukunft 
gefährdet wird. Sind diefe Vorausjegungen vorhanden, jo kann das 
Kind anderweitig zur Erziehung untergebracht werden, jowohl in 
einer Familie wie in einer Erziehungsanftalt, es iſt auch jtatthaft, 
die elterlihe Gewalt mit Ausnahme der Nußniegung zu bejeitigen, 
das Bormundichaftsgericht ift überhaupt in der Lage, jede zur Ab- 
wendung der Gefahr erforderlihde Maßregel anzuordnen (1546). 
Dieje Beitimmungen greifen in das Recht der Eltern weit, jehr 
weit ein, fie gehen über die entjprechenden Vorſchriften des Preußiſchen 
Landrechts und anderer Geſetzgebungen nicht unerheblich hinaus. 
Daß der Staat aud) hierzu berechtigt und verpflichtet iſt, kann nur 
dann bezmweifelt werden, wenn man die Aufgabe ded Staates in der 
Verwirklichung des Rechtsſchutzes in dem dürren, engen Sinne erblidt, 
in welchem die Kant'ſche Nechtslehre diejen Begriff auffaßt; trägt 
man aber dem Kultur» und Sittlichkeitszweck unter den Staatszwecken 
die gebührende Rechnung, jo fragt es fich nicht, vb die Vorſchläge an 
ſich berechtigt, jondern nur, ob jie der Art gefaßt find, daß fie die 
Gefahr eines Mipbrauches, jomweit dies überhaupt möglich it, aus» 
Ichließen! In diefer Beziehung vermag der Verfaſſer den Bejtimmungen 
de3 Entwurfs nicht rüdhaltlos beizuftimmen. Mit dem Entwurfe 
it der Verfaffer der Anficht, daß das elterlihe Recht nicht darin 
beiteht, Erziehung und Pflege der Kinder zu verabjfäumen und dieje 
zu einer Plage für die Gejellichaft werden zu laffen, fondern in der 
Pflicht gipfelt, diejelben, foweit die Kraft reicht, zu ordentlichen, 
tüchtigen Mitgliedern der menjchlichen Gejellihaft zu erziehen und 
der Staat, welcher gegen elterliche Pflichtwidrigkeit oder Unfähigkeit 
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einfchreitet und Pflege und Erziehung der Kinder andern Perjonen 
al3 den an und für ſich dazu berufenen anvertraut, erfüllt damit nur 
jeine eigene Pflicht, indem er die Erfüllung der elterlihen Pflicht 
ergänzt. Wenn der Staat Kinder nad) Vollendung des zwölften 
Lebensjahres ftrafrechtlich verantwortlich macht, muß er aud darüber 
wachen, daß denjelben eine Erziehung zu Theil wird, die eine ſolche 
Berantwortlichkeit rechtfertigt und gegenüber diefem Gefichtspunfte 
fünnen alle Redensarten von dem heiligen, natürlichen Rechte der 
Eltern und der Familie Feinerlei Beahtung finden. Soll aber die 
praftiihe Anwendung diefer Befugniß des Staates nicht zur Willkür 
in der Hand des Richters werden, joll fie nicht der Gefahr ausgeſetzt fein, 
dar mittelft ihrerdie verwerflichiten Zivede ehrvergefjener und haßerfüllter 
Verwandten verfolgt und erreicht werden, jo bedarf es doch wejentlid) 
genauerer Beftimmungen, als fie in den Artikeln 1546 und 1547 
des Entwurfs enthalten find. Vor alleın erheben wir die Forderung, 
daß beſtimmte Thatſachen vorliegen, aus melden das pflichtiwidrige 
Berhalten der Eltern ſich ergiebt, ein Umstand, auf den der Entwurf 
gar fein Gewicht legt, der aber gleihwohl an erſter Stelle betont 
werden muß. Bringt das Gejeß nicht an hervorragender Stelle zum 
Ausdrud, daß die Pflichtwidrigkeit des Vaters oder der Mutter fich 
in beſtimmten Borgängen verkörpert haben muß, jo tft zu befürchten, 
daß mancher VBormundfchaftsrichter ſchon die jeder thatlächlidyen Be— 
gründung entbehrende Behauptung eines Anklägers al3 genügenden 
Anlaß zur Verhängung der betreffenden Makregeln betradjten wird; 
daß dies nichts weniger als unmwahrjcheinlich ift, könnte der Verfafjer 
durch einen nicht uninterellanten praftifchen Fall belegen! Sodann 
muß aber an Stelle der allgemeinen Ausdrudsweile des Entwurfes 
eine Faſſung treten, welche dem Richter die Erkenntniß deſſen erleichtert 
was der Geſetzgeber als Verabſäumung der elterlichen Pflicht betrachtet 
wiljen will. Der Mißbrauch des Erziehungsrechtes, worunter man 
in erjter Linie die mißbräuchliche Anwendung und Ueberjchreitung der 
elterlihen Züchtigungsbefugniß zu veritehen Hat, it ein braudbarer * 
Begriff, deſſen Anwendung Feine bejondern Schwierigkeiten bereiten 
wird, wenn jchon er allerdings einer ſehr verjchiedenartigen Auslegung 
fähig iſt. Die Bernachläffigung des geiftigen und leiblihen Wohles 
it dagegen fo unbeſtimmt, daß hierunter die verjchiedenartigiten Dinge 
veritanden werden können; das Preußische Landrecht ſpricht von der 
Borenthaltung der Nahrung und nothiwendigiten Störperpflege; dieſe 
Ausdrucksweiſe iſt jedenfalls beftimmter, als die Bernadläffigung des 
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leiblichen Wohles. Noch präzifer ſcheint uns die Faſſung des heffifchen 
Geſetzes vom 11. Juni 1887 betreffend die Zwangserziehung ver: 
wahrlofter Kinder den Umftand, auf welchen e3 bei dem Eingriff in 
die elterlihe Gewalt anfommt, formulirt zu haben; daſſelbe gejtattet 
die Anordnung der Entziehung eines Kindes aus der elterlichen Gewalt, 
wenn die Eltern in böslicher oder fahrläfjiger Weiſe dem Kinde fort: 
gejetzt die nöthige Nahrung und Pflege entziehen; die einzelnen Be— 
ftandtheile dieſes Begriffs Lafjen fich gegebenen Falles ohne bejondere 
Mühe durch beftimmte, thatjächlihe Borgänge feitjtellen und die Ge- 
führdung des leiblichen Wohles des Kindes ift auch in ihm deutlich 
zum Ausdrud gebradt. Auch die Gefährdung des geiftigen Wohles 
de3 Kindes durd) Vernachläſſigung tft zu unbejtimmt ausgedrüdt und 
dafjelbe muß von der Bejorgung der Gefährdung für die Zukunft in 
Folge des ehrlojen oder unfittlihen Verhaltens des Gewaltinhabers 
gejagt werden. Te vieldeutiger die Begriffe Ehre und Sittlichkeit 
jind und je mehr die Anfichten darüber auseinandergehen, was un- 
fittlih und ehrlos ift, um jo näher liegt die Gefahr, daß die Anmen- 
dung einer ſolchen Vorfchrift zu den ſchwerſten Unzuträglichkeiten 
Anlaß geben kann. Wer wollte die Möglichkeit beitveiten, daß die 
lebhafte Betheiligung an der fjozialdemofratiihen Bewegung unter 
Umftänden als „ehrlojes Berhalten” betrachtet werden fann, welches 
die Gefährdung des geiftigen Wohles des indes beforgen läßt? Hat es 
der Berfafjer dod) erlebt, daß die Abjetung eines al3 Bormund beitellten 
Rechtsanwalts, welcher allerdings an der joztaldemokratiichen Bewegung 
ftarf betheiligt war, von einem Icharfjinnigen Berufsgenoffen um deswillen 
begehrt wurde, weil dejjen Verhalten unter den Begriff der inconduite 
notoire falle! Und mie fteht es exit mit der Anwendung des Begriffes 
„unſittliches Verhalten“. Man fieht ja tagtäglich, daß die Handhabung 
ähnlicher und verwandter Begriffe auf andern Nechtögebieten, 3. B. 
dem Strafrecht, Gewerberecht zu den jeltjamften Aus- und Unter- 
legungen und Wiederjinnigfeiten führt, da kann doch wahrlich nicht 
die Rede jein, einem Einzelrichter ohne weitere Direktive die Anz 
wendung jolcher Begriffe anzuvertrauen! Das Preußische Recht |pricht 
von der Berleitung zum Böſen oder von der Nichtabhaltung vom 
Böſen, das heifiiche Geſetz von der böslichen oder fahrläjligen Ver: 
abjäumung der Elternpflicht in „ſonſtiger Weiſe“, d. h. abgejehen 
von der fortgejegten Entziehung von Nahrung oder Pflege und fort: 
geſetzter ſchwerer Mißhandlung. ES würde fi vielleicht empfehlen, 
neben der fortgejegten Entziehung von Nahrung und Pflege, von 
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einer Vernachläſſigung des Unterrichtes und der geiftigen Ausbildung 
zu fprechen und hieran eine Clausula generalis in der Art anzufchließen, 
daß man von einer fonjtigen Webertretung der Elternpflicht - Spricht, 
durch welche die Gejundheit oder Sittlichkeit des Kindes gejchädigt 
wird. Es iſt natürlich nicht leicht, bei dem reichen Inhalte der 
Elternpflihten eine Fafjung zu finden, welche einerjeit3 der Un- 
beftimmtheit entbehrt, andererjeitS den Richter nicht nöthigt, unthätig 
zufehen zu müfjen, wie ein Sind durch die VBernadläfjigung der 
Erziehungspflichten dem ſittlichen Berfall entgegengeht und es wird 
ficherlih Mühe Eoften, bis eine entfprehende Formel gefunden wird. 
Die angeführten Beltimmungen des Preußiſchen Rechtes, die jih ja 
im Ganzen nicht jchledht bewährt haben, leiden an dem Mangel, daß 
ſie die Deutung nahe legen, al3 werde unter dem Berleiten zum 
Böſen beziehungsweiſe Nichtabhalten vom Böfen eine Handlung in 
beftimmter Richtung verjtanden, während doch die Pflichtvergefjenheit 
ſich nicht ſowohl in einer beftimmten Einzelhandlung als in einem 
Allgemeinverhalten Eundgiebt und Eönnen deshalb kaum als Borbild 
empfohlen werden. ES fünnte in Frage fommen, ob nicht das Ein- 
jchreiten des Vormundfchaftsrichters von dem Nachweiſe abhängig zu 
macen it, daß durch das bezeichnete Berhalten des Gemalthabers 
bei Fortdauer der elterlichen Gewalt das Kind an feiner Gejundheit 
Schaden nehmen oder dem fittlihen VBerderben anheim fallen werde. 
Der Berfaffer ift nicht der Meinung, daß die Aufnahme diejes 
weiteren Erforderniljes eine Verbeſſerung bedeute. Einmal ift die 
Führung eines zwingenden Nachweijes in diefer Richtung überhaupt 
jehr jchwierig und jodann tft derjelbe gar nicht nothwendig, da e3 ja 
auf der Hand liegt, daß die fortgejegte Entziehung der Pflege und 
Nahrung die Gejundheit des Kindes beeinträchtigen muß. 

Was die Maßregeln anlangt, welche der Bormundscaftsrichter unter 
den genannten Borausjegungen ergreifen darf, fo erwähnt der Entwurf 
die Unterbringung des Kindes in einer Familie, einer Erziehungs 
oder Befjerungsanftalt und die Entziehung der elterlichen Gewalt mit 
Ausnahme der Nupnießung; die Aufzählung ift jedod) feine begrenzende, 
Jondern nur eine Beijpiele gebende;; der Richter kann aud) andere Maß— 
regeln, welche zur Abwendung der Gefahr geeignet find, verhängen und es 
liegt. in der Natur der Sache, daß man zunächſt mit leichteren, wie 
der Anordnung einer ftändigen Ueberwachung, Auferlegung der Pflicht, 
das Kind an beſtimmten Tagen dem Richter vorzuführen und dergl. 
vorgehen wird. Gute Gründe prechen dafür, diefem Gedanken in 
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dem Geſetze einen beſonderen Ausdruck zu geben, wie es auch im 
höchſten Maße wünſchenswerth erſcheint, daß das Geſetz den Richter 
anweiſt, die Unterbringung in einer Erziehungs- oder Beſſerungs— 
anſtalt nur in Ausnahmefällen zu verfügen. Die regelmäßige Unter— 
bringung muß in einer geeigneten Familie erfolgen; es handelt ſich 
bier nicht darum, die Vortheile und Nachtheile von Anſtalts- und 
Hamilienerziehung bei jolchen Kindern gegen einander abzumiegen, 
welche bereit3 in Folge der Pflichtvergefjenheit der Eltern in einen 
Zuftand fittliher VBerfommenheit gerathen jind; für die Fälle, welche 
der Entwurf im Auge hat, fann nicht in Zweifel gezogen werden, 
daß die Erziehung in einer fittlichen Familie die Regel zu bilden 
bat, dem Sinde darf in Folge der Pflichtwidrigkeit feiner Eltern die 
Wohlthat des Familienlebens nicht entzogen, vielmehr muß dahın 
gejtrebt werden, ihm diejelbe in vollem Umfange zugänglid zu maden. 

Gegen die Entziehung der elterlichen Gewalt, ſoweit fie ſich auf 
die Perſon des Kindes erjtredt, ift an fich nicht einzuwenden; wir 
halten es jedoch für jehr gewagt, die Anordnung diejer einjchneidenden 
und folgenſchweren Maßregel dem Bormundjchaftsrichter zu über: 
lafjen, der Nechtsficherheit genügt man nur, wenn mit ihr das Land— 
gericht betraut wird. Der Eingriff in die Elternrechte ift fo 
bedeutungsvoll, daß über ihn nur durd die Beratung und Ent- 
jheidung mehrerer Richter verfügt werden darf; die Gründe, welche 
die Gejeßgebung beitimmten, für die Behandlung der Ehejachen die 
Landgerichte ausſchließlich al3 zuftändig zu erklären, erleiden, Mutatis 
mutandis, aud; auf Dielen Hall Anwendung und in öffentlichen 
Intereſſe muß darauf beitanden werden, daß das Gericht, weld)es 
die Entziehung der elterlihen Gewalt ausfpricht, dafjelbe ift, dem die 
Entjhetdung über familienredtliche Feitftellungen zuftcht. Vergl. 
Art. 1476 des Entwurfes. Wiervohl der Entwurf das Verfahren in 
Saden der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit nicht geregelt, jondern, 
joweit eine einheitlihe Regelung diejes Gegenjtandes überhaupt im 
Ausficht fteht, dies einem bejonderen Geſetze vorbehalten hat, jo ift 
doch Veranlafjung vorhanden, in Anſchluß an das Gejagte darauf 
hinzuweiſen, daß das Berfahren, in welchem über die erwähnten 
Maßregeln entjchteden werden fol, die weitgehendſten Bürgjchaften 
gegen jeden möglichen Mißbrauch enthalten muß. Des Einzelnen 
hierauf einzugehen ijt theilweije noch verfrüht, theilweife geichieht 
dies richtiger an einem anderen Orte, allein foviel darf doch bemerft 
werden, daß es nicht genügen fann, wenn der Amtsrichter durch 
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einen inhalt3leeren Beichluß die Elternrechte bejeitigt oder außer 
Kraft jett, fondern ein eingehend begründetes Urtheil zu dieſem 
Behufe gefordert werden muß, gegen welches die ordentlichen Rechts— 
mittel zuläflig find. 

Nicht geringer find die Befugniffe, welche der Entwurf dem 
Bormundfchaftsgerichte bezüglich der Aufficht über die Vermögens: 
verwaltung des Inhabers der elterlichen Gewalt giebt; auch hier 
befchränft der Entwurf den Richter nicht auf beftimmte Maßregeln, 
jondern überläßt es ihm nad) freiem Ermefjen, diejenigen anzuordnen, 
welche erforderlich erjcheinen, um die Gefährdung der Nechte des 
Kindes zu verhüten; als bejonders anzumendende Maßregeln werden 
genannt die Einreichung eines Verzeichnifjes über das der Berwaltung 
unterjtellte Bermögen, Hinterlegung der zu demjelben gehörigen 
Koftbarkeiten, Werthpapiere jammt den Hypothefenbriefen und Grund: 
jchuldbriefen, Umjchreibung der auf Inhaber lautenden Schuldver- 
ichreibungen und Aktien auf den Namen und, jofern dies nicht als 
genügend erachtet wird, Sicherheitsleiſtung für das verwaltete Ver: 
mögen (1547); werden dieje Anordnungen nicht befolgt, jo joll das 
Bormundichaftsgericht befugt fein, die WVermögensverwaltung dem 
Inhaber überhaupt zu entziehen (1548). Die Vorausjegung zur 
Berhängung diefer Anordnungen, deren Anwendung durd die den 
Gemeindemwatjenräthen obliegende Verpflichtung, dem Vormundſchafts— 
gerichte in allen Fällen, in welchen Veranlaſſung zum Einjchreiten 
vorhanden tft, davon Kenntniß zu geben, weſentlich erleichtert wird, 
beſtimmt der Entwurf einerjeit3 durch eine allgemeine Formel, 
andererjeitö durch Hervorhebung eines jpeziellen Falles. Was die 
lettere Alternative anlangt, jo iſt diefelbe durd) den Vermögens: 
verfall des Gewaltinhabers gegeben, während bezüglich der eriteren 
der Entwurf ſich damit begnügt, von einer Verlegung der bezüglid) 
der Vermögensverwaltung oder der elterlichen Nutnießung dem 
Gemwaltinhaber obliegenden Berpflichtungen zu jprehen. Das Bor: 
handenſein beider Borausjegungen genügt aber an fich nicht, Jondern 
die Beſorgniß muß hinzutreten, daß für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung der Nechte des Kindes zu befürditen ift. Auch hier 
Iheint es behufs Berhütung mißbräudlicher Anwendung ſehr 
empfehlenswert, an Stelle der allgemeinen Formel eine präzijere 
Ausdrudsweife zu fegen; die Verpflichtungen, welche der Gewalt: 
inhaber in Anjehung der VBermögensvermwaltung und der elterlichen 
Nutznießung hat, find in dem Entwurfe nicht fo bejtimmt angegeben, 
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daß der Begriff der Uebertretung derſelben nicht ſehr vieldeutig wäre; 
maßgebend für das Einſchreiten des Vormundſchaftsrichters iſt auch 
nicht ſowohl dieſe Uebertretung als vielmehr die Gefährdung der 
Rechte des Kindes und es wäre deshalb richtiger auf dieſen Umftand 
das maßgebende Gewicht zu legen und denjelben an erjter Stelle zu 
- betonen; e3 würde durchaus genügen, das Einjchreiten des Richters 
davon abhängig zu machen, daß Thatjachen bei dent Gemwalthaber 
vorliegen, welche eine erhebliche Gefährdung der Rechte des Kindes 
für die Gegenwart oder für die Zukunft bejorgen laſſen; übrigens 
muß auch hier bemerkt werden, daß die wichtigiten Bürgſchaften gegen 
ungeeignete Einfchränfungen der elterlichen Vermögensverwaltungs- 
befugniß in einem Verfahren zu juchen find, das die nothiwendigen 
Kautelen in weitgehendjtem Maße bejigt; daß die Bejchreitung der 
Nechtsfraft des den Konkurs über das Vermögen des Gemalthabers 
eröffnenden Bejchlufjes die Bermögensverwaltung defjelben beendigt, 
entjpricht den gegebenen Berhältnifjen. 

Bezüglich des Aufhörens der elterlichen Gewalt unterjcheidet der 
Entwurf ein Ruben derjelben, eine Beendigung und eine Verwirkung. 

Die Berwirkung tritt wegen Unmürdigteit des Gewalthabers 
ein, welche fid) durd; die Verübung einer beftimmten jtrafbaren Hand- 
[lung verförpert. Der Entwurf jieht die Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens oder vorjäglichen Vergehen gegen "das Kind oder an 
demjelben verübt, zu einer Zuchthaus: oder Gefängnißitrafe von 
mindeftens jechs Monaten al3 Grund der Verwirkung an (1559). 
Diefe Beftimmung erhält zwar im Bergleihe zu dem mehrfad) 
geltenden Nechte einen unbeftreitbaren Yortjchritt; kann aber gleich- 
wohl nicht al3 genügend erachtet werden; die Fälle, in welchen Eltern 
wegen vorfägliher Mißhandlung ihrer Kinder zu einer Gefängniß- 
itrafe von mindeftens ſechs Monaten verurtheilt werden, gehören bei 
der befannten Neigung der deutjchen Strafgerichte zur Verhängung 
mildefter Strafen, zu den Seltenheiten und es muß jchon eine 
geradezu Aufjehen erregende Mißhandlung vorliegen, bevor der Richter 
ih) dazu veranlaßt fieht, gegen den derjelben jchuldigen Water oder 
die ſchuldige Mutter eine ſechsmonatliche Gefängnißitrafe auszusprechen ; 
der Entwurf jcheint diefen Sag mit Nüdjicht auf den Mindeſtſtrafſatz 
ins Auge gefaßt zu haben, welcher bei der Aburtheilung gewiſſer 
Berbrechen gegen die Sittlichfeit unter der Vorausfegung der Annahme 
mildernder Umftände ausgeiprochen werden muß, R.-©.:B. $$ 174,176; 
bezüglich der Berwirfung wegen Mißhandlung des Kindes ijt der 


8 

Sat viel zu hoch und das Gleiche iſt zu fagen bezüglich der Ver— 
wirkung wegen anderer gegen das Kind und feine Rechtsgüter be- 
gangenen vorjäglichen Vergehen; es ift gewiß nicht zu weit gegangen, 
wenn man in der Verurtheilung zu zweimonatlidher Gefängnißitrafe 
eine Borausjegung für die Verwirkung erbliden zu dürfen fih für 
befugt hält. An Stelle der im Einzelfalle verhängten Strafe das 
Maß der in abstracto angedrohten Strafe zu fegen, wie aud in 
Frage fommen fönnte, jcheint ung nicht angemefjen, da es doch nur 
darauf ankommt, ob die konkrete ftrafbare Handlung eine jo ſchwer— 
wiegende Berfehlung gegen die Pflichten der elterlichen Gewalt ent- 
hält, daß um ihretwillen die Verwirkung eintreten muß. Auch aus 
anderen Gründen al3 der Verübung einer ftrafbaren Handlung gegen 
das Kind die VBerwirkung eintreten zu lafjen, ift ein Bedürfniß nicht 
vorhanden, nachdem der Entwurf in den im Vorftehenden behandelten 
Borjchriften der Bormundichaftsbehörde die Möglichkeit zum Ein: 
ichreiten gegen den Gewalthaber zu Gunften des Kindes in weiteſtem 
Maße gewährt hat. Daß die Verwirfung mit der Rechtskraft des 
Urtheil8 von Rechtswegen eintritt und es Feiner Nachprüfung des 
Falles duch das Eivilgericht bedarf iſt nur zu billigen; aus der 
Faſſung des Entwurfs geht aber nicht hervor, ob das Strafgericht 
diefe Wirfung der Berurtheilung auszufprechen hat, oder das Civil: 
gericht; zur Vermeidung von AZuftändigkeitsftreitigfeiten jcheint es 
geboten, durch eine ausdrüdliche Beftimmung das Nothwendige hier: 
über anzuordnen und zwar dürfte es fi) empfehlen, den Ausſpruch 
der Wirkung dem Strafgerichte zu übertragen, welches hiervon von 
Amtswegen dem zuftändigen Vormundſchaftsgerichte entjprechende 
Mittheilung zu machen haben wird; eines Antrages auf Ausſprechung 
bedarf es natürlich nicht. 

Das Ruben der elterlihen Gewalt ſoll folange eintreten, als 
der Inhaber derjelben gejchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit 
bejchränft oder thatjählid an der Ausübung derjelben verhindert tft 
und die Nothwendigkeit einer allgemeinen Fürſorge für die Perſon 
oder das Vermögen des Kindes fich für vorausfichtlich längere Zeit er- 
giebt (1554); wenn aud) die dritte Alternative die Möglichkeit gewährt, 
von einem Ruhen der elterlichen Gewalt aud) dann zu |prechen, wenn 
der Inhaber zu einer längeren Freiheitsſtrafe verurtheilt ift, To follte 
doc) diefer Fall wegen der einjchränfenden Vorausjegung der Alter: 
native ausdrüdlich hervorgehoben werden. Die elterlihe Gewalt 
müßte bei jeder Berurtheilung zu einer Freiheitsitrafe von mehr als 
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drei Monaten ruhen, ohne daß e3 noch weiter darauf anfommt, ob 
eine allgemeine Fürſorge dem Bormundfchaftsrichter nothwendig er— 
iheint oder nicht. So lange die elterliche Gewalt überhaupt befteht, 
ift eine folde Fürforge, wenn aud) freilich in verfchiedenem Umfange 
geboten und der der perjönlichen Freiheit beraubte Inhaber iſt nicht 
in der Rage, den Pflichten, welche diejelbe mit fich bringt, nachzukommen. 

Es wurde jchon oben hervorgehoben, daß die elterliche Gewalt, 
wenn jie in der Perjon des Vaters ruht, der Mutter zufteht, 
daß jedoch die Nutznießung dem Vater verbleibt und es ift ſchon 
bemerft worden, daß fein Anlaß vorhanden ift, diefen Vorjchlag des 
Entwurfs al3 einem jahgemäßen beizutreten, Hingegen fann man nur 
beiftimmen, wenn im Falle der Bater wegen Verſchwendung entmün— 
digt oder die Ehe aufgelöft tft, diefe Beſchränkung ın der der Mutter 
zugeftandenen elterlichen Gewalt hinwegfällt (1555 Abf. 2). 

Daß die elterliche Gewalt über einen Minderjährigen, defjen 
Familienſtand ſeitens des Bormundjchaftsgerichts nicht feftzuftellen 
it, mit Ausnahme der Nutznießung bis zu der Feititellung ruht, 
entjpricht der Unficherheit, die bezüglich diefer Berhältnifje befteht (1556). 

Was die Beendigung der elterlichen Gewalt anlangt, jo unter- 
Ihewet der Entwurf Endigungsgründe in der Perſon des Gewalt- 
haber3 und jolche in der Perſon des Kindes. In der Perfon de 
Gewalthabers endet die Gewalt mit ſeinem Tode, mit feiner Todes- 
erklärung und durch Eingehung einer neuen Che feitens der mit der 
elterlichen Gewalt bewidmeten Mutter (1557, Abj. 1, 1558) in legterem 
Falle verbleibt jedoch der Mutter dad Recht und die Pflicht für die 
Perjon des Kindes in dem Umfange zu forgen, in welchem ſie neben 
dein Bater hierzu befugt ift, wobei fie der Bormund des Kindes als 
Beiltand unterjtüst (1558). Die Nothwendigkeit, der eine zweite Ehe 
ihliegenden Mutter die Gewalt jchlechthin zu entziehen, jcheint zum 
mindeften zweifelhaft, das natürliche Recht der Mutter auf die elter: 
lihe Gewalt fann durch die Eingehung eines neuen Ehebundes nicht 
beeinträchtigt vder gar bejeitigt werden; befürdtet der Geſetzgeber 
von demjelben, daß die Mutter ihren Bflichten nicht mehr jo nad: 
fommen werde, wie es vorher der Fall war, jo ift ja dem Bormund- 
Ihaftsgerichte die gewiß vollauf genügende Befugnig gegeben, jedem 
Mißbrauche der Gewalt und jeder Pflichtwidrigkeit hindernd entgegen 
zutveten. Ueberdies wäre es aud) ganz unbedenklich, dem Familien— 
rathe die Entjcheidung darüber anzuvertrauen, ob die Mutter troß 


ihrer abermaligen Ehejchliegung im Beige der elterlichen Gewalt 
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gelafjen werden joll; würde der Familienrath die Frage bejahen, jo 
dürfte es fih jehr empfehlen, den zweiten Ehemann zum Bormund 
des Kindes zu beftellen. Die Regelung, welche der Entwurf vor- 
Ichlägt, führt nur allzuleicht zu ärgerlihen Zwiſtigkeiten zwiſchen 
Mutter und Bormund, welde dem Wohle des Kindes nachtheilig find. 

In der Perjon des Kindes joll die elterlic;e Gewalt nur enden 
durch feinen Tod, die Annahıne an Kindesſtatt und die Erreichung 
des Alters der Volljährigkeit (1557). Der erreihten Bolljährigkeit 
fteht in diejer Beziehung die VBolljährigkeitserklärung vollkommen 
gleich (26, 27), welche jedoch nur unter Zuftimmung de derzeitigen 
Inhabers der elterlichen Gewalt erfolgen fann.*) 

Die elterlihe Gewalt joll im Gegenſatz zu dem franzöfiichen 
Recht (code civil Art. 476) durch die Heirath des Kindes nicht endigen. 
An den Erörterungen zu $ 27 haben die Motive zu rechtfertigen 
gefucht, weshalb der Entwurf die Aufnahme des Gates, dag Heirath 
mündig macht, abgelehnt habe. Es wird dort ausgeführt, ein Blick 
in das tägliche Leben zeige, daß für die Einwilligung zur Eheichließung, 
vor allem bei Frauen, ganz andere Motive maßgebend feien als die 
Erwägung, ob der Minderjährige zur felbftändigen Bewegung im 
bürgerlihen Verkehr befähigt jei. Anderjeit3 jei es doch wenig zweck— 
entfprechend, während man die Bolljährigkeitserklärung in die Hand 
der Obrigkeit lege und von gewichtigen Borausjegungen abhängig 
mache, e3 dem freien Ermefjen des gejeglicyen Bertreters zu über- 
laffen, ob er die jtillichweigende Mündigmahung duch Zuſtimmung 
zu der Eheſchließung herbeiführen wolle. Der Geſetzgeber habe die 
Pfliht, die Gefahren verfrühter Selbftändigfeit, welche im Leben 





*) Bol. Mot. I. zu $ 27: „Die elterliche Gewalt iſt ziwar feine einfeitige 
Herrſchaft, jondern ein gegenfeitige Rechte und Pflichten begründendes Schuß 
verhältnig, aber die Eltern haben während der Minderjährigfeit des Kindes ein 
Recht auf diefe Gewalt. Die Gewalt fann ihnen entzogen oder gejchmälert 
werden, wenn fie die ihnen obliegenden Pflichten nicht erfüllen. ES wäre aber 
nicht gerechtfertigt, ihnen die Gewalt gegen ihren Willen zu dem Zwecke zu ent: 
ziehen, um dem Kinde während der Jahre der Minderjährigfeit ausnahmsweiſe 
eine jelbjtjtändige Stellung zu verfchaffen. Eine derartige Beftimmung würde 
die in dem natürlichen Verhältniſſe wurzelnde, dem deutſchen Bewußtſein ent: 
jprechende Autorität der Eltern fehädigen und den Schuß abjchwächen, welcher 
diefer Autorität im Intereſſe eines geordneten und gejunden Familienlebens 
gebührt. Das Zujtimmungsrecht ijt aber nicht gegeben zum Schuße Tediglic) 
eigennüßiger Intereſſen der Eltern. Deshalb foll e8 nicht zujtehen einem Eltern— 
theile, deſſen elterliche Gewalt auf die Nutznießung bejchräntt iſt.“ 
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die Uebermacht hätten, nicht zu überjehen und je gejunder die Ver— 
hältnifje einer Ehe ſeien, um jo weniger werde ji) die Geltendmachung 
einer fremden Fürſorge für die Frau in unangenehmer Weile geltend 
machen. Dürfte auch darauf vertraut werden, daß in der Regel der 
Mann die Intereſſen der rau wahren werde, jo verdienten doch) 
aud die Fälle, in welchen dies nicht der Fall jei, Berüdjichtigung 
Wenn nun auch der Entwurf im Art. 1509 beftimmt, daß der 
Inhaber der elterlichen Gewalt über eine Ehefrau nur das Recht 
haben joll, für die gejetliche Vertretung derjelben in Anfehung der 
ihre perſönlichen Angelegenheiten betreffenden Rechtsgeſchäfte und 
Rechtsftreitigkeiten zu jorgen, jo muß es gleichwohl als unzwedmäßig 
erachtet werden, die Ehefrau einer andern Gewalt zu unterwerfen 
als der des Mannes. Man kann das Gewicht der von den Motiven 
geltend gemachten Gründe zugeben und troßdem zu der Anjicht 
fummen, daß es mit dem Weſen der Ehe und der Stellung, melde 
die Ehegatten zu einander und gegenüber Dritten einnehmen und 
einnehmen müſſen, unvereinbar ift, fie in wichtigen Beziehungen einer 
fremden Gewalt zu unterwerfen, man fann anerkennen, daß es ſich 
bei dem minderjährigen Ehemanne in der Hegel nur um eine kurze 
Spanne wirthichaftlicher Unſelbſtändigkeit handelt, der in vielen 
Hüllen durch vorhergehende oder nachfolgende VBolljährigkeitserklärung 
abgeholfen zu werden vermag und gleichwohl zu dem Ergebniß ge- 
langen, daß diefe Unfelbftändigkeit, diefe Abhängigkeit von einem 
fremden Willen mit feiner Stellung durchaus nicht übereinſtimmt. 
Der Grund der ftillfchweigenden Gemaltentlaffung bei der Eheſchließung 
liegt, wie Laurent ſehr richtig hervorgehoben hat, in der Natur der 
Ehe; dem Ehemanne fteht die eheliche und die väterliche Gewalt zu; 
der Hausfrau ift das Recht verliehen, den Haushalt zu leiten, die 
darauf bezüglichen Gefchäfte vorzunehmen und ihre Kinder zu erziehen. 
Beide Stellungen bedingen aber eine Unabhängigkeit und Freiheit 
des Handelns, welche fi) mit der abhängigen Lage, in welcher ſich 
der nicht emanzipirte Minderjährige befindet, nicht in Einklang 
bringen lafjen.*) 

Die Ehe begründet eine fittliche, geiftig-leiblihe Lebensgemein- 
ichaft zwiſchen den Ehegatten, fie hat die innigfte Gemeinſchaft zwifchen 
denjelben, ein wahres consortium omnis vitae zum Gegenjtande, in 
welches Eein fremder Wille bevormundend eingreifen darf. Anerkennt 

) Prineipes du droit eivil, Band 5, Nr. 192 und 19%. 
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der Gejeggeber gleihwohl die Geltendmahung eines fremden, bevor- 
mundenden Willens als gerechtfertigt, jo jchädigt er die Annigfeit 
des gemeinschaftlichen Lebens in nachhaltiger Weiſe, jo giebt er nicht 
nur zu höchſt widerlichen Einmiſchungen Dritter, jondern auch zu einer 
gewiſſen Entfremdung der Ehegatten Anlaß, welche unter Umftänden 
von mweittragenden Folgen fein Fann. Der Ehemann foll das Haupt 
der Familie jein, feine Entjcheidung joll im Falle der Meinungs 
verjchiedenheit zwiihen ihm und feiner rau gegenüber Ddiejer die 
Uebermacht haben und gleichwohl will man ihn noc einer anderen 
Gewalt unterwerfen, die nicht nur bezüglich feiner Bermögensrechte, 
jondern auch in Anfehung feiner Perſon ihren Einfluß geltend 
machen kann. Das Anjehen, welches der Ehemann als Familien— 
haupt genießt, und genießen muß wird hierdurd) angetaftet und ſchwer 
erjchüttert. Noch weit bedenklicher iſt es aber, daß das Gejek 
mittelbar ein Mißtrauen in der Frau erwedt und fie daran gewöhnt, 
fh zu ihrem Schutze an eine andere Perjon als denjenigen zu 
wenden, welchem dod) die Rechtsordnung nicht minder wie die Sitten— 
lehre die befondere Fürſorge für fie überträgt. Um dieje Klippe 
kommen auch die Ausführungen der Motive nicht herum, daß es ja 
nah Art. 1637 möglich jei, der eine8 Bormundes bedürftigen Frau 
den Ehemann als Vormund zu geben. Denn dieje Beftimmung 
greift nur dann Pla, wenn die Ehefrau nicht unter elterlicher, 
fondern unter vormundjchaftliher Gewalt ſteht, während die nach- 
theiligen Wirkungen der Einmifchungen eines bevormundenden Willens 
auf das eheliche Verhältniß doch ganz diejelben find, mag derjelbe 
von einem Bormund oder dem Bater der Frau ausgeübt werden. 
Die Begründung des Entwurfs anerkennt das Berechtigte in der 
Geltendmahung diefer Erwägungen unter dem Geſichtspunkte der 
idealen Auffaſſung der ehelichen Gemeinjchaft, glaubt aber dagegen 
die Rückſichten anführen zu müfjen, welche den thatjächlichen Ver: 
hältnifjen zu jchulden find. Sicherlich joll den Rechten der Ehefrau 
im volliten Maße Genüge gejchehen, allein es kann nicht zugegeben 
werden, daß die Anerkennung der Ehejchliegung als Beendigungs- 
grundes der elterlichen Gewalt zu einer Gefährdung der Vermögens— 
interefjen der Frau führt. Der Gejetgebungen, welcde bisher jchon 
diefen Grundfag angenommen hatten, find nicht wenige und es ift 
nicht bemwiejen, daß in den Gebieten derjelben Unzuträglichkeiten in 
einem Umfange ſich entwidelt hätten, welche es angezeigt erjcheinen 
ließen, zu dem entgegengejegen Syitem überzugehen. Kann fid) aber 
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der Gefetgeber nicht dazu entjchließen, die Eheſchließung bezüglich 
der elterlichen Gewalt jchlechthin der erreichten Volljährigkeit und der 
Bolljährigkeitserklärung gleichzuftellen, jo wäre e3 vielleicht bejjer, 
die Ehemündigkeit des männlichen Gejchlechtes mit dem Alter der 
Bolljährigkeit zulammen fallen zu laſſen; auch die Ehemündigfeit des 
weiblichen Gefchlechts auf das einundzwanzigſte Lebensjahr feftzujegen, 
iſt ſchwerwiegender wirthichaftlicher, ſittlicher und gejellichaftlicher 
Gründe wegen nicht gut möglich; Hingegen wäre e3 vielleicht aus— 
führbar für die Ehefrau die Volljährigkeitserklärung auch auf Antrag 
des Ehemannes zu geftatten, jofern das VBormundjchaftsgericht ſich 
davon überzeugt, daß die Maßregel dem Wohle der Minderjährigen 
nicht nadtheilig ift. Hierdurch würde nicht nur den Bedürfnifjen 
des Lebens foweit nur irgend nothiwendig Rechnung getragen, jondern 
auch eine Regelung erzielt werden, welche das Wejen der Ehe und 
die Stellung der Ehegatten nicht antaftet und von den ſchweren Bedenken 
frei ift, die man nicht etwa bloß unter dem GejichtSpunfte der Rechts— 
philofophie und des Tdealismus, jondern ganz bejonderd von dem 
de3 praftifchen Lebens gegen die Vorſchläge des Entwurfes erheben 
muß. Der Gefetgeber kann den Zuſammenhang, der zmwiichen den 
auf die Ordnung der TFamilienrechtsverhältniffe bezüglichen Beftim- 
mungen und den jittlihen Anjchauungen der Gefammtheit herricht, 
nicht überjehen, und der ganze Anhalt des Entwurfs zeigt, daß die 
Reichsgeſetzgebung bemüht ift, demjelben, ſoweit er überhaupt Bead)- 
tung verdient, Rechnung zu tragen. Auch um deswillen muß es 
aber zum Mindeften als nicht unbedenklich bezeichnet werden, die 
elterlihe Gewalt im Widerjpruche mit den in einem großen Theile 
des deutichen Reiches herrſchenden fittlichen Ueberzeugungen troß der 
Eheſchließung fortdauern zu laffen; wo, wie in den Reichslanden, 
Nheinhefjen, in Württemberg und Bayern die entgegengefegte Ordnung 
ſeit langer Zeit Rechtens iſt und ſich vollftändig in die Denkweiſe 
der Bevölferung eingelebt hat, wird ein Bruch mit derjelben, der 
nicht durch bisher zum Vorſchein gekommene Uebelftände al3 gerecht: 
fertigt erjcheint, nicht auf das Verſtändniß der Bevölferung rechnen 
dürfen. — 

Im Borftehenden haben wir gegen die Faſſung der auf die 
Regelung der elterlichen Gewalt bezüglichen Vorjchriften des Ent: 
wurfes eines bürgerlichen Geſetzbuchs mehrfache Ausftellungen erhoben 
und auf verichtedene Punkte aufinerkjam gemacht, in welchen diefelben 
nicht tadel= oder einwandfrei find. Dieſe Bemängelungen beziehen 
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ji) jedocdy nicht auf die Grundjäge, von welchen die Ordnung des 
ganzen Gegenjtandes beherrjcht wird. Was dieſe anlangt, jo ſind 
fie des vorbehaltlojen Beifalles würdig, fie fenuzeichnen ſich durch 
den Gedanken, daß es die Pflicht des Staates tft, fi) die Beſchützung 
der Perjonen, welche ſich jelbjt zu jchügen außer Stande find, ganz 
bejonders angelegen fein zu lafjen und mit aufmerkfjamem Auge die 
Art und Weije zu verfolgen, in welcher fi) die mit der Erziehung 
und Fürſorge jener Betrauten ihrer Aufgabe entledigen, ein Gedanke, 
welher der Gejetgebung unjerer Zeit vertraut it wie faum 
ein anderer. „Wenn es unbeftritten die Aufgabe und Pflicht 
des Staates ift, nit bloß die der Erfüllung feines Zwecks 
ſich entgegenftellenden Erjcheinungen zu bejeitigen, jondern der Möglich 
feit deö weiteren Entjtehens ſolcher Erjcheinungen mit allen ihm zu 
Gebote ftehenden Mitteln entgegenzutreten, jo macht fi dieje Pflicht 
namentlich geltend in Bezug auf die Faktoren, von denen Leben und 
Geſundheit, die normale förperliche, geiftige und fittliche Entwidelung 
der jungen Staatsbürger abhängt.“ Dieſe einer Denkſchrift des 
Preußiſchen Unterrihtsminiiteriums entlehnten Worte müſſen aud 
der bürgerlichen Gejeßgebung, welche die elterliche Gewalt zum Gegen- 
ftand hat, al3 maßgebend vorjchweben und nad) dem Borjtehenden 
bedarf es feiner weiteren Ausführung, daß der Entwurf des neuen 
Geſetzbuchs vol und ganz die Anſchauung theilt, von welcher die— 
jelben getragen find. — 

Unjere Vorjchläge gehen aljo dahin: 

1. In $ 1504, Abſ. 1 wären die von dem Vormundſchafts— 
gerichte anzumwendenden Zuchtmittel näher zu bejtimmen. 

2. $ 1506, Ab. 2 wäre dahin zu formuliven: „Im Falle einer 
Berichtedenheit der Meinungen zwifchen dem Vater und der Mutter 
entjcheidet da8 Bormundichaftsgericht.” 

3. $ 1509 wäre zu ftreichen. 

4. In $ 1511, Ziffer 1 und 2 wäre der lete Satz zu ftreichen. 

5. Für $ 1546 wird folgende Fafjung vorgefchlagen: „Wenn 
der Inhaber der elterlichen Gewalt durch Mikbraud des Rechtes, 
für die Perſon des Kindes zu forgen, insbejondere durch fortgefegte, 
bösliche oder fahrläffige Entziehung der nöthigen Nahrung oder 
Pflege das körperliche oder fittliche Wohl defjelben gefährdet oder 
jonft in böslicher oder fahrläjfiger Weije feinen Pflege- oder Er— 
ziehungspflichten zumiderhandelt oder diejelben verabjäumt, jo hat 
dag Vormundjchaftsgericht, fofern diefes Verhalten durch Thatjachen 
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bekundet wird, die zur Abwendung der Gefahr erforderlihen Maß— 
regeln zu treffen. — Sofern das Intereſſe des Kindes erfordert, 
kann das Bormundjchaftsgericht auch die elterliche Gewalt entziehen.” 

6. $ 1554, ©. 2 wäre zu formuliren: „Ein folches Ruben 
der elterlichen Gewalt tritt aud) dann ein, wenn der Inhaber eine 
Treiheitsftrafe von mindeftens drei Monaten verbüßt, jomwie in jedem 
andern Falle, wenn... .* 

7. Zu $ 1555 Sat jchlagen wir vor die Worte „mit Aus» 
nahme” bis „Mutter” zu ftreichen. 

8. $ 1557, Abi. 1 wäre zu formuliven: „Die elterliche Gewalt 
über das Kınd wird, außer durd den Tod, durd die Volljährigkeit 
und Berheirathung des Kindes beendigt.” 

9. Zu $ 1559, Abſ. 1 wird vorgeſchlagen an Stelle der Worte: 
„einer Gefängnißſtrafe von jehsmonatiger? die Worte zu jeßen: 
„einer Gefängnißſtrafe von dreimonatiger.” 


Die Unterhaltungspflicht des unehelichen Vaters, 


Bon Rechtsanwalt Dr, jur. Karl Linckelmann I. in Hannover. 


Nach dem Entiwurfe find im Berhältniffe zur Mutter die unehe- 
lihen Kinder den ehelihen Kindern grundſätzlich gleichgeftellt. 
Zwiſchen einem unehelihen Kinde und deſſen Abkömmlingen einer: 
und der Mutter des Kindes und deren Berwandten andererfeits 
beftehen die Rechte und Pflichten der Vermandtichaft; das uneheliche 
Kind erhält den Familiennamen der Mutter. Nur ein wichtiger 
Unterjchied ift zum Ausdrude gelangt: der Mutter fehlt das Necht 
der elterlichen Gewalt. Diejer Unterjchied hat zur Folge, daß dem 
unehelihen Sinde während der Dauer der Minderjährigkeit ein Vor- 
mund zu beitellen ift. 

Auch in dem Berhältniffe zum Vater iſt eine verwandtichaftliche 
Beziehung anerkannt. Die Wirkung diefer Beziehung befchränkt ſich 
aber lediglich darauf, daß der Bater eines unehelichen Kindes ver- 
pflichtet ift, dem Kinde bis zur Zurüdlegung des 14. Lebensjahres 
den nothiwendigen Unterhalt zu gewähren. Und zwar joll diefe aud) die 
Erben des Baters bindende Verpflichtung erfüllt werden in der Form 
einer terminlichen im voraus fälligen Geldrente, die nur durch einen 
der Genehmigung des Bormundichaftsgerichtes unterworfenen Vertrag, 
insbejondere Bergleich, abgelöjt werden fanı. Auf Gewährung des 
nothdürftigen Unterhaltes haftet der Vater eines unehelichen Kindes 
vor der Mutter. 

Die Ermittelung der Vaterſchaft erfolgt nicht nach den allge: 
meinen Beweisgrundfägen, jondern auf Grund einer gejeglichen Ver- 
muthung. Als Bater des unehelichen Kindes gilt nämlich Derjenige, 
welcher mit dev Mutter dejjelben während der Empfängnißzeit den 
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Beiſchlaf vollzogen hat, es ſei denn, daß innerhalb dieſer Zeit auch 
von einem Anderen der Beiſchlaf mit der Mutter vollzogen iſt. Die 
Empfängnißzeit liegt der Regel nach zwiſchen dem einhunderteinund— 
achtzigſten und dreihundertſten Tage vor dem Tage der Geburt des 
Kindes. 

Die Ermittelung der Vaterſchaft erfolgt nur auf Grund jener 
Vermuthung. Verſagt dieſelbe, weil nachgewieſen iſt, daß die Mutter 
innerhalb der Empfängnißzeit auch mit einem Anderen geſchlechtlich 
verkehrt hat, ſo bleibt nicht etwa dem Kinde der Gegenbeweis vor— 
behalten, daß der in Anſpruch Genommene doch der Vater iſt. In 
dieſem Falle erachtet der Entwurf die Möglichkeit, den Vater zu er— 
mitteln, als ausgeſchloſſen. Uneheliche Kinder, deren Mutter nach— 
weisbar während der Empfängnißzeit mit mehreren Männern den 
Beiſchlaf vollzogen hat, find vaterloſe Kinder. 


I 


Im alten Rom ift der erlaubte gefchlechtliche Verkehr eingeengt 
in die ftrenge Form der Manusehe. Defjenungeachtet trifft der fitt- 
liche Makel, den die öffentlihe Meinung mit den außerehelichen Ge: 
ichlechtSverfehre verband, die unehelichen Kinder nicht mit unerbitt- 
licher Härte. Unehelicde Kinder find zwar ohne Vater; die Mutter 
ift ihnen aber nicht verſagt. Auch Steht ihnen offen der Zugang zu 
dem ordo decurionum und den Übrigen Ehrenftellen. 

Das Bedürfniß der wirklichen Lebensverhältnifie jprengt im 
Berlaufe der weiteren Entwicklung die Fefjeln der alten Ehe und 
erzeugt neben ihr den Konfubinat. Es entiprac nur dem natürlichen 
Drude diefer Entwidlung, wenn den aus dem Konkubinate, einer er— 
laubten Berbindung, ftammenden Kindern familienrechtliche Be— 
ziehungen aucd zum Vater eingeräumt wurden, Mit Bezug auf 
andere außer der Ehe geborene Kinder bleibt dagegen der alte Rechts— 
zuftand unverändert derjelbe. 

Bon den germanischen Bolksftämmen werden die unehelichen 
Kinder bis in die Zeit des Sachſenſpiegels hinein als vechtlos an— 
gejehen. Man nennt fie Königskinder, weil ein bejonderer Schuß 
des Königs neben dem allgemeinen Staatsjchuge al3 erforderlich be- 
trachtet wurde; ihr Erbe fällt an den Fiskus (Baftardfall). Unehe— 
lihe Kinder — abgefehen von den liberi naturales der Longo— 
barden — haben nad) germanifcher Auffaffung nicht nur feinen Bater, 
jondern nicht einmal eine Mutter. Man glaubt ihnen noch eine be— 
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ſondere Gunſt zu erweiſen, wenn man ſie nicht vollſtändig auf eine 
Stufe ſtellt mit dem Dieb und dem Räuber. (Sachjenjpiegel I 
Art. 50 8 2). Welch' herbe Rüdwirkung diefe ihre Recht: oder Echt- 
(ofigkeit auf die wirthichaftlihe und jociale Lage der unehelichen 
Kinder ausgeübt hat, ergiebt fi mit bejonderem Gewichte aus dem 
Umjtande, daß ihnen faft überall in Deutfchland der Eintritt in die 
Zünfte und in die Öffentlichen Aemter verjagt war. 

Die öffentlich-rechtliche Ungleichheit der unehelichen Kinder ift 
wohl von Grund aus erjt durch die revolutionären Umwälzungen 
des vorigen und des gegenwärtigen Jahrhunderts befeitigt worden. 
MWeit früher aber begann ſich ihre familienrehhtlihe Stellung zu 
heben. 

Schon die Aufnahme des römiſchen Rechtes brachte ihnen die 
Mutter und den Schuß der mütterlihen Familie. Doch ungenügend 
erjchien diefer Schuß dem fortichreitenden Rechtsbewußtſein. Woher 
nun und in welchem Augenblide gerade den unehelichen Kindern der 
Vater geworden ift, wiſſen wir nicht. Namentlich kann es dahin 
geftellt bleiben, ob die gewohnheitsrechtliche Bildung aus dem 17. und 
18. Jahrhundert, welche zum erjten Male in Deutjchland den Mann 
für die Folgen einer außerehelihen Schwängerung wirthichaftlid; 
verantwortlic; machte, ſich angejchloffen hat an c. 5 X de eo qui 
duxit in matr. 4. 7. Nur müßten Diejenigen, welche der Meinung 
find, daß diejes gejchehen ift, jet rundweg erklären: nach gemeinem 
Recht beiteht eine Interhaltungspflicht des unehelichen Vaters nicht. 
Denn neuerdings wird ja fajt allgemein angenommen, daß die an— 
gezogene Gejetegjtelle den in ſie Hineingelegten Inhalt in Wahrheit 
nicht hat; das bejprochene Gemwohnheitsreht wäre aljo in Folge 
irrthümlicher Auslegung einer Geſetzesſtelle entjtanden und daher 
kraftlos. 

Langjährigen Ringens hat es bedurft, um die Unterhaltungspflicht 
des unehelichen Schwängerers zur unverfälſchten Anerkennung zu 
bringen. Zwar darin, daß ſie beſtand, bildete ſich bald allſeitige 
Uebereinſtimmung. Noch bis auf den heutigen Tag iſt aber nicht 
abgeſchloſſen der Streit um den Rechtsgrund, der fie erzeugt. Der 
Annahme, nad) welcher die Vaterschaft die rechtliche Grundlage bildet, 
ſtand die Auffaffung derjenigen gegenüber, die in dem außerehelichen 
Erzeugungsafte ein Delikt erblidten. Erſt der wiffenichaftlichen Auf- 
Elärung unjeres Jahrhunderts iſt es vorbehalten gewejen, diejen für 
die ganze Nedhtsitellung der Kinder fo verhängnißvollen Srrthum zu 
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bejeitigen. Allerdings ſpukt diejer Jrrthum, wenn auch in verblaßter 
Seftalt, noch heut. zu Tage weiter in derjenigen Meinung, nad) 
welcher „die Thatſache des außerehelichen Erzeugungsaktes” ala 
Rechtsgrund genügen joll. ALS weitaus überwiegende Anficht muß 
aber für das gegenwärtige Recht die Baterjchaftstheorie bezeichnet 
werden. 

Diejenigen Gebiete, deren geltendes Recht an dieſe deutjch- 
rechtlihe Entwidlung angefnüpft hat, find weit davon entfernt, ein 
in allen Beziehungen übereinjtimmendes Recht zu bejigen. Wenn 
man jedod; von unweſentlichen Einzelheiten abjieht, jo läßt ſich ihre 
Berjchiedenartigkeit auf einen einzigen Gegenjag zurüdführen. Cie 
trennen fich nämlich, je nachdem in ihnen das Bejtreben vorherrjcht, 
nur den wirklichen oder ſchon den möglichen Vater verantwortlich zu 
machen. Da, wo nur der wirklihe Vater haften joll, wird dem 
Beklagten als Mittel zur Abwehr gewöhnlich die exceptio plurium 
eoncumbentium zur Berfügung gejtellt, während die entgegengejegte 
Anihauung in den meilten Gebieten praktiſch wenigſtens zu einer 
Geſammthaft aller derjenigen Perſonen geführt hat, welche innerhalb 
der Empfängnißzeit mit der Mutter den Beiſchlaf vollzogen haben. 

Dieje lettere Art der Haftung entjpricht dem gemeinrechtlichen 
Standpunkte, gilt aber Eraft partikularrechtlicher Satung insbejondere 
aud) in Bayern rechts des Rheins), Königreich Sachſen, den beiden 
Medlendburg und den thüringijchen Staaten. 

Beichränft dagegen ift die Haftung in dem Geltungsgebiete 
de3 preußischen Gejeges vom 24. April 1854, alfo in denjenigen 
preußiichen Provinzen, in welche das Allgemeine preußifche Landrecht 
Eingang gefunden hat, fowie außerdem noch in dem ehemaligen 
Gebiete des Kurfürſtenthums Heffen, in Württemberg, Baden und 
Scaumburg-Lippe. Daß das erwähnte preußijche Gejeß neben der 
exc. plur. cone. noch anderweite Einwendungen, wie beiſpielsweiſe 
(tederlichen Lebenswandel der Mutter, für ftatthaft erklärt hat, mag 
hier nur angedeutet werden. 

Abjeit3 von der allgemeinen deutfchen Rechtsentwidelung jtehen 
die Länder, in denen der Code Napoleon das geltende Recht bildet, 


ı) In Bayern iſt es ftreitig, ob eine Gejammthaft bejteht; nad) der entgegen: 
gefegten Anſchauung haften die mehreren Konkumbenten zunädit nur pro rata 
und nur fubfidiär für den Antheil der Anderen, Die legtere Anſchauung hat in 
Coburg die gefeßliche Anerkennung gefunden. 
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alfo die preußiiche Aheinpropinz, die rheinbayerjche Pfalz und Elſaß— 
Lothringen, außerdem das Großherzogthum Heſſen, dagegen nicht 
mehr Baden. 

Das altfranzöfiihe Recht, weldes in dem Gate „L’enfant 
naturel n’a point de famille* vollftändig mit dem altdeutjchen Recht 
übereinjtimmt, hatte längjt vor der großen Revolution dem Gedanken 
Platz gemacht, dat eine Verantiwortlichfeit der Eltern, namentlich de3 
Vaters, für die Unterhaltung des Kindes nicht entbehrt werden 
fünne. Der Art. 340 des Code „la recherche de la paternite est 
interdite* hat der Weiterentwidelung diefes Gedankens einen feiten 
Riegel vorgejhoben, nicht weil diefer Gedanke inhaltlich Schlecht ge- 
wejen wäre, jondern weil er — wie man bei der Berathung des 
Code wohl mit Reht annahm — in der praftiichen Anwendung zu 
den fchreiendften Ungerechtigkeiten geführt hatte. Der Art. 340 iſt 
anscheinend aus dem Mangel angemefjener Beweisgrundfüge ent- 
ftanden, der die ordnungsmäßige Anwendung des früheren Rechtes 
in Frage gejtellt hatte. 

Die Rundſchau über das in Deutjchland geltende Recht hat uns 
gezeigt, daß die Haftung des außerunehelichen Vaters anerkannt ift für 
ein Rechtsgebiet mit annähernd 40 000 000 Einwohner, von denen 
allerdings etwa 22 000 000 auf die bejchränftere Form der preußijch- 
rechtlihen Haftung entfallen. 7000000 Einwohner ungefähr leben 
nach dem Grundjaß des Code civil. 

Diejelbe Mannigfaltigkeit, die die gejegliche Negelung unferer 
Frage in Deutichland Fennzeichnet, wiederholt fi), wenn wir den 
Gejeggebungen des Muslandes unſere Aufmerkiamkeit zumenden. 
Ein näheres Eingehen auf diefe Gejetgebungen verbietet der Raum, 
der uns zur Berfügung fteht; wir müffen uns damit begnügen, auf 
die Mittheilungen Neubauers in der Zeitichrift für vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft Bd. II ©. 321 flg., IV ©. 362 flg. zu ver- 
weifen. Zur Orientirung nur ſei und noch der Hinweis geftattet,, 
daß Defterreich, der größere Theil der Schweiz, England und dem 
englifchen Recht folgend viele nordamerifanische Staaten, ferner 
Schottland, Schweden und Spanien das Prinzip der Haftung des 
außerunehelichen Baters aufgenommen haben, während die Niederlande, 
einige Kantone der Schweiz und Italien, letzteres jedod), die Be— 
ftimmungen zu Gunjten der Kinder ermweiternd, dem Code Napoleon 
gefolgt ſind. — 


- 
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u. 

Aus der gejchichtlihen Betrachtung lernen wir, daß in den An- 
fangen der fulturellen Entwidlung fait allgemein die jittliche Ver— 
urtheilung des außerehelihen Gejchlechtsverfehres eine entjcheidende 
Rückwirkung ausübt auf die Schidjale der aus diefem Verkehre ent- 
iprofjenen Slinder. „Die Sünde” der Väter rächt fih an den Kindern. 
In dem Grade, in welchem ſich die Erfenntnig Bahn bricht, daß 
nicht3 ungerechteres als diejes gedacht werden fann, in demjelben 
Grade fteigen die unehelichen Kinder auf der Stufenleiter der gejell- 
ſchaftlichen Achtung, in demjelben Grade hebt jich die rechtliche Ge- 
ftaltung ihrer Lage. Das Hauptmittel diefer Hebung erbliden nun 
die Gejetgebungen aller Staaten darin, daß den Slindern eine Fa— 
milienangehörigkeit gejchaffen wird. Faſt überall ift den unehelichen 
Kindern eingeräumt worden ein verwandtichaftliches Verhältniß zur 
mütterlichen Familie. Umſtritten bis auf den heutigen Tag ift aber 
die frage, ob auch eine famtlienrechtliche Beziehung zum Vater gejett 
werden fann oder fol. Die Rechtsentwicklung in Deutichland hat 
dieſe Frage in den meilten Gebietätheilen im bejahenden Sinne 
beantwortet und hier eine Berantwortlichfeit des Vaters wenigſtens 
in gewiſſem Umfange zum Durchbruche gebracht. Ausgenommen von 
diejer Entwidlung jind nur das Großherzogtum Heſſen und die 
deutjchen Rechtsgebiete des Code civil. Täujchen wir uns jedoch nicht 
in dem Gejege der Entwidelung unſeres Recdtsinftitutes, jo wird 
der Art. 340 des Code nur al3 der Ausdrud eines vorübergehenden 
Rückſchrittes aufgefaßt werden können. Schon ift Baden ?), das Jahr— 
zehnte lang nah dem Grundjage des Code gelebt hat, zu den alten 
Rechte zurüdgefehrt. Und ſchon deutet alles darauf hin, daß der 
Art. 340 aud) da, wo er noch gilt, die längfte Zeit in Anwendung 
gewejen jet. Gegen die Berfagung der Baterjchaft3klage ift in den 
legten 20 Jahren eine lebhafte Gegenftrömung aufgetreten. 

Nach 1863 Eonnte Profeſſor Dr. Unger (Wien) auf dem dritten 
Deutjchen Juriſtentage erklären: 

„Denn ich glaube, ein Rückſchritt von der aufgehobenen 
Paternitätsklage zur Einführung derjelben ift dort, wo man 
die Paternitätsklage einmal abgejhafft hat, geradezu un- 
möglich.” 


) Nach Braun (Fauherihe B. J. Schr. f. B. und 8. IL Jahrg. Bd. u 
©. 31 flgde.) jcheint man in Baden allerdings mit der Aufhebung des Grund- 
ſatzes des Code nicht zufrieden zu fein. 
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.... . Ich denfe, e8 wird die Zeit fommen, daß alle 
Paternitätsflagen hinmwegfallen werden.” 

„ . . . Ich glaube aljo, daß es die Aufgabe der Geſetz— 
gebung fein joll, dahin zu fteuern, daß endlich einmal die 
Paternitätsklage mit allen fittlihen Nachtheilen, die fie in 
ihrem Gefolge hat, definitiv befeitigt werde.” .... (Berhandl. 
des III. Deutjchen Juriſtentages ©. 224, 241 flgde.) 

Jener Juriſtentag läßt überhaupt eine ftarfe Hinneigung zum 
code civil erkennen. Die Theje „Baterjchaftsflage” mit enger Ein- 
Ihränfung — die übrigens erft auf dem 4. Juriftentage zur Annahme 
gelangte — wurde nur in dem Sinne eines Ueberganges zur völligen 
Befeitigung der außerehelichen Vaterſchaft befürwortet. Wie Unger 
äußert ji) Braun in der Faucherſchen Vierteljahrsichrift für Volks— 
wirthichaft und Kulturgefchichte II. Jahrgang Bd. IT ©. 17 (1864). 

Jene Worte haben fich nicht bemwahrheitet, die Prophezeihungen 
find nicht in Erfüllung gegangen. Gerade in denjenigen Ländern, 
in denen der Code gilt, mehren ſich die Stimmen für die Aner- 
fennung der unehelichen Baterfchaft. 

In Frankreich find bereit3 zwei Gejegentwürfe eingebracht 
worden, welche die erweiterte Verantwortung des unehelichen Vaters 
zum Gegenjtand haben. Der erſte von mehreren Mitgliedern des 
Senats verfaßte Entwurf aus dem Jahre 1878 fchließt ſich allerdings 
noch eng an die Beftimmungen des code eivil an, indem er den von 
diefem Gefete zugelafjenen Ausnahmen zu Gunften des Kindes nur 
einige weitere Ausnahmen Hinzufegt. Mit dem Syſtem des Code 
bricht aber jchon vollitändig der von dem Abgeordneten Rivet der 
Deputirtenfammer im Jahre 1883 vorgelegte Entwurf. Sein eriter 
Artikel lautet: 

„La recherche de la paternit@ est admise, pourvu qu'il 
y ait preuves derites, ou faits constants, ou temoignages 
suffisants.“* 

In der Literatur ijt der Proteft gegen den Code verknüpft mit 
dem Namen de3 Ed. Fuzier-Herman (De la protection legale des enfants 
contre les abus, de l’autorite paternelle, memoire couronne par 
l’Academie de legislation de Toulouse) und des Alexandre Dumas fils 
(La recherche de la paternite, lettre à M. Rivet, Depute). Beide 
fordern, daß der Beweis der unehelihen Vaterſchaft aud) gegen den 
Willen des Vaters zugelafjen werden jol. Während aber Ed. Fuzier— 
Herman ſich darauf beichränft, die Erwartung auszufprechen, daß 
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ım Sinne feiner Forderung unter dem Drude der öffentlichen 
Meinung von Rechtskundigen ein Gejegentwurf ausgearbeitet werde, 
hat Alexander Dumas feine Vorichläge Schon in beſtimmte Artikel 
gefaßt. Nach diefen Borjchlägen ijt der Junggeſelle verpflichtet, den 
Kinde Namen und Unterhalt zu geben. Der Ehemann aber, von 
welchem das Kind den Namen nicht empfangen kann, jowie derjenige, 
deſſen Mittel zum Unterhalte des Kindes nicht reichen, joll mit Ge— 
fängniß von 2 bis zu 5 Jahren beitraft werden. Die Mutter, 
welche zum Zwecke der Spekulation oder des Skandales einen Un— 
Ichuldigen verfolgt hat, trifft die Strafe des Meineides oder der 
Urkundenfälichung. Abtreibung joll mit 10—20 Jahren Zwangs— 
arbeit, Kindesmord mit dem Tode bejtraft werden. im feinen ftraf- 
rechtlichen Borjchlägen überjchreitet Dumas offenbar das erreichbare 
Mat. Den Gejeggeber Dumas hat hier die Begeifterung des Dichters 
fortgeriffen. 

Dan wende nicht ein, daß wir e3 nur mit den vereinzelten 
Stimmen weniger Deputirter und Schriftfteller zu thun hätten. 
Schwer greifbar ift ja allerdings der Stand der Öffentlihen Meinung 
in Betreff eines Rechtsinſtitutes. Wenn aber irgend etwas zur Er— 
mittlung dejjelben geeignet ift, jo iſt es die Spruchpraris der Ge— 
richte. In diefen Zufammenhang gehört dasjenıge, was Kohler in 
den Jahrbüchern für die Dogmatif des heutigen römischen und 
deutſchen Privatredit3 Bd. 25 ©. 262, insbefondere ©. 277 flgde. 
von der rechtsjchöpferiichen Kraft der Jurisprudenz behauptet. Den 
Hortjihritten der Kultur und der Meinungen fteht die Rechtſprechung 
nicht unbeweglich gegengenüber. Demjelben Gefege entringt die Er- 
kenntniß neuer Bedürfniffe die Keime zu neuer fruchtbringender An— 
wendung. So ijt bei uns die lex Acquilia ausgedehnt worden, fo 
vielleicht das Haftpflichtgejeg, jo die bösliche Verlaſſung unter Ehe- 
gatten.) Wo aber jolhe Schöpfungen fich zeigen, da darf man den 
fiheren Rüdjchluß wagen, daß die veränderte Anwendung des Geſetzes 
in den weitejten reifen der Bevölkerung al3 Bedürfniß empfunden 
wird. 

Nun leſe man nad bei Kohler a. a. D. ©. 278 flgde., in 
welcher Weile es die franzöſiſche Rechtſprechung verftanden hat, den 
Art. 340 Code eivil zu umgehen. „Urſprünglich galt jeder Deflo- 
rationsanſpruch als ausgeſchloſſen; aber die Praris ging darüber 


) Berge R. ©. E. Bd. I ©. 324, Bd. IX ©. 1%, Bd. VII ©. 160. 


454 

hinweg, fie hat fich geholfen, indem fie den Art. 1382 Code civil 
ins Treffen führte: der Verführer begeht ein Unredht an der Ber- 
führten, und dieje3 verpflichtet ihn zum Schadenserſatz.“ Bei Be- 
mefjung des Schadens werden aber im Berlaufe der weiteren Ent- 
wiclung die Folgen berüdfichtigt, die aus dem Geſchlechtsumgang 
und damit aus der Verführung entftanden find. Die Entihädigung 
wird deshalb höher bemeijen, „weil die Verführung zum Dafein der 
Kinder geführt und dadurd) die Ernährungspflicht der Mutter be- 
gründet hat. So kommt man dazu, daß die Entſchädigung nad) 
Maßgabe der Bedürfnifje der Kinder fejtgejett, daß fie gar in einer 
auf das Leben der Kinder geftellten Rente firirt wird.” Aeußerſt 
belehrend iſt auch der jchreiende Fall einer Verführung, von welchen 
A. Dumas a. a. O. ©. 54 flgde. berichtet; das Erkenntniß I. Inſtanz, 
weiches den Verführer zu 10000 Franks Entjchädigung aus den 
mitgetheilten Gründen verurtheilte, wurde allerdings in letter Juſtanz 
fajjırt. Noch waren die Gedanken nicht bis zu vollftändiger Klarheit 
ausgereift. 

„Würde allerdings”, jo fährt Kohler a. a. O. ©. 282 fort: 
„der Napoleonische Grundſatz des Art. 340, diefer Grundfaß aus der 
Conſulat- und Empirezeit, noch lebendig in uns walten, würde das 
Prinzip, welches damals die Gejegeswelt bewegte, in unjerem Innern 
einen vollen Widerhall finden, die ganze Entwidlung wäre zurüd- 
geprallt, und man hätte einftimmig entgegnet, daß jede Prüfung des 
Cauſalnexus zwijchen Verführung und Kindergeburt dem gejeglichen 
Sate widerſpreche“ ...... 

Wenn wir jegt noc hinzufügen, daß die italienische Rechtſprechung 
ganz ähnliche Bahnen wie die franzöſiſche gewandelt ift und daß aud) 
in Holland die Aufhebung des Verbots der Nahforihung der Vater: 
Ichaft von gewicdhtiger Seite gefordert wird*), jo wird man nicht 
daran zweifeln können, daß ſich der geiftige Abfall vom Grundſatz 
des Code in Wirklichkeit Schon fat überall vollzogen hat. 


Das die Entwidlung treibende Gejeg lautet auf Erweiterung 
der Nechtsftellung der unehelihen Kinder unter Stärkung ihrer 
samilienbeziehungen. 


*) Bergl. die don den Motiven Bd. IV ©. 866 erwähnte Abhandlung von 
Fockema Andrese, lıoogleerar te Leiden. 


III. 

Das Problem, das dem Geſetzgeber vorliegt, fann einer voll- 
ftändigen Löſung nicht zugeführt werden. 

Unleugbar ift die Lage der unehelihen Kinder im Durchfchnitte 
eine troftlofe. Nach ſtatiſtiſcher Feſtſtellung verhält ſich die Sterb— 
tichkeit der ehelichen Kinder zu den unehelichen in vielen Ländern des 
Deutſchen Reiches wie 5 zu 8. In Frankreich kommen unter 100 
unehelihen Kindern 8,02 todt geboren zur Welt, während mit Bezug 
auf eheliche Kinder das PVerhältniß fih nur auf 4,03 ftell. Das 
Budget der Gemeinden ift durch das Conto der unehelichen Kinder 
außerordentlich belaftet. In der Stadt Hannover befinden fich bei- 
ipielSweife, abgejehen von den durd) befondere Waijenftiftungen unter- 
gebrachten Kindern, 550 Kinder zur Zeit in Armenpflege; darunter find 
171 Kinder unehelicher Geburt, für welche ein monatliches Pflegegeld 
von 1270 Mark 25 Pf. bezahlt wird. Die verhältnigmäßig ftarfe 
Betheiligung der außer der Ehe geborenen Kinder an dem Verbrecher: 
thum eines Landes fteht außer Zweifel, wenn aud) nicht überall der 
zahlenmäßige Beleg zu erbringen ift. 

Die Urſachen diejfer erjchütternden Wahrheit liegen zum Theil 
darin, daß unehelihe Kinder in einem überwiegenden Berhältniffe 
innerhalb der ärmeren Schichten der Bevölkerung geboren werden. 
Die Haupturjache aber ift zu erbliden in dem Mangel einer mütter- 
lihen Pflege und in dem Mangel einer Erziehung. Und diefer 
Mangel fteht mit dem Mangel einer Familie in unzertrennbarem 
Bufammenhange. 

Das verwandtichaftliche Verhältnig zur Mutter und zur mütter- 
lihen Familie befeitigt diefen Mangel nur in den wenigiten Fällen. 
Die Bortheile einer Familienerziehung können in der Regel nicht 
gewährt werden durch die Kräfte einer Frau, welcher der Schuß eines 
Mannes nicht zur Seite jteht, zumal wenn diejelbe, wie es fo häufig 
geichieht, ıhres Fehltritts wegen von der eigenen Familie verlaffen 
ift und ſich ganz auf ſich allein angewiejen fieht. Tritt aber felbft 
die Familie der Mutter jorgend ein, jo erjett diefe Sorge dem Kinde 
doc immer noch nicht die elterliche Familie. 

Die Eltern find es allein, deren gemeinjchaftlichen Anftrengungen 
e8 gelingen kann, dem Kinde dasjenige zu gewähren, auf weldes 
jeine Hülfsbedürftigkeit ihm ein natürliches Anrecht giebt. 

Diejer Gedanfengang führt fategorifc zu dem Satze: Der un- 
eheliche Vater ijt verpflichtet, die Mutter zu heirathen. 

VI. 32 
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Denn jo wie die gejellfchaftlichen Einrichtungen einmal liegen, 
kann eine gemeinjchaftliche Erziehung dur die Eltern ausſchließlich 
gewährt werden in einer auf die Ehe gegründeten Yamilie. Die 
gegentheilige Annahme würde, da die gemeinjchaftlihe Erziehung ein 
Zufammenwohnen der Eltern vorausjegt, den Konkubinat der Ehe 
rechtlich gleichjtellen und damit die Ehe vernichten. 

Zu allen Zeiten ift man ſich des ausgejprochenen Satzes bewußt 
gewejen. 

So heißt e8 in Moſes II Kap. 22, 16: 

„Wenn Jemand eine Jungfrau beredet, die noch nicht ver- 
trauet ift, und bejchläft fie, der joll ihr geben ihre Morgen- 
gabe und fie zum Weibe nehmen“. 

Der Inhalt diefer Beftimmung hat Aufnahme gefunden in 
cap. I X de adulteriis et stupro (5, 16). Napoleon äußert fidh bei 
Beratdung des code civil: 

„Si la paternite pouvait être prouvee, il faudrait me&me le 
forcer A Eepouser la mere“ 

Den Gejeßgebern der bibliichen * kanoniſch-rechtlichen Be— 
ſtimmung ſtand allerdings wohl im Vordergrunde der Erwägung 
das Intereſſe der Mutter, und nicht des Kindes; nur ſo erklärt ſich 
auch die Bevorzugung der Jungfrau. 

Obiger Folgeſatz kann nicht zum Geſetz erhoben werden. Die 
erzwungene Ehe wäre faſt ein noch größeres Uebel als dasjenige iſt, 
deſſen Heilung man anſtrebt, ganz abgeſehen davon, daß in dem 
Falle, wo der Vater Ehemann iſt, die Ehe mit der Mutter des 
Kindes ausgejhloffen ift. Die Forderung des Kindes, daß die 
Eltern ji feiner Erziehung wegen heirathen, iſt unerfüllbar gegen- 
über den wirklichen Lebensverhältniffen. Dem befonderen Intereſſe 
des Kindes jtellt ſich unüberwindlich entgegen das allgemeine Inter— 
ejfe an der Unantaftbarfeit des gegenwärtigen Charakter der Ehe. 

Aus dieſen Gegenjägen bieten ſich den Gejegeber nur zwei 
Auswege: 

Entweder: er läßt das Intereſſe des Kindes untergehen 
zu Öunjten dev Ehe. Das ift der altgerinanijche und alt- 
franzöfiiche Standpunft. L’enfant naturel n’a point de famille. 

Oder: es wird der Verſuch gemacht einer Ausgleihung 
der Gegenfäge durch Zugejtändniffe von beiden Geiten. 

Daß für den Gejetgeber der Gegenwart nur nod der legtere 
Leg gangbar ift, kann aus dem Grunde kaum bezweifelt werden, 
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weil es längjt als unfittlich erkannt ift, die Kinder unter dem Fehl- 
tritte der Eltern leiden zu lafjen; für die Aufrechterhaltung der Ehe 
ift e8 aber weder nothwendig noch auch zwedmäßig, daß die Inter— 
ejjen der unehelichen Kinder vollftändig geopfert werden. 

Das Ergebniß diefer Erörterungen erklärt und den Gang der 
geichichtlihen Entwidelung, deſſen allgemeiner ‚Charakter durch ein 
Hin= und Herſchwanken zwiſchen den beiden entgegengejetten Inter— 
ejfenpolen, durch eine Politif der Zugeſtändniſſe gekennzeichnet wird. 
Die Grenze diefer Zugeftändnifje läßt ſich nun im allgemeinen fo 
umſchreiben: 

Das Kind muß auf denjenigen Vortheil verzichten, den allein 
das Zuſammenleben der Eltern gewährt. In der Umkehrung ver— 
pflichtet dieſer Satz die Eltern, dem Kinde alles dasjenige zu ge— 
währen, was ſie ohne Zuſammenleben gewähren können. Den Vater 
nicht minder als die Mutter; denn mit beiden Elterntheilen iſt das 
Kind verwandt. 

Die Bedürfnijje des Kindes umfaſſen die Sorge für die Perfon 
und den Unterhalt. Für den Unterhalt im weiteften Umfange können 
beide Eltern, vielleicht auch deren Verwandte, verantwortlich gemacht 
werden. Auch der Anerkennung erbrehtliher Beziehungen ftehen 
unüberwindliche Hindernifje nicht entgegen. Bei der Erziehung muß 
jedoch eine Wahl getroffen werden, weil eine gemeinſchaftliche Er- 
ziehung ausgejchloffen iſt. Mit Rückſicht darauf, daß die Mutter 
dem Kinde phyſiſch näher fteht als der Vater, erjcheint es gerecht, 
der Mutter das Recht und die Pflicht der Erziehung zu überweifen. 
Den Namen könnte das Kind vom Vater, wenn er nicht jchon ver: 
heirathet ift, ebenfo gut wie von der Mutter empfangen. 

Weiter darf feine Gejetgebung eines Landes gehen, in welchem 
das Zuſammenleben der Gejchlehter auf die Ehe gegründet iſt. Auch 
bei den äußerſten Zugeftändnijjen wird daher immer in einer großen 
Anzahl von Fällen die Möglichkeit beftehen bleiben, daß eine Ver: 
jorgung nicht gewährt wird. In diejen Fällen find die Gemeinde 
oder der Staat verpflichtet einzutreten. Dieſe Hülfe darf nicht allein 
nach dem Geſichtspunkte der Armenunterftügung bemejjen werden; 
fie muß vielmehr auf das Ziel losfteuern, den durch die Geſetzgebung 
nicht zu bejeitigenden Mangel, den Mangel der Erziehung der un— 
ehelichen Kinder, durch geeignete Maßnahmen zu heben oder doc in 
jeinen Folgen zu lindern. — 

Unfer jtillfchweigender Ausgangspunkt war bislang die Thatſache, 
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daß der aufßereheliche Gefchlehtsumgang neben den ehelichen eine 
unabwendbare Nothwendigkeit ift. Es entjteht die Frage, ob es nicht 
gejeßgeberiich möglich ei, den außerehelichen Geſchlechtsumgang jelbit 
einzufchränfen oder in geregeltere Bahnen zu weiſen. Eine er- 
Ihöpfende Erörterung diefer Frage, namentlih des PVerhältnifjes 
unjeres Themas zu der von der Gejetgebung nur zu wenig beadteten 
Proftitution, würde weit über den Rahmen diejer Arbeit hinausgehen. 
Nur in einer Richtung, die einen befonder3 nahen Zuſammenhang 
aufweift mit unjeren Unterfuchungen, fei uns nod eine kurze Bemer- 
fung geitattet. 

Die Statiftit macht wahrfcheinlic, daß der Wegfall der mannig- 
faltigen Schranken, welche vor dem Inkrafttreten der Reichsgewerbe— 
ordnung und des Freizügigkeitsgeſetzes der Eheſchließung entgegen 
jtanden, die Zahl der außerehelichen Geburten jehr weſentlich ver- 
ringert hat. Während innerhalb des jegigen Gebietes des Deutſchen 
Reiches von 1841 bis 1866 der Prozentfag der außerehelichen 
Geburten zwijchen 10 und 12,4 ſchwankt und 1866 nod die Höhe 
von 12,1 behauptet, zeigt jich jeit 1866 eine allmähliche Abnahme. 
Am günftigiten find die Jahre 1875 und 1876 mit nur 8,6 Prozent 
betheiligt; biS zum Jahre 1885 ijt aber das Verhältniß troß des 
dazwiſchen liegenden wirthichaftlichen Nothitandes noch nicht wieder 
über 9,6 Prozent geitiegen. 

Dieje günftige Folge erleichterter Ehefchließung dürfte nur dann 
im vollen Maße der Glüdjeligkeit der Bevölkerung nutzbar jein 
fönnen, wenn gleichzeitig die Scheidung der Ehen erleichtert würde. 
Je leichter die Bedingungen find, unter denen eine Ehe geichloffen 
werden kann, um fo zahlreicher werden die Fülle unüberlegter Ehe- 
ſchließung jein, um jo häufiger wird e8 vorkommen, daß die fittlichen 
Grundlagen, auf denen die Ehe beruht, binnen kurzer Zeit zerftört 
ind. Die engen Grenzen aber, in welche das gemeine proteftantifche 
Eherecht die Möglichkeit der Scheidung gebannt hat — Grenzen, die 
trog der entgegenftehenden Gerichtspraris durh den Entwurf 
wiederum weiter zurüdgelegt find — find unter folhen Umijtänden, 
wie die tägliche Erfahrung lehrt, nur zu leicht geeignet, ehebrecherijche 
Berhältniffe zu begünftigen. Man denke insbejondere an den fo 
vielfad) vorkommenden Fall, in welchem der Ehemann durd; Trunk— 
jucht und dadurch verjchuldete Arbeitslofigkeit feine wirthichaftlichen 
Kräfte vernichtet hat und unbefümmert um das Wohl und Wehe 
jeiner Familie dahinlebt. Hier wird es begreiflich, daß die Frau in 
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ihrem eignen Intereſſe und im Intereſſe ihrer Kinder die Anlehnung 
jucht an fremden Mannesſchutz. Es verdient die jorgfältigfte Er- 
mwägung, ob nicht in ſolchen und Ähnlichen Fällen die Scheidung der 
Ehe gejtattet werden müßte, um dem unjchuldigen Ehegatten den 
Eintritt in gejundere VBerhältniffe zu ermöglichen. Der Geſetzgeber 
würde damit in ähnlicher Weile Intereſſengegenſätze ausgleichen, wie 
wir e3 oben von ihm verlangten. Nur daß die Kinder hierbei erſt 
in zweiter Linie in Frage fümen. Die Wirkung erleichteter Ehe: 
trennung in dem angedeuteten Sinne würde ſich nämlich geltend 
machen in einer Berringerung ehebrecherijcher Berhältniffe. Eine große 
Anzahl Kinder, die jegt geboren werden als erzeugt „ex complexibus 
nefariis“, würden dann als eheliche Kinder zur Welt kommen. 


IV. 

Durch die elementare Thatfadhe der Blutsverwandtſchaft ift die 
Verpflichtung gegeben, daß die Eltern, und namentlich auch der Vater, 
für da8 von ihnen erzeugte uneheliche Kind forgen. Anerfannt tft 
diefe Berpflihtung in den meiften Landestheilen des Deutjchen 
Reiches und in vielen Staaten des Auslandes. Und da wo die Unter: 
haltungspflicht des Baters nicht anerkannt ift, wird die Anerkennung 
durch gewichtige Stimmen der öffentlihen Meinung gefordert. 

Welches find denn nun die Gründe, welche von den Bertretern 
des entgegengejetten Standpunftes angeführt werden? 

Auch bei ihnen befteht darin feine Uneinigfeit, daß der Vater 
eines unehelichen Kindes durch Gefühl und Sitte verpflichtet wird, 
jeine8 Kindes fic anzunehmen. Was man beftreitet, ift nicht ſowohl 
das Dafein diejer Pflicht als vielmehr die Möglichkeit oder Zweck— 
mäßigfeit, dieje Pfliht al3 erzwingbare Rechtsverpflichtung aufzu— 
jtellen. Im Bufammenhang hiermit hat der Streit um den Gegen- 
ſtand unſerer Unterfuchung die von vorn herein jchiefe Form der 
Sragftellung angenommen: „Baterjchaft3flage oder nicht?“ 

Dieſe Fragftellung giebt denjenigen, welcher die Anerfennung 
der Unterhaltungspflicht des unehelichen Vaters als einer Rechts— 
pflicht nicht wollen, einen nicht gerechtfertigten Bortheil. Denn da= 
mit verlegt fi der Schwerpunkt des Streites auf die Prüfung der 
Schwierigkeiten, die mit der prozefjualifchen Geltendmachung jener 
Pflicht verknüpft find. Nur zu leicht vergißt man aber dabei, daß 
die Klage aus einem Rechtsverhältniffe doch nur die Ausnahme 
bildet, man vergißt, daß die Berpflichtung des unehelichen Waters, 
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wenn jie als Rechtspflicht anerkannt ift, in der Regel ſchon ohne 
Klage erfüllt werden wird, und daß jie bei diefer Vorausjegung 
jedenfall3 in weit zahlveicheren Fällen zur Befriedigung gelangt ala 
wenn fie nur als fittlihe Pflicht befteht. Diefe Erwägung dürfte 
geeignet jein, das Gewicht derjenigen Gründe, welche „gegen die 
Vaterſchaftsklage“ ins Treffen geführt find, in erheblichem Grade ab- 
zuſchwächen. 

Weitaus der wichtigſte und ſchwerwiegendſte aller dieſer Gründe 
iſt die Behauptung, daß es ſchwierig, ja unmöglich ſei, Gewißheit 
über die Vaterſchaft zu erlangen. Aus der Vollziehung des Bei— 
ſchlafes mit der Mutter während der Empfängnißzeit folge immer 
nur die Möglichkeit der Vaterſchaft; die Erzeugung felbft ſei eine in 
ein Naturgeheimniß eingehüllte Thatſache. 

Gegenüber der von den Motiven Bd. IV. ©. 868 flg. ge- 
gebenen technifchsjuriftiichen Widerlegung, in der namentlich auch und 
mit Recht auf die freie Beweiswürdigung der C. P. D. Bezug ge- 
nommen wird, fönnen wir uns an diejer Stelle darauf bejchränfen, 
der aufgeftellten Behauptung diejenigen Stützen zu entziehen, die 
mir „die hiftorifchen” nennen möchten. Man hat fich nämlich zum 
Nachweife jener Behauptung auf das römijche Recht und den code 
eivil berufen. Nach beiden Seiten bin fehlt diejer Berufung die 
thatſächliche Grundlage. Ä 

Es ift nicht wahr oder wenigjtens nicht nachweisbar, dab das 
römiſche Recht den unehelihen Kindern allein aus dem Grunde der 
Unbeweisbarfeit der Baterjchaft den Vater gemweigert hat. Vulgo 
quaesiti werden nicht nur diejenigen Kinder genannt, welde den 
Bater nicht nachweiſen Fönnen, fondern auch diejenigen, welche zwar 
dazu in der Lage find, denen es aber nicht erlaubt ift, den nad)» 
gewiejenen Bater als ſolchen anzurufen. Die legtere Gruppe von 
Kindern heißt daneben „spurü*. (fr. 23 D. de stat. homin. 1. 5.) 
Wenn man mit diefer Stelle vergleicht, daß die aus dem Konfubinat 
erzeugten Kinder, nachdem ein ſolch' dauernder Geſchlechtsumgang 
für erlaubt angefehen worden war, in ein verwandtichaftliches Ver: 
hältnig zum Bater eingetreten find, jo wird man ſich dem Eindrud 
nicht verjchliegen E£önnen, daß für den Standpunkt des römischen 
echtes nicht ſowohl die Unmöglichkeit des Beweiſes als vielmehr 
die Unerlaubtheit des außerehelihen Gejchlechtsumganges maßgebend 
gewejen ift. In dem Worte „spurii” (vom griehiichen oxsıoo) ge- 
langt diefer Standpunkt deutlic zum Ausdrude, in dem damit die 
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natürlich Erzeugten bezeichnet werden, denen in dem Augenblide ihrer 
Erzeugung und Geburt die Weihe des Rechtes nicht zur Seite ftand. 

Für die Berfaffer des Code fcheint allerdings die Annahme der 
Unbeweisbarkeit der Baterjchaft den Ausichlag gegeben zu haben. Es 
ift aber daran zu erinnern, was ſchon ©. 450 angedeutet wurde, 
daß diefe Annahme beeinflußt war durch ein Beweisrecht, das 
fi) total geändert hat, Nach dem Zeugnifjfe des Ed. Fuzter-Herman 
a. a. O. ©. 43. jind die Mipftände, welche mit den Baterfchafts- 
klagen vor der Revolution verknüpft waren, nicht zurüdzuführen auf 
das Prinzip der Nahforfhung der Baterfhaft, fondern auf die Art 
und Weije der Beweisführung, welche angeblid in dem Gate gipfelte: 
„Creditur virgini parturienti*. Die Erfahrungen, welche unter der Herr- 
ſchaft eines jolchen Beweisrechtes gemacht worden find, können gegens 
über der freien Beweiswürdigung der C. P. D. nicht verwerthet werden. 

Daß dem Nachweiſe der Vaterſchaft bejondere Schwierigkeiten 
entgegenftehen, fann feinen Augenblid geläugnet werden. Die That: 
jache der Erzeugung ift noch niemals mit den Sinnen wahrgenommen 
worden und wird niemals wahrgenommen werden fünnen. Diefe 
phyſiologiſchen Schwierigkeiten beftehen aber auch in dem Nachweiſe 
der. ehelichen Vaterſchaft (vergl. Bernhöft, Zeitichr. für vergl. R. W. 
Bd. IV. ©. 228) und werden hier den Kindern gegenüber feines- 
wegd, wie Braun a. a. DO. ©. 9. behauptet, durch den unter den 
Eltern gejchlofjenen Ehevertrag befeitigt. Wo giebt e3 denn aber 
‚überhaupt für den Richter abjolute Gewißheit? Warum foll zum 
Nachtheil der umehelichen Kinder das Syſtem der Schlußfolgerungen 
ausgejchloffen jein, das doc ſonſt überall mit jo großer Freiheit ge- 
übt wird? Mit demfelben Rechte könnte man für die Straflofigfeit 
des Meineides eintreten. Das Bemwußtjein, welches der Schwörende 
bei Ableiftung des Eides gehabt Hat, ift eine in der Seele des 
Schwörenden verborgene und demnad für jeden Dritten gleichfalls 
eine „in ein Naturgeheimniß“ gehüllte Thatjache. 

Was die jonjtigen Gegengründe anbetrifft, jo Eönnen dem Entwurf 
alle diejenigen Gründe nicht entgegengefegt werden, nad welchen durd) 
die Anerkennung der unehelichen VBaterjchaft für die Frauensperjonen 
eine Beranlaffung geboten fein joll, aus dem außerehelichen Ge- 
ſchlechtsumgange eine Duelle des Erwerbes zu machen. Die Zuflüffe 
zu diefer Duelle find durch die exceptio plurium concumbentium ver- 
jtopft jowie durch den Umftand, daß der Anfprucd gegen den Vater 
dem durch einen Bormund vertretenen Kinde überwieſen ift. 
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Kein Gehör verdient ferner der Einwand, daß das Glück und 
der Frieden vieler Familien dur die Zulafjung der Vaterſchaftsklage 
untergraben und daß unter Berufung auf die Unterhaltungspflicht 
eine Menge von Erprejjungen und Betrügereien verübt werden 
würden. Denn ebenderjelbe Erfolg kann, wie Ihering auf dem driten 
Auriftentage (vergl. Bd. IT ©. 265 flg., insbeſ. ©. 267) über- 
zeugend ausgeführt hat, durch Drohungen und Anzeigen aud in 
demjenigen alle erreicht werden, in welchem eine Vaterſchaftsklage 
nicht angeftellt werden kann. Ueberdies ftehen doch den Intereſſen 
der ehelichen Familie nun einmal die Intereſſen der unehelichen 
Kinder gegenüber, Und die Waage finkt zu Gunften der Leteren, 
wenn man die einfache Thatjache bedenkt, daß ihre Bedürfniffe auf 
Nahrung und Wohnung ftet3 diefelben find, gleichviel ob ihr Bater 
verheirathet ijt oder nicht. Wer Skandal und Familiengeſchichten 
fürchtet, der übe Enthaltfamkeit. Die Ehemänner der Berantiwortung 
entziehen bieße eine Prämie auf den Ehebruch ſetzen. Unbewieſen 
ift endlicd) die Behauptung, daß der uneheliche Bater durd Religion 
und Sitte gedrängt feine Pflichten vollftändiger und beffer erfüllen 
würde al3 wenn er unter dem Drude einer Zwangspflicht handele. 
In Brankreid werden nad Ed. Fuzier- Herman a. a. D. ©. 29 
nur ein Fünfzehntel aller unehelichen Kinder von ihren Vätern frei- 
willig anerkannt. 

Nur ein Bedenken bleibt jetzt noch eingehender zu prüfen, welches 
dadurch bejonders ins Gewicht fällt, daß es den Zahlen amtlicher 
Statiftit entnommen ift. Man jagt, daß die rechtliche Anerkennung 
der unehelihen Vaterſchaft als einer Zwangspflicht eine allgemeine 
Vermehrung der außerehelichen Geburten verurjadhe, und pflegt ſich 
wohl zur Erklärung diejer angeblich feſtſtehenden Thatſache darauf zu 
berufen, daß die Wideritandsfähigfeit der Frauensperjonen geſchwächt 
werde, wenn diejelben der künftigen Sorge für das Kind fid) über- 
hoben wüßten. 

Dieje Erklärung Elingt jehr unmwahrfceinlid. Denn einerfeits 
bleiben ja doc auch da, wo die Vaterſchaft anerkannt ift, die Frauens- 
perjonen, wenn aucd hinter den Männern, für den Unterhalt der 
Kinder verhaftet und haben die Laft der Erziehung. Auf der anderen 
Seite aber: Wer bürgt denn dafür, daß nicht im entjprechenden Maße 
die Angriffsluft der Männer gefteigert werde, wenn diejelben durch 
den Schild der wirthichaftlichen Unverantwortlichkeit gededt find? 

Thatſächlich richtig ift, daß in Frankreich weniger uneheliche 
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Kinder geboren werden al3 im Deutjchen Reiche. Unter 100 Lebendig— 
geborenen waren beijpielöweije uneheliche Kinder: Ä 
1881 1882 1883 1884 1885 1886 
in Deutihland ds 83 83 9ı 99% 
in Frankreich Tı 78 % MA IT 78% 

Thatjählich richtig tft auch, daß die deutſchen Nechtsgebiete des 
Code jowie des Großherzogthums Heffen an den unehelichen Geburten 
weniger betheiligt find als in dem Durchjchnitt des Deutjchen Reiches. 
So bewegt jih in dem Zeitraum 1877—1886 der Prozentfaß der 
unehelihen Kinder in der preußiichen Aheinprovinz zwijchen 3,06 und 
3,47, in dem Großherzogtum Heſſen zwiſchen 5,66 und 6,21, in der 
bayerijchen Aheinpfalz und Eljaß-Lothringen zwijchen 6,24 und 7,32, 
während die Durcjchnittäziffer in Deutjchland während defjelben 
Zeitraums zwiſchen 8,7 und 9,5 % liegt.:) 

Das Gewicht diejes günftigen Prozentfages wird auch dadurd 
nicht gemindert, daß man das Berhältnig aller gebärfähigen Frauen 
zu den unverheiratheten rauen heranzieht. Im Jahre 1880 waren 
durchfchnittlich im Deutfchen Reiche von 100 gebärfähigen Frauen 
unverheirathet 39,3, in der bayerijchen Aheinpfalz 35,2, im Groß- 
herzogthum Heljen 374, in der preußifchen Aheinprovinz aber 42,3 
und in Eljaß-Lothringen jogar 43,3 %. 

Bon dieſen feitjtehenden Thatſachen aber bis zu der Annahme 
eines Bufammenhanges mit dem Berbote der Nahforihung der un- 
ehelichen Baterjchaft ift noch ein weiter und jehr gewagter Sprung. 

Diefen Sprung zu madhen, daran hindert uns diejelbe Lehr- 
meifterin, die Statiſtik, indem fie uns eine ganze Reihe anderer 
Thatjahen vorführt, die den unterftellten Zuſammenhang durd- 
brechen. 

Zunächſt iſt zu beachten der Unterſchied zwiſchen der preußiſchen 
Rheinprovinz einer- und der bayeriſchen Rheinpfalz und Elſaß— 
Lothringen andrerſeits. Der hohe Durchſchnitt in Deutſchland wird 
hauptſächlich verurſacht durch Bayern rechts des Rheins — mit 13,88 
bis 15,13 % unehelicher Kinder in den Jahren 1877—1886 — und 
Berlin — mit 13,35—13,85 % unehelicher Kinder in dem bezeichneten 
Beitraume —. Ebenſo günftig oder günftiger gar als die bayerifche 
Rheinpfalz und Eljaß-Lothringen find dagegen eine größere Zahl von 





5) Wenn dieje Ziffer mit der oben Frankreich gegenüber zum Bergleid; ge: 
jtellten Ziffer nicht genau jtimmt, fo hängt das damit zufammen, daß in der jett 
angewandten Ziffer die Todtgeborenen mitgerechnet find. 
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Ländern betheiligt, in denen die Haftung des unehelichen Vaters an- 
erkannt ift, jo in den Jahren 1877—1886 Poſen mit 6,32—7,18 %, 
Regierungsbezirk Oppeln mit 5,985—6,68 %, ferner die Provinz Han- 
nover ohne Hildesheim, die Regierungsbezirfe Minden und Münjter, 
jodann Oldenburg, Bremen, Heffen-Naffau, Waldeck und die beiden 
Lippe mit 5,14—6,21% unehelicher Kinder. 

Auffallend ift weiterhin, daß innerhalb deſſelben Rechtsgebietes, 
ja derjelben Provinz, die erheblichſten Schwankungen fich zeigen. In 
diefer Beziehung ſei nur erwähnt, daß die Provinz Hannover ohne 
Hildesheim mit 5,14 —5,69 % betheiligt ift, während der Regierungs— 
bezirt Hildesheim allein 8,92 —9,69 % aufweilt; in der Provinz 
Sclefien find die Megierungsbezirfe Liegnit und Breslau mit 
11,80— 13,67 %, der Regierungsbezirk Oppeln dagegen nur mit 5,98 
bis 6,86% notirt. Dieje Angaben beziehen fich ftetS auf den Zeit- 
raum 1877 — 1886. 

Endlich aber wäre zu erwarten, wenn die niedrige uneheliche 
Fruchtbarkeit einen Schluß zulaffen joll auf den Sittenzuftand eines 
Landes, daß die ehelihe Fruchtbarkeit im umgekehrten Berhältnifje 
fteigen würde, Würde nämlich der Grad unehelicher Fruchtbarkeit 
dem Grade der ehelichen Fruchtbarkeit entiprechen, jo müßte noth- 
gedrungen dieje Erfcheinung auf ein und diejelbe Urſache zurüdgeführt 
werden, und zwar auf eine jolche Urſache, die nur mit Umftänden 
allgemeiner Natur in Berbindung ftehen Eönnte®). Jene Erwartung 
wird nun allerdings bejtätigt durch die preußiiche Aheinprovinz, mo 
die eheliche Fruchtbarkeit über den Durchichnitt des deutjchen Reiches 
hinausgeht, trifft dagegen ſchon nicht mehr zu in der bayerijchen 
Rheinpfalz und in Eljaß-Lothringen und wird vollftändig getäufcht 
in Frankreich. Auf eine Ehe Eommen Kinder: 

1881 1882 1883 1884 1885 1886 
in Deutihland 47 As Ab 45 44 44% 
in Frankreich 3,3 338 32 832 3.2 3,1% 

Die Fruchtbarkeit innerhalb der Ehe und außerhalb derjelben 
it aljo in annähernd demjelben Berhältniffe in Deutichland eine 
größere als in Frankreich. 

Wir haben hier nicht zu unterjuchen, in melden Umftänden die 
allgemeine Urjahe der geringeren Fruchtbarkeit Frankreichs zu er- 





% Vol. auh Wappäns, Allgemeine Bevölferungsitatiftif, Zweiter Theil 
©. 385 ffg., inöbejondere ©. 396. und 397. 
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bliden ift. Die Anfichten bedeutender Aerzte und Moralftatiftifer 
machen es wahrſcheinlich, daß der präventive gejchlechtlihe Verkehr in 
Frankreich im Vergleiche zu Deutjchland bevorzugt wird. 

Nach diefen Ausführungen Halten wir freilid für nachgemwiejen, 
daß Frankreich und die deutfchen Rechtsgebiete de3 Code in einem 
befonder3 günftigen Berhältnifje an dem Prozentjage der außer: 
ehelichen Geburten betheiligt find. ALS nicht nachgewiejen erjcheint 
dagegen der urſächliche Zufammenhang zwijchen jenem Berhältnifje 
und dem Berbote der Nachforſchung der Baterjchaft, diejes jelbit 
dann nicht, wenn die jtatijtiichen Gegengründe zur Widerlegung 
ungeeignet jein jollten. 

Bei der wenig glaublihen Art, in welder, wie oben bemerft, 
jener Zujammenhang erklärt wird, müßte doch immer noch die Mög: 
lichfeit berüdfichtigt bleiben, daß es ganz andere Faktoren als ein 
Geſetz wie der Art. 340 des Code find, welche in bejtimmten Gegenden 
regelmäßig den verhältnigmäßig niedrigen Stand der unehelichen 
Fruchtbarkeit bewirken. 


V. 


Wenn wir nunmehr die Frage ſtellen: 

„Sind die Beſtimmungen des Entwurfs über die Unter— 

haltungspflicht des unehelichen Vaters zu billigen?“ 
ſo muß dieſe Frage in der Hauptſache bejaht werden. Es iſt zu 
billigen, daß der Entwurf die Unterhaltungspflicht des unehelichen 
Vaters als erzwingbare Rechtsverpflichtung aufgeſtellt hat. Auch in 
der Richtung können wir nur zuſtimmen, daß die exceptio plurium 
coneumbentium aufgenommen ift. Ein Gejeß, welches die wirkliche 
Baterihaft zur Grundlage feiner Beftimmungen erhebt, darf nicht 
fi) begnügen mit einem NRechtsjage, nad) welchem Jeder, der mit 
der Mutter während der Empfängnißzeit den Beiſchlaf vollzogen hat, 
al Bater herangezogen werden Fann. Die exceptio plur. conc. be- 
deutet zunächft nichts weiter al$ für den Fall, daß Mehrere mit der 
Mutter des Kindes während der Empfängnißzeit gejchlechtlich verkehrt 
haben, den Ausjchluß der Bermuthung eines Zufammenhanges zwijchen 
der Geburt des Kindes und irgend einem der vollzogenen Beijchlafs- 
afte, und ift in diefem Umfange eine unabweisbare Forderung der 
Gerechtigkeit. Die weitere Ausdehnung dagegen, nad welcher der 
exceptio plur. conc. gegenüber jeder Gegenbeweis abgejchnitten fein 
foll, ift nur bedingt richtig, dürfte ſich indeſſen rechtfertigen aus der 


praftiichen Erwägung, daß, wenn einmal Mehrere während der 
Empfängnißzeit ‚mit der Mutter geichlechtlic verfehrt haben, in den 
jeltenften Fällen eine abjolute Gewißheit über den wahren Vater zu 
gewinnen ift. 

Die Aufnahme der exceptio plur. conc. entſpricht, wie wir 
glauben, der allgemeinen Rechtsüberzeugung: fie it befürwortet worden 
durch den vierten Deutſchen Juriſtentag und, wie wir nachträglich 
hervorheben wollen, auch durch den internationalen Kongreß de la 
protection de l’enfance if Jahre 1883. Gelbft in einem Lande wie 
Hannover, in welchem ſtets die gemeinrechtliche Haftung in Anwen— 
dung gewejen it, wird es von den Parteien noch heute vielfacd, nicht 
verftanden, daß die durchichlagende Berufung auf jene Einrede aus: 
geichlojjen fein ſoll.) 

Allerdings hat ja die bezeichnete Einrede die Folge, daß eine 
verhältnigmäßig größere Anzahl unehelicher Kinder ohne Ernährer 
it und daß hierdurch die Armenlaft nicht unerheblich gejteigert werden 
wird. Erſcheint es gerecht, daß diefe vermehrte Armenlaft auf ſämmt— 
liche Mitglieder der Gemeinde gleihmäßig vertheilt wird? Es Liegt 
der Gedanke nahe, wenn der Vater nicht zu ermitteln iſt, vor der In— 
anjpruchnahme des Gemeindefädels zunächſt noc alle diejenigen heran- 
zuziehen, welche während der Empfängnißzeit zu der Mutter in ges 
Schlechtliher Beziehung geftanden Haben, jegt aber nicht aus dem 
Grunde der Vaterſchaft, jondern vielleicht deßhalb, weil fie alle ge- 
meinjchaftlich mit der Mutter es verfchuldet oder doch wenigſtens 
veranlaßt haben, daß der Perjonenftand des Kindes, fein Verhältniß 
zu einem Vater, verdunfelt worden ift. Allein ganz abgejehen von 
den theoretischen Zweifeln, welche dieſer Konftruftion entgegenftehen, 
dürften die praftiichen Mißſtände, die mit einer jolchen Haftung ver- 
bunden wären, jo groß fein, daß wir nicht den Muth haben, der 
gejetgeberifchen Ausgejtaltung jenes Gedanfens das Wort zu reden. 

Die Ausftellungen, die wir zu machen haben, find untergeordneter 
Art und beziehen fih auf folgende Punkte: 

1. „Statt der Berpflichtung des Vaters eines unehelichen Kindes 
auf den nothdürftigen Unterhalt und ftatt feiner prin- 


) Die hiefigen Stollegen, denen ich über das vorftehende Gutachten in einer 
Berfammlung des bannoverjchen Anwaltsvereins Bericht erjtattet habe, find in 
der überwiegenden Majorität für die exceptio plur. cone. in der Ausdehnung des 
Entwurfs. 


zipalen Berpflichtung ift nad) unferem Dafürhalten allgemein 
die Verpflihtung zum ftandesgemäßen Unterhalte aufzu- 
ftellen; und der Bater ift nur zu verpflichten, gemein- 
ſchaftlich mit der Mutter und den mütterlihen Verwandten 
den Unterhalt zu gewähren.” 

Was da8 Maß des Unterhaltes anbetrifft, jo liegt fein Grund 
vor, in diejer Beziehung einen Unterjchied zu machen zwiſchen ehelichen 
und unehelihen Kindern. Die exceptio plur. cone. fügt gegen 
ungerechte Anſprüche. Derjenige aber, der, jei es durd) Anerkenntniß, 
jei es durch Urtheil, einmal als wahrer Vater ermittelt ift, follte in 
Einklang mit dem Beftehen eines folchen verwandtichaftlichen Ver— 
hältnifjes verpflichtet werden, in einem dem Stande des Kindes ent» 
Iprechenden Mate zum Unterhalte dejjelben beizutragen. Der Be: 
ftimmung des jtandesgemäßen Unterhaltes würden um jo weniger 
Bedenken entgegenftehen, wenn der Bater nur verpflichtet würde, 
gemeinschaftlich mit der Mutter und den mütterlichen Verwandten 
für das Kind zu forgen. Die prinzipale Haftung des Vaters halten 
wir für unbillig ſelbſt bei Beſchränkung derjelben auf den noth— 
dürftigen Unterhalt. Denn jelbit dann ijt es faum zu bezweifeln, 
daß ſich diefe Haftung im praftiichen Ergebniffe wenigjtens umſetzen 
würde in eine Alleinhaftung. 

2. „Der $ 749 Abi. 4 der Reichscivilprozekordnung ift nad) 
unjerem Dafürhalten zu Gunften der unehelichen Kinder 
auszudehnen.” | 

Das heißt: Wie die Pfändung der im $ 749 Abſ. 2 und 3 
E. P. D. aufgeführten Forderungen ohne Rüdfiht auf den Betrag 
zuläjfig ift, wenn fie zur Befriedigung der Ehefrau und der ehelichen 
Kinder des Schuldners wegen ſolcher Alimente beantragt wird, welche 
für die Zeit nad) Erhebung der Klage und für das dieſem Zeitpunfte 
vorausgehende legte Vierteljahr zu entrichten jind, jo jollte in dem: 
jelben Umfange auc die Pfändung zuläffig fein, wenn fie erfolgt 
zu Gunften der unehelichen Kinder. 

Der Grund ift derfelbe wie zu 1. Der aus dem verwandjcaft- 
lichen Berhältniffe fich ergebenden Folge können irgendwelche beach— 
tungswerthe Erwägungen, wie wir glauben, nicht entgegengejtellt 
werden. Daneben wäre aber zu bedenfen, daß das Gefühl der 
fittlihen Berantwortlichkeit gegenüber den Folgen des außerehelichen 
Geſchlechtsumganges durch die erweiterte Zuläffigfeit der Pfändung 
in einjchneidender Weile geitärkt werden würde. 
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3. „Der Abſatz 2 des 8 1576 des Entwurfs — nämlich die 
Bezugnahme auf entjprehende Anwendung des $ 1495 — 
ift zu ftreichen.” 

Nach 8 1576 Abf. 1 it mit Genehmigung de3 Vormundſchafts— 
gericht ein Vertrag, insbeſondere ein Vergleich, zuläffig über die 
Unterhaltungsverpflihtung für die Zukunft. Der Sinn diejer Be— 
ftimmung ift doc Fein anderer als der, daß die Verpflichtung des 
unehelihen Vaters zu einer terminlichen Geldrente durch Vereinbarung 
einer einmaligen Abfindungsfumme für alle Zeiten abgelöft und daß 
diefe Summe im Voraus geleiftet werden kann. 

Nun beftimmt aber der $ 1495 in jeinem erften Abſatze, daß 
auf den Unterhaltungsaniprud für die Zukunft nicht verzichtet werden 
fann. Abſ. 2 8 1495 genehmigt die Vorausleijtung jeitens des Ver— 
pflichteten nur in joweit, als derjelbe gefeglich dazu verpflichtet 
war, und, wenn er die Friſt für die Vorauszahlung zu beftimmen 
hatte, in joweit die Voraugleiftung für eine angemefjene Friſt be- 
wirkt ilt. 

In welcher Richtung nun der zweite Abjat des 8 1495 auf 
$ 1576 Anwendung finden joll, ift vollftändig unverftändlid. 

Der erſte Abja des angezogenen Paragraphen würde allenfalls 
in dem Sinne entjprechend angewandt werden können, daß ein jchlecht- 
binniger Berziht für die Zukunft, d. i. ohne Gegenleiftung, für un- 
zuläjjig erklärt werden joll. Allein liegt denn das nicht ſchon zur 
Genüge in den Worten „Ein Vertrag, insbeſondere ein Ver— 
gleich” ꝛc.? Würden fid) nicht der Bormund und der Richter mit 
dem eigenen Vermögen verantivortlich machen, wenn fie e8 verfäumten, 
dem Berzichte gegenüber eine Abfindungsfumme auszubedingen? 
Würde ein jolher Vertrag nicht geradezu ſchon „als gegen die guten 
Eitten verjtoßend” nad) $ 344 des Entwurfs nichtig fein? 

Die zu ftreichende Bezugnahme auf 8 1495 ift unklar und würde 
in der Anwendung nur zu Zweifeln führen. 

Wir fallen das Ergebniß unjerer Erörterungen dahin zufammen: 

Die Recdtsftellung der unehelichen Kinder, ſchon eingeengt durd 
die praftiichen Widerftände technijch=juriftiicher Art, iſt innerlich jo 
nah verknüpft mit den unentbehrlichiten Grundlagen der gegen: 
wärtigen Gejellichaftsordnung, daß eine die Intereſſen aller Be— 
theiligten befriedigende Negelung dem Geſetzgeber unlösbare Schwierig: 
keiten bereitet. Was man den unehelichen Stindern giebt, nimmt 
man der Ehe. Die gejegliche Hegelung wird, wenn man nicht jene 
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Grundlagen jelbjt erjchüttern will, immer ein Brudftüd bleiben. 
Ein kräftiges ergänzendes Eintreten der öffentlich-rechtlichen Verbände 
ift eine unabweisbare praktiſche und fittlihe Nothwendigkeit zugleich. 

Indem der Entwurf unter Ablehnung des Art. 340 des code 
eivil die Unterhaltungspflicht des unehelichen Waters als erzmingbare 
Rechtsverpflichtung aufftellt, giebt er den Forderungen, welche im 
Namen der hülfsbedürftigen Kinder an den Gejeggeber gejtellt werden, 
nad und eignet ji das Prinzip der Entwidlung an, welches den 
geltenden Rechtszuftand in den meiſten Gebietstheilen des Deutſchen 
Reiches heraufgeführt hat. Gewiß läßt ſich darüber ftreiten, ob nicht 
in der einen oder anderen Richtung eine jchärfere Verantwortlichkeit 
des unehelichen Vaters oder derjenigen, die mit der Mutter während 
der Empfängnißzeit geichlechtlich verkehrt haben, begehrt werden 
fönnte. Das Zeugniß ift aber dem Entwurf nicht zu verjagen, daß 
er in den Borjchlägen, die er macht, im allgemeinen die Grenzen 
des Erreichbaren richtig inne gehalten, und vielleicht in mweifer Selbft- 
beſcheidung nur die unbedingt guten Beftandtheile des geltenden 
Rechtes jeinen Beftimmungen eingefügt hat. 

Die der Kommiſſion anvertraute Aufgabe, ein Recht zu fegen, 
das für das ganze Deutjche Reich die fünftige Norm bilden fol, kann 
nur gelöft werden unter umjichtiger Ausgleichung der partikulariftijchen 
Gegenjäge und unter Vermeidung aller |prunghaften Neuerungen. 
In dem Mechtsinftitute der Unterhaltungspflict des unehelichen 
Vaters find ſich die Berfaffer des Entwurfs diefer Rihtihnur voll 
und ganz bewußt gewejen. 
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Errichtung lestwilliger Verfügungen und Ver: 
fügungen von Todeswegen durch Vertrag. 
Bon Rechtsanwalt £, Advokat Dr, Fr. Stein in Schweinfurt. 


I. Erridtung legtwilliger Verfügungen. 
(88 1911—1939 des Entwurfs.) 


Die Formen der Erbeinjegung und der legtwilligen Verfügungen 
ohne Erbeinfegung leiden im gemeinen Rechte an einer übergroßen 
Mannicdjfaltigkeit. Schon im älteren römijchen Rechte waren neben 
die ceivilrechtlichen Zeftamentsformen jene des prätorifchen Rechtes 
getreten und in dem Juſtinianiſchen Recht macht fich die Unterjcheidung 
des Öffentlihen Teſtamentes und des Privatteſtamentes bejonders 
geltend. Dazu kamen für einzelne Lagen oder Stände noch ftatt der 
regelmäßigen Erfordernifje des Teſtamentes, andere finguläre Be— 
ftimmungen, die bald vermehrte, bald verminderte, bald veränderte 
Solennitäten vorjchrieben. Für legtwillige Verfügung ohne Erbein- 
jegung wurde das Godicill vom Teſtamente noch bejonders unter: 
jchieden. Die reciprofen und correjpektiven Teſtamente näherten 
fi) in mander Beziehung dem Erbvertrage, den man bei der Re— 
ception des römiſchen Nechtes in Deutjchland vorfand. Derſelbe 
wurde unter den römischen Rechtsanſchauungen vielfach modificirt 
und erſchien zulett lediglicd; al3 eine bejondere Art der Berfügungen 
von Zodeswegen mit Bejeitigung jedes ihn dem Familienrechte oder 
den VBermögensübergaben zuweiſenden älteren Erfordernijjes. 

So iſt auch die Syftematif und Terminologie des Entwurfes 
dahin geftaltet, daß Verfügungen von Todeswegen den generellen 
Begriff bilden, in welchem fich die vorzugsweiſe jo benannten „left: 
willigen Berfügungen”, wofür auch „Zejtamente” gejagt wird, als 





471 


„einfeitige widerruflihe” Berfügungen fcheiden von den Berfügungen 
von Todeswegen „durch Bertrag”. Nachdem das mechjeljeitige 
Zejtament in $ 1913 verboten ift, eine jede Unmiderruflichkeit der 
„legtwilligen Verfügung” alfo bejeitigt ift, während fie beim Erbver— 
trag bejteht, jo iſt dies auch in der That ein ducchgreifendes Kriterium 
geworden. 

Was nun die Formen betrifft, in denen die legtwillige Verfügung, 
die einfeitige twiderrufliche Verfügung von Todeswegen, mit oder ohne 
Erbeinjegung errichtet werden Fann, jo hat der Entwurf mit vollftem 
Rechte mit dem gemeinrechtlichen UeberreihthHum an Xeftaments- 
formen gründlid aufgeräumt. Der Entwurf fennt nur zmei Arten 
von Teſtamenten: 

a) das ordentliche Tejtament, 

b) das Nothteftament, da3 in Nothlagen zugelaffen ift und 

Geltung nur behält, jofern es nicht nad) einer gegebenen 
Friſt in ein ordentliches Tejtament umgewandelt werden fann. 

a) Das ordentliche Teftament ift einzig und allein vor einem 
Beamten der jogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit — Richter oder 
Notar — zu errichten. Es iſt aljo jtet3 ein Öffentlihes Teftament. 
In Deutjchland wäre die fernere Zulafjung des Privatteftamentes 
außer den Fällen des Nothteftamentes nad) den bei uns beftehenden 
Berfaflungszuftänden augenscheinlich überflüjfig und ſelbſt ſchädlich, 
da jte der Einfachheit und Gemißheit de3 Weges, den jeder zur 
Zeftamentserrihtung einzufchlagen hat, unnöthiger Weife Eintrag 
thun würde. In anderen Verfafjungszuftänden mochte oder mag die 
Errichtung eines öffentlichen Teftamentes ſchwieriger fein, allein bei 
unfern täglih und in kleinen Sprengeln amtirenden Richtern der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und Notaren ift diefer Weg fo leicht und 
jederzeit zu betreten, daß fein Bedürfniß befteht, einen zweiten Weg 
zur fteten freien Wahl für den Teftirer zu eröffnen. Es jcheint mir 
Jogar im Intereſſe des Teſtirers jelbft gelegen zu fein, ihn nicht in 
die Verſuchung zu führen, einen anderen Weg zu wählen. Denn 
der Mangel an Bertrautheit mit den formellen Borfchriften und den 
materiellen Erfordernifjen bei dem Privatteftamente vor Zeugen läßt 
leicht Mißgriffe begehen, welche die Abjicht des Teſtators vereiteln. 
Auch beim holographiichen Tejtamente find Verfehlungen gegen Forde- 
rungen des Rechtes nicht ausgejchloffen, ein Hauptgrund gegen dejjen 
Aufnahme ift aber, wie die Motive des Entwurfes mit Hecht hervor: 


heben, die Unficherheit, ob daſſelbe mehr als ein bloßer Entwurf 
VI. 33 
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war, jo lange es der Autor nicht aus ſeinem Gewahrſam gelaſſen 
und dem Richter oder Notar mit der Erklärung, daß dies ſein letzter 
Wille ſei, übergeben hat. Dieſer letztere Akt dient dem Schreiber 
des Teſtamentes ſelber zur Sicherheit vor Mißdeutung und man 
kann ihm dies ſowohl in feinem, als auch im-allgemeinen Intereſſe 
zumuthen. Sein Geheimniß wird dabei hinlänglich gewahrt und 
der Entwurf trägt dieſem Bedürfniſſe hinreichend Rechnung durch 
die Zulaſſung der öffentlichen Teſtamentserrichtung nicht bloß durch 
mündliche Erklärung des Inhaltes des letzten Willens, ſondern auch 
mittelſt Uebergabe einer ſelbſt verſchloſſenen Skriptur zu Protokoll 
des Richters, oder Notars mit der Bezeichnung als letzten Willens. 

Es erſcheint mir daher als durchaus zweckmäßig und zu billigen, 
daß der Entwurf eine andere Form der Errichtung letztwilliger Ver— 
fügungen nur da zuläßt, wo die Errichtung vor dem Richter der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder einem Notar — beide müßten im 
ganzen Reiche dazu gleichmäßig nad) der Wahl des Teſtators be— 
rechtigt ſein — nad) der obwaltenden bejonderen Sadjlage zur Un- 
möglichkeit geworden tft, jo daß alſo nur um eines Nothfalles willen 
eine andere Form, ein Nothteſtament, zugelafjen wird. 

b) Das Nothtejtament iſt in fo*völligem Maße bloß aushülfs- 
weiſe zuläffig und wirkſam, daß nicht nur bei feiner Errichtung die 
Nothlage beftanden haben muß, jondern auc nach deren Wegfall e8 
jeine Wirkjomkeit verliert, jofern der Teſtator den Wegfall und eine 
gejeglich beitimmte Nachfrift überlebt hat. Will er den Inhalt feines 
Nothteftamentes dann noch in Geltung erhalten, jo muß er daſſelbe 
durch ein ihm nun möglich gewwordenes ordentliches Teftament erjegen. 
Diefer Grundfag findet ſich jchen im Code eivil und auch im deutjchen 
Neihsrechte bei dem Militärteftament nach $ 44 des Reichs-Militär— 
gejeges von 1874. Ich vermag es nicht zu billigen, daß der Ent: 
wurf in feinem Texte des Militärteftamentes feine Erwähnung thut, 
fondern nur in einer Note und in den Motiven unter Berweilung, 
auf das Einführungsgefeg. Auch ift die Verfchiedenheit dev Stellung 
der Zeugen nach $ 44 des NR. Mil. Geſ. und im Falle des $ 1927 
des Entwurfes ftörend. Das Milttärteftament hat auch in anderer. 
bürgerlichen Gejegbücern feinen Plat gefunden, wie im Code civil 
Art. 981—984, und der Umstand, daß es bei ung bereits durch eir: 
Spezialgefeß geregelt ift, rechtfertigt doc kaum jein Uebergehen im: 
Geſetzbuche, in deſſen Syitem es eine Rüde liege. Mindeftens konnte 
gefagt werden: „In Striegszeiten oder während eines Belagerungs: 
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zuftandes fönnen die zum aktiven Heere gehörenden und die font 
den Militärgejegen unterworfenen Perſonen legtwillige Verfügungen 
nach den im ReichSmilitärgefege bejtimmten Formen mit einer nad) 
den daſelbſt gegebenen Beitimmungen begrenzten Gültigkeit errichten.” 

An Nothteftamenten Eennt der Entwurf das Teftament vor dem 
Gemeindevoriteher ($ 1925), das Teftament der Abgefiperrten (1927), 
der Geereijenden (1929, bezüglich der Faiferlihen Marine wird nichts 
im Geſetzbuche jelbit gejagt, jondern dafjelbe meine Erachtens ohne 
Noth bloß in das Einführungsgejeß verwieſen), der Gejandtichaften 
und Berufsfonjulate (1931). Es find die Formen für jedes diejer 
Zejtamente unter einander und mit dem Meilitärteftamente nicht 
völlig gleich und es mag nicht geleugnet werden, daß das praktiſche 
Bedürfniß für jeden diefer Fälle Modifikationen empfehlen mochte. 
Ein abjolutes Gleihmachen ift auch gerade nicht zu wünjchen, dod) 
liege ſich für gleichartige Fälle immerhin größere Uebereinjtimmung 
erzielen. 

Bei dem Teftamente vor dem Gemeindevorſteher vertritt der 
Gemeindevorjteher im Grunde nur die Stelle des nicht zur Hand 
jeienden Notar, und im Uebrigen wird gerade jo verfahren, wie 
vor dem Notare nad) $ 1915 Abi. 2 und 3 bi 1923 des Entwurfes, 
auch $ 1932 bezieht ſich darauf ebenjo wie auf das notarielle Teſta— 
ment. Es dürfte nur fchon reichögefeglic zu beftimmen fein, dat 
von Gemeindevorjteher als Stellvertreter des Notar oder Richter: 
beamten das von ihm errichtete Tejtament fofort in den Verwahr 
eines Nichterd oder Notars nad) bejonderer landesgejeglicher Bor- 
Ihrift zu bringen wäre. 

Daß das Perjonal der Gejandtichaften und Berufskonfulate im 
Auslande ein holographiiches Tejtament ihrem Borgejegten, dem 
Reichskanzler, mit einem ebenfalls holographifchen Annahmegejuche 
überjenden dürfe, ift der Bejonderheit des Falles wohl angepaßt. 

Das Militärteftament, das Seetejtament und das Nothteftament 
Abgejverrter find einander in den dabei obwaltenden Berhältniffen 
jo ähnlich, daß eine Uebereinſtimmung der dabei zu wählenden Formen 
nicht unmöglich wäre und mir auch wünjchenswerth jcheint. Dies 
fönnte gejchehen etwa im Anjchluffe an die Formen des $ 44 des 
Reich3militärgefeges von 1874, ſonach als holographiiches Tejtament 
oder al3 von Tejtator und zwei Beweiszeugen unterjchriebenes Teſta— 
ment oder endlich al3 ein vom Tejtator vor einer chargirten Perjon 
Auditeur, Offizier, SchiffSoffizier, vom Gemeindevorjtand autorifirter 
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Funktionär, Arzt, Geiftliher) und zwei Beweiszeugen mündlich er: 
Elärtes, in ein vom Ghargirten und den Zeugen unterzeichnetes 
Protokoll redigirtes und vorgelefenes Teftament. Ob für das holo- 
graphiiche Teftament nicht noch deſſen fofortige Abjendung an die 
vorgejegte Militärbehörde und im Falle des $ 1927 an den Beamten 
freiwilliger Gerichtsbarkeit oder den Gemeindevorfteher vorzufchreiben 
wäre, und ob im alle des $ 1927 in Ermangelung eines gemeind- 
lichen Funktionärs oder Arztes oder Geiftlihen die Zuziehung dreier 
(Inſtruments-) Zeugen genügen folle, dürfte zu erwägen fein. 

Die Nichtzulaffung vom ordentlichen Teſtamente abweichender 
Formen außer in den Fällen de3 Nothteftamentes iſt nad) den Motiven 
und nad dem oben Gejagten als wohl begründet anzuerkennen. 

Der Teſtirer kann das Teftament nur in Perfon errichten ($ 1911), 
was eine vollberechtigte Formvorſchrift tft; die Beftimmung der Alters: 
grenze, von der ab auch ein Minderjähriger als tejtirfähig gelten joll, 
fann von verſchiedenen Erwägungen aus verjchieden getroffen werden; 
will man einmal, wie es meiſtens gejchieht, am Erfordernifje der er: 
reichten Volljährigkeit nicht fejthalten, jo wird immer mehr oder 
weniger Willkür für diejes oder jenes Jahr enticheiden und jo mag 
eö bei dem 16. Lebensjahre des Entwurfes ($ 1912) füglich bleiben. 
Der Teſtirer kann die lettwillige Verfügung nur einzeln, nur allein, 
nicht: gemeinjchaftlich mit Anderen errichten ($ 1913), worauf ich unten 
zurüd£omme, 

Die Borjchriften, welde bei Teftamentserrihtungen für Stumme, 
Blinde, Taube und Analphabeten zu gelten haben, fonnten vom Ent- 
wurfe in der meines Erachtens durc) die Motive zu 88 1921 und 1922 
gerechtfertigten Kürze aufgejtellt werden. 

Weiterhin handeln in zwedmäßiger Weife die 88 1932—1939 
von dem Berfahren mit der errichteten Teftamentsurfunde und von 
allenfallfigem Widerruf und Wiederaufhebung des Teftamentes. Die 
Aufnahme von Beftimmungen über die Verwahrung und Eröffnung 
des Teſtamentes in das bürgerliche Geſetzbuch ift um jo gewiſſer 
gerechtfertigt, als der einftige Eintritt der Wirkſamkeit des Teſta— 
mentes davon abhängt. Es ift bereit oben bei Beſprechung des 
Gemeindevorfteher-Tejtaments als wünjchensmwerth bezeichnet worden, 
daß im $ 1932 Abf. 2 für die zu erlaffenden landesgejeglichen Bor- 
Ihriften über die Verwahrung der Teftamente ſchon reichsgeſetzlich 
bejtinnmt werden möchte, dafjelbe ſei in die Hand des Gerichtes oder 
eines Notar zu bringen. Ich möchte noch weiter gehen und reiche: 
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gejetzlich beftimmt jehen, dat auch die Notare mindeſtens Anzeige von 
jedem bei ihnen verwahrten Teſtamente beim Gerichte zu übergeben 
hätten, damit bei letterem alle Teftamente verwahrt jind oder doc) 
dort ihr andermweitiger Berwahr erfichtlic ift. Die VBorichriften über 
das Verfahren nach eingetretenem ZTodesfalle des Teſtators beim 
Nachlaßgerichte 88 1937—1939 geben zu feiner Erinnerung Anlaß. 

Bom Widerrufe und der Wiederaufhebung des Teftamentes 
handeln die 883 1933 —1936. Daß das Teitament ald ein einfeitiger 
Akt, aus dem vor dem Tode des Erblafjerd noch Niemand ein Redt 
erworben hat, vom Zeftator bis zu feinem Tode wieder ganz oder 
theilweife zurüdgerufen werden kann, ift jelbjtverftändlih. Es kann 
dies gejchehen, ohne daß andere Beftimmungen getroffen werden — 
einfaher Widerruf, Zurüdnahme oder Vernichtung — oder fo, daß 
andere, mit den früheren unvereinbare Beftimmungen getroffen werden. 
Deingemäß ordnet aud der Entwurf feine Vorjchriften, indem er 
nad einander den einfachen Widerruf, die Vernichtung, die Zurüd- 
nahme und mwiderftreitende neuere Beftimmungen behandelt. Ein ein- 
facher Widerruf kann ebenjo, wie ein neues Teftament, nur in Form 
eines Teftamentes — eines ordentlichen Teſtamentes oder gegebenen 
Falles eines Nothteftamentes — gefchehen. Für eine folche Vorſchrift 
it der auch in den Motiven angeführte Grund völlig durchichlagend, 
daß der Widerruf von eben ſolchem Einfluffe auf die Erbfolge ift, 
wie ein Teſtament. Daß der Wegfall des Widerrufes durch fpäteren 
Widerruf defjelben nicht ohne Weiteres das Wiederaufleben des wider: 
rufenen Teftaments zur Folge habe, ift im Entwurfe ausdrüdlich 
beftimmt, doch wird gemeinhin derjenige, welcher einen Widerruf 
zurüdnimmt, denfelben al3 ungejchehen betrachtet, johin wieder den 
status quo ante, d. i. denjelben Stand der Sache, wie er vor dem 
eriten Widerrufe bejtand, hergeftellt wifjen wollen, und man dürfte 
dann das Teftament wohl als nod) geltend anjehen, fofern der Wider- 
rufende nicht felbjt den status quo ante auch durch eine der in 
88 1934—1936 bezeichneten Handlungen alterirte. E3 wird darum 
der Widerruf des Widerrufes, wobei der zweite Widerruf in derjelben 
Form wie der erfte Widerruf gefchehen müßte, nicht ſowohl als eine 
pofitive legtwillige Verfügung — ein testamentum mysticum — auf: 
gefaßt werden müſſen, jondern er würde mehr als Annullirung eines 
die legtwillige Verfügung entkräftenden Zwifchenfalles zu gelten haben. 
Ebenjo legt das gemeine Recht und das preußtiche Landrecht dem 
MWiderrufe eines ſpäteren Teftamentes, welches ein früheres Tejtament 
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nicht bloß inhaltlih, fjondern ſchon durch feine bloße Eriftenz ent= 
fräftet hatte, die Wirkung bei, dat das frühere Teſtament jo an- 
gefehen wird, als ob es niemals entkräftet gewejen wäre. Diejen 
Grundſatz möchte ich an Stelle des $ 1932 Ab. 2 empfehlen. Die 
weiteren Beitimmungen des Entwurfes in 88 1934—1936 erjcheinen 
dagegen ſämmtlich zweckentſprechend. 

Wir kommen nun noch, wie dies oben vorbehalten worden iſt, 
auf den früher übergangenen 8 1913 zurück, der das Verbot gemein— 
ſchaftlicher Teſtamente enthält. Solche gemeinſchaftliche Teſtamente, 
worin verſchiedene Teſtirer durch einen Teſtamentsakt über ver— 
ſchiedene Erbſchaften verfügen, ohne ſich einander zu Erben einzu— 
ſetzen, ſind, wie die Motive richtig bemerken, wenig verbreitet, und 
es beſteht hierfür auch kein Bedürfniß. Gemeinſchaftliche Teſtamente 
wurden kaum anders errichtet, als mit gegenſeitiger Erbeinſetzung — 
testamentum reciprocum — und es fragte ſich dabei noch, ob die letzt— 
willige Verfügung des einen Teſtators mit jener des anderen Teſtators 
ſtehen und fallen ſolle oder nicht, in welchem Falle das testamentum 
correspectivum vorlag. Es ift nun aber die Grenze zwiſchen einem 
lediglich reciprofen und einem Eorrejpeftiven Teſtamente oft nicht 
leicht erkennbar, und doch iſt dieje Unterjcheidung von größter Be- 
deutung, weil bei dem Eorrejpeftiven Teſtamente der Grundjat der 
Widerruflichkeit der Teftamente durchbrochen ift. Hier kann der eine 
Teſtator jein Teftament nicht immer beliebig widerrufen, jondern er 
ift gebunden durch die Rüdjicht darauf, daß er damit auch das 
Teftament des Andern fallen machen würde, was ihm nicht durchaus 
freigelafjen ift: Es nähert ſich ſonach das wechjelfeitige Teftament 
und insbefondere, jofern es als ein korreſpektives Teftament zu gelten 
hat, einem Erbvertrage. So iſt e8 denn eine Kontroverje des ge- 
meinen Rechtes geworden, ob ein wechſelſeitiges Teſtament nicht 
geradezu al3 ein Erbvertrag anzujehen jei, ob es im Zweifel als 
ein korreſpektives Teſtament zu erachten jei, ob ein korreſpektives 
Teſtament, ingbejondere zwijchen Ehegatten, die Wirkung Habe, daß 
der eine Theil nicht ohne Zuftimmung des anderen Theile entweder 
vor oder nad) des Anderen Zod jeinen legten Willen ändern könne? 
Man wird niemald® umhin können, die Beitimmung der Grenze 
zwifchen einem bloß reciprofen und einem zugleich korreſpektiven 
Teſtamente als eine quaestio facti anzujehen, und wollte man fie 
durch die Aufftellung der Bermuthung der Korrejpektivität im Zweifels— 
falle abjchneiden, jo würde man nicht jelten der Intention des einen 





oder de3 anderen Erblafjerd Gewalt anthun. Hält man aber die 
Korrejpeftivität als Regel feit, jo nähert ſich das nftitut dem modernen 
Erbvertrage fo jehr, daß man füglich fragen kann, welches Bedürfniß 
für eine derartige bejondere Inſtitution neben dem Erbvertrage 
noch bejtehe? Es ift in der That ein Pleonasmus, zweierlei gemein- 
jame lettwillige Akte zuzulaffen, worin die mehreren Perjonen fi 
einander oder Dritte zu Erben in unmwiderrufliher Weije einjegen, 
wie es bei dem Nebeneinanderbeitehen des Eorrejpektiven Teftamentes 
und des Erbeinjegungsvertrages der Fall if. Sp hat denn aud 
Ihon das franzöftiiche Recht das mechjeljeitige Teftament gänzlich be- 
feitigt und ſowohl das öſterreichiſche, als auch das preußiſche Recht 
hat dafjelbe nur noch zwiſchen Chegatten zugelaffen. Doch auch 
Legteres ift nicht mehr nöthig, wie die Motive des Entwurfes 
hervorheben, und es ift das unbedingte Verbot mechjeljeitiger 
Zeftamente um jo gewiſſer zu billigen, als der Erbeinjegungsvertrag 
für die Erreichung des Zweckes dieſer Teftamente ein vollgenügendes 
Mittel bietet und die Bereinfahung der Formen der Verfügungen 
von Todeswegen ein großer Geminn tft, der mit Recht vom Ent» 
wurfe im Auge behalten und verfolgt wird. 

Es wird wohl kaum vorkommen, daß mehrere Berfonen, die ſich 
gegenfeitig in einfeitig unwiderrufliher Weile zu Erben einjegen 
wollen, ftatt des dazu offenen Weges des Erbeinjegungsvertrages 
die Errichtung zweier Tejtamente wählen, wenn auch fein prinzipieller 
Grund befteht, das zu verbieten. Entſtehen daraus Schwierigkeiten, 
die fich bei einem Erbeinjegungsvertrage nicht ergeben hätten, fo hat 
das Geſetz doc genug gethan, wenn e3 den gewiljeren Weg eines 
Erbvertrages eröffnet hatte, und es hat nicht aud für alle mög: 
lihen Schwierigkeiten auf einem troßdem gewählten anderen Wege 
Borfchriften zu treffen, die, wie die Motive ausführlich darthun, 
immer nach der einen oder anderen Seite hin Bedenken bieten. 

Sonad find es nur wenige minder wejentliche Punkte, bezüglich 
deren mir eine Nenderung am Plage zu jein jcheint. Einmal find 
e3 die SS 1927—1930, für die ih eine andere, jie mehr 
in Uebereinftimmung unter einander bringende Faſſung 
wünjche, jodann mödte ich in $ 1932 Abj. 2 eine reicdhs- 
gefeglihe Vorſchrift eingejchaltet jehen und $ 1933 Abi. 2 
in die gegentheilige Beftimmung umgeändert willen. 
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II. Verfügung von Todeswegen durch Vertrag. 
(88 1940—1963 des Entwurfs.) 


Nachdem der Entwurf die gemeinſchaftliche Errichtung eines 
Teftamente® durch $ 1913 unterjagt hat, fonnte er es um fo 
weniger umgehen, das Jnſtitut der vertraggmäßigen Erbfolge auf: 
zunehmen. Ueber die wiſſenſchaftliche Konftruktion diejes Inſtituts, 
wie e3 im Entwurfe gejtaltet ift, jprechen jih die Motive nur in 
negativer Weife aus. Insbeſondere wird hervorgehoben, daß der 
Erbeinjegungsvertrag des Entwurfes nicht ein familienrechtliches 
Rechtsgeſchäft ift, welches ein Statusverhältniß begründet. Einen 
derartigen Charakter hatte wohl der Erbvertrag des älteren deutjchen 
Rechtes, namentlich joweit er ſich auf die geſammte Erbſchaft be- 
309. In diefem alle vertrat er in der That die Adoption des 
römischen Rechtes. Es war dies eine nothwendige Folge der engen 
Beziehung zwiſchen Familien- und Erbrecht, indem der Blutserbe 
nicht blos die Hoffnung hatte, einſt Erbe des Nachlaſſes des Vaters 
zu werden, jondern ein unentziehbares Wartrecht oder Anwartſchaft 
über alles Gut befaß, daß der Vater im Erbgange erhalten hatte, jo 
daß bei Zebzeiten des Vaters die männliche Descendenz das Familiengut 
unter ihrem Warterecht verfangen hielt und e3 dur eine Wider- 
ſpruchsklage gegen Beräußerungen geltend machen Eonnte. Nur dem 
Familiengliede in der männlichen Descendenz, dem rechten Exben, 
ſtand dies Net zu und, wenn es in Ermanglung eines ſolchen 
Erben einem Fremden verfchafft werden follte, jo mußte es durd) 
eine künſtliche Erjchaffung eines foldhen Erben, die Aufnahme des 
Fremden in die Familie als fingirte Descendenz oder Bufen (fathom) 
gejchehen, wie in der Affatomie (Mufnahme in den Bufen) der 
fränfifchen Volksrechte. Damit erhielt der Aufgenommene die Rechte 
des legitimus heres oder rechten Erben. Beſonders war aud) bereits 
im alten fränkischen Volksrechte Einderlofen Ehegatten gejtattet, fich 
einander gegenjeitig al3 rechten Erben einzufegen, womit auch das 
beiderjeitige Wartreht auf das amnderfeitige Vermögen und das 
gemeinfame Gebundenjein des Vermögens bei ihren Lebzeiten eintrat. 
Ein ſolches gegenjeitige8 Rechtsgeſchäft war jelbjt zwiſchen Ge- 
ſchwiſtern und anderen Perjonen gejtattet, fand jedoch bei leßteren 
meist nur bezüglich einzelner VBermögensftüde in Ganerbjchaften oder 
Erbverbrüderungen Anwendung. 








Die Aufnahme eines Fremden in die Stellung eines leiblichen 
Erben oder die gegenfeitige Annahme zum rechten Erben durch finder: 
[oje Eheleute war in der That ein familienrechtliches Geſchäft. De 
mehr aber die urjprüngliche Strenge des Wartrechtes ſchwand, deſto 
mehr verlor ſich diefer Charakter. Am frühejten wurden Vermögens 
jtüde, die vom Erblaffer nicht im Erbgang, jondern durch Gelbit- 
erwerb gewonnen waren, der freien Verfügung des Erblafjers an- 
heimgegeben, und im Laufe der Zeit bildete ſich, begünftigt durch den 
römischen Grundfag der Tejtirfreiheit, das Recht der letztwilligen 
Verfügung zur Regel aus in dem Sinne, daß der eingejete Erbe 
ganz jo, wie tm römifchen Nechte, lediglich die Hoffnung hat, in den 
Nachlaß einft zu fuccediren. Nur in den gegenfeitigen Erbverträgen 
der Eheleute erhielt fi ein dem alten Charakter derjelben näher: 
ſtehendes Verhältniß wenigftens ftatutarrechtlic; 3. B. in der fränki— 
Ihen Landgerichtsordnung von 1618, wonach die Einderlofen Che- 
gatten durch ein unter einander paktirtes, gerichtlich bejtätigtes 
Gegenvermächtniß (condonatio) jofort gegenjeitig vererbt werden und 
in allgemeine Gütergemeinjchaft eintreten. Wollten fie fi einander 
zu Erben einjegen, ohne daß diefe Folgen fi) daran Enüpften, jo 
mußten fie jtatt Abjchluffes eines jolchen als condonatio bezeichneten 
Erbvertrages den Weg des reciprofen Teſtaments wählen. 

Es begreift ſich leicht, daß ein fo wichtiger Akt, wie die An— 
nahme zum rechten Erben, nur öffentlich und in gerichtlicher Form 
vollzogen werden konnte. Erft in einer unter dem Einflufje des 
römiichen Rechtes jtehenden jpäteren Zeit fam man dazu, die Erb— 
verträge Hinfichtlich der Erfordernijje ihrer Errichtung unter die für 
den Abſchluß von Berträgen geltenden allgemeinen Regeln zu ftellen 
und fie jo aller jpeziellen Formvorjchriften zu entkleiden. Dem 
gegenüber lag es nahe, daß verjchiedene Landesgejetgebungen die Zu— 
lafjung von Erbverträgen nicht begünftigten, jondern jie bejchränften, 
namentlich nur auf nahe Familienverhältniffe. 

Wenn nun die Motive des Entwurfes darin Recht haben, daß 
der Erbeinjegungsvertrag jett fein familienrechtliches Rechtsgeſchäft 
mehr tft, das ein Statusverhältnig begründet, jo verwerfen fie mit 
gleihem Rechte die Anficht, als ob er ein Tejtament mit angehängten 
Widerrufsverzichte jei, indem fie dagegen bemerken, daß dann der 
Berzichtvertrag nur ein obligatorifches Rechtsgejchäft wäre, aus 
welchem der demjelben zuwider berufene Erbe haftbar bliebe, ohne 
jedody die Erbenqualität zu verlieren, und daß der Verzichtvertrag 


nur die Teftirbefugniß des Lebenden zum Gegenjtande hätte, nicht 
das Recht des ald Erbe Eingefegten. Der Erbeinjegungsvertrag be- 
gründet aber gerade dem Eingejegten ein von Anderen unentzieh- 
bares Recht der Erbfolge in das Vermögen, das jener einft hinter- 
laſſen haben wird. 

Der Erbeinjegungsvertrag iſt als ein einziges Rechtsgeſchäft 
aufzufaffen, durch welches der eine Theil dem anderen Theile ein 
dem Letteren von dem Erjteren nicht einfeitig widerrufliches Recht auf 
Beerbung giebt. Er ift ſonach ein erbrechtliches Inſtitut, das ebenjo 
einen Delationsgrund der Erbſchaft für den Vertragserben ſchafft, 
wie das Tejtament für den Teftamentserben. Einer ſolchen Auffafjung 
entjprechend behandelt aud) der Entwurf die Verfügung von Todes— 
wegen durch Vertrag in $ 1940 ff. der einfeitigen Verfügung von Todes: 
wegen (legtwillige Verfügung, Teſtament $ 1753 ff.) möglichit analog. 

Gleich vornherein wird im Entwurf $ 1940 der Erbeinjegungs- 
vertrag lediglich als ein zweiter Modus der Erbeinjegung ($ 1751) 
dem anderen im vorhergehenden Abjchnitt behandelten Modus der 
einjeitigen lettwilligen Berfügung ($ 1753) zur Seite geftellt. Den 
Inhalt beftimmt dort, wie hier, der gleiche Endzived der Erbeinfegung, 
dem Tejtamentserben entjpridt der Vertragserbe. Ein Grund, die 
Erbeinjegung, die in Form eines Vertrages gejchieht, abweichend von 
der teftamentarischen Einjegung, nur als eine gegenfeitige zuzulafjen 
oder gar bloß zwijchen Ehegatten, bejteht unter dieſen Umſtänden 
nicht mehr. Und fo gut eine in einem DBertrage von einem der 
Bertragichließenden verjprochene Leitung an einen Dritten vom Ent: 
wurfe $ 412 für recht3verbindlich erklärt ift, eben jo wohl muß dies 
für einen Vertrag gelten, der die Erbeinjegung eines Dritten zum 
Gegenftand hat. | 

Der Entwurf ftellt folgerichtig in $ 1946 den Grundjat auf, 
daß für die Erbeinjegung, welche durcd einen Erbeinjetungsvertrag 
geschehen it, die für eine durch Teſtament gejchehene Erbeinjegung 
gegebenen Borjchriften entiprechende Anwendung finden jollen, und 
Gleiches beftimmt er in $ 1956 für die im Bertrage neben der 
Erbeinjegung des Bertragserben von dem einen oder anderen Ver— 
tragichliegenden getroffenen Verfügungen von Todeswegen. 

Der Umftand, dad die Erbeinjegung oder nebenhergehende jonftige 
Anordnung im Erbeinjegungsvertrage eben in der Form eines Ver— 
trages, in der lettwilligen Berfügung dagegen durch einen einjeitigen 
Willensaft geichteht, macht es aber dod) nöthig, daR eine Reihe be: 
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jonderer Borfchriften für den Erbeinfegungsvertrag gegeben werden. 
Wenn $ 1941 lediglich das in $ 1911 für das Teftament gejtellte 
Erfordernig der perjönlihen Erklärung auch für den Erbvertrag 
wiederholt, jo tritt jofort in $ 1942 eine Abweichung von $ 1912 
ein, wodurd eine in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkte Berfon aud) 
nah zurüdgelegtem ſechzehnten Jahre jelbjt mit Einwilligung ihres 
gejeglichen Vertreters feinen Erbeinjegungsvertrag ſchließen Eann. 
Denn der Grund, weshalb man die Ausnahme des $ 1912 zu Gunften 
beſchränkt Gejchäftfähiger vom jechzehnten Jahre an gemacht hat, 
fie einen einjeitigen legten Willensaft vollziehen zu laffen, bejteht 
auch in der That für eine vertraggmäßige Erbeinfegung nicht. 

Die Konformität in der Art und Weife der Erridtung von 
Zeitamenten und Erbverträgen ift dadurch gewahrt, daß die in $ 1914 
für legtwillige Verfügung aufgeftellte Regel, daß fie nur in gericht- 
licher vder notarieller Form errichtet werden kann, in $ 1943 Abſ. 1 
auch für den Erbvertrag wiederholt ift. Es ift dies bei dem gleichen, 
wichtigen und folgenjchweren Endzwede von Tejtament und Erb: 
vertrag vollkommen gerechtfertigt und hierdurch die bedenkliche Theorie 
der Gültigkeit auch des formlojen Vertrages, wie fie in dem gemeinen 
Rechte ſich herausgebildet hatte, bejeitigt. Während aber für da3 
Teſtament die Errichtung vor Gericht oder Notar nur als regelmäßige 
ordentliche Teſtamentsform gefordert ift und daneben für Nothfälle 
die Ausnahmsformen des Nothteftamentes zugelajjen find, fällt diefe 
Anomalie bei dem Erbvertrage hinweg und es ift vielmehr die gericht- 
lihe oder notarielle Errihtung für denjelben ausnahmsloſe Vor— 
ſchrift. Und mit Recht. Denn es wird das Bedürfnig eines in 
Nothlagen zu errichtenden Erbvertrages fih um jo weniger geltend 
machen, al3 durch Nothteftamente die Erbeinjegung oder das Ber: 
mächtniß ebenjowohl geichehen kann bis auf die Unmiderruflichkeit, 
welche jedoch da, wo binnen der Eurzen Friſt der Gültigkeit des Noth— 
tejtamentes wirklich jein Widerruf beliebt wird, eher aus Ucbereilung 
gewährt worden wäre und vom Uebel jchiene, und nad) Ablauf jener 
Friſt müßte ja ohnehin exit vor Gericht oder Notar der gültig 
bleibende Erbvertrag geichloffen werden. Es fehlt daher im $ 1943 
Ab). 2 auch eine Hinweifung auf 88 1925—1931. Dagegen jind 
die für die ordentliche Teftamentsform gegebenen Borjchriften der 
$$ 1915, 1916, 1917, 1919, 1920, 1923 und 1924 im $ 1943 
Abi. 2 auf den Erbeinjegungsvertrag für anwendbar erklärt, während 
von den in $ 1928 gejtatteten beiden Arten der Handlung vor Gericht 
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oder Notar nur diejenige für den Erbvertrag zugelafjen ift, bei welcher 
die Berfügung vor Gericht oder Notar mündlich erklärt wird. Es 
ift alfo nicht zuläffig, den Erbvertrag in einer Privaturfunde nieder- 
zufchreiben und ihn dem Richter oder Notar offen oder verjchlofjen 
mit der Erklärung zu übergeben, dies ſei der Erbvertrag. In dejjen 
Folge bedarf es auch nicht einer weiteren dem $ 1922 Eorrefpondirenden 
bejonderen Vorſchrift. Nothwendig aber war es, in $ 1943 Abj. 2 
noch zu bejtimmen, daß das, was in den angezogenen $$ 1915—1924 
von dem einfeitig verfügenden Erblafjer gejagt ift, beim Erbvertrage 
von den beiden im Erbvertrage Verfügenden zu verftehen tft. 

Bon der Beitimmung, daß die Errichtung ded Vertrages nur 
durch mündlihe Erklärung des VBertragsinhaltes von Geiten der 
Bertragichliegenden erfolgen kann, war indefjen eine Ausnahme für 
denjenigen Vertragſchließenden geboten, welcher nicht jprechen kann. 
Aber dem Stummen ift doch auch nicht die Uebergabe einer außer: 
gerichtlich verfaßten Skriptur geftattet, fondern er muß die Nieder: 
Ihrift nad) $ 1944 vor dem verhandelnden Richter oder Notar und 
in Gegenwart des anderen Bertragichliegenden vollziehen. Daß die 
Iinguläre Form der Uebergabe des außergerichtlich niedergefchriebenen 
Zejtamentes mit der Erklärung, dies fer das Teftament, welche der 
Entwurf beim Teftamente, wo fie hergebradt ift, zuließ, von ihm auf 
den Erbvertrag nicht übertragen wurde, fcheint mir zu billigen. 

Was nun die Verwahrung der Erbeinjegungsvertragsurkfunde 
betrifft, jo ift wiederum auf die 88 1932 Abf. 1 und 2, 1937, 1938 
und 1939 des Entwurfes als aud für den Erbvertrag anwendbar 
in $ 1945 unter angemefjenen Modifikationen Bezug genonmen, fo 
daß aljo die Beſtimmungen über Errichtung und Verwahrung des 
Erbvertrages ſich durchgängig in zwedmäßiger Weile an Buch V 
Abſchnitt 2 Titel 7 des Entwurfes anfchließen. 

Es iſt Schon gejagt worden, daß nad $ 1946 für die Erbein- 
jegung, welche durd) einen Erbeinfegungsvertrag geichehen ift, die für 
eine durch Tejtament gejchehene Erbeinjegung gegebenen Vorſchriften 
entjprechende Anwendung finden jollen. Es jind dies insbejondere 
die in Buch V Abjchnitt 2 Tit. 2 enthaltenen Vorſchriften 88 1788 
bi3 1803 und, foweit neben einem Vorerben ein Nacherbe eingefegt 
wurde, weiterhin Tit. 3 oder 88 1804—1841. Aber aud) die diefen 
beiden Titeln vorausgeichidten allgemeinen Vorſchriften des Tit. 1 
ſind damit hierher gezogen. Abweichende Vorschriften für den Erb: 
vertrag giebt der Entwurf zunächſt in $ 1947 gegenüber dem $ 1779, 
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indem er die für Teſtamente ausgeſchloſſene Anwendbarkeit der 
ss 95, 97 Abſ. 2, und 99 über Willensmängel beim Erbvertrage 
in Anbetracht der hier vertragsmäßigen, dort einjeitigen Natur des 
Rechtsgeichäftes zuläßt. Sodann treten Modifikationen ein Hinfichtlich 
der Anfechtung des Rechtsgeſchäftes gegenüber den diefe Materie für 
das Teftament behandelnden 88 1780—1787 durch den Anhalt der 
88 1948 und 1949. Es find diefe Modifikationen für den Erbvertrag 
geboten durch die Zweiſeitigkeit de3 Rechtsgeſchäftes im Erbvertrage 
gegenüber dem einjeitigen Teftamentsafte. Bon den desfalls getroffenen 
Modifitationen in den beiden 88 1948 und 1949 möchte ich feine für 
unangemefjen erklären. 

Eine Reihe befonderer Bejtimmungen wird nöthig über die 
Wirkungen, die fih an den Abſchluß eines Erbeinjegungsvertrages 
£nüpfen in Berhältniffe zum ntejtaterbrechte des vertragfchliegenden 
Bertragserben, zum VBerfügungsrechte des Erblafjerd unter Lebenden 
und von Todeswegen und zu einer früheren legtwilligen Verfügung 
oder jpäteren Verfügung von Todeswegen. Dieſe Fragen mußten 
um jo mehr geſetzlich geregelt werden, als fie mehrfad, zu Eontroverjen 
im gemeinen Rechte Anlaß gegeben haben. Damit befaffen ſich 
88 1950— 1953. Praktiſch wird die erjte diefer Fragen, ob nämlic) 
der vertragichließende Vertraggerbe mit dem Abſchluſſe eines Erb- 
einjeßungsvertrages auf fein Inteſtaterbrecht verzichtet habe, wohl nur 
dann, wenn der Bertragserbe die Erbichaft aus dem Vertrage aus: 
Ihlägt, um ein ihm fonft zuftehendes Inteſtaterbrecht geltend zu 
machen. Nun befteht Feine Nöthigung, anzunehmen, daß er fid 
diejes Rechtes bei Abichluß des Erbeinjegungsvertrages habe begeben 
wollen, nachdem ihm diefer Vertrag doc erjt nur einen Delations- 
grund für die Zukunft verichaffte, es wäre denn, daß bejondere Um— 
ftände einen jolhen Berzicht anzeigten. Für richtig erkenne ich alſo 
die Beitimmung des Entwurfes, daß ein ſolcher Verzicht nicht ver- 
muthet wird. Eine zweite frage, ob und wie weit das Berfügungs- 
recht des Erblafjers unter Lebenden und von Todeswegen bejchränft 
wird, wird zunächſt Hinfichtlich der Verfügungen unter Lebenden 
in $ 1951 dahin beantiwortet, daß das Verfügungsrecht unter Lebenden 
nicht bejchränft werde. Es foll aber durch das Einführungsgefet 
(warum nicht im Gejeßbuche?) bei einer von einem Vertragfchließenden 
geübten jo verjchwenderischen Behandlung des Vermögens, daß er 
nad) $ 29 des Entwurfes entmündigt werden kann, dem anderen 
Bertragichliegenden dad Nedht gegeben werden, den Entmündigungs- 
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antrag zu ftellen. Dies fteht in Mebereinftimmung mit Preuß. Landr. 
Th. I Tit. 12 $ 626. Daneben gelten ferner für die Schmälerung 
de3 zur Zeit des Erbvertragsabjchlufjes vorhandenen Bermögens 
durch Schenkungen die befonderen Beitimmungen des $ 1952, welche 
ich der gemeinrechtlihen Doktrin einer Freiheit zu allen nicht dolofen 
Schenfungen um deswillen vorziehe, weil der meist Eünftliche Beweis 
des dolus dem Bertragserben eine in thesi leicht gejagte, in praxi 
ichwer lösbare Aufgabe jeßt. Die Bereicherungsklage aus $ 1952 
kann der Vertragserbe nicht eher erheben, als bis er wirklid; Erbe 
geworden tit, in Stonfequenz des Gates, daß er vorher Fein Recht 
am Vermögen des Erblafjerd hat, und fie ift an eine vom Anfalle 
der Erbichaft an auf drei Jahre begrenzte Verjährungsfrift gebunden. 
Was endlid die Frage nad der Wirkung des Abjchluffes des Erb- 
einjegungsvertrages auf ein früheres Teftament oder auf jpätere 
Berfügung von Todeswegen betrifft, jo entipricht es der gemein- 
rechtlichen Auffafjung, daß nach $ 1953 eriteres als aufgehoben, lettere 
al3 ausgeſchloſſen gilt. 

Neben der Erbeinjegung können im Teſtamente noch andere 
Berfügungen von Todeswegen getroffen werden und dies ift in 
gleicher Weije beim Erbvertrage zugelaſſen ($ 1955), wobei denn 
auf eine in dem Erbeinjegungsvertrage neben der Einjegung des 
Bertragserben von dem einen oder anderen Vertragfchließenden ge: 
troffene Berfügung die Vorjchriften, welche für den Fall gelten, 
wenn die Anordnung durch Tejtament getroffen ift, zur. ent|prechenden 
Anwendung fommen ($ 1956). Einen derartigen Nebeninhalt des 
Teftamentes oder Erbeinjegßungspertrages bilden das Vermächtniß 
($ 1842 fig.), die Auflage ($ 1886 fig), die Aufitellung eines Teſta— 
ment3vollitreders ($ 1889 ffg.), familienrechtliche Anordnungen z. B. 
Benennung des VBormundes ($ 1636). Die Frage, in wie weit durch 
Verfügungen in einem Erbeinfeßungsvertrage der Erblafjer gebunden 
werden fünne, beantwortet der Entwurf aus Gründen, die in den 

Motiwen gut entwidelt find, dahin, daß der Erblaffer nur durd) 
“ Erbeinjegungen und Vermächtniffe gebunden werden könne, in diejen 
Fällen aber die Bindung im Zweifel als gewollt anzunehmen ift. 

Bei der Aufhebung muß zwiſchen der einjeitigen lettmwilligen 
Verfügung und dem Erbeinjegungsvertrage eine weſentliche Ber: 
ichiedenheit eintreten eben in Folge der zweifeitigen Natur des le- 
teren Nechtsgefchäfts. So fteht denn zu $ 1753 Abi. 2: „Die 
lettwillige Verfügung kann von dem Erblaffer zu jeder Zeit auf 
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gehoben werden” in geradem Gegenſatze $ 1957 Abſ. 1: „Der Erb— 
einfegungsvertrag fann nur duch einen zwifchen den Berjonen, 
welche ihn geichloffen haben, zu fließenden Bertrag aufgehoben 
werden.” Dieſe Verfchiedenheit ift felbftverftändfich. Und zwar muß 
der Aufhebungsvertrag gleich der Eingehung des Erbeinfegungsver- 
trages in gerichtlicher oder notarieller Form gefchehen. Eine befondere 
Regelung erhetjcht aber noch die Aufhebung des Erbeinfegungsvertrages 
durch vorbehaltenen Rüdtritt. Den vorbehaltenen Rüdtritt von einem 
Bertrage überhaupt behandelt der Entwurf in den 88 426 ffg., es 
jind aber über defjen Form und Wirkungen in Bezug auf Erbein- 
jegungsverträge noch jpezielle Beftunmungen in den $$ 1958, 1959, 
1961 zweckmäßig getroffen. 

Als Nebeninhalt des Erbeinjegungsvertrages wurde das Ver— 
mächtniß bereit3 erwähnt, es kann jedoch ebenjowohl, wie durd) eine 
einfeitige leßtwillige Verfügung, für fich allein durch einen ſelbſt— 
Händigen Vertrag, den Bermächtnißvertrag, nach $ 1962 gejchlofjen 
werden, was auch bereits ım gemeinen Rechte zur Geltung gefommen 
iſt (Windſcheid Pandekten $ 632). Auf feine Erridtung und Auf: 
hebung find dann die über den Erbeinjegungsvertrag und die für 
den Fall, daß in einem Erbeinfegungsvertrage ein Vermächtniß 
mit bindender Wirkung angeordnet ift, geltenden. Vorjchriften anzu— 
wenden. 

Die donatio mortis causa nod) al3 eigenthümliches Inſtitut neben 
dem Erbeinſetzungs- und Vermächtnißvertrag beitehen zu laffen, muß 
als überflüjfig ericheinen, und es kann ſich daher der Entwurf 
$ 1963 füglid) darauf beſchränken, zu jagen, daß auf eine Schenkung, 
die erit auf den Todesfall des Schenferd zum Bollzuge gelangen 
joll, die Vorjchriften über den Erbeinjezungs- oder Vermächtniß— 
vertrag, wenn aber die Schenkung ſchon durch Beräußerung vollzogen 
ift, die Borjchriften über Schenfungen unter Lebenden zur Anwendung 
zu fommen haben. 

Nah dem Gelagten geht der Entwurf davon aus, den Erb- 
einjfegungsvertrag als ein Analogon des einfeitigen legten Willens- 
aktes zu behandeln, eine Auffaffung, bei welcher die gejchichtliche 
Entwidelung des Erbvertrages auch jchon im modernen gemeinen 
Rechte angelangt tft. Ich billige diefen Grundgedanken vollitändig. 
Was ferner die Ausführung im Einzelnen betrifft, jo find die von 
den für die legtwillige Verfügung getroffenen Beitimmungen im 
Entwurfe gegebenen abweidyenden Beitimmungen für den Erb— 
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einfegungsvertrag weder unangemefjen, noch zu zahlreich, ic) wenigſtens 
möchte feine derjelben jtreichen oder weſentlich ändern, und möchte 
daher feine Abänderungsporichläge maden. Eher Eönnte man 
fragen, ob nicht noch der eine oder andere in den Motiven als 
fraglich geftreifte oder jonft in der Litteratur als kontrovers behan- 
delte Bunft durch eine mweitere gejegliche Beſtimmung hätte fejtgejtellt 
werden follen, allein troßdem möchte ich auch Feine Zuſätze bean- 
tragen. Denn nachdem die analoge Anwendung der Beitimmungen 
über das Teſtament einestheils und die Nothwendigkeit der Rückſicht— 
nahme auf die Vertragsnatur des Erbeinjegungsvertrages andern= 
theils feſtſtehen, auch die wejentlichjten jpeziellen Normen gegeben 
jind, glaube ich, daß man im Geſetzbuche nicht allzu kaſuiſtiſch werden 
jolle, ſondern der Rechtſprechung vertrauen könne, daß fie-aus den 
gegebenen Grundlagen für etwaige im Geſetzbuche nicht ausdrüdlic 
gelöfte Zweifelsfragen die Entfcheidung zu finden vermöge. 
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Erſtes Bud. Vierter Abjchnitt. 


Rechtsgeſchäfte. 
ss 64—143. 
Bon Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Hellmann in Münden. 


Dbwohl der Entwurf in achtzig Paragraphen allgemeine Bor- 
Ichriften für Rechtsgeſchäfte aufftellt und dadurd zu erkennen giebt, 
daß er den Begriff des Rechtsgeſchäfts für einen äußerſt wichtigen 
hält, obwohl aud außerhalb diefer achtzig Paragraphen (im vierten 
Abjchnitte des erjten Buches) noch ſonſt Häufig der Begriff des Rechts— 
geichäftes vorausgejegt wird (vgl. 3. B. 88 194 Abi. 2, 195, 196, 
199 Abſ. 3, 217, 828, 965, 977, 1015), unterläßt es der Entwurf, 
den Begriff zu beftimmen. Dagegen wäre am Ende nicht3 einzu— 
menden. Die Rechtswiſſenſchaft befände fich demzufolge in der gleichen 
Lage wie nach bisherigem gemeinen Rechte. Sie müßte verſuchen, 
aus dem Ganzen des Geſetzes den Begriff zu abftrahiren. Allein es 
mußte dann um jo mehr vermieden werden, daß die Motive von 
einem ganz bejtimmten Begriffe des Rechtsgejchäftes ausgehen. Die 
Gefahr, irre zu leiten, durfte durd) die Motive nicht gefchaffen werden. 
Daß fie gefchaffen wurde, gereicht den Motiven zum Vorwurfe. 

Wenn die Motive (I. ©. 126) behaupten, im Sinne des Ent- 
wurfes jei Rechtsgeſchäft eine Privatwillenserklärung, gerichtet auf 
die Hervorbringung eines redhtlihen Erfolges, welder nad) der 
Rechtsordnung deßwegen eintritt, weil er gewollt tft, fo kann dies jo 
verjtanden werden, daß auch nur der Erfolg eintritt, welcher gewollt 
it. So verftanden entjpricht aber die Definition den Beitimmungen 
des Entwurfes ficherlich ebenjowenig, als jenen des gemeinen Rechtes; 
wie fat jedes Rechtsgeſchäft zeigt, tritt häufig neben dem gewollten 
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auch ein nicht gewollter Erfolg ein z. B. neben der gewollten Ver— 
pflichtung zur Tradition aus dem Kaufe die häufig nicht gewollte 
Eviktionshaftung und Haftung für Mängel der Sache, neben der 
gewollten Haftung des Bürgen die häufig nicht gewollte Einrede der 
Vorausklage u. dgl. 

Man kann aber noch weiter gehen und bezweifeln, ob im Rechts— 
geſchäft überhaupt irgend ein rechtlicher Erfolg al3 folder gewollt fein 
muß, damit er eintrete oder ob nicht genügt, daß eine bejtinimte that- 
jächliche Geitaltung der Dinge gewollt jei, indem die Rechtsordnung 
an diefen Willen einen bejtimmten rechtlichen Erfolg knüpft? 3. 8. 
ob nicht zum NRechtsgefchäfte des Kaufes genügt, daß einerjeit3 Ueber- 
gabe einer Sache gegen Empfang von Geld, anderjeit3 Hingabe von 
Geld gegen Empfang einer Sadje gewollt wird? 

In der That jehen wir, daß der Entwurf in $ 459 lediglich 
„pen Kaufvertrag” als den Entitehungsgrund der Verpflichtungen des 
Käufers und des Verkäufers bezeichnet und dehingeftellt läßt, welchen 
Inhalt die Willenserklärungen haben müſſen, durch die der Kauf: 
vertrag zu Stande fommt. Ebenſo verhält es fich mit dem Mieth- 
vertrage ($ 503), der Gebrauchsleihe ($ 549) ꝛe. Nur etiva bei den 
auf Begründung und Uebertragung von Sadenrechten, Familien- und 
Erbrechten gerichteten Rechtsgeſchäften läßt jich mit Grund behaupten, 
dat fie die Herbeiführung eines rechtlichen Erfolges beabjichtigen 
müffen. 

Sollte unter diefen Umſtänden nicht auch der richtig verjtandene 
Nechtsgejchäftsbegriff der Motive zu enge fein? Und würde eine 
weitere Faſſung des Begriffes nicht den Borzug haben, daß fie eine 
Unterjcheidung der in den Motiven jogen. „Rechtshandlungen“ (Meot. 
1I©&. 127, II ©. 83, 360) von den „Rechtsgeſchäften“ überflüſſig 
machen würde, und jo der Oekonomie des Gejetes zu gute füme? 
(vgl. 88 801, 809). 

Wie dem auch jei, jedenfall$ muß man denjenigen zuftimmen, 
welche behaupten,*) einmal daß der Entwurf über viele gleichgültigere 
und Jelbjtverjtändlichere Dinge als der Rechtsgejchäftsbegriff ift, aus— 
drüdliche Beftimmungen enthält, fodann, daß in den Motiven 
(1&.126) mit Unrecht von einem im Wejentlichen der herrſchenden 
Lehre entjprechenden NRechtsgejchäftsbegriite die Nede ift. Demnach 
dürfte die Frage doch einer wiederholten veiflihen Erwägung 
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werth jein, ob nicht der Begriff des Nechtsgejchäftes definivt werden 
und ob er nicht anders definirt werden fol, al8 e8 in den Motiven 
geichehen ift. 

Wenden wir und nun zu den einzelnen Vorſchriften diefes 
vierten Abjchnittes. 

Erſter Titel. 
Geſchäftsfähigkeit. 
864. 

In Abſ. 2 dieſes Paragraphen könnte der Ausdruck „des Vernunft— 
gebrauches — beraubt iſt“ Beanſtandung finden, wenn man deu 864 
mit $ 28 Abſ. 1 vergleicht. In der letzteren Stelle wird die Zuläſſig— 
feit der Entmündigung wegen Geijtesfranfheit ausgefprochen. ALS 
Borausjegung diefer Entmündigung wird aufgeftellt, daß eine Perſon 
„des Bernunftgebraudes beraubt ift”. Durch diefe Faſſung wird 
angedeutet, daß ein bloß vorübergehender Zujtand der Bewußt— 
lofigkeit zur Entmündigung nicht führen kann. Diefer richtigen Ber: 
wendung der Worte „des Bernunftgebrauces beraubt jein” entipricht 
e3 nicht, weun im 8 64 Abi. 2 von der Gejchäftsunfähigkeit einer 
„wenn auc nur vorübergehend des Vernunftgebraudes beraubten 
Perſon“ die Rede iſt. Anſtatt der Worte „beraubt it” wäre vielleicht 
„entbehrt” zu jeßen. 

8 65. 

Abi. 3 giebt Veranlajfung, auf den vom Entmwurfe neben 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit von Rechtsgeſchäften aufgeitellten Begriff 
der „Unwirkſamkeit“ jolher etwas näher einzugehen. Denn der ohne 
Einwilligung des gejetlichen Bertreterd von dem Minderjährigen ab- 
geichloffene Vertrag joll zwar gültig, jedoch zunächſt nicht wirfjam 
jein. Das unwirkſame Rechtsgeſchäft ift nirgends definirt. Uber aus 
einer Anzahl von bejonderen Beſtimmungen des Entwurfs ergiebt ſich, 
daß Unwirkſamkeit aufgefaßt wird als die Unfähigkeit eines Rechts: 
geichäfts, diejenige Bermögensänderung herbeizuführen, die es herbei: 
zuführen beftimmt war. Man muß dies aus Vorjchriften jchließen, 
wie 88 310, 830, 876, 424. In $ 310 beilpielshalber wird die Ab: 
tretung einer Forderung, die dem Abtretenden nicht zuſtand, für 
wirkjam erklärt, wenn derjenige, dem fie zufteht, die Abtretung ge— 
nehmigt. Meithin ift die Abtretung ohne die Genehmigung unwirkſam, 
d. 5. das abgetretene FForderungsrecht geht auf den Ceſſionar nicht 
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kommen gültig ift und wegen Nichtübergangs der Forderung Gewähr: 
leiftungsanfprüche des Ceſſionars gegen den Gedenten erzeugt. 

Im Falle des $ 65 Abi. 3 wird demnad die Unwirkſamkeit des 
Bertrages zu veritehen fein al3 die Unfähigkeit dejjelben, das Ver— 
mögen des in der Gejhäftsfähigkeit Beichränkten mit einem Pajfivum 
zu belaften oder ein Recht, das zu feinem Vermögen gehört, zu über: 
tragen oder zu bejchränfen. Der wejentliche Unterjchied der Un- 
wirkjamfeit gegenüber der Nichtigkeit de Entwurfs bejteht darin, 
daß das unwirkſame Rechtsgeſchäft Eonvalescenzfähig ift mit nicht 
bloß obligatorifcher, fondern mit dinglicher Wirkung. Das anfechtbare 
Geſchäft kann zwar durd; Genehmigung ebenfalls vollwirkjam werden, 
allein es unterjcheidet fi von dem unwirkſamen dod nach zwei 
Richtungen: 

Einmal befteht das anfehtbare Gejchäft bis zur Anfechtung zu 
Recht. Erſt dur den dem Anfechtungsgegner erklärten Anfechtungs- 
willen wird es hinfällig, während die Unfähigkeit zu wirken beim 
unwirkſamen Gejchäfte von jeder Willenserklärung unabhängig ift. 

Sodann ift das unwirkſame Geſchäft gültig, jo weit dies ohne 
die vermögensändernde Wirkung möglich ift, das angefochtene an- 
fcchtbare Gejchäft dagegen ift in allen Beziehungen ungültig. 

Wenn die Bedeutung der Unwirkſamkeit in VBorftehendem richtig 
gefaßt wurde, fo durfte der Entwurf im Intereſſe der Feſtigkeit des 
Spracgebrauds, der Bezeichnung „unwirkſam“ ſich da nicht bedienen, 
wo einem Rechtsgeſchäfte jegliche rechtlihe Geltung abgeſprochen 
wird. Dies gejchieht aber in den meiften Fällen, in welden die 
Unzuläffigkeit der bedingten oder befrifteten Errichtung eines Rechts— 
geichäftes Feitgejett wird 3. B. 88 2822, 870, 1137, 1472, 1594, 
1615, 16295, 18922, 2035, 18733, 20943. 

Nur in einem einzigen alle ($ 1248?), nämlich bei Feſtſtellung 
der Erforderniffe der Eheichliegungsform wird beftimmt, daß die 
erforderlichen Erklärungen der Verlobten nicht unter Beifügung einer 
Bedingung vder Zeitbeftimmung erfolgen können. Dieje Faſſung 
ijt aber gerade im Entwurfe als technifche jehr häufig gewählt, um 
das Berbot eines Nechtsgejchäftes und damit die Nichtigkeit des 
verbotswidrigen Nechtsgefchäftes zum Ausdrude zu bringen (vergl. 
$ 105 und dazu Motive ITS. 211 3.1 ff. v. o.). Und dod wird 
ich nicht behaupten Laffen, daß beifpieläweife die Auflaffung unter 
einer Bedingung für das Recht mehr vorhanden fei, als die Ehe- 
ſchließung unter einer Bedingung! Ebenſowenig wird ſich von der 
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bedingten Auflafjung oder der bedingten Erbſchaftsausſchlagung jagen 
laffen, fie jeien Eonvalescenzfähig! 
Noch auffallender tritt die Ungleichmäßigkeit der Ausdrucksweiſe in 


8 66 
hervor. Wenn dort dag gegenüber einer gejchäftsunfähigen und unter 
Umftänden auch das gegenüber einer in der Geſchäftsfähigkeit be- 
ihränften Perfon vorgenommene Rechtsgeſchäft für unwirkſam er- 
flärt wird, foferne die Wirkſamkeit dejjelben von der Bornahme 
gegenüber einem Betheiligten abhängt, 3. B. die Mahnung oder 
Kündigung, jo joll damit doc gejagt fein, daß es Hinjichtlid der ge- 
wollten vechtlihen Wirkungen jo angejehen werde, als ob e3 nicht 
vorgenommen worden wäre, Damit ift aber eben der Begriff des 
nichtigen Rectsgejchäftes nad) dem Entwurfe erichöpft (vgl. $ 108). 


Bweiter Titel. 
Willengerflärung. 88 72—76. 


g 72. 

Ausdrüdliche und ftillichweigende Willenserklärung zu gejeglichen 
Begriffen zu erheben wäre nur dann zwedmäßig, wenn ſich mit den- 
jelben ein über jeden Zweifel ftehender Sinn verbinden ließe. Wie 
wenig dies zutrifft, beweiſt ein Blick in die gemeinvechtliche Literatur 
und wird neuerdings durh Hartmann (Arhiv f. civ. Pr. Bd. 73 
©. 161 ff.) beftätigt. 

Der Entwurf würde daher wohl bejjer von diejer Unterjcheidung 
abjehen. Aber jelbft wenn fie beibehalten werden follte, erjchiene 
do die Aufnahme des $ 72 in ein Geje viel zu doftrinär. Denn 
er würde ja auch dann nichts anderes bejagen, als daß es zuläffig 
jei, den Willen auf diejenige Weile zu erklären, auf welche die Er- 
klärung dejjelben möglich ift. Man Eönnte allerdings einwenden, die 
Unterfcheidung zwiſchen ausdrücdlicher und ftillfehweigender Willens: 
erklärung fünne nicht entbehrt werden, weil der Entwurf an ver: 
ihiedenen Stellen eben nur die ausdrüdlihe Erklärung zulaſſen 
wolle. Allein, wenn das legislatorifch berechtigt fein foll, fo muß 
fein Zweifel darüber gelajjen werden, was die ausdrüdliche und was 
die ſtillſchweigende Erklärung ſei. In den Fällen aber, in welchen 
nur die ausdrüdliche Erklärung zugelaffen wird, ift wohl die Mei: 
nung, eine jchriftliche oder mündliche Erklärung beftimmten Inhalts 
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zu verlangen. Wan vergl. 88 65 Abi. 5, 123 Abi. 3, 315 Abi. 2, 
1288 Abj. 1, 1472 und dazu 88 1918 und 1943 Abi. 2. 

Soll aber die ausdrüdliche Willenserklärung in diefer Weiſe 
verftanden werden, jo wäre immerhin nothiwendiger ein diefelbe ent- 
ſprechend definirender Paragraph, al$ ein Paragraph, der, wie $ 72, 
nur ftatuirt, daß die Willenserklärung grundfäglicd; nicht eine aus- 
drüdliche jein müffe. 

Nicht minder überflüffig als 8 72 ift 

Ss 73. 

Zum mindejten trifft dies für den zweiten Satz des $ 73 zu, 
Denn wenn der eritce Sat jagt, daß bei Auslegung einer Willens- 
erklärung der wirkliche Wille zu erforjchen ift, jo iſt damit zur 
Genüge ausgedrüdt, daß der nur fcheinbare Wille dem wirklichen 
Willen zu weichen hat, folglid) auc derjenige jcheinbare Wille, der 
durch den buchſtäblichen Sinn des Ausdruds dargeitellt wird. An- 
dererjeit8 ift der zweite Sat vielleicht geeignet, die Borftellung zu 
erweden, als feien der wirklide Wille und der buchftäblihe Sinn 
des Ausdrudes nothwendige Gegenſätze. Auch dedt diefer Sat die 
ſtillſchweigende Willenserklärung nicht, obgleihh er dem erjten auf 
alle Willenserklärungen bezüglidyen Sate als coordinirt angereiht ift. 

Aber aud der erſte Sat des 8 73 „bei der Auslegung einer 
Willenserklärung iſt der wirklihe Wille zu erforjchen” ift fein Be: 
dürfniß. Diefer Sat wendet fich an den Richter, der in der Beweis: 
würdigung die denkbar freiefte Stellung nah $ 259 C. P. OD. ein: 
nimmt. Die Aufgabe diejes Richters ift es, im Nechtsftreite zu prüfen, 
ob die behauptete Willenserklärung vorliege; bei diefer Prüfung 
hat er in jedem Falle die Gründe anzugeben, die ihn von der Wahr- 
heit. oder Unmwahrheit der Behauptung überzeugen. Gebt jeine be- 
gründete Weberzeugung dahin, daß der buchitäblihe Sinn der 
gewollte jet, jo thut er nicht Unrecht, wenn er diefe Ueberzeugung 
ſeiner Entiheidung zu Grunde legt; hält er aus Gründen einen 
anderen al8 den buchftäblichen Sinn für den gewollten, jo befindet 
er fich in der gleichen Yage; thut er aber das Eine oder das Andere 
ohne Gründe, jo liegt darin ſchon nad; den Beitimmungen der 
GB. O. 88 284 Wr. 4, 259, 513 Ver. 7 eine Rechtsverlegung. 

s 74. 

Wenn man von der MUeberflüffigkeit einer gefeglichen Unter: 
ſcheidung zwiſchen ausdrüdlicher und ſtillſchweigender Willenserklärung 
ausgeht, jo ift folgerichtig auc in $ 74 davon abzujehen. Allein 
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aud vom Standpunkte des Entwurfes $ 72 erfordert der 8 74 die 
verschiedene Behandlung beider Arten von Willenserklärungen nicht. 
Der Entwurf will fih in $ 74 Abf. 1 Hinfichtlic) der Frage nad 
dem Beginne der Wirkfamfeit einer Willenserklärung die jogenannte 
Empfangstheorie aneignen. Diejelbe würde zum erihöpfenden Aus- 
drude gelangen, wenn für beide Arten von Willenserklärungen be- 
ftimmt wäre, daß ſie wirkſam werden, wenn jie dem Dejtinatär 
„zukommen“. Denn in den Fällen, welche man gemeinhin dem Be- 
griffe der jtillfehweigenden Willenserklärungen unterftellt, wird von 
einem anderen „zukommen“ als demjenigen, welches in der Erlangung 
der Kenntniß befteht, nicht geiprodyen werden Eönnen. Man denfe 
3. B. an die ftillichweigende Stundungserklärung durd) vorbehaltlofe 
Annahme der für das Fünftige Jahr voraushezahlten Zinjen des 
fälligen Kapitals! Wie follte fie anders dem Schuldner zufommen 
als dadurd, daß er von ihr Kenntniß nimmt? 

Die Beitimmung des zweiten Abjates, daß die Willenserklärung 
nur dann als nicht erfolgt gilt, wenn eine den Widerruf enthaltende 
Willenserklärung vorher oder gleichzeitig zur Wirkjamkeit gelangt, 
nicht aber dann, wenn fie fpäter zur Wirkjamfeit gelangt, erregt 
Zweifel an ihrer Zwedmäßigkeit. Man jete den Fall der Kün— 
digung eines Mliethövertraged oder eined Auftrages! | Welche 
Gründe Sollten es rechtfertigen, die Kündigung wirkſam be— 
jtehen zu laſſen, wenn ihr Widerruf dem anderen Theile 
ipäter zugefommen iſt, vorausgefegt, daß der Empfänger der 
Kündigung beim Eintreffen des Widerrufs nod keinerlei Maß— 
nahmen in Folge der Kündigung getroffen hat? Erſcheint es nicht 
unbillig, dem Miether, welcher den Widerruf der Kündigung ſpäter 
ala diefe empfangen hat und zunächſt diejes Widerrufes ſich freute, 
weil ihm die Gewinnung eines andern Miethobjeftes ausfichtslos 
jhien, nad) längerer Zeit die Berufung auf den Beftand der Kündi- 
gung zu gejtatten, weil er jeßt zufällig Gelegenheit fand, cinen 
andern Miethvertrag zu beſſeren Bedingungen einzugehen? Oder 
joll man dem Bermiether, deſſen Kündigungswiderruf jpäter als die 
Kündigung eintraf, gejtatten, diefen Widerruf als ungejchehen 
zu behandeln, während jih der Miether darauf verlajien hatte? 
Sollte nicht für ſolche Fälle die Beftimmung am Plage fein, daß 
auch der nach der widerrufenen Erklärung eintreffende Widerruf die 
widerrufene Erklärung aufhebt, falls er nicht unverzüglich zurüd- 
gewiejen wird? Aber auch wenn man die Billigkeitsfrage verneint, 
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bleibt an der Faſſung auszuſetzen, daß ſie von einem Wirkſam— 
werden der rechtzeitig widerrufenen Erklärung ausgeht, während 
doch diefes Wirkfjammwerden in Wahrheit ein Unwirkſamſein ift. Auch 
die Einfachheit de3 Ausdrudes gewänne, würde man bejtimmen: 
„Der Widerruf einer Willenserklärung, welcher dem Empfänger 
gleichzeitig mit der legteren oder vorher zukommt, jchließt die Wirk: 
ſamkeit derjelben aus.” 

An Abjag 3 des $ 74 wird der Tod, jowie der Eintritt der 
Geihäftsunfähigkeit des Urhebers der Willenserklärung für die 
Wirkjamkeit der letzteren als einflußlos erklärt, falld die aus- 
drüdlihe Willenserklärung behufs Abjendung abgegeben vder die 
ſtillſchweigende Willenserklärung ſchon vollzogen war. 

Hier wird zuerjt zu fragen jein, weßhalb nur die Einfluß- 
lojigkeit von Tod und Gejihäftsunfähigkeit des Urhebers der 
Willenserklärung, nicht au ihres Deftinatärs erwähnt wird, wie 
für den Bertragsantrag in $ 89 geichehen ift? Dies wäre um jo 
nothiwendiger gemwejen, als die Motive (Bd. I. ©. 159) ſich veranlaßt 
jehen, ein nach anderer Richtung denkbares argumentum a contrario 
aus 8 89 ausdrüdlich abzulehnen. Unter dieſen Umjtänden fönnte 
man verfucht fein, al die Meinung der Motive anzufehen, daß für 
die Frage, ob nad) $ 74 der Tod oder die nachträgliche Geſchäfts— 
unfähigfeit des Dejtinatärd einer Willenserklärung, welche fein Ber- 
tragdantrag ift, daS argumentum a contrario aus $ 89 zuläffig jei, 
ein Ergebniß, welches doch wohl ebenjowenig der Abficht der Redak— 
toren wie der Sadjlage entjprehen dürfte. 

Sodann bietet diefer Abſatz ein Beiſpiel dafür, daß ſich die Ge- 
jetesiprache ohne Schaden vereinfachen ließe, wenn man von der 
verjchiedenen Bezeichnung des Wirkfamfeitsmomentes der ausdrüd- 
lichen und desjenigen der jtillfchweigenden Willenserklärungen abjähe. 
Der Abjag 3 ließe jih unter diefer Borausjegung jo fallen: „Die 
Wirkſamkeit der Willenserklärung wird dadurch nicht berührt, daß ihr 
Urheber (oder derjenige, an welchen jie gerichtet war) ftirbt oder 
geichäftsunfähig wird, bevor jie dem Betheiligten zukommt.” 

Zu 88 72—76 
ijt die Ungleihmäßigfeit der Sprade zu beanftanden, welche darin 
liegt, daß in $ 72 „die“ Willenserklärung, in 88 73, 74 Ab]. 1, 
75, 76 aber „eine” Willenserklärung gejagt wird. Auch in $ 72 
it nicht von einer beſtimmten Willenserklärung die Rede, weshalb 
aud) Hier der unbejtimmte Artifel am Plage ift. 
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Dritter Titel. 
Vertragsſchließung 88 77 -90. 
3. 

Zur Schließung eines Bertraged wird hier ein Erforderniß 
aufgejtellt, dejjen Erfüllung unmöglich ift, das Erfordernig nämlich, 
„daß die Bertragichließenden ihren übereinjtimmenden Willen fich 
gegenfeitig erklären.” Solange die beiderjeitigen Erklärungen nidjt 
vollendet find, kann eine Uebereinſtimmung der Willen nicht beftehen. 
Die Uebereinftimmung kann erjt als Ergebniß der Erklärungen fid 
beraugftellen; denn unter Uebereinjtimmung wird ja vom Entwurfe 
nicht die zufällige Gleichheit der Willen, jondern die Annahme des 
einen durch den anderen veritanden ($ 87). Es ließe jich der dem 
$S 77 zu Grunde liegende Gedanfe richtiger jo faſſen: 

Zur Schließung eines Vertrages wird erfordert, daß die 
von dem einen Vertragichließenden an den anderen gerichtete 
Willenserklärung von diefem angenonmen wird. 

Damit würde zugleich die ohnehin nicht recht zu begründende 
Trennung des $ 87 von $ 77 überflüjfig gemadt. Es läge alddann 
in $ 77 jowohl das inhaltliche wie das zeitliche Perfeftiongerfordernif 
ausgedrüdt. 

8 78. 

Diefer Paragraph ift in feinem Abj. 1 überflüffig; denn er 
jagt nicht3 weiter, al3 daß der Vertrag nicht gejchloffen ſei, jolange 
nicht der eine Bertragichliegende die an ihn gerichtete Willenserklä— 
rung des andern angenommen habe. Einer Hervorhebung der Noth- 
wendigfeit gejetlich erheblicher Willenserklärung bedarf es nidt. 
Denn welche Erklärungen für den einzelnen Bertrag nach dem Ge- 
jege wejentlich find, beftimmt ja das Gejet ohnehin. Daraus folgt 
aber, daß die Annahme einer gejeglich unerheblichen Willenserklärung 
ein Bertrag nicht jein kann. 

8 79. 

Die Einführung des Begriffes „gegenieitiger Bertrag” in $ 79 
jollte nicht ohne Feſtſtellung der Erfordernifje dejjelben gejchehen oder 
doch nicht ohne Aufftellung der Merkmale, durd; welche er fich als 
eine bejondere Bertragsart daritellt. 

Auh eine Beitimmung darüber jollte nicht fehlen, wie lange der 
andere Bertragichließende gebunden jei, wenn der eine jeine Ge— 
bundenheit von feiner Wilfür abhängig gemacht hat. Jedenfalls 
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würde jich empfehlen, dem gebundenen Kontrahenten einen Weg zu 
eröffnen, auf dem er der eigenen Gebundenheit und der gegnerifchen 
Ungebundenheit ein Ziel zu fegen vermödhte. 


$s 81. 

Die Worte „ausdrüdlich oder ſtillſchweigend“ find Angefichts des 

8 72 überflüffig. | 
| SS 83, 84, 86. 

Da e3 nad) diefen Paragraphen von rechtlicher Erheblichkeit ift, 
ob ein DVertragsantrag einem Anmwejenden oder einem Abmwejenden 
gemacht ift, jo bejtand für die Redaktion gegründete Beranlafjung, 
zu entjcheiden, ob der durch Telephon gejtellte Antrag als Antrag 
unter Anmwejenden oder unter Abwefenden zu erachten jei. Bei der 
großen wirthichaftlichen Bedeutung dieſes Verkehrsmittel, die fich 
jtetig zu erhöhen verjpricht, jollte der Wiſſenſchaft und Praxis Eein 
Spielraum gelaſſen worden jein. Es ift aftuelle8 Bedürfniß des 
Berfehrs, diefe Frage unzweifelhaft entjchieden zu fehen und läßt ſich 
nicht abfehen, warum das Telephon nicht diejelbe Berüdfichtigung 
erfordern jollte wie der Telegraph ($ 92 Abſ. 2). 

8 86. 

Nah Abi. 2 ift die ftillfchweigende Annahme des einem Abwe— 
jenden gemachten Bertragsantrags insbeſondere dann als geftattet. 
anzujehen, wenn aus dem Antrage erhellt, daß der Antvagende feine 
Antwort, jondern nur Annahme erwartet. 

Hier tritt die Antwort im Gegenjaß zur Annahme, während doc 
ein ſolcher Gegenſatz nicht befteht; denn die Antwort ift in den 
meilten Fällen der Verträge die Form der Annahme. Berftändlicher 
würde Abj. 2 lauten, wenn es hieße: „... daß der Antragende Feine 
Benachrichtigung von der erfolgten Annahme erwartet.” 

8 87. vgl. 8 77. 
S 89. 

Diefer Paragraph ift jo gefaßt, daß man zu der Meinung ver- 
leitet wird, es folle die Annahmeerflärung durch den Tod oder 
den Eintritt der Gejchäftsunfähigkeit des Annehmenden oder des An- 
tragiteller8 in ihrer Wirkſamkeit beeinflußt werden, ohne daß dod) 
erjichtlich ift, weshalb die Annahmeerklärung anders als der Antrag 
behandelt werden dürfte. 

ferner würde die Gleihmäßigkeit der Sprache erfordern, da 
entweder hier wie in $ 74 Abj. 3 der Zeitpunkt, in welchem der 
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Antrag „zum Zweck der Abjendung abgegeben“ worden ift, für ent- 
icheidend erflärt werde, oder dat in 8 74 Abi. 3 wie in $ 89 diefer 
Beitpunft al3 der „der Abjendung” bezeichnet würde. 


Vierter Titel. 
Form der Rechtsgeſchäfte. 


8 91. 
Abſ. 2 geht u. E. über die zuläſſigen Grenzen der Geſetzesſprache 
hinaus, wenn er ſagt: 
„Iſt durch Geſetz eine beſondere Form vorgeſchrieben, ſo 
it... . nöthig, ſofern nicht ein Anderes vorgeſchrieben tft. 


8$ 92 Abſ. 2 und 94 Abi. 1. 

Mit Redt wurde bereit8 von anderer Seite (vgl. Hölder im 
Arhiv f. Eiv. Pr. Bd. 73 ©. 91 ff.) hervorgehoben, daß die Freiheit 
der Schriftlichen Form, welche in $ 92 Abj.2 für telegraphiiche Willens- 
erflärungen zugelaffen ift, durch $ 94 Abj. 1 illuforifch gemacht wird 
für Berträge; denn wenn zum jchriftlichen Vertrage die Unterjchrift 
jämmtliher Kontrahenten auf derielben Urkunde oder Ausfertigung 
gleichlautender Exemplare für jeden Kontrahenten mit der Unter— 
Ichrift des anderen erforderlich ift, jo läßt ſich die Möglichkeit der 
analogen Anmwendung des $ 92 Abj. 2 nicht einjehen. 


Fünfter Titel. 
Villensmängel. 
8 96. 

Man hat dem $ 95 zum Borwurfe gemadt, daß er in Bezug 
auf die von ihm getroffene reservatio mentalis von der Unterftellung 
einer bewußten Divergenz zwifchen dem wirklichen und dem erklärten 
Willen ausgehe, da doc in ſolchem Falle der Erflärende eben wegen 
der Kenntniß des Inhalts feiner Erklärung diefe zum Inhalte jeines 
Willens in defjen relevanter Erjcheinungsform erhoben habe, m. a. W. 
die Kongruenz von Wille und Erklärung dadurch nicht ausgejchlofjen 
jet, daß der Erflärende gleichzeitig den Entſchluß falle, jeiner Er- 
Elärung zumider zu handeln (Hölder a. a. O. ©. 9). Diejen Vor— 
wurf vermag ich nicht für begründet zu Halten; jchon deshalb nicht, 
weil er für $ 96 ebenjo Geltung haben würde, obgleih man ihn 
gegen diejfen Paragraphen nicht erhoben hat. Aber auch weiter des— 
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wegen nicht, weil die rechtliche Geltung des Rechtsgeſchäftes allerdings 
von einem Doppelmomente abhängt, nämlid; einmal von dem Vor: 
handenfein einer Willenserklärung und ferner von der Kongruenz 
der Erklärung mit dem unabhängig von ihr zu denkenden Willen 
d. 5. dem auf ein gewiſſes Ziel gerichteten Begehren. Wenn daher 
da3 Begehren beijpiel3mweife darauf gerichtet ift, Eigenthümer einer 
Sache zu bleiben, die Erklärung aber trotzdem auf Vebereignung 
lautet, jo liegt nicht die Erklärung des wirklichen Willens vor. In 
Wahrheit ift daher die Mentalrejervation nicht die Erklärung eine? 
wirklichen Willend mit der Abficht, demnächſt pflichtwidrig zu handeln, 
jondern Erklärung eines nicht vorhandenen Willens mit der Abficht, 
demnächft diefe Divergenz geltend zu machen, um den Wirkungen zu 
entgehen, welche die Erklärung als Erklärung des wirklichen Willens 
im Gefolge hätte. 

Demnad) dürfte die Faſſung des $ 95 Sat 1 gerechtfertigt fein. 
Dagegen muß allerdings zugegeben werden, daß der zweite Satz 
des 8 95 bejjer weg bliebe (Hölder a. a. D.), da der dolus des Re— 
fervanten auch da verdient, daß man diefen beim Worte nehme, wo 
der Empfänger der Erklärung zufällig den dolus gefannt hat. 

8 96 

läßt eine andere Redaktion jeines zweiten Abjages als wünjchens- 
mwerth erjcheinen. Denn daß fich die Gültigkeit des bei Vornahme 
eines Sceingejchäftes beabjichtigten andern Gejchäfts nad den für 
diejes geltenden Borjchriften beftimmt, bedurfte feiner Hervorhebung, 
da die Gültigkeit aller Rechtsgeſchäfte ji nad den für diejelben 
geltenden Vorſchriften bejtimmt. In diefer Beziehung wird aud) 
wohl niemals ein Zweifel auftauchen. In Frage könnte nur kommen, 
ob aus der in Abſ. 1 ftatuirten Nichtigkeit des Scheingeſchäfts nicht 
zu folgern ſei, daß diefe auch das hiebei beabfichtigte ernftliche Gefchäft 
ergreife. Sollte — was zweifelhaft fein dürfte — ein Bedürfniß 
für ausdrüdlihe Ablehnung dieſer Folgerung anzunehmen jein, jo 
ließe fich demjelben genügen, wenn mit wenig Worten bejtimmt 
würde, daß die Nichtigkeit des Scheingeſchäfts die Gültigkeit eines 
dabei ernftlich beabjichtigten anderen Geſchäfts nicht ausſchließe. 

An 

Ss 98 
möchte ich zunächſt ausjegen, daß die Ausdrudsweife in Satz 1 fid) 
jener in $ 95 nicht anpaßt. Dies könnte leicht ohne Beeinträchtigung 
des Gedanfens geichehen, wenn es hieke: 
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„Iſt der Urheber einer Willenserklärung ſich des Mangels 
der Uebereinſtimmung des wirklichen Willens mit dem 
erklärten Willen (oder richtiger: mit dem als gewollt Er— 
Härten) nicht bewußt, jo iſt .. . .“ 

Weit ernitlicher ift aber ein anderes Bedenken. Es war die 
Aufgabe des Entwurfs, in der unficheren und verwidelten Lehre des 
gemeinen Recht3 vom Irrthum aufzuräumen und Klarheit zu jchaffen. 
Auf den erſten Blick ſcheint es auch, al3 habe der $ 98 die Irrthums— 
lehre auf eine jehr einfache Grundlage geftellt. Sieht man näher zu, 
jo ergiebt ſich jedoch, daß alle die alten Zweifel über die Frage, wann 
man jagen fönne, daß eine andere Sache oder eine andere Perjon 
gewollt war, als die erklärte von Neuem fich erheben müfjen, wenn 
eö bei der Faſſung des zweiten Gates verbleibt. 

So fonnte denn auch von einem Fritifer des Entwurfs aus 
diejem $ 98 Sat 2 die Folgerung abgeleitet werden, daß der Vertrag 
de3 Antifemiten, der grundfätlich bei Juden nicht einfauft, mit dem 
Juden nichtig fei, wenn jener diefen nicht für einen Juden gehalten 
hat. (Hölder a. a. DO. ©. 98.) Freilich läßt ſich die Schwierigkeit 
nicht verfennen, welche der Verſuch einer Abhülfe bereitet. Allein 
daß diefe Abhülfe dringend geboten fei, darf noch weniger verkannt 
werden. 

s 99 
it in feinem Abjag 1 wiederum nicht glücklich vedigirt. Denn einmal 
it die Willenserklärung unter der Borausfegung des $ 98 Sat 1 
nicht bloß für nichtig zu erachten, jondern fie ift nichtig; außerdem 
Elingt es höchſt ſonderbar, wenn das Gejeg von einer nicdhtigen 
Willenserklärung ausjagt, fie jei gültig. Die DVerbejjerung liegt 
hier jehr nahe. Man könnte den Abi. 1 jo faſſen: 
„Wenn dem Urheber der Willenserklärung grobe Fahrläſſig— 
feit zur Laſt fällt, findet $ 98 Feine Anwendung.” 
8 102. 

Db diefer Paragraph nicht überflüjjig jet, tft gefragt worden, 
weil man überhaupt die Entgegenſetzung des die Kongruenz von 
Wille und Erklärung ausschließenden Srrthums und des Irrthums 
in den Beweggründen für ungerecdhtfertigt erflärt hat. Läßt ſich aber 
eine fejte Grenze zwijchen beiden Irrthumsarten finden, fo darf die 
bejondere Betonung der Gleichgültigkeit des Irrthums in den Be- 
weggründen als zweckmäßig erachtet worden. Die Grenze läßt ſich 
finden, wenn man unter dem Irrthum in den Beweggründen einen 
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Irrthum verfteht, welcher nicht betrifft Art, Objekt oder Subjekt des 
Geſchäfts, welcher mit andern Worten beruht in einer faljchen Bor- 
jtellung von Thatfachen, die außerhalb des Inhaltes des Eonfreten 
Rechtsgeſchäftes Liegen. 

8 104. 

Dem Abi. 2 des $ 104 hat man, wie mir fcheint, mit Unrecht 
den Vorwurf der Meberflüffigkeit gemacht (Hölder a. a. O. ©. 98 ff.). 
Denn wenn e3 auch richtig ift, daß die auf den Betrug oder die 
Drohung gegründete Schadenserjatforderung in 30 Jahren verjährt 
ift, jo bleiben doc; die Fülle, in welchen wegen Betrugs oder Drohung 
ein Sachenrecht übertragen oder. aufgegeben it, zu berüdjichtigen. 
Iſt beifpielSweije der Betrogene 29 Fahre lang in Unfenntniß des 
Betruges geblieben, der ihn zur Uebertragung jeines Eigenthums 
veranlaßt hat, fo hat es guten Sinn, daß er im 30. Jahre dur) 
Abgabe der Anfechtungserklärung die Nichtigkeit der Uebereignung 
herbeiführen und jo feine Sache auch von dem dritten bösgläubigen 
Befiger vindiziven kann. 

Aber auch dagegen läßt Jih mit Grund nichts einivenden, daß 
die Anfechtungsfrift auf ein Jahr von der Entdefung des Betrugs 
oder dem Aufhören der Zwangslage feitgejegt ift. Denn es ift eine 
leichte Zumuthung für den Betrogenen oder Gezivungenen, daß er 
anfechte. Bedarf es doc) hiezu lediglich einer an den Betrüger oder an 
den Nöthiger zu richtenden Erklärung! Wer dieje nicht abgeben will, 
der giebt zu erkennen, daß er mit den Wirfungen des Geſchäfts ein- 
verftanden fei. Ihm braucht nicht weiter geholfen zu werden. Er 
wird dadurd feineswegs jchlechter geftellt gegenüber dem Betrüger 
al8 gegenüber den gutgläubigen Gejchäftsgegner im Falle des Irr— 
thums ($ 98) (Hölder a. a. D. ©. 99 ff). Denn im Falle des 
Irrthums hat er nicht feinen wirklichen Willen erklärt, wie im Falle 
des Betruges und der Drohung, dort ift mithin eine Wirkung des 
Geſchäfts von vorneherein ausgeſchloſſen, während es jich hier um 
die Bejeitigung einer eingetretenen Wirkung handelt. 


Serhster Titel. 
Iinerlaubte Rechtsgeſchäfte. 


g 106, 
Kein Krititer wird an der Beitimmung, daß ein Rectsgejchäft 
nichtig ſei, deſſen Inhalt gegen die Öffentliche Ordnung verftößt, 
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vorübergehen können, ohne dieſelbe für eine äußerſt bedenkliche zu 
erklären. Die Motive erkennen ſelbſt die Bedenklichkeit der Vor— 
ſchrift an (J. ©. 211), aber fie verſuchen nicht, nachzuweiſen, daß 
jie troß ihrer Bedenklichkeit nothiwendig jei. Denn es ift gewiß nicht 
ein jolcher Berjud), wenn die Motive bemerken: „Neben den guten 
Sitten it die öffentlihe Ordnung erwähnt, weil der Anhalt eines 
Rechtsgeſchäfts aucd) gegen die allgemeinen Intereſſen des Staates 
verjtoßen kann und ein Verſtoß gegen die letzteren nicht immer einen 
Berjtoß gegen die erfteren enthält”. Es müßte vor Allem erjt feit- 
jtehen, daß die allgemeinen Intereſſen des Staates mit der 
öffentliden Ordnung identifch feien. Das kann aber nicht als 
richtig anerkannt werden. Wenn beiſpielsweiſe ein Hauseigenthümer 
mit einem Baumeilter dahin Eontrahirt, daß diefer am Haufe gewiſſe 
Borrihtungen anbringe, welche die Sicherheit des Publitums ge- 
fährden, jo verjtößt der Vertrag gegen die öffentliche Ordnung, ohne 
daß man jagen könnte, er verlege allgemeine Staatsinterejjen. Daß 
der Bertrag nichtig jein müſſe, dafür befteht aber fein Bedürfnip. 
Aber jelbjt wenn man die öffentliche Ordnung mit dem allgemeinen 
Staatsinterejje identifiziren wollte, würde die Vorſchrift des 8 106 
an Bedenklichkeit nicht verlieren, da die Auffaffung von dem allge- 
meinen Gtaatdinterefje je nad) der politifchen Ueberzeugung des 
Richter ungeachtet jeiner Gemifjenhaftigkeit eine verjchiedene jein 
muß, während in Bezug auf die Frage der guten Sitten eher eine 
communis opinio omnium ſich denfen läßt. 


Siebenter Titel. 
Ungültigfeit der Rechtsgeſchäfte. 
s 107. 

Ein nichtiges3 Nechtsgefhäft wird in Anfehung der gewollten 
rechtlihen Wirkung als nicht vorgenommen angejehen. Die Motive 
(I. ©. 217) rechtfertigen den Beiſatz „gewollten” mit der Abficht, 
dem Mißverſtändniſſe vorzubeugen, als ob die unbeabfichtigten 
Wirkungen außergejhäftliher Thatbejtände 3. B. der culpa in contra- 
hendo nad) 8 97 Abi. 3, 8 99 Abi. 2 ebenfalld von der Nichtigkeit 
de3 Gejchäftes berührt würden. Allein diefem Mißverſtändniſſe wird 
nur um den Preis eines andern vorgebeugt, nämlich des Miß— 
verftändniffes, daß ein Mechtsgefchäft nur diejenigen Wirkungen 
äußern könne, melde beabjichtigt waren. Und doch unterliegt es 
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feinem Zweifel, daß wegen Eviktion oder wegen Mängel der ver- 
£auften Sade vom Verkäufer gehaftet wird, auch wenn er beim 
Berfauf an diefe Haftung gar nicht gedacht, gejchweige denn fie beab- 
fichtigt Hat. Die Konſequenz der Redaktion des $ 107 würde fein, 
daß Hinfichtlich diefer nicht beabfichtigten Wirkungen des nichtigen 
Kaufes derjelbe bejtehen bleibt. 
z 109 

ift als völlig überflüjfig zu ftreihen. Denn wenn ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft durch jpäteren Wegfall der Nichtigkeitägründe gültig 
werden follte, jo müßte dies beſonders zugelaffen fein. 


Adıter Titel. 
Bertretung und Bollmadıt. 


$ 115. 

Die Stellvertretung joll ausnahmsweije nicht zuläffig jein, wo 
die „Natur des Nechtsgefchäftes” derfelben entgegenfteht. Nach den 
Motiven (I. ©. 224) follen Hierdurch diejenigen Fälle getroffen 
werden, in welchen die aus dem Rechtsgeſchäfte zu entnehmende 
Unzuläffigkeit der Vertretung fo offen erfichtlich ift, daß eine bejondere 
Hervorhebung nicht für erforderlich eradjtet worden iſt. 

Diefer Zweck wäre einfaher zu erreichen durch Erſetzung der 
„Natur des Recht3gejchäftes” mittel8 der Worte „Inhalt des Rechts— 
geichäftes”. Dieje Erjegung würde jih um deswillen empfehlen, 
weil die „Natur des Rechtsgeſchäfts“ undefinirt geblieben und damtt 
Jedermann freigejtellt ift, jih unter der „Natur“ vorzuftellen, was 
ihm als ſolche ericheint. (Vergl. Zrödlomwsft, Kodififationsfragen und 
Kritik ıc. ©. 32.) 

88 117, 118. 

Der Entwurf geht von der Grundauffafiung aus, daß das durd) 
einen Stellvertreter zu Stande gefommene Rechtsgejchäft ein Rechts— 
geichäft des Bertreters, Erklärung jeines Willens jet, daß aber die 
Wirkungen des Gejchäftes ftatt dem Vertreter, dem Bertretenen zu: 
gerechnet werden. Die Motive leiten (I ©. 226 ff.) aus diefer Auf- 
fafjung ab, daß die Vorausjegungen der Gültigkeit und Wirkjamkeit 
des Geſchäftes in der Perfon des Bertretenen injoweit gegeben jein 
müſſen, als ohne diejelben eine Beziehung auf den Bertretenen nicht 
möglich ift, bei dem Bertreter dagegen die Vornahme des Rechts— 
geichäftes Liege. Die etwaigen Willensmängel kämen daher in der 
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Perſon des Bertreters in Betradt. Die Befchränkung der Geſchäfts— 
fähigkeit des letzteren ſchade aber nicht, da fie jih nad Grund und 
Zweck nur auf feine eigenen Angelegenheiten beziehe. Diejer leiste 
Sat iſt jedoch in Wahrheit bereits ein Berlafjen der Grundauffafjung. 
Denn iſt einmal der Vertreter die Perſon, welche das Rechtsgejchäft 
vornimmt, fo findet auch nothwendig auf ihn $ 65 Abi. 2—6 An- 
ivendung. In 8 65 Abſ. 2 wird lediglich der Bornahme von Rechts— 
geichäften des Gejchäftsbejchränkten eine Grenze gezogen ohne Rüdficht 
darauf, ob ſich diejelbe auf jeine eigenen oder auf fremde Angelegenheiten 
bezieht. Zudem kann die Thätigkeit al3 Stellvertreter nach 8 125 ſehr 
empfindlich zur eigenen Angelegenheit des Vertreters werden. Es 
fönnte fi mithin nur fragen, ob die Vornahme des Nechtsgejchäftes 
Seitens des Stellvertreter ihm lediglich Hechte erwirbt oder ihn 
lediglich von Berbindlichkeiten befreit. Muß beides verneint werden, 
jo ift die Konſequenz, daß ein in der Gejchäftsfähigkeit Bejchränfter 
auch al3 Stellvertreter der Einwilligung feines geleglichen Bertreters 
bedarf. Diefes unerwünjchte Ergebnig läßt ſich nur vermeiden, wenn 
man von einer anderen Grundauffajjung ausgeht als der Entwurf, 
nämlich von der Auffafjung, «daß der Bertretene in allen Fällen 
der freiwilligen Vertretung das Rechtsgeſchäft vornehme, d. h. daß 
von ihm diejenige Thätigkeit ausgehe, welche den Thatbeitand des 
Rechtsgeſchäftes herſtellt. Dieje Auffaffung ſchließt nicht aus, daß es 
eine Willenserklärung des Vertreters iſt, deren ſich der Vertretene 
zur Entfaltung feiner rectsgefchäftlichen Thätigkeit bedient, eine 
Willenserklärung in dem Sinne einer Neußerung feines Ermeſſens, 
jo daß in der Perſon des Vertreters jedenfalls Willensfähigkeit 
(Geichäftsfähigkeit) erfordert werden muß und die Berüdfichtigung 
der Willensmängel, der Kenntniß und Unfenntniß in der Berjon des 
Vertreters offen bleibt. AndererfeitS darf aber die Kenntniß und 
Unfenntniß des Vertretenen oder deſſen Willensmangel nicht unbe- 
rücfichtigt bleiben, ſoweit bei der freiwilligen Stellvertretung jein 
Wille an den Gejchäftsabjchluß betheiligt it und bejtimmend war. 
(Sp mit Recht Hölder a. a. DO. ©. 115.) Es genügt nicht, wenn 
der Entwurf in $ 117 jchlechtbin auf die Perjon des Vertreters 
gejehen wifjen will und nur ausnahmsweife in $ 118 bei der Er- 
mächtigung zu einem beftimmten Rechtsgeſchäft das Willen oder 
Wiffenmüffen des PVertretenen enticheiden läßt. Denn wenn die 
Motive (I. ©. 227) die Ausnahme des $ 118 mit der Erwägung 


begründen, daß der Bertretene in joldhen Fällen die Willensentjchetdung 
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beeinflufje und Theil an ihr habe, jo trifft diefe Erwägung auch zu, 
wo der Bertretene jich über Objekt oder Subjekt des Gejchäftes oder 
über die Art deſſelben irrt. 

Wenn beiſpielsweiſe A den B bevollmächtigt, in feinem Namen 
die Sache x zu faufen, B aber meint, er jolle y faufen und nun x 
fauft, weil er x für y hält, jo läßt fich nicht abjehen, weshalb der 
Kauf für A nicht gültig jein fol. (Vgl. aud) das von Hölder a. a. O. 
angeführte Betjpiel). 

Bon der freiwilligen Stellvertretung muß man freilich die gejeg- 
liche unterjcheiden. Bei legterer nimmt allerdings der Vertreter allein 
das Rechtsgeſchäft vor. Hier beruht aber aud die Wirkung der Ber- 
tretung gar nicht auf dem Willen des Vertretenen. 


8 120. 

An der Redaktion des Abſ. 1 muß beanftandet werden, daß die 
durch bejondere Mittheilung an einen Dritten oder durd öffentliche 
Befanntmahung kundgegebene Bevollmädhtigung des Stellvertreter 
eine jelbjtitändige „Bevollmächtigung“ genannt wird; denn das kann 
doch nur als Bevollmächtigung des Dritten gedacht jein, da der Ber: 
treter ja als bevollmädjtigt bereit8 vorausgejegt wird. So erhalten 
wir einen doppelten Sinn von Bevollmädtigung, während die Ein- 
heitlichkeit des Begriffes wünjchenswerth wäre. 


8 123. 

Die Borichrift des Abi. 2 kann jelbitverftändlich von dem Stand- 
punkte aus, der die Vornahme des NRechtsgejhäfts dem Bertretenen 
zujchreibt, nicht gerechtfertigt werden; denn danad) ijt der. Bertrags:- 
ſchluß mit einen vollmachtlofen Vertreter nicht mehr als eine Ber- 
tragsofferte an den Bertretenen*), muß aljo ebenjo wie dieſe wider: 
vufli fein. Aber au wenn man den Standpunkt des Entwurfes 
theilt, den Bertrag mit dem vollmadtlojen Vertreter mithin als 
perfeft anfieht, ift nicht zu verftehen, weshalb durch contrarius con- 
sensus der Kontrahenten diejer Vertrag nicht jolle aufgehoben werden 
können. 

g 125. | 

Daß der vollmadtloje Vertreter, der auf den Mangel der Be: 
vollmächtigung den anderen Kontrahenten nicht aufmerkjam gemadt 
hat, für diefen Mangel einftehen muß, it in Ordnung. Aber es ift 


*) Bal. Hellmann, Die Stellvertretung in Nedtsgeichäften. S. 124 Nr. 2, 
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andererfeit3 eine unbillige Begünftigung des anderen Kontrahenten, 
wenn man ihm den Anſpruch auf Erfüllung oder den auf Schaden- 
erjag wegen Nichterfüllung zur Wahl ftellt. Zunächſt kann er dod) 
wohl billigerweife nicht8 anderes verlangen, al3 jo behandelt zu 
werden, wie er es bei Vorhandenfein der Vollmacht zu gemwärtigen 
hatte. Daß er unter Umftänden die jofortige Leiftung des Erfüllungs- 
interefje3 vorziehen fönnte, mag man den Motiven (I ©. 244) 
zugeben, eine Begründung, weshalb ihm diejes Verlangen zugebilligt 
werden joll, ift zu vermifjen. 


Behnter Titel. 
Bedingung und Befriftung. 
In diejem Titel jind völlig überflüffig und rein doftrinär die 


88 151 und 140. 

Was zunäcft den $ 131 betrifft, jo liegt fein Inhalt ſchon in 
den 88 128 und 129; der Saß des $ 140 aber würde nur verfannt 
werden fünnen, wenn eine gegentheilige geiegliche Beftimmung Auf- 
nahme gefunden hätte. 

Nothmwendiger wäre gewejen, den Begriff der aufjchiebenden und 
der auflöjenden Bedingung zu geben. Denn wenngleich eine Volks— 
thümlichkeit des Gejegbuchs in dem Sinne nicht erreichbar ift, daß jeder 
Laie die Nechtsjäge wie ein Feuilleton verfteht, jo darf doc) verlangt 
werden, daß ihm die Recdtsjäge in einer Form geboten werden, die 
ihm ihr Berjtändnig möglich macht, ohne daß er ſich erit in dem 
Wörterbucd der techniichen Ausdrüde Raths erholt, welche auf einer 
in ihrer Geltung zu bejeitigenden Grundlage beruhen. 

Dan wird aber nicht behaupten Eünnen, daß dem Laien die 
Begriffe: aufichiebende und, aufldfende Bedingung ohne juriſtiſche 
Untermweijung zum Berftändniffe gelangen fönnen. 


8 133. 

Abſ. 2 ließe ſich weit einfacher fo faljen: 

„Wird . . . eröffnet, fo gilt der Gemeinfchuldner als zur 
Sicherheitsleiftung verpflichtet.” 

Abi. 4 iſt überflüjfig oder doch unzwedmäßig redigirt. Ueber— 
flüffig deshalb, weil Niemand auf den Gedanken kommen könnte, 
daß die Zuläffigkeit einftweiliger Verfügungen fich nad anderen als 
den VBorjchriften der E. PB. O. beitimme, wenn anderweitige Be: 
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ſtimmungen über Zuläffigkeit einftweiliger Verfügungen nicht beftehen. 
Unzweckmäßig redigirt, wenn damit gejagt fein fol, daß die Bedingt: 
heit eines Rechts die Zuläſſigkeit der einftweiligen Verfügung nicht 
ausſchließt. 
8 134. 
Für den Inhalt diejes Paragraphen wäre folgende einfachere 

und. verjtändlichere Faſſung vorzujchlagen: 

„Für den Fall der Erfüllung der Bedingung haftet der be- 

dingt Verpflichtete wegen der während des Schwebens der 

Bedingung vorſätzlich oder fahrläffig verurſachten Vereitelung 

oder Beeinträchtigung des bedingten Rechtes ebenfo, wie wenn 

das Rechtsgeſchäft unbedingt errichtet worden wäre.” 


8 138. 

Eine „Handlung, deren Bornahme von der Willfür des Ver- 
pflichteten abhängt” und „bloßes Wollen des Verpflichteten”, jind 
feine rechten Gegenjäge. Gemeint ift der Gegenjaß zwiſchen „Hand— 
lung, deren Bornahme.... abhängt“ und „bloßem Wollen des 
Berpflichtetjeins”. 


Der Erfüllungsort. 
Bon Reditsanwalt Dr. C. F. Reatz in Gießen. 


A. Einleitung. 
I. Aeußere Geftalt des Entwurfs. 
81. 

Der Entwurf hat die Lehre vom Erfüllungsort oder, wie er 
denjelben nennt, Leiftungsort"), im Titel vom Anhalt der Schuld- 
verhältnifje unter dem Gefichtspunft der Berpflihtung zur Leiftung 
in den 88 229 und 230 prinzipiell zu regeln verſucht, und jodann im 
Abjchnitt von den Schulöverhältnifen aus Rechtsgeichäften unter 
Lebenden bei einzelnen Berträgen (Schenkung $ 446, und Hinter: 
legungsvertrag 88 618, 620), und im Sachenrecht bei der Grund: 
Ihuld ($ 1139) Sonderbeitimmungen bezüglid) der Ermittelung des 
Leiſtungsorts getroffen?). Gegen die Stellung der Lehre im allge- 
meinen Theile dev Schuldverhältniffe ift nicht3 einzumenden. Dagegen 
jind Beftimmungen über den Leiftungsort beim Scenfungs= und 
Hinterlegungsvertrag überhaupt überflüffig, weil fich derjelbe aus 
einer richtig formulirten Regel jchon von jelbjt ergeben muß, und 
weil nad) dem vom Entwurf aufgeitellten PBrinzipe, wonach in Er- 
mangelung einer durch Gejeß, Rechtsgeſchäft oder Beichaffenheit der 
Leiftung erfolgenden Beſtimmung des Erfüllungsort3 diefer durch „die 
Natur des Scyuldverhältnifjes” bejtimmt wird, ein Zweifel über den 
Erfüllungsort gerade beit diefen Verträgen am allerwenigiten auf: 

) Im $ 466 nennt ev ihn ausnahmsweile den Ort der Erfüllung, und im 
$ 446 ipricht er von dem Orte, wo das Zchenfungsperiprechen zu erfüllen jet. 

2) 8 285 behandelt die Frage der Zuläſſigkeit der Aufrechnung bei Forde— 
rungen mit verichiedenen Leiitungsorten. 
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kommen kann. Solde Sonderbeftimmungen fönnen nur verwirrend 
wirken, weil man nicht weiß, ob fie Anwendungen oder Ausnahmen 
von der im $ 229 gegebenen Regel jein jollen. Wenn beiſpielsweiſe 
der Entwurf im $ 446 jagt, das Schenfungsverfprechen fei im Zweifel 
an dem Orte zu erfüllen, an weldem der Schenker zur Erfüllungs: 
zeit jeinen Wohnſitz habe, jo jollte man denken, dies ergebe fic „aus 
der Natur” der Schenkung. Don den Motiven werden wir aber 
belehrt, daß dieſe Sonderbeitimmung mit der „Natur dieſes Schuld» 
verhältniſſes“ gar nicht3 zu thun hat, daß fie vielmehr nur eine Aus- 
nahme der jubjidiären Bejtimmung des $ 230 ſei, wonad) der Schuld- 
ner, fall3 fid) ein Leiftungsort aus der Natur des Schuldverhältnifjes 
nicht ergebe, an dem Orte zu leiften habe, an welchem er zur Zeit 
der Entitehung des Schuldverhältnifjes jeinen Wohnfig hatte. Damit 
ift doch geradezu negirt, daß das Scenfungsveriprechen ein Schuld- 
verhältniß erzeuge, aus deſſen Natur auf einen bejtimmten Erfüllungs— 
ort gejchlofjen werden Eönne. Pit aber nicht einmal Schenkung hierzu 
geeignet, jo möchte doc) wohl kaum ein anderes hierzu geeignetes 
Schuldverhältniß gefunden werden können, und man würde jich dann 
jagen müſſen, daß die ganze Borjchrift über die Natur des Schuld- 
verhältnifjes als Beitimmungsgrund des Erfüllungsort3 jede praftijche 
Brauchbarkeit entbehre. Dieje Betrachtung läßt es angezeigt ericheinen, 
die vom Entwurf über die Beftimmung des Erfüllungsort® aufzu- 
ftellende Hegel nicht in verfchiedenen Abichnitten zu zerjplittern, Jon: 
dern ganz und voll in dem gewählten Titel vom Inhalt der Schuld- 
verhältnifje zu geben. 

Ueber den Erfüllungsort der Grundfchuld ($ 1139) und nament- 
(ih über die Nothwendigkeit oder Näthlichkeit einer Abweichung von 
der allgemeinen Regel des Erfüllungsort3 mögen ſich diejenigen 
Herren Kollegen ausiprechen, welche die Begutachtung des Sachen— 
rechts übernommen haben. 

Der Entwurf hat die Lehre vom Leiftungsorte in folgenden 
wenigen Sägen gegeben. 

g 229. 

„Iſt der Ort, an welchem die Leistung zu bewirken ift, 
weder durch Gejeg oder Rechtsgeſchäft noch durd die Be— 
ichaffenheit der Leiftung beftimmt, jo hat der Sculöner an 
dem Orte zu leiften, welcher der Natur des Schuldverhält- 
niffes und dem muthmaßlichen Willen der Betheiligten ent: 


ſpricht.“ 








2 _ 


8 230. 

„Läßt der Leiftungsort fih) auf Grund des $ 229 nicht 
bejtimmen, fo hat der Schuldner an dem Orte zu leiften, 
an welchem er zur Zeit der Entftehung des Schuldverhält- 
nifjes feinen Wohnfit hatte. 

Beiteht die Leiftung in einer Geldzahlung, jo hat der 
Schuldner an dem Orte zu zahlen, an weldhem der Gläu- 
biger zur Zeit der Entitehung des Echuldverhältniffes feinen 
Wohnfig hatte. Im Falle der Aenderung des Wohnſitzes 
des Gläubigers hat der Schuldner das Geld dem Gläubiger 
auf dejjen Gefahr und Kojten nad) dem gegenwärtigen Wohn: 
fie zu überjenden.” 

Die Sprache des Entwurfs ift, wenngleich in 8 230 etwas breit, 
doc fließend, und das Gejagte, abgejehen von dem Hinweis auf die 
Natur des Schuldverhältnifjes und den muthmaßlichen Willen der 
Betheiligten, durchaus verjtändlih. Aber diefe beiden Ausdrüde des 
$ 229 find, jo lange fie nicht vom Geſetze jelbit eine hinlängliche 
Erläuterung erfahren, für die Praris gefährlich, indem jie bei ihrer 
großen Unbeftimmtheit zu irrigen Rejultaten oder zu voreiliger An— 
wendung der jublidiären VBorfchriften des 8 230 verleiten. Auch die 
Motive haben in diefer Hinficht die erforderlihe Aufklärung nicht 
gegeben. 

Der Entwurf hat fih in einigen Beziehungen der handelsrecht— 
lichen Lehre vom Erfüllungsort (Art. 324, 325 H. ©. B.) angeſchloſſen, 
in andern ift er weiter gegangen und wieder in andern hat er ji 
ablehnend gegen jie verhalten. Er beruht zum Theil auf gemein- 
rechtlicher Doktrin, und hat Bartikulargejege und Gefetesentwürfe in 
Betracht gezogen. Ach werde nur das Gemeine und das Handels: 
recht berüdfichtigen; die beiden andern Stüßpunfte de3 Entwurfs, 
die in den Motiven angezogen find, gewähren feine rechte Ausbeute. 


II. Das bisherige Recht. 
1. Das Gemeine Recht. 
Ss 2. 

Die gemeinrechtliche Lehre vom Erfüllungsort hat ihre Grund: 
lage im Römifchen Rechte. In diefem hat mehrere Rahrhunderte 
hindurch eine gefchichtliche Entwidelung der Lehre ftattgefunden, einen 
vollkommenen Abſchluß in demfelben aber hat fie nicht erreicht. Es 
kann jelbftveritändlich nicht die Abjicht fein, hier eine Darftellung 
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diefer römisch-rechtlihen Lehre zu geben, und die von der Doktrin 
gefundenen Nejultate an der Hand der Quellen einer Prüfung zu 
unterziehen; unfere Aufgabe ift vielmehr die, ein Recht jhaffen zu 
helfen, das unfern heutigen Redtsanfchauungen und den Bedürfniffen 
des heutigen FForderungsverfehrs entipricht, unbefümmert darum, wie 
es bei unjeren Borfahren beihaffen war. Allerdings wird eine wiljen- 
Ichaftliche Darftellung und Begründung der heutigen Rechtsanſchauungen 
und Verfehrsbedürfniffe zu dem erfreulichen Refultate führen, daß 
wir uns der Hauptiache nad mit den im großen und £leinen Verkehr 
des römischen Volkes zum Bemwußtfein gelangten Rechtsanſchauungen 
in voller Uebereinjtimmung befinden, allein e3 joll und darf doch bei 
unfern Unterfuchungen fein römifcherechtliher Satz auch nur Die 
geringste Autorität ausüben. | 

In der Doktrin befteht eine allgemeine Uebereinftimmung dahin, 
daß der Erfüllungsort mit Naturnothwendigfeit durd die Yage einer 
unbeweglichen Sache, im Uebrigen dur ausdrüdliche oder ftill- 
Schweigende Vereinbarung beſtimmt werden fünne. Alles Uebrige 
ift beftritten. Das große ftreitige Material interejjirt ung indeſſen 
nur infofern, al3 wir prüfen müffen, ob und in weldem Maße die 
verfchiedenen Anfichten der Schriftiteller unferen heutigen Rechts— 
anfchauungen und dem Bedürfniß des heutigen Verkehrs entjpreden. 
Daß eine oder die andere Anficht im Nechtsbewußtjein unjeres Volkes 
jo tiefe Wurzeln gefaßt habe, daß wir lediglich auf Grund diejer 
Autorität von einer jolhen Prüfung abjehen müßten, davon fann 
feine Rede fein. 

Die hauptſächlichſten Lehren der neueren Zeit find etwa folgende: 

1. Der Mangel einer Beitimmung über den Ort fann unter 
Umſtänden die Leiſtung völlig unbejtimmt und die Obligation felbjt 
ungültig machen, umgekehrt kann die Beichaffenheit der Leiſtung ſelbſt 
den Ort ftillfchweigend geben. Dit feines von beiden der Tall, jo iſt 
der Ort der lage der Ort der Erfüllung, nur gejchieht die Herbei- 
ihaffung bei Forderungen auf individuell beftimmte Sadhen, wenn 
jie fih ohne Dolus des Schuldners an einem andern Ort befinden, 
auf Gefahr und Koften des Klägers. Will aber der Schuldner ohne 
Klage erfüllen, jo muß er es natürlich bei dem Gläubiger thun.®) 

2. St der Erfüllungsort nicht bejtimmt, jo kann der Schuldner 
leiften, wo er den Gläubiger antrifft, nur nicht gerade an einem 


) Puchta, Band. $ 246. 








offenbar unpafjenden Orte, und muß da leiften, wo er mit wirfjamer 
Klage darauf belangt wird. Wenn jedoch eine bejtimmte Sache 
(species) Gegenjtand der Forderung ift, und diefe ohne Unredlichkeit 
und Verſchulden des VBerpflichteten an einem anderen Orte fich be- 
findet, jo hat Kojten und Gefahr ihrer Herbeilhaffung der Gläubiger 
zu tragen?). 

3. ft ein feftbeitimmter Erfüllungsort nicht vorhanden, fo iſt 
zu unterjuchen, an welchem Drte von den Parteien die Erfüllung 
gedacht und erwartet jein möge (ſtillſchweigende Feititellung des Er- 
füllungsorts). 

a) Bei Obligationen, welche aus einer fortgejegten, zujammen- 
hängenden, ftet3 einen längeren Beitraum erfüllenden, und zugleich 
mit einer beftimmten Dertlichkeit in Berbindung jtehenden Thätigkeit 
entjpringen — Gejhäftsführung (wie Tutel, Cuvatel, Bejorgung der 
Gejchäfte eines Andern, Bank- und Kommiſſionsgeſchäft) — iſt die 
Erwartung der Parteien darauf gerichtet, daß am Ort der Geichäfts- 
führung erfüllt werde. 

b) Tritt der Schuldner an jeinem Wohnjige in eine Obligation 
ein, jo erregt er die Erwartung, dab er aucd da erfüllen werde. 

ec) Auch außerhalb ſeines Wohnfiges Fan Jemand in eine 
Dbligation eintreten unter ſolchen Umständen, welche die natürliche 
Erwartung erregen, daß der Entjtehungsort der Obligation zugleich 
ihr Erfüllungsort jein werde. In Ermangelung jolder Umstände 
wird der Wohnſitz des Schuldners als Erfüllungsort gedacht). 

4. Sit ein Erfüllungsort nicht bejtimmit, jo gilt zwar die Regel, 
daß die Erfüllung an jedem den Umftänden nad für jchiklich und 
geeignet zu betradhtenden Orte gefchehen kann, aber mit folgenden 
Beitimmungen: 

a) Die Umstände und die Natur oder der Gegenjtand der Leiftung 
können eine Beitimmung de3 Ortes derjelben ſtillſchweigend enthalten, 
oder als vorausgeſetzt erjcheinen lafjen. Zum größten Theil ift das 
von thatfählicher Natur, und aljo in Streitfällen Sache der Aus— 
legung der Verträge und des Willens im Bejonderen. Auf pofitiver 
Borichrift aber beruht es, daß, wenn an einem gewiflen Orte lagernde 
fungible Sahen Gegenjtand einer Leiftung werden, deren Erfüllung 
durch die Uebergabe an diefem Orte vorausgejegt ift. 


1) Arndts, Band, (in den früheren Auflagen). $ 221. 
) Savigny, Syſtem. Bd. 8. S. 210 ff. 
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b) Die Befugniß de3 Schuldners, nad) diejer Regel zu erfüllen, 
dauert nur jo lange, al3 er fi) nicht darauf verklagen läßt, jonft ift 
der Ort der Klage der der Erfüllung. Sind aber bejtimmte Soden 
deren Gegenftand, welche ſich ohne eine dabei thätig gewejene Arglift 
des Schuldners nicht an diefem Orte befinden, fo fünnen fie da, wo 
fie zur Seit der Erhebung der Klage find, geleiftet werden, dod) kann 
der Kläger verlangen, daß deren Lieferung am Orte der Klage ge- 
ſchehe, wenn er die Koften der Herbeiihaffung und die dabei ftatt- 
findende Gefahr übernehmen mill. 

Db im Allgemeinen dev Schuldner den jchuldigen Gegenitand 
dem Gläubiger zu bringen, oder letterer ihn von jenem abzuholen 
babe, ift zu beantworten nicht möglich‘). 

5. Sit der Erfüllungsort weder ausdrüdlih noch ſtillſchweigend 
beftimmt, jo wird er beftimmt durch die rechtliche und thatjächliche 
Natur der Obligation. Hierbei gilt die Regel, daß bei denjenigen 
Obligationen, welche nur einem ihrer Subjekte einen Vortheil ge- 
währen, die Erfüllung an dem Orte ftattfinden joll, an welchem fie 
ohne weitere Nachtheile für das belaftete Subjekt gefchehen fann. 
Eine Folge hiervon ift, daß bei Obligationen lediglid zum Vortheil 
des Gläubigers der Schuldner nur da zu leiten braucht, wo er ohne 
weiteren Nactheil (ohne bejondere Opfer zu bringen) leiften fann, 
und bei Obligationen lediglih zum Bortheil des Schuldners der 
Gläubiger die Leitung nur an dem Orte anzunehmen braud)t, wo 
er ſie ohne weiteren Nactheil annehmen kann. Bet Obligationen 
zum Vortheil beider Theile hat jeder Schuldner nur bei ſich zu er- 
füllen; er braucht nicht zu bringen, jondern der Gläubiger muß holen, 
und bei Obligationen, welche feinem Theile einen VBortheil gewähren, 
hat, je nachdem Schadenserjag oder nur Herausgabe der Bereiherung 
gefordert wird, der Schuldner beim Gläubiger bezw. bei fich zu erfüllen. 
Unter gewifjfen Umjtänden ijt der Schuldner zum Schicken verpflichtet‘). 


*) Zintenis, Civilrecht. Bd. 2. 8 M. 

) Reatz, Die Vehre vom Erfüllungsort (1862). Reaß, Das Gemeine 
Deutihe Civilrecht. Bd. 2. Ch. R. $ 121 ff. — Der obige Tert giebt nur 
eine ſummariſche Ueberficht der Regeln. Einzelnes, Anwendungen auf die einzelnen 
Schuldverhältniſſe und Meodifitationen finden fi) in den erwähnten Schriften. — 
Im Weientlichen iſt diefen Prinzipien beigetreten Arndts, Band. $ 721 in den 
Auflagen nah 1862. Mehrfach cinveritanden Burdard, Zur Lehre vom 
Erfüllungsorte. 1880. 
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6. Iſt ein Leiftungsort nicht beftimmt, jo ift 

a) der Schuldner verpflichtet zu Leiften an jedem Ort, an welchen 
im Fall der Weigerung der Gläubiger gegen ihn eine Berurtheilung 
zu erlangen vermag und wirklich erlangt. Dieſe Regel erleidet jedod) 
Ausnahmen. 

aa) Wenn die Forderung auf Uebergabe vder Vorweijung einer 
individnell beitimmten Sache oder Quantität gerichtet ift, jo braucht 
der Schuldner nur an dem Orte zu leiften, wo der Leiftungsgegen- 
ftand ich befindet, jedody mit der doppelten Maßgabe, einmal, daß 
diefer Bortheil ıym nicht zu Gute kommt, wenn er den Leiſtungs— 
gegenftand unredlicherweije an einen andern Ort gebracht hat, und 
jodann, daß er jedenfalls genöthigt werden fann, den Leiftungsgegen- 
jtand, wenn der Gläubiger es verlangt, auf dejjen Gefahr und Koften 
an denjenigen Ort zu jchaffen, an welchem der Gläubiger ihn gemäß 
der Negel fordern kann. 

bb) Bermäcdtniffe brauchen nur an dem Orte ausgezahlt zu werden, 
wo fich der größere Theil der Erbſchaft befindet. 

b) Was die Berechtigung des Schuldners angeht, fich, wenn ein 
Leiftungsort nicht feitgejett ift, durch Leiltung an einem bejtimmten 
Ort zu befreien, jo darf der Schuldner, wenn er das zu Leiftende 
dem Gläubiger zu bringen bat, an jedem Orte leiten, wo er den 
Gläubiger findet, vorausgejegt, daß der Ort fein unpafjender it; 
bat der Gläubiger zu holen, jo darf der Schuldner an feinen Wohn: 
ort leiſten?). 

7. Bei Obligationen auf Lieferung individuell beitimmter Sachen 
wird der Erfüllungsort in folgender Weiſe bejtimmt: 

a) Bei gegenjeitigen Obligationen ift er der Ort, an welchem 
fi die gejchuldete (3. B. verkaufte) Sache zur Zeit des Bertragd- 
abichluffes befand. Doch kann der Gläubiger die an einen andern 
Ort gerathene Sache aud bier verlangen, und wenn der Schuldner 
die Sache dolos verichleppt hat, fteigert ſich das Recht des Gläubigers 
dahın, daß er Erfüllung überall verlangen kann, wo er den Schuldner 
vor einem competenten Richter belangt. 

b) Wenn die Verpflichtung des Schuldners darin beftcht, die 
gefchuldete Sache jo wie fie im Augenblid der Entſtehung der Obli- 
gation ift, dem Gläubiger lediglich zu überlaſſen, jo ift der Erfüllungs- 
ort da, wo ſich die Sache im Augenblik der Entitehung der Obli— 


Windſcheid, Band. Bd. II S 782. 
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gation befindet. Doc hat der Gläubiger aud hier das sub a er- 
wähnte Nebenrecht (Legat und Schenkung). 

c) Steht die gejchuldete Sache unter einjtweiliger Bermwaltung 
des Schuldners, jo ift ihr ordnungsmäßiger Aufenthaltsort Erfüllung: 
ort. Auch hier hat der Gläubiger das erwähnte Nebenredit. 

d) Aus Delitt gejchuldete Saden können nad Wahl des 
Släubigers überall gefordert werden, wo ein Gerichtäftand gegen den 
Schuldner begründet ift. 

e) In allen übrigen Fällen kann der Gläubiger die Lieferung 
nur da verlangen, wo ſich die gejchuldete Sache befindet. Bei dolojer 
Berjchleppung Hat der Gläubiger unter den Gerichtsſtänden des 
Schuldners die Wahl. 

Zu diejen fünf Regeln kommen nocd zwei Clauſeln. Sculdet 
der Schuldner die Sahe an einem von feiner Dispofition unab— 
hängigen Orte und gelangt fie ohne jeine Schuld an einen anderen 
Drt, jo bleibt erjterer immer noch Erfüllungsort; für den Schuldner 
ihlehthin, für den Gläubiger wahlweije, doc braucht der Schuldner 
die Koften de3 Transports nicht zu tragen. „sit der Aufenthaltsort 
von der Dispofition des Schuldners abhängig, und jener für den Er- 
füllungsort maßgebend, jo iſt ausschließlich derjenige Ort Erfüllungs- 
ort, an dem fich die Sache nad Anordnung des Schuldners befindet. 

Werden Duantitäten oder Sadhen aus einer größeren individuell 
beftimmten Mafje gejchuldet, jo ſollen diejelben nad Analogie der 
individuell bejtimmten Sachen behandelt werden. Für alle übrigen 
Obligationen gilt: Der Schuldner kann Leiftung überall anbieten, 
nur nicht loco inopportuno. Der Gläubiger fann überall da Er- 
füllung verlangen, wo ein Gerichtsftand gegen den Schuldner be- 
gründet tft’. 

8. Fehlt es an einer Beitimmung des Erfüllungsorts, jo muß 
überall erfüllt werden, wo man angefordert wird, und überall darf 
man anfordern, wo man den Schuldner trifft; überall darf man 
auch leisten, wo man den Gläubiger trifft, Alles mit der Schranke 
der Scidlichkeit. Individuell beftimnte Sachen werden da geleiftet, 
wo man die Sade trifft. Argliitige Veränderung der Sachlage 
befreit den Gläubiger vom Ort der Sade, er kann dieje überall 
verlangen, wo er den Schuldner trifft oder verklagt!®). 


) Schulin, Zur Yehre vom Erfüllungsort. 1879. 
w) Brinz, Band. Bd. 2. S. 451 ff. 
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9. Iſt der Erfüllungsort nicht fixirt, ſo kann der Schuldner an 
jedem nicht unpaſſenden Orte leiſten, alſo namentlich an ſeinem Wohn— 
orte. Findet ſich der Gläubiger auf Auffordern des Schuldners an 
dem von dieſem erwählten tauglichen Leiſtungsorte nicht ein, ſo 
kommt er in Verzug. Der Gläubiger ſeinerſeits kann den Er— 
füllungsort, wenn der Schuldner nicht leiſtet, in Geſtalt des Klage— 
ortes dadurch fixiren, daß er in einem Gerichtsſtand des Schuldners 
Klage erhebt. Dieſe Sätze ſind nicht für den Fall beſtimmt, daß es 
ſich um eine Lieferung oder Herausgabe einer beſtinmten Sache 
handelt. Denn jie hat regelveht da zu geichehen, wo fie ſich — und 
zwar ohne Berjhulden des Schuldnerd — gerade befindet). 


2. Das Sandelsredt. 
83, 

Das Handelsgejegbud hat Beitimmungen getroffen über den 
Erfüllungsort im Allgemeinen und beim Kauf insbejondere. Nach 
Art. 324 muß die Erfüllung des Handelögejchäfts an dem Drt 
gejchehen, welcher im Bertrage bejtimmt oder nad) der Natur des 
Geſchäfts oder der Abjicht der Kontrahenten als Ort der Erfüllung 
anzujehen ift. Fehlt es an diefen Borausjegungen, jo hat der Ver— 
pflihtete an dem Orte zu erfüllen, an welchem ex zur Zeit des 
Bertragsabichlufjes jeine Handelsniederlafjung oder in deren Er: 
mangelung jeinen Wohnort hatte. Wenn jedoch eine bejtimmte Sache 
übergeben werden joll, welche ſich zur Zeit des Vertragsabichlufjes 
mit Wiljen der Kontrahenten an einem andern Orte befand, jo geſchieht 
die Mebergabe an diefem Orte. Bei Geldzahlungen (Art. 325), mit 
Ausnahme der Auszahlung von indofjablen oder auf Inhaber lauten- 
den Papieren, ift der Schuldner verpflichtet, wenn nicht ein anderes 
aus dem Vertrage oder aus der Natur des Gejchäfts oder der Ab- 
jiht der Kontrahenten hervorgeht, auf feine Gefahr und Koften die 
Zahlung dem Gläubiger an dem Ort zu übermacen, an welchem der 
legtere zur Zeit der Entftehung der Forderung jeine Handel3nieder- 
lafjung oder in deren Ermangelung jeinen Wohnort hatte. Durch dieſe 
Beftimmung wird jedody der gefegliche Erfüllungsort des Schuldners 
(Art. 324) in Betreff des Gerichtsitandes oder in fonftiger Beziehung 
nicht geändert. 

Bei Kaufe heißt es in Art. 342: Hinfichtlich des Orts der 
Erfüllung der Verbindlichkeiten des Verkäufers und des Käufers 


ı) Dernburg, Band. Bd. 2. S. 0 f. 
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kommen die Beltimmungen des Art. 324 Abj. 1 zur Anwendung. 
Die Uebergabe der Waare gejchieht, wenn aus dieſen Beftimmungen 
jich nicht ein anderes ergiebt, an dem Orte, wo der Berfäufer zur 
Zeit des Bertragsabichluffes jeine Handel3niederlafjung oder in deren 
Ermangelung feinen Wohnort hatte. Wenn jedoch eine beftimmte 
Sade verkauft ift, welche ich zur Zeit des Bertragsabjchlufjed mit 
Willen der Kontrahenten an einen andern Ort befand, jo geichteht 
die Uebergabe an diefem Orte. Der Kaufpreis iſt bei der Uebergabe 
zu entrichten, jofern nicht ein anderes durd die Natur des Gejhäfts 
bedingt oder durch Vertrag oder Handelögebraud bejtimmt ift. Im 
Uebrigen fommt die Beftimmung des Art. 325 auch in Bezug auf 
diefe Zahlung zur Anwendung '?). 


III. Bejtimmungsgründe des Erfüllungsorts. 
1. Allgemeines. 
84. 

Unſere Hauptthätigkeit gilt der Aufſuchung und Begründung eines 
Erfüllungsorts für diejenigen Fälle von Schuldverhältniſſen, in welchen 
weder durch die Unbeweglichkeit des Leiſtungsgegenſtandes, noch durch 
die maßgebende Willenserklärung von Seiten der Betheiligten ein Er— 
füllungsort beſtimmt iſt. Zunächſt aber iſt die Vorfrage zu unter— 
ſuchen, ob denn das Geſetz überhaupt nöthig hat, dieſerhalb Beſtim— 
mungen zu treffen, oder dem Richter zu empfehlen, im Einzelfall 
wifjenjchaftliche Unterfuchungen über die Natur des concreten Schuld: 
verhältniffes anzujtellen, um hieraus zu einem bejtimmten Erfüllungs- 
orte zu gelangen. Wenn man aud) nicht geneigt jein wird, der Un— 
bejtimmtheit des Erfüllungsorts die Wirkung der Unausführbarfeit 
eines Vertrags beizulegen, jo hat doch, wie die Erfahrung lehrt, die 
Anficht Bertreter gefunden, dag man die Findung des Erfüllungs- 
orts getroft den am Schuldverhältnig Betheiligten überlaffen könne, 
indem ſich derjelbe einfach ſchon durd) den Rechtsſatz ergebe, daß beim 
Anfordern der Leiſtung durch den Gläubiger der Schuldner zur jo: 
fortigen Leiftung, und beim Anbieten der Leiftung durd) den Schuldner 
der Gläubiger zur fofortigen Annahıne derjelben verpflichtet ſei, und 


) Somohl das Reichs-Ober-Handelsgericht, wie das Neichsgericht haben die 
handelsrechtlihe Lehre vom Erfüllungsorte in vielfacher Dinfiht auszubauen 
und fejtzuftellen geſucht. Es iſt indejien hier nicht geboten, auf die höchitridhter: 
liche Rechtſprechung des Näheren einzugehen, weil unſere Unterſuchung fich vor- 
zugsweiſe mit dem bürgerlichen Rechte zu beichäftigen hat. 
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daß folglich der Schuldner da erfüllen müſſe, wo der Gläubiger ihn 
perſönlich antreffe und von ihm fordere, und der Gläubiger da an— 
nehmen müſſe, wo ihm der Schuldner perſönlich die Leiſtung anbiete. 
Zur Unterſtützung dieſer Anſicht könnte man ſich auf die Analogie 
der Erfüllungszeit berufen, da ja auch im Falle unbeſtimmt gelaſſener 
Erfüllungszeit der Gläubiger jederzeit fordern und der Schuldner 
jederzeit anbieten könne. Allein Erfüllungszeit und Erfüllungsort 
ſind doch weſentlich verſchiedene Dinge. Es iſt ein großer Unter— 
ſchied, ob ſich der Schuldner zu jeder Zeit, oder ob er ſich an jedem 
Orte zur Erfüllung bereit halten muß. Dort bedarf er nur der 
Bereitſtellung einer Leiſtung, hier müßte er ſo viele Leiſtungen be— 
reit halten, als es Orte giebt, an denen er ſich einmal vom Gläu— 
biger betreten ließe. Jene Anſicht von der Abhängigkeit des Er— 
füllungsorts vom perſönlichen Zuſammentreffen des Gläubigers und 
Schuldners iſt, ſelbſt abgeſehen von dem dadurch indieirten Verſtecken— 
ſpielen des Schuldners, im Leben ganz unausführbar. Dies haben 
ihre Vertreter denn auch gefühlt und das Prinzip dahin eingeſchränkt, 
daß nur nicht an einem ganz ungeeigneten Orte (inopportuno loco) 
gefordert und angeboten werden dürfe. Damit iſt aber das Prinzip 
entweder völlig unbraudbar gemacht oder völlig umgeftoßen. Denn 
wenn man das perjönliche Fordern des Gläubiger an einem nicht 
ungeeigneten Orte verlangt, jo wird fid) der Gläubiger auf die Jagd 
nah dem Schuldner begeben müfjen, und diejer wird alle einiger- 
maßen geeigneten Orte zu vermeiden ſuchen. Verlangt man aber 
nicht die perjönliche Anwejenheit beider an einem Orte, verlangt man 
vielmehr blos die Erfüllung des Schuldners an einem ihm geeigneten 
Drte, jo legt man eben auf den ‚Forderungsort feinen Werth mehr. 
Dann aber wird die Wahl des Erfüllungsorts auf einen jehr Kleinen 
Krei3 von Orten beichräntt, indem nach der Auffaffung des Berfehrs- 
lebens nur jehr wenige Orte als zur Lerftung des Schuldners und 
zur Annahme derjelben dur den Gläubiger geeignet ſich erweiſen. 
Man braucht, um das Ungeeignete einer Dertlichkeit zu empfinden, 
nicht gerade an ſehr grobe Beifpiele einer Leiftung zu denken, wie 
etwa, daß ein Gläubiger von feinem Schuldner, mit dem cr auf einer 
Bergnügungsteife in einem fremden Lande zufammentrifft, die Rück— 
zahlung eines Darlehns von einigen Tauſend Marf verlangt, man 
denfe nur daran, daß die Rüdzahlung eines, das gewöhnliche Taſchen— 
geld überjchreitenden Betrags eines Darlehns bei gelegentlichem Zu— 
jammenjein in einem Wirthshaufe des gemeinjchaftlihen Wohnorts 
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gefordert wird, ja dieſer Ort ift, wie viele andere, ein für die Er- 
bebung von Forderungen oder das Anbieten von geſchuldeten Geld— 
zahlungen mit Ausitellung von Quittungen und Notizen über Zahlungs: 
empfänge höchft ungeeigneter Drt. Bei näherem Nachdenken wird 
man jich überzeugen, daß nur die Wohnung oder das Kaſſenlokal des 
Gläubiger oder Schuldners Orte find, die jih zur Vornahme jolcher 
Rechtsgeſchäfte eignen. 

Die Borfrage wird jomit im Intereſſe der Ordnung im Ber: 
Eehrsleben dahın zu enticheiden jein, daß das Gejet jelbit die Momente 
der Beſtimmbarkeit des Erfüllungsort3 der Sculdverhältnifje be- 
zeihne. Da der Ort der Leitung ein Bejtandtheil derjelben ift, oder 
doc; jedenfalls zum Inhalt eines Schuldverhältniffes gehört, jo fragt 
eö fi, ob wohl die von der Beitimmung eines unbejtimmt gelafjenen 
Beitandtheil3 der Leiltung oder Theils des Inhalts eines Schuld— 
verhältnifies geltenden Rechtsregeln aud zur Beitimmung des un- 
bejtinnmt gelafjenen Erfüllungsort3 verwendet werden können. Hierbei 
muß nun augenjcheinlich zunächſt davon abgefehen werden, die nach— 
träglihe Beitimmung des Erfüllungsorts dem billigen Ermeſſen oder 
gar der Willkür eines der Betheiligten, des Gläubigers oder Schuld: 
nerd, oder eines Dritten zu überlafjen. Wollte das Geſetz dieſe 
Beitimmung dem richterlihen Ermefjen überlaffen, jo würde damit 
zwar ein gewiljes Maß von, der Gerechtigkeit entjprechender Be— 
timmtheit erreicht, allein einestheil3 wüßten die Betheiligten vor 
Anrufung richterlicher Hülfe nicht, wo zu erfüllen fei, und andern- 
theil3 müßte das Gejet doch ein ausreichendes Maß von Thatſachen 
und Umftänden geben, worauf jid) das richterliche Ermefjen ſtützen 
jolle. Denn mit dem bloßen Nechtsjage: „Im Falle unbeftimmt 
gelafjenen Erfüllungsort3 hat dad Gericht denjelben nad) billigem 
Ermeſſen zu bejtimmen,” kann man gar nichtS anfangen. Auf bloße 
Thatjachen und thatjädhliche Umstände kann ſich aber das richterliche 
Ermeſſen aud nicht gründen, es müſſen rechtliche Gefichtspunfte auf: 
gejucht werden, welde den Richter im Gewirre der Thatjahen zu 
leiten im Stande find. Dieſe zu juchen und zu finden, fann dem 
Richter nicht überlaffen werden, fie müljen, joweit es überhaupt mög- 
ih ift, vom Gefeß bezeichnet werden. Der bisherige, fo fehr ver: 
mworrene Stand unferer Lehre in der Doftrin und Praris ift ein 
Iprechender Beweis dafür, wie nothwendig es iſt, daß das Gejet hier 
Stlarheit jchaffe und eingehende und das ganze Gebiet der Lehre um: 
fafjende Beftimmungen treffe. 


Die Schwierigkeiten, welche jich bei Auffuchung der Erfüllungs- 
orte der einzelnen Schuldverhältnifje dem Geſetzgeber entgegenitellen, 
find übrigens nicht unüberwindlich. Die nothmwendige Klarheit ergiebt 
fi fofort, wenn man zur Erfenntniß des wirthichaftlicen Wejens 
des Erfüllungsort überhaupt gelangt, und damit die wirthichaftliche 
und rechtliche Natur der einzelnen Sculöverhältnifje in Vergleich 
bringt. Bei der Betrachtung jenes wirthſchaftlichen Weſens ergiebt 
ih, daß e3 nur wenige Arten von Orten find, die ſich zu Erfüllung3- 
orten überhaupt eignen, und unter denen der Gejetgeber die Aus— 
wahl zu treffen Hat, und bei der Betradtung dieſer Natur der 
Schuldverhältnifje ergeben fi unjchwer die rechtlichen Prinzipien, die 
den Gejetgeber bei der Auswahl unter diejen Orten leiten müfjen. 
Dabei wird man im großen Ganzen noch zu unterjcheiden haben den 
Inhalt der Schuldverhältnifje, wie er zur Zeit der Entjtehung der— 
jelben bejhaffen war, und den Inhalt, wie er im Laufe des Beitands 
eines Schuldverhältniffes geworden ift. 


2. Das wirthſchaftliche Weſen des Erfüllungsorts. 
SD. 

Mit der Zugrundelegung des wirthichaftlihen Wejens des Er: 
füllungsort3 bei der Auswahl dejjelben in den Fällen des unbejtimmt 
gelajjenen Erfüllungsorts führt der Geſetzgeber keineswegs ein neues 
Moment ein, jondern dafjelbe beherricht überhaupt dieſes Rechts— 
injtitut. Der Erfüllungsort greift in die wirthichaftlihen Intereſſen 
der am Schuldverhältnig Betheiligten ein, jeine Fixirung regelt deren 
Bedürfniffe und Intereſſen. Dies erweist ſich zunächſt bei den 
Leitungen, melde eine unbemweglihe Sache zum Gegenitande haben, 
da in vielen Verkehrsfällen nicht die unbewegliche Sache an ſich, 
fondern der Ort ihrer Lage, wie beifpielSweife der an einer verkehrs— 
reichen Straße gelegene Bauplat, den Gegenftand des Hauptinter— 
efjes der Betheiligten bildet. Auch die vertragsmäßige Beitimmung 
eines Erfüllungsortes hat die Negulirung der wirthichaftlichen Inter— 
effen der Betheiligten zum Zweck. Der Berliner Käufer von 1000 
Tonnen Weizen, die das verfaufende Haus von View = York nad) 
Berlin jenden ſoll, hat ein jehr wejentliches pefuntäres Intereſſe 
daran, daß die Lieferung in Berlin erfolge, und umgekehrt hat diejes 
ein jehr wejentliches interefje daran, daß es nur in New - Mor zu 
liefern habe, und die Sendung auf Gefahr und Koften des Käufers 


nad) Berlin erfolge. Kommen Beide überein, daß Berlin Erfüllungs- 
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ort fei, jo werden in diefer Beziehung die Intereſſen des Käufers 
vorzugsmeife gewahrt, und das verkaufende Haus muß die Wahrung 
feiner Sinterefjen auf anderem Wege, wie etwa in der Erhöhung des 
Kaufpreifes ſuchen. Es fann daher nicht befremden, wenn das Geſetz 
bei unbeftimmt gelafjenem Erfüllungsort ganz dafjelbe thut, wie die 
Vertragsſchließenden, nämlich die m Intereſſen der Be— 
theiligten zu Grunde legt. 

Dieſes wirthſchaftliche Intereſſe iſt — ſoweit als erforder- 
(ih, darzuftellen, und zwar zunächſt bei den Sadleijtungen im 
Allgemeinen, d. 5. bei den gejchuldeten Uebertragungen Eörperlicher 
Gegenftände von Seiten des Schuldners an den Gläubiger, mögen 
jte zugleich Eigenthum, Befig, ein dingliches Recht oder den bloßen 
Gebrauch mitübertragen, oder mögen fie m Hingaben oder 
Burüdgaben jein. 

Der Ort, wo fi) eine Sache befindet oder wo jie übertragen 
werden joll, an ſich betrachtet, d. 5. der Raum, den fie ausfüllt oder 
ausfüllen joll, ift nur ein geometrifcher Begriff und hat für fich allein 
feinen wirthichaftlihen Werth. Wohl aber Enüpft fih an ihn und 
fonzentrirt jih um ihn örtlich in mehr oder weniger enger Verbin— 
dung eine Reihe von neben einander beftehenden wirthichaftlichen 
Thatfahen und Umftänden. Zritt die Sache in ihn ein, fo tritt jie 
in die Gefammtheit diejer Thatjahen und Umftände ein, durch welche 
ihr wirthichaftliher Werth beeinflußt und bejtimmt wird. Es verhält 
fich, dies, wie mit der Zeit. Auch die Zeit an fich ift feine wirth: 
Ichaftliche Kraft, und wenn wir von dem jchaffenden, zeritörenden 
oder lindernden Einflufje der Zeit reden, jo ift e8 nicht die Zeit 
jelbft, jondern die Gejanmtheit der in einem gewiſſen SZeitraume 
nad) einander auftretenden und wirkenden Thatjachen und Umftände, 
welche wir eigentlich meinen. Spricht man von dem hohen Werth 
der Lage einer Stadt, eines Wohnhaufes, eines Gejchäfts - Etabliffe- 
ments, jo verfteht man darunter die Gejammtheit der Verkehrsthat— 
ſachen, die vorzüglich geeignet find, die Bedürfniffe dev Einwohner 
diefer Stadt, de3 Eigenthümers des Wohnhaujfes und des Inhabers 
des Gefchäft3 ausreichend, raſch und ficher zu befriedigen. ragt 
man: wo befindet fi) eine Sade, fo heißt dies ins Wirthichaftliche 
überjett: in welchen wirthichaftlihen Verhältniffen und Beziehungen 
befindet fie fich; und fragt man: wohin joll eine Sache gebradt wer: 
den, jo heißt dies wirthichaftlich gedacht: in welche Umftände, Ber- 
hältniffe und Beziehungen foll fie gebracht werden. Durch diefe 
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(ofalijirten wirthichaftlihen Thatjahen allein gewinnt der Ort der 
Lage einer Sache und der Drt, wohin jie gebracht werden joll, mag 
nun - jener oder diejer der Erfüllungsort fein, ein wirthichaftliches 
Intereſſe und nur injofern jpriht man von einem wirthichaftlichen 
(und demnädft von einem rechtlichen) Intereſſe des Erfüllungsorts. 
Soll diejer, weil er bei der Begründung des Schuldverhältniffes un- 
bejtimmt gelafjen worden ift, aufgefucht werden, jo müfjen die nad 
der Natur des Schuldverhältnifjes maßgebenden wirthichaftlichen Um— 
ftände und Beziehungen und diejenigen Dertlichkeiten aufgejucht wer— 
den, an welchen diefe zur Erjcheinung gelangen. Der auf diefe Weiſe 
gefundene Drt ift dann der obligationsmäßige Erfüllungsort. 

Die Bedürfniſſe der Menjchen, injofern fie überhaupt durch die 
natürlichen Eigenjchaften der beweglichen £örperlichen Sachen befrie- 
digt werden fönnen, haben vorzugsweiſe deren Gebrauh, Nutung 
und Berbraud in ihren außerordentlich mannigfaltigen Formen und 
Arten zum Gegenjtande, und es ijt eine jehr einleuchtende Wahrheit, 
daß dieje Bedürfnigbefriedigung nur am Drt der momentanen Lage 
der Sache jtattfinden fann. Gebrauchs-, Nutzungs- und Verbrauchs— 
ort fallen mit dem Drt der Lage der Sade, ihrem nadten Aufent- 
halt3orte zufanımen. Betrachtet man diejen Ort in feiner Beziehung 
zum Willen des Eigenthümers oder ausſchließlichen Befigers der 
Sache, — und nur mit diefem Verhältniß haben wir e8 bei der 
Lehre vom Erfüllungsorte zu thun —, fo erblidt man jofort zwei 
von einander verfchiedene Klaffen von Aufenthaltsorten einer Sache, 
denen in unjerer Lehre rechtliche Bedeutung zukommt; die eine wird 
von dem Aufenthaltsort als Bedarf3ort, die andere vom zufälli- 
gen Aufenthaltsort gebildet. Der Bedarfsort ift der Ort, wo 
ein in die Erjcheinung tretendes Bedürfnig mit dem Willen des Eigen- 
thümers oder Beſitzers befriedigt werden joll, und der zufällige Auf- 
enthaltSort der Drt, wo ich die Sache ohne jeinen Willen befindet, 
wohin fie durch ein zufällige Ereigniß gelangt ift, mag dafjelbe ein 
Elementarereigniß, höhere Gewalt oder die rechtäwidrige Handlung 
eine3 Dritten oder eines am Schuldverhältnig Betheiligten fein (3. B. 
ein Schiff wird durch Sturm verichlagen, Waaren werden vom Feinde 
mit Beichlag belegt, die hinterlegte Sache wird dem VBerwahrer 
gejtohlen vder die verlichene Sache von Entleiher unterjchlagen und 
an einen anderen Ort verbradt). 

Beim Bedarfsort ergeben ſich zwei Unterabtheilungen. Derſelbe 
ift entweder der Standort einer Sache oder der Ort des vor— 
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übergehenden AufenthaltS zum Bwed der Befriedigung 
einzelner Bedürfnijje Der Standort ift eine wirthichaftliche 
Nothivendigfeit. Es ift nämlich ein natürliches Beitreben des Menſchen, 
jeine Sachen zum Zwed der Befriedigung feiner gefammten Bedürf- 
nilfe an denjenigen Ort zu bringen und bier niederzulegen, zu jtellen, 
zu jegen, zu hängen oder zu fteden, wo leßtere veell in die Ericheinung 
treten, und es entjpricht jeinem wirthichaftlichen Intereſſe, fie dauernd 
an diefem Drte ihres Bedarfs zu haben und zu beiigen, und zum 
Zweck der Bedürfnigbefriedigung gegen äußere oder innere nad): 
theilige Einflüffe in geeigneter Weije zu bewahren. Würde fie fi 
während einer Eonjtanten Bedarfszeit an einem anderen Orte befinden, 
jo würde die Bedürfnißgbefriedigung darunter leiden, und wäre nur 
ein zeitweiler Bedarf nöthig, jo würde ihr jedesmaliges Zurüd- 
bringen an den Bedarfsort mit Arbeit, Mühe, Zeitverluft, Kojten 
und fonjtigen wirthichaftlihen Nachtheilen verbunden jein, die im 
Intereſſe einer ordnungsmäßigen Wirthichaft von jedem Beſitzer ver: 
mieden werden müſſen. Daraus ergeben id) die naturgemäßen wirth- 
ichaftlihen Standorte der beweglidhen Sachen von jelbjt. So iſt der 
natürliche Standort des beweglichen Zubehörs eines Wohnhaufes in 
diejfem oder feinen Nebenräumen, die zum Betrieb der Landwirth- 
ichaft gehörenden Geräthe müfjen auf dem Gutshofe untergebracht 
werden, das Mobiliar und der Hausrat; einer Familie findet in der 
Wohnung feine Unterkunft, das Brennholz im Holzjtall, das Fat 
Wein im Keller, der Waarenvorrath des Kaufmanns im Magazin, 
auf dem Lager oder im Laden, die Gelder und Werthpapiere des 
Privatmanns in der Wohnung, die des Kaufmanns im Safjenlofal 
oder Comptoir, kurz, für jede Vermögensſache findet ſich ein natur: 
gemäßer Stand» oder Unterkunftsort. Der Befiger ift es, der dieſen 
ihren Standort beftimmt, wo fie dauernd jeinen Bedürfniffen dienen 
joll. Eine zeitweilige Entfernung derjelben von diefem Orte hebt 
ihren Standort nicht auf, wenn ſie nach der Abſicht des Beſitzers 
nad Erreichung des mit der zeitweiligen Entfernung verbundenen 
Zwecks wieder dahin zurüdfehren fol. Dies ift insbejondere der 
Tall, wenn der Befiter auf eine Vergnügungsreiſe geht und Stleider, 
Wäſche und dergleichen mitnimmt, aber auch, wenn er einem Freunde 
in derjelben oder einer entfernten Stadt ein Bud) leiht, oder wenn 
er, auf Neifen gehend, Geld und Werthpapiere beim Banquier depo— 
nirt, oder wenn der Lohnkutſcher Pferde und Wagen verleiht oder 
der Rentner Geldkapitalien als Darlehn hinausgiebt. In allen dieſen 
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Fällen Hat die Sache gleichſam das natürliche Beitreben, demnächſt 
wieder an ihren Standort zurüdzufehren. Mag auch im einzelnen 
Falle der Befiger bei der Entfernung jeiner Sache von ihrem Stand- 
ort den Entſchluß der Zurüdbringung dahin nicht befonders gefaßt 
haben, jo entjpricht diefe Zurüdbringung doch jo jehr der ganzen 
wirtbichaftlichen Lage des Bejiterd und der bisherigen Gemohnheit des 
Hinausgebens und YZurüdbringens, daß der auf Rüdbringung der 
Sache gerichtete Wille des Beſitzers auch im Einzelfall als jelbitver- 
jtändlich erjcheint. Es ift die gerade fo, wie beim Wohnſitz des 
Menſchen, welcher aufredht erhalten wird, auch wenn letterer auf 
eine Vergnügungs- oder Gejchäftsreife fich begiebt. 

Der Befiger einer Sache kann aber auch ihren Standort ver- 
ändern oder verlegen, theil3 indem er fich eine neue Wohnung in 
derjelben oder einer anderen Stadt juht und feine Habe dahin mit- 
nimmt, theils indem er fie veräußert und dadurch aus dem Kreiſe 
jeiner Bedürfnißgegenjtände ausjcheidet. Der urjprüngliche Stand- 
ort ift aufgegeben in dem Moment, in welchem die Sache in Ueber— 
einftimmung mit der Verlegungsabjicht des Beligers ihren bisherigen 
Drt verläßt, und ein neuer Standort ift erit dann begründet, wenn 
die Sache nad) Maßgabe der Abjicht des Befigerd bezw. Erwerbers 
am Beftimmungsorte eingetroffen ift. Bis dahin entbehrt fie eines 
Standorts, fie befindet jich während diefer Zeit de3 Transports auf 
der Reife, und der jeweilige Ort, wo fie ſich befindet, iſt zwar fein 
zufälliger Ort, auch nicht Bedarfsort, wohl aber ein vorübergehender 
Aufenthaltsort von wirthichaftlicher Bedeutung injofern, al3 er eine 
Borjtufe für den neuen Standort ift und einen Schuß gegen äußere 
Gefahren abgeben fann. 

Es gibt eine Neihe von Sachen, die, obwohl mit einem be— 
jftimmten Standorte verjehen, hie und da dazu berufen werden, ge— 
wiſſe an einem beftimmten anderen Orte in die Erjcheinung tretende 
wirthichaftliche Einzelbedürfnijje zu befriedigen, und zu diefem Zwecke 
an legteren Ort verbracht werden, hier zeitweije ſich aufhalten und 
nach vollendeter Bedürfniibefriedigung wieder an ihren Standort 
zurüdgebradyt werden jollen. Dies ift der Ort des vorübergehenden 
Aufenthaltes zum Zwed der Befriedigung einzelner Bedürfniffe. Er 
iſt nicht ein zufälliger Aufenthaltsort, jondern ein wahrer Bedarfs- 
ort, unterjcheidet ih aber vom Standort der Sache dadurch, daß er 
der Sache feine bleibende Heimftätte, jondern nur einen zeitweijen 
Aufenthalt gewährt und daß nicht die Gejammtbedürfniffe des Be- 
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jiger8, jondern nur einzelne Bedürfniffe an ihm befriedigt werden 
follen. Auch diefer Ort hat zwei Unterabtheilungen. Denn die 
Sade dient an ihrem vorübergehenden Aufenthalt3orte entweder nur 
dem Intereſſe des Befigers, jo die auf die Reife mitgenommenen 
Ütenfilien, wie Kleidung, Wäſche, Koffer u. j. w., die durch Hinter- 
legungsvertrag zur Aufbewahrung übergebenen Sachen und Gelder, 
und die durch Auftrags oder Dienftvertrag zur Ausbefjerung hin— 
gegebenen Gegenftände, oder fie dient dem Intereſſe eines Dritten, 
jo die zu unentgeltlichem oder entgeltlichem Gebraud; überlafjene und 
die zur Beſichtigung mitgetheilte Sache. 

Soll eine Sache veräußert werden, für welde der Erwerber 
einen Standort beſtimmt hat, an welchem er fie zu gebrauchen, zu 
nugen oder zu verbrauchen gedenkt, jo ift diefer Bedarfort jo lange, 
al3 fie auf der Reiſe dahin begriffen ift, ihr Bejtimmungsort. 
Würde aljo z. B. ein Kaufvertrag, gleichviel an welchem Orte,’ über 
eine Sache geſchloſſen, die ihren, beiden Kaufjchließenden bekannten 
Standort in Berlin hat, und die nad) der dem Berkfäufer bekannten 
Abficht des Käufers demnächſt ihren Standort in Frankfurt haben 
joll, jo it Frankfurt ihr Beftimmungsort; bis zu ihrem Scheiden 
von Berlin hat fie Hier noch ihren Standort, jeder Ort der Reife, 
wo fie fid) gerade befindet, ift ihr vorübergehender Aufenthaltsort 
und erit mit ihrer endgültigen Ankunft in Frankfurt wird bier ihr 
neuer Standort begründet. 

So jehen wir, daß bei Sadleiftungen vier Orte für die Er- 
füllung eines Schuldverhältnifjes für die Betheiligten von Intereſſe 
jein fönnen, der Standort, der Beftimmungsort, der Ort des vor- 
übergehenden Aufenthalts zum Zweck der Befriedigung einzelner 
Bedürfniffe und der zufällige Aufenthaltsort der Sache. Andere 
Drte haben für die Betheiligten fein Intereſſe, und es hat fomit 
das Gejet bei der Beftimmung des Erfüllungsort3 die Auswahl nur 
unter diejen vier zu Erfüllungsorten ſich eignenden Orten, und es 
fann insbejondere nicht einen Ort wählen, der für feinen Betheiligten 
ein Intereſſe hat. 1 

Nun ſtößt aber das Geſetz bei jeiner Auswahl auf widerftreitende, 
an und für fich gleichberechtigte Intereſſen der Betheiligten. Es 
liegt, da die möglichite Verhütung von Nachtheilen einer der erften 
Grundfäge der Privatwirthichaft ift, im wirtbichaftlichen Intereſſe 
Desjenigen, der in Folge eines Nechtsgeichäfts eine Sache hinaus— 
zugeben verpflichtet ift, fie nur an ihrem Standorte geben zu müffen, 
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und Desjenigen, der jie zu empfangen berechtigt ift, jie an dem von 
ihm in Ausfiht genommenen Bedarfsorte empfangen zu können. 
Dies gilt nit blos von den Gejchäften mit definitiver Ausicheidung 
der Bermögensgegenftände einerjeit3 und definitivem Erwerb derjelben 
andererjeitS (Kaufgejchäfte), jondern aud) von den Hin- und Zurück— 
gabegejchäften. Wer ein Bud zu verleihen verjpricht, hat ein wirth- 
ichaftliches Anterefje daran, daß er es nur an deijen Standort dem 
Entleiher übergebe (daß alſo diefer e8 abhole), und wenn er es ge- 
liehen hat, daß e3 der Entleiher nach gemachtem Gebrauche wieder 
am Standort zurüdgebe (daß aljo diejer es wieder zurüdbringe), 
während das wirthichaftliche Intereſſe des Entleihers ein gerade ent- 
gegengejegtes ift, nämlich, daß der Berleiher das Bud ihm bringe 
und nad) gemadtem Gebraudhe am Gebraudysorte wieder abhofe. 

Der Tauſch- oder Kaufmwerth einer Gattungsſache ift bei im 
Uebrigen gleicher Bejchaffenheit erfahrungsmäßig häufig an ver- 
ihiedenen Orten ein verjchiedener. Er fann am Wohnorte oder am 
Drte der Handelniederlaffung de8 Schuldners (Standort) höher 
oder niedriger fein, al3 am Bedarfsorte des Gläubiger (Beitimmungs- 
ort). Dieſe Berfchiedenheit ift die Folge einer Reihe von wirthichaft- 
lihen Umftänden, die an beiden Orten nah Zahl und Gewicht ver- 
jchieden find. Beiſpielsweiſe ift hier im Vergleich zu dort das 
Bedürfnig nach jener Sache ein allgemeineres und dringlicheres, hier 
tritt diefelbe Sachgattung nur in geringer, dort in großer Zahl auf, 
hier find die Produftionskoften höher wie dort, hier tft in Folge 
befjerer Bermögensverhältniffe des Publikums die Kauffraft eine 
allgemeinere und ftärfere wie dort, hier herrſcht Leichtſinn und Ber: 
Ihwendung, dort Bedächtigkeit und Sparſamkeit, hier it die Nach— 
frage größer, das Angebot jeltener wie dort, hier beftehen Verfäufer- 
Berbindungen, Spekulationen, Reklamen und fonftige fünftliche Preis: 
erhöhungsmittel, während dort der Berfehr einen ruhigen und natür— 
(ihen Verlauf nimmt. Braudt alſo der Schuldner die gejchuldete 
Gattungsjahe nur an feinen Wohnorte oder am Ort feiner Handels— 
niederlaffung zu übergeben, jo könnte er fie hier mit viel geringeren 
Koften anſchaffen, als wenn er genöthigt wäre, fie behufs Uebergabe 
am Bedarfsort des Gläubiger dafelbit anzufchaffen, und der Gläu- 
biger würde bei der Lieferung der Sadje an feinem Bedarfsorte einen 
höheren Werth erhalten, ald er haben würde, wenn er jie am Wohn: 
ort oder an der Handeldniederlaffung des Schuldners in Empfang 
genommen hätte. 
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Der Transport der gejchuldeten Sache von ihrem Standort an 
den Bedarfsort ift ftetS mit einen: gewiſſen Aufwand von Mühe, 
Arbeit, Zeitverluft und Koften verbunden. Die Größe diejes Auf: 
wandes richtet ſich nah Art und Zahl der Widerjtände, welche ſich 
im Einzelfall der geplanten Raumüberwindung entgegenftellen, bei: 
jpielömweije nadı Umfang, Gewicht und Widerftandsfähigkeit der Sadıe, 
nach Art der Berpafung, nad) der Entfernung zwilchen beiden Orten, 
nad) der Natur der Transportmittel (Schiffe, Eifenbahnen, Land— 
fuhrwerf, Lajtträger u. dgl.), der Häufigkeit der Umladung, nad) 
Zöllen, Abgaben und zahlreichen anderen Thatſachen und Umftänden, 
welche für den ZTransportanten mit wirthichaftlichen Nachtheilen ver- 
bunden find. Auch in diefer Beziehung find alſo die Anterejjen der 
Betheiligten entgegengejeßte; es entjpricht dem wirthichaftlichen Inter— 
eife des Schuldners, die gejchuldete Sache an ihrem Standorte zu 
leiften, während das wirthſchaftliche Intereſſe des Gläubigers ihre 
Leiftung an feinem Bedarfsorte erlangt. 

Hat der Schuldner im Einzelfall die Gefahr der gejchuldeten 
Sache bis zu ihrer Uebertragung zu tragen, jo gehen alle £ajuellen 
Berlufte und Bejchädigungen der Sade während des Transports 
auf jeine Rechnung. Neben den Naturereignifjen und höheren Ge: 
walten, die je nach dem Grade der Sicherheit oder Unficherheit der 
zurüdzulegenden Streden (Meere, Gebirge, Wülten, Wildniffe und 
eivilifirte Yänder, Krieg, Blodade, Räuberwejen, Friede und gute 
Polizei), jpielen die Unredlichkeiten und Fahrläffigkeiten der beim 
Transport bejchäftigten Berjonen eine große Rolle. Wenngleih in 
Folge gejeglicher Beſtimmungen gewiſſe PBerjonen haftbar find, jo 
giebt es doch eine Menge jtreitiger Gebiete, auf welchen der Abfender 
im all eines Berluftes oder einer Beihädigung zur Ermittelung 
der Schuld und des Schuldigen viel Zeit, Mühe und Koften auf- 
wenden muß. Auch hier find die wirthichaftlihen Anterefjen der 
Betheiligten bezüglich des Orts der Leiftung entgegengejeßte. 

Werden gejchuldete Geldfummen verjendet oder iſt das für die 
Lieferung der Sache gejchuldete Geldäquivalent erjt mit Ankunft der- 
jelben am Erfüllungsorte fällig, jo büßt der Abjender den Nuten 
und jedenfalls die Zinſen feines Geldes während der ganzen Dauer 
des Transports der Sache ein. 

Die Obligation des Schuldners erlischt nicht ſchon im Moment 
der Abjendung, jondern erjt mit der Empfangnahme der Sache am 
Erfüllungsorte, mithin verbleiben bis dahin die Bürgfchaften und 
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Pfandrechte in Kraft, und die Konventionaljtrafe verfällt bei nicht 
rechtzeitiger Ankunft der Sade am Erfüllungsort. 

Dies find im Wejentlichen die wirthichaftlichen Nachtheile des 
Schuldners und Bortheile des Gläubigers, wenn die gejchuldete Sache 
am Bedarfsort des Gläubiger3 geleiftet werden muß, und die wirth: 
Ichaftlihen Vortheile des Schuldners und Nachtheile des Gläubigers, 
wenn fie an ihrem Standorte geleiftet werden darf. Ihre Gejammt- 
heit als Ganzes bildet das wirthichaftliche Weſen des Erfüllungsorts, 
und damit ift völlig verträglich, daß einzelne Nachtheile durch Ver- 
einbarung oder Gejeg dem Schuldner abgenommen und dem Gläu— 
biger aufgebürdet werden. Es ift wie beim Eigenthumsbegriff. Der 
Eigenthümer kann gewiſſe wirthichaftlihe Nutzungen feiner Sache 
ablöjen, als dingliche Rechte beftellen und damit, unbejchadet der 
Eriftenz jeines Eigentums, diejes befchränfen. So kann auch un— 
bejchadet des Begriffs des ErfüllungsortS der Gläubiger die Koften 
de3 Transports der Sache von ihrem Standort an den Erfüllungs- 
ort, wie umgekehrt der Schuldner die Koſten des Transport3 vom 
Erfüllungsort an den Bedarfsort des Gläubiger übernehmen 13). 

Auch der Ort, wo geſchuldete Dienfte geleiftet werden oder ge— 
(eiftet werden follen, hat für ſich allein feinen wirthichaftlihen Werth, 
er erhält einen folhen nur dadurd, daß an ihm eine Reihe von 
wirthfchaftlihen Thatiahen und Uınftänden beftehen, mit welchen 
dieſe Dienfte in eine gewiſſe wirthichaftliche Verbindung treten. Es 
giebt eine Kategorie von Dienften und förperlichen Arbeiten, 
welche unmittelbar an unbeweglichen Sachen vorgenommen werden, 
wie die Errichtung und Ausbefjerung von Gebäuden (Maurer:, Zim— 
mer-, Schreiner:, Schlofjer-, Dachdecker- u. dergl. Arbeiten), Brüden, 
Straßen, Wegen, Stanälen, Eifenbahn-Dämmen, Wafjerleitungen, oder 
wie die Kultivirung landwirthichaftlicher Grundftüde (Pflügen, Eggen, 
Säen, Pflanzen und Fruchtſchneiden der Kinechte und Taglöhner), eine 
andere Kategorie von Dienften hat den Charakter einer Bewadhung 
und Sicherung unbeweglicher Sachen gegen Störungen, wie die Dienfte 
dev Hausmeister, Portiers, der Wege: und Bahnmwärter, wieder eine 


—— — 


) Die Konkurrenz im Handelsverkehr bewirkt, dat die Verkäufer häufig 
franko jenden, z. B. einen Waggon Mehl von Beit nad) Frankfurt a. M., franto, 
oder franko Parität Frankfurt a. M.; oder ein Berliner Haus effeftuirt Be- 
jtellungen im Werth von mehr als 20 Mark nach allen Orten in Deutjcland 
jranko. 
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andere Kategorie ift dem ſtädtiſchen oder landwirthichaftlihen Haus- 
halt gewidmet (ſtädtiſches Gelinde, Köchinnen, Hofgefinde, Wirth- 
Ihafterin, Verwalter, Knete und Mägde), eine andere Hat lediglich 
die Bedienung der Perjon des Dienſtherrn, oder feiner Angehörigen 
zum Gegenftande (Kammerdiener, Krankenwärter, Kindermädchen). 
Andere Dienftleiftungen jind anderen Zweden gewidmet, wie die der 
Uerzte, Lehrer, Vermögensverwalter, Anwälte, Notare, des Büreau- 
und SKomptoirperjonald, der Schiffer, Matrofen, Lokomotivführer, 
Schaffner u. ſ. w. u. ſ. w. Bei vielen diefer Kategorien ergiebt ſich 
der Ort der Dienftleiftungen aus deren vertragsmäßiger Beſchaffen— 
heit von jelbft, und es wird nur die frage praftifch werden können, 
wie weit die Beſtimmung des Leiftungsort3 dem Ermefjen des Dienft- 
herrn anheim gegeben erjcheint bzw. welchen Einfluß die Verlegung des 
Aufenthalts:, Wohn: oder Gejchäftsorts des Dienftgläubigers während 
der Vertragszeit auf den Beſtand des Schuldverhältniffes haben joll. 
So kann insbefondere fraglich werden, ob der Arzt verpflichtet ift, 
jeinen Patienten, der vom Nordoftviertel einer großen Stadt in das 
Südweftviertel verzogen ift, fernerhin zu befuchen, ob der Fabrik— 
arbeiter bei Verlegung der Fabrik an einen erheblich weit entfernten 
Drt dahin folgen muß, ob die Köchin mit ihrer Dienftherrfchaft nad) 
einen andern Ort (von der Stadt auf Land oder umgekehrt) über- 
ziehen, und der Kammerdiener jeinen Herrn in fremde Yänder be- 
gleiten muß. Bet vielen vertragsmäßigen Dienftleiftungen ift es 
aber auch von vornherein unbeftinmt gelaſſen, an weldem Orte fie 
vorgenommen werden müſſen oder können, und iſt es daher behufs 
Beitimmung des Erfüllungsort3 nothwendig, die hierbei in Betracht 
fommenden wirthſchaftlichen Intereſſen der Betheiligten, wenn aud) 
nur in Kürze, zu beleuchten. 

Befteht die gejchuldete Dienftleiftung in der Verwaltung eines 
Vermögens, welches an einem beftimmten Orte jich befindet, jo liegt 
e3 meijtens im Intereſſe des Berwalters, da er den Sit der Ber: 
waltung an jeinem Wohnſitz auffchlage und von hier aus die auf die 
Berwaltung ſich beziehenden Handlungen vornehine, während das 
Anterefje des Auftraggebers meiftens die Verlegung des Verwaltungs: 
fies an den Standort des Vermögens fordert. Hier ift die Auf: 
ſicht eine entſchieden befjere, die Verwaltung eine billigere, ficherere, 
energijchere und raſcher ſich vollziehende wie dort, während der Ver: 
walter, fall er von feinem Wohnorte aus die Verwaltung führt, 
die Koſten eines länger dauernden Aufenthalts am Standorte de 
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Vermögens erjpart, und nebenbei auch noch jeine eigenen Angelegen- 
heiten bequem bejorgen fann. 

Handelt es fih um den Auftrag zum Einkauf einer Gattungs- 
jache, jo entipricht e3 dem Intereſſe des Beauftragten, daß er die 
Sade an jeinem Wohnorte einkfaufe; er hat hierbei weniger Arbeit, 
Mühe und SKoften, als wenn er fie etwa am entfernten Wohnort 
des Auftraggebers kaufen müßte, während es im Intereſſe des Auf- 
traggebers liegt, daß die Sache an feinem Wohnorte gekauft werde, 
weil etwa der Kaufpreis hier ein geringerer it. 

Die Rechnungslegung ift für den Beauftragten an feinem Wohn: 
orte eine bequemere, jicherere und weniger Eojtipielige al3 am Wohn- 
orte des Auftraggebers, während dejjen Intereſſe eine Rechnungs- 
legung an jeinem Wohnorte erfordert. 

Hat ein Maler die Wiederheritellung bejchädigter werthuoller 
Gemälde übernommen, jo liegt es in feinem Intereſſe, die Reftau- 
rationsarbeiten im Atelier ſeines Wohnorts vorzunehmen, während 
ed dem Intereſſe des Auftraggebers entjpricht, daß diefe Arbeiten 
unter jeiner Auflicht in feiner Wohnung ftattfinden und er die Koften 
und Gefahren eine Transports der Gemälde nicht trage. 

Dieje Beifpiele werden genügen, um den Widerftreit der Inter— 
efjen der bei gejchuldeten Dienjtleiftungen Betheiligten bezüglich des 
Orts ihrer Bornahme darzuthun. 

Für den Gejeggeber fragt es ſich nun, welchem der wider: 
ftreitenden Intereſſen der Betheiligten er den Borzug geben, und 
von welchen Prinzipien er ſich bei der Auswahl unter den zur Er- 
füllung an ſich geeigneten Orten leiten lafjen fol. Die Antwort 
hierauf giebt 


3. Die rechtliche Nafur der Shufdverbäftniffe. 
& 6. 

Bevor wir uns der wifjenjchaftlihen Ermittelung des den Er- 
füllungsort beftimmenden Moments bei ſolchen Schuldverhältniffen, bei 
welchen weder durd; die Unbemweglichfeit de3 unmittelbaren uder 
mittelbaren Gegenftande3 der gejchuldeten Leiſtung, noch durch Ver— 
einbarung der Bertragichliegenden oder zuläffige einjeitige Willens- 
beftimmung ein Erfüllungsort gegeben ift, zuwenden, wollen wir uns 
einmal die Frage vorlegen, ob uns nicht auf Grund unjerer allgemeinen, 
im gewöhnlichen bürgerlichen Rechtsverkehr gemachten Erfahrungen 
wenigſtens bei einzelnen Schuldverhältniffen ein Rechtsgefühl beherricht, 
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das uns mit einer gemwifjen Beftimmtheit jagt, die Leitung kann oder 
muß an dem oder dem Orte vorgenommen bezw, angeboten werden. 
Kommen wir hierbei zu gewiſſen Rejultaten, jo Eönnen diejelben vom 
Gejetgeber nicht einfach ignorirt werden. Denn wenn er ein volfs- 
thümliches Recht jhaffen will, jo müffen die auf Erfahrung beruhenden 
Rechtsanſchauungen des gebildeten Laienthums immerhin einen ge— 
wiſſen Werth für ihn haben, theils indem ſie mit ſeinen durch wiſſen— 
ſchaftliche Forſchung gewonnenen Rechtsanſchauungen übereinſtimmen 
(was ihm zur großen Befriedigung gereichen wird), theils indem ſie 
ihm die Kontrole feiner Forſchungsmethode und deren Reſultate er— 
leichtern.. Nun giebt es aber faum eine andere Xehre im ganzen 
Privatrechtsgebiete, die vom geſammten Berfehrspublifum, in allen 
jeinen Schichten, ohne Unterſchied des Alters und Geſchlechts, ſo 
häufig und mit ſo richtigem Verſtändniß im Verkehre angewendet wird, 
wie die vom Erfüllungsort, und ich bin der Meinung, daß wenn wir 
Juriſten bei der wiſſenſchaftlichen Ergründung des Erfüllungsorts 
auf jene Rechtsanſchauungen etwas mehr Rückſicht genommen hätten, 
wir dieſe Lehre auch mehr gefördert hätten, jedenfalls nicht zu 
manchen ſehr bedenklichen Rechtsſätzen gekommen wären. 

Schon in früher Jugend werden wir in einem vernünftig— 
ſtrengen Haushalt an Ordnung und namentlich daran gewöhnt, unſere 
kleinen Verbindlichkeiten zu richtiger Zeit und am richtigen Orte zu 
erfüllen. Wenn wir mit des Vaters Erlaubniß aus ſeinem Bücher— 
ſchrank ein Buch oder einen ſonſtigen, dem Haushalt angehörigen 
Gegenſtand zu vorübergehendem Gebrauche von ſeinem Standorte 
genomimen haben, jo werden wir dazu angehalten, dieſe Sachen nad 
gemachten Gebrauche alsbald wieder an ihren Standort (Stell-, 
Liege- oder Hängeort) zurüdzubringen. Es gejchieht dies nicht blos, 
um uns an Ordnung in unfern eigenen Angelegenheiten für jett 
und unjere ganze Zukunft zu gewöhnen, jondern auch, um den 
andern Famlienangehörigen den beitimmungsmäßigen Gebraud) diejer 
Saden nicht durch Berlegen und langes Suchenmüſſen zu erjchweren. 
Allmälig tritt der Antellett ein, und wir überzeugen uns, daß die 
Horderung des Haushalts auf Zurüdbringung der zu vorübergehenden 
Gebrauche entnommenen Saden eine mohlberedtigte, unjere Ver— 
pflihtung zur Burüdbringung eine wohlgejchuldete ift, und eine 
Zuwiderhandlung gegen diefe Pflicht eine Rüdfichtslofigkeit gegen die 
andern Angehörigen des Haushalt3 wäre. Dieſe jchon in früher 
Jugend gewonnene Ueberzeugung verläßt uns in unferem ganzen 
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Leben nicht. Leihen wir uns fpäter von einem Mitjchüler ein Buch, 
jo bringen wir es ihm nad gemachten Gebrauche wieder zurüd, und 
wir haben ganz beftimmt das Bewußtjein einer Nechtswidrigkeit, 
wenn wir von ihm verlangen wollten, er jolle es ſich bei uns ab- 
holen, und wenn wir dieſes Verlangen dennoch ftellen wollten, jo 
würde der Freund den Rechtsſtandpunkt uns klar zu machen verjuchen. 
Diefelbe Rechtsüberzeugung haben wir, wenn wir aus der Schul: 
bibliothek oder jpäter aus der Univerjitätsbibliothef unentgeltlich, und 
wieder jpäter von einem Privatbuchverleiher gegen Entgelt ein Bud 
entleihen, und wir fommen, wenn wir über dieſe Sache etwas ein- 
gehender nachdenken, zu dem Scluffe, daß wir daS Opfer des 
BZurüdbringens tragen müjjen, und die Berleihanftalt nicht genöthigt 
werden fann, ihren Diener in unfere und in die Wohnung Hunderter 
von Entleihern zu Ichiden, um das Bud bei und abzuholen. Hat 
ein Bekannter bei unjern Eltern ein Päckchen niedergelegt, weil ev 
e3 auf feinem Gange nad) einem andern Theile der Stadt als nad) 
jeiner Wohnung nicht mitnehmen konnte, oder hat er es beim Weg- 
gange mitzunehmen vergejjen, jo jehen wir, daß er es demmächſt 
abholt oder abholen läßt, und wir finden es ganz in der Ordnung, 
daß er das Opfer des Abholens bringt; und werden wir etwa Tags 
darauf von unjern Eltern angewiejen, das Päckchen dem Bekannten 
in jeine Wohnung zu tragen, jo fühlen wir fofort, daß die Eltern 
hierzu eigentlich nicht verpflichtet find, ihm vielmehr eine Gefälligkeit 
erweijen, für die er fi) denn aud beim Empfang in mehr oder weniger 
ausdrudsvoller Weiſe bedankt. Wir jchiden oder bringen die vom 
Buchhändler zur Einficht und mitgetheilten Bücher, wenn wir fie nicht 
behalten, demjelben zurüd, und jchiden und bringen die Preife für die 
von Kaufleuten und fonftigen Gemwerbetreibenden uns gelieferten 
Waaren und Arbeiten (Metger, Bäder, Schuhmader, Schneider u. ſ. w.) 
den Lieferanten ins Haus, alles im Bemwußtjein, daß wir zu bringen 
haben, und jene das Geld nicht zu holen brauchen. Se mehr wir im 
Laufe der Jahre und Fahrzehnte am Rechtsverkehr theilnehmen, um 
jo mehr bildet ſich bei uns das Rechtsgefühl und das Urtheil aus, 
an melden Orten wir unjere VBerbindlichfeiten des täglichen Lebens 
erfüllen müfjfen. Als Juriſten kommen wir jehr bald zur Erfennt- 
niß, daß die eigenthümliche wirthichaftliche und rechtliche Natur eines 
Schuldverhältnifjfes den Erfüllungsort defjelben beftimmt, und daß 
man in diejer Beziehung vier Kategorien von Schuldverhältniffen zu 
unterjcheiden hat, nämlich jolche, welche nur einem der Betheiligten, 
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dem Gläubiger oder Schuldner, einen Bortheil gewähren, jolche, 
welche jedem Betheiligten einen VBortheil gewähren und jolche, welche 
feinem der Betheiligten einen Vortheil gewähren. Daß diefe Ein- 
theilung nicht eine Fünftlihe und der Wahrheit entbehrende, jondern 
eine wirthſchaftlich und rechtlich begründete ift, und wie der Erfüllungs- 
ort bei den einzelnen Kategorien beftimmt wird, joll im Nachfolgen- 
den dargethan werden. 


a) Schuldverhältnijje zum Vortheil des Gläubigers. 
87. 

J. Solche Schuldverhältniſſe ſind unzweifelhaft das Schenkungs— 
verſprechen, das Vermächtniß und der Vermächtnißvertrag, der Hinter— 
legungsvertrag, der unentgeltliche Auftrag, die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag und die Vorlegung. Wir haben ſie einzeln zu unterſuchen. 

1. Das Schenkungsverſprechen. Betrachten wir zunächſt 
den Fall, daß der verſprochene Gegenſtand eine individuell beſtimmte 
Sache, etwa eine landwirthſchaftliche Maſchine (Dampfpflug) iſt, daß 
ſie zur Zeit des angenommenen Verſprechens in Kenntniß beider Theile 
ihren Standort auf einem Gute des Schenkers in der Nähe von Roſtock 
hatte, während ihr Beſtimmungsort ein Gut des Beſchenkten in der Nähe 
von Nürnberg war, daß der Schenker ſeinen Wohnſitz in Hamburg, 
der Beſchenkte den ſeinigen in Münden hatte, daß der Schenkungs— 
vertrag gelegentlich eines landwirthichaftlicden Feſtes in Leipzig von 
beiden Theilen perfönlich und unter Mitwirfung eines Notars gejchloffen 
wurde, und daß in allen diejen Beziehungen biß zum Moment der 
beiderſeits beabfichtigten Leiftung der Sache keinerlei Beränderung 
eingetreten ift. An welchem Orte ift da8 Schenfungsverjpredheu zu 
erfüllen? Der Thatbejtand diefes Falls berührt fünf Orte, den Stand— 
ort und den Beitimmungsort der Sache, den Wohnort des Schenkers 
und Beſchenkten und den Ort des Bertragsabichluffes als thatſächlichen 
Entjtehungsort des Schuldverhältniffes. Soviel ift ar, daß ein 
jechjter und jiebenter Ort für das Gejeg nicht in Frage fommen kann, 
und dafjelbe wird gewiß nicht verjuchen wollen, bei der Unbeſtimmt— 
heit des Erfüllungsort3 und den Widerjtreit der Ortsinterefjen der 
Betheiligten den Weg des Compromifjes einzujchlagen, halb das In— 
terefje des Scenkers und halb das Intereſſe des Befchenkten zu 
wahren, und einen in der Mitte liegenden Drt (im Fragefalle etwa 
Erfurt) zum Erfüllungsort zu beftimmen, ähnlich dem Fall der Be- 
ſtimmung der Ducchichnittsfumme, wenn mehrere zur Beltimmung 





233 


einer Duantitätzleiftung Berufene zu verjchiedenen Summen gelangt 
ind ($ 355 Entw.). Es iſt aber auch weiter Elar, daß der Ort des 
Bertragsabjchluffes (Leipzig) nicht zum Erfüllungsort beftimmt werden 
kann, denn feiner der Schenkungsbetheiligten hat für die Erfüllung 
an diejem Orte auch nur das geringjte Intereſſe. Und ſchließlich iſt 
es Elar, daß das Geſetz auch weder den Wohnort des Schenfers, nod) 
den des Bejchenkten zum Erfüllungsort wählen fann, denn was thut 
der Schenfer mit feinem Dampfpflug in Hamburg, und der Bejchentte 
mit demjelben in München; derjelbe muß die Reife von dein Gute 
bei Roftod nad; dem Gute bei Nürnberg machen, beide Drte jind die 
äußerften Stationen, Anfangs- und Endftation, und Hanıburg wie 
München wären nur Durdgangspunfte, die für beide Theile ſoviel 
und ſowenig Intereſſe haben, wie jede andere Zwiſchenſtation aud). 
Bon Intereſſe find nur der Standort und der Beitimmungsort des 
Dampfpflugs. Jener, weil der Schenker an ihm mit wenig Mühe, 
Arbeit, Zeitverluft und Koften liefern (zur Abholung bereit ftellen) 
fann, diejer, weil der Beſchenkte an ihm ohne irgend welche wirth- 
Ihaftliche Nachtheile empfangen kann. Wer von den Betheiligten fol 
die Kojten der Reife tragen? Man kann nicht argumentiren, da ſich 
der Schenker nur zur Uebergabe der Sache und nicht aud zur 
Tragung der Transportkoften verpflichtet hat, jo braucht er auch nur 
am Standort zu übertragen; denn mit demjelben Rechte könnte der 
Beſchenkte behaupten, da ich die Lieferung verlangen fann und zur 
Tragung der Reijefoften mich nicht verpflichtet habe, jo muß mir am 
Beitimmungsort geliefert werden. Den ftillichweigend erklärten oder 
den muthmaßlichen Willen des Betheiligten als Argument zu benugen, 
wäre eine Künſtelei, eine Verlegenheitspraftif, jo lange nicht ein 
pofitiveg Merkmal feiner Eriftenz im Einzelfalle angeführt werden 
kann. Es fol zwar der Wille der Betheiligten jein, daß am 
Standort geliefert werde, allein diefes Verlangen wird von einem 
andern recjtlihen Moment geftellt, und dieſes beſtimmt ſelbſt— 
ftändig den Erfüllungsort, auch wenn die Betheiligten beim Abſchluß 
des Schenkungsvertrags an Erfüllungsort und Transportkojten gar 
nicht gedacht, und folglich einen Entſchluß in diefer Beziehung nicht 
gefaßt haben. Diejes Moment ift die rechtliche Natur der Schenkung. 
Das Eigenthümliche, welches diefer Art der Zuwendung einen be= 
jonderen rechtlichen Charakter aufprägt, befteht aus drei Theilen; die 
Schenkung ift nämlich eine Zuwendung zum ausschließlichen Bortheil 
des Gläubigers, fie ift ferner für den Schenker ftetS mit einer Ber- 
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mögensbenachtheiligung verbunden und beruht jchließlih auf einer 
von Geiten des Schenkers dem Bejchenkten erwiejenen Gefälligfett. 
Welches diefer drei Momente ift nun das den Erfüllungsort be- 
jtimmende, oder find es die drei als Einheit? Unzweifelhaft wirft 
dieje dreitheilige Einheit manche bejondere Beitimmung des pofitiven 
Rechts über die Schenkung, jo 3. B. daß der Schenker wegen Nicht- 
erfüllung jeiner Berpflihtung dem Bejchenkten nur wegen Vorjates 
und grober Fahrläſſigkeit haftet ($ 442 Entwurf), daß er wegen 
Mangels in jeinen Rechte vder wegen eines Mangels der verſchenkten 
Sache nit Ihlehthin, jondern nur unter gewiſſen Umſtänden haftet 
(88 443, 444 Entwurf) und Berzugszinfen nicht zu entrichten hat 
($ 445 Entwurf), allein eine Bergleihung der Schenkung mit andern 
Rechtsinſtituten ergiebt, daß für die Beftimmung des Erfüllungsort 
nicht das Sefälligfeitsmoment und nicht da8 Moment der Vermögens— 
benachtheiligung, fondern lediglich da8 Moment des ausschlieglichen 
(oder vorzugsweiſen) Bortheild des YZumendungsempfängers maß- 
gebend ift. Und daß diejes [ettere Moment das für den Erfüllungs- 
ort ausfchlaggebende zu jein verdient, kann nicht bezweifelt werden, 
wenn man das Gewicht der wirthichaftlichen Hegel erkennt, wonach 
Derjenige, der einen wirthichaftlihen Vortheil zu erlangen bejtrebt 
it, nothivendigerwerfe auch alle zur Erreichung dieſes Zwecks notb- 
wendigen Handlungen jelbjt und auf feine Koften vornehmen’muß, und 
fein Menſch verpflichtet ift, mit feiner Arbeit und auf jeine Koften ihm 
hierbei —— Hand zu leiſten. Wer im Leben etwas für ſich 
und zu ſeinem Vortheil erreichen will, muß eben ſelbſt und allein den 
Widerſtand brechen, der ſich der Erreichung feines angeſtrebten Zieles 
in den Weg ſtellt; das iſt ein Verkehrsgrundſatz, an deſſen Wahrheit 
und Gerechtigkeit Niemand zweifeln kann, und der in unferen pofitiven 
Rechten überall Anerkennung gefunden hat. Danach braucht der 
Schenker die gejchuldete Sache nur an ihrem Standorte zu tradiren, 
er iſt nicht verpflichtet, jie dem Bejchenften an den Beitimmungsort 
zu bringen, der Beſchenkte muß fie dort abholen und insbejondere 
die Koften de3 Transports vom Standort nad) dem Beftimmungsort 
tragen. So rechtfertigt e3 ich, daß der Gejeggeber für das Schenk— 
veriprechen einer individuell beftimmten Sadje deren Standort zum 
Erfüllungsort beftimmt. 

Sind vertretbare Sachen oder nur der Gattung nad beitinmte 
Gegenjtände zu ſchenken verjprodhen, jo muß deren Stand: und Be- 
ftimmungsort aufgefucht werden. Bleiben wir in unjerem oben an- 
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gegebenen Beijpiele, und jegen an Stelle de8 Dampfpflugs eine ge- 
wife Art und Menge von Saatfrudt, jo erjcheinen aud bier der 
Drt des Vertragsabfchluffes, der Wohnort des Schenkers und der 
des Beſchenkten als interejjeloje Orte. Die Wahl fteht daher nur 
zwifchen Standort und Beftimmungsort. Im UWebrigen kommen die- 
jelben wirthſchaftlichen und redtlihen Grundjäge zur Anwendung, 
wie bei der Schenkung einer individuell beftimmten Sache. 

2. Das Bermädtniß. Sehen wir zunädft den Fall, dat 
eine individuell beftimmte Sade, etwa ein werthvolles Familien— 
gemälde, Gegenstand des Vermädtniffes ift, daß dafjelbe in Kenntniß 
des Erblafjers feinen Standort in einer von demjelben zeitweiſe be- 
juchten Billa bei Koblenz hat, während er jelbft in Hannover wohnt; 
auf einer Reife nad) dem Süden wird er an einem Orte in der 
Nähe von Freiburg ti. Br. franf, errichtet hier vor einem Notar ein 
Zeftament, fest darin jenes Vermädtniß für jeinen in Breslau 
wohnenden Neffen mit dem Wunjche aus, daß jened Gemälde nicht 
verfauft, jondern der in Magdeburg befindlichen Gemäldefammlung 
jeines Neffen einverleibt werde, und jtirbt auf der Nüdreife in Darm— 
jtadt; der Notar übergiebt das Teftament in Freiburg dem einjchlä- 
gigen Amtsgericht als BVBerwahrungsbehörde und hier findet aud) 
jchließlich die Verkündigung der legtwilligen Verfügung ftatt. Der 
Thatbeftand dieſes Falles berührt mindeftend ſieben Orte, den 
Standort und den Beitimmungungsort des vermadhten Gcmäldeg, 
den Wohnort des Erblaffers und des Bermächtnignehmers, den Sterbe- 
ort des Erblafjers, den Drt der Tejtamentserricdhtung und den der anıt- 
lichen Verwahrung und der Verkündigung des letten Willens. Nur 
zwei diefer Orte haben für die Betheiligten ein Intereſſe, der Stand: 
ort und Beftimmungsort, die anderen find interefjelos, die Wahl 
des Gefetes kann aljo nur auf einen von beiden Orten fallen. Das 
Eigenthümliche des Bermädtnifjes befteht aus zwei Theilen; das 
Bermädtniß ift ein Akt der Gefälligkeit (des Wohlwollens) des 
Erblafjers für den Vermächtnißnehmer und enthält eine Zumendung 
zum ausjchlieglichen Vortheil des letteren. Eine Vermögensbenad)- 
theiligung wird nicht wahrgenommen, denn der Erblaffer ſelbſt ver- 
mindert damit fein Vermögen nicht, und ded Erben Bermögen wird 
nicht vermindert, da diefer nur einen Anspruch auf den Nachlaß mit 
Abzug des Vermädtnifjes hat. Da der mit dem Vermächtniß ver: 
bundene und bezivedte Bortheil lediglich dem Bermäctnißnehmer zu 


Gute kommt, fo tritt auch hier die oben befchriebene natürliche Regel 
vit. 37 
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ein, jo daß aljo der Standort der vermachten individuell bejtimmten 
Sade der Erfüllungsort der Berbindlichkeit des Erben ijt. 

Sind vertretbare oder nur der Gattung nad beſtimmte Sachen 
vermacht, jo ift deren Standort aufzufuchen. Befindet ſich die zur 
Leiftung des Vermächtniſſes erforderlihe Menge in der Erbichaft, jo 
fann der Erbe gerade fie leiten, er braucht alio vermadte taujend 
Hektoliter Weizen nur auf dem Gute oder in dem Magazine oder 
auf dem Fruchtboden zu überliefern, wo fie der Erblaffer in Vorrath 
liegen hatte. it baares Geld vermadht und ſolches in genügender 
Menge im Nachlaß vorhanden, jo fann dajjelbe an ſeinem Standorte 
zur Zeit des Todes des Erblafjers (Wohnort, Handelöntederlaffung) 
geleijtet werden. Sind aber vermadte Gattungsjachen und Gelder 
in genügender Menge im Nachlaffe nicht vorhanden, und müßte der 
Erbe entweder das Geld aus feinem eigenen VBorrathe entnehmen 
oder müßte er behufs Beihaffung des Geldes Erbichaftsjachen ver: 
kaufen, jo fann er nad) jeiner Wahl entweder am Standorte feines 
eigenen &eldvorraths oder am Drt der Lage der Erbichaft leisten. 
Und befinden ſich die zur Erbichaft gehörigen Bermögensgegenftände 
an verjchiedenen Orten zerjtreut, jo gilt der Ort, wo der größere 
Theil der Erbichaft liegt, als Ort der Lage der Erbichaft. 

Dem tejtamentarischen Vermächtniß fteht in allen diefen Be— 
ziehungen das durch Vertrag ausgeſetzte gleich. | 

3. Der Hinterlegungsvertrag. Der Fall der Hinterlegung 
einer individuell beſtimmten Sache fpielt ſich gewöhnlich in der Weije 
ab, daß der Hinterleger jeine Sache einem an demjelben Orte woh— 
nenden Freunde zur Aufbewahrung übergiebt, und diefer fie mit feinen 
eigenen Sachen in feiner Wohnung verwahrt. Die Hinterlegung kann 
jich aber auch über mehrere Orte verbreiten. Man nehme den Fall: 
ein Bewohner von Gießen beabjichtigt, eine mehrere Monate in An- 
ſpruch nehmende Reife zu machen und gedenft, feine fämmtlichen 
Werthpapiere bei einem Frankfurter Bankgeſchäft zu Hinterlegen; in 
Frankfurt angekommen, trifft er einen Freund, der zivar feinen 
Wohnfig in Bingen hat, jedoch bei einem in Mainz domizilirten 
Bankgeſchäft betheiligt ift, und dem er feine Papiere zur unentgelt- 
lichen Aufbewahrung übergiebt; diefelben werden von dem Freunde 
jofort nach Mainz gebracht und im Kaffengewölbe verwahrt. Von 
diefen vier Orten, dem Wohnort des Hinterlegers (Standort der 
Papiere), dem des Verwahrers, dem Ort des Bertragsabichluffes und 
dem Aufbewahrungsorte haben nur der erfte und legte ein Intereſſe 
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für die Betheiligten. Der unentgeltlihe Hinterlegungsvertrag hat 
das Eigenthümlihe, daß er ein Gefälligkeitsvertrag ift und lediglich 
den Vortheil des Hinterleger3 bezwedt, ein eigentliche8 Bermögens- 
opfer bringt der Berwahrer nicht. Nach der oben bejchriebenen wirth— 
ihaftlihen Regel, wonach Derjenige, der einen wirthichaftlichen 
Bortheil zu erlangen beftrebt ift, nothwendigerweiſe aud alle zur 
Erreihung dieſes Zwecks erforderlihen Handlungen ſelbſt und auf 
jeine Kojten vornehmen muß, und Niemand verpflichtet ift, ihm Hierbei 
mit jeiner Arbeit und auf jeine Koften hülfreihe Hand zu leiften, 
braudht der Berwahrer nur am Aufbewahrungsorte die hinterlegte 
Sade zurüdzugeben, und hat fie nicht an ihren Standort zurüdzu- 
bringen. 

4. Der Auftrag. Man jege den Fall: ein Bewohner von 
München erſucht jchriftlich einen in Köln wohnenden Freund, ein 
gewifles in Düfjeldorf zur Verfteigerung gelangendes Gemälde für 
ihn anzufaufen und den Kaufpreis ihm vorzulegen. Dies gejchieht. 
Das Gemälde iſt zu groß und zu werthvoll, um als Gepädjtüd nad) 
Köln mitgenonmen werden zu fönnen, der Freund läßt es daher 
noch in der Austellung ftehen oder giebt e3 Jemandem zur Ver— 
wahrung. Wo ift das Gemälde zu liefern und wo tft der ausgelegte 
Kaufpreis nebjt Reijekoften zu zahlen? Der Kal ſtützt ji) auf 
mehrere Orte, und zwar der Auftrag auf München als Beitimmungsort 
des Gemäldes, auf Köln als den Wohnfiz des Beauftragten und 
Entftehungsort des Schuldverhältniffes in der Richtung auf die Aus- 
führung des Auftrags, und auf Düffeldorf als Ort der theilweijen 
Erfüllung des Auftrags (Ankaufsort) und zugleich als Entjtehungsort 
der Verbindlichkeit zur Herausaabe des in Folge des Auftragsverhält- 
nijje8 empfangenen Gegenftandes. Mit der Ueberlieferung des ge- 
fauften Gemäldes an den Eaufenden Beauftragten hört Düffeldorf 
auf, Standort defjelben zu jein, und e3 wird Ort des vorübergehenden 
Aufenthalt zum Zwed der Befriedigung einzelner Bedürfniffe, und 
insbejondere Aufbewahrungsort. Der Thatbeitand des Anſpruchs 
de3 Beauftragten auf Erjat jeiner Auslagen eritredt ſich auf Düſſel— 
dorf als Drt der Entjtehung der Verbindlichkeit des Auftraggebers 
zum Erjag des Kaufgeldes und der hier gemachten jonftigen Aus— 
lagen, auf Köln als Beltimmungsort der Erjagleiftung, und auf 
Münden als Standort des vom Auftraggeber gejchuldeten Geldes. 
Soviel iſt Elar, daß, was den Drt der Lieferung des Gemäldes be- 
trifft, Köln als Wohnfig des Beauftragten, und Köln und Düffeldorf 
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als Entitehungsorte des Sculdverhältnifjes als interejjelofe Orte 
gar nicht in Betracht kommen können, und daß für die Betheiligten 
nur München als Bejtinmungsort und Düfjeldorf als Ort des 
vorübergehenden Aufenthalts zum Zwed zeitliher Aufbewahrung des 
Gemäldes von Intereſſe jind. Nach unſerer mehrfah erwähnten 
wirthichaftlihen Regel braucht aber, da das ganze Auftragsgefchäft 
nur den Vortheil des Auftraggebers bezwedt, der Beauftragte das 
Gemälde nur in Düffeldorf zu liefern. Was aber den Erjaganjprud) 
de3 Beauftragten betrifft, jo ift für feine Erfüllung fein Entjtehungsort 
(Düfjeldorf) ein für beide Betheiligte ganz interefjelofer Ort, und es 
fann nur von einer Wahl zwiſchen dem Standort und dem Beſtim— 
mungsorte des gejchuldeten Geldes die Rede fein. Das ganze Geſchäft 
bezwedt nur den Bortheil des Auftraggebers, der Beauftragte erhält 
zwar auch Geld, aber nur zum Zwed des Erjages jeiner Vermögens— 
opfer, im Uebrigen hat er feinen Bortheil, im Ganzen feinen Nad)- 
theil, und die von ihm aufgewendete Mühe erjcheint nur als eine 
dem Auftraggeber erwiejene Gefälligkeit. Nach unjerer obigen Hegel 
fann daher fein Zweifel fein, daß der Auftraggeber Erjag aller 
Auslagen dem Beauftragten in Köln zu leiten hat. 

Wäre das Gemälde ein Eleines gewejen und vom Beauftragten 
alsbald von Düffeldorf nad) Köln mitgenommen worden, ohne daß 
dadurd) die Intereſſen des Auftraggebers verlegt worden wären, jo 
würde Köln zum Aufbewahrungsort und jomit zum Erfüllungsort 
der Auftragsverbindlichkeit gemacht worden jeun. | 

5. Die Gejhäftsführung ohne Auftrag. Hier denke man 
ih den Fall: Ein Bewohner von Dffenbady befindet jih in Hanau 
und hört hier von einem Geſchäftsmanne aus Stuttgart, daß jein 
in Ajıhaffenburg wohnender Verwandter an diefem Tage ein in 
Würzburg domicilirtes Accept von hundert Marf an den Stuttgarter 
Wechſelinhaber zu zahlen habe; da der Schuldner frank ift und allem 
Vermuthen nad) für Dedung nicht geforgt hat, jo zahlt der Offenbacher 
Herr in der Abſicht, des Schuldners Gejchäfte zu führen, die Wechſel— 
jumme an den Stuttgarter Gläubiger, der dieje Angelegenheit jofort 
telegraphifch mit dem Domiciliaten ordnet. Wo hat der Geſchäfts— 
herr die ausgelegte Summe dem Gejchäftsführer zu zahlen? Inter— 
ejjelos jind die Orte der Gefchäftsführung Hanau und Würzburg, 
ebenjo der Wohnort des Gläubigers Stuttgart, die Wahl jteht nur 
zwiichen dem Standort des gejfchuldeten Geldes Ajchaffenburg und 
den Beltimmungsort dejjelben, Offenbach. Da die Geſchäftsführung 
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den ausfchlieglihen Vortheil des Gejchäftsheren bezwedt, fo erſcheint 
nach obiger Regel Offenbach als Erfüllungsort. 

6. Die Vorlegung. Nah $ 774 Entmw. kann derjenige, welcher 
wegen eines gegen den Befiter oder Inhaber einer Sache in Anfehung 
der letteren ihm zuftehenden Anspruchs oder, um fi) Gewißheit zu 
verichaffen, ob ihm ein folcher Anſpruch zuftehe, an der Befichtigung 
der Sache ein Anterefje hat, von dem Beſitzer oder Inhaber ver- 
langen, daß ihm die Sache vorgezeigt oder vorgelegt und deren Be— 
fichtigung geftattet werde. Der Entwurf läßt es unbejtimmt, wo die 
Borlegungspflicht zu erfüllen jei, ob der Beſichtigungs-Intereſſent ſich 
an den Ort der Lage der Sadıe (Standort) bezw. an den Wohnort 
des Borlegungs-Verpflichteten begeben, oder diefer die Sache an den 
Wohnort des Berechtigten bezw. an deren Beltinunungsort verbringen 
müſſe. Nach 8 776 Entw., der bejagt, daß die Gefahr und die 
Koften der Borzeigung und Vorlegung derjenige zu tragen habe, 
welcher die VBorzeigung oder Borlegung verlangt, darf man auf das 
Berbringen-Müffen Schlieren, da das VBorzeigen und Vorlegen am Ort 
der Lage der Sache doch wohl nur in den allerfelteniten Fällen mit 
einer Gefahr für die Sache und mit Koften verbunden jein dürfte. 
Die Motive geben über diejen jehr wichtigen und tief einjchneidenden 
Sat feine Auskunft. Da diejes Vorlegungsgeichäft lediglich) die 
Förderung des Intereſſes des Berechtigten beziedt, (e3 ift fein Ge— 
fälligfeitSgefchäft und ift auch für den VBorlegenden mit feinem Ber: 
mögensnachtheil verbunden), jo müſſen wir nad) den bisher erörterten 
Grundjägen den Standort der Sache als Erfüllungsort anfehen, was 
nicht nur dem allgemeinen Rechtsgefühl, jondern auch dem Römtjchen 
Rechte durchaus entiprict. 

7. Die Bormundichaft und Pflegihaft. Bei diefen wird 
in der Regel ein ausdrüdlich oder jtillichweigend bejtimmter Ort der 
Erfüllung der Verpflichtungen des Vormunds und Pflegers gegeben 
jein. Wenn nicht, jo wird ſich diefer daraus, daß beide Inſtitutionen 
lediglich den Bortheil des Bevormundeten bezweden, nad unjrer 
Nechtsregel von jelbit ergeben. | 

I. Wir haben bisher J. 1—7) nur ſolche Fälle von Schuld— 
verhältniffen zum Vortheil des Gläubiger betrachtet, in welchen der 
Schuldner für feine Leiftungen fein Aequivalent erhalten hat. Be— 
trachten wir nun die Fälle derjelben Schuldverhältniffe, in welchen 
dem Schuldner ein jolches Aequivalent gegeben wird, und namentlich 
den Hinterlegungsvertrag und Auftrag. 
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1. Der Hinterlegungsvertrag. Im Gegenſatz zum Römifchen 
Nechte betrachtet dev Entwurf die Unentgeltlichkeit der Berwahrung 
nicht als charafteriftiiches Merkmal des Binterlegungsvertrags. Nach 
8 615 Entw. fann fi) der Hinterleger verpflichten, für die Auf: 
bewahrung dem DVBerwahrer eine Vergütung zu gewähren. Die für 
den SHinterlegungsvertrag aufgejtellten Grundjäge kommen ohne 
Rückſicht auf Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Leiftung zur 
Anwendung. Db diefe Auffafjung den Rechtsanſchauungen unferes 
Berfehrs entjpridt, mag in diefem Gutachten dahin geftellt, und 
einer fpäteren Unterſuchung vorbehalten bleiben. Allein jedenfalls 
ändert die ausdrüdlid oder ftillfehweigend vereinbarte Bergütung 
daran nichts, daß der Hinterlegungsvertrag vorzugsweiſe oder im 
überwiegenden Intereſſe des Hinterlegers geſchloſſen wird). Um 
dies zu beweijen, dürfen wir unjere Beijpiele nicht aus der handels- 
rechtlihen Praris, jondern müſſen fie aus dem gewöhnlichen bürger- 
lihen Rechtsverkehr nehmen. So häufig nun hier die unentgeltliche 
Hinterlegung vorkommt, jo felten ift die entgeltliche, e8 jei denn, daß 
man hierzu die Hingabe unjerer Gepädjtüde an die Portierd der 
Bahnhöfe, unjerer Röde, Hüte, Schirme und Stöcke an die Garde- 
robendiener in Theatern, Konzert: und Klubhäufern, Mufeen u. ſ. w. 
zur Aufbewahrung rechnet.) Aber jelbft in diefen Fällen ift der 
Bortheil des Hinterlegers verhältnigmäßig jo groß und der Vortheil 
de8 Bewahrers verhältnigmäßig jo unbedeutend, daß Letzterer bei 
der Gharafterifirung des Gefchäfts im Ganzen gar nidt in Anjchlag 


, Im Handelsrecht hat befanntlic) das Depofitengeidäft eine jehr bedeutende 
Ausbildung erlangt; vergl. 3.B. Cohn in Endemann's Handbud) des Handelsr. 
Band III ©. 584 ff., und ich glaube, daß nach Handelsredhtlicher Auffaſſung der 
obige Sa ganz entichieden richtig ift. 

) In den meijten Fällen jtellt die Berwaltung diejer Anftalten im Intereſſe 
ihrer Beiucher den zur Ablegung jener Gegenjtände erforderlichen Raum und 
deſſen Ausrüſtung unentgeltlich, und weijt ihre Diener an, dem Bublitum beim 
Ab- und Hinlegen und beim Wiederabholen jeiner Sachen behülflich zu jein. Daß 
mit dev Entgegennahme diejer Sachen durch die Diener zwiſchen dem Abgeber 
und der Berwaltung ein Hinterlegungspertrag geichloffen wird, kann nicht ohne 
Weiteres bejaht oder verneint werden, es fommt vielmehr noch auf andere Um— 
ſtände an. Die Prennige, weldye dem Diener im Voraus oder bei der Zurüd- 
gabe gezahlt werben, ericheinen zumeilen als Trinkgeld (Sejchent) für die erwieſene 
Scerälligkeit des Entgegennehmens und Zurüdgebens, zumeilen aber alö Belohnung 
(Nequivalent) für die geleifteten Wärter: oder Bewadungsdienjte. Man kann 
daher nicht in allen derartigen ‚zällen ohne Weiteres auf einen zwijchen dem 
Diener und dem Ableger gejchlofjenen entgeltlichen Hinterlegungsvertrag jchliegen. 
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gebracht werden fanı., Man nehme nur den Fall, daß beim leb— 
haften Drängen des nad) der Garderobe eilenden PBublitums der 
meijtens auf enge Lofalitäten angewiejene Diener in der gebotenen 
Eile einen Rod verwecjelt, und Ddieferhalb, da er nad) dem 
Entwurfe jelbjt für leichte Tyahrläfligkeit einzuftcehen hat, vom 
Hinterleger auf Scadenserfag belangt wird. Er Hatte einen 
Werth von etwa 80 Mark empfangen, die Gefahr des Verlufts diejes 
Werth) durch Verwechslung dem Eigenthümer ab- und auf fid 
genommen und ſoll nun ein Wequivalent in jeinem Anſpruch auf 
etwa 20 Pfennig finden! Es wird Niemand in Abrede ftellen, daß 
diefe Art von Hinterlegung lediglich im Intereſſe des Hinterlegungs: 
bedürftigen Publitums in unjere Verfehrsordnung eingeführt worden 
it, Grund genug für den Gejetgeber, daß er diefem Hinterlegungs- 
vertrag den Stempel eines ausſchließlich zum Bortheil des Hinter: 
legers gereichenden Rechtsgeſchäfts aufdrüdt, und dann aud) bezüglich 
des Erfüllungsorts die Konjequenzen zieht. Man wird nicht ein= 
wenden dürfen, daß es für den beregten Fall einer ſo weitläufigen 
Unterfuhung gar nicht bedurft hätte, indem ſich die Zahlung der 
Hinterlegungsvergütung tim Garderobeort von jelbjt verjtche, weil 
diefer Ort der mindejtens ſtillſchweigend vereinbarte Erfüllungsort 
jei. Diefe Entgegnung irrt, denn die allgemeine Vorjtellung eines 
Hinterlegerd, daß er feine Bergütung beim Abholen jeines Rocks 
zahlen werde und die Vorftellung des Dieners, daß cr bei der Rüd- 
gabe defjelben jeine Bergütung erhalten werde, reichen jelbjt bei über- 
einftimmender Sitte und Gewohnheit nit aus, einen ſtillſchweigend 
vereinbarten Erfüllungsort anzunehmen. Die Betheiligten machen 
ji diefe Borftellungen doc immer nur für die regulären, nicht aber 
für ausnahmsweiſe Berhältnifje, und treten ſolche ein, in melden, 
ohne daß einen oder den anderen der Betheiligten eine Schuld trifft, 
die Zahlung der Vergütung beim Abholen nicht jtattfindet (es bricht 
3. B. während des Konzerts ein Brand aus, in der Verwirrung holt 
fi jeder Hinterleger fein Kleidungsftüd, ohne durch Suden nad) 
Kleingeld das übrige Publitum aufzuhalten), jo wird nad) Verlauf 
von Tagen und Wochen doc; feiner der Betheiligten auf dem Garde- 
robeort al3 Erfüllungsort beharren können, während er es könnte, wenn 
in der That der Garderobeort als Erfüllungsort vereinbart worden 
wäre, da eine nachträgliche Veränderung in den örtlihen Berhält- 
niffen der Betheiligten feinen den vereinbarten Erfüllungsort ver: 
jchiebenden Einfluß hat. 
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Im Uebrigen habe ich noch keine Gelegenheit gehabt, Fälle eines 
entgeltlichen eigentlichen Depoſitums im gewöhnlichen bürgerlichen 
Verkehr zu beobachten. Es gibt ja verſchiedene Arten von Schuld— 
verhältniſſen, bei welchen dem Schuldner neben andern Verbindlich— 
keiten auch die der Bewahrung einer beweglichen Sache vor nach— 
theiligen äußeren Einflüſſen obliegt, wie der Kaufvertrag, der Auftrag, 
die Geſchäftsführung, der Dienſtvertrag u. a. m., allein dieſelben 
haben einen entſchiedenen anderen rechtlichen Charakter, wie das 
Depoſitum. 

Nach Vorſtehendem wird man alſo für den entgeltlichen Hinter— 
legungsvertrag annehmen müſſen, daß der Verwaährer nicht blos die 
verwahrte Sache nur da zurückzugeben braucht, wo fie im all der 
Unentgeltlichfeit zurüdzugeben ift, fondern auch die vereinbarte Ver— 
gütung, geradefo wie die von ihm gemadten Auslagen, am Be- 
ſtimmungsort des geichuldeten Geldes, beifpielsweife an feinem Wohn: 
orte verlangen fann, und nicht nöthig hat, fein Geld am Wohnort des 
Hinterleger3 abzuholen. 

Der Entwurf hat prinzipiell dag ſ. g. depositum irregulare aus 
der Lilte unferer Rechtsinſtitute geftrichen, und erblidt in der Hinter: 
legung vertretbarer Sachen für die Fälle, daß vertragsmäßig nicht 
diefelben Andividualjachen, jondern gleiche Duantitäten gleicher Sachen 
zurüdgegeben werden jollen, prinzipiell ein Darlehnsgeſchäft. Er 
folgt hierbei einer modernen Auffaffung und einigen modernen Gejeßen. 
Es ift hier nicht der Ort, die gänzliche Unrichtigkeit dieſer Rechts: 
auffaffung und die Nothwendigkeit der gejetlichen Anerkennung des 
im wirthichaftlichen Verkehre nicht nur beftehenden, jondern auch ganz 
unentbehrlichen trregulären Hinterlegungsgejchäfts mit jeinen eigen= 
thümlichen, dem Darlehn ganz fremden Seiten des Näheren nachzu— 
weijen, es wird dies vielmehr die Aufgabe eines bejonderen Gutachtens 
jein. Dod will ich hier Dreierlei in Kürze anführen. Bor Allem 
ift nicht richtig, was die Motive behaupten, daß die Annahme eines 
Darlehnsvertrags in jenen Fällen der Intention der Parteien ent: 
jpreche. Der ländliche Dienitbote, der nach Berlauf eines Jahres 
mit jeiner Herrjchaft abrechnet, und einen gemwiffen Betrag als Lohn 
zu empfangen hat, erjucht jene, diefen Betrag ihm aufzuheben. Er 
glaubt feine Erſparniß bei feiner Herrichaft beſſer als bei fich auf- 
gehoben, theil8 weil er ſelbſt keinen hinlänglic ficheren Verſchluß zu 
haben pflegt, theil8 weil ev damit der Verſuchung gelegentlicher un- 
nöthiger Musgaben mehr entrüdt ift. Die Forderung aus dem 


Lohnverhältniß ſoll mit der Abrechnung erlofhen fein, e8 wird 
daher der Empfang des Lohnes im Lohnbuche quittirt, und die 
zum Aufheben gegebene Summe dem Dienftboten gutgejchrieben. 
Mit feiner Einwilligung legt jodann die Herrſchaft die empfan- 
gene Summe in ihre Kajje und vermifcht fie mit ihrem eigenen 
Gelde. Die Betheiligten fajjen das neue Gejchäft durchaus nicht 
als ein Darlehn auf, die Herrſchaft iſt micht® weniger, wie 
fremden Geldes bedürftig, jie ift es, welche ihrem Dienftboten mit 
dem Aufheben des Geldes einen Gefallen erweilt, und der Gedanke, 
daß er durch Leihen des Geldes feiner Herrichaft eine Gefälligkeit 
erweife, Liegt ihm durchaus ferne. Der zweite Unterjchied des Dar- 
lehns und des irregulären Depofitums bejteht darin, daß zwar das 
Darlehn aud ein Akt des Vertrauens des Gebers zum Empfänger 
iſt, das irreguläre Depofitum aber ein Akt des höchiten Vertrauens. 
Der Berwahrer hat ſtets das Gefühl, daß er fremdes Geld in jeiner 
Kaſſe hat, dab er, wenn er nicht unredlich handeln wolle, ſtets joviel 
Geld parat halten müfje, daß er es auf erites Anfordern des Hinter: 
legers jofort zurücgeben könne, während der Darlehnsempfänger das 
Bewußtſein hat, daß er das emipfangene Geld zu jeinen Zwecken 
gebrauchen dürfe, eine gleiche Summe daher auch nicht ſtets in feiner 
Kaffe bereit zu halten brauche, und daß er nicht unredlich handele, 
wenn er den fordernden Gläubiger bezüglich der Rüdzahlung auf 
einige Tage vertröjte. Andrerjeit3 will der Hinterleger einer Geld- 
jumme in jedem ihm beliebigen Augenblide jein Geld „greifen“ können. 
Wer, um an einem beftimmten Tage einen Hausfaufsfcilling be- 
zahlen zu können, allmählig jeine Ausftände einzieht, und die ein- 
gehenden Gelder bei einem Eleinen Provinzialbanfgeichäft al8 Summen 
deponirt, wird es mit Necht übel vermerken, wenn ihm bei der 
Zurüdforderung entgegengehalten wird, man babe das Geld bei 
einem hauptftädtiichen Bankgeſchäfte liegen, und bedürfe einiger Tage, 
um e3 zur Rüdzahlung zu bringen. Der Entwurf hat denn aud, 
und das ift die dritte Bemerkung, die ihm entgegengehalten werden 
muß, gefühlt, daß das depositum irregulare denn doch nicht ganz im 
Darlehnsbegriff aufgehe, und hat im $ 618 die Beitimmung aufge 
nommen, daß im Zweifel für jenen Darlehnsvertrag als vereinbart 
anzunehmen jei, daß in Anjehung der Zeit und des Ortes der 
Zurüdgewährung die für den Hinterlegungsvertrag geltenden Bor: 
ihriften anwendbar jein jollten. Die Motive erläutern dies fu, daR 
wenn die Parteien gleichwohl den Vertrag als Verwahrungs- oder 
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Hinterlegungsvertrag bezeichnet oder von Hinterlegen oder „in Ver— 
wahrung geben“ geſprochen oder in ähnlicher Weiſe ſich ausgedrückt 
hätten, dies mit Entſchiedenheit darauf hinweiſe, daß nicht die Ein— 
gehung eines lediglich nach den für das Darlehn geltenden Rechts— 
normen zu beurtheilenden Vertrags bezweckt geweſen, ſondern daß 
gewiſſe (7), dem Hinterlegungsvertrage eigenthümliche, mit dem Be— 
griffe des Darlehnsvertrags immerhin noch verträgliche Beſonder— 
heiten Platz greifen ſollten. Bei einem Vertrage des bezeichneten 
Inhalts dürfe in dieſer Hinſicht mit voller Sicherheit angenommen 
werden, es ſollten in Abſicht auf Zeit und Ort der Reſtitution nicht 
die für den Darlehnsvertrag, ſondern die für den Hinterlegungs— 
vertrag beſtehenden Grundſätze zur Richtſchnur dienen. Nach meinem 
Dafürhalten iſt dies eine Künſtelei. Was aus dem wirthſchaftlichen 
und rechtlichen Weſen des depositum irregulare gefolgert werden muß, 
joll hier auf eine ftillichweigende Willenserklärung der Kontrahenten 
zurüdgeführt werden. Die Parteien follen ein Miſchgeſchäft von 
Darlehn und BHinterlegungsvertrag beabjichtigt haben, ein inter: 
legungs-Darlehn oder ein in Verwahrung gegebenes Darlehn. Dar— 
lehn und Hinterlegung find zwei Begriffe, die ſich ausfchliegen; zwei 
Berkehrsinititute mit ganz verjchiedenen Zwecken; und wenn wir 
beide von der, gerade hier uns interrejfirenden Geite ihrer rechtlichen 
Natur betrachten, jo finden wir, daß das Darlehn nur zum Vortheil 
de8 Schuldners, das irreguläre Depofitum aber zum Vortheil des 
Släubigers geſchloſſen wird. Wenn dies nicht verfannt werden kann, 
jo müßten wir nad; der Auffafjung des Entwurfs in dem Gejchäft 
der Verwahrung einer Geldjumme ein Gejchäft erbliden, welches zum 
ausschließlichen Vortheil de3 Schuldners und zugleich zum ausjchließ- 
lihen Bortheil des Gläubigers gejchloffen wäre. 

Diefe Unterfuhung war nöthig, um die Anficht des Entwurfs 
von der Entbehrlichkeit des Nechtsinftitut3 des depositum irregulare 
zu widerlegen, und den Beweis zu führen, daß bei dieſem Geſchäfte 
der Erfüllungsort derjelbe ift, wie bei der Hinterlegung einer indi= 
viduell beftimmten Sache. Dem Rejultat nad) ſtimmt der Entwurf, 
wie gezeigt, damit überein. 

Das verzinsliche irreguläre Depofitum unterliegt denjelben 
Grundjägen. Es ift nad) der Auflaffung des Lebens fein verzins- 
liches Darlehn, und gilt in allen Formen feiner Erjcheinung im Ber: 
fehre ald zum Vortheil des Deponenten gefchloffen. Auch dies joll 
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in einem jpäteren Gutachten nachgewieſen werden. 1%) Die Binfen 
find, wie das Hauptgeld, dem Deponenten nicht zu bringen, jondern 
beim Depofitar abzuholen. 

2. Der Auftrag. Nah dem Entwurf iſt die Unentgeltlichkeit 
fein charakteriftiiches Merkmal des Auftragd. Der Auftraggeber 
fann ſich verpflichten, für die Ausführung des Auftrags dem Beauf: 
tragten eine Vergütung zu gewähren ($ 586). Die Motive erkennen 
in Uebereinftimmung mit der Doctrin, der Praris, der neueren Geſetz— 
gebung und neueren Entwürfen mit Recht an, daß durch die Berein- 
barung einer Vergütung an dem Wejen des Mandats nicht3 geändert 
werde, und der Auftrag insbejondere nicht den Charakter eines gegen- 
jeitigen Bertragd annehme. Damit iſt wohl auch anerkannt, daß 
dieſes Schuldverhältniß troß der zugefagten Vergütung vorzugsweise 
den Vortheil des Auftraggebers bezwedt. Ein Bli in den täglichen 
bürgerlihen Verkehr beftätigt dies. Man nehme: ein Dekonom in 
Baden erſucht einen befreundeten Oekonom in Hefjen, ihm auf dem 
bevoritehenden Pferdemarkt in Frankfurt a. M. ein Pferd von der 
und der Beſchaffenheit zu faufen. Es gejchteht; der Beauftragte hatte 
zwei Zage dazu nöthig gehabt, hatte zur Bejtreitung jeines Lebens— 
unterhalts in Frankfurt und auf der Reife eine Menge Koften auf: 
gewendet, und während beider Tage jeine Thätigkeit in jeiner eigenen 
Wirthihaft verfäumt. Wenn er fchadlos gehalten werden foll, jo 
müſſen ihm nicht nur alle feine nothwendigen Auslagen, ſondern auch 
der Berluft, den er ſich durch feine Unthätigkeit zu Haufe zugezogen 
hat, wie namentlich die Koften der Einftellung eines Berwalters oder 
von Taglöhnern erjegt werden, Haben die Parteien von vornherein 
eine alle jene Schäden umfafjende Vergütung verabredet, jo kann 
darin weiter nichts als eine Schadloshaltung des Beauftragten er- 
blidt werden. Dies tritt namentlich in den Fällen deutlich hervor, 
in welchen der Beauftragte zu Folge ſeines Berufs auf einen ge- 
willen Taglohn oder ein tägliche8 Honorar angewiejen ift, und der 
Ausrichtung des Auftrags jo und joviel Stunden und Tage opfern 
mußte, während welcher Zeit er nichts verdienen Eonnte. Hat der 
Auftrag eine mehr oder weniger umfangreiche, jchwierige, zeitraubende 
und verantwortungsvolle Bermögensverwaltung, die Veräußerung 
oder Verpachtung von Grundftüden, den Umtauſch von Werthpapieren, 


16) Einmweilen verweije ih auf S. 113 ff. meiner Lehre vom Erfüllungsort, 
und auf Cohn in Gndemanns Handbuch Bd. III ©. 925 ff. 
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die Erhebung von Kaufgeldern und Zinjen, die Anlegung von Ka— 
pitalien u. dergl. mehr zum Gegenftande, jo erfcheint die hierfür zu— 
gefagte Vergütung in der That nur als eine Schadloshaltung des 
Beauftragten für die im Intereſſe des Auftraggebers verwendete 
Arbeit und übernommene Gefahr, und fie ift im Verhältnig zu den 
der Verwaltung unterliegenden und dem Beauftragten anvertrauten 
großen Werthen und dem dem Auftraggeber erwachjenden Nuten nur 
ein Minimum, ein Mittel zur Beftreitung des vollen oder theilweiſen 
Lebensunterhalt3 des Beauftragten während der Verwaltungsperiode, 
jo daß an dem überwiegenden Vortheil diejes Schuldverhältnifjes für 
den Auftraggeber nicht gezmweifelt werden kann. Will man fchlieklich 
die Dienftleiftungen des Arztes oder Rechtsanwalts unter den Ge— 
ſichtspunkt des Mandats bringen, jo haben die ausdrüdlich oder ftill- 
jchweigend bedungenen Honorare ebenfall3 nur den Charakter einer 
Vergütung für deren zumeiit wiljenichaftliche Thätigkeit, und ftehen 
zu dem koſtbaren Gute der gefährdeten Gejundheit oder des in Frage 
geftellten Rechts in feinem nennenswerthen Berhältniffe. In allen 
diefen Fällen wird daher die Zahlung der bedungenen Bergütung 
beim Beauftragten und nicht beim Auftraggeber zu machen fein. 


b) Schuldverhältnijfe zum Vortheil des Schuldner3. 
8. 

Schuldverhältniffe, welche lediglich zum Vortheil des Schuldners 
gereichen, find unzweifelhaft die Gebrauchsleihe und das Darlehn. 

1. Die Gebraudsleihe. Man nehme den Fall, zwei Guts- 
bejiger, von welchen der eine in A, der andere in K wohnt, treffen 
in Z zujammen, und verjpricht hier der erjtere, dem andern für die 
bevorftehende Erntezeit zwei Pferde, die auf feinem Gute in B ge- 
halten werden, zur Benutung auf deſſen Gute X zu leihen. Die 
Pferde werden vom Bermwalter des Entleiher8 in B abgeholt und 
nad X gebradit. Nach Beendigung der Ernte joll die Rüdgabe er- 
folgen, und fragt es ſich, wo? Es iſt von vornherein Klar, daß der 
Drt des GebrauchSleihveriprehens Z und der Wohnort A und K als 
ganz interejjelofe Orte gar nicht zur Wahl ftehen Können. Bon 
Intereſſe ſind nur der Standort B und der Gebrauchsort X. Der 
Leihvertrag bezweckt lediglich den Bortheil des Entleihers, und wird 
daher nach obiger Regel der erjtere Ort als Erfüllungsort anzujehen 
fein, der Entleiher wird die Pferde auf feine Koften nad ihrem 
Standorte zurüd verbringen müſſen, und der Verleiher fie nicht am 
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Gebraudjsorte abzuholen haben. An der Richtigkeit dieje3 Reſultats 
wird Niemand zweifeln, unrichtig iſt es aber, dafjelbe als ein Pro— 
dukt der jedesmaligen Abjicht der Kontrahenten auszugeben, denn es 
wird gewiß zahlreiche Fälle geben, in welchen die Gontrahenten bein 
Abſchluß des Vertrags an den Drt der Nüdgabe gar nicht denken. 
Und was joll gejchehen, wenn fie im Einzelfall nicht daran gedacht 
haben, und wenn etwa duch Eid entjchieden würde, daß ſich der 
Entleiher hierüber gar feine Gedanken gemacdt, oder daß er im 
Segentheil ſich gedacht habe, der Verleiher würde die Pferde gele- 
gentlich durch feine Knechte abholen laſſen? Soll in einem jolchen 
durch Eid entichiedenen Falle der Berleiher die Pferde abholen 
müfjen? Zu diefer Ansicht wird jih Niemand befennen. Wenn nun 
dennoch jeder Juriſt und Laie fich für das Zurüdbringen der Pferde 
durch den Entleiher enticheidet, fo fragt es jich, was denn der wahre 
hierzu treibende innere Grund iſt. Mean könnte erwidern, das dem 
Leihvertrag harakteriftiiche Moment der Gefälligkeit bejtimme hierzu, 
denn wer durch eine, einem Andern erwiejene Gefälligkeit jeine wirth— 
Ichaftlidie Ordnung ftöre, habe gegen diejen einen Anſpruch auf einen 
gewilfen Dank, der ſich in der Wiederherjtellung diejer Ordnung 
durch Zurüdbringen der Sache an ihren Standort bethätige. Ab- 
gejehen jedoch davon, daß diefer Sat Ichließlich zu einer Vergütung 
für den überlaffenen Gebraud führen würde, jo kann das Gejeß nic 
und nimmermehr den Empfänger einer Wohlthat oder Gefälligfeit 
zu einem pojitiven Danfe verpflichten, und andererjeitS jehen wir 
doch auch andere zum Bortheil des Schuldners gejchloffene Geichäfte, 
die entjchieden nicht Gefälligkeitsgeichäfte find, bei welchen eine innere 
Stimme uns jagt, daß der Schuldner bringen müfje und der Gläu— 
biger nicht abzuholen brauche, und wiederum Gefälligkeitsgejchäfte, 
bei welchen wir Eeinen Augenblid darüber im Zweifel find, daß der 
gefällige Schuldner zu bringen, und der die Gefälligkeit empfangende 
Gläubiger nicht abzuholen hat.) Sit hiernach das Gefälligfeits- 
moment für den Erfüllungsort nicht bejtimmend, welches jonftige im 
Charakter der Gebrauchsleihe liegende Moment foll es denn jein, 
weldes uns dazu drängt, den Erfüllungsort an den Standort der 


”, Es kauft 3. B. Jemand aus Mitleid und ohne daß er einer Sache aud 
nur im Geringften bedürftig ijt, diejelbe einem in Noth befindlicdyen Befiter gegen 
den merthentiprechenden Preis ab. Troß feiner damit bewieſenen großen Ge— 
rälligfeit wird er, wenn nichts Anderes verabredet ift, den Kaufpreis beim Ver— 
fäufer zu zahlen haben. 
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geliehenen Sache zu legen? Ich glaube, daß fein anderes gefunden 
werden kann, als das, dat der Yeihvertrag ein lediglih zum Vor— 
theil des Entleihers in den Rechtsverkehr eingeführtes Inſtitut iſt, 
und daß Derjenige, der durch den Abſchluß eines Vertrags einen 
wirthichaftlichen Vortheil für ſich erjtrebt, aud, die mit der Erlangung 
dejfelben verbundenen Opfer zu bringen hat. 

Der Standort der geliehenen Sache zur Zeit des gejchlojjenen 
Bertrags ift der Ort der Rüdgabe. Dies trifft auch dann zu, wenn 
ih die Sache zu jener Zeit an einem anderen Orte mit vorüber: 
gehendem Aufenthalte befand. Man nehme den Fall: Eine Eijen- 
gießerei und Majchinenfabrif in Frankfurt a. M. Hatte einer Dampf: 
ziegelei in Worms die fäufliche Lieferung einer großen Dampfmajcine 
(Keffel mit Pertinenzen) verjproden, und nad) Abſchluß diejes Ver— 
trags der Dampfziegelei den unentgeltlichen Gebraud) einer Lokomobile 
während der Zeit bis zur Lieferung der Dampfmaſchine zugefagt. 
Die zugejagte Lofomobile befand fich zu jener Zeit in Speyer, wo— 
hin fie miethweiſe oder unentgeltlich gelichen war; fie wurde von da 
abgeholt, nah Worms gebracht und hier in Betrieb gejegt. Nach 
Eintreffen der fäuflich gelieferten Dampfmajchine wurde die Lokomo— 
bile entbehrlih, und nun ſoll fie zurüdgegeben werden. Wo hat 
dies zu gefhehen? Man wird feinen Augenblid darüber im Zweifel 
jein, daß Speyer als vorübergehender Aufenthaltsort der Lokomobile 
für die Rückgabe ein ganz interefjelojer Ort ift, und daß fie an ihrem 
Standorte Frankfurt a. M. zurückzugeben ift. 

2. Das Darlehn. it dafjelbe ein unverzinsliches, jo gereicht 
e3 Lediglich dem Schuldner zum Vortheil, da ihm die Möglichkeit des 
Gebrauchs während der Vertragszeit zur Dedung feiner Bedürfniffe 
gegeben if. Man kann nicht entgegnen, ein Bortheil erwachje dem 
Empfänger deshalb nicht, weil er die empfangene Duantität ganz 
und voll wieder zurüdgeben müſſe. Man Fann auch nicht auf Einzel- 
fälle verweifen, in welchen der Empfänger das dargelichene Geld 
unangebrocden oder unverwendet in feiner Kaffe habe Liegen Laffen, 
oder in unmirthichaftlicher Weije und zu feinem eigenen Nachtheile 
verwendet habe. Bei der rechtlihen Charakterifirung eines Berfehrs- 
injtitut3 hat das Geſetz auf jeinen wirthichaftlihen Zweck zu jehen, 
und darf von einem möglichen Mißbrauch deſſelben jid) nicht leiten 
lafjen. Der wirthichaftlihe Zweck des Darlehns ift fein Gebraud) 
zum Bortheil des Empfängers, und das Geſetz muß es daher als 
ein zum Wortheil des Schuldners geichloffenes Geſchäft anjehen und 
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behandeln. Dann aber muß als Erfüllungsort der Schuld des Em- 
pfänger der Standort des Vorraths des Gläubiger8 an Sadjen 
derjelben Gattung zur Zeit der Hingabe des Darlehns gelten. War 
das Darlehn ein Gelddarlehn, jo muß der Standort des Baarver- 
mögens aufgejucht werden. Iſt der Gläubiger ein Privatmanı, d. 5. 
weder Kaufmann noch jonftiger Gewerbetreibender, jo wird der 
Standort jeine8 Baarvermögens in der Regel an jeinem Wohnorte 
jein. Hatte er e3 jedoch einem Andern zur Verwaltung übergeben, 
und war das Darlehn durch den Verwalter ausbezahlt worden, fo 
ift der Sit der Bermwaltung Standort und darum Erfüllungsort. 
Iſt der Gläubiger Kaufmann oder jonjtiger Gemwerbetreibender, jo 
erjcheint jein Gejchäftsjig mit dem Kaſſenlokal al8 Standort und 
Erfüllungsort. Hatte das Darlehn Saden einer anderen Gattung 
zum Gegenftande, jo iſt der Standort des desfalljigen Vermögens 
aufzuſuchen. Hatte beifpiel3weije ein Landiwirth einem anderen Land- 
wirthe Weizen geliehen, jo wird jein Defonomichof mit Scheune 
Standort ſeines Weizenvorrath3 fein, und der Schuldner muß die 
geliehene Duantität dafür zurüdbringen, mag aud der geliehene 
Weizen dem Darlehnsempfänger ſ. 3. auf dem Felde oder auf dem 
Wege nach dem Defonomiehofe gegeben worden fein. Der Drt der 
Hingabe des Darlehns, jelbft des Gelddarlehns, alfo der Ort des 
Bertragsabjchluffes an ſich ift ein interefjelofer Ort. Spreche ich 
auf der Reife einen ebenfall3 auf der Reife befindlichen Freund behufs 
Bezahlung einer Schuld um ein Gelddarlehn an, jo habe ich es nad) 
Beendigung der Reife meinem Gläubiger zu bringen, und ich kann 
ihn nicht auf den Empfangsort vermeifen. 

Die für das unverzinsliche Darlehn gefundenen Rejultate gelten 
aber auch vom verzinslichen Darlehn. Letzteres kann aus Gefälligkeit 
gegeben werden, allein daS Gefälligfeitsmoment ijt fein charakteriſtiſches 
Merkmal diefer Darlehnsart. Der fein Geld ausleihende Kapitalift 
erjtrebt einen Bermögensvortheil in der Geſtalt von Zinjen, allein 
der vorzugsweiſe VBortheil dieſes Gejchäfts ift auf Seiten des Darlehns- 
Ichuldners, die Binfen find nur ein Erſatz für den dem Geber ent: 
gangenen Gebraud feines Kapital3 während der Vertragszeit, eine 
Vergütung für die Arbeit des Kapitald im Intereſſe des Empfängers. 
Das Leben theilt dieſe Auffafjung volllommen, und wir begegnen 
überall dem Rechtsbewußtfein, daß Kapital und Zinfen beim Darlehns- 
gläubiger zurüd — bezw. zu zahlen find („Frei in die Hände des 
Gebers“). 


e) Schuldverhältnijje zu beiderjeitigem Bortheile. 


89. 

E3 giebt eine Reihe von Schuldverhältnifjen, die beim erjten 
Anblik als den Vortheil aller Betheiligten beziwedend erjcheinen. 
Dahin gehören der Tauſch- und Kaufvertrag, die Miethe und Padıt, 
der Dienft- und Werkvertrag, der Maklervertrag, die Auslobung, 
die Gefellfchaft und die Gemeinfchaft. Indeſſen dürfen wir uns mit 
dem Urtheil des erſten Blicks nicht zufrieden geben, müſſen vielmehr 
die jedem Betheiligten zukommenden wirthichaftlihen Vortheile des 
Näheren unterjuden, und bei jedem Schuldverhältniß ung über das 
Moment Kar werden, weldes den Gejeßgeber bei der Wahl des Er- 
füllungsortes leiten foll. 

1. Beim Taufhgeihäft liegt die Sache am Einfachſten und 
Klariten. Hier wünſcht jeder Betheiligte die Sache des andern zu 
haben und will für diefe feine eigene bingeben. Mögen auch im 
Einzelfall die Bedürfniffe des einen Tauſchers nad) dev Sache des 
andern jtärfer auftreten, als bei diefem, mögen die Intereſſen beider 
am Umtauſch objektiv verjchiedenartig jein, und mag auch der eine 
die Initiative ergriffen und die Berhandlungen lebhaft und dringend 
geführt haben, während der andere nur widerwillig gefolgt ift, jo 
gilt doch in den Augen des Gejeges, wie nad) der Auffafjung des 
Lebens, der Taufchvertrag als ein den Bortheil beider Kontrahenten 
gleihmäßig bezwedender Vertrag. Daraus folgt für die Beitimmung 
des Erfüllungsorts die prinzipielle Gleichjtellung beider Kontrahenten, 
und der Gejeßgeber hat dann nur die Wahl, entweder jeden Theil 
zum Bringen der Sache an den andern zu verpflichten (Bringichuld) 
oder jeden Theil auf das Abholen der eingetaufchten Sache vom 
andern Gontrahenten zu verweilen (Holjchuld). Nach unferer früher 
gefundenen Regel, wonad der einen Vortheil Erftrebende die zur 
Erreihung defjelben erforderlichen Opfer ſelbſt zu bringen hat, kann 
die Wahl des Gejeßgebers nicht zweifelhaft fein, und ift daher der 
Erfüllungsort der Verbindlichkeit eines jeden Taufchers am bisherigen 
Standort feine Sache. 

2. Der Kaufvertrag. Wollte man dieſes Schuldverhältniß 
ebenfalls als ein den Vortheil beider Kontrahenten gleichmäßig be- 
zwedendes anjehen, jo müßte man bezüglich des Erfüllungsorts zu 
demjelben Rejultate gelangen, wie beim Tauſchvertrag, der Verkäufer 
brauchte alfo die verkaufte Sache nur an deren bisherigem Stand- 
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orte zu liefern und müßte den Kaufpreis beim Käufer abholen, und 
der Käufer hätte die Waare beim Verkäufer abzuholen und brauchte 
das Kaufgeld nur bei ſich zu zahlen. Dies iſt auch die Anſicht des 
Reichsgerichts für den Handelskauf. Unbezweifelt iſt, daß der Ver— 
käufer die Waare nur bei ſich zu liefern hat, dies gilt ſowohl für 
das Handelsrecht, wie für das bürgerliche Recht. Für letzteres aber 
muß nach einem ganz entſchiedenen Rechtsbewußtſein unſeres Ver— 
kehrslebens prinzipiell angeordnet werden, daß, falls nichts Anderes 
vereinbart iſt, die Zahlung des Kaufpreiſes ebenfalls beim Verkäufer 
zu geſchehen habe, daß alſo der Käufer den Kaufpreis dem Verkäufer 
bringen müſſe, und die Kaufpreisſchuld eine Bringſchuld ſei. Um 
dies darzuthun, müſſen wir die verſchiedenen Kategorien der Kauf— 
verträge im bürgerlichen Verkehr, einſchließlich der Kaufgeſchäfte, 
welche auf Seiten eines der Contrahenten Handelsgeſchäfte ſind 
(Art. 277 H. G. B.), einer Beleuchtung unterziehen. 

a) Betrachten wir zunächſt die Konſumtionskäufe, die der Haus— 
haltungsvorſtand oder ein Angehöriger für ihn mit einem ſ. g. offenen 
Geſchäfte wegen Beſchaffung von Waaren behufs Ernährung, Klei— 
dung, Heizung, Ausſtattung der Wohnung u. dgl. m. im Intereſſe 
der Familie ſchließt. Alle derartige Geſchäfte ſind auf das Prinzip 
gegründet, daß das waarenbedürftige Publikum den Laden aufſucht, 
die Waare ſich ausſucht, kauft und Zug um Zug zahlt. Ein prin— 
zipielles Kreditiren der Kaufpreiſe auf längere Zeit würde den Ruin 
des Geſchäfts herbeiführen, und müßte der Geſchäftsinhaber auch 
noch gar die kreditirten Kaufpreiſe bei ſeinen Schuldnern abholen, 
und zu dieſem Behufe perſönlich früh Morgens ſeine Gänge antreten 
oder beſondere Bedienſtete dafür anſtellen, ſo würden die damit ver— 
bundenen Koſten ſeinen Geſchäftsverdienſt weit überſteigen, und er 
müßte das Geſchäft als unrentabel ſchließen. Dies würde nicht blos 
einzelne, ſondern ſo ziemlich alle Geſchäfte einer Stadt treffen, 
die Folge davon wäre ein völliges Verſchwinden aller, oder 
doch eine Monopoliſirung weniger Geſchäfte, eine erhebliche 
Preisſteigerung und Verſchlechterung der feil gehaltenen Waaren, 
und damit eine grenzenloſe Benachtheiligung des Publikums ſelbſt. 
Es liegt daher im eigenen Intereſſe des kaufenden Publikums, 
daß die Zahlung ſolcher gekauften Waaren Zug um Zug, und 
im alle ausnahmsweifen Kreditirens doh im Gejchäftslofale 
jtattfinde, und der Gejeßgeber nimmt ſich nur diejes wichtigen Inter— 


eſſes des Publikums an, wenn er in Uebereinſtimmung mit dem all: 
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gemeinen Rechtsbewußtjein von der Nothwendigfeit der Zahlung des 
Kaufgeldes beim Verkäufer die Kaufpreisichuld für eine Bringſchuld 
erklärt. Bei der Betrachtung jener Vorgänge gewinnt man aber 
aud; die Ueberzeugung, wie nothivendig für die Erhaltung der Be- 
völferung ſolche Geichäfte find, wie ihre Eriftenz von einem nicht zu 
befeitigenden Bedürfniffe des Publitums gebieterifch gefordert wird, 
wie jie dejjen wichtigſte intereffen fördern und befriedigen und wie 
jie vom volfswirthichaftlichen Standpunkte aus überhaupt nur dazu 
da find, durch Bermittelung der Mittel zur Befriedigung der unab- 
weisbaren Bedürfniffe des Publitums dieſem die größten Vortheile 
zuzumenden. Diejen Vortheilen gegenüber ift der Vortheil, der 
diefen Geſchäften aus den einzelnen Kaufverträgen jchließlich zufließt, 
von ganz untergeordneter Bedeutung. Aber der Verkehr mit feiner 
Konkurrenz jorgt ſchon dafür, daß dieſer Vortheil fein übermäßiger ift, 
und wenn er auch in einzelnen Fällen in Folge von Konjunkturen 
und zahlreihen anderen Umftänden ein erheblicher jein jollte, jo gibt 
es aud Fälle genug, in welden in Folge ungünjtiger Umftände ein 
den Kojtenpreis überjteigender Gewinn nicht erzielt wird, und jogar 
mit Schaden verkauft werden muß. Würde auf Gefchäftsinhaber 
veriwiejen, die im Laufe eines arbeitsjamen Lebens zu einem großen 
Bermögen gelangt jind, jo kann auf der anderen Geite wohl aud) 
auf eine gleic, große Zahl von Eriftenzen verwiejen werden, die es 
zu nicht gebracht haben oder wegen jchledhter Gejchäfte zu Grunde 
gegangen find. Von der Geftaltung der einzelnen Kaufverträge muß 
daher ganz abgejehen werden, und vom volkswirthſchaftlichen Stand- 
punfte aus betrachtet iſt das Kaufgefchäft als Verkehrsinftitut ein 
Geschäft zum ausschließlichen oder doch vorzugsweilen VBortheil des 
Käufers. ft dies jo, jo verlangt das volkswirthſchaftliche Geſammt— 
interejje, daß dem Verkäufer der Kaufpreis gebradt, und daß er nicht 
genöthigt werde, denjelben bei jeinen Schuldnern abzuholen. Das 
Opfer, welches fich der Käufer mit dem Bringen des Kaufpreijes 
auferlegt, ift denn auch nur ein fcheinbares, denn nur dadurch, daß 
er es ſich auferlegt, wird ihm der Kauf und die Befriedigung feiner 
Bedürfniffe ermöglicht. Aber jelbjt im Einzelfall iſt dafjelbe nur 
von minimaler Bedeutung. In den überwiegend meilten Fällen 
zahlt er ja dody Zug um Zug, was befanntermaßen jeinen wirt: 
ihaftlihen Antereffen am meiften entjpricht, und iſt er einmal ge- 
nöthigt, einen Kredit in Anjpruch zu nehmen, jo „geht e8 in Einem 
hin,” wenn er bei der nächſten Gelegenheit des Kaufens den Ereditirten 


553 


Kaufprei3 mitnimmt und zahlt. Das Gefagte trifft überall auch da 
zu, wo ein auswärtiger Haushaltungsvorftand das offene Geſchäft 
einer Stadt aufjucht, kauft, die Waaren in Empfang nimmt und den 
Kaufpreis borgt. 

Wir haben bisher den Hall betrachtet, in welchem Kauf und 
Lieferung der Waare im Gejchäftslofale ſelbſt ftattfindet. Bei vielen 
Geſchäften (Metzger, Bäder, Kolonialwaarenhändler) fonımt e8 aber 
auch vor, daß die mündlich, brieflid oder durch Boten beftellten 
Waaren durd) das Dienitperjfonal der Gejchäfte den Kunden ins Haus 
gebracht werden. In diejen Fällen pflegt der Preis alsbald an den 
Ueberbringer bezahlt zu werden; wird er aber freditirt, jo muß ihn 
der Käufer ſpäter im Gejchäftslofal bezahlen. 

b) Auch das Markt- und Meßgejchäft iſt auf das Verkehrsprinzip 
der Erfüllung Zug um Zug gegründet. Docd kommt auc bei ihm 
ein Kreditiren des Kaufpreifes oder eines Theil defjelben häufig vor, 
vielfach weil der Käufer des Kredit bedürftig ift, vielfach aber auch 
weil die alsbaldige Auszahlung des SKaufpreifes dem berechtigten 
Intereſſe des Käufers widerjtreitet. So pflegt bei Händeln mit 
Vieh auf Viehmärkten vereinbart zu werden, daß ein Theil des Kauf: 
preijes erjt nad; Ablauf der Währjchaftszeit bezahlt werden folle. 
Durd) die Retention diejes Kaufpreistheils jucht ji) der Käufer den 
Erjat ſeines Schadens für den Fall zu fihern, daß das Kaufobjekt 
mit gejeglichen Mängeln behaftet jet oder die zugejagten Eigenjchaften 
nicht habe. Wo ift in joldhen Fällen bei mangelnder Bereinbarung 
der Reſt des Kaufpreijes zu zahlen? Man darf nicht behaupten, der 
Marktort jei ftillichweigend vereinbarter Erfüllungsort, oder es ent- 
ipreche dem muthmaßlihen Willen der Betheiligten, daß hier gezahlt 
werde. Zwar gehen wohl die meilten Berfäufer mit der Borjtellung 
nad) dem Marfte, fich die Kaufpreife alsbald zahlen zu lafjen, allein mit 
dem Kreditiren geben fie dieje Borftellung jofort auf. Die Kredit- oder 
retentionsbedürftigen Käufer aber gehen mit der Borjtellung zum Markte, 
den Kaufpreis oder einen Theil defjelben nicht alsbald zu zahlen. 
Die Abficht, denjelben in jpäterer Zeit an demſelben Marktorte zu 
zahlen, werden nur die wenigften Käufer haben und fie iſt aud) 
rechtlih in jo lange ganz bedeutungslos, als fie nicht in die Er- 
icheinung tritt. Nach aufgehobenem Marfte pflegt der Marktort für 
beide Theile ein völlig interefjelofer Ort zu werden. Denn der 
Bauer, der durd; den Ankauf von Zugvieh beim Beginn der land- 
wirthichaftlihen Arbeiten im Frühjahr feinen Bedarf auf lange Beit 
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hinaus gededt hat, hat keine wirthichaftlihe Veranlaffung, einen der 
nädjiten, in die Sreditzeit fallenden Märfte zu beſuchen. Selbſt der 
verfaufende Handelsmann erfcheint nicht regelmäßig auf den folgenden 
Märkten, er bejucht andere, auf diejelben Tage fallenden Märkte. 
Bon wirklichem Intereſſe find für die Betheiligten nur der Wohnort 
des Käufers und der Geichäftsfig des Verkäufers als Standorte 
ihre8 Baarvermögend. Daß die Wahl des Gejeßgeber® nur auf . 
legteren Ort fallen kann, wird nad) den unter a entwidelten Grund: 
jägen nicht bezweifelt werden können. 

c) Aus Anlaß einer großen Konkurrenz und des dadurd hervor» 
gerufenen Beftrebens, dem Publikum den Ankauf von Waaren fo 
leicht wie möglich zu machen, Hat fi) im modernen Berfehr das 
Inſtitut der jogenannten Reiſenden herausgebildet, die im Auftrage 
ihrer Häuſer das Eonjumirende Bublitum direkt aufjuhen und von 
demfelben fäuflich Beftellungen entgegennehmen. Die Bortheile, die 
dem Eonfumirenden Publikum aus jolchen direkten Käufen (mit Ber: 
metdung der Zwiſchenhändler) erwachien, liegen auf der Hand. In 
diefen Vorgängen dofumentirt ſich zwar das Beſtreben der ver- 
faufenden Häufer, möglichit viel Geld zu verdienen, allein deswegen 
ziehen fie doch aus dem einzelnen Gejchäfte feinen größeren Vortheil, 
als fie haben würden, wenn fih das Publikum mit Umgehung des 
Neijenden direft an ihren Gejchäfsfig wenden würde. Die Spefen 
der Reiſenden erſcheinen als Gejchäftsunkoften, die bei der Kalkulation 
der Preife, wie alle andern Herftellungsfoften, in Betracht gezogen 
werden. Auf die einzelnen Waaren vertheilt, bewirken fie in der 
Regel nur eine jehr minimale Erhöhung des Preijes, die praktiſch 
um jo mehr verjchwindet, al3 einestheils die Konkurrenz mit andern 
Geſchäften und anderntheild der durch die Neifenden erheblich ge— 
jteigerte Wuarenumjaß und damit vervielfahte Gewinn ein Herab— 
drüden der Preife auf das möglichit niedere Maß bewirkt bezw. 
zuläßt. Die wirthſchaftliche Lage des Publifums wird von einer 
etwaigen Preiserhöhung durchaus nicht benadıtheiligt, denn es Fauft 
billiger al3 vom Zwiſchenhändler am Plage, und in der Regel befjer, 
weil eine Großhandlung über eine bedeutend größere Auswahl zu 
verfügen hat, al3 der Detailliit. Auch in diejfen Fällen gereicht aljo 
da8 Kaufgeſchäft zum vorzugsweiſen Vortheil des kaufenden Bublitums, 
und werden wir daher annehmen müfjen, daß der Kaufvertrag ſowohl 
bezüglid; der Lieferung der Waare, wie bezüglid; der Zahlung des 
Naufpreijes beim Verkäufer zu erfüllen ift. Zwar jehen wir, daß 
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das verfaufende Haus nad) Eingang der Bejtellung die Waare von 
jeinem Geichäftsfige aus dem Käufer zufendet, — und zu einem 
ſolchen Schicken ift e8, wie ſpäter gezeigt werden joll, verpflichtet —, 
allein Erfüllungsort ift und bleibt der Gejchäftsfig, und es erfüllt 
feine Verbindlichkeit in dem Momente, in welchem e3 die Waare 
abſchickt. Auch pflegt in vielen Branchen bei einer gewiljen Größe 
des beftellten Werthes der Verkäufer portofrei zu jenden, doch ge— 
Schieht dies nicht im Bemwußtfein einer durd die rechtliche Natur des 
Kaufgejchäfts gebotenen Rechtspflicht, ſondern als einjchmeichelnde 
Gefälligkeit. Wenn es ſchließlich vielfach vorkommt, daß der zur 
Empfangnahme von Geldern bevollmächtigte Reiſende bei jeiner 
nächften Anmwejenheit am Wohnort des Kunden die Zahlung des in- 
zwijchen fällig gewordenen Staufpreijes entgegennimmt, jo wird dies 
ebenfall® nur al3 eine freiwillige Erleichterung des Geſchäftsverkehrs, 
und durchaus nicht als Ausfluß einer Rechtspfliht angejehen. Die 
äußere Geftalt diefer Fälle ift nun freilid fo, daß der Ber: 
fäufer die gekaufte Waare unter Uebernahme der Transportkoſten 
am Wohnort des Käufers abliefert und die Zahlung des Kauf: 
gelde3 unter Erjparung der DVerjendungskoften beim Käufer ent- 
gegennimmt, und diefe äußere Gejtalt hat vielfach zu der An- 
nahme verleitet, daß der SKontraftsort und Wohnort des Käufers 
eigentlih Erfüllungsort ſei, allein unſere nähere Betrachtung aller 
einfchlagenden wirthichaftlihen Momente hat ergeben, daß diejelben 
auf den rechtlichen Erfüllungsort beim Kaufvertrag einen verjchieben- 
den Einfluß nicht haben. Die Waare insbefondere reift immerhin 
nod auf Gefahr des Käufers, und mit ihrer Abjendung Hat der 
Berfäufer erfüllt. Und ftellt da8 Haus diefe Gefchäftstour ein, oder 
entzieht e3 dem Reiſenden die Vollmacht zur Gelderhebung, jo muß 
der Käufer den Kaufpreis: auf jeine Gefahr und Koften dem ver- 
kaufenden Haufe zufenden, und erfüllt nicht jchon mit der Abfendung, 
jondern erjt mit der Ankunft und Empfangnahme des Geldes am 
Beitimmungsort Seitens des Berfäufers. 

Keinem Bedenken unterliegt hiernad die Beitimmung des Er- 
füllungsort8 in den einfacheren Fällen, da der Käufer ohne befondere 
Einladung des Verfäufers, oder nur auf Grund einer in öffentlichen 
Blättern oder durch bejonderes Zirkular erfolgten Einladung zum 
Waarenanfauf brieflich und direkt jein Kaufangebot madıt. 

d) Anders jcheint fich auf den erften Anbli der Erfüllungsort 
beim Haufirhandel und bei den demjelben gleichitehenden Geſchäften 
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zu gejtalten. Das eigenthümliche defjelben beiteht darin, daß der 
Verkäufer mit jeinen Waaren das Publitum in deffen Häufern und 
Wohnungen aufjucht, ihm die Waaren ſelbſt entgegenbringt und damit 
gleichjam jein Geſchäft, Waarenlager und Kaffe in jedem von ihm 
beſuchten Haufe aufjchlägt oder errichtet. Auch hier gilt das Prinzip 
der Erfüllung Zug um Zug, und wenn der Berfäufer die Waare 
hier übergiebt, jo bringt er fie nicht dem Käufer, jondern diefer holt 
jie vom Zwiſchen- oder Filtallager des Verkäufers ab, und wenn der 
Käufer hier zahlt, jo holt der Verkäufer das Geld nicht beim Käufer, 
jondern dieſer bringt e3 der Kafjenfiliale des Verfäufers. Von prak— 
tiſcher Bedeutung wird diejer Gefichtspunft namentlih dann, wenn 
es fih um die nachträgliche Lieferung einer Waare an Stelle der 
mit den vertragsmäßigen Eigenjchaften nicht verjehenen zuerjt ge- 
lieferten handelt, oder wenn ſich der Haufirer zur Fäuflichen Lieferung 
einer Gattungsjache, die er gerade nicht bei fich hat, verpflichtet. In 
der Regel wird hier ein ausdrüdlich oder ftillichweigend beſtimmter 
Erfüllungsort gegeben fein. Wenn nicht, jo ift nicht etwa der heimifche 
Geihäftsfit bezw. Wohnort des Haufirers Erfüllungsort — dies 
würde bei den meiftens jehr geringfügigen Werthen der im Hauſir— 
handel verfauften Waaren vielfad) zu dem Refultat führen, daß die 
Koften der PVerjendung vom Gejhäftsiig nah dem Wohnort des 
Käufers den Werth des Saufgegenjtandes weit überjteigen — jondern 
beiderjeitiger Erfüllungsort ift der Wohnort des Käufers, aber nicht 
als jolher, jondern weil er zur Zeit des Bertragsabfchluffes Lager: 
und Kafjafiliale des Verkäufers war, und für die Beftimmung des 
Erfüllungsorts die zur Zeit der Entftehung des —— —— 
vorhandenen Umſtände maßgebend find. 

Zu den dem Haufirhandel gleichftehenden Geſchäften gehören auch 
die Staufverträge, welche wir im Haushalt mit den Yandleuten jchließen, 
die mit ihren Boden: oder jonjtigen landwirthichaftlihen Erzeug— 
nifjen uns aufjuchen, oder die uns zu käuflichen Beftellungen größerer 
Duantitäten von Holz, Braunfohlen, Kartoffeln, Obſt u. dgl. in 
Wagenladungen auffordern. Beiderjeitiger Erfüllungsort iſt unjer 
Haus, und wir haben daher nicht nöthig, die Koften des Transports 
der Wagenladung vom Erzeugungsort diefer Landesprodufte nad) 
unjerer Wohnung zu tragen. Allein auch hier bringt ung der Ver- 
fäufer die Waare nicht und holt den Kaufpreis nicht von uns ab, 
jondern wir holen die Waare vom Wagen ab und bringen den Kauf: 
prei3 dem darauf wartenden Berfäufer. 


e) &3 giebt noch eine Reihe von SKaufverträgen, die ein be- 
ſonderes Berfehrsgepräge nicht an fi) tragen. So wenn wir Grund- 
jtüde, landwirthichaftliche oder Häufer, kaufen oder verkaufen, die im 
Haushalt entbehrlich gewordene Möbel verkaufen, den erforderlichen 
Wein vom Produzenten beziehen u. dgl. m. Zwar tritt hier nicht 
überall ein überwiegendes Intereſſe des Käufers am Kaufgeichäft 
in die Erjcheinung, aud fallen bei dem Immobiliarverkäufen die Ge— 
fahr und die Koſten des Transport? des gekauften Objekts weg, 
Standort und Beitimmungsort der beweglichen Sache und des Kauf: 
preijes treffen meiften® zufammen, die Uebergabe und Zahlung voll- 
zieht ji in der Regel ohne die Gefahr und die Koſten eines Trans- 
port3, die Unbequemlichkeiten des Bringen und Holens find meiſtens 
geringfügiger Natur, und die von einem oder dem anderen Betheiligten 
dennoch zu dringenden Opfer find wegen der verhältnigmäßigen 
Seltenheit folder Kaufverträge im Leben des Einzelnen von keinem 
jonderlihen wirthſchaftlichen Nachtheile. Der Gejeggeber braucht 
daher, wenn er Regeln über die Beitimmung des Erfüllungsorts beim 
Kaufgeichäft aufftellen will, auf die Natur diejer verhältnigmäßig 
jeltenen Saufverträge feine bejondere Rüdjiht zu nehmen, und ex 
kann insbejondere nicht den Richter anweifen, im Einzelfall darnad) 
zu forfchen, in weſſen Intereſſe der Kaufvertrag vorzugsweiſe ge- 
Ichloffen wurde. Es muß ihm genügen, auf Grund feiner Kenntniß 
de3 wirthichaftlichen Lebens den Erfahrungsjag auszujpredhen, daß 
der Kaufvertrag im Gejammtverfehr vorzugsweife den Vortheil des 
Käufers bezwedt. Aus diefem Grunde wird man daher indbejondere 
auch annehmen müſſen, daß, wenn im Einzelfall weder ausdrüdlid 
noch jtillichweigend ein Zahlungsort vereinbart worden fein follte, 
der Kaufpreis für gefaufte Immobilien den Berfäufer gebracht 
werden muß, und die Gefahr und Koften der Verſendung defjelben 
vom Käufer zu tragen find. 

3. Der Mieth- und Badhtvertrag bezwedt, Freilid) nicht in jo 
umfafjender Weije, wie der Kaufvertrag, die Befriedigung einer großen 
Anzahl dringender Bedürfniffe des Menſchen. Wer nicht in der 
Vermögenslage ift oder e3 feinen Intereſſen nicht gemäß findet, jich 
ein Haus, landwirthichaftliche Grundftüde, Pferde und Wagen, Bücher 
und jonjtige Sachen der dienenden Welt zu kaufen, kann fi durd) 
jenen Bertrag den Gebrauch diefer gebrauchsfähigen Dinge für die 
Zeit jeine® Bedarf3 oder eines Theiles derjelben fichern. Vom 
Standpunkt der Bolkswirthichaft aus bezwedt diefer Vertrag, gerade 
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wie der Kaufvertrag, vorzugsweiſe die Förderung der Intereſſen der 
Gebrauchsbedürftigen, der Miether und Pachter, und wir müfjen 
daher ſchon deshalb zu dem allgemeinen Grundjage gelangen, daß 
die beiderjeitige. Erfüllung diejes Vertrags injoweit, als bewegliche 
Saden zu leiften jind, beim VBermiether und Berpachter zu gejchehen 
hat. Betrachten wir die einzelnen Arten des Miethvertrags, wie fie 
im Verkehrsleben bejonders häufig auftreten, fo erkennen wir fofort, 
daß die Wahl eines anderen Orts zum Erfüllungsort den Geſammt— 
verkehr in hohem Grade jhädigen würde. Stehen Leihanftalten mit 
gewerbsmäßigem Betriebe (Bücher, Mufikalien, muſikaliſche Inſtru— 
mente, Majchinen, Kleider u. dgl. m.) in Frage, namentlich folche, bei 
welchen der MiethpreisS nad) der Zeit des Gebrauchs berechnet zu 
werden pflegt, jo würde bei ihnen (von einigen Ausnahmen abgejehen) 
die Verpflichtung des Vermietherd zum Bringen der zu vermiethenden 
Saden und zum Abholen derjelben und des Preiſes foviel Beit, 
Arbeit und Koften verurjachen, daß das Gejchäft garnicht oder nicht 
ordentlich oder nur mit Verluft betrieben werden Eönnte, die Kojten 
insbejondere würden jo bedeutend fein, daß fie, auf den Miethpreis 
geichlagen, einen großen Kreis von Gebrauhsbedürftigen von der 
Benugung diefer Anjtalten abhalten würden. Andererfeit3 über: 
nimmt der Miether, der die gemiethete Sache abholt, fie nad) ge- 
machten Gebraud) wieder zurüd- und zugleid; den Miethpreis mit» 
bringt, nur unbedeutende Opfer, fie bejtehen vielfach nur in zwei 
Gängen des Miethers oder feines Dienftboten zum Bermiether. Fit 
Hausmiethe oder Aderpaht zu bezahlen, jo wird das fchuldige Geld 
ohne Koften dem an demjelben Orte wohnenden Vermiether oder 
Berpachter gebracht, und dieje haben nicht nöthig, mehrere vergebliche 
Gänge zum Miether oder Bachter zu machen. Wohnt der VBermiether 
oder Pachter an einem anderen Drte, jo kann das gejchuldete Geld 
mit verhältnigmäßig geringen Portoauslagen dur die Poft dem 
Gläubiger überbracdht werden. Dies Alles rechtfertigt den Gefetgeber 
vollfommen, wenn er für den Mieth- und Pachtvertrag die beider- 
jeitige Erfüllung beim VBermiether und Verpachter anorönet. 

4. Der Dienftvertrag erjheint, was nad) Vorftehendem wohl 
nicht weiter begründet zu werden braucht, als ein Berfehrsinftitut, 
welches vorzugsmweife die Förderung der Intereſſen des Dienft- 
berechtigten bezwedt. Dies ergibt ſich jchon aus dem Begriff des 
Dienend. Tin den weitaus meilten Fällen wird fi) der Ort der 
Leitung der vereinbarten Dienfte ſchon aus der Beichaffenheit der- 
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jelben oder aus einer ausdrüdlichen oder ftillihweigenden Berein- 
barung ergeben; wenn im Einzelfall nicht, jo braucht der Dienftver- 
pflichtete feine Dienjte nur da zu leiften, wo er den allgemeinen Git 
jeiner desfalliigen Thätigkeit aufgeichlagen hat, und braucht aud) die 
ihm übergebene Sache, an welder er feine Dienfte bethätigt hat, nur 
hier zurüdzugeben. Ebenjo wird aud in der Regel für die Zahlung 
der vereinbarten Vergütung ein bejtimmter Ort gegeben fein. Wenn 
im Einzelfall nicht, jo iſt jie dem Dienjtverpflichteten zu bringen, 
dies jedoch mit der felbjtverftändlichen Einfchränfung, daß hierfür 
zunächſt der Drt der dauernden Dienjtthätigkeit dejjelben maßgebend 
it. Wenn beijpielweije die im Dorfe A wohnenden Maurergejellen 
mit einem Arbeiterzuge täglich morgens früh nad) der mehrere Stunden 
entfernten Stadt Z fahren, den Tag über hier in Lohn arbeiten und 
Abends zurüdfehren, jo können jie am Schluß der Woche die Zahlung 
ihres Lohnes in Z auf dem Bauplage (oder einer benadhbarten Zah: 
lungsſtelle) verlangen, fie können dagegen nicht die Zahlung an ihrem 
Wohnorte fordern, und ebenjowenig kann man fie auf die Empfang- 
nahme ihres Wochenlohnes an einer entfernteren, auf dem Wege nad) 
dem Bahnhofe nicht gelegenen Zahlungsitelle verweilen. 

5. Beim Werfkvertrag hat, fall nichts Anderes vereinbart 
it, der Befteller die ihm obliegende Gegenleiftung nad) Herftellung 
des Werf3 bei der Abnahme dejjelben zu bewirken ($ 573 Entm.). 
Der Uebernehmer braudt das Werf nicht aus der Hand zu geben, 
bevor er die Gegenleiftung empfangen hat; zur Ausfolgung des Werks 
ift er nur Zug um Bug gegen Entrichtung der Gegenleiftung ver- 
pflichtet (Mot. ©. 492). Entjcheidend für den Ort der Zahlung der 
Vergütung ift daher zunächſt der Ort der Ablieferung des Werks. 
Diejer wird meiſtens durch die Bejchaffenheit der Leiftung oder durch 
ausdrüdliche oder jtillichweigende Vereinbarung beitimmt jein; wenn 
im Einzelfall nicht, jo fommen die Grundjäße des Dienjtvertrages 
zur Anwendung. 

6. Daß beim Mäflervertrag die Verpflichtung zur Zahlung 
der Vergütung (Mäklergebühr) eine Bringſchuld jei, kann nad) der 
Natur dieſes Bertrages nicht bezweifelt werden. 

7. Die Auslobung. Darüber, wo die Herftellung des in der 
öffentlichen Befanntmachung bezeichneten Werks oder die Vornahme 
einer jonftigen darin bezeichneten Handlung zu erfolgen hat, läßt ſich 
ein allgemeiner Grundſatz nicht aufftellen. Es kommt alles auf die 
Beichaffenheit oder nähere Bezeichnung des Werks oder der jonitigen 
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Handlung an. Jedenfalls ijt die gejchehene Bollbringung derjelben 
dem Auslobenden an deffen Wohnort oder Gejhäftsjig anzuzeigen 
und nah Thunlichkeit zu begründen und zu beweijen. Auch darüber, 
wo die Belohnung zu zahlen ift, kann ein allgemeiner Grundſatz nicht 
aufgeftellt werden, denn es gibt Fälle, in welchen es jich bei der Aus- 
lobung gar nicht um einen Vortheil des Auslobenden handelt, dann 
aud Fälle, wo es fich lediglich um den Bortheil des VBollbringenden 
handelt, ferner Fälle, in welchen der Vortheil des Auslobenden ein 
jehr großer, die dem Vollbringer zugejagte Belohnung eine gering- 
fügige ift, und ichließlich Fälle, in welchen ſich die beiderjeitigen Vor- 
theile ziemlich gleichſtehen. Es muß alfo in jedem Einzelfalle die 
stage des ausschließlichen oder vorzugsmeifen Vortheils unterfucht 
und entjchieden werden, um zu bejtimmen, ob die Belohnung beim 
Bollbringer oder beim Auslobenden zu zahlen ift. 

8. Die Geſellſchaft bezwedt den Vortheil aller Betheiligten. 
Sollte im Einzelfalle nicht vereinbart fein, an welcher Stelle die 
Beiträge zu leiften und die fonftigen Berbindlichkeiten der Gefell- 
Ihafter zu erfüllen find, jo braucht jeder e8 nur bei fic) zu thun. 

9. Auh die Gemeinihaft ($ 762 ff. Entw.) bezmedt die 
gleichmäßige Wahrung der Intereſſen aller Theilhaber und es braudt 
mithin ein Jeder feinen Antheil an den BEN Laſten und 
Koften nur bei ſich zu zahlen. 


d) Schuldverhältniffe ohne Bortheil. 
$ 10. 

Es giebt zwei Kategorien von Schuldverhältnijjen, welche weder 
dern Gläubiger noch dem Schuldner einen Bortheil gewähren. Die 
eine hat den Erjat eines Schadens, die andere die Herausgabe einer 
Bereicherung zum Gegenftande. Einen Schaden erjegen Heißt im 
Allgemeinen, einen Bejhädigten in diejenige Bermögenslage bringen, 
in welcher er fich befinden würde, wenn das bejchädigende Ereigniß 
nicht eingetreten wäre. Damit ift auch der Erfüllungsort gegeben. 
Wer eine Sache gejtohlen, geraubt oder ünterjchlagen hat, muß fie 
dem Beſchädigten an deren Standort zurückbringen, einerlei ob ſie hier 
oder an einem andern Orte entzogen worden war. Wer aus Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit durch eine widerrechtliche Handlung einen Andern 
an ſeinem Körper oder ſeiner Geſundheit verletzt hat, muß die 
Schadenserſatzſumme dem Verletzten an deſſen Wohnort bringen 
Eine Bereicherung herausgeben heißt, Dasjenige, um was das Ver— 
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mögen des Empfängers in ungerechtfertigter Weiſe vermehrt ift, jo, 
wie es dermalen ift, herausgeben. Aud damit ift der Erfüllungsort 
gegeben. Iſt der herauszugebende Gegenftand eine individuell be- 
ftimmte Sade, jo braudt fie nur da geleiftet zu werden, wo fie ſich 
befindet, und ift er Geld, jo ift der Standort des Baarvermögens 
des Schuldners Erfüllungsort. 


e) Schuldverhältniije mit Nebenvortheil. 


8S 11. 

Wir haben uns bisher mit ſolchen Schuldverhältniffen bejchäftigt, 
welche, für fich allein betrachtet, einem oder dem andern, oder allen 
Betheiligten einen Bortheil gewähren oder nicht ‚gewähren. Allein 
e3 giebt auch Schuldverhältniffe, welche zu einem konkreten Schuld- 
verhältnifje in eine gemifje rechtliche Beziehung oder Berbindung treten. 
Solche Sculdverhältniffe find beijpielsweife die Bürgſchaft und der 
Vergleih. Wo iſt bet ihnen zu erfüllen? | 

1. Die Bürgihaft. Durd die Beitellung eines Bürgen erhält 
der Gläubiger eine größere Sicherheit feiner Forderung, alſo ein 
wirthſchaftliches Gut, dejjen Werth je nad) dem Grade der Golvenz 
und de Zahlenwollens des Schuldners ein größerer oder geringerer 
ift. Je niedriger jener Grad, von um fo höheren Werthe ift die 
jolide Bürgihaft, und umgekehrt. Die Bürgichaft bezmwedt daher, 
an ſich betrachtet, immer einen Bortheil für den Gläubiger und nicht 
für den Bürgen als Schuldner, mag auch das Hauptichuldverhältnig 
feinen Bortheil für den Gläubiger haben. Dürften wir daher bet 
der Beſtimmung des Erfüllungsorts der Bürgjchaft lediglich diejes 
Nebenjhuldverhältnig als jelbjtändige Schuld zu Grunde legen, jo 
müßten wir zu dem Rejultate gelangen, daß der Bürge ftetS nur 
bei ſich zu erfüllen, daß er nicht zu bringen, jondern daß der Gläubiger 
zu holen habe. Bon dieſer Auffafjung ging auch das Neichögericht 
bei jeiner Entſcheidung über den Erfüllungsort der Bürgſchaft aus >). 
Ich halte jedoch diefe Auffaffung nicht für richtig. Denn die Bürg- 
Ichaftsobligation muß, injfoweit nicht Eontraftlihe Beitimmungen ihr 
einen gewiſſen jelbjtändigen Charakter verleihen, ftet3 nur als 
accefjoriihe Schuld aufgefaßt und behandelt werden, und es ergiebt 
ih daher ſchon Hieraus die Nothiwendigkeit, daß ihr Erfüllungsort 
am Drt der Erfüllung der Hauptichuld fei, und dies für das Recht 
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des Entwurfs um jo mehr, als 8 672 defjelben beſtimmt, daß der 
Bürge für die Erfüllung der Hauptverbindlichkeit in deren jeweiligen 
Beitande und Umfange hafte. 

Dies trifft freilich nur für diejenigen Fälle zu, in welchen die 
Bürgihaft zunähft und vorzugsweile im Intereſſe de8 Schuldners 
geftellt wurde, im Auftrag oder in nüglicher Führung dev Gejchäfte 
dejjelben, wenn fie gejtellt wurde, um demjelben den Abjchluß des 
Hauptgeſchäfts mit dem Gläubiger überhaupt zu ermöglichen oder 
ferneren Sredit zu gewähren. Wenn der um ein Darlehn Ange— 
gangene erklärt, er wolle e8 dem Nadjuchenden wohl geben, wenn 
derjelbe ihm durd Stellung eines geeigneten Bürgen Sicherheit für 
die demnächftige Rüdzahlung des Geldes verjchaffe, jo will er ſich 
damit keineswegs einen über die wirthichaftliche Natur des Darlehns 
hinausgehenden Bortheil zumenden, er will vielmehr nur Das haben, 
was der Schuldner als jorgfältiger und rvedlicher Kontrahent ſchon 
von ſelbſt gewähren muß, nämlid) Sicherheit der Forderung des 
Gläubiger. Das unter Stellung eines Bürgen gejchlofjene Dar: 
(ehnsgeihäft ift daher gerade jo zum ausfchließlichen oder vorzugs— 
weifen Bortheil des Schuldners gejchloffen, wie das ohne Bürgjchafts- 
feiftung von einem joliden Darlehnsempfänger gejchloffene, und wenn 
der Gläubiger demnädft das Darlehn vom Bürgen zurüdfordert, jo 
verichafft er fich damit Eeinen größeren Bortheil, als wenn er fein 
Geld von dem Hauptichuldner einfordern. würde. Ganz anders liegt 
die Sadje, wenn ſich Jemand Lediglich im Intereſſe des Gläubigers 
für einen Schuldner verbürgt, wenn er ihm, dem Gläubiger, mit der 
Berbürgung ein Gejchenf machen will. Hier involvirt die Bürgjchaft 
einen wahren Bortheil für den Gläubiger, und dieſe Bürgſchaft 
unterliegt alsdann, was die Beitimmung des Erfüllungsorts betrifft, 
den Grundjägen der Schuldverhältniffe zum Bortheil des Gläubigers, 
jo daß beifpiel3weife der Bürge für ein Darlehn diefes nicht beim 
Gläubiger, 'jondern bei fi zu zahlen hat. In jenen Fällen aber 
folgt die Bürgſchaft der Hauptichuld, der Darlehnsbürge beifpieläweije 
hat feine Berbindlichfeit amı vereinbarten Erfüllungsorte, und in 
deſſen Ermangelung beim Gläubiger zu erfüllen, und der Hinter: 
legungsbürge hat den durch depositum irregulare hinterlegten Geld— 
betrag am Aufbewahrungsort zu geben. 

2. Der Bergleic bezwedt für jeden der Betheiligten injofern 
einen Vortheil, als das bisher jtreitige und ungewiſſe Rechtsverhältnig 
nunmehr außer Streit und Ungemwißheit gejett ift ($ 666 Entw.). 
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Läßt der Vergleich das urjprüngliche Rechtsverhältniß beftehen oder 
jegt er ein neues Schuldverhältniß an Stelle de3 früheren ftreitigen 
und ungewiſſen Schuldverhältniffes, jo entjcheidet die wirthſchaftliche 
Natur des durd; den Vergleich beibehaltenen oder angenommenen 
Schuldverhältnifjes über den Erfüllungsort. War 3. B. vom Kläger 
ein Darlehn behauptet, vom Beklagten überhaupt oder als Darlehn 
bejtritten und die Schuld als Kaufpreisſchuld nachgegeben, bezüglid) 
diefer aber Elageabweijende Einreden vorgejhütt worden, und ver- 
gleichen fi) die Parteien dahin, daß die Hälfte der eingeflagten 
Summe als Darlehn gejchuldet werden folle, jo ift die Vergleichs— 
ſchuld als Darlehnsſchuld anzufehen, welche demnächſt bein Gläubiger 
erfüllt werden muß. Laſſen es aber die Parteien abſichtlich unent— 
ſchieden, ob die Schuld Darlehns- oder Kaufſchuld ſei, nehmen ſie 
ihre desfallſigen Behauptungen und Einwendungen zurück und be— 
gnügen ſich mit der Vereinbarung, daß Beklagter an einem beſtimmten 
Tage eine beſtimmte Summe zahlen ſolle, jo entbehrt dieſe Ver— 
gleichsſchuld eines materiellen Charakters, es iſt nicht erſichtlich, ob 
jie vorzugsweiſe den VBortheil des Kläger oder den des Beklagten 
bezwedt, und der Gläubiger wird daher die Vergleichsſumme demnächſt 
beim Schuldner abholen, und diejer fie nicht jenem bringen müfjen. 


4. Nadträglide Veränderungen. 
8 12. 

In der bisherigen Darftellung wurde der Erfüllungsort bejtimmt 
auf Grund der thatfächliden und rechtlihen Berhältniffe, wie fie zur 
Zeit der Entjtehung des Schuldverhältnifjes beftanden haben. Daß 
dieje Zeit für die Regel maßgebend fein muß, und daß nachträgliche 
Veränderungen in thatfächlicher oder rechtlicher Beziehung regelmäßig 
einflußlos jein müfjen, wird nicht bezweifelt werden fünnen, wenn 
man erwägt, daß nach feititehenden wirthichaftlihen Grundſätzen der 
bürgerliche Rechtsverkehr fich regelmäßig nur in mäßigen geographiichen 
Kreifen und Grenzen bewegt und bewegen kann, und daß Dderjelbe 
vielfah durch Rückſichten auf Dertlichkeiten beftimmt wird. Wenn 
gleich die Kontrahenten in ihren Gedanken nicht jo weit gehen, ſich 
Erfüllungsorte zu jchaffen, jo firiren fie doch für die Abwidelung 
ihrer Gejchäfte gewiſſe räumliche und örtliche Punkte, und wenn jo 
auf einem gewiſſen geographifchen Gebiet ſich täglich taufende und 
abertaufende von Geſchäften ohne Differenzen abjpielen, jo hat das 
contrahirende Publikum gar feine Veranlafjung, an einen möglichen 
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Streit über den Erfüllungsort zu denken, oder hierfür auch nur die 
geringfte Vorfiht zu gebrauden. Für den Geſetzgeber aber liegt 
Veranlafjung vor, ſich diejer Ortsinterefjen anzunehmen, und wenig- 
jtend Das ald Regel aufzuftellen, daß die zur Zeit der Entjtehung 
des Schuldverhältuifjes obwaltenden Verhältniffe und Umftände für 
die Beftimmung des Erfüllungsortd maßgebend ſeien. Der hiernach 
ji) ergebende Erfüllungsort darf daher durch die Llebertragung der 
Forderung oder durch den Tod des Gläubigers oder Schuldners und 
deren Beerbung durch anderswo wohnende Erben feine Beränderung 
erleiden. 

Der entjhuldbare Irrthum eines oder des andern Kontrahenten 
über maßgebende Dertlichkeiten, jowie der Betrug kann in den ge- 
eigneten Fällen zur Ungültigfeit des ganzen Gejchäfts führen. Die 
nähere Erörterung der hier einſchlagenden Fragen gehört in das Ge— 
biet der Mängel der Willenserklärung. Bier jei nur hervorgehoben, 
daß wenn die Umftände, unter welchen ein Schuldverhältniß einge: 
gangen wird, auf gewiſſe maßgebende Dertlichkeiten jchließen Lafjen, 
derjenige Kontrahent, der eine abweichende Dertlichkeit für ſich in 
Anſpruch nimmt, zur desfallfigen Anzeige verpflichtet ift. 

Bon der oben aufgeftellten Regel der mahgebenden Zeit der 
Entjtehung des Schuldverhältnifjes müffen aber, wie bereit3 das 
Römische Recht gethan hat, Ausnahmen gemadht werden. Was joll 
Rechtens jein, wenn die geichuldete individuell beftimmte Sache im 
Laufe des Beſtandes des Schuldverhältnifjes den Ort ihrer Lage ver- 
ändert, oder wenn der Schuldner oder Gläubiger einer generijch be— 
jtimmten Sache nachträglid) den Standort feines desfallfigen Ver— 
mögens wechjelt und diefes an einen anderen Ort verlegt? Soviel 
it von vornherein Kar, daß eine ſolche Ortsverändernng eine den 
Erfüllungsort verändernde Wirfung nicht haben kann, wenn fie in 
Folge eines Verfchuldens des Betheiligten, für welches er nad Anhalt 
und Charakter feiner VBerpflihtung einzuftehen hat, oder nad) einge: 
tretenen Verzuge jeinerjeit3 erfolgte. Wie aber, wenn ein jolches 
Verſchulden nicht begründet ift? Hier muß man zunächſt unterfcheiden 
zwijchen den Schuldverhältniffen zum ausjclieglichen oder vorzugs- 
weifen Vortheil des Gläubigers (und den diefen gleichgeftellten Schuld- 
verhältniffen) einerjeitS und den Sculdverhältniffen zum ausjchließ- 
(ihen oder vorzugsweifen Bortheil de8 Schuldners andererjeitd. Bei 
erjteren fpricht ihre ganze Natur und die Billigfeit dafür, daß die 
ohne Berjchulden des Schuldners an einen andern Ort gelangte indi- 


viduell beſtimmte Sache aud nur an letterem Orte zu leiften ift. 
Die Gefahr der OrtSveränderung trifft den Gläubiger. Wird eine 
generijch beftimmte Sache gejchuldet, jo Fan man dem Schuldner die 
Berlegung des Standortes jeines desfallfigen Vermögens nicht ver: 
wehren, allein e3 liegt ihm doch ob, dem Gläubiger von der Abjicht der 
Berlegung diejes Standort3 rechtzeitig Kenntniß zu geben, damit der: 
jelbe das Schuldverhältnißg durch Einforderung der gejchuldeten Sachen 
löfen fann. Beläßt er troßdem die Sache dem Schuldner, jo willigt er 
damit in die Verlegung des Erfüllungsorts cin. Bei den Schuldver- 
hältnifjen zum Bortheil des Schuldners dagegen trägt diejer die Gefahr 
der Ort3veränderung der gejchuldeten individuell beitimmten Sade, 
der Entleiher einer Sache beijpielämweife hat diefelbe, falls fte gejtohlen 
und hierdurch an einen weit entfernten Ort gebracht worden war, 
troßdem und auf jeine Koften dem Berleiher zu bringen. Eine Ber: 
änderung des Wohnort3 ded Schuldners einer generisch bejtimmten 
Sache al3 Standort feines desfallfigen Vermögens hat felbftverjtändlid) 
gar feinen Einfluß, der Darlehnsichuldner beiſpielsweiſe hat nad) wie 
vor feine Schuld beim Darlehnsgläubiger zu erfüllen. VBerändert 
aber der Gläubiger jeinen Wohnfjig und fomit den Standort jeines 
in Frage ftehenden Vermögens, jo darf hierdurch meines Eradtens 
der urjprüngliche Erfüllungsort zum Nachtheil des Schuldners nicht 
verändert werden. 

Bei den Schuldverhältniffen zum Vortheil beider Theile (Tauſch), 
bei welchen jeder Betheiligte abzuholen hat, ſowie bei den auf Heraus: 
gabe einer Bereicherung gerichteten Schuldverhältniffen trägt der 
Frorderungsberechtigte, bei den Schuldverhältniffen auf Schadenserjak 
der Schuldner die Gefahr der Ortsveränderung, in den erjteren Fällen 
jedod) nad; Maßgabe der von den Schuldverhältniffen zum Vortheil 
des Gläubigers, und in den letteren Fällen nad; Maßgabe der von 
den Schuldverhältniffen zum Bortheil des Schuldners geltenden 
Grundſätze. 


B. Rritik und Vorſchlag. 
I. Aeußere Geftalt. 
8 13. 

Der Entwurf hat die ganze Lehre vom Erfüllungsort in zwei 
kurzen Paragraphen (88 229, 230) zujammen gedrängt. Wünjchens: 
werth wäre es, wenn diejelben das gejammte pofitive und wifjenjchaft- 
lihe Material enthielten, welches erforderlich ijt, um den wijjenjchaft- 
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lich gebildeten Juriſten in den Stand zu ſetzen, die ihm vorkommenden 
Erfüllungsortsfälle richtig zu entſcheiden. Allein ſie enthalten dieſes 
Material bei Weiten nicht, und es iſt auch ſchlechterdings unmöglich, 
mag man bei der Daritellung auch noch jo ökonomisch zu Werke gehen, 
das erforderliche Material in jenem bejcheidenen Raume unterzubringen. 
Der Erfüllungsort ift ein Redtsinftitut, welches bei jedem und jedem 
der zahlreihen Schuldverhältniffe zur Erjcheinung gelangt, und dieje 
find von jo außerordentlich verſchiedener Natur, die zu berüdfichtigen- 
den Intereſſen der Betheiligten find jo widerjprechend, die zur Er: 
Iheinung gelangenden Dertlichkeiten jo mannigfaltig und die Gegen: 
jtände der gejchuldeten Leiftungen jo leiht dem Wechſel des Orts 
unterworfen, daß eine viel breitere und detaillirtere Behandlung diefer 
Lehre im Gejet geboten ift, wie etwa bei der Lehre von der Er- 
füllungszeit mit ihren einfachen Berhältniffen und Gefichtspunften. 
Die Raumdfonomie muß daher ganz entjchteden in den Hintergrund 
treten. Detailbeftinnmungen find zwar jelbjtverftändlich jo viel als 
möglicd) zu vermeiden, und wir werden uns darüber Elar jein, dat 
der Gejetgeber möglichit allgemeine Rechtsgrundſätze aufzuftellen. und 
ihre Anwendung auf das Leben dem Richter zu überlafjen hat. Der 
Entwurf hat die Richtigkeit diefer Methode erfannt und hat darum 
fünf jolcher allgemeinen Rechtsgrundſätze aufgeftellt. „Sit der Ort 
an welchem die Leiftung zu bewirken ift, jo jagt er ($ 229), 

1. weder durch Geſetz, 

2. oder Rechtsgeſchäft, 

3. noch durch die Beichaffenheit der Leiltung beftimmt, jo Hat 

der Schuldner an dem Orte zu leisten, welcher 

4. der Natur des Schuldverhältnifjes und 

5. dem muthmaßlichen Willen der Betheiligten entipridt.” 

In der Meinung, daß diefe- Regeln nicht für alle Fälle genügten, 
hat der Entwurf nod) zwei fubfidiäre Erfüllungsorte aufgeftellt, nämlich 

6. den Wohnfiz des Schuldners zur Zeit der Entjtehung des 

Schuldverhältniſſes, und 

7. für Geldzahlungen den Wohnſitz des Gläubiger8 zur Beit 

der Entjtehung des Schuldverhältniſſes. 

Mag man aud an den drei erften Beitimmungsgründen (Gejeß, 
Nechtsgeihäft d. h. doc wohl: ausdrücdliche oder ftillfchweigende Ver- 
einbarung bezw. Willenserklärung und Bejchaffenheit der Leiftung) 
nichts Wefentliches auszujegen haben, jo it doch zunächſt die „Natur 
des Schuldverhältnifjes” eine ganz räthjelhafte Eriftenz. Die Motive 
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ſagen uns nicht mit einer Silbe, was unter dieſer Natur des Schuld— 
verhältniſſes zu verſtehen ſei. Ich bin ja, wie die vorausgehenden 
Erörterungen darthun, auch der Ueberzeugung, daß die wirthſchaftliche 
ſthatſächliche) und rechtliche Natur der Schuldverhältniſſe den Er— 
füllungsort beſtimmen hilft, aber ich habe doch dieſe Natur zu 
ergründen und feſtzuſtellen geſucht. Der Richter der Zukunft wird, 
wenn Geſetze und Motive ihn über dieſe Natur völlig im Dunkeln 
laſſen, auf ſeine eigenen wiſſenſchaftlichen Forſchungen angewieſen 
ſein, und es werden ſicherlich viele Jahrzehnte vergehen, bis es der 
Rechtsſprechung und theoretiſchen Arbeiten gelingen wird, eine halb— 
wegs ſichere Begründung jener Natur der Schuldverhältniſſe zu 
erzielen. Das iſt aber ein Zuſtand, den die Praxis nicht vertragen 
kann und dem daher durch unſer bürgerliches Geſetzbuch vorgebeugt 
werden muß. Eine Redtsiprehung durch das Reichsgericht wird ſich 
faum bilden können, da durch “den fünften Bejtimmungsgrund des 
Erfüllungsorts, den muthmaßlichen Willen der Betheiligten, der Weg 
zum Reichsgericht faft vollftändig verlegt wird. Der muthmaßliche 
Wille der Betheiligten ift ein faktiſcher Zuftand und Feine Rechts- 
norm, er entzieht jich daher der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. 
Das aber unterliegt für jeden mit der Praris der Borinftanzen Ver: 
trauten feinem Zmeifel, daß diejelben in allen dunfeln Fällen, wenn 
ihnen die räthjelhafte Natur des Schuldverhältniffes feinen Ausweg 
bietet, den muthmaßlichen Willen der Betheiligten heranziehen werden, 
und dies um jo mehr, als die Motive geftatten, zur Annahme des- 
jelben im Einzelfall auf Treu und Glauben zu verweilen. Dieje 
Zuftände jind unerträgli” und es erwächſt daher dem Gejetsgeber 
die Pflicht, Dasjenige klar und deutlich auszufprechen, was er unter 
der Natur des Gchuldverhältnifjes verftanden haben will. Die 
jubfidiären Erfüllungsorte (6 und 7) find nur geeignet, die aller- 
größte Verwirrung anzurichten. ES ift nicht denkbar, daß irgend 
ein Schuldverhältnig keine „Natur“ habe. Nimmt aber das Gejet 
für gewiſſe Schuldverhältniffe dennoch eine Nichtnatur an und giebt 
dabei nicht zu verftehen, welche Schuldverhältniffe dies jein follen, 
jo wird ſich der Nichter ganz gewiß der Mühe der Erforfchung jener 
Natur nicht unterziehen und dann jofort zu den ſubſidiären Er: 
füllungsorten greifen. Dann aber würde der Entleiher einer Sache 
oder der Empfänger eines Fruchtdarlehns die gejchuldeten Objekte 
nur an feinem Wohnfig zurüdzugeben und der Gläubiger fie hier zu 
holen haben, und der Beauftragte, der Gefchäftsführer ohne Auftrag, 
VII. 39 
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der Alimentenverpflichtete und der mit einem Vermächtniß bejchiwerte 
Erbe die gefchuldeten Gelder den betreffenden Gläubigern zu bringen 
haben, NRejultate, die unferer Rechtsüberzeugung aufs Grelljte wider- 
ſprechen. 

Aus Vorſtehendem ergiebt ſich für den Geſetzgeber die Noth— 
wendigkeit einer breiteren und eingehenderen Behandlung der Lehre 
vom Erfüllungsort, welche in Nachfolgendem verſucht werden ſoll. 


II. Inhalt. 
1. Begriff und Arten des Erfüllungsorts. 
g 14. 

Der Entwurf hat eine Beitimmung des Begriff3 des Erfüllungs- 
ort3 nicht gegeben. Man muß ihm hierin beiftimmen. Nicht des- 
halb, weil fich der Begriff von jelbft ergiebt oder jeine Bejtimmung 
unpraftijc wäre, jondern deshalb, weil eine jolche Begriffsbejtimmung 
vorzugsweiſe in das Gebiet der wiſſenſchaftlichen Thätigkeit gehört. 
Wir werden im Laufe unjerer Darftellung erkennen, daß der Er: 
füllungsort zwei Bedeutungen hat, und um dieje Erfenntniß vor— 
zubereiten, will ich meine Anficht über diefen Punkt hier ausſprechen. 

Am Allgemeinen ijt der Erfüllungsort oder der Drt der Leijtung 
derjenige Ort, an welchem die gejchuldete Leiftung vorgenommen 
werden muß oder darf. Diejer allgemeine Erfüllungsort zerfällt 
in zwei jpezielle Erfüllungsorte. Der eigentliche Erfüllungsort ift 
der Ort, an welchem der Schuldner die gejchuldete Leitung vor: 
nehmen muß und darf, bezw. der Gläubiger ihre Vornahme fordern 
darf und fie annehmen muß. Uneigentlicher Erfüllungsort ift theils 
der Ort, an melden der Schuldner leiften darf, nicht muß, bezw. 
der Gläubiger annehmen muß, nicht fordern darf; theil$ der Ort, 
an welchem der Gläubiger fordern darf, nicht annehmen muß, 
bezw. der Schuldner leiften muß, aber nicht anbieten darf. 

Das Leben kennt fumulativ und alternativ verbundene Erfüllungs- 
orte. Der Entwurf hat ihrer nicht erwähnt. Die Motive bejagen 
nur, daß, fall für ein Schuldverhältnig mehrere Leiftungsorte be- 
ftimmt ſeien, durch Juterpretation feitzuftellen wäre, ob die Nennung 
der mehreren Orte fumulativ oder alternativ gedacht jei, desgleichen 
nach welchen Theilen erjteren Falls die Leiftung an den verjchiedenen 
Orten zu bewirfen jei. Stehe aber feit, daß die Leiftung an dem 
einen oder dem andern Orte zu bewirken jei, jo liege ein Fall einer 
Alternativobligation vor. Man kann im Zweifel darüber jein, ob 
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ji die Aufnahme einer Beftimmung über diefe Arten des Erfüllungs- 
ort3 im Geſetzbuch empfehle. Wäre der Entwurf überhaupt breiter 
angelegt, jo würde ich dieje Aufnahme befürworten, wie ja denn auch 
eine Reihe neuerer Gejete und Entwürfe es gethan haben. So aber 
möchte ich im Snterefje der Defonomie davon abjehen. Nach gemeinem 
Recht kann bei alternativer Drtsbejtimmung das Wahlrecht dem 
Bläubiger oder Schuldner überlaffen werden. ft in diefer Hinficht 
nichts bejtimmt, jo jteht das Wahlrecht bei Vertragsobligationen dem 
Schuldner, bei Bermädtnijien dem Legatar zu. Im Fall des Ber- 
zug3 des Gläubiger oder Schuldners finden die Bejtimmungen über 
die Wirkungen dejjelben auf das Wahlrecht überhaupt ſachentſprechende 
Anwendung. Bei fumulativer Ortsbeftimmung wird die gefchuldete 
theilbare Leiftung an allen Orten zu gleichen Theilen gejchuldet, die 
untheilbare im Zweifel alternativ an einem oder dem andern diefer Orte. 


2. Beflimmungsgründe des Erfüllungsorts. 
s 15. 

E83 giebt vier und nur vier den Erfüllungsort beftimmende 
Gründe: der Ort der Lage einer unbeweglichen Sache, das Geſetz, 
der Wille der Betheiligten und die Natur der Schuldverhältniife. 

Ein unabänderliher und nit verihiebbarer Erfüllungsort ift 
bei denjenigen Schuldverhältnifien gegeben, welche eine beftimmte 
unbemwegliche Sache zum Gegenjtand der gejchuldeten Leitung haben, 
wie die Webergabe eines verfauften oder verpacdhteten Grundftüds. 
Dies iſt jo felbftverjtändlich, daß es einer Aufnahme in ein Enapp 
angelegte3 Gejetbuc nicht bedarf. Der Entwurf hat dies denn aud) 
nicht unmittelbar gethan, jondern jpricht von der „Beichaffenheit der 
Leiftung” als eines Beftimmungsgrundes. Diejer Begriff geht weiter 
als der der Unbeweglichfeit der Leitung und jtreift vielfach das Ge— 
biet der Ort3vereinbarung, indejlen werden aus dem Mangel gehöriger 
Beitimmtheit wohl kaum praftifche Nachtheile entitehen. — Das 
Gejet kann im Gegenjag zum Willen der Betheiligten und zur Natur 
der Schuldverhältniffe durch pofitive Beitimmungen für gewiſſe Schuld- 
verhältnifje einen bejonderen Erfüllungsort einführen, daß aber für 
den bürgerlichen Rechtsverkehr ein gegründeter Anlaß hierzu vorliegt, 
möchte zu bezweifeln jein. — Der Wille der Betheiligten kommt im 
Rechtsgeſchüft zur Erjcheinung; aber er muß zur Erjcheinung gelangt 
und nicht ein bloß innerer geblieben fein, wenn er Beachtung ver- 


dienen jol; er muß ausdrücklich oder ftillichweigend erklärt fein. 
39* 
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Der ſogenannte muthmaäßliche Wille der Betheiligten iſt ſchlechterdings 
zurückzuweiſen; nirgends ſind die Gefahreu der Willkür und Ober— 
flächlichkeit größer als bei der Erforſchung dieſes muthmaßlichen 
Willens. — Der vierte Beſtimmungsgrund des Erfüllungsorts iſt 
die wirthſchaftliche und rechtliche Natur der Schuldverhältniſſe. Was 
meiner Anſicht nach darunter zu verſtehen iſt, habe ich in den 886ff. 
gezeigt. Dies iſt der innerſte Kern der ganzen Lehre. Wenn wir 
uns jetzt vor der Schwelle des bürgerlichen Geſetzbuchs hierüber nicht 
klar werden, ſo haben alle einzelnen Beſtimmungen über den Er— 
füllungsort keinen wiſſenſchaftlichen Werth, ſie würden Fragmente 
ſein und bleiben, die uns keine innere Befriedigung gewähren. Die 
von mir gefundenen und aus dem Römiſchen Rechte herſtammenden 
Prinzipien ſind ja vielleicht unrichtig, allein ſie ſind doch, wie ich 
gewiß hoffen darf, mindeſtens einer Kritik und des Verſuchs eines 
Erſatzes durch andere, die richtigen, werth. 

Bei der Darftellung der Natur des Schuldverhältnifjes halte ich 
es im Intereſſe der Bollftändigfeit und Stlarheit für geboten, die 
allgemeinen Regeln und die Negeln für ihre Anwendung auf die 
einzelnen Kategorien der Sculdverhältniffe äußerlich getrennt zu 
halten. Ich beantrage daher: 


die Worte: „und dem muthmaßliden Willen der Be— 
theiligten“” im $ 229 zu ftreichen, im Webrigen aber die 
Faſſung des Entwurfs beizubehalten, jo daß derjelbe lauten 
würde: 

$ 229. 

Iſt der Ort, an welchem die Leiſtung zu bewirken 
ift, weder durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft noch durd 
die Beſchaffenheit der Leiftung beftimmt, jo hat der 
Schuldnerandem Orte zu leiften, welcher der Natur 
des Schuldverhältniifes entipridt. 

Hierbei gelten im Allgemeinen folgende Regeln: 

1. Bei denjenigen Schuldverhältniifen, welde nur 
einem Bethetligten ausjchließlid oder vorzugs— 
weije einen Bortheil gewähren, joll die Leiftung 
an demjenigen Orte ftattfinden, an weldem fie 
ohne weiteren Nacdtheil für den belajteten Be: 
theiligten geichehen fann, und zwar braudt 

a) beit Schuldverhältnifien zum ausſchließlichen 
oder vorzugsweijen Bortheil des Gläubiger 
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der Schuldner die Leiſtung nur da vorzu— 
nehmen, wo er ſie ohne weiteren Nachtheil 
(ohne beſondere Opfer zu bringen) vor— 
nehmen kann, und der Gläubiger muß die 
Leiſtung an dieſem Orte in Empfang nehmen. 
Der Erfüllungsort ift beim Schuldner; 

bei Schuldverhältniffen zum ausſchließlichen 
oder vorzugsmweijen Vortheil des Schuldner 
braudt der Gläubiger die Leijtung nur da 
anzunehmen, wo er fie ohne weiteren Nad- 
theil (ohne bejondere Opfer zu bringen) an- 
nehmen fann, und der Schuldner muß an 
diefem Orte leiften. Der Erfüllungsort tft 
beim Gläubiger. 

2. Beidenjenigen Schuldverhältnifjen, welche jedem 
Betheiligten einen Vortheil gewähren, braudt 
der Schuldner nur bei ji zu erfüllen, und 

3. bei denjenigen Schuldverhältnijjen, welche feinem 

. Betheiligten einen Bortheil gewähren, hat der 
Ihadenserjagpflidtige Schuldner beim Gläu— 
biger, der zur Herausgabe einer Bereiherung 
verpflichtete bei jich zu erfüllen. 


8 229n. 
sm Einzelnen gilt bei den Schuldverhältnifjen 
zum ausschließlichen oder vorzugsweiſen Bortheil des 
Gläubigerg:') 

1. Wird eine individuell beftimmte Sache gejchuldet, 
jo iſt jie da zu leiften, wo ſie jich zur Seit der 
Entjtehung des Schuldverhältnijjes befand oder 
befinden jollte bzw. wohin fie verbradt werden 
jollte oder durfte. Ahr rehtmäßiger Aufent- 
halt3ort iſt Erfüllungsort. 

Gelangt fie in der Folge ohne ein Verſchulden 
des Schuldners, für weldes er nah Charakter 
und Inhalt jeiner Berpflidhtung einzuftehen Hat, 
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Hier könnte in Parantheſe zugefügt werden: „wie namentlich beim Hinter— 
legungsvertrag, Auftrag, bei der Geihäftsführung, Schenkung, beim Vermächtniß 
u. dgl. m.“ 
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an einen anderen Drt, jo ift fie an diefem zu 

leijten. Ihr zufälliger Aufenthaltsort ift Er- 

füllungsort. 

Gelangt jie ohne ein ſolches Verjhulden, aber 
nach Eintritt eines Berzugs des Schuldners an 
einen anderen Ort, jo muß fie der Schuldner auf 
Berlangen des Gläubigers an dem Drt leiften, 
wo fie ji vor dem Verzug befand. 

2. Wird eine nur der Öattung nad beitimmte Sade 
gejchuldet, jo ift fie an dem zur Zeit der Ent- 
ttehung des GSchuldverhältnifjes begründeten 
Standort derjenigen Bermögensgattung des 
Schuldners zu leiften, welder fie angehört, und 
im Zweifel, am Wohnort de3 Schuldner2. 

Bildet fie den Gegenstand eines Bermädtnijjes 
und it jie in genügender Zahl und Beſchaffen— 
heit im Nachlaß vorhanden, fo tft jie am Stand- 
ort der Hinterlafjenen Bermögensgattung bzm. 
des größeren Theil derjelben und im Zweifel 
am Ort der Lage der Erbſchaft zu leiften. Iſt 
fie niht vorhanden, jo kann jie der Erbe nad) 
feiner Wahl entweder hier oder am Standort 
jeines eigenen Bermögens leijten. 

Hat der Schuldner in der Folge jenen Stand- 
ort ohne bösliche Abſicht und ohne Berletung 
jeiner desfallfigen Anzeigepflicht gegen den Gläu- 
biger verlegt, oder fand dieje Verlegung vor Ein- 
tritt eines Verzugs ftatt, jo ift der neue Standort 
Erfüllungsort. 

$ 229b. 

Bei Schuldverhältnijjen zum ausſchließlichen oder 
vorzugsmweifen Bortheil des Schuldners?) gelten 
folgende Regeln: 

1. Sit das Schuldverhältniß auf Rüdgabe einer 
individuell beftimmten Sade gerichtet, jo ift e3 
da zu erfüllen, wo die vom Gläubiger hin- 


») Hier fünnte in PBarentheje zugefügt werden: „wie namentlich bei der 
Sebrauchsleihe und dem Darlehn!“ 
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gegebene Sade zur Zeit feiner Entftehung ihren 

Standort hatte. Fit es auf Rüdgabe einer nur 

der Gattung nad beftimmten Sache gerichtet, jo 

ift e3 an dem zur Beit jeiner Entftehung be- 
gründeten Standort des aus Sachen derjelben 
Gattung bejtehenden Vermögens des Gläubiger3 
und im Zweifel an dejjen Wohnort zu erfüllen. 
2. Iſt das Schuldverhältniß auf eine andere Leiftung 
als auf Rüdgabe gerichtet, jo ift es da zu erfüllen, 
wo der Gläubiger als ordentlider Wirthſchafter 
Sachen der gefchuldeten Art zur Beit der Ent- 
ftehung des Schuldverhältnijjes zu haben und 
aufzubewahren pflegte. 
s 230. 

Bet Schuldverhältnifjen zum Bortheil beider Be- 
theiligten hat, vorbehaltlich der Beftimmungen des 
S 230a, jeder Schuldner nur bei ji zu erfüllen, er 
hat, foweit ſich aus der wirthſchaftlichen Natur des 
Einzelfall8 nichts Anderes ergiebt, die gejchuldete 
Sade niht dem Gläubiger zu bringen, jfondern 
diejer Hat jie beim Schuldner an ihrem Standorte 
abzuholen. Im Einzelnen finden für jeden Be- 
theiligten die Beftimmungen des $ 229a ſachgemäße 
Anwendung. 

s 230a. 

Soweit fih aus der wirthihaftlihen Natur des 
Einzelfalls nichts Anderes ergiebt, hat der Ber- 
Fäufer?!) die verkaufte beweglide Sache an deren 
Standort zu liefern ($ 229a), wogegen der Käufer 
den Kaufpreis dem Verfäufer bringen muß ($ 229b 
Nr. 2). Letzteres ift auch beim Kaufvertrag über 
unbeweglihe Saden der Fall. 

Beim Miethvertrag über beweglihe Saden Hat, 
joweit fih aus der mwirthihaftliden Natur des 


21) Wie früher nachgemwiejen, Halte id; das Kaufgefchäft und andere Ge— 
jchäfte für vorzugsweiſe den Vortheil des Käufers bezwedend. Da ic indejjen 
eine allgemeine Zuftimmung in diefer Hinficht nicht erwarten darf, fo mußte id) 
mindeitens für einige jener Gejchäfte befondere, mit dev Rechtsanſchauung des 
Berkehrs übereinjtimmende Beitimmungen vorfchlagen. 
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Einzelfalls nichts Anderes ergiebt, der Miether 
die gemiethete Sade beim Bermiether an ihrem 
Standorte abzuholen, und wieder dahin zu bringen, 
und den Miethpreis beim Bermicther zu zahlen. 
Legteres ijt auch beim Miethvertrag über unbemeg- 
lihe Saden der Fall. 

Die Zinjen des Darlehns müſſen dem Gläubiger 
gebradt, die BZinjen des irregulären Depoſitums 
beim Schuldner abgeholt werden. 

Die Berjiherungsprämien müſſen, falls nichts 
Anderes vereinbart iſt, dem Verſicherer oder deſſen 
zur Empfangnahme legitimirten Agenten gebradt 
werden, 

Der mit dem Abſchluß von Rechtsgeſchäften mit 
Dritten Beauftragte braudt nicht blos das, was er 
hieraus empfangen und eingenommen bat, bei ji 
zu leiften, jondern fann aud die Rüdzahlung jeiner 
Auslagen und Vorſchüſſe, jowie die Zahlung jeiner 
Gebühren bei ſich verlangen. 


3. Die Verpflidtung zum Sciden. 
$ 16. 

Schon das Römiſche Recht hat eine Verpflichtung des Schuld— 
ners, der nad) Inhalt jeiner Obligation nur bei ſich zu erfüllen hätte, 
zum Sciden der gejchuldeten Sache im Prinzipe anerkannt. Es ift 
aber dabei jtehen geblieben, nur ein Schicken an den Klageort anzu— 
ordnen. Für uns hat diefe Beihränfung gar feine Bedeutung. Die 
Berpflihtung zum Schiden der Sache an den Gläubiger ift ſowohl 
tm eigentlichen Handelsverkehr, wie im bürgerlichen Verkehr eine 
Nothwendigkeit. Sie auf den Fall ausdrüdlicher oder ſtillſchweigender 
Vereinbarung zu bejchränfen, würde den dringendften Bedürfniffen 
des Lebens widerjprechen. In Frage fünnte nur Zweierlei kommen: 
Mus der Schuldner unter allen Umftänden ſchicken, oder giebt e8 Um— 
jtände, welche ihn davon befreien; und jodann, wohin muß er fchiden, 
und wohin nicht? 

In leßterer Beziehung nehme ich feinen Anftand, den Schuldner 
zu einem Sciden der Sache an jeden, vom Gläubiger ihm auf- 
gegebenen Ort, und nicht etwa blos an den aus den Umſtänden 
zur Zeit der Entjtehung des Schuldverhältnifjes ſich ergebenden 
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Bedarf3- oder Beltimmungsort zu verpflichten, immer aber unter 
der Vorausfegung, daß die Lage des jchidenden Schuldners nicht 
eigentlich benachtheiligt wird. Der Kaufmann in Frankfurt a. M., 
der in Peſt tauſend Sack Weizen brieflih oder telegraphiſch 
£auft, gibt einige Zeit nah Kaufabſchluß jeinem Peſter Verkäufer 
die Ordre, daß er die Ladung nad) Berlin oder Amfterdam oder 
an einen ſonſtigen Ort jchiden möge, oder der Peſter Berfäufer 
fragt nad) einiger Zeit an, wohin er den Weizen fenden jolle. Im 
ganzen Handelsverkcehr nimmt man an der Verpflichtung des Ver— 
fäufers zur Sendung der Waare an den vom Käufer nadıträglid) 
bezeichneten Beitimmungsort feinen Anſtand. Und wenn ich im Eleinen 
Berfehr bei einem Berliner Lurusgeichäft brieflih eine Sache kaufe, 
und nachträglich meinen Verkäufer erjuche, er möge jie mir nicht nad 
Gießen, jondern nad München jenden, fo weiß das Berliner Geſchäft, 
daß es zu letterer Sendung verpflichtet iſt. Ich beantrage daher: 
$ 230b. 
In allen Fällen, in welden der Schuldner nur 
bei fih zu erfüllen (der Gläubiger den gefchuldeten 
Gegenstand beim Schuldner abzuholen) hätte, kann 
der Gläubiger die ordnungsmäßige Zujendung des 
gejchuldeten Gegenftandes an jeinen Wohn- bezw. 
‚Gejhäftsjfig oder an einen beliebigen anderen Drt, 
jedoch nur gegen vorerftigen Erfaß derdem Schuldner 
daraus erwachjenden Auslagen verlangen, es fei 
denn | 
1. daß er,ohne bejundere Opfer bringen zu müjfen, 
die Leitung am Erfüllungsorte jelbjt oder durd) 
Stellvertreter entgegennehmen fann, oder 

2. daß die Berjendung für den Schuldner mit 
gleicher oder größerer Mühe verbunden tjt, als 
die Empfangnahme der Leiftung am Erfüllungs- 
ort für den Gläubiger, oder 

3. daß die Umftände, unter welden der Schuldner 

zur Berjendung verpflidhtet wäre, durch eigenes 
Berjchulden des Gläubigers herbeigeführt 
wurden, oder 

4. daß der Schuldner troß eifriger Bemühungen 

einen geeigneten Transportanten nicht finden 
fann. 
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4. Aneigentlicher Erfüllungsort. 
8 17. 

Der uneigentlihe Erfüllungsort ($ 14) ift im bürgerlichen Ber- 
fehre gar nicht zu entbehren. Seine Berechtigung ift jo augenscheinlich, 
daß ich mich jeder weiteren Begründung enthalten fann, wenn id 
den Zuſatz beantrage: 

$ 230e. 

Ueberall, wo der Schuldner nur bei ji zu er- 
füllen (der Gläubiger aljo den gejchuldeten Gegen- 
ftand bei jenem abzuholen) hat, fann der Schuldner 
bringen, und wo derjelbe bringen müßte, fann der 
Gläubiger abholen, ſofern dadurdh die Lage des 
anderen Theil nit verfhlimmert wird. 


Schluß. 
8 18. 

Nach den in vorjtehenden Paragraphen formulirten Sägen wird 
der $ 230 Entwurfs überflüjfig, ebenfo der vom Erfüllungsort des 
Schenkers redende $ 446 und der vom Rückgabeort der hinterlegten 
Sache ſprechende $ 620. Aufgabe der Gutachter über die Auf: 
rechnung ($ 281 ff.) wird es fein, den $ 285 zu würdigen. Ich 
beantrage daher: 

die 88 230, 446 und 620 zu jtreichen. 





Die Unterbrechung der Verjährung. 
Bon Rechtsanwalt Dr. ©. Horwik in Hamburg. 


Wenngleich der von der Anjpruchsverjährung handelnde Abjchnitt 
des Entwurfs ald Ganzes bereit3 in diejen Blättern Gegenftand der 
Beiprehung gemejen it, jo mag e3 doch nicht unangebradjt erjcheinen, 
von den zahlreichen einjchlägigen Tragen gerade die in der Ueber— 
Ichrift bezeichnete herauszugreifen und ihr eine befonders eingehende 
Erörterung zu widmen. Wohnt ihr dod) eine hervorragende praftijche 
Bedeutung Schon um deswillen inne, weil die mit jedem Berjährungs- 
gejete für den Gläubiger untrennbar verfnüpften Nachtheile durd) 
eine billige und zwedentiprechende Regelung der Unterbredungsfrage 
ihrer Härte zum beträchtlichen Theile entkleidet werden können. 

Die hierher gehörigen Beftimmungen des Entwurfs, jomweit ihre 
Kenntniß zum Verftändniß der nachfolgenden Abhandlung erforderlich 
ift, finden fi in den 88 169 bis 171, welche lauten: 


8 169. 

„Die Verjährung wird unterbrochen, wenn der Berpflich- 
tete gegenüber dem Berechtigten den Anjprud anerkennt, 
insbefondere durch Abjchlagszahlung, Zinszahlung, Pfand: 
bejtellung oder Bürgichaftsbeftellung.” 

8 170. 

„Die Berjährung wird unterbrochen, wenn der Berechtigte 
auf Befriedigung oder Feftitellung des Anſpruchs, auf Er- 
theilung der Bollftredungsklaufel oder auf Erlafjung des 
Bollitredungsurtheil® Slage erhebt. Der Stlagerhebung 
ſtehen gleich: 

1. die Zuftellung eine Zahlungsbefehles im Mahnver: 

fahren; 


2. die Anmeldung einer Konkursforderung im Konkurſe; 

3. die Gtreitverfündung in dem Prozeſſe, von deſſen Aus— 

gang der Anjprucd abhängt; 

4. die Bornahme einer Vollftrefungshandlung und, fomweit 

die Zwangsvollitredung den Gerichten oder anderen 
Behörden zugewieſen ift, die Stellung des auf die 
Zwangsvollitredung gerichteten Antrages. 
Die Vorſchrift des 8 190 der C. B. O. bleibt un- 
berührt.” 
s 171. 

„Die Unterbrehung mittel3 Klagerhebung gilt al8 nicht 
erfolgt, wenn der Berechtigte die Klage zurüdnimmt, oder 
wenn diejelbe wegen Mangel3 einer Prozeßvorausfegung 
abgewiejen wird. 

Wird die Klage wegen Unzujtändigfeit des Gerichts ab- 
gewiejen und von dem Berechtigten binnen ſechs Monaten 
nach der Rechtskraft des Urtheild bei dem zuftändigen Ge— 
richte neue Klage erhoben, jo gilt die Berjährung als durd) 
die erſte Klagerhebung unterbrochen.” 

(E83 folgen einige hier nicht intereffirende Einzelbeſtim— 
mungen für die Fälle der C. P. O. 88 36 und 560.) | 

Der Entwurf hält aljo ftreng an dem Grundfaß feit, daß nur - 
die gerichtliche Geltendmahung des Anſpruchs die Verjährung | 
unterbricht. „Die gerichtliche Feſtſtellung des Anſpruchs jei begrifflic | 
allein geeignet, die Verjährung zu unterbrechen,” heißt e3 in den 
Motiven (©. 328), und damit rechtfertigt die Kommiſſion den Aus— 
ihluß nicht nur der außergerichtlihen Mahnung, fondern auch der 
Aufrechnungseinrede aus der Zahl der zur Unterbrehung geeigneten 
Handlungen. 

Was die außergerihtlihe Mahnung anlangt, jo jtehen die Be- 
jftimmungen des Entwurfs im Einklang mit dem im mweitaus größten 
Theile Deutjchlands geltenden Recht. Ob und inwieweit diejes Recht 
bisher zu Klagen Anlaß gegeben hat, verinag der Berfafler des vor- 
liegenden Aufjages, deſſen Wohnfit in diejer Beziehung zu den Aus— 
nahmegebieten gehört, aus eigener Erfahrung leider nicht zu bei 
urtheilen. Soviel aber darf unbedenklich behauptet werden, daß in 
Hamburg, wo einfahe Mahnung zur Unterbrehung der Berjährung 
ausreicht, niemals der Wunich nad) einer Aenderung des bejtehenden 
Necht3zuftands laut geworden ift, e8 ſei denn höchſtens nad) der 
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Richtung Hin, daß man es für wünfjchenswerth erklärt hätte, die 
Beobachtung gewifjer Förmlichkeiten, wie etwa die Zuftellung durd) 
einen Gerichtövollzieher, vorzujchreiben, womit dann gleichzeitig aller 
Streit über Erfolgtjein oder Nichterfolgtjein der Mahnung ein für 
alle Mal abgejchnitten wäre. Und in der That! der unbefangenen 
Prüfung können die überwiegenden, wejentlichen Vorzüge des Ham: 
burgiichen Syſtems jchwerlich entgehen. Es iſt eine ganz unabweis- 
bare Forderung der Gerechtigkeit, die jeder Gläubiger von der Rechts— 
ordnung erwarten darf, dal fie ihm die Möglichkeit gemwähre, ohne 
nennenswerthen Aufwand an Mühe und Koſten den Eintritt der 
Verjährung abzuwenden. Unendlich zahlreich find die Fälle — und 
ie werden in Folge der vom Entwurf vorgefehenen £urzen Ber: 
jährungsfriften nocd beträchtlich zunehmen —, in denen über das 
Bejtehen des Anſpruchs ebenjowenig ein Zweifel befteht, wie über 
die völlige Ausfichtslofigkeit einer jeden Zivangsvollitrefungsmaßregel. 
Solde Fälle find wahrlid; für den Gläubiger an ſich ſchon hart 
genug; der einzige Zroft, der ihm bleibt, befteht in der Hoffnung, 
daß der Schuldner jpäter zu Vermögen fommen und dann ziwangs: 
weile dazu angehalten werden fünne, feine Schuld zu begleichen. Nur 
zu oft erweiſt ſich diefe Hoffnung als trügeriſch; welchen Grund hat 
da die Gefetgebung, eine Handlung, die der Gläubiger vorzunehmen 
gezwungen ift (wenn er nicht auf die Ausficht, jemals zu jeinem 
Gelde zu gelangen, endgültig verzichten will), mehr als unumgänglic) 
nothiwendig mit Unkoften zu verfnüpfen? Wie läßt es ſich vedt- 
fertigen, daß der Staat den Gläubiger vor die Alternative jtellt, 
entweder jein gutes Recht aufzugeben oder den ihm zugefügten Berluft 
noch durch beträchtliche, jehr wahrſcheinlich nugloje neue Geldopfer zu 
vergrößern? Ohne namhafte Geldopfer aber wird, wenn der Entwurf 
Gefeg werden follte, eine Unterbrehung der Verjährung gegenüber 
einem nicht ganz bejonders gutwilligen Schuldner nad) $ 170 in der 
Regel unmöglid) jein. 

Die wenigen Worte, welde die Motive der bejprochenen Frage 
widmen, find nicht ſonderlich geeignet, objchwebende Bedenken zu 
bejeitigen. „Führt die Mahnung” — jo heißt «3 auf ©. 330 — 
„zur Befriedigung, jo erledigt ſich die Sache von jelbit; führt diejelbe 
zu einem Anerkenntnifje, jo unterbricht diejes; bleibt jie erfolglos, fo 
ift der Berechtigte um jo mehr veranlaßt, das zur Wahrung feines 
Anſpruchs erforderliche vorzunehmen.” Das flingt recht bejtechend, 
und logiich-theoretifch mag ja aud die Anthithefe ganz richtig jein. 
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Praktiſch aber führt in der allergrößten Mehrzahl der Fälle die 
Mahnung weder zur Befriedigung nod zur Anerkennung nod) auch 
zum Bejtreiten der Forderung, jondern fie bleibt ganz einfach un- 
beantwortet; kann man da billigerweife dem Gläubiger zumuthen, 
unter Aufwendung beträdhtlicher Prozeßkoſten mit dem Schuldner 
einen Streit auszutragen, der bei der Vermögenslofigkeit der Gegen- 
partei zur Seit für ihn nicht das mindejte praftiiche Intereſſe Hat 
und möglicher, ja woahrjcheinlicherweife niemals ein praftiiches 
Intereſſe gewinnen wird? 

Wo aber wirklich einmal der Fall eintritt, daß dem gemahnten 
Schuldner ernftlih darum zu thun ift, fein Berhältniß zu dem 
Mahnenden Elarzuftellen, da bietet ihm ja die Feititellungsklage aus 
$ 231 der C. P. O. die jederzeit bereite Handhabe. Daß eine zur 
Unterbredung der Berjährung geeignete Mahnung ohne Weiteres 
das rechtliche Intereſſe des Schuldners an alsbaldiger Feititellung des 
Rectöverhältniffes begründe, wird man unbedenklich annchmen dürfen ; 
äußerten Falls wäre etwaigen diesbezüglichen Zweifeln durch eine 
ausdrüdliche dahingehende Borfchrift Leicht abgeholfen. Man darf 
aud nicht etwa einwenden, die Unbilligkeit jei die gleiche, ob es der 
Gläubiger oder der Schuldner fei, den man auf den Eojtipieligen 
Prozeßweg verweije, denn einmal wird ſich der Schuldner bei jeiner 
Feſtſtellungsklage der Regel nad) einem zahlungsfähigen, der Gläu- 
biger dagegen bei feiner Leiſtungsklage jehr häufig einem zahlung3- 
unfähigen Gegner gegenüber befinden, außerdem aber darf nicht ver- 
geffen werden, daß für den Gläubiger, wenn er nicht zur Klage 
jchreiten will, praftiih der gänzliche Berluft jeines Anſpruchs auf 
dent Spiele fteht, während der Schuldner im jchlimmiten Falle doch 
nichts weiter risfirt, als feinen Prozeß gegen den Gläubiger zu einer 
jpäteren Zeit austragen zu müjjen. 

Entjichließt man jich, der Mahnung, jei es auch nur der bejonders 
qualifizirten, unterbrechende Wirkung zuzugeftehen, jo muß natürlic) 
von jeder Klage dafjelbe gelten, gleicjviel ob fie beim zuftändigen 
oder unzuftändigen Gericht erhoben, ob ſie hernach zurüdgenommen 
oder wegen Mangel3 einer Prozekvorausfegung abgewiejen wird. 
Alle die fomplizirten Vorichriften des $ 171 würden dann entbehrlic,, 
und man entginge jo den theilweife recht wunderlichen Stonjequenzen, 
die jich aus der vorliegenden Geftaltung diejes Paragraphen ergeben. 
Hiervon nur cin Beifpiel: Gejett den Fall, der Gläubiger ftrengt 
furz vor Ablauf der Berjährungsfriit eine Klage an. Der Beklagte, 
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der vielleicht einige Wochen vorher ſeinen Wohnſitz verändert hat, 
bemängelt die Zuſtändigkeit des Gerichts, und der Kläger muß ſich 
von der Berechtigung der Einrede überzeugen. Bei ſolcher Sachlage 
wird an ſich jeder verſtändige Anwalt behufs Erſparung unnöthiger 
Koſten ſeine Klage zurückziehen, um ſie von Neuem bei dem zu— 
ſtändigen Gericht anzuſtellen. Nach dem Entwurf aber iſt das nicht 
angängig; der Gläubiger muß ſich, obwohl er die Ausſichtsloſigkeit 
weiteren Prozeſſirens vor dem betreffenden Gericht klar eingeſehen 
bat, nichtsdeſtoweniger mit ſeiner Klage ausdrücklich abweiſen laſſen; 
denn nimmt er ſie zurück, ſo gilt die Verjährung als nicht unter— 
brochen, und er hat demzufolge im Nachprozeſſe die endgültige Ab— 
weiſung zu gewärtigen. Alſo auch hier wieder die Zwangslage für 
den Gläubiger, entweder ſeinen Anſpruch zu verlieren oder völlig 
nutzloſe Koſten aufzuwenden! 

Es iſt vorauszuſehen, daß man gegen die vorſtehenden Dar— 
legungen das Bedürfniß eines möglichſt wirkſamen Schutzes für die 
wirthſchaftlich Schwachen ins Feld führen wird. Man ſollte mit 
dieſem Argument recht vorſichtig umgehen, denn jo menſchlich ſchön 
und ſympathiſch der ihm zu Grunde liegende Gedanke ift, jo nahe 
liegt die Gefahr des Mißbrauchs, die Gefahr der mit Recht jo oft 
und jo fcharf gegeißelten „Mildthätigkeit aus fremder Tafche”. Zu— 
vörderit iſt es eine durchaus willfürlihe Berallgemeinerung, in 
jedem Gläubiger einen SKapitaliften und in jedem Schuldner einen 
armen Tagelöhner zu erbliden. Juriſten wenigſtens jollten doc 
nicht vergefjen, daß auch Dienftboten und Herrichaften im Berhält- 
niß von Gläubigern und Schuldnern zu einander ftehen. Und 
gerade die Härten, die der Entwurf in feiner jegigen Geftalt zur 
Folge haben muß, werden nicht zum Eleinften Theile jolche Gläubiger 
treffen, die wahrlich) nicht zu den wirthſchaftlich Starfen gehören. 
Man denfe doch nur an die Handwerker und Ladeninhaber, die ſich 
bei drohenden Ablauf der Verjährungsfrift vor die peinliche Wahl 
geftellt jehen, entweder ihr Guthaben einzubüßen oder durch eine 
Klage den fozial und wirthſchaftlich oft Hoch über ihnen ftehenden 
Kunden vor den Kopf zu ftoßen! 

Allein auch da, wo wirklich der Gläubiger dem Schuldner an 
wirthichaftlicher Stärfe weit überlegen ift, jollte man ſich jehr ernit- 
[ich fragen, ob man in der That den Intereſſen der Schuldner dient, 
indem man die Unterbredung der Berjährung erjchwert. Reicht die 
einfache Mahnung durch den Gerichtsvollzieher aus, jo wird regel— 


2 — J 
— v 
— . 


582 


mäßig der Gläubiger von diefem äußert bequemen und wohlfeilen 
Mittel zur Konjervirung feines Anſpruchs Gebraud) machen und 
wird im übrigen gelegenere Zeiten abwarten. Steht aber der 
Gläubiger nur vor der Wahl, entweder zu Elagen oder jeine Forde— 
rung verjähren zu laffen, jo wird er in der Mehrzahl der Fälle zur 
Klage jchreiten, und hat er erjt einmal die Prozeßkoſten aufgewandt 
und ji in den Befit eines vollitredbaren Zitel3 gejett, jo wird er 
ichwerlich vor der Zwangsvollſtreckung Halt machen, vielmehr ift es 
nur naturgemäß, daß dann auch alle gejeglid, jtatthaften Zwangs— 
mittel gegen den Schuldner zur Anwendung gebradht werden — 
gegen denjelben Schuldner, dem der Gläubiger, wenn ihm das Gejet 
nicht die Klage aufgendthigt hätte, vielleicht noch Jahre lang Frift 
bewilligt haben würde. 


Unterliegt hiernach die Nichtaufnahme der (einfachen oder 
qualificirten) Mahnung unter die zur Unterbredung der Verjährung 
geeigneten Handlungen ernften Bedenken, jo kann ebenjowenig die 
Art und Weife Billigung finden, wie der Entwurf zu der Frage 
Stellung nimmt, ob eine Unterbrehung der Verjährung durch ein- 
redeweiſe Geltendinachung des Anſpruchs zugelafjen werden foll. Der 
Entwurf will diefe Frage grundjäglich verneinen, aber was die Motive 
zur Begründung diejes Standpunftes anführen, fteht theil8 mit den 
Borfcriften der C. P. O. in Widerſpruch, theils ift es überall nicht 
recht verſtändlich. Das Legtere gilt namentlih von den auf die 
- Kompenjationseinrede bezüglichen Bemerkungen, „Die Einrede der 
Aufrechnung“, heißt es auf ©. 328, „für welche in der Yurisprudenz 
vornehmlich unterbrechende Wirkung in Anſpruch genommen worden 
ift, fommt für den Entwurf nicht in Betracht. Selbſt wenn die 
Aufrechnungserklärung erſt in dem Prozeſſe erfolgt, handelt es fich 
im Hinblick auf die SS 282, 283 nicht um die Geltendmadhung einer 
Einrede, jondern um die Einwendung einer vechtsaufhebenden That— 
lache”. 

Die Richtigkeit diefer Bemerkung dürfte gegründeten Zweifeln 
unterliegen, denn wo es fi um die Frage handelt, inwieweit durch 
einredewetie Geltendmahung von Anfprücen (im Gegenſatz zur 
Elagemeifen Geltendmachung) deren Verjährung unterbroden wird, 
fann der Begriff der Einrede füglich nur im progejjualen, nicht im 
materiellrechtlichen Sinne verjtanden werden, und in diefem Sinne 
wird man auch angefichts der 88 282, 283 die Berufung auf geichehene 
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Aufrechnung als eine „Einrede“ bezeichnen müſſen. Allein ſelbſt 
wenn das, was die Motive ſagen, richtig iſt, wenn wirklich die 
Berufung auf geſchehene Kompenſation keine Einrede iſt — was folgt 
dann daraus? Dann giebt es eben ftatt der bisherigen zwei Möglich— 
keiten, Anſprüche gerichtli geltend zu machen — nämlih 1. im 
Wege der Klage (bezw. Widerklage), 2. im Wege der Einrede — 
künftig deren drei, nämlich 1. im Wege der Klage, 2. im Wege der 
Einrede, 3. im Wege der Aufrechnung. Dann tritt alfo an den 
Gejetgeber, nachdem er ji dafür entjchieden hat, der einredemweijen 
Geltendmachung von Anjprüdhen eine die Verjährung unterbrechende 
Wirkung zu verjagen, die weitere Frage heran, ob das Gleiche auch 
dann gelten jolle, wenn die Gegenforderung nicht einrede-, fondern 
aufrechnungsweije geltend gemacht wird. Diefe Frage aber wird 
in den Motiven weder gejtellt noch beantwortet, denn den oben an- 
geführten Satz, in dem gejagt wird, die Aufrechnungseinrede komme 
für den Entwurf nicht in Betracht, weil die Berufung auf ftattgehabte 
Kompenfation fi im Sinne des Entwurf3 nicht als Einrede darftelle 
— diefen Sa fann man doch füglich nicht als Antwort gelten laſſen. 

So dunfel es daher bleibt, weshalb eigentlich die aufrechnungs- 
weiſe Geltendmahung von Anſprüchen deren Verjährung nicht unter- 
brechen joll, jo wenig iſt freilid) andererjeitS darüber, daß dies der 
Standpunft des Entwurfs thatjächlich ift, angeficht8 der unzweideutigen 
Faſſung des $ 170 ein Zweifel möglid. Um die praftifche Tragweite 
diefer Frage richtig zu würdigen, muß man fi) vor Allem gegen: 
wärtig halten, daß es nur gemilje Klafjen von Fällen jind, in denen 
ihr aktuelle Bedeutung zukommt. Erkennt der Beklagte den Klag— 
anjpruch als an ji begründet an und verweigert nur auf Grund 
des Kompenjationgeinmwandes die geforderte Leiftung, jo iſt der Regel 
nad) nur zweierler möglih: Entweder es wird der Beklagte zur 
Aufrehnung befugt erachtet und demzufolge die Silage abgewiejen — 
dann iſt damit der Beklagte für feine Gegenforderung befriedigt; 
oder aber das Gericht gibt der Klage ftatt und ſpricht damit aus, 
da dem Beklagten der behauptete Gegenanjprucd nicht zuftehe. In 
beiden Fällen iſt die Frage, ob durch die Erhebung des Kompenſations— 
einmwandes die Berjährung unterbrochen ſei, ohne praftiiches Intereſſe. 
Ein folches ift vielmehr nur dann vorhanden, wenn entweder der 
Beklagte den Klaganipruh an ſich, auch abgejehen von der nur 
eventuell aufrehnungshalber geltend gemachten Gegenforderung, be- 
jtreitet und mit dieſem Bejtreiten durchdringt, vder aber wenn der 
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Kompenjationgeinwand wegen Unzuläfjigfeit der Aufrehnung 
veriworfen wird, mit einem Worte alfo, wenn eine jachliche Entſchei— 
dung über die Berechtigung des Gegenanſpruchs dem Urtheil nicht 
zu entnehmen ift und der Beklagte daher, um feine etwaigen Rechte 
zu verfolgen, zu einer neuen, jelbjtändigen Klage jchreiten müßte. 
Wird der Entwurf Gejeg, jo wird für ſolche Fälle der Beklagte Vor— 
jorge treffen müfjen, um nicht im Nachprozejje auf die Berjährungs- 
einrede zu ftoßen. Er wird alſo, obwohl vielleicht die größte Wahr- 
icheinlichkeit dafür jpricht, daß er im Vorprozefje ein objiegliches Ur- 
theil erjtreiten und damit die Befriedigung jeines Anſpruchs erzielen 
wird, gezwungen jein, nod) während der Dauer diejes Vorprozefjes 
eine neue Klage gegen den Kläger anzuftrengen, die jich vielleicht 
hernad als völlig überflüffig erweift, und deren Koften ihm, wenn 
ſchon der Borprozeß die erhoffte ſachliche Entiheidung über den Gegen- 
anſpruch bringt, von Niemanden erjet werden — ein Ergebniß, das 
dem prinzipiellen Standpunkt des Entwurfs gewiß nicht zur Empfeh— 
lung gereicht. 

Was aber das Schlimmfte iſt — es fteht keineswegs feit, vb 
denn der jveben vorgezeichnete Weg, der allein den Beklagten davor 
jichert, jeine Gegenforderung durch Berjährung einzubüßen, überhaupt 
für ihn gangbar ist. Freilich hat das Neichsgericht in zwei neuerlichen 
Urtheilen (Band XVI und Band XVII der Entjcheidungen) es aus: 
gejprochen, daß durch die Kompenſationseinrede Rechtshängigkett in 
Anjehung des Gegenanjpruchs nicht begründet werde, der Aufrechnende 
mithin ungehindert jei, eben dieſe Gegenforderung gleichzeitig zum 
Gegenjtande einer neuen, jelbjtändigen Klage zu machen. Es iſt hier 
nicht der Ort, dieſe Erfenntniffe zu Eritifiven; das aber muß denn 
doc erwähnt werden, daß es feineswegs an Stimmen fehlt, die eine 
über furz oder lang zu erwartende Mißbilligung derjelben durch die 
vereinigten Senate in Ausficht jtellen, wie denn aud in einer der 
angezogenen Entſcheidungen unummunden anerkannt wird, daß „die 
C. P. O. eine unzweideutige und prinzipielle Entſcheidung der jehr 
beftrittenen Frage nicht enthalte.” Sollte der Fall wirklich eintreten, 
daß in der höchſtrichterlichen Rechtſprechung die entgegengejegte 
Meinung zum Durchbruch käme, jo it die Lage, in welde der 
Eompenfirende Beklagte kommt, in Wahrheit unleidlich. Will er, 
nachdem der VBorprozeß die erwartete jachliche Entjcheidung über den 
Gegenanfpruch nicht gebracht hat, den Letzteren mittels jelbjtändiger 
Klage verfolgen, jo jteht ihm die Berjährungseinrede entgegen; will 
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er ſich vorſorglich gegen dieſen Nachtheil jchüken, indem er fchon 
während der Dauer de3 Vorprozeſſes Elagbar wird, jo wird ihm be- 
deutet, jein Anſpruch ſei durch die Kompenfationgeinrede rechtshängig 
geworden und könne deshalb anderweitig nicht geltend gemacht werden! 

Was gegenüber diefen doch wahrlich nicht von der Hand zu 
weijenden Erwägungen die. Motive zur Stüße der von der Kommiſſion 
gebilligten Auffaffung ins Feld führen, findet, wie jchon oben ange- 
deutet, im geltenden Givilprozekrecht Feinerlei Anhalt. Zwei Gründe 
ind es, auf die fi die Motive berufen: 

1. „wer einen Anfpruch einredeweiſe geltend mache, bezwecke 
damit Lediglich Abwehr des Klagebegehrens, nicht Zuſprechung 
eigenen Rechts und verzichte jomit, da die Nechtsfraft des 
Urtheil® auf den durch die Klage oder die Widerflage er- 
hobenen Anſpruch Sich beſchränke, auf die Betreibung der 
Seftitellung des Anſpruchs und damit auf dasjenige, was 
begrifflich allein geeignet jei, eine Unterbrechung der Ber: 
jährung herbeizuführen.” 

Es joll hier die Polemik nicht erneuert werden, bezüglich der 
Frage, ob es ein verftändiges Prinzip ift, lediglich den zur Herbei- 
führung der richterlichen Feſtſtellung des Anspruchs geeigneten Maß— 
nahmen unterbrechende Wirkung beizumeljen. Gewichtige Gründe des 
praktiſchen Bedürfniffes jprechen dafür, foldhe Wirkung an jede 
Handlung des Gläubigers zu Enüpfen, welche den Schuldner Elar 
erkennen läßt, daß Jener ſich zur Erhebung eines Anſpruchs gegen 
ihn berechtigt glaubt und gefonnen tft, bei gelegenerer Zeit die Be— 
friedigung Ddefjelben zu erzwingen. Mag dann der Schuldner, 
der bejorgen zu müſſen glaubt, daß bis zur Zeit der Klageerhebung 
eine Berdunfelung des Thatbeftandes eintreten könnte, feinerfeit3 die 
nöthigen Schritte thun, um fein Rechtsverhältnig zum Gläubiger 
durch Richterſpruch feſtſtellen zu Laffen. 

Allein jelbjt wenn man fich auf den Boden des von der Kom— 
milfion gebilligten Prinzips ftellt, kann die Folgerung, welche die 
Motive daraus ziehen, zum Mindejten bezüglich der Aufrehnungs- 
einrede als zutreffend nicht anerkannt werden. Oder ftimmt es 
etwa mit $ 293 Abi. 2 der C. P. DO. überein, wenn die Motive 
behaupten, die Rechtskraft des Urtheils beſchränke fich auf den durch 
Klage oder Widerklage erhobenen Anſpruch, und der Beklagte, der 
ji) damit begnüge, feine Gegenforderung aufrechnungsweife geltend 
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ſpruchs? ALS die Motive erjchienen, blieb wenigitens die Möglichkeit 
offen, die Löſung diejes Widerſpruchs in der auf ©. 107 des zweiten 
Bandes fih findenden Bemerkung zu erbliden, mojelbft e3 heißt: 
darüber, ob und inmieweit die in den Entwurf aufgenommene 
Geftaltung der Aufrechnung eine Aenderung gewiſſer VBorichriften 
der C. P. D. nöthig made, jei im Einführungsgejege zu befinden. 
Mittlerweile aber ift auch der Entwurf des Einführungsgejeßes ver- 
Öffentlicht, der den $ 293 Abi. 2 der C. P. D. nur einer unweſent— 
lichen redaktionellen Aenderung unterzieht, das in ihm enthaltene 
Prinzip dagegen völlig unberührt läßt. Wie daher die oben zitirte 
Heußerung der Motive mit dem gegenwärtigen ‘oder zukünftigen 
Givilprozegreht in Einklang gebracht werden foll, das bleibt nad) 
wie vor unerfindlid. 

Noch befremdender wird indellen die Sache dadurd), daß auch 
der zweite Grund, den die Motive anführen, mit den Vorfchriften 
der C. P. O. in augenſcheinlichem Widerjprud Steht. Der Beklagte 
— heißt e8 — dem an einer Unterbrehung der Berjährung gelegen 
jei, fünne ja nur „den jederzeit offenen Weg der Widerflage be- 
Ichreiten.” Daß auf die jehr weſentlich höheren Stoften einer Wider: 
lage gegenüber denen der Aufrechnungseinrede auch hier wieder 
feine Rüdjicht genommen wird, iſt bedauerlih, kann aber nach der 
im $ 170 getroffenen grundjäglichen Entjcheidung nicht Wunder 
nehmen. Auch das mag nur beiläufig bemerkt werden, daß von 
einer Widerklage naturgemäß in denjenigen Fällen Feine Rede jein 
fann, in denen der den Klaganſpruch an ſich einräumende Beklagte 
mit dem Kläger um die Zuläffigkeit der Aufrehnung ftreitet, Ein 
Sat jedoch, deſſen Richtigkeit mit Aüdjicht auf die Beftimmungen 
der C. P. DO. fih mit gutem Grunde beftreiten läßt, ift die in den 
Motiven aufgejtellte Behauptung, daß der Weg der Widerflage 
„jeverzeit offen ftehe.” Es ift doc) befannt genug, daß nad einer 
weit verbreiteten Auslegung des $ 33 der C. P. DO. nur connere 
Anjprühe zur Widerklage verwandt werden können. (Vergl. die 
Kommentare von Gaupp, Struckmann-Koch, Seuffert und Wilmowski— 
Levy). Und wie fteht es mit $ 491 Abſatz 2, demzufolge in der 
Berufungsinftauz neue Kompenjationseinreden zwar bejchräntt ge— 
ftattet, neue Widerklaganſprüche aber jchlechterdings ausgejichloffen 
find? Und $ 558, der die Widerklage aus dem Urkunden- und 
Wechſelprozeß völlig verbannt, während die Aufrechnungseinrede, jo- 
tern jte durch die im Urkundenprozejie zuläffigen Beweismittel unter: 
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fügt wird, grundjäglich zugelaffen ift? Oder aber man feße doch 
einmal den all, der Beklagte fuchte gegenüber, dem Elagenden 
Ceſſionar mit Gegenforderungen an den Gedenten aufzurechnen: daß 
da für eine Widerklage fein Raum ift, bedarf doch wahrlich feiner 
Ausführung. 


Die vorjtehend entwidelten Gründe find es, die es nah Anficht 
des Verfaſſers angezeigt erjcheinen laffen, den $ 171 de8 Entwurfs 
durch die folgende Borjchrift zu erjegen: 

„Die Berjährung wird unterbrochen, 

1. wenn der Berechtigte dem Berpflichteten durch. einen 
Gerichtsvollzieher eine Mahnung bezüglid) des An— 
ſpruchs zuitellen läßt, 

2. wenn der Berechtigte den Anſpruch im Prozefje zur 
Aufrehnung bringt”. 


Hiermit könnte die Abhandlung jchliegen; vielleicht ift es jedoch 
nicht unangemefjen, an diefer Stelle noch wenige Worte einem Gegen- 
Stande zu widmen, der mit der Unterbrechungsfrage in gewiſſem 
Zuſammenhange jteht, 

Der $ 185 des Entwurfs bejagt: 

„Durch Rehtsgeihäft fann die Verjährung nicht ausge: 
ichloffen und nicht erjchwert werden. Sie kann insbeſondere 
nicht duch Verlängerung der Berjährungsfrift erſchwert 
EDEN a an een — 

Die ſachliche Begründung dieſer Beſtimmung in den Motiven 
beſchränkt ſich auf die Bemerkung, daß die Verjährungsvorſchriften 
zwingenden Rechtes ſeien — eine augenſcheinliche petitio principii. 
Im Uebrigen wird darauf verwieſen, daß — abgeſehen vom Preußiſchen 
Landrecht — die fragliche Beſtimmung des Entwurfs mit den haupt— 
ſächlichſten Partikularrechten in Einklang ſtehe. Das Letztere ſoll 
nicht beſtritten werden; trotzdem aber dürfte die Frage gerechtfertigt 
ſein, ob denn für eine ſolche Durchbrechung des Prinzips der 
Vertragsfreiheit hinreichende Gründe gegeben ſind. Vom logiſch— 
ſyſtematiſchen Geſichtspunkt aus erſcheint fie ſicherlich nicht geboten: 
hat man einmal die Verjährung ſoweit der Parteiwillkür unterſtellt, 
daß man dem Richter unterſagt, ſie von Amtswegen zu berückſichtigen, 
daß ſich ſogar der Schuldner rechtsgültig verpflichten kann, ſich auf 
die bereits vollendete Verjährung im Prozeſſe nicht zu berufen, 
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(Vgl. Bd. J der Motive S. 341), ſo iſt es vom Standpunkt der 
Theorie nicht verſtändlich, weshalb der Schuldner nicht auch auf die 
noch laufende oder noch garnicht begonnene Verjährung wirkſam ſollte 
verzichten können. 

Es müßten alſo ſchon Gründe der praktiſchen Zweckmäßigkeit ſein, 
die dem 8 185 allenfalls zur Rechtfertigung dienen könnten. Solche 
Gründe würden unbedenklich als vorliegend anerkannt werden können, 
wenn Urſache zu der Beſorgniß gegeben wäre, daß in künftigen Ver— 
trägen die Unverjährbarkeitsklauſel etwa in der Weiſe ſtehend werden 
könnte, wie es beiſpielsweiſe die Unverantwortlichkeitsklauſeln in den 
Konnoſſementen der Seedampfer geworden ſind. Andere Zweckmäßig— 
keitsgründe für den Eingriff in die Vertragsfreiheit ſind kaum 
denkbar; die angedeutete Gefahr aber wird ſchwerlich von irgend 
Jemand ernſt genommen werden, zumal wenn das Geſetz durch eine 
auch die Intereſſen der Gläubiger billig berückſichtigende Löſung der 
Unterbrechungsfrage den Letzteren die Verſuchung fernhält, ſich gegen 
die ihnen drohenden Nachtheile auf Umwegen zu ſichern. 
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Verſprechen der Leijtung am einen Dritten und 
Schuldübernahme. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Martinius in Erfurt. 


I. Zu $ 412 bis 416 des Entwurfs (Berfpredien der 
Feiftung an einen Dritten). 


Aus Berträgen über Leiftung an einen Dritten foll nach dem 
Entwurfe im Prinzip der Dritte unmittelbar beredtigt 
werden. Wir begrüßen dies al3 einen entjchiedenen Fortſchritt. 
Die neue Rechtsentwidelung drängt gebieterifc zur Annahme des 
vom Entwurfe gebilligten Standpunktes (vergl. Windſcheid, Pan— 
deften Bd. 2 $ 316 von Note 13 ab). 

Auf dem Gebiete des Preußifchen Allgemeinen Landrecht3 jehen 
wir, wie man bei den Gutsüberlafjungs-Verträgen unter Anwendung 
der fünftlichften Konftruktionen den ſonſt die Verträge zum Vortheile 
Dritter beherrichenden Sat, daß der Dritte nur durch Beitritt zum 
Bertrage mit Bewilligung der Hauptkontrahenten Rechte erwerbe, zu 
durchlöchern verjucht hat, um wenigftens für dieje Kategorie von Ber- 
trägen die unmittelbare Entjtehung des Forderungsrechts für den 
Dritten ſicher zu jtellen. Nachdem das Preußische Obertribunal 
durch Eonjtante Praxis für die Gutsüberlafjungs-Berträge Juriſten— 
recht geichaffen hatte, Hat die Theorie ſich abgemüht, die Sache auf 
Grund der bejtehenden gejeglichen Beſtimmungen jchmadhaft zu 
machen (vergl. Förfter-Eccius Bd. I. ©. 490 flg.). Es ift ihr aber 
nicht gelungen, was beijpielsweife Dernburg (Band II. $ 20) nicht 
verfennt. Auc) das NReichsgericht (Enticheidungen Bd.2 ©.272) hat feine 
jtichhaltige Begründung für die traditionelle Lehre zu liefern vermocht. 

VII. 41 


590 

Aehnlich ſteht es mit den Lebensverjicherungsverträgen zu Gunjten 
Dritter. Hier hat unter Anderem der unjhuldige $ 2152 Thl. II. 
Tit. 8 Allgemeinen Landrechts da8 Material hergeben müfjen, um 
die Beitritts » Theorie des Allgemeinen Landrehts lahm zu Legen 
(vergl. 3. B. Bd. I. ©. 380 der Entſcheidungen des Reichsgerichts). 
Jetzt kommt es begreiflicherweife nicht darauf an, in eine Polemif 
gegen die bisherige Judikatur und Litteratur einzutreten. Es ift nur 
von Intereſſe zu zeigen, wie gewaltjam die Entwidelung zum Ver— 
laſſen des alten landrechtlichen Standpunftes bei einigen Kategorien 
von Verträgen über Leiftungen an Dritte drängte. Das Drängen 
und Treiben zur Aufgabe der alten Beitritt3-Theorie kann man aud) 
andermweit zur Genüge wahrnehmen (vergl. 3. B. Enticheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 10 ©. 242). 

Auf die Schuldübernahmeverträge zwiſchen einem alten Schuldner 
und dem neuen Schuldner wollen wir abfihtlih an dieſer Stelle 
nicht eingehen. Wenn man nicht von der Sategorie der „Verträge 
zum Bortheile Dritter” fondern von der Kategorie der „Verträge 
über Leitungen an Dritte”, die der Entwurf allein kennt, ausgeht, 
jo gehören diefe Verträge hierher und es bleibt blos zu unterjuchen, 
ob für jie Sonderbejtimmungen erforderlich jind (vergl. $$ 853, 854, 
1405 des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches und Enticheidungen 
des Reichsoberhandelsgericht Bd. 12 ©. 161). Ebenſo ift der Ver: 
trag zwiſchen Gläubiger und neuem Schuldner über Befreiung des 
alten Schuldners ohne Zuziehung des legteren hierher zu rechnen. 
Denn die Leiftung an einen Dritten fann gemäß 88 206, 207 aud) 
in einem Unterlaſſen beftehen und während der Berzicht des 
Släubigers auf Geltendmahung der Schuld gegen den alten 
Schuldner nad der Generalregel des $ 290 der Annahme durch den 
alten Schuldner bedürfte, kann die befreiende Wirkung des Vertrags 
zwijchen Gläubiger und neuem Schuldner für den alten Sculöner 
ohne deſſen Zuziehung (vergl. $ 314) aus der Regel der direkten 
Beredtigung des Dritten durch Verträge über Leiftungen an ihn 
ohne Weiteres hergeleitet werden. Wir werden die Lehre von der 
Schuldübernahme jpäter eingehend erörtern. Hier lajjen wir fie ab- 
ſichtlich bei Seite, um eine klare Darjtellung der Lehre von den 
Verträgen über Leiltungen an Dritte im Allgemeinen zu erzielen 
und bejchränfen uns auf den Hinweis, daß auch auf jenem Gebiete 
derjelbe Gedanke an die unmittelbare Berechtigung de3 Dritten aus den 
Berträgen Anderer fich immer fräftiger Geltung zu ſchaffen verjucht hat. 
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Um dies zu belegen bedarf e3 feiner Citate. 

Die DVerfaffer des Entwurfes haben es für geboten erachtet, 
die unmittelbare Berechtigung des Dritten aus Verträgen Anderer 
über Leiftungen an ihn nur mit der Beſchränkung anzuerkennen, 

„ofern aus dem Inhalte des Bertrages fid er— 
giebt, daß dieje Beredhtigung des Dritten Beenll) 
ift.” (8 412.) 

So anerfennenswerth es iſt, bei Aufftellung neuer Grundſatze 
von erheblicher Tragweite in einem Geſetzbuche eine gewiſſe Vor— 
ſicht walten zu laſſen, ſo gefährlich iſt es andrerſeits durch eine der— 
artige Verklauſulirung das Prinzip ſelbſt in Frage zu ſtellen. Es 
kann Richter geben, welche ſagen, ich glaube niemals, daß die Ver— 
tragſchließenden eine unmittelbare Berechtigung des Dritten gewollt 
haben, wenn ſie nicht im Vertrage ſagen, der Dritte ſolle auf die 
Leiſtung direkt ohne Weiteres klagen können, oder dergleichen. Andere 
werden ſagen, die Berechtigung des Dritten iſt offenbar ſtets gewollt, 
wenn nur eine Leiſtung an ihn verſprochen wird, denn ſonſt würde 
eben feine Leiſtung an ihn verſprochen. Wird aber unter den Vertrag— 
jchliegenden vereinbart, daß an ihn nur geleiftet werden foll, wenn 
er beiſtimmt, oder wenn ein bejtimmter Zeitpunkt gefommen ift oder 
das und das der Fall ıft (unter einer Befriftung oder Bedingung), 
jo liegt eine unmittelbare Berechtigung des Dritten gleichfall3 vor, 
natürlich nur eine bedingte oder betagte, gleichwie wenn dem einen 
Bertragjchließenden unter einer Bedingung oder zu einem beftimmten 
Termin von dem anderen Bertragichliegenden eine Leiftung verjprochen 
wird, wo dod) diejer gleichfall3 jofort, wenngleich nur bedingt u. ſ. w. 
berechtigt wird. Wenn die Zuftimmung des Dritten Bedingung der 
Leitung an ihn ift, jo ift die Sache nicht anders zu beurtheilen, wie 
bei Verträgen, die auf das nadte Wollen des einen Bertragjchließen- 
den gejtellt jind (Kauf auf Probe), Eine Mittelmeinung kann man 
jich eigentlich nicht gut denken. 

Läßt man die Klauſel des $ 412 ftehen, jo wie fie ijt, fo beiteht 
die Gefahr, in Grundjaglojigkeit und Willfür zu verfallen, worauf 
Bähr in der kritiſchen Bierteljahrsihrift Bd. 30 ©. 380 fg. unſeres 
Erachtens mit Recht hingewiejen hat. Auch fehlt es bei der Annahme 
der Klauſel an der ganzen Theorie, wie es denn mit dem Vertrage 
über Leijtung an einen Dritten zu halten ift, wenn feine unmiittel- 
bare Beredhtigung nicht gewollt ıft. Erlangt er dann je ein jelbit- 
jtändiges Net aus dem Bertrage? Durd; Beitrittserflärung oder 
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Ceſſion der Rechte des Promiſſars? Die Motive möchten die Ange— 
legenheit der Wiſſenſchaft überweiſen. Das ſollte aber in einer der— 
maßen grundlegenden Materie nicht geſchehen. 

Wollte man die Klauſel des 8 412 negativ faſſen, ſofern ſich 
nicht aus dem Inhalte des Vertrages ergiebt, daß dieſe (direkte) Be— 
rechtigung des Dritten nicht gewollt iſt, ſo würde das Prinzip zwar 
etwas ſchärfer hervortreten, die Sache aber ſich nicht weſentlich ändern. 

Wie die Sache praktiſch zu geſtalten, dafür ſcheint uns der Sat 2 
des 8 414 einen Fingerzeig zu gewähren. Dort hat man es für 
erjprießlich erachtet, vorzujchreiben: 

„Nach der Entitehung des Forderungsrechts (de3 Dritten) ift eine 
jolhe Aenderung oder Aufhebung (durdy Vertrag der urjprünglichen 
Bertragichliegenden) nur zuläfltg, wenn der Inhalt des Bertrages 
ergiebt, daß die Vertragichliegenden die Befugniß dazu ſich Haben 
vorbehalten wollen.“ 

Hier mird alſo durch einen Vorbehalt der Vertragfchließenden 
die Befugniß gewahrt, das Recht des Dritten ohne feine Zuziehung, 
alſo über jeinen Kopf Hinweg, zu bejeitigen. Das Recht de3 Dritten 
it troß des Borbehaltes entitanden, aber der Borbehalt gewährt 
einem Andern das Recht der Bejeitigung. So lange der Vorbehalt 
in Wirkſamkeit befteht, ericheint das Recht des Dritten gewiljermaßen 
al3 rejolutiv bedingt. ES bejteht für den Fall, dat es durd die 
Bertragichließenden nicht etwa wieder auf Grund des Vorbehaltes 
bejeitigt wird. Sollte es da nicht das Einfachſte und Richtigſte fein, 
in denjenigen ?zällen, wo man den ftillfchweigenden Bertragswillen 
darauf gerichtet erachtet, daß die Leitung an den Dritten abgeändert 
oder aufgehoben werden kann, diejes Abänderungs: und Aufhebungs- 
recht zu jtatutren, jtatt die Entjtehung des Rechts für den Dritten 
bier in der Schwebe zu laſſen. Man wird aber bei bedingten und 
betagten Verſprechen der Leiftung an einen Dritten ftet3 annehmen 
dürfen, daß die Vertragichließenden fich die Abänderung oder Auf- 
hebung bis zum Eintritt der Bedingung oder Ablauf der Friſt vor- 
behalten wollen, wenn jie das auch nicht ausdrüdlich vereinbaren. 
Dan braudt nur an das Beifpiel der Gutsüberlajjungsverträge und 
die Lebensverficherungen zu denken. 

Der Gutsüberlajjer braucht das Geld, das an feine Verwandten 
nach dem Tode dejjelben jonjt zu zahlen ift, nothwendig; der Ver— 
icherte nimmt .ein Darlehen auf die Berfiherungsjumme bei der Ver: 
iherungsgejellichaft auf. Hier hat die Praxis auch ohne bejonderen 
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Borbehalt jtet3 geholfen. Der Borbehalt ift eben bei bedingten und 
betagten Berjprechen der Leiftung an einen Dritten als jelbftverftänd- 
lic) anzufehen, jo lange die Bedingung nicht erfüllt ift oder die Frift 
läuft. Bei unbedingten und unbefrifteten Verſprechen ift er nicht 
jelbitverjtändlich und bedarf de3 Ausdrudes. Eine Ausnahme muß 
freilid ftatuirt werden, wenn der Dritte mit Bewilligung der Ber: 
tragichliegenden dem Vertrage beigetreten ift. Alsdann hat, wenn 
fein bejonderer Borbehalt gemacht wurde, fein Recht, jelbit wenn es 
bedingt oder betagt- ift, eine der einjeitigen Dispofition der Bertrag- 
ſchließenden entzogene Unterlage erlangt. Dem Beitritt dürfte an- 
gemefjen der Fall an die Eeite geftellt werden, wo der Promifjar 
dem Dritten benadhrichtigt und diefer dem PBromittenten unter Vor— 
legung einer öffentlich beglaubigten Urkunde: über die Benahrichtigung 
(vergl. $ 301) erklärt hat, die Leiſtung annehmen zu wollen. 

So lange das Forderungsrecht des Dritten, jei e8 in Folge der 
Bedingung oder Befriftung oder in Folge bejonderen Vorbehalt der 
Dispofition der Bertragichließenden, noch nicht entrüdt ift, erjcheint 
e3 al3 rejolutiv bedingt dur) das Abänderungs- und Aufhebungs- 
recht der VBertragjchließenden, jo daß es, wenn es an fidh ſuſpenſiv 
bedingt ift, doppelt bedingt jein fann; dies fommt namentlich in Be- 
traht wenn der Dritte etwa jein Recht auf die Leiftung an einen 
Anderen abtritt. Der Dritte kann natürlich nur fo viel Rechte cr- 
werben, al3 der Gedent hatte. Ber Pfändungen im Wege der Zwangs— 
vollitrefung Liegt die Sache ebenſo. Was den Vorbehalt der Ab- 
änderung und Aufhebung anbetrifft, jo wird ähnlich wie beim Wider- 
ruf der Schenfung aus naheliegenden Gründen feitzufegen jein, daß 
das Abänderungs- und Aufhebungsrecht während des Schwebens der 
Bedingung rejp. des Laufes der Friſt jowohl, als aud) wenn es 
gegenüber der jonjt unbedingten Berechtigung des Dritten ausdrüdlic 
vorbehalten wurde, nur dem VBertragichließenden, welder das 
Verſprechen der Leiftung an den Dritten empfangen hat, nicht 
jeinen Erben zufteht, e3 jei denn, daß diefes Recht den Erben 
ausdrüdlid; vorbehalten wurde. Um nicht zu breit zu werden, 
überlafjen wir den Lejern, die DBeijpiele ich ſelbſt zu bilden, 
welche das praktiihe Bedürfniß belegen werden. Nur ein: Nach 
dem Gutsüberlaffungsvertrage it einem Geitenverwandten eine 
beftimmte Summe, zahlbar 3 Monate nach dem Tode, ftipulirt. Die 
Erben de3 Ueberlaſſers wollen durch Pakt mit dem Erwerber die 
Leiftung bejeitigen. — Dagegen darf nicht daran gedacht werden, das 
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Hecht des Promifjars zu einem höchſt perjünlichen zu ftempeln. Der 
Promifjar muß das Recht, die Leitung an den Dritten aufzurufen 
und feinem eigenen Vermögen zuzuführen, auf einen Anderen über: 
tragen können (vergl. den Fall der Auflöfung der VBerficherung en 
den Konkursvermalter). 

Der Entwurf bezw. die Motive zu demfelben lafjen die Frage 
ganz unberührt, ob nicht unter Umftänden dem Promiffar das Recht 
des einjeitigen Widerrufs der Leijtung an den Dritten zu— 
jtehen ſoll. (Bergl. Art. 128 Ab}. 2 des Schweiz. Obligationenredts, 
Ss 855 des Sächſ. Bürg. Gejegbudhs.) Wenn der Dritte mit dem 
Erwerber eine8 Gutes gemeinfame Sache macht, wird der in Noth 
befindliche Ueberlaſſer fic) vergeblich wegen Aufhebung der Leiltung 
an den Dritten bemühen, wenn er fich nicht den einjeitigen Widerruf 
vorbedingte. Man wird aber recht wohl das Recht, die Leiftung an 
ihn jelbft jtatt an den Dritten zu fordern, ihm gewährleiften dürfen, 
wenn ermeislich er allein bei der Leiftung an den Dritten interejjirt 
war. Der Erwerber eines Grundftüds ift ein Fremder und verjpridht 
im Kaufvertrage an einem bejtimmten Termin an einen Berwandten 
des Berfäufers eine Summe zu zahlen, ftatt an Verkäufer, weil 
legterer, wie im Bertrage erwähnt wird, feinem Verwandten die 
Summe in Ausficht gejtellt hat. Der Verkäufer widerruft vor Ein- 
tritt de3 Termins und begehrt Zahlung an ihn jelbit. 

Es bedarf faum der Hervorhebung, daß es nicht genügen würde, 
wollte man an der Mcceptationd- und Beitritt3-Theorie im Allge- 
meinen feithalten und nur beim Tode des Promifjard das Recht des 
Dritten direkt zur Entjtehung gelangeu lafjen. Wenn der Bromittent 
jofortige Leiftung an einen Dritten verjproden hat, muß er ſich durch 
Erfüllung alsbald von feiner Verpflichtung befreien Eönnen. Ebenſo 
würden wir e3 für einen Mißariff anjehen, wollte man nur bei un- 
bedingten und unbetagten Berjprehen das Recht des Dritten auf 
die Leiftung entftehen laffen, bei bedingten und betagten dagegen ihn 
nicht als beredjtigt, auch nicht als bedingt oder betagt berechtigt an— 
jehen. Dadurch würde eine Diffonanz hervorgerufen gegenüber der 
jonftigen Auffaffung bedingter und betagter Berechtigungen, die uns 
angenehm berührt. 

Daß der Dritte unter Umftänden ein Recht erwirbt, von dem 
er nicht3 weiß, darf nicht befremden. Das iſt aud) bei einem Macht— 
geber der Hall, für den der Bevollmäcdtigte ein Gejchäft abſchließt. 
Und daß die Bertragichlichenden bei unbedingt und unbetagt dem 
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Dritten verjprodenen Leiftungen ohne bejonderen Vorbehalt nicht 
mehr in der Lage find, die Leiftungspfliht, die dem Dritten nod) 
nicht einmal befannt ift, zu bejeitigen, findet auch bei den Vollmachts— 
verhältniffen feine Analogie. Dem Bevollmächtigten gejtattet 3. B. 
jeine Vollmacht bejtimmte Verträge einzugehen, fie aber nicht abzu— 
ändern oder aufzuheben. Oder foll man für folde Fälle die 
Klaujel des $ 412 aufrecht erhalten und behaupten, daß in allen 
Fällen, wo den Bertragfchliegenden die Sache alsbald nach dem 
Bertragichluffe wieder leid wird, anzunehmen jei, jo lange hätten fie 
wenigftens die direkte Berechtigung des Dritten nicht gewollt? 
Müßte man da nicht Eonjequent annehmen, daß die Berechtigung 
de3 Dritten vor erlangter Kenntniß niemals gewollt jei! Und wenn 
man dies wollte, follte man da nicht gleich den Anfang der Be- 
rechtigung ftatt auf den fchwer feſtſtellbaren und doch jo wichtigen 
Moment der erlangten Kenntnig auf den Moment der Annahme 
oder des Beitritt verlegen? Dann wären wir richtig wieder bei 
den alten Standpunkt früherer Gejetgebungen angekommen. 

Noch Eins: Nimmt man die direkte Berehtigung des Dritten 
aus Verträgen über Leiftungen an ihn an, aud) bei bedingten oder 
betagten, jo geht natürlic) das Recht des Dritten bei defjen Ableben 
auf jeine Erben über. Das fünnte bei Qebensverficherungen einiger: 
maßen bedenklich erſcheinen. Obwohl aud) hier ſchon nad) dem jegigen 
Auriftenrecht der Uebergang der Rechte des Dritten auf feine Erben 
al3 dem beftehenden Rechte entiprechend angejehen wird (vergl. Scherer 
in Gruchot's Beiträgen Band 32 Geite 534). Man fünnte aber 
gerade meinen, daß hier das Bedürfniß vorhanden ſei, den Weber: 
gang des Rechts von dem Dritten auf jeine Erben auszufchließen, 
wenn der Dritte vor dem Promiljar ftirbt. Man könnte weiter 
gerade aus diejem angeblichen Bedürfniffe ein Argument dafür her- 
zuleiten juchen, daß die Berechtigung de3 Dritten in Abhängigkeit 
von dem Willen der Vertragichließenden gelafjen werden müſſe, jo 
daß die Klauſel des $ 412 jchon deshalb allein gerechtfertigt wäre. 
Wir jind anderer Anfiht. Der Promifjar Hat das Abänderungs- 
und Aufhebungsrecht, eventuell das einjeitige Widerrufsrecht. Er hat 
es aljo in der Hand, die Leiftung fid) oder Anderen zu fihern, wenn 
er nach dem Tode des Dritten nicht an deſſen Erben geleiftet haben 
will. Er kann auch gleich im Vertrage vorjehen, daß die Leiftung 
an den Dritten in Perfon erfolgt, wenn diejer zur Zeit der Fälligkeit 
[ebt, wenn er aber verjtorben ift, an ihn, den Promiſſar jelbjt oder 
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einen Anderen zu erfolgen bat. Unter Umftänden kann auch diejer 
Bertragswille natürlich, wenn Bezügliches nicht ausdrücklich Feftgefett, 
aus anderen Thatjachen gefolgert werden. Das genügt. Wer an die 
Erben des Dritten die Leitung nicht gelangen lafjen will, mag 
dagegen Vorkehrung treffen, wie das ſchon jett durch Verficherungs: 
Bedingungen gejchieht, um Bweifeln zu begegnen. 

Nach dem Gejagten würden wir die Stlaufel, jofern 
aus dem Inhalte des Bertrages jich ergiebt, daß dieje 
Berechtigung des Dritten gewollt ijt, im $ 412 zu ftreichen 
empfehlen. 

Den $ 413, welder lautet: 

„Das Forderungsrecht des Dritten entfteht mit dem Zeit: 
punft, in welchem es nad) dem aus dem Inhalte des Ber: 
trages fi) ergebenden Willen der Bertragichließenden zur 
Entjtehung gelangen joll”, 

würden wir als im engften Zuſammenhange mit der Klauſel des 

8 412 ftehend, ftreichen, ebenfo den $ 414, welcher vorfchreibt: 
„So lange das Forderungsrecht des Dritten aud) nicht als 
bedingtes oder betagtes entjtanden iſt (alS was denn?), kann 
das Verſprechen der Leiltung an den Dritten von den Ber: 
tragjchließenden geändert oder wieder aufgehoben twerden. 
Nach der Entftehung des FForderungsredts iſt eine ſolche 
Aenderung oder Aufhebung nur zuläjfig, wenn der Inhalt 
des Vertrages ergiebt, daß die Vertragſchließenden die Be— 
fugniß dazu ſich haben vorbehalten wollen.” 

Dagegen würden wir empfehlen zu jagen: 

„s 412 Abjag 1. Wird in einem Vertrage von einen: der 
Bertragjchließenden eine Leiftung an einen Dritten ver- 
jprochen, jo wird der Dritte hierdurch unmittelbar berechtigt, 
von dem Berjprechenden die Leiftung zu fordern.” 

„Ss 413. Sit die Leiftung an den Dritten bedingt oder 
betagt verjprocden, jo können die Bertragichliegenden vor 
Eintritt der Bedingung oder Ablauf der Friit das Verjprechen 
ver Leiftung an den Dritten abändern oder aufheben. 

Iſt die Yeiftung unbedingt und unbetagt verjproden oder 
die urjprünglid) gejette Bedingung eingetreten, beziehungs- 
wetje die geſetzte Friſt abgelaufen, oder ift der Dritte dem 
Bertrage mit Zuftimmung der VBertragichließenden beigetreten, 
oder hat er unter Vorlegung einer öffentlich beglaubigten 
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Urkunde über die ihm durd) den Empfänger des Verſprechens 
gemachte Mittheilung, dem Verfprechenden erklärt, daß er die 
Leiftung annehmen wolle, fo können die Vertragſchließenden 
das Verſprechen der Leiftung an den Dritten ohne deſſen 
Zuftimmung nur dann abändern oder aufheben, wenn fie 
fich diefe Befugniß vorbehalten haben. Der Borbehalt gilt 
im Zweifel nicht zu Gunften der Erben desjenigen, der das 
Verſprechen der Leiftung empfangen hat. 

Der Bertragichließende, welcher das Verſprechen der 
Leiftung empfangen hat, kann einjeitig unter den gedachten 
Borausjegungen die Leiltung an den Dritten widerrufen 
und fordern, daß an ihn geleiftet oder Erjat gewährt werde, 
wenn er jich diejes Necht vorbehalten hat oder nad) dem 
Inhalte des Vertrages er allein daran interejfirt ift, daß die 
Leiftung an den Dritten gejchehe.“ 

Der Abjag 2 des $412 giebt dem Bertragichließenden, 
welder daS Berjprehen empfangen hat, das Recht, zu 
fordern, daß die Leiltung an den Dritten bewirkt werde, 
wenn nicht ein Anderes bedungen tft. 

Dan wird diefes Recht des Promiſſars nicht wohl entbehren 
fünnen, weil er neben dem Dritten ein jelbjtverjtändiges Intereſſe 
an der Leitung haben kann. Der Dritte hat den und den Schaden, 
weil die Leiſtung an ihm nicht erfüllt wird. Dem Promiffar, der 
von ihm in Anjprud) genommen wird, erwächſt ein befonderer 
Schaden ; der Umjtand, daß der Promittent gleichzeitig mit zwei 
Prozefjen auf Erfüllung von dem Dritten und dem Promifjar heim- 
gejucht werden fann, darf nicht irre machen. 

Der Entwurf überläßt die Frage, ob für die Form der Ber: 
träge über Leiftung an einen Dritten das Berhältnig unter den 
Bertragfchließenden allein entjcheiden joll oder auf die causa der Zu— 
wendung an den Dritten Rückſicht zu nehmen tft, der Wiſſenſchaft. 
Dies erſcheint ung nicht gerade bedenklich, aber praftifcher will es 
uns doch fcheinen, durch einen furzen Sat diefe Frage bündig zu 
regeln. Die Wifjenichaft wird jchon zur Genüge mit Aufgaben 
bedacht. Ziehen wir ein paar einfahe Fälle in Betracht. M. will 
dem C. 1000 Mark jchenfen. Er verkauft ein ‘Pferd an B. und 
(läßt diefen in Anrechnung auf den Slaufpreis 1000 Mark an C. 
promittiren. B. wird an G. nad unjerem Gefühl zahlen müſſen, 
auch wenn die gerichtliche oder notarielle Form nicht beliebt wurde. 
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B. weiß vielleicht von der Schenfungsabfiht des A. garnichts. Sein 
Berjprechen der 1000 Mark ift fein Schenkungsverjprehen. A. aber 
gebt Fein Schenkungsverſprechen in dem Vertrage an C. ab, ſelbſt 
wenn feine Abjicht beim Bertragsihluffe zun Ausdrud gelangt. (B. 
verjpriht an E., dem A, diefen Betrag jchenfen will, 1000 Mark zu 
zahlen.) A. vollzieht vielmehr, da C. jofort berechtigt wird, ob bedingt 
oder nicht, ob befriftet oder nicht, eine Schenkung dur Beräußerung. 
Jedenfalls nach der Lehre des Entwurfs, wonach der Dritte direkt 
berechtigt wird (vergl. Band 10 Seite 279 der Entjheidungen des 
Reichsgerichts). 

Ein anderes Beiſpiel. B. will urſprünglich dem A. 2000 
ſchenken. Dieſer ſagt ihm, daß C. die 2000 viel nöthiger brauche, 
er möge ihm die 2000 an C. zu leiſten verſprechen. B. thut dies 
dem A. gegenüber, welcher, wie er bemerkt, ſonſt aus eigenen Mitteln 
dem C. ein Geſchenk gemacht hätte. Hier liegt nach unſerer Meinung 
zweifellos ein Schenkungsverſprechen vor, für das die gerichtliche oder 
notarielle Form am Platze iſt. Die Form ſoll den Schenker vor 
Uebereilung ſchützen. Dieſer Schutz iſt nothwendig, mag das Ver— 
ſprechen dem zu Beſchenkenden ſelbſt oder einem Andern ertheilt 
werden. In letzterem Falle erſt recht, weil man vielleicht noch leicht— 
jinniger verfährt, wenn man einem Anderen als ſeinem künftigen 
Gläubiger gegenüber mit Berfprehungen um ſich wirft. Da nun 
der $ 440 Abſ. 1 bloß auf Schenkungsverfprechen, die der Schenker 
dem Schenfnehmer giebt, berechnet ift und aus den gewählten Bei- 
ipielen ohne Weiteres erhellt, daß für eine Formvorſchrift betreffend 
die Verträge über Leitungen an Dritte bejtimmend fein muß, ob 
von Standpunkte des Verjprechenden eine Liberalität in Frage ift, 
jo fcheint e8 wohl gerathener anftatt zu jchweigen, zu jagen: 

Berjprehen der Leiftung an einen Dritten bedürfen der 
Form, welche für den Fall vorgejchrieben ift, daß die Leiſtung 
dem anderen Bertragichliegenden felbft verjprochen wird. 

Durd die allgemeine Faſſung wird zugleich der Fall getroffen, 
wo der Promittent dem Dritten das Eigenthum an einem Grundftüd 
zu übertragen fich verpflichtet ($ 351). 

Bejonderer Erwähnung bedarf der Vertrag, durch welchen die 
Leitung an einen Dritten, der nod nicht geboren oder wohl 
gar noch nicht empfangen ijt, verjprocdhen wird. Da der Ent: 
wurf den generellen Grundſatz nasciturus pro jam nato habetur, 
quotiens de commodo ipsius partus quaeritur nidt adoptirt hat 


(Motive zu $3 Bd. I ©. 23) und nur im Erbrecht mit diefem 
Grundfage im Einklange befindliche befondere Beftimmungen trifft 
($ 1758 Abſ. 1, $ 1964 Abf. 2, $ 1867 Abf. 2 Nr. 2, 8 2026), fo 
ericheinen beide Arten von Dritten, Empfangene und noch nicht zur 
Welt Geborene, wie nod) nicht Empfangene und nicht Geborene, als 
recht3unfähig ($ 3) hinſichtlich der Verſprechen von Leiftungen an 
einen Dritten, insbefondere auch Hinfichtlih der Schenkungen, an die 
eine Auflage zu Gunften Dritter gefnüpft wird und für die $ 412 
bi8 416 für anmendbar erklärt find ($ 448). Legislatoriſch wird 
man jie früheftend mit der Geburt Rechte aus Berträgen über 
Leiftungen an fie erwerben lafjen dürfen und ebenjo aus Schenkungen 
mit Auflagen zu ihren Gunften. Sieht man alsdann ihre Beredti- 
gung als gewiffermaßen durch ihre Geburt bedingt an (vergl. Motive 
zu $ 1867 Bb. IV ©. 180) fo wird ſich die Sadhe an fich einfad 
regeln. 

Das Recht der Vertragichließenden zur Abänderung oder Auf: 
hebung der betreffenden Leitung bi zur Geburt wird nad dem 
Syitem de3 Entwurfs alddann wie nad) dem unfrigen nicht bezwei— 
felt werden können. Aber die Frage harrt zuvor der Löſung, ob 
überhaupt daS DBerjprechen der Leiftung an einen vecdtsunfähigen 
Dritten verbindlid ift und mit feiner Geburt die Berechtigung des 
Dritten auf die Leiftung zur Entftehung gelangen kann. Im Allge— 
meinen wird man nac dem Geſagten annehmen müſſen, daß ein 
Dritter, der noch nicht geboren ift, durch Verträge Anderer für den 
Fall feiner Geburt nicht berechtigt werden fann. 

E3 bedarf alſo einer pojitiven Vorſchrift, welche noch nicht ge- 
borene Dritte für den Fall der Geburt aus Berträgen über Leiftungen 
an diejelben al3 berechtigt erjcheinen läßt und ſoll dem Gefichtspunfte 
Rechnung getragen werden, daß es ſich nicht empfiehlt, der Dispoft- 
tion der Lebenden auf Sahrhunderte hinaus freien Spielraum zu 
laſſen (abgejehen von den nftituten der Familienfideikommiſſe, Fa— 
milienftiftungen und Lehen, für welche die Randes-Gefetgebung maß- 
gebend bleibt), jo wird man pafjend unter Anlehnung an die 88 1813, 
1869, Abjaß 2 vorichreiben, daß Leiftungsverfprehen an Dritte hin— 
fällig werden, wenn der Dritte nicht wenigitens innerhalb der nächſten 
30 Jahre feit dem Bertragsichluffe geboren it. Daß überhaupt 
Leiftungen an Dritte, die noch nicht geboren Find, verbindlich 
verjprocden werden dürfen, dazu fcheint das praktische Bedürfniß 
vorhanden zu fein und es jcheint nicht geboten, die Befriedigung 
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dieſes Bedürfnifjes auf das Gebiet der. lettwilligen Verfügung zu 
verweifen, während es ſich gelegentlich gern der Form der Schen- 
fung mit Auflage. bedient. (Bergl. Bd. 10, ©. 242 der Entſchei— 
dungen des Reichsgerichts, Bd. 11, ©. 248.) 

E3 dürfte ſich hiernach eine pofitive Vorſchrift des Inhalts 
empfehlen: 

„Wird in einem DVertrage von einem Vertragſchließenden 
eine Leiltung an einen Dritten verjprodhen, der noch nicht 
geboren iſt, jo wird der Dritte mit jeiner Geburt berechtigt, 
von dem DBerjprechenden die Leijtung zu fordern, falls er 
innerhalb der nächſten 30 Fahre jeit dem Vertragsſchluſſe 
geboren wird.“ 

Der ftillichweigende Borbehalt der Abänderung oder Aufhebung 
beziehungsmeije des einfeitigen Widerrufs, der wir überall bei be: 
dingten und betagten Berechtigungen Dritter jupponiren, kommt den— 
jenigen zu ftatten, welchen ob der 3O jährigen Wartezeit ein Grauen 
überfällt. 

Nach 8 415 ſoll es, wenn der Dritte das Forderungs— 
recht zurückweiſt, ſo angeſehen werden, wie wenn das Forderungs— 
recht nicht entſtanden wäre. Damit iſt nicht viel gewonnen. Die 
Hauptfrage iſt die, wie das Verhältniß unter den Vertragſchließenden 
in Folge der Zurüdmeifung fi) geftaltet. 

Das wollen die Motive der Beitimmung nad dem inhalt und 
der Natur des Vertrages überlaſſen. Wir glauben, daß das Gejet 
ihon dadurd) gewünne, wenn man dies im Geſetze jelbjt zum Aus: 
druck bräcdte. Erjcheint der Dritte als aus dem Bertrage unmittelbar 
berechtigt, jo it die Zurückweiſung identiſch mit Berzicht auf die 
Leiftung. Da der Berjprechende die dadurch hervorgerufene Unmög- 
lichkeit, die Reiftung aus dem Bertrage zu bewirken, nicht verjchuldet, 
jo muß an ſich die Leiftungspflicht überhaupt erlöjchen, wenn nicht 
durch den Vertrag ausdrüdlich oder als ſelbſtverſtändlich eine Erjat- 
leiftung an denjenigen, der das Berjprechen der Leiftung an den 
Dritten empfing, vorgejchen it. Man wird allgemein annehmen 
dürfen, daß wo die Leiltung als Entgelt für eine andere Leiftung 
des Promiſſars veriprocdhen wurde, gewollt ift, daß tm Falle der 
Zurüdweilung der Leiftung durd den Dritten, der PBromittent dem 
Promiſſar die Leiſtung mache oder Erjat gewähre. Verſprach der 
Promifjar dem Promittenten eine Schenkung an den Dritten, jo tit 
natürlich ein Anſpruch des Bromiffors, wenn der Dritte die Schen- 
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fung zurückweiſt, ausgeſchloſſen. Kaufte der Promittent vom. Pro: 
miſſar ein Grundftüd für 40 000 und verjprach in Anrechnung auf 
den Kaufpreis 10000 an C. zu zahlen (von Schuldübernahme war 
nicht die Rede), E. aber wies die Leiftung zurüd, jo darf man davon 
ausgehen, daß die Vertragichliegenden es al3 jelbjtverftändlich be- 
trachteten, daß nun zur Erfüllung der 40000 Staufpreis, 10000 an 
den Verkäufer geleiftet werden follen. Verſprach B. dem A. neben 
500 Kaufpreis für ein Pferd, noch cin Jahr lang dem E. unent— 
geltlich Klavterunterricht zu geben, jo wird die Sache jchon jchwieriger, 
wenn C. den Unterricht zurüdweiftl. Muß B. dem A. in Geld Erjat 
leiften, wenn nichts ausgemadt iſt? Er iſt Klavierlehrer, den Unter- 
richt gäbe er gern, eine Geldleiftung ift ihm höchft unbequem. Hier 
wird eine jorgfältige Prüfung des Vertragswillens nöthig. Die 500 
fönnen den eigentlichen Preis bezeichnen, der Unterricht bloß als eine 
Art Zugabe verjproden fein, die mwegfällt, wenn der Dritte nicht 
unterrichtet jein will. Wir. wollen auf die Kaſuiſtik nicht weiter 
eingehen. | 
Die Borjchrift des $ 415: 
wenn die Leiftung zurüdgemwiejen wird, jo fällt fie weg, 
(egt, ohne daß man die Motive heranzieht, die mißverjtändliche Auf- 
faſſung nahe, als jolle damit gejagt werden: 
jo iſt eben nicht zu leiften. 
Man wird alſo beijer thun in 8 415 zu jagen: 
„Weiſt der Dritte die Leiftung zurüd, fo bejtimmt fid nad) 
dem Inhalte und der Natur des Vertrages, ob die Leiſtungs— 
pflicht erliicht, oder Statt an den Dritten nunmehr an den 
DVertragichließenden, welcher das Berjprechen empfangen hat, 
die Leiftung zu bewirken oder Werthgeriag zu gewähren tft. 
ft die Leiftung an dem Dritten als Entgelt für eine Leiftung 
desjenigen, der das Verſprechen empfangen hat, zugejagt, jo 
ift im Zweifel anzunehmen, daß die Leiltung nunmehr an 
ihn erfolgen oder ihm Werthserjag gewährt werden joll,“ 
Wird die Leiftung an den Dritten durch dejjen Tod unmöglich, 
3. B. der Klavierunterricht im obigen Falle, der natürlid) den Erben 
nicht ertheilt werden fan, jo wird man im Allgemeinen davon aus— 
gehen dürfen, daß die Bertragichließenden gewollt haben, die Leitung 
jolle wegfallen, ohne daß Erjat zu leiften jei, es jei denn im Ver— 
trage der. Fall bejonders vorgejehen und eine Erjatleiftung an den 
Promiffar jtipulirt. Nach dieſer Richtung iſt zu einer bejonderen 


gejeglichen Regelung fein Bedürfnig vorhanden. Ebenjo ſcheint es 
dem Barteiwillen gemäß, wenn nicht ein befonderer Vorbehalt gemacht 
wurde, daß die Leiftung an den Dritten, der erjt geboren werden 
jol, wegfällt, wenn er innerhalb des Zeitraums von 30 Fahren 
nicht geboren wird. Auch hier wird eine Erjagleiftung an den Pro- 
miſſar bloß dann Platz zu greifen haben, wenn fie durch den Vertrag 
bejonder3 vorgejehen ift, während in den Fällen der Zurüdweifung 
der Leiftung durd) den Dritten eine unjeres Eradtens durchaus nicht 
ſelbſtverſtändliche Direktion durch das Gejet dahin zu geben iſt, daß 
auch ohne bejondere Vereinbarung im Allgemeinen die Leiftung an 
den Promiſſar ftatt an den Dritten ald gewollt zu betradjten tft, 
wenn dieje Leiltung den Charakter der Gegenleiftung an ſich trägt. 
Iſt man anderer Anficht, jo wäre 8 415 entſprechend zu erweitern. 
Die betreffenden Fragen können aber aucd wegen ihrer nicht allzu 
erheblichen Tragweite ruhig der Wifjenfchaft überlafjen bleiben (vergl. 
nod) 1.28 7 Dig. de donationibus 39, 5. Entjcheidungen des Reichs— 
gerichts Bd. 7 ©. 256. 257). 
Zu $ 416, welder jagt: | 

„Einwendungen aus dem Vertrage ftehen dem Berjprechenden 

aucd gegenüber dem Dritten zu, wenn nicht ein anderes aus 

dem Inhalt des Bertrages erhellt,” 
mag nur erwähnt werden, daß, wenn Jemand eine Sache fauft und 
den Kaufpreis an einen Dritten zu zahlen verjpricht (ohne daß von 
der Uebernahme einer Schuld des Verkäufers die Nede ift), der Dritte 
natürlih nur Zug um Zug mit der Mebergabe der Kaufjahe Zahlung 
fordern kann. Sein Redt iſt aljo bis dahin bedingt, kann aljo 
vorher durch dic Bertragichliegenden abgeändert werden. Fehler 
beeinfluffen jeine Forderung (vergl. Förfter-Eccius Bd. I ©. 490 
unter Nr. 9 und in Bezug auf Lebensverfiherungen Bd. II ©. 466 
Note 12. Die wiſſentliche faliche Deklaration fchadet dem Dritten, 
zu deſſen Gunften die Berjiherung genommen wurde). Kann aljo 
der Käufer wegen Fehlerhaftigkeit redhibiren, jo kann er Zahlung 
an den Berfäufer wie an den Dritten ablehnen. Bezüglich) des 
Rechtes auf Preisminderung wird man ihm überlaffen müſſen, ob 
er einen Abzug dem Verkäufer an dem diefem ftipulirten Theile des 
Kaufgeldes oder dem für den Dritten ftipulirten Theile machen will. 
Es ſei denn, daß der Vertrag ergiebt, daß dem Dritten vor allen 
Dingen feine Forderung, die ihm ftipulirte Leiftung, ungejchmälert 
zufließen follte. Bei der Schuldübernahme wird die Minderung des 
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gleichzeitig ſtipulirten Reſtkaufgeldes als dem Willen der Vertrag— 
ſchließenden entſprechend vorgeſehen werden können. Dabei kommen 
übrigens noch andere Geſichtspunkte (koincidirender Anerkenntniß— 
vertrag?) in Betracht, die ung verhindern, hier auf die Sache weiter 
einzugehen (vergl. Dernburg Bd. IL 8 65 Note 6, Förfter- Eccius 
Bd. J ©. 788. Enticheidungen des Preußifchen Obertribunals Bd. 80 
©. 68, Striethorft Archiv Bd. 95 ©. 312, Entfcheidungen des Reichs— 
gericht Bd. 1 ©. 403 Rocholl, Rechtsfälle aus der Praxis des Reichs— 
gericht3 Heft 1 ©. 132 flg.). 

Compenfirt der Berjprechende mit einer Gegenforderung und 
erklärt er nur den Reſt an den Dritten leiften zu wollen, jo wird 
e3 darauf ankommen, ob der Empfänger des Verſprechens zuftimmt, 
jo lange das Abänderungsrecht befteht. Denn hier liegt eine Ab- 
änderung des urjprünglichen Bertrages vor. Das Gleiche hat in 
Betreff der Friftgewährung durd) den Promiſſar zu gelten. Sobald 
das Recht des Dritten dem Abänderungs- und Aufhebungsrecht der 
Bertragfchließenden entzogen ift, können Rechtsvorgänge, die ſich 
unter den Vertragfchliegenden abjpielen, das Recht des Dritten nicht 
mehr beeinfluffen. Damit fteht auch die Faſſung des $ 416 voll- 
fommen im Einklange. Denn er bejchäftigt fih nur mit den Ein- 
mwendungen aus dem urjprünglichen Bertrage. 

Das Reſultat unferer Erörterungen dürfen wir dahin zu- 
jammenfafjen, daß wir auc hier gefunden Haben, wie im Prinzip 
der Entwurf auf dem richtigen Grundgedanken beruht und auf einer 
gejunden Fortentwidelung des Rechts in den durch praftiiche Be- 
dürfniffe nahe gelegten Bahnen hinzuwirken bejtrebt ift. Wenn mir 
dabei glaubten, einige Abänderungen empfehlen zu dürfen, jo gejchah 
es vorzugsweiſe, weil wir meinten, daß dadurch die betreffende Lehre 
an Klarheit gewänne. 


II. Zu $ 314 bis 319 des Entwurfs (Shuldübernahme). 


Während der Entwurf mit Recht eine Beitimmung für entbehr- 
lich anfieht, wonad) mit Zuſtimmung aller 3 betheiligten Faktoren 
(Släubiger, bisheriger Schuldner, neuer Schuldner) eine Schuld auf 
andere Schultern gelegt werden Fann, hält er es für erforderlich, 
den nur von 2 der Betheiligten (Gläubiger und neuer Echuldner; 
alter und neuer Echuldner) gejchloffenen Schuldübernahmeverträgen 
bejondere Vorjehriften zu widmen. 
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Bezüglid des zwilhen Gläubiger und neuen Schuldner 
geichlofjenen Bertrages beftimmt der $ 314: 

„Die Verbindlichkeit aus einem Schuldverhältnifje kann 
durch Dertrag zwijchen dem Gläubiger und einem Dritten 
von diefem in der Weiſe übernommen werden, daß der bis— 
herige Schuldner aufhört, Schuldner zu fein, und der Dritte 
an deſſen Stelle tritt (Schuldübernahme).” 

Der Vertragswille ſoll, wenn anders er darauf gerichtet ift, be- 
freiende Wirkung für den bisherigen, nicht zugezogenen Schuldner 
ausüben können, wie die Erfüllung der Schuld dur einen Dritten 
ohne Zuziehung des Schuldners ($ 227). Natürlich ift aud) ein Ver— 
trag zwiſchen dem Gläubiger und einem Dritten denkbar, wonach der 
legtere neben dem alten Schuldner als Geſammtſchuldner acceſſoriſch 
in die Schuld eintritt, alfo unter Aufrechterhaltung der Berhaftung 
des alten Schuldners. 

Wir haben jchon bei den Verſprechen über Leiftung an einen 
Dritten diefen Fall geftreift und feftgeftellt, daß die Befreiung des 
alten Schuldners fich ſehr wohl aus der Regel über die unmittelbare 
Beredtigung des Dritten aus Berträgen über Leitungen an ihn 
(hier über die Unterlafjung der Einfordernng der Schuld von ihm) 
herleiten ließe. Aber deshalb halten wir die befondere VBorjchrift des 
8 314 doch als zur Klarjtellung dienlidh. Dagegen halten wir den 
Paragraphen nicht jchon deshalb für nöthig, weil er die Grund: 
anſchauung des Entwurfs, wonach Sondernacfolge in Schuld möglich 
it, nebenher zum Ausdrud bringt. Angeſichts der freien Bertrags- 
theorie, welche wir haben, ift es durchaus felbjtverftändlich, daß der 
Dertragsmwille auch die Kraft äußern kann, daß ein Dritter cine 
fremde Schuld ganz in der Weife auf ſich nimmt, mit ihren Män- 
geln und Vorzügen, wie ſie in dev Perjon eines Anderen zur Ent: 
ftehung gelangte, und wenn einer Öejetgebung jedes angenommene 
Berjprechen einer Leiltung zur Entftehung von Schuldverhältnifjen 
genügt mit der alleinigen Ausnahme, daß bei Schenfungsverfjprechen 
und bei Schuldverjprechen ohne Angabe des Berpflichtungsgrundes 
bejondere formen zu beobadjten find, jo Fann. die Gültigkeit des hier 
in Rede ftehenden Vertrages nicht bezweifelt werden. In dem Ver— 
Iprehen der Bezahlung einer fremden Schuld ift ein Schenfungäver- 
jprechen nicht zu finden. Eine Schenfungsabficht gegen den Gläubiger, 
der zu fordern hat, der durd die Erfüllung ſtets nur das ihm Ge— 
bührende erhält, kann hier als faufal für den Schuldübernahmes 
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vertrag nicht in Frage kommen. Oekonomiſch betrachtet, kann ſich 
freilich, wenn der alte Schuldner ein erklärter Habenichts iſt, das 
Verſprechen der Tilgung ſeiner Schuld einem Schenkungsverſprechen 
nähern. Es würde uns jedoch zu weit führen, wollten wir auf der— 
artige Fälle hier näher eingehen und wir dürfen dahin geſtellt fein 
(affen, ob nicht etwa gelegentlih im einzelnen Falle ſich unter der 
Hülle der Schuldübernahme eine wahre Schenfung an den Gläubiger 
verbirgt. Jedenfalls ift es gleichgültig, ob der Schuldübernehmer 
dem bisherigen Schuldner durch die Schuldübernahme eine Schenfung 
machen will, denn dem bisherigen Schuldner gegenüber liegt in der 
Schuldübernahme ficher Fein Schenfungsverjpredhen, jondern die 
Verwirklihung der Schenkungsabfiht jelbft. Die Bezugnahme auf 
eine fremde Schuld hat man aber von je ald eine genügende Bezeich- 
nung des Berpflichtungsgrundes für ein Schuldverjprechen angejehen. 
Die Wirkfamfeit des Berzichte8 auf Geltendmachung der Forderung 
gegen den alten Schuldner, welde an ſich ohne Annahme ($ 230) 
in frage ftehen würde, kann allerdings ohne Heranziehung der Vor: 
fchriften über Verjprechen der Leiftung an Dritte aus der allgemeinen 
Bertragstheorie und der unbejchräntten Zulafjung aller Konjenjual- 
verträge allein nicht hergeleitet werden. 

sm Uebrigen gejtalten ſich die NRechtsverhältnifje bei einem 
Schuldübernahmevertrage im Sinne des $ 314 (Exrpromijfion) nicht 
wejentlich anders als im Römiſchen Nechte, wenn der neue Schuldner 
dem Gläubiger durch Stipulation novirend verſprach, dasjenige zu 
leiften, was der alte Schuldner aus dem und dem Geſchäfte dem- 
jelben jchuldete (nicht eine beftimmte Schuldfumme). Dort Hatte der 
Gläubiger gegen den neuen Schuldner Elagend zu beweifen, daß ihm 
der alte Echuldner 3. B. durd) Kauf und Uebergabe fo und fo viel 
ſchuldig geworden jei und der neue Schuldner ſich durch Stipulation 
verpflichtet habe, was jener jchulde, zu bezahlen. Der neue Schuldner 
fonnte in Abrede ftellen, daß jener die behauptete Summe fhuldig 
geworden ſei, er konnte den Minderwerth der verkauften Sache wegen 
Ihrer Fehler, ihre erfolgte Rüdgabe wegen Fehlerhaftigkeit geltend 
machen u. j. w. Materiell Liegt jetzt die Sache ebenſo, und es ift 
eigentlih ein Streit um Worte, wenn mir jett die Sache jo Eon- 
ftruiren, der neue Schuldner ſchuldet dieſelbe Schuld wie der alte, 
während die Römervon der Regel der Unübertragbarkeit der Schuldverhält- 
niſſe auf der aktiven wie auf der paſſiven Seite (außer im Erbrecht) 
ausgehend, ſagten, der neue Schuldner ſchulde aus der Stipulation, die 
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nur in künftliche, aber für den Verkehr unbedingt nothwendige Ab- 
hängigfeit von der alten Obligation gebracht war. 

Durch die erwähnte Stipulationsform (quidquid Titius debet 
ex illa causa, dare spondes?) war die Gtipulation mit der alten 
Dbligation in einer Weiſe verquidt, welche vollftändig vergefjen laſſen 
Eonnte, daß man es mit einem neuen Schuldner überhaupt zu thun 
hatte und der Effeft der Singular-Succejfion in die pafjive Seite 
der Obligation nahezu volllommen erreicht. 

Natürlich kann fi die Sache auch jo gejtalten, daß der neue 
Schuldner dem Gläubiger eine bejtimmte Summe zu zahlen verfpricht, 
während diejer den bisherigen Schuldner freigiebt. Dann liegt die 
Sade nicht wejentlich anders als bei der Stipulation, durch welche im 
Römischen Recht der neue Schuldner dem Gläubiger eine beftimmte 
Geldjumme, unter Novation der Obligation des alten Schuldners 
verijprad. Wenn ſich auch der $ 314 nicht ausdrüdlich über diejen 
Hal verhält, jo würden wir doc einem jo geftalteten Vertrage ähn— 
lihe Wirkungen beizumejjen haben; nur daß hier der Vertrag dem neuen 
Schuldner die Möglichkeit nimmt, feinem beftimmten Summenver- 
Iprechen gegenüber auf Einreden aus der vorvertragsmäßigen Zeit, 
wie ſie ihm etwa der bisherige Schuldner an die Hand geben könnte, 
zurüdzugreifen, 

Wir wenden uns nun zudem „Schuldübernahmevertrag”, 
welchen der bisherige Schuldner und der neue Schuldner 
ohne Buziehung des Gläubigers abſchließen. Bei Be- 
iprehung der $$ 412 bis 416 des Entwurfs haben wir bereit3 ge- 
jehen, daß diefer Vertrag, von Standpunkt des Gläubigers aus 
einmal zunächſt betrachtet, unbedenklihh den Verträgen über 
Leiſtung an einem Dritten einzureihen ift (vergl. Bd. 12 ©. 161 
der Entſcheidungen des NeichSoberhandelsgerichts), jo jehr man ſich 
mit Fug gegen die Auffaflung des gedarhten Bertrages als einer 
Unterart der Berträge zum VBortheil Dritter jträuben mag. Zum 
Ueberfluß polemifiren deshalb die Motive gegen die Einreihung des 
Vertrages unter die Verträge zum Bortheile Dritter (Bd. 2 ©. 144), 
obichon der Entwurf leßtere Kategorie überhaupt nicht kennt. An 
jich liegt auch darin, daß es fich bei dem fraglichen Bertrage um das - 
Beriprechen einer Leiftung handelt, dejjen Erfüllung zum Mindejten 
nebenher den urjprünglihen Schuldner von feiner Leiftungspflicht 
befreit, nichts, was zu einer abweichenden Auffaſſung drängen könnte. 
Steht eine Gefeggebung auf dem Standpunkte, dat durch den Ber: 


607 — 


tragüber Leiſtungan einen Dritten, der Dritteunmittelbar berechtigt wird, 
ſo erhält bei einem Vertrage, wonach ein Anderer die Schuld des 
Primus an den Tertius zu tilgen verſpricht, der Tertius einfach un— 
mittelbar durch den Bertrag einen neuen Schuldner und vb dadurd) 
der frühere Schuldner frei wird oder nicht, iſt zunädft für 
die juriftiihe SKonftruktion ohne Belang. Steht eine Gejeß- 
gebung auf dem Standpunkte, daß der Dritte durd den Vertrag 
über Leiftungen an ihn jedenfall3 dann unmittelbar berechtigt wird, 
wenn die Bertragichliegenden dies gewollt haben, jo wird wenigftens, 
wenn alter und neuer Schuldner die unmittelbare Berechtigung des 
Gläubigers gegenüber dem neuen Schuldner bei Abſchluß des Ueber— 
nalmevertrages wirklich wollten, unbejchadet der Trage nad) der Ent- 
lafjung des alten Schuldners, die unmittelbare Berechtigung des 
Släubiger8 aus einem fo gearteten Bertrage faum in Zweifel ge- 
zogen werden dürfen. Man fann aud, an den Ausdrud „Schuld- 
übernahme” ſich Eammernd, keineswegs aus der Natur des Vertrages 
herleiten, dat die Entlafjung des alten Schuldners jelbftveritändliche 
Bedingung für den Eintritt des neuen Schuldners ift. Vielleicht 
mag der Ausdrud „Schuldübernahme” nicht ganz pafjend befunden 
werden für Verträge, bei denen die Vertragichließenden die Entlaſſung 
des alten Schuldners aus der Haft nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
ald Bedingung der Berhaftung des neuen Schuldners jegen, man 
wird aber zugeben müſſen, daß derartige Verträge, bei denen der 
neue Schuldner ganz wie der alte dem Gläubiger al3 correns haften 
will, denkbar find, Häufig find und ſie die juriftiihe Konftruftion 
jiher ohne Zwang den Berträgen über Leiftungen an Dritte unter: 
ordnen wird. Es kann ſich bei denjelben nur fragen, ob bejonderc 
Vorſchriften deshalb als geboten erjcheinen, weil der Dritte jchon 
zu dem alten Schuldner in Beziehung ftand, beziehungsweife nod) 
fteht, weil es diefelbe Schuld ift, die der alte und neue Schuldner 
Ichulden u. j. w. 

Kein Rechtsſyſtem kann jo weit gehen, dem bisherigen Schuld- 
ner zu gejtatten, durch Vertrag mit einem Anderen dem Gläubiger 
einfeitig einen neuen Schuldner von vielleicht äußerſt problematischer 
Leiftungsfähigkeit zu oftroyiren, dagegen darf man unbedenklich ge— 
jtatten, dem Gläubiger durch Vertrag des bisherigen Schuldner3 mit 
einem Anderen einen zweiten Schuldner derjelben Schuld zu geben, 
und es iſt nur die Frage zu löfen, ob im Zweifel die unmittelbare 
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und neuen Schuldner über die Schuldübernahme al3 von den Ver— 
tragfchliegenden gewollt anzujehen ift, auch wenn der alte Schuldner 
nicht gleichzeitig von feiner Haft befreit wird; oder ob man annehmen 
joll, daß im Zweifel nur die Schuldübernahme unter der Bedingung 
der Haftentlaffung des alten Schuldner als gewollt zu gelten hat. 
Lepteres thut der Entwurf, Erfteres halten wir für das Richtigere, 
Wir brauden uns nur die Unzahl von Grundftüds-Kaufverträgen 
anzujchen, bei denen die Schuldübernahme vorzugsweiſe praktiſch tft. 
Wer möchte da behaupten, daß die Parteien den Vertrag nicht gewollt 
haben, wenn der Darlehnsgläubiger, defjen hypothekariſch verbriefte 
Pot der Käufer übernahm, die Marotte hat, den Berfäufer der per- 
jönlihen Haft nicht zu entlaffen. Bei dem hohen Immobiliarſtempel 
der Grundjtüdsveräußerungsverträge, bedingte wie unbedingte, in den 
meilten deutichen Staaten belajtet, könnte die Rückſicht auf ihn fchon 
von der Neigung, derartig bedingte Berträge abzujchließen, fernhal- 
ten. Die Bertragichliegenden denken nicht daran, ihren Vertrag in 
ſolche Abhängigkeit von den Entjchliegungen eines Gläubigers zu 
jegen, und das Intereſſe an der Verfehrserleichterung verbietet, eine 
vorherige Kommunikation mit dem Gläubiger zur Pflicht zu machen, 
Auf anderen Gebieten, 3. B. bei der Uebernahme eine3 Handels— 
gefchäfts mit feinen Pafliven, liegt die Sache ebenjo, und es follte 
bei einem Rechtsſyſtem, das prinzipiell die unmittelbare Beredhtigung 
des Dritten aus Verträgen über Leiftungen an ihn, wenn fie wenig— 
ſtens gewollt ift, zuläßt, nicht verfannt werden, daß der Wille der 
Bertragichließenden, der einmal auf die Berechtigung eined Dritten 
gerichtet ijt, diefen Effekt auf thunlichjt Fürzeitem Wege zu er: 
reichen beftrebt ift, daß daher, wenn man die Beredtigung des Dritten 
von der Haftentlafjuug des alten Schuldners im konkreten alle ab- 
hängig jein laſſen will, die Parteien dieje Bedingung ausdrüdlich bei 
Abſchluß ihres Vertrages fegen mögen. Eine Schuldübernahme, iſo— 
lirt von einem anderen Bertrage, ift eine Rarität. Sie ift ja ijolirt, 
abgejehen von dem Falle der Schuldübernahme solutionis causa wohl 
nur denkbar als Akt der Berwirklihung einer Schenkungsabjicht gegen 
den bisherigen Schuldner, und hier wünjcht der Schenker unter allen 
Bedingungen vom Gläubiger in Anſpruch genommen zu werden, er 
müßte feine redliche Schenfungsabjicht fonft haben. Normal erſcheint 
die Schuldübernahme al3 Nebenvertrag, und hier jpricht jchon ihre 
nebenjädhliche Stellung dafür, daß weder fie jelbjt, noch der Haupt— 
vertrag nach dem muthmaßlichen Willen der Parteien von der Zus 
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ftimmung des Gläubiger in die Entlaffung des alten Schuldners 
abhängen follen. Iſt die Haft des neuen Schuldners durch die Ver— 
tragjchließenden in bedingte Abhängigkeit von der Entlafjjung des 
alten Schuldners thatjächlich gebracht, jo muß bis zum Eintritt der 
Bedingung dans Abänderungd: und Aufhebungsreht der Bertrag- 
ichließenden beziehungsweiſe das einfeitige Widerrufsrecht des Pro- 
miſſars im Anjchluß an unjere Ausführungen zu den Verträgen über 
Leiftungen an einen Dritten anerkannt werden. Steinesfall3 haben 
wir den Gedanken der Sondernadjfolge in Schuld (entgegen ©. 144 
3). I der Motive) irgendwelche Zugeftändniffe zu machen, da wir 
in der Yage jind, den neuen Schuldner al8 Gejammtjchuldner neben 
den alten Schuldner treten zu lajjen, jo daß beide al3 in gleicher 
Weiſe zu derfelben Leiftung verpflichtet erjcheinen. 

Wenn wir in unjeren etwas aprioriftiichen Erörterungen, zu 
denen wir dur die allgemeine Bertragslehre des Entwurf und 
unjere Anjchauungen hinfichtlih der Verträge über Leiftungen an 
einen Dritten gedrängt wurden, fortfahren dürfen, jo giebt e8 ‚hier 
die weitere Trage zu löſen, wie das VBerhältniß der beiden 
Bertragfchließenden zu gejtalten ift, während wir bisher vor- 
zugsmeife den am DVertragsichluffe nicht betheiligten Gläubiger in's 
Auge Fakten. it die Haft des neuen Schuldners vor der Entlaffung 
des alten Schuldners aus der Haft durch den ‚Gläubiger bedingt, fo 
geht der muthmaßliche Parteiwille dahin, daß der Schuldübernehmer 
die Entfchließung des Gläubiger herbeizuführen hat. Fällt fie un- 
günftig aus, jo fällt der Vertrag zufammen. Iſt die Sculdüber- 
nahme aber gewollt, auch wenn der alte Schuldner der Haft nicht 
entlafjen wird, was wir im Zweifel nad) obigen Ausführungen 
immer annehmen, jo entjteht die weitere Trage, ob nad) dem muth- 
maßlihen Parteimwillen, wenn der Bertrag diefen Gegenftand nicht 
beſonders ordnet, der Schuldübernehmer verpflichtet iſt, die jofortige 
Befreiung des bisherigen Schuldners herbeizuführen, oder nur für 
denjelben bet Erfüllung einzutreten. Der Entwurf hat das unbe- 
jtreitbare Berdienft, auf diefen Unterfchied im Maße der Pflichten 
de3 Schuldübernehmers hingemwiefen zu haben ($ 318) und feine 
Entiheidung, wonach im Zweifel der neue Schuldner nur bei der 
Erfüllung ftatt des bisherigen Schuldners einzutreten hat, dürfte 
das Richtige treffen und durchaus den Anforderungen des Verkehrs 
entſprechen. Freilich jcheint der Entwurf, indem er einen Gegenjaß 
von Erfüllungsübernahme und Schuldübernahme Fonftruirt und die 
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Erfüllungsübernahme zu einem bejonderen Rechtsbegriff auszu— 
bilden ji bemüht, über das Ziel ein wenig Hinauszufchteßen. In 
beiden Fällen übernimmt doc füglih der Schuldner die Tilgung 
fremder Schuld und man fann hier wie dort von Schuldübernahme 
und Erfüllungsübernahme reden. 

Bon der grundfäglichen Negel, wonach der Schuldübernehmer 
im Zweifel die liberatorifche Erklärung des Gläubigers nicht zu ver- 
ihaffen, jondern bloß für ihn erfüllend einzutreten hat, hält der Ent: 
wurf ($ 318 Abjat 2) eine Ausnahmevorichrift zu Gunften der Kauf: 
verträge für geboten. Bier joll im Allgemeinen Schuldübernahme im 
engeren Sinne, aljo an fi) aud) die Befretungspflicht des Käufers 
al3 gewollt angefehen werden, der Käufer aber gleihwohl dem Ber- 
faufer nur dafür haften, daß diejer von dem Gläubiger nicht in 
Anjpruc genommen werde. Anfcheinend wird dabei überjehen, daß 
wenn der Bertrag als von der Genehmigung des Gläubigers bedingt 
nad der Struktur des Entwurfes anzujchen ift, feine Erklärung, 
wonach er nicht genehmigt, auc wenn der Käufer eine Erklärung 
dejjelben überhaupt zu befchaffen nicht verpflichtet ift, genügt, um den 
Bertrag überhaupt über den Haufen zu werfen. Bon unjerem 
Standpunkte aus müfjen wir gerade beim Kaufvertrage an der Regel 
fefthalten, daß zwar fofortige unmittelbare Berechtigung des Gläubi- 
ger gegen den jchuldübernehmenden Käufer Plat zu greifen hat, 
daß aber in Zweifel der Käufer feinem Berkäufer bloß verpflichtet 
ift, im gegebenen Falle ihn erfüllend zu vertreten, nicht al3bald ihm 
eine Haftentlafjungs-Erflärung des Gläubigers zu verjchaffen. Sollte 
man etwa für Kaufverträge die Hegel aufjtellen wollen, Käufer habe 
die Entlafjung der Berkäuferd nad dem zu vermuthenden Partei: 
willen herbeizuführen und natürlich auch, wenn ihm das bei der Hart- 
nädigfeit des Gläubigers nicht gelingt, das Intereſſe zu leiften, jo 
hieße das in vielen Fällen nichts anderes, als ihn wirthſchaftlich 
total ruiniren. Man denke 3. B. an einen Fall, wo der Gläubiger 
ein Darlehn auf Seiten des Schuldners 10 Jahre unfündbar (jetzt 
bei den Schwankungen des Zinsfußes durchaus nichts Seltenes!) 
bergegeben hat und der Käufer nun den Berfäufer, den der Gläubi- 
ger der Haft nicht entläßt, Sicherheit gegen jeden perjönlichen An— 
griff durch Hinterlegung oder ſonſt zu bieten hätte. Gerade hier 
erkennt man recht, wie weife der Gejetsgeber handelt, der im Zweifel 
jo weit tragende Wirkungen dem Sculdübernahmevertrage im Ver: 
hältnifje der Vertragichliegenden unter einander nicht beimefjen will. 
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Wir haben ſchon betont, daß der Geſetzgeber ninmermehr zulaſſen 
darf, daß dem Gläubiger durch den Vertrag Dritter an Stelle feines 
Schuldners ein anderer, vielleiht völlig leiftungsunfähiger aufge: 
drungen werde, Will man in die Gläubigerrechte geſetzgeberiſch zu 
Gunſten der Uebertragung von Schulden von einer Perfon auf die 
andere eingreifen, jo kann es nur in der Richtung gefchehen, daß man 
aus dem Gtilljhweigen des Gläubiger nad erlangter 
Kenntniß von erfolgter Schuldübernahme während einer 
gewijjen Zeit fein Einverjtändniß mit der im Effekte doch 
immer gewollten Entlajjung des alten Schuldners aus der 
Daft folgert. Wollte man. ganz allgemein das Stillſchweigen des 
Gläubiger zu Gunften des alten Schuldners auslegen, jo läge darin 
eine äußerſt bedenkliche Härte gegen den Gläubiger, welche ihn zwänge, 
fi jtändig in proteftirender Situation gegenüber Schuldübernahmen, 
von denen die eine die andere jagen kann, zu halten. Der $ 41 des 
Preußiſchen Eigenthumsgefeges Abjag 2 hat den angedeuteten Weg 
betreten. Der $ 41 jenes Gejetes lautet: 

„Hat der Erwerber eines Grundftüdes die auf demfelben 
haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kaufgeld über- 
nommen, jo erlangt der Gläubiger gegen den Erwerber die 
perjönliche lage, aud) wenn er dem Webernahmevertrage 
nicht beigetreten ift. 

Der Beräußerer wird von feiner perjönlichen Verbindlich- 
feit frei, wenn der Gläubiger nidyt innerhalb eines Jahres, 
nachdem ihm der VBeräußerer die Schuldübernahme befannt 
gemacht, die Hypothek dem Eigenthümer des Grundftüds 
gekündigt und binnen ſechs Monaten nad der Fälligkeit 
eingeklagt Hat. ft das Kündigungsredht für eine beftimmte 
Zeit ausgefchlofjen oder an den Eintritt eines bejtimmmten 
Ereignijjes geknüpft, jo beginnt die Frift mit Ablauf der 
Zeit vder Eintritt des Ereignifjes.” 

Nicht die Thatfache, daß der Gläubiger Kenntniß vom Ueber: 
nahmevertrage irgendwie erlangt hat, ift von Belang. Der Beräußerer 
muß ihm die Uebernahme befannt gegeben haben. Darin erblidt 
das Gejeg eine Aufforderung zur Entlajjung aus der Haft, welche 
der Gläubiger durch Eonkludentes Verhalten, Stilli hweigen während 
geraumer Zeit, mit „ja“ beantworten kann. Der Gläubiger wird 
fich ſehr Häufig durch den Umftand, daß ſein Geld mit Rüdficht auf 
das Pfandobjekt gut angelegt, die Perſon des Schuldners von jehr 
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nebenjächlicher Bedeutung tft, beftimmen lafjfen, zu ſchweigen. Gerade 
deshalb bedeutet der citirte Paragraph des Preußiſchen Geſetzes für 
den Smmobiliarverkehr eine große Erleichterung. Der Uebergang 
der Schulden vollzieht fich fpielend ohne den Apparat fürmlicher Ent- 
lafjungsurfunden. Daß über den $ 41 des gedachten Geſetzes viel- 
fach Prozeſſe entbrannt find, darf nicht beirren. Das iſt das Geſchick 
neuer Gejeße, die wefentlihe Neuerungen bringen. Es kann das 
namentlich nicht in Betradt kommen gegenüber der Härte, melde 
darin liegt, wenn man vielleicht nad) Kahrzehnten wegen einer Schuld 
in Anſpruch genommen wird, die auf einem längft dem Geſichts— 
freije entjchwundenen Beſitzthum laſtete. Man follte, meinen wir, 
den Gedanken des Preußiichen Gejeges nicht preisgeben, jondern im 
Berfehrsinterefje (vergl. Förfter-Eccius Bd. I. ©. 778) weiter aus— 
bauen. Bei einer Gejeßgebung, die wie der Entwurf die exceptio 
excussionis realis oder die Verweiſung des Gläubiger auf das Pfand 
nicht Eennt, fan nur die Klage gegen den perjönlihen Schuldner 
unterbreden. Die Frift, die dem Gläubiger gewährt wird, um ſich 
ihlüffig zu machen, fei nicht zu Enapp bemejjen, damit er den neuen 
perjönlihen Schuldner kennen lerne und ſich über die Frage der 
Entlajjung des alten Schuldners in Ruhe ſchlüſſig machen, aud) zu: 
nächſt verjuchen könne, von dieſem oder aus dem Grundſtücke Befrie— 
digung zu erlangen. Die Eurze Verjährungsfrift von 2 Jahren, 
welche der Entwurf fennt ($ 156), wird indejjen ausreichen. Einen 
Fortſchritt auf der einmal betretenen Bahn würde es unſeres Erachtens 
bedeuten, wenn es gleichviel wäre, von welcher Seite die Kenntniß 
von dem Sculdübergange und damit die Anregung zur Frage nad) 
der Entlaffung des bisherigen Schuldners aus der Haft füme. Die 
Benachrichtigung des Grundbuhamtes von dem Eigenthumswechjel 
wird freilich niemals hinreichen, weil an den Eigenthumswechſel fi 
die Schuldübernahme nicht ohne Weiteres knüpft. Fraglicher ift es, 
ob man noch einen Schritt weiter in der Richtung gehen joll, daß 
man auch bei der Uebernahine nicht hypothekariſch verbriefter Schuld- 
poften, 3. B. bei Uebernahme eines Handelsgejchäfts, die Haft des 
früheren Schuldner3 nad) einer gewiffen Seit erlöfchen läßt, jo daß 
die Sache jich ähnlich geftaltete, wie beim Erlöſchen der Haft eines 
ausgejchiedenen Gejellichafters oder Genofjenjhafters für Schulden 
der Gejellihaft beziehungsweife Genofjenfchaft in Folge der Eurzen 
Verjährung. Wir würden aud) diefen Schritt unbedenklich wagen, 
zumal wenn für die im Momente der Schuldübernahme noc nicht 
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fälligen Forderungen, wie im Preußiſchen Gejete, durch Friſterſtreckung 
gejorgt wird. 

Der Grundfag wäre etwa jo zu formuliren: 

„Hat ein Dritter duch Bertrag mit dem bisherigen 
Schuldner eine Schuld defjelben übernommen, fo erlifcht der 
Anjpruc des Gläubiger gegen den bisherigen Schuldner, 
wenn er die Schuld gegen ihn nicht binnen zwei Jahren 
jeit erlangter Kenntniß von der Schuldübernahme eingeklagt 
hat. Iſt die Fälligkeit der Schuld von einer voraufgehenden 
Kündigung abhängig, jo verlängert fih die Friſt um die 
Kündigungsfrift. Sit das Kündigungsrecht für eine bejtimmte 
Zeit ausgefchlojfen oder an den Eintritt eines beftimmten 
Ereignifjes geknüpft, jo beginnt die Frift nad) Ablauf der 
Beit oder Eintritt des Ereignijjes.” 

Was die Gejtaltung des Einredereht3 des neuen Schuld- 
ners gegenüber dem Gläubiger anbetrifft, jo halten wir bejondere 
Vorſchriften, wie fie der $ 316 des Entwurfs bringt, für entbehrlid). 
Wir können auf die bei Befprehung des $ 314 de3 Entwurfs bereits 
gemachten Bemerkungen verweilen. Tritt der neue Schuldner ganz 
in die alte Schuld des bisherigen Schuldners, jo ftehen ihm natürlid) 
aud jeine Einreden zur Verfügung. Daß er Forderungen die den 
bisherigen Schuldner zuftehen, wenn jie ihm nicht mit abgetreten 
werden, nicht zur Aufrechnung bringen fann, folgt aus $ 282. Ber: 
Ipricht der neue Schuldner, der eine Sache Eauft, blos dem Verkäufer 
einen bejtimmten Theil des Kaufgeldes an einen Dritten zu zahlen, 
jo Liegt überhaupt feine Schuldübernahme vor, jondern eine andere 
unbejtrittene Spezies der Verträge über Leiftungen an Dritte. Ueber: 
nimmt aber der Käufer beiſpielsweiſe die Darlehnsſchuld des Ver— 
käufers an einen Dritten von x Mark in Anrechnung anf das Kauf- 
geld, jo liegt eine Schuldübernahme vor, die aber gleichzeitig mit 
einer Anerkennung oder Feitftellung der Schuld von Seiten de3 bis: ’ 
herigen Schuldners zufammenfällt und zur Folge haben muß, daß 
der Schuldner feinerlei Einrede aus dem früheren Berhältnifje zwiſchen 
Gläubiger und alten Schuldner vorihügen darf (vergl. Bähr, Urth. 
des Reichsgeriht3 ©. 86. 87. Rocholl Rechtsfälle aus der Praris 
des Reichsgerihts Heft 1 ©. 132 ff.). Irrte ſich der alte Schuldner 
über den Umfang feiner Berpflichtungen, jo mag er dem Gläubiger gegen= 
über fondiziren, hat der Bertragswille einmal die Kraft, Dritte unntittel- 
bar zu berechtigen, jei e8 mit ihrer Genehmigung, wie der Entwurf 
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will, oder ohne dieſelbe, wie wir gern wollten, ſo muß er dieſe 
Wirkung auch in dem Umfange äußern, in dem er zur Er— 
ſcheinung trat. Wir würden deshalb auch jo weit gehen, dem Schuldner 
der Fehler der verkauften Sahe entdedt, nicht zu geftatten, dem 
Darlehnsgläubiger mit der Minderungseinrede Abftriche an der über- 
nommenen Schuld zu machen, weil der Minderwerth die baare An— 
zahlung überfteigt, die er vom Berfäufer zunächſt zurüdforderte. Er 
mag auch wegen des überſchießenden Betrages ſich an den Verkäufer 
halten. Ebenjo halten wir den 8 317 des Entwurfs, welcher die 
Frage nad) der Behandlung der Bürgichaften und Pfänder bei der 
Schuldübernahme an ſich jachgemäß regelt, für überflüſſig. Es bedarf 
nicht der ausdrüdlichen Regelung durd das Geſetz, um Bürgicaften 
und Pfandrechte mit dem Erlöſchen der Schuld des alten Schuldners 
zu Grunde gehen zu lafjen, wenn nicht ausdrüdlicd die Perſon des 
Schuldners in ganz außergewöhnlicher Weile als belanglos im Bürg- 
ſchafts- oder Verpfändungsvertrage bezeichnet wurde, jo daß der Ver— 
tragswille thatfächlich den Fall einer Schuldübernahme mitumfaßte 
und die Haft ohne Rüdliht auf die Perjon des Schuldners unbedingt 
bis zur- vollen Befriedigung des Gläubiger fortdauern ſollte. Die 
Frage kann im einzelnen Falle durch interpretation ohne große 
Schwierigkeit gelöft werden. Natürlich) müfjen auch bloße Vorzugs— 
rechte mit der Schuldübernahme hinmwegfallen, die etiva der Gläubiger 
gegenüber dem Bermögen des alten Schuldners Hatte, wie der 
s 51T noch ausdrüdlich Hervorhebt. Dies wird gleichfall3 ſchwerlich 
bezweifelt werden. 
Nach Allem gelangen wir zu folgenden wenigen Paragraphen, die 
wir an Stelle der 88 315 bis 318 des Entwurfs gejegt jehen möchten: 
„$ 315. Durd einen Vertrag, welden der bisherige 
Schuldner ohne Zuziehung des Gläubigers mit einem Andern 
ichließt und worin der lettere die Schuld jenes übernimmt, 
wird der bisherige Schuldner nicht befreit, der Gläubiger 
aber gegenüber dem Sculdübernehmer beredtigt. Auf das 
Verhältniß zwiſchen Gläubiger und Schuldübernehner finden 
die Borfchriften über das Berfprechen der Leiftung an einen 
Dritten ($$ 412 bis 416) Anwendung.” 
$ 316 würden wir faljen, wie oben bei Beiprechung des 
$ 41 des Preußiichen Eigenthumsgeſetzes vorgejchlagen. Es 
würde aljo durch $ 316 die ftillihweigende Haftentlaffung 
de8 alten Schulöners zu regeln fein. 
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$ 317 würden wir, den Gedanfen des $ 318 veriwerthend, 
jo formuliren: 

„Im Zweifel ijt der neue Schuldner aus dem Schuld— 
übernahmevertrage dem bisherigen Schuldner gegenüber nicht 
verpflichtet, die jofortige Befreiung dejjelben zu bewirken, 
jondern nur ftatt feiner zu erfüllen.” 

Um die Ueberfiht zu erleichtern, laſſen wir an diefer Stelle die 
88 315 bi8 318 des Entwurfs zugleich mit dem bereit3 gebilligten 
S 314 und dem noc zu billigenden $ 319 des Entwurf3 abdruden. 


g 314. 

Die Berbindlichfeit aus einem Schuldverhältniffe kann 
durch Vertrag zwilhen dem Gläubiger und einem Dritten 
von diejem in der Weile übernommen werden, daß der bis— 
berige Schuldner aufhört, Schuldner zu fein, und der Dritte 
an deſſen Stelle tritt (Schuldübernahme). 


8 315. 

Die Schuldübernahme kann auch durd) einen Bertrag er- 
folgen, welcher zmwijchen dem bisherigen Schuldner und dem 
Schuldübernehmer gejchloffen wird. Ein folder Bertrag wird 
für und gegen den Gläubiger erjt mit dejjen Genehmigung 
wirkjam. Bis zur Ertheilung der Genehmigung fünnen die 
Bertragichließenden den Bertrag aufheben oder ändern. Der 
Sculdübernehmer ift dem bisherigen Schuldner zur Ver— 
Ihaffung der Genehmigung verpflichtet. 

Das Recht des Gläubigers zur Ertheilung der Genehmigung 
ift davon abhängig, daß ihm der eine oder andere Vertrag: 
Ichliegende von dem Bertrage Mittheilung gemacht bat. 
Wird die Genehmigung verweigert, jo ift der Gläubiger zur 
nachträglichen Ertheilung derjelben nur berechtigt, wenn er 
zu derjelben aufgefordert wird. ALS Verweigerung der Ge— 
nehmigung gilt e8, wenn dem Mittheilenden innerhalb einer 
von ihm feitgejegten Friſt eine bejtimmte und ausdrüdliche 
Erklärung nicht zukommt; die Genehmigung jowie deren 
Verweigerung fann nad) Beginn der Frift nur gegenüber 
dem Mittheilenden erklärt werden. 


8 316. 
Der Schuldübernehmer kann dem Gläubiger Einreden 
nicht entgegenfegen, welche eine ausschließliche Beziehung auf 
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die Perjon des bisherigen Schuldner haben. Er Eann 
Forderungen, welche dem bisherigen Schuldner zuftehen, nicht 
zur Aufrechnung bringen. Er fann Einwendungen aus dem 
Rechtsgrunde der zwijchen ihm und dem bisherigen Schuldner 
vereinbarten Schuldübernahme nicht herleiten. 


8 317. 

Die zur Zeit der Schuldübernahme mit der Forderung 
verbundenen, zur Berftärfung derjelben dienenden Neben- 
rechte bleiben bejtehen. Nicht beftehen bleiben jedoch die 
Nechte aus einer von einem Dritten für die Forderung ge- 
leifteten Bürgfchaft oder bewirkten Verpfändung, e3 fei denn, 
daß ohne Rückſicht auf die Perjon des bisherigen Schuldners 
die Bürgfchaft geleiftet und das Pfandrecht beftellt worden 
ift, oder daß der Gegenstand des Pfandrechtes zur Zeit der 
Schuldübernahme dem Schuldner rechtlich zugehört. 

Die zur Zeit der Schuldübernahme mit der Forderung 
verbundenen bloßen Vorzugsrechte fallen weg. 


S 318. 

Berpflichtet ein Dritter ſich dem Schuldner, die Leiftung 
an den Gläubiger zu bewirken (Erfüllungsübernahme), jo 
haftet er nur dafür, daß der Gläubiger den Schuldner nicht 
in Anfprud) nimmt; er ift nicht verpflichtet, die jofortige 
- Befreiung des Schuldners zu bewirken. Im Zweifel ift 
anzunehmen, daß nicht die Schuldübernahme, jondern die 
Erfüllungsübernahnte beabfichtigt fei. 

ft bei einem Staufvertrage vereinbart, daß der Käufer 
eine DVerbindlichkeit, für welche der Verkäufer perſönlich 
haftet, in Anrechnung auf den SaufpreiS zu übernehmen 
habe, jo ift, fofern nicht ein anderer Wille der Vertrag: 
ſchließenden erhellt, eine den Borichriften de $ 315 unter- 
liegende Schuldübernahme als vereinbart anzujehen. Der 
Käufer ift jedoch zur Verichaffung der Genehmigung des 
Gläubigers nicht verpflichtet; er haftet dem Berfäufer nur 
dafür, daß diefer von dem Gläubiger nicht in Anſpruch ge- 
nommen wird. 

s 8 319. 

Uebernimmt Jemand durd) Vertrag das ganze gegen- 

wärtige Vermögen eines Anderen, jo haftet er den Gläubigern 
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des letzteren von der Schließung des Vertrages an für die 
zu diejer Zeit vorhandenen Schulden, jedoch nicht über den 
Werth des Aftivvermögens hinaus und unbejchadet der Fort— 
dauer der Haftung des bisherigen Schuldners. Wird das 
Aktivvermögen, bevor es dem Uebernehmer ausgefolgt ift, 
ohne deſſen Berjchulden vermindert, jo haftet der lleber- 
nehmer nicht über den Werth des übrig gebliebenen Ber: 
mögen hinaus. 

Eine Bereinbarung, durch welche die im erjten Abjate 
vorgejchriebene Haftung ausgejchloffen oder beſchränkt wird, 
it nichtig. 

Im Falle der Uebernahme nur eines Brudhtheiles des 
Vermögens finden die Vorjchriften des erjten und zweiten 
Abſatzes entjprechende Anwendung. 

Zuſätzlich wollen wir nur nod) bemerken, daß es einer Begrenzung 
der Zuläffigkeit der Schuldübernahme mit Rüdficht auf die Beichaffen- 
heit der gejchuldeten Leiftung (die Leiftung ift an die Perſon geknüpft, 
hödhitperfönlicher Natur) durch das Gefet nicht bedarf, wie die Motive 
(S. 146 a. a. D.) zutreffend hervorheben. 

Auch ift die Aufnahme befonderer Vorfchriften in das Geſetzbuch, 
wonach die Schuldübernahme, die fih an einem Kauf oder einen 
anderen jynallagmatijchen Vertrag Enüpft, bi zur Erfüllung der 
Gegenleiftung (Zug um Zug) in der Schwebe bleibt und als bedingt 
zu gelten hat, nicht geboten. Wir haben jchon bei Behandlung der 
Verträge über Leiftungen an Dritte auch für diefen Fall gültige all 
gemeine Grundfäte entwideln dürfen. 

Was den $ 319 des Entwurfs anbetrifft, jo iſt er der Ausdrud 
eined gefunden Gedankens. Wir fürdten au nicht, daß. Jemand 
verfennt, objchon dies nicht mit dürren Worten gejagt ijt, daß der 
Erwerber eines ganzen gegenwärtigen Aftivvermögens für die Schulden 
dejjelben von Rechtswegen zu haften hat, aud) wenn er im — 
dieſe Verhaftung ausdrücklich ablehnte. 

Eine große Tragweite darf man dem $ 319 nicht beimeſſen, 
denn fortan wird jeder, der unlautere Abfichten hat, Geſchäfte nicht 
in die Form der Llebernahme eines ganzen Bermögend oder eines 
Bruchtheils dejjelben Eleiden, fondern das Geſchäft in Atome zerlegen 
und es wird dann doc blos die Anfechtung der einzelnen Gejchäfte 
dem benachtheiligten Gläubiger übrig bleiben, während der $ 319 
gerade nach der Richtung offenbar id) dienftbar erweifen joll, daß er den 


Ummeg der Anfehtung erjpart und direft zum Biele führt. Yür 
den Fall der Uebernahme eines Gejchäftsvermögende — es braudt 
nicht unbedingt dabei an eine Handelsfirma gedacht zu werden — iſt 
der Paragraph leider nicht verwerthhar und uns will es fcheinen, 
als ob ein weiterer Ausbau in der Richtung beichränkterer Inbegriffe, 
als es das ganze gegenwärtige Vermögen eines Menfchen ift, nicht 
jo leiht durchführbar wäre. Sicher aber würde auc hier der Nuten 
gegenüber den Scleichwegen unlauterer Elemente ein verjchwindend 
geringer fein. Bemerkenswerth bleibt, daß hier der Geſetzgeber die 
direfte Verhaftung des freiwilligen oder unfreiwilligen Schuldüber: 
nehmers gegenüber dem Gläubiger ohne Weiteres aus dem DVertrage 
herzuleiten fein Bedenken getragen hat. 
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Zum Sachenrecht des Entwurfs eines Bürgerlichen 
Gejetbuches für das Deutſche Weich. 
Gutachten 1. 
Bon Juſtizrath Mar Wolf in Berlin. 


Das Sachenrecht des Entwurfs zum Bürgerlichen Deutjchen Geſetz— 
buche hat ſich die Aufgabe geitellt, die rechtlichen Beziehungen der 
Perſon, zur Sache, mithin vornehmlid die dinglichen Rechte zu 
ordnen. 

Dinglihe Rechte finden nad) dein Entwurfe nur an Sachen im 
eigentlichen Sinne, an körperlichen Dingen, Statt, und ihre Zahl ift 
eine gejchlofjene, jo daß die Betheiligten nur ſolche Rechte begründen 
fünnen, deren Begründung das Geſetz zuläßt. 

Der Entwurf regelt die römischen jura in re, mit Ausnahme 
der Emphyteufis, fowie das dinglihe Vorkaufsrecht, die Reallaften 
und die Grundichuld, und es werden in 9 Abichnitten behandelt: 

Allgemeine Vorſchriften, Befis und Inhabung, Allgemeine 
Borichriften über Rechte an Grundftüden, Eigenthum, Bor- 
faufsredt an Grundjtüden, Erbbaurecht, Dienjtbarkeiten, 
Neallaften, Pfandrecht und Grundſchuld. 

Der Entwurf hat die Theorie vom titulus und modus acquirendi 
verlafjen, der dingliche Vertrag ift vom obligatorischen Grunde un: 
abhängig. 

Die Rechte an unbeweglichen Sachen find unter der Voraus: 
jegung des Grundbuchſyſtems auf der Grundlage des öffentlichen 
Blaubens des Grundbuch und des Konſens- und Eintragungsprinzips 
geftaltet. Die Borausfegung ift dahin ausgeſprochen, daß gleichzeitig 
mit der Einführung des Geſetzbuchs im Wege der Reichsgeſetzgebung 
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eine die Einrichtung des Grundbuchs in ihren Einzelheiten regelnde 
Grundbuchorduung erlaſſen wird. 

Die Stellung des Sachenrechts in dem Syſteme des Entwurfs 
und die hervorgehobenen Hauptprinzipien ſind durchaus zu billigen. 
Ebenſo erſcheint es gerechtfertigt, daß von der Regelung durch das 
Geſetzbuch die in der Anmerkung 1 zur Ueberſchrift bezeichneten Rechts⸗ 
materien ausgeſchloſſen ſind. 

Dem Einführungsgeſetz iſt vorbehalten, die Stellung des Geſetz— 
buchs zu dieſen Rechtsmaterien und die Zuſtändigkeit der Landes— 
geſetzgebungen für dieſelben zu beſtimmen. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Die allgemeinen Vorſchriften haben für das Geſetzbuch den 
praktiſchen Zweck, daß ſie die Wiederholung von Normen, welche für 
verſchiedene Rechte gelten, bei der Regelung derſelben entbehrlich machen. 

Für die Erreichung dieſes Zwecks wird es zutreffend als genügend 
bezeichnet, wenn die folgenden Punkte in ihrer allgemeinen Bedeutung 
näher beſtimmt werden: 

Der Sachbegriff: 
Wie ſchon bemerkt, ſind Sochen im Sinne des Geſetzes 
nur körperliche Gegenſtände. 

Die Kategorien: 
vertretbare, verbrauchbare und unbewegliche Sachen, ſowie 
der Begriff des einheitlichen Grundſtücks. 


Beſtandtheile. 

In den 88 782 bis 785 werden diejenigen Beſtandtheile einer 
Sache, welche von einander nicht getrermt werden können, ohne daß 
der eine oder andere Beltandtheil zerftört oder in feinem Weſen ver- 
ändert wird, als wejentliche Beitandtheile bezeichnet, und werden dazu 
bei Grundjtüden Gebäude und Erzeugnifje gerechnet, die letteren, jo 
lange fie mit dem Boden zufammen hängen. Es wird beftimmt, daß 
an folchen Beftandtheilen ein von dem Rechte an der Sache im 
Ganzen abgejondertes Recht nicht ftattfindet. Es würde danad) die 
Veräußerung eines Beſtandtheils ausgefchloffen jein; in den 88 898 
bi8 902 wird jedoch der Erwerb des Eigenthums an Erzeugnijjen 
und ähnlichen Beitandtheilen der Sache näher behandelt. In den 
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88 901 und 902 wird für die Fälle Beitimmung getroffen, daß der 
Eigenthümer oder der Nutungsberechtigte einer Sache einem Anderen 
geftattet, Erzeugnifje oder andere Bejtandtheile derjelben fich zuzueignen. 
Für die Anwendung diefer Vorfchriften ift nicht erforderlich, daß zur 
Zeit der Erklärung de3 Veräußerers die zu tradirende Sache ſchon 
eine ſelbſtſtändige Eriftenz hat. Die Vorſchriften ſollen nach den 
Motiven nicht blos auf Berträge Plat greifen, durch welche Eigen- 
thum übertragen, jondern aud) auf Verträge, in denen Pfand- und 
Niegbrauchsrechte an den Früchten bejtellt werden jollen. 

Es erjcheint mir geboten zu beftimmen, daß auf folde 
Berträge die Vorſchriften der 8$ 901 und 902 entſprechende 
Anwendung finden, und indem Einführungsgsgejete vor- 
zujehen, daß die $$ 714 und 725 der Eiv. Proz. Drd., wonad) 
Früchte, aud bevor jie von dem Boden getrennt find, ge— 
pfändet und verfteigert werden können, Geltung behalten. 


Zubehör. 

Der $ 789 enthält den Begriff des Zubehörs. 

„Zubehör einer Sache find diejenigen beweglichen Sachen, 
welche, ohne Beftandtheile der Hauptfache zu fein, derfelben 
bleibend zu dienen beftimmt und in ein diefer Beftimmung 
entjprechendes äußeres Berhältniß zur Hauptſache gebradıt 
find, es fei denn, daß nad) der Berfehrsfitte eine ſolche Sadıe 
nicht als Zubehör angejehen wird.” 

Der legte Sag dürfte zu ftreihen fein. Einmal ift die 
Verfehröfitte ein viel zu unfichere® Moment, jo daß es ich nicht 
empfiehlt, es ausdrüdlich hervorzuheben, andererſeits liegt dazu Fein 
Anlaß vor. Wenn die Zubehör: Eigenfhaft davon abhängt, ob einc 
Sache einer anderen bleibend zu dienen beftimmt ift, jo wird ich die 
Beurtheilung diefer Frage, auch ohne daß die Berfehrsfitte bejonders 
hervorgehoben wird, nach den Lebens- und Gejchäftsgemohnheiten 
richten. An den Motiven wird für die Anordnung der Ausnahme 
das Beilpiel angezogen, das Wohnungen ohne Defen vermiethet, ſolche 
vielmehr von den Miethern beichafft werden. Für das Beiſpiel 
genügt aber die Definition, denn es iſt in dem gejegten Falle anzu— 
nehmen, daß die Defen nicht bleibend zu dienen bejtimmt find. Die 
Ausnahme in dem Entwurfe des $ 789 ift alſo überflüffig und 
harmonirt nicht mit der Definition. 

Bei der Speziellen Aufführung des Zubehörs eines 

VII. 43 
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Landguts im $ 791 Nr. 2 halte ih es aus praktiſchen 
Gründen für richtiger, nicht blos den erforderlihen 
Dünger, jondern den Vorrath an Dünger überhaupt für 
Zubehör zu erflären. 

Endlih meine ih, daß an der Vorſchrift im Preuß. 
A. L. R. I 2 88 60 und 108, daß nur die dem Eigenthümer 
der Hauptſache gehörigen Sahen Zubehör derjelben jein 
fönnen, feſtzuhalten iſt. Nach den Motiven zum Entwurfe joll 
nicht3 entgegenstehen, daß auch ein Anderer als der Eigenthümer die 
zur Herjtellung des YZubehörverbältniffes erforderliche Abficht haben 
fünne. Es läßt fi) dies indeſſen von einem Dritten wohl kaum 
oder doc) nicht ander denken, als daß er dem Eigenthümer der 
Hauptjache das Eigenthum der zum Zubehör gewidmeten Sache über- 
trägt. Für den wichtigen Fall de3 äußeren Umfangs der Hypothek 
it überdies im $ 1067 Pr. 3 vorgejchrieben, daß die Zubehörjtüde, 
welche nicht in das Eigenthum des Eigenthümers des Grundftüds 
gelangen, von der Haftung ausgejchloffen find. 

Nach $ 790 joll das eine Sade betreffende Rechtsge— 
Ihäft unter Lebenden jih im Zweifel auch auf das Zu— 
behör derjelben erjtreden. 

Meines Eradtens find die Worte „im Zweifel” zu 
treihen und an deren Stelle zu jegen „Mangel3 anderer 
ausdrüdliher Willenserklärung“. 

In den Motiven wird als Borausfegung -hingeftellt, daß der— 
jenige, welcher eine rechtsgejchäftlice Berfügung in Beziehung auf 
die Sache trifft, unter der Sache zugleich das Zubehör derjelben ver- 
jteht, jofern er nicht feinen Willen dahin zu erkennen giebt, daß das 
Geſchäft fi auf die Sahe ohne Zubehör bejchränfen ſolle. Die 
Borausfegung ift gewiß richtig, und iſt deshalb zu verlangen, daß 
die abweichende Willensäußerung dergeftalt deutlich erfolgt, daß fein 
Zweifel bleibt. 

Fruchtvertheilung. 

In dem 8 794 wird für den Fall, daß die Früchte einer Sache 
oder eined Rechts bis zu einer beſtimmten Seit oder von einer be- 
jtimmten Seit an zu beziehen find, Enticheidung getroffen, nad 
welchem Maßſtabe die Fruchtvertheilung zwijchen dem abtretenden 
und dem antretenden Berechtigten erfolgen fol. Danach würden 
unter die Beftimmung unter Nr. 3 aud die im $ 792 Nr. 2 ge- 
dachten Früchte fallen; dem Berechtigten jtehen indeifen von den 
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Früchten eines Rechts, joweit dajjelbe in dem Gewinne von Erzeug: 
nifjen oder anderen Beftandtheilen befteht, die während der Zeit 
jeiner Berechtigung bei beftimmungsmäßiger Nugung gewonnenen zu 
(cfr. $ 899), und dürfte dementjprechend der 8 794 zu 
ändern jein. 


Bweiter Abfehnitt. 
Befig uud Inhabung. 


Sowie der Entwurf nur Eigenthum an Sachen kennt, jo tft 
aud der Befiß auf ſolche beſchränkt. Einen Beſitz von Rechten giebt 
es nad) dem Entwurfe nicht, dagegen wird ein Beſitzſchutz bei Grund- 
dienftbarfeiten und bei bejchränften perjönlichen Dienjtbarfeiten nad) 
s$ 979 und 1048 zugelajjen. | 

Die S$ 802 und 805 handeln von dem Erwerb des Beliges. 


llebergabe durd) Anweijung. 


Bei dem Beſitzerwerb mitteljt Webergabe wird im $ 8304 die 
Uebergabe durch Anweiſung vorgefehen und für zuläffig erklärt, jedoch 
mit der Einjchränfung, daß der Beſitz für den Dritten nicht erworben 
wird, wenn der Inhaber unverzüglid) nad) dem Empfange der An— 
weiſung gegenüber dem bisherigen Bejiger oder dem Dritten der 
Anmweifung widerjpriht. Diefe Wirkung des Widerjpruds 
jcheint mir zu weit zu gehen. Der Beſitz muß dennod) für den 
Dritten erworben werden, weil der Erwerb von einer Erklärung des 
Inhabers nicht abhängig ift, und ift dem Widerjpruche dejjelben nur 
die Wirkung beizulegen, daß jeine Rechte durch die Veränderung des 
Beſitzers unberührt bleiben. 


Constitutum possessorium. 

Gegen die weitere Vorſchrift im $ 805, daß die Ueber: 
gabe auch durch constitutum possessorium bewirft werden 
£önne, walten meines Erachtens erheblihe Bedenken. 

Es bejteht zu diefer Art von Uebergabe fein Bedürfnig, weder für 
die Rejtitution des Beliges an den Eigenthümer, noch für das fonftige 
Berfehrsleben zum Erjage und al3 Nequivalent der förperlichen 
Uebergabe. Erfahrungsmäßig wird von dem constitutum possessorium 
faft nur Gebrauch gemacht bei den Verträgen, bei welchen zum Nachtheite 
Dritter der Schein einer EigenthHumsübertragung erregt werden foll. 

43* 
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Nach den Motiven joll zwar im einzelnen Falle bejonders jorg» 
fältig geprüft werden, ob jener Schein beabjichtigt oder ob ein Pflicht: 
verhältnig des bisherigen Befigers ernftlich gewollt ift, und foll der 
Richter bei Prüfung diejer reinen Thatfrage nicht an die Beweis— 
vorjchriften des $ 194 gebunden jein. Die Borjchriften im $ 194 
würden indejjen nad ihrer Faſſung auf die Frage, ob der erklärte 
Willen nicht mit dem wirklichen Willen übereinjtimmt, Pla greifen, 
und dürfte ſich mithin der Richter an jene Vorjchrift gebunden er: 
achten, ſofern nicht der $ 194, was mir befjer erjcheint, ganz ge- 
ftridyen wird. immer bleibt die Prüfung der Frage jehr zweifelhaft, 
und bleibt die Gefahr, daß das constitutum zum Nachtheile Dritter 
dient. Um diefe Folge auszujchließen, und da fonjt ein Bedürfniß 
für das constitutum nicht obwaltet, würde ih mid dahin aus— 
Ipreden, daß die Wirkſamkeit zu verneinen ift. 


Beſitzſchutz. 

Es folgen die Beſtimmungen über den Verluſt des Beſitzes und 
über den Beſitzſchutz. 

Hinſichtlich des poſſeſſoriſchen Schutzes iſt durchaus zu billigen, 
daß dem Inhaber gegen die verbotene Eigenmacht das Recht der 
Vertheidigung und unter beſonderen Umſtänden das Recht der Selbſt— 
hilfe zugeſprochen wird. Sodann wird ihm, wenn die eigene erlaubte 
Gewalt nicht angewendet iſt, oder nicht zum Ziele geführt hat, der 
prozeſſualiſche Anſpruch auf Wiedereinräumung der Inhabung oder 
auf Wiederaufhebung der Störung gewährt. 

Sofern die Klage auf Wiedereinräumung der Inhabung ge— 
richtet iſt, ſoll der Beklagte, wie in den Motiven zu 8 819 gejagt 
wird, von der Beſitzklage, bis auf ſeine Haftung für die Koſten des 
Verfahrens, frei werden, wenn er ſich der Inhabung während des 
Prozeſſes entäußert. Dieſe Folge ergiebt ſich jedoch meines Er— 
achtens aus der Vorſchrift des $ 819 und aus dem Weſen der 
Beſitzklage nicht; e8 müjjen vielmehr auf einen ſolchen Fall die 
88 256 und 238 bezw. 665 der Eiv. Proz. Ord. Anwendung 
finden. 

In dem $ 821 wird auch dem Bejiger, welcher nicht zugleich 
der Inhaber ift, die Befitklage gegeben. 

Es fünnen dadurd), daß der Vertreter und der PVertretene den- 
jelben Anſpruch zu verfolgen berechtigt find, und da etwa abweichende 
Urtheile ergehen, allerdings Stomplifationen entitehen ; diejelben werden 
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jih aber durd) Anwendung der dem Richter im $ 138 der Eiv. Proz. 
Drd. beigelegten Befugniß vermeiden laffen. 

Der Befiger kann die Reftitution an den früheren Inhaber 
geltend machen. Will der lettere jedoch die Inhabung nicht wieder 
übernehmen, jo kann der Beſitzer fordern, daß die Inhabung ihm 
jelbft eingeräumt werde. Es möchte bedenklich erjcheinen, wie der 
Befiger die betreffende Willenserklärung des Inhabers zu erlangen 
im Stande ijt, bezw. wie der Beliter jeinen Klageantrag ftellen und 
durchführen könnte. Das Bedenken erledigt ſich, da der Antrag dahin 
zuläjfig fein wird, daß die Inhabung an den früheren Inhaber, und 
wenn diejer die Annahme verweigert, an den klagenden Beſitzer 
rejtituirt wird. 

Die im $ 824 feftgejegte Frift von Einem fahre er- 
achte id) für zu lang, und würde ——— nurauf3 Monate 
bejtimmen. 


Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken. 


Der Aufſtellung gemeinſamer Normen für das Eigenthum und 
die begrenzten Rechte an Grundſtücken liegen, wie in den Motiven 
bemerkt wird, die drei Hauptprinzipien zu Grunde: 

Das Oeffentlichkeitsprinzip oder der Grundſatz des öffent— 
lichen Glaubens des Grundbuchs; das Eintragungsprinzip, und 
der Grundſatz, daß bei der Erwerbung durch Rechtsgeſchäft der ab— 
ſtrakte Konſens der Betheiligten in Verbindung mit der Eintragung 
den Rechtsübergang vermittelt (materielles Konſensprinzip oder 
Prinzip des dinglichen Vertrages). 

Die Ordnung der Zwangsverſteigerung und der Zwangs— 
verwaltung von Grundftüden ift einem bejonderen Geſetze vor: 
behalten, und ift gegen die dafür in Ausficht genommenen Bejtim- 
mungen nicht3 zu erinnern. Die Nenderung gegen das für Preußen 
geltende Gejeg, daß die fonftigen, dem Anjpruche des beitreibenden 
Gläubigers vorgehenden Rechte, außer Hypotheken und Grundjhulden, 
beitehen bleiben, halte ich für eine entjchiedene Verbeſſerung. 

Das Konfens- und Eintragungsprinzip ift im $ 828 dahin feſt— 
geftellt, daß zu den von ihm bezeichneten NechtSänderungen in der 
Negel Bertrag und Eintragung erforderlic find. 

Zu billigen find die Beitimmungen, welche Erklärungen der 
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Vertrag enthalten muß, und daß die Angabe des Rechtsgrundes 
nicht erforderlich it. Dagegen giebt die Vorichrift, mit weldem 
Beitpunfte der dingliche Vertrag für die Vertragichließenden bindend 
werden joll, zu Bedenken Anlaß. 


Zeitpunkt, jeit weldem der dinglihe Vertrag 
bindend wird. 

Die Bertragichließenden werden mit der Abgabe der Erklärungen 
vor dem Grundbuchamte als gebunden angeichen. - Wenn der Vertrag 
aber außerhalb des Grundbuchamts geichloffen wird, jo joll derjelbe erit 
bindend werden, jobald er von den Bertragichliegenden dem Grund- 
buchanıte zur Eintragung eingereicht, oder die bewilligte Eintragung 
auf den Antrag aucd nur eines der Bertragichließenden erfolgt ift. 
Der Grund für diefe Borichrift, daß ſonſt die Berfügung über das 
Eigenthum und andere Rechte an Grundjtüden zu jehr erleichtert 
und die Mobilijivung des Grundbeſitzes gefördert werde, ift nicht 
zutreffend. Für den Vertrag, welcher zur Uebertragung des Eigen: 
thums an einem Grundftüde erforderlich it, jchreibt $ 868 ſpeziell 
vor, daß derjelbe vor dem Grundbuchamte gejchlojjen werden muß. 
Für diefe Kategorien jcheidet alſo jene Frage über den Zeitpunft 
der Bindung aus. Die Errichtung des Bertrages vor der Bud)- 
behörde wird durd die Sicherheit, welche damit für das Grundeigen- 
thum gewonnen wird, gerechtfertigt. Im Uebrigen ſteht fich die 
Bertragichliegung gleih, mag fie vor dem Grundbuhamt erfolgen, 
oder außerhalb dejjelben, und bleibt es Sache der Betheiligten, einen 
Vertrag nicht übereilt und leichtfertig zu fchliegen. Cine größere 
Gewähr dagegen bietet der Umftand, daß der Vertrag auch noch zur 
Eintragung eingereicht iſt, jedenfall3 nicht, und in der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung befteht ohne Unterjcheidung zwijchen dem dinglichen 
und dem obligatorischen Bertrage die Auffaflung, daß mit dem 
Abjchlujfe des Vertrages das Geſchäft perfekt und bindend 
vollzogen ift. 


Dienitbarfeiten. 

Die Beltimmung, daß Redte an Grundſtücken nur durd Hin: 
zutritt der Eintragung zu dem dinglichen VBertrage begründet werden, 
it im Entwurfe Eonfequent durchgeführt. In Betreff der recht 
zweifelhaften Frage, ob die Regel aud) auf Dienftbarkeiten Anwendung 
finden ſoll, fchliege ich mich dem Standpunkt des Entwurfs an. 
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Beitpunft des guten Glauben. 

Nach dem Deffentlichkeitsprinzipe gilt der Anhalt des Grund: 
buchs zu Gunften des gutgläubigen Ermwerbers als richtig, und ein 
aus. demfelben nicht erfichtliches Veräußerungsverbot nicht vorhanden, 
jofern. fein Widerfprud vorgemerkt if. Der gute Glauben wird 
zur Beit der Eintragung erfordert, die Berufung auf das Grund: 
buch findet daher nicht ftatt, wenn die durch dafjelbe verdeckte Sadı- 
lage dem Erwerber noch vor der Eintragung bekannt geworden ift. 
Der Erwerber erfährt aber zwijchen der Anbringung des Antrages 
und der Eintragung gar nicht, wann die lettere erfolgt, und er darf 
annehmen, daß ſich diejelbe nicht verzögert. Sollte dennod eine 
Berzögerung eintreten, jo kann es nicht auf diefen Umftand ankommen, 
auf welchen der Betheiligte feinen Einfluß hat. Sobald der ding- 
lihe Bertrag vollzogen und der begründete Antrag auf 
Eintragung eingereicht ijt, darf der Erwerber, der in 
gutem Glauben gehandelt und danad das Gejhäft einge- 
richtet hat, daſſelbe als abgejchlofjen anjehen, und es muß 
ihm fein guter Glaube zu Statten fommen, um ihn vor unverjchul- 
deten Schaden zu bewahren, jelbjt wenn ihm nachträglid) bis zur 
Ausführung der nad) jenen Zeitpunfte mit Recht beantragten Ein- 
tragung Kenntniß von der Unrichtigfeit des Grundbuchs verichafft 
werden jollte. 

Bon den fonftigen Borjchriften ift hervorzuheben: 

Für den Grundjat des Öffentlichen Glaubens des Grundbudhs 
iſt Fein Unterschied zwiſchen entgeltlihem und unentgeltlihem Erwerb 
gemacht. | 

Derjenige, welcher durch die unrichtige Eintragung im Grund: 
buche beeinträchtigt wird, Fan von dem Betheiligten verlangen, daß 
er die Berichtigung bemillige. Sit jchon der DVerluft eines Rechts 
erlitten, jo fann die Herausgabe der Bereicherung gefordert werden. 

Zur Aenderung der Rangordnung ift erforderlich, daß nicht nur 
die Betheiligten, jondern aud) die zwiſchen denjelben ftehenden Be— 
rechtigten die Aenderung beimilligen. 

Die Zuläffigkeit der Vormerkungen ift wejentlich eingejchräntt, 
diefelben dienen nur dazu, der Annahme, daß das Grundbuch die 
wirkliche Rechtslage befunde, zu widerjprechen, jie werden allein auf 
Anordnung und Erjuhen des Gerichts eingetragen. 

Die eingetragenen oder vorgemerkten Rechte unterliegen nicht 


der Verjährung, mit Ausnahme der Anſprüche auf Schadenserjag 
und auf Rüditände wiederfehrender Leiftungen. 

Die Beftimmungen find ſämmtlich Elar und Eorrekt. 

Hinfichtlich des Grundbuchs ift blos der eine Wunſch zu bemerfen, 
daß dafjelbe mit dem Katafter in folder Weiſe verbunden wird, daß 
aus dem Grundbuche die Beitandtheile des Grundftüds deutlich 
hervorgehen. 


Pierter Abſchnitt. 
Eigenthum. 


In dem erſten Titel wird der weſentliche Inhalt der dem Eigen— 
thümer zuſtehenden Rechte feſtgeſtellt, und es werden diejenigen 
Beſchränkungen beſtimmt, welche die in dem Eigenthum liegenden 
Befugniſſe im Intereſſe des privaten Rechtslebens begrenzen. 


Immiſſion. 

Zu den Beſchränkungen gehören die in den 88 850 und 856 
über die Immiſſion angeordneten. 

In Betreff der Flüffigkeiten ſoll feine, weder direkte noch 
indirefte Immiſſion erlaubt fein, alſo auc diejenige nicht, welde 
mittelbar duch Anlagen irgend welcher Art bewirkt wird. Dagegen 
wird dem Eigenthümer eines Grundjtüds die Bejchränfung auferlegt, 
den in Folge der natürlichen Bodenverhältniffe jtattfindenden Wajjer: 
abfluß von einem anderen Grundjtüde zu dulden; nur wird der Vor- 
behalt Hinzugefügt, daß abweichende Borjchriften der Landesgejete 
unberührt bleiben. 

Bon den Flüffigfeiten werden die fogenannten Imponderabilien 
unterjchieden, Gaje, Dämpfe, Raud, Ruß, Gerüche, Wärme, Er- 
Ihütterungen und dergleichen. Es wird beftimmt, daß der Eigen- 
thümer eines Grunditüds die Immiſſion diefer Imponderabilien, die 
nicht durch unmittelbare Zuleitung erfolgt, injomweit zu dulden hat, 
al3 ſolche Einwirkungen entweder die regelmäßige Benugung des 
Grundſtücks nicht in erheblihem Maße beeinträchtigen, oder die 
Grenzen der DOrtsüblichfeit nicht überjchreiten. An den Motiven 
wird hierzu bemerkt, daß der Eingriff in eingelebte Berhältniffe 
vermieden werden, und daß als erlaubt gelten joll, was nad) Orts- 
übung ertragen zu werden pflegt. Es dürfte indeffen Hinjichtlich 
einer ſolchen Ortsübung faum möglich fein, zu erfennen, daß und 
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wie ſich eine ſolche gebildet hat, und wenn in den Motiven weiter 
bemerkt wird, daß die Ueblichkeit ein einigermaßen beweglicher Regu— 
lator iſt, der ſich mit den veränderten Verhältniſſen ſelbſt verändert, 
ſo wird das Kriterium der Ortsübung noch weniger faßbar. 
Meines Erachtens iſt daſſelbe daher zu ſtreichen, und halte 
ich die Grenze der erlaubten Immiſſion, daß die regelmäßige Be- 
nußung des Grundſtücks nicht in erheblichem Maße beeinträchtigt 
wird, für die Sicherung der Intereſſen beider Theile für ausreichend. 

Im $ 851 wird für das Verfahren bei der Abmarfung und die 
Art derjelben auf die Landesgejege und in Ermangelung landesgejet- 
licher Vorſchriften gleichfall8 auf die Ortsüblichkeit verwiejen. Bei 
diefem Punkte habe ich bezüglid; der Verweiſung auf die Ortsüblich— 
feit fein Bedenken, weil diejelbe hierbei leichter und ſicherer feſtzu— 
jtellen fein wird. 

Nothweg. 

Bon den übrigen Beſchränkungen ift noc das Inſtitut des Noth- 
weges zu erwähnen. 

Der $ 863 jchreibt vor, daß, wenn einem Grundftüde die zu 
feiner bisherigen ordnungsmäßigen Benutzung nothwendige Berbin- 
dung mit einem öffentlichen Wege fehlt, ohne daß der Nothitand von 
dem Eigenthümer oder deffen Rechtsvorgänger vorſätzlich oder fahr: 
läffig verurjacht worden ift, die Nachbarn verbunden find, während 
der Dauer dieſes Zuftandes die Benugung ihrer Grundftüde zur 
Herjtellung der erforderlihen Verbindung zu dulden, und daß fie 
dafür Entjhädigung in Geldrente erhalten. Die Beftimmung des 
Weges und der Umfang der Wegebenugung follen vom Gericht nad) 
freiem Ermeſſen bejtimmt werden. In diefer Borfchrift halte ich die 
materiellen Borausfegungen für den Anfprud) auf den Nothweg für 
gerechtfertigt, die prozejjunle Durhführung würde indeſſen bejondere 
Schwierigkeiten bieten, wenn, wie es Häufig vorkommt, mehrere 
Grundſtücke angrenzen und verjchiedene Wege über diejelben möglich 
find. Sofern der des Weges Benöthigte einen Nachbar in Anſpruch 
nimmt, fann derjelbe von der Berpflichtung zur Gejftattung des 
Weges auf Grund des Einwandes entbunden werden, daß ein Anderer 
weniger beläjtigt werde, und in dem Prozeſſe gegen den leßteren 
fönnte gerade das Umgefehrte angenommen werden. Es mühte alfo 
der Anſpruch gegen alle Nachbarn zugleich auf Feftitellung des zweck— 
mäßigen Weges gerichtet werden; dazu paßt aber das ordentliche 
Prozeßverfahren nicht. 
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Denn wenn nur dem einen Nachbar die Laſt zugewiejen und er 
zur Duldung des Weges verurtheilt wird, jo bleibt unlösbar, wie 
hinfichtlich der übrigen Nachbarn und Hinfichtlid) der Koften entfchteden 
werden joll. Die Betheiligten wifen vor dem Berfahren und der 
Unterfuhung in demfelben jelbft nicht, wer von Mchreren am zweck— 
mäßigften die Laft zu übernehmen hat, und eignet fid) deshalb der 
Prozeß nicht zur Erörterung und Entfcheidung jener Frage. 

Meines Eradtens iſt aus diefer Erwägung die Bor: 
jhrift in dem Gefegbude wegzulaffen, und gemäß $ 866 
den Landesgejeten zu überweijen, durch welde dann aud 
das Berfahren und die Behörde zur Entſcheidung über den 
Anjprud auf den Nothweg zu beftimmen wäre, etiva das 
Berwaltungsftreitverfahren oder die Regulirung bei den 
Gemeinheitstheilungsbehörden. 


VBertiefen. 

Zum $ 865 (Bertichen des Erdbodens) halte id einen 
Zujag für wünſchenswerth, daß im Falle ſich die nicht voraus- 
zufehende Gefahr ‚Ipäter zeigt, der Eigenthümer, welcher die Ber: 
tiefung vorgenommen bat, verpflichtet ijt, für eine genügende ander: 
weite Befejtigung des Nachbargrundftüds zu forgen. 
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Zum Sachenrecht des Entwurfs. 


Drittes Bud. Vierter Abſchnitt. 
Titel IT und IV. 
Bon Juſtizrath Rieß in Kaſſel. 


Die nachſtehende Beurtheilung beſchränkt ſich auf einen kleinen 
Theil des Sachenrechts, auf zwei Titel des vierten Abſchnitts mit 
zulammen 72 Paragraphen. 

Wenn ſie trogdem in nicht jeltenen Fällen die Grundfäge ſowohl 
wie die Faflung des Entwurfd bemängelt, jo wird aud fie dem 
neuerdings vielfach erhobenen Vorwurf des Fehlens des Sinns für 
große Gefihtspunfte und wohl auch der Kleinlichkeit begegnen. 

Allein die großen Geſichtspunkte glaube ich am beiten dadurd 
zu ehren, daß ich fie in die Beiprechung des meiner Beurtheilung 
unterbreiteten Eleinen Bruchtheils nicht weiter hineinziehe, als defjen 
Anhalt dies mit jich bringt. 

Stleinlichkeit aber liegt nicht in jedem Eingehen auf Einzelheiten, 
welche dem ganzen Entwurf gegenüber zwar flein erjcheinen, für die 
betreffende Rechtsmaterie aber trogdem vielleicht wichtig und tief ein- 
ſchneidend find. 

Gerade der Praktiker iſt meines Eradtend zu der Art der 
Kritik berufen, welche an den Entwurf in feinen einzelnen Be— 
ftimmungen den Maßſtab der Praris anlegt und praktiſch wichtige 
Bedenken aud dann hervorhebt, wenn jie theoretiich Elein und der 
Erörterung faum werth erjcheinen. 

Denn, fo wenig die Kafuiftit in dem Entwurfe ſelbſt am Plate 
fein würde, fo unentbehrlich ift fie für die Kritik zur Erprobung des 
Werths feiner Beitimmungen. Rüdhaltloje Einzelkritif aber verträgt 
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fich fehr wohl mit dem lebhaften und durch Unvollfommenheiten de3 
Entwurf3 nicht beirrten Wunjche, ihn — nad) Befeitigung mancher, 
aber gewiß auch troß Beibehaltung anderer, Schwächen — Gejet 
werden zu jehen, damit der Bau der deutichen Necht3einheit feſt und 
dauernd begründet werde. 


Dritter Titel. 
Erwerb des Eigenthumes an beweglichen Sadıen. 
I. Aebertragung durd Rechtsgeſchäft. 


A. Bu 88 874— 816. 

1. Mit erfreuliher Klarheit betont der Entwurf in diefem die 
Tradition behandelnden Abjchnitte deren Wejen als eines ding: 
lihen Bertrages. 

Was der Entwurf über Rechtsgeſchäfte und insbejondere über 
Berträge im allgemeinen Theil beftimmt (Buch I Abjchnitt 4), leidet 
damit auf die Tradition ohne Weiteres Anwendung, daneben aber 
find ihr die dharakteriftiichen Bejonderheiten des dinglidhen Ber: 
trages eigen. Sie ijt aljo ein abftrafter Bertrag, welcher die Angabe 
des NRechtögrundes nicht erfordert und deſſen Wirkſamkeit dadurd 
nicht ausgejchloffen wird, daß die Vertragſchließenden verjchiedene 
Nechtsgründe vorausgejegt haben, oder daß der von ihnen voraus- 
gejegte Nechtsgrund nicht vorhanden oder ungültig war ($ 829, ver: 
gleiche $ 874! am Ende). 

Ber diefem dinglichen Bertrag der Tradition muß „die Willens- 
er£lärung der Vertragſchließenden“ dahin gehen, „daß das Eigen- 
tum auf den Erwerber übergehen ſoll“. Gelbitverftändlich und in 
Uebereinjtimmung mit $ 72 des Entwurf3 kann diefe Willenserklärung 
auch ftillfchweigend erfolgen, fo daß jene Vorſchrift nicht ein aus— 
drüdliches Ausſprechen derjelben erforderlich macht, es vielmehr ge- 
nügen muß, wenn die beiderjeitige Willensübereinftimmung darüber, 
daß das Eigentum auf den Erwerber übergehen fol, irgendmie 
erfennbar wird. Erforderlich ift jedoch dabei, daß der Vertrag „unter 
Uebergabe der Sade” geichlojfen wird. 

Die Motive!) pag. 334 unter 3 bejagen hierzu: 

„Der Entwurf verfteht unter Uebergabe der Sache, da als 
Zradent der Eigenthümer gedacht wird, Beſitzübergabe.“ 


) Wo bei Eitirung der Motive der Band nicht bezeichnet ift, bezieht fich 
das Citat jtetS auf Band IM. 


633 
Demgemäß hält dann der Entwurf in Abjat 2 für den Fall, 
wenn der veräußernde Eigenthiimer, weil er jelbjt nicht Befiger war, 
den Beſitz auch nicht übergeben Eonnte, die befondere Beſtimmung 
für nöthig: 
„Iſt der veräußernde Eigenthümer nicht Befiter, fondern 
nur Inhaber der Sache, jo wird die Hebergabe der Sad 
dadurch erjett, daß er dem Erwerber die Inhabung einräumt 
und diefer den Beſitz ergreift” 

und läßt weiter ın Abjaß 3: 
„Die Uebergabe der Sade ijt nicht erforderlih, wenn der 
Erwerber ſich bei Schließung des mens bereitö im Be: 
ige der Sache befindet” 

das Erforderniß der Mebergabe der Sache nur dann wegfallen, went 

der Erwerber bereit3 Bejiger, nicht aud, wenn er nur Inhaber ift. 

Die Beitimmung de3 Abſatzes 2 halte ic) für unnöthig, die 
des Abſatzes 3 für nicht genügend. 

Unter „Uebergabe der Sade” ijt bei natürlicher Auslegung 
diefes Ausdrud3 in erfter Linie nicht die oft nur durch Fünftliche 
Konjtruktionen (vergl. $$ 804 und 805) vermittelte Befigübertragung, 
jondern die Uebertragung der Sade ſelbſt d. h. der Inhabung 
der Sache zu verftehen. Auch der Entwurf felbjt läßt, indem er in 
$ 803 den Beſitz an der Sache „mittel Webergabe” erworben 
werden läßt, die Hebergabe der Sache als begrifflich nicht immer mit 
der Bejigübergabe zujammenfallend, vielmehr nur ein Mittel der 
Befigübergabe bildend erkennen. Dazu jagen überdied die Motive 
pag. 91 ausdrücklich: 

„Der Entwurf redet von der Beliterwerbung „mittels“ 
Uebergabe und nicht von Befigerwerbung „durch“ Webergabe 
der Sache, um nicht dem Ausdruck „Uebergabe der Sache” 
den engern Sinn beizulegen, daß damit ftetS der Eonjenjuale 
Beſitzwechſel und nicht etwa auch der sah EIN Inhabungs— 
wechſel gemeint ſei.“ 

Hiernach würden wir, ohne jene im Eingang erwähnte Stelle 
der Motive den Ausdruck „Uebergabe der Sache“ in $ 874 des Ent— 
wurfs nicht nur auf die Befigübertragung fondern ebenjo aud auf 
die Lebertragung der bloßen Inhabung erftreden fünnen und müfjen. 

Bergegenmwärtigen wir uns nun den Fall (des Abſatzes 2), daR 
der veräußernde Eigenthümer nicht Befiger, jondern nur Inhaber 
der Sache ift, To iſt es allerdings richtig, daß nach $ 813 des Ent- 
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wurfs, jo lange der Inhaber die thatſächliche Gewalt behält, durd 
jeine Handlungen der Beſitz defjen, für den er diejelbe jeither aus- 
geübt. hat, nur dann beendigt wird, wenn der Inhaber gegenüber 
dem Beſitzer den Willen erklärt, jene thatjächliche Gewalt nicht mehr 
für ihn ausüben zu wollen. Es Fann aljo der veräußernde Inhaber 
jo lange er jelbjt Inhaber der Sache bleibt, nicht ohne eine ſolche 
Erklärung dem Beſitzer gegenüber diefen feines Beſitzes verluftig 
machen. Veräußert aber der Inhaber die Sache und übergiebt diejelbe 
dem Erwerber, jo hört eben damit die thatjächliche Gewalt des jeit- 
herigen Inhabers und folgeweife auch der dadurch bedingte Beſitz des 
jeitherigen dritten Beſitzers auf. 

Der Erwerber, welchem die veräußerte Sache übergeben wird, 
ergreift durch Annahme der Uebergabe jelbitverjtändlich nicht nur die 
Inhabung, jondern, da er fie ja als die jeinige, als durch die Tra— 
dition auf ihn zu Eigenthum übergehende, erhalten hat und annimmt, 
auch den Befit. 

Es ift daher zivar juriftifch Scharf gedacht, aber praktiſch unnöthig 
und für den Laien unverftändlich, für diefen Fall fo, wie in Abjag 2 
geichieht, noch die Einräumung der Inhabung und das einfeitige Ergreifen 
des Befiges durch den Erwerber ausdrüdlid; im Geſetz hervorzuheben. 

Die Streihung des Abſatzes 2 halte ich für unbedenklich. 

Für den anderen all, daß der Erwerber zwar nicht den Beſitz, 
wohl aber die Inhabung der Sache bereit hatte, nehmen wir das 
einfache Beijpiel, daß A. ein Buch von dem B. al3 vermeintlichen 
Eigenthümer und Bejiger geliehen hat und, während dafjelbe noch in 
jeiner Inhabung fich befindet, erfährt, daß nicht B. jondern C. der 
Eigenthümer ift. A. kauft nun dem C. das Bud) ab und bezahlt den 
Preis. Nah Fallung des Abjages 3 des Entwurfs liegt hier fein 
Fall vor, in welchem das Erfordernig der Webergabe mwegfiele; denn 
A. iſt ja nicht Befiger, jondern nur Inhaber des Buchs geweſen. 
Zrogdem dürften wir es als ziwedloje Weitläufigkeit bezeichnen, wenn 
man in diefem Falle noch eine bejondere Uebergabe für zur Eigen- 
thumsübertragung erforderlich erachten wollte. Allerdings wird nad 
$ 813 in unjerm Falle A., trogdem er mit vollzugenem Kauf aud 
den Belitwillen annimmt, d. h. die Sache als die jeinige haben will, 
dadurch allein dem bisherigen Befiger B., von welchem er das Bud) 
entliehen Hatte, feinen Beſitz nicht entziehen; aber es it dazu, um 
diefen Bejit des B. zu beendigen, nur noch nöthig, daß A. dem B. 
den Willen erklärt, die thatjächliche Gewalt nunmehr für ich auszu- 
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üben ($ 813), aljo ein Akt, dejjen Vornahme ganz von dem Belieben 
des A. abhängt. 

Nach dem Ausgeführten würde ich vorziehen, den Abſatz 2 des 
S 874 ganz zu ftreihen; im Abſatz 3 defjelben aber hinter die 
Worte „im Befig” einzujhalten: „oder in der Inhabung“. 

2. In $ 875 wird bejtimmt: 

„Iſt die nad) dem $ 874 zur Uebertragung des Eigenthums 
erforderliche Erklärung des Eigenthümers durch ein Urtheil 
erjett, jo gilt die Uebergabe der Sache mit dem Zeitpunkt 
als bewirkt, in welchen die Sache von dem Geridhtsvollzieher 
behufs Ablieferung an den Erwerber in Wege der Zwangs— 
vollftrefung weggenommen iſt.“ 

Dieſe Beſtimmung ſoll die Streitfrage, ob der Gerichtsvollzieher, 
welcher die Sache wegnimmt, als Vertreter ſeines Auftraggebers an— 
zuſehen iſt, in Uebereinſtimmung mit der Anſicht des Reichsgerichts 
entſcheiden. Die Wegnahme der Sache durch den Gerichtsvollzieher 
bildet einen Erſatz der Uebergabe; hiernach beſtimmt ſich die Zeit des 
Eigenthumsübergangs (Motive pag. 340). 

Hiermit kann ich mich nur einverſtanden erklären, nicht aber mit 
der Faſſung, welche die erſte Hälfte des Satzes in $ 875 erhalten 
hat. Danad) gilt die Beitimmung des Paragraphen nur für den Fall, 
daß die Lebertragungserflärung des veräußernden Eigenthümers 
„durd ein Urtheil erjegt“ iſt. 

Darüber, daß, wann und wie die Willenserklärung der Partei 
durch ein Urtheil erjett wird, enthält der Entwurf felbit feine Be— 
ftimmung; er geht vielmehr hier wie auch bei $833 davon aus, daß 
die Beitimmung des $ 779! der C. P. O. genüge. In den Motiven 
zu $ 833 (pag. 196 ff.) wird ausgeführt, daß und warum jene Be: 
jftimmung der Givilprozegordnung alle für das Grundbuchrecht (auf 
welches $ 833 ſich allein bezieht) in Betracht kommenden Fälle um— 
faßt. Hier bei S 875 wird die entiprechende Frage in den Motiven 
nicht noch einmal erörtert. 

Nach dem Wortlaut der fraglichen Beitimmung des $ 779° 
C. P. O. „ift der Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung 
verurtheilt, jo gilt die Erklärung als abgegeben, jobald das Urtheil 
die Rechtskraft erlangt hat”, und nad) ihrer Stellung und ihrem 
Zufammenhang hat fie nur den Fall im Auge, daß der Schuldner 
geradezu zur Abgabe einer Willenserflärung verurtheilt worden 
ift. Auch die Braris geht hiervon aus. 


636 





Offenbar aber haben die Redaktoren des Entwurfs deſſen 8 875 
eine viel weiter gehende Auslegung zugedacht. Wenn es geſtattet iſt, 
über den deſſen Faſſung zu Grunde liegenden Gedankengang eine 
Vermuthung zu äußern, ſo möchte ich glauben, daß ihre Erwägung 
etwa folgende war: Geht die Klage auf Uebertragung des Eigen— 
thums an einer beweglichen Sache, alſo auf Bewirkung einer Tra— 
dition an den Kläger Seitens des Beklagten, ſo liegt in der Ver— 
urtheilung zu dieſer Tradition zugleich die Verurtheilung zu der zum 
Weſen dieſer Tradition gehörenden Willenserklärung des Beklagten, 
daß das Eigenthum auf den Erwerber übergehen ſolle. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus wird man geglaubt haben, in 
jedem Urtheil, welches den Beklagten zur Tradition ſchuldig ſpricht, 
zugleich eine Verurtheilung zur Abgabe der entſprechenden Willens— 
erklärung erblicken zu dürfen. 

Sieht man auf die ſeitherige Praxis und faßt man den Kauf 
als den am häufigſten der Tradition zu Grunde liegenden Vertrag ins 
Auge, ſo war im Gebiet des gemeinen Rechts bei der gegen den 
Verkäufer gerichteten Klage auf Erfüllung des Verkaufs bis jetzt 
eine Bitte und ein Urtheil auf Uebertragung des Eigenthums und 
Abgabe einer hierauf gerichteten Willenserklärung ſchon deshalb nicht 
möglich, weil der Verkäufer gemeinrechtlich nicht zur Verſchaffung 
des Eigenthums, ſondern nur zur Gewährung des habere licere 
verpflichtet ift. Allerdings wird dies nad) dein Entwurf anders, da 
$ 459 dejjelben den Berfäufer „verpflichtet, dem Käufer, wenn eine 
Sache Gegenftand des Kaufs ift, die verkaufte Sache zu übergeben 
und das Eigenthunm.an derjelben zu verjchaffen.“ 

Er wird aljo in Zukunft möglid fein, die gegen den Verkäufer 
gerichtete Klage jo zu faſſen, daß das darauf ergehende Urtheil ge- 
eignet ift, im Stun des $ 779 C. P. O. aud) die Traditionserflärung 
des Veräußerers zu erjegen; aber Klagbitte und Urtheil der Kaufklage 
werden dur eine hierauf ausdrüdlich ſich mit richtende Faſſung an 
Einfachheit nicht. gewinnen; ohne dieſelbe aber wird die Anwendbarkeit 
des $ 875 mindeſtens zweifelhaft bleiben. 

Es dürfte ſich deshalb empfehlen, den Eingang des leßteren 
weiter zu fallen und etwa zu jagen: 

„Bird die Uebertragung des Eigenthums an 
einer beweglihen Sadhe ım Wege der Zwangsvoll— 
ſtreckung erzwungen, jo gilt die nad) $ 874 erforder: 
lihe Erklärung des Eigenthbümers als durdh das 
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rechtskräftige Urtheil erſetzt und die Uebergabe 
der Sache x. 20.” 

Bei diefer Faſſung würde der Eingangsjag nit nur auf die 
Erfüllungsklage aus einem Speziesfauf paffen, jondern auch für den 
all eines Genuskaufs infoweit genügen, als dabei die Zwangs— 
vollftrefung nad Mafgabe der 88 769 und 770 C. P. O. zuläffig 
it. Nach dieſen kann die Zwangsvollſtreckung durch Wegnahme 
Seitens des Gerichtsvollziehers auch bei einer Verurtheilung des 
Schuldners zur Leiſtung einer beſtimmten Quantität vertretbarer 
Sachen inſoweit erfolgen, als ſolche Sachen bei den Schuldner vor— 
gefunden werden. Allerdings iſt nicht zu überſehen, daß hier die 
Verurtheilung des Schuldners zur Leiſtung einer ſolchen Quantität 
vertretbarer Sachen noch nicht einen Erſatz für die ganze dem Ver— 
käufer obliegende Willenserklärung nad) $ 874 enthalten kann, weil 
ja erſt in der Zwangsvollſtreckung jelbft die Duantitäten durch die 
Wegnahme Seitens de3 Gerichtspollzieher8 ausgejchieden und indi- 
vidualifirt werden. Es wird alfo hier die Auswahl und die darauf 
bezügliche Willenserklärung des Beräußernden gewiſſermaßen auf den 
Gerichtsvollzieher übertragen. 

Zrogdem halte ich auch für diefen Fall die vorgejchlagene Faſſung 
für unbedenklich, ja für nothiwendig, wenn man nicht an den 88 769 
und 770 C. P. D. ändern will; denn läßt man einmal die dort vor- 
geichriebene Wegnahme des zu Leiftenden durch den GerichtSvollzieher 
beim Genuskauf zu, jo verjteht es ſich von felbjt, daß man dem 
Kläger an demjenigen, was er dadurch) erhält, auch Eigenthum ge- 
währen muß; und dies ift, da hier von einer andern Eigenthums- 
Ermwerbsart al3 durch Uebertragung nicht die Rede jein Fann, nur 
fo möglich, daß man auch in diefem Fall die in $ 874 als Erfor- 
derniß der Tradition hingeftellte Willenserklärung des Veräußerers 
durch das Urtheil erjegt werden läßt. 

3. Schon das jeither Bemerfte enthält eine nicht zu verfennende 
Mahnung, die Tradition nicht allzu formaliftiich und in Folge dejjen 
unpraftiih zu geitalten. Die Motive find in dieſer Beziehung 
ziemlich ftreng und jehr geneigt, an der ſtarren Konſequenz feitzu- 
halten. So aud, wenn fie jagen (pag. 336 unter 7): 

„Die Uebergabe wird als ein nothivendig präfentes Moment 

des dinglichen Bertrags und nicht etwa als eine Bedingung 

der Wirkſamkeit derjelben beitimmt, welche ſich auch nach— 
vII. 44 
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träglid) erfüllen kann. Bor der Uebergabe liegt deshalb 
ein bindender dingliher Bertrag nicht vor.” 

Dem legten Sag fann ich zuftimmen: ein bindender dinglider 
Vertrag mag vor der Uebergabe noch nicht vorliegen, d. h. e8 mag 
der Rüdtritt oder Widerruf des Veräußerers bis zur Bewirkung der 
Uebergabe das BZuftandefonmen und die Bindung des dinglichen 
Bertrags ausjchließen. 

Soll aber die Bemerkung, die Uebergabe jei „ein nothwendig 
präjentes Moment” des dinglichen Vertrags, welches ſich nicht nach— 
träglid) erfüllen könne, bejagen, daß nothwendigerweije die Willens— 
erklärung beider Vertragsichliegenden, des Veräußerers und des Er- 
werbers, früheftens bei der Uebergabe erfolgen Eönne, jo erjcheint 
mir dies bedenklich. Es wird niemals gelingen, der Tradition beweg— 
liher Saden diejelbe zeitliche Sonzentrirung und Einheitlichkeit zu 
geben, welche der Auflaffung eigen ift. Die einzelnen Momente und 
Faktoren der Tradition werden häufig zeitlid mehr vder weniger 
aus einander fallen, namentlid; dann, wenn die Sade jelbjt nicht in 
Befig und Inhabung des Beräußerers ift. Ich halte es aber auch 
für ganz unbedenklich, daß, wenn der Veräußernde feine Willens- 
erklärung in £larer und — wenn auch widerruflicher, jo doch — an 
jich rechtlich fortwirfender Weiſe abgegeben hat, und nun die Ueber: 
gabe der Sache erfolgt oder dadurd), daß der Erwerber auf andere 
Weiſe in Befis und Inhabung der Sache kommt, erjett wird, nicht 
eine nochmalige Wiederholung der Veräußerungserflärung verlangt 
wird, jondern man die Willenserklärung des Erwerbers, die in» 
zwijchen übergebene oder auf ihn übergegangene Sache in Gemäßheit 
jener vorausgegangenen Erklärung des Beräußerers zu Eigenthum 
von diefem erwerben zu wollen, genügen und durch fie den Eigen- 
thumsübergang vollendet und perfekt werden läßt. 

Segen wir den einfachen fall: A. verkauft eine an B. geliehene 
Sade an C. und ertheilt dem B. die in 8 804 vorgejchriebene An— 
weifung, die thatjächliche Gewalt nun für C. auszuüben. B. aber 
widerjpricht. A. erklärt darauf dem C.: „es bleibt bei unjerm Ver— 
trag, die Sache gehört Ihnen; ich werde den B. zur Herausgabe 
ſchon zwingen”. Andern Tags hat B. fich eines Befjern bejonnen 
und ſchickt die Sade dem C. Diefer nimmt fie an. Soll er nidt 
ihon im Moment diefer Annahme Eigenthümer werden? Soll erit 
eine nochmalige Erklärung des A. erfordert werden? Bom praftifchen 
Standpunkt aus gewiß nicht. 
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Die Motive ſelbſt gehen, obwohl eine laxe Auffaſſung der 
Tradition ihnen — hier wenigſtens — fremd iſt, doch auch ihrerſeits 
davon aus (pag. 337) „daß auch bei der Traditionsofferte der Tradent 
ſich durch Einräumung der Inhabung der zu tradirenden Sache 
dinglich binden und die ſtillſchweigende Annahme dem andern Theil 
freigeben könne.“ 

Iſt dies aber möglich, ſo iſt der Schritt zu meiner weitergehenden 
Auffaſſung nicht mehr weit. 

An einer anderen Stelle — pag. 368 — bekennen ſich die Motive 
für den dem Fruchterwerb des obligatoriſch berechtigten Inhabers zu 
Grunde liegenden dinglichen Bertrag ſelbſt dazu, daß hier bei der 
Uebergabe die Vertragserflärung des dem Erwerber die Ergreifung 
der Inhabung gejtattenden Veräußerers nicht mit diefer Ergreifung 
jelbft zeitlich zufammenzufallen braude; „Es kann ſich vielmehr eine 
Zwiſchenzeit einjchalten, in welcher die Erklärung des Beräußerers, 
freilich in widerrufliher Weife, fortbefteht.” 

Und wenn dann weiter (Motive ibid.) zu $ 901 Abjak 2 
gejagt wird: 

„Für den dinglichen Vertrag wird durch dispofitiven Rechtsſatz 
die Bejonderheit bejtimmt, daß die Meberlafjung der Inhabung 
der fruchttragenden Sache al3 eine Bertragsofferte zu be- 
handeln tjt, welche weder ausdrücklich noch durd eine gegen- 
über dem andern Theil abzugebende Willenserklärung an: 
genommen werden muß, jondern auch durch eine ftillfchiweigende 
nicht dem andern Theile gegenüber abgegebene Willenserklärung 
angenommen werden kann“ 
jo tft dadurch mit aller nur wünfchenswerthen Stlarheit jedenfalls 
jo viel anerfannt, daß das, was ih im Auge habe, dem Weſen des 
dinglichen Vertrags nicht widerjprechen kann, da es in $ 901 hiernad) 
vom Entwurf jelbjt vorgejchrieben fein foll. 

Dean könnte erwägen, ob eine Aenderung des $ 874 erforderlid) 
wäre, um einer allzu formaliftiichen Auslegung defjelben vorzubeugen, 
ob man namentlich, anftatt zu jagen: „unter Webergabe”, lieber die 
Uebergabe der Sahe als foordinirt neben der Willenserklärung der 
Bertragsichließenden aufführen jollte. Allein es ift zuzugeben, daß 
die Worte „unter Uebergabe” den regelmäßigen ITraditionsfall am 
beiten und Eorreftejten bezeichnet und daß in den andern Fällen nicht 
immer im eigentlihen Sinne von einer Webergabe, jondern oft nur 


von einem Erjaß derjelben die Rede fein fan. ch würde daher 
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vorziehen, dem 3. Abſatz des $ 874 etwa hinzuzufügen: „und wird 
erfegt dadurd, daß der Erwerber auf Grund der Willens- 
erklärung des Veräußerers den Bejig oder die Inhabung 
der Sache auf andere Weiſe erhält“ °) 9). 

4. Die Motive erörtern die Frage der Zuläſſigkeit einer bedingten 
Eigenthumstradition, bejahen diejelbe für die Reſolutivbedingung, 
Iprechen fi) dagegen bezüglid; der GSuspenfivbedingung (pag. 339) 
jo bedenklid aus, daß man als die Anficht der Redaktoren wohl die 
Unzuläffigkeit derjelben unterftellen kann. Praktiſch ift die Frage 
allerdings, wie in den Motiven hervorgehoben wird, injofern von 
nicht fo großer Bedeutung, als ja jede Suspenſivbedingung in die 
Form einer umgefehrten Nejolutivbedingung gekleidet werden fann, 
ohne an dem Reſultat jehr viel zu ändern. — 

Aber gerade deshalb ift es doch aud von praftifchen Stand» 
punkte aus ſchwer verjtändlicd, warum die Suspenjivbedingung bei 
der Tradition unzuläffig jein fol, wenn man ihren Zwed im Rejultat 
durch eine umgekehrt gefaßte Rejolutivbedingung doch erreichen kann. 

Die entjprechende Beitimmung des $ 870, welche die Auflaffung 
unter Beifügung einer aufjchtebenden Bedingung für unwirkſam er- 
Eärt, hat ihre guten Gründe in den Bejonderheiten des Grundbud- 
rechts. Daß der Entwurf bei der Auflaffung die Unzuläffigkeit aus- 
drüdlich betont, bei der Tradition aber darüber jchweigt, würde ohne 
die Ausführung der Motive die Auslegung dahın lenken, daß der 
Entwurf bei der Tradition die Zuläffigfeit der Suspenjivbedingung 
annehme; denn andernfalls hätte ja hier die ausdrüdliche Ausſchließung 
derjelben ebenjo nothwendig erjcheinen müffen, wie bei der Auflafjung. 

Die Suspenfivbedingung, welche ich hauptſächlich im Auge habe, 
it der Eigenthumsvorbehalt beim Berkauf. Kein Praktiker wird 
leugnen, daß in vielen Fällen derjelbe einem erniten und loyalen 
Bedürfnig des Berfehrs entjpricht *). 

Den Einwand, daß ein ſolcher Eigenthumsvorbehalt auszujchliegen 
jei, weil er VBerpfändungszweden diene, lehnen die Motive (pag. 337 


°) Selbftverjtändlich könnte auch für dieje Fälle die Anwendbarkeit des $ 877 
ausgeichloften bezw. bejchränft werden. 

3; Ueber den hierher gehörenden Fall der Abtretung des Eigenthumsanipruchs 
vergl. unten. 

) Man denfe 5. B. an die Fälle, in welden Nähmäfchinenfabritanten ihre 
Maſchinen an unbemittelte Näherinnen ohne andere Sicherheit als die des Eigen- 
thumspvorbehalts verkaufen, 





letzter Abſatz) jelbit ab und ebenjo das Bedenken, daß überhaupt der 
Schmwebezuftand bedingter Eigenthumsverhältniffe nicht zuläſſig fei 
(pag. 338). Es iſt lediglih Rückſicht der juriftiihen Konſequenz, 
welche jie zu der Folgerung führen (pag. 339). 
„Eine gegenwärtige Einräumung des Beſitzes fteht mit der 
Natur der Suspenfivbedingung und mit der Abficht der Be— 
theiligten in einem gewiffen Widerſpruch.“ 

Dies rein theoretifhe Bedenken kann ich nicht theilen und ihm 
Berehtigung für die Praxis nicht zuerfennen. 

Einer Aenderung des Entwurfs bedarf es nad) dem Obigen nicht, 
jofern man diejen nur aus fich jelbft — nicht aus den Motiven — auslegt. 

5. Voll zuftimmen fann ich dem $ 876 des Entwurfs, welcher 
die Beräußerung einer Sade, an welcher das Eigenthum dem Ber: 
äußerer nicht zufteht, durch die Zuftimmung bezw. Genehmigung des 
dritten Eigenthümers wirkfam fein bezw. werden läßt, und weiter 
die Beräußerung Seitens des Nichteigenthümersd nachträglih dann 
wirkjam werden läßt, wenn der Beräußerer das Eigenthum an der 
Sache erwirbt oder von dem Eigenthümer der Sache (ohne Inven— 
tarrecht) beerbt wird. 

Vom gemeinrechtlichen Standpunft aus ift es ein Fortſchritt, 
dag an die Stelle der doch nicht eigentlich als Eigentum zu be= 
zeichnenden Rechtsſtellung des durch die exceptio bezw. replica rei 
venditae et traditae Gejchüßten nunmehr zweifellos volles Eigentum 
tritt. Wenn in dem legten Sat des $ 876 von mehreren Ber: 
außerungen an verjchtedene Perjonen die frühere für wirkſam 
erklärt wird, jo iſt dabei wohl al3 jelbjtverjtändlich vorausgeſetzt: 

a) daß beide BVBeräußerungen von dem Nichteigenthümer vor 

dem Eigenthumserwerb ausgegangen find; denn wenn in dem 
Fall der Beerbung des Veräußerers durd den Eigenthiümer 
der Sache der Letztere bereit3 vor diefer Beerbung aber 
nad der Veräußerung durch den Nichteigenthümer die 
Sache feinerjeit3 veräußert und übergeben hatte, jo hatte er 
ja damit auf den dritten Erwerber Eigenthum übertragen, 
welche3 unmöglich nachträglid hinfällig werden fann; 

b) daß die Veräußerung den Erfordernijien des $ 874 ent- 

jpreche, aljo unter Uebergabe der Sache erfolgt fei. 

Dbwohl der Ausdruck „Beräußerung” nirgends im Entwurf aus- 
drüdlich definirt wird, wird man hierüber doc nicht im Zweifel fein 
fönnen. 
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B. Der Erwerb in gutem Glauben. 
ss 877 Fi. 

1. Hier enthält der Entwurf weſentliche und tief einjchneidende 
Abänderungen des beftehenden Rechts, aber erfreuliher Weiſe Ab: 
änderungen, welche als Fortſchritte und gen bezeichnet 
werden dürfen. 

Während das gemeine Recht (abgejehen vom Handelsrecht), feit- 
haltend an dem Gate nemo plus juris transferre potest quam ipse 
habet, das Eigenthum des Beräußerers zur unerläßlicden Bedingung 
für das Eigenthum des Erwerbers macht und auch das preußiiche 
Recht dem gutgläubig vom Nichteigenthümer Erwerbenden regelmäßig 
nur einen Löjungsanfprud, nicht das Eigentum jelbft zufpricht, ftellt 
ih) der Entwurf dem auf dem XV. Deutichen Auriftentage aus- 
gefprochenen Wunſche entſprechend auf den Standpunkt, daß die 
jeither auf dem Gebiete des Handelsrecht3 geltenden und bewährten 
Grundjäge über das Eigenthum gutgläubiger Erwerber nunmehr 
auch für das bürgerliche Recht angenommen und zu Grunde gelegt 
werden jollen. 

Es ift hier nicht der Ort, die Frage nad) der Berechtigung 
dieſes Standpunftes eingehend zu prüfen; e8 mag auf die Aus- 
führungen der Motive über das jeitherige Recht und die Grundjäte 
des Entwurf3 (pag. 341 ff.) verwiejen werden. Nach meinen eigenen 
in der Praris gewonnenen Erfahrungen und Anſchauungen Eann ich 
meinerjeit3 dem Prinzip, zu welchem der Entwurf ſich befennt, nur 
rüdhaltlofen Beifall jchenfen und ebenſo auch den Ausführungen, 
welche diejes Prinzip in den einzelnen Beftimmungen des Entwurfs 
enthält. Der grundlegende Gefichtspunft wird in 8 877 mit voller 
Klarheit dahin ausgejprochen: 

„Denn der Beräußerer nicht Eigenthümer der Sache war, 
der Erwerber aber diejen Umftand bei dem fich vollziehenden 
Erwerbe nicht gefannt, feine Unfenntniß auch nicht auf grober 
Fahrläſſigkeit beruht hat, fo erlangt der Erwerber durch den 
in $ 874 bezeichneten Bertrag das Eigenthum.“ 

Mit Necht wird: 

a) der gute Glaube des Erwerbers dahin charakterifirt, daß er 

nit gewußt, der Veräußerer ſei nicht Eigenthümer der 
Sade. Anderer Irrthum, 3. B. über die Gejchäftsfähigkeit 
des Veräußerers, wird dem nicht gleich geftellt und findet 
feine Berüdfichtigung. 
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b) der Erwerber dann nicht geſchützt, wenn feine Unfenntnif 
auf grober Fahrläfjigkeit beruht. Doc kommt hier, wie zu a, 
nur der Zeitpunkt des Erwerbs jelbit in Frage, während, 
nachdem der Erwerb einmal ohne grobe Fahrläffigkeit in 
gutem Glauben ſich vollzogen hat und der Erwerber aljo 
Eigenthümer geworden tjt, eine mala fides superveniens 
jelbjtverftändlid; nicht nachträglich ihn feines Eigenthums 
wieder verluftig machen kann. 

Was die Beweislaſt des gutgläubigen Ermwerbers betrifft, jo hat 
diefer nad) der zutreffenden Ausführung der Motive pag. 346 „bei 
Geltendmachung feines Eigenthums die negative Thatſache der Ab- 
mwejenheit eines böjen Glaubens zu behaupten, näher zu begründen 
und zu beweifen.” Grundlage des guten Glaubens ift der in der 
Uebergabe hervorgetretene Belitftand bezw. die Inhabung des Ber: 
äußerers, welcher dem Erwerber die Annahme nahe legt, daß derjelbe 
aud) Eigenthümer der Sade jet. „Um deßwillen wird aber durd) die 
Vebergabe allein noch nicht dargethan, daß der Erwerber wirklid an 
die Richtigkeit jener Annahme geglaubt hat und ohne grobe Fahr: 
läfjigfeit hat glauben dürfen. Gerade diefer jubjektive Glaube joll 
nad dem Entwurf Borausfeßung für den Eintritt der Rechtsnorm 
jein und die objektive Wahrjcheinlichkeit, daß der Beſitzſtand dem 
Rechte entiprocdhen habe, fol nicht genügen, weil nur unter jener 
Vorausſetzung die anomale Begünftigung des Erwerbers gerechtfertigt 
ericheint.” Regelmäßig wird daher zum Nachweis des guten Glaubens 
Darlegung der den dinglihen Bertrag der Tradition begleitenden 
Umftände und in3befondere der obligatoriichen causa defjelben verlangt. 
Obwohl der freien Beweiswürdigung feine Schranken gezogen jind, 
meinen die Motive (pag. 347) doch: „von felbjt verfteht fich, daß, wenn 
beim Beweis des thatjächlichen Vorgangs der Uebergabe und der 
begleitenden Umftände ſich nicht8 ergiebt, was auf eine mala fides 
hindeutet, die bona fides als erwiejen anzujehen ift.” Man wird 
hiernad nicht jagen können, daß dem gutgläubigen Erwerber nad) der 
einen Geite zu wenig oder nach der andern zu viel nachzumweifen 
auferlegt werde. 

Wie in den Handelsgeſetzbuch (deſſen Beitimmungen, wie fie 
durch die Auslegung der Praris ergänzt find, der Entwurf möglichft 
zu folgen ſich bejtrebt), die VBorjchrift zu Gunften des gutgläubigen 
Erwerbers nur Plaß greift, wenn die betreffenden Sachen „veräußert 
und übergeben worden find,” jo läßt auch der Entwurf den anomalen 
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Eigenthumserwerb des $ 877 an den gutgläubigen Erwerb mittels 
Tradition nur dann ſich anknüpfen, wenn der Erwerb unter Ueber— 
gabe der Sache fich vollzogen, auch die Uebergabe nicht auf ein in den 
äußern Inhabungsverhältniſſen nichts änderndes constitutum posses- 
sorium ich beſchränkt hat. Worausgejett wird aljo, daß entweder 
der Veräußerer jelbft die Inhabung hatte und fie auf den Erwerber 
überträgt, oder, wenn ein Dritter für ihn die Sache inne hatte, die 
Üebergabe in Gemäßheit des 8 804 durch widerſpruchsloſe Leber: 
weilung gegenüber dem Inhaber erfolgt ift. In diejem legtern Fall 
des 8 804 liegt in dem in andern Beziehungen allerdings recht be- 
denklichen Widerſpruchsrecht des dritten Inhabers >) gegenüber der 
Vorſchrift de 8 877 ein nicht gering zu adhtender Schuß; und jeden- 
fall8 wird man ſich damit nur einverftanden erflären fünnen, wenn 
die Begünftigung des gutgläubigen Erwerbers durch Zuſchreibung des 
Eigenthums, auch wenn der Veräußerer nicht Eigenthümer war, in 
Beziehung auf das formale Element, welches die Uebergabe der Sache 
in dem dinglichen Vertrag der Tradition darftellt, an bejonders jtrenge 
Regeln und an äußerlich auch für Dritte erkennbare Uebergabeafte 
geknüpft wird‘). 

Dem Handelsgeſetzbuch weiter folgend, iſt ji) dev Entwurf be- 
wußt, daß der alte deutiche Sat „Hand wahre Hand” nur für 
jolhe Fälle beftimmt und beredjtigt war, in welchen der Eigenthümer 
die Sache mit feinem Willen aus feiner Hand entlajfen hatte 
und deshalb, wenn der Dritte, dem er fie zur Inhabung anvertraute, 
jie nicht genügend wahrte, fich nicht beklagen fonnte, fondern den 
Einwand ſich gefallen laſſen mußte, er habe den Schaden fi jelbit 
zuzuschreiben. 

Er jchliegt deshalb die gejtohlenen und gefundenen Sachen, 
welche auch das Handelsgejegbuch ausnimmt, von dem Eigenthums: 
erwerb des gutgläubigen Erwerbers nad) $ 877 aus und fügt in 
richtiger Erfenntniß, daß die gejtohlenen und gefundenen Sachen dod) 
nur die gewöhnlichiten aber nicht die ausfchlieglihen Kategorien der 
ohne den Willen des Eigenthümers aus deffen Inhabung gefommenen 
Sachen jind, die „in anderer Weije” abhanden gekommenen Sachen 
hinzu. 

) Bergl. Bähr in der Kritiſchen Bierteljahrichrift Ve. F. XI pag. 498 ff. 

9) Obwohl bei beweglichen Sachen von einer „Publizität” der oft unter vier 
Augen fi vollziehenden und für Dritte geheim bleibenden Lebertragungsafte übers 
haupt doch nur theilweiie die Rede fein kann. 
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Aber auch Artikel 307 de8 H. G. B., welder bei Papieren auf 
den Inhaber den gutgläubigen Erwerber auch dann Eigenthümer 
werden läßt, wenn dieje Papiere gejtohlen oder verloren waren, findet 
im Entwurf Aufnahme und zugleich eine den Beitimmungen des 
preußijchen Rechts entiprechende Ausdehnung , indem der Schluß 
des 8 879 beftimmt, daß, wenn „Geld oder ein Inhaberpapier ver- 
äußert oder die Veräußerung einer andern Sache mittel3 öffentlicher 
Berfteigerung durd) einen zuftändigen Gerichtsvollzieher oder zu Ber: 
fteigerungen befähigten jonftigen Beamten oder öffentlidy angejftellten 
Auftionator bewirkt ift,” der gutgläubige Erwerber auch dann Eigen- 
thümer werden joll, wenn die veräußerte Sache geftohlen, verloren 
oder in anderer Weife dem Eigenthümer abhanden gefommen mar. 

Die Beibehaltung diefer Ausnahmebeftimmung betreff3 der In— 
haberpapiere verftand ſich beinahe von jelbft; aber aud) die Aus— 
dehnung auf Geld und auf Erwerb in öffentlicher Verfteigerung it 
zu billigen. In dem Gebiete des gemeinen Rechts wenigſtens hatte, 
wer in einer öffentlichen Auftion, jelbft wenn fie im Zwangsvoll— 
itrefungsverfahren von dem Gerichtvollzicher abgehalten wurde, 
eine Sache erjteigerte und bezahlte, bis jet Feinerlei Schuß gegen 
etwaige Eigenthumsanjprüce dritter Perfonen. 

2. Habe ich joweit meine Zuftimmung zu den Neuerungen der 
88 877 ff. ausgefprochen, jo werden mir nunmehr auch wenige kri— 
tiiche Bemerkungen dazu gejtattet fein: 

Ein ſachliches Bedenken habe ich dagegen, daß der Entwurf 
nicht unterjcheidet zwiihen entgeltlihem und unentgelt- 
lihem Erwerb’). 

Meines Erachtens find die Begünftigungen, welche er dem gut: 
gläubigen Erwerber zu Theil werden läßt, ebenjo gerecht für den 
entgeltlihen, wie ungerecht für den unentgeltlidhen Erwerb. 
Nehmen wir zunächit den Yall: 

A. hat jein Bermögen und namentlich feine Inhaberpapiere bei 
B. deponirt. B., der Inhaber, ſchenkt einen Theil der Werthpapiere 
an C. O. iſt dabei volllommen in gutem Glauben. Er jteht zu B. 
in einem Berhältniß, welcdes ein von diefem fommendes Gejchent 
nicht auffällig erjcheinen läßt; und B. hat ihm glaubhaft erzählt, 





) Dajjelbe Bedenken äußert auch Bolze im civiliftiihen Ardhiv Bd. 74 
pag. 101 ff. 

Dieje Abhandlung fam mir erft nad Fertigftellung meiner Arbeit zu und 
Eonnte daher nur noch in Anmerkungen nachträglich erwähnt werden. 
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daß er einen Lotteriegewinn gemacht, oder eine Erbſchaft erhalten, 
oder auf fonftige Weife Vermögen erlangt habe. A. erfährt das 
Vorgefallene. Nach dem Entwurf hat er fein Recht von B., welcher 
als gutgläubiger Erwerber bedingungslos Eigenthümer der Inhaber— 
papiere geworden tjt, dieje zurüdzufordern. C. behält aljo das ihm 
ohne Rechtsanſpruch Gefchenkte zum direkten Schaden des A. — 
Dat diefe Konfequenz praktiſch mehr al3 hart und ungerecht it, 
leuchtet ein. 

Nach dem Entwurf aber ijt fie unabweisbar; denn auch die 
Schenkung ift eine Veräußerung (vergl. $ 441)®). 

In den Motiven it auffälliger Weife der Frage einer andern 
Behandlung des unentgeltlihen Erwerbs mit feinem Wort auch nur 
Erwähnung gethan. Anjcheinend glaubte man, aud) darin dem Beijpiel 
des Handelsgeſetzbuchs zu folgen, da diejes in Artikel 306 nicht aus— 
drücklich von entgeltlichem Erwerb redet. Bedenkt man aber, daß 
dtefer Artikel 306 von Waaren oder andern beweglichen Sachen 
redet, welche „von dem Kaufmann in defjen Handel3betrieb veräußert 
und übergeben worden find”, jo kann man, da jchenfweiles Hingeben 
in SHandel3betriebe eines Kaufmanns nicht vorzufommen pflegt?), 
nicht zweifeln, daß in Wirklichkeit Artikel 306 9. ©. B. nur ent- 
geltlihen Erwerb im Auge Hat. Richtig ift freilich, daß Artikel 307 
9. ©. B. für Anhaberpapiere das, was ich jett als bedenkliche 
Stonjequenz des Entwurfs hervorgehoben habe, bereits vorgejchrieben 
bat, daß dies aljo für Inhaberpapiere ſchon jegt geltendes 
deutſches Recht, und zwar nit nur für den Handelsverkehr, bildet. 

Allein wenn bei der Abfaffung des Handelsgeſetzbuchs an un- 
entgeltlihe Veräußerung verzeihlicherweije nicht gedacht wurde, To 
liegt fein Grnnd vor, den ‚Fehler, welcher damals durch die zu meite 
Fafjung des Artikels 307 begangen ift, jet beizubehalten. 

Mein Bedenken bezieht fih aber keineswegs nur auf die Inhaber: 
papiere, jondern auf alle Fälle des 8 877. 

Auch, wenn A. ein Bud, das er von B. geliehen erhalten, an 
C. verſchenkt und tradirt, ift es ungerecht, daß B. dadurch das 
Eigentyum des Buches verloren haben fol. Sein Erſatzanſpruch 
gegen den Schenker aus $ 880 hebt diefe Unbilligkeit nicht auf. 


>; Und für eine vollzogene Schenkung hebt der Entwurf auch die jeitherige 
Formvorſchrift für große Schenkungen auf. 
) So aud) Bolze a. a. O. pag. 101. 
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Wenn man $ 877 als eine anomale Beltimmung zu Gunften 
de3 gutgläubigen Erwerbers auffaßt, welche darin ihren Grund finde, 
daß an dem Irrthum des Erwerbers über das Eigenthum des Ver— 
äußerers in der Regel der Eigenthümer in höherm Grade Schuld 
trage, al3 der Erwerber, und deshalb es der Billigfeit mehr ent- 
Iprehend jei, den Nachtheil von dem Erfteren tragen zu lafjen 
(Motive pag. 344), jo müſſen ſolche Billigkeitsrüdfichten ſchweigen, 
wenn dem bei Anwendung des $ 877 um den Sachmwerth geſchädigten 
Eigenthümer ein zwar gutgläubiger aber durch die Sache ohne 
Entgelt bereicherter Erwerber gegenüberfteht. Die BilligEeit fpricht 
dann für den Eigenthümer. 

Wer ohne Entgelt die Sache erworben hat, mag, wenn dem 
Schenker Vorſatz oder grobe Yahrläffigkeit zur Laft fällt, aus $ 442 
an diejen fic halten, anderenfalls aber den Berluft gefchenkten Gutes 
leichter und billiger tragen, al3 der Eigentümer den Berluft feines 
Eigenthums. 

3. Weitere Bedenken, welde ich äußern möchte, find folgende: 

a) Der Schluß des Abſatz 1 des 8 877 lautet: 
„Die Kenntniß und die auf grober Fahrläffigkeit beruhende 
Unkenntniß der Anfechtbarfeit eines Rechtsgefchäfts ftehen, 
wenn die Anfechtung erfolgt, der Kenntniß und der auf 
grober Fahrläffigkeit beruhenden Unkenntniß der mit der 
Anfechtung eingetretenen rvechtlihen Wirkungen gleich.” 

Die Motive verweiſen auf die analogen Beftimmungen für das 
Grundbuchrecht ın $ 837. Bei der Begründung diefer legtern aber 
wird (pag. 221) nur darauf hingewiejen, daß ein Gejchäft, wenn es 
ipäter angefochten wird, nad) $ 112 als von Anfang an nichtig gelten 
joll, jofern das Gejeg nicht geringere Wirkungen der Anfechtung 
beftimmt. „Kennt daher der Erwerber die Nichtigkeit, jo müſſen auch 
die mittel Anfechtung eintretenden rechtlichen Wirkungen als jchon 
zu jener Beit ihm bekannt gewejen angejehen werden.” 

Hiergegen und gegen die Bejtimmung jenes Satzes an ſich habe 
ich nicht8 einzuwenden, halte diejelbe vielmehr für gerecht. Für un- 
richtig aber halte ich die Stellung, welche der Entwurf der Beſtim— 
mung anmeijt: 

„So lange nicht angefochten ift, bejteht das Rechtsge— 
ihäft. Erfolgt die Anfechtung, fo wird das Rechtsgeſchäft 
hinsichtlich der gewollten rechtlichen Wirkungen jo angejehen, 
al3 wenn es nicht vorgenommen wäre. Der frühere Zujtand 
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wird alsdann von Rechtswegen hergeſtellt“, ſo beſagen die 
Motive Bd. I pag. 219. 

Iſt alfo das Rechtsgeſchäft, welches das Eigenthum des Ver— 
äußerer8 begründet hat, anfechtbar im Sinne des $ 112, fo tft 
trogdem jo lange, bis die Anfechtung nicht erfolgt, der Ber- 
äußerer Eigenthümer der Sache. Jener Sat 2 des $ 877 
fteht alſo infofern nicht am richtigen Plaß, al3 ftreng genommen 
er ſich nicht auf einen Fall bezieht, in welchem „der Beräußerer nicht 
Eigenthümer der Sache war”. 

Korreft würde die Bejtimmung al3 bejonderer Paragraph dem 
$ 877 nachfolgen und etwa folgende Faſſung haben müſſen: 

„War das den Eigenthbumsermwerb des Veräußerers 
begründende Rechtsgeſchäft anfehtbar, fo findet, 
im Fall die Anfehtung nad der Beräußerung er- 
folgt, die Beftimmung des vorigen Paragraphen 
dergeftalt entjprehende Anwendung, daß die Kennt— 
niß und die auf grober Fahrläjjigfeit beruhende 
Unfenntniß oder Anfehtbarfeit des Rechtsgeſchäfts 
der Kenntniß und der auf grober Fahrläjfigkeit 
beruhenden Unfenntniß der mit der Anfechtung ein: 
getretenen redhtlihen Wirkungen gleihiteht.” 

Dabei fei bemerkt, daß $ 112 fih zwar an fi nicht auf die 
Beftimmungen der Konkursordnung und des jet geltenden An- 
fechtungsgefeges vom 21. Juli 1879 bezieht, die von diefem behan- 
delten Rechtsgebiete vielmehr nicht in den Bereich des Entwurfs 
fallen follen (Motive I pag. 218 am Ende). Doch ift dies deshalb 
für unfere Trage praftiichh ohne Bedeutung, weil ja dem $ 30 der 
Konkursordnung, wie dem $ 7 des Anfechtungsgejetes eben die Auf: 
fafjung zu Grunde liegt, daß das angefochtene Rechtsgeſchäft — im 
alle des $ 30 im vollen Umfange, im alle de 8 7 nur dem ans 
fechtenden Gläubiger gegenüber — jo angejehen werden joll, als ob 
ed nicht vorgenommen worden wäre, jo daß unjere Beftimmung im 
vollen Umfang darauf Anwendung leiden wird. 

Sehr nahe liegt die Frage, warum der Entwurf nicht auch eine 
gleihe Beitimmung, wie für den Fall der Anfechtbarfeit, au für 
den eines unter auflöfender Bedingung abgejchloffenen Rechtsgeſchäfts 
für erforderlid, gehalten hat. Nach $ 129 ſoll ja mit Erfüllung der 
Rejolutivbedingung dasRechtsgeichäft, welchem diejelbe beigefügt ift, der: 
geitalt endigen: „daß der frühere Zuftand von Rechtswegen wieder 
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hergeftellt werde”, aljo ohne daß es noch einer Nüdübertragung der 
durch das Rechtsgejchäft begründeten Rechte bedarf. Hiernach liegt 
die Analogie mit dem Hall der Anfechtbarfeit auf der Hand. Der 
Entwurf aber hat für die auflöfende Bedingung bereit3 am Schluß 
de3 8 135 durch die Beitimmung Borforge getroffen, „die Vorjchriften 
zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberedhtigten her- 
leiten, finden entiprechende Anwendung.” 

Durch diefe Beftimmung wird dem $ 877 aud für den Fall 
entjprechende Anwendung gefichert,. daß das den Eigenthumsermwerb 
des Veräußerers begründende Rechtsgeſchäft unter einer auflöjenden 
Bedingung abgefchlojfen war, welche nad) der Veräußerung erfüllt 
wird !0), 

Warum der Entwurf, wenn er bei der auflöfenden Bedingung 
im allgemeinen Theil den Schlußjag de3 $ 135 für angemefjen er: 
achtet, nicht auch für den Fall der Anfechtbarkeit dem $ 112 einen 
entjprechenden Zuſatz gegeben hat, ift nicht erſichtlich. Gleichmäßige 
Behandlung beider Fälle wäre am Platz, nebenjächlich ift alsdann, für 
welchen von beiden Wegen man jich entjcheidet. 

b) Sn $ 879 ift der Ausdrud „ohne den Willen des Eigen- 
thümers oder desjenigen, welcder fie für denjelben inne hatte, aus 
deren Inhabung gekommen ift” ungenau. Aus der alternativen 
Faſſung könnte man folgern, daß auch dann, wenn nicht der Eigen- 
thümer jelbjt, jondern ein Dritter für ihn die Inhabung Hatte, es 
auch auf den Willen des Eigenthümers und nicht vielmehr nur auf 
den des Inhabers anfomme. Nach den Motiven kann nicht zweifel- 
Haft fein, daß dies nicht die Abficht der Beſtimmung ift; denn fie 
jagen (pag. 348): „Die prinzipielle Borausjegung für die gemachte 
Ausnahme liegt in dem Berlufte der Inhabung ohne den Willen des 
Inhabers.” 

Das Wejentliche ift, daß die Sade aus dem Gewahrjam 
des Inhabers, mag dies nun der Eigenthümer oder ein Dritter 
für ihn fein, ohne Willen des Inhabers herausgefommen tft; 
und dies würde beijer ausgedrüdt werden durch die Worte: 

„ohne den Willen des Inhabers aus der Inhabung 
des Eigenthümers oder desjenigen, welder fie für 
denjelben inne hat, gefommen iſt.“ 


10) Auch bei einem weiteren analogen Fall, der gegen ein Veräußerungs— 
verbot verjtoßenden Veräußerung, iſt im $ 107 Abſatz 1 a. E. eine ebenfolche 
Borjchrift aufgenonmen, wie in $ 135. 
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c) Wenn nad $ 878 mit der Erlangung des Eigenthums durd) 
den Erwerber zugleich alle jonft an der Sache bisher begründeten 
Rechte erlöjhen, wenn fie dem Erwerber beim Erwerbe!) nicht be— 
fannt geweſen find, feine Unfenntnig auch nicht auf grober Fahr: 
läfjigfeit beruht hat, jo darf die Stellung diejes Paragraphen un: 
mittelbar nad; dem nur auf die Beräußerung feitens eines Nicht: 
eigenthümers ſich beziehenden $ 877 nicht dazu verführen, aud ihm 
nur für diefen Fall Bedeutung beizumefjen; vielmehr gilt $ 878 im 
vollen Umfang für alle Fülle, in welchen durd die Tradition der 
Erwerber Eigenthümer der an ihn veräußerten Sache wird. 

Der gute Glaube des Erwerbers wird aljo gegenüber dinglichen 
Rechten Dritter nicht weniger gejchütt al3 gegenüber dem Eigenthum 
eines Dritten. Auch 8 879, welcher die Ausnahmen von den zu 
Gunjten des gutgläubigen Erwerbers gegebenen Borjchriften bejtinmt, 
läßt diefe Ausnahmen ebenfo für den Fall des 8 877 Platz greifen. 

Wenn die Motive (pag. 348) jedoch jagen: 

„Iſt die Sache ohne den Willen des dinglich beredhtigten 
Inhabers an den Eigenthümer zurüdgelangt, fo wird nicht 
bezweifelt werden können, daß die Ausnahmsnorm nur dem 
Inhaber — Pfandgläubiger oder Nießbraucher — zum Bortheil 
gereichen fann,” 
jo ift dies wohl unrichtig und widerjpricht der Faſſung welche $ 879 
im Entwurf erhalten hat. Denn für geftohlene, verlorene und jonjt 
abhanden gefommene Sachen gilt die Ausnahme der 8 879 nur, 
wenn diejelben ohne den Willen des Eigenthümers oder desjenigen, 
welcher jie für denjelben hatte aus deren „Inhabung gekommen jind. 
Der Nießbraucher ($ 984) und der Fauftpfandgläubiger ($ 1153) 
find zur Inhabung der Sache berechtigt. it diefelbe aljo in ihrer 
Inhabung, To find fie es, weldhe für den Eigenthümer — wenn 
aucd zu eignem Recht — die thatjächliche Herrichaft über die Sache 
ausüben. Kommt daher die Sache ohne ihren Willen aus ihrer In— 
habung, und wird dann Gegenjtand einer Tradition, jo tft 8 879 
zweifellos anwendbar, und zwar nicht nur zu Gunften des Nieß— 
brauchers bezw. Yauftpfandgläubigers, jondern zugleich aud) zu Gunften 
de3 Gigenthümers, welcher ja die Inhabung durch jene ausübte. 


2) Zur Bezeichnung des maßgebenden Zeitpunttes heißt es im $ 877 „bei 
dem fich vollziehenden Erwerbe,“ in $ 878 einfach „bei dem Enwerbe.? Die Ber: 
ſchiedenheit des Ausdrucks iſt wohl unabjichtlih; mir jcheint dev kürzere Aus: 
drud vorzuzichen. 
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Wenn jedoch, wie die Motive in jenem Satze unterſtellen, die Sache 
ohne den Willen des dinglich berechtigten Inhabers an den Eigen— 
thümer zurüdgelangt und ſomit in deſſen Hand Eigenthum, 
Beſitz und Inhabung vereinigt ſind, ſo kann von da an unmög— 
lich die Sache als eine ſolche betrachtet werden, für welche bei Weiter— 
veräußerung die Ausnahmebeſtimmung des $ 879 gelten ſoll. Wenn 
nach dem Zeitpunkt jener Bereinigung der Eigenthümer, Beliger und 
Inhaber in einer Perfon die Sache veräußert und tradirt, jo fann 
das, was vorausgegangen, die Sache nicht mehr al3 eine „abhanden 
gefommene” unter die Ausnahmebeftimmung fallen laſſen. 

Die Faflung des $ 879, welcher lediglid) den Eigenthümer 
und denjenigen welcher für denjelben die Sade inne hatte, erwähnt 
und ausjchlieglich den Fall, wenn die Sache ohne deren Willen ab- 
handen fommt, ins Auge faßt, kann nicht jo veritanden werden, wic 
die Motive es meinen. 

Wer von dem Eigenthümer die in dejjen Befig und Inhabung 
befindliche Sache tradirt erhält, muß vor der Anwendbarkeit der Aus- 
nahmebejtimmung gejichert jein. 

Auch Hier halte ich eine Aenderung des Entwurfs nicht für nöthig, 
da ich den Entwurf jelbit über die Motive ftelle. Sollte aber wirf: 
(ich in jenem Falle die betreffende Sache als eine gejtohlene zc. im 
Sinne des 8 879 gejehen werden fönnen, jo würde durch unzwei— 
deutige Faſſung das auszujchliegen fein, was die Motive al3 Sinn 
des Entwurfs Hinftellen!?). 

5. Um die Beeinträchtigung, welche der wirkliche Eigenthümer 
oder dinglich Berechtigte durd) die den gutgläubigen Erwerb von 
einem Nichteigenthümer vegünftigenden Beftimmungen der 88 877— 879 
erleidet, nicht ohne Ausgleich zu laſſen, beftimmt 8 880: 

„Wer in Gemäßheit der 88 877 bis 879 den Berluft 
eines Rechtes erleidet, kann von demjenigen, welcher unbe- 
rechtigt verfügt hat, die Herausgabe der dadurh erlangten 
Bereicherung fordern. Die Vorſchriften des 8 7483- finden 
Anwendung.” 

Weiter gehende Schadenserjaganfprücde, fall3 eine unerlaubte 
Handlung vorliegt, werden von dieſer Beltimmung nicht berührt. 


2) Redaktionelles Bedenken erregt der ziveite Sat des $ 879. Daß die 
Ausnahmebejtimmung für Geld, Inhaberpapiere und verjteigerte Zachen nur in 
einem nachichleppenden Nebenſatz Plab findet, entſpricht durchaus nicht der 
entinenten Wichtigkeit derielben. 
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Sie verpflichtet einfach denjenigen „welcher unberechtigt verfügt hat,“ 
alſo defjen Verfügung objektiv unberechtigt war, einerlei ob er dies 
wußte bezw. wiſſen mußte oder nicht; und fie verpflichtet denjelben 
zur Herausgabe „der dadurd erlangten Bereiherung” aljo der 
durch die unberedtigte Berfügung erlangten Bereiherung. 
Auf den gewöhnlichen Fall des Kauf angewendet heißt das: wer, 
ohne Eigenthümer einer Sache zu fein, diefe verkauft und tradirt, hat, 
wenn in Gemäßheit der $ 877 fi. der Erwerber Eigenthümer wird, 
alfo damit das feitherige Eigenthum erliſcht, dem feitherigen Eigen- 
thümer den Kaufpreis herauszugeben. „Die Bereiherung“ iſt her: 
auszugeben, aljo nicht etwa nur der Werth der Sade zu erſtatten. 
Und zwar mit Recht, denn, wenn der unberechtigte Veräußerer einen 
Preis erzielt, welcher den objektiven Werth der Sache überfteigt, jo 
it fein Grund, ihm diefen Ueberſchuß zu belajjen, zumal vielleicht 
ein gleich günftiger Verkauf auch dem wirklichen Eigenthümer möglich 
gewejen wäre. 

Auch auf die fubjektive Seite, aljo darauf, ob der unberedtigt 
Berfügende ohne Yahrläfjigkeit in gutem Glauben handelt, ijt mit 
Recht fein Gewicht gelegt. So gut der Beräußerer vor der Ver— 
äußerung die Sadje infolge einer gegen ihn angeftellten Eigenthums— 
flage ohne Entgelt und Löſungsanſpruch hätte herausgeben müflen, 
ebenjogut muß er zur Herausgabe des Erlöjes verpflichtet fein; denn 
es liegt fein Grund vor ihn infolge der von ihm bewirkten Ber: 
äußerung befjer zu ftellen, al3 vorher. Deshalb ift auch die meines 
Erachtens in der Faſſung des Entwurfs liegende Sonfequenz berechtigt, 
daß der Beräußerer in dem unterftellten all den gefammten Kauf: 
preis herauszugeben hat und daran nicht etwa fürzen darf, was 
er jelbft für die Sache zahlte; denn auch hierzu würde er ja vorher 
gegenüber der Bindikation des Eigenthümers nicht berechtigt ge— 
wejen fein. | 

Zu einem Zweifel könnte die Beftimmung des 8 880 Anlaß 
bieten, foweit fie nicht auf das Eigenthum, fondern auf andere an 
der Sache bisher begründete dingliche Nechte (welche nad) $ 878 bezw. 
879 gleichfalls erlöfchen) bezieht. 

Der Entwurf fagt einfach: wer den PVerluft „eines Rechts“ 
erleidet, Fan die Bereiherung fordern. Coll nun der Nieß— 
brauder oder YFauftpfandgläubiger auch feinerjeits troß feines nur 
beichränften Rechts die volle Bereicherung, alfo den vollen, von dein 
Nichteigenthümer erlöften Kaufpreis hevausverlangen können? Ad) 
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glaube: ja. Denn andernfalls hätte e8 einer den Anjpruc des dritten 
dinglich Berechtigten auf ein geringeres Maß beichränfenden Faſſung 
des Paragraphen bedurft. 

Dabei verftehe ich den Sinn des $ 880 dahin, daß, wenn Nieß— 
braucer oder Fauftpfandgläubiger die Bereiherung in Folge 
dejjelben verlangen, ihnen daran aud nur dajjelbe Recht, wie 
bisher an der Sache jelbit, zuſtehen joll!®). | 

Kann es ſich aber jchon hierbei fragen, ob nicht eine bejondere 
dies Elarjtellende Beitimmung aufzunehmen gewejen wäre, jo iſt dies 
noch mehr der Fall bezüglich der Frage, ob und wie weit der in 
Gemäßheit de3 8 880 die Bereicherung herausgebende Beräußerer 
jeinerjeit3 auf jeinen Bormann zurüdgreifen kann. Hier fommen 
ss 370 ff. über Gewährleiftung des VBeräußerers in Betradt. Nach 
8 377 Steht ein Rechtsanfpruc wegen Entwährung dem Erwerber 
gegen den Beräußerer nur dann zu, wenn das diejelbe herbei— 
führende Necht des Dritten „mit Erfolg geltend gemadt” ift. 
Was hierunter zu verjtehen iſt, bejagt $ 375 letter Abjag jpeziell 
für unſern Fall: 

„Iſt jedoch bei dem die Veräußerung einer Sache betreffenden 
Bertrage die Verwirklichung des Rechts des Dritten von der 
Herausgabe der Sache abhängig, fo iſt das Recht de3 Dritten 
erit dann als mit Erfolg geltend gemacht anzufehen, wenn 
die Sadhe dem Dritten herausgegeben tjt.“ 

Aus den legten Worten fönnte man folgern, daß nur dann und 
erit dann, wenn die Sache felbit dem Dritten herausgegeben wäre, 
der etwaige Anjpruc begründet jein jolle. 

Es fragt ſich daher, ob nicht jenem $ 375 im Binblid 
auf unſern Fall eine etwas andere Faſſung zu geben fein wird. 

6. Hier wird ſich am einfahjten die Erörterung des Löſungs— 
anſpruchs anfchliegen, welchen der Entwurf in bejchränftem Um: 
fang dem gutgläubigen Erwerber, welder nicht Eigenthünter wird, 
gewährt, obwohl der Entwurf jelbit jene Erjtattung in dem vierten 
Abſchnitt in $ 939 und 8 940 behandelt. 

Für die meilten Fälle, für welde die neuern Gefeßgebungen und 
insbejondere das Preußiſche Landrecht, einen Löſungsanſpruch des 
gutgläubigen Erwerbers fennen, wird derjelbe nach dem Entwurf 
Ihon dadurch gegenſtandslos, daß von ihm in den meijten diejer Fälle 


3, Hehnliche Fälle j. $ 1002 und $ 1157. 
VIII. 45 
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das Eigenthum de3 gutgläubigen Erwerbers anerkannt wird. Raum 
für einen Löjungsanfpruch bleibt nur für die in $ 879 beitimmten 
Ausnahmefälle von dieſer Regel. Bon diefen Ausnahmefällen 
aber jchließt der Entwurf die Fälle des erjten Satzes des 8 8379 
von dem Rechte eines Löſungsanſpruches aus und gewährt 
denjelben lediglich für den Fall des zweiten Abjages dejjelben. Alſo 
nur demjenigen gutgläubigen Erwerber, welcher allein deshalb nicht 
Eigenthümer geworden ift, weil die ihm tradirte Sache geftohlen, 
verloren oder ſonſt ohne den Willen des Eigenthümers oder deſſen, 
der für ihn die Sache inne hatte, aus deren Jnhabung geflommen 
tft, Soll nad dem Entwurf der Löſungsanſpruch zuftehen; d. h. er 
joll berechtigt jein, von dem die Herausgabe von ihm fordernden 
Eigenthümer Erjtattung defjen zu begehren, was er felbit für den 
Erwerb der Sache dem Beräußerer geleiftet oder noch zu leiiten hat. 

Die Gewährung eines ſolchen Löſungsanſpruchs beruht auf 
Billigfeitsrüdjichten; es joll einerjeit3 das Recht des Eigenthüners 
der gejtohlenen oder verlorenen Sache feitgehalten und andererſeits 
diefer Ausnahmebeftimmung ihre jchädigende Wirkung „im Wejent- 
lichen” wie die Motive (pag. 418) meinen, genommen werden. 

Will man mit dem Entwurf in dem Löjungsanfprud einen 
billigen Ausgleich der widerjtrebenden Intereſſen finden, jo iſt jeden- 
fall8 dagegen nicht zu erinnern, daß im Fall des Abjat 1 des 8 879 
jener Anfpruc nicht anerfannt und daß er da, wo er Anerkennung 
findet, auf den Werth der Sache zur Beit der Herausgabe an 
den Eigenthümer (und zwar nad) Abzug der von dem Eigenthümter 
zu erjegenden Verwendungen $ 939) bejchränft wird. 

Gerade geftohlene und verlorene Sachen, welcde objektiv der 
Eigenthumserlangung des gutgläubigen Erwerbers entzogen jind, 
fönnen als jolhe nad) einander durd) die Hand einer ganzen Weihe 
von Veräußerern und Erwerbern gehen. Um Elar zu jtellen, wie 
weit die Wirkung des Löſungsanſpruches ſich erftredt, jegen wir den 
Fall, daß eine geftohlene goldene Uhr von dem Dieb an den A., von 
A. an B., von B. an. verkauft und tradirt wird, jedesmal um den 
ihrem Werth entjprechenden Kaufpreis von 100 M. Bei C. findet 
der Eigenthümer feine Uhr und verlangt fie heraus. Würde C. den 
Löſungsanſpruch nicht geltend machen, jo würde ihm gegen den Ber: 
äußerer B. aus $ 377 ein Anfprucd auf Erſatz der 100 M. zuitehen 
und ebenjo dann wieder dem B. gegen den A., dem A. gegen 
den Dieb. 
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Macht C. ſeinen Löſungsanſpruch dem Eigenthümer gegenüber 
geltend, ſo muß dieſer die Uhr durch Zahlung von 100 M. einlöſen. 
Da 8 939 Abſatz 3 entſprechende Anwendung der Vorſchrift des $ 880 
vorjchreibt, jo hat alsdann der Eigenthümer gegen den B. jeinerjeits - 
den Anfpruc auf Herausgabe der durch die unberechtigte Weiterver- 
äußerung erlangten Bereicherung, d. 5. nad) dem oben unter 5 Ge: 
jagten in unjerm Fall auf Zahlung von 100 M. Die Negreßaniprüche 
des B. an den A. und des A. an den Dieb find diejelben wie ohne 
Löſungsanſpruch. Durd Geltendmachung des legtern tritt alfo zwischen 
die Erjaßverbindlichfeit des B. gegenüber dein C. der löſende Eigen- 
thümer. Dies iſt nicht unberechtigt, denn gerade in einem folchen 
Sal, in welchem die geftohlenen Sachen bereit3 den Beſitz einer 
Reihe von gutgläubigen Erwerbern durdjlaufen haben, ericheint es in 
der That billig, daß der legte Befiger fie nicht ohne Erftattung des 
Werthes herauszugeben braudt. 

Der Löſungsanſpruch ift ein durch Zurüdbehaltungsredht ge: 
jicherter, jedoch auch jelbjtitändig Elagbarer Anſpruch, bedingt durch 
die Herausgabe der Sache an den dieje zurüdverlangenden Eigen- 
thümer. Nach $ 939? joll er jedoch erlöjchen, ſoweit nicht der An- 
ſpruch und dejjen Umfang vor oder bet der Uebergabe der Sache 
dem Eigenthiimer angezeigt it. Der Zwed dieſer Borjchrift it nad) 
den Motiven (pag. 419): zu verhindern, daß der ohne Kenntniß 
eined jolchen Anſpruchs die Sache zurüdverlangende und zurüd- 
nehmende Eigenthümer nicht unbillig einer Löſungsforderung aus— 
gejett jein foll, bei deren Kenntniß er vielleicht von der Rüdforderung 
ganz Abjtand genommen haben würde. 

sit diejer Gefichtspunft an fich nicht unrichtig, jo ift doch die 
Art, wie der Entwurf ihm Genüge zu thun ftrebt, nicht ganz ein- 
wandfrei. Es handelt ſich hier namentlich auch um gejtohlene Saden. 
Findet nun der Eigenthümer die ihm gejtohlene Uhr beim gut- 
gläubigen Erwerber, der fie feinerjeitS mit ihrem vollen Werth bezahlt 
hat, und macht er alddann in eindringlicher Weiſe fein — des Be- 
jtohlenen — Eigenthum daran geltend, jo wird häufig der Beliger 
in der Berblüffung darüber, in dem Beſitz einer geitohlenen Uhr 
befunden worden zu jein, oder aus Anftand die Uhr dem Eigen— 
thümer, falls an defjen Recht nicht zu zweifeln ift, alsbald heraus: 
geben, ohne in dem eriten Augenblid daran zu denken, daß er wegen 
des von ihm ſelbſt gezahlten Preifes der Uhr einen Löſungsanſpruch 
und ein Zurüdbehaltungsrecht habe. Es erſcheint nicht billig, dieſe 
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entgegenfommende Handlung des Befigerd dadurch zu ftrafen, daß 
man an fie den Berluft des Löſungsanſpruchs Fnüpft. 

In $ 940 wird dem Löſungsanſpruch des 8 939 entiprechende 
Anwendung zu Guniten- des Yauftpfandgläubigers gegeben, 
welchem eine gejtohlene, verlorene oder ſonſt abhanden gekommene 
Sadje von dem Nichteigenthüümer verpfändet worden ift; doch fann 
hier der Inhaber Erjag nur desjenigen fordern, „was er dem 
Schuldner gegen Empfang des Pfandes geleitet hat”, jo daß 
der Lölungsanjpruc regelmäßig dann nicht jtattfindet, wenn bereits 
früher freditirt und Später Pfandficherheit gewährt worden iſt — 
(Motive pag. 420). 

GSelbitverjtändlich ift e8 wohl die Abficht des Entwurfs, daß der 
Inhaber das, was er dem Verpfänder gegen Uebergabe des Fauſt— 
pfandes geleiftet Hat, nur injomweit herausverlangen kann, als es 
ihm überhaupt noch gejchuldet wird. Doch wird es gut fein, 
dies in $ 940 durd einen furzen Zuſatz zum Ausdrud zu bringen. 


U. Erfißung. 

1. Den Einfluß, welchen die neuen Bejtimmungen der $$ 877 ff. 
über die Eigenthumserlangung des gutgläubigen Erwerbers üben 
müffen, tritt nirgends jo hervoritechend zu Tage, al3 bei der „Er- 
ſitzung“. 

Die ordentliche Erſitzung des gemeinen Rechts verwandelt den 
titulirten gutgläubigen Bejis in Eigenthum. Nah dem Entwurf 
dagegen begründet der titulirte qutgläubige Bejigerwerb im Yulle der 
Tradition regelmäßig ſchon alsbald volles Eigenthum. Die Tradition 
aber ijt die weitaus häufigite Eigenthumserwerbsart für bewegliche 
Saden, gegen welche alle anderen Eigenthumserwerbsarten — zumal 
die andern derivativen — ganz zurüdtreten. 

Damit fällt nad) dem Entwurf die Nothwendigfeit, ja die Mög: 
(ichkeit einer Erjigung in den meijten Fällen, für welde dieje nad) 
dem jeitherigen Recht beitimmt war. 

Geht man mit dem Entwurf davon aus, daß guter Glaube 
Erfordernig der Erſitzung jein joll, jo laſſen fic die Fälle, in welchen 
für diejelbe nad) jenen Bejtimmungen des Entwurfs überhaupt nod) 
Plaß iſt, wie folgt, gruppiren: 

1. im Fall der Tradition: 

a) wenn der den Eigenthunserwerb hindernde Umstand nicht 
in dem Nichteigenthum des Beräußerers bejtand, jondern 


697 





in etwas Anderm, etwa in der Gejcäftsunfähigkeit 
dejjelben;; 

b) wenn die Tradition ſich ohne Uebergabe der Sache oder 
lediglich mittel3 constitutum possessorum vollzogen hat 
($ 879 Sat 1). 

ce) wenn die Sache geftohlen, verloren oder auf jonitige 
Weile ohne den Willen des Eigenthümers bezw. jeines 
Inhabungs-Vertreters abhanden gekommen war (8 879 
Sat 2); hier mit den Ausnahmen für Anhaberpapiere :c. 

2. Bei allen andern Eigenthumserwerbsarten für bewegliche 

Saden in allen Fällen, in welchen der Eintritt des Eigen: 

thumserwerbs durch irgend einen den guten Glauben des 

Ermwerbers nicht ausichließenden Umstand verhindert worden ift. 

Erwägt man nun, daß zu lc gejtohlene Sachen nad) jeitherigem 
gemeinen Recht der Erjigung ganz entzogen waren; zu la 
aber auch bei der Erfigung gerade zu Gunjten der Unmündigen 
bezw. Minderjährigen bejondere Beftimmungen gelten, fo fann man 
dem Entwurf nur Recht geben, wenn er für die wenigen, nad) Aus- 
jchetdung dieſer, noch verbleibenden Fälle die Einführung einer 
ordentlihen Erfigung nicht für am Plage hält, deshalb von einer 
jolden ganz abjieht und lediglich eine einheitliche Erſitzung — im 
Sinn des jeitherigen gemeinen Rechts würden wir jagen: eine 
außerordentlihe Erjigung — anerkennt. 

Dan wird fich hiermit umjomehr aud) für jene an ſich einer ordent- 
lichen Erſitzung noch zugänglich bleibenden Fälle befreunden können, ala 
der Entwurf gleichzeitig die Erjigungsfrift auf zehn Fahre beitimmt. 

Wenn die Fallung des eriten Abjates des 8 881: 

„Derjenige, welcher eine bewegliche Sache während einer 

Friſt von zehn Jahren beſeſſen hat, erwirbt dadurch das 

Eigenthum (Erfigung)” 

auf den eriten Bli jede Erwähnung des Erforderniffes des guten 
Glaubens vermifjen läßt, jo wird dem für den Beginn der Er- 
figung durch $ 881 ?, für die weitere Erfißungsdauer durch $ 886 
volltommen abgeholfen; ja die Herauslafjung einer jeden Erwähnung 
des guten Glaubens aus dem eriten, die Erfordernijje formulirenden 
Sat des $ 881 Hat den Bortheil, die Beweislaſt nicht des Er: 
jigenden für feinen guten Glauben, jondern des Gegners für den 
Mangel dejjelben bezw. für eine grobe Fahrläjjigkeit dabei, außer 
Zweifel zu jtellen. 
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Auch mit den weitern Bejtimmungen des Entwurfs über die 
Einrecdinung des Befiges der Nechtsvorgänger ($ 882) und die 
Unterbredung des Beſitzes ($ 885)"), ſowie mit der Regelung der 
Erſitzung im Fall dev Beerbung ($ 882? 8 885 ! umd $ 888) und 
mit der Beweistegel des $ 883: 
„Iſt der Befig für den Anfang und das Ende eines ZBeit- 
raumes eriviefen, jo wird der Befig für die Zwiſchenzeit 
vermuthet,“ 

wird man ſich einverſtanden erklären müſſen. 

2. Das Berhältniß der Erſitzung zur Verjährung des Eigen— 
thumsanſpruchs wird durch die 88 884 und 887 beſtimmt. Die Be: 
ſtimmung des erjten Paragraphen, wonach die Erfigung nicht begonnen 
noch fortgejegt werden fan, wenn und jo lange die Verjährung des 
Eigenthumsanſpruchs gehemmt ift, hat, wie auch die Motive nicht 
verfennen, ihr Bedenkliches deshalb, weil dem gutgläubigen Bejiger, 
welcher ſich jelbft für den Eigenthümer hält, der dritte Eigenthüner 
und dejjen Verhältniffe gar nicht befannt find, er alfo auch gar nicht 
willen kann, ob, wann und wie lange deſſen Eigenthumsanſpruch ge= 
hemmt ift. Selbſt dann, wenn er nad ununterbrodhenem 
10jährigem gutgläubigem Beftg über die Sache als eine nad 
jeiner Meinung zweifellos ihm gehörige verfügt, wird er, falls ohne 
jein Wiffen infolge einer Hemmung der Verjährung des Eigenthums- 
anipruchs auch feine Erjigung gehemmt war und deshalb mit Ablauf 
des zehnjährigen Zeitraums noch nicht beendigt it, unberedtigt 
über die Sache verfügen und deshalb der Haftung aus $ 880 unter: 
liegen. AndererjeitS aber ift nicht zu leugnen, daß, wenn ein Grund, 
welcher die Geltendmachung des Eigenthumsanſpruchs durd) den Eigen- 
thümer hindert, von dem Gejeg für wichtig genug erachtet wird, um 
bei Berechnung jelbjt der langen dreißigjährigen VBerjährungszeit be: 
rücjichtigt zu werden, er um fo viel mehr aud für die fürzere zehn- 
jährige Erfitung berüdjichtigt werden muß; und man fann daher 
dem Entwurf nicht Unrecht geben, wenn er diefen Gefichtspunkt in 
5 584 zum maßgebenden erhoben hat. | 


19 Zu Abjat 3 diefes Paragraphen stimme ich übrigens mit Bähr a. a. O. 
pag. 512 darin überein, dat ich in dem Fall diejes Abſatzes die Einrechnung der 
Zwiichenzeit in den Beſitz für das Nichtige halte, Auch für die Erjigung be: 
achtensiwerthe Bemerkungen enthalten auch die in diefen Heften erichienenen Auf— 
läge von Lehmann „über die Anſpruchsverjährung“ (Heft ID und von Yinfelmann 
„der Beginn des Rechtsſtreits“ (Heft 1). 
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Daß, wie die Motive für die außerordentliche Erſitzung des ge— 
meinen Rechts hervorheben, dieſe nur die Kehrſeite der Verjährung 
des Eigenthumsanſpruchs ſei, läßt ſich nach dem Entwurf ſelbſt ſchon 
angeſichts der verſchiedenen Zeitfriſten (von 30 und 10 Jahren) nicht 
mehr in vollem Umfang behaupten. jedenfalls aber ijt e3 richtig, 
wenn nah 8887 durch Erhebung der Eigenthumsflage gegen den 
Beliger die Erſitzung unterbrocden wird. 

Hinzugefügt wird hier: „jedoh nur zu Gunſten desjenigen, 
welcher die Unterbrechung herbeigeführt hat.” Genauer dürfte hier- 
bei noch zu erwähnen fein, „bezw. jeiner Rechtsnachfolger.“ Es ift 
dies wohl auch die Abfiht des Entwurf, der vorausfichtlich einen 
jolhen Zufag im Hinblid auf $ 236?C.P.D. („die Enticheidung tft 
in Anjehung 2c.”) für entbehrlich gehalten hat. 

Veberflüffig wird derjelbe jedoch namentlich dann nicht jein, 
wenn die erite Klage wegen Unzuftändigkeit abgewiefen wird und e3 
nun darauf ankommt, für die zweite Klage des Rechtsnachfolgers die 
Begünftigung des $ 171? geltend zu machen !’). 

Bei der Fürzern Friſt der Erfißung wird dieje häufig beendet 
jein, bevor der Eigenthumsanjpruc gegen den Erſitzenden verjährt 
ift. In diefem Hall kann natürlich von Fortfegung und Beendigung 
jolcher Berjährung nicht mehr die Rede fein, vielmehr ift durch die 
Erjigung und das dadurd begründete neue Eigenthum das jeitherige 
Eigenthum und damit auch der daraus hergeleitete Eigenthums— 
anſpruch, noch ehe der letztere verjährt ift, erlojchen. 

3. Am Schluß der Beitimmungen über die Erfigung fteht 
8 889: 

„Mit dem Erwerbe des Eigenthums dur Erfigung erlöfchen 
zugleich alle fonftigen an der Sache vor dem Erwerbe des 
Befiges begründeten Rechte Dritter, es jei denn, daß te 
dem Erligenden bei dem Erwerbe de3 Beſitzes befannt ge— 
wejen oder nur in Folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt 
geblieben find. 


»), Da $ 171 nadı $ 887 entiprechende Anwendung auf die Erfigung findet 
fo iſt aud für dieſe dringend zu wünſchen, daß der von Linfelmann (Heft 1 
pag. 50 ff.) gerügte Unterichted zwiſchen den Fällen der Abweifung und der Zurüd- 
nahme der Klage bejeutigt wird, damit nicht der Kläger, weldyer nachträglich von 
der Unzuſtändigkeit des Gerichts Fih überzeugt, die Klage mit erheblichen Mehr: 
koiten erſt durch Urtheil abweiſen laſſen muß, um die neue Sllage nicht als in: 
zwiichen verjährt abwetien zu ſeben. 


. 660 


Die Vorſchriften der 88 884 bis 887 finden entſprechende 
Anwendung.” 
Hierzu jagen die Motive (pag. 356) am Ende: 
„auch die Möglichkeit, daß lediglich ein Nießbrauchrecht oder 
ein Pfandrecht erlifcht — usucapio libertatis — iſt hier wie 
dort nicht ausgeſchloſſen.“ 

Die Motive gehen alfo davon aus, daß die in $ 889 enthal- 
tene Bejtimmung über das Erlöjhen aller dinglihden Redte 
Dritter durd die Erfigung auch-dann Platz greife, wenn das 
jeitherige Eigenthum nicht erlöjche, der Erjigende aljo nicht 
durch die Erfigung Eigenthümer wird. Cie können dabei nur den 
Hall im Auge haben, daß der fragliche Erſitzer ſchon ohne die Er- 
figung Eigenthümer war und als jolher die Sache die Erſitzungs— 
zeit hindurh in gutem Glauben ohne Kenntnig des Nießbrauchs 
oder Fauſtpfandrechts eines Dritten bejeffen Hat. Nur in dieſem 
Hal fünnte man mit den Motiven von einer usucapio libertatis reden. 
Allein auf diefen Fall gerade paßt die Beitimmung des $ 889 des 
Entwurfs nicht, denn fie redet von einem Erlöfchen der dinglichen 
Rechte Dritter „mit dem Erwerb des Eigenthbums dur Er: 
figung”. Die Erfikung der 88 881 bis 889, alfo der Eigen- 
thumserwerb durch Erfigung, tritt aber nur ein, wenn der Er- 
fitende nicht jchon ohnedied Eigenthümer war. Allerdings wird 
häufig auch Jemand, der bereit3 Eigentümer war, zum leichteren 
Beweis jeines Eigenthumes ftatt auf den wirklichen Eigenthums- 
erwerb ſich einfach auf die Erjigung, auf den zehnjährigen gutgläubi- 
gen Beſitz der Sade, berufen und damit durchdringen. Soll aber 
der Sinn des $ 889, wie die Motive in jenem Sate andeuten, der 
jein, daß auch ohne Eigenthumserfigung eine Freiheitserfigung gegen- 
über dem Nießbrauch- oder Fauftpfandberechtigten möglich jein joll, 
dann würde $ 889 unbedingt einer Umänderung bedürfen, falls 
es nicht richtiger wäre, einen ſolchen Erlöfchungsgrund des Nieß— 
brauchs und Fauftpfandrehts in Abjchnitt VII Titel 2 bezw. Ab- 
Schnitt IX Titel 3 zu regeln. 


II. Perbindung, Vermiſchung, Verarbeitung. 

Die dieje EigentHumserwerbsarten behandelnden 88 890 bis 897 
regeln die Materie in Elarer, einfacher und billigenswerther Weije. 
Daß jeder Verbindung ein Einfluß auf die Eigenthumsperhältniffe 
nur dann eingeräumt wird, wenn die verbundene Sache zum weſent— 
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lihen Bejtandtheil geworden, und daß, wenn dies der Fall ift, 
an ji Miteigenthum nad) dem Werth entjprechenden Quoten ans 
genommen und nur dann, wenn eine der verbundenen Sachen als 
die Hauptfache erjcheint, in deren Eigenthum auch das Eigenthum 
der ihr al3 wejentliche Beftandtheile verbundenen andern Sachen 
aufgeht, ift klar und Eonjequent. Praktiſch angemeſſen tft ferner für 
die Bermifhung die Beitimmung des $ 892°, daß Untrennbarkeit 
aud dann anzunehmen tft, wenn die Ausfcheidung der vermischten 
oder vermengten Sachen mit unverhältnigmäßigen Koften verbunden 
jein würde. Für die Spezifikation endlid; wird man dem Grund: 
fat, daß die Arbeit und nicht der Stoff über das Eigenthum der 
neu hergeftellten Sache entjcheidet, unbedenklich beiftimmen und die 
zur Befeitigung von Zweifeln, was als eine neue Sache anzuziehen 
jei, Hinzugefügte Beſtimmung des $ 894 gutheißen. 

Nur zu zwei Bemerkungen giebt mir diefer Abjchnitt Veranlafjung: 

1. Die Spezififation it fein „Rechtsgeſchäft“ (Motive 
pag. 360). 

„Ob diejelbe eine Rechtshandlung ift, auf welche die 
Vorſchriften über Rechtsgefchäfte in geringerem oder weiterem 
Umfang entjprechende Anwendung zu finden haben, oder ob 
die Spezififation nicht vielmehr Lediglich als natürliche 
Handlung aufzufaljen it, bleibt bejjer der Entſcheidung in 
der Wilfenichaft und der Praris vorbehalten. Bon diejer 
Enticheidung hängt insbejondere auch die Beurtheilung der 
Spezifikationsthätigkeit gejchäftsunfähiger Berjonen, ſowie 
die Beurtheilung der Bertretung in der produf- 
tiven Thätigfeit ab.” 

Auf die theoretiiche Frage, ob die Spezififation Rechtshandlung 
oder nur natürlihe Handlung jei, will ich näher. nicht eingehen. 
Praktiſch aber ift es mir im höchſten Grade bedenklich, daß, wenn die 
Motive Recht haben, von der Entiheidung jener theoretiichen Frage 
duch Wiffenfchaft und Praris abhängig fein joll „die Beurtheilung 
der Vertretung in der produftiven Thätigkeit.” Die produftive 
Thätigkeit ift ohne die jeden Zweifel ausjchließende Zulafjung einer 
Vertretung einer großen Gefahr ausgejett: 

Lieft man $ 893 

„Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines Stoffes 
oder mehrerer Stoffe eine neue bewegliche Sache heritellt, 
erwirbt das Eigenthum an der legteren.” 
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jo kann man aus dejjen Wortlaut folgern wollen, daß der Ge- 
jelle, welder, in dem Gejhäfte des Meijters arbeitend, aus dem 
Rohſtoff den Stiefel hergeitellt hat, Eigenthümer des leßteren ge- 
worden tft. Eine ſolche Folgerung aber muß durd) das Geſetz jelbit 
unmöglih gemacht und ihre Abweifung nicht erſt der Entjcheidung 
einer von dem Gejege offen gelajjenen Frage durd) Wiffenichaft und 
Praris überlaffen werden. Bei allem Vertrauen und aller Beru: 
higung darüber, daß Wiljenichaft und Praxis die richtige Entjcheidung 
finden würden, jcheint e8 mir doch erwünscht, durch einen Eleinen Zu: 
ag in $ 893, etwa dur die Faſſung „wer felbjt oder durd) 
Andere“ die Zuläjfigfeit der Bertretung bei der Spezifikation 
vor jedem jonft aus den Worten des Gejetes und der angeführten 
Stelle der Motive zu entnehmenden Zweifel zu fchügen. 
2. Bu $ 897 
„Ber in Semäßheit der 88 890—896 einen Berluft er: 

leidet, fan von demjenigen, welcher dadurd, bereichert ift, 

die Herausgabe der Bereicherung fordern. Die Borjchriften 

des $ 7483 finden Anwendung.“ 
iſt natürlicd; aud der Fall ins Auge zu faſſen, wenn der Verluit 
auf der einen und die Bereiherung auf der anderen Seite nicht 
gleich groß find. Sit der Verluft größer als die Bereicherung, jo 
gewährt die Borichrift des 8 897 chen nicht vollen Schadenserjak. 
Iſt alsdann nach Lage der Säache ein gejeßlicher Anjprud auf Scha— 
denserſatz auch abgejehen von $ 897 begründet (etwa weil eine un- 
erlaubte Handlung vorliegt), jo wird daran durcd jenen Paragraphen 
nicht8 geändert. Die mala fides des VBerbindenden, Vermilchenden 
oder Verarbeitenden hat wenigſtens hierdurdy auch nad) dem Entwurf 
ihre Bedeutung. 

Iſt dagegen die Bereiherung größer als der Berluft, fo 
würde trogdem nah $ 897 die Herausgabe der vollen Be: 
reiherung gefordert werden fünnen, und zwar aucd dann, wenn 
die Berbindung, Vermiſchung oder Berarbeitung in gutem Glauben 
geichehen wäre. E3 jcheint unbillig, eine jolche über den Begriff des 
Scyadenserjages hinausgehende Verpflichtung zu beftimmen, und des: 
halb wünichenswerth vor den Worten: 

„Die Herausgabe der Bereicherung einzufchalten, bis 
zur Höhe jenes Verluſtes.“ 


663 


IV. Erwerb des Eigenthums an Erzeugniffen und äbnfiden Beftandtbeilen 
einer Sad. 

Wenn in der Heberjchrift von Erzeugniffen und „ähnlichen“ 
Beitandtheilen einer Sache die Rede ift, während die 88 898 bis 902 
jelbjt von Bejtandtheilen ohne Erwähnung einer ſolchen Bejchräntung 
Iprechen, jo kann über dieje Nichtübereinftimmung des Ausdruds als 
unmejentlic) hinweggegangen werden. Nicht fo unmejentlich ift jedoch 
die Ungenauigfeit in $ 898, welcher beftimmt: 

„Beltandtheile einer Sache, insbefondere deren Erzeugnifje, 
gehören auch nad der Trennung dem Cigenthümer der 
Sacde, joweit nicht mit der Trennung ein Anderer in Ge— 
mäßheit der 88 899-—-902 das Eigentum an ihnen erwirbt.” 

Die Beitandtheilseigenjchaft ändert aber an den Eigenthumsver— 
hältniffen nur dann etwas, wenn es fih um weſentliche Bejitand- 
theile im Sinne des $ 782 handelt. Nur für wefentlide Be- 
jtandtheile einer Cache ift daher die Beftimmung dieſes Para- 
graphen nothmwendig und richtig. Für nicht wejentliche Bejtand- 
theile bedarf es einer Beftimmung überhaupt nicht, da deren 
Eigenthumsverhältnifje,. wie durch die Hinzufügung, jo auch durch 
die Wiederwegnahme zu und von der andern Sache nicht berührt 
oder verändert werden. Eben deshalb aber würde aud die Be— 
ftunmung, daß jeder Beitandtheil einer Sache nad) der Trennung 
beim Mangel eines ſonſt aus 88 899—902 Beredhtigten dem 
Eigenthümer der Sache, aljo doch derjenigen Gejammtjache, von 
welcher der Bejtandtheil getrennt wird, zufallen folle, unrichtig jein, 
wenn er auf andere als wejentliche Beftandtheile angewendet 
werden joll. 

Das Prinzip de3 8 898 bezüglicd) des Fruchterwerbs geht dahin, 
daß, wenn nicht ein anderes Recht aus den folgenden Be- 
ftimmungen ſich ergiebt, der Eigenthümer der Sache aud Eigen- 
thümer ihrer Erzeugniffe mit deren Trennung wird. Als 
jolhe dem Recht des Eigenthümers vorgehende andere Rechte be- 
handelt der Entwurf: 

1. das dinglide Recht auf die Frucht ($ 899), 

2. das Recht des Bejiters $ (900), 

3. das Recht des obligatoriſch Berechtigten ($901) und zwar: 
a) mit Inhabung der Sache, 
b) ohne jolde. 

In den Fällen 1, 2 und 3a joll der Berechtigte mit der 
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Trennung Eigenthümer der Fürchte werden, in dem Fall 3b erft 
mit der Bejißergreifung (Perzeption), jo daß hier zwiichen 
diejer und der Trennung der Eigenthümer der fruchttragenden Sache 
(beziv. der jonft nach 1 und 2 Berechtigte) aud Eigenthümer der 
Früchte ift. 

Eine Neuerung des Entwurfs gegenüber dem gemeinen Recht 
beiteht darin, daß der gutgläubige Befiter geradezu als Eigen- 
thümer der Früchte bezeichnet wird. Die Motive pag. 365 ff. 
dürfen mit Hecht hervorheben, daß durch diefen einen Schritt, den 
der Entwurf hinausgeht über die Stellung, welche jchon das gemeine 
Recht dem gutgläubigen Befiter Hinfichtlic des Fruchterwerbs ein- 
räumt, ein durch jeine Einfachheit fi) empfehlendes Reſultat jich er- 
giebt, ohne daß dadurch gegen die Billigkeit verjtogen würde. Der 
Eingang des $ 900 „wer eine fremde Sache bejitt, erwirbt das 
Eigentum u. ſ. w.“ hebt in diefem erjten Sat das Erforderniß der 
Gutgläubigfeit nicht hervor, bejchränft ich vielmehr darauf, unter 1 
den Beſitzer, welcher zur Beit der Trennung weiß, daß er zum Be- 
fige der Sache nicht berechtigt ift, und unter 2 demjenigen, welcher 
dem Befit der Sache durch eine ftrafbare wenn auch nur auf Fahr- 
läfjigkeit beruhende Handlung erworben hat, von der DBegünjtigung 
des Fruchterwerbs zu Eigenthum auszujchließen. 

Unter 1 wird dabei lediglid auf das wirkliche Wifien Rüd- 
ficht genommen, nicht auc auf ein Wiſſenmüſſen, wenn nur durd) 
grobe Fahrläjfigkeit dem Befiger die Kenntniß jeiner Nichtberechtigung 
oder der Berechtigung eined Dritten entgangen it. Die Motive 
(pag. 366 Abſatz 3a) berufen fi hierfür auf die Analogie des $ 886. 
Dieje paßt jedoch nicht ganz; denn wenn für den einmal begonnenen 
Erjigungsbejiß in $ 886 nur wirkliche mala fides superveniens 
als Unterbrehungsgrund anerfannt und auf grobe Fahrläſſigkeit feine 
NRüdjicht genommen wird, jo handelt es ich dabei doch um einen 
Beſitz, welcher nad) $ 881? bei jeiner Erwerbung nit nur aus 
grober Fahrläffigkeit in gutem Glauben begonnen jein darf. Unſer 
$ 900 hingegen will den zum Fruchterwerb berechtigten gutgläubigen 
Befiger mit Rüdjiht auf die Art feiner Erwerbung nad) Po. 2 nur 
dann ausfchliegen, wenn der Bejigerwerb auf einer jtrafbaren 
Handlung beruht hat. 

Seten wir den Fall: der Käufer eine Gutes nimmt, weil er 
es nicht der Mühe werth hält, um die Grenzen dejjelben ſich zu 
fümmern, aud von einem dem Nachbarn gehörigen Feld Beſitz und 
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mäht, da die Erntezeit gerade bevoriteht, dafjelbe ab, ehe der Eigen: 
thümer davon Kenntniß erhält. Er ift gutgläubiger Befiger und 
alſo nad) $ 900 Eigenthümer der Frucht — melde er alsbald in 
jeine Scheune gebradjt, dort aber noch liegen hat — geworden. Der 
Bereicherungsanſpruch iſt ausgejchlofien, da zu $ 900 die Motive 
(pag. 366 vor 3) ausdrüdlid eine Abweichung von dem Prinzip des 
$ 748? ablehnen. 

Zweifellos hat in diefem Fall der Befiger nur in Folge grober 
Sahrläffigkeit in gutem Glauben ſich für berechtigt gehalten, und e3 
ift, wenn der wirklich berechtigte Nachbar zu jpät das Gejchehene er- 
fährt, ficher durchaus unbillig, wenn ihn nicht das Recht zufteht, die in 
der Scheune des Andern nod) liegende Frucht feinerfeit3 zu beanfpruchen. 

Wil man aljo dem $ 900 im Ganzen die Faljung belafjen, 
welche er jett hat, jo würde doc) entweder unter 1 hinter „ge— 
wußt“ einzuschalten jein „oder in Folge grober Fahrläſſigkeit 
nicht gewußt“, oder aber der Bol. 2 eine andere nicht auf die ftraf- 
bare Bejigerwerbung ſich beichränfende Faſſung zu geben jein. 

In 8899? wird dem bejigenden Eigenthümer einer Gadıe, 
welcher von dem Recht eines dinglic zum Fruchtbezug Berechtigten 
feine Kenntniß hat, das Eigenthum der Früchte mit deren Trennung 
zugejprochen (jofern nicht der dinglich Berechtigte jelbjt ohne verbotene 
Eigenmadht die Trennung bewirkt), Much für diefen Fall, aljo 
namentlich für den Fall, daß der Eigentümer ohne Kenntniß eines 
Nießbrauchsrechts die Früchte bezieht, erfordert die Billigkeit, daß 
die nur auf grober Fahrläfjigfeit beruhende Unfenntniß 

‚ jenes andern Rechts der Kenntniß defjelben gleich geftellt wird. 
Die Motive (pag. 364) vermweifen hier auf die analogen Fälle der 
88 878 und 889, aber auch in diefen ift jene Rückſicht auf eine nur 
durch grobe Fahrläfligkeit verjchuldete Unfenntniß genommen. Mit 
Recht bemerken die Motive, daß der Eigenthümer nicht Schlechter ge= 
ftellt werden könne als der Beſitzer. Man wird aljo die fragliche 

> Aenderung in $ 899 und $ 900 gleichmäßig machen müljen. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß das Necht des qutgläubigen 
Befigers auf Erwerbung der Frucht zu Eigenthum eine wejentliche 
Einschränkung durch 8 1067 ? erleidet, indem danach die dem Be— 
iger zugefallenen Früchte der Hypothef verhaftet jind und 
bleiben. Die Sicherheit der Hhpothefengläubiger, welche um die 

thatſächlichen Beſitz⸗ und Nutungsverhältniffe Häufig ſich nicht 
befümmern können, rechtfertigt jene Beſtimmung. 
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Zu den 88 901 und 902 belehren uns die Motive (pag. 367 ff.), 
daß mir es hier eigentlich nicht mit der gejeglichen Regelung einer 
Eigenthumserwerbsart zu thun haben, daß vielmehr der in diefem 
Paragraphen vorgejehene Erwerb des Eigenthums an den Früchten 
durd) den nur obligatorisch Berechtigten, welchem „zum Zweck einer 
jolhen Zueignung die Inhabung der Sache überlafjen” ift, auf einem 
dinglihen Vertrag beruft. 

Der gewöhnliche Fall, in welchem insbejondere die Beitimmung 
des $ 901? in Wirfjamfeit treten wird, iſt der Fall der Badıt. 
Für den Pächter, welchem ja ftet3 die Inhabung der Sade ein- 
geräumt wird, wird dadurch abweichend von dem gemeinen Hecht der 
Erwerb des Eigentums an den Frücdten jchon an den Zeitpunkt 
der Trennung gefnüpft; und der Schlußjat des $ 901 jichert ihn 
davor, daß der Eigenthümer unberechtigter Weite während der Dauer 
der PBachtzeit von jenem dingliden Bertrag zurüdtreten könnte. 
Wenn die Motive (pag. 369) dabei jenen Beftimmungen deshalb eine 
bejondere Wichtigkeit zujchreiben, 

„weil der Entwurf einer Berdinglihung des Pacht- und 

Miethsrechts durch Uebergabe der Sache oder durd) die Ein- 

tragung diefer Rechte in das Grundbud nicht kennt,“ 
jo wird diefer Grund ja freilih an Wichtigkeit verlieren, wenn, wie 
wohl als ficher anzunehmen ift, bei Nevifion des Entwurfs der Sat 
„Kauf bricht Miethe”, verlafjen wird. Ich muß jedoch hier davon 
abjehen, die Folgen einer folchen Aenderung des Entwurfs zu er: 
Örtern. 

V. Bueignung. 

Nur zwei nebenjädhliche Bemerkungen mögen hier genügen: 

1. In 8 904: 

„Eine bewegliche Sadje, deren Eigenthümer die Inhabung, 
ohne diejelbe einem Andern einzuräumen, mit der Erklärung 
aufgiebt, das Eigenthum der Sache aufzugeben, wird herrenlos,” 

tft der Ausdrud „mit der Erklärung” wohl bejjer zu vertaufchen 
mit der Wendung, „in der erfennbaren Abſicht.“ Sicher hat 
der Entwurf hierbei — und die Motive betätigen das — nicht daran 
gedacht, das Erfordernig einer ausdrüdlicdhen mündlichen Erklärung 
zu verlangen, ſondern es kann bier wie jonft, in Gemäßheit des 
8 72, die Willenserklärung auch jtillihweigend erfolgen. Aber ge: 
rade in diefem Paragraphen iſt die Faſſung eine jo wenig glüdliche, 
daß fie doc zu Mifdeutungen Anlaß geben könnte. 
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2. Wenn $ 906 den ausgezogenen Bienenſchwarm 
berrenlos werden läßt, wenn der Eigenthümer denjelben nicht un— 
verzüglich verfolgt, fo joll $ 907 das Recht des Eigenthümers 
jedenfall3 auch nur bei ſolchem unverzüglichen und deshalb beredtig- 
ten Verfolgen regeln. Vorſorglich dürfte dies jedoch dadurch, dat 
auh in $ 907 vor „Verfolgen“ das Wort „unverzüglidhen” 
gejett wird, vor jedem Zweifel zu ſichern fein. 


VI. Gefundene Saden. 

In ziemlich ausführlicher, dafür aber auch um jo Elarerer Weife 
werden in 18 Paragraphen die jachenrechtlichen Berhältnifje bezüglich 
des Findens verlorener oder ſonſt abhanden gefommener Sachen ge: 
ordnet. Den Forderungen der Fürjorge für den Berlierer und 
der Billigfeit für den Finder tjt dabei allenthalben Rechnung 
getragen. | 

Wenn Beder'‘) rügt, daß jogar Borjchriften für die Polizei: 
behörden hier in das bürgerliche Geſetzbuch jich verirrt hätten, jo 
hat dieſer vom Standpunkt der Gejetgebungstehnif nicht un— 
berechtigte Vorwurf von unjerm praftiichen Standpunkte aus fein 
ichweres Gewicht. Meinerſeits möchte ich) jogar in einem Punkte 
eine Enticheidung, welche der Entwurf dem Ermeſſen des Gerichts 
anheimitellt, ftatt dejien lieber der Bolizeibehörde übertragen jehen. 
sch meine den Sat in $ 914°: 

„Hat die Sache nur für den Verlierer oder den Eigenthümer 
einen Werth, jo beitimmt das Gericht den Fundlohn nad) 
jeinem Ermefjen.” 

Nicht deshalb möchte ic die Beitimmung des Fundlohns in diefem 
Falle der Polizeibehörde übertragen, weil id) fie für geeigneter dazu 
hielte, fondern lediglich deshalb, weil es wünjchenswerth ift, daß die 
Beftimmung des Fundlohns auf möglichſt einfache und wenig koſt— 
ipielige Weife bewirkt wird, während doch eine Entichetdung des 
Gerichts nichts anderes als in dem weitläufigen und mit Koſten 
verfnüpften Wege des Prozeſſes herbeigeführt werden fan !?). 

Ueberdie8 wird es ſich bei Sachen, welde nur für den 
Verlierer oder Eigenthümer einen Werth haben, meiltens auch nur 


, „Syſtem und Spracde des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs“ pag. 14. 
7) Daß der Entwurf an eine nicht prozeſſuale Thätigkeit des Gerichts bier 
gedacht hätte, Icheint mir nicht anzunehmen. 
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um einen nicht erheblihen Fundlohn handeln, welcher Faum Die 
Beichreitung des Rechtswegs verlohnt. 

Diejenige Beftimmung, durch welde die ganze Materie vom 
Fund überhaupt erit in diejen dritten Titel vom Erwerb des Eigen- 
thums an beweglichen Sachen gehört, ift in 8 918 enthalten. Hier 
wird der Polizeibehörde, nachdem ein Jahr oder unter Umftänden 
auch bis zu 3 Jahren fruchtlos auf die Anmeldung eines Anfpruchs 
auf die verlorene Sache gewartet worden ift, die Ertheilung eines 
Ihriftlihen Zeugnijfes an den Finder vorgeichrieben und im 
Anschluß daran beftimmt: 

„mit der Aushändigung des Zeugnifjes an den Finder er- 
wirbt derjelbe das Eigenthum an der Sache; zugleich er- 
löſchen alle jonftigen an der Sache bisher begründeten 
Rechte.” 

Treten dieje Wirkungen wirklih ein, jo ift von da. an 
trog der nad) 8 922 noch drei Jahre lang beitehen bleibenden Be— 
reicherungsanjprüd)e des Berlierers bezw. Eigenthümers die Sache 
jelbft fachenrechtlich dent Berlierer entzogen, des Charakters einer 
verlorenen oder abhanden gekommenen Sache entfleidet und in ein 
neues originäres Eigenthum des Finders übergegangen. Die 
Beitimmungen über verlorene oder abhanden gefommene Sachen 
fönnen von diefem Zeitpunkt an auf fie nicht mehr Anwendung leiden. 

Anders, wenn einer der Fälle vorliegt, in welchen trog Er— 
theilung des Zeugnifjes der Volizeibehörde die gedachten rechtlichen 
Wirkungen nicht eintreten. Dies ift — abgefehen von dem 
Fall des 8 919 (wenn in dem Zeugniffe ſelbſt der angemeldete An: 
jpruch eines Dritten vorbehalten if) — nad) $ 920 dann der 
Hall, wenn: 

a) der finder die im $ 910 vorgefchriebene Anzeigepflicht 

verlegt hat, oder 

b) wenn und ſoweit der Finder die entgegenftehenden 

Rechte an der Sade gekannt hat. 

Ob einer diefer Fälle vorliegt, entzieht fi regelmäßig der Be- 
urtheilung eine8 Dritten; die Möglichkeit derjelben aber läßt auch 
denjenigen, welcher in gutem Glauben an das — wie er weiß, durd) 
ein Zeugniß der Polizeibehörde bekräftigte — Eigenthum des Finders 
von diejem die Sache fauft und tradirt erhält, des Eigenthums— 
erwerbs nicht ſicher jein. Denn, wird ihm fpäter nachgewieſen, 
daß jene an die Aushändigung des Zeugniſſes regelmäßig gefnüpfte 
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Wirkung des Eigenthumserwerbs für den Finder aus einem der 
Gründe des 8 920 nicht eingetreten ift, fo war die Sache noch eine 
„oerlorene” und es liegt daher alsdann einer der Ausnahmefälle 
de3 $ 879 vor. Auch der gutgläubige Erwerber wird in diefem Fall 
nicht Eigenthümer der verlorenen oder abhanden gefommenen Sade; 
und dies gilt nicht nur für denjenigen, welcher direkt von dem Finder 
erwirbt, jondern auch für weitere einander nachfolgende Erwerber. 
Erit duch Erjigung wird in jolden Fällen vegelmäßig das neue 
Eigentum begründet werden können und müfjen. 

Dean kann zweifelhaft fein, ob der Entwurf zu Gunſten des Ber- 
lierers nicht etwas zu viel gethan hat, indem er einerfeits in 88 910ff. 
alle Fürjorge für deffen Auffindung und für Wahrung feiner Intereſſen 
trifft, andererjeit aber trogdem auch nad Ertheilung des in $ 9183 
vorgejehenen Zeugniſſes der Polizeibehörde den fragliden Saden 
den Charakter verlorener dann noch beläßt, wenn einer der Fälle 
des 8 920 vorliegt. Man Eönnte dagegen einwenden, daß die Vor— 
Ichriften des $ 910 ff. den Berlierer genügend fichern, namentlich die 
der Polizeibehörde zur Pflicht gemachte öffentliche Bekanntmachung, 
jowie die dem Berlierer doch regelmäßig gegebene Möglichkeit, durch 
Anzeige bei der Polizeibehörde des Fundorts (oder, wenn er nicht 
genau weiß, welches der Fundort ift, auch an mehreren möglichen 
Fundorten) die Ertheilung des Poltzeizeugnijjes zu hindern oder ſich 
wenigitens den Borbehalt des $ 919 zu fihern. Auch find anderer- 
jeit3 die Intereſſen gutgläubiger dritter Erwerber nicht minder 
des Schutzes würdig, ald die de3 PVerliererd. Allein ich begnüge 
mid; damit, die Frage anzuregen, da einestheild® die Ausnahme- 
vorjchrift des $ 879 weniger auf der Abjicht einer Begünftigung des 
Verlierer, al3 auf einem prinzipiellen Anſchluß an die alte Schranfe 
des Grundjages „Hand wahre Hand” beruht und anderntheils, wenn 
die Erfitungszeit mit dem Entwurf aud) für verlorene Sachen auf 
zehn Jahre bejtimmt wird, die praftiihe Bedeutung der Frage nicht 
allzugroß ſein wird. 

An die Behandlung des Fundes ſchließt 8 928 die Beſtim— 
mungen über den Schap: 

Derjelbe joll zur einen Hälfte dem Finder, zur andern dem 
Eigenthümer der Sache, in welcher er aufgefunden worden ift, zu 
Eigentum zufallen. Trotz der gegentheiligen Anſicht der Motive 
halte ich hier eine die Pflicht des Finders zur Anzeige an den 
Eigenthüner der Sache regelnde Vorſchrift für nothwendig; die- 

VIEH. 46 
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ſelbe müßte zugleich beſtimmen, daß und welchen Nachtheil die 
Verletzung dieſer Anzeigepflicht oder mindeſtens die abſicht— 
liche Verheimlichung des Fundes beim Schatz zur Folge haben ſoll. 


Vierter Titel, 
Eigenthumsanſpruch. 


Der Entwurf faßt unter dieſem Namen die Vindikations- und 
die Negatorienklage zuſammen, ohne beiden ſie unterſcheidende Son— 
derbezeichnungen zu geben. Da beide in der That nur Ausfluß des 
einen Eigenthumsrechts und verſchiedene Seiten des einheitlichen 
Eigenthumsanſpruchs ſind, ſo iſt hiergegen nichts zu erinnern, zumal 
deutſche Bezeichnungen wie „Eigenthumsfreiheitsklage“ ꝛc. noch nicht 
in allgemeine Uebung gekommen ſind, die Unbequemlichkeit aber, 
welche der Mangel getrennter Bezeichnungen herbeiführt, kaum 
nennenswerth iſt. | 

Der lette Paragraph des Titel3 handelt dann noch von der 
publizianifchen Klage, welche eigentlich nicht zum Eigenthums: 
anſpruch gehört. Doch wird dies auch von dem Entwurf nicht ver- 
fannt, er hat vielmehr jene nur deshalb hier ihren Plat finden lafjen, 
weil auf fie die Vorjchriften über den Eigenthumsanſpruch entipre- 
chende Anwendung finden jollen und nach dem Syftem des Entwurfs 
eine andere Stelle, an welcher der publizianische Anſpruch abgehandelt 
werden könnte, ſich nicht wohl finden lieh. 

Ich werde zunächſt (1—6) den vindifatorischen, dann den ne= 
gatoriihen (7) Eigenthumsanfprud, zum Schluß den publizianiichen 
Anſpruch (8) erörtern. 

1. Der Eigenthümer hat gegen den Bejiger und Inhaber „den 
Anſpruch auf Herausgabe der Sache.” Gegen dieſe Faſſung, welche 
durch den Ausdrud „Herausgabe“ den Beklagten auch „zu einer ge- 
willen pofitiven Thätigfeit verbunden” jein laffen will, ift nicht ein= 
zuwenden. Auch was die Motive über diefe Herausgabe auf Seite 
398 ff. ausführen, kann nur gebilligt werden. 

In dem Eünftigen VBindikationsprozeß wird ſich die Klagbitte 
der Faſſung de3 Entwurfs anfchliegen und demgemäß einfach auf 
Berurtheilung des Beklagten zur Herausgabe der Sade 
gerichtet werden. Auch das Urtheil wird dementiprechend in jeiner 
Decifive hierauf ſich beichränfen. Die Motive felbjt heben diejen 
Punkt (Seite 396) hervor und verneinen die Frage, ob ein dem— 
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entſprechendes Urtheil der ferneren Geltendmachung eines im 
Prozeß nicht vorgebrachten Eigenthumserwerbsgrundes entgegen— 
ſtehe. 

Sie halten dies deshalb für unbedenklich, weil es der Partei 
unbenommen ſei, mit der Leiftungsflage auf Herausgabe der 
Sade eine Feititellungsflage darüber, daß ihr das Eigenthum 
an der Sache zuftehe, zu verbinden. 

Dur die Möglichkeit diejer Feſtſtellungsklage, deren Zuläffig- 
feit auch ohne eine bejondere gejetliche Vorſchrift nicht verfannt wer- 
den könne, werde die Partei in die Lage gejeßt, wenn jie es wünsche, 
auch ein die Eigenthumsfrage endgültig enticheidendes Urtheil herbei- 
zuführen. ' 

Dieſe Erwägung ift nicht unbedenklih. Abgejehen davon, ob 
das rechtliche Intereſſe an der Feſtſtellung, welches Borausjegung 
für die Zuläſſigkeit der Feititellungsklage ift, von dem Richter nicht 
doch zumeilen verfannt und verneint werden wird, ift es mißlich, die 
Nechtsfolge einer die Eigentyumsfrage endgültig erledigenden mate- 
riellen Rechtskraft des Urtheils im Vindikationsprozeſſe davon ab- 
hängig zu machen, daß mit dem Klaganſpruch aus $ 929 nod eine 
bejondere Feititellungsflage verbunden wird. Wenn aud im Anz 
waltsprozeß vorausfichtlich oft dieje Feſtſtellungsklage erhoben wer— 
den dürfte, jo ift doc im AmtsgerichtSprozeß nicht darauf zu rechnen, 
daß die Parteien hierfür Verftändniß haben oder genügend hierüber 
belehrt werden. Ueberdie8 wird regelmäßig nicht der Kläger, ſon— 
dern der Beklagte im Bindikationsprozeß da3 größte Intereſſe 
daran haben, daß eine Wiederholung der Eigenthumsklage auf Grund 
anderer angeblicher Erwerbsgründe durch die Ausdehnung der Rechts— 
Eraft des Urtheils unmöglid gemacht wird. 

Es wird alfo jene Feitftellung regelmäßig nicht von dem Kläger, 
der ja den Prozeß zu gewinnen und die Herausgabe der Sache da- 
durch zu erzwingen hofft, jondern von dem Beklagten, welcher durch 
das Urtheil endgültigen Schug in Eigenthum und Beſitz wünſcht, geltend 
gemacht werden müſſen, mithin die Form einer Widerklage an- 
nehmen, deren Erhebung Schon aus Vergeßlichkeit häufig unterbleiben 
wird. Muß man mun aber, wie ich glaube, vom praftijchen 
Standpunft aus wünjhen, daß eine Wiederholung der Eigen: 
thumsflage unter denjelben Parteien ‚vermieden und der im denn 
Eigenthumsprozeß objiegende Theil, insbejondere der auf Her— 
ausgabe belangte Beklagte, vor wiederholter Klage geſchützt 

4 * 


> 


— 


wird, ſo wäre doch wohl zu wünſchen, daß die Frage der ma— 
teriellen Rechtskraft des Urtheils im Eigenthumsprozeß, welche 
zweifellos eine eivilrechtliche, nicht eine prozeſſualiſche iſt, im Ent— 
wurf — ſei es hier, ſei es in Bud I Abſchnitt IX — mit geregelt 
würde 18), 

2. Das Eigenthum verlangt, wie die Motive betonen, einen 
jeinem Inhalt entfprechenden thatſächlichen Zuftand; damit 
ift ein gegen andere Perſonen fich richtendes Recht des Eigen: 
thümers auf Herftellung diejes Zuftandes gegeben; diefer Anjprud) 
aber ift auf weiter nichts als auf Herjtellung des redt3- 
gemäßen thatjähliden Zuftandes für die Zukunft gerichtet 
(Motive pag. 393). 

Hiernach ift der Inhalt des Eigenthumsanſpruchs mit der Her: 
ausgabe der Sache erihöpft. Alles, was der Eigenthümer außerdem 
nod) beanjpruden fann, fordert und erhält er nicht auf Grund jeines 
Eigenthumsanſpruchs, jondern auf Grund jelbftitändiger legaler Ber: 
bindlichkeiten. 

Nun ift es ja zweifellos richtig, daß der eigentlich dingliche 
Anſpruch in der That Eonjequent gedacht im Fall der Bindikation 
lediglih auf Herausgabe der Sache und damit auf Herbeifüh- 
rung des entjprechenden Zuftandes für die Zukunft gerichtet ift. 

Wenn aber troßdem das römiſche Recht und andere Geſetz— 
gebungen die weitergehenden Anſprüche des Eigenthümers 
gegen Beier und Inhaber der Sache wegen Nutung und Schadens- 
erſatz nicht als jelbftjtändige von dem dinglihen Eigenthumsanjprud) 
[osgelöfte betrachtet, vielmehr als Accejjorien, Anhängſel und Be- 
jtandtheile defjelben angejehen und behandelt haben, jo liegt dem 
doch ein praftijcher Gefichtspunft zu Grunde, welcher die geringe Ab- 
weichung von der Konjequenz der juriftiichen Theorie wohl recht— 
fertigt. Denn e3 heißt in der That, zufammengehörige und eng 
zufammenhängende Dinge auseinanderreißen, wenn man dieſe, 
faft in jedem Vindikationsprozeß eine Rolle jpielenden Accejjorien 
des Eigenthumsanſpruchs ſcharf von ihm jondern und mit dem 
Entwurf als ſelbſtſtändige von ihm unabhängige Anſprüche ge= 
ftalten will. Die Motive felbjt heben wenigſtens als offene Frage 


"5, Auf die theoretijche Streitfrage über die Tragweite des rechtsfräftigen 
Urtheils im Eigenthumsprozeß — insbejondere auc nad heutigem Recht — gebe 
ic) bier nicht ein. 
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die bedenkliche Konjequenz hervor, daß der ausſchließliche ding— 
lihe Gerihtsftand, welchen 88 25 und 27 C. P. O. für Eigen- 
thumsklagen wegen unbeweglicher Sachen begründen, für dieje 
Nebenanjprücde des Eigenthumsklägers nicht begründet fei. Sie 
beruhigen jich jedoch hierbei deshalb, weil bei Schadensanjprüchen das 
Gericht der gelegenen Sache aud forum delieti commissi ſei. Allein 
gerade nach dem Entwurfe und den Motiven ijt der Delikts-Geſichts— 
punkt Eeineswegs für alle Fälle durchſchlagend. Und wenn die Mo: 
tive weiter meinen, es werde der Mangel der Zujtändigfeit aud nur 
jelten (88 38 und 39 C. P. DO.) geltend gemacht werden (Motive 
pag. 393 a. E.), jo verfennen fie, daß wir bei der Eigenthumsklage 
auh mit dem bösgläubigen und oft böswilligen Befiter und In— 
haber zu rechnen haben, welchem wir ſchon al3 ſolchem chikanöſes 
Vorbringen der Einrede der Unzuftändigfeit zutrauen dürfen. 

Die Loslöſung der Nebenanſprüche der SS 930ff. von dem 
Eigentdumsanjprud kann ich daher nicht qutheißen. 

3. Un der Spite der 88 930—935, durch welche das Rechts— 
verhältnig des beklagten Beſitzers oder Inhabers zum klagenden 
Eigenthümer hHinfichtlihh der Herausgabe der Nutungen und des 
Schadenserſatzes geregelt wird, fteht die auf den erften Blick be— 
fremdende Bejtimmung des $ 930%). Der Entwurf will jenes 
Rechtsverhältniß felbititändig und einheitlich ordnen und in dem Auf: 
bau jeiner darauf bezüglichen Beſtimmungen nicht beengt ſein durd) 
Rückſichtnahme auf andermweite, jonft ihrer Konjequenz nach hier an- 
wendbare Normen; deshalb jchafft er zunächſt für den felbitjtändigen 
Bau freien Pla, indem er in $ 930 die Beftimmungen der nun 
folgenden Baragraphen als die für ihr Gebiet allein und aus— 
ſchließlich maßgebenden bezeihnet. „Soweit nidt aus 
den 88 931—35 ein Anderes fid) ergiebt,” erklärt er den Beſitzer 
und Inhaber einer fremden Sache für „nicht verpflichtet dem Eigen- 
thümer auh die Nutungen der Sache herauszugeben oder den 
Schaden zu erjegen, welchen derjelbe durch Untergang oder Ber: 
ichlechterung der Sache oder anderweit erlitten hat.” Eigenthümlich 
berührt dieje Faſſung, wonach, abgejehen von den Bejtimmungen 
der 88 931—35 der Befiter, alſo aud) der bösgläubige Befiger 
zur Nutungsherausgabe und zum Schadenserfag nicht verpflichtet 
jein joll. Der Entwurf will namentlich die Anwendung zweier nad) 


»») Achnlich Bolze a. a. O. pag. 10311. 
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ihrer allgemeinen Faſſung ſonſt hier Pla greifender Paragraphen 
ausjchließen, nämlich bezüglich der Herausgabe der Nußungen 
de3 $ 748 über das Haben ohne Grund, die ungerechtfertigte Be- 
reiherung, bezüglid; de8 Schadenerjages des $ 704 über die 
unerlaubten Handlungen. Beide Paragraphen mürden in der 
That ohne die Beftimmung des $ 930 in mehr oder weniger weiten 
Umfang auf dem bier fraglichen Gebiet herangezogen werden können. 
Dem wird durch die Beftimmung des $ 930 in unzmweideutiger, aber 
doch wohl auch recht radifaler Weiſe abgehoffen. 

Der jonft fo fonjequent und ſyſtematiſch aufgebaute Entwurf 
macht fih bier mit vollem Bewußtjein einer Durchbrechung der 
Konjequenz jchuldig, indem er in den 88 930—35 Ausnahme-Be: 
ftimmungen aufftellt, welche gewifjermaßen dem jonftigen Syitem des 
Entwurfs entrüdt, von der Anwendung der an fih aud dafür 
paffenden Beitimmungen, insbefondere des $ 704 und $ 748 erimirt 
jein jollen. Ein folches Berfahren ift an ſich nicht empfehlenswerth, 
fann vielmehr nur dur ziwingende Gründe gerechtfertigt und ent— 
ichuldigt werden. 

Liegen folche zwingende Gründe hier vor? ch glaube nidt. 
Schon an ſich ift es was den $ 704 betrifft, gewiß nicht unbedenklich, 
wenn diefer die unerlaubten Handlungen betreffende und an die 
vorjägliche oder fahrläffige Verlegung des Rechts eines Andern dur — 
eine widerrechtlihe Handlung die Folge der Schadenserjagpfliht an— 
£fnüpfende Paragraph beim Eigenthum, dem wicdtigften und erjten 
jener abjoluten Rechte, zu deren Schuß der $ 704? bejonders be- 
ſtimmt ift, außer Anwendung gejeßt werden jol. Die Frage liegt 
nahe, ob, wenn jener Paragraph zu weit gefaßt ift um bei Ver: 
legung des Eigenthums in vollem Umfang Anwendung zu finden, 
er nicht ebenfo auch zu weit gefaßt ift im Hinblid auf andere ab- 
jolute Redte, zumal ja durd) die Beftimmung des Entwurfs über 
entjprechende Anwendung der für die Eigenthumsklage gegebenen 
Vorſchriften auch auf anderedingliche Stlagen (vergl. z. B. 5964. 1017 u.a.) 
auch für deren Fall die gleiche Inkonſequenz eintritt. Man kann 
füglicd; die Bejorgniß hegen, daß bei der Anwendung auf andere 
abjfolute Rechte diejelben Bedenken gegen die wortgetreue Anwendung 
des $ 704? ſich ergeben werden, welche den Entwurf bejtimmt 
haben, für Eigenthumsflagen durch $ 930 ihn einfach zu bejeitigen. 
Daß der Entwurf die unerlaubte Handlung im Gegenſatz zum 
römischen Recht unter allgemeine zum Scadenserjag verpflichtenden 
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Borichriften geftellt Hat, verdient ſicher Beifall. Erweiſt ſich aber 
die betreffende VBorjchrift in ihrer Anwendung auf das Eigenthum 
zu weit gefaßt, jo wäre der richtigere und forreftere Weg der Ab- 
hilfe wohl der gewejen, dem 8 704 ſelbſt eine engere Faſſung 
zu geben. 

Die Motive enthalten über den Gefichtspunft des Delikts in 
jeiner Anwendung auf die Berpflihtung des Eigenthumsbeklagten 
mancherlei nicht allenthalben untereinander völlig übereinftimmende 
Erwägungen, an deren Schluß fie jagen (Seite 395): „Aus dem 
Borftehenden ergiebt fi, daß, wenn das Gejet ſchwiege, der un— 
redliche Bejiger weder als Delinquent noch aus einer rechtsgejchäft- 
lihen oder gejeglichen Obligation dem Eigenthümer haftbar fein 
mürde.” Sie verneinen aljo und zwar mit Recht, den Delikts- 
charafter des unredlichen Beſitzes als folchen, fie verneinen namentlich 
eine Berpflichtung des Beſitz-Erwerbers nachzuforſchen, ob feine Handlung 
nicht etiwa ein fremdes Recht beeinträchtigt (wenigitens für die Regel, 
unbefchadet der Ausnahmen, 3. B. im Fall des 8 259 GStrafgejet- 
buch). Dagegen gehen fie weiter davon aus (pag. 402): „Wenn 
auch in dem Zuftand des Bejiters oder Inhabers niemals 
ein Defift gefunden werden kann, jo würden doch die einzelnen 
während des Zuftandes an der Sache vorgenommenen Hand— 
(ungen, welche Schaden ftiften und damit das Recht des Eigenthümers 
beeinträchtigten, dem Begriffe des Delikts unterftellt werden müfjen, 
wenn vorjäßlich oder fahrläffig gehandelt worden iſt.“ Dieje an ſich 
begründete Delifthaft jchließt $930 aus; und im $ 935 wird diejelbe 
nur injoweit wieder zugelaffen, als 

a) e8 ih um die Handlung des Ermwerbes des Befites oder 

der Inhabung Handelt und 

b) diefe Handlung eine ftrafbare oder eine vorjäglich be= 

gangene unerlaubte Handlung ift. 

Hat dem Erwerb des Befites nicht eine derartige jtrafbare oder 
vorjäglid; unerlaubte Handlung zu Grunde gelegen, jo begründen 
Handlungen während der Dauer des erworbenen Beliges nad) dem 
Entwurf in feinem Falle eine deliftmäßige Haftung, wie die Motive 
pag. 402* ausdrüdlic anerkennen. Setzen wir aljo den Fall: Der 
gutgläubige Erwerber und Bejiger einer Sache erfährt, daß dieſe 
nicht jein Eigenthum geworden, jondern einem Dritten geftohlen ift; 
und um den Weitläufigfeiten eines Herausgabeprozefjes zu entgehen, 
vernichtet er die Sache. Er verjtößt damit gegen $ 303 Str. G. B. 
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und wird wegen vorjägliher Sahbejhädigung, begangen an 
einer fremden Sache, beitraft. 

Warum foll in diefem Fall feine civilrehtlide Haftung 
niht unter den Gefichtspunft des Delikts fallen, jondern 
[ediglich wie der Entwurf und die Motive zur Folge haben würden, 
al3 legale Haftung aus $ 931 gedacht werden? Bei einer ftraf- 
baren Handlung, und wohl aud) bei jeder vorjätlichen unerlaubten 
Handlung liegt fein Grund vor, die Deliktshaftung auszu- 
Ihließen; dagegen ift zuzugeben, daß für den gutgläubigen Be: 
‚fiter, defjen guter Glaube auf Fahrläfligkeit beruht, es unbillig 
und ungereht jein kann, ihn dem Eigenthümer gegenüber be- 
dingungslos zu vollem Schadenserſatz verbindlich zu machen. Ob 
jedoch) zu befürchten jein würde, daß dies gejchähe, wenn $ 930 fehlte, 
möchte ich bezweifeln. Der gefunde Sinn der Praris wird eine allzu 
jtrenge und ungerechte Auffafjung der Erjagpflicht des gutgläubigen 
Beſitzers nicht befürchten laffen. Auch würde ich einer auf diejen 
Fall fich befchränfenden befonderen Beftimmung beipflichten Eönnen. 

ALS zweite Beitimmung, deren Ausſchließung den mwejentlichen 
Zweck des 8 930 bildet, machen die Motive den $ 748 über die 
Anfprühe aus grundlofem Haben und ungeredtfertigter Be- 
reiherung geltend. In diefer Beziehung iſt jedoch der gut— 
gläubige Befiger durch $ 900 gegen ungerehte Anjprüce auf 
Herausgabe der in gutem Glauben gezogenen Früchte bereit3 voll- 
kommen geſchützt, da dieje Früchte nach jenem Paragraphen mit 
der Trennung von der Hauptjache jein Eigenthum werden, und hier: 
nad) in Gemäßheit des $ 748? der Kondiktionsanjprud wegen un- 
gerechtfertigter Bereicherung nicht ftattfindet?®), 

Warum aber zu Gunjten de3 bösgläubigen Beſitzers hier 
dur) $ 930 die Anwendbarkeit des 8 748 bejeitigt werden joll, ift 
nicht verftändlich, ganz abgejehen davon, daß die Anſprüche des 
Eigentümers an den Erzeugnifjen der Sache im Falle des bös— 
gläubigen Beſitzes des Beklagten ja auch bei der jegigen Faſſung 
des 8 930 durch deſſen Abjat 2 vorbehalten bleiben, weil in dieſem 
Fall die Erzeugnijje mit der Trennung in das Eigenthum des Sad): 
eigenthümers gefallen find?!), 


20) Ziehe oben zu $ 900. 
21) Borausgefegt, dat nicht ein dingliches Recht eines Dritten auf die Früchte 
beiteht. 








Meines Eradtens dürfte $ 930 des Entwurfs ruhig 
geitrihen werden Eönnen, ohne daß wir bedenkliche Folgen 
für die Braris zu fürchten hätten. 

Es wäre damit eine Beftimmung bejeitigt, welche, wie jchon 
betont, al3 Ausnahmebejtimmung gewifjermaßen das Syſtem durd)- 
bricht, und welche durch einen zwingenden Grund nicht entichul- 
digt wird. 

Wende ich mich nad diefem Widerfprud) gegen die Einleitung, 
welche $ 930 den folgenden Baragraphen giebt, nunmehr zu legtern 
jelbjt, jo iſt materiell gegen die folgenden Beftimmungen des Ent- 
wurf3 über die Nutungsherausgabe und Schadenserſatzpflicht des 
Eigenthumsbeklagten wenig zu erinnern. 

s 931 läßt diefe Pflicht beginnen mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Beliter die Kenntniß erlangt, daß er zum Befite nicht 
berechtigt ift, und ftellt dem in Abſatz 2 denjenigen Beliger, der 
durch eine ftrafbare, wenn auch nur fahrläfjige, Handlung den 
Beſitz erworben hat, von dem Zeitpunkt jeine® Befigerwerbs 
an gleich. 

s 933 ftellt dem im Sinne des $ 931 Abi. 1 bösgläubigen Be- 
iger weiter jeden Beliger und Inhaber von dem Zeitpunkt an 
gleich, in welchem der Eigenthumsanfpruc gegen ihn rehtshängig 
gemacht worden ift. 

Die Verpflidtung ſelbſt wird für alle diefe Fälle — von 
dem für die einzelnen beſonders bejtimmten AUEHEISEH BANN 
an — in $ 931 dahin bejtimmt: 

a) die feit dem fraglichen Zeitpunkt gezogenen Rugungen 

dem Eigentümer herauszugeben, 

b) demfelben den nad dem fraglichen Zeitpunkt von dem Be— 
iger aus Borjag oder Fahrläffigfeit verurjachten 
Schaden zu erjegen, welder durd; Untergang oder 
Berfhlehterung der Sache oder Nutungen oder dadurd) 
entjtanden ift, daß Nutzungen, welde hätten gezogen 
werden können, nicht gezogen find. 

Die Beftimmung unter a enthält, wie die Motive betonen, zu- 
weilen einen Anjpruch, welcher über den Begriff des Schadenserjages 
hinausgeht, nämlich wenn der Bejiger von der ftreitigen Sache mehr 
Nugungen zieht, als der Eigenthümer davon gezogen haben würde; 
doch geht auch diefer Anjpruc nicht weiter, al3 der Bereicherungs- 
anjprud) aus $ 748. 
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Die unter b gedadhte Schadenserjagpflicht andererjeits enthält 
keine Erftattung alles dem Eigenthümer entftandenen Schadens; denn 
einmal bejchränft ſie fich bei Verjchlechterung oder Untergang der 
Sache auf den von dem Beſitzer aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit ver- 
urſachten Schaden, jo daß fie nicht Plat greift, wenn etwa die Sache 
durch einen Zufall untergeht, von welchem diejelbe eben nur beim 
bösgläubigen Beliger betroffen werden fonnte (3. B. wenn fie beim 
Brande feines Wohnhaufes mitverbrannt). Sodann aber bleibt un- 
eritattet der Erjaß desjenigen Schadens, welcher dem Eigenthümer 
über die von dem Befiter gezogenen oder zu ziehenden Früchte hin— 
aus aus der Vorenthaltung der Sache dadurch entjtanden fein kann, 
da er, der Eigenthümer, nad) feinen individuellen Verhältniſſen ent- 
weder mehr Nugungen aus der Sache hätte ziehen können oder durch 
den Nichtbefig der Sache einen größeren Schaden erlitten hat. 

In diefen beiden Punkten würde die Haftung de3 aus einer 
unerlaubten Handlung nach 8 704 zum vollen Schadenserjag Ber- 
pflichteten eine weitergehende fein. In ihnen aljo beruht vorzugs- 
weile die praftifche Bedeutung der Berjagung deliftmäßiger Haftung, 
welche die Folge des $ 930 für alle diejenigen Fälle ift, welche nicht 
dem $ 935 unterftcehen. Für die Regel wird der Unterjchied nicht 
jehr erheblich jein; will man ihn aber einmal ind Auge faſſen, jo 
ift, wenn wirklich eine unerlaubte Handlung vorliegt, fein Grund 
vorhanden, der bejchränften Haftung den Vorzug zu geben. 

Für die nicht den Charakter der unerlaubten Handlung tragende 
ala fides ift der Umfang der Herausgabe und Schadenserjagpflicht 
in jenen Bejtimmungen des $ 931 zutreffend geregelt, und aud) der 
gleichen Stellung jedes Befiter8 von NRechtshängigkeit des Eigen- 
thumsanſpruchs an wird man beiltimmen müfjen. Ebenſo halte ic) 
es für ridtig, daß durch S 934 für den Fall eines Verzugs des 
Beklagten die weitergehenden aus dem Berzuge ſich ergebenden 
Haftungsfolgen — welde ja aud) die Folge der Schadenserjagpflicht 
einſchließen — eintreten jollen. 

Die Borausfesungen und Folgen des Berzugs für den Eigen: 
thumsanſpruch beſonders zu regeln, liegt Feine Beranlafjung vor, 
eben deshalb aber auch für mid, fein Anlaß, darüber hier weiter 
nic auszulafien. Es würde fonjt insbejondere der Frage näher zu 
treten fein, ob nicht eine Abänderung der Borjchrift des $ 241 am 
Plage wäre, welche nach der Auslegung, welche fie in den Motiven 
erhält, den entichuldbaren Irrthum des Beklagten in Anſehung des 
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Schuldverhältniſſes, alſo in unſerm Fall in Anſehung des Eigenthums 
des Klägers, den Eintritt des Verzugs ausſchließen laſſen ſoll. 

4. Was die Haftung des Inhabers der ſtreitigen Sache, 
welcher nicht ſelbſt Beſitzer iſt, betrifft, jo geht der Entwurf im 
8 929 anſcheinend davon aus, daß der Anſpruch de3 Eigenthümers 
auf Herausgabe in erjter Linie gegen den Beſitzer als ſolchen ſich 
richtet und daß es eigentlich nur diefer an ſich gegen den Befiger 
gerichtete Anſpruch ijt, welcher auch gegen den Inhaber geltend ge— 
macht werden kann. Wenigſtens hat nur dann die verjchiedene Aus— 
drudsmeife des erften und zweiten Satzes dieſes Paragraphen Sinn 
und Grund. Allerdings aber heben die Motive hervor, daß der 
Eigenthumsanſpruch auch gegen denjenigen geltend gemacht werden 
£önne, welcher, wie z. B. der Finder, für einen ihm felbjt unbefann- 
ten Befiter die Sache innchabe, wie auch gegen denjenigen, welcher 
für den Eigenthümer ſelbſt die thatjäcdjliche Herrichaft über die Sache 
al8 Inhaber ausübe. — 

Für die oben unter 3 erörterte Frage der Berpflihtung zur 
Herausgabe der Nutungen und zur Erjtattung des Schadens müſſen 
wir jedoch von der obigen Auffafjung ausgehend, den Beliger als 
den gewiljermaßen prinzipaliter Berpflichteten anfehen. Obgleich aud) 
für den Inhaber eine jelbjtftändige Verpflichtung in diejer Hinficht 
nad) dem Entwurf eintritt, ift diefelbe doch in 8 932 in fteter Ab- 
hängigfeit von der Verpflichtung des Beſitzers gehalten und deshalb 
aud ganz im Anfchluß an die dafür geltenden Borjchriften geregelt. 
Hierin aber geht der Entwurf, wie ich glaube, in einem (gleich unter 
ce) zu erörternden) Punkte zu weit: 

Drei Fälle find, wenn für den Befißer der ftreitigen Sache 
ein Dritter die Inhabung ausübt, möglich und zu unterjcheiden: 

a) Befiger jowohl wie Inhaber find gutgläubig und 
haben Keine Senntnig von dem Recht des dritten Eigen: 
thümers; 

b) der Beſitzer ift bösgläubig in dem Sinn, daß er weiß, 
er ift zum Beſitz nicht berechtigt, während der Inhaber 
noch gutgläubig tft, d. h. von dem RechtSmangel und dem 
böjen Glauben des Beſitzers feine Kenntniß hat; 

e) der Befiger ift noch gutgläubig, der Inhaber aber 
kennt dejjen Rechtsmangel und weiß, daß dev Beſitzer zum 
Beſitz nicht berechtigt iſt. 

Der Fall a bietet feine Schwierigkeiten, da der Anjprud; des 





Eigentümers hier ſowohl dem Bejiger wie dem Inhaber gegenüber 
lediglich foweit geht, als deren guter Glaube ihn zuläßt. 

sn Fall zu b haftet der Inhaber hierüber hinaus nicht, wohl 
aber der Bejiger. Hier wirft fi) die Frage auf, in wieweit der Be- 
figer in diefem Fall für den Inhaber und deffen Handlungen oder 
Unterlaffungen einzuftehen hat. Der Entwurf jagt darüber nichts; 
und jo wird man eine ſolche Ausdehnung aud nicht in die Bejtim- 
mungen des $ 931 hinein interpvetiren dürfen. Denn, wenn hier 
zunächit der Befiger zur Herausgabe der, „von ihm” nad Beginn 
jeiner Bösgläubigfeit gezogenen Nutungen verpflichtet erklärt wird, 
jo find das in dem Falle, wenn er etwa die Suche verpadtet Hat, 
nicht die natürlichen Früchte, jondern das von ihm jelbit für dieje 
bezogene Entgelt. Und auch bezüglich des von ihm zu erjtattenden 
Schadens jest $ 931 voraus, daß derjelbe „von ihm” aljo von 
dem Beſitzer jelbft verurjacht worden ift. Das Lestere kann in 
gewiffen Fällen aucd dann angenommen werden, wenn nicht direkt 
der Befiger, fondern der Inhaber den Schaden verurjacdht hat, die 
Verhältniſſe aber jo liegen, daß dafür auch den Beliter ein Ver— 
Ihulden trifft. 

Immerhin wird zu erwägen fein, ob nicht eine weitergehende 
Haftung des bösgläubigen Befigerd für denjenigen, 
welder in feinem Namen die Sahe inne hat und welder 
vielleicht nur in Folge abjichtlichen dolojen Verſchweigens Geitens 
des Befigerd im guten Glauben an dejjen Recht erhalten bleibt, ge- 
boten erſcheint. Man denke 3. B. an den Tall, daß der mit 
Eigenthumsflage belangte Befiger während der vielleiht recht langen 
Dauer des Eigenthumsftreites dem Inhaber abjichtlich keine Kenntnik 
von dem Prozeß giebt, während etwa der entfernt wohnende klagende 
Eigenthümer jeinerfeit3 gar nichts davon weiß, daß Befit und In— 
habung bezüglich der ftreitigen Sache nicht in einer Hand liegen. 

Zu ec bejtimmt der Entwurf $ 9322, daß wenn nur der In— 
haber, aber nicht der Befiger weiß, daß Letterer zum Befig nicht 
berechtigt ift, der Inhaber nad) Mafgabe des $ 931! zum Erjat 
des von ihm verurfachten Schadens verpflichtet ift, welcher durch 
Untergang oder Berjhledhterung der Sache entjtanden it. 
Bergleiht man diefe Faffung mit der des $ 931, fo it erfichtlich, 
daß die Haftung für die gezogenen (oder zu ziehen geweſenen) 
Nutzungen mit Vorbedacht ausgelajjen ift, daß aljo deren 
Herausgabe dem bösgläubigen Inhaber bei gutem Glauben des DBe- 
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figerd nicht obliegen fol. Seten wir nun 3. B. den all: Der 
gutgläubige Befiger eines Gutes tritt vor der Ernte eine ihn lange 
Zeit fern haltende Reife an und überträgt für deren Dauer die In— 
habung defjelben dergejtalt auf einen Dritten, daß diejer die Ernte 
ziehen und unentgeltlich zu eigenem Nuten behalten joll. Noch vor 
der Ernte erfährt der dritte Snhaber, daß und warum fein Auftor 
nicht Eigenthümer und alſo auch zu jener Verfügung über Gut und 
Ernte nicht berechtigt war, während dem entfernten Bejiger hiervon 
feinerlei Senntniß zukommt Der Inhaber aber zieht und verfauft 
troßdem die Ernte. In diefem Falle würde weder der gutgläubige 
Befiger haften noch auch nad) der Faſſung des $ 932? der Inhaber. 
Allerdings würde der Eigenthümer, wenn er die Verhältniffe kannte, 
durch zeitige Klaganftellung gegen den Inhaber in Gemäßheit des 
$ 933 gegen diejen Schaden ſich fihern fönnen; aber es ift doc) aud) 
an ſich unbillig, daß, wenn die Stlaganftellung unterbleibt oder ver- 
zögert wird, der wiſſentlich widerrechtlih handelnde Inhaber die 
Ernte ohne Entgelt ziehen und behalten ſoll?). Auch dies ift eine 
Abänderung erheilchende Folge davon, daß $ 930 die allgemeinen 
Grundſätze über ungerechtfertigte Bereicherung für die Gegenan- 
ſprüche des Eigenthumsbeflagten ausgejchloffen hat. Die Streichung 
des $ 930 würde auch dieje8 Bedenken bejeitigen. 

5. Der dem Beliger und dem Inhaber der fremden Sache gegen 
den Eigenthümer zuftehende Anſpruch wegen der von ihnen auf die- 
jfelbe gemadjtten Berwendungen hat in dem Entwurf eine eigen= 
thümliche, im Wejentlihen an das franzöfiiche Recht ſich anlehnende, 
aber doc) in Einzelheiten auch von dieſem abweichende, Regelung ge— 
funden. Üntgegen dem von andern neuern Geſetzgebungen im 
MWejentlihen beibehaltenen Geſichtspunkte des römischen Rechts, 
welches den Verwendungsanſpruch des Eigenthumsbeklagten nicht als 
ein felbftftändig Elagbares Forderungsrecht, ſondern nur als ein durd) 
exceptio doli und Retentionsrecht?) gejchügtes Bertheidigungsinittel 
des Eigenthumsbeklagten auffaßt und dabei nad) jubjektiven Gefichts- 
punften auch auf den guten oder böjen Glauben des Letteren, des 
Verwendenden, Rüdficht nimmt, geht der Entwurf wie das franzöfiiche 
Net, aus vom Gefichtspunft der ungerechtfertigten Bereicherung und 
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) Vergl. auch Bolze a. a. O. pag. 110f. 


>») Auch durch jus tollendi, welches ım Entwurf zivar beibehalten, aber be: 
ſchränkt wird. Vergl. unten. 
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führt denjelben, jich lediglid) an objektive Merkmale haltend und den 
bösgläubigen Beſitzer ebenfo wie den gutgläubigen befhütend, dahin 
durch, daß die durdh die Verwendung herbeigeführte Be- 
reiherung de3 Eigentümers von diefem zu erftatten ift. 

Es muß auffallen, daß der Entwurf die Grundfäße der unge: 
rechtfertigten Bereicherung da, wo fie zu Gunften des Eigenthümers 
. gereichen würden, dur $ 930 außer Kraft fett, während diejelben 
hier, wo fie zum Nachtheil des Eigenthümers, dagegen zum Bor: 
theil aud) des bösgläubigen Befigerd und Inhabers geveichen, jeinen 
Beftimmungen in voller Schärfe zu Grunde legt. Man jollte 
meinen, was dem Einen (dem Bejiter, zumal dem bösgläubigen) 
Recht, das jollte aud) für den Andern (den Eigenthümer) billig fein. 
Hiervon aber abgejehen läßt ſich nicht verfennen, daß die in $ 936 fi. 
gegebene Regelung des Verwendungsanſpruchs unter dem Gefichts- 
punft der ungerechtfertigten Bereicherung viel für fich hat, und daß 
insbejondere die Beurtheilung nad rein objektiven Maßſtabe eine 
fejtere und Elarere Gejtaltung dejjelben zur Folge haben muß, als 
die Berüdfichtigung des gutgläubigen und bösgläubigen Befites und 
die Unterjcheidung zwijchen nothivendigen, nüßlicdhen und nur dem 
Luxus dienenden Verwendungen. Der Entwurf fennt als Maß: 
tab für die Erftattungspfliht des Eigenthümers lediglich die Be- 
reiherung, welche demjelben durd) die Verwendung zukommt. Be— 
dingt iſt der Anſpruch dadurch, daß der Eigenthümer die Sache 
wiedererlangt ($ 938). Der Zeitpunkt diefer Wiedererlangung tft 
aljo regelmäßig maßgebend für die Frage, ob und in welchem Maße 
durch die Verwendung eine Bereicherung des Eigenthiimers herbei- 
geführt worden ift. Iſt die Herausgabe ohne vorherige oder gleid)- 
zeitige Anzeige der Anſprüche erfolgt, aljo namentlid) aud wenn der 
Eigenthümer nicht von dem Verwendenden, jondern auf anderen 
Wege die Sache mwiedererlangt hat, jo ijt für die Bereicherungsfrage 
der Zeitpunkt maßgebend, in weldem der Eigenthümer „von den 
Ansprüchen Kenntniß erlangt hat oder die Anſprüche rechtshängig 
geworden find“ ($ 938%. Da jelbitverftändlih nur immer ein 
Beitmoment maßgebend jein kann, jo ift die alternative Faſſung des 
legten Sates nicht genau, vielmehr würde forrefter hinter dem 
„oder“ einzuichalten gewejen fein „wenn er nicht vorher 
die Kenntniß erlangt hat.“ 

Daß der Berwendungsanjprud ein auf eine legale Verbindlich 
£eit des Eigenthümers gejtüstes und Elagbares Forderungsrecht wer: 
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den ſoll, iſt zu billigen; ebenſo auch die Art, wie der Entwurf das 
jus tollendi des Berechtigten regelt. Muß man mit den Motiven 
(pag. 411) davon ausgehen, daß zu Beſtandtheilen der Sache ge— 
mwordene Gegenftände nur dann al3 Berwendung aufgefaßt werden 
fönnen, wenn fie wejentliche Bejtandtheile der Sade im Sinne 
des Entwurf geworden find, jo iſt es richtig, die Wiederlostrennung 
eine weſentlichen Beftandtheiles nicht in das Belieben des Ver— 
wendenden zu ftellen, da ja nach $ 782 ein von dem Recht an der 
Sache abgejondertes Recht daran nicht ftattfindet. Mit Recht läßt 
daher $ 936 das jus tollendi nur dann eintreten, wenn der Be- 
reicherungsanfprud) des Verwendenden gegen den Eigenthümer nicht 
mindejtend den Werth erreicht, welchen der Beftandtheil nach der 
Trennung der Sache nod; haben würde, alfo nur dann, wenn die 
Nichtausübung jenes Rechts einen pofitiven Schaden des Berechtigten 
herbeiführen würde. Auch die weitere Beitimmung, daß, wer das 
Recht der Wegnahme ausübt, die herauszugebende Sache auf feine 
Kojten wieder in den vorigen Stand zu jegen hat, ift faſt jelbitver- 
ſtändlich und dem jeitherigen Recht entiprechend. 

Im 8 957 wird der Uebergang des Berwendungsanfpruds 
des Vorbefigerd auf den Nachbeſitzer, ſoweit er defjen Rechtsnach— 
folger geworden ift, anerkannt: „Eingetreten ift die Bereicherung 
in dem Augenblid der Berwendung.” Motive pag. 413. Deshalb 
it der zunächſt Berechtigte auch nur derjenige, welcher die Ver— 
wendung felbjt bewirkt hat. Es iſt daher erwünjcht, daß der Ueber— 
gang jeined Anjpruchs auf die al3 jeine Rechtsnachfolger zu be- 
trachtenden Nachbejiger anerkannt ift. 

Der Fall eines Wechſels in der Perjon des Schuldners, 
d. h. eines Wechſels in der Perſon des Eigenthümers zwiſchen 
den Beitpunften der Verwendung und der Herausgabe der Sadıe an 
den Eigenthümer wird in dem Entwurf ſelbſt nicht erwähnt, wohl 
aber erwähnen ihn die Motive auf Seite 416, 3b und zwar in 
einer Weije, welche zu Bedenken Anlaß giebt. Man könnte, meinen 
fie, in einem ſolchen alle zweifeln, ob der Berwendungsanfprud) 
ſich nicht etwa auf den Erwerber als nunmehrigen Eigenthümer und 
Berpflichteten übertrage. Sie weifen jedoch eine ſolche Uebertragung 
zurüd; denn fie „würde mit den Grundjägen über die publica fides 
de3 Grundbuhs nicht Harmoniren.” Da Berwendung und Ber: 
wendungsanipruch naturgemäß hauptſächlich bei Grundjtüden vor- 
kommen, jo fann die Frage ihre Regelung gewiß nicht finden ohne 
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volle Rüdfichtnahme auf die Grundjäge des Grundbuchrehts und 
jeiner publica fides. Andererſeits aber fann der Nichtübergang der 
pajjiven Seite des Verwendungsanjpruch® auf den neuen Eigenthümer 
praktiſch zu jehr bedenklichen Folgerungen führen. Ein fingirter Fall 
mag die8 erläutern: 

Ein Adergrundftüd, welches im Grundbuch dem A. zugejchrieben 
iſt, wird in Folge einer Verwechſelung oder Unklarheit in der Katafter- 
bezeihnung?*) von dem B. jeit Fahren gutgläubig bejejjen und von 
demſelben jchlieglich mit einem Wohnhaus bebaut. A. weiß hiervon 
nichts. O. nun, welcher durd Zufall den Sachverhalt fennt, Eauft 
dem A., ohne dieſem denjelben mitzutheilen, das Grundftüd für den 
Preis, welchen dafjelbe als Adergrundftüd hatte, ab, erhält auch von 
demjelben die Auflafjung und grundbuchmäßige Ueberichreibung. Nun 
Elagt er auf Herausgabe des Grundjtüds gegen den B. 

Wo bleibt der Berwendungsanjprud des Lebtern? 

In der Zeit der Verwendung war A. Eigenthümer; allein er 
it nicht bereichert, aud) hat er das Grundjtüd nicht jelbft wieder er- 
langt. C. aber ift zwar bereichert; aber da der Berwendungszeitpunft 
vor der Zeit feines Eigenthumserwerbs lag und der Verwendungs— 
anfpruch nad) jenen Ausführungen der Motive auf den neuen Eigen- 
thumserwerber pafjiv nicht übergehen joll, fo ift auch er nicht ver- 
pflüchtet. Es bliebe aljo in diefem Fall dem B. nur das Recht der 
Wegnahme und damit wäre er dem guten Willen des C. ganz in 
die Hand gegeben; diefer würde durch die Drohung, fonft gar nichts 
zu zahlen und ihm eben nur die Niederreißung des Haufe zu ge— 
itatten, den B. zur Annahme einer minimalen Abfindung ziwingen 
fönnen ??). 

Bei aller Achtung vor der Harmonie mit den Grundfägen der 
publica fides des Grundbuchs dürfte eine ſolche Konſequenz doch 
wohl Abhülfe erheiſchen. 

Nicht billigen kann ich auch die Beſtimmung, daß auf den für 
die Verwendung zu erſetzenden Betrag „der Reinertrag der gezogenen 
Nutzungen“ bedingungslos in Abzug kommen ſoll ($ 9362). 
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aß ſolche troß des beitgeordneten Kataſterweſens immer noch vorkommen 
werden, kann man jich nicht verhehlen. 

25) Auch der Fall einer Colluſion des Eigenthümers aus der Beit der Ver: 
wendung mit dem neuen Erwerber fann vorfommen und wird nicht immer nad: 
zuweiſen jein, 
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Dagegen ift der Wegfall der nad dent gemeinen Recht be- 
ftehenden Möglichkeit, eine Billigkeitsrüdjiht auf den Umſtand zu 
nehmen, daß die Erjtattungspfliht den Berpflichteten nad) feinen 
individuellen Berhältniffen bejonders hart treffen würde (Motive 
pag. 413), allerdings nicht wohl zu umgehen, wenn man einmal den 
objektiven Maßſtab der Bereicherung enticheiden laffen will. Nur 
ift jehr zu hoffen, daß, wie die Motive (l. c.) in Ausficht ftellen, bei 
der Beurtheilung der Frage, inwieweit eine Bereicherung de3 Eigen: 
thümers vorliege, auf defjen individuelle Gefammtvermögenslage in 
der Praxis gebührende Rüdfiht genommen und fo da3 jubjeftive 
Moment wenigftens injoweit nicht ganz außer Acht gelaffen werde. 
„Die Berüdfihtigung diefer Bermögenslage kann dazu führen, daß 
eine objektive, aber nur durch Beräußerung zu realifirende Werth: 
erhöhung nicht als Bereicherung erjcheint.” (Motive pag. 413.) 

In vollem Umfang wird dies allerdings nur dann der all 
jein, „fall3 die Veräußerung des verbejjerten Gegenftandes den 
Werth eines Ganzen, in welchen derjelbe hineingehört, herunter: 
drüden würde.” (Motive 1.c.) Aber auch in vielen andern. Fällen 
wird für das Maß der Bereicherung jenes fubjeftive Moment eine 
nicht außer Acht zu lafjende Korrektur des rein objektiven Maßſtabes 
abgehen. 

Daß der Verwendungsanfpruh auch duch ein Burüd- 
behaltungsredht gefichert iſt ($ 938°), entjpricht dem jeitherigen 
Recht. Dabei erfcheint die Vorjchrift des 8 941, daß der Eigen- 
thümer, wenn er die Sache anzunehmen bereit ift, jedoch die Be— 
friedigung oder Sicherftellung jener Anſprüche nicht anbietet, in Ver— 
zug der Annahme kommt, auf den erſten Blick Hart, da ja der Anz 
nahme-Berzug nach SS 257 ff. für den Eigenthümer ſchwer wiegende 
Folgen haben fann, deren Anwendung zu Gunften des bösgläubigen 
Befigers bedenklich, erjcheint. Wenn nun auf das Zurüdbehaltungs- 
recht aud) die 88 232—236 Anwendung finden (vergl. $ 236) und 
daher nad) 8 235 das Zurüdbehaltungsreht demjenigen nicht zu 
Gute fommt, welcher „zu dem Gegenftande durch eine vorjäglid, be- 
gangene unerlaubte Handlung gelangt tft,” jo wird freilih für den 
Ihlimmften und am wenigften ſchutzwürdigen Fall bösgläubigen Be: 
fites das Bedenken befeitigt, aber aud nur für dieſen Fall. 

6. Ueber die Abtretbarfeit des Eigenthumsanſpruchs jchweigt 
der Entwurf. Dagegen enthalten die Motive Seite 399 ff. eine Aus- 
führung darüber, in welcher fie nicht nur davon ausgehen, daß die 
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allgemeinen Vorſchriften des Obligationenrehts über die Abtretung 
von Forderungsrehten auch auf die Abtretung des Herausgabe- 
anſpruchs des Eigenthümers Anwendung zu finden haben, joweit fid) 
nicht aus der dinglichen Natur dieſes Anſpruchs ein Hinderniß er: 
gibt, fondern auch weiter dem Entwurf die Anfchauung unterlegen, 
„daß zwar Abtretung der Bindikation und Uebertragung des Eigen 
thums wohl zu unterjcheiden, aber doc) eine dingliche Bindung des 
Abtretenden anzunehmen” ſei. (pag. 400.) 

Liegt eine Abtretung des Eigenthumsanſpruchs vor, jo wird in 
jedem Fall der Anfprud auf Herausgabe der Sache, der ja den 
Kern des Eigenthbumsanfpruh und nah dem Entwurf deſſen 
alleinigen Inhalt bildet, al3 abgetreten zu gelten haben. 

Db dagegen die Anjprüche wegen der Nutungen und wegen 
Schadenserjaßes mit auf den Ceſſionar übergegangen fein jollen, 
wird bei dem jelbitjtändigen Charakter, welcher diefen Aniprüchen nad) 
dem Entwurf beiwohnt, Frage der Auslegung im einzelnen Falle fein. 

Bei immobilien wird es aud für die Abtretung des Rechts aus 
$ 843 regelmäßig eines bejonderen Ausdruds bedürfen. 

Wenngleich die Abtretung des Eigenthumsanſpruchs, wie die 
Motive hervorheben, auch andern Yweden, als dem der Eigenthums- 
übertragung dienen können, und e3 vielmehr beabfichtigt jein kann, 
durch fie die Inhabung einer Sache behufs der Ausübung eines 
lonftigen dinglichen oder obligatorischen Rechts zu verjchaffen (Motive 
pag. 400) jo ift doch der regelmäßige Zwed der Abtretung des 
Eigentdumsanfpruds der, den Üchbergang des Eigenthums zu 
vermitteln und herbeizuführen. In diefer Beziehung wäre e8 er- 
wünjcht gewejen, wenn ſich die Motive über die Bedeutung und den 
Umfang der von ihnen unterjtellten „dinglichen Bindung” des Ab- 
tretenden etwas näher ausgelaffen hätten, da die feitherige Lehre von 
der Abtretung dingliher Anſprüche und namentlich des Eigenthums— 
anſpruchs, feineswegs für alle dabei auftauchenden ragen Klarheit 
gewährt. 

Diejelben jollen auch hier nicht näher erörtert werden. Nur die 
Frage ſei noch ins Auge gefaßt, in welcher Weije die Abtretung 
des Eigenthbumsanjpruds die Hebertragung des Eigenthums 
jelbjt herbeizuführen geeignet ift. In diefer Beziehung ift zwijchen 
den unbeweglichen und beweglichen Sachen zu unterjcheiden: 

a. Bei den unbewegliden Saden hat der eingetragene 
Eigenthümer, um jein Eigentum zu übertragen, auch dann, wenn 
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daffelbe in fremden Händen ift, den Umweg einer Abtretung des 
Eigenthumsanſpruchs nicht nöthig, da ihm die Auflaffung in diejem 
Fall einen einfachen und fichern Weg dazu bietet. Wenn dagegen 
der wirkliche aber nicht eingetragene Eigenthümer fein Eigen- 
thumsrecht auf einen Dritten übertragen will, jo ift ihm, eben weil 
er nicht eingetragener Eigenthümer ift, unmöglich die Auflaffung und 
damit den das Eigenthum übertragenden dinglichen Vertrag zu voll- 
ziehen. Er wird aljo den ihm zujtehenden Eigenthumsanſpruch auf 
Herausgabe der Sache und zugleich aud den gegen den eingetragenen 
Eigenthümer ſich richtenden Anfpruh aus $ 843 des Entwurfs an 
jenen Dritten abtreten. Dieſer Elagt alsdann gegen den eingetragenen 
Eigentümer auf Herausgabe der Sache und zugleich (nach 8 843) 
auf Ertheilung der Auflajjung. Mit legterer wird der objiegende 
Kläger grundbuhmäßiger Eigenthümer des Grundftüds; und 
würde etiwa der verurtheilte Beklagte die Auflafjung meigern, fo 
würde $ 833 des Entwurfs ihm die Möglichkeit geben, auf Grund 
des rechtskräftigen Urtheils auch einfeitig die Auflafjung zu erwirfen. 
In diefen Fällen bedarf es dann, um die durch die Abtretung des 
Eigenthumsanſpruchs bezwedte VBermittelung des Uebergangs des 
Eigenthums ſelbſt herbeizuführen, nicht erſt nod einer weitern 
Thätigfeit des abtretenden Eigenthümers. 

b. Bet beweglichen Saden kann Derjenige, welchem der Eigen- 
thumsanſpruch auf Herausgabe abgetreten ift, die Klage auf diefe Her: 
ausgabe anftrengen uud jo den Beſitz und die Inhabung der Sache 
erlangen. Es fragt id) aber, ob, wenn auf diefe Weile Befit und 
Inhabung auf ihn übergegangen find, darin eine Vollendung bezw. 
ein genügender Erjat des formalen Elements der Tradition mit der 
Wirkung des Uebergangs des Eigenthums jelbit gefunden werden 
kann. Dieſe Frage iſt aber namentlih in den Fällen wichtig, in 
melden dadurch, daß der Inhaber der Sache, wie nad) $ 804 ihm 
möglich, der Anweiſung, die thatfächliche Gewalt fortan für den Er- 
werber auszuüben, jeinerjeit3 widerjprochen und dadurch nad $ 804 
den Uebergang des Befites, zugleih aber aud nach $ 874 den von 
der „Uebergabe der Sache“ abhängigen Uebergang des Eigenthums 
daran gehindert hatte und ebendaducc die Abtretung des Eigenthums— 
anſpruchs veranlaßt war ?%). 


6) Vergl. auch Bähr a. a. O. pag. 499 ff. Mit der von Bähr pag. 500 
vorgeichlagenen Formulirung fönnte ich mid) vollkommen einveritanden erklären. 
47* 
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Ich würde meinerſeits im Anſchluß an das zu 8 874 ff. unter 
A3 oben Ausgeführte — und unbejchadet der dortigen Abänderungs- 
wünfche — in der zum Zweck der Vermittelung der Eigenthumsüber: 
tragung gefchehenen Abtretung des Eigenthumsanſpruchs, im Zweifel eine 
fortwirkende Traditionsofferte des jeitherigen Eigenthümers an den Er- 
werber finden und demgemäß annehmen, daß, wenn der abgetretene An- 
ſpruch auf Herausgabe der Sache verwirklicht worden ift, es zum Uebergang 
des Eigenthums ſelbſt auf den Elagenden Erwerber nicht noch eines 
weiteren bejondern Akts des jeitherigen Eigenthimers bedürfe. Nur 
in diefem Fall Tann die Abtretung des Eigenthumsanſpruchs in Wirk: 
lichkeit ihren regelmäßigen Zwed, den Uebergang des Eigenthums 
jelbft zu vermitteln und einjtwetlen zu erjegen, erfüllen. 

Bedenklicher ijt die Anwendung des Ausgeführten in dem Falle 
des $ 223, nad dejjen neuer und eigenthimlicher Bejtimmung auf 
denjenigen, welcher infolge Entziehung oder Borenthaltung einer 
Sade (oder eines Rechts) Schadenserjag für den Berluft der Sache 
geleistet hat, mit diefer Erjagleiftung die Anſprüche übergehen, „welche 
dem Entjchädigten auf Grund des Eigenthums vder des jonftigen 
Rechts gegen Dritte zuftehen.” Wir haben e3 hier mit dem Fall 
einer gejeglichen Abtretung des Eigenthumsanfpruchs zu thun??). 

Da alle dem Entjchädigten auf Grund des Eigenthums zuftehende 
Rechte auf den abfindenden Erjagpflichtigen übergehen jollen, jo 
würde ich hierin für Grunditüde auc eine gefegliche Abtretung der 
Rechte aus $ 843 erbliden; für bewegliche Sachen aber würde es 
mir doch bedenklich erjcheinen in diefen Fall der gejeglihen Ab- 
tretung?®) das Vorliegen eines dinglihen Traditiongvertrages künſt— 
(ih zu fonftruiven, wenn nicht dem $ 874 eine weniger formaliſtiſche 
Faſſung nad meinen oben gemachten Vorſchlägen gegeben wird. 

Es muß aber gefordert werden, daß auch in ſolchen Fällen der 
Eigenthumsübergang nit durd zu enge Faſſung der Borjchriften 
über Tradition gehindert wird. 

Denn an eine andere Eigenthumserwerbsart kann man dabei 
nicht denken; ohne Eigentdumsübergang aber würde der vollberechtigte 
Zweck der betreffenden Beitimmung verfehlt werden. 


7) Vergl. über diefe Beitimmung übrigens aud Yaband im Civiliſtiſchen 
Archiv Bd. 73 pag. 183 ff. 

»*) Wie auch in andern analogen Fällen, und auch bei Zwangsüberweiſung 
des Eigenthumsanſpruchs im Zwangsvollſtreckungsverfahren. 
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7. Die Beitimmungen über die negatoriihe Klage (88 943 
und 944) bieten zu Bemerkungen wenig Anlaß. Mit Recht hat der 
Entwurf dieje Seite des Eigenthumsanſpruchs einheitlih für be- 
weglihe und unbeweglide Sachen geregelt. Den Befonder- 
heiten des Grundbuchrechts ift durch $ 843 Rückſicht getragen. 

Auch daß bei noch fortdauernder Beeinträdtigung des 
Eigenthums der Anfprud auf deren Wiederaufhebung gerichtet 
ift, aljo nicht auf ein bloßes Gefchehenlajjen der Bejeitigung, ſondern 
auf ein jelbftthätiges Bejeitigen ſeitens des Beklagten, ift zu billigen; 
nicht minder die Zulafjung der laudatio auctoris, wenn ander man 
letztere nicht jchon jegt nad $ 37 C. P. O. für zuläſſig halten will. 

Wenn betreff3 der für die Vındifatton gegebenen Ausnahme 
vorjchriften gegenüber den allgemeinen Grundjägen über Haftung 
aus Bereicherung und aus Delikten der Entwurf für den negato- 
riſchen Anſpruch gleihe Ausnahmebeftinnmungen ablehnt, jo kann ich 
mih damit von meinem oben unter 3 erörterten Standpunkt aus 
nur einverjtanden erflären. 

Daß der Beklagte, welcher ein eigenes Recht auf die ftreitige 
Beeinträdtigung des Eigentums behauptet, diefes Recht bemeiien 
muß, tft durch die Faſſung des (nad $ 944 aud für den negatori- 
ſchen Anjpruch anmendbaren) $ 942 außer Frage geitellt. Diefer 
8 942 bejeitigt wohl mit Recht den für das Gebiet der preußilchen 
Grundbuchsgeieggebung beitehenden Grundjag einer nur bejchränften 
Zulaffung von auf obligatorijches Recht geftügten Einwendungen 
gegenüber der Klage des im Grundbuch eingetragenen Berechtigten. 

8. In $ 945 hat der Entwurf einen publizianifhen An— 
ſpruch dem Eigenthbumsanipruch zur Seite geftellt, indem er beftimmt: 

‚„Die BVBorjchriften der 88 929 bis 944 über die dem 
Eigenthümer zuftehenden Anſprüche finden entiprechende An: 
wendung zu Gunſten Ddesjenigen, welcher den Belig einer 
beweglihen Sache erworben hat, jofern er bei dem Belit- 
eriverbe den Umſtand nicht gefannt hat, durch welchen der 
Erwerb des Eigentums verhindert worden iſt, und jeine 
Unfenntniß auch nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht hat.” 

Für unbeweglidhe Saden ijt der publizianische Anſpruch durch) 
die Beitimmung des $ 826 über die für die Nichtigkeit der im 
Grundbuch eingetragenen Berechtigungen jprechende Bermuthung un: 
nöthig gemacht bezw. ausgejchloffen. Denn für den eingetragenen 
Eigenthümer oder dinglid; Berechtigten bedarf es angeſichts diejer 
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Rechtsvermuthung nicht noch eines bejonderen Schußes, gegen den 
eingetragenen Eigenthümer (und fonjtigen Berechtigten) aber wird 
derjelbe durch jene Nechtsvermuthung unmöglich gemadt. Für 
bewegliche Sachen aber ift durch die Beitimmung der $ 877 fi. 
gegenüber dein feitherigen Recht in den meisten Fällen, für welche 
gemeinrechtlich die publizianifche Klage von Bedeutung war, an den 
zu deren Begründung erforderliden Thatbejtand nunmehr der Er- 
werb des Eigenthums ſelbſt als Folge geknüpft. Nahe liegt daher 
der Zweifel, ob troßdem für den Entwurf noc das Bedürfniß der 
Schaffung bezw. Beibehaltung eines publizianischen Anſpruchs aner- 
fannt werden muß. Die Motive ſelbſt nehmen ein foldhes Bedürf— 
niß an, namentlicd; aud) deshalb, weil der Erwerb in gutem Glauben 
Ausnahmen erleide und ji) überall nicht auf die allerdings jeltenen 
und ausnahmsweilen Fälle derivativen Eigenthumserwerbs beziehe. 
(pag. 429 vor 2). 

Eigenthümliher Weife fcheinen dies die Motive aber infofern 
iwieder zu vergeſſen, als fie gerade für die Fälle derivativen Eigen- 
thumsermwerbs ohne Tradition, aljo für die Fälle des 8 8743 einen 
publizianifhen Anſpruch nicht gewähren wollen; denn die Faſſung 
de3 8 945 geht auf den Thatbeftand des Beligerwerbs zurüd und 
paßt daher nicht auf ſolche Fälle, in welchen der Beſitz ſchon früher 
erworben, ehe an Eigenthumserwerb überhaupt gedacht wurde. 

Für die Fälle des constitutum possessorium ($ 805) ift aller: 
dingd der publizianische Anfprud; des Entwurfs von Bedeutung; 
allein dieſe Fälle jind jo wenig häufig und werden überdies durd) 
die einengende Borjchrift des S 805 von dem Entwurfe felbft jo 
wenig begünftigt, daß fie einer beſonderen Berüdjichtigung kaum 
bedürfen. 

Für die Fälle des originären Eigenthumserwerbs wird man 
ein Bedürfnig gleichfall8 verneinen müllen; und fo könnte die 
ganze Gejtaltung des publicianiihen Anſpruchs ohne 
Schaden für die Braris wegbleiben. 

Der Entwurf hält diefe Geftaltung deshalb für geboten und 
nüßlich, weil durch die Schaffung einer an den Thatbeitand des 
s 945 gefnüpften dinglichen und deshalb abjoluten Rechtspofition die 
praktiſch wichtige Folge jich ergebe: „daß im Eigenthumsprozeß über 
bewegliche Sachen die exceptio ex jure tertii ausgefchloffen werde. 

„Hierzu treibt ein dringendes Bedürfniß, da es zu großen 
Unzuträglichkeiten führen würde, wenn im Eigenthums— 
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prozeß darüber verhandelt werden fönnte, ob vielleicht eine 
dritte Perſon der wahre Eigenthümer, und um deswillen 
der Beweis des flägerijchen Rechtes als nicht erbracht an— 
zufehen jei.” (Motive pag. 431.) 

Die Motive jcheinen ſich hier einer Selbfttäufhung hinzugeben. 
Denn durd) $ 945 wird die Vorſchützung eines dem Recht eines 
Dritten entnommenen Einwandes dann jtet3 nicht ausge— 
Ihlojfen werden, wenn der Beklagte ſich nicht fcheut, die Behaup- 
tung aufzuftellen, Kläger habe darum gewußt. Sn diefer Be- 
ziehung muß man mit der in der alltäglichen Praris nur zu oft 
hervortretenden Leichtfertigkeit vechnen, mit welcher die Parteien, auch 
ohne daß fie für eine derartige Behauptung einen objektiven Beweis 
haben, und wohl auch ohne daß fie ſelbſt daran glauben, durch die 
Eideszufchiebung an den Gegner diefen in die oft recht unangenehme 
Lage bringen, gewiſſermaßen einen Reinigungseid über feine Nicht- 
befenntniß der behaupteten Thatjachen leiften zu müfjen. Man fann 
dies bedauern und vom ethiichen Standpunkt aus darin einen Miß— 
brauch der Eideszujchiebung erbliden; damit wird aber an der That: 
Jache nich8 geändert, daß in Wirklichkeit jolche frivole Eideszuſchiebung 
viel mehr vorkommt, als gut iſt. 

Will man aber über die praftijche Bedeutung und Nützlichkeit 
des publizianischen Anſpruchs nach $ 945 urtheilen, jo muß man | 
nicht den Hall nur ſich vor Augen halten, daß die den Erfordernifjen 
des Geſetzes entſprechend thatſächlich begründete Klage nicht ſtreitig 
wird, ſondern vor allen Dingen auch den Fall, daß der Kläger es 
mit einem Gegner zu thun hat, welcher die Klage in jeder möglichen 
Weiſe bekämpft. Bringt aber der Beklagte eine Behauptung vor, 
welche das Eigenthum eines Dritten begründet erſcheinen laſſen 
würde, jo iſt dies zweifellos ein im Sinn des $ 945 erheblicher 
„Umftand”, wenigftens daun, wenn zugleih die SKenntniß des 
Gegnerd und ſomit die Unanmwendbarfeit des 8 877 behauptet und 
unter Beweis gejtellt wird. 

Dem publizianifchen Anjpruc eine andere Gejtaltung zu geben, 
ihn etwa — da er ja dodh an die Erjigungslage gefnüpft fein joll 
— im Anjhluß an $ 881 einfach an den Beſitz zu fnüpfen und den 
bösgläubigen oder nur fahrläjlig gutgläubigen Beiigerwerb als einen 
vom Gegner zu behauptenden und zu beweilenden Ausnahmefall 
binzuftellen, kann mit den Motiven nicht für praftiich gehalten 
werden. Es wird daher nur die Erwägung übrig bleiben, ob man 
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nicht Angeficht3 des jet nur noch für einzelne Fälle zuzugebenden 
Bedürfnifjes lieber von der Schaffung eines publizianischen Anſpruchs 
ganz abfieht, al3 daß man denjelben in einer Weife geftaltet, von 
der Nuten nicht zu hoffen ift. Schaden wird der publizianiihe An— 
Iprud) des $ 945, wenn er beibehalten wird, allerdings nicht bringen, 
aber praftijche Bedeutung wird man ihm nicht zufprechen dürfen; 
namentlich gegenüber dem gemeinen Recht wird der publizianijche 
Anſpruch de3 Entwurf? auf eine ganz minimale Rolle be- 
ſchränkt fein. 


- Was in dem vorftehenden Aufjag zu den behandelten Titeln 
gerügt worden ift, kann durch theils größere, theils Kleinere 
Aenderungen des Entwurfs unſchwer verbejjert werden. 

Nicht allenthalben habe ich Gegenvorichläge formulirt, weil ich 
oft die Betonung und Begründung meiner Bedenken für genügend 
und der Stellung des einzelnen Beurtheilerd mehr entſprechend hielt. 

Mic perjönlidy Haben alle von mir erörterten Bedenken nicht 
einen Augenblid irre machen können in der Weberzeugung, daß die 
Erhebung des Entwurfs zum Gefeg — mutatis mutandis — dringend 
zu wünſchen it. 
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Miethe und Pacht. 


Bud I, Abfdin. II Tit. V. 
ss 503—548. 
Bon Rechtsanwalt Boyens in Stettin. 


LE 
Grundzüge des Entwurfs. 

Die Grundzüge des Entwurfs, welche gleihmäßig für Miethe 
und Pacht gelten jollen, find folgende: 

1. Der Entwurf fat das Mieths- und Pachtverhältniß als ein 
rein perjönliches auf und läßt auch nicht die Ummandlung in ein 
dingliches Net durch Eintragung zu. Ebenſo verwirft der Entwurf 
das durch den Abſchluß des Vertrages entftehende „Recht zur Sache” 
des Preußifchen Allgemeinen Landredits. 

Dennoch Stehen dem Miether und Pächter als Inhaber der Sache 
pofjejjoriiche Klagen gegen Dritte und auch gegen den Eigenthümer, 
der ihn eigenmächtig in feiner Inhabung ftört oder ihn derjelben 
eigenmächtig entjegt (SS 814 ff.) zu. 

2. Die Früchte erwirbt der Pächter, wie der Nießbraucher, mit 
der Trennung von der Hauptjache und diejen Eigenthumserwerb kann 
der Vermieter für die Zeit der Miethsdauer nicht durch Widerruf 
der Geftattung verhindern ($ 901). 

3. Dem Miether und Pächter fteht al3 Inhaber ein Anſpruch 
gegen den Eigenthümer wegen nothwendiger Verwendungen auf die 
Sache zu, wenn der Legtere die Sache zurüd erhält, und er kann 
die Sade zur Sicherung diejes Anspruchs zurüdbehalten, jedod) be- 
ſchränkt ſich dieſer Anspruch auf die Bereicherung des jeweiligen 


Eigenthümers, kann aljo regelmäßig gegen den nad) der Verwendung 
IX; 48 
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in Folge einer Veräußerung eintretenden neuen Eigenthümer nicht 
gerichtet werden. (SS 936—938). Gegen den Vermiether beſteht der 
Anspruch auch dann, wenn derjelbe die Sache nicht zurüderlangt und 
beſchränkt fich nicht auf die Bereicherung. ($ 514). 

4. Im Fall einer freiwilligen Veräußerung der Sade ift der 
neue Erwerber an die vor der Beräußerung gejchloffenen Mieths— 
und Pachtverträge nicht gebunden und der Miether rejp. Pächter 
wird auf den Schadenserjaganjpruh an jeinen Bermiether verwiejen. 
Bei Grundftüden werden aber (vergl. 88 509—512) folgende Modi- 
fifationen dieſes Grundſatzes aufgeftellt: 

a) Der neue Erwerber muß, wenn er den Miether und Pächter 
austreiben will, denjelben zur Räumung auffordern und diejer 
it erft zur Räumung nad Ablauf der gejetlichen (3- reip. 
6 monatlichen) oder einer kürzeren vertragsmäßigen Kündi— 
gungsfriſt verpflichtet. 

b) Erfolgt die Aufforderung zur Räumung, jo fann der Miether 
und Pächter von dem Bertrage jofort für die Zukunft zu- 
rüdtreten; thut er dies nicht, jo haftet ihm der Vermiether 
wegen der vorzeitigen Löſung auf Schadenserſatz. 

c) So lange der Miether und Pächter in dem Fall zu a in 
der thatjächlihen Ausübung feines Rechts verbleibt, befteht 
das Necdhtsverhältnig mit dem Bermiether fort: an diejen 
hat er den Zins zu zahlen, von diefem die erforderlichen 
Reparaturen zu fordern, die der dritte Erwerber gejtatten 
muß. 

d) Wenn der VBermiether mit dem Erwerber des Grundftüds 
dejfen Eintritt in feine Rechte und Pflichten als VBermiether 
vereinbart, jo vollzieht fich mit dem Erwerb des Eigenthums 
diefer Eintritt dergeftalt, daß auch der Miether und Pächter 
einen direkten Anſpruch gegen den Dritten erwirbt. 

5. Wird die vermiethete oder verpachtete Sache durch Vermächtniß 
einem Dritten zugemwendet, jo wird in Ermangelung einer gegen- 
theiligen ausdrüdlichen Verfügung angenommen, daß der VBermädtnif- 
nehmer mit der Berpflichtung bejchwert fei, den Mieths- oder Padıt- 
vertrag an Stelle des Erblafjers zu erfüllen ($ 1860). 

6. Der Mieths- und Pachtvertrag erfordert nad; dem Entwurf 
feine bejondere Form. 

7. In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung kann der 
Miether und Pächter (wenn derjelbe nicht als Pachtzins einen Bruch— 
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theil der Früchte zu gewähren Hat) Untermiether annehmen 
($$ 516, 533). 

8. Bermiether und Verpächter hat ein gejetliches Pfandreht an 
den eingebrachten eigenen Sachen des Miethers und Pächters, jedoch 
nur joweit diefelben der Pfändung unterworfen find. ($ 521.) 


I. 
„Kauf bricht Miethe‘‘ oder „Kauf bricht nicht Miethe“. 


Bon diejen Vorſchriften ift die grundfätliche Auffaffung des 
Inſtituts als eines rein perfönlichen Vertragsverhältniffes (I. Nr. 1) 
und namentlic die daraus hergeleitete Folge für den Fall einer 
Veräußerung (I. Nr. 4) bereit3 lebhaft disfutirt worden. 

Vereine, Zeitungsartikel und fonftige Kritik haben das Für und 
Wider erörtert, ji) aber mit weit übermwiegender Mehrheit gegen 
die Beitimmungen des Entwurfs erklärt, welde im Wejentlichen den 
Rechtszuſtand einführen wollen, welchen man mit der Rechtsparömie 
„Kauf bricht Miethe” zu bezeichnen pflegt. 

Namentlid find in diefer Beziehung die Verhandlungen des 
XIX. deuten Suriftentages in Gtettin zu erwähnen. 

Es iſt befannt, daß fait mit Einftimmigfeit und unter dem all- 
gemeinen Beifall fajt aller betheiligten Sreife der Juriſtentag auf 
Antrag der beiden Referenten, Brofefjor Dr. Brunner und Reichs— 
gerichtsrath Peterjen, den Befchluß gefaßt hat: 

„Es empfiehlt fich in das bürgerliche Gejegbuch für den 
Hall der freiwilligen Uebereignung einer Sache, die dem 
Miether oder Pächter bereit vorher überlajjen war, den 
Grundſatz: „Kauf bridt nicht Miethe” aufzunehmen.” 

Die Stellung des Miether8 und Pächters im Fall der 
Zwangsverſteigerung jtand nicht auf der Tagesordnung. 

Die dem Juriſtentag erjtatteten Gutachten des Geheimraths 
Dr. Ef und Profeſſors Fiſcher jowie des Reichsgerichtsraths 
a. D. Dr. Meiborn, die Vorträge der Referenten und die Debatten, 
welche jet ebenfall3 im Drud erjchienen find (vergl. Verh. des 
19. deutjchen FJuriftentages, Band II, ©. 3 ff., 228 fi., 312 ff., 
Band III, ©. 36 ff., 301 ff.) haben in einer jo umfaffenden Weije, 
dag Material zufammengetragen, daß das Prinzip als Soldyes aus- 
reichend erörtert jein dürfte und ich mich, um Wiederholungen zu 


vermeiden, darauf bejchränfen darf, zu erklären, daß ich den prinzi— 
48* 
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piellen Standpunkt des Juriſtentages theile und in Betreff der 
Gründe auf jenes Material verweiſe. 

Jedoch gilt dies nur in Betreff der Mieths- und Pachtverträge 
an Grundſtücken und den denſelben gleich geſtellten Gerechtigkeiten 
(S 781 Entw.) nicht von Miethsverträgen an beweglichen Sachen. 
Miether beweglicher Sachen ſind, wie die Motive richtig hervorheben 
(II. ©. 386) thatſächlich gegen nachtheilige Folgen einer freiwilligen 
- Beräußerung oder der Bejtellung eines Nießbrauchs- oder eines 
Fauſtpfandrechts dadurch gejihütt, daß gegen ihren Willen eine 
llebertragung diefer Rechte an Dritte nicht möglich ift (vergl. 88 804, 
874, 983, 1147). Da nad) $ 1865 durch Vermächtniß einer Sade 
das Eigentum nicht übergeht, jondern erſt durd) Uebergabe feitens 
der Erben, fo ift auch für diefen Fall derjelbe Schuß gewährleiftet 
(vergl. $ 1860 oben I, Nr. 5). Gegen Berlegung jeines Mieths— 
rechts durch Pfändung von Gläubigern des Bermiethers ift der 
Miether einer beweglichen Sache dadurch gefihert, daß eine ſolche 
Pfändung wider feinen Willen nur in der Form des $ 745, C. P. O. 
durd) Pfändung des dem VBermiether gegen ihn zuftehenden Anſpruchs 
auf Herausgabe zuläſſig ift. Da ihm endlich zu feinem Schuß gegen 
Dritte und den Vermiether die Beſitzklagen zuftehen, jo erfcheint ein 
weiterer Schu nicht erforderlih. Auch Profeffor Brunner erkennt 
in feinem Referat (a. a. O., Seite 37) an, dal bei beweglichen 
Saden die Auffaffung des Entwurfs „nicht viel Schaden ftifte”, 
Nur dann, wenn aus juriftiihen Gründen eine einheitlihe Kon— 
ftruftion der Miethe an beweglichen und unbeweglichen Sachen auf 
rein dingliher Grundlage erforderlich wäre, würde man auch bei beiveg- 
lihen Sachen von dem Entwurf abweichen müffen. Die nachfolgende 
Darlegung (unter III) wird aber ergeben, daß auch bei Grundftüden 
eine rein dingliche Miethe nicht anzunehmen ift.!) 

Es jcheint mir ferner nicht richtig, mit dem Entwurf und dem 
Suriftentag die Stellung des Miethers und Pähters im Fall einer 
BZwangsverfteigerung oder der Veräußerung im Konkurje 
($ 17 Nr. 2 K. K. O.) zunähft auszufcheiden. Der Entwurf will 
die Regelung derjelben in ein befonders zu erlafjendes Gejeg über 
die Zmwangsvollftrefung in das unbeweglihe Vermögen verweilen, 
welches (vgl. Anm. 1 zu $ 1067) beftimmen Soll, daß die Rechte des 


1) Auch der Code eivile beſchränkt befanntlih den Grundſatz „Kauf bricht 
nicht Miethe” auf Grundſtücke (vergl. unten II). 
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Miethers und Pächters, vorbehaltlich einer zu gewährenden Räumungs- 
und Kündigungsfrift, durch die Awangsverfteigerung zur Aufhebung 
gelangen. Meines Ermeſſens gehört aber in das materielle Gejet, 
alfo in das bürgerliche Gefetbuch jelbit, die Feititellung der Rechte 
des Mietherd und Pächter gegenüber den Gläubigern des Ver— 
mietherd und Berpächterd. Diejelbe ift faft von der gleichen Wichtig- 
keit, wie die Stellung des Miethers und Pächters zu den Veſitz— 
nachfolgern jeines Mitkontrahenten im Fall der freiwilligen Ver— 
äußerung und die ganze Sonftruftion feiner Rechte wird von Rüd- 
jihten auf dieſes Verhältniß mit bedingt (vgl. unten III Nr. 1c.)?) 

Alle bisherigen Erörterungen haben fich im Wefentlichen nur 
mit dem Prinzip „Sauf bricht Miethe” oder „Kauf bricht nicht 
Miethe” bejchäftigt. Auch der Beihluß des Juriſtentags ftellt nur 
das Prinzip feſt. In feinem Gutachten will EE den neuen Erwerber 
verpflichten, den Miether bis zum Ablauf des KontraftS wohnen zu 
lafjen und dem Bermiether, der den Zins erhält, die Reparaturen 
zu gejtatten, er jchließt aljo von den Beſtimmungen des Entwurfs 
nur das Kündigungsrecht des neuen Erwerber aus. Fiſcher und 
der Referent Profeffjor Brunner wollen dagegen den neuen Er- 
werber in die Rechte und Pflichten des Vermiethers eintreten laſſen. 
Letzterer erklärt dabei, daß das Mieths- und Bachtverhältnig weder 
ein vein dingliches, noch ein rein perfönliches, jondern zu den „Real— 
obligationen” zu rechnen jet, welche zwar eine Sache zum Gegen- 
ftand, aber eine Handlung ihres Eigenthümers zum Inhalt hätten 
und zu denen aud Hypotheken und Reallaften gehören. Es joll nun 
im Folgenden (III) verjudt werden, unter Bergleihung mit den 
Theorieen des Preußifchen Allgemeinen Landrechts und des code civile, 
melde auf dem Standpunkt „Kauf bricht nicht Miethe” jtehen, dar: 
zulegen, wie diefer Grundfag bei Grunditüden und Geredtigfeiten 
im Einzelnen — einfchließlich des Falls der Zwangsverfteigerung — 
durchzuführen, wie das Mieths- und Pachtrecht auf Grundlage des— 
jelben zu Eonjtruiren und der Entwurf zu ändern und zu er- 
gänzen ijt.‘) 


°) Bergl. auch die Ausführungen des Herrn SenatSpräfidenten Dr. Drechsler 
auf dem Auriitentag (Berh. IH. ©. 67). 

3) Bei der Debatte des Aurijtentages (Verh. des 19. Deutichen Juriitentages 
Bd. III. S. 66) bob ich hervor, daß der Grundjag „Kauf bridt nicht Miethe“ 
auch im Intereſſe der Grundbeſitzer ſei, da fie dejto beſſeren Zins erzielen, je 
mehr Sicherheit fie dem Miether umd Pächter durch den Abſchluß des Vertrages 
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IL: 


Grörterung der rechtlichen Stellung des Miethers und Pächters von 
Grundſtücken und Geredhtigfeiten zu dritten Perjonen im Einzelnen, 


Die Theorie des Preußifhen Allgemeinen Landredts 
ift folgende: 

Berpflichtet fi) der Eigenthümer einer Sache, einem Andern 
ein Nutzungs- oder Gebrauchsrecht an derjelben einzuräumen, jo er: 
wirbt der Legtere ein „Recht zur Sahe*. Dies Recht wird dinglid 
durd) Befigerwerb und bei Grundftüden auch durch Eintragung. 
Der Erwerber der Sache muß aber auch das bloße „Recht zur Sache“ 
rejpeftiren, wenn er dafjelbe bei Erwerb gekannt hat (vergl. die 88 
2 ff J. 21 Allg. Landredts). 

Beionders für Miethe und Pacht jchreibt dann noch $ 358 1. 
21 A. ER. vor: „Durch einen freiwilligen Verkauf wird in den 
Rechten und Pflichten des Mietherd und Pächter! nichts geändert”. 

Dagegen jteht bei einer Zmangsverfteigerung Schulden halber 
jowohl den Gläubigern wie dem Erfteher ein Kündigungsreht auch 
innerhalb der SKontraktzeit zu’ . ‚500 J. 219.8 9.) 

Nah 8. 396 1. 21 A. L. R. hat der Pächter wegen der ihm 
gebührenden Vergütungen ein a, an dem Pacht: 


bieten. Diefe Wahrheit wird in den Kreiſen der Bermiether immer mehr erkannt. 
So ijt zu erwähnen, daß jchon vor dem Votum des Yuriftentags im Auguit 1855 
dev „Gentralverband der Haus» und jtädtifche Grundbeſitzer-Vereine Deutſchlands“ 
auf dem Berbandstag in Erfurt einſtimmig eine Rejolution gegen den Grund— 
jat „Kauf bricht Miethe“ angenommen bat. Die Buftimmung zum Entwurf, 
welche ein Berein von Bermiethern in Berlin kurz nad) dem Erjcheinen des Ent: 
wurfs ausſprach, iſt vereinzelt geblieben. In Wahrheit liegt die Sache jo, dat 
der Bermiether in den großen Städten nur im Fall der Wohnungsnoth (alio 
bei großer Nachfrage) VBortheile von der Annahme des Grundfages „Kauf bricht 
Miethe? haben könnte (wie zur Zeit des preußiichen Hofreferipts vom 15. April 
1765), die aber in Bedrüdung der Miether ausarten und feinen Anſpruch auf 
eine wohlwollende Haltung der Gejeßgebung haben. Im Fall de8 Wohnungs- 
mangels und bei normalem Berhältnig von Nachfrage und Angebot hat auch 
der Bermiether Schaden und am meijten dev jchlecht fituirte, der wenig perjön: 
lie Garantie bietet. Der Grundiag „Kauf bricht Miethe“ läßt es wegen feiner 
abioluten Geltung nicht zu, feine Wirkung durch Bertrag auszuſchließen, 
während bei Beltung des Grundſatzes „Kauf briht nidt Miethe“ cs durchaus 
frei steht, Verträge mit der Klauſel „Kauf bricht Miethe” zu jchliegen. In dem 
einen Fall wird alio dem Eigenthümer die meijtens beite Art der Verwerthung 
jeines Befites genommen, in dem andern all die Wahl gelaſſen zwiſchen 
beiden Arten. 
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objeft, und zwar wegen Verwendungen auf dafjelbe auch gegen den 
dritten Erwerber. Der Miether darf ein ſolches nicht auf die Sache 
jelbit, jondern nur auf den Zins des letzten Termins ausüben 
(8 397 J. 21. A. NR). 

Der Entwurf (III Seite 3) verwirft mit Recht das preußiſche 
„Recht und Sache“, welches auch in Preußen — ſoweit es ji um 
Rechte, die der Eintragung bedürfen, — zu denen Miethe und 
Pacht aber nicht gehören —, durd die neue Grundbuchgejeggebung 
von 1872 bejeitigt ift. Dafjelbe beruht auf einer mangelhaften Tren- 
nung von obligatoriichen und dinglichen Verträgen, die nur ſchädlich 
und verwirrend wirken kann. Gieht man nun von dem „Recht zur 
Sade” ab, jo iſt der im Wejentlichen unftreitige Necht3zujtand im 
Gebiet des Landrechts folgender: 

Der neue Erwerber muß nicht blos die Ausübung des Miehts- 
und Pachtrechts dulden, jondern er tritt von dem Beitpunkt jeines Er- 
werbes an in alle Rechte und Pflichten des Vermiethers und PVer- 
pächters perjönlich ein. 

Für Anjprühe des Mietherd und Pächter8 auf Entjhädigung 
wegen Nichterfüllung des Vertrages aus früherer Zeit, z. B. auf 
Erftattung von Auslagen, die er für den Beräußerer auf Grund des 
Vertrages gemacht hat, haftet der neue Erwerber aljo nicht, aud) 
jteht dem Miether und Pächter nicht das Recht zu, wegen folder 
Anſprüche dinglich vorzugehen und Bollftredung in das Grundftüd 
nachzuluchen, es bleibt ihm außer dem perjönlichen Anſpruch gegen den 
Beräußerer nur das Zurüdbehaltungsrecht in dem erwähnten Umfang. 

Vorauszahlungen, vorher erfolgte Abtretungen und Ueberweiſun— 
gen de3 Zinſes und vorher begründete Aufrechnung deffelben mit 
Gegenforderungen an den Veräußerer muß fich der neue Erwerber 
nad) den Regeln, die bei Gejjionen gelten, gefallen laſſen. 

Der Beräußerer bleibt neben dem neuen Erwerber dem Mie- 
ther und Pächter haftbar, jedoch nur in Regreßwege, joweit von dem 
Befignahfolger Erfüllung nicht zu verlangen ift. 

Der Mebergang der Rechte und Pflichten auf den neuen Erwer— 
ber bezieht fich aber nur auf die eigentlihen Mieths- und Pacht: 
verbindlichkeiten, nicht aufanderedaneben übernommene Berpflichtungen, 
wiez. B. auf Rüdzahlung einer Pachtlaution. 

Dernburg (Preußiſches Privatrecht neuejte Auflage II ©. 141) 
nimmt an, daß im Fall des Weiterverkauf der erſte Käufer bezüglich 
jpäter fällig werdender Anſprüche feiner Verbindlichkeit entledigt werde. 
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Alle diefe Rechte hat Miether und Pächter nur dann, wenn er 
den Mieths- und Pachtbeſitz erworben hat oder wenn fein Recht 
eingetragen ift. Der Eintragung wird ferner aud) noch die weitere 
Bedeutung einer Kautionshypothek zur Sicherung der Anſprüche des 
Miethers und Pächterd für den Fall der Zwangsverſteigerung bei- 
gelegt, woraus abgeleitet wird, daß jeit Einführung der neuen Grund 
buchgefege vom 5. Mai 1872 (vergl. $ 24 des materiellen Gejetes 
vom 5. Mai 1872) der Höchftbetrag, bis zu welchem dad Grundftüd 
wegen diejer Anjprüce haften folle, eingetragen werden müſſe. Die 
Eintragung erfolgt nur auf Grund einer Bewilligung des Eigen— 
thümers. 

Dem Miether und Pächter, der den Beſitz wider Willen ver— 
liert, ſtehen im Uebrigen die Beſitzklagen zu. Ob ihm auch ohne 
Eintragung in dieſem Fall eine petitoriſche Klage gegen Dritte zu— 
ſteht, iſt ſtreiiig. Dernburg nimmt an, daß die Fortdauer des ding— 
lichen Rechts von der Fortdauer des einmal erworbenen Beſitzes 
nicht abhängig ſei (Preußiſches Privatrecht I8 279 Anm, 3), während 
Eccius annimmt, daß das dinglice Recht von feiner fortdauernden 
Erfennbarfeit durch Befig oder Eintragung abhänge. (Preußiſches 
Privatrecht II $ 136 Anm. 10). Ferner kann der Miether und Pächter 
auch gegen dritte Störer poſſeſſoriſch und negatoriſch lagen, natür- 
li präjudiciren die ergebenden Entjcheidungen aber den Eigen- 
thümer der Sache nit (5 10 J. 19 A. L. R.). Umgekehrt müfjen 
Miether und Pächter die über das Eigenthum der Sache und Rechte 
an derjelben gegen ihren VBermiether und Berpächter ergehenden 
Entiheidungen gegen fich gelten lafjen, da diefem „vollftändiger”, 
jenem nur „unvollftändiger” Befit zugejchrieben wird 88 171, 172 
I. 7 A. L. NR) Werden Miether und Pächter von dritten Perjonen 
petitorijh verklagt, jo fteht ihnen das Necht der laudatio auctoris 
zu (8 165 J. 7 A. L. R.). 

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß das Preuß. Allgem. 
Landrecht für alle Mieths- und Pachtverträge, bei denen der jährliche 
Zins mehr als 150 Mark beträgt, ſchriftliche beziehentlich notarielle 
oder gerichtliche Form erfordert. Iſt dieſe Form nicht beobachtet, ſo 
gilt der Vertrag höchſtens auf ein Jahr. 

Der code civile beſtimmt für Grundſtücke in Art. 1743, daß 
der neue Erwerber den Miether oder Pächter, der eine authentijche 
oder mit beftimmten Datum verjehene Urkunde aufweijen kann, nicht 
vor Ablauf der Mieths- oder Pachtzeit austreiben darf, wenn dies 
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Recht nicht in dem Mieths- oder Pachtvertrag vorbehalten iſt.) In 
legterem Fall (Art. 1748) und wenn ein Bertrag mit den gedachten 
Erforderniffen nicht vorgelegt werden kann (Art. 1750), it der Er— 
werber berechtigt, dem Miether oder Pächter mit den üblichen Friften 
(Art. 1736) beziehentlic) zum Ende des laufenden Jahres (Art. 1750) 
zu kündigen. Nach der überwiegenden Anficht der franzöſiſchen Juris— 
prudenz werden dieſe Vorfchriften wie folgt ausgelegt: Miether und 
Pächter haben Fein dinglices Recht, ihnen ftehen auch keine Bejit- 
Hagen zu. Trotzdem wird der Schuß des Art. 1743 den Miether 
und Pächter gewährt, aud) bevor er den Mieths- und Pachtbejig er— 
griffen hat. Der Erwerber tritt in die Rechte und Verbindlichkeiten 
des Bermiethers und Verpächters perjönlid, ein, der Lettere bleibt 
aber gleihwohl dem Miether und Pächter ſolidariſch verantwortlich 
und wenn die Austreibung wegen der fehlenden Formerfordernifje 
vor Ablauf der Stontraftzeit erfolgt, zur Entjhädigung des Miethers 
und Pächters verpflichtet. °) 

Dazu tritt dann noch das in Eljaß-Lothringen geltende neue 
Geſetz vom 22. März 1855, welches bejtimmt, daß Pacht: und 
Miethsverträge, welche auf länger ald 18 Jahre gejchloffen find, der 
Eintragung bedürfen, un gegen dritte Erwerber gültig zu jein, ferner 
daß Borausbezahlungen oder Ceſſionen von Mieth3- und Bachtzinjen 
auf mehr al3 3 Jahre dem Erwerber gegenüber nur dur Eintragung 
Geltung erhalten. 

Alle dieſe Vorjchriften gelten auch bei der Zwangsverſteigerung. 
Jedoch hat das rheiniihe Zwangsvollitredungsgejfeg vom 12. April 
1883 ein Kündigungsredht des Erjtehers eingeführt. 

Fragt e3 fi) nun, ob das bürgerliche Geſetzbuch für Deutſch— 
land in Betreff der Regelung des Berhältnifjes von Miethern und 
Pähtern zu dritten Perjonen die preußijche oder die franzöfifche Ge- 
jeßgebung als Borbild nehmen oder eigene Bahnen einschlagen fol, 
fo ift zu erwägen: 

1. Der Miether und Pächter bedarf, abgejehen von feiner 
Stellung zum Vermiether und Verpächter des Schutzes nad) folgen- 
den Richtungen: gegen Dritte, die ihn im ruhigen Befige ftören 


) Für dieſen Fall geben in GErmangelung vertragsmäßiger Abrede die 
Urt. 1745— 1747 Borjchriften für Berehnung der dem Miether und Pächter ge: 
bührenden Entihädigung, wegen deven diejer das Miethsobjekt vetiniren darf, 

5) In dieſem Fall hat der Miether und Pächter wegen jeines Entſchädigungs— 
anſpruchs fein Retentionsrecht Art. 1750. 
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oder ihm denjelben entziehen oder bezüglid; de Mieths- und Pacht— 
objeft3 Rechte beanjpruchen, die er bejtreitet, gegen die Beſitznach— 
folger des Vermiethers und Verpächters, endlich gegen die 
Gläubiger dejjelben. ft es nun, um diefen Schuß ausreichend 
zu gewähren, nothwendig, dem Miether und Pächter ein dingliches 
Recht beizulegen? 

a) Zum Schuß gegen dritte Störer ift ein dingliches Recht 
nicht erforderlich, denn gegen dieje reichen die Beſitzklagen, die ihm 
als Inhaber der Sache zuftehen, aus. Der Miether und Pächter 
wird nicht in die Lage kommen, bevor er den Mieths- und Pacht— 
befits angetreten hat, jeine Rechte gegen Dritte zu vertheidigen. Be- 
reiten Dritte feinem Einzug Schmwierigfeiten, jo wird er — jelbit 
wenn er gegen die Dritten direft Elagen könnte — es ftet3 vor— 
ziehen, von feinem Bermiether und Berpäcter die Uebergabe zu 
fordern. Auch das Preußiſche Landrecht kennt in diefem Stadium 
außer dem Fall der Eintragung den dinglihen Schu noch nicht. 

Wird nach der Uebergabe durch Eigenmacht Dritter fein Beſitz 
geftört oder ihm entzogen, jo kann er nach $ 824 des Entwurfs 
binnen eines vollen Jahres nad) Berübung der eigenmächtigen 
Handlung die Beſitzklage gegen den Dritten anjtellen. Ihm nad) 
Ablauf diejer Zeit noch eine Klage aus dinglichem Recht gegen Dritte 
zu gewähren, hat feinen rechten Sinn. Wahrjcheinli würde eine 
jolche Klage jelten oder nie praftiich werden, inte denn aud im Ge— 
biet des Preußischen Landrecht3 diejelbe jelten oder nie vorkommt, 
obwohl für die Anftellung dev Beſitzklage hier eine weit fürzere Frijt 
als die eines Jahres geftellt wird. An meiften wird es ſich bei 
jolhen Streitigkeiten um allerlei Gerecdtigfeiten handeln, 3. B. 
Trauf-, Wafjerleitungsr, Weider, Weges, Jagd-, Filchereigerechtigkeiten 
oder um Grenzitreifen, Grenzraine, Winkel zwifchen den Häufern 
und dergl. Man kann dem Dritten nicht zumuthen, ſich mit jedem 
Miether und Pächter in einen das Necht jelbit betreffenden Prozeß 
über jolche Dinge einzulaffen, da die ergehenden Entjcheidungen 
immer nur gegenüber dem Miether und Pächter für die Dauer feines 
Beſitzes und nicht gegenüber dem Eigenthümer jelbjt Geltung haben 
fönnen. Der Dritte darf nicht (wie die nad preußiſchem Recht 
geichehen fann) in die Lage gebracht werden, ſich wegen derjelben 
Nechte bald gegen den Einen, bald gegen den Andern zu vertheidigen. 

Der Miether und Pächter wird alſo, wenn die Bejitklagen nicht 
ausreichen, von feinem Vermiether und Verpächter die Anjtrengung 
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der Klage aus dem vermeintlichen Recht verlangen müfjen. Verwei— 
gert der Letztere diejelbe, jo jteht dem Miether und Pächter gegen 
ihn ein Anſpruch zu, joweit ein jolcher ic) aus dem Bertrage begrün- 
den läßt. Auf der andern Geite wird dann auch der Dritte jeiner- 
jeit3 Klagen über Rechte des Grundſtücks nur gegen den Eigentümer 
dejjelben anjtellen können, dem verklagten Miether und Pächter bleibt 
das Recht, gemäß 8 73 C. P. O. (vergl. $ 944 des Entwurfs) feinen 
Autor zu benennen und die gegen den Eigenthümer ergebenden Ent: 
iheidungen über den Umfang und die Rechte des Grunditüds find 
auch für ihn verbindlich. 

b) Gegenüber dem Bejignadfolger des Bermiethers und 
Verpächters?) läßt fi die Fortdauer der Mieths- und Padıtverträge 
ebenfalls ohne Annahme eines dinglihen Rechts nad) dem Borgang 
der franzöfiichen Jurisprudenz geftalten. Auch da3 preußiiche Land- 
veht faßt nur das eigentliche Gebrauchs- und Nutzungsrecht des 
Miethers und Pächters als ein dingliches auf und zwar anlehnend an 
jeine Theorie von dem Erwerb dinglicher Rechte durch Berwandlung 
des Rechts „zur Sade” in ein Recht „auf die Sache”. Die weiteren 
Rechte des Miethers und Pächters auf pofitive Leitungen des Ber: 
mietherd und Verpächters faßt auch das preußiiche Recht als lediglich 
perjönliche und obligatorische auf. Dies ergiebt fi) daraus, daß 
. einerjeitS der urjprüngliche Bermiether und Verpächter nicht durch 
Veräußerung des Grundftüds für die Zukunft frei wird, andererjeits 
für Anſprüche aus feiner Befitzeit nur er perfönlich haftet, das 
Grundftüd dagegen hierfür nicht — wie bei dem Nüdjtande der 
Reallaften — direkt in Anjpruc genommen werden kann, dem Miether 
und Pächter vielmehr nur ein dinglich qualiftcirtes Zurüdbehaltungs- 
recht zur Dedung dieſer Anjprüche gegeben wird. 

Sowohl das preußijche wie das franzöfiihe Recht nehmen aber 
an, daß mit dem Eigenthum des Grundftüds auf den Befignachfolger 
de8 Vermiethers und Verpächters die Rechte und Verbindlichkeiten 
des Letzteren dergejtalt übergehen, daß er für die legteren mit und 

9) Unter Beſitznachfolgern werden bier außer den Eigenthumsnachfolgern 
auch diejenigen veritanden, welche em dingliches Nutungsredit erwerben, mit 
welchen dev Fruchtgenuß verbunden iſt, 3. B. Nießbraucher. Andere Nutzungs— 
berechtigte 3. B. Erwerber von Grundgerechtigkeiten, Erbbaurechten jowie andere 
eingetragene Miether und Pächter, welche ſich nicht in Beſitz befinden, müſſen die 
Ausübung der Miethsrechte des im Bei befindlichen Miethers dulden (vergl. 
8 512a der Zujammenftellung am Schluß diefes Auflages). 
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neben dem Vermiether und Verpächter perjünlicd, verpflichtet wird. 
Diejer Uebergang ift unabhängig von der Annahme eines dinglichen 
Rechts des Miethers und Pächters. ine Analogie findet ſich in dem 
Uebergang der Forderungen und Schulden bei der Uebertragung 
3. B. Schenfung des gegenwärtigen Vermögens oder eines Bruch— 
theils dejjelben (vergl. 88 313, 319 des Entwurfs). Der Entwurf 
jtatuirt hier in UWebereinftimmung mit den dort citirten Gejeten 
(vergl. Anhang $ 19 zu $ 646 I. 11. des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts) kraft Gejetes den Webergang der zur Beit der Ueber: 
tragung vorhandenen Forderungen und Schulden des Mebertragenden 
auf den Erwerber, jchließt auch — in Betreff der letteren — jede 
Privatvereinbarung aus, bejchränkt dann freilich die Haftung auf den 
Betrag des übertragenen Bermögens. 

Abgejehen von den gewiß nicht jeltenen Fällen, in denen ein 
Grundftüd das ganze „gegenwärtige Vermögen” des Beſitzers aus- 
macht, ijt dafjelbe jedenfalls innerhalb diefes Vermögens ein gejchlofjenes 
wirthichaftliches Ganzes. Wird jchon jetzt rechtlich diefe Sonderexiſtenz 
dur die Ausfonderung der Immobiliarmaſſe im Verhältniß zu Real: 
gläubigern, den befonderen dinglichen Gerichtsſtand, die Unterwerfung 
der Rechtsverhältniffe des Grundſtücks unter das Recht der belegenen 
Sache anerkannt, jo find noch meitere Zugeftändnifje nad) Ddiefer 
Richtung Hin nöthig. Mit dem Grundftüd find eine Neihe von Be- 
ziehungen dauernd verknüpft, ohne welche dafjelbe nicht verwerthet 
und bewirthichaftet werden Fann. Außer den Verträgen mit Miethern 
und Pächtern jind — wie hier nur angedeutet werden joll — aud) 
die Verträge mit dem ländlihen Gefinde und den im Betriebe der 
Landwirthſchaft angeftellten ländlichen Arbeitern, welche auf dem 
Grundftük für ihre Arbeit außer Geld auch Wohnung und Naturalien 
erhalten, Hierher zu rechnen. Alle diefe Perfonen find mit Recht 
daran gewöhnt, den Eigenthümer des Grunditüds als foldhen, als 
ihren Mitkontrahenten und ihre Berträge als unabhängig von einem 
Wechjel des Eigentümers anzujehen, und es ift ein Rechtsſatz, daß 
mit dem Grundftüc jelbft auch die mit diefen Perſonen gejchloffenen 
Verträge übergehen müjfen, gerechtfertigt. 

Damit werden die den übergehenden Berbindlichkeiten ent- 
ſprechenden Rechte aber noch nicht zu dinglichen Redten. 

Dinglide Rechte würden ſie erjt dann, wenn jte nicht blos 
gegen den Bejignachfolger des urjprünglichen Begründers, ſondern 
auch gegen fonjtige dritte Perjonen direft verfolgt werden Fünnten 
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oder wenn ihnen wenigjtens bei Inſolvenz ihres Begründers auf 
gleicher Stufe mit andern Realgläubigern Rechtsſchutz zu gewähren 
wäre. Daß für erfteres fein Bedürfniß vorhanden, ijt bereits gezeigt. 
Es bleibt aljo noch die Stellung zu den Gläubigern des Eigen- 
thümers zu erörtern und lediglich diefe wird für die Beantwortung 
der Trage entjcheidend fein, ob alle diefe Rechte dinglich zu ge- 
jtalten jind. | 

ec) Hätten Miether und Pächter ein dingliches Recht, ſo müßte 
ihnen auch das Grundftüd zu ihrer Sicherheit haften und nad) Ab- 
ichluß der Verträge auf dajjelbe eingetragene Schulden müßten ihnen 
nachſtehen. Dieſe Konjequenz hat das Preußiſche Allgemeine Land- 
recht nicht gezogen, da es eben bei Zwangsverfteigerungen eine Aus— 
nahme von jeiner Regel ftatuirt. Ein dingliches Hecht, welches 
andern jüngeren Realgläubigern, ja ſelbſt perjönlichen Gläubigern, 
welche die Zwangsverfteigerung des Grundjtüds herbeiführen, weichen 
muß, ift in Wahrheit Fein dingliches Recht. In der That wäre ein 
ſolches — und injoweit ift der Begründung des Entwurfs beizu- 
treten — unmöglich ohne Eintragung in das Grundbudh, weil es 
dem im Intereſſe des Realkredits nothwendigen Grundjag der Publi— 
zität und Spezialität durchaus widerjprechen würde, nicht eingetragene 
dingliche Rechte anzuerkennen, die mit eingetragenen Gläubigern in 
Konkurrenz treten.?) 

In der Gruchot'ſchen Zeitjchrift Band XXXII Seite 861 meint 
Rechtsanwalt Kloeppel aus Leipzig freilich, es jet unbedenklich, die 
nicht eingetragenen Mieths- und Bachtrechte jelbjt gegenüber älteren 
und eingetragenen Hypotheken bei der Zwangsverſteigerung ruhig 
bejtehen zu lafjen, da „die Zinſen der Pfandfchulden ihre natürliche 
Dedung im Mieths- und Padhtvertrage finden, der gejunde Neal: 
fredit aljo jelbjt an einer vorjorglichen Bermietdung und Verpachtung 
das größte Intereſſe habe“. Er meint ferner: „Der Grund und 
Boden jei wirthichaftlid da um genutzt zu werden, daß er verkauft 
und verpfündet würde, entipreche an jich feinem wirthihaftlichen Be- 
dürfniß, jondern fei nur eine Folge davon, daß er Gegenftand des 
PrivateigentHums geworden ſei“. Dieje Anfichten find in der That 


’) Die Motive wollen den guten Glauben des Grundbuchs aber nicht blos 
zum Zchuß der Gläubiger des Bermiethers, fondern auch zum Schuß des neuen 
Ermwerbers beanipruchen, der nicht gezmungen werden dürfe, Miethsrechte an— 
zjuerfennen, die ev nicht aus dem Grundbuch erfennen könne Dies Bedenken 
erledigt ſich durch die Einführung der jchriftlichen Form (vergl. unten 2a). 
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nicht3 als theoretiiche Spekulation. Jeder Praktiker weiß, wie jehr 
die Rente eined Grundftüds von der Art jeiner Verwaltung ab- 
bängig ift. Ein Grundeigenthümer, der nahe vor dem Zujammen- 
bruch fteht, verwaltet ſchlecht und ift namentlich; bei Abſchlüſſen von 
Mieths- und Pachtverträgen meiftend durchaus nicht „vorſorglich“, 
weil er eigentlih nur nod für feine Gläubiger verwaltet. Ihm 
fehlen die Mittel, um dem Haus von Außen und Innen ein für 
gute Miether empfehlendes Anjehen zu geben. Die Häufer jchlecht 
geftellter Eigenthümer bevölfern ficy daher häufig mit Bewohnern, 
von denen fie nad) der Zwangsverſteigerung jobald al3 möglich puri— 
fizirt werden müfjen, wenn das Haus nicht dauernd entwerthet 
werden jol. Bei ländlichen Befigungen fett der Abjchluß eines un- 
günftigen Pachtvertrages die Rente auf viele Jahre hinaus herunter 
und, wenn die Perfon des Pächter unvorfichtig gewählt oder für 
nicht ausreichende Sicherheiten gejorgt ift, jo ift der Schade doppelt 
groß. Dazu kommt, daß nicht felten im lebten Augenblide nod) 
Pacdtverträge zum Schein oder zur Benadtheiligung der Gläubiger 
geichloffen werden, dies aber doch in einer für den Anfechtungs- 
prozeß ausreichenden Weife nicht nachweisbar ift. In richtiger Er- 
fenntniß der mit einer Verpachtung für die Gläubiger verbundenen 
Gefahren verbieten daher faft alle Hypothefenbanfen ihren Schulönern, 
des verpfändete Landgut ohne ihre Genehmigung zu verpadhten. In 
derjelben Erwägung find auch) die neueren Geſetze über Zwangsvoll: 
ftredung in das unbeweglide Vermögen in Preußen dabei ſtehen 
geblieben, daß bei einer Zmangsverfteigerung Miether und Pächter 
nah Kündigung der Gläubiger oder des Erfteherd weichen müfjen. 
Es ijt alfo mit Recht dies auch in dem vorliegenden Entwurf vor: 
ausgejett. Auf die von Herrn Kloeppel wiederholten Argumente 
der SKathederjozialiften, die überhaupt auf eine Aufhebung der 
Zwangsverfteigerung hinauslaufen und die Gläubiger auf eine Be: 
Ichlagnahme der Einkünfte des Grundftüds beſchränken mödten, kann 
bei Berathung eines Geſetzbuchs, welches nicht auf fozialiftiicher 
Grundlage ruht, natürlich keine Rüdficht genommen werden. 
Dagegen joll gewiß nicht geleugnet werden, daß für manden 
Miether und Pächter ein wirklich dinglicher Schub, der ihm aud; vor 
Gefahren einer Zwangsverfteigerung möglichſt fiher ftellt, wünſchens— 
werth wäre und es muß deshalb das Gefe einen ſolchen Schuß 
allerdings ermöglichen, joweit fi dies ohne Schädigung der 
Realgläubiger ausführen läßt. Für den Pächter eines größeren 





107 





Landgut3 würde es namentlid) von größefter Bedeutung fein, wenn 
er gegen die Gefahr einer Inſolvenz feines Verpächters möglichſt ge- 
fihert wäre. Auch ift nicht unerwähnt zu lajjen, daß in hiefiger 
Praris Fälle vorgefommen find, in denen ftädtifche Grundeigenthümer 
jelbft eine Zwangsverſteigerung ihrer Grundftüde herbeigeführt 
haben, um fich läftiger Miether zu entledigen. Als Schutmittel 
bietet fi) nun der Weg der fakultativen Eintragung der Mieths- 
und Pachtrechte in das Grundbuh auf Bewilligung des Eigenthümers 
dar. Diejer Eintragung wäre (etwas abweichend vom $ 14 des 
preußiichen Gejetes vom 26. Mai 1873 für Neu-VBorpommern und 
Nügen) die Wirkung beizulegen, daß im all einer Zwangsver— 
jteigerung der Erjteher verpflichtet wäre, die eingetragenen Mieths— 
und Pachtrechte zu übernehmen, fofern nur die denjelben vor— 
jtehenden Hypotheken und fonftigen Realrechte durch das Meiftge- 
bot gededt werden °). 

Es wäre aljo nad Analogie des 8 60 des preußijchen Zivang3- 
vollftrefungsgejeges vom 13. Juli 1883 zu verfahren, welches 
bejtimmt: 

„Steht dem Anfpruce des (betreibenden) Gläubigerd eine 
dauernde Laſt nad, welche auf den Erfteher nicht von jelbit 
übergeht, jo ift die Uebernahme derjelben als Kaufbedingung 
feitzuftellen, jedoh nur für den Fall, daß die vorgehenden 
Intereſſenten durch ein unter diefer Bedingung abgegebenes 
Gebot nicht benachtheiligt werden. Db der Fall der Zu— 
läſſigkeit dieſer Bedingung vorliegt, ift durch bejonderes Aus- 
gebot feſtzuſtellen.“ 

Alſo — betreibt die Verfteigerung ein nad dem Miether und 
Pächter eingetragener Gläubiger, jo läßt diejelbe jene Rechte unbe- 
rührt, die Verbindlichkeit aus den Verträgen geht auf den Erfteher 





*) ES iſt oben erwähnt, daß im Gebiet des Preußiſchen Landrechts der Ein- 
tragung der Miethe und Baht als Schutmittel des Miethers und Päcters nur 
die Bedeutung einer Kautionshypothek aljo eines bloßen Pfandrechts beigelegt 
wird, Diejelbe Wirkung will Fifcher (a. a. DO. II. S. 445) für den Fall, dal 
da8 eingetragene Mieths- oder Pachtrecht dem Recht des betreibenden Gläubigers 
nachſteht, beibehalten. Diejer Regelung jteht erftens entgegen (daß dann auch 
(vergl. $ 1229 Entw.) der Höchſtbetrag, bis zu welchem das Grundjtüd haften 
müßte, einzutragen wäre, was meiſtens unthunlic ijt und zweitens, daß die 
bloße Sicherung einer Schadensforderung dem Zweck nit entſpricht, welcher 
darin bejteht, den Miether und Pächter jo weit als möglich vor der thatſächlichen 
Austreibung zu ſchützen. 
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über wie bei der freihändigen Veräußerung. Geht dagegen der be— 
treibende Gläubiger dem eingetragenen Mieth3- und Pachtreht vor, 
jo ift da8 Grundſtück doppelt — mit Uebernahme des Mieths- und 
Pachtreht3 und ohne Webernahme defjelben — auszubieten. Wird 
bei dem erfteren Ausgebot ein Meijtgebot erzielt, daS die vorgehen- 
den Gläubiger dedt, jo bleibt die Miethe und Pacht beftehen, andern- 
fall3 muß diefelbe weichen. 

Nah 8 17 Nr. 2 Konkursordnung foll die freiwillige Ber- 
äußerung durch den Konfursverwalter auf die Zuläffigkeit der Kündi- 
gung der Mieths- und Pachtverträge wie eine Zwangsverſteigerung 
wirken. Da e3 fi hier um eine Veräußerung auf Betreiben perſön— 
licher Gläubiger handelt, welche dem eingetragenen Mieths- und 
Pachtrecht nachſtehen, jo muß lettered durch eine ſolche Veräußerung 
ebenjo unberührt bleiben, wie durch eine Zwangsverfteigerung, welche 
auf Antrag nicht eingetragener Gläubiger erfolgt. 

Zu erwähnen bleibt nod), daß die Eintragung weitere Rechte 
gegen Dritte nicht verleihen darf, insbejondere nicht das Recht, gegen 
Dritte petitorijch oder negatorifch zu Elagen. Es muß dabei bleiben, 
daß Dritte fi im Prozeſſe über Rechte des Grundſtücks nicht mit 
Miethern und Pächtern einzulaffen brauchen. Ebenſo bleiben dem 
eingetragenen Mieths- und Bachtrecht gegenüber die Rechte eines 
andern Miethers und Pächters unangetaftet, der in Betreff derfelben 
Sache Mieths- oder Pachtbefit ohne Eintragung erlangt hat. (Bergl. 
oben Anmerkung 6). 

d) Das Rejultat unferer Erörterung ift alfo da8: 

Miethe und Pacht find der Regel nad) nur perjönliche und 
obligatorische Rechtsverhältniffe, die aber — außer dem Fall 
der auf Antrag von Gläubigern des Grundjtüdseigenthümers 
erfolgenden ?) Zwangsverfteigerung — von einem Beſitzwechſel 
des Grundftüds nicht berührt werden, vielmehr auf den Be- 
ignachfolger übergehen. Sie fünnen jedoch dur eine auf 
Bewilligung des Eigenthümers erfolgende Eintragung ding: 
lihe Wirkung mit den zu c angegebenen Modalitäten ge= 
winnen. 

Damit wäre denn auch das Eintragungsſyſtem des Entwurfs 
gerettet und das hauptſächlichſte Bedenken der Motive gegen den 


) Nur von einer ſolchen iſt bier die Rede. Die Zwangsverſteigerung, 
welche zum Zwed der TIheilung oder Auseinanderiegung geichieht, muß — ie 
im preußischen Recht — einflußlos bleiben, 
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Sag: „Kauf bricht nicht Miethe”, erledigt. Auch wäre bei der hier 
vorgefchlagenen fafultativen Eintragung eine Ueberfüllung des Grund- 
buch3 nicht zu befürdten. 

2. Es ergeben jid) nun aber noch einige Einzelfragen: 

a) unter welchen formellen Borausjegungen fteht dem Miether 
und Pächter der gejeglihe Schuß gegenüber dent Beſitznach— 
folger ſeines Mitfontrahenten zu? 

Mit diefer Frage fteht in engem Zuſammenhang die Frage: 

Soll die Formlofigkeit des Mieths- und Pachtvertrages, 
welche der Entwurf vorjchlägt, beibehalten werden? 

Wird das Mieth3- und Pahtreht mit Rechtswirkung gegen den 
Beſitznachfolger des Vermiethers und Verpächters ausgeftattet, fo 
muß man mit dem preußiſchen und franzöſiſchen Recht bis zu einem 
gewiſſen Maße Erkennbarkeit deſſelben fordern. 

Soll der Mieths- oder Pachtvertrag eingetragen werden, ſo er— 
giebt ſich die Form der ſchriftlichen Errichtung des dinglichen Ver— 
trages ($ 827 Entw.) mit Beglaubigung von ſelbſt. Auch für die Ver— 
pflihtung zur Eintragung wird Schriftform zu erfordern fein. 

Für nicht eingetragene Mieths- und Pachtverträge iſt meines 
Ermefjend Schriftform feitzufegen, wenn diejelben auf länger al3 
ein Jahr Geltung haben jollen und zwar ohne Rüdjiht auf die 
Höhe des Mieths- und Padhtzinfes: Denn, wird die Form haupt- 
jählih mit Rüdfiht auf den jpäteren Erwerber des Grundftüdes 
feftgejett, jo ift zu erwägen, daß die abjolute Höhe des Miethszinſes 
keineswegs einen richtigen Gradmeſſer für die dadurch entjtehende 
Belaftung abgiebt: ein Miethsvertrag mit 100 Mark jährlicher Miethe 
hat für ein Häuschen im Werth von 2000 Mark diejelbe Bedeutung 
wie ein Miethsvertrag von 1000 Mark für ein Haus im Werth von 
20000 Mark. Je niedriger ferner — relativ — der Zins be- 
mefjen ijt, deito größer ijt die Belaftung. Sind Räume, deren 
Miethswerth 300 Mark beträgt, auf 10 Fahre für nur 150 Mark 
jährlich vermiethet, jo ijt dies jchädlicher, al wenn für 300 Mark 
jährlich) auf diejelbe Zeit vermiethet if. Es würde alſo Feinen Sinn 
haben, wie im preußifchen Recht, gerade im erfteren Sal den nur 
mündlich gejchlofjenen Bertrag gelten zu laſſen, im legteren Fall 
nit. Bei dem vieljeitigen inhalt, den ein Miethsvertrag heutzu- 
tage hat, 3. B. bezüglich der Unterhaltungspflicht, Mitbenugung von 
Waſſer⸗, Heizungs-, Gas- oder elektriſchen Anlagen, Beleuchtung und 
Reinigung von Fluren, Treppen und Straßen, Pfliht zur fofortigen 
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Räumung in beſonderen Fällen, iſt es unerläßlich, daß der Erwerber 
Gelegenheit haben muß, bei Erwerb alle dieſe Dinge in einer Ur— 
kunde zu leſen, wenn er länger, als ein Jahr gebunden ſein ſoll. 
Es wird oft gar nicht möglich ſein, darüber vollſtändige mündliche 
Mittheilung zu erlangen und außerdem iſt die Gefahr einer Kolluſion 
des Mierherd mit dem Vermiether vorhanden, deſſen er fih in 
jpäteren Prozefjen als Zeuge bedient. 

Ebenjo ift zur Vermeidung von Streit auch zur Feltitellung 
unter den Stontrahenten jelbjt für den Fall längerer Dauer die 
Schriftform von großem Nutzen. Noch mehr ift alles dies der Fall bei 
Pachtverträgen von längerer Dauer, die namentlicy in Betreff der 
Beitellung und Kultur, Inventar und Rüdgewähr die mannigfaltigften 
Borjchriften zu enthalten pflegen und meijteng weit jchiwierigerer Natur, 
häufig aber ebenjo wichtig jind, wie Beräußerungsverträge über Grund: 
ftüde, für weldhe der Entwurf eine Ausnahme von feinem Grundjaß 
der Formloſigkeit machen will. Dagegen halte ich es nicht für er- 
forderlid} nach) dem Borgang des preußiichen Redts für die Ber: 
pachtung von größeren Landgütern ausdrüdlicd; notarielle oder ge— 
richtlihe Form zu fordern (vergl. $ 403 I 21 Allgemeines Landredtt). 
Gerade die Bejiter größerer Güterbedürfen am wenigiten der Bevor: 
mundung und werden, wenn nöthig, jelbjt zum Notar gehen. 

Außer der Form iſt für die Geltung der Mieths- und Pacht— 
verträge gegenüber dem neuen Erwerber mit dem preußiichen Recht 
an dem Erfordernig feitzuhalten, daß der Miether oder Pächter zur 
Zeit des Abjchlufjes des Veräußerungsvertrages ji) entweder bereits 
in Befit befinden oder die Eintragung im Grundbuch erlangt 
haben muß. 

Die bloße Urkunde genügt nicht, der neue Erwerber muß vor 
und bei Abſchluß des Vertrages erjtens auf dem Grundftüd jelbit 
den Miether und Pächter jehen oder aus dem Grundbuch fein Dafein 
erfahren fünnen und zweitens in der Lage fein, den vollen Inhalt 
jeiner Rechte aus einer Urkunde erjehen zu können, ſoweit es ſich 
nit um Rechte kurzer Dauer handelt. !) 


») Auf dem Aurijtentag empfahlen die Referenten (Berh. a. a. O. II. 
S. 45, 53) für Verträge von längerer Dauer vorzuichreiben, daß das Uebermaß 
über eine gewiſſe Zeitgrenze (3. B. Micthsverträge von mehr als 5, Padıtverträge 
bon mehr als 12 Jahren) dem neuen Erwerber gegenüber nur im Fall der 
Eintragung geltend gemadt werden fönne. Ich halte eine joldhe dem franzöſi— 
ihen Recht nachgebildete Vorſchrift für nicht erforderlich, wenn die hier empfohlene 
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b) Nach den Ausführungen sub 1 tritt der neue Erwerber per— 
ſönlich in die Rechte und Pflichten des Vermiethers und Verpäch— 
ter ein. 

Am Einzelnen ift dabei das Berhältnig wie folgt zu ordnen: 

Der neue Erwerber tritt in alle Perbindlichfeiten des 
Vermiethers und Berpäcdters ein, aljo es kann fih an ihn 
der Miether und Pächter auch wegen folder Anſprüche hal- 
ten, die aus der Zeit vor feinem Befigerwerb ftammen und 
er wird auch durch Weiterveräußerung des Grundftüds nicht für 
die Zukunft frei. 

Es iſt in diefen Beziehungen der franzöfiichen Doktrin vor der 
preußijchen der Borzug zu geben. Lebtere macht das Verhältniß un— 
klar. Slar ift e8 nur, wenn man daran feithält, daß der neue Er— 
werber wirklicher Mitjchuldner des Beräußererd wird. Dazu kommt, 
daß fi häufig gar nicht bejtimmt jagen läßt, aus welcher Zeit der 
Anjprud des Mietherd und Pächters ftammt. Hat er das Red, 
Herftellung von Anlagen bei Beginn der Miethzeit zu verlangen, jo 
dauert diefer Anſpruch fort, bis die Anlagen hergeftellt find. Fehlten 
diefelben nun nod zur Seit des Befigwechjeld: aus welcher Zeit 
ſtammt nun der Anjpruh? Die Annahme ferner, daß der Erwerber 
dur Weiterveräußerung für die Zukunft frei werde, hängt meines 
Ermeſſens mit einer unzuläjfigen Gleichftellung mit den Verbindlich— 
feiten aus einer Reallaft zujammen. 

Neben der Haftung des neuen Ermwerberd bleibt dem 
Miether und Pächter gegenüber die Haftung des Beräußerers 
als Mitjchuldners in vollem Umfang beitehen, wenn er den- 
jelben nicht ausdrücklich aus diefer Berbindlichkeit entläßt. 

Die Theorie der preußiichen Doktrin und Praris, daß der Ber- 
äußerer nur fjubfidiär hafte, iſt meine Ermeſſens nicht zu billigen 
und auch bei diefem Punkt der franzöjiichen Praris zu folgen. Sit 
3. B. die Solvenz des neuen Erwerbers zweifelhaft und madt er 
durch Unterlaffungen das Grundſtück unbewohnbar, jo ift kein Grund 


Schriftform angenommen wird. Berträge über Gejchäftsräume werden jehr 
häufig auf 10 Jahre, Pachtverträge jehr Häufig auf 14, 21 Fahr abgejchloffen. 
Ueber dieje Berträge werden jtet3 jorgfältige Urkunden vorhanden fein, aus 
denen ſich der Erwerber genügend unterrichten fanı, Dem preußifchen Recht 
ift eine derartige Vorfchrift fremd und es ijt diejelbe in der Praxis nicht vers 
mißt. Im joztalpolitifchen Intereſſe ijt die Beftimmung des $ 523 Entw. (Künds 
barfeit von Verträgen von mehr als 30 Jahren Dauer) ausreichend. 
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erfichtlich, weshalb der Miether nicht jeinen urjprünglichen Kontra— 
henten jelbjt direkt belangen jolte? Soweit der neue Erwerber 
erfüllt oder zu erfüllen bereit ilt, it natürlid” auch kein Anſpruch 
gegen den Bermiether vorhanden. Ebenfo ift die Annahme der fran- 
zöſiſchen Praxis gerechtfertigt, 
daß der Vermiether und Verpächter bei Abſchluß auf unbe— 
ſtimmte Zeit (vergl. $ 522 Abſ. 2 Entw.) frei wird, wenn 
der neue Erwerber nicht — ſobald dies zuläfjig ift — den 
Miethövertrag Fündigt. 
Bon Ablauf der Kündigungsfrift an beginnt ein neuer Vertrag 
zwiichen ihm und dem Miether und Pächter. 

Der neue Erwerber tritt in alle Rechte des Vermie— 
thers und Verpächters von dem Zeitpunkt des Eigenthums— 
übergang3 an ein, fall der VBeräußerungsvertrag nicht einen 
andern Zeitpunkt bejtimmt. ° Zahlungen, Abtretungen, Ver— 
pfändungen und Pfändungen von Mieths- und Pachtzinſen, 
jowie Aufrechnung derjelben mit Gegenforderungen find in 
Ermangelung einer vertragsmäßigen Abrede gegen ihn nur 
für die Zeit bis zum Schluß des erften vollen Salender- 
vierteljahres, welches auf den Eigenthumsübergang folgt, 
wirkjam. 

Die hier empfohlene Bejchränkung einer Verfügung im Voraus 
entjpricht der Analogie des 8 31 des preußiichen Geſetzes vom 
5. Mai 1872, welchem $ 1069 Abſatz 2 des Entwurfs nachgebildet 
it. Es iſt jedoch die Faſſung etwas anders und jo gewählt, wie 
meines Ermeſſens 8 1069 Abi. 2 redigirt werden muß.!!) Mieths— 
und Pachtzinſe pflegen nicht jelten Eontraftmäßig im Voraus ent- 
richtet zu werden, und zwar entweder auf ein Slalendervierteljahr oder 
auf zwei Stalendervierteljahre (bei halbjährlichen Zinsterminen). Bei der 


19 Neu iſt namentlid die Einfcränfung einer Aufrechnung mit Gegen- 
forderungen, die ſchon vor der Kenntnig von dem Eigenthumsübergang entitanden 
waren. ber gerade dieje ijt erforderlih, Es ijt fein Grund erfichtlich, weshalb 
eine baar geleistete Zahlung ungültig, dagegen eine Aufrehnung gültig jein joll. 
Hier befteht nod) die beiondere Gefahr, daß ein Miether oder Pächter, wenn der 
Bermiether oder Verpächter Schlecht fituirt ijt, Forderungen Dritter gegen den 
Yegteren billig auffauft, um damit aufzurechnen, oder daß unter Kollufion mit 
den Bermiether Gegenforderungen fingirt werden. Soll der Erwerber in die 
Berbindlichkeiten de8 Vermiethers und Verpächters eintreten, jo muß auch dafür 
gejorgt fein, daß er — nad) einer kurzen Uebergangsperiode — ſicher in den 
Befit des Binjes gelangt. 
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vorgefchlagenen Beitimmung würde eine Zahlung auf ein Kalenderhalb— 
jahr im Voraus ficher geleiftet werden können, da der neue Erwerber 
diefelbe anerkennen muß erftens für das Salendervierteljahr, in 
welchem er erwirbt und zweiteng für das darauffolgende. Sit auf 
weitere Zeit im Voraus verfügt, jo ift die nur dann für den neuen 
Erwerber bindend, wenn eine ausdrüdliche Abrede mit dem Ber- 
äußerer vorliegt. Im preußifchen Recht ift eine ähnliche Beftimmung 
ftet3 vermißt und die des neueren franzöfiihen Rechts (vergl. oben) 
gewährt für den neuen Erwerber zu wenig Schuß. Es ift ange- 
meffen, daß ihm diefer Schuß in derjelben Weije wie den Real- 
gläubigern gewährt wird. 

Schwierigkeiten bereitet die Beitimmung des materiellen 
Umfangs der Rechte und Berbindlichkeiten, in welche der Miether 
und Pächter eintritt. Unzweifelhaft kann der Eintritt nicht in alle 
Rechte und Derbindlichkeiten erfolgen, welche zufällig in demjelben 
Bertrage neben den aus dem Mieths- und Pachtverhältniß ſich er- 
gebenden vereinbart find. Es kommt 3. B. häufig vor, daß ein 
Miether oder Pächter fi ein perjönlihes Berkaufsreht ausbedingt 
oder das Recht, für einen bejtimmten Preis das Grundftüd zu er- 
werben. Bon einem Uebergang der entjprechenden Pflichten auf den 
neuen Erwerber (ohne bejondere Uebernahme) kann feine Rede fein. 
Dagegen muß meine® Ermejjend die Berbindlichfeit auf Rückgabe 
einer laut des Pachtvertrages bejtellten Pachtkaution auf den neuen 
Erwerber übergehen, da man den Pächter nur gegen Rückgabe der 
Kaution (fomweit diejelbe nicht durch Anfprüche des Berpäcdters auf: 
gezehrt ift) zur Nüdgabe des Grundftüdes verpflichten fan. Regel: 
mäßig werden bei VBeräußerungen von Landgütern aud die Padht- 
fautionen dem Erwerber von dem PVeräußerer ausgehändigt, und 
wenn das Gejeg vorjchreibt, daß Pächter fi wegen der Kaution an 
den Erwerber Halten darf, jo wird dies jtetS gejchehen. Dagegen 
würde es nicht gerechtfertigt fein, die Verbindlichkeit auf Rückgabe 
einer im jchriftlihen Padtvertrag nicht erwähnten Kaution zu er: 
ftreden, da fonft eine Täujchung des Erwerber möglich wäre. Daß 
die Verpflichtung zur Borhaltung von Waller, Heizungs- und Be— 
leuhtungsanlagen als Theile der Verpflichtungen des Bermietherd 
anzujehen find, ift Schon früher hervorgehoben. Es ergiebt ſich dies 
namentlid; daraus, daß die Vergütung dafür in den Verträgen nur 
jelten bejonderd ausgerworfen wird. Ebenſo fallen darunter die 
beiderjeitigen Verpflichtungen zur Herftellung und Unterhaltung von 
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baulichen Anlagen im Intereſſe des Miethers und Pächter zur Be— 
ftellung während der Pachtzeit und die beiderjeitigen VBerbindlichkeiten 
bei der Rüdgemähr (vergl. 88 535, 536, 544 bis 548 des Entwurfs). 

Dagegen fällt meines Ermeſſens nicht unter die Pacht der 
häufig vorkommende Fall, in welchem der Pächter da3 Inventar eines 
Landguts bei Antritt der Pacht baar laut Taxe dem Verpächter 
bezahlt, gegen die Abrede, daß diejer daS bei dem Ende der Padıt 
vorhandene Inventar gegen Bezahlung des derzeitigen Tarpreijes 
zurüdzunehmen habe. In Wahrheit it in diefem Fall nur das 
Grundſtück ohne Inventar verpacdhtet, daß Inventar dagegen verkauft 
gegen Abrede eines eventuellen Rückkaufs. Der neue Erwerber er: 
wirbt das Grundftüd ohne Inventar, letteres tft Eigenthum des 
Pächters. 

Es ſcheint mir nun bei dem Wechſel der Lebensverhältniſſe 
nicht gerathen, im Geſetz alle diejenigen Rechte und Verbindlichkeiten, 
welche übergehen ſollen, zu definiren. Es dürfte ausreichend ſein zu 
beſtimmen, daß übergehen, 

alle Mieths- und Pachtverbindlichkeiten, einſchließlich der 
Verbindlichkeiten, zur Gewährung von Nebenleiſtungen, 
welche Vermiether und Verpächter vertragsmäßig für den 
Mieths- und Pachtzins mit übernommen haben und der aus 
ſchriftlichen Pachtverträgen ſich ergebenden Verpflichtung 
zur Rückgabe von Pachtkautionen ſowie alle dieſen Ver— 
bindlichkeiten entſprechenden Rechte. 

Daß alles dies auch ſür den Erſteher gilt, der in der Zwangs— 
verſteigerung das Grundſtück unter Uebernahme des eingetra— 
genen Mieths- oder Pachtrechts erwirbt, ergiebt ſich aus den Er— 
Örterungen zu Nr. le von ſelbſt. In welcher Weiſe iſt dagegen das 
Verhältniß des Erjtehers, welcher das Mieths- und Pachtrecht nicht 
übernimmt, zum Miether und Pächter näher zu ordnen? Nach den 
Intentionen ded Entwurfs und den Andeutungen in der Anmerkung 
zu 8 1067 Entwurf ſcheint derjelbe vorauszufegen, daß die Auf- 
hebung der Mieths- und Pachtrechte in diefem Fall nah Ablauf 
einer Näumungsfrift, ftet3 erfolgen müſſe. Das preußifche Recht 
läßt aber mit Recht dem Erjteher beziehentlich den Gläubigern die 
Wahl, ob fie den Bertrag mit den Miethern und Pächtern fort- 
jegen wollen oder nicht. Diejer ſelbſt bleibt gebunden, bis ihm 
gekündigt wird. Dieje Ordnung erjcheint im Intereſſe des Real: 
kredits die erjprießlichite, da bei gejunden Mieths- und Pachtver— 
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hältniffen auf dem verpfändeten Grundftüd die Gläubiger ein Inter— 
effe an dem Fortbeſtande derjelben haben. Dabei wird es aber noth- 
wendig jein, den Erjteher zu verpflichten, falls nicht die Gläubiger 
vor dem Zuſchlag Ichon gekündigt haben, in furzer Friſt jein Wahl: 
recht auszuüben. ntjcheidet er ſich für die Fortjegung, jo gilt für 
ihn dajjelbe, wie für den Erjteher, der von vornherein das Mieths— 
und Pachtrecht übernommen hat. Entfcheidet er jih für die Auf: 
hebung, jo muß Miether und Pächter nach Ablauf einer Kündigungs— 
frift räumen, bis dahin wird aber der laufende Mieths- und Pacht— 
verirag fortgefegt (vergl. für das preußiſche Recht: R. G. Entſch. 
Bd. 4, ©. 285ff. und Bd. 17, ©. 284ff., von denen die letztere 
im Gegenſatz zur erjteren ebenfalld Fortſetzung des Vertrages 
jeitend des Erjtehers bis zur Räumung des Miethers annimmt), bis 
dahin tritt alfo der Erfteher in die Rechte und Berbindlichkeiten des 
Bermiethers und Berpäcdters ein, haftet jedoch nicht für rücjtändige 
Anfprüce, 3. B. für Berwendungen aus der Zeit vor der BVerftei- 
gerung. Auch kann der Miether und Pächter wegen diejer Forde— 
rungen fein Zurüdbehaltungsreht dem Erjteher gegenüber geltend 
machen, da dafjelbe nicht dinglich wirken fann. Ebenſo wenig haftet 
der Erjteher für die Rüdgabe der dem Verpächter bejtellten Badıt- 
faution. Danach empfiehlt ſich folgende Beftimmung: 

Nach Einleitung der YZwangsverfteigerung eines Grundjtüds 
jteht den betreibenden Gläubigern das Recht zu, die Mieth3- 
und Pachtverträge mit der gejeglihen Frift für den Fall, 
daß diejelben nicht auf den Erfteher übergehen, aufzufündigen. 
Iſt dies nicht geichehen, jo hat der Erfteher das Ned, 
die auf ihn nicht laut des Zufchlagsbejcheides übergehenden 
Mieths- und Pachtverträge in den erjten drei Monaten nad) 
dem Zuſchlag mit der gefetlichen Friſt aufzufündigen. 
Unterläßt er dieſe Kündigung, jo tritt er in die Verträge 
als Bermiether beziehentlich Berpädhter in vollem Umfang 
ein. Im Fall rechtzeitiger Kündigung, kann er dagegen bei 
Ablauf der Kündigungsfrift die Räumung von den Pähtern 
und Miethern fordern. Bon dem Zuſchlag an bis dahin 
tritt er in die laufenden Rechte und Verbindlichkeiten des 
Bermiethers ein. Zur Rüdgabe von Sicherheiten, welche 

dem Verpächter bejtellt find, ıjt er nicht verpflichtet. 
Schließlich jei noch der Fall der Theilung des Mieth3- oder 
Pachtobjekts (vergl. Dernburg Preußijches Brivatrecht I. $ 291 Nr. 3) 
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erwähnt. Verkauft der VWermiether oder Verpächter einen Theil und be- 
hält jelbjt den andern oder verkauft er die ganze Sache in Trenn— 
ftüden, jo hat jeder Erwerber nad) dem Grundjag des $ 320 Entw. 
einen entjprechenden Theil der Miethe oder Pacht zu fordern und 
Jeder muß die Nutzung jeines Theild geftatten. Für untheilbare 
Anjprühe von der einen oder andern Geite ift ein Geſammtſchuld— 
verhältniß (8 321 a. a. D.) anzunehmen. 

In der Zufammenitelung am Schluß jind die vorjtehenden Vor— 
ichläge in den 88 508a —512a redigirt. 


IV, 
Recht der Miether und Pächter auf Erjat für Verwendungen. 


Die Beltimmung $ 514 Abſ. 1 Entw., daß Vermiether ver- 
pflichtet jei, dem Miether für die auf die Sache gemachten noth- 
mwendigen Verwendungen jeine vollen Auslagen zu erjegen, erjcheint 
bedenklich. 

Nach der allgemeinen Vorſchrift des $ 936 a. a. D. Hat der 
Inhaber in einem jolhen Fall nur Anjpruh auf die Bereiherung, 
wenn der Eigenthümer die Sache zurüd erlangt. 

Nach den Regeln der Gejchäftsführung ohne Auttrag (vergl. $ 753 
a. a. DO.) wird Erjaß nur dann geleitet, wenn anzunehmen ift, daß 
der Gejchäftsherr bei eigener Kenntniß der Sachlage die Auslage 
gebilligt haben würde. Nach diefen Regeln will der Entwurf (8514 
Abi. 2) die nicht nothwendigen Verwendungen beurtheilt wiſſen. 

Handelt es ſich um eine Ausbejjerung und Einrihtung, welde 
dem Vermiether oder Verpächter obliegt, jo Toll der Miether erit 
nad) fruchtlojer Aufforderung des Vermiethers befugt jein, diejelbe 
zu bewirken und Erjaß zu verlangen ($ 514 Abſ. 3, $ 519). 

Meines Ermefjens iſt der $514 Abi. 1 zu jtreichen und im 
Uebrigen der $ 514 jo zu redigiren, daß der jegige Abſatz 3 an die 
Spitze gejtellt wird und dann der jetige Abſatz 2 in entiprechender 
Uenderung folgt. Der Paragraph 514 würde alſo lauten: 

sit der Bermiether mit der ihm obliegenden Bornahme einer 
Ausbefjerung oder Einrihtung im Berzuge, jo kann der 
Miether diefe bewirken und den Erjag der dazu erforderlich 
gewejenen Koſten von dem Vermiether verlangen. 

Im Mebrigen bejtimmen ſich die Anſprüche des Miethers 
auf Erjak von Verwendungen nad) den Grundjägen über 
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die Gejhäftsführung ohne Auftrag. Der Miether hat außer: 
dem, unbejchadet der Vorſchrift des $ 520, das Recht, die 
durch eine Verwendung entjtandene Einrichtung wegzunehmen. 

Durch diefe Faſſung wird der Miether zunächſt darauf hinge- 
wiejen, daß für ihn Grundregel fein muß, an dem Miethsgegenftand 
nichts vorzunehmen, bevor er den Bermiether von der Mangelhaftig- 
feit ın Kenntniß gejegt und ihn zur Aenderung aufgefordert hat. 

Will er trotzdem — ohne eine ſolche Anzeige — etwas vor- 
nehmen, 3.8. weil Gefahr im Verzuge ift, jo ift es in der Ordnung, 
daß er dabei doch nicht weiter geht, als der Vermiether felbft bei 
Kenntniß der Sachlage gegangen jein würde und daß nur ſoweit 
— alſo nad) der Regel des $ 753 Entw. — ihm das NRedt auf Er- 
fat der gefammten Koften zugeſprochen wird, darüber hinaus 
Bermiether aber nur dann haftet, wenn und foweit nicht blos die 
Verwendung nothiwendig, Jondern er dadurch auch wirklich bereichert 
ift (8 936 des Entw.). 

Die Beitimmung $ 514 Abſ. 1 de3 Entwurfs entzieht dem 
Eigenthümer zu jehr die Herrihaft über jeine Sade. Man jtelle 
ih 3.8. den Fall vor, daß ein ſtarker Sturm eine bereitö verfallene 
Scheune auf einem Gut des Dadjes beraubt hat. Legt der Pächter 
nun mit großen Koften ein neues Dad) auf, ohne den Verpächter 
zu fragen, jo würde er wohl nad) dem Entwurf ($ 514 Abj. 1) Er- 
jag der gejammten Koften verlangen fünnen. Dagegen würde nad) 
der hier vorgefchlagenen Faſſung des Geſetzes der Verpächter ein- 
wenden dürfen: „wenn ich Senntniß von der Sachlage gehabt hätte, 
jo hätte ich auf daS verfallene Gebäude nicht noch ein neues Dad) gelegt, 
jondern es vorgezogen, an Stelle deflelben glei) von unten auf ein 
neues Gebäude zu errichten, auf feinen Fall bin ich um die Koften 
des neuen Dachs bereichert, denn der Unterbau hält nicht jo lange 
aus, wie dad neue Dad.” Der Standpunkt des Preußischen U. L. R. 
it im Wejentlihen mit dem Vorſchlag übereinjtimmend (vergl. 
88 274, 2871. 21 U. L. NR) Der Fall des $ 221. 21 A. L. R. 
wird durd die VBorjchrift des $ 936 Entw. gededt, da der Berpädter 
um den Betrag der vollen Ausgabe des Pächter bereichert ift, 
wenn diejelbe „zum gemeinem Beften gemacht werden mußte,’ aljo 
3. B. auf Requifition von Behörden. | 
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V. 


Uebertraguug der Mieths- und Pachtrechte. Untermiethe und 
Unterpacht. 


$ 516 des Entwurfs geſtattet mit dem gemeinen Recht und dem 
code ceivile grundfäglid dem Miether und Pächter „einem 
Andern den vertragsmäßigen Gebraud der gemietheten 
Sache zu überlajjen, insbejondere au durch weiteres Ver— 
miethen und Verpachten.“ Davon madıt $ 533 des Entwurfs 
nah dem Borbild des code civile und des ſächſiſchen Geſetzbuchs 
eine Ausnahme für den Fall, daß der Pachtzins in einem Bruchtheil 
der Früchte des Pachtgegenftandes beftehen joll. In diefem Fall 
ſoll die entgegengejegte Regel gelten. 

Nach preußifchem Recht „gilt” dagegen „die Ueberlajjung der 
Miethſache an den Miether ald Sache des perjönlichen Bertrauens” 
(Dernburg). Es verbietet daher der Regel nad, ohne Einwilligung 
des Bermiethers, die Aufnahme von Dritten in die Wohnung gegen 
Entgelt und die Untervermiethung. Dem Pächter gejtattet e8 nur 
Berpadhtung einzelner jelbitftändiger Gutstheile (Borwerfe). Jedoch 
giebt, falls Vermiether ohne Grund ihre Einwilligung zur Unter- 
vermiethung verweigern, dies dem Miether ein aukerordentliches 
Kündigungsredht, eine Vorjchrift, die auf den Pächter nicht ausge— 
dehnt ift (vergl. SS 309.121 A. L. R.) 

Andere Gejetgebungen, mie das öſterreichiſche Geſetzbuch, 
ſächſiſche Geſetzbuch machen bei der Geftaltung von Untermiethe und 
Unterpadt, allerlei Vorbehalte z. B. „daß der Bertragsgegenftand 
dadurch nicht mehr leiden würde“ (ſächſ. Geſetzbuch $ 1194). Das 
jchweiz. Obligationsrecht verbietet (mas in den Motiven überjehen 
zu jein fcheint) im Art. 306 die Unterpacht, während Untermiethe 
und Vermiethung einiger zum Bachtgegenftand gehörigen Räume nur 
dann gejtattet ift, wenn dadurch nicht eine für den Verpächter nach— 
theilige Veränderung bewirkt wird. 

Die Motive ftehen auch hier auf einem ganz doctrinären Stand» 
punkt. Es entſpreche die Zuläffigkeit „den allgemeinen Grund- 
lägen,” jtehe „insbejondere mit den Grundſätzen de3 Entwurfs über 
die Zuläffigkeit der Uebertragung von Forderungen im Einklang”. 
Gelbftverjtändlich jei, daß nur der vertragsmäßige Gebraud) über: 
tragen werden könne. indem dies im $ 516 noch ausdrüdlich her- 
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vorgehoben, jeien Borbehalte, wie im öfterreichiichen und ſächſiſchen 
Geſetzbuch, entbehrlih. Das tft die ganze Begründung. 

Nachdem wir (oben sub II und III) dem Miether und Pächter 
eine ganz andere Stellung angewiejen haben, wie im Entwurf ge- 
ichehen, jo fann e3 kaum einem Bedenken unterliegen, aud) hier den 
Boden des Entwurf3 zu verlaffen. Je fefter Miether 
und Pächter mit dem -Grundftüd verfnüpft find, je ge— 
fiherter ihre Stellung gegenüber dem Eigenthümer, deſto 
mehr wird diejer bei der Auswahl jeiner Miether und 
Pächter auf ihre Berjon jehen müjjen, und dejto weniger 
entjpricht e3 jeinem Willen, daß ihm an Stelle der Berjonen, die er 
in jein Haus aufnimmt oder denen er fein Gut überläßt, beliebig 
andere Perjonen jubftituirt werden fünnen. Wenn er nur die ſchwache 
Waffe haben joll, daß der „vertragsmäßige” Gebraud nicht durch die 
Einjhiebung anderer Miether oder Pächter ein anderer werden dürfe, 
jo ift er waffenlos. Denn die Art und Weife des Gebrauds ift 
von der Perjon abhängig. Der Gebraud) kann objektiv vertrags- 
mäßig bleiben und doch in der fubjektiven Art der Ausübung 
außerordentlich verfchieden fein. 3. B.: Es find Räume zu einer 
Reftauration an Jemanden vermiethet, von dem der Hauswirth weiß, 
daß er e3 verjteht, fich eine ſolche Kundjchaft zu verjchaffen, daß der 
Charakter des Lokals al3 eines feinen, wohl bejuchten Rejtaurants 
I. Ranges gewahrt bleibt. Der Miether tritt die Miethe an einen 
anderen Reftaurateur ab, der das nicht verjteht, und in kurzer Zeit 
das Lokal herunter bringt und entwerthet. Dder: Der erjte Miether 
ift ein Einderlojes Ehepaar, der Untermiether hat eine Familie mit 
vielen Kindern und drei erwachſenen Töchtern, die alle Klavier pielen. 
Dder der Pächter ift ein ordentlicher, tüchtiger und ftrebjamer Land— 
wirth, der das Gut verbefjert, der Unterpädter verfteht dagegen 
nicht8 nnd verjchlehtert da3 Gut. Dazu kommt, daß der Eigen- 
thümer meiftens erjt, wenn der Untermiether und Unterpädter jchon 
längft im Beſitz ift, fejtitellen fann, ob der Gebrauch, den er machen 
will, auch objektiv ein anderer ift, als der vertragsmäßige, 3. B. 
ob er zum Betrieb eines unehrbaren Gewerbes, wie Kuppelei, jchreitet. 

Endlich ergiebt ſich das Unbillige des Standpunft3 des Ent- 
wurfs aud daraus, daß derjelbe das Pfandrecht des VBermiethers 
auf die eingebrachten Sachen des Untermiethers nicht eritredt. Zieht 
aljo der Miether des Entwurfs gar nicht jelbft ein und läßt anftatt feiner 
einen Untermiether einziehen, jo hat der Bermiether gar feine Sicherheit. 
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In der Praris würde der $ 516 des Entwurf die Folge 
haben, daß e3 eine ftehende Klauſel aller Mieths- und Pacht— 
verträge würde, daß jede Untermiethe und Unterpacht ausgejchloffen 
jei. In der That ift ſelbſt im Gebiet des preußifchen Rechts, mit 
Rückſicht darauf, daß daſſelbe die Untermiethe und Unterpacht be- 
ſchränkt zuläßt, jene Klaufel jchon ſehr häufig. Folgerichtiger und 
den Berhältniffen entjprechender ift es, auch dieſe bejchränkte Zu— 
laffung zu verfagen, da es unmöglich ift, in eine gefegliche Beftimmung 
alle diejenigen perjönlihen Eigenfchaften zu bringen, auf die der 
Eigenthümer bei feinem Miether und Pächter Werth legen kann 
und muß. 

Wird man jomit, fall3 nicht eine entgegenftehende Abrede vor: 
liegt, die Unzuläjfigfeit der Uebertragung des Gebrauds 
der Miethsjahe und Pachtſache zur Regel machen müfjen, jo 
jind doc, einige Ausnahmen nicht zu entbehren. 

1. Wenn der Miether oder Pächter „durd eine nicht freiwillige 
Veränderung in feiner Perfon oder den Umftänden außer Stand 
gejett wird, von der gemietheten (oder gepacdhteten) unbeweglichen Saden 
ferner Gebraud zu maden,” fo ſoll er nach $ 376 I 21 des Preu- 
Bifchen Allgemeinen Landrechts berechtigt fein, zu kündigen und gegen 
Bergütung einer halbjährlichen Miethe (oder Pacht) vor dem Ablauf 
des Duartals, in welchem die Kündigung erfolgt, von dem Kontrakt 
abzugeben. 

Da der Entwurf weder dieſen Rüdtrittsgrund, nod) überhaupt 
den landrechtlihen Rüdtritt wegen veränderter Umftände kennt, und 
eine allgemeine Annahme diejer legteren Theorie nicht zu empfehlen 
wäre, jo muß hier Borjorge getroffen werden. Der Miether und 
Pächter des Entwurfs hat in folhen Fällen die Möglichkeit, durch 
Abtretung jeiner Rechte an einen Andern aus feinen Berbindlichfeiten 
heraus zu kommen. In der That jcheint es gerechtfertigt, für diejen 
Fall die Untermiethe und Unterpadht in bedingter Weife zu gejtatten. 
Kann der Miether und Pächter den Bertrag nicht fortjegen, jo ift 
eine Löfung des perjönlichen Bandes zwilchen ihm und dem Eigen: 
thümer doch unvermeidlih. Wollte man weder eine Kündigung nod) 
die llebertragung an einen Dritten bier zulafjen, jo würde alſo für 
den Reit der Bertragszeit die Wohnung oder das Pachtgut leer und 
verwaiſt fein: dadurd) würden auch die Intereſſen des Eigenthümers, 
jelbjt wenn er den Zins erhielte, gejchädigt fein. Um jedoch den 
Eigenthümer möglichft zu ſchützen, ift es gerechtfertigt, ihm das Recht 
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zu geben, Abtretung der Rechte de3 Miethers gegen den Untermiether 
(ebenfo bei der Pacht) zu fordern, wodurd er namentlihd an den 
Saden des Untermiethers ein Pfandrecht erwirbt. Endlich dürfte 
fi empfehlen, dem Eigenthümer die Wahl offen zu lafjfen, entweder 
den von dem Miether und Pächter ihm präfentirten Untermiether 
reſp. Unterpächter anzunehmen, oder in die Aufhebung des Vertrages 
zu willigen. Somit würde die Beitimmung dahin lauten, 
daß in dem vorgedadten Fall Miether und Pächter das 
Necht haben, von dem Vermieter und Berpäcdter die Ein- 
willigung zur Aufnahme von geeigneten Untermiethern und 
Unterpäctern ohne Nenderung der Art des Gebrauchs gegen 
Abtretung ihrer Rechte gegen diejelben mit der Maßgabe zu 
verlangen, daß, wenn dieſe Einwilligung verweigert wird, 
jie berechtigt find, den Bertrag fofort mit der gejetlichen 
Friſt aufzufündigen. 

2. Iſt das Mieths- und Pachtrecht cefjibel, wie der Entwurf 
vorjchlägt, jo kann dajjelbe auch von den Gläubigern des Miethers 
und Pächters gepfändet und nad gejchehener Ueberweiſung durch 
Untermiethung und Unterverpadhtung ausgenußt werden (vergl. code 
eivil Art. 2102 Nr. 1). Wird die entgegengejette Regel aufgeftellt, 
jo würde dies unmöglich und auch die Zuläffigkeit der Zwangsver— 
mwaltung einer Pachtung — von der bei der Miethe natürlich nicht 
die Rede jein kann — in Frage geftellt fein. Dadurch fann für die 
Gläubiger Gefahr entftehen, wenn der Vermiether und Verpächter 
(vergl. 88 521, 543 des Entwurfs) fein gejetzliches Pfandrecht an den 
eingebrachten Sachen des Miethers und Pächters und an den Früchten 
des Grundftüds ausübt (unten VD). Im Konkurje ift freilich eine 
Kündigung zuläffig ($ 17 Nr. 1K. K. O.), wobei dem VBermiether 
und Verpädter nur ein Entſchädigungsanſpruch wegen vorzeitiger 
Kündigung und zur Deckung deijelben jein Bfandrecht verbleibt ($ 41 
Nr. 2 und 4 Konkursordnung). Außerhalb des Konkurſes kann der 
Bermiether und Verpächter dagegen allerdings nad) $ 710 Eivilprozep- 
ordnung den Verkauf der Pfandſtücke durch andre Gläubiger nicht 
hindern, aber an dem Erlös fanı er (vergl. $ 521 letter Abjag) 
das Pfandreht wegen der Mieth3- und Padıtzinfen bis zum Ende 
des Vertrages ausüben, was bei Verträgen von langer Dauer häufig 
den ganzen Werth verjchlingt. E3 find wohl faſt jedem Anwalt aus 
der Prarid Fülle bekannt, wo alle Schritte gegen infolvente 
Schuldner mit langjährigen Mieths- oder Pachtverträgen an dem 
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Pfandrecht des Vermietherd oder Verpächters jcheiterten. Der Ver— 
miether holt ji aus dem Hinterlegten Erlös an jedem Zinstermine 
jeine Miethe und läßt — mit Leihmöbeln — den alten Miether 
weiter wohnen oder in dem gemietheten Laden — nunmehr auf den 
Namen der Ehefrau — das Geſchäft fortbetreiben. Eine Eröffnung 
des Konkurjes wird regelmäßig, wenn weitere Mafje nicht vorhanden, 
abgelehnt werden, da nicht abzufehen ift, ob nad) Dedung der Ent- 
Ihädigungsanfprüce des Vermietherd genug übrig bleibt, um die 
Koften zu deden. Eine Anfechtung des Bertrage3 wird nur in 
jeltenen Fällen möglid) fein. 

Es dürfen ſich daher folgende Vorſchläge empfehlen: 

a) Sowohl in wie außerhalb des Konkurſes (vergl. 8 754 
C. P. DO.) bleibt eine Zwangsverwaltung einer Pachtung 
im Intereſſe der Gläubiger des Pächters zuläflig, der Ver- 
päcdter hat aber 

wenn er glaubt, daß die Ausübung des Pachtrecht3 durd) die Gläubiger 
ihn jchädigt, 
das Net feinerjeits nad Einleitung einer ſolchen die Pacht 
mit geſetzlicher Frift aufzufündigen. 

b) Wenn außerhalb des Konkurſes ein Vermiether auf den 
Erlös von gepfändeten Sahen des Miethers, Kraft feines 
gefeglihen Pfandrechts Anſpruch erhebt, jo fteht jedem 
Gläubiger, auf deſſen Betrieb gepfändet ift, das Recht zu, 
den Miethövertrag mit der gejeglichen Friſt dem Ver— 
miether zu fündigen, mit der Wirkung, daß derfelbe für den 
Net der Miethszeit fich an den Erlös der Pfandftüde nur 
wegen feiner durch vorzeitige Beendigung des Miethöver- 
trages entftehenden Entſchädigungsanſprüche halten Fann. 

Dieſe letztere Borjhrift, welche in der Zufammenftellung am 

Schluß. diefer Aufjages in $ 521 am Ende eingejchoben ift, würde 
in der Praris als ſehr wohlthätig empfunden werden. Diefelbe it 
auch nicht unlogiih. Dem Gläubiger, dem im Intereſſe des Grund- 
jtüdseigenthümers ein direkter Eintritt in das Miethsrecht durch 
Ueberweifung entzogen wird, wird nur eine Waffe gegen Chicanen 
des Vermiethers und des Schuldners gegeben. 

Unnöthig würde diefe Beftimmung allerdings dann fein, wenn 

man nad dem Vorgang anderer Gefeßgebungen (vergl. Motive II. 
S. 406) das Pfandrecht des Bermiethers und Verpächters zeitlich 
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einſchränken wollte. Jedoch ſind die in den Motiven a. a. O. hier— 
gegen geltend gemachten Gründe überzeugend (vergl. auch R. G. Entſch. 
Bd. XIII Nr. 60 ©. 257). 


vE 
Pfandrecht des Vermiethers und Verpächters. 


1. Der Entwurf geftaltet im $ 521 das Vorzugsrecht des 
Vermiethers und Verpäcdters an den eingebrachten Sachen und Früchten 
als Pfandrecht. Die dafür geltend gemachten Gründe verdienen 
Billigung. Ein bloß perjönliches Zurüdbehaltungsreht ift durchaus 
ungenügend und das Neichsrecht giebt in der Konkursordnung ſchon 
ein wahres Pfandreht im Konkurſe des Miethers oder Pächters 
($ 41 Nr. 2 und 4 Konkursordnung).“) Auch ift gegen die Be- 
zeihnung al3 geſetzliches Pfandrecht nichts einzuwenden. Damit 
ift nicht gejagt, daß diejes Pfandrecht nie auf eine jtilljchweigende 
Bereinbarung zurüdzuführen jei, fondern nur, daß dasjelbe Kraft 
Geſetzes auch da bejtehe, wo eine ſolche ausgeſchloſſen erjcheint. 

“ Der Entwurf beſchränkt aber das Pfandrecht 
a) auf die eigenen Sachen des Mietherd und Pächterg, 
b) auf die Sachen, welche der Pfändung unterliegen, 
Ichließt aljo die fogenannten unpfandbaren Saden aus. 

Diefe beiden Beſchränkungen gehen zu weit: 

Zu a Nach preußiſchem Recht (Deklaration von 21. Juli 1846 
zu 8 395 1. 21 A. X. R.) unterliegen dem Pfandrecht aud die— 
jenigen fremden Sachen, welche der Miether oder Pächter zu ver- 
pfänden befugt ift, aljo namentlich auch die zum eingebraditen Ver— 
mögen jeiner Ehefrau gehörigen Sachen und die feiner Kinder. 

Der code civile, das öſterreichiſche Geſetzbuch und das bayrifche 
Geſetz vom 23. Februar 1879 dehnen das Vorzugsrecht reſp. Pfand- 
reht auch aus auf Saden dritter Perjonen, wenn der Vermiether 
und Berpädter zur Zeit der Einbringung in gutem Glauben war, 
während der Entwurf nad $ 1152 nur dem vertragsmäßigen Fauft- 
pfandrecht eine ähnliche Ausdehnung giebt. 


2) Die Konfursordnung Spricht bier nur von dem Fall des Konkurſes des 
Miethers und Pächters jelbft, nicht von dem Konkurſe eines Dritten, dejfen 
Sachen fih in einer fremden Miethswohnung befinden, enticheidet alfo nicht 
darüber, in wie fern dem Pfandrecht des Vermiethers auch Sachen Dritter 
unterliegen. Bergl. Sarwey Komm. zu $ 41. 


724 

Daß die Sahen derjenigen Perjonen, welde zur Fa— 
milie des Miethers und Pächters gehören und mit ihm die 
häusliche Gemeinſchaft und das Obdach theilen, auch dem Pfandrecht 
des Vermietherd und Verpächters unterliegen, entjpricht einer tief 
gehenden, im Volke verbreiteten Redtsüberzeugung und dem natür- 
lichen Billigkeitögefühl. Dem Eigenthümer fehlt e8 an jedem Mittel, 
zu unterjcheiden, welchem Familienmitglied die Saden, deren Ein- 
bringung er fieht, gehören. Es hieße geradezu den: Betruge Thor 
und Thür Öffnen, wenn man davon abgehen wollte, daß nicht die 
Sachen aller Familienmitglieder für den Miethszind haften follen. 
In den meilten Fällen gehört das Mobiliar der Ehefrau. Ein vor— 
fihtiger Ehemann würde gleich bei jeder neuen Anjchaffung das Ans 
geichaffte jeiner Ehefrau oder jeinen Kindern jchenfen oder auf deren 
Namen Faufen können und das Pfandredt des Hauswirths würde 
illuſoriſch. Nach gemeinem Recht gehört die dos dem Ehemann, nad 
den Syſtem des Entwurfs hat er daran nur den Nießbraud. Da: 
her mag nad) gemeinem Recht die Bejchränfung des Pfandrechts auf 
Sachen des Ehemannes noch erträglicher jein. Allerdings würde ſich 
der Ausweg bieten, daß man die Ehefrau die Miethsverträge mit 
abſchließen läßt. Aber viele unerfahrene Hauswirthe würden erſt 
„durch Schaden klug werden“ und es iſt weit natürlicher, daß man 
das, was nach verſtändiger wirthſchaftlicher Ordnung ſein ſoll und 
muß, geſetzlich vorſchreibt. Ueberdies würde man gegen frühere 
Uebertragungen an erwachſene Kinder auch jo nicht geſichert fein. 
Mit dem preußiichen Recht diejenigen Sachen der Ehefrau und Kin— 
der, über welche der Ehemann nicht verfügen kann, auszuſchließen, 
würde nicht gehen, da hierdurch) — zumal der Entwurf nad) $ 1318 
dem Ehemann nidt das Recht giebt, Ehegut zu verpfänden — die 
Erweiterung bedeutungslos würde, 

Es empfiehlt ſich alfo die erforderliche Beitimmung dahin zu fallen, 
daß aud; die der Ehefrau und den Kindern des Miethers 
oder Pächters, melde mit ihm die häusliche Gemeinschaft 
theilen, gehörigen Sahen dem Pfandrecht des Vermiethers 
oder Verpächters unterliegen. 

Zweifelhafter erfcheint eine Ausdehnung des Pfandredts auf 
eingebradte Saden, welde andern Perjonen gehören. Der 
Entwurf weit diejelbe mit dem Bemerken ab, daß fein Bedürfnik 
zu einer Erweiterung des Grundſatzes: „Hand wahre Hand”, der 
nach feinem Syſtem auf gejegliche Pfandredhte Feine Anwendung 
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finde, vorhanden ſei. Der Aufſatz des Rechtsanwalts Cohn in Heft 
2 ©. 159 dieſer Gutachten empfiehlt dagegen die Ausdehnung des Pfand— 
rechts des Vermiethers auf alle Sachen dritter Perjonen, „welche aus 
deren Inhabung mit ihrem Willen gejchieden find“ und in Betreff deren 
der Vermiether nicht „bei Eingehung des Miethsvertrages weiß, daß 
fie nicht Eigenthum des Miethers find.” Cohn weiſt namentlich 
darauf Hin, daß häufig Miether mit ftattlichen Mobiltaren, die jie nur 
aus einem Möbelleihgefchäft entnommen oder früher zwar bejefjen, 
aber mit constitutum possessorium veräußert haben, in die Wohnung 
einziehen und den Vermiether täufchen. Der von Cohn empfohlene 
Grundjag beruht, wie die von ihm angezogene Analogie des $ 306 
9. G. B. zeigt, auf der Annahme, daß jeder Miether durch die bloße 
Einbringung fremder Sachen diejelben verpfändet, falls nicht bei Ein— 
gehung des Miethsvertrages der Vermiether erfuhr, daß diejelben 
fremde ſeien. Es würde danacd jeder Miether eine Unterjchlagung 
begehen, der erjtens bei jeinem erjten Einzug fremde Sachen ein- 
bringt, in Betreff deren dem VBermiether nicht ſchon vorher bei Ein- 
gehung des Miethövertrages befannt gemacht wurde, daß diejelben 
fremde jeien, zweitens bei jeder jpäteren Einbringung fremder 
Saden, deren Gewahrjam Miether erjt nad) dem Einzug erlangte, 
da in Betreff diefer eine Mittheilung an den Bermiether bei Abſchluß 
des Miethövertrages der Regel nad) im Voraus nicht möglich war. 

Eine jolde Ausdehnung des Pfandrechts würde alles Map 
überjchreiten und überhaupt kaum einen Verkehr des Miethers ohne 
fortwährende Begehung von Unterfchlagungen möglich machen. Denn 
e3 Fann ſich Niemand derartig von jeinen Mitmenjchen abjchliegen, 
daß er nicht zeitweilig — und dies genügt, vergl. Motive zu $ 41 
der Konkursordnung — Sachen fremder Perjonen in jeine Gewahrfam 
nimmt. Die Sachen der Dienftboten, Befuher und Kunden des 
Miethers, die Depots der Banken, das Speditionsgut der Spediteure, 
zum vorübergehenden Gebraud geliehene Sachen, alle wären dem 
Pfandredht des Vermiethers verfallen. Cohn meint zwar, daß die 
Beftimmung des $ 521 Abj. 3 Entw. einem Mißbrauch vorbeuge. 
Dabei wird aber überjehen, daß diefe Beftimmung das Pfandrecht 
jelbft nicht bejeitigt, was ſich namentlid dann als praftifch ermeift, 
wenn der Bermiether eine gerichtlihe Beſchlagnahme durd Pfändung 
eintreten läßt. $ 521 Abſ. 3 begrenzt nur das Recht der Gelbft- 
hilfe des Vermiethers, indem es fein Recht, ohne gerichtliche Be- 
ihlagnahme der Entfernung der Sachen zu widerjprechen beziehentlich 
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diegelben in Bejig zu nehmen und zu verfaufen, in einer den Lebens— 
verhältniffen entjprechenden Weife beſchränkt. Zieht Vermiether es 
aber vor, zur gerichtlichen Pfändung zu fchreiten und find die Sachen 
bi8 zum Eintritt diefer Pfändung nicht entfernt, jo kann weder der 
Miether no der dritte Eigenthümer, gegen welchen gejetlicd; das 
Pfandrecht wirkt, diejelben der Bejchlagnahıne entziehen. 

Praktiih durchführbar würde eher eine den vorher erwähnten 
Gejeßgebungen 3. B. dem Code civile nachgebildete Beftimmung fein, 
welches (vergl. Art. 2102 Nr. 5) das Pfandrecht auf alle „meubles, 
qui garnissent la maison ou la ferme (sc. du locataire)* eritredt, 
und dafjelbe nur dann ausjchließt, wenn der Bermiether vor der 
Einbringung erfuhr, daß diefelben fremde ſeien. Aehnlich be— 
ihränft $ 294 des jchweizer Obl.Rechts das Metentionsrecht (ein 
Prandrecht ift diefem Recht nicht bekannt) auf Sachen, „die ſich in 
den vermietheten Räumen befinden und zu deren Einridtung oder 
Benußung gehören”, wobei „verlorene oder geftohlene” ſowie 
„ſolche Sachen, von denen der Vermiether wußte oder wiſſen mußte, 
da fie nicht dem Miether gehören”, ausgejchloffen find. 

Meines Ermeſſens ergiebt ſich die Löjung der vorliegenden Frage 
aber am beiten im Anjchluß an eine von den Vermiethern in Berlin 
und anderen großen Städten zu ihrem eigenen Schuß eingeführte 
Praris. Sie bedienen ſich nämlich gedrudter Miethsformulare, laut 
deren die Miether verfichern, daß die Sachen, welche fie bei ihrem 
Einzug in die Wohnung einbringen, ihr Eigenthum jeten. Dadurd) 
werden die Miether gezwungen, bei Abjchluß des Meiethvertrages an- 
zugeben, ob und mit welchen fremden Sachen fie einziehen. Sit ihre 
Angabe der Wahrheit zumider, jo find fie im Fall eines Schadens 
des Betruges ſchuldig, weil fie den Vermiether täufchen. Hier dürfte 
e3 gerechtfertigt jein, einen Schritt weiter zu gehen. Erflärt der 
Miether auf ausdrüdliches, im Hinblid auf das Pfandrecdht an 
ihn gerichtete8S Befragen des Vermiethers: „Die Sachen, die id) 
einbringe, gehören mir”, jo fann in feinem Verhalten in der That 
em pojitiver, ausdrüdlicher oder ftillichiveigender Akt der Verpfändung 
gefunden werden, weldher einem vertragsmäßigen Yauftpfandredt, 
dejjen Wirkungen gegen Dritte $ 1152 des Entw. nad) dem Grund: 
jag „Hand wahre Hand” beftimmt, bei der Aehnlichkeit der Ber: 
hältniffe, gleich geftellt werden Eann, d. h. immer nur jo weit es 
ih um Saden handelt, die „zur Einrichtung“ der Wohnung ge 
hören. War die Antwort falfch, fo Liegt auf alle Fälle ein Ber- 
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gehen des Miethers vor: bei Beibehaltung der gegenwärtigen 
Redtslage: Betrug gegen den gutgläubigen Bermiether, bei der 
durch vorftehenden Vorſchlag gejchaffenen Rechtslage: Unterfchlagung 
verübt gegen den dritten Eigenthümer der Saden. Im erjteren 
Fall ift alſo der Vermiether, im legteren Fall der dritte Eigenthümer 
der Gejchädigte. Nichtiger dürfte es nun aber jein, dem dritten 
Eigenthümer den Schaden zu laffen und den gutgläubigen Bermiether 
zu ſchützen. Der dritte Eigenthümer, der feine Sachen dem Miether 
überläßt, wird bei Hingabe der Sachen prüfen müſſen, ob er dem- 
jelben das perjönlihe Vertrauen jchenken darf. Er wird fich jagen 
müfjen, daß der Beſitz diefer Sahen den Miether leicht verleiten 
fann, feinen Vermiether zu täufchen. Er wird in der Lage fein, 
durch bejondere Maßregeln, 3. B. durch Anbringen von Zeichen an 
den Möbeln (melche häufig bei der Möbelleihe üblich find), durch 
direfte Anzeige bei dem Wermiether, durch perjönliche Kontrole fein 
Eigenthum zu ſchützen und den Bermiether vor Täufchung zu be- 
wahren. Unterläßt er die und wird durd) fein eigenes Berhalten 
und die Zreulofigkeit des Mietherd der Vermiether in Irrthum 
verjegt, jo ift e8 nur gerechtfertigt, daß er — der dritte Eigenthümer 
— und nicht der gutgläubige Bermiether den Schaden trägt. Alle 
Gründe, welche für den Grundjat „Hand wahre Hand“ in dem Fall 
der vertragsmäßigen Beltellung eines Fauftpfands jprechen, Liegen 
auch Hier vor. Dazu kommt, daß, wenn die hier vorgejchlagene Be— 
ftimmung zu einer gewifjen Einjchränfung des Möbelleihgeichäfts 
führen follte, dies auch nicht gerade als ein mwirthichaftlicher Schade 
zu betradhten wäre. Es dürfte jomit folgender fernerer Zufat auf: 
zunehmen jein: 
„Das Pfandrecht erjtredt ſich auch auf eingebrachte Sachen 
dritter Perfonen, jomweit diejelben zur Einrichtung der ge- 
mietheten Wohnung dienen, wenn der Miether vor oder bei 
der Einbringung diejelben dem Vermiether oder feinem Ver— 
treter gegenüber als die jeinigen ausgeben und der Ver— 
miether oder dejjen Vertreter dad Recht des Letteren nicht 
kannte, jeine Unfenntniß auch nicht auf grober Fahrläſſigkeit 
beruhte. Die Borjchriften des $ 877 Sat 2 und der 
88 879, 880 (Ausſchluß geftohlener und verlorener oder in 
anderer Weife aus der Gemwahrjam des dritten gefommener 
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Durd; $ 532 Entw. würde diefe Vorſchrift auch bei der 
Pacht entjprechende Anwendung finden. 

Einverjtanden kann man ſich dagegen endlich damit erklären, daß 
die Sachen des Intermiethers nicht unter das Pfandrecdht des 
Bermiethers gezogen werden. Go bedenklich diefer Grundjag bei der 
Zulaffung einer Untermiethe ohne ©enehmigung des VBermiethers 
jein würde, jo unbedenklich ift derjelbe bei der grundſätzlichen Nicht— 
zulafjung von lUntermiethern ohne Genehmigung des Bermiethers 
(oben ad V). Sache des Vermiethers ijt es bei der Ertheilung der 
Genehmigung Sicherftellung zu fordern, 3. B. durch Abtretung der 
Rechte des Miethers gegen den Untermiether. 

Zu b) Der Ausſchluß der Saden, welde der Pfändung 
nicht unterworfen jind, von dem Pfandrecht des VBermiethers 
wird von dem Entwurf (Motive II, Seite 406) damit begründet, daß 
derjelbe den Gedanken einer ftilljchweigenden Verpfändung aufge- 
geben habe und ein gejeglihes Pfandreht an ſolchen Sachen, 
deren Abpfändung aus Gründen des üffentliden Wohls und im 
öffentlichen Intereſſe verboten jet, nicht bejtehen könne. Der Entwurf 
beruft jich ferner auf den Vorgang anderer Gejetgebungen, wie der 
von Sachen (Bürgerl. Geſetzbuch $ 1228), Anhalt, Oldenburg, 
Braunfchweig, Schweiz (Obligationenreht 8 294). 

Nach gemeinem und preußiichem Hecht, ebenjo nad) dem code civile 
hat das Bfandrecht des Vermiethers eine doppelte Wirkung: 

das Recht, die Sachen des Miethers zurüdzuhalten, 
den Pfandverfauf im Wege der Klage und geridhtliden 
Pfändung zu betreiben. 

Selbſt darf der Vermiether nicht verfaufen. Daraus folgt, daß 
in Betreff des letztgedachten Rechts auch diejenigen Beſchränkungen, 
welche bei andern gerichtlihen Pfändungen beitehen (jetzt $ 715 
C. P. DO.) Plat greifen müfjen, wenn das Gejet nicht ausdrüdlid) 
eine Ausnahme macht, dat dagegen das Zurückbehaltungsrecht aud 
in Betreff der unpfandbaren Sachen geltend gemacht werden kann 
(vergl. Reichsgerichts-Entſch. Bd. 18. Nr. 100, Wilmowsky & Levy 
Kommentar zu $ 715 C. PB. O. neufte Auflage Anm. 1 und Gorius 
in den Berhandlungen des 18 deutjchen Juriſtentags Bd. 1 Seite 
118 ff., welcher annimmt, daß $ 593 des Code de procedure — 
wonad) die meijten Beichränfungen der Pfandbarfeit bei Mieth3- 
forderungen nicht gelten jollen — durch 8 715 C. P. O. für 
Deutjchland aufgehoben jei). 
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Das BZurüdbehaltungsreht ift für Preußen durch den Anh. 
$ 302 zu $ 60 1. 44 9. ©. D. dahin eingejchränkt, daß VBermiether 
Künftlern und Handwerkern ihr Handwerkszeug nicht vorenthalten 
dürfen, wenn fie andere Mobilien haben, die den Vermiether aus: 
reichend fichern und daß er überhaupt nur ſoviel, al3 zu feiner Sicher- 
heit erforderlich, zurüdbehalten dürfe (vergl. die cit. Entjcheid. des 
Reichsgerichts). — 

Der Entwurf giebt nun im $ 1165 (welcher aud für das 
Pfandrecht des Bermiethers gilt) dem Pfandgläubiger das Recht, das 
Pfand felbjt ohne gerichtlihe Hülfe zu verkaufen, um fich zu befrie- 
digen, fchließt aber nicht blos das Verkaufsrecht, jondern auch das 
BZurüdbehaltungsredt, welde beiden Rechte als vorhanden an- 
erfannt und unterſchieden werden, bei den unpfandbaren Saden aus. 

Dies ift meine Ermeſſens nicht gerechtfertigt. 

Die Miethsforderung hat Anſpruch auf befondere Berüdfichtigung 
und es rechtfertigt fich, diefe Forderung anders zu behandeln, wie 
andere Forderungen. Wohnung und Heerd find für den Armen 
neben der Speiſe das erite Bedürfniß. Unendlich wichtig für ihn ift 
es, fich diefelben auch auf Kredit verichaffen zu können, da er jelten 
jo viel Geld befiten wird, um die Miethe auf einen Monat, den jet 
in Deutfchland für folche Miether in den Städten üblihen Termin, 
im Voraus zu bezahlen. Hat er num aber, was gewiß bei dem ein- 
fachen Arbeiter und dem Eleinen Handwerker ſehr häufig ift, Feine 
weiteren Habjeligkeiten, al3 ſolche, die gejetlich der Pfändung ent: 
zogen find, jo ift er außer Stande, dem Hauswirth auch nur die 
geringfte Sicherheit zu bieten. Die Folge würde fein, daß eine große 
Menge folder Leute, die „von der Hand in den Mund leben,“ über: 
haupt feine Wohnung auf monatlihe Miethe finden würden, da alle 
Hausmwirthe die Vorausbezahlung der Monatsmiethe fordern und 
dazu diefe Leute nicht im Stande fein würden. Dadurch würden die 
bedenklichſten Zustände entſtehen. Zunächſt würde der Miethstermin 
auf eine Woche oder gar einen Tag (wie in London und den 
englifchen Fabrikſtädten) verkürzt werden, um die Vorausbezahlung 
zu erleichtern. Dadurch würde den Hauswirthen eine große Mehr: 
arbeit bei Kontrolivung der Miether und Einziehung der Miethszinen 
aufgebürdet. Die armen Miether würden alle Sefhaftigkeit verlieren. 
Die Ermifjionsprozefje würden in erjchredender Weife zunehmen. 
Biele arme Leute, die auch für den fürzeren Miethstermin nicht 
"voraus bezahlen könnten, müßten von den Gemeinden untergebradjt 
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werden und die Armenhäufer bevölfern. Dadurch würde ſich die 
Unzufriedenheit vermehren und die joztaliftiihe Gährung wachſen. 
Bei diejen Berhältniffen würde der Antrieb zum Bauen und Ber- 
miethen von Arbeiterwohnungen abnehmen und durch die dadurch 
eintretende Verminderung des Angebot3 würden alle diefe Uebelftände 
ſich immer nod) verfchlimmern. Läßt man dagegen die unpfandbaren 
Sachen den Vermiether verpfändet bleiben, jo wird derjelbe diejes 
Pfandrecht regelmäßig als ausreichende Sicherheit für einen monat- 
lihen Miethstermin anjehen. Die bisherige Praris lehrt, daß es 
zur wirklichen Ausübung des Pfandrechts an diefen Sachen dann 
jehr jelten Eommt, da der arme Miether feine ganze Kraft daran 
jegt, einen Berluft diejer feiner letten Habe vorzubeugen. Die 
eigentliche Wirkung dieſes Pfandreht3 iſt aljo eine präventive. 
Die Furcht vor jeiner Ausübung wirkt wie früher die Furcht 
vor der Schuldhaft. Wenn man nun ferner bedenkt, wie viel 
träge und ſchlechte Elemente ſich unter den armen Miethern 
befinden, die nicht jelten, wenn fie aud) noch mit reid)- 
liherem Hausgeräth eingezogen jind, Hinter dem Rüden des 
Hauswirth3 ohne eigentliche Noth ein Stück nad dem andern ver- 
faufen oder in's Leihhaus wandern laſſen oder bei Seite ſchaffen, bis 
fie endlih auf die unpfandbaren und unentbehrlichen Gegenjtände 
reduzirt jind, jo ergiebt ji, daß auch der Hauswirth den Schutz 
eines Pfandrechts an diejen letten Sachen nicht entbehren fann. Eine 
andere Frage iſt e8 aber, ob es gerathen ift, über den jetigen Rechts— 
zuftand hinaus zu gehen. War bei der jetigen Rechtslage ein Ber- 
fauf der unpfandbaren Dbjekte ausgefchloffen, weil derjelbe im Wege 
der Pfändung erfolgen müßte, fo könnte e3 gerechtfertigt erjcheinen, 
den von dem Entwurf eingeführten Selbitverfauf in derjelben Weile 
einzufchränfen, daneben aber das Recht des Bermiethers, aud) die 
unpfändbaren Sachen zurüdzubehalten, bejtehen zu laſſen.“) 
Das Recht des PVerfaufs würde er dann erjt gewinnen, wenn 
der Miether fih andre Sachen, die den Nothbedarf deden, angeichafft 
hätte. Bis dahin würde derjelbe die Möglichkeit bejigen, die Sachen 
einzulöjen. Bejchränfung würde das Zurückbehaltungsrecht dann nur 


, Eccius: Preußifches Privatreht J. 5 113 Nr. 2 a. E. erkennt an, dar 
der Vermiether die zurüdbehaltenen nah $ 715 C. P. OD. unpfandbaren Sachen 
auch zur Pfändung darbieten fünne, dies fcheint mir nicht richtig. Der Schuldner 
verliert mit dem Gewahrfam nicht dad Widerſpruchsrecht. 
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in den Beitimmungen de3 zweiten Abſatzes des 8 521 Entwurf fin- 
den, wonach namentlid) die AOHSATIHDRENL Kleider nicht zurückbehalten 
werden könnten. 

Meines Ermefjens dürfte ſich — jedoch mehr ein Mittelweg 
empfehlen. Iſt es gerechtfertigt, dem armen Miether die Möglichkeit 
zu gewähren, ſeine von dem Hauswirth zurückbehaltene unpfandbare 
Habe wieder einzulöſen, ſo entſpricht es doch dem Intereſſe beider 
Theile, wenn dieſes Recht zeitlich begrenzt wird. Behält der Haus— 
wirth die Sachen und iſt der Miether außer Stande, dieſelben ein— 
zulöſen, ſo ſind ſie für den Miether verloren, für den Hauswirth 
aber nur eine Laſt, wenn er fie nicht verwerthen darf. Dazu konmt, 
daß bei dem Verkauf möglicherweife noch ein Ueberſchuß für den 
Miether herauskommen kann. 3 dürfte fi) daher empfehlen, eine 
dreimonatlihe Einlöjungsfrift feitzufegen und demgemäß den Sat im 
erjten Abjaß des 8 521: 

„da3 Pfandrecht bejteht nicht in Anſehung derjenigen Saden, 
welche der Pfändung nicht unterworfen find“ 
zu ftreichen und ftatt deſſen am Schluß des zweiten Abjates des 
8 521 zu jeßen: 
„In Anfehung derjenigen Sachen, welche der Pfändung nicht 
unterworfen find, fteht dem Vermiether das Berfaufsredht 
($ 1165 Entwurf) erft nah Ablauf einer Friſt von drei 
Monaten, - jeitdem er diejelben in jeine Inhabung ge— 
nommen, zu.“ 

2. Zu den übrigen Beftimmungen des $ 521 des Entwurf3 noch 
folgende Bemerkungen: 

a) Abſatz 3 ift nach den Motiven „zur Klarftellung des Geſetzes“ 
eingejchoben, obwohl fich ſowohl die Berfolgbarfeit gegen den Miether 
wie gegen Dritte nad) den allgemeinen Grundjägen über die Verfolg- 
barkeit de3 an beweglichen Sachen begründeten Pfandrechts von felbjt 
ergiebt. Es ift nicht erfichtlich, weshalb hier denn nur die Verfolg— 
barfeit gegen den Miether, nicht gegen Dritte erwähnt wird. Dies 
macht das Geſetz gerade unklar, da man daraus jchliegen fünnte, daß 
gegen Dritte die Berfolgbarkeit nicht beftehen ſollte. Es dürfte ſich 
aljo empfehlen, entweder Abjat 3 zu ftreichen, oder am Schluß 
hinzuzufügen: 

Im Uebrigen finden die allgemeinen Vorſchriften über geſetz— 
liche Pfandrechte an beweglichen Sachen (vergl. Tit. 3 
Abſchn. 9 Buch III) entſprechende Anwendung. 


b) Es wurde oben zu 1b die Vorfchrift des Preußiſchen Rechts 
im Anhang $ 302 zu 8 60 I 44 Allgemeine Geriht3ordnung er— 
wähnt, deren Beobadhtung früher interimiftifh durch die Polizei 
(Reſkript vom 8. Februar 1839) jett meiftens durch einftweilige ge— 
richtlihe Verfügung regulirt wird. In der That hat ſich die Vor— 
Ichrift in der Praris al3 wohlthuend bewährt, namentlid um Chikanen 
des Vermietherd vorzubeugen. Abſatz 4 $ 521 des Entwurfs giebt 
nun freilich) dem Miether das Hecht, jede einzelne Sache durch Sicher- 
heitäleiftung in Höhe des Werthes einzulöjen. Aber wenn der Mie- 
ther fein Geld hat, Hilft ihm dies Recht wenig. 

Es dürfte daher auszujprechen fein: 

daß der VBermiether fein Recht nur jo weit ausüben dürfe, 
als zur Dedung feiner Forderung nöthig, und daß er fi 
zunächſt an die entbehrlicheren Sachen halten müſſe. 

Dieje Beftimmung würde am pafjendften fi) an den zweiten 
Abſatz anjchließen und der vierte Abjag könnte dann unverändert 
bleiben. Danach würde der ganze Paragraph die Gejtalt bekommen, 
in welcher derjelbe am Schluß dieſes Aufſatzes redigirt ift. 


VII. 
Fälle außerordentlicher Beendigung des Mieths- und Pachtvertrages. 


1. $ 528 des Entwurfs enthält die Fälle, unter denen der Ver— 
miether zum Nüdtritt ohne Kündigung befugt ift. 

Unter dieje Gründe ift der Fall des „nothwendigen Hauptbaues” 
($ 363 ff. J. 21 Allgemeines Landredht) nicht aufgenommen. Die Motive 
(II. ©. 48) meinen, daß fein ausreichender Grund vorhanden fei, 
dem Miether das Hecht auf Wiedereinräumung nad) beendetem Bau 
abzujchneiden. Diefe Anſchauung dürfte aber doc den Lebensver- 
hältniffen nicht entjpredhen. Wird neu gebaut, jo ift der Neubau in 
der großen Mehrzahl der Fälle ein ganz anderer als der alte. 
Man denke namentlich an die Baläfte, die in den großen Städten an 
Stelle unjcheinbarer Häuschen früherer Jahrhunderte entftehen. Es 
fann der Neubau aljo nicht als das wieder in das Leben gerufene 
alte Haus angejehen werden. Wäre der Bermiether verpflichtet, die 
alten Miether wieder aufzunehmen, jo müßte er feinen Bau danach 
einrichten und darin mwäre in der That eine ganz unwirthſchaftliche 
Beihränfung zu erbliden. Das Beifpiel der Motive (bloße Aus: 
bejjerung eines Ladens, der durch Feuer bejchädigt war) füllt gar 
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nicht unter den Begriff des Hauptbaues. Ein Hauptbau iſt vor— 
handen, jobald e3 fich nicht mehr um bloße Ausbejjerung des alten 
Gebäudes, jondern um Aufführung eines im Wejentlihen neuen 
Gebäudes handelt, welches an Stelle de3 alten oder eines Theiles 
defjelben tritt. Man denfe namentlich an den Fall, wenn die Polizei 
wegen Baufälligfeit eine Haufes oder eines Theile davon den Ab- 
bruch anordnet. Berichieden von diefem Fall ift der gänzliche Unter: 
gang des alten Gebäudes (3. B. durd Feuer), auf welchem die 
88 368, 369 Entwurf (Unmöglichkeit der Leiftung) anzuwenden wären. 
Wird ein folder Hauptbau nothmwendig, fo geht aber in Wahrheit 
(wenn aud nicht dem Buchſtaben nah) der Miethögegenftand. aud) 
ganz oder zum Theil unter und e3 liegt materiell ein Fall der Un— 
möglichkeit der Leiftung für die Zukunft auf Seiten des Bermiethers 
vor. Denn es kann der Sache nad feinen Unterjchied maden, ob 
das Haus einfällt oder kurz vor dem drohenden Einfturz abgerijjen 
wird. Unter analoger Anwendung der Grundjäte der 88 368, 369 
des Entwurf würde jomit Miether bei zufällig eingetretener Noth- 
wendigkeit des Baues feinen Anſpruch gegen den Bermiether haben ($ 368 
Abſatz 1). Dagegen würde ihm, wenn der Eintritt diefer Noth- 
wendigfeit von dem Vermiether verjchuldet ift, ein Aniprud auf 
Schadenserſatz zuftehen, aber nicht der Anfprucd auf Wiedereinräumung 
des Miethsbeſitzes nach vollendetem Neubau und ſomit aud) nicht 
das Recht, die Ausführung eines ſolchen Hauptbaues im Intereſſe 
feines Miethsrecht3 zu fordern oder gar — unter Anwendung des 
8 514 — denſelben ſelbſt vorzunehmen und von dem Vermiether 
Erjat zu fordern. 

Auf diefen Standpunkt fteht im Wejentlihen das Preußifche 
Landrecht (vergl. $ 363 a. a. O.). Dafjelbe will aber, wenn der 
Schade ſchon zur Zeit des VBertragsabichluffes vorhanden war, nur 
dann dem Miether einen Anjprud; auf Schadenserfag gemähren, 
wenn ihm diefer Zuftand ohne fein Berjchulden nicht verborgen 
bleiben Eonnte. Nach den Grundjägen des Entwurfs (vergl. 8 506 
Entwurf) find aber Mängel, welde zur Zeit der Schließung des 
Bertrages vorhanden waren, dem Vermiether ſtets zuzurechnen und 
dabei muß e3 auch in diefem Fall bleiben. Es dürfte ſomit dem 
8 528 hinzuzufügen fein: 

3) Wenn ein Hauptbau nothmendig wird, welcher zu einem 

mwejentlichen Theil ſich auf die vermietheten Räume erjtreden 
würde. Dem Miether jteht in diefem Fall ein Anſpruch auf 
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Schadenserjat wegen Nichterfüllung gegen den Bermiether 
zu, wenn der Grund, welcher den Hauptbau nothwendig 
macht, jchon zur Zeit der Scliegung des Vertrages vor- 
handen war oder |päter durch einen von ihm zu vertretenden 
Umftand eingetreten ift. 

Für den Miether ergiebt jih aus $ 529 für diefen Fall eben- 
falls das Recht des NRüdtritt8 vom PVertrage. 

2. $ 529 des Entwurfs behandelt die Fälle, in denen der 
Miether zum Nüdtritt ohne Kündigung befugt ift. Derſelbe be— 
darf aber 

a) in den Sätzen 2 und 3 de3 erjten Abſatzes einer deutlicheren 

Faſſung, 

b) eines Zuſatzes, welcher klar ergiebt, daß in den Fällen des 
8 361 Entw. (Fixgeſchäft) der jofortige Nüdtritt ohne Ab- 
warten einer Abhülfe gejtattet ift, daß ferner in dem Fall 
der durch Zufall eingetretenen gänzlichen oder theilweijen 
Unmöglichkeit der Erfüllung die dem Miether nad) den all- 
gemeinen Vorjchriften des 8 368 Abf. 1 zuftehenden Rechte 
beitehen bleiben, der Miether alſo namentlid) bei theilweifer 
Unmöglichkeit auch befugt ift, den Miethzind zu mindern 
anftatt zurüdzutreten (vergl. Motive II. ©. 421 zu $ 530) 
und in dem Fall des $ 369 Schadengerfat zu fordern. 

Zu a. Die Sätze: 

„Das Rüdtrittsredht ift ausgefchlojjen, wenn die Abhülfe 
ohne Verzögerung bewirkt wird. Grfolgt jedoch die Ab- 
hülfe nicht jofort und rechtfertigt ein bejonderes Intereſſe 
des Miethers den jofortigen Rüdtritt, jo iſt der lettere zu- 
läſſig“ 

ſind ſelbſt einem Juriſten ſchwer verſtändlich. Scheint es doch, als ob 
der zweite Satz den erſten Satz aufhebt, da hier zum Rücktritt außer 
der mangelnden Abhülfe noch ein beſonderes Intereſſe verlangt wird, 
wovon Satz 1 nichts ſagt. Die Motive ergeben folgende Löſung: 
„ohne Verzögerung” ift nicht dafjelbe wie „jofort”, ſondern bedeutet 
„ohne Verzug” im Sinne des $ 246 Entw., der nur eintritt nad 
Mahnung und ein Verſchulden vorausſetzt. Beide Fälle (Abfat 1 
Sat 2 und Sat 3) fegen eine vorhergehende Mahnung voraus und 
unterjcheiden ſich dadurch, daß im erjteren Fall der Rücktritt erft bei 
jchuldhaften Berzug in Gewährung der Abhülfe, im legteren Fall 
aud ohne diejen, wenn ein bejonderes Intereſſe an ſofortigem Rück— 
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tritt nachgewieſen wird und die Abhülfe nicht objektiv ſofort eintritt. 
Davon verſchieden iſt 

Zu b. der Fall des 8 361, welcher nah Abſ. 3 Motive II 
©. 420 neben diejen Füllen „jelbftverftändlich” beftehen bleibt, während 
im Abſ. 1 dajelbjt diejer Fall mit dem des 8 529 Abi. 1 Satz 3 
geradezu vermengt wird. Es bedarf aljo der ausdrüdlichen Hervor- 
hebung, daß 361 Entw., welcher für den Nüdtritt feine Mahnung 
erfordert, auch auf den Miethövertrag anwendbar bleibt. 

Da ferner die 88 518, 529 Entw. die allgemeinen Borfchriften 
der $$ 368, 369 mehrfach abändern, ift e3 der Deutlichfeit halber 
nöthig, hervorzuheben, was davon noch in Geltung bleiben joll. 
Daraus ergiebt ſich die Faſſung des $ 529 am Schluß diefes Aufjages. 


VII. 
Sonftiges. 


In dem Borftehenden (Nr. I—VII) find die widtigiten Bunte, 
in Betreff deren Aenderungen erforderlich jcheinen, berührt. Von 
dem übrigen Inhalt iſt hervorzuheben: 

1. Der Entwurf hält die fogenannten aediliciihen Rechtsmittel 
auf Miethe und Pacht nicht für anwendbar, woraus namentlich das Ber- 
ſchwinden einer kurzen Verjährung der Anſprüche wegen Mängel folgt. 

2. Der Entwurf giebt dem Miether außer dem Recht auf 
Minderung einen Anſpruch auf Schadenserfag ohne Rückſicht 
auf Berfhulden bei dem Mangel zugejiherter Eigenfchaften und 
bei mangelnder Tauglichfeit zum vertragsmäßigen Gebraud, falls 
diefe Mängel ſchon zur Zeit der Schließung des Vertrages vorhan- 
den waren. 

3. Der Entwurf ftellt bei Abſchluß von Verträgen auf eine 
Dauer von mehr al3 30 Jahren beiden Theilen nad) Ablauf von 
30 Kahren Kündigung frei. Eine Ausnahme joll nur gelten, wenn 
der Vertrag auf die Lebenszeit des Vermietherd oder des Miethers 
abgeichlofjen wird ($ 523). 

4. Der Entwurf befeitigt das Recht des Pächters, in gewiſſen 
Fällen Remiſſion des Pachtzinſes zu fordern. 

5. Der Entwurf unterjcheidet zwilchen der Verpachtung des 
Inventars eines Grundjtüds ($ 535) und der Uebernahme des In— 
ventard und der Borräthe nad) einer Taxe bei einem landwirthſchaft— 
lichen Grundſtück (SS 544 u. 547). 
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6. Der Entwurf läßt nur den Tod des Miethers, nicht den 
Tod des Pächter! ald Grund außerordentliher Kündigung zu. 

1. Der Entwurf regelt die Rückgewähr bei Pachtungen nad) 
einigen allgemeinen Gejichtspunften, ohne ſich in Einzelheiten zu 
verlieren. 

In allen diefen Beziehungen kann den Grundfägen des Entwurfs 
nur zugeftimmt werden. Gegenüber dem Preußiſchen Landrecht ent- 
halten diejelben einen wejentlihen Fortſchritt, geſunde Berüd- 
fihtigung volkswirthſchaftlicher Grundjäge und Befeitigung von einer 
großen Menge überflüfligem Wut. 

Zum $ 523 (oben 3) wäre nur zu erinnern, daß der Deut- 
(ichkeit halber Hinzuzufeten jein dürfte, daß eine das Kündigungs— 
recht ausſchließende Vereinbarung unmirkjam ſei, da die Beftimmung 
juris publici ilt. Außerdem findet ſich jchließlicd; noch Folgendes zu 
bemerfen: 

a) Der Entwurf enthält feine ausdrüdliche Vorjchrift darüber, 
wie Miether und Pächter während der Dauer des Vertrages bei 
Gebraud und Nubung zu verfahren haben. Nur $ 541 des Ent- 
wurfs giebt für den Pächter eine einzelne jpezielle Borjchrift. Die 
Motive (zu den 88 519 und 541) halten derartige Vorjchriften für 
überflüfjig, weil fie nur Selbitverjtändliches enthalten würden und 
der die allgemeinen Grundjäte über den Inhalt der Verträge ent- 
haltende $ 359 des Entwurf bereit eine ausreichende Direftive gebe, 
endlich auc gerade eine gejetliche Formulirung Yweifel über den 
Umfang der Verpflichtungen des Pächter hervorrufen könne. Dem— 
gegenüber ift aber doch geltend zu machen: Wenn das Geſetz als 
Pflichten des Miethers und Pächters nur die der Zahlung des 
Zinſes und der Rückgewähr nad) beendigter Bertragszeit Hinftellt 
und außerdem dem PVermiether und VBerpächter das Recht vorzeis 
tiger Kündigung wegen Mißbrauchs giebt, jo gewinnt es den An 
Ichein, al3 ob der Eigenthümer unter feinen Umftänden das Recht 
habe, gegen einen Miether oder Pächter wegen Mißbrauchs wäh- 
rend der Mieths- und Pachtzeit einzufchreiten, aljo ihm nur das 
Mittel der vorzeitigen Kündigung gegenüber einem foldhen Ber: 
halten zuitehen ſolle. Dieſer Schluß würde um jo mehr geredt- 
fertigt jein, da bei dem Nießbrauch in den S$ 991 und 1004 bejondere 
Beitimmungen getroffen find, welche dem Eigenthümer ein folches Ein- 
Ichreiten geftatten und ſomit das Fehlen derjelben bei der Miethe und 
Pacht zu der Auslegung drängen würde, daß hier ein derartiges 
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Recht ausgeſchloſſen jein jolle. Soll dies nicht der Sinn des Ge— 
ſetzes fein, jo empfiehlt es ſich aljo, die Pflicht des vrdnungsmäßigen 
Gebrauchs und das Recht des Vermiethers und Verpächters, gegen 
Mißbrauch alsbald einzujchreiten, ausdrüdlich auszufprechen. Denn in 
Wahrheit witrde e3 ein erheblicher Mangel fein, wenn dem Eigen- 
thümer die Möglichkeit fehlen würde, auch bei Fortdauer des Ber- 
hältniffes einem vertragsmwidrigen Treiben des Miethers oder Pächters 
Schranken zu jegen (vergl. Dernburg Preuß. Privat-Recht neuefte 
Auflage II. 8 169 ir. 2 am Ende). Demgemäß dürfte vor $ 520 des 
Entwurfs ein neuer Paragraph folgenden Wortlauts einzujchalten fein: 
$ 519a. Der Miether iſt verpflichtet, die vermiethete 
Sache mit der Sorgfalt eines jorgjamen Hausvaters zu be- 
handeln und der Vermiether ift berechtigt, gegen den Miether 
jhon während der Dauer der Miethszeit wegen Vernach— 
läffigung dieſer Pflicht Anſprüche auf Herftellung oder 
Scadenserjag zuerheben, auch), wenn durch das Verhalten des 
Miethers die Bejorgniß einer ſolchen Vernachläſſigung für die 
Zukunft begründet wird, Sicherheitgleiftung zu verlangen. 
Für die Pactverträge im Allgemeinen dürfte diefe VBorfchrift 
ebenfall3 ausreichend fein und aljo genügen, daß diejelbe durd) 
$ 552 auch hier für anwendbar erklärt wird. 
Dagegen wird in Anjehung der Pacht für landwirthidhaft- 
liche Grundftüde, der $. 541 wie folgt zu erweitern fein: 

Der Pächter eines landwirthichaftlihen Grundftüdes ift 
verpflichtet, daS Grundftüd während der ganzen Pachtzeit 
bi8 zur Rückgewähr nad) landwirthichaftlihen Regeln ord— 
nungsmäßig zu bewirthichaften. Er darf u. |. w. wie in dem 
Entwurf.” 

Am Schluß wäre hinzuzufegen: 
Bei Dernadhläffigung diefer Pflihten und der Vorjchriften 
de3 $ 540 findet der 8 519a entiprechende Anmwendung. 

Wenn die Motive (II. ©. 431 zu $ 541 Entw.) meinen, daß 
der Pächter eines landwirthichaftlihen Grundftüds dafjelbe auch un— 
benugt liegen laſſen fünne, wenn nur dieje Unterlaffung feine Ver: 
Ichlechterung des Grundftüdes nad ſich zu ziehen drohe, jo wird 
dabei überjehen, daß Unterlafjung wirthichaftliher Benugung jedes 
Landgut verjchlechtert. Läßt ein Pächter ein Landgut auch nur ein 
Jahr unbejtellt, jo tft eine Kulturarbeit mehrerer Fahre nöthig, um 
den Schaden wieder auszugleichen. 
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b) Nah dem Entwurf liegen fogenannte Hauptreparaturen, 
welche nicht unter $ 540 fallen, dem Berpäcdter ob. Das Preuß. 
Landrecht beftimmt im $ 447 I. 21 A. 2. R., daß aud) bei ſolchen 
der Pächter die Berwendung der auf dem Gut jelbjt erzeugten 
Materialen (Holz, Kalt, Sand, Thon zur Bereitung von Steinen) 
gejtatten muß. 

Dieſe Vorjchrift dürfte als ſehr ſachentſprechend anzujehen fein 
und zu einer nicht unmejentlihen Entlaftung des Verpächters — 
ohne große Belaftung des Pächters — beitragen. Es dürfte daher 
dem $ 540 hinzuzufügen fein, al3 zweiter Abjat: 

Er muß ferner dem Berpäcdter gejtatten, zu den Aus— 
bejjerungen und Bauten, welche dieſem obliegen, Materialien, 
welche das Grundſtuck felbjt erzeugt, zu benußen, jomweit dies 
ohne Schädigung des Wirthichaftsbetriebes gejchehen kann. 


IX. 
Schluß. 


Das Refultat unjerer Unterfuhung ift dahin zufammen zu fafjen, 
daß der Mieth3- und Pachtvertrag in wefentlihen Beziehungen 
auf anderer Grundlage aufzubauen ift, als in dem Entwurf geichehen, 
daß aber eine Aenderung des Eintragungsiyftem des Entwurfs als 
einer Grundlage feines Sachenrechts im Intereſſe des Mieths- und 
Pahtsvertrages nicht nothwendig ift, daß ferner in vielen Beziehun- 
gen — namentlid; in Betreff der Pacht — die Vorſchriften des Ent- 
wurfs Anerkennung verdienen. Der Ueberficht halber folgt am Ende 
diefes Abjchnitt3 eine Zufammenftellung der im Borjtehenden empfoh- 
lenen Aenderungen und Ergänzungen des Entwurfs. 

Bevor wir abjchließen, ift aber noch ein nicht unwichtiger Punkt: 
die zeitliche Anwendbarkeit des neuen Geſetzes zu erwähnen. 
Nach den befannt gewordenen Beftimmungen des Entwurfs eines 
Einführungsgejeges zum bürgerlichen Geſetzbuch fol ein Mieths- 
oder Pachtvertrag, welcher vor dem Inkrafttreten des bürgerlichen 
Geſetzbuchs geichloffen ijt, in Anfehung jeiner Wirkung gegenüber 
einer nad dem Inkrafttreten erfolgten Beräußerung von Grund: 
jftüden nad) den bisherigen Geſetzen beurtheilt werden. Werden die 
hier vertretenen, von den Entwurf abweichenden Grundfäge in Be— 
treff diefer Wirkungen (unten 88 508a—512a) angenommen, jo 
würde der Grundjag „Kauf bricht Miete” alſo auf die vor dem 
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Inkrafttreten des Geſetzes in den Gebieten, wo derſelbe jetzt gilt, 
geſchloſſenen Verträge anwendbar bleiben. Dies ſcheint mir ſehr be— 
denklich, da die Art der Veräußerung, welche das neue Geſetz ein— 
führt, nämlich die Auflaſſung, eine weſentliche Verſchlechterung 
der Stellung des Miethers und Pächters bedingt. So lange das 
Eigenthum nur überging durch Tradition, konnte im Gebiete des ge— 
meinen Rechts der Miether und Pächter ſich in vielen Fällen gegen 
die ihn nachtheiligen Folgen der Veräußerung durch Verhinderung 
der Tradition ſchützen.“) Die Auflaſſung dagegen kann er nicht 
hindern. Es bedingt daher meines Ermeſſens die Einführung der 
Auflaſſung auch die gleichzeitige Einführung der in dem neuen Geſetz 
dem Miether und Pächter gegebenen Schutzmittel. Dieſelben würden 
dann auch noch den weiteren Vortheil haben, daß nicht auf lange 
Jahre hinaus Mieths- und Pachtverträge von verſchiedener Qualität 
neben einander beſtehen würden. Will man in der ſofortigen An— 
wendbarkeit der neuen Vorſchriften einen Eingriff in die Rechte des 
Vermiethers und Verpächters erblicken, ſo iſt derſelbe doch nicht von 
ſo weit tragender Natur und nicht im Entfernteſten mit den ein— 
ſchneidenden Agrargeſetzen zu vergleichen. Bei der ſozialen Bedeu— 
tung des Mieths- und Pachtrechts ſcheint mir dieſer Eingriff wohl— 
thätig und unerläßlich zu ſein. 


Fünfter Titel. 
I. Miethe. 


ss 503 bis 508 wie im Entwurf. 
8 508. 

Wird in einem Miethsvertrag über ein Grundſtück die 
Miethszeit bejtimmt, jo bedarf derſelbe der jchriftlichen 
Form, jomweit jeine Dauer ſich über ein Jahr erjtreden joll. 

$ 508. 

Eine Eintragung der Rechte aus einem Miethsvertrage 

über ein Grundftüf in das Grundbuh kann von dem 


19 Allerdings iſt dies bejtritten und es iſt bier nicht dev Ort, auf dieſe 
Streitfrage näher einzugehen. Vergl. Berh. de8 19. Deutſchen Auriftentags I. 
&. 315, I. ©.41, Ruhſtrat: Kahrb. ‘für Dogmatif Bd. 14 ©. 341, wo ein 
Rechtsfall mitgetheilt, in welchem die Eigentyumsübertragung durch) const. possess. 
vorgenommen war, was aber für unzuläffig ertlärt wurde, 
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Miether beansprucht werden, wenn der Vermiether ſich zur 
Bewirkung derjelben jchriftlich verpflichtet Hat. 

Die Vorſchriften des dritten Abjchnitt3 des dritten 
Buchs finden in dieſem Fall entjprechende Anwendung. 


8 509. 

ft im Fall der Bermiethung eines Grundftüdes nad) 
Ueberlafjung defjelben an den Miether oder nad) Eintragung 
des Miethsrecht3 das Eigenthum an dem Grundjtüd von dem 
Bermiether an einen Dritten übertragen, oder dag Grundftüd 
zum Zweck der Theilung oder Auseinanderjegung zwangsweiſe 
verfteigert, jo tritt der neue Erwerber in alle Verbindlich- 
keiten des Vermiethers aus dem Miethsvertrage einſchließlich 
der Verbindlichkeit zur Gewährung von Nebenleiſtungen, 
welche der Vermiether vertragsmäßig für den Miethszins 
mit übernommen hat, gegenüber dem Miether ein. Die 
Haftung des Vermiethers bleibt daneben beſtehen. Jedoch 
wird derſelbe, wenn der Miethsvertrag auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen iſt, nach Ablauf einer Kündigungsfriſt ſeit dem Eintritt 
des neuen Erwerbers, für die Zukunft von dieſer Haftung frei. 

Der neue Erwerber tritt in alle Rechte des Vermiethers 
gegenüber dem Miether von dem Zeitpunkt des Eigenthums— 
übergangs an ein, falls der Veräußerungsvertrag nicht einen 
anderen Zeitpunkt beftimmt. Zahlungen, Abtretungen, Ver: 
pfündungen und Pfändungen von Miethszinjen, welche vor 
Kenntnig des Eigenthumsübergangs jeitens des Miethers 
erfolgt find, jowie Aufrechnung derjelben mit Gegenforderuns 
gen an den VBermiether, welche vor diefem Zeitpunkt ent- 
jtanden find, find dem neuen Erwerber gegenüber nur für 
die Zeit bis zum Schluß des erjten vollen Kalenderviertel- 
jahres, weldes auf den Zeitpunkt der Senntniß des 
Miethers von dem Eigenthumsübergang folgt, wirkſam, falls 
nicht der neue Erwerber ji) dem Vermiether oder Miether 
gegenüber zur Anerkennung diefer Rechtshandlungen ver- 
pflichtet hat. Sin Mebrigen kommen die bei Abtretung von 
Horderungen geltenden Regeln zur Anwendung. 


$ 510. 
Im Fall der auf Antrag von Gläubigern erfolgenden 
BZwangsverfteigerung eines Grundjtüds gehen die Rechte und 
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Pflichten aus einem eingetragenen Miethsvertrage auf 
den Erſteher in der im 8 509 beſtimmten Weiſe über, falls 
ihm das Grundſtück unter der Bedingung der Uebernahme 
deſſelben zugeſchlagen iſt. 

Dieſe Bedingung iſt ſtets zu ſtellen, wenn der Anſpruch 
des betreibenden Gläubigers dem eingetragenen Miethsrecht 
nachſteht. 

Geht dagegen der Anſpruch des betreibenden Gläubigers 
dem eingetragenen Miethsrecht vor, ſo iſt das Grundſtück 
mit und ohne Uebernahme der Rechte und Pflichten aus dem 
Miethsvertrage auszubieten und nur dann für ein mit Ueber— 
nahme deſſelben abgegebenes Gebot der Zuſchlag zu erthei— 
len, wenn der betreibende Gläubiger dadurch gedeckt wird. 


g 511. 

Nah Einleitung der im 8510 gedachten Zwangsverſteige— 
rung eines Grundftüds fteht dem betreibenden Gläubiger 
das Recht zu, die in $ 509 bezeichneten Miethöverträge mit 
der gejetlichen Frift zu Fündigen, jomweit diefelben nicht nad) 
$ 510 von dem Erjteher zu übernehmen find. 

ft dies nicht gejchehen, jo hat der Erfteher das Recht, 
diefe Miethsverträge in den erften drei Monaten nad) dem 
Zuſchlag mit der gejeglichen Frift zu Fündigen. 

Unterläßt er diefe Kündigung, jo gehen die Nechte und 
Pflihten aus den Miethsverträgen aufihn in vollem Umfang 
in der im $ 509 beftimmten Weiſe über. 

Sit dagegen von dem betreibenden Gläubiger oder dent 
Erfteher rechtzeitig gekündigt, jo tritt der Lettere nur in die 
von dem Zuſchlag bis zum Ablauf der Kündigungsfrift 
laufenden Rechte uud Berbindlichkeiten des Vermiethers 
in der im $ 509 beftimmten Weije ein. 


8 512. 

Die freiwillige Veräußerung des Grundftüd3 durd) den 
Konkursverwalter im Konkurſe des Vermiethers läßt ein- 
getragene Miethsverträge unberührt. Auf diejelben findet 
auch in diefem Fall die Beitimmung des $ 509 Anwendung. 

In Betreff der nicht eingetragenen Miethsverträge bleibt 
es Dagegen bet der Vorſchrift des $ 17 Nr. 2 der Reichs— 
Eonkursordnung. 

IX, 51 
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85124. 

Die Vorſchriften des $ 509 finden entſprechende Anwendung, 
wenn von dem Vermiether an einen Dritten zwar nicht das 
Eigenthum, aber ein dingliches Nutzungsrecht an dem Grund— 
ſtück, mit welchem der Fruchtgenuß ($ 792) verbunden iſt, 
übertragen wird. 

Werden von dem Vermiether auf einen Dritten andre 
dingliche Nutzungsrechte an dem Grundſtück nach Ueberlaſſung 
deſſelben an den Miether oder nach Eintragung des Mieths— 
rechts übertragen, ſo iſt der Dritte verpflichtet, die Aus— 
übung des Miethsrechts durch den Miether, ſowie die Vor— 
nahme derjenigen Handlungen, welche gegenüber dem Miether 
den Vermiether obliegen, bis zum Ablauf dev Miethszeit 
zu dulden. 

s 513 wie im Entwurf. 


$ 514. 

Sit der Bermiether mit der ihm obliegenden Vornahme 
einer Ausbefjerung oder Einrichtung tm Verzuge, jo kann 
der Miether dieje bewirken und den Erjaß der dazu erforder: 
lich gewejenen Koften von dem Vermiether verlangen. 

Im Uebrigen bejtimmen ſich die. Anſprüche des Miethers 
auf Erjat von Verwendungen nad) den Grundjägen über 
die Geichäftsführung ohne Auftrag. Der Miether hat außer- 
dem das Recht, unbejchadet der Vorjchrift des $ 520, die 
durd eine Berwendung entjtandene Einrichtung wegzunehmen. 

$ 515 wie im Entwurf. 


$ 516. 

Dem Bermiether jteht in Ermanglung einer andermweitigen 
Bereinbarung nicht das Recht zu, ohne Genehmigung des 
Bermiethers einem Andern den vertragsmäßigen Gebraud) 
der gemietheten Sachen, insbejondere durch weiteres Bermie- 
then (Untermtethe), zu überlaſſen. 

Bei der Vermietjung von Grundftüden kann der Miether 
jedoch, wenn er durch eine nicht freiwillige Veränderung in 
jeiner Perfon oder in den Umftänden außer Stand gefegt 
wird, von dem Miethsrecht ferner Gebraud) zu machen, von 
dem Bermiether die Einwilligung zur Uebertragung feiner 
Rechte an geeignete Untermiether ohne Nenderung der Art 
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des Gebrauchs beanſpruchen. Er iſt verpflichtet, dem Ver— 
miether ſeine Anſprüche gegen die Untermiether im Fall der 
Ertheilung der Einwilligung abzutreten. 

Verweigert der Vermiether ſeine Einwilligung, ſo muß 
die weitere Vermiethung unterbleiben, es iſt der Miether 
aber in dieſem Fall berechtigt, den Miethsvertrag ſofort mit 
der geſetzlichen Friſt zu kündigen. 

88 517—519 wie im Entwurf. 


S D19a. 

Der Mieter ift verpflichtet, die vermiethete Sache mit 
der Sorgfalt eines jorgjamen Hausvaters zu behandeln und 
der Vermiether iſt berechtigt, gegen die Miether ſchon wäh— 
rend der Dauer der Miethszeit wegen Vernachläſſigung die= 
jer Pflicht Anſprüche auf Herjtellung oder Schadenserjag zu 
erheben, aud, wenn duch das Berhalten des Miethers 
die Bejorgnig einer jolhen Vernachläſſigung für die Zukunft 
begründet wird, Sicherheitsleiftung zu verlangen. 


8 521. 

Abjas 1. Der Vermiether eines Grundftüds hat wegen 
jeiner Forderungen aus dem Miethövertrage ein gejegliches 
Pfandredit an den eingebraditen Saden des Miethers ſowie 
der Ehefrau und der Kinder des Mlietherd, wenn fie mit 
demjelben die häusliche Gemeinschaft theilen. Das Pfand: 
recht erjtredt ſich aud auf eingebradte Sachen eines 
Dritten, joweit diejelben zur Einrihtung der gemietheten 
Wohnung dienen, wenn der Miether vor oder bei der Ein— 
bringung diefelben dem Bermiether oder feinem Bertreter 
gegenüber als die feinigen ausgegeben hat, und der Ver— 
miether oder deſſen Vertreter das Necht des Dritten nicht 
fannte, feine Unfenntniß auch nicht auf grober yahrläjjig- 
£eit beruht. Die Vorſchriften der 88 877, Sag 2, und der 
ss 879, 880 finden dabei entiprechende Anwendung. — Das 
Prandrecht erlifcht mit der Entfernung der Sachen von dem 
Grundſtück, auf welder das Miethsverhältniß ſich bezieht, 
es jei denn, daß die Entfernung heimlid) oder gegen den 
Widerjprud) des Bermiethers erfolgt tft. 

Folgt Abſatz 2 des Entwurfs, an deſſen Schluß jedoch 
Hinzuzufügen ift: 

ol * 
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Jedoch darf der Vermiether jein Recht nur jo weit 
ausüben, als zur Dedung jeiner Forderung nöthig 
und muß fi) zunächſt an die dem Miether entbehr- 
liheren Sachen halten. In Anjehung derjenigen Sadıen, 
welche der Pfändung nicht unterworfen find, fteht dem 
Bermiether das Verkaufsrecht ($ 1165) erſt nad Ab- 
lauf einer Frift von drei Monaten, feitdem er diefelben 
in ſeine Inhabung genonmen, zu. 


Abjat 3 tft zu ftreichen. 

Abja 4 wie im Entwurf. 

Folgt Abjak 5 wie im Entwurf, fodann neu: 

Abja 6. Es fteht ferner einem andern Gläubiger, für 


den 


eine dem Pfandrecht des Vermiethers unterliegende 


Sache gepfündet ift, da8 Recht zu, dem Bermiether, welcher 
: wegen fünftig fälliger Miethe fein Pfandredt an dem Erlös 

geltend macht, den Miethsvertrag an Stelle des Miethers 
mit der gejeglichen Friſt zu kündigen, dergeftalt, daß der- 
jelbe für den nad Ablauf diejer Friſt verbleibenden Weit 
der vertragsmäßigen Micthszeit nur einen Entſchädigungs— 
anjprucd wegen vorzeitiger Beendigung der Miethszeit und 
wegen derjelben fein Pfandrecht an dem Erlöſe behält. 

$ 522 wie im Entwurfe. 

$ 523 wie im Entwurfe, jedod) mit folgendem Zuſatz: 


Eine entgegenftehende Bereinbarung iſt unwirkjam. 


ss 524—527 wie im Entwurf. 
$ 528 wie im Entwurf jedod Hinzufügen: 


>. 


wenn ein Hauptbau nothwendig wird, welcher ſich 
zu einem wejentlichen Theil auf die vermietheten Räume 
erjtreden würde. Dem Miether ſteht in diefem Fall ein 
Anjprud auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung gegen 
den Vermiether zu, wenn der Grund, welder den 
Hauptbau nothwendig macht, ſchon zur Zeit der 
Schließung des Bertrages vorhanden war oder jpäter 
durch einen von ihm zu vertretenden Umſtand ein- 
getreten tft. 
$ 529, 


Abjat 1. Sat 1. ıwie im Entwurf. Dann weiter wie folgt: 


Jedoch muß der Miether, welcher dies Nüdtrittsrecht 
auszuüben beabjichtigt, vorher unter Angabe des 


145 


Grundes davon Anzeige machen. Das Rüdtrittsrecht 
it ausgejchloffen wenn die Abhülfe nad) diefer Anzeige 
ohne Verzug ($ 246) bewirkt wird. Rechtfertigt jedoch 
ein bejonderes Intereſſe des Mietherd den fofortigen 
Rüdtritt, jo ift derfelbe zuläffig, wenn die Abhülfe 
nicht fofort nach der Anzeige erfolgt. 

Abſatz 2. wie im Entwurf. Hinzuzufügen ift ein neuer 

Abſatz 3. Durch die vorftehenden Borjchriften bleibt die An- 
wendung des $ 361 auf den Miethövertrag unberührt. 
Ebenjo bleibt das Recht des Mietherd auf Grund des 
$ 368 Abſ. 1. eine Minderung des Miethszinjes und 
auf Grund des $ 369 Schadenserſatz wegen Nichter: 
füllung zu fordern neben dem Rüdtrittsrecht beitehen. 


I. Bad. 
ss 531—532 wie im Entwurf. 
8 532a. 


Die Beitimmungen der 88 508a bis 512a gelten aud) 
bei Pachtverträgen über die im $ 781 den Grundftüden 
gleich gejtellten Geredtigkeiten. 

Im Fall des $ 509 tritt der neue Erwerber aud) in die 
Berbindlichkeit des Verpächters zur Nüdgewähr von Padıt- 
fautionen ein, wenn die Beſtellung derjelben aus einem 
Ihriftlihen Pachtvertrage hervorgeht. 


s 533. 

Eine Zwangsverwaltung einer Pachtung im Intereſſe der 
Gläubiger des Pächters ift zuläffig, der Verpächter hat aber 
das Hecht, jeinerjeit3 nach Einleitung einer ſolchen den 
Pachtvertrag mit der gejeglichen Friſt zu Fündigen. 

s 521 Abi. 6. findet auf den Pactvertrag Feine Ans 
wendung. 

ss 534—539 wie.im Entwurf. 

s 540 wie im Entwurf, jedoch ift hinzuzufügen: 

Er muß ferner dem Verpächter geitatten, zu den Aus- 
befjerungen und Bauten, welche diefem obliegen, Materialien, 
welche das Grundftücd ſelbſt erzeugt, zu benuten, joweit dies 
ohne Schädigung des Wirthichaftsbetriebes gejchehen fann. 
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8 541. 

Der Pächter eines landwirthihaftlihen Grundftüds it 
verpflichtet, da3 Grundftüd während der ganzen Pachtzeit 
bi8 zur Rüdgewähr nach landwirthſchaftlichen Regeln ord- 
nung3mäßig zu bewirthichaften. Er darf u. ſ. w. wie im 
Entwurf. 

Am Schluß iſt hinzuzuſetzen: 

Bei Vernahläffigung dieſer Pflichten und der Vorſchriften 
des 8 540 findet $ 519a entiprehende Anwendung. 

ss 542— 548 wie im Entwurf. 


a 


Der Beſitz. 
Bon Rechtsanwalt Dr. C. £, Reatz in Gichen. 


Einleitung. 


8 1. 

Der Entwurf behandelt die Lehre von „Beſitz und Inhabung“ 
prinzipiell im Sachenrecht, in deſſen zweitem Abſchnitt, in den 
ss 7977—825. An anderen Orten giebt er fragmentariſche Beſtim— 
mungen über Beſitz und Inhabung, jo über die Nüdforderung einer 
geleiteten Nichtſchuld ($ 737), über die Rüdforderung im Falle 
des MNichteintritt3 des bei einer Leitung vorausgejegten fünftigen 
Ereignijjes oder vechtlihen Erfolges (S 744), über die Nüdforderung 
bei Wegfall des Rechtsgrundes einer Leiftung ($ 745), über die 
Forderung der Herausgabe der Bereicherung im Falle fonftigen grund- 
[ofen Habens ($ 748), über die Forderung des Pflichttheilsberechtigten 
gegenüber dem Beſchenkten auf Herausgabe des. Geſchenks zum Zweck 
der Befriedigung wegen des Anſpruchs auf den außerordentlichen 
Pflichttheil ($ 2016), über die Unvererblichkeit von Befig und Inhabung 
($ 2052), über die Bererblichkeit der Rechte und Berbindlichkeiten aus 
verbotener Eigenmacht ($ 2053), über die Fiction des unmittelbaren 
Ueberganges von Beſitz und Inhabung des Erblaſſers auf den Erben 
int Fall verbotener Eigenmadt eines Dritten in der Zeit, bevor der 
Erbe Bejiger oder Supalr. geworden ift ($ 2054), über den red» 
lichen Beſitzer (3 794, 8 900), über Eigerithumsübertragung durd) 
Nechtsgeichäft (SS 874, "379), über die Erſitzung ($$ 881— 889), 
über den Belig beim Eigenthumsanſpruch (SS 929—945), über den 
Befig einer Grunddtenftbarfeit (S 979) und über den Beſitzſtand bei 
der Grenzicheidung. 
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Das nadhfolgende Gutachten hat lediglich den Eingangs genannten 
zweiten Abjchnitt, in welchem die Befig- und Inhabungslehre prin- 
zipiell zu regeln verjucht wird, zum Gegenftande, wenngleich manche 
der angezogenen fragmentarijchen Beftimmungen für die Befitlehre von 
erheblihem Intereſſe find. Allein es muß fich diefe Beſchränkung auf- 
erlegen, weil bei jenen fragmentarischen Beftimmungen immer die Inter— 
eſſen anderer Rechtsinftitute auf das Beſitzmoment einwirken, ein 
Eingehen auf dieſe aber die Hauptjache, die Beſtimmung des Wejens 
des Beſitzes und des Beſitzſchutzes, beeinträchtigen würde. Gollten 
die bis jegt erjchienenen und noch erjcheinenden Kritiken über die 
Befitlehre des Entwurfs bei einer Reviſion defjelben einen modifi- 
zirenden Einfluß gewinnen, jo wird fich diefe Reviſion ohnehin aud) 
auf alle anderen fragmentariihen Beftimmungen erjtreden. 

Die Aufgabe des nachfolgenden Gutachtens kann es nicht fein, 
das heut zu Tage geltende Hecht des Belites im Gemeinen und 
Bartifularrecht Deutichlands darzuftellen und zu begründen, oder fich 
in den Streit der Doktrin zu mijchen, weder im Ganzen, noch im 
Einzelnen. Die Aufgabe ift vielmehr die, auf Grund unferer im 
Belitverfehr des täglichen Yebend gemachten allgemeinen und der bei 
gerichtlichen Bejigitreitigfeiten gemachten befonderen Beobachtungen 
und Erfahrungen die geläuterten Rechtsanſchauungen des Volkes in 
jeinen maßgebenden Streifen, und die Bedürfniffe des Beſitzverkehrs 
darzuftellen und zu begründen, und an der Hand diefer Momente 
die Beitimmungen des Entwurfs einer Kritik zu unterziehen und er- 
forderlihen Falls anderweite Borjchläge zu machen. In der gemein: 
rechtlihen Wiſſenſchaft befindet fich die Beſitzmaſſe in einem gährenden 
Zuftande, für den auf eine Klärung faum gehofft werden kann, und 
die gemeinrechtliche Praris ift im großen Ganzen immer nod) 
eingezwängt in das längjt verwachjene Gewand der Savigny'ſchen 
Theorie. Erſt durch den Wahrſpruch des Reichsgerichts, daß das 
Befiginterefje das Wejen des Beſitzes ausmache und gerichtlichen 
Schuß verdiene, mußte für die Praris eine neue Zeit anbreden, 
eine neue hoffnungspolle Zeit aber auch für diejenigen, welche zu 
einer Neuregulivung der Lehre vom Befit ihr Scherflein beizutragen 
bejtrebt find. 

Die prinzipiell geregelte Lehre befchäftigt fi mit dem Begriff 
des Befites (SS 797— 799), mit dem Erwerb (88 797, 802—805, Ge— 
ihäftsfähigfeit, Vertretung SS 800, 801), der Dauer ($ 806), der 
Beendigung Unmöglichwerden 8 807, Aufgeben $ 808, 809, Berluft 





der thatjächlichen Gewalt S$ 810— 813), dem Beſitzſchutz und den Befit- 
lagen (S$ 814— 824) und mit der Bermuthung einer Vermögens- 
verringerung im all des Verluſts oder der Bejchädigung des Be— 
ſitzes (8 8). 

Gegen die Stellung des Beſitzes im Sachenrecht ijt vom praf: 
tiihen Standpunkte aus nichts zu erinnern. Die Anordnung des 
Stoffs ift tadellos, die Sprache Elar und im Ganzen leicht verſtändlich, 
die Berweifungen auf vorausgehende oder nachfolgende Paragraphen 
jind ſpärlich und nicht ftörend, und das Ganze ift mit Sorgfalt und 
fichtlicher Luft und Liebe gearbeitet. Geradezu erſtaunlich ift das 
Map des vom Entwurf und den Motiven aufgewendeten Scharf: 
jinns, aber gerade diejer Glanz iſt ihnen zum Verräther geworden, 
denn er beleuchtet und mit größter Schärfe Konſequenzen, die vom 
Leben als total ungeeignet zurüdgeftoßen werden, und die Unrichtigkeit 
der ganzen Grundlage de3 Befitinftitut3 offenbaren. Und wo der 
gejunde praftiihe Sinn zum Durchbruch gelangt, da wird nicht etiva 
die irrige Grundlage geopfert, ſondern nad fünftlihen Mitteln gejucht, 
um das als wahr Erfannte lediglich al3 Konſequenz erjter Prinzipien 
erjcheinen zu lafjen. 

Die Lehre des Entwurf3 von Beſitz und Inhabung hat bereits 
herbe Anfechtungen erfahren’), und es werden ihr noch weitere bevor- 
ſtehen. Es hat allen Anfchein, daß fich der deutjche Auriftenftand in 
jeiner überwiegenden Mehrheit mit der neuen Lehre nicht befreunden, 
vielmehr eine neue Bearbeitung und damit eine wejentliche Umge— 
jtaltung für nothwendig erachten wird. Bei feiner Lehre des Entwurfs 
wird aber eine eingehendere Unterfuhung der rechtlichen Natur 
ihres Gegenftandes jo nothwendig jein, wie bei der des Bejites, weil 
es fi) bei ihr in der That um eine in vielen und wejentlichen Be— 
ziehungen neue Rechtsſchöpfung handelt, indem namentlich die gemein- 
rechtliche Gejtalt des Beſitzes und Beſitzſchutzes unmöglich in das neue 
Rechtsleben des deutichen Volks einfach Hinübergetragen werden kann. 


) Gierke, der Entwurf eines Bürgerlidien Geſetzbuchs und das deutjche 
Nedt, in Schmoller's Jahrbuch (1888). Bähr, zur Beurtheilung des Entwurfs 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs, in der Kritiſchen Bierteljahrsichrift. (Bd. 11; be— 
jonderer Abdrud. 1888). — Jetzt aud Wendt, Beiit und Inhabung, im Archiv 
für die civilijtiiche Praris. Bd. 74. (1889). Meiſcheider, die alten Streitfvagen, in 
Beder und Fiſcher's Beiträgen (1889). 


EEE SEE 





750 


Erſter Abſchnitt. 
Die rechtliche Natur des Beſitzes. 
Allgemeines. 
8 2. 
In unjerm gejammten wirthichaftlichen und Rechtsverkehrs Leben 
findet fein Inſtitut eine jo häufige praftiihe Anwendung, wie das 


des Beſitzes. Der allergrößte Theil des wirthichaftlihen Lebens 


befaßt ji mit dem Erwerb, der Ausübung, der Umformung und mit 
dem Wechjel des Beliged in unendlich zahlreihen und verjchiedenen 
Formen, und im Rechtsverkehr jpielt der Belig in jofern eine große 
Rolle, als er vielfach ein Erforderniß zur Begründung von Rechten 
und zur Tilgung von Sculdverhältnijjen bildet. Schon diejerhalb 
it eine Klarſtellung des Begriff3 und der redhtlihen Natur des 
Befites erforderlid. Allein das hauptſächlichſte rechtswiſſenſchaftliche 
Intereſſe an einer ſolchen SKlarftellung knüpft fi daran, daß das 
Leben einer civilifirten Nation ein dringendes Bedürfniß hat, dem 
Beſitz als ſolchem und ohne Rückſicht auf ein Recht zum Beſitz einen 
Schuß zu gewähren. Da werfen fi) denn die Hauptfragen auf, was 
it Befig, wie wird er erworben, wie erhalten, und wie verloren. 
Man findet freilich jogleih, daß er ein gewiſſes thatjächliches Herr: 
ſchaftsverhältniß einer Perjon zu einer förperliden Sache ift, allein 
wie man einen Schritt weiter geht, erheben ſich Zweifel über Zweifel, 
was unter der Natur diejes thatjächlichen VBerhältniffes eigentlich zu 
verjtehen jei. In vielen Fällen tritt er allerdings in vollkommenſter 
Geftalt in die Erjcheinung, und wer überhaupt Augen bat, zu jehen, 
der ſieht und erkennt ihn. Aber in vielen anderen Fällen tritt er 
als förperliches Berhältnig nicht jo recht in die Erjcheinung, und wir 
müſſen nad) äußerlihen Spuren juchen, müfjen überlegen, abjtrahiren 
und aus ciner Reihe vergangener Thatjahen auf einen gewiſſen 
Beligftand ſchließen. Hier find zahlreiche Irrthümer in der finnlichen 
Wahrnehmung und in der geiftigen Thätigfeit der Schlußfolgerungen 
möglid. Stehen wir einerfeit3 vor einer Wüftung und andrerfeits 
vor einem Walde, jo juchen wir, wenn ſich weit und breit feine 
Perjon erbliden läßt, vergeblih nad einem thatjächlichen Herr— 
ihaftsverhältniffe einer Berfon zu diefen Grundftüden. Und 
fragen wir den etwa des Wegs daher kommenden Förſter nad) 
den Beligern Dderfelben, jo werden wir Mngefichts unfers 
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Beſitzſchemas höchlich erjtaunt jein, wenn er uns mittheilt, die Wüftung 
babe keinen Befiter, Befiter des Waldes aber jet der Graf X. 
Diefer habe freilich den Wald noch nie gejehen, auch ſei leßterer vor 
dreißig Jahren zum legten Male durchforftet worden und jeit diejer 
Zeit wäre auch fein Beamter der gräflihen Berwaltung in den Wald 
gekommen. Eine innere Stimme jagt uns, daß der Förſter mit 
jeiner Behauptung, der Graf fei Befiter, Hecht habe, und werden wir 
daher an der Richtigkeit unſeres Befitjchemas irre. Gleichwohl definirt 
die herrſchende Doktrin: „Eine Sadje bejigen heißt, fie thatjächlich in 
jeiner Gewalt haben.” Welches find denn die Bande und die Mittel, 
durd; welche der viele hundert Meilen entfernte Beſitzer die Sache 
in der Gewalt hat? Sichtbar find ſie nicht, geiftig können fie nicht 
jein, dann namentlich nicht, wenn der Befiger an feinen Wald gar 
nicht denkt. Es muß alfo noch eine andere Sraft erijtiren, die auf 
die thatjächlihe Gewalt einen beftimmenden und modifizirenden Ein- 
fluß Hat, und im Stande ift, einen Beſitz zu erhalten, und diefe 
Kraft it eine wirthichaftliche oder volkswirthſchaftliche. Dadurch, daß 
man dieſe Kraft verleugnet, und den Befit lediglich als ein phyfilches 
Herrſchaftsverhältniß angefehen hat, ift man in der Doktrin zu ſchweren 
Irrthümern gelangt, die der Entwurf nicht nur nicht bejeitigt, fondern 
jogar noch verihärft. Zur Aufklärung der rechtlichen Natur des 
Beſitzes ift e3 daher geboten, den Beſitz nad) feinen beiden Seiten 
hin, nad) jeiner phyfifchen und nach feiner mwirthichaftlihen Natur, 
einer Beleuchtung zu unterwerfen. 


1. Die phyjiihe Natur des Beſitzes. 
8 3, 

Nach feiner phyfiichen Natur ift der Beſitz ein Herrichaftsver: 
hältniß, ein Gemwaltsverhältniß einerjeit3 und ein Abhängigfeit3- und 
Unterwürfigfeitsverhältnig andrerjeits. Herrſchendes und gemalt» 
ausübendes Subjekt ijt der Menjch, das beherrichte, leidende, unter- 
worfene, dienende und abhängige Objekt die körperliche Sade. Maß— 
gebend iſt der Wille des Subjekt, der jedoch jeine Schranke in der 
Leiftungsfähigkeit des Objekts findet. In joweit verfährt der Beſitzer 
mit jeiner Sache, wie er will, und jie gehordht und dient ihm, folgt 
jeinen £örperlichen Einwirkungen und fett denjelben feinen eigentlichen 
Widerftand entgegen. Sit die Sache lebend, jo bedarf e3 zur Er: 
langung und Erhaltung ihres Beſitzes des Aufwands eines gewiſſen 
Maßes von Kraft und körperlicher Gewalt des Menjchen, um den in 
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ihr lebenden Freiheitstrieb zu bändigen und wirkungslos zu maden. 
So lange das verfolgte wilde Thier ſich wehrt, Widerftand entgegen- 
jetzt und fi duch Flucht noch retten kann, jo lange ift fein Befit 
erworben. Der drejjirte Hund, der dem Winf und Wort feines 
Herrn folgt, und das gezähmte Reh de3 Förſters, das Morgens in 
den Wald geht und Abends nad) Haufe kommt, befindet ſich in feines 
Herren Beſitz. Iſt die Sache eine lebloje, -in unmittelbarer Nähe, 
und dabei von geringem Umfange und Gewicht, jo übt der Beſitzer 
die Herrihaft über fie durch geringen Kräfteaufwand aus. Leiftet 
fie aber dem Herrſchaftswillen des Bejibegehrenden einen erfolgreichen 
Widerftand, jo muß zuvor diefer überwunden oder gebrochen werden, 
ehe der Belig erworben wird. Liegt am jenjeitigen Ufer des Flufjes 
ein vom diesjeit3 ftehenden Jäger gejchofjener Hirih, jo muß der 
Jäger den Fluß überfchreiten, ehe er den Befig feiner Beute erwirbt. 
Hier Teijtet nicht das Objekt, fondern der Raum, die Entfernung, 
einen Widerftand, der überwunden werden muß. Gleiches ift der Fall, 
wenn in einer gewiſſen Tiefe der Erde das begehrte Mineral verborgen 
liegt. Treibt auf den Wellen des Meeres ein todter Walfiich, jo haben 
die heranfahrenden Fiſcher feinen Befig nicht ſchon dann erworben, 
wenn fie ihn mit Seilen und Stetten umfchlungen haben, fondern erft 
dann, wenn jie in unbehindertem Zug ans Land begriffen find. Sind 
aber die Wellen jo jtarf und das Gewicht des Thieres jo groß, daß 
der Befigwille und die Bergungsmaßregeln als ohnmächtig ſich er- 
weifen, jo ſiegt der Widerftand des Meeres und des Thieres, und 
Bent ift nicht erworben. Vom Maß und Grad der zur Erlangung 
und Aufrechterhaltung des Befites erforderlichen Kraft und Gewalt 
gilt der gleichjam phyfifaliiche Grundjag, daß jie vom Maß und Grad 
de3 Seitens der Sache oder des zu überwindenden Raumes geleifteten 
Widerjtands abhängig find. Je jtärfer diefer Widerftand ift, um fo 
jtärfer muß die anzuwendende Kraft fein, und je geringer jener, um 
jo geringer dieje. Immer aber muß nod ein Plus diejer vorhanden 
jein. Denn jo lange Angriffskraft und Widerftandstraft ſich gleich 
jind, heben ſich beide auf. Die Arten der Kraft: und Gemalt- 
äußerungen oder der Befigerlangungs: und Erhaltungshandlungen 
Jind jehr verichieden. Sie fünnen jein ein Ergreifen mit den Händen, 
Betreten mit den Füßen, Tragen auf dem Nüden, Fahren auf dem 
Wagen, Segen, Beſetzen und Belisen, Reiten, Berbinden mit dem 
Körper des Menschen (Stleidertragen), Aufbervahren in gejchlofjenen 
Behältern, Einſchließen in Zimmern, Ställen, umzäunten Gärten 
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und Höfen, Anbinden und Anfchliegen mit Seilen und Stetten, Ber: 
bauen, Annageln, Einfügen in andere Sachen, Anlehnen, Legen und 
Belegen, Aufhängen, Anfteden u. dgl. mehr. Ueberall tritt die 
Herrihaft des Menſchen -und die Unterwürfigfeit der Sache 
zu Tage. 

Ein wejentliches Erfordernig dieſer Herrſchaft der Perſon über 
die Sache ijt ihre Ausschließlichkeit, d. h. der thatſächliche Ausschluß 
der übrigen Menjchheit von diefer Herrſchaft. Man fann zivar die 
Herrſchaft über eine Sache mit einem Andern theilen, in welchem 
Falle eine bejchränkte Herrichaft, immer jedoch eine Herrichaft be- 
steht. Leiftet aber dem SHerrichaftsbeftreben des Einen die übrige 
Menichheit einen Widerjtand, jo muß diefer ebenjo überwunden 
werden, wie derjenige, den die räumliche Entfernung der Sache von 
dem Befigbegehrenden diefem entgegenfegt. Eilen Zwei oder Mehrere 
auf eine in gewiljer Entfernung liegende werthvolle Sache zu, und 
beginnt zwilchen ihnen ein Kampf um das Ergreifen und Behalten 
derjelben, jo hat nicht derjenige, welcher fie etwa zuerjt aufgegriffen 
Hat, die wirkliche Herrichaft erlangt, auch nicht derjenige, der fie 
dem Anderen aus der Hand gejchlagen und ergriffen hat und davon 
eilt, obwohl fie jelbit für Eurze Zeit in deſſen Gewalt war und 
diejem feinen Widerjtand entgegengejett hat, jondern derjenige, der 
ichließlicher Sieger geblieben ift und die Sache vom Kampfplatz weg— 
gebracht hat, oder gegen weldyen die Andern, von Kampfe ermattet, 
von jedem weiteren Bejigeritreben abjtehen. Auch bei diefer Herr: 
ſchafts- oder Befitfonfurrenz gilt der fehr natürliche Grundfag, daß 
ſich das Maß und der Grad der zur Erlangung und. Aufredt- 
erhaltung des Beliges erforderlichen Ausjchluß-Sraft und Gewalt 
nah dem Maß und dem Grad de3 von der übrigen Menfchheit ge- 
leifteten Widerftands richtet. Je ftärfer diejer Widerftand ift, um 
fo ftärfer muß die Ausjchlußkraft fein, und je geringer jener ift, um 
jo geringer braucht dieje zu fein. Aber auch hier muß die Ausſchluß— 
kraft immer ein Plus aufweifen. Handelt e3 ſich beiſpielsweiſe um 
die Bejignahme eines Adergrundftüds, vor welchem zwei Perſonen 
ftehen, jo wird als diejes Plus mindeftens eine Aeußerung des 
Befigerftreber3 erfordert, daß er dafjelbe für ſich befigen wolle. Da- 
mit erklärt er, jeden Anderen ausſchließen zu wollen. Verhält ſich 
der Miterjchienene diefer Heußerung gegenüber pajfiv, jo wird jener, 
da das Grundſtück jelbjt Feinen Widerftand entgegenjett, den Beſitz 
erivorben haben. Wollte man eine folhe Ausfhlußhandlung für 
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irrelevant erachten, jo müßte, falls jeder der Erjchienenen die geheime 
Abſicht des Befigerwerbs hätte, ein Bejigerwerb Beider angenommen 
werden, was doch wohl Niemand billigen wird. War aber nur der 
Befigerftreber vor dem Grundſtück eridienen, und jette feinem Be— 
jtreben die übrige Menjchheit feinen Widerftand entgegen, fo bedarf 
es feiner in die leere Luft gefprochenen Ausſchlußäußerung, das Plus 
liegt in feiner thatjählihen Bereitihaft zum Ausſchluß der paſſiv 
jih verhaltenden übrigen Menjchheit. Die Arten der Ausjchluß: 
handlungen find verjchieden. Geld, Werthpapiere und Bretiofen 
werden in Kaſſe- und jonftigen Schränfen vor dem Diebsgriff Dritter 
gefichert, Hausmobilien in der Wohnung in ftändiger Anwejenheit 
des Befigerd und feiner Angehörigen untergebradt, die Thore und 
Thüren des Haujes bei Naht und im Fall der Abwejenheit des 
Beſitzers verſchloſſen, um Dritten den Zugang unmöglid zu machen 
und dergl. mehr. 

Letztes Erforderniß des Beſitzes iſt das Bewußtſein des Befigerg 
von ſeinem Beſitze d. h. von ſeiner ausſchließlichen Herrſchaft über 
die Sache. Wer nicht weiß, daß er eine Sache in ſeiner Gewalt 
und die übrige Menſchheit davon ausgeſchloſſen hat, iſt nicht Herr 
derfelben. So begegnen wir im täglichen Umgang ſehr häufig dem 
geflügelten Worte: „Was man hat, von dem man nicht weiß, daß 
man es Hat, das hat man nicht.” Wer eine Sache nur verlegt zu 
haben glaubt, eifrig nad ihr jucht, fie aber troß aller Mühe nicht 
findet und fchließlich fie für verloren hält, der hat ihren Befig nicht 
freiwillig aufgegeben, fondern er bejigt fie nicht, mag fie aud) nod) 
in irgend einer, in feiner Wohnung befindlichen Kiſte verborgen 
liegen; und wen heimlicy und aus Scherz ein Geldftüd in die Tajche 
geſteckt worden ift, der befigt e3 nicht, obwohl er die Gewalt über e3 
hat und die übrige Menjchheit feinem Erwerb feinen Widerſtand entgegen- 
jegt. Diefes Bemußtjein des Befigers tft fein Wiſſen, jeine auf jinnlicher 
Wahrnehmung beruhende Erkenntniß nicht bloß des körperlichen Be— 
jigobjeft3, fondern auch feiner ausjchließlihen Herrſchaft über dafjelbe. 
Für das Befisesbewußtjein beim Befigerwerb wird hiernach dreierlei 
gefordert; einmal, daß das begehrte Befigobjeft als ein körperlich be- 
ſtimmtes Objekt der finnlichen Wahrnehmung des Befitergreifers zu- 
gänglich ift; fodann daß die Aufmerkjamkeit des Erwerbers eine hin— 
länglich ftarfe ift, um die erforderliche Wahrnehmung zu mahen, und 
Ichließlich, daß die thätige Wahrnehmung auf den ganzen Gegenftand 
fih erftredt. Dieje Erfordernifje des Befigesbewußtjeind ſind von 
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großer praftiiher Bedeutung. Sollen zehn Gentner Weizen aus 
einen bejtimmten Haufen von hundert Gentnern übergeben werden, 
jo wird der Beſitz an jenen zehn Gentnern, obwohl fie ein förper- 
liher Theil des ganzen Haufens find, doch erjt mit der Individua— 
liſirung derjelben erworben, denn erjt damit ijt das zu ergreifende 
Dbjekt der finnlihen Wahrnehmung des Beligeritrebers zugänglich. 
Andrerjeits ift ‚der Befig einer in einem Etui enthaltenen goldenen 
Uhr Schon mit der Uebergabe des Etuis an den Empfänger und nidt 
etwa erjt bei feiner Eröffnung zu Haufe, erworben, wenngleich der 
Schenker vor oder bei der Uebergabe eine Uhr nicht al3 Gegenjtand 
der Schenkung bezeichnet, e3 vielmehr ungewiß gelajjen hatte, welcher 
Art von Pretiojen der Anhalt angehöre. Wendet der Erjtreber beim 
Traditionsakt diefem feine Aufmerkſamkeit gar nicht zu, jo entbehrt 
er in diejem Momente des Befigesbewußtjeind. in dreijähriges 
Kind, dem eine Eßwaare oder ein Spielzeug gegeben wird, hat das 
Befigesbewußtjein; wenn man ihm aber ein Grundſtück übergeben 
wollte, jo wird man jchwerlich ein Beſitzesbewußtſein bei ihm vor: 
finden. Wenn fchließlid; bei der beabjichtigten Ucbergabe eines, durch 
fremde Grundſtücke oder Öffentliche Wege durchſchnittenen, mit unregel- 
mäßigen Grenzen verjehenen Grundftückonpleres der Erwerber einen 
Standort einnimmt, von dem aus er das Objekt in feinen Grenzen 
nicht überſchauen kann, jo entjteht bei ihm das Beligesbewußtiein 
hinjichtlich des ganzen Güterfompfleres nicht. Er muß fi vielmehr 
entweder einer Begehung der Grenzen unterziehen, oder auf eine Au— 
höhe begeben, von welcher aus er mit hinlänglicher Deutlichkeit das 
ganze Gebiet in jeinen Grenzen überjchauen fann. Der von der 
modernen Jurisprudenz in diefer Hinficht gegenüber dem Römiſchen 
Rechte ausgeſprochene Tadel iſt gänzlich ungerechtfertigt. Auch für 
die Aufrechterhaltung des Befiges wird das Befigesbewußtfein ge- 
fordert. Man hat ſich hier mit Präjumtionen zu helfen gefucht und 
namentlich den Sag aufgeftellt, daß der Beſitz bis zum Eintritt einer 
Beendigungsthatjache fortdauere. Diejer operative Eingriff in das 
Gebiet der Thatſachen ift unzuläffig, und kann jedenfalls von Den- 
jenigen nicht gerechtfertigt werden, die in dem Beſitze lediglich eine 
thatfächlihe Herrichaft erbliden. Es tft vielmehr ein piychologiicher 
Erfahrungsfag, daß das Wiſſen, die Kenntniß und das Bemwußtjein 
von einem Dinge nicht mit der gegenwärtigen Jinnlichen Wahrnehmung 
deſſelben fteht und fällt, fondern daß Wiſſen, Kenntnig und Bewußt— 
jein aud ruhen und der Erinnerung anvertraut werden können. 
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Daher der befannte Satz: tantum scimus, quantum memoria tenemus. 
Erſt durd) den Verluſt der Erinnerungsmöglichfeit hört das Beſitzes— 
bewußtjein auf. Das Maß und die Stärke diejed Beligesbewußt- 
jeins iſt kein abfolutes, jondern ein relative8 Moment. &3 richtet 
fi) nad) dem Umfange der nothwendigen finnlihen Wahrnehmung. 
Je fchwieriger diefe herzuftellen ift, um jo eingehender müfjen die 
Erforichungsthatfahen vorgenommen werden. Bei einer vor Augen 
liegenden beweglichen Sache bedarf es zu feiner Entjtehung feiner 
erheblichen Geiſtes- oder körperlichen Thätigfeit. Anders bei umfang- 
reihen Grundftüden mit unregelmäßiger Begrenzung. Die Hand— 
lungen behufs Herſtellung des Bejigesbewußtjeins ſind ihrer Be— 
Ichaffenheit nad verfchieden. Sie fünnen insbefondere eigene Wahr- 
nehmungen jein, eigenes Bejehen oder Befühlen des Beſitzobjekts, 
aber auch fremde. Der genauen Bejchreibung der Lage und Be— 
grenzung eines zu erwerbenden Grundſtücks durch den bisherigen Be— 
figer darf der Befiterwerber, wenn der Glaubwürdigkeit des Ueber- 
gebers ſonſt nichts im Wege fteht, Bertrauen ſchenken, und auf Grund 
diefer Mittheilungen ich ein Bild von der Individualität des Grund- 
ftüds maden. Wie jehr die zeitweilige Wiederholung der finnlichen 
Wahrnehmung behufs Aufrechterhaltung des Befigesbewußtjeind ein 
Bedürfni des Lebens tft, jehen wir daraus, daß der ordentliche 
Hausvater von Zeit zu Zeit feinen beweglichen und unbeweglichen 
Beſitzſtand einer Reviſion unterzieht, und namentlich feine Feld- und 
Waldgrundftüde begeht, um ſich zu überzeugen, ob ihre Grenzen un- 
‚verlegt find oder eine Störung jeines Beſitzes durch Dritte ftatt- 
gefunden hat oder nidt. 

Die phyſiſche Herrichaft einer Perſon kann ſich entiweder auf die 
ganze Eörperliche Sache oder nur auf einen Theil derjelben erftreden 
(Bollbejig oder Theilbefiß). Der Befiter eines Haujes kann an 
einzelnen Räumen einen Dritten den Bei einräumen. Er kann e8 
aber auch bezüglic einzelner Stellen dejjelben tun. Der Hausbe— 
jiger, welcher ‚feinem Nachbar behufs Niederlegung von Holz, Stan- 
gen oder Handwerksgeſchirr einen Blab im Hofe einräumt, räumt 
ihm den Befit an diefem Theile feiner Hofraithe ein. Und wenn 
er ihm geftattet, feine Leitern, fein Pferdegejchirr und jonjtiges land- 
wirthichaftliches Geräthe an der Hauswand aufzuhängen, jo räumt 
er ihm den Befit der betreffenden Stelle der Wand ein. 

Wollen wir auf Grund vorftehender Ausführungen die Lehre 
vom Beſitz nach feiner phyfischen Natur in kurzen Worten formuliren, 
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jo gelangen wir zu folgenden Refultaten: Der Befit ift die bewußte 
ausschließliche natürliche (phyfiiche) Herrſchaft einer Perſon über eine 
förperlihe Sache oder einen Theil derfelben. Er wird eriworben 
durd die bewußte Erlangung der Gewalt über die Sache und durd) 
ven Ausschluß der übrigen Menjchheit von derfelben. Er wird auf- 
recht erhalten durch den Beſtand der Gewalt und den wirklichen 
Ausschluß der übrigen Menjchheit, verbunden mit dem Bemußtfein 
von dieſem Zuſtand. Er wird verloren durd den Verluſt der Ge- 
walt, durch die an ihre Stelle tretende ausschließliche Gewalt eines 
Dritten oder durch den PVerluft des Beſitzesbewußtſeins. 

Dieje Lehre entjpricht indefjen in manchen Beziehungen den Be- 
dürfniffen des Lebens keineswegs. Sie tft ungenügend und bedarf 
einer erheblichen Modifikation, was im folgenden Paragraphen nad): 
gewiejen werden foll. 


2. Die wirthſchaftliche Natur des Beſitzes. 
84. 

Um die wirthſchaftliche Natur des Beſitzes zu ergründen, müſſen 
wir von den Bedürfniſſen des Menſchen und den Mitteln ihrer Be— 
friedigung ausgehen, denn die ganze Wirthſchaft des Menſchenge— 
ſchlechts, in welcher der Beſitz geradezu den Mittelpunkt alles Den— 
kens, Wollens und Thuns bildet, hat nur die Befriedigung menſch— 
licher Bedürfniſſe zum Zwecke. Dieſe Bedürfniſſe ſind außerordentlich 
zahlreich und nach Art, Zeit, Oertlichkeiten, Individualitäten und 
zahlreichen anderen Umſtänden unendlich verſchieden. Hier intereſſiren 
uns nur diejenigen, die mittelſt körperlicher Sachen befriedigt werden, 
da anerkanntermaßen nur körperliche Sachen Gegenſtand des Beſitzes 
ſein können. Die Wiſſenſchaft der Nationalökonomie hat eine größere 
Zahl von Kategorieen der Bedürfniſſe, ebenſo auch eine Mehrheit von 
Eintheilungen der ſachlichen Befriedigungsmittel aufgeſtellt, allein die— 
ſelben ſind zum Theil für die Beſitzlehre ohne Intereſſe, und andrer— 
ſeits genügen m. E. die bisherigen Unterſuchungen doch nicht, um zu 
einer klaren Erkenntniß des wirthſchaftlichen Weſens des Beſitzes zu 
gelangen, und es wird daher unſere Aufgabe ſein, auf Grund unſerer 
eigenen Beobachtungen und allgemeinen und beſonderen Lebenserfah— 
rungen dieſes wirthſchaftliche Weſen des Beſitzes zu ergründen. 

Jeglichem Bedürfniß liegt ein mehr oder weniger ſtark empfundener, 
unſer Wohlbehagen ſtörender Mangel in unſern Lebensverhältniſſen zu 
Grunde, ihn ſuchen wir zu beſeitigen durch ein dazu geeignetes Etwas. 

IX. 52 


. zum 
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Die Empfindung, daß diefes Etwas zur Hebung des Mangels und 
zur Wiederherftellung unſres Wohlbehagens geeignet fei, verbunden 
nit dem natürlichen Berlangen, es zu diefem Zwecke zu verwenden, 
it das Bedürfniß, das geeignete und begehrte Etwas ijt der Bedarf, 
und der Akt der Verwendung, Weberführung und Ichließlihen Be— 
jeitigung des Mangels und Wiederheritellung des Wohlbehagens tft 
die Befriedigung des Bedürfnifjes. So empfinden wir den Hunger 
al3 einen das Wohlbehagen ftörenden Mangel, wir empfinden das 
Bedürfnig nah Speife, und wenn wir Brod und FFleiih dem Munde 
und Magen zuführen, jo ftillen wir unjren Hunger, ftellen unfer 
MWohlbehagen wieder her und befriedigen ſo unſer Bedürfnif. Die 
dringenditen Bedürfniffe des Menfchen find die nach Speije und Trank, 
nah Schuß gegen die Unbilden der Witterung, nad) Sicherheit der 
Perfon und ihrer Habe, und daran reihen ſich weniger dringliche, 
aufichtebliche in großer Anzahl. Die zur Befriedigung diefer Be— 
dürfniffe geeigneten Dinge nennt man im Allgemeinen Güter, wirth- 
ihaftlidye Güter. Für die Lehre vom Beſitz fommen fie nır in jo 
weit in Betracht, al3 fie mit förperlichen Sachen zufammentreffen. 
Bei der Betradhtung einer jeden f£örperlichen Sache jehen wir nun 
zivei von einander verjchiedene Dinge mit einander verbunden, das 
eine iſt die Eigenjchaft der Brauchbarkeit (Nützlichkeit) und diefe iſt 
e3 allein, welche daS Bedürfnig befriedigt, und das andere ijt nur 
der Eörperliche Träger der Brauchbarfeit, der es ihr überhaupt möglich 
macht, in der wirthichaftlichen Welt zu erijtiren und den Bedürfniffen 
der Menjchen zu dienen. Beide Dinge jind bei vielen förperlichen 
Sachen jo eng miteinander verbunden, vermischt und verwachfen, daß ihre 
Berjchiedenheit vom leiblichen Auge nicht wahrgenommen wird, jo 
beifpielöweije das Brot und das Fleiſch, das wir ejjen, oder der 
Wein, den wir trinken. Bei andern aber jpringt jener Unterjchied 
jofort in das Auge. Die Schale des Ei's und der Nuß, die Hülje 
der Erbjen, die Kapſel des Mohns und dgl. find Gefäße, die ſchon 
von der Natur gefchaffen jind, um animalifche oder pflanzliche Nah: 
rungsmittel vor Verluft zu ſchützen und ihre Tragbarkeit zu erleichtern. 
Betradten wir unjere Geräthe, vom rohjten bis zum techniich ent- 
wideltjten Zuftande, überall ericheinen uns die Klörper als Träger 
gewijfer nupbringender, zur Befriedigung menjchlicher Bedürfnifje 
geeigneter Eigenschaften. Auch beim landwirthichaftlihen Grundftüd 
it der Grund und Boden der Träger nüglicher Eigenichaften (Frudt: 
barkeit). Won bejonderem praftiicen Intereſſe ift das Wohnhaus. 
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Sein eriter Zwed ift, den Menſchen vor den Unbilden der Witterung 
(Kälte, Hitze, Regen, Schnee, Hagel, Sturm) zu jchügen, dazu ge- 
hören genügend überdadhte und bewandete Räume mit licht- und luft: 
einlaffenden Fenftern, mit Tapeten, heizbaren Defen, und dgl. So— 
dann ſoll es zur Aufnahme des Mobiliard dienen, welches zum 
Unterhalt des Lebens, zum Kochen, Schlafen und zur häuslichen 
Arbeit nöthig it. Dies erfordert gehörig fundamentirte Fußböden, 
die fähig jind, große Laften zu tragen. Das Wohnen fordert außer 
den eigentlihen Wohnräumen Berfehrsräume, wie Gänge, Vorpläge, 
Treppen. Das Haus joll ferner Angriffe Dritter auf die Perjon 
und die bewegliche Habe der Wohnenden abhalten; dies bedingt Schuß: 
vorrichtungen, wie verjchließbare Thüren (Zimmer-, Vorplaß-, Haus— 
türen und Hofthore) und Tenfterläden. Die körperlichen Träger 
aller diejer Brauchbarfeiten oder nüßlichen Eigenjchaften find Steine, 
„Holz, Eifen und andere Baumaterialien. Den erjten und unterften 
Stüßpunft des Wohnhaufes bildet der Grund und Boden, ein Theil 
der Erde; auf ihm ruht das Fundament und die Fundamentmauer; 
hier werden ſchon Seller (Räume zur Aufbewahrung von Lebens- 
mitteln und Steinfohlen) mit verjchließbaren Thüren und Gängen 
gebildet; dann erhebt fih ein Steinbau, das erjte, zweite, dritte 
Stodwerf, mit Treppen, Gängen und Wohnräumen, jedes Stodwerk 
hat feine Stüße im unteren, und findet jeinen bedachenden Schuß im 
oberen Stodwerfe, im oberjten Boden und dem Hausdahe. Das 
ganze Gebäude als folches dient Ledigli dem Gebraude, und iſt 
lediglicd; für ihn gejchaffen. Würden unfere Bedürfniffe und wirth— 
ichaftlichen Intereſſen, welche wir nad) der Beichaffenheit unjerer 
Geſammtverhältniſſe nun einmal nur mit einem Wohnhaufe befriedigen 
fönnen, jchon direkt von der Natur befriedigt, hätten wir ein Klima 
ohne Regen, Schnee, Hagel, Sturm, Hitze oder Kälte, oder wäre der 
menjchlice Körper unempfindlich gegen dieſe Aeußerungen der Elemente, 
und gäbe es feine menjchlihe Habjucht, vor der wir die Mittel zur 
Befriedigung unſerer Bedürfnifje ihern müßten, jo würden wir wahr: 
icheinlih Wohnhäufer entbehren können. in Gleiches wäre bei 
allen anderen E£örperlihen Saden der Fall. Daraus ergiebt id) 
daß der Körper der förperlihen Sahe für ſich allein gar feinen 
wirthichaftlichen Werth hat, daraus aber auch, daß der Befiß als 
jolcher, d. h. die phylische Herrjchaft einer Perſon über eine Sache 
für die ganze menſchliche Wirthichaft jedes Intereſſes entbehrt. 
Welches Intereſſe ſoll es für die Menjchheit haben, daß Jemand 
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jeinen Hund mit guten Worten und Schlägen drejjirt und ſeine 
förperliche und geiftige Ueberlegenheit über ihn an deu Tag legt, 
und wie vermag e3 ein Gejetgeber zu rechtfertigen, wenn er dem 
Beſitzer einer Sache einen rechtlichen Schuß blos deshalb angedeihen 
laſſen will, weil Sich derfelbe einmal eine ausſchließliche Herrſchaft 
über eine Sache bereitet hat. Der bloße Herrichaftswille hat gar 
feinen Werth, er würde zudem aufgehoben durch den entgegenftehenden 
Herrichaftswillen eines Andern. Der Körper einer Sache erhält 
aber mittelbar einen wirthichaftlihen Werth dadurch, und wird mittel- 
bar dadurch ein wirthichaftlihes und begehrenswerthes Gut, daß er 
der nothwendige Träger aller Brauchbarkeiten, des wahren Bedarfs 
des bedürftigen Menjchen ift, und daß eine Berwendung diejes Bedarfs 
behufs Befriedigung des menſchlichen Bedürfniffes nur dur Die 
ausfchließlihe Herrfchaft des Menfchen über den Körper der Sadıe 
möglich ift. Auf diefe Weife wird der Beſitz einer Sache wirth— 
ichaftliche8 Gut, ein wirthichaftliches Verhältnig des Menfchen zur 
Sadje und zu feinen Mitmenjchen, und als ſolches fteht er unter 
wirthichaftlichen Gejegen, und wird insbefondere zum Gegenftand des 
wirthichaftlichen Verkehrs. Dadurd) allein gewinnt er ein rechtliches 
Intereſſe, er wird Objekt rechtlicher Intereſſen und Gegenftand des 
Rechtsverkehr. Nur wer mit feiner phyfifhen Herrihaft über die 
Sache ein eigenes Intereſſe verbindet, ift Befiger; wer lediglich fremde 
Intereſſen wahrt, übt fremden Befig aus. Die Intereſſen, welche 
eine Sache zu befriedigen vermag, find, wie wir aus den Lehren von 
den dinglihen Nechten und Schuldverhältniffen wifjen, nad) Art und 
Umfang jehr verjchieden, und find es darnach aud) in gleicher Weije 
die Befiginterefjen. An einer und derjelben Sache können die Inter— 
effen mehrerer in mit einander verträglicher Weije Eonkurriren, 
das eine kann vorherrihen, das andere überhaupt oder zeitmweije 
zurüditehen und das eine fann in Thätigkert fein, während das 
andere ruht. 

Wenn oben gejagt wurde, daß der Befit als wirthichaftlices 
Gut unter wirthfchaftlihen Gejegen ftehe, jo find darunter nicht 
bloß die jpeziellen Geſetze zu verftehen, die den eigentlichen Beſitz— 
verkehr zu regeln beftimmt find, fondern auch gewifje allgemeine 
Grundjäße, die den wirthichaftlichen Verkehr überhaupt beherricen. 
Dahin gehört insbefondere der Grundſatz, daß alle überflüfligen, 
zwedlofen oder gar zwedwidrigen Handlungen zu vermeiden ind. 
Wendet ınan diefen Grundfag auf das Verhalten einer Perſon in 
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Bezug auf den Erwerb und die Erhaltung eines Bejiges an, jo 
fann man don ihr nur diejenigen Befigeshandlungen verlangen, welche 
von ihrem Befitinterefje gefordert werden. Der Befiger eines Aders 
braucht zur Erhaltung jeines Beſitzes Befigeshandlungen nur während 
der Ausſtellungs- und Erntezeit vorzunehmen, im Winter bei Schnee 
und Frojt wäre die Belichtigung und Begehung des Aders eine 
höchſt überflüffige Maßregel. Wer, um Bögel und Wild zu fangen, 
Fallen -ftellt und Schlingen legt, würde jehr zwedwidrig handeln, 
- wollte er ſich während der Wartezeit neben die Yanganftalt jtellen; 
will er die phyfiihe Herrichaft über die Thiere erlangen, jo muß er 
jich entfernen, feine perjönliche Anmwejenheit fann daher für den Beſitz— 
erwerb nicht gefordert werden. — Ein anderes Geſetz des wirth- 
ichaftlihen Lebens fordert von dem Wirthichafter, dab er fein ge- 
ſammtes Bermögen ohne VBernadjläjjigung jeiner Pflichten als ordent— 
licher Wirthichafter möglichjt-gleihmäßig und nad) Bedürfniß bewirth— 
ihafte. Da indejjen eine ſolche Gejammtbewirthichaftung zur jelben 
Zeit und an demjelben Orte die menjchlichen Kräfte überfteigt, ſo 
ift er zu Zeit- und Ortseintheilungen genöthigt, und dies bedingt 
insbejondere, daß er in jener Befisthätigkeit angemefjene Paujen 
eintreten läßt, und ſich zeitweife von jeinem Beige oder feinen Beſitz 
von ſich trennt. Durch ſolche zeitwweife Entfernungen kann daher 
wohl der phyſiſche Beſitz, nicht aber der wirthſchaftliche unterbrochen 
oder verloren werden. Der Landınann, der über Nacht feinen Pflug 
auf dem Felde ftehen läßt, und die Hausfrau, die ihre Wäſche über 
Nacht auf dem Bleichplatze niederlegt, ohne Wachen aufzuftellen, fie beide 
verlieren ihren Befit keineswegs, wenngleid Plug und Wäſche dent 
Diebsgriff preisgegeben find. Der Bejiger eines Baumgrunditüds 
kann ſich zur Zeit der Reife nicht ftündlich oder täglich zu demjelben 
begeben, um die inzwifchen herabgefallenen Aepfel aufzulejen; er er- 
wirbt auch ohne ſolche Apprehenfion den Beſitz an dem gefallenen 
Obſte beziehungsweije er verliert denjelben nicht. — Die wirthichaft- 
liche Unthunlichkeit eines perjönlichen Ausschluffes der übrigen Menjchheit 
hat jodann zu einer Reihe von Erjagmitteln geführt, die bei jedem 
Dritten das Bewußtjein eines bereit3 beftehenden Beſitzes hervor: 
zurufen bezweden und dazu geeignet find. Dies iſt insbejondere der 
Fall bei den in einer Wohnung aufbewahrten Sachen, bei dem ge= 
pflügten Ader, bei der gelegten Schlinge, bei Eultivirtem Walde, bei 
den Strohwiſchen, Warnungstafeln und Pfandzeichen, die in Feld 
und Wald angebracht zu werden pflegen und dergleichen mehr. Läßt 
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dagegen ein Bienenjhwarm im fremden Garten feinen Honig zurüd, 
jo wird dem Gartenbefißer der Befiß des letteren nicht erworben, 
weil er feine Fang- und Ausſchlußanſtalt errichtet hatte. Der Befit 
eines im Seller oder in einem verborgenen Gange ruhenden Schatses 
wird dem Hausbeſitzer nicht von jelbjt erworben, während der ala 
Baumaterial eingefügte Schatz als Beftandtheil des Fundaments des 
Hauſes jchon von jelbjt im Befite des Hausbeſitzers fich befindet. 


3. Arten des Befites. 
8 5. 

Aus der Darjtellung der phyfifhen und wirthichaftlichen Natur 
de3 Beſitzes ergeben fich nun verjchiedene Arten defjelben, die wir 
mit wenigen Worten Efennzeichnen wollen: 

1. Der Eigenbefit und der fremde Beſitz. Eigenbeſitz iſt 
der Beſitz, der dem Intereſſe des Bejiters dient. Der Beliger hat 
ſich die Sache angeeignet, damit fie feinen Intereſſen diene, er hatte 
den Mneignungswillen ; der Käufer, der Miether und Pächter, 
der Entleiher, der Beichenkte, der Dieb und Räuber, fie alle er- 
jtrebten und haben Eigenbeſitz. Wer dagegen lediglid im Inter— 
eſſe eines Andern bejigt, übt fremden Beſitz aus, er hatte feinen 
Aneignungswillen, und dem Eigenbejiger gegenüber hat er feinen Beſitz. 
Dahin gehört der Verwalter, der Beauftragte, das Hausgejinde, der 
Depofitar u. A. mehr in Anjehung der ihnen anvertrauten, zur Be: 
wahrung, Beforgung und Bewirthihaftung im Intereſſe ihrer Auf: 
traggeber gegebenen und empfangenen Sachen. Ein nachträglicher 
Wechſel in ihrer Abficht, das Erftehen der Abjiht eigenen Beſitzes 
oder des Aneignungswillens, eine Beruntreuung würde ihnen zwar, 
wenn der Belit lediglich ein phyliiches Verhältniß wäre, fofort Belt 
verichaffen, und den Eigenbejiger feines Beſitzes berauben, allein da 
der Belig ein wirthichaftliches Verkehrsmittel ift, jo können jie den 
Befi nur fo ausüben, wie er ihnen überantwortet tft. Ihre Ber: 
untreuung berechtigt den Eigenbejiger zum fofortigen Selbitihut in 
der gefetlich gebilligten Weile ($ 10 ff.). 

2. Der Eigenbefig erjcheint je nad dem Umfang des Beſitz— 
interefjes in verjchiedener Geftalt. Das objektive Recht jelbjt hat 
bereit3 in dieſer Hinſicht verjchtedene Rechte anerkannt; es kennt 
Eigentum, dinglihe Rechte und rechtliche Anſprüche verjchiedener 
Art. Der Belis iſt hiernach fEigenthumsbeſitz, Nießbrauchsbeſitz, 
Gebrauchsleihebeſitz, Mieth- und Pachtbeſitz, Pfand- und 
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Netentionsbejit, Berwaltungsbejig, Berantwortlidfeits- 
bejig, Bejig auf Widerruf und dergleichen mehr. Eigentums: 
beſitz insbefondere ift der Befit einer Sache zum Zwed der Nugung 
der Gefammtheit ihrer Braucbarkeiten. Der Nießbrauchsbeſitz iſt 
der Belit zum Zweck des Nießbrauchs einer Sache, und er wirkt 
abjolut gegen jeden Dritten, und relativ, ſoweit der Begriff des 
Nießbrauchs reicht, auch gegenüber dem Eigenthumsbefiger. Der 
Mieth- und Pachtbeſitz hat den Gebraud) der Sache zum Zweck, und 
wirft ebenfall3 gegen jeden Dritten abjolut, gegenüber dem Eigen- 
thung- oder Nießbrauchsbefiger relativ in jomweit, als der Mieth- oder 
Pachtgebrauch e3 fordert. Der Verwalter eines Gutes hat gegenüber 
feinen Auftraggeber feinen Befiß; da er jedoch diejen gegenüber zur 
jorgfältigen Bewahrung und zur demnächſtigen Rüdgabe verpflichtet 
und hierfür verantwortlich ift, jo erwächſt ihm ein Berantwortlichkeits- 
befit, den er einem dritten Störenden gegenüber in eigenem Namen 
geltend zu machen beredtigt ift. 

3. Der Beſitz ift entweder Vollbeſitz oder Theilbefik, je 
nachdem er fid) über die ganze Sache oder nur über einen Theil der: 
felben erjtredt. Der Hausbefiger iſt Bollbefizer, der Miethbeſitzer 
einer Etage Theilbefiger. : 

4. Der Beſitz iſt entweder Alleinbejig oder Mitbejit, je 
nachden Jemand die ganze Sache oder einen Theil derjelben für ſich 
allein, oder gemeinjchaftlid; mit Anderen befist. Im Mitbefig befinden 
ſich zwei oder mehrere Eigenthumsbejiger eined Haufes, und die 
Miethbeſitzer derjelben Wohnung. Die Bewohner eines Haufes befinden 
jic im Mitbejig der zu ihren Wohnungen führenden Treppen und Gänge. 

5. Der Belig ift entweder ein thätiger oder ein ruhender, 
je nachdem der Befiger ihn thatfächlih ausübt oder unausgeübt läßt. 
Hat der Hausbefiger eine Etage vermiethet, jo ruht fein Vollbefit 
an der Wohnung, foweit derjelbe dem Wohnungsbedürfniß des Mieth: 
bejigers dient. 

6. Der Befig ift geftört, wenn ein Dritter ohne Einwilligung 
des Beſitzers deſſen Herrichaft über die Sache beſchränkt oder hemmt. 

Dies Alles find Ausdrüde, die in der Sprache des täglichen 
Lebend mehr over weniger häufig vorfommmen. Die Begriffe jelbft 
eriitiren in Wirklichkeit und ohne ihre Kenntniß ift die Lehre vom 
Beſitz nicht zu verftehen. 

Hie und da mag e3 theoretijc zweifelhaft fein, ob ein nad 
unjerem WRechtsgefühl bejtimmt anzunehmender Beſitz es ſchon nad) 


jeiner phyſiſchen Natur ift, oder es erjt durch feine wirthichaftliche 
Natur wird. Man nehme den Fall eines vom Hause oder Wohnungs: 
bejiger im unterjten Hausgange angebraditen Brieffaltens. Der Befiger 
dejjelben bezweckt mitteljt feiner Anbringung eine Sammelftelle für die 
an ihn gerichteten gewöhnlichen Briefe, Korrefpondenzen, Rechnungen 
it. dgl. m., theil3 um den Ueberbringern die Mühe des Treppen 
jteigens, theil3 um ſich die Unannehmlichkeiten häufiger Störungen 
zu erjparen; er ermächtigt die Ueberbringer zum Einlegen der Briefe 
mit der Wirkung, daß diejelben al3 in jeine Hände gelangt angejehen 
werden jollen. Mitteljt diefer Empfangsitelle, die zugleich eine Schut- 
vorrichtung gegen den Zugriff Dritter ift, will er den Beſitz aller 
eingelegten Briefe jofort erwerben. Zweifelhaft ift nur, wie es ſich 
im Einzelfall mit dem Befitesbewußtjein verhält. Erwartet er inner: 
halb einer bejtimmten kurzen Zeit einen gewiſſen Brief oder erwartet 
er die täglich erjcheinende Zeitung, jo wird man ein wirkliches Be— 
jißesbewußtfein annehmen müſſen. Für unerwartete Briefe dagegen 
dürfte ein Gleiches nicht anzunehmen jein. Hier ift meines Eradıtens 
die wirthichaftliche Natur des Beſitzes ausjchlaggebend. Der Be- 
iger eines Brieffajtens hat ein Intereſſe daran, daß alle demnächſt 
anfommenden, auch die unerwarteten Briefe ſicher in jeine Hände 
gelangen, und er ſorgt vermittelft der Anbringung jenes Kaftens 
jet jchon für die Befriedigung künftiger Intereſſen. Dieſe künftigen 
Intereſſen bedürfen eines Schutes, und wird c3 daher wohl gejtattet 
jein, das Bemwußtfein, daß aucd unerwartete Briefe eintreffen fünnen, 
dem Bewußtjein eines erwarteten gleichzuftellen. In gleicher Weije 
müſſen die Fälle beurtheilt werden, in welchem die käuflich bejtellten, 
aljo erwarteten Waaren bei Abwejenheit des Käufer in dejjen 
Wohnung erfüllungshalber niedergelegt werden (Kleider im Zimmer, 
Holz auf dem Hofe u. dgl. m.). War dagegen die in der Wohnung 
niedergelegte Sadje feine mehr oder weniger erwartete, jo iſt nicht 
ohne Weiteres ein Befigesbewuptjein zu unterjtellen, es kommt viel: 
mehr darauf an, ob die individuellen Umftände des Einzelfall einen 
Schluß darauf geftatten, daß der Wohnungsbeſitzer den Beſitz zu er: 
werben Willens war. Der auf Unterjtüßungen angewieſene Bedürf: 
tige wird, wenn ihm ein wohlwollender Spender einen Raummeter 
Holz auf den Hof Hat bringen lafjen, den Bejig hieran jofort er- 
worben haben, jollte er auch erit nad) einigen Tagen in jeine Woh— 
nung zurüdfehren. War es in der Zwilchenzeit gejtohlen worden, jo 
war es ihm geftohlen und er genießt folglich den Beſitzſchutz. Hatte 
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dagegen ein Freund in meiner Abwejenheit in die Schublade meines 
Pultes einen Taujend-Markjchein mit dem fchriftlichen Erſuchen an 
mid) gelegt, damit gewiſſe Schulden für ihn zu bezahlen, jo eriverbe 
ich den Beſitz erjt mit der Entjtehung meines Beſitzesbewußtſeins, und 
wenn diefer Schein inzwiſchen geftohlen worden ift, fo genieße ich 
ſelbſt den Beſitzſchutz nicht. 

Mit dem wirklichen Verluſt des Bejitesbewußtjeins in Folge 
unbeilbaren Wahnfinns würde, wenn der Bejig lediglich ein phyſiſches 
Herrjchaftsverhältnig wäre, der Beſitz verloren. Die wirthichaftliche 
Natur des Beliges aber läßt einen ſolchen Berluft nicht zu. Denn 
der Beſitz ift ein wirthichaftlihes Gut, dazu bejtimmt, den Bedürf— 
nifen des Menjchen zu dienen, Bedürfnifjen, die durch deſſen Wahn: 
ſinn nicht aufhören, e3 zu jein. 

Wäre jchließlich der Befit lediglich als phyſiſches Herricdjaftsver- 
hältniß anzufehen, jo müßte er in dem Moment verloren gehen, in 
welchem ihn ein Dritter mit Gewalt dem Beſitzer entzogen "haben 
würde. Dies iſt aud) der von der herrjchenden Doktrin eingenonmene 
Standpunkt, nur daß fie dem ſeines Befites Entjegten einen Schuß 
zur Wiedererlangung des verlorenen Befiges gewährt. An Wahr- 
heit und nad) der wirthichaftlichen Natur des Befites iſt aber jener 
Belig durd die eigenmäcdtige Entziehung der Sache oder Berdrän- 
gung des Bejigerd nur gehemmt oder gejtört, und der dem Befiger 
gewährte Schuß ift ein Schuß behufs Aufrechterhaltung eines zwar 
angefochtenen, immerhin aber nod) bejtehenden Beſitzes. Denn der- 
artige Störungen find, jofern alsbald Schritte zu ihrer Bejeitigung 
gethan werden, nur vorübergehender Natur, wie die vorübergehenden 
Störungen durch Elementarereignifje, und wie die durch die Verkehrs— 
verhältniffe bedingte zeitweilige Nichtausübung des Beſitzes. 


4. Der Beſitzſchutz. 
$ 6. 

Nach dem vulgären Sprachgebrauch des täglichen Lebens verfteht 
man unter Schuß des Befites den Edhuß von Hab’ und Gut, de& 
Vermögens, wie man denn ja aud mit dem Ausdrud „Bejig” das 
Bermögen als joldes, ohne Rückſicht auf die rechtliche Geitaltung 
jeiner einzelnen Bejtandtheile bezeichnet: So ſchützt ſich insbejondere 
der Gläubiger „im Bejig feiner Forderung”, wenn er zu deren 
Gunſten einen Arreft oder eine einftweilige Berfügung erwirft. Bon 
einem ſolchen Beſitzſchutz kann ſelbſtverſtändlich hier nicht die Rede fein. 
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In der Sprade der Juriſten redet man und faun man von 
einem Schuß des Beſitzes überall da reden, wo der Beſitz einer 
förperlihen Sache Gegenftand von Redten, dingliher und Forde— 
rungsrechte it, und wo der Anfpruc des Berechtigten auf Erlangung 
eines bisher nicht gehabten, auf Erhaltung eines beftehenden und auf 
MWiedergewinnung eines verlorenen Befiges geht. Hierhin gehören. 
die Eigenthums- und jonftigen Klagen dinglicher Rechte, cine Reihe 
von Forderungsklagen und namentlich die Klagen wegen Entziehung 
des Beſitzes durch unerlaubte Handlungen, wie Diebitahl, Raub, 
Gewalt, Betrug und wegen grundlofen Befigübergangs (Bereicherung). 
Auch diefer Schub des Beſitzes gehört nicht hierher, weil es fi in 
allen diefen Fällen um den Schuß von Rechten handelt, mit welchen 
der Beſitz nur in einer mehr oder weniger engen gegenftändlichen 
Berbindung fteht. Bon einem Befisihug im technifhen Sinn kann 
man nur da reden, wo der Beſitz einer Eörperlihen Sache als folcher, 
ohne jede weitere Rückſichtsnahme auf Rechte, um feiner jelbjt willen, 
und weil er Beſitz ift, geſchützt werden foll, wo er ſchutzbedürftiges 
Subjeft und fchußbedürftiges Objekt zugleich ift. Ein folder Schuß 
tft nur nach zwei Richtungen hin denkbar. Entweder gilt er der 
Aufrechterhaltung eines beftehenden, von dritter Seite angefochtenen 
oder angegriffenen Beſitzes gegen Berfuche gänzlicher oder theilmweifer 
Entziehung, oder der Wiedergewinnung eines verlorenen Beſitzes 
(interdieta retinendae vel recuperandae possessionis), in beiden Fällen 
unter der jelbjtverjtändlichen Vorausfegung, daß jene Verſuche und 
diefer Berluft nit mit Einwilligung des Beſitzers erfolgt find. 

Die legislative Frage ift nun die, ob dem Beſitz in beiden Fällen 
oder nur etwa im erjteren ein gerichtliher Schuß zu Theil werden 
jol. Denn daß ein Befigihug überhaupt nothwendig ijt, [ehrt die 
Erfahrung allzufehr. Zwar hat man jenes für die heutige Zeit in 
Abrede zu ftellen verſucht, allein einestheils treffen die dafür geltend 
gemachten Gründe höchſtens den Immobiliar- und nicht den Mobiliar: 
verkehr, und anderentheil3 werden ſelbſt die vorzüglichiten, ſicher und 
raſch arbeitenden Grundeigenthums-Einrichtungen immerhin mehr 
oder weniger umfangreiche Zeiträume offen lafjen, in welden ſich 
das Bedürfniß nad) Beſitzſchutz in breitefter Weile geltend mad. 
Jene legislative Frage kann nur dann befriedigend gelöft werden, 
wenn ſich der Gefeggeber über den Grund des Befigichuges völlig 
Klar wird. Denn diefe weitere Frage nad) dem Grunde des Belik- 
ſchutzes iſt nicht eine bloß wiſſenſchaftliche, theoretifche und rechts— 


Ber — —— * — — {u —— 
767 


philofophiiche, jondern eine jolhe von allerhöchſter praftiicher Be— 
deutung in fofern, als nur durch ihre richtige und ſichere Beant— 
wortung der Bejigkläger, der Beſitzbeklagte, der Beſitzgegenſtand, die 
Befigverlegung, der Befiganjprud, die Zeit feiner Geltendmachung 
und der zuläffige Umfang der Bertheidigung des Beklagten richtig 
und ficher bejtimmt werden kann. Iſt fid) der Gejeßgeber über den 
Grund des Beſitzſchutzes nicht Elar, folgt er vielmehr nur gewiſſen, 
von Fall zu Fall eintretenden praktiihen Impulſen, jo find Ichädliche 
Wirrniſſe für das praktiſche Leben unvermeidlich 

Die Frage nad) dem Grumde des gerichtlichen Beſitzſchutzes iſt 
befanntlicd; für daS Gemeine Recht eine jehr beftrittene.. Man Hat 
abfolute und relative Theorien, und insbeſondere Gewalt- und Willens: 
theorien aufgeftellt.e. Es ijt hier nicht der Ort, diefe mit mehr oder 
weniger Scharflinn zu begründen verfuchten Lehren des Näheren zu 
beleuchten, da jie meiftens nur die Nechtfertigung des Römiſchen 
Beſitzſchutzes bezwecken. Die Gewalt-Theorte entjpricht jedenfalls 
nicht den Bedürfniffen der heutigen Zeit, und die reine Willend- und 
Berjönlichkeit3-Theorie verdient im praftiihen Leben nicht die geringite 
Anerkennung. Denn wohin foll es führen, wenn man im Verkehrs— 
und Rechtsleben den Willen des Einen maßgebend lafjen fein wollte 
für den Willen des Andern! Dagegen verdient eine neuere Theorie 
ichon deshalb eine etwas nähere Betrachtung, mweil fie ein durchaus 
praftifches Ziel verfolgt und unter fontrollivenden Eindrüden ſcharfer 
Beobadhtungen des Lebens ich eingeführt hat. Bekanntlich hat 
Ihering? feine Theorie dahin zufammengefaßt: „Der Schuß des 
Beſitzes als der Thatjächlichkeit des Eigenthums ijt eine nothwendige 
Bervollftändigung und Ergänzung des Eigenthumsſchutzes, eine 
dem Eigenthümer zugedachte Beweiserleichterung, die aber noth- 
wendigerweife aucd dem Nichteigenthümer zu Gute kommt“. Man 
kann mit $hering unbedenklich darin übereinjtimmen, daß der Beweis 
des Eigenthums an Mobilten und der des römtjc = rechtlichen 
Erwerbs des Immobiliar-Eigenthums in zahlreichen Fällen ein jehr 
ichwieriger ift, auch darin, daß in den überaus meilten Fällen 
der Eigenthümer Befiger und der Beliger einer Sache deren wirk— 
licher Eigenthümer ift?), auch darin, daß der Gejeßgeber bei Auf- 


) Beiträge zur Lehre vom Beiig (in feinen Jahrbüchern für die Dogmatit 
des heutigen vömifchen und deutfchen Privatrechts. Bd. IX. 1868.) 

3) Die von Khering geitellte ftatiftifche Frage ijt unvichtig gejtellt. Zie 
müßte dahin lauten: In wieviel Procenten der jtreitigen Befitfälle ijt der Be: 
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jtellung von Rechtsſätzen von der Negelmäßigkeit der Verfehrser: 
icheinungen auszugehen hat, allein dies Alles rechtfertigt eine Beweis— 
erleichterung und gar die Schöpfung eines Bejitinftitut3 nod lange 
nicht. Das Bedürfniß einer Beweiserleichterung befteht in gleicher 
Weiſe bei allen anderen Redtsinftituten, und doc wird der heutige 
Gejetgeber nicht geneigt jein, dem bisherigen langjährigen BZinfen- 
empfänger eine präjumtive Darlehnsforderung zuzuſprechen, und für 
den Fall des Zujammenlebens zweier Perſonen verjchtedenen Ge: 
Ichledht3 während längerer Jahre eine präjumtive Ehe anzunehmen, 
und ohne weiteren Beweis dort eine Darlehns-, hier eine Klage auf 
eheliche Folge zuzulaffen. Dieje faktifchen Momente können überall 
da, wo richterliche freie Beweiswürdigung bejteht, zu einer gewiſſen 
Geltung gelangen, aber fie fünnen nicht abjolut wirfen. Für das 
Eigenthum liegt nicht der geringite Grund eines Borzugs oder einer 
bejonderen Behandlung vor. Wo Rechte verlegt fein jollen oder in 
Anjprud genommen werden, da müſſen fie bewiefen werden, und nur 
wo Gefahr auf Berzug fteht, hilft das Geſetz und zumal die Eivil- 
prozeß-Ordnung durch Arrefte und einftweilige Verfügungen in völlig 
genügender Weife aus. Beweiſe feiner Ermwerbtitel und Rechte zu 
ſammeln und zu fihern, ift Sache und Sorge jedes ordentlichen 
Hausvaterd und Wirthichafters, und es ift gewiß eine allzu ftarfe 
Zumuthung an die Gutmüthigkfeit des Staatsweſens und an die 
Vorjorge des Gejetgeberd, wenn man von ihnen die Schaffung 
eines Beligichuges zu Gunften der nachläſſigen Eigenthümer, die über 
ihren Erwerb Urkunden nicht errichtet, oder jolche nachträglich ver- 
loren, oder nicht rechtzeitig für Neubejchaffung derſelben gejorgt 
haben, verlangen wollte. 

Wäre aber auch eine folche Beweiserleichterung und damit die 
Gründung einer bejonderen Borftufe des Eigenthums durch Zulafjung 
des Beſitzſchutzes für den Geſetzgeber indicirt, jo iſt doc der Ausſchluß 
des Petitoriums zum Nachtheil des Beklagten überaus ungeredit: 
fertigt. Man begeht nicht bloß die Ungerechtigkeit, den präſumtiven 
Eigenthümer von dem Beweiſe feines Rechts zu befreien, ſondern 


ſitzer zugleich Eigenthümer? Da möchte nun das ftatijtiiche Verbältnig, wenigſtens 
bei immobilien, von welchen Jhering beionders jpricht, gerade das umgefehrte 
jein, denn in dem Bewußtiein des Eigentdumsrechts des nicht befigenden Eigen- 
thümers liegt eine viel lebhaftere Aufforderung zur eigenmädtigen Erlangung 
des ihn rechtlicher Weije zufommenden Belites, als im Bewußtiein eines Dritten, 
daß ihm weder Eigenthum noch Belit gebühre. 
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man gejtattet dem Beklagten aud) nicht einmal den Gegenbeweis des 
£lägeriichen Unveht3 und den Beweis feines eigenen Rechts, Alles 
unter dem Schilde der Annäherung an die im Leben wirklich be= 
itehenden Eigenthumsverhältniffe. Dies tft ein widerfpruchsvoller 
Zuftand, aus welchem jelbft der Scharffinn Iherings feinen richtigen 
Ausweg gefunden hat. Mag indejfen auch das Römiſche Recht für 
diefe Theorie angeführt werden können, jedenfall3 ift fie für die heutige 
Zeit nicht annehmbar. 

Meine eigene Anficht über den Grund des richterlihen Befit- 
ihußes für die heutige Zeit will ich der Zweckmäßigkeit halber erſt 
bei der Kritik des Entwurfs darftellen und begründen, ich will aber 
gleich hier bemerfen, daß eine jede jolche Anficht, wenn fie Anſpruch 
auf Richtigkeit machen will, ſich mit den Yundamentalfägen unferes 
bürgerlichen Rechts nit in Widerſpruch ſetzen darf. Thut ſie es 
dennoch, jo ijt fie von vornherein verloren. Dahin gehört vor Allem, 
daß der Befit lediglich ein thatjächliches Verhältniß, und nicht ein 
Recht, weder ein abjolutes, nod) ein relative, aud) nicht einmal ein 
ganz ſchwaches Recht ift. Das jubjektive Recht iſt ein nad Grund: 
jäten der Gerechtigkeit erworbenes Gut. Was ift da3 aber für ein 
Recht, welches durch, eigenes Verbrehen erworben und durch fremde 
Berbrechen verloren werden kann? Dahin gehört ferner das Verbot 
der eigentlichen Selbſthülfe im Gegenſatz zur Erlaubtheit des Selbſt— 
Ichutzes gegen Angriffe Dritter auf ein bejtehendes Gut, und es wird 
daher wohl jtet3 die Selbjtvertheidigung eines beftehenden Beſitzes 
gegen Angriffe Dritter, nicht aber die Selbjthülfe behufs Wieder- 
erlangung eines nicht mehr bejtehenden, jondern verlorenen Bejites 
geftattet werden können. 


Bweiter Abſchnitt. 


Kritif und Vorſchlag. 
A. DBefik und Inhabung. 


ST. 

Der Entwurf jegt an die Stelle des einheitlichen Befißbegriffs 
zwei Begriffe, den Befit und die Inhabung, und baut auf fie 
beide die ganze Lehre auf. Ich kann es mir nicht verjagen, bier 
nochmal3 der ungemeinen Fülle von Scharfjinn und Fleiß rühmend 
zu gedenken, mit welchen diefer Bau aufgeführt und bis ing Stleinfte 
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ausgearbeitet iſt, allein ich kann andererſeits doch auch nicht uner— 
wähnt laſſen, daß die ganze Grundlage dieſer Zweitheilung eine 
durchaus verfehlte iſt, und zu unzweideutig ausgeſprochenen Konſe— 
quenzen führt, welche man ſelbſt bei Laien nicht äußern darf, ohne 
bei denſelben die höchſten Bedenken zu erregen. Nach dem Entwurfe 
wird unterſchieden zwiſchen Beſitz und Inhabung. Der Beſitz iſt die 
thatſächliche Gewalt einer Perſon über eine Sache in Verbindung 
mit dem Willen des Inhabers, die Sache als die ſeinige zu haben 
(Befigwille). Die Inhabung aber iſt lediglich die thatſäche Gewalt 
über die Sache. Ob die Inhabung mit einem Inhabungswillen ver: 
ichen fein müffe, läßt der Entwurf abſichtlich unentichieden, er über: 
läßt die Beantwortung diejer Frage der Doftrin (Mot. ©. 81). Der 
Beſitzer wird nicht al3 joldyer, jondern als Inhaber geihüst, und 
der Inhaber als jolcher, und nicht als Befiger. Der Befit hat nur 
für das Eigenthum, namentlich für Bindikation, Erfitung, Tradition, 
Dffupation und Dereliktion ein Intereſſe. Die Vorſchriften über 
den Befig dienen nur den Eigenthumsnormen, und nicht den Normen 
über Befig- oder Inhabungsſchutz. „Die Inhabung ift zwar ein That- 
beitandsmoment und nicht eine Art des Beſitzes mit bejonderem 
Willensinhalte; aber es werden doch auf die Inhabung, jofern die- 
jelbe in einer bewußten und gewollten thatlächlichen Gewalt befteht, 
die Borjchriften über Fortſetzung und Ende des Beſitzes von der 
analogen Anwendung nicht auszufchließen fein, und wird fo eine 
Lüde, welde in dem Mangel an Bejtimmungen über Fortjegung und 
Ende der Inhabung gefunden werden könnte, ſich ausfüllen.” 

ad) den Ausführungen über die rechtliche Natur des Beſitzes 
(88 3, 4) kann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß die Inhabung 
des Entwurfs, d. h. die thatjächliche Gewalt einer Perſon über eine 
körperliche Sache ein Thatbeſtandsmoment des Befiges bildet, aber 
für ſich allein verdient fie feinen poſſeſſoriſchen Schuß. Die ganze 
Theorie des Entwurfs jcheitert, wenn man ihre Richtigkeit auch nur 
an einem von hunderten von Fällen des täglichen Lebens prüft. Die 
Köchin, welcher die Beforgung der Küche ausſchließlich anvertraut ift, 
{ft unzweifelhaft Inhaberin aller Kochgeichirre, denn ſie hat die that- 
ſächliche Gewalt über diefelben. Padt fie eines Tags Porzellan und 
Gläſer auf und geht davon, jo darf fie nad) dem Entwurfe von der 


. Die Mängel diejev Terminologie jind bereits von Gierke, S. 74 fi, 
277 ff, Bähr, 2.99 ff. und Wendt, ©. 153 ff. gerügt. 
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Herrichaft nicht daran gehindert werden, und wenn ihr das Gejtohlene 
dennoch abgenommen wird, jo genießt fie nach dem Entwurfe richter- 
lichen Beſitzſchutz, und die verklagte Herrihaft kann ihr den Diebftahl 
nicht entgegenjegen, weil petitoriihe Einreden im Poſſeſſorium aus: 
geichloffen find. Was würde ein Laie hierzu jagen ?®) 

Wenn man von dem Befit als folhem ein Elares Bild geben 
will, fo darf man ihn nicht al3 Thatbeftandgmoment des Eigenthums— 
erwerb3 oder Eigenthumsverluftes erörtern. Bei einer ſolchen Be— 
handlung find Irrthümer unvermeidlich, und man muß daher die im 
eriten Theil des Abjchnitt3 von Beſitz und Inhabung für den Beſitz 
als Eigenthumsſtufe gegebenen Normen aus diefem Abjchnitte aus: 
icheiden. 

Der Entwurf jelbft gibt feine eigentliche Definition des Befites, 
weil er die Möglichkeit einer in legislativer Beziehung genügenden 
und nicht mißzuverftehenden Definition bezweifelt. Er bejchränft ſich 
daher darauf, Beftimmungen über Erwerbung, Yortjegung und Ende 
des Befites zu geben. Hierbei läßt ſich zunächft ein praftijcher Ein- 
wand nicht unterdrüden. Eine Beſtimmung über die Fortdauer des 
Beliges gibt der Entwurf eigentlich nur im $ 806, indem er vor- 
Ichreibt, daß der Befit bis zum Eintritt einer Berluftthatfache fort: 
daure. Wird nun die praftiihe Frage gejtellt, vb jemand gegen— 
wärtiger Befiger fei, jo müßte. nad) dem Entwurf immer die Erwer- 
bung, alfo die erjte Befigergreifungshandlung nachgewiejen werden, 
was wohl nur in den jeltenjten Fällen möglich fein wird. Augen: 
fcheinlih muß man aud) Handlungen der Ausübung eines beftehenden 
Beſitzes zum Beweis dejjelben zulaſſen.“ Die Hauptjache ift indefjen, 


) Snzwifchen haben auch Wendt und Meifcheider jehr zutveffende Bei: 
ipiele angeführt, welche den Widerſpruch jener Theorie mit den Auffafjungen des 
Lebens darthun. 

) Die Motive betrachten im $ 806 feinesiwegs eine Präjumtion der Fort 
dauer des Belites in Anſehung der Bemweislait aufgeitellt, verlangen vielmehr 
von Befitzfläger den Beweis jeines Befiges zu dem gerade relevanten Zeitpunfte. 
Zie finden in jenem Baragraphen nur ausgejproden, daß es zur Fortdauer des 
Befites nicht erforderlich ſei, daß der Anfangsthatbeitand in jedem ferneren 
Momente vorhanden wäre. Was heißt das: Anfangsthatbeitand? Dieſer wird 
doh durch die Inhabung und den Befißwillen erfchöpft. Nach) den Motiven 
nu Anhabung zur entjcheidenden Zeit bewiefen werden, der Belitiville aber 
wird präfumirt oder gar fingirt, wenn fein VBorhandenjein zur Zeit des Beſitz— 
erwerbs vorhanden war. Ich will keineswegs den hierin gelegenen geſunden 
nern verfennen, wonad für den Beweis etwa des Eigenthumbefites zu einer be- 


daß ſich eine vollſtändige Definition des Beſitzes ſehr wohl geben 
läßt. Gelingt dies, ſo iſt das Geſetz jeder weiteren Vorſchrift über 
Erwerbung, Fortdauer und Beendigung des Beſitzes als eines that— 
ſächlichen Zuſtandes überhoben, und es kann die Anwendung der ge— 
gebenen Begriffsbeſtimmung getroſt der juriſtiſchen Bildung und der 
Lebenserfahrung der Richter und Anwälte überlaſſen. Aber auch die 
Vorſicht gebietet aus zweierlei Gründen die möglichſte Vermeidung 
jedes Details und jeder Exemplifikation. Denn nicht nur, daß ſich 
dadurch bei der Formulirung der einzelnen Rechtsſätze die Ge— 
fahren der Unklarheit ſteigern, ſo fehlt es auch dem Geſetzgeber auf 
den Gebieten, in welchen er mit dem bisherigen Rechte in weſent— 
lichen Beziehungen brechen, und neue Rechtsideen einführen zu müſſen 
der Anſicht iſt, an hinlänglicher Erfahrung und einer das ganze Ge— 
biet beherrſchenden klaren Ueberſicht. Gerade die vom Entwurf ge 
lieferte Bearbeitung der Lehre von Beſitz und Inhabung ſoll uns 
in dieſer Beziehung ein warnendes Beiſpiel ſein. Nur wo die Ge— 
fahr eines Mißverſtändniſſes oder einer unrichtigen Anwendung des 
allgemeinen Satzes allzugroß iſt, muß eine Aufklärung durch Spezial— 
beſtimmungen eintreten. Die Vorſchriften des Entwurfs über Beſitz— 
erwerb und Beſitzverluſt ſind, abgeſehen von der Frage ihrer Richtig— 
keit oder Unrichtigkeit im Einzelnen, prinzipiell überflüſſig, weil ſie 
ſich bei einer richtigen Anwendung des Beſitzbegriffs von ſelbſt er— 
geben müſſen. Dies trifft die 88 797, 802—806, 808 -813. 

$ 797. „Der Beji einer Sache wird erworben durd) die Er- 
langung der thatjädhlihen Gewalt über die Sache (Inhabung) in 
Verbindung mit dem Willen des Inhabers, die Sache als die jeinige 
zu haben (Bejitwille).“ 

s 802. „Der Beſitz einer Sache kann ohne den Willen des bis- 
berigen Bejigerd von einem Anderen nur dur ſolche Handlungen 
erworben werden, durch welche dem bisherigen Befiger der Belit 
entzogen wird.” 

Nach den Motiven ſoll durd) dieje Vorichrift nur eine Konſe— 
quenz des Bejigbegriffs gezogen und der Ausjchluß der Compossessio 


jtimmten Zeit der Befiger neben dem Beweife der Inhabung zu diejer Zeit die 
Qualität jeines Bejiges als Eigenthumsbefit mit Urkunden darthun fann, melde 
über jeinen Befigerwerb vor zehn Jahren errichtet worden find, allein ein Be: 
dürfnig zu einer Präfumtion in diefer Richtung liegt um fo weniger vor, als 
nad) der Civilprozeßordnung die richterliche Ucberzeugung von der Exiſtenz einer 
Thatſache an ſolche pofitive Momente nicht gefeſſelt werden fann. 
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in solidum ausgefprodhen worden. Sie. ift gänzlich überflüffig, und 
bedarf jedenfalls, um dem Verſtändniß näher gebradjt zu werden, einer 
völlig anderen Formulirung. 

$ 803. „Mittel® Uebergabe wird der Beſitz einer Sache er: 
worben, wenn der Bejit von dem bisherigen Beſitzer dem Erwerber 
eingeräumt und von dieſem ergriffen wird. 

Die Willenserklärung des bisherigen Befigers, daß er den Befit 
einräume, und die Willenserklärung des Erwerberd, daß er den 
Beſitz ergreife, genügen für den Erwerb des Bejites, wenn der Er: 
werber ſich thatjächlich in der Lage befindet, die Gewalt über die 
Sache beliebig auszuüben.” 

Reine Konfequenz des Befißbegriffs und darum für ein Gejeh- 
buch bejchwerend. Das einzig Intereſſante ift der Begriff des „that= 
ſächlich in der Lage Befindens, die Gewalt über die Sache beliebig 
auszuüben.” Allein jelbjt die Motive geben uns feine weiterreichende 
Aufklärung. 

$ 804. „Die in der Inhabung eines Anderen befindliche Sache 
fann von dem Bejier einem Dritten dadurd übergeben werden, daß 
der bisherige Befiger den Inhaber anmweift, die thatjächliche Gewalt 
fortan für den Dritten auszuüben, und diefer gegenüber dem bis. 
herigen Befiger oder dem Inhaber den Befigiwillen erklärt. Der 
Beli wird von dem Dritten nicht erworben, wenn der Inhaber un— 
verziüglih nad dem Empfange der Anweiſung gegenüber dem bis— 
berigen Befiger oder dem Dritten der Anweilung widerjpricht.” 

Dies find Eigenthumsnormen; für den Beſitz und Beſitzſchutz 
können fie feine unmittelbare Geltung haben. Zu welchen Rejultaten 
würden fie führen? Wenn der Eigenthumsbeliger eines verpadhteten 
Guts dafjelbe verkauft, jo bedarf er behufs Uebertragung des Beſitzes, 
joweit er ihm am Pachtobjeft überhaupt noch zufteht, an den Käufer 
der Mitwirkung des Pachtbefigers keineswegs. Berfäufer und Käufer 
werden jih, wenn fie es nicht ſchon vorher gethan haben, auf das 
Gut begeben, die Gebäude mehr oder weniger eingehend in Augen- 
jchein nehmen, e3 werden Meußerungen wegen UWebergabe und 
Uebernahme des Guts gethan werden und es wird insbejondere beim 
Käufer das Beſitzesbewußtſein Hinlänglich fi) ausbilden. Damit ift 
der Bejiß erworben. Der Pachtbeſitzer braucht gar nicht gefragt zu 
werden, und fein etwaiger Widerjpruch gegen den beabjichtigten Befig- 
wechjel ift gänzlich einflußlos. Würde er demnächjt den neuen Be— 
figer an der Bornahme einer nothiwendigen Nepargtur der Gebäude 
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hindern, fo ftört er damit deſſen Bejit und begründet für ihn Gelbit- 
ſchutz und gerichtlichen Schuß. 

Ss 805. „Die Uebergabe einer in der Inhabung des Befiters 
befindlihen Sahe an einen Anderen kann, wenn der Befiter auf 
Grund eines zwilchen ihm und dem Anderen bejtehenden bejonderen 
Rechtsverhältniſſes befugt oder verpflichtet ift, die Sache als Inhaber 
zu behalten, dadurd) bewirkt werden, daß der bisherige Befiter im 
Einverftändnifje mit dem Anderen diefem den Willen erklärt, die 
thatjächliche Gewalt fortan für denjelben auszuüben. 

Iſt der bisherige Beſitzer berechtigt, den Anderen in Anfehung 
des Bejiterwerb3 zu vertreten, jo genügt zum Bejigerwerbe des 
Anderen jede Handlung des bisherigen Beſitzers, durch welche der 
legtere den Willen Eundgiebt, die thatjächliche Gewalt fortan für 
den Anderen auszuüben.” 

Auch dies find Eigenthumsnormen; fie betreffen das constitutum 
possessorium, gegen dejjen Anwendung in einzelnen Fällen das Leben 
befanntlich eine große Abneigung hat. Für den Erwerb des Bejiges 
als jolchen iſt eS aber ein ganz harmlojes Inſtitut, und das Geſetz 
würde fi) gewiß einer grundlofen Eigenmacht ſchuldig machen, wenn 
ed den jchuldlojen Befig mit der Feſſel des $ 805 nur deshalb be— 
legen wollte, um den entfernteren Verwandten des Beſitzes, das 
Eigenthum, in feiner Freiheit zu bejchränfen. Für den Bejigerwerb 
iſt das constitutum possessorium nur ein Akt der Stellvertretung. Die 
Motive erkennen denn auch jelbit an, daß es für den Belig in feiner 
Eigenschaft als das die Beklagtenrolle und die Beweislaſt bei der Eigen: 
thumsflage bejtimmende Moment, ſowie als das durch die Befiges- 
Elage zu jchütende Gut feinem Bedenken unterliege (Mot. ©. 98). 
Dieje Anerkennung ift der fprechendjte Beweis dafür, daß der $ 805 
aus dem Abjchnitt vom Beſitz auszuſcheiden hat. 

$ 806. „Der Befit dauert fort bi8 zum Eintritt einer That- 
jache, welche nach den Borichriften der 88 807 bis 813 die Be- 
endigung des Beſitzes bewirkt.” 

Diefe Vorſchrift ift, infoweit jie vom Befitbegriffe abweicht, un- 
richtig (S. auch oben Note 3). Dagegen fordert die wirthichaftliche 
Natur im Gegenfaß zur phyſiſchen Natur des Befites allerdings 
eine Erläuterung dahin, daß mit dem Verluſte des Beſitzesbewußtſeins 
in Folge eines phyfiichen Mangels des Beſitzers der Belit nicht ver: 
loren gehe (vergl. $ 5). Doch ijt diefe Erläuterung am zweck— 
mäßigiten mit dem $ 809 Entw. zu verbinden. 
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$ 808. „Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß der Beſitzer den 
Willen erklärt, die Sache nicht mehr al3 die feinige zu haben (Auf- 
geben des Beſitzes).“ 

Nach dem Begriffe des Beſitzes iſt dieſe Beſtimmung durchaus 
überflüſſig. Denn mit dem Wegfall eines Thatbeſtandsmoments 
des Beſitzes als eines faktiſchen Zuftandes fällt diefer ſelbſt weg. 

$ 809. „Auf das Aufgeben des Befiges durch eine gejchäfts- 
unfähige oder in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkte Perſon finden die 
Vorſchriften über das Aufgeben von Rechten durch ein von einer 
joldhen Perjon vorgenommenes Rechtsgeſchäft, auf das Aufgeben des 
Befites durch einen Bertreter die- Vorjchriften über das Aufgeben 
von Rechten durch ein von dem Bertreter vorgenommenes Rechts— 
gejchäft entfprechende Anwendung.“ 

Mit dem materiellen Inhalt diefes Paragraphen muß man durd)- 
aus einverjtanden fein, allein er ift nicht erfchöpfend, und birgt wegen 
jeiner Gleichitellung des Beſitzes mit Rechten und wegen jeiner Be- 
zugnahme auf Nechtsgejhäfte und die von denjelben geltenden Bor: 
Ihriften, da doch der Beſitz an ſich fein Recht und die Aufgabe des 
Beſitzes an fih kein Nechtsgeichäft ift, allerlei Gefahren in fich, 
welche nad Möglichkeit zu vermeiden fein möchten. Zunächſt muß 
bemerkt werden, daß durch den Eintritt der Geichäftsunfähigkeit oder 
der Beſchränkung der Gejchäftsfähigkeit des Befigers der Beſitz nicht 

‘ verloren wird. Sodann fann man anordnen, daß eine gejchäfts- 
unfähige oder in ihrer Gejchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon ohne Ein: 
willigung ihres gejeglichen Bertreter3 ihren Bejig nicht aufgeben 
kann. Was dagegen die Aufgabe des Beſitzes durch den Stellvertreter 
betrifft, jo genügt die allgemeine Bemerkung des Gejetes, dat beim 
Beſitz Vertretung zuläflig jet. 

8 810. „Der Befit wird beendigt, wenn dem Bejiger die that: 
jächliche Gewalt entzogen wird. Durch eine ihrer Natur nad) nur 
vorübergehende Behinderung, die thatjächliche Gewalt auszuüben, wird 
der Beſitz nicht beendigt.” 

$ 811. „Der Befig wird dadurch nicht beendigt, daß ein Anderer 
die thatjächliche Gewalt über die Sache mit dem Willen erlangt, die 
Gewalt für den Beliger auszuüben.“ 

Der Inhalt beider Paragraphen iſt doch gar zu jelbitveritänd- 
ih, al8 daß er vom Geſetz noch einmal bejonders beftätigt werden 
müßte. Gerade die Motivirung des 8 811 durch die Motive 
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(©. 104b) läßt erkennen, daß das Rejultat ein unzweifelhaftes ijt, und 
daß man nur zu feiner, Erzielung zweierlei Wege einfchlagen könne. 

$ 812. „Der Bejiß cine Grundftüds wird dadurd), daß ein 
Anderer die thatjäcjliche Gewalt über dafjelbe ausübt, nicht beendigt, 
wenn der bisherige Bejiger oder, jofern diefer das Grundftüd nicht 
jelbft innehatte, der bisherige Inhaber fofort nach erlangter Kenntniß 
von den Befishandlungen des Anderen die thatjächlihe Gewalt ſich 
wiederverſchafft.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt in Bezug auf das, was ſie direkt ſagt, 
völlig richtig, allein ihre Motivirung und das, was ſie indirekt ſagt, 
iſt unrichtig. Der Beſitz ſoll nicht verloren gehen, allein ein Wechſel 
der Inhabung ſei nicht zu leugnen, und andererſeits ſetze ſich in dem 
Wiederbemächtigungsrechte die frühere Inhabung in gewiſſer Weiſe 
fort, während die neue Inhabung geſchwächt ſei. Dieſe Lage recht— 
fertige es, die neue Inhabungsergreifung nicht als ein definitives 
factum contrarium anzuſehen, ebenſowenig aber könne einſtweilen die 
Inhabung bedingungslos dem bisherigen Beſitzer zugeſprochen werden. 
Erſt der Zeitpunkt der Kenntniß des bisherigen Beſitzers von der 
Zwiſcheninhabung und der der Wiederverſchaffung ſei entſcheidend. Trete 
letztere ein, ſo ſei der Beſitz nicht als unterbrochen anzuſehen. In— 
direkt wird damit aber gejagt, daß wenn demnächſt von dem Wieder: 
bemächtigungsrechte Fein Gebrauch gemacht werde, der Beſitzverluſt 
als jhon in dem Zeitpunfte eingetreten anzujehen jei, in welchem 
der Belisftörer die Inhabung ergriffen habe, und nicht erjt in dem 
Moment, in weldem der Bejiter von der Eigenmadht des Andern 
Stenntniß erlangt und von einer Wiederbemädhtigung abgejehen habe. 
Wir werden weiter unten fehen, daß der Befitverluft in Wahrheit 
erſt in dieſem legteren Zeitpunkte eintreten kann, und es foll hier 
nur darauf hingewieſen werden, dat die Annahme eines bedingten 
Beſitzverluſtes oder einer bedingten Befigaufrechterhaltung juriſtiſch 
in keinerlei Weije gerechtfertigt zu werden vermag. Uebrigens gilt 
dieje ganze Begründung nur dem Berlufte des Befites als Eigen: 
thumsitufe, und nicht dem Berluite der Inhabung als eines fchußbe: 
dürftigen Berhältnifjes. Denn im $ 815, Abi. 3 fpricht der Ent- 
wurf von dem Wiederbemädtigungsreht des Inhabers: „Sit die 
thatjächlihe Gewalt über ein Grundſtück dem Inhaber durd) ver: 
botene Eigenmadht entzogen —.“ Der Entwurf nimmt alfo hier 
einen unbedingten Verluſt der Inhabung felbit für den Fall jpäter 
eingetretener Wiederbemächtigung an. 
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8 813, Abj. 1. „Wird die thatjächliche Gewalt für den Beſitzer 
durch einen Anderen ausgeübt, jo wird der Beſitz dadurch nicht beendigt 
daß der Inhaber ftirbt oder gejhäftsunfähig wird.” 

Ich halte zwar diefe Beſtimmung für äußerft jelbftverftändlich, 
habe aber auch feine Bedenken gegen ihre Aufnahme. Bielleiht läßt 
fie fih fürzer formuliven, etwa dahin: „Der Befit endigt nicht mit 
dem Tode oder der Gefchäftsunfähigkeit des Vertreters.“ 

Dagegen muß man fih mit aller Entjchiedenheit verwahren 
gegen 

$ 813, Abſ. 2. „So lange der Inhaber die thatjächliche Ge- 
malt behält, wird durch eine Handlung defjelben der Befig nur dann 
beendigt, wenn der Inhaber gegenüber dem Beſitzer den Willen er- 
Elärt, die thatſächliche Gewalt nicht mehr für den Befiger, jondern 
für fih oder einen Dritten auszuüben.” 

Denn es mag das Gemeine Recht in diefer Beziehung geftaltet 
fein, wie es will, jedenfall3 ift für unfer heutiges Rechtsbewußtſein 
der Gedanfe unerträglich, daß der Beliger einer Sache feinen Beſitz 
durch kontrektatoriſche Handlungen jeines Vertreters, Vermwalters, 
Dienftboten und aller derjenigen Perſonen, die in der Lage find, die 
thatjächlihe Gewalt über eine Sache ihrer Herrihaft auszuüben und 
die der Entwurf unter den Inhabern verfteht, verlieren, und weder 
zum Gelbjtihug noch zum gerichtlihen Schug berechtigt fein joll. 
Keine Beitimmung des ganzen Entwurfs wird den Widerjprud) des 
Volkes in allen feinen Schichten jo jehr hervorrufen, wie diefe, und 
die Gejetgebung wird gewiß gendthigt fein, fie zu bejeitigen, — da= 
mit aber auch die ganze Grundlage der Lehre des Entwurf von 
Befis und Inhabung zu Gunften der Wiedereinführung de3 einheit: 
lichen Bejigbegriffes zu opfern. Die dem ungetreuen Vertreter zur 
Pfliht gemachte Höflichkeit der Anzeige jeiner Kontrektationsabſicht 
an feinen vertrauensfeligen Prinzipalen hat doc, nicht den geringften 
Werth, denn es wird für diejen ganz gleichgültig fein, ob er heute 
oder in ‚vierzehn Tagen erfährt, daß er feinen Belig verloren hat, 
und ihn fi) weder durch Eigenhülfe, noch durch Gerihtshülfe wieder 
verihaffen kann. Sit er recht Elug, jo wird er bei Entjtehung jeines 
Berdaht3 der Kontrektationsabſicht feines Bertreterd fofort die 
Sade wieder zu erlangen juchen; kommt dann der Bertreter mit 
jener Erklärung, jo fommt er damit zu jpät. Der Eluge Vertreter 
wird aber mit jeiner Erklärung dem Prinzipale zuvorzufommen 
juhen. Wenn er aber auch eine Minute zu jpät fommt, jo Kann 
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er jih auf $ 814 berufen, wonacd der Brinzipal ohne den Willen 
ded Vertreters diejem die Inhabung nicht entziehen darf. Dies find 
Wirrnifje, die für den Verkehr unerträglich find. 

Meines Erachtens genügt für die Praris die Aufftellung einer 
erihöpfenden Definition des Befitbegriff3 und die Hervorhebung der 
Arten des Befiges, wie fie im Leben vorzufommen pflegen. Eine 
Definition diefer Arten ift unnöthig. Und ſchließlich genügt die Er- 
wähnung der Zuläffigfeit der Stellvertretung beim Beſitz, d. 5. bei 
der Erwerbung, der Ausübung und dem Verluſt des Beſitzes, und 
die Beifügung einzelner Erläuterungen. Ach beantrage daher, die 
ss 797—813 zu jtreihen und an ihre Stelle folgende Beitimmungen 
zu jeten: 

8 797. 

DerBeſitz iſt die bewußte ausſchließliche natürlich: 
wirthſchaftliche Herrſchaft einer Perſon über eine 
körperliche Sache.) 

8798. 

Der Beſitz iſt entweder Eigenbeſitz oder fremder 
Beſitz. 

Der Eigenbeſitz kann Eigenthumsbeſitz, Nieß— 
brauchsbeſitz, Gebrauchsleihebeſitz, Mieth-und Pacht— 
beſitz, Pfand- und Retentionsbeſitz, Verwaltungs— 
beſitz Verwahrungsbeſitz, Verantwortlichkeitsbeſitz, 
Beſitz auf Widerruf und Beſitz zur Befriedigung 
jedes anderen wirthſchaftlichen Intereſſes ſein. 

Der Beſitz iſt entweder Vollbeſitz oder Theilbeſitz, 
Alleinbeſitz oder Mitbefiß‘), ein thätiger oder ein 
rubhender, und ein ungeftörter oder geftörter. 


) Damit fällt aud) $ 798 Abſatz 1: „Beſitz einer Sache ijt nur infoweit 
möglich, als Eigenthum an der Sache möglich iſt.“ Darnad) ijt auch der Beſitz 
an einer Wohnung, an Räumen und an einzelnen beliebigen Stellen eines Hauſes 
möglid. ES fällt auch Abi. 2: „An weſentlichen Bejtandtheilen einer Sache findet 
ein von dem Befige der letteren abgejonderter Beſitz nicht ſtatt,“ und es wird 
daher der Beſitzer eines in einen fremden Wagen eingefügten Rades feinen Belit 
daran nicht verlieren. Dem ſ. g. Rechtsbefig tft durch obige Definition in voll- 
ftändiger Weife Nechnung getragen. — Ferner fällt auch $ 807: „Der Belit wird 
beendigt, wenn er in Gemäßheit des $ 798 unmöglich wird,“ und ſchließlich 
werden die vom Eriverb, von der Fortdauer und vom Berluft des Beliged redenden 
SS 797, 802-- 806, 808-813 überjlüffig. 

5) Damit wird der 8 799: „Eine Sache kann von Mehreren in Gemeinfcaft 
beſeſſen werden,” überflüſſig. 
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$ 799. 

Eine gejhäftsunfähige Perjon kann, injoweit 
ihr im Einzelfall Befigesbewußtjein zufteht, Befig 
erwerben.?) 

$ 800. 
Beim Bejig ift Bertretung zuläffig. 


8 801. 

Durd Eintritt der Gefhäftsunfähigfeit oder der 
Beihränfung der Gejhäftsfähigkeit des Beſitzers 
wird deſſen Befig nit verloren. 

Eine gejhäftsunfähige oder in ihrer Gefdäfts- 
fähigfeit beſchränkte Perſon fann ohne Einwilli- 
gung ihres gejeglihen Vertreters ihren Bejig nicht 
aufgeben.!®) 

$ 802. 

Der Beſitz eines Bertretenen endigt nicht mit 
dem Tode vder der Bejhäftsunfähigfeit des Ver- 
treter?. 


B. Befibiäut,. 
I. Grund des Belihfihußes. 


88. 

sm $ 4 haben wir gejehen, daß der Befit ein wirthichaftliches 
Gut ift, und wie er die Bedürfniffe des Menfchen zu befriedigen und 
deſſen Wohlbefinden herbeizuführen vermag. Jetzt haben wir eine 
Sehrjeite, den Berluft eines gehabten Beſitzes und zwar den nicht 
gewollten Berluft, in feinen Wirkungen auf den PVerlierenden zu be- 
traten. Schon das einfache Verlegen eines im Haushalte oder für 
die J——— des Beſitzers mehr oder weniger unentbehrlichen 


) Kinder unter ſieben Jahren werden hiernach regelmäßig an gewiſſen Eß— 
und Spielwaaren Beſitz erwerben können; von dem Erwerb des Beſitzes eines 
Grundftüds wird nicht geredet werden fönnen. Dies erkennen auch die Motive 
für den Erwerb der Inhabung an (S. 85). Es wird daher $ 800: „Eine geichäfts: 
unfähige Perjon kann nicht durch eigene Handlungen Befig erwerben. Eine 
in der Geichäftsfähigfeit befchränkte Perſon kann auch durd eigene Handlungen 
Bei erwerben” — wegzufallen haben. 

1) Der $ 801: „Auf den Beiiteriverb durd; Vertreter finden die VBorichriften 
über den Erwerb aus einem von dem Bertreter vorgenommenen Necdtsgeichäfte 
entiprechende Anwendung,” ferner $ 805 und der Nachſatz des $ 509 werden 
überflüffig. 








Gegenftande3 erzeugt eine empfindliche Störung der wirthichaftlihen 
Drdnung; das Suchen des Befiger8 und feiner Angehörigen nad) 
ihm verurfacht Arbeit, Mühe und Zeitverluſt, es ift eine unproduf- 
tive Arbeit und jchädigt nicht bloß die ordnungsmäßige Produftion, 
fondern ruft aud; unangenehme jeeliihe Empfindungen hervor, die 
wieder die Urſache zahlreicher anderer Nachtheile zu jein pflegen. 
Noc größer find die wirthichaftlichen Nachtheile eines definitiven Be— 
jigverluftes, und man betrachtet denjelben ganz allgemein als ein 
wirthichaftliches WMebel. Da es ein in der menschlichen Natur tief 
begründetes Bejtreben ift, jegliches Uebel mit aller zu Gebote ftehenden 
Willens- und Thatkraft abzumenden, jo entjpricht e8 auch der menjc- 
lihen Natur, allen der Bejigerhaltung und Befigesausübung drohenden 
feindlichen Angriffen, fie mögen kommen, woher fie wollen, rechtzeitig 
vorzubeugen, eintretendenfall3 fie zurüdzufchlagen und im Fall des 
Bollzugs des Angriffs den verurjachten nachtheiligen Erfolg jo raſch 
als thunlich wieder zu befeitigen und damit jenen Angriff in feinen 
Wirkungen ungejchehen zu machen. Daher jehen wir denn einen 
außerordentlich großen Theil der menjchlichen Arbeit auf die Erhal— 
tung des Befigftands gerichtet; Hab und Gut wird durch Anwendung 
großer Sorgfalt in räumlicher Ordnung gehalten und durch eine 
Menge von Schugvorrichtungen ſowohl gegen die zeritörenden Ele— 
mentarereigniffe fiher zu ftellen, wie vor den eigennüßigen Zugriffen 
der Mitmenjchen zu bewahren gejucht. Die körperliche Kraft des 
Menjhen, ohne oder mit Benußung von Hülfswerkzeugen, ift nur 
eine Art jener Schußvorridtungen oder Schußmittel, und finden wir 
es daher der menjchlihen Natur vollfommen angemefjfen, daß der 
Beliger zum Zweck der Aufrechterhaltung und Bertheidigung jeines 
Belititandes die gegen diejen gerichteten Angriffe dritter Perſonen 
mit aller ihm zu Gebote jtehenden Kraft zurückweiſe. Dies bejtätigen 
die deutichen Sprüchwörter: „Wer mid) angreift, den greif' ich wieder,“ 
und „Wie der Angriff, jo der Ausgriff.”') Und wenn es etiva dem 
Angreifer im Kampfe um den Beſitz einer beweglichen Sade oder in 
Abwejenheit des Befigers gelungen fein jollte, den Befit ſich anzu: 
eignen, fo finden wir es ebenfalls der menſchlichen Natur angemefjen, 
daß der Befiter den Kampf alsbald fortjege und dem Angreifer nad» 
eile, um ihm den Befit wieder abzunehmen. Wir erbliden in diefem 
Selbſtſchutz eines von dritter Seite angegriffenen Beſitzſtandes den 


) Wander, Deutices Sprichwörter-Lexikon (1867) I ©. 89. 
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Gegenitand eines natürlichen, rein menſchlichen Rechts, und erfennen 
ein natürliches Recht auf Selbſtſchutz de3 Befites an. Die Frage 
ift nur die, ob, unter welden Borausfegungen und in welchen 
Umfange das pofitive Recht den Gelbftihug anerkennen fol. Maden . 
wir uns in diefer Beziehung jchlüffig, jo ergiebt fih der Grund, 
die Vorausjegung und der Umfang de3 gerichtlichen Beſitzſchutzes 
von jeibit. 

Bor Allen ift feftzuftellen, gegen welche Angriffe von dritter 
Seite der Selbitihug des Beſitzes gejtattet werden joll, ob gegen 
jeden, wie immer gearteten, oder nur gegen einen bejonders beſchaffenen. 
Der Entwurf fordert einen Augriff, der den Charafter der ver- 
botenen Eigenmadt an fih trage, und findet denjelben (von 
bejonderen gejeglichen Beftimmungen abgejchen) in der Entziehung 
oder Störung der Inhabung einer Sahe ohne den Willen des In— 
habers ($ 814). Die Motive erkennen die Wichtigkeit einer thunlichſten 
Feſtſtellung derjenigen Angriffshandlungen, welche al3 an fi) unerlaubt 
zu betrachten jeien, an, glauben aber, daß mit jener Bezeichnung der 
Begriff des unrechtlihen Berigesangriffs vollftändig gegeben jet und 
bejchreiben denjelben hie und da aud) noch mit anderen Worten, wie: 
„\o weit und jo lange die Inhabung einer Perſon bejaht werden muß, 
ift jede Handlung, welche dem auf die Durchjegung der Herrichaft 
über die Sache gerichteten Willen des Inhabers Zwang anthut, als 
vis aggressiva zu beurtheilen” (©. 111), „der Entwurf beftimmt in 
$ 814 den Begriff der verbotenen Eigenmadt, indem er den Sat 
aufitellt, daß in der Regel Niemand ohne den Willen des Inhabers 
demjelben die Inhabung entziehen oder ihn darin ftören darf. Die 
Bedeutung dieſes Sate3 für den Beſitzſchutz befteht in der Feſtſtellung 
der Borausjegung, an welche die in den folgenden Paragraphen ent: 
haltenen Rechtsnormen anfnüpfen. Die Borausfegung ift gegeben, 
wenn gegen den Inhaber eine Handlung der bezeichneten Art vor- 
genommen ijt, welche nicht vorgenommen werden durfte. Es wird 
mithin nicht verlangt, daß das in $ 814 enthaltene Verbot in jchuld- 
hafter Weiſe übertreten ift, jondern nur, daß fo gehandelt ift, wie bet 
Unterjtellung der vollen Zurechnung der Handlung und der Ab- 
wejenheit eines jeden entjchuldbaren Irrthums nicht hätte gehandelt 
werden jollen” (S. 110). Die vom Entwurf und den Motiven ans 
gejtrebte Klarheit über den Begriff der verbotenen Eigenmadt iſt 
m. E. nicht erreiht. E3 fragt ih: genügt die objektive Entziehung 
oder Störung des Beſitzes ohne den Willen des Befigers, oder wird 
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noch ein jubjektive8 Moment gefordert, nämlich das Bewußtſein des 
Entziehenden oder Störenden, daß er mit feiner Befiergreifung den 
Bejig eines Anderen entziehe oder ftöre. Nad dem Wortlaut des 
$ 814 würde das objektive Moment genügen, allein durch die Ein- 
fleidung der Beftimmung in das Gewand eines Verbot3 („Niemand 
darf ohne den Willen des Inhabers einer Sade demjelben die In— 
habung entziehen oder ihn darin jtören”) fcheint da8 Bewußtſein des 
Unrechts gefordert zu werden. Auch noch eine dritte Auslegung 
wäre möglid,; man fann annehmen, der $ 814 enthielte die Auf- 
forderung an Jeden, der den Beſitz einer Sache ergreifen wolle, ſich 
vorerft aufs Zuverläffigite zu erkundigen, wer der eigentliche Befiger 
jet, und nad defjen Ermittelung bei ihm anzufragen, ob er die Beſitz— 
ergreifung geftatte, Niemand dürfe daher ohne ſolche Bergewifjerung, 
Anfrage und Bewilligung Seitens des wahren Befiterd den Befit 
einer Sache ergreifen. Die Motive erfchweren die Auslegung nod 
mehr. Sie geben zu verftehen, daß das Verbot der Eigenmacht für 
diejenigen nicht gelte, welche in entjchuldbarem Irrthum den Befit 
eines Anderen ohne defjen Willen entzögen oder ftörten, während jie 
zwei Zeilen vorher eine fchuldhafte Uebertretung des Verbots nicht 
fordern; ſie Halten jonad die unbewußte Entziehung oder Störung 
dort nicht als verbotene Eigenmadt, hier als verbotene Eigenmadt. 
Und wenn jie in der Mitte zwijchen beiden Aeußerungen die volle 
Zurehnung der Handlung fordern, jo erklären fie das Bewußtjein 
der Widerrechtlichkeit und die fahrläffige Unkenntniß der Wider- 
rehtlichfeit der Entziehung oder Störung fremden Beſitzes als noth— 
wendiges Erfordernig des Thatbejtandes der verbotenen Eigenmadt. 
Was ift num der wahre Sinn der Vorjchrift de 8 814? Iſt die 
lediglich objektive Entziehung und Störung fremden Befiges verbotene 
Eigenmaht? Dem miderjprehen die Motive allaufehr. Soll aber 
das Bewußtjein fremden Befiges, Vorſatz oder Fahrläfjigkeit gefordert 
werden, jo bedürfte zur Herjtellung der eritrebten Klarheit der $ 814 
doch wohl der Aufnahme diefer Momente. Wenn ferner ©. 111 die 
Eigenmadht mit der vis aggressiva identifizirt und dieſe als eine 
Handlung bezeichnet wird, welche dem auf die Durchjegung der Herr- 
ihaft über die Sache gerichteten Willen des Inhaber Zwang anthut, 
jo würde die Entziehung oder Störung des Befiges ohne den Willen 
des Inhabers zum Begriff der Eigenmacht nicht genügen, jondern es 
müßte eine Entziehung oder Störung gegen den Willen des Inhabers 
gefordert werden. 
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Die für die Theorie des Beſitzſchutzes und für das praftifche 
Leben allerwichtigfte Frage ift nun die, ob der Selbſtſchutz des Be- 
fige3 nur gegen die bewußte und fahrläjlig nicht bewußte Entziehung 
oder Störung fremden Beſitzes zuläffig fein fol, oder ſchon gegen 
die lediglich objektive Entziehung oder Störung fremden Befites. 
Bei der theoretifchen Behandlung des Befigihuges ift man gewohnt, 
jtet8 von dem bewußten gewaltthätigen Bejigesangriff auszugehen, 
und dann zu lehren, daß der Beliger berechtigt jei, Gewalt mit 
Gewalt abzuwehren. Allein die Fälle der bewußten gewaltthätigen 
Entziehung oder Störung fremden Beſitzes find (vom Diebftahl abge— 
jehen) im Leben verhältnigmäßig jelten, viel zahlreicher find die Fälle, 
in welchen jeder der um den Beſitz jtreitenden Theile fi für den 
Eigenthümer oder font Berechtigten und zugleich für den Befiter 
hält, in dem Gegner aber einen Störenfried, der ſich in den Befit 
nur „eingeftohlen” hat, erblidt, und feinen Befi gegen den wider— 
rechtlihen Gegner aufreht zu erhalten bemüht if. Zunächſt wird 
ein Wortjtreit eröffnet, der immer jchärfer und grober wird, nad) 
und nach in immer ausdrudsvollere körperliche Bewegungen über- 
geht und fchlieglih mit Mißhandlungen endigt. Man faun, jelbft 
wenn zuverläjjige Zeugen diejem Streite beigewohnt haben follten, 
fajt niemals zu einem fiheren Schlufje darüber gelangen, wer mit 
der Gewalt begonnen hat, und jeder Theil wird behaupten, er habe 
ih nur gegen die verbotene Eigenmacht des Gegners mit Gewalt 
vertheidigt oder jet einem vom Gegner geplanten Angriffe zuvor— 
gefommen. Brozefjualifchh und civilredhtlich hat daher der Sat des 
$ 815: „Der Inhaber ift berechtigt, verbotener Eigenmadt fich mit 
Gewalt zu erwehren”, keinen jehr erheblichen praftiichen Werth. Be— 
trachten wir jodann die Konſequenzen des Satzes, wonach der Selbft- 
Ihuß des Befiges nur gegen die bewußte und fahrläflig nicht be— 
wußte Entziehung oder Störung fremden Beſitzes zuläffig ſein joll, 
jo erkennen wir, daß er den Bedürfniffen des Lebens wenig oder 
gar nicht gerecht wird, und große Verwirrung anzurichten im Stande 
it. Nad ihm müßte der in feinem Befig objektiv geitörte Befiter, 
bevor er zur Selbſthülfe fchritte, fich immer erjt von dem Bewußt— 
jein und guten oder böfen Glauben des Störerd überzeugen. Dies 
wird in continenti nicht möglic) fein; er muß alfo, um ſich bei Dritten 
zu erkundigen und Beweismittel zu fammeln, feinen Beſitz verlafjen 
und den Gegner längere Zeit im Beſitz laſſen. Damit aber verliert 
er feinen Befit, und ift alfo zu ſpäterer Selbſthülfe nicht berechtigt. 
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Weift er aber den Störer ohne jene Vergewiſſerung zurüd und 
fann er im darauf folgenden Prozefje jenen Beweis nicht erbringen, 
dann würde feine Selbjthülfe für mwiderrechtlich erklärt werden müflen. 
Damit aber würde fajt jeder Selbſtſchutz des Beſitzes illuſoriſch 
werden. Denn es liegt zu jehr im Intereſſe eines Befitergreifers, 
den früheren Befit feines Gegners zu leugnen und die Priorität jeines 
eigenen Beſitzes zu behaupten, jedenfall8 feine Beſitzeshandlung als eine 
Schuthandlung darzustellen und jein Bemwußtjein fremden Befiges in 
Abrede zu ftellen. Der Kläger wird zwar die Priorität ſeines Beſitzes 
beweijen können, wie aber will er das innere Moment de3 gegnerischen 
Bewußtſeins beweifen? Auc darüber kann man ferner nicht zweifel- 
haft fein, daß die Zahl der Fälle bewußter oder fahrläffig nicht 
bewußter widerrechtliher Entziehung oder Störung fremden Befites 
verhältnigmäßig eine Eleine it, und die gutgläubigen Beſitzes— 
entziehungen und Störungen weitaus die Mehrzahl bilden. Gerade 
die Irrthümer fpielen bei den Befitergreifungen eine ſehr große 
Rolle. Wenn der bei einer Zwangsverjteigerung von Grundjtüden 
leßtbietend gebliebene Steigerer nad) erhaltenem Zufchlage irrtümlich 
von’ einem fremden Grundftüd Bejit ergreift, entweder weil der ver: 
fteigernde Beamte oder der Gläubiger diejes irrthümlich Für das 
verjteigerte ausgab, oder weil der Steigerer in der Lage des 
Grundftüds ſich irrte, oder weil der Schuldner arglijtig zur Ver— 
wehslung Anlaß gab, jo müßte der gejchädigte Befiger von jeder 
Selbſthülfe abjehen und fein Recht petitorifch verfolgen. Wenn ein 
Hausbefiter „die zweite Etage feines Haufes, beftehend aus 7 Zimmern 
und den dazu gehörigen Kammern” vermiethet, eine fpezielle that: 
jächliche Ueberweiſung diejer Kammern aber nicht vorgenommen hat, 
und der Miether im guten Glauben, eine gewilje Kammer ſei mit: 
vermiethet und mitüberwiejen, ſolche in Bejit nimmt, jo hat legterer 
jedenfall nicht im Bemwußtjein fremden Beliges dies gethan. Gleich— 
wohl wird nach unjerem Rechtsgefühl der alsbald hinzukommende 
Bermiether dieje Inbeſitznahme der Kammer al3 eine irrthümliche 
bezeichnen und jeinen Beſitz aufrecht erhalten können. Gegen den 
Wahnfinnigen, der dem Befiger eine goldene Uhr mit Gewalt ent- 
tiffen, oder der fi in der gefüllten Scheune des Beſitzers, mit 
Feuerzeug jpielend, gewaltſam feitgejegt hat, könnte Selbſthülfe nicht 
angewendet werden, weil er das Bewußtſein dev Rechtswidrigkeit 
feiner Befigesjtörung nicht hat. Man wird zugeben müjjen, daß 
eine Verſagung des Selbſtſchutzes des Beſitzes in diefen und zahlreichen 
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ähnlihen Fällen den Bedürfniffen des Lebens durchaus widerjpricht, 
und daß daher jener den Selbſtſchutz einjchränfende Satz unridtig 
jein muß. 

In der That entjpricht es denn auch dem deutjchen Rechts: 
bewußtjein, daß ſich der Befiger gegen jede objektive Entziehung 
oder Störung feines Beſitzes vertheidigen und jelbjt helfen kann. 
Dieſes Rechtsbewußtjein |piegelt fi) namentlich in Sprüchwörtern des 
deutichen Volkes ab. „Alle Gewalt ift Unrecht” ;’?) damit ift gejagt, 
daß auch die bloß objektive Gewalt, die von einem Wahnfinnigen, 
Betrunfenen oder font geiftig Abwejenden vorgenommene Befites- 
jtörung oder Entziehung als ein Unrecht anzujehen jei. „Bet der 
gewalt hat der glaub fein gftalt;” 3) auf den guten oder böjen 
Glauben, auf das Bewußtſein des Bejigentzieherd fann nichts an- 
fonımen. Der Befit als folder wird als ein fiheres, unangreif- 
bares, mit einer gewiffen Autorität verjehenes Gut betrachtet. Da— 
bin gehören die Sprüchwörter und geflügelten Worte von der beati- 
tudo possessionis; „wer im Befit ift, dem hilft Gott“ '*), „beater einen 
hebben, vafje tweie kreien“!); „denn was man ſchwarz auf weiß 
befitst, fann man getroft nad) Haufe tragen” (Fauft); „Sei im Be: 
fige, und Du wohnft im Necht, und heilig wird's die Menge Dir 
bewahren” (Wallenfteins Tod. I, 4). In zahlreichen Lebensverhält- 
nifjen jehen wir, daß Demjenigen, der fich bei einer Konkurrenz von 
Intereſſenten zuerjt eine gewilje Stellung, einen beftimmten Stand, 
Sit oder Beſitz erworben hat, auf Grund feiner Priorität ein natür- 
liches Recht auf Erhaltung und eine gewifje Unanfechtbarkeit jeines 
Erwerbs zugejprochen wird. Es giebt kaum ein Sprüchwort, weldes 
im Leben jo häufig angewendet wird, als das des Sachſenſpiegels 
II, 60, 8 4: „Wer zuerst (zur Mühle) kommt, mahlt zuerſt“. Ans 
dere Sprüchwörter find: „Der erft beim Fewr fett fi am nächſten“; 
„der erit fängt an“; „der erjte auf der Mühle ſchütt' auf”; „der 
erite, der zum Herd kommt, jett fein Häfelein, wohin er will”; „der 
erſte in der Beit, der erſte im Rechte”; „der erſte Erigt die erſte 


2) Günther, WBlattdeutihe Sprüdwörter (Ed. Raabe, 1847), ©. 723. 
Graf, Deutſche Rechtsſprüchwörter (1864), ©. 4. Wander, a. a. DO. ©. 164. 

3), Heniſch, (Georg Heniſchii) Teutiche Sprach und Weisheit (1616), Sp. 
1592. Betri, Der Teutichen Weißheit (1605). Wander, a. a. O. 

14) Wander,a. a. O. ©. 32. 

») Firmenich, Sermaniens Bölferitimmen. Bd. I. ©. 363, 37. Wander, 
0. a. O. S. 327. 
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beut“; „der erſte ſoll der erſte fein”; „die erſten gehen vor”; „die 
erſten machen, daß die letzten böß herberg bekommen“6). An den 
Schaltern der Poſt, des Telegraphen, der Eiſenbahnen, an den Kaſſen 
der Theater, Konzerte und ähnlicher Anſtalten, überall wird den 
zuerit Gefommenen der Vorzug eingeräumt, und wer ſich vordrängt, 
bat mit dem Unmuth und dem verletten Nechtsgefühl des übrigen 
Publitums zu fümpfen. Wer ji im Wirthshaus in den Befit eines 
Stuhls oder in einer Wagenabtheilung des Eijenbahnzuges in den 
Bejit eines Platzes gefett hat, wird ganz allgemein als der bered)- 
tigte Befiger angefehen, dem für die Dauer jeines Aufenthalts dort 
und der Fahrt Hier der Belig nicht entzogen werden darf. Entfernt 
er ji) einmal von feinem Plage, ohne jeinen Beſitz durch Belegen 
kenntlich zu machen, jo handelt er ziwar nicht vorfichtig, allein’ das 
anmwejende Publitum vertheidigt ihn in Gedanken und Worten doch, 
falls inzwiſchen ein anderer Gaſt, ſelbſt gutgläubig, von dem „beſetzten“ 
Plage Befiz genommen haben follte. 7) Mit derjelben Autorität it 
nach den Rechtsanſchauungen unjeres Volkes der Beſitz einer Sache 
ausgeftattet. Ganz allgemein wird der Beſitz des erjten Erwerbers 
als Befiters geachtet, man fragt nicht, wie oder woher, ob mit Recht 
oder mit Unrecht erihn erworben habe, die vollendete Thatjache wird 
rejpektirt, man muthet dem geftörten Befiger nicht zu, den lang- 
wierigen und im Reſultat unzuverläffigen gerichtlihen Prozeß ums 
Recht an der Sache zu führen, jondern eınpfiehlt ihm gerade zu, ſich 
jelbjt zu helfen und nöthigen Falls Gewalt zu gebrauden. Auch 
dies offenbart fi) in einer Reihe von Sprüdmwörtern des deutjchen 
Bolfes. „Eine Handvoll Gewalt ift beijer als ein Sad voll Redt” ; 
„wer ohne Gewalt rechtmäßig procedirt, der gewiß rechtmäßig feine 
Sache verliert”; „wer Gewalt hat, nimmt hinweg und läßt die 
Rechtögelehrten vertheidigen” ?°). Wenn wir bei einer Weihe von 
Lebensverhältnijjen das zuerjt begründete und annoch beftehende als 
verdientermaßen jchußberechtigt auch gegenüber Demjenigeu erklärt 
jehen, der von deſſen Dafein Feine Kentniß bat, warum foll diejes 
Nechtsbewußtjein vor dem mit qualitativ gleichen Intereſſen ausge— 
rüſteten Befig einer £örperlichen Sache Halt machen und ich nicht 


19) Diefe von vielen Sammlern und Schriftſtellern bezeugten Sprüch— 
wörter finden ſich in ganz Deutſchland. Vergl. Wander, a. a. O. ©. 849. 

1) Auch im Thierleben ſehen wir den Sinn für die Achtung fremden Be 
ſitzes vielfach jehr entwidelt. 

9) Wander, a. a. O. ©. 1643, 1648 — und die dort Vitirten, 
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auch auf ihn erftreden? Einen durchſchlagenden Rectfertigungsgrund 
wird man nicht angeben Fönnen. 

So jehen wir denn, daß nad) dem Rechtsbewußtſein des deutjchen 
Volkes der Beliger ein natürliches Recht hat, ſich in feinem Befite 
gegen jeden Verſuch eines Dritten, ihm den Beſitz ganz oder theil- 
weife zu entziehen, mitteljt eigener Kraft zu jchüßen. Ein natür- 
liches Recht auf den Beſitz ift damit nicht anerkannt, und das Recht zum 
Gelbftihus erlifcht mit dem Berlufte jeines Befites. in natür- 
liches Recht auf Selbithülfe zum Zwed der Wiedererlangung eines 
verlorenen Beſitzes kann ihm lediglih auf Grund jeines gehabten 
Befizes nicht zuerkannt werden. Gelbjtgülfe in ſolchem Falle kann, 
und dies wird auch von der pofttiven Gejeßgebung als Yundamental- 
jag der bürgerlichen Rechtsordnung anerkannt, nur dann geftattet 
jein, wenn ein anderer wichtiger Umstand konkurrirt, wenn nämlich, wie 
der Entwurf im $ 189 jagt, „obrigfeitliche Hülfe nicht rechtzeitig zu 
erlangen ift und der Berechtigte ohne jofortiges Eingreifen Gefahr 
läuft, daß die Verwirklichung des Anſpruchs vereitelt oder wejentlid) 
erſchwert werde.” Der Selbſtſchutz des Beſitzes kann daher nur 
GSelbftvertheidigung und niemals Gelbithülfe im engeren Sinn des 
Wortes jein. Diejes natürliche Recht der Gelbitvertheidigung des 
Beſitzes muß nun aber, und darüber wird nad) dem Boraus- 
gegangenen fein Zweifel mehr obwalten, auch vom pojitiven Rechte 
anerfannt werden müjjen, und etwa dahin zu formuliren fein: „Der 
Befiger einer Sache iſt berechtigt, ſich gegen Angriffe Dritter in 
jeinem Belige zu jchügen.” Diejer allgemeine Sat genügt fürs 
Erite; Näheres muß der Beiprechung des $ 815 vorbehalten bleiben. 

Wie fommt es aber, daß ſich das pofitive Recht des verlegten 
Befigerd annimmt und einen gerichtlihen Schuß ihm gewährt? 
Warum verweilt es ihn nicht lediglich auf jeine eigene Bertheidigung ? 
Das Geſetz ſchützt doch ſonſt nur Rechte, und der gerichtliche Schuß 
wird doc ſonſt nur dem Berechtigten und in feinem Rechte Berlesten 
zu Theil. Der Beſitz iſt aber fein Recht, er iſt nicht Eigenthun, 
nicht dingliches Recht; er iſt zwar ein wirthichaftliches Gut, aber ein 
bloß thatjächliches Verhältniß, einerlei ob rechtlich oder widerrechtlid) 
entjtanden; der Beſitzer kann an der Sache weder Niekbraud, noch 
Pfandrecht, noch jonjtige dingliche Rechte bejtellen, ja man ſieht dem 
Belige vielfah gar nicht einmal an, zu welchen wirthichaftlichen 
Zwede er vom Beliger gehalten wird. Alle Verſuche, den Bejit zu 
einem, wenn auch noch jo ſchwachen Rechte zu erheben, find bi jett 
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geicheitert. Was ift aljo der Grund des gerichtlichen Befigichußes ? 
Die Motive haben ihn m. E. ganz richtig erkannt, wenn fie ihn 
als einen Erjat des Selbſtſchutzes anſehen. „Durch die Befigklagen 
jo derjenige Zuftand wiederhergeftellt werden, welcher dur erlaubte 
Gewalt hätte aufrecht erhalten oder wiederhergeftellt werden dürfen, 
wenn der Inhaber im richtigen Zeitpunkte hierzu Willen und im 
Stande gewejen wäre’ (©. 109 d. E.) „Die Vorſchriften des Ent- 
wurf3 über die Befitklagen ftehen mit den Vorſchriften über die 
Vertherdigung und Gelbfthülfe des Inhabers in einem engen inneren 
Zujammenhange. Die gejeglihe Erlaubniß zur Gemwaltanwendung 
giebt einen jehr unficheren Shut. Man darf an die Verfäumung 
der Gewaltanwendung Nachtheile nicht Enüpfen; auch ift der Erfolg 
der Gewaltanwendung ein fehr ungewiſſer. Es muß deshalb der 
Beiltand des Staates hinzutreten.” So ſehr die Gelbftvertheidigung 
im Rechtsbewußtſein des deutjchen Volkes als Recht angejehen wird, 
jo wenig reicht fie im praftijchen Leben zum Schutze des Befites aus. 
Frauen und Schwache fünnen nicht zur Gewalt gereifen; „Gewalt 
zeigt den Mann”; „die Gewalt haben, die handeln mit Gewalt, die 
Schwachen handeln mit Recht.” Wer fi) mit Gewalt vertheidigen 
muß, geräth leicht in Leidenjchaft und handelt unbefonnen und zu 
jeinem Nachtheile. „Gewalt und Zorn machen alle Dinge verworr'n” ; 
„Bewalt wird leicht vermefien”; „Gewalt bringt viel Neuen”. Das 
öffentliche Snterefje fordert zudem dringend, daß die Gewalt möglichſt 
vermieden und an ihrer Stelle der richterlihe Schuß aufgelucht 
werde. „Beller der Gewalt mit dem Rechte widerjtehen, als mit 
dem Eiſen“.“) So handelt aljo der Staat einestheil3 recht und 
billig, wenn er zur Ausgleihung des natürlichen Kräfteunterichieds 
jeiner Angehörigen den Schwachen im Kampf um ihren Befig zur 
Seite steht, anderntheils edel, wenn er jie vor den nadhtheiligen 
Folgen einer unbejfonnenen Gewaltanmwendung befreit, und ſchließlich 
in jeinem eigenen Intereſſe, wenn er durd die Ausficht auf Gewäh— 
rung jeiner Hülfe den inneren Frieden aufrecht zu erhalten judt. 
Dies find nach meiner Anficht die Gründe des richterlihen Schutes 
eines verlegten Beſitzes. 

Diefe Auffafjung, wonach der riterlihe Schuß nur ein Erjaß 
für die Selbftvertheidigung behufs Aufrechterhaltung eines angefochtenen 
Beſitzes ijt, Hat denn ihre hochbedeutjamen praftiichen Folgen. 
39) Alle diefe Sprüchwörter finden ſich bei Wander a. a. ©. ©. 1643 fi. 
angeführt. 
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Zunächſt kann er prinzipiell nicht gewährt werden behufg 
Wiedererlangung eine verlorenen Beſitzes. Iſt der Befit einmal 
verloren, jo findet, abgejehen von den allgemeinen Normen der 
Selbſthülfe ($ 189 Entmw.) eine Gelbfthülfe auf Grund des einmal 
gehabten Bejiges nicht ftatt. Der Selbſtſchutz des Befiges ift nur 
Selbſtſchutz im Beſitz, nur GSelbftvertheidigung des Beſitzes. Im 
Fall des Angriffs eines Beſitzes von dritter Seite ift der Beſitz aber 
nicht ſchon dann verloren, wenn im hin- und hermogenden Sanıpfe 
der Parteien der Angreifer die Sache dem Beſitzer einmal ahge- 
nommen, oder ihn aus dem Haufe verdrängt hat, und der VBerdrängte 
erwirbt nicht einen verlorenen Beſitz wieder, wenn ihm bei alsbaldigem 
Wiederangriff die Wiedereroberung de3 Streitgegenftandes gelungen 
ift, die Beſitzfrage gilt vielmehr erjt mit dem definitiven Reſultat des 
durch Abzug des Einen oder des Anderen beendigten Kampfes als gelöft, 
und der angegriffene Bejiger bleibt Beſitzer, wenn er feinen Befit 
behauptet bat, und er hat ihn an den Andern verloren, wenn er 
die Fortfegung des Kampfes entweder ganz aufgegeben, oder auch 
nur auf fpätere Beiten vertagt hat. Der BVerluft des Beſitzes durch 
Abjtehen vom Kampfe wird durch das Sprüchwort: „wer zur Gewalt 
Ichweigt, der verliert feine Rechte” ?%) gekennzeichnet. Soll nun der 
gerichtlihe Schu ein Erſatz für die Selbjtvertheidigung fein, fo 
müßte prinzipiell der angegriffene Bejiger al3bald nach erlittenem 
Angriff, Statt Freunde und Nachbarn, das Gericht angehen. Dieſes 
ift aber nicht ſofort mobil, es wird überhaupt nur thätig auf erhobene 
Klage, zur Slageanftellung gehört jachgemäße Vorbereitung und Samm— 
lung der Beweismittel, und dies Alles nimmt nothgedrungen eine 
längere Zeit in Anjprud. Scheinbar hat ein natürlicher Befitverluft 
und Beſitzwechſel ftattgefunden, in Wahrheit aber nicht; es iſt nur 
eine Pauſe im SKampfe eingetreten, der verdrängte Befiger rüftet ſich 
durch Anrufung richterlicher Hülfe zu neuem Kampfe, er bereitet ſich 
zum Wiederangriff vor, ift fortwährend aktuell und nur von der 
jchweren Beweglichkeit jeines neuen Hülfsmittels, der gerichtlichen 
Verhandlung, Enticheidung und Zwangsvollitredung abhängig. Geht 
dies Alles mit einer gemwiljen Stontinuität vor jih, jo fann man im 
Fall der gerichtlihen Wiedereinführung des Bejiger3 in den vollen 
Umfang ſeines Bejites nicht von einer Unterbrechung oder einem 
inzwijchen eingetretenen Verlufte des Beſitzes reden, fondern nur von 
, Wander, a. a. O. ©. 1648. 
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einem längeren Kampfe um den Beſitz. Die Befitklage hat daher 
nicht den Charakter einer auf Wiedergewinnung eines verlorenen Be- 
jiges, fondern den einer auf Aufrechterhaltung eines angefochtenen Be- 
figes gerichteten Klage. Soll diefer Charakter gewahrt werden, fo 
muß das Gejet allerdings bejtimmen, daß der in feinem Beſitze an— 
gefochtene Befiger alsbald nad) erlittener Anfechtung oder nad) von 
jolcher erlangten Senntniß zum Gerichte „eile”, (Erſatz für die „Nach— 
eile”) und die richterliche Hülfe nachſuche, und es wird jedenfalls 
nur furze Beiten hierfür gejtatten dürfen. Dies find die allgemeinen 
Seen, die dem gerichtlichen Schuge eines angegriffenen Befites zu 
Grunde liegen, das Eunzelne und Nähere muß dem jpeciellen Theile 
und insbejondere der Kritik des $ 824 überlaſſen werden. 

Eine zweite wichtige Folge der Auffafjung, wonach der ricdhter: 
lihe Schuß nur ein Erſatz für die Selbjtvertheidigung behufs Auf: 
rechterhaltung eines angefochtenen Befites ift, ift die, daß der Anz 
ſpruch de3 geftörten Befigerd nur auf Bejeitigung der Störung in 
ihrer dermaligen Beichaffenheit durch den Störenden gerichtet werden 
fann. Sorge des Befigers iſt es alsdann, jeinen Bejit auf die 
ftörungsfreie Sache wieder zu erjtreden. Anklänge an dieje Idee 
finden fich auch in den Motiven, injofern diejelben (S. 117 a. €. 118) 
jagen, „daß der poſſeſſoriſche Anfpruch ebenjo wie die erlaubte Privat: 
gewalt den Berlegten nur bei feiner früheren räumlichen Herrſchaft 
erhalten will, mithin nur die Wiederherjtellung des früheren Bejig- 
ftandes, nicht aber eine Wiederheritellung des früheren Vermögens: 
jtandes bezielt.” (©. 124.) „Durch den Reftitutionsbefehl wird dem 
Beklagten aufgegeben, jeinerjeit3 diejenige Thätigkeit zu entwideln, 
welche erforderlid) ift, damit der Kläger die Inhabung wieder ergreifen 
könne.“ Allein einestheil3 gehen die jo formulirten Anklänge doc) 
weit über dasjenige hinaus, was Entwurf und Motive [päterhin 
ftatuiren, und anderentheild widerjprechen diefe grundlofen Beſchrän— 
£ungen den Bedürfniffen des Lebens doc allzufehr. Das Einzelne und 
Nähere muß auch hier dem ſpeciellen Theile des gerichtlichen Beſitzſchutzes 
und insbejondere der Kritif der 88 819 und 820 vorbehalten bleiben. 

Eine dritte, praftijc außerordentlich wichtige Folge unferes Dogmas 
it, daß der Beſitzprozeß fein Streit um Mein und Dein, fein Streit 
um das Recht auf den Beſitz ſein kann. Wäre der Bejig nur eine 
Borftufe des Eigenthums, jo müßte die Austragung der Rechtsfrage 
im Beſitzprozeſſe zuläflig fein, und wäre der Grund des Befitichuges 
in der gegen den Willen des Bejigers erfolgten Entziehung des 


BL. 


Befiges zu ſuchen, warum follte den Entzieher die Freiheit genom— 
men werden, den Nachweis feines Eigenthumsrechts zu führen. Sit 
denn die in einer unvorfichtigen Verwechslung des Befigergreifungs: 
objeft3 enthaltene „verbotene Eigenmacht“ etwas viel Sündhafteres 
und Gemeingefährlicheres al3 der Diebjtahl und der Raub einer 
Sadıe, jo daß der Gejeggeber alle Veranlaſſung haben müßte, den 
unvorfichtigen, aber jonjt gutgläubigen Verwechsler mit dem Verluft 
des Nachweiſes der Nichteriftenz des Elägerifchen Rechts zu beitrafen, 
während er dem Dieb und Räuber bei der Klage aus ihren uner- 
laubten Handlungen zum Mindeſten diefen Nachweis geftattet. Wären 
jene Anfichten über den Grund des Befitichuges richtig, jo hätte die 
Unftatthaftigkeit der Ueberführung des Poſſeſſoriums ins Petitorium 
weder Sinn, noch Berechtigung. Wejentlich anders aber liegt die 
Sache, wenn man den gerichtlihen Schuß als einen Erſatz, und nur 
als einen Erſatz des Selbſtſchutzes des Beſitzes anfieht. Wie ſich bei 
der Selbitvertheidigung des Befiges ein Streit um das Recht nicht 
erheben kann und feinen Austrag findet, fo Eonjequenterweife auch 
nicht beim gerichtlichen Schutze. Der Bejitprozeß it eine Art extra- 
ordinaria cognitio, bet der es fih nur um die Frage handelt, ob 
der Kläger als Beliger zur Gelbftvertheidigung befugt war oder nicht. 
Wenn ja, jo gewährt das Gericht die erbetene Hülfe, wenn nicht, jo 
verjagt e3 fie. Für alle weiteren Unterjuchungen, namentlich für 
die der Eigenthums- und fonftigen Rechtsfrage bietet das Beſitz— 
verfahren Feinen Raum. 


I. Recht auf Beſihſchutz. 
89. 

Der Entwurf behandelt in den 88 814—825 den Anſpruch des 
Inhabers wegen Entziehung oder Störung feiner Inhabung und den 
damit verbundenen Schuß. m $ 814 giebt er daS Berbot eigen- 
mächtiger Entziehung und Störung, in den $ 817 und 818 bejtimmt 
er den Begriff der verbotenen Eigenmadt etwas näher, in den $$ 815 
und 816 behandelt er den Selbitihuß des Anhaber8 und in den 
ss 819—825 die Beſitzklage. Die Kritik diefer Beltimmungen muß 
unter drei Gejichtspunfte fallen, Recht auf Beſitzſchutz, Selbſtſchutz 
und gerichtlicher Schuß (Befitklagen). 

Bor Allem muß, wie bisher ausgeführt, die Unterjcheidung des 
Entwurfs zwifchen Befig und Inhabung aufgehoben und an Stelle 
diefer beiden Begriffe der eine, der des Beſitzes, gefetst werden. 
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Abweichend von den modernen Geſetzgebungen hat es der Ent— 
wurf als im Intereſſe der Klarheit des Geſetzes liegend für geboten 
erachtet, an die Spitze der Lehre vom Beſitzſchutz ein generelles Ver— 
bot derjenigen Handlungen, gegen welche der Beſitzer geſchützt werde, 
zu ſtellen, und beſtimmt daſſelbe im 8 814 dahin: 

„Niemand darf, ſoweit nicht das Geſetz für beſondere 
Fälle ein Anderes beſtimmt, ohne den Willen des Inhabers 
einer Sache demſelben die Inhabung entziehen oder ihn darin 
ſtbren (verbotene Eigenmacht).“ 

Mit der Einſchiebung des Zwiſchenſatzes „ſoweit nicht das Geſetz 
für beſondere Fälle ein anderes beſtimmt“, hat der Entwurf in ſo— 
weit an ſich Recht, als durch das aufgeſtellte Verbot der Fall der 
wahren Selbſthülfe nad den Grundſätzen des 8 189 nicht getroffen 
werden joll. Unrecht aber hat er, wenn er, wie die Motive jagen, 
die Wiederabnahme und Wiederverfhaffung der Sache des $ 815 
Abi. 2, 3 als einen Akt der Selbjthülfe zur Wiedererlangung eines 
verlorenen oder entzogenen Befites anfieht, indem die hier behan- 
delten Fälle in Wahrheit nur Beijpiele einer Gelbjtvertheidigung 
gegen Entziehungsverjuche find, was im nachfolgenden Paragraphen 
des Nähern- erörtert werden foll. 

Indeſſen ift das aufgeftellte Verbot nicht nur formell zu bean- 
ftanden, fondern auch materiell unrichtig. In erfterer Beziehung 
Icheint es doch nicht in ein Civilgeſetzbuch zu gehören; es macht 
zu ſehr den Eindrud eines fittlichen Gebots, wie „Du ſollſt nicht ſtehlen“, 
„Du jollit nicht begehren Deines Nächſten Haus, Ader, nod) Alles was 
jein iſt“. Wenn die Motive die vorjägliche oder fahrläflige Uebertretung 
jenes Verbots als eine Delict3-Handlung im Sinne des 8 704 und 
fogar als eine rechtsverlegende im Sinne des $ 704 Abſ. 2 be- 
trachten, jo hätte doc der Entwurf die allergegründetjte Veran— 
lajjung gehabt, jeinen Titel von den allgemeinen Vorjchriften aller 
Schuldverhältniffe au unerlaubten Handlungen mit dent allgemeinen 
Verbot einzuleiten: Niemand darf vorfäglid oder fahrläflig eine 
widerrechtlihe Handlung begehen u. j. w. Das Prinzip der Einheit: 
lichkeit würde dann auch fordern, dat bei jeder Lehre ein allgemeines 
Gebot oder Verbot an die Spite gejtellt werde, wie etwa: der 
Schuldner muß jeine Schuld berichtigen, oder: Niemand darf, ſoweit 
nicht daS Gejet für bejondere Fälle ein Anderes bejtimmt, ohne den 
Willen des Eigenthümers einer Sache demjelben den Befiß oder die 
Inhabung entziehen oder ihn darin ftören. Ein befonderer Anlaß 
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zur Aufftellung gerade eines Beſitzſtörungs-Verbots ift nicht gegeben, 
und die Beftimmung des Eigenmachtöbegriffs hätte vecht wohl mit 
Abf. 1 des 8 815 verbunden werden fünnen. Das Verbot ſelbſt ift 
aber auch materiell in fofern unrichtig, als es, wenigſtens nad) den 
Motiven, nur die bewußten und fahrläjfig nicht bewußten Beein- 
trächtigungen fremden Befige8 zum Gegenftande hat, während in 
Wahrheit ein Schub in Befig ſchon wegen jeder objektiven Beein- 
trächtigung des Befigerd geboten erjcheint. 

Die Ausführungen des $ 8 haben ergeben, daß der Befiger ein 
perjönliches Recht auf Schuß in ſeinem Befi hat. Dafjelbe ift mit 
dem Befite verbunden und fteht und fällt mit diefem; es iſt ein 
Recht auf DVertheidigung und Aufrechterhaltung eines angefochtenen 
Befiges, und nicht ein Recht auf Wiedererlangung eines verlorenen 
Beſitzes. Am jchärfften und Fürzeften bezeichnet man es wohl als 
ein Recht auf Schu im Befit. Der Schub jelbit ijt entweder 
Selbſtſchutz (Selbftvertheidigung) oder gerichtliher Schuß. Die That: 
jachen, gegen welche der Bejit geichlitt wird, werden am Zutreffendften 
als Befisitörungen bezeichnet. Der Entwurf unterjcheidet, im An— 
ſchluß an die bisherige Auffaffung, Befigentziehung und Beiititörung, 
und baut hierauf zwei verjchiedene Beſitzklagen, die Befitentziehungs- 
und die Beſitzſtörungsklage, mit zwei verſchiedenen Anjprüchen, dem 
Anſpruch auf Wiedereinräumung der Inhabung und dem auf Wieder: 
aufhebung der Störung. In der Befigentziehung wird die Ent— 
ztehung des ganzen Beſitzes, in der Beſitzſtörung die Entziehung nur 
eines Theils des Beſitzes der ganzen Sache erblidt. Die Motive 
geben zu, daß die Anjprüche wegen Störung und wegen Entziehung 
der Inhabung ihrem Grunde nad gleichartig und nur umfänglic 
verjchieden jeien (S. 126, letter Abf.). Eine jolche blos umfäng- 
liche Verſchiedenheit rechtfertigt jedoch die Aufftellung zweier Klagen 
nicht. In ihren Wirkungen jind fie überdies identifch. Beide gehen 
auf Bejeitigung der Bejititörung, mag ſich dieſe auf die Hälfte, drei 
Biertel, neun Zehntel oder auf die ganze Sache erjtreden. „Durd) 
den Rejtitutionsbefehl,” jo jagen die Motive (S. 124) bei der Bejit- 
entziehungsflage, „wird dem Beklagten aufgegeben, jeinerjeits diejenige 
Zhätigkeit zu entiwideln, welche erforderlich ift, damit der Kläger die 
Inhabung wieder ergreifen kann.” Baht dies nicht vollftändig auch 
auf die Beſitzſtörungsklage? Und von diefer jagen die Motive 
(S. 126), daß bei körperlich fortdauernden Störungen von 
einer eigentlichen Eörperlichen Reftitution geredet werden müſſe, wie 
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denn auch der Entwurf im $ 820, indem er den Anſpruch auf Wieder: 
aufgebung gebe, das Borliegen einer ſolchen Störung vorausjege. 
Bei beiden Klagen handelt es fih aljo nad) dem Entwurf um Be: 
jeitigung der Beligjtörung duch körperliche Reftitution. Die Trage, 
ob wegen fünftig zu bejorgender Störungen eine lage zu geben 
jet, ijt eine Frage für ſich, die jpäter erörtert werden joll. 

Befigentziehung ift nicht identijch mit Sachentziehung. Wer im 
Kampfe um den Beſitz eines Haufes von jeinem Angreifer hinaus: 
gedrängt worden ift, und um feine Sräfte zu neuem Kampf zu 
ſammeln oder. ji) Hülfe oder Werkzeuge zu holen, für einige Zeit 
außerhalb des Hauſes verweilt, dem iſt zwar momentan das Haus, 
nicht aber fein Befit entzogen, und dafjelbe ift der Fall, wenn der 
Beliger, ftatt Selbjtvertheidigung eintreten zu lajjen, gerichtliche 
Hülfe anruft. Er ift noch Befiger, aber jein Beſitz ift geſtört, an- 
gefochten, beeinträchtigt. 

Unter Befitftörungen oder fchlechtweg Störungen find felbitver- 
ftändlich diejenigen Eingriffe nicht zu verftehen, zu welchen der Be- 
figer feine Einwilligung gegeben hat. Man fann Jemanden mit feiner 
Erlaubniß in feiner Arbeit ftören, aber eine Befititörung mit Zus 
ftimmung des Befigers ift im Rechtsleben jo wenig gegeben, wie eine 
Nectsverlegung mit Einwilligung des Berechtigten. 

Für den Begriff der Störung ift das Bewußtſein und der 
Glaube des objektiv Störenden gleichgültig (S. oben $ 8). 

Störungen find nicht blos Handlungen des Störenden, jondern 
alle ftörenden Thatſachen, die mit der Berjon des Gtörenden in 
Caufalzufammenhang jtehen, und Störer ift nicht blo3 der unmittel- 
bar, jondern aud der mittelbar angreifende Dritte. Stürzt in Folge 
Alters, Sturmes oder Brandes das von meinem Nachbar bejejjene 
Haus zufammen, und verjchütten die Trümmer dejjelben den Ein- 
gang zu meinem Haufe, jo gilt er als Störer und die Verjperrung 
meines Hauseingangs al3 Befititörung. 

Auf Grund diefer Ausführungen beantrage ih, den $ 814 zu 
jtreihen und dafür zu jegen: 


g 814. 
Der Bejiger hat ein Recht auf Shug im Bejig 
gegen Störungen Dritter. 


195 


II. Selbſtſchutz. 
8 10. 

Der Entwurf ftellt über den Selbſtſchutz des Beſitzes feine all- 
gemeinen und zugleich erſchöpfenden Grundjäge auf, ſondern regulirt 
diefen GSelbitihug nad drei Richtungen, einmal für den Zuftand des 
Angriffs überhaupt, jodann für den Fall der in Folge des Angriffs 
mweggenommenen beweglihen Sade und jchließlih für den Fall der 
in Folge gleichen Angriffs bewirkten Entzicehung der Inhabung eines 
Grundſtücks. Auf den erfterwähnten Zuftand wendet er den Grund: 
fat der Nothwehr ($ 186) an, für die beiden bejonderen Fälle 
erweitert er das Recht der Selbſthülfe ($ 189). Zu diefer Drei- 
therlung und insbejoundere zur Erweiterung der Selbſthülfe ift er 
wejentlich dadurch gelangt, daß er in den beiden letten Fällen einen 
vollzogenen Befitverluft annahm, die Wiedergeminnung der Sache 
auf dem Wege der Nothiwehr oder Gelbjtvertheidigung demnach als 
unmöglich) anjah, und den dringenden Bedürfniß nad) Erkaubtheit 
der Wiedergewinnung nur duch Abweichung von dem fundamentalen 
Redtsjage der erlaubten Selbſthülfe des S 189 gerecht werden zu 
fönnen glaubte. Wir werden jchen, daß die Anficht des Entwurfs 
vom Befigverluft unrichtig, und eine Preisgebung jener fundamentalen 
Rechtsſätze für den Selbſtſchutz des Beſitzes feineswegs nothwendig tft. 

Betrachten wir die Belisitörungen oder die Angriffe auf einen 
fremden Beſitz, jo wie fie das Leben darbietet, im Ganzen, fo jehen 
wir zunächſt drei Klaffen, die durch die Berfchiedenartigfeit der mit 
der Störung verbundenen Abficht gebildet werden. Bei der eriten 
Klaſſe geht die Abjicht des Störenden oder Angreiferd dahin, den 
Beſitz dem gegenwärtigen Befiger ganz oder theilweiſe zu entziehen, 
d. h. zu bewirken, daß derjelbe feinen Beſitz ganz oder theilweije 
verliere. Dabei kann die Nebenabficht des Angreifer eine dreifache 
jein; er will den Befiß entweder ſich jelbjt oder er will ihn einem 
Dritten zuwenden (Aneignungsabficht), oder er will ihn Nicmandent 
zuwenden und nur den Befiger damit fchädigen (Schädigungsabfict). 
Bei der zweiten Klaſſe hat der Angreifer oder Störer nicht die 
Abficht, Fremden Befiß anzugreifen, jondern die Abficht, eigenen Beſitz 
auszuüben oder eine bejigfreie Sache in Befit zu nehmen. Bei der 
dritten Klaſſe endlich hat er gar nicht die Abficht, Beſitz zu ergreifen 
oder auszuüben, jo wenn er, nur um einen Beſuch zu maden, in 
die Wohnung des Bejigers ſich begiebt; objektive Beſitzſtörung wird 
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jein Betreten der Wohnung oder das Verweilen in derjelben erſt 
dann, wenn er der Befitausübung des Beſitzers ein eigentliches, die 
conventionellen Befugnifje überjchreitendes Hinderniß entgegenjekt, 
ohne daß es jedoch hierbei auf guten oder böjen Glauben, Bemwußtjein 
der Störung oder Berbot des Befigers ankommt. In allen diejen 
Füllen liegen objektive Befigitörungen vor, melde zum Schuß des 
Beligers in feinem Beſitz berechtigen. 

Die Befisftörungen oder Angriffe auf fremden Belit find jodann 
entiveder perjönliche oder fachliche oder perſönliche und fachliche zu— 
gleich. Perſönlich find fie, wenn der Störer in Perjon das Grund: 
ftüd betritt, fih im Haufe feitjegt oder eine bewegliche Sache dem 
Beſitzer zu entreißen ſucht. Sadlich find fie, wenn der Störer 
körperliche Gegenjtände in den Hofraum jeines Nachbars jchiebt oder 
einen Bach auf das Grundftüd feines Nebenliegers leitet, wodurch 
Hofraum und Grundftüf zum Theil unzugänglic) werden. Nein 
achlic find Störungen, die durch £örperliche Sachen eines Bejiters 
ohne ſchuldvolle Mitwirkung defjelben herbeigeführt werden, jo 
namentlic), wenn in Folge Brandes oder Sturms die Trümmer des 
einfallenden Haujes auf des Nachbars Grundſtück gejchleudert werden. 
Berfönlih und ſachlich zugleich find fie, wenn die Perſon des Störers 
in Berbindung mit Sachen den Bejig eines Andern ftört, fo wenn 
er jeinen Wagen auf des Nachbars Grundftüd fährt, fein Vieh über 
dejjen Wieje treibt und eine Mauer oder ein jonftiges Bauwerk in 
deſſen Garten errichtet. 

Bei dem perjönlichen Angriff kann es die Abjicht des Störenden 
jein, feinerlet Gewalt anzumenden, jondern im Falle ernitlichen 
Widerſtands Seitens des Befigers ſich zurüdguziehen. Die Abficht 
fann aber auch auf gewaltfame Bejisitörung gerichtet jein, Gewalt 
gegen die Perſon mit Händen und Füßen oder mit Waffen, oder 
Gewalt gegen Saden, verjchloffene Räume und Behälter mit Brech— 
werfzeugen, Stangen und Leitern. 

Die perjönlihen und jahlichen Störungen find entweder dauernde 
oder vorübergehende. Danernd ift fie, wenn ſich der Angreifer im 
fremden Hauſe feitießt und dem Beſitzer den Zugang verwehrt, 
oder wenn er ein Baumerf in feines Nachbarn Hofraum errichtet. 
Borübergehend ift fie, wenn er bei Berjagung feines eigenen Brunnens 
am Brunnen des nachbarlichen Haujes und Hofes einen Eimer voll 
Waſſer holt. Beſteht die Abjiht nur im einmaligen Wafjerholen, 
jo liegt in der Betretung des Hof, falls nicht auf Grund bejtehenden 
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freund = nahbarlihen Berhältnifjes die Zujtimmung des Nahbars 
unterjtellt werden darf, allerdings eine Beſitzſtörung, diefelbe iſt aber 
mit dem Berlafjen des Hofs wieder bejeitigt. Geht jedod, die Ab- 
fiht auf ein Holen des Waſſers nach Bedarf auf längere Zeit, jo 
enthält dafjelbe, obwohl jtet3 unterbrochen, eine dauernde Beſitzſtörung. 

Bei den Beſitzſtörungen fann man endlich drei Stadien, die fie 
durchlaufen, unterjcheiden, die Drohung, die Bethätigung und die 
Vollendung der Störung. Bei manden Störungen fallen dieje drei 
Stadien zeitlich und örtlich fait zufammen, jo daß das Auge fie nicht 
unterjcheiden fann, bei anderen aber treten fie zeitlich und örtlich ge— 
trennt und wohl unterjcheidbar auf, Iſt die Störungsthatjache eine 
beabfichtigte Handlung des Störers, jo it die Drohung die dem Be- 
jiger erkennbar gewordene ausdrüdliche oder jtillichiweigende Erklärung 
des ernftlihen Störungswillend oder Störungsentichluffes. Dahin 
gehören die wörtlichen Androhungen, ebenjo aber aud) die von dem 
Störenden zur Ausführung der Störung getroffenen Vorbereitungen, 
wie insbejondere die Anfammlung und Bereititellung von zum An— 
griff dienlihen Waffen und Werkzeugen in der Nähe der bejefjenen 
Sache. Die Bethätigung der Störung beginnt mit dem wirklichen 
Angriff, mit dem Erfafjen der beweglichen Sache, mit dem Eintreten 
des Störers in das bejejjene Haus oder Grundſtück, oder mit der 
Gemwaltanwendung gegen den Beliger, und dauert jo lange, bis der 
Beliger im Kampfe mit dem Angreifer unterliegt. In dieſem 
legteren Zeitpunkt ijt die Belisitörung vollendet. Der bloße 
Störungsentihluß, jo lange er nicht zur Drohung gelangt, iſt ein 
gleichgültiges Moment. Iſt die Störungsthatjache Feine beabjichtigte 
Handlung, jo iſt die Drohung mit der Beichaffenheit der Umſtände 
gegeben, welche die Befürchtung einer in Bälde eintretenden Störung 
rechtfertigen. Dies it insbejondere der Fall, wenn das baufällige 
Haus des Nachbars cinzuftürzen und mit jeinen Trümmern den 
Eingang zu unjerem Haufe zu verjchütten „droht“. Die Bethätigung 
der Störung beginnt mit dem Anfang der Einwirkung auf die be- 
jeflene Sache, beim Einsturz des Nachbarhauſes insbejondere mit dem 
eriten Herüberfallen von Steinen und Schutt, und die Störung ilt 
vollendet, wenn eine Befürchtung zu weiterer Störung nicht mehr be- 
jteht, im angeführten alle insbefondere, wenn das Nachbarhaus 
gänzlich zufammengefallen ift oder der noch vorhandene Hochbau auf 
jolidem Mauerwerk ruht. In jedem diejer drei Störungsitadien 
muß der Beſitzer zur Aufrechterhaltung feines Befites berechtigt fein. 
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Mit dem vollendeten Angriff und der vollendeten Störung iſt 
aber der Beſitz noch nicht verloren. In diefer Hinficht kommt es 
vielmehr auf das weitere Verhalten de3 Angegriffenen an. Be 
ruhigt er fi bei dem Reſultat des Angriffs und der Störung, 
gleichviel aus weldyen Beweggründen, jo it fein Bei allerdings 
verloren, wie auch das oben ($ 8) angeführte Sprüchwort: „Wer 
zur Gewalt jchweigt, der verliert feine Rechte” beſagt. Wer aber 
den Kampf alsbald wieder aufnimmt, fett ihn nur fort; er befindet 
fi) nicht im Zuſtand des Angriffs, jondern in dem des Wiederangriffs, 
des Gegenangriffs, der Selbftvertheidigung, und zwar fo lange, bis 
es jeinen erneuten Angriffen gelungen tft, den momentan jiegreichen 
Gegner aus dem Befige zu entfernen. Und wenn auch diefer Gegen- 
angriff mißlungen ijt und eine Bauje eintreten muß, fo iſt der Beſitz 
immer noch nicht verloren, jondern e3 dürfen neue und immer wieder 
neue ©egenangriffe ftattfinden, bi3 Einer oder der Andere von 
weiterem Kampfe definitiv abjteht. 

Für den Gelbftihut des Befigers ftellt nun der Entwurf an 
die Spite des $ 814 den allgemeinen Sat: 

„Der Inhaber einer Sade ilt berechtigt, verbotener Eigen- 
macht ſich mit Gewalt zu erwehren.” 

Wie jchon oben erwähnt, gibt er hier dem Beſitzer das Recht 
der Notwehr oder Gelbftvertheidigung des $ 186, nur er- 
fennt er ſie hier pofitiv an, während der $ 186 in nega- 
tiver Faſſung auftritt, indem er die Ilnerlaubtheit der Selbſt— 
vertheidigung verneint, wenn er ſagt: „Eine unerlaubte Hand- 
lung it nicht vorhanden, wenn die Handlung durch Noth- 
wehr geboten war. Nothwehr iſt diejenige Bertheidigung, welche er- 
forderlic ift, um einen gegemwärtigen, rechtswidrigen Angriff von ſich 
oder einem Andern abzuwenden.“ Indem fich der Entwurf ausſchließ— 
lich auf den Nothwehrjtandpunft ftellt, wird er den Anforderungen, 
die das Leben an den Gelbitihug des Beſitzers ftellt, nicht gerecht. 
Ausgeichlojjen wäre nämlich zunächſt der Schuß gegen einen drohenden, 
nidjt unmittelbar bevorjtehenden oder gegenwärtigen Angriff. Würde 
eine Diebsbande in der Nähe eines einfam im Walde gelegenen 
Forſthauſes mit der ausgelprochenen Abjicht, in der dritten oder 
vierten Nacht die Familie des Förfters zu überfallen und zu be- 
rauben, ſich herumtreiben, jo dürfte nad) dem Entwurfe der Förſter 
zur Zeit noch feine Gewalt anwenden, er müßte mindeitens den Abend 
des dritten Tages abwarten, ja, es fragt fi) überhaupt noch jehr, 
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ob er nad) dem Wortlaut des $ 815 und 814 nicht den Beginn der 
Entziehfung oder Störung, den Anfang der verbotenen Eigenmacht 
abwarten muß. Unſer Rectsfinn jagt uns nun aber ohne jeden Um— 
Ichweif, daß in dem erwähnten Falle der Förfter mit Knechten und 
Freunden auch jchon am erften Tag in den Wald ziehen und die 
Bande verjagen darf, felbftverjtändlih unter Maßhaltung der Ge— 
waltmittel, unter Einhaltung der Bertheidigung, welche erforderlic 
it. Man hat diefem Postulat unjeres Rechtsſinns gerecht zu werden 
und dafjelbe mit dem Wortlaut oder auch Geift des Nothwehrgeſetzes 
in Uebereinftimmung zu bringen gejucht, indem man annahm, daß bei 
derartigen auf die Zukunft ſich beziehenden Drohungen eine augen- 
blickliche Gefahr, die Gefahr des zufünftigen Angriffs, entitehen könne, 
die dann al3 der Beginn eines gegenwärtigen Angriffs angejehen 
werden müſſe. Allein dieje Konftruftion ift doch zum Mindeften ein 
gefährliches Spiel mit Worten, und es ijt doch die Aufgabe des 
Geſetzgebers, den ernften Sinn mit dem erniten Wort zu bezeichnen. 
Der zweite Anjtand bei der Formulirung der Befitvertheidigung be- 
trifft die Eigenmadt. Diejelbe ift zwar eine Art der Bejigitörungs- 
thatjache, und fie pflegt auch Häufig im Verlauf der an den eriten 
Angriff ſich Enüpfenden TIhatjachen in die Erjcheinung zu treten, allein 
fie ift, wie wir oben ($ 8) kennen gelernt haben, nicht die ausſchließ— 
liche Störungsthatjacde. 

Der Entwurf hat ſich, wie gezeigt, auf den Nothwehritandpunft- 
geitellt, und die Motive beftärfen ihn darin. Einen Selbſtſchutz gegen 
rein jachlihe Störungen gibt er nicht. In einem ſolchen Falle 
wäre der Gejtörte auf den $ 187 verwiejen: „Eine unerlaubte Hand- 
lung iſt nicht vorbanden, wenn Jemand eine fremde Sache beſchädigt 
oder zerjtört, um eine von diefer Sache drohende Gefahr von fidh 
oder einem Andern abzuwenden, jofern die Handlung zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich war und die Gefahr nicht vorſätzlich oder fahr: 
lälfig verurjacht worden iſt.“ Dieſes Schußmittel ift jedod für den 
Beſitz nicht ausreichend. Wenn der vom Zujammenjturz des Nach— 
barhaujes bedrohte Hausbefiger behufs Abwendung der Trümmer auf 
dem Nachbargrundſtück Sprießbalfen aufjtellt oder eine Bretterwand 
errichtet, jo bejchädigt er dod) dajjelbe nicht, er nimmt nur von einen 
Theile dejjelben Bejig und gleichwohl werden wir ihn zu dieſer Schuß: 
maßregel für berechtigt halten. Und wenn er nad) den Zufammen- 
fturz des Nachbarhaufes die dennod auf jein Grundſtück gefallenen 
Trümmer gegen den Willen des Nachbars in deſſen Hof wirft, jo 
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wird ihm Niemand das Necht zur gewaltjamen Befeitigung diejer 
bisher erduldeten Störung jeines Bejiges verfagen. Jedenfalls aber 
muß der Geſetzgeber für den Beſitzſchutz jene negative Faſſung: Nicht— 
vorhandenfein einer unerlaubten Handlung — in eine pofitive verwan- 
deln: Berechtigung zur Beihädigung, Zerftörung oder Inbeſitznahme, 
wie er ja analog mit der Anwendung des Nothwehrgeſetzes auf den 
Beiisfhus verfahren hat. Denn, wie hier, jo ift e8 aud dort für 
den geftörten Beliger ein Unterjchied, ob er zum Schuß feines Be— 
jiges eine nicht unerlaubte, oder eine berechtigte Handlung vornimmt. 
Der an die Spite des $ 815 geftellte allgemeine Sat muß daher 
nad; mehreren Richtungen hin geändert werden. Er muß zu erfennen 
geben, daß der Beſitzer berechtigt jei, gegen Störungen feines Be- 
ſitzes jich in jeinem Beige ſelbſt zu Ichüßen und unter Anwendung 
von Gewalt, joweit erforderlich. Mit dieſem Eleinen Satze ift freilich 
jehr viel gejagt, und es liegt die Gefahr vielfaher Mißdeutungen 
ſeines Sinns und jeiner Tragweite nahe. Wünjchenswerth wäre 
daher eine mit der gebotenen Kürze vereinbare Erläuterung, wie 
jolhe in den Abjägen 2 und 3 (freilich nicht mit der Abficht einer 
Erläuterung) gegeben ift. Dieje bejagen: 

Abi. 2. „it eine bewegliche Sache dem Inhaber durd) 
verbotene Eigenmacht weggenommen, jo ift derjelbe beredhtigt, 
dem auf der That betroffenen oder bei jofortiger Nacheile 
erreichten Ihäter die Sache mit Gewalt wieder abzunehmen. 
Im Falle der Wiederabnahme ift der Befit als nicht unter- 
brochen anzufehen.“ 

Abſ. 3. „sit die thatjächliche Gewalt über ein Grunditüd 
den Inhaber durch verbotene Eigenmacht entzogen, jo tit 
derielbe berechtigt, jofort nach erlangter Kenntniß von der 
Entziehung fi) die Inhabung wieder zu veridhaffen, mit 
Gewalt gegen die Perſon jedod nur dann, wenn die Wieder: 
verichaffung jofort nach der Entziehung erfolgt, oder wenn 
die Borausfeßungen vorliegen, unter welchen nad den Bor: 
ichriften des 8 189 Gelbithülfe erlaubt ift.” 

Die Beftimmung des Abi. 2 von der aläbaldigen Wegnahme 
der Sache und der fofortigen Nacheile ift vollftändig richtig; fie ent: 
ſpricht troß der mit der erlaubten Gemwaltanwendung in den bezeich— 
neten Fällen verbundenen nicht unerheblichen Gefahren für den 
inneren Frieden dem Charakter des deutichen Volkes jo jehr, daß fich 
wohl feinerlei Stimmen dagegen erheben werden. Nur die juriftische 
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Behandlung derſelben iſt nicht richtig. Der Entwurf nimmt mit dem 
bloßen Diebsgrifft und dem Davonlaufen des Diebes jchon einen 
Befigverluft für den bisherigen Bejiger der Sahe an, auh wenn 
diefer im Moment der Ergreifung der Sache durd den Dieb Hinzu- 
kommt und diefem die Sahe aus der Hand ſchlägt. Dieje vier 
Handlungen, Diebsgriff, Schlag auf die Hand, Fallenlaſſen der Sache 
und ihre Aufhebung, alle da8 Werk einer Sekunde, jollen nad) dem 
Entwurf Befigverluft, Beliganeignung, Selbithülfe, Wiederverluft 
und Wiedererwerb des Befiges jein! Und wenn fi zwischen Befiger 
und Dieb ein Kampf entfponnen hatte, in welchem beide mit med): 
jelndem Erfolge kämpften, und die Sache fünfmal aus einer Hand 
in die andere ging, jo hätten fich fünf mal fünf folder Akte voll- 
zogen! Dem Römiſchen Rechte ift diefe Auffaffung gänzlich fremd. 
Der Entwurf ift, wie ſchon früher angegeben, genöthigt, ſtatt Selbit- 
vertheidigung, Selbithülfe anzunehmen und den $ 189 zu erweitern. 
Die Motive vertheidigen denn auch diefe Auffafjung nicht jonderlid,, 
und geftehen ein, daß beide Wege praktiich im Wejentlichen zu demjelben 
Rejultate führten, und daß die Entjcheidung über die Beendigung 
der Inhabung des einen Theil® und den Beginn der Inhabung des 
andern Theils lediglich der thatjächlichen Würdigung des Richters 
überlafjen ſei. Am meijten verleugnet aber der Entwurf jelbft feine 
Auffaffung, wenn er für den Fall der Wiederabnahme der Sache den 
Beſitz als nicht unterbrochen angejehen haben will. Warum dies 
gerade nur hier und nicht auch noch im Kampfe um den Befiß und 
bei der jofortigen Nacheile angenommen werden Soll, ijt nicht er- 
ſichtlich. 

Auch mit der Wahl des Zeitpunkts, von welchem an die „ſo— 
fortige Nacheile“ eintreten joll, entjpricht der Entwurf den Bedürf- 
nijjen des Lebens nicht. Nach den Motiven tt es fein Zmeifel, dat 
jih die Nacheile an den Zeitpunkt der Wegnahme der beweglichen 
Sache anjegen joll, und nicht an den jpäteren Zeitpunkt der Kenntniß— 
nahme des Befigerd von der gejchehenen Wegnahme Wenn mir 
aber der ZTagelöhner, den ih in meinem Haufe und Garten be- 
ichäftigt habe, ein Werkzeug weg: und mit nah Hauſe genommen 
hat, jo jcheine ich doch, Falls ich nad) vier Wochen dies gewahr werde 
und mich behufs Erkfundigung in feine Wohnung begebe, berechtigt 
zu fein, nach vergeblicher Aufforderung zur Nüdgabe nad) dem Werk— 
zeuge zu juchen und diejes gegen das Sträuben des Unterſchlagers 
wegzunehmen. 
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Die Beitimmung des Abi. 3 über den Schut des Beſitzes an 
Grundftüden ift, abgejehen davon, daß fie den Verluſt des Befites 
unterftellt und den Selbſtſchutz daher nicht al3 Bertheidigung, fondern als 
erweiterte Selbjthülfe anfteht, fowie den Schuß überhaupt nur gegen 
verbotene Eigenmact gejtattet, in der Hinficht richtig, daß fie den 
Inhaber berechtigt, „Sofort nach erlangter Kenntniß von der Ent- 
ztehung Jich die Inhabung wieder zu verichaffen.” Unrichtig aber ift 
fie, weil im Widerfpruch mit den Bedürfniffen des Lebens und den 
Rectsanjchauungen unferes Volkes, wenn jie diefen Selbjtihug mit 
der Schranfe umgtebt, daß Gewalt gegen die Perſon nur im Fall 
der Wiederverjchaffung jofort nach der Entziehung — und nidt 
nad) erlangter Senntniß von der Entziehung — geübt werden 
dürfe. Diejes Gewaltverbot tft durchaus neu. Die Motive recht— 
fertigen es einestheil3 mit jeiner Unbedenklichkeit, indem ja in einem 
jolhen Falle gerichtlihe Hülfe mit Leichtigkeit erlangt werden könne, 
und anderntheild mit dem Intereſſe des öffentlichen Friedens. Allein 
beide Momente würden gegen jeden Selbſtſchutz des Beligers ſprechen, 
und diefen in das bejchränfte Gebiet des $ 189 bannen. Diejes 
Verbot ijt überdies unpraktiich. Wenn fic) jemand Ende Februar 
heimlicher Weiſe in den Beſitz eines fremden Aders jett, denjelben 
düngt, pflügt oder einfäet, und der bisherige Bejiger Anfangs März 
mit Pflug und Egge daſelbſt erjcheint und in Abwejenheit des Okku— 
panten feinen Ader wieder in Bejig nimmt und etwa umpflügt, jo 
gilt nach $ 812 Entw, der Beſitz für ihn nicht als verloren, und er 
fann den nunmehr erfolgenden Angriffen des ftörenden Zwiſchen— 
inhabers Gewalt entgegenjegen. Dies ift richtig. Wenn er aber bei 
feinen Erjcheinen den Zwilcheninhaber mit der Ausjaat des ein paar 
Tage vorher von demjelben gepflügten Aders beihäftigt findet, fo 
müßte er fich, weil die Entziehung der Inhabung durch das Pflügen 
des Aders jhon ein paar Tage vorher jtattgefunden hatte, jeder 
Gewalt enthalten, während er, fall3 das Pflügen am Morgen des— 
jelben Tages oder etwa am Tage vorher erfolgt war, Gewalt an- 
wenden dürfte. Für eine ſolche Unterfcheidung, für den juriftiichen 
Werth einer ſolch' Eurzen Spanne Beit hat das Landvolk fein Ver— 
ſtändniß, und das Gejeg würde mit einer jolchen Beitimmung erjt 
recht Anlaß dazu geben, dat die ländlichen Waffen in Aktion träten. 
Berüdfichtigt man, mit weld warmer Zähigfeit der Landmann an 
jeinem Grundbejis feithält und feithalten muß, jo wird man ihm 
nicht verlagen können, daß er den Anſpruch auf Freigabe jeines 
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Beſitzes auch erſt nad) erlangter Kenntniß von der heimlichen Okku— 
pation defjelben gegen den Störer erhebe, und im Fall des paffiven 
Widerftandes des letzteren Gewalt gebraude. Die ländlichen Ber: 
hältniffe bringen es überdies mit fi, daß die heimliche Okkupation 
eines Grundjtüds faft immer jchon in wenigen Tagen zur Kenntniß 
des Befiers gelangt und daß ſich diejer alsbald zur Aufrechterhaltung 
jeines Beſitzes an Ort und ‚Stelle begiebt. In den bei Weiten 
meiften Fällen wird der Ywilcheninhaber auf demjelben Grundftücd 
nicht anmwejend jein, die Wiederverjchaffung wird alſo meiftens ohne 
Gewalt bewirkt werden, und die Befürchtung des Geſetzgebers, daß 
ohne jenes Gewaltverbot der innere Friede allzufehr beeinträchtigt 
werde, dürfte daher grundlo3 jein. Kommt es aber im einzelnen 
alle zur Gewalt, jo neigt fich, wie die Erfahrung lehrt, Jedermann 
auf die Seite des geftörten Beſitzers und jet den heimlichen Okku— 
panten ins Unredt. Denn in den Augen des Landvolks ift die 
heimliche Aneignung eines fremden Grundjtüds, die es jchlechtweg 
als Diebjtahl bezeichnet, ein viel ſchwereres Verbrechen als der Dieb- 
ftahl einer mit der Landwirthichaft nicht unmittelbar zuſammen— 
hängenden beweglichen Sache, nicht bloß, weil dabei ein höherer 
Werth und ein für feine Eriftenz unentbehrlicherer Gegenftand in 
Frage fteht, fondern auch, weil das FFeldgrundftüc eine befriedete, 
dem öffentlichen Vertrauen anheimgegebene Sache ift, und in einer 
heimlichen Aneignung defjelben ein gegen die Geſammtheit der Grund: 
bejiger verübter Vertrauensbruch gefunden wird. Das vom Entwurf 
vorgejchlagene, dem bisherigen Rechte und den Rechtsanſchauungen 
unjeres Volkes widerjtreitende Verbot der Gewalt gegen die Perſon 
des Zwiſcheninhabers ift daher nicht zu empfehlen. 
Im vierten Abjat des $ 815, dahin lautend: 

„Die in dem erften bis dritten Abſatze bezeichneten Rechte 

jtehen dem Inhaber auch gegenüber demjenigen zu, für 

welchen er die Sache inne hat“ 
wird dem Inhaber der Selbſtſchutz auch gegen verbotswidrige eigen- 
mächtige Angriffe des nicht innehabenden Beſitzers zugeſprochen. Die 
Motive erachten dies zwar nur als eine Sonjequenz des abjoluten 
Verbot3 der Eigenmact, halten aber eine bejondere ausdrüdliche 
Anerkennung diejes Schutzrechts des Inhabers gegenüber dem von 
ihm vertretenen Befiger im Intereſſe der Stlarjtellung für wünſchens— 
werth. Die hier entjchiedene Frage jcheint auf den erſten Anblid jo 
leicht zu löjen zu jein, weil ihr fcheinbar ein äußerſt einfaches Ver— 
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hältniß zu Grunde lieg. Man denkt ih die einfachen Fälle, daß 
der Beſitzer einer beweglichen Sache diejelbe einem Andern geliehen, 
der Beliter eines landwirthichaftlihen Grundftüds dafjelbe verpachtet, 
und der Befiter eines Haufes dafjelbe oder eine darin befindliche 
Wohnung vermiethet hat, und der Befiter eines Tages mitteljt 
eigenmäcdhtigen Angriffs die Sache dem Entleiher wegnehmen und den 
Pachter und Miether austreiben will. In diefen Fällen, — und 
darin wird allerorts Uebereinſtimmung bejtehen — ſoll Selbſtver— 
theidigung geftattet fein. Allein es gibt eine Reihe von Fällen, — 
und diefe find im praftiihen Leben gerade die weitaus zahlreichiten 
— in denen der Befiter im Intereſſe der Erhaltung der Sache und 
jeines Befisftandes genöthigt ift, in den Belit feines Entleihers, 
jeines Pachters und Miethers einzugreifen und zwar in einer Weije, 
die Lediglich als Selbftihuß gegen perfönliche und fachliche Angriffe 
des Entleihers, Pachters oder Miethers oder Dritter, oder gegen rein 
fachliche Angriffe irgend welcher Art angejehen, und darum für ge— 
rechtfertigt erachtet werden muß. Wenn der Pachtbejiger eines Wiejen- 
grundftüds dafjelbe umpflügt und zu Adergelände anlegt, jo verän- 
dert er damit nicht blos feinen Gebrauch, fondern auch jeinen Beſitz, 
er greift aber damit zugleich den vom Eigenthumsbefiger zurüdbe- 
baltenen Beji an. Wie oben dargethan, überläßt der verpachtende 
Eigenthumsbefiger dem Pachter mit dem vertragsmäßigen Gebraud) 
des Grundftüds den Beſitz dejjelben nur in joweit, al$ der Körper 
des Grundjtüds, der Träger der Brauclichkeit, zu dieſem Gebrauche 
nothivendig tft. In ſoweit er nicht nothiwendig ift, befchränft er feinen 
eigenen Bejit nicht. Das Durchfurchen des Wiejengrundes, das Ber: 
reißen de3 Bodens, das Zerfpalten in Schollen ift daher eine Stö— 
rung des Eigenthumsbefiges und berechtigt ſonach den verpacdhtenden 
Eigenthumsbefiger zum Selbſtſchutz feines Beſitzes. Daſſelbe iſt der 
Hall, wenn der Pachter die zur Fruchtziehung beftimmten Grundftüde 
mit Gebäuden bededt, zu Teichen anlegt, zur Sandgewinnung be: 
nugt u, dgl. m. Dem Miethbejfiger einer Wohnung find die ver: 
mietheten Räume innerhalb der Außen: und Innenwände des Hauies, 
die Deden und Fußböden, die Defen, Thüren und Fenfter zum Ge: 
braude überlaffen und joweit dies erforderlich ift, auch der Mit: 
beſitz dieſer Eörperlihen Theile; ſoweit aber legtere zur Erhaltung 
des Haufes nothmwendig find, hat fich der vermiethende Eigenthums— 
befiger ihren Beſitz für fich vorbehalten. Würde aljo der Miethbe- 
iger Deden und Wände zerjtören, die Fenfter aushängen und damit 
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dem Regen und Schnee Zutritt zu den vermietheten Räumen ge- 
ftatten, und die Fußböden aufreißen, fo verändert er damit nicht blos 
jeinen Gebrauchsbeſitz, fondern auch den Beſitz des Eigenthumsbefiters, 
und ift daher diefer zur Gelbjtvertheidigung feines Beſitzes gegen die 
Befisftörungen jenes befugt. Dafjelbe ift ſchließlich der Fall bei nur 
fachlichen Störungen des Eigenthumsbefiges. Ergießt ſich in Folge 
Bruchs des Wajjerleitungsrohrs das Wafler in Küche und Zimmer 
des Miethers, jo Eann der vermiethende Eigenthumsbefiter gegen den 
Willen des Miether3 und mit Gewalt in die vermiethete Wohnung 
eindringen und die feinem Beſitze drohenden Gefahren bejeitigen. 
Diefe Beifpiele mögen genügen, um den Sat begreiflih zu machen, 
daß der Selbitihut überall und in ſoweit geftattet ſein muß, als er 
erforderlid) ift, um den durch einen überlafjenen Befig nicht beſchränkten 
Eigenthumsbelig zu ſchützen. Der erwähnte vierte Abſatz des $ 815 
ift daher, indem er dem Inhaber gegenüber demjenigen, für welchen 
er die Sache inne hat, ganz abjolut einen Selbftihut gewährt, un- 
richtig. 

Am Schluffe der Darftellung der Motive zu $ 815 berühren 
diefelbe die Frage, ob dem Beliger oder Oberinhaber einer Sade in 
ähnlicher Weije die Ausübung des Nothwehr: und Selbjthülferechts 
neben dem Bertreter in der Ausübung der thatjächen Gewalt zu ge— 
jtatten fei, wie jenen Perſonen auch die pofjefforiichen Rechtsmittel 
ın 8 821 zugeftanden find. Die Motive fönnen nicht umhin, für die 
Bejahung diefer Frage den Umstand anzuführen, daß die Befitflagen 
für die verfäumte Gewaltanwendung Erjag gewähren. Gleichwohl 
halten fie die Einräumung einer jolchen, von einem weiteren Ver— 
zichte des eigentlich Berlegten, welcher dod immer der Inhaber fei, 
unabhängigen Rechtsſtellung für bevenklih. Denn wollte man die 
Einmifchung eines bei dem afuten Konflikte nicht unmittelbar Bethei- 
ligten gejtatten, jo würde dem andern Theile eine Perjon gegenüber - 
geftellt, deren Legitimation zweifelhaft jei, und es würde dabei im 
praftiichen Reſultate dem Beſitzer oder Dberinhaber durch die Ver— 
leihung eines jolchen Rechts wenig genüßt werden, da dieſe Perjonen, 
um Gelegenheit zur Ausübung dieſes Rechts zu haben, in dem jchnell 
vorübergehenden kritiſchen Zeitpunkte zur Stelle fein müßten. Dieje 
Bedenken ſind indefjen völlig unzutreffend. Denn was zunädjit 
die zweifelhafte Legitimation des Beſitzers oder Oberinhabers be- 
trifft, jo jpielt dieſelbe bei allen nur denkbaren Fällen nicht die ge- 
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der Miethbefiger von einem Dritten mit Gewalt angegriffen, jo kann 
nad dem Nothwehrgeſetz ($ 186 Entw.) jeder Andere beijpringen und 
dem Ungegriffenen helfend zur Seite jtehen. Ob der Hülfeleiftende 
hierbei ein eigenes Intereſſe hat oder nicht, iſt gleichgültig, von einer 
zweifelhaften Legitimation dejjelben kann daher Feine Rede fein. 
Daſſelbe ift der Fall, wenn der Dritte in Abwejenheit de3 Mieth- 
bejiter8 die Wohnung oceupirt, denn die Nothwehr it gejtattet, um 
einen rechtswidrigen Angriff von fi) „oder einem Andern” abzu= 
wenden. Die Nothwehr fragt jodann niemals darnad), ob dem rechts— 
widrigen Angreifer die Legitimation des Angegriffenen befannt jet 
oder nicht, und man fann von diefem nicht verlangen, daß er bei 
Beginn feiner Gegenmwehr ſich zunächſt über jeine Legitimation 
urkundlich oder durch Zeugen ausmeile. Die Hauptſache aber ift und 
bleibt, daß der vermiethende Eigenthumsbeſitzer Befiger ift, daß er an 
der Aufrechterhaltung des Befiges ſeines Miethers ein eigenes Inter— 
ejje Hat, jchon deswegen, weil er für die Zeit der Nichtbenußung der 
vom Dritten oceupirten Wohnung Miethgeld nicht verlangen Eönnte, 
und weil jein Befig nur gegenüber dem Miethbefiger und jo lange 
diejer bejigt, ein ruhender, jedem Dritten gegenüber aber ein thätiger tft. 

Aus Borjtehendem ergiebt fi, daß die Nechtsanficht des Ent: 
wurfs und feiner Motive in vielen Punkten den Rechtsanſchauungen 
de3 deutjchen Volkes und dringenden Bedürfniffen des Lebens nicht 
entjprechen. Wir haben gejehen, daß jich die ganze Lehre vom Selbit- 
ihuß des Befises gegen Störungen in einen kleinen Sat faljen läßt, 
und daß nur zur Vermeidung von Mihdeutungen dejjen Sinns und 
Tragweite die Beifügung kurzer Erläuterungen wünjcenswertl iſt. 
Ich beantrage daher, den $ 815 zu ftreichen und an jeine Stelle zu 
jegen: 

$ 815. 

Der Bejiter ift beredtigt, gegen Störungen 
feines Befiges fih in feinem Befige jelbit zu 
Ihüsßen, erforderlihen Falls und joweit als erfor- 
derlich, mit Gewalt. 

Er fann insbefondere drohenden Störungen vor- 
beugen, eintretende Störungen zurüdmweijen und 
vollendete Störungen wieder bejeitigen. 

Er kann namentlich dem auf der That betroffenen 
und dem bei fofort nad erlangter Kenntniß des 
Borfalls und Thäters eintretenden PBerfolgung 
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erreichten Störer die von demfelben weggenommene 
beweglide Sache mit Gewalt wieder abnehmen, und 
den Störer jeines Grundbejites ſofort nad) er- 
langter Kenntnip von der Störung mit Gewalt von 
demjelbeu vertreiben. 
Die Worte des Abjag 1 „in feinem Beſitze“ jind nöthig, um 
damit auszudrüden, daß der Gelbitihutß nur zur Aufrechterhaltung 
eines zwar angefochtenen, aber immer noch beſtehenden Befiges 
(Belisitandes) gegeben ift, nicht aber als Gelbithülfe zur Wieder- 
erlangung eine3 bereit3 verlorenen Beſitzes. 
Der zweite Sat des zweiten Abjates des $ 815 Entm.: „Am 
Hall der Wiederabnahme tit der Befig al3 nicht unterbrochen anzu— 
jehen,” iſt überflüffig, weil der Bejit durch die Wegnahme der Sache 
überhaupt nicht unterbrochen war. 
Der Abi. 2. des vorgejchlagenen Paragraphen drüdt die drei 
Stadien der Störungen und Angriffe auf den Beſitz aus. 
Mit dem Mb}. 1 iſt hinlänglich ausgedrüdt, daß und unter 
welchen Umftänden der Eigenthumsbefiger fich gegen Störungen jeines 
durch den, einem Andern überlaffenen Beſitz nicht befchränften Be— 
jiges jowohl gegen diefen Andern, wie gegenüber Dritten, und dat 
und unter welchen Umſtänden der Befißer einer Sade ſich gegen 
Störungen Seitens des Eigenthumsbefigers ſchützen fann, jo daß 
eine bejondere Erläuterung des Selbftihuges in jolhen Fällen durd) 
das Geſetz nicht erforderlid ift. 
Der $ 816, dahin lautend: 
„Die Vorſchriften der 88 814, 815 finden entjprechende 
Anwendung zu Gunjten desjenigen, welcher nur einen Theil 
einer Sache, insbejondere in baulichen Anlagen abgejonderte 
Wohnungsräume oder Wirthichaftsräume inne hat“ 
giebt dem Theilinhaber des Entwurfs bezw. dem Theilbejiger das 
Recht des Selbſtſchutzes. Da ſich die nad) unjeren allgemeinen 
Selbſtſchutzſatze von jelbit verjteht, jo beantrage id: 

den $ 816 zu ftreichen. 

Eine jehr bedenkliche Beitimmung enthält $ 817: 

„Haben Mehrere eine Sache oder einen Theil einer Sadıe 
gemeinschaftlich inne, jo ſind Handlungen eines Theilhabers, 
welche über die im $ 765 bezeichnete Gebrauchsbefugniß 
hinausgehen, oder einen anderen Theilhaber in diejer Ge— 
braudhsbefugniß hindern, als verbotene Eigenmacht anzufehen.” 
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Der angezogene 8 765 erklärt jeden Theilhaber zum Gebrauch 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes inſoweit für befugt, als dadurch 
der Mitgebrauch der übrigen Theilhaber nicht beeinträchtigt wird. 
Was gewinnen wir aber damit für's praktiſche Leben? Nehmen wir 
den Fall, daß zwei Perſonen gemeinſchaftlich ein Haus gekauft und 
vom Verkäufer übergeben erhalten haben. Sie durchgehen die ver— 
ſchiedenen Stockwerke und Zimmer und nehmen daſſelbe in allen 
ſeinen Räumen in Beſitz. Ihr Beſitz iſt unzweifelhaft ein gemein— 
ſchaftlicher. Nun ſetzt ſich der eine Theilhaber und Mitbeſitzer in 
der dritten Etage feſt, und überläßt, um die größte Beſcheidenheit 
an den Tag zu legen, den Beſitz aller übrigen Stockwerke und Räume 
ſeinem Mittheilhaber. Dieſer aber iſt mit der von ſeinem Genoſſen 
einſeitig getroffenen Eintheilung des Gebrauchs und Beſitzes nicht zu— 
frieden, und das Geſetz ($ 765) giebt ihm hierin vollkommen Recht, 
denn jein Mitgebrauc) der dritten Etage ift unzweifelhaft beeinträchtigt. 
Die ausjchliegliche Inbeſitznahme der dritten Etage durch den erjten 
ift eine Handlung, welche über jeine Gebrauchsbefugniß hinausgeht, 
und darum nad $ 817 verbotene Eigenmacht. In ſoweit gilt alfo 
hier der Sat, melior est conditio prohibentis. Allein der $ 765 läßt 
auch über die Art der Benugung der gemeinichaftlihen Sade einen 
Beſchluß der Theilhaber nach Stimmenmehrheit zu, und ein jolcher 
Beihluß ſoll aud für den Beſitzumfang jedes einzelnen Mitbeſitzers 
derartig Geltung haben, daß eine thatjächliche Ueberjchreitung des 
angewiejenen Beſitzes verbotene Eigenmadt fei. Diefer Eingriff des 
Dbligationenreht3 in die Lehre vom Beſitz ſcheint mir denn doch zu 
ſtark zu fein. Das ift freilich zuzugeben, daß wenn auf Grund eines 
übereinftimmenden oder aud) nur eine Mehrheitsbejchluffes eine Be— 
jigregulirung widerſpruchslos ftattgefunden hat, jeder Mitbefiger die 
ihm und von ihm jelbftgezogene Bejiggrenze nicht überjchreiten darf, 
allein der Grund ift nicht der obligatorisch wirkende Regulirungs- 
beichluß, jondern die thatjächlich eingetretene Geftaltung des Beſitzes. 
Wollte die Mehrheit der Theilhaber ihren Beihluß gegen den Willen 
des Ueberjtimmten durchführen, jo wären fie es, welche im bisherigen 
Beligitande eigenmächtig Beränderungen vornehmen würden, gegen 
welche der überjtimmte Mitbefiger zur Selbjtvertheidigung zu greifen 
berechtigt ıft. Mit der Lebertragung der rechtsverbindlichen Kraft 
des Mehrheitsbefchlufies auf den Beſitzſtand würde zudem das 
Petitortum in einer dem Befitinftitut durchaus fremden Weife ein: 
geführt. 
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Der 8 817 ift jedenfall® auf denjenigen Bejig nicht anwendbar, 
bei welchen den Mitbefigern der Gebrauch der bejefjenen Sache nicht 
zufommt, wie bei dem einfachen Fauftpfandbeiig. 

Für den Schuß des Mitbejiges find bejondere Vorſchriften nicht 
nöthig, er wird joweit gejtattet, als der Befit jedes einzelnen Mit: 
beſitzers beſteht. SKollifionen werden im Befißberihtigungsverfahren 
bejeitigt. Der gedachte $ 817 ift daher theils unrichtig, theil$ über- 
flüſſig, und beantrage ich ſonach: 

den S 817 zu ſtreichen. 


IV. Gerichtlicher Schuß. 
Allgemeines. 
811. 

sn $ 8 haben wir den Grund des gerichtlichen Schutzes des 
Bejiges erfannt, und gefunden, daß diefer Schuß lediglich ein Erjat 
des Selbſtſchutzes iſt. Er wird daher unter denfelben Vorausſetzungen 
und zu demjelben Zweck und nur in diejer Weiſe gewährt werden 
fönnen, wie dieſer geftattet ift, freilich mit denjenigen Modifikationen, 
welche von der Natur des gerichtlichen Verfahrens, im Gegenjag zur 
Natur der menschlichen Körperkraft gebieteriich gefordert werden. 
Die Motive erbliden zwar, wie oben angeführt, im gerichtlichen 
Schuß aud nur einen Erſatz des Selbjtichuges, allein der Entwurf 
hat doc) die daraus jich ergebenden Konſequenzen in mehrfacher Hin— 
Jicht nicht gezugen, vielmehr an deren Stelle fremdartige Bejtimmungen 
gejetst, die überdies für ihre Anwendung im Leben jehr bedenklich find. 

Der Entwurf kennt zwei Befitklagen, die Beſitzentziehungs— 
flage und die Beſitzſtörungsklage.“) Die erftere wird gegeben, 

:!) Der don verichiedenen Seiten wegen der vom Entwurf gebrauchten 
Ausdrüde „Bejitklage und Beſitzprozeß“ ausgefprohene Tadel, da ja nicht 
der Beſitz, jondern die Inhabung geſchützt werde, ift doch nicht fo gerechtfertigt, 
wie man glaubt. Zwar ift der von den Motiven (S. 119), für Beibehaltung 
diefer Terminologie angeführte äußere Grund, daß man mit der GCivilprozep- 
ordnung ($ 232) in Uebereinftinmung bleiben jolle, Fein jtichhaltiger, weil eine 
Revifion diejes Geſetzbuchs ohnehin nothiwendig iſt, und es daher ein Leichtes 
wäre, ſtatt „Beſitzklage und Befißprozeh” „Inhabungsflage und Inhabungsprozeß“ 
zu ſetzen. Allein die Givilprozegordnung wollte mit dem Ausdrud „Beſitzklage“ 
nur den Gegenjat zur Klage aus dem Rechte bezeichnen und nicht feititellen, was 
unter Beſitz zu verjtehen jei. Für fie ift der Ausdrud „Beſitzklage“ nur ein 
prozejjualiiher Sammelname für eine Reihe von Nechtsmitteln, die ſich auf den 
Beſitz beziehen, aber nicht ihren Grund lediglic in einem entzogenen oder gejtörten 
Bejite haben. Der Entwurf will und fann an diefer Dispofition der Civilprozeß— 





wenn dem Inhaber der Sache die Inhabung durch verbotene Eigen- 
macht völlig entzogen it; ihr Anjprud geht auf Wiedereinräumung 
der Inhabung. Die andere wird gegeben, wenn der Inhaber durd 
verbotene Eigenmacht in der Inhabung geftört ift; fein Anſpruch geht 
dann auf Wiederaufjebung der Störung. Sind in letterem Falle 
noch weitere Störungen nad) den Umftänden zu bejorgen, jo kann 
der Geftörte die Berurtheilung des Störers zur Unterlafjung weiterer 
Störungen verlangen. Bei beiden Klagen wahrt nun der Entwurf 
das Prinzip, daß der gerichtlihe Schuß des Befiges nur ein Erjat 
des Gelbftihuges jein fol, dahin, daß er, entgegen der Auffafjung 
des geltenden Rechts, wonach der Beſitzſchutz fi gegen die Folgen 
eines Delikts richtet, und obwohl er die eigenmächtige Beſitzentziehung 
als ein Delift anfieht, doch nicht das Deliktsmoment, jondern das 
reine Bejigentziehungsmoment vorwalten läßt, und einestheil$ die 
Geltendmahung von Schadensanſprüchen aus dem poſſeſſoriſchen Ver— 
fahren ausicheidet, und anderntheild nur die Wiederaufhebung der 
Entztehung der Inhabung als Gegenftand des poſſeſſoriſchen Anſpruchs 
zuläßt. Die Motive jagen (S. 124) ausdrüdlih: „wenn auch die 
allgemeinen Vorſchriften des Obligationenrechts vegelmäßig auf alle 
Arten von Anſprüchen Anwendung finden, jo hat doc, der Umjtand, 
daß die hier beſtimmte Reftitutionsverpflichtung von einer praesens 
possessio abhängt und nidt auf ein commissum ſich gründet, die 
wichtige Konjequenz, daß alle Borjchriften über die Folgen der Nicht- 
erfüllung der Obligation unanwendbar werden; denn die Obligation 
(des Entziehers) befteht nur, injoweit deren Naturalerfüllung möglich 
und erzwingbar ift. Entäußert ſich der Beklagte der Inhabung 
während des Prozefjes, jo wird er von der Beſitzklage frei, bis auf 
feine Haftung für die Koften des Verfahrens.” Iſt diefe Auffafjung 
der Motive maßgebend, jo wäre e8 zur Vermeidung von Mißverjtänd- 
nifjen befjer gewejen, wenn der Entwurf den Anſpruch des Beſitzers, 
dem der Beſitz entzogen worden ift, nicht als „Anſpruch auf Wieder: 
einräumung der Inhabung“ formulirt hätte, jondern etwa als 
„Anjprud auf Wiederaufhebung der Entziehung der Inhabung“. 


ordnung nichts ändern, und es bleibt ihrer künftigen Auslegung überlajjen, welche 
Nechtsmittel auch noch nach dem demnächſtigen bürgerlichen Rechte Deutihlands 
ober der einzelnen Staaten unter der „Beſitzklage“ zu verjtehen ſeien. Ueberdies 
giebt der Entwurf im $ 821 in gewifler Beziehung auch dem Befiter eine lage, 
und wäre es daher jedenfall nicht gerechtfertigt, Lediglich von einer Inhabungs— 
klage umd einem Inhabungsprozeß zu reden. 


en — a rn 
sd 


Denn ohne jene erläuternde Bemerkung der Motive würde man den 
„Anfprud auf Wicdereinräumung der Inhabung“ al3 einen unbe- 
dingten, und von der praesens possessio des Entzieherd unabhängigen 
mindeſtens dahin verjtehen müfjen, daß ſelbſt bei inzmwilchen einge- 
tretenem abjichtlichen oder unabfichtlihen, fahrläfjigen oder zufälligen 
Berluft des Zwifchenbefites der Entzieher zur Reftitution zu ver- 
urtheilen und daraufhin zu erequiren fei. 

Die Darftellung der beiden Befitklagen leitet der Entwurf mit 
dem Begriff der TFehlerhaftigkeit der Inhabung ein, welches Moment 
er bei der Präzijirung jener Klagen nicht entbehren zu fünnen glaubt. 
Er jagt im 

$ 818. 

„Die durch verbotene Eigenmadht erlangte Inhabung it 
fehlerhaft. Fehlerhaft iſt auch die Inhabung des Erben 
desjenigen, deſſen Inhabung fehlerhaft war. Die Inhabung 
eines ſonſtigen Nachfolgers des letzteren iſt nur dann fehler— 
haft, wenn der Nachfolger bei Erlangung der Inhabung die 
Fehlerhaftigkeit der Inhabung ſeines Vorgängers gekannt hat.“ 

Der Entwurf führt hier ein Moment ein, welches er beim 
Selbſtſchutz der Inhabung (Selbſtvertheidigung und Selbſthülfe) nicht 
in den Vordergrund treten ließ. Nach ihm iſt für den Selbſtſchutz 
der eigenmächtige Entzieher, für den gerichtlichen Beſitzſchutz der 
eigenmächtige Inhaber und nicht der eigenmächtige Entzieher 
paſſiv legitimirt. Letzteres iſt ſelbſt vom Standpunkt des Ent— 
wurfs aus jedenfalls ein Fehler. Denn es giebt Fälle genug, 
in welchen nach dem vom Entwurf feſtgehaltenen Begriffe der 
eigenmächtigen Beſitzentziehung zwar eine ſolche, nicht aber zugleich 
eine Inhabung des Entziehers bewirkt wird. Wer in der Abſicht, 
dem Inhaber eines Hauſes deſſen Inhabung total zu entziehen, 
dieſen dejizirt, alle Eingänge ungangbar macht, Thoren und Thüren 
verſchließt, die Fenſterladen vernagelt und unter Aufgebot von um 
das Haus geſtellter Mannſchaft den zurückkommenden Beſitzer ver— 
jagt, ſo daß dieſer von allen weiteren Selbſtſchutzhandlungen abſteht, 
der hat nach der Sprachweiſe des Entwurfs dem Beſitzer den Beſitz 
gewiß entzogen, gleichwohl iſt er nicht Beſitzer oder Inhaber geworden. 
Gegen ihn wäre vor eingetretenem Beſitzverluſt Selbſtſchutz zuläſſig 
geweſen, gerichtlicher Beſitzſchutz aber wäre gegen ihn nach 8 819 
unzuläſſig, denn der hier präziſirte Anſpruch auf Wiedereinräumung 
wird nur gegen den fehlerhaften Inhaber gewährt. Es bedarf 





feiner weiteren Begründung, um das Irrige diefer Pafjivlegitimation 
zu erkennen. In diefer Dinjicht iſt aljo der Begriff der Fehler: 
haftigkeit der Anhabung (Sag 1) ein trrelevantes Moment. 

Im zweiten Sat des $ 819 dehnt der Entwurf den Begriff 
der zehlerhaftigkeit, entgegen den tm erjten Sag aufgeftellten Vor— 
ausjegungen, auf die Inhabung des Erben desjenigen, deſſen Inhabung 
fehlerhaft war, und ohne Nüdjicht darauf aus, ob der Erbe-Inhaber 
von der Eigenmadt jeines Erblaffers etwas wußte oder nit. Der 
Entwurf erkennt e8 zwar als prinzipiell ‚richtig an, daß mit dem 
Tode des Eigenmächtigen deſſen Inhabung erledigt, und die In— 
habung des Erben eine neue Inhabung ſei, allein er rechtfertigt 
dieſe ausnahmsweiſe Uebertragung des Eigenmachtscharakters der 
Inhabung des Erblaſſers auf die Inhabung des Erben damit, daß 
zwiſchen dieſem und dem Verdrängten in Anſehung der Verfolgung 
der Rechte zum Haben der Sache die Rechtspoſition ganz die gleiche 
bliebe, wie ſolche zwiſchen dem Erblaſſer und dem Verdrängten be— 
ſtanden habe. Dieſe Argumentation iſt ſehr wenig ſtichhaltig. Die 
Uebertragbarfeit der Eigenſchaft eines beim Erblaſſer beſtandenen 
Berhältniffes nach deſſen, durch den Tod jenes, erfolgten Auflöfung 
auf ein beim Erben neu entitehendes Berhältnig wird Niemandem 
recht einleuchten wollen, und jedenfall3 kann die Gleichheit der 
Nechtspofition des Erblafjfers und des Erben feinen Grund für die 
Kentifizirung ihrer Borausjegungen abgeben. Der Erbe eines 
Betrügers mag, wie diefer, dem Betrogenen haften, und e8 mag jo- 
nad) zwijchen beiden „in Anjehung der Berfolgung der Nechte zum 
Haben der Sache die Rechtspofition ganz die gleiche bleiben, tie 
jolhe zwilchen dem Erblajfer und dem Betrogenen bejtanden hat“, 
gleihwohl wird man nicht jagen fönnen, der Erbe des Betrügers 
werde als Erbe jelbjt Betrüger. Und melden Sinn foll der 
fundamentale Sat des $ 2052 haben, der da fagt: „Der Bejik 
und die Inhabung der zur Erbſchaft gehörenden Sachen gehen nicht 
Eraft des Gejetes auf den Erben über”, wenn die Motive S. 123 
die Gleihjegung der Inhabung des Erben mit der Inhabung des 
Eigenmächtigen proflamiven? Mit der Uebertragung des Eigen— 
machtScharafterd der Inhabung des Erblafjers auf die Anhabung 
des Erben wird aber auch das Betitorium in den Beſitzprozeß ein- 
geführt, wodurd deſſen jonit einfaches Wejen in unabjehbare Ver— 
wirrungen gebradjt wird. Denn es müßte in jedem einzelnen 
Streitfall die Erbenqualität des neuen Inhabers bemwiejen werden. 
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Das hat ja der Entwurf ganz richtig herausgefühlt, daß demjenigen, 
deſſen Belig von einem Dritten eigenmächtig entzogen worden ilt, 
gegen den Nachfolger diejes Dritten im Beſitz eine Befitklage auch 
dann gegeben werden muß, wenn diejer von der Eigenmacht feines 
Erblafjerd Feine Kenntniß hatte. Weil er ji aber einmal zum 
Dogma des eigenmächtigen Beſitzes als Vorausſetzung des Befit- 
ichußes bekannt hat, glaubte er, um dem Bedürfniß des Beſitzſchutzes 
in letterem alle gerecht werden zu Eönnen, zur Fiktion der Ueber— 
tragung des Eigenmachtscharakters des früheren Befites auf den 
jpäteren Belis, zur Einmifchung des Betitoriums, zum Abfall vom 
Prinzip des Erjates des Selbitihuges durch gerichtlihen Schug und 
zur Veränderung des einfachen Weſens des Beſitzprozeſſes jchreiten 
zu müſſen. Diefe Schwierigkeiten würden dadurd vermieden worden 
jein, wenn er das Erforderniß der Eigenmacht aufgegeben, und an 
jeine Stelle das der objektiven Störung des Befitzes gejetst hätte. 
Dann würde der dermalige Inhaber einer Sache nicht aus der Perſon 
jeines Erblafjers, jondern auf Grund feiner eigenen Störung aus 
jeiner Perſon für Bejeitigung der Störung haften. Es ergiebt ſich 
hieraus, daß auch der zweite Satz des $ 818 nicht zu billigen ift. 
Die Bejtimmung des dritten Gates: 
„Die Inhabung eines jonftigen Nachfolger des letzteren 
iſt nur dann fehlerhaft, wenn der Nachfolger bei Erlangung 
der Inhabung die Fehlerhaftigkeit der Inhabung ſeines Vor— 
gängers gekannt hat“ 
iſt weniger an ſich, als durch die von den Motiven ihr gegebene 
Deutung unrichtig. Dieſelben erkennen den Satz, daß mit dem Ge— 
langen der Inhabung in die Hand eines Dritten die frühere Fehler— 
haftigkeit aufhöre, allerdings als richtig an, finden auch in dem mit 
dem Bewußtjein der Fehlerhaftigkeit verbundenen Befiterwerb nicht 
etwa eine Theilnahme des Erwerber an dem Delikte jeines Vor— 
gängers, allein fie erbliden in dieſem Erwerbe eine Handlung in 
fraudem legis in jofern, als durch eine jolhe Veräußerung der In— 
habung Seitens eines unter dem MRejtitutionsbefehle des 8 819 
itehenden eigenmächtigen Inhabers der Zweck diejes Befehls vereitelt 
würde. Die gerügte ‚sehlerhaftigkeit ift hiernach nicht auf verbotene 
Eigenmacdt, jondern auf eine zum Nactheil des Bejigers gereichende 
Umgehung des Geſetzes gegründet. Diefe Motivirung und Dekla- 
ration weicht indejfen von dem mit dem Wortlaut des dritten Satzes 
des $ 818 gegebenen Sinne jchr erheblich ab, und es bedürfte daher 
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diejer Sat, follte der Sinn der Motive maßgebend fein, zum Min— 
dejten einer neuen Bearbeitung. Nicht alle Fälle des mit der 
Kenntniß von der Eigenmadht des Vorgängers verbundenen Befit- 
erwerb3 fallen übrigens unter den Begriff der Handlungen in 
fraudem legis. Aud hier würde jchließlich die betrügeriiche Abjicht 
und das Rechtsgeſchäft der „jonftigen Nachfolge” Gegenjtand der 
Verhandlung und Beweisaufnahme werden und das Petitorium einen 
verwirrenden Einfluß auf das Poſſeſſorium haben. 

Dieſer Fehlerhaftigkeit des Beſitzes in ihren drei Richtungen 
legt nun der Entwurf nit nur die Wirkung der Beltimmung der 
Beklagtenrolle in der Bejttentziehungsklage, fondern auch die eines 
Freibrief3 für den aus feinem Bejit Verdrängten bei, innerhalb 
einer gewiſſen ungewiljen Leit feinen verlorenen Beſitz mittelſt 
gewaltthätiger Selbithülfe wieder zu erobern. Der Entwurf bejtimmt 
nämlich für die Bejitentziehungsklage, daß der Anjprud auf Wieder: 
einräumung des Beſitzes ausgefchloffen jei, wenn der frühere In— 
haber (der Kläger) gegenüber dem gegenwärtigen Inhaber (dem Be— 
Elagten) fehlerhaft innehatte, und für die Befigftörungsflage, daß 
der Anſpruch auf Wiederaufhebung der Störung ausgeſchloſſen jet, 
wenn der Geſtörte (dev Kläger) gegenüber dem Gtörer (dem Be- 
flagten) fehlerhaft innehat. Er verfennt zwar nicht, daß der Anſpruch 
de3 durch Eigenmacht feines Beſitzes Entſetzten oder darin Geftörten, 
als Deliktsanſpruch betrachtet, die exceptio vitu nicht rechtfertige, da 
mehrfache wechjelfeitige Delikte fich nicht aufhöben, aud) verkennt er 
nicht, daß die lette, den gegenwärtig fehlerhaften Beſitz herbeiführende 
Entziehungs- oder Störungshandlung formell rechtswidrig jei, allein 
er findet doch einestheils die jetige Befitlage materiell richtig, nämlich 
jo, wie ſie fein würde, wenn von feiner Seite eigenmächtig verfahren 
worden wäre, und anderntheils, daß es dem Zweck des Beſitzprozeſſes 
nicht entjpreche, wenn man bei mehrfachen auf einander gefolgten 
Gemaltjamfeiten nur die leßte berüdfichtigen wollte. Schon von 
Bähr (©. 102) ift darauf aufmerfjam gemacht worden, daß die Ge- 
jtattung der Eigenmadt in joldem Falle mit dem $ 815 Abi. 3 
nicht übereinzuftimmen jcheine. Und in der That würde hiermit der 
grellite Widerſpruch geihaffen. Denn nad $ 815 Abi. 3 ift der 
eigenmächtig Depofjedirte zur eigenmächtigen Wiedergewinnung feines 
verlorenen Grundftüdbefiges nur dann berechtigt, wenn er jofort 
nad erlangter Kenntniß von der Entziehung die Inhabung ſich 
wieder verschafft, und zur Anwendung von Gewalt gegen die Perjon 
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jogar nur dann, wenn die Wicderverjchaffung ſofort nad) der Ent- 
ziehung erfolgt. Die nad diefen Zeiträumen erfolgte Wieder- 
verihaffung mit oder ohne Gewalt ift eine unerlaubte Selbithülfe. 
Wenn nun auf Grund diefer Gejegesvorjchrift der zulegt Dejicirte 
Befigentziehungstlage erhebt und wegen feines urjprünglidh fehler: 
haften Befiges zurücdigewiefen wird, jo iſt das in $ 815 Abſ. 3 ent- 
baltene Verbot doch weiter nichts als ein rein theoretiiches, lediglich) 
auf dem Papier ftehendes, das von Niemand beachtet zu werden 
braucht. Noch viel auffälliger ift das Rejultat, wenn es fih um die 
Wiederabnahme einer geftohlenen oder geraubten Sache handelt ($ 815 
Abi. 2). Jedenfalls bedarf der Entwurf, wenn man auf der von ihm 
angenommenen Grundlage der Eigenmadt fortbauen will, in dieſer 
Hinfiht einer genaueren Durcharbeitung. Indeſſen ift die Ent: 
icheidung diefer Frage fehr einfach, wenn man an dem für den ge: 
richtlichen Schuß des Beſitzes maßgebenden Grundgedanken fejthält, 
wonach derjelbe lediglich ein Erjat für den Selbſtſchutz des gejtörten 
Befites ift. Nur Gelbftvertheidigung eines bejtehenden, aber ange: 
fochtenen (geftörten) Befiges zum Zweck jeiner Aufrehthaltung tft 
zuläjfig, nicht aber Gelbfthülfe behufs Wiedererlangung eines ver- 
lorenen, gleichiwie verlorenen, ob durch Gewalt oder jonftiwie ver: 
lorenen Beſitzes. Damit fällt und muß fallen die exceptio vitiosae 
possessionis in der vom Entwurf angenommenen Richtung. Wenn 
A. am 1. Juni den B. aus einem von demfelben bejejjenen Haufe 
binausdrängt und diefer nicht alsbald vermittelit Selbſtſchutzes oder 
Klage in feinem Befige fich zu erhalten jucht, vielmehr ſich allmälig 
in feinen Bejitverluft findet, und dann derjelbe B. am 1. März des 
nächſten Jahres den A. hinausmwirft, jo ift doch der zulett dejicirte 
A. zur aldbaldigen Wiedergewinnung des Haufe durch gemaltthätige 
Gelbftvertheidigung berechtigt. Ruft er dagegen innerhalb der von 
Gejet geftatteten Friſt richterlihen Schuß an, und Elagt auf Be- 
jeitigung der Störung des Beklagten, jo Fann diejer feinen früheren 
Befi nicht gerichtlich gejchütt verlangen, weil er ihn verloren, weil 
er jich bei deffen Berluft beruhigt hat, und weil eine Selbfthülfe 
behufs Wiedererlangung eines verlorenen Befites jchlechterdings 
nicht gejtattet ift. Das in der exceptio vitiosae possessionis zur Er- 
ſcheinung gelangende Wiedervergeltungsredht iſt nichts Anderes ala 
ein Recht auf eigentliche Selbithülfe. 

Aus Vorſtehendem ergiebt jih, daß die vom Entwurf aufge: 
jtellten Begriffe von FFehlerhaftigfeit des Befiges und die damit ver- 
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fnüpften Folgen eine Aufnahme in die Lehre vom Beſitzſchutz nicht 
finden können, weshalb ich beantrage: 
den $ 818 und die zweiten Abſätze der S$ 819 und 
820 zu Streichen. 


1. Die Bejigftörungsflage. 
8 12. 

Der Entwurf kennt, wie wir gefehen haben, zwei Befitklagen, 
die Klage wegen totaler Entziehung des Beſitzes und die Klage 
wegen bloßer Störung des Befites. Der 8 819 [ehrt bezüglich der erften: 

„Derjenige, weldem die Inhabung durch verbotene Eigen- 
macht entzogen tjt, hat gegen den Inhaber, welcher ıhm gegenüber 
fehlerhaft inne hat, den Anfprud auf Wiedereinräumung der In— 
habung”, und der $ 820 bejagt: 

„Iſt der Inhaber durch verbotene Eigenmadht in der In— 
habung geftört, jo Hat er gegen den Störer den Anſpruch 
auf Wiederaufhebung der Störung; find weitere Störungen 
nad den Umſtänden zu beforgen, jo kann er- die Verurthei— 
lung des Gtörers zur Unterlaffung weiterer Störungen 
verlangen“. 

Yun haben wir aber gejehen, daß das Gejeg einen Anſpruch 
auf Wiedereinräumung eines verloren gegangenen Beſitzes nicht 
geben kann, ohne mit dem fundamentalen Berbot der Gelbithülfe in 
Konflikt zu gerathen. Das Gejeß kann und darf nur den GSelbft- 
ſchutze und den gerichtlihen Schuß eines zwar angegriffenen, aber 
immerhin noch bejtehenden Befites, zum Zweck deſſen Aufrechterhal— 
tung gejtatten und gewähren; die Beſitzklage fann nur eine Bejit- 
jtörungsflage fein. 

Beranlafjung zum Schuß ift fodann nicht blos die eigenmächtige 
Entziehung oder Störung und die fehlerhafte Anhabung des Be- 
Elagten, jondern jede objektive Störung, ohne Rüdjicht auf Inhabung 
des Störenden. Es müſſen daher die 88 819 und 820 wegfallen. 

Bei der Formulirung der an ihre Stelle tretenden Beitimmung 
it der Ausdrud: der Befiger hat einen Anjprud auf geridt- 
lihen Schuß —, weil nicht üblich, zu vermeiden; wir müfjen im 
Anihluß an das ganze Syſtem des Entwurfs dem Befiger einen 
Anjprud gegen den Störer geben. Bei dem Selbitichug haben 
wir drei Stadien der Störungen fennen gelernt, in denen jich der- 
jelbe bethätigen fann, die der drohenden, eintretenden und vollendeten 
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Störungen. Beim gerichtlichen Schutz iſt die beſondere Hervorhebung 
des Stadiums des Eintretens deshalb nicht praktiſch, weil während 
der vom gerichtlichen Verfahren in Anſpruch genommenen Zeit die 
Störung weitere räumliche Fortſchritte machen kann. Es genügt die 
Hervorhebung der bereits eingetretenen und der noch drohenden 
Störung. Stehen drohende perſönliche Störungshandlungen des 
Störers in Frage, ſo geht der Anſpruch des Beſitzers auf Unter— 
laſſung ſolcher Störungen; drohen rein ſachliche Störungen von 
Seiten des Beklagten, ſo geht der Anſpruch des Beſitzers auf Ver— 
hütung ſolcher Störungen, und iſt die Störung bereits eingetreten, 
ſo geht der Anſpruch auf Beſeitigung der Störung. 

Demgemäß beantrage ich: unter Streichung der 88 819 und 820 
folgendes zu beſtimmen: 

8819. 

Der in ſeinem Beſitz Geſtörte hat gegen den 
Störer einen Anſpruch auf Unterlaſſung oder Ver— 
hütungdrohender, und auf Beſeitigung eingetretener 
Störungen Geſitzſtörungsklage). 

Nach unſerer bisher begründeten Auffaſſung und dem Wortlaut 
dieſes Satzes kommt der gerichtliche Schutz jedem Beſitzer zu, auch 
demjenigen, der ſeinen Beſitz durch Abgabe eines Theils ſeines Beſitzes 
an einen Anderen beſchränkt hat. Der Entwurf hat ſich durch ſeine 
Unterſcheidung von Beſitz und Inhabung von vorn herein auf eine 
ſchiefe Ebene begeben, und iſt nun genöthigt, beim Auftauchen gewiſſer 
Fragen, die nur in einem gewiſſen Sinne beantwortet werden können, 
zu äußerſt künſtlichen Hülfsmitteln ſeine Zuflucht zu nehmen. So 
beſtimmt er im $ 821: 

„Iſt der Inhaber nicht zugleich der Beliger, jo jtehen 
die nach den 88 819, 320 für den Inhaber begründeten 
Nechte auch dem Beſitzer zu. Will der frühere Inhaber in 
dent Falle der Entziehung der Inhabung diefe nicht wieder 
übernehmen, jo kann der Befiter fordern, daß die Inhabung 
ihm jelbft eingeräumt werde. 

Hat der Anhaber die Inhabung für einen Anderen, 
welcher für den Beſitzer die thatjächliche Gewalt über die 
Sache ausübt, jo hat auch dieſer Andere die nach dem erjten 
Abjage dem Beſitzer zuftehenden Rechte.” 

Die hier gegebene Conſtruktion des Beſitzſchutzes des Befigers 
iſt äußerſt Scharffinnig, aber fie führt zu unrichtigen Reſultaten. Die 
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Motive rechtfertigen das befondere, jelbftitändige Schutzrecht des 
Befigerd überhaupt damit, daß zwar das Bertretenjein durd einen 
Detentor in der Ausübung der thatjächlichen Gewalt nicht eine eigene, 
wenn auch nur mittelbare Inhabung, wohl aber ein Aequivalent 
der eigenen Anhabung als Befigerforderniß ſei. Auf diefe kunſtvolle 
Unterfcheidung will ich nicht näher eingehen, jondern mit der That: 
jache mic, begnügen, daß die Inhabung des Detentors etwas Aehn- 
(ihes wie Anhabung des Beſitzers fei. Allein es iſt nicht richtig, 
daß fich das Befigunrecht der verbotenen Eigenmact nur gegen den 
Vertreter richte und daß nur aus der Perfon diejes Bertreterd fid) 
die Frage entjcheide, ob ohne den Willen des Inhabers von einem 
Dritten auf die Sache eingewirft ſei und jomit der Thatbeftand der 
verbotenen Eigenmacht vorliege. Wenn mit Zuftimmung des Mieth- 
befiger8 ein Dritter in der Wohnung zerftörende oder bejchädigende 
Handlungen vornimmt, enter zerjchlägt oder aushebt, wodurch Regen 
und Schnee Zutritt erhalten, oder die Wände zertrümmert, jo ilt 
zwar gegen den Miethbefiger feine Eigenmacht verübt, wohl aber 
gegen den vermiethenden Eigenbejiger des Haujes. Und wenn W. 
beabjichtigt, den feinem Feinde B. zuftehenden Beſitz des ganzen 
Hauſes fid) anzueignen und zunädft den, nad) Namen und Berjon 
ihm gänzlich unbekannten Miethbejiger E. wie ein Stüd Möbel aus 
dem Wege zu räumen, jo muß man doch zugeben, daß ſich das Beſitz— 
unrecht der verbotenen Eigenmacht doc mindeftend aud) gegen den 
Hausbefiger richtet. Sn beiden Fällen wird jeder IUnbefangene dem 
Hausbeliger wegen der gegen ihn und feinen Beſitz geübten Eigen- 
macht die Befigklage geben. Man wird die eben damit rechtfertigen, 
daß joweit das vernünftige Intereſſe und der Bejit eines jeden von 
Beiden, des Hausbeſitzers und des Wohnungsbefigers, geht, aud) ein Schuß 
gegen Störungen gewährt werden müfle. Offenbar im Gefühl des Vor: 
handenjeins einer direkten Verlegung des Beſitzes des Befitvertretenen 
haben denn aud) die Motive (S. 128 Nr. 2) für die Zeit nach eingetretener 
Störung, wenigftens für die erjte Zeit, jenes Aequivalentverhältnik 
der beiden Inhabungen preisgegeben, indem fie mit der Veränderung 
des Befititandes durd) verbotene Eigenmacht den adjectiziichen Klag— 
anſpruch auf Wiederherjtellung als einen feft erwachſenen anfehen. 
Sie ſprechen dem Inhaber, gegen welchen das Beſitzunrecht verübt 
it, das Recht ab, die eigenmächtige Handlung und den durd fie ge- 
Ichaffenen Zuftand hinterher zu genehmigen, und insbejondere in das 
Berbleiben der entzogenen Sache in den Händen des Entziehenden 
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nit der Wirkung zu willigen, daß der fonkurrirende Beſitzanſpruch 
aufgehoben werde. Meateriell muß man ja mit der Gelbitftändigkeit 
dieſes Beſitzanſpruches des Beſitzers einverjtanden jein, aber eine 
materielle Rechtfertigung des plötzlichen Eintritt3 diejer Selbſt— 
jtändigkeit haben die Motive nicht verjucht. it das Beligunrecht 
wirklich nur gegen den Inhaber verübt, und nicht gegen den Beſitzer, 
warum joll jener dajjelbe nicht verzeihen fönnen, und warum joll 
diefer nun auf einmal ein Unrecht gegen feine Perjon empfinden, 
was es im Moment feiner Berübung nicht war? Dies find meines 
Erachtens fünftlihe Löfungen felbitgejchaffener Schwierigkeiten, die 
dem nüchternen Betrachter der Dinge nicht einleuchten wollen. Die 
Herrſchaft diefer Selbitjtändigkeit des Beligerd dauert aber nad) den 
Motiven nicht lange Zeit. Denn wenn e3 zum Beſitzprozeſſe kommt, 
jo kann der jelbitjtändige Kläger primär Feineswegs die Rückgabe der 
entzogenen Sache für ſich und an ſich verlangen, jondern nur an 
den bisherigen Inhaber, „welcher in Anſehung des Rechtes, dieſe 
NRüdgabe der Sache zu verlangen, der Nächitberechtigte bleibt. Nur 
wenn der Vertreter die Sache nicht zurücknehmen will, iſt e8 gerecht- 
fertigt, daß die Sache an den PVertretenen zurüdgegeben werde. Bis 
zu einer joldhen Willenserklärung des Vertreters erjcheint die Ueber— 
gehung dejjelben bei der Rejtitution der Sache unftatthaft.” Mit 
Genugthuung muß man es begrüßen, daß die Motive im Laufe ihrer 
Darftellung doch einmal den richtigen Standpunft einnehmen. Denn 
fie jagen zur Begründung dieſes Nebenklagerehts des Bejigers 
(©. 127 a. E.), daß durch dafjelbe „dem Bertretenen ein Mittel ge- 
währt werde, um, unabhängig von jeinen vielleicht verhinderten oder 
nicht pflichtgetreuen Vertreter, die feinem rechtlichen Intereſſe ent: 
ſprechende Weftitution des früheren Befititandes herbeizuführen.” 
Trifft dies aber nicht vollfommen jchon für die Zeit der Befitjtörung 
zu? Wenn der nichtpflichtgetreue Vertreter im Einveritändnig mit 
dem Dritten den Befit ſich entziehen läßt, ift er da weniger „nidjt 
pflichtgetreu,” als wenn er nach widerwillig verlorenem Beſitze die 
Mühen und Gefahren einer Prozekführung und die Einmifchung in 
das Erefutionsverfahren durch Mitwirkung bei der Rückgabe der 
Sache jcheut? Dies deutet doch ganz unzweifelhaft auf die Nothwen— 
digkeit der gleichanfänglichen Selbititändigkeit de3 Beſitzers und des 
Schutzes jeiner Intereſſen gegen jede, aljo aud) gegen die mit Ein- 
willigung des Inhabers vorgenommene Befitverlegung. Bedürfte 
es Ichlieglich nod) eines weiteren Beweiſes für den Mangel des Ver— 
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trauens der Motive zur ganzen Konſtruktion des Entwurfes, jo fann 
derjelbe wohl in dem Sate der Motive (S. 128 oben) gefunden 
werden: „Zugleich wird durch dieſe Ausdehnung des Bejigichutes 
die Abweihung des Entwurfes vom geltenden Rechte gemindert.” 

Nach dem ganzen Wefen des Beſitzes und des Beſitzſchutzes be- 
darf es einer bejonderen gejeglichen Normirung der Bejigklage für 
den Fall, daß eine und diejelbe Störung mehrere Bejiger einer und 
derfelben Sache trifft, feinesmegs, und beantrage ich daher: 

den $ 821 zu ftreichen. 


2. Die Beſitzberichtigungsklage. 
813. 

Der Entwurf fennt eine Bejigberichtigungsflage nicht. Gleich— 
wohl ift jie im Leben gar nicht zu entbehren. Die Feititellungsflage 
des $ 231 und die einjtweilige Verfügung des 8 815ff. der GC. P. 
D., da8 possessorium summarissimum und die Grenzberichtigungs- 
Elage des 8 852 Entw. reichen nicht aus, um ein Dringendes 
Bedürfnig voll und ganz zu befriedigen. Bei der größten Mehrzahl 
der Befitftreitigfeiten ijt nämlich der wahre und wirkliche gegen- 
wärtige Befigitand in jolider Weife gar nicht Feitzuftellen. Bon 
beiden Seiten werden Beligeshandlungen bewiejen, die ſich auf eine 
geraume Zeit vor der Klage erjtreden, jeder Theil erblidt in der 
Befiteshandlung des anderen eine eigenmädtige Störung, die Zeugen 
wiffen in der Regel über daS Alter des Beſitzes des einen 
oder des anderen Theile nichts Zuverläffiges anzugeben, und 
der Richter kommt zur MUeberzeugung, daß in der That eine 
eigentliche Bejitverwirrung vorliegt. Trotzdem bleibt ihm nad) 
dem bisherigen Rechte nicht3 Anderes übrig, als auf den Eid eines 
oder des anderen Theils zu erkennen und im Bemuhßtiein von der 
völligen materiellen Beweislofigfeit diejes Bemweismitteld den Streit 
über den Beſitz formell abzuthun, Wer einige Erfahrung im diejen 
Dingen hat, wird zugeben müjjen, daß diejem aleatoriſchen Berfahren 
vorgebeugt und dem Richter eine umfaffendere Würdigung der Sadı- 
lage, namentlich mit Bezug darauf, daß doch jeder Theil tm Laufe 
einer längeren Zeit Bejigeshandlungen unter den Augen des anderen 
Theils vorgenommen und dabei fein Intereſſe gewahrt hat, einge: 
räumt werden muß. Dies im Näheren zu begründen, wird über: 
flüffig fein, und beantrage ich daher, die Bejitberichtigungsflage ein: 
zuführen, etwa in folgender Weite: 
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$ 820. 

Kann bei einem Streit um den Beſitz die wirk— 
liche Geſtalt deſſelben nicht ermittelt werden, 
ſo hat das Gericht auf Antrag eines Theils den 
Beſitzſtand unter Berückſichtigung aller Umſtände 
nach freiem eneſe zu berichtigen IDEE 
tigungäflage). 


3. Einwendungen im Befißprozeife. 
8 14. 

Der Entwurf beftimmt im $ 822: 

„Wird auf Grund der $$ 819 bis 821 Klage erhoben (Befit- 
Elage), jo kann der Beklagte in dem Beſitzprozeſſe das Recht auf die 
Inhabung oder das Recht zur Bornahme der ald Störung gerügten 
Handlung nur in joweit geltend machen, als es erforderlich it zur 
Begründung des Einwands, daß verbotene Eigenmadt nicht verübt 
worden jei.” 

Der hier ausgeiprodene Grundgedanke, daß im Befitprozeffe 
eigentliche petitoriiche Einwendungen ausgefchloffen find, ift vollftändig 
richtig. Mit Bezug auf das in diefem Gutachten angenommene 
Weſen des Befiged und Beſitzſchutzes beantrage ich folgende Faſſung: 

8 822 (821). 

Im Bejigprozejje fann der Beklagte ein Recht 
auf die Störungsthatjahe nur infomweit geltend 
madhen, als e3 zur Widerlegung der Behauptung 
einer Beſitzſtörung dienlid ift. 


4. Verhältniß der Beſitzklage zur Klage aus dem Redte. 
$ 15. 

Die Beitimmung des Entwurfs im $ 823: 

„Durch die Erhebung der Bejigklage wird die Erhebung der 
Klage aus dem Rechte, durd die Erhebung der Klage aus dem Rechte 
die Erhebung der Beſitzklage nicht gehindert. 

Wird in dem über das Recht anhängig gewordenen Prozeſſe 
früher rechtskräftig entjchieden, als im Bejitprozefje, fo ift, wenn und 
jomweit die im Beſitzprozeſſe al8 verbotene Eigenmacht gerügte Hand- 
lung dem durd die Entiheidung in dem erjteren Prozeſſe feitge- 
ftellten Rechte entipricht, die Beſitzklage in der Hauptjache, vorbe- 
baltlich der über den Koftenpunft zu treffenden Enticheidung, als er- 
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ledigt angejehen” — ijt völlig richtig, nur dürften an die Stelle der 
Worte: „als verbotene Eigenmacht gerügte Handlung” - die Worte: 
„als Störung bezeichnete Thatſache“ zu ſetzen jein. 


5. Friſt zur Klageerhebung. 
$ 16. 

Der Entwurf beſtimmt für die Beſitzentziehungs- und die Be— 
ſitzſtörungsklage weder eine Verjährung, noch unmittelbar eine Prä— 
eluſivfriſt, wohl aber letztere mittelbar, indem er für die pro— 
zeſſuale Behauptung eines Beſitzunrechts eine von der Begehung 
der als verbotene Eigenmacht gerügten Handlung an beginnende 
Ausſchlußfriſt ſetzt. Er beſtimmt nämlich im 8 824: 

„Im Beſitzprozeſſe können als verbotene Eigenmacht Handlungen 
nicht mehr geltend gemacht werden, ſeit deren Vornahme zur Zeit 
der Geltendmachung eine längere Friſt als ein Jahr verſtrichen iſt. 
Die vorſtehende Vorſchrift findet in ſoweit keine Anwendung, als die 
Geltendmachung zur Begründung des Einwandes erforderlich iſt, daß 
von Seiten des Einwendenden verbotene Eigenmacht nicht verübt 
worden ſei.“ 

Schon Bähr(S.103) hat auf die leichte Umgehbarkeit dieſer Vorſchrift 
aufmerkſam gemacht. Er ſetzt den Fall: A hat dem B am J. Januar, 
B dem A am 1. Juli entſetzt; erhebt A ſofort Klage gegen B, jo 
wird ihm die Einrede aus dev Entjegung vom 1. Januar entgegen: 
geftellt. Kluger Weife wartet er daher mit der Klageerhebung bis 
zum 1. Januar des folgenden Jahres und gründet feine Klage auf 
die Entjegung vom 1. Juli; dann ift der Beklagte mit der Einrede 
der am 1. Januar des vorigen Jahres vom Kläger ihm widerfahrenen 
Entjegung ausgejchloffen. Ein weiterer offenfihtlider Mißſtand iſt 
der, daß der Entwurf die Beſitzentziehungsklage zwar nad) Ablauf 
eines Jahres ausichließt, das Wiederbemädhtigungsreht des $ 815 
Abſ. 3 aber zeitlich nicht abjolut begrenzt, dafjelbe vielmehr noch nad) 
Jahren zuläßt und nur mit der Schranfe umgiebt, daß es jofort nad) 
erlangter Kenntniß von der Entziehung ausgeübt werden müſſe. 
Dies ift prinziplos und durch und dur gefährlid. Die richtige 
Löſung der Zeitfrage iſt leicht, wenn man ji) des Grundes des 
gerichtlichen Befigichußes erinnert. Bor Allem it Selbſthülfe behufs 
Wiedererlangung eines verlorenen Befites nicht gejtattet, folglich) 
kann aud) eine Klage in diefer Richtung nicht gegeben werden. Ein 
Selbſtſchutz findet nur als Selbitvertheidigung zur Aufrechterhaltung 
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eines zwar geftörten, aber immer noch bejtelenden Bejiges ftatt, und 
da der gerichtlihe Schuß nur ein Erjag für den Selbſtſchutz iſt, jo 
muß jener alsbald, jofort, ohne Zeitverluſt und nod bevor fich der 
Geftörte mit dem durch die Störung bewirkten Zuftande zufrieden 
gibt, angerufen werden. Eine Anrufung geritlicher Hilfe in den 
eriten Tagen ift nicht thunlih, man muß dem Geftörten eine zwar 
furze, aber immerhin eine zur Siageerhebung erforderliche Zeit 
lafjen, nicht mehr und nicht weniger, und wäre daher nur die Frage, 
welche Zeit? Praktiſche Rüdfichten empfehlen die Zeit von drei 
Monaten, von der Kenntniß des Gejtörten von der Störung umd 
der Perſon des Störenden an gerechnet. Dieje Zeit reicht für 
Jeden, dem es um die Aufrechterhaltung ſeines Bejiges wirklid) 
Ernft it, alſo für einen jorgfältigen Befiter, zur Inſtruktion über 
die maßgebenden Verhältniſſe vollftändig aus. Jede unnüte Er- 
weiterung dieſer Klagefriſt wäre ein Unrecht gegen den objektiven 
Beligitörer, und zwar in doppelter Hinlicht, einmal weil mit Wochen 
und Monaten der Thatbeitand ſich zu verdunfeln pflegt, und damit 
des Störers Gegenbeweis erjchwert wird, und jodann deshalb, meil 
der Beſitzverkehr e3 dringend erfordert, daß ein Beliger nicht lange 
darüber im Zweifel gelaffen werde, ob ein Anderer jeinen Beſitz 
beftreite oder anerkenne. | 

Dieje Rüdfihten und zugleich das öffentliche Intereſſe, welches 
eine baldige Regulirung jtreitiger Bejigverhältniffe erheifcht, machen 
denn auch für die Belisftörungsklage eine kurze Berjährungszeit 
nöthig. Nach diejer Zeit joll jede jolche Klage auf Antrag des Be- 
Elagten zurüdgewiejen werden fönnen, einerlei, wann der Gejtörte 
von der ihm wiederfahrenen Störung und von der Perſon des 
Störerd Kenntnig erhalten hat. Wer fi) während einer langen 
Zeit um feinen Bejig gar nicht befümmert, wer Haus und Hof 
verläßt und in fremde Länder geht, ohne einen Bevollmächtigten ' 
oder einen forgfältigen Bevollmächtigten zurüdzulajjen, der für Auf- 
rechterhaltung jeines Bejiges jorgt, und damit ſelbſt jo jehr wenig 
Intereſſe an der Aufrechterhaltung jeines Beſitzes zeigt, der ift nicht 
berechtigt, da8 Vertrauen und den Schuß des Publiftums in Anſpruch 
zu nehmen, der verdient feinen Befigichug. Ueber die Dauer der 
Berjährungszeit kann man verjchiedener Anficht fein, doc empfiehlt 
jich nad) dem Vorgang anderer Geſetzgebungen die Dauer eines Jahres. 

Demgemäß beantrage id) die Streihung des 8 324 und feinen 
Erſatz durch nachfolgende Beitimmung: 
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8 824. 

Der Anjprudh des in jeinem Befige Geitörten 
($ 819) verjährt in einem Jahre nad eingetretener 
Störung. 

Auf Antrag des Beklagten wirder ausgejdlojjen, 
wenn die Klage nicht innerhalb dreier Monate nad 
von Kläger erlangter Kenntniß der eingetretenen 
Störung und der Perjon des Störenden erhoben ift. 

Es können freilich Umftände eintreten, welche eine Klageerhebung 
innerhalb diejer dreier Monate unmöglich machen, wie namentlicd) dann, 
wenn der Störende nicht anivejend, und jein dermaliger Aufenthaltsort 
unbefannt ift. Doc) glaube ich, auf diejes Detail nicht eher eingehen 
zu follen, al3 bis eine Ausficht dafür befteht, daß dieje kurze Aus- 
Ihlußfrift im Prinzip angenommen wird. 


6. Bemeiserleichterung zu Gunſten des Beſitzers. 


$ 17. 
Im Sclußparagraphen des Abjchnitt8 von dem Beſitz und der 
Inhabung trifft der Entwurf folgende Beltimmung: . 
$ 825. „Hat Jemand den Befig einer Sache verloren oder 
wird diefe während jeines Bejites bejchädigt, jo wird ver- 
muthet, daß fein Vermögen im erjten Falle um den Werth 
der Sache, im zweiten Falle um die Verringerung des Werthes 
derjelben vermindert worden jei.” 

Dieje Beitimmung gehört augenicheinlich nicht in die Lehre vom 
Beſitz (und der Inhabung). Die Motive erkennen die an, indem 
fie (©. 133) bemerken, daß dieje Vorſchrift die einzige in dieſem Ab- 
ſchnitte fei, welche an die Vorausſetzung des Befiges eine das Eigen- 
thum betreffende und zwar den Beweis defjelben erleichternde Rechts- 
norm anfnüpfe. Ich beantrage daher: 

den $ 825 aus dem Abſchnitt vom Bejit zu ent- 
fernen. 
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Urtheil und Beweis. 


Bon Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Privatdozent Dr. Klüppel 
in Leipzig. 


Der neunte und zehnte Abjchnitt des eriten Buches des Ent» 
wurfes umfajfen nur wenige Beltimmungen ($$ 190 — 198), aber 
diefe „markiren“ das ganze Grenzgebiet zwilchen Privatrecht und 
Prozeß, welches im Pandektenſyſteme unter der Bezeichnung: „Schuß 
der Rechte” den Schluß des allgemeinen Theils bildet, während es 
anderwärts wohl zutreffender als „materielle Prozeßrecht“ in diejes 
Rechtsgebiet hineingezogen it. Es umfaßt in der Hauptiadye Drei 
Gruppen: die Rechtsſätze über die gerichtliche Geltendmachung der 
Rechte durd) Klage und Einrede, die Rechtsſätze über Beweisbedürftig— 
feit und Beweisbarkeit jtreitiger Rechte, und die Rechtsſätze über die 
Geſtaltung der Rechte durch die richterliche Enticheidung. Die erite 
Gruppe iſt in den Entwurfe ganz ausgefallen, weil, wie die Motive 
gelegentlich jagen, die C. P. D. „genügende Stellung” zu Dielen 
Fragen genommen habe, was denn (I ©. 357—364) noch befonders 
an einer Neihe einzelner Punkte erläutert wird. Bon der zweiten 
Gruppe enthält Abjchnitt 10 nur die Nechtsiäße über die Beweislaft, 
wieder weil die C. P. O. nur diefe dem „materiellen Recht” zur 
Regelung überlafjen hat; ebenjo trägt Abſchnitt 9 aus der dritten 
Gruppe nur einige Süße ergänzend zur C. P. D. nad). Diefe Zer— 
reißung eines zulammenhängenden Nechtsftoffes war durch den Gang 
der Gejeßgebung bejtimmt und kann jedenfall® den Verfaſſern des 
Entwurfs nicht zur Lait gelegt werden. Aber auch wenn die Frage 
einer jpäteren zwedmäßigeren Anordnung für jegt dahingeitellt bleibt, 
kann die Beſprechung der vorliegenden Beltimmungen des Entwurfs 
ji nicht au die Zufälltigkeit der gegebenen Abgrenzung binden, da 
die Prüfung unumgänglich ift, wie fie in die geltenden Vorſchriften 
der C. B. D. eingreifen würden und ob dabei Widerfprüche, 
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Unebenheiten und Lücken vermieden find. Hierzu aber wird gerade 
von der im Entwurf übergangenen Gruppe auszugehen jein, weil 
diefe die natürliche Grundlage für die beiden anderen bildet. 


L 


Das Wort „Klage“ ift in der deutichen Sprache durchweg der 
actio des römiſchen Rechts gleich genommen worden, und wenn die 
privatrechtliche Seite der actio als Klagerecht unterjchieden wurde, To 
ließe fich die prozefjuale entſprechend als „Klagehandlung” bezeichnen. 
Indem Windjherd es unternahm, den Begriff der actio für das 
Privatreht durd) den des „Anſpruchs“ zu erjegen, wählt er diejen 
Ausdrud, weil er — freilich unter Verkennung feiner urjprünglichen 
Verwendung gerade in der Gerichtsiprache — meinte, es jei darin 
„da8 Element des Gerichtes, des gerichtlichen Gehörs und geridt- 
lihen Schutzes“ nicht enthalten (Band. $ 44); es follte ihm „das 
Anfprechen als rechtliche Yuftändigkeit, aljo das Recht von einem 
andern etwas zu verlangen” ausdrüden. In diefem Sinne nimmt 
jest der Entwurf das Wort auf, indem er ($ 154) die „Klagever- 
jährung” durch eine „Anfpruchsverjährung” erſetzt und dabei den 
„Anſpruch“ erklärt al3 „das Recht, von einem andern eine Leijtung 
zu verlangen.” Die Motive erläutern dies weiter (I ©. 291) dahin: 
„unter Anſpruch wird das Recht in jeiner Richtung gegen eine 
bejtimmte Perſon verftanden, vermöge defjen von derjelben eine 
gewilfe Leitung — die zur Verwirklichung des Nechtes erforderliche 
Handlung oder Unterlaſſung — verlangt werden kann“; wie jonjt 
die actio als „das der Klagehandlung zum Grunde liegende Privat: 
recht ſelbſt, fofern es eine Leiftung des Gegners zur Folge zu 
haben beftimmt it”, erklärt wurde (Böding Pand. $ 13la). Die 
Motive find fich dabei vollfommen Elar, daß „nicht unter den Anjpruchs- 
begriff im Einne des Entwurfs das Recht auf Feititellung des 
Beitehens oder Nichtbejtehens eines rechtlichen oder thatjächlichen 
Berhältniffes durch öffentlichen Spruch fällt”, der „Gegenitand diejes 
Rechtes nicht eine Leitung ift.” Sie jtellen den Widerſpruch ganz 
nadt und ohne Berfuh einer Löſung Hin, daß „die C. P. D. in 
legterer Hinficht auf einem abweichenden Standpunkte jteht”, indem 
„die Motive zu $ 223 des Entwurfs (jet $ 231) von dem Gedanken 
eines der Feititellungsklage zu Grunde liegenden Anſpruchs beherricht 
werden.” Freilich fann die C. PB. O., wenn fie in $ 293 auch eine 
Rechtskraft des Feitjtellungsurtheils anerkennen will, unter „Anſpruch“ 
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nicht im Sinne des Entwurfs zum B. G. DB. das „Redt, eine 
Leiltung zu verlangen” verfjtehen. Der Widerfpruch wird auc nicht 
gehoben, wenn man, ftatt mit den legten Motiven zur C. P. D. dem 
s 231 einen „jelbjtändig verlegbaren und verfolgbaren Anjprud auf 
Feſtſtellung“ unterzufchieben, mit den Motiven zum Entwurf von 
1871 diefe Beftimmung in übrigens jehr verjtändiger Weiſe auf das 
Bedürfnig zur Abwendung bevorftehender Rechtsverletzung gründet. 
Denn jo lange das Wort „Anfpruch” im $ 293 jtehen bleibt, werden 
wir die Dual nicht los, neben dem privatrechtlichen einen verſchie— 
denen prozefjualen Begriff des „Anſpruchs“, ſei es als „Rechtsſchutz— 
anſpruch“ Wach's, oder wie jonft, zu erflügeln. Die Verfaſſer des 
Entwurfs find durch die Aufftellung ihres Begriffs der Aufrechnung 
als „einfeitigen Rechtsgeſchäfts“ veranlaßt worden, die Abänderung 
der vier Paragraphen der C. P. D., in welchen die Kompenfation 
vorfommit, durch das Einführungsgejeg zum B. G. B. vorzuſchlagen. 
Sie hätten mit gleihem Grunde duch ihren Begriff des „Anſpruchs“ 
veranlaßt ‚werden müfjen, die Entfernung des Wortes „Anſpruch“ 
aus $ 293 durch eine Faffungsänderung vorzufchlagen, welche ja 
übrigens den angeblichen Sinn diefer Beltimmung unberührt lafjen 
£önnte. In $ 230 ift nicht erfichtli), was der „erhobene Anfpruch” 
in Nr. 2 des Abſ. 2 anderes fein fol, al3 eben die lage, von deren 
„Erhebung“ Ab. 1 ſpricht, zumal da, was hier als „Grund des 
Anſpruchs“ bezeichnet wird, in $ 240 mit dem üblichen Ausdrude 
Klagegrund genannt wird. In feiner andern Stelle der C. P. D., 
in welcher das Wort „Anspruch“ vorfommt, ift es nöthig, an etwas 
anderes als den privatrechtlichen Anspruch zu denken; in manden, 
wie in den $$ 276, 277, 278, 683 ift es unmöglid, an einen „Feſt— 
jtellungsanjpruch” zu denken; in $ 491 find die „neuen Anfprüche” 
nur die Ueberſetzung der nouvelles demandes des code de procedure 
und die Annahme, daß darunter auch Feftftellungsanträge nadı $ 253 
fallen, nur aus dem erſt hineingetragenen Begriffe des „Feſtſtellungs— 
anjpruch$” durch das Commentatorenbedürfnig herausgejogen worden. 

Es wäre ein jeltjamer Gewinn für die Rechtsſprache, wenn fie 
um den Doppelfinn des Wortes „Stlage” zu vermeiden, den doppel- 
ſinnigen „Anfpruch” aufnehmen müßte; vollends feltfam, wenn da- 
neben doch wieder das „Klagerecht“ auftritt wie in den Motiven des 
Entwurf I ©. 357 und zwar jegt in dent prozefjualen Sinne von 
$ 144 des Sächſ. B. ©. B.: „Klage iſt die Befugniß richterliche 
Hülfe zur Geltendmachung eines Rechts anzurufen”. Da eine Klage 
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im prozeſſualen Sinn von jedem erhoben werden kann, der ein Klage— 
recht wenn auch fälſchlich zu haben behauptet, ſo kann ſie unmöglich 
eine „Befugniß“ ſein, wenn man nicht auch das „Leben, Athmen, 
Schnaufen“ der Heine'ſchen Hallunken als „Befugniß“ auffaſſen will, 
weil es ihnen nicht verwehrt werden kann. Bon der Aufnahme 
einer jolgen Beſtimmung abzufehen Hatten alſo die Verfaſſer des 
Entwurf bejjeren Grund als die Motive angeben, daß ſie „weder 
nötig noch unbedenklich” wäre. 

Das Klagerecht, der Anfpruch im privatrechtlihen Sinne, und 
die prozeſſuale Klage deden fich nicht nothiwendig in ihrem Umfange. 
Wie die C. P. D. die Verbindung mehrerer auf verjchiedenen Gründen 
beruhender Anfprüche in einer Klage geftattet ($ 231) und Art. 1346 
des Code eivil jogar die Verbindung aller gleichzeitig beftehenden, 
nicht fchriftlich bewiefenen Anjprüche in einer Klage bei Berwirfung 
des Rechts vorfchrieb, jo läßt umgekehrt die C. P. DO. die beliebige 
Zheilung dejjelben Anſpruchs, jofern der Leiftungsgegenftand theilbar 
it, in verjchiedene aufeinanderfolgende Klagen und nur mit Bor- 
behalt des richterlichen Verbindungsrechts auch in gleichzeitige Klagen zu. 
In der gleichen Richtung hat das NReichsgericht für das gemeinredht- 
lihe Gebiet die Zuläffigkeit nachträglicher Erhebung eine® Bing: 
anſpruchs nach rechtskräftig zuerfannter Summe ausgejprocden. 
(Entid. I ©. 350). Nach dem BVBorgange des Preuß. Landredhts 
(I, 11. 8 848) und des Sächſ. B. G. B. ($ 146) haben neuere Ent- 
würfe dagegen die jelbjtändige Stlagbarkeit von Nebenrechten be- 
ſchränkt. Den gegen die Aufnahme einer jolhen Beſchränkung auf 
©. 358 Bd. I der Motive gemachten Ausführungen ift jedenfalls 
darin beizutreten, daß die Gefahr einer Vervielfältigung der Prozefje 
ihon bei dem Syſtem der C. P. O. jo groß ift, um diefe Be— 
ichränfung dagegen nicht ing Gewicht fallen zu lafjen. 

„Die jog. Nativität der Klagen“ (d. h. die Bedingungen, unter 
welchen aus dem Klagerecht die Zuläfjigkeit einer prozefjualen Klage 
erwächit) wird von den Motiven ©. 359 a. a. O. nur kurz gejtreift, 
da die C. P. O., obwohl „die Motive zu $ 223 d. €. ($ 231) es 
als Sache des materiellen Rechts bezeichnen, die Borausfegungen zu 
regeln, unter welden eine Stlage erhoben werden kann“, bereits 
genügende Stellung zu der Stlage genommen haben. D. h. der 
„Geſetzgeber“ befindet fich bei der Art, wie die Rechtſprechung ſich 
nit feinen ballon d’essai des $ 231 zurecht gejegt hat, jo wohl, daß 
er fein Bedürfniy fühlt, ſich weiter den Kopf der Nichter und der 
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Anwälte darüber zu zerbrechen, was „rechtliches Intereſſe“ iſt — die 
Bereicherung der Wiſſenſchaft mit dem „Feſtſtellungsanſpruch“ und 
ſeinen Problemen gar nicht erſt in Anſchlag gebracht. So wird auf 
den beſcheidenſten Verſuch verzichtet, die disparaten Beſtimmungen der 
C. P. O. über Klagegrund und Klageänderung, über „Feſtſtellung 
eines Rechtsverhältniſſes“ und „Entſcheidung über einen Anſpruch“ 
zuſammenzufaſſen. Wie das Reichsgericht (Entſch. XIV ©. 347) aus— 
geſprochen hat, bejteht nad) den Grundjägen der C. P. D. zwiſchen 
der Einrede der Rechtskraft und der Slageänderung der Zuſammen— 
hang, dat eine ſolche überall anzunehmen ift, wenn einer neuen 
Klage die Einrede der Rechtskraft nicht entgegengefeßt werden könnte. 
Für die Klageänderung ift nad $ 240 der C. B. O. wejentlid) die’ 
Henderung des Slagegrundes. Bei der FFeititellungsklage bildet den 
Klagegrund eben das Rechtsverhältniß, deſſen Feititellung beantragt 
wird; das „rechtliche Intereſſe“ an der jofortigen Feſtſtellung tt 
Erjat für dasjenige, was bei der Leiltungsklage zu dem Klagerecht 
hinzukommen muß, damit „die Klage geboren werde” und was gewöhnlich 
als „Berlegung” des Anspruchs bezeichnet wird. Den Berfafjern des 
Entwurfs hätte es nun um jo näher gelegen ſich damit zu bejchäftigen, 
ob und worin der Klagegrund der Leiftungsklage ſich von dem der 
Feſtſtellungsklage unterjcheide, al3 fie in ihrem $ 191, welcher jachlich 
dem $ 295 der C. P. DO. entſprechen joll, als dasjenige für welches 
das rechtöfräftige Urtheil maßgebend jein foll, dem „erhobenen 
Anfpruche” das „Rechtsverhältnig zwiſchen den Barteien” unter— 
ſchieben. Da $ 191 des Entwurfs ebenjo wie $ 293 der C. P. ©. 
gleihmäßig von der Feititellungs- und Leiftungsklage gelten joll, jo 
kann das rechtsfräftige Urtheil in dem einen Falle nicht anders wie 
in dem anderen für das Rechtsverhältnig zwiſchen den Parteien 
maßgebend jein. Wenn aber das Urtheil auf die Feititellungsklage 
nur dadurd für das Rechtsverhältniß maßgebend wird, dat es dieſes 
fejtitellt, jo muß auc in dem Urtheile auf die Leiftungsklage das 
Rechtsverhältniß feftgeftellt werden. Mag die Folge diejer Ueber: 
einftimmung zwiſchen Feſtſtellungs- und Leiſtungsurtheil für Die 
Nechtsfraft zunächſt dahingeftellt bleiben, jo ergiebt jic doch ſchon 
für jest der Schluß, daß wenn beiderlei Urtheile ein Rechtsverhältniß 
derart zum Gegenftande haben, daß fie für diefes maßgebend werden, 
indem fie e3 feftitellen, die Stlage aber, welche zu dem Feſtſtellungs— 
urtheil führt, zu ihrem Grunde eben das Rechtsverhältniß hat, 
welches in dem Urtheile feftgeftellt wird, das Gleiche auc von der 
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zum Leiftungsurtheile führenden Klage gelten mul. Das Ergebniß 
wäre alſo, daß der KHlagegrund überall ein Rechtsverhältniß ift, und 
zwar eben dasjenige, welches durch das Urtheil fejtgejtellt, und für 
welches das Urtheil eben durch die Feftftellung maßgebend werden 
joll. Die Probe auf die Nichtigkeit dieſes Ergebniffes tft, daß der 
vom NReich3gericht angenommene Zuſammenhang zwiſchen Rechtskraft 
und Klageänderung dadurch volllommen bejtätigt und Elargejtellt wird. 
Iſt der Klagegrund überall ein Rechtsverhältniß und die Stlage- 
änderung eine Aenderung des Slagegrundes, ein geändertes Rechts— 
verhältnig aber ein anderes als das urſprünglich der Klage zu 
Grunde gelegte, jo würde die Feititellung diejes anderen Rechtsver— 
bältniffes eben nicht Feititellung des urjprünglich geltend gemachten, 
das Urtheil, welches jenes fejtitellt, für diejes nicht maßgebend jein, 
alfo Rechtskraft nicht Schaffen können. 

Der beftimmende Grundbegriff für alle Rechtsſätze über Klage— 
grund, Slageänderung und Rechtskraft it allo der des Rechts— 
verhältnifjes, den die C. P. O. in $ 231 und der Entwurf des 
B. G. B. in $ 191 aufitellen. Erflärt ift er an dieſer Stelle jo 
wenig wie an jener, und auch die Motive des Entwurfs behandeln 
feinen Sinn als jelbitverftändlih, da fie eine Erläuterung nicht 
geben. Wenn nun Windſcheid ($ 37) das Rechtsverhältniß als „ein 
rechtlich beftimmtes Berhältnig” erklärt, jo dürfte diefe Erklärung 
wohl als jelbitverjtändlich gelten, es wäre aber auch diefer Begriff 
als Borausjegung der SS 231 und 191 offenbar unzureichend. 
Denn nah Windjchetd find, wie ex jelbft anführt, ſchon Eigenthum 
und Bejig als bloße VBerhältniffe des Menjchen zur Sache „Nedts- 
verhältniffe”, da fte rechtlich bejtimmt ſind. Aus diejen Rechts» 
verhältniffen aber kann weder eine Klage entjtehen, noch können fie 
durch Urtheil feitgeftellt oder mahgebend beftimmt werden. Der 
Eigenthümer hat gegen jeine Sache feinen „Anſpruch“ und Die 
Sache hat ihm rechtlich nichts zu leisten. Zu dem Rechtsverhältniſſe 
in diefem Sinne müßte alfo immer noch etwas anderes hinzufommen, 
um es zum Slagegrund und zur Feſtſtellung geeignet zu machen. 
Erklären wir aber den Begriff jo, daß wir das Wort „Necht” in 
der Zujammenjegung nicht al3 „objektives”, jondern als „jubjektives” 
nehmen, jo ift Nechtöverhältnig ein Verhältnig von Rechten, aljo, da 
jedes Recht eine Perſon als Träger vorausjest, ein Verhältniß von 
Perfonen in Betreff ihrer Rechte. Hier erhalten wir einen Begriff 
des Nechtsverhältniffes, aus welchem ſich nothwendig Aniprüce und 
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Leiftungen ergeben und wenn dieje ftreitig werden, ebenjo die Noth- 
wendigfeit wie die Möglichkeit der vichterlichen Feſtſtellung folgt. 
Ein Recdhtsverhältnig in diefem Sinne kann nur entjtehen durd) 
Handlungen, Ereignifje und Zujtände, welche unter dem Begriff der 
rechtbegründenden und vechtzerjtörenden Thatjachen zujammengefaßt 
werden, und dieje thatjächliche Unterlage des Rechtsverhältniſſes iſt 
jein Thatbejtand. Das NRechtöverhältnig ijt nicht mit Geuffert (zu 
$ 231 C. P. DON. 3a) zu beitimmen ald „die aus einem That- 
bejtand hervorgehende Rechtsfolge”; dann würde es, da das Rechts— 
verhältniß eben der nah $ 240 C. P. O. in der Klage anzugebende 
Klaggrund iſt, nothiwendig fein, darzulegen, wie dieje Nechtsfolge 
aus dem Thatbeftand hervorgeht; dieje Rechtsdeduktion ift aber 
zweifellos durch den $ 240 nicht erfordert. Das Rechtsverhältniß 
tt vielmehr der Thatbejtand jelbjt, injofern ſich aus demielben die 
Rechtsfolge für Anſpruch und Leiftung der Betheiligten ergiebt. Der 
Thatbeftand ift der finnfällige Ausdrud, in welchem fich die geijtige 
Beziehung des Nechtsverhältniffes darſtellt. So iſt Angabe des 
Klagegrundes nur Angabe des Thatbeftandes, aus welchem nad der 
Behauptung des Klägers der geltend gemadte Anſpruch als Rechts— 
folge fi) ergeben joll; ob er ſich daraus nad) dem geltenden Recht 
ergiebt, it vom Nichter zu beurteilen. So iſt aber auch die richter- 
liche Feftftellung des Rechtsverhältniſſes Feſtſtellung des That: 
bejtandes, aus welchem der Richter eine Recht3folge zuerfennt; — 
nicht Freititellung der Thatjachen als einzelner, wohl aber in ihrem 
rechtlichen Zujanımenhange. 

Das Rechtsverhältniß ift aber aud) der ganze Klagegrund; es 
vereinigt das Klagerecht und die „Verlegung“, welche hinzukommen 
muß, um die „Nattvität” der Klage herbeizuführen. Da es ebenjo 
nothwendig it, bewußten und unbewußten Eingriff in fremdes Recht 
zu unterjcheiden, wie in ihrer Elagerzeugenden Wirkung zuſammen— 
zufafjen, jo empfiehlt e3 fich, für dieje den Ausdrud „Redtsftörung” zu 
wählen, da von der „Verlegung” die Vorftellung der Abſicht nicht 
wohl zu trennen ift. Wird die Thatjahe der Nechtsftörung mit 
den das Klagrecht, den Anſpruch begründenden Thatfachen im Rechts— 
verhältnig zufammengedadt, jo verjchwindet jedenfall® prozefjual der 
Unterjchied, der zwiſchen dinglichen und obligatorischen Rechtsverhält— 
nijjen gemacht wird. Das Eigenthum al3 joldhes iſt nod) fein Rechts— 
verhältniß in unferem Sinne, diejes entfteht erft durch die Störung, 
welche dem „Eigenthumsanſpruch“ erſt feine beftimmte Richtung giebt. 
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Der Kauf iſt ſchon an jid) ein Rechtsverhältnig; um aber eine Klage 
zu begründen, muß dieſes Berhältniß fich erſt durch den Eintritt der 
rechtſtörenden Thatjache, der Nichterfüllung eines fälligen Anspruchs, 
in jeinem Beſtande verändert haben; es ift aljo auch ein anderes 
Rechtsverhältniß al3 das durch den Kauf allein begründete, aus 
welchem die Kaufklage entjteht. 

Es wird dies noch Elarer, wenn aud) die Feſtſtellungsklage, jtatt 
der unmöglichen Konſtruktion eines bejonderen „Feſtſtellungsanſpruchs“ 
mit den Motiven zum eriten Entwurf der C. P. D. unter den Be- 
griff einer, nur erft drohenden Rechtsſtörung gebracht wird. Das 
„vechtlihe Intereſſe an der jofortigen Feititellung“, welches der 
Kläger nachzumeifen hat, gehört dann eben nicht zum Stlagegrunde, 
jondern tft die prozefjuale Bedingung, unter welcher eine erjt drohende 
ftatt der jchon eingetretenen Nechtsftörung als flagerzeugend gelten 
joll. Da übrigens die Feititellung des Nechtsverhältniffes nach dem 
oben Ausgeführten nichts der Feititellungsklage bejonderes, jondern 
bei jeder Leiftungsklage die jelbftverftändliche Borausfegung it, da: 
mit dag Urtheil „für das Rechtsverhältnig maßgebend“ fein könne, 
jo bejteht der Unterichted beider Arten von Klagen nad) diefer Seite 
nur eben darin, daß bei der Feſtſtellungsklage die Nechtsfolge als 
eine erjt zukünftig wirfjam werdende eben nur feitgejtellt, bei der 
Leiftungsklage als jofort vollziehbare zuerfannt wird. — Für die 
jog. negative Feititellungsklage iſt Klagegrund ſelbſtverſtändlich nicht 
dasjenige Rechtsverhältniß, welches der Kläger eben beftreitet; viel- 
mehr liegt in diefem Bejtreiten die Behauptung eines gegentheiligen 
Rechtsverhältniffes, aus welchem ſich feine Rechtsfolge zu Guniten 
des Beklagten ergiebt. Zwiſchen mir und demjenigen, dem ic nichts 
jhulde, beiteht jo wenig ein Nechtsverhältniß als zwiſchen dem Eigen: 
thümer und demjenigen, der nicht daran denkt, jein Eigentum zu 
jtören. Sobald aber die Behauptung eine andern, daß ich ihm 
ihulde, al3 eine £lagerzeugende Drohung der Nedtsftörung angejehen 
wird, entjteht durch dieſe Behauptung ein Nechtsverhältnig, deſſen 
Rechtsfolge derjenigen entgegengefegt iſt, melde der Gegner 
aus dem von ihm behaupteten Nechtsverhältniffe ableitet. Diele 
Stellung des Kläger in der „negativen? Feſtſtellungsklage ent: 
jpricht genau der des Beklagten, welder die Abweijung einer 
Leiſtungsklage beantragt; in diefem Antrag ift die Behauptung eines 
die Rechtsfolge des Klagegrundes ausjchliegenden Nechtsverhältnifjes 
enthalten. Uebrigens it der Ausdrud des S 231 „Feſtſtellung des 
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Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes“, obwohl der verſtändlichen 
Kürze wegen unbedenklich, logiſch ungenau, da das Nichtbeſtehende 
nicht feſtgeſtellt werden kann; der richtige Sinn iſt der oben ent— 
widelte, daß vielmehr das Gegentheil des nichtbeitehenden Ver— 
hältnifjes fejtzuitellen ift, womit denn der Unterſchied von pofitiver 
und negativer Feititellungstlage verfchwindet. Das aud die Klage 
auf „Anerkennung einer Urkunde oder auf Feititellung der Unechtheit 
derjelben” in Wirklichkeit das durch die Urkunde zu beweifende Rechts— 
verhältnig oder dejjen Gegentheil zum Grunde und Gegenftande 
hat, kann Hier nicht weiter ausgeführt werden. Die vorjtchende 
Darlegung aber war unerläßlih um zu zeigen, von welcher Be: 
deutung die Klaritellung des den ganzen Prozeß von der Klage bis 
zum UÜrtheil beherrjchenden Begriff3 des Rechtsverhältniffes im Ent- 
mwurf jein würde. Es wäre damit auch der Streit über „Sub- 
ftantiirung” und „Individnaliſirung“ gehoben, den die Motive 
©. 365 der Rechtswiſſenſchaft überlaffen wollen. Der Thatbeftand 
des MNechtsverhältniffes ift die Gefammtheit der für dafjelbe als 
rechtbegründend in Betracht fommenden Thatjachen, diefe ihre Be— 
deutung muß aus der Angabe beitimmt hervorgehen. Dazu gehört 
nicht die Ausführung der Umftände, welde nur für den Beweis in 
Betradt kommen, dieſe mögen ergänzt und berichtigt werden, fo 
lange dadurd nicht eine wejentliche Thatſache eine anderredtliche 
Bedeutung erhält oder in einem anderen auf die Rechtsfolge zurüd: 
wirkenden örtlichen, zeitlihen oder urjädlihen Zuſammenhang 
gebradjt wird. Wenn beijpielsweile dev Kläger einen Thatbeftand, 
welchem die Einrede der Rechtskraft entgegenftände, um ihn dieſem 
BZulammenhange zu entziehen, in eine dem Urtheile nachfolgende Zeit 
verlegt, jo wird er durch dieje zeitliche Verjchiebung, die in anderem 
Zufammenhange gleichgültig fein Könnte, zu einem ganz anderen 
Thatbejtande: es muß Klagänderung angenommen werden eben wegen 
der oben hervorgehobenen Wechſelbeziehung zwifchen diefem Begriffe 
und der Rechtskraft. 

Auch auf Seiten des Beklagten wird Einredereht und Einrede: 
handlung unterjchieden; aber nicht nur reicht dieſer Begriff von vorn— 
herein weiter al3 jener, weil er aud) die dem Prozeßrecht entnommenen 
Vertheidigungsmittel umfaßt: es ift auch in Anlehnung an die doc) 
nur der rechts: und bejonders der prozekgejchichtlichen Entwidlung 
angehörende römiſche Unterſcheidung der Entkräftung einer actio ipso 
jure oder ope exceptionis verſucht worden, das Einrederecht auf einen 
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engeren Kreis privatrechtliher Vertheidigungsmittel zu beſchränken. 
Dieſen Verſuch nimmt der Entwurf wieder auf: er nennt Einreden 
nur die „Thatſachen, welche die Durchführbarkeit des an ſich be— 
gründeten Klageanſpruchs ausſchließen“ und faßt im Gegenſatz dazu 
unter dem Namen „Einwendung“ die rechtshindernden und rechts— 
vernichtenden Thatſachen mit der prozeſſualen Einrede zuſammen. 
(Mot. ©. 359--360.) Dabei nehmen die Motive an, daß „rechts— 
hindernde und vechtsvernichtende Thatfahen vom Richter berüdfichtigt 
werden müſſen, nicht bloß wenn der Beklagte fie geltend macht, 
jondern auc dann, wenn diejelben durch den Elägerifchen Vortrag in 
das Streitmaterial gelangen, Einredethatjachen dagegen vichterliche 
Beachtung nur finden können, wenn der Beklagte diejelben durch Anz 
rufung in Wirkfamkeit jegt“. Ein jo einjchneidender Rechtsſatz müßte 
doc ırgendivie im Entwurf Ausdrud gefunden Haben; aber die 
Motive machen es nicht einmal Elar, wie weit fie den Kreis der von 
Amtswegen zu prüfenden rechtshindernden und vechtövernichtenden 
Thatjachen gezogen denken. Sie führen eine doppelte Neihe von 
Stellen des Entwurfs an, in welchen hier das Wort „Einveden”, hier 
das Wort „Einwendungen“ gebraucht ift, aber faft überall ohne Anz 
deutung, was das eine oder das andere unter fich begreifen joll. 
Nur im $ 162 werden die „Einreden” des nichterfüllten Vertrages (?), 
des Zurücdbehaltungsredjtes, der Vorausklage und die Abzugseinrede 
des Inventarerben aufgezählt, nad) $ 182 entfteht aus der Ber: 
jährung eine Einrede. Wenn es aber beijpiel3mweife im $ 263 heißt: 
„Das Schuldverhältniß erlijcht, wenn die dem Schuldner obliegende 
Leiftung bewirkt wird”, jo ift aus diefen Worten nicht erfichtlich, ob 
bier eine vechtövernichtende Thatjache eintritt, welche der Richter von 
Amtswegen zu prüfen hätte, oder ob dem Schuldner aus der Er: 
füllung nur eine Einrede entjteht, auf die er verzichten Fann, fo daß 
mit dem Verzicht das Schuldverhältni ohne Weiteres wiederauflebt. 
(Mot. a. a. O.) Neben feinen Begriff des Einrederechtes ſetzt 
dann der Entwurf als einen davon verjchiedenen den des Anfechtungs— 
vechtS, unter welchen die bisherigen Einreden der Drohung und des 
Betrugs fallen (Mot. a. a. DO. Ent. $ 103). 

Bon allen andern Bedenken abgejehen verwifcht aber die Unter: 
Iheidung ded Entwurfs in dem von den Motiven erläuterten Sinne 
durchaus die verjchiedene Stellung, welche der Beklagte zum Klage: 
grunde nimmt. Die oben aufgeführten Einreden des Entwurfs 
werden durchweg ſchon auf dem Boden des Stlagegrundes nur als 
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bejondere Rechtsfolgen zu Gunften des Beklagten geltend zu maden 
jein. Nimmt der Entwurf eine Einrede der Zahlung an, jo macht 
dieje eine TIhatjache geltend, welche in den Rahmen des den Klage— 
grund bildenden Nechtsverhältnifjes ſich umgeſtaltend einfügt. Die 
Kompenjationgeinrede in der bisherigen Auffaflung würde im Syſtem 
des Entwurfs eine Einvede fein, die ſich auf die Geltendmachung 
eines jelbftjtändigen, außerhalb des Klagegrundes jtehenden Rechts- 
verhältniſſes ftügt, jofern nicht die Gegenforderung mit der Haupt: 
forderung konnex iſt, d. h. demjelben Rechtsverhältniſſe entjpringt. 
An einer ſolchen Einrede wird der Satz wahr: reus excipiendo fit 
actor. Der Beklagte bringt ein Rechtsverhältniß an, welches ge— 
eignet ift für jid) einen Klagegrund zu bilden, und eben darum die 
Nechtsfolge des Klagegrundes unbefchadet feiner Nechtsbejtändigkeit 
an ſich auszufchliegen. Nachdem freilich dev Entwurf des B. ©. B. 
die Aufrechnung als einſeitiges Rechtsgeſchäft geftaltet hat, joll nad) 
dem Entwurf des Einführungsgefeges in den 88 136, 274, 293 und 
491 der C. P. D. die „vorgebrachte” oder „geltend gemachte Gegen- 
forderung” durch die „geltend gemachte Aufrechnung mit einer Gegen: 
forderung” erjegt werden. Wenn die Motive zum Einführungsgejer 
©. 73 died nur einen „Einwand“ nennen, jo find wir vollends im 
Zweifel, ob damit ein Dritte neben Einrede und Einwendung be= 
zeichnet fein foll, oder nur eine jprachlich gewiß empfehlenswerthe 
Abkürzung des Wortes Einwendung gewählt iſt. Da Eraft der 
Wirkung des einjeitigen Nechtsgefchäfts der Aufrechnung „die beider: 
feitigen Forderungen in dem ich dedenden Betrage mit dem Zeit: 
punfte al3 erlojchen gelten, in welchem fie als zur Aufrechnung 
geeignet fid) gegenüber getreten ſind“ ($ 283 des Entwurfs zum 
DB. ©. B.), die Aufrechnung alſo gleich der Erfüllung wirft, jo würde 
wenn jene fo auch dieje nicht als Einrede, jondern als Einwendung 
zu behandeln fein. Freilich ijt jchwer zu glauben, daß die Motive 
die eine wie die andere Art der „Erlöjchung” des Schyuldenverhält- 
nifjes durch den Nichter von Amtswegen beachtet haben wollen, wenn 
fie ihm irgendiwo im „Streitmaterial” aufftogen; aber ohne Schwierig: 
Eeit ift auch nicht die entgegengejegte Annahme, dag das einmal voll- 
zogene „Rechtsgejchäft” der Aufrechnung durch einfachen Berzicht 
jollte bejeitigt werden, in welchem Falle doch eben auch die Geltend- 
machung der Aufrechnung als Einrede, nicht als Einwand bezeichnet 
werden mußte. Indeß bleibt es unbeſchadet der Enticheidung dieſes 
Zweifels auch nad) dem Entwurf des Einführungsgefeges dabei, dat 
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die Gegenforderung, mit welcher aufgerechnet jein joll, als Rechts— 
folge aus einem  jelbititändigen Rechtsverhältniſſe dem Klage— 
grunde entgegengeftellt wird. Denn nach der neuen Faſſung des 
$ 293 joll immer nod die Enticheidung über das Bejtehen oder 
Nichtbeftehen der Gegenforderung der Rechtskraft fähig fein; das 
vecht3fräftige Urtheil aber ift maßgebend für das Nechtsverhältniß, 
und die Gegenforderung als joldhe entipringt einem vom Klagegrunde 
verjchiedenen Rechtsverhältniſſe. Hiernach beruht die Abweifung der 
Klage, wenn fie dur ein thatjächliches Vorbringen des Beklagten 
herbeigeführt ift, entweder auf der Feititellung des den Klagegrund 
bildenden Nechtöverhältnifjes in der Geftalt, welche es durd) das 
Eingreifen der Einredethatjachen erhält, oder auf der gleichzeitigen 
Seitftellung des durd) die Klage und des durch die Einrede geltend 
gemachten Nechtsverhältnifjes, indem die an ſich begründete Necht3- 
folge des einen durch die ebenjo begründete Nechtsfolge aus dem 
andern ausgejchloffen wird. Ein Beiſpiel des letteren Falles tft 
befonders auch die Abweifung der Eigenthumsflage wegen eines dem 
Beklagten zuftehenden dinglihen Rechts an der ftreitigen Sache, 
welches ihm Beſitz oder Innehabung derjelben gewährt. 


u. 

Die richterliche Feitftellung eines Rechtsverhältniſſes als des 
vechtlihen Zujammenhanges der feinen Thatbeftand ausmachenden 
Thatſachen ſetzt die Feititellung der einzelnen Thatſachen voraus, 
welche, ſoweit fie bejtritten find, deren Beweis erfordert. Nur jene, 
nicht dieſe Feltitellung ift Gegenstand der Rechtskraft; indeß darf 
dabei nicht überjehen werden, daß aud die einzelne Thatjache, ſoweit 
jte in den rechtlichen Zufanımenhang eines Rechtsverhältniſſes durch 
Feſtſtellung defjelben aufgenommen ift, die ihr in diefem Zuſammen— 
hange angewiefene rechtliche Bedeutung behalten muß, andernfalls 
fönnte eben von rechtskräftiger Feſtſtellung des Rechtsverhältniffes 
nicht die Rede fein. Nur wenn diefelbe Thatjahe in einem andern 
rechtlichen Zufammenhange in Betracht kommt, kann ſie wieder be- 
fritten und muß fie dann wieder bewiejen werden. Den allgemeinen 
Grundjag der Beweislaft, daß jeder die Thatfachen zu beweifen hat, 
welche er als vechtbegründend, rechthindernd oder rechtaufhebend be- 
hauptet, ift in $ 193 d. €. in einer durch das Hereinziehen des 
„Anſpruchs“ etwas verfünftelten Faffung aufgeitellt. Die 88 194 
und 195 geben nun befondere Anwendungen dieſes Gates, deren 
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Aufzählung von deſto zweifelhafterem Werthe tft, je weniger ihre 
Vollſtändigkeit irgend verbürgt werden kann. „Bejondere „Ihatjachen“, 
welche die regelmäßige Wirkung eines Thatbeſtandes ausſchließen“ 
($ 194), jind eben rechthindernde Thatjachen. Die Beobadhtung der 
zu einem bejtimmten Rechtsgeſchäfte erforderlihen Form ($ 195), 
der Eintritt oder Ausfall einer Bedingung jind rechtbegründende 
Thatſachen für den, der Rechte daraus herleitet. Wichtig dagegen tit 
der $ 196, welcher den Fall behandelt, wenn der eine Theil behauptet, 
daß ein Rechtsgeſchäft jchlechthin, der andere, daß es als ein bedingtes 
oder betagtes abgeichloffen je. Die bisher herrjchende Meinung 
unterjchied zwiſchen aufjchiebender Bedingung und Anfangstermin 
einerjeitS und auflöjfender Bedingung und Endtermin andererjeits. 
In jenen Fällen joll jeder Theil jeine Behauptung beweijen müſſen, 
weil das aufjchiebend bedingte oder betagte Geſchäft allerdings ein 
anderes jei als das mit jofortiger Wirkung gejchloffene; dagegen 
jollen die auflöjende Bedingung und der Endtermin, da fie die 
jofortige Wirſamkeit des Gejchäfts nicht hindern, ſelbſtſtändige Neben: 
abreden über jeine fünftige Wiederaufgebung fein. Indeß haben offen- 
bar die Betheiligten auc in diefen Fällen nicht zwei Nechtsgejchäfte, 
jondern nur ein von vornherein unter gewijjen Borausjegungen in 
jeiner Wirkung begrenztes jchliegen wollen, welches denn eben aud 
ein anderes ijt als ein ohne dieje Begrenzung gejchloffenes. Es iſt 
daher nur zu billigen, daß $ 196 die auflöjende Bedingung der auf: 
Ichiebenden, den Endtermin dem Anfangstermin gleichjtellt, jo daß in 
allen Fällen den bedingten oder betagten Abſchluß beweilen muß, 
wer ıhn behauptet und umgekehrt. Daß aud im Uebrigen jeder 
Theil die von ihm behaupteten bejonderen Umstände zu beweiſen hat, 
welche einer vom andern Theil behaupteten Thatſache eine andere 
rechtliche Bedeutung geben, iſt ſelbſtverſtändlich. Ob in einer jolchen 
Behauptung das Gejtändnig oder das Leugnen der vom Gegner be- 
haupteten Thatſache zu finden it, unterliegt ſchon nach $ 262 der 
C. B. O. der Prüfung des einzelnen Falles. 

Nur in den Motiven (1. ©. 383) iſt furz die Frage berührt, 
ob aud eine Beweislajt für jog. negative Thatſachen „das Nicht: 
vorhandenjein gewiffer Umftände” bejteht. Wenn die Motive fich mit 
der Bemerkung begnügen, daß die „guundjägliche” Ablehnung einer 
jolhen Beweislaft in der Wiſſenſchaft und Praxis mehr und mehr 
den Boden verloren Habe, jo fehlt dabei jede Elare Vorftellung. 
Bor allem iſt zu untericheiden, ob nicht die Verneinung nur ſprach— 
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liche Umkleidung eines in der That pofitiven Sachverhalts ift (nad) 
logischer Terminologie Eontradiktorifcher Ausdrud für einen Eonträren 
Gegenſatz). Wenn beifpielsweife $ 194 al3 zu beweifende Thatjache 
den „Mangel der Webereinftimmung des wirklichen Willens mit dem 
erklärten Willen” anführt, fo ift diefe verjchnörkelte und überdies 
chiefe Umfchreibung des Irrthums nur der Ausdrud dafür, daß der 
wirflihe Wille ein anderer war als der aus der Erklärung zu ent- 
nehmende (ein „erklärter Wille”, der mit dem wirklichen Willen 
nicht übereinftimmt, ift ein Unding). Zu beweiſen ift in der That, 
daß der Wille ein beftimmter anderer war, alſo eine pofitive 
Thatſache. Ebenſo ift bei behauptetem „Mangel der Willensfreiheit 
wegen Drohung oder Betrugs” in Wirklichkeit zu beweiſen, daß der 
Wille durd) Drohung oder Betrug pofitiv bejtimmt war; bei dem 
Mangel der Geichäftsfähigkeit, daß die Perſon, an welchen er gerügt 
wird, „des Vernunftgebrauchs beraubt” oder entmündigt war, aljv 
nur pofitive Thatjachen, oder daß fie unter einer gemwifjen Alters- 
grenze ftand, was durch Berechnung von dem pofitiven Zeitpunfte ihrer 
Geburt an feitzuftellen iſt. Iſt aber wirklich eine Eontradiktorische 
Berneinung in Frage, jo iſt weiter zu unterjcheiden, ob es die Ver— 
neinung eines menjchlichen Handelns, aljo ein Unterlaffen, oder die 
Berneinung des Eintretens eines von menjchlicher Thätigkeit unab- 
hängigen Ereigniffes ift. Das Unterlafien kommt rechtlich nur als 
Ausdruck einer Abficht in Betraht — andernfalls jteht es dem Er- 
eigniffe glei” — und da die Abfiht in Wahrheit immer pofitiv ift, 
jo follte gerade hier angenommen werden, daß, wer auf diefe Abjicht 
einen Anſpruch gründet, die Beweislait trage. Aber da der Aus: 
druck diefer Abficht nur die Verneinung des Handelns, ein reines 
Nichts in der finnfälligen Welt ift, jo ift die Führung eines „Be— 
weiſes“, die Aufzeigung des reinen Nichts in ſolchem Falle Ichlechthin 
unmöglich, alfo auch „grundjäglich” nicht zu verlangen. Wird eine 
Stonventionalftrafe wegen Unterlaſſens einer Leiftung gefordert, fo 
liegt ($ 425 d. E.) dem Schuldner der Beweis ob, daß er die 
Leiftung bewirkt habe; und das Gleiche gilt (nad) $ 434 Abi. 2 d. E.), 
wenn das Rücktrittsrecht „wegen Nichterfüllung der in einem Thun 
beitehenden Berpflihtung“ geltend gemacht wird. Wenn die Motive 
(S. 383) dies als „richtigen Sag” nur für „beiondere Rechtsfolgen“ 
anerkennen, jo bleiben fie den Nachweis jchuldig, an welchen Stellen 
der Entwurf denn im Ernſt eine Rechtsfolge an den Beweis einer 
rein negativen Thatſache, vollends des Nichteintretens eines Ereignifieg, 
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geknüpft haben will. Die gejeglihe Erbfolge tritt ($ 1781 d. E.) 
nur ein, wenn und joweit der Erblafjfer einen Erben nicht eingefegt 
hat. Dieje negative Thatjache ift alſo Borbedingung für die Geltend- 
machung des gejeglichen Erbanfalls; gleichwohl haben die Verfaſſer 
des Entwurfs jo wenig daran gedacht wie bis jetzt ein anderer, von 
dem gejeglichen Erben den Beweis der Negative zu verlangen, daß 
der Erblaffer ein Teſtament nicht errichtet und einen Erbvertrag 
nicht abgejchloffen Hat. Wenn aljo $ 197 des Entwurfs fagt, den 
Ausfall einer Bedingung hat derjenige zu beweijen, der aus diejer 
Thatfahe ein Recht herleitet, jo kann damit auch nur ſoweit Ernſt 
gemacht werden, als ſich nach den Umſtänden de3 Falles das Nicht: 
eintreten der bedingenden Thatſache aus einer derjelben fonträr ent- 
gegenjtehenden Thatjache bemeifen läßt. Der Richter, welcher vor 
einer „grundjäglichen” Löſung der Frage ſcheut, hat immer das 
Mittel, einer finnlofen Konjequenz dadurch auszumeichen, daß er den 
Nichteintritt der Bedingung, wenn nicht aus einem anderen, zulett 
aus dem Umftande folgert, daß der Gegner den Eintritt gar nicht 
zu behaupten vermag. Dies ift der richtige Sinn der Wendung, 
daß die Vermuthung für die Negative jpreche; denn Vermuthung iſt 
juriftifh wie logisch nichts als Schluffolgerung, Indizienbeweis. 
Damit ift der Begriff der gejeglichen Bermuthung durchaus vereinbar, 
die nichts als eine Beweisvorſchrift, Einjchränfung der freien Beweis— 
mwürdigung, it. Ganz in diefem Sinne, in ebenfo richtiger wie ent- 
behrlicher Weife jagt $ 191 des Entwurfs: „Wenn das Geſetz vor: 
jchreibt, daß eine Thatjache vermuthet werde, jo gilt diefelbe für 
erwiejen; es ift jedoch der Beweis des Gegentheils zuläſſig, jofern 
nicht ein anderes vorgefchrieben tft”, d. h. die Beweisregel als Aus- 
nahme von der freien Beweiswürdigung reicht nicht weiter, als ihr 
beftimmter Ausdrud anzeigt. 

Eine Schlußbemerfung der Motive zu diefem Abjchnitte führt 
noch auf einen mit diefem Gegenitande zufammenhängenden empfind- 
(ihen Mangel des Entwurfs, daß er e3 unterlaffen, in der gleichen 
Weile wie die C. P. D. die gerichtliche Anerkennung geordnet hat, 
auch die außergerichtliche zu ordnen. Die Anerkennung des 8 278 
iſt vollftändiger Erjaß der vichterlichen Feititellung des den Klaggrund 
bildenden Rechtsverhältniſſes. Ohne jede weitere Prüfung des 
Sachverhalts ergeht darauf der Urtheilsbefehl, wie ſonſt auf Grund 
der Feſtſtellung. Die C. P. D. fat die Anerkennung, in bemerfens: 
werthem Gegenjage zu der herrjchenden Lehre vom Anerkennungs— 
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vertrage, als einfeitige NRechtshandlung der Unterwerfung des Be— 
Elagten unter den Klaganſpruch auf; von der Nothwendigkeit einer 
„Annahme“ der Anerkennung findet jid) Feine Spur, der „Antrag 
auf Berurtheilung dem Anerfenntniffe gemäß” ift nur erforderlich, 
um überhaupt ein Urtheil zu erwirken, während es jonjt bei dem 
Anerfenntniffe bewenden müßte. Es fann denmach aud) von mate- 
rieller Rechtskraft diefes Urtheils nicht die Rede jein; denn die An— 
erkennung ift inhaltlich ſchon dafjelbe wie die rechtsfräftige Entſcheidung. 
Dieje Wirkungen der Anerkennung find aber nicht an ihre Abgabe 
vor Gericht gebunden; aus diejer folgt nur die unmittelbare, jede 
Bemweisbedürftigkeit ausjchließende Evidenz der Rechtshandlung für den 
Richter. Die außergerichtliche Anerkennung kann nur etwa noch des 
Beweijes bedürfen; it fie unbejtritten oder bewiejen, jo ijt jeder 
weitere Streit über das anerkannte Nechtöverhältnig ausgejchloffen. 
Nur diefen Sinn hat es, wenn die Anerkennung al3 jelbjtändiger 
Klagegrund behandelt wird; denn an ſich bleibt immer das anerkannte 
Nechtsverhältnig Slagegrund. Der Kläger hat nur feinen That: 
bejtand nicht exjt zu beweijen, diefer Beweis wird nöthigenfalls durch 
den Beweis der Anerkennung erſetzt. Es ift nun nicht abzufehen, 
warum die Anerkennung nicht aud außer Gericht als einfeitige 
Nechtshandlung Beſtand haben ſollte. Sie gewährt ja, wenn ſie 
wirklih nur Anerkennung eines jchon begründeten Anſpruchs und 
nicht etwa nur unter diefem Scheine Gewährung eines neuen An— 
ſpruchs ift, dem andern Theile nichts, was er nicht dent Rechte nad 
ihon hat, wozu jollte er es denn erit noch annehmen müſſen? Ferner 
it die Anerkennung nicht wie der Bergleich, eine Ordnung zweifel— 
hafter Anjprüche, über welche die Betheiligten ſich erjt noch zu ver— 
tragen hätten. — Der Entwurf aber fennt überhaupt feinen all- 
gemeinen Begriff der Anerkennung wie die C. P. O. Er behandelt 
fie nur bei den Schuldverhältniffen, und zwar die pofitive Anerkennung 
nur unter dem Begriff des Sculdveriprechens (58 683, 634), was 
eine völlige Verkennung ihres Weſens bezeichnet, wie denn auch die 
Motive (I. ©. 385) gar feinen Sinn für diefen Widerjpruch gegen 
die C. P. O. zeigen. 
In. 

Daß der Entwurf mit den nur geichichtlich zu erklärenden 
römischen Grundfage der Zurüdbeziehung des Urtheils auf die Zeit 
der Slagerhebung volljtändig bridt (Mot. I. ©. 364) entipricht nur 
der Entwicklung unſeres öffentlihen Rechts, die jchon in der 


841 


C. P. O., joweit es dort möglich war, Ausdrudf gefunden hat. Es 
fann nicht die Aufgabe des Richters jein, das Rechtsverhältniß 
zwiichen den Parteien anders fetzuftellen, als wie es ihm beim Schluß 
der Verhandlung nad den Barteivorträgen vorliegt. Denn jein 
Urtheil tft nicht der Bollzug eined unter den Parteien bei Prozeß— 
beginn gejchlojfenen Vertrags, die Entſcheidung einer Wette, wer von 
ihnen damals Recht hatte, jondern eine Anordnung der obrigkeitlichen 
Gewalt, wie es jett und für die Folge mit ihren rechtlichen Be— 
ziehungen beftellt fein joll, und es würde diejer jchlecht anftehen, einen 
Spruch zu thun, der ſchon von den Thatſachen überholt if. Nun 
findet diefe Beziehung des Urtheils auf den Schluß der Verhand- 
lung ihre Grenze darin, daß Gegenftand des Verfahrens nur das in 
der Klage als ihr Grund geltend gemachte Recht3verhältniß it, wenn 
ſich der Beklagte nicht auf die Unterjchiebung eines anderen Grundes 
für den Klageanſpruch oder eines anderen Anſpruchs ohne Ver— 
wahrung einläßt. Wenn die Motive jagen: „iſt ein Anſpruch zur 
Zeit der Slageerhebung nicht begründet, treten aber nachträglich) 
Zhatjachen ein, welche ihn zu begründen geeignet find, jo haben aud) 
dieje Berüdlihtigung zu finden, vorbehaltlih der Schranfen, welcde 
prozefjual zur Wahrung der Bertheidigungslage des Beklagten ge: 
zogen find“, jo hebt diefe Einfchränkung den Sat jelbit auf. Wie 
joll man ſich es vorjtellen, daß ein Anjprud, der zur Zeit der Klage: 
erhebung nicht begründet tft, ohne Klageänderung durch nachträg- 
lich eingetretene Thatjachen erjt begründet werde? Bielmehr kann 
es ji) nur um die Beachtung jolher Beränderungen handeln, durch 
welche rechtaufjchtebende oder rehthindernde Thatjachen bejeitigt werden. 
Der Grund des Anjpruhs muß vor der Klage gelegt jein. 
Uebrigens hat der Entwurf jelbjt dem von den Motiven aufge: 
jtellten Grundjage feinen wörtlihen Ausdrud gegeben. $ 190 ftellt 
in Abſ. 1 nur die negative Beitimmung auf: „die VBerurtheilung zu 
einer Leijtung iſt nur zuläjlig, wenn die Fälligkeit ‘bereits (aljo bis 
zum Ürtheil) eingetreten ift” um dieje Regel alsbald durch zwei 
Ausnahmen zu durchbrechen. In Abi. 1 ift bei „wiederkehrenden 
Leiftungen, welche nicht auf Rechtsgeſchäft beruhen” die VBerurtheilung 
aud für die erjt jpäter fällig werdenden Leiftungen zugelaffen. Es 
tft dabei nach den Motiven vornehmlich an die Rentenentjchädigungen 
wegen Tödtung und Störperverlegung und an die Leijtungen aus der 
Unterhaltspflicht der Ehegatten und Verwandten gedacht. Die Rechts— 
Eraft diejer auf die Zukunft gerichteten Verurtheilung ift aber injofern 
X. 58 
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beichräntt, al$ — mie an jeder betreffenden Stelle des Entwurfs 
beionder8 bejtimmt ift — der Berpflichtete wie der Berechtigte bei 
Eintritt einer wejentlichen Beränderung der Berhältnifje eine Ab- 
änderung des Urtheils verlangen Fann. Warum die Beſtimmung 
nicht an diejer Stelle ein für allemal getroffen wird, ift nicht abzu- 
schen. Wenn die Ausdehnung diejer mit dem Haftpflichtgejeg überall 
eingebürgerten Anordnung auf alle gleichliegenden Fälle durchgängigen 
Beifall finden dürfte, jo giebt dagegen die folgende Veſtimmung des 
Ab. 2 in ihrer Allgemeinheit zu ftarken Bedenken Anlaß: „Wird 
eine don einer Gegenleiftung nicht abhängige Geldforderung erjt mit 
Ablauf einer Frift nach der Kündigung fällig, oder endigt ein Mieth- 
verhältniß erjt mit Ablauf einer Friſt nach der Kündigung, jo tft die 
Berurtheilung zur künftigen Zahlung oder Räumung auf Grund der 
mit der Klage verbundenen oder derjelben vorausgegangenen Kündi- 
gung zuläjiig.” Borab ift nicht erfichtlih, warum die Kündbarfeit 
eine befchränfende Borausjegung diejfer vorausgenommenen Klage und 
Berurtheilung jein müßte, und nicht das Gleiche bei jeder in einem 
beftimmten zufünftigen Zeitpunkt fällig werdenden Leijtung drei oder 
ſechs Monate vor der Fälligkeit zugelaffen werden follte. Für den 
Schuldner und Miether, der von einer folchen Klage überfallen wird, 
lange ehe er verpflichtet ift, an die Leiftung oder Räumung zu denfen, 
haben die Motive nur den Troft, daß er nah $ 89 der C. P. O. 
den Koften des Prozefjes entgehen kann, wenn er den Anſpruch jofort 
anerkannt und feinen Anlaß zu der Klage gegeben hat — als ob die 
Koften die einzige Bejchiwerde eines Prozefjes wären! Wer möchte 
ſich dann nicht lieber gleich vertragsmäßig der jofortigen Zwangs— 
vollftredung bet Eintritt des Zahlungs- oder Räumungstermins 
unterwerfen wollen? — Iſt aber der Beklagte in der Lage, dem 
Aniprud zu widerjprechen, jo iſt durch $ 190 Abi. 2 dem Gläubiger 
und Vermiether eine Feſtſtellungsklage ohne das Erforderniß des 
nachzuweiſenden rechtlihen Intereſſes an der alsbaldigen Feititellung 
und mit den Wirkungen der Leiltungsflage gegeben; jo gleitet ſich's 
auf Schiefer Ebene fort, und die Motive jagen, es „muß“ jo fein, 
„ol den Anforderungen des Berfehrs Genüge geichehen.” Es iſt 
ganz wie bei Einführung der Feſtſtellungsklage: weil ſich für gewiſſe 
Hälle ein Bedürfnig ergiebt, dev Gefeßgeber aber fic dev Mühe über: 
heben will, diejes Bedürfniß genau abzugrenzen, wird eine allgemeine 
Beitimmung erxlaffen, die mindeftens fo oft zu ungerechtfertigter 
Beläftigung führt, als fie das wirkliche Bedürfniß befriedigt. — 
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Ueber die gemeinrechtlihe Auffafjung der Rechtskraft des Urtheils 
vor dem Eingreifen der C. PB. D. hat ſich das Reichsgericht (I. C. ©. 
2. November 1881 Entſch. VI ©. 415) treffend dahin ausge— 
ſprochen: jedes Erfenntniß beruht auf der Feitftellung eines Rechtsver— 
hältnifjes und bezweckt dieſe; es hat alſo die Wirkung der Rechts— 
£raft nicht bloß für den in jenem Rechtsitreite aus der Eriftenz oder 
Nichteriftenz des Rechtsverhältniffes hergeleiteten Efonfreten Aniprud, 
jondern auch für alle künftigen Fälle, bei welchem dajjelbe Rechts— 
verhältnig wieder in Frage kommt. Bier iſt der Umfang der Rechts: 
Eraft genau nad) dem Gegenftande der Entjcheidung, dem feitgeftellten 
Nechtsverhältniffe, beftimmt, unter Bermeidung des unbeftimmten 
Begriffs der „Elemente des Urtheils“, dejfen gedanfenloje Ausdehnung 
die Theorie Savigny's in Mißachtung gebradjt hat. Nachdem nun 
die C. P. O. in $ 293 die Rechtskraft auf die Formel des „erhobenen 
Anſpruchs“ gebracht hat, erjcheint die Faſſung des 8 191 des Ent- 
wurf3 zum B. ©. B.: „das rechtskräftige Urtheil ift maßgebend für 
das Rechtsverhältnig zwiſchen den Parteien” auf den eriten Blid wie 
eine Umkehr zu der früher herrichenden Auffaffung. Aber die Motive 
verfihern (S. 371), daß „nur die zwingendften Gründe e3 rechtfertigen 
fönnten, eine jo grundlegende, an der Hand der eingehendften Er: 
wägungen zu Stande gefommene Vorjchrift nach der kurzen Zeit 
ihres Beftehens tn Frage zu ftellen” und der zweite Cat des $ 191 
Icheintdenn auch mit den Worten: „dasrechtskräftig Zuerfannte kann nicht 
mehr bejtritten, das rechtskräftig Aberkannte nicht mehr geltend gemacht 
werden“ den $ 293 dur Umschreibung ausdrüdlich bejtätigen zu jollen. 

Freilich Klingen die „eingehenditen Erwägungen” fehr eigen: 
thümlich demjenigen gegenüber, was in Motiven und Ber: 
bandlungen über die Vorgeſchichte des 8 293 zu finden tft. Das 
Heichdgericht hat einmal (Entſch. XI ©. 385) aus diefer Vorgeſchichte 
entnonmen, e3 könne „nicht der geringite Zweifel bejtehen, daß man 


die... . Theorie von Savigny . . . verlajfen und die Theorie, melde 
Unger und Wegell für den gemeinen und das preußiihe Ober: 
tribunal . . . für den preußifchen Prozeß vertreten haben, annehmen 


wollte” . . . So jeltfjam es nun auch jchon ift, in einem Paragraphen 

eine „Theorie“ Eodifiziren zu wollen, jo hat da3 Reichsgericht in 

jeinem Citat gerade das Geltjamfte weggelaffen. Denn die Motive 

ſprechen ausdrüdlich nur von einer Beſchränkung der Rechtskraft 

„ähnlich“ der von Wetzell, Unger und dem Obertribunal „verthei- 

digten” und darin liegt wenigſtens das verſchämte Geſtändniß, daß 
58* 
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die Theorien Wetzell's, Unger's und des Obertribunals ſich keines— 
wegs decken, ſondern nur ungefähr in der gleichen Richtung ſich be— 
wegen. Der Phantaſie deſſen, der den 8 293 auszulegen hat, iſt 
alſo freier Spielraum gelaſſen, wo er die Aehnlichkeit ſeiner „Theorie“ 
mit einer der andern aufhören und die Unähnlichkeit beginnen laſſen 
will. Wenn nun die Motive a. a. D. weiter meinen, die Vorſchrift 
des 8 293 ſcheine „ich im dev Praris im Großen und Ganzen be- 
währt zu haben”, jo hätten doch die Verfaffer jich einmal zufammen- 
jtellen mögen, was denn in der Praris an letter Stelle, beim 
Neichsgeriht, aus dem $ 293 geworden iſt. Vorab iſt ces 
bezeichnend, daß unter den von den Mitgliedern des Reichs— 
gericht3 veröffentlichten Entjcheidungen über dieſe Frage id 
feine einzige der beiden preußiſchen Senate findet. Natürlich haben 
diefe fih durd) die Motive und die Verhandlungen der Reichtags- 
tommiffion ermächtigt gehalten, an der Rechtſprechung des Ober- 
tribunals feftzuhalten, ‚und da diefe ſchon in jeder Richtung ausge: 
bildet war, haben fid; neue Schwierigkeiten nicht ergeben; hier hat 
man denn wenigitens den Bortheil auf feitem Boden zu ftehen. 
Von den andern Senaten hat der erfte binnen weniger Monate nad) 
der oben angezogenen klaren Darlegung der gemeinrechtlihen Auf: 
fajjung den Sprung in die neue „Iheorie” gethan. In demjelben 
6. Band der Entſcheidungen findet fih ©. 385 von ihm der Aus: 
ſpruch „die Entiheidungsgründe haben nad) $ 293 Abſ. 1 an der 
Rechtskraft Eeinen Theil” und der dritte Senat hat dies (Bd. 9 
©. 229) bejtätigt. Davon jagt nun jchon der Wortlaut de $ 293 
gar nichts, und vielmehr enthielt die urjprünglide Faſſung, auf 
welche ſich doch eigentlich die „Theorie” der Motive bezieht, aus: 
drüdlich das gerade Gegentheil; erft in der Commiſſion Hat ein 
Zufammenfluß der verjchiedeniten Meinungen zur Streichung 
dieſes Gates geführt, womit aber nad der ſonſt dem Reichs— 
gericht geläufigen Interpretationsmethode nichts entjchieden it, da der 
jegige Gejegestert feineswegs das in der Kommiſſion vorgejchlagene 
Gegentheil aufgenommen hat. Nun ift die Enticheidung, auf welde 
jich doc) die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache beziehen ſoll 
etwas anderes als die Enticheidungsgründe; die Enticheidung aber fommt 
in dein was man bei Leiftungsklagen den „Tenor“ nennt, regelmäßig 
gar nicht zum Ausdrud. Der „Zenor” jpricht nur den „Urtheils: 
befehl” der Abweiſung oder Verurtheilung als Rechtsfolge der Ent- 
Iheidung aus. Den römischen Juriſten iſt es niemals beigefonmen, 
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die pronuntiatio mit der condemnatio oder absolutio zujammenzus 
werfen oder gar jene hinter diefen verſchwinden zu laffen. Vielmehr 
jind fie jich bei ihren in die feinften Unterjcheidungen gehenden Er- 
Örterungen Über die Tragweite des Grundſatzes der eadem res nie 
darüber unklar geworden, daß den Prüfitein nur die pronuntiatio, 
nicht die condemnatio und absolutio bilde. Auch der heutige Richter 
kann jich nicht unklar darüber fein, daß aus dem Tenor „Kläger wird 
mit der Klage abgewiejen” ſich fein Maßſtab für die Prüfung der 
hierauf gegen eine neue Klage gegründeten Einrede der Rechtskraft 
entnehmen läßt. Wenn er aber fonjt in der „ähnlichen Theorie” 
reht feſt ift, jo Hilft er ſich damit, daß „ſelbſtverſtändlich“ 
der Tenor aus dem übrigen „Inhalte“ des Urtheils erläutert 
werden müſſe. Aber diefe „Erläuterung? it ein Denkfehler, 
denn jener Tenor iſt für fih durchaus klar und jeiner Zeit allen 
Betheiligten ohne jede Erläuterung verjtändlich gewejen, und es joll 
unter diejem Namen etwas hineingetragen werden, was in Wirklich: 
feit jeine Bedeutung in ſich jelbit, nicht al3 Erläuterung eines anderen 
hat, nämlich die Enticheidung jelbjt, von welcher der „Tenor“ nur 
das logiſche corollarıum ift. Wenn das Reichsgericht (II. E. ©. 
Bd. 9 ©. 33T) jagt: „Der Zwed der Jneidentfeſtſtellungsklage it 
nur darauf gerichtet, daß die Schon an jich erforderlihe Ent: 
Iiheidung in der Form eines der Necht3fraft fähigen Urtheils 
abgegeben werde” jo it hier mit der wünjcenswertheiten Klarheit an— 
erkannt, daß die Entjcheidung der nothmwendige Bejtand jedes Urtheils 
ift. Aber ſoweit nun diefe Enticheidung nur das den „erhobenen 
Anſpruch“ begründende Rechtsverhältniß trifft, wie jollte es da nod) 
einer bejonderen Klage bedürfen, um diejen nothwendigen Beſtand 
des Urtheils erſt in die „Form des rechtsfräftigen Urtheil3” zu brin- 
gen? Wo ijt denn in einer jolhen Form im Geſetze irgend etwas 
vorgejchrieben? Auch tt dies ganz gewiß nicht der Sinn der Motive 
gemwejen; ſie haben mit ihrer „ähnlichen? Theorie nur verhindern 
wollen, daß unter dem Wort „Element des Urtheils” nicht jedes 
andere Rechtsverhältnig, welches die Urtheilsgründe nur nebenher 
berühren, mit in die Rechtskraft einbezogen werde. Und aud) das 
ift, nach dem ganzen Syitem der C. PB. D. mehr al3 nad) dem 
Wortlaut des $ 293 als deſſen Sinn anzuerkennen, daß wenn der 
Kläger abjihtlih aus dem die Klage begründenden NRechtsverhältnitie 
nur einen Theilaniprud) geltend gemadt hat, dann aud die Rechts— 
fraft der Entjcheidung nicht weiter reichen foll als bis zu diefer durch 
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ſeinen „Willen“ bezeichneten Grenze, wenn nicht der Beklagte durch 
Incidentfeſtſtellungsklage den entgegengeſetzten Willen geltend macht. 
Mehr aber braucht aus dem 8 293 nicht herausgeleſen zu werden 
und kann ohne die härteſten Denkwiderſprüche nicht herausgeleſen 
werden; es würde nur an dieſer Stelle über die nächſtliegende Auf— 
gabe hinausführen, dies an einer Reihe von Entſcheidungen des 
Reichsgerichts nachzuweiſen. 

Für das bloße Feſtſtellungsurtheil giebt es einen auf Verur— 
theilung oder Abweiſung gehenden Tenor nicht. Hier iſt denn nun 
die wunderliche Erſcheinung, daß die zu jedem Urtheil erforderliche, 
überall ſonſt in den „Entſcheidungsgründen“ verſteckte Entſcheidung 
mit einem Mal ſelbſt in den Tenor hineinrückt und nun nicht kraft 
ihrer eigenen Bedeutung, ſondern wegen dieſer Stellung im Tenor 
in Rechtskraft übergehen ſoll. Aber was hindert denn den Richter, 
auch bei der Leiſtungsklage das überall Nothwendige auch überall in 
den Tenor hineinzuſchreiben; und warum thut er es nicht, wenn 
ihn nichts hindert? Weil ein Antrag darauf nicht vorliegt? Aber 
ein Antrag auf Verurtheilung, in welchem nicht logiſch ein Antrag 
auf Feſtſtellung des den Anſpruch begründenden Rechtsverhältniſſes 
mindeſtens bis zu deſſen Höhe enthalten wäre, iſt ebenſo undenkbar, 
als eine Verurtheilung, in welcher nicht logiſch die Entſcheidung über 
das Rechtsverhältniß mitgedacht wäre. Die alte Formel der ding— 
lichen Klage geht dahin „anzuerkennen, daß dem Kläger das Eigen— 
thum . . . zuſteht und demgemäß zu verurtheilen“ und entſprechend 
lautet dann auch die Urtheilsformel. Aber hat denn nun hier der 
Kläger wirklich etwas mehr gewollt, al3 wenn er jich begnügt hätte 
zu jagen: „den Beflagten zu verurtheilen, jich der Eingriffe in das 
Elägeriiche Eigenthum zu enthalten” — wie er bei der obligatorischen 
Klage den Antrag nur einfach auf Verurtheilung ftellt und feinen 
rechtlichen Inhalt in der Begründung vorausihidt oder nachholt? 

Und hier kehren wir nad) einem fcheinbaren aber unvermeidlichen 
Ummege zu dem Entwurf zurüd. Sein Verftändiger wird leichthin 
die Abänderung einer Beftimmung der E. P. O. verlangen, die 
jelbjt exft für einen großen Theil Deutfchlands die hergebradjte Rechts: 
übung abgeändert hat. Aber wenn die DVerfafjer des Entwurfs 
überhaupt Veranlaffung fanden, die Beſtimmung des $ 293 zu er- 
gänzen, fo war e8 vor allem angezeigt, die widerjpruchsvolle Unklar: 
heit, welche fich bei feiner Anwendung herausgejtellt Dat, und 
die, wenn man Slonjequenz daraus machen wollte, zur Verneinung 
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der Rechtskraft bei der Leiſtungsklage führen würde, durch erläuternde 
Beſtimmungen zu beſeitigen. Der Wortlaut des erſten Satzes in 
$ 191 könnte, wie gezeigt worden iſt, dieſer Klarſtellung dienen; 
aber an den zweiten Cat kann fich ebenjowohl die entgegengejegte 
Auslegung heften. DBefriedigende Abhülfe würde nur, wie oben 
gezeigt ift, neben der Befeitigung des Ausdruds „erhobener Anſpruch“ 
ein den Begriff des Rechtsverhältniſſes beftimmt zum Ausdrud 
bringender Rechtsſatz geben. 

Der alte Ausdrud „Einrede der Rechtskraft” ſchließt ſchon 
in fih, daß dieje fogenannte materielle Wirkung des Urtheild3 von 
der Partei geltend gemadt werden muß. Nur fie kann den 
Zufammenhang ihrer Nechtsverhältniffe jo überjehen, um die 
ſachliche Bedeutung eines früher erwirkten Rechtsſpruchs für einen 
neuen Rechtsſtreit vollitändig und vorjichtig zugleich zu würdigen. 
Der Richter, welcher ohnehin den Sachverhalt nur aus dem Vorbringen 
der Parteien entnehmen kann, würde zu leicht Gefahr laufen, mit 
einer von Amtswegen herangebradten Folgerung aus einer ihm nur 
gelegentlich befannt gewordenen älteren Entjheidung willkührlich in 
die Nechtöverhältniffe der Parteien hineinzugreifen. Wenn übrigens 
auch die Beftimmung des letten Satzes in $ 191 des Entwurfs 
„das Gericht darf (die Wirfung des rechtöfräftigen Urtheils) nur be= 
rüdjihtigen, wenn fie geltend gemacht wird” nur das geltende echt 
twiedergiebt, jo rechtfertigt dies doch nicht den vorausgehenden Sat, 
daß auf diefe Wirkung verzichtet werden fünne. Es wäre dies aud) 
ſchwer mit dem treffenden Sag der Motive (S. 369) zu vereinigen: 
„das Urtheil gilt, weil der Richter, als das berufene Organ des 
Staates es geſprochen hat, und weil e8 im Intereſſe der unentbehr: 
lihen Rectsficherheit den endgültigen Austrag in ſich tragen muß“ 
— freilich ftimmt dazu auch ſchlecht, daß der Umfang der Nechtäfraft 
überall auf den Willen der Parteien geftellt jein jol. Kann es auch, 
wenn einmal die Rechtskraft von der Partei geltend gemacht werden 
muß, nicht gehindert werden, daß die Parteien über die Rechtskraft 
paftiren, jo ift es doch nicht nothiwendig, diefen Mißbrauch ausdrüd- 
[ih im Geſetz anzuerkennen. Uebrigens iſt diefe Gefahr eines frei- 
willigen Berzichts nicht eben groß; aber aus der Faſſung des Ent- 
mwurfs würde ganz gewiß aud der Schluß gezogen werden, daß aud) 
ein „tillichweigender” Berzicht zuläflig jei, und dann würde er alle: 
mal behauptet werden können, wenn die Partei das ihr günjtige 
rechtskräftige Erkenntniß nicht bei der erjten Einlaffung auf die neue 
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Klage geltend gemadt Hat. Das ift aber Ffeineswegs geltendes 
Redt. 

In 8 192 des Entwurfs ift noch bejonder8 ausgeſprochen, daß 
das rechtsfräftige Urtheil für und gegen die Parteien und deren 
Rechtsnachfolger wirft. Das folgt aber ſchon aus dem erjten Sate 
de8 $ 191, und zwar tft diefe Folgerung weniger als die ausdrück— 
lihe Beftimmung einer ungehörigen Anwendung ausgejett. Die 
Rechtskraft wirft überall, wo das feitgeftellte Verhältnig als ſolches 
in Betracht fommt; jo hat das Neichägericht (Bd. 7 ©. 188) die Auf: 
faljung des Anfechtungsbeflagten zurüdgemwiejen, es fünne ihm die 
Nechtsfraft de3 von dem anfechtenden Gläubiger gegen den Schuldner 
erwirften vollſtreckbaren Titels nicht entgegengejegt werden. Wenn 
das Neichsgericht feine Entjcheidung damit begründet, daß der An- 
fechtung&beflagte der Klage nur Einreden aus eigenem Rechte, nicht 
aus dem echte de8 Schuldners entgegenjegen könne, jo heißt dies 
nicht3 anderes, als daß über die lettere eben zwiſchen den justi 
contradicetores rechtskräftig erkannt ift; die bejondere Natur des 
Anfechtungsrechts hat damit nichts zu thun. 
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Die Form der Ceſſion (Abtretung). 
Bon Rechtsanwalt Kauſen in Düfjeldorf. 


In richtiger Berüdfihtigung der bisherigen Nechtsentwidelung 
und der Anforderungen des praftiichen Lebens beftimmt der Entwurf 
in 8 293: 

„Die Forderung aus einem Schuldverhältnifie fann auf 
einen neuen Gläubiger übertragen werden, ohne daß es 
der Einwilligung des Schuldners bedarf.“ 

Der Entwurf nennt dies Rechtsgefhäft Uebertragung. Eine 
Unterart der Uebertragung tft die Abtretung, worunter diejenige 
Uebertragung verftanden wird, welche auf einer Vereinbarung zwifchen 
dem bisherigen und dem neuen Gläubiger beruht. 

Die Abtretung, jagt $ 294, erfolgt mit Schließung 
des Bertrages, welder die Willenserklärung der Vertrag: 
Ihließenden enthält, daß durd den Vertrag die Forderung 
auf den neuen Gläubiger übergehen ſoll. 

Inſoweit bei einem ſolchen Bertrage der bisherige Schuldner in 
der Weije mitiwirkt, daß mit feiner Einwilligung ein neues 
Rechtsverhältniß an die Stelle des alten tritt, ift gegen die Be— 
ftimmung, daß diefer Vertrag formlos gejchloffen werden könne, 
nicht einzumenden. Dagegen find für die eigentliche Abtretung 
(Ceſſion), bei der die Zuftimmung des bisherigen Schuldners für 
überflüflig erklärt ift, andere Gejichtspunfte maßgebend. 

Der Entwurf verlangt für die Abtretung weder einen jchrift- 
lichen Bertrag noch eine beitimmte Form der Bekanntmachung an 
den bisherigen Schuldner. Die Forderung geht mit dem Augenblide, 
wo der alte und der neue Gläubiger den Abtretungsvertrag ge- 
ichloffen haben, aus dem Bermögen des bisherigen Gläubigers heraus, 
und diefer Bertrag iſt ſowohl dem Schuldner gegenüber, jobald er 
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Kenntniß davon erhält, als auch gegenüber denjenigen Perjonen, 
welche aus jpäteren Abtretungsverträgen und Forderungspfändungen 
Rechte auf die Forderung herleiten, vollwirkſam. 

„Mit diefer Regelung”, jagen die Motive, „wird der Entwurf ebenso 
der juriftiihen Konjequenz wie den Anfprüchen des Lebens gerecht.“ 

Sc Halte dieje Selbftkritit für durchaus unzutreffend und bin 
der Meinung, daß vor Allem die Anjprüche des Lebens eine andere 
Löjung der Frage dringend erheiſchen, daß aber auch die juriftische 
Konjequenz zu einem anderen Ergebniſſe führt. 


I 


Wenn zwei Perſonen einen Bertrag jchließen, der lediglich für 
die Beziehungen unter den Bertragjdließenden unmittelbare rechtliche 
Wirfungen hervorrufen fol, jo mag es ihrer eigenen Erwägung 
überlajjen bleiben, ob fie jih auf eine mündlihe Abmachung be— 
ihränfen, oder je nach der Wichtigkeit des Falles eine Privaturfunde 
oder gar eine öffentliche Urkunde errichten wollen. Der Vertrag 
als folcher ift der Vorgang, welchen die gewollte Rechtswirkung 
ohne Weiteres herbeiführt. 

Ganz anders, wenn der Bertrag unmittelbare Rechtswirkungen 
auf dritte Perjonen oder auf Sachen äußern fol. Wenn beifpiels- 
weiſe eine bewegliche körperliche Sache aus dem Vermögen de3 bis— 
herigen Eigentümers in das Bermögen eines Anderen übergehen 
foll, jo verlangt der Entwurf mit Redt außer dem Bertrage, aud) 
nod eine äußerlich wahrnehmbare Thatjache, den thatjählidhen 
Bejigübergang. Die Anwendung dieſes Grundjages auf den 
Rechtsverkehr mit Korderungen führt zu dem Ergebniffe, daß auch 
dem Abtretungsvertrage ein nad Außen hin erfennbares Moment 
hinzutreten muß, weil eben die UWebertragung der Forderung in 
gleicher Weije wie die Uebertragung der förperlihen Sache unmittelbar 
über den Kreis der Bertragichließenden hinaus wirfen jol. Was bei 
der willenlojen Eörperlihen Sache die Befizübertragung, das ift bei 
dem Schuldner, der ja aud) gleichjam einen neuen Herrn erhält, die 
Befanntmahung des Abtretungsvertrages, und zwar die Befannt- 
machung in einer Form, welche jeden Yweifel über die Tragweite des Ab: 
tretungsvertrages nad) Zeit und Umfang auszufchliegen geeignet üft. 

Das iſt „juriſtiſche Konſequenz“. 

Dem Falle der Abtretung ſehr nahe verwandt iſt der Fall des 
Ueberganges der Forderung auf dem Wege der gerichtlichen Ueber— 
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weiſung. Der Entwurf müßte von ſeinem Standpunkte aus folge— 
richtig beſtimmen, daß der Augenblick des gerichtlichen Ueberweiſungs— 
beſchluſſes für den Uebergang der Forderung maßgebend ſei. Das 
Geſetz fällt aber hier gleichſam aus der Rolle, indem es in demſelben 
$ 294, der die vollen Wirkungen des Forderungsübergangs an den 
Abſchluß des Abtretungsvertrages Enlipft, für den Fall der gericht: 
lichen Weberweifung die Zuftellung des Ueberweiſungsbeſchluſſes 
an den Schuldner für ausfchlaggebend erklärt. Da bei der gericht: 
lichen Weberweifung wenigitend über die Tragweite des verfügten 
Forderungsübergangs kein Zweifel ift, jo könnte der Geſetzgeber ſich 
hier viel eher als bei der Abtretung mit der bloßen Senntniß des 
Schuldners von dem Ueberweiſungsbeſchluſſe begnügen. 

Ich würde übrigens die juriftifche Konjequenz ruhig preisgeben, 
wenn das praftijche Leben eine andere Löſung erheifchte. Aber gerade 
die Erfahrungen des täglichen Lebens fallen gegen die Gejtaltung des 
Entwurfs entjcheidend in die Wagjchale. 


1. 


Die Berfajfer des Entwurfs haben fich der Erkenntniß nicht ver- 
ihloffen, daß den Intereſſen des gutgläubigen Schuldners, der in 
Unfenntniß des Abtretungsvertrages Nechtshandlungen vornimmt, 
Rechnung getragen werden muß. Um aber den die Lehre beherr- 
ihenden Grundfa von der unmittelbaren Wirkung des Abtretungs- 
vertrages in voller Reinheit zu erhalten, vermeiden fie e& peinlich, 
den allgemeinen Grundjaß auszuſprechen, daß der Schuldner feiner: 
jeit8 erjt in dem Augenblide, in dem er von dem Abtretungsvertrage 
Kenntniß erlangt, in Rechtsbeziehungen zu dem neuen Gläubiger tritt. 
Der Entwurf giebt gleichjam nur einzelne Nutanmwendungen diejes 
jtillfchweigend gebilligten Grundfages. 

So jagt der $ 303, daß der Schuldner Forderungen, die ihm 
gegen den bisherigen Gläubiger zuftehen, dem neuen Gläubiger gegen- 
über zur Aufrechnung bringen könne, wenn die Forderung jchon zu 
der Zeit beftand, in welcher der Schuldner von der Abtretung Kennt: 
niß erlangt hat. Die Faſſung diefer Beitimmung bringt den Schuldner 
ſogar in die Lage, daß er jeinerjeit8 den Zeitpunkt nachweiſen muß, 
in dem er die fragliche Kenntniß erlangte! 

Eine befjere Faſſung hat der $ 304, wonad) der Beitpunft jene 
Kenntnißerlangung für die Frage maßgebend fein joll, ob die an den 
alten Gläubiger bewirkten Leiftungen oder die mit dieſem abge- 
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ichlojjenen Rechtsgejchäfte auch dem neuen Gläubiger gegenüber wirk— 
ſam find. In entiprechender Weiſe bejtimmt $ 305, daß in dem Falle, 
wenn der bisherige Gläubiger eine bereit3 übertragene Forderung 
jpäter einem Dritten abgetreten hat, der Schuldner die ihm. befannte 
jpätere Abtretung ſolange berüdjichtigen kann, als die frühere 
Uebertragung der Forderung ihm unbekannt geblieben ift. Bon dem 
Augenblide an, wo der Schuldner von der früheren Uebertragung 
Kenntniß erlangt, wird er die etwa nod) ausftehenden Zahlungen an den 
durch die Frühere Hebertragung legitimirten Gläubiger leiften müfjen. Hat 
er an den jpäteren Geffionar ſchon Theilzahlungen geleiftet, jo muß er 
nunmehr den Reft der Schuld an den früheren Eefjionar abtragen. 

Das Berhältnig der in den 88 303 bis 305 niedergelegten 
Rechtsſätze zu dem leitenden Grundjage des $ 293 gejtaltet fich hier- 
nach folgendermaßen: 

Für das Berhältnig des Schuldners zu den verjchiedenen 
Perfonen, melde in zeitliher Aufeinauderfolge die Inhaber der 
Forderung find, iſt derjenige Zeitpunkt von ausfchlaggebender Be: 
deutung, in dem der Schuldner jeinerjeits von der Abtretung Kenntnig 
erlangt hat. Dagegen iſt für das Verhältnig zwiſchen den verjchiedenen 
Ceſſionaren ſowie für das Vorrecht der Ceſſionare gegenüber den 
Pfändungsgläubigern, oder umgekehrt, der Zeitpunkt des Bertrags: 
abſchluſſes ausichlieglih mahgebend. Das Rechtsverhältniß wird 
nad zwei Geiten hin in höchſt bevenklicher Weije ausernandergerifjen. 
Ich jehe jedoch davon ab, dieſen Gedanken weiter zu verfolgen, und 
trete nunmehr der Frage näher: 

Wie denkt fid der Entwurf die Kenntniß des Schuldners 
von der Abtretung? 

Man höre: 

8 308 Satz 1: „sit dem Schuldner weder die llebertragung der 
Forderung von dem bisherigen Gläubiger angezeigt, nod von dem 
neuen Gläubiger eine öffentlich beglaubigte Urkunde vorgelegt, welche 
die Uebertragung oder deren Anerkennung von Seiten des bisherigen 
Gläubiger enthält, jo ift die durch den neuen Gläubiger erfolgte 
Kündigung vder Mahnung unwirkſam, wenn der Schuldner diejelbe 
bei oder unverzüglich nad) der Vornahme wegen Mangel3 jener 
Anzeige oder wegen Mangels der Borlegung jener Urkunde zurüdweilt. 

Wil man im Ernte behaupten, daß dieſe Beitimmung eine 
genügende Schugwehr für den Schuldner der abgetretenen Forderung 
darjtelle? Dann würde ich Folgendes ermwidern: 


853 

1. Der $ 308 betrifft nur die Frage, inwieweit dev Schuldner 
von dem mit feinem „Anſpruche“ hervortretenden Gläubiger cine 
Legitimation verlangen kann, bevor er die verlangte Leiſtung be- 
wirkt. Dagegen ift er nicht auf die Frage anwendbar, in welcher 
Weife der Gläubiger eintretenden Falles jeine Behauptung zu be- 
gründen hat, daß ein Schuldner, welcher fih auf frühere Rechts— 
bandlungen beruft, bereit8 zur Zeit diefer Rechtshandlungen die 
Abtretung gekannt habe. Bon dieien Fällen joll alſo der allgemeine 
Grundjag gelten, daß jede Kenntniß des Schuldners von der Ab- 
tretung den Gläubiger gegen Einwendungen des Schuldners — vgl. 
die 88 303—305 — Ichüst, und daß es auf die Art und Weile, 
wie der Schuldner die Kenntni erlangt hat, nicht ankommt. Der 
Richter hat die Aufgabe, die innere Thatjache zu ergründen, ob der 
Schuldner den Mittheilungen, die ihm von irgend welcher Weife, etwa 
von Vettern und Bajen, über die gefchehene Abtretung der Forderung 
zugegangen find, Glauben gejchenkt hat, er joll die Zweifel des 
Schuldners würdigen, die Stärke feiner Ueberzeugung abſchätzen, 
denn der Schuldner hat ja jelbjtredend weder die Pflicht noch das 
Necht, derartige Mittheilungen ohne nähere Prüfung zu beadıten. 
Das Geſetz bürdet ihm aljo die Gefahr auf, welche darin liegt, dat 
er entweder troß einer Mittheilung, die hinterher der Richter für 
ausreichend hält, nach wie vor an den bisherigen Gläubiger zahlt, 
oder daß er umgefehrt einer Mittheilung Glauben jchenkt, die ſich 
hinterher als irrig herausitellt. Dieſe Bedenken wiegen doppelt 
ſchwer in denjenigen Fällen, in denen der objektive Anhalt des Ab— 
tretungsvertrages zu Zweifeln Anlaß giebt (vgl. unter Wr. 5). 

2. Der $ 308 erwähnt nur einzelne Fälle, in denen von 
dem angeblichen neuen Gläubiger ein Anfprucd gegen den Schuldner 
erhoben wird: die dem Prozefje vorhergehende Kündigung und die 
Mahnung. Weshalb ift diejer Rechtsſatz nicht wenigſtens ganz 
allgemein dahin gefaßt worden: „Sit dem Schuldner weder... . 
a — ‚ To ift die Erhebung eines Rechtsanſpruchs durch den 
neuen Gläubiger unwirkſam, wenn u. j. w.“ Der Wortlaut des 
$ 308 dedt nicht einmal den Fall der ohne vorausgegangene Mahnung 
erhobenen Klage, jo daß auch diejer Fall lediglich unter den all: 
gemeinen Grundfaß fällt. 

3. Selbſt für die in $ 308 ausdrüdlich erwähnten beiden Fälle 
machen die Motive den dem Schuldner hier anjcheinend gewährten 
„Schuß“ dadurch hinfällig, daß fie bemerfen: 
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„Die Borjchrift des 8 308 dient weſentlich zum Schuße des 
Schuldners, hieraus folgt, daß der neue Gläubiger, falls 
dem Schuldner die Uebertragung jchon befannt ift ($ 294 
Abſ. 3), nicht erit noch eine befondere Urkunde auszumirken 
und dem Schuldner vorzulegen hat.? 

Hiernad) muß man unterjcheiden: 

a) Hat der Schuldner im Augenblide der Kündigung oder 
Mahnung auf irgend eine Weile von der Abtretung Kenntniß, 
jo muß er diejelbe vollauf gegen ſich gelten Lafjen. 

b) Iſt dies nicht der Fall, fo genießt er den „Schuß“ des $ 308. 

4. Worin befteht denn nun überhaupt der Schuß, den der $ 308 
dem Schuldner gewährt? Er hat das Necht, beitimmte Formen der 
Befanntmahung der Abtretung zu verlangen, vorausgejegt, daß er 
dies Verlangen unverzüglich, nachdem der neue Gläubiger mit 
jeinem Anfpruche hervortritt, Fundgiebt. Sit die Kenntniß des Rechts 
in jo weite Schichten gedrungen, daß ein ſolcher Rechtsſatz etwas 
Anderes ift als eine Fallgrube, in die jeder Schuldner, der nicht 
jehr tief in das neue Neichsreht eingedrungen ift, jtürzen wird? 
Das Stilljhweigen mag unter Umftänden als Billigung der Erflärung 
eined Anderen aufgefaßt werden, der hier vorliegende Fall ijt aber 
nach Feiner Richtung hin darnach angethan, beiſpielsweiſe dem Tyalle 
des Art. 323 9. ©. B. gleichgeitellt zu werden. 

5. Selbft die in $ 308 vorgejehenen bejonderen Formen der 
Befanntmahung: 

a) Anzeige durch den bisherigen Gläubiger, 

b) Vorlage einer öffentlich beglaubigten Urkunde durch den 
neuen Gläubiger 

find nicht geeignet, dem Schuldner wirffamen Schuß zu gewähren. 

Der Gefeggeber denkt augenſcheinlich nur an ehrliche Leute und 
an ganz einfache Verhältniffe. 

Was die Anzeige durch den bisherigen Gläubiger anlangt, jo 
mache ich darauf aufmerffam, daß jelbft in fchriftlichen Verträgen 
jehr oft die Zahlungsanweifung von der yorderungsabtretung 
ihwer unterfchteden werden kann. Um wieviel jchwieriger iſt dieſe 
Unterſcheidung bei der flüchtigen mündlichen Erklärung, die in den 
weitaus meilten Fällen von einer Perfon abgegeben und entgegen= 
genommen wird, die nicht einmal im Stande ift, diefen Unterjchted zu be- 
greifen. ft es nicht ein großes Unrecht gegen den Schuldner, die ganze 
Gefahr, welche darin liegt, daß er eine ſolche Erklärung möglicherweife 
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irrig auffaßt, oder daß er jie zwar richtig, aber in Abweichung von 
der Meinung des Erklärenden auffaßt, dem Schuldner aufzubürden, 
für den der ganze Borgang an und für fid) gar fein Intereſſe hat? 

Ganz bejonders bedenklich gejtaltet fih die Sache, wenn die 
Forderung an eine Mehrheit von Berjonen, deren Namen der 
Schuldner jest zum eriten Male hört, übertragen wird, wenn die 
Uebertragung nur einen Theil der Forderung betrifft, wenn fie erft 
in ferner Zukunft wirkjam werden foll, wenn fie von Bedingungen 
der verjchiedenjten Art abhängig gemacht wird, über deren Tragweite 
der Schuldner im Laufe einer flüchtigen Unterredung unmöglich die 
nöthige Klarheit erlangen kann, oder wenn mehrere Abtretungen vor: 
liegen, und der Zeitpunkt der Aufeinanderfolge derjelben jtreitig 
wird. Der Schuldner muß in diefen Fällen nicht nur auf die Zeit 
achten, in der die Abtretung zu feiner Kenntniß gelangt, jondern 
auh auf die Angaben, die ihm über die Zeit des Abtretungs- 
vertrages gemacht werden. Und wer hebt die entitehenden Zweifel? 
In der Regel ausfchlieglih daS Zeugniß derjenigen Perfon, die bei 
dem VBorgange im ftärkiten Maße interejjirt ift, das Zeugniß des 
abtretenden Gläubigers. Dieje Nectsgeftaltung enthält eine große 
Unbilligkeit gegen den Schuldner. Wer in feinen eigenen Angelegen: 
heiten die größte Vorſicht beobachtet, alle Berträge ſchriftlich abfaßt 
u. |. w., wird vom Gejeße gezwungen, die Folgen der Handlungen 
jeine8 Gläubiger auf fid) zu nehmen, der vielleicht ein nachläffiger 
Gefhäftsmann, ein unklarer Kopf oder ein zweifelhafter Charafter ift. 

Wenn die Bekanntmachung der Abtretung durd; Vorlage einer 
öffentlich beglaubigten Urkunde erfolgt, jo verlieren diefe Bedenken 
allerdings an Bedeutung, aber auch in diefem Falle kommen diejelben 
keineswegs vollftändig in Wegfall, denn wie leicht kann es vorkommen, 
daß der Inhalt einer ſolchen Urkunde, ſelbſt wenn er vollitändig Elar 
ift, nicht dauernd im Gedächtniſſe defjen, der die Urkunde nur flüchtig 
gelejen hat, haftet! 

Nun ftelle man ſich einen Augenblif die im praftiichen Leben 
jo häufigen Fälle vor, wo von Seiten eines überjchuldeten Gläubigers 
eine Abtretung der anderen folgt. Nur die größte Aufmerkſamkeit 
kann in ſolchen Fällen den Schuldner gegen die Gefahr doppelter 
Zahlung Ihüsen. 

Der $ 311 de3 Entwurfs bejtimmt: „Haben Militärperjonen, 
Beamte, Geiftliche und Lehrer an öffentlichen UnterrichtSanftalten den 
übertragbaren Theil ihres Dienfteinfommens oder ihrer Penſion 
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abgetreten, jo muß die auszahlende Kaſſe von dem bisherigen Gläu— 
biger durd) eine ihr auszuhändigende öffentlich beglaubigte Urkunde 
von der Abtretung benadrichtigt werden. 

Wie die Motive ausführen, könne den hier in Rede jtehenden 
Kaſſen nicht zugemuthet werden, auf bloße mündliche Erklärungen oder 
auf die flüchtige Vorlage einer Urkunde Hin die Abtretung von 
Gehaltsanfprüchen zu berüdfichtigen. Schlagender kann die Unbraud)- 
barfeit der gefeglichen Regel nicht dargethan werden, als durd) dieje 
Ausnahme Die öffentlichen Kaſſen würden jchon zufolge ihrer 
Einrichtungen jorgfältig von jeder ihnen befannt gemachten Abtretung 
Notiz nehmen. Die Anwendung der Grundjäge des Entwurfs ift 
grade ihnen gegenüber verhältnigmäßig am wenigjten bedenklich. 
Der Eleine Handwerker, der unerfahrene Bauer, dem die Fähigkeit 
mangelt, die Tragweite ſolcher Rechtsvorgänge richtig zu erfaſſen, 
und der vor Allem nicht gewohnt tft, diejelben zum Gegenjtande 
Ichriftlicher Aufzeichnungen zu machen, bedarf eines ſtärkeren Schußes. 
Der Entwurf ftellt daher die Dinge gradezu auf den Kopf, indem 
er den bezeichneten Kaſſen einen Schuß gewährt, den er dem Kleinen 
Manne verfagt. Die Rechtsnormen des Entwurfs werden übrigens 
von öffentlichen Kaffen und Behörden, auch in denjenigen Fällen, in 
denen denjelben nicht der befondere Schuß des $ 311 zur Seite jteht, 
unliebjam empfunden werden. 

Ich habe bisher die ganze Frage lediglid) vom Standpunkte des 
Schuldners aus behandelt, deſſen Intereſſen eine andere Löſung 
erheiihen al3 die, welche der Entwurf vorjchlägt. Aber aud das 
Berhältni der verfchiedenen Erwerber der Forderung untereinander, 
namentlich aber das Berhältnig des Erwerberd der Forderung zu 
etwaigen Pfandgläubigern würde erheblich an Klarheit und Sicherheit 
gewinnen, wenn die Wirkjamkeit des Abtretungsvertrages nad Außen 
hin von der Beobachtung beftimmter Formen abhängig gemacht würde. 
Damit wäre für die zahlreichen Anfechtungsprozefje wenigſtens injoweit 
eine fihere Grundlage gewonnen, als zum Mindeften der Zeitpunkt 
und der Inhalt der Abtretung unverrüdbar feitftände. Dagegen 
bilden die S$ 293 und folgende des Entwurfs in ihrer jeßigen 
Faſſung eine wahre Fundgrube von Prozefjen aller Art, fie öffnen 
dem Betruge Thür und Thor. | 

Es verfteht ſich von ſelbſt, daß die Abänderung der Grundjäge 
des Entwurfs über die Abtretung von Forderungen aud zu einer 
entfprechenden Aenderung der Nechtsjäge, welche den Erwerb des 
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Nießbrauchs an Forderungen und Rechten ($ 1023) ſowie die Be- 
ftellung eines Fauſtpfandes an Forderungen (85 1208, 1211) be- 
treffen, führen müſſen. 

Warum die Beftellung eines Fauſtpfandes an Forderungen an 
ftrengere Vorausſetzungen geknüpft ift, als die in ihren Wirkungen 
meiter reichende Abtretung, ift mir unverftändlid. 

Sch habe es abfichtlich vermieden, die Frage zu berühren, ob die 
Grundfäße des Entwurfs ſich mit dein beftehenden Rechte des einen 
oder anderen Rechtsgebiets deden. Es ınag fein, daß Demjenigen, 
der das bejjere Recht nicht fennt, ſchon das Ichlechtere erträglich er- 
Icheint. Fragen wie die hier behandelten find lediglich vom Stand- 
punfte des praktischen Bedürfnifjes zu löſen. 


Vorſchlag: 

1. Der Abtretungsvertrag begründet für den abtretenden 
Gläubiger die Verpflichtung: 

a) den zur Wirkſamkeit des Vertrages gegenüber Dritten 
vorgeſchriebenen Erforderniſſen ſo viel an ihm liegt 
zu genügen, 

b) dem neuen Gläubiger Auskunft über das Rechts— 
verhältniß zu ertheilen und die auf daſſelbe bezüglichen 
Urkunden zu übergeben, 

2. der Abtretungsvertrag wird gegenüber dritten Perſonen 
(Schuldner, Pfändungsgläubiger, anderer Forderungs— 
erwerber) erſt wirkſam, wenn dem Schuldner auf Betreiben 
des alten oder des neuen Gläubigers Abſchrift eines ſchrift— 
lichen Abtretungsvertrages oder einer ſchriftlichen Abtretungs— 
erklärung des alten Gläubigers durch Gerichtsvollzieherakt 
zugeſtellt worden iſt. 

Ich Halte in letzterer Hinſicht eine einfache Privaturkunde für 
‘ausreichend, jedenfall genügt eine Privaturfunde mit öffentlich be— 
glaubigter Unterichrift. 

Zum Schluffe möchte ich mich gegen den naheliegenden Vorwurf 
verwahren, als ob ich nur tadeln wollte. Da es nicht die Aufgabe 
diefer Blätter iſt, Stoff für die Fünftigen Kommentare des Geſetz— 
buchs zu liefern, jo Läuft jede Einzelfritik jelbitverjtändlich auf 
einen Tadel hinaus. 


ONNELER 


Ueber den Dienjt, Werk- und Auftragsvertrag 
nach) dem Entwurfe des bürgerlichen ung 


Mit befonderer Rückſicht 
auf die Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft, der BRETTEN 
Praris und anderer wiſſenſchaftlicher Berufe 


von Dr. Theodor Korwenfeld 
Rechtsanwalt und Dozent in Münden. 


I. 

1. Bezüglich des Dienftvertrages bejtimmt $ 559 Abſatz 1 des 

Entwurfes de3 bürgerlichen Geſetzbuchs: 
„Segenitand des Bertrages fünnen Dienjte jeder Art jein.” 
Nach diefer Bejtimmung und den Motiven hierzu kann über die 
Berufsarbeit des Rechtsanwalts, Arztes, Geiftlichen, de8 Staats— 
beamten, des Scriftitellers und Dichters ein Dienftvertrag ab- 
geichlojjen werden. Die Arbeit der beiden leftgenannten Berufe ift 
nach dem Entwurf nicht etwa um deswillen al3 von der Dienftmiethe 
ausgejchloffen zu erachten, weil die Eivilgefegcommiffion beſchloſſen 
hat, da8 Berlagsreht nicht in das bürgerliche Geſetzbuch aufzu- 
nehmen, jondern einer Reviſion des Handelsgeſetzbuches, als 
zufünftigen Bejtandtheil des letteren, vorbehielt und daher aud) 
im Entwurf des Einführungsgefeges zum bürgerliden Gejeßbud) 
Art. 32 die privatrechtlichen Borjchriften der Landesgefege ohne Vor— 
behalt für daS particulare Verlagsreht aufgehoben find. Es 
ift hierbei, wie aus einer Anmerkung zu Art. 9 des Entwurfes des 
Einführungsgejeges erfichtlich iſt, vorausgeſetzt, daß das revidirte 
Handelsgejegbud gleichzeitig mit dem Entwurfe des bürgerlichen 
Geſetzbuches in Kraft treten kann. Sonſt würde, fall nicht noch das 
Einführungsgefeg geändert und das Landesverlagsredht aufrecht 
erhalten wird, überhaupt eine andere Möglichkeit, als den Erjat des 
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Bartieularreht3 im bürgerlihen Geſetzbuch zu fuchen, nicht gegeben 
jein. Die allgemeine Yaflung der 88 559, 579 des Entwurfs er- 
mögliht die Anwendung des Dienft- und Werkvertrages auf die 
jchriftftellerifche Arbeit, zumal die Motive (II 506) von „jogenannten 
immateriellen, wiljenichaftlichen und fünftleriichen Schöpfungen” als 
Gegenftänden der locatio conductio operisim Sinne de3 Entwurfs fprechen, 
und es auch als gleichgültig bezeichnen, ob die zur Serftellung des 
„Werkes“ erforderlichen Arbeiten in jogenannten operae liberales oder 
illiberales beftehen (II 472). Aber aud) wenn der Berlagsvertrag eigens 
und gleichzeitig mit dem bürgerlichen Geſetzbuch geordnet wird, jchließt 
die8 unjeres Gradtens eine Unmöglichkeit der Anwendung von 
88 559 und 579 des Entwurfes auf fchriftitellerifche Arbeit nad) der 
Faſſung des Gejeges durdaus nicht in fich, fofern der Verlags— 
vertrag nicht die einzige Rechtsform jchriftftellerifcher Leiftungen an 
Andere bildet und bilden wird. 

Wir wollen hier nur die Tragweite des $ 559 und beziehungS- 
weije 579 fejtjtellen und noch nicht erwägen, ob und inwieweit etwa 
dieje Beitimmungen gerechtfertigt und nothwendig waren. 

Nach dem Entivurf bildet nun allerdings die Vereinbarung einer 
Gegenleiftung, welche als „Bergütung” bezeichnet wird, ein 
wejentliches Merkmal des Dienftvertrages und ſolche Vereinbarung 
wird wohl bei Advofaten, Aerzten, Geiftlichen nicht gerade regelmäßig 
der Berufgleiftung vorangehen. Der Entwurf will dieſes Hindernik 
der Annahme eines Dienftvertrages befeitigen, indem er beſtimmt: 

„Eine Bergütung ift al3 ftillfchweigend vereinbart anzu— 
jehen, wenn die Dienftleiftung nad den Umftänden nur gegen 
Vergütung zu erwarten war.” 

Die „Vergütung“ braucht nicht in Geld, auch nicht in Eörper- 
lihen Sachen zu beftehen; ſie kann durch jedwede Leiftung erfolgen. 
Das Gejeg ſchweigt über die fachlichen Vorausfegungen der „Ber: 
gütung”, und zwar nad) den Motiven zu dem Zwed, um hiermit die 
erwähnte Bielfältigkeit des VBergütungsftoffes anzudeuten (II 460). 
Hiermit wird alſo ftillfchweigend die Grenze zwijchen locatio 
conductio und Innominatecontract aufgehoben und unter erjtere aud) 
letzterer theilweiſe) jubjumirt. — Mit Nüdfiht auf 8 206 des Ent: 


) Es, werden durch dem Dienft: und Werkvertrag nicht die Innominat— 
contracte, abgejehen von dem in $ 502 geordneten Tauſch, geregelt, wie Bernhöft 
meint (Bekker und Fiſcher, Beiträge zur Erl. des Entw., Heft 12, Z. 64), jondern 
nur die Annominatcontracte auf Dienitleijtungen. 
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wurfes und die Motive hierzu braucht die „Vergütung“ nicht einmal 
einen Bermögendwerth darzuftellen, es genügt jedes als „Ber- 
gütung” vereinbarte Thun oder Unterlaffen, da jedes Thun oder 
Unterlafjen „Leiftung” fein kann und das Gejet befondere Vergütungs- 
leiftungen nicht unterjcheidet. 

Die Möglichkeit nicht vermögenswerthiger „Vergütungen“ ijt für 
den Richter gewiß nicht unbedenklih, da hierdurch nach Umftänden 
auch die Grenze zwiſchen dem entgeltlichen Dienjtvertrage und der 
unentgeltlichen Zuwendung von Dienften als aufgehoben ericheint, 
jedenfall die Erfennbarfeit derjelben im einzelnen Fall äußert 
erſchwert jein kann. 

2. Nah dem Entwurfe kann Alles, was den Gegenftand eines 
Dienſt- und Werfvertrages bilden kann, auch Gegenjtand eines 
„Auftrages“ werden ($ 585). Es ergibt jich dies aus der allgemeinen 
Faſſung des $ 585 und ift auch in den Motiven (II 527) anerkannt. 
Es kann insbejondere feinem Zweifel unterliegen, daß die Leiftungen 
der jogenannten Liberalen Berufe als dem Mandat zugänglid be- 
trachtet werden und daß man von einer ausdrücklichen Beitimmung, 
wie jolche in dem oben erwähnten Sat 2 von $ 559 Abjat 1 ſich findet, 
bier wegen Ueberflüfligfeit abjah. In den Motiven it der Frage, 
ob und inwieweit dieſe Geftaltung dem römischen und beziehungsweije 
dem gemeinen Recht entjpricht, welches im Uebrigen hier zur Grund: 
lage genommen wurde, nicht gedadht. Man ift offenbar der Meinung, 
daß eine Menderung des bisherigen gemeinen Rechtes durch Anwen: 
‚dung des Mandates auf liberale Berufäleijtungen nicht gegeben ift. 
Db dies wirklich der Fall, wird weiter unten zu prüfen jein. 

Nach römischen Recht it die Unentgeltlichkeit der Leitung 
de3 Beauftragten dem Mandate weſentlich und bildet diejelbe ein 
Elares Unterſcheidungsmerkmal des letteren gegenüber der Dienit- 
miethe. Der Entwurf läßt das Erfordernig der Unentgeltlichkeit 
fallen, indem $ 586 bejtimmt: 

„2er Auftraggeber kann ji verpflichten, für die Aus: 
führung des Auftrages dem Beauftragten eine Bergütung 
zu gewähren. Eine Vergütung ift als ſtillſchweigend verein- 
bart anzufehen, wenn die Ausführung des Auftrages nad 
den Umständen nur gegen eine Bergütung zu erwarten war.” 

Als „Bergütung” bezeichnet, wie bemerkt, der Entwurf bei der 
Dienjtmiethe ($ 559) das Entgelt, welches dem „Dienftverpflichteten” 
Seitens des „Dienjtberechtigten” zukommt; die Wahl des gleichen 
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Ausdruds in $ 586 bemweilt, daß auch beim Auftrag es fich um 
Bezahlung einer Dienftleiftung, um Gegenleiftung für folce 
handelt, wenn aud) nicht nothivendig um eine in Geld und Geldes- 
werth bejtehende Gegenleijtung, welche ja auch bei der Dienftmiethe 
des Entwurfes nicht verlangt wird. Wir betonen dies, weil der 
Ausdruck „Bergütung” nicht gerade als glüdlih gewählt zur Be- 
zeichnung der Entgeltsnatur erjheint; denn vergüten, „gut machen“ 
deutet eher auf Erjag, Entſchädigung für eine vorausgefegte Ein- 
buße oder einen Schaden, als auf den Austaufh von Leiftungen. 
Es kann aber nicht bezweifelt werden, daß „Bergütung” ſowohl in 
$ 559 al3 in $ 586 ein und dafjelbe bedeutet, nämlich Lohn, merces, 
im teiteften Sinne ded Wortes. 

3. Nach dem Entwurf kann aljo die Uebernahme einer Dienft- 
(eiftung gegen Bezahlung ſowohl einen „Dienftvertrag” al3 aud) die 
„Annahme eines Auftrages” vorftellen. Es frägt fih nun, wann 
it Dienjtvertrag, warn Auftrag gegeben? Dieje Frage tft jelbit- 
verftändlich erheblich, da das Recht des Dienftvertrages ſich in 
mehrfacher Beziehung von demjenigen de3 Auftrages unterjcheidet.. 
Woran haben wir zu erfennen, ob das eine oder das andere 
anzumenden ift? Der Entwurf giebt auf dieje Frage feine Antwort. 
Die Motive, welche fich diesmal über die Grenzfrage ausjpreden, 
(II. 526), jagen, darauf laſſe jich durch ein Gejeg überhaupt Feine 
Antwort geben. „Verſchiedene Anfichten bejtehen tiber die Frage, 
worin das Wejen des Auftragsvertrages beftehe und durch welches 
ausschlaggebende Merkmal fich dieſer Vertrag insbejondere von dem 
Dienftvertrage, bezw. dem Werfvertrage unterjcheide. Die Aufgabe, 
diefe Frage zu löfen, entzieht ſich der Erledigung durch das 
Geſetz. Sie fällt in das Gebiet der Wiffenjchaft, welcher aud ohne 
Bejorgniß ihre Löfung überlaffen werden kann. Für das Geſetz 
genügt es, daß durch die Faſſung der einleitenden 88 585, 586 einer- 
ſeits auf die zwilchen Dienftvertrag ($ 559) und Auftragsvertrag be- 
itehende Berichiedenheit hingewielen, andererjeit3 der Ergründung 
und Feſtſtellung diefer Verſchiedenheit durch die Wiffenihaft und 
Praris nicht dev Weg verjperrt wird. Indem $ 585 .... von „Auf: 
trag”, „Seihäft” und „beiorgen” redet, it Elargeftellt, daß der Auf- 
tragsvertrag ein anderer Bertrag iſt, als der „Dienjtvertrag” 
Wichtiger als die principielle Feftftellung von Unterjcheidungsmerkmalen 
wird es fein, im einzelnen ‚Falle fejtzuftellen, welche der in Anſehung 
der verjchiedenen Vertragsverhältnifie geltenden, von einander ab- 
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weichenden Vorſchriften dem Willen der Bertragicließenden ent: 
ſpricht.“ 

Nach Vorſtehendem ſind die Motive nicht im Stande, über das 
Weſen des Auftragsvertrages nach den Beſtimmungen des Entwurfs 
Aufſchluß zu geben. Die Ergründung deſſelben iſt vielmehr aus— 
drücklich der Wiſſenſchaft und Praxis der Zukunft vorbehalten. Hier— 
mit ſtimmt nicht überein, wenn die Motive wenige Seiten ſpäter 
mehrfach Beſtimmungen des Entwurfes durch den Hinweis auf das 
zur Zeit überhaupt und insbeſondere den Motiven unbekannte 
„Weſen“ des Auftrages erklären wollen. „Der Auftrag erliſcht 
gemäß dem Weſen des Auftragsvertrages durch Widerruf 
de3 Auftraggebers” (©. 543 zu $ 5971); gemäß dem „juriftijchen 
Wejen des Auftragsverhältniffes? kann auf die Widerruflichkeit des 
Auftrags nicht verzichtet werden (©. 544 zu $ 597°; cf. ©. 545 zu 
$ 598; ©. 549 zu $ 601 „Natur der Sade”). 

Weiter jcheint aber aud der Entwurf ſelbſt gegen die Motive 
angerufen werden zu können. $ 78 defjelben bejtimmt: 

„Solange die Bertragichliegenden über die nad) dem Ge— 
jeße zum Wejen des zu jchließenden Bertrages ge: 
hörenden Theile fich nicht geeinigt haben, ijt der Vertrag 
nicht geichloffen.” 

E3 dürfte hiernad) zur Aufgabe des Gefeges gehören, Aus: 
Eunft zu geben über die „zum Weſen des zu Schliegenden Bertrages 
gehörenden Theile”. Diefe Auskunft ift unmöglich ohne Auskunft 
über das Wejen der betreffenden Vertragsart, mit welder die Unter— 
iheidungsmerfmale der Bertragsart gegenüber anderen Bertrags- 
arten von jelbjt gegeben find. Der Entwurf hat aud, dieje Aufgabe 
des Geſetzes ſonſt jelbit bei ſolchen Berträgen erfüllt, wo die Gefahr 
der Berwecjjelung mit anderen Vertragsarten minder groß ſcheint, als 
dies bei Dienitmiethe und Auftrag nad) dem Entwurfe der Yall ift. 
Wir verweilen nur auf 8 437 des Entwurfes. Warum foll diefe 
Aufgabe dem Gejete gerade beim Auftragsvertrag nicht zukommen ? 
An den Abſchluß eines Auftragsvertraged und an denjenigen eines 
Dienjtvertrages fnüpft der Entwurf nicht gleiche, jondern jehr ver: 
ſchiedene Rechtsfolgen. Die abgeichloffenen Berträge find die Be— 
dingungen und die Nechtsgründe der lebteren. Für die Ber: 
iwirklihung des Rechtes ift es ebenſo wichtig, die Bedingungen und 
Rechtsgründe der verfchiedenen Rechtsfolgen zu kennen, als diefe jelbit. 
Die Rechtsfolgen eines Auftragsvertrages giebt der Entwurf an. 
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Ueber die Frage aber, wann dieje Rechtsfolgen eintreten können 
und müſſen, wejjen Rechtsfolgen jie find, vermeigert er die Ant- 
wort und verweift auf die „Wiljenjchaft”. Aber ein Rechtsſatz ift 
erft dann fertig, wenn ung gejagt wird, nicht nur, daß Etwas ein: 
treten, eine Beränderung fi zutragen foll, ſondern aud, wann, 
unter welchen Bedingungen. Das Gejet hat auch gewiß den ganzen 
Rechtsſatz aufzuftellen, die Bedingung und die Folge, es kann nicht 
die eritere einem anderen Factor anheimgeben, aud) nicht der „Wiſſen— 
ſchaft“. Sonft könnte die „Wiſſenſchaft“ aud) den Folgeſatz ausſprechen. 

Es iſt ferner nicht zuzugeben, daß die Wiſſenſchaft die Aufgabe 
löſen kann, der das Geſetz nicht gerecht geworden iſt. Unterſchiede, 
welche das Geſetz nicht kennt, hat die Wiſſenſchaft nicht aufzuſtellen, 
ſondern abzulehnen. Unterſchiede, welche das Geſetz ſachlich nicht 
kennt, werden durch Verſchiedenheit der Terminologie nicht hergeſtellt. 
Es iſt nicht genügend, einem unbekannten Thatbeſtand einen Namen 
zu geben, um dieſen Thatbeſtand von anderen Thatbeſtänden zu 
unterſcheiden. Zur Unterſcheidung gehört vor Allem, daß man den 
Thatbeſtand kennt. 

Wenn wir aber den Motiven (II. 526) Glauben ſchenken dürften 
— eher möchten wir den Glauben verfagen —, jo hätte der Entwurf 
in der That auf rein terminologifhem Weg den Unterjchied des Auf: 
trages vom Dienftvertrage feitjtellen wollen. Die Motive behaupten, 
dur den Gebraud der Worte „Auftrag“, „Geſchäft“, „bejorgen” in 
8 585 ſei Elargeftellt, daß der Auftragsvertrag ein anderer Ber: 
trag ift, al3 der Dienftvertrag. In Wirklichkeit wäre dies aber nur 
dann Elargejtellt, wenn uns gejagt würde, wodurch fid) die Uebernahme 
eines „Dienftes” gegen Bezahlung von der Uebernahme eines 
„Geſchäftes“ gegen Bezahlung dann unterfcheidet, wenn der 
„Dienſt“ und das „Geſchäft“ nicht verjchteden, fondern eine und die— 
jelbe Handlung find und fein können, wie dies die Motive zugeben 
(U. 527)? Daß der Name die Sache nicht ändert, deffen find die 
Berfaffer des Entwurfes ih gewiß ebenfo bewußt, als der alte 
römische Juriſt, der mit der Feſtſtellung inter pignus autem et hypo- 
thecam tantum nominis sonus diftert (l.5. $ 1 D. 20. 1) die Ab- 
wejenheit eines wirklichen Unterjchiedes feititellte. 

Wenn der Wifjenjchaft und Praxis der Zukunft von den Motiven 
(II 526) die Aufgabe zugewiefen wird, das Wejen des Auftragsver- 
trage3 und defjen Verichiedenheit vom Dienftvertrag zu ergründen 
und feitzuftellen, jo tft nicht genügend, wenn das Gejeß ihnen hierzu 
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verjchiedene Namen von Thatbeftänden liefert, es müſſen verjchiedene 
Thatbeſtände geliefert werden. Zwiſchen dem entgeltlihen Auftrags- 
vertrag des Entwurfes und dem Dienjtvertrag de3 Entwurfes wird 
jih aber eine im Rechtsverkehr faß- und erkennbare Verſchieden— 
heit der rechtsbegründenden Thatſachen aus dem Grunde nicht feitftellen 
lafjen, weil in Wirklichkeit feine vorhanden ift. Darin ift die 
Erklärung des jonderbaren Borganges gelegen, daß der Gejetgeber 
das Weſen eines von ihm jelbit aufgeftellten Begriffes, deſſen Be- 
ziehung zu andern von ihm ebenfall® aufgeitellten Begriffen und die 
Kennzeichen des entjprechenden Thatbeftandes nicht anzugeben vermag, 
vielmehr um die Deutung des Sinnes diejer jelbitgefchaffenen Räthjel 
die Wilfenjchaft bitten muß, die ihm doch keinesfalls jagen fann, was 
er gewollt Hat, wenn er es ſelbſt nicht weiß und nicht willen will. 
Daß dies jo ſich verhält, daß auf die Hülfe der Wiffenfchaft nicht zu 
bauen ift, wird fchließlid; in den Motiven mit einer Wendung aner- 
fannt, die noch jeltfamer tft, al3 was wir bisher gehört haben. Es 
wird der Nutzen der joeben der Wiſſenſchaft übertragenen Geſetz— 
gebungsarbeit herabgejegt zu Gunften einer anderen Aufgabe, die 
aber nicht der Wilfenjchaft, jondern den Parteien und dem Richter 
zufällt. „Wichtiger als die prinzipielle Feitftellung von Unterjcheidungs- 
merkmalen wird es fein, im einzelnen Falle feftzuftellen, weldje der 
in Anjehung der verjchiedenen Bertragsverhältniffe geltenden, von ein— 
ander abweichenden Borjchriften dem Willen der Vertragichliegenden 
entjpricht” (Motive IL 527). Diefe Feltitellung ift Aufgabe des Richters 
und wir wünjchen ihm zur Löjung derjelben viel Glück und insbe— 
jondere ſolche Parteien, welche die nad) den Motiven zum Abſchluß eines 
Dienſt-, Werk: oder Auftragsvertrages nothwendige juriftiiche Bildung 
und genaue Stenntniß des bürgerlichen Geſetzbuches bejigen; es ift 
aber jehr zu fürchten, daß fie auch im 20. Jahrhundert nicht auf die 
Höhe diefer Anforderungen gelangen. Für einen Flidichneider 3. B. 
genügt e3 bis zum Tag der Gejetesfraft des Entwurfes zur Ueber— 
nahme einer Arbeit feines Faches, wenn er die Schneiderei verfteht; 
Inſtitutionen und Pandekten braucht er nicht gehört zu haben; denn 
jura novit curia, und die curia iſt vollfommen zufrieden, falls er eine 
Schneiderrechnung einzuflagen fommt, wenn er angeben fann, ob und 
welchen Lohn er vereinbart und ob er die vereinbarte Arbeit dem 
Kunden geliefert oder angeboten hat. Das ift für den Richter, der das 
bürgerliche Geſetzbuch anzumenden hat, bei weiten nicht mehr genügend. 
Nehmen wir an, der Flickſchneider trägt ihm vor, der Stunde habe mit 


ihm die „Vergütung“ für die bejtellte Arbeit vereinbart, ihm den zu ver: 
arbeitenden Stoff übergeben, fodann aber legteren vor dem erften Nadel- 
jtich wieder weggenommen, weil er einen billigeren Schneider gefunden 
hat. Der Richter frägt ſich zunädft nad) altem gutem Brauch, was 
für ein Nechtsverhältniß gegeben ift. Er erinnert fich vielleicht der 
Stellen des juftinianischen Rechts, wo gerade an der Flidjchneiderei 
eremplifizirt wird: Wenn ein Lohn vereinbart, gehört fie zur locatio 
conductio und zwar operis; arbeitet dagegen der Flickſchneider gratis, 
jo ift er ein Mandatar. Mit diefen „Erinnerungen“ ift aber dem 
Richter nicht geholfen. Denn nunmehr kann der Flickſchneider, wenn 
er eine Vergütung ſich ausbedungen hat, Beides jein, „Uebernehmer 
eines Werfes” oder Beauftragter. Iſt er Werfübernehmer, jo 
it die Slage an fich begründet und es wird der Kunde wahr: 
jcheinlicd) verurtheilt, und zwar entweder nad $ 575 megen An- 
nahmeverzugs oder nad) $ 578 wegen „NRüdtritts”, wodurd) der 
Anjpruch des Uebernehmers auf „die Gegenleiftung nad) Maßgabe des 
$ 368 Abj. 2” nicht verloren geht, obwohl es hiermit nod) eine etwas 
jehr verwidelte Bewandtniß hat. Fit dagegen der Flickſchneider „Be: 
auftragter”, jo hat der Kunde durch die Wegnahme der Arbeit nur 
da3 freie Widerrufsreht nad $ 597 des Entwurf3 ausgeübt 
und der Flickſchneider hat in diefem Fall Aniprud gemäß $ 596 
„auf einen feinen bisherigen Leiftungen entiprechenden Theil der Ber: 
gütung”, das heißt: er befommt Nichts, da er ja nod) nichts ge- 
leijtet hat. Ueber die Frage nun, die der Richter fi) unter allen 
Umftänden beantworten joll, ob eine Dienſt- bezw. Werkmiethe oder 
Auftrag gegeben ift, giebt das bürgerliche Gejetbuc feinen Aufſchluß, 
da es, wie wir gehört Haben, nicht zu feiner Aufgabe zählt, bier: 
über Aufihlug zu geben. Die „Wiffenichaft” jagt dem Richter 
ebenfall3 Nichts, insbeſondere nicht diejenige der Motive. Eine ge: 
jegliche Vermuthung befteht weder für den Dienft- nod für den 
Auftragsvertrag. Die gewerbliche Natur der Arbeit ift auch uner— 
heblih, da gewerbliche bezahlte Arbeit jowohl durch Werfmiethe als 
durch Auftrag übernommen werden kann und in beiden Fällen nicht 
einmal die Vereinbarung einer Vergütung nothiwendig tt; denn in 
beiden Fällen gilt „eine Vergütung als ſtillſchweigend vereinbart“, weil 
die Herftellung des „Werkes“ bezw. die Ausführung des Auftrages „nad) 
den Umständen nur gegen eine Vergütung zu erwarten war” ($$ 559°, 
567?, 586). In dieſer DVerlegenheit erinnert ſich der Hichter der 
ihm von den Motiven zugewiejenen Aufgabe, „im einzelnen Falle 
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feſtzuſtellen, welche der in Anſehung der verſchiedenen Vertrags— 
verhältniſſe geltenden, von einander abweichenden Vorſchriften dem 
Willen der Vertragſchließenden entſpricht.“ Was die Parteien 
gewollt haben, müſſen ſie ſelbſt dem Richter ſagen und die Feſt— 
ſtellung ihres Vertragswillens iſt thatſächliche Feſtſtellung. Der Richter 
hat alſo gar nicht nöthig, ſich den Kopf über das anzuwendende Recht 
zu zerbrechen, da nicht er daſſelbe den Parteien, ſondern die Parteien 
ihm zu „ſprechen“ haben. Er frägt alſo einfach den Flickſchneider, 
ob er bei Uebernahme der Arbeit die 88 575, 578, 368 Abſ. 2 des 
bürgerlichen Gefegbuches oder den $ 596 Abi. 2 defjelben „gewollt“ 
babe. Den Flickſchneider muß er hierüber zuerjt fragen, weil diejer 
als Kläger zunächſt über den von ihm zu behauptenden Bertrags- 
willen ſich äußern muß. Der Flidjchneider tft ehrlich genug, einzugeftehen, 
daß er die ihm genannten 88 nod nicht fenne und wird daher ſach— 
gemäß belehrt. Darauf erklärt er wahrheitsgemäß, er habe zwar an 
gar nichts gedacht, aber wenn er an etwas gedacht hätte, jo würde 
er die 8$ 575, 578, 368? gewollt haben. Der Gegner kennt eben- 
falls die 88 nicht, aber wenn er fie gefannt hätte, jo würde er 
natürli nur den $ 596 Abf. 2 gewollt haben, wie er ja, fo be- 
hauptet er, durch die That bewiefen habe. Der Richter ift in Folge 
deffen nicht in der Lage, einen übereinjtinnmenden Parteiwillen zu 
fonjtatiren, er weift die Klage des Flidjchneiders ab, weil ein Vertrag 
nicht zu Stande gekommen it. — Dies tft ungefähr das Berfahren, 
wozu die Motive den Richter der Zukunft anmeifen. 
A, ‘ jahen bisher: 
1. Feder Dienft ift Gegenftand des Dienſt- und Werkver— 
trags, 
Jeder Dienſt iſt Gegenſtand des Auftragsvertrages; 
2. Beim Auftrag kann eine Vergütung vorkommen, wie beim 
Dienſt- und Werkvertrag; 
3. Die Vergütung iſt in beiden Fällen Gegenleiſtung; 
4. Die Bergütung fann in beiden Fällen in allem Mög: 
lichen bejtehen; 
5. Auftrag und Dienft- beziehungsmweife Werfvertrag um: 
fallen aud den bisherigen Innominatkontrakt; 
6. Die Vergütung braucht in beiden Fällen nicht vereinbart 
zu fein. 
Betradhtet man Nr. 1—6, jo wird man fi erit der Schwierig: 
feit, an dieſem Thatbeitand einen Unterjchied zu entdeden, bewußt 
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werden. So viel iſt ficher, daß diefe Geftaltung der Grenzbezichun- 
gen des Dienft- und Werkvertrages einerjeit3, des Auftrages anderer: 
jeit8 in hohem Grade jener Eigenfchaft entbehrt, welche Ihering 
die Praftifabilität des Nechtftoffes genannt hat. Es Handelt fi 
hier um technische Fehler des Entwurfes, die im Intereſſe der Rechts— 
fiherheit bejeitigt werden müſſen. Es bejteht Feine Beranlafjung, 
an den Thatbeitand des Dienft- und Werkvertrages, ſowie des Auf: 
trages, joweit er identisch ift, verfchiedene Rechtsfolgen zu Enüpfen. 
Identiſch ift aber zweifellos der Thatbeitand des Dienft- und Werk— 
vertrages einerjeit3, jowie des entgeltliden Mandates anderer: 
jeitS nad) den Beftimmungen des Entwurfes. Beim Dienftvertrag 
insbejondere, wie beim Auftrag wird eine Handlung im Intereſſe 
eines Anderen gegen Entgelt übernommen und in beiden Fällen kann 
die Handlung grundjäglich eine und diejelbe fein, ſowohl eine rechts— 
geichäftliche als aud, eine thatjächliche Dienftleiftung.e Der Schluß, 
den wir aus diejer Identität des Thatbeitandes auf die Nothwendig- 
feit identijcher Rechtsfolgen ziehen, it feinesweges neu. Er wird 
zunächſt vom römischen Recht gezogen. Wenn ein Dienft, der durd) 
Mandat oder locatio-conductio übernommen werden Fann, gegen be- 
jtimmte merces übernommen wird, fo ift nicht das Recht des Man- 
dates oder der locatio-conductio anwendbar, fondern nut das eine 
und zwar da3 der locatio-conductio: ſolche bezahlte Dienftübernahme 
ift locatio-conductio. Für das Mandat bleibt nur die unentgelt- 
lihe Dienftübernahme übrig und möglich. Damit ift ein Elares 
Unterfcheidungsmertmal beider Vertragsverhältniffe gegeben. 

Bon neueren Gefetgebungen, die denjelben Weg, wie da3 römi— 
ihe Recht betreten und damit „praftifables” Recht geichaffen haben, 
nennen wir das zürcheriſche DObligationenreht und das bürgerliche 
Gefegbuch für das Königreich Sachſen. Das zürcheriſche Obligationen: 
recht beitimmt in 8 1179: 

„Eine Bergütung für die perjönlihe Mühe oder einen 
Lohn für die Arbeit iſt der einfache Auftraggeber zu bezahlen 
nicht verpflichtet. 

War ein Lohn oder eine Provifion oder Honorar aus 
drüdlicd; verabredet, oder war aus den Umftänden, 3. B. 
weil bei einem Gewerbsmann eine in jeinem Beruf ein- 
ichlagende Arbeit beftellt, oder einem Kommiſſionär oder 
Speditor eine Kommiſſion oder Spedition aufgetragen, oder 
einem Anwalt ein Prozeß übergeben, oder von einem Arzt 
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cin Rezept verlangt worden, zu jchließen, daß nicht ein uns 
entgeltlicher Auftrag gegeben und empfangen worden ſei, fo 
jind derartige Verträge nah den Grundjägen über ent- 
geltlihe Geſchäftsbeſorgung (Rohndienftvertrag, Kom— 
miffton, Spedition, Honorarvertrag, $ 1560 ff.) zu be- 
urtheilen.” 

Das königlich ſächſiſche bürgerliche Gejegbuch bejtimmt: 

$ 1295. „Auftrag, Mandat, iſt der Vertrag, durch welchen 
ſich Jemand einem Anderen verpflichtet, deſſen Willen gemäß 
Geſchäfte unentgeltlich zu führen.” 

s 1299. „Wird eine Gebühr für. die Führung von Ge: 
ihäften bedungen, ſo finden die Vorjchriften über den Auf: 
trag nur Anwendung, wenn die Vertragichließenden defjen- 
ungeachtet einen Auftrag beabfichtigt haben.” 

Nach 8 1299 ift bei Uebernahme einer Gejchäftsführung gegen 
Bezahlung grundjäglicd das Recht des Dienftmiethvertrages gemäß 


8 1230 des königlich ſächſiſchen bürgerlichen Geſetzbuchs anwendbar, 


ſofern nicht bewieſen wird, daß die Parteien einen Auftragsvertrag 
abſchließen wollten und abgeſchloſſen haben. Für den Dienſtvertrag 
ſpricht eine geſetzliche Vermuthung. 

Auch nach dem ſchweizeriſchen Bundesgeſetz vom 14. Brachmonat 
1881 über das Obligationenrecht wird, gemäß der von dem Redactor 
des Geſetzes zu Art. 392 gegebenen Erklärung, der Auftrag durch 
die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Beſtimmung einer Vergütung 
zum Werkvertrag oder zur Dienſtmiethe mit einer übrigens nicht 
ganz durchgeführten Ausnahme bezüglich des Auftrages zur Hand— 
lung gegenüber dritten Perſonen?). 

Es wird ſich kaum in Abrede ftellen laſſen, daß die erwähnten 
Geſetzgebungen einen bedeutenden Vorzug vor dein deutichen Entwurf 
dadurd Haben, daß jie dem Richter eine unfruchtbare Arbeit erjparen 
und die Anwendung des Rechtes in jchätenswerther Weile fichern 
und vereinfachen. 

Es Fünnte nun gejagt werden, daß diefe Vortheile auf Koſten 
höherer Ziele der Gejeggebung gewonnen werden, daß der Glattheit 
der Berwirklichung des Rechts die Angemeffenheit defjelben und damit 
die Gerechtigkeit zum Opfer gebracht wird. Dieſer Vorwurf kann 





2) Das Ichmweizeriiche Obligationenrecht . . Herausgegeben von Dr. A. Schneider 
unter Mitwirkung von Dr. 9. Fick .. geweſenem Nedactor des Tbligationenredites. 
Zürich. F. Schultheß, 1832. ©. 285 zu Art. 392, Note 2. 
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unjerer Meinung nad nicht mit Grund gegen die angeführten Gejet- 
gebungen erhoben werden. Im Gegentheil; es läßt fich nachweiſen, 
daß die grundjägliche Identität der Rechtsfolgen des Dienftmiethver- 
trages und Werfvertrages einerjeits und des entgeltlichen Auftrages 
andererjeit3 auc aus inneren Gründen zu fordern iſt und daß die 
Gleichſtellung der Rechtsfolgen des entgeltlichen und des unentgeltlichen 
Mandates aus eben denjelben Gründen ungerechtfertigt erjcheint. 

5. Wenn wir, um das eben Geſagte zu erhärten, die Be— 
jftimmungen des fiebenten Titels (Dienftvertrag und Werkvertrag) 
und des neunten Titel3 (Auftrag) des zweiten AbjchnittS von Buch II 
des Entwurf3 einer Bergleichung unterziehen, jo fällt der geringe 
Umfang und die Dürftigfeit. des Inhalts der Dienftvertraggnormen 
im Verhältniß zum Auftrage ins Auge und man möchte hieraus auf 
eine erheblihe Anzahl von Verjchiedenheiten beider Bertragsarten 
ichließen. Bei genauerer Betrachtung ergibt fich aber, daß eine 
Reihe von Vorfchriften nur zufällig im Mandatstitel ftehen und 
ebenjo gut auch im Titel vom Dienjtvertrag und beim Werkvertrag 
hätten Platz finden können. Diejelben betreffen wejentlich gleich 
artige VBerhältnifje, die beim Dienjtvertrag wie beim Mandat, dem 
entgeltlichen und dem unentgeltlichen, unterjchtedslos8 vorkommen, 
deren Normirung, wenn fie in dem jpäteren Titel (vom Auftrag) 
erforderlich jchien, wohl aud in dem früheren von der Dienftmiethe 
nicht fehlen jollte. So wie zur Zeit die Sache liegt, würde der Richter 
nur durch Anwendung von $ 1 (ded Entwurfes) auf dem Wege der 
Rechtsanalogie die im Entwurfe nicht zum Ausdrud gelangte Gemein- 
ſamkeit der fraglichen Vorjchriften für Mandat und Dienjtmiethe 
berüdjichtigen Eönnen, was der Wichtigkeit und Häufigkeit der in 
Stage fommenden Berhältnifje nicht entſpricht. 

Bei einer zweiten Gruppe von Vorſchriften des Mandatstitels 
it die Sacdjlage eine andere. Sie betreffen zwar aud im Wejent- 
lichen beim Auftrag wie bei der Dienjtmiethe vorkommende gleid)- 
geartete Berhältniffe und es iſt aucd hier für eine verjchiedene Be— 
handlung von Auftrag und Dienjtmiethe fein genügender Grund 
vorhanden. Aber die bei der erjten oben erwähnten Gruppe mögliche 
analoge Anwendung der Mandatsregeln auf die Dienjtmiethe ijt hier 
nad) den Motiven angeblich ausgejchlofien, weil fie im Entwurf nicht 
gewollt iſt. Inwieweit dem Richter hiermit die analoge An- 
wendung wirklich verichloffen oder nicht verjchlojfen tt, Toll und kann 
erjt jpäter gezeigt werden. 
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Bon hier fommen wir endlich zu einer dritten Gruppe von Vor— 
ihriften, in welden der Entwurf eine durchgreifende Berjchiedenheit 
der Behandlung der Dienftmiethe einerjeit3 und de3 Auftrages, des 
entgeltlichen wie de3 unentgeltlichen, andererjeit3 einführt, während 
die betroffenen Verhältniſſe eine Berfchiedenheit nur zwiſchen Dienit- 
miethe bezw. Werkvertrag und unentgeltlihenm Auftrag zeigen, nicht 
dagegen zwiſchen entgeltlihem Auftrag und Dienftmiethe bezw. Werf- 
vertrag. 

6. Der erften diefer drei Gruppen, der Gruppe der dem 
Mandat überhaupt und der Dienjtmiethe gemeinfamen Normen, die 
im Titel von der Dienjtmiethe nicht zum Ausdrud gelangt find und 
daher auf dem Weg der Analogie vom Richter gefunden werden 
müfjen, rechnen wir die Beitimmungen nachſtehender Paragraphen 
des Mandatstitels: 

1. $ 587. „Nimmt Jemand, welder zur Bejorgung gewiffer 
Geſchäfte entweder öffentlich beftellt iſt oder jich Öffentlich 
erboten hat, einen auf foldye Geichäfte fich beziehenden Auf- 
trag nicht an, jo ift er verpflichtet, dem Auftraggeber die 
Ablehnung unverzüglich) anzuzeigen.” 

E83 wird wohl feinem Zweifel unterliegen, daß die in dieſem 
Paragraphen erwähnten Perſonen die „Gejchäfte”, welche te bejorgen 
nicht bloß in Folge Auftrages, fondern aud) durh Vermiethung 
ihrer Dienfte und Werkmiethe übernehmen fönnen, zumal zu letterem 
nad) 88 559, Abſ. 2 und 567, Abſ. 2 eine Vereinbarung einer „Ver: 
gütung” nicht erforderlich ift, während andererfeit3 die „Geſchäfte“ 
weder beim Auftrag noch bei Dienft- und Werkmiethe Redt3- 
geſchäfte fein müſſen, aber überall fein können (Motive II 506, 527). 
Db ein Antrag zu einem Dienftvertrag oder ein „Auftrag“, d. 5. ein 
Antrag zu einem Auftragsvertrag vorliegt, wird häufig jehr zweifel- 
haft fein. Die Lage de3 Antragstellers ift beim Antrag auf 
Dienftvertrag nicht8 anders in der hier fraglichen Richtung, als 
beim Antrag zu einem Auftragsvertrag oder „Auftrag”. Das 
Intereſſe des Antragsftellers, die Ablehnung oder Annahme als— 
bald zu erfahren, ift in beiden Fällen das gleiche. Andererjeits 
it der Antvagsempfänger in beiden Fällen in der Lage, die Ab» 
lehnung oder Annahme des Antrags alsbald zu erklären, wenn er 
hierzu beim Auftrag im Stande ilt; die Berjchiedenheit des Ver— 
trages, welche da3 zu übernehmende „Geſchäft“ gar nicht betrifft, 
kann feinen Unterjchied machen. In den Motiven ijt beim Dienit- 
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vertrag der in Rede ftehenden Vorjchrift des $ 587 nicht gedacht und 
ihr Wegbleiben nicht motivirt. 

2. 8 591. „Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auf: 
traggeber über die Ausführung des Auftrages Rechenschaft 
abzulegen. Bei einer VBermögensverwaltung hat er dem 
Auftraggeber eine die geordnete Zufammenftellung der Ein- 
nahmen und Ausgaben enthaltende und mit Belegen verjehene 
Rechnung zu legen.” 

Es ift nicht abzujehen, warum diefe Vorfchrift nicht auch beim 
Dienftvertrag gelten jollte, wenn den Gegenſtand degjelben ein 
Geſchäft von der in $ 591 vorausgefegten Art bildet, was nad) 
$ 559 Abſ. 1 Sat 2 möglich ift. Insbeſondere kann eine Ver- 
mögensverwaltung aud) durd Dienftvertrag übernommen werden; 
ſoll der Dienftverpflichtete dann etwa nicht zur Rechnungslegung ver: 
pflichtet fein? Dieje Frage ift gewiß zu bejahen, aber die Bejahung 
it Hier um Nichts felbitverftändlicher al beim Auftrage, und 
wenn ınan bei diefem es für nothwendig erachtet, eine ausdrüdliche 
Beitimmung aufzunehmen, fo gilt diefe Nothwendigkeit aud für den 
Dienftvertrag. 

3. 8 592. „Der Beauftragte ijt verpflichtet, dein Auftraggeber 
Dagjenige, was er zum Zweck der Ausführung des Auf: 
trages erhalten, jowie Dasjenige, was er aus der Aus» 
führung desfelben erlangt hat, mit Einfluß der gezogenen 
Nutzungen herauszugeben.” 

Auch hier kann nicht zweifelhaft fein, daß das Gleiche beim 
Dienftvertrag zu gelten hat. Es fcheint, daß fich der Gejetgeber 
hier, wie in $ 587 und 591, der völlig gleichen Sachlage, welche 
beim Dienft-, wie beim Auftragsvertrag gegeben, nicht bewußt 
geworden iſt. Zu diefer Annahme führen die Bemerkungen, 
welche die Motive zu $ 559 (II 459 Abſ. 2) enthalten. „Ver— 
ſchiedene Gejetgebungen haben noc beſondere Vorſchriften .... 
aufgenommen .... über die Verpflichtung des Dienftverpflichteten, 
die ihm von dem Dienftherrn zum Zweck der Leiftung der Dienfte 
übergebenen Werk: und Fahrzeuge vor Verluft und Befchädigung 
zu bewahren und nad der Dienftleiftung zurüdzugeben ..... 
Die Aufnahme derartiger Vorfchriften ift theil3 wegen Gelbitver- 
ftändlichfeit al3 entbehrlich, theils8 im Hinblide auf die Mannig- 
faltigkeit und Berjchiedenheit der nach Abſ. 1 Hier in Betradt 
fommenden Fälle al3 bedenklich erachtet.” 


872 





Wenn „derartige Borjchriften” beim Dienftvertrag wegen Selbft- 
verftändlichfeit entbehrlich find, dann find fie dies auch beim Auftrags: 
vertrag; oder ſollte bier ein Recht der Unterfhlagung näher 
liegen? Aber aud die „Mannigfaltigkeit und Berjchiedenheit” der 
„im Betracht kommenden Fälle” ift beim Auftrag nicht minder groß 
al8 beim Dienftvertrag; warum hat dies beim Auftrag von Auf- 
nahme der Vorſchrift des 8 592 nicht abgehalten, wenn fie 
beim Dienftvertrag „bedenklih” war. Die angeführte Stelle der 
Motive beweift aber aud, daß man an die Möglichkeit nicht ge— 
dacht Hat, dal der Dienftverpflichtete noch andere, oft viel werth— 
vollere Dinge als „Werk: und Fahrzeuge” zurüdzugeben hat, ob» 
wohl dieje Möglichkeit beim Dienftvertrag ungleich öfter verwirklicht 
ift, al8 beim Auftrag. In der ganzen fogenannten materiellen Pro— 
duktion ift der Arbeitsftoff meiftens nicht Eigenthum des wirthſchaftlich 
unjelbitftändigen Arbeiter, jondern des Unternehmers, der diejen 
Arbeiter verwendet. Die Rechtsform aber, in welcher die Verwen— 
dung regelmäßig bisher ftattfand, ift nicht der Auftrag, jondern der 
Dienftmietbvertrag, welcher denn auch in der Neichdgewerbeordnung 
für die Verhältniſſe der gewerblichen Gefellen und Gehülfen, ſowie 
der Fabrikarbeiter (G. O. 122, 134) vorausgejett wird. Ebenfo iſt 
der Dienftvertrag, nicht der Auftrag, die regelmäßige Rechtsform der 
unfelbitftändigen Arbeit in Handelöbetrieb (H. &. B. Art. 61). In 
allen diejen Fällen dürfte die Wichtigkeit anvertrauter Werk: und Fahr: 
zeuge zurücdtreten gegenüber anderen anvertrauten Dingen, Arbeits- 
Stoffen, Waaren, Preiſen, welche in Folge oder zum Zwed der Erfüllung 
des Dienftvertrages fich in den Händen des Dienftverpflichteten befinden. 

4.859. „Bat der Beauftragte Gelder, welche dem Auftrag: 

geber herauszugeben oder für dieſen zu verwenden find, im 
eigenen Nuten verwendet, jo it er verpflichtet, diejelben 
von der Zeit der Berwendung an zu verzinfen.” 

Auch hier fehlt eine analoge Vorjchrift bein Dienftvertrag. Die 
Annahme, daß e3 dem Dienftverpflichteten freiftehen joll, die Nußung 
der Gelder des Dienftberechtigten, welche an diejen herauszugeben 
oder für diejen zu verwenden find, jich anzueignen, wird die Abficht 
der Verfaſſer des Entwurfs nicht treffen. Insbeſondere ift nicht an= 
zunehmen, daß der unentgeltlich dienende Mandatar ftrenger be: 
handelt werden joll, als der Dienftverpflichtete. 

7. Zur zweiten oben erwähnten Gruppe von Vorſchriften rechnen 
wir die folgenden Beltimmungen des Mandatstitels: 
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1. $ 588. „Im Zweifel ift anzunehmen, daß der Beauftragte 

verpflichtet ift, den Auftrag in Perſon auszuführen.” 

Die Aufftellung der gleichen Regel beim Dienftvertrag iſt 
unterlaffen worden. Die Motive (II 456, 457) bemerken, daß eine 
Anzahl neuerer Gejetgebungen und Entwürfe den Grundjat enthalten, 
daß der Dienftverpflichtete „die Dienfte in Perſon zu leiften hat“, 
wenn nicht „aus der Berabredung oder aus den Umftänden etwas 
Anderes fich ergibt”. „Wenn gleich eine ſolche Regel ohne Zweifel für 
eine große Zahl von Fällen paßt, fo ift doch andererfeit3 nicht zu 
leugnen, daß jie für viele Fälle nicht zutreffend erjcheint. Unter 
diefen Umständen ift es richtiger, fich jeder Beftimmung in der hier 
fraglihen Richtung zu enthalten” .... 

Da nad) dem Entwurf die „Fälle“ des Dienftvertrages aud 
Fälle eines Auftragsvertrages fein fönnen, jollte man glauben, daß 
die Negel, welche beim Dienftvertrag „für viele Fälle nicht zutreffend 
ericheint”, auch beim Auftragsvertrag nicht aufgeftellt werden kann. 
Warum wird fie nun Hier dennoch aufgeftellt, und zwar obgleich 
bisher nad) Angabe der Motive im Gebiete des gemeinen Rechtes 
und des franzöliichen Rechtes die entgegengejegte Regel gegolten 
hat? „Die meijten Aufträge”, jo antworten auf diefe Frage die 
Motive (II 531), „werden nicht ohne Rüdfiht auf das perjönliche 
Vertrauen ertheilt, welches der Auftraggeber in den Beauftragten 
ſetzt. Hierdurch rechtfertigt fih für die Regel die Verfagung der 
Subftitutiongbefugniß“. 

Nach diefer ftatiftifchen Mechtfertigung der aufgeftellten Regel 
des $ 588 muß man wohl annehmen, daß im Sinn der Motive die 
meiften Dienftverträge ohne Rückſicht auf ein perfönliches Vertrauen 
des „Dienftberechtigten” zum „Dienftverpflichteten” abgejchloffen 
werden. Den Gegenjtand des Dienftvertrages würden hiernad) 
„meiſtens“ fungible Handlungen bezw. Leiſtungen bilden, 
den Gegenitand des Auftragsvertrages „meiftens” nit fungible 
Handlungen oder Leiftungen. Und zwar würde, da den Gegenftand 
der Verträge beiderlei Art diefelben Handlungen und Leiftungen 
bilden Eönnen, die Bertretbarkfeit oder Nichtvertretbarkeit der letteren 
nit durch eine Eigenfchaft der Handlungen oder Leiftungen ſelbſt 
begründet fein, durch die Art der Handlung oder Leiftung, jondern 
durch die zufälligen Beziehungen der Parteien des Vertragsverhältniffes 
zu einander, nämlich durch das perjünliche Vertrauen, welches der 
Beredtigte in den Berpflichteten und nur in den Verpflichteten 
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jegt oder die Abwejenheit eines ſolchen ausfchliegenden Bertrauens- 
verhältniffes. Die Abweſenheit eined ausſchließenden Bertrauens- 
verhältnifje3 würde beim Dienftvertrag al3 Regel angenommen, im 
Gegenjaß zum Auftragsvertrag, wo das perjönliche Vertrauen des 
Auftraggeber! zum Beauftragten regelmäßig den Sinn (nad den 
Motiven) hat, daß der Auftraggeber dem Beauftragten die Annahme 
und Wahl eines Stellvertreter nit anvertraut. 

Wir halten die erwähnte ftatiftiiche Behauptung der Motive für 
unbegründet. Diefelbe fann nicht einmal vom Standpunkt des 
römischen Rechtes aus als richtig gelten, obwohl nad diefem Recht 
das Mandat „originem ex officio atque amicitia trahit (.1$4D. 17.1) 
und daher auch nothwendig unentgeltlih tt. Zweifellos bejteht hier 
wenigſtens bezüglich des zu leiltenden Dienjtes regelmäßig ein Ber- 
trauensverhältniß zwiihen dem Mandanten und dem Mandatar. 
Aber dafür, daß der Mandant ſich „regelmäßig” darauf capricirt, 
daß der Dienft vom Mandatar in Perſon geleiftet werden müſſe, 
enthält das römische Recht Feine Ilnerfennung Die Motive 
bemerken im Gegentheil, daß das gemeine Recht (d. i. das römiſche 
Necht) der herrichenden Meinung gemäß dem Mandatar die Sub— 
jtitutionsbefugniß beilegt. — Ein Hauptfall des Mandates ift bisher 
die Prozekprocuratur. Man wird wohl aud annehmen dürfen, daß 
diejelbe regelmäßig auf dem perjönlichen Vertrauen des Mandanten 
beruht. Dennoh räumt $ 77 der Kivilprozekordnung für das 
Deutfche Reich Hier dem Mandatar die Befugniß zur „Beitellung 
eines Vertreters” ein, ja diefe Befugniß kann nah 8 79 a. a. O. 
nicht einmal vom Mandanten dem Gegner gegenüber ausgefchlojfen 
werden. 

Wir glauben daher, daß zur Aufſtellung der Regel des $ 588 
feine genügende Veranlaffung gegeben tt. Andererfeit8 aber kann 
dieſe Negel, wenn jie aufgeftellt bleibt, nach den Motiven nicht analog 
auf den Dienftvertrag angewendet werden, da die gleiche Kegel dort 
abjichtlicd; weggeluffen wurde, Hierbei ſetzen wir allerdings voraus, 
dat die Erklärung dev Motive für die Nechtsanwendung als maß— 
gebend erachtet wird, was jehr zweifelhaft it. Es kann aljo auch dahin 
fommen, daß troß der gegentheiligen Abjicht der Geſetzesverfaſſer 
der zukünftige Richter den $ 588 bei der Lehre vom Dienjtvertrag 
anwendet; dieſe Anwendung wäre materiell dadurch gerechtfertigt, 
daß die Negel des $ 588 mit mehr Necht beim Dienftvertrag als 
beim Auftrag hätte aufgeftellt werden können. Denn der Dienit: 
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vertrag begründet wenigftens viel häufiger dauernde Verhältniffe, 
al3 der im Ganzen und Großen auf Erledigung einzelner Gejchäfte 
zielende Auftrag. Ber Eingehung eines dauernden Arbeits: oder 
jonftigen Leiftungsverhältnifjes wird aber jedenfalls öfter als bei 
einem vorübergehenden Verhältniſſe das Vertrauen des Dienft- 
empfängers ein ausſchließendes fein und hierdurch die Verfagung 
des Nechtes zur einfeitigen und beliebigen Subftitution ſich recht— 
fertigen. Es hat denn auch, und die Motive erwähnen dies, eine 
Neihe neuerer Gefetgebungen und Gejegesentwürfe die fragliche 
Negel der Verſagung des Subftitutionsrechtes gerade beim Dienjt- 
vertrage aufgejtellt (Mot. II 456.). 

Mit der Beltimmung des $ 588 hängt 

2. diejenige des $ 589 zuſammen: 

„Hat der Beauftragte befugter Weife die Beforgung des 
Geſchäftes einem Anderen übertragen, jo haftet er nur wegen 
einer bei diejer Uebertragung ihm zur Laft fallenden Fahr— 
läſſigkeit. Hat er befugter Weiſe bei der Ausführung des 
Auftrages eines Gehülfen ſich bedient, jo findet die Borjchrift 
des 8 224 Abi. 2 Anwendung”. 

Die Vorſchrift des 8 224 Abſatz 2 jagt: 

„Der Schuldner haftet in Anjehung der Erfüllung wegen 
des Verſchuldens jeines gejeglichen Vertreters, jomwie wegen 
des Berfhuldens derjenigen PBerjonen, deren er 
ſich zur Bewirkung der Leiftung bedient.” 

Mit dem letten (ziveiten) Sage von $ 224 Abſatz 2 hat der 
Entwurf für die gemeinrechtlichen Gebiete ein neues Prinzip auf: 
geſtellt. Nach gemeinem Hecht haftet der herrichenden Meinung 
gemäß der Schuldner, welder ſich zur Ausführung der ihm ob- 
liegenden Leiftung befugter Weiſe einer fremden Kraft bedient, im 
Allgemeinen nur für die jogenannte culpa in eligendo; er fteht für 
das Verfchulden der dritten von ihm zugezogenen Perjonen nicht 
unbedingt ein, jondern nur injoweit, al3 er jelbjt „bei der Auswahl 
oder Aufficht oder bei der etwa erforderlichen Inſtruktion gefehlt” hat 
(Motive II 29). „Dies ift auch überwiegend der Standpunkt des 
im Deutjchen Neiche zur Zeit geltenden bürgerlichen Rechtes” (Motive 
l. c.)., Der Entwurf hat diefen Standpunkt verlajjen. Der Ent: 
wurf hat als Regel die unbedingte Haftung des Schuldners für die 
dritten Hilfsperjonen aufgenommen, welche Hegel nicht nur dem 
franzöfiihen Net, jondern aud nach der Darlegung der Motive 

60* 


4 Kuh ST Fi u een 


376 - 

(II 30) allein den modernen VBerkfehrsverhältniffen und dem modernen 
Rechtsbewußtfein entfpricht. ALS Regel auch de3 gemeinen Rechts 
hat den fraglichen Grundfag Brinz in feinen Pandekten vertreten 
und ausgeführt, daß die Gehilfen nur Mittel und Werkzeuge für den 
Obligirten felbft find: „und jo wenig er die Mängel der Arbeit oder 
die Schäden der Sache zc. auf feine todten Werkzeuge jchieben darf, 
jo wenig fann er die Schuld der lebendigen von fich ablehnen“ 
(Pand. II. Aufl. II. Band $ 270 Nr. 1). 

Bei der Negel des 8 224 Abjat 2 läßt es der Entwurf in der 
Lehre vom Dienjtvertrag bewenden. Beim Auftrag dagegen 
unterjcheidet der Entwurf in $ 589 den Fall der Beiziehung 
eines Subftituten und den Fall der Beiziehung von Gehilfen zur 
Erfüllung des Auftrages. Die Beiziehung eines Subftituten befteht 
nach dem Wortlaut de3 $ 589 darin, daß „die Beforgung des Ge- 
ichäftes einem Anderen übertragen” wird, daß alſo ein Anderer 
vollftändig an die Stelle des Beauftragten in Bezug auf die Ver: 
tragserfüllung tritt. Hier joll der Beauftragte nach $ 589 nur für 
die culpa in eligendo haften, wie dies jchon bisher nad) gemeinem 
Recht angenommen wurde. Dagegen joll der Beauftragte ftrenger, 
nämlich gemäß $ 224 Abi. 2 unbedingt haften, wenn er fi zur 
Ausführung des Auftrages eines Gehilfen bedient. Als Grund 
für diefe Unterfcheidung wird angeführt (Motive II 532, 533), daß in 
der pflichtmäßigen Subjtitution in der Regel die Erfüllung der aus dem 
Auftragsvertrage für den Beauftragten entipringenden Berpflichtung 
liege, während in dem Fall der Beiziehung von Gehilfen der Beauftragte 
die Erledigung des Geſchäftes felbft in der Hand behalte und 
daher nad) Maßgabe des $ 224 Abſ. 2 für den Gehilfen zu haften Habe. 

Hiezu iſt zu bemerfen: 

$ 224 Abf. 2 unterfcheidet nicht zwifchen dem Fall vollftändiger und 
dem Fall nur theilweifer Bewirkung der Leiftung durd dritte Perfonen, 
alio zwiſchen Gubftituten und Gehilfen, wie in $ 589 unterjchieden 
wird. Der Schuldner haftet vielmehr nach $ 224 Abi. 2 allgemein 
für das Verfchulden „derjenigen Perſonen, deren er fih zur 
Bewirfung der Leiftung bedient” Es wird jich nicht in Ab: 
vede Stellen laffen, daß zu diefen Perſonen, deren ſich der Schuldner 
zur Bewirfung der Leiftung bedient, auch der jogenannte Subjtitut 
gehört, der, — nicht wie der Gehilfe nur theilweife, ſondern voll- 
ſtändig die Leiftung ftatt des Schuldners vollzieht. Denn immerhin 
Inbitituivt der Schuldner den GSubftituten ſich, und nidt dem 
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Gläubiger; der Schuldner, und nicht der Gläubiger, bedient ſich feiner 
zum Bollzug der Leiftung. Nach $ 224 bj. 2 haftet der Schuldner 
alfo aud) für den Subftituten unbedingt, und nicht bloß für culpa 
in eligendo, in gleicher Weife wie für den Gehilfen; und dies ift die 
für das Obligationenrecht des Entwurfes maßgebende Aegel. 

Diefe Regel wird beim Miethvertrag zur Anwendung gebradit; 
dagegen foll, wie gezeigt, beim Auftrag in der angegebenen Weije 
unterfchieden und im Falle der Gubftitution, wie bisher nad) ge- 
meinem Recht, nur für culpa in eligendo gehaftet werden. 

Wir können einen Grund dafür, daß der Dienftvertrag anders 
behandelt wird als der Auftragsvertrag, und umgekehrt, nicht finden 
und ebenjo wenig einen genügenden Grund für die Unterjcheidung 
de3 8 589 beim Auftrag. Es iſt in der That nicht einzufehen, 
warum der Schuldner, der die ihm obliegende Leiftung ganz einem 
Anderen überbürdet, milder haften ſoll, als der Schuldner, der dieje 
Leijtung nur theilmweife dem Dritten zur Ausführung überläßt. Der 
Subftitut wie der Gehilfe ift ein Mittel für den Schuldner zur 
Ausführung der von ihm gejchuldeten Leitung. Subſtitution und Ge— 
hilfenſchaft laſſen ſich auch nicht in der Praris fo ſcharf und rein 
unterjcheiden, wie es die Anwendung des $ 589 vorausjett. Es 
gibt. auch eine Gubjtitution für Theile einer theilbaren Leiftung; 
und aud, wenn die Gubjtitution auf das ganze Geichäft geht, läßt 
jih nicht mit den Motiven jchlechthin behaupten, daß der Sub— 
ftituent das Geſchäft hiermit vollftändig abgethan und erfüllt habe. 
Bei dem Mangel an entjcheidenden Unterſchiedsmerkmalen zwijchen 
Dienft- und Auftragsvertrag ift der $ 589 einer von jenen Para- 
graphen des Entwurfes, melde ohne Noth die Rechtsanwendung er: 
ichweren und verwirren. — Eine analoge Anwendung des $ 589 
auf den Dienftvertrag iſt aber unmöglich, da diefer Paragraph fi 
al3 lex specialis, ald eine Ausnahme von der Regel des $ 224 
Abi. 2, für den Auftragsvertrag darftellt. 

3. $ 590. „Der Beauftragte darf bei der Ausführung des 
Auftrages von einer Anweifung des Auftraggebers ab- 
weichen, wenn Umftände vorliegen, welche die Annahme be— 
gründen, die Abweichung würde von dem Auftraggeber bei 
Kenntnig der Sachlage gebilligt werden. Der Beauftragte 
hat jedod vor der Abweichung, ſoweit thunlich, dem Auf: 
traggeber Anzeige zu erftatten und deſſen Entichließung ein— 
zuholen.” 
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Auch diefe Beſtimmung erjcheint, im Lichte dev Motive, als eine 
Spezialvorichrift für den Auftragsvertrag, um ſo mehr als die Be- 
jftimmung, daß der Dienftverpflidhtete nad) der Anweifung des 
Dienftberedtigten zu verfahren hat, nad) den Motiven mit Rüdficht 
auf die Meannigfaltigkeitt und Berjchiedenheit aller in Betracht 
£ommenden Fälle als bedenklich erjchien (II 458) und deßwegen 
nicht aufgenommen wurde. Das gleiche Bedenken hätte aber von Auf: 
nahme der Vorſchrift des 8 590 abhalten müfjen, da aud beim 
Auftrag nad dem Syftem des Entmwurfes- die Mannigfaltigkeit 
und Verjchtedenheit der Fälle nichts, mehr zu wünichen übrig läßt. 
Die Regel des $ 590 beruht auf der gemeinvechtlichen Auffaſſung 
des Mandates, wie denn auch in den Motiven Güte des Pandekten— 
werfes von Windjcheid als maßgebend wörtlihe Aufnahme gefunden 
haben. Bergl. Windfcheid Band. II (6. Aufl.) $ 410, 1: „Der Bes 
auftragte iſt verpflichtet, den übernommenen Auftrag pünftlich auge 
zuführen und haftet dabei nicht bloß wegen Arglijt, jondern aud) 
wegen jeder Nachläffigfeit” mit den Motiven II 530 (zu $ 588): 

„Der Beauftragte ift verpflichtet, den Muftrag pünktlich 
auszuführen und haftet dabei wegen jeder Fahrläſſigkeit.“ 
Cf. Motive zu $ 590, II 535. 

Es ift aber hiebet überjehen, daß der Auftragsvertrag des Ent— 
wurfes mit dem Mandat de3 gemeinen Rechts nicht identiſch und 
daß gerade die Zuläſſigkeit des Mandats für jede Art von Dienſt— 
leiſtung — wie noch des Näheren darzulegen iſt, — dem gemeinen 
Recht unbekannt und die Sachlage hier genau dieſelbe iſt, wie bei 
der Dienftmiethe (deren Bereich ebenfall3 gegenüber demjenigen der 
gemeinrechtlichen locatio - conductio erweitert wurde), jo daß Die 
Regel des $ 590 beim Mandat des Entwurfes nicht weniger unpafjend 
erfcheint al3 beim Dienftvertrage. 

8. Wir fommen nunmehr zu Beftimmungen des Entwurfes, die 
wir der dritten Gruppe zuzuzählen haben, Beltimmungen, in 
welchen der Entwurf eine durchgreifende Verſchiedenheit der Behand- 
fung des Dienft- bezw. Werkvertrages einerfeit3 und des Auftrages 
andererjeit3 einführt, während die betroffenen Berhältniffe eine Ber: 
Schtedenheit nur zwischen Dienft- bezw. Werfvertrag und unentgelt- 
lihem Auftrage, nicht dagegen zwischen Dienftvertrag (oder Werk: 
vertrag) und entgeltlichem Auftrag rechtfertigen. Hierher gehören 
die 88 596, 597—603 des Entwurfes. Diefe Beltimmungen 
ftehen in Zuſammenhang, derart, daß fie mit einander ftehen und fallen 
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müſſen, ſo daß es ſich empfiehlt, ſie auch im Zuſammenhang zu 
beſprechen. Auch hier dürfte ſich zeigen, daß Sätze des gemeinen 
Mandatsrechtes in den Entwurf aufgenommen wurden, die zu dem 
veränderten Thatbeſtand des Mandats nicht recht paſſen wollen. 
Die Beſtimmung des 8 596 Abſatz 2 fteht im ſchärfſten Gegen— 
ag zu den Beitimmungen des $ 561 bezüglich des Dienftvertrages, 
und der $$ 575, 578 bezüglich des Werkvertrages. Nach $ 596 ift 
die Vereinbarung über die Vergütung beim Auftrag für den Auftrag: 
geber nur dann bindend, wenn der Auftrag ausgeführt worden ilt. 
Wenn vor Beginn der Ausführung der Auftrag widerrufen 
wird, jo fällt die Vereinbarung über die Vergütung zujammen. 
Nach $ 597 kann aber der Auftraggeber den Auftrag jederzeit wider: 
rufen und es kann auf das Recht des Widerrufes nicht einmal ver: 
zuhtet werden. Bon einem Recht de3 Beauftragten auf die verein- 
barte Vergütung auf Grund der Vereinbarung jelbit ift alfo zu— 
nächft Feine Rede, es iſt vielmehr bi8 zum Beginn des Auftragsvoll- 
zuge3 die Entjtehung eines ſolchen Rechtes ins Belieben de Auftrag: 
gebers geitellt. Ganz anders beim Dienft- und Werfvertrag nad) 
ss 561, 563, 566, 575 und 578 des Entwurfes. Zwar auf die 
Leiftung der Dienfte fann der Dienjtberedhtigte auc hier jederzeit 
verzichten; er kann zur Annahme derjelben nicht gezwungen werden. 
Ebenjo kann der Beiteller eines Werkes von der Beltellung zurüd- 
treten. Aber auf die Gegenleiftung, die auch hier „Vergütung“ heißt, 
übt der Berzicht des Dienftberechtigten und des Werkbeftellers Eeinen 
aufhebenden Einfluß. 
Der Dienftverpflichtete und Werfübernehmer hat alfo ein 
Recht auf die „Bergütung” von Anfang an, der Beauftragte nicht. 
Auf der anderen Seite hat der Dienftberechtigte und Befteller 
von Anfang an ein Hecht auf den Dienft, der Auftraggeber hat 
fein Reht auf Ausführung des Auftrages, denn der Beauf: 
tragte Ffann „den Auftrag zu jeder Zeit durch eine gegenüber dem 
Auftraggeber abzugebende Erklärung kündigen“ ($ 598 Ab}. 1). 
Es könnte ſonach ſcheinen, daß, wie einerſeits der Dienſtver— 
pflichtete dem Dienſtberechtigten in Bezug auf ſofortige definitive 
Verpflichtung, ſo der Beauftragte dem Auftraggeber in Bezug auf 
Freiheit von ſolcher auf Grund des Vertrages im Entwurf gleich— 
geſtellt iſt. Dies iſt aber thatſächlich nicht der Fall. Der Beauf— 
tragte darf den Auftrag nur in der Art kündigen, „daß der Auftrag— 
geber für das aufgetragene Geſchäft anderweite Fürſorge zu treffen 


ED u m. nn 


830 


im Stande bleibt” ($ 598 Abſ. 2). Andernfall® wäre „zur Ungeit 
gekündigt,” und dann „haftet der Beauftragte für den Erſatz des hieraus 
entitandenen Schadens” ($ 598 Abſ. 3). Der Beauftragte darf aljo 
nur injfolange fündigen, al3 das ihm aufgetragene Geſchäft noch ander- 
weitig bejorgt werden fann. Würde die Gegenjeitigfeit unter 
den Vertragsparteien gewahrt, jo dürfte der Auftraggeber nur jo 
lange Fündigen, als dem Beauftragten die anderweitige Dispofition 
über jeine, dem Auftraggeber für defjen Geſchäft zur Verfügung 
geftellte, Zeit noch möglich wäre, fofern es ſich um entgeltlichen 
Auftrag handelt. Denn bei entgeltlihem Auftrag ift die „Vergütung“ 
nad) dem Entwurf ebenjo Gegenleiftung für einen Dienjt und dem 
Dienfte gewidmete Zeit, wie dies beim Dienjtvertrag der Yall. Auf: 
träge werden nad dem Syſtem des Entwurfes ebenjo wie „Dienfte” 
übernommen von Leuten, die nur um Lohn arbeiten wollen und die 
betreffende Arbeitsart gemwerbsmäßig betreiben. Daher die Beſtim— 
mung in $ 586 Sat 2: „Eine Bergütung ift als ftillihweigend ver- 
einbart anzujehen, wenn die Ausführung des Auftrages nad den 
Umftänden nur gegen eine Bergütung zu erwarten war,” nicht etwa 
zufällig übereinftimmt mit $ 559 Abi. 2 des Entwurfs: 

„Eine Bergütung tft al3 ftillichweigend vereinbart anzufehen, 

wenn die Dienftleiftung nach den Umftänden nur gegen eine 

Bergütung zu erwarten war.” 

Daß hier wie dort eine Gegenleiftung für Dienfte und zu 
fremdem Dienft gewidmete Zeit in Frage ift, wurde bereit oben be- 
tont und es iſt die Gleichheit der bezüglichen Gadjlage aud in den 
Motiven (II 528) anerkannt: „Sn der betreffenden Beziehung beiteht 
heutzutage zwiſchen Dienftvertrag ($ 559 Ab. 2) und Auftragsver: 
trag fein Unterjchied. Wenn nad den Umftänden die Gejchäfts- 
bejorgung nur gegen Vergütung zu erwarten war, jo muß eine 
jolde auch dem Beauftragten in gleiher Weije wie dem Dienit- 
verpflichteten zugeitanden werden.” 

Dagegen heißt es jpäter wieder (Motive a. a. D.): 

„Durch das Verſprechen einer Vergütung allein nimmt der 
Auftrag jedoch noch nicht (wie der Dienftvertrag $ 559) den 
Charakter eines gegenfettigen Vertrages an (8 597, 598, 596).” 

Warum nicht? Die 88 597, 598, 596 find doch feine Gründe, 
jie gerade bedürfen der Begründung für das entgeltlihe Mandat. 

Nach dem Entwurf ftehen in Gejtalt des Dienſt- und Werkvertrages 
und des Auftragsvertrages Rechtsformen zur Verfügung für Ueber: 
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tragung und Uebernahme jeder gewerblichen Arbeit. Dieje Rechts— 
formen bieten dem einen Vertragstheil, dem jogenannten „Arbeit: 
geber” annähernd diejelbe Rechtsjicherheit. Das Recht des Dienft- und 
Werkvertrages giebt ihm fofort einen unentziehbaren Anjprud auf 
die Dienftleiftung des Gegenfontrahenten. Das Recht des Auftrages 
fihert ihn wenigftens — foweit dies von Seiten des Rechtes möglich 
ift — davor, daß die vertragsgegenftändige Arbeit zu feinem Schaden 
ungejchehen bleibt. Denn der „Beauftragte” muß, troß feines 
Kündigungsrechtes, die Arbeit verrichten, fall3 Ddiejelbe nicht ander- 
weitig mehr bejorgt werden könnte, er haftet für den dem Auftrag- 
geber aus der Unmöglichkeit anderweitiger Beforgung der Arbeit zu: 
gehenden Schaden. Die gleiche Rectsficherheit ift den Intereſſen 
der anderen Partei, derjenigen des „Arbeitnehmers“ nicht geboten. 

Nicht bloß für den Arbeitgeber, jondern aucd und insbejondere 
für den Arbeitnehmer ift die Zeit Geld. a, die Zeit iſt für den 
legteren häufig das einzige Gut, das er — vermittelt der Arbeit 
für Andere — in Geld verwandeln kann und im Intereſſe der Selbſt— 
erhaltung aud) verwandeln muß. Die Bereitjtellung und Berfügung 
über die Zeit zu Gunften des Bertragsgegnerd macht ihm vielfach, 
auch wenn es zur wirklichen Leiftung nicht kommt, eine anderweitige 
Berwerthung „feiner? Zeit unmöglid. Hierauf nimmt dag Recht des 
Dienftvertrages und Werkvertrages gebührende Rüdfiht. Dagegen ge: 
ftattet da8 Recht des Auftrages nad dem Entwurf dem Auftraggeber 
über die ihm nur gegen Entgelt zur Verfügung geftellte Zeit des 
Beauftragten ohne Entgelt zu verfügen. Der Widerruf des Auf: 
trage3 entbindet den Auftraggeber von jeder Zahlungspflicht, jofern 
der Auftrag nicht Schon ganz oder theilweile ausgeführt ift ($ 596 
Abi. 2). Allerdings kann diejelbe Sachlage auc beim Dienjtvertrag 
duch ausdrüdlichen Ausſchluß jeder Kündigungsfrift geichaffen werden, 
eine Möglichkeit, die befanntlich beim gewerblichen Arbeitsvertrag 
häufig genug verwirklicht wird. Aber immerhin bedarf dies hier der 
befonderen, Klarheit jchaffenden, Beredung. Durch den Auftrags- 
vertrag ftellt der Gejetgeber eine DVertragsform zur Verfügung, 
welche die bejondere Beredung gerade in der fraglichen Beziehung 
unnöthig madht. Die Bedürfniffe der gewerblichen Arbeit gaben 
hiezu feine Veranlafjung; und es ift dies um jo bedenklicher, als 
der Gefeßgeber feine Kriterien an die Hand giebt, durch welche ſich 
Berträge beiderlei Art beim Abſchluß mit genügender Schärfe von 
einander abheben. 
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Es läßt ſich die Gefahr nicht ganz von der Hand weijen, daß 
diejer letztere Mangel in der Braris auf formularem Weg bejeitigt 
und damit die Tragweite und Bedeutung des Vertrages wenigitens 
für den einen Stontrahenten verdunfelt wird, zumal die Motive darauf 
binweifen, durch den Gebraud des Wortes „Auftrag” im Gejegent: 
wurf werde Elargeftellt, daß der Auftragsvertrag ein anderer Bertrag 
als der Dienftvertrag ſei. 
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9. In den vorftehend behandelten Beftimmungen des Entwurfs 
bezüglidy der Widerruflichkeit des Mandates und den damit zufammen- 
hängenden Beftinunungen bezüglic) dev Vergütung find im Wefent: 
lichen Folgerungen aus dem römischen Mandatsbegriff aufrecht erhalten, 
während der Thatbejtand des Mandates von Grund aus geändert, 
ja zum konträren Gegenjaß des römischen Thatbeftandes geworden ift. 

Nach römischen Recht ift da8 Mandat befanntlih fein Er— 
werbsgejhäft für den Mandatar; die Leiftung des leßteren iſt 
vielmehr ein Freundſchafts- oder Pietätsdienft und um deßwillen 
nothiwendig unentgeltlih. Zum unentgeltlihden Mandat aber 
paßt die freie Widerruflichkeit, die als Konſequenz der Unent- 
geltlichkeit zu erachten ift. Weder der Mandant kann zur Annahme, 
noch der Mandatar zur Leiftung eines bloßen Freundfchaftsdienftes 
billigeriveife gezwungen werden. 

Die Saächlage wird nad) römischem Redt in feiner Weile dadurch 
geändert, daß dem Mandatar ein Honorar oder ein Galar gegeben 
oder verjprochen oder von vornherein mit ihn: vereinbart wird, wie 
dies mehrfach in den Rechtsquellen vortommt: 1. 6 pr., 1.7 D. 17.1, 
1. 1C.4 35. Wie ift dies zu erklären? 

Dean hat die Schwierigkeit der Vereinigung eines unentgeltlichen 
Mandates mit der Möglichkeit der Honorirung des Mandatars da— 
durch zu befeitigen verjucht, daß man die Unentgeltlichkeit des 
römischen Mandates als ein bloßes naturale negotii erflärte, jo daß 
die Bereinbarung eines Honorars, auch wenn oder obwohl das 
(ettere von den betreffenden Schriftitellern als ein Entgelt für die 
Bemühung des Mandatars aufgefaßt wurde, doch nicht mit dem 
Weſen des Mandates in Wideriprud jtand, denn nad diejer 
Meinung gehörte eben, wie bemerkt, die Unentgeltlichkeit nicht zu den 
weientlihen Merkmalen des Mandats. 


Als Vertreter diefer Anfchauung fei hier Windſcheid an: 

geführt, der in feinen Pandekten (II $ 409) die Sache fo darftellt: 

„Der Auftrag ift jeiner Natur nad) unentgeltlih; doc 

verträgt er nicht bloß ein freiwillig gegebenes Honorar, 
jondern aud das Verſprechen eine® Honorars”, 

Die Motive zum Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs II 528 
geben die gleiche Anficht wieder, wobei bejonders die Wejensgleichheit 
der „Bergütung” beim Mandat und bei der Dienftmiethe betont wird. 

Es ift klar, daß der unter ſolchen Umjtänden gegebene bloße 
Namensunterſchied zwiſchen merces und honorarium oder salarium, und 
ebenjo zwiſchen den entjprechenden deutjchen Bezeichnungen fachlich 
nicht3 ändern fünnte, und es frägt fich daher nur, ob in der That das 
römische Recht die Bezahlung des Mandatars für feinen Dienft zu— 
läßt. Die Antwort kann nad) 1. 1 D. 17.1 kaum zweifelhaft fein. 
In $ 4 daſelbſt heit es: 

Mandatum nisi gratuitum nullum est: nam originem ex officio 
atque amieitia trahit, contrarium ergo est officio merces: inter- 
veniente enim pecunia res ad locationem et conductionem potius 
respicit. 

Hier ift Elar ausgefprochen, daß das Mandat „bei Strafe der 
Nichtigkeit” unentgeltlich jein muß und daß die Bezahlung eines Ent- 
gelts als Widerſpruch mit der Grundlage des Mandates angejchen 
und daher unnerträglich mit letterem ift. Nun ift wenige Stellen 
im Mandatstitel jpäter, in 1.6 pr. und 1.7 von einem „honor“ und 
einem „salarium“ zu lefen, und zwar als vereinbar mit Mandat. 
Die Annahme, daß etwa die Gompilatoren von 1. 1. bis 1. 6. des— 
jelben Zitel3 vergeſſen hätten, welche beftimmte Erklärung gegen 
die Bezahlung des Mandatars fie in der erjteren Stelle abgegeben, tt 
doch unmöglich, ebenjo unmöglich, wie etwa die Erklärung der Sadıe 
durch die Hindeutung auf die Berfchiedenheit der Autoren der frag: 
lihen Stellen, da legtere im juftinianifchen Digeftenmwerf alle von 
einem Autor, dem Saifer Juſtinian, Herrühren. a, der fehr ab- 
ſichtliche Ausſpruch in J. 6. pr., daß „si remunerandi gratia honor 
intervenit, erit mandati actio*, läßt erfennen, daß die Compilatoren 
umgekehrt durch Aufnahme diefer Sentenz einen aus 1. 1$4. D. ht. 
ermöglichten Zweifel ausschließen wollten. — Dann fann aber der 
„honor*, obwohl aud er in klingender Münze beſteht oder beitehen 
kann, mit der Unentgeltlichfeit des Mandates und der Mandats- 
leiftung nicht im Widerfpruch ftehen, e3 muß ihm zum Troß immer 
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nod; mandatum gratuitum gegeben fein. Dann darf man aber aud) 
int honor (bezw. salarium) feine Bezahlung des Mandatars finden 
wollen. 

Hier nun jet eine zweite Erklärungsart bezüglich des Verhält- 
nifjes des Honorar zum Mandat ein. Das Mandat foll die Rechts— 
form für die Uebernahme jog. operae liberales fein, und die Eigen- 
thümlichfeit der letteren darin liegen, daß ihr Werth in Geld nicht 
abgejhätt werden fann, jo daß das Honorar nicht, wie die 
merces, als ein „dem marktgängigen Tauſchwerth des Dienftes ent- 
Iprechender Lohn, jondern als eine nicht auf Worte ſich bejchränfende 
Danf= und Ehrerweifung“ erjcheine. So Brinz Pandekten II. Aufl. 
11. 8. $ 334 zu Note 9 u. 10; ähnlidd Dernburg, Bandeften II, 
$ 115 zu Note 11. 

Wir wollen zunächſt noch kein Gewicht darauf legen, daß gerade 
die Leiftungen der jog. artes liberales nit dur) Mandat übernommen 
wurden, wie Berfaffer an anderem Ort?) ausgeführt und weiter unten 
noch darlegen wird. Denn auch die Vertreter der oben erwähnten 
Meinung ftellen nicht in Abrede, daß das Mandat auch gewöhnliche, 
keineswegs zu den operae liberales zählende Arbeiten zum Gegenitand 
haben fonnte und kann. Als Beifpiele von Mandatsleiftungen 
werden in den Quellen die Arbeiten von Flickſchneidern oder Tuch— 
walfern (und Sleiderreinigern) angeführt und zwar bei allgemein 
lautenden theoretischen Erklärungen über das Mandat und Ber: 
gleichungen defjelben mit der locatio conductio; $ 13 J. mand. 3. 26, 
l. 22 D. 19. 5. Hieraus ergiebt jich, daß gerade ſolche Leiſtungen 
al3 ganz gewöhnliche Fälle von Mandatsleiftungen erſchienen. Nir- 
gends ift aber gejagt, daß bei derartiger feinesfalls „liberaler” Man- 
datSarbeit nicht etwa ein Honorar möglich war, welches dann na- 
türlich nicht al8 Dank- und Ehrerweifung für eine „in Geld nit 
Ihäßbare Arbeit” eradjtet werden fonnte. Die vereinbarte und 
vorher bedungene „Dank- und Ehrerweifung” für eine jolche gewöhn- 
ih zu bejtimmtem Preiſe verdungene Arbeit fieht aber unleugbar 
dem Kohn, der richtigen merces, jo ähnlich, daß die Unterjcheidung, 
wenn ſie nicht anders begründet werden kann, doch twieder auf einen 
bloßen Wortunterjchied hinausläuft und damit fachlid die Unent— 
geltlichkeit des Mandates ſehr zweifelhaft würde. Dann wäre es am 

) Bgl. Loewenfeld „Snäftimabilität und Honorivung der artes liberales nad) 


römiſchem Recht“ in der FFeitgabe der Münchener Juriſtenfakultät zu dv. Plancks 
Tottorjubiläum pp. 3871, 400 f., 464 ff. (1887). 


888 





beſten, dies Merkmal ganz fallen zu laſſen, wie das „bürgerliche Ge— 
ſetzbuch“ thun will. Dann wäre es aber auch unverſtändlich, wie 
Juſtinian jenen nachdrücklichen Ausſpruch des Paulus an die Spitze 
ſeines Mandatstitels in den Pandekten ſtellen fonnte: Mandatum 
nisi gratuitum nullum est.* Wenn dieſer Satz wahr fein ſoll, dann 
muß das Verhältniß des Honorars (und Salars) zum Mandat ein 
anderes, als das bisher angegebene jein. 

Die Beziehung des Honorars zum Mandat ergiebt jih aus fol- 
gender Ermägung.*) Als Grund der Inentgeltlichkeit des Manduts 
wird angegeben, daß das lettere „originem ex officio atque amiecitia 
trahit* (. 1 D17. 1) Mit „officcum* bezeichnen die Römer be- 
fanntlic) einen Gegenjab zur obligatio, nämlich die „von Altersher 
fatechetijch gehegten und rangmäßig abgejtuften Pietäts-Reverenz- und 
ZTreuverhältnifje gewiſſer Berfonenkreife” (Brinz) mit den zugehörigen 
dauernden, mehr moraliſchen als rechtlichen Pflichten ; ein jolches ofhi- 
cium iſt 3. B. das Verhältniß des vormaligen Sklaven zu dem Herrn, 
welcher ihm die Freiheit „geſchenkt“, und als Dank hiefür von ihm, 
dem FFreigelaffenen, Ehrung, Treue und Dienfte auf Grund einer 
blos „natürlichen? Berpflichtung, feiner obligatio, verlangen kann. 
Zu den Dienften, den „operae officiales* de3 Treigelaffenen gehört 
insbejondere die Uebernahme und Ausführung von Mandaten; die 
Beitellung eine Profuratord wird jogar als „justa causa manu- 
missionis* bezeichnet, jo daß gerade derartige operae officiales, wie ſie 
bier in Frage, als Zweck der Freilaffung ericheinen. Diefe Dienfte 
it der FFreigelaffene dem Patron „natürlih” Tchuldig und darum 
kann der lettere fie nicht bezahlen. Hiermit ift aber vereinbar, daß 
der Patron den Libertus im Dienjte nicht ungern lafjen darf. Er 
muß ihm entiveder die zum Erwerb nöthige Zeit gönnen oder ihn jelbit 
juftentiren. Wählt er da8 lettere, jo iſt jelbjtverftändlich, daß weder 
die Naturalalimentation, noc die dieje jehr häufig vertretende Ge— 
währung eines Salars oder Honorars eine Bezahlung für den noth- 
wendig unentgeltlichen Dienjt darjtellen, fie jind vielmehr lediglich eine 
Suftentation zum Zwed der Ermöglihung des Dienftes, 
und dies von Rechtswegen. Es ijt felbftverjtändlich, daß überall, 
wo das Mandat auf Grund eines beftehenden officrum übernommen 
wird, diejelbe Auffaffung zu gelten hat. 

Aber das Mandat wird nad 1. 1 D. 17 1 auch auf Grund 


+) Bergl. biezu Loewenfeld a. a. O. ©. 379 ff. 
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einer „amicitia* zwijchen den Parteien des Vertrages übernommen. 
Auch wer al3 „Freund“ für einen Anderen einen Dienft übernimmt, 
thut dies nicht um einer Gegenleiftung willen. Auch in dieſem 
Hal konnte und kann die vom Entgeltsmotiv freie Widmung zum 
Dienste eines Anderen durd eine Suftentation in Gejtalt von Salar 
oder Honorar ermöglicht oder erleichtert werden. Der Mandant ijt 
bei der Mandatsübernahme auf Grund einer amicitia fo wenig, wie 
bein Mandat ex „officio*, verpflichtet, eine Suftentation zu ges 
währen, wie fic) dies jchon aus dem angegebenen Zwed der Suftentation, 
Ermöglihung oder Erleichterung des von ihm freiwillig übertragenen 
Dienftes, ergiebt. Nur Fann ohne Suftentation je nad) den Ber- 
hältnijjen des auserjehenen Mandatars von diejfem unter Umjtänden 
der Dienjt nicht übernommen werden, weil er während dev Mandats- 
führung nichts zum Leben hätte. In jeden Falle der Feitjegung einer 
Cuftentation kann diejelbe auh nad Art und Quantum durch die 
verſchiedenſten Motive beeinflußt werden, als: NRüdjicht auf den 
Umfang und die Dauer des Dienftes, die Wichtigkeit dejjelben, die 
Nothwendigkeit jtandesgemäßen Lebens für den Mandatar, Erfennt- 
lichkeit und dergleichen. Hierdurch wird die rechtliche Natur der 
Guftentation und die Art der Beziehung derjelben zur Leitung des 
jujtentirten Mandatars nicht verändert. 

10. Der Unterjhied des als Suftentation aufgefaßten 
Honorars und Calars von der merces (und damit des Mandats von 
der Dienftmiethe) tft hrernach Fein bloßer Namensunterichied, jondern 
ein jcharfer fachlicher Unterfchied. Die locatio-conductio ift auf Aus: 
taufh von Dienftleiftung und Geldleiftung gerichtet; Dienft für Geld 
und gegen Geld, als Leiftung und Gegenleiftung. Bier ift von jeder 
der beiden Parteien ihre eigene Leiftung an die andere Partei als 
ein Motor gedacht, welche die andere Partei zur Leitung, d. h. zur 
Gegenleiftung beftimmen joll; und dieſe, beiden Parteien befannte, 
Auffaſſung beherricht das ganze beiderjeitige Verhältniß. Für jede 
Partei iſt die Gegenleiftung Zweck, die eigene Leiftung nur das 
Mittel, die Gegenleitung zu erlangen und aljo nur um der 
Gegenleijtung willen gewollt, jo daß jie überhaupt nicht gewollt 
würde, wenn eine Gegenleiftung nicht zu erlangen wäre und dies 
vornherein fejtitünde. Ganz anders tft die Sadjlage, wo eine 
Mandatsleiftung durch Honorar oder Salar erleichtert oder er- 
möglicht werden joll. Die Mandatsführung einerleits und das 
Honorar und Salar andererfeits ftehen einander nicht als Leiltung 
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und Gegenleiftung gegenüber, wo die vorerörterte Auffaffung des 
römischen Rechtes ftattfindet. Nur eine und diejelbe Leiftung it 
bier von beiden Parteien als Zwed gewollt: die Leiftung des Man— 
datars, und zwar vom Mandanten als Empfänger, vom Mandatar 
al3 dem Bollbringer der Leiftung. Das Honorar oder Galar, wo 
jolches ertheilt wird, ift für den Mandatar nicht dev Zwed, um 
deßivillen er die Mandatsleiftung bethätigt und daher nicht Gegen- 
(leiftung, jondern — genau jo wie für den Mandanten — lediglid) 
das Mittel, das ihm die „an fi” gewollte Mandatsleiftung ermög- 
licht ‚und erleichtert. Iſt aber das Honorar und Salar genau 
in demfelben Sinne für ven Mandatar Mittel zum Zweck der 
Meandatsleiftung, wie dies für den Mandanten der Fall, alſo nicht 
an fi, jondern nur un ded Mandanten twillen gewollt, weil ge- 
wollt für die Zwecke der Mandatsführung, fo ift Elar, daß Honorar 
und Salar nicht Gegenleistung an den Mandatar find, und damit 
ferner, daß hier eine einzige begriffsmäßig unvergoltene und unent— 
geltliche Leiftung vorliegt, die Leiftung des Mandatars an den Mans 
danten, zu deren Bollbringung Honorar und Salar lediglih Werk: 
zeug unter anderen vom Mandatar gehandhabten Werkzeugen find. 
So wenig es al3 eine Gegenleiftung an den Mandatar eradjtet wer- 
den fonnte, wenn der Mandant etwa in den Fällen der 1. 22 
D. 19 5 dem Mandatar die zur Leiftung der hier mandirten techni- 
hen Arbeiten nöthigen Inſtrumente giebt, ebenjowenig kann man 
darin vom Standpunkt des römischen Rechtes eine Gegenleiftung 
finden, wenn dem Mandatar die Leiftung der unentgeltlich über: 
nommenen Arbeit weiter dadurd) ermöglicht wird, daß der Arbeits- 
herr dem Mandatar während der Arbeit das Leben friftet. Nur muß 
von vornherein feititehen, daß die Arbeit nicht um diefer Sujten- 
tation willen übernonmen wurde, da diefe fonft in der That 
Gegenleiftung, und damit das ganze Verhältniß ſynallagmatiſch wäre. 
Daß die Suftentatton, gleichviel weldhen Namen fie führt, nicht als 
Gegenleiftung von den Parteien gewollt ift, jteht dann von vornherein 
feit, wenn ein anderes Motiv, als das der Erlangung einer Gegen 
leiftung, als rechtlich die Leiſtung des Gujtentirten beſtimmend er- 
iheint. Solcde andere Motive nennt die . 184 D. 17.1 im 
offietum und der amicitia. Das erjtere ift mit der Antiquirung des 
Libertenverhältnijfes nicht ausgeichloffen, da das offictum liberti be- 
fanntlich nicht das einzige und nicht das erfte derartige Verhältnik 
war, wie ein Blick auf das offictum der Familienglieder, der Ber: 
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wandten unter einander zeigt; es bedarf aber auch feiner Aus— 
führung, daß außer dem officium und der amicitia ſich noch ver- 
ſchiedene andere perſönliche Verhältnifje denken lafjen, welche Motive 
zur unentgeltlichen Leiftung abgeben, deren Konftatirung daher dem 
Honorar wie dem Salar den Gegenleiftungscharafter entziehen muß. 
Immer jedoch ſind es, wie die typilchen Berhältniffe des officium 
und der amicitia ergeben, perjönlihe Beziehungen unter den 
Vertragsparteien, welche die Grundlage der Unentgeltlichfeit des 
Mandate bilden. Oder negativ gelagt: Die Art der 
mandirten Leiftung jelbft bildete nicht den Grund der 
Unentgeltlichfeit; von wegen der Eigenthümlichkeit der Ar- 
beit ftünde der Bezahlung derjelben Nichts im Wege, wie 
ih einmal aus den in den Quellen vorkommenden Beijpielen 
mandirter Arbeit ergiebt, jodann aber daraus, daß eine und diejelbe 
Arbeit den Gegenftand ſowohl des Mandates als auch der locatio- 
eonductio nad) römischen Recht bilden kann, ſowohl die Ausführung 
gewöhnlicher Handwerfsarbeit als auch die Bejorgung von Rechts— 
geichäften. Eine und diejelbe Arbeit wird entgeltlid durch locatio- 
conductio, unentgeltlich duch Mandat übernommen; und unentgeltlich 
wird jie übernonmmen, auch wenn der Mandant den Mandatar zwar 
honorirt oder falarirt, aber dieje Leiftungen des Mandanten im Sinne 
beider Parteien lediglich ein Mittel zur Ermöglihung der Mandats- 
führung und nit ein Motor zur Beftimmung des Mandatars zur 
Uebernahme der Mandatsleiftung find. Das Salar und Honorar 
im erfteren Sinne fällt, auch wenn für feine Feſtſetzung remunera- 
torische Abfichten mit in Betracht famen, nicht unter den Begriff der 
Gegenleiftung. 

11. Der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuches Eennt nur eine 
„Bergütung”, die überall als Gegenleiftung, Lohn, Entgelt, gedacht iſt. 
Zwiſchen der Vergütung des Mandatsdienſtes und der Vergütung 
der Reiftung des „Dienftverpflichteten? ift weder ein fachlicher nad 
ein Namensunterfchted vorhanden. Der Begriff einer Suftentation 
zum Zweck eines unentgeltlic;en und als unentgeltlih gewollten 
Dienjtes im Intereſſe eines Anderen ift dem Entwurf gänzlich fremd. 
Damit iſt das einzige Thatbeftandsmerfmal hintweggefallen, 
welches im römischen Recht locatio-conductio und Mandat Elar und 
ſcharf von einander fcheidet. Was die Arbeit anbelangt, welche vom 
Dienftverpflichteten einerfeits, vom Beauftragten andererfeits über: 
nommen wird, jo fteht der Entwurf auf dem römischen Standpunkt, 
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der hier feinen Unterjchied der beiden Vertragsarten vorausſetzt. 
Prinzipiell kann nach römischen Recht wie nad) dem Entwurf jede 
Arbeit, welche Gegenftand der locatio-conductio ift, auch Gegenjtand 
des Mandates fein. 

Ber der locatio-conductio des römischen Rechtes wie beim Dienft- 
vertrage des Entwurfes bildet die Bezahlung des Dienftes ein 
mejentliche8 Bertragsmerfmal, Wir können hier davon abjehen, daß 
die zur „Bezahlung” verwendete Gegenleiftung nad) dem Entwurf 
niht Geld und nicht ein Geldwerth zu jein hat. Hieraus ergiebt 
ji, daß die locatio-conductio wie der Dienftvertrag Leiftungen vor: 
ausjegen, welche bezahlt werden können. Dieje Borausjegung der 
Bezahlbarkeit ift dann aber auch auf die Leiftungen des Man- 
datard zu erftreden, was jchon aus der wiederholt fejtgeftellten 
Wejensgleichheit diefer Leiftungen mit denjenigen des Dienftverpflich- 
teten erhellt, jowie aus der weiter fejtgeftellten Thatjache, daß den 
Grund der Unentgeltlichkeit de Mandats nicht eine Eigenart der 
mandirten Arbeit, jondern die zwifchen den Parteien des Vertrages 
beitehende perjönlidhe Beziehung bildet, welche legtere mit Be- 
zahlung des Dienjtes im Widerſpruch ftehen würde. Es bilden aljo 
den Gegenftand ſowohl der locatio-conductio als des Mandates, nad) 
römifhem Recht wie nad) dem Necht des Entwurfes bezahlbare 
Dienite. 

So ſehr in diefem letteren Punkt das römische Recht mit dem 
Entwurf übereinjtimmt, jo fteht gerade hier andererjeit3 der Entwurf 
in bewußtem jcharfem Gegenſatz zum römifchen Recht, da diefes den 
Kreis der bezahlbaren Dienfte ganz anders und viel enger zieht, ala 
der Entwurf. Nah dem Entwurf $ 559 Abſ. 1 Schlußſatz können 
Gegenſtand des Dienftvertrages „Dienjte jeder Art” fein und es 
wird jomit, was aud) die Motive beftätigen, Dienften jeder Art ge- 
jeglid die Eigenjchaft der Bezahlbarfeit beigelegt. Das römijche 
Recht dagegen kennt Berufsarten, deren Unentgeltlichkeit in dem 
hiſtoriſchen Weſen der betreffenden Arbeit jelbft begründet war und 
daher aud die nothwendige Erfcheinungsform der Berufsübung 
bildete, gänzlich unabhängig von irgend welchen perjönlichen Be- 
ziehungen zwiſchen den Vertretern jener Berufe und den Empfän- 
gern ihrer Leiftungen.®) Die letteren waren daher der locatio-con- 


) Bergl. zum folgenden Loewenfeld, „Anäftimabilität und Honorirung der 
artes liberales nad) römiſchem Recht“ 1. c. pp. 366 ff. 
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ductio ebenjo unzugänglid, wie dem Mandat. Hierher gehört die 
Ausübung der Bürgerrechte und die Erfüllung der Bürgerpflichten 
in der Raths-, Heer: und Bollsverfammlung und die hiermit zuſam— 
menhängende jonftige öffentliche Thätigkeit der Einzelnen im Intereſſe 
des Staates; die priejterliche, obrigkeitliche, insbeſondere richterliche 
Berufsübung; die theoretifhe und praktiſche wiljenjchaftliche Arbeit, 
welche lettere in neuerer Zeit mit dem der römischen Rechtsſprache 
nicht befannten Namen der „operae liberales“ bezeichnet zu werden 
pflegt. Die Thatjacdhe der Entgeltsunfähigfeit diejer fämmtlichen 
Thätigkeitszweige wird durch den Hinweis darauf nicht genügend er- 
Elärt, daß diejelben im Wefentlichen Berufe der herrſchenden 
Klaſſen geweſen, deren foziale Anjchauungen die bezahlte Arbeit 
mit einem Makel belegten und als „banaus” und des freigeborenen 
Mannes unmwürdig zurüdwieien. Denn nah römiſchem Recht wenig- 
jtens ſtand troßden Niemandem etwas im Weg, wenn er fich zu 
fremdem Dienjte vermiethen wollte, die locatio-conductio fennt feine 
perjönliden DBorausjegungen, jondern nur ſachliche; operae 
locari solitae müſſen den Gegenſtand bilden, der Dienft muß 
feiner Art nad) vermiethbar fein. Niemand kann fi) zur Ausübung 
jeine3 Stimmredtes in der Volks- oder Senatsverfammlung Je— 
mandem vermiethen, Niemand kann ſich vermiethen zur Ausübung 
der Hoheitsrehte des Staat? al3 Beamter, zum richterlihen und 
priefterlichen Beruf, zur Lehre der Philoſophie oder Aurisprudenz, 
zur Ausübung der Praxis einer ars liberalis, wie Medizin, Feld— 
mejjung, Advofatur. Die Uebernahme aller diejer Thätigfeitsarten 
gegen Bezahlung einer merces iſt eine rechtliche Unmöglichkeit, ihre 
Unentgeltlichkeit rehtlih nothmwendig und daher, wie bemerkt, 
vollftändig unabhängig von irgend welden privaten perfünlichen Ber: 
hältniffen und der Nüdfiht auf folde. Aus diefem Grunde ſchon 
kann auch von einem Mandat bezüglich der fraglichen nothwendig 
unentgeltlichen Thätigkeiten feine Rede fein, was fich übrigens für 
die öffentlichen Berufe de3 Magiftratus, Priefters, Nichter aus der 
Unanwendbarfeit eines civilredjtlichen Kontraktes überhaupt auf dieje 
Berufe ergibt. Aber auch in Bezug auf die jogenannten artes liberales 
it nicht nur nirgends in den Nechtsquellen von Mandat die Rede, 
jondern e3 wird auch die Unanwendbarkeit diefer civilrehtlihen 
Bertragsform dadurch in den römischen Nechtsquellen ausgefprochen, 
daß die prätoriſche und Eniferliche Gerichtspraris für den Bereich der 
liberalen Berufsübung beſondere — nicht auf dem Civilrecht, fon: 
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dern auf eigener Autorität beruhende — Rechtsmittel ſchufen (actio 
in factum, extraordinaria cogmitio) und dies wenigſtens theilweife aus— 
drücklich mit dem Fehlen jeder civilrechtlichen Haftung motivirten. — 
Andererjeit3 aber finden wir bei diefen nad) rechtlicher Nothwendig- 
keit unentgeltlihen Berufsarten eine begrifflih von Bezahlung 
eines Entgeltes jtreng unterjchiedene Suftentation für die 
BZwede der Berufsübung wieder, Bejoldungen der mit Fönig- 
licher Gewalt ausgejtatteten Magiftratus in Geftalt von Ausftattungs- 
geldern und anderen Paujchalentjchädigungen für amtlichen Aufwand, 
ftaatlihe Alimente der Priefter und Priefterinnen, Staatliche Salare 
und private Gebühren und Honorare der Bertreter der Wiſſenſchaft. 
So wenig ein König feine Civillifte als Bezahlung für die Aus: 
übung feines Fürjtenberufes betrachtet, Fam es einem Römer in den 
Sinn, die regelmäßig reichli bemejjenen PBaufchalien für Repräſen— 
tationd- und andere Auslagen, welche den Provinzialitatthaltern be- 
willigt wurden, al3 ein Entgelt für die Uebernahme und Führung 
der Beamtengefchäfte anzujehen. Dat die Einkünfte der heidnifchen 
Prieſter oder BPriefterinnen eine Bezahlung Dderjelben für 
ihren Dienft darftellen, da3 war eine Behauptung, welche ge= 
gelegentlich zur Zeit des Kampfes zwifchen Chriſtenthum und Heiden- 
thum zu polemischem Zweck von chriftlicher Seite aufgeftellt, aber 
von heidniſcher entichteden zurüdgewiefen wurde. Die chriftliche 
Kirche felbjt Hat mit einer Schärfe ohne Gleichen die Freiheit der 
priefterlihen Berufsübung und deren Unabhängigkeit von weltlichen 
Motiven und vor Allem dem weltlichjten Motive, dem Streben nad) 
&eld, zu wahren gefucht durd die Aufftellung des Simonie- 
begriffes, welcher noch dem geltenden canoniſchen Recht und, etwas 
abgeſchwächt, auch dem protejtantiichen Kirchenreht angehört. Die 
Dahingabe und der Erwerb eines geiftigen oder Eirchlichen Gutes 
für weltlichen Bortheil ift, al3 Simonie, nad) dem Gejet der Kirche 
ein Berbrehen, weldes die Gnadenjpenden der Kirche in ihrer 
MWefenheit antaftet, corrumpirt und vernichtet. Daher können die 
freiwilligen wie die unfreiwilligen Oblationen an die Diener der 
Kirche niemals ein Entgelt für die Spendung firchlicher Leitungen 
jein, fie fönnen und dürfen vielmehr immer nur als Suftentation 
des Priefters aufgefaßt werden, welche es demjelben ermöglichen joll, 
fein Leben frei dem, um feiner ſelbſt und nicht um des Geldes willen 
erwählten, Berufe zu widmen. Go tft im Berfehr zwijchen Prieftern 
und Gläubigen nad Kirchengeſetz „die priejterliche Leiftung, die 
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Spendung des geiftlihen Gutes, von beiden Parteien an fi un- 
mittelbar als Zweck gewollt; die Bezahlung der etwa ſich hieran 
anfnüpfenden Gebühr darf von dem Priefter nicht als Zweck der 
eigenen Leiftung, jondern nur ald Mittel der Ermöglichung derjelben, 
als Berufsermöglihung, aufgefaßt werden; und diejelbe Betrachtungs— 
weife hat auch der Empfänger der priejterlichen Berufgleiftung an 
diefe und an jeine eigene Zahlung anzulegen. Die legtere darf und 
fann er ſich als „Mittel“ nur in dem Sinn vorftellen, in welchem 
es Seitens des Prieſters gejchieht, nicht aber etwa als Mittel in der 
Bedeutung, in welcher beim gegenfeitigen Gejchäfte die Vorftellung 
des Mittels auftritt, al3 eines Motors, welcher die Gegenpartei 
zu ihrer Leiftung veranlaßt. Würde der Empfänger der 
priefterlidien Leiftung ſich jeine Zahlung in diefer letteren Weife, 
als Mittel zum Zweck der Erlangung des geiftlichen Gutes, vorjtellen, 
jo hätte er in der That diejfes Gut als Gegenleistung gedacht, aljv 
einzutaufchen gegen die eigene Leiftung beabfichtigt und damit den 
ganzen zweijeitigen kirchlichen Borgang für jeine Perjon in einen 
entgeltlichen verwandelt. Nach den canonijhen Normen betreffend 
die Simonie vernichtet er hierdurch mit der Leiftung des Prieſters 
auch feine eigene an diejen legteren, da die zum unerlaubten Zweck 
erfolgte Leitung nicht mehr als Leiftung an den Priefter als ſolchen 
gelten kann, vielmehr Eicchenredtlic eine verlorene iſt“. 6) 

12, Es ift eine bedeutungsloje Redensart, wenn an unzähligen 
Stellen der antiken Literatur und auch in den römischen Rechts— 
quellen mehrfad,) von dem „Prieſterthum“ der Wiſſenſchaft ge- 
jproden wird. Denn die eben erwähnte dem Simoniebegriff zu 
Grunde liegende Auffafjung des Priefterberufes und der Leiftungen 
dejjelben wird nicht bloß von der römischen, fondern von der antiken 
Moral überhaupt aud) an die liberale Berufsarbeit angelegt. Die 
wiljenjchaftlihen, theoretifchen, wie praftiihen Berufe unterjcheiden 
jih von dem Gewerbe, der „banaufen” Arbeit, durd) das weſentliche 
Merkmal der Freiheit von dem EntgeltSmotiv. Die Abhängigkeit 
von mercenärer Bejtimmung und die Bedingtheit durch folche iſt nad) 
der Anſchauung der Alten nicht vereinbar mit dem Weſen und mit 
den Zielen der wijlenjchaftlihen Arbeit. Dies gilt zunächſt von den 
theoretiihen Disziplinen. Lohnarbeit ift bejtellungsgemäß zu be- 
jorgen. Die Bejtellung aber fett voraus, daß ein beftimmtes von 





*) Loewenfeld a. a. O. pag. 382, 383. 
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vornherein ausſchließlich beabfichtigtes Ergebniß nach Belieben herbei- 
geführt werden kann. Die Ergebniffe der Wiſſenſchaft als Wahr: 
heitsforſchung hängen aber nicht vom Belieben ab, fie können nicht 
bejtellt und nicht „aufgetragen” werden. Das Gleiche gilt nad) 
Anſicht der Alten von der Lehre der Wiſſenſchaft. Wer in Saden 
der Wahrheit als Zeuge auftritt, darf unter anderem Zwang als 
dem der eigenen Ueberzeugung nicht ftehen. Die Wifjenjchaft fol 
daher um ihrer jelbft willen betrieben werden, ihre gewerbemäßige 
Ausübung um Geld, ihre fyftematifche Beugung unter fremde Ziele 
wurde als ein Mißbrauch erachtet, welcher die Wiſſenſchaft nicht 
bloß entwürdigt, jondern auc der Korruption und Fälſchung an- 
heimgibt. 

Diejelbe Auffaffung bejtand aber auch bezüglich der practifchen 
wifjenjchaftlihen Berufe, welche zu den artes liberales der Alten 
zählten. Auch fie galten ihres Wefens und ihrer Aufgabe halber 
und daher nothiwendig al3 unentgeltlih. Wir nennen als Beifpiele 
hier die Medicin und die Mdvocatur. 

Den wiffenichaftlihen Arzt — von weldhem man den medi- 
einischen Handwerker und Händler wohl unterſchied) — ftellte die 
antife Moral in den Dienft der Humanität. Er übt feinen 
Beruf normal nur al3 beneficium; er hat daher jederzeit jeine eigenen 
Intereſſen denjenigen de3 Berufes und des Patienten hintanzujegen. 
Die Ausführungen über die moralijche und humanitäre Seite des 
ärztlichen Berufes nehmen in den antiken Fachſchriften dejjelben eine 
breite Stelle ein und die bezüglichen Pflichten des Arztes jcheinen 
ihon jehr früh durch einen Schuleid eingejchärft worden zu fein, 
welchen ein Schriftiteller des 6. Jahrhunderts n. Chr. mit dem Priefter- 
gelöbniß vergleicht. Aus den Rechtsquellen jei hier nur die in die 
juftintantihe Sammlung aufgenommene faiferlihe Conjtitution vom 
Fahre 370 n. Chr. erwähnt, welche die öffentlich angejtellten Aerzte 
ermahnt, daß fie „„honeste obsequi tenuioribus malint, quam turpiter 
servire divitibus“.°) Mit folcher Berufsauffaffung war die An— 
wendung derjenigen Vertragsform unvereinbar, welche für das Lohn— 
gewerbe typiſch ift, die Yyorm der locatio-conductio. Dieſe Bertragsart 
war in ihren beiden Unterarten unanmwendbar auf die medicinijche 
Wiſſenſchaft, als locatio-conductio operarum, wie al3 locatio-conductio 


) Loewenfeld a. a. DO. pag. 419—441. 
°1.9 C. de prof. et medieis 10, 53. 
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operis. Sie war umanwendbar aud mit Rüdficht auf die techniſche 
Geſtaltung und Aufgabe des Berufs der Heilkunſt. Won locatio- 
conductio operarum fonnte jhon um deßwillen nie die Rede fein, 
weil bei diefem Gontract die Zeitung der zu leiftenden operae durch 
den Miether der Dienfte vorausgejegt wird, der die Arbeit als jolche 
gedungen hat, um fte jelbjt zu einem ihm vorjchwebenden Ziel zu 
führen. Der Arzt aber — und darin ift moderne und römifche 
Mediein nicht verfchieden — dirigirt den Kranken, und wird nicht 
von diejem dirigirt. Welcher Art die von ihm vorzunehmende Thätig- 
feit jein muß, die auch in abjichtlicher Unthätigkeit beitehen kann, das 
hat ihm nicht der Patient, jondern die eigene miljenjchaftliche 
Ueberzeugung zu jagen und nur von diefer darf er ficd) leiten lafjen. 
Locatio-conductio operis aber tft jchon um deßwillen ausgeſchloſſen, 
weil der Arzt einen bejtimmten Erfolg jeiner Bemühungen nicht 
verfpriht und bei normaler Berufsübung nicht verjprechen fann, dies 
vielmehr dem Schwindler und dem Pfuſcher überlaffen muß. Auch 
it nad römischen Recht die Bezahlung des ärztlichen Honorars nicht 
an die Bedingung der Erzielung eines Erfolges geknüpft, um von 
der Inanmwendbarfeit anderer Folgeſätze des opus locatum nicht 
zu veden. 

Die Advocatur, welche auc die Functionen des Öffentlichen 
Anklägers erfüllte, ftand nach römiſcher Auffaſſung im Dienfte des 
Rechts und der ftaatlihen Wohlfahrt. Statt hundert anderer 
Belege jet hiefür au diefer Stelle nur auf die fatjerliche Conſtitution 
vom Jahre 469 n. Chr. verwiejen, welche als 1. 14 C. de advocatis 2. 7 
im Codex Justinianeus recipirt it, ein glänzendes Zeugnik für Die 
hohe Berufsauffafjung und für die Ehre, welcde die Advocatur aud) 
noch in jener Zeit der Dejpotie fich zu wahren gewußt hat, aber 
nicht minder für die Bedeutung, die man damals dem Rechte beimap. 
Der Kampf für das Recht, die Aufgabe der Advocatur, wird in jener 
Gejegesftelle auf gleiche Stufe gejetst mit dem Kampf für die Exiſtenz 
des Staats, der Aufgabe des Kriegerd. Denn wir find nicht der 
Meinung, erklären die E£aijerlichen Gejetgeber, daß etwa nur Jene 
für unfer Reich kämpfen, welche das Schwert führen, jondern wir 
glauben, daß ſolchen Kriegsdienft auch die Advocaten leiften, die mit 
der Waffe des Wortes in öffentlihen und privaten Rechtsſachen die 
hödjiten Güter vertheidigen. 

Se höher der Beruf der Advokatur in Gejellichaft und Staat 
aeftellt wurde, und je bedeutiamer feine Aufgaben erjchienen, defto 
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energijcher wiefen Moral und Recht einen mercenären Betrieb diejes 
Berufes zurüd. Da man in der Entwidlung des leßteren zu einem 
bloßen Gewerbe von, Rechtskunde und Beredjamfeit verwerthenden, 
Sejchäftsleuten von jeher eine bedeutende jociale Gefahr erblidte, fo 
ſuchte man derjelben nicht bloß durch civilrechtliche, ſondern auch durch 
ftrafrechtliche Normen zu ſteuern. Daß die Berufsleiftungen der 
Advocatur jchon hiernach nie zu den operae locari solitae gehören 
fonnten, verjteht ſich von ſelbſt. Es iſt übrigens auch hier bezüglid) 
der Unanmwendbarfeit jowohl der locatio conductio operarum al3 auch der 
locatio conductio operis auf die advocatorische Berufsleiftung genau 
dafjelbe zu jagen, was oben von der Unvereinbarfeit diejer beiden Ver- 
tragsarten mit der technijchen Gejtaltung und den Aufgaben der Heil- 
kunſt bemerkt wurde. Locatio conductio operarum wäre ſchon deshalb 
unmöglich, weil nach römiſchem Rechte der Advocat ebenjowenig unter 
der Leitung des Clienten ſteht, al3 der Arzt unter der Leitung 
des Patienten; locatio operis iſt deßwegen ausgeſchloſſen, weil auch 
der Advofat feinen Erfolg jeiner Bemühungen, jondern nur dieje 
legteren normaler Weife verfprehen fann und ebenjomwenig wie der 
Arzt für den Erfolg bezahlt wird. 

18. Das Mandat verjett nad) römischen Recht die Berufgleiftung 
in die gleiche unbedingte Abhängigkeit vom Willen des Em- 
pfängers derjelben, wie dies bei der locatio-conductio der Fall ift. 
Auch der Mandatar ift verpflichtet, die Anweifungen des Mandanten 
pünftlih zu befolgen. Gerade diefe Abhängigkeit aber tft es, 
welche mit der Berufsleiftung der theoretiihen wie der practilchen 
Wiffenichaft nach römischer Anjchauung unvereinbar ift. Dies galt 
ganz befonders von den zulegt erwähnten Berufen der Medien und 
der Advocatur. 

Der Arzt wie der Advocat werden zwar regelmäßig nur auf 
Erſuchen de3 ihrer Hilfe Bedürftigen thätig und find infofern in 
ihrem Beruf abhängig von dem Willen der Empfänger ihrer 
Leiftungen, nicht anders al3 der Priejter, welcher die Gnadenfpenden 
der Kirche nur den darnad) Verlangenden gewährt, nad) dem Grund: 
fat beneficia non obtruduntur. Wie fie aber, der Advocat, wie der 
Arzt oder der Prieſter die von ihnen erbetene Hilfe leiiten, darüber 
haben ſie von dem Clienten, dem Patienten, dem Gläubigen Feine maß: 
gebenden Anmeifungen und Befehle entgegenzunehmen; es empfängt 
vielmehr die Regeln ſeines Berhaltens der Advocat, zum Unter: 
ihiede vom bloßen Brocurator, vom Recht und von der Nedt3: 
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wiljenichaft, der Arzt entnimmt fie den Erfahrungen der Heilkunft, 
der Priefter den Dogmen ſeines Glaubens. Hierauf ift zum einen Theile 
die überlegene Autorität begründet, deren der Advocat wie der Arzt 
und wie der Priefter für feine Berufsübung nicht entbehren kann. 
Zum andern Theile aber fußt diefe unentbehrliche Autorität auf den 
Bertrauen, das der Mdvocat, der Arzt, der Priejter von dem Hilfs- 
bedürftigen zu beanſpruchen hat, nicht wegen zufälliger perjönlidher 
Beziehungen, wie der Mandatar, jondern als Vertreter eines Berufs, 
welcher allgemein und ausnahmslos uneigennüßige Hingabe au 
jeine Arbeitsziele fordert und defjen Leiftungen nur dann normal 
und echt find, wenn fie nicht von den eigenen egoiftiichen Intereſſen 
de3 Leiſtenden ausgehen oder beeinflußt werden. Solche Leiftung 
bezeichnet das römiſche Recht als „beneficium”. Nach römiſcher 
Rechtsanſchauung bildet das beneficium die nothwendige Erſcheinungs— 
form der liberalen Berufsübung und iſt von dieſer letzteren, ohne 
Rückſicht auf perſönliche Beliebung oder Beziehung, unzertrennlich. 
Daher kann auch von Bezahlung liberaler Berufsleiſtung in feiner 
Form Rechtens die Rede fein, fondern immer nur von Suftentationen 
für die Berufszwede, gleichviel ob es ſich um ftaatliche oder überhaupt 
öffentliche oder von Privaten kommende Bezüge im Anjchluffe an den 
Berufsbetrieb handelt. 

14. Der Entwurf verwirft, wie erwähnt, die eben dargelegte 
römische Unterjcheidung von operae liberales und ılliberales durch die 
Beftimmung des $ 559, daß Gegenjtand des Dienftvertrages „Dienite 
jeder Art” fein können. Die Motive (II 455) bemerken hierzu: 

„ach römischem Recht kann nicht jede Art von Dienften Gegen: 
ftand der Dienftmiethe (locatio conductio) fein, vielmehr find gewiſſe 
Dienftleiftungen aus dem Kreiſe derjelben ausgejchlojjen. In der 
gemeinrechtlichen Doetrin pflegt in diejer Beziehung zwiſchen ſoge— 
nannten operae illiberales und operae liberales unterjcjieden, und nur 
derjenige Vertrag, welder die entgeltlihe Leiftung von operae 
illiberales zum Gegenſtand hat, als Dienftmiethe im Sinne des 
römischen Rechts bezeichnet zu werden .... In neuerer Zeit 
iheint übrigens ſowohl in Theorie als Praris die Anjiht an 
Boden zu gewinnen, daß im Hinblick auf die heutigen 
jocialen Anjhauungen jene Unterfheidung des römiſchen 
Rechtes feine Beachtung mehr verdiene, vielmehr gemeinrechtlich 
auch ſolche Verträge, welche die entgeltliche Leiftung von operae 
liberales zum Gegenftande haben, nad denfelben Regeln, wie die 
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locatio conductio operarum zu beurtheilen ſeien . . . Dies ift nach dem 
Vorgange der meilten neueren Gejeßgebungswerfe aud der Stand- 
punkt de3 Entwurfes..... In der Faſſung weicht jedoch der Ent— 
wurf von den neueren Gejetgebungsmwerfen darin ab, daß er es ver- 
meidet, auch nur in formeller Beziehung zwiſchen den operae liberales und 
illiberales zu unterjcheiden. Eine jolde auch nur formelle Unter: 
Iheidung muß ald der modernen Rechtsauffaſſung ent» 
ihieden mwiderftreitend ſchlechthin abgelehnt werden. 
Andererjeits iſt es wegen des gemeinen Rechtes und der in der ge— 
meinrechtlichen Doetrin bejtehenden Streitfragen bedenklich, fid) in der 
hier fraglichen Beziehung jeder ausdrüdlihen Vorſchrift zu enthalten”. 

Die Frage, welche Dienjte den operae liberales zuzuzählen 
jeien, welche den operae illiberales, erwähnen die Motive al3 eine 
Streitfrage der gemeinrehtlihen Doctrin, ohne jedoch ſelbſt eine 
Entjheidung zu treffen. Es muß das letztere al3 correct bezeichnet 
werden, da der Entwurf jede Unterjcheidung von „Dienften“ ab» 
lehnt, vielmehr alle und jede Dienjte der Dienſtmiethe als zugänglich) 
erklärt. 

Die Motive bezeichnen dies al3 entjchiedene Forderung der 
„modernen Rechtsauffaſſung.“ Was ijt mit leßterer gemeint? Wir 
Modernen leben, wie die Motive ſelbſt Fehr anſchaulich machen, unter 
vecht verjchiedenen Gejegen und, wie die Erwähnung dev gemeinredt- 
lichen Kontroverſen über die operae illiberales und liberales zeigt, beſtehen 
bezüglich eines und defjelben Rechts, gerade in dem fraglichen Punkte, 
heute jehr verichiedene Auffaffungen. Auch die Berufung auf die 
„meijten neueren Geſetzgebungswerke,“ unter welchen aber weder 
franzöfiiches, noch englisches, belgifches, niederländijches oder italienisches, 
ſpaniſches, ruſſiſches, amerifanijches Recht vertreten ift, joll und kann 
nicht darthun, daß die dermaligen Rechte der modernen Völker etwa 
„eine einheitliche Auffaffung der erörterten Frage in Sinne der Motive 
enthalten, um fo weniger al3 die Motive ſelbſt darlegen, daß die von 
ihnen erwähnten neueren Gejetgebungswerfe eben die formelle 
Unterjheidung zwiſchen operae illiberales und liberales aufitellen, 
welche nad) den Motiven der behaupteten „modernen Rechtsauffaſſung“ 
entjchieden widerftreitet. Der Hinweis auf die legtere ift alfo nicht 
al3 Hinweis auf dag „geltende Recht” aufzufaffen, vielmehr dem 
Sinne nad) wohl identisch mit der Bezugnahme auf die „joztalen 
Anfhauungen” der neuen Zeit, womit die Motive an derjelben 
Stelle den Standpunft de3 Entivurfes in $ 559 begründen. 
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Wir jahen oben, daß die antike Unterjcheidung der operae illi- 
berales und liberales auf Unterjchtede im Wejen und in den Bielen 
der Berufsgattungen zurüdzuführen iſt und technijche Differenzen der 
Arbeitsarten jelbjt zur Grundlage hat. Würde es fid; nur etwa um 
einen Unterjchied von höheren und niedrigeren Zünften und Zunft: 
arbeiten handeln, jo müßte derjelbe allerdings heute völlig bedeu- 
tungslos, und ein damit zufammenhängender Anjprud auf ver: 
jhiedene rechtliche Behandlung als völlig verwerflich ericheinen. 
Wollen die Motive dies zum Ausdrud bringen, wollen jie jagen, 
daß das Handwerk und andere bezahlte gewerbliche Arbeit nicht mehr 
verachtet ift, daß unfere Zeit jede Art von Arbeit gleih in Ehren 
hält und daher die antike Unterſcheidung gegenſtandslos geworden 
jei? Es wäre dies ein Irrthum; denn die Alten haben die der 
liberalen Berufsübung, zum Unterihied von den operae locari solitae, 
nothwendige Unabhängigkeit von mercenären Strebungen nicht jub- 
jektiv, mit einer höheren Dignität der Vertreter der Wiſſenſchaft, 
jondern mit dem Bedürfniſſe der legteren, rein jadhlid, be- 
gründet. Wir werden jehen, daß diefer Irrthum in der That den 
Motiven imputirt werden mul. Es können nun aber foziale An- 
Ihauungen mittelbar aud) die technijche Art und die techniſchen Hiele 
der, Arbeit verändern, indem fie — oder vielmehr die veränderten ſozialen 
Berhältniffe, deren geiftiger NRefler nur die Anfchauungen find — 
den Menſchen verändern und mit ihm jeine Bedürfniffe und feine 
Mittel. Solder Umwandlung erjcheint jogar die vorwiegend getitige 
und fünftleriiche Produktion und das ihr entipredjende Konſumtions— 
vermögen bejonders zugänglid. Wir haben daher nod zuzu— 
jehen, ob die Arbeit und die Arbeitsziele derjenigen Be: 
rufe, weldhe nad römishem Hecht der Dienjtmiethe nidt 
zugänglih find, fi derart verändert haben, daß die 
Reiftungen diejer Berufe nunmehr jo jelbftverftändlid, 
wie es nah den Motiven der Fall fein joll, als Gegen: 
jtände der locatio conductio gelten. 

15. &3 wurde oben bemerkt, dal die Alten, wenn ſie vielfach vom 
„Prieſterthum“ der Wiffenfchaft fprechen, hiermit eine bejtimmte 
ideale Auffaffung des eigentlihen Briefterberufes vor Augen haben 
und dieje Auffaffung auf den Willenjchaftsbetrieb übertragen. Es 
wurde ferner oben dargelegt, wie diefe dem Elajfiichen Altertum 
bereitS eigene Anficht vom Priejterberuf jodann in der römischen 
Kirche feftgehalten und dem Begriff der Simonie zu Grunde gelegt 


worden tjt, einem Begriff, der bereit3 in der Rechtsgeſchichte der 
antiken Wiffenjchaft, wenn auch noch nicht in der kanoniſchen Schärfe, 
vorkommt. Die Alten begründen die Umentgeltlichkeit der liberalen 
Berufsübung durch Parallelijirung derjelben mit dem Prieſter— 
dienjte. Gegenüber dem Entwurf und dejjen Begründung ift aber nun— 
mehr in erjter Linie zu fragen, ob unter den „Dienften jeder Art“, die 
gemäß $ 559 vermiethbar find, ſich nicht auch priefterliche Dienfte 
befinden? Diefe Frage ift in doppelter Richtung zu ftellen: Zunächſt 
dahin, ob etwa auf priejterlihe Gehalt3bezüge die Grundſätze des 
Entwurfs, betreffend die dem Dienftverpflichteten zutommende „Ver: 
gütung” anzuwenden find? Da die geltenden Sirchenverfaffungsgejege 
die Staatlich oder gemeindlich angeftellten und bejoldeten 
Geiftlihen vielfach als Beamte nad) Analogie der Staatd- oder 
Gemeindeorgane behandeln, für die Konjtruftion des Staatsbeamten- 
verhältnijjes aber, was dejjen privatrechtliche Seite anlangt, nad) der 
Ausführung eines in den Motiven (II 456) erwähnten reidy3- 
gerichtlihen Erkenntniffes „die Benutung der Analogie der ent: 
ſprechenden privatrechtlihen Dienftverträge fich völlig rechtfertigt,” ®) 
jo muß die geftellte Frage offenbar vom Standpunkt der Verfaſſer 
der Motive aus bejaht werden, um jo mehr als das von denjelben 
in Bezug ‚genommene Erfenntniß die Unterjcheidung von operae 
liberales und illiberales al3 bloß „terminologiich” erklärt 19). Es ift 
übrigens darauf hinzuweiſen, daß die Fälle der Beitellung von 
Geiftlihen durch rein privatrechtlichen Vertrag auch da nicht aus— 
geichloffen find, wo die priefterlichen Funktionen in der Hauptjache 
in den Händen von öffentlich angeftellten Geiftlichen jich befinden. 
So kann 3. DB. nad) der badischen Kicchenverfaljung der evangelifch- 
proteftantifchen Kirche vom 5. September 1861'') dem Pfarrer die „An— 
nahme” von Pfarrverwejern und Hilfsgeiftlichen überlajjen fein und 
fie treten durch die Annahme in ein privates Verhältnig zu dem 





9) Entjcheidungen des Reichsgerichts in Giviljachen Bd. 18 ©. 174. 

») Vgl. auc die Motive zum „Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum 
bürgerlichen Geſetzbuch“ ©. 151, wonach „die Borjchriften über die privatrecht- 
lihen Beziehungen der Kirche zu dritten SBerjonen, ſowie die Borfchriften, durch 
welche privatrehtliche (vermögensrechtlihe und perjönliche) Verhältniſſe der 
Kirhenangehörigen geordnet werden, bem bürgerlichen Rechte zuzurechnen“ 
find. Theilweiſe widerfprechend die Erklärung der Motive ©. 152 (über die 
Stolgebühren). 

11) E. Friedberg, Die geltenden Verfaſſungsgeſetze der evangeliich-deutichen 
Landeskirchen, Freiburg 1885. ©. 490 (8 105). 
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Pfarrer, der ſie zu feiner Unterftügung oder Vertretung beruft und für 
die Kojten aufzufommen hat. Auch wenn der Pfarrer nicht zu der 
hödhjiten von den ſechs Einfommensklaffen zählt, in welde das 
badische Geſetz vom 26. Auguſt 186719) die Pfarrer des Landes 
eintheilt, werden die Verfaſſer der Motive die fraglichen Hilfs» 
und Bertretungsdienjte zu Ddenjenigen rechnen, welde ($ 559 
Abi. 2) „nach den Umſtänden nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten” find und daher die Grundjäge der Dienftmiethe darauf 
anwenden, welche nad ihrem Syitem auf den Dienft des Vertretenen 
jelbit anzuwenden find. Bon den im „Dienfte” der Privatlirchen- 
gejellichaften, der anerfannten wie der nicht anerkannten, ftehenden 
Priejtern kann dann ſelbſtverſtändlich auch nichts Anderes gelten, da 
ja, wie oft hervorgehoben, dem Entwurf nur eine Bergütung 
befannt iſt und dieſe als merces im weiteren Sinne betrachtet 
werden muß. 

Es muß aber die oben aufgeworfene Frage noch in zweiter Richtung 
gejtellt werden, nämlich in Bezug auf die Stolgebühren, melde ſich 
an die den einzelnen Gläubigen gewidneten priefterlichen Funktionen 
anjchliegen und einen zweiten Bejtandtheil des priefterlichen Einkom- 
mens bilden, die Reichniffe für Taufe, Trauung, Begräbniß 2c. und zu— 
gehörige, jowie andere private gottesdienftliche Akte (Privatmeſſen zc. 2c.). 
Mit Rüdfiht darauf, daß die Geldleiftung der Gläubigen fich hier 
unmittelbar an die ihnen zugewendete oder von ihnen veranlaßte 
firchliche Leiftung anjchließt, daß aud die urfprünglich völlig freis 
willigen Oblationen an die Diener der Kirche nicht mehr bloß als 
kirchliche Pflicht ericheinen, jondern im Nothfall durch den „weltlichen 
Arm” herbeigeführt werden können, ift wohl vom Standpunkt der 
Motive aus die Anwendbarkeit des $ 559 auf das Verhältniß des 
Priefters zum Gläubigen ebenfall3 anzunehmen. Können doch aud 
dieje Gebühren, gerade jo wie der Gehalt des Geiftlichen, von diefen 
Standpunft aus nichts als Entgelt, Lohn für Dienjtleijtung 
jein, da er eine andere Möglichkeit überhaupt nicht begreift! 

Wir möhten nun aber doch jehr bezweifeln, ob diefe „moderne 
Rechtsauffaſſung“ und diefe „lozialen Anſchauungen“ fich mit den- 
jenigen der betheiligten kirchlichen Kreiſe decken würde, da der Begriff der 
Simonie als Strafrechtsbegriff der Kirche nicht derogirt ift und zu 
jammen mit dem zugehörigen nicht bloß der Kirche befannten Moral: 


2) Friedberg a. a. O. ©. 476. 
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grundjag noch Fräftig genug jein dürfte, um die Verwandlung des 
Priefterberufs in einen Gewerbebetrieb, wie ſolchen $ 559 des Ent- 
wurfs vorausfegt, zu verhindern. Auch ohne Engquete dürfen wir 
uns wohl aud) der Ueberzeugung hingeben, dat der Werth und die 
Werthihägung der priejterlihen Handlungen für die betreffenden 
gläubigen Kreiſe jehr erheblic, verringert werden oder ganz ſchwinden 
würde, fall3 auch nur entfernt die Bermuthung Eingang fände, daß 
die Ölaubensaftionen des geiftlichen Führers der Gemeinde — man 
denfe beijpieldweije an Predigt, Weihereden, Gebetsverrihtung — im 
Sinne defjelben Mittel des Gelderwerbs jeien, etwa wie für einen 
Tabrifarbeiter die Bedienung feiner Maſchine. Nicht um der Perjon 
des Priefters willen wird von demjelben eine ganz andere Auffaffung 
jeined Berufs verlangt, jondern darum, weil ohne die richtige Auf: 
faffung und ohne den richtigen „Glauben“ feine Handlungen auf- 
hören würden, priefterliche Funktionen zu fein und für die Gläubigen 
jede Wirkung und jede Brauchbarkeit verlieren, ja ſich in Safrilegium 
verfehren müßten. 

Nah) dem Entwurf ift der Dienft: und ebenjo der Werf- 
vertrag, nicht minder der Auftrag, wenn eine Bergütung ftattfindet, 
ein jynallagmatijches Gejhäft. Die Anwendung eines jolchen 
Gejchäftstypus auf den geiftlichen Beruf und deſſen Einkommen würde 
in der That vorausjegen, daß die priefterliche Thätigkeit grund— 
jäßlich, nicht etwa bloß ausnahmsweije, nur Mittel des Gelderwerbs 
für den Prieſter ift, aljo die Leiſtung des legteren in feinem Sinne 
nicht ihrer jelbjt wegen, nicht um der Gläubigen, oder um des 
Glaubens, oder „um Gottes willen” gejchieht, jondern daß der Zweck, dem 
fie dient und von dejjen Erreihung ſie abhängig und bedingt ift, 
die Erlangung einer „Vergütung“ tft; ferner aber aud, daß dieje 
Sadlage den Empfängern oder PVeranlafjern der prieiterlichen 
Leiftungen überall genau befannt und daß fie hiermit einverftan- 
den, al3 die Gegenkontrahenten im Tauſchgeſchäft, die es nicht anders 
willen, als daß Waaren nur um Geld zu haben find, daß ein Lohn— 
arbeiter nur durch Geld in Bewegung gejett werden Fann, und die 
hiernad) ihrerjeit3 handeln. 

Dieje3 gegenjeitige Bedingungsverhältnig von Leiſtung und 
Gegenleiftung ift ed, welches bei der gewerblichen Leiltung als 
Typus zu gelten hat und der Priejterberuf würde kraft Gejetes als 
Gewerbe erklärt, wenn das Recht der Miethe oder eines andern gegen- 
feitigen Bertrags darauf anzumenden wäre. Daß die fih dann er- 
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gebende — eben dargelegte — SKonftruftion des Berhältniffes von 
Priefterberuf und Brieftereinfünften mit den in der Wirklichkeit 
des kirchlichen Lebens beftehenden Anſchauungen nicht übereinftinmt, 
daß dieje Konftruftion vielmehr überall als unberechtigt, ja als une 
jittlihe Berhöhnung der Aufgaben des Priefterberufes zurüdgewiefen 
würde, das bedarf aucd für" den am Eirchlichen Leben unbetheiligten 
Beobachter dejjelben feines Beweijes. 

Wenn daher auh nah dem Entwurf Dienfte jeder Art 
Gegenftand des Dienjtvertrags jein können, die Priefterdienfte follten 
nicht hiezu gehören, da dies feinenfall der „modernen Rechtsauffaffung“ 
entjprechen würde. 

16. In Bezug auf den Briefterberuf ift ſonach die moderne Auf: 
faljung identisch mit derjenigen des Alterthums und insbefondere des 
römischen Rechts. Die Alten waren der Meinung, daß für die Wiſſen— 
Ichaft Feine andere Auffaffung gelten dürfe, als für den Priefterberuf. 
Wie fteht es num mit dem modernen Prieſterthum der Wiffenfchaft? 
Nach den Motiven kann von joldyem Feine Rede fein. Das „bürger- 
liche Geſetzbuch“, wenn es konform dem Entwurf bleibt, wäre übrigens 
nicht das erfte deutiche Gejeg, in welchem der Wifjenjchaftsbetrieb 
zum Gewerbebetrieb gejtempelt wird. Die Gewerbeordnung nennt 
unter den „Gewerbetreibenden, mwelde einer bejonderen 
Genehmigung bedürfen”, neben Gaft- und Schankwirthen, Pfand» 
leihern, Zrödlern, Auctionatoren u. A. auch „diejenigen Perſonen, 
welche ſich als Aerzte bezeichnen”. Wirthe und Pfandleiher bedürfen 
einer behördlichen Genehmigung für den Gewerbetrieb jelbit, der 
ärztliche Gewerbebetrieb dagegen ift frei und nur die Beilegung der 
Bezeichnung als „Arzt” von einer Approbation abhängig ($29 ©. D.). 
Dat dieſe Auffaffung nicht auf die medizinische Praxis bejchränft war, 
ergiebt $ 6 der Gewerbeordnung. Der Gejegeber hält es hier für 
nöthig, neben der FFilcherei, neben dem „&emwerbebetrieb der Aus— 
wanderungsunternehmer und Auswanderungsagenten” u. U. aud) 
„das Unterrichtsweſen, die advofatorijche und Notariatspraris” 
als folche Betriebe zu nennen, auf welche die Gewerbeordnung Feine 
Anwendung finden fol. Dieje gejegliche Beſtimmung war jedenfalls 
zur Beit der Emanation der Gewerbeordnung für den norddeutjchen 
Bund nicht überflüflig. Die Behauptung, daß die Advofatur Gewerbe 
fein müffe, weil und fofern fie nicht al3 Amt organifirt jei, wurde 
damals allen Ernites aufgeftellt, und ein jo hervorragender Meifter 
des Rechts, wie Rudolph Gneift wies die Empörung der Advofaten 
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hierüber al3 unbegründet zurüd. „Gegen den Aufichrei”, heißt es in 
jeiner Schrift über „freie Advokatur“ (1867)13), „daß man fein 
SGemwerbetreibender jein wolle, dürfte vorweg ein ernites Wort 
an jeiner Stelle jein. Deutſche Volksanſchauung und Sitte haben 
die ermwerbende Arbeit zu allen Zeiten höher gehalten al3 andere 
Nationen. Sn der indujtriellen Gejellichaft erjcheint die erwerbende 
Arbeit auch mit wiſſenſchaftlichen und techniſchen Kenntniſſen fo belebt, 
durchwebt und erhoben, daß das Wort „Gewerbe” heutigen Tages 
am wenigſten mit einem verächtlichen Nebenfinn gebraucht werden 
jollte. Man jollte rings um ſich jehen und nicht die Augen dagegen 
verichließen, daß Belik, Bildung und Selbitgefühl ihre Schtwerpunfte 
heute nicht in dem beamteten Leben haben. Pa, vielleicht ijt die 
Vorausſage nicht zu kühn, daß eine reifere Anſchauung von Standes— 
ehre die Advofatur lieber als das Erfte der freien Gewerbe, wie als 
das Letzte der juriſtiſchen Aemter anfehen wird.” 

Einen beredteren und treffenderen Ausdruf kann der herrichende 
Irrthum nicht finden, daß es fich bei dem Widerjtand gegen die 
Dualifikation eines wiljenichaftlichen Berufes als Gewerbe um die 
joziale Stellung der Bertreter des Berufes und nicht vielmehr 
um die rechte Ausübung des letteren ſelbſt handle. Es ift ohne 
Weiteres zuzugeben, daß zum Betrieb manden Gewerbes eine 
mindeſtens ebenjo Hoc, jtehende wiſſenſchaftliche Fachbildung erforder: 
ich ift, al3 die zur Ausübung der Rechtsanwaltſchaft oder der praf- 
tiſchen Medizin verlangte. Die angewandte Naturwiſſenſchaft fteht 
heute im Dienfte der Induſtrie und jeder Fortſchritt der wiſſenſchaft— 
fihen Forſchung bedeutet zugleich einen Produftionsfortichritt. Es 
it auch zweifellos und es fteht jogar mit diefer „Verwerthung“ der 
Wiſſenſchaft durch das Gewerbe im BZufammenhang, daß der große 
Befig und das von Gneift betonte „Selbftgefühl” heute vielmehr im 
industriellen Leben zu finden find, als bei Beamten oder Anwälten 
und Xerzten. Aber es handelt fi) nicht darum, ob gejellichaftlich 
ein Anwalt oder ein Arzt vor, mit, oder hinter dem Kommerzienrath 
oder dem Regierungsrath rangirt, jondern um etwas ganz Anderes, das 
der Erwägung der gejeggebenden Faktoren als würdiger erjcheint. 

Heutzutage — dies ift jedenfalls der offizielle Standpunft der 
modernen Gejellihaft — ift jede Arbeit geehrt, nur nicht die un- 
ehrliche und die chlehte Arbeit. Dem Werth der gewerblichen 





13) p. 50. 
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Arbeit thut es nad) der heute herrſchenden Auffafjung feinen Eintrag, 
daß Ste einerjeitS nur um Geld zur Berfügung fteht, daß fie anderer: 
feit8 für Geld Jedermann und immer und überall in beliebiger 
Weiſe feil ift und daß der gejammte Produftionsvorgang nad) Art 
und Zielen lediglich durch die Rückſicht darauf beherrſcht wird, mit 
einem möglichſt geringen Aufwand eigener Leiftung eine möglichft 
große Gegenleiftung zu erlangen und dieſe mit möglichiter Sicherheit. 
Es thut nach dieſer Auffafjung dem Werth der gewerblichen Arbeit 
feinen Eintrag, daß fie zu ſolchem Zwed in beliebiger Weiſe feil ift, 
das heißt, daß fie, ſoweit mit dem Zwed vereinbar, den Wünfchen 
zahlungsfähiger Intereſſenten unbedingt und ſklaviſch fich unterwirft, 
und nicht bloß vorhandene Wünſche nah Thunlichkeit befriedigt, 
fondern auch die möglichen Bedürfnifje, ja die Launen der Zukunft 
ausjpürt und anregt, „und dies Alles nur und jedenfalls, und 
zwar bei Arreftvermeidung, um’8 Geld“ (Knapp, Rechtsphiloſophie). 
Weil dieje Zwedbeftinmung der gewerblichen Arbeit deren Werth 
nicht beeinträchtigt, jo beeinträchtigt fie, nach derjelben Auffaffung, 
auh die Ehre des gewerblichen Produzenten nicht; in Diejer 
Beziehung ift zwischen dem kleinſten Handwerksmeiſter und dem 
größten Fürften der Induſtrie Fein Unterjchied. Wenn der 
legtere jedes neue Ergebniß der Naturwifjenichaft fofort in Stahl 
und Eijen verkörpert, fo betradjtet man es als ſelbſtverſtändlich und 
richtig, daß er dies nicht der Willenfchaft zu Liebe thut, Tondern 
eines erhofften Elingenden Verdienſtes halber, und je größer der 
Erfolg, dejto höher die Schätzung. Daß das Gewerbe um diejer 
jeiner Eigenthümlichkeit willen, al8 Organifation des Egoismus, 
nicht mehr bejchimpft ift, fondern in hoher Ehre fteht, dafür gibt es 
einen £räftigeren Beweis, als alle ftaatlihen und geſellſchaftlichen 
Auszeichnungen feiner erfolgreichen Vertreter: daß man fi allen 
Ernites anjchiet, die gewerbliche Berufsauffajjung auf jede 
menjchliche Arbeit zu übertragen und fie zur allgemein 
giltigen zu erflären. Das ift andeutungsweije in der Gewerbe: 
ordnung für das deutjche Reich gejchehen, und das foll, wenn der 
Entwurf nicht Entwurf bleibt, wiederholt und ausdrüdlich geichehen 
im bürgerlichen Geſetzbuch für das deutfche Reich. Und das iſt's, 
wogegen unſeres Eradtens mit aller Entſchiedenheit 
Widerftand zu leijten tft. 

17. Gewiß wäre es thöricht, zu verlangen, daß für die gewerb- 
lihe Verwerthung der Wiſſenſchaft andere Grundſätze gelten ſollten, 


als für den Gewerbebetrieb überhaupt, etwa dem Chemiker oder dem 
Elektrifer zuzumuthen, daß er als Fabrikant ſich nicht ausſchließlich 
durd) feinen Bortheil leiten lafje. Aber weil heute manches Gewerbe 
mit wiſſenſchaftlichen Mitteln arbeitet, um deßwillen iſt weder die 
Wiſſenſchaft überhaupt, noch) auch die ganze Arbeit der modernen 
Kulturvplfer zum Gewerbe geworden. 

Wie das Altertum, jo anerkennt auch die Gegenwart weite 
Berufsgebiete, auf welden zum Berfauf nicht produzirt 
werden fann, auf welchen daher die Arbeit fich nur dann normal 
vollzieht, wenn fie nicht von egoiftiichen Antrieben beherricht wird, 
auf welchen daher aud nicht von merces, fondern nur von Gujten- 
tation für die Berufszwede die Rede fein darf. Wenn es erlaubt 
it, daS Gewerbe eine Organtjation des Egoismus zu nennen, 
jo find jene anderen Berufe zutreffend als Drganijationen des 
Altruismus zu bezeichnen. Auch die altruiftiichen Berufe fünnen 
Einfommensquellen für ıhre Vertreter jein, find dies auch vielfach, 
aber jie jind dies nicht mit begrifflider Nothwendigfeit, wie 
die gewerblichen Berufe. Das Gewerbe iſt feinem Begriffe nad 
Erwerbsmittel und wird vom Exiwerbstrieb beherridht. Die Art 
der Arbeit und der Produkte tritt hier zurüd gegenüber der Be- 
jtimmung derjelben, gegen Geld umgejegt zu werden. Das Gewerbe 
wird betrieben, jo lange es jeinem Inhaber etwas erwirbt und es gilt 
nicht mehr al3 „produktiv“, wenn es Nicht3 mehr trägt, mag auch feine 
techniiche Produktion jo reich jein wie fie wolle, auch wenn ſich bei 
etwaigem unentgeltlihem Angebot für die Produkte Millionen von 
Abnehmern fünden, Der gewerblihe Produzent, der etwa lediglich 
aus Liebe zum Beruf ohne Ertrag produziven wollte, würde als 
jonderbarer Schwärmer betrachtet und liefe vielleiht nad) Umftänden 
Gefahr, unter Kuratel gejtellt zu werden. Soll eine gewinnlofe 
gewerbliche Arbeit für Andere erklärlih und gerechtfertigt erjcheinen, 
jo müfjen regelmäßig perjönlihe Beziehungen zwiſchen dem 
Produzenten und dem Empfänger jeiner Leijtungen obwalten, welche 
geeignet find, foldhes anormale Verfahren zu begründen. Es bedarf 
auch heute noch der „amicitia“, oder de perjönlichen, auf Verwandtſchaft 
3. B. beruhenden: „officium“ und ähnlicher Berhältniffe, um operae 
locari solitae auf dem ungewöhnlichen Eoftenlojen Mandatswege 
zu beziehen. Eine Berufspflicht gebietet dem Gewerbsmann nie- 
mals, umjonft zu arbeiten, weder eine moraliiche noch eine rechtliche. 
Aber es gibt ein Berufsrecht des Gewerbetreibenden als foldhen, 
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das ein recht belehrendes Korrelat zu dem Fehlen der zuletzt 
erwähnten Berufspflicht bildet. Es iſt ein Grundrecht des Gewerbes 
und iſt auch im Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuches nicht beſeitigt. 
Seine Formulirung bei dem römiſchen Juriſten Paulus lautet 
wie folgt: 
(Juemadmodum in emendo et vendendo naturaliter con- 
cessum est, quod pluris est, minoris emere, quod minoris 
sit, pluris vendere, et ita invicem se circumscribere, 
ita in locationibus quoque et conductionibus juris est !#). 

Die vom römishen Recht diefem „Naturrecht” des invicem se 
eircumscribere durd) die Beftimmungen über Jaesio enormis gejegten 
Schranken hat der Entwurf bejeitigt, und zwar nad den Motiven 
(HI 321), weil ſie mit den „heutigen Verkehrsanſchauungen“ nicht über: 
einftimmen, ja für die Rechts- und Berfehrsficherheit gefährlich jeien. 

18, Bergleichen wir nun mit diefer gewerblichen Berufsauffafjung, 
um die ganze Schärfe des Gegenfages der altruiftijhen Berufe 
zu erfennen, die Berufsauffaffung und die Berufsgewohnheiten der 
Advocatur. Sie ift gewiß ein „weltlicher” Beruf und hegt Außer: 
(ih am allerwenigiten die Allüren der Prieſterſchaft. Und doch läßt 
ih) jofort zeigen, daß die Unvereinbarfeit der Advocatur mit den 
Grundſätzen des Gemwerbebetriebes nicht minder groß ift, als diejenige 
des Priejterberufes mit diefen Grundjägen oben erſchien. 

Auch im heutigen Deutjchen Reich gilt e8 als daS nobile officium 
des Rechtsanwalts, für das bedrohte oder verletzte Hecht des zahlungs— 
unfähigen Armen in die Schranken zu treten; und diefe Berufs- 
pflicht ıjt nicht bloß durch die Standesmoral, jondern auch dur das 
Geſetz gemwährleiftet. Es ift eine unbeftreitbare, taufendfach zu be= 
legende Thatſache, daß die deutſche Rechtsanwaltſchaft diefe Pflicht 
nicht bloß nach dem Maß des Geſetzes erfüllt, ſondern darüber hinaus, 
und daß ſie insbeſondere in der Zulaſſung zum Armenrecht liberaler 
verfährt als die gerichtlichen Vertreter des Fiskus. Gar mancher 
Prozeß, der für das Gericht keine Armenſache iſt, wird von den An— 
wälten für ihre Perſon als ſolche geführt; ja es giebt ganze Gat— 
tungen von Rechtsſtreitigkeiten, für welche das Geſetz überhaupt kein 
Armenrecht durch Beiordnung von Rechtsanwälten Fennt; wir nennen 
beiſpielsweiſe die Prozeſſe verunglückter Arbeiter bezüglich ihrer Ver— 
ſicherungsrenten nach dem Unfallverſicherungsgeſetz; obwohl die Fall— 


2) M. 22 8 3, et. 1.23 D. loc. 19. 2. et. 1.16 $4D. min. 4. 4. 
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gruben dieſes Geſetzes cine advofatoriiche Berbeiftandung zum Be: 
dürfniffe machen, kann ſich jolhe hier doch wohl nur dadurd) ent- 
wideln, daß die Anwälte über die gejegliche Verpflichtung in Bezug 
auf arme Glienten hinausgehen. 

In der Führung jeder Rechtsſache aber hat der Rechtsanwalt 
— nicht etwa aus perjönlier Freundichaft, Gefälligkeit oder ſonſtiger 
willfürlicher Rüdfichtnahme, fondern auf Grund einer ausnahnts- 
[ojen Berufspflidt — die Antereffen des Clienten über. die 
jeinigen -zu ftellen. Er iſt berufsmäßig verpflichtet, dem Klienten 
von der Führung auch des für ihn jelbft — den Anwalt — ein- 
träglichiten ‚Prozejjes abzurathen, wenn er denfelben als ausſichtslos 
erkennt; er iſt auch im Laufe eines Prozefjes verpflichtet, jederzeit 
dasjenige zu thun, was die Intereſſen des Clienten fördert, ohne 
darauf Rüdficht nehmen zu dürfen, daß er etwa hierdurch feine eigenen 
Einnahmen verkürzt. Er ift mit einem Wort überall zur Uneigen- 
nütigfeit und zur Treue gegenüber dem Clienten verpflichtet, und 
die Erfüllung diefer Pflicht gehört zur einfachen beruflichen Recht— 
Ichaffenheit. Die Vorficht, welche der Gewerbetreibende dem Gewerbe— 
treibenden im Gejchäftöverfehr mit Rüdliht auf den Grundſatz jura 
vigilantibus sunt scripta entgegenbringen muß, darf er im PVerfehr 
mit jenem Anwalt nicht nöthig haben. Denn der Rechtsanwalt, 
welcher jeinen eigenen Vortheil über denjenigen des Elienten fett, der 
alfo in feinem Berufe einfach die gewöhnlihen Grundſätze des 
Gemwerbebetriebes anwendet, handelt nicht weniger pflichtiwidrig als 
der Gewerbetreibende, der gefälfchte Waare verkauft und den Abnehmer 
betrügt. Der Rechtsanwalt, weldyer da8 Gebot der beruflichen Uneigen- 
nügigfeit und Treue verlegt, betrügt und verräth in der That aud) 
den Elienten, da er die berecdjtigten Erwartungen defjelben täuscht, 
Erwartungen, die Jedermann hegen darf, wenn er jeine Sache als 
Client einem Rechtsanwalt anvertraut. Das Bertrauen des Elienten 
ift nicht nur für die gedeihliche und normale Berufsübung des Rechts— 
anmwalt3 unentbehrlich, es bildet auc für den Clienten die unent- 
behrliche Grundlage für den Verkehr mit dem Rechtsanwalt. Eben 
darum wird Ineigennügigfeit und Treue von dem Rechtsanwalt nicht 
etwa bloß durch eine befondere Standesmoral, jondern durch die 
allgemeine Bolfsmoral gefordert. Es iſt daher aud) durchaus Feine 
bejondere Tugendhaftigkeit, wenn der Nechtsanwalt dieje Forderung 
erfüllt, da ohmedies feine Berufsübung aufhören würde, ehrliche 
Arbeit zu fein. 


„2* 





Die deutſche Nechtsanwaltichaft vereinigt befanntlich eine 
doppelte Berufsarbeit in ſich, nämlich außer der eigentlichen Für: 
jprecherthätigkeit des plaidirenden und Rath ertheilenden Advofaten die 
Funktionen der Profuratur oder der berufsmäßigen Stellvertretung 
im gerichtlichen Verfahren und die hiermit zuſammenhängende rechts— 
gejchäftliche Arbeit. Man kann darüber jehr zweifelhaft jein, ob dieſe 
Vereinigung, welche dem römischen, dem älteren und mittleren deutjchen 
und dem gememen Civilprozeß ebenſo unbefannt ift wie dem modernen 
franzöfiichen und engliſchen Berfahren, eine glüdliche zu nennen, und 
ob jie nicht insbejondere das Weſen und die Wirkfamfeit der Advo— 
fatur zu trüben und zu degradiren geeignet ijt.!) Aber darüber 
kann fein Zweifel beftehen, daß für den Rechtsanwalt als Advofaten 
wie al3 Profurator diejelbe Pflicht der beruflichen Uneigennützigkeit 
beſteht. Mit Recht haben die Erkenntniffe des Ehrengerichtshofes 
für deutjche Rechtsanwälte in diefer Beziehung niemals einen Unter- 
jchied anerfannt. So hat der Ehrengerichtshof einen Rechtsanwalt 
verurtheilt,!°) welcher den Auftrag einer armen Partei zur Einflagung 
einer Kleinen Forderung und Erwirkung des Armenrechts für fie nur 
unter der Bedingung annahm, daß die Partei ihm trog ihrer Zulaſſung 
zum Armenrecht gejtatte, für jeden Fall aus den im Wege der Ere- 
kution von dem Schuldner beizutreibenden Geldbeträgen ohne Rückſicht 
auf deren Gefammtbetrag jeine Kojten vorweg in Abzug zu 
bringen. Das betreffende ehrengerictliche Erfenntniß verliert fein 
Wort über die ciwilrechtliche Gültigkeit diefer Vereinbarung. Aber 
e3 jpridt aus, daß der Rechtsanwalt, indem er die Annahme des 
Mandate von der erwähnten Bedingung abhängig machte, zu der 
Unterjtellung Anlaß gab, als jei es ihm da, wo er zur Wahrung 
der Rechte einer bedürftigen Partei beftellt wurde, in erfter Linie 
um jeine eigenen pefuniären Intereſſen zu thun. Und 
„ernften Tadel” jpricht die Entjcheidung darüber aus, dat der Rechts- 
anmwalt von dem Vertragsrecht des Vorabzuges jeiner Koften unter 
Umftänden Gebraud) machte, unter welchen der Partei, welche das 
Geld jehr nöthig hatte, faſt nichts übrig blieb. — Zu dieſem Falle 
war veine Profuratorenarbeit in Frage. Einen gewerblichen 
Bertreter fremder Antereffen, einen Bankier oder den Kommiljionär des 
deutichen Handelsgeſetzbuches findet Niemand tadelnswerth, wenn er die 


15) cfr. Priſchl, Advokatur und Anwaltichaft. Berlin 1888. passim, 
1°, Entjheidungen des Chrengerichtshofes für deutſche Rechtsanwälte 
III 143 ff. 
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ihm für Bejorgung eines Auftrags erwachſenen Gebühren und baaren 
Auslagen von den für den Auftraggeber vereinnahmten Geldern vor» 
weg deckt, aud) wenn für den Auftraggeber dann nichtS mehr übrig bleibt 
und auch wenn diefer das Geld viel nöthiger hat, als der Bankier oder 
Kommiffionär. Im Gegentheil, man würde e3 eine perjönliche Noblefje 
oder Mildthätigkeit erachten, wenn der lettere mit Rückſicht auf die 
Lage des Mandanten von Dedung Umgang nähme Was für den 
Gemwerbetreibenden ein freier Akt des Edelmuthd, für welchen 
ihm bejonderer Dank gebührt, das ift für den Rechtsanwalt die Er- 
füllung einer Berufspflidt, für deren Unterlafjung ihm ein Tadel 
ausgeſprochen wird. Der Rechtsanmwaltsberuf iſt eben weder als 
Advofatur noch al3 Brofuratur ein „auf den Erwerb gerichteter Ge— 
werbebetrieb, und darf nicht in einer Weile ausgeübt werden, daß er 
als ſolcher erfcheint.” Nicht nur die Ziele des Gewerbes, aud) 
die Wege dejjelben find dem Rechtsanwalt nicht erlaubt; nicht er- 
laubt ift ihm die Werbung um Praris, nicht erlaubt der Konkurrenz— 
fampf, nicht erlaubt die Reklame. Mit Recht bezeichnet es der 
Ehrengerichtähof ald „eine wenig glüdlihe Bertheidigung” 
Seitens eines angeklagten Rechtsanwalts, als derjelbe geltend machte: 
‚Daß um deßwillen, weil die Ausübung der Nechtsanwaltichaft nad) 
$ 6 der Gewerbeordnung als Gemwerbebetricb aufgefaßt ift, darin 
nichts Anftögiges liege, wenn diefer Beruf wie ein anderes Gewerbe 
betrieben merde.” 1%) Dies kann nad dem Ehrengerichtshof „nicht 
nahdrüdlih genug als auf völliger Verfennung der Stellung des 
Rechtsanwalts beruhend gekennzeichnet werden” und als „ausge— 
Ichlofjen dur) die dem Rechtsanwalt durd) $ 28 der Rechtsanwalts: 
ordnung auferlegten Pflichten.” „Die Rechtsanwaltſchaft“, heißt es 
in einem anderen Erfenntniffe, '?) „it .. fein „freie8 Gewerbe”, fon- 
dern ein ftaatsjeitig geordneter wiljenjchaftliher Beruf im Dienfte 
des Rechts und der Öffentlihen Rechtspflege.” Dieje Auf: 
fafjung führt denn aucd zu einem PVerhältniffe von Pflichten und 
Rechten, das dem Gewerbebetrieb völlig unbekannt ist: „Die Bflihten 
des Rechtsanwalts gehen über die ciwilrechtlichen dur das Mandats- 
verhältnig begründeten Pflichten hinaus“; dagegen darf ſich der 
Rechtsanwalt „der Rechte, welche ceivilrechtlich einem Mandatar zu- 


) Entjcheidungen des Chrengerichtähofes III 116; cf. I 204, 205; II 8; 
111 110. 

18) Entjcheidungen I 205. 

1») Enticheidungen II 8. 
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ftehen, nur joweit bedienen, al3 die Ausübung derjelben nicht die 
Achtung gefährdet, welche jein Beruf erfordert.” 20) 

Indeſſen die Erfüllung der Pflicht, gewerbliche Grundjäge und 
Gewohnheiten von der Rechtsanwaltsarbeit fernzuhalten, kann nur in 
den Miederungen der alltäglihen Profuratorengefchäfte genügen. 
Dem Rechtsanwalt als Advofaten ftellt dev Beruf ſchwerere Aufgaben, 
die mit der mehr negativen Tugend der Enthaltjamkert vom Gewinn 
jtreben allein nicht gelöft werden können. Ehre, Freiheit, Bermögen, 
dag Leben und die Grundlagen des Lebensglüd3 werden jeinem 
Schuß anheimgegeben gegen Angriffe, welche vielfach unter dem 
Schein des Rechts erfolgen, welche von den Organen der öffentlichen 
Ordnung jelbft ausgehen und ſich nicht bloß auf die gewaltige Macht 
des Staates, jondern auch auf die Vermuthung der Berechtigung 
jtügen. Diejen Kampf hat der Rechtsanwalt nicht bloß Namens des 
Elienten zu führen; ev muß ihn zugleich führen Namens des Nedts, 
zu defjen Verwirklichung er mit berufen ift und welchem er ebenfalls 
und in erfter Linie Treue ſchuldet. Gerade fein Beruf ald Werkzeug des 
Rechts verichafft dem Rechtsanwalt jene Freiheit und Unabhängig- 
feit, welche Prifhl in feinem Bud über „Advofatur und Anwalt- 
Ichaft” treffend als die oberjte Yebensbedingung der Advokatur bezeichnet, 
ohne die der Advokat „nichts zu erreichen vermag und worauf zugleich) 
jeine höchſten Leiftungen beruhen“?). Diejer Unabhängigkeit bedarf 
der Advofat zunächſt gegenüber dem Clienten, in des letteren In— 
terejje jelbft. Denn die Dienjte, weldje der Advokat dem Clienten 
[eiften fol, kann ein bloßes gehorjames Sprachrohr de3 Elienten nicht 
leiiten. Je objeftiver der Rechtsanwalt der von ihm geführten Sache 
gegenüber zu treten vermag, defto größer ift die Bürgjchaft für die 
Wirkjamkeit, weil für die Wirklichkeit, der von ihm vertretenen 
Ueberzeugung. „Nur der wahrhaft freie Mann”, jagt Priſchl in dem 
erwähnten Werk??) „it im Stande, bei der oberjten jtaatlichen Gewalt, 
die das Richteramt ausübt, für die Wiederherftellung der verlegten 
Rechtsordnung oder für die Abwehr drohenden Unrechts mit dem 
rückſichtsloſen Freimuth, den der Kampf ums Necht ſtets und über- 
all erfordert, aufzutreten”. Die Unabhängigkeit gegenüber dem 
Glienten bildet aber Borausjegung und Grundlage der Unabhängig- 
feit des Advokaten nad oben, zu deren Wahrung er ganz be- 





20) Entſcheidungen des Ehrengericht® I 38. 
2i) l. e. p. 9. 
) p. 5. 
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ſonders des Muthes und der Entſchloſſenheit bedarf. Denn er darf 
ſich „durch kein Anſehen der Perſon, durch keine noch ſo große Macht, 
die dem Gegner ſeines Schützlings etwa zur Seite ſteht, beeinfluſſen 
und einſchüchtern laſſen“. „Er wird gegen den Schwall der öffent— 
lichen Meinung ebenſo furchtlos ankämpfen müſſen, wie gegen das 
Treiben mächtiger Parteien im Staate und die Gewaltmaßregeln der 
Großen” 2), 

Dies iſt heute noch die Auffaffung des advokatoriſchen Berufes 
nicht nur im deutfchen Volk, jondern bei allen großen europäifchen Kultur— 
völfern. Die dieſer Auffaffung entjprechenden Leiftungen verlangen 
eine bedingungs- und rüdfichtslofe Hingabe an die Berufsziele, und 
ſolche kann in feiner form des Civilrechts bedungen oder aufge- 
tragen oder um Geld und Geldeswerth erlangt werden. So ftellt die 
moderne Mdvofatur eine echte ars liberalis im antiken und römischen 
Sinne des Wortes dar und die Behauptung der Motive, daß diefer 
Begriff heute veraltet jei, erweiit ji) zum zweiten Mal als unrichtig. 
Mit welchem Rechte will nun der deutjche Gejetgeber auf die Beruf3- 
leiftungen der Rechtsanwälte die Regeln der Dienjtmiethe anwenden ? 
Den Rechtsanwalt, welcher ernftlic dag Miethrecht als maßgebende 
Norm feinem Berufsleben zu Grunde legen würde, würde wohl der 
Ehrengerichtshof darüber belehren, daß er unrecht gethan und die 
Berufung auf das bürgerliche Gejegbuc, dürfte ihm jo wenig helfen, 
als die Berufung auf die Gewerbeordnung. Der Geſetzgeber hat 
aber gewiß nicht die Aufgabe, die Berufs- und damit die Volksmoral 
zu forrumpiren; er follte jich nicht unter, jondern über das Niveau der 
legteren Stellen; er jollte daher in dem ohnehin jchweren Kampf, den 
die deutſche Rechtsanwaltichaft mit der Noth der Zeit und gegen bie 
Berfehrung ihres Berufs in bloßes Gewerbe zu führen Hat, ihr 
mit feiner Autorität zur Seite, und nicht entgegentreten. Es 
handelt fih in der That nit um eine bloße Frage civilrechtlicher 
„Konftruftion”, wenn wir dagegen Verwahrung einlegen, daß zu den 
„Diensten jeder Art” des 8 559 Abi. 2 des Entwurfs die Rechts— 
anmwaltsdienjte gezählt werden. Dies zeigt das Gchidjal der 
deutichen Medizin feit 1869, jeit der Gewerbeordnung. 

19. Die „menjchenfreundliche Kunſt“, wie die Alten den wifjen- 
Ihaftlihen Beruf der Medizin nannten, war denjelben felbitverjtänd- 
[ih ars liberalis, wie wir oben geiehen haben. Wie diefer Beruf 


3) Priſchl, 1. e. ©. 6, 7. 
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vor dem Sinfen zum bloßen banaujen Gewerbebetrieb zu bewahren 
jei, das war eine frage, welcher die größten Aerzte des Alterthums, 
ein Hippocrated, Galenus u. A. eigene Schriften gewidmet haben, 
nicht aus Standeseitelfeit, jondern um der rechten Berufsübung und 
der leidenden Menfchheit willen, welcher mit bloßen medizinischen 
Geſchäftsleuten nicht gedient jei. Sie empfahlen ein einziges Radikal- 
mittel: Die Erziehung zur jelbjtlofen Hingabe an den Beruf und 
zur Humanität. Dem Arzt, der fein Handwerker jein will, ift nad) 
dem Ausjprud des Hippocrates Uneigennügigkeit vor Allem nöthig 
und nad Galenus kann die Ziele der ärztlihen Wiffenihaft Niemand 
erreichen, der fie nur als Mittel des Gelderwerb3 betreibt.?) Alle 
dieje Erwägungen find von dem überlegenen Standpunkt der deutjchen 
Gewerbeordnung aus überflüffig und gegenftandslos. Die Medizin 
ift nach der Gewerbeordnung eben ein Gewerbe und ziwar ein freies 
Gewerbe. Denn wir haben bereit3 oben gejehen, daß die Garantien 
für berufliche Zuverläffigkeit, welche das Gefeg für den Gejchäfts- 
betrieb von Wirthen, Pfandleihern, ZTrödlern und ähnlichen edlen 
Berufsarten ald geboten bezeichnet, für das „Gewerbe“ derjenigen 
Gejchäftsleute, weldhe nur das Menjchenleben zum Gegenjtand 
ihre Betriebes machen, nicht als erforderlich gelten. Zum „Ges 
werbebetrieb” des Arztes ift auch derjenige gefeglich berechtigt, der 
fein Arzt ift; dagegen verbietet ihm das Gejet, bei Bermeidung einer 
Strafe bis zu 300 Mark ſich Arzt zu heißen. 

Gegen dieje Beltimmungen des Deutichen Gejetes erhob jich, als 
ſie noch erft Entwurf waren, ein Schrei der Entrüftung in der ärzt- 
lichen Welt, der indejjen ohne jede Wirfung auf den „Gejetgeber“ 
blieb. Man glaubte die Auflehnung der Aerzte gegen die ihrem 
Beruf zugedahte Segnung der Gewerbefreiheit als ein bornirtes 
Berharren auf dem zünftleriihen Standpunft, ja als lächerliche Prä- 
tenfion und Privilegienfucht nicht beachten zu dürfen. Und mwährend 
jeither fajt jedes Sahr eine Novelle zur Gewerbeordnung eine neue 
Flickarbeit an diejem Geſetz verrichtet und zwar hauptſächlich zu dem 
Zweck, um die Gewerbefreiheit der wirkliden der Freiheit bedürf- 
tigen Gewerbe im zünftleriihen Sinne zu forrigiren, waren bis 
heute alle Bemühungen der Aerzte, den Gejeßgeber zu einer ange- 
mefjenen und anftändigen Auffaffung und Behandlung ihres Berufes 
zu veranlafjen, vollkommen vergeblih. In der Situng des Preußi- 


2°) Loewenfeld a. a. DO. p. 399, 
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ſchen Abgeordnetenhauſes vom 14. März 1889 ſtellte der Vorſtand 
des Deutſchen Aerztevereins, der Abgeordnete Medizinalrath Dr. Graf— 
Elberfeld die Thatſache feſt, daß ſeit zehn Jahren die einmüthige 
Forderung aller Aerztetage Deutſchlands auf „Heraushebung des 
Standes aus der Gewerbeordnung” gerichtet ſei. Die Aerzte wollen, 
jo äußerte Dr. Graf ferner, die freie Konkurrenz aufrecht halten, 
aber in einer Weife, die de8 Standes würdig jei. Diejenigen 
müßten ausgejhlofjen werden, weldhe die Medizin nur 
des Gejhäftes wegen betrieben. Zu diefem Zwecke jolle eine 
Aerzteordnung, — ebenfalld eine jährlich erneuerte Forderung der 
Herztetage —, eine der Anwaltskammer analoge Organifation jchaffen. 
— Dem Arzt, der in ſolcher Weiſe ſich feines Berufe® annahm, 
entgegenzutreten, war einem Arzt vorbehalten. Immerhin ſchien 
derjelbe aber anzuerkennen, daß es ſich bei der erörterten Frage nicht 
bloß um die Aerzte, jondern audh um das Publikum und defjen 
Wohl und Wehe handelt. Er meinte aber, die Laien würden ge— 
nügend geſchützt dadurch, daß nur wirkliche Aerzte fie unter der Be— 
zeihnung al3 Nerzte behandeln dürfen und da nur die Üttefte 
wirklicher Aerzte gültig find. Sie waren bisher allerdings bejonders 
dann gültig, wenn fie die Folgen der Pfujcherbehandlung feſtſtellten. 

Daß die Herabdrüdung der wilfenschaftlihen Medizin zum Ge- 
werbe weder dem ärztlichen Stand noch den Intereſſen des Volks 
genügt hat, darüber kann wohl ein Zweifel nicht beftehen. Es kann 
ein Zweifel daran nicht beftehen, daß die antike Auffaffung der Auf: 
gabe des Berufes auch heute noch allein angemefjen it. Die Auf: 
gaben des ärztlichen Berufes haben jich feit Jahrtaufenden nicht ge— 
ändert, jofern ſich die Bedürfniffe der leidenden Menſchen nicht geändert 
haben. Wenn für irgend einen Beruf der Altruismus unbedingtes 
Gebot fein muß, ift es gewiß für den ärztlichen, und Alles was be- 
züglich der Advokatur oben gejagt wurde, hat aud, für die medicinifche 
Praris zu gelten. Glüdlicherweije jteht dev Gewerbeordnung zum 
Troß feit, daß die Auffaffung des ärztlichen Berufes als ars liberalis 
im Sinne der Alten auch heute noch der unter den deutjchen Aerzten 
herrihenden Meinung entſpricht. Dennod) zieht der Entwurf des 
Eivilgejebuches im jchneidenden Widerſpruch hiermit ruhig die Kon— 
jequenzen der Gewerbeordnung, indem er in $ 559 Abjat 2 unter 
den „Dienjten jeder Art”, die verntethbar find, nach der Erläuterung 
der Motive felbjtveritändlich auch die ärztlichen Dienfte begreift. — 
Wir Haben hiermit zum dritten Mal gejehen, mit welchem Recht 
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ſich die Motive für die Nothwendigkeit dieſer geſetzgeberiſchen Miß— 
handlung der wichtigſten Lebensberufe auf die modernen ſozialen An— 
ſchauungen und die moderne Rechtsauffaſſung berufen. 

20. Es würde an diefer Stelle zu weit führen, wenn wir die 
Unangemefjenheit der Bejtimmung des $ 559 an den ſämmtlichen 
altruiftiihen Berufsarten der Gegenwart darthun wollten. Nur 
kurze Andeutungen follen hier die Weite des altruiftiichen Arbeits- 
gebietes erfichtlih machen und nur auf einen Punkte joll nod 
länger verweilt werden. 

Die gewerbliche Auffafjung mit ihren civilrechtlihen Konjequenzen 
it vor Allem unvereinbar mit dem Berufe des die Hoheitsrechte 
des Staates übenden Beamten, ob er nun Namens des Kaiſers 
oder des Volkes regiert oder Recht Sprit. Die Zulaffung zu ſolchem 
Dienft galt nad) römiſchem Recht als eine Ehrung Seitens des 
Empfängers der Dienfte, deren Uebernahme diejer lettere, das Volk 
oder der Kaiſer nicht bezahlen, fondern nur dur Gehalt oder 
Naturalfuftentation ermöglichen oder erleichtern Eonntee Das iſt 
aud die Auffaffung, welche dev moderne Deutihe Offizierſtand 
an feinen Waffendienft anlegt, ohne vom römischen Recht etwas zu 
willen. Sie dürfte auch für die militia togata Deutjchlands die richtige 
fein. Daß die Löfung der Aufgaben de3 Staates fein Objekt der 
Dienjtmiethe oder eines anderen „gegenfeitigen Vertrages” tft, wird 
jeit geraumer Zeit von hervorragenden Staatsrechtölehrern anerkannt. 
Beim Richter kommt befonders noch das Gebot der alljeitigen Unab- 
hängigfeit in Betracht, weldyes in einem Lohndienſt geradezu begriff3- 
widrig und umerfüllbar wäre. Die Erfüllung des Gemeinde: und 
Staatsbürgerberufes durch Hebung der hiermit verbundenen Rechte ift 
durch Strafgefegliche Normen vor mercenärer Beeinfluffung geichüßt. 
Die gefammte politische Thätigfeit der Einzelnen in und außerhalb 
der Volksvertretung mug in freier Widmung für die Berwirklihung 
ihrer Ziele geleiftet werden, ſie verträgt eine Erleichterung durch 
Suftentationen, fie würde aber durch „Bezahlung“ völlig diskveditirt 
und entwerthet. 

Dasjelbe gilt von jeder anderen Öffentlichen und privaten Thätig- 
feit im Dienfte der Ueberzeugung. Ein nationalöfonomijches 
Werk, das den Lohnbegriff unterfucht, darf niht um Lohn ge: 
Ichrieben jein, aud; wenn es honorirt wird — vom Verleger nämlich. 
Die wiffenjchaftlihe Literatur aller Disziplinen fteht berufsmäßig in 
feinem anderen Dienft als demjenigen der Willenichaft und damit 
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der Allgemeinheit. Wie es dem Forſcher um die Erlangung der 
Wahrheit zu thun ift, fo dem miljenjchaftlihen Schriftſteller um die 
Ueberzeugung Anderer von der erlangten Wahrheit. Dieje Thätigkeit 
würde ihr Ziel verfehlen, wenn fie unter die Herrihaft des Er- 
werbötriebes ‚geftellt würde. Wahrheiten können auch heute nicht 
auf Bejtellung hergeftellt werden und Weberzeugungen find Feine 
Handelsartifel. Sie werden dies auch nit dadurh, daß das 
jie darjtellende Manuffript im G&emerbebetrieb des Druders ver- 
vielfältigt und im Gewerbebetrieb des Buchhändlers verbreitet wird. 
Dieje mechanischen gewerblichen Hülfsaftionen, jo unentbehrlich te 
dem Schriftiteller find, jo bedeutend die Mittel jein mögen, 
deren ſie bedürfen, und fo wichtig wie immer die Intereſſen, 
welche ſich mit ihnen verbünden, fie bleiben immer bloße Hülfs- 
aftionen, und die Gewerbe, welche dieje letteren verrichten, Eönnen 
nicht beanjprucdhen, daß umgekehrt ihre Arbeit al3 die Haupt: 
ſache, ihre Berufsziele als für den Schriftjteller maßgebend, ihr 
Recht als die Grundlage des ganzen Verhältnifjes angejehen und 
gejeßgeberifch behandelt werden. Es Fündigt jich ung aber bereits 
die Gefahr an, daß diefe gewerblichen Anſprüche die Billigung 
des deutjchen Gejetgebers finden. Denn das Verlagsrecht ift nad) 
den Beichlüffen der Geſetzgebungskommiſſion um deswillen nicht in 
den Entwurf des bürgerlichen Gejetzbuhes aufgenommen worden, 
weil — wie oben (I 1) erwähnt wurde — die Abjicht bejteht, dafjelbe . 
bei der Reviſion de8 Handelsgeſetzbuches als Eünftigen neuen 
Beitandtheil des letteren zu ordnen. Bisher bildete das Verlagsrecht 
einen Bejtandtheil des Civilrechtes. Bisher hat gerade das Handel: 
geſetzbuch anerkannt, daß das Verlagsgejchäft wohl für den Buch— 
händler ein Handelsgejchäft jein könne, aber darum noch nicht ein 
joldes für den Schriftiteller jei. Es ift im Gegentheil ein Kenn— 
zeihen des altruiftiihen Berufes des Schriftitellers, daß das 
Autorhonorar feinen mejentlichen Bejtandtheil des Berlagsvertrages 
bildet. „ES giebt ganze Hweige der miljenjchaftlihen Literatur, 
welche ſich in der Lage befinden, des Honorars gänzlich entbehren zu 
müſſen“ (Ihering, Zwed im NRedt). „ES kommt vor, daß der Ber: 
leger honorirt wird” 25). Es fommt allerdingd aucd vor, daß der 
Schriftiteler nur ein Lohnarbeiter im Dienſte des gewerblichen 
Kapitals ift. ber gerade da, wo dieje Herrihaft des Kaufmanns 


23) Dernburg, preußiiches Privatrecht II (3. Aufl.) $ 210. 


über den Schriftjteller am weiteiten verbreitet ift, in der Tagespreſſe, 
zeigt auch die tägliche taufendfältige Erfahrung am handgreiffichiten, 
daß die Wahrheit nicht unverfäljcht dem Handel dient. Von dem 
traurigen Einfluffe, welchen dieſe Snechtichaft auf die Kunſt des 
Schriftitellers, auf die Kunft überhaupt übt, wollen wir nicht reden, 
da died eine andere Kraft als diejenige des Verfaſſers fordern 


“ würde. 


Das BVerlagsreht gehört in der That nicht in das Handels: 
geſetzbuch. Nach feiner ganzen geihichtlihen Entwidelung it daſſelbe 
zunächſt zum Schuß des Schriftitellers und Künftlers bejtimmt, deren 
geiftiges Eigentum dadurd anerkannt und deren Arbeit gegen ge= 
werbliche Ausbeutung und gewerblichen Mißbrauch dadurch gejchütt 
werden joll. Das durch den Berlagsvertrag des Autors mit dem 
Berleger begründete Verlagsrecht des legteren it immer nur ein 
abgeleitetes Recht, welchem außerdem die Berlagspflicht der Verviel: 
fältigung und Veröffentlichung gegenüberjteht. 

Die Eivilgejeggebungsfommiifton hat ihre Beſchlüſſe gefaßt, ohne 
die Schriftfteller zu befragen. Nunmehr, nachdem bejchlußgemäß der 
Entwurf des bürgerlichen Gejetbuches vorliegt, aber ohne Verlags: 
recht, kommen die Scriftiteller und veklamiren ihr Berlagsredt. 
Sie lafjen fich nicht auf das Handelsgejegbuch und nicht in das 
Handelögejeßbuch verweilen. Auf Grund der Bejchlüffe des deutjchen 
- Schriftftellertages vom 2. September 1888 haben fte ſich durch den 
„geihäftsführenden Ausſchuß des deutichen Schriftitellerverbandes” 
in einer vom 24. Dezember 1888 datirten Eingabe an den Reichs: 
fanzler gewendet und erklären in derjelben u. A.: 

„Iſt die Feitjtellung des Berlagsrechtes einer jpäteren Reviſion 
de3 „Allgemeinen deutjchen Handelsgejegbuches” vorbehalten 
worden, jo fann diejer Vorbehalt die gerechten Wünfche und 
Erwartungen der deutichen Schriftjteller um jo weniger 
befriedigen, als hierdurch die Erfüllung derjelben vorausfichtlic 
auf lange Zeit hinaus vertagt fein würde und überdies ihre 
Rechte und Intereſſen einem rechtlichen Gelichtspunfte unter: 
jtellt würden, den ſie nach ihrer Ueberzeugung nicht für den 
richtigen und ſachgemäßen anzuerkennen vermögen. Das 
Rechtsverhältnig zwiihen Verleger und Sortimentsbuch— 
händler, und zwilchen dem Buchhändler und dem faufenden 
Publitum mag dem kaufmännischen, dem handelsrechtlichen 
Gejihtspunfte unterfallen, und der Artikel 272 des All 
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gemeinen deutichen Handelsgejegbuches führt denn auch die 
Verlagsgeſchäfte, ſowie die jonftigen Gejchäfte des Bud)- oder 

Kunſthandels, wenn fie gewerbemäßig betrieben werden, mit 
unter den Handelsgeichäften auf. Das Berlagsrecht dagegen, 
al3 der Inbegriff der Normen über das Rechtsverhältniß 
zwischen dem Verfaſſer und dem Berleger jeiner Werke kann 
ſolchem Geſichtspunkte nicht unterftellt, aljo aud) einer Reviſion 
des Allgemeinen deutjchen Handelsgeſetzbuches nicht vorbe- 
halten werden.” 

So erfreulich dieſe Erklärung it, jo würdigt diejelbe doc nicht 
die ganze Saclage. Die händleriſche Auffaffung, ohne welche die 
Einreihung des Nechtes der Schriftiteller in das Recht der Kaufleute 
nicht begreiflich ift, Fam nicht bloß in jenem Beſchluß der Geſetz— 
gebungsfommilfion zum Ausdrud, fie ift aud) zum Ausdrud gefommen 
in dem bereit3 vorliegenden Entwurfe des bürgerlichen Gejeßbuces, 
und zwar in den Beitimmungen über den Dienft- und Werkvertrag. 
Nachdem der $ 559 die locatio operarum auf Dienfte jeder Art er- 
ftredt hat, ift es eine jelbjtverftändliche Konjequenz, daß unter den 
MWerkvertrag „Werke“ jeder Art fallen. Dies iſt nicht bloß in den 
Motiven zu $ 567 (II 472) anerkannt, jondern auch durch den Ent: 
wurf ſelbſt in $ 567, insbejondere aber in $ 579 außer Zweifel 
geitellt. Der lettere Paragraph ordnet jpeziell denjenigen Werk: 
vertrag, „welcher nicht die Herjtellung oder Beränderung einer Sache, 
jondern einen anderweiten durch Arbeitsleiftung oder Dienftleiftung 
zu bewirfenden Erfolg zum Gegenftande hat.” Nach den Motiven 
(II 506) jind hierunter insbejondere „jogenannte immaterielle, wiſſen— 
Ichaftliche und künſtleriſche Schöpfungen” verftanden worden. Es iſt 
auch Elar, daß die Anwendung der locatio operis auf jchriftjtellerifche 
Werfe mit dem Vorbehalt der Drdnung des Verlagsrechtes im 
Handelsgeſetzbuche nicht im Widerſpruch, fondern im Einklang 
jteht. Der Verlagsvertrag wird dafelbft insbejondere das Necht des 
Buhhändlers auf Vervielfältigung und Berdffentlihung und aus 
jolher ordnen. Wiſſenſchaftliche und Eünftlerifche, auch chriftitellerifche 
Leiftungen an Andere jind aber denkbar, ohne daß an Berviel- 
fältigung und Beröffentlihung gedacht ift oder ſolche zum Vertrags: 
gegenftande gemacht, werden. Für dieje Fälle Eennt der Entwurf 
nur den Dienft- und den Werkvertrag einerjeits, ſowie den Auftrag 
andererjeits. Die Anwendung diefer Bejtimmungen auf wifjenichaft: 
lihe und künſtleriſche Leiftungen wäre nur dann ausgefchloffen, wenn 
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die vorbehaltene Ordnung des Verlagsvertrages zu einer Ordnung 
der wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen, insbeſondere literariſchen 
Arbeit überhaupt erweitert würde. Davon war bisher kaum die 
Rede. Und wenn der vorliegende Entwurf des Dienſt- und Werk— 
vertrages Geſetz wird, dürfte auch in Zukunft nicht die Rede davon 
ſein. In den Motiven iſt der Frage nicht gedacht, ob nicht die 
„ſogenannten immateriellen, wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen 
Schöpfungen“ gewiſſe Beſonderheiten an ſich tragen, wodurch ſie ſich 
von anderen „Werken“ im weiteren Sinne des Wortes (8 579) 
unterſcheiden, ob eine Fahrt in höhere geiſtige Regionen genau ſo 
rechtlich behandelt werden dürfe, wie das „Werk“, welches ein Fuhr— 
mann übernimmt. Auch im Entwurfe ſehen wir feine Spur einer 
ettvaigen Erörterung hierüber. Die Motive wenigftens hätten hier 
einige Zweifel bejchtwichtigen fünnen. Der Beiteller eines Werkes 
hat nad) $ 778 des Entwurf das Recht, jederzeit bis zur Vollendung 
ded Werkes vom Bertrage zurüdzutreten, freilich unbeſchadet des 
Rechtes des Uebernehmers auf die „Gegenleiftung nad) Maßgabe des 
$ 368 Abjat 2.2) Nach Maßgabe des 8 368 Abi. 2 hat der Be: 
jteller das Recht, von der Gegenleiftung, welche ex jchuldet, gemifle 
Abzüge zu machen, falls er von der Bejtellung zurüdtritt, er darf 
insbefondere den „&eldwerth des Ermwerbes, welden der Schuldner 
(hiev Werfübernehmer) durch die anderweite Verwerthung feines 
AUrbeitvermögens gemacht oder zu madhen bösmwillig unter: 
lajjen hat”, in Abzug bringen. Wäre es nun nicht möglidy, 
wäre es nicht vielleicht einer Eigenart der fogenannten immateriellen 
Schöpfungen angemefjener, dem Uebernehmer derjelben ein ähn- 
liches Nüdtrittsreht zu gewähren, wie ſolches der Bejteller 
eines Werkes überall und überhaupt nad) dem Entwurfe beſitzen 
joll ohne daß hierfür triftige jachlihe Gründe angeführt werden 
fönnen? Nach den Motiven (II. 504) iſt $ 766 des Entwurfes, 


26) Vgl. hierzu Gierke in Schmollers Jahrbuch für Gejetgebung und Ber: 
waltung XII. Jahrg. I. Heft S. 237: „Ganz ungehörig ift es ferner, daß der 
Entwurf den Bejteller nit nur bis zur Vollendung des Werkes ein freics 
Hitcktrittsrecht einräumt, jondern ihm auch im Falle des willtürlichen Rüdtritts 
nicht gleich allen anderen dafjelbe Necht jtatuirenden Gejeßgebungen die Berbind- 
lichkeit zu vollem Schadenserfag, ſondern lediglich die Verpflichtung zu der bes 
dungenen Gegenleijtung abzüglich der vom Werkmeiſter eriparten Aufwendungen 
und der durd) die freigewordene Arbeitäfraft erlangten Bortheile auferlegt ($ 578). 
Wie ſchwer kann durch diefe Beftimmung, welche die Motive rein doctrinär bes 
gründen (©. 503), ein junger Künſtler geſchädigt werden!” 
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welcher dem Dienjtverpflihteten unter bejonderen Umſtänden ein 
einfeitiges8 Rücktrittsrecht einräumt, auf den Werfvertrag nicht 
anmwendbar eradtet. Eine analoge Anwendung der ſchon bisher 
beim Berlagsdvertrag anerkannten Grundjäge hätte zu einem 
andern Ergebniffe mwenigitens für die immateriellen Werke geführt. 
Bom Standpunkt des preußischen Landrechts aus fpriht Dernburg ?”) 
den Satz aus, es jtehe dem Gchriftiteller frei, vom Vertrag 
zurüdzutreten, wenn er den Entihluß faßt, das Werk nidt 
herauszugeben und es fei dann dem Berleger nur der Schaden 
zu erjegen, welcher ihm in Folge der von ihm getroffenen durch den 
Riüdtritt unnüß werdenden Beranftaltungen erwuchs. Der Grund: 
gedanfe der bezüglichen Landrechtsbejtimmungen über den Berlags- 
vertrag Liegt nad) Derndburg darin, „daß Niemand zur Publikation 
eines Werkes genöthigt werden joll, das er nicht für reif, nützlich 
u. j. w. hält. Erſt mit der Ablieferung des ganzen Manujkriptes 
hört die freie Dispofition des Autors über fein Geiftesproduft auf. 
Diefe Sätze entiprechen einer tieferen Auffaffung des Verhältniffes.” 
— Es lag wohl nahe, derartige Erwägungen auf den immateriellen 
Werkvertrag zu übertragen. Die Berüdjihtigung diefer und anderer 
Beionderheiten dejjelben hätte aber dazu führen können, überhaupt 
von einem immateriellen Werfvertrage abzujehen und etwas Anderes 
an deſſen Stelle zu jegen. Das iſt num freilich nicht möglich ohne 
eine andere Anſchauung bezüglich der modernen artes liberales, als 
der von den Motiven angerufenen. 

21. Nah der Abjicht des Entwurfes joll in den Titeln vom 
Dienit:, Werk: und Auftragsvertrag wenn auch nicht das Recht der 
gefammten Arbeit, jo doch dasjenige der gejellichaftlich und wirth— 
ſchaftlich wichtigften Arbeit jeine privatrechtlihe Ordnung finden. 
Es wird bekanntlich al3 ein hervorragendes Unterſcheidungsmerkmal 
der modernen jogen. materiellen Produktion gegenüber derjenigen 
früherer Gejchicht3perioden bezeichnet, daß die erſtere grundfätlich Arbeit 
für den Gebrauch Anderer und nicht für den eigenen Gebraud) des 
Produzenten jein will. Hieraus allein ergibt ſich bereit3 die ver- 
änderte und erhöhte Bedeutung, welche in der Gegenwart den obli— 
gationenrechtlihen Formen der Arbeit für fremden Gebraud zu- 
kommt, wobei man noch gar nicht an den Wegfall der früher mit diejen 
Rechtsformen fonfurrivenden dinglichen Rechte auf fremde Arbeit 


2) Preußiſches Privatrecht. III. Aufl. II. B. 8 210 ©. 6083. 
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zu denken braucht, wie foldhe im Altertfum und im Mittelalter durd) 
dingliche Nedite an Menfchen begründet waren. Hierzu fommt nun 
im Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuches die Befeitigung aller ſach— 
lihen Grenzen, welche der Anwendung des Dienft- und Werkvertrages 
(fowie des Auftrages) durch die Eigenart der höheren altruiftifchen 
Berufsarbeit gefett find. Um jo mehr muß auf den erjten Blid 
der geringe Umfang und die Dürftigkeit des Inhalts derjenigen 
Titel des Entwurfes auffallen, welche da3 moderne gemeine Arbeits- 
recht enthalten follen. Und einem Stimmführer der „beſitzloſen 
Bolksklaffen” in Saden de3 Entwurfes — als welchen Stimmführer 
fih neueftens Herr Dr. Anton Menger, Profefjor der Rechte an 
der Wiener Univerfität, dem wiſſenſchaftlichen Publikum vorgeftellt hat ?®) 
— wird man es nicht verargen, wenn es ihn, mit einiger Uebertreibung, 
befremdet, „daß die Rechtsfäte über den Yohnvertrag in acht, jage acht 
Paragraphen enthalten find, obgleich die Eriftenz der großen Mehrheit 
der Nation auf diefen Vertrag gegründet ift.” Herr Menger flärt 
uns nun über die Gründe, aus welchen diefe und andere die bejiß- 
lojen Volksklaſſen interejjirende Meaterien im Entwurf fo kurz behandelt 
worden find, in überrajchender Weife durch folgende Enthüllung auf?®): 

„Diefe auffallende Kürze beruht Eeineswegs auf einen Zufall. 
Sie fehrt in dem Entwurf überall wieder, wo es fih um Rechts— 
verhältniffe handelt, bei welchen die Angehörigen der bejigenden Volks— 
klaſſen armen und jchwachen Perſonen gegenüberftehen, und wo e$ 
gerade die Pflicht der Berfaffer gewefen wäre, die Intereſſen diefer 
legteren durch befonders ausführliche und genaue Gefegesbeftimmungen 
zu jihern ... Der Grund diejer Zurüdhaltung iſt leicht zu 
errathen. Eine Elare und präzife Gejetesbeftimmung gewährt dem 
Schwachen bei Streitigkeiten einen mächtigen Schuß. Der Arme 
jelbjt vermag ſich in ſolchen Fällen, obgleid eine gründliche Rechts— 
unfenntniß jein natürliches Erbtheil ift, doch leichter eine fejte Ueber— 
zeugung von Dajein feines Nechtes zu verfchaffen, und andererjeits 
wird der Gegner nicht Leicht geneigt fein, gegen das klare Recht 
Widerſpruch zu erheben. Kommt es aber gleihwohl zum Rechts— 
jtreit, jo wird auch der Arme, der auf ein zweifellojes Recht hin- 
weijen Eann, willigere Organe zu deffen Durchſetzung finden. 

25) Menger, „Das bürgerlide Recht und die beſitzloſen Volksklaſſen.“ Archiv 
für joziale Gefeßgebung und Statiftif. II. Jahrgang I. Heft S.1 ff. Tübingen 1889. 
Berlag der 9. Yaupp’ihen Buchhandlung. 

2», Menger a. a. DO. ©. 40. 
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Diefe Situation ändert ſich vollftändig, wenn es für einen 
Rechtsfall an einer klaren Gejegesbeftimmung mangelt und deshalb 
die analoge Rechtsanwendung nothwendig wird.... Unzählige Härten 
und Ungerecdtigfeiten, welche der Gejetgeber niemal® wagen würde, 
in die Form einer Rechtsregel zu bringen, werden in ſolchen Fällen 
von dem Mächtigen im Wege der analogen Rechtsanwendung durch— 
geſetzt. Denn immer werden ſich in einem Privatrecht wie das 
unjere „rechtsähnliche Berhältnifje finden, die dem Mächtigen Recht 
geben und, wenn dies einmal ausnahmsweije nicht der Fall fein follte, 
jo wird der „Geift der Rechtsordnung” willfährige Dienfte Leiften.” 

Nah Herrn Menger haben aljo die Berfafjer des Entwurfs 
mit chlauer aber von Herrn Menger dod) leicht errathener und an 
den Pranger geftellter Abficht eine fünftliche Unflarheit jchaffen wollen, 
zu dem Zwecke, daß bei künftigen Streitigkeiten zwiſchen Mitgliedern 
der bejigenden und Mitgliedern der beſitzloſen Klafjen die legteren, 
gegen welche natürlich im Zweifel immer entjchieden wird, den Kürzeren 
ziehen. Sie, die Verfaſſer des Entwurfs, haben das Civilrecht um 
der Givilprozefje willen gejchrieben, deren Berluft fie den armen 
Parteien der Zukunft wünſchen; oder vielmehr ſie laſſen das Civil— 
vec)t deswegen ungefchrieben; fie verhüllen die Reuchte des Gefetes, 
damit der Arme im Dunklen fie und der Neiche im Trüben fiichen 
fönne, unter der Beihülfe gleihgefinnter Kichter, welche, wie überhaupt 
„die gegenwärtige AJuriftengeneration, faſt ausnahmslos in der grau- 
jamen Schule de3 römischen Rechtes aufgezogen” find 3%). Indeſſen 
bietet und Herr Menger doch die trojtreiche Annahme, daß die Ber- 
faffer des Entwurfes das Ziel ihrer verbrecheriichen Umtriebe nicht 
erreichen werden. Denn „ſchon die Juriſten des nächſten Menfchen- 
alters — dies läßt fi) mit Sicherheit vorausfegen — werden mit 
jocialen Ideen erfüllt fein und die Fähigkeit befigen, an der Reform 
des bürgerlichen echtes mitzuarbeiten 3?).” — Sie werden dann 
natürlich auch einen anderen „Geiſt der Nechtsordnung” citiren. 

Wir erlauben uns, jehr zu bezweifeln, ob Herr Menger die 
Intentionen der deutjchen Geſetzgebungscommiſſion richtig aufgefaßt 
bat. Was insbejondere die auffällige Kürze der Dienftvertragsnormen 
betrifft, jo glauben wir nachweiſen zu Eönnen, daß diejelbe die unver- 
meidliche Folge nicht von Abjichten der Verfaſſer des Entwurfes, 

, Menger a. a. O. ©. 17. 

1, Menger ©. 17. 
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fondern von Anſichten derjelben ift, weldhe Anfichten allerdings 
nicht „leicht zu errathen”, aber aus der Dogmengejhichte zu erfahren 
find, da fie diefer und nicht bloß den Berfaffern angehören. Dies 
haben wir anzuerkennen, jo wenig wir uns bierdurdh von 
energifher Bekämpfung jener Anſichten abhalten laſſen. 
Durch $ 559 des Entwurfes ift der Dienftmiethvertrag zu einer 
allgemeinen Rechtsform für die Arbeit zu fremdem Gebraud) 
geworden. Wir haben aber gejehen, daß hierdurch Berufsverhältniffe, 
welche die jchärfiten Gegenfäge daritellen, unter eine Rechtsregel 
gezwungen werden. Denn wir haben ung davon überzeugt, daß die 
Sceidewand, welche das römische Recht zwifchen der liberalen und 
illiberalen Arbeit aufrichtete, nicht das vergängliche Werk zufälliger 
nationaler Bejchränktheit ift, als welches jie ausgegeben wird, daß 
fie vielmehr dem natürlihen nad Jahrtauſenden nocd unveränderten 
Unterfhied zwijhen den dem Erwerbsegoismus dienenden 
und den altruiftifhen Berufen redtlihen Halt verleiht. Die 
klare Erfenntniß dieſes Unterjchiedes war den Römern und den Alten 
überhaupt erleichtert durch die breite Kluft, welche die liberalen und 
die illiberalen Berufe auch gefellfchaftlich trennte. Die moderne 
Jurisprudenz ift nicht in derjelben Lage, wie die römische. Das 
Gewerbe, im Altertfum und Mittelalter zerjplittert in Betrieben 
Eleiner und mittlerer Stufe, concentrirt fi, ohne feine innerjte 
Natur zu ändern, mehr und mehr in der Hand des großen welt: 
beherrjchenden Induſtrie- und Handelscapitales, dejjen gewaltige Er- 
folge eine Umwälzung der gejellihaftlihen Stellungen und Anfichten 
hervorgebracht haben und noch hervorbringen. Hand in Hand mit 
diefen Erfolgen der gewerblihen Praxis ging die Entwidlung einer 
wejentlic; gewerblichen Wirthichaftstheorte, welche „die Gewinnſucht 
für das einzige Motiv wirthichaftlicher Gejtaltung der menjchlichen 
Gejellichaft erklärte 32).” Erſt neuerdings wird in der herrichenden 
Nationaldeonomie, welde bislang Nichts als Theorie des menschlichen 
Eigennußes fein wollte, die erhebliche Bedeutung des Altruismus als 
wirthichaftlichen Factor8 mehr und mehr betont und damit eine 
Gedankenbrüde gejchlagen nad) vorwärts zu jener weltverjchiedenen 
Lehre des Socialismus, welde die Grundzüge einer künftigen anderen 
Gejellichaft antecipirt, und nad) rückwärts zu der nicht weniger ver- 
ſchiedenen Firchlichen Nationaldconomie des Mittelalters. 


”) Scäffle, das gejellihaftliche Syjtem. IL Aufl. $ 188. 
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Wie es möglich ſei, nicht etwa bloß ein einzelnes Menſchenleben, 
ſondern ganze dauernde Berufsgattungen nach den Grundſätzen des 
Altruismus zu geſtalten, dafür fehlte der Mancheſterſchule immer 
das Verſtändniß und für die breite Wirklichkeit altruiſtiſcher Orga— 
niſationen das Auge. Sie konnte ſich daher den antiken Gegenſatz der 
liberalen und der illiberalen Berufsarbeit nicht anders als rein 
äußerlich erklären mit den geſchichtlichen ſozialen Unterſchieden der 
Vertreter dieſer Berufe und der antiken Abneigung gegen die bezahlte 
Arbeit. Damit war aber aud) fofort feftgeftellt, daß diefer Gegen- 
ja veraltet jei und Eeinerlei Anſpruch auf rechtlihe Conſervirung 
beſitze. Diefe Anſchauung ift feit einiger Zeit auch in der deutfchen 
romaniftiichen Jurisprudenz überwiegend; ſie ift in den verbreitetiten 
Pandektenlehrbüchern niedergelegt; fie Fam in privatrechtlichen Ge— 
jeßeswerfen zum Ausdrud, wie 3. B. im Dresdener Entwurf des 
Rechtes der Schuldverhältniffe ??) und nunmehr aud im Entwurf des 
bürgerlichen Geſetzbuches und den Motiven hierzu. Die oft erwähnten 
jozialen Anfchauungen, auf welche fich die Motive zu $ 559 zur Be- 
gründung des vermeintlichen Fortſchrittes über das römische Recht 
hinaus berufen, find bei genauerer Befihtigung nichts Anderes als 
die moderne Mancheiterlehre in Verbindung mit einer durch dieſelbe 
beeinflußten irrthümlichen Auffaffung von Verhältniffen des Alterthums. 

Welhe Umwandlung in den Anjchauungen deutfcher Romaniſten 
die Marncheftertheorie bewirkt hat, dafür bietet ein fo hervorragender 
Lehrer des Rechts, wie Jhering ein Beifpiel. In feinem berühmten 
„Beift des römischen Rechtes 34)” jchildert er noch die Jurisprudenz 
der Römer als die allgegenwärtige Erzieherin des Verkehrs, 
und mit der ganzen ihm eigenen Meifterjchaft des Wortes legt er 
dar, welche Bedeutung dieſe Aufgabe hatte und wie die glänzende 
Löſung derjelben durch die römischen Juriſten mit ihrer altruiftifchen 
Berufsauffaffung zuſammenhing: „für die Charakteriftif der römischen 
Ssurisprudenz ift es, jo parador e3 Elingt, einer der mejentlichiten 
Züge, daß fie fih nicht bezahlen ließ. An diefem einen, feheinbar 
jo äußerlichen Umſtand Liegt unendlich viel, Liegt die halbe römiſche 
Jurisprudenz. Das Honorar des Juriſten, jo unentbehrlich e8 heute 
ift, darf nichts dejto weniger fein ärgjter Feind, fein Verſucher ge- 


) Ueber deſſen Berhältnig zum Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuches 
vgl. das Vorwort der amtlichen Ausgabe des legteren p. V. 
24) II. Band $ 42, 
63 * 
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nannt werden, ein Hinderniß feines vortheilhaften, eine Duelle 
jeines unheilvollen Einflufjes, ein Fluch unjeres heutigen Rechts— 
lebend. .. An das Geld Enüpfen ſich . . die Auriften ohne Luft 
und Liebe, ohne Talent und Verſtändniß für ihre Wiſſenſchaft, an 
das Geld die gerechten und ungerechten Borwürfe des Volks, Furz 
an dem Gelde Elebt der Shmuß unjeres Standes und die 
Erniedrigung unjered Berufes.’ 

„Alles dies blieb der römischen Jurisprudenz erjpart. Wer ſich 
ihr widmete, ſuchte nicht in ihr das Geld, ſondern fie felbft; der 
innere Beruf war dad Motiv für die Wahl des äußeren, die 
falfchen, unfähigen, verdrofjfenen Jünger blieben ihr fern. Darum 
aber jtieß fie aud im Volk nicht auf Abneigung, Mißtrauen, Wider: 
ſtand. . . . Wo der rechtliche Rath und Beiftand ein Handelsartifel 
tft, der nur gegen Bezahlung verabreicht wird, wie dies bei uns der 
Fall, ökonomiſirt man im Gebraud) defjelben und der Juriſt wird wie 
der Arzt häufig erſt dann prüfen, wenn es zu jpät iſt. Anders aber, wo 
diefer Artifel, wie in Rom, fein Handelsartifel ... Darauf beruhte 
wiederum die ganze Herrichaft und Macht der alten Yurisprudenz 
iiber das Leben, ihre Aufliht, ihre Erziehungsgewalt, ihr bildender 
Einfluß. . .* 

So Shering im „Geift des römischen Rechts’. Ganz anders 
urtheilt über diefelbe Sache jpäter Ihering in feinem „Zwed im 
Recht“!s) Hier führt er die römische Unterjfcheidung der liberalen 
unentgeltlihen (richtiger entgelt3unfähigen) und der illiberalen ent: 
geltlichen Arbeit zurüd auf die „grobjinnlide Anſchauungs— 
weije” niederer Eulturftufen, welche nur die körperliche Arbeit 
als Arbeit und daher eines Lohnes werth, anerfenne, während die 
geiitige Arbeit als ſolche nicht gegolten habe, weil jie vermeintlich 
nicht anftvenge. Diele noch heute „beim gemeinen Mann“ beftehende 
Aufafjung habe ſich in Rom zu der Schärfe zugeſpitzt, daß es ſogar 
für unehrenhaft galt, fich für geiftige Arbeit bezahlen zu laſſen. Erſt 
die griechiichen Lehrmeifter Roms hätten dies nationale Borurtheil 
bejiegt und ihnen gebühre das Verdienſt, — „denn ein Verdienſt war 
es“ — der Kunſt und Wiſſenſchaft ihre Rechtsjtellung, d. h. die 
Bezahlung erkämpft zu haben. Die Juriſten hielten freilich für 
ihren Beruf an den alten Traditionen feit, jo daß noch im dritten 
‚sahrhundert der Kaiſerzeit „einer derjelben dem Lehrer des Rechts 


14) 1. Band Kap. VII 1. 
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den Anſpruch auf das Honorar abjprach”.3%) „Die LXehrer der 
Philojophie partizipiren an diefer zweifelhaften Auszeihnung; 
von ihnen heißt es: hoc primum profiteri eos oportet, mercenariam 
operam spernere, gleich als ob ein Philoſoph von der Luft 
leben Eönnte” „Nur die Annahme eines freiwillig gewährten 
Honorar wird beiden (Juriſten und Philojophen) gejtattet, quaedam 
enim .„ .. honeste accipiuntur, inhoneste petuntur.” ®°) 

Nach JIherings jüngerer Anficht hat alfo Ulpian, indem er den 
Philvfophen die Honorarklage abſprach, diejelben verurteilt „von der 
Luft” zu leben. Wäre dies richtig, dann würde, da man von der 
Luft nicht leben kann, in England und Frankreich längft kein Advocat 
mehr leben. Denn in England wie in Frankreich haben die Ad: 
vocaten feit Jahrhunderten bereit3 den Berzicht auf die Honorar: 
Elage zum unverbrücdlichen Gebot der Standesmoral erhoben. „Nous 
avons consacre,” jo heißt es in einem die Grundlagen der franzöfifchen 
Advocatur darjtellenden Werk eines franzöfiichen Advocaten, „la rögle 
immuable de notre ancien barreau, d’apr&s laquelle toute demande 
judiciaire en payement d’honoraires est interdite a l’avocat, sous 
peine de radiation du tableau. Cette vieille tradition constitue 
l’honneur de notre profession.” #) Die avocats Frankreichs und dıe 
engliichen barristers verzichten nicht aus dem Grund auf jede Honorar 
Eage, weil fie etwa der „grobfinnlihen Anſchauung niederer Kultur: 
jtufen” Huldigen, daß nur Eörperliche Arbeit Arbeit jei und daß die 
geiftige Bethätigung Eeinen Lohn verdiene, fondern umgefehrt, und 
gerade jo wie die alten römischen Auriften, weil fie die höchſte Auf: 
fafjung von ihrem Berufe hegen, weil fie ihn für zu hoch halten, 
um mit Bezahlung aus irgend einem civilrechtlichen Geſichtspunkt 
vereinbar zu jein, weil fie feinen Zweifel daran bejtehen laſſen 
wollen, daß ihre Leiftungen nach deren ganzer Natur feine Eontraft- 
lihen, Mieth- oder Mandatsdienfte, fein können, jondern in freier 
Hingabe an den Beruf erfolgen müſſen. Und da die franzöfifchen 


6) „einer derfelben” — Ulpian — Hat eben hiermit nach dem „Geift des 
röm. Rechtes” einen „schönen Ausſpruch“ gethan, „den man als Motto über die 
alte Jurisprudenz jchreiben fünnte: eivilis sapientia est res sanctissima, quae pretio 
nummario non sit aestimanda nec dehonestanda”, 

»”) Für die Abweichungen diejed GitatS und bes vorigen dom Tert der 
1.185. D. 50. 13. tjt Verf. nicht verantwortlich. 

38) M. Mollot rögles de la profession d’avocat (II. ed.) I 113, bier citirt nad) 
Priſchl, Advokatur S. 362. Ueber die englifchen Advofaten (barristers) vgl. Ernft 
Schuſter, Die bürgerliche Rechtspflege in England, Berlin 1887 p. 49. 
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wie die englichen Advofaten in ihrem Vaterland in höchſter Ehre 
ftehen, da aus ihrer Mitte nicht bloß die Richter, jondern aud 
Regenten des Staats fort und fort hervorgehen, da gerade der Glanz 
ihrer äußeren Stellung den Gegenftand beveditigten Neides ihrer 
deutjchen Kollegen bildet, jo ijt die Annahıne begründet, daß es ihnen 
troß ihres idealen Berufsbetriebes auch leiblich nicht fo Schlecht ergeht, 
wie Ihering fonjequentermweife befürchten mußte. Es ift dies übrigens 
eine Erfahrung, die Schon vor 1700 Fahren etwa der römische Arzt 
Galenus denjenigen Berufsgenofjen, welche um des Fortkommens 
willen den Beruf ald Gewerbe betreiben zu müfjen glaubten, vorhalten 
Eonnte, und eine Erfahrung, melde die Gejchichte der Kunſt jeit 
langer Beit beftätigt. Auf die Geſchichte und auf die Erfahrungen 
der Advofatur beruft fich denn auch mit Recht ein Mann der 
Praris, der Advofat Priihl, wenn er in jeinem mehrerwähnten 
Buch an die deutihen und Bfterreichiichen Kollegen die eindringliche 
Bitte ergehen läßt, den Berzicht auf die Honorarflage zu wagen, 
und wenn er hieran nicht die Befürchtung des Hungertodes, jondern 
die Hoffnung eines Berufslebens fnüpft, das den Zielen der Advofatur 
und den Bedürfniſſen der Zeit entſpricht. 

Wir jehen, die Braris der altruiftifhen Berufe will von der 
Mancheſtertheorie nichts wilfen, nicht einmal in deren Heimathland; 
und umgekehrt jcheint diefe Theorie von jener Praxis nichts zu willen. 
Und Theorie, die von der Praris nichts weiß, iſt es, welche 
aus den Motiven des bürgerlichen Gejegbuchs zu $ 559 zu uns 
Ipricht von einer angebliden „modernen Rechtsauffaſſung“, welcher 
die Unterjcheidung von operae liberales und illiberales zumiderlaufe. 

Das zeigte jich denn fofort, al3 jene Theorie daran ging, den 
Dienftvertrag gejeggeberifh und daher für die Praris zu geftalten. 
Wenn wirklich heutigen Tags aller Unterjchted zwiſchen liberaler und 
illiberaler Arbeit ausgelöicht ift, dann kann fein Hinderniß dagegen 
beftehen, daß für dieje volltommen gleichgearteten Verhältniſſe auch 
diefelben bejtimmten Rechtsnormen aufgeftellt werden. Die Verfafjer 
des Entwurfs jtießen hier auf merkwürdige Schiwierigkeiten. Da und 
dort mußten Dienjtmiethregeln unaufgeftellt bleiben, die man einer: 
ſeits „für viele Fälle“ als gerechtfertigt, ja jelbitverjtändlich erklärte, 
andererjeit3 aber als „bedenklich” wegen der nunmehrigen „Mannig— 
faltigkeit und VBerjchiedenheit aller in Betracht kommenden Fälle“ 
und weil „bei dem weiten Umfang des für den Dienftvertrag aus 
dem $ 559 Abfat 1 Sat 2 ſich ergebenden Begriffes fi ohne Gefahr 
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eine allgemeine Regel nicht aufitellen” laſſe. (Mot. II. 457, 458, 
459.) Die Berfaffer des Entwurfes konnten hiernad beim Dienft- 
vertrag nicht umhin, zu bemerken, daß jie recht verjchiedene Dinge 
unter einen Begriff gebradjt hatten. Daher mußte diejer Begriff 
jo inhalt3leer und jo arm an konkreten Merkmalen gejtaltet werden, 
daß er in Folge der hiermit gewonnenen Weite und Allgemeinheit 
die fchreiendften Gegenſätze umfaſſen und verhüllen konnte. Und 
daher kommt denn auch die von Herrn Menger aus unmoraliſchen 
Abfichten der Verfafjer des Entwurfes erklärte Dürftigfeit der Dienft- 
vertragdregeln. Diefe Enthaltjamkeit beruhte nad) den Motiven nicht 
ganz auf freier Wahl, und es ift nur ein Näthjel, warum fie nicht 
ebenjo auch beim Auftrag geübt wurde, obwohl die Verhältnifje 
hier nicht anders liegen al3 beim Dienjtvertrage. Dieſe Frage wurde 
theilweife jchon oben (I 5, 6, 7) behandelt. Wir wollen daher, um 
Wiederholungen zu vermeiden, hier nur an einer im Entwurf unter- 
drüdten Grundregel der Dienftmiethe zeigen, auf weldem Wege die 
Uniformität der Dienftvertragsregeln für operae liberales und illiberales 
erreicht wurde und auf weldem dieje Uniformität beim Auftrage. 

Wenn irgend eine Regel bei der Dienftmiethe Anjpruh auf 
allgemeine Geltung hat, jo ift e8 wohl die Hegel, daß der Dienit 
nad dem Willen des Dienftberechtigten zu gejchehen hat. Beſteht 
doch der begriffsmäßige Unterfchied zwiſchen Dienjtvertrag und 
Werkvertrag auch nah dem Entwurf und den Motiven (II 471) 
darin, daß der Dienftvertrag die Arbeit als ſolche, d. h. als 
lebendigen Vorgang zum Gegenjtande hat, der Werfvertrag dagegen 
den Erfolg der Arbeit, das Erzeugniß der Dienjte. Auch für das 
„Werk“ bei der locatio operis des Entwurfes iſt natürlich der Wille 
des Empfänger maßgebend, wie fi jchon aus den Begriffen 
Bejtellung, Billigung, Abnahme bei Werfmiethe ergiebt; aber 
während hier der Arbeiter jeine Arbeit jelbit zu dem vom Beiteller 
gewollten Erfolg zu lenken hat und in diejer Beziehung nicht 
unter der Direktion des Vertragsgegners fteht, ift die Leitung zum 
Ziele bei der Dienftmiethe Sache des Arbeitsherrn; nicht nur der 
Erfolg, aud der Weg zum Erfolg ift von ihm abhängig. „Die 
Dienftmiethe hat nur mit jolden Arbeiten zu thun, die nach Anordnung 
und Geheiß des Arbeitgebers geichehen“.3°) 

”) Dernburg, PBandekten (LI. Aufl.) I. $ 112 ©. 301. Brinz, Bandelten 
(II. Aufl.) IL. 3 332 ©. 762. efr. Preußifches Landrecht I. 11 $ 895. Gewerbe: 
ordnung 8 121. 
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Nah den Motiven läßt ſich in diefer Beziehung „ohne große 
Gefahr eine allgemeine Regel nicht aufitellen” und zwar, wie aus— 
drüdlih anerkannt wird, wegen des 8 559 Abſatz 1 Sat 2. — 
Natürlih, es wäre ja auc zu feltfam, daß nunmehr der Advokat 
unter der Leitung des Klienten plädiven, der Arzt die Behandlung 
des Kranken nad dejjen Anordnungen und Rezepten führen follte! 
Und deswegen läßt man eben die Regel, die man nicht brauchen 
kann, fallen, ohne Rückſicht darauf, daß hiermit ein weſentliches 
Unterfheidungsmerfmal des Dienftvertrages gegenüber dem Werk: 
vertrag fällt. Aber die „große Gefahr”, der man jo beim Dienft- 
vertrag glüdlicd) entkommen ift, droht noch einmal in derjelben Größe 
beim Auftragsvertrag. Für jede „gemeine“ wie für jede Liberale 
Arbeit fennt der Entwurf nicht bloß den Dienftvertrag, ſondern aud) 
der Auftragsvertrag. Für die Arbeit des Rechtdanwalts, wie für 
die Arbeit des Arztes (um bei den erwähnten Beifpielen zu bleiben) 
fennt der Entwurf nur Dienftvertrag oder Auftrag, da wohl von 
Werkmiethe feine Rede fein kann (j. ©. 895, 896). Nun ift auch beim 
Auftrag diejelbe oben erwähnte „Grundregel” anerkannt, wie beim 
Dienftvertrag, daß für die Ausführung der Arbeit der Wille des Em: 
pfängers der Arbeit maßgebend ift. Wie fteht es nun mit dem Arzt, 
dem Advofaten, wenn fie auf Grund Auftrags thätig zu werden haben ? 
Hier hat der Entwurf die erwähnte Gefahr nad) der Art des Vogels 
Strauß vermieden und nimmt von derjelben einfach feine Motiz. 
„Zweifellos“ jagen die Motive zu $ 590 „hat der Beauftragte 
jih nad den Anweiſungen des Auftragsgebers zu richten“ 
(II 535), und der $ 590 ſelbſt jagt: 

„Der Beauftragte darf bei der Ausführung des Auftrages 
von einer Anweiſung des Auftraggebers abweichen, wenn 
Umftände vorliegen, welche die Annahme begründen, die 
Abweihung würde von dem Auftraggeber bei Kenntniß der 
Sachlage gebilligt werden. Der Beauftragte hat jedoch vor 
der Abweichung, joweit thunlich, dem Auftraggeber Anzeige 
zu erjtatten und deffen Entichließung einzuholen.” 

Dean denke jih nun den praftifchen Arzt Dr. Medicus, das an 
epileptifchen Krämpfen leidende Kind des Bauern Simpelhuber nad) 
der Anleitung des $ 590 des Entwurfs behandelnd! Warum wurde 
die Hegel des 3 590 überhaupt aufgenommen, möchte man fragen. 
Uns jcheint, nur aus dem Grund, weil fie mit zu großer Beſtimmt— 
heit in den Pandekten jteht, als daß man es hätte wagen wollen, fie 
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zu übergehen. Aber die römischen PBandektenjuriften haben ſich aud 
gehütet, die liberale Arbeit als Gegenjtand des Mandats zu erklären 
und der $ 590 des Entwurfes dürfte dies auch für diejenigen ver- 
ſtändlich machen, die es bisher nicht verftehen wollten oder darin nur 
eine längjt abgethane römische Antiquität jahen. 

22. Die vorftehenden Erörterungen führen uns zu dem Schluß, 
daß $ 559 Abſatz 1 Sat 2 des Entwurfes nicht bloß aus Gründen 
der Gejeßgebunggpolitit, jondern auh aus Gründen der Geſetz— 
gebungstechnif fallen jollte; die fragliche Beſtimmung ift aber auf 
den beliebten Weg des Stillſchweigens auch in $ 567 und insbejondere 
in $ 585 ausgejprochen und follte auch hier nicht geduldet werden. 
Nur bei jolcher Beſchränkung der Dienftmiethe auf die ihr gewiejenen 
natürlichen Grenzen’ dürfte es möglich jein, diefer Bertragsform die 
ihrer heutigen Bedeutung entjprechende Bejtimmtheit und jorgfältige 
Ausprägung zu geben. Zur Aufitellung eines in den thatfädhlichen 
Borausjegungen im Wejentlichen mit dem Dienftvertrag identifchen 
entgeltlihen Auftragsvertrages it dann Feine techniſche Veran— 
lafjung gegeben; nocd weniger aber legen diejelbe irgend welche 
anerfennenswerthe Verkehrsbedürfniffe nahe. Will man aber trotzdem 
den dermaligen Entwurf feithalten, was für die liberale Arbeit nicht 
möglich jcheint, Jo empfiehlt es ſich wenigſtens, dem Richter die Mühe. 
der Entdekung nicht vorhandener Grenzmerfmale zwiihen Mandat 
und Dienftmiethe zu eriparen, durch Aufftellung einer geſetzlichen 
Bermuthung zu Gunften des Dienftvertrages, wie ſolche im fünig- 
Lich ſächſiſchen Geſetzbuch enthalten ift. 

Seiner Beftimmung zurüdgegeben, wird fich der Dienjtvertrag 
nicht bloß in techniichejuriftifcher, jondern auch in ſocialpolitiſcher Be- 
ziehung, der Aufgabe des heutigen deutjchen Geſetzgebers gemäß, 
anders gejtalten lajjen. Nicht mit Unrecht rügt Gierfe*), „wie 
wenig hier der Entwurf ſich mit den im deutſchen Arbeitsrecht theils 
verwirflichten und theils nach Geftaltung ringenden Gedanken erfüllt”, 
Gierfe bezeichnet mit Recht die vom Entwurf bei Dienftverträgen auf 
unbejtimmte Zeit unterſchiedslos auf zwei Wochen normirte gejetliche 
Kündigungsfrift ($ 563) „für zahlreiche Dienftverhältnifie höherer 
Drdnung” als viel zu kurz bemefjen, indem er auf die richtigere Be: 
ftimmung des preußilchen Landrechts verweift, welche für jolche Ver: 


*) Jahrbuch für Gefeßgebung und Volkswirthſchaft von Schmoller, 
XIH. Jahrg. ©. 235. 
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hältniffe eine vierteljährige Kündigungsfrift feſtſetzt. Es ließe ſich 
auch auf Art. 61 des Handelsgeſetzbuchs verweiſen, ſowie auf die 
meijten Dienftbotenordnungen, welche nur viertel- und halbjährige 
Kündigungsfriften fennen. Dem Arbeitnehmer find aber heutzutage 
im Allgemeinen längere Bertragsfriiten erwünjchter als kurze, die 
ihn dem Belieben des Arbeitgebers anheimgeben. Da das Ein- 
führungsgejeg zum bürgerl. Geſetzbuch nad) dem vorliegenden Entwurf 
(Art. 46) die Gefindeordnungen im Wejentlichen überhaupt und gerade 
in der hier fraglichen Richtung aufrecht erhält, jo würde 3. B. in 
Bayern ein Gutöverwalter einer vierzehntägigen Kündigung ſich zu 
erfreuen haben, der unter ihm arbeitende Dienftbote einer halb» 
jährigen®). Es wäre ferner zu erwägen nicht bloß die Aufnahme 
einer Fürforgepflicht in Serankheitsfällen, deren Fehlen im Entwurf 
Gierfe unter Hinweis auf das Schweizeriſche Obligationenrecht 
Art. 341 Abi. 2 rügtt?), fondern auch die Frage, ob nicht die Schuß: 
vorjchriften der deutjchen Gewerbeordnung, 3. B. 88 120, 124 (aud) 
$ 123), 126, 135, 136, durch Erftrefung auf den Dienftvertrag und 
beziehungsmweije Adaptirung für diefen zum gemeinen Recht erhoben 
werden jollen. Aucd für den Werfvertrag find derartige Schuß» 
vorſchriften mit Rückſicht auf die entjeglichen Verhältnifje der Haus- 
induftrie unentbehrlich. Dagegen könnte dann der Schuß der 
Dienftboten durch die Dienjtbotenordnungen überflüllig werden 
und es ließe fich der Trage näher treten, ob die Motive zu 
Art. 46 des Einführungsgefeged zum Entwurf mit Recht be- 
haupten (©. 166), daß eine Regelung de3 Gefindereht3 durch 
Reichsgeſetz unausführbar jei und deswegen die alten Gejinde- 
ordnungen, wie Art. 46 jagt, „unberührt” bleiben. Und es wäre 
doc gerade den Gejindeordnungen eine „Berührung“ durch einen 
modernen Gejeggeber recht nützlich. Es muß 3. B. als fraglich 
bezeichnet werden, ob gerade im Deutjchen Reich die Arbeit eines 
Stubenmädhens von folder fozialer Wichtigkeit und Unent— 
behrlichkeit ijt, daß es als geboten erjcheint, ihre Vertragserfüllung 
den betreffenden Damen durch Polizei und Strafrichter ficher zu 
jtellen*?), und es muß auch als fraglid) erfcheinen, ob, wie die Motive 
jagen, wirklich fein Bedürfnig vorhanden ift, diefe und derartige Re— 
miniscenzen der Zeit der Leibeigenfchaft abzuthfun. Wir meinen 
+) Bergl, 2. Meirner, das Dienjtbotenwefen in Bayern, ©. 17 ff. 


2) A. a. O. ©. 236. 
») Bayer. Polizeiſtrafgeſetzbuch Art. 106 Abſatz 1 und 3, 
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gerade auf den Gebiete des Gefindewejens hätte der deutjche Geſetz— 
geber eine recht gejunde Arbeit zu verrichten. 

Solche Arbeitögelegenheit hat der Gejetgeber aber auch, und 
nicht zulegt auf dem Gebiete der liberalen Berufe. Dem Rang diefer 
Berufe dürften eigene Titel im bürgerlichen Gefetbuc wohl mindeftens 
ebenjo gut entjprechen, als dies bei den proxenetae der Tall ift, und 
aud die Eigenthümlicjfeiten der liberalen Berufsarbeit erfordern 
jolche bejondere Beachtung und Regelung wohl ebenjo gut als die 
Eigenthümlichkeiten der Mäklerarbeit ($ 580). Dieje neuen Titel 
fönnten übrigens verhältnigmäßig kurz ausfallen. Denn es wird fid) 
bei dem Anlaß des großen Werkes des bürgerlichen Gejeßbuches wohl 
empfehlen, die Gewerbeordnung und einige andere Reichsgeſetze in 
weiterem Umfang zu revidiren, al3 die8 nad dem Entwurfe des 
Einführungsgefeges zum bürgerlichen Geſetzbuch beabfichtigt ift. Die 
Drganijation der medizinischen Praris z. B. — wenn bier zur Beit 
von Organijation die Rede jein kann —, und diejenige der Rechtsan— 
waltjchaft bedürfen einer Reform, die am beiten durch Spezialgejete 
geichieht, wie jolche ja auch in Bezug auf die gewerbliche Arbeit in 
reicher Fülle neben dem bürgerlichen Gejetbud) beitehen werden. Es 
dürfte zu erwägen fein, ob nicht eine Reinhaltung der Advofatur von 
bloß mechanischen befjer dem Gewerbe anheimzugebenden Berrihtungen 
anzujtreben jei im Wege der Trennung der Advokatur von der 
Profuratur,t) wie fi) folche jeit Fahrhunderten in England und 
Frankreich bewährt und in unjerem Jahrhundert noch in einer Reihe 
anderer Staaten eingebürgert hat, eine Trennung, wodurd) auch tm 
Deutfhen Neid; nur einheimifches mit Unrecht verdrängtes Recht 
wieder hergejtellt würde. Die Trennung der Profuratur von der 
Advofatur würde die lettere entlaften von Gefchäften, zu deren Be— 
jorgung es feiner Rechtsgelehrten bedarf; jie würde auch die Mög- 
lichkeit zu einer weiteren Entlaftung des Richteramtes von zur Auf: 
gabe des Richters nicht gehörigen mechanischen Arbeiten bieten. Und 
weiter ließe ſich von folder organiſatoriſchen Aenderung hoffen, daß 
fie die ſchwärzeſte Sorge, welche zur Zeit auf der Deutſchen Rechts: 
anwaltſchaft laftet, heben würde, die Sorge dem Berufsideal im Kampf 
um das eigene Bedürfniß entfremdet zu werden. Die Abtrennung 
der Procuratur von der Advofatur würde den neuen Procuratoren 





+) Bergl. zum folgenden die jehr beherzigenswerthe Darlegung von 
Priſchl ©. 147 ff., der wir uns vollftändig anſchließen. 
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außer den ihnen zuzuweiſenden Procuratorengeſchäften der bisherigen 
Rechtsanwälte eine Reihe von anderen mit dem Rechtsverkehr in Verbin— 
dung ſtehenden ehrenhaften und lohnenden aber gewerblichen Arbeitsarten 
eröffnen, welche dem Rechtsanwalt als Advokaten immer verſchloſſen 
bleiben müſſen und welche bisher in mangelhafter und vielfach unſo— 
lider Weiſe beſorgt worden ſind. Wir meinen vor allem die in 8 35 
Abſatz 3 der Gewerbeordnung erwähnten Geſchäfte der Rechtsagenten, 
wie ſolche in England in muſterhafter Art kaufmänniſch und techniſch 
von den Solicitors wahrgenommen werden. So würde dem Gewerbe 
zugeführt, was des Gewerbes iſt und die Advokatur vor der Gefahr 
geichütt, jelbit in ihrem eigenen Bereic dem Gewerbe zu ver: 
fallen. Daß dieje Gefahr nicht bloß für die Advofaten, fondern für 
das Volk ald Ganzes bedrohlich wäre, bedarf wohl für Niemanden 
einer Ausführung, der nicht die Nothwendigkeit einer. unabhängigen 
Advofatur leugnet. Mit der dem wiſſenſchaftlichen Beruf der Ad— 
vofatur geziemenden Freiheit wäre e8 an dem Tage zu Ende, an 
welchem ihr mit Recht die „Gewerbefreiheit” verliehen würde, nicht 
minder zu Ende als an jenem Tage, an welchem fie „verjtaatlicht” 
würde. Beides unmöglih zu madhen, dazu kann uns die durch 
den Entwurf des bürgerlihen Gejegbuces veranlaßte Bewegung 
dienen. Dieje wird dann freilich auch vor einer eingreifenden Revifion 
der Prozekordnungen und des Gerichtöverfaffungsgejeges nicht zurüd- 
jchreden dürfen. 

Ueber den Rahmen einer Begutachtung des vorliegenden Geſetz— 
entwurf3 find wir vielleicht mit diefer Anregung organifatorischer 
Aenderungen hinausgegangen. Auch wiſſen wir keineswegs, ob unfer 
Borichlag ſich des Beifalld der Berufsgenofjen erfreuen wird. Ob 
aber die Organifation geändert wird oder nicht, Eines darf ſich nicht 
ändern: die altruiftiihe Berufsauffaffung der Advofatur; die lettere 
muß nöthigenfalls befjer jein als das Geſetz, in Zukunft wie bisher. 


FRE... ZUR 


Die Lehre von den Zeitbejtimmungen, Bedingungen 
und Befriſtungen und der Anſpruchsverjährung 
nad) dem Entwurfe eines bürgerliden Geſetzbuches 
für das Deutſche Reich ($$ 128—185).” 
Bon Dr. jur. Fri Meyer, Rechtsanwalt zu Frankfurt a. M. 


Die Borjchriften des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuches 
für das Deutjche Reich über Zeitbeftimmungen, Bedingungen, Bes 
friftungen und Anſpruchsverjährung laſſen ſich unter einem allgemeinen 
ſyſtematiſchen Gefichtspunfte nicht vereinigen. Bedingungen und Be— 
friftungen pflegt man ebenjo allgemein, al3 unrichtig mit Neben: 
beitunmungen der Verträge zu bezeichnen, die Anſpruchsverjährung 
erjcheint al3 einer der allgemeinften Beendigungsgründe der rechts— 
geihäftlihen Wirkungen. Die Zeitbeftimmungen endlich beziveden 
lediglih Auslegungsregeln zu geben, welche Ausdrudsweijen, die an 
ſich mehrfacher Deutung fähig find, eine beftimmte gejetliche Fixirung 
verleihen. 


’, Bergleihe bezüglich der Literatur Motive Bd. 1. ©. 248—270, 282— 287, 
288—347, Gierfe in Schmoller's Jahrbüchern Jahrgang 12 Bd. 4 ©. 186 Ilg., 
Hölder im Archiv für civiliftiihe Praris Bd. 73, Lenel cbendafelbjt Bd. 74 
©. 213 flg., Meifcheider in Beder und Fiſcher's Beiträge Heft 8 ©. 29 flg,, 
Fiſcher ebendafelbit Bd. 6 S. 64 flg., Goldſchmidt, Kritifche Erörterung zum 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches ©. 73 flg., Leske, Der Entwurf eincs 
bürgerlichen Geſetzbuches ©. 19 flq., von Zrodlowsky, Kodififationsfragen ©. 79 flg., 
Schilling, Aphorismen ©. 57 flg., Manenti, Li conditioni Pisa 1888. Während 
des Drudes find noch erfchienen in den Verhandlungen des 20. deutfhen Zurijten- 
tage? die Gutachten von Bähr und Hanauſeck über die Anjprudsverjährung 
a. a. O. Fol. 285 —332, 

XT, 54 
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BZeitbeftimmungen. $& 147 flo. 

Wenden wir uns daher zunächſt zu diefen Beftimmungen, welche im 
6. Abſchnitt des allgemeinen Theils in 7 Paragraphen (8$ 148—153 
inkl.) zufammengefaßt find. Die hier gegebenen, im mwefentlichen jchon 
dur) die W. O., da8 9. ©. B. und die R. P. ©. für wichtige 
Berfehrögebiete zu gemeinem Recht erhobenen und bewährten Regeln 
jollen nad) $ 147 ganz allgemein für alle in Gejeten, gerichtlichen 
Verfügungen und Rechtsgejchäften enthaltenen Zeitbejtimmungen maß- 
gebend jein. Wie weit allerdings dieſe Beltimmung mit Bezug auf 
andere Gejete reicht, läßt jich weder aus $ 147 felbjt, noch aus den 
Motiven, welche hierüber vollfommen ſchweigen, erjfehen. Nur aus 
AUrtikel 11 des inzwijchen erjchienenen Entwurfs des Einführungs- 
gejetes, welcher den $ 200 der C. PB. DO. mit $ 147 im Einklang 
bringt, läßt fi) vermuthen, daß die Vorſchriften diejes Titel8 auf 
die in der R. P. ©. vorkommenden Zeitbejtimmungen Anwendung 
finden follen und andererjeitS wird man z. B., da das Handels- und 
Wechſelrecht vom bürgerlichen Gejege ausgejchloffen find, mithin 
daffelbe dieſen Gefegen gegenüber nicht als das jüngere, denjelben 
derogirende angejehen werden kann, annehmen müfjen, daß der $ 147 
hierauf feine Anwendung findet. In wieweit aber die jonjt in Reichs» 
oder Landesgefegen vorkommenden Zeitbeftimmungen und Friſten 
durch den $ 147 getroffen werden — da3 wird in jedem einzelnen 
Falle der richterlihen Beurtheilung unterliegen müjjen, wenn nicht 
in den weiteren Stadien des Entwurfs derjelbe eine Elarere Faſſung 
erhalten follte. 

Givilfomputation. $ 148. 

In Uebereinſtimmung mit allen beſtehenden Rechten wird von 
der ſogenannten Civilkomputation als Regel ausgegangen, d. h. es 
wird nicht von Moment zu Moment, wie es der natürlichen Berechnungs— 
weiſe entſpricht, ſondern nach vollen Kalendertagen von Mitternacht 
zu Mitternacht jede Friſt berechnet, welche nach Tagen, Wochen, 
Monaten oder Jahren beſtimmt iſt. Dies iſt zwar im Geſetz nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen, aber im $ 148, nad Erläuterung der 
Motive (S. 282) als ſelbſtverſtändlich vorausgefeßt, und erjcheint 
auch trotz der Eimwendungen von Hölder, jelbjtbezüglic; der Zeit: 
beftimmungen bei Rechtsgefchäften in Feiner Weile bedenklich. 


Nicht Einrehnung des Anfangstages. & 148 bj. 1. 
Im Gegenjage zum gemeinen Rechte, aber in Uebereinſtimmung 
mit C. P. D. 88 199, 200, fol nah 8 148 bei Berehnung von 
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Sriften der Tag außer Anja bleiben, in dejjen Verlauf das Ereignif 
oder der Zeitpunkt fällt, nach welchem die Frift fich richtet. Dies 
gilt nach der Erläuterung der Motive auch für eintägige Friften und 
jtimmt mit dem geltenden Rechte der W. D. Art. 32, der 9. G. B. 
Art. 328, der 6. P. O. $ 199 und der St. P. O. 8 42 vollftändig 
überein. 

Ebenſo endigt dann jelbftverftändlich eine nach Tagen beftimmte 
Friſt erit mit dem Ablauf des legten Tages. Die gegen die Nicht- 
einrechnung de3 Anfangstages namentlid; von Hölder dahin erhobenen 
Bedenken, daß es zumal bei allen, an die Erreichung eines beftimmten 
Alters gefnüpften Rechtsfolgen geeigneter jei, das Alter mit dem 
Anbruche eines bejtimmten Tages beginnen zu lafjen, erjcheint nicht 
völlig unbegründet. - Namentlich kann es zweifelhaft erfcheinen, ob 
nicht, da nad) $ 25 die Minderjährigkeit bis zum zurüdgelegten 
21. Lebensjahre dauert und nad $ 148 Abi. 2 die Frift erft mit 
dem Ablauf des letten Tages endet, die Volljährigkeit erſt mit 
21 Fahren und einem Tage beginnt. 

Eine Ausnahme von diefer Regel der Nichteinrechnung des 
Anfangstages bildet der eigentlich jelbjtverftändliche und auch nur zur 
Vermeidung von Mifverftändniffen aufgenommene Fall des 8 149 
Ab). 2, daß nämlich ausdrüdlich der Beginn eined Tages als 
Anfangspunft einer Friſt bezeichnet ift. In diefem Falle iſt natürlich 
der Anfangstag ausnahmsweiſe einzurechnen (3. B. Vermiethung einer 
Wohnung vom 1. Januar an). In Folge deffen endet auch die Frift 
nicht an dem dem Anfangstage entjprechenden Wochen: oder Monat3- 
tage, fondern einen Tag vorher. Praktiſche Beijpiele bieten ſich bei 
der Todeserklärung $ 6 Abj. 2 und bei der Pacht $ 537 Abi. 2.2) 


Berehnung von Datum zu Datum bei Woden-, Monats- und 
Jahresfriſten. $ 149 Abſ. 1. 

Während das römische Recht den Monat in 30 Tage auflöft, 
rechnet der Entwurf von Datum zu Datum, d. h. es endigt eine 
Friſt mit dem Ende des Wochentages, der nach jeiner Benennung 
und mit dem Ende des Monats, der nad) jeiner Zahl dem Anfangs- 
tage entipricht. Dies kann jelbjtverjtändlich nur von den mindeftens 


2) Durch Artikel 11 zu $ 200 der C. P. ©. iſt diefe Beftimmung im Ein: 
führungsgejeß zur Abänderung der genannten Vorſchrift der C. P. O. übernommen 
und wird für Friſtberechnung nad) $ 200 Abſ. 1 Gerichtsferien und $ 212 Abi. 3 
Wiedereinſetzung innerhalb 1 Jahr) von Bedeutung. 

64 * 


—— 
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eine Woche dauernden Friften gelten! — Fehlt der entjprechende 
Tag im Endmonate, fo gilt der lette Tag des Monats als Endfrift. 
Der Schalttag, der 29. Februar, gilt in jeder Beziehung als ein 
befonderer Tag. Die Beitimmungen des 8 149 Abf. 1 erfcheinen 
deshalb wichtig, weil die &. P. O. bezüglih der Berechnung der 
Fahresfriften Feine Beftimmungen enthält. (Motive ©. 285.) 

Der anfceinend mit $ 149 im Widerſpruch ftehende und von 
vielen mindeftens für überflüjlig erachtete $ 151 erjcheint nothwendig 
und zutreffend für Fälle, in welchem eine Summe nicht nothmwendig 
aufeinanderfolgender Tage bezeichnet werden joll (3. B. dreimonatlicher 
Urlaub einer Schaufpielerin, während der Dauer eines Jahres, neun- 
monatliches Reifen eines Reiſenden ꝛc.). Die gejeglichen Firirungen 
im $ 150 hätten aud für die Friften von 14 Tagen und 8 Tagen 
normirt werden jollen. Die Beſeitigung der veralteten Seit- 
bejtimmmungen von Jahr und Tag (1 Jahr 6 Wochen 3 Tage) 
wird nur von eingefleiichten Germaniften, wie Gierfe, beklagt werden. ®) 

Der $ 148 Abſ. 2 gilt ausnahmslos, während nad) römiſchem 
Achte bei Erwerb von Rechten ſchon der Anbruc des Tages genügt 
(dies coptus pro completo habetur). 


Heittage, Sonntage Motive ©. 286. 

Geben ſonach die pofitiven Beitimmungen des Entwurfs über 
Zeitbeftimmungen zu feinerlei Bedenken Anlaß, jo hat die bewußte 
Unterlafjung einer Beftimmung über die Einwirkung von Sonn— 
und Feiertagen auf Termine und Friften einen lebhaften Streit 
umfomehr hervorgerufen, als in der W. O. $32, 9. ©. B. 329 und 
330, &. P. DO. 200 Abi. 2 und St. PB. DO. $ 43 Abi. 3, Sonntage 
und allgemeine Feiertage als den Friftablauf ausfchliegend mit der 
Wirkung anerkannt jind, daß die Frift erft mit dem Ende des nädjiten 
Werktages abläuft. Nur für Friften bleibt (Einführungsgejeg Art. 11) 
der Sonntag gemäß $ 200 der ©. P. DO. beitehen. Wenn die 
Motive ©. 287 jagen, daß eine allgemeine Borjchrift diefer Art 
„ſichtlich“ zu weit gehen würde und daß die leitende Hegel jein 
müſſe, daß nur joweit der Wille der Parteien e3 ergiebt, Sonn- 
und Feiertag auf die Zeitrechnung von Einfluß jein könnten, jo 
muß dies al3 durchaus unzutreffend bezeichnet werden. Die Kon- 
jequenzen dieſer Auffaffung find geradezu unmögliche. 


) Sierfe a. a. DO. ©, 186. 
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Die Miethe muß an Sonn: und Felttagen bezahlt werden, _ 
während feine öffentliche Kaffe bezahlt. Der Sonntag ift nad) der 
ausdrüdlihen Beitimmung de3 $ 522 Umzugstag, während mahr- 
jcheinlih die Polizei den Umzug gar nicht geftattet. Börje und 
Handelöverkehr anerkennen den Sonntag, während das bürgerliche 
Recht ihn nicht Heilig hält. 

Diefe Vorſchrift ift nicht nur juriftifch unzutreffend, fondern 
fteht auch mit dem wirthichaftlihen Streben unjerer - Zeit nad) 
Sonntagsruhe in kraſſem Widerjpruce. Mag e3 auch ſchwierig fein, 
wie die Motive zum Gerichtsverfaffungsgejeg ergeben,*) eine allgemeine 
bürgerliche Feittaggordnung für ganz Deutjchland herzuftellen, ſo wäre 
doc die Feſttagsordnung jelbft leicht der Landesgefegebung vorzu- 
behalten gewejen, und wenigſtens für den Sonntag unbedingt eine 
Vorſchrift zu Schaffen, welche dem geltenden Recht entjprechend be» 
ftimmt, daß am Sonntag eine Rechtshandlung gegenüber einem 
andern ohne deſſen Zuftimmung nicht gefordert und nicht mit Wirk: 
jamfeit vorgenommen werden könne. 


Bedingungen und Befriftungen. 

Noch weniger glüdlih ſowohl Hinfichtlid) des Anhalt als der 
Faſſung erjcheint der 10. Titel des 4. Abfchnitts: Bedingung und Be- 
friftung, welcher im allgemeinen die gemeinrechtliche Doftrin wieder: 
giebt und fich wie ein in Paragraphen gefaßtes Kapitel eines Pandekten— 
Lehrbuches lieſt.) Muß es jchon an fich legislatorifch überflüffig und 
jogar bedenklich erjcheinen (Mot. 249), nad) Art eines Lehrbuch, 
allgemeine Grundjäge über die Bedingungen in den allgemeinen 
Theil aufzunehmen, ftatt diejelben bei den einzelnen Materien zu 
behandeln, fo wird in diefem Abfchnitte das, was die Motive ver: 
meiden zu wollen erklären: 

Im täufchenden Sinne zu verallgemeinern, was nur für 
gewiſſe Fälle paßt (S. 250 Motive), 
gerade durch den 10. Abjchnitt in hohem Grade herbeigeführt. 
Schon die Ueberſchrift: „Bedingung und Befriftung” ift geeignet, nad) 
doppelter Richtung hin irre zu leiten: 

1. Während man allgemeine Normen über Bedingung und Be- 

friftung vorausſetzt, ergiebt ji aus dem Geſetzbuch und den Motiven 


) Brototolle der Reichſtagskommiſſion ©. 67. 
>) Schilling a. a. O. ©. 58. 
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©. 250, daß der 10, Titel nur rehtsgejchäftlihe Bedingungen, 
und aud diefe nur unter Lebenden, nicht aber bedingte Zu: 
wendungen von Todeöwegen umfaßt, welche unter theilweife völlig 
abweichenden Rechtsnormen in den $$ 1761—1765, 1946, 1956 
Abſ. 1 und 1962 Abi. 2 behandelt jind. Ebenſo finden dieje 
Vorſchriften auf Recdhtsbedingungen, d. h. folche, weldhe vom 
Gefeg unmittelbar geſetzt find, nicht unbedingt Anwendung.) 

2. Noch mehr aber leitet die Ueberſchrift: Bedingung und Be- 
friftung bezüglich des materiellen Inhalts des 10. Titels irre. 


Endzwed und Borausfegung. 

Denn während nach gemeinem Recht unter den Selbftbeichräntungen 
der Willenserklärungen außer Bedingungen und Befriftungen aud) 
noch der Modus (Endzwed, Auflage) befannt waren, zu welchem feit 
Windſcheids berühmter Schrift (von der Vorausſetzung, 1850) noch 
diefe Vorausſetzung als vierte Art oder als Erweiterung des Begriffs 
der Auflage hinzugetreten ift, gewinnt es nach jener Ueberſchrift und 
auh nad dem Inhalte des 10. Titel3 den Anfchein, als ob der 
Entwurf der Auflage und der Borausfegung eine allgemeine Geltung 
verjagen. Beides iſt es jedoch irrig, denn der Entwurf erkennt jo- 
wohl den Modus als auch die VBorausjegung, lettere jogar voll- 
inhaltlich nach Windjcheids Lehre an. Bei der Auflage ergiebt jich 
die8 aus $ 448 bezüglih der Schenkung und aus $ 1757 
bezüglich der legtwilligen Berfügungen. Schwieriger dagegen 
ift der Nachweis, daß auch die Vorausjegung als eine Beſchränkung 
der Wirkjamfeit der Willenserklärung anerkannt ift. Der Inhalt 
der Lehre der Windjcheid’ichen Vorausſetzung iſt allbefannt. 

Die VBorausfegung ift eine unentwidelte Bedingung, bei welcher 
derjenige, der vorausjegt die gewollte rechtliche Wirkung nur bei einem 
gewiſſen Zuftand der Verhältnifje beftehen laſſen will, dagegen nicht fo 
weit geht, die Wirkung von diefem Zuftande abhängig zu machen. Ber: 
ändert jich der Zuftand, fo ift das Beftehen der Rechtswirkung, da 
es dem wahren Willen widerjpricht, ungerechtfertigt; daher Einwand 


5) 8 833 Ubi. 2. Auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urtheils 
fann die Eintragung einer NRectsänderung im Grundbudhe nur als abhängig 
von der Bedingung der Rechtskraft eingetragen werden. $ 939 Abſ. 2. Erſatz— 
aniprud des gutgläubigen Beſitzers, gejeglich bedingt durch Herausgabe 
der Sache — bieten Beifpiele von Rechtsbedingungen im Entwurf des bürgl. 
Gel. Buches, 


un: 


des Dolus gegen die Klage aus der Willenserklärung und Kondiktion 
auf Aufhebung ihrer Folgen. Im Uebrigen kann die Vorausſetzung 
wie die Bedingung ausdrüdlih und ftillichweigend erklärt und der 
Umftand, auf den fie fi ftüßt, thatfächlic ‚und rechtlich, poſitiv, 
negativ, vergangen, gegenwärtig oder zukünftig fein. So weit die 
Windſcheid'ſche Lehre, deren völlige Unrichtigkeit nachzuweiſen ich mir 
leider im Rahmen diefer Darlegung verjagen muß.”) 

Die Motive ©. 249 erklären nun: 

„Die Borausfegung hat zur Zeit nicht diejenige Durchbildung 
und Anerkennung erfahren, welche es unbedenklich erjcheinen 
läßt, gejeßgeberijche Beitimmungen darauf aufzubauen. So— 
weit der Vorausſetzung rechtliche Bedeutung zukommt, ift 
das Erforderliche am geeigneten Ort bejtimmt, ſonſt hat fie, 
jomweit fie nit als Bedingung gilt, nur die Bedeutung 
eined die Wirkjamfeit des Rechtsgeſchäfts nicht berührenden 
Beweggrundes.“ 

Prüft man nun aber die von den Motiven aufgeführten Aus— 
nahmen und läßt dabei ſogar die letztwilligen Verfügungen wegen ihrer 
beſonderen Eigenthümlichkeiten außer Betracht, ſo ergiebt ſich, daß in 
der That der Vorausſetzung eine ganz allgemeine Wirkſamkeit beigelegt 
iſt und alſo hier, wie ſehr oft die Motive mit den wirklichen Vor— 
ſchriften des Entwurfs im vollen Widerſpruche ſtehen.) Dies 
ergiebt fich namentlich aus $ 684 Abſ. 2, 8 741 Abſ. 2 und 
8.742, in welchen die Bedingungen der Rückforderungsklage, welche 
die hauptſächlichſte Wirkung der vereitelten Borausfegung nad) Wind- 
jcheid ift, dahin normirt werden, daß die Leiftung beim Fehlichlagen 
der ausdrüdlich oder ftilljchweigend erklärten Borausjegung zurüd- 
gefordert werden kann. Dafjelbe ergiebt $ 667 Abſ. 2 bei der 
Borausjegung als Bejchränfung der Wirkſamkeit von Vergleichen. 
Das Refultat ift aljo: Die Lehre von der Borausjegung gilt allgemein 
und hätte aljo auch im Allgemeinen Theil aufgenommen werden müſſen. 
Beljer wäre e3 freilich, die Wirkungen der Vorausjegung völlig zu 
jtreihen, da man fonft Windjcheid'3 Lehrbuch mit zum Geſetz erheben 
muß, ohne weldes die Beitimmungen des Entwurfs volllommen 
unverftändlich find. 


?) Bergl. Leuel a. a. O. ©. 213 flg. 
Bergl. auch Bähr, in Verhandlungen des Yuriftentages ©. 305, welcher 
geradezu verlangt, dag die Motive als wilienfchaftlihe Quelle abgelehnt werden. 
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Wie im gemeinen Rechte, kann im allgemeinen jeden: Recht3- 
gejhäfte eine Bedingung beigefügt werden, welde auch aktiv und 
pafjiv übertragbar und vererblich ift ($ 132). Ausnahmen bilden 
außer der Kündigung und Mahnung, bei denen die Bedingung be- 
grifflich ausgejchloffen ift, die SH 282 (Aufrechnungserklärung), 1137 
(Grundſchuld), 1248 (Eheſchließung), 1472 (Anerkennung der Bater: 
ihaft) ꝛc. Die Auflaſſung ($ 870) kann nicht unter einer auf: 
ichiebenden Bedingung erklärt werden, das Rückfallsrecht (bei 
vejolutiver UWebertragung) nad $ 871 Abi. 3 nicht veräußert und 
belaftet werden. 


Aufjhiebende und auflöjende Bedingung. SS 128, 129. 

Die Schuleintheilung der Bedingung in juspenfive und rejolutive, 
je nahdem das Entſtehen oder das Beitehen ins Ungewiſſe gejtellt 
ift, hat der Entwurf, 88 128, 129, ohne im Uebrigen eine Legal: 
definition zu geben, beibehalten, wiewohl ſich mit Recht dagegen ein: 
wenden läßt, daß eigentlich jede Bedingung eine aufichiebende jei, 
weil die Gewißheit des Rechtszujtandes immer erſt in der Zukunft 
eintritt. Praktiich würde dies nur Bedeutung haben, wenn die gemein- 
rechtliche, auf Thibaud zurüdzuführende Lehre, von der Verſchiedenheit 
des Weſens der aufichiebenden und auflöjenden Bedingung, Aufnahme 
“ gefunden hätte. Nach diefer herrſchenden Lehre ift nur die aufjchtebende 
Bedingung einheitlich mit der Willenserklärung, die auflöfende dagegen 
nur eine Nebenbeftimmung oder ein Vorbehalt neben derjelben. In 
Folge defjen gilt die Behauptung einer jugpenjiven Bedingung als 
Klageverneinung, die der rejolutiven al8 Einrede. Der Entwurf ver- 
wirft diefe Lehre, nicht nur implieite durch $ 196, nad) welchem bet 
jeder Bedingung den Gegner des diejelbe Behauptenden, die Beweislajt 
des unbedingten Gejchäftes trifft, ſondern auch ausdrüdlid; durd) 
$ 139, nach welchem bei jeder widerjinnigen Bedingung die Nichtigkeit 
des Rechtsgeſchäfts eintritt.?) 

Dieſe Beftimmung jchafft aber auch injofern völlig neues Red, 
als fie auch ausnahmslos für lettwillige Berfügungen gilt, während 
in allen Gejeggebungen nad) römijchen Vorbilde derartige Be— 
dingungen bei ‚Zumendungen von Todeswegen die Gültigkeit des 
Rechtsgeſchäfts nicht berühren, jondern nur als nicht beigefügt gelten. 


) Dies würde bei der auflöfenden Bedingung nicht der Fall fein, wenn fie 
nur Rebenbeitimmung wäre. 


J— 


941 


Rückwirkende Kraft. 

Die Haupttſtreitfrage des gemeinen Rechts nach der rückwirkenden 
Kraft der Erfüllung der Bedingungen iſt für aufſchiebende und auf— 
löſende Bedingungen dahin entſchieden, daß die Rückwirkung Dritten 
gegenüber niemals, unter den Betheiligten nur dann ftattfindet, wenn 
ih die8 aus dem inhalt des Rechtsgeſchäfts als gewollt ergiebt. 
Klar tft dies nur in $ 128 für aufjchiebende Bedingungen ausgejprochen, 
während bei auflöjender Bedingung nad) $ 129 man unbedingt Die 


Rückwirkung annehmen müßte, wenn nicht ſich aus $ 130. und den 


Motiven das Gegentheil ergeben würde. Die Widerherftellung des 
früheren Zuftandes von Rechtswegen im $ 129 foll nämlich nad) 
Motive Seite 253 die Bedeutung haben, daß der frühere Zuftand 
für die Folgezeit wieder hergeftellt wird und daß dies von Rechts— 
wegen gejchieht, jol nur die gemeinrechtliche Kontroverje entjicheiden, 
daß nicht nur ein obligatorischer Anſpruch auf Wiederherftellung entfteht. 

In Folge der Ausſchließung der Rüdwirfung fallen daher 
aud; die Nutzungen 3. B. bei bedingt übertragenem Eigentum, dem 
bedingt Verpflichteten zu. 

Unabhängig von der Rüdwirkung ift der Fall der 88 346 und 
347; nad) welchen ein unter aufjchiebender Bedingung über eine un— 
möglihe oder vom Gejege verbotene Leiftung gejchloffener Vertrag 
gültig wird, wenn zur Zeit der Erfüllung die Bedingung weg- 
gefallen ift. 

Schwebezuftand. 

Die Rechtsnormen über den Scmebezuftand find volljtändig 
gemeines Recht, den Grundfag enthält $ 132, nad welchem bedingtes 
Recht und bedingte Berpflihtungen grundjäglich nach den Vorjchriften 
über unbedingte Gejchäfte beurtheilt werden. Diejer Sat enthält 
ebenfall3 die jchon oben gerügte Berallgemeinerung, denn er gilt in 
Wahrheit nur unter Lebenden. Bei legtwilligen Zuwendungen unter 
aufjchiebender Bedingung ($ 1761), wird die Zuwendung unwirkſam, 
wenn der Bedachte die Erfüllung der Bedingung nicht erlebt und 
hiervon ift nur durch $ 1810 für den Naderben eine Ausnahme 


geichaffen. 
Rechtswirkungen während des Schwebezuftandes. 
Trotzdem werden aber durch den Schwebezuftand bejondere Rechts— 


wirfungen hervorgerufen, die zum Theil eigenartiges neues Recht 
ihaffen und in den 88 133—136 normirt find. 


a 
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a) Der Schwebezuſtand ſoll innerhalb und außerhalb des Kon— 
kurſes ein Recht auf Sicherheitsleiſtung unter denjenigen Voraus— 
ſetzungen gewähren, unter welchen nach 88 142 und 158 der 
Konk. Ord. für den Gemeinſchuldner die Vorausſetzung zur Sicher— 
heitsleiſtung und nach der C. P. O. die Vorausſetzungen des Arreſts 
und der einſtweiligen Verfügung vorliegen.?0) 

Dieſe Sicherheitsleiſtung ſoll nad $ 133 Abſatz 3 nur dann 
wegfallen, wenn wegen entfernter Möglichkeit der Erfüllung, das 
bedingte Recht als gegenmwärtiger VBermögensbejtandtheil nit an- 
zuſehen tft. 

Die ganze Beitimmung erjcheint total überflüjjig, da die Abſätze 
1, 2 und 4 bereit3 durch die C. P. O. Elar ausgeſprochen find und 
die unklare Beftimmung des Abjag 3 höchſtens dazu beiträgt, dieje 
Elare Spezialbeſtimmung zu verdunfeln, 


Gebundenheit des bedingt Verpflihteten während des Schwebe- 
zujtandeß. 

b) Eine weitere Rechtswirkung des Schwebezuſtandes iſt die, 
daß der Berpflichtete in thatjächlicher und rechtlicher Beziehung ge— 
bunden iſt, d. h. er darf einerjeit3 nicht zur Verhinderung der Er— 
füllung der Bedingung thun $ 136 und er darf ferner, daß von 
der Bedingung abhängige Recht nicht vereiteln oder beeinträchtigen. 
Die Rechtsfolgen eines diefen Grundjägen zumiderlaufenden Ber- 
haltens find aber fehr verjchieden. 

Bei Verhinderung der Erfüllung der Bedingung gilt die Be— 
dingung als erfüllt. Dieſe Beitimmung wird aber natürlich (Motive 
Seite 263) dann nicht eintreten können, wenn nad 8 138 die Be— 
dingung in einer Handlung befteht, die von der Willkür des Ber- 
pflichteten abhängt. 

Wird dagegen während des Schwebezuftandes nur über das von 
der Bedingung abhängige Recht verfügt, jo iſt zunächſt zwiſchen 
thatfählihen und rechtlichen Dispofitionen des Berpflichteten zu 
unterjcheiden. 

Daß der Verpflichtete während der Schwebe thatſächlich nicht 
disponiren, 3. B. die bedingt übertragene Sache nicht beichädigen 
oder zerjtören darf und daß bei Zumwiderhandlung Schadenserjagpflicht 
entjteht, ijt Elar und gilt unftreitig nach gemeinem Rechte. 


1) 88 796, 814-822 C. P. O. 
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Das Maß der anzumendenden Sorgfalt joll nad) $ 134 durd 
das unbedingte Rechtsgeſchäft beſtimmt werden. 

Handelt e3 ſich aber um rechtliche Dispofitionen des Verpflichteten, 
jo ift zu unterjcheiden zwiſchen bedingt obligatorischen Rechtsgeſchäften 
($ 134) und bedingten Webertragungen von Sachen und Rechten 
($ 135). Nur bei den Letzteren wird die Berfügung des Berpflichteten 
während der Schwebe, foweit fie die bei der Erfüllung der Be- 
dingung eintretenden Wirkungen vereitelt, unwirkſam; während bei 
Verfügungen des Schuldners in obligatorischen Rechtsverhältniffen, die 
Berfügung felbft gültig bleibt und nur Verpflichtung zum Schadens: 
erſatz eintritt. 

Hat zum Beifpiel der Eigenthümer einer bewegliden Sade 
das Eigenthum bedingt übertragen und überträgt ed, wenn er zufällig 
in die Inhabung gelangt, nochmals, jo ift die zweite Uebertragung mit 
Eintritt der Bedingung unwirkſam. Hat dagegen Jemand eine bedingt 
vermiethete Wohnung nochmals vermiethet, jo ift der zweite Mieths- 
vertrag gültig, auch wenn die Bedingung eintritt und e3 entjteht nur 
Scadenserjagpfliht. Alles diefes ift alſo nur Wiedergabe des 
gemeinen Nedjtes, aber in einer jo doftrinären und jchwerverftändlichen 
Form, daß man nur an der Hand der Motive den gejetgeberijchen 
Gedanken herausfinden Eann. 

Zum Schute Dritter find gegenüber dem weitgehenden Rechte 
de3 8 135 am Schluffe ebenjo wie im $ 107 die Vorſchriften zu 
Gunſten derjenigen für anmendbar erklärt, die Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten. !!) 


Berihiedene Arten der Bedingungen, 

Während der Entwurf die nothwendige und unmögliche Bedingung 
und ebenjo die unerlaubte Bedingung mit Stillichweigen übergeht, 
weil deren Rechtswirkung (bei aufichiebender Bedingung Unmirkjam: 
£eit, bei auflöfender unbedingte Geltung) klar ift, hat derfelbe eine 
Reihe anderer Bedingungen behandelt, die nicht unerwähnt gelaffen 
werden können, nämlich: 

1. unverftändliche und widerjinnige, $ 139, 

2. uneigentliche, $ 137, 

3. willkürliche, $ 138, 

4. Rechtsbedingung, $ 140. 


1) Berge. Mot. ©. 213. 
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Zul. Daß diefe das Rechtsgeſchäft und aud) die Verfügung von 
Todeswegen nichtig macht, ift bereit3 erwähnt. 

Zu 2. Wird die Bedingung auf ein vergangene oder gegen- 
wärtiges Ereigniß geftellt, jo tritt fein GSchmwebezuftand ein, die 
Wirkung ift bereit entſchieden, anders wenn die Sontrahenten von 
dem Eintritt der Bedingung nichts willen, dann jollen die Borjchriften 
des $ 133 Anwendung finden. Eine Bejonderheit für das Erbredt 
enthalten 88 1762, 1946, 1956, 1962. Kann einem Rechtsgeſchäfte eine 
eigentliche Bedingung nicht zugefügt werden, jo joll die Berfügung 

_ einer uneigentlihen auch nicht zuläſſig ſein. $ 137 Abjat 3.1?) 

Bu 3. Der $ 138 erklärt diefe Bedingung für zuläffig. (Beifpiel 
$ 421 Leiftung einer Konventionalftrafe unter der Bedingung nicht 
rechtzeitiger Erfüllung.) it dagegen die Erfüllung nidt von 
einer Handlung, Jondern blos vom Wollen des Berpflichteten abhängig, 
jo beeinträchtigt die bei auflöfender Bedingung das Rechtsgeſchäft 
nicht, bei aufjchiebender Bedingung macht es dafjelbe unwirkſam. $ 138. 

Zu 4 Die Rechtsbedingung erklärt der Entwurf für be- 
deutungslos, eine Vorſchrift, die als vollkommen überflüſſig bezeichnet 
werden fann. 


Befriftungen. 

Die legten drei Paragraphen des Abjchnitts, 141—143, handeln 
von der Befriftung oder wie es jehr unrichtig im Entwurfe lautet, 
von dem einem Rechtsgeſchäfte als Anfangs» oder Endtermin „bei- 
gefügten” Zeitpunft. Auch Hierbei find nur Rechtsgeichäfte unter 
Lebenden berüdfichtigt. Die betagte Erbeseinjegung 88 1804, 1771 
Abſatz 2 folgt befonderen Grundfägen. $ 143 enthält die überflüflige 
Beltimmung, daß der dies incertus an als Bedingung zu behandeln 
jet. $ 142 beitimmt, daß die rechtliche Wirkung mit dem Endtermin 
aufhört und erklärt für den Schwebezuftand, die für die auflöjenden 
Bedingungen gegebenen Borjchriften der 88 132, 133, für anwendbar. 
Auch bier wird aljo der frühere Zuftand Eraft Geſetzes wieder her— 
geftellt; jo namentlich bei im Grundbuche unter einem Endtermin 
übertragenen Rechten, auf melde $ 343 Anwendung findet. 

Im $ 142 entjcheidet der Entwurf die reine rechtswiſſenſchaftliche 
Örage, ob die rechtliche Wirkung des Geſchäfts fchon vor dem Anfangs: 


” Motive ©. 264. Das auch dieje Beitimmung volljtändig überflüffig iſt, 
führt Goldfhmidt a. a. O. ©. 73 zutreffend aus. Vergl. auch Meifcheider S. 29 fg. 
und Schilling €. 53. 


945 
termine beginne und nur die Geltendmahung hinausgeſchoben jei, 
im bejahenden Sinn und ftellt demgemäß den unter einem Anfangs: 
termin Berechtigten, dem unter aufjchiebender Bedingung Berechtigten 
vollfommen gleid). !?) 

Ueberblidt nıan die Gejammtheit der hier geſchilderten Beitim- 
mungen über Bedingung und Befriftung, jo wird man nicht umhin 
können, den weitaus größten Theil derjelben al3 für ein Geſetzbuch 
total überflüjlig und lediglich doftrinärer Natur zu erklären. Dies 
gilt namentlich von den 88 136, 137 und 140, von welchem 137 fchon 
durch die Beitimmung über rechtsähnliche Verhältniſſe ($ 1) gededt 
iſt. Die einzig wirklich legislatoriiche Beftimmung, der Ausſchluß 
der Rüdwirkung bei der Erfüllung, ericheint außerdem nod) recht be- 
denklich, da mindeftens bei der refolutiven Bedingung die Abficht der 
Parteien in der Regel auf die Rüdwirkung gerichtet jein wird. 


Anſpruchsverjährung. 

Der letzte Theil meiner Aufgabe, zu welchem ich nunmehr über— 
gehe, betrifft die Anſpruchsverjährung, welche in dem VII. Abſchnitt 
88 153—185 in einer höchſt ausführlichen aber aud von der Kritik 
in hohem Grade angefochtenen Weiſe behandelt ift. Bezüglich Feines 
Abſchnittes des ganzen Entwurfs ift der Vorwurf, oder da dies nicht 
allgemein al3 ſolcher anerkannt wird, die Bezeichnung mehr geredit- 
fertigt, daß derjelbe nur ein in Paragraphen gefaßter Abjchnitt aus 
Windfcheids Pandekten jei, als bezüglich dieſes Abfchnittes, über 
welchen Theoretifer wie die Praktiker — und ihre Zahl ift bereits 
Legion — die herbften und abfälligften Kritifen geübt haben. Nur 
Dr. Lehmann in feiner furzen Kritik (Gutachten aus dem An- 
waltftande Band II) ift mit Allem einverjtanden und cs ift fait 
erfreulich, unter jo vielen Unzufriedenen einmal einem zufriedenen 
Gemüth zu begegnen. 

Zum Berftändnif der Lehre ift e8 erforderlich, wenigſtens mit 
einem Blide die allgemeine Verjährungstheorie des Entwurfes zu 
jtreifen. Der Entwurf kennt im Gegenjag zum römiſchen Recht 
weder den allgemeinen Berjährungsbegriff, noch kennt er eine 
Erfigung an Immobilien und dinglichen oder zu dauernder Ausübung 
geeigneten Rechten. Er fennt fein Erlöſchen von Rechten durd) 


3) Hölder, vergl. a. a. D. ©. 29, welcher die getroffene Enticheidung dieier 
gemeinvechtlichen Kontroverſe für unrichtig hält; dagegen Motive ©. 269. 
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Nichtgebrauch und vermwirft jowohl die außerordentliche Verjährung 
($ 881 Ab. 2) als die Unvordenklichkeit al3 neuen Entjtehungsgrund 
von Rechten. 

E3 bleiben aljo nur übrig Mobiliarerjigung und Anſpruchs— 
verjährung. 

Um dieje legtere zu verjtehen, muß man fich zunächſt den Begriff 
des Anſpruchs klar machen, welcher ji) wie ein rother Faden durd 
das ganze Gejet zieht und jomit — man darf jagen leider — ein 
Hauptpfeiler des ganzen Nechtsbaues des Entwurfes geworden iſt.“) 

Nach S 154 verfteht man unter Anſpruch das Recht einer PBerjon, 
von einer anderen eine Leitung zu verlangen und zwar kann dieie 
Leiltung jowohl eine vermögensrecdhtlihe al3 eine andere jein und 
jowohl in einer Handlung als aud in einer Unterlafjfung beftehen. 
Der Anſpruch unterſcheidet fich aljo weſentlich von demjenigen Begriffe, 
welder uns Praftifern z. B. aus der Civilprozeßordnung bekannt ift. 
Der einer Feftftellungskflage nad) $ 231 und $ 293 zu Grunde 
liegende Anſpruch ift fein Anſpruch nad) dem Entwurf, weil er feine 
Leiftung zum Gegenitand hat. (Mot. ©. 291.) Ebenjo find Ein- 
reden feine Anjprüde, und unterliegen deshalb an id) nicht der 
Berjährung. Der Anjprud ift weder identisch mit Recht noch mit 
Klage, er iſt mehr als Klage und weniger al3 Recht. Die Klage 
erwächſt erit aus dem Anſpruch und das Recht geht über denjelben 
hinaus. ES giebt ſowohl Klagen ohne Ansprüche als Anfprüde ohne 
Klagen. Es giebt Rechte ohne Anfprühe und wie 8 877 Spiel 
und Wette zeigen, auch Anſprüche ohne Nechte.'5) Andrerfeits erſchöpft 
id) doch wieder das obligatorische Recht im Anſpruch, während das 
dingliche Recht ohne denfelben und neben demjelben bejteht. 

Kurz der Anſpruch des Entwurfs iſt nichts weiter, als eine 
Ueberjegung des römischen Begriffs actio, den man auf diejen Namen 
umgejtempelt hat und der überall da vorkommt, wo im gleichen Fall 
im römijchen Recht von actio die Rede fein würde. Dies läßt ſich durch 


") Die im Terte vorgetragenen Redtsanfhauungen werden neuerdings 
vollkommen getheilt von Bähr und Hanauied in den erſt während des Druds 
erjchienenen Verhandlungen des 20. Juriſtentages ©. 285 flg. und ©. 306 fig. 
Während Bähr auf die Bezeichnungen Klageverjährung jtatt Anfpruchsverjährung 
fein Gewicht legt, tritt Fischer a. a. O. ©. 64 flg. mit Entjchiedenheit dafür ein, 
den unklaren Begriff des Anſpruchs dur Forderung zu erjegen. Dem fann 
ich nur volljtändig beiitimmen. 

», Bergl. hierüber Gierke a. a. O. ©. 186. 
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den ganzen Entwurf verfolgen.!%) Diefer Anſpruch und nur diefer An— 
jpruch ift es, welcher durch die Verjährung getroffen werden foll. Der 
Entwurf begnügt ſich nicht mit einer Slageverjährung und entjchließt 
ich nicht zu einer Rechtsverjährung, vielmehr will er mehr geben, 
als Klageverjährung, nämlicd; Auffebung des Anſpruchs und weniger 
ala Erlöſchen des Rechts, jo daß alſo das Recht und namentlich das 
dingliche Recht auch nah Ablauf der Anſpruchsverjährung bejtehen 
bleibt und erft, joweit eine Erjigung möglich iſt, durch dieſe beendet 
wird. Die Sonfequenzen diejes Syſtems fann man am Beften beur- 
theilen, wenn man jchon Hier auf die Wirkung der vollendeten An— 
jpruchsverjährung eingeht, weldhe nad) $ 182 lediglich) in einer 
materiellen Einrede befteht, welche zwar nicht von Amtsiwegen zu 
prüfen und auf welche gültig verzichtet werden kann, durch welche 
aber die Geltendmachung des Anfpruchs dauernd ausgejchlofjen wird 
($ 182 Mot. ©. 341.) Der Anjprud wird aljo zerftört; die ver- 
jährte Forderung iſt auch zur Aufrehnung nicht verwendbar und 
zwar jelbft nicht gegenüber einer vor ihrer Verjährung entjtandenen 
Gegenforderung (Mot. ©. 343). 

Mit Recht ift gegen dieſes gefünftelte Syſtem eingemendet 
worden, daß dafjelbe zu den größten Unklarheiten führen müſſe. 
Gerade hier, jagt Schilling, war es unberechtigt, den Zuſammenhang 
mit dem Rechte früherer Zeit zu durchbrechen und jtatt Ausdrüden: 
wie Slageverjährung und Rechtsverjährung, welche überall wie Welt: 
münzen fourjiven, den unklaren Begriff des Anſpruchs zu ſetzen, der 
beftritten, in dem Civilprozeß anders als hier aufzufaffen und 3. B. 
im $ 184 wieder fo vollfommen identisch mit Forderung ift, daß fein 


— 


16, Bergl. Gierke a. a. O. S. 186 flg. Um nur einige Beiſpiele anzuführen, 
erwähne ich $ 929 flg. (Eigenthumsanſpruch), rei vindicatio, $$ 943— 455, Anz 
ſpruch auf Wiederaufhebung der Beeinträchtigung (actio negatoria), $ 945 (actio 
Publiciana), $$ 2080-2091 Erbidyaftsanjprud (hereditatis petitio), $ 1867 Ber- 
mächtniganfpruc, $ 964 Anſprüche der Erbbauberechtigten, $$ 978, 1017 und 1048 
(Anſprüche aus Grunddienitbarfeiten, Nießbrauch und bejchränkte perjönliche Dienft- 
barfeiten (actio confessoria), Anſpruch aus Neallaften 1055, Hypotheken 1075, 
1084 und 1089 (actio hypothecaria), Grundſchuldanſpruch 1139—1141, Fauſtpfand— 
recht $ 1155, Anjprud aus Entziehung und Störung des Beſitzes $ 819—821 
(Interdietum), endlich die Anfprüce auf Nüdgewährung durch Kondiktion 88 737, 
739 und 746 u. ſ. w.). Man eriicht daraus zugleich, mit welchen Schwierigkeiten 
e8 verfnüpft wäre, den Begriff des Anſpruchs aus dem Syiteme des Entwurfs 
zu bejeitigen und durch die Eaven und herkömmlichen Begriffe der Forderung 
oder des Rechts, welche fich keineswegs überall mit Anſpruch dedt, zu erjegen 
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Juriſt ohne Kommentar den Unterſchied verjtehen fann. Die Ab- 
grenzung .der Anjpruchsverjährung gegen Klage- und inredever- 
jährung ift daher eine durchaus unvolllommene und jo ungenügende, 
daß die Motive jelbft anführen müffen, es jolle für nicht ausdrücklich 
entfchiedene Fälle der viel berufene Geift diefes Abfchnittes zur An— 
wendung fommen. (Mot. ©. 397.) 


Entweder Klageverjährung oder Rechtöverjährung, Yleifch oder 
Such, aber Fein Mittelding, das wäre der richtige legislatorijche 
Standpunkt gewejen. — 


Durch diefe Beftimmung der Wirkung ald einer den Anſpruch 
zeritörenden Einrede will der Entwurf fih nicht nur ſachlich im 
Sinne der fogenannten jtärferen Wirkung ausgefproden, und Die 
Nihtberükfichtigung von Amtswegen, ſowie die Zuläfjigkeit des 
Berzicht3 dargelegt, jondern vor allen gegenüber der gemeinrechtlichen 
Controverſe, ob durch die Verjährung 

die Forderung erliſcht (Bangerow) oder nur das Mittel 
zur zwangsmweijen Befriedigung genommen wird 
(Dernburg) oder die Forderung zwar aufgehoben aber 
nicht vernichtet wird (Windfcheid) 
im Ginne des leßteren entſcheiden. Wie das dinglihe und das 
perjönlihe Recht trotzdem fortbeitehen, zeigt fich: 

1. Wenn der Einwand der Verjährung nicht geltend gemacht 
oder auf ihn verzichtet wird, bleibt das Recht unberührt; 

2. das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs Geleiftete 
kann jelbft dann, wenn es in Unfenntniß der Berjährung 
geihah, nicht zurüdgefordert werden. $ 182? (worin eine 
Durchbrechung de3 allgemeinen Grundjates des $ 737 Abjak 2 
enthalten tft); '?) 

3. die Rüdforderung, zur Sicherung eines Anſpruchs über- 
tragener Redte auf Grund der Verjährung findet nicht ftatt 
($ 183°); 

4. die Verjährung des pfandgefiherten Anjpruchs hindert nicht 
die Befriedigung aus dem Pfande. 


) Diefem Sat zu 2 entipricht auch 8 683 und 684, nach welchem die Er: 
füllung eines jchriftlichen Anerfenntnijjes ohne Berpflitungsgrund, nur wegen 
grundlofer Bereiherung verfagt werden kann und nach $ 182? eine ſolche in der 
Erfüllung eines verjährten Anſpruches nicht liegt. 


— 


ur 
> 
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Darnach ergiebt ji, daß die Angabe der Motive,':) daß die Ver— 
jährung die ftärfere zerftörende Wirkung habe jowohl bezüglich des 
dinglichen wie des perjönlichen Rechtes, unrichtig. ift. 

Namentlih muß das Fortbeftehen des dinglichen Rechtes ohne 
einen dinglihen Anſpruch, welches Motive ©. 283 ſelbſt al3 Uebel— 
jtand anerkennen, zu den bedenklihiten Konjequenzen führen. 

Mit Recht hat die Mehrzahl der Kritiker, vor allem Gierfe und 
Hölder, aber auch von den Praktifern Meifcheider, Schilling, und vor 
allem der öfterreihiiche Yurift von Zrodlowsky (Codififationsfragen) 
dieje3 geradezu unmögliche Syſtem der Anſpruchsverjährung und ihrer 
Wirkungen auf das Heftigite angegriffen. Wie unklar der Begriff des 
Anſpruchs in feiner Abgrenzung gegen Klage, Forderung, Recht, und der 
Begriff der Anjpruchsverjährung gegenüber Klageverjährung, Rechts— 
verjährung und Einredeverjährung ift, ergiebt ſich am beiten daraus, 
daß der Begriff de3 Anſpruchs nad der C. P. DO. und nad dem 
Entwurf durchaus verjchieden ift, und daß andererjeits 3. B. im $ 184 
der Begriff des Anſpruchs und der Forderung total identisch ſind 
and die angeblih vom Entwurf beabjihtigten Unterjchiede erit durd) 
die Erklärung der Motive herausgefunden werden müfjen. Um 
Einredeverjährung und Anſpruchsverjährung zu unterjcheiden, müſſen 
die Motive ©. 292 die Fälle der wirklichen Einreden, welde 
nicht verjähren, aufzählen und dabei bemerfen, daß 3. B. der Ein- 
wand de3 Betrugs im Gegenjag zum römiſchen Recht feine jelbit- 
ſtändige Einrede iſt. — !?) 

Entweder hätte der Entwurf fich mit einer bloßen Klagever— 
jährung begnügen oder aber eine vollftändige Rechtsverjährung ein: 
führen müffen, nad) deren Ablauf das dingliche wie das perjönliche 
Acht, und nicht nur der Anſpruch untergeht. 

Für das dingliche Recht wäre dies umſo unbedenklicher gewejen, 
al3 man hiermit nur die Verjährung zu einer Art außerordentlicher 
Erſitzung, jedod) ohne das Erjorderniß der bona fides gejtaltet hätte, 


Begriff, Gegenftand der Berjährung. 

Der Anjpruchsverjährung unterliegen alle Anfprüche, mögen fie 
vermögensrechtliher Natur fein oder nicht. Ausgejhloffen davon 
ıs, Vergleiche Motive Seite 342. 

») Vergleiche hierüber Bähr a. a. O. ©. 300 folgende, welder mit Recht 
hervorhebt, daß die Erklärung der Motive, nad) welder die Einrede des Dolus 
feine wirkliche Einrede fei, zu den ungercdteiten Stonfequenzen führen muß. 

XI. 65 


N > 


find nur einzelne familienrechtliche Anjprüche, z. B. der Anſpruch 
auf Aufhebung eines VBerlöbnijjes (1228—1230). 

Der Anfprud auf Zurüdgabe der Geſchenke nad erfolgter 
Scheidung, 1453 :c., und endlich die Anjprüche betreffend den 
Status eines Menſchen. 

Die meiften diefer Anſprüche jind zudem bejtimmten Ausſchluß— 
friften unterftellt. Mot. ©. 294. 


Beginn der Verjährungen. 


Die Streitfragen de3 gemeinen Recht3 über den Beginn der 
Verjährung hat der Entwurf $ 158 Abſ. 1 entſchieden. Die ältere 
Theorie (Buhta und Savigny) verlangten für den Beginn eine 
Nechtsverlegung, nah Bangeromw beginnt die Berjährung, 
jobald die Verbindlichkeit jo begründet ift, daß die Klage 
erhoben werden kann. 

Der Entwurf jchließt fich der auf Unterholzner zurüdzuführenden 
Theorie an, nach welder die Fälligkeit des Anſpruchs ent- 
jcheidend ſein Joll. Die Verjährung beginnt dann, wenn die 
Befriedigung des Anſpruchs verlangt werden fann, für 
bedingte und betagte Anſprüche aljo erjt mit Eintritt der Bedingung 
oder Friſt, bei ftipulirter Kündigungsfriit erft mit dem Ablauf der- 
jelben. Hängt die Entjtehung eines Anſpruchs lediglich von dem Willen 
des Beredtigten ab, und beginnt die Berjährung mit dem Zeitpunkt, 
wo der Anjprud zur Entjtehung gebracht werden konnte. $ 158 
Abj. 3. 

Es kann alfo danach ein Anjprud) verjähren, bevor er entitanden 
it oder ohne daß er überhaupt entiteht. 

Die Berjährung nimmt dem Anfpruce die Möglichkeit zu 
entjtehen. Einſchränkung des Grundjages enthält der $ 158 zu 
4 und 5. 


Friſt. 

Der Entwurf hält $ 155 an der gemeinrechtlichen 30jährigen 
Berzährungsfriit feit, neben welche in $ 156 fünfzehn Fälle der 
fürzeren zweijährigen Berjährung in wejentlicher Llebereinftimmung mit 
dem Preuß. Gejet vom 31. März 1838, mit weldjem das Gejet vom 
13. Mat 1869 für Frankfurt a. M. übereinftimmt und im $ 157 die 
vierjährige Verjährung für die Rückſtände wiederfehrender Leiftungen 
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eingeführt- werden. 2) Man hat, wie ich glaube, mit Unrecht getadelt, 
daß nicht eine einzige kürzere Verjährungsfrift und eine geringere 
Kafuiftit gewählt worden ift. 2") 

Dit Recht dagegen jcheint der Zadel erhoben zu fein, daß die 
zweijährige Friſt in vielen Fällen, (namentlich Nr. 12) und aud) die 
vierjährige für periodiſche Leiftungen, in welchem die Leijtungsperiode 
mehr als ein Fahr beträgt, zu kurz ıft.2) Höchit unklar tft das 
Berhältniß der Verjährung einzelner Leiftungen zu der Verjährung 
des Hauptanjprud in den 88 160 und 184 geregelt. 

Nach 8 160 beginnt bei den „nit von einem Hauptredt 
abhängigen Leiftungen die Verjährung im Ganzen mit dem Beit- 
punkte, in welchem die Verjährung des Anſpruchs auf eine Leijtung 
begonnen hat.“ 

Hierbei ift zu unterftellen, daß die Verjährung des Hauptanſpruchs 
(3. B. eine lebenslänglidhe Rente) abgejehen von diefem Beginne 
der Verjährung in der ordentlichen Verjährungsfrift alſo in 30 Jahren, 
die der Einzelleiftung in 4 Jahren abläuft. Nur jollen nach 8 184 
Abſatz 2 mit der Berjährung des Hauptanſpruches auch alle rüd- 
ftändigen Einzelanjprüche, jelbjt vor Ablauf der 4 Jahre verjährt jein. 

Bei, von einem Hauptrechte abhängigen wiederkehrenden 
Leiſtungen, (Binfen) wird dies nad) Mot. ©. 311 nicht anerkannt, jo 
daß alſo die Verjährung von Kapital und einzelner BZinsforderung 
unabhängig nebeneinander laufen, nur daß nad) 1841! fein einzelner 
Zinsanſpruch die Hauptforderung überdauern kann. 

Unterjchied aljo, zwiihen Renten und Binfen, iſt daß Zinjen 
nur. mit der Hauptforderung, Renten jelbftjtändig verjähren und um- 
gekehrt, der Beginn der Verjährung für die Gejammtrente von dem 


>), Die Wandlungsklage und Minderungsklage bezüglich Mobilien verjährt 
in 6 Monaten; bezüglich Immobilien in 1 Jahr. & 397. Bezüglich VBiehmängel 
in 2 Wochen vom Ablauf der Gewährfriit. $ 407. 

21) Beide kurze Frijten beginnen nad) $ 159 mit dem Schluſſe des Jahres, 
nit welchem die Befriedigung verlangt werde fonnte. dv. Zrodlowsky a. a. O. 
S. 79 flg. Gierke a. a. D. Seite 186 fig. 

22) Gierke a. a. DO. führt folgendes jehr treffende Beiipiel an: Eine Gejell- 
fchafterin hat fein Gehalt befommen, dagegen vor 20 Sahren ein Darlehen. Die 
Erben der Herrichaft Klagen aus dem längjt vergejjenen Darlehen, gegen welches 
nicht einmal mit dem verjährten Gehalte fompenjirt werden kann. Die Unbillig: 
teit des Ausichluffes der Kompenfation juchen Mot. ©. 349 damit zu rechtfertigen, 
dat ein guter Hausvater nicht unterlaſſen darf, ſich rechtzeitig mit dem anderen 
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Beginn der Verjährung der Einzelrente abhängt, dagegen die Verjährung 
des Kapitals bezüglich des Beginns von der Verjährung der einzelnen 
Binsforderung unabhängig ift. Diejes Nejultat muß aber aus den 
Worten des Gejeges wirklich errathen werden und es ift daher 
begreiflich, daß verjchiedene Stritiker z. B. Hölder ©. 149 dieje Be- 
ftimmungen vollftändig mißverftanden haben. 

Daß guter Glaube nicht erforderlich it, verjteht jich bei einer 
erlöfchenden Verjährung von felbft und ift Mot. ©. 297 ausdrüdlicd 
ausgejproden. 


Hemmung und Unterbredhung der Berjährung. 

Der Entwurf fennt jowohl eine Ausfchliegung des Beginnes 
rejp. Sijtirung des Laufs der begonnenen Verjährung, welche er jehr 
unklar Hemmung, al3 aud) eine Annulirung der begonnenen Verjährung, 
welche er Unterbredung nennt. Beide wirken nur zwiſchen den 
Perjonen, zwifchen denen der Grund der Hemmung hervorgetreten. 
88 314, 344. 

Als Fälle der Hemmung finden wir: 

1. Stillitand der Rechtspflege (164). 

2. Höhere Gewalt (165), 

jedoh nur, wenn die Verhinderung während der letten - 
6 Monate beftanden hat. 
3. Der Anfprud des Eigenthümers des Pfandes gegen den 
Pfandgläubiger auf Rüdgewähr des Pfandes ift gehemmt, 
jo lange das Pfand bejteht (163). 

Dieje Bejtimmung iſt bereit3 duch $ 1581 gededt und alfo 
überflüſſig. 

4. Jedes rechtliches Hinderniß, welches vermöge der Beſchaffenheit 

des Anſpruchs die Rechtsverfolgung hindert. 

Dies ſoll die gemeinrechtliche Streitfrage entſcheiden ob Einreden 
die Verjährung hemmen (Windſcheid — ja — Dernburg — nein —) 
und zwar dahin, daß der Regel nad) Einreden hemmen. Motive ©. 313. 
Dies ift aber durch 1622, in welchem Einreden, die nicht hemmen, 
aufgeführt find, nur ungenügend Elargeitellt. 

5. Erbfolge, $ 167, hemmt nidt. 

6. Anſpruch zwiihen Bormund und Mündel während der Bor: 

mundjchaft, der Ehegatten während der Ehe, der Eltern und 
Kinder wegen Minderjährigkeit der Letteren geheumt. 
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Die Anſicht Gierke's, daß diefe VBorjchrift auf die im Privat- 
dienfte jtehenden PBerjonen 156? ausgedehnt werden jollte, erjcheint 
offenbar verfehlt. Noch Eajuiftiicher jind die Fälle der Unterbrechung 
geregelt: 23) 

1. wie bisher Anerfenntnip $ 169. 

2. Slageerhebung wie bisher; 
aber abweichend ($ 170) derjelben gleichgeitellt: Streitverfündi- 
gung. Ebenjo abweichend vom gemeinen Recht: Erhebung der 
Klage beim unzuftändigen Gerichte ($ 171°). Die durch $ 2453 der 
C. P. D. dahin angeregte Streitfrage, ob durch BZurüd- 
nahme der Klage die Unterbrechung als nicht erfolgt gilt, 
it dur) $ 171 dahin entſchieden, daß die Unterbrechung nicht ein- 
tritt, dagegen tritt Unterbrehung ein, wenn die Stlage wegen Unzu— 
läjjigfeit der Prozeßart zurüdgewiefen wird, $ 171! und $ 174, 
wenn jie auf Bartei-Bereinbarung beruht. 

Nicht unterbriht die Einrede, namentlih nidht die Com— 
penjationgeinrede. Der Beklagte muß aljo eine auf Feititellung 
gerichtete Wiederflage erheben, wogegen von Horwig Bedenken er: 
hoben jind. **) 

Endlich unterbricht zwar die Zujtellung eines Zahlungsbefehles, 
aber nicht die außergerichtlihe Mahnung (vergl. a. a. O. Hormiß). 

Die Motive erklären ©. 345, daß die Verjährungs-Vorſchriften 
ziwingender Natur find, dies joll daraus folgern, daß eine unverjähr: 
bare Forderung durch Barteimwillen nicht zu einer verjährbaren ge- 
macht werden fünne, dennoch giebt es eine durch Rechtsgeſchäft aus- 
ihließbare jogenannte paftirte Verjährung, wie ſich aus 8 3973, 
5713 ergiebt. Auch daß die Verjährung nit von Amtswegen zu 
berücdjichtigen und auf diejelbe verzichtet werden fann, widerſpricht 
der zwingenden Natur derjelben. 


3) Die Berjährung wird unterbrohen durch Anerkennung des Anſpruchs, 
Abjchlagszahlung, Zinszahlung, Pfandbeitellung, Bürgichaftsbeitellung, durd) 
Erhebung der Stlage auf Befriedigung oder Feitjtellung des Anſpruchs, auf 
Ertheilung der Bolljtretungsflaufel oder auf Erlafjung des Bolljtrefungsurtheils, 
durch Zujtellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren, durch die Anmeldung 
einer Konfursforderung im SKonfurje, durch Streitverfündigung, durch Bornahme 
einer Bolljtretungshandlung oder Stellung des Bollitredungsantrages bei Gericht. 
Die Berjährung wird dagegen nicht durch Borladung zum Sühneverſuche unter: 
brochen. 

2) Hormwig in den Gutachten aus dem Anwaltjtande. 


a 





Bezüglich der bei infrafttreten des bürgerlichen Geſetzbuches 
noch nicht vollendeten Berjährung jtellt Artikel 102 die Regel auf, daß 
das neue Gejet auf diefe laufenden Verjährungen Anwendung findet, 
jedody mit der Einjchränfung, daß Beginn, Hemmung und Unter- 
brechung als unter dem früheren Gejet vorgefallen, auch nad) diejem 
zu beurtheilen find. 

Someit eine Berfürzung der Berjährungsfriit im Berhältnig 
zum bisherigen Recht eingetreten ift, jo wird die Friſt, von dem 
Inkrafttreten des Geſetzbuchs an gerechnet. 


Vorichlag zur Aufnahme einiger allgemeinen 
Normen über die Benugung der fließenden Ge— 
wäſſer (Wailerrecht) in den Entwurf des bürger- 
lichen Geſetzbuchs. 
Bon Rechtsanwalt Met I in Darmitadt. 


— — 


J. Stellung und Begrenzung der Aufgabe. 

Die Angriffe, welche gegen den Entwurf des bürgerlichen Geſetz— 
buchs hauptjählid aus den Reihen der deutjchen Rechtslehrer ge- 
richtet wurden, jcheinen bei Richtern und Anwälten nur geringen 
Anklang gefunden zu haben, die legtern erkennen überwiegend in 
dem Entwurfe eine geeignete Grundlage für eine neue gejetzliche 
Drdnung des bürgerlichen Rechts. Ich ftehe auf Seiten diefer über- 
zeugten Anhänger de3 Entwurf und fordre für die Stimmen der 
Praktiker eine bejondere Beachtung, da im lettverfloffenen halben 
Sahrhundert die deutiche Rehtsübung gerade durd) fie eine wejentliche 
Förderung erfahren hat. !) 

Die Klagen diefer Kreife beziehen fich, fomweit der Entwurf als 
Ganzes in Betracht kömmt, weſentlich auf die Lüden, welche er in 
der Behandlung des bürgerlichen Rechts gelaffen hat; auch ich wünjche, 
daß fih die Kommiljion hierin einer geringern Beſcheidenheit be- 
fleißigt hätte. Aus nahe liegenden Gründen wird hier, joferne nicht 
der Reichsſtag mit ftarfer Hand und überzeugender Begründung 





) Beijpielöweife möge nur auf die grundlegenden Arbeiten Funke's über 
die Pertinenzen, Börner's über das Waſſerrecht, Hoffmann's über die Wechſel— 
regrehlegitimation, Creizenach's über den Sontoforrentverfehr u. j. w. ver: 
wieſen fein. 
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Wandel jchafft, eine Bejjerung kaum erzielt werden. Dagegen 
wird wol zu erreichen jein, daß der Entwurf das ganze Gebiet der 
Lehren und Einrihtungen umfajje, weldhe im Laufe diejes Jahr— 
Hundert3 von der deutſchen Rechtswiſſenſchaft fat übereinftimmend in 
das bürgerliche Recht einbezogen worden find. 

Hierher rechne ich an erjter Stelle die Lehre vom Waſſerrecht, 
jomweit jie das privatredhtliche Gebiet berührt, aljo mit Ausſchluß der 
Vorſchriften und Einrichtungen wirthichaftlicher und polizeilicher Natur. 
Die Nothwendigkeit der Einbeziehung diefer Materie in den Entwurf 
folgt nicht gerade daraus, daß jowohl das Recht der Pandekten und 
die neuern Gejegbücher über das bürgerliche Recht Preußens, Franf- 
reih8 und Defterreihd wie auch Spezialgeſetze faſt aller deutjchen 
Staaten das Recht und die Benutung des fließenden Wafjers einer 
bejondern Regelung unterworfen haben, denn fie bringen meift auch 
die Grundfäge über die Konzeljion von Be— und Entwäſſerungs— 
anlagen, Zriebwerfen 2c., die Gründung von Waflergenofjenichaften, 
die Inſtandhaltung und Reinigung der Bäche und Ufer, alſo Ver— 
waltungs- und Polizeirecht. Entſcheidend aber ift, daß die Rechts— 
übung der höchſten deutjchen Landesgerichte und des Reichsgerichts 
jeder Seit Streitigfeiten über die Benügung des fließenden Wafjers 
. und den Erwerb von bevorzugten Rechten an foldem al3 bürgerliche 
Nechtsftreitigkeiten behandelt und der richterlihen Zuftändigfeit unter- 
tworfen hat. Da eine Aenderung hierin nicht beabjichtigt jein kann, 
jo würden injfoweit die Landesgeſetze (gem. Recht, Br. Landrecht 2c.) 
für einen reinen Privatredhtsftreit auch fernermweit erhalten bleiben. 
Dies erjcheint mir umjoweniger angemefjen, als der Entwurf in 
einigen Punkten das Waſſerrecht geftreift und die Lehre von der 
Avulfion und dem natürlichen Wajjerabfluffe geordnet, $$ 786 und 
856, in andern die Verjchiedenheit der Gefetgebung im deutjchen 
Reihe über diefen dem bürgerlichen Recht angehörenden Gegenitand 
und jomit die Berechtigung, wenn nicht die Nothwendigkeit einer 
einheitlihen Drdnung dejjelben anerkannt hat (Motive III Seite 
301. 302). 

Dem entgegen vermag ich mit den Motiven durchaus nicht ein- 
zujehen, daß die Frage nad) dem Eigenthum an der insula nata und 
dem alveus derelietus um deswillen weniger eine Gejetgebungsfrage 
jet, weil jie in einem großen Theile Deutjchlands geregelt ſei, denn 
faft alle Borjchriften des Entwurfs find bereits geregelt und erfordern 
gleihmohl eine neuerliche Regelung. 
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Unverftändlich bleibt aber, wie man gerade die Rechtsverhältnijfe 
an Flüſſen, die meift oder doch häufig der Hoheit verjchiedener Bundes- 
ftaaten unterjtehen, deren einheitliche Ordnung ſonach in erjter Linie 
geboten ijt, fünfundzwanzig Landedgefeßgebungen überlafjen mag; 
verjtändlich wäre eher die umgekehrte Behauptung, daß die großen 
Wafferftraßen einer internationalen Regelung bedürften. Eben 
deshalb ift e3 unrichtig, daß das Waſſerrecht nur eine lokale Bedeu: 
tung genieße und nad) den Bedürfniffen größerer oder fleinerer Be- 
zirfe geregelt werden müfje (Mot. a. a. D. ©. 5). Das gerade Ge- 
gentheil ift richtig, die Bemerkung paßt eher auf andere Kechtstheile 
al3 auf das Waſſerrecht. Ebenjowenig dürfte die Bemerkung der 
Motive einleuchten (Mot. a. a. O. S. 4 und 302/3), dat das Wafjer- 
recht dem öffentlichen Rechte angehöre, hier jcheint die öffentliche 
Sache mit öffentlihem Rechte verwechjelt und allenfall3 nur an die 
großen Ströme wie Rhein, Elbe, Weſer, Oder 2c. gedacht zu fein; 
was in aller Welt hat das öffentliche Recht mit der Trage nach der 
rechtlichen Eigenjchaft des fließenden Wafjers im VBerhältniffe zu den 
Adjazenten, dem Umfange de3 gemeinen Gebrauchs an demjelben, dem 
Ermwerbe von Privatrechten am Waller ze. zu jchaffen? In der That 
haben auch zu allen Beiten die Streitigkeiten der Wiejen- und Mühlen 
bejier, der Dber- und Unterlieger, Streitigkeiten über ungentefjene 
Ableitung von Wafjer oder Zuleitung jchädlicher Stoffe, Aenderung 
de3 Wafjerlaufs, Flußbetts, Ufers 2c. Anlaß zu Privatrechtsſtreiten 
gegeben, die von den Gerichten entichteden wurden. Ausweislich des 
Seuffert'ſchen Archivs und der Entjcheidungen des Reichsgerichts ge- 
Ihah dies in allen deutichen Staaten und Rechtsgebieten.) Es be- 
fteht fein -Bedürfniß hieran etiwa8 zu ändern. Da aber jelbitver- 
ftändlich von der reichsrechtlihen Drdnung im bürgerlichen Gejet- 
buche alles ausgejchloffen bleiben muß, was ſich auf dem rein mwirth- 
Ichaftlichen Gebiete bewegt oder einen polizeilihen Charakter trägt, 
jo will ich der Reichsgeſetzgebung nur die Regelung folgender Fragen 
unterworfen haben: 


) Im Großherzogthum Hefjen Hatte der (zur Entjcheidung von Kompetenz- 
fonjlitten berufene) Staatsrath ein Urtheil des Gr. Oberappellationsgerichts 
Darmjtadt in einem Kollifionsfalle zwiſchen Grund: und Mühlenbefigern aufge: 
hoben, die Gerichte haben fich aber nad) wie vor für ausſchließlich zuftändig er— 
tlärt; fpätere Anträge wegen Erhebung des Kompetenzfonzlift8 wurden vom Mi- 
nijterium abgelehnt. 
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1. weldje Gewäſſer find öffentlih und welche Privateigenthum? 
beſchränkt ſich dieſer Charakter der Gewäſſer auf die Waſſer— 
welle oder ergreift er auch die Waſſerſäule, Bett und Ufer? 

2. worin beftehen die Rechte des Gemeingebrauchs am fließenden 
Waſſer? 

3. auf welchem Wege und unter welchen Vorausſetzungen können 
bevorzugte oder ausſchließliche Rechte am fließenden Waſſer 
erworben werden? 

Hierzu haben einige Vorſchriften über den natürlichen Waſſerabfluß 
($ 856 des Entwurfs), Avulſion ($ 786 des Entwurfs), Alluvion, 
die insula nata und den alveus derelictus zu treten. Hiermit wäre 
nad meiner Anficht die reichsgejeglicd zu regelnde Lehre vom Wafjer- 
recht zur Noth erichöpft, alles andere — einſchließlich der Frage der 
Entihädigung wegen Rüdnahme oder Bejchränfung von Konzeſſionen 
des Staats zu einer Waſſernutzung — der Landesgejeggebung zu 
überlafjen. 

Man erjieht hieraus, daß die Regelung des Waſſerrechts, jomweit 
es jeither einen Gegenftand des bürgerlichen Rechts gebildet hat, im 
Entwurfe ſehr wohl möglich ift, daß ſich der Negelung nirgends 
unüberwindliche Schwierigfeiten, namentlich auch nicht „aus Rück— 
fihten der Landesfultur und ausgleichenden Gerechtigkeit” (Meot. 
a. a. D. ©. 302) entgegenftellen. Mean erjieht ferner, daß dieſe 
Regelung zuläffig ift, denn alle Streitfragen beivegen ſich aus— 
Ichließlich oder doc vorwiegend auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts und haben nad) der übereinjtimmenden Rechtsübung der 
deutihen Gerichte unter den verſchiedenſten Geſetzgebungen — 
wenigftend im laufenden Jahrhundert — zur ABZuftändigfeit der 
bürgerlichen Gerichte gehört. Man erjieht endlich, daß diefe Regelung 
nothmwendig ift, weil das fließende Waſſer von der Duelle bis zur 
Mündung ein einheitliches Ganzes bildet, das im Intereſſe feiner 
vollen wirthichaftlihen Ausnußung unter einem einheitlihen echte 
ftehen muß; diefe Ausnugung wird natürlich unterbunden, wenn das 
fliegende Waſſer in einem Bundesftaate als öffentlich, im andern als 
PrivateigentHum oder gemeinfchaftliches (getheiltes) Eigenthum der 
Anlieger betrachtet, wenn die Benußung hier den Anliegern frei« 
gegeben und dort bejchränft oder vielleiht gar dem Staate vor- 
behalten, wenn ein bevorzugtes Recht bier nur auf dem Wege der 
Staatskonzeſſion, eine Stunde weiter auf dem Wege der unvordenk— 
lichen Berjährung erworben wird. 
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Um die oben aufgewworfenen Fragen zu regeln, iſt es durchaus 
nicht nothwendig, das gejammte Waſſerrecht heveinzuziehen, wie es 
auch feither in den Lehrbüchern über das bürgerliche Recht nicht im 
weiteren Umfange hereingezogen zu werden pflegt. Das Damm: 
und Deichrecht, die Deichverbände und Waflergenofjenfchaften, die 
Anftandhaltung und Reinigung der Bäche, der Uferſchutz und Lein- 
pfad, das Konzeſſionsweſen und alle anderen Fragen aus Verwaltungs 
und Polizeiredht find der Landesgeſetzgebung zu überlajjen. 


II. Rechtliche Natur des fließenden Wafjers, des Flußbetts und Ufers. 

In den einzelnen Theilen de deutjchen Reichs galten früher 
alle möglichen Theorien des Waſſerrechts; Staatseigenthum (fo das 
Reichskammergericht), Eigenthum des Landesheren, Wafjerregalität 
Privatergenthum, gemeinſchaftliches (getheiltes) Eigenthum der Ans 
grenzer, Deffentlichfeit und Gemeingebraud) des Wafjerd waren in 
den Zerritorien in praftiiher Anwendung; die Rezeption des römi- 
ihen Rechts änderte hieran wenig, da dafjelbe eine feite Theorie nicht 
zu bieten, vielmehr widerftreitende Sätze aufzumeilen ſchien. Nur 
der Saß, dab die ſchiff- und flößbaren Flüffe öffentlich ſeien (auf 
Bd. 1I Art. 28 $ 4 des Sachſenſpiegels geftüßt), hat neben dem 
allgemein anerkannten Staatshoheitsrechte nad) und nad) die Ober: 
hand gewonnen, er findet fich in neueren Gejeßen (öfterreichiiches 
Wafjergejeg von 1869 $ 2, 3, 4, bayr. Gejet über die Benutzung 
de3 Wafjerd von 28. Mat 1852 Art. 1, 2, 39, 44, bad. Gejek über 
die Benugung des Waſſers vom 25. Augujt 1876 Art. 3, 6), wenn 
auch bier jchon der gemeine Gebrauch des flichenden Waffers neben- 
bei anerkannt wird. Eine fejte und bald allgemein anerkannte Grund: 
lage gab aber der Theorie von der Deffentlidjkeit und dem Gemein- 
gebraud alles ftändig und frei fließenden Waſſers Börner in feiner 
Abhandlung im Arhiv für ciwiliftiihe Praris Band 38 (1855), er 
ftüßte fi theil8 auf die Vorſchriften des pojitiven Rechts, theil® auf 
die Natur des fließenden Waſſers als einer fefte Eörperliche Grenzen 
entbehrenden ftet3 wechjelnden nicht eigenthumsfähigen Sache. Dieje 
Theorie fand bald in den oberften Gerichten der deutjchen Staaten 
Eingang und erwies ſich vorzüglich geeignet zur Entjcheidung der 
ſchwierigen Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen Nußungsberedtigten. 
Jeder übertriebenen Waſſernutzung Eonnte wirkjam entgegengetreten 
werden, ohne den Kläger mit einem häufig unmöglichen Beweiſe zu 
belaften, hauptjäcdlid) aber war eine Handhabe gewonnen, um die 
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nad; Lage der Verhältniffe leicht unter erfolgreihen Zeugenbeweis 
zu ftellende Erſitzung eines ausfchlieglichen oder bevorzugten Brivat- 
rechts aus rechtlichen Erwägungen zu bejeitigen, joweit ihr nicht 
Staatskonzeſſion oder äußerlich erfennbarer unvordenkliher Beſitz 
zur Geite ftand. Auch das Reichsgericht hat dieſe Theorie ange: 
nommen (Entſcheidungen Band 8 ©. 134, Band 12 ©. 183 
und Band 15 ©. 183) und nachgewiejen, daß ſie auch im franzö— 
ſiſchen Rechtsgebiete in Geltung jet (Entjcheidungen Band 12 ©. 340). 
Die Theorie hat aud in die Gefetgebung ihren Einzug gehalten, 
j. u.a. Gr. hei). Gejeg vom 30. Juli 1887 Art. 1. 

Was von der Welle und Wafjerfäule (dev Gejammtheit des 
Wafjers) gilt, muß aud) vom Bett des Fluſſes gelten; impossibile 
est ut alveus fluminis publiei non sit publicus fr. 18 7 D. 43, 12; 
es jchliegt dies nicht aus, daß das verlafjene Bett in ein Eigen: 
thumsverhältnig zurüdtritt, da aud im Privateigenthum ſtehende 

Sachen dem Gemeingebraud; unterworfen jein können (Enticheidungen 
des Reichsgerichts Bd. 7 ©. 215, Windfcheid $ 146 Note 16a, 17). 
Für die Deffentlichkeit des Flußbetts jpricht aud, der Umjtand, dab 
von den drei Theilen eines Fluſſes (Waſſer, Bett, Ufer) das Waſſer 
die Hauptjache bildet, das die rechtliche Eigenjchaft des Ganzen be- 
jtimmt; die gegentheilige Anſicht müßte den Fluß als cin über- 
ihwemmtes Grundftüd betrachten, was kaum auf allgemeine Billigung 
rechnen dürfte. Auch lafjen ji) nur bei der Annahme der Deffent- 
lichkeit des Flußbetts größere Unzuträglichfeiten vermeiden, die mit 
der Annahme eines Staatseigenthums, an demfelben nad) dem Gate 
superficies solo cedit bei allen privaten Einbauten, Brüden, Scleujen, 
Wehren 20. verbunden wären. Endlich Sprechen der öfter (beim 
heine jiebenmal) eintretende Wechſel der Staatshoheit und die in 
Folge von Geſchiebe, Sandbänken 2c. verurjadhte fortwährende Ver— 
änderung des Flußbetts gegen die Annahıne eines Staatseigenthums. 

Die Ufer der Flüffe werden gemeinrechtlid für öffentlih und 
dem Gemeingebraud unterworfen, gleichwohl aber als im Eigenthum 
der Angrenzer ftehend erklärt (f. die Nachweiſe in Seuffert, Archiv 
DV. 28 Nr. 7). Folgerichtig ift dies nicht, es jteht nichts im Wege, 
die Ufer, welche nicht durch eine Ausfteinung oder nad) dem Grund: 
buch als Privateigenthum erjcheinen, wie Wafjer und Flußbett als 
außer Berfehr ftehend zu betrachten, ſofern man unter Ufer daS bei 
‚ordentlihem höchſten Wafjerjtand bededte Gelände im Gegenfate 
zum Flußbette, d. i. dent bei mittlerem Waſſerſtand wafjerbededten 
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Gelände und unter ordentlihem höchſten Waſſerſtand den hödjiten 
außer Ueberſchwemmungen und außerordentlihen Zufällen erreichten 
Waſſerſtand begreift. Doc wird man die FFeititellung diejer Begriffe 
zweckdienlich der Wiſſenſchaft überlaffen. 

Hiernach ftehen im Privateigenthum nur die gefangenen Waſſer 
wie Teiche, Brunnen, Gifternen, die vom Grundftüde noch nicht 
abgelaufene Duelle, Fünftliche Kanäle; auch ift für die Deffentlichkeit 
lediglich bejtinnmend der Umftand, daß das Wafjer frei fließt, nicht 
aber, dat es ftändig fließt; Caſſius in fr. 183 D.43, 12 ift zwar 
hierin anderer Anficht, allein jhon Ulpian jagt ebendafelbit ($ 2), 
daß das zeitweife Austrodnen den Charakter der Deffentlichkeit des 
Fluſſes nicht befeitige.. Vom Standpunkt des Gejetgebers aus kann 
jedenfall nur das freie, nicht gefangene Fließen al3 für die Eigen- 
ichaft der Deffentlichfeit bejtimmend betrachtet werden. ?) Inwieweit 
Seen, die einen natürlichen Wafjerabfluß nicht befigen, zu den öffent- 
lihen Gewäſſern oder den im Privateigentfum ftehenden Teichen 
gehören, läßt fich nad) dem zu Grunde liegenden Prinzipe unſchwer 
entjcheiden. 


III. Gemeingebraud) an freifließendem Wajjer. 


Bevorzugte Rechte an demjelben und an Privatgewäjljern. 


Der Grundjag vom Gemeingebraud des frei fließenden Waſſers 
erfordert die gegenfeitige Achtung der Benutzungsrechte. Auch muß 
davon ausgegangen werden, daß allgemein nur der Ge— nicht der 
DVerbraud) geftattet ift; doc Fann der beim Bewäſſern, Schöpfen, 
Zränfen, Wachen, Eisgewinnen ac. eintretende Berbraud, wenn und 
foweit cr den andern Berechtigten unnadtheilig ift, nicht gehindert 
werden. Aus gleihem Grunde muß das zur Wieſenwäſſerung abge: 
leitete Waſſer, ſoweit nicht gejegmäßtg verbraucht, dem Fluſſe wieder 
zugeführt werden, wie dies alle Gefetgebungen vorgefchrieben Haben 
(Entjheidungen des Reichsgerichts Band 8 ©. 139). 

Daß einzelne Berechtigungen von demjenigen, der am Bade 
nicht angrenzt, nicht ausgeübt werden können, verjteht ſich von jelbit. 


>) Wenn Windicheid, Lehrbuch, 6. Aufl. $ 146 Note 6 die Wafjermwelle 
als unfähig bezeichnet, Gegenitand einer Privatberechtigung zu fein, während er 
bei der Geſammtheit des Gewäſſers das Gegentheil annimmt, jo bin ich mit 
dem gemeinen Rechte, das die aqua profluens als communis omnium betrachtet, 
anderer Anficht. Warum follte das im Zuber, Kanne, Feldflaſche ꝛc. gefangene 
Waſſer nicht mein Eigenthum fein fünnen? 
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Das römische Necht verbot jede den Waſſerlauf ändernde 
Anlage im Flußbett oder am Ufer; eine bejondere Vorſchrift hierüber 
ift jedody nicht nöthig, fie folgt aus dem Grundſatz des Gemein- 
gebrauchs. Für größere Stau- und Triebwerke haben $$ 16, 25 
der Reichsgewerbeordnung vom I. Juli 1883 Vorjorge getroffen; es 
muß die Regelung des Konzeſſionsweſens bei fünftlichen Be- und 
Entwäfferungsanlagen (mit Ausihluß der herfömmlichen nur den 
Gemeingebrauch regelnden Eleineren Ableitungsgräbchen) der Landes— 
gejeßgebung überlafjen werden. 

Man ift heute darüber einig, daß bevorzugte Rechte amı frei- 
fließenden Wafjer nur durch Staatskonzeſſion oder Unvordenklichkeit, 
durch lettere in Verbindung mit äußerlid erkennbaren Anjtalten, 
ertvorben werden Fönnen.*) Daß das Konzeſſionsrecht der Bundes- 
ſtaaten nicht zum Nachtheil der Bewohner anderer Bundesstaaten 
oder der allgemeinen Verkehrsintereffen an den größeren Waſſer— 
tragen ausgeübt werden kann, dafür forgt Art. 4 3. 9. der Reichs— 
verfafjung. Die Unvordenklichkeit als Erwerbätitel ift hier nicht zu 
entbehren, da bei den meiſten derartigen gewerblichen Anlagen eine 
Konzejiton nicht nachweisbar ijt, während fie unbeftritten ſeit unvor— 
denklicher Zeit im Betriebe find. 

Die Vorschrift in 8 781e Abſ. 3 meines Entwurfs gefährdet 
im Gebiete de3 gem. Rechts, wo feither jchon der Grundjag des 
8 781 ce Abſ. 1 galt, den Gemeingebraud) der öffentlichen Gewäſſer 
nicht; wo abweichende landesgejeglihe Borjchriften (beiſpielsweiſe 
erleichterter Verjährungserwerb) jeither beftanden, müßte allerdings 
zur Gewinnung eines einheitlihen Rechtszuſtandes im Ddeutjchen 
Reiche in den betreffenden Ausführungsgejegen eine dem $ 781 c 
Abi. 1 entiprechende Borjorge getroffen werden. 

Hinfichtlich der Privatgewäfler hat es bei dem bejtehenden Recht 


ı) Wenn aud der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs eine Erfigung von 
Grunddienftbarkeiten nicht fennt (Motive II. ©. 165, 477) und die fließenden 
Gewäſſer (einjchlieglihh Bett und Ufer) zweifellos ben unbewegliden Sachen 
beizuzählen find, fo wird man bier in der Zulaffung der Unvordenklichkeit als 
Rechtserwerbsgrund eine Inkonſequenz nicht finden dürfen, denn die Unvordent- 
lichkeit ift weniger eine Erfigkungsart als ein Surrogat der Staatsfonzejjion 
(j. Seuffert Arhiv Bd. 33 ©. 5, Bd. 19 ©. 192), fie ijt jedenfalld praftijch 
unentbehrli. Auch können die vorfommenden Wajjernutungsrecte beim regel: 
mäßigen Mangel ziveter Prädia, der Vicinität, causa perpetua 2c. und der Öffentlid) 
rechtlichen Natur des Waffers als Grunddienftbarfeit im römiſch-rechtlichen Sinne 
nicht betrachtet werden. 
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jein Bewenden zu behalten, es würden jJomit für die Zukunft 
Rechte an denfelben nur duch Vertrag und Eintragung im Grund— 
buche ($ 828, 868 des Entwurfs) erworben werden können. Cine 
Borjhrift — etwa im Einführungsgeiege —, daß bereitS erworbene 
Rechte an Privatgewäſſern im Grundbuche nur eingetragen werden 
dürfen, wenn der Erwerb, joweit er nicht auf Vertrag oder Unvor— 
denflichfeit beruht, gegen den Widerjprud; des Cigenthümers des 
dienenden Grundſtücks oder mittelft äußerlich erfennbarer Anlagen 
erfolgte, würde ſich zwar vom Gtandpunft der Einheitlichfeit des 
Rechts empfehlen, aber leicht zur Scmälerung oder Bejeitigung 
wohlerworbener Rechte führen; es iſt hiervon umſomehr abzujehen, 
al3 bei der Unbedeutendheit der in Betracht fommenden Gewäller 
eine verjchtedene rechtlihe Behandlung derjelben einem öffentlichen 
Intereſſe nicht widerjpridt. 


1V. Der natürliche Wafjerabfluf. 

Der Entwurf hat die Grundjäge über die actio aquae pluviae 
arcendae im $ 856 kurz zujammengefaßt, dabei aber die Geltung 
abweichender Borjchriften der Landesgejetgebung vorbehalten. 

Der Entwurf begründet (in Uebereinjtimmung mit dem gemeinen 
Rechte) nur eine Pflicht, nicht ein Recht zur Aufnahme des natürlich 
abfliegenden Wafjers, dieſes Necht dürfte aber doc ein Korrelat jener 
Bliht bilden beziehungsweife das Recht zur Abführung des jeinen 
natürlichen Lauf folgenden Waſſers auc die Pflicht hierzu in ſich 
ihliegen, vorausgejegt natürlich, daß das öffentliche Waſſer nicht 
Eraft de3 Gemeingebrauds, das Privatwaſſer nicht kraft des Eigen- 
thums jchon verbraucht ift. Jedenfalls jpricht die Billigkeit für dieje 
Ausdehnung, die fich in vielen Geſetzen findet (Code civil Art. 640; 
öjterr. Wajjergefeg vom 30. Mai 1869 8 11; bayr. Waſſerbenützungs— 
gejege Art. 34, 35; Hei). Waſſergeſetz Art. 5). Es ift jomtt der 
Zujaß zu $ 856 geboten, daß der natürliche Yauf des (vom Grund- 
eigenthümer nicht verbrauchten) Wafjers zum Nachtheile eines fremden 
Grundſtücks nicht geändert werden darf. 

Dagegen iſt der Vorbehalt der abweichenden Borichrift der 
Landesgejege zu jtreihen. Daß die letteren die Aufnahmepflicht 
des dem natürlichen Waflerabfluffe unterworfenen Grundſtücks ſollten 
aufheben fönnen, hat der Entwurf wol jelbjt nicht gemeint, er wollte 
ſolche nur da bejeitigen, wo eine geregelte Entwäſſerung die Ge— 
jtattung des ungeregelten Waijerabfluffes entbehrlich macht, es iſt 
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aber in einem jolden Fall die Aufnahmepflicht gegenftandslos und 
damit der Vorbehalt jelbjt entbehrlicd; geworden. 


V. Avulſion. 


Der Entwurf behandelt den Fall der Avulſion gemeinſam mit 
den Falle der Abtrennung von Gelände in Folge eines Erdrutiches 
im $ 786. Ob der legtere Fall einer bejonderen Regelung bedarf, 
jteht dahin, die neueren Gejeßgebungen jchweigen darüber, jedenfalls 
gehört die Negelung. nicht in das Waſſerrecht; wern man die Vindi— 
fation für Fälle des Lostrennens von Gelände durch Erdbeben und 
Erdrutihe nicht ausreichend hält, kann im allgemeinen Theile des 
Sachenrechts durch eine ähnliche Borjchrift wie bei der Avulſion oder 
durd) Erweiterung diejer Vorſchrift Vorjorge getroffen werden. 

Sch Habe dein $ 7815 im Wejentlichen den $ 786 des Entwurfs 
zu Grunde gelegt, jedoch einige redaktionelle Aenderungen angebracht, 
namentlich ftatt des ungewöhnliden Ausdruds „Erdförper” das 
übliche Wort „Gelände” gewählt. 

Meine Faſſung der auf die Klagfriſt bezügigen Worte ijt be— 
ftimmter und deutlicher als im Entwurfe; daß der zur Klage außer 
dem Eigenthümer Berechtigte ein dinglich Berechtigter fein müſſe, 
folgt jhon aus dem vechtlichen Mangel einer Klage des nur perjönlid) 
Berechtigten. Die Unterjcheidbarfeit de3 angejhwenmten Geländes 
von dem Ufergelände kann als Borausjegung der Bindifation beibe- 
halten werden, da ſie regelmäßig vorhanden jein wird und hierdurch 
die Fälle geringer Anſchwemmungen ausgejchieden werden. 


VI Alluvion. 


Aus bereits entwidelten Gründen (j. I oben) fann ich mich mit 
dem Uebergehen des Falls der allmählichen Anſchwemmung (Alluvion) 
nicht einverjtanden erklären; die Fälle kommen verhältnikmäßig 
häufig vor, (ſiehe das Allegat bei Windjcheid $ 185 Note 5) und 
begreifen bei VBerlandungen an größern Strömen nicht jelten be— 
deutende Werthe. Die meiſten Gejeggebungen behandeln den Fall, 
u. a. das allgemeine Landredt, der Code civil, die bayr. Waſſer— 
gejege von 1852, das hefj. Gejeg von 1887. Die Alluvion gehört 
nad römiſchem Rechte und den neuern Gejetgebungen dem ans 
grenzenden Grundbefiger, fie wird nicht dadurch ausgejchloffen, day 
die Berlandung duch künſtliche Einbauten (Buhnen) herbeigeführt 
rejp. hierdurch verjtärft würde, Bei dem vielfachen Wechjel, dem 
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jolde Berlandungen unterliegen, empfiehlt es ſich einen feiten Beit- 
punkt für die Bollendung des Eigenthumserwerbs zu beftimmen und 
denfelben an den Beginn der Begetation zu Enüpfen, welche dauernde 
Zuftände vorausjegt oder doc anbahnt. 


VII Neu entftandene Juſeln. 


Die in einem öffentlichen Gewäffer neu entjtandene Inſel gehört 
gemeinrechtlich den an das Ufer angrenzenden Grundbefigern; über- 
einſtimmend tft das franzöfiiche und preußiſche Recht, joweit. nicht 
ſchiff- oder flößbare Flüffe in Frage ftehen. Ueber die Auslegung 
ind zahlreiche Streitfragen entitanden, die hauptſächlich darin ihren 
Grund Hatten, daß die Inſeln nicht immer auf einer Flußſeite lagen, 
jondern in ihrer Ausdehnung ſich bald dem einen, bald dem andern 
Ufer näherten, daß fie in einer Ylußmündung oder einer Bucht ent- 
ftanden, daß zwilchen Inſeln und dem Ufer eine neue Inſel ſich 
bildete, daß der Maßſtab der Antheilberedtigung der am Ufer an- 
ftoßenden Grundbefiger ſchwankend war. Ich habe im Anfchluffe an 
das gemeine Recht, dejjen Lehre im Sinne der Auslegung Börners 
und des NeichögerichtS meiner Arbeit zu Grunde liegt, die nächſt— 
anftoßenden Grundbejiger als antheilberechtigt erklärt und die Breite 
der angrenzenden Grundfjtüde als Theilungsmaßitab angenommen; 
ich betrachte es hiernach als jelbitverftändlich, daß eine in einer Fluß: 
mündung oder Bucht neu gebildete Inſel den Grundbejitern des 
nächſtgelegenen Ufers eigenthümlich zufällt. Wenn ein Gewäſſer das 
Gelände eines Grumdbefigerd dauernd abjchnetdet und umgiebt, fo 
bejteht fein Grund, denjelben jeines Eigenthums verlujtig zu erklären. 
Dagegen bedürfen Veränderungen, die ein Gewäſſer in nicht dauernder 
Weile am Bett oder Ufer herbeiführt, wie ſchwimmende Inſeln, 
Sandbänfe zc., feiner bejonderen Regelung. 

Inſeln im Meere und die Meeresufer jcheinen heute unter völfer: 
rechtlichen Grundjäten zu ftehen. Sollte der Fall vorkommen, daß 
ein öffentlicher See austrodnet, jo muß derjelbe folgerichtig nad) den 
im $ 781i entwidelten Grundſätzen entjchieden werden. 


VIII. Das verlajjene Flußbett. 


Das römishe Recht hat den alveus derelietus £onfequent den 
Angrenzern überwiefen, hiermit aber doch wol die Billigfeit der 
Konjequenz geopfert. Neuere Gejetgebungen (3. B. Code civil 
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Artikel 563) find ihm Hierin nicht gefolgt, ich jchliege mid) letz— 
teren an. 

Gletſcher — die im Wetterjteingebirge und Allgäu in bejcheidenen 
Eremplaren vorkommen — ftehen hier nicht in Frage, da fie nicht 
al3 erftarrtes Wafjer, jondern al3 der unter Drud in Firn und Eis 
verwandelte Schnee erſcheinen, fie gehören dem Eigenthümer des 
Grund und Boden. 

Ich laſſe dahingeftellt jein, ob es nicht im Einführungsgejege 
den Bundesftaaten freigelafjen werden joll, landesgefetliche Vor— 
ihriften über Salzquellen, Fischerei 2c. vorzubehalten. 

Die nachfolgendeu Borjchläge würden jih dem Entwurfe als 
$ 781a—1 geeignet einverleiben laffen; $ 786 de3 Entwurfs wäre 
zu ftreichen. 


S$ 781a. 


Die freifließenden Gewäſſer, das Bett und die Ufer derjelben 
find öffentlih und dienen dem gemeinen Gebrauche. Derjelbe fteht 
unter der Aufficht des Staats. 


$ 781b. 


Die Benugung der öffentlichen Gewäfjer darf nur unter Achtung 
de3 gleichen Benutzungsrechts aller andern Berechtigten erfolgen. 

Der Gebrauch und Berbraud des Wafjers zum Wajchen, Baden, 
Zränfen, Schwemmen, Schöpfen, Kahnfahren, zur Bewäfjerung und 
Eisgewinnung ſowie zu anderen dem gemeinen Gebrauche nicht nach— 
theiligen Benugungsweijen iſt Jedermann gejtattet, jomweit dies ohne 
bejondere Anlage und ohne rechtswidrige Betretung des Privateigen- 
thums gejchehen fann. 

Die Benugung des Wafjerd darf nicht für fremdes Eigenthum 
ihädlichen Rückſtau, Ueberſchwemmung oder Berfumpfung bewirken, 
die Anlagen zur Benugung (namentlih Stau, Zu: und Ableitungs- 
anlagen) find ftetS in ſolcher Weiſe einzurichten, daß ein unmirth- 
Ichaftlicher Verbrauch ausgejchloffen ift. 

Abgeleitetes Wafjer muß, ſoweit es nicht gejegmäßig verbraucht 
ift, vor jeinem Eintritt in ein fremdes Grundftüf in fein Bett 
zurüdgeleitet werden. 


87816. 


Benutzungsrechte an öffentlichen Gewäſſern, welche den gemeinen 
Gebrauch ausſchließen oder einſchränken, können nur durch Konzeſſion 
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bevorzugte Beſitzſtand durch Fünftliche Anlagen während der Ver— 
jährungszeit erkennbar gewejen fein. 

Es bleibt der Landesgejeßgebung vorbehalten, zu beftimmen, daß 
der Erwerb auch von der Genehmigung der Aufficht3behörde ab- 
hängig ift. 

Bereit3 erworbene ausjchliegende oder einſchränkende Benugungs- 
rechte werden durch dieſes Gejet nicht berührt. 


s T8ld. 

Im Privateigenthum des Grundbefigers ftehen: 

1. das in Zeihen, Brunnen, Gruben und andern Behältern, 
in den für den Privatgebraucd angelegten Waljerläufen und 
Kanälen eingejchloffene Waffer, 

2. da3 auf einem Grundſtück entjpringende oder darauf ſich 
natürlich fammelnde Wafjer, jolange ſolches vom Grundftüde 
nicht abgefloſſen ift. 


Ss i8le. 
Ueber die im $ 781d erwähnten Gewäſſer fteht dem Eigenthümer 


des Grundftüds die ausschließliche Verfügung zu, unbejchadet bereits 
erworbener Rechte Dritter. 


87811. 
Der Eigenthümer eines Grundſtücks iſt nicht befugt, den in Folge 
der natürlichen Bodenverhältniſſe ftattfindenden Waſſerabfluß zum 
Nachtheile fremden Eigenthums zu ändern oder zu hindern. 


87818g. 

Gelände, welches durch die Gewalt des Waſſers von einem 
Grundſtücke an ein anderes verjett wird (Avulſion), wird Beftand- 
theil des leßteren, wenn feine Unterjheidung von demfelben nicht 
mehr möglich ift, oder wenn jeit der vollendeten Berjegung ein Fahr 
verftrichen tjt, ohne daß der Eigenthümer oder dinglich Berechtigte 
jein Recht durch Erhebung der Klage geltend gemacht hat. 


s$S 781h. 


Ausbreitungen des Ufers, mögen fie in Folge des Sinkens des 


Waſſerſpiegels oder allmählicher Anihwennmungen eintreten (Alluvion), 
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wachſen dem angrenzenden Grundſtücke ſelbſt dann zu, wenn die An— 
ſchwemmungen künſtlich herbeigeführt oder gefördert wurden. Der 
Eigenthumserwerb iſt vollendet, ſobald ſich auf dem angeſchwemmten 
Gelände natürliches Wachsthum entwickelt hat. 


87811. 

Inſeln, welche ſich in öffentlichen Gewäſſern neu bilden, fallen 
den an das Ufer angrenzenden Grundbeſitzern nach Verhältniß der 
Breite ihrer Grundſtücke mit der Maßgabe zu, daß die Inſel durch 
eine die Mitte des Stromes durchſchneidende Linie zwiſchen den beider— 
ſeitigen Angrenzern getheilt wird, während die ausſchließlich in der 
einen Stromhälfte gelegene Inſel den daſelbſt angrenzenden Grund— 
beſitzern allein gehört und nach obigem Verhältniß unter ſie ver— 
theilt wird. 

Wenn zwiſchen einer Inſel und dem Ufer eine neue Inſel ſich 
bildet, jo erfolgt die Theilung nad) demſelben Maßſtabe zwiſchen den 
am Ufer angrenzenden Grundbeſitzern und den Grundbeſitzern der 
Inſel. 

Vorſtehende Grundſätze finden auf die Theilung des Grund und 
Boden eines ausgetrockneten, öffentlichen Sees entſprechende An— 
wendung. 


8 T81k. 
Inſeln, welche fi) in Folge der dauernden Theilung eines 
öffentlihen Gewäſſers in zwei nachher wieder vereinigte Arme ge: 


bildet haben, verbleiben dem feitherigen Eigenthümer des Grund und 
Boden. 


$ 7811. 
Wenn ein öffentliche Gewäſſer dauernd fein ſeitheriges Bett 
verläßt, jo können die Eigenthümer der nunmehr unter Wafjer ge: 


jetten Grundjtüde das verlajfene Bett nah PVerhältnig des ihnen 
entzogenen Grund und Boden in Anjprud nehmen. 
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Einige Bemerkungen zum Buch IV Abſchnitt 2 
Titel 1 des Entwurf eines bürgerlichen Gejet- 
buches. 


Von Rechtsanwalt Weſtrum in Celle. 


Wenn die 88 1466 fgd. des Entwurfs für ſolche Kinder, deren 
Empfängnißzeit ganz oder theilweiſe in die Zeit der Ehe fällt, eine 
Präſumtion der Ehelichkeit aufſtellend, ſo wird dagegen gewiß von 
niemanden etwas eingewendet werden. Eine um ſo zweifelhaftere 
Frage iſt die: wann ſoll dieſe Präſumtion ceffiren? Man ſtreitet 
darüber, was in dieſer Beziehung jetzt gemeinen Rechtens, und noch 
mehr kann man darüber ſtreiten, wie in dieſer Hinſicht unſer zu— 
künftiges deutſches Geſetzbuch ſich ſtellen ſolle. 

Von verſchiedenen Anſichten über das geltende gemeine Recht 
hat der Entwurf eine Mittelmeinung adoptirt. Nach gemeinem Recht 
erklärt ein Theil der Rechtslehrer jeden Gegenbeweis, alſo jeden 
irgendwie zu führenden Beweis, daß der Ehemann nicht Vater 
ſei, für zuläſſig, ein anderer Theil nur den Beweis, daß er ſeiner 
Ehefrau innerhalb der koitiſchen Zeit nicht beigewohnt habe, und 
eine dritte Meinung fordert gar den Nachweis, daß er derſelben, — 
wegen Abweſenheit, Unfähigkeit u. ſ. w. — überhaupt nicht habe 
beiwohnen können. Letztere Auffaſſung iſt offenbar unrichtig und 
daher auch vom Entwurf nicht angenommen. Sie beruht auf einem 
Mißverſtändniß der Quellen, welche, — bei der Beſprechung des 
Gegenbeweiſes gegen die vermuthete Ehelichkeit — gerade ſolche Bei— 
ſpiele wählen, in denen durch Abweſenheit und ähnliche Gründe jede 
Möglichkeit eines ehelichen Verkehrs ausgeſchloſſen war. Solche Bei— 
ſpiele zu wählen, lag eben nahe, weil anderweite Gegenbeweiſe ſchwer 
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zu konſtruiren ſind. Nichts aber beweiſt, daß nach der Meinung der 
Kompilatoren die Unmöglichkeit der Beiwohnung eine weſentliche 
Vorausſetzung des Gegenbeweiſes bildet. Es würde ja auch ein 
wunderliches Reſultat ſein, wenn man nachdem bewieſen, daß der 
Ehemann ſeit Jahren mit ſeiner Ehefrau nicht verkehrt habe, ihn 
doch zum Vater erklären wollte, weil er, wenn er nur Luſt gehabt 
hätte, in der Lage geweſen ſein würde, den Beiſchlaf mit der Mutter 
des Kindes zu vollziehen, und nur die faktiſche Nichtvollziehung, nicht 
die Unmöglichkeit der Vollziehung, erhelle. Dieſe Unmöglichkeit der 
Beiwohnung iſt ja auch für ſich bedeutungslos, ſie hat nur Werth, 
inſofern aus ihr die Nichtvaterſchaft gefolgert werden kann und 
muß. Kann daher der Beweis der Nichtvaterſchaft anderweit erbracht 
werden, ſo muß ſolcher direkter, unmittelbarer Beweis mehr gelten, 
als der Beweis eines Umſtandes, aus dem erſt weiter gefolgert 
werden kann, daß jemand nicht der Vater des beſtimmten Kindes 
iſt. Man darf ſich hierbei nur nicht irre machen laſſen und durch 
den Doppelſinn, in dem bei Erörterung dieſer Frage oft davon ge— 
ſprochen wird, ob jemand der Vater des Kindes ſein könne oder nicht. 
Die Vertreter der hier bekämpften Anſicht ſagen nämlich wohl, nur 
dann, wenn jemand nachweiſe, daß er nicht Vater ſein könne, dürfe 
man ihn von der Vermuthung der Vaterſchaft losſprechen; könne er 
der Vater ſein, ſo würde man dem Kinde unrecht thun. Das iſt 
richtig, je nachdem man es verſteht. Wenn die Möglichkeit vorliegt, 
daß der präſumtive Vater auch der wirkliche ſei, ſo iſt der Gegen— 
beweis nicht geführt. Iſt aber das Gericht überzeugt, daß der Ehe— 
mann der Vater nicht iſt, ſo kann er es auch nicht ſein. Das 
Gericht hat dann eben auch die Ueberzeugung, daß das Kind 
empfangen iſt, vor oder nach dem Beiſchlaf mit dem Ehemanne 
bezw. zwiſchen zwei Fällen des Beiſchlafs mit ihm. Dies ſchließt 
die phyſiſche Möglichkeit der Vaterſchaft gerade ſo aus, wie der ein— 
fachere und klarere Fall, den die Gegner immer im Auge haben, 
der Fall, indem der Ehemann mit der Mutter überhaupt nicht kon— 
kumbiren konnte und nicht konkumbirt hat. 

Aus dieſen Gründen würde ich denn auch in Bezug auf die Ge— 
ſtattung des Gegenbeweiſes gegen die Vaterſchaft und die dabei zu— 
läſſigen Mittel noch einen Schritt weiter gehen, als der Entwurf, 
ſo weit nämlich, wie nach meiner, der Praxis allerdings wider— 
ſprechenden, Meinung ſchon das römiſche Recht geht, und jeglichen 
Gegenbeweis zulaſſen, welcher dem Richter die Ueberzeugung der 
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Nichtvaterſchaft gewährt. Noch lieber freilich würde ich mit dem 
römiſchen Rechte in dieſer Beziehung ganz brechen und ſchon den 
Beweis des Ehebruchs der Mutter während der Konzeptionszeit 
als Gegenbeweis gelten laſſen. Oder genauer geſagt, ich würde 
beim Beweiſe des Ehebruchs die Präſumtion cejjiren laſſen. Die 
ganze Präſumtion baſirt darauf, daß man bei verheiratheten Frauen 
die Wahrung der ehelichen Treue vermuthet. Wird der Bruch dieſer 
Treue erwieſen, ſo iſt zwar nicht der Gegenbeweis gegen die Vater— 
ſchaft erbracht, aber nun ſpricht auch keine Vermuthung mehr für 
letztere, und wer die Vaterſchaft des Ehemanns nun trotzdem noch 
behauptet, mag ſie beweiſen. Man wird hiergegen auf das Intereſſe 
des Kindes verweiſen, welches doch als eheliches gelten müſſe, wenn 
es möglicherweiſe ein ſolches ſei. Allein, wenn das Kind hier unter 
dem Ehebruch der Mutter leidet, ſo iſt das nicht anders, wie wenn 
ein Kind darunter leidet, daß ſeine Mutter ſich einem Manne ohne 
Heirath hingab. Im letzteren Falle beſteht die Ehe noch nicht, 
beim Ehebruch iſt die Ehe gebrochen, das Eheband zerriſſen, die Ehe 
beſteht materiell nicht mehr. Das Kind, ſicherlich ein Kind der 
Ehefrau, leidet mit unter deren Vergehen. Es iſt zwar auch ein 
Kind ſeines Vaters, aber wir wiſſen eben nicht, welches Vaters. 
Daß es möglicherweiſe ein eheliches Kind trotz des Ehebruches, 
berechtigt nicht, diefe Möglichkeit als Gewißheit zu nehmen, und 
dem Ehemann ein Sind al3 das jeinige aufzubürden, von dem er glaubt, 
daß es das feine nicht jei. Wollte man einem Finde jchon deshalb 
Sindesrechte gegen einen Mann zufprehen, weil es möglicherweije 
jein Kind ift, jo müßte man dem unehelichen Kinde geitatten, nad) 
jeiner Wahl fich unter mehreren Konkumbenten der Mutter den 
Bater zu wählen. Wenn man die Finder einer Ehefrau bis 
auf Weiteres als eheliche Kinder anfieht, jo gejchieht dies nicht des— 
halb, weil man bei ihnen die Möglichkeit der Vaterſchaft für gleich- 
werthig mit deren Gewißheit erachtet, vielmehr nur, weil man bis 
auf Weiteres es glaubt, für gewiß anfehen zu dürfen, daß der Ehe- 
mann, und nur er mit dev Mutter Umgang gepflogen. 

Den Gegenbeweis hiergegen, aljo den Beweis der Untreue, ge— 
nügen zu lafjen, und dem Sinde die Rechte eines ehelichen bis auf 
Weiteres zu verfagen, würde gewiß nur fördernd auf die Gittlichkeit 
wirken, indem leichtfertige Frauen um jo eher vor einem Fehltritt 
zurüdichreden dürften, je fchwerere Folgen derjelbe nad) ſich zieht. — 
Dennoch glaube ich nicht, daß die Gefetgebung fich entſchließen wird, 
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jo radikal mit dem bisherigen Recht zu brechen, und e8 wird fidh bei 
weiterer Bearbeitung und bei der Bearbeitung und bei der Berathung 
des Entwurfs wohl immer nur um die Frage handeln, wie weit man 
in der Bulafjung des direkten Gegenbeweifes gehen fol. Wenn ich, 
wie oben bemerkt, jedes Mittel eines folchen Gegenbeweifes zuzulaffen 
empfehlen möchte, jo glaube ih, daß ein Widerfpruch ſich weniger 
gegen die provinzielle Berechtigung meines Standpunftes, als gegen 
jeine praftifche Haltbarkeit richten wird. Man wird mit den Motiven 
jagen, es feien alle anderen Beweiſe unficher, es ſei im Intereſſe 
der guten Sitte und der Ehrbarkeit nicht zu wünjchen, daß leichthin 
die Ehelichkeit in Frage geftellt werden könne u. ſ. w. Dagegen 
möchte ich einmwenden, daß, wenn ein anderer Gegenbeweis garnicht 
denkbar wäre, al3 der, daß die Eheleute mit einander in der 
kritiſchen Zeit nicht verfehrt haben, die unbefchränfte Zulaffung des 
Gegenbeweifes ja unfchädlic fein würde; der Richter wird ihn dann 
eben in anderen Fällen nicht für geführt erklären. Offenbar fürchtet 
man aber, er werde e3 dennod, wenn auch nur jelten, bei bejonderer 
Lage des Falles thun, und dadurch fünne möglichermweife einmal zu 
Unrecht einem ehelichen Kinde die Ehelichkeit aberfannt werden. Des- 
halb ſoll der Richter auf den einfachiten, Elarjten Fall des Gegen- 
beweijes bejchränft fein. Eine wunderbare Beitimmung, zu einer 
Beit, da die ivilprozeßordnung den Richter in Bezug auf die 
Beweiswürdigung allmädhtig macht, da die Geſchworenen und Richter 
nach freiejter Veberzeugung, ohne Beweisvorjchriften, dein Angeklagten 
Freiheit und Leben abjprechen Eönnen! 

Außerdem beruht e3 auf einer Selbfttäufhung, wenn man glaubt, 
gegen die bei jedem Richterſpruche an fi) möglichen Irrthümer 
fi) dadurch deden und dem Kinde eine abjolute Garantie gegen 
fehlfame Anerkennung der Ehelichkeit bieten zu können, wenn man 
den Beweis fordert, daß die Mutter innerhalb der Konzeptionszeit 
nicht mit dem Gatten Eonkumbirt habe, aber anderweite Gegenbeweiſe 
3. B. aus der Neife des Kindes abjchneidet. Wenn der Ehemann 
1’/, Jahre abwejend war und 182 Tage vor der Geburt zurüdfehrte 
und mit der Mutter Eonfumbirte und Aerzte und Hebammen ver- 
fihern, das Sind fei fo entwidelt zur Welt gefommen, daß es 
unmöglich aus einem innerhalb der legten 6—7 Monate erfolgten 
Beiichlafe ftammen könne, jo foll das fein Gegenbeweis jein, weil 
Aerzte, Hebammen u. ſ. w. ſich irren können. Worauf wird denn aber 
der, zugelafjene, Beweis, daß der Ehemann mit der Mutter feinen 
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Umgang gepflogen, berufen? Doh auch nicht auf unmittelbarer 
richterliher Wahrnehmung, vielmehr regelmäßig auf Zeugen: und 
Sachverſtändigenausſagen. Weshalb joll da nun der Richter etwa 
auf die Meinung der Majorität der Sachverſtändigen hin, daß der 
Ehemann impotent jei, da3 Kind für ein uneheliches erklären dürfen, 
nicht aber auf die einftimmige Anſicht aller zugezogener Sach— 
verftändiger, daß ein Kind fein Giebenmonatzfind fei. Nebenbei 
bemerkt, hat ed mir immer wunderbarer gejchienen‘, den Gap: 
„‚Perfeetum partum post sex menses nasci posse‘* dahin zu verftehen, 
daß nach 6 Monaten ein vollentwideltes Kind geboren werden 
könnne. Ein entwideltes, lebensfähiges Kind, ein Kind, das über- 
Haupt den Namen eines jolchen verdient, nahmen die alten Aerzte 
und demgemäß die römischen Juriſten an, könne am 182. Tage 
geboren werden, nicht ein reifes, vollentwideltes. Legt man 
die befannte VBandeftenftelle im legteren Sinne aus, jo imputirt man 
den Römern damit gerade eine Abjurdität. Denn, wenn fie an- 
nehmen, daß ein Kind am 182. Tage bereits jeine völlige Reife 
erlangt haben könne, jo dürften fie nicht einem unreif am 181. Tage 
geborenen Kinde die Ehelichkeit abſprechen. Die römischen Aerzte 
hätten denn jchon die lächerliche Anficht Haben müſſen, daß das Kind 
um Mitternacht des beendeten 181. Tages einen Sprung in jeiner 
Entwidelung made oder doch machen könne, der e3 von einem nod) 
unentwidelten, nicht lebensfähigen Organismus plögßlic auf die Stufe 
eines Neunmonatskindes erhebe. 

Zu derartigen Abjurditäten und Widerſprüchen gelangt man, 
wenn man glaubt aus irgend welchen Nebenrüdjichten — auf das 
Intereſſe der Kinder, welches aber nicht vorhanden, wenigjtens fein 
berechtigtes Intereſſe iſt, wenn fie eben nicht ehelich find —, auf 
den Auf der Frau u. j. w. die Ermittelung der Wahrheit einjchränfen 
oder das wahre, zur vollen Ueberzeugung des Richters Elargeftellte 
Sachverhältniß ignoriren zu jollen. Die Ermittelung der Wahrheit 
ift das Biel einer jeden Bemweisführung. Ob die Erreichung diejes 
Zield durch die Beftimmungen unſeres neuen Gejeßbuches gefördert 
oder gehemmt wird, auf dieje Frage wird ſelbſt der Laie leicht die 
Antwort finden, wenn er fi folgenden Fall denkt, der in feinem 
faktiichen Vorausſetzungen vielleicht etrvas gewagt, aber doch durchaus 
nicht jo ganz unmöglich und jedenfall3 geeignet ift, uns über das 
Prinzip klar werden zu lafjen. 

Die deutihe Ehefrau eines deutſchen Mannes, mit dem fie bis 
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in die leßte Zeit verkehrt, entflieht mit ihrem Liebhaber, einem 
Ihwarzen Abkömmling unferer afritanischen Beſitzungen, und bringt 
faft 10 Monate fpäter einen £leinen Mulatten zur Welt. Soll 
diefer Mulatte als Kind ihres Ehemannes gelten oder nicht? 

Der Entwurf jagt: ja! 

Der gejunde Menſchenverſtand jagt: nein! 

Welchem von beiden wollen wir uns anfdliegen? 


mu 


Geſetzliche Erbfolge und Pflichttheil. 
Bon Zuftizrath Wilke in Berlin. 


A. Geſetzliche Erbfolge. 


I. Beſtimmungen des Entwurfs. 


Die gejetliche Erbfolge tritt ein, wenn und ſoweit der Erblafjer 
einen Erben nicht eingejett hat, oder die Erbeinjegung unwirkſam 
it oder wird ($ 1751). Sie beftimmt fi nad der Zeit des Erb- 
falles, das heißt: des Todes des Erblafjers ($ 1749) mit der Maß: 
gabe, daß eine nad; dem Erbfalle geborene, aber zur Zeit des Erb: 
falle8 bereit3 empfangene Berfon erbberechtigt ift, wie wenn jie zur 
Zeit des Erbfalles geboren gewejen wäre ($ 1964). In letzterer Be- 
jtimmung liegt fein Widerſpruch mit der allgemeinen Vorfchrift des 
$ 3: daß die Rechtsfähigkeit des Menjchen erſt mit der Geburt be- 
ginnt, denn auch bei der gejetlihen Erbfolge erlangt der Nach— 
geborene fein Erbredht nit ſchon im Augenblide des Erbfalles, 
jondern erſt im Augenblide feiner Geburt, und wenn er nicht zur 
Welt Eommt, hat er niemals ein Erbrecht gehabt. 

Grundlage der gejeglichen Erbfolge find Verwandtſchaft (58 1965 
bis 1970), Ehe ($ 1971) und Staatsangehörigkeit ($ 1974). Der 
Entwurf jagt zwar nicht ausdrüdlich, daß in den Fällen der 88 1965 
bi3 1970 die Erbfolge an die Borausjegung der Verwandtichaft 
zwifchen dem Erblaffer und dem Erben geknüpft jei; aber es tit 
fein Zweifel, daß das der Wille des Gejetentwurfs ift, wie aus der 
in einzelnen Fällen erfolgenden Erwähnung des Verwandticafts- 
verhältnifjes (4 1965 Abi. 2, $ 1968 Abi. 3 und $ 1970) hervor- 
geht. Daraus folgt, daß Blut3verwandte, fomweit fie rechtlich nicht 
als Berwandte anerfannt find, aljo beifpieldweife uneheliche Kinder 


— 


gegenüber dem Vater und deſſen Verwandten, nicht erbfolgeberechtigt 
find ($ 30 Abſ. 3), andererſeits aber fremde Perſonen, welche rechtlich 
die Stellung von Verwandten erlangt haben, ein gejetliches Erbrecht 
haben. 


Erbfolge der Berwandten. 
Erite Linie. 

Als gejeglihe Erben jind zunächſt zur Erbfolge berufen die Ab- 
Eömmlinge des Erblajjer8 ($ 1964). Darunter find verftanden die 
ehelihen Kinder (8$ 1466—1479) und deren weitere eheliche Ab- 
fömmlinge, ferner, wenn der Erblafjer weiblichen Geſchlechts ift, aud 
die unehelichen Kinder und deren eheliche Abkömmlinge ($ 1568), 
ferner die durch nachfolgende Ehe legitimirten Kinder und deren Ab- 
fömmlinge ($$ 1579, 1582). Unehelihe Abkömmlinge erbberechtigter 
Kinder haben das gejegliche Erbreht nur unter der Borausjegung, 
daß fie zu den erbberechtigten Kindern erbberechtigt find. 

Das durch Ehelichkeitserklärung legitimirte uneheliche Kind hat 
die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes feines Vaters ($ 1583), 
und die Wirkungen der Ghelichkeitserflärung erftreden fih auch auf 
die Abkömmlinge des Kindes, wogegen das Kind und dejjen Ab- 
fömmlinge nicht erlangen die rechtliche Stellung von Verwandten der 
Berwandten des Vaters ($ 159). Daraus folgt, daß das jo legi- 
timirte Kind und dejjen Abkömmlinge zwar zu den gejeglich erbfolge- 
berechtigten Abkömmlingen feines Baters gehören, nicht aber zu der 
gejeglichen Erbfolge berufen find gegenüber den Eltern und Boreltern 
ſeines Vaters. 

Ebenſo iſt das Verhältniß des an Kindesſtatt Angenommenen 
und ſeiner Abkömmlinge, ſoweit ſie in den Annahmevertrag mit auf— 
genommen oder ſpäter geboren find (8$ 1601, 1608, 1620). Kinder 
aus formell gültig gejchlofjener, aber für ungültig erklärter Ehe find 
als eheliche Kinder anzufehen ($ 1562), fie find daher mit ihren Ab- 
fömmlingen zur gejeglihen Erbfolge beredjtigt in den Nachlaß ſo— 
wohl ihrer Eltern al8 aud der Boreltern mit der Ausnahme, daß, 
wenn bei der Eheſchließung die Nichtigkeit der Ehe beiden Ehegatten 
befannt war, oder ihre Unfenntniß auf grober Fahrläſſigkeit beruht 
hat, die Verwandten des Vaters nicht als Verwandte des Kindes 
gelten ($ 1566 Abi. 2). In diefem einen alle haben aljo die 
Kinder aus ungültigen Ehen dafjelbe geſetzliche Erbrecht wie die durch 
Ehelichkeitserklärung legitimirten unehelichen Kinder. 
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Berufen zur gejeglihen Erbfolge find die Abkömmlinge des Erb- 
laffer8 nur, jo weit fie ohne noch lebendes Zwiſchenglied von ihm 
abftammen. Der entferntere Abkömmling wird aljo dur einen zur 
Zeit des Erbfalles noch lebenden näheren Abkömmling, jofern er 
durch diefen mit dem Erblafjer verwandt ijf, von der Erbfolge aus- 
geichlojfen ($ 1965 Abjak 2). 

Die zur gejeglichen Erbfolge berechtigten Abkömmlinge theilen 
den Nachlaß nah Stämmen, aljo mehrere Kinder erben zu gleichen 
Antheilen, und, wenn ein Kind den Erblafjer nicht überlebt hat, fo 
treten feine Kinder zu gleihen Antheilen an feine Stelle ($ 1965 
Abi. 3 und 4). Gehört ein zur Erbfolge berechtigter Abkömmling 
verjchiedenen Stämmen an, fo erhält er den in jedem diefer Stämme 
auf ihn fallenden Antheil, und jeder Antheil gilt als bejonderer Erb- 
theil ($ 1967). Letztere Beitimmung hat feine Bedeutung bei der 
Ausgleihungspflicht unter mehreren zur gejeglichen Erbfolge berufenen 
Abfümmlingen ($$ 2157, 2160), bei der Haftung der gejetlichen Erben 
für einen etwaigen Pflichttheilsanipruh (SS 1994 fg.) und für Ver— 
mächtnifje und Auflagen (88 1843, 1886). 


Zweite Linie. 

Wenn fein zur Erbfolge berufener Abkömmling vorhanden ift, 
jo find als gejegliche Erben zur Erbfolge berufen die Eltern des 
Erblafjers (im engeren Sinne, das heißt: Vater und Mutter) ſowie 
die gemeinjchaftlichen und einjeitigen Abkömmlinge derjelben ($ 1966). 

In diefer Linie find aber verjchienene Rangorönungen: 

1. Leben bei eintretendem Erbfall beide Eltern des Erblajjers, 
jo erben fie allein und zu gleichen Theilen. 

2. Lebt nur ein Elterntheil, und es find Feine Abkömmlinge des 
andern Elterntheil vorhanden, jo iſt das überlebende Eltern- 

\ theil alleiniger Erbe. 

3. Ueberlebt nur ein Elterntheil den Erblafjer, es find aber 
Abkömmlinge des andern Elterntheild vorhanden, fo erben 
Lestere nad) Stämmen zu einer Hälfte und der überlebende 
Elterntheil zur anderen Hälfte. 

4. Sind Bater und Mutter vor dem Erblaffer geftorben, jo 
erben zur Hälfte die Abkömmlinge des Vaters, zur Hälfte 
die der Mutter — nah) Stämmen. | 

In den Fällen zu 3 und 4 erhält wie bei der Erbfolge in erfter 
Linie derjenige, welcher verjchiedenen Stämmen angehört den in jedem 


diefer Stämme auf ihn fallenden Antheil als bejonderen Erbtheil 
($ 1967). 

Durch ausdrüdliche bejondere Borjchrift find von der gejeglichen 
Erbfolge ausgeſchloſſen der Adoptivvater und die Adoptivmutter gegen- 
über dem angenommenen Kinde ($ 1624) und der Bater eines Kindes 
aus ungültiger Ehe, wenn ihm bei der Eheſchließung die Nichtigkeit 
der Ehe befannt war oder ihre Unfenntniß auf grober Fahrläſſigkeit 
beruhte (88 1564, 1566). Dagegen ijt das gejegliche Erbrecht des 
Baterd gegenüber dem durch Ehelichkeit3erflärung legitimirten Kinde 
nicht ausgejchloffen ($$ 1583, 1596), ſolcher Ausschluß iſt aud nicht 
zu folgern aus der Beitimmung des $ 1596 Abi. 2, wonach — jo» 
weit nicht aus dem Geſetze ein Anderes fich ergiebt — die Rechte 
und Pflichten nicht berührt werden, welche zwijchen dem Kinde umd 
dejien Berwandten in Folge der Verwandtjchaft beftehen; denn man 
fann unmöglid; annehmen, daß der natürliche Vater eines für ehelich 
erklärten Kindes bei Borhandenjein der Mutter und fonftiger Ver- 
wandten des Kindes ‘kein gejegliches Erbrecht, bei Fehlen jolcher 
Verwandten e3 dagegen haben foll; vielmehr muß in der Einjchrän- 
fung des gejeglichen Erbrechts der Blut3verwandten des fir ehelic) 
erklärten Slindes eine „aus dem Gejege — nämlid; aus der in 
$ 1583 ſolchem Kinde beigelegten Stellung eines ehelichen Kindes — 
fi) ergebende” Ausnahme von der allgemeinen Beitimmung des 
$ 1596 Abj. 2 gejehen werden. 

Nach der oben an die Spitze gejtellten Behauptung, daß der in 
den 88 1965 bis 1970 vorgejchriebenen geſetzlichen Erbfolge die An: 
nahme der rechtlich anerkannten Verwandſchaft zu Grunde liege, ift 
die Erbfolge überall da ausgejchloffen, wo feine Verwandtjchaft be: 
jteht zwijchen dem Erblaffer und den Abkömmlingen eines jeiner 
Eltern, mögen au die Abkömmlinge ſelbſt ihren Eltern gegenüber 
erbberedtigt fein. Wenn alſo beifpieldweije der Erblafjer überlebt 
wird don jeiner Mutter und jein Vater vorher verjtorben ift mit 
Hinterlaffung nur eines durch Ehelichkeitserflärung legitimirten oder 
an Kindesftatt angenommenen Kindes, jo erbt letteres nicht mit, weil 
e3 mit dem Erblaſſer nicht verwandt ift, jondern die Mutter tt 
Alleinerbin. Die Falfung des 8 1966 Abſ. 3: 

„Hat ein Elterntheil den Erblaffer nicht überlebt, jo treten die 

Abkömmlinge des Elterntheild nad) Maßgabe der Borjchriften 

über die Beerbung in der erften Linie an dejjen Stelle,“ 
darf nicht dahin mißverftanden werden, daß es für das Erbredt der 
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Abkömmlinge der Eltern in zweiter Linie nur darauf ankomme, ob 
die Abkömmlinge zur gejeglichen Erbfolge ihren Eltern gegenüber in 
der erſten Linie berechtigt gewejen wären. 

Wenn die Eltern des Erblaſſers vor ihm geftorben find, und 
Kinder von ihnen aus verjchiedenen Ehen vorhanden find, jo erhalten 
die vollbürtigen Gejchwifter je zwei Antheile, nämlich einen Antheil 
vom Bater und einen von der Mutter her, während die halbbürtigen 
Gejchmifter nur die Hälfte des Nachlafjes, welche auf den gemein- 
ichaftlich gebliebenen Elterntheil gefallen wäre, mit den anderen Ge: 
ihwiftern theilen. Hinterläßt aljo der Erblafjer, dejjen Eltern ver: 
ftorben jind, 

2 vollbürtige Gejchwilter, 

3 halbbürtige Gejchwilter, mit denen er denjelben Bater 

hatte, und 

4 halbbürtige Gejchwilter von derjelben Mutter, 
fo erhalten die vollbürtigen Geſchwiſter in dem väterlichen Namen 
1/, der Hälfte, alſo ho des Ganzen und im mütterlichen Namen 
1/, der Hälfte, aljo des Ganzen, jedes mithin !/,,; die halb» 
bürtigen Gejchwifter von demjelben Bater erhalten je von der 
auf die Baterjeite fallende Hälfte, aljo je '/,, oder %/,, und die halb- 
bürtigen Geſchwiſter von der nämlichen Mutter je °/, des Ganzen. 


Dritte Linie. ($ 1968.) 

Nach der zweiten Linie find als gejegliche Erben zur Erbfolge 
berufen die Großeltern des Erblaſſers ſowie die gemeinfchaftlichen 
und einjeitigen Abkömmlinge und zwar in folgender Ordnung: 

1. Zunädjt erben die den Erblafjer Überlebenden Großeltern 
zu gleichen Theilen, ohne Unterſchied, ob fie zur Vater- oder 
Meutterfeite gehören, und wenn nur ein Großelterntheil 

. vorhanden, erbt diejer allein. 

2. Hat fein Großelterntheil den Erblaffer überlebt, fo erbt von 
den Abkömmlingen der Großelterntheile derjenige, welcher 
mit dem Erblaffer dem Grade nad) am nächſten verwandt 
ift, und mehrere dem Grade nad gleich nahe Verwandte 
erben zu gleichen Theilen. 

Der Grad der Verwandtichaft wird nad) der Zahl der 
das Berwandtichaftsverhältnig begründenden Zeugungen be- 
ftimmt ($ 31). Wenn der hiernady zur Erbichaft berufene 
Ceitenverwandte aus mehrfachen Gründen mit dem Erblajjer 
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verwandt ift, jo erhält er deshalb nicht einen mehrfachen 
Erbtheil. 

Nah der dritten Linie find als gejeglihe Erben berufen die 
Urgroßeltern des Erblafjers ſowie die gemeinfchaftlihen und ein- 
feitigen Abkömmlinge derjelben (Vierte Linie), nad) der vierten Linie 
die weiteren Voreltern des Erblafjers ſowie die gemeinjchaftlichen 
und einfeitigen Abkömmlinge derfelben unter Vorrang der näheren 
Voreltern und deren Abkömmlinge vor den entfernteren Voreltern 
und deren Abkömmlingen (Fünfte, Sechſte Linie u. f. mw.) unter ent- 
jprechender Anwendung der für die dritte Linie vorgefchriebenen 
Vorſchriften in Anfehung jeder fpäteren Linie ($$ 1969, 1970). Aljo 
in jeder Linie erben zunädjt die an der Spite der Linie jtehenden 
Voreltern nad Köpfen und die Abkömmlinge diefer Voreltern erben 
erst, wenn fein VBorelterntheil der Linie vorhanden tft, und die Ab- 
föümmlinge folgen nach dein Grade der Berwandtihaft zum Erblaffer. 


Gefetliches Erbrecht des Ehegatten, 
1. Bei getrennten Gütern ($ 1971). 


Der überlebende Ehegatte iſt al3 gefeßlicher Erbe berufen, 

wenn Verwandte der erjten Tinte zur gejetlichen Erbfolge 
gelangen, zu einem Biertel der Erbichaft; 

wenn Verwandte der zweiten Linie oder eine oder 
mehrere Großelterntheile zur gejeglichen Erbfolge gelangen, 
zur Hälfte der Erbichaft; 

in Ermangelung folder gejeglihen Erben zur ganzen 
Erbichaft. 

Sit der überlebende Ehegatte auch als Verwandter des Erb- 
lafjers zur gejetlichen Erbfolge berechtigt, jo erbt er zugleich als 
Verwandter, beide Antheile gelten al3 bejondere Erbtheile. 

Wenn der Ehegatte mit Anderen als Verwandten der erjten 
Linie zur gejeglichen Erbfolge berufen ift, fo gebühren ihm außer 
jeinem Erbtheil das Haushaltungsinventar, welches die Ehegatten im 
gewöhnlichen Gebrauch gehabt haben mit Ausnahme der Gegenjtände, 
welche Zubehör eines Grundjtüds find, ſowie die Hochzeitsgeſchenke. 

Auf diefe ihm vorweg gebührenden Gegenjtände, welche „Vor— 
aus” genannt werden, finden die für Vermächtniffe geltenden Bor- 
Ichriften entjprechende Anwendung. Alfo der Voraus befchränkt fich 
auf die zur Seit des Erbfalld dem Erblaffer gehörenden Sachen der 
gedadhten Art ($ 1851) in ihrem zur Zeit des Erbfalles vorhandenen 


Beitande und Zuſtande ($ 1859); ift eine der betreffenden Saden 
zur Zeit des Erbfalle8 mit einem Pfandrechte oder einem anderen 
dinglichen belaftet, jo kann der überlebende Ehegatte nicht die Be— 
freiung von ſolcher Belaftung fordern, wogegen ein etwaiger Anſpruch 
des Erblaſſers auf Befreiung der Sache von der Belaftung auf ihn 
übergeht ($ 1861); der Überlebende Ehegatte wird nicht ohne Weiteres 
Eigentümer der zum Boraus gehörigen Gegenftände, fondern Hat 
nur eine Forderung an die Erben auf Gewährung derjelben ($ 1865), 
er kann den Voraus durd eine den Erben gegenüber, nicht vor dem 
Erbfalle abgegebene Erklärung ganz oder theilweiſe ausfchlagen 
(8 1873), er muß den Erben die auf die Sachen jeit dem Exbfalle 
gemachten nothwendigen Verwendungen erjegen ($ 1880). 


2. Bei vorhandener Gütergemeinjchaft 

gehört der Antheil des verjtorbenen Ehegatten an dem Gejammtgut 
zum Naclafje diefes Chegatten ($$ 1382, 1429). Diefer Antheil 
wird im Falle der Gemeinschaft des beweglichen Vermögens und der 
Errungenjchaft ebenjo vererbt, wie wenn feine Gemeinjchaft beftanden 
hätte (3 1434). Dagegen gelten für den Fall beftehender allgemeiner 
Gütergemeinſchaft folgende bejonderen Vorjchriften bezüglich der gejeß- 
lihen Erbfolge ($$ 1341, 1383, 1384, 1385). 

A. Wenn fein gemeinfchaftlicher Abkömmling der Eheleute vor— 
handen ift, jo wird der verjtorbene Ehegatte in derjelben 
Weile beerbt, wie er beerbt werden würde, wenn feine Güter- 
gemeinschaft beftanden hätte. Der überlebende Ehegatte erhält 
aljo unter der gedachten Vorausfegung außer feinem, ſchon 
jein Eigenthum bildenden Antheil an dem Gefammtgute als 
jein Erbe, wenn ein einfeitiger Abkömmling des verjtorbenen 
Ehegatten vorhanden ift, ein Biertel des Nachlaſſes des 
legteren; wenn Verwandte der zweiten Linie oder ein Groß: 
elterntheil zur Erbfolge kommt, ein Halb des Nadjlafjes 
ſowie den gejeglichen Voraus, und in Ermangelung jolder 
gejeglichen Erben den ganzen Nachlaß. 

B. Iſt ein gemeinschaftlicher Abkömmling der Eheleute vorhanden 
und ein oder mehrere einfeitige Abkömmlinge, jo erhalten 
die einjeitigen Abkömmlinge des verftorbenen Ehegatten von 
dem Nachlaß des letteren denfelben Erbtheil, welden fie 
bei nicht vorhandener Gütergemeinfchaft erhalten haben 


würden, und der überlebende Ehegatte erhält den Reſt, alfo 
xt. 67 
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diejenigen Antheile des Nachlafjes, welche er und die gemein- 
Ihaftlihen Abkömmlinge bei nicht bejtandener Gütergemein- 
jchaft geerbt haben würden. Ebenſo erhält der überlebende 
Ehegatte den ganzen Nachlaß, wenn nur gemeinjchaftliche 
Abfümmlinge vorhanden find und fein einfeitiger Abkömm— 
ling de3 Erftverjtorbenen. 

Der überlebende Ehegatte tritt aber kraft des Gejetes 
nach Maßgabe der in den $$ 1396 bis 1409 enthaltenen 
Vorſchriften in das Rechtsverhältniß der fortgejegten Güter: 
gemeinichaft mit denjenigen gemeinſchaftlichen Abkömmlingen, 
welche bei nicht beftandener Gütergemeinſchaft zur gejeglichen 
Erbfolge berufen fein würden ($ 1384). 

Das Erbrecht des Ehegatten in dem zu A. gedachten Falle (wenn 
fein gemeinjchaftliher Abkömmling vorhanden ift) hat die Natur der 
gejelichen Erbfolge, tritt aljo nur ein, wenn und foweit der Erblafjer 
nicht anderweit gültig verfügt hat. Dagegen finden auf das Erbrecht 
des gütergemeinfchaftlichen Ehegatten in dem alle zu B. (wenn ein 
gemeinjchaftlicher Abkömmling vorhanden ift) die Vorſchriften über 
das durch Erbeinjegungsvertrag begründete Erbrecht entiprechende 
Anwendung ($ 1385), es kann aljo dieſes Erbredt dem überlebenden 
Ehegatten nur durch einen zwifchen den Ehegatten gejchlofjenen Ber: 
trag beſchränkt oder aufgehoben werden ($ 1957). Eine Verfügung 
des Erblaffer8 von Todesmwegen iſt jedoch zuläffig, ohne Rückſicht auf 
das Erbrecht des Ehegatten, in Anfehung desjenigen Bruchtheils, um 
welchen ſich das Erbtheil des überlebenden Ehegatten erhöhen würde 
dadurch, daß ein einjeitiger Abkömmling des Erblafjers auf die Erb- 
ichaft verzichtet hat, oder fie ausfclägt, oder dur Teftament von der 
Erbſchaft ausgejchloffen ift, oder für erbunmwürdig erklärt wird 
(88 1385, 1972). 

Soweit der verftorbene gütergemeinfchaftlidie Ehegatte Vorbe— 
haltögut oder Sondergut hHinterlaffen Hat, das heit Gegenjtände, 
welche von dem Geſammtgut ganz ausgejchloffen find, beziehungsweiie 
jolche, die nur der Subſtanz nad) ausgejchloffen, jedoch der Verwal— 
tung für Rechnung des Geſammtguts unterworfen find ($$ 1346— 1349, 
1351) beftimmt fih die Berufung zu dem Vorbehaltsgute oder 
Sondergute nad den Vorjchriften, welche gelten würden, wenn feine 
allgemeine Gütergemeinjchaft beftanden hätte ($ 1395); dajjelbe gilt, 
wenn zwijchen den Eheleuten Feine allgemeine Gütergemeinjchaft, 
jondern nur eine Gemeinschaft des beweglichen Vermögens und der 
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Errungenjhaft beitanden hat. Der Antheil des Verftorbenen an dem 
Gejammtgute gehört zu feinem Nachlaſſe, in diefen feinen Nachlaß 
aber findet die gewöhnliche Erbfolge wie bei getrennten Gütern jtatt 
($$ 1382, 1434, 1432, 1395). 


Erbrecht des Fiskus ($ 1974). 

Wenn fein anderer Erbe vorhanden ift, wird der Erblafjer von 
dem Fiskus desjenigen Bundesjtaats beerbt, welchem er zur Zeit 
feines Todes angehört hat. Alſo in diefem Falle ift die Staats— 
angehörigfeit, nit der Wohnfig, entjcheidend. 

Der Fiskus kann jein Erbrecht erjt geltend machen, und darf 
ald Erbe erit in Anſpruch genommen werden, nad) dem von dem 
Nachlaßgericht fejtgeitellt it, daß andere Erben nicht vorhanden find. 
Es fehlt aber an Vorfchriften, welche dem Erbſchaftsgläubiger die 
Möglichkeit gewähren, ſolche Feſtſtellung herbeizuführen, wenn der 
Fiskus jeinerjeitS nichts dazu thut. 

Bejonderheiten des gejeglichen fiskaliihen Erbrechts find, daß 
der Fiskus das Inventarrecht, das heißt das Net, die Nachlaß— 
verbindlichfeiten nur nad) Maßgabe des Nachlaßbeſtandes erfüllen zu 
brauchen ($$ 2092 bis 2150) nicht verliert, weder durch Berzögerung 
der Einreihung binnen richterlich beftimmter Friſt, noch dadurd), daß 
es im Proceß nicht geltend gemacht oder im Urtheil nicht vorbehalten 
ift; daß dagegen der Fiskus den Nachlaß-Gläubigern gegenüber die 
Berpflihtung hat, über den Beitand des Nachlaſſes Auskunft zu 
geben, endlih, dat der Fiskus die Erbichaft nicht ausfchlagen fann. 


Anwahjungsredt. 

Wenn ein gejetliher Erbe die Erbſchaft ausſchlägt oder durch 
fegtwillige Verfügung des Erblafjerd oder durd; Erbverzidht aus- 
geichloffen oder für erbunwürdig erklärt ift, fo ift er in Anjehung 
der gejeglichen Erbfolge al3 vor dem Erbfalle gejtorben anzujehen 
($ 1972). Es treten aljo beifpiel3weife in der erften Linie an die 
Stelle de3 mwegfallenden Abkömmlings deſſen zur Zeit des Erbenfalls 
bereitö empfangene weitere Abkömmlinge. Die danach berufenen 
gejeglichen Erben erben aus eigenem Rechte. 


IH. Beurtheilung der Beflimmungen. 


Das Inteſtaterbrecht ift in den verjchiedenen Theilen des Deutjchen 
Reichs verjchieden. Weder in der Rechtswiſſenſchaft, noch im Volks— 
67* 
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bewußtjein hat fich eines diejer Erbrecdhte vorwiegende Anerkennung 
verihafft. Der Geſetzgeber, welhem die Aufgabe zufällt, auszu- 
ſprechen, welches Inteſtaterbrecht Fünftig für das ganze Deutjche 
Reich gelten joll, ift daher gezwungen, ſtatt — wie e3 eigentlid) 
Sache der Gejetgebung ift — nur auszufprechen: was Rechtens tft; 
zu befehlen, was Rechtens jein foll. Bei diefer Sachlage kann 
Niemand ſich darüber beklagen, daß nicht das Inteſtaterbrecht des 
Nechtögebietes, welchem er angehört Hat, angenommen ift, jondern 
es muß Billigung finden, daß der Entwurf ſich zu dem die ver- 
Ichiedenen Rechte vermittelnden Parenteljyftem in Betreff der Ver- 
wandten-Erbfolge entjchloffen hat, mit welchem außerdem manche 
Borzüge verbunden find. Die Vorſchriften jind einfah und leicht 
verjtändlih. Das Syſtem trägt dem berechtigten Gedanken Rechnung, 
daß beim Erbredt im Allgemeinen auf das Intereſſe der jüngeren 
Generation mehr Rüdficht genommen werden müfje, als auf die 
ältere, andererjeit8 verhilft e8 aber wieder für den Fall, daß der 
Einderloje Erblafjer Bater und Mutter Hinterläßt, dem altdeutjchen 
Schooßfallsrecht zur allgemeinen Geltung. Dem beredtigten Ein- 
wande, daß bei der ftrengen Anwendung des Parenteljyitem3 eine 
zu große Zerjplitterung des Vermögens erfolge, trägt der Entwurf 
in vernünftiger Weiſe Rechnung dadurd, daß ſchon von der dritten 
Linie an die Gradesnähe enticheidet, jo daß bei der Erbfolge der 
Abkömmlinge der Großeltern oder noch weiterer Boreltern des Erb- 
laffer8 nur die mit dem Erblaffer am nächſten verwandten erben. 
Die vom Entwurfe gebraudten Ausdrüde „Elterntheil” und „Groß: 
elterntheil”? find abjcheulich und der deutjchen Sprache fremd. Es 
it bejjer, die Ausdrüde Vater und Mutter, Großvater und Grof- 
mutter beizubehalten, wenn e3 dabei auch nöthig jein wird, Hin und 
wieder etwas mehr Worte zu gebrauden. 

Inkonſequent ift es, daß nad) $ 1968 Abi. 2 bei der Erbfolge 
in der dritten Linie, wenn nur ein Großelterntheil lebt, diejer allein 
erben joll, während — entiprecdend dem $ 1966 Abi. 3 — in 
diefem Falle die mit dem Erblaſſer am nädjten verwandten 
Abkömmlinge des anderen Erbtheild die eine Hälfte und der über- 
lebende Großelterntheil ebenfall3 eine Hälfte des Nachlafjes erben 
müßten. Es ift nicht zu verftehen, warum dag nicht jo beitimmt 
ift, umſo weniger als die Motive jelber (Seite 365) hervorheben, 
zu welchen Härten die Beftimmung führen kann. Es werden ſolche 
Härten in der That nicht nur ausnahmsweije, jondern häufig ein- 
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treten, während die vorgejchlagene Aenderung faum zu unbilligen 
Ergebnifjen führen Eann. 

Wie die Motive ergeben, ift die Frage der Begrenzung des 
Inteſtaterbrechts auf gewiſſe Berwandtenkreije in Erwägung gezogen, 
aber man hat e3 bei dem Bejtehenden belaffen, weil die Frage zur 
Zeit noch nicht |pruchreif jet. Beſſer wäre es geweſen, ſich bier zu 
einem entjcheidenden Schritte zu entjchliegen. Sehr häßlich find die 
Prozeſſe entfernter Verwandter um eine reiche Erbichaft, welche oft 
ihließlih nad; langem Verfahren auf Grund zweifelhafter Beweiſe 
zu Gunften von Perjonen entjchieden werden, melde dem Erblajjer 
völlig fremd gewejen jind, und welche zu bedenken er niemals Willens 
gewejen jein würde. Viel näher jteht in Fällen joldyer Art die 
Ortsgemeinde, welcher der Erblafjer angehört hat. 

Den Motiven (Seite 366) iſt zuzugeben, daß fich in manchen 
familien, namentlid in folchen mit gebundenem Grundbeſitze das 
Bemwußtfein der Yanilienangehörigkeit jehr meit und felbjt über 
die vierte Linie hinaus erjtredt. Aber grade wenn der Erblafjer 
dieſes Bewußtjein hat, dann wird er felber an dieje entfernten 
Verwandten denken und für fie durch legtwillige Berfügung forgen; 
aud tijt in den Familien mit gebundenem Grundbefig meiſtens durch 
Hamilienverträge oder Gtiftungsurfunden volljtändig für Erhaltung 
der Erbfolgerechte aller Familienangehörigen gelorgt, jo daß megen 
diejer wenigen Ausnahmefälle nicht Anftand genommen zu werden 
braudt an der im Allgemeinen wünjchenswerthen Einjchränfung der 
gejeglihen Erbfolge der Verwandten. Die vierte Linie ift als 
Grenze geeignet. Aeußerſt jelten find die Erbfälle über dieje Linie 
hinaus und, wo fie ausnahmsweiſe vorkommen, erjcheinen jte als 
Glücksfälle und nicht als Anſprüche, welche auf wirklichem Rechtsbe— 
wußtſein beruhen. 

Grade von dem Standpunkte des Entwurfes aus, welcher faſt 
die ganze dritte Linie (mit alleiniger Ausnahme der Großeltern) und 
alle weiteren Linien zu Gunſten des Ehegatten ganz ausſchließt, 
unterliegt es gewiß keinem Bedenken, die entfernteren Verwandten 
über die vierte Linie hinaus überhaupt von der Inteſtaterbfolge 
auszuſchließen. 

Daß das in den meiſten deutſchen Rechten in beſchränktem Um— 
fange beſtehende geſetzliche Erbrecht der natürlichen Kinder gegenüber 
ihrem Vater abgeſchafft werden ſoll, wird in den Motiven damit 
begründet, daß nad den anderweiten Vorſchriften der 88 1571 flg. 
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die uneheliche Erzeugung eine familtenrechtliche Beziehung zwiſchen 
dem Erzeuger und dem Sinde nicht hervorrufe, und es danad an 
den Erfordernifjen eines Erbrechts fehle. Dieſe Begründung ift 
ungenügend, denn Verwandtſchaft — natürliche oder fünftlihe — 
und nicht die familienrechtliche Beziehung — ift Vorausjegung des 
gefeglichen Erbrechts, die Verwandtichaft des natürlichen Kindes zu 
feinem Vater wird aber in gewiſſen Beziehungen aud) vom Entwurf 
anerfannt (vergl. $ 1236), und aud der Abjag 3 $ 30 ſpricht jene 
Berwandtichaft nicht ausnahmslos ab. Gerade in Bezug auf die 
gejeglihe Erbfolge wäre es angezeigt, eine Ausnahme zu machen. 
Es widerjpricht dem in einem großen Rechtsgebiete geltenden Recht 
und dem herrichenden Recht3bewußtjein, die natürlichen Kinder gegen- 
über Geitenverwandten des Vaters von jedem Erbanſpruch auszu— 
ichließen. Ueberhaupt widerjpricht die harte Behandlung der unehe- 
lihen Kinder und die im Entwurfe beibehaltene Begünftigung der 
gewiffenlofen natürlichen Väter der Gerechtigkeit, wie in dem Klöppel- 
ihen Aufjage Bd. 33 ©. 349, 350 der Beiträge von Raſſon und 
Küngel jehr gut ausgeführt wird. 

Das gejegliche Erbrecht des Ghegatten findet in dem Entwurfe 
eine befriedigende Behandlung, denn den Anjchauungen und Bedürf- 
niffen der Zeit entjpricht ed, dem überlebenden Ehegatten überhaupt 
einen Antheil an dem Nadjlafje des Borverftorbenen zu gewähren, und 
die einfachite Löjung ift es, den Antheil auf eine bejtimmte Quote 
feitzufegen. Die Beſtimmung der Duote Hat immer etwas Will- 
fürlihes. Den betreffenden Borjchriften des Entwurfes dienen die 
ähnlichen Beftimmungen des Allgemeinen Landreht3 Thl. II Tit. 1 
ss 621—627 zum Vorbilde, welche ſich in der Praxis bewährt haben. 
Auch der in Abi. 3 $ 1971 des Entwurfs dem überlebenden Ehe— 
gatten bei der Konkurrenz mit Seitenverwandten, Eltern und Groß- 
eltern zugeftandene „Voraus“, beftehend aus den Hochzeitsgeſchenken 
und dem im gewöhnlichen Gebrauche gewejenen Haushaltsinventar, 
kann feinem Bedenken unterliegen, da die Härte, welche die Heraus: 
gabe diejer Sachen in der Regel für den überlebenden Ehegatten 
haben würde, nicht im Berhältniß jteht zu dem Werthe, welchen die 
Saden für die außerhalb des Hausftandes ftehenden Erben haben 
können. 

Dagegen iſt es nicht zu billigen, daß der Entwurf nur die ein— 
getretene Rechtskraft des die Scheidung ausſprechenden Urtheils 
gelten laſſen will als Aufhebungsgrund für das Erbrecht des Ehe— 
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gatten (vergl. $ 1452 und Motive Seite 370, 371). Dadurch, daß 
die Ehejcheidungsklage angejtellt ift, hat der Ehegatte den Willen an 
den Tag gelegt, dasjenige Berhältnig zu löfen, auf weldem das 
gejegliche Erbrecht des andern Theils beruht, und der bei dem Tode 
des Klägers ſchwebende Prozeß muß, ſoweit jeine Wirkungen über 
den Hauptgegenftand des Prozefjes hinausgehen, von den Erben und 
gegen die Erben aufgenommen werden können. Wenn die Motive 
(Seite 371) bemerken, daß Eheſcheidungsprozeſſe häufig verglichen 
werden, jo dürfen ſolche Ausnahmen nicht al3 regelmäßiges Ende 
derartiger Prozefje gelten. Das Rechtsgefühl würde verlegt werden, 
wenn der Ehegatte, wegen deſſen vielleicht ſchmachvollen Verſchuldens 
auf Scheidung erfannt ift, als gejeglicher Erbe de3 andern Theiles 
zugelajjen wird, weil einen Tag vor der Rechtskraft des Urtheils 
der Tod eingetreten ift. Die thüringiſchen Erbgeſetze und das Al- 
gemeine Landrecht Thl. II Zit. 1 $ 827 erklären mit gutem Grunde 
die Anftellung der Scheidungsklage als enticheidend. 

Da nadı $ 1964 des Entwurfes die geießliche Erbfolge ſich nad) 
der Zeit des Erbfalles richtet, jo iſt für das Erbrecht des Ehegatten 
das Recht desjenigen Wohnfiges maßgebend, welchen die Eheleute 
zur Zeit des Todes des zuerjt Berjterbenden haben. Die landredht- 
lihe Beitimmung (Thl. I Zit. 496) daß bei einem während der 
Ehe eingetretenen Wechjel des Wohnfiges der Ueberlebende die Wahl 
hat, nach den Gejeten des letten oder nach denen des erjten Wohn- 
ſitzes zu erben, ift nit aufgenommen, ſie verliert aud) bei Schaffung 
eines einheitlihen Erbreht3 im ganzen Reiche den größten Theil 
ihrer Bedeutung. 

An Stelle des in letter Linie zur gefeglihen Erbſchaft berufenen 
Fiskus des Bundesjtantes, welchem der Erblafjer zur Zeit feines 
Todes angehört hat, dürfte befjer die Gemeinde zu jeten fein, da in 
der Regel die Beziehungen zu diefer enger find, al8 zu dem Bundes- 
ſtaat, auch derartige Erbſchaften für den Fiskus eines ganzen Staates 
kaum jemals von wirklicher Bedeutung jind, während fie für die Ge— 
meinden bei ihren £leineren Verhältniffen oft von Nuten fein werden. 

Indeſſen, da es beabfichtigt ift, den Landesgeſetzen vorzubehalten, 
diejed im Entwurf dem Fiskus zugeftandene Erbredht zu Gunften 
anderer Perjonen, zu Öunften von Gemeinden, jonftigen Korporationen, 
Stiftungen, Anftalten in Betreff des Vermögens der in ihnen ver- 
pflegten Perjonen, eintreten zu laſſen, jo hat die ganze Beitimmung 
im Entwurf nur untergeordnete Bedeutung. 
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Nicht gehörig motiwirt jind die für die gejegliche Erbfolge des 
Fiskus gegebenen Ausnahmebeitimmungen, und wenn je einfach ge= 
jtrihen werden, entfteht ſchwerlich jemals ein Mipjtand daraus. Der 
Fiskus eined Bundesftaats, welchem die ganze Staatögewalt zur 
Berfügung fteht, ift wahrlich nicht ſchutzbedürftiger als die einzelne 
Privatperjon, man fann daher von ihm verlangen, daß für jeine 
Kenntniß des Erbenfalld diejelben Formen gelten jollen, als bei 
Anderen. Es iſt nicht zu rechtfertigen, daß er ji bei Einreihung 
des Naclaßverzeichnifjes über die vom Nachlaßgerichte geiegte Friſt 
jolle Hinwegjegen dürfen und daß er das Inventarrecht im Prozeß 
nicht geltend machen brauche. Das Alles jind unnöthige, unberechtigte 
Bevorzugungen des Fiskus. 

Ebenjowenig fann man ſich befreunden mit der aus feinem 
Rechtsgrunde abzuleitenden überflüjjigen Beftimmung, daß der Fiskus 
die Erbſchaft nicht jolle ausſchlagen dürfen. 

Endlich die Beitimmungen des Entwurfs für den Fall, daß ein 
gejegliher Erbe durch Enterbung, Ausjchlagung der Erbſchaft oder 
Erbunmwürdigfeit wegfällt, jind zu billigen. Der Entwurf ($ 1972) 
jagt, daß der jo wegfallende Erbe als vor dem Erbfalle gejtorben 
anzujehen jei. 

Für den wichtigſten Yall, daß der wegfallende Erbe ein Ab— 
kömmling des Erblafjers ift und wieder Abkömmlinge hat, bejtimmt 
das Preußifche Allgemeine Landreht ſchon im Einklange mit dem 
Ergebniß der Bejtimmungen de3 Entwurfs, daß jo oft in einer Linie 
der nähere Descendent nidt Erbe jein kann oder will, jein Erbrecht 
auf die von ihm abjtammenden Descendenten fällt (Thl. U. Tit. 2 
$ 352). Im gemeinen Rechte war die herrichende Lehre bisher ent- 
gegengejeßt, nämlich dahingehend, daß die ausfallende Erbportion den 
mit dem wegfallenden Erben zugleich zur gejeglihen Erbfolge be- 
rufenen Berjonen zuwuchs. Indeſſen, da auch jchon im gemeinen 
Recht die neueren Schriftfteller der successio graduum den Vorzug 
geben vor der Accrescenz, jo erjcheint es ald cine gejunde Fortent— 
widelung de3 Rechts, daß der Entwurf diejer billigeren und modernen 
Auffaffung folgt. Eine gewiſſe Härte liegt allerdings darin, daß in 
dem gegebenen Falle nur die zur Zeit des Erbfalls Schon vorhandenen 
Abkömmlinge und nicht auch die erjt jpäter entjtehenden zur Erbfolge 
gelangen. 

Indeſſen jolhe Mikftände find bei Regelung der gejetlichen 
Erbfolge nit ganz zu vermeiden, je find die Folge davon, dag man 
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aus gejunden Billigfeitsgründen abgeht von der logiſch richtigeren 
Bevorzugung der Accreöcenz vor der successio graduum. 

Auch bei der gejeglichen Erbfolge in der zweiten Linie kann es 
nicht zu Unzuträglichfeiten führen, wenn bei den Wegfall der zur 
Erbfolge berufenen Mutter oder des Vater! die Abkömmlinge des 
Wegfallenden treten oder an die Stelle wegfallender Geſchwiſter deren 
Abkömmlinge, wie dies Alles nad) der Vorſchrift des Entwurfs zu 
geihehen hat. 

Bedenklicher ift es, daß der Entwurf aud) für den Fall der Aus- 
ihließung eines Erben die Abkömmlinge defjelben fo zur geleglihen Erb- 
folge beruft, wie wenn der Ausgejchloffene gejtorben wäre, ſo daß die 
Kinder des enterbten Kindes zur gejeglichen Erbfolge berechtigt find. 
Indeſſen diefer Punkt iſt praftiich nicht von großer Bedeutung, da der 
Erblaffer, wenn er durch legtwillige Berfügung einen gejeglihen Erben 
von der Erbfolge ausjchließt, regelmäßig die Erbfolge jelber feitiegen 
wird, jodaß in diefem Falle überhaupt Feine Inteſtat-Erbfolge eintritt. 
Einen Bflihttheilsanjprud Haben ja die Abkömmlinge eines [e- 
benden gejeglichen Erben überhaupt nicht (SS 1975, 1976, 1984). 


B. Pflicttheit. 


I. Beredtigt zum Pflichttheil find die zur gejeglihen Erbfolge 
berechtigten Abkömmlinge und Eltern, jowie der Ehegatte des Erb- 
lajjers. ($ 1975). Es find aljo ausgejchloffen vom Pflichttheil die 
Großeltern und weiteren Boreltern, welche alle nach Gemeinem Redt 
und nad) dem Allgemeinen Landrecht pflichttheil3berechtigt find, ebenſo 
die Gejchwifter, denen, joweit fie von demjelben Vater find, das 
Gemeine Recht den Prlichttheil gewährt, wenn eine nicht ehrenhafte 
Perjon ihnen vorgezogen ift. Die neuere Rechtsanſchauung fteht 
der vorgejchlagenen unbedingten Ausjchliegung der Gejchmilter vom 
Pflichttheil, wie fie im Allgemeinen Landrecht und anderen Gejegen 
bereit ausgeſprochen ift, zur Seite; es läßt ſich dagegen nichts jagen. 
Mehr  Widerjpruh wird die Ausjcliegung der Großeltern und 
weiteren Boreltern erfahren, weil in ihrer Uebergehung ftet3 ein 
Akt der Unkindlichkeit liegt. Indeſſen bei der Seltenheit der Fälle 
hat es praftijc feine große Bedeutung, ob die Neuerung des Ent: 
wurfes hier ins Leben tritt oder nicht. 

Vorausjegung der Beredtigung zum BPflichttheil ift, daß der 
Prlichttheildberechtigte an und für ſich zur Zeit des Erbfalld zur 
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gejeglichen Erbfolge berechtigt jein würde, und daß nicht etwa jein 
gejegliches Erbrecht durch bejondere Umftände, Ausjchliegung eines 
anderen Erben oder Ausſchlagung der Erbſchaft Seitens eines Andern 
oder dergleichen erjt begründet wird. Daraus folgt, daß die Eltern 
des Erblafjers einen Pflichttheilsanipruch nur haben, wenn fein an 
ſich zur gefeglichen Erbfolge berechtigter Abkömmling vorhanden ift, 
einerlei, ob diefem felber in dem gegebenen Falle ein Pflichttheils- 
anſpruch noch zuftehen würde oder nicht, denn jo lange ein Abkömm— 
ling des Erblaſſers vorhanden ift, fehlt den Eltern die Berufung 
zur gefeglihen Erbfolge. ($ 1970). Ebenſo ift Folge jener Be- 
ftimmung, daß auch die Abkömmlinge eines vorhandenen an ſich 
pflichttheiläberechtigten Abkömmlings Fein Pflichttheilsreht haben, 
wenn aud; das BPflichttheildrecht ihres Ascendenten ausgeſchloſſen 
oder ausgejchlagen iſt, denn der entferntere Abkömmling wird von 
der gejetlichen Erbfolge ausgejchlojjen durch einen beim Erbfall noch 
lebenden näheren Abkömmling, fofern er durch diefen mit dem Erb» 
laffer verwandt ift. ($ 1965.) 

I. Der Pilichttheil ijt die Hälfte des Werthes des gejetlichen 
Erbtheild ($ 1975), das heißt des Erbtheils, in welchen der Berechtigte 
vermöge der den Pflichttheilsanſpruch für ihn begründenden Beziehung 
bei der gejeglichen Erbfolge berufen fein würde. Der wegen des 
ehelichen Berhältniffes zum Pflichttheil berechtigte Ehegatte hat daher 
als Pflichttheil nur in Anſpruch zu nehmen die Hälfte desjenigen 
Erbtheild, welden er als Ehegatte und nicht aud) die Hälfte des- 
jenigen Erbtheils, welchen er etwa vermöge gejetlicher Erbfolge außer: 
dem al3 Geitenverwandter zu beanjpruchen haben würde. ($ 1975 
Abſatz 2.) 

Da der BPflichttheil nit auf die Hälfte des geieglichen Erb— 
theils jelbft geht, jondern nur auf den Werth diejer Hälfte, jo folgt 
daraus, daß der Pflichttheilsberechtigte überhaupt Fein Erbrecht hat, 
feinen Anſpruch auf einen Antheil des Nachlaſſes, fondern nur auf 
eine Geldleiltung, und daß die durch lettwillige Verfügung erfolgende 
Zuwendung des Prlichttheils im Zweifel nicht als Erbeinfegung ans 
zujehen ilt. ($$ 1976, 1977.) 

Daraus, daß dem Pflichttheilsaniprudh der Charakter eines 
bloßen Werthsanſpruchs beigelegt ift, folgen die weiteren Beſtim— 
mungen de3 Entwurfs, 

Die Annahme des gedachten Prinzip wird in den Motiven 
(Seite 386, 387) gerechtfertigt durch Nüdfichten der Zweckmäßigkeit 


91 





und durd die mit dem Pflichttheilderbrechte verbundenen ökono— 

mifhen Nachtheile. Das find alles bloße Zweckmäßigkeitsgründe. 

Es kann ihre Richtigkeit zugegeben werden, jie müſſen aber zurüd- 

treten hinter die ethiſchen Gründe, welche — das erfennen die Motive 

felber an — überwiegend für das wirkliche Erbfolgereht des Pflicht— 

theil8berechtigten fprechen. Es heißt in den Motiven mit Recht: 
Die Ehre der Erbeinjegung hat neben der äußeren aud) 
eine innere Bedeutung. Der Pflichttheilsberechtigte, welcher 
nur einen Werthanſpruch hat, entbehrt der Sicherheit, welche 
ihm die Erbeigenjichaft gewährt; ihn wird das Miteigenthum 
an dem Nachlaſſe entzogen, er wird auf eine Schäßung des 
Nachlaſſes verwiejen, bei welcher Gegenjtände, welche feinen 
Geldwerth haben, ohne Weiteres und ohne jeden Erjag dem 
Erben zufallen. 

Diefe Gründe find unbeftreitbar. Das Erbrecht der nächſten 
Verwandten, insbeiondere der Kinder, entipriht dem natürlichen 
Nechtsgefühl aller Völker, feine Einſchränkung durch die Teftirfreiheit 
it eine zwar nicht mehr rüdgängig zu machende Folge des Eindringens 
der römischen Rechtsgrundjäge in die Gejee der modernen Staaten; 
aber e3 darf die Rechtsanjchauung, daß die gejegliche Erbfolge der 
Verwandten das Natürliche ift, nicht geradezu umgefehrt werden, 
nicht die Erbfolge aus Teſtament als normaler und bejonders heilig 
zu haltender Rechtszuftand gelten. Dem Rechtsgefühle miderftrebt 
es, daß ein Erblafjer die Befugniß haben ſoll, durch letztwillige 
Verfügung jeinen ganzen Nachlaß Fremden zuzumenden und die 
eigenen Kinder dergeftalt auszujchliegen, daß fie aus dem Vaterhaufe 
gehen müſſen und ein bloßes ungefichertes, im Prozeß geltend zu 
machendes Forderungsrecht an den Erben erhalten. Nicht nur, daß 
ihnen die eine Hälfte ihres gejeglichen Erbtheild genommen wird, 
fie erhalten überhaupt gar feine dingliden Rechte am Nachlaffe, 
jondern eine bloße Geldforderung an die PBerfon des Erben. Das 
find unndöthige und ungerechte Härten gegen den Notherben, welchem 
der Erblafjer möglicherweife nicht den geringften Vorwurf zu machen 
hat. Es ift nit wahr, wenn die Motive jagen: „der Erblaſſer, 
welcher pflihtwidrig über feinen Geſammtnachlaß verfügt, greift 
nicht in eine fremde Rechtsſphäre ein”. Allerdings thut er das; er 
verfügt über Theile jeines Nachlaſſes, über welche er nicht verfügen 
darf. Worin bejtände denn ſonſt die Pflichtwidrigkeit, welche die 
Motive doc; annehmen? (Vergleiche den Klöppel’ichen Aufjag über 
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das Familien- und Erbrecht des Entwurfs, Seite 354 bis 360 
Band 33 der Beiträge von Raſſon und Küntzel). Hiernach ſprechen 
überwiegende Gründe dafür, den Pflichttheil nicht als Werths— 
forderung, ſondern als Erbtheil anzuerkennen, dahin, daß der Pflicht: 
theilsberechtigte Erbe ift auf Höhe der Hälfte desjenigen Erbtheils, 
auf welche er als gejeglicher Erbe berufen jein würde. Allerdings 
ift zu Gunften der Beftimmungen des Entwurfs zu jagen, daß die 
Aufafjung des PflichttheilsrechtS al3 eines bloßen Werthanſpruchs 
bereit3 die Auffafjung des Preußiſchen Allgemeinen Landredits ift, 
wenigſtens nad) der jegt herrichenden Anficht, (vergleihe Dernburg 
Preußifches Privatreht Band 3 $ 196 und Enticheidungen des 
Reichsgerichts in Eivilfahen Band 6 Seite 247) und daß ihr aud 
de lege ferenda die Autorität von Dernburg (vergleihe Band 3 
$ 196 am Schluß) zur Seite fteht. 

Der Brudtheil „die Hälfte” des gejeglichen Erbtheils ift gewählt 
theils im Intereſſe der Einfachheit, theils weil es nicht angemejjen 
erachtet ijt, daß der Erblaffer je nach der Zahl der erbberedtigten 
Verwandten eine erweiterte oder beſchränkte Verfügungsbefugnig 
habe. Die Beftimmung der Quote hat immer eine gewiſſe Will- 
fürlichkeit, der gewählte Bruchtheil entipricht dem Durchſchnitt der 
in den verfchiedenen Rechtsgebieten geltenden Quoten und bildet 
daher eine annehmbare Ausgleihung zwiſchen der dem Erblafjer in. 
gemwiljen Grenzen unerläßlichen Freiheit, jein Haus zu beftellen, auf 
der einen Seite, und dem natürlichen Erbrechte der nächſten Ver— 
wandten auf der andern Geite. 

III. Die Berechnung der den Pflichttheil darftellenden Geld- 
leiftung geichieht nach folgenden Grundſätzen: 

A. Ber Feitjtellung der Größe des Pflichttheils werden die- 
jenigen Perjonen mitgezählt ($ 1984): 

a) welche die Erbichaft ausgejchlagen haben, 

b) welche durd) legtwillige Berfügung des Erblaſſers vder durd) 

Erbverziht von der Erbfolge ausgejchlojfen find, 

c) welche für erbunmürdig erklärt find. 

B. Der Pflichttheil beſtimmt fih nach dem Beftande des Ver: 
mögens des Erblaſſers zur Zeit des Erbfalles ($ 1985), das ift: des 
Todes des Erblafjerd ($ 1749). Hiernach bleiben jpätere Werths- 
erhöhungen und Werthsverminderungen außer Betradht, ebenjo die 
jpäteren Nugungen. Die Erzeugnifje der Nachlaßſachen werden nur 
berüdjichtigt, jomweit fie jchon zur Zeit des Erbfalles getrennt find; 
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die Erträge, welche die zum Nachlaſſe gehörigen Sachen oder Rechte 
als Vergütung für den einem Dritten überlaſſenen Gebrauch oder 
Fruchtgenuß, oder in Zinſen, oder in Gewinnantheilen gewähren, 
werden mit einem der Zeitdauer bis zum Erbfalle entſprechenden 
Bruchtheile zum Nachlaß gerechnet, die anderen Früchte dagegen nur 
ſoweit ſie vorher fällig geworden ſind (88 793, 794). 

Obwohl hiernach der Pflichttheilsberechtigte an den Nutzungen 
der Hinterlaſſenſchaft keinen Antheil nimmt, gebühren ihm dennoch 
keine Zinſen von dem Pflichttheile, ſolange nicht der Schuldner des 
Pflichttheils durch Mahnung in Verzug geſetzt iſt ($ 245). 

Dieſe Mahnung iſt an ſich ſofort nach dem Erbfall zuläſſig, da 
der Anſpruch mit dem Erbfall kraft Geſetzes zur Entſtehung gelangt 
($ 1992), ſie wird indeſſen meiſtens erſt ſpäter ausführbar ſein, da 
regelmäßig einige Zeit vergehen muß, bevor dem Pflichttheils— 
berechtigten die Perſon des Schuldners bekannt wird (vergl. Motive 
Seite 417). 

C. Bei der Berechnung des Pflichttheils ſind alle zum Nach— 
laſſe gehörenden Gegenſtände und alle Verbindlichkeiten und Laſten 
des Nachlaſſes nach dem Werthe zur Zeit des Erbfalles in Anſatz 
zu bringen ($ 1986). Der Werth ijt, auch wenn der Erblajjer ihn 
bejtimmt hat, durh Schätnng feitzuftellen, es kann aljo nicht meiſt— 
bietender Verfauf zur Ermittelung des Werths verlangt werden. 
Für die Behandlung bedingter, ungewijjer und unficherer Rechte und 
Berbindlichkeiten find bejondere Borjchriften gegeben, welde im 
Wejentlihen darauf abzielen, daß die Ungewißheit nur jo weit jie 
zur Gewißheit wird, Berüdjichtigung findet. 

Dem neben Berwandten der zweiten Linie oder neben Groß- 
eltern berufenen Ehegatten des Erblaſſers gebühren bei der gejetlichen 
Erbfolge das im gewöhnlichen Gebraudhe der Eheleute befindlich ge- 
wejene Hausinventar und die Hochzeitsgeſchenke im Voraus ($ 1971). 
Diejer Voraus wird nicht al3 zum Nachlaß gehörig gerechnet, wenn es 
fh um Grmittelung des Pflichttheild des Vaters oder der Mutter 
handelt, vorausgejegt, daß der Ehegatte dieſen Boraus erhält, dagegen 
wird er bei Beftimmung des Pflichttheild des Ehegatten als zum 
Nachlaß gehörend mitberechnet ($ 1987). 

Der Anjprud) des Ehegatten bejteht in den Fällen der gejeglichen 
Erbfolge, wo ihm der Boraus gebührt, in dem Voraus und in der 
Hälfte des übrigen Nachlaſſes ($ 1971). Sein Pflichttheil ift in 
diefem Falle der Werth eines Viertheild des Nachlafjes einschließlich) 
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des Voraus, und er hat nicht etwa Anfprucd auf den halben Werth 
de3 Voraus. Der $ 1987 Abjas 1 bejtimmt das ausdrüdlid, es 
folgt daS aber eigentlich jchon daraus, daß der Boraus fein Erbtheil 
iſt, ſondern nur die Natur eines Vermächtniſſes hat ($ 1971), der 
PflichttHeilsaniprucd aber dem Werthe des halben Erbtheils gleid;- 
fommen }oll. 

D. Dem Werthe des Nachlaſſes werden behufs Berechnung des 
Pflichttheils hinzugerechnet in jedem alle diejenigen Zuwendungen, 
welche nach dem unter VI gejagten der den Pflichttheil Fordernde ſich 
jelber auf den Pflichttheil anrechnen laſſen mus. In dem bejonderen 
alle, wenn der Pflichttheilsberechtigte ein Abkömmling des Erblafjers 
iſt (mit auch wenn es jid un Berechnung des Pflichttheils des 
Ehegatten handelt), muß dem Werthe des Nachlaſſes ferner das hinzu: 
gerechnet werden, was ein anderer zur Erbfolge gelangender Ab- 
fümmling im Falle der gejeglichen Erbfolge gegenüber dem Pflicht: 
theilSberechtigten zur Ausgleihung zu bringen hätte ($ 1990). Es 
find dies: 

1. dasjenige, was der Erblafjer einem Abkömmling wegen dejjen 
Berheiratdung, Erridtung eines eigenen Hausftandes, Ueber- 
nahme eines Amtes, Begründung eines Erwerbsgeſchäftes 
oder einer jonftigen ſelbſtſtändigen Lebensſtellung zugemwendet 
hat, ohne bei der Zumwendung die Ausgleihung verboten 
zu haben (88 2158, 2160), | 

2. Zuwendungen, bei deren Vornahme der Erblafjer die Aus» 
gleihung angeordnet hat ($$ 2159, 2161). 

IV. Eine Berlegung des Pflichttheils liegt dann nicht vor: 

a) wenn der Pflichttheil dem Pflichttheilsberecdhtigten vom Erb» 

lajjer ohne nähere Beitimmung ausgejegt ift ($ 1977), 

b) wenn er auf Höhe der Hälfte jeines gejeglichen Erbtheils 
ohne jede Einjchränkung zum Erben berufen ift ($ 1979), 

c) wenn die nad) dem zu VI gejagten auf den Betrag des 
Pflichttheild abzurechnenden Zumendungen den Betrag des 
Pflichtheils überjteigen oder erreichen ($ 1989). 

In diejen Fällen fehlt jeder Grund zur Erhebung weiterer 
Anſprüche, denn in den eriten beiden Hüllen erhält der Pflichttheils- 
berechtigte durch die Anordnung des Erblaffers dafjelbe, was er durch 
Berfolgung des BPflichttheilsanfpruches erreichen fol, und in dem 
dritten alle iſt er bereitd anderweit wegen feines Anſpruchs 
befrtedigt. Dafjelbe müßte eigentlich gelten, wenn der Pflichttheils- 
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berechtigte mit einem, dem Geldwerthe nad den Betrag des Pflicht- 
theil3 erreichenden unbejchwerten Bermädtniffe bedacht it. Nach 
pofitiver Vorichrift des $ 1980 ſoll aber in jedem Falle, wo der 
Pflichttheil8berechtigte ınit einem Vermächtniſſe bedacht ift, ihm das 
Wahlreht zuftehen, entweder das Vermächtniß auszujchlagen, oder 
dafjelbe anzunehmen, in welchem letteren Falle er jofern etwa der 
Geldwerth des Vermächtniſſes den Pflichttheilsbetrag nicht erreicht, 
den fehlenden Betrag in Anſpruch nehmen kann. Bet Berechnung 
des Geldwerthes des Vermächtniſſes, wenn der Pflichttheils— 
berehtigte e8 annimmt, fommen etwanige auf dem Vermächt— 
niffe ruhende Beichränkungen oder Befchwerungen nicht in Rechnung 
(8$ 1982, 1981 Abſatz 2). 

V. Die Berlegung des Pflichttheilsrecht8 kann darin beftehen: 

a) daß der Pflichttheil ganz entzogen ift, 

b) daß die Zumendung den Geldwerth des Pflichttheils nicht 

erreicht, 

ce) daß die Zuwendung oder das dem Pflichttheildberechtigten 

belafjene geſetzliche Erbrecht Beſchränkungen unterworfen ift. 
Darunter wird jede Bejchwerung der Zuwendung oder des 
Erbtheild verjtanden insbefondere: wenn der Pflichttheils- 
berechtigte nur als Erſatzerbe oder als Nacherbe berufen, 
wenn ihm ein Nacherbe gejettt, wenn er durch die Ernennung 
eines Teſtaments-Vollſtreckers beſchränkt oder durd ein Ver- 
mächtniß, oder eine Auflage bejchwert ift ($ 1981). 

In dem Falle zu a ift der Anſpruch des Pflichttheilsberechtigten 
einfady auf Zahlung des Geldmwerthes des Pflichttheild zu richten 
($ 1978). Diejer Fall der gänzlihen Entziehung des Pflichttheils 
liegt vor ſowohl bei der ausdrüdlichen Entziehung jeder Zumendung, 
al3 auch bei der einfachen Webergehung des Pflichttheilsberedhtigten, 
vorausgejett, daß die Mebergehung eine abjichtliche ift. Bet irrthüm— 
licher Uebergehung des Pflichttheilsberechtigten braucht derjelbe ich 
nicht mit dem Pflichttheil zu begnügen, fondern kann die leßtwillige 
Verfügung des Erblafjers anfechten ($$ 1782, 1784, 1929). 

In dem Falle zu b ift zu unterjcheiden, ob der Pflichttheils- 
berechtigte nur mit einem Vermächtniſſe bedacht ijt, wo er dann das 
eben (unter IV) gedachte Wahlreht hat ($ 1980) oder ob er auf 
einen hinter der Hälfte des gejetlihen Erbtheild zurücdbleibenden 
Erbtheil berufen ift. Wenn letteres gejchehen ift, jo beiteht der 
Pflichttheilsaniprudh in dem Anfpruc gegen die Miterben auf Zahlung 


- * * 


996 





des Geldwerths desjenigen Theils der Erbſchaft, um welchen der dem 
Pflichttheilsberechtigten hinterlaſſene Erbtheil hinter der Hälfte des 
geſetzlichen Erbtheils zurückbleibt ($ 1979). 

In den alle zu c, wenn die Zuwendung mit Befchränkungen 
belaftet ijt, hat der PflichttHeilsberechtigte, jofern die Zuwendung als 
Vermächtniß geichehen ift, auch Hier das oben (unter IV) gedachte 
Wahlrecht ($ 1980). Sofern er aber als berufener oder als gejet- 
liher Erbe durch die Anordnung des Erblaſſers bejchränft oder be- 
ſchwert ift, — mas jedoch nicht angenommen wird bei Wegfall der 
Beichränfung oder Beihwerung vor Ausſchlagung der Zuwendung — 
kann der PflichttHeilsberechtigte unter Ausſchlagung der Erbſchaft den 
Pflichttheilsanſpruch jo geltend machen, wie wenn er von der Erb- 
folge ausgefchloffen wäre. Schlägt er die Erbſchaft nit aus, jo 
£ommt bei Berechnung des Pflichttheils der ausgefchlagene Erbtheil 
als nicht beſchränkt und nicht belaftet in Rechnung ($ 1981). 

VI. Auf den Betrag des Pflichttheilsanfpruchs find einzurechnen 
($ 1989): 

1. eine durch Beräußeruug vollzogene Schenkung, welche von 
dem Erblafjer dem Pilichttheilsberechtigten unter der Be— 
dingung gemacht ift, daß der Schenker vor dem Beichenkten 
fterbe, oder diefen nicht überlebe, 

2. eine vom Erblaffer dem PflichttHeilsberechtigten gemachte Zu- 
wendung, bei deren Vornahme der Erblafjer die Abrechnung 
auf den Pflichttheil angeordnet Hat, 

3. ſofern der Pflichttheilsberechtigte ein Abkömmling des Erb- 
laſſers ift, alles dasjenige, wa3 er im Falle der gejeglichen 
Erbfolge bei Borhandenfein fonftiger Abkömmlinge zur Aus- 
gleihung bringen müßte, nach Maßgabe der oben unter III D. 
angegebenen Grundjägße. 

Bei den Zuwendungen zu 1. und 2. gilt die Auslegungsregel, 
daß, wenn der Erblaffer angeordnet hat, daß fie auf den Erbtheil 
angerechnet oder nicht angerechnet, dat ſie zur Ausgleichung gebracht 
oder nicht gebradjt werden joll, im Zweifel anzunehmen ift, daß auch 
die Anrechnung auf den Pflichttheil erfolgen ſoll oder nicht erfolgen foll. 

Der abzurechnende Betrag beftimmt fich nach dem Werthe, welchen 
der Gegenstand der Zuwendung zur Zeit der Zumendung gehabt Hat. 

VII. Dem Pflichttheilsberechtigten, welcher nicht Miterbe ift, 
gegenüber ift der Erbe, das heißt der (Erbe, welcher nadı dem 
unter VIII Gejagten den Pflichttheil herauszugeben hat, verpflichtet, 
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über den Bejtand des Nachlaſſes Auskunft zu geben ($ 1988). Damit 
it nad) $ 777 die weitere Verpflichtung verbunden, dem Beredtigten 
auf deffen Berlangen ein Berzeichniß des Beftandes vorzulegen und 
ven Offenbarungseid zu leiften dahin: 

daß er den Beſtand vollftändig angegeben und wiſſentlich 

nicht3 verſchwiegen habe, 
oder in einer vom Gericht der Sachlage entſprechend bejchlojjenen 
geänderten Norm. Zur Leijtung des Eides, für deſſen Abnahme das 
Amtsgericht des Wohnorts des Pflichtigen im Deutſchen Reiche oder 
in Ermangelung ſolchen Wohnortes das Amtsgericht des Aufenthalts- 
orts zuftändig it, kann jowohl der Berechtigte als aud) der Pflichtige 
laden. (Bergleihe Entwurf $ 777 und Civilprozekordnung 88 780, 
781.) Dagegen ift dem Pflichttheilsberchtigten nicht das Recht ge- 
geben, die Errichtung und Vorlegung eines vollftändigen Inventars 
nah Maßgabe des $ 2015 zu fordern. 

Eine Anordnung des Erblajjers, durch welche der Erbe von einer 
der vorgedachten ihm gejeglich obliegenden Berpflidtungen befreit 
wird, iſt unwirkſam. Es würde darin ja eine VBerfürzung, beziehungs- 
weile Befchränfung des Pflichttheilsanſpruchs liegen. Ebenſo joll nad) 
politiver Borjchrift ($ 1988) ein Vertrag zwiſchen dem Erblafjer und 
dem PflichttHeilsberechtigten über Befreiung des Erben von der einen 
oder der andern oben gedachten Verpflichtung unwirkſam fein. Dieje 
Vorſchrift, welche in den Motiven nicht weiter begründet wird, ift 
nicht zu billigen, denn, da der Pflichttheilsberechtigte nah $ 2019 
durch Vertrag mit dem Erblaffer auf feinen ganzen BPflichttheils- 
anjprud verzichten kann, muß er aud auf gewiffe aus dem Pflicht: 
theilsanſpruch hervorgehende Nebenrehte durch Bertrag verzichten 
dürfen. Durch ſolchen Berzicht wird weder ein öffentliches, noch ein 
Privatinterefje beeinträchtigt. 

Wenn der Pflichttheilsberechtigte Miterbe ift, aljo wenn er zum 
Erben berufen ijt, find ihm die obengedachten Rechte gegen die andern 
Erben nicht befonders zugeſprochen, jie jtehen ihm aber dennoch zu gegen 
den Beliger der Erbichaft auf Grund feiner Eigenjchaft als Miterbe 
nad dem allgemeinen Grundjage des $ 777, wonad), wer einen Inbegriff 
von Bermögensgegenftänden ganz oder zu einem Bruchtheil herauszu- 
geben verpflichtet it, dem Berechtigten auf Berlangen cin Berzeihnik 
de3 Beitandes vorzulegen und den Offenbarungseid zu leiften hat. 

VII. Der Bflichttheilsaniprud) kommt kraft des Gejches mit 
dem Erbfall zur Entjtehung, er wird vererbt und iſt übertragbar; 

ST. 68 
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er unterliegt aber der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreftvollziehung, jowie der Heranziehung zur Konkursmaſſe 
nur dann, wenn er von dem Berechtigten bereits gerichtlih oder 
außergerichtlich geltend gemacht ift ($ 1992). Damit ift der bisher 
vielfach beftrittene Grundjag anerkannt, daß der Pflichttheilsanfprud 
nicht wider Willen des Berechtigten verfolgt werden kann. Was 
unter Geltendmachung des Pflichttheilsanſpruchs verjtanden wird, 
jagen weder das Gejet nod die Motive. Es wird hierher gehören 
jede dem Erben gegenüber abgegebene ausdrüdliche oder ftillichweigende 
Erklärung, den Pflichttheil zu fordern, denn ein Recht geltend machen 
ilt gleichbedeutend mit der Erklärung, daß man das Recht in An— 
Ipruch nimmt, ſolche Erklärung kann aber nit zur Verwirklichung 
des Rechts führen, wenn der Berpflichtete nichts davon erfährt. 
Kedoh muß aud Hier der Grundjat des 8 74 gelten, daß als 
Beitpunft der Willenserklärung, vorausgejegt, daß ſie dem 
andern Theile überhaupt zugeht, jchon die Zeit der Abgabe der Er- 
klärung gilt. 

IX. Der BPflichttheilsaniprucd richtet fi) gegen den Erben 
($ 1977), ex ift eine Forderung an den Nachlaß, und die VBerbind- 
lichkeit des Erben ift eine Nachlaßverbindlichkeit. Daraus folgt, daß 
der Erbe fie wegen Unzulänglichkeit des Nachlafjes verweigern darf 
($ 2092 Abſatz 2), ſofern er fih das Inventarrecht (beneficium 
inventarii) gewahrt hat, und daß auf jedem Erben, entjprechend dem 
im $ 2051 ausgeſprochenen allgemeinen Grundfage, die Verbindlichkeit 
nur nach Verhältniß feines Erbtheild ruht ($ 1994). Für das Ver— 
hältnig der Erben zu einander, der Erben zu den Vermächtniß— 
nehmern und der Vermächtnißnehmer untereinander enticeidet dagegen 
in erfter Reihe die Beftimmung des Erblafjerd. Dies ift zweimal 
ausgeſprochen (58 1994, 1998). Der Pflichttheilsberechtigte ſelber ift 
an folhe Anordnung nicht gebunden. E83 würde ja darin eine 
Beichränkung, alſo Verkürzung jeines Pflichttheilsanſpruchs Liegen. 

Hat der Erblaffer nichts angeordnet, jo gelten für die nad)- 
gedachten bejonderen Fälle folgende Vorſchriften in Betreff des Ber: 
hältnifjes der Erben und Vermächtnißnehmer zu einander: 

1. Wenn in Folge der Ausichliegung des Pflichttheiläberechtigten 
von der Erbfolge ein Anderer als gejegliher Erbe eingetreten ift, 
jo Hat diejer die Laft aus dem Pflichttheildanjpruch des Ausge— 
ſchloſſenen und fofern Legterer mit einem Vermächtniſſe bedacht ift, 
auc) dieſes Vermächtniß in Höhe des erlangten Bortheil3 zu tragen 
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Erbtheil den Abkömmlingen des von der Erbfolge Ausgejchloffenen, 
oder einem einzelnen Miterben zukommt, indem in ſolchem Falle die 
gegebene Vorſchrift al3 dem vermuthlichen Willen des Erblaſſers ent- 
jprechend angenommen wird (Motive Seite 422). 

2. Wird durch Ausichlagung einer Zumendung oder durch Aus: 
ihlagung der in Gemäßheit gejeglicher Erbfolge angefallenen Erb- 
Ihaft der Pflichttheilsanſpruch begründet, jo ift (aber immer nur 
wenn feine Beſtimmung des Erblafjers ſelbſt für diefen Fall vor- 
handen ift) im Berhältnig mehrerer Erben zu einander, der Erben 
zu den Vermächtnißnehmern und der Vermächtnißnehmer unterein- 
ander die Pflichttheilslaft von Demjenigen, welchem die Ausjchlagung 
zu Statten fommt in Höhe des erlangten Vortheils zu tragen ($ 1996). 
Die Willensmeinung des Gejetes ift hier nicht gut ausgedrüdt. Der 
erite Sat des $ 1996 hat, wie aus den Motiven (Seite 432) 
hervorgeht im Sinne den Tall, wo dem Pflichttheilsberechtigten ein 
beſchränkter Erbtheil oder ein Vermächtniß zufällt, und er von feinem 
Rechte Gebrauch macht, die Zuwendung auszufchlagen. Es ift ungenau, 
wenn in diefen Fällen davon geſprochen wird, daß der Plichttheils- 
anjpruh durch Ausjchlagung der Zuwendung begründet werde, 
vielmehr iſt er fchon durch den Erbfall begründet, e8 wird nur durch 
jene - Ausfchlagung der Umfang feine® Anſpruchs beftimmt. Die 
Faflung müßte daher jo lauten: 

Hat der Pflichttheilsberechtigte von der Befugniß Gebraud 
gemacht, ein ihm zugedacdhtes Vermächtniß oder die Erbfolge 
auszufchlagen, jo iſt u. |. m. 
wobei es gleichgültig ift, ob die ausgejchlagene Erbfolge durch Teſta— 
ment oder al3 gejetliche auf ihn defommen war. 8 verdienen 
folgende Fälle hierbei einer befonderen Betrachtung: 

a) Der gejeglidhe Erbe, ſei es weil ein Tejtament3vollftreder 
bejtellt ift, jei e8, weil Vermächtniſſe ausgefegt, oder feinem 
Erbtheile ſonſtige Beſchränkungen aufgelegt find, jchlägt die 
Erbfolge aus und fordert den Pflichttheil. In diefem Falle 
wird er nach $ 1972 in Anfehung der gejeglihen Erbfolge 
al8 vor dem Erbfalle geftorben angefehen. Der Erbtheil, 
welchen er kraft geſetzlicher Erbfolge erhalten hätte, fällt an 
feine Kinder oder Geſchwiſter oder an den Ehegatten des 
Erblafjerd, oder wer fonft gejeglicher Erbe jein mag, und 
e3 iſt natürlich, daß diefe im Berhältnig zu den Miterben 
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für den Pflichttheilsanſpruch mit dem ganzen ihnen in Folge 
der Ausjchlagung zugefallenen Erbtheile eintreten müſſen, 
denn fie erhalten denjelben ja nur, weil der Pilichttheils- 
anſpruch ftatt jenes Erbtheils gewählt ift. 


b) Wenn der Pflichttheilsberechtigte al3 Erbe eingejett ift, und 


ftatt des Erbtheild den Pflichttheil zu wählen beredtigt ift 
und wählt, jo fällt der ausgefchlagene Erbtheil nach $ 1797 
Abja 2 Eraft des Anwachſungsrechts einem oder mehreren 
Erben zu. In diefem Falle müfjen diejenigen, denen der 
ausgejchlagene Erbtheil anwächſt, in Höhe desjelben die 
Pflittheilslaft tragen. 


ce) Beiteht die ausgejchlagene Zuwendung in einem Vermächtniß, 


d) 


e) 


X 
Jahren. 


ſo haben diejenigen Erben oder Vermächtnißnehmer, denen 
der Fortfall des ausgeſchlagenen Vermächtniſſes des Pflicht— 
theilsberechtigten zu Gute kommt, in Höhe dieſes Vortheils 
die Pflichttheilslaſt zu tragen. 
Ruhen auf dem vom Pflichttheilsberechtigten ausgeſchlagenen 
Erbtheile oder Vermächtniſſe weitere Vermächtniſſe oder Auf— 
lagen, ſo iſt derjenige, welchem die Ausſchlagung zu Statten 
kommt, für die Beſchwerung ebenſo verpflichtet, wie der Aus— 
ſchlagende es geweſen wäre, jedoch nur in Höhe desjenigen, 
was nach Abzug des Pflichttheilsanſpruchs übrig bleibt. 
($ 1996 Abſatz 2). Das praktiſche Ergebniß wird in ſolchen 
Fällen der Regel nach das ſein, daß der Vermächtnißnehmer 
ſchließlich den Betrag aufbringt in Höhe deſſen das dem 
Pflichttheilsberechtigten Zugewendete unter dem Betrage des 
Pflichttheils geblieben iſt. 
Soweit nach den vorigen Beſtimmungen ein Erbe die Pflicht— 
theilslaſt nicht nur den Pflichttheilsberechtigten gegenüber, 
ſondern auch im Verhältniß zu den Miterben und den Ver— 
mächtnißnehmern zu tragen hat, kann er die Vollziehung der 
Vermächtniſſe oder Auflagen, mit denen er ſelbſt beſchwert 
iſt, in dem Maße verweigern, daß die Pflichttheilslaſt von 
ihm nur nad) Verhältniß des nad) Abzug der Nachlaß— 
verbindlichkeiten jich ergebenden Werthes der Erbichaft zu 
dem Werthe der Vermächtniſſe und Auflagen getragen wird. 
(88 1993, 1997). 
Der Pflihttheilsanfpruch verjährt mit dem Ablauf von drei 
Die Verjährung beginnt mit dem Beitpunfte, in welchem 
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der Prlichttheilsberechtigte von dem Eintritt des Erbfall® und von 
der Verfügung, durd welche fein Pflichttheilsrecht beeinträchtigt ift, 
Kenntniß erhalten hat ($ 1999). Die Setung einer fürzeren als 
der ordentlichen Berjährungsfrift bedarf feiner befonderen Rechtfertigung, 
da fie für die eigentliche Pflichttheilsklage überall gebräuchlich ift. 
Die Wahl der dreijährigen Frift ift zweckmäßig, da die zwei Jahre 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts bei verwidelten Verhältniffen 
oft nicht ausreichen, um eine Ueberſicht des Nachlaßbeſtandes zu er- 
langen, die im Gemeinen Recht in Bayern, Württemberg und in 
andern Landesrechten geltende fünfjährige Friſt aber die Nachlaß— 
regulirung zu lange verzögern faun. 

Daß die Verjährung des Pflichttheilsanſpruchs erft mit Kenntniß 
der verlegenden Verfügung beginnt und nicht, wie bei der gewöhnlichen 
Berjährung, mit der Entjtehung des Pflichttheilsanſpruchs, das heißt 
mit dem Erbfall ($ 1992 Abſatz 1), fteht im Einflange mit den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, entipriht den analogen 
Vorſchriften iiber Verjährung des Anſpruchs auf Erjat des Schadens 
aus unerlaubter Handlung ($ 719) und rechtfertigt fich durch die 
Kürze der Frift, welche fonjt leicht zu Härten führen könnte, wenn 
dem Pflichttheilsberechtigten die ihm widerfahrene Verlegung oder gar 
der Erbfall unbekannt geblieben find. Bei der von Antretung der 
Erbſchaft Seitens des Tejtameneserben nad) gemeinem Recht laufenden 
Berjährungsfrift der querela inofficiosi testamenti ijt die Gefahr 
gemildert durch die längere Dauer und durch die bei entjchuldbarem 
Irrthume dem Berechtigten gewährten Hülfen gegen die Klagver— 
jährung, welche Hülfen der Entwurf zum bürgerlichen Geſetzbuche 
nicht fennt. Es wird nur die Stenntniß der Verfügung, durch welche 
die Verlegung im Pflichttheile erfolgt, nicht die Kenntniß von der 
wirklichen Berlegung erfordert. Damit ift einem im Preußiſchen 
Rechte mehrfach vorgefommenen Streite vorgebeugt. Das iſt zweck— 
mäßig, denn es wird kaum vorkommen, daß der Pflichttheilsberechtigte 
nicht innerhalb dreier Fahre nad) Kenntniß der ihn betreffenden letzt— 
willigen Berfügung jollte erfennen können, ob er dadurch im Pflicht- 
theile verlegt ift. Sollte dagegen in jedem einzelnen alle, wo die 
Verjährung des Pflichttheilsanſpruches eingewendet wird, zur Be— 
gründung des Einwandes der Nachweis der Kenntniß des Pflichttheils- 
berechtigten von der Verlegung verlangt werden, jo würde dadurch 
in den meilten Fällen die Verjährung überhaupt ausgejchloffen fein. 

Wird gegen den Pflichttheilsanipruch die Berjährung eingemwendet, jo 
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hat der Einwendende die zur Begründung der Verjährung erforderlichen 
Thatſachen, aljo aud) den Beginn der Berjährung, das heißt die Kenntniß 
der den Pflichttheil beeinträchtigenden Verfügung zu beweijen ($ 193). 

Die jede Anjpruchsverjährung hemmmenden und unterbredenden 
Umftände (8$ 161—180) hemmen und unterbreden aucd die Ver— 
jährung des Pflichttheilsanſpruchs. Insbeſondere wird hier häufig 
die Unterbrechung der Verjährung herbeigeführt werden durd; Aner- 
kenntniß des BVerpflichteten im Naclakregulirungsverfahren ($ 169). 
Iſt das Anerfenntniß nicht von ſämmtlichen Erben abgegeben, welche 
nad) dem oben (unter IX) Geſagten dem Pflichttheilöberechtigten nad) 
Berhältnig ihrer Erbtheile haften ($ 1994), fo ift die Berjährung 
nur dem anerfennenden Erben, nicht aber auch den anderen Erben 
gegenüber unterbrochen, und der Pflichttheilsanspruc gegen die Legteren 
verjährt (vergleiche 88 320, 335, 336). 

Der BPflihttheildaniprucd geht, wie jeder Anſpruch verloren 
durch vertragsmäßigen Erlaß des Anſpruchs oder vertragsmäßiges 
Anerkenntniß des Nichtbeftehens des Anſpruchs ($ 290), Der Ent- 
wurf jagt nicht3 darüber, ob aud) durch Anerfenntnif der verlegenden 
Berfügung des Erblafjerd Seitens des Pflichttheilsberechtigten der 
Berluft des Pflichttheilsanfpruchs begründet wird, wie der Fall ift 
nad; dem Allgemeiner Landrecht (Theil II Titel 2 $ 438), und ob 
in der Annahme eines Vermächtniſſes ein ſolches Anerfenntniß zu 
finden ift, worüber das Allgemeine Landrecht widerfprechende Bor: 
ſchriften enthält (Theil I Titel 12 $ 612, Theil II Titel 2 $ 439), 
während das römische Recht dieje Trage bejaht. (L. 95 de acq. vel 
omitt. hered. 29. 2... Nad dem Entwurf ift in diefen Fällen ein 
vertragsmäßiger Erlaß des Pflichttheilsanſpruchs nicht ohne Weiteres 
anzunehmen; fjondern in jedem einzelnen alle ift zu prüfen, in 
wie weit das Berhalten des Pflichttheildberechtigten nad den be: 
gleitenden Umftänden einen ftillihweigenden Erlaß des Pflichttheils- 
anſpruchs enthält oder nit. Wenngleich die ausdrüdliche Erklärung 
nicht vorgefchrieben, jondern der Erlaßvertrag frei von jeder Form 
ift, fo wird doch in den Fällen ‘der gedachten Art im Zweifel ein 
Erlaß nicht zu finden fein, weil die angeführten Handlungen für 
ſich allein nit mit Zuverläffigfeit den Willen des Pflicht: 
theil3berechtigten erkennen lafjen, auf feine weitergehenden Anjprüche 
verzichten zu wollen. 

XI. Das in Deutſchland geltende Recht, abgejehen vom franzö— 
fifchen Rechte, giebt dem Erblaffer die Befugniß, unter gewiffen 
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Borausfegungen den Pflichttheilsberechtigten zu enterben. Der Ent- 
wurf fchließt ji dem an, er vermeidet aber den Ausdruck „Ent: 
erbung“, weil der PflichttHeilsberechtigte Fein Erbrecht, jondern nur 
einen Pflichttheilsanfprudy hat; er ſpricht von „Entziehung des 
Pflichttheils“ und verfteht darunter die Anordnung des Erblafjers, 
daß der WPflichttheilsberechtigte den Pflichttheil gar nicht oder nur 
zum Theile, oder mit Beſchränkungen oder Bejchwerungen erhalten 
fol. ($ 2000). Solde Anordnung ijt nur gültig, wenn fie in einer 
legtwilligen Verfügung (Teſtament oder Erbeinjegungsvertrag, ver- 
gleihe Motive Seite 247) unter Angabe des Grundes erklärt ift, 
und wenn zur Zeit der Anordnung einer der für jolche Anordnung 
vom Gejete beftimmten bejonderen Gründe vorhanden war. Nur 
aus den vom Gefete zugelafjenen Gründen kann aljo der Pflichttheil 
beeinträchtigt werden, die analoge Anwendung der Gründe auf andere 
ähnliche Fälle ift unftatthaft. Das iſt zu billigen, denn nur durch 
Speztalifirung der einzelnen Fälle und Ausjchliegung der analogen 
Anwendung, läßt fid) den Streitigkeiten, welche fait mit jeder Pflicht: 
theilsentziehung verbunden find, eine Grenze jegen. Auch entjpricht 
das’ dem im größten Theile des deutjchen Reichs geltenden Rechte. 
(Motive Seite 429.) Ebenſo ift es richtig, daß der Entwurf die 
Streitfrage wegen der Beweislaft im Falle des Prozejjes über 
Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit der Prlichttheildentziehung in 
$ 2008 dahin entichieden hat, daß der Beweis des vom Erblafjer 
zur Mechtfertigung der Entziehung des Pflichttheil3 angegebenen 
rundes Demjenigen obliegen joll, welcder die Entziehung geltend 
macht. Das entjpricht der herrichenden Gerichtsprari8 und der 
allgemeinen Borjchrift des $ 193, wonach wer die Aufhebung eines 
Anſpruchs (des vom Geſetz begründeten Pflichtheilsanfpruchg) geltend 
macht, die Thatjachen (das heißt alle Thatfachen) zu beweijen hat, 
welche zur Begründung der Aufhebung des Anſpruchs erforderlich find. 

ferner kommt al3 gemeinjam für alle Pflichttheilsentziehungen 
in Betradjt, daß die Entziehung unwirkſam ift, wenn die Handlung, 
welde die Entziehung des Pflichttheils rechtfertigen würde, bereits 
verziehen war, und daß fie unwirkſam wird, wenn die Berzeihung 
nachher erfolgt ($ 2004). Dieje legte Beftimmung tft jehr bedenklich, 
umjomehr, als man dabei nicht blog an eine ausdrüdliche Verzeihung 
oder Ausſöhnung gedacht hat, jondern auch die bloß aus den Um— 
ftänden zu folgernde ſtillſchweigende Verzeihung für genügend anjehen 
will (Motive ©. 443). Hierin liegt eine Duelle häßlicher Prozeſſe. 


—— — — 
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Mit Rückſicht auf jene Beſtimmungen müßte jeder Erblaſſer ſich 
gegenüber einem ungerathenen Kinde aller freundlichen Worte und 
liebevollen Handlungen enthalten, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
daß darin ſpäterhin eine von ihm erklärte Verzeihung gefunden wird. 
Nach dem beſtehenden Rechte wird eine formelle, vorbehaltloſe, aus— 
drückliche Verzeihung erfordert (vergleiche Allgemeines Landrecht 
Theil II Titel 2 88 414 bis 416 und für das Gemeine Recht 
Entjcheidungen des Reichsgerichts Band 15 Seite 165 bis 167), Es 
empfiehlt fich, dabei ftehen zu bleiben. 

Die Gründe, welche die Entziehung des Pflichttheils rechtfertigen, 
ind folgende: 

A. Der Erblafjer kann einem Abkömmlinge den BPflichttheil 
entziehen ($ 2001) 

1. wenn der Abkömmling dem Leben des Erblajjerd oder eines 
anderen Abkömmlings oder des Ehegatten des Erblaſſers 
nachgeftellt hat; 

2. wenn der Abkömmling fich ſchuldig gemacht hat einer vorjäß- 
lichen Mißhandlung des Erblaſſers oder defjen Ehegatten, 
jofern der Abkömmling aud) von diejem abjtammt; 

3. wenn der Abkömmling den Erblaffer oder defjen Ehegatten 
duch Anzeige bei einer Behörde wider beſſeres Willen der 
Begehung eines Verbrechens oder Bergehens beichuldigt hat; 

4, wenn der Abkömmling in einer Straffache oder Disciplinar- 
ſache vorfäglih zum Nachtheile des Erblaſſers oder defjen 
Ehegatten ald Zeuge oder Sachverſtändiger eines Meineides 
ih ſchuldig gemacht hat; 

5. wenn der Abkönmling des Ehebruchs mit dem Ehegatten 
des Erblafjers ſich Ichuldig gemacht Hat; 

6. wenn der Abkömmling den von ihm dem Erblafjer zu ges 
währenden Unterhalt böswillig nicht gewährt hat; 

T. wenn der Abkömmling ohne die gejeglich erforderliche Ein— 
willigung des Erblaſſers eine Ehe gejchloffen hat. 

Danad) jollen folgende Enterbungsgründe nicht mehr gelten: 

a) Hocverrath und Majeftätsbeleidigung, 

b) Berlegungen der Ehre des Erblaffers durch grobe Schmähungen, 

c) beträdhtlihe Befhädigung des Vermögens des Erblafjerd 
durch grobe Verbrechen, 

d) endlih der Fall, wenn das Kind bei erhaltener ehrbarer 
Erziehung durch grobe Lafter, jchändliche Aufführung oder 


durch die Wahl einer niederträchtigen Lebensart fich bei feinen 
Standesgenofjen öffentlich entehrt hat. 

(88 399, 403, 406, 409 Allgemeines Landredt Theil II 
Titel 2.) Die beibehaltenen Gründe entiprehen den in den 
s$ 400, 401, 402, 405 und 408 Allgemeines Landreht Theil II 
Titel 2 angegebenen Enterbungsgründen. Die Weglajjung der oben 
erwähnten jonjtigen Gründe, welche im Wejentlichen aud) im Gemeinen 
Rechte gelten, erjcheint nicht gerechtfertigt. Die Erwägung der 
Motive (Seite 436, 437), daß für Ehrverlegungen des Kindes gegen 
die Eltern, Entziehung des Pflichttheild, Hingejehen auf alle Be— 
völferungskreife, eine zu harte Folge wäre, iſt nicht zu billigen. 
Wenn Hahrhunderte hindurch bei durchjichnittlih roheren Sitten der 
gedachte Enterbungsgrund Anerfennung gefunden Hat, ift es jekt 
nicht angethan, derartige Vergehungen der Kinder gegenüber ihren 
Eltern milder zu beurtheilen. Ebenſowenig paßt der in Betreff aller 
mweggelafjenen Berfehlungen geltend gemachte Grund, daß es nicht 
Aufgabe des bürgerlichen Rechts jet, Strafen für Berbrechen oder 
für Sünden feitzujegen. Darum handelt es ſich gar nicht. An einer 
andern Stelle (Seite 443) jagen die Motive viel befjer, daß die 
zwijchen dem Erblafjer und den Pflichttheiläberechtigten durch Schuld 
des Letteren eingetretene Entfremdung das Recht zur Entziehung 
des Pflichttheils begründe. Aber nicht nur die in dem Entwurf auf: 
genommenen Fälle, jondern auch die mweggelajlenen Fälle des be- 
jtehenden Rechts find in der That geeignet, ſolche Entfremdung 
hervorzurufen, das Familienband zu zerreißen, und den Eltern damit 
das Recht zu geben, fi) von dem ungerathenen Kinde loszufagen. 

Neu Hinzugefügt find im Entwurf die beiden Gründe: 

a) Wenn der Abkömmling in einer Strafjache vorfäglic zum 
Nachtheile des Erblajjer8 oder dejjen Ehegatten als Zeuge 
oder Sachverſtändiger eines Meineides ji ſchuldig gemacht 
bat. ($ 2001 Per. 4.) Gegen diejen Ausjchliegungsgrund 
ift an fich nicht3 zu jagen, aber warum wird diejer einzelne, 
jelten vorkommende Fall herausgegriffen? Wenn das Kind 
in einer Ehejcheidungsfahe oder in einem wichtigen Civil: 
prozeß zum Nachtheil des Erblaſſers vorjäglich einen Meineid 
geleijtet Hat, liegt die Sache nicht anders. Warum joll in 
dem einen Falle ein Ausschliegungsgrund vorliegen, in dem 
andern aber nicht? Bei Zulafjung des oben zu d gedachten 
Landrechtlichen Ausfchließungsgrundes ift die Ausichließung 
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für den im Entwurf gedachten Fall und für alle ähnlichen 
Fälle gegeben, was ſicherlich vorzuziehen ift. 

B) Das nad) $ 2001 Nr. 7 ferner den Erblaffer neu gegebene 
Recht, dem Abkömmling den Pflichttheil zu entziehen, wenn 
er ohne die erforderliche Erlaubniß gehetrathet hat, geht 
weiter, als das Allgemeine Landrecht, welches für den ge- 
dachten Fall nur die Entziehung der Hälfte des Pflichttheils 
gejtattet (Theil II Titel 2 $ 412, Titel 1 $$ 996, 998, 1000). 

Es empfiehlt fih, es auch bier bei den auf althergebradtent 

deutjchen Rechte beruhenden Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts 
zu belafjen, welche in einem großen Theile des Rechtsgebiete gelten 
und Unzuträglichkeiten nicht hervorgerufen haben. Das nad) dem 
Entwurfe den Eltern gewährte Recht der Entziehung des ganzen 
Pflichttheild enthält eine große Härte gegenüber den Kindern. Un: 
möglich darf man bier das Verſchulden des Kindes auf gleiche Linie 
jtellen mit den groben Berfehlungen, welde ſonſt al3 Ausſchließungs— 
gründe gelten. Es kommt dazu, dat, wie die nicht jeltenen Prozeſſe auf 
Ertheilung des elterlichen Heirathskonſenſes zeigen, die Genehmigung 
zur Heirath von den Eltern oft aus bloßem Eigenfinn, mitunter aud) 
aus ſelbſtſüchtigen Gründen verjagt wird. Man weije dem gegenüber 
nicht darauf hin, daß e3 dem Kinde ja frei jtehe, gemäß $ 1238 im 
Prozeßwege auf Ertheilung der Einwilligung zu Elagen. Solde Pro: 
zeſſe zwiſchen Eltern und Kindern find häßlicher und verlegen die Pietät 
mehr, al3 wenn ein vierundzmwanzigjähriges Kind, welchem aus nichtigen 
Gründen die Einwilligung der Eltern zur Heirath verjagt wird, ſich 
(teber über dieſes Erforderniß der Heirath hinwegzuſetzen ſucht. 
Nacd dem Entwurfe muß der Vater der Tochter, welche ſich einem 
lüderlichen Lebenswandel ergiebt, den vollen Pflichttheil Hinterlaffen; 
aber der Tochter, welche gegen feinen eigenfinnigen Widerſpruch einen 
ehrenhaften Mann heirathet, kann er den ganzen Pflichttheil entziehen. 
Daß das dem Rechtsgefühl entjpräche, läßt fich jchwerlich behaupten. 
B. Dem Bater und der Mutter de3 Erblafjers kann von Diejem 

der Pflichttheil im Wejentlihen aus denjelben Gründen entzogen 
werden, aus denen der Erblafjer feinem Abkömmling den Pflichttheil 
entziehen fann, nur folgende beiden Gründe fallen fort: 

Borfägliche Eörperlihe Mikhandlung des Erblaffers oder 

jeines Ehegatten 

und 
wie ſich von ſelbſt veriteht, der Fall der Eheichließung. 
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($ 2003.) Der Wegfall des erjtgedachten Grundes ift gerecht: 
fertigt, denn bei einer Mißhandlung, welche die Eltern dem Kinde 
zufügen, fehlt dag Moment der Impietät, welche die gleiche Hand- 
lung des Kindes gegen die Eltern zu einem fchweren Bergehen mad. 

C. Dem Ehegatten des Erblafjers kann von Diejem der Pflicht- 
theil entzogen werden, wenn der Erftere fich einer Handlung ſchuldig 
gemacht hat, durch welche dad Recht des Erblafjers auf Scheidung 
oder auf Trennung von Tiſch und Bett begründet wird. ($ 2005.) 
Dies ift in MUebereinjtimmung mit dem Allgemeinen Landredjt 
(Theil IT Titel 1 88 632, 499) und mit dem Deutichen Privatrecht 
(vergl. Dernburg Band 3 $ 210). Die Entziehung des Pflichttheils 
joll unwirkſam fein, wenn zur Zeit des Erbfalles jenes Recht des 
Erblafjerd nicht mehr beftand, aljo wenn das Bergehen verziehen 
war ($$ 2004, 1446) und wenn der berechtigte Ehegatte nicht inner- 
halb ſechs Monaten nad) erlangter Kenntniß Klage auf Scheidung 
oder auf Trennung von Tiſch und Bett erhoben hat ($ 1447). Die 
Gleichſtellung des BVerluftes des Klagerechts mit der Verſchuldung 
hat feine innere Berechtigung und ift nicht zu billigen. Wozu die 
Ehegatten durch ſolche VBorfchriften zur Klage gegen einander nöthigen! 
Die Nichtanftellung der Klage auf Ehejcheidung, beziehungsmeife auf 
Trennung von Tiſch und Bett bei vorliegendem Sceidungsgrunde 
wird in den meilten Fällen weniger darauf beruhen, daß der unfchuldige 
Ehegatte die Berjhuldung des anderen Theils verziehen hat, als 
darauf, daß er aus religiöien Grundjägen, aus Nüdfichten des An- 
ftandes oder aus ähnlihen Gründen fi davor gejcheut hat. In 
derartigen Fällen darf aber dem Ehegatten nicht füglid verwehrt 
jein, dem jchuldigen Andern den Pflichttheil zu entziehen. Unter 
Umftänden fann ja in dem langen Stillichweigen gegenüber einer dic 
Eheicheidung begründenden Verjchuldung eine Berzeihung liegen, aber 
das muß in jedem Falle bejonders erwogen werden, die bloße Unter: 
laffung des Ehejheidungsprozejjes binnen jeh8 Monaten darf nicht 
ohne Weiteres als Verzeihung fingirt werden. 

XII. Die im Gemeinen Rechte und im Allgemeinen Landrecht 
(Theil II Titel 2 88 419 folgende) anerkannte fogenannte Enterbung 
aus guter Abjicht ift in den Entwurf aufgenommen ($ 2002), aber 
beſchränkt auf den Fall, wenn ein Abkömmling 
a) durch verjchwenderische Lebensweife oder verſchwenderiſche 

Geſchäftsführung die Bejorgnig rechtfertigt, daß er ſich und 
jeine Familie dem Nothitande preisgiebt, oder 
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b) dergeftalt mit Schulden belaftet ift, daß jein Vermögen mit 
Einfhluß des Pflichttheild zur Befriedigung der Gläubiger 
nicht hinreicht. 

Die Beibehaltung diefes Anftituts ift richtig, denn fie iſt gelten- 
des Recht, fommt in der Prari garnicht jo felten vor, gereicht dent 
Abkömmling jelbit und bejonderd feinen Angehörigen zum Segen, 
während jie fein erworbenes Recht verletzt. Daß die Gläubiger fein 
Recht haben auf das Fünftige Erbe ihres Schuldners, verfteht ſich von 
jelbft, aber auch eine Verlegung des Rechts des Schuldners kann 
darin nicht gefunden werden, daß er gezwungen wird, jein Erbtheil 
zu erhalten, nachdem er fi) unfähig gezeigt hat, fein Bermögen 
nüglich anzuwenden. 

Anlangend die Borausfegung diejer Enterbung in guter Abjicht, 
jo ift auch im geltenden Rechte Verſchwendungsſucht des Notherben 
der gemwöhnlichfte und von der Praris am entichiedeniten gebilligte 
Hal folder Maßregel (vergleiche Glüd, Erläuterung der Pandekten 
Band 37 Seite 445). Daneben wird im geltenden Rechte die ge: 
dachte Enterbung geftattet wegen Wahnſinnes oder Blödfinnes des 
Kindes und im Gemeinen Rechte auch wegen Unmündigkeit desjelben. 
Daß der Entwurf diefe Gründe wegläßt, verdient Billigung, da in 
diefen Fällen ohnehin durch die nothwendig eintretende Bormund- 
Ihaft über den Erben für vernünftige Verwaltung feines Erbtheils 
gejorgt ift. 

Die neben der Berjchiwendungsjuht des Erben alternativ als 
Grund zur Enterbung angeführte Ueberjchuldung wird im Entwurf 
zu eng gefaßt. Es ift nicht abzufehen, warum gerade ſolche Ueber— 
ihuldung. vorhanden fein muß, welche da8 ganze Vermögen des 
Erben zuzüglich des Pflichttheils in Anſpruch nimmt, jo daß, wenn 
die Schulden außer dem jonftigen Bermögen des Abkömmlings zwar 
nit den ganzen aber doch den größten Theil des Pflichttheils auf- 
zehren würden, die Enterbung nicht ftattfinden dürfe. Die Land- 
rechtliche Faſſung ($ 419 a. a. D.) ift beijer, wonach die Enterbung 
aus guter Abjicht geitattet fein joll, wenn das Kind dergeftalt in 
Schulden verfunfen ift, daß durch jelbige fein Pflichttheil ganz oder 
do ſoweit, daß ihm davon der nöthige Unterhalt nicht übrig bliebe, 
verzehrt werden würde. 

Die gedachte Enterbung aus guter Abficht gilt nad) dem Ent- 
wurfe al3 PflichttHeilgentziehung, fie muß alfo in einer leßtwilligen 
Verfügung unter Angabe des fie rechtfertigenden rundes aus- 
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gefprochen jein, und der Beweis dafür, daß der fie rechtfertigende 
Grund ſchon zur Zeit der Anordnung beftand, liegt Demjenigen 
ob, welcher die gedachte Enterbung aufreht halten will. (8$ 2000, 
2006, 2007, 2008.) 

Die Enterbung aus guter Abficht befteht darin, daß der Erblafjer 
in Anjehung des dem Abkömmling mindeftens in Höhe der Hälfte 
de3 gejelichen Erbtheild zu hinterlaffenden Erbtheil3 für die Zeit 
nad) dem Tode des Abkömmlings die gejettlihen Erben defjelben 
als Nacherben einfegen und zugleich anordnen kann, daß der Ab- 
fönımling dem Nacherben Sicherheit zu leiften habe. 

Der Abkömmling muß aljo zum Erben berufen jein, es darf 
ihm nicht etwa nur der Pflichttheilsbetrag zugemwendet werden unter 
Nachberufung jeiner gejeglihen Erben in diefen Betrag. Die Be- 
rufung in den Pflichttheil mit der gedachten Einjchränfung würde 
dem geltenden Recht bejjer entiprechen, und wenn einmal der Pflicht: 
theilsanſpruch überhaupt zu einem bloßen Werthanfprudy gemacht ift, 
jo Liegt eigentlich Fein rechter Grund vor bei der Enterbung aus 
guter Abficht der dem Betrage nad dem BPflichttheilsanjprud gleich: 
kommenden Zuwendung für den Abkömmling einen andern Charafter 
zu geben. 

Der Zweck des Anftituts, den Abkömmling vor Noth zu be: 
wahren, bringt es mit fi, daß der aus guter Abficht in feinem 
Erbtheil beſchränkte Abkömmling fein Recht nicht veräußern kann, 
daß es der Pfändung nicht unterliegt, und daß aud) die Nutungen 
der Pfändung nur joweit unterworfen find, al3 jie nicht zum eigenen 
nothdürftigen Unterhalt des Erben, jeines Ehegatten und jeiner von 
ihm zu erhaltenden Berwandten erforderlid find. Das ift in $ 2002 
bejtimmt durch Bezugnahme auf die analogen Vorjchriften über Ver— 
pfündung und Beräußerung des ehemännifchen Nießbrauchsrechts 
(88 1298, 1299). 

Der Schlußjat des $ 2002 lautet: 

Die Anordnung der Nacerbfolge ift unmwirkjan, wenn der 
diejelbe rechtfertigende Grund zur Zeit des Erbfalls nicht 
mehr vorhanden tft. 

Darin liegt eine unnöthige Neuerung, für welche ſich in 
der Praris fein Bedürfnig gezeigt hat, und welche geignet tt, 
unangenehme Prozeſſe hervorzurufen. Da nicht nur die Erben jelber 
berechtigt jind, die Unwirkſamkeit der angeordneten Nacherbfolge 
geltend zu machen, jondern nach der Faſſung, welche die Anordnung 


—— 
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in dem gedachten Falle ſchlechthin für unwirkſam erklärt, jeder dabei 
Betheiligte, insbeſondere alſo auch die Gläubiger des Abkömmlings 
ſelbſtändig vorgehen können, um das Erbtheil ihres Schuldners mit 
Erfolg zu pfänden, ſo wird der Streit über die Vorausſetzungen 
dieſer Pflichttheilsbeſchränkung den ſonſtigen Grundſätzen über den 
Pflichttheilsanſpruch zuwider außer dem Kreiſe der Erben und 
Pflichttheilsberechtigten mit Fremden ausgetragen werden müſſen. 

Keinem Widerſpruch wird es begegnen, daß das Inſtitut im 
Entwurf auf die Abkömmlinge beſchränkt iſt, denn zur Ausdehnung 
deſſelben auf die ſonſtigen Pflichttheilsberechtigten fehlt in der That 
das Bedürfniß. 

XIII. In den 88 2009 bis 2018 behandelt der Entwurf den 
Schutz des Pflichttheilsberechtigten gegen Beeinträchtigung ſeines 
Pflichttheilsanſpruchs durch freigebige Geſchäfte unter Lebenden. In 
allen Rechten finden ſich Beſtimmungen, welche auf dieſen Schutz ab— 
zielen. Der Entwurf ſchließt ſich dem Gedanken des franzöſiſchen 
Rechts an (code civil Artikel 913 folgende, 922 folgende), wonach 
jede Schenkung dann angefochten werden kann, wenn der aus dem 
Reinbetrage des Nachlaſſes mit Zuſchlag des Geſchenkes berechnete 
Pflichttheil ſich höher ſtellt, als der Betrag des wirklichen Nachlaſſes. 
Der Entwurf nimmt dieſen Gedanken inſofern auf, als er den aus— 
geſprochenen Grundſatz entſcheidend ſein läßt für die Frage, welche 
Schenkungen anzufechten ſind. Es ſoll danach die Schranke für die 
Zuläſſigkeit der Schenkung nicht nach dem Zeitpunkte der Schenkung, 
ſondern nach dem Zeitpunkte des Erbfalls bemeſſen werden. Der 
in den Motiven (Seite 452, 453) angegebene Grund, daß es faſt 
unmöglich ſei, den Beſtand des Vermögens, welchen der Erblaſſer 
zur Zeit der Schenkung gehabt hat, nachträglich feſtzuſtellen, nachdem 
ein längerer Zeitraum verftrichen ift, rechtfertigt die Beftimmung 
nicht; es ift dies überhaupt ein bloßer Zwedmäßigkeit3- und fein 
Rechtsgrund Wenn der zur Zeit der Schenkung völlig ungewiſſe 
Betrag des künftigen Nachlafjes entjcheiden ſoll für die Frage der 
Anfechtung der Schenkung Seitens des Pflichttheilsberechtigten, jo 
kann überhaupt Niemand, welcher verheirathet ift, oder deſſen Eltern 
(eben, oder der einen Abkömmling hat, ein unanfechtbares Geſchenk 
machen, denn auc das im Verhältniß zum VBermögensitande zur 
Zeit der Vornahme der Schenkung nod jo geringfügige Geſchenk 
tann, wenn das Vermögen fich mindert, zur Zeit de Todes des 
Schenkers im Verhältniß zum Nachlaß ein übermäßiges fein. Mit 


— 


welchem Rechte will man dem Eigenthümer, der ſein Vermögen ver— 
nichten und vergeuden darf, im Intereſſe des Pflichttheilsberechtigten 
verbieten, es zu verſchenken? Die bloße Möglichkeit des Mißbrauchs 
der Verfügungsfreiheit des Erblaſſers zum Nachtheile eines Pflicht— 
theilsberechtigten rechtfertigt nicht ſolche Beſchränkung ſeiner freien 
Verfügung unter Lebenden. Nur ſoweit ſolche Verfügungen die 
Verletzung des Pflichttheilsberechtigten bezwecken, wo ſie zur Um— 
gehung von letztwilligen Verfügungen dienen ſollen, kann das Geſetz 
einſchreiten. Deshalb darf füglich nur das verboten werden, daß der 
Erblaſſer Schenkungen vornimmt zu dem Zweck, dem Pflichttheils— 
berechtigten zu ſchädigen. Das Recht des Pflichttheilsberechtigten zur 
Anfechtung von Schenkungen des Erblaſſers muß beſchränkt werden 
lauf den Fall, wo die gedachte Abjicht vorliegt. Das iſt im Weſent— 
ihen da3 geltende Recht, denn wenn danach auch nicht geradezu der 
Nachweis jener Abjicht erfordert wird, jo iſt doch das Anfechtungs- 
recht beſchränkt auf Fälle, melde thatjählih den Verdacht folcher 
Abfiht begründen oder bei denen aus gewiſſen Umftänden kraft 
Rechtsvermuthung jolche Abficht gefolgert (fingirt) wird. Erfahrungs- 
mäßig liegen die Vorausjesungen zu ſolchem Berdadhte nur vor, 
wenn die Schenkungen einen verhältnigmäßig bedeutenden Theil des 
Vermögens des Schenker zur Zeit der Vornahme der Schenkung 
umfaffen, und wenn fie nicht lange vor dem vorausfihtlichen Ableben 
des Schenkers vorgenommen werden. Gerade die zeitliche Bejhränfung 
it von Wichtigkeit. Bei Anfechtung der Schenkungen der Schuldner 
Seitens der Gläubiger ift dementfprechend die Anfechtbarfeit bejchränft 
auf die in den legten Jahren vorgenommenen Schenkungen. (Konkurs— 
ordnung $ 25 und Gefet betreffend die Anfechtung von Rechts— 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahreng vom 
21. Juli 1879 $ 3 Nr. 3, 4.) Diefelben Gründe, welde hier zur 
zeitlichen Begrenzung des Anfechtungsrecht3 geführt haben, nämlich 
daß einerfeit3 bei länger zurüdliegenden Schenkungen die Abficht, 
Andere zu benachtheiligen meiftens fehlen wird, andererfeit8 der Schuß 
der Beſchenkten vor unabjehbaren Angriffen gegen ihren Erwerb 
führen mit Nothwendigkeit dahin, auch die Anfechtung von Schenkungen 
Seitens des Vflichttheilsberechtigten auf die in den legten Fahren 
vor dem Erbfalle vorgenommenen Schenkungen zu beſchränken. Nach 
dem Entwurf ift jede zeitliche Beſchränkung ausgeichloffen, die Be: 
ſchränkten find alfo felbft bei dem Eleinften Geſchenk, jomweit es ſich 
nicht um ein durch den Anstand oder durch fittliche Pflicht gerechtfertigtes 
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Geſchenk handelt, bis drei Jahre nach dem Tode des Schenkers der 
Gefahr der Rückforderung ausgefegt und jo lange in unſicherem Belig. 
Das ift ein unerträglider Zuftand, der für den Beſchenkten um jo 
härter werden kann, als der Werth des Gejchenfes nad der Zeit 
des Erbfalld bemefjen werden foll, jo daß die Werthserhöhung, welche 
das Geſchenk in der Belitzeit des Beſchenkten erfahren Hat, dem 
PilichttHeilsberechtigten zu Gute fommen und jeine Anjprüche gegen 
den Beſchenkten fteigern kann. Eine gewifje Abſchwächung der Härten 
liegt darin, daß die Schenkungen nicht weiter rüdgängig gemacht 
werden dürfen, al3 der Nachlaß nicht hinreicht, dem Pflichttheils- 
berechtigten das Gebührende zu gewähren, daß aljo zunächſt der ein- 
gejette Erbe zu haften hat, und erjt in zweiter Linie die Beſchenkten, 
ferner daß der jpäter Bejchenkte vor dem früher Beſchenkten haftet. 
Immerhin enthalten die gegebenen Borfchriften eine das Rechts— 
bewußtjein verlegende Neuerung. 

Die Beftimmungen gehen im Einzelnen dahin: 

1. Anſpruch auf den gedachten „außerordentlichen Prlichttheil” 
haben nicht nur die zur Zeit der Schenkung jchon vor: 
handenen pflichttheilsberechtigten Abkömmlinge, jondern aud 
jpätere Abkömmlinge eines ſchon vorhandenen pflichttheils- 
berechtigten Abkömmlings und Später entjtehende Abkömm— 
linge aus der Schon gefchloffenen Ehe des Erblafjerd ($ 2009), 
alfo Perſonen, an deren Benacdtheiligung der Erblafjer bei 
dem Geſchenk nicht füglich gedacht haben Fann, 

2. Das gemachte Geſchenk wird bei nicht verbraudbaren Saden 
nad; dem Werth zur Zeit des Erbfalld, bei verbraudbaren 
nach dem Werth zur Zeit der Schenkung dem Nachlaſſe zu: 
gerechnet Behufs Berechnung des Pflichttheild ($ 2009). 

3. Iſt die Schenkung dem Pflichttheilsberechtigten jelbjt gemacht, 
jo wird fie zwar ebenfall3 dem Nacjlafje zugerechnet, aber 
zum vollen Betrage auf den außerordentlihen Pflichttheil 
angerechnet (2012). 

4. Der Anſpruch des Pflichttheilsberechtigten auf den außer: 
ordentlichen Pflichttheil unterliegt der für den gewöhnlichen 
Pflichttheilsanſpruch vorgefchriebenen Verjährung (88 2010, 
1999). 

>. Wenn mehrere Schenkungen gemacht find, werden dieje ins: 
geſammt dem Nachlaffe zugerechnet zur Berechnung des außer: 
ordentlichen Prlichttheils. 


a | 
⸗ 


10. 


II. 


12. 


xl. 
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.Für die Befriedigung des Anſpruchs haftet der Erbe nur in 


Anjehung desjenigen ihm angefallenen Erbtheils, welchen er 
in Ermangelung einer Anordnung des Erblafjers über die 
Erbfolge nicht erhalten haben würde, oder in folge der den 
Pflichttheilsanfpruch. begründenden Ausjchlagung der Erb: 
ihaft von Seiten des Pflichttheilsberechtigten erhalten hat 
($ 2013). 


. Nady den Motiven (Seite 454, 455) jollen die Beſchenk— 


ten erit in Anjpruch genommen werden dürfen, wenn der 
Nachlaß nicht Hinreiht, den außerordentlihen Pflichttheil zu 
gewähren. Es müßten alfo, was in der Ordnung ift, die 
Vermächtnißnehmer zunächſt zu diefem Pflichttheil beitragen. 
In den Beftimmmungen des Entwurfs findet ſich aber feine 
dahingehende Beltimmung, deren Aufnahme unerläßlich 
ericheint. | 


. Die Bejchenften können erit in Anſpruch genommen werden, 


wenn der Pflichttheilsberechtigte jelber der einzige Erbe ift, 
und der Nachlaß nicht zu feiner Befriedigung ausreicht, oder 
wenn ihm die andern Erben in Folge des ihnen zuftehenden 
Inventarrechts, oder aus jonjtigen Gründen nicht haften 
$ 2014). 


. Kür die Befriedigung des Anipruchs haftet der jpäter Be- 


ihenfte vor dem früher Bejchenkten, und der früher Be— 
ihenfte nur inſoweit, als der ſpäter Bejchenkte nicht ver- 
pflichtet ift (8 2015). 

Der Pflichttheilsberechtigte Fan zum Zwecke der Befriedigung 
wegen des Anſpruchs auf den außerordentlihen Prlichttheil 
nur die Herausgabe des Gejchenfs und nur joweit die Heraus- 


gabe zu diejem Zwecke ſerforderlich ift, verlangen ($ 2016). 


Für den Fall der Gütergemeinjchaft giebt der $ 2017 einige 
bejondere Borjchriften darüber, wer in Betreff der aus dem 
gemeinschaftlicyen. Bermögen gemachten Gejchenfe als Schenker 
anzufehen iſt. 

Die Anfechtung von Schenkungen zur Befriedigung des 
Anſpruchs auf den außerordentlichen Bflichttheil findet feine 
Anwendung auf foldhe Schenkungen, welche gerechtfertigt find 
durch eine ſittliche Pflicht oder durch die auf den Anjtand zu 
nehmende Rückſicht ($ 2018). 

69 
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Wozu diefe vielen fomplizirten Beftimmungen für einen in der 
Praris ziemlich jelten vorkommenden Fall! Der nad den Bejtim- 
mungen des Entwurfs gejchehende Eingriff in die freie Verfügungs- 
fähigkeit des Erblafjers unter Lebenden führt, wie jede Abweichung 
von allgemein anerkannten Nechtsgrundfägen, zu einer Reihe von 
Willfürbeftuinmungen und muß eine Quelle unangenehmer Prozefje 
werden. Andererjeit3 geben die Vorjchriften Eeinen wirkſamen Schuß 
gegen wirklich beabjichtigte Berlegung des Pflichttheiles durch 
Berträge unter Lebenden, denn jchon jegt verjtehen es die Betheiligten, 
der Anfehtung der Schenkungen dadurd; aus dem Wege zu 
gehen, daß fie die fraglichen Geichäfte in PVitalitienverträge, Leib: 
rentenverträge und jonftige läftige Verträge einkleiden. Wenn der 
Entwurf die Anfechtung derartiger Verträge, ſofern fie auf Pflicht— 
theilsverlegung abzielen, und in Verbindung mit ihnen die Anfechtung 
jolder Schenkungen, bei denen der gleiche Zweck anzunehmen ift, 
nach Analogie der Grundjäge von Anfechtung der Rechtshandlungen 
zahlungsunfähiger Schuldner regelte, jo würde darin eine befriedigendere 
Löfung der Sade zu finden jein. 


Die Vorschriften des Entwurfs über das gelegliche Erbrecht 
und über den Pflichttheilsaniprud; haben im Worjtehenden nicht 
durchweg Beifall gefunden. Insbeſondere werden die eben gedachten 
Beitimmungen über den außerordentlichen Pflichttheil nicht aufrecht 
zu halten jein. Davon abgejehen aber, find die ſonſtigen Vorfchriften 
im Großen und Ganzen annchmbar, fie enthalten eine Bereinfachung 
des Nechtsjtoffs, find fjorgfältig durchgearbeitet und verftändlich ge: 
faßt. Das gewünfchte deal eines Deutſchen Rechtsbuches ver- 
wirklichen fie in dem ihnen gewieſenen &ebiete freilich auc nicht, 
aber ſie ſind beſſer, als die gegenwärtigen Berjchiedenheiten des 
Nechtszuftandes im Reiche. 
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Gejellichaft unter Vergleichung mit anderen 
Rechtsgemeinſchaften. 
Von Rechtsanwalt Boyens in Stettin. 


I. Einleitung. 


Der Gejellihaftsvertrag, den der Entwurf in den 88 629 bis 
659, 773 unter den Schuldverhältniffen behandelt, berührt ein Gebiet, 
auf welchem derjelbe zahlreiche Angriffe namentlich von Geiten der 
Germaniften erfahren hat. Man wirft dem Entwurf vor, daß er 
„antijozial” „durd und durch individualiftiich”, „gemeinjchaftsfeindlich” 
jei. „Soweit er Gemeinjchaftsverhältniiie behandelt, löſt er fie in 
individualrechtliche Beziehungen getrennter Subjekte auf.” „Er will 
ein Privatrecht ſchaffen, deſſen reine Linien fein Gemeinſchaftsgedanke 
treibt.” „Dieje Grundrichtung ift nicht etwa das bloße zufällige Er- 
gebniß einer dein Entwurf durch die Umftände aufgenöthigten Selbſt— 
beihränfung. Sie ift vielmehr der Ausdrud feines innerften Weſens. 
Denn im Grunde feiner Seele ift diejer Entwurf mehr römiſch als 
deutjch.” 

Diefe aus dem Gutachten und den Vorträgen Giercke's über 
die „rechtlichen Vorausjegungen freier Ktorporationsbildung” auf dem 
legten Juriſtentage (Berh. des 19. Deutſchen Juriſtentages I. 
©. 260, III. ©. 221) entnommenen Sätze fennzeichnen den Stand- 
punft der Gegner des Entwurfs. 

In der That jind die Grundfäte des Entwurfs, um welde es 
ich Hier handelt, allgemeine, die nicht den „Geſellſchaftsvertrag“ 
allein betreffen und es ift daher unerläßlich), bei Beſprechung des 
(legteren auch auf andere Theile des Entwurfs einzugehen, weld)e 
ebenfall8 von diejen Grundjägen beherrſcht werden. 

Der Entwurf kennt nur Körperſchaften auf der einen Geite 
und eine im Wejentlihen auf dem Boden des römijchen Rechts 
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jtehende Gejellihaft auf der anderen Seite. Dazwiſchen liegen 
feine Mitteljtufen. Jedoch wird geftattet, die Anwendung der für 
offene Handelsgejellichaften geltenden Borjchriften auf eine Erwerbs: 
gejellichaft des bürgerlichen Rechts zu vereinbaren ($ 659). 

In Betreff der Entjtehung der Körperfchaften wird ($ 42), jo- 
weit nicht bejondere reichsgejeglihe Vorſchriften vorhanden find, 
Alles den Landesgejegen überlafjen. 

Der Entwurf fennt ferner, abgejehen von dem ehelichen Güter- 
recht, feine Rechtsgemeinfchaft zur „gefammten Hand” (vergl. unter 
III.) im Sinne der Germaniften. Weder der Gejellihaftsfonds noch 
die ungetheilte, mehreren Berjonen angefallene Erbichaft werden als 
ein geichlofjenes Ganzes angejehen. Den Gejellichaftern jtehen An— 
theilsrechte an jedem einzelnen Gegenftand des Geſellſchaftsver— 
mögens zu ($ 631). Ebenjo haben die Miterben verhältnigmäßigen 
Antheil an jedem einzelnen Gegenftand der ungetheilten Nachlaß: 
maſſe ($ 2051). Daraus folgt: freie Verfügbarkeit jedes Betheiligten 
über einen feiner Betheiligung entjprechenden Antheil an jeder ein- 
zelnen Sache und jeder einzelnen FForderung.‘) Den Gejellichaftern 
it freilich eine folche Berfügung bis zur Auseinanderjegung verboten 
(S 645), jedoch gilt die Verbot nur nach innen (perjönlich), nicht 
nad) außen (dinglih). Bei der ungetheilten Erbichaft und dem aus 
andern Gründen entitehenden gemeinjchaftlichen EigentHum (communio 
incidens) fehlt auch dieje perſönliche Schranke des Verfügungsrechts. 

Der Entwurf ftellt endlich im $ 320 den allgemeinen Grundjat 
auf, daß bei einem Schuldverhältniß mehrere Gläubiger, welche einem 
Schuldner gegenüberftchen, bei theilbaren Leitungen nur gleid- 
antheilig berechtigt und mehrere Schuldner, welche einem Gläubiger 
gegenüber ftehen, nur gleihantheilig verpflichtet find. Diefer 
Grundfag wird aud auf den Gejellichaftsvertrag ($ 642) und auf 
Miterben ($ 2051) angewandt. 

In dem Folgenden werden zunächſt die angedeuteten allgemeinen 
Grundjäge und ihre Anwendung im Einzelnen bejprodyen werden. 
Diefer Beiprehung wird noch eine Erörterung einiger bejonderen, 
den Gejellichaftsvertrag betreffenden Punkte folgen. 





) Bon den Forderungen kann alſo jeder Theilhaber feinen Antheil fofort 
einziehen. An den förperlihen Sadıen hat er bis zur reellen Theilung natürlich 
nur einen ideellen Untheil. In Betreff diefer Sachen fommen die Vorschriften des 
Titeld „Gemeinſchaft“ ($$ 362 ff.), nach weldyen auch die fonftigen Fälle gemein: 
ſchaftlichen Eigenthums (communio ineidens) zu beurtheilen find, zur Anwendung. 
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II. Grenze zwiſchen Geſellſchaft und Körperfhaft. Mittelſtufen. 

Dliebe $ 42 des Entwurfs, welcher die gejegliche Regelung der 
Vorausſetzungen, unter denen eine Körperfchaft entiteht, den Landes— 
gelegen überläßt, beitehen, jo müßte Eonjequenter Weiſe das ganze 
Geſellſchaftsrecht den Landesgeſetzen ausgeliefert werden. — 

Denn je nachdem in Betreff der Entjtehung einer Körperichaft 
das cine oder andere Syſtem angenommen wird, erweitert oder 
verengt ſich der Kreis derjenigen rechtlichen Gebilde, welde unter 
den Begriff der bloßen Gejellichaft fallen und dieje Erweiterung oder 
VBerengerung der Grenzen ihrer Anwendung muß auf die Redt3- 
vorichriften über die Gefellichaft von dem größejten Einfluß jein. 

Wird 3. B. das Konzeſſionsſyſtem angenommen oder beibehalten, 
entſteht aljo eine Körperſchaft nur durch ausdrüdliche und disfretionäre 
Berleihung feitend der Staatögewalt, jo wird es eine Menge von 
Bereinen geben, die ihrer Natur nad) eigentlid; Körperichaften find, 
aber durch die Gejetgebung in den Rahmen der Gefellichaften ein- 
geziwängt werden. Es würde in diefem Fall unerläßlicd fein, diejen 
Vereinen auch innerhalb dieje8 Rahmens eine gewiſſe Lebensfähigkeit 
zu erhalten. 

Wird dagegen der Grundjag der jogenannten Körperjchafts- 
freiheit mit oder ohne Regiſterzwang eingeführt, jo ift dem gefeß- 
‚geberifchen Bedürfniß in Betreff der Berjonenvereine Genüge geſchehen 
und es ift auf dem Gebiet de3 Gejellihaftsvertrages eine Nüdficht- 
nahme auf forporativ angelegte Gejellihaften nicht mehr erforderlich. 

Daraus ergiebt ſich, daß die Gefeßgebung über die Entjtehung der 
Körperſchaft mit der Gefeßgebung in Betreff des übrigen Gejellichafts- 
rechts in einer Hand fein und bleiben muß. Will die Reichsgeſetz— 
gebung ſich aljo nicht wie bisher auf die rechtliche Ordnung gewifjer 
beitinmter Vereinigungen beichränfen, jo fann und darf jie die 
Frage, unter welchen Borausjegungen eine Körperſchaft entjtehe, 
nicht der Landesgeſetzgebung überlafjen. 

Auf dem 19. Deutichen Juriſtentage in Stettin tft auf Grund 
von Gutachten der PBrofefjoren Gierde und Roſin die Frage, an 
welche rechtlihen Vorausſetzungen die Korporationsbildung zu Enüpfen 
fei, erörtert worden (Verh. defjelben II. ©. 135 ff., 259 fi., IL. 
©. 220 ff, ©. 321 ff.) und diefe Erörterung hat ſowohl in der 
Abteilung wie im Plenum zu folgenden von dem Entwurf abmweidyenden 
Beihlüffen geführt: 

70* 


—— 


1. „Das bürgerliche Geſetzbuch hat, unter Vorbehalt der be— 
ſonderen Reichs- und Landesgeſetze über einzelne Körper— 
ſchaftsgattungen, allgemeine Beſtimmungen über Erwerb und 
Verluſt der Körperſchaftsrechte zu treffen. 

E3 hat dabei das Prinzip der freien Körperfchaftsbildung 
zu Grunde zu legen. 

2. Privatrechtliche Körperjchaften, welche nicht unter ein Spezial- 
gefeg fallen — Bereine für ideale Zwecke und wirthichaft- 
liche Bereine, wenn fie nicht auf einen faufmännifchen oder 
gewerblihen Geſchäftsbetrieb gerichtet find, — erlangen die 
öffentlihe Anerkennung ihrer Perfönlichkeit, wenn fie auf 
Grund gejegliher Normativbeitimmungen in ein, von den 
Gerichten geführtes Bereinsregifter einzutragen find”. 

Dieje Refolutionen jind jo zu verftehen, daß jedenfalls und 
mindejteng diejenigen Vereine, welche ihre Eintragung in das Regiſter, 
die ihnen bei Erfüllung der Normativbejtimmungen zu 1 nicht ver: 
weigert werden kann, erlangt haben, in jeder Beziehung öffentlich 
anerfannt werden jollen. Dagegen wollen diefe Refolutionen die 
Frage der Rechtsſtellung der nicht eingetragenen Bereine unentjchieden 
laſſen. Das Gutadhten von Rofin wollte die nicht regiſtrirten 
Bereine als Korporationen überhaupt nicht anerkennen, das Gutachten 
von Gierde nur die Befähigung, Grundeigenthum zu erwerben, 
von der Hegijtrirung abhängig jein laffen, im Uebrigen aber den Berein 
ihon auf Grund feines bloßen thatſächlichen Beftehens als Körper: 
ihaft anerkannt wiſſen. 

Auf einem etwas andern Standpunkt steht das in Heft 1 
©. 19 ff. diejer Gutahten von dem Kollegen Kaufen in Düfjeldorf 
abgegebene Gutachten. Dafjelbe will: 

1. grundſätzlich $ 42 des Entwurfs beftehen laſſen, aber in 
dem bürgerlichen Geſetzbuch — aljo in der Reichsgeſetz— 
gebung — gewiſſe einheitliche Grundformen für alle auf 
Landesreht beruhenden jurijtiichen Perjonen, an melden 
dann auch das Reich feftzuhalten habe, vorjchreiben. Dahin 
rechnet er den Regijterzwang (vor der Negijtrirung Toll 
feine Nechtshandlung zuläffig jein) und Entſtehung entweder 
durch jpezielles Geſetz, ausdrüdliche Verleihung oder durd) 
Erfüllung gewiffer landesgejeglicher Normativbedingungen. 

2, E3 foll aber eine Ausnahme von diefem Grundjaß für 
Vereine mit idealen (fozialen, gejelligen, wiljenfcaftlichen, 
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fünftlerifchen und religiöfen) Sweden gemadt werden. Für 
Vereine diefer Art wird die Aufftellung von Normativ- 
bedingungen mit Regiſterzwang durd) die Reichsgeſetz— 
gebung empfohlen. 

Endlich 

3. wird (©. 34 ff.) der Reichsgeſetzgebung eine Ordnung der 

Necht3verhältniffe ſolcher Bereine, welche der juriftifchen 
Perſon entbehren, in bejtimmter, zum Theil recht fomplizirter 
Weiſe vorgejchlagen. Die gemachten Vorſchläge beziehen id 
auf die Rechtsſtellung der Mitglieder und des Vereins ſowohl 
nad) innen wie nach außen. 

Da es fih bier nur darum handelt, die Grenzlinie zwijchen 
Körperſchaft und Gejellichaft zu beftimmen, jo fann auf ein Für und 
Wider der abweichenden Meinungen in Betreff der Entjtehung einer 
Körperfchaft nicht näher eingegangen werden. Sch muß mich auf 
die Bemerkung bejchränfen, daß die Borjchläge des Auriftentages 
meines Ermeſſens aus den in den Gutachten und Verhandlungen 
dargelegten Gründen den Vorzug verdienen und daß ferner die von 
dem Juriſtentag offen gelafjene Frage, ob der Negifterzwang ein- 
zuführen jei, meines Erachtens mit Rofin und Staufen und gegen 
Giercke zu bejahen jei. 

Der Regifterzwang wäre in der Art zu normiren, daß die 
Körperfchaften erjt durch ihre Eintragung in das Regiſter Rechts— 
und Barteifähigfeit erlangen und daß alle nicht regijtrirten Perſonen— 
vereine lediglich als Gejellihaften zu behandeln jeien. Es ift un- 
erläßlicd, daß durd einen klaren Rechtsakt in völlig zweifellofer Weiſe 
feitgejtellt wird, ob durd eine Bereinigung mehrerer Perſonen eine 
Körperichaft. geihaffen iſt. Fällt die jtaatliche Verleihung fort, welde 
diefen Dienst leiftete, jo muß an ihre Stelle ein andrer urkundlicher 
Akt, die Eintragung in ein Regifter, treten. Fehlt der Regiſterzwang, 
jo fehlt auch eine fejte klare Grenzlinie zwischen Körperichaft und 
Gejellichaft. Giercke fommt (vgl. Laband Zeitjchrift für geſ. Handels— 
recht Bd. 30 ©. 483—492) bei der in feinen Genofjenfchaftsrecht II 
©. 923 ff. vorgenommenen Vergleihung und Gegenüberftellung von 
Körperſchaft und Nechtsgemeinjchaft in der That nicht zu einem 
bejtimmten, äußerlich erkennbaren Unterjcheidungsmerfmal. Der 
begriffliche Gegenjag ift freilich Klar, aber es fragt ſich: bei 
welchem äußeren Thatbeftand joll rechtlich ein von den Einzelnen 
verſchiedenes Nechtsjubjeft angenommen werden. Darauf fehlt die 
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Antwort. Der Bertrag, der einer bloßen Gejellichaft zu Grunde 
liegt, kann derjelben eine ähnliche Organifation geben, wie die einer 
Körperihaft (Mehrheitsbeichlüffe, Generalverfammlung u. ſ. w.), wie 
beiipielsweife bei der von dem Reichsgericht in den Entſch. Bd. 14 
©. 125 ff. behandelten Sozietät. Gierde giebt (a. a. D. ©. 938) 
jelbjt’zu, daß Uebergänge vorhanden jind, die beiden Formen jehr 
nahe jtehen, daß die „Theilhaberſchaft“ äußerlich einer „Körperichafts: 
mitgliedichaft” ähneln könne. In feinem fjpäteren Werk (Genojjen- 
ihaftstheorie ©. 308 Note 1) fagt er: „Ein objektiv erfennbarer 
Unterſchied exiftirt, läßt ſich aber freilich nicht auf ein einzelnes mit 
abjoluter Sicherheit feſtſtellbares Merkmal zurückführen.” Es iſt alfo 
in der That richtig, daß es in vielen Fällen zweifelhaft jein kann, 
ob die Betheiligten den Willen hatten, eine Körperfchaft zu begründen 
oder nicht, und jo lange nidht in diefer Begründung eine unzweideutige 
Willenserklärung vorliegt, wird man diejelbe Bereinigung leicht eben— 
jowohl al3 Körperſchaft wie als bloße Geſellſchaft „konſtruiren“ 
fönnen, je nachdem man ſich die Sadje zurecht legt. Laband a. a. O. 
©. 496 ff}. will nach dem Vorgang Anderer nicht in der Verfaſſung des 
Bereins, jondern lediglich darin das unterjcheidende Merkmal erbliden, 
ob das objektive Recht die Mitglieder von der Haftung für 
die zur Grreihung der Gemeinjchaftsziwede eingegangenen 
Perbindlichfeiten befreit oder nicht. 

Abgejehen davon, daß die Richtigkeit diefes Kennzeichens Feines- 
wegs allgemein anerfannt it (vgl. Gierde Genofjenjchaftätheorte 
©. 44 und ©. 308), jo wäre dafjelbe auch fein äußerliches 
Dierfmal. Der aufgeftellte Sat ift nichts weiter al3 die Auslegung 
eines Rechtsjages und es bliebe die Frage offen, auf welche Vereine 
der Rechtsſatz, daß perſönliche Haftpflicht der Einzelnen nicht bejtehe, 
anzuwenden jei. Es würde ſomit in der Praris große Unficherheit 
herrihen, wenn nicht ein Regifter bejtimmte Auskunft gäbe. Es 
könnte demfelben Verein von dem einen Gericht die Perjünlichkeit 
abgeſprochen und von einem andern Gericht zugeiproden werden. 
Auch die Aufftellung von Normativbeftimmungen ohne Regijter würde 
nicht viel nüßen, da immer der Zweifel bejtehen bliebe, ob in vollem 
Umfang den letteren genügt fei und diefer erft durd die Ein- 
tragung in ein öffentliches Aegifter nad) vorheriger Prüfung bejeitigt 
werden Eönnte. 

Mit dem Regifterzwang ſteht Publizität aller den Berein be— 
treffenden, für den Verkehr mit Dritten erheblichen rechtlihen That— 


tachen in Verbindung: Niederlegung des Statuts, aus welchem fich 
der Umfang der Beiträge der Mitglieder, der Umfang ihrer Haftpflicht 
(Haftung nur mit den Beiträgen oder jubjidiäre perjönliche, jolidarijche 
oder antheilweije Haftung), die Zuſammenſetzung und Art der Be- 
jtellung des Vorſtandes ergiebt, ferner Anmeldung der Mitglieder 
und deren Ausjcheidens, der Perſonen des Vorjtandes, der Statuten 
änderungen, der Auflöjung des Vereins, die nach Analogie des Reichs— 
genoſſenſchaftsgeſetzes öffentlich befannt zu machen wäre. Nur durd) 
diefe Bublizität find dritte Perjonen in ihrem Verkehr mit dem Berein 
ausreichend gejichert, ohne dieſelbe ift eine prinzipale Haftung der 
handelnden und von ihnen vertretenen Perjonen Dritten gegenüber, 
aljo die Anwendung der Negeln des Gejellihaftsvertrages unentbehrlid). 
Aus der hiefigen Praris jind mir Fälle bekannt, in denen nicht ein= 
getragene Genojjenichaften, die ihre Zahlungen einftellten, weder 
ordnungsmäßige Mitgliederliften, nocd) Ausweije über Aufnahme der 
Mitglieder (in einem Fall war das jchriftliche Statut, welches von 
den Mitgliedern bei der Aufnahme zu unterzeichnen war, verſchwunden), 
noch endlich Protokolle über die Wahlen der Voritände bejaßen. Bei 
einem injolvent gewordenen, nicht eingetragenen Kreditverein erwies 
es ſich ſogar als unmöglich, das Vereinsvermögen in einer von dem 
Privatvermögen des Direktors unterjcheidbaren Weiſe herzuftellen, 
jo daß bei Nichtannahme perſönlicher Haftpflicht des Lesteren in 
jeiner Eigenjchaft al3 handelnde Perſon ſowie als Mitglied und der 
übrigen Mitglieder als ſolcher die Gläubiger des Vereins Gefahr ge- 
fahr gelaufen wären, überhaupt nichts zu bekommen. Und dieſer 
Berein hatte jogar Sparkaſſenbücher herausgegeben, auf welche eine 
große Menge Eleiner Sapitaliiten Gelder belegt hatten. Will ein 
Verein ſich alſo der leichten Mühe einer Regiftrirung und der damit 
verbundenen Bublizität nicht unterziehen, jo müſſen die leitenden 
Perſonen die Folge davon tragen. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß bei Annahme der gedadhten VBorjchläge 
in Betreff der Art der Entjtehung von Körperidaften fein Raum 
für die Aufjtellung einer Mittelitufe zwiſchen der gewöhnlichen Gejell- 
ichaft des bürgerlichen Rechts und der Storporation bleibt. 

Der bisherige Rechtszuftand in Betreff Eorporativ veranlagter 
privatrechtlicher Vereinigungen, welche weder durd) Verleihung 
noch durch reichs- oder landesgejegliche zugelafjene Eintragung in ein 
Regifter die Rechte einer Körperjchaft oder eingetragenen Genojjen- 
ichaft erlangt haben, und in Folge deſſen von Geſetz oder Praxis 
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nicht al3 juriftiiche Berjonen anerkannt werden, ift — wenn von den 
Gebieten, auf welche ſich das bürgerliche Geſetzbuch nicht erftreden 
joll, aljo das Handelsrecht, Bergrecht, Deich-, Waſſer- und Sielredt, 
abgejehen wird — folgender: 

Im Gebiet des gemeinen Rechts, in weldhem, mit Ausnahme 
Bayerns, meiſtens das Konzejjionsiyitem in Betreff der Entftehung 
der Sörperjchaften als geltend angejehen wird, legt man jenen 
Bereinen trotz der fehlenden Perjönlichkeit allgemein das Recht 
der BParteifähigkeit bei. Man weiß ferner durd) BZulafjung von 
Modifikationen des Rechts der Sozietad, Auslegung des Gründungs- 
vertrag und Annahme vermutheter oder ſtillſchweigender Willeng- 
erflärungen dergejtalt nachzuhelfen, daß in Wirklichkeit die Rechts— 
jtellung diefer Vereine fi) nur wenig von der der Slorporationen 
unterjcheidet und diejelben zwijchen den Korporationen und gewöhn- 
lichen Sozietäten als „modifizirte Sozietäten“ eine Mittelftellung 
einnehmen. Die Geſellſchafter unterwerfen ſich durch den Eintritt 
dem Mehrheitäwillen und der Gefchäftsführung eines Vorftandes, 
e3 wird die Bildung eines Vereinsvermögens zugelaſſen und Die 
Haftung der Mitglieder auf daffelbe bejchränft, die Theilungsklage 
ausgefchloffen, Berzicht der Ausfcheidenden auf ihr Antheilsrecht ver: 
muthet und der Beftand der Gejellihaft durch das Ausſcheiden ein: 
zelner oder jelbjt aller urjprünglichen Gefellihafter nicht berührt ). 

Das preußifhe Allg. Landrecht ftellt neben die gewöhnliche 
Erwerbsgeſellſchaft (I. 17) und die Korporation, die nur durd) ftaatliche 
Berleihung entfteht (IT. 6 $ 25 ff.), die erlaubte Gefellichaft (II. 6 
ss 2 und 11 ff). Diefe hat im Verhältniß nad) innen die Hechte der 
Korporationen, die ihr nad) außen verjagt find. Daraus folgt, daß 
ihr Bermögen zwar im Miteigentum der Gejellichafter fteht, aber 
nicht nach firivten Quoten. Das Recht, Theilung zu fordern, it 
ausgeichloffen, erit bei der Auflöfung wird das Vermögen an die 
Mitglieder vertheilt, das ausfcheidende Mitglied kann nicht verlangen. 
Mehrheitsbeichlüffe binden Alle, der Eintritt und Austritt von Mit- 
gliedern hat auf den Beitand der Gefellichaft feinen Einfluß. Da— 
gegen fehlt der Gejellichaft die Parteifähigkeit?) und das Necht, 

) Vgl. Reihsgerichtsenticheidungen Bd. IV S. 155 fi, VII S. 164 ff. VIII 
S. 121 ff„XIINr. 57; Sierde: Genoſſenſchaftstheorie S. 57—65; Verh. des 19. deut: 
ihen Juriſtentages Bd. 11 ©. 279 ff; Motive zum bürg. ©. B. II S. 593 Note 1. 

» Jedoch wird angenommen, daß der Verein felbit gegen feine Mitglieder 
Hagen fünne, 3. B. eine Berjicherungsgefellfhaft auf Gegenfeitigkeit (vgl. Eecius 
a. a. O. ©. 649). 
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Eigenthum zu erwerben. Sehr fraglid iſt, wie und in welchem 
Umfang die Mitglieder für die Schulden haften.) Das Reichs— 
gericht) nimmt an, daß unter dem Begriff der „erlaubten Geſellſchaft“ 
nur Bereine mit idealen Zweden fallen, aljo nicht wirthichaftliche 
Vereine. E3 unterjtellt aljo namentlich nicht eingetragene wirthſchaft— 
liche Genofjenjchaften nit diejen Vorfchriften, fondern denen der 
gewöhnlichen Gejellichaft (I. 17). 

Sm Gebiete de8 code civil, in weldem juriftiihe Perſonen 
überhaupt nur beiläufig erwähnt werden, da der franzöjtiche Geſetz— 
geber Bildung und Berfaffung derjelben als einen Gegenjtand des 
öffentlihen Rechts anfieht, haben weder Gejek nod) Praxis für nicht 
ftaatlich genehmigte Bereine bejondere Beftimmungen ausgebildet, jo 
daß diejelben Lediglich dem Recht der gewöhnlichen Gefellihaft unter- 
ftellt jind.®) 

Das ſächſiſche bürgerliche Geſetzbuch verbietet die Anwendung 
des Körperſchaftsrechts auf Vereine, welche nicht durch allgemeinen 
Rechtsſatz, Eintragung oder Berleihung Perſönlichkeit erlangt haben. 
Trotzdem und obwohl das neuere ſächſiſche Gejeg vom 15. Juni 1868 
im Wejentlihen Körperjchaftsfreiheit mit Regifterzwang eingeführt hat, 
hat das O. L. G. Dresden in einem Erfenntniß vom 15. April 1887 
(Seuffert Archiv Bd. 43 Nr. 19) einer nicht eingetragenen Genofjenichaft 
für gegenfeitige Unterftügung in Krankheits- und Sterbefällen Partei— 
fähigfeit zugeitanden, indem es annimmt, daß eine ſolche „Fortbildung 
der Grundjäße des Gejellichaftävertrages” nicht durch das bürgerliche 
Geſetzbuch ausgeſchloſſen jet. 

Dieſer Ueberblick zeigt, daß im Weſentlichen lediglich die Ein— 
ſchränkung der Körperſchaftsfreiheit dazu geführt hat, Sonderbeſtim— 
5 5 Eccius (Privatrecht Bd. IV. $ 281 ©. 647) und Giercke (Genoſſenſchafts— 
theorie S. 108 Note 4) nehmen an, da die Mitglieder nur mit dem Geſellſchafts— 
vermögen haften und daneben die handelnden Berfonen, wenn ſie nicht für genügende 
Belanntichaft der Mitkontrahenten mit dem Statut und der dadurch bedingten 
Art der Haftung geforgt haben. Dernburg (Privatredht I. $ 59 Note 8) und 
Kofin (Gruchot Bd. 27 ©. 137) jtatuiren Haftung mit dem Gejellihaftsvermögen 
und fubfidiäre folidarische Haftung der handelnden PBerfonen. Das’ Obertribunal 
hat dagegen eine ratarijche Haftung aller Mitglieder angenommen. 

) Entſch. Bd. 16 Wr. 44 dagegen Dernburg Privatreht I. $ 59 Note 4, 
Ectius a. a. O. ©. 642 Note 13, Rofin in Grucdot Zeitichrift Bd. 27 ©. 141 ff., 
Bd. 31 ©. 753 ff., Gierde, Genoſſenſchaftstheorie Z. 102 ff. Verh. des 19. deutichen 
Surijtentages II. ©. 282. 

>) Bol, Ro. Entfh. Bd. 18 ©. 349 und Sierde in Verb. des 19. deutjchen 
Juriſtentages II. ©. 232. 
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mungen für nicht als Storporationen anerkannte Vereine in Gejet 
und Praris al3 einen Erſatz für die fehlende Körperichaftsfreiheit 
heraugzubilden. Entgegenſteht freilich das citirte Erfenntniß des 
höchiten jächliichen Gerichtshofes, welches trotß des Beitehens der 
lediglich durd) Negifterzwang geordneten Körperichaftsfreiheit dennoch 
nicht regiftrirten Bereinen Parteifähigkeit beimißt. Mit deinjelben 
Recht könnten denjelben auch ale übrigen Benefizien, welche die 
gemeinrechtlice Praxis den „modifizirten Sozietäten” zumwendet, aljo 
namentlich auch beſchränkte Haftpflicht, beigelegt werden. Danach 
halte ich e3 für nothwendig, daß das Gejet von vornherein einer 
ſolchen mißbräudlichen „Fortbildung“ entgegentritt und ausdrüdlid) 
beitimmt:®) 
„Bereine (Genoſſenſchaften), welche ſich nicht in das Regiſter 
haben eintragen lafjen, steht feine Perjönlichfeit und feine 
Parteifähigfeit zu. Diejelben unterliegen lediglich den Regeln 
des Gejellichaftövertrages. Wenn im Namen folder Bereine 
Nechtshandlungen gegenüber Dritten vorgenommen werden, 
jo find die Handelnden, vorbehaltlid ihres Rüdgriffs auf 
die Wereinsmitglieder, den Dritten perjönlich verpflichtet.” 

Eine ähnliche Beitimmung enthält auch das ſchweizer Obligationen 
recht (Art. 717). Dajjelbe erklärt die Handelmden perjönlid) und 
ſolidariſch den Dritten gegenüber verantwortlih, mit Borbehalt 
ihres Nüdgriffs auf die übrigen Bereinsmitglieder. Die Erwähnung 
jolidariicher Haftpflicht Mehrerer ericheint hier nicht am Platz. 
Bleibt der Grundjaß des 8 320 (vergl. $ 642 des Entwurfs) be- 
jtehen, to wird die Haftpflicht nicht eine ſolidariſche jein können. 
Wird, wie im Folgenden befürwortet, diejer Grundjag durch den 
der jolidarijchen Haftung erjegt, jo tritt legtere von jelbjt ein. Es 
iſt ferner möglih, daß der Handelnde nicht ſelbſt Mitglied des 
Bereins ift. Deshalb paßt das Wort „übrigen“ nicht. 

Eventueller Borichläge, für den Fall, daß 8 42 des Entwurfs 
beitehen bliebe, muß ich mid) enthalten. Es dürfte genügen zu Eon: 
jtatiren, daß, ſoweit die Landesgeſetze das Konzeſſionsſyſtem befolgen, 
ähnliche Sonderbeitimmungen, wie die von der gemeinvechtlichen 
Praris eingeführten, nothwendig jein würden, jedoch müßte wenigitens 
jubjidiäre perjönliche Haftpflicht der handelnden Perjonen zum Schutze 

) Diefe Bejtimmung würde in Anſchluß an die don dem Nurijtentag 
empfohlenen Wenderungen am pajjenditen ihre Stelle in dem Abjchnitt über 
„Juriſtiſche Perſonen“ (Bud I. Abjchnitt 3) finden. 
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Dritter vorhanden fein. Es müßte dann aber auch diefe Rechts— 
materie den Landesrechten überlafjen werden, da das Reichsrecht nicht 
in der Lage wäre, für jedes der verjchtedenen, in den Landesrechten 
geltenden Syſteme in Betreff der Entſtehung von SKörperjchaften 
Beitimmungen zu Gunften ſolcher Bereine zu treffen, welche landes— 
gejetlich nicht anerkannt werden. Die Annahme der Motive (Bd. II. 
©. 592 —593), daß ſolche Sonderbeftimmungen überhaupt nicht — 
aljo jelbjt bei dem Konzeſſionsſyſtem nidt — nöthig fein würden, 
erjcheint nicht ausreichend begründet. Mag es auch fein, daß die 
den Gebiet des Verſicherungsrechts angehörigen Vereine ausjcheiden, 
weil für diejelben bejondere Gejete vorbereitet werden und mag e3 
auch jein, dat die Reichsgeſetzgebung über Genofjenjchaften, Hülfs- 
kaſſen u. j. w. jchon für viele Vereine Hülfe geichaffen hat,) jo daß 
im Wejentlichen nur die Vereine für ideale Zivede übrig bleiben, fo 
tft doch gerade die Zahl diejer Vereine überaus groß und vermehrt 
ih täglich. Viele diejer Bereine haben Grundftüde und ſonſtiges 
erhebliche8 Bermögen, jo daß das Bedürfniß eines Rechtsſchutzes 
hier volllommen vorhanden tft und fie al3 reine Gozietäten nad) 
ihrer ökonomiſchen Seite nur ein verfümmertes Dajein führen können. 
Der Ausweg, den $ 659 des Entwurfs Ermerbsgeiellichaften bietet, 
nämlic) die Vereinbarung der Anmendbarkeit der für die offene 
Handelsgejellichaften geltenden Grundjäge, wäre bei diejen nicht den 
Erwerb bezwedenden Vereinen ausgejchloffen, auch würden jene 
Grundſätze — namentlich die ſolidariſche Haftpflicht — hier durchaus 
unzutreffend fein. 

Schließlich mag hier erwähnt werden, daß die in neuerer Heit 
hervorgetretenen Wünſche nad) einer neuen Form der Ktapitalvereini- 
gung mit bejchränfter Haftpflicht, welche namentlich durch die 
Kolonialbeitrebungen wach gerufen find, in dem bürgerlichen Gejegbud) 
feine Verwirklichung finden können, da dieſe Ajjoziationen jedenfalls 
dem Gebiet des Handelsrechts angehören würden (vgl. das Reichs— 
gejeg über Kolonialgejellichaften vom 15. März 1888). 


III. Rechtliche Geſtaltuug der Rechtsgemeinſchaft bei der Geſell— 
ſchaft und andern verwandten Rechtsverhältniſſen. 

Beiteht unter mehreren Perſonen in Betreff eines oder mehrerer 

Vermögensgegenftände eine Rechtsgemeinſchaft, jo läßt ji) das daraus 


) Sn dem neuen Reich8-Senofjenfchaftsgefet wird (vgl. 8 1 Nr. 5 und 6) 
der Rahmen der Genoſſenſchaft noc erheblich erweitert. 
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entftehende Rechtsverhältnig entweder fo gejtalten, daß ſich dafjelbe 
in ebenjo viele einzelne Rechtöverhältniffe auflöft, wie Sachen und 
Perjonen vorhanden jind oder es wird mehr oder weniger eine 
Geſchloſſenheit der betheiligten Perſonen, und eine Geſchloſſen— 
beit der in Rede ftehenden Bermögensgegenftände redtlid an- 
erfannt. Der erjtgedadhte individualiftiiche Standpunkt ijt der des 
römischen Nechts, während nach der Lehre der Germaniften die Auf- 
fafjung des deutijhen Rechts dem letztgedachten Standpunkt ſich 
nähert und zur Ausbildung von Nechtsinftituten führt, welche unter 
Wiederbelebung eines alten Namens ald Rechtsgemeinſchaften zur 
„gelammten Hand” bezeichnet werden. ALS ſolche Inſtitute werden 
namentlich die eheliche Gütergemeinfchaft und deren FFortjegung, ſowie 
die offene Handelsgejellihaft, Kommanditgejellihaft und Aktien— 
fommanditgejellichaft, fowie die Rhederei angejehen. Aber auch in 
der Geſtaltung der Rechtsgemeinſchaft der Miterben, der Rechts— 
gemeinjchaft der Gejellichafter und der Miteigenthümer, der Yorde- 
rungs- und Sculdengemeinschaft, wie fich diejelben beijpieläweije im 
Preußiſchen Allgemeinen Landredit entwidelt haben, erblidt man die 
Nechtsidee der „gefammten Hand”, ®) 

Sieht man auf das Einzelne, jo ergeben ſich zwiſchen der 

romaniſtiſchen und germaniſtiſchen Auffaffung folgende Gegenfäge: 

1. Es beſteht — in jubjettiver Beziehung — nur ein 
Sonderwille jeder betheiligten Perſon, dem allerdings im 
Berhältnig nad) innen gewiſſe obligatoriihe Beſchränkungen 
gegenüber den andern betheiligten Perjonen auferlegt jein 
fönnen oder es befteht neben der Rechtsſphäre, in welcher 
allein der Sonderwille herrſcht, eine ſolche, in welder nur 
der Gejammtwille der verbundenen Perjonen verfügt. 

2. Es bejtehen — in objektiver Beziehung — nur eine 
Anzahl verjchiedener einzelner Bermögensgegenftände, von 
welchen jeder einzelne nad) beſtimmten Antheilen den einzelnen 
betheiligten Perfonen gehört, jo daß jede diefer Perſonen 


) Es wird im Folgenden der wichtigite Fall, in welchen die Gemeinschaft fich 
nicht auf eine einzelne Sache bejchräntt, zunächit ins Auge gefaßt. Uber auch bei dem 
Miteigentum an einer einzelnen körperlichen Sache oder Forderung ergiebt ſich 
derjelbe Gegenfag, je nadydem man den einzelnen Theilhabern freie Verfügbarkeit 
über ihre Untheile während der Dauer der Gemeinjchaft einräumt oder die 
Geltendmahung ihrer Antheilsrechte an der Subjtanz erjt nach Auflöfung der 
Gemeinſchaft zuläßt. 
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mit rechtliher Wirkung nad) außen über ihren Antheil an 
jedem diefer Gegenftände beliebig verfügen kann, wenn auch 
vielleiht nad innen diefe Verfügungsgewalt durch obliga- 
torische, lediglich perfönlich wirkende Schranken eingeengt ift, 
oder es befteht eine einheitliche gejchlofjene Bermögensmafje, 
ein Inbegriff (universitas juris) und den  betheiligten 
Perfonen fteht bis zur Auseinanderjegung nur an diefer 
ganzen ungetheilten Mafje ein Anrecht, nicht ein quotatives 
MiteigentHum an den einzelnen dazu gehörigen Gegenftänden 
zu, woraus folgt, daß aud nur der Geſammtwille der ver: 
bundenen Perjonen über diefe Maſſe als ſolche verfügen 
fann, die Sonderredite der Einzelnen ſich bis zur Auseins 
anderjegung auf Nutungen und Gewinnbezug bejchränfen. 

Aus diefer Gegenüberjtellung ift erjichtlich, daß bei der roma- 
niftiihen Anfchauung die Rüdjichtnahme auf das gegenfeitige Ver— 
hältnig der verbundenen Perſonen vor einer fcharfen dinglichen 
Sonderung zurüd tritt, bei der germanijtiihen Auffafjung dagegen 
erjtere in den Bordergrund gejchoben wird. Die romaniftifche Auf- 
fafjung tft in der That eine der Gemeinjchaft feindliche und ungünftige. 

Hieraus ergiebt fich, daß es unrichtig jein würde, eine der beiden 
Theorieen auf alle Fälle des Miteigentbums anzuwenden. Die 
germanijtifche Auffafjung kann jedenfalls da nicht am Plate fein, wo 
außer der bloßen Thatjache des gemeinſchaftlichen Eigenthums kein per- 
ſönliches Band irgend welcher Art unter den Betheiligten bejteht oder wo 
ein ſolches nicht mehr befteht. Hierher gehören namentlich die Fälle: 

a) in denen Miteigenthum durch Berbindung, Bereinigung oder 

Vermischung entiteht (vgl. 88 891, 892, 908 Entw.), 

b) in denen dieſelbe Sache zum gemeinjchaftlicen Eigenthum 
mehreren Perjonen gejchenft oder vermacht wird, oder durd) 
beiondere Verträge verjchiedene Perſonen ideelle Antheile 
derjelben Sache ohne die Abfiht einer Gefellichaft Eaufen 
(vgl. 1. 31 Dig. pro Socio 17. 2), 
in denen bei der Theilung einer Erbichaft oder eines 
Geſellſchaftsvermögens ein Gegenftand (3. B. ein Haus) 
zum gemeinjchaftlichen Eigenthum nach bejtimmten Quoten 
mehreren Betheiligten überwieſen wird, wenn diejelben nicht 
etwa gleichzeitig in Bezichung auf diefen Gegenjtand zum 
Zweck dauernder Benutung oder Ausbeutung dejjelben einen 
Gejellichaftsvertrag jchließen. 


— 
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In diefen Fällen ift die Rechtsgemeinſchaft in der That eine vein 
zufällige und vorübergehende, auf weldes im Wejentliden die 
römischen Rechtsjäge über Miteigenthum, die den Zwang baldigiter 
Auflöjung der Gemeinfchaft in ſich tragen, pafjen.®) 

Ebenjo ift auf dev andern Seite die romaniftiihe Auffafjung 
ausgefchloffen und die Anwendung des germaniftiichen Prinzips außer 
Zweifel geboten in den Fällen der Rechtsgemeinichaft, die auf Ein- 
gehung einer Ehe, aljo der innigften Verbindung der Menſchen be- 
ruhen (allgemeine oder theilweife Gütergemeinichaft), zumal Diele 
Nechtsinftitute Lediglid auf deutſchem Boden erwachſen find. 1%) 
BZweifelhafter dagegen find die Fälle der Rechtsgemeinschaft: 

a) der Gejellichafter, 

b) der Miterben, 
jo lange eine Theilung des Gejellicaftsvermögens —— des 
Nachlaſſes nicht vollzogen iſt. 

Es iſt in der Einleitung (oben J.) ſchon erwähnt, daß der Entwurf 
hier grundſätzlich dem römischen Recht folgt und nur im 8 659 bei 
einer Erwerbsgejellihaft die Vereinbarung einer Anwendbarkeit der 
bandelsrechtlichen Borjchriften über offene Handelsgejellichaften, welche 
im Wejentliden als Rechtsgemeinfchaften zur gefammten Hand er: 
ſcheinen, geftattet. Im Uebrigen läßt der Entwurf es in keiner Weije 
zu, durch Bertrag ein von feinen Vorjchriften abweichendes Mit: 
eigentum zu begründen, da jeine Vorſchriften über dingliche Rechte 
zwingender Natur Jind (vgl. 8 796 Entwurf und Motive III. 
©. 600, 615). 

Der Entwurf ftellt in Uchereinftimmung mit dem gemeinen und 
preußiihen Recht in den 88 634 bis 638 feit, daß in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung in dem Gefellihaftsvertrage umd 
abgefehen von den nad) $ 765 in Betreff der Verwaltung gemein- 
ihaftliher Sachen zuläffigen Mehrheitsbejhlüffen die Führung der 
Gejellichaft den Geſellſchaftern gemeinſchaftlich dergeftalt zuftehe, 

») Damit fol natürlich nicht gefagt fein, daß bei der gejetlichen Regelung 
jede Rüdfiht auf das bejtchende Gemeinſchaftsverhältniß unterbleiben joll. Vgl. 
$ 765 Entw. $ 4 Reichskonkursordnung. 

w) Der Entwurf läßt auch nad Auflöfung der Ehe bis zur Auseinander: 
jegung unter Ehegatten, bie in Gütergemeinjchaft leben, eine Rechtsgemeinfchaft 
zur gejammten Hand beitehen, obwohl die Gütergemeinschaft jelbjt und damit die 
Berwaltung des Ehemannes aufgehört hat. Der Entwurf giebt hier in den 


ss 1373—1380 geradezu eine Kodiſikation eines Rechtsinſtituts der „gefammten 
Hand“ ohne die aus einer bejtchenden Ehe fid) ergebenden Sonderheiten. 
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daß für jedes Gejchäft die Zuftimmung aller Gejellichafter erforderlich 
jei, während das franzöfifche Acht (code eivil Art. 1859) und das 
Schweiz. Bundesgeſetz (Art. 534) bejtimmen, daß in diejem Fall die 
Gejhäftsführung jedem Gejellihafter, den andern Geſellſchaftern 
aber das Recht zuftehe, durch Widerjprud die Handlung zu ver: 
hindern, bevor jie vollendet ift.!) Sodann jchreibt der Entwurf aber 
von feiner individualiftiichen Auffajjung aus, in Webereinjtimmung 
mit dem gemeinen Recht, im 8 631 vor, daß im Zweifel die Gejell- 
Ichafter zu gleichen Antheilen Miteigenthümer der gemeinschaftlich 
gewordenen Gegenstände (dem Gelellichaftsvermögen) feien und ordnet 
im $ 645 nur mit obligatorifcher Wirkung an, daß jeder Gejell- 
Ichafter gegenüber den übrigen Geſellſchaftern verpflichtet jet, ſich bis 
zur Auseinanderjegung jeder Berfügung über feinen Antheil an den 
gemeinjchaftlih gewordenen Sachen und Forderungen zu enthalten, 
jo daß dieje Verfügungen an fi) möglid) und gültig find und den 
Berfügenden nur zum Schadenserjag verpflichten, auch die Zwangs— 
vollitrefung in den Antheil jedes Gejellichafter8 an jeder einzelnen 
zum Gejellichaftsvermögen gehörigen Sache oder Forderung jeinen 
Gläubigern gejtattet ift. 

Dagegen erkennen da8 preußiihe Allgemeine Landrecht 
und das franzöfiihe Recht (vgl. die Eitate Motive III. ©. 599 
Ann. 1) die Geichloffenheit des Gejellihaftsvermögens im obigen 
Sinne an, verneinen aljo ein quotatives Miteigenthun der einzelnen 
Gejellihafter an den einzelnen Gegenftänden ſowie eine Theilung der 
ausftchenden Forderungen nach Quoten und geftatten den Gläubigern 
der einzelnen Gejellihafter vor der Auseinanderjegung eine Boll 
ſtreckung nur in die Gewinnantheile ihres Schuldners (vgl. $ 266 I. 17 
A. L. R.). 

Das Verhältniß der Miterben unterſtellt der Entwurf (vgl. 
ss 2051, 2151 ff.) cbenfall$, ſoweit körperliche Sachen in Frage 
fommen, lediglid; den Rechtsregeln über Miteigenthum. Durd) den 
Erbanfall gehen die einzelnen Rechte und Verbindlichkeiten Eraft des 
Geſetzes auf die Erben nad) Berhältuiß ihrer Erbtheile über, ſie 
können aljo ihre Quote von jeder Forderung des Nachlaſſes einziehen 
und über ihren Antheil an jeder Nachlaßſache frei verfügen, haften 
dagegen für die Schulden nur nadı Verhältni ihres Erbtheils. 
Dabei wird ihre Pflicht zur Ausgleihung (Kollation) gar nicht be- 


J ) Alſo weſentlich daſſelbe, was bei uns im Handelsrecht bei offenen 
Handelsgeſellſchaften gilt, H. G. B. Art. 102. 
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rückſichtigt. Diejelbe erzeugt nur einen perjönlichen Anjprud) der 
übrigen Miterben ($ 2157). Das Naclaßgeriht nimmt, wenn die 
Erben befannt und vertreten, nur eine vermittelnde Stellung ein 
($ 2156). — Einen grundfäglich abweichenden Standpunkt nimmt 
hier da8 preußifhe Allgemeine Landrecht ein,!?) indem es in 
derjelben Weife wie bei dem Gejellichaftsvermögen Geſchloſſenheit des 
Nachlaſſes bis zur Auseinanderfegung annimmt und bis dahin alfo 
gemeinjchaftliches8 Handeln aller Erben erfordert. Nur in Betreff 
der Haftung für die Nadjlaßverbindlichkeiten beftehen Unterſchiede, 
die hier nicht in Betracht kommen. 

Die Gründe, melde der Entwurf für feinen Standpunft 
geltend macht (Motive III. ©. 612, 615, 616, V. ©. 327 ff.) ſind 
im Wejentlihen folgende: Bei der Gejellihaft müßten zwar 
die gemeinjchaftlihen Gegenitände dem Zweck der Gejellihaft gemäß 
zufammengehalten werden, insbefondere, damit über diefelben im 
Liquidationsverfahren und zu deſſen Sweden gemeinfam verfügt 
werden Eönne, jedod ſei es bei den einfahen Geſellſchaften, 
welche nad) Ausscheiden der Handelögejellichaften und der Ermwerbs- 
gejellichaften, melde gemäß $ 659 die handelsredhtlihen Bor: 
Ihriften aufnehmen würden, ungefährlich), diefe Gefchloffenheit nur 
obligatorifhh anzuordnen. Für eine dinglihe Unterbindung des 
Verfügungsrechts der Gejellichafter ſei bei diejen gewöhnlichen Gejell- 
ihaften Fein praftiiches Bedürfniß. Durch eine ſolche würden manche 
Streitigkeiten entftehen, da es in vielen Fällen zweifelhaft jei, ob 
ein Geſellſchafts- oder nur ein einfaches Gemeinjchaftsverhältnik 
vorliege. Namentlich bezüglic; dev Führung des Grundbuchs und 
des Verkehrs mit Hhypothefenforderungen würden nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten geichaffen und bezüglich gemeinschaftlicher Forderungen 
würde das einfahe Prinzip der Theilung derjelben, weldes der 
Entwurf in $ 320 aufgeftellt habe, hier bejeitigt. 

In Betreff der ungetheilten Erbſchaft verfennt der Ent- 
wurf nicht, daß das Syſtem des römiſchen Rechts durch die Rechts— 
logik nicht geboten jei, daß die Theilung der Schulden unter die 
Miterben anomal ſei und daß es am Nächſten liege, wenn der Nachlaß 
vorher liquidirt werde, bevor der einzelne Miterbe daraus etwas zur 
jelbitftändigen Berfügung erhalte. Wenn ein Miterbe Schulden des 
Nachlafjes bezahlt oder jonftige Auslagen für denjelben gemacht habe 


1?) Aehnlich auch das öjterr. Gef. Bud. 
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und bejonder8 wenn er von einem andern Miterben eine Ausgleichung 
zu fordern habe, jo könnten ihn jchwere Nachtheile treffen, wenn er 
außer Stande fei, ſich aus dem Nachlaß befriedigt zu fehen. Es 
liege nahe, zur Bermeidung diefer Nachtheile eine den Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuchs über Liquidation offener Handelsgefellfchaft 
nachgebildete Regelung eintreten zu lafjen. Indeſſen fehle e8 an 
Liquidatoren, an der öffentlichen Kundbarfeit der Berfonen derfelben, 
an der buchmäßigen Slarlegung des Vermögen! Endlich erfordere 
diefe Negelung eine Nachlaßverwaltung, melde dem Nachlaßgericht 
übertragen werden müßte und zu einem umftändlichen und Eoft- 
jpieligen DVerfahren führe. Das Preußifche Allgemeine Landrecht 
vermeide zivar die dem gemeinen Recht anhaftenden Nachtheile zum 
großen Theil, allein es jet von andern ſchwer wiegenden Nachtheilen 
begleitet: namentlich) dadurch, daß bei verzögerter Auseinanderjegung 
die Berfügungsgewalt des einzelnen Miterben auf längere Zeit ganz 
gelähmt jet, daß ihm ein genügender Einfluß auf die Forderung der 
einheitlichen Liquidation nicht in hinreichender Weiſe gefichert fei, daß 
endlich die Geltendmahung erbjchaftlicher Forderungen bei fehlender 
Uebereinftimmung der Erben auf Schwierigkeiten ftoße. Außerdem 
wird darauf hingewieſen, daß die bei der Gejellihaft angenommenen 
Grundfäge aud hier ein Feſthalten an der Ablehnung des Rechts: 
inftitut3 der „gefammten Hand” bedinge. 

Zur Vorbereitung für den 20. Deutjchen Juriſtentag, welcher im 
September in Straßburg tagen wird, find über die Frage: „melde 
Grundfäge find in dem Fünftigen Deutſchen Geſetzbuch über das Ver- 
hältnig der Miterben und ihre Auseinanderfegung aufzuftellen ?4 
(in Bd. I der Berhandlungen des 20. Deutſchen Auriftentages ©. 133 ff.) 
zwei Gutachten veröffentliht. Das eine derjelben, verfaßt von 
Kammergerichtsrath Strüßfi, ſteht Lediglich) auf dem Standpunft 
des Preußiſchen Landrechts, das andere, verfaßt von Profeſſor 
Dr. Coſack, weift dagegen den Gedanken der „gefammten Hand” 
für die Miterben zurüf und will an die Stelle ein Pfandrecht der 
Miterben wegen ihrer Anfprühe an den Naclaßgegenftänden fegen. 

Er führt aus: 

Beſchränke man den Miterben in der Verfügung, jo könne e8 
dahin fommen, daß ſelbſt der Erbe von Millionen während der 
Dauer der Auseinanderjegung bittre Noth leiden müſſe. Die „ge- 
jammte Hand” ſei die innigfte Rechtsgemeinjchaft, die es überhaupt 
gebe, zieme ſich daher nur für Nedtsverhältniffe, welche die Bethei— 

XII. 71 
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ligten in dem Bewußtjein des durch die Gemeinjchaft begründeten 
Bwanges freiwillig eingehen (Ehe, offene Handelsgejellichaft u. ſ. w.), 
oder auf derartigen engen natürlichen Banden beruhen, daß das Geſetz 
bei den Betheiligten die Neigung, auch der innigften Rechtsgemeinſchaft 
ſich zu fügen, vorausjegen dürfe (fortgejegte Gütergemeinjcaft). 
Dieje VBorausfegungen jeien bei Miterben nicht vorhanden. Auch 
jei die gefammte Hand nur dann erſprießlich, wenn im Verhältniß 
zu dritten eine einheitliche Bertretung der Genofjen gejchaffen werde. 
Dieje ftehe bei der ehelichen Gütergemeinfchaft dem Ehemann, bei der 
offenen Handelsgejellichaft jedem Theilhaber zu. Bei den Miterben 
laſſe jich dagegen eine jolhe Bertretungsvollmacht weder dem einzelnen 
Erben noch der Erbenmehrheit anvertrauen. Außerdem fei den 
Privatgläubigern eines Erben die Vollſtreckung in Bejtandtheile des 
Nachlaſſes erſchwert. Daraus würden die Prozefje der Miterben 
durch die „gejammte Hand” unerfreulich gejtaltet und bei Annahme | 
eines „Individualrechts“ des einzelnen Miterben, Nachlaßforderungen 
jelbitftändig einzuflagen, jei der Schuldner fid) wegen derjelben 
Schuld jo vielen einzelnen Klagen ausgejegt, wie Miterben vor: 
handen jeten. 

Gehen wir nun zur eigenen Prüfung über, jo ergeben fi) 
folgende Gejihtspunkte: 

1. Es ift die Wahl zwijchen einem Nechtsverhältnig der „ge: 
fanımten Hand“ und der Annahme eines Miteigenthums zu beftimmten 
Antheilen an jedem einzelnen Bermögensobjeft zu treffen. Sowohl 
bei der Gejellfchaft wie bei der ungetheilten Erbſchaft ift nun 
aber ein Komplex von VBermögensgegenftänden vorhanden, in Betreff 
dejjen erit bei der Auflöſung und Auseinanderjegung die Antheile 
der einzelnen Theilhaber beftimmbar jind. Betrachten wir die Ge— 
jellfichaft, jo jehen wir, daß nur die Antheile an Gewinn und 
Berluft der einzelnen Gejellihafter von Anfang an feititehen. 
Dieje Antheile dürfen nicht mit Antheilen am Geſellſchaftsver— 
mögen identifizirt werden. Denn während der Dauer der Ge- 
jellfchaft it das Gejellihaftsvermögen dazu beſtimmt, den Zweden 
der Gejellichaft zu dienen und darf darüber nur zu gejellichaftlichen 
Zweden verfügt werden. Bei Auflöfung der Gejellichaft find aber 
nad; Bezahlung der Schulden zunädit die Einlagen zurüdzugeben 
und nur der etivaige Ueberichuß wird als Gewinn nad) den vertrags: 
mäßigen aber gejeglichen Quoten vertheilt. (Bal. $ 656 Entw.) 
Daraus folgt, daß nur dann, wenn die Gefellichafter einen ihrer 
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haben, die Annahme eines diejer Duote gleichen Antheils jedes Ge- 
jellihafters am Gejellihaftsvermögen überhaupt eine jcheinbar recht: 
liche Grundlage hätte. Diejer Fall tft aber felten. Meiftens werden 
in Folge ungleiher Mittel ungleihe Einlagen gemacht, häufig befteht 
der Beitrag eines Genofjen auch nur in perjönlihen Leiftungen 
(8 630 Entw.) oder in Gewährung des Gebraucdes oder der Be: 
nußgung von Gegenjtänden ($ 631 Entw.); für Beiträge diefer Art 
wird bei der Auseinanderjegung nichts vergütet. ($ 656 Entm.) 
Iſt es trogden gerechtfertigt, Gewinn und Berluft nach Köpfen zu 
vertheilen ($ 647 Entw., vgl. Art. 122 9. ©. B.), fo ift e8 gewiß 
materiell ungeredhtfertigt und der Abjicht der Betheiligten 
widerjprechend, ein Miteigentum jedes Gejellihafterd an dem 
Geſellſchaftsvermögen und jeiner einzelnen Bejtandtheile nad) den» 
jelben Quoten anzunehmen, wie die im $ 631 des Entwurf3 ge- 
ichieht. Alles dies gilt keineswegs etwa nur von der offenen 
Handelsgejellichaft, jondern auch von der gewöhnlichen Gejellichaft 
des bürgerlichen Rechts. Erftere ift nur die am meijten ausgebildete 
Art der Geſellſchaft, der Unterſchied zwiſchen beiden ift fein ejjentieller.13) 
Will man num mit dem Entwurf jene materielle Ungerechtigkeit dadurd) 
ausgleichen, daß man den einzelnen Gejellichaftern im Verhältniß 
nad innen und perjönlicd) die obligatorische Verpflichtung auferlegt, 
von den dinglichen Rechten, welche man ihnen zu Unrecht eingeräumt 
hat, feinen Gebraud zu machen, jo iſt dies doch ein gefährlidyer 
Umweg, der ficher nicht ohne dringende Noth gemacht werden darf. 
Dringende Noth ift aber nicht vorhanden, jobald ſich eine andere 
rechtliche Gejtaltung bietet, welche unmittelbar zum Biel führt. Die 
„Aktionsfreihett”, welche man dem Gejellfchafter verleiht, in gültiger 
Weile Forderungen einzuziehen und Antheile an Sachen zu veräußern, 
von denen ihm, ökonomiſch gedacht, nichts gehört, öffnet dem Miß— 
brauch und der Bereicherung auf fremde Koften Thor und Thür und 
jtellt den Fortbeſtand der Gejellichaft fortwährend in Frage. Dieje 
Nacıtheile Können durd) Befchlagnahme der Privatgläubiger des 
Gejellihafters auf jeine formellen Antheile an den einzelnen Sachen 
und Forderungen der Gejellichaft auch gegen den eigenen Willen des 
Gejellichafters eintreten. Die jiherfte Grundlage für jedes dauernde 
Verhältniß ift ein damit überein ftimmender dinglicher Nechtszuftand. 


12) Siehe unten unter 8. 
71* 


_ 308% 


Die Anfiht der Motive, daß bei Annahme des $ 659 alle ſolche 
Geſellſchaften ausjcheiden würden, denen die Bafirung des Rechts— 
verhältnifjes auf rein obligatorifher Grundlage gefährlid) werden 
könnte, ift gewagt. Es wird ſehr viele Gefellichaften zum Betrieb 
eines Erwerbsgefhäfts bedeutenden Umfangs geben, welche doch vor 
einer Eintragung in das Handelsregifter zurüdfcheuen, da das Führen 
von kaufmännischen Büchern, Aufftellen von Inventuren und Bilanzen 
ſowie die mit der Eintragung in das Regifter verbundene Publizität, 
auch das Führen einer Firma und die Einreihung unter die Kauf: 
leute theils ihren Kenntniffen, theils ihren Neigungen widerjtreiten 
wird. Man denfe 3. B. an zwei Brüder, die zujammen ein Gut 
befiten und dafjelbe gemeinjchaftlid; bewirthichaften. 

Das Nechtsverhältnig der Miterben ift ein dem Rechts— 
verhältnig der Geſellſchafter fehr ähnliches. Stehen auch hier 
die erbrechtlichen Antheile durch Vertrag, Teftament oder Gejek 
feft, jo find doch auch hier diefe Antheilsrechte nicht mit Antheilen 
an der wirklich bet dem Tode des Erblafjers vorhandenen Erbſchafts— 
maffe zu identifiziven. Der Erbe, dejjen Erbquote 3.3. Y/, beträgt, 
hat in Wahrheit gar feinen Antheil an der vorhandenen Erbjchafts- 
mafje, wenn er ſchon bei Lebzeiten des Erblafjers eine Zuwendung 
erhalten hat, welche der bet dem Tode des Erblafjerd vorhandenen 
Maſſe gleich kommt und auf den Erbtheil in Anrechnung oder — 
um mit dem Entwurf zu ſprechen — zur Ausgleichung zu bringen 
it. Es würde ficher gänzlich unverftanden bleiben, wenn man einem 
jolhen Erben oder feinem Privatgläubiger mit dem Entwurf das 
Recht beilegen wollte, die Hälfte der zum Nadlaß gehörigen 
Forderungen einzuziehen und die ideelle Hälfte aller übrigen Nachlaß— 
fahen zu veräußern, den Miterben dagegen auf den perfjönlichen 
Anſpruch verweilen wollte, alles dies zurüdzufordern, was materiell 
ohne jedes Necht der lediglich formelle Miterbe ſich angeeignet hat. 
In unendlich vielen Fällen würde ihm die Realifirung dieſes Anſpruchs 
unmöglich fein. Aehnlich gejtaltet ji) die Sadjlage, wenn ein Mit: 
erbe für die Maſſe Auslagen beforgt oder Schulden bezahlt hat, oder 
wenn er auf den Erbtheil anzurechnende Vermächtniſſe erhalten hat. 
Nur durd eine Auseinanderjegung, bei welcher alle diefe gegenjeitigen 
Anſprüche berüdjichtigt werden, fann ein dem materiellen Recht ent: 
ſprechendes Ergebniß erzielt werden. 

2. Auch das römische Recht geht weder bei der Geſellſchaft 
(was die Motive IH. ©. 600, wo Webereinftimmung mit dem ges 
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meinen Recht behauptet wird, überjehen), nod bei dem Verhältniß 
der Miterben jo weit wie der Entwurf. Denn in Anjehung der 
Geſellſchaft legt dafjelbe ausdrüdlich der Abrede, daß eine Theilung 
förperlicher zum Gejellfchaftsvermögen gehöriger Sachen bis zum 
Ablauf einer beftimmten Zeit oder vor Erfüllung des Gejellicafts- 
zwecks nicht verlangt werden dürfe, dingliche Wirkung bei, jo daß 
Jedem, welcher von einem Gejellichafter einen ideellen Antheil an 
einer ſolchen Sache erworben hat, der Einwand, daß die Theilung 
nach Abrede mit feinem Rechtsurheber unzuläfiig jei, entgegengejegt 
werden darf. 

Bol. 1. 14 $ 3 Dig. Comm. divid. 10. 31. 16 $ 1 Dig. 

pro Socio 17. 2. 

Der Entwurf fchreibt dagegen zwar das „Ne dividatur* ſchon 
gejeglih, auch ohne ausdrüdliche Abrede, vor, aber ohne Wirkung 
gegenüber den Sondernadfolgern und verbietet es, eine jolde 
Abrede mit diefer Wirkung zu treffen. 

In Betreff der Kollationsverbindlichkeit der Miterben jucht das 
römische Recht die Erfüllung dadurch zu fichern, daß der Kollations— 
verpflichtete feinen Erbtheil an die Kollationsberechtigten verliert, 
wenn er nicht auf Erfordern Sicherheit für feine Kollationsverbind- 
lichkeit beitellt. Ausdrücklich bejtimmt ift dies für die collatio eman- 
cipati und collatio dotis des älteren Rechts, wird aber aud) bei der 
von Auftinian eingeführten neuern SKollation des Dejcendenten als 
anmwendbar betradıtet. 

Bol. 1. 188 10, 13, 1. 2 88 8, 9,1. 3 pr. Dig. de collat. 
bonor. 36. 6. Windjcheid Band. III. $ 610 Note 25. 

Nach dem Entwurf fehlt e8 dagegen den zur Ausgleihung Ver: 
pflichteten gegenüber an jeder Sicherheit. 

Für unfer modernes Recht find übrigens auch jene römischen 
Rechtsbehelfe kaum verwendbar und es kann feine Rede davon jein, 
ſich dafür zu entjcheiden, diefelbe an Stelle der Rechtsidee der 
gefammten Hand aufzunehmen. Denn das vertraggmäßige oder gejeß- 
liche Verbot einer vorzeitigen Theilung oder Veräußerung 4) würde, 
auch wenn man demfelben dinglice Wirkung beilegen wollte, nad) 
den richtigen und unumſtößlichen Grundjägen unſers Verkehrsrechts, 
welche auc der Entwurf feithält, dem gutgläubigen dritten Erwerber 


14) Selbſtverſtändlich würde es ſich hier nur um ein relatives Verbot der 
Beräußerung handeln, welches die Veräußerung nicht nichtig macht; vgl. Motive 
zu $ 107 Entw. 
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gegenüber nicht entgegengejegt werden fünnen (vgl. 88 107 Ab}. 1a. f. 
837, 838, 877 bis 879, 1152, 1180 Entw.) und e8 würde jomit in 
den meiſten Fällen die dingliche Wirkung der Eigenthumsbeichränfung 
tllufortich fein. Gehört dagegen das gemeinjchaftlihe Vermögen der 
„gelammten Hand“, jo ift eine widerrechtliche Veräußerung an Dritte 
nur im Kal einer Unterjchlagung möglid. In Betreff der For: 
derungen wäre ein Ausjchlug der Theilung auf Zeit überhaupt nicht 
möglich, wenn diejelben gejetlich getheilt find. Wollte man aber 
wieder die Einztehung oder Ceſſion der getheilten Forderungen feitens 
des einzelnen Theilhabers zum Zwed der Dedung des Mittheilhabers 
beichränfen, jo wäre in Wahrheit troß der vermeintlichen Theilung 
doch nur eine Gefammtforderung vorhanden. Ebenſo wenig würde 
den zur Ausgleihung berechtigten Miterben durd eine nachträgliche 
Entziehung des Erbredts der verpflichteten Miterben durchgreifend 
zu helfen fein. Der Entwurf hat mit Recht den Grundſatz angenom- 
men, daß die Erbichaft kraft Gejeßes von dem berufenen Erben 
erworben wird. Wollte man nun aud) die Nichterfüllung der Verbind: 
lichkeit zur Ausgleihung unter die Fülle der Erbunmürdigfeit 
(SS 2045 ff.) aufnehmen und den Miterben eine Anfechtung des 
Erbichaftserwerbes8 mit der Wirkung geftatten, daß im Fall des 
Erfolgs der Erbanfall als nicht gefchehen anzufehen wäre ($$ 2042, 
2048), jo würden doc die inzwilchen erfolgten Rechtshandlungen 
Dritten gegenüber gültig bleiben ($ 2056). Hat der zur Ausgleichung 
Berpflichtete alſo inzwiſchen feine Antheile an den Erbſchaftsſachen 
veräußert und feine Antheile an den Außenftänden eingezogen, jo 
bleibt das Reſultat dafjelbe, wie bei den Bejtimmungen des Entwurfs. 
3. Nach den früher entwidelten Grundſätzen iſt bei der Ge- 
ftaltung eines Nechtsverhältniffes zur gefammten Hand wefentlid: 
daß neben dem Sonderwillen der einzelnen Theilhaber 
ein Gejammtwille anerfannt wird, daß als Eigenthümer 
der Sache und aller ihrer Theile oder der zu einem Ganzen 
vereinigten Gegenjtände und Rechte des Geſammtvermögens 
nur die Gefammtheit angejehen wird und daß an jih nur 
diefer Gejammtheit die Verfügung über die legteren zufteht. 
Geht man nun auf das Einzelne, jo würde zunächſt zu er: 
örtern jein: 
A. durch welches Organ der Gejammtwille thätig wird, 
B. die Begrenzung der Sonderredte der Theilhaber und der 
Rechte der Gejammtheit. 
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Bu A.: die Organe des Gejammtwillens können für alle 
Nechtsverhältniffe zur gefammten Hand nicht diejelben fein, da dieje 
Verhältniffe zu verichiedener Natur find, je nad) dem perjönlichen 
Band, welches die Theilhaber mit einander verbindet. Iſt beiſpiels— 
weile in der ehelichen Gütergemeinfchaft der Ehemann der natürliche 
Verwalter des Gejammtvermögens, jo findet jich bei feiner andern 
Nechtsgemeinichaft eine Perſon, die einen gleichen Anſpruch auf eine 
ſolche Nechtsftellung erheben könnte. Es ift ferner davon auszugehen, 
daß die gefammte Hand nicht die Unterwerfung der Minderheit unter 
den Willen einer Mehrheit bedingt, daß vielmehr als Organ 
de8 Gejammtwillens auch die ſämmtlichen Theilhaber gedacht 
werden können. Je enger das perjönlihe Band unter den Theil- 
habern ift, dejto eher wird die Herrichaft einer Mehrheit gegenüber 
einer Minderheit am Plaß jein und umgekehrt die Anfiht Coſack's, 
daß die geſammte Hand überhaupt eine jo innige Nechtsgemeinschaft 
wegen des damit verbundenen Zwanges vorausjeßt, jcheint auf der 
irrigen Anficht zu beruhen, daß damit nothwendig eine Mehrheits- 
herrichaft verbunden jet. 

Geſetzlich kann meines Ermefjens nun insbejondere weder bei 
der Gejellihaft des bürgerlichen Rechts noch bei der ungetheilten 
Erbſchaft die Bertretung des Gejammtwillens einer Mehrheit 
oder — wie bei der Gefellihaft des franzöfiihen und des 
jchmweizerifchen Bundesrecht3 fowie bei der offenen Handelsgejell- 
Ichaft — einem jedem Theilhaber vorbehaltlich des Widerſpruchsrechts 
der andern anvertraut werden. Es ift vielmehr dabei ftehen zu 
bleiben, daß nur jämmtliche Gefellihafter ($ 634 Entwurf) und 
ſämmtliche Miterben, beziehentlich gegenüber einem der Theilhaber 
jämmtliche übrigen für die Gefammtheit handeln können, fall3 nicht 
durch Bertrag oder — bei Miterben durch Teftament — etwas 
Anderes feitgejegt ift. Bei den Miterben ergiebt fi) dies eigentlich 
von ſelbſt. Bei der Gejellfchaft des bürgerlichen Rechts handelt es 
ih) Häufig um Bereinigungen, welche nur vorübergehende Zwecke 
haben (Gelegenheitsgejellfchaften vgl. H. G. B. Art. 269), die ohne 
ein gegenfeitiges befonderes Vertrauensverhältniß eingegangen werden, 
während eine offene Handelsgejellichaft von Perfonen eingegangen 
wird, welche in diefer Gefellichaft gemeinjchaftlid; dauernd ihre ganze 
Berufsthätigkeit ausüben wollen und nie ohne forgfältige Prüfung 
zufammen treten. Für den Fall, daß eine Erwerbsgejellichaft des 
bürgerlihen Rechts etwas Achnliches bezwedt, mag eine anderweitige 
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Drganifation durch Bertrag gejchaffen werden (vgl. $$ 635 — 641 
Entwurf). 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht erklärt ſowohl für Erwerbs: 
gejellichaften wie für das Verhältniß der Miterben feine gejeglichen 
Borihriften über Miteigentum für aumendbar. Ebenſo will der 
Entwurf feine Borfchriften über Gemeinjchaft ($$ 762— 772) wenigitens 
jubfidiär (vgl. 88 773, 2151) auf die Gemeinſchaft der Gejellichafter 
und der Miterben anwenden. Eine foldje jubjidtäre Anwendung von 
Vorſchriften, welche die perſönlichen Beziehungen, die ji) aus dem 
reinen Miteigenthum ergeben, regeln, ift meines Ermefjend auöge- 
ichlofjen, ſobald es fic) um Recdhtsinftitute der „gefammten Hand“ handelt. 
Die Berwaltung der gemeinihaftlihen Sachen ift ein Theil der 
Gejchäftsführung, welche dem Gejammtorgan obliegt, und läßt ſich un— 
möglich davon trennen. Ebenjo richtet jich bei der Gejellichaft der Umfang 
der Gebrauchs- und Nutzungsrechte der Einzelnen lediglich nach den 
BZweden der Gejellihaft. Endlih vollzieht fi die Auflöfung und 
Liquidation nad) ganz andern Grundjägen. Es würde wejentlich zur 
Klarheit des Preußiſchen Allgemeinen Landrecht3 beigetragen haben, 
wenn man ji diefer Unterjchiede Elar bewußt geworden wäre. 
Kommt jomit die fubfidiäre Geltung der 88 762— 772 in Wegfall), 
jo entiteht die Frage, ob die jowohl im Preußiſchen Allgemeinen 
Necht (I. 17 88 12—43) wie in dem Entwurf ($ 765) bei Berwaltung 
einer im Miteigentum ftehenden Sade zugelaflene Herrichaft einer 
Stimmenmehrheit nicht wenigftens für gewijje 3.9. für die zur Er— 
haltung der Sache nothwendigen Berfügungen beizubehalten und 
infoweit eine Ausnahme von dem gejeglichen Grundjag der Eine 
ftimmigfeit aller Theilhaber bei der Geſellſchaft und der ungetheilten 
Erbichaft zu machen jei. Meines Ermeſſens ift diefe Frage zu 
verneinen. Zunächſt würde es jchon nicht Leicht jein, die Ausnahme— 
fälle deutlich) auszufcheiden. Führt man ferner eine gejegliche — nicht 
auf den ausdrüdlichen Willen der Beteiligten beruhende — Mehr: 
heitsherrfchaft ein, jo werden wieder Vorſchriften über den Schuß 
der Minderheit erforderlich, der beiſpielsweiſe im preußijchen Recht 
ganz ungenügend ift. In einem mir aus der Praxis befannten Fall 
fiel eine Millionenerbichaft, die aus einem Komplex von Gütern 


») Bei der ehelichen Sütergemeinfchaft hat auch der Entwurf die grund 
Jägliche fubjidiäre Geltung der SS 762 ff. nit aufgenommen. Es werden in 
8 1378 nur die $$ 769 bis 771 mit Modifikationen für amvendbar erklärt. 
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bejtand, an die beiden Eltern des Erblafjers und jeine Ehefrau als 
Erben. Die Eltern, welde der Schwiegertochter feindlich gefinnt 
waren, hatten die Mehrheit der Stimmen und benugten ihre Herrichaft 
dazu, daß fie während der Jahre dauernden Nachlaßregulirung 
fi) ſelbſt als Verwalter einjegten, wodurd) der Schwiegertochter 
der Aufenthalt im Sterbehaufe unmöglich gemadht wurde. Da 
ihr ferner von den Berwaltern feine Revenüen gezahlt wurden, 
jo Eonnte fie in der That troß der Millionen in Bedrängnig ges 
rathen, deren Ende erjt durch die Auseinanderfegung zu erreichen 
war. In einem andern Fall majorifirten Erben, welche ſchon vor 
dem Tude des Erblafjerd größtentheils abgefunden und zur Kollation 
verpflichtet waren, ihre Miterben, die noch nicht3 befommen hatten. 
Der Entwurf verfucht e8, einen Schu der Minderheit zu erlangen, 
indem er ($ 765 Abſ. 3) vorjchreibt, daß die von der Mehrheit 
beichlofjene Berwaltung der Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters 
entjprechen müfje, ferner ($ 772), daß in gewiljen Fällen ein 
Theilhaber von dem andern im Wege der Klage die Einwilligung in 
eine dem Intereſſe aller Theilhaber nad) billigem Ermeſſen ent— 
ſprechende Art der Berwaltung verlangen könne, falls nicht eine von 
der Mehrheit beichlojjene, der Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters 
entiprechende oder ſonſt beitimmte Berwaltung vorhanden tft. Meiner 
Anſicht nach ift aber, abgejehen von der Langwierigfeit eines Prozeß— 
verfahreng, der prozejjuale Nachweis, ob die Verwaltung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Hausvaters entipricht oder nicht, ein höchſt prefärer 
und es ift in Wahrheit jedem Theilhaber nicht ſchon mit einer Ver— 
waltung gedient, welcde ſich nur in diefem Außerften Rahmen der 
Pfliht bewegt. Iſt die Zuftimmung aller Theilnehmer zu der Ver— 
waltung erforderlich, jo ſind fie im gegenjeitigen Intereſſe geziwungen, 
auf die allfeitigen Wünſche Nüdjicht zu nehmen. 

Dagegen halte id; e3 für erforderlich, nad; Analogie der Beſtim— 
mungen der $$ 1306, 1358 Entwurfs, jedoch mit einer Beihränkung 
(am Schluß), für den Fall der Abwefenheit oder Krankheit einzelner 
Zheilhaber den übrigen das Necht einzuräumen, für die Gejammtheit 
zu handeln und deingemäß zu beitimmen: 

„Sind einzelne Theilhaber durch Abweſenheit oder Krankheit 
zu der Vornahme von Nechtsgeichäften oder Führung von 
Rechtsſtreitigkeiten, welche fid) auf das Geſammtvermögen 
beziehen, außer Stande, fo find die übrigen zur Vornahme 
folder Nechtsgejchäfte oder Führung ſolcher Nechtsftreitig- 
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feiten im Namen der ſämmtlichen Theilhaber berechtigt, 
jofern Gefahr im Berzuge iſt. Sie find jedoch aud) in dieſem 
Fall nicht befugt, Sachen und Gelder für die Gejammtheit 
in Empfang zu nehmen, jondern nur deren Hinterlegung 
zu verlangen.” 

Zu B. Auch die Sonderredhte des einzelnen Theilhabers 
fönnen bei allen Arten von Nechtsgemeinschaften zur gefammten Hand 
nicht diejelben fein. Namentlich bedingt aud) hier die gütergemein- 
Ichaftliche Ehe eine beſonders unbejchränfte Stellung des Ehemannes. 
In Betreff der Geſellſchaft und der Miterben bei ungetheilter Erb: 
Ichaft ſind als zweifellofe Sonderredhte des einzelnen Theilhabers 
anzuerkennen: 2 

a) Das Necht, über fein Anrecht an der Mafje im Ganzen zu 
verfügen, Towie die Ausfehrung feines Antheils im Wege der Aus— 
einanderjegung zu fordern und — bei den auf Dauer eingegangenen 
Erwerbsgejellichaften — das Recht auf Rechnungslegung und Aus: 
zahlung eines Gewinnantheils am Gnde jedes Geſchäftsjahres 
($ 646 Entw.) Diefe Rechte find übertragbar. Natürlıd) Fann ein 
Gejellichafter aber durch eine Verfügung über feinen Gejellichafts- 
antheil der Gejellichaft nicht eine andere Perſon an jeiner Statt als 
Gejellichafter aufdringen. Er bleibt aljo für feine Perſon als Gejell- 
Ihafter verpflichtet. Ebenſo wird der Verkäufer einer Erbſchaft jeiner 
Berpflihtungen durch den Verkauf nicht ledig ($ 497 Entw.). 

b) Das Recht, fich perjönlidy von den Angelegenheiten der Ge— 
jellichaft zu unterrichten und die Bücher und Papiere einzufehen 
(S 643 Entw.). Diejes Recht ift als ein nur der Perſon zu— 
ftehendes nicht übertragbar (vgl. Art. 98 9. ©. B.). 

Dagegen ift als ein Sonderredjt nicht der Anſpruch des einen 
Gefellichafter8 an den andern auf Leiltung von Beiträgen zu den 
Bweden der Sejellichaft anzuſehen. Diejer Anſpruch fteht nicht dem 
einzelnen Gejellichafter, fondern der Gejammtheit zu. Der Entwurf, 
welcher — von jeinem Standpunkt aus — aud) diefen Anfprucd als 
den einzelnen Gejellichaftern zuftehend anfchen mußte, beſtimmt — 
um die hieraus ſich ergebende Inkongruenz zu bejeitigen — im $ 644, 
daß derjelbe nicht übertragbar jei. 

Auch it der Anfpruc eines Theilhabers auf Erſatz von Aus- 
lagen für die Gejellichaft Fein eigentliches Sonderredt, da derielbe 
auf einem bejonderen Nechtsgeichäft, welches er mit der Gefellichaft 
eingeht, wie Auftrag, Gejchäftsführung ohne Auftrag, beruht. — 
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ec) Ueberläßt man nun alles Weitere dem Geſammtwillen, 
jo entiteht die brennende Frage, in welcher Weile zu helfen ift, wenn 
da3 Drgan des Geſammtwillens feine Pflicht nicht erfüllt, ein Fall, 
der bei vertragsmäßig oder gejetlich erforderlicher Einjtimmigkeit auch 
dann vorliegt, wenn über wichtige gemeinjame Angelegenheiten ein 
einftimmiger Beſchluß nicht zu erlangen tft. 1%) 

Die dadurch entjtehende Gefahr ift in der That erheblich und 
ftellt die Schattenfeite des nftitut3 der „gefammten Hand” dar. 
Alle nicht bloß theoretifchen Einwendungen dagegen find auf diejen 
Mangel zurüdzuführen. Es ift ficher nicht zu leugnen, daß Ver— 
zögerungen und Werlufte der jchwerften Art vorfommen fönnen, 
wenn der Geſammtwille ungenügend oder gar nicht funktionirt. 

Iſt die Gejchäftsführung durch Bertrag einem oder mehreren 
der Theilhaber oder einem Dritten übertragen, jo haftet der jo 
beitellte Vertreter freilich auf Schadenserjag bei jchlechter Geſchäfts— 
führung, aber der Anſpruch auf Schadenserjaß ſteht jedenfalld während 
der Dauer der Gemeinfchaft nur diefer, wie jede andere zum Geſammt— 
vermögen gehörige Forderung zu, kann alſo nicht von dem einzelnen 
Theilhaber, jondern nur von ſämmtlichen, beziehungsmweife — falls 
der Anjpruc ſich gegen einen Theilhaber richtet — von ſämmtlichen 
übrigen XTheilhabern geltend gemacht werden. 

Bol. Entſch. des Reichs-Oberhandelsgerichts Bd. 19 ©. 178 ff., 
Bd. 22 ©. 239 ff. in Betreff der Aktiengejellichaften. 

Der einzelne Theilhaber müßte alfo mit der Geltendmachung 
diejer Anjprüche bis zur erfolgten Auseinanderjegung, bet welcher er 
Uebereignung derjelben auf jeinen Antheil fordern Fann, warten. 
Nur Anſprüche, die auf einer gegen den einzelnen Gejellichafter 
vorliegenden Arglift (actio doli) beruhen, würden eine Ausnahme 
bilden (vgl. Entſch. des R. D. 9. ©. Bd. 29 ©. 180). 

Sind in Ermanglung eines Vertrages die jämmtlihen Theil: 
haber zur Sammtvertretung berufen, jo jind Schadenserjaganjprüche 
der Gejanmtheit wegen Ichlechter Geſchäftsführung überhaupt ausge- 
fchloffen, weil ein von dem Gejammtorgan verjchiedener Geſchäfts— 
führer nicht vorhanden iſt. Verhindern oder verzögern einzelne 
Theilhaber nothwendige Nechtshandlungen durch ihren Widerſpruch, 


1) In den Fällen, wo eine Zögerung durch Abwefenheit und Krankheit 
einzelner Theilhaber eintritt, ijt durd die Einräumung theilmweijer Gefammtver: 
tretung an die übrigen (oben unter A) auch nicht vollitändig geholfen, da dieje 
fih nur auf die Gejchäfte beziehen kann, bei denen Gefahr ım Verzuge vorliegt. 


nn — — 


1042 
ſo würden daraus auch ſelbſtſtändige Schadenserſatzanſprüche der 
übrigen Theilhaber — abgeſehen von dem Fall der Argliſt — nach 
allgemeinen Grundſätzen nicht abgeleitet werden können. 

Um nun die Möglichkeit von Anſprüchen der einzelnen Theilhaber 
gegen ihre Genoſſen in weiterem Umfang zu ſchaffen, würde ſich 
empfehlen, die ausdrückliche Beſtimmung aufzunehmen: 

„Jeder Theilhaber iſt gegenüber dem andern verpflichtet, zu 
einer behufs der ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlichen 
Maßregel mitzuwirken.“ 

Aehnliche Beſtimmungen enthält der Entwurf bereits in Betreff 
des Gemeinſchaftsverhältniſſes, welches zwiſchen dem Nießbraucher 
und Eigenthümer einer Forderung oder dem Pfandnehmer und Eigen— 
thümer einer Forderung, ſowie zwiſchen Ehegatten nad aufgelöſter 
Gütergemeinſchaft beſteht (vgl. SS 1033—1036, 1217—1218, 1373 
Entw.). Alle Anſprüche der gedachten Art leiden jedod an großer 
Schwerfälligkeit. Sie werden meiſtens ın der Form von Schadens: 
erſatzanſprüchen den Ereigniffen nachhinfen und als ſolche regelmäßig 
einen vollen Ausgleich des wirklihen Schadens nicht bringen, aud) 
prozefjualifch ſchwer durchzujegen fein. 

Es muß daher nod) ein weiteres Mittel aufgeſucht werden, 
welches geeignet wäre, den Eintritt des Schadens zu verhindern. 

Die preußifhe Praris glaubte, ein ſolches in der Ein- 
räumung gewiffer „Individualhrechte“ an die einzelnen Theil 
haber gefunden zu haben, indem diejelben für bereditigt erachtet 
werden, aus eigenen Rechten Alles im Intereſſe der Gejammtheit 
zu thun, wodurd die Rechte der Theilnehmer nicht verlegt werden 
und der Verpflichtete nicht in eine ſchlechtere Lage verjegt wird. Von 
diefem Grundjag ausgehend, werden namentlic; Klagen einzelner 
ZTheilhaber behufs Klarſtellung der Nechte der Maſſe auf Rechnungs: 
legung an die Geſammtheit und auf Anerkennung beftrittener Rechte, 
auf Einzahlung von Schulden und Ablieferung von Saden an die 
Öffentlichen Hinterlegungsitellen zugelaflen, Als Borausjegung wird 
erfordert, daß der Kläger ein eigenes Intereſſe bei der Durchführung 
der Klage habe und daß durd eine dem Stlagantrag entiprechende 
Berurtheilung den Rechten der übrigen Theilhaber nicht präjudizirt 
werde, aus welchen Grunde beijpielsweije die Anfechtung angeblich 
ungültiger Verträge des Erblaffers dem einzelnen Miterben verjagt 
worden ift. Obwohl der Einzelne aus gemeinfamem Recht Elagt, To 
kann doch das von ihm verlangte Urtheil weder für noch gegen die 
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übrigen Theilhaber rechtskräftig werden, weil er nicht al3 Vertreter 
der Gejammtheit auftritt. Im Einzelnen ift in diefer Beziehung 
Manches ftreitig und die Beredhtigung diefer Klagredte ift ſowohl 
aus praftiihen wie aus theoretiichen Gründen viclfad) angefochten. !?) 
Es iſt auch unleugbar ein Widerſpruch, den Einzelnen nidt als 
Bertreter der Gejammtheit anzujehen und denjelben dennoch zu be- 
rechtigen, Rechte der Gejammtheit geltend zu machen. Außerdem ift 
die Grenzlinie, bis zu welcher dieſes Individualrecht anzuerkennen, 
eine höchſt unfichere, und dem Ermefjen des Richters bleibt in diefer 
Beziehung zu viel überlajfen. In ſehr wichtigen Fällen, wie 3. 3. 
gerade bei der Anfechtung angeblich ungültiger Verträge, der Geltend- 
mahung von Anfprücen aus zweijeitigen Verträgen, bei welchen 
die Gegenleiftung von dem einzelnen Theilhaber nicht dargeboten 
werden kann, verjagt das Andividualrecht ganz, cbenfo wenn zum 
Zwed ordnungsinäßiger Verwaltung die Eingehung neuer Rechts— 
geſchäfte nothwendig wird. Handelt es fi) um Anfprüce auf Her: 
ausgabe von Sachen, welche nicht an eine öffentliche Hinterlegung$- 
jtelle, alfo nur an alle Intereſſenten gemeinschaftlich abgeliefert werden 
fönnen, würde bei Nenitenz eines Einzelnen, jelbjt ein auf Heraus— 
gabe (oder Auflaffung) an Alle lautendes Erfenntnig nicht zu voll- 
ftreden jein. Ließe fi) alſo auch die Gefahr, daß über denjelben 
Gegenftand von den einzelnen Tcheilhabern gleichzeitig oder nach— 
einander gegen diejelben Perſonen Prozejje geführt werden und dat 
das von dem einen Theilhaber oder gegen denjelben erjtrittene Urtheil 
nicht gegen die andern Rechtskraft gewinne, vielleicht dadurch befeitigen, 
daß man mehrere gleichzeitig ſchwebende Prozefje vereinigt und daß 
man einer GStreitverfündung an die Theilhaber die Wirkung beilegt, 
daß aud fie das ergebende Urtheil gegen ſich gelten lafjen müfjen, 
jo iſt doc meines Ermeſſens nicht anzurathen, dieſe preußiſche 
Praxis zum Reichsgeſetz zu machen. Bei der offenen Handels— 
geſellſchaft wird den Geſellſchaften, welche an der Geſchäftsführung 
nicht Theil nehmen, ein ähnliches Recht auch nicht beigelegt. Ebenſo— 
wenig findet ſich Aehnliches im ehelichen Güterrecht.“) Es würde 


1) Bgl. Förſter-Eecius I. $ 63 Note 8, IV. 8 271 Note 19 ff. Dernburg I. 
8 51 Nr. 2, II. $ 239, 

18) Die Bejtimmung im $ 339 Entw., wonach jeder von mehreren Gläubi- 
gern, welche eine untheilbare Leiftung zu fordern haben, Leiſtung an alle zu 
fordern berechtigt jein joll, jcheint auf Anerkennung eines „Invidualrechts“ troß 
Borhandenfeins einer Gejammtforderung binzudeuten, dagegen hat der Entwurf 
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jiher als eine äußerſte Inkonſequenz empfunden werden, wenn 
man auf der einen Seite eine Rechtsgemeinſchaft zur gefammten 
Hand jchaffen und auf der andern Geite der einzelnen Hand 
derartige Eingriffe gejtatten wollte. Gehört das Hecht der ge— 
jammten Hand, jo kann es von dem Einzelnen nur dann und 
infomeit ausgeübt werden, als er zur DBertretung der Geſammt— 
beit befugt tft, nad) den Borjchlägen unter A alfo nur in den 
dort genannten Ausnahmefällen. — Es könnte aber nod) in Frage 
fommen, ob den einzelnen Theilhabern nicht wenigſtens das Recht 
einzuräumen wäre, von der Geſammtheit die Abtretung von Anjprüchen, 
welche derjelben feiner Anſicht nad zuitehen aber von ihr bisher 
nicht erhoben find, zum Zwed der Geltendmachung aus eigenem Recht, 
aber im Intereſſe der Gejammtheit, zu fordern. 

Vgl. R. ©. Entih. Bd. 22 ©. 244 ff. in Betreff der 

Aftiengejellichaften. 

Meines Ermefjens tft auch diefer Ausweg abzulehnen. Würde 
auch durch die Abtretung das Bedenken gegen die Legitimation des 
einzelnen Theilhabers bejeitigt, jo fehlt es doc an einem haltbaren 
Necht3grund, dem einzelnen Theilhaber das Recht auf eine folche zu: 
zugeftehen. Da alle Theilhaber gleiche Rechte haben, jo würde Jeder 
diejelbe Abtretung fordern können, die doch nur einmal ertheilt werden 
kann. Außerdem wäre die Gefellihaft bald dem DBerlangen nad) 
Abtretung von Anſprüchen ausgefegt, die fie jelbjt nicht anerkennt, 
bald zur Abtretung ſolcher Anſprüche genöthigt, deren eigene Geltend- 
machung jie nicht aufgegeben, vielmehr nur für ſpätere Zeit zurüd 
geitellt hat. Materiell wäre diefe Abtretung nur eine Vollmacht, 
für die Gejellichaft zu handeln und eine jolhe zu fordern, joll und 
darf der Einzelne nicht berechtigt fein. 

Zur Befeitigung der vorhandenen Webeljtände bietet ſich meiner 
Anficht nach nur folgendes weitere Mittel: 

d) E3 muß al3 ein ferneres Sonderredht, unter gewiſſen Um— 
ftänden dem einzelmen Theilhaber das Necht eingeräumt werden, 
eine gerichtliche Verwaltung des Geſammtguts zu verlangen. 

Dabet ift davon auszugehen, daß eine ſolche überhaupt nur möglich 
ift, wenn fich die Gemeinschaft im Zuſtande der Liquidation befindet, da 
in einem bejtehenden Betrieb gerichtlich nicht eingegriffen werden kann. 
auch bei der nad Auflöſung der gütergemeinfchaftlihen Ehe fortbejtehenden Ge— 
meinjchaft zur „gejammten Hand” das gedachte „Individualrecht“ nicht auf: 
genommen. 
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Es iſt daher bei der Gejelljchaft eine vorhergehende Auflöfung 

erforderlich. Natürlich kann diefelbe aber nicht ſchon bei jeder Differenz 

der Meinungen der Gejellichafter und dadurch entitehender Stockung 

in der Geihäftsführung gefordert werden. Es iſt vielmehr in Anz 
ſchluß an $ 648 des Entwurf zu bejtimmen: 

daß die vorzeitige Auflöfung auch dann gefordert werden 

fönne, wenn ein anderer Gejellihafter aus Borjat oder 

grober Fahrläſſigkeit durch feinen Widerfprud die Vornahme 

jolher Rechtshandlungen verhindert, welche im Intereſſe der 

Geſellſchaft erforderlich find. 

Da jeder Gefellichafter verpflichtet ift, zur Erreichung des Gejell- 
ſchaftszwecks nach Kräften beizutragen, jo würde in diefem Fall „die 
Verlegung einer ihm aus dem Gejellichaftsvertrag obliegenden mejent- 
lihen Verpflichtung” vorliegen, welche ſchon nad) dem jegigen Wort- 
laut des $ 648 die Auflöjung motivirt. ES ift jedoch befjer, wenn 
der gedachte Fall mit ausdrüdlichen Worten hervorgehoben wird.'®) 
Ob ein folder Fall vorliegt, muß im Streitfall der Rechtsſprechung 
des Prozeßrichters vorbehalten bleiben, die nöthigenfall® im Stande 
ift, auf Grund des $ 819 Eivilprozekordnung im Wege einftweiliger 
Berfügung jofort einzugreifen. 

Dagegen wird die Befugniß zur Ernennung von Liquidatoren — 
bei der ungetheilten Erbichaft: Nachlaßverwaltern — am Bafjendften 
den Amtsgerichten überwiejen, welche ſchon jetzt für die im Handels: 
gejegbucd) und dejjen Ergänzungen den Gerichten zugewiejenen, von 
der Givilprozeßordnung nicht betroffenen Angelegenheiten — wenigſtens 
in Preußen vgl. Ausführungsgejeg zum Gerichtsverfaffungsgejeg $ 25 
Nr. 2 — und in Nachlaßſachen zuftändig find. Nach Analogie von 
Art. 133 Handelsgejegbud) wäre in Betreff der Sejellihaft in 
Anſchluß an 8 655 Entw. zu bejtimmen: 

„Auf Antrag eines Gejellichafters kann aus wichtigen Gründen 

die Ernennung von Liquidatoren durch das Amtsgericht des 

Drt3, von welchem aus die Gefellichaft ihre Gejchäfte führt, 

J 5) Wird nach dem Vorſchlag zu e die Verpflichtung jedes Theilhabers, zu 

einer behufs ordnungsmäßiger Geſchäftsführung erforderlichen Maßregel mitzu— 

wirken, fejtgeftellt (vgl. $ 634 in der Zuſammenſtellung am Schluß dieſes Auf: 

ſatzes), jo liegt, wenn dies nicht geichieht, die Berletung einer ausdrüdlich gefetlich 

vorgeichriebenen Biliht vor. Es kann dann demgemäh der Zufat zu $ 648 

kürzer dahin gefaßt werden, wie in der Bujammenjtellung gejchehen, daß 

die Auflöfung aucd im Fall der Verlegung einer geſetzlichen Pflicht verlangt 
werden könne. 


1046 


erfolgen. Führt die Gefellichaft ihre Gejchäfte von mehreren 
Drten aus, welde in verjchiedenen Gerichtsbezirfen Liegen, 
jo erfolgt die Beitimmung des zuftändigen Amtsgerichts 
durch das für alle diefe Bezirke zuftändige höhere Gericht.” 

Den Liquidatoren find diefelben Befugnifje beizulegen, welche in den 
Art. 136—138, 140, 141, 142 des Handelsgeſetzbuchs den Liquidatoren 
offener Handelögefellichaften beigelegt find und deren Abberufung ift 
in den Fällen des Art. 134 des Handelsgejegbuchs zu geftatten. 
Für die ungetheilte Erbſchaft wäre in Anschluß an $ 2156 des 
Entwurfs zu bejtimmen: 

„Das Nachlaßgericht kann aud), falls ein Teſtamentsvollſtrecker 
nicht vorhanden, auf Antrag eine® Erben aus wichtigen 
Gründen einen Nachlaßverwalter ernennen, der die Nachlaß— 
maſſe zu verwalten und jo weit in Geld umzuſetzen hat, wie 
zur Berichtigung der Nachlaßſchulden und zur Theilung 
unter die Erben erforderlih it. Die Veräußerung von 
Srundftüden darf er nur im Wege öffentlicher Verſteigerung 
vornehmen. — Er kann durch einftimmigen Beſchluß aller 
Miterben und auf Antrag eines Miterben gerichtsjeitig aus 
wichtigen Gründen abberufen werden.” 

Unter den „wichtigen Gründen” der Ernennung wird namentlich 
auch der Fall zu rechnen fein, wenn die Theilhaber in einem ſolchen 
Hader find, daß eine erſprießliche gemeinjchaftliche Thätigkeit aus— 
geſchloſſen ericheint. VBgl. Hahn Kommentar zu Art. 133 des Handel3- 
geſetzbuchs. 

Die Bedenken der Motive (II. S. 626, V. S. 528) gegen die 
Einführung des Inſtituts der Liquidatoren (Nachlaßverwalter) erſcheinen 
nicht begründet. Eine „öffentliche Kundbarkeit“ der Perſonen derſelben 
iſt jo wenig erforderlich, wie bei der Nachlaßpflegſchaft ($ 2059) oder 
bei der Bejtellung eines Generalbevollmädtigten. Ebenſo wenig 
wird die „buhmäßige Klarlegung des Vermögens und der mit deſſen 
Beltandtheilen eintretenden Beränderungen” Scwierigfeiten machen. 
Konkurriren bei der ungetheilten Erbſchaft Inventarerben mit jolden 
Erben, welche das Inventarrecht verloren haben, jo kann auch dies 
die Thätigkeit des Verwalters nicht behindern, da in jedem Fall die 
Schulden vorweg aus der Mafje zu berichtigen find. Sit der Nach— 
laß überichuldet, jo wird der Verwalter nad) $ 205 Konkursordnung 
den Nachlaßkonkurs herbeiführen. Bei der Gejellichaft ift ein be- 
jonderer Konkurs über das Gejellichaftsvermögen nicht zuläffig. 
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Eine Ueberhäufung der Gerichte ift nicht zu befürchten, da die Ver— 
waltung nit von dem Gericht jelbft oder unter Auflicht dejjelben zu 
führen ift, die Thätigkeit des Gerichts fich vielmehr nur auf die Er- 
nennung des Liquidator3 (Verwalter) bejchränft (vgl. Art. 133 
9. ©. 3.) 

Daß das Inſtitut der Liquidatoren für die gewöhnliche Geſell— 
ſchaft ungeeignet jet, iſt — jobald diejelbe al3 Jnftitut der „gejammten 
Hand“ geftaltet wird — nicht anzunehmen. In dem obigen Borjchlag 
jind diejenigen Bejtimmungen des Handelsgejegbuchs, welche nur 
für offene Handelsgeſellſchaften paſſen (Art. 135, 139, 143), 
ausgejchieden. 

In Betreff der Koften wird zu bejtimmen jein, day diejelben 
aus der Maſſe und 

falld diejelbe nad) Berichtigung der Schulden dazu unzu— 
reichend fein jollte, von den einzelnen Theilhabern nad) Ber: 
hältniß ihrer Antheile zu entrichten ſeien. 

Unzuläſſig würde es jein, die Koften vorweg aus der Mafje, 
vor Beridtigung der Schulden derjelben, zu entnehmen, weniftens 
bei der ungetheilten Erbichaft, da aud der Benefizialerbe die Maſſe 
den Gläubigern und Bermäctnignehmern gegenüber durch Berech— 
nung von Bermwaltungsfoften nicht jchmälern darf. Da Niemand ver: 
pflichtet ift, das ihm angetragene Amt eines Liquidators (VBerwalters) 
anzunehmen, jo fann er vor Uebernahme dejjelben allenfalls von 
dem AUntragiteller ſich eine Sicherheit geben lafjen. 

Daß die Einfegung eines gerichtlichen Liquidators (Verwalters) 
Koſten machen kann, die befjer vermieden werden, iſt gewiß richtig. 
Jedoch iſt dieſer Uebelſtand gegenüber den ohne diejen Ausweg 
bleibenden Uebeln doch nur al3 geringfügig anzufehen. Die Furcht 
vor einer Koſten verurjachenden Berwaltung wird in heilfamer Weiſe 
Streitigkeiten unter den Theilhabern vorbeugen und jie zur Einigung, 
namentlich zur freiwilligen Beitellung eines gemeinschaftlihen Bevoll— 
mächtigten antreiben. Ein Mißbraud tft kaum zu befürchten, da aud) 
der Antragjteller jelbit einen Theil der Koften einer auf feinen Antrag 
eingejetten Berwaltung zu tragen hat. 

A. Eine wichtige Frage, die ferner zu beantworten ilt, ift die: 

unter welchen Vorausjegungen Sahen und Forderungen ein 
Theil des Geſammtvermögens werden? 

Bei der ungetheilten Erbſchaft beantwortet ſich diele Frage von 
ſelbſt. Die Gemeinfchaftlichkeit tritt durch den Erbanfall ein und 

Xu. 72 
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dauert fort bis zu der reell unter den Miterben vollzugenen Theilung. 
Bei der Gejellichaft tft ebenjo zweifellos Geſammtgut der gemeinschaft: 
lihe Erwerb der Gejellihafter, welcher im Namen der Gejellichaft 
gemacht wird. Macht ein Gejellichafter den Erwerb im eigenen 
Namen, jo it eine bejondere Webertragung an die Gejellfchaft er- 
forderlih ($ 641 Entw.). In Betreff der Beiträge der Geſell— 
ichafter, die „dem Rechte nach gemeinschaftlich werden jollen ($ 631 
Abi. 2 Entw.)“, fordert dev Entwurf von feinem individualiftiichen 
Standpunkt aus — außer dem Einbringen in die Gejellichaft, (dem 
objektiven Moment), noc eine bejondere Willenserklärung, welche das 
Miteigentdum an jeden Theilhaber überträgt und die Annahme 
defjelben (vgl. $ 631 Abſ. 3, $ 874 Entw.). Der Entwurf 
(Motive II. ©. 599) lehnt hier das dem Art. 91 9. ©. B. zu Grunde 
liegende Prinzip, daß durch das Einbringen in die Gejellihaft der 
Nehtsübertragungsmwille und die Annahme erjegt werden, ebenjo die 
gemeinrechtlihe Borjchrift, daß bei der allgemeinen Vermögens: 
gejellichaft der unmittelbare Bermögensübergang durch den Gejellichafts- 
vertrag felbjt ftattfinden jolle, ab. Dagegen wird in $ 1343 Entwurf 
bei der ehelichen Gütergemeinfchaft die Bereinigung zu einem Gejammt- 
gut kraft des Geſetzes ohne einen Uebertragungsakt — auch bezüglid) 
der Grundftüde — angenommen. Meines Ermefjens ıjt es unbe— 
denflih, das Prinzip des Art. 91 9. ©. B. anzunehmen. Die 
Schwierigkeit Liegt nicht in der Beſtimmung des jubjeftiven, jondern 
eher in der Beſtimmung des objektiven Moments, des Akts, 
durch melden ſich das „Einbringen in die Gejellichaft” vollzieht, 
wenn — tie bei der gewöhnlichen Gejellihaft regelmäßig — 
die Gefellihaft eine von den ſämmtlichen Gejellichaftern ver: 
ſchiedene Bertretung nicht hat, auch nicht über bejondere Räume 
verfügt. Dennoch iſt e3 nicht erforderlich, in das Gejeß hierüber 
bejondere Beftimmungen aufzunehmen. Nach den 88 803, 805 Entwurf 
wird es bei beiveglichen Sadjen genügen, wenn ſie demjenigen Geſell— 
ichafter, dem auf Beſchluß der ſämmtlichen Gejellichafter die Auf- 
bewahrung des Gejellihaftsvermögens anvertraut werden joll, über: 
geben werden, beziehentlich wenn diefer Geſellſchafter in Betreff der 
von ihm jelbjt zu leiftenden Beiträge die im $ 805 Entwurf erforderte 
Erklärung abgiebt.2°) Bei Grundftüden wird dagegen eine Auflaffung 


©, Diefe Erklärung liegt auch in der Einjchreibung in ein von allen Ge: 
jellichaftern unterzeichnetes Inventar. Art. 91 Abi. 2 H. G. 2. 
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unerläßlich jein und bei der Eintragung des Eigenthums der Gefell- 
ihafter find als Eigenthümer die einzelnen Gejellichafter mit einem 
ZJujaß einzutragen, welcher erkennen läßt, daß es id) um ein Geſammt— 
eigenthum handelt, 3. B. „A, B und C als Geſammteigenthümer“. 
In derjelben Weile wird das Eigentum von Miterben an Grund: 
jtüden einzutragen fein. Natürlich befteht hier aber jchon von dem 
Erbanfall an, auc vor Eintragung, das Eigenthum der Miterben an 
Srundftüden als Gejammteigenthum. Eine Berpfändung eines 
einzelnen Antheil® wird dem einzelnen Theilhaber ebenjowenig zu 
gejtatten fein, wie eine Veräußerung. Die preußifche Praxis, die 
Eintragung auf den „Antheil” eines Theilhabers (Miterben) zu ge- 
jtatten, der noch nicht feſt ſteht und möglicherweije fi) vollftändig 
verflüchtigt, wenn bei der Auseinanderjegung diefem Theilhaber 
überhaupt fein Antheil an diefem Grundſtück überwiejen wird (vgl. 
R. ©. Entſch. 16 Nr. 58), iſt mit der wirklichen Annahme eines 
Geſammteigenthums unvereinbar. 

5. Die Gemeinjchaftlichfeit der Forderungen der Theilhaber 
bedingt allerdings, ſoweit es fih um die Berechtigung mehrerer 
Gläubiger, welche demjelben Schuldner gegenüber jtehen, handelt, die 
Aufhebung des von dem Entwurf im $ 320 aufgeftellten Prinzips, 
wonac) jolhe — wenn Rechtsgeſchäft oder Gejeg nidt cin Anderes 
bejtimmen — nur gleihantheilig berechtigt fein jollen. Die 
Gejellihaft und das Berhältnig der Miterben bieten die weitaus 
zahlreichiten Fälle von Forderungen mit mehreren Gläubigern. Die 
Motive haben darin Necht, daß e3 nicht angeht, über dieſes Verhältniß 
eine gejegliche Hegel zu geben, welche gerade hier eine Ausnahme 
zulaſſen joll, daß es namentlich dem Dritten, dem Schuldner, häufig 
nicht erfennbar jein wird, ob diejenigen mehreren PBerjonen, welde 
mit ihm Eontrahiren, in einem Gejellichafts: oder in einem anderen 
Verhältniß zu einander jtehen. Es würde alio die Regel, melde 
der Entwurf ($ 339) nur für untheilbare Leiltungen aufitellt, auf 
alle Leiftungen, welche mehrere Gläubiger aus demjelben Echuld- 
verhältnißg zu fordern haben, auszudehnen jein. ur das im 8 339 
dem einzelnen Gläubiger unter Umftänden gewährte Recht, die ganze 
Leiftung zu fordern, würde zu bejeitigen fein, da das Recht jedes 
Gläubigers, die Leiltung an Alle zu fordern, ein „Individualrecht“ 
einführen würde, welches nach dem Dbigen abzulehnen ift und wenn 
das Schuldverhältniß derart iſt, daß durch die Leiftung an einen 
Gläubiger auch die andern befriedigt werden, 3. B. die Herstellung 
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eines allen Gläubigern gleihmäßig dienenden Werkes betrifft, dod) 
die Verfügung über den Anſpruch auf dieje Leiftung allen gemein: 
Ihaftlih bleiben muß. Soweit nicht das unter den mehreren 
Släubigern beitehende Rechtsverhältniß eine Nechtsgemeinfchaft zur 
„gelammten Hand” ift, wie bei der Gejellihaft der ungetheilten 
Erbſchaft u. j. w., jo wird auf diefe Gemeinjchaft der Abjchnitt 
„Gemeinſchaft“ ($$ 762 — 772 Entw.) anzuwenden fein und namentlid) 
die Verwerthung oder Einziehung der Forderung zum Zweck der 
Theilung nad Borjchrift des 8 769 zu bewirken jein. 

6. Zu erörtern bleibt, in welcher Weije die einzelnen Theil: 
baber aus den Schuldverhältnijien, welde der Gejammtmille 
geichaffen hat, haften follen. Auch hier läßt fid) nicht eine Regel 
geben, welde für alle Redjtsgemeinichaften zur „gefammten Hand“, 
einjchließlich der gütergemeinichaftlichen Ehe, Geltung beanjpruchen 
fönnen. Mit Recht bejchränft bei der legteren der Entwurf die 
Haftung der Ehefrau auf Haftung mit dem Gejammtgut und läßt 
nur den Ehemann allein in Gemäßheit feiner weit gehenden Ber: 
tretungsbefugnig, perfönlich haften. Ferner nimmt auch die Frage, 
in weldem Umfang die Miterben für Nachlaßſchulden haften, eine 
bejondere Stellung ein. Diefe Schulden bejtehen vor dem Eintritt 
der Nechtsgemeinjchaft zur gejammten Hand und werden von diefer 
lediglich übernommen. Es it daher die Haftung der Miterben für 
diefe Schulden nad) ganz andern Gefichtspunften zu beurtheilen, als 
die Haftung für Schulden, weldye während des Beftehens der Ge- 
meinjchaft von den Miterben im Laufe der gemeinfchaftliden Ver— 
waltung Eontrahirt werden. Da das Verhältnig der Miterben hier 
nur in joweit behandelt wird, al3 es zur Bergleihung mit der 
Rechtsgemeinſchaft der Gejellihafter und zur Herbeiführung gleid)- 
mäßiger Grundjäße für Beide erforderlicd) ift, jo bleibt die Art der 
perjönlichen Haftung der Miterben für Nachlaßſchulden bier außer 
Betradt. In Betreff der Gefellichaft fteht endlich nur die Art der 
Haftpflicht derjenigen Gejellichafter in Frage, die dem Dritten gegen» 
über jelbjt oder durch Vertreter handeln, da die nicht handelnden dem 
Dritten überhaupt nicht haften. 

Der Entwurf ftellt nun im $ 320 aud für Schulden mehrerer 
Perjonen, welde einem ©läubiger gegenüber ftehen, die Regel der 
antheiligen Haftung auf und hält diefe Regel im $ 642 aud für 
die Gejellichaft feit. Das gemeine Recht geht von derjelben Regel 
aus, nimmt aber bei der Gejellichaft bald ſolidariſche Haftpflicht 
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(wenn ein Gejellichafter oder ein Dritter für Alle Handelt), bald 
antheilige Haftpflicht (wenn alle Gejellichafter zufammen handeln) an. 
Der code civil, das öfterreichiiche Geſetzbuch und das ſächſiſche Geſetz— 
buch jtimmen jowohl in der Hegel wie in Betreff der Gejellichaft 
mit dem Entwurf überein. Das jchweizertiche Bundesgejet hat da— 
gegen zwar als Regel die antheilige Haftung, ftatuirt aber bet der 
Gejellichaft folidariiche Haftung. Das preußiiche Allgemeine Land- 
veht und das deutjche Handelsgeſetzbuch dagegen ftellen als Regel 
die ſolidariſche Haftpflicht auf und behalten diefe Regel auch bei der 
Gejellichaft. 

Solidarische Haftpflicht hat der Entwurf, abweichend von feiner 
Hegel, angenommen: bei der Untheilbarfeit des Gegenftandes der 
gefchuldeten Leiftung, ferner bei der Haftung der Mitvormünder, der 
Mitbürgen, mehrerer Eigenthümer eines mit einer Reallaſt belafteten 
Grundſtücks, der Voritandsmitglieder und Liquidatoren einer Klörper- 
ihaft in bejtimmten Fällen (vgl. SS 47—56 Entw.), bei unerlaubten 
Handlungen, an denen Mehrere betheiligt jind, endlich bei der Haf- 
tung des zur Aufficht verpflichteten Beamten neben der Haftung de3 
Beamten, welcher unter Aufficht ſteht. Die Regel ift alſo ſchon 
ſtark durchbrochen. 

Für das bürgerliche Recht in einem jo wichtigen Punkt einen 
von dem Handelsrecht verjchiedenen Grundjag aufzujtellen, ift ſchon 
jehr bedenklich, zumal diefe Verjchiedenheit bisher in Preußen nicht 
beitanden hat. Wird dur die Einführung der Formfreiheit in das 
bürgerliche Recht, die für das Gebiet des preußiichen Allgemeinen 
Landrechts bisher beitehende hauptjächlichite Verſchiedenheit des bürger— 
lichen Rechts und des Handelsrechts bejeitigt, jo wird dies ſicher 
als eine Wohlthat empfunden werden, weil dadurd) meiſtens die häufig 
jo jubtilen Unterfuchungen, ob ein Handelsgejchäft vorliege oder nicht, 
hinfällig werden. Diejelbe Wohlthat würde aud) den Rechtsgebieten, 
in denen das preußiiche Allgemeine Landreht nicht gilt, zu Theil, 
wenn man ic entichließen könnte, hier eine für dieſe Gebiete 
bejtehende wejentliche VBerjchtedenheit beider Nechte zu bejeitigen. Es 
entipricht einer natürlichen Fortentwicklung, wenn das neue Neichsrecht 
jich dem bereitS bejtehenden Reichsrecht anſchließt, welches ſich feiner 
Zeit aus dem preußiichen Allgemeinen Landrecht entwicelt, alſo nicht 
jeine Wurzeln in ſpezifiſch handelsrechtlihen Aniıhauungen hat. Zu 
dieſem äußeren Grund treten aber auc innere. Es handelt fich hier 
nicht um die Einführung einer abſoluten Regel, wie bei der offenen 
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Handelsgejellichaft, bei welcher die ſolidariſche Haftpflicht der Geſell— 
ichafter durch Feine vertragsmäßige Abrede ausgejchlojfen werden darf 
(vgl. Art. 112 9. ©. B.), fondern um ein Dispofitiogejeg, welches 
in Ermangelung einer entgegenjtehenden Abrede eintreten joll. Treten 
nun mehrere Berfonen mit einem Dritten in Berbindung, jo wird 
diefer regelmäßig fein Bedenken tragen, jobald er nur den Einen oder 
den Andern von ihnen als jeines Bertrauend würdig und zahlungs- 
fähig kennt. Am wenigften wird dies der Fall fein, wenn er jteht, 
daß diefe Perfonen in einem näheren gegenfeitigen Berhältniß, 3. 3. 
in dem Verhältniß einer Gejellichaft zu einander, jtehen. Das An: 
jehen und das Geld des Einen deckt in jeinen Augen den Andern. 
Es wird daher regelmäßig bei Verträgen jeine Abjicht fein, ſich auf 
die Geichäfte mit Allen nur mit Rüdficht auf den Kredit einzulaſſen, 
deffen er den Einzelnen für mwerth hält. Dazu kommt, daß jeine 
Mitkontrahenten an den Unterhandlungen bei und vor Abjchluß der 
Rechtsgefchäfte niemals gleichen Antheil nehmen werden. Regelmäßig 
wird vielmehr ein Einzelner vorwiegend Wortführer oder Bertreter 
de Andern fein. Der Dritte hat daher nicht Gelegenheit, in gleichem 
Make alle feine Meitfontrahenten und deren Gefinnung fennen zu 
lernen. Würde man ihn nöthigen, erſt über Alle Auskunft einzuholen, 
jo würde die größeſte Schwerfälligkeit des Verkehrs die Folge jein. 
Giebt er jeinen Mitkontrahenten Geld oder Geldeswerth, jo Fann er 
nie ermeſſen, wie fie das, was er gegeben hat, unter fich vertheilen. 
Der Fall, daß es Allen gleihmäßig zukommt, wird jelten fein. Die 
Abjicht des Dritten, bei Stundung der Gegenleijtung oder Rückleiſtung, 
fann aber regelmäßig nur die fein, den Stredit dem zu gewähren, 
welchem jeine Leiltung und mit diejer das natürlichjte Mittel zu 
feiner Befriedigung zugeflojfen ift. Sieht man von den auf Austaufc 
von Reiftungen beruhenden Verträgen ab, jo beweilt obige Ueberſicht, 
daß ſchon der Entwurf bei den meiften übrigen Gefchäften die Soli: 
darität jelbjt annimmt. Bei jeiner Negel der Antheilshaftung bleibt 
der Entwurf dagegen — abgejehen von der Gejellichaftt — bezüglid) 
des Rechtsverhältniſſes mehrerer Beauftragten (Bevollmächtigten, 
Geſchäftsführer?,), Verwalter, vgl. Motive II. ©. 536), ſtehen, 
obwohl hier jelbjft das gemeine echt, das ſöächſiſche Geſetzbuch 
und das jchweizer Bundesgejeg Solidarität annehmen. Es bedarf 

21) Diejelben Grundſätze wendet der Entwurf auf das Verhältniß mehrerer 
geihäftsführenden Sejellichafter an, $ 639 Entw.; er verneint auch bier Solida— 
rität der Haftung. 
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faum der Ausführung, wie wenig gerechtfertigt hier gerade 
das Antheilprinzip ift, da jeder der Beauftragten den ganzen Um— 
fang des aufgetragenen Geſchäfts beherrichen und dafür auch die 
ganze Verantwortung tragen muß. Wird jomit als Abficht und 
Rechtsüberzeugung des Dritten, welder mit mehreren Perſonen 
kontrahirt, regelmäßig die jolidarishe Haftpflicht der Legteren ihm 
gegenüber zu vermuthen fein, jo tft e8 wohl gerechtfertigt, diejelbe 
Abſicht auch bei den DVerpflichteten zu vermuthen, jo lange fie 
nicht durch eine ausdrüdliche Erklärung ihre Berpflichtung ein- 
jchränfen. Da nad dem Grundjag des 8 337 Entwurfs, welcher 
durdaus zu billigen ift, die Gejammtjhuldner „unter ſich — 
joweit nit aus Geſetz oder Rechtsgeſchäft ein Anderes ſich 
ergiebt — als zu gleihen Antheilen verpflichtet gelten, und dem 
einzelnen Berpflichteten demgemäß ein Erſatzanſpruch an feine 
Genofjen bleibt, wenn er mehr als jeinen Antheil gezahlt hat, 
jo handelt e3 fich überhaupt nur um eine joliariihe Haftpflicht, 
vorbehaltlich des Erſatzanſpruchs. Wer jih mit Andern in ein ſolches 
Verhältniß einläßt, daß er mit ihnen einem Dritten gegenüber Ber: 
pflichtungen übernimmt, der muß fid) deſſen bewußt jein, daß er die 
Gefahr der nfolvenz oder des jchlehten Willens feiner Genojjen 
trägt, nicht der Dritte. 

Sieht man insbefondere auf die Rechtöverhältniffe zur ge— 
jammten Hand, fo ergiebt fi die Nothwendigkeit einer gejeglich zu 
vermuthenden folidarifchen Haftpflicht fchon deshalb, weil ohne eine 
ſolche es mit großen Schwierigkeiten verknüpft ift, die Vollſtreckung 
auh nur in die zum Gefammtgut gehörigen Objekte zu fichern. 
Formell würde freilih aucd bei Annahme einer nur antheiligen 
perjönlihen Haftpfliht der Theilhaber neben diefer die Haftung 
des Gejammtgut3 auf Grund eines gegen alle Theilhaber erlangten 
Vollitrefungstiteld (vgl. $ 1374 Entw.) bleiben. Aber die dazu ge- 
hörigen Gegenftände werden fich, äußerlich nicht von dem Privatver- 
mögen unterjcheidbar, bald bei diefem, bald bei jenem Genofjen befinden. 
Namentlich) wird dies bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
der Fall fein, welche überdies meiftens weder Bücher noch Inventarien 
beit, die über den Beſtand des Gefellfchaftsvermögens Aufſchluß 
geben und häufig befondere Räume für Gejellichaftszwede entbehrt. 
Außerdem können Gegenftände, die heute der Gefellfchaft gehören, 
morgen Cigenthun des einen und übermorgen de3 andern 
Genoſſen jein. Alfo ohne Solidarhaft würde auch die Haftung des 


1054 
Geſammtguts illuforifcd;) werden. Außerdem entipricht dem Grund— 
gedanken eines Nectsverhältnifies zur „gefammten Hand“ mehr eine 
jolidariihe Gejammthaft, wie auch der Entwurf im $ 321 Abi. 2 
durch die Identifizirung der Bezeichunng „jolidarijch” mit „zu un: 
getheilter Hand” anzuerkennen jcheint. 

Hiernad würde alſo auch für die paſſive Geite die Regel des $ 320 
Entwurf durd) die Megel der Haftung mehrerer Schuldner als Ge- 
ſammtſchuldner wenigjtens, joweit das Schuldverhältnig durch Rechts— 
geſchäfte begründet wird, zu erſetzen und dieſe Regel auch für die 
Geſellſchaft beizubehalten ſein. 

Es wird danach: 

a) 8 320 ganz zu ſtreichen, 

b in $ 321 der zweite Abſatz jo zu faſſen ſein: 

„Wenn ein Schuldverhältnig mehrerer Perſonen durch 
daſſelbe Nechtsgefchäft begründet wird, jo haften diejelben, 
jomweit nicht durch Gejet oder Abrede ein Anderes bejtimmt 
it, al3 Geſammtſchuldner.“ 

e) dem entiprechend auch der $ 642 Entwurf zu ändern jein. 

Ueber die Haftung der Miterben für Nachlaßforderungen 
würde bejondere gejetliche Beitimmung zu treffen jein. Ihre Haftung 
aus Nechtsgejchäften, welche fie bei ungetheilter Erbſchaft bezüglich 
derjelben eingehen, würde unter die Regel (b) fallen. 

7. Aus dem angenommenen Grundjag ergeben fic) al8 Folgerungen 
von jelbjt jowohl für die Gejellichaft wie für die ungetheilte Erbſchaft: 

a) Unzuläſſigkeit der Bollftrefung in das Gejammtgut wegen 
Privatihulden eines Theilhabers, 

b) Unzuläjfigfeit einer Aufrehnung jolher Schulden gegen 
Forderungen der Gejellihaft beziehungsweiſe gegen Nachlaß: 
forderungen. Die VBollitredung wegen Privatichulden wird 
nur auf Dasjenige zu richten fein, was dem einzelnen Theil- 
haber bei der Auseinanderjegung zukommt oder (bei der 
Geſellſchaft) an Gewinnantheilen gebührt. Val. Art. 119—121 
9.838. 

Es wird aljo materiell dur die Annahme diefer Negeln ein 
Ablonderungsrecht des Gejammtguts-Gläubigers an dem Geſammtgut 
aud) außerhalb des Konkurfes anerkannt. Im Konkurſe iſt ein 
joldhes nad) $ 44 Reichskonkursordnung bereits reichsgeſetzlich geltendes 
Recht, indem hiernach im Konkurſe jedes Theilhabers den übrigen 
TIheilhabern wegen der auf das Gemeinschaftöverhältniß fic) gründen- 
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den Forderungen (worunter auch die Forderungen der Gemeinſchafts— 
gläubiger, nicht blos die perjünlichen Forderungen der Theilhaber felbit 
zu veritehen find, vgl. Sarwey Kommentar zu $ 44 cit.) ein Abfon- 
derungsredht an dem Geſammtgut eingeräumt wird. 

In der That ift ſchon dieſe reichögejegliche Vorſchrift mit der 
rein individualiftiichen Theorie des Entwurfs faum vereinbar, wogegen 
die hier gemachten Borjchläge fich als eine Fortbildung des beftehenden 
Reichsrechts ergeben. — Ein bejonderer Konkurs über das Gejammt- 
gut wie bei dem ungetheilten Nachlaß (88 202 ff. Konk. Ordn.) oder 
der offenen Handelögejellihaft (Art. 122 9. ©. B., 88 198 fi. 
Konf. Drdn.) wird dagegen bei der gewöhnlichen Gejellihaft nicht 
möglich jein, da hier die nothwendigen VBorausjegungen: Regiftrirung 
der betheiligten Perjonen, Bücher und Anventarien zum Nachweis 
des Gejellihaft3vermögeng, fehlen. 

S. Die Beltimmungen des bürgerlichen Rechts über Gejell- 
Ichaften werden feineswegs nur auf Gejellichaften von Nichtfaufleuten 
anzuwenden jein. Das Handelsgeſetzbuch Ichließt in Art. 10 Die 
Geltung feiner Borjchriften über Handelsgeſellſchaften bei Vereinigung 
von Kaufleuten niedern Grades (Höfer, Trödler, Haujirer u. |. w.) 
aus, ebenjo find diefe Borjchriften ausgejchlofjen, wenn ein Handels- 
gewerbe von einem der Gefellichafter auf eigenen Namen, aber auf 
gemeinjame Rechnung betrieben wird. Auch die VBorjchriften des 
Handelsgejetbuhs über Vereinigung zu einzelnen Geſchäften für 
gemeinfame Rechnung (Art. 266 ff.) find nicht erjchöpfend. 

Soweit aljo nicht allgemein handelsrechtlihe Regeln (z. B. 
Art. 279 ff. H. G. B.) in Frage kommen, gilt für diefe Verhältniſſe 
jubjidiär das bürgerliche Nedt. Es können daher die Bedürfnifje 
de3 Handelsverkehrs nicht ganz unberüdjichtigt bleiben. Dazu fommt, 
daß aucd der Berfehr unter Nichtfaufleuten jich immer mehr mobilifirt 
und immer mehr fih dem Verkehr unter Kaufleuten nähert. Wenn 
aljo in den vorjtehenden Borjchlägen die Gejellichaft des bürgerlichen 
Rechts in einer Weiſe gejtaltet wird, welche jih in manden Punkten 
der Konftruftion einer offenen Handelsgejellichaft nähert, jo ift dies 
auch aus diefem Grunde innerlich gerechtfertigt. Zwiſchen der offenen 
Handelsgejellihaft und der jo geftalteten Gejellichaft des bürgerlichen 
Rechts bleiben jedoch nod) Folgende hauptſächlichen Unterjchiede beftehen. 

a) Die Perjonifilation des Geſammtwillens in der regiftrirten 

Firma mit obligatorifcher Führung von Büchern, wodurd 
die Möglichkeit der vollfommenften Abjonderung des Gejell- 
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Ichaftsvermögens von dem Privatvermögen der Gejellichafter 
eines bejonderen Gerihtsftandes und bejonderer Prozejje für 
und gegen die Gejellichaft al3 jolche geichaffen wird, 

b) Unzuläfjigkeit de& Ausjchluffes der Golidarhaft der Ge- 
jellihafter (Art. 112 9. ©. B.), dagegen Milderung ihrer 
Haftpfliht durd) die Beſtimmung einer 5 jährigen Verjäh— 
rung (Art. 146 ff. 9. ©. B.). 

ce) Mithaft eines in eine beitehende Handelsgejellichaft eintreten- 
den Gejellichafterd für die vor jeinem Eintritt eingegangenen 
Verpflichtungen der Gejellihaft (Art. 113 9. ©. B.). 

d) Grundfägliche Annahme der Befugniß jedes Gejellichafters 
zur Vertretung der Gefellichaft, die nach außen nicht beichränft 
werden darf (Art. 116 9. ©. B.). 

e) Bejonderer Konkurs über das Gejellichaftsvermögen (Art. 122 
H. ©. B.). 

Es ergiebt ſich hieraus, daß die offene Handelsgeſellſchaft von 
der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts nach unſern Vorſchlägen ſich 
dem Weſen nach nicht mehr unterſcheidet, vielmehr nur als ein den 
Bedürfniſſen des großen Handelsverkehrs angepaßtes vollkommener 
ausgebildetes Inſtitut erſcheint. 

9. Die Konſtruktion eines geſetzlichen Erben-Pfandrechts 
bei der ungetheilten Erbſchaft, welche Coſack (vgl. oben) an 
Etelle der „gefammten Hand“ jegen will und in folgerehter Weiſe 
auch bei dev „Geſellſchaft“ als ein Pfandredt der Gejellichafter 
wegen ihrer aus dem Gejellichaftsverhältnig entipringenden Aniprüche 
zulafjen müßte, ift meiner Ansicht nach verfehlt. Das Abjonderungs- 
recht de8 $ 44 Neichskonfursordnung, an welches er anfnüpft, beruht 
auf den Gedanken einer Gejchloffenheit des betreffenden Geſammt— 
gut3, an welchem dem Einzelnen nur fein Antheil deducto aere alieno 
zuitehe, wie die Motive zur Stonfursordnung (Seite 1461) aus: 
führen. Das Pfandrecht foll nach Coſack an den Grundftüden 
nur jo lange bejtehen, als diejelben noch auf den Namen des Erb: 
lafjers eingetragen find, an beweglihen Sachen nur jo lange, als 
diejelben noch im Beſitz vder Mitbeſitz des Miterben find, welcher 
das Pfandrecht beaniprudt. Bon diefen Beichränfungen weiß die 
Konfursordnung nichts. Ueberdies wirft dies Pfandrecht, ſoweit es 
die Grundjtüde betrifft, die gefammte Grundbuchtheorie über den 
Haufen, da es ohne Eintragung und in unbeftimmter Höhe bejtehen 
joll. Much überjicht Coſack, daß jeder Erbe auf Grund eines 
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Teſtaments oder Erbſcheins fein Miteigentdum an dem Nachlaßgrund— 
ftüd eintragen und mit Hypotheken belaften könnte, da er ihn nur 
in der Befugniß zur Auflaffung bejchränfen will. Sollen aud) feine 
Hypotheken, nur mit Vorbehalt des gejeglichen Pfandrechts der Mit: 
erben gelten, jo wird der Glaube de3 Grundbuch vernichtet und foll 
er gezwungen fein, vor einer Belaftung das unbeftimmte Pfandrecht 
des Dritten eintragen zu lajfen, jo wird fein Eigentum illuforiich 
und die Hypotheken, die er eintragen läßt, werden genau jo werthlos 
wie die Hypotheken, deren Eintragung die preußiſche Praxis den Mit- 
erben auf ungetheilte Nachlaßgrundftüde geftattet (vgl. oben unter 4). 
Das Pfandrecht wird endlidy in Betreff des Mobiliarnachlafjes dem 
nicht bejigenden Meiterben, welchem gerade geholfen werden joll, 
verjagt. Erweiſt ji) jomit der Ausweg Coſack's al3 undurhführbar, 
jo dürften jeine Bedenken gegen die „gejammte Hand” durch die 
Reformworſchläge, welche hier verjucht find, jich größten Theils er- 
[edigen. 


IV. Sonſtiges aus dem Titel „Geſellſchaft“. 

Sieht man von der unter IIT. entwidelten faljchen Richtung der 
Grundlagen ab, jo verdient der Entwurf in feinen einzelnen Be— 
ftimmungen in dem Titel „Geſellſchaft“ durchweg Billigung. 

Der Entwurf beurtheilt das Berhältnig der gejchäftsführenden 
Gejellichafter nicht, wie das preußijche Allgem. Landrecht ($ 210 I. 17), 
(lediglich nad) den Regeln des ſtets widerredhtlihen Mandats, ſieht 
vielmehr mit dem Handelsgeſetzbuch (Art. 101 H. ©. 3.) ihre Stellung 
mit Recht al3 eine in obigem Gejellichaftsverhältniß ſelbſt begründete 
an, deren fie nicht beliebig enthoben werden fünnen, auf deren Aus: 
übung fie vielmehr ein Recht Haben und welche ihnen nur aus 
wichtigen Gründen duch Mehrheitsbejchlug genommen werden fann. 

Auch in den Beitimmungen über Auflöjfung und Kündigung der 
Geſellſchaft lehnt fich der Entwurf an das Handelsgefegbud an und 
erklärt ($ 657 Entw. Art. 123 Nr. 2 127 9. ©. 3.) namentlich) mit 
demjelben die Vereinbarung für zuläjlig, daß troß des Ausjcheidens 
eines Gejellichafters unter den übrigen Gejellichaftern die Geſellſchaft 
fortbeitehen jolle. Auch die Beftimmungen über die Abwidelung der 
Gejchäfte und die Auseinanderjegung (SS 655, 657, 658) ind, ſoweit 
dies bei der anderweitigen Grundlage möglich war, den Vorjchriften 
des Handelsgejeßbuchs über offene Handelsgejellichaften nachgebildet. 

Der mehrfad) erwähnte 8 659 läßt es endlich zu, bei Geſell— 
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ihaften zum Zweck der Beitreibung eines Erwerbsgeſchäfts die An 
wendbarkeit der für die offenen Handelsgejellichaften geltenden Vor— 
ihriften zu vereinbaren. Wird auch bei Annahme der hier (unter III.) 
gemachten Borjchläge von diefem Recht nicht ein fo großer Gebraud) 
gemacht werden, jo ijt doc nicht zu leugnen, daß die Beftimmung 
praktiſch nüglich werden fann. 

Der Entwurf hat dagegen eine bejondere Verjährung von An— 
Iprüchen gegen die Gejellichafter aus dem Gejellichaftsverhältnig nicht 
aufgenommen (vgl. $ 308 I. 17 A. L. R. Art. 146 ff. 9. ©. B.). 
Auch dies iſt zu billigen, da bei nicht eingetragenen Gejellichaften 
ein fejter und die Gläubiger bindender Zeitpunkt, von welchem ab 
die Verjährung eintreten joll, nicht gefunden werden kann. 

Zu erinnern findet jich nur nod) Folgendes: 

1. 8 633 Entw. verpflichtet den Gejellihafter nur zur Anwendung 
derjenigen Sorgfalt, welde er in eigener Angelegenheit an— 
zuwenden pflegt. Nach dem Borbild des $ 212 J. 17 A. L. R. 
dürfte hiervon dann aber eine Ausnahme zu machen fein, 
wenn ein Gejellichafter für die Führung von Geichäften der 
Sejellichaft — außer feinem Gewinnantheil — eine befondere 
Vergütung erhält. Es wird daher vorgefchlagen, ihn in 
diefem Fall, wie ein jonjtiger Verwalter fremder Angelegen- 
heiten, für jede Fahrläſſigkeit ($ 144 Abi. 1 Entmw.) haften 
zu laſſen. 

2. 8 639 Entw. bejtimmt, daß auf das Rechtsverhältniß der 
geihäftsführenden Gejellichafter gewiſſe Vorfchriften, welche 
für den „Auftrag” (SS 585 ff.) gelten, anmendbar jeien. 
Dies iſt aber nur richtig, joweit aus den vorhergehenden 
Paragraphen ſich nicht etwas Abweichendes ergiebt. 8 639 
eitirt aber von diefen nur den $ 633. Daduch können 
Mißdeutungen entitehen. Insbeſondere ergiebt fih aus 
s 630 Entw., dat fein gejchäftsführender Gefellichafter feine 
Sorten zur Erjtattung von Vorſchüſſen über den Betrag 
ihrer vertragsmäßigen Einlage heranziehen darf. Es muß 
daher generell heißen: daß „im Uebrigen“ die betreffenden 
Paragraphen, unter denen $ 585 entbehrlich ift, Anwendung 
finden, 

V. Reſultat. 

Ziehen wir aus den vorſtehenden Erörterungen das Reſultat, 

ſo ergiebt ſih außer den oben zu III. beſprochenen Aenderungen 
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der generellen Borjchriften der $$ 320, 339 Entw. und der Streihung 
des $ 773 Entw., welcher die jubjidtäre Geltung der Vorſchriften 
über „Gemeinjchaft” ausjpricht, etwa folgende Faſſung des Titels 
„Geſellſchaft“: 


Dreizehnter Titel. 


Geſellſchaft. 
$ 629 wie im Entwurf. 
$ 630 wie im Entwurf, jedod) folgt Abſatz 4: 
der Anjprucd auf Leitung dieſer Beiträge und alle 
jonjtigen aus dem Gejellichaftsvertrag gegen die 
Sejellichafter fi ergebenden Anjprüde gehören zum 
Gejellihaftsvermögen. 

$ 631. Abſatz 1 wie im Entwurf. 

Abjag 2. Wenn Geld oder andere vertretbare Sachen 
oder wenn unverbrauchbare oder unvertretbare Sachen nad) 
einer Schäßung, die nicht blos zum Zweck der Gewinnver- 
theilung erfolgt, in die Gejellichaft eingebracht werden, jo 
werden dieje Gegenjtände Eigentum der GSejellichaft. 

$ 631a. In das Gejellihaftsvermögen fällt aud 
der Erwerb aus der ‚Führung der Gejchäfte der Gejellichaft. 

$ 631b. Das Gejellihaftsvermögen gehört den 
Gejellichaftern gemeinjchaftlid. Die darunter fallenden 
Gegenftände und Saden ftehen ihnen aber nicht nad) Brud)- 
theilen zu. Der einzelne Gejellichafter fann nur über das 
verfügen, was er nad) dem Gejellichaftsvertrag während der 
Dauer der Gejellichaft zu fordern berechtigt iſt ($ 646) und 
wa3 ihm bei der Auseinanderjegung zukommt. 

$ 633 wie im Entwurf al3 Abjag 1, folgt als Abiag 2: 

Bezieht er aber für die Führung von Geſchäften 
der Gejellichaft — außer jeinem Gemwinnantheil — 
eine bejondere Vergütung, jo haftet er für jede 
Fahrläſſigkeit. 

$ 634. Die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft, welche 
auch die Berwaltung des Gejellichaftsvermögens einjchliekt, 
fteht, fall3 der Gefellihaftsvertrag nicht3 anderes bejtimmt, 
den Gejellichaftern dergeftalt gemeinschaftlich zu, daß für jedes 
Geſchäft die Zujtimmung aller Gejellichafter erforderlich ift, 
und fie nur gemeinfchaftlid; zur Führung von Redtsitreitig- 
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feiten bezüglich des Geſellſchaftsvermögens berechtigt find. 
Jedoch Eönnen zum Gejellichaftsvermögen gehörige, gegen 
einen der Geſellſchafter zuftehenden Ansprüche für die Geſell— 
ihaft von den übrigen Gefellichaftern gemeinfchaftlich geltend 
gemacht, nicht aber an Dritte übertragen werden. 

Sind einzelne Gejellidafter durch Abweſenheit oder 
Strankheit zu der Bornahme von Nechtsgejichäften oder 
Führung von Redtsftreitigkeiten, welche ji auf das Geſammt— 
vermögen beziehen, außer Stande, jo jind die übrigen zur 
Bornahme jolher Rechtsgeſchäfte oder Führung foldher Necht3- 
jtreitigfeiten im Namen der ſämmtlichen Gefellichafter be- 
rechtigt, jofern Gefahr im Berzuge ift. Sie find jedoch 
auch in dieſem Fall nicht befugt, Sachen und Gelder für die 
Gejellihaft in Empfang zu nehmen, fjondern nur deren 
Hinterlegung zu verlangen. 

Jeder Gejellichafter ijt gegenüber den andern verpflichtet, 
zu einer Maßregel mitzuwirken, welche behuf3 ordnungs— 
mäßiger Gejchäftsführung nothwendig ift. 

s 635 bis 638 wie tm Entwurf. 

$ 639. Auf die Rechte und Pflichten der im Gejellichafts- 
vertrag zur Geichäftsführung berufenen Gejellidafter finden 
im Uebrigen die VBorjchriften der 88 588 bis 596 entjprechende 
Anwendung. 

ss 640 und 641 find zu ftreichen. 

$ 642, Aus den von den gejchäftsführenden Gejellichaftern, 
ſei es in Perjon, jet es durch Bertreter, mit einem Dritten 
für die Geſellſchaft geichloffenen Nechtsgefchäften, wird nur 
diefe berechtigt ($S 63la). Eine Aufrechnung von Gegen- 
forderungen, welche dem Dritten gegen einen Gejellichafter 
zuftehen, findet nicht Statt. Die Gejellichafter werden aus 
diejen Nechtsgejchäften dem Dritten gegenüber als Geſammt— 
Schuldner verpflichtet. Auf Grund eines gegen die geſchäfts— 
führenden Gejellichafter ($ 634) erlangten Schuldtitels tft 
wegen vdiejer Berbindlichkeiten auch die Vollſtreckung in das 
Gejellihaftspermögen zuläſſig. Dagegen iſt wegen anderer 
Schulden der einzelnen Gejellfihafter (Privatſchulden) die Boll: 
jtrefung in dies Vermögen nur inſoweit zuläflig, als fie 
darüber zu verfügen berechtigt find (S 631). 

$ 643 wie im Entwurf. 
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ss 644 und 645 find zu jtreichen. 

ss 646 und 647 wie im Entwurf. 

$ 648 wie im Entwurf, jedoch ift nach den Worten „nad 
dem Gejellichaftsvertrag” einzujchieben „oder geſetzlich“ 
(SS 634, 638), 

ss 649-654 wie im Entwurf. 

$ 655. Bis zur erfolgten Auseinanderjegung bleiben die 
Geſellſchafter auch nach Auflöjung der Gejellihaft nad) Maß— 
gabe des Gelellichaftsvertrages injoweit berechtigt und ver- 
pflichtet, al$ eS der Zwed der Auseinanderjegung erfordert. 
Die einem Gejellfchafter im Gejellichaftsvertrag ertheilte 
Befugniß zur Gejchäftsführung erliſcht jedoch, jofern nicht 
aus dem Gejelljchaftsvertrage ein anderer Wille erhellt, mit 
dem Zeitpunkt der Auflöjfung. Bon diefem Zeitpunkt an 
erfolgt die Liquidation und zwar durch die gejetlich ($ 634) 
zur Gejhäftsführung berufenen Geſellſchafter. 

Auf Antrag eines Gejellihafters Fann jedoch aus wichtigen 
Gründen die Ernennung von Liquidatoren durch das Amts— 
gericht de3 Drt3, von welchen aus die Gejelljchaft ihre 
Geſchäfte führt, erfolgen. Führt die Gejellichaft ihre Gejchäfte 
von verjchtedenen Orten aus, welche in verichtedenen Gericht3- 
bezirfen liegen, jo erfolgt die Bejtimmung des zuftändigen 
Amtsgerichts durd) das für alle diefe Bezirke zuftändige 
höhere Geridt. 

Die Liquidatoren haben die laufenden Gejchäfte zu be— 
endigen, die Verpflichtungen der aufgelöjten Geſellſchaft zu 
erfüllen, die Forderungen derjelben einzuziehen, die zum 
Gejellihaftsvermögen gehörenden Sachen, joweit dies er: 
forderlih wird, in Geld umzujegen und die Auseinander: 
jegung unter den Gejfellichaftern zu bewirfen. Grundſtücke 
dürfen ohne Zuftimmung aller Gejellichafter nur öffentlid) 
verjteigert werden. 

Einjtimmige Anordnungen der Gejelljchafter müſſen auch 
die von dem Gericht bejtellten Liquidatoren befolgen. Die: 
jelben können auf Beichluß ſämmtlicher Gejellichafter und 
aus wichtigen Gründen auf einfeitigen Antrag von dem 
Gericht (Ab). 2) abberufen werden. 

$ 656 Abſatz 1 wie im Entwurf, jedoch fallen die Worte 
„mac Auflöſung der Gejellichaft” in Zeile 1 fort. 
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Abjag 2. Aus dem zur Zeit der Auseinanderjegung 
vorhandenen Gejellichaftsvermögen find zunächſt die gemein: 
ſchaftlichen Schulden (Gejellichaftsjchulden) und demnächft die 
Koften der Liquidation zu berichtigen. Reicht das Gejell- 
Ihaftsvermögen zur Berichtigung derjelben nicht hin, jo haben 
alle Gejellichafter u. j. w. wie im Entwurf. 

Abſatz 3 wie im Entwurf, jedoch iſt in Zeile 1 hinzuzu— 
fügen „und der Koſten der Liquidation”, Zeile 2 und Zeile 9 
jtatt „gemeinjchaftlihen Gegenftände” zu ſetzen: „Geſell— 
ſchaftsvermögen.“ 

Abſatz 4 fällt fort. 

Abſatz 5 wie im Entwurf, jedoch iſt ſtatt „vierten“ zu 
ſetzen „dritten“. 

$ 658 wie im Entwurf, jedoch iſt im Abſatz 4 anſtatt 
„den gemeinſchaftlichen Gegenſtänden“ zu ſetzen „dem Geſell— 
ſchaftsvermögen“. 

$ 659 wie im Entwurf. 


Bud IT Abſchnitt 3 und 9 Titel I umd II des 
Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutſche Reich. 


Bon Rechtsanwalt C. Davidſohn in Offenbach a. M. 


Meiner Begutachtung der oben bezeichneten Abſchnitte des Ent— 
wurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das deutſche Reich einige 
allgemeine Bemerkungen vorausſchickend, muß ich zur Klarſtellung 
meines Standpunktes und meiner Auffaſſung des vorliegenden Entwurfs 
im Ganzen vor Allem erklären, daß ich denſelben nicht für ſo mangelhaft 
anſehen kann, wie er von vielen Seiten (beſonders von Theoretikern) 
hingeſtellt wird, daß ich denſelben vielmehr für eine brauchbare und 
überaus ſorgfältige Bearbeitung der darin aufgenommenen privat— 
rechtlichen Rechtsnormen und jomit auch für eine geeignete Grundlage 
einer reichsgeſetzlichen Codifieirung des in Deutjchland geltenden 
bürgerlichen Rechts halte, namentlich was die von mir jpeziell ge- 
prüften obigen Abjchnitte anbelangt. 

sch unterlaffe es, manche Fragen von mehr allgemeiner Natur 
in den Kreis meiner Betradhtungen zu ziehen, 3. B. ob die Wort- 
fafjung der einzelnen Gejegesbejtimmungen überall eine zutreffende, 
klare und verjtändliche ift (beiläufig bemerkt, habe ich in diejer Be- 
ztehung feine erheblichen Mängel gefunden), ob das von der Kom— 
million bei der Aufitellung des Entwurfs, d. h. dem Aufbau der 
einzelnen Rechtsnormen befolgte Syitem, die techniichen Benennungen, 
Begriffsbejtimmungen ꝛc. nad allen Seiten hin verſtändlich und zu— 
treffend und befonders auch den Bedürfnifjen des rechtsſuchenden 
Publikums angemejjen find, ob, was den legten Punkt betrifft, der 

XII. 713 
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Entwurf nicht etwa zu jehr einer wünjchenswerthen Volksthümlichkeit 
ermangelt. 

Letzteren Borwurf, der dem Entwurf vieljeitig gemacht wird, kann 
ich indeffen von meinem Standpunkte, nämlich dem eines praftiichen 
Auriften aus am wenigſten für gerechtfertigt anerkennen. Die Sprade 
des Entwurfs ift allgemein verjtändlich und auch für Laten meist faßlich, 
jomweit dies überhaupt nad) deren durch den Stoff begrenzten Begriffs: 
vermögen möglich ift. Dem Erforderniß der Volksthümlichkeit wird 
übrigens meines Erachtens heutzutage eine zu weit gehende Bedeutung 
und zu viel Spielraum eingeräumt in dem Sinne, daß alle Wiljen- 
Ihaft nur noch volksthümlich, d. h. in dem allgemeinen Berftändniß 
zugänglicher Weiſe behandelt werden dürfe, ein deal, welches ganz 
bejonders in Anſehung der Rechtswiſſenſchaft ſchwer zu erreichen 
jein dürfte. 

Ein derartiges Gejeg feiner ganzen Konftruktion und Wort: 
fafjung nad) auch dem Latenpublitum durchweg klar und verjtändlid) 
herzuſtellen, kann ſomit nicht die Aufgabe de3 Gefeßgebers fein und 
wird er daher wohl den Borwurf, ein nicht ganz volksthümliches 
Werk gejchaffen zu haben, über ſich ergehen lajjen müfjen, da dieſem 
vermeintlihen Mangel nun einmal doch nicht volljtändig abzuhelfen ift. 

Auch auf die vielfach ſehr abfälligen Beurtheilungen des Entwurfs 
vom theoretiihen Standpunkte aus, die vielleicht in manchen Stüden 
auf ein Uebermaß von deutjcher Gründlichkeit oder auch Rechthaberei ꝛc. 
zurüdgeführt werden können, habe ich hier um jo weniger Ber: 
anlaffung Rüdficht zu nehmen, al3 ich die von mir zu begutachtenden 
Abjchnitte des Entwurfs vornehmlich vom Standpunkte des Prak— 
tikers aus betrachten und würdigen werde gemäß der mir für diefe 
Arbeit ertheilten Direktive. ine bejondere Erörterung der ver: 
ſchiedenen theoretiſchen Streitfragen, die in dem Entwurfe einmal 
(einerlei ob richtig oder nicht) ihre Löſung gefunden haben, erjcheint 
daher auch nicht geboten und kann auch um destwillen davon Abjtand 
genommen werden, weil es nad) dent zutreffenden Urtheil eines hervor: 
vagenden NechtSlehrers, der im Webrigen den Entwurf einer jehr 
Icharfen Kritif unterworfen hat, „Hauptſache ift und bleibt, daß wir 
zu einem einigen Recht und daß wir raſch dazu gelangen, wenn aud) 
am Entwurf vieles getadelt worden und mandes mißrathen jein mag 
und daß wir troß aller Meinungsverjchiedenheiten wünſchen und 
jtreben müfjen, daß er eingeführt werde, Jobald wie möglich und 
darum auch verändert jo wenig wie möglich.” 


— 


(Vgl. Becker und Fiſcher, Beiträge zur Erläuterung und 
Beurtheilung des Entwurfs zum bürgerlihen Geſetzbuch 
f. d. d. 9. Heft 2. pag. 75. ff.) 

In Befolgung diejes beherzigenswerthen oberiten Grundjages für 
die Beurtheilung des Entwurfs, den Brofeffor Beder aufgeftellt hat und 
der für richtig anerkannt werden muß, werde ich mich bei der nad): 
folgenden Würdigung der von mir ausgewählten Abjchnitte des Entwurfs 
möglichjt bejchränfen, mic hierbei nur von meinen praftiichen Er- 
fahrungen leiten lajfen und aud) nur nad) meiner Auffaffung erheb- 
liche und einer Yenderung bedürftige Bejtimmungen herausgreifen. 

Meine desfallfigen Beanftandungen betreffen theils nur die 
formelle theil3 auch die materielle Seite der Sache, vorzugsweiſe die 
erjtere und habe ich in diefer Beziehung zunächit gegen die, die Ein: 
richtung und Führung des Grundbuchs betreffenden Vorſchriften des 
Entwurf3 Bedenken zu äußern. Der Entwurf jelbjt enthält zwar 
feine bejonderen pojitiven Bejtimmungen hierüber, aber es werden 
darin bejtimmte Einrichtungen als don vorhanden vorausgejekt, die 
erjt noch in der Grundbuchordnung getroffen werden jollen und diejer 
vorbehalten worden jind. Wegen diejes innern und äußern Zus 
jammenhangs und da die bezüglichen materiell rechtlichen Be: 
ſtimmungen de3 Entwurfs auch von den formellen Einrichtungen der 
Grundbuchordnung beeinflußt werden, halte ich es für angezeigt, die 
Mängel diejer Einrichtungen hier zu bejprechen, zumal fie von be= 
ſonderer praftiiher Bedeutung find. 

Dbwohl der Entiwurf zu einer Grundbuchordnung nod nicht 
vorliegt, mir wenigitens noc nicht befannt ift, fo ift nach dem In— 
halt des Entwurfs des bürgerlichen Gefeßbuches und der dazugehörigen 
Motive doch als feititehend zu betradjten, daß die Kommiſſion bet der 
Annahme des Grundbuchſyſtems davon ausgegangen ift, daß alle 
dinglihen Rechte an einem Grundſtück ſowie alle Rechtsänderungen 
in Bezug auf dafjelbe ohne Ausnahme in das Grundbuc eingetragen 
werden müſſen, daß mit Bejeitigung der in vielen Staaten einge: 
führten Pfand» oder Hypothefenbücher 2c. nur ein einziges Grund: 
bud) geführt werden joll, in das die ein beſtimmtes Grundftüd be- 
treffenden Nechtöverhältniffe ſämmtlich eingetragen werden jollen, alfo 
nicht blos die ein Grundſtück feiner ganzen Subſtanz nad er- 
greifenden Eigenthumsrechte ſondern auch alle jogenannten begrenzten 
Rechte an Grundſtücken als: Hypotheken, Grundſchulden, Grunddienit- 
barfeiten, Erbbaurechte, Reallaſten 2c. 

78* 
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Die Durchführung des Grundbuchsſyſtems für alle dinglichen 
Rechte an Grunpdftüden unter Zugrundelegung des Publizitäts- und 
Spezialität3-Prinzips in dem Entwurf kann nur durchaus gebilligt 
werden und iſt meines Erachtens einer der Hauptvorzüge dejjelben. 
Denn es ift Hierdurch für die Sicherheit des Immobilienverkehrs und 
des Realkredits die denkbar beite Grundlage geichaffen. 

Sehr fraglich jcheint e8 mir aber bei näherer Betradhtung zu 
jein, ob die Ausgeftaltung diejes jehr ziwedentiprechenden und gewiß 
auch unentbehrlichen Grundbuchſyſtems und was damit zufammenhängt, 
im Einzelnen d. 5. in Bezug auf die davon betroffenen, verjchieden- 
artigen dinglihen Rechte überall ſachgemäß und den Anforderungen 
der Sicherheit, Billigkeit und Leichtigkeit de Verkehrs genügend ing 
Werk gejett worden it, jo daß ſie in den angegebenen Richtungen 
feinen Anlaß zu Bedenken giebt. Diefe Frage kann ich nach meinen 
Erfahrungen auf dem Gebiete des Grundbuchs- und Hypothekenweſens, 
wie jolches fich in vielen Ländern Deutjchlands, insbejondere auch im 
Sroßherzogthum Heſſen hiſtoriſch entwidelt hat (in den Motiven 
finden ſich ausführliche Nachwerje hierüber), nicht bejahen, bin vielmehr 
zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Art und Weije, wie der Entwurf 
das Grundbuchweſen geordnet hat, reſp. geordnet willen will, nicht 
zwedentiprechend ift und in manchen Gebieten 3. B ım Großherzog: 
thum Heſſen und in einigen anderen Ländern mit ähnlichen Einrich- 
tungen nicht wohl oder doch nur mit großen Schwierigkeiten und 
Koften ausführbar fein würde. Die zur Zeit in Helfen beſtehenden 
Einrihtungen, die auch auf dem Grundbuchſyſtem bajıren, und die 
die Errichtung und Fortführung der Grundbücer, die Ingroſſation 
des Grumdeigenthums, das Hypothekenweſen, die Führung der Hypo— 
thefenbücher zum Gegenjtande haben, darf ich wohl (ohne lokal— 
patriotifche VBoreingenommenheit) im Wejentlihen als muftergültig und 
in der Prarıs bewährt bezeichnen, abgejehen davon, daß das hierbei 
einzuhaltende Verfahren ſich al3 etwas zu umſtändlich und weitläufig 
erwiejen hat umd im dieſer Beziehung aud) veformbedürftig wäre. 
Die entjprechenden Einrichtungen im Sinne des Entwurfs weifen 
wohl in Anjehung des Berfahrens einen wejentlichen Fortfchritt auf, 
indem ſolches hiernach einfacher und einheitlicher geitaltet und in die 
Hand einer Behörde (des Grundbucysamtes) gelegt werden foll; aber 
diefe Bereinfachung und Stonzentrirung geht meines Erachtens injofern 
zu weit, als das Grundbuchamt über alle den Immobilienverkehr 
betreffenden Geſchäfte und Rechtsakte nur ein Buch, das die Be- 
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zeichnung „Grundbuch“ erhält, führen ſoll, in weldes alle die Be- 
gründung, Uebertragung oder Belajtung eines dinglichen Rechtes an 
einem Grundſtück bezweckenden Rechtsgeſchäfte u. ſ. w. eingetragen 
werden müſſen, alſo neben dem Eigenthumswechſel auch alle privat- 
rechtlichen Belaftungen jeder Art der in dem Grundbuch verzeichneten 
ſelbſtſtändigen Grunditüde und zwar ihrem wejentlichen Inhalte nad). 
In diefem Punkte unterjcheidet ſich nun das in Heffen zur Zeit 
geltende Grundbuchs- und Pfandrecht weſentlich von dem Entwurfe, 
indem nad) jenem nicht alle nmobiliengejchäfte nur in ein Bud) 
eingetragen, jondern hierüber zwei verjchiedene Bücher, getrennt von 
einander, geführt werden, nämlich: das Grundbuch, in dem nur der 
Beſitz- rejp. Eigenthumswechſel bezüglich der darin in topographiicher 
Folge verzeichneten Grundftüde gewahrt wird, und das Hypo— 
thefenbudh, in das nur alle Pfandrechte an Grundftüden einge: 
Ichrieben werden. Das Grundbudh, eine Kopie des Steuerfatafters 
oder Flurbuchs, enthält ein topographiiches Verzeichniß ſämmtlicher, 
in der betreffenden Gemarkung belegenen Grundjtüde, mit Beifügung 
der jeweiligen Eigenthümer und hinreichendem Raume, um bei jeder 
einzelnen Parzelle jpätere Eigenthumsübertragungen ꝛc. nod) ein: 
jchreiben zu Eünnen. Das Hypothefenbud wird dagegen in chrono- 
logiicher Ordnung für jede einzelne Gemarfung gejondert geführt, 
ed enthält die Einträge aller Hypotheken (der freiwilligen wie der 
Zwangs- Hypotheken) in der Reihenfolge, wie fie zur Anmeldung 
fommen, nad) ihrem wejentlichen Inhalte mit Angabe des Kapital: 
betrages und Zinsfußes, de3 Rechtsgrundes, Datum der Errichtung, 
Namen des Gläubiger und Schuldners, ſpezielle Bezeichnung reſp. 
Beichreibung aller hiernady verpfändeten Grundftüde nah Flur, 
Nummer und Flächengehalt 2c., wie ſolche ım Grundbuche eingezeichnet 
find, nebjt dem nöthigen freibleibenden Raum für jpätere Necht3- 
änderungen. 

Diejes heſſiſche Syitem, einer, wenn man es jo ausdrüden darf, 
doppelten Buchführung, verdient den Borzug vor dem Syſtem der 
einfachen Buchführung des Entwurfs; denn es it in der Praris 
wenigitens in Ländern, wo, wie 3. B. in Hefjen, die Bodenzeriplit- 
terung und folgeweife die Zahl der einzelnen jelbititändigen Grund: 
ſtücke (Items) in den meisten Gemarkungen einen fehr großen Umfang 
angenommen hat, allein mit der erforderlichen Leichtigkeit und Sicher: 
heit zu handhaben und ohne Anftände durchführbar, wie ſich aus 
folgenden thatjächlichen Beobachtungen ergeben wird. 


—— 


Es iſt z. B. in Heſſen der Fall gar nicht ſelten, namentlich auf 
dem Lande, daß ein Kapital bedürftiger Grundbeſitzer genöthigt iſt, 
um die erforderliche hypothekariſche Sicherheit bieten zu können, bei 
dem oft geringen Werthe, den der Grund und Boden in manchen 
Gegenden hat, eine große Zahl von ſelbſtſtändigen Grundſtücken 
(Items) manchmal bis zu 50 und mehr zu verpfänden. In den 
meilten ländlichen Gemarkungen bilden jogar die jogenannten Storrcal- 
hypothefen die Negel, jo zwar, daß durchſchnittlich 20—30 einzelne 
Grundftüde für einen Sapitalpoiten verpfändet zu ſein pflegen, 
und daß e3 nur ausnahmsweiſe vorkommt, daß einzelne Grundftüde 
oder gejchloffene unter einer Nummer im Grundbuch eingetragene 
Güter verpfändet werden. 

Dieſe thatfächlichen Berhältniffe bringen es mit ſich, daß in der: 
jelben Weife wie freiwillige aud) Zwangshypothefen häufig auf eine 
arögere Zahl von Grundftüden eingetragen werden müfjen. 

Bei der oben dargeitellten Einrichtung der Grund» und Hypo— 
thefenbücher in Heſſen bietet nun die Eintragung ſolcher umfänglicher 
Korrealhypotheken Eeine bejonderen Schwierigkeiten, indem jo geartete 
Hypotheken mit ſämmtlichen darin verpfändeten Grundftüden in fort 
laufender Neihenfolge auf ein oder mehrere aufeinanderfolgende 
Blätter des Hypothekenbuchs eingetragen werden, jo daß bei diejem 
Verfahren der weſentliche Inhalt dev Hypothef nur einmal ein- 
zufchreiben war und insbejondere die darin verpfändeten Grundſtücke 
ohne Rückſicht auf ihre Stelle in dem topographiichen Güterverzeichniß 
nah Flur, Nummer und Fläheninhalt des Grundbuchs in einer 
Folge beizufegen waren. 

Diefe Hypothefenbucheinträge jtellen ſich zugleich als Abfchriften 
oder Auszüge des wejentlihen Inhalts der betreffenden Hypothek: 
urkunden (Schuld- und Pfandverſchreibungen, Obligationen, Hypo: 
thefenbriefe) dar und dienen gewiffermaßen als Duplifate derjelben, 
jo daß beide Urkunden wechjelfeitig bei einen etwa eintretenden 
Berlufte der einen oder anderen zu deren Erneuerung leicht benutzt 
werden können. 

Daneben werden die Grundbücher über den Eigenthumswechſel 
geführt und darin zugleich in befonderen Spalten bei jedem einzelnen 
Grundſtück auch auf die Einträge im Hypothefenbuche veriwiejen durd 
Bermerf von Band und Seite des zugehörigen Hypothekenbuchs, wo 
das betreffende Grundſtück als verpfändet erjcheint. Es iſt einleuch: 
tend, daß bei diefer Einrichtung auch aus dem Grundbuch jefort 
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[eicht eriehen werden fann, ob und inwieweit ein jedes Grundftüd 
mit Hypotheken ꝛc. belaftet ift, und kann ſomit auch bei diejem 
Syitem der doppelten Buchführung der Inhalt des Grundbuchs ein 
volljtändiges Bild der rechtlichen Beziehungen eines jeden Grundjtüds 
allen Sintereffenten darbieten. An Stelle der Berweifungen im 
Grundbuche würde fid) eventuell auch die Führung eines befonderen 
topographiichen Hypothekenregiſters empfehlen, das ſich auch ſchon 
bewährt hat. 

Dieſes Grundbuch- und Hypothekenbuchſyſtem hat ſich in Heſſen 
während eines Zeitraums von 30 Jahren in genügender Weiſe er— 
probt, keinen Anlaß zu erheblichen Bedenken gegeben und trägt 
daſſelbe auch dem Publizitätsprinzip ꝛc. vollſtändig Rechnung. 

Es iſt nun die Frage, wie ſich das Grundbuchſyſtem des Ent— 
wurfs mit dem von ihm vorgeſehenen Verfahren des Grundbuchamtes 
zu den erwähnten Korrealhypotheken, d. h. zu Hypotheken, die ſich 
auf eine größere Zahl von Grundſtücken erſtrecken ſollen, verhalten 
würde? In den unterſtellten Fällen müßten dann in dem be— 
treffenden Grundbuch (eventuell den verſchiedenen Bänden deſſelben) 
bei jedem einzelnen Grundſtück, d. h. auf dem betreffenden Folio 
deſſelben die einzuſchreibende Hypothek nach Maßgabe der bezüglichen 
Beſtimmungen des Entwurfs eingetragen und alſo dieſer Hypothek— 
eintrag 20 bis 30 Mal und möglicherweife noch öfter wörtlich 
wiederholt werden. Durch folche vielfältigen Wiederholungen ein und 
defjelben Eintrags, zumal wenn ſie häufiger vorfommen, würde aber 
augenscheinlich die den Grundbuchämtern dadurch aufgebürdete Arbeit 
jo umfänglic und zeitraubend werden, daß eine für den Verkehr jehr 
jtörende Schwerfälligfeit und Langjamkeit die unausbleibliche Folge 
jein müßte. Zieht man hierbei auch noch) die Beichaffenheit der Grund: 
bücher jelbjt, wie fie vorausfichtlicd, bei vielen Gemarfungen ſich ergeben 
wird, in Betracht, jo treten die angedeuteten formellen Schwierigkeiten 
und Bedenken noc mehr ins Licht. Die meiften Gemarkungen, fowohl 
die ländlichen wie die ftädtiichen, wenigitens in Mittel- und Süd— 
deutſchland, jegen fic) aus einer jehr großen Zahl von felbftftändigen 
Grundftüden verichiedener Art zufammen, die auf legaler Parzellen- 
vermefjung bafirenden Steuerfatafter und Grundbücher enthalten nicht 
jelten bi8 zu 5000 und ſogar bis zu 10 000 einzelne Nummern oder 
Items, deren jedes ein jelbititändiges Grundftüd daritellt, und füllen 
in Folge deſſen bei Eintragung von nur fünf Nummern auf einer 
Seite des Grundbucds meiſt Schon mehrere Bände. Nach dem von 
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Normalbezirken im Großherzogtum Heſſen enthalten 3. B. 

a) in einem Bezirke — Gebirgsland mit weniger guter Boden: 
beichaffenheit — 10 verjchiedene Gemarfungen Grundſtücks— 
nummern tim Gejammtbetrage von 600 bis 4500 je nad) 
Lage und Größe und im Durchſchnitt jede Gemarkung ca. 
1500 Nummern, und 

b) in einem anderen Bezirk — Flachland mit bejjerer Boden: 
beichaffenheit — ebenfall8 10 verjchiedene Gemarfungen von 
1100 bis 9500 Grundftüfsnunmern und im Durchſchnitt 
ca. 5500 Nummern jede Gemarkung. 

Die Fälle, wo größere gejchloffene Güter nur unter einer 
Nummer im Grundbucd eingetragen find oder auch für jich eine 
jelbitjtändige Gemarkung bilden, jind bier ziemlich jelten. 

Wird nun in den in Gemäßheit des Entwurfs aufzujtellenden 
neuen Grundbüchern für jedes ſelbſtſtändige Grundftüd ein zweiſeitiges 
Folio vorgefehen, dann würden bei einer Zahl von 5000 Items im 
Durchſchnitt in einer Gemarkung die dazu gehörigen Grundjtüde 
etwa 20 und eventuell noch mehr Bände des betreffenden Grund: 
buchs füllen, abgejehen von den für Theilungsfälle noch erforderlichen 
befonderen Supplementbänden. Eine jolde Vergrößerung rejpeftive 
Bermehrung der Bändezahl dev Grundbüher muß aber der Natur 
der Sache nad) aud) die Gejchäftsführung dev Grundbuhämter mehr 
oder weniger beeinfluffen, Ddiejelbe namentlich bei Eintragungen 
von Korrealhypotheken größeren Umfangs nocd weiter erheblich 
erichweren und verlanglamen, fall3 es bei der vorgejehenen einfachen 
Buchführung verbleiben jollte. Dies tritt noch mehr hervor, wenn 
man dabei in's Auge fat, daß, was häufig der Fall ift, die in einer 
Hypothek verpfändeten mehreren Grundjtüde nicht in einer Flur oder 
Gewann unter fortlaufenden Stennziffern ſondern in verichiedenen 
Fluren oder Gewannen durd) die ganze Gemarkung zerjtreut liegen 
und folgeweife die in derartigen Fällen erforderlichen Einträge in 
verschiedenen, wenn nicht in allen Bänden des Grundbuchs erfolgen 
müßten. Selbſt bei aller Gewiſſenhaftigkeit und Sorgfalt kann aber 
ein Berjehen leichter unterlaufen, wenn dergeftalt der Hypothefeintrag 
jo oft auf den verſchiedenen Folios jedes einzelnen mitverpfändeten 
Grundſtücks wiederholt werden muß. Der Hypothekenverkehr würde 
daher bei dieſer Emrichtung der einfachen Buchführung auc nicht an 
Sicherheit gewinnen, 
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Man bedenke nur, wenn 20 oder 50 oder gar 100 Mal ein und 
derjelbe Eintrag zu machen iſt. Vielleiht könnte man in folchen 
Fällen diefen Mißſtand durd) einfache Verweiſungen auf den betreffenden 
Eintrag bei dem erjten Grundftüd befeitigen und auf dieje Weije die mit 
deſſen Wiederholungen verbundene Arbeit in etwas vermindern; allein 
dies halte ich nach der Abficht des Entwurfs und wegen der ſtrikten 
Durdführung des Publizitätsprinzips, die jonjt nicht möglich wäre, 
nicht für zuläflig, da hiernach das Folio eines jeden Grundftüds ein 
genaues Bild feiner Rechtsverhältniſſe geben joll. 

Diejelben Unzuträglichkeiten und Weitläufigfeiten würden ſich 
dann ſpäter auch bet jeder, die eingetragene Hypothek vder Grund: 
jchuld betreffenden Rechtsänderung in derjelben Weife wiederholen 
und im Berlaufe der Zeit den jo geführten Grundbücern wahr: 
icheinlic die erforderliche Klarheit und Weberfichtlichkeit rauben. 

Hierzu tritt noch ein weiterer unzweifelhafter Borzug, den dieſe 
doppelte Buchführung d. h. die Führung eines bejonderen Hypothefen- 
buch8 neben dem Grundbuche hat, deſſen ich fchon oben Erwähnung 
gethan. Die Einträge in das Hypothefenbuh find nad heſſiſchem 
Rechte genaue Auszüge (Abſchriften) des wejentlichen Inhaltes der 
den betreffenden Einträgen zu Grunde liegenden Hypothekurkunden 
und in Folge diejer Eigenschaft dazu dienlich, in Berluft gerathene 
Hppothefurfunden auf ihrer Grundlage in ganz zutreffender Weije 
wieder herzuitellen d. h. zu erneuern und ebenfo auch umgekehrt. 
Durch dieſes wechjelfeitige Verhältniß können Verlufte von Urkunden 
der einen oder anderen Art, ſeien ſolche zufällig oder abfichtlich her: 
beigeführt worden, auf einfache Weife bi zu einem gewijlen Grade 
für die Betheiligten unjchädlid gemacht werden. Ein Bedürfnik 
hierzu ift ſchon öfters hevvorgetreten und wird auch in Zukunft fich 
zeitweilig al3 unabweisbar ergeben. Daher man bei der vorliegenden 
Frage auch diefes Moment nicht außer Acht laſſen darf. 

Die erörterten Vorzüge des Syitems der doppelten Buchführung 
jowie die Gefahren, die meines Erachtens mit dem Syſtem der ein: 
fachen Buchführung des Entwurfs verbunden find, fallen noch beionders 
in Anjehung der von dem Entwurf als die normale Form der 
Hypothekbejtellung bezeichnete Buchhypothek, bei welder Fein 
Hypothekenbrief ertheilt werden darf, ins Gewicht und zeigen ſich an 
diefer von dem Entwurf als die regelmäßige Form der Hypothefen 
Eonftruirten ſogenannten Buchhypothek die Licht- und Schattenfeiten 
der verichiedenen, bisher beſprochenen Buchſyſteme am deutlichſten. 
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Bei dieſer Frage treten ſomit die Mängel, welche dem Inſtitut der 
Buchhypothek, als ſolcher anhaften, beſonders hervor. Die Vor— 
züge des von mir empfohlenen Syſtems der doppelten Buchführung 
an Stelle des von dem Entwurf in Ausſicht genommenen ſind, kurz 
zuſammengefaßt, folgende: 

1. daß der Eintrag der Hypotheken beſonders der Korreal— 
hypotheken ſehr viel weniger Arbeit und Zeit erfordert, ſomit 
das Verfahren bei den Grundbuchämtern vereinfacht wird, 

2. daß das Grundbud nicht mit zu vielen Einträgen überladen 
wird und nicht jo leicht die erforderliche Klarheit und Ueber: 
ſichtlichkeit verliert, 

3. daß fehlerhafte Einträge bei Hypotheken weniger zu befürchten 
find und in Folge deffen der Hypothekenverkehr an Sicherheit 
gewinnt, und 

4. daß eine eventuelle Erneuerung des Grundbuchs oder einer 
Hypothekurkunde mit weniger Schwierigkeiten bewerkſtelligt 
werden kann. 

Die Erwägung dieſer unbeſtreitbaren Vortheile möchten dahin 
führen, das von dem Entwurf vorgeſehene Grundbuchſyſtem d. h. die 
formelle Einrichtung deſſelben ſowie das Verfahren der Grundbuch— 
ämter hiernach etwa dahin zu modifiziren, daß neben dem Grundbuch 
als Hauptbuch, in das alle Rechtsverhältniſſe der darin enthaltenen 
Grundſtücke, die Hypotheken jedoch nur mittelſt zweckentſprechender 
Verweiſungen einzutragen wären, noch ein beſonderes Hypothekenbuch 
als Neben: oder Hülfsbuch geführt würde, das als Beſtandtheil des 
Grundbuchs in gleicher Weile wie diefes Öffentlichen Glauben genießen, 
überhaupt denfelben vechtlichen Charakter haben müßte. 

Nah den Motiven tft eine eventuelle Abänderung beziehungs: 
weile Modifikation des Grundbuchſyſtems des Entwurfs für die 
Grundbuchordnung vorbehalten, bei deren Feſtſtellung jich ergeben 
werde, ob diefe Einrichtung in dem Sinne beibehalten werden Eann, 
daß das Hypothekenbuch al3 Theil des Grundbuchs fortgeführt wird. 
(Bergl. Motive Bd. III. pag. 21.) Die Annahme der vorgejchlagenen 
Aenderungen des Grundbuchſyſtems, die fich in der Praxis ſicherlich 
wie auch bisher ſchon bewähren werden, dürfte im Hinblid hierauf 
umjoweniger einem Bedenken unterliegen. 

Bei Beiprehung der verichiedenen Syiteme, die hinfichtlich der 
Einrichtung und Führung der Grund- und Hypothekenbücher in den 
verjcjiedenen deutjchen Staaten befolgt werden, findet jih in den 


1073 


Motiven des Entwurfs (vgl. Bd. III. ©. 19 und 20) in Bezug auf 
das Grundbuchſyſtem des Großherzogthums Helen, wie mir jcheint, 
infofern eine irrtbümliche Meinung, als davon gejagt wird: „es jei 
dort bei dem Uebergang zu dieſem Syſteme der Schwerpunft defjelben 
in die Ausmittelung und Beurkundung der Bodenparzellen gelegt 
worden,” indem im Gegenfage hierzu von dem Königreich Sachſen 
bemerkt wird, „daß es dort gelungen jei, unter zivedmäßiger Ber: 
werthung der Ergebnifje der Landesvermefjung die beiden Seiten 
des Grundbuchſyſtems auf deren natürliche Zuſammengehörigkeit zu: 
rüdzuführen und jo ein einheitliches Grund» und Hypothekenbuch 
herzustellen, welches die Erfennbarkeit der Nechte auch in Anſehung 
des Gegenstandes derjelben gewährleijtet.” Dies it, was das 
heſſiſche Grundbuchſyſtem betrifft, nicht ganz zutreffend; denn dieſes 
legt Eeineswegs den Schwerpunkt blos auf die Ausmuittelung und 
Beurkundung der einzelnen Parzellen (Items) jondern genau ebenjo 
auch auf die Rechte (Eigenthum, Pfandrecht) an den gebuchten Grund: 
ſtücken, weiſt ſomit denfelben Borzug auf wie das ſächſiſche Grund: 
buchſyſtem (nämlich Gewährleiftung der Nechte auch in Anſehung des 
Gegenftandes derjelben und zwar im vollften Maße). Der Gegen: 
jaß, in den die Motive dieje beiden verichiedenen Syſteme zu einander 
bringen, ift in der That nicht vorhanden. 

Nach dem heſſiſchen Grundbuchſyſtem, das ebenfall8 auf den Re: 
jultaten dev Landesvermefjung beruht, find allerdings in erfter Linie 
und vorzugsweiſe die Eigenthumsverhältniffe berüdlichtigt worden, 
aber in jeiner urjprünglichen Gejtalt aud) die Hypotheken wenn aud) 
nur in ſummariſcher Weiſe durch Verweifung auf die dazu gehörigen 
und daneben geführten Hypothekenbücher. Die Annahme Ddiejes 
Syſtems der doppelten Buchführung, welches die Rechte an Grund: 
ftüden, Eigenthum, Pfandreht ꝛe. „auch in Anſehung des Gegen: 
ſtandes“ in zuverläfligiter Weife gewährleiftet, hatte gute Gründe, 
die ich oben dargelegt habe, für ſich und haben fich in Heffen wenigſtens 
befondere, erfennbare Nacıtheile defjelben für den Verkehr mit 
Immobilien nicht ergeben. 

Was in den Motiven (S. 20 a. a. D.) von Bedenken gegen 
diefes Syitem im Betracht der in manchen Gegenden weit vorge: 
jchrittenen Bodenzeriplitterung bemerkt wird, kann fich doch nur auf 
da3 Grundbuchſyſtem im allgemeinen, infoweit es die Buchung der 
einzelnen Parzellen unter Berüdjichtigung der Eigenthumsverhältniffe 
zum Öegenftande hat, beziehen, nicht auch auf das Pfandbuchſyſtem d. h. 


1074 


das Grundbuch in Verbindung mit dem Hypothekenbuch; denn, daß 
die Grumdbuchseinrihtung gleichmäßig für gefchloffene Güter wie für 
Kleine Grundſtücke funfttonirt, ift ganz richtig .und auch in Hefjen 
der Fall. Aber eine andere Frage ilt es, ob die vom Entwurf 
geplante Grumdbuchgeinrichtung, bei welcher eine Berbindung des 
Srundbuhs mit dem Hypothekenbuche ins Auge gefaßt it, für 
Gegenden mit weit verbreiteter Bodenzeriplitterung ebenfalls gut 
funktionirt veip. demnächſt funktioniven würde, welche meines Er: 
achtens verneint werden muß. 

Ich füge noch Folgende für Ddieje Frage bedeutjamen Er: 
wägungen bet: 

Während bei Errichtung von Hypotheken auf ftädttiihen Grund: 
ftüden (Häufer, Fabriken 2c.) meiſt nur ein einziges, ſelbſtſtändiges 
Grundſtück (tem) oder doch nur ganz wenige belaftet zu werden 
pflegen und daher für joldye die Bedenken bezüglich einer gleich— 
mäßigen Funktionirung der Grundbucheinrichtung weniger ins Gewicht 
fallen, jo liegt die Sache auf dem Lande d. h. für bäuerliche, der 
Landwirthichaft dienende Grundſtücke wejentlih anders. Hier ftedt 
im Gegenfaß zu ftädtiichen Grundjtüden der Hauptwerth in der 
landwirtbichaftlichen Ertragsfähigfeit der Feldgrundftüde und der 
Miethwerth der dazu gehörigen Gebäulichkeiten tritt mehr in den 
Hintergrund d. h. ift von untergeordneter Bedeutung. Es ift daher 
der Werth von Häufern und Hofraithen auf dem Lande und in 
den Dörfern mit feltenen Ausnahmen überhaupt nur ein jehr 
problematischer und relativer, fo daß Stapitalilten in der Regel nur 
den nad) feiner Ertragsfähigkeit, jeiner natürlichen Bejchaffenheit 
und anderen örtlichen Berhältniffen bejtimmbaren, positiven Werth 
des Grund und Bodens zu beleihen pflegen. Dieje thatjächliden 
Berhältniffe, wie jie erfahrungsmäßig auf dem Lande faſt allenthalben 
liegen, bringen es nun mit ſich, daß der geldbedürftige, Kapital: 
juchende Landwirth oder Bauer, um feinem Gläubiger die erforder: 
liche hypothekariſche Sicherheit durch Berpfändung feines Grundeigen- 
thums bieten zu fünnen, meist genöthigt fein wird, den größten Theil 
wenn nicht alle in jeinem Beſitz befindlichen Feldgrundſtücke mit der 
Hypothek belaften zu müſſen, und wird, je Schlechter die jeweilige Lage 
und je geringer die Bonität der ihn gehörigen Grundftüde (überhaupt 
der ganzen Gegend) iſt, umfo größer die Zahl der verhypothefirten 
Grundſtücke fein, da aus den angegebenen Gründen die Hofraithen 
hierbet in der Hegel Eeine große Nolle Tpielen. 
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Das Kreditbedürfnig iſt aber wohl überall das gleiche bei dem 
großen Gutsbefiger wie bei dem Eleinen Bauer, in guter wie in 
Ichlechter Gegend, und gewöhnlich, wie die Erfahrung lehrt, bei den 
Legteren noch größer wie bei den Erjteren. 

In neuerer Zeit iſt bekanntlich ein ftarfer Antrieb innerhalb 
agrariiher Kreiſe überhaupt der Landtirthichaft treibenden Be— 
völferung bemerkbar, auch dem Sreditbedürfniß diefer und ganz be- 
jonders dem des Eleinen Bauern und Landwirths nach Möglichkeit 
entgegenzufommen, defjen Befriedigung, welde nad) den bisherigen 
Einrichtungen des Hypothefenwejens noch mit ziemlich viel Schwierig: 
Feiten verfnüpft war, in jeder Weije zu erleichtern, um damit der 
allgemeinen Nothlage der Landwirthichaft aud) von diejer Seite her 
abzuhelfen und ganz befonders auch, um dem Immobilienwucher, der 
noch vielfach auf dem Lande jein unjauberes und jchädliches Weſen 
treibt, zu begegnen. Durch dieje jehr Löblihen Bejtrebungen wird 
aber die Belaſtung von bäuerlichen Grundftüden mit Hypotheken der 
Natur der Sadje nad eher eine Bermehrung wie eine Berminderung 
erfahren. Es dürfte daher auf alle Fälle geboten jein, auf dieſe 
bejonderen Berhältniffe des bäuerlichen Grundbefiges und deſſen 
relative Belajtungsfähigkeit bet dem tn Rede jtehenden Geſetzgebungs— 
werfe die weitgehendjte Rückſicht zu nehmen, hierbei allen Intereſſen 
des großen wie des Fleinen Landwirths Rechnung zu tragen dadurd), 
daß ſolche Einrichtungen bezüglich des Hypothefenwejens getroffen 
werden, welche die Beleihungsluft dev Kapitaliften auc gegenüber 
dem fleinen Grundbejiter vermehren oder doch wenigitens erhalten. 

Dies Ziel kann aber nur erreicht werden, wenn das Grundbud)s- 
und Hypothekenweſen jo geordnet wird, daß der hierfür beſtimmte 
Mechanismus dev Bucheinrihtung und Buchführung ſich leicht und 
jiher handhaben läht, die Gefahr von Störungen oder Arrthümern 
hierbei auf ein Minimum bejchränft wırd. 

Auc der große Bauer oder Gutsbejiger, der in den Fall Eommt, 
auf ſein Belisthum ein größeres Kapital aufnehmen zu müſſen, wird 
zuweilen, wenn er fich nicht im Beſitze eines größeren gejchlofjenen 
Gutes befindet, genöthigt jein, eine größere Zahl telbititändiger 
Grundſtücke hierfür zu verpfänden. 

Diejelben Bedenken, die ſich auf die fremillige Hypothek be- 
ziehen, treffen auch mehr oder weniger für die Zwangshypotheken zu, 
da auch bei jolchen die Korrealhypotheken eine Rolle ſpielen werden. 

Hiermit jteht jodann noc ein anderes wejentliches Bedenken im 
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Zuſammenhang, das auch in gewiljer Beziehung den materiellen 
Inhalt des Entwurfs berührt, aber doch vorzugsweije cine mehr 
formelle Bedeutung Hat, nämlich für die bisher erörterte Trage, 
welches Grundbuchſyſtem das zweckentſprechendſte iſt. Der Entwurf ftellt 
al3 die Negel die Jogenannte Buchhypothek (d. h. die Hypothek ohne 
Hypothefenbrief) voran und läßt darauf in zweiter Linte die Brief: 
hypothek folgen und behandelt die Legtere gewiſſermaßen al$ die aus: 
nahmsweiſe, unregelmäßige Form der Hypothek. Es wird die Ange: 
mejjenheit dieſes Berhältniffes in den Motiven (vgl. Band IH. 
pag. 612—619) nachzuweiſen verjudt. 

Nachdem dort zunächſt die Berechtigung des Inſtituts der Brief: 
hypothek ſowie ihre Gleichwerthigkeit mit der Buchhypothek und weiter 
dargelegt worden ift, daß beide Kategorien von Hypotheken, weil in 
verjchtedenen Ländern eingeführt, in dem Gejegbuce neben einander 
beitehen bleiben müßten, wird der Standpunkt des Entwurfs, daß 
darin zunächſt die Buchhypothek geordnet und im Anfchluß hieran 
die Briefhypothek durch nähere Beſtimmung ihrer Abweichungen von 
dem Normalfalle dev Buchhypothek geregelt werden müſſe, folgender: 
maßen gerechtfertigt: 

„Da in dem Entwurfe die übrigen Rechte an Grundjtüden, 
von der Grundfchulo abgejehen, Lediglich auf der Voraus— 
jeßung eines Grundbuchs geordnet, mit einer außerhalb 
dejjelben bejtehenden verkehrsfähigen Urkunde aber nicht in 
Verbindung gebracht jind, jo liegt in der Zulaffung einer 
Hypothek, bei welcher gewiſſe Funktionen des Buchs von 
dem Hypothekenbrief verjchen werden, vom Standpunkte des 
Geſetzgebers eine Modifikation des normalen Verhältniſſes.“ 

Ohne gegen die Logik diefes Satzes an fi etwas erinnern zu 
wollen, vermag ich ihn doc) nicht als einen genügenden Recdtfertigungs- 
grund für den oben bezeichneten Standpunkt des Entwurfs in An: 
jehung des Berhältniffes der Buch: zur Briefhypothek zu betrachten. 
Es ſcheint mir hierbei die Reinheit der Nechtslogik, die Unfehlbarfeit 
der Theorie etwas zu jehr bevorzugt worden zu fein auf Kojten der 
Bedürfniffe der Praris und der realen Verhältniffe des Lebens; denn 
ich glaube nicht, daß dieje theoretiihe Eintheilung und Rangordnung 
der fraglichen beiden Kategorien von Hypotheken einem praktiſchen 
Bedürfniite entipricht. Es iſt fraglich, ob diefe Untericheidung und 
die damit in Berbindung jtehenden verjchiedenartigen Vorſchriften 
des Entwurfs überhaupt empfehlenswerth find und ob c3 nicht viel- 
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leicht richtiger wäre, nur eine einzige Kategorie von Hhpothefen im 
Allgemeinen aufzuftellen und nur die wejentlichen, beiden Stategorien 
gemeinjamen Merkmale im Gejeg zu formuliven, gleihmäßige, über: 
einftimmende Vorſchriften dafür zu erlaſſen u. ſ. w. 

Eine ſolche Behandlung diejes NRechtsjtoffes würde wenigſtens 
den unbejtreitbaren Vortheil haben, das Gejeg im dieſer Materie 
einfacher, kürzer und überfichtlicher zu gejtalten, was nicht zu beklagen 
wäre. Vergegenwärtigt man ſich nämlich die Art und Weije, wie 
Hypotheken gewöhnlich im Verkehr zur Entjtehung kommen, jo wird 
man zugeben müjjen, daß die erwähnte Klajlifizirung dev Hypotheken 
gewiß am wenigiten einem Bedürfnijfe des Realkredits und des 
Hypothekenverkehrs ihre Einführung verdankt, jondern daß wohl 
vorzugsweije theoretiiche Gründe hierzu geführt haben. 

Wenn man eine Betrachtung darüber anftellt, wie der Regel 
nach die Errihtung von Hypotheken vorbereitet und in's Werk gejegt 
wird, jo wird dies ohne Weiteres klar werden. 

Der Kapital bedürftige Grundbefiger in den Städten wie auf dem 
Lande wendet fi) an die Kreife der Kapitaliften, Geld ausleihenden 
Privatperjonen, Kreditinftitute und dergleichen, ev wird denjelben, 
wenn ev feinen Zweck erreichen will, vor allem einen urkundlichen 
Ausweis über feine reale Kreditfähigkeit vorlegen müfjen, der in 
einem amtlichen Auszuge aus dem Grundbuche über die ihm als 
Eigenthum darin zugejchriebenen Grundftüde nach deren Lage, 
Beichaffenheit u. j. w. mit ihren etwaigen Belaftungen nebjt ‚einer 
Schätzung des mittleren Werthes, den ſie im laufenden Verkehr 
haben, bejtehen wird. Exit nach Prüfung diefer Auszüge ꝛc. wird 
der betreffende Kapitalift fich darüber ſchlüſſig machen können, ob er 
dem Stapitalfuchenden das gewünschte Darlehen auf feine in dem 
Auszug bezeichneten Grundſtücke und in welcher Höhe (ob big zu "/ 
oder ?/, de3 Tarwerthes u. ſ. w.) vorzuſchießen geneigt tft, und finden 
hiernac bei Errichtung der reſpektiven Verträge (Schuld- und Pfand- 
verjchreibungen, Obligationen, Hypothekurkunden) dieje Grundbuch— 
auszüge regelmäßig Berwendung, indem fie diefen Urkunden als 
Anlagen rejpektive wejentliche Beftandtheile beigefügt werden mit 
Bezugnahme darauf und der bejonderen Bereinbarung, daß die in 
diefer Anlage bejchriebenen Grundftüde für das betreffende Darlehen 
verpfändet jeien. Auf Grund des vor einem Notar oder Gericht 
errichteten Dokuments ſowie der damit verbundenen Cintrag$: 
bewilligung erfolgt dann erſt der Eintrag der auf ſolche Weiſe 
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beitellten Hypothek in’3 Grund» oder Hypothekenbuch, durch melden 
Akt dann auch die Hypothek mit dinglicher Wirkung gegen Dritte zur 
Entjtehung gelangt. Hieran anjdliegend, kann noch eine amtliche 
Beicheinigung der Bucbehörde auf der Hypothefurfunde ertheilt 
werden, dahin gehend, daß der Eintrag in's Grundbuch erfolgt jei. 
So mar bisher das Berfahren im Großherzogthum Heſſen bei der 
Errihtung von freiwilligen Hypotheken, es wird wohl auch in anderen 
Ländern in gleicher oder ähnlicher Weiſe hierbei verfahren worden 
jein und werden ſich aud in Zukunft die Hypothefengeihäfte jo in 
der Negel abwideln, da eine mwejentliche Aenderung in diejfem her: 
kömmlichen Gejchäftsgange nicht zu erwarten it. Dieſem Gejchäfts- 
gebrauche 2c. muß ji aber ein neues Gefeß möglichſt anzupafjen 
juchen, dergeftalt, daß die Briefhypothet als die normale Kategorie 
die Hegel bildet und die Buchhypothek erſt in zweiter Linie behandelt 
wird oder vielleicht aud in der Weile, daß beide Kategorien zu einer 
verjchmolzen werden, 

In den Motiven (Bd. III. ©. 616 und 617) wird mit NRedt 
als einer der Hauptvorzüge der Briefhypothef, die leichtere Weber: 
tragbarfeit derjelben, aljo ihre größere Verkehrsfähigkeit hervorgehoben. 
Wenn dies dort aber als der Hauptziwed des Briefs bezeichnet wird, 
jo kann ich dem nicht beiftimmen. Der Hypothefengläubiger wird 
vielmehr mit der Errichtung und dem Beſitze eines Hypothekenbriefs 
oder einer Schuld» und Pfandverjchreibung meiſt den viel näher 
liegenden und für ihn noch wichtigeren Zweck verfolgen, ein Dokument 
nicht nur über jeine Forderung jondern aud über die zu jeiner 
Sicherheit beitellte Hypothek zu befigen, um jowohl einen greifbaren 
Beleg hierüber zu haben, wie auch um in den Stand gejett zu 
jein, im Falle eines Verluftes des betreffenden Hypothekenbuchs 
(eines Unterganges oder einer bloßen Beſchädigung defjelben) die er: 
forderliche Unterlage für eine Erneuerung des bezüglihen Eintrags 
beibringen zu können. Bon diefem Gejichtspunfte aus betrachtet, 
jcheint mir die Erleichterung der llebertragbarfeit nicht der haupt- 
Jächlichite Zwed der Briefhypothek zu fein. 

Die Bemerfung in den Motiven, (©. 618) „es jei nicht unwahr— 
ſcheinlich, daß auch da, two jet der Hypothefenbrief von Amtswegen 
ertheilt wird, bei dem Erforderniß einer hierauf gerichteten Erklärung 
eine jolche Häufig zum Vortheil der Betheiligten unterbleiben wird,” 
dürfte fi) wohl nad) meinen obigen Bemerkungen hierüber als eine 
irrige Unterſtellung erweiſen; denn der Vortheil des Verzichts auf 
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Ertheilung eines Hypothefenbrief3 würde doc nur für den Schuldner 
in der Erjparung eines nicht erheblichen Koftenaufwands beftehen. 
Diefer unbedeutende Vortheil fällt aber offenbar nicht ind Gewicht gegen- 
über den weit erheblicheren und dauernden Borzügen, welche der Befit 
einer Briefhypothef d. H. eines ordnungsmäßigen Dokuments über die 
Hypothefbeftellung dem Gläubiger bietet und die ich oben bezeichnet habe. 

Uebrigens ift die Hypothekurkunde oder Schuld- und Pfand- 
verjchreibung im Sinne meiner vorftehenden Erörterungen, wenn 
Ihon ich fie auch als „Hypothekenbrief“ bezeichnet habe, nicht von 
derjelben Art, wie die Briefhypothek im Sinne des Entwurfs ($ 1106). 
Ich gehe nämlich dabei nicht davon aus, daß diefe Urkunde aud) 
noch nad) Eintragung der Hypothek errichtet und daß fie nur von 
dem Grundbuchamte ertheilt werden könne, jondern ich unterftelle, 
daß dieje Hypothekurkunde immer nur vor der Eintragung errichtet, 
daß fie nicht nur von dem Grundbuchamte fondern aud; von einem 
Notar oder Gericht errichtet werden fann, daß fie hiernach erft in 
das betreffende Bud eingetragen und diefer Eintrag von der Buch— 
behörde darauf bezeugt werden muß. Diefer Modus entjpricht am 
meiften dem Verkehr, ift am gebräuchlichſten und ganz beſonders aud) 
bei den oft vorkommenden Korrealdypothefen aus den angeführten 
Gründen die fogeartete Briefhypothef der reinen Buchhypothek ent- 
jchteden vorzuziehen. Es gilt dies nicht nur für die eigentliche 
Darlehnshypothel, die im Verkehr am meiften vorkommt, jondern 
auch für ſolche Fälle, wo für eine jchon beftehende Forderung nad): 
träglich noch eine Hypothek zur Sicherheit beftellt werden foll. 

Das Verfahren bei Begründung von normalen Hypotheken mit 
Bfandbejtellungsurfunden oder Hypothefenbriefen würde fi demgemäß 
folgendermaßen geftalten reſp. abwideln: Vorlage eines Grund- 
buchsauszugs mit den dazu gehörigen urkundlichen Nachweilen von 
Seiten des Kapitalfuchenden, Abjchluß des nad) erfolgter Einigung 
über die wefentlihen Beftandtheile des Gefchäfts erforderlichen Ver: 
trags über die zu verpfändenden Grundftüde (d. h. die zu beftellende 
Hypothek) zwiichen Gläubiger und Schuldner vor einem Notar, Gericht 
oder dem Grundbuchsamte, Eintrag diefer Hhpothefurfunde ihrem 
wejentlihen Inhalte nach in Gemäßheit der einjchlägigen Vorſchriften 
des Entwurfs in das Grund: rejp. Hypothefenbucd und Beftätigung 
diefer Eintragung auf der Hypothekurkunde. 

Auf welche Weiſe das Anftitut der Hypothek dem Realkredit— 
bedürfnig gerecht werden joll, wird in den Motiven näher dargelegt 
(vgl. ©. 598—600). 
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Es dürfte das vorftehend in allgemeinen Umriſſen dargeftellte 
Berfahren die richtige Antwort auf dieje Frage in fid) fallen. 

Daß neben der normalen Briefhypothef aud) noch die jogenannte 
Buchhypothef, d. h. eine Hypothek, deren Errichtung bloß in dem 
Grundbuch beurkundet wird, Raum haben könnte für befondere hierzu 
geeignete Fälle (z. B. bei manden Kautions- oder Kredithypotheken) 
it auch von diefem Standpunkte aus nicht ausgeſchloſſen. 

Zu wejentlichen Abänderungen der bezüglichen materiellen Be— 
ftimmungen des Entwurfs geben meine bisherigen, fich vorzugsweiſe 
auf das Berfahren beziehenden, Bemerkungen abgejehen von dem 
Berhältnig der Brief: zum Buchhypothef feinen Anlap und will ich 
folhen aud nicht das Wort reden, jomweit fie nicht durch die vor— 
geichlagenen Aenderungen im Verfahren ich als unumgänglich nöthig 
erweifen jollten. Einige Beſtimmungen des Entwurfs, die fich jpeziell 
auf die Briefhypothef beziehen (3. B. 88 1106—1108), würden in 
diefem Falle wohl als entbehrlih in Wegfall fommen, bei anderen 
die Wortfaflung redaktionell entjprechend geändert werden müſſen. 
Eine nähere Formulirung der hiernach gebotenen materiellen oder 
redaktionellen Aenderungen der einschlägigen Paragraphen des Entwurfs 
kann ich wohl vorläufig noch unterlaffen und wird fid) ſolche eventuell 
demnächit leicht bewerfitelligen lafjen, wenn erft einmal die Borfrage 
erledigt tit. 

Nur in Anfehung der allgemeinen Vorſchriften über Nedite 
an Grundftüden (Abjchnitt 3 von Buch III.) möchte ih noc eine 
direft in das materielle Recht einfchneidende Aenderung, die von 
erheblicher prinzipiellev Bedeutung it, in Vorſchlag bringen. Dies 
jelbe betrifft die in $ 828 Nbjak 3 formulirten Vorjchriften über 
die Nechtsverbindlichfeit der Berträge über Grundftüde. In 
diejem Paragraph wird nämlich beſtimmt, daß ein folder Bertrag 
für die Bertragichliegenden mit dem Zeitpunkte bindend werden 
joll, „in weldjem er entiveder 

a) vor dem Grundbuchamte gejichloffen, oder 

b) von den Bertragichliegenden dem Grundbuchamte zur Ein- 

tragung eingereicht wird, oder 

c) die bewilligte Eintragung auf den Antrag auch nur eines 

der Bertragichliegenden erfolgt.’ 

Dieje kaſuiſtiſchen Beſtimmungen in Anjehung des Zeitpunftes, 
mit welchem ein derartiger Vertrag für die Bertragsichliegenden erit 
rvechtsverbindlich werfen joll, jo daß bis zum Eintritt dieſes Zeit— 


punftes ein einjeitiger Nüdtritt von dem Vertrage geitattet fein 
muß, halte ich nicht für angemefjen und durd irgend ein wirkliches 
praftijches Bedürfnig gerechtfertigt. Die Kommiſſion verfucht diefe 
von der allgemeinen Regel abweichende Beftimmung de3 Entwurfs 
in den Motiven (vgl. ©. 175 und 176) mit der Erwägung zu redht- 
fertigen, daß eine jofortige Bindung von Berträgen diefer Art 
bedenklich wäre, wenn der Bertrag außerhalb des Grundbuchamtes 
unter den Parteien gejchlojjen werde, da fie (die jofortige Bindung) 
die Verfügung über das Eigentum und andere Rechte an Grund— 
ftüden zu ſehr erleichtern, ja die Mobilifirung des Grundbeſitzes in 
gewiflem Sinne fördern würde, und daß man eine ausreichende 
Gewähr dafür, daß nicht „übereilt und leichtfertig über die 
Rechte am Grund und Boden verfügt werde, nur erhalte, wenn eine 
Gebundenheit der Bertragsichließenden vor der Eintragung erjt mit 
dem Beitpunft eintrete, in welchem diejelben ihrerjeitS Alles gethan 
haben, was das Geſetz verlangt, um die Hechtsänderung zur Bollen- 
dung zu bringen 20.” 

Ohne auf die etwas eigenthümliche Logik dieſes Motivs näher 
eingehen zu wollen (dafjelbe Motiv würde auch in dem Falle pafjen, 
wenn in dem Entwurfe bejtimmt wäre, daß derartige Verträge mit 
dem Moment, wo die beiderjeitige Willensübereinftimmung über alle 
Gijentialien des Gejchäfts erklärt worden jei, bindend fein follten), 
kann ich diefe Bedenken der Kommiſſion nicht theilen, d. h. ich halte 
jie nicht für fchwerwiegend genug, um die. beregte Ausnahmsbeſtim— 
mung bezüglich des Seitpunftes, mit dem die Nechtsverbindlichkeit 
von smmobiliarveräußerungsverträgen erjt eintreten joll, damit zu 
begründen und glaube, daß vielmehr noch weit ſchwerer wiegende 
Bedenken der fraglichen Beitimmung entgegenftehen und daß die 
Bedürfniffe des Verkehrs für deren Befeitigung ſprechen. Das Motiv, 
daß Vorſorge gegen „übereilte und leichtfertige” Dispoſitionen über 
Grund und Boden getroffen werden müſſe, wurzelt noc in der 
veralteten, jedenfall® nicht mehr zeitgemäßen Anjchauung, daß die 
Sefetgebung in manchen wirthichaftlihen Dingen noch eine Art 
Bevormundung ausüben und von diefem Standpunkte aus gewiſſe 
prohibitive Vorfchriften ‚erlaffen müjje, gemifjermaßen als Storreftiv 
gegen den menjchlihen Leichtjinn 2. Ein Syſtem, welchem ältere 
Gefetgebungsmwerfe mancherlei eigentlich überflüllige und zuweilen 
fogar veratorische Vorschriften verdanken, die ihren eigentlichen Zweck 
in der Negel doch nicht zu erreichen vermodten. Den heutigen 
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Verkehrs- und Lebensverhältniffen dürfte aber ein ſolches Syſtem 
nit mehr angemejjen fein. Mit demfelben echte könnte man 
auch ſolche einſchränkende Vorſchriften in Bezug auf rechtsgejchäft- 
(ihe Berfügungen über andere werthvolle bewegliche Vermögens— 
gegenjtände treffen. 

Mancherlei Unzuträglichkeiten würden aud mit der fraglichen 
Beitimmung des $ 828 Abſatz 3 in der Praris verfnüpft fein, ab» 
gejehen von den meines Erachtens überflüffigen Hemmniſſen, die fie 
dem Verkehr bereitet. 

Es verfauft z.B. A. an B. fein Grundftüd. Der betreffende 
Kaufvertrag ift nad) längeren Borverhandlungen endlich zum Abſchluß 
gefommen und die definitive Willenseinigung der Bertragfchließenden 
etwa vor einem Notar erklärt, von diefem auch beurkundet, und dabei 
zugleich die erforderliche Eintragsbewilligung von den Beräußerer 
ertheilt worden. Bevor diefer Kaufvertrag von den Vertragſchließenden 
A. und B. dem Grundbudamte zur Eintragung eingereicht worden, 
welcher Akt jich durch zufällige Umftände verzögern kann, d. h. in der 
Zwiſchenzeit zwiſchen beiden Akten, aljo ehe der früher mit B. abge- 
ichloffene Vertrag für beide Theile bindend geworden, verkauft A. 
daffelbe Grundftüf an einen andern SKaufliebhaber C., der vorher 
ichon mit B. fonfurrirt hatte und nun nachträglich noch einen höheren 
Preis wie B. zahlen will, und wird diefer neue, den ältern ums 
jtoßende Bertrag nod) vor diefem beim Grundbuchamte zur Ein- 
tragung eingereicht und damit vor dem älteren bindend. In einem 
jolden in der Praris denkbaren Falle würde die in Rede ftehende 
Beitimmung des Entwurfs dazu führen, daß im Immobilienverkehr 
die Grundfäße von Treu und Glauben ungefühnt verlegt werden 
fönnten; denn ein Anſpruch auf Erfüllung des früher verein- 
barten aber nod unverbindlichen SKaufvertragg würde in einem 
ſolchen Falle dem B. dein A. gegenüber nicht zuftehen, ebenfomwenig 
ein Anſpruch auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung, da ein folder 
auf ein unverbindliches Rechtsgeſchäft nicht geftütt werden Könnte, 
Aehnliche Komplikationen und Unzuträglichfeiten könnten auch bei 
Nechtögeichäften über Hypotheken vorkommen. 

Mit Rückſicht auf diefe Möglichkeiten fcheint es mir daher 
fraglich zu fein, ob die erwähnte Bejtimmung des Entwurfs den 
legitimen Intereſſen des Verkehrs auch wirklich dienen, und ob fie 
denjelben nicht weit eher hinderlich fein würde, 

E3 möchte ſich daher eine entjprechende Aenderung der in Ab- 
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jat 3 des $ 828 des Entwurfs formulixten Bejtimmung empfehlen, 
etwa dahin: 
„Der Bertrag wird für die Bertragichliegenden mit dem Beit- 
punfte bindend, in weichem er vor dem Grundbuchamte oder 
einem Notar oder einer anderen richterlichen zur Aufnahme 
(Beurkundung) jolcher Verträge berufenen Behörde gejchlofjen 
wird.” 

Ein ſolchermaßen rechtsgültig abgefchloffener Vertrag müßte aber 
einen Elagbaren Anfprud auf Nahholung des Eintrags in das 
Grundbuch nöthigenfalls auch der Eintragsbewilligung. begründen und 
auch eventuell der Erwerber, dem in rechtsgültiger Weije die Ein- 
tragsbewilligfeit ertheilt it, einfeitig die Eintragung der betreffenden 
Rechtsänderung erwirken können. Die Beftimmungen über die Zeit 
des Eintritt3 der dinglihen Wirkungen derartiger Berträge bleiben 
hierdurch unberührt. 

Deine in Borftehendem begründeteten Abänderungsvorjchläge 
formulire ich hiernach, wie folgt: 

1. Abänderung der in dem Entwurf in Ausjicht genommenen 
Grundbucseinrichtungen in der Weile, daß neben dem 
Grundbuche jedenfall noch ein bejonderes Hypothekenbuch 
als Hilfsbuc geführt wird; 

2. Bejeitigung des Unterſchieds zwiſchen Buch: und Briefhypothef 
rejpeftive Regelung der normalen Hypothek auf der Grund: 
lage der Vorichriften über die Briefhypothef. 

3. Aenderung der Wortfajjung des $ 828 Abja 3 wie oben 
vorgejchlagen oder Streihung diejes Abjates. 


Naditrag. 

Diefes Gutachten war bereits Mitte März l. J. abgeſchloſſen, 
wurde indefjen damals noc vorläufig auf Wunjch der Kommiſſion 
zurüdgejtellt, weil das baldige Erjcheinen des Entwurfs zur Grund: 
buchordnung ꝛc. erwartet wurde und man davon ausging, daß id 
wohl hieraus noch weiteres Material zur Begutachtung der bier 
jpeziell behandelten Abjchnitte des Entwurfs ergeben würde und viel- 
leihyt manche der von mir erhobenen Bedenken bezüglich des Grund- 
buchiyitems im Allgemeinen näher präzifirt und eventuell berichtigt 
werden könnten. 

Da ſich jedoch die Beröffentlichung des bezeichneten Entwurfs 
wider Erwarten fo jehr verzögert hat und die gutachtlichen Arbeiten 
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aus dem Anwaltitande nun zum Abſchluß gebracht werden jollen, 
jo erjcheint nun die Drudlegung auch des vorliegenden Gutachtens 
geboten ungeachtet feiner etwaigen Lüden, die der mangelnden 
Kenntnig des Inhaltes des Entwurfs zur Grundbuchordnung zu— 
zujchreiben find. 

Wenn es mir jomit verfagt geblieben if, troß dieſes unfreiwilligen 
Aufſchubs jest noch ein Mal die beffernde Hand an meine vor- 
jtehende Arbeit zu legen, jo giebt mir das inzwijchen erichienene, in 
den Berhandlungen des XX. deutſchen Suriftentages (Bd. III der 
Gutachten für denjelben) veröffentlihte Gutachten des Herren Auftiz- 
raths M. Levy in Berlin, das diejelbe Materie zum Gegenjtand hat, 
doc Beranlafjung zu einigen nachträglichen Bemerkungen im Anſchluß 

an das vorstehende Gutachten. | 

In allen übrigen Punkten, namentlich was die in dem Entwurfe 
vorgejehenen Arten des Pfandrechts an Grundftüden 2c., deren Ber: 
hältniß und Stellung zu einander betrifft, im Wejentlichen mit dem 
Herrn Berfaffer jenes Gutachtens mid) in Mebereinftimmung be— 
findend, wie aus dem Inhalte meines nun auc der Deffentlichkeit 
übergebenen Gutachtens erhellt, fann ich ihm doch nicht bezüglich 
eines prinzipiellen Bedenfens, das er in den Bordergrund gejtellt 
hat, das eine große Tragweite bejigt, dem er aber doch eigentlich, 
wenigſtens vorerjt Feine praktische Folge gegeben willen will, bei— 
pflihten, muß vielmehr meiner gegentheiligen Meinung in dieſer 
Beziehung Ausdrud verleihen und noch mit einigen Worten erläutern 
beziehungswetje begründen, ohne allerdings tiefer in die hier ange- 
regte prinzipielle Nechtsfrage und was damit zufammenhängt, ein- 
dringen zu wollen, da dies Hier nicht angezeigt iſt und auch der 
hierzu erforderliche Raum fehlt. 

Herr Juſtizrath Yevy redet nämlich in jeinem erwähnten Gut— 
achten einer Aufhebung der Verbindung zwifchen Perſonal- und 
Hypothekenſchuld beziehungsweije einer Befeitigung der acceflorischen 
Natur der Hypothek das Wort, „weil diefe Berbindung zweier mwirth- 
Ichaftlich verichiedenen Ericheinungen zu einem Nechtsinftitute für den 
Hypothekſchuldner ſchon zu den unerträglihften Härten geführt habe.“ 

Eine jo tief einfchneidende Aenderung des rechtlihen Charakters 
der Hypothek d. h. die Befeitigung einer Eigenschaft, die zu ihrem 
Wefen gehört, dürfte Schon vom theoretischen, rechtslogiſchen Stand: 
punfte aus betrachtet, gewichtige Bedenken haben und, wenn eine jolche 
beliebt werden jollte, jelbitredend eine gänzliche Umarbeitung des das 
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Hypothefenrecht betreffenden Abjchnittes des Entwurfs bedingen, 
woran aber unter den obwaltenden Umständen faum zu denken ift. 
Aber auch die von Herrn Levy erhobenen praktischen Bedenken gegen 
das Inſtitut der Hypothek in feiner überlieferten, von dem Entwurf 
angenommenen Gejtalt halte ich nicht für jo ſchwerwiegend d. h. die 
hervorgehobenen Mängel nicht für jo immanent und eingemwurzelt, 
daß ſich nicht Mittel und Wege finden ließen, um die von ihm herz 
vorgehobenen Mißſtände und Härten zu bejeitigen oder doc wejentlic) 
abzufchwächen und namentlich der Gefahr, daß die Perſonalſchuld 
auch nach Veräußerung des Pfandgrundftüdes noch auf dem Hypothek» 
beiteller und jeinen Erben in infinitum haften bleiben könne u. ſ. w. 
zu begegnen. 

Im GroßherzogthHum Helfen, dejlen bisheriges Pfandrechtsſyſtem 
ih vorzugsmweile im Auge habe und das aud) den aceeſſoriſchen 
Charakter der Hypothek überall feſthält, wenigſtens jind derartige 
Uebeljtände gar nicht oder doch nur in ſehr geringem Maße hervor- 
getreten. Der Uebergang eines mit einer Hypothek belafteten Grunde 
ſtücks kann wie der eines jeden anderen bier wie überall der Kegel 
nach (abgejejen von einigen anderen Erwerbsarten) auf drei vers 
ſchiedene Arten bewirkt werden, nämlid): 

1. durd freiwillige Veräußerung, 

2. durch Zwangsverkauf, 

3. durch Erbichaft. 

Bei dem freiwilligen Verkauf rejpeftive Eigenthumsüber- 
tragung eines jolhen Grundftüds find nur folgende Fälle denkbar: 

a) daß das betreffende Grundſtück höher belaſtet iſt wie der 

Betrag des Kaufpreiſes, oder 
b) daß der Kaufpreis die Summe der darauf ruhenden 
Hypotheken überſteigt oder erreicht. 

Im erſteren Falle, der übrigens nur ſehr ausnahmsweiſe vor— 
kommen dürfte, wird der Käufer des betreffenden Grundſtücks vor— 
ſichtiger Weiſe wohl darauf ſehen müſſen, daß, ehe ihm das Eigenthum 
daran übertragen wird, der Verkäufer deſſelben von allen darauf 
haftenden Hypotheken, inſoweit Käufer ſie nicht ſelbſt übernimmt, 
bereinigt, um ſich nicht der ſehr naheliegenden Gefahr auszuſetzen, 
demnächſt als Beſitzer von dem Hypothekengläubiger in Anſpruch ge— 
nommen zu werden; ein Kaufliebhaber wird überhaupt ein derartiges 
Grundftüd nur dann erwerben, wenn er jich deſſen verjichert halten 
kann, daß es ihm frei von allen Belaftungen überliefert werden 
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fann, und anderenfall® von dem Erwerb eine Objekts von jo 
zweifelhaften Werthe abjehen. 

Was den anderen Fall, der nit zu den Geltenheiten gehört, 
angeht, jo kann dem fraglichen Mißſtande auf zweierlei Weiſe einfach 
abgeholfen werden, entweder dur Abtragung der auf dem verkauften 
Grundſtück haftenden Hypotheken oder durch Webernahme derjelben 
von Geiten des Käufers. Auf diefe Weife wurde jeither in Heſſen 
auf der Grundlage der hier geltenden Gefege die Angrofjation des 
GrundeigentHums und das Pfandrecht betreffend verfahren und haben 
ſich hier in den meiſten Fällen der Immobilienverfehr und die damit 
in Verbindung ftehenden Hypothefengejchäfte glatt vollzogen, ohne daß 
bejondere Schwierigkeiten und Nachtheile für die Betheiligten ſich 
hierbei ergeben hätten. 

Wil nämlich in Heffen Jemand fein mit Hypotheken belaftetes 
Grundeigenthum freiwillig veräußern, dann kann er dies nur unter 
gleichzeitiger Berüdfihtigung der Intereſſen jenes Hypothekengläu— 
bigers thun d. h. er muß fid) zuvor der Einwilligung dejjelben dazu, 
daß die auf dem zu verkfaufenden Grundftüd haftende Hypothek von 
dem neuen Erwerber übernommen werden kann (nit nur al3- ding» 
liche fondern auch al3 perjünliche Schuld) verjichern oder eventuell dem: 
jelben die Hypothek zur Rüdzahlung kündigen. Auch der Släufer eines 
jolhen Grundftüds Hat ein wejentliches Intereſſe daran, daß vor 
dem rechtsverbindlichen Abichluß des betreffenden Vertrags vor Allem 
die Hypothefenfrage endgiltig geregelt worden ift, was ja aud) durd) 
die Frage, auf welche Weiſe der bedungene Kaufpreis berichtigt 
werden joll, bedingt ift. 

Ber der Protofollirung von Immobiliar-Veräußerungsverträgen 
in Helfen wird demgemäß in derartigen Fällen immer in den Ber: 
kaufsbedingungen ftipulirt, daß die Zahlung des Kaufichillings baar 
oder durch Abtragung oder Uebernahme der auf dem verkauften 
Stüde haftenden Hypothefen zu gejchehen habe. Willigt der Hy— 
pothefargläubiger in die Lebernahme der Hypothek von Seiten des 
neuen Eigentümers reſp. Befignacfolgers ein, dann wird durd Er: 
richtung einer bejonderen Novationsurfunde dies bejtätigt und im Hy— 
pothefenbuche durch) den entjprechenden Eintrag gewahrt, und auf 
dieje Were der Hypothefbeiteller und bisherige Schuldner auch von 
jeiner perjönlichen Verbindlichkeit befreit; verweigert er aber die Ein: 
willigung zur Uebernahme, dann erfolgt die Abtragung der Hypothek, 
wofür der Erwerber Icon in feinem eigenen Intereſſe Sorge zu 
tragen hat, indem er entiveder den Kaufſchilling zur Tilgung der be= 
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ftehenden Hypothek an den betreffenden Gläubiger abführt oder nur 
nad vorherigem Nachweis der Lölhung der Hypothek an den Ber- 
fäufer jelbft zahlt. 

Der Berkäufer ift alsdann durch den Eigenthumsvorbehalt, der 
bi8 zur gänzlichen Zahlung des Kaufſchillings fortbejteht, in ge— 
nügender Weife gejhütt und einer Gefahr, von dem Hypothefargläu- 
biger aus dem perjönlichen Schuldverhältnig in Anſpruch genommen 
zu werden, nicht ausgejeßt. 

Der Immobilienverkehr kann ſich ſomit auch nad) den in dem 
Entwurfe enthaltenen einjchlägigen Beftimmungen in Zukunft in der: 
jelben Weije abwideln unter genügender Wahrung der wirthicaft- 
lien Intereſſen aller dabei betheiligten Berjonen, und bedarf es 
hierzu meines Erachtens nicht der Befeitigung des accefforiichen 
Charakters der Hypothek, zumal für bejondere Fälle das Anftitut der 
Grundjchuld gegeben ift. 

Der Zwangsverfauf eines Grundftüds muß aber zur noth- 
wendigen Folge haben die Erlöſchung jämmtlicher auf dem verfteigerten 
Grundſtück Haftenden Hypotheken, nicht nur derjenigen, die durch den 
erzielten Erlös gededt werden, jondern auch aller hierbei ausfallenden. 
Unter Annahme dieſes Grundjages wird in dem das Zwangsvoll— 
ftrefungsverfahren- in das unbewegliche Bermögen betreffenden Gejege, 
dem die näheren Beltimmungen hierüber vorzubehalten find, Ddiejes 
Inſtitut jo zu gejtalten fein, daß diefer Erfolg gefichert ericheint, 
wobei die divergirenden Intereſſen aller Betheiligten gleihmäßig zu 
wahren wären. Namentlich müfjen hierin geeignete Borkehrungen 
getroffen werden, um es nad) Möglichkeit zu verhüten, daß verpfändete 
Grundftüde, die zur Aufſteckung gebracht werden müfjen, nicht zum 
Nachtheil der betreffenden Schuldner und Pfandbejiter verichleudert 
werden. Wenn jich aber die Zwangsverfteigerung eines Grundftüds 
nad) dem bezüglid; der freiwilligen Beräußerung eines ſolchen Gejagten 
der Regel nad) nur gegen den urjprünglichen Bejteller der Hypothek, 
gegen den Bejignachfolger aber (abgejehen von der Rechtsnachfolge 
des Erben) nur auf Grund einer förmlichen Schuldübernahme richten 
fann, dann involviren die ſich bei einer folchen etiva ergebenden Aus: 
fallsforderungen feine Härte für diejelben, da jeder perſönliche 
Schuldner dejjen gemwärtig fein muß, daß die von ihm geleiftete reale 
Sicherheit von feinem Gläubiger rüdjichtslos in Antpruc genommen 
wird 2c. 

Dhne irgend welche Uebeljtände wird es freilich, wie bei allen 
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Mahregelu der Zwangsvollitrefung, auch hierbei wohl nicht abgehen, 
es gilt aber ſolche durd) geeignete Vorſchriften auf ein möglichſt 
geringes Maß einzufchränfen und wird alles Uebrige der praktischen 
Nechtsanwendung zu überlaifen fein. 

Bon diefem Standpunkte aus kann ich auch nicht veritehen, 
inwiefern die angedeuteten Uebelftände nody durch Vorrechtseinräumung 
oder Verzicht auf das Pfandrecht von Seiten eines Hypothefargläubigers 
vermehrt werden Fönnten, und find derartige Manipulationen nicht 
zu befürchten reſp. würden ſich als zwecklos erweiſen, wenn das von 
mir empfohlene Berfahren im Hypothekenverkehr, das ſich in Helfen 
bewährt hat, zur ſtrikten Durchführung kommt. 

Dies nod) weiter zu erläutern und überhaupt auf diefe Frage 
näher einzugehen, tft hier nicht am Plate. 

Meine Meinung geht, Furz gejagt, dahin, daß id) eine Sonderung 
und getrennte Behandlung von ziwei verjchiedenen Gattungen von 
Hypotheken, nämlich: einer folchen, die lediglich dem Immobiliarkredit 
dient, und einer anderen, die fozufagen nur Begleiterin des Perſonal— 
fredit3 ift, nicht für praktiſch durchführbar und nicht für im Intereſſe 
des Realkredits geboten erachte. Jeder Nealkredit ſchließt mittelbar 
auch einen gewiſſen Perſonalkredit in ſich; denn jeder Gläubiger, der 
ein Grundſtück beleihen will, ſieht ſich nicht bloß dieſes, ſondern auch 
und häufig ſogar noch ſchärfer die Perſon des Beſitzers an, und läßt 
ſich überhaupt bei allen derartigen Geſchäften für gewöhnlich die 
Perſon nicht ganz von der Sache trennen. 
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Die Eigenthimerhypothef. 
Bon Rechtsanwalt Arnheim in Königsberg i. P. 


Das vom Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuchs anerfannte und 
neu geregelte Inſtitut der Eigenthümerhypothek hat einen entjchie- 
denen Gegner in Staub gefunden, der es in jeinem Aufjfag im 
jechiten Hefte diefer Gutachten al3 einen juriftiichen Nonjens be— 
zeichnet und durch das Syitem der „freien Stelle” erjegt wiljen will. 

Die Gründe, welhe Staub gegen die Hypothek des Eigenthümers 
anführt — Begriffsmwidrigkeit eines Necht3 an eigener Sache ung 
einer Hypothek ohne Forderung und ohne die Befugniß zur Betrei- 
bung der Zwangsvollitrefung — find ſeit langer Zeit in vielfachiter 
Art erörtert und auch von den Redaktoren de3 Entwurfs nicht ver: 
fannt worden; die ziwingende Rückſicht auf den Realkredit jedoch hat 
zur Aufrechterhaltung des lebhaft umftrittenen Rechtsinftituts geführt, 
und e3 kann fich nur fragen, ob das von Staub vorgefchlagene Syitem 
geeignet tft, die Eigenthümerhypothek zu erjegen und die mit derjelben 
verbundenen Schwierigkeiten zu befeitigen. Seiner Anfiht nah kann 
dies der Gejeggeber auf einfache Weiſe herbeiführen, indem er durch 
pofitive Vorſchrift beſtimmt, daß beim Lölchen einer Hypothek die 
nadjfolgenden Hypotheken nicht vorrüden (S. 410). Dieje VBorichrift, 
die dem Eigenthümer die Beitellung einer neuen Hypothef an der für 
ihn frei gewordenen Stelle geftatte, würde mit dem Weſen der Hy: 
pothek durchaus harmoniren. Denn wenn der Grundftüdseigenthümer 
jein Grundjtüd zunächſt mit einer Hypothek von 1000 Mark für A. 
und jodann mit einer foldhen von 1000 Mark für B. belafte, jo 
mwolle er damit jagen: „Div A. verpfände ich das Grundſtück derart 
und mit der Maßgabe, daß die bei der Verwerthung zu erzielenden 
eriten 1000 Mark Dir zufallen jollen; Dir B. verpfände ich das 
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Grundftüc derart oder mit der Maßgabe, daß die bei der Berwerthung 
zu erzielenden zweiten 1000 Mark Dir zufallen follen.” Trage man 
Bedenken, der die zweite Hypothek betreffenden Erklärung ohne weis 
teres diefe unmwandelbare Bedeutung beizulegen, jo könne dies durch 
die pofitive Vorjchrift, daß die Nachhypotheken nicht vorrüden, ge 
ſchehen (©. 411). 

Allein die Staub'ſche Auslegung der Verpfändungserklärung 
widerjpricht dem Weſen des Pfandrechts durchaus. Der Eigenthümer 
verpfändet das ganze Grundjtüd jedem Gläubiger und giebt ihm da— 
durch) das Recht, feine Befriedigung aus dem vollen Erlöje des 
Grumdjtüds zu ſuchen. Durch die Eintragung der Hypothek er- 
langen die Hypothefengläubiger dem Eigenthümer gegenüber 
völlig gleiche Rechte an feinem Grundftüde. Standen bereit3 andere 
Hypotheken eingetragen, jo wird doc dem neuen Gläubiger das 
Grundſtück nicht „derart” oder „mit der Maßgabe” verpfändet, daß 
er von vornherein lediglid auf denjenigen Theil des Erlöjes ange- 
wieſen fein fol, der ih nad Abzug der vorher eingetragenen 
Hypotheken, mögen diejelben nod) bejtehen oder untergegangen jein, 
ergiebt. Vielmehr wird der nachjtehende Gläubiger in der Geltend- 
machung feines Rechts nur im Verhältniß zum vorjtehenden 
Gläubiger eingejchräntt.e Das jüngere Recht vermag ſich nur in 
joweit zu bethätigen, als nicht das Grundftüf von dem älteren 
Rechte ergriffen wird. An fid haben alle Hypothefengläubiger An— 
recht auf Befriedigung aus dem ganzen Grundftüde, und nur unter 
einander bejchränfen ſie jich derart, daß zuerjt der ältere Gläubiger 
und nach ihm der jüngere den Erlös zur Dedung feiner Forderung 
in Anſpruch nehmen darf. Erlifcht nun das Recht eines älteren 
Gläubigers, jo hört injoweit die Hemmung auf, welde der Ber: 
wirklichung des jüngeren Rechts bisher entgegenftand, das lektere 
erlangt den Rang, welchen der beſſer Berechtigte big dahin geltend 
machen Eounte, es „rüdt vor”. (Mot. III ©. 225, 737.) 

Das Borrüden folgt alfo in der That „aus dem Begriffe 
der Hypothek“. Der Auslegung vder Vorſchrift aber, durch 
welche Staub dem SHypothefengläubiger einen bejtimmten Theil 
des Erlöjes zuweilen will, liegt troß feiner ausdrüdlichen 
Verwahrung (©. 413 f.) nichts anderes als die Werths— 
parzellentheorie zu Grunde. Das zeigt ſich deutlich bei dev Polemik 
gegen die Berfechter des „nothiwendigen Borrüdens”, denen er 
voriwirft, daß fie die Äußere Form des Grundbuchs mit dem Wejen 
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der Sache verwechſeln. Schon dieſer Vorwurf iſt nicht begründet. 
Der Gedanke des nothwendigen Vorrückens wird nicht durch die 
äußere Einrichtung des Grundbuchs, ſondern durch die Natur des 
dinglichen Rechts erzeugt, und gewiß hat kein Anhänger der Eigen— 
thümerhypothek dieſes Inſtitut, wie Staub meint, deshalb für noth— 
wendig gehalten, weil die zahlenmäßige Gruppirung der dinglichen 
Rechte im Grundbuche das Aufrücken der nachſtehenden Hypothek 
auf den Platz der vorſtehenden mit ſich bringe. Verſchwindet die 
Hypothek Nr. 1, jo avancirt die Hypothek Nr. 2 zur Nr. 1, nicht 
weil dies militärifch oder äfthetiich anheimelt oder damit die Sym— 
metrie nicht leide, jondern weil die bisherige Hypothek Nr. 2 in 
ihrer Ausübung nicht mehr gehemmt ift und jett Anfprud auf uns 
eingefchränfte Befriedigung aus dem Erlöje des Grundftüds hat. 
Staub ſelbſt geht in der Erklärung des Wejens der Nachhypothek 
fehl, wenn er bei jener Polemik behauptet, da in der grundbuch— 
mäßigen Gruppirung der Pfandrechte nad) Zahl und Pla „nur die 
verjchiedene materielle Kraft der einzelnen Bfandrechte” veranschaulicht 
werden jolle (S. 412). Eine verjchiedene materielle Kraft, das 
heißt eine Verfchiedenheit der Befugniffe zur Einwirkung auf das 
Pfand, ein ftärferer oder ſchwächerer Anhalt der Pfandrechte ift 
nicht vorhanden und kann deshalb auch nicht veranschaulicht 
werden. Alle Pfandrechte haben die gleiche materielle Kraft, jeder 
Hypothefengläubiger iſt ohne Rückſicht auf einen vorjtehenden 
Gläubiger berechtigt, die Verwerthung des Grundftüds zu ver- 
langen. Daß der Borftehende den Erlös zuerjt für feine Forde- 
rung in Anfprud nehmen darf, folgt nicht daher, weil feinem 
Rechte eine größere Kraft innewohnt, jondern weil es früher ent- 
ftanden ift, fpätere Rechte alfo nur unbejchadet des auf dem Eigen- 
thum bereit3 lajtenden Rechts beftellt werden fonnten, mithin auch 
nur infoweit verwirflicht werden fünnen. (Mot. ©. 225.) Analog 
ift das PVerhältnig bei Pfändung und Anjchlußpfändung beweglicher 
Saden. Die Pfändungspfandrechte ſchränken fich gegenfeitig infofern 
ein, al3 das durch eine frühere Pfändung begründete Pfandrecht dem 
jpäteren vorgeht, d. h. aus dem Erlöje zunächit gededt werden muß. 
Wird ein früherer Pfandgläubiger vor der Auktion von dem Eigen: 
thümer befriedigt, jo erliicht jeine Forderung und damit fein Pfand- 
recht, die nachjtehenden Gläubiger „rüden vor”. Bon einer Ber: 
jchtedenheit fann man nur in ökonomiſcher Beziehung jprechen. 
B., der 1000 Mark auf ein Grundftüd giebt, das bereit mit 
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1000 Mark für A. beliehen ijt, muß in Betracht ziehen, daß der 
wirthichaftliche Werth feiner Hypothek geringer iſt als der der erjten 
Hypothek des A., weil bei einer Subhaftation zuerjt der A. aus dem 
Erlöje gededt wird und erjt dann er jelbjt Befriedigung fordern kann. 
B. wird daher bei Hingabe des Geldes und jpäter überall, two der 
Werth feiner Hypothek in Frage kommt, davon ausgehen, daß ihm 
erit die zweiten 1000 Mark des Erlöjes zufallen werden. Aber 
keineswegs joll und will er auf diefen Theil des Werthes oder Er: 
löſes angewiefen fein und unter allen Umftänden, auch wenn das 
vorstehende Hecht fortgefhafft it, nur diefen Werthstheil für ſich in 
Anſpruch nehmen. Ebenfowenig tft ihm, fall3 der nad) Dedung 
der Bolt des A. verbleibende Reit des Erlöſes zu feiner Befriedigung 
nicht ausreicht, daS Recht zur Anfechtung jener Poft entzogen, während 
nad Staub's Theorie dem B. immer nur die an der zweiten Stelle zu er: 
ztelenden 1000 Mark zufallen jollen, B. mithin, wenn an diejer Stelle 
weniger erzielt wird, an der Anfechtbarfeit der vorstehenden Hypothek 
fein rechtliches Intereſſe hat und fich mit dem geringeren Reſt begnügen 
müßte. Geht dem B. fein Recht vor oder hat er das vor ihm eingetragene 
mit Erfolg angefochten, fo it fein Necht nicht mehr eingeſchränkt und 
in diefem Sinne das beite. Sit die Stelle, an welcher A. einge: 
tragen ftand, leer, jo bedeutet das eben, daß ein beſſeres Recht als 
das des B. nicht mehr beſteht. Staub aber jagt (S. 412): „Die 
leere Stelle im Grundbuche bedeutet, daß das Grundftüd injoweit 
nicht belaftet ift.” Gerade hier zeigt er, daß jeine Theorie mit dem 
Grundſatz der Haftung des ganzen Grunpdftüds in Widerſpruch jteht, 
und daß er nicht über das Grundftüd, jondern über einen Theil des 
Werthes verfügen will. Denn was bedeutet der Sag, das Grund: 
ftüd jei inſoweit nicht belaftet, wenn man fich dies in Wirklichkeit 
vorjtellt? Darnad würde ein Grundftüd im Werthe von 10 000 Mark, 
auf weichem für A. 5000 und dann für B. 5000 Mark ftanden, 
nad) Befriedigung des A. durch den Eigenthümer zur erjten Hälfte 
unbelajtet, zur zweiten Hälfte für B. verpfändet fein. Eine ſolche 
theilweife Belaftung ließe fi nur bei einer realen Theilung des 
Grundjtüds, oder, da das Grundſtück doch nicht real getheilt it, 
bei einer gedachten Theilung des Werthes voritellen und wäre mit 
der Verpfändung des ganzen Grundjtüds unvereinbar. 

Die Staub’sche Theorie widerjpricht alfo dem Begriff der Hypo— 

thef und dem Willen der Kontrahenten des PBfandvertrages. Staub 
macht allerdings ein Zugeſtändniß. Er jagt (©. 414 Anm. 4): 
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„Freilich wird ein Berzicht auf die Wiedereintragung zuzulafien 
jein, dejjen Eintragung das Borrüden der Nachhypothefen be— 
wirken würde, wenn der Gejetgeber e3 jo bejtimmen will.” Der 
Gejeßgeber würde auch nicht umhin können, einen ſolchen Berzicht 
zuzulaſſen und den Hypothefengläubiger dagegen zu ſchützen, daß der 
Eigenthümer vielleicht feinen Berfprechen zuwider an einer gelöjchten 
leeren Stelle eine neue Vorhypothek eintragen läßt. Es beftände 
dann aber der Gegenjaß zwilchen dem im größten Theile Deutjch- 
lands jeßt geltenden Rechte de3 Vorrückens und dem neuen Rechte 
der leeren Stelle; das letztere ferner ließe al3 Ausnahme zu die 
Eintragung des Verzihts auf die Stelle, jo daß Löſchungen ohne 
Verzicht und Löihungen mit Verzicht zu unterjcheiden wären. Wie 
nachtheilig eine ſolche Verjchiedenheit der Nechtsbegriffe auch in for: 
meller Hinficht wirken müßte, wie leicht Jrrthümer des Nichters, des 
Notars und nicht am wenigſten der Parteien jelbft in der Behand: 
lung gelöſchter Hypotheken vorfommen würden, braucht nicht aus— 
einandergejegt zu werden. In Betracht kommt auch die angedeutete 
Möglichkeit einer Hintergehung des Gläubiger dadurd), daß der 
Eigenthümer an einer gelöjchten Stelle vertragstwidrig nicht den Ver: 
zicht, jondern eine neue Poſt eintragen liege. Man wird daher den 
Erwägungen, welche bei der Reform des Hypothekenrechts in Preußen 
zur Verwerfung jener Unterfcheidung führten, aud jest noch zu= 
jtimmen, daß „durch fie ganz unnöthigerweiſe das Hypothekenrecht 
mit einem neuen Begriff, die Gefchäftsbehandlung bein Hypotheken 
buche mit einer neuen Manipulation belaftet wird.” (Mot. ©. 737.) 

Es follte hier nicht unternommen werden, die Eigenthümer: 
hypothek von Neuem juriftiich zu Eonftruiren oder ihre Anerkennung 
und Gejtaltung im Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuchs zu recht— 
fertigen; dargelegt follte nur werden, daß da3 von Staub vorge: 
Ichlagene Syſtem der freien Stelle nicht geeignet ift, die Eigenthümer: 
hypothek zu erjeten, vor Allem deshalb nicht, weil es nicht nur, 
wie die leßtere innerhalb ihres Gebietes, von einzelnen Grund- 
jäten des Pfandrechts bewußt abweicht, ſondern nur nach Bejeitigung 
eines Grundfages des gefammten Pfandrechts überhaupt — 
Haftung des ganzen Grundftüds — fonftruirt und verwirklicht werden 
kann. Wenn Staub aber im Hinblid auf das allgemeine Landrecht 
jagt, das Pfandrecht jei ein Recht an eigener Sache, die Eigenthiimer: 
Hypothek jedoch als ein Recht an der eigenen Sache ein Widerſpruch 
in Sich ſelbſt, ein juriftiicher Nonfens, jo ſei darauf hingewiefen, daß 
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nach demjelben Landrecht ($ 54. I. 22) eingetragene Grundgeredhtig- 
feiten (die doc auch Rechte an fremder Sache find) troß erfolgter 
Konjolidation wieder in Wirkung treten, wenn die Löſchung unter: 
blieben tjt und eines der Grundftüde einen andern Eigenthümer 
erhält, und daß die Eigenthümerhypothek nicht etwa durch die An— 
nahme eines Rechts an eigener Sache hervorgerufen jondern durch 
die Geltendmahung des Immobiliarkredits erzwungen wurde und, 
ebenfo wie jene erneuerte Grundgeredtigkeit, nur durd die Ein- 
richtung des Grundbuchs möglich werden Eonnte. 
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Die gemeinichaftlide Schuld. 
Bon Redtsanwalt Dr. C. £. Break in Biegen. 


I. Einleitung. 


81. 

Im 5. Titel des 1. Abſchnitts des Rechts der Schuldverhältniſſe 
verſucht der Entwurf, die Lehre von den „Schuldverhältniſſen mit 
einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern“ in den 88 320 bis 
341 prinzipiell zu regeln, und giebt an anderen Orten gewiſſe in 
dieſe Lehre einſchlagende Einzelbeſtimmungen (88 2051, 1994, 2013, 
2017, 1843, 1846, 1886, 1344, 1397, 1417, 1769, 47, 673, 714, 
1056, 1696, 1743, 731). Im großen Ganzen jchließt er ſich dem 
Gemeinen Rechte, hier jedod) mit einer jchr wejentlichen Abänderung, 
und den modernen Gejetgebungen und Entwürfen an. Er unter: 
jcheidet demgemäß Schuldverhältnifje mit theilbaren, und folche mit 
untheilbaren Leiltungen, läßt die fünftliche Erhebung einer theilbaren 
Leiſtung zu einer untheilbaren zu, nennt das Schuldverhältnig mit 
einer jolhen ganzen Leiftung Gejammtjchuldverhältnig, fennt Fein 
weiteres umfangreichere8 Gejammtjchuldverhältnig, giebt über die 
aktive und paſſive Seite jeines Gejammtjchuldverhältnifjes Normen 
bezüglich dejjen Entjtchung, Wirkung und Beendigung, überträgt die 
für das pajjive Gejammtjchuldverhältnig gegebenen Normen auf das 
paſſive Schuldverhältnig mit untheilbarer Leiſtung, während er im 
aktiven Schuldverhältnig mit untheilbarer Leitung mehr ein gemein: 
Ichaftlihes Schuldverhältniß erblidt, und verwandelt jchließlich das 
untheilbare Schuldverhältniß beim Erſatz der untheilbaren Leitung 
durch eine theilbare in cin theilbares Schuldverhältniß. 

XII. 75 
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Die Kritik, welche diefe Lehre des Entwurfs bisher erfahren 
hat, iſt nah Umfang und Begründung cine jehr verjchiedene. 
Während Wejtrum!) nur die Unzuläfjigkeit der Aufrechnung einer 
dem Schuldner gegen einen Gejammigläubiger zuftehenden Gegen: 
forderung gegenüber den übrigen Gläubigern, und die Unmwirkjamfeit 
der Vereinigung von Forderung und Berbindlichkeit in der Perjon 
eines Gejammtgläubigers gegenüber den übrigen Gefammtgläubigern 
betreitet ?), beanftandet Gebhart?) im Wefentlichen vier Beſtim— 
mungen de3 Entwurfs. Zunächſt findet er die Berechtigung des 
Schuldners ($ 323), an einen beliebigen Gejammtgläubiger leiften zu 
dürfen, auch wenn er bereit von einem derjelben gerichtlid) verfolgt 
it, und die Berehtigung aller Gejammtgläubiger, den Schuldner mit 
einzelnen Klagen zu überfallen, jehr bedenklich, jodann hält er die 
jelbjtverftändliche Satung des $ 328, wonach durd) Uebertragung der 
Forderung von Geiten eines Gejammtgläubiger8 die Rechte der 
übrigen Gejammtgläubiger nicht berührt würden, für überflüffig, 
fernerhin erachtet er es für praftifcher und folgerichtiger, dte objektive 
Wirfung eines von einem Gejammtgläubiger dem Schuldner oder 
vom Gläubiger einem Geſammtſchuldner bewilligten Erlafjes nicht, 
wie der Entwurf ($ 332) beftimmt, von dem Nachweis abhängig zu 
machen, daß die Aufhebung des ganzen Sculdverhältnifjes gewollt 
war, Sondern im Anschluß an Art. 1285 code civil, der jedoch im 
Gegenſatz zu Art. 1198 nur den Erlaß des Gläubigerd an einen 
Gejammtjhuldner im Auge bat, al3 gewollt anzunehmen, „Falls nicht 
der Gläubiger die Rechte feiner Mitgläubiger oder die Rechte gegen 
die anderen Mitjchuldner ſich ausdrüdlich vorbehält”, und ſchließlich 
will er die Beitimmung des $ 339, wonach bei untheilbarer Leitung 
der Schuldner nur an alle Gläubiger gemeinjchaftlich leiſten darf und 
jeder Gläubiger die Leiltung an alle zu fordern beredtigt ift, im 
Anſchluß an das Franzöfiihe Necht (Art. 1224) dahin geändert 
wiſſen: „Haben bei einem Scduldverhältnifie mehrere Gläubiger 
eine untheilbare Leitung zu fordern, jo darf der Schuldner an 
jeden Gläubiger leiften; jeder der Gläubiger darf die Leiftung 
begehren.” 


— 


) Gutachten ©. 246 ff. 
) Weſtrum weiſt darauf hin, daß beide Fehler durch die anſcheinende Gleich— 
heit der Rechtslage der Geſammtgläubiger und Geſammtſchuldner verſchuldet jeien, 


— 


) Gutachten S. 259 ff. 
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Mit hellem Lichte beleuchtet Gier£e *) die Grundauffajjung des Ent- 
wurfs. Nach ihm gehört die ganze Lehre dem romaniftischen Gedanfen- 
freife an. Der Entwurf Eennt lediglich die beiden individualiftifchen 
Prinzipien der antheiligen und der ſolidariſchen Beredhtigung oder 
Berpflihtung, während er das deutjchrechtliche Prinzip der gefammten 
Hand nirgends verwerthet und nur halb wider Willen dem Gedanken 
der Gläubiger: oder Echuldnergemeinjchaft einige Zugeftändniffe madıt. 
Gierke nimmt die gemeinjaftlihe Geltendmahung der Forderung 
mehrerer Gläubiger und die Vermuthung eines Gejammtjchuldver: 
hältnifjfes im Falle einer Mehrheit von Schuldnern, wie folches das 
Preuß. Allg. Landrecht ftatuirt, in Schuß, und gedenkt des für die 
heutige Zeit praftiihen Werth des älteren Deutichen Rechts, welches 
namentlid) zwei Typen der einfahen Verbindlichkeit zur gefammten 
Hand ausgebildet habe, indem es die in der Schuldnergemeinichaft 
verftedten Einzelnen entweder zunächjt nur antheilig und exit dahinter 
in Höhe des Ausfalld auf das Ganze, oder aber vorbehältlid gegen- 
jeitiger Ausgleihungsanfprücde von vornherein auf das Ganze haften 
laſſe. 

L. Seuffert’) billigt im Weſentlichen die Grundauffaſſung und 
die einzelnen Beitimmungen de3 Entwurfs, namentlicd) die Bejeitigung 
der im römischen Rechte nachmweisbaren Unterſcheidung zwiichen Korrea— 
lität und Solidarität, die ihm lediglich al3 das Produft fpeziftich 
römischer Einrichtungen erjcheint. Pur die vom Preußiſchen Land- 
recht für den Fall der Verpflichtung mehrerer Perſonen durd Rechts— 
geichäft und vom Handelsgeſetzbuch (Art. 280) aufgeftellte Bermuthung 
für jolidartiche Haftung ſcheint ihm nicht vermwerflih, und möchte er 
daher die Frage, ob es nicht zweckmäßig wäre, die Annäherung an 
das Handelögejegbuh zu juchen, wiederholter Erwägung empfehlen. 
Dagegen will er, was bereit3 Gierfe (S. 212) ausgefprocen hat, aus 
Gründen der Billigkeit dem al3 Geſammtſchuldner für Schadenserjat 
aus einer widerrechtlichen Handlung Haftenden, jelbjt wenn derfelbe 
vorjätlich gehandelt habe, einen Erſatzanſpruch gegen die übrigen Ge— 


‘) „Der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches und das deutſche Recht.“ 
Zuerit in Schmoller's Jahrbuch Für Gefeggebung, Verwaltung und Volks— 
wirthichaft, 1888 und 1889, jett als veränderte und vermehrte Ausgabe jelbit- 
jtändig erſchienen. Vorwort vom 7. Juli 1889. 

s) An Beder und Fiſchers Beiträgen zur Erläuterung und Beurtheilung 
8 Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Teutfche Reich. Heft 11 
50 ff. 


se 
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ſammtſchuldner geben, und demgemäß den dieſen Anſpruch verſagenden 
$ 338 geſtrichen wiſſen. Auch einige andere Vorſchriften ſcheinen ihm, 
weil ſelbſtverſtändlich al3 entbehrlich, gejtrichen werden zu können. So 
$ 322 Abſ. 1, welcher bejtimmt, daß die Forderung eines Geſammt— 
gläubigers oder gegen einen Geſammtſchuldner bedingt oder befriftet jein 
fann, während die des andern oder gegen den andern unbedingt oder 
befriftet ift. Ferner $ 328, der, wie oben erwähnt, aud) von Gebhart 
beanjtandet ift. Desgleichen $ 329 Abf. 2; denn wenn öffentliche 
Hinterlegung Erfüllung fei, und wenn eine andere Leiftung an 
Erfüllungsftatt angenommen würde, jo braudıten fie nicht neben 
der Erfüllung genannt zu werden. Weiter au) $ 334 Abf. 2; denn 
nachdem im $ 325 bejtimmt worden, daß für das Verſchulden cines 
Geſammtſchuldners von den übrigen Geſammtſchuldnern nicht gehaftet 
werde, brauche nicht nochmals beftimmt zu werden, daß die durch 
einen Gejammtjchuldner verſchuldete völlige oder theilweife Unmöglich— 
feit der Leiftung für die übrigen Geſammtſchuldner als zufällige, das 
it unverjchuldete Unmöglichkeit wirke. Schließlich der 2. Satz des 
Abi. 1 des von der gemeinjchaftlihen Forderung mehrerer Gläubiger 
auf eine untheilbare Leiltung redenden $ 339: „Sit das Schuldver— 
hältnig von der Art, daß durch die Leiftung an einen Gläubiger aud) 
die übrigen befriedigt werden, jo ift jeder Gläubiger zur Forderung 
der ganzen Leiftung berechtigt,” weil eine Leitung an den einzelnen 
Gläubiger, die eo ipso auch den andern Gläubigern zu Gute fomme, 
als Leiftung an alle ſich darjtelle. Dagegen empfiehlt er die Auf- 
nahme einer Beitimmung dahin: „Nimmt der Gläubiger an Etelle 
eined Gejammtjchuldners einen Dritten als Schuldner an, jo werden 
auch die übrigen Geſammtſchuldner frei.” 

Hölder‘) hält die Beftimmungen de3 Entwurfs in dieſer 
praftifch ſehr wichtigen Lehre für bejonders verbefjerungsbedürftig. 
Er beanftandet zunäcjt die Behandlung der Solidarforderungen und 
Solidarſchulden in denfelben Sätzen, welde äußere Berbindung 
innerlich) verjchiedener Rechtsinſtitute theils zu unrichtigen, theils zu 
überflüffigen Folgen führe. Sodann hebt er den inneren Unterſchied 
der Gejammtjchuldverhältniffe in der Richtung der Solidar- und 
Ktorrealobligationen, oder wie man fie ſonſt heißen wolle (etwa: voll: 
fommene und unvollfonmene Schuldverhältniffe nad) Analogie der von 
der franzöfiichen Praris angenommenen Solidarite parfaite und Solidarite 


* Am Archiv für Giviliftiiche Praris. Bd. 73. ©. 392 fi. 
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imparfaite), hervor, wünjcht eine Fürzere, zujammenfafjendere und 
elaſtiſchere Formulirung der 88 324—334 (welche theilmeife Falſches 
und theilweife Unnöthiges und Gelbftverjtändliches enthielten), etwa 
nach der Weiſe des Art. 166 des Schweizeriihen Bundesgejeges,?) 
und will der unmittelbaren Kraft des Rechtslebens und dem gejunden, 
wiſſenſchaftlich erleuchteten, praftiichen Berftande der Judikatur das 
Bertrauen ſchenken, innerhalb des allgemeinen elaftiihen Rahmens 
des pofitiven Gejetes aus der Natur der Verhältniſſe heraus nad) 
der Marime von $ 359 Entw. das jus aequum im Einzelnen jelbit- 
tändig zu finden und auszubilden. 

Ludwig Goldſchmidt) iſt der Anficht, daß der Titel über 
die Gejammtjchuldverhältnifje von lehrhaften Folgerungen wimmele. 
Als ſolche bezeichnet er die Borjchriften des $ 322 Abſ. 1 und der 
88 324—-332, 334 und 335. 

Sp anerfennenswerth nun auc die Eritiichen Verſuche find, 
welche es ſich zur Aufgabe gejett haben, Einzelbeftimmungen des 
Entwurfs in Bezug auf ihre NRichtigfeit, Volljtändigkeit oder Ent» 
behrlichfeit zu prüfen, und jo nothwendig jolche auc find, jo reichen 
fie doc nicht aus, um ein ficheres Urtheil darüber zu gewinnen, ob 
der Entwurf durch jeine Lehre von den Sculdverhältniffen mit 
einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern ein Recht gejchaffen 
hat, welches die beiden Anforderungen an ein gutes Geſetz erfüllt, 
nämlich daß es den Bedürfnifjen des Verfehrslebens und dem Rechts— 
bemwußtjein des Volkes entpricht. Es gibt faum eine andere Lehre 
des PBrivatrechts, welche uns Braftifern, Richtern und Anwälten, 
jung oder alt, joviel Schwierigkeiten in Bezug auf das Berjtändniß 
und die praktische Handhabung madt, wie diefe. Ich glaube, nicht 
zu viel zu jagen, wenn ich behaupte, daß die meijten von uns bis 
ind hohe Alter hinein mit ftiller Refignation vor der Doktrin der 
Solidar:, Korreal- und untheilbaren Obligation des Römiſchen Rechts 
ftehen, und ſich damit tröften, daß, wenn auch nicht fie, doch 
wenigitens die Gelehrten des Römischen Rechts genau darüber unter: 





?) Urt. 166 lautet: Soweit ein Eolidarjchuldner durch Zahlung oder Ber: 
rechnung den Gläubiger befriedigt Hat, werden auch die übrigen befreit. Wird 
ein Solidarjchuldner ohne Befriedigung des Gläubigers befreit, jo wirft die 
Befreiung zu Gunjten der anderen nur jo weit, al die Umjtände oder die Natur 
der Verbindlichkeit es rechtfertigen. 

s) Kritiſche Erörterungen zum Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs. I. Heft. 
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richtet ſind, daß die Korrealobligation eine einzige Obligation mit 
einer Mehrheit von ſubjektiven Beziehungen iſt. Und dabei haben 
wir doch Fälle von Solidar- und Korrealobligationen faſt beſtändig 
unter den Händen. Wie wenig Vertrauen wir zu unſerm Ver— 
ſtändniß dieſer Lehre haben, zeigt ſich insbeſondere auch dann, wenn 
wir ſchriftliche Verträge abzufaſſen berufen werden, durch welche der 
Gläubiger ſeine Intereſſen gegenüber mehreren gemeinſchaftlichen 
Schuldnern aufs höchſte zuläſſige Maß ſicher geſtellt haben will. 
Die Ausdrücke „ſolidariſch“ oder „Eorreal” reichen uns ſchon nicht 
mehr aus, wir ſagen: „die Schuldner machen ſich als Geſammt— 
ſchuldner ſolidariſch, Einer für den Andern, Alle für Einen, Jeder 
für das Ganze, mit Verzichtleiſtung auf die Einrede der Theilung 
und Vorausklage verbindlich“. Glauben wir, damit mehr als Alles 
gethan zu haben, ſo erklärt der Gläubiger nach Vorleſen, es wäre 
ihm doch erwünſcht, wenn auch noch die Klauſel aufgenommen würde: 
„Jeder der Schuldner ſolle überdies als Selbſtſchuldner auf, und als 
Selbſtzähler für das Ganze haften“. Daß in der Doktrin ſehr 
Vieles und viel Weſentliches beſtritten iſt, iſt bekannt. Von hohem 
legislativen Intereſſe iſt aber der Widerſpruch, der bei unſern Ge— 
lehrten über die Nothwendigkeit einer Unterſcheidung zwiſchen Solidar— 
und Korrealobligation für das heutige Verkehrsleben beſteht; denn 
indem die einen eine ſolche Unterſcheidung nicht anerkennen wollen, 
finden die andern ſie abſolut nothwendig. Bei einer ſolchen, in 
weiten Kreiſen beſtehenden Grundverſchiedenheit der Anſichten und 
Unklarheit über das Weſen der Schuldverhältniſſe mit einer Mehrheit 
von Gläubigern oder Schuldnern dürfte es nothwendig ſein, dieſe 
Lehre, losgelöſt von den Ueberlieferungen der bisherigen Rechte, 
lediglich auf Grund der Bedürfniſſe des heutigen Verkehrslebens und 
der Rechtsanſchauung des deutſchen Volks in annähernd vollſtändiger 
Weiſe zu konſtruiren. Es kann zwar hierbei Jeder zunächſt nur 
ſeine eigene Erfahrung in die Wagſchale legen, allein wir Alle 
beſitzen doch durch Ueberlieferung einen gemeinſchaftlichen Ausgangs— 
punkt in der Kenntniß der wirthſchaftlichen Natur der Schuld— 
verhältniſſe, bei welchen mehrere Perſonen als Gläubiger oder 
Schuldner betheiligt ſind. Haben wir dieſe Natur erkannt, ſo wird 
es uns ein Leichtes ſein, auch die rechtliche Natur derſelben, ihre 
Vorausſetzungen und Wirkungen zu erkennen. Hierbei wird auch 
das zur Prüfung gelangen, was Gierke an dem Entwurfe ſo ſehr 
vermißt, das Prinzip der geſammten Hand und die geſetzliche 
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Regulirung der Organifation eines ſolchen Gejanmtjchuldverhältniffes 
in ihrer Wirkung gegenüber dem Gläubiger und den Genofjen felbt. 
Eine ſolche Unterfuhung wird uns vielleicht aud) das Verſtändniß 
der Lehre des Römischen Rechts erleichtern und den Beweis liefern, 
daß die Unterſcheidung zwiſchen Solidarität und Korrealität nicht 
das Produkt ſpezifiſch römiſcher Einrichtungen, fondern eine Noth- 
wendigkeit des heutigen Verkehrslebens ijt, und daß man mit viel 
größerem Rechte jagen kann, ſpezifiſch römische Einrichtungen hätten 
eine volllommenere Ausbildung der Korrealität verhindert. 

Diefe nothwendigen Unterjuhungen werden nun überhaupt 
folgende Mehrheits-Schuldverhältniffe zum Gegenftande haben: 

1. das theilbare Schultverhältniß, 

2. das untheilbare Schuldverhältnig, 

3. das gemeinſchaftliche Schuldverhältnig und 

4. da3 Geſammtſchuldverhältniß. 

In diefem Gutachten werde ich mic im Wejentlichen nur mit 
dem gemeinfchaftlihen Schuldverhältniß und zwar mit deſſen pajjiver 
Seite, der gemeinſchaftlichen Schuld, bejchäftigen; fie tritt im 
praftiihen Leben weitaus am häufigjten, jedenfall3 häufiger auf, als 
die gemeinjchaftliche Yorderung oder gar die Gejammtforderung und 
die Geſammtſchuld, ja, wenn richtig beurtheilt, häufiger als das 
gemeinschaftli entitandene theilbare Schuldverhältnig mit blos an- 
theiliger Forderung und antheiliger Schuld. Grund genug für ihre 
ſelbſtſtändige wiſſenſchaftliche Darftellung, zumal fie zu ihrem Ber- 
ftändniß einer eingehenden Vergleichung mit den andern Mehrheits- 
Schuldverhältniſſen nicht bedarf. 

Was den Plan diefer Unterſuchung betrifft, jo will ich zunächſt 
eine Kritif des Entwurfs geben, und dann zur Darftellung der recht: 
lihen Natur der gemeinschaftlihen Schuld übergehen. Dieje Dar: 
ftellung muß vorbereitet werden durch eine Unterfuhung der wirth— 
Ichaftlihen Natur der gemeinjchaftlihen Schuld überhaupt und bei 
den einzelnen Sculdverhältniffen und leßtere wieder durch eine 
Unterfuhung der mirthichaftlihen Natur der einzelnen Sculdver- 
hältniffe felbit. Zur Vermeidung ftörender Wiederholungen werde ich 
nur die zuerſt zu betradhtenden Schuldverhältniffe ausführlicher, die 
fpäteren fürzer behandeln. Ueberall an den geeigneten Orten jollen 
jodann die erforderlichen Vorſchläge gemacht werden. 
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II. Kritik des Entwurfs. 


82. 

Die äußere Geſtalt des Entwurfs iſt faſt tadellos; die Vertheilung 
des Stoffes läßt, vom praktiſchen Standpunkte aus, nichts zu wünſchen 
übrig, die Sprache iſt rein, die Satzbildung natürlich, die Darſtellung 
klar und die in andern Titeln ſo häufig vorkommenden ſtörenden 
Verweiſungen auf entfernt liegende Paragraphen haben hier keinen 
Platz gefunden. Nur in zwei Punkten wäre meines Erachtens eine 
Aenderung wünſchenswerth. Bereits Gebhart, Hölder und Gierke 
haben darauf aufmerkſam gemacht, daß die faſt durchgängige Ver— 
bindung der doppelten Seite des Geſammtſchuldverhältniſſes, der 
Geſammtforderung und Geſammtſchuld in einem Satze (88 322, 325, 
327, 330—337 Abſ. 1, 8 341) zu unrichtigen Vorſchriften geführt 
hat. Letzteres ließe fih nun an den betreffenden Stellen durch 
Trennung leicht ändern, allein ich halte cine folche äußere Verbindung 
überhaupt nicht für angemefjen. Denn wenn das Geſetzbuch, woran 
doch nicht im Ernſte gezweifelt werden kann, auch die Aufgabe hat, 
dem Lernenden die Kenntniß des Rechts zu erleichtern, fo wirkt eine 
jolhe Verbindung der Solidarforderungen und Solidarjchulden äußerft 
ftörend und erjchwert zum Mindeften das Berftändniß der einen und 
andern. Man hat daher auch im Gegenjat zu früheren Darftellungen 
in den Pandektenlehrbüchern die aktive und pajjive Seite dieſes 
Sculdverhältnifjes getrennt erörtert (Dernburg, Pand. $ 73). 
Sehr unzwedmäßig ermweift ji” aber jene äußere Verbindung in 
foro. Wenn der Anwalt genöthigt it, eine die Golidarfchuld 
betreffende Gejetesitelle vorzulefen und damit beginnen muß ($ 330): 
„Die dem Schuldner gegen cinen Gejammtgläubiger zuftchende 
Gegenforderung fann nit den übrigen Gejfammtgläubigern — — 
aufgerechnet werden”, jo bringt er cinen der vorliegenden Sache 
ganz fremden Gegenftand in die Verhandlung, der Richter muß ſich 
fofort in die Theorie der Gejammtforderung verjegen und fpaltet 
feine Aufmerkjamfeit, beides ganz unnöthiger Weile, und der Anwalt 
muß, um die Aufmerkjamkeit auf die gejegliche Beftimmung über die 
Solidarſchuld als den ausjchlieglihen Gegenftand des richterlichen 
Urtheils zu lenfen, diefe Beſtimmung mindeftens in umjchreibender 
Reife refapituliven. Dies it mißſtändig. Dem gegenüber kommt 
der Werth der Kürze des Geſetzestextes gar nicht in Betracht, und 
zwar um jo weniger, al& der Inhalt einer Reihe jener Paragraphen, 
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bei welchen die Klauſel: „der und der Umſtand wirft oder wirft 
nicht für oder gegen die übrigen Gejammtgläubiger oder Geſammt— 
ſchuldner“ — ftereotyp mwiederfehrt, in einen kurzen Satz fonzentrirt 
werden kann, wie ich im $ 14 nadmeijen werde. Damit erledigt 
jih aud) der zweite Punkt meiner Beanſtandung der äußeren Dar: 
jtellung diejer Lehre im Entwurf. Dagegen halte ich ſämmitliche von 
Gebhart, Seuffert und Goldſchmidt bezüglich der Entbehrlic- 
keit mander Paragraphen erhobenen Beanjtandungen, mit Ausnahme 
einer einzigen, nicht für richtig. Die Aufnahme des $ 328, dejjen 
Inhalt ſich freilih für den mit dem Weſen der Gejammtforderung 
des Entwurfs aufs Genauefte vertrauten Juriſten als ſelbſtverſtänd— 
lid) ergiebt, und deſſen Entbehrlichkeit unter diejer Vorausjegung 
von den Motiven (S. 161) auch zugegeben wird, ift aber gerade 
deshalb nöthig, weil der Entwurf von der Aufjtellung eines die Be- 
ftimmungen über das Geſammtſchuldverhältniß beherrichenden Prinzips 
abjehen zu müjjen geglaubt hat. Wie nothivendig diefer $ 328 zur 
Kennzeichnung des Weſens der Gejammtforderung des Entwurfs ift, 
geht unzweifelhaft daraus hervor, daß er der eigentlichen Sorrealität 
der Gejammtforderung nicht entipriht. — Aud die Beanftandung 
des 8 322 Abi. 1 erweiſt ſich als grundlos. Gerade wegen des 
Mangels eines ausgejprohenen Prinzips ift eine angemefjene Häufung 
von Merkmalen der Gelbitjtändigfeit der einzelmen Berechtigungen 
und Verpflichtungen durchaus nothiwendig, und iſt es daher feines- 
wegs überflüfjig, wenn der Entwurf die Zuläjfigfeit einer bedingten 
oder befrifteten inzelberechtigung oder =Berpflichtung neben der 
unbejchränften andern bejonders betont. Mit demjelben, ja mit nod) 
größerem Rechte könnte und müßte Seuffert aud den zweiten 
Abjag dieſes Paragraphen al3 telbjtverjtändlih und darum entbehr- 
lid; beanftanden, wenn derjelbe jagt, dat die Berechtigung des einen 
Gejammtgläubigers und die Berpflichtung des einen Gejammtjchuldners 
dadurch nicht ausgejchloffen werde, daß die Berechtigung der übrigen 
Gejanmtgläubiger oder die Verpflichtung der übrigen Geſammt— 
jchuldner nicht zur Entjtehung gelangt jet. — Entbehrlich erjcheint 
ihm aucd Ab. 2 des 8 329. Dies ijt jedoh nicht richtig. Die 
öffentliche Hinterlegung, ſelbſt die definitive ($ 274) ijt nicht Er- 
füllung, fondern wirkt nur wie Erfüllung Die Erfüllung im 
gejetlichen Sinne, — und eine ſolche hat der Ab. 1 des $ 329 im 
Auge — iſt die Befriedigung des Gläubiger durch Bewirkung 
der den Schuldner obliegenden Leiftung, aljo nicht Befriedi- 
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gung überhaupt und auch nicht die bloße Leiftung. Durch die bloße 
Hinterlegung wird der Gläubiger keineswegs befriedigt, jie ift gleichſam 
nur der vollendete Verſuch der Erfüllung; „durdy die Hinterlegung 
wird der Schuldner von jeiner Berbindlichkeit in gleicher Art befreit, 
wie durch die Leiltung an den Gläubiger” ($ 272, letzter Abjak). 
Die ausdrüdtihe Gleichftellung der Hinterlegung mit der Erfüllung 
um $ 329 Abi. 2 ift daher Feineswegs entbehrlich. Daſſelbe ift der 
Hall mit der ausdrüdlichen Gleichjtellung der Leiftung an Erfüllungs- 
ftatt. Dieje tft zwar Befriedigung des Gläubigers, aber nicht Be- 
friedigung durd die gefchuldete Leiftung. Bezüglich der Leiftung an 
Erfüllungsftatt werde ich unten ($ 13) eine hier einfchlagende Be- 
merfung machen. Für die Unentbehrlichkeit der Beibehaltung jenes 
2. Abjates gerade vom Standpunkt des Entwurfs aus, den ja Seuffert 
in diefer Beziehung theilt, jpricht aber auch noch der weitere Umftand, 
daß der Entwurf das juriftiiche Wejen des Geſammtſchuldverhältniſſes 
in der Berehtigung mehrerer Gläubiger und in der Berpflichtung 
mehrerer Schuldner zur ganzen Reiftung, mit nur einmaliger 
Leiftung erblidt, aljo ftreng genommen nur eine Handlung des 
Schuldners im Auge hat, während doch auch die Befriedigung des 
Gläubigers durch Erfüllung und Leiftung an Erfüllungsftatt als Er- 
löihungsgrund des Geſammtſchuldverhältniſſes zum Ausdrud gelangen 
mußte. Ueberdies ift aber eine ſolche, erſt mit allerlei Abſtraktionen 
zu gemwinnende Gelbjtverftändlichkeit für die Mechrheit der Juriſten 
nichts ſehr Selbjtverjtändliches und ihre Formulirung im Geſetze 
daher eine jchr willfommene Beigabe, welde das Verſtändniß des 
Weſens eines Rechtsinſtituts ſehr fürdert.?) — 

Dagegen wird man mit Geuffert die Streihung des $ 334 
Ab). 2 befürworten müſſen, zwar nicht deshalb, weil, wie Seuffert 
und die Motive annehmen, die desfallfige Beitimmung felbjtverjtändlid, 
ift und aus $ 325 folgt, jondern deshalb, weil fie irrig ift oder doch 
mindeſtens jehr leicht in falicher Weife ausgelegt werden kann, Wenn 
in $ 325 gejagt ift, daß für das Verſchulden eines Geſammtſchuldners 
die Übrigen Geſammtſchuldner nicht hafteten, jo it mit diefer negativen 
Beitimmung genug, und namentlih aud Das gelagt, daß für den 

) Würde der beanjtandete Zufag ins Geſetz nicht aufgenommen, fo würden 
wir demnächſt fiherlich jehen, day die Kommentare durch Abſtraktionen und Ver: 
gleihungen, nur in viel weitläufigerer Weife, dem Bedürfniß der Gleichjtellung 
der Hinterlegung und Leiſtung an Erfüllungsftatt mit der Erfüllung geredt zu 
werden verfuchten. 
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durch völlige oder theilweiie Unmöglichkeit der Leiftung erwachſenen 
Schaden die andern nicht ſchuldvollen Gejammtjchuldner nicht aufzus 
fommen haben. Aber diefem Gedanken einen pofitiven Ausdrud zu 
geben: „Die durch einen Geſammtſchuldner verjchuldete völlige oder 
theilweife Unmöglichkeit der Leiftung wirft für die übrigen Ge- 
ſammtſchuldner als zufällige Unmöglichkeit,” dafür liegt nicht 
nur fein Grund vor, fondern das ift auch geradezu gefährlid. Man 
nehme nur den Fall, einer der mehreren Depofitare habe die Hinter: 
legte Sache abfichtlich zerftört, während fein Mitverwahrer der ers 
ftörung ruhig zugejehen habe, obwohl diefer durch Dazwiſchentreten 
die Rettung der Sache habe ermöglichen können. Man wird nicht fehl 
gehen, wenn man beide Depofitare für den Untergang der Sache 
verantwortlich macht, allein es ift doch nicht zu leugnen, daß der 
eigentliche Urheber der Zerftörung der poſitiv Handelnde, und durch 
deſſen Schuld die Reftitution der Sache unmöglich geworden ift, 
während der Andere, wenn er nit im Einverftändniß mit Jenem 
gehandelt hat, nur einer fahrläfjigen negativen Unterftügung ſich 
fhuldig gemad)t hat. Sagt nun das Gejeß in ganz pofitiver Weife, 
daß die von einem Geſammtſchuldner verichuldete Unmöglichkeit der 
Leiſtung für die übrigen Schuldner al3 zufällige Unmöglichkeit wire, 
jo wird man jehr geneigt fein, dies buchjtäblic; zu nehmen und den 
fahrläfjigen Zufchauer außer jeglicher Verantworwortlichkeit zu jeten, 
dies um jo mehr, al3 der vorſätzlich Handelnde in Bezug auf den 
Erſatzanſpruch jchon nach $ 338 jchärfer behandelt wird, als der fahr: 
Läjlige. Ich möchte daher beantragen: 
den Abi. 2 des 8 334 zu ftreichen. 

Auch der legten Beanjtandung Seufferts, die fi auf den 
zweiten Satz des Abi. 1 des 8 339 bezieht, kann man nad) der Er- 
läuterung der Motive (S. 171) nicht beipflichten. Ueberdies ijt es 
doc, auch etwas ganz Anderes, ob in bejagtem Falle der Gläubiger 
die Leiftung an alle oder lediglich an jich fordern darf, und jeden: 
fall8 darf man bei der ohnehin außerordentlihen Dürftigkeit der 
Behandlung des aktiven Schuldverhältnijjes mit untheilbarer Leiftung 
einen zum Verſtändniß weſentlichen Gegenjag nicht befeitigen. — 
Die übrigen von Goldſchmidt erhobenen Beanftandungen jcheinen 
mir, was die Entbehrlichfeit der vom Entwurf gegebenen Borjchriften 
betrifft, aus dem Grunde nicht gerechtfertigt, weil dieſe Borjchriften 
ſehr geeignet find, das Weſen der Geſammtſchuld des Entwurfs Ichärfer 
erfennen zu lajjen, 
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Geradezu bewundernswerth ijt die vom Entwurf geübte formale 
Logik und jeine Kunſt dev Schlußfolgerungen. Dieje formelle Geite 
wird ihm viele Freunde gewinnen, und ich fürchte jehr, daß jie allen 
und jelbjt den begründetiten Berjuhen, unſre Lehre nad) den Be— 
dürfnifjen des Berfehrslebens und dem Nechtsbewußtjein des Volks 
zu gejtalten, einen übermäßigen Widerftand entgegenjegen wird. Denn 
bein erjten und wiederholten Leſen des Entwurfs, und jo lange man 
nicht tiefer in das Materielle der Sache eingedrungen ift, gewinnt 
man ein außerordentlich ftarfes Gefühl der Sicherheit und Irrthums— 
freiheit. Wie glatt gibt fid) die Unterjcheidung zwiſchen Schuldverhält- 
nijjen mit theilbaren und untheilbaren Leiftungen, wie anjpredjend 
die ım Allgemeinen gleiche Behandlung der beiden Seiten des Schuld— 
verhältnifjes, der Forderung und Schuld, wie einfad) die rechtliche 
GSelbjtändigfeit jeder einzelnen Forderung und Schuld auf die ganze 
Leiftung, wie erleichtert fühlt man fid), wenn das Gejeß von einer 
Unterſcheidung zwiſchen Solidarität und Korrealität nichts mehr wiſſen 
will, und lediglich ein einzige8 Gejammtjculdverhältnig aufitellt, 
welch große Nechtsjicherheit liegt darin, daß man bezüglich der Frage 
der Entitehung eine® Gejammtichuldverhältnifjes durch Rechtsgeſchäft 
jest nicht mehr jtet3 dem fonfreten Willen der Kontrahenten tm 
Einzelfall nachzuforſchen braucht, ſondern durch die Autorität gewiljer, 
vom Gejet nanıhaft gemadter Klauſeln ſich für jein Urtheil beherr- 
ichen laffen darf und muß, und wie wird nun gar der Denkprozeß 
vereinfacht, wenn man den Klauſeln, die im bisherigen Berfchrsleben 
ſehr verjdjiedene Bedeutungen hatten, jegt nur eine einzige Bedeutung 
beizulegen hat, und das von Entwurf angenommene Geſammtſchuld— 
verhältnig als durch Rechtsgeſchäft begründet insbejondere dann ans 
nehmen darf und muß, wenn in dem legtern die Ausdrüde „Alle 
für Einen und Einer für Alle” oder „zu ungetheilter Hand“ vder 
„ſammt und jonders” oder „ſolidariſch“ oder „eorreal” gebraucht jind 
($ 321 Abi. 2)? Wie leicht kann fih nun jeder Laie über die recht— 
liche Beurtheilung jeines ftreitigen Falls klar werden, wie viele 
Prozejje werden jeßt vermieden und wie einfach iſt nunmehr die 
richterliche Entſcheidung, die auf umftändliche, Eojtipielige und in 
ihrem Reſultate immerhin unfichere Beweisführungen feine Rüdjicht 
mehr zu nehmen braudt? Es wird genug Juriſten geben, die in 
einer jolchen Bolksthümlichfeit und Praftikabilität des Rechts den 
höchſten Zriumph des Gejetes erbliden. Aber diefe ganze rein 
formale Behandlung unjer& Gegenftandes durch den Entwurf trifft 
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von vornherein der ſchwere Vorwurf, daß fie fich losgelöſt hat von 
den Bedürfnifien des Rechtsverkehrs und den Rechtsanſchauungen 
des Volks, und daß es nicht Recht, jondern eine Formel it, welche 
ihren Gegenjtand bildet. Mit mas operirt denn der Entwurf? 
Zwar mit einer, den Gegenftand einer Forderung und Schuld 
bildenden Leijtung, aber nicht mit der Leiftung eines wirthichaftlichen 
Guts, fondern mit der Leitung eines mathematijchen Objekts. Die 
Mehrheit der Subjefte des Geſammtſchuldverhältniſſes und die aus 
demjeiben entipringenden ?yorderungen und Schulden find ihm 
arithmetiiche Größen und die Leiftungen ſelbſt geometrijche Körper. 
Theilbarkeit und Untheilbarfeit der Leiſtung, die ganze Leiſtung, ein 
Theil, ein gleicher Theil der Leiftung, Leiftung nur einmal, Beredti- 
gung und Verpflichtung zu gleichen Antheilen, mehr al3 ein Antheil 
und Erjak einer untheilbaren Leitung durch eine theilbare mit 
Forderungs- und Leiftungstheilen, das find die Begriffe, mit denen 
der Entwurf nicht blos operirt, fondern die er zur Grundlage feiner 
ganzen Lehre madıt, auf welcher er den Bau der Rechte und Pflichten 
der Subjekte errichtet. Daß er hierbei zu Rejultaten gelangt, die 
den Bedürfnifjen des Verkehrs und dem Rechtsbewußtſein des Volks 
nit entiprehen, Ffann ſchon von vornherein angenommen werden. 
Zwar berufen fich die Motive zur Rechtfertigung einzelner VBorjchriften 
nicht jelten auf die Bedürfnifje des Verkehrs und auf den praftijchen 
und mwirthichaftlihen Zmwed der Sanımtobligationen, der wejentlich 
darin beftehe, dem Gläubiger die Bortheile größerer Sicherheit und 
leichterer und bequemerer Verfolgung feines Rechts zu verfchaffen,!) 
allein es gejchieht dies meiſtens nur nebenjählid und zuweilen im 
direkten Widerjprud mit den Satungen jelbjt.'") 





Hiermit it die Savigny'ſche Formulirung des Zwecks der Korrealjchuld 
gemeint (dad Obligationenreht Bd. 1 ©. 215 ff.). Uebrigens fordert es die 
Gerechtigkeit, zu fonjtatiren, daß Schon von Donellus an bis zu Savigny diefer 
Zweck erkannt war. Einzelne bei Sambhaber, zur Lehre von der Korreal— 
obligation ©. 24 Not. 4. 

1) So bejtimmt $ 323, dat der Schuldner ſelbſt dann, wenn ein Gefamnit: 
gläubiger jeine Forderung gegen ihn bereits eingeklagt hat, immer noch an einen 
andern Gläubiger leisten könne. Ich will mid) über die Richtigkeit oder Unrichtigkeit 
diefer Borjchrift hier nicht ausiprechen, aber jedenfalls kann fie nicht in der Weiſe 
begründet werden, wie die Motive es thun. Dieje jagen (S. 157 ff.): „Der 
Zweck des Geſammtſchuldverhältniſſes ijt zwar wejentlich auf Sicherung und Er— 
leihterung der Rechtsverfolgung gerichtet; es foll dies aber allen Släubigern 
in gleiher Weiſe zu Gute fommen. Der Möglichkeit eines Konflikts unter 
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Geradezu wohlthuend und verjöhnend wirft es daher, wenn der 
Entwurf und die Motive auch einmal von der inneren Natur des 
Schuldverhältnijjes fi leiten lajjen, und von der formel, wenn aud) 
nur für einen Augenblid und gleihjam im Bewußtſein eines Ver: 
ſtoßes gegen die Logik, fich frei machen. Dies gejchieht, was dankbar 
hervorgehoben werden muß, bei der Regulirung des Berhältniffes 
der Gejamnitjchuldner zu einander. Anfnüpfend daran, daß nad) der 
gemeinrechtlihen Doktrin das Gejammtjchuldverhältnig an fich ein 
zu einer Ausgleihungs- und Regrekpflicht führendes Rechtsverhältniß 
nicht jchaffe, jondern die Frage einer ſolchen Pfliht nad dem Eon- 
freten zwiichen den Schuldnern ſchon bejtehendem Rechtsverhältniſſe 
zu beantworten jei, bezweifeln die Motive zwar die Richtigkeit dieſer 
theoretiihen Betrachtung nicht, allein „praftiihe Erwägungen er- 
heilen, daß die Geſammtſchuldner als zu gleichen Antheilen ver: 
pflichtet gelten”. Welcher Natur dieje praktiſchen Erwägungen jeien, 
wird nicht gejagt. Nachdem aber einmal diejer Standpunft gewonnen 
war, richten fid) die Motive in ihm gleihfam häuslic ein, und fahren 


mehreren auf da® Ganze flagenden Gläubigern wird dadurch begegnet, daß der 
Schuldner an jeden der mehreren Gläubigern nad) feiner Wahl mit der Wirkung der 
Befreiung von der Schuld zahlen kann. Für den Schuldner fann allerdings eine nicht 
unerhebliche Beläftigung daraus entjtchen, daß er, nachdem ihn der eine Geſammt— 
gläubiger auf das Ganze belangt Hat, aud noch von dejien Mitgläubigern auf 
da8 Ganze belangt werden und dadurch genöthigt jein kann, gleichzeitig mehrere 
Prozefje zu führen. Allein dies iſt eine Folge des Gejammtjchuldverhältnifies 
und der Schuldner kann fi) durd) Zahlung oder je nach Umjtänden durch Depofition 
frei maden. Sedenfall3 aber fann die Rückſicht auf den Schuldner nicht dazu 
führen, dem Zuvorkommen des einen Gläubigers die Folge zu geben, daß die 
übrigen Gläubiger dadurd) ihrer Rechte gegen den Schuldner verlujtig werden.” 
Hier iſt die Setbititändigfeit der Einzelberechtigungen der Sejammtgläubiger bis 
aufs Aeußerſte gewahrt. Sicht man aud) von jeder Rückſicht auf den in einer 
jehr fatalen Yage befindlichen Schuldner ganz und gar ab, jo fann dod) jedenfalls 
die Zuläffigkeit einer Zahlung des Ganzen an einen andern als den Elagenden 
Gläubiger unmittelbar vor der Erefution mit jenem Zweck der Sicherung und 
Erleihterung der Recdtsverfolgung, die allen Bläubigern in gleicher Weiſe 
zu Sute fommen joll, nicht begründet werden. Kommt denn dem Elagenden 
Gläubiger etwas zu Gute, wenn der Schuldner vor Thorihluß das Geld an 
einen andern etwa injolventen Mitgläubiger zahlt? Würde jener Zweck nicht 
vielmehr dahin führen müſſen, den klagenden Gläubiger, jo lange er allein Klage 
erhoben hat, für ausjchlieslich legitimirt zur Empfangnahme der eingeflagten 
Peiftung zu erachten, und wenn cin zweiter oder dritter Gläubiger gleichzeitig 
oder nachträglich Klage erhoben, eine Zahlung an jeden nur nad) Raten zuzulafien, 
damit die Zahlung des Ganzen „allen Gläubigern in gleicher Weiſe zu Gute käme.“ 
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dann fort: „Dieſe Beſtimmung hat übrigens eine über das nad 
empfangener oder bewirkter Leitung in Frage fommende Ausgleihungss 
und Regregrecht hinausgehende Bedeutung. Sie enthält ein Prinzip 
über das innere Berhältniß überhaupt. Es erhellt hieraus 
insbejondere, daß die mehreren Gejammtjchuldner in Ermangelung 
gegentheiliger Beitimmung von vornherein mit der Begründung des 
Geſammtſchuldverhältniſſes als in einem inneren Sculdverhältniffe 
jtehend anzuſehen jind, welches jie verpflichtet, jo zu handeln, daß es 
überhaupt zu einem Regreſſe nicht fommt. Cie find fraft diejes 
inneren Schuldverhältniffes einander zu der erforderlichen Mitwirkung 
und Beitragung bei der Leiftung verpflichtet, jofern nicht nad) dem 
inneren Berhältnifje die Leiftung nur von einem oder einigen Ge: 
nojjen zu bewirken it.” Mit diefem, der Auffajjung des Verkehrs— 
[cbens völlig entſprechenden Prinzipe ift in Wahrheit eine Gemeinjchaft 
der Geſammtſchuldner in Bezug auf die ihnen allen obliegende 
Leiftung anerkannt, und es hätte nur noch eines Schrittes weiter 
bedurft, um zur Erfenntniß zu gelangen, daß aud) ihre Verpflichtung 
gegenüber dem Gläubiger eine gemeinfchaftliche ift. 

Nad) diefen allgemeinen Bemerkungen wende ich mic zur Kritik 
einzelner Bejtimmungen des Entwurf3, um zu zeigen, in melcder 
Weiſe fie der Auffaffung des Lebens widerjtreiten und unannehmbar 
find. Die hierbei zu Tage tretenden Rejultate werden ergeben, daß 
die Grundidee des Entwurfs im Wejentlihen eine unrichtige tft, und 
daß ihr eine andere jubitituirt werden muß. Es fann nicht die 
Abſicht fein, Schon an diefer Stelle an allen Vorjchriften des Ent: 
wurfs eine Kritik zu üben, ich muß mic vielmehr, der gejtellten 
Aufgabe gemäß, im Wejentlihen auf den Nachweis bejchränfen, dat 
die Beitimmungen über die Geſammtſchuld, inſoweit fie mit der ge— 
meinichaftlihen Schuld identiſch ift, im Wejentlichen unhaltbar jind. 

Hier giebt nun zunächſt das Verhältniß der an die Spike des 
Titels geftellten, im Gemeinen Rechte und in fajt allen Partikular— 
rechten und Entwürfen herrichenden Regel der Getheiltheit der theil- 
baren Schuld zur Begründung der Geſammtſchuld durch Rechtsgeſchäft 
Beranlafjung zu jehr erheblichen Bedenken. Der Entwurf jagt ($ 320), 
daß bei theilbarer Leitung jeder Schuldner nur einen gleihen Theil 
derjelben zu bewirken verpflichtet jei, wenn nicht durch Gejeg oder 
Rechtsgeſchäft ein Anderes beftimmt wäre. Ueber die Begründung 
einer Gejammtichuld durch Rechtsgeſchäft giebt der Entwurf, abge: 
jehen von dem Willensfurrogat der Klauſeln (Einer für Alle u. j. w.), 
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feine weiteren Borjchriften, und es läßt ji) daher annehmen, daß 
er die Entjtehung einer Geſammtſchuld durch Rechtsgeſchäft nur dann 
billigt, wenn im Einzelfall eine beftimmte, ausdrüdliche oder ftill- 
ihweigende Erklärung de3 Willens ſämmtlicher Kontrahenten, daß 
von jedem Schuldner die ganze Leitung gejchuldet werde, Dieje 
aber nur einmal zu geihehen habe, abgegeben worden ſei. 
Dieje Auffaffung des „Rechtsgeſchäfts“ folgt Schon aus dem 
gejeglichen Begriff deſſelben ($$ 72, 73) und wird überdies jpeziell 
zur Erklärung des $ 320 von den Motiven (S. 153, letter Abjat) 
beftätigt. Hat eine dahin gehende Willenserklärung im Einzelfalle 
nicht jtattgefunden, jo darf feine Geſammtſchuld, iondern e3 muß 
nad) der Regel des 8 320 eine Theiljhuld, und zwar eine für jeden 
Schuldner gleiche, angenommen werden. Wie geltaltet ſich dies aber 
im Leben? Geſetzt, e3 hinterlegt Jemand bei zweien dafjelbe Logis 
bewohnenden Brüdern die Summe von 100 Mark in einzelnen Mark— 
ſtücken, und es ſollen demnächſt nicht bloß diejelbe Summe, jondern 
auch diejelben Geldftüde zurüdgegeben werden, ohne daß irgendwie 
beftimmt worden wäre, die hinterlegte Summe folle von jedem Ber: 
wahrer ald Ganzes, freilid) nur einmal, wieder cerftattet werden. 
Liegt Geſammtſchuld vder Theilihuld vor? Nah dem Entwurfe 
leßteres, und der um Nüdgabe des ganzen Geldes angegangene eine 
Berwahrer würde entgegenhalten können, er fei nur 50 Marf heraus» 
zugeben jchuldig, und wegen der anderen Hälfte, obwohl fie in dem: 
jelben Pulte greifbar Liege, folle ji der Hinterleger an feinen Mit: 
empfänger halten. Das Leben verwirft augenfcheinlich diefen Einwand, 
und erklärt den Hahlungsweigernden als Mitfchuldner der ganzen 
Summe. Ganz dafjelbe iſt der Fall, wenn jene 100 Mark mit der 
Befugniß ihrer Vermijhung mit dem in der gemeinjchaftlihen Kufje 
der beiden VBerwahrer befindlichen Gelde zur Aufbewahrung über: 
geben werden. Zwar hat der Entwurf in diefem Falle ein Darlchn 
angenommen, allein das Leben betrachtet dieſes Geſchäft als einen 
Hinterlegungsvertrag. 1?) — Dder zwei Perſonen, die gemeinjchaftlid) 
ein Weißbindergefchäft betreiben, nehmen zur Vergrößerung defjelben 
ein Darlehn von 1000 auf; von einer Golidarhaft und Aehnlichem 
it nicht entfernt die Nede geweien. Nach dem Entwurf liegt Theil 
schuld jedes einzelnen Empfängers auf 500 vor, das Leben aber 
nimmt eine gemeinjchaftlihe Schuld jedes einzelnen auf 1000 an. — 


12) Nähere hierüber unten 8 4. 
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Dder endlich, zwei Perjonen haben gemeinjchaftlic ein Logis auf die 
Dauer von fünf Fahren für den jährlichen Miethpreis von 1000 
gemiethet. Der eine Miether bezahlt pünktlich jeinen Miethzing, der 
andere bleibt mit jeinem Antheil länger al8 zwei Jahre im Rüd- 
ſtand. In Folge hiervon fündigt der Vermiether beiden Miethern 
und tritt vom Miethvertrage zurüd ($ 528). Nach dem Entwurfe 
braucht jeder Miether nur die Hälfte des ganzen Miethzinjes zu 
zahlen, der jäumige Miether zieht aus, der pünftliche bleibt wohnen. 
Hordert von nun an der Vermiether von letterem den ganzen Jahres— 
preis, jo erwiedert diefer in Uebereinſtimmung mit dem Entwurf, daß 
er nur die Hälfte des Zinſes zu bezahlen verpflichtet ei; ihn zum 
Abzug zu bringen, hat der Bermiether fein Recht, denn jener hat 
jeine Verbindlichkeit erfüllt; ihn zu einer Theilung der Wohnung zu 
veranlaffen, geht nicht, denn der Miether Hat die untheilbar ganze 
Wohnung gemiethet, kurz, der pünktliche Miether behält die ganze Woh- 
nung zum Gebrauce gegen den halben Miethzind. Das Leben fat 
diefe Sache anders auf, indem es beide Miether al3 gemeinjchaftliche 
Schuldner des ganzen Miethpreijes anfieht und im alle des zwei— 
terminlihen Nüdjtandes des ganzen oder eines Theils des Mieth— 
zinjes durch) einen oder den anderen Miether dem Vermiether den 
Rücktritt gejtattet. — Aus diefen Beilpielen, die um ein Bielfaches 
vermehrt werden können, ergiebt ſich die Nichtübereinftimmung der 
angegebenen Satzung des Entwurf mit den Anforderungen des 
heutigen Lebens, und wir gewinnen jet ſchon die Meberzeugung, daß 
e3 neben dem Rechtsgeſchäft an fich noch ein anderes Moment giebt, 
welches zur Begründung einer gemeinjchaftlichen Schuld mehrerer 
Kontrahenten zu führen geeignet ift. Das Nähere und Poſitive kann 
erjt jpäter dargeftellt werden. 

Eine zweite wejentliche Abweichung von den Anforderungen des 
heutigen Lebens dofumentirt der Entwurf duch die Verwerfung der 
Zweitheilung der Gejfammtjchuldverhältniffe und in der gejetlichen 
Normirung nur eines einzigen foldhen Verhältniſſes. Die Motive 
geben uns freilicd; den Zrojt, es verftehe ſich von jelbft, daß die 
einzelnen Beſtimmungen feine leges absolutae jeien, aljo der Ab- 
änderung durch PBarteimwillen unterlägen. Allein dies ift Fein aus- 
reichender Troft. Wollte der Gejetgeber einer Normirung der Rechts— 
verhältnifje überall da fich enthalten, wo es dem Parteimillen möglich 
wäre, jich feine Rechtsverhältniffe jelbjt zu geftalten, fo brauchten wir 
vielleicht nur ein jehr mageres Geſetzbuch, und der Entwurf hätte dar: 
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nad) aud) nicht nöthig gehabt, Beftimmungen über feine Gejammtjchuld- 
verhältnifje in der ausführlichen Weiſe zu geben, wie er gethan hat. 
Das Geſetz ift aber mejentlich gerade zu dem Zweck da, um in Er- 
mangelung eines bejonderen Parteiwillens Beitimmungen zu treffen, 
die der Berfehrsnatur eines Rechtsverhältnifjes und dem allgemeinen 
Berfehrswillen entiprechen. Nun Eennt aber nicht bloß unjer heutiger 
Berfehr jene Yweitheilung der Gejammtjchuldverhältniffe in gemein- 
ihaftlihe Schuldverhältnifje und eigentliche Gefammtjchuldverhältniffe, 
ſondern beide, jene und dieje, find häufige Erjcheinungen des täglichen 
Lebens. Wohl muß zugegeben werden, daß ein jehr erheblicher Theil 
der letteren Gattung dem großartigen Kapital» und Arbeitsverfehr 
angehört, dem Verkehre großer Finanzinftitute, der großen Induſtrie, 
des Staate3 und feiner Provinzen, reife und Gemeinden, die bei 
ihren Bertragsabjchlüffen von gewandten Gejchäftsleuten und fenntniß- 
reichen Sfuriften berathen werden, und darum in der Lage find, ihre 
Intereſſen ausreichend zu wahren und bis ins Kleinſte gehende Ver- 
tragsbejtimmungen zu treffen, allein es bleiben felbjt da in Hülle 
und Fülle Lüden, welde nur das auf genauejter Kenntniß des 
Berfehrscharakters folder Schuldverhältnijje beruhende Geſetz auszu- 
füllen im Stande iſt. Es Haben fich in diefer Hinficht ſowohl im 
großen wie im Eleinen Verkehr Normen genug ausgeprägt, melde 
man nur zu jammeln und zu prüfen braudt, um fie dem Gejege 
als Normen für diejenigen Fälle einzuverleiben, in welchen der 
Parteiwille lüdenhaft geblieben ift. Für die einheitliche Geftaltung 
des Gejammtichuldverhältniffes kann die Autorität des Preußiichen 
Landrechts, des Oeſterreichiſchen Geſetzbuchs und des code civil nicht 
angeführt werden, da diefe drei Geſetzeswerke in eine Zeit fallen, in 
welcher die gemeinrechtliche Doktrin zwiſchen Korreal- und Solidar— 
obligation noch nicht recht unterſchied. Der Heſſiſche, Bayriſche und 
Dresdener Entwurf, das Sächſiſche und Schweizerijche Geſetzbuch, die 
im Wejentlichen ebenfall8 eine einheitliche Gejtaltung des Geſammt— 
Ihuldverhältniffes angenommen haben, jtehen aber offenfichtlich unter 
dem Eindrud der Unklarheit und Berworrenheit der wiljenjchaftlichen 
Behandlung der Korreal- und Solidarobligationen, und ift e3 daher 
leicht erklärlic, warum die Verfaſſer des Entwurfs einer Zweitheilung 
der Gejammtjchuldverhältnifje den Rücken gekehrt haben. Ach will 
aus den mir befannt geiwordenen Füllen nur einige, dem mitt: 
leren Verkehr entnommene Beifpiele anführen, aus welchen ſich die 
Erijtenz einer von der gemeinjchaftlihen Schuld (oder der Geſammt— 
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ichuld des Entwurf) durchaus verjchiedenen Gefammtichuld mit vollfter 
Klarheit ergiebt, und zwar jollen damit nur zwei, allerdings jehr 
wichtige Verjchiedenheiten ins Licht gejett werden. Angenommen, 
die Direktion einer Staatsbahn jchließt mit drei jogenannten Bau- 
unternehmern bezüglih der Erbauung einer bejtimmten Bauftrede 
einen Werfvertrag, durd welchen diefe fich verpflichten, „zur Aus: 
führung ſowohl der Erd-, Fels-, Planirungs-, Böfchungsbefeftigungs- 
und Rodungsarbeiten zur Bildung des Bahnkörper® und jeiner 
definitiven Nebenanlagen (als Wege, Rampen, Gräben, Bahn: 
verlegungen u. j. w.), al3 auch der Erd- und Maurerarbeiten an den 
in der Anlage näher bezeichneten Bauwerfen, nad) Vorkommen und 
auf Erfordern aud) zu Holzfällungsarbeiten, zum Ausjegen von braud- 
baren Materialien und zur Herftellung von Oberbau, Bettung u. f. w. 
unter Bugrundelegung der in der Anlage enthaltenen ſo⸗enannten 
Allgemeinen Bedingungen u. f. w. u. f. w.“ Es ift hierdei aus- 
drüdlich vereinbart, daß die Uebernehmer ſolidariſch haften follen. 
Nun arbeitet der eine derjelben prompt und gewilfenhaft, allein die 
beiden anderen lajjen die Arbeiten Liegen oder führen fie in der 
ichlechteften Weije aus, fie zeritören jogar die Bauten, die jener auf: 
gerichtet, ſie leiten abſichtlich oder fahrläfjig einen Fluß ab, der den 
Bahnkörper vernichtet u. |. w. Nach den 88 340, 321 und 325 wird 
wegen dieje3 nur einigen Geſammtſchuldnern zur Laft fallenden Ber- 
Ihulden3 von dem anderen Gefammtjchuldner nicht gehaftet. Dies 
entipricht nicht nur nicht der Willensmeinung der Eifenbahndirektion, 
jondern auch nicht der Anficht Aller, die mit ſolchen Eifenbahnbau- 
verhältniffen einigermaßen vertraut find, und man würde fich gewiß 
einem jehr abfälligen Urteil aller Sachverſtändigen ausjegen, wollte 
man ihnen entgegnen, der Ausdrud: „jolidariich” habe zwar die Be— 
deutung, daß Einer für Alle und Alle für Einen in Bezug auf die 
vertragSmäßige Ausführung der Arbeiten haften jollten, aber nicht 
die Bedeutung, daß jeder aud) für das Verſchulden des Andern bei Aus— 
führung derjelben Arbeiten haften jolle. Dies ift jedenfall3 eine 
volfsthümliche Jurisprudenz. — Zweiter Fall. Ein Großgrundbejiger 
verpachtet jein ganzes Gut an ein Konfortium von 15 Bauern der 
dortigen Gegend mit der Befugnig, dafjelbe nad) Huben unter jid) 
zu vertheilen und zu bemirthichaften. In der darüber errichteten 
Urkunde übernimmt die Gejellihaft die jorgfältige Bebauung und 
Düngung der verpacdteten Grundftüde, die rechtzeitige Aushebung 
der Gräben, Säuberung der Wiejen von Gebüjchen, Erhaltung der 
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Grundjtüde in ihren Grenzen, Verhinderung der Entftehung von 
Gervituten, Anzeige vom Berlujt von Grenzfteinen, Anzeige von 
unerlaubten Fahrten, Abadern oder jonjtiger Beeinträchtigung der 
Grundjtüde, die forgfältige Unterhaltung von Obſtbäumen, Alles bei 
Meidung einer Sonventionalitrafe und unter ſolidariſcher Haftbarkeit 
Aller. Nun trifft einen von jenen 15 Gejellichaftern ein Berjchulden, 
das zu einem von den andern unabwendbar gewejenen Schaden führt. 
Nach) dem Entwurf haftet lediglich jener Schuldige, den der Verpachter 
überdied auch erft ermitteln muß, die übrigen find frei von Schadens: 
erjag und Sonventionalitrafe. Das Leben aber betrachtet diejes 
Gejellichaftsverhältnig als ein derartig wirthichaftlich inniges und 
einheitliches, daß dem Verpachter gegenüber das Verſchulden des einen 
Geſellſchafters al3 das der Gejellichaft jelbft und ſomit auch als das 
jedes einzelnen Gejellihafter gilt. — Bei allen Verpachtungen von 
Domanialgrundftüden im Großherzogtum Heſſen, denen gedrudte 
jogenannte Allgemeine Bedingungen zu Grunde liegen, wird dem 
Padter eine große Zahl .von Einzelverpflichtungen in Bezug auf 
vrönungsmäßige Behandlung und Erhaltung der Grundftüde auferlegt 
und dabei beftimmt, daß der Pachter für die an den Grundftüden 
und den darauf befindlichen Dbjtbäumen vorkommenden Beihädigungen 
verantwortlich fei. Werden ſolche Grundftüde an Mehrere verpadtet, 
jo pflegt vereinbart zu werden, daß wegen Erfüllung aller Bedingungen 
„Ale für Einen und Einer für Alle” zu haften hätten. Wenn nun 
einer der mehreren Pachter ſich einer argliftigen oder fahrläfligen 
Beihädigung jchuldig gemacht, jo würde nad) dem Entwurfe nur 
diejer, die übrigen aber nicht zu haften haben, was augenſcheinlich 
den Bedürfnifjen des Lebens und den Rechtsanſchauungen der Inter— 
ejfenten nicht entſpricht. Es läßt fih annehmen, daß derartige Ver— 
träge zu vielen Tauſenden in Deutichland gejchloffen werden, jo dat 
jid) jene Bedürfniß und jene Rechtsanſchauung in ganz Deutjchland 
gleichmäßig geltend madt. In jenen gedrudten Bedingungen pflegt 
man auch vielfah von einem gemeinfchaftlihen Pachtverhältniß 
zu reden, welches daraus entiteht, daß „mehrere die fraglichen Grund: 
ftüde oder die fraglihe Jagd oder Fiſcherei gemeinihaftlid) 
pachten.“ 

In allen dieſen Fällen erblicken wir eine über die bloß ſolidariſche 
Geſammtſchuld des Entwurfs weſentlich hinaus gehende Eorreale Ge— 
jammtjchuld, ohne daß hierfür andere Ausdrüde gebraudt werden, 
als diejenigen, welche nad) dem Entwurfe bloß jene erjtere bewirken 


1115 


jollen. Der £orreale Charakter eines Gefammtjchuldverhältnifjes zeigt 
ih aber auch in allen ſolchen Fällen, in melden während des Be— 
ftandes des Schuldverhältnifjes eine rechtsgejhäftlihe Verhandlung 
zwijchen dem Gläubiger und der Geſammtſchuldnerſchaft nöthig wird. 
Dies findet fi vorzugsweiſe beim Werfvertrag, deſſen Gegenftand 
ein gewifjes Bauunternehmen bildet. Es ift nämlich vielfach durchaus 
nicht möglich, den Plan eines Baues ſchon beim Vertragsabſchluß 
bis in jein Eleinfte8 Detail auszuarbeiten, und es bleiben daher in 
der Regel mehrere Arbeiten nad) Art und Umfang unbeftimmt. Für 
ſolche Fälle werden nur die Einheit3preife beftimmt und es wird dem 
Werkbejteller überlafjen, fpäterhin die ihm erforderlich jcheinenden 
Arbeiten und Materiallieferungen im Einzelnen näher zu bejtimmen 
und insbejondere aud) die Zeiten feitzujegen, zu welchen mit der 
Anlieferung des Materiald und mit der Arbeit begonnen und in 
welchen leßtere vollendet werden joll, Wäre das Schuldverhältniß 
der Uebernehmer ein einfach gemeinjchaftliches, oder ein foldyes, wie 
es vom Entwurf aufgejtellt wird, jo wäre der Beiteller zur Begründung 
jeiner Forderung gegen jeden genöthigt, alle feine, auf die nähere 
Beitimmung des Bertragsobjefts und der Arbeitszeiten Bezug habenden 
Handlungen gegenüber ſämmtlichen Mitjchuldnern vorzunehmen, mit 
jedem derjelben in Korreſpondenz zu treten, mit jedem die nähere 
Ausführung des Baues zu verabreden, jedem die erforderlichen Pläne, 
Skizzen, Zeichnungen und Berechnungen einzuhändigen und von jedem 
die erforderlichen Zufagen entgegen zu nehmen. Dies ijt jedody in 
der Praris gar nicht durchzuführen, denn vielfach find die Wohn- und 
Gejchäftsjige der einzelnen Unternehmer an verjchiedenen, weit ab— 
liegenden Orten, meijtens find die Unternehmer gleichzeitig mit anderen 
Bauunternehmungen an entfernten Orten bejchäftigt, jie Eommen nur 
ab und zu an die Baujtelle, haben zwar hier ihre Techniker, Aufjeher 
und Poliere, ertheilen denjelben aber feine Vollmacht zum Abſchluß 
von Rechtsgeſchäften mit dem Beiteller, furz, jener Apparat der viel: 
fahen Einzelverhandlungen ift jo umftändlic, zeitraubend und unficher, 
daß ein entjchiedenes Bedürfniß nad) einer Vertretung ſämmtlicher 
Uebernehmer durch einen oder wenige von ihnen dem Befteller gegen- 
über zu Tage tritt. Wir jehen daher auch in vielen Eijenbahnbau- 
verträgen eine Bejtimmung aufgenommen, day „alle Mittheilungen, 
Aufforderungen und Zuſtellungen, welche ſich auf die Ausführung 
diejes Bertrags beziehen,” an einen einzigen, beitimmten Uebernehmer 
mit Wirkung für und gegen Alle gerichtet werden können und 


1116 


müfjen 13), — Gleiche Bedürfniffe nad) einer Vertretung der Geſammt— 
ſchuldnerſchaft machen ſich auch bei dem Pachtvertrag über ein großes 
Gut an ein Konfortium, welches dafjelbe unter ſich pachtweiſe vertheilt 
oder verlooft, geltend. Auch hier iſt es dem Verpachter geſchäftlich 
nicht möglich, die im Laufe der Pacht nothiwendig werdenden Gejchäfte 
mit allen einzelnen Pachtern zu erledigen, und pflegt daher auch in 
jolden Fällen eine gewiffe Vertretung vereinbart zu werden. „Bei 
allen das Pachtverhältniß betreffenden Vorkommniſſen jeder Art wird 
die Gräfliche Rentkammer nur mit dem von der Pachtgeſellſchaft zu 
wählenden Ausſchuſſe verhandeln.” Der Ausihuß handelt daher für 
alle Pachter mit unmiderruflicher Vollmacht namentlicd in Fällen der 
Meliorationen, der nothwendigen Bauten oder Wegeanlagen, der 
Wiefenmwäfjerung, der Erpropriation einzelner Grundftüde zum Berg- 
baubetrieb, des Pachtnachlaſſes wegen Mißwachſes, Hagelfchlags, 
Wafjerfluth, Mäufe- oder Inſektenfraßes, Froftichadens, Brandes und 
Kriegeszugs, der Kündigung oder Fortſetzung des Pachtverhältniſſes 
und der Regulirung der beiderjeitigen Schadenserjaganjprücde. Nun 
nehme man aber Fälle, in welchen eine durch das Bedürfniß geforderte 
Bertretung der einzelnen Mitjchuldner überhaupt nicht oder nicht ge- 
hörig vereinbart iſt, und frage, wie ſich die Geſetzgebung ſolchen Füllen 
gegenüber verhalten, ob jie die Stontrahenten deren Unterlafjungs- 
jünden büßen lafjen oder ob fie diejelben im Intereſſe einer ordnungs- 
mäßigen und loyalen Abwidelung der Gejchäfte mit der Schaffung 
einer ſolchen Bertretung unterftügen fol. Es ift dies eine fehr 
Ihwierige Frage, die nur auf Grund einer genauen Betrachtung 
einer großen Zahl von Gejchäftsarten beantwortet werden fann. 
Gelbjtverjtändlich find hierbei die vom Geſetz für den Gejellichafts: 
vertrag aufgejtellten Grundjäße von maßgebender Bedeutung, und es 
wird daher der Gläubiger in Ermangelung einer mit feinen Gejammt- 
Ihuldnern über deren Vertretung durd einen oder den andern Mit: 
Ihuldner getroffenen Bereinbarung die nachträglich nothiwendig wer— 
denden Rechtsgeſchäfte unbedenklih mit denjenigen Mitjchuldnern 
Ichliegen können, welden in Gemäßheit der 88 636 ff. die Führung 
der Gejchäfte der Gefellichaft übertragen worden ift. Allein diefes 
gejeglihe Hülfsmittel gewährt dem Gläubiger feine ausreichende Ga- 


») Dder: „Die Unternehmer K. und D., deren Firma nicht in das Handels: 
regijter eingetragen iſt, erklären fi damit einverftanden, daß die Storrefpondenz 
mit dem Geichäftstheilhaber K. allein geführt werden foll.“ ' 
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rantie, ſchon deswegen nicht, weil die Vertretungsbefugniß von fo 
vielen Borausfegungen abhängig ift, deren Dajein der Gläubiger faſt 
niemals mit einiger Sicherheit erkennen kann. Bei denjenigen Ge— 
jellfichaften aber, bei welchen eine Vertretung nicht vereinbart ift, und 
demnach die Gejhäftsführung allen Gejellichaftern dergeftalt gemein- 
Ichaftlich zufteht, daß für jedes Geſchäft die Zuftimmung aller Ge- 
jellichafter erforderlich ift, müßte der Gläubiger jenen jchwerfälligen 
Apparat der Berhandlung mit jedem einzelnen feiner Mitjchuldner 
in Bewegung jeten, deſſen Erjag durch eine einfache Vertretung, wie 
oben gezeigt, jo jehr wünjchenswerth if. Es wird die Aufgabe der 
Erörterung der eigentlihen Gejammtjchuld jein, in diefer Hinficht 
geeignete Vorichläge zu machen, einftweilen will id; nur darauf hin— 
weifen, daß man für die oben. erwähnten Fälle zum Mindeften 
dem Gläubiger das Recht einräumen muß, von feinen Gejammt- 
jchuldnern die Beftellung eines oder mehrerer Bertreter zur ordnungs- 
mäßigen, dem Zwed des konkreten Geſchäfts und der Geſellſchaft jeldft 
entiprechenden Abmwidelung des Geſammtſchuldgeſchäfts zu verlangen, 
wie Aehnliches für den Fall der Mittheilung der Willenserklärung 
eine3 Dritten, zu deren Entgegennahme eine Körperjchaft verpflichtet 
ift, der Entwurf ($ 44) bejtinmt. 

Aus vorjtehender Kritik wefentlicher Beftimmungen des Entwurfs 
über feine Geſammtſchuld dürfte hervorgehen, daß die derjelben unter: 
liegende Grundidee den Bedürfniffen des Lebens und den Rechts: 
anfhauungen des Volks nicht entjpricht und durch andere Prinzipien 
erjett werden muß. Diefe jollen nunmehr an der Hand der wirth: 
Ichaftlichen Natur der gemeinjchaftlihen Schuld aufgeſucht werden. 


III. Die wirthfehaftliche Matur der gemeinfchaftlichen Schuld. 


A. Die allgemeinen wirthſchaftlichen Glemente der gemeinſchaftlichen 
Schuld, 
Ss 3. 

Wenn ınan es fi zur Aufgabe feten will, die rechtliche Natur 
der gemeinjchaftlihen Schuld aus deren wirthichaftlicher Natur zu 
erklären, jo beichränft man von vornherein das Gebiet der Unter: 
ſuchung in jofern, als alle diejenigen Fälle der gemeinſchaftlichen 
Schuld ausgeichieden werden müſſen, bei welchen die wirthichaftliche 
Natur eines Schuldverhältniffes überhaupt nicht bejtimmend und 
geftaltend wirken Eann oder fol. So kann die Kraft des Geſetzes, 
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ohne Rückſicht auf die Anforderungen der wirthſchaftlichen Natur 
eines einzelnen Schuldverhältniſſes und indem es gewiſſen anderen 
und höheren Zwecken gerecht zu werden ſucht, eine gemeinſchaftliche 
Schuld ſchaffen oder einer wirthſchaftlich gemeinſchaftlichen Schuld die 
rechtliche Anerkennung als gemeinſchaftliche Schuld verſagen. Eine 
gleiche Kraft beſitzt der erklärte Parteiwille, indem dieſer, unbeküm— 
mert um die Anforderungen der Wirthſchaftlichkeit und lediglich will— 
kürlichen Impulſen folgend, nach Belieben eine gemeinſchaftliche Schuld 
ſchaffen oder auflöſen kann. Auch das aus einem Delikte erzeugte 
gemeinſchaftliche Schuldverhältniß beruht nicht auf wirthſchaftlichen 
Erwägungen, es hat vielmehr im Weſentlichen ſeinen Entſtehungs— 
grund darin, daß jeder Delinquent mit Verletzung der wirthſchaft— 
lichen Geſetze unter Beihülfe des andern, alſo in gemeinſchaftlicher 
Ausführung einen Schaden ſtiftet, der, weil von jedem ganz verurſacht, 
auch von jedem ganz, jedoch mit der Beſchränkung auf nur einmaligen 
Erſatz getragen werden muß. 

Die Erkenntniß der wirthſchaftlichen Natur der gemeinſchaftlichen 
Schuld kann nun in ſolider Weiſe nur aus einer Betrachtung der 
einzelnen Schuldverhältniſſe gewonnen werden, und muß man ſich 
von vornherein des Gedankens entſchlagen, daß ein paar von der 
Oberfläche der Sache genommenen Bemerkungen genügten, um ein 
volles und klares Licht über dieſen für den Verkehr ſo ſehr 
wichtigen Gegenſtand zu verbreiten. Einer detaillirten Unterſuchung 
kann man daher nicht aus dem Wege gehen. Wenngleich nun erſt 
am Schluſſe derſelben ein ſicheres Urtheil über den wirthſchaftlichen 
Charakter der gemeinſchaftlichen Schuld gewonnen werden kann, ſo 
empfiehlt es ſich doch, einleitungsweiſe die allgemeinen wirthſchaftlichen 
Elemente der gemeinſchaftlichen Schuld zu ſtkizziren, um gleich von 
Anfang an den Rahmen anzudeuten, innerhalb deſſen jene Detail: 
unterjuchungen ſich bewegen werden, 

Die Grundelemente der wirthichaftlichen Natur der gemeinſchaft— 
(ihen Schuld find der wirthichaftliche VBortheil (Nuten, Intereſſe) des 
Släubigers und Schuldners. Betrachtet man von hier aus zunädjt das 
ungetheilte Einzeljchuldverhältnig, d. h. das Sculdverhältnig, in 
weldyem ein Gläubiger einem Schuldner gegenüberfteht, und die 
von Schuldner gejchuldete Leiitung das obligationsmäßige Bedürfniß 
des Bläubigers zu befriedigen beitimmt ift, jo findet man, daß dieje 
Einzelſchuld für den Gläubiger ihre VBortheile, aber auch ihre Nach— 
theile haben fan, Bon Vortheil iſt fie deshalb, weil der Gläubiger 
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bei ihr es ftet3 nur mit einer Perſon zu thun hat. Schon vor 
dem Vertragsabſchluß brauchen ſich jeine Erfundigungen nad) der 
wirthſchaftlichen Perjönlichkeit ſeines Gegenfontrahenten (Solvenz, 
Rectichaffenheit) nur auf eine Perjon zu bejchränfen, die Bor: 
verhandlungen mit einem Gegenfontrahenten find einfacher, als 
wenn mehrere Paciscenten mit hinein redeten, der Vertrags— 
abihluß mit einem geht raſcher und leichter von Statten al3 mit 
mehreren, ein einziger Schuldner ift fpäter leichter zu überwachen, 
al3 mehrere, die Wahrfcheinlichkeit der jpäter eintretenden Inſolvenz 
eine8 einzigen Schuldners ift geringer, als die der Inſolvenz 
eine® von mehreren, und die Kündigung, Mahnung und Ein- 
Elagung der Schuld gegen einen allein verurjachen weniger Arbeit, 
Mühe, Koften, Sorgen und Gefahren, al3 wenn fie gegen mehrere 
Schuldner vorgenommen werden müfjen. Andrerjeit8 hat aber dieje 
Einzelfhuld auch ihre erheblichen Nachtheile für den ©läubiger. 
Wird derjelbe bezüglic; der Gejchäftsfähigkeit, der Solvenz und des 
Charakters jeines Schuldners getäujcht, jo verliert er feine ganze 
Forderung, während, wenn er mehrere Schuldner pro rata hätte, 
er doch nur einen geringeren Theil jeine Forderung einbüßen würde, 
Hierzu kommt, daß die wirthichaftlichen Kräfte eines Einzelnen zu- 
meilen dem Gläubiger nicht hinlänglich ſtark erjcheinen, um mit dem 
jelben überhaupt zu Eontrahiren, während ihm ein Vertragsabſchluß 
dadurch ermöglicht würde, daß er die wirthichaftlichen Kräfte mehrerer 
Schuldner zugleih in feinen Dienft zöge. Da es nun ein ehr 
natürliches und überdies geredhtfertigtes Beſtreben der Menſchen ist, 
ihre wirthichaftliche Lage nach Möglichkeit zu verbejjern, und einer: 
jeitö die ihnen zu Gebote ftehenden Bortheile fi) anzueignen und 
andrerjeit3 die ihnen im Wege jtehenden Nachtheile zu bejeitigen, jo 
it es leicht erflärlich, wenn fie nach irgend einer Geftaltung ihrer 
Schuldverhältniſſe juchen, durch welche ihnen als Gläubigern die 
Bortheile der ungetheilten Einzelichuld und die der auf mehrere 
Schuldner vertheilten Schuld ermöglicht, und die Nachtheile beider 
abgenommen werden. Es liegt nahe, daß ſie ihren Schuldverhält- 
nifjen eine jolche Gejtalt geben, daß jeder der mehreren Schuldner 
wie der Einzelfhuldner einer ungetheilten Schuld oder der ganzen 
Schuld haftet. 

Betrachtet man jodann die wirthichaftliche Lage des Schuldners 
bei einem ungetheilten Einzeljhuldverhältnifje, jo findet man aud) in 
ihr Bortheile und Nachtheile gemiſcht. Der Schuldner hat den 
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Bortheil der Selbitjtändigfeit in feinen Handlungen und der Unab- 
bängigkeit von Mitjchuldnern, er genießt das Mequivalent feiner 
Berpflichtung allein und braucht e3 mit andern Berechtigten nicht zu 
theilen, und ladet ſich Schließlich Feine VBerantwortlichkeit für die 
Handlungen und Unterlafjungen Dritter auf. Andrerfeit3 aber trägt 
er die Laft der Schuld ganz allein. Bon jehr erheblicher Bedeutung 
it hierbei der häufig vorkonmende Umstand, daß das Intereſſe, 
welches er an der Entjtehung eines Schuldverhältnifjes hat, nicht ein 
jelbjtjtändiges, unabhängiges, in quali und quanto feft bejtimmtes und 
abgegrenztes, jondern cin mit dritten Perſonen gemeinſchaftliches iſt. 
Die Untrennbarkeit feines Intereſſes von dem feiner Mitinterefjenten 
muß ihn daher beftimmen, mit diefen zugleich cin Schuldverhältnik 
einzugehen, durch welches er ſich in derjelben Weiſe verpflichtet, wie 
wie wenn jein eigenes Intereſſe ausichlieglid in Frage ftände. Denn 
ein ovdentliher Wirthichafter verpflichtet ſich (von Gefälligkeitsver: 
pflichtungen abgejehen) zwar nur in den Maße, aber aud) ganz und 
voll in dem Mate, ald jein wirthichaftliches Intereſſe es verlangt, 
und es ift daher durchaus natürlich, daß alle diejenigen, welde an 
ver Entitehung eines Schuldverhältnifjes ein gemeinfchaftliches, unge- 
theiltes Snterefje haben, gerade jo haften jollen, wie der Einzel: 
Ihuldner bei einem ungetheilten Schuldverhältniß, bei welchen der 
Bortheil lediglich ihm zu gute kommt. Die Theilung der durd) das 
Sculdverhältnig dem Gläubiger gegenüber übernommenen Laſten 
und Berbindlichkeiten erfolgt dann fpäter, ſei e3 nod) während des 
Beſtands des Schuldverhältniffes, ſei es nad) deffen Aufhebung durd) 
Beitragsleiftung nad) den Maßſtabe der Größe des Intereſſenantheils 
eines jeden. 

Entiteht hiernach für alle Intereſſenten eine gemeinjchaftliche 
Schuld, jo ift dies zunächſt weiter nichts, als eine Berbindung 
mehrerer, die ganze Leiltung zum Gegenſtande habender Einzel: 
verpflichtungen zum Zweck der obligationsmäßigen Befriedigung des 
Gläubigers. Der Zwed ift ein gemeinschaftlicher, die Einzelverpflich- 
tungen aber find die jelbitftändigen und von einander unäbhängigen 
Mittel zur Erreihung jenes Zwecks. Es liegt in der Natur des 
wirthichaftlihen Lebens, da man ohne gegründete Veranlafjung 
feinerlei, das eigene Intereſſe überjchreitende Berbindlichkeiten ein— 
geht, und iſt es daher für diefe gemeinjchaftlihe Schuld ein charak— 
teriftiiches Merkmal, dat feiner der mehreren Mitjchuldner eine Ber: 
antiortlichfeit für das Thun oder Unterlaffen eines Einzelverpflichteten 
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übernimmt, oder jeinen Mitgenofjen das Recht einräumt, über feine 
Einzelverpflihtung in einer ihm nadtheiligen Weiſe zu verfügen. 

Allein es giebt im Berfehrsleben auch Intereſſen mchrerer 
Perjonen an einem Schuldverhältnig, die weit über die Gemeinjdaft- 
lichkeit hinausgehen, und ſich geradezu als einheitlihe und identijche 
erweiien. Das Intereſſe des Einen ift zugleich das des Andern, die 
zur Wahrung diejes Intereſſes eingegangene Schuld tjt eine und die- 
jelbe, das Thun und Lafjen des Einen ift das Thun und Lafjen des 
Andern und die Schuld des Einen die des Andern. Dies ift die 
Geſammtſchuld im eigentliden Sinne des Wortes. 


B. Die wirthſchaftliche Natur der gemeinjchaftlichen Schuld bei den 
einzelnen Schuldverhältuijjen. 


1. Der Hinterlegungsvertrag. 
8 4. 

1. Die wirthihaftlide Natur des Hinterlegungsper- 
trags. — Eine der wejentlichiten Aufgaben der Privatwirthichaft ift 
die Erhaltung der körperlichen Bermögensgegenftände in ihrem der- 
maligen wirthſchaftlichen Zuſtande, zum Unterfchiede von der Ber- 
mehrung ihrer Brauchbarfeit und der Erhöhung ihres Werthes. 
Unter dieſem wirthichaftlihen Zuſtande ift nicht blos die phyſiſche 
Beichaffenheit der körperlichen Sache, ihre körperliche Tintegrität, 
jondern auch ihre Gebraudsfähigkeit und jederzeitige Gebrauchsmög— 
Lichfeit verftanden. Was insbejondere den letteren Begriff angeht, 
jo iſt e3 für den Beſitzer von größtem Intereſſe, jeine Sache ſtets 
greifbar zu haben, und zum Mindeſten zu willen, wo ſie ſich befindet, 
damit er nicht lange nad) ihr zu fuchen und unnüter Were viel Zeit 
zu opfern braucht. '*) Jene Aufgabe der Erhaltung eines Vermögens: 
gegenftandes ift der Privatwirthichaft deshalb gejftellt, weil der wirth- 
Ihaftlihe Zuftand einer jeden Eörperlichen Sache fortwährend einer 
großen Zahl von Einflüffen ausgejegt tft, die nachtheilig auf ihn ein- 
wirken, und ihn mit einem Male oder nad) und nad), in längerer 
oder fürzerer Zeit ganz oder theilweife zu verderben oder zu vernichten 
im Stande find. Nach ihrem Urjprung oder Ausgangspunkte zerfallen 
dieſe nachtheiligen Einflüffe in zwei Hauptklaffen, indem ſie entiweder 





) Dies drüden die Sprüchwörter aus: „Wer aufbebt, der findet, wenn er 
bedarf”, „Wohl aufgehoben, ijt leicht gefunden.” Wander, Deutſches Sprüch— 
wörter:Perifon. Bd. I & 161. 
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ihon mit dem wirthichaftlihen Zuftande der Sache jelbit gegeben jind 
(innere Einflüffe), oder außerhalb defjelben liegen, und von außen auf 
ihn einwirken (äußere Einflüffe). Die inneren Einflüffe jind entweder 
rein innere, wenn lediglich die natürliche Bejchaffenheit der Sache den 
allmähligen Verderb Herbeiführt, jo beiſpielsweiſe wenn der lebende 
Organismus den Keim des Todes jchon in ſich trägt, wenn ein Thier 
aus Mangel an Nahrung dahinjtirbt oder eine Pflanze aus Mangel 
an Regen verwelft oder verdorrt, oder fie find im Wejentlichen innere, 
die aber durch gewilje äußere, im wirthichaftlichen Leben jedoch un- 
entbehrlihe Einflüffe berührt, gewedt, verbreitet und geftärft werden. 
Dahin gehört beijpiel3weife der jogenannte innere Berderb von 
Saden, die den nachtheiligen Einwirkungen der atmoſphäriſchen Luft 
unterliegen, und der als Faulen, Schimmeln, ehren, Schwinden, 
Roſten u. dgl. mehr in die Erjcheinung tritt. Die äußeren Einflüfje 
zerfallen wiederum in zwei Abtheilungen; jie jind entweder Elementar: 
ereignijje d. h. feindliche Mächte, wie Sturm, Brand, Wafler, Eis, 
Hagel, große Hite oder Kälte u. dgl. mehr, oder ſchädliche menjchliche 
Handlungen, wie Raub, Diebjtahl, Unterſchlagung oder Eörperliche 
Beihädigung. 

Zur Erreihung jenes Zweds, der Erhaltung der körperlichen 
Bermögensgegenftände in ihrem dermaligen Zuftande oder, was nun— 
mehr damit gleichbedeutend ift, der Abhaltung nachtheiliger innerer 
und äußerer Einflüjfe jtehen dem Menjchen zahlreiche und verſchieden— 
artige Mittel zu Gebote. Es giebt Fein Univerjalmittel, welches für 
alle nur denkbaren Fälle zwedentjpredjend, nothwendig oder aus: 
veihend wäre, Aus dem im wirthſchaftlichen Leben allgemein an- 
gewendeten Grundjage, daß nur zwedentjprechende Handlungen cine 
wirthichaftliche Berechtigung haben, folgt für das Berhalten des um 
die Erhaltung feiner Sache bejorgten Bejigers, daß er alle diejenigen 
Schuthandlungen vornehme, welche nad Beichaffenheit aller Umftände 
des Einzelfal3 zur Abwendung eines nachtheiligen inneren und 
äußeren Einfluſſes erforderlich find, überflüfjige, zweckloſe Handlungen 
aber vermeide. Art, Zahl, Beichaffenheit und Umfang der anzu: 
wendenden Sicherungshandlungen richtet ji) ganz und gar nad) der 
Art, Zahl, Beichaffenheit und Stärke jener Einflüffe, welche deu 
wirthichaftlihen Zuftand der Sache bedrohen. Hier zeigt ſich nun 
ein wejentlicher woirthichaftlicher Unterfchted in den erforderlichen 
Siherungshandlungen, je nachdem es ſich um die Abwendung innerer 
oder um die Abhaltung äußerer Einflüffe Handelt. Bei jenen ijt die 
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wirthichaftliche Sorgfalt und Thätigfeit eine wejentlich größere, ftärfere, 
jhwierigere, zeitraubendere und E£oftipieligere wie bei diefer. Wer 
um die Erhaltung feines Pferdes beforgt fein will, muß ihm täglich 
zu verfchiedenen Zeiten Futter und Wafjer reihen, muß öfter nad) 
ihm jehen und fich überzeugen, ob es gejund ift, ob die Temperatur 
des Stalles nit zu heiß und nicht zu Ealt ift, muß ihm Streu geben, 
muß es pußen, muß ihm Bewegung machen und dabei darauf achten, 
daß es draußen feinen Schaden nimmt. Wie gering dagegen ift 
jeine Thätigfeit bezüglich der Erhaltung feines im Schuppen ftehenden 
Pflugs oder Leiterwagens? Er braudıt denjelben nur einmal einen 
Platz dajelbft anzumeifen; Niemand wird fie holen, nöthigenfalls 
Ihliegt er de3 Abends den Schuppen oder das Hofthor zu. Wer 
eine größere Anzahl von Topfgewächſen fi) erhalten will, muß fie 
im Sommer im Freien halten und je nad) der Witterung begießen, 
im Winter aber fie in einen froftfreien Raum verbringen und durd) 
Feuerung die Temperatur regeln, er muß fie rechtzeitig verpflanzen 
und bejchneiden, und überall mit gärtneriiher Kenntniß Handeln, 
Dies Alles abjorbirt viel Zeit und Geld, und die wirthichaftlichen 
Dpfer, die der Beliger bringen muß, find erheblich größer als die- 
jenigen, die etwa mit der Verwahrung eines Buches verbunden find. 
Die Handlungen, welche zur Sicherung einer Sache vor nachtheiligen 
äußeren Einflüffen, Elementarereigniffen und widerrechtlichen Ein- 
wirkungen Dritter erforderlich find, find im Wejentlihen einfacher 
und mit geringeren Opfern verbunden. Aud, fie richten ſich nad 
Art, Zahl, Bejchaffenheit und Stärke der drohenden Angriffe und 
jind darnach jehr verichieden. Das ihnen allen Gemeinfame tft, daß 
der Sache ein gewiſſer ficherer Raum angemiefen, das Faß Wein im 
verjchließbaren fühlen Seller, da8 Mobiliar in der Wohnung, das 
Silbergeſchirr im Schranke, das Geld im Pulte u. ſ. w. niedergelegt 
und unter Aufſicht belajjen wird. Bon Zeit zu Zeit hat der Beſitzer 
vom Nodvorhandenfein der Sache ſich zu überzeugen, nicht täglich, 
denn ein ordentlicher Wirthichafter hat zunächſt feinem Berufe zu 
leben und darf das Vertrauen haben, daß die von ihm vorgenommenen 
Schutmaßregeln von längerem Beftande jeien. Droht der Sache 
eine Öefahr, jo muß er derjelben vorbeugen. Wird er benachrichtigt, 
daß jein im Hofe Liegendes Holz in kommender Nacht geftohlen 
werden jolle, jo hat er felbjt zu wachen oder zuverläfiige Leute als 
Wachen zu beftellen oder die Schutzmannſchaft um Hülfe anzugehen. 
Droht Ueberſchwemmung oder Brand, fo hat er, jofern er es über: 
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haupt noch vermag, die Sache redjtzeitig an einen anderen ficheren 
Drt zu verbringen. Je größer die Zeit des Nichtgebraudhs der 
Sade ift, um fo häufiger werden die äußeren Gefahren fein, und 
um jo häufiger wird der Befiter Anlaß zur Bornahme von Sicherung?: 
handlungen haben. Alle haben nur einen Zwed, den der Sicherung 
der Sache vor drohender Gefahr, aber als Sicherungsmittel find fie 
von einander verjchieden; fie jind bald das Berbringen von einem 
Raume in den andern, bald das Berjchliegen der Keller, Zimmerz, 
Schrank: und Bultthüren, bald das perjönliche Bewachen der im 
freien Raum befindlichen Sade, bald das Zudeden mit Stroh oder 
Brettern zum Schuß gegen Regen, Sonnengluth, Staub, Stoß oder 
Ungeziefer u. dgl. mehr. Jede hat aud) ihren befonderen Anlaß, ihre 
bejondere Vorausſetzung und ihre eigenthümliche Zeit und Dertlichkeit, 
und jomit ihre wirthichaftliche Gelbftftändigfeit, während fie alle einen 
einzigen Zweck verfolgen, einen gemeinjamen oder gemeinjchaftlichen 
Zwed, den der Erhaltung der Sache in ihrem dermaligen wirth- 
ihaftlihen Zuftande. Die gefammte hierzu erforderliche Sicherungs- 
thätigkeit ift injofern theilbar oder zerlegbar, als jede der hierzu 
verbundenen Einzelhandlungen jelbftftändig iſt, aber auch infofern, als 
der Beliter die eine jelbft, die andere durch einen Gehülfen, oder 
affe durch mehrere Gehülfen, die eine durch diejen, die andere durd) 
jenen vornehmen kann. 

Dies iſt im Wejentlihen die Lage der Privatwirthichaft in Bezug 
auf die Erhaltung der körperlihen VBermögensgegenftände in ihrem 
dermaligen Zuftande. Nun haben fi im Berfehre Geſchäfte heraus- 
gebildet, deren Zweck die Erhaltung jolher Sachen durch einen andern 
al3 den dabei AIntereffirten ift. Der wirthſchaftliche Anlaß Hierzu ift 
die Berhinderung des Befiters, fich während einer gewifjen Zeit um 
die Erhaltung feiner Sache jelbit zu befünmern; er ift daher genöthigt, 
die Sorge um diefe Erhaltung einem Andern aufzubürden, und diejen 
durch Vertrag zur Vornahme der erforderlityen Sicherungsmaßregeln 
zu verpflichten. Die Verpflichtung kann dahin gehen, die Sache jo- 
wohl gegen innere, wie gegen äußere nachtheilige Einflüfje zu ſichern, 
allein da die erjtere Verpflichtung, wie oben gezeigt, regelmäßig einen 
erheblihen Aufwand von Arbeit, Mühe, Sorgfalt nnd Geldopfern 
bedingt, jo werden ſich in einem gewiſſen Verkehrskreiſe ſtets nur 
Wenige finden laffen, welche mit Beeinträchtigung ihrer eigenen An- 
gelegenheiten und in unentgeltlicher Weife jene Gejchäfte eines Andern 
führen wollen. Biel eher find Leute zu finden, welche die Bewahrung 
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einer fremden Sade gegen äußere nadjtheilige Einflüffe zu übernehmen 
geneigt find. Der damit verbundene Aufwand von Mühe, Arbeit 
und Zeit ift regelmäßig unbedeutend, die Cache gelangt in diejelbe 
räumliche und wirthichaftliche Bewahrungsiphäre, in welcher jich die 
zahlreichen eigenen Sachen des Bemwahrers befinden, und die Be- 
wahrungsmaßregeln für dieje find es zugleich für jene. „Es geht 
dies in Einem hin”, bejondere Opfer werden regelmäßig nicht gebradit. 
Bejonders läftige Anforderungen pflegen im Leben auch nicht geftellt 
zu werden, denn einestheil® verbietet dies der gewöhnliche Anjtand, 
anderntheil3 hat der Angejprochene nicht immer die geeigneten Räume 
zur Aufbewahrung, und wieder anderntheil3 fehlt es dem Beſitzer 
an dem gerechtfertigten Vertrauen in die Redlichkeit oder Sorgfalt 
derjenigen ihm bekannten Perjönlichkeiten, die int Uebrigen in der 
Lage wären, der Sache einen Raum bei fich zu gewähren. Enger 
aber iſt der Kreis derjenigen, die jich zur Mebernahme der Bewahrung 
bereit finden laffen. Biele Leute jcheuen die Laft, Mühe und Berant- 
twortlichkeit, die mit der Aufhebung einer fremden Sache verbunden find, 
und Ichnen es grundfäglich ab, um fremde Dinge fich zu befiimmern. '°) 

Nur wenn ein bejonderer Grund für die Erweifung einer Ge- 
fälligfeit vorliegt, wie etwa Berwandtichaft, Freundichaft, Kundſchaft, 
Pfliht zur Dankbarkeit oder allgemeine Menjchenpfliht in Fällen 
jchweren Unglüds (Feuersnoth, jchwere Krankheit), wird man ſich 
zur Aufbewahrung fremder Sachen verftehen. Dieje bloße Auf— 
bewahrung, d. h. der Schuß oder die Bewahrung einer fremden 
Sade gegen äußere nachtheilige Einflüffe, bildet nun den Gegenjtand 
eines bejonderen Vertrags, des Hinterlegungsvertrags (depositum). 
Da die Erhaltung der Sache eine weitergehende, umfafjendere und 
verantwortungsreichere Berpflihtung ift, jo muß diejelbe, wenn 
beabfichtigt, bejonders vereinbart werden, ausdrüdlich oder ſtill— 
ichweigend, und im Zweifel darf nicht auf fie geſchloſſen, jondern es 
muß gegen fie interpretirt werden. '°) 


») Daher der weile Math des Sprüdmworts: „Hebe nicht auf, was Du nicht 
von Dir gelegt.” Wenngleid) unter diefem Aufheben zunächſt nur das von der 
Erde: Aufheben veritanden werden joll, jo ijt in demfelben doch die Mahnung 
enthalten, daß man in fremde Angelegenheiten ich nicht mijchen joll. Dafür auch 
der Erfahrungsiag im Sprüchwort: „Wer fih befümmert (d. bh. um fremde Ans 
gelegenheiten), den kommt Unglüd.” Wander aa. ©. ©. 161, 308. 

1), Was den Begriff der Berwahrung anlangt, jo befindet ſich die obige 
Darjtellung in völliger Uebereinjtimmung mit den Anfichten der Römiſchen Juriſten. 
Depositum est, quod custodiendum alieui datum est, (l. 1 pr. dep. 16. 5) — 
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Dieje Bewahrung der Sache als Abwendung äußerer nad) 
theiliger Einflüffe ift aber nicht das einzige charafteriftifche mirth- 





totum fidei ejus commissum, quod ad custodiam rei pertinet. Denn ceustodire und 
eustodia im technifchen Sinne hat nur die Bedeutung eines Schußes gegen äußere 
Eingriffe, wie tueri, defendere, während conservare weiter geht und die Erhaltung 
einer Sache in unverjehrtem Bujtande (incolume conservare, incolumitas) überhaupt 
bedeutet. Nach Römiſchem Rechte geht auch die Verpflichtung des Depofitars über 
die custodia nicht hinaus. Im Widerjpruch damit jteht jedenfall® nicht 1.1 $ 12 dep., 
wo Ufpian für den Fall, daß id) Dir eine Sache gegeben habe mit dem Auftrage, 
jie dem Titius zur Aufbewahrung zu überbringen, und wenn diefer fie nicht 
annchme, Du jelbft fie aufbewahren möchtejt, und Titius die Sache nicht ange: 
nommen bat, — bie Frage aufwirft: utrum depositi tantum an et mandati actio 
sit? Pomponius war zweifelhaft, Ulpian aber jagt: puto tamen mandati esse 
actionem, quia plenius fuit mandatum, habens et custodiae legem. Die Antwort 
des Juriſten enthält meines Erachtens feine Spißfindigfeit, fondern ijt, wenigjtens 
zum Theil, fehr begründet. Der Auftrag, die Sache dem Titius zu bringen und 
Ihn um depofitionsmäßige Annahme der Sache zu erſuchen, ijt zweifelsohne ein 
Mandat, Die Ausführung diefes Mandats hat mit aller Sorgfalt zu geichehen, 
und es haftet dabei der Erjuchte für omnis calpa, und nicht bloß für culpa lata. 
Ebenſo iſt aber auch die Berbringung der von Titius nicht angenommenen Sad)e 
an den Wohnort und in die Wohnung des Erfuchten zum Zweck eigener Auf- 
bewahrung dafelbjt Gegenjtand des Mandats, und das Depofitum beginnt nicht 
icon mit der Annahmeverweigerung ded Titius, fondern erjt mit der Nieder: 
legung der Sadje an dem in zweiter Linie in Ausficht genommenen Aufbewah- 
rungsorte, Erwächſt während der Berbringung der Sache zu Titius oder von 
da in die Wohnung des Erfucdhten, oder im Fall diefer die Sache von vornherein 
in fein Haus aufgenommen, und bei Titius nur mündlich oder fchriftlicd) angefragt 
hatte, in Folge leihten Berjehens de Mandatars ein Schaden, oder verweigert 
derjelbe die Nüdgabe der Sache überhaupt, jo fann gar nicht anders, als aus 
dem Mandate geklagt werden. Hat aber eine Nüdverbringung der Sache in bie 
Wohnung des Erjuchten bezw. an den beftimmungsmäßigen Aufbewahrungsort der 
Sache ftattgefunden, jo Hört die Auftragsobligation auf und die Depofitions- 
verbindlichkeit beginnt. Es ift nicht anzunehmen, daß Ulpian dies leugnen wollte, 
weil die Abficht des Auftraggebers von vornherein auf ein Depofitum gerichtet 
war, primär auf ein ſolches bei Titius und eventuell auf ein ſolches beim 
Erſuchten. Weſentlich anders muß die Antwort lauten, wenn Jemand in Folge 
Auftrags eines Anderen für dieſen und auf deſſen Namen eine Sache von einem 
Dritten in Empfang genommen bat, und nun um fernere Bewahrung der Sache 
erfucht wird. Bier war von vornherein feine Verbindlichkeit zur Bewahrung 
Ausflug eines Mandats, und er war daher zur Anwendung der höchſten Sorgfalt 
verpflichtet; wird er nun um Fortſetzung der bisherigen Bewahrung erſucht, fo 
wird im Bweifel nur die Mandatöpflicht zeitlich eritredt und nicht ein Depofitum 
gefchloffen. Dies billigt denn auch Pomponius in 1. 1. $ 13 eod. mit der 
Motivivung, weil dad Mandat der erjte Kontrakt ſei, womit jedoch nur das innere 
Moment, daß eine Willensänderung der Kontrahenten und der Abſchluß eines 
wejentlich anderen Gejchäfts im Zweifel nicht anzunehmen fei, gemeint fein fann, 
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Ichaftlihe Moment des Hinterlegungsvertrags. Ein zweites liegt in 
der Dertlichfeit, an welder die Sache bewahrt werden joll. Diefe 
Dertlichkeit fan von den DVertragsabichliegenden ausdrüdlich oder 
ftillfchmweigend mehr oder weniger genau bejtimmt werden. Der Ort 
der Aufbewahrung an fi) hat gar fein wirthichaftliches Intereſſe, er 
erhält ein foldhes nur durd) die wirthichaftlichen Verhältniſſe, welche 
an ihm in die Erjcheinung treten, und fomit hier lofalifirt find. 
Indem die Sahe an einem beftiunmten Drte aufbewahrt werden joll, 
fol fie nah dem Willen der Bertragfchließenden in die daſelbſt 
beftehenden wirthichaftlihen Verhältnifje eintreten und in denjelben 
verbleiben. Man hat fi im Berfehrsleben daran gewöhnt, dies jo 
auszudrüden, der betreffende Ort habe die und die wirthichaftlichen 
Eigenfchaften, und jagt 3. B., der betreffende Ort ift geſchützt oder 
mehr oder weniger geihüßt vor Regen, Schnee und Sturm, vor 
dem unbefugten Betreten Dritter u. ſ. w. Wenn nun die zu hinter: 
(egende Sache an einem bejtimmten Orte aufgehoben oder bewahrt 
werden foll, jo wollen die Vertragsjchließenden und geben es zu 
erkennen, daß die Sache nad) Maßgabe der Eigenichaften diejes Orts 
bewahrt werden folle; der Hinterleger ift zufrieden mit dem Grade 
von Sicherheit, den diejer Ort gewährt, und der Verwahrer ift 
bereit, diefen Sicherheitgrad aufrecht zu erhalten. Jener kann daher 
im Laufe der Verwahrunggzeit eine Erhöhung der Sicherheit nicht 
verlangen, und diejer muß dafür beforgt jein, daß der Verwahrungsort 
während derjelben Zeit nicht unficherer werde. Hatte aljo beiſpiels— 
weiſe der Hinterleger feine Zuftimmung dazu gegeben, daß die zur 
Berwahrung übergebene Chaife in einem gegen Regen und Schnee 
nicht hinlänglich gefhügten beftimmten Schuppen aufbewahrt werde, 
jo kann er, wenn er nachträglich eine Beihädigung der Chaije in 
Folge jenes Mangels befürchtet, die Berbringung derjelben in die 
vollftändig geſchützte Remiſe des Verwahrers oder eine Ausbejjerung 
des Dachs, der Deffnungen oder der Wände des Schuppens nicht 
verlangen, er wird fich vielmehr dazu verftehen müfjen, jein Depofitum 
zurüdzunchmen. Wenn aber im Laufe der Verwahrungszeit das 
Dad) des Schuppen defekt wird, und Negen und Schnee zuläßt, fo 
muß der Verwahrer entweder das Dad) repariren oder die Chaife 
in die befjer geſchützte Remiſe verbringen. Sit dagegen der Ber: 
wahrungsvertrag ohne ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Beftimmung 
eines Berwahrungsort3 gejchloffen, jo liegt fein Hinterlegungsvertrag 
vor, der Verwahrungsſchuldner ijt vielmehr, wie ein Mandatar, 
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berechtigt und verpflichtet, die Sache an einem dazu geeigneten Orte 
nad jeiner Wahl aufzubewahren und kann mit demjelben nad) ſeinem 
jorgfältigen Ermefjen wedjeln.!?) 

Ein drittes charakteriftiiches wirthſchaftliches Moment des ge— 
wöhnlichen Hinterlegungsvertrag3 ift, daß der Verwahrer die Hinter- 
legte Sache mit derjelben Sorgfalt zu bewahren hat, mit welcher 
er auch jeine eigenen Sachen aufzubewahren pflege. Denn that: 
jählih wird die fremde Sache in diejelben Räume gebradt, in 
welchen der Empfänger feine eigene Sachen aufhebt, und die Gorge 
um die Sicherheit feiner eigenen Sachen erftredt ſich gleichzeitig aud) 
auf die hinterlegte, jo dat da8 vom Empfänger im Intereſſe des 
Hinterleger3 zu bringende Opfer an Zeit, Mühe und Verantiwort- 
lichkeit fein erhebliches zu fein pflegt. Ein ehrenhafter Hinterleger 
fordert, falls nicht befondere Gefahrverhältniffe vorliegen, von jeinem 
Freunde oder Kunden feine höhere Sorgfalt, als diefer jeinen eigenen 
Bermögensangelegenheiten widmet, und ein anftändiger und ehren- 
hafter Empfänger wird, fall3 nicht eine getrennte und gefahrvollere 
Bewahrung der Sache nothwendig werden jollte, diejelbe Sorgfalt 
und nicht eine geringere anwenden. Um dies recht voll zu begreifen, 
verjege man ſich nur einmal in die Lage eines Hinterlegers oder 


) Die Meinung Derer, welche das charakterijtiihe Moment des Hinter: 
legungsvertrags lediglich in der Verwahrung erbliden, und von einer bejtimmten, 
den Umfang der Berwahrungspflicht einſchränkenden Dertlichfeit abjehen, wider: 
jpriht der Auffaffung des Lebens geradejo, wie die Anfiht, daß das Depofitum 
überhaupt nicht zur Verwahrung verbinde, fondern nur zur Gewährung eines 
Raums zu dem Ende, daß die Sache bewahrt ſei. Windfcheid, Bd. II. $ 377 
Anm. 1. Es giebt zweifelsohne derartige Gefchäfte, allein fie enthalten im Wejent- 
lihen dod nur eine Platleihe. Denn wer einem Andern einen abgeichlojjenen 
Kellerraum zur Niederlegung von Wein in Fäſſern überläßt, und ihm behufs 
eigener Verwahrung und Behandlung des Weins die Schlüfjel zu diefem Keller: 
abtheil einhändigt, der verleiht ihm nur diefen Raum; er gewährt ibm dieje 
Räume zu dem Ende, daß der Wein bewahrt fei, er empfängt aber fein Depofitum. 
Sollte jedoch mit jener Auffafjung gemeint fein, daß der Depofitar verpflichtet 
jei, während der ganzen Dauer der Hinterlegungszeit einen aufbewahrungsfähigen 
Raum zu gewähren, fo ift damit doch ausgeſprochen, daß der Depofitar zur Auf: 
bewahrung verpflichtet fei. Wäre in der That lediglich die Geftellung eines auf: 
bewahrungsfähigen Raums Gegenstand des Depofitums, fo könnte die Verbind- 
licheit deö Depofitars niemals auf Rüdgabe der hinterlegten Sache, jondern nur 
darauf gehen, dat der Depofitar der Nüdnahme der Sache fein Hinderniß in den 
Weg lege, und der Hinterlegungsvertrag würde nicht erſt mit dev Niederlegung 
der Sache int bewahrungsfähigen Raum, fondern ſchon mit deſſen Geftellung oder 
Einräumung geichloffen, was fchliefjlich doc Niemand behaupten will. 
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Empfängers. Gefegt, id) wollte mein Gilbergefhirr bei einem 
Freunde deponiren, und würde ihm jagen: „Sch weiß, daß Du es 
mit der Obhut Deiner Sahen ein wenig leicht nimmſt, und muß 
Dich daher bitten, die höchſte Sorgfalt anzumenden, jo daß Du mir 
für omnis culpa einzuftehen haft.” Der Freund würde mir mit 
Acht den Rüden kehren und mich ftehen laſſen. Dder umgekehrt, 
ih würde dem Freunde fagen: „ch weiß, daß ich Dir mit der Ver— 
wahrung des Silbergeſchirrs jehr läftig falle, und verzichte daher 
auf Anmwendung derjelben Sorgfalt, welhe Du Deinen eigenen 
Angelegenheiten zu widmen pflegft, Du fannft vielmehr meine Sache 
als Bagatelle behandeln.” Der Freund würde hierüber gewiß verletzt 
fein und zur Antwort geben, daß er die Sache wie jeine eigenen 
Ihügen und bewahren werde. Selbitverftändlic darf der Mangel an 
Sorgfalt nicht in culpa lata ausarten. Wohl fünnen Berhältniffe 
eintreten, die es beiden Contrahenten al3 wünſchenswerth erfcheinen 
laffen, daß der Verwahrer die höchſte Sorgfalt anmwende oder nur 
grobe HFahrläfjigkeit vermeide und fie können daher, ohne daß damit 
das Weſen des Hinterlegungsvertrags verlegt wird, ausdrüdlich oder 
jtillfchtweigend vereinbaren, daß der Berwahrer ohne Rückſicht auf 
das Maß der in eigenen Angelegenheiten geübten Gorgfalt für 
omnis culpa oder nur für culpa lata einftehen jolle. Fälle derartiger 
jtilljchweigender Verabredungen kommen im Leben öfter vor. Wenn 
die den Markt bejuchende Bauersfrau in einem offenen Laden mit 
Bewilligung des Gejchäftsinhabers ihren Korb niederjegt und jenen 
bittet, er möge doch auf den Korb „ein bischen” acht geben, jo 
beabfihtigt fie nicht, den Gejchäftsinhaber zur Anwendung der höchften 
oder aud nur zu der von ihm in eigenen Angelegenheiten an 
gewendeten Sorgfalt zu verpflichten, fie fieht vielmehr und weiß es, 
daß derjelbe mit der Bedienung des zahlreihen Publikums  vollauf 
bejchäftigt ift, daß er feine ganze Aufmerkjamfeit feinen Gejchäften 
zuwenden, aud) öfter ab» und zugehen muß, und ſonach nur jelten 
einmal im Stande fein wird, feine Augen auf den Korb zu lenken, um zu 
prüfen, ob er noch vorhanden ift. Es haftet daher der Empfänger für den 
all des Abhandenfommens des Korbes im Gedränge des Publikums 
nicht, felbjt wenn man ihm nachweifen würde, daß er alle feine eigenen 
Waaren hinter die das Publikum abhaltenden Radentifche geborgen habe. !°) 


is) Der Entwurf läßt den Berwahrer prinzipiell für die geringite Fahr: 

läffigfeit haften. Er motivirt diefe Abweichung vom Römiſchen, Deutfchen und 

faft dem ganzen modernen Recht einestheil$ mit der Schwierigkeit der Unter: 
77% 


_ 1180 


Erzeugt nad) den vorjtehend dargejtellten drei charakteriftiichen 
wirthichaftlihen Momenten der Hinterlegungsvertrag eine durch eine 
gewifje Dertlichfeit und ein geringeres Maß von Sorgfalt beſchränkte 
Aufbewahrungspflicht, fo enthält die zweite wejentliche Verpflichtung des 
Hinterlegungsvertrags, nämlich die der Rückgabe der hinterlegungs- 
weile empfangenen Sade, ein höchſt charakteriftiihes mwirthichaftliches 
Moment, wodurd fie ſich von anderen Berpflitungen zur Rückgabe 
einer empfangenen Sache weſentlich unterjcheidet. Unterwirft man 
den Hinterlegungsverfehr einer forgfältigen Prüfung, jo wird man 
finden, daß die Hinterlegung ein Akt eines befonders großen Ber- 
trauens ift, welches der Uebergeber dem Empfänger entgegenbringt. 
Wie bereit3 im Eingang diejes Paragraphen angegeben, iſt die Er: 
haltung eines Eörperlichen Bermögensgegenftandes in jeinem derma- 
ligen wirthichaftlihen Zuſtande cine der wejentlichjten Aufgaben der 
Privatwirthichaft, und unter diefem Zuftande wird neben der Bewah- 
rung defjelben von äußeren nadhıtheiligen Einflüffen insbejondere auch 
dejlen jederzeitige Gebrauchsmöglichkeit verftanden, eine Gebrauchs— 
möglichkeit, die dadurch gewährt wird, daß der Beſitzer der Sache 
fie an einem folden Orte aufbewahrt, wo er fie nad) Bedürfniß ſo— 
fort und, ohne Schwierigkeiten und Hindernifje überwinden zu müſſen, 
greifen und gebrauchen fann. Wenn er nun in die Lage kommt, 
während einer gemiljen Zeit jeine Sachen nicht felbft bewahren zu 
fönnen, und dadurd genöthigt tft, ihre Aufbewahrung an einem be- 
ftimmten andern Orte einem Freunde anzuvertrauen, jo will er damit 
nicht zugleich den wirthſchaftlichen Zuftand ihrer Greifbarfeit aufgeben, 
jondern er will nur den Drt ihrer Aufbewahrung wechſeln, fie aber 


fheidung de8 Depofitums vom Mandat, bei welch’ Ietterem der Bewahrer für 
omnis culpa zu haften hat, und anderntheild mit der dadurch erzielten Einfachheit 
des Geſetzbuchs und einer erheblihen Steigerung der Nechtöficherheit. Dieſe 
Gründe jind durchaus unzutreffend Depofitum und Bewahrungsmandat find 
zwei ihrem Weſen nach ganz verjchiedene Gefchäfte, durch ein Eingehen auf ihre 
wirtdichaftliche Natur wird man zur Erfenntniß diefer Berfchiedenheit gelangen. 
Die wünfchenswerthe Einfachheit eines Geſetzbuchs darf nicht mit einer Unge— 
rechtigfeit überhaupt oder gar mit einer gefährlih wirkenden Ungerechtigkeit 
erfauft werden, und die erhoffte Rechtsjicherheit ſchlägt in thr gerades Gegentheil 
um. Denn wer mag bei der ohnehin bejtehenden Abneigung zur Aufbewahrung 
fremder Sachen die Gefälligfeit jo weit treiben, daß er ſich eine Laſt aufbürbet, 
der er meijtentheil8 gar nidyt gewachſen iſt. Wird der Entwurf in diefem Punkte 
praftiiches Recht, jo wird das Depofitum, wenigjtens im Kreiſe der forgfältigen 
Hauspäter, nad) und nad) ein unpraktifces Anjtitut werden. 
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jtet3 zu feiner Berfügung haben und demgemäß nad Wiedereintritt 
feiner eigenen Bemwahrungsmöglichkeit jofort wieder an fich nehmen. 
Er ift nad) wie vor ihr Beſitzer und kann al3 folder fie dem Depofitar 
jederzeit abnehmen. Er ift in einer ganz anderen Lage wie ſämmt— 
liche übrigen Rüdforderungsberechtigten, wie etiva der Verleiher einer 
Sade, denn diejer hat, indem er die Sache im Intereſſe des Ent- 
leihers zum Gebrauche hingegeben, den wirthichaftlihen Zuftand der 
jederzeitigen Greifbarkeit der Sache ſich nicht rejervirt, jondern auf— 
gehoben. Auch ift er in anderer Lage, wie der Aufbewahrungs- 
Auftraggeber, denn dadurch, daß diefer es in des Mandatars pflicht- 
mäßiges Ermefjen ftellt, die Sache an einem ihm gutjcheinenden Orte 
aufzubewahren, hat er ebenfall3 den wirthichaftlichen Zuftand der 
jederzeitigen Greifbarfeit der Sache zerriffen. Nun jtehr aber der 
vom SBinterleger gewollten jederzeitigen Greifbarfeit der Sache der 
Umftand entgegen, daß er fie behufs Bewahrung durch einen Andern 
diefem übergeben, ſomit demjelben thatjächlich einen Einfluß aud auf 
die Greifbarfeit der Sache einräumen mußte. Allein zu letzterem 
joll der Empfänger unter feinen Umftänden berechtigt fein, und it 
e3 daher ein großes „Bertrauen”, welches der Hinterleger in den 
Empfänger fett, wenn er ihm feine Sache „anvertraut, Er „vers 
traut” den leßteren, er erwartet und hofft nicht bloß, jondern er 
„oerläßt” ſich feft darauf, daß er ihm die hinterlegte Sache auf 
Anfordern fofort zurüdgebe, und diefes Vertrauen darf nicht getäufcht 
werden. Eine Folge Hiervon ift, daß der Empfänger wegen aller 
jeiner Anſprüche an die hinterlegte Sache oder wegen feiner aus dem 
Bertrage und der Bermwahrung entjtandenen Gegenanfprüce die 
Sade nicht zurüdbehalten darf, jondern diejerhalb den Weg der 
Klage bejchreiten muß. ’°) 


»») Auch in diefer Beziehung weicht der Entwurf vom Römiſchen Rechte ab, 
indem er feinen weitgehenden Bejtimmungen über dad Zurüdbehaltungsrecht 
($$ 233— 236) auch den Hinterlegungsvertrag unterwirft. Die Motive verneinen 
ein Bedürfnig nad einer Ausnahmeftellung dieſes Vertrags. Wie indejlen oben 
dargethan, bejtcht für den Hinterlegungsverfehr allerdings ein ſehr erhebliches 
wirthſchaftliches Bedürfnig nad) einer prompten NRüdgabe der hinterlegten Sache, 
und jedenfalld befteht für den Gefegeber das Bedürfnig, den feitgewurzelten 
und unauslöfchlichen Rechtsanſchauungen feines Volkes über Vertrauen und Treue 
gerecht zu werden. Denn daß die Anfhauung von einer ganz befonderen Heilig- 
feit der Verpflichtung zur Nüdgabe der durch Hinterlegung anvertrauten Sade 
in Fleiſch und Blut unferes Volkes übergegangen ift, kann im Ernfte doch nicht 
bezweifelt werden. In den deutfchen Rechten‘ wird daher die Hinterlegung als 
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2. Die wirthſchaftliche Natur der Hinterlegung bei 
Mehreren. — Die Fälle der Hinterlegung eines Werthgegenftandes bei 
mehreren Perjonen kommen im Handelsverkehr häufig, im gewöhnlichen 
wirthichaftlichen Verkehre dagegen nur jelten vor. Denn zu der allge- 
meinen Abneigung, ſich um fremde Angelegenheiten mit eigener Ver— 
antwortlichkeit zu befümmern, tritt noch die bejondere, wegen Be— 
wahrung der hinterlegten Sache mit einem Andern in eine läjtige 
Gemeinschaft zu treten, und möglicherweife für deſſen jchuldvolles 
Thun oder Unterlaffen eine Verantwortlichkeit zu übernehmen, wie 
denn auch die Berwahrung einer Sache durch Mehrere ftet3 cine 
gewiſſe Gemeinjchaftlichkeit de8 Verwahrungsort3 und ein gemiljes 
Maß von häuslichen oder gejhäftlihen Beziehungen der Mehreren 
zu diefem Orte vorausjegt, was verhältnigmäßig nicht häufig zu 
finden tft. Eine folde Hinterlegung wird daher meijtens nur bei 
Leuten vorkommen, die diefelben Räumlichfeiten bewohnen oder jonft 
benußgen, und ſich gegenfeitig ein gewiſſes Maß von Bertrauen 
ichenfen, wie Ehegatten, Eltern und Kinder, Geſchwiſter, Mitpächter 
und die Xheilhaber eine Gewerbes und dergleichen mehr. 

Um zur Erfenntniß der wirthichaftlihen Natur des vom Befiger 
einer Sache mit mehreren Perſonen gejchlofjenen Hinterlegungsver:- 
trags zu gelangen, muß man fich zunächſt über die wirthichaftlichen 
Gründe klar werden, aus welchen der Beliger feine Sache, ftatt fie 
nur bei einer Perfon zu Hinterlegen, mehreren zur Aufbewahrung 
übergiebt. Es handelt fich Hier jelbitverftändlic nicht um individuelle, 
willfürliche und werthloje Motive, fondern um wirthichaftliche Inter— 
ejjen von allgemeiner Berfehrsbedeutung, die durch die Hinterlegung 
bei einer Mehrheit von Perſonen gefördert oder befriedigt werden 
jollen. Dieſe Intereſſen liegen theils auf der Seite des Hinter- 
legers, theil3 auf der der Verwahrer. Betrachtet man zunädjt die 
Intereſſen des Hinterleger8 überhaupt, jo findet man zwar, daß 
diejelben durch die Hinterlegung beim Einzelverwahrer mitunter mehr 
und bejjer gewahrt find, als bei einer Mehrheit von Berwahrern, 
da erfahrungsmäßig bei einer ſolchen Mehrheit jeder Einzelne ſich 
gerne auf den andern verläßt und fonach jeder leicht nachläſſig wird 
und feine Pflicht verfäumt, und bei einem durch Nadläffigkeit des 





ein „Dinterlegen und hinter fih anncehmeu zu treuen Handen” bezeichnet 
(3. B. Solmjer Landrecht, Thl. I Tit. 8), und daraus die Inzuläfjigfeit der 
Retention gefolgert. 
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‚einen oder andern eingetretenen Schaden jeder die Berantwortlichkeit 
ablehnt, die Schuld auf den andern jchiebt und dadurd den Hinter: 
(eger zur Führung jchwieriger Beweiſe nöthigt, während den Einzel- 
verwahrer da8 Bewußtſein der alleinigen Verantwortlichkeit zur 
ſtrikten Pflichterfüllung anzufpornen pflegt, allein im großen Ganzen 
find doch die Intereſſen des Hinterlegerd bei der Verwahrung feiner 
Sade durh eine Mehrheit von Berionen bejjer gewahrt. Bier 
Augen fehen mehr, wie zwei?%); wenn mehrere Wächter vorhanden 
find, fo kann einer aud einmal jchlafen, die andern wachen für ihn; 
wenn der eine Schuldner jeine Geſchäfte auswärts bejorgt, kann der 
andere feiner Bewahrungspflict zu Haufe obliegen, jeder ermuntert 
und Eontrolirt den Andern, der eine handelt in feinen eigenen An- 
gelegenheiten jorgfältiger, wie der andere u. f. w., kurz die Bewahrung 
durch Mehrere, die auf denfelben Zweck gerichtete, mit einander ver- 
bundene Thätigkeit Mehrerer gewährt eine größere wirthichaftliche 
Sicherheit der Sache als die durd; einen Schuldner allein. Geht 
fernerhin dur die Schuld des Einzelbewahrers die Sache zu Grunde 
und iſt derjelbe nicht erjagfähig, jo erleidet der Hinterleger einen 
unmiederbringlihen Berluft, während im Fall einer Mehrheit von 
erſatzpflichtigen Schuldnern einer oder der andere immerhin zahlungs- 
fähig fein wird. Stirbt der Einzeljhuldner, jo kommt der Hinter- 
leger mit den Erben leicht in Differenzen und muß Prozefje führen, 
während beim Tode eines der mehreren Berwahrer die andern die 
Rüdgabe der Sache unjchwer bewirken fünnen. Es liegt daher im 
Intereſſe des Beſitzers einer, namentlich werthuollen Sache oder 
erheblichen Geldfumme, fie nicht bei einer Perjon allein, fondern bei 
einer Mehrheit von Perjonen zu hinterlegen. Andrerſeits liegt es 
aber aud; im Intereſſe des Verwahrers, noch einen Mitverwahrer 
zu haben,- mit dem er die Laft und Verantwortlichkeit der Verwahrung 
theilen fann. Denn wenn er auch noch jo jehr das Beftreben haben 
wird, die ihm anvertraute Sade jo forgfältig, wie er in feinen 
eigenen Angelegenheiten zu handeln pflegt, aufzubewahren, jo muß 
er doch immerhin fürdten, daß er jeiner Aufgabe nicht völlig ge- 
wachſen ſei, daß er hie und da feine ganze Aufmerkſamkeit der hinter: 
legten Sache nicht widmen fünne und daß er fi) im Drang feiner 
eigenen Gejchäfte oder im Zujtand der Müdigkeit eines die Gade 


20) Diefes Sprühmort fehrt bei vielen Nationen wieder. Wander, a. a. O. 
Seite 176. 
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und damit ſich ſelbſt ſchädigenden Verſehens ſchuldig machen werde. 
Er will ſich daher einen Genoſſen zugeſellen, der ihn unterſtützt und 
zeitweiſe vertritt, der mit ihm zuſammenwirkt, und mit dem er be— 
räth, was im einzelnen Fall zu thun ſei, und der zudem daſſelbe 
Verantwortlichkeitsintereſſe hat, wie er ſelbſt. So ſehen wir, daß 
die Hinterlegung einer Sache bei mehreren Perſonen ein wirthſchaft— 
liches Gebilde von erheblichem Intereſſe für den Hinterleger und für 
die mehreren Verwahrer zugleich ift. 

Hieran reiht fih nun die Frage nad) den wirthichaftlihen Vor— 
gängen, welche bei der Hinterlegung, Verwahrung und Rüdgabe der 
Sade jtattfinden. Man könnte bei der unzweifelhaften Thatſache, 
daß nad der Abficht aller Vertragsichliegenden jeder Verwahrer zur 
jorgfältigen Berwahrung und jchließlihen Rückgabe der Sache ver- 
pflichtet jein joll, zur Annahme geneigt jein, jeder Verwahrer empfange 
die hinterlegte Sache nur für fi), verwahre ſie nur für fi) und gebe 
jie ſchließlich auch nur für fih zurüd. Darnach würde die Obligation 
eine3 jeden Schuldners eine durchaus felbititändige, von der jedes 
anderen Schuldner3 unabhängige, eine mit dieſer Eonfurrirende, 
parallel laufende fein und ein Zufammenhang aller fände nur injomweit 
ftatt, al3 mit der ordentlichen Verwahrung und Rückgabe der Sadıe 
durch einen Schuldner die Obligation der anderen ebenſo gegenftands- 
[08 würde, wie die Schuld eines Einzelfchuldners, welche von einem 
Dritten, am Schuldverhältniß ganz Unbetheiligten, durch Zahlung 
getilgt wird. Eine jolde Auffaffung widerfpricht indeffen dein Leben. 
Zwar giebt e8 ähnliche Berwahrungsgebilde, jo wenn ich bei A eine 
gewiffe Quantität Stroh zur Aufbewahrung in feiner Scheuer Hinter: 
legt, und behufs größerer Sicherheit den Nachbar B erfudht Habe, 
darüber zu wachen, daß das Stroh weder gejtohlen, noch von Feuer 
bedroht werde, und erforderlichen Fall die geeigneten Schugmaßregeln 
zu treffen, allein der mit B gejchloffene Vertrag ift doch fein Hinter- 
legungsvertrag. Jener angeblihen Selbitftändigfeit der inzel- 
obligationen fteht jchon die Thatjache entgegen, daß die zu hinter: 
legende Sache nicht an einen der mehreren Verwahrer allein, aud) 
nicht jedem derfjelben als Ganzes oder nad einem ideellen Theile 
übergeben wird, jondern allen zufammen gemeinjchaftlih; fie wird 
nicht einer bloßen Mehrheit (einer arithmetiihen Mehrheit), jondern 
einer Gemeinschaft (einer wirthichaftlichen Gemeinschaft) von Perſonen 
übergeben. Der wirthichaftlihe Zwed der Uebergabe der Sache an 
die Mehrheit von Perfonen ift der, fie alle in den thatjächlihen Stand 
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zu jeten, die Sache zu bewahren. Dieſe thatfächlihe Juſtandſetzung 
kann dadurch geſchehen, daß der Hinterleger die Sache, inſoweit dies 
phyfifch überhaupt möglich, ift, in die vereinigten Hände der mehreren 
Empfänger legt, und e3 diefen von da an überläßt, fie in einer ihnen 
gut jcheinenden Weiſe nad) dem beſtimmten nahe gelegenen Auf— 
bemahrungsort zu verbringen. Wirthihaftlih ausführbar ift dies 
beifpiel3weife dann, wenn die Sache einen größeren Eörperlichen 
Umfang hat, jo wenn ein Defonomiewagen oder längere Holzbalfen 
übergeben werden follen, und der eine Empfänger dieje Gegenjtände 
vorn, der andere hinten und wieder ein anderer fie in der Mitte 
anfaßt, padt oder trägt. Sollen Eleinere oder weniger ſchwere 
Gegenftände übergeben werden, jo bedarf e3 nad dem befannten 
Berfehrsgrundfag, wonach Art und Umfang einer phyfiihen Aus: 
führungshandlung fih nad ihrem wirthichaftlihen Zwecke richtet, 
eined jolhen umftändlihen und Eräftevergeudenden Apparat3 nid, 
und es genügt, daß auch nur einer der Empfänger fie phyſiſch tn 
Empfang nimmt mit der alljfeitigen Abficht, daß diejer die Sache für 
fi) und feine Genoffen in Empfang nehme. Mit diefer ausdrüdlic 
oder ſtillſchweigend erflärten Abficht ift aber eine Empfangsgemeinjchaft 
begründet, und zwar nicht blos gegenüber dem Hinterleger, jondern 
auch unter den Bewahrungsgenofjen jelbit. Würde einer von ihnen 
zu den andern das Bertrauen nicht haben, daß dieſe die Sache an 
den Bewahrungsort verbrädten, und würden auch diefe von gleichen 
Miktrauen gegen ihn bejeelt fein, fo füme der Vertrag überhaupt 
nicht zu Stande. Schenken fie ſich aber gegenfeitig dieſes Bertrauen 
und fommt der Vertrag zu Stande, fo ift die Empfangsgemeinjcaft 
vollfommen hergeftellt. Mit dem Akte des Empfangs der Sache 
durch die Gemeinschaft der Berwahrungspflichtigen ift das Intereſſe 
des Hinterlegers für's Erfte gewahrt; in welcher Weije diejelben die 
Sade nun nad) dem Bewahrungsorte verbringen, iſt für ihn gleich: 
gültig; die Art der Ausführung dieſes Berbringens hat er, falls 
Spezialbeftimmungen in jeinem Intereſſe nicht getroffen worden 
find, lediglich ihrem Ermefjen überlafjen. Anders ijt die Lage der 
Empfangs- und Berwahrungsgenofjen. Für fie jett ji die Empfang?- 
gemeinschaft fort, und jeder von ıhmen ift den andern gegenüber 
berechtigt und verpflichtet, Alles zu thun, was zur Verbringung der 
Sade an den Aufbewahrungsort erforderlich ift, und Alles zu unter: 
lafjen, was diefer Berbringung hinderlich ift. Hat insbejondere einer 
von ihnen allein die Sache phyſiſch empfangen, jo kann er fie aud) 
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allein an den Berwahrungsort verbringen; würde er damit zögern, 
jo fünnen die andern, falld er ihre Verbringung ausdrüdlich oder 
jtillfchweigend übernommen haben jollte, die Ausführung durd ihn 
allein verlangen, falls nicht, die Herausgabe zum Zwed diejer Ver— 
bringung durd ſie ſelbſt fordern. Alle dieſe Berechtigungen und 
Verpflichtungen, an welchen doch Niemand zweifeln wird, würden 
nicht beftehen, wenn wir es nicht mit einer Empfangsgemeinfcaft, 
jondern nur mit einer blos arithmetiſchen Mehrzahl von Empfängern 
und mit felbitjtändigen Obligationen der einzelnen Hinterlegungs— 
ſchuldner zu thun hätten. | 

ft nun die hinterlegte Sache an ihren Beitimmungsort ver- 
bracht, jo beginnt für die Empfänger die eigentliche Aufbewahrungs- 
thätigfeit. Dieſe ihre Thätigkeit iſt ſowohl gegenüber dem Hinter— 
leger, wie unter ſich eine gemeinſchaftliche. Dem Hinterleger ſteht 
nicht eine bloße Mehrheit von bewahrungspflichtigen Perſonen, 
fondern eine Bewahrungsgemeinfchaft gegenüber. Und ebenjo bejteht 
zwifhen den Verwahrern eine Bewahrungsgemeinihaft mit Rechten 
und Pflichten jedes einzelnen gegen die andern, deren wirthſchaftlicher 
Zwed die Abwendung von äußeren nadıtheiligen Einflüffen von der 
hinterlegten Sache ift. Beide Behauptungen find zu begründen. 
Zunächſt die erfte. Indem der Hinterleger feine Sahe Mehreren 
zur Bewahrung übergiebt, gedenkt er, wie wir bei der Darjtellung 
des wirthichaftlihen Grundes der Hinterlegung bei Mehreren gefehen 
haben, feinen Zwed, die Bewahrung der Sache vor nachtheiligen 
äußeren Einflüffen, dadurch ficherer zu erreichen, daß er die geiftigen 
und phyſiſchen Bewahrungsfräfte mehrerer Perjonen vereinigt und 
verbindet, auf dafjelbe Ziel richtet und zufammen und in einander 
wirken läßt. Dadurch wird der, der Kräfteentfaltung und Bewahrungs— 
thätigkeit der Einzelnen geftedte Zwed für Alle ein gemeinjamer 
oder gemeinjchaftliher. Er ift zwar für Alle ein objektiv gleicher, 
gleichgeftalteter Zweck, allein er ift nicht blos dies, fondern er ift 
auch ein fubjektiv gleicher Zwed. Ein folder Unterſchied findet ſich 
auch in andern Lebensverhältnifien. Setzt z. B. Jemand eine 
Prämie für die Erfteigung eines hohen Berges aus, jo Haben alle 
Diejenigen, welche die Erfteigung unternehmen, einen objektiv gleichen 
Zwed, die Gewinnung der höchſten Spite des Berges durd) eigene 
Erjteigung, aber für jeden Erfteiger ift diefer Zwed ein durchaus 
jelbftftändiger, eigener, bejonderer, und es find fo viele jubjektiv einzelne 
BZwede vorhanden, als Eriteigungs-Unternehmer. Wer die Spike 
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gewinnt, bat feinen Zwed erreicht, und wer ſie nicht gewinnt, hat 
feinen Zweck nit erreiht. Hat aber der Auslobende einem Kon— 
jortium von Erfteigungsluftigen eine Prämie dafür verſprochen, daß 
von ihnen oder auch nur von einem von ihnen die Epitze des Berges 
gewonnen würde, jo ift der objektiv gleiche Zweck zugleich ein fubjektiv 
gleiher oder gemeinichaftlicher, und die Prämie ift Allen verdient, 
auch wenn nur einer die Spite erreicht und die Andern auf halbem 
Wege umkehren. Co ift aud bei der Hinterlegung der Sache bei 
Mehreren der vom Hinterleger und den jämmtlichen Bewahrern er- 
ftrebte Zweck ein objektiv und fubjektiv gleicher oder gemeinſchaftlicher. 
Aber nicht blos der Zweck, fondern aud) das Mittel, die Bewahrungs- 
thätigfeit der Genofjen, ift dem Hinterleger gegenüber etwas Gemein- 
ſchaftliches. Nach der Abjicht der Vertragſchließenden jollen prinzipiell 
die Bewahrungsihuldner, um das Rejultat einer erhöhten Sicherheit 
der Sache zu erreichen, ihre Thätigkeit vereinigen und verbinden. 
Damit wird aber, wie jchon früher ausgeführt ift, keineswegs eine 
Eonjtante, ununterbrodene phyfiiche Thätigkeit Aller gefordert, ſondern 
Art, Zahl, Beihaffenheit und Umfang der zu fordernden Bewahrung3- 
handlungen richtet ji) ganz und gar nad) der Art, Zahl, Beichaffen- 
heit und Stärke der drohenden äußeren Einflüffe, jo daß ſich die 
Bemwahrer längere Zeit abjoluter Ruhe und Unthätigkeit Hingeben 
können. Tritt aber die Nothwendigkeit einer befonderen Bewahrung: 
thätigfeit ein, jo ijt diejelbe für Alle eine objektiv und fubjektiv 
gleiche, und prinzipiell müßten Alle fofort herbeieilen und Hand an- 
‚legen, um die ihnen Allen gemeinjam drohende Gefahr mit vereinten 
Kräften durch gemeinjame konkurrirende oder in einander eingreifende 
oder gegenfeitig unterjtüßende geiftige oder phyſiſche Thätigkeit zu 
bejeitigen. Geſchieht dies im Einzelfall, jo ift an der Gemeinjchaft- 
fichfeit der Bewahrungsthätigfeit nicht zu zweifeln, denn augenjcheinlid) 
handelt hier jeder für fih und die andern zugleid, und er wahrt 
nicht nur fein eigenes, jondern aud das Intereſſe der Gemeinjchaft 
und das eines jeden feiner Genofjen. Aber aud) dann, wenn nur 
einer der Genofjen die Gefahr abwendet, thut er dies in den Augen 
des Hinterlegers für fih und die andern; eine zweckloſe Mitthätigkeit 
der Andern kann nidt gefordert werden, denn nad) dem oben er- 
wähnten Berfehrsgrundjate brauden zur Erreihung eines mirth- 
ihaftlihen Zwecks nur diejenigen phylifchen Mittel angewendet zu 
werden, welche dazu erforderlich find. Geht nun die Verbindlichkeit 
aller und jedes Einzelnen auf eine ihnen allen gemeinfchaftliche 
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Thätigkeit, jo liegt eine gemeinjchaftlihe Berbindlichfeit (communis 
obligatio ?') vor. 

Es ift nothwendig, an diejer Stelle auf den Gegenſatz der 
Anterefjen des Hinterlegerd einerjeitS und der Intereſſen der ein- 
zelnen VBerwahrer andrerjeit3 aufmerfjam zu machen. Die erjteren 
wären vollauf dadurd gewahrt, daß eine Gemeinſchaftlichkeit nicht 
blos für die nüßlichen, den Zwed des Vertrags erjtrebenden, jondern 
auh für die fchädlihen Handlungen jedes einzelnen Schuldners 
bejtinde, wenn aljo angenommen werden dürfte, daß aud) die ver- 
tragswiörigen Handlungen oder Unterlafjungen des einen zugleid 
jolhe der Gemeinfchaft jeien, und jomit jeder Bewahrungsgenoife 
für das vertragswidrige Berhalten des einen oder anderen ver: 
antwortlich wäre. Betrachtet man den Hinterlegungsverfehr, fo wird 
man denn auc finden, daß diefe Annahme dem berechtigten Wunid 
und Willen de3 Hinterlegers zu entjprechen pflegt. Denn, indem er 
jeine Sachen allen zu gemeinfamer Bewahrung übergiebt und damit 
dein gemeinfamen Einfluß aller und der einzelnen überläßt, verliert 
er jegliche Kontrole über die Sache und die Thätigkeit aller und der 
einzelnen. Wie joll er, fall3 die Sache in Schaden gefommen ift, 
in Erfahrung bringen, wer fie bejchädigt hat oder durch weſſen Nach— 
läjjigfeit der nachtheilige äußere Einfluß herbeigeführt worden ift? 
Jeder wird Thäterichaft und Schuld auf den andern jchieben. Soll 
er diejerhalb Eojtipielige, vejultatlofe Prozejje führen? Während es 
hiernach im Intereſſe des Hinterlegers liegt, die gemeinjhaftliche 
Berwahrungsverbindlichkeit in eine voll einheitliche (oder Gejanmt-) 
Verbindlichkeit zu verwandeln, verlangt das Intereſſe der Berwahrer 
eine jcharfe Trennung der Handlungen der einzelnen. Wer mag 
ohne Noth oder dringenden Anlaß eine Verantwortlichfeit für die 
rechts- oder vertragswidrigen Handlungen oder Unterlaffungen Dritter 
übernehmen? Es geht daraus hervor, daß bei den widerjtreitenden 
Intereſſen der Vertragsichliegenden, fall nicht anderweite Ber- 
einbarungen ftattgefunden haben oder eine eigene Schuld der andern 
Bewahrer Eonkurrirt, dieje für die rechts: oder vertragsmidrigen Hand» 
lungen oder Unterlafjungen eines Genoffen (Unterſchlagung, abfichtliche 
oder fahrläffige Beſchädigung, Verzug u. ſ. w.) nicht zu haften haben, 

Die zweite oben aufgejtellte Behauptung, daß auch zwijchen den 
Berwahrern jelbjt eine Bewahrungsgemeinfchaft mit gegenfeitigen 
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Rechten und Pflichten bejtehe, läßt fi in folgender Weije begründen. 
Man denke ſich den Vorgang, wie er fi nach der Verbringung der 
hinterlegungsweije gemeinjchaftlid empfangenen Sache an den be- 
ftimmten Aufbewahrungsort abjpielen wird. Die Sache joll von 
Allen und jedem Einzelnen aufbewahrt werden. In vielen Fällen 
it aber eine gleichzeitige und gleichartige Bewahrung der Sache durd) 
alle Genofjen phyſiſch nicht einmal möglich, und in den meiften Fällen 
ist fie wirthſchaftlich auch nicht geboten, e3 genügt vielmehr, daß je 
zu verjchiedenen Zeiten der eine dieje, der andere jene Handlung 
vornimmt, jo daß ſich die übrigen während der Thätigfeit de einen 
der Ruhe hHingeben können. Eine ſolche Theilung der Arbeit Eann 
ausdrüdlic vereinbart werden, und dann geichieht dies mit der aus— 
drüdlichen oder ſtillſchweigenden Bereinbarung, daß der zur.alleinigen 
thätigen Bewahrung bejtellte Genofje nicht blos die Laſt der Be— 
wahrung zugleich für jih und die andern, fondern auch die Ber- 
antivortlichfeit für feine mangelhafte Gejhäftsführung ihnen, den 
Genojjen gegenüber tragen ſolle. Daß damit eine Berwahrungs: 
gemeinichaft geichloffen wird, tt Ear. Wird aber eine derartige 
Verabredung nicht ausdrüdlic getroffen, überlafjen vielmehr die 
andern Genojjen die ihnen allen obliegende Bewahrung der Sache 
dem einen, jo thun fie dies AngefichtS der ihnen bewußten Verant— 
wortlichkeit gegenüber dem Hinterleger doch ſicherlich in der ftill- 
jchweigend erklärten Abfiht, daß der mit der ausjchlieklichen Be— 
wahrung betraute Genojje ihnen jene Verantwortlichkeit abnehme. 
Daraus ergiebt ſich ebenjo unzweifelhaft eine Bewahrungsgemein- 
ſchaft. Nocd mehr zeigt fi eine folche, wenn über die Art und 
Weile der Aufbewahrung eine Meinungsverjchiedenheit zwiſchen den 
Genofjen entjteht. Der eine will das lüdenhafte Dach, welches den 
die Sache verderbenden Regen einläßt, repariren, der andere will die 
Reparatur nicht dulden. Geht während dieſes Streit3 die Sache zu 
Grunde, jo wird zwar jeder Genoſſe dem Hinterleger jchadenserjaß- 
pflichtig, allein wir werden doc geneigt jein, demjenigen, der auf 
die Reparatur ernſtlich gedrungen hat, einen Regreßanſpruch gegen 
den Verweigerer zu geben. Nicht deswegen, weil er etwa als Mit- 
eigenthümer oder Mitpächter gegen jeinen Genofjen einen Anſpruch 
auf Mitwirkung bei der Reparatur hatte, — denn eine Gefahr für 
das gemeinfchaftliche Eigenthum oder Pachtobjekt lag vielleicht gar 
nicht vor, — Sondern deshalb, weil mit dem Abſchluß des Hinter- 
legungsvertrags, wodurch jie alle dem Hinterleger gegenüber zur 


ER 


gemeinjchaftlihen Bewahrung fich verpflichtet haben, fie ſich auch 
gegenjeitig zur Mitwirfung bei der Bewahrung berechtigt und ver- 
pflichtet haben. 

Soll nun ſchließlich nad) beendigter Aufbewahrung die Sache dem 
anfordernden Hinterleger zurüdgegeben werden, fo erweift ich dieje 
Rüdgabepflicht ebenfalls als eine gemeinjchaftlihe, und zwar nicht 
blos als eine gemeinjhaftliche gegenüber dem Hinterleger, jondern 
aud) als eine jolde unter den Berwahrern felbjt. Zwar bedarf es 
zur nadten Zurüdübergabe der verwahrten Sache einer Mitwirkung 
Aller feineswegs, e3 genügt die Erklärung eines Einzigen, daß die 
zum Wiederempfang bereit gejtellte Sache hiermit zurüdf gegeben 
werde. Allein der Bereitftellung der Sache zur Rückgabe ftehen mit- 
unter erhebliche Hinderniffe entgegen, die zunächſt bejeitigt werden 
müfjen. Hierzu reicht die Thätigkeit des einzelnen Berwahrers nicht 
immer aus, und es wird ein Zuſammenwirken aller nothwendig. 
Dean nehme den Fall, ein in der gemeinjchaftlihen Wohnung der 
Berwahrer hinterlegtes Silbergejchirr ift durd den Brand und Zur 
jammenfturz des Haufes derartig unter die Trümmer gerathen, daß 
e3 der phyſiſchen Kraft des einzelnen nicht möglich ift, es unter den 
ihweren Steinen und Balken herauszuholen. Wäre die Verbindlich. 
feit jede Berwahrers zur Nüdgabe und Bereitjtellung der Sache 
eine durchaus felbftftändige, jo könnte fich jeder auf die jubjektive 
Unmöglichkeit der Zurüdgabe berufen. Iſt jedoch die Rüdgabepflicht 
eine gemeinjchaftlice, jo haben die mehreren Verwahrer gemeinfcaft- 
lich Hand anzulegen und mit vereinten Sräften die Steine und 
Balken zu bejeitigen, um die Bereitftellung des Silbergeſchirrs behufs 
NRüdgabe zu ermöglichen. Bezüglich diefer Rüdgabepflicht bejteht 
aber auch unter den Berwahrern eine Gemeinſchaft, Eraft deren jeder 
von den andern deſſen Mitwirkung verlangen fann. Denn indem 
fie fih dem Hinterleger gegenüber zur gemeinſchaftlichen Rüdgabe 
der Sache verpflichten, erklären fie doch auc unter ſich, daß ſie die 
Sache gemeinschaftlich bereititellen und zurüdgeben, aljo aud) in diejer. 
Hinfiht gemeinschaftlich handeln wollen. 

Nach den vorjtehenden Ausführungen dürfen wir mit Recht an: 
nehmen, daß der Abſchluß eines Hinterlegungsvertrags mit mehreren 
Berwahrern eine gemeinjchaftlide Schuld aller auf Bewahrung und 
NRüdgabe der Hinterlegten Sache erzeugt. Dieſe gemeinjchaftliche 
Schuld wird gebildet aus dem gemeinjchaftlihen Zwede und der Ber: 
bindung mehrerer Einzelverpflichtungen zur Erreichung des gemeinfchaft- 
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lihen Zweds. Die von einem Einzelverpflichteten vorgenommenen, dem 
gemeinfhaftlihen Zwed entiprechenden Handlungen gelten als gemein 
schaftliche, al8 Handlungen aller, die diefem Zwecke nicht entiprechenden 
aber als ausschließlich eigene des Handelnden. Die Auffafjung de3 Ent- 
wurf3 ift eine völlig andere. Die Gemeinjchaftlichkeit des obligationg- 
mäßigen Zwecks und die Gemeinjchaftlichkeit der obligationsmäßigen 
Handlungen find ihm rechtlich irvelevante Erſcheinungen, er fragt blos, 
ift die au8 dem Hinterlegungsvertrag gefchuldete Leiltung im Einzelfall 
theilbar, oder tft fie untheilbar? Er hat befanntlid eine Definition 
des Begriffs der Theilbarkeit und Untheilbarfeit der Obligation nicht 
gegeben, dies vielmehr der Rechtswiſſenſchaft überlaffen (Motive 
©. 172 a. €). Es läßt fi annehmen, daß er die ganze erforder: 
(ihe Bewahrungs- und Rüdgabethätigkeit, ſofern fie eine einzige 
Sade betrifft, al3 eine untheilbare Leiftung, ſofern fie aber zwei 
oder mehrere förperlihe Sachen derjelben oder verjchiedener Art be- 
trifft, al3 eine theilbare Leiftung anſieht. Darnach wäre die Be— 
wahrung und Rüdgabe einer hinterlegten Summe von 100 Marf 
(in einzelnen Markjtüden) eine theilbare Leiftung und jeder der zwei 
Bermwahrer hätte nur für 50 Marf zu jorgen und dieje zurüdzugeben. 
Ich Habe jhon früher angeführt, daß diefe Auffafjung der des Lebens 
widerſpricht, allein ich möchte doc; aud die Frage in Anregung 
bringen, wie fid) die Borgänge abſpielen jollen, wenn jene Auffajjung 
des Entwurf richtig wäre. Bor Allem fragt es fich: will der 
Hinterleger blos eine Summe oder will er die ſämmtlichen 100 Marf- 
jtüde deponiren? Wenn legteres der Abficht der Kontrahenten ent— 
fpricht, jo ſoll fich doch ficherlicd die Bewahrungs- und Rüdgabe- 
thätigfeit aller Berwahrer auf jedes einzelne Markftüf richten, und 
wenn dies der Tall, jo handeln lettere obligationswidrig, wenn jeder 
von ihnen 50 Stüd an fi) nimmt und diefe in jeinem Bulte ver- 
wahrt. Die Theilung diefer theilbaren Schuld ift daher nicht geftattet, 
jondern ausgejchloffen. Und wenn nicht 100, jondern 101 Markſtücke 
hinterlegt find, jo wäre die Leiftung von 100 theilbar, die Leijtung 
de3 übrig gebliebenen Stücks untheilbar, denn diejes ift deponirt 
und nicht etwa zweimal fünfzig Pfennig. Befteht aber das Depojitum 
aus einem 50:Markjchein, einem 20-Markſtück, einem 10-Markſtück 
und verjchiedenem Kleingeld im Geſammtwerthe von 20 Mark, jo 
fragt es fich, bei welchem der mehreren Depofitare ift jener Schein, 
bei welchen: ift das übrige Geld hinterlegt, oder haben wir es aud) 
hier mit theil3 theilbaren, theils untheilbaren Leiftungen zu thun? 
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Ich glaube, man braudt die Konſequenzen nicht weiter zu treiben, 
um ſich von der völligen Unrichtigfeit der vom Entwurf adoptirten 
Grundlage der Theilbarfeit und Untheilbarkeit der Leiftung zu über: 
zeugen. 


2. Der Gebraudsleihevertrag. 


8 5. 

1. Die wirthidhaftlide Natur der Gebraudsleihe — 
Ein großer Theil der menjchlihen Bedürfnifje, die, um zu ihrer 
Befriedigung zu gelangen, überhaupt auf körperliche Sachen ange- 
wieſen find, wird durd den bloßen Gebraud) derjelben befriedigt. 
Diefer bloße Gebrauch, der unbefchadet des wirthichaftlihen Wejens 
der Sache ftattfinden kann und im Gegenjat zu dem dieſes Weſen 
vernichtenden Verbrauche einerfeit3 und der Bearbeitung der Sache 
behufs Gewinnung von eigentlihen Produkten aus derjelben anderer: 
ſeits jteht, erweiſt ji) al3 die Uebertragung einer der Sache inne: 
wohnenden, von der Natur jelbft oder durch menſchliche Arbeit ihr 
beigelegten nützlichen Eigenſchaft auf das nad) ihr verlangende wirth- 
ihaftliche Gütergebiet des Menjchen. Jene Bedürfniffe find zu einem 
Theile fortdauernde, ftet3 vorhandene, und zum andern Theile folche, 
die nur von Zeit zu Beit, in fürzeren oder längeren Zwiſchenräumen 
jic) geltend machen, und darnach richtet fid) denn aud) die Eintrittäzeit 
und die jedesmalige Dauer des Gebraudg, jo daß es in unfern 
wirthihaftlihen Verhältniſſen einen fortdauernden oder bejtändigen, 
und einen mehr oder weniger oft veranlaßten und längere oder 
fürzere Zeit dauernden, oder einen häufigeren, felteneren, längeren 
oder fürzeren Gebraud giebt. Auch find die gegenwärtigen Bedürf- 
niſſe im Gegenjaß zu den erjt künftig ſich geltend machenden, theils 
mehr oder weniger dringende, theils mehr oder weniger ſchwach auf: 
tretende, je nachdem ſie eine fofortige oder baldige Befriedigung 
fordern, oder unbeſchadet der in Frage ftehenden wirthichaftlichen 
Intereſſen einen Auffhub ihrer Befriedigung auf eine gewifje weitere 
Zeit vertragen. Darnad iſt denn auch der Gebraud theils ein 
dringender, theils ein aufichiebbarer. 

Zur Erhaltung der jederzeitigen Möglichkeit des Gebrauchs einer 
Sade und zum Gebraude jelbft ift vor Allem ein phyfiich-wirthichaft- 
liches Berhältnig des Gebrauders zur Sache erforderlich, welches ihn 
in den Stand jett, die Sache jelbft zu beherrichen und jeden Dritten 
von ihr auszuſchließen; dies ijt ihr Beſitz. Sodann ift es aber auch 
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nothiwendig, ihre Gebrauchsfähigfeit aufrecht zu erhalten, d. 5. für die 
Erhaltung derjenigen Eigenfhaft zu ſorgen, welde zur Befriedigung 
jeines Bedürfnifjes auf den Gebraucher übertragen werden foll. Hier 
ift jedoch ein Unterfchied zu machen zwiſchen der dauernden, d. h. der 
gegenwärtigen und zukünftigen Gebrauchsfähigkeit oder Brauchbarkeit 
und der nur vorübergehenden, d. h. der Brauchbarkeit für die Zeit 
und zum Zwed des Einzelgebrauhs. Werden für die Erhaltung der 
dauernden Brauchbarfeit einer Sache, für die fogenannte Unterhal- 
tung, Verwendungen vorgenommen, jo jagt man mit Recht, diejelben 
feien „auf die Sache gemadt,” denn die Sadıe, ein an ſich werthlofer 
Körper, iſt Lediglich der dauernde Träger eines dauernden Gebraudjs- 
werthes. Werden jie aber nur zu einem konkreten Gebrauche gemadit, 
nur um diejen zu ermögliden oder zu erleichtern, jo dienen fie im 
Weſentlichen nicht der Sade jelbjt, fondern nur der gebrauchenden 
Perſon, und man fann daher Sachverwendungen und Gebrauchsver— 
wendungen unterjcheiden. Iſt ein Rad meiner Chaife zerbrochen und 
lafje ich dafür ein neues einjegen, jo ift diejes und das dafür aus— 
gelegte Geld Sachverwendung; lafje ich aber für eine beporjtehende 
Fahrt die Federn jchmieren, jo ift das hierzu verwendete Fett und 
das für deſſen Ankauf ausgegebene Geld Lediglich Gebrauchsverwen- 
dung. Doch giebt e3 aud) eine Koınbination beider. Befinde ich mid) 
mit meiner Chaije auf einer längeren Reife, zerbricht ein Nad und 
ſetze ich ein neues ein, jo ift diefe Verwendung augenscheinlich ſowohl 
Sad): wie Gebrauchöverwendung. Eine ähnlihe Bewandtniß hat es 
mit den Fütterungskoften, die zur Erhaltung de3 Lebens und der 
Gebraudhsfähigfeit der Zugthiere verwendet werden. Werden fie auf 
der Reiſe gemacht, jo dienen fie zwar ſowohl der Sache, wie dem 
fonfreten Gebrauche, allein nad) der Borftellung, die nun einmal im 
wirthichaftlihen Leben gang und gäbe ift, werden die auf der Reife 
verwendeten Fütterungsfoften Lediglih als Gebrauchsverwendungen 
angejehen, wohl aus dem Grunde, daß der wirkliche Gebrauch der 
Zhiere, zumal bei angeftrengterer Thätigfeit, eine größere Quantität 
Futters erfordert, und die Anjchaffung dejjelben auswärt3 größere 
Koften verurjacht, als die zu Haufe. 

Zur Erhaltung der Gebrauhsmöglichkeit und Gebraudsfähigkeit 
einer Sache iſt aber nicht blos ihr Beſitz und ihre Unterhaltung, 
jondern aud) ihre Beivahrung, d. h. die Abhaltung nachtheiliger äußerer 
Einflüffe, notwendig. Das Nähere hierüber ift bei der Hinterlegung 
dargeftellt ($ 4). Die Aufgabe desjenigen, der eine Sache gebrauden 
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will, ift daher eine dreifache, er muß fie bejigen, unterhalten und 
bewahren. 

Nun iſt nicht Jedermann in der wirthichaftlichen Lage, diejenigen 
Saden, die er zu jeinem Gebrauche bedarf, fi) Eäuflih oder in 
anderer Weife zu Eigenthum anzuſchaffen. Es haben jich daher im 
Verkehre Gejchäfte ausgebildet, welche die zeitweile Ueberlajjung des 
Gebrauchs einer Sache vom Eigenthumsbejiger an einen Gebrauchs: 
bedürftigen beziweden. Das deutjche Volk bezeichnet diefe Gebraud)s- 
überlafjung im Allgemeinen mit dem Ausdrud Leihe, und begreift 
darunter im Bejonderen dreierlei, das Darlehen oder die Hingabe 
eines Kapital3 vertretbarer Sachen (Geld-, Fruchtdarlehen, Darleiher, 
Darlehnsempfünger), die Baht und Miethe d.h. die leihweiſe Ueberlaſſung 
des Gebrauchs einer Sache gegen Entgelt (in der Sprade der niederen 
Bolksihichten immer noch mit Leihe und hiervon abgebeugten Ausdrüden 
bezeichnet, Zeitleihe im Gegenjaß zur Erbleihe; in der Kunſtſprache dagegen 
jteht die Bezeichnung Leihe und Lehnen auf dem Ausjterbeetat) und die 
jogenannte Gebrauchsleihe, d. h. die unentgeltliche Gebrauchsüberlaſſung. 

Das harakterıftiihe Merkmal der Gebraudsleihe iſt ihre Un— 
entgeltlichfeit; durd) jte wird der Leihvertrag zum ©efälligfeitsvertrag. 
Mag ſich der Berleiher mit der zeitweifen Entbehrung des eigenen 
Gebrauchs jeiner Sache ein größeres oder geringeres Opfer vder 
gar Feind auferlegen, mögen feine Beweggründe zur unentgeltlichen 
Gebrauchsüberlaſſung lautere oder unlautere jein, mag er gern oder 
ungern verleihen und nur dem Zwang der Umftände nachgeben, im: 
merhin erweilt er dem Entleiher einen Gefallen, indem er ihm ftet3 
einen reinen VBortheil zumendet. Und wenn er felbft mit der Ent: 
behrung des eigenen Gebrauchs fein Opfer bringt, jo Schafft er ſich 
doc dadurd eine wirthſchaftlich ungünftige Lage, daß er mit der Hin— 
gabe der Sache in fremde Hände die Aufjicht über diejelbe verliert, 
und jie dem Diebjtahl, der Interjchlagung, der Beihädigung und 
einem nacdtheiligen beftiummungswidrigen Gebrauche ausjett. Diejer 
Gefälligkeits- und Gefahrcharafter hat denn nad) den Rechtsanſchau— 
ungen unſres Volks die wichtige Folge, daß bei der Beſtimmung des 
Maßes der aus der Gebrauchsleihe entjtehenden Berbindlichkeiten der 
Berleiher nad Möglichkeit zu jchonen, der Entleiher dagegen mit 
möglichjter Strenge zu behandeln ift. Mit Necht hat daher der Ent- 
wurf, und zwar in Uebereinſtimmung mit den meiſten geltenden 
Rechten eine Reihe folder Beſtimmungen getroffen, wie insbejondere, 
daß der Verleiher wegen Nichterfüllung feiner Berpflihtungen dem 
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Entleiher nur dann haftet, wenn ihm Vorſatz oder grobe Nachläſſig— 
keit zur Laſt fällt ($ 550), daß er wegen eines zur Zeit der Schließung 
de3 Vertrags jchon vorhandenen Mangels in jeinem echte, oder 
eines Mangels der Sache, insbejondere wegen Mangel3 einer zuge— 
fiherten Eigenschaft dem Entleiher nur dann haftet, wenn er jene 
Mängel beim Vertragsabſchluß gefannt und dem Entleiher verjchwiegen 
hat ($ 551), daß der Berleiher die Sache auch jchon vor begonnenem 
oder beendeten Gebraude zurüdfordern kann, wenn eine Seit ver- 
jtrichen ift, während welcher der bezwedte Gebrauch von dem Entleiher 
hätte gemacht werden können ($ 555), daß er im alle eines vertrags- 
widrigen Gebrauchs oder einer durch Nachläfligkeit verfchuldeten er- 
heblihen Gefährdung der Sade, oder im Falle unvorhergejehenen 
eigenen Bedarfs, oder im Fall des Todes des Entleihers vom Ber: 
trage zurüdtreten fann ($ 557), und daß der Entleiher die Sache nicht 
andermweit verleihen darf ($ 552). 

Die zum Wejen des Leihvertrags gehörende Gefälligfeit muß je— 
doc eine reine fein; hat der Berleiher jelbjt ein Tinterefje an dem 
Gebrauche der Sache durch einen Dritten, jo liegt jedenfalls Fein 
reiner LZeihvertrag vor. Hat in diefem Falle der Gebraud, für den 
Gebraucher felbit gar fein Intereſſe, und dient dieſer Gebraud) ledig: 
lic) zur Befriedigung der Intereſſen des Hingebenden, jo fann von 
einer fpezifiihen Gebrauchsleihe feine Nede fein, und es wird wohl 
je nad) den Umftänden eine unentgeltliche Dienitleiftung jeitens des 
Gebrauchers angenommen werden müfjen. Haben aber beide Theile 
ein nterejje an der Hingabe und am Empfang der Sache, jo kommt 
es darauf an, welches Intereſſe das vorzugsweiſe maßgebende für 
den Abjchluß des Vertrags gewejen it, jo daß je nach den Um— 
jtänden ein Hinterlegungsvertrag mit der Nebenverabredung des Ge- 
brauch3 während der erforderlichen Gebraudjgzeit, oder ein Leihvertrag 
mit bejchränfter Gebrauc)szeit anzunehmen jein dürfte. In erjtevem 
Falle würden im Ganzen die Grundjäge des Hinterlegungsvertragg, 
in legterem die des Leihvertrags zur Anwendung zu kommen, und in 
erjterem der Berwahrer nur für die in eigener Ilngelegenheit aufge- 
wendete, in letterem der Entleiher für die höchſte Sorgfalt einzuftehen 
haben. Auch das Römiſche Necht läßt den Entleiher nur für dolus 
und culpa lata haften, wenn der Vertrag lediglich im Intereſſe des 
Berleihers geichlofjen war.??). 


22) 1,5 $ 10 Commod. (13. 6). Sinteni$, Givilrecht. Bd. IT. $ 111. Anm. 16. 
78* 
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Durch den Leihvertrag erhält der Entleiher den Gebraud) der 
Sache während der beitimmungsmäßigen Gebrauchszeit und zu diejem 
Zweck den Befit der Sache während derjelben Zeit. Andrerjeits ijt 
er zur Unterhaltung und Bewahrung und fchlieglid) zur Rüdgabe 
der Sache verpflichtet. Die Darftellung diejes Bertrags im Entwurf 
ift im Ganzen richtig und zwedentjprechend, im Einzelnen aber 
dürften einige Ausftellungen gerechtfertigt jein. Der Entwurf geht 
in der Annahme, daß gewiſſe Beltimmungen, weil jelbjtverjtändlic) 
oder von den Umftänden des einzelnen Falls abhängig, in das Gejet 
nicht aufzunehmen feien, meines Cradtens zu weit. So begnügt er 
fic) beijpiel3weile mit der allgemeinen Beftimmung des „vertrags- 
mäßigen Gebrauchs,“ der Verpflihtung, „die Sache nur vertrags- 
mäßig zu gebrauchen,” mit „dem bejtimmten Zweck des Gebrauchs,“ 
ohne dem Richter Regeln dafür an die Hand zu geben, wie er Art 
und Umfang des Gebrauchs in dem Halle, daß eine vertragsmäßige 
(ausdrüdliche oder ſtillſchweigende) Normirung nicht ftattgefunden hat, 
beftimmen fol. Der Richter wird in einen jolden Falle jehr leicht 
geneigt fein, jofort den $ 556 anzumenden, der dem Berleiher dann, 
wenn weder die Zeitdauer noch der Zweck des Gebrauchs beftimmt 
it, den Verleiher berechtigt, die Sache zu jeder Zeit zurüdzufordern. 
Dadurch aber werden Härten erzeugt. Meines Erachtens ſollte das 
Gejeg ausdrüdlid darauf Hinweijen, daß wenn über die Art (Natur) 
und den Umfang des Gebrauchs nicht3 vereinbart jei, das vernünftige 
billige Ermejjen auf Grund aller perjönlichen und thatfählichen 
Verhältniffe des Einzelfall3 zu enticheiden habe. Kine ähnliche 
Bewandtnig hat es mit der vom Entwurf nicht näher bejtimmten 
vertragämäßigen Gebrauchgzeit, und es würde etwa ftatt des 8 556 
der Sat aufzunehmen fein: „Iſt über die Zeit des Gebrauchs nichts 
vereinbart, jo richtet ſich diejelbe nad) dem vereinbarten oder durd) 
billige8 Ermejjen feitzuftellenden Inhalt des Gebrauchs und der für 
einen jorgfältigen Entleiher nothwendigen Gebrauchszeit.” — Aud) 
des Zuwachſes, der Zubehörungen und der gezogenen Früchte, welche 
mit der geliehenen Sache zurüdgegeben werden jollen, erwähnt der 
Entwurf nit. Er betrachtet dies als jelbitverjtändlih. Wäre es 
jelbjtverjtändlich, jo bedürfte die Berpflichtung des Entleihers zur 
Rückgabe der Sade erjt recht Feiner Aufnahme im Geſetz, denn etwas 
Selbjtverftändlicheres läßt Jih doh wohl kaum denken. Nun it 
aber jene Frage gar nicht jo zweifellos, und man kann jedenfalls 
den Sag nit aufitellen, daß mit der Sache zugleich der Zuwachs, 
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die Zubehörungen, die gezogenen Früchte und der ſonſt gemachte 
Gewinn herausgegeben werden müfje. Die Motive meinen, daß be- 
züglich des letzteren eine allgemeine Regel nicht aufgeftellt werden 
fönnte, daß vielmehr die Umftände des einzelnen Falls bezw. die 
Auslegung des Eonfreten Vertrags zu entjcheiden hätten. Dies 
it ein fehr gefährliches Erjatmittel, denn der Richter wird, wenn 
es lediglich in den Motiven erwähnt wird, jehr geneigt fein, es 
zu ignoriren und fih an die Beitimmung des $ 554 zu halten, 
wonach der Entleiher nur verpflichtet ift, die Sache in demjelben 
AZuftande zurüdzugeben, in welchem er ſie empfangen hat. Zur 
Verhütung einer ſolch' leichteren Behandlung muß das Geſetz 
gewifje allgemeinere Gefichtspunfte aufitellen, und etwa unterjcheiden, 
ob Zuwachs, Zubehör und Früchte ſchon zur Beit des Bertrags- 
abjchluffes vorhanden oder im Werden begriffen waren, oder erſt 
jpäter entjtanden jind, ob fie durch wejentliche Arbeit des Entleihers 
oder ohne joldye erzeugt worden jind, ob er das Zubehör nur für 
jeinen Gebraud; oder mit der jchenferischen Abjicht der dauernden 
Verbindung mit der Hauptſache angeſchafft hat, ob die Früchte im 
Berhältnig zum Gebrauch eine hauptfächliche oder nur eine neben» 
jählihe Bedeutung haben, und ob der mit der Sache gemachte 
Gewinn ein rehtmäßiger oder rechtäiwidriger war. Dies Alles läßt 
ih jehr wohl in eine kurze Hegel bringen, jedenfall aber bedarf es, 
fall3 man zu große Weitläufigfeit oder Unflarheit und Unvollitän- 
digkeit befürchtet, eines gefeglichen Hinmweifes darauf, daß beim 
Mangel vertragsmäßiger (ausdrüdliher oder ftillichweigender) Be— 
ftimmungen über den Umfang der Herausgabepflicht die Umſtände 
de3 Einzelfall maßgebend jeien. — Auch joll meines Eradtens eine 
Beitimmung darüber getroffen werden, ob und in welchem Umfange 
der Entleiher zur Vornahme dringender Reparaturen bezw. von 
Verwendungen auf die Sade ſelbſt — gegen Rüderfag — oder nur 
zu einer Anzeige ihrer Notwendigkeit beim Verleiher verpflichtet jet, 
ob bei längerer Gebrauchszeit die vom Entleiher auf die Sache felbit 
gemachten Berwendungen nicht wenigftens zu einem verhältnigmäßigen 
Theile vom Entleiher zu tragen, ob Eleinere auf die Sache jelbit ge- 
machte Berwendungen vom Berleiher zu vergüten ſeien, und weldyen 
Einfluß das ſchon zur Zeit des Bertragsabichluffes bejtehende oder 
nachher erworbene Eigenthum des Entleihers auf den rechtlichen 
Beitand des Yeihvertrags hat. 


2, Die wirthichaftlihe Natur der Gebraudsleihe an 
Mehrere. — Der natürliche wirthichaftlihe Grund der unentgelt- 
lichen Ueberlafjung des Gebrauchs einer Sahe an Mehrere liegt zu— 
nächſt in einem gemeinſchaftlichen Intereſſe der letteren, welches jie 
an dem gemeinjchaftlicden Gebrauche derjelben haben. Wollen Mehrere 
diejelbe fremde Sache, jedoh in ausjchließlich eigenem Intereſſe ge— 
brauchen, jo wird jeder von ihnen jie für eine gewiſſe Gebrauchszeit 
von: Befiger erbitten, und jeder wird einen felbjtitändigen Vertrag 
nit dieſem Schließen. Solche jelbititändige Berträge liegen auch dann 
vor, wenn mehrere Gebrauchsbedürftige zugleich beim Befiger ericheinen, 
um Gebraudsüberlajfung bitten, und eine Verabredung dahin zu 
Stande fommt, daß die Sache abwechjelnd, zu beftimmten Seiten, zus 
erjt von diejem, dann von jenem, und hiernac vom leiten gebraucht 
und von diejem oder einem bejtimmten anderen zurüdgegeben werde. 
Die wirthichaftlihen Bortheile, welche mit dem jelbitftändigen Einzel: 
gebrauche verknüpft find, und die wirthichaftlichen Nachtheile, die eine 
abwechſelnde Benutung der Gebraucder mit dem Wandern der Sache 
aus einer Hand in die andere erzeugt, find augenscheinlich. Im Ver: 
kehre wird man ſich daher nicht leicht dazu entjchließen, zur Befriedigung 
ſelbſtſtändiger Gebrauchsintereſſen derartige Berträge einzugehen, und 
wo dennoch ein gemeinschaftliher Vertragsabſchluß jtattfindet, wird 
man annchmen dürfen, daß es ſich hierbei nicht um felbititändige 
oder getrennte, jondern um gemeinjchaftliche Intereſſen der Entleiher 
handelt. Das gemeinjchaftlicdde Intereſſe Mehrerer bejteht zwar aus 
den Intereſſen der einzelnen, allein diefelben berühren ſich nicht bloß 
äußerlich, jondern find miteinander verbunden, mit einander ver- 
wacjen, fie durchdringen fid) und ftellen ſich als ein wirthichaftlic 
einheitliches Antereffe dar. Wenn der Miteigenthümer oder Mit: 
pachter das gemeinfchaftliche Grundftüd pflügt und einfät, das darauf 
wachſende gemeinjcaftliche Korn fchneidet und in die gemeinjame 
Scheuer fährt, jo wahrt und fördert er nicht bloß feine eigenen In— 
terejjen, ſondern aud) die feines Miteigenthümers oder Mitpachters, 
er befriedigt die gemeinfchaftlihen Bedürfniffe und Intereſſen. Und 
wenn fie von ihrem Nachbar gemeinichaftlicd einen Pflug oder einen 
Wagen zur Bearbeitung oder Beerntung ihres gemeinjchaftlichen 
Grundſtücks leihen, jo thun fie dies zur Beförderung ihres gemein: 
Ichaftlichen Intereſſes und jeder leiht ihn für fich und feinen Genojfen. 
AndererjeitsS aber hat aud) der VBerlether ein Intereſſe an dem Ab— 
ſchluß eines Leihvertrags mit mehreren in einer Gebraudsgemein- 
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Ichaft ſtehenden Entleihern. Zwar hat er Fein unmittelbares 
Intereſſe daran, deß und wie das gemeinfchaftliche Intereſſe der 
Entleiher gefördert werde, — die Richtung des Gebrauchs in diejer 
Hinſicht überläßt er vielmehr dem Ermeſſen derjelben, — allein er 
hat ein Intereſſe daran, daß die Sache erhalten, bewahrt und zurüd- 
gegeben werde, und daß dies mit vereinten Kräften, aljo gemeinichaft- 
lich geichehe. Nach dem, was über die gemeinſchaftliche Bewahrungs— 
und Rückgabepflicht bei der Hinterlegung an Mehrere gejagt worden 
tt, bedarf dies feiner näheren Ausführung. 

Die mwejentlihen Beftandtheile der gemeinfchaftlien Gebrauchs— 
leide ſind hiernach: die Ueberlafjung der Sache zu gemeinjchaftlichem 
Beſitz zum Zwed ihres gemeinſchaftlichen Gebrauchs, und die gemein« 
Ichaftliche Pflicht zur Unterhaltung, Bewahrung und Rückgabe der 
Sache nad) beendetem Gebraude. 


3. Der Darlehnsvertrag. 


8 6. 

1. Die wirthichaftlide Natur des Darlchns. — einer 
wirthichaftlihen Natur nad) it das Darlchn ein zum Zweck des 
Gebrauchs gegebenes und empfangenes Kapital vertretbarer Saden. 
Der Gebraud) befteht im Umſatz defjelben gegen andere Vermögens: 
werthe. Wenn uns von jurtftiicher Seite das Darlehn definirt wird 
als da8 Hingeben einer Quantität vertretbarer Sachen zu Eigenthum 
mit der Auflage an den Empfänger, eine gleiche Quantität gleicher 
Sachen zurüdzugeben, jo wird uns in Wahrheit nur ein Knochen: 
gerüft, ohne Fleisch, Blut und Leben gegeben. Bei diejer rechtlichen 
Sleichgültigkeit des Zwecks der Hingabe und des Empfangs wäre die 
Hinterlegung einer Geldfumme mit der Verabredung des Eigenthums— 
übergangs und der Verpflichtung der Rückgabe derjelben oder ciner 
gleichen Menge gleiher Münzen fein Hinterlegungs- fondern ein 
Darlehnsvertrag. Wenn der Entwurf diefer Anficht ſich anſchließt 
($ 618), fo befindet er ſich, wie dies ſchon anderwärts nachgewieſen 
ift 22), in einem entjchiedenen Arrthum. Und wer zum Zwed eines 
jiheren Transports einer Geldjumme von einem Orte zum andern 
diefe dem Banguier zu Eigenthum mit der Auflage übergiebt, daß 
er ihm diefelbe Summe oder eine gleiche Quantität an jenem andern 
Drt zurüdgäbe, der wäre nicht etwa Auftraggeber, jondern Darlehns— 
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gläubiger, eine Rechtsanſchauung, melde vom Leben zurüdgemwiefen 
wird. Wie bei allen andern Berträgen der vertragsmäßige Zwed 
es ijt, der den eigenthümlichen Charakter derjelben beftimmt, jo ift 
e3 beim Darlehn der Zweck de? Gebrauchs des Kapitals durch Umſatz 
dejjelben in andere Vermögenswerthe. Wie will man e3 beiipiels- 
weile ſonſt rechtfertigen, daß in Ermangelung einer vertragsmäßig 
bejtimmten Rüdzahlungszeit der Darlehnsichuldner das Empfangene 
erjt nach einer gewiljen Zeit, und nun gar, wie der Entwurf ($ 457) 
bejtimmt, erjt nach ſechs Wochen nad) gejchehener Kündigung zurüd- 
zugeben braudt. ine Vereinbarung freilid, in welch' Tpezieller 
Weile das geliehene Geld gebraucht werden folle, ift zum Begriff 
des Darlehns nicht nöthig; in der Regel wird der Darleiher in den 
Darlehnsempfänger das Bertrauen jegen, daß derjelbe das Geld in 
nußbarer Weife verwende. Hat er diefed Vertrauen nicht, jo wird 
er als jorgfältiger Wirthichafter in der Regel ein Darlehn überhaupt 
nicht geben. Wird das Darlehn unverzinglich eingeräumt, jo ift der 
Bertrag ein Gefälligkeitövertrag; it es verzinslich, jo macht aud) 
der Geber einen Gebraud) von feinem SKapitale, es arbeitet und er: 
wirbt für ihn, allein der wejentlichere Vortheil ift nad) den im Ver— 
£ehre bejtehenden Anjchauungen doch jtet3 auf Seiten de8 Darlehns- 
empfängers. 

2. Die mwirthihaftlihe Natur des Darlehns an 
Mehrere. — Betrachtet man die wirthichaftlihen Anläffe, aus welchen 
mehrere Perſonen gemeinjchaftlid; bei einem Sapitaliften oder dem 
Inhaber eines gewiſſen Vorraths an disponiblem Gelde oder fonjtigen 
vertretbaren Sachen erjcheinen und um ein Darlehn bitten, jo wird 
man regelmäßig ein ihnen allen gemeinjames oder gemeinjchaftliches 
Intereſſe gewahr, welches mit der gegebenen und empfangenen 
Duantität befriedigt werden joll. Bald find es die Intereſſen der 
ehelichen Bermögensgemeinjchaft, bald die Tinterefjen der Erhaltung 
eined gemeinſchaftlichen Hauſes in Bau und Beſſerung oder der 
Unterhaltung eines jonftigen gemeinjchaftlicden Objekts, bald gemein: 
ihaftlihe Schulden, welde zur gemeinfamen Aufnahme eines Dar- 
lehns Anlaß geben. Stehen größere Geldjummen in Rede, jo wird, 
wie beim Einzeldarlehn, der um das Darlehn Angegangene nad) dem 
BZwed der Aufnahme und der Art der Verwendung fragen, um ſich 
eine Weberzeugung von der Golidität und Wirthichaftlichkeit der 
Schuld, und damit aud; von der Sicherheit feiner Forderung zu 
verschaffen. Eine täufchende Antwort wird, wenn eine andere Ver— 
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mwendungsart jtattgefunden hat, und der Gläubiger dadurd) benad)- 
theiligt worden ift, als eine rechtswidrige angejehen und zur Be— 
jtrafung wegen Betrug führen. In der Hegel wird dem Gläubiger 
ihon vor der Hingabe des Darlehns fogar die ſpezielle Art des 
gemeinjamen Intereſſes der Empfänger befannt fein, häufig aber 
weiß er, daß das Darlehn zu einem gemeinjamen Zwecke überhaupt 
verwendet werden joll, und er fragt dann nicht nach der jpeziellen 
Art der Verwendung. So finden wir denn auch jehr häufig in den 
über das gemeinjchaftlih empfangene Darlehn ausgejtellten Schuld: 
jcheinen die Slaujel „zur Beförderung unſres Nutens” (nicht: „des 
Nutzens eines jeden von uns”), und der Darlehnsgeber erhält damit 
die Ueberzeugung, daß es ſich bei dem Darlehn um ein gemeinjchaft- 
liches, nicht um jelbjtftändige, getrennte und von einander unabhängige 
Snterefjen der Empfänger handelt. Diejelbe Meberzeugung hat aber 
der Darleiher auc dann, und rufen die Bittenden auch dann hervor, 
wenn ſie perjönlich und gemeinjchaftlich erjcheinen und um ein Dar— 
lehn von 1000 erſuchen, ohne dabei irgendwie zu erwähnen oder ſonſt 
zu erkennen zu geben, daß fie diefe Summe fofort nad) ihrem gemein- 
Ihaftlihen Empfang unter ſich reell theilen, und es jedem überlafjen 
wollten, jeinen Natenantheil in beliebiger Weile zu verwenden. 
Sagen jie e8 freilich, dann wird mit jedem Einzelnen ein bejonderer 
Darlehnsvertrag über diejen Ratentheil gejchloffen, und es bejteht 
abgejehen von der Empfangsgemeinjchaft feine Darlehnsgemeinschaft. 
Allein um diefen Erfolg herbeizuführen, müfjen fie nach) den Recht3- 
anſchauungen unjres Volks die Gelbitftändigfeit der einzelnen Darlehen 
ſich ausbedingen. In diefem äußerſt wichtigen Bunfte ftehen fich num 
die Rechtsanſchauungen des Deutichen Bolfes und die des Römijchen 
Rechts jchroff gegenüber, und es erhebt fich für uns die folgenjchwere 
Frage, welche von ihnen im neuen Gejegbuche zur Herrjchaft gelangen 
joll. Dieje Frage joll hier nicht als allgemeine, auf alle Obligationg- 
arten anwendbare, jondern der von uns eingeſchlagenen Methode 
gemäß nur für das Darlehn und bei diefem auch nur in Bezug auf 
den Vertragsabſchluß unterjucht werden, jo daß insbejondere auch 
die Frage, ob die mehreren Erben eined Darlehnsjchuldners nur 
nad Berhältnig ihrer Erbtheile oder für das ganze Darlehn haften 
jollen, bier ununterfucht bleibt. Die Frage ift auch nidht die, ob 
durch Vereinbarung der Kontrahenten eine Selbititändigfeit mehrerer 
Darlehnsihulden oder eine Gemeinjchaftlichfeit der ganzen Darlehns— 
ſchuld erzeugt werden fann, jondern nur die, ob beim gemeinjchaft- 
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lihen Abſchluß eines Darlehnsvertrags durd) mehrere Empfänger im 
Zweifel d. h. im alle mangelnder desfallfiger Vereinbarung, eine 
gemeinfchaftlihe Schuld oder eine Anzahl (Mehrheit) jelbitjtändiger 
Ratenichulden angenommen werden joll. 

Nach der Regel des Römischen Rechts, welche für alle Schuld- 
verhältniffe gilt, mögen fie auf dem Geſetze, auf Berträgen oder ein— 
jeitigen Nechtsgejchäften beruhen, tritt, jofern nicht duch Geſetz oder 
wenn auch nur ftilljchweigend, durch Rechtsgeſchäft ein Anderes 
bejtimmt ift, ipso jure Getheiltheit der Schuld ein. Dieje Regel ift vom 
Deiterreich’ichen, Franzöſiſchen, Sächſiſchen und Schweizeriichen Gefeß- 
buche, und von dem Heſſiſchen, Bayerischen und Dresdener Entwurf 
angenommen. Nur das Preußifche Landredht hat, wenigitens für 
Berträge, die paſſive Correalität zur Regel erhoben. Unjer Entwurf 
ſchließt fich den eriterwähnten Rechten an und Hat das Prinzip der 
ipso jure Theilung dev Schuld bei theilbarer Leiſtung ſtrenge feſtge— 
halten. Die Motive gehen davon aus, daß die Regel der Getheiltheit 
als das natürliche Verhältniß erfcheine, und es ſich daher für den 
gemeinen Verkehr nicht rechtfertigen laffe, die ftrengere Haftung des 
Schuldners zu unterftelen. Dem entgegen £önne die für die Beſtim— 
mung des Landrechts geltend gemachte Rückſicht auf den Gläubiger, 
in deſſen Intereſſe die ungetheilte Beziehung der Forderung auf 
mehrere Schuldner liege, indem fie feine Sicherheit erhöhe, nicht in 
Betradht fommen, und es müfje den Gläubigern überlaſſen bleiben, 
jich eine ſolche Sicherheit durch Vereinbarung mit den Schuldern zu 
verihaffen. Die Annahme aber, daß eine derartige ftrenge Haftung 
des Schuldners im Zweifel von beiden Theilen gewollt jet, wäre in 
der Erfahrung nicht begründet (Mot. ©. 153). Indem die Motive 
die Getheiltheit der Schuld als das natürliche Verhältniß anjehen, 
jtellen fie einen Satz auf, der ſich doch nicht ſchon von vornherein 
als eine abjolute Wahrheit ergiebt. Er bedarf vielmehr, wie jeder 
Rechtsſatz, einer rechtsphilofophiichen Begründung und Nechtfertigung. 
Man pflegt jich die Sache in diejer Beziehung leicht zu machen, und 
jenes Räthſel, ftatt durch eine rechtsphilofophiiche, durch eine mathe: 
matische Behandlung zu löjen, indem man in der gefchuldeten Summe 
(edigli eine Zahl, eine arithmetiiche Größe erblidt, die, wenn ſie 
demnächſt von mehreren Faktoren gejchaffen werden ſoll, nothwendiger— 
teile von jedem einzelnen Faktor zu einem Theile, und im Zweifel 
von jedem Faktor zu einem gleichen Theile ins Leben gerufen werden 
muB. Dabei legt man dem thatjächlichen Umftande, daß der Ent- 
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ftehungsakt der Schuld doch in zeitlicher, örtlicher, fachlicher und per: 
fönlicher Beziehung ein für alle Schuldner gemeinjchaftliher ijt, gar 
feinen rechtlich; erheblihen Werth bei, und betrachtet diefe Gemein 
Ichaftlichkeit al3 eine rein zufällige, die eines inneren Zuſammenhangs 
entbehre. Nun gewährt aber diefe rein mathematische Behandlungs» 
weile, die fi) bloß mit arithmetiichen Größen und geometrifchen 
Körpern befaßt, dem Juriſten aud nicht die geringfte innere Be— 
friedigung, und wir fragen immer und immer wieder nad) dem eigent- 
lihen Rectsgrunde, warum denn eine ſolche Theilung in das Recht 
Dineingetragen werden foll. Sind wir hierbei der Aufgabe des Rechts, 
die im Verkehrsleben jich geltend machenden Intereſſen zu reguliren, 
eingedenf, jo gewinnen wir die Ueberzeugung, daß jene Frage nur 
dadurch gelöft werden fann, daß wir die Intereſſen der betheiligten 
Schuldner zun Ausgangspuntte nehmen. Und hier waltet der aller- 
dings natürliche und elementare Sat, daß ſich im Zweifel Jeder nur 
infoweit, aber aud) inſoweit verpflidten will und muß, al3 fein 
Intereſſe reicht. Diejer Sag, auf das Darlehn angewendet, führt zu 
dem weiteren Gate, daß jeder Schuldner injoweit, aber auch nur 
inſoweit verpflichtet wird, als jein Intereſſe am Zuftandefommen 
des Darlehnsvertrags mit allen Schuldnern reidt. 

Wenn nun hier der gemeinrechtliche Sat einjeßt, daß im 
Zweifel jeder Darlehnsfhuldner nur einen Theil und zwar einen 
gleichen Theil verjchuldet, fo läßt fich derjelbe nur mit der Annahme 
innerlich rechtfertigen, daß im Zweifel die Intereſſen der einzelnen 
Schuldner am Zuftandefommen des ganzen Darlehnsgeihäfts nicht 
etwa ſich gegenfeitig durcchdringende und mit einander einheitlich 
verbundene und verwachſene, fondern getrennte, felbitjtändige und von 
einander unabhängige und überdies quantitativ gleich große feien. 
Für die Natürlichkeit diefer Annahme ſpricht allerdings der Umitand, 
daß überall da, wo in der Natur zur Erzielung einer Geſammt— 
wirkung mehrere Kräfte mit einander verbunden find, jede als jelbft- 
ftändige Kraft ſich äußert, ferner daß, wenn eine Berjchiedenheit der 
Größe jeder einzelnen nicht nachgewieſen werden kann, Gleichheit der 
Größe angenommen werden muß, und dat gleiche Kräfte unter 
gleichen BVerhältniffen gleiche Wirkungen haben. Weberträgt man 
dieje phyſikaliſchen Grundſätze auf das Gebiet der Verkehrskräfte 
oder der Berfehrsinterefien, jo gelangt man allerdings zu dem 
Grundſatze, daß überall da, wo bei einem Rechtsgeſchäfte mehrere 
Intereſſen äußerlich verbunden find, folche im Zweifel als jelbftjtändige 
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und gleich große mit gleichen Wirkungen verjehene erſcheinen. Auf 
dieſe Weife kann der gemeinredtliche Sat, daß im Zweifel jeder 
Darlehnsjchuldner nur einen Theil und zwar einen gleichen Theil 
der gemeinjchaftlih empfangenen Darlehnsfunme verjchulde, innerlich 
und in befriedigender Weiſe begründet und gerechtfertigt werden. 
Nun iſt aber jene Annahme, daß bei dem gemeinjchaftlichen 
Abſchluß eines Darlehnsgejchäfts die Intereſſen der einzelnen 
Schuldner im Zweifel getrennte und felbjtftändige feien, durchaus 
unrichtig. Gerade das Gegentheil, die Gemeinfchaftlichkeit der 
Ssnterefjen, ift nad) den Erfahrungen des Lebens richtig. Wenn 
Jemand 1000 bedarf, um damit lediglich jein eigenes Bedürfnig zu 
deden, jo ſucht er ſich einen Kapitaliften und verhandelt mit ihm 
allein. Höchſtens bedient er fich der Hülfe eines mehr oder weniger 
verjchiwiegenen Makler oder guten Freundes. Im Uebrigen aber 
will er die Aufnahme des Darlehns geheim halten. Wozu ſoll es 
ihm nüßen, fi) um einen gleichbedürftigen Genofjen umzujehen und 
mit dieſem gemeinfchaftlich den Kapitaliften um ein Darlehn für ſich 
und ein andere für jenen zu erjuhen? Muß er nicht vielmehr 
befürchten, daß ihm bei folder Konkurrenz die Darlehnsaufnahme 
erichiwert werde? Jedenfalls find derartige Fälle gemeinjchaftlichen 
Erbittens von einzelnen Darlehen zu felbftitändigen Zwecken äußerft 
jelten. Und wenn zwei oder mehrere Geldbedürftige dennoc gemein» 
Ichaftlich ericheinen follten, jo bleibt e8 bei der wirklichen Abficht 
eines Jeden, je einen bejtimmten Theil nur für fi) zu erbitten, 
gewiß nicht aus, daß im Laufe der Verhandlungen, des Hin-— und 
Herſprechens und des Motivirens und Entjchuldigens jeines Geld- 
bedürfniffes der Gejichtspunft der Einzeldarlehn unzmweideutig in die 
Erſcheinung tritt, und wenn dies der Fall, jo bleibt es auch gewiß 
nicht ‘aus, daß der Darleiher jedem einzelnen die von ihm begehrte 
oder etwa eine geringere Summe bejonders, und nicht allen gemein- 
ihaftli eine durch Addition aller Einzelfummen ſich ergebende 
Geſammtſumme einhändigt. ES bleibt aber auch Schließlich nicht aus, 
day fich der Darleiher von jedem einzelnen einen befonderen Schuld» 
Ichein über den Empfang feines Darlehns ausftellen läßt, und wollte 
er jelbjt bei nicht gehöriger Prüfung der Sad: und Rechtslage die 
ganze Summe unabgetheilt den Entleihern zur Empfangnahme hin- 
legen und fie zur Unterjchreibung eines gemeinſchaftlichen Schuld- 
befenntnijjes auffordern, jo würden dieſe fofort und noc in feiner 
Gegenwart die Theilung eintreten laffen und jedenfall die Aus- 
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ftelung eines gemeinfchaftlihen Schuldbekenntniſſes beanftanden. 
Ganz anders jpielen ji die Verhandlungen ab, wenn e3 fih um 
gemeinschaftlihe Intereſſen Handelt. Hier ſuchen alle Intereſſenten 
perſönlich oder in Bertretung den Stapitaliften auf, und dieſes 
gemeinschaftliche Auftreten und Erbitten einer einzigen Summe als 
Darlehn hat dann einen Sinn. Erfolgt die Hingabe der Darlehns- 
ſumme an alle gemeinjchaftlih, und wird gar ein Schuldichein aus— 
geftellt und unterzeichnet, wodurd „die Unterzeichneten bekennen, von 
Herrn X. ein Darlehn von 1000 empfangen zu haben und ver- 
ſprechen, dafjelbe mit 4 Prozent zu verzinjen und auf Anfordern 
jederzeit zurüdzuzahlen“, jo fpricht doch ganz unzweifelhaft die Ver— 
muthung dafür, daß das gemeinjchaftlid aufgenommene Geld aud in 
gemeinjchaftlichem Intereſſe verwendet werden jolle, und jedenfalls 
iſt der Gläubiger zu einer folhen Annahme beredtigt. Im Zweifel 
erzeugt aljo der gemeinjchaftliche Darlehnsabichluß für die Schuldner 
eine gemeinjchaftliche Schuld, und zur Herftellung diejer ift eine be= 
jondere ausdrüdliche oder ftillichweigende Nebenverabredung nicht 
nöthig. 


4. Der Kaufvertrag. 


Ss 7. 

Seinem wirthichaftlihen Wejen nad ift der Kaufvertrag ein 
Mittel, um den Umſatz eines Werthgegenftandes gegen Geld aus 
einem Vermögen in ein anderes zu bewirken. Nach dem Rechte des 
Entwurfs ($ 459) wird der Berfäufer verpflichtet, den Stäufer, wenn 
eine Sache Gegenjtand des Kaufes ift, die verkaufte Sache zu über- 
geben und das Eigenthun an derjelben zu verjchaffen, wenn ein Recht 
Gegenftand des Kaufes ift, diefes Necht zu verjchaffen und bei dem 
Derfaufe eines auf eine Sache fid) beziehenden Rechtes, zu dejjen 
Ausübung die Inhabung der Sache erforderlich iſt, die lettere 34 
übergeben. Der Käufer aber wird verpflichtet, dem Verkäufer den 
vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die verkaufte Sache abzunehmen. 
Dies find die wejentlihen Berbindlichkeiten des Verkäufers und des 
Käuferd. Zum Zweck der wirthichaftlihen Sicerftellung der 
Bertragichliegenden giebt es aber auch noch Nebenverbindlichkeiten. 
So iſt beiſpielsweiſe der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer über die 
den Kaufgegenftand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe, insbejondere 
bei dem Verkaufe eines Grunditüds über die Grenzen, Gerechtſame 
und Laften dejjelben die nöthigen Aufſchlüſſe zu ertheilen, aud) die 
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zum Beweiſe des Rechts an dem Kaufgegenſtande dienenden Urkunden, 
jomweit dieje in jeinen Händen ſich befinden, auszuliefern ($ 462), 
und die Sache bi zur Uebergabe mit aller Sorgfalt aufzubewahren 
(88 224, 257). 

Wird ein Kaufvertrag von mehreren Berfäufern einer und ders 
jelben Sache mit einem Käufer, oder von einem Verkäufer mit 
mehreren Käufern gejchloffen, jo wird damit jedesmal, falld nichts 
Entgegenitehendes vereinbart ift, für die Schuldner eine gemeinschaft: 
lihe Schuld erzeugt. Beſteht auf Seiten der mehreren Berfäufer 
bereit eine Gemeinſchaft bezüglich des verfauften Gegenftandes oder 
joll die verkaufte individuell bejtimmmte Sache oder Quantität generisch 
beſtimmter Sachen vorerjt noch erworben werden, fo iſt e3 augen 
iheinlih, daß jeder Verkäufer ein Intereſſe daran hat, daß jeine 
Mitverfäufer Alles thun, um die von ihnen Allen übernommene 
Berbindlichkeit zu erfüllen. Ihr Intereſſe an der Erfüllung der 
Berkaufsverbindlichkeit iſt aljo ein gemeinjchaftliches. Aber auc der 
Käufer hat ein Intereſſe an der Gemeinichaftlichfeit dev Schuld der 
Berfäufer. Was nüßt es ihm, wenn nur einer der Verfäufer feinen 
guten Willen erklärt, die verfaufte individuell bejtimmte Sache zu 
liefern, während die andern Verkäufer ſich dazu nicht bereit erklären, 
oder wenn jener in jeinen Mitbeſitz ihn einweiſt, und es ihm über, 
läßt, ſich wegen leberlieferung des Mitbefiges der anderen mit diefen 
herumzuftreiten. Eine ſolche Theilerfüllung hat für ihn nur einen jehr 
geringen Werth. Steht aber eine verkaufte Quantität generiſch be— 
ftimmter Sachen in Frage, wie etiwa die Lieferung von 10000 Etr. 
Heu, jo iſt ihm mit einer Theillieferung von 2000 Etr. auch nicht 
gedient. Wäre ihm damit gedient geweſen, jo hätte er Einzelfäufe 
abgeſchloſſen. So aber liegt es in jeinem Intereſſe, daß die wirth- 
ihaftlihen Kräfte aller feiner Berfäufer zuſammenwirken, um die 
Lieferung der gelammten Quantität zu bewerfitelligen. Haben andrer: 
jeitS mehrere Perfonen al3 Käufer einen Slaufvertrag über eine 
individuell bejtimmte Sache geichloffen, jo ijt ihr Interefje an dem 
Kaufobjeft augenscheinlich im Zweifel ein gemeinschaftliches. Das 
Intereſſe jedes einzelnen Käufers beichränft ſich nicht auf jeinen zu 
erwerbenden Eigenthumsantheil, fondern geht über denjelben hinaus, 
und erſtreckt fic) auf die ganze Sade, und liefert der Verfäufer an 
einen der mehreren Mitkäufer die ganze Sache aus, jo tft es auch 
nicht mehr, wie recht und billig, daß legterer das Aequivalent für 
die ganze verkaufte und ausgelieferte Sache, alſo den ganzen Kauf: 


1157 





preis zahle. Ganz dafjelbe ijt im Zweifel bei der Lieferung einer 
Duantität generic beitimmter Sachen der Fall. Aber auch der 
Berfäufer hat, was jet nicht mehr erörtert zu werden braucht, ein 
Intereſſe an der Gemeinſchaftlichkeit der Kaufpreisſchuld jeiner Käufer. 
Wir finden e3 daher auch beim Kaufvertrag wirthſchaftlich gerecht: 
fertigt, daß durch den gemeinjchaftlichen Bertragsabichluß im Zweifel 
jowohl für die mehreren Berfäufer, wie für die mehreren Käufer 
eine gemeinſchaftliche Schuld entiteht. 


5. Die übrigen Berträge. 
88 

Nach den bisherigen Unterfuhungen über die wirthichaftliche 
Natur der paljiven Seite des mit mehreren Schuldnern gejchloffenen 
Hinterlegungs- Leih-Darlehns- und Kaufvertrags bedarf es einer 
gleichen Erörterung in Bezug auf die Übrigen Berträge nicht mehr. 
Die wirthichaftlihen Zwecke und Mittel, wie fie dort dargeftellt jind, 
fehren auch bei den übrigen Berträgen, wenngleich in veränderter 
BZujamenjegung im Wejentlichen wieder, fo die Ywede und Mittel 
der Verwahrung einer Sache vor nadıtheiligen äußeren Einflüſſen, 
die der Erhaltung der Gebrauchsfähigkeit, der Weberlafjung des Ge— 
brauchs, des Beſitzes, des Eigenthuns oder jonitigen Rechts, und 
der Rückgabe einer hingegebenen Sache. Auch eine Erörterung der: 
jenigen Berträge, welche die Befriedigung irgend eines wirthichaftlichen 
Zwecks durch das Mittel fremder Arbeit oder Dienfte, mit ihren ver- 
ſchiedenartigen Mifchungen von £örperlicher, geiftiger, wifjenjchaftlicher 
und fünjtlicher Thätigkeit zum Gegenjtande haben, wie Auftrag, Dienft- 
und Werkvertrag, ift nicht nöthig. Ueberall finden wir den Sat 
wirthſchaftlich gerechtfertigt, da beim Abſchluß eines Vertrags mit 
mehreren Sculdnern eine Theilung der vereinbarten Leitung unter 
die mehreren Schuldner mit gleichen oder verjchiedenen Antheilen und 
mehr oder weniger jelbjtitändigen Einzelhandlungen ausdrüdlic oder 
jtillfchweigend verabredet werden fann, daß aber in Ermangelung 
einer jolchen Verabredung d. h. im Zweifel die Schuld jämmtlicher 
Schuldner dem Gläubiger gegenüber eine gemeinjchaftliche iſt.?). 

4) Dieſe Gleichitellung der übrigen Verträge mit dem depositum und com- 
modatum findet ſich aucd bei den Römiſchen Aurijten. L. 9, pr. de duob. reis 
(45. 2). Papinianus. (Nach der Florentina; nach andern Handjchriften irrthümlich 
Ulpianus). Eandem rem apnd duos pariter deposui, utrinsqur fidem in solidum 
secutus: vel eandem rem duobus similiter (nad) der Bulgata, offenbar zutreffender, 
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6. Die erbredtlihe Verfügung. 


89. 

Wenn ein Erblaffer durch legtwillige Verfügung oder vertrag: 
weiſe Verfügung von Todeswegen feinem alleinigen Erben ein Ber: 
mächtniß auferlegt, jo zeigt er durch die Zumendung des vermadjten 
Guts an den Bermädtnignehmer und die Abtrennung defjelben vom 
Erbtheil des Erben auf das Entjchiedenfte, daß ihm in diejer Bezie- 
hung das Intereſſe des Vermächtnißnehmers höher fteht, als das des 
Erben. Ein Gleiches ift der Fall, wenn er jenes Bermädtniß einem 
beftimmten erften Vermäctnißnehmer auferlegt, dafjelbe jomit vom 
erſten Vermächtniß abtrennt und dem zweiten Vermächtnignehmer 
zumwendet. Dieje Gejinnung des Erblafjers ermeift ſich insbeſondere 
dann als fehr wichtig und ausschlaggebend, wenn das Vermächtniß 
allen oder mehreren beftimmten Erben oder erſten Bermädtnignehmern 
gemeinschaftlich auferlegt wird. Erklärt zwar der Erblafjer hierbei, daß 
die vermadte Summe von 3000 lediglich von den Erben 1,3 und 5 zu be- 
jtimmten gleichen oder ungleichen Theilen gezahlt werde jolle, dann be- 
grenzt er im Intereſſe jedes einzelnen Bejchwerten dejjen zu bringendes 
Opfer, und e3 werden dann drei jelbftftändige VBermächtniffe ange- 
nommen werden müſſen, geradefo wie wenn der Erblafjer dies an 
verjchiedenen Stellen feines Teftament3 verfügt hätte. Hat aber der 
Erblajjer eine ſolche Theilung oder Begrenzung der Vermächtnißſchuld 
nicht vorgenommen, hat er etwa verfügt: mein Neffe A foll aus 
meinem Nachlaffe vorweg 3000 haben, oder meine ſämmtlichen Erben, 
oder meine Erben 1, 3 und 5 follen gehalten fein, meinem Neffen A 
3000 zu zahlen, jo wird im Zweifel angenommen werden müflen, daß 
der Erblafjfer eine gemeinichaftlihe Schuld feiner Erben zu begründen 
Willens geweſen ſei. Man wird daher dem Entwurfe nicht beiftimmen 
können, wenn er im $ 1843 verordnet, daß falld mehrere Erben 
oder Vermächtnißnehmer mit demjelben Vermächtniſſe beſchwert find, 
im Bmeifel anzunehmen ift, daß mehrere Erben nad Verhältniß der 
Erbtheile, mehrere Bermächtnignehmer nad) Verhältniß des ihnen Zus 
gewendeten bejchwert jein jollen. 


simul, mie l. 5 $ 15. Commodati, Ulpianus. Si duobus vehiculum commodatum 
sit vel ‚Jocatum simul-) commodavi: sunt duo rei promittendi: quia non tantum 
verbis stipulationis, sed et caeteris contractibus, veluti emtione, venditione, locatione, 
eonductione, deposito, commodato; utputa si pluribus baeredibus institutis testator 
dixit, Titius et Maevius Senipronio decem dato. Dieſe Stelle enthält eine Lüde, 
vielleicht auch ein Einjchiebjel in Anlehnung an ı. 8 $ 1 de leg. 1. 


ee 


7. Die unerlaubte Handlung. 
8 10. 

Die gemeinjchaftlihe Vornahme einer unerlaubten Handlung er- 
zeugt eine gemeinjchaftlihe Schuld der Mithandelnden auf Schadens: 
erjaß.?5) Eine ſolche gemeinjchaftlihe Vornahme fordert zu ihrem 
Begriffe einen gemeinſchaftlichen Entihluß?%) aller auf Bornahme der 
Handlung, während Art und Umfang der aktiven Betheiligung eines 
jeden gleichgültig ift.?) Das Nähere ift der kritiſchen Beiprehung 
der 88 714, 729, 731, 732 Entw. vorzubehalten. 

Die gemeinjchaftlihe Vornahme einer unerlaubten Handlung er- 
zeugt nun zwiſchen den Handelnden jelbit ebenfall$ eine Gemeinſchaft, 
zwar feine rechtliche in dem Sinne, daß jeder zur Mitwirkung bei 
der ferneren Ausführung des DeliftS, oder zum Erſatz der behufs 
Ausführung dejjelben von einem Delinquenten ausgelegten Koften 
oder jonft gebrachten Opfer oder zur Theilung der Beute verpflichtet 
wäre. Denn zu einer jolchen indireften Förderung eines Delikts 
darf fi das Gejeg nun und nimmermehr verjtehen. Wohl aber ift 
die Frage eine berechtigte, ob und in wieweit demjenigen Delinquenten, 
der, vom Beſchädigten auf Schadenserjat belangt, den vollen oder 
einen Theil des Schadens erſetzt hat, ein Anſpruch auf Ausgleichung 
zuftehen ſoll. Es tft nicht etwa überall eine gewiſſe Billigkeit gegen 
den mit dem vollen Schadenserjag Belajteten, die hier ausgleichend 
wirft, ſondern es ift zuweilen auch die höhere Gerechtigkeit, die nicht 
dulden darf, daß die gleich widerrechtlih Handelnden gleichfam ftraf- 
frei ausgehen, und dadurd eine Prämie ihres Delikts erhalten jollen. 
Das Nähere wird fich bei der Beſprechung des $ 338 ergeben. 


8. Schuldverhältnijje aus andern Gründen. 
8 11. 

Im vierten Abjchnitt des zweiten Buch! behandelt der Entwurf: 
„Einzelne Sculdverhältnifje aus andern Gründen”, nämlich das aus 
Bereiherung, aus Gejhäftsführung ohne Auftrag und aus Gemein- 
>>) Hier gebraucht der Entwurf den Ausdrud: „gemeinfames Handeln“ ($ 714). 

2) Commune consilium im Öegenja zum proprium consilium. 1. 15 $ 2 
quod vi aut clam (43. 24.) Dolus communis ]. 15. de tut et rat. distr. (27. 3.) 

») Entwurf $ 714. „Haben Mehrere durch gemeinjames Handeln, jei e8 als 
Anjtifter, Thäter oder Gehülfen, einen Schaden verjchuldet, jo haften fie ala 
Geſammtſchuldner.“ 

XIII. 79 
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ichaft entftehende und das auf Borlegung und Offenbarung gerichtete 
Schuldverhältnig. Die Fälle der aus einer Bereicherung entjtehenden 
find die Leiftung einer Nichtſchuld, der Nichteintritt des bei einer 
Leiftung vorausgejegten fünftigen Ereigniffes oder rechtlichen Erfolgs, 
dev Wegfall des Rechtsgrundes einer Leitung, der verwerfliche 
Empfang und das fonjtige grundlofe Haben. In allen diefen Fällen 
dev Bereiherung fann die sine causa erfolgte Empfangnahme einer 
Sade durch Mehrere für dieje eine gemeinjchaftliche jein, und für fie 
eine Gemeinschaft des grundlofen Haben erzeugen. Theilen fie in der 
Folge unter einander ab, jo haftet jeder dem Gläubiger gegenüber 
(von Delikten abgejehen) nur auf die Bereicherung. Beſteht aber zur 
Zeit der Anforderung des Gläubiger die Gemeinschaft an der 
empfangenen Sache nod) fort, oder ift die Bereicherung in dem gemein 
ihaftlichen Vermögen aller noch enthalten, jo bejteht für alle dem 
Gläubiger gegenüber eine gemeinjchaftlihe Schuld. — Bei der von 
Mehreren gemeinjchaftlih vorgenommenen Gefhäftsführung ohne 
Auftrag wird im Zweifel, d. 5. wenn die Gejchäftsführer nit von 
vornherein eine Theilung der Arbeit unter ſich vereinbart haben, 
ebenfall3 eine gemeinfchaftlihe Schuld erzeugt. — Dafjelbe ijt bei 
den zur Wahrung des gemeinjchaftlichen Intereſſes der Gemeinſchafts— 
Theilhaber eingegangenen Berbindlichfeiten der Fall, und ebenfo wird 
durch den gemeinjchaftlichen Befig einer Sache eine gemeinjchaftliche 
Borzeigepfliht, und durch die gemeinjchaftliche Pflicht Mehrerer zur 
Herausgabe eines Inbegriff von Vermögensgegenftänden oder zur 
Auskunftsertheilung über den Beſtand defjelben eine gemeinjchaftliche 
Schuld zur Borlage eines Bermögensverzeichnijjes begründet, während 
der Offenbarungseid der Natur der Sache nad) prinzipiell von jedem 
Schuldner zu leiften ift. 


IV. Die rechtliche Natur der gemeinſchaftlichen Schuld. 


Im Allgemeinen. 
$ 12. 

Bei der Betrahtung der wirthichaftlichen oder thatfächlichen 
Natur der einzelnen Schuldverhältniffe, welche für mehrere Schuldner 
gemeinschaftlich entftehen, haben wir überall gejehen, daß es ſich bei 
ihnen um einen und denfelben, aber gemeinjchaftlichen Zweck gegen- 
über dem &läubiger handelt, während die Mittel zur Erreichung 
diejes Zweds, die Handlungen der einzelnen Schuldner nad) ihrer 
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Art, Zahl, Beihaffenheit und Stärke ſehr verſchieden fein fönnen. 
Jede einzelne Thätigkeit jedes einzelnen Schuldbetheiligten (Mit- 
ihuldners) ift auf denfelben gemeinfchaftlihen Zweck, auf die Be- 
friedigung des Gläubigers gerichtet, während die einzelnen Handlungen 
zwar bejondere eines jeden Schuldners find, injomweit aber, als fie 
die Befriedigung des Gläubigers bewirken, al3 gemeinfchaftliche an- 
gejehen werden. Das Recht eignet fi) dieje das Verkehrsleben be- 
herrichende Auffafjung an, und betrachtet demnach jenen wirthichaftlich 
oder thatſächlich gemeinſchaftlichen Zweck als einen rechtlid; gemein- 
ſchaftlichen Zweck, und die zur Befriedigung des Gläubigers führenden 
Handlungen al3 die bejonderen Handlungen des Einzelnen und zu— 
gleich als gemeinschaftliche, oder al3 Handlungen des Einzelnen für 
ih und die Andern. Daraus ergiebt fih eine gemeinfcaftliche 
Schuld aller Schuldner, die nunmehr definirt werden kann als eine 
rechtlihe Berbindung mehrerer Einzelverpflichtungen zum gemein- 
ichaftlihen Zwed der Befriedigung des Gläubigers. 

Die gemeinichaftliche Schuld entfteht durch Geſetz oder Rechts— 
gejchäft. Wir haben oben gejehen, daß die Klauſeln „Alle für 
Einen und Einer für Alle” u. ſ. w. nad der Bedeutung, welde 
ihnen das wirkliche Leben beilegt, ein umfangreicheres Haftverhältniß 
zu begründen pflegen, al3 die Gejammtjcduld des Entwurfs. Andere 
Ausdrüde, wie „jolidarifch” und „Eoreal” werden im Verkehr in 
verjchiedenem Sinne gebraudt. Es ift Sache des Einzelfall, auf 
dem Wege der Auslegung ihre Eonfrete Bedeutung feitzuftellen. ch 
beantrage daher: 

den Abjat 2 des $ 321 zu ftreidhen. 

Wir haben ferner gejehen, daß ein von mehreren Perjonen als 
Schuldnern gemeinjchaftlih gejchloffenes Rechtsgeſchäft im Zweifel 
‚eine gemeinfchaftlihe Schuld erzeugt. Es bedarf daher der Entwurf 
in dieſer Hinficht eines Zuſatzes. Seine Formulirung werde id) 
“jedoch erjt in dem die gemeinjchaftliche Forderung darjtellenden Gut— 
achten verjuchen. 

Die rechtlihen Folgen diefer Konftruftion der gemeinſchaftlichen 
Schuld find nun im Wejentlichen folgende. 

A. Der gemeinjhaftlihe Zwed. 
8 13. 
1. Mit der Befriedigung des Gläubigers durd die Thätigkeit 


aller oder einiger Schuldner oder auch nur eines einzelnen Schuldners 
79* 
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ift nicht blos die befondere Schuld des Handelnden, jondern auch die 
Schuld der andern, die gemeinſchaftliche Schuld erloſchen. Dies fann 
jtattfinden durch Erfüllung der beftehenden Schuld (vertraggmäßige 
oder gefegliche Leiftung), aber auch durd; Leiftung an Er— 
füllungsftatt und durch öÖffentlihe Hinterlegung. Der Ent- 
wurf jagt in diejer Hinjicht ($ 329): 
„Die von einem Gejammtichuldner gejchehene Erfüllung 
wirkt auch für die übrigen Gejammtjculdner. Dafjelbe gilt 
von der Erfüllung dur öffentlihe Hinterlegung und von 
der Leitung an Erfüllungsſtatt.“ 

Am Prinzipe ift diefe Normirung richtig, doch habe ich gegen 
die völlig gleiche Behandlung der Leiltung an Erfüllungsftatt bei der 
Einzeljchuld und bei der gemeinichaftlihen Schuld (bezw. der Geſammt— 
ihuld des Entwurfs) ein nicht unmwefentliches Bedenken, welches doch 
wohl zu einer Unterjcheidung führen dürfte. Nach 8 264 Entw. 
erliiht das Schulöverhältniß, wenn der Gläubiger ftatt der dem 
Schuldner obliegenden Leitung eine andere Leiftung an Erfüllungs- 
itatt annimmt. Es erlifcht insbefondere auch dann, wenn der 
Schuldner durd) Vertrag mit dem Gläubiger eine neue Berbindlichkeit 
gegen diefen an Erfüllungsitatt übernimmt. Wird nun eine Sache 
oder eine Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes Recht an 
Erfüllungsftatt angenommen, jo finden zwar nad $ 268 die Vor— 
ichriften über die Gemwährleiftung des veräußerten Rechtes, im Falle 
der Annahme einer Forderung die Borichriften über die Haftung für 
eine abgetretene Forderung, und im Falle der Annahme einer Sadıe 
außerdem die Vorichriften über die Gemwährleiftung wegen Mängel 
der veräußerten Sache Anwendung, allein die erjtere Forderung it 
mit der Leiftung an Erfüllungsftatt definitiv erloſchen, und fie kann 
nicht wieder aufleben, außer durch Neubegründung mittelft Vertrags 
zwijchen den Parteien.?*) 

Wenn nun einer von mehreren Mitjchuldnern behufs Tilgung 
einer gemeinſchaftlichen Schuld von 300 Mark dem Gläubiger einen 


>) Die Motive (©. 83) fprechen ſich hierüber in der entichiedenjten Weiie 
aus, Sie bejeitigen damit insbejondere die gemeinrechtliche Doftrin, wonad) für 
den Fall, daß der von dem Gläubiger an Erfüllungsitatt angenommene Gegen: 
jtand wegen eines Mangels im Rechte des Schuldners nicht oder nicht dauernd 
in das Vermögen des Gläubigers übergegangen ijt, dem Gläubiger die Wahl zu: 
itehe, ob er auf jeine Forderung zurüdgreifen oder ſein Intereſſe nach Mafgabe 
der Evictionsgrundfäge geltend machen will, 


1163 


Gegenftand in gleihem Werthe an Erfüllungsftatt giebt, und diefer 
in der Folge dem Gläubiger entwehrt wird, jo ijt leßterer wegen 
jeine8 desfallſigen Anfpruchs lediglih auf den gebenden Schuldner 
angemwiejen, und die übrigen Mitjchuldner find von ihrer gemein 
Ihaftlihen Schuld befreit. Dies gereicht im Fall der Inſolvenz des 
Gemährleiftungsschuldners dem Gläubiger zum Nadıtheil. Es fragt 
jih, ob und wie das Recht ihn gegen einen jolden Berluft fchüßen 
jol. Die Ablehnung eines Schutes überhaupt kann man nicht etwa 
damit motiviren, daß ſich der Gläubiger durch vorbehaltlofe Annahme 
des Gegenſtandes einer Unvorfichtigkeit ſchuldig gemacht habe, deren 
Folgen er allein zu tragen habe, denn nad) unjern Anfchauungen im 
Handel und Wandel, denen ftet3 der gute Glaube zu Grunde liegt, 
iſt dies Feine Nachläſſigkeit, fie wäre es höchſtens für einen geriebenen, 
obendrein mit weitgehenden Rechtskenntniſſen ausgerüfteten Gejchäfts: 
mann. Hat freilih nad der Leiftung an Erfüllungsftatt eine Ab— 
rechnung und Ausgleihung zwiſchen den Mitjchuldnern ftattgefunden, 
jo wird das Recht dem gejchädigten Gläubiger nicht helfen können, 
und es würde jedenfall3 gegen die Gerechtigkeit verjtoßen, wenn es 
etwa die getilgte gemeinjchaftlihe Schuld wieder aufleben laſſen 
wollte. Anders aber liegt die Sache jo lange, al3 eine Ausgleihung 
der gemeinfchaftlihen Schuldner noch nicht ftattgefunden hat, für 
weldhen Fall meines Gradtend die Gerechtigkeit eine eventuelle 
Haftung der übrigen Schuldner auf die Bereicherung fordert. 

Ich jchlage daher für den zweiten und dritten Sat des $ 329 
folgenden Zuſatz vor: 

„Iſt in den Fällen des 8 265 die Ausklagung des 
Mitjhuldners, deran Erfüllungsftatt geleitet hat, 
erfolglos ($ 674 Abi. 2), fo haften die Mitjchuldner 
bis zum Belauf ihrer Bereiherung.” 

2. In der gemeinrechtlihen Doktrin ift es befanntlich bejtritten, 
inwieweit der vom ©läubiger zur Zahlung aufgeforderte Golidar- 
jchuldner eine, jeinem Mitjchuldner gegen jenen Gläubiger zuftehende 
Forderung zur Kompenjation bringen könne. Als Regel ift, wie 
aud die Motive (S. 162) fagen, allgemein anerkannt, daß zur 
Kompenjation nur derjenige berechtigt ift, dem die Gegenforderung 
zufteht, und die diefem zuftehende Gegenforderung darf der andere 
Mitjchuldner fo wenig zur Aufrechnung benußen, als er berechtigt 
it, aus den Mitteln des erfteren Zahlung zu leiften. Dieje Regel 
it vollftändig richtig, und ſie findet insbeſondere auch durd; die rechtliche 
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Natur der gemeinjchaftlihen Schuld Feine Einſchränkung. Denn die 
zwifchen den mehreren Mitichuldnern beftehende Gemeinjchaft erftredt 
ih nur auf die Eonfreten Einzelleiftungen und nicht über fie hinaus, 
und wenn der eine Mitjchuldner vom Gläubiger zur Zahlung der ganzen 
Schuld aufgefordert wird, jo kann er zwar von feinem Mitjchuldner den 
Beitrag feines Schuldantheils al3bald verlangen, aber er kann nicht 
eigenmächtig deſſen Forderung gegen den Gläubiger zum Zweck der 
Aufrechnung fi aneignen, und eine ohne Einwilligung des Forderungs— 
berechtigten zur Kompenjation angetragene fremde Gegenforderung 
hat für den Gläubiger jelbjtverftändlich einen Befriedigungswerth. 
Bon diefer Regel foll das Römische Recht eine Ausnahme dahin gemacht 
haben, daß, wenn die mehreren correi debendi in einem Sozietäts— 
verhältniffe ftehen, der eine aucd, die Gegenforderung des andern dem 
Gläubiger aufrechnen fünne. Die einfchlagende Stelle ift 1. 10 de. duob. 
reis. (45. 2). Si duo rei promittendi socii non sint, non proderit 
alteri, quod stipulator alteri reo pecuniam debet. Ueber die Trag- 
weite diefer Beftimmung kann man verjchiedener Anficht fein, man 
kann insbejondere annehmen, daß im Fall einer Soctetät der vom 
Gläubiger angegangene Mitfhuldner nur mit Cocietät3gegenforde- 
rungen, aber auch mit jeder beliebigen Gegenforderung jeines Gejell- 
Ichafter8 fompenfiren könne. Man tft fogar noch weiter gegangen 
und hat dem SKorrealihuldner geftattet, mit der Forderung jeines 
Mitſchuldners dann zu Eompenfiren, wenn diejer ihm irgendwie vegreß- 
pflichtig ift. Dieje leßtere Anficht, welche jedenfall8 in den Quellen 
eine jolide Beftätigung nicht findet, ift Schon deshalb ganz unhaltbar, 
weil fie einen eigenmächtigen Eingriff des regreßberechtigten Gläu- 
biger8 in das Vermögen des regreßpflichtigen Schuldners geitattet, 
und fie kann, wie fich jpäter ergeben wird, nicht einmal bei dem die 
Mitichuldner viel inniger und ftrammer zufammenjchliegenden Ber: 
hältniß der eigentlihen Geſammtſchuld eine Berechtigung erhalten. 
Der Entwurf geht von dem Prinzipe aus, daß jeder feiner Gejammt: 
Ihuldner vermöge der zwilchen ihm und dem Gläubiger beftehenden 
"Obligation für fi auf das Ganze verpflichtet jet, und fo wenig 
derjelbe wegen des zwiſchen ihm und feinen Mitjchuldnern beftehenden, 
eine Regrekpflicht involvirenden Berhältnifjes den Gläubiger bezüglich 
antheilmäßiger Zahlung an jeine Mitichuldner verweilen dürfe, jo 
wenig könne ihn jene Regreßpflicht berechtigen, an Stelle der ihm 
jelbjt obliegenden Erfüllung den Gläubiger auf die Kompenſation mit 
der Forderung eines anderen Gejammtichuldnerg zu verweilen. Denn 
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der weſentliche Zweck des Geſammtſchuldverhältniſſes, dem Gläubiger 
die Vortheile größerer Sicherheit und leichterer und bequemerer 
Rechtsverfolgung zu verſchaffen, würde durch die Hereinziehung des 
zwiſchen den Geſammtſchuldnern unter ſich beſtehenden Rechtsverhält— 
niſſes weſentlich beeinträchtigt und der beſeitigten Theilungseinrede 
auf anderem Wege theilweiſe die Thüre wieder geöffnet. Dieſer 
aus dem Zweck des Geſammtſchuldverhältniſſes entnommene Grund 
iſt jedenfalls hier nicht anwendbar, denn er würde in ſeiner 
Konſequenz dahin führen, jede Kompenſation mit einer urſprünglich 
fremden, durch Uebertragung von Seiten des dritten Gläubigers auf 
den in Anſpruch genommenen Mitſchuldner, ja ſogar die Kompen— 
ſation mit urſprünglich eigenen Gegenforderungen dieſes Mitſchuldners 
auszuſchließen. Der allein richtige Geſichtspunkt iſt vielmehr der, 
daß durch den bloßen Beſtand einer Regreßforderung des in Anſpruch 
genommenen Mitſchuldners dieſer noch lange kein Recht auf irgend 
eine Forderung ſeines regreßpflichtigen Mitſchuldners, und folglich 
auch kein Recht auf deſſen Forderung gegen den in Anſpruch nehmenden 
Gläubiger hat. Ein ſolches Recht aber hat der Mitſchuldner dann, 
wenn die zur Kompenſation zu bringende Forderung eine zwiſchen 
ihm und ſeinem Mitſchuldner gemeinſchaftliche iſt. Denn in 
dieſem Fall iſt er, wie wir ſpäter ſehen werden, und wie der Ent— 
wurf ja für den Fall der Geſammtforderung anerkennt, zur ſelbſt— 
ſtändigen Geltendmachung dieſer Forderung gegenüber dem gemein— 
ſchaftlichen Schuldner und folglich auch zur Kompenſation mit 
derſelben gegenüber dem ihn allein in Anſpruch nehmenden Gläubiger 
berechtigt. Dies auf den Fall einer Sozietätsforderung, als einer 
bloßen Spezies der gemeinſchaftlichen Forderung, zu beſchränken, 
liegt kein Grund vor, und es wird daher beiſpielsweiſe gerade fo, 
wie der vom Vermiether einer Sache auf Zahlung des ganzen Mieth- 
zinjcs belangte Mitmiether für den Fall, daß er gemeinjchaftlih mit 
einem oder mehreren feiner Genofjen oder daß dieje allein noth- 
wendige Auslagen behufs Erhaltung der Sache gemacht haben jollten, 
(nach) dem Entwurf unter der Borausfegung einer vertragsmäßigen 
Geſammtſchuld der Miether), mit der ganzen Auslagen= oder Ver— 
wendungsforderung Eompenfiren kann, aud) der auf Nüdzahlung des 
ganzen Darlehns vom Darleiher in Anſpruch genommene Solidar- 
jchuldner mit einer ihm und jenem Mitfchuldner aus Bermädtnif 
gegen jenen als Erben jolidarisch zuftehenden Geldforderung kom— 
penjiren können, obwohl hier zwiſchen den Vermächtnignehmern Feine 
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Sozietät, jondern nur eine Gemeinfchaft beſteht. Es bedarf daher 
die Beftimmung des $ 330 Entw: „Die einem Gejammtjchuldner gegen 
den Gläubiger zuftehende Gegenforderung kann nicht von den übrigen 
Gefammtjhuldnern aufgerechnet werden,” einer Ergänzung dahin, daß 
mit gemeinjchaftlihen Forderungen der gemeinjchaftlihen Schuldner, 
und daß mit jeder Forderung eines andern Mitjchuldners mit defjen 
Einwilligung Eompenfirt werden könne. 

3. Die Frage, welde Wirkungen der vom Gläubiger einem 
Mitichuldner (Solidar- oder Sorrealfchuldner) gegenüber erklärte 
Schulderlaß für die übrigen Mitverpflichteten habe, ift ſowohl in 
der gemeinredtlihen Doktrin jehr bejtritten, wie in den Partikular— 
rechten verjchieden beantwortet. Die Motive erklären e8 als eine 
Willens» oder Thatfrage des Einzelfalld, ob dem Erlaſſe eine objektive 
oder nur eine jubjeftive Wirkung beizulegen jei (S. 164 f.), und 
ichließen für den Fall der Smweifelhaftigkrit jener Frage eine Ver— 
muthung für die blos jubjektive Wirkung aus, fordern aber doch 
andererjeit3 einen objektiven Erlaßmwillen, den Abſchluß eines wie die 
wirkliche Erfüllung (datio in solutum, erfolgte Aufrechnung) wirkenden 
Erlaßvertrags, und ftellen daher auch Feine PBräjumtion für die 
objektive Wirkung auf. Der Entwurf jelbjt beftimmt im $ 332: 
„Der von dem Gläubiger einem Geſammtſchuldner bewilligte Erlaß 
wirkt auch für die übrigen Gejammtjchuldner, wenn die Aufhebung 
des ganzen Sculdverhältnifjes gewollt war.” Berufen fi) daher 
die vom Gläubiger in Anfprud genommenen Mitjchuldner auf einen 
ihrem Genoffen gegenüber erklärten Erlaß, fo haben jie behufs ihrer 
Befreiung die vertragsmäßig erklärte Abficht der objektiven Wirkung 
nachzumweiien. Mit diefer Auffaſſung des Entwurfs kann man fich 
jedoch nicht durchweg einverftanden erklären, wenn man Folgendes 
erwägt. 

Zunädjft ift die Frage zu unterfuchen, ob denn ein rein perjön- 
(icher, nur einem der Mitfchuldner zu gute kommender Erlaß, der 
doch thatjächlich die Laften und Opfer der übrigen erhöht, überhaupt 
statthaft ift. Nah dem Wejen der Geſammtſchuld de3 Entwurfs 
müßte diefe Frage prinzipiell bejaht werden, denn jeder der mehreren 
Mitſchuldner ift ja zur ganzen Leiftung verpflichtet, und der Gläubiger 
hat ein Recht auf die ganze Leiftung gegenüber jedem, auf Rechte 
fann man verzichten und folglich kann mit der erlaßweiſen Aus: 
icheidung des einen Mitjchuldners der Gläubiger die ganze Leiftung 
von den übrigen Mitfchuldnern verlangen. Nun ift aber, wie 


wir gejehen haben, die gejchuldete Leiftung eines jeden Mitſchuldners 
nit bloß eine bejondere Leiftung dejjelben, jondern eine allen Mit- 
Ichuldnern gemeinjchaftlihe, und es haben in einer großen Kategorie 
von Fällen die jämmtlihen als gemeinfchaftlihe Schuldner ſich ver- 
pflihtenden Kontrahenten ein jehr mejentliches Intereſſe daran, nicht 
nur, daß fie alle gleihmäßig und gemeinſchaftlich zuſammen wirken, 
arbeiten und handeln, um den Erfolg, die Befriedigung des Gläubigers 
herbeizuführen, jondern auch, daß fie der Gläubiger al3 gemeinjchaft- 
lihe Schuldner reell behandele und von feinem von ihnen mwejentlich 
mehr verlange, als von dem andern. Hwar fann diefer Gedanke 
nad) jeiner pofitiven Seite hin nicht durchgeführt werden, weil er die 
Zuläffigfeit der mit dem Weſen der jolidariihen Berpflichtung im 
Widerjprud) ftehenden Einrede der Theilung jtatuiren würde, allein 
er bat auch eine negative Seite, nämlich die, daß der Gläubiger 
jeinerjeit3 ohne rechtfertigenden Grund der gemeinfchaftlihen Aus- 
führung der von allen gejchuldeten Leitung fein Hindernig in den 
Weg lege, und insbefondere dur die bloß perjönlich wirkende Be- 
freiung eines der Mitichuldner die Laft und Opfer der übrigen Mit: 
Ihuldner um ein Erhebliches vermehre.. Man nehme den Fall, es 
unterhandle Jemand mit einem Bauunternehmer wegen der Erbauung 
eine Haujed um den Preis von 100000 Mark; der desfalls an- 
gegangene Bauunternehmer lehne mit Rüdliht auf das Ungenügende 
jeiner Kapitalfräfte, mit Nüdficht darauf, daß er wegen gleichzeitiger 
anderer Bauten dem fraglihen Bau nicht feine ganze Zeit und Auf- 
fiht widmen, daß er nicht jämmtliche erforderliche Verbindungen mit 
Materiallieferanten eingehen oder aufrecht erhalten könne u. ſ. w., 
die alleinige Ausführung des Hausbaues ab, verjtehe ſich aber zu 
einer gemeinjchaftlihen Ausführung mit einem bejtimmten andern 
Bauunternehmer, und es käme nad einer zwijchen beiden Bauunter- 
nehmern getroffenen Abrede über die gemeinjchaftlide Ausführung 
‚zwilchen ihnen al8 Uebernehmern und dem Bejteller ein Werkvertrag 
zu Stande, wonad) erjtere, ohne jegliche befondere Feſtſetzung der 
von einem oder dem andern zu liefernden Arbeiten und Materialien, 
den gemeinfchaftlihen Bau übernehmen, und für den Fall nicht redjt- 
zeitiger Herſtellung defjelben eine Stonventionaljtrafe verjprecen. 
Nachdem der Bau etwa zur Hälfte errichtet ift, erläßt der Befteller 
dem einen Uebernehmer feine Schuld und verlangt vom andern die 
alleinige rechtzeitige Ausführung des Baues. Daß letzterer hierdurch 
in die verzweifeltite Lage Eommen und feinem totalen Ruin entgegen- 
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gehen kann, it augenjceinlid. Den befreiten Genofjen rechtzeitig 
auszuflagen und zu erequiren, um die Mittel zur Vollendung des 
Baues zu erlangen, ift ihn meiftens unmöglich; ihn darauf zu ver- 
weijen, ift ein jchlehter Troft. Unfer Nechtsgefühl jagt und mit der 
überzeugungsvolliten Beftimmtheit, daß ein joldher Erlaß dem allein- 
jtehenden Uebernehmer nicht nachtheilig werden darf und daß ins- 
bejondere die Konventionalftrafe nicht gefordert werden kann. Liegt 
freilih im Einzelfalle ein den Erlaß rechtfertigender Grund vor, 
worüber da3 billige Ermefjen eines rechtſchaffenen Mannes zu ent- 
Icheiden hat, dann wird der alleinjtehende Uebernehmer diefen Erlaß 
al3 ein zufälliges, ihm allein widriges Ereignig betrachten müſſen. 
Es bedarf daher meines Erachtens der Entwurf der Aufnahme einer 
Beitimmung, welche die Zuläſſigkeit eines perjünlichen Erlaſſes der 
Schuld eines Mitſchuldners nad) den Anforderungen des Intereſſes 
der Schuldner an der Gemeinjchaftlichkeit der gemeinfchaftlid; über- 
nommenen Leiftung zur Zeit des Bertragsabjchluffes und nach den 
Anforderungen von Treu und Glauben beichränft. 

Von dem eigentlihen Erlaß der Schuld des einzelnen Mit- 
ſchuldners ift zu unterjcheiden die vertragsmäßige Zufage des Gläubigers, 
er werde feine Forderung weder ganz, nod, theilweife, oder nicht 
über einen beftimmten Theil hinaus gegen ihn geltend machen (Nicht: 
einforderungsvertrag). Liegt blos eine ſolche Zuſage vor, jo wird 
am Beftande der gemeinjchaftlihen Schuld nichts geändert, fie bleibt 
vielmehr in ihrer vollen Integrität nach wie vor beſtehen. Derartige 
bloße Zufagen, felbjt wenn fie weder durch Bedingungen, noch Zeit- 
beitimmungen eingejchränft find, fommen im Leben häufig vor. Ein 
in feinen Bermögensverhältnifjen heruntergefommener, mit der Noth des 
Lebens fämpfender Familienvater bittet den Darlehnsgläubiger inftändig, 
ihn wegen der mit jeinen vermögenden Geſchwiſtern gemeinſchaftlichen 
Darlehnsſchuld nicht zu verfolgen, und der Gläubiger, der durd) einen 
theilweifen, wenn auch nur perjönlihen Erlaß der Schuld den übrigen 
Sculdnern gegenüber ſich nicht3 vergeben, aud) von jeiner Forderung 
nicht3 verlieren will, jagt ihm dies aus Mitgefühl zu. Der Gläus- 
biger will ihn auch nicht volljtändig freigeben, er will nur dag Ddium, 
einen armen Mann auszuflagen und demjelben auf dem Exekutions— 
wege nocd anderweitig Bermögen mwegzunehmen, von ji) abwenden, 
unbefümmert darum, daß die Mitichuldner ber der Ausgleichung der 
Schuld unter jih ihm durch Stlage und Erefution den Reſt feines 
Bermögens abnehmen. Aber die für -die ganze Schuld gegebene 


1169 


Hypothek will er aufrecht erhalten haben, und wenn es zum zwangs— 
weiſen Berfaufe der Pfandobjekte Eommt, will er fih durd) den Erlös 
vollitändig deden, ohne daß ihm von Seiten jenes Mitjchuldners das 
pactum de non petendo entgegengejeßt werden könnte. 

Der vom Gläubiger einem Mitſchuldner gegenüber erklärte Erlaß 
der Schuld ift num entweder ein ſolcher mit blos jubjektiver Wirkung, 
d. h. er jcheidet entweder blos jenen Mitjchuldner aus dem Berbande 
der gemeinjchaftlihen Schuld aus, und läßt die gemeinjchaftliche 
Schuld der übrigen Mitjchuldner unberührt, oder er hebt die gemein: 
ſchaftliche Schuld ihrem objektiven Bejtande nad) ganz oder zu einem 
beitimmten Theile derartig auf, daß aud die übrigen Mitjchuldner 
von ihren Verbindtichkeiten befreit werden. Man kann Hierfür die 
Ausdrüde „perfönlicer und fachlicher Erlaß“ gebraudhen. Diefer 
Unterschied ift deshalb möglich, weil die den Gegenftand der Obli— 
gation bildende gemeinjchaftlihe Schuld eine aus den bejonderen 
Berpflihtungen der mehreren Mitfchuldner zufammergejegte Schuld 
it. Der perjönliche, wie jahlihe Erlaß kann mit ausdrüdlichen 
Worten in der bejtimmtejten Weife erklärt werden. Er fann 
aber auch jtillfchweigend erklärt werden, indem insbefondere der 
Umfang und die Richtung des Erlaßwillens in einer Reihe von 
Umftänden, unter welden der Erlaßvertrag geſchloſſen wird, ſich 
wiederfpiegelt. Welcher Art im Einzelfalle ein unzmeifelhaft 
ausgejprochener Erlaßwille it, muß duch Willensauslegung 
fejtgeftellt werden. Es wirft fid) aber hier die legislative Frage auf, 
ob das Geſetz dieſe Feitjtellung lediglich der richterlihen Thätigkeit 
überlafjfen, oder ob e3 den Nichter mit einigen Anhaltspunkten unter- 
ftügen fol. Man kann hierüber jehr verjchiedener Anjicht fein. Da 
indefjen nah dem Entwurfe der Erlaß als Erlöfchungsgrund eines 
Schuldverhältniffes ein von feiner materiellen causa unabhängiges, 
abitraftes Rechtsgeſchäft ift, und daher als ſolches zur Interpretation 
feines Umfanges gar nichts beitragen kann, jo jcheint mir die Ge— 
währung von Anhaltspunkten für den Richter des Einzelfalld räthlich 
zu fein. Werden ſolche Anhaltspunfte nicht gegeben, jo Liegt Die 
Gefahr nahe, daß der Richter dem Wortlaute, in welche der Erlaß— 
wille eingefleidet ift, einen übertrieben hohen Werth beilegt, und 
dann zu ganz faljchen Refultaten gelangt. So wäre es zunädjit 
wünjchenswerth, den Richter auf den materiellen Zweck des Erlafjes 
Binzumweifen, namentlich dahin, ob derjelbe eine Schenkung fei, oder 
die Aufhebung der Schuld gegen ein Aequivalent, oder etwa gleichjam 
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die Dereliktion einer Forderung, ferner auf die perjönlichen Verhält- 
nijje zwijchen dem Erlaffenden und einem oder dem andern der Mit- 
ichuldner nad) der Richtung, ob diefelben die Annahme einer Schenkung 
an alle Schuldner oder nur an den, dem gegenüber der Erlaß erklärt 
ift, rechtfertigen, ferner auf die Größe des Aequivalents, ob dafjelbe 
vernünftigerweife lediglich al8 Abfindung der bejonderen Schuld des 
einzelnen Mitjchuldners oder als Abfindung der ganzen Schuld be— 
tradhtet werden muß u. f. w. Soviel für die Fälle, in welchen der 
Erlaß der ganzen Schuld in Frage fteht. Jedenfalls aber ift eine 
bejondere, über die Willensauslegung hinausgehende Beftimmung für 
diejenigen Fülle nöthig, in welchen der Gläubiger einem feiner Mit- 
ſchuldner dejjen Kopfantheil an der Schuld erläßt. Nach dem früher 
Erörterten befteht zwiſchen den gemeinſchaftlichen Schuldnern ſchon 
an ſich eine Gemeinjchaft, die in Ermangelung bejonderer Verab— 
redung jeden in Bezug auf die Erfüllung zu gleichen Antheilen ver: 
pflichtet, und bei erfolgender Ausgleihung in Bezug auf Auslagen 
jeden zu gleichen Antheilen berechtigt und verpflichtet. ‘Dies jpricht aud) 
$ 337 Entw. aus. Wenn nun beim Vorhandenjein von 4 Schuldnern 
und einer gemeinjchaftlihen Schuld von 1000 der Gläubiger dem 
einen Mitfchuldner jeinen Antheil von 250 in einer Erflärungsweije 
ichenfungshalber erläßt, von der es ſelbſt nad) Erihöpfung aller 
Interpretationsmittel zweifelhaft ift, ob damit nur diefer Schuldner 
befreit jein, die ganze Forderung gegen die übrigen Mitjchuldner aber 
aufrecht erhalten werden folle, fo ſpricht doch Sicherlich eine Ber- 
muthung dafür, daß die ganze Forderung um den Betrag von 250 
gekürzt jei. Denn dieſer jchenkweile Erlaß von 250 an den Mit- 
ichulöner wäre ein weſenloſes Gejchäft, wenn der Gläubiger. die 
ganze Forderung von 1000 von den übrigen Mitihuldnern einforderte 
und dieje den Schuldantheil ihres Gemeinschaftsichuldners im Betrag 
von 250 von dieſem beitreiben würden. In ſolchen Fällen hat daher 
der erlajjende Gläubiger für die Bejeitigung jeder Unklarheit zu 
jorgen und den Vorbehalt der Geltendmachung jeiner ganzen For— 
derung gegen die übrigen Mitjchuldner rechtzeitig fi) auszubedingen, 
twidrigenfall® von Gejeteswegen angenommen wird, daß der Erlaß des 
Ratenantheils des bejchenkten Schuldners der ganzen Forderung und 
jomit auch den übrigen Schuldnern zu gute fomme. Der Entwurf 
hat in diefer Beziehung eine von der Regel des $ 332 abweichende 
Ausnahmebeſtimmung nicht getroffen. Die Motive erörtern zwar 
den Fall, daß dem Erlafje nur ſubjektive Wirkung zufomme und 
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zwiichen den Geſammtſchuldnern eine Ausgleihungspflicht beitehe, 
allein fie halten im Hinblide auf die große Seltenheit diejes Falls 
eine befondere gejegliche Beftimmung nicht für empfehlenswerth. 
Selten wird allerdings ein ſolcher Fall fein, aber die Seltenheit eines 
Vorkommens ift für fi allein kein Grund, eine qualitativ wichtige, 
durch Interpretation und Analogie nicht zu löjende Frage im Gejet 
unentfchieden zu lafjen, und dem Richter anheim zu geben, wie er mit ihr 
fertig werde. Denn gerade jehr ſchwierige ragen bedürfen einer Auf- 
klärung durd) das Gejet, und man fann eher Dußende von Rechtsſätzen 
entbehren, an deren Wahrheit fein Juriſt zweifelt. Die Fälle aber, in 
welchen es zweifelhaft ift, ob ein theilmeifer Schulderlaß lediglich jub- 
jettive oder auch objektive Wirkung habe, kommen im Leben keineswegs 
jelten vor. Die Kontrahenten find ſich in den meiften Fällen jelbit nicht 
einmal £lar darüber, welhe Wirkungen ein ſolcher Erlaß haben jolle 
(geichweige denn, daß fie fich £lar darüber ausjprechen), der Gläubiger 
folgt bei jeinem Erlaſſe meiften® dem Impulſe des momentan 
erzeugten und ftarf wirkenden Mitleid3, und denkt gewöhnlich gar 
nicht daran, daß jein auf der Pfändung befindlicher Schuldner jpäter- 
hin von feinen regreßberechtigten Genofjen verklagt und exrequirt 
werde, feine Gedanken bewegen fid) jo zwijchen pactum de non 
petendo und Erlaß, und der Schuldner ift frohen Herzens, wenn er 
mit feinem Erlaßichein zum Gerichtsvollzieher eilen und die Ver: 
jteigerung jeiner gepfändeten Mobilien abwenden fann. Erſt hinter: 
ber taucht die Frage auf, was mit jenem Erlafje bewirkt, wa3 ver: 
loren oder gewonnen jei, und für ſolche Fälle iſt denn eine gejeßliche 
Beltimmung darüber, wer von den Erlaßfontrahenten die Frage der 
jubjeftiven oder objektiven Wirkung des Erlafjes in Anregung zu 
bringen gehabt hätte, recht nöthig. Der von den Motiven erörterte 
Fall ift nun ein hiervon verjchiedener. Site unterftellen einen nur 
jubjeftiv wirkenden Erlaß mit der, wie fie jagen, zweifellos wirf: 
jamen Vereinbarung, daß der Erlaß auch nicht in tantum objektiv 
wirken jolle (welche Vereinbarung jtet3 beim Vorliegen eines nur 
perjönlih wirkjamen Erlaßvertrages anzunehmen jei). Aber was iſt 
denn damit zu Gunjten des Schuldners vereinbart? Der Gläubiger 
jagt zu ihm: „ich erlaffe Dir zwar Deinen Schuldantheil, allein ich 
fordere ihn von Deinen Mitjhuldnern, und dieſe werden ihn dem- 
nächſt von Dir wieder fordern.” Damit ift aber doch der Sache nad) 
fein Schulderlaß bewirkt und feine Schenkung vollzogen. Es liegt 
nur ein pactum de non petendo vor, und dem Schuldner ift materiell 
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höchſtens eine Bahlungsfriit, und mitunter eine recht kurze gegeben. 
Die Motive erörtern fodann den meiteren Fall, daß vereinbart 
worden, der perjönliche Erlaß ſolle gleichwohl in tantum objektiv 
wirken. Bier werde der den Erlaß gemwährende Gläubiger, fall er 
dennoch das Ganze von einem anderen Gejammtjchuldner beigetrieben 
habe, jenen Gejammtjchuldner regreßpflichtig fein, wenn an dem— 
jelben der Geſammtſchuldner, welcher das Ganze leiften mußte, ſich 
erholt habe. Dies ift unter Umftänden wohl richtig, allein man muß 
noch weiter gehen, und im Fall eines ſolchen perſönlich und ſachlich 
zugleich wirkenden Erlafjes den übrigen Mitjchuldnern, die troß jenes 
Erlafjes vom Gläubiger auf den erlaffenen und damit erlojchenen 
Schuldantheil belangt werden, die Elagabweifende Einrede des Erlafjes 
einräumen. Dies alles ijt Ear und wegen der Klarheit, nicht aber 
wegen der angeblichen Seltenheit folder Fälle ijt eine gejeliche Be- 
ftimmung entbehrlid. Allein in beiden Fällen handelt e8 ſich nicht 
um unjere oben aufgeiworfene Trage, was Rechtens fein folle, wenn 
es bei einem, einem Schuldnar gegenüber erklärten theilweijen Erlaffe 
zweifelhaft geblieben ift, ob derjelbe bloß ein perſönlicher oder ein ſach— 
licher jei. Meines Erachtens muß bier, wie oben gezeigt, das Geſetz 
die Vermuthung aufftellen, daß der Erlaß des Natenantheil® des 
beſchenkten Schuldner3 der ganzen Forderung, und jomit aud) den 
übrigen Schuldnern zu Gute fommen folle. 

4. Wir haben oben gejehen, daß der wirthichaftliche Zwed der 
Schaffung und Berbindung mehrerer Einzelthätigfeiten zur Erreihung 
eined gemeinfchaftlichen Ziels, dev obligationsmäßigen Befriedigung 
des Gläubigers, ein doppelter jein kann, zunächſt der der jicheren, 
vollftändigeren und bejjeren Wahrung der Intereſſen des Gläubigers, 
und fodann der der Erleichterung dev Einzelverpflichteten durch Ver— 
theilung der erforderlichen Thätigkeit und Laften nad) gleichen oder 
ungleihen Theilen unter einander. Dieje Intereſſen ftehen ſich nun 
ichroff gegenüber und es wirft fi daher die Frage auf, wie in 
Ermangelung eines recdtsgejchäftlihen Parteiwillens ein ſolcher 
Konflikt dur die Gefetgebung zu löjen fei. Würde das Geje mit 
Ignorirung der Intereſſen der Schuldner lediglich das Intereſſe des 
Gläubigerd wahren wollen, jo müßte es letterem eine jelbjtitändige 
und unabhängige Forderung gegen jeden einzelnen Schuldner geben, 
unbefümmert darum, wie und in welcher Weije dieje unter ſich die 
Erfüllung ihrer Schuld vorbereiten und ausführen. Er braudte fid) 
weder der Einrede der Theilung, nod) der dev mangelnden Theilnahme 
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der übrigen an der von ihm erjtrebten, vorbereiteten oder begonnenen 
und theilmeife ausgeführten Erfüllung oder gar der des aftiven 
Widerſtandes derjelben gegen dieje Erfüllungsausführung auszujegen. 
Würde fih aber das Gejetz lediglich durd) das Intereſſe der Schuldner 
beitimmen lajjen, jo fönnte es zu folgenden Sagungen gelangen. 
Entweder ließe e3 bei Obligationen mit theilbaren Schuldgegenftänden 
(wie Geld) die Einrede der Theilung in einem jo volllommenen 
Umfange zu, daß jeder der Schuldner aus dem gemeinjchaftlid ein- 
gegangenen Sculödverhältnifje überhaupt nur einen Ratentheil und 
diefen in durchaus jelbititändiger und unabhängiger Weiſe verfchuldete, 
jo daß ein rechtliher Zujammenhang zwifchen den Einzeljchulden der 
gemeinjchaftlih Kontrahirenden überhaupt nicht bejtünde. Einen 
ſolchen Schuß kann indefjen das Gejeß nicht gewähren, weil es damit 
die rechtliche Zuläffigkeit der vertraggmäßigen Schaffung einer gemein- 
ſchaftlichen Schuld auf einem Nebenwege bejeitigen würde. Oder es 
fönnte einen gewiſſen Zujammenhang jämmtlicher ſchuldneriſch Kontra— 
hirenden dahin anerkennen, daß im all der Ungültigkeit oder 
Unwirkſamkeit einer oder der andern Einzelverpflichtung jeder der 
übrigen Kontrahenten nicht bloß die durch die Zahl aller Kon— 
trahenten, jondern die durch die Zahl der gültig und wirkſam 
Kontrahirenden ſich beftimmende Rate, diefe aber jelbjtjtändig 
und unabhängig von den andern Schuldnern verjhulde. Daß dies 
ein jehr praftijcher, bei eigentlichen Ratenverpflichtungen leicht ver: 
werthbarer Gedanke ift, kann nicht bezweifelt werden. Schließlich 
aber könnte das Geſetz zwar die Verpflihtung aller Schuldner als 
eine rechtlich) gemeinjchaftliche anerkennen, die einzelnen Schuldner 
aber injofern jchonen, als es jedem derjelben geitattete, dem das 
Ganze fordernden Gläubiger die Einrede der Vorausklage der übrigen 
Mitihuldner auf deren Antheile entgegenzufegen. Dies wäre nicht 
etiva eine im heutigen Verkehrsleben überwundene Weichherzigkeit des 
Geſetzgebers, nicht eine ungerechtfertigte Milde gegen den armen 
Schuldner, jondern nur die Anerkennung eines mit dem des Gläubigers 
gleichberechtigten Sinterefjes der Schuldner an dem gleihmäßigen 
Zuſammenwirken Aller zur Herbeiführung des vom Gläubiger beab- 
fichtigten Zwedd. Man kann Dem nicht entgegenhalten, daß 
ſich ja jeder Schuldner „jolidariih, auf das Ganze” verpflichtet 
habe, denn die Haftung auf das Ganze bliebe an ſich durd) 
die Einrede der Borausflage unberührt, und nur ihre Wırf- 
ſamkeit wäre ftatt einer primären eine eventuelle. Gerade diejer 
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Ausihluß der Einrede der Vorausklage thut im Leben jo fehr 
wehe, er wird fait in allen Schichten des nicht handeltreibenden 
Volks als eine außerordentliche Ungerechtigkeit und al3 eine ganz 
grundloje Begünftigung der ruhig prüfenden und die Schuldſcheine 
nad ihrem Intereſſe redigirenden Gläubiger auf Koften der mit den 
Gefahren des Verkehrs nicht vertrauten, leicht vertrauenden und der 
Geſetzeskenntniß entbehrenden Schuldner betrachtet. Die Frage der 
Zuläfligkeit oder Unzuläffigkeit der Einrede der PVorausflage iſt 
feineöwegs eine jo leicht zu beantwortende, und verdient jedenfalls 
nicht die vornehme Art der Abjchlahtung, die ihr mitunter zu Theil 
geworden ift. Selbſt die Anhänger der Unzuläffigkeitstheorie üben 
bei anderen Gelegenheiten die Milde gegen die Mitfchuldner in nod) 
viel höherem Maße als diejelbe bei der Einrede der Vorausklage zu 
Zage tritt, fie geitatten in manchen Fällen dem Schuldner, den das 
Ganze fordernden Gläubiger auf einen Mitſchuldner zu verweilen, 
der thatjächlich befjer in der Lage ift zu leiften, als er, ja jie heben 
jogar bloß wegen diejer bejjeren Leiftungsfähigkeit die Verbindlichkeit 
des anderen Mitjchuldners, für den die Leiftung mit einigen Unbe— 
quemlichkeiten verbunden ift, geradezu auf. Oder ift e8 etwas anderes, 
wenn man den Mitentleiher einer Sache, die ein anderer Mitentleiher 
eigenmächtig diejem entzogen hat, von jeder weiteren Verbindlichkeit 
freifpricht, und ihm geftattet, den Verleiher an denjenigen Mitentleiher 
zu verweilen, der die zurüdzugebende Sache in Händen hat? Fit die 
größtmöglichfte Sicherheit des Gläubigers durch Zuſammenwirken 
mehrerer jchuldnerischer Thätigkeiten wirklich der alleinige Zwed der 
gemeinjchaftlihen Schuld, warum verpflichtet man dann nicht den 
Mitentleiher, dem ein anderer die Sache entzogen hat, jeine ganze 
Sorgfalt und Thätigkeit eintreten zu laſſen, um auf dem Wege des 
Gelbitichuges oder Prozefjes die Sache wieder zu gewinnen und dem 
BVerleiher zurüdzugeben? Die gewerblichen und jonftigen wirthichaft: 
lihen Unternehmungen, bei welchen der Kredit in höherem Make in 
Anſpruch genommen wird, werden ja meijtentheil® nur deshalb von 
Mehreren gemeinjchaftlid) betrieben, weil es den einzelnen an dem 
für den Betrieb des Ganzen erforderlihen Kapitale fehlt. Kommen 
jie im Laufe der Zeit in den Beſitz eines ſolchen Kapitals, fo pflegen 
fie die Gemeinschaft zu löſen, und jeder jucht, fich jelbitjtändig 
zu machen. Wenn zmwei Leute eine Dampfdreihmajchine für 
5000 Mark kaufen, und etwa eine Anzahlung von 2000 Mark leiſten, 
bezüglich des Neft3 von 3000 Mark aber fich jolidarifch verpflichten, 
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fo weiß jeder von ihnen, und der Verfäufer weiß es aud), daß feiner 
von ihnen in der wirthichaftlichen Lage ift, zur Berfallzeit den ganzen 
Betrag aus eigenen Mitteln zu beftreiten, jeder verläßt ſich vielmehr 
darauf, daß der andere die Hälfte zahlen werde, und jeder betrachtet 
es al3 den Anfang jeines Ruins, wenn er von feinem Gefellichafter 
im Stiche gelaffen und vom Verkäufer auf den ganzen Kaufpreisreft 
belangt wird. Das weiß er wohl, daß er Ichließlid daS Ganze zahlen 
muß, allein er betrachtet e8 als eine Forderung der einfachiten 
Gerechtigkeit, daß der Verkäufer zunächſt den mit feinem Antheile 
fäumigen Mitkäufer gerichtlih ın Anſpruch nehme, und an deſſen 
Jonftigem Vermögen, Grundftüden, Mobiliar und Ausftänden fi zu 
erholen juhe. Man kann nicht entgegenhalten, die kapitalſchwachen 
Leute jollten von jolden ihre Kräfte überjteigenden gemeinfchaftlichen 
Unternehmungen abjtehen, denn das heutige Verkehrsleben zwingt 
geradezu die Menjchen, und jelbft die rechtichaffenften und folideiten, 
zu einem jolhen Wagnig und zum Vertrauen auf ihre Mitunter- 
nehmer, und zum Vertrauen auf die Humanität und das billige Ein- 
jehen der Ereditirenden Verkäufer. Wären alle Solidarjchuldner 
wohlhabende und Fapitalkräftige Leute, die durch die zeitweile Vorlage 
de3 Schuldantheil3 ihrer Genofjen in feiner Weiſe genirt würden, 
jo würde das Intereſſe der Juriſten an der wilfenjchaftlichen Natur 
der Golidarobligation wahrjcheinlich ein fehr geringes jein. Die 
Ueberzeugung von der Unbilligkeit des Ausſchluſſes der Einrede der 
Borausklage tritt aber auch in foro nicht felten zu Tage. Wie leicht 
find die Richter geneigt, bei DVergleichverhandlungen auf den 
Gläubiger dahin zu wirken, daß er den Prozeß gegen den beklagten 
Mitſchuldner jo lange auf ſich beruhen laſſe, bis er die übrigen 
Mitjchuldner auf deren Antheile ausgeklagt habe, oder daß er 
dem Beklagten eine geräumige Zahlungsfriſt gebe, innerhalb welder 
diefer die Klage auf Befreiung von feiner, feinen Antheil über: 
fteigenden ſolidariſchen Berbindlichfeit gegen die Mitſchuldner durch— 
führen könne. Es ſcheint mir daher völlig gerechtfertigt zu fein, 
daß die Frage der Zuläſſigkeit oder Unzuläffigfeit der Einrede 
der Vorausklage auf Grund der woirthichaftlihen Verhältniſſe 
unferes Volkes einer ernjtlichen Prüfung unterzogen, und nicht mit 
dem Hinweis auf die Bereinfahung und Praftikabilität des Rechts, 
die durch diefe Einrede und eine Neihe feiner und fubtiler Unter: 
iheidungen in Bezug auf ihre Borausjeßungen gefährdet würden, 
einfach abgethan werde. ch jelbit mug mich freilich Fürs Erite 
Xu. 80 
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jedes Urtheils in einer oder der anderen Richtung enthalten, da ich 
mir zur Zeit noch nicht völlig Elar bin, und vielleicht auch nicht die 
erforderliche Erfahrung bejige. Jedenfalls aber kann ich bezeugen, 
daß es nicht wenige Anwälte giebt, die ein gewiffes, aus der Er- 
kenntniß der Berlegung der Billigfeit entſpringendes Unbehagen 
empfinden, wenn fie in Gemäßheit de3 ihnen ertheilten Auftrags in 
die Nothwendigkeit der Verfolgung eines einzelnen Solidarjchuldners 
— obwohl die Klage gegen alle gerichtet werden könnte — verſetzt 
werden. Andrerjeit3 hat aber auch, was nicht in Abrede zu ftellen 
ift, die ftrenge Natur der handelsrechtlichen Solidarhaft nicht wenig 
dazu beigetragen, da8 Gemüth der Juriſten gegen jene Anforderungen 
der Billigkeit einigermaßen abzuftumpfen. Bei der Prüfung jener 
Frage wird man zwar über einige Punkte jofort Elar fein, jo 3. B. 
darüber, daß ein Deliktsijchuldner, und wenn er fih auch nur in 
ganz geringer Weile beim Delikt betheiligt hatte, diefer Einrede ſich 
nicht bedienen Eannn, während fie den Schuldnern bei Schuldverhält- 
niffen „aus anderen Gründen” wohl zufommen muß. Wie ift es 
aber bei Schuldverhältniffen aus Nechtsgeichäften überhaupt, aus 
Rechtsgeſchäften unter Lebenden und aus Verträgen insbejondere ? 
Welchem Kontrahenten joll e3 obliegen, jein Intereſſe durch bejondere 
Vereinbarung zur Geltung zu bringen, joll der Gläubiger einen 
Berzicht der Mitichuldner auf die Einrede der Vorausklage erwirken, 
oder jollen dieje lediglich unter Borbehalt der nur eventuellen Haf- 
tung jedes einzelnen für die Schuldantheile der andern ſolidariſch 
ji verpflichten? Wofür foll in Ermangelung einer bejonderen Ver— 
einbarung die Vermuthung ſprechen? Diefe Fragen find werth, bei 
einer Nevifion des Entwurfs einer eingehenden Prüfung unterzogen 
zu werden. 


B. Die Einzelverpflichtungen, 
8 14. 


Aus der rechtlihen Natur der gemeinſchaftlichen Schuld, wonach 
diejelbe Lediglich eine Berbindung mehrerer Einzelverpflichtungen zum 
gemeinjchaftlihen Zwecke der Befriedigung des Gläubigers ift, ergiebt 
ſich die Selbitjtändigkeit und Unabhängigkeit jeder Einzelverpflichtung 
in allen übrigen Beziehungen. Dieſe Selbitftändigkeit und Unab— 
hängigfeit ift keineswegs eine jo abjolute, daß jede Einzelverpflichtung 
den Charakter einer Individualſchuld annähme, es muß vielmehr jede 
Einzelverpflihtung ſtets als einer der Faktoren zur Herbeiführung 
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der Befriedigung des Gläubiger betrachtet werden. Der Entwurf 
mit feiner Verpflichtung jedes einzelnen Schuldners zur Leiftung des 
Ganzen ſteht auf dem Standpunkt der Individualſchuld und Hat 
denjelben, freilich im Widerjprud mit der Bezeichnung der Schuld 
al3 einer „Geſammtſchuld“ und, wie wir früher gejehen haben, 
im Widerſpruch mit der Auffaffung des Lebens Fonfequent durchzu- 
führen gejucht. Jene Beziehungen, in welchen fich die Selbftitändig> 
feit und Unabhängigkeit der Einzelverpflichtungen offenbart, find ver- 
Ichteden, fie betreffen theil3 den jubjektiven, theil8 den objektiven 
Thatbejtand des Schuldverhältniffes. Was 

1. den jubjeftiven Thatbeftand betrifft, jo wird die Entjtehung 
der gemeinjchaftlihen Schuld für die übrigen am Schuldverhältniß 
ſchuldneriſch Betheiligten dadurch prinzipiell nicht ausgeichloffen, daß 
jie in der Perjon eines andern Betheiligten wegen eines fubjeftiven 
Mangels (Wahnfinn oder jonftige Geihäftsunfähigkeit, Irrthum) 
nicht zur Entjtehung gelangt. Der den übrigen Betheiligten hieraus 
erwachlende Nachtheil ift auf Grund des zwilchen ihnen und dem 
Nichtverpflichteten beftehenden NRechtsverhältniffes auszugleihen und 
eventuell von jenen allein zu tragen. Entwurf und Motive erfennen 
jenes Prinzip an. Erjtere jagen: „Die Berpflichtung de3 einen 
Geſammtſchuldners kann ungültig fein, ohne daß deshalb auch die 
Berpflichtung der übrigen Gejammtjchuldner ungültig fein müßte.“ 
Der Entwurf jagt dafjelbe mit einer veränderten Wortjtellung: 
$ 322 Abſ. 2 „Die Verpflichtung des einen Gejfanmtjchuldners wird 
dadurd nicht ausgefchloffen, daß die Berpflichtung der übrigen 
Geſammtſchuldner nicht zur Entftehung gelangt iſt.“ Die Wortftellung 
der Motive ift der des Entwurfs vorzuziehen, denn es wird doch zu 
den praktischen Geltenheiten gehören, daß bei einer größeren Zahl 
von Sontrahenten die Verpflichtung nur eines einzigen entfteht, die 
der übrigen (aljo aller anderen) nicht entjteht. Auch fann man doc) 
wohl nicht von der Nichtentitehung einer Verpflichtung der übrigen 
Geſammtſchuldner reden. Ich jchlage daher, vorbehältlich der 
Konzentirung aller Merkmale der Selbititändigfeit der Einzelver- 
pflihtungen in einem Paragraphen vor: „Durch die Nichtentftehung 
der Berbindlichkeit eines ſchuldneriſch Betheiligten wird die Verpflichtung 
der Übrigen Schuldner nicht ausgeſchloſſen.“ 

Durch den Tod eines Mitjchuldners wird der Regel nad) die 
Einzelverpflichtung des Erben gegenüber dem Gläubiger nicht auf? 
gehoben, und es bleibt daher an ſich auch die gemeinjchaftliche Schuld 
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der übrigen Mitſchuldner unberührt. Iſt jedoch der Gläubiger Erbe 
des Einzelverpflichteten geworden, jo fällt die Einzelverpflihtung in 
Folge Bereinigung ($ 291) aus der gemeinjcaftlichen Schuld aus, 
diefe aber bleibt unberührt, weil eine Gemeinschaft des Schuldver— 
hältniffes nur in Bezug auf die Befriedigung des Gläubigers beiteht. 
Der jpäteren Ausgleihung iſt die Beftimmung des auf den Gläubiger 
als Erben fallenden Antheil8 an der gemeinjchaftliden Schuld vor: 
behalten. Der Entwurf jagt daher im $ 333 mit Recht: „Die Ver— 
einigung von Forderung und Berbindlichkeit in der Perjon cines 
Geſammtſchuldners wirkt nicht für die übrigen Geſammtſchuldner,“ — 
und man würde dieſen Paragraphen beibehalten müfjen, wenn er 
nicht, wie dies unten verjucht werden joll, Eonzentrirter gefaßt werden 
könnte. Handelt e3 fich jedoch um ein Schuldverhältniß, welches aus— 
nahmsweife durd) den Tod des Schuldners erlischt, weil das Geſetz oder 
ein Rechtsgejchäft oder die Natur der Leiſtung dies zuläßt oder verlangt 
($ 292), jo ift der dadurd bewirkte Ausfall der Einzelverpflichtung für 
den Fortbeſtand der gemeinjchaftlihen Schuld der andern Schuldner 
keineswegs ein ſtets einflußlofes Ereigniß, namentlich dann nicht, wenn 
eigentlich perfönliche Reiftungen den Gegenftand des Schuldverhältnifjes 
bilden. Für einige Fälle hat der Entwurf ſchon hinlänglich Sorge 
getragen, wie beijpieläweife für die Hinterlegung, indem der Berwahrer 
ſchon vor Ablauf der vereinbarten Berwahrungszeit die Zurüdnahie 
der hinterlegten Sache fordern kann, wenn ein wichtiger, nad) den 
Umftänden des Falles das Verlangen rechtfertigender Grund vorliegt 
($ 625), und als folder Grund wohl der Tod des mitverwahrenden 
Hausgenoſſen erscheint, wenn man bei Abjchluß des Vertrags auf 
jein Mitwirken bei der Aufbewahrung ein weientliches Gewicht gelegt 
hatte. Aehnlich die Kündigung des Auftrags Seitens des Beauftragten 
vor vertragsmäßig beftimmter Zeit ($ 598 Mot. ©. 545). Das 
Kündigungsbedürfnig im Falle des Todes eines Mitjchuldners macht 
jid) aber auch nod bei andern Schuldverhältniffen geltend, wie ins: 
beiondere bei der Miethe (zu $ 526), doch muß man von der Auf: 
ftellung desfallfiger allgemeiner Grundjäge in der Lehre von der 
gemeinschaftlihen Schuld abjehen, und diefe Frage bei den einzelnen 
Schulöverhältniffen zum Austrage bringen. 

2. Die Unabhängigkeit und Selbitjtändigfeit der Einzelverpflid;: 
tungen erweift fid) aber auch in manchen Beziehungen am objektiven 
Thatbeſtand des gemeinichaftlihen Schuldverhältniſſes. So bejtimmt 
der Entwurf im $ 322 Ubjag 1 ganz richtig: „Der eine Geſammt— 
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Ihuldner kann jchlehthin, der andere unter einer Bedingung oder 
Zeitbeftimmung, oder jeder unter einer anderen Bedingung oder Zeit— 
bejtimmung verpflichtet fein” ; im $ 334: „Die nur in der Berjon eines 
Geſammtſchuldners eingetretene Unmöglichkeit der Leiſtung wirft nicht 
für die übrigen Gefammtjchuldner. Die durch einen Gefammtfchuldner 
verjchuldete völlige oder theilweiſe Unmöglichkeit der Leiftung wirkt 
für die übrigen Gejammtjchuldner al3 zufällige Unmöglichkeit”; tm 
8 335: „Die gegen einen Geſammtſchuldner eingetretene Unter: 
brechung der Verjährung, ſowie die in Anfehung eines Geſammt— 
Ichuldners eingetretene Hemmung der Verjährung wirft nicht gegen 
die übrigen Gejammtjchuldner” ; im $ 336: „Die für einen Geſammt— 
ichuldner eingetretene Berjährung wirkt nicht für die übrigen 
Geſammtſchuldner;“ im $ 325: „Fällt nur einem oder einigen 
Gefammtichuldnern ein Verſchulden zur Laft, jo wird wegen diejes 
Verſchuldens nicht von den übrigen Gefammtjchuldnern gehaftet”; im 
$ 326 Abjaß 2: „Die von Seiten des Gläubigers gegenüber einem 
Geſammtſchuldner erfolgte Kündigung oder Mahnung, fowie der 
Verzug eine® Gelammtjchuldnerd wirken nicht gegen die übrigen 
Gejammtjchuldner”;2?) und im $ 327: „Das zwifchen dem Gläubiger 
und einen Geſammtſchuldner ergangene vechtsfräftige Urtheil wirkt 


») Wenn der Entwurf noch weiter bemerkt, daß auch das Anbieten der 
Leiftung don Seiten eine Gejammtjchuldners nicht für die übrigen Geſammt— 
ſchuldner wirfe, jo Handelt er von feinem Standpunkte dev Andividualfchuld aus 
ganz konſequent, allein diefe Beſtimmung ift praktifch ganz ungerechtfertigt. Man 
denfe fi) nur den Fall, der Gläubiger habe feine ſämmtlichen Geldſchuldner zur 
Zahlung aufgefordert, dieſe feien zuiammengetreten, jeder hätte feinen Antheil 
gezahlt und einer derfelben Habe nun die ganze Summe durch Pojteinzahlung 
mit dem Bermerf: „Anbei meine Schuld“ an den Gläubiger gefandt. Soll in 
Fall der Annahmeverweigerung der Gläubiger lediglich dem Einfender gegenüber 
in Berzug fommen, und follen die andern Schuldner im Zahlungsverzug fein? 
Dder: Der Gläubiger erjucht die Gebrauchsleiher um Zufendung der gelichenen 
Sache; einer derfelben ſchickt fie unter nachträglicher Benachrichtigung feiner Mit: 
entleiher an den Gläubiger. Diejer verweigert rechtäwidrig die Annahme. Die 
Sache geht beim Nüdtransport durch einen Zufall zu Grunde. Der Sender 
braud)te dafür nicht zu haften, wohl aber nad) der Anficht des Entwurfs die 
übrigen Entleiher nach $ 251. Ein ſolches Refultat wird gewiß Niemand billigen. 
Wenn e8 troßdem der Individualſchuld entipricht, jo muß diefer Standpunkt falfch 
fein. Nach unferer Auffaſſung iſt das Anbieten der Leitung Seitens auch mur 
eines Mitfchuldners jelbft dann, wenn er dabei auch nicht Namens der übrigen 
aufgetreten ift, eine gemeinschaftliche Handlung aller, der Anfang oder ein Theil 
der gemeinjchaftlihen Erfüllungshandlung. 
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nicht für und nicht gegen die übrigen Geſammtſchuldner“, welchem 
Urtheil man den Bergleich gleichjtellen kann. 

In allen diefen Paragraphen Hat der Gedanke der Selbſt— 
ftändigfeit und Unabhängigkeit der Einzelverpflichtungen von einander 
jeinen Ausdrud in der Klaufel gefunden: der und der bei einer 
Einzelverpflihtung zur Erfcheinung gelangende und auf fie einwirkende 
Umftand wirkt oder wirkt nicht für oder gegen die übrigen Geſammt— 
Ihuldner. Schon nad den Grundfägen der Defonomie empfiehlt fich 
eine Konzentration aller jener Umftände in einem einzigen Paragraphen, 
mehr aber nod; gewinnt durch eine ſolche Enappe Zufammenfaffung 
das Berjtändniß der Gelbitjtändigkeit und Unabhängigkeit der Einzel- 
verpflichtungen. Ich ſchlage daher an Stelle jener Paragraphen 
folgende Faſſung vor: 

8 322. 

„Bon der befonderen Beichaffenheit der Einzel: 
verpflidtung zur Beit ihrer Entſtehung (insbeſondere 
Ungültigkeit oder Unwirkſamkeit, Bedingtheit, Zeit oder 

- jonftige Nebenbejtimmung), und von einer nadträglichen 
Einwirfung auf diejelbe durch rechtsgeſchäftliche 
Handlungen des Gläubigers oder eined Mit- 
Iihuldners oder beider (inSbejondere Kündigung, Mahnung, 
Unterbrehung der Berjährung, Urtheil, Vergleich oder 
Erlaß) oder durch rehtswidrige Handlungen eines 
Mitſchuldners (insbejondere Verzug oder Verfchulden) 
oder durch zufällige oder fjonftige Ereigniffe (ins- 
bejondere perjönliche Leiftungsunmöglichkeit, Verjährung, 
Hemmung der Berjährung, Wegfall einer Einzelverpflichtung 
in Folge Todes eines Mitjchuldners oder Vereinigung) 
werden die Berpflidhtungen der übrigen Mit- 
Ihuldner, jofern durd Geſetz oder Rechtsgeſchäft 
nichts Anderes beftimmt ift, nicht berührt.” 


C. Die Gemeinjhaft der Mitjchuldner. 
8 15. 

Bereit3 im $ 2 diejes Gutachtens ift erwähnt worden, daß der 
Entwurf, Freilich auf Umwegen und dur „praftiiche Erwägungen“ 
geleitet, ein Prinzip über das innere Berhältniß der mehreren Mit- 
ſchuldner ftatuirt, dem zu Folge diefelben in Ermangelung gegen- 


— — 


alel. 


theiliger Beftiunmung von vornherein mit der Begründung des Ge— 
jammtfchuldverhältnifjes einander zur erforderlihen Mitwirkung und 
Beitragung bei der Leiftung und zwar zu gleichen Antheilen, und im 
Halle einer über den gleihen Antheil Hinausgehenden Leiftung zu 
einer Ausgleihung verpflichtet find. Der Entwurf erkennt damit eine 
Gemeinſchaft der Mitjchuldner zum Zwecke der gemeinfchaftlichen 
Befriedigung des Gläubiger an. Damit ift aber jein ganzes Syſtem 
der gndividualichuld aufgegeben. Wäre die Gejammtjchuld des Ent- 
wurfs lediglich eine Individualſchuld jedes einzelnen Schuldners zur 
Bewirkung der ganzen Leiftung, jo würde es nun und nimmer: 
mehr gerechtfertigt werden Eönnen, daß dem das Ganze leiftenden 
Schuldner ein Regreß gegen feine Mitjchuldner auf gewiſſe Antheile 
gegeben werde, für einen jolden Regreß müßte vielmehr ftet3 das 
konkrete, zwiſchen den Mitjchuldnern bejtehende Rechtsverhältnig maß- 
gebend jein. 

Die Beitimmungen des $ 337 Entw. über jene Schuldner: 
gemeinschaft und ihre Wirkungen find durchaus zu billigen. Dagegen 
verurſacht die Borichrift des 8 338: „Haften Mehrere ald Gejammt: 
Ichuldner für Schadenserjag aus einer widerrechtlichen Handlung, fo 
fteht Demjenigen, welcher vorjäglich gehandelt hat, ein Erjaganjprud) 
gegen die übrigen Gejammtjchuldner nicht zu”, mehrere Bedenken. 
Wie bereit3 im $ 10 hervorgehoben, fordert die höhere Gerechtigkeit, 
daß nicht einer der mehreren Delinquenten die civilrechtliche Laſt des 
gemeinjchaftlihen Delikt3 allein trage, und die übrigen gleichjam 
jtraffrei ausgehen, es wird vielmehr der Grundſatz aufzuftellen fein, 
daß jeder Delinquent nad) dem Grade feines Verfhuldens und dem 
Antheil, den er an der Schadenserzeugung gehabt, zu haften Habe. 
Stehen fih in diefer Beziehung alle gleich, Fo haften fie unter ein- 
ander zu gleichen Antheilen, beiteht aber dort eine Verjchiedenheit, 
jo muß diejelbe auc hier ihren Ausdrudf finden. Das Nähere fann 
jelbjtverftändlich nur dem richterlichen Ermeſſen des Einzelfalld über- 
Lajjen werden. Das Bolt wird es nicht begreifen können, daß der 
im Affeft und blos als Gehülfe handelnde Körperverleger feinen 
Regreß haben jolle gegen den eigentlichen Thäter, der mit Borbedadht 
und Grauſamkeit die jchwere Körperverlegung vollführt hat, oder daß 
dem zun Verbrechen Verleiteten gegen den Anftifter, oder den Diebe 
gegen den Hehler, dem die ganze Beute zu gut gekommen tft, ein 
Regreß nicht zuftehen folle. DBereit3 das Schweizerijche Bundes: 
gejeg jchreibt in Art. 60 vor: „Ob und in welchem Umfange Dem: 
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jenigen, welcher bezahlt hat, ein Regreß gegen die Mitfchuldigen 
zuftehe, wird durch richterliches Ermefjen beftimmt.” Ich jchlage vor: 
$. 338. 

„Haften Mehrere als gemeinihaftliche (Gejammt-) 
Schuldner für Schadenserjaß aus einer wider: 
rehtlihen Handlung, jo wird der Schuldantheil 
jedes einzelnen nad dem Grade jeines Berjchuldens 
und feinem Antheil an der Entjtehung des Schadens 
durch rihterlihes Ermeſſen beſtimmt.“ 


— — — 


— 


Das Schadenserſatzrecht des Entwurfs. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Georg Schmidt in Dresden. 


Wenn ih an die Löfung der mir geftellten Aufgabe: die Be— 
ftimmungen de3 Entwurfs über die Schuldverhältniffe aus unerlaubten 
Handlungen (Dritter Abichnitt 88 704—736) zu begutachten, gehe, fo 
fann dies nur vom Gtandpunfte de3 einfachen Praftifer8 aus 
geichehen. Die für das Schadenserfagreht maßgebenden Grund: 
begriffe gehören nicht bloß dem bürgerlihen Rechte an, jondern 
ragen jowohl in das Strafrecht, als in die Bolkswirthichaftslehre 
und in die Philofophie hinüber; im Scadenseriagrechte jtehen ganz 
entgegengelegte Grundgedanken unvermittelt gegenüber; in feinem 
Rechtsgebiete auch ift wohl dev Gegenfat zwiſchen Juriſtenrecht und 
dem Rechtsbewußtſein des Volkes ein ſchärferer. Daß unter jolden 
Umftänden auch die Litteratur des Schadenserſatzrechtes eine über- 
reiche it, ijt begreiflih und e3 fan dem Praktiker wohl kaum zu» 
gemuthet werden, dieje Litteratur in vollem Umfange zu beherrfcen. 

Zwei Hauptgrundjäge jind es, welche ſich im Schadenserſatzrechte 
ichroff gegenüberftehen und je nachdem der eine oder der andere zur 
Geltung kommt, der Entwickelung de3 ganzen Rechtsgebietes eine 
bejtimmte Richtung geben. 

Auf der einen Seite der Grundſatz des Römiſchen Rechts, den 
Shering!) in die treffenden Worte kleidet: Nicht der Schaden ver- 
pflichtet zum Schadenserſatz, Jondern die Schuld, das jubjektive oder 
Schuld-Prinzip; auf der anderen Seite der Grundjag des alten 
Deutjhen Rechts: daß Jeder den einem Anderen widerrechtlich zuge— 
fügten Schaden erjegen muß, jelbjt dann, wenn ihn feine Schuld 
trifft ?), das objektive oder Beranlaffungs- Prinzip. 

Mit dem Einzuge des ſtark jubjektiviftiich ausgeprägten Römiſchen 


) Das Schuldmoment im römiſchen Privatrchte ©. 40. 
) Stobbe: Deutiches Privatreht Band II ©. 375 lg. 
XIV, 81 
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Rechts in Deutſchland ift das objektive Schadenserjagprinzip des 
Deutihen Rechts von der Bildfläche verihwunden und das Schuld— 
prinzip ift dem gemeinredhtlihen Juriſten jo ſehr in Fleiſch und 
Blut übergegangen, da die Beitimmung in $ 1517 des revidirten 
Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich Sachſen, 
in welcher der jchüchterne Verſuch gemacht wurde, in Anlehnung 
an das Preußiſche Landrecht (I 16 $ 41/3), dem Beranlafjungsprinzip 
eine, wenn auch nur bedingte, Stonzejjion zu machen, von Unger?) 
als „eine Ruine des älteren germaniſchen Rechtsſyſtems, welche in 
den modernen Nehtsdau in fremdartiger Weile herüberragt”, zurüd- 
gewiejen und daraufhin von der Regierung ohne jeden Verſuch der 
Berthetdigung fallen gelafjen werden konnte. 

Hatte aber ſchon das Römiſche Recht im Gebiete des Schadens: 
erfagrecht3 einige vom Standpunkte des Schuldprinzips höchft bedenf- 
liche Auswüchſe 3. B. actio de dejectis et eflusis, actio de pauperie, 
cautio damni infecti, operis novi nuntiatio receptum nautarum, cauponum 
stabulariorum gezeitigt, deren objektiviftiichen Hintergrund die Roma: 
nijten mit der größten Mühe Hinwegzudisputiren verſucht haben H, 
jo war e3 dem Preußiſchen Allgemeinen Landrechte vorbehalten, die 
erjte Breſche in das gemeinrechtliche Schuldprinzip zu legen, indem 
es im 6. Zitel des 1. Theils $ 41 flg. die Haftbarfeit Handlungs: 
unfähiger für den durch fie angerichteten unmittelbaren Schaden, 
wenn auch mur unter gewiſſen Bejchränfungen feitjegt. Dem 
Preußiſchen Landrechte folgte das Defterreichiiche Bürgerlihe Geſetz— 
buch mit der Beitimmung des Artifel3 1310, daß, wenn der durd) 
Wahn: oder Blödfinnige oder Kinder Beſchädigte von den zu deren Ueber— 
wachung verpflichteten Perjonen wegen Bernadläffigung ihrer Pflicht 
Entihädigung nicht erlangen kann, der Richter unter Berüdjichtigung 
des Vermögens des Bejchädigerd und des Beichädigten auf den 
ganzen Erjat oder dod einen billigen Theil defjelben erkennen joll. 
Bon den neueren Gejeßgebungen trafen das Züricher Obligattionenredt 
(Art. 1835) und das Schmweizerifche Obligationenrecht ($ 50 jet. 58) 
ähnliche Beitimmungen, inden fie zwar im Prinzip die Berfchuldung 
als Borausjegung der Schadenserjagpflicht feititellen, aber ausnahıns- 
weile bezw. aus Rückſichten der Billigfeit es zulafien, daß auch beim 


»; Der revidirte Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich 
Sadıien S. 12. 

) Drever Gutachten, Verhandlungen de8 17. Deutihen Aurijtentags 
Bad 1 S. 99. 
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Mangel einer Berjhuldung dem Schädiger bez. einer nicht zu: 
rehnungsfähigen Perfon nad freiem vichterlihen Ermeſſen der 
Schadenserjat ganz oder theilweile auferlegt werde. Auch der Ent: 
wurf zu dem gegenwärtig geltenden Bürgerlichen Gejegbuche für das 
Königreihh Sachſen hatte, wie bereit8 bemerkt, das Schuldprinzip 
infjofern verlaffen, al3 er in $ 1517 bejtimmte, daß aud) der Un— 
zurechnungsfähige für den durch ihn verurfachten Schaden aufzufommen 
verpflichtet ſei, inſoweit nicht hierdurch feine eigene Subſiſtenz bez. die 
jeiner familie gefährdet werde. Endlich aber tft durch das Reichsgeſetz 
betreff3 die Verbindlichkeit zum Schadenserjage für die bei dem 
Betriebe von Eijenbahnen, Bergwerfen u. j. w. herbeigeführten 
Tödtungen und Körperverlegungen, vom 7. Juli 1871, das Schuld» 
prinzip, wenn auch nur für eine bejtinmte Kategorie von Fällen, 
ganz entichieden durchbrochen und das Weranlajjungsprinzip vor: 
behaltslos angenommen worden. Und wenn das öffentliche Rechts— 
bewußtjein immer dringender die Erlajjung eines Gejeges verlangt, 
durch welches der Staat verpflichtet werden joll, dem unſchuldig zu 
einer Strafe Berurtheilten Erjat für die durch die Strafe erlittene 
Einbuße zu leiften, jo fann der Grund einer ſolchen Schadenserſatz— 
pflicht aud) nur in dem Veranlaſſungsprinzip geſucht werden. 

Aus dem vorftehend Ausgeführten ergiebt ſich, daß die Herrſchaft 
des romaniſtiſchen Sculdprinzipes im Gebiete des Schadenserſatz— 
vecht3 nicht mehr unbedingt anerkannt wird.’) Jetzt aber, wo ein 
einheitliche8 Bürgerliches Recht für ganz Deutichland, ein nationales 
Recht geſchaffen werden joll, ift es an der Zeit, mit den romaniftischen 
Ueberlieferungen ganz zu brechen und den alten deutichen Rechts: 
anjfchauungen wieder Geltung zu verichaffen, um fo gewiſſer, als, 
wie jedem Praktiker zur Genüge bekannt ift, jene romaniftijchen 
Ueberlieferungen im Rechtsbewußtſein des deutſchen Volkes niemals 
Wurzel gejchlagen haben, diejes Rechtsbewußtſein vielmehr dent 
geltenden Schadenserjagrechte gegenüber von einem großen Miktrauen 
erfüllt ift und e3 in vielen Beziehungen als ein Unrecht empfindet. 
Das Bedürfnig einer Umkehr zu den germanischen Rechtsgedanfen 
iſt auch von namhaften Juriſten — und darunter ganz entichiedenen 
Romaniften — unummwunden anerfannt mworden.®) 


5) Vergl. auch Steinbad: Die Grundfäge des heutigen Nechts über den 
Erjat von Vermögensſchäden ©. 36. 
6) Baron, die Haftung für eustodia im Archiv f. civ. Praris Bd. 52 
2. 93. — Bruns in Holßendorff3 Encyflopädie IIT. Aufl. S. 410. — Gierfe 
s1* 
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Das romaniftiihe Dogma: nur die Schuld verpflichtet zum 
Schadenserjag, der nicht verjchuldete Schaden ijt für den Beſchuldigten 
ein Zufall, den er tragen muß, iſt ein Ariom, das in der modernen 
Rechtsanſchauung feinen Boden mehr hat. Sit es nicht dem natür- 
lichen Gerectigfeitsgefühle viel entjprechender, zu ftatuiren, daß der: 
jenige das Unglück tragen muß, der es verurſacht und durch deijen 
Perfon es ſich ereignet hat, als derjenige, in deſſen Perſon es jich 
nicht ereignet hat?) Und wenn, wie Heyßler?) treffend ausführt, 
für das Civilunrecht fonftitutiv nur das äußerliche reale Moment: 
thatfächliche Verrückung des thatſächlichen Rechtsbeſtandes iſt und die 
Willensbeftimmung in diefem Begriffe nur eine zufällige (qualifizivende) 
Bedeutung hat, wenn man den begrifflichen Gegenſatz erwägt, welcher 
zwilchen Civilunreht und SKriminaldelikt, zwiſchen Schadenserjag und 
Strafe beiteht, und wenn man erwägt, daß die Verpflichtung zum 
Schadenserſatze ſich al$ eine Reparationsverbindlichkeit?) darftellt, To 
führt dies alles zu den Ergebniffe, daß die Verpflichtung zum 
Schadenserjage ihrem Wejen nad) von der Schuld nidt abhängig 
gemacht werden fann.!®) 

Als ein Ausfluß des jubjektiviftiihen Schuldprinzips ericheint es mir 
auch), wenn das gemeine Recht eine Verbindlichkeit zum Erjage nur hin: 
ſichtlich des Vermögensſchadens, des Schadens, welcher ſich unmittelbar 
in Geld umjegen läßt, anerkennt. Zwar gehen die neueren auf gemein: 
rchtlihen Grundlagen beruhenden Kodififationen: das Preußiſche 
Landredt (1. TH. 6 8 1), das Defterreihiiche Bürgerlihe Geſetzbuch 
($ 1293) und das Sächſiſche Bürgerliche Gejegbuh ($ 124) etwas 
darüber hinaus, indem fie au für Schäden am Körper, an Freiheit 
und Ehre GErjaganfprühe geben. Die übrigen jogenannten im— 
in Schmoller® Jahrbüchern 12. Jahrg. ©. 131; 13. Jahrg. ©. 249. — Ihering 
in den Jahrbüchern für Dogmatif Bd. 18 ©. 41 flg. — Lehmann, der Noth- 
jtand des Schädensprozefies ©.56. — Mayer, Berhandlungen des 17. Deutjchen 
Aurijtentages® Bd. II. ©. 124 flg. — Meder, Beiträge zur Lehre vom Schadens— 
erjag in Grünhuts Zeitichrift Bd. 18 ©. 235 Ilg. — Strohal, Gutachten, dem 
öjterreichifchen Advofatentage erjtattet, Wien 1880, S. 138. — Thon, Rechts— 
norm ©. 105 flg. 

) Hepp, die Zurechnung auf dem Gebiete des Givilrehts S. 169. 

s; Das Givilrecht und jeine Formen ©. 15. 

», Binding, Normen, Bd. I ©. 207 fig. 

) Bom volfswirthichaftlihen Standpunkte aus legt Mataja: das Recht 


— 


des Schadenserſatzes vom Standpunkte der Nationalökonomie S. 19 flg. die Un— 
richtigkeit der Regeln: easum sentit dominus, casus a nullo praestatur dar. 


I 





materiellen Lebensgüter aber laſſen fie ſchutzlos. Mein Vergnügen, 
meine Bequemlichkeit, meine Seelenruhe find vogelfrei, Jeder darf 
jie mir fjtören, darf mir Merger, Sorge und Kummer, darf mir 
ſchlafloſe Nächte bereiten, ohne daß ich dafür cinen Ausgleich 
erlangen fann. 

Allerdings Find jeeliihe Empfindungen und Geld nicht gleich: 
werthige Größen. Allein wenn das Geld nicht ſelbſt Genuß, ſondern 
nur das Mittel ift, fich einen Genuß zu verjchaffen und wenn das 
durch eine widerfahrene Kränfung erwedte Unluftgefühl durch einen 
anderen Genuß ausgeglichen werden fann, weshalb joll dann der, der 
mir das Unluſtgefühl verurjfacht hat, nicht gehalten fein, mir die 
Mittel zu einem Genufje zu gewähren, durch welchen diejes Unluſt— 
gefühl aufgehoben wird? Gegen die gemeinrechtliche Doktrin — die 
übrigens nach $hering!?) lediglich auf einer mißverjtandenen Notiz 
des Gajus beruht, dem Römiſchen Rechte aber fremd war — und 
für die Verpflihtung zum Erſatze auch von Schädigung der im: 
materiellen Lebensgüter haben fih nun aud) namhafte Rechtslehrer 
und darunter auch Romaniſten entjchieden ausgeiproden. !2) 

Bon dem Entwurfe war nun jedenfall$ zu erwarten, daß er dem 
Standpunkte, welchen, wie im Borjtehenden dargelegt ilt, Doktrin und 
Praris in Bezug auf die Reformbedürftigfeit des geltenden Schadens: 
erjatrechtes einnehmen, Rechnung tragen werde, Aber diefe Er- 
wartung it leider auf das Gründlichite getäujcht worden. Der Ent: 
wurf fteht, was da8 Grundprinzip der Schadenserjagpflicht anlangt, 
vollitändig auf dem Boden des Gemeinen Rechts und hat fi in 
Bezug auf die Frage, für, welche Güter Schadenserjag zu leiften iſt, 
nicht über die Gelichtspunfte der gemeinrechtlihen Kodififationen 
erhoben. Und jo jehr jind die Berfaffer des Entwurfs von der aus- 


ı Shering: ein Rechtsgutachten, betreffend die Gäubahn in den Jahr: 
büchern für Dogmatit Bd. 18 ©. 41, 77 lg. 

) Bruns: Das heutige Römische Recht in dv. Holgendorff’3 Encyclopädie 
I. Aufl. $ 49 ©. 410. — Ihering: a. a. DO. ©. 41 flg. — Kohler: Patent: 
ıcht ©. 651. — Lehmann: Die Schutlofigkeit der immateriellen Lebensgüter. 
— Strohal: in „Drei Gutachten, dem öſterreichiſchen Advokatentage eritattet” 
2.146. — Gierfe: a. a. O. Jahre. 13 ©. 694 flg. — Liszt: Die Grenzgebiete 
zwiſchen Privatrecht und Strafredt in Beffer und Fiſcher, Beiträge zur Erläute: 
rung und Beurtheilung des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutſche Reid 5. Heft S. 33. — Mever: Beiträge zur Yehre vom Schadens— 
erjage nach öſterreichiſchem Recht in der Zeitfchrift für das Privat: und öffentliche 
Recht von Grünhut Bd. 8 ©. 229, 
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ſchließlichen Richtigkeit der von ihnen zum Grunde gelegten Redt3- 
anjchauungen durchdrungen, daß in den jonjt jo eingehenden Motiven 
der abweichenden Grundfäge nicht einmal gedadt if. 

Ich gehe nun auf den Entwurf ſelbſt ein: 

Derjelbe giebt im erften Titel des dritten Abfchnittes, welcher 
die 88 704— 721 umfaßt, die allgemeinen Vorſchriften über die Ver- 
pflihtung zum Scadenserjage an. 

$ 704 jtellt das Grundprinzip feſt. Er lautet: 

„Hat Jemand durch eine aus Borja oder Fahrläfligkeit 
begangene widerrechtliche Handlung einem Anderen Schaden 
zugefügt, deſſen Entjtehung er vorausgejehen hat oder voraus: 
jehen mußte, jo iſt er dem Anderen zum Erjage des durch 
die Handlung verurfachten Schadens verpflichtet, ohne Unter: 
jhied, ob der Anfang des Schadens vorauszujehen war 
oder nicht. 

Hat Jemand aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit durch eine 
widerrehtlihe Handlung das Recht eines Anderen verlegt, 
jo ift er den durd die Nechtöverlegung dem Andern ver: 
urſachten Schaden dieſem zu erjegen verpflichtet, auch wenn 
die Entitehung eines Schadens nicht vorauszujehen war. ALS 
Berlegung eine Rechts im Sinne der vorftehenden Bor: 
Ichrift ift auch die Berlegung des Lebens, des Körpers, der 
Gejundheit, der Freiheit und der Ehre anzuſehen.“ 

Das Berftändnig diefer Beſtimmungen wird beim Lejen derjelben 
faum einem Juriſten, gejhweige denn einem Laien, für die das Geſetz— 
buch doch auch gejchrieben wird, aufgehen. Denn die „Zufügung eines 
Schadens” von der im 1. Abjage die Rede ift, iſt doch nothwendig 
auch von der „Verlegung des Rechts eines Andern”, die Abſatz 2 
behandelt, bedingt; es wird gar fein Unterſchied zwiſchen dem, 
auf was ſich die beiden Abſätze beziehen, erſichtlich. Die Motive 
— 11 727 flg. — belehren uns nun aber, daß ſich Abjat 2 auf die 
ſog. abjoluten Rechte, Abſatz 1 auf alle übrigen nicht abjolut geihütten 
individuellen Rechte bez. deren Berlegung bezieht. In den Motiven 
it diefe Unterſcheidung folgendermaßen begründet: „Aus der vor- 
fäglichen oder fahrläjfigen Begehung der widerredhtlichen Handlung 
folgt jedoch die Berpflihtung zum Erſatze des durd die Handlung 
verurfachten Schadens nur dann, wenn eine Schadenszufügung vor: 
ausgefchen tft oder bei der Anwendung der Gorgfalt eines ordent— 
lichen Hausvaters vorausgefehen werden mußte ($ 704 Abſatz 1). 
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Liegt aber diejer Fall vor, dann kann es nicht mehr darauf ankommen, 
ob auch der Umfang des verurſachten Schadens vorauszujehen ar. 
Der Thäter, einmal vorfäglich oder fahrläjlig verlegend, ift dann für 
jeden dem Beihädigten durch die Handlung verurjachten Scaden 
verantwortlich und es bleibt nur übrig, den urſachlichen Zuſammen— 
bang zwijchen der Handlung und dem Schaden feitzuftellen. Der 
zweite Abjat des 8 704 jcheint darüber Hinauszugehen. Er geht 
jedoch nur injofern etwas weiter, al3 in der Berlegung des abjoluten 
Rechts eines Andern durch die begangene widerrechtliche Handlung 
in allen Fällen ſchon ein ſchädlicher Erfolg der Handlung gejehen 
werden joll, welder in Sonjequeuz des im erſten Abjate aus— 
geſprochenen Grundjages zum Erjate des ganzen dem Beredtigten 
duch die Rechtsverletzung verurſachten Schadens verpflichtet. Dieje 
Auffaſſung rechtfertigt fi durd) die unmittelbare Richtung der Handlung 
gegen das Recht des Bejhädigten und den einem ſolchen zu gewährenden 
Schuß”. Eine Begründung kann man diefe Ausführungen in der 
That nicht nennen und es ijt nicht zu verftehen, wie der Entwurf 
an die doftrinäre Eintheilung der Rechte in ſolche, welche abjoluten 
Schuß genießen und ſolche, bei denen das nicht der Fall ift, eine 
verjchiedene fyormulirung der Vorausſetzungen für den Eintritt der 
Schadenserjagpflicht Enüpfen fann, umjoweniger als Wejen und 
Umfang der og. abjoluten Rechte keineswegs völlig Elar gejtellt find. 
Unbedingt zu tadeln ift es aber, daß aus der Faſſung des Entwurfs 
nicht jelbjt Schon hervorgeht, was unter dem „Rechte eines Anderen” 
in Abjat 2 zu veritehen ift. 

Bon welchen unrichtigen begriffliden Vorausſetzungen der Ent: 
wurf ausgeht und wie feine Beitimmungen „den an fich einfachen 
und flaren Sachverhalt verdunfeln und verwirren” haben Liszt !®) 
und Gierfe !) treffend dargelegt, jo daß ic mid) Hier auf wenige 
Bemerkungen bejchränfen fann. 

Der Begriff „Vorſatz“ wird vom Entwurf ſelbſt nicht beſtimmt. 
. Die Motive I ©. 280 geben aber dahin Aufichluß, daß der Entwurf 

al3 „Vorſatz“ die auf die Vornahme einer Handlung oder die Herbei— 
führung eines Erfolgs gerichtete Willensbeftimmung bezeichnet. Daß 
darin zwei begrifflich verjchtedene Beziehungen des Willens, nämlich 
die Beziehung des Willen! auf die Eonfrete, den Erfolg verwirk— 
lichende Thätigkeit und die Beziehung des Willens auf den vorge- 
1) a. a. O. ©. 14 jlg., 34 flg., 38 fg. 
9) a. a. D. Jahrg. 13 ©. 250, 
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jtelten und gewollten Erfolg untereinander geworfen jind, hat 
Liszt 15) mit Mecht betont. Ich glaube aber, daß es, wenn man dieſe 
beiden Beziehungen des Willens überhaupt unterjcheidet und vom 
Vorſatz nicht in dem weiteren Sinne ſpricht: daß das durch menſch— 
liches Thun Verurſachte im Willen und Wollen des Thäters gelegen 
habe, es nicht zutreffend ift, zu jagen — wie dies Liszt thut — daß 
man von Vorjag nur in Bezug auf den vorgeftellten Erfolg ſprechen 
kann. Bielmehr ift als Vorſatz die auf die Eonfrete den Erfolg 
verwirklichende Thätigkeit gerichtete Willensbeziehung, die auf den 
vorgeftellten und gewollten Erfolg gerichtete Willensbeziehung aber 
als Abficht zu bezeichnen !%). Deshalb ift es richtig, wenn der Entwurf 
in $ 704 von einer „aus Borjat begangenen widerrechtlichen Handlung“ 
jpricht, indem er damit den Willen auf die Thätigfeit bezieht. 

Sehr fjarkaftifh wird „der gute Hausvater”, defjen Sorgfalt 
nad) $ 144 des Entwurf den Maßſtab für die Fahrläjfigkeit bildet, 
von Gierfe 17) und Liszt!) behandelt. Den richtigen deutjchen Durd)- 
Ichnittsphilifter nennt ihn Liszt, der feine Geitenjprünge madıt, 
pünktlich die Steuern bezahlt, den Nachtwächter freundlich grüßt, die 
Schlüfjelgewalt der Hausfrau überläßt und die Hausfinder wohl: 
wollend verzieht, ji) des Sonntags Nachmittags zum Yenfter heraus: 
legt, die Hausfappe auf dem Kopfe, die lange Pfeife im Munde. 
Und in der That, es iſt hohe Zeit, daß wir den hochverdienten 
Mann, vor dem jeder aus der Studentenzeit her nod) eine gewilje 
Hochachtung im Buſen trägt, in den wohlverdienten Ruheſtand ver: 
fegen. Die Aufjtellung cines abjtraften Maßitabes für die Jahr: 
läjjigfeit, wie er im „ordentlihen Hausvater” gegeben, iſt unter 
allen Umftänden falfch, denn ganz abgejehen davon, daß zunädhit 
bejtimmt werden müßte: was oder wie tft überhaupt ein „ordentlicher 
Hausvater”, jo fann da, wo es fih um die Bemefjung der von dem 
Einzelnen in Bezug auf Dritte zu erwartenden Sorgfalt handelt, 
das Verhalten in Bezug auf die eigenen Angelegenheiten jchon an 
ih einen Maßſtab nicht abgeben !?). Vielmehr muß, wenn es ji 

15) a. a. O. S. 18 

10) Hälſchner, Gemeines Deutſches Strafrecht Bd. 1S. 277. 

1) a. a. O. Jahrg. 13 ©. 81. 

is5) a. a. O. ©. 16. 

19 Mataja: Das Schadenerſatzrecht im Entwurf eines bürgerlichen Geſetz— 
buches für das deutſche Reich, im Archiv für bürgerlihes Recht von Kohler und 
Ring Bd. 1 ©. 272. 
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darımı handelt, zu beftimmen, ob eine Handlung fahrläffig ift, oder 
richtiger, ob der eingetretene Erfolg einer Thätigfeit auf Fahrläſſigkeit 
beruht, auf die Individualität des Einzelnen, feine Erziehung, jeine 
geistige Entwidelung, jeine Kenntnijfe Rüdjicht genommen werden. 
Denn jede Handlung ift auf einen vorgeftellten Erfolg gerichtet, erit 
durch die Borjtellung des Erfolges wird der Wille zur Thätigfeit 
ausgelöſt. Weil aber der vorgeftellte Erfolg nicht allein durch den 
Willen, jondern zugleich) durch außer ihm liegende Umftände der realen 
Welt bedingt wird, jo kann ſich als endlicher Erfolg der Thätigfeit 
ein anderer al3 der vorgeftellte oder ein jolher neben ihm ergeben. 
In der Nichtberüdjichtigung diefer Umftände, infofern jie vorher: 
zujehen waren, liegt die Fahrläſſigkeit. Und ob Jemand im £onfreten 
alle dieſe Umstände hätte vorherfehen können, beftimmt fich nicht 
nad) der abjtraften Sorgfalt eines „ordentlichen Hausvaters”, jondern 
nad) jeiner Individualität 20). 

Ber der Begriffsbeitimmung der Widerrechtlichkeit einer Handlung 
tritt der jubjektiviftiihe Standpunft des Entwurfs befonders zu Tage. 
Der Entwurf geht nad) den Motiven II 725 fig. von dem Grundjaße 
aus: was nicht widerrechtlich ift, ift erlaubt. Widerrechtlich aber tit, 
jo führen die Motive weiter aus, vor allem das Handeln gegen ein 
abjolutes Berbotsgejeg, wozu auch folhe Geſetze gehören, welche 
mittelbar, insbejondere in Form einer Strafandrogung ein Verbot 
enthalten, widerrechtlich it ferner Schon an ſich die Verlegung des 
einem Anderen zuftehenden abjoluten Rechts, wozu aud) Leben, Körper, 
Gejundheit, Freiheit und Ehre gerechnet werden. Endlich joll aber 
nad) $ 705 als widerrechtlich noch eine Eraft der allgemeinen Freiheit 
an ſich erlaubte Handlung gelten, wenn fie einem Anderen zum 
Schaden gereiht und ihre Vornahme gegen die guten Sitten verftößt. 
Mit Recht erinnert Liszt?), daß es ein Fehler ift, das Merkmal der 
Widerrechtlichkeit poſitiv beſtimmen zu wollen. 

Wenn nach der Rechtsordnung Jedem verboten ſein muß, die 
rechtlich geſchützten Intereſſen des Andern zu verletzen, ſo iſt jede 
Verletzung dieſer Intereſſen an ſich eine Rechtswidrigkeit, und es 
kann ſich nur darum handeln, feſtzuſtellen, unter welchen Umſtänden 
eine ſolche Verletzung ausnahmsweiſe als eriaubt anzuſehen iſt. Das 
gemeine Recht beſtimmt dieſe Ausnahme durch den Rechtsſatz: qui 
suo jure utitur, neminem laedit*. Der Entwurf hat eine entſprechende 





20) Liszt a. a. O. S. 16. 


2) a. a. O. S. 34. 
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Beftimmung nit aufgenommen, es ergiebt ſich aber aus den Motiven, 
II. 727, daß er von dem Gedanken ausgeht: wer cin befonderes 
Recht ausübt, muß immer haftfrei jein, aucd wenn er aus Chikane 
handelt. Hiernach wird das Kriterium, ob eine Handlung, durch 
welche fremde Intereſſen verlegt werden, ausnahmsweiſe erlaubt ift, 
in die Perſon des Handelnden gejegt: wenn ev cin Recht zur Bor: 
nahme der Handlung hat, an welde ſich ein verlegender Erfolg 
fnüpft, ift er nicht haftpflichtig. Wenn aljo Jemand ein ihm cigen- 
thümlich gehöriges oder wenigftens in jeinem Eigenthumsbefite be- 
findliches Streichhölzchen an der dafür bejtimmten Reibfläche ent- 
zündet, jo übt ev jedenfallS ein aus feinem dinglihen Recht fließendes 
beionderes Recht aus, welches weder durd) Gejet nod durch Rechte 
Dritter beſchränkt iſt. Springt nun von dieſem Streihhölzchen die 
Suppe ab und feßt den Rock eines Andern in Brand, jo hat der 
Geſchädigte feinen Erſatzanſpruch. Wenn ferner ein Eijenbahn- 
unternehmer einen Zug fahren läßt, deſſen Lokomotive zu diejem 
Zwede felbjtverftändlich geheizt werden muß, jo übt er damit cben- 
fall3 ganz unzweifelhaft ein aus feinem Gigenthume und bez. der 
itaatlic;en Genehmigung fließendes bejonderes Recht aus. Alſo hat 
er den Brandjchaden nicht zu erjegen, der durch die aus jeiner 
Lokomotive ſprühenden Funken verurjaht wird??). Entſpricht diejes 
Reſultat dem Rechtsbewußtſein? Sollte es nicht vielmehr richtiger 
ſein zu beſtimmen unter welcher Vorausſetzung der Eingriff in eine 
fremde Rechtsſphäre als rechtswidrig nicht anzuſehen iſt und dieſe 
Vorausſetzung dahin zu faſſen, daß der Handelnde auf den dem 
Verletzten durch die Handlung entzogenen Gegenſtand ein beſſeres 
Recht Hatte? Denn unſer Recht iſt, wie Unger?3) treffend bemerkt, 
9) Das O. U. ©. zu Münden hat zwar in Fällen dieſer Art, vergl. die 
Entjheidungen in Seuffert's Ardiv Bd. 10 Nr. 164, 14 Nr. 208 den Eijenbahn: 
unternehmer verurtheilt und dabei richtig hervorgehoben, dat „dem Rechtsſatze 
qui suo jure utitar neminem laedit das gleich allgemeine und wichtige Brinzip 
gegenüberfteht, daß cin Jeder einen gleichen Rechtsſchutz für die Antegrität feines 
Eigenthums zu beanspruchen beredtigt fei, und eriterer Sa daher durch diejes 
Brinzip die Beſchränkung erleide, daß das Eigenthumsrecht nicht in der Art 
ausgeübt werden dürfe, dat dadurd ein Eingriff in fremdes Gigenthum verübt 
werde”. Allein infoweit die Entjcheidung im Uebrigen auf die Bejtimmungen 
der lex Aquilia gejtütt ijt, erfcheint fie denn doc einigermaßen als cine Ber: 
gewaltigung derjelben. Mit den Grundſätzen des Entwurfs ftehen fie jedenfalls 
im Wideriprud. 

23, Seitichrift für das Privat- und öffentliche Necdt der Gegenwart von 
Grünhut, Bd. 8 S. 231. 
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nit eine Folge der Pflicht Anderer, jondern die Pflicht Anderer 
eine Folge unjeres Rechtes und unfer Nedt begründet die Ver: 
bindlichkeit aller Anderen, unſer Recht nicht zu verlegen. Bon 
diefem Gefichtspunfte aus wird der, welcher das Streichhölzchen 
entzündete, dem Andern den an jeinem Rode entjtandenen Schaden 
erjegen müfjen. Bon dem nämlichen Gefichtspunfte aus muß der 
Unternehmer einer Eifenbahn den durch die Funken jeiner Lokomotive 
verurfachten Brandſchaden erjegen. Und die im Gemeinen Rechte, 
auch im Sächſiſchen Bürgerlichen Gejegbuh $ 353, bejonders feit: 
gejtellte Berechtigung eines Grundftüdsbeligers, auf feinem Grund 
und Boden Brunnen anzulegen, objhon dem Nadbar dadurch das 
Waller entzogen wird, erklärt fi) einfad) daraus, daß der erjtgedachte 
Grundſtücksbeſitzer auf die Wafjerader ein befjeres Recht hat, weil 
jte zuerjt durd ſein Grundftüd geht. 

Hier iſt noch der Einfluß zu betrachten, welchen der Entwurf 
der Nothwehr und dem Nothftande in Bezug auf die VBertretungs- 
pflicht einräumt. Nacd 88 186, 187 des Entwurfs fol eine Handlung 
al3 unerlaubt nicht angejehen werden, wenn fie durch Nothwehr d. h. 
zur Abwehr eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs von ſich 
oder Anderen geboten war, oder in der Beichädigung oder Heritörung 
einer fremden Sache zu dem Zwecke, eine von dieſer Sache drohende 
Gefahr von ſich oder einem Andern abzuwenden, fofern die Handlung 
zur Abwendung der Gefahr erforderlih war und die Gefahr nicht 
vorjäglih oder fahrläjfig verurfaht worden iſt. Aus jolchen 
Handlungen kann aljo eine Schadenserjagpflicht nicht erwachlen, da 
e3 an dem nothwendigen Requiſite des Unerlaubten bez. der Wider: 
rechtlichfeit gebridt. Anders beim Nothitande, diefer joll nad) den 
Motiven I. 350, II. 729, 770 den Thäter nicht haftfrei machen, 
vielmehr „nach der mit der modernen Rectsanfchauung überein- 
ftimmenden” Auffaffung des Entwurfs, beim VBorhandenfein der 
allgemeinen Vorausjegungen ein ciwilrechtlicdyes Delict begründen. *) 
Daß aber die „moderne Rechtsanſchauung“ doch eine andere ift, hat 
ſich bei der Beiprehung der Rettung der Paſſagiere und Mannichaft 
de3 Dampfers „Danmark? durch den Gapitän Murell, welde nur 
durd) Preisgebung eines Theiles feiner Ladung möglich war, ergeben. 
Und in der That, es mwiderftrebt dem Nechtsgefühle, in ſolchen Fällen 





*) Das Gem. Recht geitattet den Eingriff in fremde Vermögensrechte ohne 
Erjatpilicht auch Schon bei drohender Gefahr eines Vermögensverluftes. Bergl. 
Eeuffert Ardhiv, Bd. 27 Nr. 202, 37 Nr. 114. 
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den Thäter zum Scadenseriage anzuhalten. Das Leben cines 
Menſchen ift eben cin höheres Gut al3 das Eigentum und darum 
giebt eine imminente Gefahr für das Leben das Recht, minderwerthige 
Güter eines Anderen zu vernidten, foweit es zur Abwendung der 
Gefahr nothwendig ift. Anders würde ſich die Sache jtellen, wenn 
ſich gleihwerthige Güter gegenüberftehen. Das Wichtige läßt ſich 
hier nur treffen, wenn man die Bemeſſung des Schadenserfages in 
das richterliche Ermeſſen ftellt. 

E3 erübrigen nod einige Bemerkungen zu dem bereit oben 
beiprochenen $ 705, zu welden die Motive II 727 bemerfen: „Wer 
ein bejonderes Recht ausübt, muß immer haftfrei fein, aucd wenn 
er aus Chifane handelt, wer dagegen nur Kraft jeiner natürlichen 
Freiheit handelt, darf dieje nicht zum Schaden Anderer mißbrauden. 
Ein Mißbrauch iſt e8 aber, wenn feine Handlungsweije den in den 
guten Sitten ſich ausprägenden Auffafjungen und dem Anſtands— 
gefühle aller billig und gerecht Denkenden widerſpricht.“ Hiergegen 
erinnert Gierfe,25) daß die „natürliche” Freiheit überhaupt fein 
juriftiicher Begriff, Jondern eine von der Rechtsordnung vorgefundene 
TIhatfahe it, daß innerhalb der Rechtsordnung nur die „rechtliche“ 
Freiheit in Betracht fommt und daß fich eine Grenze zwischen den 
bejonderen Rechten und den Ausflüffen der natürlichen Freiheit 
jhwer ziehen läßt. Und Liszt?‘ bemerkt, daß cr ſich Feinen Fall 
denfen könne, in welchem die vorjäßliche oder fahrläfjige Verlegung 
rechtlich geihütter Intereſſen, falls nidht eine befondere Beredtigung 
oder Berpflihtung zu derielben gegeben ift, den guten Sitten nicht 
widerjprechen jollte, in welchem die „iloyale” Handlung im Sinne 
des Entwurfs nicht auch eine rechtswidrige wäre. Das iſt richtig, 
wenn man den Begriff der Widerrechtlichkeit jo auffaßt, wie ich den- 
jelben oben definirt habe und wenn man unter den rechtlich ge- 
Ihügten Intereffen auch andere als die vermögensrechtlichen begreift. 
Das thut aber eben der Entwurf nicht und deshalb ift, wenn der 
Entwurf Gejeg wird, die Beitimmung des $ 705 höchſt werthvoll. Sie 
füllt die Rüde, welche infolge der pofitiven Begriffsbeitimmung der Wider: 
redhtlichkeit in den dem Individuum bezüglic) feiner Handlungsfreiheit ge- 
zogenen Grenzen entiteht, 3. B. in dem Falle, wo ein bejonderes Geſetz 
nur ein beſtimmtes vorjägliches Handeln abfolut verbietet, das fahrläjfige 
Handeln gegen das Geſetz alſo an ſich erlaubt ift, wenigftens in der 

3, a. a. ©. Jahrg. 13 ©. 251. 

aa O. ©. 3. 
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Theorie aus. Wenn aber durh $ 705 dem Berbotsgejege, weldes 
eine Handlung zu einer widerrechtlichen jtempelt, der in der Vor: 
nahme einer Handlung liegende Berjtoß gegen die guten Sitten 
gleichgejtellt werden joll, fo iſt es, wie Meijcheider??) mit Recht 
bemerft, unlogiſch auch noch das Erforderniß aufzuftellen, daß die 
Handlung einem Andern zum Schaden gereiche, da ohne Schaden 
überhaupt ein Schadenserjaganjprudh nicht beſteht. Erwähnen will 
ih noch, daß durd) S 705 die jogenannte concurrence deloyale gededt 
wird, injofern das Wejen derjelben in der Ueberjchreitung der Grenze 
des Rechts der Mitbewerbung beſteht?) und eine jolche Ueber— 
jchreitung zwar fraft der „allgemeinen Freiheit” als erlaubt anzujehen 
ijt, aber doch gegen die guten Sitten verjtößt. 

Bei der Erörterung der allgemeinen Borausfegungen der Schaden- 
erjagpflicht habe ich aud; die Grundjäße in den Kreis der Betradhtung 
zu ziehen, welche der Entwurf über den Gegenftand der Schaden- 
erjagpflicht und die Modalität des Erjages, ſowie in Bezug auf die 
jogenannte E£onkurrirende Verſchuldung Auer Sie find in den 
88 218 bis 222 niedergelegt. 

$ 218, welder in Abſatz 1 bejtimmt: „Iſt Schadenserjaß zu 
leisten, jo umfaßt der zu erjetende Schaden ſowohl die erlitten 
Bermögenseinbuße als auch den entgangenen Gewinn,” bringt den 
gemeinrechtlichen Grundjaß zur Geltung, wonach lediglid) der Umfang 
de3 verurjachten Schadens den Umfang des zu leitenden Scaden- 
erjages bejtimmt und lehnt damit die Abjtufung der Schadenerſatz— 
prlicht, 
Landrecht (I. 5 88 285 ff., I. 6 8$ 10—16, 85—88, 93—95, I. 16 
$ 17) und das Schweizerische Obligationenrecht (Artifel 51) eingeführt 
haben, ab. Für eine ſolche Abjtufung nad) dem Grade der Ver: 
ichuldung find verſchiedene Stimmen laut geworden. Shering ?”) 
lagt: „Das Maß der Schuld beftimmt das der Haftbarfeit: 
dev dolus verpflichtet Ichlechthin zum ganzen Scadenerjaß, 
die culpa nur innerhalb gewijjer Grenzen,” und Lehmann: ’) 
„E3 wäre, wenn aud) immer mit den Grgebnijje der neuelten 





») Die alten Streitfvagen gegenüber dem Entwurfe eines Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Beffer und Fiſcher, Beiträge, Heft 3 ©. 37. 

») O. Mayer: die concurrence deloyale ın der Zeitichrift f. d. gefammte 
Handelsreht N. F. Bd. 11 ©. 363 flg. 

») Schuldmonent Z. 56. 

”) Nothitand des Schädenprozeſſes ©. 45. 
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romaniſtiſchen Forſchung unvereinbar, von dem für die Geſetz— 
gebung wohl allein maßgebenden praftiihen Standpunkte aus nicht 
ganz zu vermwerfen gewejen, wenn das (Kgl. Sächſ.) Civil: 
gejegbuc die Vertretungspflicht bei culpa levis etwas enger gejtedt 
hätte al3 bei culpa lata und dolus. Gtrohal?!) ftellt eine vollitändige 
Skala auf und aud Hepp??) und Pfaff??), ſowie Mataja’) und 
Gierke?) ſprechen ſich für eine Abftufung des Umfanges der Schaden: 
erjagpflicht nad dem Grade der Verſchuldung aus. Iſt es nun ſchon 
in der That nicht zu verfennen, daß es unbillig erjcheinen muß, 
demjenigen, welcher das Recht eines Andern nur aus geringer Fahr: 
läjfigfeit verlegt in Bezug auf die Bertretung der Folgen feiner 
Zhätigfeit demjenigen gleichzuftellen, welcher dies aus Abficht und 
Bosheit thut, jo muß es noch um foviel mehr unbillig ericheinen, 
dies zu thun, wenn man den Eintritt der Schadenerjaßpflicht nicht 
einmal an eine Fahrläſſigkeit fnüpft, jondern diefe Frage aus dem 
Gejichtspunfte des Beranlafjungsprinzips regelt. Und hier lafjen 
id) die Härten, welche das VBeranlafjungsprinzip, wie überhaupt die 
jtrenge Durchführung jedes Prinzips, unzweifelhaft zur Folge haben 
muß, ausgleichen, indem man es dem Ermefjen des Richters anheim 
giebt, nad) den Umftänden des fonfreten Falles, bez. nad) der Größe 
der Berichuldung den Umfang der Schadenserjagpflicht feitzuftellen, nur 
al3 oberjte Grenze den Erjaß des entgangenen Gewinns und der er: 
littenen Vermögenseinbuße feſtſetzt, aber ein Heruntergehen ſelbſt unter 
den direkten Bermögensjchaden geftattet. Wenn dagegen eingervendet 
werden jollte, was die Motive zu $221 — 1.22 —, als ausſchlag— 
gebend für die ausfchließlihe Berüdlihtigung von Vermögensſchäden 
bezeichnen: daß nämlich durch eine ſolche Befugnig dem Richter „jene dem 
deutichen Rechte fremde Souveränität jeiner Stellung gegenüber dem 
Streitverhältnijje” beigelegt würde, welche erjt bei der Berathung der 
C. P. O. nad) reifliher Prüfung als bedenklich erfunden und deshalb 
verworfen worden ift, jo it dagegen zu erwidern, daß der Entwurf 
feine Bedenken trägt, jene Souveränität dem Richter bei einigen 
Spezialdeliftten — 88 728, 734, 735, 736 — beizulegen und nicht 
abzujehen iſt, weshalb das, was im Einzelfall als unbedenklich 


>») Gutachten Z. 163 ta. 
>») Zurechnung ©. 110 fla. 
») Gutachten ©. 54 flag. 
»)a.0n. O. S. 32 iin. 

») a0. DO. Jahrg. 13 ©. 252. 
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ericheint, im Allgemeinen bedenklih fein Toll, daß aud ferner das 
Strafgejegbud, injofern es in vielen Fällen nur das höchſte Maß 
der Strafe bejtimmt, dem Richter aber geftattet, bis auf das Straf: 
minimum hevabzugehen, dieſe Eouveränität dem Strafrichter und 
zwar da, wo es fid um höhere Güter al8 Geld handelt, einräumt 
und jedenfall das, was dem Strafrihter recht iſt, dem Givilrichter 
billig fein muß.°*) 

Gegen die Bejtimmungen in 88 219 und 220 ijt aud) vom 
Standpunkte des Beranlafjungsprinzips nicht zu erinnern. 

Um jo mehr it $ 221: 

„Wegen eines anderen al3 eines Bermögengjchadens kann 

eine Entjhädigung nur in den von Gejete bejtimmten 

Fällen gefordert werden”, 
zu beanftanden. Ich kann deshalb auf das im Eingang diefes Gut- 
achtens über den Gegenftand der Scadenerjagpfliht Ausgeführte 
verweilen, wonach die moderne Rechtsanſchauung ganz entjchieden 
aud) auf einen ausgiebigen Schug der fogenannten immateriellen 
Lebensgüter ohne Beſchränkung auf Leben, Körper, Gejundheit, 
Freiheit und Ehre drängt. 

Die Beſtimmung des $ 222 — über den Einfluß fonkurrirender 
Fahrläſſigkeit — ericheinen mir durchaus gerechtfertigt und kann ich 
mich dem in den Motiven — II. 23 — Ausgeführten nur anjchließen. 
Die Praris ergiebt, daß c3 in vielen Fällen eine Härte it, die 
Scadenerjagpfliht — mie dies im B. ©. B. für das Königreic) 
Sadjen $ 688 gejchieht — auszufchließen, wenn der Schaden durd) 
Anwendung gehöriger Sorgfalt von Seiten des Beihädigten hätte 
vermieden werden können. Auch liegt Fein Grund vor, Jemanden 
zu einer Thätigkeit zu verpflichten, um den Folgen der fchädigenden 
Handlung eines Dritten vorzubeugen. 

Nach 8 706 ſoll dem Bejchädigtert ein Anſpruch auf Schaden 
erjag nicht zuftehen, wenn er in die bejchädigende Handlung ein— 
gewilligt hat. 

Mit Necht erinnert hiergegen Xiszt??), daß die Einwilligung 
nicht ſowohl in die bejchädigende Handlung, al$ vielmehr in die Ber- 
letzung ſelbſt als das den Erſatzanſpruch ausfchliegende Moment 
ericheinen fünne. Nach der Faſſung des Paragraphen mürde auch 
demjenigen ein Erſatzanſpruch nicht zuftehen, welcher in eine Hand— 
. 36) Vergl. auch Matoja a. a. O. ©. 19. 

27) a. a. O. S. 37. 
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lung, von welcher er eine Verletzung nicht vorausſehen konnte, ein— 
gewilligt hat. Aber die ganze Beſtimmung iſt inſofern überflüſſig, 
als die Einwilligung in die Verletzung der Handlung den Charakter 
der Widerrechtlichkeit nimmt und ſchon deshalb cin Erſatzanſpruch 
ausgeſchloſſen iſt. Sie iſt aber auch bedenklich inſofern, als, wie 
die Motive — II. 730 — (vergl. auch die Motive zu $ 722 Bd. II. 
©. 770) ausführen, durd) diefelbe der Fall getroffen werden Toll, 
wenn die Handlung trog der Einwilligung eine widerredtliche und 
jogar jtrafbare bleibt, und aud dann die Erjagpfliht dem ein— 
willigenden Beſchädigten bez. deſſen Erben als ſolche gegenüber aus: 
gejchloffen fein fol. Wenn alfo ein nod nit 16 Jahre altes 
Mädchen mit Einwilligung des Vormundes genothzüchtigt wird, To 
ift der Thäter wohl ftrafbar, aber zu einem Schadenserſatze nicht 
verpflichtet, die Gemißbrauchte mag ſich deshalb an ihren Bormund 
halten. Solde und ähnlihe ganz abjonderlihde SKonjequenzen ’*) 
zeigen, wie verfehlt das Prinzip des 8 706 ift. 

Im Allgemeinen iſt doch wohl davon auszugehen, daß über ge- 
wiſſe Güter, insbejondere das Leben und die förperliche Integrität 
der Träger derjelben nicht frei verfügen darf, weil und injoweit Dritte, 
3. B. alimentationsberehtigte Familienglieder, die Gemeinde, der 
Staat, ein ummittelbares Intereſſe an der Erhaltung derjelben haben. 
Deshalb iſt die Einwilligung als die Schadenserjagpflicht aufhebendes 
Moment für Berlegungen der gedadhten Güter jedenfall auszuschließen. 

Die Beitimmung in $ 707: 

Iſt die beihädigende Handlung von demjenigen, welcder jie 
begangen bat, aus entihuldbarem Irrthum für erlaubt 
gehalten worden, jo it derjelbe zum Schadenserjage nid)t 
verpflichtet, 
wird von Mataja ?°) al3 der „Zriumpf der ſubjektiviſtiſchen Doktrin“ 
bezeichnet und, mit vollem Nechte, verworfen. Es wird dadurd neben 
dem in $ 704 aufgejtellten nod) eine weitere DVBorausfegung der 
Scadenserjagpflicht eingeführt und dadurch die Realifirung eines 
Schadenserſatzanſpruchs nod mehr erſchwert. Und wie vegelt fich 
die Beweislajt? it die Geltendmahung des Irrthums Sade der 
Einrede, oder muß der Kläger beweijen, daß der Beklagte das von 
ihm übertretene Berbotsgefeg gekannt habe? Die Frage wird 

2) Liszt a. a. O. S. 38. 

2) Tas Zcadenserjagredt im Entwurfe eines Bürserlichen Gefeßbuchs 
für das Deutiche Reich im Archiv für Bürgert. Recht von Kohler und Ring J. 1271. 
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namentlich wichtig, wenn es fich um die Uebertretung lofaler Polizei 
ordnungen handelt, deren Kenntniß nicht präjumirt werden kann. 

Gegenüber dem Beranlafjungsprinzip Fann jelbjtverjtändlich der 
Irrthum nicht als erjagausjchliegendes Moment in Betradht fommen, 
er würde höchſtens für die Bemeffung des Erjages von Einfluß fein. 

In den 88 708 und 709 findet der gemeinrechtliche Grundjag 
Ausdrud, daß unmillfürlihe Handlungen als juriftiihe Handlungen 
überhaupt nicht in Betracht kommen und nicht zugerechnet werden 
fönnen. Demgemäß jollen Berjonen für den Schaden, welden fie, 
während fie des Vernunftsgebrauchs beraubt waren oder während fie 
int Sindesalter ftanden, überhaupt nicht verantwortlich, Perjonen 
aber für den Schaden, den fie zwar nach zurüdgelegtem Kindesalter, 
aber vor zurüdgelegtem achtzehnten Lebensjahre durch eine unerlaubte 
Handlung begangen haben, nur dann aufzukommen verpflichtet fein, 
wenn fie bei Begehung der Handlung die zur Erfenntnig der Ver— 
anmwortlichkeit erforderliche Einficht nicht bejaßen. Eine Ausnahme 
ift nur für den Fall gemacht, daß der Vernunftgebraud durch jelbjt- 
verjchuldete Betrunfenheit ausgejchloffen war, in welchem Falle die 
volle Schadenerjagverbindlichkeit eintreten ſoll. 

Bom Standpunkte des Schuldprinzips läßt ſich gegen dieje Be— 
ftimmung nur einwenden, daß der Begriff der „Jelbjtverjchuldeten 
Betrunfenheit” einestheil3 zu unbeftimmt, anderntheil® zu eng ift. 
Iſt die Betrunfenheit ſchon als jelbjtverjchuldet anzujehen, wenn 
man eine folche Menge von alfoholhaltigen Getränken zu ſich nimmt, 
daß man ſich bei nüchterner Ueberlegung jagen müßte, dat man 
dadurd) betrunfen werden wird? Oder iſt ed nothmwendig, day man 
ſich mit der ausgefprochenen Abficht, ſich zu betrinfen, zum Trinken 
hinſetzt? Andererſeits ift es nicht gerechtfertigt, die Ausnahme auf 
die Betrunfenheit, d. h. die durch den Genuß alfoholhaltiger Getränfe 
herbeigeführte Alkoholvergiftung zu bejchränfen. Denn es können, 
wie befannt, der Betrunfenheit ganz gleichartige Zujtände, auch durd) 
andere Mittel als den Genuß von Spirituojen, 3. B. übermäßige 
Morphiumeiniprigungen, das Rauchen von Opium, den Genuß von 
Hajchiich und dergl. herbeigeführt werden und es iſt nicht abzujehen, 
weshalb für die Schadenserjagpflicht gerade auf das Mittel, durch 
welches die Aufhebung des Vernunftsgebrauchs herbeigeführt worden 
ilt, etwas ankommen joll. 

Wie bereit3 oben bemerkt, hat jowohl das Preußiſche Landrecht 
al3 das Defterreihiiche Bürgerliche Geſetzbuch das Schuldprinzip in 
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diejer Richtung aufgegeben, indem erftere (I, 6 $ 41 fig.) Wahn- 
und Blödfinnige oder Kinder unter fieben Jahren zum Erſatze des 
unmittelbaren Schadens verpflichtet, injomweit der Bejchädigte Erjat 
aus dem Bermögen der Auffeher oder der Eltern, wegen einer Ber: 
nadjläffigung der Auffichtspflicht, nicht erlangen kann, und injoweit 
dadurch dem Beſchädiger der nöthige Unterhalt bezw. die Mittel zu 
einer ftandesgemäßen Erziehung nicht entzogen werden; und [etteres 
($ 1310), indem es den Nichter ermächtigt, für den all, daß der 
Beihädigte von denjenigen Perjonen, denen der Schaden wegen 
Bernahläffigung der ihnen anvertrauten Obſorge beigemefjen werden 
fann, Erjat nicht erhalten kann, mit Rüdficht auf das Vermögen des 
Beichädigerd und des Bejchädigten auf den ganzen Erjat oder dod) 
eines billigen Theil zu erkennen. Aehnlich bejtimmt das Schweizerische 
Dbligationsrecht ($ 58), daß der Richter aus Nüdfichten der Billig: 
keit ausnahmsweife aud eine nicht zurehnungsfähige Perſon, welche 
einen Schaden verurfaht hat, zu theilweifem oder vollftändigem 
Erjate verurtheilen kann. Die Motive bemerfen — I. 734 — in 
Bezug auf die Abweichungen vom Schuldprinzip: daß Erwägungen 
der angeblich höheren Gerechtigkeit oder Billigfeit oder Rüdjicht auch 
ein erhebliches praftifches Bedürfniß einer derartigen Abweichung von 
den allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht rechtfertigen, ſowie daß gegen 
jene erceptionellen Beitimmungen, joweit jie die Entjcheidung dem 
Richter anheimftellen, noch das bejondere Bedenken jpreche, daß fie 
den zur Entſcheidung eines Rechtsſtreites berufenen Richter im 
Weſentlichen auf dringende Billigkeitsrüdjichten verweilen, ohne ihm 
irgend eine feſte Entjheidungsnorm an die Hand zu geben. „Mag 
e3 unfer Rechtsgefühl noch jo jehr empören”, wendet Gierfe 4%) 
dagegen cın, „wenn der Millionär, der in einem Wahnjinnsanfalle 
oder in einem nicht gerade jelbftverichuldeten Naufche, die Habe einer 
armen Familie zerftört, daß der reiche Knabe, der ohne die „erforder- 
lihe Einficht” ın die Gefährlichkeit der Schießwaffen auf der Jagd 
einen Holzhauer verwundet, feinen Pfennig zu eriegen hat: Das 
Prinzip darf um bloßer „Billigkeit” willen fein Loch befonmten t'). 

Und worauf gründet fi) gerade hier das Mißtrauen in die 
Fähigkeit des Nichters, das Richtige zu treffen, während doc ſonſt, 
insbefondere in $ 260 der C. B. DO. bezüglich der Ermittelung des 
Schadens dem freien Ermefjen des Richters jo viel überlafjen it? 
900.0. Jahrg. 13 ©. 218. 

21) In gleidem Sinne fpricht jih Thon a. a. T. S. 106 Anm. TI aus. 
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Die Härten aber, welche jid) daraus ergeben können, daß aud) der 
DHandlungsunfähige den durch ihn veranlaßten Schaden erjegen fol, 
fönnen dadurch ausgeglichen werden, daß die Bemeſſung des zu 
erjegenden Schadens in das Ermeſſen des Richters gejtellt und eine 
Grenze injofern geftedt wird, als demjelben die zu feinem Unterhalte 
bez. jeiner Erziehung nöthigen Mittel nicht entzogen werden dürfen, 
wie dies im Preußifchen Landrecht, im Defterreihiichen Bürgerlichen 
Geſetzbuch und im Schweizerischen Obligationenrecht der Fall ift. 

In 8 710 Abſatz 1 wird demjenigen, welcher Eraft des Ge— 
jeßes über einen Andern die Auffiht zu führen verpflichtet it, die 
Berbindlicjkeit auferlegt, für den Erjas des von dem Andern einen 
Dritten widerrechtlich zugefügten Schadens zu haften, wenn er jeine 
Auffichtspflicht verlest hat und bei Erfüllung derjelben der Schaden 
nicht entjtanden jein würde. 

Nach Abſatz 2 trifft die gleihe Verantwortlichfeit denjenigen, 
welder die Führung der Aufjiht für den durd) das Geſetz Ver— 
pflichteten übernommen hat. 

Welhe Perfonen der Entwurf unter den fraft des Gejete3 zur 
Aufficht Verpflichteten im Auge gehabt hat, ift aus den Motiven 
nicht erjichtlih. Mir find als jolhe nur der Bater in Bezug auf 
jeine in väterliher Gewalt ftehenden Sinder und der Bormund in 
Bezug auf den Bevormundeten befannt. Auch darüber jchweigen id) 
die Motive aus, weshalb die VBertretungsverbindlühkeit auf die „Eraft 
Geſetz“ zur Aufficht Berpflichteter und deren vertragsmäßige Stell: 
vertreter bejchränft worden ift. Dieſe Beihränfung ift ganz 
ungerechtfertigt und führt zu bedenklihen Konjequenzen. Wie it es 
3. B., wenn ein volljähriger Geijtesfranfer vor feiner Entmündigung 
und bevor ihm ein einjtweiliger Vormund bejtellt ift, in eine Heil: 
anftalt gebradyt wird und dort in Folge nachläjliger Aufjichtsführung 
Seiten de3 ihm beigegebenen Wärterd Schaden anrichtet? Nach den 
Beitimmungen des Entwurf haftet der Wärter nicht. Denn ein 
„eraft des Geſetzes“ zur Aufſicht Verpflichteter war noch nicht vor- 
handen, er fonnte alfo auch von einem jolden die Führung der 
Aufficht nicht übernommen haben. E3 dürfte ſich empfehlen, hier die 
Beitimmung des Sädhfifhen Bürgerlichen Gejetbuhs in $ 779, 
wonach derjenige, welcher die verletende Handlung eines Andern 
hindern konnte und dies ungeachtet einer bejonderen Berpflichtung 
hierzu verfäumte, für die Folgen der Handlung haftet, anzunehmen, 
dabei aber nad) dem Vorgange des Franzöſiſchen Rechts (art. 1384 
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code civil) dem zur Aufſicht BVerpflichteten die Beweislaft auf: 
zuerlegen. 

Die folgenden Baragraphen — 711 und 712 — ordnen die 
Verbindlichkeit des Geichäftsheren zur Haftung für den von feinen 
Angeftellten oder Arbeitern angerichteten deliktmäßigen Schaden. 
Diefelben lauten: 

8 711. Wer einen Anderen zur Verrichtung einer oder 
mehrerer Handlungen beftellt, ift denjelben zu beauffichtigen 
verpflichtet, wenn und ſoweit es die Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters erfordert. 

Wird diefe Pflicht verlett, jo haftet der Auffichtspflichtige 
nah Maßgabe des $ 710 Abf. 1 für den Erfat des Schadens, 
welche die bejtellte Perſon durd eine in Ausführung ihrer 
Berrihtungen begangene unerlaubte Handlung einem Dritten 
zugefügt hat. 

8 712. Wer einen Anderen zur Verrichtung einer oder 
mehrerer Handlungen beftellt, ijt hierzu eine geeignete 
Perſon auszuwählen verpflichtet. Wird dieſe Pflicht verlekt, 
jo findet die Borfchrift in $ 711 Abſatz 2 entjprechende 
Anwendung. 

Die Motive — II. 736 — erwähnen, daß in der neueren Geſetz— 
gebung — code civil art. 1384, Bad. L. R. Sat 1384, Schweiz. 
Dh. R. Art. 62 — zum Theil eine meitgehendere Haftung der 
Gejchäftsherren für deliftmäßigen Schaden, weldhen ihre Angeftellten 
oder Arbeiter in Ausübung ihrer geſchäftlichen Berrichtungen verurſacht 
haben, bejtimmt wird, bemerken aber dazu, daß den übrigen Gejeten 
eine jo weitgehende Haftung unbekannt ift und aud der Entwurf 
jenes Prinzip zurückweiſe, die Borfchriften der 88 711 und 712 des 
Entwurfs vielmehr auf dem Grundjate beruhen, daß der Auftraggeber 
al3 ſolcher, abgejehen von der Beftellung (Auswahl) einer ungeeigneten 
Perjon, für die von den bejtellten Perſonen in Ausführung des 
Auftrages begangenen Delikte nur inſoweit haften könne, als er bei 
der ihm obliegenden Auffihtsführung gefehlt Habe, was im Wefentlichen 
aud dem Standpunkte des Gemeinen und des Preußiſchen Rechts 
entiprehe. Gegen die Richtigkeit dieſes Standpunftes laſſen ſich 
jehr erhebliche Bedenken geltend machen, Bedenken, die die Motive 
auch nicht entfernt andeuten. In außerordentlich Elarer, umfafjender 
und überzeugender Weile hat Herr NReich3gerichtsrath Dr. Dreyer in 
jeinem dem 17. Deutichen Juriſtentage über die Frage: wie weit hat 
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der Arbeitgeber für das Verjchulden feiner Arbeiter zu haften, 
erftatteten Gutachten #2) dieje Frage behandelt. Derjelbe jtellt folgende 
Sätze auf: 

1. Außerhalb eines obligatoriichen Verhältnifjes oder abgeſehen 
von demſelben hat der Arbeitgeber für das Verſchulden 
ſeines Arbeiters inſofern und inſoweit zu haften, als das 
Verſchulden in Ausführung der dem Arbeiter übertragenen 
Verrichtung begangen worden iſt. 

2. Ueberdies haftet der Arbeitgeber aus ſeinem eigenen 
Verſchulden; als ſolches kann auch die ſchuldhafte Auswahl 
des Arbeiters und unter beſonderen Umſtänden der Mangel 
an Beaufſichtigung deſſelben angerechnet werden. 

Für das Prinzip der Haftung und für den Umfang iſt nach 
Dreyer (S. 107) die Thatſache entſcheidend, daß der Arbeitgeber den 
Arbeiter zu ſeinem Vertreter gemacht, ihn „präponirt“ hat“). Aus 
der weiteren Begründung dieſes Prinzips hebe ich folgende treffende 
Ausführungen heraus: 

„Der Arbeitgeber hat allerdings nicht gewollt, daß ſein Diener 
dolos oder eulpos handelte, allein, weil er ihn zu ſeinem Vertreter 
beftellt, ihm die Macht und Möglichkeit verliehen hat, durch ſchuldhaftes 
Handeln zu bejchädigen, muß er die Verantwortung für die Folgen 
jeines Thuns und Laffens innerhalb des ihm angewiejenen Wirkungs— 
Ereijes ganz und voll übernehmen. Er hat durch die Anftellung und 
Berwendung den Anlaß zu dem Schaden gegeben, er fann den 
Beichädigten nit an den — meiftens injolventen — Xrbeiter 
verweilen und das Prinzip der 1. 149 R. J. trifft bier in der 
Richtung zu, daß es unbillig, ungerecht wäre, wenn derjenige, welcher 
jeine wirthichaftlihe Eriftenz; mit auf die Benutung fremder 
Arbeitöfräfte gegründet hat, nicht auf die Hieraus ſich ergebenden 
Folgen, fozufagen „die wirthichaftliche Kaufalıtät” auf ſich nähme.” 
(©. 108.) Ein eigenes Verjchulden des Arbeitgebers wird nad) Dreyer 
(a. a. O. ©. 53) aud) darin zu finden jein, wenn er dem Arbeiter 
die Mittel und Einrichtungen nicht gewährt hat, melde zur fiheren 
und gefahrlojen Ausführung der Arbeit erforderlicd find und dadurd) 
bie Thätigkeit des Arbeiters einen ſchuldhaften Charakter angenommen 


1 Verhandlungen des 17. Deutſchen Juriſtentags Bd. 1S. 46 flg. insbeſ. 
©. 103 flog. 

19 Auch ſchon im Römiſchen Rechte Hat diejfes Prinzip im der actio exer- 
eitoria institorja UND quasi institoria Ausdrud gefunden, Dreyer a. a. O. S. 109 flg. 


BER. 


hat, wenn der Arbeitgeber die nad den Umftänden nothwendigen 
Inſtruktionen nicht ertheilt hat oder wenn er den Arbeiter mit un- 
zureichenden oder als gefährlih bekannten Mitteln und Werkzeugen 
arbeiten läßt. Unter Umftänden kann das eigene Verſchulden auch 
darin beftehen, daß dem Bedienfteten durch Nadjläffigkeit die zur 
Begehung des Unrechts, die Gelegenheit verſchafft oder geboten wird, 
welhe Diebe macht. So z. B. wenn Jemand die Kaffe oder den 
Schrank, worin fi) Werthjachen befinden, auch in feiner Abwefenheit 
dem ungeftörten Zutritte der Dienerfchaft offen läßt, wenn Jemand 
jein geladenes Gewehr ohne Berwarnung zum Pugen giebt, oder mit 
der Berwahrung von Gift oder ſchädlichen Subſtanzen nachläſſig iſt. 
Diejen Fällen reiht Dreyer noch den an, wenn gegen ausdrüdliches 
oder aus den Umjtänden zu folgerndes Verbot ein Gehülfe verwendet 
worden ijt?t). 

Sch kann mich den Ausführungen Dreyer’3 nur anjchließen, fie 
entjprechen ebenjo der Billigkeit al3 dein Bedürfniffe de3 modernen 
Verkehrs. Das franzöfifhe und das englifch-amerifanifche Recht ent- 
halten im Uebrigen gleiche bez. ähnliche Beftimmungen. Artikel 1384 
des code civil erflärt den Hausherren und Kommittenten (maitre et 
commettant) für den Schaden verantwortlich, welchen ihr Hausgefinde 
(demestiques) und ihre Beauftragten (preposes) in den denjelben auf: 
getragenen Geſchäften (dans les fonctions aux quelles ils les ont employes) 
verurſacht haben *). Das englifch-amerikanijche Recht aber ftellt unter 
der Rubrik „Respondeat superior” den Grundfaß auf, daß der Herr 
(master) für Verjchuldungen, welche der Gehilfe (servant) innerhalb 
feines Wirkungskreiſes (course, scope, range of employment) verübt, 
in dem Umfange einzuftehen habe, wie wenn die Handlung feine 
eigene wäre #°), 

Zu erwähnen ift noch, daß auch Matajat”) vom volkswirthſchaft— 
lichen Standpunkt für eine weitgehende Verantwortlichfeit des Arbeit: 





“) Der Bollitändigkeit halber will ich noch bemerken, daß in den Verhand— 
lungen des deutſchen Juriſtentags der Berichterjtatter Dr. Jaques zwar die Leber: 
zeugung ausgejprochen hat, daß über die bisherigen Prinzipien weit hinauszugehen 
jein werde, der Antrag aber für eine Beſchlußfaſſung nod) nicht reif erachtet und 
ſchließlich die Vertagung befchloffen wurde. Verhandlungen des AJurijtentags 
Bd. 2 ©. 9, 137 flg. 

5) Eine intereffante Zufammenftellung von diesbezüglichen Gerichtsentjchei- 
dungen giebt Dreyer a. a. O. ©. 80, 81. 

*) Dreyer a. a. O. ©. 83 fig. 

) a. a. O. 8 41, 62, 82 ilg., 127 rlg. 
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gebers für feine Gehilfen, als in dem heute im Volke fi vorfindenden 
Rechtsgefühl begründet, eintritt #), 
Die 88 713 —717 geben mir zu Bemerkungen feinen Anlaß. Sie 
fönnen auc aus dem Geſichtspunkte des VBeranlaffungsprinzips beftehen. 
8 718 beitimmt: 
„Der Schuldner hat wegen der Verwendungen, welde er 
auf die Sache gemacht hat, gegenüber dem Gläubiger die 
Rechte, welche dem Befiter gegen den Eigentümer zuftehen.* 
Welche Rechte dies find, bejtimmt $ 936 des Entwurfs: „Der 
Deliger oder der Inhaber kann wegen Verwendungen, welche er auf 
die Sache gemacht hat, von dem Eigenthümer inſoweit Erjat fordern, 
al3 der lettere in Folge der Wiedererlangung der Sache durch die 
Bermwendung aus dem Vermögen des erjteren bereichert wird.” Der 
Entwurf unterjcheidet hier nicht zwijchen impensae necessariae, utiles 
und voluptuariae. Der Eigenthümer einer Sache kann alfo in die 
Lage fummen, demjenigen, welcher ihm diefelbe widerrechtlich entzogen 
hat, Aufwendungen erftatten zu müflen, welche gar nicht in jeinem 
Einne liegen bez. zu feinen Bermögensverhältniffen in feinem Ein- 
Elange ſtehen. Der zur Herausgabe der Sache Berpflichtete würde 
ven Eigenthümer auch im Wege der Klage dazu zwingen fönnen, 
denn die Wegnahme kann der Eigenthümer nit verlangen, fie ift 
nur ein Recht des Erjabpflichtigen. Dies ift eine offenbare Un- 
billigfeit und es dürfte den Beitimmungen des Sächſiſchen Rechts 
(B. ©. B. 8 312 flg.) der Vorzug zu geben fein, wonad der Inhaber 
vom Kläger unbedingt nur den Erjag nothiwendiger Verwendungen 
verlangen fann, der Erſatz nüglicher Berwendungen aber nur von 
dem Beklagten, dem nicht unredlicher Glaube nachgewieſen wird und 
nur injoweit gefordert werden fann, als dadurd der Werth der Sache 
zur Beit ihrer Herausgabe erhöht ift und folche Verwendungen vom 
Eigenthümer nad) feinen Verhältniſſen hätten gemacht werden können, 
während der in unredlidem Glauben befindliche Beklagte rüdjichtlich 
dcr impensae utiles und jeder Beklagte rüdjichtlid; der unverhältniß- 
 Mataja a. a. O. $ 83 findet fogar in jedem Delikte eines Gehilfen, 
begangen bei Gelegenheit der Kontraftsausführung und unter Benußung jener 
Situation, welche der Beitand des Kontraftsverhältnifjes gefchaffen Hat, eine 
Bertragsverlegung, da der Beiteller nicht nur einen zur Bejorgung des Gejchäfts 
fähigen, ſondern aud) einen ehrlichen Arbeiter miethen wollte, der den Aufenthalt 
in fremder Wohnung nicht mißbraudt. Allerdings dedt diefe Erwägung nicht 
alle Fälle eines deliftiichen Verhaltens des Gehilfen. 
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mäßigen nützlichen und der willkürlichen Verwendungen nur das 
Recht der Wegnahme hat. 

In $ 719 wird die Verjährung des Anſpruchs auf Erſatz des 
durch eine unerlaubte Handlung entitandenen Schadens geregelt. 
Derjelbe beftimmt: 

„Der Anfprud) auf Erſatz des durch eine unerlaubte 
Handlung entitandenen Schadens verjährt mit Ablauf von 
drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Beitpunfte, 
in welchem der Gläubiger von dem erlittenen Schaden und 
der Perſon des Schuldners Stenntniß erlangt hat. 
Die Verjährungsfrift beträgt dreißig Jahre von dent Beit- 
punkte an, in welchem die unerlaubte Handlung begangen 
. worden ift, wenn nicht der Anjprud in Gemäßheit des 
erften Abſatzes bereits früher verjährt ift.” 

Die Einführung einer £urzen Verjährung für die in Frage be- 
fangenen Anſprüche entjpricht jedenfall3 dem praktiſchen Bedürfnifje 
und dem allgemeinen Intereſſe der Rechtsſicherheit. Daß in den 
Fällen des Abjates 2 eine längere Berjährungsfrift bejtimmt worden, 
ift ebenfall3 angemefjen, indefjen möchte ich mich dem Vorfchlage dcs 
Herrn Kollegen Dr. Buftav Lehmann *°): die Friſt von dreißig 
Jahren auf zwanzig Jahre herabzujegen, anjchliegen. Der Einwand 
Gierfe'3, >) daß die Feſtſetzung der furzen Berjährungsfrijt dahin 
führe, daß, wie die Motive II. 757 ausdrüdlich hervorheben, auch die 
exceptio doli der furzen Berjährung unterliege, dürfte ſich durd) die 
Erwägung erledigen, daß dem Anſpruche auf Schadenerfat aus einer 
unerlaubten Handlung gegenüber nur im Falle einer Drohung oder 
eines Betruges eine exceptio doli gegeben jein dürften, und daß in 
diefen Fällen der Betrogene der Berjährung jeiner Einvede, die 
übrigens nad) $ 104 des Entwurfs bereits nad) Ablauf eines Jahres 
von dem Zeitpunfte des Aufhörens der Ziwangslage oder der Ent- 
dedung des Betrugs eintritt, durch eine Feſtſtellungsklage vor: 
beugen fann, 

8 720 enthält eine Ausnahme von der Regel des $ 719, indem 
er den Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung, welche derjenige, 
der cine unerlaubte Handlung begangen, aus dem Bermögen des 
Beichädigten erlangt hat, für unverjährbar erklärt. Die nämlichen 





) „Die Anipruchsverjährung des Entwurfs” in den Gutachten aus dem 
Anmwaltitande Heft 2 Seite 103. 
», a. a. O. Seite 25. 
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Gründe aber, welche überhaupt für eine zeitliche Beſchränkung des 
Anſpruchs ſprechen, daß es nämlid), wie die Motive I. 291 aus: 
führen, der Verkehr nicht erträgt, daß lange verſchwiegene, in der 
Bergangenheit vielleicht weit zurüdliegende Thatjachen zur Duelle 
von Anforderungen in einem Zeitpunfte gemacht werden, in melden: 
der in Anſpruch genommene Gegner infolge der verdunfelnden Macht 
der Zeit entweder nicht mehr oder doc nur fchwer in der Lage ijt, 
die ihm zur Seite jtehenden entlajtenden Umſtände mit Erfolg zu 
verwerthen, dürften auc hier maßgebend fein und eine zwanzigjährige 
Verjährung angemefjen erjcheinen laffen, zumal nad) Ablauf diejer 
Friſt eine noch bejtehende Bereicherung faum wird nachgemwiejen 
werden fönnen. 

Der zweite, die $$ 722—736 umfaljende Titel des dritten Ab- 
ſchnittes, welcher von einzelnen unerlaubten Handlungen handelt, 
wird von den Motiven II. 749 flg. durch eine ſehr ausführliche Vor— 
bemerfung eingeleitet, in welcher eingehend dargelegt wird, daß und 
weshalb bezüglich einer Anzahl von Spezialdelikten, welche theil3 im 
Gemeinen Rechte eine felbititändige Stellung einnehmen, theils aud) 
in verjhiedenen neueren Kodififationen jelbititändig ausgebildet find, 
die Aufftellung befonderer Regeln mit Rüdjicht auf die allgemeinen 
Vorſchriften des Entwurfs für entbehrlich erachtet worden find. Allein 
dabei ergiebt fich, daß dieje allgemeinen Vorſchriften doch nicht in allen 
Fällen ausreichen, um dem Gejchädigten zu feinem Rechte zu verhelfen. 5") 

Ich hebe hier nur folgenden Fall als beſonders wichtig heraus: 

Der, welder eine fich hinterher als ungerechtfertigt darftellende 
Arreftanlage eriwirkt, ift, wie die Motive II. 757 bejonders hervor: 
heben, in Ermangelung einer befonderen Bejtimmung, nad) dem Ent- 
wurfe dem Gegner zum Erjate des dadurch verurſachten Schadens 
nur dann verpflichtet, wenn die Borausjeßungen der SS 704, 705 
vorliegen. Und da eine jolche bejondere Beitimmung nicht getroffen 
worden ijt, rechtfertigen die Motive mit der lafonifchen Bemerkung: 
„Ein Bedürfniß, die Entihädigungspflicht des Arreſtlegers — ab: 
weichend von den allgemeinen Grundjägen — bejonders zu regeln, 
it nicht anzuerkennen.” Das ift vom Standpunkte des ftarren 
Schuldprinzips ja wohl nicht zu widerlegen. Allein ſoll denn das 
geichriebene Recht nur die Ausbildung abftrafter Theorien fein? Sit 
e3 nicht vielmehr Aufgabe des Gefetgebers, das Rechtsbewußtſein 


5) Sierfe: a. a. D. 13. Jahrgang 1. Heft ©. 256. 
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des Volkes, die Grundſätze der Billigkeit, der ausgleichenden Gerechtig— 
keit zu beachten? 

Derſelbe Grundgedanke aber, aus welchem das Reichshaftpflicht— 
geſetz denjenigen, der einen an ſich gefährlichen Betrieb unterhält und 
daraus ſeinen Gewinn zieht, ohne Rückſicht auf eigenes Verſchulden 
für den dadurch verurſachten Schaden haftbar macht, führt darauf, 
auch die unbedingte Erſatzverbindlichkeit des Arreſtlegers anzuerkennen. 
Denn auch der Arreſt iſt ein gefährliches Werkzeug, nicht weniger 
gefährlich als eine Eiſenbahn, ein Bergwerk und dergl. und wer aus 
dieſen gefährlichen Werkzeugen ſeinen Vortheil ziehen will, ſoll auch 
ohne Bedingung den Schaden tragen.'?) Ganz das Gleiche wie vom 
Arreftleger gilt bezüglich) des Ausbringens einer einftweiligen Ver— 
fügung ’®) und bezüglich desjenigen, welder auf Grund eines vor: 
läufig vollftre£baren Urtheil3 die Zwangsvollitrefung erwirkt hat, °*) 
wenn die einftweilige Verfügung bezw. das Urtheil Hinterher wieder 
aufgehoben worden find. 55) 





3) Bergl. die Ausführungen bei Bolze, Entfhädigungsanfpruh des 
objiegenden Beklagten in der Zeitſchrift für deutichen Givilprozch Bd. XII, ©. 291. 
Bolze jagt u. U. — ©. 287 — „Nur mit Wehmuth habe ich gelefen, was die 
Motive Bd. 2 S. 757 über diefe Frage, mit welcher ſich die deutfche Jurispruden; 
zur Befeitigung eines drüdenden Uebeljtandes feit länger al8 200 Jahren herum: 
gequält Hat, zu jagen wiffen: „Ein Bedürfnig, die Entfchädigungspflict des 
Arreftlegers beſonders zu regeln, ift- niht anzuerkennen.” 

) Bolze a. a. O. ©. 2%. 

») Bolze a. a. O. ©. 277. 


») Huch der Senatspräſident am Reichsgericht Dr. Henrici vertritt in feiner 
Abhandlung: „Ueber die Verpflichtung des Arreftlegerd zur Erjtattung des durch 
ungeredhtfertigten Arrejt verurfachten Schadens nad gemeinem Recht“ in Rafjorw 
und Küntzel, Beiträge Bd. 32 ©. 111 flg. die Anſicht, daß die Rechtswidrigkeit 
des Arreftes die Schadenerftattungspflicht ohne Weitereö begründet. Er geht von 
dem Satze aus, daß bewußtes Uebergreifen in fremdes NRechtögebiet verantwort- 
lich mache für den fchadenbringenden Erfolg, welder vorausgejchen werden konnte 
und mußte, es fei denn, daß der Handelnde zur Vornahme ber jchädigenden 
Handlung beretigt ijt, und findet in diefem Bewußtſein das zur Entſchädigung 
verpflichtende Schuldmoment, indem er noch ausführt, daß der irrige Glaube, ein 
echt zu Haben, nicht von der Verantwortlichkeit für den verurſachten Schaden 
befreic, Allein für das Recht des Entwurfs jtcht diefen Erwägungen bezüglich 
Desjenigen, der den Arreit in gutem Glauben, aus entſchuldbarem Irrthum auss« 
gebracht Hat, die Beitimmung des $ 707 entgegen. Die Defterr. Allg. G. O. 
8$ 277, 282, 285, 292 erklärt die unbegründete Arveitwerbung bezw. Berbots: 
werbung für einen dem Gegner angethanen Schtmpf und verpflichtet den Arreſt— 
bezw. BerbotSwerber zur Genugthuung. 
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Im Allgemeinen nıag nod) bemerkt werden, daß die Fajuijtijchen 
Ausführungen der Motive in der in Rede jtehenden Vorbemerkung 
im hohen Grade bedenklich erjcheinen. Die Motive jollen die Gründe 
angeben, durch melde der Gejeßgeber zu der betreffenden Geſetzes— 
bejtimmung gelangt ift, nicht aber die Anwendbarkeit des Geſetzes auf 
beftimmte Fälle erörtern. Denn dadurd wird eine authentifche Inter— 
pretation gejhaffen, die, weil fie den Richter befangen macht, um jo 
bedenklicher ift, wenn das Gefet gerade mit Abficht über den be— 
treffenden Fall eine bejondere Beftimmung nicht treffen, deifen Ent- 
jheidung vielmehr der Theorie und Praris anheimgeben will. 5%) 

Die 88 722—725 betreffen die an das Delikt der Tödtung eines 
Menſchen fi Enüpfenden Schadenanfprüce. 

Ss 722 bejtimmt: 

„Wer aus Vorjag oder Fahrläfjigfeit einen Anderen durd) 
eine mwiderrehtlihe Handlung tödtet, hat die Koften der ver- 
urjachten Heilung, und Demjenigen, welchen: die Verpflichtung, 
die Koften der Beerdigung zu tragen, oblag, dieje Kojten zu 
erjegen. 

Sit durd; den Tod ein an die Perſon des Getödteten 
gefnüpftes Vermögensrecht erloſchen oder der Erwerb eines 
Bermögensrcht3 verhindert, welches der Getödtete erworben 
haben würde, wenn jeine muthmaßliche Lebensdauer nicht 
verfürzt worden wäre, jo ift er in feinem Bermögen infoweit 
als bejchädigt anzufehen, als fein Nachlaß durch den vor: 
zeitigen Tod eine Verminderung erfahren hat. Der Schuldige 
it zum Erſatze diefed Schadens nad Mafgabe des 8 704 
Abjag 2 verpflichtet.” 

Bei Auslegung diefer Beitimmungen führt die Anwendung der 
Borichriften des $ 704 zu ganz abjonderlichen Konfequenzen. Während 
der Schadenserjaganfprud der in Abjak 2 gedachten Perſonen, ob- 
wohl ein ihnen zuftehendes abjolutes Recht nicht als verlett erjcheint, 
von der Borausjehbarkeit de3 Schadens nicht abhängt, ift dies der 
Fall Hinfichtlih anderer, durd die Tödtung geichädigter Perjonen 
3. B. des Berjicherers, des Rentengläubiger8 (wenn die Rente an 
die Lebensdauer des Getödteten geknüpft war), des nießbrauchs— 
berechtigten Ehemanns. Dieje Berfonen müfjen aljo, um einen 
Schadenserſatzanſpruch geltend zu machen, nadjweifen, daß der 


>, Bergl. audı Gierke a. a. O. S. 35. 
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Thäter Kenntniß von dem Beſtehen des verletzten Rechts gehabt hat 
oder wenigſtens hätte haben ſollen. „Welche verkünſtelte und un— 
praktiſche Ordnung“ bemerkt Gierfe’’) hierzu mit vollem Recht. Zur 
Rechtfertigung der auffälligen Beitimmung in Abſatz 2, daß der Ge— 
tödtete al3 der Bejchädigte anzufehen fein joll, bemerken die Motive 
II. 776: „SDingejehen auf die allgemeinen Grundjäge läßt ſich die 
Auffaffung vertreten, daß der Getödtete jelbit in den betreffenden 
Fällen einen Vermögensſchaden nicht habe erleiden fönnen, vielmehr 
nur eine Bejhädigung der Erben dejjelben denkbar fei, indem die 
Zödtung eine Verminderung der Erbſchaft bewirkt habe. Bei diejer 
Auffafjung würden aber die Erben in Anjehung einer ſolchen Be- 
ihädigung als Dritte erjcheinen, der Anſpruch auf Schadenserjat 
ihnen mithin nicht aus der Berfon des Erblafjers, jondern nad) Maßgabe 
der Borfchriften des $ 725 jet. 704 Abſatz 1 als ein eigener, jelbit- 
ftändiger Anſpruch zuftehen. Ob dieje Auffaflung juriftiih haltbar 
it, kann auf fich berufen, jedenfall verdient jie vom Standpunkte 
des Geſetzgebers aus Feine Billigung. Zunächſt droht fie den Erben 
alle Erjaganiprüche deshalb zu entziehen, weil immer, oder doch 
mindeftens in den weitaus meiften Fällen ungewiß und unvermeidlich) 
bleibt, daß fie auch dann, wenn der Erblaffer nicht getödtet wäre, 
defjen Erben geworden fein würden. Weiter würden in Gemäßheit 
jener YAuffafjung die Erſatzanſprüche der Erben nicht als Beitandtheil 
des Nachlaſſes ſich betrachten lafjen, folglid) weder zu Gunften der 
Nachlaßgläubiger, noch bei Berechnung der Erbichaftsiteuer in An- 
ihlag kommen dürfen, ein Ergebniß, deffen Sachwidrigkeit ſich faum 
verkennen läßt. Endlich ergiebt ſich das noch weit anſtößigere Re— 
ſultat, daß, obſchon in den Rechtskreis des Erblaſſers durch die That 
widerrechtlich eingegriffen ift, mithin in Gemäßheit des Prinzips des 
s 704 Abjag 2 ihm jeder dadurch entjtandene Schaden, ohne Rückſicht 
darauf, ob derjelbe vorauszufehen war oder nicht, zu erjegen tft, 
gleichwohl die Erben, welche ihre Anjprüde auf den Rechtskreis des 
Getödteten ſtützen und von diefem ihre Rechte herleiten, nur Erſatz 
des vorausjehbaren Schadens verlangen fönnen. Für das Geſetz 
empfiehlt fich daher ein anderer Standpunkt, nämlich der, daß nidt 
die Erben als ummittelbar bejchädigt anzufehen find, jondern der 
Erblafjer es it, welcher durch die Verringerung der Erbichaft den 
Schaden erlitten hat und defjen betreffende Ansprüche auf die Erben 





»27) a. a. D. Jahrgang 13, ©. 256. 
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nur übergehen, jo daß zum Nachlaffe ein Anſpruch nicht gehört, 
wenn ein Anjpruch des Erblaffers nad) allgemeinen Grundfägen 3. B. 
wegen Einwilligung ausgeſchloſſen tft. Diejer Standpunkt läßt ſich 
auch juriftifc; vertreten: die Verlegung geht der Tödtung voraus; 
die eritere ijt die wahre Urjache der fraglichen VBermögensverminderung; 
fie ijt nod; während des Lebens des Getödteten eingetreten, jo daß 
diefer auch als derjenige erjcheint, welcher den in der Berminderung 
der Erbſchaft fi manifeftirenden Schaden erlitten hat.” Die Un- 
richtigkeit diefer Ausführungen ergiebt ſich jchon daraus, daß er- 
fahrungsgemäß der Tod durch die Verlegung in vielen Fällen jofort 
herbeigeführt wird. Oder foll etwa mit dem minimalen Bructheil 
einer Sefunde gerechnet werden, welcher zwijchen dem Eindringen 
des Geſchoſſes in den Körper und jeiner tödtlihen Einwirkung auf 
einen inneren Xheil, liegt? Und zu welchen abjonderlichen Stonfe- 
quenzen die gedachte Bejtimmung des Entwurfs führen kann, madt 
Bähr?s) an folgendem Berjpiele Ear: A. ift im Jahre 1880 von 
N. fahrläjjig getödtet worden. Tödtlich verwundet hat er nod) feinen 
Freund E. zum Erben eingejett. Im Jahre 1900 ftirbt ein Oheim 
des A. Dem A., wenn er nod) lebte, würden aus der Erbſchaft 
de3 Oheims 100000 Mark zugefallen jein. N. muß den Schaden, 
im Betrage von 100000 Marf an E. erjegen. — Die Frage zu 
beantworten: wer in den von Abjat 2 des 8 722 getroffenen Fällen 
als der Geſchädigte anzujehen ift, der Getödtete oder unmittelbar 
derjenige, welcher durch das Erlöjchen eines an feine Perſon ge— 
fnüpften Vermögensrechts gejchädigt worden ift, ift überhaupt nicht 
Sache des Gejeges, jondern Sache der Theorie und der Rechts— 
jprechung. 
$ 724 enthält nur reglementäre Beſtimmungen über die Art 
und Weije des in den Fällen des $ 723 zu leijtenden Schadens: 
erjates, gegen die etwas Wejentliches nicht einzumenden ift. 
8 725 bejtimmt: 
„Durch die Vorſchriften der 88 722 — 724 wird das Recht 
eines Dritten nicht berührt, nad) Maßgabe des Art. 704 
Abſatz 1 wegen eines jonjtigen durd die Tödtung entjtandenen 
Schadens von dem Schuldigen Erjag zu fordern.” 
Bähr:®) hält den $ 725 für zu weitgehend und meint, daß die 
») Zur Benrtheilung des Entwurfs eines Vürgerlichen Geſetzbuchs für 
das Deutjche Reid; (bei. Abdrud aus Seydel's „Kritifcher Bierteljahrichrift”) S. 91. 
) a. a. O. ©. 9. 
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£raft bejonderer Rechtsverhältnifje aus dem Tode eines Menjchen für 
Dritte hervorgehenden Nactheile, gerade jo wie die Vortheile, Zus 
fülligfeiten jeien, für die derjenige, welcher den Tod verjchuldet Habe, 
nicht aufzufommen brauche. Dem fann ich nicht beitreten. Wenn 
einmal das Prinzip der unbedingten Haftung für die Folgen rechts— 
widriger aus Borjag oder Fahrläfjjigkeit begangener Handlungen an— 
genommen ift, dann enthält der $ 725, wie die Motive — II. 791 — 
richtig hervorheben, gar feine neue jelbjtitändige Beftimmung, jondern 
dient nur dazu, die mißverftändliche Auslegung auszufchließen, als 
ob der Thäter dritten Perjonen gegenüber nur nad) Maßgabe des 
$ 722 Abjag 1 und der 88 723, 724 zur Entſchädigung verpflichtet, 
dagegen jeder jonftige Anſpruch Dritter auf Schadenserjak aus— 
geichloffen jei. Auch kann man doc) die aus dem Tode eines Menjchen 
für Dritte hervorgehenden Nachtheile nicht als Zufall bezeichnen, 
wenn der Tod Jemandem al3 Schuld zuzurechnen it. Allerdings 
Elingt e8, wie Bähr‘") hervorhebt, jonderbar, wenn Jemandem, der 
einen Andern auf der Jagd aus Unvorfichtigkeit erichoffen hat, eine 
bejondere Vorficht deshalb zugemuthet werden joll, weil er wußte, 
daß der Getödtete fein Leben verjichert hatte, der Grund der Schadens: 
erjaßpflicht in einen jolhen alle in der Kenntniß der Lebens: 
verſicherung beruht. Allein das ift lediglich eine Folge des faljchen 
Prinzips des 8 704. 

In den 88 7T26— 728 regelt der Entwurf die Schadenserjat- 
pflicht desjenigen, welcher einen Anderen aus Borjat oder Fahrläſſig— 
feit durch eine widerredhtlihe Handlung an Körper und Gejundheit 
verlegt oder ihm die perfönliche Freiheit entzieht. Daß der körperlich 
Berlegte von dem Thäter nit bloß den Erjaß der Koſten der 
Heilung, jondern aud) zu verlangen berechtigt fein joll, daß ihm dieſe 
Koften vorgeſchoſſen werden, ift gegenüber den bisher geltenden Rechten 
eine zwedmäßige Neuerung. Der Thäter hat dem Berlegten außerdem 
dafür Schadenserjag zu leiften, wenn durch die Berlegung feine 
Ermwerbsfähigfeit auf Zeit oder auf die Dauer aufgehoben oder ver: 
mindert oder deſſen Bedürfnifje vermehrt worden find. Der Schadens: 
erſatz joll in gleicher Weife wie nach $ 724 bei der Tödtung in der 
Regel durch eine Rente, unter befonderen Umftänden auch nad) 
Ermeſſen des Gerichts an Stelle der Rente durch eine Abfindung in 
Kapital geleiftet werden. Auf die Nente jollen die Vorſchriften in 


“ a. a. O. S. 92. 
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den Abſätzen 5—7 des $ 724 bezüglich der Sicherheitsleiftung, Ab: 
änderung des früheren Urtheils im alle jpäter eintretender weſent— 
licher Aenderungen der Berhältniffe maßgebend fein. Dagegen erklären 
die Motive — II. 794 — die Vorſchriften des $ 724 Abi. 3 und 4, 
mwonad) die Rente nicht übertragbar und eine Aufrechnung gegen 
diejelbe ausgeſchloſſen, das Urtheil auch ohne Antrag für vorläufig 
vollitredbar zu erklären tft, zu einer entjprechenden Anwendung auf 
den in Rede ftehenden Hall nicht für geeignet, da der hier fragliche 
Schadenserjag nit an die Stelle eines in Folge der Verlegung 
erloichenen Unterhaltsaniprucdhes trete und deshalb einem ſolchen aud) 
in öfonomijcher Beziehung nicht gleichgeftellt werden dürfe. Das 
nämliche muß jelbjtverftändlich bezüglich der an die Stelle der Rente 
getretenen Stapitalabfindung gelten. Nun ift es zwar richtig, daß der 
fraglihe Schadenserjaganfpruc nicht die rechtliche Natur eines geſetz— 
lihen Anſpruchs auf Unterhalt hat, allein es liegt fein Grund vor, 
der den Gejetgeber Kindern könnte, denjelben auch in Anjehung der 
Uebertragbarfeit und der Aufnchmbarfeit dem gejetlichen Unterhalts- 
anjpruch gleichzuftellen. Vielmehr jpricht die Billigkeit dafür, dies 
zu thun. Denn anderenfall3 ijt die nach $ 726 ausgeiworfene Rente 
oder Sapitalabfindung dem Zugriffe der Gläubiger des Berletten 
ausgejegt und kann im Falle eines zu deſſen Bermögen ausbrechenden 
Konkurjes zur Mafje gezogen werden. Mindeftens aber müßten die 
Grundjäße des Reichsgejeges, betreffend die Beichlagnahme des Arbeits- 
und Dienftlohn® vom 21. Juni 1869 Anmendung leiden, da die 
Entihädigung in Rente oder Kapital ja für die aufgchobene oder 
verminderte Ermwerbsfähigfeit zu gewähren tft, aljo an Stelle des 
Gehalts oder Dienjtlohng tritt. 

$ 727 vegelt nur die Anſprüche des Dritten, welcher zu Den: 
jenigen, dem die perjönliche Freiheit entzogen worden ift, während 
der Dauer der ?reiheitsentziehung in einem Rechtsverhältniſſe ſteht, 
bez. in ein folches tritt, durch welches gegen den der Freiheit Be- 
raubten ein geſetzlicher Anſpruch auf Unterhalt begründet wird und 
giebt demjelben das Hecht, inſoweit Schadenserfat zu fordern, als 
in Folge der FFreiheitsentziehung der Anſpruch auf den Unterhalt im 
Inlande mit Erfolg nicht geltend gemacht werden kann. Im Uebrigen 
joll diejer Erjaganfprud) jo behandelt werden, wie der im Falle der 
Tödtung an die Stelle des Unterhaltsanjpruchs tretende. Wenn 
aljo der Unterhaltsanfprudh überhaupt im Inlande geltend gemacht 
werden kann, was in der Negel der Fall jein wird, da durd; eine 


1214 


gewaltfame Entführung in das Ausland der Wohnfig des Entführten 
nicht verändert wird, jo gehört zur Begründung der Klage die Bezug: 
nahme darauf, daß eine Verfolgung des Anſpruchs ohne Erfolg fein 
würde, wenn nicht der Unterhaltsberechtigte jeinen Schädenanſpruch 
aus $ 704 Abfag 1 unter Bezugnahme auf die Vorausjehbarkeit des 
Schadens begründen fann. Das ift doc jedenfalls jehr gefünftelt, 
und es iſt nicht abzujehen, weshalb der Entwurf von den VBorjchriften 
der neueren Kodiftlationen — Preuß. UL. NR. I, 6 $ 136, Defterr. 
B. G. B. 81329, Sächſ. B. G. B. 8 1498, — nad) welchen der Thäter, 
wenn er dem Beſchädigten die Freiheit nicht wieder verſchaffen kann, 
dem Unterhaltsberechtigten unbedingt für den Unterhalt aufzufommen 
hat, nicht gefolgt iſt. LXiszts') erinnert gegen die Faſſung des Ent- 
wurfs, daß während an ſich unter der Bezeichnung „Freiheits— 
entziehung” nur das in $ 239 des Str. G. B. zugedachte Delikt zu 
verftehen jei, aus den Motiven — II. 796 — fid) ergebe, dab im 
Sinne des Entwurfs Fünftighin privatrechtlich auch ſolche Delikte als 
„esreiheitsentziehung” bezeichnet werden jollen, welche ſtrafrechtlich 
ntemal3 jo genannt worden find, nämlich Menichenraub, Kinderraub 
und Entführung, und daß, wenn ihm der Einwand gemacht werden 
jollte, der Ausdruf „Entziefung der Freiheit” bedeute eben alle 
Delikte „gegen die Freiheit, dies nicht richtig fei, da das B. ©. B. 
zu den Freiheitsdelikten im weiteren Sinne auch Nöthigung und 
Bedrohung rechne. Ich halte diejen lediglich formalen Einwand nicht 
für begründet. Der Entwurf gebraudt den Ausdrud „Freiheits— 
entziehung“ als terminus technicus für ein beftimmtes Delikt über: 
haupt nit, Tondern ſpricht von dem, welder einem Anderen „die 
perjönliche Freiheit entzieht.” Die Entziehung der perſönlichen 
Freiheit aber ift ein gemeinfames Thatbeftandsmoment verfchiedener, 
nad) dem Zwecke, welchen der Thäter damit verfolgt, unterjchiedener 
und verjchieden benannter ftrafrechtliher Delikte. Auf alle diefe 
Delikte beziehen fich die Beftimmungen des Entwurfs. Nöthigung 
und Bedrohung gehören nicht dahin, denn fie richten fich nicht gegen 
die perjönliche Freiheit, jondern gegen die Freiheit des Willens. 
Wird daher der Unterhaltspflichtige von einem Dritten durch Nöthigung 
oder Bedrohung gehindert, feine Unterhaltsverpflichtung zu erfüllen, 
jo wird der Berechtigte zwar nicht aus $ 727, wohl aber aus $ 704 
Abſatz 1 Schadenserfag fordern können. 


,00.D. ©. 32, 
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$ 728 ftatuirt eine Ausnahme — die einzige — von dem all» 
gemeinen Grundjage, daß nur der Vermögensichaden zu erjegen ift. 
Danad) kann dem an feinem Körper oder feiner Gejundheit Ver— 
legten, demjenigen, welchem die Freiheit entzogen und auch der Frau, 
gegen welde durch Vollziehung des Beiſchlafs eine der in den 
88 176, 177, 179, 182 des Str. ©. B. bezeichneten jtrafbaren 
Handlungen (Nöthigung zum Beiſchlafe, eigentliche Nothzucht, Ver— 
leitung zum Beijchlafe, Verführung eines unbejcholtenen Mädchens 
unter 16 Jahren) begangen worden ift, von dem Gerichte auch wegen 
eined anderen als eined Vermögensihadend nad) freiem Ermefjen 
eine billige Geldentihädigung zugeſprochen werden. Der Anfprud 
auf dieje Entjchädigung joll aber weder auf die Erben übergehen, 
noch übertragbar fein, außer wenn er vertrag3mäßig anerkannt oder 
rechtshängig geworden ift. 

Durd) diefe Beftimmung werden, wie die Motive — II. 801 — 
hervorheben, jpezielle Beftimmungen über Schmerzensgeld und Die 
fogenannte Sachſenbuße des Sächſiſchen Rechts (B. G. B. $ 1497), 
welch' lettere in ihrer Bejchränktheit auf einen beftimmten Betrag 
den gegenwärtigen Rebensverhältniffen jedenfalls nicht mehr entſpricht, 
überflüffig. Hierbei ift nur zu erinnern, daß es ich wohl empfehlen 
dürfte, diefe Beitimmung auch auf die Fälle der Ehrverlegung aus— 
zudehnen. Denn gerade bei den Borgehen gegen die Ehre wird Jich 
ein Bermögensichaden nur jehr ſchwer begründen und nacmeijen 
lajjen. Und die Ausficht auf eine Buße, welche es indeffen nur für 
die Fälle der Berleumdung und verleumderifchen Beleidigung des 
Str. ©. B. in $ 188 giebt, ift ein fehr fchlechter Troft für den 
Beleidigten, da erfahrungsgemäß Schöffengerihte und Berufungs- 
ftraffammern jehr wenig Neigung haben, ſich mit civilvechtlichen An— 
jprüden zu bejchäftigen und dies auch nicht mit der nöthigen Sorgfalt 
und Genauigkeit thun fönnen. Liszt?) bezeichnet die Beftimmung 
des $ 728 als einen der Ichlimmften Fehler des Entwurfs, weil das 
zu den größten Bedenken Anlaß gebende Inſtitut der Buße durch 
denjelben noch erweitert werde. Ich kann ihm aud hierin nicht bei- 
treten. Denn gerade dadurd), daß der Entwurf dem Richter das 
Recht giebt, nad) freiem Ermeſſen ſowohl als Eriag für einen Ver: 
mögensjchaden, als auc wegen eines andern Schadens dem Verletzten 
eine billige Geldentihädigung zuzufprechen, verliert dieje den Charakter 
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einer Buße, einer Strafe und erjcheint als reiner civilrehtlidher 
Schadenserſatz. Oder foll der Umftand, daß das jtrafrechtliche 
Inſtitut der Buße nichts taugt, dahin führen, dem Berlegten den 
Anspruch auf einen in das Ermefjen des Richters geftellten Schadens- 
erjat zu verweigern? 

Die 88 729— 733 regeln durch bejondere Bejtimmung die Fälle, 
wenn aus einem Gebäude nad einer öffentlihen Straße oder nad) 
Orten hinaus, wo Menſchen zu verkehren pflegen, eine Sache aus: 
gegoffen oder ausgeworfen oder eine Sache ohne gehörige Befeftigung 
an einem Gebäude ausgeftellt oder ausgehängt und durch das Aus— 
gießen, Auswerfen oder Hinabfallen der Sache ein Anderer 
beſchädigt wird. 

$ 729 fchreibt vor, daß, wenn durch das Ausgieken oder Aus- 
werfen ein Schaden entftanden ift, der Anhaber des Gebäudes oder 
wenn Mehrere das Gebäude nach Abtheilungen inne haben, der 
Inhaber des Theils, von welchem aus der Schaden bewirkt worden 
ift, zum Erſatze des Schadens verpflichtet ift, außer wenn er den 
Thäter nachzuweiſen oder zu beweijen vermag, daß der Schaden durch 
eine Handlung bemwirft worden it, für welche er nad) den für die 
Haftung aus unerlaubten Handlungen geltenden allgemeinen Vor— 
chriften nicht verantwortlid ift. Der juriftifche Grund, aus welchem 
dem Inhaber des Gebäudes bezw. eines Theil defjelben die Haftung 
auferlegt worden it, liegt nad) den Motiven — II. 805 — in der 
Nechtsvermuthung, daß der Inhaber die Handlung verjchuldet habe. 
In der Praris wird ſich diefe Beitimmung als jehr harmlos erweijen. 
Denn wenn aus einer Miethskajerne, die aus Erdgeſchoß und fünf 
Dbergefchojjen bejteht, in deren jedem nicht blos eine, jondern mehrere 
Miethparteien und bez. Untermiether wohnen, etwas herausgeworfen 
oder ausgegofjen wird, fo wird e3 dem auf der Straße vorüber: 
gehenden Bejchädigten jehr jchwer fallen, zu ermitteln, aus welchem 
Theile des Haujes die That begangen worden tft. Und wenn ihm 
dies auch gelingen follte, jo wird dem Inhaber dieſes Theiles des 
Haufes die Ermittelung des Thäters und bez. der Exkulpations— 
beweis nicht ſchwer werden. Bähr‘?) und Gierfes*) find denn auch 
mit diefer Beitimmung durchaus nicht einverjtanden und verlangen, 
dag — nad dem Borgange des Delterr. B. ©. B. $ 1318 und des 
Bad. L. R. Sat 1384 a — der Inhaber der Wohnung für unbedingt 


«a) a. a. O. ©. 9. 
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haftbar erklärt und ihm der Entjchuldigungsbeweiß ganz verjagt 
werde. Bähr jagt: „Ach halte das für feine Gerechtigkeit.” Ich bin 
hier anderer Anfiht und meine vielmehr, daß 8 729 zu ftreichen ift. 
Es liegt weder ein legislatorijher noch ein praftiicher Grund vor, 
in Abweihung von den allgemeinen Grundjäßen zu Gunjten eines 
jo unmwichtigen Berhältniffes eine Nechtsvermuthung für die Ber: 
ihuldung aufzuftellen, während in anderen weitaus wichtigeren Fällen 
eine folde Ausnahme als unthunlich bezeichnet wird. Auch könnte 
doch die Annahme einer Rechtsvermuthung für das DVBorhandenfein 
einer Verſchuldung nur dann al3 gerechtfertigt erjcheinen, wenn 
zwijchen dem jchädigenden Ereigniſſe und demjenigen, welchen die 
Bermuthung der Verſchuldung treffen joll, eine äußere SKaujalität 
beiteht. Das ift hier nicht der Fall. Man nehme z. B. folgenden 
Fall: — Ein Freund des Hausjohns kommt, um diejen zu bejuden, 
wird in jeiner und des Hausvaters Abwejenheit in defjen Zimmer 
geführt, wirft eine Flaſche zum Fenfter hinaus, die einen Worüber: 
gehenden verlegt. — Hier fehlt es an jedem äußeren Grunde, die 
Berlegung auf eine Verſchuldung des Hausvaters zu beziehen, die 
Bermuthung feiner Verſchuldung ift eine ganz willfürlide Fiktion 
und ich glaube au kaum, daß Herr Dr. Bähr das für Gerechtigkeit 
halten würde. Auch weder der code civil noch das Schweizeriſche 
Obl. R., die im Uebrigen im Gebiete des Schadenserjagrechtes einen 
jehr fortgefchrittenen Standpunkt einnehmen, enthalten der actio de 
effusis et dejectis entjprechende oder nachgebildete Borjchriften. 

Mit dem $ 729 müſſen felbitverftändlich aud) die 88 730 und 731 
über den Regreßanſpruch des Erfatverpflichteten gegen den Thäter, 
die Gefammthaftung mehrerer Inhaber eines Gebäudes bezw. eines 
Theils defjelben, ſowie der eine furze einmonatliche Verjährung für 
Ansprüche der in Rede ftehenden Art bejtunmende $ 732 fallen, gegen 
die im Uebrigen etwas nicht einzuwenden jein würde. 

Beruht die Vorſchrift in $ 733, wonach die Beitimmungen der 
88 729 bis 732 entiprehende Anwendung finden follen, wenn eine 
Sache ohne gehörige Befejtigung an einem Gebäude ausgeſtellt oder 
ausgehängt und durch ihr Herabfallen ein Anderer bejchädigt worden 
tft, nad) den Motiven — II. 808 — auf den gleihen Gründen, 
welche zu den Borjchriften der 88 729—732 geführt haben, jo jtehen 
aud ihr die nämlichen Bedenken entgegen. 

8 734 behandelt die Berlegungen durch Thiere. Derjelbe 
beitimmt: 

83 + 
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„Ber ein Thier hält ift verpflichtet, unter Anwendung der 
Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters diejenigen Vorficht3- 
maßregeln zu treffen, welche erforderlich find, um das Thier 
an der Zufügung von Beihädigungen zu hindern. Wird 
diefe Pflicht verlegt, jo ift der Halter de3 Thieres zum 
Erjage des daraus einem Dritten entjtandenen Schadens 
nah Maßgabe der 88 704, 722 bis 726 und des $ 728 
Abjag 1 verpflichtet. 

Die gleiche Berantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher 
die Führung der Auffiht für den Halter des Thieres über- 
nommen hat.“ 

Die Motive — II. 811 — heben mit Recht hervor, daß bejondere 
Beltimmungen darüber, inwiefern derjenige, welder ein Thier hält, 
zum Erſatze des durch das Lestere verurfachten Schadens verpflichtet 
ift, unentbehrlich jeien, weil beim Mangel derjelben nach den allgemeinen 
Grundjägen der Bejhädigte in vielen Fällen auf Schadenerjaß feinen 
Anſpruch haben würde, obſchon das praftiihe Bedürfniß ein Anderes 
erfordert. Aber durch die Art und Weiſe, wie der Entwurf dieje 
Materie geregelt hat, wird dem praftiihen Bedürfnifje keineswegs 
genügt. Der Entwurf beabfichtigt — wie die Motive ausführen — 
weiter nichts al3 eine Beltimmung zu treffen, weldye dem „Halter“ 
eines Thieres die Pflicht zur gehörigen Verwahrung und Beauf— 
jihtigung deſſelben dergejtalt auferlegt, daß die Verlegung Ddiejer 
Pflicht ſich ciwilvechtlih als eine widerredhtliche Handlung darjtellt 
und damit unter $ 704 fällt. Dagegen ijt e8 bedenklich gefallen, 
nad) dem Borbilde des Gem. Rechts, des code civil, des Bad. L. R. 
und des Sächſ. B. ©. B. den Eigenthümer eined Thieres oder 
Denjenigen, welcher ein Thier hält, für den von dem XThiere an— 
gerichteten Schaden ohne Rückſicht auf ein Verjchulden dejjelben ver: 
antiwortlid zu machen, wenn auch mit der Modifikation, daß der 
Eigenthümer oder Thierhalter ſich durch Ueberlaſſen des Thieres oder 
jeines MWerthes an den Beichädigten befreien fönnte, denn damit 
„würde man den Boden des Delifts verlaffen und, wenn auch nicht 
ein fingirtes Delikt, doch eine in das Rechtsſyſtem fich ſchwer eins 
fügende gejegliche Obligation jchaffen.” Zu einer ſolchen pofitiven 
Regelung fehle e8 an praftiichen Gründen. Sehr doftrinär, aber 
unpraftiih! Dem Beichädigten ift durd die Beftimmung des Ent- 
wurfs nicht geholfen. Den Beweis: daß der Halter des Thieres bei 
der Beaufihtigung des Thieres die „Sorgfalt eines ordentlichen Haus: 
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vaters” vernadläfligt habe, muß er doc führen, um jeinem Schaden 
beizufommen, und das wird in den meiften Fällen jehr jchmwierig, 
oft unmöglich jein. Iſt es nicht viel richtiger und dem Nechtsgefühle 
entiprechender, wenn die Haftung Demjenigen auferlegt wird, welcher 
dur das Halten de3 Thiered den Anlaß zu einer Schädigung durd 
dafjelbe bietet, welcher den Nuten von dem Thiere zieht, al3 einem 
Andern, welhem das Thier gar nichts angeht und welcher auf defjen 
Verwahrung nicht den geringften Einfluß nehmen fann? Dem Eigen 
thümer des Thieres das Recht zu geben, fich durch die Ueberlafjung 
des Thieres an den Beichädigten vom Scadenserjage unter allen 
Umftänden zu befreien, entipricht dem praftiihen Bedürfniſſe nicht. 
Was nütt ed Einem, der von einem böjen Hunde gebifjen worden 
it, wenn er den Köter befommt? Auch Gterde 65) ift mit der Faſſung 
des 8 734 nicht einverftanden; er jagt: „So iſt alle „Srrationalität” 
in diefer Materie, in der uns bisher nod ein friicher Erdgerud) 
erquidte, glüdlich befeitigt.” 

$ 735 legt dem Befiter eines Grunditüds die Verpflichtung auf, 
unter Anmwendung der Sorgfalt eines ordentlihen Hausvaters dafür 
zu jorgen, daß ein auf dem Grundftüde befindliches Gebäude vder 
ſonſtiges Werk nicht in Folge fehlerhafter Einrichtung oder in Folge 
mangelhafter Unterhaltung einftürzt und macht ihn für den infolge 
der Verlegung diejer Pflicht erfolgten Einfturz einem Dritten ent- 
ftehenden Schaden in Gemäßheit von 88 704, 722 bis 726 und 
$ 728 Abſ. 1 haftbar. Dem Beſitzer eines Grundſtücks gleichgeftellt 
wird in diefer Hinficht Derjenige, welder in Ausübung feines Rechts 
auf fremdem Grund und Boden ein Gebäude oder fonftiges Werk 
bält, fowie Derjenige, welcher für einen anderen Verpflichteten die 
Unterhaltung des Werkes übernommen hat. 

Der Grundgedanke diejer Beltimmungen ift in Wejentlichen der- 
jelbe wie der, auf welchem $ 734 beruht. „Es ift bedenklich”, — 
führen die Motive II. 815 flg. aus — „den Befiger jeder, aud einer 
beweglichen Sache zu verpflichten, die Rettere mit der Sorgfalt eines 
ordentlihen Hausvaterd in dem Stande zu erhalten, welcher die 
Möglichkeit der Beihädigung eines Dritten ausschließt. Eine derartige 
Beitimmung würde auch, namentlich in ihrer Erſtreckung auf bemweg- 
lie Sachen, weit über das Bedürfniß hinausgehen. Werde durd 
eine bewegliche Sache ein Schaden angejtiftet, jo werde regelmäßig 
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ein Handeln des Beſitzers vorausgegangen jein, weldes ihn nad) den 
jonftigen Grundfäßen über Schadenserjag aus unerlaubten Hand- 
lungen verantwortlid made. Nur in Anjehung der Grundjtüde, 
bei welchen ein ſolches Handeln nad) der Natur der Dinge in vielen 
und überaus wichtigen Fällen nicht angenommen werden könne, ver- 
halte e3 fi anders. Indeſſen auch hinfichtli der Grundftüde habe 
das Geje nur wegen des Einjturzes der darauf befindlichen Gebäude 
und fonftigen Werke Borjorge zu treffen. Durch den Einfturz der 
auf Grundftüden befindlichen Gebäude und ähnlichen Werfe fünnten 
zahlreihe Dritte in erheblihitem Maße geichädigt werden. Der 
Gejetgeber habe daher den dringenditen Anlaß, zur thunlichſten Ver— 
hütung folder Schäden durch pofitive Beftimmungen einzugreifen.” 
Und dies gejchieht nun in der Weife, daß dem Eigenthümer die Ber- 
hütung des Einfturzes zur Pfliht gemacht und dadurch die Ver— 
legung dieſer Pfliht zu einem Eivildelikt geitempelt, dabei aber dem 
Gejhädigten der Beweis des Verjchuldens und des Kauſalzuſammen— 
hangs bezw. auch noch der Borausjehbarkeit des Schadens auf- 
gebürdet wird. 

Die Begründung der Motive ift ganz unhaltbar und führt zu 
den bedenklichiten Konjequenzen: Danach ift Eraft jeines Eigenthums- 
rechtes Jeder berechtigt, jeine Sache jo jchadhaft werden zu lafjen, 
daß fie Dritten Schaden droht, nur ein Gebäude oder ſonſtiges — 
ähnliches — Werk darf er nicht einftürzen laffen. Der Gedanke, 
daß das Recht des Einzelnen nicht blos durd direkt entgegenjtehende 
Befugniffe Dritter bejchräntt wird, jondern auch in dem Rechtskreiſe 
Dritter eine Schranfe findet, daß es nad) der Rechtsordnung ver— 
boten fein muß, durch mißbräudlihe Rechtsausübung in den Rechts— 
frei Dritter einzugreifen, ift dem Entwurfe vollftändig fremd, er iſt 
bier von den romaniſtiſchen Ideen gänzlich eingenommen %). Und 
wenn das Schadhaftwerden einer beweglichen Sache zweifellos ebenio 
gut und ebenjo oft nicht durch ein Handeln, fondern durch ein Unter: 
lafjen herbeigeführt werden kann, wie das Schadhaftwerden eines 
Gebäudes, jo iſt nicht abzujehen, weshalb der Gejeggeber nicht auch 
dagegen gerichtete Beftimmungen trifft. 

Nocd weniger ift zu verjtehen, weshalb nur der Einfturz eines 
Gebäudes, alſo das gänzliche Zujammenfallen, und nicht auch das 
Ubfallen einzelner Beftandtheile eine befondere Borjorge Seitens des 
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Geſetzgebers erfordern ſoll. Die Gerechtigkeit erfordert, daß Jeder 
haftbar gemacht wird für die Schäden, welche durch die Schadhaftigkeit 
der ſeiner Machtſphäre unterworfenen Sachen einem Dritten verurſacht 
werden. Mindeſtens aber wäre eine geſetzliche Vermuthung für die 
Verſchuldung mit Zulaſſung des Gegenbeweiſes aufzuſtellen geweſen, 
und hier mit viel größerer Berechtigung wie für die Fälle des 8 729, 
und es iſt nicht erfindlich, weshalb die Motive hier das Vorhandenſein 
eines Bedürfniffes nad einer Rechtsvermuthung in Abrede jtellen. 

Endlich ift es nicht zu billigen, daß der Entwurf nicht dem 
Eigentümer des Grundftüds, jondern dem Befiter dejjelben, 
d. h. demjenigen, welcher das Grundſtück mit dem Willen innehat, 
dnfjelbe als das jeinige zu haben, die Verpflichtung zur Anftandhaltung 
und bezw. der Schadenserjagpflicht auferlegt. Wenn die Motive — 
II. 818 — als Grund dafür angeben, daß es unbillig erjcheine, dem 
Eigenthümer, welcher nicht Befiger und daher wegen des fehlenden 
Beſitzes regelmäßig auch außer Stande jet, die Verpflichtung zu er- 
füllen, dieſe gleichwohl aufzuerlegen, jo ift dagegen zu erinnern, daß, 
da nad) $ 828 des Entwurf zur Uebertragung des Eigentums an 
einem Grundftüde die Eintragung des Erwerbers in das Grundbud) 
erforderlich ift und nad) $ 798 der Befig einer Sache nur injoweit 
möglich ift, als Eigenthum an der Sache möglich ift, auch von dem 
Belite eines Grundſtücks ohne Eigenthum nicht die Rede fein kann. 

Eine Ausnahme wäre nur zu machen, wenn ji) da8 Grundjtüd 
auf Grund eines dinglichen oder perfünlichen Rechts in der Inne— 
Habung und Nutzung eines Dritten befindet, in welchem Fall dann 
diejer für den Schaden aufzukommen hätte, weil er den Nuten 
davon hat. 

Der $ 736 regelt die Frage, inwieweit ein Beamter wegen 
Berlegung einer ihm obliegenden Amtspflicht dem hierdurch Gejchädigten 
eriagpflichtig ift. Er beftimmt: 

„Ein Beamter, welcher die gegenüber Dritten ihm gejeglic 
obliegende Amtspflicht aus Borjag oder Fahrläſſigkeit verletzt, 
it für den Hieraus einem Dritten entjtandenen Schaden nad) 
Maßgabe der 88 704, 722 bis 726 und des $ 728 Abjag 1 
verantwortlich. 

ft ein Beamter, welcher verpflichtet ift, einen Andern 
zu der Geichäftsführung für einen Dritten zu bejtellen oder 
die einen Andern für einen Dritten obliegende Geſchäfts— 
führung zu beauffichtigen oder bei einer jolchen Gejchäfts- 
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führung durch Ertheilung oder Bermweigerung der Genehmigung 
zu Nechtögejchäften mitzuwirken, wegen Verlegung diefer 
Pfliten aber dem Andern für den von dem Letteren zu— 
gefügten Schaden verantwortlich, fo finden die Vorjchriften 
in 8 713 entiprehende Anwendung. 

Ein Beamter, welcher bei der ihm obliegenden Leitung 
oder Entiheidung einer Rechtsſache feine Amtspflicht ver: 
legt, ıft für den hieraus entjtandenen Schaden nur dann 
verantwortlich, wenn die Pflichtverlegung mit einer im Wege 
des gerichtlichen Strafverfahreng zu verhängenden öffentlichen 
Strafe bedroht ift.” 

In den Motiven — II. 822 fig. — wird die Frage aufgemworfen, 
ob es vom Standpunkte des Entwurfs aus überhaupt bejondere 
Beitimmungen in der hier in Rede ftehenden Richtung bedürfe, da 
in alle einer mit Kriminaljtrafe bedrohten Amtspflichtverlegung 
wegen Berlegung eines abjoluten Verbots eine widerreditliche Hand- 
lung im Sinne des erjten Abſatzes von 8 704 vorliege und wenn 
durch die Pflichtverlegung ohne amtliche Berechtigung in den Kreis 
der abjoluten Rechte eines Anderen eingegriffen werde, eine wider— 
rechtliche Handlung im Sinne des zweiten Abjages des 8 704 ges 
geben jei, endlich auch diejenigen Berlegungen der Amtspflicht, welche 
weder zu der einen oder der anderen der gedachten beiden Gruppen 
gehören, dann al3 widerredjtlihe Handlungen im Sinne von $ 704 
wegen Verlegung eines abjoluten Verbotes anzujehen jeien, „wenn 
die — verlegte — Dienſtpflicht nach der Dienftoorichrift, durch welche 
die Amtspflicht bejtimmt wird, dem Beamten auch Dritten gegenüber 
mit rechtöverbindlicher Kraft auferlegt iſt.“ Hiernach blieben, als 
durch $ 704 nicht gededt, nur übrig Verlegung von Amtspflichten, 
zu deren Erfüllung Dritten d. h. Privatperjonen gegenüber, der 
Beamte nad) der Dienftvorichrift nicht verpflichtet it. Die Motive 
machen fih nun das Bedenken, daß durch Stillſchweigen über die 
in Rede ftehende Materie ein doppeltes Mißverſtändniß herbeigeführt 
werden könne. Einmal dahin, daß auch die zulegt gedachte Gruppe 
von Amtspflichtverlegungen umter $ 704 jubjummirt werden könne, 
das andere mal dahin, daß die Verlegung der Amtspflicht, jofern fie 
nicht in den allgemeinen Strafgefesen vorgejehen jei, oder einen 
unberedtigten Eingriff in den Kreis der abjoluten Rechte eines 
Anderen enthalte, auf Grund des 8 704 niemals zum Schadenserſatz 
verpflichte, da die verletzte Pflicht nur als „obligatorische gegenüber 
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dem Staate, der Gemeinde u. ſ. w. als Dienſtherrn bejteht und 
demzufolge au) nur der Dienftherr einen Anſpruch auf Schadens: 
erfaß zu erheben vermöge. Dieſe Bedenken jind unbegründet, laſſen 
aber ein gewiſſes — und ſehr berechtigtes — Mißtrauen in die 
Berjtändlichkeit der Begriffsbeitiinmungen des 8 704 erkennen. Wenn 
alfo der Entwurf für die Haftpflicht der Beamten Feine anderen Be— 
ftimmungen treffen wollte, als ji) aus $ 704 ergeben, dann iſt der 
erite Abjat des $ 736 überflüſſig. Das Gleiche iſt von Abi. 2 
des 8 756 zu jagen, der volljtändig durch die 88 710 bis 713 ge- 
deckt erjcheint. 

Es muß aber die Frage aufgeworfen werden, ob nicht Ver— 
anlafjung vorliegt, die Frage der Haftpflicht der Beamten aus Ver— 
leßungen ihrer Amtspfliht abweichend von den Grundjägen des 
8 704 zu regeln. ac) dem Entwurfe haftet der Beamte, außer 
injoweit ihm die Leitung oder Entiheidung einer Rechtsjache obliegt, 
nicht bloß für Vorſatz, ſondern auch für jede Fahrläffigkeit in 
Erfüllung jeiner Pflichten. Nun find aber die Beamten aud) nur 
Menjchen und mandmal jehr geplagte, mit Gejchäften überhäufte. 
Insbeſondere der Hypotheken- und der Vormundichaftsrichter ſind 
fortwährend genöthigt, Entichließungen zu fallen, bei denen, abgejehen 
von den unendlih mannichfachen Vorfchriften in Gefegen und Ver— 
ordnungen, abgejehen von den vielen Präjudizien, ein umfängliches 
und verwideltes Aktenmaterial zu berüdjichtigen if. Kann man 
einen Grundbudhrichter unbedingt verantwortlich machen, wenn er 
irgend einen geringen formellen Mangel überjieht und in Folge 
defjen einen anfechtbaren Eintrag in das Grundbuch, bewirken läht? 
Und weldem Bormundichaftsrichter kann man einen Vorwurf daraus 
machen, wenn er in der Ueberwachung eines Wormundes, der ein 
ausgedehntes Handelsgejchäft eines Bevormundeten leitet, etwas über: 
fteht, da hierzu doc, Kenntnifje gehören, welche man ihm gar nicht 
zumuthen kann? Aber gerade im Grundbuch und Vormundſchafts— 
mwejen ift — wie jeder Praftifer weiß — eine allzu ängjtliche 
ichablonenhafte Behandlung der Saden oft mit den größten Nach— 
theilen und Unbequemlichkeiten für die Betheiligten verbunden. Wie 
oft Eommt es vor, daß einem Eintrage in das Grundbuch ein unbe- 
deutendes formelles Bedenfen entgegenjteht oder auch nur entgegen- 
gejett werden könnte, welches nad) menschlicher Vorausficht irgend 
welchen materiellen Einfluß nicht zu äußern vermag. Kann man es 
dem Grundbuchrichter verdenfen, wenn ev den beantragten Eintrag 
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im Hinblid auf einen möglichen Erſatzanſpruch ablehnt, wenn auch 
nod jo große materielle Intereſſen der Betheiligten dabei auf dem 
Spiele ftehen. Auch dem Bormundichaftsrichter ift e8 nicht zu ver- 
denken, wenn er ſich ftreng an die gegebenen Vorjchriften hält, wenn 
er die Genehmigung zur Fortführung eines blühenden Handelsgeſchäfts, 
welches der Unmündige vom Bater ererbt hat, veriveigert, weil die 
Ueberwachung defjelben mit zu großen Gefahren für ihn verbunden 
it, wenn er den Verkauf von im Nachlaſſe vorgefundenen, nicht 
miündelmäßigen, aber gute Binfen tragenden Werthpapieren ver: 
anlaßt, um nicht für einen etwa jpäter eintretenden Verluſt ver- 
antwortlih gemacht zu werden? Meiner Anjicht nad entipricht es 
nicht nur der Billigkeit, jondern liegt auch im Intereſſe des Publikums, 
wenn das Gefpenft der Schadenserjagpflict für den Richter in fo 
weite Ferne gerückt wird, daß er durch dafjelbe in coulanter, die 
Bedürfniſſe des Verkehrs berüdfichtigender Erfüllung feiner Amts— 
pflichten nicht behindert wird. Es muß deshalb nad) dem Borgange 
des Sächſ. B. ©. B. ($ 1506) und de3 Züricher G. B. ($ 1852) 
die Schadenserfagpflict der Beamten von dem Borhandenfein ab- 
fihtlihen Verſchuldens oder grober Yahrläfligkeit abhängig gemadt 
werden. 

Wenn im dritten Abſatze die Schadenserſatzpflicht eines recht— 
ſprechenden Beamten auf die Fälle beſchränkt wird, in denen die 
Pflichtverletzung mit einer im Wege des gerichtlichen Verfahrens zu 
verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt, ſo iſt dies durch die 
Erwägung gerechtfertigt, daß man einem ſolchen Beamten nicht die 
Kenntniß ſämmtlicher Beſtimmungen des poſitiven Rechts zumuthen 
oder ihn wegen irriger Anwendung oder Auslegung derſelben zur 
Verantwortung ziehen kann. Allein daß dieſe Unverantwortlichkeit 
auf den richterlichen Beamten, inſoweit ihm die Leitung einer 
Rechtsſache obliegt, ausgedehnt hat, halte ich mit Bährs) für unge— 
rechtfertigt, da die Gründe, welche aus der Natur des Rechtſprechens 
für die Unverantwortlichkeit hervorgeleitet werden, für die Prozeß: 
leitung nicht zutreffen. 

ALS einen Mangel des Entwurfs muß ich e8 ferner bezeichnen, 
daß derjelbe nicht beiondere Beftimmungen über die Haftung öffent: 
lid) angejtellter Sadverftändiger, wie da3 Sächſ. B. G. B. im 
$ 1508, aufgenommen hat. Wenn dies nah den Motiven — 
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1I. 827. — unterblieben ijt, weil dadurch „in nicht zu billigender Weiſe 
ein bejonderes civilrechtliches Delikt gejchaffen werden würde”, fo ift 
nicht abzujehen, weshalb der Entwurf in diefem Falle jo ängftlich iſt, 
während er ſich doch fein Bedenken gemacht hat, in den 88 734. 735. 
ſolche „bejondere civilrechtlihe Delikte” zu fchaffen, zumal bei der 
Schwierigkeit, gegen einen gerichtlichen Sachverſtändigen, der aus 
Vorſatz oder YFahrläffigkeit in einem Prozeſſe ein falſches Gutachten 
abgegeben und dadurd die Entſcheidung dejjelben zu Gunjten einer 
Partei veranlagt hat, einen Schadensanjprudh aus $ 704 Abjat 1 
zu begründen, ein Bedürfniß hierzu offenbar vorliegt. 

Endlich habe ic) noch mit Gierfe 6°) auszuftellen, daß der Entwurf 
die Regelung der Frage nad) der ciwilrechtlihen Haftung des Staates 
und der Gemeinde für die von einem Beamten verhangenen Ber: 
legungen jeiner Amtspflicht abgelehnt Hat, weil diejelbe öffentlich 
rechtliher Natur jei. Denn dieje Frage ift, wie Gierfe mit Recht 
hervorhebt, nicht weniger privatrechtliher Natur als die Frage nad) 
der Haftung der Beamten überhaupt. Auch ift der Staat, injofern 
er ji) für die Dienfte jeiner Beamten bezahlen läßt, und zwar recht 
gut, gegenüber dem Rechtjuchenden in feiner andern rechtlichen Lage 
al3 der Arbeitgeber in Bezug auf feine Gehilfen und es fünnte nur 
in Frage kommen, ob e8 nicht gerechtfertigt ift, dem Staat eine weiter- 
gehende Haftung als den Beamten ſelbſt und zwar die Haftpflicht 
in demjelben Umfange aufzuerlegen, wie dem Arbeitgeber. Hierfür 
Ipricht insbefondere noch der Ilmftand, daß dem Einzelnen die Wahl 
de3 Beamten, durch welchen er feine Geſchäfte beſorgen lafjen will, 
nicht freigegeben, er vielmehr gezwungen iſt, feine Angelegenheiten 
dem zuitändigen Beamten in die Hände zu legen, aud wenn er 
gegründete Urſache hat, deffen Befähigung zu mißtrauen. 

Es erübrigt mir zum Schluſſe, noch die allgemeinen Grundjäße 
furz zujammenzufaffen, auf denen ich das Schadenserſatzrecht des 
Bürgerlihen Geſetzbuches für das Deutihe Reich aufgebaut jehen 
möchte: 

Wer einen Andern dur fein Thun oder widerredhtlidyes Unter- 
lafjen einen Schaden zufügt, ift demſelben zum Erſatze verpflichtet, 
außer wenn ihm in Bezug auf den dem Beichädigten entzogenen 
Gegenstand ein bejjeres Recht zujteht und im Falle der Nothwehr. 
Schadenserjag kann gefordert werden nicht blos für Vermögens: 


6s) a. a. O. S. 259. 
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einbuße, jondern auch wegen Berlegung de3 Lebens, des Körpers, 
der Gefundheit, der Freiheit, der Ehre und der übrigen jogenannten 
immateriellen Lebensgüter. 

Voller Schadenserfag, ſowohl die erlittene Bermögenseinbuße 
als den entgangenen Gewinn umfaſſend, ift unbedingt zu gewähren, 
wenn vorfäglich da8 Recht eines Anderen verlegt worden ift. In 
allen andern Fällen Hat der Richter je nad) den Umſtänden des 
konkreten Falls bez. nad) dem Grade der Verſchuldung den Umfang 
der Erfagleiftung nad) freiem Ermeſſen zu beftimmen. 

Der Arbeitgeber haftet, abgejehen von einem obligatoriſchen 
Berhältniffe, für das Verſchulden feines Arbeiter injomweit, ald das 
Berichulden in Ausführung der dem Arbeiter übertragenen VBerrichtung 
begangen worden tft. 

Der Anſpruch auf Schadengerjat verjährt mit dem Ablaufe von 
drei Fahren von dem Beitpunfte an gerechnet, in welchem der Be- 
Ihädigte von dem erlittenen Schaden und der Berjon des Thäters 
Kenntnii erlangt hat, in allen anderen Fällen in zwanzig Jahren. 

Sch bin mir bewußt, in welchem grellen Widerjpruche dieſe 
Grundfäge zu dem durch Sahrhunderte als Evangelium gelehrten 
und auch zur Seit noch von den meilten Gelehrten und Praftifern 
heilig gehaltenen Schuldprinzipe ftehen und daß Ste heftige Wider- 
Iprüche erfahren werden. Ich bin aber der Weberzeugung, daß der 
Entwurf in dem von mir behandelten Abjchnitte dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes nicht entjpricht, daß er uns ein nationales Recht nicht 
bietet, ja daß er jogar einen Rüdichritt bedeutet, und daß, wenn er 
Geſetz werden jollte, die Nechtsentwidelung auf dem Gebiete des 
Schadenserſatzrechts für unabjehbare Zeit gehemmt fein würde. Diefe 
Ueberzeugung allein hat mir den Muth gegeben, meine Anfichten 
offen auszufprechen; vielleicht auch finden fie von berufenerer Seite 

Unterftügung und dadurd) Beachtung. 
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Der Entwurf des Cinführungsgejeges. 
Bon Redtsanwalt Hartmann in Nürnberg. 


Vorbemerkung. 


Der Artikel 1 de3 Einführungsgefeges joll den offengelafjenen 
Zeitpunkt der Einführung des Gejeges bejtimmen. In dem natür- 
lihjten Zufammenhange mit der Frage nad) dem Zeitpunfte des 
Inslebentreten des Gejeßbuches fteht jene nach der Möglichkeit der 
Einführung: Die jo viel umftrittene Frage, ob der Entwurf als eine 
geeignete Grundlage für die einheitliche Nechtsgejeggebung auf dem 
Gebiete de3 Privatrechts erachtet werden kann. 

Es hat nicht an Urtheilen gefehlt, welche dies in fchroffiter Form 
verneinten. Es ijt eine erfreuliche Thatſache, daß troß lebhafter An- 
theilnahme aus fait allen Kreifen der theoretifhen und praktischen 
Jurisprudenz, wie mancher Laienfreife an der Beurtheilung des 
Geſetzbuches diefe Kritifen nicht nur in der weitaus verjchwindenden 
Diinderheit blieben, jondern auch diefe jo ftrenge vernichtenden 
Urtheile ſelbſt im Laufe der Zeit eine erhebliche Abſchwächung erlitten. 
In einer der frühejten, zugleid; aber auch der geiftvolliten und er- 
Ihöpfendften Kritiken wird der Entwurf mehr römiſch als deutjch, 
ein dem eigenen Volke mit jieben Siegeln verjchlofjenes Buch genannt, 
durch welches dem deutſchen Recht der Todesſtoß zugedacht jei.') 
Allein noh am Schluſſe derjelben Kritif wird an der Möglichkeit 
einer Umarbeitung nicht verzweifelt, und eine Umfchmelzung mit 
Ausscheidung unedlen Metalles und einer Zuthat deutjchen Edel- 
metalles al3 recht wohl möglich bezeichnet. ?) 

) Gierfe, der Entwurf des bürgerlichen Geſetzbuches und das deutſche 
Recht ©. 14. 

2) Gierfe a. a. O. ©. 585. 
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Allein wo ift da3 unedle Metall? Wer immer den romaniftifchen 
Gedankenaufbau zum Ausgangspunfte ſeines Tadels nimmt, der 
überjieht, daß jeit Sahrhunderten die Grundlagen nicht unjerer Rechts— 
bildung etwa allein, jondern jeder Rechtsbildung überhaupt roma— 
niftifche waren. 

Welche Gejetgebung befteht, welche der romaniftiihen Funda— 
mente je entrathen hätte, oder überhaupt entrathen Eönnte? Gind 
fie etwa dem preußijchen Landrecht, welches ein deutjches Gejetbuch 3) 
genannt wird, fremd geblieben? Steht das ſächſiſche oder das dfter- 
reichiſche Gejegbudh dem romaniftiihen Rechtsgedanken etwa ferner? 
Hat nicht der Mufterftant aller wirthichaftlihen Entwidlung, das 
junge nordamerifantjche Staat3wejen in einem großen Umfange jeines 
Gebiet3 das römische Hecht als gemeine Recht recipirt? 

Wenn man hiegegen jtet3 und ſtets von der Unterjohung und 
Berfümmerung deutjchen Rechts jpricht, wenn man immer und immer 
den germaniftiichen Rechtsgeiſt als Rächer des Verrathes beſchwört, 
welcher durch das romaniſtiſche Gepräge des Geſetzes an dem deutſchen 
Volksthum geübt ſein ſoll, ſo muß eben gejagt werden, jo hart es 
auch Elingen mag, daß dasjenige, was man mit Vorliebe und als 
Ausflüfe des nationalen Rechtsbewußtſeins, als Auswüchſe des 
deutjchen Rechtsgeiſtes bezeichnet, im deutjchen Rechtsleben nur in 
höchſt beichränkter Weile Wurzel gefchlagen hat. 

Der glaubt man in der That den todten Schemen unferer 
rechtsgeſchichtlichen Entwidlung ein Eünftliches Leben einhauchen zu 
können? Glaubt man durd) die Wiederbelebung der Gewere, des 
väterlichen und eheherrlihen Mundium , das nationale Rechtsbewußt— 
jein wieder erweden zu fönnen? Glaubt man durd) den Gebraud) 
der jogenannten deutichen Nechtswörter, wie „Kinder in der Were, 
Mundwalt, Schlüffelgewalt”, den jo herb getadelten Mangel an Volks— 
thümlichkeit und Bolföverftändlichkeit befeitigen, das Verſtändniß des 
Gejegbucjes fördern zu fünnen ? 

Meder die deutiche Herriffenheit, noch die jieghafte Macht der 
romaniftischen Nechtslehre hätten es vermocht, ein deutſches Recht zu 
unterdrüden, wenn ein wahrhaft deutiches Recht wirklich vorhanden 
geweſen wäre. 

Sener fosmopolitische Zug, welcher den Deutſchen bereit im 
11. und 12. Jahrhundert bald nad) Südfrankreich, (Troyes; Bar sur 


3) Gierke a. a. O. S. 14. 
VBgl. Gierke a. a. O. ©. 49. 
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Aube) bald wie die Kölner nad) London, bald nad) Benedig und 
Genua, bald der Donauftraße entlang bis nad) Belgrad führte, blieb 
nicht ohne Einfluß auf die Rechtsbildung. So wurde fremdes Ge- 
werbe-, Handels-, Wechjelrecht rezipirt, lange bevor die humaniſtiſche 
Bewegung den Anftoß zur Rezeption des römischen Rechts gab. 
Saum eine Geite des Privatrehts Eonnte ſich fremdrechtlichen Ein- 
flüffen entziehen, jelbft auf das Gebiet des Familienrechts in den 
deutjchen Stadtrechten, in welden man doc den Urquell deutjchen 
Rechtsgeiſtes erkennt, erjtredte fich die Rezeption. So erbat jih, um 
dies nur mit einem einzigen Beijpiel zu belegen, der Rath der Stadt 
Nürnberg durdy Brief vom 6. uni 1506 von dem Dogen Leonardo 
Lauredano die venetianischen Vormundihaftsgejege, welche in einer 
Eoftbaren Pergamentichrift durch eine eigene Deputation am 8. No— 
vember 1506 dem Rathe übergeben wurden, welder das venetianijche 
Vormundſchaftsrecht jofort einführte). Und in diefen Stadium fort: 
gejetter Nechtsentlehnung befindet ſich unfere Rechtsbildung heute 
noch: wir entlehnen engliiches Chedrecht, niederländijches Warrant- 
recht: die Rezeption greift durch das Medium der gemohnheits- 
rechtlichen Bildung der Codification vor. Uebertragen wir darum 
den nationalen Chauvinismus nicht auf die Gejetgebungsfrage. 

Unjere Sodification wird auch, wenn ſie von romaniftifchen Ele- 
menten ſich nicht freigehalten hat, und der Natur der Sache nad 
nicht freihalten fonnte, doch den fommenden Generationen nicht min— 
der als ein nationales Geſetzbuch gelten, weil es als ein einheitliches 
Recht die deutihen Stämme verbindet und deutſche Art und deutjche 
Sitte mit dem dur das Gejegbudh janktionirten deutichen Recht 
unlöslich ſich verjchmelzen werden. 

Man bejtreitet allerdings die Möglichkeit eines jolhen Aſſimi— 
lationsprozejjes, indem man dem Geſetzbuch die Bolksthümlichkeit ab- 
ſpricht. Man tadelt die abjtrafte doftrinäre Spracdmeife, die Schwer: 
fälligfeit de8 Ausdruds, die pedantiſchen Wendungen), melde es 
verhindern werden, daß der Entwurf jemals volksthümlich oder volks— 
verjtändlich werde. Gewiß tft diefer Tadel nicht unberechtigt. In 
dem Bejtreben genau zu fein, it man jchwerfällig geworden; man 


>) Wagenjeil, Commentatio de rebus notabisibus, Norimberg cap. XXV. 
Benedetti, intorno alle relazioni comercialo della republicke di Venezia e di 
Norimberja. 

9) Gierke a. a. O. S. 29. Bekker, Syjtem und Sprade ©. 38. Klöppel, 
in Beiträge für das Recht, Bd. 32 S. 611 und fgd. 
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hat die Forderung der Deutlichfeit über die Forderung der Knapp— 
heit und Straffheit des Ausdruds geftellt, und ift darum in den 
Fehler langathmiger Perioden und Satzkonſtruktionen verfallen, 
welche gewiß nicht das Verſtändniß des Gejetes erleichtern. Allein 
diejer Mangel der redaktionellen Faſſung tft zweifellos bei der ziveiten 
Leſung leicht verbejjerungsfähig. 

Man gebe ſich indejjen feiner Täufhung Hin. Auch bei einer 
flüjfigeren, weniger jchwerfälligen Sprache des Geſetzes wird das 
Ideal, dat ſich der begabte und gebildete Laie ein Bild jeines Inhalts 
maden fann, eben nur Ideal bleiben‘), Das Bild wird immer nur 
die feineren Umrijje in unklaren und verfhwonmenen Linien zeigen. 

Das organiiche Gefüge einer privatrechtlichen Gejetgebung ent— 
hält ein viel zu feines Geſpinnſt juriftiicher Gedantenfäden, als daß 
ihre Löfung und Trennung dem Laien gelingen Eönnte. 

Trotz aller Knappheit und Präziſion der Rechtsſprache, durch 
weiche ſich der code civil auszeichnet, wird derſelbe auch heutzutage 
noch dem juriftiichen Laien nicht die Stelle eines Nachſchlagebuchs 
vertreten, welcher juriftiichen Beirath überflüſſig ericheinen ließe. Es 
dürfte wenig Gejete geben, welche ji) durd eine jo faßliche und 
Elare Ausdrudsweife auszeichnen, als unfer Reichsſtrafgeſetzbuch. Die 
ethiihen und religiöjen Grundlagen, auf welden ein großer Theil 
der Strafbeftimmungen ruht, find gewiß nur geeignet, das Ber- 
ſtändniß des Gejeges zu unterftügen. Und dennoch belehrt uns die 
tägliche Erfahrung im Schwurgerichtsjaal, daß, fobald mit Rechts— 
begriffen, beijpieldweije Urfundenfälfhung, Betrug 2c. 2c., gerechnet 
werden muß, die Gejchworenen einem richtigen Verftändniß derjelben 
trog aller Erörterungen von Seite des Staatsanwalt, der Ber: 
theidigung und der Nechtsbelehrung durch den Präfidenten jehr ſchwer 
zugänglich ſind. 

Ein dritter ſchwer wiegender Vorwurf ift der, daß der Entwurf 
dem joztalen Charakter des Privatrechts nicht gerecht geworden, daß 
derjelbe ein zu individualiftiiche8 Gepräge trägt.) Auch in diejem 
Vorwurfe liegt mehr Schein ald Wahrheit. 

Gewiß darf der Gejeßgeber an den genoſſenſchaftlichen Bildungen, 
welche das Bedürfnig des wirthichaftlihen Lebens hervorgerufen und 
außerhalb der Sphäre der juriſtiſchen Perfonen und der Gemeinjchaft 
(communio) Liegen, nicht achtlos vorübergehen; oe Ausgeſtaltung im 
) Beral. Ring in Ardiv für bürgerlices Recht I. ©. 19. 

», Gierke a. a. ©. 2. 24. 
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Sinne des modernen Rechtsbedürfniſſes ift feine Aufgabe. Die Nicht: 
berüdjihtigung diefer Aufgabe bildet eine Lüde des Entwurfs, deren 
Ausfüllung aber ohne Schwierigkeit ermöglicht ift. Aber dieje Rück— 
fichtnahme darf nicht weiter gehen, als e3 ſich um bereit3 fertige, in 
unjerem Wirthichaftsleben gefejtigte Gebilde handelt. 

Die Forderung, daß der Gejetgeber den Blid in die Zukunft 
lenken joll,?) oder daß er ſich mit einem Tropfen jozialpolitiichen 
Oels jalben joll,!%) ftellen ihm Aufgaben, welche geradezu unerfüllbar 
find. Ungeflärte fozialpolitifche Anjchauungen, in ihrer Flüſſigkeit 
und Wandelbarkeit einem fteten Wechſel unterworfen, würden eine 
fehr ſchwankende und unfichere Unterlage für den maſſiven Aufbau 
der privatrechtlichen Geſetzgebung bieten. 

Am wenigften berechtigt ericheint der Vorwurf eines zu großen 
Individualismus. Die Lehren unferer Bergangenheit ſollten nicht 
jo rajch vergefjen werden. Die Unterdrüdung des Individuums, 
die Hemmung und Bindung aller freien Entfaltung der wirthichaft- 
lichen Kräfte im Intereſſe der Gejammtheit, im Intereſſe der Ge— 
nofjfenihaft, barg den Todeskeim der gewerblichen Genoſſenſchaften, 
der Zünfte in ſich, welchem diefelben auch jchlieglich erlagen. 

Eine Unterbindung der Rechte des Individuums würde geradezu 
fih in Widerſpruch jegen mit der Gefammttendenz unjerer modernen 
Gejeggebung, welche, wie die Reform unſeres Aktienrechts beijpiel3- 
weiſe zeigt, gerade darauf gerichtet ift, den Kreis der Individualrechte 
zu erweitern. 

Schließlich ſei es geftattet, an diefer Stelle noch eines Bor: 
wurfes in ablehnender Weife zu gedenken, welcher fich gegen die 
Stellungnahme des Anwaltjtandes zur Kritif des Entwurfs und die 
denjelben leitenden Motive richtete. Eine Bemerkung in der dieje 
Gutachten einleitenden Beſprechung,!) daß wir Rechtsanwälte der Ver— 
legenheiten gedenken müßten, welche ung die Zerriffenheit und Biel: 
geftaltigkeit des beftehenden Zustandes in Anjehung des bürgerlichen 
Rechts bisher bereitet, gab zu der Unterſtellung Anlaß, als ob die 
Genugthuung über die Vereinfahung unjerer verantwortlichen Thätig- 
feit unfer Auge trüben mödhte.!?) 


») U. Menger, das bürgerliche Recht und die befiglojen Klaſſen, ©. 1, 9. 
0) Brunner, Verhandlungen des 19. deutjchen Juriftentages, Bd. 3 ©. 302. 
1) Berge. Mede, das Berhältniß des bürgerlichen Geſetzbuches zu den 
Landesgeſetzen, ©. 17. 
2) Ring im Archiv für bürgerliches Recht I. S. 192. 
XIV, 84 


Allein der Anhalt der abgegebenen Gutachten berechtigt wohl 
nicht im Mindeften zu der Annahme, als vb die Verfaſſer jih von 
jelbjtfüchtigen Zwedmäßigfeitsrüdfichten bei Abgabe derjelben hätten 
leiten lafjen. Auch die Vertreter des deutjchen Anmwaltsjtandes waren 
jih ihrer Aufgabe wohl bewußt, bei der Beurtheilung des Entwurfs 
nicht den engbegrenzten Standpunkt berufsmäßiger Rüdfichten ein- 
zunehmen, ſondern ſich auf jene höhere Warte zu ftellen, welche den 
weiten umfajlenden Blid auf das Intereſſe der Gejammtheit und 
Allgemeinheit gejtattet und für die Beurtheilung nad) dieſem Maß— 
jtabe allein den ausichließenden Richtpunft bietet. 

Zeigen unjere Ürtheile wohl in ihrer überwiegenden Mehrheit 
in jeltener Uebereinjtimmung eine entjchieden optimiftiihe Färbung, 
jo entfließt diejelbe wohl der feftgewurzelten Weberzeugung, daß die 
Bedürfnifje der Praris und die Forderungen fo mander Theoreme 
ſich niemals deden werden und an dem idealen Verjuche, beide har- 
moniſch zu vereinigen, da3 Zuftandefommen des Gejeggebungswerfes 
auf Fahrzehnte, wenn nicht für immer, jcheitern müßte. 


Artikel 2. 


Der Artikel 2 enthält die Begriffsbeſtimmung des Ausdruds 
„Geſetz“ im Sinne der Ausführungen der Motive zu $ 1 und 2 des 
Entwurfs. Gejeß im Sinne des bürgerlichen Gejegbuches und des 
Einführungsgejeges ift jede Rechtsnorm. Gejet iſt alfo nicht nur 
die „Itaatliche Rechtsſatzung“ überhaupt, jondern „jede Rechtsnorm 
ohne Nüdficht auf deren Entjtehungs: oder Erfenntnigquellen.” 

So fontrovers auch der Begriff des Gejeges'?) an und für fich 
it, jo scheint dennoch das Bedürfnig einer ſolchen Legaldefinition 
zweifelhaft, noch zweifelhafter aber deren Berechtigung und innere 
Begründung. Die legtere kann vor Allem nicht den Beitimmungen 
des Einführungsgejeges zu den Prozeßgeſetzen ($ 12 zur Civilprozeß— 
ordnung, $ 2 zur Stonfursordnung, $ 7 zur Strafprozeßordnung) 
entnommen werden, da es fich dort um das jehr wohl überjehbare 
Gebiet prozejiualer Nechtsnormen handelte. Bergleiht man ine 
deſſen nur die Beftimmungen der 88 91, 105, 107, 796 des Entwurfs, 
jo müſſen doch die durch das Intereſſe der Rechtseinheit begründeten 
Bedenken gegen jene allgemeine ausdehnende Auslegung des Begriffes 





) Bel. Yaband, Staatsrecht I. ©. 70. 80, Meyer Georg in Grünhut's 
Beitichrift für das Privatrecht und öffentliche echt VIII. 1, biegegen Zorn in 
Zeitſchrift für gel, Staatswiſſenſchaften XXXVI. S. 11. 
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entjtehen, nach welcher unter Gejet jede Rechtsnorm, alſo aud) die 
ausländiiche, die in Privatrechtsverhältniffe eingreifende ver- 
waltungsrechtliche Norm zu veritehen tft. 

Wenn beifpieläweife eine ort3polizeiliche Beitimmung das Beziehen 
von Neubauten ohne vorgängige polizeiliche Bewilligung verbietet, jo 
ericheint es wohl jehr fraglid, ob nicht ein, ohne den Konſens der 
Polizeibehörde abgejchlofjener Miethvertrag der Nichtigfeitsdrohung 
des 8 105 des Entwurfes unterliegt, und zwar, da ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft nicht dadurch giltig wird, daß die Gründe der Nichtigkeit 
jpäter wegfallen, in dauernder Schwebe der Nichtigkeit verbleibt. 

Berbleibt e8 bei den Beſtimmungen des Entwurfes, fo dürfte 
wohl füglich die Auslegung des Begriffes der Wiſſenſchaft unterlafjen 
bleiben, umſomehr, als da, wo das geltende bundesstaatliche Recht in 
Geltung bleiben und der reichsrechtlichen Regelung nicht unterliegen 
joll, die Berweifung auf da8 „Landesrecht“ jeden Zweifel darüber 
zerjtreuen würde, daß jede landesrechtliche Rechtsnorm, mag fie als 
gemeines Recht, oder in der Geſtalt des Gejetes oder der Verordnung 
oder ſelbſt des Gewohnheitsrechtes erjcheinen, aufrecht bleiben ſoll. 

Bei dieſem Anlafje ift auf einen bemerfenswerthen Gegenjatz der 
Motive zu dem Entwurfe und jener des Einführungsgejeges aufmerkjam 
zu machen. Nach jenen iſt unter Rechtsnorm, inſoweit Reichsrecht in 
Frage Steht, nur die Norm des gejchriebenen Rechts zu verftehen, 
denn jomweit Neihsrecht in Frage kommt, ergiebt ſich aus der Be: 
jeitigung des Gewohnheitsrechts in $ 2 von jelbjt eine Bejchränkung. 

Hiernach würde da, wo fein Reichsrecht in Frage fteht, jondern 
das Landesrecht aufrecht bleiben joll, aud) die Jid auf Gewohnheits— 
recht gründende landesrechtliche Norm fortdauernd in Geltung bleiben. 
Die Motive zu Artikel 2 des Einführungsgejeges bemerfen aber 
ganz allgemein: Wenn in $2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmmt 
it, daß Gewohnheit die Kraft von Rechtsſätzen nur injoweit erlangen 
fönnen, als das Geſetz auf Gemwohnheitsrecht verweilt, jo giebt die 
Gegenüberjtellung von Gejeg und Gewohnheitsrecht in jener Borjchrift 
von jelbit an die Hand, daß unter Gejeg nur das gejchriebene Gejet 
gemeint jein fann. Diefer Satz fonnte zu der Annahme verleiten, 
daß auch das landesrechtlihe Gemwohnheitsrecht ausgemerzt jein joll, 
während doh in den Motiven zu $ 32 de3 Einführungsgejetes 
(S. 148) ausdrücklich bemerkt ift, daß ſich die grundjägliche Beſeiti— 
gung des GewohnheitsrechtS in $ 2 des Bürgerlichen Gejegbuchd auf 
das Neichsprivatredht allein erſtreckt und bejchränft. 

84* 
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Artikel 3. 

Die Beftimmung, daß der Vorbehalt zu Gunften des Landesrehts 
fi nicht nur auf die beitehenden, fondern fi aud auf etwaige neu 
zu erlafjende landesgeſetzliche Vorſchriften erftredt, ift wohl überflüffig. 
Derjelbe wird insbefondere durch den durch die reich3gerichtliche 
Rechtſprechung zurüdgemwiejenen Verſuch, den Borbehalt landesgejeg- 
liher Normen in den Prozeßgefegen auf die zur Zeit der Einführung 
derjelben beftehenden zu beichränfen, nicht gereditfertigt. 

Der Ausdruf „unberührt bleiben” fann im Zujammenhalte mit 
den Motiven und dem Umftande, daß die betreffenden Rechtsſtoffe in 
dem bürgerlichen Gejegbuche gar nicht ihre Regelung gefunden, auch 
nicht dem mindeften Zweifel Raum laffen. Am überflüffigiten erfcheint 
aber wohl die Vorfchrift, daß ein neben dem bürgerlichen Geſetzbuch 
in Kraft bleibendes Reichsgeſetz nicht durch ein Landesgeſetz bejeitigt 
werden fann. Es erjcheint wohl nicht unbedenklih, allgemeine 
reihsverfafjiungsredhtlihe Grundfäge noch zum Gegenjtande 
einer ausdrüdlihen Normirung in einem Sondergejege zu machen. 


Artikel 6. 

Es ift ſchwer abzufehen, aus weldem Grunde die Ausnahms: 
beftimmung zu $ 39, daß die gefchtedene Ehefrau den Wohnfit des 
Ehemannes nicht theilt, nicht im Bürgerlihen Gefegbud ihren Platz 
findet und zwar als Abjak 2 des 8 39 in folgender Faſſung: 
„Diefe Vorſchrift erftredt fih nicht auf die geſchiedene 
Ehefrau.” 

Artikel 7. 


Die Sonderbejtimmung des Artikel 7, durch welche dem gericht: 
lihen Beräußerungsverbot auch das von einer andern Behörde als 
dem Gerichte erlaffenen Veräußerungsverbot, welches innerhalb der 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit erfolgt ift, gleichgeftellt wird, erfcheint 
überflüjfig, fobald die Beftimmung des $ 107 die entjprechende 
Faſſung erhält: 

„Jede Uebertragung, Aufhebung, Belajtung eines 
Rechtes oder einer Sade, welche gegen ein zum 
Schute des Intereſſes beftimmter Berjonen 
dienendes gejeglidhes oder von einer Öffentliden 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigfeit 
erlajjenes VBeräußerungsverbot verftößt, ift gegen: 
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über diefen Perjonen unwirfjam, mag diejelbe 
durch Rechtsgeſchäft, Urtheil oder im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder des Arreftes erfolgt fein.” 


Bweiter Abſchnitt. 
Verhältniß des Bürgerlihen Geſetzbuches zu den Reichsgeſetzen. 
Artikel 9 und 10. 


Der Artikel 9 bejtimmt ausdrüdlid, daß die reihsgejeglichen 
Normen in Kraft bleiben und nur infomweit außer Kraft treten, als 
fih aus dem Gejete oder dem Einführungsgejeg deren Aufhebung 
ergiebt. 

Die Motive zu Artikel 10 bemerken ausdrüdlich, daß es nicht 
angeht, die Tragweite der Begriffe „Berwandtichaft und Schwägerſchaft“ 
in allen Reichögejegen nad) dem bürgerlichen Geſetzbuch zu bejtimmen. 
Den Beitimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches komme dieje Be- 
deutung nur für jene Geſetze zu, aus welchen fich ergebe, daß Sinn 
und Bedeutung des Begriffes dem allgemeinen bürgerlichen Recht 
entnommen werden jollen. 

Diefen Erwägungen entipringt die Beftimmung des Artikel 10, 
welche die Beitimmungen über VBerwandtihaft und Schwägerſchaft 
auf die Civil: und Strafprozegordnung, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 
die Konkursorduung und das Anfechtungsgejeg als anwendbar erklärt. 
Es iſt eine Streitfrage, ob unter die Beftimmung des $ 24 Ziffer 2 
der Reichskonkursorduung und $ 3 Biffer 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1879, nad) welcher „mit jeinem oder feines Ehegatten 
Verwandten in auf» und abfteigender Linie, mit feinem oder feines 
Ehegatten volle und Halbbürtigen Gejchwiftern” Berträge mit den 
Verwandten (Gefhmwiltern, Eltern, Kindern) eine verjtorbenen 
oder gejchiedenen Ehegatten fallen, oder ob für die Anwendbarkeit 
diefer Bejtimmungen rejpeftive des Begriffs „Verwandte“ nod der 
Hortbeftand der Ehe zur Zeit des BVertragsabjchluffes vorausgejegt 
wird. Bon einer Seite wird nach dem Vorgange des früheren 
Obertribunald der Fortbeſtand der Ehe verlangt!*), von der anderen 
Seite wird unterfchieden, ob die Ehe durch den Tod oder durch; 
Scheidung aufgelöft"), und im erjten Fall die Anwendbarkeit der 

“) Förſter-Eccius IV. 6, von Wilmowski, Kommentar zur Konkurs— 


ordnung ©. 144, Dtto, Anfehtung ©. 198, Fitting, Konfursrecht $ 105. 
5) Jeckel II. Auflage ©. 118. 
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obenerwähnten Beftinnmungen bejaht, im letteren Fall verneint. 
Da $ 33 des Entwurfs aber beitimmt, daß die an das Schwäger: 
ihaft3verhältniß gefnüpften Wirkungen auch nad Auflöfung der 
Ehe noch fortbeftehen jollen, durch welche das Verhältnig begründet 
ijt, fo tft die GStreitfrage in dem Sinne gelöft, daß der Fortbeſtand 
der Ehe für die Frage der Anfechtbarkeit gleichgültig ericheint. 


Artikel 11. 


Der Artikel 11 enthält die Aenderungen und Ergänzungen der 
Neichscivilprozeßordnung, ſoweit diejelben durch den Entwurf des 
Bürgerlichen Geſetzbuches geboten erjcheinen. 

Gegen die Nenderungen der 88 14— 17, an deren Stelle der 
$ 14 des Einführungsgejeges tritt, weldyer bezwedt die privatvecht- 
Iihen Beftimmungen über den Wohnfit auf das Prozeßrecht zu 
übertragen, bejteht Feine Erinnerung. Der Einklang diejer Beftim- 
mungen erjcheint al3 eine Forderung der Folgerichtigkeit. Ebenfo- 
wenig bejteht gegen die Faſſung des 8 28 ein Bedenken, welder 
Elaritellen joll, daß für Pflichttheils- und Ausgleihungsaniprüde 
troß ihres obligatorischen Charakters, wie Klagen auf Feititellung 
des Erbrechtes der Gerichtsſtand der Erbſchaft offen fteht. 

Die Aenderungen der 88 136, 274, 293, 491 erjcheinen durch die 
Beitimmungen des Entwurfes über die Aufrechnung in $ 283 des 
Entwurfs geboten, nad) welchen die Aufrechnung als ein einjeitiges 
Rechtsgeſchäft ericheint, und mitder Rechtswirkung befleidet ijt, daß durch 
fie die mit der Klage geltend gemachte Forderung als erloſchen gilt, 
und zwar mit dem Zeitpunfte, in welchem Forderung und Gegen- 
forderung als zur Aufrechnung geeignet, ſich gegenüber getreten find. 
Entjprechend dem Wejen der Aufrechnungserklärung, weldjes nur 
darin bejteht, daß die den Gegenftand der Klage bildende Forderung 
in Folge der Aufrechnung als erlofchen zu gelten habe, und nicht 
darin, daß die Gegenforderung als beitegend geltend gemacht wird, 
war zunächit der $ 274 der Prozeßordnung dahin zu ändern, daß 
die unter Vorbehalt über die Aufrechnung ergehende Enticheidung 
nicht mehr im Wege des Theilurtheils, jondern im Wege des aller: 
dings dem Rechtsmittelzuge unterliegenden Zwijchenurtheil getroffen 
werden kann. Außerdem war die Faflung der 88 136, 293, 491 
entjprehend zu berichtigen, injofern darin theils von Kompenlation, 
thetl3 von der Geltendmahung einer Gegenforderung und nicht von 
der Geltendmahung der Aufrehnung gefprochen wird. 
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Bon diefen Aenderungen ift jene des $ 293 als zu eng und zu 
unklar zu beanjtanden. 

Die Faſſung diefes Paragraphen 

„die Enticheidung über das Beſtehen oder Nichtbeftehen einer 

zur Abrechnung gebradhten Gegenforderung” 
giebt noch weit mehr ald früher dem erheblihiten Zweifel darüber 
Raum, ob nur der Ausspruch über da8 Bejtehen der Forderung 
und Gegenforderung, oder nicht au, mas zweifellos der Tall 
it, die Gejammtentjcheidung über die Aufrehnung!), ihre Zus 
läjfigkeit und redtlihe Möglichkeit (55 281, 286—289) oder 
den etwaigen Ausſchluß derjelben durch einen entgegenjtehenden Ber- 
trag oder jonjtige Replifen Rechtskraft erlangen joll. 

Die ganze Faſſung erjcheint aber auch nicht zutreffend und ins— 
beiondere nicht dem rechtlichen Charakter der Aufrechnung im Sinne 
des Entwurfs entiprecdhend. 

ft davon auszugehen, daß die Aufrechnung als eine reine 
Zilgungseinrede erjcheint, durch welche geltend gemacht werden joll, 
daß die den Gegenitand der Klage bildende Forderung erlofchen ift, 
dann kann die Enticheidung über die Aufrechnung fi doch Eonje- 
quenterweije nicht darauf erjtreden, ob die Gegenforderung beiteht 
oder nicht befteht, fondern darauf, ob troß der Aufrehnung die 
Klagforderung bejteht oder nicht bejteht. 

Na, es dürfte fogar zweifelhaft fein, ob jelbjt die Nechtskraft 
einer folchen Feftitellung, welcher im Grunde gar feine andere Be- 
deutung zukommt, al3 der Feititellung, daß die Klagsforderung nicht 
durch Zahlung oder in anderer Weile erlojchen iſt, zum Gegenftand 
einer gejeglihen Normirung zu machen ift. Nachdem indejjen die 
Einrede der Aufrechnung immerhin die Hülle eines NRechtsftoffes ift, 
welcher eine gefonderte Verfolgung (im Wege der Klage oder Wider: 
Elage) zuläßt, jo mag ja die Feititellung der Rechtskraft nicht 
unzwedmäßig ericheinen. Allein da niemals auch die mittelbare 
Zragmeite der Entjcheidung über die Frage der Aufrechnung hinaus 
greift, jo dürfte ſich wohl lediglich die Faſſung empfehlen: 

„Die Entiheidung über eine geltend gemadte Auf: 
rechnung it der Rechtskraft fähig, jedoch nur bis zur Höhe 
desjenigen Detrags, für melden diefelbe geltend gemacht tft.“ 


10) Bol. vd. Wilmowski-Levy Kommentar zur Prozekordnung V. Auflage 
Seite 455. 
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Schlieglid ift zu betonen, daß, was mit Rückſicht auf die 
Lebhaftigkeit der Kontroverje wenigitens in den Motiven hätte betont 
werden jollen, nach der Gejtaltung der Aufrechnung durch den Ent- 
wurf von einer Nechtshängigfeit derjelben nicht die Sprade ein 
kann, da die rechtliche Natur derjelben als eines bloßen Bertheidigungs- 
mittel3 noch in weit jchärferen Umriffen hervortritt als früher.!”) 


S 200. 
Gegen die Beitimmung dieſes Paragraphen, durch welche die 
Friftbeftimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches aud für den Eivil- 
prozeß als maßgebend erklärt werden, beiteht feine Erinnerung. 


8 238. 

Auch dagegen ift nichts zu erinnern, daß die Beitimmungen über 
die Borausjegungen der Rechtskraft gegenüber Rechtsnachfolgern, wie 
ſolche im Bürgerlichen Geſetzbuch ($ 192) getroffen find, auch für die 
prozejjuale Lage des Necht3nachfolgers maßgebend fein jollen (8$ 236, 
237 der Givilprozekordnung). Aber der Ausnahmsfall, in welchem 
das Recht der Rechtsnachfolger unabhängig von dem echte des 
Rechtsvorgängers ift, und darum das gegen diefen ergebende Urtheil 
für den Rechtsnachfolger nicht bindend ift, ift nicht weniger als 
glüdlih dur die Faſſung des $ 192 Abjat 2 

„Die Vorſchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von 
Nichtberechtigten herleiten, finden entjprechende Anwendung” 
getroffen. 

Bei diefer Faſſung können die Fälle der 88 304, 1257, 1336, 
2074 kaum mit einbezogen werden, denn in allen diejen Fällen 
handelt es jih faum um eine Ableitung von Rechten von Nicht- 
berechtigten. Das Entjcheidende der ind Auge gefaßten Vorjchriften 
liegt doch wohl unzweifelhaft nicht in der Begünftigung des Rechts— 
erwerbes von Nichtberedhtigten, jondern in dem Rechtsſchutze, welder 
der gutgläubigen, von Fahrläſſigkeit entfernten Redt$- 
handlung zu Theil wird. 

Für die Bejtimmung der 88 135, 192 Abjag 2 des Entwurfs 
und $ 238 (Aenderung des Einführungsgejeges) dürfte fich vielleicht 
folgende Faſſung empfehlen: 


7) Bol. Wilmomsfi-Levy Kommentar I ©. 352 zu $ 235 Enticheidungen 
des Neichögerichts XVI 371, XVIII 408, 
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„Die Borjchriften, welde dem gutgläubigen Redt3- 
erwerb von Dritten Nichtberechtigten Rechtsſchutz 
gewähren, finden entjprehende Anwendung.” 


8 455. 

Das Anftitut der vorläufigen Vormundſchaft bedingt die Noth- 
wendigfeit einer bejonderen Beitimmung über die Zufchiebung und 
Zurückſchiebung von Eiden, welche in $ 435 Abja 3 getroffen ift. 

Nachdem jedoch durd; die 88 67 und 68 ded Entwurfs Minder- 
jährigen, welche mit Genehmigung ihres gejetlichen Vertreter und 
des Vormundſchaftsgerichts entweder jelbitjtändig ein Erwerbsgeſchäft 
betreiben, oder in ein Arbeits- oder Dienftverhältniß treten, die volle 
Geſchäftsfähigkeit eingeräumt ift, letteren unbeſchränkt, erfteren mit 
dem Abmaße, daß die Beftiimmungen der $$ 1511, 1513, 1674, 1676 
Plat greifen, jo dürfte fein Grund gegeben jein, die Eidesfähigkeit 
derfelben nur in beſchränktem Maße anzuerkennen, und hierüber nad) 
$ 435 Abſatz 2 das richterlihe Ermefjen entfcheiden zu laffen. Viel— 
mehr dürfte der Eingang zu $ 435 Abjag 2 lauten: 

„Minderjährige, welchen der gejeglidhe Vertreter 
geftattet, in ein Dienft- und Arbeitsverhältnig zu 
treten oder welde mit Genehmigung des geſetzlichen 
Vertreters und des Vormundſchaftsgerichts felbit- 
jftändig ein Erwerbsgeſchäft betreiben, ftehen, ſoweit 
nicht die Ausnahmsfälle der $$ 1511, 1513, 1674, 1676 
in Frage ftehen, binjihtlih der Zuſchiebung oder 
Zurüdfhiebung von Eiden prozeßfähigen Boll: 
jährigen gleich Außerdem fann Minderjährigen zc.” 

Nach 8 1903 des Entwurfs erjcheint der Teftamentsvollftreder 
als der gejegliche Vertreter den Erben, der zur Erhebung eines 
Rechtsſtreits über ein erbichaftliches Recht allein legitimirt ift. Folge— 
richtig ijt derjelbe wohl aud, allein, und nicht der Erbe zur Eides- 
leiftung in einem Rechtsſtreite legitunirt, welchen derjelbe nad dem 
Tode de3 Erblafjers gemäß den Beitimmungen der 88 217 und 219 
der Civilprozeßordnung aufgenommen hat. 


ss 568—592. 
Dieſe Beitimmungen treffen theils ſprachliche Aenderungen, welche 
durch die Erjegung der Ausdrüde „Trennung, Ungiltigkeit der Ehe‘ 
durch „Scheidung, Anfechtung einer Ehe” bedingt erjcheinen, theils 
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enthalten ſie ſachliche Neuerungen, wie ſolche insbeſondere in den 
Beſtimmungen der 88 577 und 589a enthalten ſind. 
Nach diefer doppelten Richtung ift ein Bedenken nicht zu erheben. 


ss 593—626. 

Auch gegen die da8 Entmündigungsverfahren betreffenden 
Aenderungen von zumeift untergeordneter Bedeutung bejteht feine 
Erinnerung. 

88 627a—627e. 

Dieje Beſtimmungen regeln das prozeſſuale Verfahren bei Klagen, 
welche die Feititellung der Frage der Ehelichkeit eines Kindes, oder 
des Beftehens oder Nichtbeitehens familienrechtliher Verhältniſſe 
(Eltern- und Sindesverhältniß, elterliche Gewalt) beziweden. Diejelben 
übertragen auf ſolche Klagen das DOffizialprinzip, wie ſolches theils 
duch die Veſtimmungen der Civilprozeßordnung, theils durch Die 
bereit3 erwähnten Modifikationen des Einführungsgejeges ausgeitellt 
wurden. 

Allein diefe Beſtimmungen erfcheinen nicht ausreichend. 

Nach $ 1475 des Entwurfes erfolgt die Anfechtung der Ehelid- 
keit des Kindes von Seite des Ehemanns, jolange dajjelbe noch am 
Leben ift, durd die Erhebung der Anfechtungsklage gegen das Kind. 
Man jucht vergeblih nach einer Bejtimmung, in welcher Weiſe die 
Klage erhoben, d. h. dem Kinde zugeftellt werden joll. 

Die Motive zu $ 1475 erklären ausdrüdlich, daß der Entwurf 
eine bejondere Beitimmung, daß dem Kinde, wenn der Ehemann die 
Ehelichkeit dejjelben angefochten, von Amtswegen ein Kurator zu 
beitellen jet, al3 entbehrlich betrachtet habe. Die Motive bemerken, 
daß allerdings das Kind bis zur Erledigung des Rechtsſtreits als 
eheliches Kind gelte, und unter der elterlichen Gewalt des Vaters 
ftehe. „Aus den allgemeinen Bejtimmungen der elterlidien Gewalt 
und des Bormundichaftsrechtes ergebe fich indejjen die Nothwendigkeit, 
daß in diefem Falle den Kinde behufs Prozekführung ein 
Pfleger beftelt werden muß, und das VBormundichaftsgericht aud im 
Uebrigen aus dem Gefichtspunfte, daß das Anterefje des Ehemanns 
zu den Intereſſe des Kindes in erheblichitem Gegenjage steht, 
geeigneten Falls die Bertretung des Kindes dem Ehemanne entziehen 
und einem Pfleger übertragen kann ($ 1503 Abjag 1 verbunden mit 
8 1651 Wr. 1, 4 und $ 1738). 

Allein abgejehen davon, daß nad) der Bemerkung der Motive zu 
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$ 1651 (III ©. 1688) die Willenserklärung des Bormundes, hier 
des Vaters jelbit, keineswegs ald nichtig zu betrachten wäre, vielmehr 
hierauf die Beitimmungen der 88 123—126 Anwendung finden, 
fodaß die Zuftellung der Anfechtungsflage Seitens des Vaters an 
fi) als gejetlichen Vertreter des Kindes keineswegs als wirkungslos 
betrachtet werden kann, jo fett doch das Eingreifen der VBormund- 
IchaftSbehörde immer voraus, daß diejelbe von dem Beſtehen des 
Statusjtreit3 Kenntniß hat. Wer joll denn das Eingreifen des Vor— 
mundjchaftsgericht3 anregen und veranlaffen? it die Erhebung der 
Klage allein genügend, um gemäß den Beſtimmungen des $ 1471 die 
Bermuthung der Ehelichfeit des Kindes zu erjchüttern, jo kann mög: 
licherweife jchon der Umftand, daß eine ſolche Klage, für melde die 
Friſt des $ 1473 gewahrt ift, lange Fahre ruht, eine mögliche Schä- 
digung der Intereſſen des Kindes zur Folge haben, und dies umſo— 
mehr, al3 nad der Beltimmung des $ 1471 nad dem Tode des 
Ehemanns, der die Anfehtungsfriit gewahrt hat, die Ehelichkeit des 
Kindes von jedem dritten Betheiligten angefochten werden kann. 

Es ericheint deshalb eine Beftimmung geboten, welche jchon bei 
Erhebung der Klage dem prozefjualen Intereſſe des Kindes Rechnung 
trägt, welches wohl in wirkjamjter Weiſe dadurd gewahrt wird, daß 
die Zuftellung der Sage an das Vormundſchaftsgericht angeordnet 
wird. Dies dürfte ſich umjomehr empfehlen, als für das Eingreifen 
des Vorſitzenden des Gerichts zum Zwecke der Beitellung eines ge- 
jeglichen Vertreters nad) $ 55 der Reichscivilprozeßordnung das 
Beitehen von Gefahr auf Berzug vorausgejegt wird. 

Ein weiteres Bedenken ergab der Mangel jeglicher Beitimmung 
darüber, durch welche die Anwendbarkeit des Art. 228 für Status- 
ftreite ausgejchlofjen bleibt. Entzieht man den materiellen Theil des 
Statusitreit3 der Verfügungsgewalt der Parteien durch Anwendung 
des DOffizialprinzips, jo jollte man bezüglich de3 formalen Theiles 
wenigstens iuſoweit die gleiche Bejchränfung eintreten laſſen, als 
man ihnen die Möglichkeit entzieht, Statusftreite auf lange Fahre 
zu verjchleppen. Das öffentlihe Intereſſe gebietet eine jchleunige 
Erledigung des Rechtsſtreits. Es dürfte fi darum eine Beſtimmung 
empfehlen, welche verfügt: 

„Eine Anfehtungsflage, in welder das Berfahren 
(änger als ein Jahr geruht hat, ohne das einer der 
gejeglihen Unterbrehungsgründe vorliegt, gilt 
als zurüdgenommen.“ 
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Am bedenklichjten erfcheint der Sat 2 des Abſatzes des $ 627a: 
„Stirbt eine der Parteien vor der Rechtskraft des Urtheilg, 
jo ift der Rechtsftreit in Anjehung der Hauptjahe als er- 
ledigt anzujehen.” 

Die Motive bemerken, daß ih die Borjchrift dem neuen $ 584a 
der Civilprozeßordnung anjchließt, da das Berhältnig in dem hier 
in Rede ftehenden Falle, dafjelbe jei, wie in dem Falle, wenn im 
Laufe des Rechtsſtreits, welcher die Anfechtung der Ehe zum Gegen: 
Stande hat, einer der Ehegatten ftirbt. Daß dieje Analogie aber 
zutreffend ift, muß ganz entjchieden beftritten werden. 

Bor allem fann nicht geläugnet werden, daß injofern zwijchen 
der Frage der Giltigkeit der Ehe und zwar der Chelichfeit des 
Kindes ein erheblicher Unterjchied bejteht, alg nad) Auflöfung der 
Ehe das Hauptinterefje an der Anfechtung derfelben als eines rein 
perjönlichen Intereſſes bejeitigt ift.") Das Rechtsverhältniß der 
Ehe als ſolches erzeugt nur perjonenrehtlihe Wirkungen zwiſchen 
den Eheleuten, und fann nur in vermögensrechtliher Beziehung auf 
das Rechtsverhältniß zu Dritten wirken. Mit NRüdficht hierauf ift 
auc jede Bererblichkeit des Anfechtungsrechtes im Falle des Todes 
des anfechtungsberechtigten Ehegatten ausgejchloffen, und die An- 
fehtung nur zugelafjen, wenn entweder der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte vor feinem Tode die Anfechtungsklage erhoben hatte, oder 
($ 1262) die Ehe durch den Tod des nicht zur Anfechtung berechtigten 

Ehegatten aufgelöſt wurde. 

Anders liegt die Sache bei der Statusfrage. Die Frage der 
Ehelichkeit oder Umehelichkeit eines Kindes berührt aufs [ebhafteite 
zunädft das höchft ideale Intereſſe der Mutter, welches auch nad) 
dem Tode des Anfechtungsberechtigten die richterliche Feſtſtellung der 
Ehelichkeit dringend erheiichen kann. Noch in anderer Hinſicht be— 
ftehen erhebliche VBerfchiedenheiten. Der $ 584a des Einführungs- 
gejetes, welcher bejtimmt, daß mit dem Tode des einen Ehegatten 
der Rechtsſtreit als in der Hauptſache erledigt zu betrachten it, 
hängt doch aufs Innigſte mit der Beitimmung des Entwurfs in $ 1260 
Abſatz 2 zujammen. 

Iſt die Ehe in Folge der Auflöfung für ungiltig erklärt, oder 
nah erfolgter Anfehtung vor Erledigung des Rechts— 


) Vgl. Motive IV ©. 63, 89. 
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ftreit3 aufgelöft oder erft nad Auflöfung der Ehe angefochten, fo 
it e3 jo anzufehen, als ob die Ehe nicht geſchloſſen worden wäre. 

In diefem Falle, d. h. im Falle der Auflöfung der angefochtenen 
Ehe vor Erledigung des Rechtsſtreits erlangt die Auflofung derjelben 
durch den Tod die Bedeutung einer Feſtſtellung der Anfechtbarkeit 
reſp. Ungiltigkeit der Ehe. 

An einer ähnlichen Bejtimmung, welche mit der Anfechtung der 
Ehelichkeit eine beitimmte pofitive Wirkung verknüpft, gebricht es. 

Nach der Beltimmung des $ 1471 Abjag 21°) fol das Kind 
troß der Erhebung der Anfechtungsklage ſowohl gegenüber dem Ehe— 
mann, wie gegenüber Dritten, jolange als ein eheliches Kind gelten, 
bi3 der Rechtsſtreit über die Anfechtungsklage, jei e8 durch den Tod 
des Ehemanns oder des Kindes oder durd die rechtsfräftige Feſt— 
jtelung der Unehelichfeit de3 Kindes erledigt if. Die Motive be- 
merfen nun zu $ 1471: 

„Iſt der Rechtsſtreit über die Anfechtungsklage in ihrer 
Eigenschaft als Feititellungsklage durd;) den Tod des Ehe— 
mannes oder des Kindes erledigt, jo tritt nunmehr die bis 
dahin juspendirt gewejene Wirkung der in der Anfechtungs- 
Elage liegenden Wirkung hervor.” 

E3 kann aljo jegt auf Grund der erfolgten Anfechtung nad) 
Maßgabe des 8 1471 Abjag 1 die Unehelichfeit des Kindes von 
einem Jeden geltend gemacht werden, d. h. entweder im Wege einer 
Heltjtellungsklage nad) Mafgabe des $ 231 der Civilprozeßordnung 
oder incidenter als Bräjudizialpunft bei Gelegenheit der Geltend- 
mahung eines von der Unehelichkeit des Kindes abhängigen Anſpruchs 
oder der Beftreitung einer durd die Ehelichkeit des Kindes bedingten 
Berpflichtung. 

Hiernach ift die Bedeutung der Beitimmung: „der Redtsitreit 
gilt in Anfehung der Hauptſache al3 erledigt”, gar keine andere, als ' 
daß die außerdem für die Ehelichfeit des Kindes ſprechende Rechts— 
vermuthung zejlirt, der Status des Kindes in Schwebe bleibt und dem 
gerihtlihen Angriff eines jeden Dritten zugänglich it. 

Dies ift gewiß Fein münfchensmwerthes Ergebniß, welches mit 
den ?zorderungen des Öffentlichen Intereſſes nicht im Einklang ftehen 
dürfte. 


is) Motive IV ©. 662. 
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Man vergegenmwärtige ſich die praftiichen Sonjequenzen: man 
erwäge, daß ein Kind in zwei Inſtanzen gegen jeinen Vater, welcher 
jeine Ehelichkeit bejtritten, ein objtegliches Urtheil erwirft. 

Nun ftirbt der Bater vor Rechtskraft des Urtheils: der Rechts— 
jtreit ift in der Hauptſache erledigt und nun fieht fi das Kind für 
die ganze Dauer ſeines Lebens jedwedem möglichen Angriffe auf 
jeine Ehelichfeit ausgejeßt, gegenüber welchem ihm ohne ſein Ber: 
ihulden die Beweismittel fehlen, deren Benützung ihm den früheren 
Dbfieg gefihert. Man denke nur daran, daß die Mutter, deren 
glaubwürdiges Zeugniß gegenüber dem unficheren und ungünitigen 
perjönlihen Eindrud des Anfechtenden von entjcheidender Bedeutung 
war, inzwilchen verftorben tft. Ja noch mehr. Da, wie die Motive 
ausdrüdlich bemerken, die Anfechtung der Chelichkeit jederzeit als 
Präjudizialpunft geitend gemacht werden fann, jo kann noch feinen 
Kindern und Enkeln gegenüber die eheliche Abjtammung den Gegen- 
ftand eines Nechtsftreits bilden, in welchem wegen Länge der Zeit 
faum eine jichere Beweisführung mehr ermöglicht ift. 

Die Beftimmung des Artikel 627a erſchwert auch die Rechtslage 
des Anfechtenden, dejjen Intereſſe die richterliche Feititellung der 
Unehelichfeit gebieten fann und welcher diejelbe, falls das Kind vor 
Rechtskraft des Urtheils ftirbt und ſich die Erben der Erbichaft ent- 
ichlagen, im Prozeßwege gar nicht erreichen kann. 

Man fucht endlich vergeblid) noc) eine Löſung der Berwidelungen, 
welche AngelichtS des 8 59 der Eivilprozeßordnung entitehen, falls 
die Mutter in dem Rechtsitreite dem Kinde als Nebenintervenientin 
beigetreten iſt und jomit al8 Streitgenoſſin erjcheint. Gilt auch ihr 
gegenüber der Nectsitreit in der Hauptjache erledigt? 

Hiernach ertödtet der formaliftiiche Geift, das Bejtreben nad) 
dem DBerfahren in Eheſachen zu jchablonifiren, das materielle Recht, 
und dies auf einem Rechtsgebiete, welches die richterliche Erkenntniß— 
quelle gerade mit den verjchiedeniten Scußmwehren zur Schöpfung 
materieller Wahrheit umgeben hat. 

Die folgenden Beſtimmungen geben zu feiner Erinnerung Anlaß. 
Wohl aber dürften manche ergänzende Bejtimmungen noch Platz 
greifen umd zwar zunächſt bezüglich des 


8 73. 


Die Faſſung diefer Beftimmung dürfte der Unterjcheidung des 
Entwurfes zwifchen Bejig und Innehabung anzupaſſen fein. Dieſe 


m 


Aenderung dürfte insbejondere mit Rüdficht auf die Bejtimmungen 
der 88 813 und 944 des Entwurfs geboten jein. 
Die Aenderung der auf die nominatio autoris bezüglichen Be— 
ſtimmungen dürfte lauten: 
„Wer als Bejiger oder Inhaber einer Sache verklagt 
tft, die er im Namen eines Dritten zu befigen oder inne 
zu haben behauptet 2c.” 


$ 83. 

Zunädjt beiteht ein Widerjtreit zwiſchen 88 83 und 121 Abjak 3 
dc8 Entwurfs. 

Nach der letteren Beitimmung tft die Kündigung der Vollmacht 
aud in dem Falle, daß die Vollmachtsurkunde nicht zurüdgegeben it, 
dem Dritten gegenüber wirkſam, jofern derjelbe das Erlöſchen Fannte 
oder fennen mußte. Der $ 83 bedingt jedoch für die Wirkfankeit 
der Bollmadhtsfündigung im Anwaltsprozeß gegenüber dem Dritten 
noch ein weiteres Erforderniß, die Beltellung eines anderweiten 
Anwalts. 

Es iſt höchſt zweifelhaft, ob für diefen Widerftreit zwiſchen 
materiellen und prozejjualem Recht ein bejonderes Bedürfniß beiteht. 


Ss 217. 

Nach diefer prozefjualen Beftimmung find, falls die Widerauf- 
nahme des NechtsftreitS verzögert wird, die Rechtsnachfolger zur 
Aufnahme 2c. zu laden. 

Mad) 8 1903 it jedoch zur Erhebung des Nechtsftreits über ein 
zum Naclafje gehörendes Recht, jolange das Verfügungsrecht des 
Erben über das Recht nad) dem $ 1901 ausgeichloffen tft, der Teſta— 
mentsvollitreder als gejegliher Bertreter des Erben berechtigt. 

Biweifellos kann der Tejtamentsvollitreder nicht als Rechts— 
nachfolger des Erblaſſers betrachtet werden, andererſeits iſt der 
Erbe, welchem die Prozeßfähigkeit in concreto mangelt, und welcher 
deshalb durch den ausſchließlich zur Prozeßführung berechtigten Teſta— 
mentsvollſtrecker vertreten wird, gar nicht zur Aufnahme des Rechts— 
ſtreits legitimirt. Es dürfte deshalb die Beſtimmung des 8 217 zu 
ergänzen fein. 

„Nechtönachfolger, und jofern der Rechtsitreit ein zum Nach— 
laſſe gehöriges Necht betrifft, und ein Tejtamentsvollitreder 
ernannt tt, diejer 20.” 
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s$ 274, 503, 563, 655. 

Auf Grund diefer Beftimmungen ift der Kläger, joweit ein für 
vorläufig vollftredbar erflärtes Urtheil aufgehoben oder abgeändert 
wird, auf Antrag des Beklagten zur Erftattung des von diefem auf 
Grund des Urtheild Gezahlten oder Geleifteten zu verurtheilen. 

Diefe Beitimmungen find unzureichend. Hiernach befteht für 
denjenigen, der auf Grund eines ex post aufgehobenen Schuldtitels 
Zahlung geleiftet, nicht einmal die Möglichkeit, jeinen Zinsanſpruch 
im Prozeſſe geltend zu machen. Nach $ 697 Abjag 2 find ihm 
lediglich die Koften der Vollftredung zurüdzuerftatten. Die Beftim- 
mungen der $$ 745 und 746 des Entwurfes normiren feineswegs 
unbedingt die Zinsverbindlichkeit, jondern machen durd; die Ver- 
weilung auf die 88 739 und 740 die Schadenserjagpflicht vom 
weiteren Borbehalten abhängig. ?°) 

Es dürften deshalb die obigen Beftimmungen durd den Zuſatz 
zu ergänzen jein: 

„ſammt den landesüblihen Zinfen vom Tage der 
Leitung vorbehaltlid weiterer Schadenserjaß- 
anjprücde.” 


8$ 801, 807, 808. 


Die Berpflihtungen des Arreftflägers für den Fall der Aufhebung 
des Arreftes oder einer einftweiligen Berfügung find in der Prozep- 
ordnung nicht geregelt worden. 

Selbſt die Berbindlichfeit zum Erjag der Koften des Arreft- 
vollzugs hat nicht ihre ausdrüdliche gejegliche Normirung gefunden, 
und wurde lediglich aus den Beitimmungen zu $ 697 abgeleitet. ?') 

Dagegen iſt die Frage, ob und unter welden Vorausſetzungen 
und in weldhem Umfange für den Arreſtkläger eine Verpflichtung 
bejteht, den durd einen ungeredhtfertigten und wieder aufgehobenen 
Arreft dem Arrejtbeklagten erwachſenen Schaden zu eritatten, ſtets 
als eine dem materiellen Necht angehörende Frage betrachtet worden. 22) 

Die Anwendung der in 8 745 aufgeitellten Grundjäge auf 
die Enticheidung diefer Frage würde fo ziemlich zur Berneinung 


20) Bol. Enticheidungen des NeichSgerichtS VIII 21, XI 416. 

21) Entjcheidungen des Reichsgerichts VIEL 376, XXII 170. 

22, Entſcheidungen des Reichsgerichts VII ©. 377, VII 17, XX 416, 422, 
XXI 371. Beitrag für deutſches Recht XXXII 161. 


jeder Entjhädigungsverbindlichkeit führen. Denn bei analoger An— 
wendung der Grundjäge des $ 741 würde nur dann eine Schadens- 
erjagpflicht für den Arrejtfläger begründet fein, falls ihm die 
Kenntniß nachgewieſen werden fönnte, daß die Berpflichtung, zu deren 
Sicherung der Arrejt angelegt wurde, nicht beitand. Die Frivolität 
der Gtreitsführung wird jedoh in der Minderzahl nachgewiejen 
werden fünnen. Das jubjektive Moment wird auch kaum als aus» 
Icdlaggebend zu erachten jein und noch weniger dürfte es dem Rechts— 
bewußtjein entſprechen, die Entihädigungspfliht auf die Fälle einer 
dolojen Arreitanlegung zu beichränfen. 

Der Vollzug eines Arreites zur Sicherung einer nicht bejtehen- 
den Berbindlichkeit charakterifirt ſich als ein ungeredtfertigter Ein— 
griff in die Rechtsiphäre eines Dritten, welcher an und für fich nicht 
nur zur Wiederheritellung des früheren Zuftandes, jondern zur Ab- 
wendung aller rechtsverlegenden Nebenfolgen verpflichtet, welche durd) 
die Rechtöverlegung bedingt waren. Entlaftend für den Arreftkläger 
dürfte lediglich der Beweis fein, daß er im guten Glauben jich be- 
funden und zwar jowohl bezüglich der Geltendmachung feines Ans 
ſpruchs wie bezüglich der Verfolgung desjelben im Arrejtiwege, und 
nad) diejer doppelten Richtung mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters vorgegangen ſei. Dieſe Auffaffung des Rechtsverhältniſſes 
dürfte wohl um jo mehr der Billigkeit entſprechen, als jchon nad) 
der jegigen Rechtiprechung 2?) eine nur fahrläffiger Weije bewirkte Ver- 
mögensbejchädigung — in conereto eine fahrläſſigerweiſe bei der 
Staatsanwaltihaft erjtattete Anzeige, welche die Beichlagnahme des 
Waarenlagers zur Folge hatte, und den Bejcädigten nur zeitweilig 
an dejjen VBerwerthung verhinderte — die Schadenserjatverbindlic- 
keit begründe. 

Noch ſchwieriger gejtaltet jich die Trage, ob und in welchen 
Umfange nah Aufhebung einer einftweiligen Berfügung eine Rüd- 
leiftungspflicht bejtehe, und ob insbejondere der Partei, zu deren 
Gunften die Verfügung erlaffen wurde, eine Entjhädigungspflicht zu 
überbürden ift?®). 

In keinem Falle dürften die in $ 745 aufgeftellten Rechts— 
grundjäge auf die in $ 819 normirten einjtweiligen Verfügungen, 
welche zum Zwecke der Regelung eines einjtweiligen Zuftandes in 


»») Entjcheidungen des ReichsgerihtS XXI. 5. 209. 
+) Bergl. Enticheidungen de3 Reichsgerichts XXI. ©. 380, 
XIV. 85 
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Bezug auf ein ftrittiges Verhältniß erlaffen werden, anmwendbar er— 
jheinen. Anders dürfte ſich beifpielsweife die Frage der Rückerſtat— 
tung gezahlter Alimente gejtalten, fall fejtgeftellt werden würde, daß 
ein Grund zur Unterhaltungspflicht überhaupt nicht beftand. Viel- 
mehr dürfte vor Allem der Grund der Aufhebung der einftweiligen 
Verfügung in Betradht zu kommen haben. Eine jelbftftändige Rege— 
lung der angeregten Frage dürfte hiernach faum entbehrt werden 


fönnen 
8 12. 


Die Aufrehthaltung der landesgejeglihen Vorjchriften über das 
Berfahren bei Streitigkeiten, welche die Zwangsenteignung be— 
treffen, hängt mit der Beitimmung des 8 42 zujammen, und ift dort 
weiter zu bejprechen. 

Artikel 13. | 

Unter diefem Artikel werden die Abänderungen der Konkurs— 
ordnung zufammengefaßt. Von diejen erjcheint ledig jener des $ 178 
nicht unbedenklih. Bisher unterlag es feinem Zweifel, daß derjenige, 
welcher für eine fremde Schuld aus feinen Vermögen ein Pfand- 
recht beftellt, eine beichränkte Haftung für diefe Schuld übernimmt 2), 
— ob unperjönlih oder nur bejchränft perjönlich 2%), iſt für unjere 
Frage völlig unweſentlich — und als Mitfchuldner zu betrachten ift. 

Es bejteht auch feine Beftimmung des Entwurfs, welche diejer 
Auffaſſung widerjpridt. 

ft aber der Pfandſchuldner bis zur Höhe des Pfandes haften- 
der Mitjchuldner des Konkursſchuldners, jo kann er ſich nach der 
bisher ganz Elaren Faſſung des $ 178 doch wohl zweifellos auf den 
Zwangsvergleich nicht berufen. 

Aus weldem Grunde nun e3 nod) der [peziellen Beftimmung bedarf: 
„Auch kann der Zmwangsvergleich gegen den Aniprud aus 
einen Pfandrecdht von einem Dritten nicht geltend gemacht 
werden” 

iſt in der That nicht abzujehen. 

Unläugbar bietet diefe Beſtimmung allen möglichen Mikverjtänd- 
niffen Raum. Vor allem ermöglicht der Gejetestert die Auffafjung, 
welcher allerdings die Motive entgegentreten, als ob gegen diejenigen, 


») Entjcheidungen des Reichsgerichts XXI. ©. 331. Ehrenberg be 
ſchränkte Haftung ©. 462. 
»J Ehrenberg a. a. O. $ 11, ferner ©. 139, 283, 343; ferner Erner, 


— 


Oeſterreichiſches Hypothekenrecht S. 236. 


ie 


welchen der Konkursichuldner aus jeinem Vermögen ein Pfand beitellt, 
der Zwangsvergleich geltend gemacht werden könne. 

Auch die Faſſung „von einem Dritten” ermöglicht die un- 
richtige Deutung, als ob etwa der Konfursichuldner jelbit, welder 
etwa al3 Nebenintervenient in den Streit zwiſchen PBfandgläubiger 
und Pfandjhuldner eintritt, mit Erfolg den Zwangsvergleich geltend 
machen fönne. Die Bemerkung der Motive: der Frage: „inwiefern 
die Theilnahme des Pfandgläubigers an der Schließung des Zwangs— 
vergleichs als Verzicht auf das Pfandrecht anzujehen jei, wird durch 
die Beitinnmung nicht vorgegriffen”, dient wohl nur zur Stütze diejer 
falfchen Deutung und trägt wohl faum zum beſſeren Berftändnik 
bei. Sie verdunfelt vielmehr nur die Nechtsftellung des Pfand» 
ihuldners als Mitichuldnerd. Denn an und für fid) kann e3 doch 
nicht zweifelhaft jein, daß die Geltendmachung der Rechte gegen den 
einen Mitjhuldner, wie jolche durd die Betheiligung am Konfurs- 
und Zmwangsvergleichöverfahren bewirkt wird, noch Eeinen Verzicht 
auf die rechtliche Berfolgung des anderen Mitfchuldners in jic ſchließt. 
Aus diefen Gründen dürfte ſich die Streichung diefer Bejtimmung 
empfehlen. 

Artikel 14—23. 

Die Aenderungen des Einführungsgejeges zur Konkursordnung, 
des Strafgefeges, der Strafprozeßordnung, der Gewerbeordnung, des 
Geſetzes über die Erwerbung, Ehejchließung und Beurkundung des 
Perfonenjtandes im Ausland vom 4. Mai 1870 und den Verluſt der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 find von wenig 
eingreifender Bedeutung und berühren im Grunde genommen nicht 
das privatrechtliche Gebiet. 

Db es beiſpielsweiſe geboten war, die Uebertretung des Ehe- 
verbot8 unter Ehebrechern, jowie jenes der Nichteinhaltung der zehn 
monatlichen Ghefarenz jeitens der Wittwe unter Strafe zu Stellen, 
ift eine Trage, welche jedenfalls mehr Itrafpolitijchen als privatrecht- 
lihen Charakters ift. 

Beide Eheverbote haben bisher beitanden, ohne daß ſich in der 
Praris die Nothwendigkeit fühlbar gemacht hatte, ihre Einhaltung 
durch Strafbeftinnmungen zu erzwingen. 


Artikel 24. 


Der 89 Abſatz 1 des Haftpflichtgejetes enthält einen Vorbehalt 
zu Gunſten der Landesgejege. Derjelbe ſoll nah den Motiven 
s5* 


IN _ 


(S. 137) hinmwegfallen. Diejer gejeggeberifchen Abficht entipricht die 
Faſſung des Gejeges: 

„die gejeglihen Vorſchriften 2c. bleiben unberührt“ 
fiherlich nicht, da diejelbe ſowohl die Vorjchriften der Reichsgeſetze 
wie jene der Landesgejege in jich jchließt. Angeſichts der Streitfrage, 
welche hinſichtlich der interpretativen Bedeutung der Motive befteht, 
empfiehlt ſich wohl die Elare Faſſung: 

„die Vorſchriften der Reichsgeſetze“. 

Nach einigen bedeutungslojen Abänderungen des Geſetzes, be- 
treffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten (Artitel 25), des 
Reichsmilitärgefeges (Artikel 26 und 27) gelangt das Einführungs- 
gejeg zu einer theilweifen Aenderung rejp. Erjegung und Ergänzung 
des Gejetes über die Beurfundung des Perjonenjtandes und Die 
Eheichliegung vom 6. Februar 1875 in 


Artikel 28. 


Eine Bemerkung der Motive hiezu bedarf einer eingehenden Er: 
Örterung. Die Motive bemerken: Die Aufnahme einer ausdrüdlichen 
Vorſchrift über das Berhältnig des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu dem 
bayeriichen Vorbehalte, „das Verehelichungsweſen betreffend“, ift nicht 
für erforderlich eradhtet. Jener Vorbehalt bleibt nach Maßgabe des 
Bündnikvertrages vom 23. November 1870 unter III $ 1 Abjat 1 
des Schlußprotofoll3 von jelben Tage unter I jelbitveritändlich un- 
berührt, da, jomweit jener Vorbehalt reicht, Bayern überhaupt außer: 
halb der Reichsgefeßgebung fteht. — 

„Aber aud) nur: „Soweit jener Borbehalt reicht. Diejer 
Borbehalt ergreift nämlich, wie unbeftritten feftjteht, nur die öffent: 
lid rehtlihe, nicht die privatredhtliche Seite der Ehejchliegung. 

Wie von Möller ??) in jeiner Bearbeitung von Riedel Kommentar 
zum bayerischen Gejege über Heimath, Berehelihung und Aufenthalt 
bemerkt wird, berührt die Ziffer 1 des Artikel 4 „nur öffentlid 
rehtlihe Verhältniſſe, es umfaßt mithin das bayerijche Reſervat— 
recht nur die Öffentlich rehtliche Seite der Chegejeßgebung, die 
adminiftrativ polizeilichen Gegenjtände des Verehelichungsweſens. 

Eine Folge diefer Auffaffung war die Nichteinführung des 
Geſetzes des Norddeutichen Bundes über die Aufhebung der polizei: 
lichen Beſchränkungen der Eheſchließung vom 4. Mai 1868. „Die 


©. 54, ©. 58. 
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eivilrehtliche Seite der Ehegejetgebung ift ein Beftandtheil des 
bürgerlihen Rechts, welches zwar bei Schließung der deutichen 
Bündnißverträge noch nicht der ReichSlegislative angehört, derjelben 
aber durch die mit Neichdgejeg vom 30. Dezember 1873 vollzogenen 
Verfaffungsänderung überwieſen wurde.” 

Nachdem nun dieſes Reichsgeſetz einen Vorbehalt zu Guniten 
Bayerns bezüglich des Eherechts nicht enthält, jo ift es wohl Elar, 
daß Bayern, infomweit das bürgerliche Hecht des Reichs die formalen 
und materiellen Bedingungen der Ehejchließung regelt, der Reichs— 
legislative nicht entrüdt ift, und daß auch die Privatrechtliche 
Gültigkeit der Ehe, ſowie die Rechtsfolgen derjelben, beijpielsmweije 
bezüglich der Ehelichkeit der Kinder lediglich nad) den Beftimmungen des 
Reichsrechts, und nicht nach denen des Landesrecht zu beurtheilen 
find. Damit dürfte denn auch feititehen, daß Artikel 33 Abſatz II 
de3 bayertichen Heimathsgefetes, welcher der Beſtimmung in Abfag I: 

„die Verehelichung darf nur erfolgen auf Grund eines von 
der zuftändigen Behörde ausgeftellten Zeugniffes, daß gegen 
die beabjichtigte Ehejchließung Fein im gegenwärtigen Geſetze 
begründetes Hinderniß bejtehe,” 
die weitere Beftimmung folgen läßt: 
„Eine im Widerfpruch mit diefer Beltimmung eingegangene 
Ehe ilt ſo lange, al3 die Ausstellung jenes Zeugnifjes nicht 
nachträglich erwirft wurde, bürgerlid ungültig, es jei denn, 
daß die Ehe von einem Manne, welcher außerhalb Europas 
jeinen Wohnfig hat, am Orte diejes Wohnfites oder jonft 
außerhalb Bayerns abgejchloffen wurde und nad den 
Gejegen des betreffenden Staates al3 gültig zu erachten iſt,“ 
neben dem Bürgerlichen Gejetbuche nicht mehr zu Recht bejtehen kann, 
vielmehr außer Kraft zu treten hat. Es mag dahin geftellt bleiben, 
ob nicht bereit3 das Gejeß über die Beurkundung des Perfonen- 
ſtandes dieje Beſtimmung derogirte. Nachdem aber das Bürgerliche 
Geſetzbuch die privatrechtlihen Vorausſetzungen für die rechtliche 
Eriftenz einer Ehe normirte, ift damit jede weitere landesgejegliche 
Norm Hinfichtlih der privatredhtlichen Gültigkeit der Ehe hinfällig 
geworden. 

Zu welchen Folgen würde e3 auch führen, wenn Kinder, entftammt 
aus einer im Widerſpruch mit $ 33 Abſatz II des bayerijchen Heimath- 
geſetzes gejchlofjenen Ehe in Alldeutichland als ehelich, nur in Bayern 
al3 unehelich betrachtet würden? 


Die Artikel 29 und 30 enthalten eine unerhebliche Aenderung 
des Neichögejeges vom 20. April 1881, betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen von Angehörigen des Reichäheeres ꝛc. Die 
Beitimmung des Artikel 31 ift im Zufammenhang mit Artikel 42, 
den Beitimmungen über Zwangsenteignung, zu beſprechen. 


Dritter Abſchnitt. 
Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Landesgejegen. 


Das Berhältnig des Bürgerlichen Geſetzbuches zu den Landes- 
geſetzen bildete bereit3 den Gegenftand einer jelbitftändigen Beiprehung, 
mit welder dieſe Sammlung eingeleitet wurde. 2?) Das gegenwärtige 
Gutachten beſchränkt jih darum inſoweit auf eine Erörterung diejes 
Abjchnittes, als diejelbe theilweie dur den innern Zufammenhang 
der Einzelbejtimmungen des Einführungsgejeges, dejjen Entwurf zur 
Zeit der Verabfaffung jenes Gutachtens noch nicht veröffentlicht war, 
theilweile dur die Rückſichtnahme auf die bisherige Kritik geboten 
erſcheint. 

8 42. 


Von verſchiedenen Seiten wurden Bedenken dagegen erhoben, 
daß das Enteignungsrecht der reichsrechtlichen Regelung entzogen 
und der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleibt. 2°) 

Je enger das wirthichaftliche Band it, welches die einzelnen Bundeg- 
jtaaten verknüpft, je weniger die Grenzpfähle derjelben eine Schranfe 
für jene großen den Intereſſen des Verkehrs dienende Unter: 
nehmungen bilden, deſto gebieterifcher ift die Forderung nad) einer 
einheitlichen Ausgeftaltung der Gejeggebung über das Enteignungs- 
recht. Daß beifpieläweife auf das Unternehmen einer das Gebiet 
mehrerer Staaten berührende Bahnanlage die verjchiedenen Zwangs— 
enteignungsgejege Anwendung finden follen oder jelbjt das Reich für 
jeine Unternehmungen dem Partikularrecht des Landes unterworfen 
ift, erjcheint al3 eine Anomalie, welche Angefichts der geringen 
Schiierigkeiten, welde einer recdhtseinheitlihen Regelung des Ent- 
eignungsrechts entgegenftehen, kaum zu verjtehen ift. 





2) Mede, Gutachten aus dem Ummwaltsjtande ©. 3. 

2») Vgl. Mede, Gutachten aus dem Amwaltsjtande ©. 3, Gierke, Entwurf 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs ©. 99, Fuld in Beiträgen für deutſches Recht 
Bd. 33 2. 634. 
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Es bejtehen nämlich zwiſchen den neueren Gejetgebungen der 
Einzelftaaten gerade Hinjichtlih der VBorausjegungen für die Enteig- 
nung, binfichtlid der Subjekte derjelben bezüglich der Entſchädigungs— 
pflicht und ihres Umfanges im Grunde jo wenig grundjägliche Ber- 
Ichtedenheiten, daß kaum auf irgend einem anderen Rechtsgebiete die 
Nectseinheit mit joldher Leichtigkeit zu erzielen wäre. Mindeſtens 
hätten im Bürgerlichen Gefegbuch der Anregung der Vorkommiljion 
eutiprechend die Grundzüge für das Enteignungsrecdht, und aud das 
Enteignungsverfahren nad dein DVorbilde des $ 21 der Gewerbe- 
ordnung fejtgeftellt werden jollen. Das Gutachten der Vorkommiſſion 
vom 15. April 1874 erwähnt in Ziffer 2e des Enteignungsrecht3 unter 
jenen Rechtdinftituten, bezüglic; welcher jorgfältig zu erwägen fein 
wird, ob nicht die privatrechtlichen Grundprinzipien derjelben fich zur 
gemeinſchaftlichen Regelung im Bürgerlichen Geſetzbuch eignen. 

Als welch dringendes Bedürfniß ein einheitliches Enteignungsrecht 
erſcheint, ergibt der Artikel 31 des Einführungsgefeges, welcher ſich 
einer wenigſtens nur fragmentariihen Regelung dejjelben nicht 
entziehen Eonnte. 

Die Bedeutung und Tragweite des partifulargejeglihen Vor— 
behalt3 ift nicht3 weniger als klar. Nach der Annahme der Motive 
(S. 163) ergiebt ſich zwar die genügende Begrenzung aus dem Begriff 
der Zwangsenteignung, welcher in der Wiſſenſchaft und in der Rechts— 
anmwendung hinreichend fFeititeht. Dies ijt keineswegs zutreffend. 
&o hat beiſpielsweiſe das Reichsgericht die dur $ 7 des preußiichen 
Schlachthausgeſetzes vom 18. März 1868 Behinderung der Befiger der 
Privatichlächtereien, diejelben zum Zwecke ihres Gewerbebetrieb zu 
bringen und zu verwerthen, als eine gejeglihe Einfchränfnng des 
Eigentums und Nutungsrechts, als eine partielle gejetliche Ent- 
eignung jenes Rechtes charakteriſirt. 3%) 

Andererſeits bezeichnet die wiſſenſchaftliche Begriffsbeftimmung 
das Enteignungsrecht als das Recht, die Abtretung des Eigentums 
oder eines dinglihen Rechts an fremder Sache im öffentlichen Intereſſe 
für einen nothwendigen oder gemeinnüßigen Zweck zu beanjpruchen. ®") 

Mit diefer Begriffsbeftimmung jteht die reichSgerichtlihe Charaf- 
teriftit der Bejchränfungen, welche den Befitern von Privatſchläch— 


30) Enticeidungen des Reichsgerichts XII. ©. 237. 
») Grünhut Enteignungsredht ©. 178, G. Meyer Erpropriation ©. 192, 
Laband Ardhiv für Civilpraris II. ©. 160. 
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tereien durch die verjchiedenen Partitulargejege 3?) bezüglich des 
Schlahthauszwangs auferlegt find, al3 einer partiellen Enteignung 
nidt im Einklang. 

Auch iſt es kaum zweifelhaft, daß diejelben nicht unter $ 66 des 
Einführungsgejetes fallen, da es ſich nicht um zeitweilige Beſchrän— 
kungen des Eigenthümers in der thatjächlichen Verfügung über fein 
Eigenthum, jondern um eine dauernde Belajtung, um eine jeden 
Befiger bindende Beihränfung des Nutzungsrechts, jonad) 
um eine Gerpitut im öffentlichen Intereſſe handelt. 

Ebenjo erjcheint es nach der Faſſung des $ 42 des Einführungs- 
gejetes zweifelhaft, ob der hierin normirte Vorbehalt auch 8 82 der 
Einleitung und Theil I Titel VIII 88 29—32 des preußijchen Land— 
reht3 umfaßt. Auch diefe gejegliden Beltimmungen ergreift der 
Borbehalt des $ 42 nur in dem Falle, daß man den Begriff 
Enteignung nit in den engen wifjenichaftlihen Rahmen einjpannt, 
fondern denfelben auf jede Aufopferung privatrechtlicher Berugnifie 
im Intereſſe eines die Enteignung vechtfertigenden öffentlichen Unter: 
nehmen3 anmendet. 

Eine ausdrüdliche Erklärung der Motive in diefem Sinne dürfte 
für den Fall der Aufrechthaltung des Vorbehalts zu Gunften des 
landesgejetlichen Enteignungsrechts abjolut geboten fein. 


Artikel 46. 


Der Artikel 46 behält das Gejinderecht den Landesrecht bevor 33), 
da nad der Annahme der Motive eine reichsgejegliche Regelung des 
Gejinderecht3 unausführbar iſt. Scheidet man ftrenge Gefinderedt 
und Gejindepolizei, jo wird man ſich niemals zur Begründung 
dieſes Satzes auf die Berichiedenheit der wirthichaftlihen und fozialen 
Berhältnifje in den verjchiedenen Gegenden des Reichs berufen können. 
Insbeſondere kann die Berichiedenheit der Gefindeordnungen nicht 
herangezogen werden, da die meilten derjelben ihren überwiegend 
polizeilichen Charakter nicht verläugnen fönnen, und als die faum 
zu erhaltenden Reſte des patriarhaliihen Polizeiſtaats erjcheinen. 
Löſt man aber den Gejindevertrag aus feinem natürlichen innern 
Zujammenhang mit dem Dienftvertrag, als defjen Unterart er er: 





=) Val. Meyer Berwaltungsredt I. ©. 371, ERer in Holtzendorffs Rechts— 
lerifon ID. S. 579 u. folg. 

3», Gierke (Seite 99) nennt e8 eine ebenſo charafteriltiiche als bedauerns— 
werthe Unterlaſſung; vergl. biegegen Mede a. a. O. Seite 12. 


Im: 


Scheint, entzieht man ſich der gejeßgebertichen Regelung brennender 
durch die Forderungen des Wirthichaftslebens bedingter Fragen, wie 
beifpielöweife jener über die Haftung des Dienitherrn für die im 
Dienfte erlittenen Berlegungen, oder vermögensrechtlichen Ntachtheile 3°), 
jo entjteht nicht nur eine durch das Bedürfniß Eeineswegs gebotene 
Störung der Rect3einheit, jondern eine jehr bedauernswerthe Lüde 
im Gejete jelbit. Die reichsrechtliche Regelung des Geſinderechts 
Ichließt Eeineswegs die Aufrechthaltung mander gewohnheitsrechtlicher 
Normen, wie beifpielsweile bezüglich der Kündigungsfriften aus. 


Artikel 56. 


Nach Artikel 46 des Bürgerlihen Geſetzbuchs haftet für den 
Erjaß des Schadens, welchen der Vorſtand oder ein Mitglied einer 
Scorporation dur eine in Ausübung feiner Bertretungsvollinadt 
begangene widerrechtliche zum Schadenserfag verpflidhtende Handlung 
einem Dritten zugefügt hat. 

Nach diejer Karen Beitimmung haftet der Vertreter der Körper: 
Ichaft, injoweit er zur Vertretung bevollnäctigt war, und in Aus— 
übung diefer Vollmacht gehandelt, für jedes von ihm verübte Delikt, 
und den hierdurch) bedingten vermögensrechtlihen Nachtheil. Die 
Erjagpflicht ift eine uneingeſchränkte 3). 

Die Motive ſchränken jedoch diefe gejetlihe Bejtimmung ein. 
Diefelben bejchränfen die Erfagpflicht infoweit, als der Bertreter der 
Körperichaft (des Staate3 oder der Gemeinde) in Ausübung einer 
privatredtlihen Bertretungsvollmaht handeln: „die öffentlich 
rechtliche Frage, ob und inwieweit der Staat, beziehungsweije eine 
Gemeinde denjenigen Schaden zu erjfegen hat, welchen ein Beamter 
bei Ausübung einer ihm anvertrauten Öffentlihen Gewalt Dritten 
zugefügt bleibt unberührt, und beantwortet fi) nad) den Landes: 
geſetzen.“ 

Der Artikel 56 enthält nun dieſen Vorbehalt, welcher in den 
Motiven (Seite 180) damit begründet werden will, daß, wenn ſich 
auch die Verpflichtung zum Schadenserſatz als eine privatrechtliche 
bezeichnen läßt, immerhin doch die Frage, ob eine derartige Ver— 
pflichtung anzuerkennen ſei, mit dem öffentlichen Rechte der Einzel— 


”) Daß die Kranken- und Unfallverſicherungsgeſetzgebung die Regelung 
dieſer Frage keineswegs überflüſſig macht, iſt wohl klar. 

3) Vgl. Hölder in U. f. eivilr. Praxis LXXIUI Seite 45, Meiſcheider, 
die alten Streitfragen Seite 10 und 52, Gierke a. a. O. Seite 150 Note 1. 
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ftaaten in jo engem Zuſammenhange ftehe, daß die Regelung der 
Materie der Landesgejeggebung anheim gegeben werden muß. 

Es ift kaum zu erwarten, daß die Landesgejetgebung ſowenig, 
als es bisher gejchehen, ſich dieſer Materie bemächtigen wird. 

Dieſe Scheidung zwiſchen der Vertretung der Körperſchaft nach 
ihrer öffentlichen und privatrechtlichen Seite iſt indeſſen aus recht— 
lichen und praktiſchen Gründen unhaltbar. 

Die Körperſchaft kann nur durch ihre Vertreter handeln; be— 
ſchädigt ſie bei irgend einer Handlung, welche ſie durch das Organ 
ihrer legalen Vertretung vorgenommen, einen Dritten und iſt dieſe 
Handlung eine unerlaubte, ſo haftet ſie für den Schaden, gleichviel, 
ob ſie dem Bereiche der öffentlich rechtlichen oder privatrechtlichen 
Sphäre angehört, ohne Rückſicht darauf, ob ihr Organ in Ausübung 
eines Privatrechts oder als Träger öffentlicher Machtbefugniſſe ge— 
handelt. Die unerlaubte Handlung iſt eben ein widerrechtlicher Eingriff 
in die Privatrechtsſphäre eines Dritten, deſſen Urheberſchaft immerhin 
nicht auf das handelnde Organ, ſondern auf die vertretene Körper— 
ſchaft zurückführt und eben deshalb auch dieſe zum Schadenserſatz 
verpflichtet. 

Aus praktiſchen Gründen läßt ſich aber die Frage nicht trennen, 
weil ſich in vielen Fällen gar nicht ausſcheiden läßt, ob das die 
Körperſchaft vertretende Organ cine privat: oder öffentlich rechtliche 
Vertretungsvollmacht ausgeübt, in einer Reihe anderer Fälle mit dem 
öffentlich rechtlichen Berhältniffe ein privatredtlicdes zujammen- 
trifft °9. Diefe Scheidung entjpridt aud nicht dem Stande der 
Redtiprehung 3°). In der Entſcheidung vom 3. April 1888 hat das 
Neichsgericht den Sag ausgeiprocden, daß die juriftiiche Perjon für 
ichuldhafte Handlungen und Unterlafjungen der Vertreter innerhalb 
ihrer Zuftändigfeit in demfelben Maße verantwortlich ift, wie eine 
PBrivatperfon für eigene Handlungen und diefer für den Schuß des 
bürgerlichen Berkehrs nothiwendige Sag aud vom Reichsgericht als 
eine nicht abzumweifende Folge der Organtfation, und der Theil: 
nahme der juriftiihen Berjon am Verkehr anerkannt worden fer 3°). 

Das Reichsgericht untericheidet hiernach keineswegs zwiſchen öf— 
fentlicher und privatrechtlicher Zuſtändigkeit. 


Eniſcheidungen des Reichsgerichts VIII Seite 151. 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1888 S. 35, 315, 446. Entſcheidungen des 
—*— Bd. 19 Seite 350, Band 22 Seite 259. 
35, Juriſtiſche Wochenſchrift 1885 ©. 212. 
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Hiernad dürfte ſich die Streihung des Artikel 56 des 
Einführungsgejeges empfehlen. Es bedarf lediglich der 
Streihung, da wie oben bemerkt, der Wortlaut des $ 46 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs eine Einſchränkung der Haftpflicht gar nicht 
entnehmen läßt. 





8 58. 

Die rechtlihe Grundlage der Beftimmungen über die Friſten, 
innerhalb welcher Miethswohnungen zu räumen find, bildet in den 
meiften Fällen das Gewohnheitsrecht. Um feinem Zweifel darüber 
Raum zu geben, daß auch diefe gewohnheitsrechtlichen Friften aufrecht 
erhalten bleiben, dürfte anftatt 

der Vorſchriften der Landesgeſetze 
zu ſetzen jein: 
die landesrechtlichen Bejtimmungen. 


s 62. 

Der $ 62 enthält einen Borbehalt zu Gunjten der landesrecht- 
lihen Beltimmungen über die Privatpfändung zum Schutze von 
Grunditüden und die Entrichtung von Pfandgeld. 

Das dem 20. Juriſtentage erjtattete Gutachten 3°) hat fi) nicht 
nur gegen die reichsrechtlihe Regelung, fondern auch überhaupt für 
die einer Befeitigung des Rechtsinftituts gleichkommende Beſchränkung 
der Privatpfändung ausgejproden. 

Die hiefür geltend gemachten Gründe find nicht überzeugend, 
Es mag zugegeben werden, daß für eine reichsrechtliche Regelung der 
Privatpfändung fein Bedürfniß befteht. Der Praktiker, der weiß, 
wie jelten die Fälle der Privatpfändung aktuell werden, vermag 
nicht in das Klagelied einzuftinnmen *%), welches in dem Ausihluß des 
Privatpfändungsrechte® aus dem Bereich des Entwurfs eine Ver— 
fümmerung des Rechtes der Landbevölferung, des Gtieffindes des 
Entwurfs „den Ausdrudf einer unüberwindlichen Abneigung gegen 
alles noch lebendige urwüchjige und finnfällige Germanenrecht“ erkennt. 
Die Berfchiedenartigkeit der agrarrehtlichen Bedürfniffe in den Einzel- 
ftaaten, würde eine einheitliche Regelung des Privatpfändungsrechtes 
niche einmal zweckmäßig erjcheinen lafjen. 

Andererfeits bejteht kein Grund zur völligen Befeitigung defjelben. 
39, Vgl. Mörfchell in Verhandlungen des XX. Deutſchen Juriſtentages 
u ©. 287. 
*, Gierke, der Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuches ©. 77, 181. 
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Wie den Motiven zum Einführungsgejege (S. 188) zu entnehmen 
ist, Handelt es jich nicht etwa bloß, wie das Gutachten annimmt, um 
ein in der preußijchen, bayerischen und ſächſiſchen Gefetgebung, jondern 
um ein in fajt allen deutichen Partikularrechten gejetlich geregeltes 
Redtsinftitut. Wo es indeffen nicht durch ausdrüdliche geietliche 
Beitimmungen normirt ift, wurzelt e8 im Gewohnheitsrecht. Die 
Bejeitigung dejjelben würde nicht nur dem landwirthichaftlichen Be— 
dürfniffe mwideriprechen, jondern theilweije geradezu jogar den land» 
wirthichaftlihen Rechtsſchutz illuforiih machen. Der Umftand, daß 
die zur Privatpfändung berechtigende Beihädigung von Grundjtüden 
in der Regel von dem Eigenthümer völlig unbekannten PBerjonen 
verübt wird, ſodaß weder eine ftrafrechtliche, noch civilvechtliche 
Berfolgung derjelben möglich ijt, bedingt für den Grundbeſitz die 
Nothwendigkeit der anomalen Beredtigung, ſich durch Pfändung den 
Beweis zu fichern. Die Funktion der Privatpfändung als cines 
Surrogats, als eines Sicherungsmittel® des Beweiſes iſt deshalb 
feineöwegs, wie das Gutachten annimmt, veraltet. Noch weniger er: 
iheint das Pfandgeld, welches durch die Privatpfändung gefichert 
werden joll, im Widerjprud mit den Bedürfniffen des praftiichen 
Rechtslebens. Es iſt ein Irrthum des Gutachters, wenn er dem 
Pfandgeld den Charakter einer Buße vindizirt. Der Pfandſchilling 
joll Lediglich den Grundbejiger der Nothwendigkeit überheben, einen 
weitläufigen Schadenserjaßprozeß zu führen, und ſichert ihm die ſo— 
fortige Schadloshaltung. Gegen Ueberforderungen jchügen den Ge— 
pfändeten die Beftimmungen des Strafgejeges über Nöthigung und 
Erprefjung. 

Es ift endlich aber auch ein Irrthum des Gutachtens, wenn darin 
angenommen wird, daß der jtrafgejegliche Schug verjagt. Abgeſehen 
von den Beltimmungen partifularrechtlicher Polizeigeſetze ſchützen den 
Waldeigenthünmer die Bejtimmungen des $ 117, den andern Grund» 
bejiger aber die Beftimmungen des $ 223 und flg. des Strafgeſetzes, 
da gegenüber einer berechtigten Privatpfündung von einer geſetzlich 
erlaubten Nothwehr nicht die Sprache fein fann. Es dürfte hiernach 
fein Grund beitehen, die landesgejeglichen Bejtimmungen über Privat: 
pfändung zum Schutze von Grundjtüden, ſowie das Pfandgeld zu 
bejeitigen. 

Artikel 65. 

Diejer Artikel hält die Beftimmungen der Landesgeſetze aufrecht, 

joweit diefelben den Anfprud auf Rüderftattung von öffentlichen 
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Abgaben Hinfichtlich jeiner Statthaftigfeit, zeitlihen Dauer und Ber- 
jährung zum Gegenftande bejonderer Regelung maden. Dieſer Bor- 
behalt wird mit den Meinungsverjchiedenheiten, welche hinfichtlich der 
Öffentlichen und privatrechtlihen Natur dieſes Anſpruchs begründet, 
jo daß es ſich zur Vermeidung mißliher Zweifel empfehle, die dem 
Landesrehte Raum laſſende Vorſchrift aufzunehmen. Gerade diefe 
Begründung zeigt die Bedenklichkeit dieſes Vorbehalts. 

Die Annahme, als ob die Nüderftattungspflicht einer zur Un- 
gebühr erhobenen Abgabe, dem öffentlichen Rechte angehöre und der 
privatrechtlihen Verfolgung entrüdt jei, entjtammt einer Seit, in 
welcher die Forderungen des Rechtsſtaats noch nit zur vollen 
Geltung gelangt waren, vielmehr dem Intereſſe der Autorität der 
ftaatlihen Verwaltung geradezu untergeordnet wurden. Bei der 
Schaffung eines nachweislichen Rechts muß aber diefer Forderung 
joweit Geltung verjchafft werden, daß feine landesgejegliche Be— 
ftimmung, welde den Rechtsweg verjchließt, mehr aufrecht bleibt. 

Daß es ih in der That aber um einen nur dem Privatredt, 
und nicht dem öffentlichen Recht angehörenden Anfprud handelt, ift 
durch die reichsgerichtliche Rechtſprechung, und insbeſondere in einer 
wahrhaft klaſſiſchen, ſich auf eine Hiftoriiche Unterfuhung der Trage 
gründenden Entjicheidung des Reichsgerichts“) feitgeftellt. ES mögen 
nur wenige Sätze daraus hier ihren Platz finden: 

„Hiernach ift in Deutjchland jchon in dem Jahrzehnt vor Gründung 
des neuen deutjchen Reiches und zwar (nad) einer früheren abweichenden 
Uebergangszeit) auch in Preußen das (inhaltlih mit den von der 
Judikatur zur Zeit des früheren Reich! deutſcher Nation aufrecht 
erhaltenen und den Forderungen de3 gegenwärtigen Bewußtſeins von 
dem Wejen des Rechtsſtaates entſprechenden Grundjägen überein- 
ftimmende) Bewußtjein mad) geworden, daß im Falle ungerechtfertigter 
Abgabenerhebung der dadurdy in feiner individuellen Rechtsſphäre 
gegenüber dem Gejete Verletzte grundfäglich berechtigt erjcheine, fein 
Recht vor Gericht zu Juchen, daß der Ausichluß des Rechtsweges in 
einem ſolchen Fall anomale pojitive Satung je. Dem Wejen des 
Rechtsſtaates entſpricht es, daß die verfafjungsmäßig bei der Gejet- 
gebung mitwirfenden Faktoren die Zwedmäßigkeitsfrage, d. h. die 
Frage, welde Abgaben einzuführen jeien, erwägen und durd das 
Abgabengejeg abjchliegend erledigen. Die Normen der gegebenen 





+, Entſcheidung des Reichsgerichts XI ©. 65. 
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Abgabengeſetze ſetzen Recht gegen und für den Abgabepflichtigen. Die 
Verwaltungsbehörden haben nicht Abgaben zu normiren.“ 

Für derartige „anomale poſitive Satzungen“, welche ſich nicht 
nur mit der Rechtsentwicklung früherer Perioden, ſondern vor Allem 
mit dem gegenwärtigen Rechtsbewußtſein der Nation in Wider— 
ſpruch ſetzen, dürfte kein Raum im Bürgerlichen Geſetzbuch ſein, 
weshalb es ſich empfehlen dürfte, den Artikel 63 entweder vollſtändig 
zu ſtreichen oder demſelben den Zuſatz beizufügen: 

jedoch nur inſoweit, als hiedurch die Betretung des 
Rechtsweges nicht verſchloſſen iſt. 


Artikel 73. 

Die Faſſung diefes Artifel3 iſt Feine glüdliche und giebt vor 
Allem zu ſachlichen Bedenken Anlap. 

Der Entwurf Eennt fein Sondereigenthum an einzelnen Gebäude: 
theilen, insbejondere Fein horizontal getheilte® Eigenthum. Die 
Motive zum Einführungsgejege verfennen nun nicht das Bedürfniß 
des partifularen Recht3lebens, vererblihe und veräußerliche Stod: 
werfsgerechtigkeiten auch noch fernerhin zuzulaffen. Es geſchieht dies 
jedoch nicht vorbehaltlos, fondern in der Weiſe, daß das Rechts— 
verhältnig als Miteigenthum mit dinglicher Regelung der Benütung 
und Zulaſſung der Ausſchließung des Anſpruchs auf Theilung 
Eonftruirt, jonad die Anwendbarkeit der Vorſchriften des $ 767 
Abſatz 2, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuches ausgejchloffen wird. 

Hiedurh wird einem juriftiihen Zwittergeſchöpf das Leben 
gegeben. Ein völlig eigengeartetes, partikularrechtliches Nechtsinftitut 
joll in eine gemeinrechtlihe Schablone gepreßt werden, welche dem 
Weſen dejjelben nicht im Mindeften entſpricht. Nach den Motiven zum 
Einführungsgefeg zu fchließen, welche von einer dinglihen Stock— 
werfsgeredhtigfeit ſprechen, jcheint über die Entwidlung des 
Herbergsrecht8 in Bayern, auf welches bejonders hingemwiejen wird, 
faum eine den thatjächlichen VBerhältniffen entiprehende Vorjtellung 
zu bejtehen. 

Das Herbergsreht umfaßt die ausschließliche Berechtigung auf 
ausgejchtedene Theile eines Hauſes neben der ungethrilten Gemein: 
Ihaft einzelner Bejtandtheile de8 Gebäudes, wie der Treppe, des 
Dades. Die räumlich ausgejchtedenen Theile find ſelbſtſtändig ver: 
erblich, veräußerlich und verpfändbar und befigen darum cin geſondertes 


1261 





Folium im Hypothekenbuch, erjcheinen ſonach als ein jelbjtitändiges 
Rechtsobjekt.“) * 

Daß für ein ſolches Rechtsverhältniß die Konſtruktion als 
Miteigenthum die denkbarſt ungeeignete erſcheint, iſt klar. Man 
berückſichtige nur, daß die gemeinrechtlichen Vorſchriften über die 
Auseinanderſetzung der Miteigenthümer verſagen, da dieſelben aus— 
drücklich ausgeſchloſſen ſind, daß die landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
hierüber aber nothwendig verſagen müſſen, da ſie eben ein Miteigen— 
thumsrecht der einzelnen Herbergsberechtigten nicht kennen, und aus 
dieſem Grunde keine Beſtimmungen über die Theilung enthalten 
können. Dazu kommt nun noch, daß bei der Konſtruktion des Rechts— 
verhältniſſes als eines Miteigenthumsverhältniſſes unter Ausſchluß 
der Beſtimmungen des 8 948 des Entwurfs im Widerſpruche mit den 
Bedürfniſſen des partikulären Rechtslebens eine ſelbſtſtändige Ver— 
pfändung der einzelnen Gebäudetheile ausgeſchloſſen iſt. Hier ſind 
wohl nur die Grenzen einer Alternative zu ziehen. 

Entweder die Aufrechthaltung des Herbergsrechts erſcheint als 
eine Forderung des partikulären Rechtsbedürfniſſes — und in dieſem 
Falle iſt es aufrecht zu erhalten, aber nicht als ein willkürlich 
geſtaltetes Rechtsgebilde, jondern in der Geftalt, in welcher es ſich 
auf Grund gewohnheitsrechtliher und ftatutarrechtliher Normen 
entwidelt und ausgebildet hat, oder das partifularrechtliche Bedürfniß 
gebietet nicht dejjen Einhaltung. In diefem Falle mag aber das 
ganze Nectsinititut fallen und al3 Opfer der Rechtseinheit dem 
Untergang geweiht jein. 


Daß indefjen die Einhaltung defjelben, zumal in den Streifen 
der Landbevölferung Bayerns, als ein lebhaftes und dringendes 
Bedürfnig empfunden wird, bezeugt ein Beichluß des landwirthichait- 
lihen Streisfomite, in welchen unter wenigen Anträgen — es find 
nur XI — verlangt wird,“) daß im Einführungsgefege ausge— 
}prochen werde 





) Bergl. Roth, bayerijches Civilrecht IT ©. 58. 

+) Bol. D. Popellier, Bericht über den Entwurf eines Bürgerlichen Geſetz— 
buches ©. 32. Derjelbe bemerft mit Recht: der fittlihe Werth eines eigenen 
Heim ift jicherlih mehr in Anſchlag zu bringen, als die Gefahr der Friedens: 
jtörung im Innern der Häufer, von der die Motive (III &. 45) fprechen, zumal 
diefe Gefahr unter den Wohnungsmiethverhältnifien gerade fo groß, wenn nicht 
größer als bei dem Sondereigenthum an den einzelnen Theilen eines Haufes it. 
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„Daß den Landesgejeggebungen vorbehalten bleibe, das 
Sondereigenthum an räumlich ausgeſchiedenen Theilen eines 
Gebäudes zu geftatten.” 
Hiernach dürfte Artikel 73 zu faſſen fein: 

Unberührt bleiben die landesrechtlihen Beftimmungen, welche 
ein Sondereigentgum oder ein ausjchliegliches Benütungs- 
recht an räumlic) ausgejchiedenen Theilen eine3 Gebäudes 
anerkennen, 


Artikel 83— 837. 


Der Standpunkt, welden der Entwurf bezüglich der gejeßlichen 
Normirung des Anerbenrechts eingenommen, hat mannigfache An- 
fehtungen erlitten. Die Forderung, daß das bäuerliche Anerbenrecht 
zu einem gemeinrechtlichen Inſtitut zu erheben, und in den Grunds 
zügen gemeinrechtlich zu ordnen geweſen wäre, ift mit allem Nach— 
druck erhoben worden.) Der Stützpunkt für dieje Forderung ift 
dem wirthſchaftlichen Bedürfniffe entnommen, die Erhaltung und 
Neubildung gejcloffener Güter im Intereſſe der Vermeidung einer 
allzugroßen Beriplitterung und Parzellivung des Grundbejiges nad 
Möglichkeit zu begünftigen. 

Allein diefe agrarpolitifchen Anſchauungen erfreuen ſich feines- 
wegs alljeitiger Anerkennung.) Gerade in der neueren Zeit machen 
fi entgegengejegte Strömungen geltend, welche eine Verallgemeine- 
rung des Rentengüterjyitems für Wejtpreußen, eine größere Bar: 
zellirung und dichtere Bejiedelung des Grundbefites erjtreben, um 
gegen das Eindringen jozialiftischer Anjchauungen auf dem Lande 
eine Schugwehr zu errichten.) In den Sreifen der ländlichen Be— 
völferung jelbjt wurde das Bedürfniß eines bäuerlichen Erbredjts 
niemals lebhaft empfunden. Die Stein-Hardenberg’iche Gejetgebung 
bejeitigte ohne jeden Widerjprud der ländlichen Bevölkerung den 
Grundjat der Untheilbarfeit der Bauerngüter. Waldeds Schrift über 
das bäuerliche Erbfolgengejeg für die Provinz Weftfalen, welche er 
zu einer Zeit (1841) verfaßte, in welcher er aller politiſchen Thätig— 
feit ferne jtand, und in welcher er für dag Civilerbfolgeſyſtem be- 





#) v. Minskowskh in Erbredht und Grundeigenthumsvertheilung, Buchen: 
berger in Schmollers Jahrbüchern XI. ©. 71, Gierke a. a. O. ©. 567. 

») Bol. Meigen in Schönbergs Handbuch der politifchen Oekonomie I. 
©. 706, Roſcher Nationalölonomik des Aderbaues IT. S. 263. 

) Sombart in Breußiichen Jahrbüchern LIV. S. 345. 
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züglich der bäuerlichen Güter eintrat und das Syitem der bäuerlichen 
Sondererbfolge als eine überlebte Wechjelwirkung des mittelalterlichen 
Rechtsſyſtems befämpfte, begründete jeine Bolksthümlichkeit in ſolchem 
Grade, daß er den Namen des „Bauernkönigs” erhielt.) Bei 
ſolchem Wandel jozialpolitiicher Anſchauungen hat ſich der Gejetgeber 
auf dem Gebiete de3 bürgerlichen Rechts doppelte Beſchränkung auf: 
zuerlegen. Es bejteht deshalb auch nicht der mindejte Grund, dem 
bäuerlichen Anerbereht für das Bürgerliche Gejegbuc eine über jeine 
territoriale Geltung hinausreichende Bedeutung einzuräumen. 

Aber aud in der rechtlihen Ausgeftaltung des Anerbenrechts 
als eines rein perlönlichen Anſpruchs des Erben gegenüber den Mit: 
erben auf Ueberlaſſung des Anerbengutes wird dem Einführungs- 
gejete beizutreten jein. Das patriarchalifche Anerbenſyſtem, nad) 
welchem der Hof dem Anerben von Rechtswegen anheimfällt, birgt 
unläugbare Gefahren für die Miterben und die Gläubiger in jid. 
Das Vorhandenjein diefer Gefahren wird vergeblich zu läugnen ver- 
ſucht.') Schon in jenen Gegenden, in welchen das Anerbenrecht 
nicht beiteht, jondern das bäuerlide Gut auf Grund eines Rechts: 
geihäfts unter Lebenden von den Eltern auf die Kinder übergeht, 
bildet der bäuerliche Egoismus eine nicht verfiegende Quelle von 
Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen Familiengliedern. Gleichzeitig 
zeigt ſich jedoch bei Abſchluß dieſer Berträge eine Nichtadhtung der 
Rechte der Gläubiger, daß einige Sicherung der Rechte von Gläubigern 
und Miterben ein Gebot der Nothwendigkeit ift. In welcher Weile 
aber die Erben jchon bei der Auseinanderjegung dafür Sorge tragen 
jollen, daß der Anerbe fie von den Schulden liberirt, wenn legterem 
das Gut von Rechtswegen zufällt, und derjelbe die Möglichkeit er- 
langt, dafjelbe zu veräußern und zu belaften, und wie die Gläubiger 
ſich gegen dieſe Berichlimmerung ihrer Rechtslage bei dem Syſtem 
der geſetzlichen Sondererbfolge in das Gut ſchützen jollen, wie 
Peterjen annimmt, iſt nicht abzujehen. Allerdings tft die Faſſung 
des $ 83 feine glüdliche. Sie Eleidet die Vorſchrift nicht nur in 
das Gewand der Definition), fondern fie bietet aud) der Annahme 
Raum, als ob überhaupt nur jene landesgejeglihen Beſtimmungen 
aufrecht bleiben jollen, nad welchen der Anerbe Lediglich die Ueber— 


) H. B. Oppenheim, Benedift Franz Leo Walded ©. 31. 
+) So Peterſen, die Berufung zur Erbihaft S. 25 und tlg. 
') Bergl. Peterſen a. a. O. ©. %. 

XIV, 86 
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lafjung des Anerbengut3 gegen Werthserjag beanfpruden kann, alle 
übrigen Beitimmungen aber aufgehoben jein follen. 

Diefen Zweifeln dürfte folgende Faſſung des Artikel 83 begegnen: 
„Unberührt bleiben die landesredtlidhen Beſtim— 
mungen über die bäuerlihe Erbfolge, jedod mit 
dem Abmaße, daß beim BVBorhandenjein mehrerer 
Erben einer der Erben (Anerben) die Ueberlafjung 
des zum Nachlaſſe gehörigen Guts (Anerbenguts) 
nur gegen Erjagß eines gewiſſen Werths bean- 
jpruden fann.” 

Der von Peterſen nicht beanftandete Artikel 84 Abjat 1 be— 
dingt eine Einschränkung, welche durd) die Rückſicht auf den Pflicht: 
theilsanfprud der Miterben geboten ericheint. Es mag zugegeben 
werden, daß das Intereſſe des Anerben eine Art der Werthsermitte- 
lung bedingt, weldye es ihm ermöglicht, ohne allzufchwere Belaftung 
fih auf dem Gute zu behaupten. Allein diefe Zweckmäßigkeits— 
rückſicht findet ihre Grenze in dem Rechte der Pflichttheilsberechtigten. 
Die Möglichkeit befteht, daR der auf Grund des Landesrechts 
ermittelte Llebernahmswerth in dem Berhältniffe zu dem wahren 
Werth ein ſolcher it, dat hievdurd der Pflihttheil der Miterbeu 
verlegt iſt. Die Gerechtigkeit erfordert jchon entjprecdhend dem all: 
gemeinen Grundjag, daß das gemeine Recht durch das Landesrecht 
nicht über das Maß des Bedürfniffes hinaus durchbrochen werde, die 
Berüdjichtigung der Pflichttheilsrechte, jo daß Artikel 84 den Zuſatz 
erhalten dürfte: 

„Die unter Ziffer 1 aufrecht erhaltenen landesgejeglichen 
Borfchrifen greifen nur injoweit Plaß, als hierdurch die 
Pflichttheilsrechte dev Miterben nicht verlegt werden.” 

Mit dieſem Zufage unvereinbarlid) ift aber auch dev Abjag 2 
des Artikels 85, welcher an und für fi überflüſſig ericheint, da er 
im Grunde nur eine Wiederholung des im Artikel 84 Ziffer 1 umd 2 
normirten VBorbebaltes ift. Hiernach joll bet Beſtimmung des Pflicht: 
theiles das Grundftüd mit Zubehör nur zu dem von dem Anerben 
zu erjegenden Werthe unter Abzug des den Anerben gebührenden 
Boraufes berüdjichtigt werden. 

Mit Recht bemerft Peterjen?), welder zwar nicht die 
bedingungslofe Berüdjichtigung des Uebernahmswerths auf Grund 


 Beteriena. aD ©. 27. Bol. Gierke aa O. ©. 571. 
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der Landesgejege, wohl aber noch den Abzug des dem Anerben auf 
Grund Landesgejegliher Borjchrift gebührenden Boraufes bekämpft, 
daß durch eine derartige Regelung der Pflichttheilsanſpruch der Mit- 
erben geradezu ilujorisch werden könne. Die jonftigen pofitiven 
Beitimmungen des Einführungsgejeßes geben, ſoweit fie dag Ber- 
hältnig des Entwurfs zu den Landesgejegen betreffen, zu feiner Er- 
innerung Anlaß. Dagegen iſt auf zwei Liden aufmerfjam zu 
machen. 

In verjchiedenen Staaten bejtehen Gejege über Feuerverſicherung 
von Immobilien. Die gejeglichen Beitimmungen hierüber können 
wohl um jo weniger entbehrt werden, als in dem der Reviſion des 
Handelsgejetbuches vorzubehaltenden Berfiherungsreht vorausfichtlic) 
nur die Mobiliarverjiherung den Gegenjtand der gejeglichen Regelung 
bilden kann. Das Einführungsgejeg kann wohl aber über dieje Ge— 
jege um jo weniger mit Stilljchweigen 5!) hinweggehen, al3 diejelben 
privatrechtliche Beltimmungen enthalten, welche theilweife mit jenen 
des Entwurfs im Wideriprud) jtehen. 

So enthält beijpieldweije das bayerische Geſetz, die Brandverfidhe- 
rungsanftalt für Gebäude vom 3. April 1875, Beitimmungen betreff3 
der Zubehörungen (Artikel 5, 7, 9), betreffs der VBerfiherungen der 
Antheile (Artikel 8), betreffs der Entjchädigung (Artikel 34—43), 
über Gelammthaftung (Artikel 71), welche von jenen des Bürgerlichen 
Geſetzbuches theilweiſe abweichen. 

Eine Beſtimmung, welche die landesrechtlichen Normen 
über die Brandverſicherung von Gebäuden aufrecht erhält, 
dürfte darum nicht zu entbehren ſein. 

Die Motive zu $ 736 (IL. ©. 827) erachten beſondere Vor— 
ichriften über die Haftung öffentlich angejtelltev Sachverſtändiger und 
Schäßer, welche innerhalb ihres Wirkungskreiſes in Angelegenheit 
ihrer Kunst oder Wiljenjchaft ein unrichtiges Gutachten abgeben, vder 
eine unrichtige Schägung aufftellen, als überflüffig, Der Umſtand, 
daß durch ein Verſehen (aus grober Fahrläſſigkeit) ein Dritter leicht 
Schaden erleiden könne, ſei al$ ein zureihender Grund für die An— 
gemefjenheit der VBorjchrift nicht anzufchen. Diefe Begründung it 
jehr wenig überzeugend, und jteht insbejondere mit der Beltimmung 
des $ 604 (Motive III. ©. 555) injofern in Widerſpruch, als jelbit 

>’) Der Artikel 77 erwähnt nur die landesgejeglichen Borjchriften, welche 
für den Fall, daR zerftörte Gebäude in anderer Qage wiederbergeijtellt 
werden, die Rechte an den betheiligten Grundjtüden regeln. 

86* 
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der bloße Rath, welcher Eraft Gewerb3 oder Berufs ertheilt wird, 
zu einer weitergehenden Haftung, als jener wegen Argliſt verpflichtet. 

Eine Schägung ift mehr al3 ein Rath. Die Schägung eines 
verpflichteten Schäßers ift eine der Bedeutung einer Bürgschaft gleich: 
fommende Erklärung, daß der von ihm angegebene Werth ſich auf 
die pflichtmäßige und jorgfältigite Erhebung gründet und dem wahren 
MWerthsverhältniffe entipricht. Aus welchem Grunde eine jolde Er- 
Eärung den Dritten, für welchen diejelbe bejtimmt tft, für welden 
fie als Richtſchnur für feinen rechtsgefchäftlichen Berfehr beftimmt 
ift, nicht zu einem Entichädigungsanjpruche berechtigen joll, fall3 der 
Schätzer in gröblicher Weije jeine Berufspflicht verlegt, it wohl um: 
erfindlich. Sei dem aber wie ihm wolle, jo können tm Intereſſe des 
bypothekarifchen Kredit für bejtimmte Theile des Reichs partifular- 
rechtliche Normen über die Haftung der Hypothekenſchätzer nicht ent- 
behrt werden. Die Schägungen derjelben bildeten bisher fat aus: 
ſchließlich die Grundlage für den von den Bodenkreditbanfen zu be- 
willigenden Hypothefenfredit. Die bisherigen Erfahrungen haben 
ergeben, daß in nicht jeltenen Fällen höchſt leichrfertige Schätzungen 
erfolgten und dem denſelben gutgläubig vertrauenden Hypothefengläu- 
biger erhebliche Bermögensnacdhtheile zufügten. Das einzige Korrektiv 
gegenüber diefen Pflichtverlegungen bildeten Bejtimmungen, welce 
die Schätzer für den durch dieſe pflichtwidrigen Schägungen zuge- 
fügten Schaden verantwortlid erklärten. 

Sp verpflichten $ 9 und 10 der bayerijchen Inſtruktion für 
Schäßungen und Schägmänner in Hypothekenſachen — Beilage V. 
zur Bollzugsinftruftion für das Hypothefengeieg vom 1. Juni 1822 
— den wahren bleibenden und bejtändigen Werth der Hypotheken: 
objefte abzujchägen, und bejtimmen weiter, daß die Hypothekenſchätzer 
wegen übertriebener und zu hoher Schätungen nach Maßgabe der 
geltenden Gejege und Nechtsgrundfäge für Schadenserſatz haften. 

Als Folge der Bejeitigung diefer partifularrehtlihen Normen 
wiirde ſich eine höchſt empfindliche und die geichäftlichen Intereſſen 
des allgemeinen Verkehrs jchädigende Erjchwerung des Hypothekar— 
fredits Fühlbar machen). Die jchädlihen Folgen würden ſich 
indejjen feineswegs auf den Hypothefarfredit beſchränken, nachdem 
dergleichen Scäßungen aucd für den künftigen Grundjchuldverfehr 
von Bedeutung fein werden. Die Aufrechterhaltung derjelben jtellt 
ich deshalb als eine gejetpolitiiche Nothwendigkeit dar. 


OO 


) Vergl. Dr. Papelliers, a. a. O. ©. 28 und 29. 


1267 


Pierter Abſchnitt. 
Uebergangsbejtimmungen, 


Die Frage, von welchem Beitpunfte die Nechtsverhältniffe der 
Herrſchaft des neuen Geſetzes zu unterwerfen feien, ift mehr eine 
gejegestechniiche, mehr oder minder von Zweckmäßigkeitsgründen be- 
herrſcht. Die meisten diejer bloßen Nützlichkeitsrückſichten entflojjenen 
Beſtimmungen entziehen ſich deshalb der kritiſchen Beſprechung, nad) 
dem die Frage der zeitlichen Wirkſamkeit des Geſetzes für das einzelne 
Nechtsverhältnig von nur untergeordneten Intereſſe iſt, fofern die 
aufgeftellten Grundjäge der Rechtsanwendung den leitenden Richt: 
punft bieten. Dieje Borausjegung trifft wohl bezüglich der meijten, 
nicht jedoch bezüglich aller Uebergangsbeftinnmungen zu, unvollftändig 
ericheint vor Allem jene des 


Artikel 103. 


„Ein Sculöverhältnig, welches vor dem Ankrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuches entjtanden ift, wird nad) den bisherigen 
Geſetzen beurtheilt.” 

Der Text und die Eingangsworte der Motive (S. 255) ver: 
leiten zu der Annahme, daß die Gejammtheit aller die Wirkſamkeit 
des Schuldverhältniſſes beeinfluffenden Momente nach dent Gejete 
zu beurtheilen iſt, unter welchem e3 zur Entjtehung gelangt ift. So 
bemerken die Motive, daß der enge Zulammenhang der Schuld: 
verhältniffe mit ihrem Entftehungsgrunde ergebe, daß ein Schuld- 
verhältnig von denjenigen Gejeten beherricht wird, welche zur Zeit 
der Verwirklichung des ihm zu Grunde liegenden Thatbeitandes be- 
ſtehen. Inhalt und Umfang des Schuldverhältnijjes, welches vor 
dem Inkrafttreten des Gejeges entitanden, reglen ſich nach dem bis— 
herigen Rechte. Zu dem Umfange eines Schuldverhältnifjes gehört 
Gegenftand, Zeit und Ort der Erfüllung; das Erfüllungsgeichäft 
jelbft aber bejtimmt fich nad) dem neuen Gejete, jo daß, falls die 
Erfüllung eines vorher abgejchloffenen Kaufvertrags in die Zeit nad) 
dent Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs falle, nicht nur die 
Uebergabe, jondern injofern ein Grundbud vorhanden jei, aud) die 
Auflaffung geboten jei. 

Welcher Widerijpruh? Wann, wo und was bei einem unter 
der Herrichaft des bisherigen Rechtes entſtandenen Schuldverhältnijje 
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zu leiften, bejtimmt diefes; in welder Weife und Form die 
Leitung erfolgen ſoll, beſtimmt das neuere Recht, Falls die Leiltung 
ſchon in die Zeit der Geltung des leßteren Geſetzes fällt. 

Es iſt des Widerfpruchd jedoch nicht genug. Es wird in den 
Motiven die weitere Trage aufgeworfen, inwieweit unter der Herr- 
ichaft des neuen Rechts entitandene Thatfachen, welche für ein nach bis— 
herigem Recht ſich bejtimmendes Schuldverhältnig bedeutjam werden, 
in ihren Wirkungen nach dem neuen Nechte zu beurtheilen find, To 
beijptel3weife der Verzug des Schuldners, Eintritt der Unmöglichkeit 
der Erfüllung. 

Würde die obige Regel, daß der rechtliche Anhalt und Umfang 
des Schuldverhältniffes, insbejondere rückſichtlich des Gegenſtands, 
der Zeit und des Ortes der Erfüllung dem bisherigen Rechte unter— 
ſtehe, durchgreifen, ſo würde dieſe Frage auch nicht dem geringſten 
Zweifel unterliegen können. Denn daſſelbe Geſetz, welches für die 
Zeit der Erfüllung maßgebend iſt, ſollte doch auch für die nicht 
rechtzeitige Erfüllung des Schuldverhältniſſes — etwas Anderes 
iſt doch der Verzug nicht — maßgebend ſein, und daſſelbe Geſetz, 
welches bejtimmt, was zu leisten ift, welche Leiftung den Gegen- 
ſtand des Schuldverhältniffes bildet, muß doc auch beſtimmend fein, 
wenn dieſer Gegenftand nicht geleiftet werden kann, die Leiſtung 
jelbit unmöglid wird. 


Statt dejjen wird ein Unterfheidungsmerkmal aufgeftellt,. welches 
das Verſtändniß kaum erleichtert, in Wirklichkeit aber nicht einmal 
einen Gegenſatz der unterjcheidenden Momente bezeichnet. 

Die Entjcheidung joll davon abhängen, ob die betreffende That: 
ſache in einem folden Zujammenhang mit dem Schuldverhältniſſe 
jtehe, daß fie erſt durch daſſelbe ihre rechtliche Bedeutung erhält, und 
ihre Einwirkung ſich gleichſam als innere Entwidelung des Schuld: 
verhältniffes darftellt, oder ob die Thatſache eine ſolche it, welche 
an das Schuldverhältnig von außen herantritt, und mit der fonfreten 
Beſchaffenheit dejjelben nicht in einem bedingenden Zuſammenhang 
ſteht. Im eriteren Fall beiwendet es bei der maßgebenden Bedeutung 
des früheren Rechts, im legteren Falle greift das neue Recht ein. 

Was iſt unter der inneren Entwidlung des Schuldverhältnijjes 
zu verjtehen ? 

Iſt beifpielsweile die Entitehung einer das YZurüdhaltungsrecht 
begründenden Gegenforderung nicht eine von Augen herantretende 
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Thatjache, und fteht dieſelbe nicht dennody mit einem !die Eonfrete 
Beichaffenheit des Schuldverhältnifjes infofern bedingenden Zuſammen— 
hang, als jie das Forderungsrecht des Gläubigers juspendirt? a, 
übt diejes Zurüdbehaltungsrecht nicht gleichzeitig jeinen Einfluß auf die 
innere Entwidlung des Sculdverhältniffes? Soll nun das ältere 
Recht entjcheidend fein, trogden die Gegenforderung unter der Herr: 
Ichaft des neueren Necht zur Entjtchung gelangt it? Nach welchem 
Recht ift zu entjcheiden, wenn die Bürgichaft unter dem älteren Recht 
eingegangen, der Liberationsgrund in der Perſon des Schuldners 
unter dem neueren Recht eingetreten tft? 

Einzelentjheidungen laſſen ſich allerdings nicht geben, wie die 
Motive betonen, aber ebenjowenig ift es förderlich, fic) in den Motiven 
in Abjtraftionen zu verlieren, welche für die praftiiche Rechtsanwendung 
verjagen, da die beiden gegenfäglichen Momente zujammentreffen 
können, und am wenigjten ift e8 zuläjfig, in dem Gejetestert einen 
Sat zu formuliven, defjen Regel durch die Begründung der Motive 
bereit3 durchbrochen wird. 

AUbgejehen von den oben erwähnten Fällen wird am Schluſſe 
des Artifels 103 noch ausdrüdlich erwähnt, daß durd die Negel des 
Artifel3 103 nicht ausgejchloffen jein joll, bezüglid einzelner Normen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche einen reformatorifchen oder 
prohibitiven Charakter dargeftellt haben, daß fie auch die zur Zeit 
des Inkrafttretens beftehenden Schuldverhältniffe zu ergreifen beab- 
ſichtigen, dieſer rückwirkenden Tendenz Folge zu geben und die be- 
treffenden Normen auf die beitehenden Sculdverhältnifie zur Anz 
wendung zu bringen. Welches diefe Normen jeien, jolle im 
Wege der Auslegung feftgejtellt werden. Auch dieſes iſt mißlich. 
Der Nechtjuchende muß wiffen, auf welche Sculdverhältniffe das 
Geſetz rüdwirkende Kraft üben joll. Die Rüdwirfung des Gejeßes 
dürfte indeſſen möglichſt zu bejchränfen jein, und lediglich bezüglich 
des Spiel: und Wettvertragd Platz greifen. 

Im Uebrigen dürfte der in den Motiven zu $ 103 ausgejprochene 
Grundjag, daß das Schuldverhältnig von denjenigen Gejegen be: 
herrjcht wird, welche zur Zeit der Berwirklihung des ihm zu Grunde 
liegenden Thatbeſtandes beftehen, wohl nach einem Vorſchlag, der 
gewiß verbefferungsbedürftig ift, indeffen doch mande Unklarheiten 
und Zweifel bejeitigt, in folgender Faſſung zum Ausdrud gelangen: 

Bei Schuldverhältniifen werden Borausjegungen 
und Wirkungen der diejelben beeinflufjenden regt: 
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lihen Thatſachen nad) dem Geſetze beurtheilt, unter 
welchem fie zur Entjtehung gelangen. 

Auf Spiel- und Wettverträge findet das Bürger: 
lihe Gejetbud jofortige Anwendung. 

Hiernach wird es wohl nicht zweifelhaft fein, daß für die Form des 
Schuldverhältnifjes, die Bedingungen feiner Nechtswirkjamfeit ſtets 
das Geſetz entjcheidend ift, unter deſſen Herrſchaft es zum Abjchluffe 
gelangt it. Verwirklicht ſich bei einem unter dem bisherigen Rechte 
entjtandenen bedingten Schuldverhältniffe die aufjchtebende Bedingung 
erft nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches, fo iſt diejes 
entſcheidend. 

Für die Anwendung des 8677 (Recht des Bürgen auf Sicherheits— 
(eiftung) ift beifpielsweife entjcheidend, ob die thatſächlichen Voraus— 
fegungen des Anſpruchs auf Sicherheit unter der Herrichaft des neuen 
Gejetes bereitd gegeben waren. Für Kondiftionen wird dasjenige 
Gejet maßgebend jein, unter dejjen Geltung der Rüdleiftungsaniprud) 
(Hinwegfall des Grundes der Leijtung) zur vechtliden Entjtehung 
gelangt. Ebenſo wird der Zeitpunkt des Erfüllungsgefchäfts in feiner 
Totalität (rückſichtlich der Form, des Verzugs, dev Möglichkeit, der 
Surrogate der Erfüllung, Hinterlegung, Hingabe an Hahlungsitatt) 
wie des Erlöjchens der Forderung allein für die Gejegesanwendung 
bejtimmend jein. 


Artifel 108—110. 

Dieje Artikel regeln den Interimszuſtand zwiſchen dem Inkraft— 
treten des Bürgerlichen Gejetbuchs und einer erjt fpäter erfolgenden 
Herftellung des Grundbuchs reſp. der der landesherrlichen Berord- 
nung vorbehaltenen Feititellung, dat das Grundbuch als angelegt gelte. 

Drei Syiteme, die aus dem Mangel des Grundbuchs für ein 
einheitliches Immobiliarrecht entjtehenden Schwierigkeiten zu bejeitigen, 
werden als möglich gedacht: 

1) Anwendung des gefammten Immobiliarrechts mit Ausnahme 
der Normen über das Erforderniß der Eintragung ins 
Grundbuch und die Garantiewirkfungen defjelben, wobei der 
Rechtserwerb an die Erklärung des dinglichen Rechtsgeſchäfts 
vor dem Grundbuchamte oder an die Einreichung der Urkunde 
zu den Grundakten geknüpft werden fünnte. 

2) Eriag des Grundbuches dur die von Fall zu Fall über 
jedes einzelne Grundftüd anzulegenden Grundbuchblätter. 
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3) Geltung des bisherigen Immobiliarrechts in Anfehung der 
Aenderungen im dinglihen Rechtsbejtande durch Rechtsgefchäft 
oder Geſetz, aljo ſoweit e3 fih um den Erwerb oder das 
Aufgeben des Eigenthums oder um die Begründung, Ueber: 
tragung, Belaftung und Aufhebung eines anderen Rechtes 
an einem Grundjtüde oder eines Nechtes an einem folchen 
Nechte handelt. Das alte Recht gelangt aber nur zur An— 
wendung in Anjehung der die Rechtsänderung unmittelbar 
bezwedenden Rechtsgeſchäfte, nicht bezüglich der demjelben zu 
Grunde liegenden Cauja. 

Für diefes Syſtem hat fid) der Entwurf des Einführungsgejeges 

entjchieden. 

Es ift vor Allem zu fragen, ob denn ein vorläufiger Rechts— 
zuftand überhaupt eine nidyt zu umgebende Nothmwendigkeit bildet, ob 
nicht vielmehr die gleichzeitige Anlage des Grundbuds mit 
dem Inkrafttreten des Bürgerliden Geſetzbuchs zu er- 
möglichen iſt. Unleugbar erjcheint bei jedem der Syſteme die 
Sicherheit des Immobiliarverkehrs gefährdet; je eingreifender die 
durch die Einführung des Grundbuchſyſtems bedingten Aenderungen 
in jenen Staaten find, welden dafjelbe bisher fremd war, dejtu 
mißlicher tft e8, einen Switterrechtszuftand bezüglich des Immobiliar— 
verfehrs eintreten zu lafjen, vermöge dejjen bald das bisherige, bald 
das neue Necht zur Anwendung gelangt. Es iſt deshalb die Frage 
aufzumerfen, ob in dem geräumigen Zeitraum, welcher zwilchen der 
Berfündigung und der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs Liegt, 
nicht die Vorarbeiten für die Herftellung des Grundbuches und dieje 
jelbft zu bewältigen find. Sr dem weitaus größten Theile des deutjchen 
Reiches bejtehen bereit3 Grundbücher. Sind diejelben aud unter 
fi) verichieden, und entjprechen diejelben auch nicht durchaus dem 
Syſtem der Grundbuchordnung, jo können doch dieje Berjchiedenheiten 
und Abweichungen kaum jo erheblich jein, al3 daß die bejtehenden 
Grundbücher nicht in einem Beitraum von 3—5 fahren dem Syſtem 
der Grundbuchordnung angepaßt werden können. 

E3 ſteht jogar zu erwarten, daß von der in Artikel 108 Abjat 2 
eingeräumten Befugniß (vgl. Motive ©. 267) ohne vorausgegangenes 
Auslegungsverfahren das Grundbuch für angelegt zu erklären und 
die bisher geführten Bücher als Grundbücher im Einne des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs zu bezeichnen, Gebrauch gemacht werden wird. 

In den ſüddeutſchen Staaten beftehen allerdings feine Grund- 
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bücher, wohl aber Hypothekenbücher, ſowie die die Stelle von Flur— 
büchern vertretenden Katafter- oder Steuerbüder, jo daß die Vor- 
arbeiten für die Anlage des Grundbuches immerhin erleichtert fein 
dürften. Wenn im Sabre 1822, zu einer Beit, in welcher die 
Landesvermeffung nod nicht einmal begonnen war, im Königreich 
Bayern für die Einführung des auf ein durchaus neues Hypotheken: 
ſyſtem bafırten Hypothekengeſetzes reſp. für die Anlage der Hypothefen- 
bücher ein dreijähriger Zeitraum genügte, fo dürfte wohl in demjelben 
Zeitraum unter den oben gejchilderten Berhältniffen die Vorbereitung 
des Grundbuch zum Abjchluß gelangen. 

Der fehr praftiihe Weg, den der Entwurf in Artikel 108 ein- 
geichlagen, die Anlage der Grundbücher der landesrechtlichen Berordnung 
vorzubehalten, welche hierdurch mit Gejeteskraft bekleidet wird, er- 
ſcheint nur geeignet, den baldigen Abſchluß der diesbezüglichen Arbeiten 
zu fördern. 

Wird für die nach Artikel 108 zu erlaffende landesherrliche 
Verordnung reichsgejeglih eine kurze Friſt feftgefegt, um den 
gleichzeitigen Beginn de3 bei der Anlage der Grundbücher einzu- 
Ichlagenden Berfahrens zu ermöglichen, und wird, wogegen doch nicht 
das mindefte Bedenken bejteht, in Artikel 1 des Einführungsgejeges 
ausgeſprochen, daß die Beltinnmungen des $ 108 Abjat 1 und 2 
jofort mit der Berfündung des Geſetzes in Wirkjamkeit treten, jo 
find alle Unzuträglichkeiten befeitigt, welche in dem Umftande ihren 
Grund haben, daß im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gefeßbuches nicht zugleich das Grundbuch fertiggeſtellt ift. 

Es dürfte deshalb der Art. 108 folgende Faſſung erhalten: 
„das zum Zwede der Anlegung der Grundbücer einzuhaltende 
Berfahren wird für jeden Bundesjtaat durch eine innerhalb 
3 Monaten von Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes 
an zu erlafjende landesherrliche Verordnung beſtimmt“ 

und mit Rückſicht Hierauf Artikel 1 die Zujagbeftimmung erhalten: 
Die Beftimmungen des $ 108 Abſatz 1 und 2 treten 
jofort mit der VBerfündigung des gegenwärtigen 
Gejeges in Kraft. 


——— 


Die Ergebniſſe der Gutachten aus dem Anwalt— 
ſtande. 
Von Rechtsanwalt Dr. C. F. Reatz in Gießen. 





Das Verhältniß des Bürgerlichen Gefehbuds zu den Landesgefehen. 


8 1. 

Die Gutadhten aus dem Anmaltftande wurden eingeführt durd 
einen Aufſatz des Juſtizraths Mede in Leipzig über „das Ber- 
hältniß des Bürgerlihen Gejegbudes zu den Landesge- 
jegen”N. Es gejchah die zu einer Zeit, zu welcher der Entwurf 
des Einführungsgejeßes der allgemeinen Beurtheilung zwar nod nicht 
übergeben, jein Inhalt aber bereit3 in die Deffentlichkeit gedrungen 
war (Norddeutihe Allgemeine Zeitung, Juli 1888). Es warf fid 
zunädjft die Frage auf, ob der Entwurf des Geſetzbuches und das 
Einführungsgejeg da8 Maß desjenigen richtig bemeſſen habe, was 
von Landesgejegen beitehen bleiben ſolle. Der Verfaſſer beleuchtet 
die grundlegende Beſtimmung des Art. 32 des Einführungsgejeges, 
wonadh die privatrechtlihen Borjchriften der Landesgejege außer 
Kraft treten, joweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche oder im 
Einführungsgejeg beftimmt ift, daß fie in Kraft bleiben follen, — 
und unterzieht die wejentlichiten Ausnahmebeftimmungen der Art. 33 
bis 91 einer Kritik. Er jpricht hierbei den Wunſch aus, daß die in 
Art. 34 erwähnten Hausgejete der Randesherren und der Mit- 
glieder der landesherrlihen Familien, ſowie der Mitglieder der 
fürftliden Familie Hohenzollern in geeigneter Form veröffent- 
licht würden, billigt mit Rüdficht auf früher gegebene ſtaatsrechtliche 
Berjprehen den Art. 34, der in Anfehung der Familienverhältniffe 
und der Güter der ehemals reihsftändifchen, ſeit 1806 mittelbar 
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gewordenen Häuſer, jowie des ehemaligen Reichsadels eine Aus: 
nahmejtellung gewährt, und weit die Beftimmungen über Familien— 
fideifommisfe, Lehen und Stammpgüter, die beſchränkte Hypo— 
thef an Grundjtüden, fowie die Belaftung und Beräußerung 
von Grundftüden gegen Berbot den Landesgejegen zu. Agrar: 
recht, Deich und Sielrecht, Zwangs- und Bannredte, Real: 
gewerbeberedhtigungen, Regalien, Gejinderedht (vorbehältlic 
dev Beitimmungen des B. G. B. $ 64—71, 224, 567, T11—713, 
1277) müfjen der Landesgefeggebung, der Gejchäftsbetrieb der ge- 
werbliden Bfandleihen und der Bfandanftalten möge der be- 
jonderen Reichsgeſetzgebung überlaffen werden, Bergredt und 
Waſſerrecht dagegen, fowie ein Theil der Zwangsenteignung, 
Jagd- und Fiſchereirecht einſchließlich des Wildſchadenserſatzes 
gehören dem bürgerlichen Rechte des Reichs an. Für die freigebigen 
Erwerbungen der todten Hand (Art. 48) ſoll durch reichsgeſetzliche 
Vorſchrift jtaatlihe Genehmigung gefordert werden. Indem die Nor- 
mirung der Rechte und Pflichten der juriftiihen Perſonen den 
Landesgejegen überlajjen wird (Art. 49), ift den Landesrechten eine 
allzugroße Macht verblieben. Die Negelung der vermögensrectlichen 
Folgen einer widerredtlihen Schadenszufügung durch einen 
Beamten joll dem bürgerlichen Rechte zugewieſen, und reichsrechtlic) 
dahin beftimmt werden, daß der Staat und die ſonſtigen ftaatlichen 
Verbände in allen Füllen haften (Art. 56). Getreu dem Grundjage, 
das Gute nehmen und das Beſte erjtreben, will der Verfaſſer troß 
feiner Bedenken gegen die Abgrenzung von Reichs: und Landesredit 
die Annahme des Entwurf, und fordert für jett oder ſpäter den 
Erlaß bejonderer Reichsgeſetze, durch weldhe die ohne Grund dem 
Landesrecht überlaffenen Materien diefem wieder entzogen und für 
ganz Deutjchland gleihmäßtg geregelt werden. 


Erſtes Buch. 
Allgemeiner Theil. 
Dritter Abſchnitt. 
Zuriſtiſche Perſonen (SS 41— 63). 
82. 
Neben den phyſiſchen oder menschlichen Perſonen kennt der 
Entwurf juriftiihe Berjonen. Nad) ihm ($ 41) können Perjonen: 
vereine und Stiftungen die Fähigkeit Haben (bezw. erhalten), als 


BR 


ſolche ſelbſtſtändig VBermögensredte und Bermögenspflichten zu haben 
(juriftifche Perjönlichkeit). Perjonenvereine und Stiftungen, welchen 
dieje juriftiiche Perjönlichkeit nicht zukommt, find im Entwurfe nicht 
beionders geregelt. Die juriftiiche Berjönlichkeit eines Perjonenvereins 
und der Berluft diejer Perjönlichfeit beftimmen fi in Ermangelung 
bejonderer reichögejeglicher Borjchriften nad) den Landesgejegen des 
Drt3, an weldem der Perfonenverein jeinen Sit hat ($ 42). 

Hermann Kaujen in Düfjeldorf (jet in Köln) in feinem 
Gutadhten über „Juriſtiſche Berjonen mit befonderer 
Berüdjihtigung der modernen Berjonenvereine” 2) billigt 
mit Rüdjicht auf die verichtedene Gejtaltung des bei diefer Frage in 
Betracht kommenden Staatsrechts in den einzelnen Bundesftaaten, 
daß der Entwurf den Landesgefegen einen weiten Spielraum ein- 
geräumt habe, allein er glaubt, daß die richtigen Grenzen diefer 
grundfäglich zu billigenden Nachgiebigkfeit nicht innegehalten worden 
jeien. Nach dem Nachweis der Bielgejtaltigkeit des in den einzelnen 
Ländern beftehenden Rechtszuftandes, den der Entwurf in das neue 
deutiche Recht hinüberzunehmen beabfichtige, bringt Kaufen folgende 
Wünjhe zum Ausdrud: 

1. Einführung gewiſſer einheitliher Grundformen für alle auf 
Landesrecht beruhenden juriftiichen Perfonen; das Reich möge in 
jeinen Gejeten an denjelben Formen feithalten. 

2. Einführung von Normativbedingungen, durch deren Erfüllung 
die ihrem Charakter nad; näher zu beftimmenden Bereine die Rechte 
einer juriſtiſchen Perfon erlangen fönnen. 

3. Ordnung der Recht3verhältniffe derjenigen Vereine, welche 
der juriftiichen Perſönlichkeit entbehren. 

Die wohlwollende Unterftellung der Motive, daß die einzelnen 
Landesgejetgebungen die vom Entwurf ihnen zugemwiejene Aufgabe 
mit hinreichender Volljtändigkeit und inheitlichfeit löfen würden, 
bezeichnet Kauſen als nicht zutreffend, und jchlägt er daher 

ad 1. folgende Rechtsnormen vor: 

a) Perjonenvereine und Stiftungen, welche ihren Uriprung aus 
dem Landesrecht ableiten, unterliegen einer allgemeinen 
Negilterpflicht. (Beim Amtsgericht werden darnad) eingetragen: 
Name, Zweck und Sit der juriftiichen Perfon, Bezeichnung 
des Geſetzes oder des behördlichen Verleihungsakts, woraus 


) Heft I. (September 1888) S. 19-40. 
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diefelbe ihre Entjtehung herleitet, die ftatutarifchen Beſtim— 
mungen über die Bildung des Vorftandes und die Befugnifje 
defjelben hinfichtlich der Vertretung nach Außen, das Erlöſchen 
der juriſtiſchen Berjönlichkeit.) 

b) Solche Perjonenvereine und Stiftungen können in Zukunft 
nur entitehen durch eine ausdrüdliche Tandesgejeßliche 
Beitimmung, durch die zur öffentlihen Kenntniß gebrachte 
Berleihung der juriftiihen Perjönlichkeit Seitens der ſtaats— 
rechtlich dazu berufenen Behörde, und durd die Erfüllung 
der Bedingungen, welche in bejonderen Landesgejegen für 
die Erlangung der juriftiichen Berjönlichkeit aufgeftellt find. 

ec) Die Regifterbehörde hat zu prüfen, ob den Erfordernifjen 
des Geſetzes genügt ift; der Beſchwerdeweg ift zu orönen. 

d) Vor der Eintragung in das Regifter können die juriftiichen 
Perjonen feine Rechtshandlung vornehmen. 

e) Auch die bereit3 beftehenden juriſtiſchen Perjonen unterliegen 
(mit gewiffen Einſchränkungen) der Regifterpflicht. 

f) Perjonenvereine ohne juriſtiſche Perſönlichkeit find nicht 
parteifähig. 

ad 2. Perjonenvereine von nicht gejchloffener Mitgliederzahl, 

deren Thätigkeit nicht auf die Erzielung vermögensredtliher Vor— 
theile, jondern auf die Berfolgung wifjenjchaftlicher, künſtleriſcher, 
religiöſer, politiicher, wohlthätiger, gefelliger und gewerblicher Zwede, 
auf die Förderung der Intereſſen beftimmter Berufskreiſe oder 
Gegenden, auf die Hebung der Körperpflege oder der Geijtesbildung 
gerichtet find, erlangen dur die Eintragung der beim Amtsgericht 
ihres Wohnſitzes geführten Regifter juriftiicher Perjonen die Rechte 
einer ſolchen unter der Bezeichnung: „Eingetragener Berein.” 

Ausgenommen Jind 

a) Vereine, deren Bildung oder Zwed nad; Reichsrecht oder dem 
am Wohnfiz des Vereins geltenden Landesrecht unerlaubt ift. 

b) Bereine, deren Thätigkeit oder Mitgliederbeftand über den 
Bereich des einzelnen Bundesſtaats hinausreicdt. 

c) Vereinigungen von Drdensperjonen zu häuslicher Gemeinjchaft. 

Zur Gründung bedarf e3: der Annahme eines Gefammtnamens, 

der jchriftlihen Abfaffung des Gejellichaftsvertrags (Statuten) und 
in den Fällen, in denen die Bildung des Vereins als jolden 
gefeglich von der Genehmigung einer Behörde abhängig tft, der Bei- 
bringung diefer Genehmigung. 
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ad 3. In Bezug auf die Ordnung der Rectsverhältniffe der- 
jenigen Bereine, welche der juriftiichen Perfönlichkeit entbehren, er— 
örtert Kaufen, zum Theil mit beftimmten ind Detail gehenden 
Borichlägen, die Berfaffung des Vereins, die Nechte an unbeweglichen 
und beweglichen Sachen, das Zurüdbehaltungsreht, Schadenserjaß 
wegen unerlaubter Handlungen eine8 Bereindmitglieds, Schulden 
und Forderungen des Vereins, 

Zum Schluffe wird e8 als wünfchenswerth bezeichnet, wenn mit 
größerer Klarheit zum Ausdrud gebracht würde, daß die 88 44—57 
und 61 Entw. für alle Körperjchaften (mit öffentlich vechtlihem oder 
privatrechtlihem Charakter) und für die bereit3 beftehenden gelten 
jollten, ſowie wenn die juriftiiche Perönlichkeit des Fiskus zum Gegen- 
jtande reihsrechtliher Normen gemacht mürde. 


Vierter Abſchnitt. 
Rechtsgeſchäfte (S 64—143). 
Ss 3. 

Das von Rechtsanwalt Profefjor Dr. Hellmann in Münden 
erjtattete Gutachten über „Rechtsgeſchäfte“ wendet fi 

1. gegen die in den Motiven gegebene Definition des Rechts— 
geihäfts und giebt zu erwägen, ob nicht der Begriff des Rechts— 
geihäfts im Geſetze jelbjt, und zwar anders als von den Motiven 
feftgejtellt werden folle. 

2. Im $ 64 wäre ftatt von einer Perjon, die des Bernunft- 
gebrauchs, wenn auch nur vorübergehend, beraubt ift, zu jagen: 
eine Perfon, welche des Vernunftgebrauchs, wenn auch nur vorüber: 
gehend, „entbehrt.” 

3. Es wird gerügt, daß der vom Entwurfe neben der Nichtig- 
keit und Anfechtbarfeit eines Rechtsgeſchäfts aufgeftellte Begriff der 
„Unwirfjamkeit” häufig da verwendet wird, wo einem Rechtsgeſchäfte 
jegliche rechtliche Geltung abgefprochen wird. 

4. Ueberflüffig find $ 72: „Die Willenserklärung kann aus— 
drüdlich oder jtillfchweigend erfolgen,” und $ 73: „Bei der Aus— 
(egung einer Willenserklärung ift der wirkliche Wille zu erforjchen 
und nicht an dem buchitäblichen Sinne des Ausdrud3 zu haften,” 
jedenfalls aber der zweite Theil des $ 73. 


) Heft VII (Ranuar 1889) ©. 487—506. 
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5. Darnach wäre aud von eimer gejeglichen Unterjcheidung 
zwiſchen ausdrüdlicher und jtillihweigender Willenserklärung im $ 74 
abzufehen. Dieſe Unterjcheidung ift überdies unrichtig.. — Die Be- 
ſtimmung des zweiten Abjages, daß die Willenserklärung nur dann 
als nicht erfolgt gilt, wenn eine den Widerruf enthaltende Willens- 
erklärung vorher oder gleichzeitig zur Wirkfamfeit gelangt, nicht 
aber dann, wenn jie fpäter zur Wirkſamkeit gelangt, erregt Zweifel 
an ihrer Richtigkeit. Auch kann diefe Beftimmung einfacher aus— 
gedrückt werden. — Der Abjag 3 wäre dahin zu formuliren: 

„Die Wirkjamkeit der Willenserklärung wird dadurd nicht 
berührt, daß ihr Urheber (oder derjenige, an welchen fie ge— 
richtet war) ftirbt oder gejchäftsunfähig wird, bevor fie dem 
Betheiligten zukommt.“ 

6. Der dem $ 77 zu Grunde liegende Gedanfe ift richtiger jo 
zu faffen: 

„Sur Schließung eines Vertrags wird erfordert, daß die 
von dem einen Vertragſchließenden an den anderen gerichtete 
Willenserklärung von diefem angenommen wird.” 

7. Abſ. 1 des 8 78 iſt überflüffig. 

8. Der Begriff des „gegenfeitigen Vertrags” im $ 79 jollte 
näher bejtimmt, aud) jollte eine Beftimmung darüber getroffen werden, 
wie lange der andere Vertragjchließende gebunden fei, wenn der eine 
jeine Gebundenheit von feiner Willkür abhängig gemacht hat, oder 
wie der Gebundenheit ein Ziel zu jegen fei. 

9. Die Worte „ausdrüdlich oder ftillfchtweigend” im 8 81 find 
nach $ 72 überflüflig. 

10. Zu den $$ 83, 84, 86 ift gejetlich feftzuftellen, ob der durd) 
Zelephon gejtellte Antrag ald Antrag unter Anwejenden oder unter 
Abwejenden zu erachten ijt. 

11. Berftändlicher wäre es, wenn es in Abi. 2 des $ 86 hieße: 
„daß der Antragende Feine Benachrichtigung von der erfolgten 
Annahme erwartet.” 

12. Die Faffung des $ 89 ift nicht korrekt. 

13. Ebenfo wenig die des 8 91 Abi. 2. 

14. Die Freiheit der jchriftlihen Form, welde in $ 92 Abi. 2 

für telegraphiiche Willenserklärungen zugelafjen ift, wird durch $ 94 
Abſ. 1 für Verträge illuforiich gemacht. 
15. Der zweite Saß des $ 95 bleibt bejjer weg. 


16. Wünfchenswerth it eine andere Redaktion des Abi. 2 
des 8 96. 

17. Als Sat 1 des 8 98 wird vorgeſchlagen: 

„Iſt der Urheber einer Willenserklärung fid) des Mangels 
der Vebereinjtimmung des wirklihen Willens mit dem er- 
flärten Willen (oder richtiger: mit dem als gewollt Erklärten) 
nicht bewußt, jo ift.. .” 

Sadlih hat der Entwurf die Lehre vom Irrthum bei ihren 
alten Zweifeln gelafjen. 

18. Der Abſ. 1 des $ 99 wäre befjer jo zu fallen: 

„Wenn dem Urheber der Willenserklärung grobe Fahrläſſigkeit 
zur Laft fällt, findet $ 98 Eeine Anwendung.” 

19. Die Beitimmung des $ 106, daß ein gegen die öffentliche 
Drdnung veritoßended Rechtsgeſchäft nichtig fei, ift äußerſt be: 
denklich. 

20. Die Faffung des $ 108 erzeugt Mißverftändniffe. 

21. $ 109 ift völlig überflüſſig. 

22. Im $ 115 wäre ftatt: „Natur des Rechtsgeſchäfts“ beſſer 
zu jegen: „Inhalt des Rechtsgeſchäfts“. 

23. Im Gegenſatz zum Entwurfe muß man von der Grund— 
auffaſſung ausgehen, daß der Vertretene in allen Fällen der frei— 
willigen Vertretung das Rechtsgeſchäft vornehme, d. h. daß von ihm 
diejenige Thätigkeit ausgehe, welche den Thatbeſtand des Rechts— 
geſchäfts herſtellt. 

24. Zu beanſtanden iſt der doppelte Sinn der „Bevollmächtigung“ 
in 8 120 Abſ. 1. 

25. Es iſt nicht zu verjtehen, weshalb der im $ 123 Ab}. 2 
erwähnte Vertrag durd) contrarius consensus nicht folle aufgehoben 
werden fünnen. 

26. Es iſt eine unbillige Begünftigung gegenüber dem vollmadht- 
lojen Vertreter des $ 125, wenn man dem anderen Bertragichließenden 
den Anjpruh auf Erfüllung oder den auf Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung zur Wahl stellt. 

27. Böllig überflüjig und rein doftrinär jind die SS 131 und 
140. Nothwendiger wäre eine Begriffsbeitimmung der aufjchtebenden 
und auflöjenden Bedingung. 

28. Der Abjat 2 des $ 133 ließe ſich weit einfacher jo faſſen: 

„Wird... . eröffnet, jo gilt dev Gemeinſchuldner als zur 
Sicherheitgleiftung verpflichtet.” 
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Abi. 4 iſt überflüjfig oder doch unzweckmäßig redigirt. 

29. Für $ 134 wird folgende Faſſung vorgeſchlagen: 

„Für den Fall der Erfüllung der Bedingung haftet der 
bedingt Verpflichtete wegen der während des Schwebens der 
Bedingung vorfäglich oder fahrläffig verurfachten Bereitelung 
oder Beeinträchtigung des bedingten Rechts ebenjo, wie wenn 
das Rechtsgeſchäft unbedingt errichtet worden wäre.” 

30. Der im $ 138 gemeinte Gegenfag wird richtiger ausgedrückt 
durh: „Handlung, deren Bornahme von der Willfür des Berpflichteten 
abhängt” und „bloßem Wollen des BVerpflichtetjeins”. 

In dem über „die Lehre von den Zeitbeftimmungen, 
Bedingungen und Befriftungen und der Anjprudsver- 
jährung” von Dr. Fri Meyer?) in Frankfurt a. M. erjtatteten 
Gutachten wird 

1. angedeutet, daß troß der allgemeinen Benennung des Titels 
„Bedingung und Befriftung“ diefer doch nur rechtsgeſchäftliche Be— 
dingungen und auch diefe nur unter Lebenden, nicht aber bedingte 
Zuwendungen von Todeswegen umfaßt, welche unter theilweije völlig 
abweichenden Rechtsnormen an anderen Stellen behandelt find. 

2. &3 wäre wiinjchenswerth, wenn die Lehre von der Voraus: 
jegung im Allgemeinen Theil Aufnahme gefunden hätte. 

3. Die Beitimmungen des $ 133 find überflüjfig, da die Abfäge 1, 
2 und 4 bereit3 durd die C. P. O. Ear ausgefproden jind, und die 
unklare Beftimmung des Abſatzes 3 höchſtens dazu beiträgt, dieſe 
klaren Spezialbeftimmungen zu verdunfeln. 

4. Die von den Motiven aufgeftellte Regel, daß nur, joweit 
der Wille der Parteien es ergebe, Sonn» und Feiertage auf die Zeit: 
rehnung von Einfluß fein könnten, wird als durdaus unzutreffend 
und als mit dem wirthichaftlicen Streben unjerer Zeit nad Sonntags: 
ruhe im Widerſpruch ftehend bezeichnet. Mag es auch jchiwierig fein, 
eine allgemeine bürgerliche Felttagsordnung für ganz Deutjchland 
herzuftellen, jo wäre doch wenigſtens für den Sonntag unbedingt 
eine Vorſchrift dahin zu jchaffen, daß an ihm eine Redtshandlung 
gegenüber einem Anderen ohne dejjen Zuftimmung nicht gefordert 
und nicht mit Wirkjamfeit vorgenommen werden könne. 

Kempf in Berlin beantragt in feinem Gutadhten: „Einige 
Bemerfungen zu $ 89 des Entwurfs”) die Streidhung des 

*) Heft XI (Juni 1889) S. 933— 954. 
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$ 89: „Auf die Wirkjamkeit des Vertragsantrages ift es, jofern nicht 
ein anderer Wille de Antragenden aus dem Antrage oder den Um— 
ftänden des Falles hervorgeht, ohne Einfluß, wenn der Antragende 
oder derjenige, welchem der Antrag gemacht worden ift, nad) Ab- 
jendung des Antrages ftirbt oder gejchäftsunfähig wird” — indem 
er ausführt, daß die Bejtimmung dieſes Paragraphen 

1. injoweit fie den Eintritt der Gejchäftsunfähigkeit desjenigen, 
an den der Antrag gerichtet ift, behandelt, in einen unlöglichen 
Widerſpruch mit $ 66 Abi. 1 und 8 74 Abi. 1 geräth; 

2. injoweit fie den Tod oder den Eintritt der Gejchäftsunfähigkeit 
des Antragenden nad Abfendung des Antrages ins Auge faßt, wegen 
8 74 Abi. 3 überflüffig ift; 

3. injoweit fie den Tod des Adrefjaten nad) Abjendung des An— 
trages betrifft, eine bedenkliche Abweichung von dem Prinzip der 
Empfangstheorie enthält, welche durch ein praftifches Bedürfniß nicht 
gerechtfertigt wird, und 

4. infofern fie die zwilchen den einzelnen Gebieten des geltenden 
Rechts beftehende Rechtsverſchiedenheit bezüglich des Einflufjes von 
Tod und Gejhäftsunfähigkeit auf den Bertragsihluß unter Ab- 
mwejenden ausgleichen will, zu weit geht und wegen der aus $ 80 zu 
ziehenden Folgerungen entbehrt werden kann. 


Siebenter Abſchnitt. 
Anſpruchsverjährung. (88 154—185.) 


84. 

Ueber „die Anſpruchsverjährung“ hat zunächſt Dr. Guſtav 
Lehmann in Dresden?) ein Gutachten erſtättet, welches dem Ent— 
mwurfe Schärfe und Klarheit des Gedankens und Ausdruds, und den 
Motiven vollftändige Berüdfichtigung der vorhandenen Gejeßgebungen, 
Wiffenjchaft und Praxis und ebenſo geiftvolle als weitjichtige legis— 
lative Erwägungen nahrühmt. Im Einzelnen erhebt es folgende 
Beanftandungen: 

1. Es jei nicht zu verftehen, warum der Entwurf in $ 156 
Poſ. 2 die Ansprüche der Landwirthe für Lieferung von landwirth- 
ſchaftlichen Erzeugnifjen, insbejondere von Lebensmitteln und Brenn- 
materialien nur infofern der zweijährigen Verjährung unterwerfe, 


s Heft II. (Oktober 1888) S. 97—109. 
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als die Erzeugnifje zur Berwendung im Haushalte geliefert worden 
jeien, während eine jolde Bejchränfung für die Anjprüche der Kauf- 
leute, Fabrifanten u. ſ. w. ($ 156 Poſ. 1) aufgegeben fei. 

2. Der zweijährigen Verjährung dürften auch die Anfprüce der 
Künftler unterliegen. 

3. Wünſchenswerth wäre die einheitliche Beftimmung der furzen 
Berjährungsfrift, ftatt der Unterfheidung von zwei- und vierjährigen 
Friſten, zumal die zweijährige Friſt doc etwas zu kurz gegriffen jei. 

4. Der furzen Berjährung ſollten nicht nur „rechtsgejchäftlic 
bejtimmte Zinſen“, jondern „Binjen jeder Art“ unterliegen. 

5. Es iſt ein Fehler des Entwurfs, daß er als ordentliche Ver: 
jährungsfrift die gemeinrechtliche dreißigjährige aufgenommen Hat. 
Für die Verhältniffe der heutigen Zeit genügt eine Frift von zehn 
Jahren. Für außerordentliche Berhältniffe mag eine zwanzigjährige 
Friſt normirt werden. 

6. Bedenklich iſt, daß die Verjährung erſt durch Zuſtellung der 
Klage und des Zahlungsbefehls und nicht bereits durch deren Ein— 
bringung unterbrochen werden jolle. 

7. Die Bejtimmung des $ 166, wonach gejchäftsunfähige oder 
in der Geſchäftsfähigkeit bejchränfte und juriftiiche Perjonen für 
gewilfe Fälle eine Ausnahmeftellung einnehmen, ift nicht mehr zeit: 
gemäß, und ebenfo grundlos ift die Hemmung der Berjährung der 
Anjprüche zwilchen Bormund und Mündel, Eltern und Kinder und 
Ehegatten ($ 168). 

8. Grundlos iſt der Ausschluß des verjährten Anſpruchs auf 
Zinſen oder andere wiederkehrende Leiftungen von der Befriedigung 
aus dem Pfande, wenn das Gejet ($ 183) bejtimmt, daß die Ver: 
jährung eines durch Pfandrecht gejicherten Anſpruchs den Berechtigten 
nicht Hindere, feine Befriedigung aus dem Pfande zu verlangen. 

9. Es iſt der Sat einzufügen, daß mit der Verjährung des 
dinglihen Anſpruchs auch gleichzeitig das dingliche Recht untergehe. 

10. Es wird eine Beſtimmung vermißt, wonach Anjprüde aus 
Pacht- und Miethverhältniffen, joweit fie Erjat von Auslagen, Ver: 
wendungen und Schäden zum Gegenftande haben, einer furzen Ber: 
jährung unterliegen. 

„Die Unterbredung der Berjährung” behandelt Dr. 
D. Horwitz) in Hamburg. Er zeigt die erheblichen Mißſtände, 
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welche für die Praris mit den Beltimmungen des $ 171 verbunden 
find: „Die Unterbredung mittels Klagerhebung gilt al3 nicht erfolgt, 
wenn der Berechtigte die Klage zurüdnimmt, oder wenn diejelbe 
wegen Mangel3 einer Prozekvorausjegung abgemiejen wird. Wird 
die Klage wegen Unzuftändigfeit des Gerichts abgemwiejen, und von 
dem Berechtigten binnen ſechs Monaten nad der Rechtskraft des 
Urtheils bei dem zuftändigen Gerichte neue Klage erhoben, jo gilt 
die Verjährung als durch die erfte Klagerhebung unterbrochen. Iſt 
im Falle u. j. w.,“ und jchlägt den Erjat dieſes Paragraphen durd 
folgende Borjchrift vor: 

„Die Verjährung wird unterbroden, 

1. wenn der Berechtigte dem Berpflichteten durch einen Ge— 
richtSvollzieher eine Mahnung bezüglich des Anſpruchs zu- 
itellen läßt, 

2. wenn der Berechtigte den Anſpruch im Prozefje zur Auf: 
rechnung bringt.” 

Schließlich bezweifelt er, daß für die durch $ 185: 

„Durd Rechtsgeſchäft kann die Verjährung nicht ausge— 
geichlojfen und nicht erfchwert werden. Sie fann insbejondere 
nicht durd) Verlängerung der Berjährungsfriit erjchwert 
werden” bewirkte Durchbrechung des Prinzips der Vertrags: 
freiheit hinreichende Gründe gegeben find. 

In dem oben ($ 3) genannten Aufjfage wendet fih Fritz Meyer 

im Wejentlihen gegen die Konftruftion der Verjährung als einer 
Anſpruchsverjährung. Nebenbei bemerkt er, daß die zweijährige 
Friſt des $ 156 in vielen Fällen (namentlih Nr. 12: Anfprüche 
Derjenigen, welche im Privatdienfte ftehen, wegen des Gehalts, Lohnes 
und anderer Dienftbezüge einjchließlich der Auslagen), und aud) die 
vierjährige für periodifche Leiftungen, bei welchen die Leiftungsperiode 
mehr al3 ein Jahr beträgt, zu kurz ift. 


Neunter und zehnter Abjchnitt. 
Artheil (SS 190-192). DWeweis (8$ 193—198). 
SD. 

Der Entwurf giebt Eeine prinzipielle Regelung des Einfluffes, 
den ein Rechtsftreit auf den geltend gemachten Anſpruch ausübt, jtellt 
vielmehr die Wirkungen der Klagerhebung oder des EintrittS der 
Rechtshängigfeit bei den einzelnen Nectsinftituten dar, jo in den 
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&8 170—174, 244, 933, 945, 964, 1017, 1155, 2085, 192 Abi. 1, 
740 Abſ. 3, 885 Abi. 3, 938 Abi. 3, 1222, 1224, 1266 Abf. 1, 
1315, 1329, 1331 Abf. 2, 1360 Abf. 2, 1379, 1407 Abſ. 1, 1429 
Abj. 1, 1430 Abf. 3. 1492. 

In feinem Gutachten über den „Beginn des Nedtzftreits®) 
bejpriht Dr. Carl Linfelmann II in Hannover die gefteigerte 
Haftung des Beklagten und die Unterbrechung der Verjährung und 
Erjigung und gelangt zu folgenden Ergebnifjen: 

Während im Römiſchen Rechte der Einfluß des Streitbeginnes 
auf das eingeklagte Rechtsverhältniß durch prozeßpolitiiche Erwägungen 
bedingt war,°) hat der Entwurf die der heutigen Rechtsanfchauung 
entjprechende Regel zum Ausdrude gebracht, daß eine Beränderung 
des Rechtöverhältnifjes aus derartigen Gründen nicht mehr gefordert 
wird. Die an die SKlagerhebung oder an den Eintritt der Rechts— 
hängigfeit gefnüpften Wirkungen find jegt nur noch durch Gründe 
materiellerechtliher Natur beftimmt. Dieſer grundfäglihe Stand» 
punkt des Entwurfs ift unbedingt zutreffend. — Weiterhin geht der 
Entwurf davon aus, daß nicht der Geltendmachung durch Einrede, 
fondern nur der Erhebung eines Anſpruchs durd Klage oder Wider- 
Elage eine materiellzrechtliche Bedeutung gebührt. Auch gegen dieje 
Anſchauung laſſen fich begründete Einwendungen nicht erheben. — 
Ausstellungen find dagegen zu machen: 1. wegen der Bejeitigung 
der Prozeßzinſen. Die Zuerfennung von Prozeßzinjen rechtfertigt 
ih aus Gründen der Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit; 2. mit Bezug 
auf die Beitimmung der Dauer der Rechtshängigkeitswirkungen für 
den Tall, daß der Rechtsſtreit ohne jachlihe Entſcheidung beendigt 
wird. Eine erichöpfende Regelung dieſes alles erjcheint aus 
praftijhen und ſyſtematiſchen Gründen geboten. In dem gedachten 
Halle ift von dem Grundfage auszugehen, daß die an die Klag— 
erhebung oder den Eintritt der Nechtshängigkeit gefnüpften Wirkungen 
mit rückwirkender Kraft wieder aufgelöft werden. Ausnahmen von 
diefem Grundjage rechtfertigen fi nur für die 88 402 und 938 
Abi. 2 Entw., jowie für die Wirkungen der Unterbrechung der Ber: 
jährung. Zu erwägen bleibt, ob nicht die im $ 171 vorgejehene 





») Heft I (September 1888) ©. 41—52, 

*) Diejer Gedanke war fon vor dem Erfcheinen der Motive eingehender 
begründet von dem Berfafjer des Gutachtens in feiner Abhandlung „über Rechts— 
hängigkeit“ im Magazin für das Deutfche Necht der Gegenwart von Böpdiler. 
Bd, VII Heft 3 1887, ©. 308 ff. 
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Friſt durch eine fürzere Friſt erjett wird; die Aufitellung einer 
folhen Frift mit den an ihre Berfäumung fich Enüpfenden Folgen 
iſt aber beizubehalten. 

Darnach werden folgende Vorſchläge gemadt: 

1. Die Beftimmung wegen Zuerfennung von Prozeßzinjen 
ift hinter dem $ 243 einzujcieben. 

2. Der neunte Abjchnitt des Allgemeinen Theild empfängt die 
Meberjchrift: „Streitbeginn und Urtheil.” 


Bor dem $ 190 ift ein bejonderer Paragraph etwa mit folgendem 
Wortlaut einzujcieben: 

„Die an die Slagerhebung oder den Eintritt der Rechts— 
hängigkeit gefnüpften Wirkungen werden, inſoweit nicht aus 
diejem Geſetze ſich ein Anderes ergiebt, mit rüdwirkender 
Kraft wieder aufgelöjt, wenn der Kläger die Klage zurüd: 
nimmt oder wenn die Klage als an ſich unftatthaft oder wegen 
Mangels einer Prozekvorausfegung abgewieſen wird. 

Diefe Beltimmung findet in den Fällen der 88 245, 
402, 938 Abſ. 3 des Gejeges feine Anwendung. 

Die 88 637, 640, 641 der R. E. Pr. D. bleiben unberührt.” 

3. Mit Bezug auf die Unterbrechung der Verjährung wäre der 
jegige erfte Abjat des 8 171 zu ftreihen, weil jein Inhalt 
durch obige Regel (2) gededt wird, und ed wäre mit den Worten 
zu beginnen: 

„Jeimumt der Berechtigte die Klage zurüd oder wird die Klage 
al3 an ſich unftatthaft oder wegen Mangels einer Prozeß— 
vorausjegung abgemwiejen, jo gilt die Berjährung als durch 
die erjte Slagerhebung unterbrochen, wenn von dem Be: 
rechtigten innerhalb ſechs Monaten nad) der Zurüdnahme 
oder nad der Rechtskraft des Urtheils in jtatthafter Weife 
bei dem zuftändigen Gerichte neue Klage erhoben wird.” 

4. Der $ 172 wäre zu ftreiden. 

Angemefjen erjcheint endlich die Ausdehnung der Beftimmungen 
über die Unterbrehung der Verjährung auf die Ausſchlußfriſten 
des Entwurfs. 

Der Auffag von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Klöppel 
in Leipzig über „Urtheil und Beweis“ 10) weiſt zunächſt auf die 


ꝛc) Heft X (Mai 1889) ©. 825—848. 
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Unzuträglichkeiten hin, die aus der Zerreißung des fogen. materiellen 
Prozeßrechts zwiihen C. Pr. D. und B. G. B nad dem Entwurf 
entjtehen, zumal beifpielsweife bei $ 231 die Motive zur E. Pr. O. 
für die Borausjegungen der Klagerhebung auf das materielle Recht 
verweilen, während die Motive zum Entwurf meinen, die E. Pr. O. 
habe dazu bereit8 genügend Stellung genommen. Befonders wird 
auf die von den Motiven zum Entwurf ausdrüdlid, anerkannte Ver— 
jchiedenheit des im $ 154 aufgeftellten Anfpruchsbegriffs (Recht, eine 
Leiftung zu verlangen) von dem gleichen Begriff in $ 293 der 
E. Br. O., welcher die Feſtſtellungsklage mit umfaffe, die nicht auf 
eine Leiftung gerichtet jei, aufmerkfam gemadt. Zur Bejeitigung 
dieſes Zwieſpalts hält der Berfaffer eine Aenderung des 8 293 
E. Pr. D. im Einführungsgefeg zum B. ©. B. für angezeigt, die ohne 
Aenderung des Sinnes möglich fein müſſe, da die Beſtimmung des 
$ 191 des Entwurfs: „Das rechtsfräftige Urtheil ift maßgebend für 
das Rechtsverhältniß zwiſchen den Parteien” nad den Motiven 
daffelbe jagen joll, wie $ 293 C. Pr. D. Im Zufammenhange damit 
wird die auch in den Motiven nicht zu findende Slarftellung defjen 
gewünjcht, was im Sinne des Entwurfs unter Nechtsverhältnig 
verjtanden fein joll, womit zugleich ein ficherer Anhalt für den 
Begriff des SKlagegrundes und der Slageänderung gegeben fein 
würde. — Bei dem Abjchnitte über den Beweis wird der Mangel 
eines allgemeinen Begriff der Anerkennung im Entwurf, ent: 
jprechend der C. Pr. D. im $ 278 gerügt, nach welcher fie eine ein— 
jeitige auf alle Rechte anmwendbare Rechtshandlung ift, während der 
Entwurf die Anerkennung in den 88 683, 684 nur ald „Schuld: 
verſprechen im Sinne der Theorie des „Anerkfennungsvertrags” be: 
handle. — Im Uebrigen weit der Auffag darauf Hin, wie an ver- 
fchiedenen Stellen diejer Materie Unficherheit in das Verſtändniß 
des Entwurfs durch willfürlihe und unklare Theorien der Motive 
bineingetragen werden, Beifpiele, welche nur den Bähr'ſchen Wunſch 
unterftügen könnten, es möge den Motiven jede autoritative Be— 
deutung abgeiprocdhen werden. 
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Zweites Bud. 
Recht der Schuldverhältnife. 


Eriter Abſchnitt. 
Schuldverhältniſſe im Allgemeinen (SS 206— 341). 


$ 6. 

Eine Reihe von „Bemerkungen bezüglich des Rechts der 
Shuldverhältnijje hat A. Wejtrum!!) in Celle geliefert. Dar: 
nad) bietet 

1. der $ 125: „Der Bertreter, welcher bei Schließung des 
Vertrages nicht fundgegeben hat, daß er ohne Vertretungsmacht jei, 
ift, wenn die Genehmigung des Bertragd verweigert wird, dem 
andern Bertragsichliegenden perjönlich verhaftet. Der andere kann 
nach feiner Wahl Erfüllung oder Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
fordern” — einen doppelten Anjtand dar. Zunächſt fönne doch der 
ohne gültige Vollmacht Handelnde nur dann für haftbar erklärt 
werden, wenn er, in Bezug auf feine Vertretungsmacdt, irgendivie 
einer Fahrläjjigkeit ji jchuldig gemacht und nicht auc) dann, wenn 
er nach Lage der Umftände die thunlichite Sorgfalt angewendet habe. 
Sodann könne der andere Vertragsichliegende höchſtens das negative 
Intereſſe fordern. 

2. Bezüglich des $ 207: „sit ein Schuldverhältniß auf mehrere 
Leiftungen in der Weiſe gerichtet, daß nur die eine oder die andere 
erfolgen joll, jo jteht das Wahlrecht dem Schuldner zu, wenn 
nicht durch Gejeß oder Nehtsgejhäft ein Anderes beftimmt 
iſt“ — wünſcht das Gutadhten an Stelle der gejperrten Worte den 
Sat: „jo fteht das Wahlreht im Zweifel dem Schuldner 
zu”, weil, auch wenn das „Rechtsgeichäft” einen bejtimmten fonfreten 
Willen der BVertragsichliegenden nicht ergeben jollte, vielfach die 
Natur des Schuldverhältniffes dem Richter einen Anhaltspunkt für 
eine der bona fides entfprechende Entjcheidung zu geben im Stande wäre. 

3. Im 8 218: „St Scyadenserfag zu leilten, fo umfaßt der 
zu erjeßende Schaden fowohl die erlittene Vermögenseinbuße als 
auch den entgangenen Gewinn. Als entgangener Gewinn kommt 
nur derjenige in Betracht, welcher nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge oder nach den bejonderen Umständen, insbejondere nad) ge- 


1) Heft III (Oktober 1888) ©. 231—250. 


1288 





troffenen Anftalten und Vorkehrungen, mit Wahrjiheinlidkeit 
erwartet werden Eonnte” — will das Gutachten die Worte „mit 
Wahrſcheinlichkeit“ geftrihen willen, weil die Vorjchriften über 
die Bemweiswürdigung in die Civilprozeßordnung gehörten, und in 
diejer für eine freie richterliche Beweiswürdigung hinreichend gejorgt jei. 

4. An Stelle de3 $ 228: „Der Schuldner ift zu Theilleiftungen 

nicht berechtigt”, wird vorgegejchlagen: 
„Der Schuldner ift zu Theilleiftungen im Zweifel 
nicht berechtigt,” 
um dem Richter die Möglichkeit zu gewähren, auch auf den aus den 
Umftänden des Einzelfall8 zu entnehmenden „mutmaßlichen Willen” 
der Vertragsichliegenden die gebührende Rückſicht zu nehmen. 

5. Um eine wünjchenswerthe Deutlichkeit herbeizuführen, bean— 
tragt das Gutachten, hinter den Worten des $ 255 Nr. 2: „wenn 
der Gläubiger, damit die Leiltung beginnen fann, vorher cine Hand: 
lung vorzunehmen” (hat), die Worte einzufügen: 

„oder feinerjeit3 die Leiftung abzuholen bezw. am Er: 
füllungsorte entgegenzunehmen” (hat). 

6. Die Beitimmung des $ 279: „Die Koften der öffentlichen 
Hinterlegung fallen — dem Gläubiger zur Laſt“ — foll nad) Weftrum 
nur auf den jchuldvollen Gläubiger angewendet werden. 

7. An Stelle des $ 282 Abi. 2: „Die unter Berfügung einer 
Bedingung oder Zeitbeftimmung abgegebene Aufrechnungserklärung 
it unwirkſam“ — wünſcht das Gutadten: 

„Die unter einer Bedingung oder Zeitbeftimmung abgegebene 
Aufrechnungserklärung kann von dem anderen Theile abgelehnt 
werden.” 

8. Zu $ 284 wird gerügt, daß dem aufrechnenden Gläubiger 
die Wahl unter den Forderungen zuftehe, welche durch Aufrehnung 
erlöſchen jollen, und an der Hand praftiicher Beifpiele verlangt, daß 
dem anderen Theile die Kompenfation der zuerſt entitandenen For— 
derungen zujtehen müffe. 

9. Zu $ 290 wird die Gleichjtellung des Schulderlaffes und des 
vertragsmäßigen Anerkenntnifjes der Nichteriitenz einer Schuld be- 
anftandet und dabei betont, daß die Anerkennung im Zweifel nur 
als ein an fi vollwirkjames, aber den Gegenbeweis zulafjendes 
Beweismittel behandelt werden könne. 

10. Nah $ 315 kann ein Gläubiger, welcher zu dem zwijchen 
feinem bisherigen Schuldner und einem Dritten geichlofjenen Schuld- 
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übernahmevertrag die Einwilligung verjagt Hat, dieje Einwilligung 
nachträglich nur ertheilen, wenn er nochmals dazu aufgefordert wird. 
Das Geſetz und die Motive laffen hier dunkel, ob die erneuerte 
Aufforderung von beiden Betheiligten, — Schuldner und Dritten — 
ausgehen muß oder auch von einem derjelben wirkjam erlafjen 
werden fann. 

11. Zur befjeren Erfenntniß der Tragweite des $ 319 dürfte 
zu beftimmen jein, daß die Haftung des Uebernehmers für die 
Schulden bis zum Betrage des Aktivvermögend auch dann Platz 
greifen jolle, wenn Jemand nur das „gefammte Aktivvermögen“ 
ohne die Schulden erwirbt. 

12. Die Beftimmung des $ 330: „Die dem Schuldner gegen 
einen &ejammtgläubiger zuftehende Gegenforderung kann nicht den 
übrigen Gejammtgläubigern aufgerechnet werden,” ift unrichtig und 
unbillig, ebenfo die Beftimmung des $ 333: „Die Vereinigung von 
Forderung und Verbindlichkeit in der Perjon eines Gefammtgläubigers 
wirft nicht gegen die übrigen Gejammtgläubiger.” 

Rechtsanwalt Gebhart in Zweibrüden hat „das Recht der 
Schuldverhältnijfe verglichen mit den treffenden Be: 
ftimmungen des code eivil,“!2) und lobt an diefem Theile des 
Entwurfs die mufterhafte logiſche Ordnung des Stoffs und die Kürze 
und Präzifion des Ausdruds. Doch erhebt er einige Bedenken: 

1. Entgegen dem $ 210 joll der Schuldner bei alternativen 
Obligationen mit der Einleitung der Erefution das Wahlrecht ver: 
lieren. 

2. Praktiſcher als das Prinzip der natürliden Wiederheritellung 
bei der Schadenserjagpflicht des 8 219 erjcheint die franzöfiich- 
rechtliche Regel der Geldentjchädigung. 

3. Es wideritreitet der öffentlichen Ordnung, daß die Haftung 
wegen grober Fahrläſſigkeit (culpa lata) dem Schuldner im Voraus 
erlajjen werden fann ($ 225). 

4. Bon der Regel des $ 228, wonach der Schuldner zu Theil: 
leiftungen nicht berechtigt ift, muß der Fall des Theilurtheils aus- 
genommen twerden. 

5. Es erjcheint unbillig und unlogiih, den Anſpruch des 
Gläubigerd auf Schadenserjag im Falle theilmeifer vom Schuldner 
zu vertretenden Unmöglichkeit der Leiftung von dem Nachweis der 


) Heft IV. (November 1888) S. 251—294. 
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Ssntereffelofigkeit de8 nicht unmöglich gewordenen Theil der Leiftung 
abhängig zu machen ($ 242). 

6. Die Beitimmung des Art. 1254 Code civil, wonach eine 
auf Kapital und Zinſen geleiftete Theilzahlung jtet3 zunächſt auf 
die Binfen abgerechnet werden müſſe, entipreche der Billigfeit mehr, 
als die vom Entwurf ($ 268) dem Schuldner eingeräumte Befugniß 
der Beitimmung, daß die Zahlung zunädjt auf die Hauptſchuld aufs 
gerechnet werden jolle, 

7. Einfaher und praftifcher al3 die Borjchrift des $ 282 und 
283, nad) welcher die Aufrechnung durd eine von Gläubiger abzu- 
gebende Willenserklärung erfolgt und vermöge einer Fiktion auf die 
Zeit des Gegenüberjtehens beider Forderungen wirkt, erfcheint die 
ipso jure Erlöſchung beider Forderungen in legterem Moment, wie 
fie Art. 1290 Code civil anorödnet. 

8. Wünfchenswerth ift der Ausſchluß der Aufrechnung gegenüber 
den Forderungen aus der Hinterlegung und Leihe ($ 287). 

9. Die Vorjchrift des Code civil (Art. 1691), daß die vertrags- 
mäßige Uebertragung einer Forderung Dritten gegenüber erſt mit 
einer dem Schuldner gemadten Zustellung des Ceſſionsakts oder mit 
einer vom Schuldner in einer notariellen Urkunde bethätigten An- 
nahme der Ceſſion wirkt, verdient entjchieden den Vorzug vor der 
Beltimmung de3 Entwurfs ($ 293), wonach jchon mit der Ueber: 
tragung der Gläubiger aufhört, Gläubiger zu fein, und der neue 
Gläubiger an dejjen Stelle tritt. Dur jene Borjchrift werden aud) 
die Schutvorjchriften der 88 304, 305 unnöthig. 

10. &3 empfiehlt fi) die Aufnahme einer, dem Art. 1614 Code 
civil entjprechenden Beftimmmung dahin, daß mit dem Uebergang einer 
Forderung aud der Anſpruch auf Zinſen, Früdte u. j. w. ohne 
Weiteres übergehe. 

11. Bedenflih und unpraftiich it die Neuerung des 8 323, 
welcher dem Schuldner das Recht einräumt, an einen beliebigen 
Gejammtgläubiger jelbjt dann zu leiften, wenn bereit einer derjelben 
die ‚Forderung gerichtlich geltend gemacht hat. 

12. Richtiger als die Bejtimmung des $ 332, welche die objektive 
Wirkung eines Erlaſſes für die übrigen Gejammtgläubiger oder 
Gejammtichuldner von dem Nachweiſe abhängig macht, daß „die Auf: 
hebung des ganzen Schuldverhältniffes gewollt war“, ift die Segung 
der objektiven Wirkung als Negel und die Statuirung der Aus: 
nahme: „falls nicht der Gläubiger die Nechte feiner Mitgläubiger 
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oder die Rechte gegen die anderen Mitjcyuldner ſich ausdrüdlich vor- 
behält.” 
13. An Stelle des $ 339 Al. 1 joll gejett werden: 
„Haben bei einem Schuldverhältniffe mehrere Gläubiger eine 
untheilbare Leiftung zu fordern, jo darf der Schuldner an 
jeden Gläubiger leiften; jeder der Gläubiger darf die Leiftung 
begehren.” 


Insbeſondere 1. Zweiter Titel. 
inhalt der Schuldverhältnifie. Verpflichtung zur Leiftung. ($ 224—232.) 


87. 

Mit dem Nachweis der völligen Unzulänglichkeit der desfallfigen 
Beitimmungen des Entwurf und auf Grund einer Unterfuhung des 
wirthichaftlihen Wejens des „Erfüllungsorts” und der rechtlichen 
Natur der einzelnen Schuldverhältnijfe gelangt Reatz!) zu folgenden 
Borfchlägen: 

1. $ 229. „Iſt der Ort, an welchem die Leiftung zu bewirken 
ift, weder durch Gejet oder Rechtsgeſchäft noch durch die Beichaffenheit 
der Leiftung bejtimmt, jo hat der Schuldner an dem Orte zu leiften, 
welcher der Natur des Schuldverhältnifjes entſpricht. 

Hierbei gelten im Allgemeinen folgende Regeln: 

1. Bei denjenigen Schuldverhältniffen, welche nur einem Be- 
theiligten ausſchließlich oder vorzugsweile einen Vortheil 
gewähren, joll die Leiftung an demjenigen Orte ftattfinden, 
an weldem fie ohne weiteren Nachtheil für den belafteten 
Betheiligten gejchehen kann, und zwar braudıt 
a) bei Schuldverhältniffen zum ausschließlichen oder vorzug3- 

weijen Bortheil des Gläubiger der Schuldner die Leiftung 
nur da vorzunehmen, wo er jie ohne weiteren Nachtheil 
vornehmen kann, und der Gläubiger muß die Leiftung an 
diefem Orte in Empfang nehmen. Der Erfüllungsort 
it bein Schuldner; 

b) bei Schuldverhältniffen zum ausjchließlichen oder vorzugs— 
weifen Wortheil des Schuldners braucht der Gläubiger 
die Leiftung nur da anzunehmen, wo er fie ohne weitere 
Nachtheile annehmen kann, und der Schuldner muß an 
diejem Orte leiften. Der Erfüllungsort ift beim Gläubiger. 

2. Bei denjenigen Schuldverhältnijfen, welche jedem Betheiligten 

1) Heft VII (Januar 1889) &. 507-576. 
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einen Vortheil gewähren, braucht der Schuldner nur bei fi 
zu erfüllen, und 

3. bei denjenigen Schuldverhältnijjen, welche keinem Betheiligten 
einen Vortheil gewähren, bat der jchadenserjaßpflichtige 
Schuldner beim Gläubiger, der zur Herausgabe einer Be: 
reicherung verpflichtete bei ſich zu erfüllen.” 

2. 8 2292. „Im Einzelnen gilt bei den Sculdverhältniffen 

zum außsjchließlichen oder vorzugsweifen Bortheil des Gläubigers: 

1. Wird eine individuell bejtimmte Sache geichuldet, jo tft fie 
da zu leiften, wo fie fih zur Seit der Entjtehung des 
Schuldverhältniffes befand oder befinden follte, bezw. wohin 
fie verbracht werden jollte oder durfte. Ihr rechtmäßiger 
Aufenthaltsort ift Erfüllungsort. 

Gelangt fie in der Folge ohne ein Berjchulden des 
Schuldners, für welches er nad) Charakter und Anhalt feiner 
Verpflichtung einzuftehen hat, an einen andern Ort, fo ift 
fie an diefem zu leiften. Ihr zufälliger Aufenthaltsort it 
Erfüllungsort. 

Gelangt fie ohne ein ſolches Berichulden, aber nad) Ein- 
tritt eines DVerzugs des Schuldners an einen andern Ort, 
jo muß fie der Schuldner auf Verlangen des Gläubigers an 
dem Ort leiften, wo ſie fi vor dem Verzug befand. 

2. Wird eine nur der Gattung nach beſtimmte Sade gejchuldet, 
jo it fie an dem zur Beit der Entftehung des Schuldver- 
hältnifje8 begründeten Standort derjenigen Bermögensgattung 
des Schuldners zu leiten, welcher jie angehört, und im 
Bweifel, am Wohnort des Schuldners. 

Bildet fie den Gegenstand eines Vermächtniſſes und ift fie 
in genügender Zahl und Beſchaffenheit im Nachlaß vorhanden, 
jo iſt jie am Standort der Hinterlafjenen VBermögensgattung 
bezw. des größeren Theil derjelben und im Zweifel am 
Ort der Lage der Erbichaft zu leiſten. Sit ſie nicht vor- 
handen, jo fann fie der Erbe nad) feiner Wahl entweder 
hier oder am Standort jeined eigenen Vermögens leijten. 

Hat der Schuldner in der Folge jenen Standort ohne 
bösliche Abficht und ohne Berlegung feiner desfallfigen An- 
zeigepflicht gegen den Gläubiger verlegt, oder fand diefe 
Berlegung vor Eintritt eines Verzugs jtatt, fo ift der neue 
Standort Erfüllungsort.“ 
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3. 8 229b. „Bei Schuldverhältniffen zum ausſchließlichen oder 
vorzugsmweifen Vortheil des Schuldners gelten folgende Regeln: 

1. Sit das Schuldverhältnig auf NRüdgabe einer individuell 
beftimmten Sache gerichtet, jo ift e8 da zu erfüllen, wo die 
vom Gläubiger hingegebene Sache zur Zeit feiner Entjtehung 
ihren Standort hatte. it es auf Nüdgabe einer nur der 
Gattung nad) beftimmten Sache gerichtet, jo ift e8 an dem 
zur Beit feiner Entftehung begründeten Standort des aus 
Sachen derjelben Gattung beftehenden Bermögend des 
Gläubiger und im Zweifel an deffen Wohnort zu erfüllen. 

2. Iſt das Schuldverhältnig auf eine andere Leiftung als auf 
Rückgabe gerichtet, jo ift es da zu erfüllen, wo der Gläubiger 
als ordentlicher Wirthſchafter Sachen der gejchuldeten Art 
zur Zeit der Entftehung des Schuldverhältniſſes zu haben 
und aufzubewahren pflegte.“ 

4. 8 230. „Bei Schuldverhältniſſen zum Vortheil beider Be— 
theiligten hat, vorbehaltlich der Bejtimmungen des $ 230a, jeder 
Schuldner nur bei fich zu erfüllen, er hat, foweit ſich aus der wirth- 
jchaftlihen Natur des Einzelfalls nichts Anderes ergiebt, die gejchuldete 
Sache nicht dem Gläubiger zu bringen, fondern diefer hat fie beim 
Schuldner an ihrem Standorte abzuholen. Im Einzelnen finden 
für jeden Betheiligten die Beftimmungen des 8 229a jachgemäße 
Anwendung.” 

5. $ 2302. „Soweit ſich aus der wirthfchaftlihen Natur des 
Einzelfall nichts Anderes ergiebt, hat der Berfäufer die verfaufte 
bewegliche Sache an deren Standort zu liefern ($ 229a), wogegen 
der Käufer den Kaufpreis dem Berkäufer bringen muß ($ 229b Nr. 2). 
Lesteres ift auch beim Kaufvertrag über unbeweglihe Saden der Fall. 

Beim Miethvertrag über bewegliche Sachen hat, foweit ſich aus 
der mwirthichaftlihen Natur des Einzelfall3 nichts Anderes ergiebt, 
der Miether die gemiethete Sache bein Vermiether an ihrem Standort 
abzuholen und wieder dahin zu bringen, und den Miethpreis beim 
Bermiether zu zahlen. Letteres ift aud) beim Miethvertrag über 
unbewegliche Sachen der Fall. 

Die Zinfen des Darlehns müffen dem Gläubiger gebradht, die 
Binjen des irregulären Depofitums beim Schuldner abgeholt werden. 

Die Berfiherungsprämien müſſen, falls nichts Anderes verein- 
bart ift, dem Berficherer oder deſſen zur Empfangnahme legitimirten 
Agenten gebracht werden. 


— 


Der mit dem Abſchluß von Rechtsgeſchäften mit Dritten Beauf— 
tragte braucht nicht bloß das, was er hieraus empfangen und ein— 
genommen hat, bei ſich zu leiſten, ſondern kann auch die Rückzahlung 
jeiner Auslagen und Vorſchüſſe, ſowie die Zahlung feiner Gebühren 
bei ſich verlangen.” 

6. $ 230b. „In allen Fällen, in welchen der Schuldner nur 
bei fich zu erfüllen (dev Gläubiger den gejchuldeten Gegenftand beim 
Schuldner abzuholen) hätte, kann der Gläubiger die ordnungsmäßige 
Bufendung des gejchuldeten Gegenſtandes an jeinen Wohn- bezw. 
Geihäftsiig oder an einem beliebigen anderen Ort, jedoch nur gegen 
vorerftigen Erjag der dem Schuldner daraus erwachjenden Auslagen 
verlangen, es fei denn, 

1. daß er, ohne bejondere Opfer bringen zu müfjen, die Leiftung 
am Erfüllungsorte ſelbſt oder durch Stellvertreter entgegen 
nehmen kann, oder 

2. daß die VBerjendung für den Schuldner mit gleicher oder 
größerer Mühe verbunden ift, al3 die Empfangnahme der 
Leiftung am Erfüllungsort für den Gläubiger, oder 

3. daß die Umftände, unter melden der Schuldner zur Ver: 
jendung verpflichtet wäre, durch eigenes Verjchulden des 
Gläubigers herbeigeführt wurden, oder 

4. daß der Schuldner troß eifriger Bemühungen einen geeigneten 
Transportanten nicht finden kann.“ 

1. $ 2300. „Ueberall, wo der Schuldner nur bei fih zu 
erfüllen (der Gläubiger alſo den gejchuldeten Gegenftand bei jenen 
abzuholen) hat, kann der Schuldner bringen, und wo derjelbe bringen 
müßte, kann der Gläubiger abholen, jofern dadurd) die Lage des 
anderen Theils nicht verichlimmert wird.” 

8. Die 88 230, 446 und 620 find zu ftreichen. 


2. Bierter Titel. 
Sondernachfolge in Forderung und Schuld. ($ 293-319.) 
S 8. 

Bezüglich der Uebertragung der Forderung jind zwei Gutachten 
eritattet; das eine von Dr. Martinius in Erfurt: „Zu 88 293 bis 
313 des Entwurfs (Uebertragung der Forderung)” !*) und das 
andere von Kaufen: „Die Form der Ceſſion (Abtretung). ') 


1) Heft I (September 1888) ©. 53—72. 
1) Heft X (Mat 1889) ©. 849-857. 
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Martinius billigt im Wefentlichen die Bejtimmungen des Ent: 
wurfs und. wünſcht nur folgende Aenderung: 


1. Bu 88 293, 294: „Die Abtretung von Forderungen aus 
Verträgen, deren Gültigkeit von der Beobadhtung einer bejonderen 
Form durch beide Vertragichließende abhängt, bedarf derjelben Form.“ 

2. Zu $ 295 Abſ. 2, wonach durch Rechtsgeſchäft die Ueber— 
tragbarfeit einer Forderung mit Wirkung gegen Dritte nicht aus— 
geichloffen werden kann, wünſcht das Gutachten mit Rüdjiht auf 
die geſetzliche Zuläffigkeit des Gegentheil bei der Miethe und Padıt, 
und mit Bezug auf die 88 516, 533, 796 und 107 Abſ. 2 den 
Zufag: „joweit nicht dag Gejeg ein Anderes beſtimmt.“ 

3. Gegen die Beichränfung der Unübertragbarfeit auf die im 
$ 749 der C. Br. D. genannten Forderungen erhebt das Gutachten 
Einjprud und wünſcht eine Verallgemeinerung der Faſſung, welche 
auch auf fünftige Spezialgejege bezogen werden Eünne, etwa dahin: 
„Sofern nicht das Geſetz ein Anderes beſtimmt, kann eine Forderung, 
die oder injomweit fie der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
nicht unterworfen ijt, aud nicht Übertragen werden, Ebenjo iſt eine 
Forderung, welche nicht übertragen werden kann, der Pfändung nicht 
unterworfen, jofern nicht das Geſetz ein Anderes bejtimmt.” 

Entiprehend wäre alddann $ 288 dahin zu fafjen: 

„Die Aufrehnung findet gegen Forderungen nicht ftatt, in- 
jomweit fie der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
nicht unterworfen jind.” 

Im $ 724 Abf. 3 könnte dann aud der Satz: „und eine Auf- 
rechnung gegen ihn nicht ftatthaft” entbehrt werden, $ 728 bedürfte 
feines Zuſatzes wegen Ausſchließung der Aufrechnung, und in $ 1339 
Abſ. 3 und $ 1458 Abf. 2 könnte dev Sa: „und eine Aufrechnung 
gegen ihm iſt nicht ftatthaft” wegfallen. 

4. Zur Verhütung von Zweifeln über die Tragweite des $ 297 
wird folgende Faſſung defjelben vorgejchlagen: 

„Mit Uebertragung der Forderung gehen die mit diefer zur 
Zeit der Uebertragung verbundenen Vorzugsrechte auf den 
neuen Gläubiger über, die im Falle eines Konkurſes über 
da8 Bermögen des Schuldner8 oder der Zwangsverſteigerung 
eines Grundftüds zur Geltung kommenden aud alsdann, 
wenn der Konkurs nocd nicht eröffnet und die Zwangs— 
verjteigerung noch nicht eingeleitet iſt.“ 
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5. Das Gutachten vermißt im Entwurfe eine Beitunmung, wie 
es mit der Gewährleiftung im alle der Ueberweifung einer Forderung 
an Zahlungsftatt im Zwangsvollſtreckungswege gehalten werden folle. 
Es jchlägt vor: 
„Bei der Mebertragung einer Forderung an Bahlungsitatt 
auf gerichtliche Anordnung haftet der bisherige Gläubiger 
dem neuen Gläubiger iu gleicher Weiſe“ (nämlich wie im 
Falle des Abi. 1). 

6. Die Abficht des Gejetgeberd gelangt deutlicher zum Aus- 
drude, wenn $ 311 folgende Faſſung erhält: 

„Haben Militärperfonen, Beamte, Geiftlihe und Lehrer an 
öffentlichen Unterrichtsanftalten den übertrogbaren Theil ihres 
Dienſteinkommens oder ihrer Penſion abgetreten, jo wird 
angenommen, daß die auszahlende Kafje erit in dem Augen 
blide Kenntniß von der Uebertragung erlangt hat, in welchem 
jie von dem bisherigen Gläubiger durch eine ihr auszu— 
händigende öffentlich beglaubigte Urkunde von der Abtretung 
benachrichtigt worden ift.” 

Dabei fragt aber das Gutachten, ob dem Intereſſe der öffent- 
(ihen Kaffe nicht auch durch die Vorlegung einer öffentlich beglaubigten 
Urkunde durd den neuen Gläubiger gedient werde? 

An dem oben genannten zweiten Gutachten beleuchtet Kaufen 
mehrere Ankonfequenzen des Entwurf und zeigt die praftiichen Un 
zuträglichfeiten und Ungeredhtigfeiten, zu welchen mehrere Bejtim- 
mungen defjelben führen. Er macht folgenden Borjchlag: 

1 „Der Abtretungsvertrag begründet für den abtretenden 
Släubiger die Berpflichtung: 

a) den zur Wirffamkeit des Vertrags gegenüber Dritten vor- 

gefchriebenen Erfordernifjen foviel an ihm Liegt zu genügen, 

b) dem neuen Gläubiger Auskunft über das Rechtsverhältniß 

zu ertheilen und die auf dafjelbe bezüglichen Urkunden zu 
übergeben. 

2. Der Abtretungsvertrag wird gegenüber dritten Perjonen 
(Schuldner, Pfändungsgläubiger, andere Forderungserwerber) erit 
wirkſam, wenn dem Schuldner auf Betreiben des alten oder des 
neuen Gläubigers Abjchrift eines jchriftlihen Abtretungsvertrags oder 
einer jchriftlichen Abtretungserflärung des alten Gläubiger durch 
Gerichtsvollzieheraft zugeftellt worden ift.” 


— 


Ueber die Schuldübernahme hat Martinius ein Gutachten !®) 
erjtattet, welches folgende Aenderungen vorjchlägt: 

1. Statt des $ 315 Entw.: 
„Durd) einen Bertrag, welchen der bisherige Schuldner ohne 
Zuziehung des Gläubiger mit einem Andern jchließt und 
worin der Legtere die Schuld jenes übernimmt, wird der 
bisherige Schuldner nicht befreit, der Gläubiger aber gegen- 
über den Schuldübernehmer berechtigt. Auf das Verhältnik 
zwilchen Gläubiger und Sculdübernehmer finden die Bor- 
Ichriften über das Berjprechen der Leitung an einen Dritten 
(88 412— 416) Anwendung.” 

2. Bujag zu $ 315: 
„Hat ein Dritter durd) Vertrag mit dem bisherigen Schuldner 
eine Schuld dejjelben übernommen, jo erlifcht der Anfprud) 
des Gläubiger gegen den bisherigen Schuldner, wenn er 
die Schuld gegen ihn nicht binnen zwei Jahren jeit erlangter 
Kenntniß von der Schuldübernahme eingeflagt hat. Sit die 
Fälligkeit der Schuld von einer voraufgehenden Kündigung 
abhängig, jo verlängert fich die Frift um die Kündigungsfrift. 
Iſt das SKündigungsrecht für eine bejtimmte Zeit ausge- 
ichloffen oder an den Eintritt eines beftimmten Greignifjes 
geknüpft, jo beginnt die Friſt nad) Ablauf der Zeit oder 
nach Eintritt des Ereignifjes.” 

3. An Stelle des 8 318: 
„Im Zweifel ift der neue Schuldner aus dem Schuldüber- 
nahnıevertrage dem bisherigen Schuldner gegenüber nicht 
verpflichtet, die jofortige Befreiung dejjelben zu bewirken, 
fondern nur ftatt feiner zu erfüllen.” 

Die Aufnahme des Abi. 2 $ 318 ift nicht geboten. 


3. Fünfter Titel. 
Schuldverhältuijie mit einer Mehrheit von Gläubigern oder Schuldners. 
(88 320—341.) 
89. 
Der Entwurf legt jeiner Lehre von den Sculdverhältniffen mit 
einer Mehrheit von Gläubigern oder Sculönern den Unterjchied 
zwiichen theilbaren und untheilbaren Leiftungen zu Grunde und 


'*) Heft VIII (Februar 1889) Seite 603 — 618. 
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giebt für theilbare Obligationen die Regel, daß jeder der mehreren 
Gläubiger nur einen gleihen Theil der Leiftung zu fordern berechtigt 
und jeder der mehreren Schuldner nur einen gleichen Theil derjelben 
zu bewirken verpflichtet jei. Von dieſer Hegel kann durch Gejet 
oder Rectsgejchäft eine Ausnahme dahin gemacht werden, daß jeder 
Gläubiger die ganze Leiftung zu fordern berechtigt und jeder Schuldner 
die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet wird, während die Leiftung 
nur einmal zu gejchehen hat. Diefes Verhältnig nennt der Entwurf 
„Geſammtſchuldverhältniß.“ Er fennt feine Unterfcheidung von 
Solidar- und Korrealobligationen. Ein ſolches Gejammtichuldver- 
hältniß nimmt er als durch Rechtsgeſchäft begründet insbejondere 
dann an, wenn in dem letteren die Ausdrüde, „Alle für Einen und 
Einer für Alle”, oder „zu ungetheilter Hand”, oder „Jammt und 
ſonders“, oder „jolidarifch”, oder „Eorreal” gebraudt find. Für 
diefe8 Gefammtjchuldverhältnig, aktives wie pajjives, ftellt er in den 
88 322—338 eine Reihe von Grundfägen auf. Die Schuldverhält- 
nijje mit untheilbaren Leiftungen regelt er dahin: Der Schuldner 
fann nur an alle Gläubiger gemeinschaftlich leiften, jedev Gläubiger 
ift die Leiftung an alle zu fordern berechtigt. Jeder der mehreren 
Schuldner bat das Ganze zu leiften, und es finden auf diejes 
Schuldverhältniß die Vorſchriften über das Gejammtichuldverhältnii 
Anwendung. 

Gegen die ganze Lehre des Entwurfs wendet fih Reatz in 
jeinem Gutachten über „die gemeinihaftlide Schuld,“ indem 
er nachzuweilen verſucht, daß nad) den Auffaffungen des Lebens die 
Grundidee des Entwurfs im Wejentlichen eine unrichtige ift. Er weilt 

1. nad), daß die an die Spite des Titels geftellte Regel der 
Getheiltheit der theilbaren Schuld zur Begründung der Geſammt— 
ichuld durch Rechtsgeſchäft Veranlaſſung zu fehr erheblichen Be- 
denken gibt (S. 1109 ff.). 

2. Eine zweite wejentliche Abweichung von den Anforderungen 
des heutigen Lebens dofumentirt der Entwurf durch die Verwerfung 
der Zweitheilung der Gefammtjchuldverhältniffe und in der gefeglichen 
Normirung nur eines einzigen ſolchen Berhältniffes (S. 1111 F}.). 

3. Er glaubt, daß die Mehrheits-Schuldverhältniffe Folgende 
Gebilde in jich begreifen: 

a) das theilbare Schuldverhältniß, 


) Heft XIII (Oktober 1889) ©. 1095 — 1182. 
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b) das untheilbare Schuldverhältniß, 

c) das gemeinſchaftliche Schuldverhältniß und 

d) das Geſammtſchuldverhältniß (S. 1101 ff.). 

Seine Unterſuchungen gelten zunächſt der paſſiven Seite des ge— 
meinſchaftlichen Schuldverhältniſſes, der gemeinſchaftlichen Schuld, 
und dieſe erörtert er auf Grund ihrer wirthſchaftlichen Natur, und 
zwar ſowohl auf Grund ihrer allgemeinen wirthſchaftlichen Elemente, 
wie auf Grund ihrer wirthſchaftlichen Natur bei den einzelnen Schuld— 
verhältniſſen. Er beantragt hiernach: 

4. den Abſ. 2 des 8 321 zu ſtreichen (S. 1161), 

5. desgleichen den Abſ. 2 des 8 334 (S. 1105), 

6. den (ſpäter genauer zu formulirenden) Gedanken einzuführen, 
daß ein von mehreren Perſonen als Schuldnern gemeinſchaftlich ge— 
ſchloſſenes Rechtsgeſchäft im Zweifel eine gemeinſchaftliche Schuld 
erzeuge (S. 1161), 

7. dem 2. und 3. Satz des 8 329 den Zuſatz zu geben: 

„Iſt in den Fällen des 8 265 die Ausklagung des Mit— 
ſchuldners, der an Erfüllungsftatt geletftet Hat, erfolglos, 
($ 674 Abi. 2), jo haften die Mitfchuldner bis zum Belauf 
ihrer Bereicherung” (©. 1163). 

8. 8 330 bedarf einer Ergänzung dahin: „daß mit gemein- 
Ichaftlihen Forderungen der gemeinichaftlihen Schuldner, und daß 
mit jeder Forderung eines andern Mitfchuldners mit dejjen Ein- 
willigung Eompenfirt werden fünne” (S. 1166). 

9. Sehr zu erwägen bleibt, ob nicht $ 332 der Aufnahme einer 
Beitimmung bedarf, welche die Zuläfligfeit eines perjünlichen Erlafjes 
der Schuld eines Mitfchuldners nad) den Anforderungen des Intereſſes 
der Schuldner an der Gemeinfchaftlichkeit der gemeinjchaftlich über: 
nommenen Leiftung zur Zeit des Bertragsabjchluffes und nad) den 
Anforderungen von Treu und Glauben beſchränkt (S. 1168), und 
ob nicht behufs Ermittelung des Umfangs des Erlaßwillens der 
Richter mit gewiffen Anhalt3punften und Bermuthungen zu unter: 
ftügen fei (S. 1169—1172). 

10. Einer nochmaligen Prüfung tft die äußert wichtige und ing 
Rechtsleben tief einfchneidende Frage zu unterziehen, ob und unter 
welchen Borausfegungen dem vom &läubiger angegangenen Mit- 
ſchuldner die Einrede der Borausklage zu geben jei (S. 1172 ff.). 

11. Es empfiehlt fh, die 88 322 Abf. 1, 325, 326 Abi. 2, 
327, 333, 334, 335 und 336, ſoweit fie die gemeinſchaftliche Schuld 
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betreffen, zu fonzentriren, und darum zu beitimmen: $ 322. „Bon 
der bejonderen Beichaffenheit der Einzelverpflichtung zur Zeit ihrer 
Entjtehung (insbejondere Ungültigkeit oder Unwirkſamkeit, Bedingtheit, 
Zeit oder jonftige Nebenbeftimmung), und von einer nachträglichen 
Einwirkung auf diefelbe durch recdhtsgejchäftlihe Handlungen des 
Gläubigers oder eines Schuldners oder Beider (insbeſondere Kündigung, 
Mahnung, Unterbrehung der Berjährung, Urtheil, Vergleich oder 
Erlaß) oder durch rechtswidrige Handlungen eines Mitſchuldners 
(inSbejondere Verzug oder Berfchulden) oder durch zufällige oder fonftige 
Ereignifje (insbejondere perjönliche Leiſtungsunmöglichkeit, Verjährung, 
Hemmung der Verjährung, Wegfall einer Einzelverpflihtung in Folge 
Zodes eine Mitjchuldners oder Vereinigung) werden die Verpflid;: 
tungen der übrigen Mitjchuldner, jofern durch Geſetz oder Rechts— 
geichäft nicht3 Anderes beftimmt ift, nicht berührt” (©. 1180). 
12. An Stelle des $ 338 ift zu fegen: 

„Haften Mehrere als gemeinjchaftlice Schuldner für Schadens- 

erjag aus einer widerrechtlihen Handlung, jo wird der 

Schuldantheil jedes Einzelnen nach dem Grade jeines Ver— 

Ihuldens und feinem Antheil an der Entjtehung des Schadens 

durch richterliches Ermefjen beftimmt” (S. 1182). 


Zweiter Abjdnitt. 
Schuldverhältnife aus Rechtsgeſchäflen unter Lebenden. 
Erjter Titel. 

Allgemeine Vorfchriften. (88 342—4836.) 

8 10. 

Ueber „Schuldverhältnifjfe aus Nechtsgeihäften unter 
Lebenden” hat Dr. Mar Hahenburg in Mannheim ein Gut- 
achten !°) erjtattet, in welchem er zu folgenden Vorjchlägen gelangt: 

1. Im $ 344 Entwurf: „ft ein Bertrag auf eine Leiftung 
gerichtet, welche unmöglich oder durch Gefek verboten ift oder 
welche gegen die guten Sitten verftößt, fo ift derfelbe nichtig” 
— jind die Worte: „oder durch Gejet — verftößt”, als durd) 
$ 105: „Ein Rechtsgeſchäft, dejjen Vornahme durch Gejet verboten 
ift, ift nichtig, fofern nicht aus dem Gejege ein Anderes fich ergiebt,“ 
und $ 106: „Ein Nedtsgefchäft, deffen Anhalt gegen die guten 
Sitten oder die öffentliche Ordnung verftößt, ift nichtig,” — uns 
nöthig zu ftreichen. 

ıs) Heft II (Oktober 1888) ©. 110—158. 
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Ebenſo ift $ 347: „Auf einen Bertrag, deſſen Schließung durd) 
Geſetz verboten oder welcher auf eine durch Gejet verbotene Leiftung 
gerichtet ift, finden die Vorichriften der 88 345, 346 entſprechende 
Anwendung” — zu ftreichen, weil diefe Beſtimmung infofern eine 
Duelle von Streitigkeiten zu werden droht, als fittenmwidrige Verträge 
ausgefchloffen find, und manden Rechtsverboten Sittenverbote zu 
Grunde liegen und jedes Rechtsgebot einen Theil der guten Sitten 
enthält. 

Schließlich ift $ 105 weiter zu faffen: 

„Ein Redtsgejhäft, dejjen Inhalt gegen ein geieß- 
lihes Verbot verjtößt, iſt nichtig, ſofern jih nicht 
aus dem Geſetze eın Anderes ergiebt.” 

2. Das Gutachten beantragt die Streihung des $ 351: „Der 
Vertrag, durch welchen Jemand fi zur Uebertragung des Eigen- 
thums an einem Grundjtüde verpflichtet, bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Form“ — weil damit das vom Entwurf angenommene 
Prinzip der Formfreiheit ohne zwingenden Grund durchlöchert würde, 
und jenes Gebot durd) den Zujat des $ 351: „Der ohne Beobadhtung 
der gerichtlihen oder notariellen Form gejchlofjene Vertrag erlangt 
dur die Auflaffung und die Eintragung des Ermwerbers in das 
Grundbuh nad jeinem ganzen Inhalte Gültigkeit” — meiftentheils 
illuſoriſch würde. Hinreihenden Schu gegen Mißbraud der 
Unerfahrenheit, des Leichtjinng, der Trunkenheit u. |. w. gewähre 
8 106, indem derjelbe einen unter Ausnugung einer jchußbedürftigen 
Lage gejchloffenen Vertrag als „gegen die guten Gitten oder die 
öffentliche Ordnung” verftogend, für nichtig zu erklären geftatte. 

3. An Stelle des $ 369 Abſ. 2 wird beantragt: 

„Iſt der Schuldner im Verzuge, jo hat der Gläubiger die 
Wahl, die Leiftung mit Schadenserſatz wegen Berfjpätung 
der Erfüllung oder Scadenserjag wegen Nichterfüllung 
zu fordern, oder vom Bertrage zurüdzutreten. So lange 
der Gläubiger nicht gewählt hat, kann der Schuldner noch 
erfüllen. Auf jeinen Antrag ift, wenn nicht der Gläubiger 
durh den Verzug Fein Intereſſe mehr an der Leiftung hat, 
dem Schuldner eine angemefjene Friſt zur Nachholung zu 
geben”, 

4. Dem $ 368 wären $ 463 Abf. 2 und $ 465 in entiprechend 
modifizirtem Wortlaute beizufügen. (Die beiden Lebteren enthalten 
feine Ausnahmebeitimmungen für den Kauf.) 


5. Der $ 363 wäre, theil® al3 unndthig, theils wegen zu be— 
jorgender Unklarheit der Praxis, zu ftreichen. 

6. Das Syſtem der 88 370 ff. für die Gewährleiftung entjpricht 
dem Sachenrechte nidt. Es ift 

a) für Immobilien nur da die Entwehrung möglich, wo die 
Schuld auf Seiten des Erwerbers liegt, diejer das jeinem Rechts— 
erwerb entgegenstehende Recht kannte. Bei Mobilien gilt dafjelbe, 
nur daß hier aud) die grobe Yahrläffigkeit des Erwerbers den Erwerb 
ausschließt. Während für diefe Fälle der $ 374 dem Erwerber 
zuviel Recht giebt, erhält er für den Fall, daß die Mobilie gejtohlen 
oder verloren ift, zu wenig. Hier follte ihm jofort die Gewähr: 
leiſtungsklage zuftehen, jobald er den Mangel feines Rechts erfährt. 

b) Die Belajtung des veräußerten Rechts ift nicht der völligen 
Entwehrung, fondern den heimlichen Mängeln einer Sache gleich— 
zujtellen. 

ce) Hypotheken und dergleichen Rechte, die den Nechtserwerb zur 
Beit nicht Hindern, nur deſſen Verluft jpäter möglich erjcheinen laſſen, 
find nach der in 88 371 ff. enthaltenen Eviktionslehre zu behandeln. 

7. Bei der Haftung für heimliche Mängel: 

a) Die Wirkung der Rechtsmittel ift zu erweitern. Handelt e3 
ſich bei der zu reftituivenden Gegenleiftung nicht um eine £örperliche 
Sache oder ein Recht, fondern um eine Zeitung vorübergehender Art, 
fo tritt der Geldwerth an ihre Stelle. 

b) In $ 385 wären die Worte von „einer zugejicherten — 
oder” zu ftreihen. Die Angabe bejtimmter Eigenfchaften ift im 
Aweifel, nur ihre Nelevanzerklärung für den Bertragswillen, Feine 
Garantie. 

ec) Auch bei jchuldhafter Fahrläffiger Veräußerung einer fehler: 
haften Sache haftet der Beräußerer auf Schadenserjat. 

d) In $ 395 empfiehlt fi) Hinter „Zwangsvollitrefung” ein: 
zulcdhalten: „oder in Ausübung eines Yauftpfand- oder veriwandien 
Rechtes”. 

e) In $ 397 wäre die Konftruftion als Legalfrift der der An- 
jpruchSverjährung vorzuziehen. 

f) Beim Handel mit Hausthieren ift das vom Entwurf gewählte 
deutichrechtliche Syftem anzunehmen. Es jollte jedoh zu $ 402 
beſtimmt werden: „der Gegenbeweis gegen die gejegliche Vermuthung 
iſt durch den Nachweis der befonderen Thatumftände, aus denen die 
Krankheit entjtand, zu führen.” Zu $ 400 wäre eine Beltimmung 
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darüber, wie es, wenn die bumdesräthlihe Verordnung geändert 
wird, mit den jchwebenden Friſten 2c. zu halten, ift erwünſcht. 

Der $ 410 bedürfte des Zuſatzes „im Bmweifel“, der 8 404 
Abi. 2 ift zu ändern. Das Thier ift auf den Werth zu jchägen, 
den es in feiner nunmehrigen Bejchaffenheit, aber ohne die vom 
Erwerber vorgenoinmene Aenderung hat. Das einfache VBerfchweigen 
des Mangel3, das feinen Betrug involvirt, joll zwar Grund zur 
Forderung des Schadenserjages fein, jedoch joll diefer Anſpruch 
nicht erſt in 30 Jahren verjähren. 

8. Der $ 459 wäre einfacher dahin zu faſſen: „der Berfäufer 
hat dem Käufer das verkaufte Recht zu verjchaffen und ihn zur Aus— 
übung defjelben thatlähli in Stand zu jeten.” 

Es empfiehlt fi) eine Regelung des Eigenthumsvorbehaltes beim 
Kaufe, wonach diejfer für zuläffig zu erklären ift. Der bereit3 be— 
zahlte Preis muß reftituirt werden, foweit er nicht für Abnügung 
und entgangenen Gewinn aufgerechnet wird. 

9. Beim Werkvertrage ift der Gegenjag zum Auftrage jtärker 
zu betonen. Bezüglid der Mängel der bearbeiteten Sade wäre 
dem Bejteller auch das Recht zu geben, diefelben auf Koſten des 
Uebernehmers im Yale von deſſen Verzug befeitigen zu lafjen. 
$ 569 Ab}. 3 lautete bejfer: „Im Falle das Werk ganz oder zum 
Theil nicht rechtzeitig hergejtellt wird, hat der Bejteller das Necht 
des Nüdtritt3.” Bei $ 575 wäre hinter „erworben hat” einzufügen: 
„oder böswillig zu machen unterlaffen hat.” 

10. Es ijt wünfchenswerth, dem Mäkler, aud) wenn das Geichäft 
nicht zu Stande kommt, einen Anfpruch auf Erjaß feiner baaren 
Auslagen zu geben. 

11. Der Fall der befrifteten Bürgichaft bedarf der Regelung. 
Es muß zur Wahrung der Frift dem Bürgen gegenüber genügen, 
wenn der Hauptjchuldner betrieben und dem Bürgen der Streit 
verfündet ift. 

In feinem, jchon oben ($ 8) erwähnten Gutadten: „Ver: 
ſprechen der Leitung an einen Dritten und Schuldüber- 
nahme” 1°) gelangt Martinius zu dem Nefultate, daß der Entwurf 
im Brinzipe auf richtigen Gedanken beruht und auf eine gejunde 
Fortentwickelung des Rechts in-den durch praktiiche Bedürfniffe nahe 
gelegten Bahnen hinzuwirken bejtrebt ift. Seine auf das Verſprechen 


1) Heft VIII (Februar 1889) ©. 5859—603, 


1304 


der Leitung an einen Dritten bezüglichen Abänderungsvorjcläge 
gehen dahin: 


1. 


Die Schlußklaufel des $ 412 Abf. 1: „Sofern aus dem 


Inhalte des Bertrages ſich ergiebt, daß diefe Berechtigung des Dritten 
gewollt ift,” zu ftreichen. 


2. 


Desgleihen die 88 413 und 414, und an deren Gtelle 


zu jegen: 


3. 


4. 


„Iſt die Leitung an den Dritten bedingt vder betagt 
verfprochen, jo können die Bertragichliegenden vor Eintritt 
der Bedingung oder Ablauf der Friſt das Verfprechen der 
Leiftung an den Dritten abändern oder aufheben. 

Iſt die Leiftung unbedingt und unbetagt verjprocden, oder 
die urſprünglich gejette Bedingung eingetreten bezw. die 
gejegte Frift abgelaufen, oder ift der Dritte dem Vertrage 
mit Zuftimmung der Bertragichließenden beigetreten, oder 
hat er unter Vorlegung einer öffentlich beglaubigten Urkunde 
über die ihm durch den Empfänger des Verſprechens gemachte 
Mittheilung, dem Verſprechenden erklärt, daß er die Leiftung 
annehmen wolle, jo können die Vertragichließenden das Ver: 
Iprechen der Leiftung an den Dritten ohne defjen Zuftimmung 
nur dann abändern oder aufheben, wenn fie jich diefe 
Befugniß vorbehalten haben. Der Vorbehalt gilt im Zweifel 
nicht zu Gunften der Erben desjenigen, der das Verſprechen 
der Leiftung empfangen hat. 

Der PVertragichließende, welcher das BVerfprechen der 
Leiftung empfangen hat, kann einjeitig unter den gedachten 
Borausfegungen die Leiftung an den Dritten widerrufen und 
fordern, daß an ihn geleiftet oder Erjaß gewährt werde, 
wenn ex ſich diejes Recht vorbehalten hat oder nad) dem 
Inhalte des Vertrags er allein daran interejlirt ift, daß die 
Leiftung an den Dritten gejchehe.” 

Bezüglich der Form anzuordnen: 

„Verſprechen der Leitung an einen Dritten bedürfen der 
Form, welche für den Fall vorgefchrieben ift, daß die Leiftung 
dem andern Dertragichliegenden felbjt verjprocdhen wird.” 
(©. 598.) 

Zuſatz: 

„Wird in einem Vertrage von einem Vertragſchließenden 
eine Leiſtung an einen Dritten verſprochen, der noch nicht 


geboren ift, jo wird der Dritte mit jeiner Geburt berechtigt, 
von dem VBerjprechenden die Leiftung zu fordern, falls er 
innerhalb der nächſten dreißig Jahre ſeit dem Bertragsichluffe 
geboren wird.” 
5. Sm $ 415 zu jagen: 

„Weiſt der Dritte die Leitung zurüd, jo bejtimmt fih nad) 
dem Inhalte und der Natur des Vertrages, ob die Leiftungs- 
pflicht erlifcht, oder ftatt an den Pritten nunmehr an den 
Bertragjchliegenden, welcher das Berfprehen empfangen hat, 
die Leiftung zu bewirken oder Werthserſatz zu gewähren ift. 
ft die Leiftung an den Dritten al3 Entgelt für eine Leiftung 
desjenigen, der das Berjprechen empfangen hat, zugejagt, jo 
ift im Zweifel anzunehmen, daß die Leiftung nunmehr an 
ihn erfolgen oder ihm Werthserjag gewährt werden foll.” 


Zweiter Titel. 
Schenfung. (55 437—452.) 
8 11. 

In einer Kritik der Beltimmungen des Entwurfs über die 
„Schenkung“ erörtert Reatz?) das Wejen dieſes Inſtituts nad 
jeiner rechtlichen, ethiſchen und volkswirthſchaftlichen Seite im heutigen 
Nechtsleben des deutichen Volks, und macht folgende Abänderungs- 
vorjchläge: 

1. $ 437. „Schenkung ijt ein Gefälligfeitsvertrag, wodurd) 
Jemand (der Schenker), ohne dazu rechtlich verpflichtet zu jein, un— 
entgeltlih und mit Benachtheiligung feines Bermögens einem Andern 
(dem Bejchenften) ein wirthichaftlihes Gut zumendet.” 

2. $ 438. „Wird ein Scenfungsantrag ohne Beitimmung 
einer Annahmefrijt gemacht, jo ift der Antragende jo lange an ihn 
gebunden, bis der Bedachte die Schenkung dem Antragenden gegen- 
über ablehnt. Doc kann der Antragende nachträglich dem Bedadıten 
eine angemefjene Frift zur Erklärung vorbeftimmen, nad) deren frucht- 
lojem Ablauf die Schenkung als abgelehnt gilt. Im alle der Ab— 
lehnung kann der Antragende vom Bedachten die Rüdgabe des Ge- 
leijteten nach) Maßgabe der 88 742 bis 744 fordern.“ 

3. 8 439. „Die Schenfung des ganzen gegenwärtigen oder zu— 
künftigen Bermögens oder einzelner Bermögensgegenjtände ift in ſo— 
20) Heft II! (Dftober 1888) ©. 163-—-230. 
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weit, als dadurch der ſtandesgemäße Lebensunterhalt des Schenkers 
und die Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht gegenüber ſeinem Ehegatten 
(88 1280, 1281, 1454, 1460) und ſeinen Verwandten (88 1480— 1496, 
1571—1578) beeinträchtigt wird, ungültig. 

In foweit der Beſchenkte zur Herausgabe des Gejchenkten außer 
Stande ift, hat er dejjen Werth zu erjegen. Befand er fich in einer, 
nicht auf grober Fahrläffigkeit beruhenden Unkenntniß von der im 
erſten Abjage erwähnten Beeinträchtigung, jo haftet er nur bis zum 
Belauf feiner Bereicherung zur Zeit des Eintritt3 der Rechtshängig— 
keit des Anſpruchs, und falld er von jener Beeinträchtigung in der 
Zeit zwiſchen Schenkung und Rechtshängigkeit Kenntniß erhielt, bis 
zum Belauf feiner Bereiherung zur Seit diefer Kenntnißnahme.“ 

4. $ 4392. „Treten erjt nad Abſchluß der Schenkung Um: 
ftände ein, welche eine Beeinträchtigung des ftandesgemäßen Lebens- 
unterhalt8 des Schenfer8 oder der Erfüllung feiner Unterhaltspflicht 
gegenüber feinem Ehegatten oder feinen Berwandten bemirfen, jo 
ann der Schenker während der Dauer feiner Nothlage vom Beſchenkten 
einen durch richterliche8 Ermefjen zu bejtimmenden Unterhaltsbeitrag 
verlangen. Für das richterlihe Ermeſſen find namentlich maßgebend 
die Größe und muthmaßliche Dauer des Nothftandes des Schenkers, 
die Höhe des gejchenkten und noch vorhandenen Werthes und die mit 
der Unterftügung für die wirthichaftliche Eriftenz des Beſchenkten 
verbundenen Folgen. 

Der gefammte Beitrag des Beſchenkten kann drei Viertheile des 
noch vorhandenen Werth8 der Schenkung nicht überjteigen. 

Hat der Schenker feine Nothlage abfichtlid) oder durch grobe 
Fahrläſſigkeit verurfacht, jo ift der Beſchenkte nicht beitragspflichtig.” 

5. $ 440. „Die große Schenkung bedarf, falls der Bejchentte 
weiß, daß fie eine große ift, oder falls feine Unfenntniß auf grober 
Sahrläjfigkeit beruht, zu ihrer Gültigkeit der in gerichtlicher oder 
notarieller Form erklärten Schenfungsabfiht des Schenters. 

Die Schenkung ift in joweit eine große, als fie den Werthbetrag, 
den der Schenker als forgfältiger Wirthichafter ohne eigentliche Schä- 
digung feines Vermögen? und innerhalb der durd die Anforderungen 
der Sitte, feiner Lebensftellung und des Zwecks der Gabe gezogenen 
Grenzen ſchenken kann, weſentlich überfteigt. 

Ueber das Vorhandenſein einer großen Schenkung entſcheidet 
das freie richterliche Ermeſſen.“ 

6. Die 88 441 und 446 ſind zu ſtreichen. 


— 


7. 8449. „Die Schenkung kann wegen groben Undanks wider— 
rufen werden. 

Grober Undank iſt die Verübung vorſätzlicher, gegen den Schenker 
oder deſſen Ehegatten, Eltern oder Kinder gerichteter, im Strafge— 
ſetzbuch mit Strafe bedrohter, vollendeter oder verſuchter Verbrechen 
oder Vergehen des Beſchenkten. Iſt nach dem durch die Umſtände 
des Einzelfalls, insbeſondere durch die Geſinnung des Schenkers, den 
Werth des Geſchenks und der Größe des hiernach geſchuldeten Danks, 
durch den Erfolg des Vergehens, die Geſinnung und den Gemüths— 
zuſtand des Beſchenkten und das Benehmen des Schenkers zu be— 
ſtimmenden richterlichen Ermeſſen das Vergehen keine ſehr erhebliche 
ſittliche Verfehlung des Beſchenkten, ſo liegt grober Undank nicht vor. 

Der Wideruf hat, ſoweit dies thunlich iſt, durch eine dem Be— 
ſchenkten gegenüber abzugebende Willenserklärung zu geſchehen.“ 

Fünfter Titel. 
Miethe und Pacht. (88 503—548). 
8 12. 

Der Entwurf giebt im $ 521 dem Bermiether eines Grundftüds 
wegen jeiner Forderungen aus dem Miethvertrage ein gejetliches 
Pfandreht an den eingebradten Sachen des Miethers, d. h. an den 
Saden, welche diefem eigenthümlich gehören. Cohn in Görlitz fucht 
in feinem Gutachten über „da3 gejeglidhe Pfandredt des Ver— 
miethers” 21) den Nachweis zu führen, daß die Bedürfniffe des 
heutigen Verkehrs diefes Pfandrecht al3 unzureichend erjcheinen Lafjen, 
und dahin drängen, dafjelbe aud auf die vom Miether eingebraditen, 
ihm nicht eigenthümlich gehörenden Sachen, jedoch mit einigen Be- 
Ihränfungen, auszudehnen. Er fchlägt daher folgende Faſſung für 
die beiden eriten Sätze des $ 521 vor: 

„Der Bermiether eines Grundftüds hat ein gejezliches 
Pfandreht an den von dem Miether eingebradhten Saden. 
Das Pfandrecht befteht nicht in Anfehung derjenigen Sadıen, 
welde aus dem Gewahrjam des rechtmäßigen Inhabers 
derjelben ohne oder wider defjen Willen ausgejchieden, oder 
von denen der VBermiether bei Eingehung des Miethvertrages 
weiß, daß fie nicht Eigenthum des Miethers find.“ 

Das Refultat einer eingehenden Unterfuhung über „Miethe 
und Paht” von Boyens ?) in Stettin ift, daß die Vorſchriften 
2) Heft IL. (Oftober 1888) &. 159-162. 

2) Heft IX. (März 1889) ©. 693746. 
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des Entwurfs in vielen Beziehungen volle Anerkennung verdienen, 
daß auch eine Aenderung des Eintragungsſyſtems des Entwurfs als 
einer Grundlage ſeines Sachenrechts im Intereſſe des Mieth- und 
Pachtvertrags nicht nothwendig iſt, daß aber im Uebrigen dieſer 
Vertrag in weſentlichen Beziehungen auf anderer Grundlage aufzu- 
bauen ift, ald im Entwurf gejchehen. Boyens madıt (S. 139 ff.) 
folgende Vorjchläge: 
I. Miethe. 

88 503 bis 508 wie im Entwurf. 

$ 508a. „Wird in einem Miethövertrag über ein Grundjtüd die 
Miethszeit beftimmt, jo bedarf derjelbe der fchriftlichen Form, ſoweit 
feine Dauer fid) über ein Jahr erftreden joll.“ 

8 508b. „Eine Eintragung der Rechte aus einem Mieth3vertrage 
über ein Grundftüd in das Grundbuch fann von dem Miether bean- 
fprucht werden, wenn der Bermiether fi) zur Bewirkung derjelben 
ſchriftlich verpflichtet hat. 

Die Borfchriften des dritten Abjchnitt3 des dritten Buchs finden 
in diefem Fall entjprechende Anwendung.“ 

$ 509. „Sit im Fall der Bermiethung eines Grundftüdes nad) 
Ueberlafjung deſſelben an den Miether oder nad Eintragung des 
Miethsrecht3 das Eigenthum an dem Grundftüd von dem Bermiether 
an einen Dritten übertragen, oder das Grundftüd zum Zwed der 
Theilung oder Auseinanderjegung zwangsweiſe verfteigert, jo tritt 
der neue Erwerber in alle PVerbindlichkeiten des VBermietherd aus 
dem Miethsvertrage einjchließlic der Verbindlichkeit zur Gewährung 
von Nebenleiftungen, welche der Bermiether vertragsmäßig für den 
Miethszins mit übernommen hat, gegenüber dem Miether ein. Die 
Haftung des VBermiethers bleibt daneben beftehen. Jedoch wird der: 
jelbe, wenn der Miethsvertrag auf unbeftimmte Zeit gejchloffen tft, 
nad; Ablauf einer Kündigungsfrift feit dem Eintritt des neuen Er: 
iwerbers, für die Zukunft von diefer Haftung frei. 

Der neue Erwerber tritt in alle Rechte des Bermiethers 
gegenüber dem Miether von dem Zeitpunkt des Eigenthumsübergangs 
an ein, fall8 der Beräußerungsvertrag nicht einen anderen BZeitpunft 
bejtimmt. Zahlungen, Abtretungen, Berpfändungen und Pfändungen 
von Miethszinfen, welche vor Kenntniß des Eigenthumsübergangs 
jeitend des Miethers erfolgt find, ſowie Aufrechnung derfelben mit 
Gegenforderungen an den Bermiether, welche vor diefem Zeitpunkt 
entjtanden find, find dem neuen Erwerber gegenüber nur für die 
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Zeit bis zum Schluß des erften vollen Kalendervierteljahres, welches 
auf den Zeitpunkt der Kenntniß des Miethers von dem Eigenthums- 
übergang folgt, wirkſam, fall nicht der neue Erwerber fi) dem 
Bermiether oder Miether gegenüber zur Anerkennung diefer Rechts— 
handlungen verpflichtet Hat. Im Uebrigen kommen die bei Abtretung 
von Forderungen geltenden Regeln zur Anwendung.” 

$ 510. „Im Fall der auf Antrag von Gläubigern erfolgenden 
Ziwangsverfteigerung eines Grundftüds gehen die Rechte und Pflichten 
aus einem eingetragenen Miethsvertrage auf den Erſteher in der 
im $ 509 bejtimmten Weije über, fall3 ihm das Grundftük unter 
der Bedingung der Uebernahme desjelben zugejichlagen ift. 

Diefe Bedingung ift ſtets zu ftellen, wenn der Anſpruch des 
betreibenden Gläubiger dem eingetragenen Miethsrecht nachſteht. 

Geht dagegen der Anjprud; des betreibenden Gläubigerd dem 
eingetragenen Miethsrecht vor, jo ift das Grundftüf mit und ohne 
Uebernahme der Rechte und Pflichten aus dem Miethsvertrage aus— 
zubieten und nur dann für ein mit Mebernahme defjelben abgegebenes 
Gebot der Zuſchlag zu ertheilen, wenn der betreibende Gläubiger 
dadurch gededt wird.” 

$ 51l. „Nach Einleitung der im $ 510 gedachten Zwangsver— 
fteigerung eine8 Grundſtücks jteht dem betreibenden Gläubiger das 
Recht zu, die in $ 509 bezeichneten Miethsverträge mit der gejetlichen 
Friſt zu fündigen, ſoweit diefelben nicht nach $ 510 von dem Er: 
jteher zu übernehmen find. 

Iſt dies nicht gefchehen, jo hat der Eriteher das Recht, dieje 
Miethöverträge in den erjten drei Monaten nad; dem Zuſchlag mit 
der gejeglichen Friſt zu kündigen. 

Unterläßt er dieje Kündigung, fo gehen die Rechte und Pflichten 
aus den Miiethsverträgen auf ihn in vollem Umfang in der im $ 509 
beftimmten Weije über. 

Iſt dagegen von dem hetreibenden Gläubiger oder dem Eriteher 
rechtzeitig gekündigt, jo tritt der Lettere nur in die von dem Zu— 
ſchlag bis zum Ablauf der Kündigungsfrift laufenden Rechte und 
Verbindlichkeiten des Vermiethers in der im $ 509 bejtimmten 
Weiſe ein.” 

$ 512. „Die freiwillige Veräußerung des Grundftüds durd 
den Stonkursverwalter im Konfurje des VBermiethers läßt eingetragene 
Miethsverträge unberührt. Auf diejelben findet auch in diefem Fall 
die Bejtimmung des 8 509 Anwendung. 
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In Betreff der nicht eingetragenen Miethsverträge bleibt es 
dagegen bei der Vorjchrift des $ 17 Nr. 2 der Reichskonkursordnung.“ 

$ 512a. „Die Borfchriften des $ 509 finden entjprechende An- 
wendung, wenn von dem Vermiether an einen Dritten zwar nicht 
das Eigenthum, aber ein dingliches Nutzungsrecht an dem Grundftüd, 
mit welchem der Fruchtgenuß ($ 792) verbunden ift, übertragen wird. 

Werden von dem Bermiether auf einen Dritten andere dingliche 
Nugungsrehte an dem Grundftüd nad) Ueberlaſſung defjelben an den 
Miether oder nad; Eintragung des Miethsrechts übertragen, jo ift 
der Dritte verpflichtet, die Ausübung des Miethsrechts durch den 
Miether, ſowie die Vornahme derjenigen Handlungen, welde gegen: 
über dem Miether dem Vermiether obliegen, bis zum Ablauf der 
Miethszeit zu dulden.” 

$ 513 wie im Entwurf. 

$ 514. „ft der Bermiether mit der ihm obliegenden Bornahme 
einer Ausbefjerung oder Einrichtung im Berzuge, jo kann der Miether 
diefe bewirken und den Erjat der dazu erforderlich gewejenen Koften 
von dem Bermiether verlangen. 

Im Uebrigen beftimmen fih die Anſprüche des Miethers auf 
Erjat von Verwendungen nad) den Grundfägen über die Gejchäfts- 
führung ohne Auftrag, Der Miether hat außerdem das edit, 
unbejchadet der Borfchrift des $ 520, die durch eine Berwendung 
entitandene Einrichtung mwegzunehmen. 

$ 515 wie im Entwurf. 

$ 516. „Dem Miether fteht in Ermangelung einer anderweitigen 
Vereinbarung nicht das Recht zu, ohne Genehmigung des Vermietherd 
einem Andern den vertragsmäßigen Gebrauch der gemietheten Sadıen, 
insbefondere durch weiteres Vermiethen (Untermiethe) zu überlajjen. 

Bei der Vermiethung von Grundftüden kann der Miether jedoch, 
wenn er durd eine nicht freiwillige Veränderung in feiner Perjon 
oder in den Umftänden außer Stand gejett wird, von dem Mieths- 
recht ferner Gebrauch zu machen, von dem Vermiether die Einwilli- 
gung zur Uebertragung feiner Rechte an geeignete Untermiether ohne 
Aenderung der Art des Gebrauchs beanſpruchen. Er it verpflichtet, 
dem Bermiether feine Anſprüche gegen die Untermiether im Fall der 
Ertheilung der Einwilligung abzutreten. 

Berweigert der Bermiether feine Einwilligung, jo muß die weitere 
Vermiethung unterbleiben, es ift der Miether aber in diejem Fall be- 
rechtigt, den Miethsvertrag jofort mit der gejeglichen Frift zu fündigen.” 


4311 

88 517 bis 519 wie im Entwurf. 

$ 519a. „Der Miether iſt verpflichtet, die vermiethete Sache mit 
der Sorgfalt eines jorgjamen Hausvaters zu behandeln und der Ver: 
miether ift berechtigt, gegen den Miether jchon während der Dauer 
der Miethszeit wegen Vernachläſſigung diejer Pfliht Anſprüche auf 
Heritellung oder Schadenserjag zu erheben, auch, wenn durd das 
Berhalten des Miethers die Beſorgniß einer ſolchen Bernadläffigung 
für die Zukunft begründet wird, Sicherhertsleiſtung zu verlangen.” 

$ 520 wie im Entwurf. 

$ 521. Abi. 1. „Der VBermiether eines Grundjtüds hat wegen 
jeiner Forderungen aus dem Miethövertrage ein gejetliches Pfand- 
reht au den eingebradhten Sachen des Miethers ſowie der Ehefrau 
und der Kinder des Miethers, wenn fie mit demjelben die häusliche 
Gemeinschaft theilen. Das Pfandreht erftredt fih auch auf ein- 
gebradjte Sachen eines Dritten, ſoweit diejelben zur Einrichtung der 
gemietheten Wohnung dienen, wenn der Miether vor oder bei der 
Einrichtung diejelben dem VBermiether oder jeinem Vertreter gegenüber 
al3 die feinigen ausgegeben hat, und der Vermiether oder dejjen Ber- 
treter das Recht des Dritten nicht Fannte, feine Unkenntniß auch nicht 
auf grober Fahrläſſigkeit beruht. Die Vorichriften der 88 877, Satz 2 
und 879, 880 finden dabei entjprechende Anwendung. — Das 
Pfandrecht erlischt mit der Entfernung der Sachen von dem Grund: 
ftüd, auf welches das Miethsverhältnig fich bezieht, es jei denn, daß 
die Entfernung heimlich; oder gegen den Widerjpruc des Bermiethers 
erfolgt ift.” 

Ab. 2 wie im Entwurf, nur ift am Schluffe hinzuzufügen: „Jedoch 
darf der Vermiether fein Recht nur jo meit ausüben, als zur 
Dedung feiner Forderung nöthig und muß fich zunächſt an die dem 
Miether entbehrlicheren Sahen halten. In Anjehung derjenigen 
Saden, welde der Pfändung nicht unterworfen find, fteht dem Ver— 
miether das Verkaufsrecht ($ 1165) erft nach Ablauf einer Frift von 
drei Monaten, jeitdem er diefelben in feine Inhabung genommen, zu.” 

Abi. 3 ift zu Streichen. 

Abi. 4 wie im Entwurf. 

Abi. 5 desgleichen. 

Abi. 6. „ES Steht ferner einem anderen Gläubiger, für den 
eine dem Pfandrecht des Vermiethers unterliegende Sache gepfändet 
ift, das Recht zu, dem Vermiether, welcher wegen künftig fälliger 
Miethe fein Pfandreht an dem Erlös geltend madt, den Mieths— 
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vertrag an Stelle des Miethers mit der gejetlichen Frift zu fündigen, 
dergejtalt, daß derjelbe für den nad; Ablauf diefer Frift verbleibenden 
Neft der vertragsmäßigen Miethszeit nur einen Entjchädigungs- 
anſpruch wegen vorzeitiger Beendigung der Miethszeit und wegen 
derfelben jein Pfandredt an dem Erlöje behält.” 

$ 522 wie im Entwurf. 

$ 523 wie im Entwurf, jedoch mit folgendem Zuſatz: 

„Eine entgegenftehende Vereinbarung ift unwirkjam.” 
88 524—527 wie im Entwurf. 
$ 528 wie im Entwurf, jedoch ift hinzuzufügen: 
„3. wenn ein Hauptbau nothwendig wird, welcher ſich zu 
einem weſentlichen Theil auf die vermietheten Räume er- 
jtrefen würde. Dem Miether jteht in diefem Fall ein An- 
ſpruch auf Schadenserjat wegen Nichterfüllung gegen den 
Bermiether zu, wenn der Grund, welcher den Haupbau noth- 
wendig macht, ſchon zur Zeit der Schließung des Vertrages 
vorhanden war oder fpäter durch einen von ihm zu vertretenden 
Umftand eingetreten ijt.” 

$ 529. Abf. 1. Sat 1 wie im Entwurf. Statt Sat 2 und 3: 
„Jedoch muß der Miether, welcher dies Rüdtrittsrecht aus— 
zuüben beabfichtigt, vorher unter Angabe des Grundes davon 
Anzeige machen. Das Rüdtrittsrecht ift ausgefchloffen, wenn 
die Abhülfe nad) diefer Anzeige ohne Verzug ($ 246) bewirkt 
wird. Ntechtfertigt jedoch ein befonderes Intereſſe des Miethers 
den fofortigen Nüdtritt, jo iſt derfelbe zuläffig, wenn die 
Abhülfe nicht jofort nad) der Anzeige erfolgt.” 

Abſ. 2 wie im Entwurf, mit Abf. 3. „Durch die vorftehenden 
Borjchriften bleibt die Anwendung des $ 361 auf den Miethövertrag 
unberührt. Ebenſo bleibt das Recht des Miethers auf Grund des 
8 368 Abf. 1. eine Minderung des Miethzinjes und auf Grund des 
$ 369 Cchadenserjag wegen Nichterfüllung zu fordern neben dem 
Rücktrittsrecht beſtehen.“ 

II. Pacht. 


88 531 bis 532 wie im Entwurf. 

8 532a. „Die Beltimmungen der $$ 508a bis 512a gelten aud) 
bei Pachtverträgen über die im $ 781 den Grundftüden gleichgeftellten 
Gerechtigkeiten. 

Im Fall des $ 509 tritt der neue Erwerber auch in die Ver— 
bindlichkeit des Verpäcters zur Rückgewähr von Pachtkautionen ein, 


wenn die Beftellung derjelben aus einem jchriftlihen Pachtvertrage 
hervorgeht.” 
$ 533. „Eine Zwangsverwaltung einer Pachtung im Intereſſe 
der Gläubiger des Pächters iſt zuläffig, der Verpächter hat aber das 
Recht, jeinerjeit3 nad Einleitung einer jolhen den Pachtvertrag mit 
der gejeglichen Frift zu kündigen.“ 
8 521 Abi. 6 findet auf den Pachtvertrag feine Anwendung. 
88 534—539 wie im Entwurf. 
$ 540 wie im Entwurf, jedod) ift hinzuzufügen: 
„Er muß ferner dem Berpäcter gejtatten, zu den Aus— 
befjerungen und Bauten, welche diefem obliegen, Materialien, 
welche das Grundftüd jelbit erzeugt, zu benußen, ſoweit dies 
ohne Schädigung des Wirthichaftsbetriebes gejchehen kann.“ 
s 541. „Der Pächter eines landwirthichaftlihen Grundftüds 
it verpflichtet, da3 Grundftüd mährend der ganzen Pachtzeit bis zur 
Rückgewähr nad) landwirthichaftlihen Regeln ordnungsmäßig zu be- 
wirtbichaften. Er darf u. ſ. w.“ wie im Entwurf. 
Am Schluffe ift hinzuzufügen: 
„Bei Bernadhläffigung diefer Pflichten und der VBorjchriften 
des $ 540 findet $ 519a entiprechende Anmwendung.” 
ss 542—548 wie im Entwurf. 


Siebenter und Neunter Titel. 
Dienft: und WWerfvertrag. ($$ 559-579.) Auftrag. (88 585—604.) 
$ 13. 

In jeinem Gutadhten: „Ueber den Dienjt-, Werf- und 
Auftragsvertrag, mit bejonderer Rückſicht auf die Verhältniſſe 
der Rechtsanwaltichaft, der medizinischen Praxis und anderer wiſſen— 
Ihaftliher Berufe” weiſt Rechtsanwalt und Dozent Dr. Theodor 
Loemwenfeld?3) in Münden zunächſt die praktifche Unzuträglichkeit des 
Mangels bejtimmter Grenzmerfmale zwiichen dem Dienft- und bezw 
Werkvertrag einerjeit3 und dem Auftragsvertrage andererjeit3 nad). 
Der Gutachter empfiehlt, ein klares Unterſcheidungsmerkmal diefer 
Bertragsverhältniffe nach dem Vorgang des römiſchen Rechts und 
mehrerer moderner Gejetgebungen dadurch zu Ichaffen, daß man das 
entgeltlihe Mandat fallen läßt, deifen Thatbejtand ohnehin nad) 
dem Syſtem des Entwurfes mit demjenigen des Dienft- und Werk— 
vertrages identisch ift. Eventuell wäre wenigjtens eine gejetliche 


23) Heft X. (Mai 1889) S. 858-932. 
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Bermuthung zu Bunften des Dienft- und Werkvertrages aufzunehmen. 
Das Recht des Dienjt-, Werk- und Auftragsvertraged ift nad) dem 
Entwurfe auch auf die jogenannte liberale Arbeit anwendbar, deren 
Unterjceidung von operae illiberales vom Entwurf mit Rüdficht auf 
die „heutigen jozialen Anſchauungen“ nicht aufrecht erhalten wird. 
Die Gegenwart fennt aber eine Reihe von Berufsgattungen, welche 
nach dem Typus der antiken liberalen Berufe organifirt find, und 
welche fich hierdurch insbeſondere von den Gewerben ſcharf unter- 
icheiden. Gehalt und Honorar find bei jenen erfteren, vom Gutachter 
als „altruiftiich” bezeichneten, Berufen aud heute — wie bei den 
Römern — nidt Gegenleistung, ſondern Suſtentation für die 
Zwecke der Berufsübung, ein Begriff, welcher auch beim unentgeltlichen 
Mandat bedeutfam, aber dem Entwurf unbefannt ift. Als Mufter- 
beijpiele altruiftiicher Berufe führt der Gutachter den prieiterlichen, 
ärztlichen, den Rechtsanmwaltsberuf an. Die Erjtrefung des Dienit: 
miethrechtes auf dieſe Berufe jei deren Natur zumider und verhindere 
andererjeit3 die richtige Geftaltung des Dienſtmiethrechtes. Auch das 
Hecht des Auftrages könne auf die altruiftiichen Berufe nicht angewendet 
werden; man verjuche nur beiſpielsweiſe etwa dem $ 590 des Entwurfes 
die Ärztliche Berufsarbeit zu unterwerfen! Im Einzelnen empfiehlt 
der Gutachter die „entiprechende” Anwendung der $$ 587, 591, 592, 
593 de Entwurfs auf den Dienftvertrag vorzufchreiben, die 88 588, 
589 zu ftreichen und bezeichnet die 88 596, 597—603 al3 nicht 
gerechtfertigt für das entgeltlihe Mandat, fall das lettere bei- 
behalten werden jollte. Für den Dienftvertrag wird die Aufnahme 
einer Fürſorgepflicht des Dienftberechtigten bei Krankheit des Dient- 
verpflichteten empfohlen; weiter wird die Adaptirung der Schub- 
vorjchriften der Gewerbeordung, bejonder8 der $$ 120, 123, 124, 
126, 135, 136 R. ©. O. vorgejchlagen, diefe aud) für den Werkvertrag, 
zugleid) — reichsgeſetzliche Regelung des Geſinderechtes befürwortet. 
Das Recht der liberalen Berufe ſoll in eigenem Titel des II. Buches 


Aufnahme finden. 
Dreizehnter Titel. 


Gefellichaft. (58 629-659.) 
$ 14. 
Das von Boyens in Gtettin über „Gefellihaft unter 
Bergleihung mit anderen Rechtsgemeinjchaften” erftattete 
Gutachten ?*) beleuchtet zunächſt die mancherlei Grundlagen der Ge- 


2) Heft XIT. (September 1889) S. 1015-1062. 
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jellihaft und jodann die einzelnen Beftimmungen ded Entwurfs. 

Bezüglich jener beantragt er (S. 1054), den an der Spite des 

Titels von den Schuldverhältniffen mit einer Mehrheit von Gläubigern 

oder Schuldnern ftehenden, die pro rata Forderung und Schuld als 

Negel ausfprechenden $ 820 ganz zu ftreichen, und den 2. Abjat des 

das Geſammtſchuldverhältniß erörternden $ 321 jo zu fajjen: 
„Wenn ein Schuldverhältnig mehrerer Berjonen durch dafjelbe 
Nechtsgejchäft begründet wird, jo haften diejelben, ſoweit 
nicht durch Gefet oder Abrede ein Anderes beſtimmt tft, 
als Geſammtſchuldner.“ 

Bezüglich der Gemeinſchaftlichkeit der Forderungen mehrerer 
Gläubiger will das Gutachten die, für die Forderungen auf untheil— 
bare Leiſtungen im $ 339 aufgeſtellte Regel auf alle Leiſtungen, 
welche mehrere Gläubiger aus demſelben Schuldverhältniß zu fordern 
berechtigt jind, ausgedehnt willen, jedoch das in demjelben Para— 
graphen dem einzelnen Gläubiger unter Umftänden gewährte Recht, 
die ganze Leiftung zu fordern, bejeitigt haben. 

Auch beanjtandet das Gutachten die im $ 773 ausgejprochene 
jubfidiäre Geltung der Vorfchriften über die „Gemeinjchaft” auf die 
Gejellihaft, und will daher diefen Paragraphen geftrichen haben 
(S. 1038. 1059). 

Den dreizehnten Titel, Gejelljchaft, beantragt das Gutachten 
folgendermaßen zu fafjen: 

$ 629 wie im Entwurf. 

$ 630 wie im Entwurf, jedoch folgt Abj. 4: 

„der Anſpruch auf Leiftung diefer Beiträge und alle fonjtigen 

aus dem Gejellichaftsvertrag gegen die Gejellichafter ſich er- 

gebenden Anſprüche gehören zum Gejelljchaftsvermögen.“ 
$ 631 Abſ. 1 wie im Entwurf. 

Abi. 2. „Wenn Geld oder andere vertretbare Sachen oder 
wenn unverbrauchbare oder unvertretbare Sachen nad) einer Schäßung, 
die nicht blos zum Zweck der Geminnvertheilung erfolgt, in die 
Gejellihaft eingebradht werden, jo werden diefe Gegenftände Eigen- 
thum der Gejellicaft.” 

8 63la. „An das Gejelljhaftsvermögen fällt aud der 
Erwerb aus der Führung der Gejchäfte der Gejellichaft.” 

$ 631b. „Das Gejellihaft3vermögen gehört den Gejell- 
Ihaftern gemeinfchaftlih. Die darunter fallenden Gegenftände und 
Saden ftehen ihnen aber nicht nach Bruchtheilen zu. Der einzelne 
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Gejellichafter kann nur über das verfügen, was er nad) dem Geſell— 
Ihaft3vertrag während der Dauer. der Gejellichaft zu fordern berechtigt 
iſt ($ 646) und was ihm bei der Auseinanderfegung zukommt.” 

$ 633 wie im Entwurf al3 Abf. 1, folgt als Abſ. 2: 

„Bezieht er aber für die Führung von Gejchäften der Gefell- 
ihaft — außer feinem Geminnantheil — eine bejondere 
Vergütung, jo haftet er für jede Fahrläffigkeit.” 

$ 634. „Die Führung der Gejchäfte der Gejellichaft, welche aud) 
die Berwaltung des Gejellfchaftsvermögens einjchließt, fteht, falls der 
Gejellichaftsvertrag nichts anderes bejtimmt, den Gefellichaftern der- 
geftalt gemeinihaftlid zu, daß für jedes Geſchäft die Zuftimmung 
aller Gejellichafter erforderlih ift, und fie nur gemeinſchaftlich zur 
Führung von Redtsftreitigkeiten bezüglich des Geſellſchaftsvermögens 
berechtigt find. Jedoch Eönnen zum Gejellihaftsvermögen gehörig e 
gegen einen der Gejellichafter zujtehenden Anfprüche für die Gefellfchaft 
von den übrigen Gejellihaftern gemeinfchaftlich geltend gemacht, nicht 
aber an Dritte übertragen werden. 

Sind einzelne Gejellichafter dur; Abwefenheit oder Krankheit 
zu der Vornahme von Rechtsgeſchäften oder Führung von Rechts— 
ftreitigfeiten, welde fi auf da8 Gejammtvermögen beziehen, außer 
Stande, jo ſind die übrigen zur Vornahme folder Rechtsgeſchäfte 
oder Führung folder Rectsftreitigkeiten im Namen der ſämmtlichen 
Geſellſchafter berechtigt, jofern Gefahr im Berzuge ift. Sie find 
jedoch auch in diefem Fall nicht befugt, Sachen und Gelder für die 
Gejellichaft in Empfang zu nehmen, fondern nur deren Hinterlegung 
zu verlangen. 

Jeder Gejellichafter ıft gegenüber den anderen verpflichtet, zu 
einer Maßregel mitzumirfen, welche behufs ordnungsmäßiger Geſchäfts— 
führung nothwendig iſt.“ 

$ 635 bis 638 wie im Entwurf. 

$ 639. „Auf die Rechte und Pflichten der im Geſellſchafts— 
vertrag zur Gejhäftsführung berufenen Gejellichafter finden im 
Uebrigen die Borjchriften dev 88 588 bis 596 entiprechende An- 
wendung.” 

88 640 und 641 find zu ftreichen. 

$ 642. „Aus den von den geichäftsführenden Gejellichaftern, jei 
es in Perſon, jei es dur Vertreter, mit einem Dritten für die 
Gejellichaft geichloffenen Rechtsgeichäften, wird nur diefe berechtigt 
(S 631a). Eine Aufrehnung von Gegenforderungen, welche dem 
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Dritten gegen einen Gefellichafter zujtehen, findet nicht ftatt. Die 
Gejellihafter werden aus diefen Rechtsgeſchäften dem Dritten gegen 
über ald Gejammtjchuldner verpflichtet. Auf Grund eines gegen die 
geihäftsführenden Gejellihafter ($ 634) erlangten Schuldtitel3 iſt 
wegen diefer Verbindlichkeiten auch die Vollſtreckung in das Gejell- 
ſchaftsvermögen zuläſſig. Dagegen ift wegen anderer Schulden der 
einzelnen Gejellichafter (Privatichulden) die Bollitrefung -in dies Ver: 
mögen nur injfoweit zuläflig, als fie darüber zu verfügen berechtigt 
find ($ 631b). 

$ 643 wie im Entwurf. 

88 644 und 645 find zu ftreichen. 

88 646 und 647 wie im Entwurf. 


$ 648 wie im Entwurf, jedod ijt nad) den Worten „nad dem 
Geſellſchaftsvertrag“ einzufchieben „oder geſetzlich“ (58 634, 638). 

88 649 bis 654 wie im Entwurf. 

$ 655. Bis zur erfolgten Auseinanderjetung bleiben die Geſell— 
ſchafter auch nad) Auflöfung der Gejellihaft nad) Maßgabe des Ge- 
jelljchaftsvertrags inſoweit berechtigt und verpflichtet, al3 es der Zweck 
der Auseinanderjegung erfordert. Die einem Gejellidafter im Ge— 
ſellſchaftsvertrag ertheilte Befugniß zur Geſchäftsführung erliſcht jedoch, 
ſofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage ein anderer Wille erhellt, 
mit dem Zeitpunkt der Auflöſung. Von dieſem Zeitpunkt an erfolgt 
die Liquidation und zwar durch die geſetzlich ($ 634) zur Geſchäfts— 
führung berufenen Gejellichafter. 

Auf Antrag eines Gefellichafter kann jedoh aus widjtigen 

Gründen die Ernennung von Liquidatoren durch das Amtsgericht des 
Orts, von welchem aus die Gejellichaft ihre Gefchäfte führt, erfolgen. 
Führt die Gejellihaft ihre Gefchäfte von verfchiedenen Orten aus, 
welche in verjchiedenen Gerichtsbezirken liegen, jo erfolgt die Beſtim— 
mung des zuftändigen Amtsgerichts durch das für alle diefe Bezirke 
zuftändige höhere Gericht. 
Die Liquidatoren haben die laufenden Gejchäfte zu beendigen, 
die Verpflidtungen der aufgelöften Geſellſchaft zu erfüllen, die For: 
derungen derjelben einzuziehen, die zum Gejellichaftspermögen ge- 
hörenden Sachen, ſoweit dies erforderlich wird, in Geld umzuſetzen 
und die Auseinanderjegung unter den Gejellichaftern zu bewirken. 
Grundftüde dürfen ohne Zuftimmung aller Gejellichafter nur öffentlich 
verjteigert werden. 


Einftimmige Anordnungen der Gejellichafter müſſen auch die von 
dem Gericht beftellten Liquidatoren befolgen. Diefelben können auf 
Beihluß ſämmtlicher Gejellihafter und aus wichtigen Gründen auf 
einfeitigen Antrag von dem Gericht (Abj. 2) abberufen werden. 

$ 656 Ab. 1 wie im Entwurf, jedoch fallen die Worte „nad 
Auflöfung der Gefellfhaft” in Zeile 1 fort. 

Abf. 2. „Aus dem zur Zeit der Auseinanderjegung vorhandenen 
Gejellihaftsvermögen find zunächſt die gemeinjchaftlihen Schulden 
Geſellſchaftsſchulden) und demnädft die Koften der Liquidation zu 
“ berichtigen. Reicht das Gejellihaftsvermögen zur Berichtigung der: 
felben nicht Hin, fo haben alle Gejellichafter u. f. mw.’ wie im 
Entwurf. 

Abſ. 3 wie im Entwurf, jedoch ift in Seile 1 Hinzuzufügen 
„und der Koften der Liquidation”, Zeile 2 und Zeile 9 ftatt „ge: 
meinjchaftlichen Gegenftände” zu ſetzen: „Geſellſchaftsvermögen.“ 

Abſ. 4 fällt fort. 

Abi. 5 wie im Entwurf, jedoch ift ftatt „vierten” zu ſetzen 
„dritten.“ 

$ 658 wie im Entwurf, jedoch iſt im Abſ. 4 anſtatt „den ge— 
meinschaftlichen Gegenftänden” zu ſetzen „dem Geſellſchaftsvermögen.“ 

$ 659 wie im Entwurf. 


Dritter Abſchnitt. 
Sculdverhältniffe aus unerlaubten Handlungen. 


Eriter Titel, 
Allgemeine VBorfchriften. (58 704 — 721.) 
8 15. 

In einem eingehend begründeten Gutachten über „das Schadens— 
erjagredht de3 Entwurfs” gelangt Dr. Georg Schmidt?) in 
Dresden zu folgenden allgemeinen Grundjägen, auf denen er das 
Scadenserjatrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgebaut fehen möchte: 

1. „Wer einem Anderen durd fein Thun oder widerrechtliches 
Unterlafjen einen Schaden zufügt, ift demfelben zum Erſatze ver: 
pflichtet, außer wenn ihm in Bezug auf den dem Bejchädigten ent- 
zogenen Gegenſtand ein befjeres Recht zufteht oder im Falle der 
Nothwehr. 
| 5 Heft XIV. (Öftober 1889) ©. 1183—1226. 
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2. Schadenderfag fann gefordert werden nicht bloß für Ver— 
mögenseinbuße, jondern auch wegen Verlegung des Lebens, des 
Körpers, der Gejundheit, der Freiheit, der Ehre und der Übrigen 
jogenannten immateriellen Lebensgüter. 

3. Boller Schadenserjat, ſowohl die erlittene VBermögenseinbuße 
al3 den entgangenen Gewinn umfafjend, ift unbedingt zu gewähren, 
wenn vorſätzlich das Recht eined Anderen verlegt worden ift. In 
allen anderen Fällen hat der Richter je nad) den Umftänden des 
£onfreten Falles bezw. nad) den Grade der Berihuldung den Umfang 
der Erjagleiftung nach freien Ermefjen zu bejtimmen. 

4. Der Arbeitgeber haftet, abgejehen von einem obligatorischen 
Berhältniffe, für das Verſchulden feines Arbeiters infoweit, als das 
Verihulden in Ausführung der dem Arbeiter übertragenen Ber- 
richtung begangen worden it. 

5. Der Anſpruch auf Schadenserjag verjährt mit dem Ablaufe 
von drei Fahren von dem Zeitpunkte an gerechnet, in welchem der 
Beichädigte von dem erlittenen Schaden und der Berjon des Thäters 
Kenntniß erlangt hat, in allen anderen Fällen in zwanzig Fahren.” 


Vierter Abſchnitt. 
Einzelne Schufldverhältniffe aus anderen Gründen. (88 737— 7717.) 
8 16. 

Der vierte Abjchnitt des Entwurfs behandelt die Bereicherung, 
die Geihäftsführung ohne Auftrag, die Gemeinschaft und die Vor— 
legung und Offenbarung. Ueber diefe Lehren verbreitet fi) das 
Gutadten von Hartmann?) in Nürnberg. Dafjelbe jchlägt bezüglich 
der Kondiktionen eine, dem gemeinfamen Grundgedanken ent|prechende, 
den Rechtsſtoff wejentlich vereinfahende Faſſung vor, indem es ftatt 
der fünf Kategorien des Entwurfs lediglich drei Kategorien von Anz 
ſprüchen auf Rüdleijtung (diefer Ausdrud wird aud) ftatt des Worts 
„Bereiherung” als ZTitelüberjchrift empfohlen) aufftellt. Es hält 
eine Reihe von jachlihen Nenderungen für nothwendig und gelangt zu 


folgenden Rejultaten: 
Erſter Titel. 


Anfprüche auf Rückleiftung. 
I. Leiftung auf Grund unridtiger Vorausſetzungen. 
1. 8 737. „Wer bei feiner Leiftung zum Zwecke der Erfüllung 
einer Berbindlichkeit das Beftehen einer rechtlichen Verbindlichkeit vor- 


26) Heft V. (Dezember 1888) S. 323—858. 
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ausſetzt, welche in Wirklichkeit nicht befteht, Fann von dem Empfänger 
das Geleiftete zurüdfordern. 

Wer ferner bei feiner Leiftung den Eintritt oder Nichteintritt 
eines nicht eingetretenen Fünftigen Ereigniffes oder rechtlichen Erfolgs 
in einer dem Empfänger erkennbaren Weife vorausgejeßt, oder wer 
eine Leiftung aus einem Nechtsgrunde bewirkt hat, welcher jpäter 
binmweggefallen ift, ift gleichfall8 zur NRüdforderung des Geleifteten 
dem Empfänger gegenüber beredhtigt.” 

2. 8 738. „Iſt eine Leitung zum Zwecke der Erfüllung einer 
betagten Verbindlichkeit vor deren Fälligkeit bewirkt, jo findet eine 
Rückforderung nicht ftatt; auch können Zwiſchenzinſen nicht verlangt 
werden.” 

3. 8 739. „Die Rüdforderung ift, von den Füllen des $ 182 
Abi. 2, 88 664, 665, 1500 abgejehen, ausgeſchloſſen: 

1. fall3 der Leiftende zur Zeit der Leiftung davon Kenntniß 
hatte, daß die von ihm erfüllte Verbindlichkeit nicht beftand, 

- 2. fall3 der Leiftende die Erfüllung der Vorausfegung, unter 
welcher die Leiftung bewirkt wurde, in einer dem Inhalte 

des Rechtsgeſchäftes zumiderlaufenden Weiſe verhindert hat, 

3. fall von Anfang an die Erfüllung der Vorausſetzung un— 

möglid) und die Unmöglichkeit dem Leiftenden befanıt war.” 

4. 8 740. „Sit die Rüdleiftung durd die Beſchaffenheit des 
Geleifteten ausgejchloffen oder der Empfänger bei Eintritt der Rechts— 
bängigfeit des Rüdforderungsanfprudes das Geleiftete herauszugeben 
außer Stande, jo hat der Empfänger den Werth des letteren zu 
vergüten.“ 

5. 8 741. „Die Verbindlichkeit zur Rückleiſtung erſtreckt ſich 
auf dasjenige, was der Empfänger aus dem Geleiſteten erworben hat. 

Hat der Empfänger eine zum Eigenthume empfangene Sache 
herauszugeben oder einen an ihn veräußerten, zur Zeit der DVer- 
äußerung beftehenden Nießbrauch zurüdzugewähren, jo bejtimmen jich 
jeine Verpflichtungen zur Herausgabe und Bergütung der Nutungen 
nad den Vorſchriften über die Verpflichtungen des Beſitzers gegen- 
über dem Eigenthümer. 

Der Empfänger ift zur Herausgabe des Gegenstandes nur gegen 
Vergütung aller auf denfelben vor Eintritt der Rechtshängigkeit 
gemachten Berwendungen verpflichtet; er Hat jedoch ein Recht auf 
Vergütung von Verwendungen nur infoweit, als er nicht durd 
Nutzungen, welde ihn verbleiben, bereichert iſt.“ 


* — —— 
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mehrerer Theilhaber, ſo beſtimmt das Gericht nach freiem Ermeſſen 
die Theilungsart. Der Verkauf einer ungetheilten Forderung iſt 
nur dann zuläſſig, wenn deren gemeinſchaftliche Einziehung noch nicht 
möglich iſt. Jeder Theilhaber iſt berechtigt, dieſelbe zu verlangen.“ 

12. 8 769b. „Sit ein ſelbſtſtändiger Theilungsgegenſtand bei der 
Thetlung unberüdfichtigt geblieben, jo kann jeder Theilhaber die nach— 
trägliche Aufhebung der Gemeinſchaft bezüglich defjelben verlangen. 
Sit ein Theilungsbetheiligter bei der Aufhebung der Gemeinſchaft 
nicht berüdjichtigt worden, jo kann er jederzeit eine neue Theilung 
unter Berüdjichtigung feiner Poſten begehren. 

Im übrigen unterliegen Theilungsverträge der Anfechtung nad) 
Maßgabe der allgemeinen Beftimmungen ($ 95—104).” 

13. $ 770. „Hat ein Theilhaber gegen einen anderen Theilhaber 
eine Forderung, welche in der unter ihnen beftehenden Gemeinfchaft 
ihren Grund findet, jo kann er verlangen, daß die Forderung bei 
Aufhebung der Gemeinihaft aus dem Antheile des Schuldners an 
dem gemeinfchaftlihen Gegenftande berichtigt werde. Diejer An- 
ſpruch fteht ihm auch gegenüber dem Einzelrechtsnachfolger feines 
Schuldners zu.” 

14. $ 772. „Stehen der Aufhebung der Gemeinjchaft rechtliche 
oder thatjächliche Hinderniffe injofern entgegen, als Naturtheilung 
oder Verkauf des Theilungsgegenftandes nicht möglich find, oder dem 
Gejammtinterefje widerftreiten, jo Eann in Ermangelung einer Die 
Berwaltung und Benugung in verbindliher Weife regelnden Be- 
ftimmung jeder Theilhaber eine dem Intereſſe aller Theilhaber nad 
billigem Ermeſſen entjprehende Art der Verwaltung beanjprucen. 
Dafjelbe gilt, fall8 ein verſuchter Verkauf erfolglos geblieben ift, in 
welchem Falle auch jeder Theilhaber die Wiederholung des Berjuches 
verlangen kann, falls er fich zur Uebernahme der hierdurch entftehenden 
Koften verpflichtet.” 


Vierter Tıtel. 
Dffenlegung und Dffenbarung. 


Die Offenlegung (ftatt Borlegung) und Dffenbarung 
wünſcht das Gutachten in folgender Weije formulirt: 

15. 8 774. „Wer an der Befihtigung der Sache wegen eines 
ihm bezüglich derjelben zuftehenden Anjpruches ein Intereſſe hat, 
oder wer bezüglich eines folchen Anſpruches fich durch die Befichtigung 
der Sache Gemwißheit verjchaffen will, kann von deren Befiger oder 

90* 
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Inhaber die Offenlegung derjelben zum Zweck der Augenjchein- 
einnahme beanjpruchen.” 

16. $ 775 unverändert. 

17. 8 776. „Die Offenlegung bat in den Fällen der 88 774, 
775, jofern das Gericht Feine andermweite Beftimmung trifft, an dem 
Drte zu erfolgen, an welchem ſich der offenzulegende Gegenftand 
befindet; die Gefahr und die Koften der Offenlegung hat derjenige 
zu tragen, welder diejelbe beanjprucht.” 

18. $ 777. „Wer einen nbegriff von Bermögensgegenftänden 
ganz oder zu einem Bruchtheile, insbejundere die von einem Gegen: 
ftande bezogenen Nutungen herauszugeben oder über den Bejtand 
eines jolchen Inbegriffs Auskunft zu ertheilen verpflichtet ift, hat 
dem Berechtigten auf dejjen Verlangen ein Berzeichnig des Beftandes 
vorzulegen und den Offenbarungseid dahin zu leiften: 

daß er den Beitand vollftändig angegeben und. wifjentlic 
nicht3 verichwiegen habe. 

Das Geriht kann eine der Lage der Sache entjprechende 
Aenderung der vorftehenden Eidesnorm bejchliegen. Auf die Ab: 
nahme des Eides finden die Vorfchriften der 88 440 bis 446, 780, 
des 8 781 Abſ. 1 und des S 783 der Civilprozekordnung mit der 
Maßgabe entjprechende Anwendung, daß die Ladung zu dem für die 
Abnahme zu beitimmenden Termine aud von dem Verpflichteten 
erfolgen fann. 

Wird der Offenbarungseid verweigert, fo kann der zur Forderung 
defjelben Berechtigte zur eidlihen Erhärtung feines Intereſſes zuge- 
laffen werden. In diefem Falle hat jedoch das Gericht den Höchit- 
betrag des Intereſſenanſpruchs zu beſtimmen.“ 


Drittes Bud). 
Sachenrecht. (88 778—1226.) 


8 17. 

Die Ergebniffe eines vom Juſtizrath Mar Wolff in Berlin: 
„Zum Sadhenredt des Entwurfs” erftatteten Gutachtens ??) 
find im Wejentlichen folgende. 

1. Die Stellung des Sachenrechts in dem Syiteme des Entwurfs 
und die Hauptprinzipien werden gebilligt, und die in dem Entwurf 
aufgenommenen Beitimmungen für ausreichend eradıtet. 


7) Heft VII. (Februar 1889) ©. 619-630. 
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6. 8 742. „Iſt dem Empfänger bei dem Empfang der Leiftung 
befannt gemwejen, daß die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung geleiftet 
wurde, nicht beftand, oder daß der Rechtsgrund, aus welchem die 
Leiftung bewirkt wurde, hinmweggefallen ift, oder die Vorausſetzung, 
auf Grund deren die Leiftung erfolgte, fich nicht verwirklichen kann, 
fowie daß der Leiftende Hiervon nicht unterrichtet war, jo ift er dem 
Leiftenden zum Schadenserfag nad; Maßgabe der Borfchriften über 
den Schadenserfat aus unerlaubten Handlungen verpflichtet. 

Erlangt der Empfänger die im erjten Abjag erwähnte Kenntniß 
erft nad) Empfang der Leiftung, aber vor Eintritt der Rechshängig— 
keit, jo finden bezüglich feiner Berpflichtung zur Rückleiſtung die 
Beitimmungen der 88 740 und 741 mit dem Abmaße Anwendung, 
daß an die Stelle des Zeitpunftes de3 Eintrittd der Rechtshängigkeit 
der Beitpunft tritt, in welchem er die Kenntniß erlangt hat.” 


I. Bermwerflider Empfang. 


7. 8743. „Sit von dem Empfänger einer Leiftung durd deren 
Annahme nad dem Inhalte des Nechtsgejchäftes gegen ein Verbots— 
gejeß oder gegen die guten Sitten verftoßen worden, jo Fann der 
Geber das Geleijtete zurüdfordern. 

Der Empfänger ift von der Zeit de3 Empfangs an zur Heraus: 
gabe des Geleijteten nad; Maßgabe der Vorſchriften verpflichtet, 
welche gegen den Empfänger einer Nichtjchuld gelten, wenn diejer 
nach der Leiftung erfahren hat, daß die Verbindlichkeit, zu deren Er- 
füllung geleiftet worden ift, nicht beftanden hat. 

Die Rüdforderung ift ausgejfchloffen, wenn durd die Leiftung 
aud) von dem Geber gegen ein Verbotsgejeg oder die guten Sitten 
veritoßen worden ijt.” 


III. Sonjtiges grundlofes Haben. 


8. 8 744. „Wer fi mittelbar oder unmittelbar Vermögen 
eines Andern aneignet, ohne daß für die hierdurch diefem gegenüber 
bewirkte VBermögensverminderung ein rechtlicher Grund befteht, it 
zurRüdleiftung der fid) angeeigneten Bermögensgegenftände verpflichtet. 

Als ein rechtlicher Grund ift es im Zweifel anzufehen, wenn 
ein Rechtsverluſt auf einer diefen bejtimmenden Vorſchrift beruht. 

Auf die Verpflichtung zur Rüdleiftung finden die Borjchriften der 
SS 740, 741 und 742 entjprechende Anwendung. Die Berpflihtung 
zum Scadenserfage aus unerlaubter Handlung bleibt unberührt.” 

XV. 90 


gefeglichen Regulirung des Wafjerrehts, injoweit es dem privat- 
rechtlichen Gebiet angehört, im Einzelnen nad. Entjcheidend hierfür 
ift insbejondere, daß die Rechtsübung der höchſten deutſchen Landes: 
gerichte und des Reichsgerichts jeder Zeit Streitigkeiten über die 
Benugung des fließenden Waſſers und den Erwerb von bevorzugten 
Rechten an ſolchen al3 bürgerliche NRectsftreitigkeiten behandelt und 
der richterlihen Zuftändigkeit unterworfen Hat. Unverftändlich bleibt, 
wie man gerade die Rechtsverhältniſſe an Flüſſen, die meift oder 
doch Häufig der Hoheit verjchiedener Bundesftaaten unterftehen, deren 
einheitlihe Ordnung jonad) in erſter Linie geboten iſt, fünfundzwanzig 
Landesgejepgebungen überlaffen mag; verftändlich wäre eher die um- 
gefehrte Behauptung, daß die großen Waflerftraßen einer inter- 
nationalen Regelung bedürften. Unrichtig ift daher die Behauptung 
der Motive (Bd. III ©. 5), daß das Wafferreht nur cine lofale 
Bedeutung genieße und nad) den Bedürfnifjen größerer oder Fleinerer 
Bezirfe geregelt werden müfje, und ebenfo wenig leuchtet ein, daß 
es dem öffentlichen Rechte angehöre, wenn man die Fragen nad) der 
rechtlichen Eigenſchaft des fließenden Waſſers im Verhältniß zu den 
Ajazenten, dem Umfang des gemeinen Gebrauchs an demjelben, dem 
Erwerb von Privatrehten am Waſſer erörtert, und die große Zahl 
der zu allen Zeiten vor den deutichen Gerichten geführten Rechts— 
ftreitigkeiten der Wiefen- und Mühlenbefiger, der Ober- und Unter: 
lieger, über ungemefjene Ableitung von Waſſer oder Zuleitung ſchäd— 
liher Stoffe, Aenderung des Wafferlaufs, Flußbetts, Ufers u. ſ. w. 
betradtet. Da ſelbſtverſtändlich von der reichsgeſetzlichen Ordnung 
im Bürgerlichen Gejeßbudhe Alles ausgejchloffen bleiben muß, was 
ji auf dem rein wirthichaftlichen Gebiete bewegt oder einen polizei: 
lihen Charafter trägt, jo will Met der Reichsgefeggebung nur die 
Regelung folgender Fragen unterworfen haben: 

1. welche Gewäſſer find öffentlih und welche Privateigenthum? 
Beihränkt ic) diefer Charakter der Gewäſſer auf die Wafjer: 
welle oder ergreift er auch die Wafjerfäule, Bett und Ufer? 

2. worin bejtehen die Rechte des Gemeingebrauchs am fließenden 
Waſſer? 

3. auf welchem Wege und unter welchen Vorausſetzungen können 
bevorzugte oder ausſchließliche Rechte am fließenden Waſſer 
erworben werden? 

Die Regelung des Waſſerrechts nach dieſen Geſichtspunkten im 

Entwurf iſt möglich, zuläſſig und nothwendig. Alles Andere, wie 


_ 12 _ 


2. Mit Rüdficht auf die Vorfchriften in den 88 782—785 über 
den Begriff der wejentlichen Beftandtheile einer Sache und auf die 
Vorſchriften in den 88 901 und 902 über die Veräußerung von 
ſolchen Beftandtheilen erjcheint e8 geboten, zu beftimmen, daß die 
Vorſchriften der 8$ 901 und 902 auf Verträge, durch welche Pfand— 
oder Nießbrauhsrehte an Beitandtheilen beftellt werden jollen, ent- 
jpredhende Anwendung finden, und in dem Einführungsgejege vor- 
zujehen, daß die 88 714 und 725 der E. Pr. O., wonad Früchte, 
auch bevor fie von dem Boden getrennt find, gepfändet und verfteigert 
werden können, Geltung behalten. 

3. Im $ 789, welcher den Begriff des Zubehörs enthält, jind 
die Worte „es ſei denn, daß nad) der Verkehräfitte eine ſolche Cache 
nicht als Zubehör angejehen wird“, zu ftreichen. Bei der fpeziellen 
Aufführung des Zubehörs eines Landguts in $ 791 Nr. 2 ift nit 
der erforderliche Dünger, jondern der VBorrath an Dünger überhaupt 
für Zubehör zu erklären. 

In das Geſetzbuch ift eine Borfchrift aufzunehmen, daß nur 
die dem Eigenthümer der Hauptjahe gehörigen Sachen Zubehör 
derielben jein können. 

Die Beftimmung des $ 790, daß das eine Sache betreffende 
Rechtsverhältniß unter Lebenden ji) im Zweifel auch auf das Zu— 
behör derjelben erjtreden joll, ift dahin zu ändern, daß die Yolge 
eintritt, jofern nicht etwas Anderes ausdrüdlic, erklärt ift. 

4. Der Maßſtab über die Fruchtvertheilung zwiſchen dem ab- 
tretenden und dem antretenden Berechtigten iſt injofern unrichtig 
feſtgeſetzt, als es fih um die Früchte eines Nechtes handelt, welches 
in dem Gewinnen von Erzeugniffen oder anderen Bejtandtheilen 
befteht. Nach der Faſſung des 8 794 würden diefe Früchte unter 
Nr. 3 fallen, von denſelben ſtehen indejjen dem Berechtigten die 
während der Zeit feiner Berechtigung bei beftimmungsmäßiger Nugung 
gewonnenen zu ($ 899), und ift daher $ 794 entſprechend zu fajjen. 

5. Bei der Uebergabe durch Anmeifung kann der Bejigerwerb 
des Dritten nicht durch den Widerjprud des Inhabers gehindert 
werden. 

6. Die Mebergabe fann nicht durd) constitutum possessorium 
wirkſam erfolgen. 

7. Die im $ 824 feftgejette Frift von einem Jahre ift auf drei 
Monate zu verfürzen. 
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5. $ 801. „Durch Eintritt der Gejhäftsunfähigfeit oder der 
Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des Beſitzers wird deſſen Befit 
nicht verloren. 

Eine geihäftsunfähige oder in ihrer Geſchäftsfähigkeit befchränfte 
Perjon kann ohne Einwilligung ihres gejeglichen Vertreters ihren 
Beſitz nicht aufgeben.” 

6. 8 802. „Der Befit eines Bertretenen endigt nicht mit dem 
Tode oder der Gejchäftsunfähigkeit des Bertreterg.” 

7. 8 814. „Der Befiger hat ein Recht auf Schu im Beſitz 
gegen Störungen Dritter.” 

8. $ 815. „Der Beſitzer ift berechtigt, gegen Störungen jeines 
Beſitzes ſich in feinem Befige ſelbſt zu ſchützen, erforderlichen Falls 
und ſoweit als erforderlid, mit Gewalt. 

Er kann insbefondere drohenden Störungen vorbeugen, ein- 
retende Störungen zurüdweilen und vollendete Störungen wieder 
bejeitigen. 

Er fann namentlich dem auf der That betroffenen und dem bei 
jofort nach erlangter Stenntniß des Borfalld und Thäters eintretender 
Berfolgung erreihten Störer die von demſelben mweggenommene 
bewegliche Sache mit Gewalt wieder abnehmen, und den Gtörer 
feines Grundbejiges fofort nad) erlangter Kenntniß von der Störung 
mit Gewalt von demjelben vertreiben.” 

9. 8 819. „Der in feinem Beſitz Geftörte hat gegen den 
Störer einen Anjprud auf Unterlaffung oder Berhütung drohender, 
und auf Bejeitigung eingetretener Störungen (Befigftörungsklage).” 

10. $ 820. „Kann bei einem Gtreit um den Befig die wirf- 
liche Geftalt defjelben nicht ermittelt werden, jo hat das Gericht auf 
Antrag eines Theil3 den Beſitzſtand unter Berüdfihtigung aller 
Umftände nah freiem Ermefjen zu berichtigen (Befitberichtigungs- 
Elage).” 

11. $ 822 (821). „Im Beſitzprozeſſe kann der Beklagte ein 
Recht auf die Störungsthatfahe nur in foweit geltend machen, als 
e3 zur Widerlegung der Behauptung einer Beligftörung dienlich tft.” 

12. Im $ 823 find an Stelle der Worte: „als verbotene Eigen- 
macht gerügte Handlung” die Worte: „als Störung bezeichnete That- 
jache” zu jeßen. 

13. $ 824. „Der Anfprud des in feinem Beſitze Gejtörten 
($ 819) verjährt in einem Jahre nach eingetretener Störung. 
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1. das in Teichen, Brunnen, Gruben und andern Behältern, 
in den für den Privatgebrauch angelegten Waſſerläufen und 
Kanälen eingefchloffene Wafler, 

2. das auf einem Grundftüd entjpringende oder darauf ſich 
natürlic; fammelnde Wafjer, jo lange jolche® vom Grund: 
ftüde nicht abgefloffen tft.” 

4a. $ T8le. „Ueber die im $ 781d erwähnten Gewäſſer jteht 

dem Eigentümer des Grundjtüds die ausſchließlich Verfügung zu, 
unbefchadet bereit3 erworbener Rechte Dritter.” 


5. 8 781f. „Der Eigenthümer eines Grundftüds ift nicht befugt, 
den in Folge der natürlichen Bodenverhältnifje ftattfindenden Waſſer— 
abfluß zum Nachtheile fremden Eigenthums zu ändern oder zu hindern.” 


6. $ 7818. „Gelände, welches durch die Gewalt des Waſſers 
von einem Grundſtück an ein anderes verjegt wird (Avulfion), wird 
Beitandtheil des letteren, wenn feine Unterjheidung von demfelben 
nicht mehr möglich ijt, oder wenn jeit der vollendeten Verſetzung ein 
Jahr verftrihen ift, ohne daß der Eigenthümer oder dinglich Be— 
rechtigte jein Recht durch Erhebung der Klage geltend gemacht hat.” 30) 

7. $ 781h. „Ausbreitungen des Ufers, mögen fie in folge des 
Sinkens des Waſſerſpiegels oder allmähliher Anſchwemmungen ein- 
treten (Alluvion), wachſen dem angrenzenden Grundſtücke ſelbſt dann 
zu, wenn die Anſchwemmungen künſtlich herbeigeführt oder gefördert 
wurden. Der Eigenthumserwerb iſt vollendet, ſobald ſich auf dem 
angeſchwemmten Gelände natürliches Wachsthum entwickelt hat.” 

8. $ 781i. „Inſeln, welche ſich in öffentlichen Gewäſſern neu 
bilden, fallen den an das Ufer angrenzenden Grundbefitern nad) 
Berhätnig der Breite ihrer Grundftüde mit der Maßgabe zu, daß 
die Inſeln durch eine die Mitte des Stromes durchſchneidende Linie 
zwilchen den beiderjeitigen Angrenzern getheilt wird, während die 
ausschließlich in der einen Stromhälfte gelegene Inſel den dajelbit 
angrenzenden Grundbejigern allein gehört und nad obigem Berhält- 
niß unter fie vertheilt wird. 

Wenn zwijchen einer Inſel und dem Ufer eine neue Inſel ſich 
bildet, jo erfolgt die Theilung nad) demfelben Maßſtabe zwiichen den 
am Ufer angrenzenden Grundbeiigern und den Grundbefigern der 
Inſel. 


20) Dieſer Paragraph würde an die Stelle des $ 786 Entw. zu ſetzen ſein. 


—— 


der Faſſung dieſes Paragraphen oder die Verweiſung dieſes Erlöſchungs— 
grundes des Nießbrauchs und Fauſtpfandrechts in die Abſchnitte VII 
und IX; 
7. den Eingang des $ 893: 
„Ber jelbit oder durch Andere” u. f. w. 
8. die Einihaltung der Worte: 
„618 zur Höhe ſeines Berluftes“ 
vor (oder hinter) den Worten: „die Herausgabe der Bereicherung” in 
8 897; 
9. ftatt „Beftandtheile” in $ 898 zu jeßen: 
„weſentliche Bejtandtheile ;” 
10. im $ 900 Nr. 1 hinter: „gewußt” die Einfchaltung: 
„oder in Folge grober Fahrläffigkeit nicht gewußt,” 
und in $ 899 die Gleichjtellung der auf grober Fahrläffigkeit be- 
ruhenden Unfenntniß jedes andern Rechts mit der Kenntniß defjelben, 
11. im $ 904 ftatt: „mit der Erklärung” zu jegen: 
„in der erkennbaren Abficht ;” 

12. im $ 907 in Uebereinftimmung mit $ 906 das Verfolgen 
des Bienenſchwarms als ein „unverzügliches” zu bezeichnen, 

13. eine die Pflicht des Finders eined Schatzes ($ 928) zur 
Anzeige an den Eigenthümer der Sache regelnde Borjchrift, welche 
zugleich zu bejtimmen hätte, daß und welchen Nachtheil die Verlegung 
diefer Anzeigepflicht oder mindeſtens die abfichtliche Berheimlichung 
des Fundes zur Folge haben folle. 

Bezüglich des EigenthHumsanipruchs (88 929—945) bekämpft 
Rieß die Loslöfung der fih im Eigenthume gründenden perfönlichen 
Nebenanfprüche wegen Nutung, Bereiherung und Schadenserjat von 
dem rein dinglichen Anfpruche auf Herausgabe der Sache, und beantragt: 

14. die Streichung des $ 930, der das Syſtem durchbrehe und 
überflüffig fei, und wünſcht bei den Einzelheiten der 88 931 ff. 
Aenderungen, fo bezüglich der Haftung des bösgläubigen Inhabers 
für einen noch gutgläubigen Beſitzer uud betreff3 der Berjagung des 
paffiven UWebergangs der Schuld aus Berwendungen beim Wechſel 
des Eigenthümers, und erachtet die Beitimmung des $ 939 Abf. 2, 
Sat 3, wonad der Löſungsanſpruch des Beſitzers, jofern er nicht 
vor oder bei der Herausgabe der Sache dem Eigenthümer angezeigt 
ift, erlöfchen folle, für unbillig. 

15. Ein Bedürfnig zur Beibehaltung des publizianischen An- 
ſpruchs ($ 945) wird verneint. 
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daß der Eintrag der Hhpothefen, namentlich der Korrealhypotheken, 
fehr viel weniger Arbeit und Zeit erfordert, ſomit daS Verfahren bei 
den Grundbuchämtern vereinfacht wird, daß das Grundbuch nicht mit 
zu vielen Einträgen überladen wird und nicht fo leicht die erforder- 
liche Klarheit und Ueberfichtlichfeit verliert, daß fehlerhafte Einträge 
bei Hypotheken weniger zu befürchten find und in Folge dejjen der 
Hypothefenverfehr an Sicherheit gewinnt, und daß eine eventuelle 
Erneuerung ded Grundbuchs oder einer Hypothekfurfunde mit weniger 
Schwierigkeiten bewerkitelligt werden kann. Der Gutachter beantragt 
daher, daß neben dem Grundbuch als Hauptbuch, in welches alle 
NRechtsverhältnifje der darin enthaltenen Grundftüde, die Hypotheken 
jedoch nur mittelft zwedentiprechender Verweiſungen einzutragen 
wären, noch ein bejonderes Hupothefenbuc als Neben» und Hülfsbud) 
geführt werde, das als Beftandtheil des Grundbuchs in gleicher Weile 
wie diejes öffentlichen Glauben genießen, überhaupt denſelben recht— 
lihen Charakter haben müßte. 

Schließlich beantragt er die Bejeitigung des Unterſchieds zwiſchen 
Bud und Briefhypothef bezw. die Regelung der normalen Hypothef 
auf der Grundlage der Borjchriften über die Briefhypothef. 


Vierter Abſchnitt. 
Eigentfum. 
Dritter Titel. 
Erwerb des Eigenthbums an beweglichen Sachen. (88 874—928.) 
Ss 21. 

An einem „Zum Sahenredt des Entwurfs, Titel III 
und 1V” erjtatteten Gutachten 33) erörtert Yuftizrat Niet in Kaſſel 
zunächſt die Lehre des Entwurf3 vom Erwerb des Eigenthums 
an beweglihen Sachen (Üebertragung durch Rechtsgeſchäft, Er: 
gung, Verbindung, Bermifhung und Verarbeitung, Erwerb des 
Eigenthums an Erzeugnifjen und ähnlichen Beitandtheilen einer Sache, 
HZueignung und Gefundene Sadhen) und beantragt: 

1. Die Streihung des Abj. 2 des $ 874: „Sit der veräußernde 
Eigenthümer nicht Befiger, jondern nur Inhaber der Sache, jo wird 
die Uebergabe dadurch erjegt, daß er dem Erwerber die Inhabung 
einräumt und dieſer den Beſitz ergreift” und die Formulirung des 


s») Heft VIII. (Februar 1889) ©. 631—69. 
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Gegen „die Eigenthümer-Hypothef und Eigenthümer- 
Grundſchuld“ des Entwurfs kämpft in eingehender Weije Dr. Her- 
mann Staub) in Berlin, der die juriftiihe Unmöglichkeit eines 
ſolchen Gebildes nachzuweiſen verſucht. Der vom Gejegeber eritrebte 
Zwed, das Borrüden der nachfolgenden Hypotheken beim Wegfall 
einer Boft zu verhindern, läßt fi durch die einfache pofitive Vorſchrift 
erreichen, daß beim Löfhen einer Poft die nachfolgenden Hypotheken 
nicht vorrüden follen. Der Sa vom Borrüden der Nachhypotheken 
wird mit Unrecht als ein unbezwingbares Dogma betrachtet. Mit 
dein Syſtem der freien Stellen wird man jeglihem Bedürfnifje gerecht. 

Dieſes Syſtem der freien Stellen wird nun wiederum von 
Arnheim in Königsberg i. Pr.: „Die Eigenthümerhypothek” 3”) 
angefochten, und zivar im Weſentlichen deshalb, weil es zu einem 
Erſatze der Eigenthümerhypothek nicht führe, indem es nicht nur, wie 
die leßtere innerhalb ihres Gebietes, von einzelnen Grundjäßen des 
Pfandrechts bewußt abweiche, jondern nur nad) Bejeitigung eines 
Grundjages des gelammten Pfandrechts überhaupt — Haftung des 
ganzen Grundjtüds — Eonftruirt und verwirklicht werden könne. 

In feinem Gutachten über das „Pfandrecht an beweglichen 
Saden und an Redten” erfennt Dr. Wernid?®) in Eiſenach 
die Prinzipien des Entwurfs im Wejentlihen als richtig, und defjen 
grundlegende Bejtimmungen den Bedürfniffen des heutigen Verkehrs— 
lebens entſprechend an, hält aber einige Borbehalte für nothwendig. 
Hauptjächlich wendet er ji) gegen die vom Entwurfe ausgejprodene 
Unzuläftigkeit des constitutum possessorium. Die von den Motiven 
dafür angegebenen drei Gründe find nicht ſtichhaltig. Wenngleich es 
die Aufgabe des Gejetgebers ift, dad Pfandrecht jo zu geitalten, daß 
durch dafjelbe die Sicherheit des Verkehrs im Allgemeinen nicht ge- 
fährdet wird, jo ift e8 doch aud) jeine Aufgabe, die Befriedigung 
dringender wirthichaftliher Bedürfniffe nicht ohne Noth zu hindern, 
zumal wenn durch anderweite gejegliche Beſtimmungen die Gefahren 
für die Sicherheit des Verkehrs bejeitigt werden können. Das Fauft- 
pfand mit jeiner Entfernung der Sache aus dem Gemwahrjam des 
Schuldners wird, abgejehen von gewerbmäßigen Pfandanftalten und 
Pfandgejchäften, und von der Verpfändung von Werthpapieren, nur 


36) Heft VI. (Dezember 1888) ©. 407—418. 
7) Heft XII. (September 1889) ©. 1089—1094, 
”) Heft V. (Dezember 1888) ©. 376—406. 
XV. 9 
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ganz ausnahmsweife Anwendung finden, und doch fordern unjere 
wirthichaftlihen Berhältniffe eine Ausnutzung des Mobiliarkredits. 
Landwirthe mit werthvollem lebenden und todten Inventar, namentlic 
Pächter, ferner Fabrikanten mit Rohſtoffen, Yabrifaten oder beweg— 
lihen Majchinen, Gewerbetreibende und Handwerker mit den ver- 
Ihiedenen Gegenftänden ihres Gejchäfts find jchlechterdings nicht in 
der Tage, dieje Werthe für ihren Kredit ſich nugbar zu machen, wenn 
fie gezwungen find, jchon bei der bloßen VBerpfändung diefelben aus 
ihrem Gemwahrjam wegzugeben, weil fie diefelben in ihrem Geſchäfte 
nicht entbehren können, oder weil der Gläubiger fie nicht in jeinem 
Gewahrſam nehmen kann oder will. Die entgegenftehende Bejtimmung 
de3 Entwurfs ſchädigt den Verkehr und drängt zu unwahren und 
unjoliden Gejchäften. Der befürchtete Mifbraud) wird vermieden 
und die Kundbarmachung des Fauftpfandrechts dadurd; erreicht, daß 
man die Entftehung des durch Uebergabe auf dem Wege des con- 
stitutum possessorium begründeten Pfandrechts an die Form der ge= 
richtlihen oder notariellen Abfaffung des Pfandvertrags und des Ver- 
trag3 über die einstweilige Belaffung des Pfands in der Inhabung 
de3 Verpfänders und an die Eintragung des Pfandreht3 in ein 
öffentliches Pfandregifter Fnüpft. Es genügt, in diefem Regifter unter 
dem Namen des Berpfänders den Tag der Eintragung des Pfand- 
recht3 mit dem Namen des Pfandgläubigers unter Hinweis bezüglic) 
alles Weiteren auf den zu den Pfandakten übergebenen Pfandvertrag, 
der das Verzeichniß der Pfandgegenftände enthält, zu vermerken. 

2. Für zuläfjig zu erklären ift ein Fauſtpfandrecht an Früchten 
unter Vorbehalt des Regiftereintrags. $ 1145 ift daher zu erweitern. 

3. Bezüglich des Umfangs der Pfandhaftung (88 1148, 1149) 
erweifen fi einige Modifikationen als nothwendig, fo im all des 
Eigenthumswechjel8 in Bezug auf die Haftung für vechtsgefchäftliche 
Erweiterungen der Schuld, jo eine Bejchränfung des Binfenrüditands 
auf zwei Jahre und Erftredung der Haftung für die auf Gejeg oder 
Rechtsgeſchäft beruhenden Binfen der fremden Schuld. 

4. Zu $ 1150 empfiehlt fih ein Zujag dahin, daß fi das Pfand- 
recht aucd auf die Forderungen des Eigenthümers aus der Ver— 
Jiherung des Pfandes, jowie auf die Schadenserjaßforderungen 
dejjelben wegen Untergangs oder Beichädigung des Pfandes zu er- 
itreden habe. 

5. Mit dem Hinweis des $ 1155: „Wird das Recht des Pfand- 
gläubigers beeinträchtigt, jo finden auf die Anſprüche des Pfand- 
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gläubigerd gegen denjenigen, welcher die Beeinträchtigung bewirkt hat, 
die Vorfchriften der 88 929 bis 945, 951 entiprehende Anwendung” 
— auf den Eigenthbumsanjprucd werden unlösbare Schwierigkeiten 
geichaffen. 

6. Die Fafjung des $ 1160 giebt zu erheblichen Zweifeln Anlaß. 

7. Das im 8 1162 normirte Einlöſungsrecht ift in objeftiver 
und jubjektiver Beziehung allzufehr bejchräntt. 

8. Zum $ 1166 wird beanjtandet, daß der verfaufsberedtigte 
Pfandgläubiger zum Nachtheile anderer Berechtigter den Verkauf be- 
liebig hinauszuſchieben vermag. 

9. Für den $ 1167 wird ein weiteres Vertragsverbot nothwendig. 

10. Die Beftimmungen der $$ 1169—1178 und 1181 über das 
Verfaufsverfahren find nicht zweckmäßig und bedürfen dringend einer 
Aenderung. Der eigentliche Pfandverfauf ift dem Gerichtsvollzieher 
unter eigener Verantwortung zu überlaffen, und der $ 395 ift für 
anmendbar zu erklären. 

11. Das Wort „bewegliche“ (Sade) in $ 1182 ift überflüffig. 

12. Die 88 1190 und 1191 bedürfen mit Hinweis auf $ 1189 
einer Ergänzung dahin, daß eine Aufhebung des Pfandrechts im Falle 
der Belaftung defjelben mit dem Rechte eines Dritten nur mit defjen 
Einwilligung zuläjlig fei. 

Nah Wernid leidet der Titel vom Pfandredt an Rechten 
am Mangel der Unüberfichtlichkeit. 

Die überrajhende und den für die Abtretung von Forderungen 
aufgeftellten Grundjat (8$293,294) durchbrechende Borjchrift des $1211, 
wonach zur Verpfändung einer Forderung außer dem Pfandvertrag 
noch weiter erforderlich ift, daß die Berpfändung von dem Verpfänder 
dem Schuldner angezeigt werde, ift unzwedmäßig und bedenklich. 


Viertes Bud. 
fFamilienrecht. 


Erſter Abſchnitt. 
Che. 88 1227—1465. 


823. 
Die Lehre des Entwurfs von der Ehe beſpricht Dr. Berolz- 
heimer°) in Nürnberg. Er beantragt: 


”) Heft IV. (November 1888) ©. 295— 317. 
91* 
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1. Zu $ 1228 den Zuſatz: 

„Liegt cin fchriftlicher Berlobungsantrag vor und ift in dem- 
jelben auf den Fall des Rüdtritts eine beftimmte Geldſumme 
al3 Entihädigung vorbedungen, jo hat es hierbei jein Be— 
menden.” 

2. Bu $ 1256 eine Aenderung des Schlußjates: „jofern diejer 
nit an dem Prozeſſe Theil genommen Hatte” in: „sofern diefem 
nicht der Streit verkündet worden war.” 

3. Bu $ 1259 die Bulafjung der Anfechtung einer Ehe wegen 
Irrthums über wejentliche Eigenjchaften oder Berhältnifje des andern 
Theils. 

4. Bu $ 1273 Abf. 1 Sak 2 den Beijaß: 

„Soweit nicht eine vor Abjchluß der Ehe getroffene Ver— 
einbarung anders bejtimmt.” 

5. Bu $ 1287 die Einführung einer Form. 

6. Zu $ 1288 die Einräumung eines gleihen Aufforderungs- 
recht3 an den dritten Sontrahenten. 

1. Zu $ 1297 Nr. 6 die Streihung der Einmwilligungsklaufel 
und Umänderung des Schlußfages: „Die unter Nr. 4 und 5 (nicht 
4—6).” 

8. Zu $ 1302 Streichung des zweiten Satzes. 

9. Zu $ 1312 Nr. 1 Streihung der Worte: „die Ehefrau die 
Beklagte war und.” 

10. Zu $ 1367 Streichung des zweiten Gates. 

11. Zu $ 1328 Gtreidhung der Worte in Nr. 2: „und eine 
erhebliche Gefährdung des Rechts der Ehefrau oder der Abkönunlinge 
auf Gewährung des Unterhalts für die Zukunft zu beforgen ift.” 

12. Zu $ 1367 Nr. 1 find zwiſchen „herbeigeführten”? und 
„Strafverfahren? die Worte einzufchalten: „mit Berurtheilung des 
Ehegatten endigenden.” 

13. Zu $ 1372 Nr. 3 die Streihung der Worte: „und eine 
erhebliche Gefährdung des Rechts der Ehefrau oder der Abkömmlinge 
auf Gewährung des Unterhalt8 für die Zukunft zu bejorgen ijt.“ 

14. Zu 88 1390 und 1393 die Nenderung der legten Worte 
in: „ſie iſt einjeitig unwiderruflich.” 

15. Zu 88 1398 Abf. 1, 1266 Abſ. 2 und 1403 Abf. 5 die 
Zuläjfigkeit einer Einfendung der vor einem Notar abzugebenden 
Erklärung and Nachlaßgericht. 
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16. Zu $ 1406 den Zuſatz: 

„Bon Eltern Eönnen weder ihre Abkömmlinge noch deren 
Bormünder oder Pfleger einen Offenbarungseid verlangen.” 

17. Zu $ 1406 Abſ. 5 Sat 2 ftatt: „diefes Recht fteht ihm 
jedoh nicht zu” zu ſetzen: „diejes Recht geht auf die Abkömmlinge 
über.” 

18. Zu $ 1430 Abi. 2 ftatt: „rechtshängig” zu jegen: „durch 
Erklärung gegenüber dem Konkursgericht geltend.“ 

19. Bu $ 1455 jtatt: „jedem Amtsgericht” zu fegen: „dem 
Amtsgericht,” wodurch auch 8 1436 eine Menderung dahin er- 
fahren muß: 

„Die in $ 1435 bezeichnete Eintragung muß bei demjenigen 
Amtsgericht bewirkt werden, bei welchem das eherechtliche 
Regifter für den Bezirk des Wohnfizes des Ehemannes ges 
führt wird. Wird von dem Ehemanne der Wohnfis in den 
Bezirk eines anderen Amtsgerichts verlegt, jo hat die Ein- 
tragung auch bei demjenigen Amtsgericht zu gejchehen, bei 
welchem das eherechtlicdye Regifter für den Bezirk des neuen 
Wohnſitzes des Ehemannes geführt wird.” 

20. Zu $ 1440 Abſ. 2 Uenderung dahin: 

„Die Scheidung ift nur in den Fällen zuläjfig, welche in 
den 88 1441 Abi. 1, 1443 Abi. 1 und 2 und Gab 1 des 
Abſ. 3, 1445 Sat 1 bezeichnet find.” 

21. Wahnfinn als abjoluten Ehejcheidungsgrund zu erklären. 


22. Gegenjeitige Einwilligung bei finderlojfen Ehen als Ehe: 
fheidungsgrund zu erklären, wenn weder Leichtfinn, noch Weber: 
eilung, noch heimlicher Zwang von einer oder der anderen Geite zu 
bejorgen tft. 

23. Zu $ 1443 Menderung der Worte: „der Kläger” und „de 
Beklagten” in „die Klagspartei” und „der beklagten Partei.” 

24. Zu $ 1444 Abſ. 1 den Beifag: „Die Verbindung beider 
Anträge in einer Klage iſt zuläflig.” 

25. Zu $ 1447 Abf. 1 das Erforderniß der „vollen Kenntniß” 
und zu Abfag 2 die Herabjegung der Friſt von 30 Jahren auf 
10 Jahre. 

26. Die Streichung der 88 1456, 1457 und 1461. 

27. Zu $ 1465 die Streihung der Worte: „in Anjehung” bis 
„ſowie.“ 
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Zweiter Abjchnitt. 
Berwandtldaft. 


Erjter Titel. 
Eheliche Abftammung. (88 14661479). 


8 24. 


Gegenüber dem Standpunkte des Entwurfs, wonach die im 
$ 1468 bezeichnete Vermuthung der Baterjchaft eine® von der Ehe- 
frau geborenen Kindes nur durch den Beweis entkräftet werden kann, 
daß der Ehemann innerhalb der Empfängnißzeit, ſoweit diefe in die 
Zeit während der Ehe fällt, mit der Ehefrau den Beifchlaf nicht voll- 
zogen hat, erhebt Wejtrumt) in Celle ſehr erhebliche praftiiche Be- 
denken zu Gunſten eines jeglichen Gegenbemweijes, welcher dem Richter 
die Ueberzeugung der Nichtvaterjchaft gewähre, und warnt insbe— 
jondere davor, die Ermittelung der Wahrheit durch Nebenrüdfichten, 
wie da8 Intereſſe der Kinder oder den Ruf der Frau einzujchränfen, 
und das wahre, zur vollen Ueberzeugung des Richter Elargeftellte 
Sadjverhältniß zu ignoriren. Er gebraudt zum Schluß das draftijche 
Bild eined von der Ehefrau geborenen Kleinen Mulatten, welches 
allerdingd zu weiterem Nachdenken über den inhalt des $ 1469 
Anlaß gibt. 

Dritter Titel, 
1. Rechtsverhältniß zwifchen Eltern und ehelichen Kindern. HM. Elter: 
liche Gewalt. ($$ 1501— 1561). 
g 25. 


Ueber „die elterlihe Gewalt und das Bürgerliche Geſetz— 
buch“ bat Dr. Ludwig Fuld in Mainz‘!) ein Gutachten erftattet. 
Der Berfaffer fteht der grundjäßlicen Stellung des Entwurfes zu 
der elterlihen Gewalt durhaus freundlich gegenüber und hebt zunächſt 
die Strenge Sittlichkeit hervor, welche die betreffenden Beitimmungen 
in Uebereinftimmung mit der deutjchen Rechtsüberzeugung charakteriſirt. 
Die Gleichitellung der Mutter mit dem Bater bezüglich der Rechte 
der elterlihen Gewalt billigt er vollftändig, bekämpft aber daS Ueber- 
wiegen der väterlihen Meinung bei Bildung einer Meinungsver— 
ichtedenheit zwifchen den Eltern und fchlägt vor, in diefem Falle den 
Richter enticheiden zu laffen. Die ftaatlihe Auflicht über die Ber- 


“) Heft XI. (Juni 1889) S. 69974. 
) Heft VI. (Dezember 1888) ©. 419 — 445. 
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mögensverwaltung wird als ein großer Fortſchritt bezeichnet und die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts für einige Rechtsgeſchäfte 
gefordert, bei welchen der Entwurf ſie nicht vorſieht. Der Gutachter 
jtinnmt dem Vorſchlage des Entwurfes, welcher die Ausübung der 
elterlihen Gewalt der einjchneidenden Aufjiht des Vormundſchafts— 
gerichte8 und der Möglichkeit weitgehender Beſchränkung unterftellt, 
an ſich zu, findet aber die Formulirung im Intereſſe der bürgerlichen 
Freiheit bedenklich und jchlägt eine Faſſung mit präzijeren Begriffen 
vor; die Hauptfautelen gegen mißbräuchliche Anwendung diefer Be- 
fugniffe jucht er in der Ordnung des Verfahrens. Es wird dann 
weiter vorgeſchlagen, die elterlihe Gewalt ſtets ruhen zu lafjen, wenn 
der Inhaber eine Freiheitsftrafe von mehr als drei Monaten verbüßt 
und während der Dauer des Nuhens aud die Nutznießungsbefugniß 
dem Inhaber abzujpredhen. In ausführlicher Begründung tritt der 
Gutachter für die Beendigung der Gewalt durch die Heirath des 
Kindes ein und empfiehlt fchließlich die elterliche Gewalt von Rechts— 
wegen verwirfen zu lafjen, wenn der Inhaber wegen eine3 an dem 
Kinde oder gegen dafjelbe verübten Verbrechens oder vorjäglichen 
Bergehensd zu einer Zuchthausſtrafe oder zu einer Gefängnißftrafe 
von mindeſtens zwei Monaten verurtheilt ift. 


Fünfter Titel. 
1. Nechtöverhältniß der unehelichen Kinder. II. Nnterhaltungspflicht 
des umehelichen Vaters (SS 1571—1578). 
$ 26. 


„Die Unterhaltungspflicht des unehelihen Vaters“ er- 
örtert Dr. Karl Lindelmann II in Hannover. *?) Bezüglich diejes 
Rechtsinſtituts entipricht der vom Entwurf eingenommene Standpunft 
dem PBrinzipe der Entwidelung, welches den geltenden Rechtszuſtand in 
den meiften ®ebietötheilen des Deutjchen Reiches jowie in vielen 
Gebieten des Auslandes heraufgeführt hat. Mit Recht ift der 
Grundjag des Art. 340 Code civil abgelehnt, gegen welchen inner= 
halb der legten 20 Jahre in Frankreich, Italien und Holland eine 
mächtige Gegenftrömung jich geltend gemacht hat. 

Die Gegengründe gegen die Vorſchläge des Entwurfs, mögen 
fie nun liegen auf dem techniichejuriftifhen oder auf dem fozial- 
politifchen Gebiete, fünnen al3 durchgreifend nicht anerfannt werden. 


2) Heft VI. (Dezember 1888) S. 446—469. 
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Die Ausstellungen gegenüber den Beftimmungen des Entwurfes 
find untergeordneter Art und beziehen ſich auf folgende Punkte: 

1. Statt der Verpflichtung des Vaters eines unehelihen Kindes 
auf den nothdürftigen Unterhalt und ftatt feiner prinzipalen 
Berpflichtung ift nad) Dafürhalten des Berfaffers allgemein die Ver- 
pflihtung zum jtandesgemäßen Unterhalte aufzuftellen. Der 
Bater ift nur zu verpflichten, gemeinſchaftlich mit der Mutter und 
den miütterlihen Verwandten den Unterhalt zu gewähren. 

Was das Maß des Unterhaltes anbetrifft, jo liegt ein genügender 
Grund nicht vor, einen Unterjchted zu machen zwischen ehelichen und 
unehelichen Kindern. Das Verwandtichaftsverhältnig, welches der Ent- 
wurf als vorhanden unterftellt zwischen Erzeuger und unehelichem 
Kinde und welches durch die exceptio plurium concumbentium zur Genüge 
gejchügt ift, verpflichtet folgerichtig zur Gewährung des ftandesgemäßen 
Unterhaltes. 

Die prinzipale Haftung des Vaters eines unehelichen Kindes 
iſt unbillig felbft bei Beſchränkung des Unterhaltes auf den noth- 
dürftigen Unterhalt. Denn felbft dann iſt Eaum zu bezweifeln, daß 
jich diefe Haftung im praktiſchen Ergebniffe wenigſtens in eine Allein- 
haftung umfegen würde. 

2. Der 8 749 Abſ. 4 E. Pr. DO. — Erweiterung der Zuläfiigfeit 
der Pfändung wegen Alimente zu Gunften der Ehefrau und der 
ehelichen Kinder — ift auszudehnen zu Gunften der unehelichen Kinder. 

3. Der Abi. 2 des 8 1576 des Entwurfs — Bezugnahme auf 
entjprechende Anwendung de3 8 1495 — iſt al8 unklar und zu 
Zweifeln Anlaß gebend, zu ftreichen. 


Dritter Abſchnitt. 
Vormundſchaft ($ 1633— 1748). 


8 27. 

In feinem Auffage über „Die Bormundjchaft des Ent- 
wurfs“ ift ©. David) in Frankenthal bei Beurtheilung des von 
dem Entwurfe gewählten Syſtems der Vormundſchaft, insbefondere 
der Obervormundfchaft wejentlich davon ausgegangen, daß die Mehrheit 
der deutichen Nechtögelehrten zu Gunſten dieſes Syſtems ſich aus: 
geiprochen Hat, daß die Mehrheit des deutjchen Volks unter der 
Herrichaft jenes Syftems zu leben gewohnt und davon befriedigt iſt, 


) Heft I. (September 1888) S. 73—9. 
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daß ed dem Zwecke der Vormundſchaft, eines ſtaatlich organifirten 
Schutzes der Hülfsbedürftigen, bejfer entjpricht, al3 das patriarchalifche 
Syſtem des franzöfifchen Rechts, und feine büreaufratijche Härte 
das richtige Gegengewicht erhalten muß durch das einzuführende 
Beihmwerderedt. 

Die Befeitigung der gejeglichen Mündelhypothek, diefer ungerechten 
Belaftung des zufällig mit Grundbefig verjehenen Vormunds, tft in 
David's Gutachten freudig begrüßt, während er ebenfo freudig den 
Schuß des Mündelvermögens durch den gejammten Organismus der 
Vormundſchaft anerkennt. 

Der dee, die Stellung des VBolljährigen unter Vormundſchaft 
in irgend welchem Falle als Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu 
behandeln, iſt das Gutachten entgegengetreten. Es fordert für jede 
Minderung der perjönlichen Freiheit — in diefem Rechtsgebiete — 
gerichtliche8 Berfahren und Urtheil. Wuc verlangt es genaue 
Bezeichnung der perjönlichen Angelegenheiten, in welchen der Vormund 
den volljährigen Mündel zu vertreten berechtigt ilt. 

Die Sprache des Entwurfs, ſoweit er die Bormundfchaft betrifft, 
wird klar und verjtändlich, aber nicht jo knapp und elegant, als die 
der preußiichen Vormundjchaftsordnung gefunden, und erjcheint eine 
fnappere Form begehrenswerth. 

Eines bejonderen Beifall3 erfreut fih die Hinweglafjung jeder 
£onfejfionellen Beziehung aus dem Entwurfe. 

Dem Gutachten hat bei der Billigung des jtrammen Bormund- 
ſchaftsſyſtems des Entwurfs als wejentlihe Bedingung vorgejchtwebt, 
daß in diefem Verfahren allen Betheiligten gegen die Beſchlüſſe des 
Bormundichaftsrichters das Rechtsmittel der Beichwerde zum Land» 
gerichte, jomwie der weiteren DBejchwerde zum LDberlandesgerichte 
gejtattet und der Beichiwerdeführer in beiden Rectszügen zugelafjen 
wird, nicht nur Gejegesverlegungen des VBormundjchaftsrichters, 
jondern aud) jein Ermefjen, das auf der Würdigung rein thatfächlicher 
Berhältnifje beruht, anzufechten. Die Staatsbürgerpflicht der Ueber: 
nahme der Bormundichaft ift befonder8 für jeden, der nod) andere 
Sorgen hat al3 für den Mündel, und täglich den Kampf ums Dafein 
kämpfen muß, eine jchwere, durd) unausgelegte Kontrole der Ober: 
vormundjchaft doppelt empfindliche Laſt, die nur erleichtert werden 
kann durch das Bewußtjein, gegebenen Falls wider Ungejchidlichkeiten 
und Uebergriffe bei den höheren Gerichten Gehör und Genugthuung 
zu finden. 
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Fünftes Bud. 
Erbrecht. 
Zweiter und Dritter Abſchnitt. 
Tetztwillige Verfügung. 
Siebenter Titel. 
Errichtung letztwilliger Verfügungen (8$ 1911—1939). Verfügung von 
Tpdeswegen durch Vertrag (SS 1940 — 1963). 
8 28. 

Ueber „Errichtung legtwilliger Verfügungen und Ber- 
fügungen von Todeswegen durd Bertrag” hat Dr. Fr. Stein 
in Schweinfurt ein Gutachten 4) erftattet, in welchem er zunächſt die 
Beichränkung der Teftamentsformen gegenüber dem Formenreichthum 
des gemeinen echte als einen Vorzug des Entwurfes anerkennt. 
Für das ordentliche Tejtament ift, was als vollfommen beredtigt 
erjcheint, nur gerichtliche oder notarielle Form zugelaffen und e3 find 
neben demjelben lediglich Nothteftamente für beftimmte Nothfälle mit 
begrenzter Gültigkeit gejtattet. Am Befonderen werden vom Gut— 
achter nur wenige, minder wejentliche Punkte anders gewünſcht. Ein— 
mal find es die 88 1927— 1930, für die er eine andere, fie mehr 
in Uebereinjtimmung untereinander bringende Faſſung wünjcht, jodann 
will er im 8 1932 Abſ. 2 eine reichSgefegliche Vorſchrift eingejchaltet, 
und $ 1933 Abſ. 2 in die gegentheilige Beftimmung umgeändert wifjen. 

Der Erbvertrag des Entmwurfes ijt ein erbrechtliches Inſtitut mit 
dem Inhalte und Zwede der Schaffung eines Delationsgrundes der 
Exrbichaft für den Vertragserben, wie es durch das Teftament für 
den Teftamentserben der Fall iſt. Darnach find die Beitimmungen 
hinfichtlich der legtwilligen Berfügungen hierher analog anzumenden 
und nur die Bejonderheiten hervorzuheben, die fich hier hauptſächlich 
aus der Vertragsnatur tim Gegenhalte zum einjeitigen Teftaments- 
willen ergeben. Dieje bejonderen Beltimmungen des Entwurfes 
hält der Gutachter weder für zu zahlreich, nod) für unangemefjen. 
„Eher könnte man fragen”, jchließt er, „ob nicht auch der eine oder 
der andere in den Motiven als fraglid) gejtreifte oder fonft in der 
Literatur als kontrovers behandelte Punkt durch eine weitere gefetliche 
Beitimmung hätte feitgeftellt werden jollen.” Allein auch died wird 
verneint, um das Geſetzbuch nicht allzu kaſuiſtiſch werden zu laſſen. 


“) Heft VI. (Dezember 1888) ©. 470-486, 
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Nahden die Grundlagen und die mwejentlichiten jpeziellen Beſtim— 
mungen gejeßlich fejtitehen, werde für etwaige noch auftauchende 
Zweifeldfragen die Rechtſprechung leicht aus den gegebenen Grund: 
lagen die Entjheidung zu finden vermögen, jo daß weder Abände- 
rungen, noch Zufäße zu beantragen jeien. 


Bierter Abſchnitt. 
Geſetzliche Erbfolge. (8 1964— 2018.) 
8 29. 

In jeinem Gutachten über „Geſetzliche Erbfolge und Pflicht— 
theil” beanftandet Juſtizrath Wilke) in Berlin, der nad einer 
Eritiichen Erörterung diejer Lehre den Entwurf im Großen und Ganzen 
für annehmbar, und defjen, eine Vereinfahung des Rechtsſtoffes 
enthaltenden Beitimmungen für forgfältig durchgearbeitet und ver— 
ftändlich gefaßt erklärt, folgende Punkte. 

1. Es ift infonjequent, daß nad) $ 1968 Ab. 2 bei der Erb- 
folge in der dritten Linie, wenn nur ein Großelterntheilt‘) Lebt, 
diejer allein erben joll, während — entjprechend dem $ 1966 Abi. 3 
— in diefem Falle die mit dem Erblaffer am nächſten verwandten 
Abkömmlinge des anderen Elterntheils die eine Hälfte und der über: 
lebende Großelterntheil ebenfalld eine Hälfte des Nachlaſſes erben 
müßten (S. 984 ff.). 

2. Wünſchenswerth wäre eine Begrenzung des Inteſtaterbrechts 
auf gewiſſe Berwandtenfreije (S. 985). 

3. Nicht zu billigen ijt die Berjagung eines Erbrechtes der natür- 
lihen Kinder gegenüber ihrem Bater (S. 985 ff.). 

4. Nicht die eingetretene Rechtskraft des Scheidungsurtheilg, 
jondern die Anjtellung der Scheidungsklage foll ald Aufhebungsgrund 
für das Erbredt des Ehegatten gelten (©. 986 ff.). 

5. An Stelle des Fiskus dürfte beffer die Gemeinde als letter 
Erbe berufen werden ($ 1974 mit Anm. 1) (S. 987). 

6. Die für den Fiskus gegebenen Ausnahmebeftimmungen find 
grundlos (S. 988). 


) Heft XI. (Juni 1889) S. 975—1014. 

10) Der Berfafjer wünjcht an Stelle der Ausdrüde: Eltern: und Großeltern 
theil die gangbaren Worte: Bater, Mutter, Großvater und Großmutter, wenn 
auch hier und da einige Worte mehr gebraucht werden müßten (S. 984). 


7. Die Auffaffung des Entwurfs, wonach der Pflichttheilsan- 
ſpruch nur den Charakter eines bloßen Werthanſpruchs hat, und 
nicht den eines Erbfolgerechts, ift ethiich nicht gereditfertigt (S. 989 ff.). 

8. Nicht zu billigen ift die Borjchrift des $ 1988, daß cin 
zwijchen dem Erblafjer und dem Pflichttheilsberechtigten über die Be- 
freiung des Erben von der einen oder der anderen feiner hier be- 
gründeten Berbindlichkeiten gejchloffener Vertrag unwirkſam ſei 
(S. 997). 

9. Wegen Ungenauigfeit des Eingangs des $ 1996 Abſ. 1 wird 
die Faſſung vorgefchlagen: 

„Hat der Pflichttheil3beredhtigte von der Befugnig Gebraud 
gemacht, ein ihm zugedachtes Vermächtniß oder die Erbfolge 
auszujchlagen, fo ift 20.7 (©. 999). 

10. Die Beitimmung des 8 2004, wonad die Entziehung des 
Pflichttheil8 unwirkſam wird, wenn nachher Verzeihung erfolgt, iſt 
deshalb jehr bedenklich, weil man dabei nicht blos an eine ausdrüd- 
liche Verzeihung oder Ausſöhnung gedacht hat, fondern auch die bloß 
aus den Umftänden zu folgernde ftillichweigende Verzeihung für ge— 
nügend anjehen will (Motive ©. 443). Es empfiehlt ſich daher, in 
llebereinftimmung mit dem Preußiſchen Landrecht, eine formelle, vor— 
behaltlofe, ausdrüdliche Verzeihung zu fordern (S. 1003 ff.). 

11. Die Weglafjung einiger gemeinredtlicher Enterbungsgründe 
iſt nicht gerechtfertigt (S. 1005). 

12. Ungerechtfertigt ift die Bejchränfung des Ausſchließungs— 
grundes auf den in einer Strafjache geleijteten Meineid (S. 1005). 

13. Ungeredtfertigt ift die dem Erblaſſer gegebene Befugnik, 
($ 2001 Nr. 7), dem Abkömmling den Pflichttheil zu entziehen, wenn 
er ohne die erforderliche Erlaubniß geheirathet hat (©. 1006). 

14. Nah) $ 2005 kann der Erblaffer feinem Ehegatten den 
Pflichttheil entziehen, wenn diefer einer das Recht auf Scheidung oder 
auf Trennung von Tiſch und Bett begründenden Handlung Sid 
ihuldig gemacht hat, doc fol die Entziehung unwirkſam fein, wenn 
zur Zeit des Erbfalld jenes Scheidungs- oder Trennungsrecht nicht 
mehr beftand. Nach 8 1447 erliicht diefes Net, wenn nicht inner: 
halb ſechs Monaten Klage erhoben ift. Die Gleichitellung des Berlufts 
de3 Klagerechts mit der Verfhuldung wird vom Gutachter migbilligt 
(S. 1007). 

15. Die in $ 2002 (Enterbung aus guter Abjicht) neben der 
Verſchwendungsſucht des Erben alternativ als Enterbungsgrund an- 


— 


geführte Ueberſchuldung (S. 1008) iſt im Entwurf zu eng gefaßt 
(S. 1008). 

16. Die Anwendbarkeit des 8 2002 darf nad) dem Syſtem des 
Entwurfs nicht von der Berufung des Pflichttheilsberechtigten als 
„Erben“ abhängig gemacht werden (S. 1009). 

17. Der Abi. 3 des 8 2002: „Die Anordnung der Nacherb: 
folge ift unwirkjam, wenn der diejelbe verhtfertigende Grund zur 
Zeit des Erbfall3 nicht mehr vorhanden ijt,” iſt eine unnöthige, zu 
weit gehende Neuerung (S. 1009). 

18. Das Recht des Pflichttheilsberechtigten zur Anfechtung von 
Schenkungen unter Lebenden (jog. außerordentlicher Pflichttheil, 
$ 2009—2018) joll nad; dem Gutachten auf die Fälle bejchräntt 
werden, in welchen die Abjicht des Schenkers auf Schädigung des 
Pflichttheilsberechtigten gerichtet war (©. 1010 ff.). 

19. Die Anfechtbarkeit muß auf die in den legten Jahren 
vor dem Erbfall vorgenommenen Schenkungen bejchränft werden 
(S. 1011). 

20. Schließlich erachtet das Gutachten die zahlreichen Beftim- 
mungen über den außerordentlichen PflichttHeil für viel zu fomplizirt 
für einen in der Praxis ziemlich jelten vorfommenden Fall, und glaubt, 
daß eine befriedigende Löjung der Sache mit der analogen Anwen— 
dung der Grundjäge von Anfechtung der Rechtshandlungen zahlungs- 
unfähiger Schuldner herbeigeführt werden könne (S. 1014). 


Anhang. 
Entwurf eines Einführungsgejetes zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


8 30. 


Hartmann in Nürnberg hat den „Entwurf des Ein- 
führungsgejeßes”*?) einer eingehenden Beiprehung unterzogen 
und gelangt zu folgenden Rejultaten: 

1. Urt. 3 ijt überflüffig und nicht unbedenklich. 

2. Art. 6 gehört in den $ 39 de8 B. ©. 2. 

3. Die Sonderbeftimmung des Art. 7 erjcheint überflüffig, ſobald 
die Beſtimmung des $ 107 die entjprechende Faſſung erhält: 





) Heft XIV. (Oftober 1889) ©. 1227—1272. 


4. 
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„Jede Uebertragung, Aufhebung, Belaftung eines Rechts 
oder einer Sache, welche gegen ein zum Schutze des Intereſſes 
beftimmter Perjonen dienendes gefegliche8 oder von einer 
öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ıhrer Zuftändig- 
keit erlaſſenes VBeräußerungsverbot verjtößt, ift gegenüber 
diefen Perſonen unwirkſam, mag diejelbe durch Rechtsgeſchäft, 
Urtheil oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des 
Arreftes erfolgt fein.” 

Art. 11 8 293 ift als zu eng und zu unklar zu beanjtanden. 


Es empfiehlt fich folgende Fafjung des Abf. 2: 


5. 


„Die Entſcheidung über eine geltend gemachte Aufrechnung 
iſt der Rechtskraft fähig, jedoch nur bis zur Höhe desjenigen 
Betrags, für welchen dieſelbe geltend gemacht iſt.“ 

Für die Beſtimmung der 88 135, 192 Abſ. 2 Entwurf und 


$ 238 (Einführungsgeſetz) empfiehlt ſich, zu ſetzen: 


6. 


J 
reichend. 


8. 


„Die Vorſchriften, welche dem gutgläubigen Rechtserwerb 
von Dritten Nichtberechtigten Rechtsſchutz gewähren, finden 
entſprechende Anwendung.“ 
Der Eingang des $ 435 Abi. 2 ſoll lauten: 
„Minderjährige, welchen der geſetzliche Vertreter geftattet 
in ein Dienft- und Arbeitöverhältnig zu treten, oder welche 
mit Genehmigung des gejetlichen Vertreters und des Vor— 
mundjchaftsgericht3 jelbftftändig ein Erwerbsgeſchäft betreiben, 
jtehen, joweit nicht die Ausnahmsfälle der 88 1511, 1513, 
1674, 1676 in Frage ftehen, hinſichtlich der Zufchiebung oder 
Zurückſchiebung von Eiden prozekfähigen Volljährigen gleich. 
Außerdem kann Minderjährigen u. f. mw.“ 
Die Beftimmungen der 88 627a—627e find nidt aus: 
Es ift ein Zuſatz geboten: 
„Eine Anfechtungsflage, in welcher das Verfahren länger 
als ein Jahr geruht Hat, ohne daß einer der gejetlichen 
Unterbrehungsgründe vorliegt, gilt al8 zurüdgenommen.” 
Die Beitimmung des $ 627a Sat 2, wonad) im Falle des 


Zodes einer Partei vor der Rechtskraft des Urtheild, der Rechtsfireit 
in Anjehung der Hauptiache als erledigt anzufehen jei, ift hart und 
jteht mit den Forderungen des öffentlichen Intereſſes nicht im Ein- 


klang. 
9. 


Sm 8 73 C. Pr. O. iſt neben dem Beſitzer der Inhaber 


zu nennen. 
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10. Zwifhen $ 83 und 121 Abi. 3 C. Br. DO. befteht ein 
unbegründeter Widerftreit. 

11. Sm $ 217 &. Pr. O. ift der Teftamentsvollftreder zu 
erwähnen. Abj. 2 foll lauten: 

„Wird die Aufnahme verzögert, jo können die Rechtänad)- 
folger, und jofern der Rechtsſtreit ein zum Nachlaſſe 
gehörige Recht betrifft, und ein Teftamentspollftreder 
ernannt ift, diefer zur Aufnahme — geladen werden.” 

12. Bei den Beitimmungen der 88 274, 503, 563 und 655 
dürfte zu wahren fein, daß der Kläger nicht blos zum Rückerſatz des 
auf Grund des Urtheils Empfangenen, fondern auch zur Zahlung 
von Binjen vom Tag der Leiftung an, vorbehaltlich weiterer Schadens- 
erſatzanſprüche, zu verurtheilen fei. 

13. Zu $$ 801, 807 und 808 C. Pr. DO. ift die Entfchädigungs- 
pfliht des widerrechtlichen Arreſt Anlegenden zu regeln. 

14. Art. 13 $ 178 iſt zu ftreichen. 

15. Art. 24 $ 9. Statt der Worte: „die gejeglichen Vor— 
ſchriften“ ift zu ſetzen: „die Vorſchriften der Reichsgeſetze 2c.”. 

16. Bu Urt. 42 begründet der Verfaſſer die Nothmwendigkeit 
reichSgefegliher Normirung des Enteignungsredhts. 

‚17. Die völlige Ueberlafjung des Gefindereht3 (Art. 46) an 
die Landesgejeßgebungen bewirkt eine, keineswegs gebotene Störung 
der Rechtseinheit. 

18. Art. 56 iſt zu ftreihen, da die Frage der Haftung des 
Staat3 für den von feinen Beamten zugefügten Schaden, reichsgeſetzlich 
zu regeln it, und in diefer Beziehung der $ 46 B. ©. B. genügt. 

19. In Art. 58 ift ftatt: „die Vorfchriften der Landesgeſetze“ 
zu jeßen: „die landesrechtlichen Beftimmungen.” 

20. Beantragt wird, den Art. 65: Unberührt bleiben die Vor— 
Ihriften der Landesgefege über den Anſpruch auf Rüderftattung von 
öffentlichen Abgaben und Koften eines Berfahrens, zu deren Ent- 
rihtung eine Verpflichtung nicht beftand — zu ftreichen, oder dod 
ihm den Zufaß beizufügen: 

„jedoch nur inſoweit, als hierdurd) die Betretung des Rechts: 
wegs nicht verjchloffen tft.” 

21. Urt. 73 iſt fo zu fallen: 

„Unberührt bleiben die landesrechtlichen Beftimmungen, welche 
ein Sondereigenthum oder ein ausfchließliches Benützungsrecht 
an räumlich ausgeſchiedenen Theilen eines Gebäudes anerkennen. 


22. 


23. 
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Art. 83 dürfte dahin zu faſſen fein: 

„Unberührt bleiben die landesrechtlichen Beftimmungen über 
die bäuerliche Erbfolge, jedod mit dem Abmaße, daß beim 
Vorhandenfein mehrerer Erben einer der Erben (Anerbe) 
die Meberlafjung des zum Nadlafje gehörigen Guts (An— 
erbengut8) nur gegen Erjag eines gewiſſen Werths bean» 
ſpruchen kann.“ 

Art. 84 muß einen Zuſatz dahin erhalten: 

„Die unter Ziff. 1 (Grundſätze über Werthsermittelung) 
aufrecht erhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften greifen nur 
in ſoweit Platz, als hierdurch die Pflichttheilsrechte der Mit— 
erben nicht verletzt werden.“ 


Unvereinbarlich hiermit iſt Art. 85 Abſ. 2. 


24. 


Eine Beftimmung, welche die landesredhtlichen Normen über 


die Brandverficherung von Gebäuden aufrecht erhält, ift nicht zu 
entbehren. 


25. 


Zu Art. 103 wird mit Rüdlicht auf einen in den Motiven 


ausgeiprochenen Grundfaß folgende Faſſung vorgefchlagen: 


26. 


„Bei Schuldverhältniffen werden Vorausjegungen und Wir: 
£ungen der dieſelben becinfluffenden rechtlihen Thatjachen 
nad dem Gejete beurtheilt, unter welchem fie zur Entjtehung 
gelangen. Auf Spiel- und Wettverträge findet dad Bürger- 
lie Geſetzbuch ſofortige Anwendung.” 

Für Art. 108 wird beantragt: 

„Das zum Zwecke der Anlegung der Grundbücher einzu- 
haltende Verfahren wird für jeden Bundesſtaat durd eine 
innerhalb drei Monaten von Berkündigung des gegenwärtigen 
Geſetzes an zu erlafjende landesherrliche Verordnung be— 
ftimmt.” 


Mit Rüdfiht hierauf erhält denn aud Art. 1 des Einf. ©. 
den Zuſatz: 


„Die Beftimmungen des $ 108 Abi. 1 und 2 treten fofort 
mit der Verkündigung des gegenwärtigen Gefeges in Kraft.” 
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Der Entwurf eines Deutihen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 


Dargejtellt*) im Auftrag des Deutſchen Anwaltvereins von Dr. Kläppel, 
—— beim Reichsgericht, Privatdozent an der 
Univerſität Leipzig. 


Vorbemerkungen. 


Der Entwurf zählt 2164 Paragraphen, wozu noch 129 Artikel 
des Entwurfs eines Einführungsgeſetzes kommen. Die bloße Zahlen- 
vergleihung mit den 2281 Artikeln des Code civil und den 2620 
Paragraphen des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs gibt indeß fein 
richtiges Bild von dem Umfange des Entwurfs, da jehr viele Para- 
graphen dejjelben den Raum einer halben bis ganzen Drudjeite ein- 
nehmen und nad) der Redaktionsweiſe der verglihenen Geſetzbücher in 
eine viel größere Zahl von Paragraphen zerlegt werden müßten. — 
Bon den fünf Büchern, in welche der Entwurf eingetheilt ift, be= 
handelt Buch I. (bis 8 205 einſchließlich) den Allgemeinen Theil, 
II. (bis $ 777) das Recht der Schuldverhältniffe, III. (bis $ 1226) 
das Sachenrecht, IV. (bis $ 1632) das Familienrecht, V. das Erbrecht. 
Die Bücher zerfallen in Abjchnitte, diefe in Titel. Der Entwurf 
zum Einführungsgefeß zerfällt in vier Abjchnitte, von welchen der 
erfte (Art. 1—8) allgemeine Borjchriften, der vierte (Art. 102 bis 
129) Uebergangsbeftimmungen enthalten, der zweite (Art. 9—31) 
das Verhältnig des Gejetbuchs zu den Reichsgeſetzen, der dritte 
(Art. 32—91) das Verhältniß defjelben zu den Landesgeſetzen behandelt. 


*), Unter Benußung des in der Aurijtiihen Wochenjchrift 1888 über den 
allgemeinen Theil und das Sachenrecht veröffentlichten Berichts des Rechts— 
anwalts Buttmann zu Wiesbaden, 

XV. 92 
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Der Entwurf zum Bürgerlichen Geſetzbuch hat nit den ge= 
fammten Stoff des Brivatrecht3 aufgenommen. Drei Redhtsmaflen 
follen neben demſelben fortbeitehen: 

1. Handelsgeſetzbuch und Wechſelordnung. Dazu wird nad den 
Mittheilungen der öffentlichen Blätter ein umfaſſendes Verſicherungs— 
gejeg treten. Auch das Verlagsrecht iſt im Entwurf nicht geordnet; 
ebenjowenig das Recht der Binnenfcifffahrt (vgl. jedoch $$ 1196— 1205). 
Der Gegenjat von bürgerlihem und Handelsrecht verliert jedoch, wenn 
der Entwurf Geſetz wird, bedeutend an Schärfe. Bon einem Gegen- 
fat konnte man überhaupt nicht ſprechen, injoweit daS Handelsgeſetz— 
buch bejondere VBerhältniffe des Handelsftandes (daS eigentliche Kauf— 
mannsredht) regelt: das Firmenweſen, die Stellung der Handlungs- 
gehilfen, die Beziehungen der eigenartigen kaufmänniſchen Gejellichaften 
und Gewerbe, fowie den Seeverfehr. Die Aufnahme diefer Bor: 
ſchriften in das allgemeine Geſetz ift freilich möglid, wie das neue 
eidgendjfiiche Obligationenrecht beweift. Indeß handelt e8 fid) dabei, 
fofern nur Gleichheit der allgemeinen Rechtsgrundſätze herrſcht, 
praftiich nicht um viel mehr als um eine Plaßfrage.. Groß ift aber 
die Kluft, die hauptlächlich dur die Art. 306 ff. und 317 Handels: 
gejetsbuch zwifchen dem Handels- und dem übrigen Recht entjtanden 
it. Das gemeine Recht hat zwar aud) die Formfreiheit der Rechts— 
geichäfte, aber den ftarfen römischen Eigenthumsihug. Der Code 
eivil hat umgefehrt die Regel: „Hand wahre Hand”; aber jeine Be- 
ſtimmungen über den Ausjchluß des Zeugenbeweiſes wirkten — 
wenigftens bis zur Einführung der Civilprozeßordnung — für 
Willenserklärungen über Werthe von mehr ald 150 Fres. wie ein 
Gebot der Schriftlichkeit. Endlich giebt das Preußiſche Allgemeine 
Landrecht zahlreiche und vermwidelte Borjchriften über die Form der 
Nechtsgeichäfte — und dem Eigenthümer allerdings nicht die unbe- 
dingte Klage gegen den gutgläubigen Erwerber, aber das Recht, von 
ihm die Sache gegen Erftattung feiner Koften auszulöjfen. Der 
Entwurf befreit dagegen die Nechtsgeichäfte, wenige Ausnahmen ab- 
gerechnet, vom Formenzwang und läßt den Grundjag „Hand wahre 
Hand“ genau in dem Umfang, wie das Deutjche Privatrecht, gelten. 
So bequemt fi) wieder einmal das jus civile dem jus gentium, dem 
Handelsrecht, an. 

Zahlreihe Vorichriften in Buch 4, Tit. 1, Abjchnitt 2—4 des 
Handelsgejegbucdhes werden bei dejjen angefündigter Weberarbeitung 
gänzlich fortfallen können, weil fie jich jegt übereinstimmend im Ent- 
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wurf finden. In Bezug auf andere hierher gehörige Gegenftände 
weicht der Entwurf vom Handelsgeſetzbuch ab, ohne daß fachliche 
Gründe die Berfchiedenheit rechtfertigen; 3. B. fehlt eine dem Art. 329 
des Handelsgeſetzbuches entjprechende Beftimmung. Cine weitere 
Ausgleihung, die für den Verkehr von hoher Bedeutung fein wird, 
muß $ 659 des Entwurf zur Folge haben. Danach kann für jede 
an ſich nicht handelsrechtliche Gejellfchaft, die den Betrieb eines Er- 
werbsgejhäfts zum Zwecke hat, die Anwendbarkeit des Rechtes der 
offenen Handelsgejellihaft vereinbart werden. Damit werden alle 
für dieje, überhaupt alle in Anjehung der Kaufleute gegebenen Bor: 
Ichriften, aljo auch die über Firmen- und Regiſterweſen, anwendbar. 
Bauunternehmer, landwirthichaftlicde Gewerbetreibende, die mit jelbit- 
erzeugtem Material arbeiten, (Spiritusbrenner u. |. w.), werden vor— 
züglich von diejer Freiheit Gebrauch maden. 

2. Die bejonderen Reichsgeſetze, — joweit diejelben nicht Gegen- 
ftände betreffen, die der Entwurf aufgenommen hat, wie 3. B. das 
Gele vom 17. Februar 1875, betr. das Alter der Grofjährigkeit, 
oder wie das Berjonenftandsgejet, dejjen auf das Berfahren be— 
züglihde Theile gleichzeitig durch Art. 28 des Entwurfs zum Ein- 
führungsgejeg in einer Reihe von Beltimmungen abgeändert werden. 
Eine große Zahl von Beränderungen und Ergänzungen erhält durch 
Art. 11 diefes Entwurfs die Eivilprozeßordnung, durch Art. 12 das 
Einführungsgejeß zu derjelben, durd) Art. 13 die Konkursordnung, durd) 
Art. 16 das Strafgeſetzbuch, duch Art. 17 die Strafprozekordnung, 
durch Art. 18 die Gewerbeordnung, durd die Art. 19— 27, 29, 30 
verjchiedene andere Reichsgeſetze. Unberührt bleiben die Gejege über 
das Urheberredit. 

3. Das Landesreht in den Grenzen, die der Entwurf zum 
Bürgerlichen Gefetbudh in Verbindung mit dem Entwurf zum Ein: 
führungsgejeg ihm anmeift. Unberührt bleiben nad) Art. 33 des 
[eßteren in Anfehung der Landesherren und ihrer Familien die 
Vorſchriften der Hausverfaffungen oder der Landesgejege, nad) 
Art. 34 in Anfehung der Familienverhältniſſe und Güter der vormals 
reichsftändifchen Häufer und des ehemaligen Reichsadels, die Landes- 
gejeke und nad deren Maßgabe die Hausverfaffungen, nad) Art. 35 
die Vorſchriften der Landesgejege über Familienfideikommiſſe, Lehen: 
und Stammgüter, nach Art. 38 über das Bergredt, nad) Art. 39, 40 
über das Wafjer-, Mühlen, Flötz-, Flößerei-, Deich» uud Sielrecht, 
nach Art. 41 über das Agrarredt, nad) Art. 42 über Zwangsent— 
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eignung, nach Art. 43 über Jagd-, Fiſcherei- und Wildſchaden, nach 
Art. 44 über Zwangs- und Bannrechte und Realgewerbberechtigungen, 
nad Art. 45 über Regalien, nach Art. 46 über das Geſinderecht, 
nad Art. 59 über den mit der Ueberlafjung eined® Gutes in Ber- 
bindung ftehenden Leibgedingd-, Leibzuchts-, Altentheild- oder Aus: 
zugsvertrag; nach den Art. 84—86 mit gewiſſen Einſchränkungen 
da8 Anerbenredt. 

Das Recht der Perfonenvereine und Stiftungen wird nicht 
erihöpfend geregelt. Der Entwurf bejchränkt fi vielmehr darauf, 
einige Grundfäge über die Verfaſſung der juriftiichen Perſonen auf: 
zuftellen und daS Uebrige dem Landesgejeg zu überlajjen. Die landes- 
geſetzlichen Borjchriften über die Verwaltung und Beauflihtigung der 
juriſtiſchen Perſonen werden durd Art. 49 des Entwurfs zum Ein- 
führungsgejeg ausdrüdlid; aufreht erhalten. Ueber die Rechts— 
ftellung des Fiskus wird nur beftimmt, daß die landesgeſetzlichen 
Vorschriften, nach welchen dem Fiskus juriftiiche Perfönlichkeit zufteht, 
unberührt bleiben. 

Auh in den Materien, die der Entwurf vollftändig vegelt, 
find einzelne Fragen der Landesgeſetzgebung überlafien; vor allem die 
Beitimmung des religiöfen Befenntnifjeg, in welchem ein Kind zu erziehen 
it ($ 1508) und die inftruftionellen Vorjchriften über die ordentliche 
Teftamentsform ($ 1914). Unberührt bleiben nach Art. 55 des Ent- 
wurfs zum Einführungsgejeg die Vorjchriften der Landesgejege, nad) 
welden ein Beamter wegen des aus fahrläjfiger Verlegung einer 
Amtspflicht entftandenen Schadens erft dann in Anſpruch genommen 
werden fann, wenn auf andere Weile Erjak nicht zu erlangen ift, 
und nad Art. 56 über die Haftung des Staates, der Gemeinden und 
anderer Communalverbände für den von ihren Beamten zugefügten 
Schaden; nad) Art. 64 über den Erja des Schadens, weldyer bei 
einer Zufammenrottung, einem Auflauf oder einem Aufruhr ent- 
ftanden ift; nad) Art. 76 über laftenfreie Abjchreibung von abver- 
äußerten Theilen eines Grundftüds nad behördlidher Ausftellung von 
Unjchädlichkeitszeugniffen und die Haftung von Reallaſten auf 
getheilten Grundftüden nah Art. 7O über Unterjagung oder 
Beichränkung der Zertheilung gemwiffer Grundftüde im öffentlichen 
Intereſſe. Someit das landesgejegliche Nachbarreht in feinen Be: 
Ichränfungen über das des Entwurfs hinausgeht, bleibt e8 nach $ 866 
beftehen. Nach Art. 73 des Entwurfs zum Einführungsgejeß bleiben 
die Landesgeſetze unberührt, welche bei einem gemeinfchaftlichen, mit 


1357 


einem Gebäude verjehenen Grundftüd eine derartige gegenfeitige Be- 
laftung der Antheile der Miteigenthümer zulaffen, daß den einzelnen 
das Recht zufteht, beftimmte Theile de Gebäudes ausschließlich zu 
benugen, — und in diefem Fall das Gemeinfchaftsverhältniß näher 
regeln, nad Art. 74, 75, 36, 77 die Vorjchriften der Randesgefete 
über die gejeglichen Hhypothefentitel des Fiskus, den Vorrang von 
Landeskreditanftalten, die ausnahmsweiſe Zuläffigkeit von Revenüen- 
hypothefen, die Wiederherftellung zerftörter Gebäude, nad Art. 79 
die landesgefeglichen Vormundſchaftsrechte des Vorftandes einer von 
Staat oder Gemeinde verwalteten Berpflegungsanftalt, in melde ein 
Minderjähriger aufgenommen ift, nad) Art. 90 (zu $ 1892) die Ver- 
pflihtung der Notare zur Annahme des Amtes eines Teftaments- 
volljtreders, nad Art. 91 endlid die [andesgejeglihen Vorſchriften 
über die Zuftändigkeit der Behörden und Beamten in Angelegen- 
heiten der nichtftreitigen Gerichtsbarkeit; insbejondere können die Ber: 
richtungen des Nachlaßgerichts landesgejetlich einer anderen Behörde 
al3 dem Amtsgericht beigelegt werden. 

Endlih find eine Reihe von Ausführungsvoridriften dem 
Landesreht überlaffen; nad) $ 280 Vorſchriften über das Hinter- 
legungsweſen, $ 851 das Verfahren bei der Abmarkung der Grenzen 
von Nadbargrundftüden, 88 1105, 1123 Vorſchriften über Aufgebot 
von Hypothefen-Gläubigern und »Urkunden. 

Zugleich) mit dem BPrivatreht regelt der Entwurf aud das 
materielle Aktionenrecht, hauptjächlicd viele ragen der Beweislaft. 
Bahlreihe Streitfragen find dabei entjchieden, meift im Sinne der 
Rechtiprehung des Reichsoberhandelsgerichts und des Reichsgerichts. 
Der Entwurf giebt endlid, viele Beftimmungen über das Berfahren, 
namentlich der freiwilligen, aber aud) der ftreitigen Gerichtsbarkeit. 
Dahin gehören die mannigfahen Borjchriften über Aufgebote, 3. B. 
bei Zodeserklärungen 88 5 ff., über Selbfthülfe ($ 189), Beweis: 
jiherung ($ 102), Boljährigfeitserflärung ($ 27), Eintrag von Vor: 
merfungen (88 845 f.), eherechtliches Regiſter ($$ 1435 ff.), Fürſorge 
des Nachlaßgerichts (88 2058 F.), Ertheilung des Erbſcheins (882068 FF.) 2c. 
Daneben werden große Reichsausführungsgefege, die hinwiederum 
auch noch privatrechtlihe Vorjchriften enthalten werden, vorbereitet; 
insbejondere eine Grundbuchordnung, ein Gejeg über die Zwangs— 
vollftredung in Liegenichaften, ein Gejeg über das Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit u. ſ. w. 

Eine Reichsnotariatsordnung wird nicht angekündigt, und nad) 
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dem erwähnten Vorbehalt zu $ 1924 muß man annehmen, daß fie 
nicht geplant ift. Die Lebensbedingungen des Notariat3 find durch 
den Entwurf, troßdem er für Verträge den Grundjag der Form: 
freiheit ausfpricht, gefihert. Für mande Theile Deutjchlands, mie 
3. B. Nafjau, werden fie erſt geſchaffen. Zum menigften wird das 
Notariat den Raum behalten oder erringen, den es jett im Gebiet 
der preußiihen Grumdbuchgejege vom 5. Mai 1872 einnimmt. So— 
weit e3 in Süd- und Weftdeutfchland noch einflußreicher ift, wird es 
in feinem Belitftand durch den Vorbehalt des Art. 91 des Entwurfs 
zum Einführungsgejeg geſchützt. 


Allgemeiner Theil. 


Der erfte Abjchnitt des erjten Buches (88 1. 2) handelt von 
ven Rehtsnormen. Der zweite ($$ 3—40) von den Perjonen 
in fünf Titeln: Beginn und Ende der NRectsfähigkeit (88 3, 4), 
Zodeserklärung ($$5— 24), Altersitufen und Entmündigung ($$S25— 29), 
Berwandtihaft und Schwägerſchaft ($$ 30 — 33) und Wohnfik 
(88 34—40); der dritte Abjchnitt (SS 41—63), von den juriftijchen 
Perfonen. Der vierte ($$ 64—143) von den Rechtsgeſchäften in 
zehn Titeln: Gejcäftsfähigkeit (SS 64— 71), Willenserklärung 
(88 72— 76), Vertragichliegung (55 77— 90), Form der Rechtsgejchäfte 
(88 91— 94), Willensmängel (8$ 95—104), unerlaubte Nechtsgejchäfte 
(88 105—107), Ungültigkeit der Nechtsgejchäfte (58 108—114), Ber: 
tretung und Bollmadıt (58 115—126), Einwilligung und Genehmigung 
($ 127), Bedingung und Befriftung (68 128—143); der fünfte 
Abſchnitt (58 144— 146), von Fahrläſſigkeit und Irrthum, der 
jechfte ($$ 147—153), von Beitbejtimmungen, der fiebente 
($$ 154—185) von der Anjprudsverjährung, der adte von 
Gelbftvertheidigung und Selbſthilfe, der neunte ($$ 190—192) 
vom Urtheil, der zehnte (SS 193—198), vom Beweis, der elfte 
($$ 199— 205), von der Sicherheitsleijtung. 

Im Einklang mit allen neueren Gejeggebungen läßt der Entwurf 
die Uebung nicht als allgemeine und unbeſchränkte Bildungsform des 
Rechts zu. Gemwohnheitsrecht foll nur in jo weit Kraft haben, wie 
das Gejet darauf verweilt. Der Entwurf verweilt nie darauf; wohl 
aber 3. B. da3 Landesrecht in feinen weiter geltenden Theilen oder 
Art. 1 Handelsgeſetzbuch, — deſſen Fortbeftand freilich nicht ficher 
it. Soweit da8 Gewohnheitsrecht geduldet wird, kann fih aud 
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neues entwideln; doc dürfen feine Normen nicht dem Geſetz wider: 
ftreiten. Ebenfowenig darf es praeter legem entjtehen. Das allgemeine 
Landrecht unterfheidet — im Gegenjag zum Entwurf — Arten des 
Gewohnheitsrecht3 und mißt zwar nicht der allgemeinen, wohl aber 
der Gewohnheit engerer Sreife, den Objervanzen, die Fähigkeit bei, 
zu beftimmen, was die Gejege unentjchieden gelajjen haben. Dieje 
Vorſchrift verliert, wenn der Entwurf Gejeß wird, auch für die 
Materien ihre Bedeutung, die der landesrechtlihen Regelung nicht 
entzogen werden. Haben fih alfo 3. B. im Preußiſchen Fiſchereirecht 
Obſervanzen praeter legem gebildet, jo werden jie durd) das Inkraft— 
treten des Deufchen Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht berührt. Neue 
Dbjervanzen praeter legem können jedoh aud innerhalb diejer 
Diaterie nahher nicht mehr Geltung gewinnen; denn die allgemeinen 
Rechtslehren des Entwurfs werden auch das vorbehaltene Landesrecht 
beherrichen. 

Die Ausfüllung von Lüden, die ſich im Reichs- oder Landes— 
gejeß finden, wird dem Richteramt anvertraut, das dabei an der 
Hand rechtsähnlicher Bejtimmungen vorzugehen hat und in deren 
Ermangelung die Grundfäße befragen muß, die ſich aus dem Geift 
der Rechtsordnung ergeben. Derartige VBorfchriften haben auch in 
früheren Gefeßgebungen nicht gefehlt; aber fie werden jet auf einen 
eınpfänglicheren Boden fallen. Denn der Richter hat inzwilchen in 
der Schule des mündlichen Verfahrens freie und felbftändige Be— 
wegung gelernt. 

Die fubjidiäre Geltung des gemeinen Recht, die noch der badifche 
Geſetzgeber verordnet hat, erjcheint — abgejehen von dem vorbehal- 
tenen Zandesreht — ebenjo als bejeitigt, wie die Partikularrechte. 
Wenn ſich das Reich einer Materie in der Abſicht erichöpfender 
Negelung bemächtigt, jo wird alles einjchlagende, nicht nur das 
geradezu twiderjprechende Landesrecht gebrochen. Da fich indeß der 
Entwurf über die Borausjegungen des Gewohnheitsrecht3 nicht äußert, 
werden diejelben unter dev Herrſchaft des Deutjchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ebenfo wie unter der des Allgemeinen Landrechts und des 
Code eivil in Uebereinftimmung mit dem gemeinen NRedt feftgeftellt 
werden. Ueber den Beweis des Gewohnheitsrechts enticheidet die 
Civilprozeßordnung. 

Autonomie und Privilegien ſind dem Entwurf nicht fremd, eine 
Theorie dieſer Inſtitute wird jedoch nicht gegeben. Privatrechtliche 
Autonomie eignet den Bundesjtaaten; die des hohen Adels wird im 
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Entwurf des Einführungsgejeges begrenzt; ſoweit noch privatrecht— 
lihe Autonomie der Körperjchaften innerhalb der Grenzen des vor— 
behaltenen Landesrechts bejteht, wird fie nicht angetaftet. Als Privi— 
legien kommen die Wolljährigkeitserkflärung, die Verleihung der 
Rechtsperſönlichkeit an juriftiihe Perjonen und die Ehelicherflärung 
natürlicher Kinder vor. Auch Dispenfationen begegnen, z. B. von 
Ehehinderniffen. Wer der Inhaber der Privilegienhoheit und der 
Dispenjationsgewalt ift, jagt theil3 der Entwurf, theild das öffent- 
lihe Recht der Einzeljtaaten. 

Ueber Retorfion, über Auslegung der Geſetze und über Statuten- 
follifion wird nicht3 verordnet. Webergangsbejtimmungen, welche die 
Wirkung dev neuen Vorjchriften auf die dann bereits bejtehenden 
Nechtsverhältniffe betreffen, wird das Einführungsgejeg bringen. 

Die bisherigen Rechte haben feſtzuſtellen verſucht, wann eine 
menjchliche Bildung vorliegt: dur Ausschluß der Mißgeburten, durch 
das Erforderniß der Lebensfähigfeit und durch Vorfchriften über 
ZTodtgeborene oder Zwitter. Künftighin foll lediglich die medizinische 
Wiffenfchaft darüber befinden. — Die Zeit der Geburt und des 
Todes fol der Richter nad) freier Ueberzeugung feititellen. Die 
Beweisvorjhriften über BZwillingsgeburten und Commorienten 
fallen fort. 

Auch Sonst hat Leben oder Tod eines Menfchen und die Zeit 
des Todes zu beweiſen, wer ſich darauf beruft. Doch wird, wenn 
Leben oder Tod Jemandes ungewiß ift und es fih um Anfälle von 
Todes wegen an ihn handelt, ohne weiteres angenommen, daß er 
mit Ablauf feines fiebenzigiten Lebensjahres geftorben ift. Gegen: 
beweis ift jtatthaft. Dieſelbe Bermuthung greift bezüglid; der Ver— 
mögensvortheile, die nad) dem Tode eines Ehegatten dem Ueber- 
lebenden gebühren, Plaß, wenn ungewiß ift, ob der eine den andern 
überlebt hat. Iſt aljo die Ehefrau verjchollen und ftirbt der Mann, 
bevor 70 Jahre feit ihrer Geburt verfloffen find, jo wird das Witt- 
thum, das er ihr ausgejett hat, nicht hinfällig. 

Dagegen ift die Beerbung eines verjhollenen Deutſchen erſt 
nad) Todeserklärung zuläſſig. (Die Berjchollenheitserklärung des 
franzöfifhen Rechts ift abgelehnt.) Verſchollen ift ein Abweſender, 
von deſſen Leben in der gejeglichen Frift Feine Nachricht gekommen 
ift. Die Todeserklärung erfolgt durch Ausjchlußurtheil, das nad 
8 834 Civilprozeßordnung anfechtbar ift, auf Antrag des Abwejenheits- 
pflegers, Bormundes, Ehegatten und Jedermanns, der ein rechtliches 
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Intereſſe hat. Die erforderlihen Ermittelungen, die wie im Ent: 
mündigungsverfahren nöthigenfall3 von amtswegen gejchehen, müfjen 
vorhergehen, desgleichen — abgejehen von Kriegs- und Seeverjcollen- 
heit — ein Aufgebot. 

Die Todeserflärung weicht dem einfahen Nachweis des Gegen- 
theils. Sie wirft Eonftitutiv; mit ihrer Entlaffung gilt der Be- 
treffende al3 verftorben. Aucd wenn er nod) lebt, erliſcht die Vor— 
mundjchaft über ihn ($$ 1703 Abi. 1 Ziffer 1, 1735 Abſ. 1, 
1737 Abſ. 3, 1743), endet jeine elterliche Gewalt ($ 1557 Abi. 2), 
jeine eheliche Nugniegung und Verwaltung, wenn er nad) dem Güter: 
rechte de3 Entwurfs, d. h. in Gütertrennung und Berwaltungs- 
gemeinschaft, lebt ($ 1327), endet auch die ehevertragliche Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft ($ 1430). Dagegen wird das Eheband felbft nicht 
ichon durch die Todeserflärung zerriffen ($ 1464), jondern erſt durd 
gutgläubige Eingehung einer neuen — nicht etwa nichtigen — Che 
jeitens des andern Theils. Durd die neue Ehe wird aud) erft die 
etwaige Gütergemeinjchaft mit dem Todterklärten aufgelöft, wenngleich 
deſſen Erben vielleiht ſchon vorher eine thatſächliche Auseinander- 
jeßung mit dem andern Ehegatten vorgenommen haben ($ 1371 
Ziffer 1). Kehrt der Todterflärte zurüd, fo kann er die Wicder- 
herjtellung der elterlichen Gewalt ($ 1560) und des ehelichen Güter: 
ftandes ($$ 1332, 1430) fordern, ebenjo von jeinen Erben die Her: 
ausgabe des Bermögens ($$ 2089, 2084 ff.). 

Greift auf diefe Weije die Rechtsordnung dem natürlichen Tode 
vor, jo tritt umgefehrt ihre Fürforge unter Umftänden noch vor dem 
Beginn des Lebens ein. Der Saß: nasciturus pro iam nato habetur 
gilt zwar nicht überall, wo es ſich um Vortheile des Ungeborenen 
handelt. Aber 3.3. in Erbrecht hat er eine Stätte. Wer zur Beit 
de3 Erbfalls ſchon empfangen ift, wird gejegliher Erbe ($ 1964), 
kann al3 Erbe und Nacderbe eingejegt und mit Vermächtniſſen be- 
dacht werden (58 1758, ferner 1867, 2026, 2059, 2154). Gegen 
denjenigen ferner, der jchuldhaft tödtet, hat auch eine Perjon, welche 
zur Zödtungszeit erſt empfangen ift, einen Schadensanjprud, wenn 
fie von dem Getödteten, 3. B. dem natürlichen Vater ($ 1571), nad) 
dem Gejet hätte unterhalten werden müſſen ($ 723). Wer zur Beit 
des Erbfall3 noch nicht empfangen ift, kann zum Nacherben, aber 
nicht zum Erben ernannt und mit Vermäditniffen bedacht werden 
($ 1758). Die Rechte der Ungeborenen werden erforderlichen Falls 
durch Pfleger geihügt (SS 1741, 1742, 1748). 
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Nachdem der bürgerlihe Tod in den deutjichen Gebieten des 
franzöfifchen Rechts längft bejeitigt it, haben nur nod die Kloſter— 
perfonen nad gemeinem und preußiichem Recht geminderte Rechts— 
fähigkeit. Wie der code civil und das Sächſiſche Geſetzbuch verzichtet 
der Entwurf auf diefe Beichränfung, vorbehaltlich der nad) Art. 48 
des Entwurfs zum Cinführungsgejeg unberührt bleibenden landes- 
geſetzlichen Vorfchriften über Schenkungen an Mitglieder religiöjer 
Drden und den Erwerb zur todten Hand. 

Die Rechtsverſchiedenheiten der beiden Gejchlechter auszugleichen, 
it auf einer gewiſſen Entwidelungsitufe Tendenz des Privatredhts. 
Die römischen Synterzeifionsprivilegien der Frauen, die nod das 
Sächſiſche Geſetzbuch beibehalten hat, hebt der Entwurf dementjprechend 
auf. Wo fid) aber das Privatrecht auf eine öffentliche Pflicht ſtützt, 
wie im Vormundſchaftsweſen, bleibt die Ungleichheit. Frauen können 
Bormünderinnen nur über Kinder und Enfel oder kraft lettwilliger 
Berufung des elterlichen Gewalthabers ($ 1640 Ziffer 4), fie können 
niemal3 Mitglied des Familienraths werden ($ 1716); fie werden 
auch nicht zur Uebernahme der Vormundfchaft gezwungen ($ 1643). 
Dagegen find fie vom Urkundszeugniß bei der Teftamentserrichtung 
nicht ausgejchloffen ($ 1917). — Die Ehefrau ijt vollkommen handlungs- 
fähig. Nur muß der Ehemann eimwilligen, wenn fie fich zu Leiftungen 
verpflichtet, die in Berfon zu bewirken find ($ 1277); ihre Geſchäfte 
vermögen auch nicht, feine Ehegutsrechte zu gefährden (S$ 1311 ff.). 
Der Ehemann verwaltet das Ehegut ($ 1317); aber er hat nicht die 
allgemeine rechtsgejchäftliche Vertretung der Frau (SS 1317 ff. 1352, 
1417). Was fie durch Arbeit oder jelbftändigen Betrieb eines Er- 
werbsgeſchäfts erwirbt, gehört ihr al3 Vorbehaltsgut ($ 1289), wofern 
nicht theilweife oder gänzliche Gütergemeinfchaft vereinbart ift. Der 
Mann wird alfo nicht mehr Frau und Kind verlaffen und, was fie 
dann erarbeitet, für ich nehmen können. — Ruht die elterlihe Gewalt 
nicht in Händen des Vaters, fo fteht fie bei der Mutter ($ 1501). 

Die Altersftufen des Entwurfs find: Sindesalter bis zur 
Bollendung des 7., Minderjährigkeit bi zur Bollendung des 21. Jahres 
und Bolljährigkeit. Ueber-achtzehn-jährige können mit eigener Ein- 
willigung vom Vormundſchaftsgericht zu ihrem Beſten für volljährig 
erklärt werden. Der elterlide Gewalthaber muß zuftiunmen, der 
Bormund nit. Die Emanzipation jeitend der Eltern oder des 
Familienraths, die nad) code civil den gleichen Zweck verfolgt, ift 
abgelehnt. Ebenſowenig macht Heirath mündig. 
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Nach den Altersitufen wird die Geichäftsfähigkeit bemeſſen ($ 64). 
Die privatrechtliche Deliktsfähigkeit beginnt nicht erſt mit der Straf— 
mündigkeit (Ablauf des 12. Jahres), jondern jchon mit der Minder: 
jährigfeit. Unter=achtzehn- jährige haften indeß nur dann für Delikts- 
Ihaden, wenn fie bei Begehung der That die zur Erfenntniß der 
Strafbarkeit erforderlihe Einfiht bejaßen ($ 709). Die Grenzen 
der Ehemündigfeit werden nicht verjchoben (HYurüdlegung des 20., 
bezw. 16. Jahres); aber fortan bedürfen auch Töchter, bis fie 25 Jahre 
zählen, der Genehmigung des maRgebenden Elterntheild ($ 1238). 
Die Teſtamentsfähigkeit fällt wie die Eidesmündigkeit auf den Anfang 
des 17. Jahres ($ 1912). Dagegen kann ein bejchränft Gejchäfts- 
fähiger einen Erbeinjegungs- oder Vermächtnißvertrag auch nicht mit 
Genehmigung des gejeglichen Vertreters jchließen ($$ 1942, 1962), 
wohl aber ganz jelbititändig alle Verfügungen von Todeswegen ein= 
jeitig und, wo erforderlich, durd) Vertrag aufheben ($$ 1948 Abſ. 4, 
1957 Abſ. 2, 1958 Abſ. 1, 2020, 2024). 

Mängel de3 Förperlichen und geiftigen Zuſtandes können die 
eigene Bejorgung der Bermögensangelegenheiten hindern und deshalb 
zu einer Pflegichaft führen ($ 1739), wenn nicht durchgreifendere 
Schritte als geboten erjcheinen. Wer des Bernunftögebrauches 
beraubt ift, fann wegen Geiftesfranfheit entmündigt werden, und 
zwar ſchon in der Minderjährigkfeit, damit nicht Gejchäftsfähigkeit 
eintritt. Arten der Geiſteskrankheit (Raferei, Wahnſinn, Blödfinn) 
werden nicht unterjchieden; Geiftesihwäche genügt zur Entmündigung 
nicht. Bolljährige Taube, Stumme und Blinde find an ſich 
geichäftsfähig. Sind fie aber wegen ihres Gebrechens nicht in der 
Lage, ihre Angelegenheiten bejorgen zu fünnen, jo werden fie vom 
Bormundfchaftsrichter für fchußbedürftig erklärt und — folange es 
nöthig iſt — unter Vormundſchaft geftellt. Ihr eigener Antrag ift 
dafür — wie auch im Fall des $ 1739 — zwar nit nothwendige, 
aber regelmäßige Vorausfegung; auf ihren Antrag joll aud die Bor: 
mundjchaft gemöhnlich eingeftellt werden ($ 1735). 

Wirthſchaftliche Fehler und Zufälle wirken mannigfad auf 
die Rechts: und Gejchäftsfähigkeit. Hierher gehört die Rechtseinbuße 
des Gemeinjchuldners, hierher gehört 3. B. das Recht, den ver: 
ihwenderijchen Pflichttheilserben zu unten feiner Abfömmlinge zu 
beichränfen ($S 2002). Wer durch verjchiwenderische Lebensweiſe oder 
Geihäftsführung die Bejorgniß rechtfertigt, daß er ſich oder feine 
Familie dem Nothitand preisgiebt, kann entmündigt werden. Boll: 
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jährigfeit, fruchtlofe Beſſerungsverſuche und Bermögensbeiit find 
nicht Borbedingung. Eine Reihe von Vorſchriften der Civilprozeß- 
ordnung über da8 Entmündigungsverfahren wird im Art. 11 
des Entwurfs zum Einführungsgejet abgeändert. 

Die Ehrenfolgen des Gtrafurtheild bezeichnet das Straf: 
gefegbudh. Abgefehen davon ift in den Landesrechten die fittliche 
Beicholtenheit bedeutfam. So 3. B. nach gemeinen Recht für das 
PflichttHeilsreht der Gefchwifter, im preußiſchen Recht für die An- 
ſprüche aus außerehelihem Beifchlaf u. f. w. Der Entwurf ver: 
werthet den Begriff des ehrlofen Verhaltens; e3 ift Grund zur Ehe- 
Iheidung ($ 1444) und zur Entziehung der elterlichen Gewalt ($ 1456). 

Eine verbreitete Anjchauung fondert unter den juriftifchen 
Perjonen Körperjhaften, Stiftungen und Anftalten. Der 
Entwurf reiht die legteren — Fiskus, Kirche, Hofpitäler u. |. w. — 
unter die beiden erjten Arten ein und beftätigt nur vorjorglich die 
Landesgejete, welche dem Fiskus Nectsperjönlidhkeit verleihen. Für 
Atiengejellihaften und Erwerbs: und Wirthichaftsgenofjenihaften 
Enüpft ſich der Erwerb der Rechtsperjönlichkeit an die Erfüllung der 
Regiiterpflicht und gewiljer Normativbeitimmungen (Beilegung eines 
Geſammtnamens, Abfafjung eines gefegmäßigen Gründungsvertragß). 
Sadjen hat dies Syitem auf die anderen Berjonenvereine ausgedehnt; 
ähnlich Bayern und die Gefammt-Schweiz. Der Entwurf hat davon 
Abſtand genommen: wegen der Schwierigkeit für alle Arten Vereine 
gleihmäßige Normativbeftimmungen zu erlaffen, und aus jozial- 
politiſchen Rüdjichten. Somit verfügt im Allgemeinen das Landredht 
über Erwerb und Berluft der Rechtsperſönlichkeit. — Bei der Stiftung 
regelt der Entwurf zwar das Errichtungsgeihäft —: letztwillige Ver— 
fügung oder eine einfeitige oder vertragsmäßige Erklärung in gericht: 
liher oder notarieller Yorm —. Ob aber die NRecdht3perfönlichkeit 
der Stiftung nod; Weiteres, insbejondere ftaatlihe Genehmigung 
erfordert, und wie eine Stiftung erlifcht, bleibt gleichfall8 dem 
Landesrecht überlafjen. Dagegen gelten die Aufftellungen des Ent- 
wurfs, die übrigens nur zum Theil zwingendes Recht jeten, für alle 
juriftiichen Perſonen, mithin auch für die öffentlich-rechtlicdyen Körper: 
ſchaften. 

Die Verfaſſung einer Körperſchaft beruht auf Geſetz oder 
Gründungsvertrag und iſt nur durch einſtimmigen Beſchluß der Mit— 
glieder abänderlich. — Jede juriſtiſche Perſon muß einen geſetzlichen 
Vertreter (Vorſtand) haben, eine Vorſchrift, die indeß nicht rechts— 
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polizeilich oder durch Strafen erzwingbar ift. Doc) tritt nöthigenfalls 
an Stelle des fehlenden Vertreters ein Ernannter des Amtsgerichts, 
wenn ein Dritter der Körperichaft Mittheilungen machen will, die ſie 
entgegennehmen muß (Mahnung, Kündigung). Abweichend vom 
Handelsrecht kann die Vertretungsmacht des Vorſtandes wirkjan 
nach außen eingeengt werden, können ferner im Zweifel nur alle 
Vorſtandsmitglieder zuſammen die juriſtiſche Perſon verpflichten. Für 
die Geſchäftsführung iſt der Wille der Mitglieder maßgebend. Verübt 
ein Vorſteher bei Ausübung der Vertretungsmacht Widerrechtlichkeiten, 
jo ift die juriftiiche Perſon jchadenserfagpflichtig, das Delikt jei inner: 
halb oder außerhalb eines VBertrugsverhältnifjes begangen. Konkurs 
wird wegen Zahlungsunfähigkeit und Ueberſchuldung eröffnet und 
muß im legteren Fall unverzüglich” vom Vorjtand angemeldet werden. 
Den Konkurs über das Vermögen des Fiskus und der gleichjtehenden 
Berbände ($ 15 Ziffer 4 Einführungsgejeg zur Eivilprozeßordnung) 
darf das Landesrecht unterfagen. Das Bermögen der aufgelöften 
juriſtiſchen Perſon fällt an denjenigen, der nad) Gejet oder Verfaſſung 
das Bezugsrecht hat. Der Betreffende kann diefen Anfall nicht aus- 
ichlagen, haftet aber auch für die Schulden ftet3 nur in Höhe des 
Reinerwerbes ($ 1974). Sind die Mitglieder der Körperſchaft bezugs- 
berechtigt, jo fommt es zur Liquidation, die mangels andermweiter 
Beichlüffe vom Borftand, im Nothfall von Ernannten des Amtsgerichts, 
beforgt wird. Der Bertheilung des Vermögens gehen Maßregeln 
zum Schuß der Gläubiger vorher wie bei der Aktiengejellichaft öffent: 
lihe Bekanntmachungen, ein Sperrjahr und Hinterlegung der nicht 
abgehobenen Forderungsbeträge bezw. Sicherjtellung derjelben. 

Der Entwurf unterfceidet gegenfeitige Verträge, die einen 
Austaufh von Leiftungen bezweden, und einjeitige. In einem 
wichtigen Gegenjaß ftehen ferner die Berträge, durch welche ein Schuld- 
verhältniß begründet wird, zu denen, die die Erledigung defjelben, 
die Erfüllung, den Vollzug der Abtretung, die Webertragung des 
Eigentums u. ſ. w. zum Gegenftand haben (Erfüllungsgejchäfte und 
dingliche Verträge). 

Rehtsgejhäfte müſſen vielfah, um wirkjam zu fein, gegen» 
über einem Betheiligten vorgenommen werden, der dann Empfänger 
der Willenserklärung Heißt. Eine adrefjirte Erklärung derart ift 
3. DB. die Aufrufung eines Vertrages wegen Betrugs oder Zwangs, 
die an den andern Bertragstheil zu richten ift. ($ 113.) Ebenſo 
ift der andere Theil Empfänger der Wahlerklärung bei einem twahl- 
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weilen Sculöverhältnig ($ 208), der Mahnung ($ 245), des ſchuld— 
neriihen Leiftungsangebote8 ($ 254), der Aufrehnungserklärung 
($ 282), dev Anzeige von der Vebertragung einer Forderung und 
des Widerrufes der Anzeige ($ 306), des Scenkungswiderrufes 
($ 449), der Darlehengkündigung ($ 457) u. |. w. Dagegen jind 
Auslobung, Stiftung, Erridtung und Aufhebung eines Teftaments, 
der Erbichaftsantritt u. j. w. adrejjenlofe Erklärungen, aljo auch 
ohne Empfänger. Desgleihen die zahlreichen Nechtögeichäfte, die 
mündlich oder jchriftlih — d. h. „gegenüber” — oder nur mündlich 
— d. h. „vor“ — einer Behörde vorzunehmen find. E83 erfordern 
3. B. (neben einem entſprechenden Grundbuceintrag) die Dereliktion 
eines Grundftüds (5 872) und die Aufgabe des Erbbauredhts 
(Superfizies $ 965) eine Erklärung vor dem Grundbuchamt, die 
rechtsgejchäftliche Aufhebung des Vorkaufsrechts ($ 960), einer Grund- 
dienftbarfeit (8 977), von Reallaſten ($ 1061) und perjönlichen 
Dienftbarfeiten von Grundftüden ($$ 1015, 1048) eine Erklärung 
gegenüber dem Grundbuhamt. Auf legtere Art begründet man aud) 
für fih am eigenen Grundftüd eine Grundſchuld ($ 1142). Durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht wird die Ehe nad) dem Tode 
des andern Gatten ($ 1266) und die Ehelichkeit eines verftorbenen 
Kindes ($ 1475) angefochten, die Erbichaft ausgeichlagen ($ 2032), 
auf das Inventarrecht verzichtet ($ 2094), das Amt des Teftaments- 
vollftreders angetreten, abgelehnt, gekündigt ($$ 1892, 1895) u. |. w. 
In allen diefen Fällen nimmt zwar die Behörde die Erklärung an 
oder auf, ohne indeß ihre Empfängerin zu jein. Denn nicht fie ift 
dabei betheiligt, fondern z. B. bei der Preisgabe eines Grundftüds 
derjenige, dem es anfällt, bei der Aufgabe dinglicher Rechte der 
Eigentümer u. |. w. Die Erklärungen werden nur bei der Behörde 
niedergelegt, — wie die Hinterlegung ja aud) eine Erfüllung» 
und BZuftellungsform ift. 

Es giebt ferner Willenserklärungen, zu deren Entgegennahme 
man verpflichtet ift; 3. B. die Mahnung. Dagegen ift der Ver— 
tragsantrag frei empfangbar. Empfangspflidtige Willens» 
erklärungen können wie im Nechtsftreit zugeftellt werden, dod nicht 
mittel3 des Gerichtsichreibers. Ber unverjchuldeter Unkenntniß über 
die Perfon des Empfangspflichtigen ift außerdem öffentliche Zuftellung 
geitattet (SS 75 ff.). — 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht ftellt für die Verträge 
von Leſens- und Schreibensunfundigen, von Taubftummen und 
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Blinden, ſowie von jolchen, die die Spracde der zu errichtenden Ur— 
£unde nicht verjtehen, erichwerende Formvorſchriften auf. Nicht 
jo der Entwurf, der vielmehr nur gewiſſe Gejchäfte unter Formen— 
zwang jtellt. Bei der nachfolgenden Aufzählung bleiben dag 
dingliche Mechtsgefhäft und der Pfandvollzug an Forderungen 
und Rechten, ſowie die Ehejchliegung außer Betradt. Das Schrift: 
erforderniß begegnet, wenn man davon abjteht, daß die Regeln 
über die Anweifung einer Leiftung ($$ 605 ff.) und über Schuld» 
verjchreibungen auf den Inhaber (88 685 ff.) eine fchriftliche Ur- 
kunde vorausfegen, nur einmal, nämlich für das abjtrafte Leiſtungs— 
veriprechen ($ 683). Bedeutſamer wird die Vereinbarung der Schrift: 
lich£eit fein. Die Schriftform wird gewahrt, wenn die Urkunde oder 
bei telegraphiicher Verhandlung die Aufgabefchrift vom Urheber der 
Willenserklärung eigenhändig unterjchrieben oder mittel3 gerichtlich 
oder notariell beglaubigten Handzeichend unterzeichnet if. Der 
Entwurf fordert eigenhändtge Unterjchrift. Aber trog der VBerneinung 
der Motive (S. 185) wird fih in das neue Recht die preußifche 
Streitfrage hinüberfpielen, ob man ſich eines Andern zum Schreiben 
jeiner Unterichrift bedienen fann. Die Motive wollen ferner im 
Briefwechfel feine der Form genügende Schrift jehen (S. 189). 
Die Zuläffigkeit telegraphiichen Abjchlufjes beweilt indeß das Gegen- 
theil. Bei Inhaberpapieren ift ausdrüdlich Vollziehung der Unter: 
Ichrift im Wege der mechanischen Vervielfältigung erlaubt ($ 685). 
Der Unterzeichnung der einen Bertragsurkfunde durch ſämmtliche 
Theile jteht der Austaufch der Unterjchriften gleich, die getrennt unter 
verichtedenen Ausfertigungen abgegeben find. 

Der gerichtlichen oder notariellen Form bedürfen außer 
der Stiftung ($ 58) die Verpflichtung, das ganze gegenwärtige Ber: 
mögen oder einen Bruchtheil davon zu übertragen oder einen Nieß— 
braud) davan zu bejtellen (8 350), das Eigenthum an einem Grund 
ftücd zu übertragen ($ 351), das Schenfungsverjprechen ($ 440), der 
Ehevertrag ($ 1591) und die ordentliche letztwillige Berfügung ($ 1915). 
Die Form wird erfüllt, wenn die Theile dem Notar oder Richter 
ihre Erklärungen getrennt abgeben und dann die Urkunde aus— 
werchjeln. Dagegen find „vor Gericht oder Notar” d. i. mündlic bei 
gleichzeitiger Anmefenheit aller Theile die Kindesannahme — Die 
noch gerichtlicher Bejtätigung bedarf — ($$ 1616 ff.) und die Ber: 
träge von Todeswegen ($$ 1943, 1957, 1962, 2020, 2024) abzu- 
ichließen. 
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Kormmängel Haben Nichtigkeit zur Folge. Vollzug der 
Schenkung ($ 441) und MWebertragung des Grundftüdseigenthums 
($ 351) heilen indeß die Formloſigkeit des Titels. 

Gejhäftsunfähig find Kinder, Unzurechnungsfähige und? — 
auch in lihten Augenbliden — entmündigte Geiſteskranke. Sie alle 
fönnen ebenſowenig Rechtsgejchäfte vornehmen wie adrejjirte Willens 
erklärungen, 3. B. einen Vertragsantrag, empfangen. 

Beſchränkt gejhäftsfähig — unfelbftftändig — find Minder- 
jährige, entmündigte Verſchwender (aud für Geſchäfte des Yamilien- 
rechts), jchußbedürftige Taube, Stumme und Blinde und diejenigen, 
die der VBormundjchaftsrichter während des Entmündigungsverfahrens 
unter vorläufige Vormundſchaft ftellt ($ 1737). Kommt es im 
legteren Falle nicht zur Entmündigung, jo werden dadurch die Hand- 
lungen des Bormunds in ihrer Kraft nicht beeinträchtigt und die des 
vorläufigen Mündels, joweit fie die Grenzen der beſchränkten Gejchäfts- 
fähigkeit überjchreiten, nicht wirkjam. Deshalb wird $ 613 Abi. 2 
Sag 1 Eivilprozeßordnung feine praftiiche Bedeutung nur dann be- 
halten, wenn von einer vorläufigen Vormundſchaft abgefehen ift Der 
Beweis, daß der vorläufige Mündel bei einem beftiinmten Gejchäft 
unzurehnungsfähig war, iſt ſelbſtverſtändlich zuläffig. 

Unfelbftjtändige find zu Gejchäften fähig, durch welche fie lediglich 
Rechte erwerben oder von Berbindlichkeiten befreit werden; fie fünnen 
3. B. als Schuldner einen Erlaßvertrag fchließen, Beſitz erwerben 
($ 800), aber nicht den Bejigwillen aufgeben. Rechtsgeichäfte anderer 
Art bedürfen, ſofern fie einjeitig find, wie 3. B. die Auslobung, 
zuvoriger Einwilligung, ſofern es Verträge jind, wenigſtens der 
jpäteren Genehmigung des gefeglichen Vertreters. Bis diejer oder 
nad) Erwerb der Gejchäftsfähigkeit der Bertretene felbjt ſich ent- 
jcheidet, hinkt der Vertrag; der Gegner ift daran gebunden. Er wird 
jedod) frei, wenn auf feine Aufforderung nicht binnen 14 Tagen die 
Genehmigung erklärt wird. PVertragsanträge an Unfelbitjtändige find 
wirkfam, fo daß der Vertreter diejelben annehmen kann. Adrejfirte 
Willenserklärungen kann ein beſchränkt Gejchäftsfähiger nur dann in 
Empfang nehmen, wenn er dadurd) Lediglich Rechte erwirbt oder von 
BVerbindlichkeiten befreit wird. Die Ausübung des Verfaufsrechts 
fann alfo nur dem gejeglichen Vertreter, die Abjtandnahme davon 
aud) dem Minderjährigen erklärt werden. 

Wie ih in einzelnen Richtungen die Gejchäftsfähigkeit der 
Unjelbitftändigen erweitert, ift bereit3 erwähnt. Die Ausnahme ver- 


allgemeinert jih im Ehe- und Elternrecht, joweit rein perjönliche 
Beziehungen in Frage fommen. Unfelbitftändige haben Prozeßfähigkeit 
für Ehefachen (88 1254 u. a.), fie können nur perſönlich, und, ohne 
daß der gejegliche Bertreter einzumilligen braudt, die Ehelichkeit 
eines Kindes anfechten ($ 1474), ein Rechtsgeſchäft billigen, durch 
das ih die Ehefrau zu einer in Perjon zu bewirkenden Leiftung 
verpflichtet (6 1277) u. ſ. w. — Der gefegliche Vertreter kann ihnen 
ferner jolche Vermögensſtücke zu freier Verfügung überlafjen, zu 
deren Veräußerung er nicht, wie 3. B. bei Grundftüden und Erb— 
ichaften, die Zuftimmung des Vormundjchaftsgerihts einholen muß 
(s$ 1512, 1677). Erfüllt nun der Unfelbftftändige einen von ihm 
geichlofjenen Bertrag aus frei verfügbaren Gegenftänden, jo gilt der- 
jelbe ald von Anfang an wirkjam. Seinen einfeitigen Rechtsgejchäften, 
3. DB. einer Auslobung, kommt diefe Vorschrift nicht zu ftatten. 
Ueber das Taſchengeld wird alſo der Minderjährige ungefähr diejelbe 
Gewalt haben, wie das römische Hausfind über das peculium pro- 
fecticium. Aber der Vater wird nicht für die Verpflichtungen des 
Minderjährigen in Höhe des verjprochenen oder zurüdgenommenen 
Zajchengeldes haften, ſoweit nicht etwa ein Verichulden vorliegt. — 
Erlaubt weiterhin der gejetliche DBertreter auch nur einmal dem 
Unjelbitftändigen, in Dienft oder Arbeit zu treten, jo fann diejer im 
Zweifel und bi8 auf Widerruf neue VBerhältniffe derart eingehen, 
diefelben regeln und aufheben. — Endlich zeitigt die Erlaubniß zum 
Betrieb eines felbititändigen Erwerbsgeſchäfts die Fähigkeit zu allen 
Geſchäften, die der Betrieb mit ſich bringt und die der gejeliche 
Vertreter unabhängig vom Vormundſchaftsgericht abſchließen könnte. 
Der Minderjährige ift dann nicht an die Weifungen jeines gejeglichen 
Vertreterd gebunden, wie e8 der Fall ift, wenn ihm nur die Ein- 
gehung von Dienftverträgen überlafjen wird. Für den Umfang feines 
Gejchäftsbetriebes verändert fich vielmehr fein Status, wird er sui 
juris. Da nad dem Entwurf ein Statuswechjel, der ſich nicht an 
die Abftufung des Alters anſchließt, richterliche Vorprüfung erfordert, 
jo kann auch die Erlaubnig zum felbftftändigen Gejchäftsbetrieb nur 
mit Eimmwilligung des Vormundſchaftsgerichts ertheilt und entzogen 
werden. 

Die Sonderbeſtimmungen für Studirende fallen fort; ebenfo die 
Berjährungsporredte und die Beiweisvergünftigungen der Minder- 
jährigen und der Gleichberechtigten, jorwie die Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand. 

xv. 93 
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Während das öffentliche Recht dem Unterthan feine Befugniſſe 

einzeln zuzumefjen pflegt, geht das Privatreht von der Handlungs- 
freiheit de8 Menjchen aus und verzeichnet nur ihre Beihränfungen. 
Die allgemeinjte Ausnahme ift die Nichtigkeit von Berträgen, 
deren Inhalt gegen die guten Gitten oder die Öffentliche 
Ordnung verftößt. Ob ein Gejchäft der angegebenen Art vorliegt, 
it nad feinem Gejammtinhalt zu beurtheilen; auf die Rechtsform, 
welche das unzuläffige Vertragselement annimmt, kommt es nicht 
an. Die unfittlihe Hingabe einer Frau mag als Leiftung verfprocden 
jein. oder als Grund derjelben, als Bedingung, Auflage u. j. mw. 
erſcheinen; ſtets joll der betreffende Handel nichtig jein. Won be- 
jonderen Beftimmungen über unerlaubte Bedingungen Eonnte der 
Entwurf demgemäß abfehen. Wird durch die Bedingung das ganze 
Geſchäft unerlaubt, jo gilt e8 nichts, — und diefe Regel wird aud) 
auf Berfügungen von Todeswegen ausgedehnt. 
- Außerdem iſt aus verjchiedenen Erwägungen die Bornahme 
mancher Gejchäfte verboten, die nicht eine Mißachtung der Sittlichkeit 
oder Öffentlicher Ordnung enthalten. So Berträge über die Erbſchaft 
eines lebenden Dritten ($ 349), da8 Verſprechen, jemanden das 
Ganze oder einen Bruchtheil des künftigen Bermögens zu Eigenthum 
oder Niekbraud zu übertragen ($ 350), die Befreiung des Erbichafts- 
käufers ($ 497) oder de3 Uebernehmers eined ganzen gegenwärtigen 
Vermögens ($ 319) von den darauf haftenden Schulden, die Voraus: 
abrede von Zinſeszinſen ($ 358) und der lex commissoria beim 
Pfandredt (58 1077, 1167), das Berjprechen, legtwillige Verfügungen 
zu errichten, zu unterlaffen, zu erhalten oder aufzuheben ($ 1754) u. j. w. 
Ein verbotswidriges Gejchäft diefer Art ift nur im Zweifel nichtig. 
Im Ergebniß enticheidet aljo die Auslegung über die Folgen des 
Berbots, insbejondere auch darüber, ob das Gejchäft, dad zum Boll» 
zuge: der nichtigen Verpflichtung dient, 3. B. die wirklihe Errichtung 
des verjprochenen Teſtaments, von der Nichtigkeit mitergriffen wird 
oder zu Recht befteht. 

Nach diejen Regeln find Webertretungen eines Beräußerungs- 
verbotes, bei dem ein öffentliches Intereſſe betheiligt ift, volllommen 
nichtig; 3. B. der gejegwidrige Verkauf von Sprengitoffen. Soll 
dagegen das Beräußerungsverbot nur die Intereſſen beftimmter 
Perjonen ſchützen, jo find widerjprechende Rechtsgeſchäfte oder Voll- 
jtrefungshandlungen nur dem Gejhüsten gegenüber unmwirkjam: das 
Berbot beruhe auf Gejeg, Richterfprud oder einer Privatverfügung, 
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die Dritte bindet. Die Genehmigung jeitens des Geſchützten bringt 
infolgedefjen die verlegende Rechtshandlung zu Kräften. Ein derartiges 
Verbot verliert gegenüber den Konfursgläubigern des Betroffenen 
jeine Madt. Es hindert ferner zwar nicht die Pfändung, wohl aber 
die Zwangsverſteigerung der jraglihen Sache oder Forderung zu 
Gunſten perfönlider Gläubiger oder auf Grund von dinglichen 
Rechten, deren Entjtehung nicht dem Verhot voraufgeht. Erwirbt 
aljo der Käufer einer Sache gegen den Verkäufer, der fie nicht über- 
liefern, jondern zu befjeren Preiſe weiterverfaufen will, ein 
Veräußerungsverbot, jo fann fie von einem Dritten wegen Geld— 
ihuld zwar noch gepfänder werden — unbejchadet der Rechte des 
Käuferd —; allein der Berfteigerung eriwehrt fi) der Käufer, wenn 
diefelbe nicht ein vor dem Berbot begründetes Pfandrecht verwirklichen 
fol, nah 8 690 GCivilprozeßordnung. Kommt es dennoch zur 
Veräußerung, jo erwirbt der gutgläubige Erfteher Eigenthum, der 
unredliche jcheitert an der einftweiligen Verfügung. Andrerfeits fann 
der Konkursverwalter nad) Belieben mit der Sade Schalten. 

Die Erklärung, die einem Anmwejenden oder vor einer 
Behörde abgegeben wird, ift naturgemäß jofort wirkſam. So der 
Bertragsantrag unter Gegenwärtigen, der deshalb erliicht, wenn er 
nicht fofort angenommen wird. Bei Erklärungen unter Ab- 
wejenden iſt zu fcheiden, ob fie adreijirt oder adreſſenlos find. 
Leber die Perfektion einfeitiger adrefjenlofer Geſchäfte kann fich ein 
Zweifel nicht leicht erheben, weil diefelben faft durchweg einer Form— 
vorjchrift unterftellt find; 3. B. die lettwillige Verfügung. Mit der 
Form ift dann das Rechtsgeſchäft vollzogen. Andere adrejjenloje 
Erklärungen find gegenüber einer Behörde abzugeben, wie der Verzicht 
auf das Erbbauredt; fie werden wirkſam wie adrefjirte Erklärungen. 
Manche Geſchäfte find endlich mit der bloßen Herftellung eines form: 
(ofen und noch Niemandem fund gewordenen Thatbeftandes fertig; 
jo die ftillfchweigende Annahme eines Bertragsantrags ($ 86), der 
Erbichaftsantritt, — der auch ftillfchweigend erfolgen kann ($ 2029), 
die Anerkennung der Chelichkeit eines Kindes durch den Bater 
($ 1472), — die zwar ausdrüdlich, aber nicht gegenüber dem Kinde 
oder fonft Jemandem gejhehen muß, alſo 3. B. durd Eintrag in 
ein geheimes Tagebuch bewirkt werden Fann. 

Wird eine einfeitige adrejjirte Erklärung — die Kündi— 
gung, die Abftandnahme vom Vorkaufsrecht, der Vertragsantrag — 
einem Abweſenden ausdrüdlich abgegeben, jo wird fie wirkſam, ſo— 
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bald fie ihm zukommt. Es kommt aljo darauf an, wann ihm der 
betreffende Brief gebracht wird, nicht wann er ihn öffnet. Dagegen 
bedarf eine ftillfchweigende Erklärung zu ihrer Perfektion wirklicher 
Kenntnignahme durch den Empfänger. Sit eine ausdrüdlice oder 
jtillfchweigende Erklärung, insbejondere der Vertragsantrag, einmal 
in Lauf gejeßt, jo wird ſie durd) den Zod oder den Eintritt der 
Gefhäftsunfähigkeit des Urhebers nicht entfräftet; wohl aber durd 
den Widerruf, der ſpäteſtens zugleich mit ihr anlangt. 

Ein vollftändiger, ohne Weiteres annahmefähiger Vertrags: 
antrag ift, wie nach Handelsrecht, für den Abfender mangels ander- 
weiter Bejtimmungen folange bindend, bis nad) dem regelmäßigen 
Lauf der Dinge die Antwort eingetroffen fein kann. Die verjpätete 
Ankunft der rechtzeitig abgejendeten Antwort muß jedodh, wenn der 
Antragfteller befreit jein will, fofort gerügt werden. — Da der 
Vertrag eine gegenjeitige Willenserklärung iſt, ift er unter Abweſenden 
nicht Schon dann geſchloſſen, wenn die ausdrüdliche Annahmeerklärung 
behuf3 der Abfendung abgegeben ift (Handelsgeſetzbuch Art. 321) 
jondern erft, wenn jie dem Antragfteller zukommt. Stillſchweigende 
Annahme eines Bertragsantragd genügt nur, wenn fie dem Sinne 
des Antragftellerd entjpricht, insbefondere wenn 3. B. unter Gejchäfts- 
freunden jofortige Leiftung, Feine Antwort erwartet wird. Dann 
ift der Bertrag fofort mit der Annahme, noch bevor fie zu Kenntniß 
de8 Gegners kommt, wirkſam. An den Antrag mit fofortigem 
Leiftungsverlangen ijt der Abfender gebunden, bis die Leiftung unter 
gewöhnlichen Umftänden bewirkt jein kann. — Bor der Einigung über 
die Punkte, die nad) dem Gejet weſentlich oder nach der Meinung 
auch nur des einen Theil der zuvorigen Vereinbarung bedürftig 
find, ift der Vertrag nicht zu Stande gekommen. Es kann jein, daß 
Zraktate und Punktationen endgiltige Abreden, wenn auch unter 
Vorbehalt ihrer Bervollftändigung, wiedergeben; techniſche Bedeutung 
haben jolche Aufzeichnungen nicht. — Der Vorvertrag begegnet in 
einzelnen Anwendungen, als VBerjprechen der Gebrauchsleihe ($$ 550 ff.), 
als Darlehns- ($ 458) und Pfandverfprechen (88 681 f}.); allgemeine 
Beitimmungen darüber fehlen, aud; darüber, ob der formloje Bor- 
vertrag zu einem formpflichtigen Gejchäft verbindlich ift. — 

Die allgemeine Zuläffigkeit der Bertretung im Willen ijt für 
eine Reihe von Rechtsgeſchäften des Familienrechts ($$ 1238, 
1248 u. a.) und für die Erridtung und Bejeitigung aller Ver— 
fügungen von Todeswegen (88 1911, 1933, 2020, 1935, 1941, 1948, 
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1957 ff., 1960) ausgejchloffen. Liegt das Wejen der offenen Stell 
vertretung darin, daß der Vertreter jeinen Willen erklärt, und 
der Bertretene davon den Erfolg hat, jo ift auch aus der Perfon des 
Bertreterd zu beurtheilen, ob die Erklärung innere Kraft hat. Die 
Drohung, die den Bertreter zum Abſchluß vermocht hat, befreit den 
Bertretenen. Aber ebenjo ſchadet ihm umgekehrt der Betrug des 
Vertreterd gegen den andern Theil. Auf den Irrthum des Ver: 
treters, nicht auf den eignen kann er ſich berufen, wie er andrerjeits 
für die Fahrläffigkeit des Vertreters beim Vertragsabſchluß einjtehen 
muß. Nur wer zu einem bejtimmten Rechtsgeſchäft Vollmacht ertheilt, 
kann einen Irrthum des Vertreters nicht vorfhüten, wenn ihm felbft 
der entjcheidende Umftand bei Anwendung der erforderlihen Sorgfalt 
befannt jein mußte. 

Die Bollmadht wird ftreng vom Auftrag unterjchieden. Sie 
wird durch öffentliche Kundgebung, durd; befondere Nachricht in den 
betheiligten Dritten oder durch Aushändigung einer Vollmachtsurkunde 
an den Bevollmächtigten ertheilt und muß wenigftens in gleich jicherer 
Weiſe, wie fie ertheilt ift, widerrufen werden. Der öffentliche Widerruf 
wirft im Gegenjag zu Art. 46 Abi. 2 Handelsgeſetzbuch jofort und 
unbedingt, auch ohne dem Dritten befannt geworden zu jein. Giebt 
der Bevollmächtigte die Bollmaht nicht zurüd, jo erklärt das Gericht 
diefelbe auf einfachen Antrag des Machtgeberd und ohne weitere 
Formen für kraftlos. Der Beſchluß wird durd öffentliche Zujtellung 
wirkſam. — Eine Spezialvollmaht wird nur für die Ausjchlagung 
der Erbſchaft ($ 2032) und für den Verzicht des Erben auf das 
Inventarrecht ($ 2094) erfordert. Die vermuthete Vollmacht (3. DB. 
der Ehefrau des Miteigenthümers) it dem Entwurf fremd. Den 
Eriag joll die Möglichkeit bilden, ohne Bollmadt für Dritte in 
Erwartung der Genehmigung zu handeln. Geſchieht dies, jo kann 
die jpätere Genehmigung — ebenjo wie die zuvorige Einwilligung, 
die in andern Fällen nöthig iſt — formlos erfolgen, auch wenn das 
Geſchäft ſelbſt formpflidhtig ift. Die Genehmigung eines ohne Vollmacht 
abgejchloffenen Vertrages gilt als verjagt, wenn Ddiejelbe nicht nad) 
befonderer Aufforderung binnen vierzehn Tagen gegeben wird. 

Db es angeht, daß Jemand als Bertreter eines andern 
mit jich felbit, oder als Vertreter des Einen mit fich als Bertreter 
des Andern einen Bertrag jchließt, entjcheidet der Entwurf nicht 
grundfäglich. Doc) iſt beſtimmt, daß ein gejetlicher Vertreter zwiſchen 
fich und dem Bertretenen nur Erfüllungsgeichäfte vornehmen kann: 
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injoweit aljo auch dingliche Gejchäfte (58 45, 50, 61, 1503, 1651, 
1728, 1745). Ferner fol die Vollmacht zur Bewilligung einer 
Grundbuceintragung demjenigen nicht ertheilt werden können, der 
jelbft dadurch ein Recht erwerben fol (Anm. c zu $ 828). Abgejehen 
davon halten die Motive die Bertretung beider Theile dur eine 
Perjon für erlaubt, joweit dadurd nicht etwa gegen die guten 
Sitten oder ſonſtige allgemeine Rüdfihten verftoßen wird. Ein 
Anwendungsfall diejer Hegel wird fi) indes kaum im Entwurf finden 
laffen. Denn der Pfandgläubiger, der ſich ſelbſt aus dem Geldpfand, 
dad er in Händen hat, befriedigt ($ 1168), nimmt ein reines 
Erfüllungsgejchäft vor. Ebenſo der Bejiger einer Sache, der auf 
ji) jelbjt al8 den Bertreter des Beſitzerwerbers mittel3 constitutun 
possessorium den Bejit überträgt. Denn das constitutum possessorium 
jegt ein Bertragsverhältnig zwiſchen dem Befigveräußerer und 
Erwerber voraus, das dem Lebteren die Inhabung beläßt. Es 
vollzieht fich ferner, wenn der Legtere vom Erſteren vertreten wird, 
jtillichweigend durd; Handlungen, mittel welcher der Erjtere den 
Willen Eundgiebt, fortan für den Legteren innezuhaben ($ 805). 
Mit andern Worten: in dieſem Fall ift daS constitutum possessorium 
feine gegenjeitige, ſondern eine einjeitige adrefjenlofe Erklärung. Daß 
endlich die Ehefrau, wenn fie Bormünderin ihres Mannes ift, in feinem 
Namen auch die Einwilligung zu ihren eignen Nechtsgejchäften geben 
fann ($$ 1326, 1370, 1417), will nur bejagen, daß fie in joldher 
Stellung einer Einwilligung nicht bedarf. — 

Die Gelbftbejhränfungen der Willenserklärung werden viel: 
fach gemeinfam als Nebenbeftimmungen behandelt. Der Entwurf 
giebt nur über Bedingung und Befriftung allgemeine Vorſchriften, 
nicht über die VBorausjegung (den Endzwed) und die Auflage (modus). 

Wirkſame Bedingungen und Befrijtungen rufen einen 
Schwebezujtand hervor. Einen Anſpruch auf Sicherheitsleiftung hat 
der Berechtigte, 3. B. der Nehmer eined bedingten Bermächtnifjes 
($ 1867), nur bei Arreitgründen. Am SKonkurfe nimmt aud die 
aufichiebend bedingte Forderung theil. Die darauf entfallenden und 
zu hinterlegenden Beträge fliegen vor Ausfall der Bedingung jelbit 
dann nicht zur Maſſe zurüd, wenn es zur Schlußvertheilung kommt. 
Alle diefe Sicherungsrechte hängen jedod) davon ab, daß die Erfüllung 
der Bedingung nicht al3 eine zu entfernte Möglichkeit erjcheint. — 
Iſt unter einer Bedingung ein Recht übertragen oder aufgehoben, 
oder ein Recht oder eine Sache belaitet, 3. B. eine Sache übereignet, 
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jo unterliegt diejelbe während des Schwebezuftandes der Berfügungs: 
gewalt des bedingt Verpflichteten und dem Zugriff jeiner Gläubiger. 
Aber dieje freiwilligen und Bivangsverfügungen werden bei Erfüllung 
der Bedingung unwirkſam, joweit fie dad Recht des bedingt Bered)- 
tigten verlegen, und den Dritten nicht ein guter Glaube hilft. Dex 
Berechtigte kann den Rechtsmangel durch Genehmigung ergänzen; 
rügt er ihn aber, jo iſt die fragliche Rechtshandlung gegenüber 
jedermann ungiltig. — Eine Bedingung gilt al3 eingetreten, wenn 
der DBerpflichtete ihre Erfüllung gejchäftswidrig verhindert. Er ift 
im Fall ihrer Erfüllung jchadenspflichtig, wenn er fchuldvoll das von 
der Bedingung abhängige Recht beeinträchtigt, 3. B. die Sache be- 
Ichädigt oder weiter veräußert. 

Die erfüllte Bedingung hat rüdwirkende Kraft nur, wenn es die 
Parteien verabreden. Dagegen Enüpft ſich an den Eintritt der auf: 
löfenden Bedingung ohne weiteres die Wiederherftellung des früheren 
Zuſtandes, nicht blos ein perjönlicher Anfprud darauf. Die bedingt 
erlojchene Forderung lebt wieder auf, die Erbichaft fällt unvermittelt 
an den Nacerben ($ 1804). Der bedingt Berechtigte fann jofort 
die Eigenthumsflage anftrengen auch gegen den Dritten, der die Sache 
ohne guten Glauben weitererworben hat. Die Früchte der Zwiſchen— 
zeit kann er aber, wenn er nicht Rüdziehung vereinbart hat, nicht 
erießt verlangen. | 

Dieje Folgen jegen jedod eine wirkſame Bedingung voraus. 
Unzuläffige Bedingungen vernichten die ganze Willenserklärung; jo 
die Jinnlofe, die auf das bloße Wollen und nicht wenigfieng auf eine 
willfürlihe Handlung des DVerpflichteten geftellte Bedingung. Aud) 
legtwillige Zuwendungen find nichtig, wenn die Erfüllung der beige- 
rügten Bedingung dem bloßen Belieben des Beſchwerten oder eines 
Dritten anheimgegeben ift ($$ 1765, 1946, 1956, 1962). Dagegen 
ift der Bertragsichluß unter der Bedingung, daß der eine Theil nur, 
wenn er wolle, gebunden jei, erlaubt. Unftatthaft find ferner Be- 
dingungen und Befriftungen bei einer Aufrechnungserklärung ($ 282), 
der Bejtellung einer Grundſchuld ($ 1137), der Ehejchließung ($ 1248), 
der Anerkennung der Chelichkeit eines Kindes ($ 1472), der ftaat- 
lichen Ehelichkeitserflärung ($ 1594), der Annahme an Kindegitatt 
und der Aufhebung diejes Berhältniffes (88 1615, 1629), der Ueber: 
nahme der Teſtamentsvollſtreckung ($ 1892), der Annahme oder Aus- 
ihlagung von Erbichaften oder Vermäcdtniffen (SS 2035, 1873) und 
dem Verzicht auf das Inventarrecht ($ 2094). Die Auflafjung it 
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unter auflöjender, aber nicht unter aufjchiebender Bedingung und 
mit einem End», aber nicht mit einem Anfangstermin zuläſſig. Das 
Rüdfallsreht des Veräußerers ift aber von amtswegen zugleich mit 
dem bedingten oder befrifteten Eigenthum des Erwerbers einzutragen 
(88 870 ff.). Tritt die auflöjende Bedingung ein, jo fällt das Grund- 
jtüdseigenthum der Hegel entiprechend jogleih an den Berfäufer 
zurüd, und er kann den eingetragenen Eigenthümer, jomweit demjelben 
nicht der öffentlihe Glaube des Grundbuchs zur Geite jteht, zur Be- 
richtigung des Grundbuchs zwingen ($ 843). 

Der dies incertus an et quando und der dies incertus an, certus 
quando werden als Bedingung, die übrigen Befriftungen den Be— 
dingungen entiprechend behandelt. 

Dedt eine Erklärung nicht den wahren Willen, fo entjteht 
leicht ein Widerftreit zwijchen den Anterefjen des Berfehrs, der auf 
die Erklärung bauen muß, und denen des Erflärenden, der nicht 
unfreiwillig gebunden fein will. Grundfäglich joll nad) dem Entwurf 
nur die Erklärung verbinden, die dem wirklichen Willen entſpricht; 
aber daneben ift allgemein culpa in contrahendo zu vertreten. 

ft es richtig, daß die geichäftliche Ablicht fih nur auf die Ab— 
gabe einer gewiſſen Erklärung zu richten hat, und daß das Gejek, 
nicht die Partei, daran einen beitimmten Erfolg Enüpft, jo läßt fid) 
nicht behaupten, daß das Scheingejhäft an einem Willensmangel 
(leidet. Denn hier bejteht die Abficht zu erklären, was wirklid erklärt 
it; die erſte Erklärung wird nur durch eine zweite, die nebenhergeht, 
entkräfte. Es kann fih aljo nur fragen, wie der Dritte gejhütt 
wird, der das Gefchäft für ernithaft Hält. Erwirbt er von dent 
Scheinberechtigten Rechte an beweglichen Sachen, jo ſichert ihn der 
Sat „Hand wahre Hand“ (8 877). Grundbucheinträge, die ji) auf 
Ccheinhändel gründen, find nad) außen vollwirkſam ($ 837). Ihnen 
fteht nicht nur der öffentliche Glaube des Grundbuchs zur Geite, 
jondern fie Schaffen für Dritte Recht. Es kommt alſo nicht darauf 
an, ob derjenige, dem der Scheinerwerber eine Hypothek bejtellt, die 
wahre Sachlage gekannt hat. Darauf können vielmehr nur die Par- 
teien jelbft perjönliche Forderungen gegen einander jtügen. Die 
Gläubiger des Scheinerwerbers dürfen in das Grundftüd Bollitredung 
juchen, während ſich die Gläubiger des Scheinveräußererd nur an 
jeinen Anfpruh auf Rüdauflafjung halten Eönnen. 

Auch die Mentalrejervation ift nicht eigentlich Willensmangel. 
Denn die refervirte Abfıcht kann nicht die Thatfache aufheben, dat 
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der Wille zur Abgabe der geichehenen Erklärung vorhanden it. 
Legtere iſt deshalb gültig, die Mentalrejervation wirkungslos, 
wenn der Gegner fie nicht bemerkt hat. Hat er fich nicht täufchen 
laſſen, fo ähnelt das Berhältuig entfernt dem Scheinhandel. In 
dieſem Fall joll alfo die Erklärung nichtig fein. Nur die Eheſchließung 
bleibt auch dann ebenjo unantaftbar, wie wenn ſie zum Schein er- 
folgen jollte ($ 1250). Umgekehrt vernichtet eine Mentalvefervation 
jtet3 die einjeitigen Berfügungen von Todeswegen (88 1779, 1947, 
1957, 2920). 

Der böſe Scherz ift ein Fall der Mentalrefervation, Anders wenn 
man arglos zum Scherz, als Lehrbeijpiel u. |. m. Worte gebraudt, 
die die Einkleidung eines Nechtsgefhäfts abgeben könnten. Ein Wort, 
das ohne gejchäftlihe Abjicht hingeworfen wird, ijt Feine Gejchäfts- 
erklärung, aljo ohne Rechtserfolg. Aber der Scherz kann für Ernit 
genommen werden. Dann trägt der Urheber die Gefahr, wenn er 
daran ſchuld ift. Er wird vollftindig beim Wort gehalten, wenn ihm 
grobe, und er zahlt den Unterhandlungsichaden (da3 negative Ver: 
tragsinterefje) wenn ihm einfache Fahrläfligkeit zur Laft fällt. Da— 
gegen iſt er befreit, wenn das Mißverſtändniß am Gegner liegt. 

Eine gleiche Berantwortung befteht für die culpa in contrahendo, 
die den wejentlichen Irrthum hervorruft. Im übrigen hat derjelbe 
Nichtigkeit zur folge. Der unmefentlihe Irrthum kann eine In— 
terefjenforderung rechtfertigen, beeinträchtigt aber die Wirkſamkeit der 
Erklärung nidt. — Frühere Gejegeswerke haben den wejentlichen 
Irrthum feſt zu umjfchreiben verfuht. Der Entwurf führt nur 
beijpielshalber und für den Yweifelsfall den error in negotio, im 
corpore und in persona auf. Im allgemeinen tjt ein Irrthum dann 
wejentlich, wenn anzunehmen ijt, daß der Urheber bei Kenntniß der 
Sachlage die Erklärung nicht abgegegen yätte. Bei Irrthümern im 
Beweggrunde liegt diefe Annahme gewöhnlich nicht nahe ($ 102); im 
Einzelfall kann fie jedoch) geboten jein. Bei legtwilligen Berfügungen 
3. B. mißt der Entwurf ausdrüdlich dem Irrthum im Beweggrunde 
die wejentliite Bedeutung bei (S$ 1781 ff., 1948, 1960). Der 
Rechtsirrthum fteht dem thatjählichen in jeinem Einfluß auf den 
Beitand der Gejchäfte gleich; wann er entjchuldbar ift, hat der Richter 
zu würdigen ($ 146). 

Wird die Erklärung nicht von Perſon zu Perſon, ſondern durch 
den Telegraphen, einen Boten u. ſ. w. mitgetheilt, jo ändern ſich die 
angegebenen Regeln nicht; nur wird dann Sorglofigfeit bei der Aus- 


1578 


wahl des Verkehrsmittels vorzüglid; ald culpa in contrahendo anzu— 
jehen jein. Wegen eines Verſchuldens wird aljo der Abjender eines 
Zelegramms nicht belangt werden können, das in der Niederichrift, 
die der Empfänger erhält, in Folge von Berjtümmelungen den Auf: 
trag zum Kauf ftatt zum Verkauf von Börjenpapieren übermittelt. 
Dadurch wird aber der Verkehr nicht ſchutzlos. Denn die Ausfunfts- 
mittel der Wiſſenſchaft bleiben ihm unverfürzt; und wie bisher wird 
man auch jpäter prüfen, ob nicht, wer den Telegraphen in Bewegung 
jegt, unter gewijjen Umftänden die Gewähr für die Richtigkeit der 
Depejchen-Niederichrift übernimmt. 

Eine fernere Berwerthung findet der Begriff des Unterhand: 
lungsverſchuldens bei Berträgen über unmögliche Leitungen (8345), 
injofern der eine Theil die Unmöglichkeit Fannte oder hätte kennen 
müjjen. Ebenjo bei verbotnen Berträgen und Berträgen über ver- 
botene Leiſtungen (8 347). — Wer endlid; als Bertreter jemandes 
auftritt und nicht Fundgiebt, daß er feine Vertretungsmacht hat, haftet 
dem andern DBertragstheil perjönlih, wenn die Genehmigung des 
Vertrages verweigert wird ($ 125); ebenjo wer nicht fund giebt, daß 
er nicht in eignem Namen, jondern für einen andern handeln wollte 
($ 116), — 

Wird man dur Eörperliche Ueberwältigung zu einer Erklärung 
gezwungen, jo iſt fie nichtig; wird man dazu widerrechtlic durch 
Drohung oder Betrug beftinmt, fo ijt fie anfechtbar. Der Unter: 
ichied erhellt im Genehmigungsfall. Der Mangel einer anfechtbaren 
Erklärung wird durch Genehmigung gebeffert. Dagegen iſt die 
Beftätigung eines nichtigen Geſchäfts als erneute Vornahme dejjelben 
zu betrachten, — die freilich bei Verträgen im Zweifel rüdwirkende 
Kraft hat. Im entgegengejegten Sinne tritt Rüdziehung ein, wenn 
ein anfechtbares Gefchäft angefochten wird. Nicht bloß jtellt ſich der 
frühere Zuftand von ſelbſt wieder her, wie nad) dem Eintritt einer 
auflöjenden Bedingung, fondern überdies werden die zwijchenzeitigen 
Veränderungen wieder bejeitigt, al3 ob das Geſchäft gar nicht vor- 
genommen wäre, Die abgetretene Forderung 3. B. fällt, aud wenn 
fie an redliche Dritte gelangt it, in Folge der Anfehtung ohne 
weiteres zurüd, und die erhobenen Zinſen müfjen dem Rückerwerber 
erjtattet werden. Ebenſo Eehren nicht nur die anfechtbar übertragenen 
Sachen jelbit, jondern auch die feitdem gezogenenen Früchte jofort 
in das Eigenthum des VBeräußerers wieder — vorbehaltlich jedod) 
des Schußes Gutgläubiger. Dagegen iit der Schuldner befreit, der 
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ohne Kenntniß der Anfechtbarkeit dem Erwerber geleiſtet hat ($ 306); 
und dem redlidien Vertragstheil, der mit einem Bevollmächtigten 
verhandelt, fann der Machtgeber nicht die Anfechtbarkeit der Voll: 
macht entgegenhalten ($$ 120 ff.). Werden ferner Ehe und Erb- 
einjegung mit Erfolg angefochten, jo gelten fie doch redlichen Dritten 
gegenüber, die mit den Ehegatten oder über Nachlaßgegenſtände 
Geſchäfte vorgenonimen haben (88 1270, 2091), al3 wirkjam. Die 
Medlichfeit wird regelmäßig nur durch Kenntniß der Anfechtbarfeit, 
nicht durch fahrläſſige Unkenntniß ausgejchloffen (SS 306, 837). 

In diefer Weife wirft auch die Anfechtung wegen Drohung und 
Betrug. Diefelbe jest nicht voraus, daß der Zwang, die Täuſchung 
erheblich), fondern nur, daß fie wirklid von Einfluß waren. Es iſt 
ebenjowenig nöthig, daß ſich der Gegenbetheiligte jelbjt der Drohung 
Ihuldig gemacht hat; man hat vielmehr erwogen, daß in aufgeregten 
Zeiten Einzelne zu Gunften Bieler Drohungen anzuwenden pflegen. 
Dagegen berechtigt der Betrug eines Dritten zur Anfechtung eines 
adrejjirten Gejchäftes, 3. B. der Annahme des Bertragsantrages nur, 
wenn dem Empfänger der Erklärung Kenntniß oder fahrläffige 
Unfenntniß des Betruges vorzumerfen ift. 

Die Anfechtung vollzieht ſich duch einfache Erklärung, die an 
den Bertragögegner, nicht an den GSondernadfolger, der die zurück— 
zufordernde Sache bejitt, gerichtet twerden muß. Führt die Erklärung 
nicht zum Biel, jo jteht die betreffende perjönliche oder dingliche 
Klage offen. Es wird aljo zwifchen der Anfechtung ſelbſt — einer 
unverjährbaren, jedoch meift befrilteten Befugnig — und der daraus 
entjpringenden Klage gejchieden. 

Statt durch einfache Erklärung iſt die Ehe (F 1266) und die 
Ehelichteit eines Kindes, jowie die gejchehene Anerkennung dejjelben 
bei dejjen Lebzeiten durch Klage ($$ 1475, 1478), nad) feinem Tode 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht anzufechten. Die 
legtere Form ift aud zu beobadıten, ſoweit Annahme und Aus: 
ichlagung der Erbſchaft (88 2039 ff.) und der Verzicht auf das 
Inventarrecht ($ 2094) anfechtbar find. 

Der Entwurf geht von einem doppelten Gegenjag aus: zwijchen 
Berjährung und Ausſchlußfriſt und zwiſchen Berjährung und 
Erfigung. Die Ausihlußfrift iſt nicht zum Gegenftand allgemeiner 
Beitimmungen gemadt; ihre Unterfcheidung hat praftiih nur die 
Bedeutung, ob gewiſſe Beitimmungen über die Verjährung Anwen: 
dung finden, weshalb in Folgenden mehrfach der Kürze halber von 
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der Unterjheidung im Ausdrud abgejehen iſt. Die Erjigung wird 
im Sachenrecht geordnet. Das Erlöfhen von Rechten durch Ge- 
brauchsunterlafjung wird überhaupt nicht anerkannt. Ebenſo wenig 
die unvordenkliche Verjährung, die indeß vielleicht innerhalb des vor— 
behaltenen Landesrechts aufrecht erhalten werden wird. 

Berjährbar jind lediglich Anfprühe auf eine Leiftung: auf 
Hingabe von Sachen, auf Abgabe einer Willenserklärung u. ſ. w., 
mit einem Wort auf die zur Verwirklichung des Rechts erforderliche 
Handlung oder Unterlaffung. Die Anſprüche können perfönlich oder 
dinglich oder erbjchaftlich jein. Abweichend vom code civil fnüpft der 
Entwurf aber nit an die Verjährung der Eigenthumsklage den 
Eigenthumserwerb auch des unredlichen Bejigers. Es kann alſo ge- 
ſchehen, daß der Eigenthümer keine Klage und der Beſitzer kein Eigen— 
thum hat. Die Löſung des Zwieſpalts bringt dann erſt der Weiter— 
erwerb durch einen Gutgläubigen. — Unverjährbar ſind Anſprüche 
aus Rechten, die im Grundbuch eingetragen oder vorgemerkt ſind, 
ſoweit ſie nicht Schadenserſatz oder Rückſtände wiederkehrender Leiſtun— 
gen betreffen ($ 847). Unverjährbar find ferner Anſprüche vermögens— 
werthigen oder andern Inhalts aus einem familienredhtlichen Ber: 
hältniß, ſoweit jie auf dejjen Verwirklichung für die Zukunft gerichtet 
ind; 3. B. der Anfprud der Ehegatten auf Herſtellung der Che: 
gemeinjchaft($$ 1272,1275), auf Gewährung des Unterhalts (88 1280 ff.), 
der Anſpruch des gejeglichen Bertreter auf Herausgabe des Pflege: 
befohlenen (88 1505, 1655, 1728) u. ſ. w. Unverjährbar ift endlich 
die Feſtſtellungsklage, weil diejelbe als eine rein prozeſſuale Befugniß 
aufgefaßt wird. ALS Feitftellungskflagen find auch die ie 
dem Einfluß des Zeitablaufs entzogen. 

Vom guten oder böjen Glauben iſt die Berjäßrung unabhängig. 
Diejelbe erzeugt eine zeritörende Einrede, welde die Geltend- 
madhung des verjährten Rechts im Wege der Slage oder Einrede 
hindert, indeß, wie die Rechtskraft, nur auf Anrufen des Berechtigten 
berüdfichtigt wird. Auch die Vollendung der Eurzen Berjährungs- 
friften, die nach code civil nur die Vermuthung der Tilgung be- 
gründet, hat denfelben Erfolg, Zur Aufrechnung ift eine verjährte 
Forderung nicht geeignet (S 281). Wer aber in Unkenntniß des 
Berjährungsablaufs leistet, kann nicht zurüdfordern; wer wiſſentlich 
leiſtet, ſchenkt nicht. Die Verjährung der perjönlicen Forderung 
hindert ferner nicht die Befriedigung aus dem Pfande für Hauptgeld 
und laufende Nebenleiftungen, berechtigt ebenjowenig zur Rück— 
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forderung des Rechts, das zur Sicherung des verjährten Anſpruchs 
übertragen ift. Mit dem Hauptrecht verjähren die an ſich noch nicht 
verjährten Nebenanfprühe, mit dem Gejammtanfprud auf felbit- 
jtändige, von einem Hauptrecht nicht abhängige Leiftungen, 3. B. auf 
vertragsmäßige Zahlung eines jährliden Unterhaltsgeldes aud) die 
einzelnen bis dahin verfallenen Leiftungen. — Die Wirkung der 
Berjährung beſchränkt fid) auf die Berfonen, zwiichen denen ſie fich 
vollzieht, und auf ihre Rechtsnachfolger (SS 336, 339 f}., 1340). Der 
eine Gejammtjchuldner kann ſich jomit nicht darauf berufen, daß der 
andere durch Verjährung frei geworden ijt, — wohl aber der Bürge 
auf die Berjährung zu Gunften des Hauptjchuldners ($ 671). Die 
Verjährung kann durd; Nechtsgejchäft erleichtert, aber nicht ausge— 
ichlofjen oder erjchtwert, insbejondere ihre Friſt nicht verlängert werden. 
Nur die furzfriftigen Gemwährleiftungs- und Schadenserjagklagen des 
Käufers ($ 397), Schenfnehmers ($ 444) und Werkbeitellerd ($ 571) 
können bis zum Ablauf dev ordentlichen Berjährungsfrift vorbehalten 
werden. 

Die Verjährungsfrift wird unter accessio temporis berednet. 
Sie beträgt regelmäßig 30 Jahre. Aber wie bisher jollen eine ganze 
Reihe von Forderungen in 2 und 4 Fahren verjähren, im ganzen 
genommen diejenigen, welche zu den laufenden Einnahmen und Aus- 
gaben des Haushalts und Gejchäftsberriebes gehören. Insbeſondere 
jollen die Anſprüche der Gemwerbetreibenden u. a. in der Eurzen Frift 
auch dann verjähren, wenn die Waaren u. |. w. zum Gejchäftsbetrieh 
geliefert find. Bemerkenswerth ift ferner die 3 jährige Verlährungs- 
frift für Scadenserjagforderungen aus unerlaubten Handlungen 
($ 719). Rechtskräftig — vom ordentlichen, vom Schiedsrichter, von 
Berwaltungsbehörden u. j. w. — zuerfannte und im Konkurſe feit- 
geitellte, ſowie vollſtreckbare Vergleichs- und Urkundenanjprüche ver- 
jähren ſtets exit in 30 Jahren, joweit ſich nicht die Feitftellung auf 
regelmäßig wiederkehrende, erjt künftig fällige Leiftungen erftredt. 

Die Verjährung beginnt, jobald die Befriedigung rechtlich verlangt 
werden kann, alſo erjt mit dem Eintritt der aufjchiebenden Bedingung 
oder des Anfangstermins, erjt nad) Ablauf der Kündigungsfrift. 
Ein Anſpruch, defjen Entjtehen oder Kündigung nur von dem Willen 
des Berechtigten abhängt, wird wie ein entjtandener oder gefündigter 
behandelt. Nur der Beginn der zwei: und vierjährigen Verjährung: 
frift wird bis zum Ende des betreffenden Jahres vertagt. Der 
Gejammtanipruch auf jelbftjtändige wiederkehrende Leiftungen beginnt 
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mit der einzelnen Leijtung zu verjähren. Die Verjährung kann ge- 
hemmt oder unterbrohen werden. Dur die Hemmung wird der 
Beginn und der Weiterlauf der Berjährung ausgejchloffen; nad) 
Bejeitigung des Hindernifjes fett jich die angefangene Berjährungs- 
frift fort. Die einmal unterbrocene Verjährung muß jedoch neu zu 
faufen beginnen. Hemmung und Unterbrechung wirfen, wie die Ver— 
jährung felbft, nur unter den Perfonen, zwifchen denen fie Thatſache 
werden, und ihren Rechtsnachfolgern. 

Unfenntniß des Rechts und des Verpflichteten hemmt die Ver— 
jährung nicht. Ausnahmen bilden in diefer Hinfiht nur der Pflicht- 
theilsanipruch ($ 1999) und die Schadenserjatforderung wegen un— 
erlaubter Handlungen, die aber jpätejtens binnen 30 Fahren zu er: 
heben ift ($ 719). Hemmniß ift dagegen jedes Hindernik der Rechts- 
verfolgung, 3. DB. eine verzögerlihe Einrede. Die Einrede des nicht 
erfüllten Bertrages, des Zurüdbehaltungsrehts und der VBorausklage 
hemmen jedoch nicht, weil diejelben jederzeit zu bejeitigen find. Die 
Abzugseinrede des Inventarerben bemängelt nur die Höhe des An- 
ſpruchs, hemmt aljo nidt. Hemmniß ift ferner der Stillſtand der 
Rechtspflege; ſonſtige höhere Gewalt, 3. B. Erfranfung, nur foweit 
jie bei einer 6 Monate nicht überjteigenden oder in den lekten 
6 Monaten der Berjährungsfrift befteht. Gegen Gejchäftsunfähige, 
Unjelbitftändige und juriftiiche Perfonen läuft die Verjährung, aud 
wenn fie unvertreten find. Fällt aber der Vertretungsmangel in den 
eben bezeichneten Zeitraum, fo vollendet fi), jomweit die bezeichneten 
Perjonen nicht etwa prozekfähig find, die Verjährung erſt 6 Monate 
nad) der Bejeitigung de3 Mangels. An die Stelle der 6 Monate 
tritt die Verjährungsfriit, wenn diejelbe weniger beträgt. Auf ab» 
weſende Volljährige, denen ein Pfleger hätte beftellt werden müſſen 
($ 1740), bezieht fich dieſe Vorſchrift nicht; denn diejelbe ſchützt nur 
die rechtliche, nicht die rein thatfächliche Klagunfähigkeit. Dem Gläu- 
biger hilft gegen den umvertretenen Minderjährigen $ 55 der Civil: 
prozeßordnung. — Der Eintritt des Erbfalls hemmt weder auf der 
Gläubiger- noch auf der Schuldnerjeite die Verjährung. Sie läuft 
jedoch erit 6 Monate nad Erbichaftsantritt, Beftellung eines Nach— 
laßpflegers oder Konkurseröffnung ab. — Zwiſchen Ehegatten, Eltern 
und Kindern und Bormund und Mündel iſt die Berjährung ausge: 
ihlofjen, jolange die Ehe, die Minderjährigkfeit und das Vormund— 
ſchaftsverhältniß beitehen; nicht aber zwiſchen Herrichaft und Gefinde 
oder juriftiichen Perſonen und ihren gejetlichen Vertretern. 
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Unterbroden wird die Berjährung durd Anerfenmung und 
durch gerichtliche Geltendmahung des Rechts. Ein Anerfennungs: 
vertrag it nicht nöthig; das ftilljchweigende Anerfenntniß, Zahlung, 
Piandbeitellung u. ſ. w., genügen. Gerichtliche Geltendmahung unter: 
bricht, wenn fie gejchieht: 1. durch Leiſtungs-, Feſtſtellungs- oder 
Bollftrefungstlage, — mofern diejelbe nicht zurücgenommen oder 
wegen eines Mangels in den Prozekvorausjegungen abgemwiejen wird; 
2. durch Zahlbefehl, — mwofern nicht die Wirkungen der dadurd) be- 
gründeten Rectshängigkeit erlöfchen; 3. durch Streitverfündung in 
dem für den Anſpruch bedingenden Rechtsſtreit; 4. durd Boll: 
jtrefungshandlungen und Anträge, — die nicht etwa zurückgenommen, 
abgemiejen oder aufgehoben werden; 5. durch Anmeldung im Konkurſe, 
— wofern diejelbe nicht zurüdgenommen wird. Die Unterbredung 
dauert bis zur endgiltigen Erledigung des Berfahreng, endet, ſowie 
der Streit in Stillitand geräth, und beginnt wieder mit dem Fort— 
betrieb defjelben. 

Auf Anſprüche, die vor einem Schiedsgericht einer Berwaltungs- 
behörde u. j. w. zu verfolgen. find, finden dieſe Vorjchriften ent- 
jprechende Anwendung. Die Unterbrehung erfolgt dann durd) die 
Handlung, melde das Berfahren in Lauf jest. Ebenſo wenn der 
Rechtsweg erſt nach der Borenticheidung einer Behörde bejchritten 
werden kann. . 

Jeder Anſpruch joll Elagbar fein; aud die Nebenleiftung nad) 
Erledigung des Hauptrechts. Ob die vorbehaltlofe Annahme der 
Hauptjache ald Verzicht auf die Nebenforderung zu deuten ift, hat 
der Richter zu ermefjen. Klagbar find grundfäglich nur fällige An- 
ſprüche. SKlagbar find jedod) auch die erjt ſpäter fälligen wieder— 
fehrenden Leiftungen, die nicht auf Rechtögeichäft ‚beruhen. Die 
Kündigungsklage ift gleichfalls ftatthaft ($ 190), jo daß 3. B. der 
Miether noch vor Ablauf der Kündigungsfriit zur Räumung ver- 
urtheilt werden kann. — Ob die jadhlichen Vorausſetzungen des 
bejahenden Urtheils jchon beim Streitbeginn oder erſt bei der Urtheils— 
fällung vorhanden fein müſſen, wird nicht entjchieden. 

Mit der Rehtshängigfeit kann eine Steigerung des Anſpruchs 
eintreten, jofern nicht Unredlichkeit des Beklagten fchon früher die- 
jelbe Folge gehabt Hat. Der Bejiger und Inhaber der Gadıe 
haften dem dinglich Berechtigten (58 933, 945, 964, 1017, 1155), 
dem Erbjchaftskläger (F 2085) und dem perjönlichen Gläubiger, dem 
ein in fich beftummter Gegenstand herauszugeben ift ($ 244) nad der 
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Rechtshängigkeit für gezogene und fahrläflig verfäumte Nugungen, 
jomwie für fahrläffige Verſchlechterung und Zerftörung der Sache und 
der Nutungen. Prozeß: und Urtheilgzinjen werden im Entwurf 
nicht bewilligt. 

Das rechtskräftig Zugeſprochene fann nicht mehr beitritten, 
das Aberfannte nicht mehr gefordert werden. Nochmalige Einklagung 
des Zuerkannten ift dagegen nicht ausgeſchloſſen; ein Intereſſe daran 
fann beftehen, wenn 3. B. die Ausfertigungen des Urtheils verloren, 
die Akten verbrannt find. Ob das Urtheil novirt, ob die Leitung 
de3 unrechtmäßig Aberfannten als Schenkung oder al3 Erfüllung 
einer natürlihen Berbindlichfeit anzufehen ift, wird der Willenjchaft 
überlaffen. Den ſachlichen Umfang der Rechtskraft beſtimmt die 
Givilprozeßordnung. Die perjönlihe Wirkung der Rechtskraft iſt 
über die Parteien und ihre allgemeinen Rechtsnachfolger hinaus auf 
Diejenigen ausgedehnt, welche nad Eintritt der Rechtshängigkeit 
Sondernadjfolger der Parteien oder Inhaber des GStreitgegenftandes 
geworden find. Wer aljo nad Streitbeginn von dem Eigenthums- 
beklagten gemiethet bat, muß fofort dem fiegreichen Kläger weichen. 
Der Schuß des guten Glaubens wird durch diefe Borjchrift, die die 
ss 236 ff. Eivilprozeßordnung erweitert, nicht beeinträchtigt. 

Bon den allgemeinen Bemweisregeln des Entwurfs greift nur 
eine in die bejtehende Praris ein. Es ift nicht neu, daß der Kläger 
das Zuftandefommen des Gejchäfts, wie ev es angiebt, zu beweijen 
hat, wenngleih der Gegner zwar die Errichtung zugefteht, aber 
behauptet, daß der Abjchluß in anderer Weife, 3. B. unter auf: 
ichtebender Bedingung, erfolgt ift. Allein der Entwurf zieht aus 
diefem Grundfag den Schluß, daß der Kläger die Unbedingtheit des 
Geſchäfts auch dann darthun muß, wenn der Gegner die Beifügung 
einer auflöjenden Bedingung einmwendet. 

Die Rechtshilfe jchließt den Gelbitihug nicht völlig aus. 
Erlaubt ift die maßvolle Gelbjtvertheidigung zur Sicherung der eignen 
und fremder Perfonen: Nothwehr und Zerftörung von Saden zur 
Rettung aus einem unverjchuldeten Nothitand. Zuläffig it ferner 
die Selbithife mittel3 erlaubter Handlungen; man kann 3. B. jein 
Bud, dag der Entleiher nicht wiedergeben will, zurüdnchmen, wenn 
man ohne Hausfriedensbruh in deffen Zimmer kommt. Durch eine 
an fich unerlaubte Handlung darf man fich ſelbſt jedoch nur jchüten, 
wenn es das Geſetz bejonders geftattet. Der wichtigste Fall ift die 
Zuläfjigkeit der Selbitbefriedigung mittelft Wegnahme, Zerſtörung 
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oder Beihädigung von Sachen oder mittelft Nöthigung des Ber- 
pflichteten zur Erfüllung, wenn Gefahr im Berzuge und obrigfeitliche 
Hülfe nicht bereit ift. Der Feitgenommene ift unverzüglid dem 
Amtsrichter zur Verhängung des perjönlichen Arreſtes oder Frei— 
lafjung vorzuführen. In die weggenommenen Saden iſt fofort Boll: 
ftrefung oder dinglicher Arreſt zn fuchen; jonft find fie zurüdzugeben. 

Das Privatpfändungsredht wegen Bejhädigung von Grund: 
ftüden durch Menfchen und Thiere wird im Entwurf nicht geordnet. 


Das Recht der Schuldverhältnifje. 


Das in Deutjchland gegenwärtig herrjchende DObligationenrecht 
beruht durchweg auf dem römischen Recht; die Abweichungen des 
preußifchen Landreht3 und des franzöfilchen Code civil entjprechen 
großentheil3 nur dem zur Zeit und am Ort ihrer Abfaffung herr- 
chenden, allerdings durc) den unbewußten Einfluß germanifcher Rechts— 
anſchauungen mitbeftimmten Verſtändniſſe des römischen Rechts, 
während die Rechtſprechung im Gebiete des gemeinen Rechts den 
Wandlungen der Pandeftenlehre gefolgt ift und das ſächſiſche Geſetz— 
buch den Niederschlag des durch Savigny und feine Schule herge- 
jtellten reinen Nomanismus aufgenommen hat. Der Entwurf zum 
Deutfchen Bürgerlihen Geſetzbuche hat denjelben Weg eingejchlagen, 
jedoch mit möglichfter Annäherung an die im Handelsgejegbuche zur 
Geltung gekommenen Grundſätze des heutigen Verkehrs. Die Ueber— 
fiht wird fich alfo bei diefem Theile mit Umriffen begnügen können 
und nur diejenigen Bejonderheiten hervorzuheben haben, welche durd) 
die Eonftruftiven Eigenheiten des Entwurfs und dur) jelbitftändige 
gejeggeberische Erwägungen bedingt jind. 

Der Entwurf ftellt in der hergebrachten Weile Schuldverhältniffe 
aus Nechtsgefchäften unter Lebenden, aus unerlaubten Handlungen 
und „aus anderen Gründen” nebeneinander. Damit ift der Inhalt 
des zweiten, dritten und vierten AbjchnittS des zweiten Buchs gegeben. 
Der erite Abjchnitt Handelt von den Sculdverhältniffen im Allge- 
meinen; aber auc die erjten Titel des zweiten und dritten Abſchnitts 
enthalten wieder allgemeine Vorfchriften, und dieſe drei Gruppen 
greifen fo vielfach ineinander, daß die logiſch Eorrefte Scheidung, da 
fie doc nicht ftreng durchgeführt werden Fonnte, den Ueberblid nicht 
gerade erleichtert. 

Den erften Titel „Gegenſtand der Schuldverhältniffe” des erften 


Abichnitts eröffnet die Beltimmung des $ 206: „Gegenjtand eines 
XV, 94 
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Schuldverhältniffes kann ein Thun oder ein Unterlajjen des Schuld- 
ners (Leiftung) fein.” Die Motive erläutern (II ©. 3) diefen Sat 
damit, daß „ein vermögensrechtliches Intereſſe nach der Auffaffung 
des Entwurfs nicht zum Weſen der Obligation gehört,” ja „die Wirk: 
jamfeit eines Schuldverhältniffes auch nicht damit befänpft werden 
£ann, daß der Gläubiger fein anderes ſchutzwürdiges Intereſſe an der 
Leitung habe, vorbehaltlich der Prüfung, ob in den betreffenden Fällen 
ein rechtlicher Verpflichtungsmille anzunehmen ift.” Damit wird der 
Richter auf einen Kreisfhluß verwiejen, da für die Annahme eines 
rechtlichen Berpflichtungswillend doc die erjte Vorfrage irgend ein 
ernftliher Zweck der BVerpflihtung und der Mangel eines jchuß- 
würdigen Intereſſes jedenfall® Mangel eines jolhen Zwecks ift. 
Uebrigens bejtimmt $ 221, daß „wegen eine anderen als eines 
Vermögensſchadens eine Entſchädigung nur in den vom Geſetz be— 
ftimmten Fällen gefordert werden kann.“ — Mit dem $ 206 ſoll 
aber weiter (Mot. II ©. 265) der allgemeinen Zuläfligfeit von Ver— 
trägen zu Gunjten eines Dritten Bahn gebrochen jein, welcde die 
88 412 u. ff. ausſprechen. 

Die 88 207—212 enthalten die herkömmlichen Pandektenſätze 
über das Wahlrecht bei alternativen Obligationen. 8 113 überträgt 
diejen Begriff des Wahlrecht auch auf den Fall der Leiftung einer 
nur der Gattung nad) beftimmten Sache und nimmt mit diejer ver- 
Ichrobenen Wendung die Beitimmung des $ 335 des H. G. B. auf, 
daß der Schuldner eine Sache von mittlerer Art und Güte auszu— 
wählen hat. Durch die Stellung im erjten Abjchnitt wird aber dieje 
Beſtimmung von entgeltlichen zweijeitigen Verträgen, die das H. G. B. 
allein im Auge bat, auf einjeitige Verbindlichkeiten und ſogar auf 
Schenkungen ausgedehnt, und zwar mit der Folge, daß während 
nad) $ 444 der Schenker für die Mängel aud) der generijd ver: 
Iprochenen Sache nicht haftet, jein Wahlrecht auf mittlere Art und 
Güte bejchränft fein würde. Als Zeitpunkt der unmiderruflid voll 
zogenen „Auswahl“ des $ 213 bejtimmt $ 214 den der bewirften 
lebergabe oder den etwaigen früheren des Uebergangs der- Gefahr, 
obwohl die Auswahl in diefem Falle überhaupt feine andere Be— 
deutung hat als den Uebergang der Gefahr zu bezeichnen. Im 
alle des Annahmeverzugs des Gläubiger bei genertich bejtimmter 
Leiftung läßt aber $ 257 Abſ. 2 die Gefahr auf den Gläubiger mit 
der Nichtannahme der ausgewählten und angebotenen Sache über: 
gchen. Bier ift alfo die Auswahl VBorbedingung des vor der Ueber: 
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gabe eintretenden Gefahrübergangs und zugleich beftimmt nad) $ 214 
der Gefahrübergang den unmiderruflihen Bollzug der Auswahl. 

Nach $ 215 ift eine in ausländiiher Währung ausgedrüdte, im 
Inlande zahlbare Geldjhuld in Reihswährung zu zahlen, jo daß der 
Schuldner ih durch Leiftung des ausdrüdlich Verſprochenen nicht 
befreien fann. $ 217 beläßt den gejetlihen Zinsfuß auf fünf vom 
Hundert, und zwar aud für den Fall, daß die Schuld nach Rechts— 
geichäft zu verzinjen, die Höhe der Zinfen aber nicht beftimmt ift. 

Die 88 218—223 orönen die Berbindlichkeit zum Schadens— 
erjag in weſentlicher Uebereinſſimmung mit dem gemeinen und 
Handelsrecht. Insbeſondere ift auch ($ 218) der entgangene Gewinn 
zu erjegen, welcher nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge oder 
nad) den bejonderen Umftänden, insbejondere nad) getroffenen An— 
ftalten und Vorkehrungen mit Wahrjcheinlichkeit erwartet werden 
Eonnte. Ebenſo hat ($ 222) das Geriht nad) den Umftänden des 
Falles zu ermefjen, ob und in wie weit Erjagpflicht für verfchuldeten 
Schaden bei mitwirkfender Fahrläfjigkeit des Bejchädigten, „wenn 
auh nur in Anfehung der Abwehr des Schadens” anzunehmen fei, 
und insbejondere zu würdigen, ob und in wie fern das Verſchulden 
de3 einen oder die Fahrläſſigkeit des andern Theils überwogen hat. 
Mit der Erjagleiftung für den Berluft einer Sache oder eines Rechts, 
welche entzogen oder vorenthalten waren, gehen die Anſprüche des 
Entſchädigten gegen Dritte auf Grund des Eigenthums oder jonftigen 
Rechts auf den Erjagpflichtigen über ($ 223), aljo ohne daß e3 der 
gemeinrechtlicd erforderlichen Abtretung bedarf. 

Der zweite Titel „Anhalt der Schuldverhältnifje” behandelt zu— 
nächſt in den 88 224—32 die „Verpflichtung zur Leiltung.” Ein— 
ſchneidend in das geltende bürgerliche, dagegen übereinftimmend mit 
Art. 212 de8 H. G. B. ift zunächſt der Sat des $ 224 Abſ. 1: „Der 
‚Schuldner haftet nicht blos wegen vorjäglicher, jondern auch wegen 
fahrläffiger Nichterfüllung feiner Berbindlichkeit,” jo daß im Al: 
gemeinen der Unterjchted zwiſcher grober und leichter Yahrläffigkeit 
aufgegeben ift; nur zu Gunften des Schenfers ($ 442), des Ber: 
leiher8 ($ 550) und des negotiorum gestor ($ 750) iſt die Haftung 
auf grobe Fahrläffigkeit bejchränft geblieben. Dabei werden für ent- 
ſprechend anwendbar erklärt die VBorichriften der 88 708, 709 (die alſo 
eigentlich an diefe Stelle gehören) über die Ausjchliegung der Ber: 
antwortlichkeit einer des Bernunftgebrauchs beraubten (ausgenommen 
dev Hall jelbitverichuldeter Trunkenheit) und der im Kindesalter 
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jtehenden Perjon, jowie für die vor zurüdgelegtem achtzehnten Jahre 
begangenen Handlungen, wenn die Perjon bei Begehung derjelben 
„die zur Erkenntniß der Verantwortlichkeit erforderliche Einficht nicht 
beſaß.“ — Noch einjchneidender für das gemeine und preußifche Recht 
ift der zweite Abjat des $ 224: „Der Schuldner haftet in Anjehung 
der Erfüllung wegen des Verjchuldens feines gefeglihen Vertreters 
jomwie wegen des Verſchuldens derjenigen Perſonen, deren er ſich zur 
Bewirkung der Leiſtung bedient;” die culpa in eligendo würde damit 
wenigftens aus dem Dbligationenredht verjchwinden. 

Die 88 233—236 ordnen das Zurüdbehaltungsredjt des Schuld- 
nerd, und zivar wird ihm dies nicht nur, wie im geltenden Recht, 
für einen gejchuldeten Gegenstand zugeſprochen „wegen Verwen— 
dungen auf denjelben vder wegen eines durch denjelben ihm zugefügten 
Schadens;“ er ijt außerdem ganz allgemein „zur Zurüdbehaltung der 
Ihuldigen Zeiftung beredtigt,” wenn er „aus demjelbon rechtlichen 
Berhältniffe, auf welchem feine Verpflichtung beruht, gegen den 
Gläubiger einen fälligen Anjprucd hat.” Und zwar ergeben die Ber- 
weijungen auf die 88 364, 365 im Eingange des $ 233 und in $ 234, 
daß der Entwurf diefes Recht ganz entjprehend der Erfüllung Zug 
um Zug bei gegenjeitigen Verträgen durchaus als eine auf jede Art 
von Leijtungen verallgemeinerte exceptio non adimpleti contractus 
gedacht hat; worin thatſächlich der Unterjchied beftehen foll, den die 
Motive zwiſchen „Zurüdbehaltung” und „Verweigerung“ der Leitung 
machen, ijt unverjtändlih. Das Recht ift nur im Falle der ausdrück— 
lihen Berpflihtung des Schuldners zur Borleiftung ausgejchloffen ; 
der Gläubiger kann jedod; die Ausübung des Rechts durch Sicher: 
heit3leiftung, aber nicht durch Bürgen, abwenden. 

Die SS 237— 244 handeln von der Unmöglichkeit der Leitung 
und den Folgen der Nichtleiftung; es tft hier nur von der nad) Ent- 
ftehung des Schuldverhältnifjes eingetretenen Unmöglichkeit die Rede; 
der Bertrag über eine unmögliche Leiftung ift in den 88 344—46 
behandelt, die während des Verzugs eintretende in $ 251, und 
befondere Fälle noch an fonftigen Stellen. $ 238 enthält eine unbe— 
ſtimmte Berallgemeinerung geltender Rechtsſätze dahin, daß der 
Schuldner, wenn er von der Berpflichtung zur Leiſtung wegen Un: 
möglicheit derjelben befreit ift, den für den Gegenſtand derjelben 
erlangten Erjag oder Erjaganjprud dem Gläubiger auf dejjen Ver— 
langen herauszugeben bezw. abzutreten hat, während andererfeits 
die Faſſung den gleichen Anſpruch des Gläubiger bei der vom 


_ 19899 _ 


Schuldner zu vertretenden Unmöglichkeit der Leiftung auszujchließen 
jcheint, was doc nicht wohl in der Abficht Liegen kann. 

Die beiden folgenden Abjchnitte enthalten Beitimmungen über den 
Berzug des Schuldners (85 245— 253) und des Gläubigers (88 254— 262), 
welche durchweg dem gemeinen Recht entiprehen. Der Berzug des 
Släubigers jest Fein Verſchulden des legteren, jondern nur die Nicht- 
annahme der angebotenen Leijtung ($ 254) voraus (in $ 255 ift 
beſtimmt, warn ein bloß wörtliches Anerbieten genügt). Diefer ®rundjag 
erhält eine bejondere Tragweite durch den Sat des $ 231 Abi. 2: 
„Iſt für die Leiftung eine Zeit beftimmt, jo ift im Zweifel anzu= . 
nehmen, daß der Gläubiger vor diefer Zeit die Leitung nicht fordern, 
wohl aber der Schuldner zu jeder früheren Zeit leiten darf.“ 

Im dritten Titel „Erlöſchen der Schuldverhältniffe” handeln die 
ss 263—271 von der Erfüllung. Hervorzuheben iſt nur $ 267, 
welcher die im gemeinen Recht beftehende Unficherheit über die An- 
rehnung einer Bahlung bejeitig.. Der Entwurf geht von dem 
Beitimmungsreht des Schuldners aus; in Ermangelung jeiner Be- 
ftimmung „wird durch die Leiftung zunädjft die fällige Schuld, jodann 
unter mehreren jelbitftändigen Schulden die dem Schuldner Läftigere, 
und unter mehreren gleich läftigen die ältere Schuld, bei gleichem 
Alter jede der mehreren Schulden verhältnigmäßig getilgt.” An die 
Erfüllung anjchliegend enthalten die SS 272—280 jelbitftändige und 
eingehende Borjchriften über die Hinterlegung. Hervorzuheben ift, 
daß der Schuldner, obwohl er durd die Hinterlegung befreit wird 
($ 272 Abj. 2), das Recht hat, den hinterlegten Gegenftand zurüd- 
zunehmen, wenn er jich defjelben nicht durch Erklärung bei der Hinter- 
legungsftelle begeben hat, und jo lange als nicht der Gläubiger bei 
derjelben die Annahme erklärt oder die Hinterlegung rechtskräftig für 
rechtmäßig erklärt und dies der Hinterlegungitelle durch Vorlegung 
des Urtheils nachgemwiejen ijt ($ 274); inzwijchen kann fein von der 
Befriedigung des Gläubigers abhängiges Recht geltend gemacht (8 276), 
gleichwohl im Konkurſe über das Vermögen des Schuldners der 
hinterlegte Gegenjtand nicht zur Konkursmaſſe gezogen, und während 
der Dauer des Stonfurjes das Recht der Zurüdnahme weder vom 
Schuldner nod vom Stonkursverwalter ausgeübt werden ($ 277). 
Im Falle der Zurüdnahme lebt die duch die Hinterlegung aufge- 
hobene Verbindlichkeit mit allen Nebenverbindlichkeiten wieder auf, 
Pfandrechte jedoch nur, ſoweit im Uebrigen die Borausjegungen ihrer 
Bültigkeit fortgedauert haben ($ 275). 
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Die Aufrehnung ($ 281—289) wird, wenn die Vorausſetzung 
gleichartiger und beiderjeit3 fälliger Forderungen vorliegt, durch ein- 
feitige Willenserklärung des einen Gläubigers (deffen Forderung feine 
Einrede entgegenitehen darf, 8 281 Abſ. 2) vollzogen, welde nicht 
unter Beifügung einer Bedingung oder Zeitbeftimmung abgegeben 
werden darf ($ 282), und wirkt auf den Augenblid zurüd, in welchem 
die Forderungen als zur Aufrechnung geeignet ſich gegenüber getreten 
find ($ 283). Der aufrechnende Gläubiger hat die Wahl, weldje von 
mehreren zur Aufrechnung geeigneten Forderungen erlöjchen jollen; 
ift die Aufrechnung ohne Wahl erklärt, jo finden die Grundfäge über 
Anrechnung von Zahlungen Anwendung. 

Der Erlaß der Schuld ($ 290) wird wie die Abtretung der 
Horderung ($ 294) von dem Entwurf unter den Gefichtspuntt des 
„dinglichen“ oder „Beräußerungsvertrages” gebracht, deſſen Wirk- 
ſamkeit weder die Angabe des NRechtsgrundes, noch die Uebereinftim- 
mung der Bertragsjchliegenden über den vorausgejetten Rechtsgrund, 
noch das Beftehen eines Nechtsgrundes erfordert. Es finden jedoc) 
die Vorfchriften über condictio indebiti entjprechende Anwendung, 
wenn der Erlaß in der ausdrüdlich oder ſtillſchweigend erklärten 
Borausjegung erfolgt ift, daß die erlaffene Schuld nicht bejtehe. 
In all diefen Beziehungen ift dem Erlaß das Anerkenntniß gleich— 
geitellt, daß ein Schuldverhältnig ganz oder zum Theil nicht beftehe. 
Der bloße Verzicht auf die Forderung wird nur durch die Annahme 
de8 Schuldners verbindlich. 

Im vierten Titel „Sondernadhjfolge in Forderung und Schuld” 
handeln zunädft die 88 293—313 von der Uebertragung der 
Forderung, unter welcher der Entwurf die vertragsmäßige Abtretung 
(1. o.), die gerichtliche Ueberweifung im Wege der Zwangsvollitrekung 
und den MUebergang der Forderung Kraft Geſetzes begreift; Der 
Einwilligung des Schuldners bedarf es in feinem Falle. Nicht 
übertragbar ijt die Forderung, welche von einer nicht übertragbaren 
Eigenjchaft des Gläubigers abhängt, oder deren Leiftung an einen 
anderen Gläubiger den Anhalt verändern würde oder nicht möglic) 
ift ($ 295), auch ift die nicht pfändbare Forderung nicht übertragbar 
und in der Regel auch umgekehrt ($ 296); durch Rechtsgeſchäft aber 
kann die Uebertragbarkeit einer Forderung mit Wirkung gegen Dritte 
nicht ausgefchloffen werden ($ 295 Abf. 2). Auf die Haftung für 
den rechtlichen Beftand der abgetretenen Forderung finden die Bor: 
ihriften über Gewährleiftung Anwendung ($ 298). Der Schuldner 
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fann dem neuen Gläubiger Einreden von ausfcließliher Beziehung 
auf den bisherigen nicht entgegen ſetzen, indeß mit einer ihm zur 
Beit der erlangten Kenntniß von der Mebertragung gegen den leßteren 
zuftehenden Gegenforderung aufrechnen ($$ 302, 303); und dieje 
‚Zeit entfcheidet auch darüber, inwieweit der neue Gläubiger Leiftungen 
an den bisherigen und Verträge mit demfelben über die Forderung 
gegen fich gelten laffen muß ($ 304). Die von dem bisherigen 
Gläubiger dem Schuldner angezeigte Uebertragung gilt im Verhält— 
nilje zmwilchen beiden bi zum Widerruf der Anzeige als erfolgt und 
wirffam ($ 3056). Ohne diefe Anzeige und ohne Borlegung einer 
öffentlic) beglaubigten Urkunde kann der Schuldner, aber nur alsbald 
und unverzüglic) die Kündigung de3 neuen Gläubiger zurückweiſen 
($ 308). Bei Uebertragung eines ganzen gegenwärtigen Vermögens 
oder einer Erbſchaft werden alle dazu gehörenden Rechte, zu deren 
llebertragung der Abtretungsvertrag genügend ift, durch die erkennbar 
darauf gerichtete Vereinbarung übertragen ($ 313). 

Der Forderungsübertragung ftellt der Entwurf in den 88 314 
bis 319 die Schuldübernahme zur Seite. Zunächſt als Uebernahme 
der Verbindlichkeit aus einem Schuldverhältniffe in der Weiſe, daß 
der bisherige Schuldner befreit wird und der Hebernehmer an dejjen 
Stelle tritt ($ 314). Diefer Bertrag kann ſowohl zwiſchen dem 
Gläubiger und Uebernehmer, al3 ($ 315) zwiſchen diefem und dem 
bisherigen Schuldner geſchloſſen werden, wird aber im letteren 
Falle für und gegen den Gläubiger erjt mit defjen Genehmigung 
wirkſam, auf die er nur nach gejchehener Mittheilung des Ber: 
trages durch einen der Bertragsfchliegenden ein Recht erhält; der 
Schuldübernehmer ift dem bisherigen Schuldner die Genehmigung 
des Gläubiger zu verichaffen verpflichtet. Der Schuldüberncehmer 
kann dem Gläubiger Einreden von ausſchließlicher Beziehung auf 
die Perfon des bisherigen Schuldners nicht entgegenfegen und mit 
Forderungen defjelben nicht aufrechnen, auc aus dem Rechtsgrunde 
der mit dieſem vereinbarten Schuldübernahme feine Einwendungen 
herleiten. $ 317 beftimmt, ob und wann die mit der Forderung 
verbundenen verftärfenden Nebenrechte bei der Schuldübernahme be- 
ftehen bleiben; bloße Borzugsrechte fallen fort. 

Bon der Schuldübernahme unterfchieden it die Erfüllung: 
übernahme ($ 318), durch welche ein Dritter fih dem Schuldner 
nur verpflichtet, die Leiftung an den Gläubiger zu bewirken; er 
haftet dann nur dafür, daß diefer den Schuldner nicht in Anfpruc 
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nimmt, bat aber nicht die jofortige Befreiung des Leßteren zu be— 
wirken. Im Zweifel ift anzunehmen, daß nicht die Schuld-, ſondern 
die Erfüllungsübernahme beabfichtigt fei; umgekehrt jedoh, wenn in 
einem Slaufvertrage die Uebernahme einer perfönlichen Schuld des 
Berfäufers durch den Käufer in Anrechnung auf den Saufpreis 
vereinbart ift: nur ift in diefem Falle der Käufer nicht verbunden, 
die Genehmigung des Gläubigers zu verſchaffen, er haftet nur dafür, 
daß diejer den Verkäufer nicht in Anjprucdh nimmt. — Endlich bei 
der Uebernahme eines ganzen gegenwärtigen Vermögens ($ 319) 
haftet der Uebernehmer ohne Weitere und ohne daß dieſe Haftung 
ausgejchloffen oder bejchränft werden kann, den Gläubigern für alle 
zur Zeit vorhandenen Schulden bis zum Werth des Aktivvermögens, 
unbejchadet der fortdauernden Haftung des bisherigen Schuldners. 

Im fünften Titel des erjten Abjchnitt8 hat der Entwurf die 
„Schuldverhältniſſe mit einer Mehrheitvon Gläubigern oder Schuldnern“ 
nebeneinander laufend in einer die Neberfichtlichkeit nicht eben fördernden 
Weije behandelt. Nachdem in $ 321 die Regel aufgeftellt ift, daß 
jeder von mehreren Gläubigern nur einen gleichen Theil der Leiftung 
zu fordern und jeder von mehreren Sculdnern nur einen gleichen 
Theil derjelben zu bewirken verpflichtet ift, ordnen die 88 321 bis 
338 da3 „Geſammtſchuldverhältniß,“ welches insbejondere dann anzu— 
nehmen tft, wenn in dem begründenden Rechtsgeſchäfte die Ausdrüde 
„ale für einen und einer für alle,” oder „zu ungetheilter Hand,” 
oder „jammt und jonders,” oder „ſolidariſch,“ oder „correal” gebraucht 
find. In Uebereinftimmung mit allen geltenden Gefeßgebungen hat 
der Entwurf den in der heutigen gemeinrechtlichen Lehre durchgeführten 
Unterjchied von Gorreal- und bloßen Solidarobligationen nicht auf- 
genommen. Während aber die älteren Gejetgebungen das Verhältnik 
durchweg auf dem Boden der j. g. Correalität behandeln, das ſächſiſche 
Geſetzbuch dagegen nur die f. g. Solidarität anerfannt, war für den 
Entwurf, wie die Motive (II ©. 156) jagen, „die Rüdficht auf die 
Sahgemäßheit, auf den Zweck des Snftitutes und die Bedürfniffe 
des Verkehrs für die einzelnen Beftimmungen entjcheidend;” in der 
That jind aber doc) die meiften Folgerungen aus dem Gorrealitäts- 
prinzip aufgegeben. So kann der Schuldner, auch wenn einer der 
mehreren Gläubiger die Leiſtung gefordert und jelbft gerichtlich verfolgt 
hat, noch an einen anderen Gläubiger leiften, und das einem Gläubiger 
gegebene Erfüllungsverjprechen jchließt die anderen nicht aus ($ 323); 
für das Verſchulden eines von mehreren Gläubigern oder Schuldnern 


1393 


haften die andern nicht ($ 325); das gleiche gilt von dem Verzuge 
($ 326) und cntiprechend von der verjchuldeten Unmöglichkeit der 
Leiftung ($ 334 Abi. 1). Mahnung, Kündigung, Anbieten der Leiftung 
gelten nur für denjenigen der mehreren Gläubiger oder Schuldner, 
von welchem fie au2gehen bezw. gegen denjenigen, an welchen jie 
gerichtet find ($ 326). Das zwifchen einem Gejammtgläubiger und 
dem Schuldner oder zwijchen dem Gläubiger und einem Gejammt- 
jhuldner ergangene rechtskräftige Urtheil wirkt nicht für und nicht 
gegen die übrigen Gläubiger und Schuldner ($ 327). — Die Untheil- 
barkeit der gejchuldeten Leiftung hat auf Seiten der mehreren Schuldner 
die Wirkungen des Gefammtjchuldverhältnifjes ($ 340), auf Seiten 
der mehreren Gläubiger ift Regel, daß der Schuldner nur an alle 
gemeinschaftlich Leiften und jeder Gläubiger nur dies fordern kann, 
wenn nicht nad) Art des Schuldverhältnifjes die Leiftung an einen 
Gläubiger alle befriedigt ($ 339). 

Am erjten Titel de zweiten Abjchnitt3 wird unter der Be- 
zeichnung „Gegenftand der Berträge” in den 88 344 bis 47, 349, 
350, 352 gehandelt von der Nichtigkeit der Verträge über unmögliche, 
verbotene und unjittliche Leitungen, über die Erbſchaft eines Dritten 
vor dem Tode des Erblafjerd und die Erbichaft eines unbeftimmten 
Dritten, ſowie über ein ganzes zukünftiges Vermögen oder einen 
Bruchtheil defjelben, oder den Nießbrauch daran, endlich des Vertrags 
über eine weder beftimmt bezeichnete, noch aus den Bertrags- 
beftimmungen zu ermittelnde Leitung. Daran reihen ſich in den 
88 353—357 Vorſchriften darüber, wie die im Vertrag vorbehaltene 
Beitimmung der Leiftung zu treffen ift. Außer Zuſammenhang ein- 
geichoben find die Vorfchriften des $ 350 Abi. 1 und 351, da die 
Berträge über die Verbindlichkeit zur Abtretung eines ganzen gegen- 
wärtigen Vermögens oder eines Bruchtheils dejjelben und zur Be— 
ftellung eines Nießbrauchs daran, jowie zur Uebertragung des Eigen: 
thums an einen Grundftüde der gerichtlichen oder notariellen Form 
bedürfen. Wie beim Sachenrecht hervorgehoben ift, ftellt der Entwurf 
neben diefen obligatorischen den f. g. dinglihen Bertrag der wirklichen 
Uebertragung des Rechts, welcher unabhängig von jeinem Rechts: 
grunde wirkſam ift. Die Folgerung, daß der nachfolgende dingliche 
Bertrag, d. h. die Erfüllung des obligatorischen den Mangel der Form 
der letteren heile, hat der Entwurf in Abj. 2 des $ 351 nur für 
den Vertrag über das Eigenthum an Grundftüden, und zwar feinem 
ganzen Inhalte nad), gezogen, wenn zufolge der Auflafjung die Ein: 
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tragung gejchehen iſt. — $ 358 bejtätigt das geltende Reichsrecht, 
daß (unbeichadet der Borfchriften des Wuchergejeges) Zinſen in jeder 
Höhe vereinbart, und erweitert e8 dahin, daß fie aud von rüd- 
ftändigen Sinfen bedungen werden fünnen; nur die im Voraus ge: 
troffene Abrede von Zinfeszinfen iſt nah Art. 2 nichtig, Den 
reihsrechtlihen Vorbehalt eines Kündigungsrechts für den Schuldner, 
der höhere al3 ſechsprozentige Zinſen verjprocden hat, hat nad) den 
Motiven (IT ©. 196) der Entwurf durch Webergehen befeitigen 
wollen. 

Den Unterabjchnitt über den „Inhalt der Schuldverhältniffe 
aus Berträgen” eröffnet die Beitimmung des $ 359: „Der Vertrag 
verpflichtet die Vertragichließenden zu demjenigen, was ſich aus den 
Beftimmungen und der Natur des Vertrages nad) Gejeg und Verkehrs— 
fitte, fowie mit Rückſicht auf Treue und Glauben als Anhalt feiner 
Berbindlichkeit ergiebt.” Nach 8 360 berechtigt die Nichterfüllung 
de3 Vertrags von Seiten des einen Theils den andern nicht, von 
dem Bertrage abzugehen. Muß er hiernady) auch die nachträgliche 
Erfüllung vorbehaltlich. des Schadenserjages für die verjpätete Leiſtung 
annehmen, fo greift doch, wenn er den Schuldner in Berzug gejetst hat, 
die Beftimmung des $ 247 Abſ. 2 ein: ex kann die Leiftung ablehnen 
und Schadenserjaß wegen Nichterfüllung fordern, wenn für ihn „in 
Folge des Verzugs die Leiftung fein Antereffe hat.” Daneben hat nun 
der Entwurf in $ 361 den Begriff des ſ. g. Firgefhäfts aus dem 
Handelsrecht aufgenommen: joll nad) dem Bertrage „genau zu einer feſt 
beitimmten Zeit oder binnen einer fejtbeftimmten Friſt“ erfüllt werden, jo 
erhält der andere Theil bei Nichterfüllung das Wahlrecht, ob er „vom 
Bertrage zurüdtreten? oder auf Erfüllung beftehen will. Der Ent- 
wurf unterläßt es jedoch, für letteren Fall dem Gläubiger gemäß 
Art. 357 aufzugeben, „unverzüglich” dem Schuldner die getroffene 
Wahl anzuzeigen, wie er es im Falle des 8 360 unterläßt, dem 
Gläubiger die Anzeige aufzugeben, daß nad) Ablauf einer beſtimmten 
Nothfrift die Leiftung für ihn „Eein Intereſſe“ haben wird, jo daß 
in beiden Fällen der Schuldner rathlos gelaffen wird, ob er nod) zu 
erfüllen hat oder nicht. Hat fi) der Gläubiger im Falle des $ 361 
für den Rücktritt entjchieden, jo finden die Borfchriften über den 
vertragsmäßig vorbehaltenen Rüdtritt (f. u.) entiprechende Anwendung. 
— Bon der in $ 362 aufgenommenen Beftimmung, dab der gegen- 
jeitige Vertrag in der Negel Zug um Zug zu erfüllen ift, macht $ 363 
für den Fall, daß auf der einen Seite urfpünglich oder durch Ver— 
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erbung eine Mehrheit von Berjonen betheiligt ift, die den Grundjak 
des $ 320 durKhbrechende Anwendung, daß einer der mehreren Be: 
rechtigten feinen Antheil an der Leiftung des andern Bertragicließen- 
den nur gegen Bewirkung der vollftändigen Gegenleiftung fordern 
fann. Die 88 364 und 365, deren entiprechende Anwendung jchon 
bei dem Zurüdbehaltungsrechte in Betracht fam, beſtimmen über die 
j. g. Einrede des nicht erfüllten Bertrages und die Klage auf Er— 
füllung Zug um Zug. Hat aber ein Theil „die ihm als Erfüllung 
angebotene Leiftung al3 Erfüllung angenommen,” d. h., wie die Motive 
bejtätigen, nicht bloß die Ablieferung entgegengenommen, „jo kann er 
auf Grund der Mangelhaftigkeit der Leiftung nicht wegen Nicht: 
erfüllung des Vertrags die Gegenleiftung verweigern, fondern nur 
die ihm ſonſt zuftehenden Anjprüche geltend machen; auch ift er in 
Anjehung der behaupteten Mangelhaftigfeit bemeispflichtig.” — Die 
88 366— 368 behandeln die Wirkungen der eingetretenen Unmöglichkeit 
einer Leiftung bei gegenjeitigen Verträgen. Der Entwurf ftellt dabei, 
abweichend vom gemeinen, aber übereinjtimmend mit dent preußifchen 
Landredte den Grundfag auf, daß jeder Theil die Gefahr für die 
ihm obliegende Leiftung trägt, aljo Anjprud auf Gegenleiftung nur 
bat, inſoweit er jelbjt leiften fann, mit der Ausnahme, daß, wenn der 
Gläubiger die Unmöglichkeit verfchuldet hat, oder bei Eintritt derjelben 
in Verzug gemwefen ift, der Schuldner das Recht auf die Gegenleiſtung 
behält, joweit er fic) nicht dadurch mit dem Schaden des Gläubiger 
bereichern würde. 

Die $ 3T0—380 ordnen die „Sewährleiftung des veräußerten 
Rechts,“ die SS 381—411 die „Bewährleiftung wegen Mängel 
der veräußerten Sache“ durchweg dem geltenden Rechte entjprechend; 
in erfter Beziehung greifen felbjtverftändlih die an die Grundbuch): 
einrichtung fich anlehnenden Nechtsjfäge ein. Bei der Mängelhaftung 
iſt zunächſt auffallend, daß obwohl die Motive nur von verborgenen 
Mängeln fprechen, diefe Einſchränkung in $ 381 Abſ. 2 Eeinen Aus: 
drud gefunden hat. Allerdings ſchließt $ 382 Abj. 1 die Haftung 
aus bei einem Mangel, welchen der Erwerber zur Zeit der Vertrags: 
Ihließung gekannt hat und im Allgemeinen auch, wenn der Mangel 
dem Erwerber „nur in Folge grober Fahrläffigkeit unbekannt ge- 
blieben ift;” aber in letterem Falle haftet doch der Veräußerer nicht 
nur für ausdrüdliche Zufiherung, daß der Mangel nicht beftehe, 
jondern aud) „wenn er denjelben gefannt und dem. Erwerber ver: 
Ihwiegen hat.” Ob fi hieraus in Verbindung mit $ 381 die 


wird davon abhängen, ob der Richter daß „Berjchweigen” eines offen: 
baren Mangel3 für finnlos hält oder nicht. — Nach $ 397 verjähren 
die Anfprüce auf Wandelung und Minderung jowie die entfprechen- 
den Einreden, und der Anſpruch auf Schadenserjag (Ab. 2, jedoch 
außer dem Falle wifjentlicher Berjchweigung) bei beweglihen Sachen 
mit Ablauf von ſechs Monaten, bei unbeweglichen mit Ablauf eines 
Jahres (von der Vebergabe an Abj. 4). Dem Erwerber ift eine dem 
Art. 347 des H. G. B. entprechende Berpflihtung zur Prüfung der 
übergebenen Sadje und Anzeige der gefundenen Mängel nicht auf- 
erlegt, andererjeit8 aber auch nicht dem Art. 349 daf. eutjprechend 
die Möglichkeit gewährt, jtch die Einrede durch Anzeige des Mangels 
innerhalb der Berjährungsfrift zu erhalten. — Bei Veräußerung einer 
nur der Gattung nad) bejtimmten Sache jpridt $ 398 dem Erwerber 
außer dem Wandelungs- und Minderungsanfprud aucd das Recht zu, 
die Lieferung einer mangelfreien an Stelle der mangelhaften Sade 
zu erlangen, ohne daß dem Veräußerer das entjpredende Recht ges 
geben wird, zur Abwehr jener Anſprüche eine mangelfreie unter 
Zurüdnahme der mangelhaften Sache zu liefern. — Für die Ber- 
äußerung von Pferden, Ejeln, Maulejeln und Maulthieren, Rindvieh, 
Schafen und Schweinen enthalten die 88 400—411 bejondere Vor: 
ihriften, welche fi) im Gegenjage zum römiſchen Recht auf den 
Boden der deutihen Rechtsüberlieferung ftellen. Die Haftung wird 
in $ 400 auf beſtimmte Hauptmängel bejchränft, welche bis zum 
Ablauf bejtimmter Gewährfriften zum Vorſchein kommen; die Be— 
jftunmung beider für jede Thiergattung iſt Katjerlicher Verordnung 
vorbehalten. Hat der Erwerber binnen 24 Stunden nad) Ablauf der 
Gewöährfrift den Mangel dem Beräußerer angezeigt oder Klage er: 
hoben oder Sicherung des Beweiſes beantragt, jo wird vermuthet, 
daß das Thier ſchon zu der Zeit, in welder die Gefahr auf den 
Erwerber überging, mit dem Mangel behaftet war. Anjprud auf 
Minderung findet nicht ftatt ($ 404); der Wandelungsanſpruch ver: 
jährt mit Ablauf von zwei Wochen nad Ablauf der Gewährfriſt 
($ 407). Ein allgemeines Berjprechen wegen aller Mängel zu haften, 
iſt nur auf die Hauptmängel zu beziehen ($ 409). 

Der Bertrag über die Leiftung an einen Dritten berechtigt 
diefen ($ 412) unmittelbar die Leitung zu fordern, „jofern ſich aus 
dem Inhalte des Vertrags ergiebt, daß dieſe Berechtigung gewollt ift“ 
und den Empfänger des Berjprechens (Abi. 2) „zu fordern, daß die 
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Leiftung an den Dritten beivirkt werde, wenn nicht ein Anderes be- 
dungen ift.” Nach der Entjtehung des Forderungsrechts des Dritten, 
defjen Zeitpunkt gleichfall3 aus dem Bertrage fich ergeben muß ($ 413), 
ift eine Aenderung oder Aufhebung des Verſprechens ($ 414) nur 
zuläffig, wenn „der inhalt des Vertrags ergiebt, daß die Vertrag. 
ichließenden ſich die Befugniß dazu Haben vorbehalten mollen.” 
Einwendungen aus dem DBertrage jtehen dem Berjprechenden aud 
gegenüber dem Dritten zu, „wenn nicht ein anderes aus dem Inhalte 
des Vertrages erhellt.“ 

Die Daraufgabe „gilt als Zeichen der erfolgten Vertrags: 
ichließung” ($ 417) und „als Neugeld nur dann, wenn dies verein- 
bart ift.” In Ermangelung einer andern Bereinbarung iſt die 
Daraufgabe auf die Leiftung des Gebers ($ 418) und bei einer vom 
Geber verjchuldeten Aufhebung des Bertrags und Unmöglichkeit der 
Erfüllung auf die Schadenserjagforderung des Empfänger anzu— 
rechnen ($ 419). 

Die für den Fall einer nicht bewirkten Leiftung verfprochene 
Gonventionalftrafe kann der Gläubiger nad) feiner Wahl jtatt 
der Hauptleiftung oder des Schadenserjates für die Nichtleiftung, 
und zwar als Mindeftbetrag des Schadens ($ 420), die für eine nicht 
in beftimmter Weife oder zur beftimmten Seit erfolgte verjprochene 
Leiſtung neben der Hauptleiftung oder dem Schadenserjag fordern 
($ 421), jedoch nicht mehr, wenn er die Hauptleiftung ohne Borbehalt 
angenommen hat. Dem Schuldner liegt der Beweis ob, daß die 
Leiftung dem Bertrage gemäß bewirkt ift (8425). Die noch beftehenden 
Beihränfungen der Höhe der Gonventionalftrafe will der Entwurf 
durch Uebergehen befeitigen. 

Der vorbehaltene Rücktritt vom Bertrage wird durch Erklärung 
gegenüber dem andern Theile unmiderruflih vollzogen ($ 426) und 
bewirkt, „daß die Bertragfchliegenden unter einander fo berechtigt und 
verpflichtet find, wie wenn der Vertrag nicht gejchloffen worden 
wäre” ($ 427). Die hiernah den Vertragichließenden obliegende 
Rückgewährung des auf den Vertrag Empfangenen ift Zug um Zug 
zu erfüllen ($ 428). Das Rücktrittsrecht findet nicht ftatt, wenn der 
Berechtigte den Untergang eines empfangenen Gegenftandes vorfät- 
(ih oder fahrläffig herbeigeführt, oder über ihn verfügt oder denjelben 
mit einem von ihm nicht zu befeitigenden Rechte eines Dritten be- 
laftet, endlich) wenn er eine empfangene Sache „durch Berarbeitung 
oder Umbildung in eine Sache anderer Art umgeftaltet hat” ($ 430). 
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Das Recht erlifcht, wenn es nicht innerhalb der vereinbarten, ſonſt 
einer vierwöchentlichen Friſt, ausgeübt wird ($ 432), Nah 8 431 
ſoll es auch erlöfchen, „wenn der Berechtigte den Bertrag auch nur 
theilweije erfüllt, oder defjen Erfüllung aud) nur theilweije verlangt oder 
annimmt.” Wie diefe Beftimmung mit den 88 427—430, welche überall 
von empfangenen Leiftungen, Gegenftänden und Sachen unbefcadet 
des Rechts ſprechen, zu vereinigen ift, wird auch aus den Motiven 
nicht erfichtlih. Sind auf einer Seite mehrere Perjonen urjprünglid 
oder durch Vererbung betheiligt, jo kann das Rüdtrittsreht nur von 
Allen und gegen Alle geltend gemacht werden und ift für einen von 
mehreren Berechtigten das Recht erlofchen, fo ift e8 auch für die 
Uebrigen ausgeichloffen ($ 433). Iſt das Rüdtrittsrecht gegen Reu- 
geld vorbehalten, jo ift die Erklärung des Nüdtritt3 nur dann 
wirkjam, wenn bei derjelben das Reugeld entrichtet wird oder ſchon 
vorher entrichtet war: der Berechtigte ift jedoch, aud) wenn er den 
Nüdtritt ohne Leiftung des Reugeldes erklärt, jeinerjeit3 an dieje 
Erklärung gebunden ($ 435) — ohne daß dem anderen Theile auf- 
gegeben wird, binnen einer bejtimmten Friſt zu erklären, ob er den 
Berechtigten beim Rücktritt feſthalten will. 

In den neunzehn folgenden Titeln des zweiten Abſchnitts be— 
handelt der Entwurf als beſonders geſtaltete Vertragsarten die 
Schenkung, das Darlehen, Kauf und Tauſch, Miethe uud Pacht, Ge— 
brauchsleihe, Dienft- und Werkvertrag, Auslobung, Auftrag, Anwei— 
jung, Hinterlegung, Einbringung von Sachen bei Gaſtwirthen, 
Geſellſchaft, Leibrente, Spiel und Wette, Bergleih, Bürgfchaft, 
Pfandvertrag, Schuldverſprechen und Sculdverjchreibung auf den 
Inhaber. Aus den Vorjchriften über die Schenfung ift hervorzu- 
heben, daß die Annahme derfelben vermuthet wird, wenn der Be- 
ſchenkte, nachdem er von der Bereicherung und der Schenkungsabficht 
Kenntnig erlangt hat, nicht unverzüglid die Ablehnung erklärt 
($ 438), und daß der Vertrag, „durch welchen jemand jic verpflichtet, 
etwas jchenfungsweile zu leisten” (Schenfungsverjprechen), zur Gül— 
tigfeit der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf ($ 440); während 
die durch Veräußerung (d. 5. „dinglichen” Vertrag mit nachfolgender 
Uebergabe bezw. Eintragung ins Grundbuch) ohne Beobadhtung einer 
bejonderen Form vollzogene Schenkung gültig ift ($ 441), Die 
Formvorſchrift gilt aud für Schuldverſprechen und Schuldanerfenntnif 
ohne Angabe des Berpflichtungsgrundes ($ 440 Abj. 2). 

Bei dem Kaufvertrage ($$ 459— 475) hat ſich der Entwurf 
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in wichtigen Beziehungen auf den Boden der in den geltenden Ge- 
jeggebungen überwiegend angenommenen deutjchen Auffafjung im 
Gegenfage zur römischen geftellt. Der Berfäufer hat dem Käufer 
die verfaufte Sache zu übergeben und das Eigenthnm an derjelben 
zu verjchaffen (entjprechendes gilt, wenn ein Recht Gegenftand des 
Kaufes iſt ($ 459). Andererjeit3 ift der Käufer verpflichtet, nicht 
nur den Kaufpreis zu zahlen, jondern aud) „die Sache abzunehmen” 
und zwar joll damit nad den Motiven (II ©. 318) dem Berfäufer 
ein jelbjtftändig Elagbarer Anſpruch gegeben fein, ohne daß jedoch 
erhellt, ob die Abnahme im Sinne der bloßen Empfangnahme oder 
wie beim Werfvertrage ($ 572) al8 Erfüllungsannahme zu verftehen 
iſt. — Ferner trägt nad) $ 463 der Verkäufer die Gefahr und Laſten 
der Sache bis zur Uebergabe, hat aber aud) bis dahin die Nußungen, 
beim Berkaufe eines Grundftüds ſoll indeß nad) Abi. 2 die Gefahr 
ihon mit der Eintragung des Käufers ind Grundbud) auf ihn über: 
gchen, wenn ſie vor der Uebergabe gejchieht. Bei Verjendung der 
Kaufſache hat $ 465 den Grundſatz des Art. 345 des Handelsgejeg- 
buch8 aufgenommen, daß die Gefahr auf den Käufer mit Auslieferung 
der Sache an die zum Transport beftimmte Perjon übergeht. In 
Betreff der Verzinfung des Kaufpreijes bleibt dagegen $ 467 bei dent 
gemeinrechtlihen Sate, daß fie dem Käufer von dem Beitpunkte an 
obliegt, von welchem ihm die Nußungen gebühren, jedoch nicht, wenn 
der Kaufpreis (ohne ausdrüdliche Zinsvereinbarung) gejtundet ift; 
obwohl die Motive die größere FFolgerichtigfeit des preußiichen Land— 
rechtsjfages anerkennen, es fönne niemand zugleih Kaufgeld und 
Sache nugen, ohne den (ausdrüdlichen) Willen des andern Kontra— 
henten (Motive ©. 329). — $ 470 bejtimmt den Kauf nad Probe 
dahin, „ daß die Eigenfchaften der Probe oder des Muſters als zu: 
gejichert anzufehen find,” überläßt aber, wie die Motive $ 333 jagen, 
die Fragen über die Beweislaſt hinfichtlicd) der Ydentität der Probe 
und der Probemäßigfeit der gelieferten Waare der Wiſſenſchaft und 
Praris. Auch über den Kauf auf Befiht oder auf Probe geben die 
88 ATI— 73 den Anhalt des Art. 339 des Handelögejegbuchs in der 
gewundenern Ausdrudsweije des Entwurfs und ohne die Klare Be— 
ftimmung wieder, daß die Bedingung der Genehmigung im Zweifel 
als aufjchiebende gilt. 

Im Anſchluß an den Staufvertrag handeln die $$ 476—480 
vom Wiederfauf, die 88 481—487 vom Borkauf, die 88 488—501 
vom Erbichaftsfauf, $ 502 vom Taufch. Der vorbehaltene Wiederfauf 
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gelangt mit der Erklärung des PVerfäuferd gegenüber dem Käufer, 
das Recht auszuüben, zu dem als WiederfaufspreiS anzujehenden 
Kaufpreife zum Abſchluſſe. Die Bereinbarung einer dinglichen 
Wirkung des Wiederfaufsrecht3 gegen Dritte hat der Entwurf nad 
den Motiven ©. 339 ſtillſchweigeud ausjchliegen wollen. Die Bor- 
Ichriften über das obligatorische Vorkaufsrecht find jchon beim ding» 
lihen im Sachenrechte berührt. — Durd den Erbidhaftsfauf „werden 
die Vertragichließenden unter einander jo berechtigt und verpflichtet, 
wie wenn nicht der Verkäufer, fondern der Käufer Erbe geworden 
wäre” ($ 488). Die Gewährleiftung des Verkäufers erftredt ſich 
darauf, daß ihm das Erbrecht zufteht, daß es nicht durch das Recht 
eines Nacerben beſchränkt, nicht durch Pflichttheilsaniprüce, Ver: 
mädtniffe und Auflagen bejchwert, und das Inventarrecht nicht 
erlofhen oder ausgejchloffen iſt ($ 492); dagegen nicht auf die Ent: 
wehrung erbichaftliher Gegenftände aus einem fonftigen Grunde, 
aud) haftet er nicht für Mängel derjelben ($ 493). Nachlaßgläubiger, 
Vermächtnißnehmer, Pflichttheild- und Auflageberechtigte können von 
Schließung des Kaufs an ihre Rechte gegen den Käufer geltend 
machen, auch wenn tie ihm beim Kauf nicht befannt waren, unbejchadet 
der fortdauernden Haftung des Verkäufers; eine entgegenftehende 
Bereinbarung ift nichtig ($ 497). 

Die 88 503—530 enthalten die gemeinjamen Vorfchriften über 
Miethe und Baht und die bejonderen über die Miethe, die 88 531 
bi8 548 die befonderen über die Pacht. $ 509 enthält den Grundjaß 
„Kauf bricht Miethe“ unter Vorbehalt der gejeglichen ($ 522 für 
Miethe, 537 für Pacht) oder der fürzeren vertraggmäßigen Kündigungs- 
frift; der zur Ränmung aufgeforderte Miether ift berechtigt von dem 
Bertrage jofort für die Zukunft zurüdzutreten. Hat der dritte 
Erwerber dem Vermiether gegenüber deſſen Werbindlicdjkeiten zu 
erfüllen übernonmen, jo gelten zu Gunften des Miethers die Bejtim- 
mungen über Verträge zu Gunſten Dritter mit der Maßgabe „daß die 
unmittelbare Berechtigung des Miethers gegenüber dem Dritten und 
die Entftehung diefer Berechtigung mit dem Zeitpunkte feines Er: 
werbes als gewollt anzujehen iſt“ ($ 512). Die 88 521 und 543 
ordnen das gelegliche Pfand» und Zurüdbehaltungsredht des Ver: 
miethers und Verpächter8 an den eingebrachten Sachen des Miethers 
und Pächters, des Verpächters auch an den Früchten des Padıt: 
grundftüds. Das Pfandrecht erftredt fich nicht auf die der Pfändung 
nicht unterworfenen Sachen, es erlifcht, wenn die Sachen von dem 
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Miethgrundftücde nicht heimlich und nicht gegen den Widerjprucd des 
Vermiethers entfernt find, auch kann der Entfernung derjenigen 
Saden nicht widersprochen werden, welche im regelmäßigen Betriebe 
des Geihäfts des Miethers oder im Laufe der gewöhnlichen Lebens— 
verhältnifje entfernt werden. — Unter die Bejtimmungen über die 
(unentgeltliche) Gebrauchsleihe (8 549—557) bezieht $ 558 auch die 
„unentgeltliche Ueberlaffung des Gebrauchs einer Sache unter dem 
Borbehalt des willfürlichen Widerrufs.” Nach den Motiven (TI $ 453) 
ift darunter das römische Precarium in feiner heutigen gemeinrecht- 
lihen Auffaffung gemeint; indeß it aud bei der Gebrauchsleihe 
($ 556) die Widerruflicgkeit jelbftverftändfich, wenn weder Zeitdauer 
noch) Zwed de8 Gebrauchs beſtimmt ijt, und 8 558 jagt alfo nur 
das weiter GSelbftverjtändliche, daß auch bei beſtimmtem Zweck die 
MWiderruflichkeit vorbehalten werden kann. Vom römischen PBrecarium 
ift alſo in der That nicht übrig geblieben. 

Der Dienftvertrag des Entwurfs (88 559—566) umfaßt, mie 
die gemeinrechtlihe Dienftmiethe, nit nur die Leiftung einzelner 
Dienfte (von welchen nur der, Mäklervertrag in $ 580 bejonders 
behandelt ift) fondern auch die dauernde Berpflichtung zu beftimmten, 
die ganze wirthichaftliche Thätigkeit des Berpflichteten erichöpfenden 
Dienftleiftungen und die Ueberlaſſung der ganzen Arbeitskraft zu 
unbeftimmten Dienften. Indeß bleiben neben dem Entwurf nicht nur 
die reichsgejeglichen Bejtimmungen über die in Handel und Gewerbe 
vorkommenden Berhältniffe diefer Art beftehen; es läßt aud) Art. 46 
des Entwurfs zum Einführungsgefeg die landesgefeglichen Borjchriften 
über das Gefinderecht unberührt, unbefchadet nur der allgemeinen 
Beitimmungen des Entwurfs über die Gejchäftsfähigkeit, der Vor— 
Schriften über Haftung für Verfchulden und Delikte des Dienftperfonals 
und insbejondere des $ 564, welcher bei einem auf länger als zehn 
Fahre oder auf Lebenszeit eingegangenen Dienftverhältniffe dem Ver— 
pflichteten nad Ablauf von zehn Fahren ein ſechsmonatliches Kün— 
digungsrecht giebt. 

Nachdem der Werkvertrag ($$ 567—79) zunächſt beftimmt it 
als Uebernahme eines Werkes gegen Vergütung (welche auch als 
ftillfchweigend vereinbart gilt, wenn die Herjtellung den Umftänden 
nad; nicht anders zu erwarten war), unterjcheidet $ 568 zwijchen dev 
Herjtellung und Lieferung eines Werkes aus einem von dem Unter: 
nehmer jelbjt zu bejchaffenden Stoffe, welche den Vorfchriften über 


den Kaufvertrag unterftellt wird, und der auf die Beichaffung von 
XV. 95 


1402 


Zuthaten oder Nebenſachen beichränften Verpflichtung des Ueber- 
nehmers, welche allein Gegenſtand der VBorfchriften über den Werf- 
vertrag ift; unter diefen Begriff wird aber auch die Errichtung eines 
Bauwerks aus dem vom Unternehmer zu bejchaffenden Stoffe auf 
dem vom Befteller zu bejchaffenden Grund und Boden gebracht (Abi. 2). 
Der Befteller ift verpflichtet, da vertragsmäßig hergeftellte Wert 
abzunehmen, d. h. als Erfüllung des Bertrages anzunehmen ($ 572). 
Erſt mit diefem Zeitpunkte wird die Gegenleiftung fällig und ver- 
zinslich, wenn auch der Beiteller das Werk früher in Beſitz und 
Nutzung genommen hat ($ 573). Der Uebernehmer hat wegen feiner 
Forderungen für Arbeit und Auslagen ein geſetzliches Pfandrecht an 
den von ihm gefertigten oder ausgebefjerten, nod) in feiner Inhabung 
befindlichen beweglichen Sachen des Beſtellers ($ 574). Wegen 
unerheblicher Mängel kann der Befteller die Abnahme nicht verweigern 
($ 572), und wenn die Befeitigung nicht zu erlangen tft, nur Min- 
derung der Gegenleiftung verlangen ($ 569). Wegen erheblicher 
Mängel aber hat, wenn die Befeitigung unmöglich ift, oder von dem 
Unternehmer wegen unverhältnigmäßigen Aufiwandes verweigert, oder 
nicht in angemefjener Friſt bewirkt wird, der Beiteller die Wahl 
zwifchen Rüdtritt und Minderung, außerden, wenn der Grund des 
Mangeld vom Unternehmer zu vertreten ift, Anfprud auf Schadens- 
erfag. Bei nicht rechtzeitiger Herftellung hat der Bejteller gleichfalls 
die Wahl zwijchen Rüdtritt und Minderung unbefchadet weiterer 
Aniprüche aus dem Verzug des Uebernehmers oder der Nichteinhals 
tung einer feft bejtimmten Seit. Die Borfchriften über Verjährung 
des Anfpruchs aus der Mängelhaftung für eine veräußerte Sache 
find auf den Werkvertrag angewendet ($ 571), nur ift für Bauwerke 
die Verjährungsfriftt auf fünf Jahre beftimmt; nach eingetretener 
Verjährung tft aud der Rüdtritt des Befteller® vom Bertrage aus: 
geichloffen. — Bis zur Abnahme trägt der UWebernehmer auch die 
Gefahr des Werkes ($ 576); tft e8 aber vor der Abnahme in Folge 
eines Mangels des vom Bejteller gelieferten Stoff3 oder feiner Ans 
tweilungen ohne Mitwirkung eines von dem Befteller oder Ueber: 
nchmer zu vertretenden Umftandes untergegangen oder unausführbar 
geworden, jo hat der lettere Anjprud auf die Gegenleiftung nad 
Berhältnig der geleifteten Arbeiten und Auslagen ($ 577). Der 
Beiteller kann bis zur Vollendung des Werkes zu jeder Zeit vom 
Bertrage zurüdtreten unbeſchadet des verhältnigmäßigen Anspruchs 
des Uebernehmers auf die Gegenleiftung (8 578). 


= 1403 

Die Beitimmungen über Auslobung ($$ 581—84) und Auftrag 
(88 585—604) zeigen nur wenig Bejonderheiten. $ 584 enthält aus- 
drüdliche Beftimmungen über Breisbewerbungen. — Der Auftrag 
iſt im Zweifel von dem Beauftragten in Perjon auszuführen ($ 588); 
hat er befugter Weife die Bejorgung des Geſchäfts einem andern 
übertragen, jo haftet er nur wegen einer bei diefer Mebertragung ihm 
zur Laft fallenden Fahrläſſigkeit ($ 589). Der angefügte Sat: „hat 
er befugter Weije bei der Ausführung des Auftrags ſich eines Ge- 
hülfen bedient, jo findet die Vorjchrift des $ 224 Abſ. 2 Anwendung,” 
ift eine überflüffige Wiederholung diefer VBorfchrift, die aber in ihrer 
Faſſung verwirren fünnte. Wer unbefugter Weije ſich eines Gehülfen 
bedient, muß doc erft recht für diejen haften, und 8 224 Abi. 2 
(j. oben) ſpricht in der That jchlehthin die Haftung des Schuldners 
wegen des Verſchuldens derjenigen Perjonen aus, deren er ſich zur 
Bewirkung der Leiſtung bedient, jo daß der erſte Sat des 8 589 
als eine Ausnahme von diefem Wortlaut ericheint. — Bemerfenswerth 
ift au die Beftimmung des $ 587: „Nimmt Jemand, welcher zur 
Bejorgung gewiſſer Gejchäfte entweder öffentlich bejtellt iſt oder fich 
öffentlich) cerboten hat, einen auf ſolche Gejchäfte ſich beziehenden 
Antrag nicht an, jo ift er verpflichtet, dem Auftraggeber die Ab- 
Ichnung unverzüglich anzuzeigen.” Der Entwurf vermeidet aljo die 
Fiktion neuerer Gejeßgebungen, namentlich des Handelsgejegbuchs 
Art. 323, daß das Schweigen des Beauftragten als Uebernahme des 
Auftrags gelte und vermweift den Auftraggeber ohne Weiteres auf 
den Schadenserjataniprud). 

Die Anweiſung (88 605—613) ift bejtimmt als Behändigung 
einer Urkunde, durd welche ein Dritter aufgefordert wird, an den 
Empfänger derjelben eine Leitung zu bewirken ($ 605). Als be- 
ſonderes Geſchäft ift alfo die Anweifung bedingt durch den Anweiſungs— 
brief und defjen Begebung (in den Motiven II ©. 558 wird dies 
durch die unklare VBorftellung verwirrt, der Entwurf habe mündlichen 
Anweiſungen „die Gültigkeit nicht abgejprochen ;” fie find gültig nicht 
al3 Anweilungen im Sinne des $ 605, jondern al3 Aufträge). 
Die Anweifung enthält die doppelte Ermächtigung des Anweiſungs— 
empfängers, die Leiftung in eigenem Namen zu erheben, und des 
Angewiejenen, fie für Rechnung des Auffordernden ohne bejondere 
Benachrichtigung durch den letteren zu bewirken ($ 605). Jede 
diefer Ermächtigungen wird für jich als Auftragsverhältnig behandelt 
(einerfeit3 88 606—608, andererfeits 88 610— 611), auch wird, wenn 
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die Anweiſung zur Dedung einer Forderung des Angewiejenen gegeben 
ift, diefe erjt durch den Empfang der angewiejenen Leiftung getilgt 
($ 609). Die Anweifung aber erlifcht nicht durch den Tod eines 
der drei Beiheiligten ($ 613), und durd den jchriftlichen Annahme: 
vermerkt des Angewiejenen auf dem Anmweijungsbriefe ($ 607) entſteht 
zwischen ihm und dem Anweifungsempfänger ein jelbjtftändiges, durch 
den Anmeifenden nicht mehr widerruflicdes (8 612) Verpflichtungs— 
verhältniß, in welchem Einwendungen aus dem VBerhältniſſe des 
Angewiefenen zum Anweijenden ausgeichloffen find. 

Die durh den Hinterlegungsvertrag (SS 614—625) be- 
gründete Berpflihtung des Berwahrers, die ihm übergebene Sache 
„aufzubewahren“ ($ 614), wird in den Motiven (II. ©. 571) dahin 
erläutert, daß im Gegenjage zum gemeinen Recht aber in Ueber: 
einftimmung mit den neueren Gejeggebungen der VBerwahrer die 
Dbhut, eustodia, aud) ohne bejondere Bereinbarung zu leiften hat. 
Eine Vergütung kann dem VBerwahrer verſprochen werden und gilt 
als ftillichmweigend vereinbart, wenn die Aufbewahrung nad) den Um: 
ftänden nur gegen eine Bergütung zu eriwarten war ($ 615). 
Abweichend vom gemeinen Recht ift das allgemeine Retentionsrecht 
für Verwendungen und Gegenanſprüche ($ 233) bei der Hinterlegung 
nicht ausgejchloffen. Das jogenannte depositum irregulare ftellt $ 618 
unter den Begriff des Darlehnsvertrages (618). — Die Haftung 
der Gaftwirthe für die bei ihnen eingebradten Sachen eritredt 
ſich „auf jolche Gelder, Werthpapiere und Koftbarkeiten, welche nicht 
zu den laufenden Bedürfniffen des Gaftes dienen,” nur dann, wenn 
ſie dem Gaftwirth zur Aufbewahrung übergeben find, oder wenn er 
dieje abgelehnt hat, oder wenn der Schaden vom Gaftwirth oder feinen 
Leuten verſchuldet ift (S 627). 

Den Gejellihaftsvertrag ($S$ 629—659) hut der Entwurf 
in jteter Annäherung an das Handelsgeſetzbuch jehr eingehend be- 
handelt; die SS 656 und 658 über die Auseinanderjegung bei Auf- 
löſung der Gejellihaft und Ausscheiden eines Gejellichafters nehmen 
den Raum von je einer Seite ein. Bemerkenswerth ift die Beſtim— 
mung des $ 638, daß die im Gejellichaftsvertrage einem Gejellichafter 
eingeräumte Befugniß zur Geichäftsführung infoweit nicht al8 Auftrag 
behandelt wird, als der Gejellichafter, welcher fie übernommen hat, 
ſich derfelben nicht entziehen und fie ihm auch nur durch Gejelljchafts- 
beichluß entzogen werden fann, „wenn ein wichtiger, nad) den Um— 
ftänden die Entztehung rechtfertigender Fall vorliegt.” Die aus dem 
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Geſellſchaftsvertrage einem Geſellſchafter gegen die übrigen zuſtehenden 
Forderungen ſind unübertragbar, ausgenommen die Forderungen aus 
der Geſchäftsführung, deren Berichtigung noch vor der Auseinander— 
jegung verlangt werden fann, der Gewinnantheile und des bei der 
Auseinanderjegung ſich ergebenden Antheils ($ 644). Wird der Ge- 
jellfchaft3vertrag zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts geichloffen, To 
fann von den Gejellichaftern die Anmwendbarfeit der für die offene 
Handelsgejellihaft geltenden Vorſchriften vereinbart werden ($ 659). 

Eine verſprochene Leibrente iſt im Zweifel auf die Lebens 
dauer de3 Gläubigers ($ 660) und im Boraus, und zwar bei Geld- 
leiftung auf drei Monate, zu entrichten ($ 661); der beftimmte Be- 
trag bezieht fi) im Zweifel auf eine Jahresperiode ($ 662), und 
alles dies gilt entiprechend bei einer auf Berfügung von Todeswegen, 
Urtheil oder Gejeß beruhenden Leibrente ($ 663). — Durd Spiel 
und Wette ($ 664) und eine ftaatlic nicht genehmigte Rotterie 
($ 665) wird ein Schuldverhältniß nicht begründet. Das Geleiftete 
fann zwar nicht zurüdgefordert, die Erfüllung eines darüber ertheilten 
Schuldverſprechens oder Anerkenntnifjes aber verweigert und Be— 
freiung von der Verpflichtung verlangt werden. 

Die Beitimmungen über die Bürgſchaft (S$ 668—679) ſind 
auf den allgemein geltenden Grundlagen jorgfältig ins Einzelne aus: 
gearbeitet. Die Haftung des Bürgen erjtredt ih auf Erweiterungen 
und BVBeränderungen dev Hauptverbindlichkeit, welche ſich auf Ver— 
ihulden und Verzug des Schuldners, aber nicht auf foldhe, die ſich 
auf ein nad Schließung des Bürgichaftsvertrages von dem Haupt: 
ichuldner eingegangenes Nechtsgejhäft gründen ($ 672). Mitbürgen 
haften als Gejammtjchuldner, gleichviel ob fie zu derjelben Zeit vder 
nicht, gemeinfam oder nicht ſich verbürgt haben ($ 673). Die 88 674, 
675 ordnen die Einrede der Vorausklage, $ 677 den Anſpruch des 
Bürgen, welder fih im Auftrage des Sculöners verbürgt hat, auf 
Befreiung von der Bürgichaft oder Sicherheitsleiftung. Soweit der 
Bürge den Gläubiger befriedigt hat, wird auf ihn defjen Forderung 
gegen den Hauptjchuldner Eraft des Geſetzes übertragen ($ 676); 
zum Nachteil des Gläubiger kann die Uebertragung nicht geltend 
gemacht werden. Nach den Borjchriften über die Bürgſchaft ift auch, 
ſoweit nicht ein anderer Wille der Vertragichließenden erhellt, das 
Nechtsverhältnig aus dem ertheilten und angenommenen Auftrage, 
in eigenem Namen und für eigene Rechnung einem Dritten Credit 
zu geben zu beurtheilen ($ 680). 
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Die Gültigkeit eines Schuldverjprehens oder Anerkenntnifjeg, 
in welchem ein bejonderer Berpflichtungsgrund nicht angegeben oder 
nur im allgemeinen bezeichnet ift, wird durch fchriftliche Form bedingt 
($ 683); der Schuldner kann unter den Vorausſetzungen der Rück— 
forderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung die Erfüllung ver- 
weigern oder Befreiung verlangen, und die Vorſchriften über 
Rüdforderung einer irrthümlich gezahlten Nichtſchuld finden ent— 
prechende Anwendung, „wenn die Urkunde in der ausdrüdlicd oder 
ſtillſchweigend erklärten Vorausſetzung ertheilt ift, daß eine Verbind— 
lichkeit beſtehe“ ($ 684). 

Die Berbindlichfeit der Schuldverfhreibung auf Inhaber 
($$ 685— 703) gründet der Entwurf auf das einjeitige verbriefte 
Sculöverjprehen. Der Ausfteller wird dadurch aud) dann ver: 
pflichtet, wenn ihm die Schulöverjchreibung geftohlen oder von ihm 
verloren oder in anderer Weije ohne feinen Willen, jelbft nach jeinem 
Zode oder eingetretener Gejchäftsunfähigkeit defjelben in den Verkehr 
gelangt ift ($ 686). Er darf dem Inhaber nicht deshalb die Leitung 
verweigern, weil diejer die Schuldverjchreibung in unredlicdher Weije 
erworben hat ($ 687) und kann fich gegen ihn nur folder Einwen: 
dungen bedienen, welche die Gültigkeit der Ausftellung betreffen oder 
fih auf den Anhalt der Schuldverichreibung oder fein perjönliches 
Nechtsverhältniß zum Inhaber gründen ($ 689); er ift aber zur 
Leitung nur gegen Aushändigung der Schuldverjchreibung verpflichtet 
($ 688). Zinsſcheine auf Inhaber bleiben in Kraft, aud wenn die 
Hauptforderung überhaupt oder in dem bezeichneten Betrage nicht 
mehr zu verzinfen tft; der Ausfteller kann aber den Betrag nicht 
zurüdgegebener Zinsſcheine bei Einlöjung der Hauptforderung fürzen 
($ 69%). Die Schuldverjchreibung erlifcht (nicht verjährt), wenn 
fie nicht binnen dreißig Jahren nad Fälligkeit der Leiſtung zum Zweck der: 
jelben vorgelegt tft (die Vorjchriften über Hemmung und Unterbrechung 
der Berjährung greifen aljo nicht ein). Zins-, Renten- und Gewinns 
antheilicheine erlöjchen nad; Ablauf von vier Jahren ſeit dem Sclufje 
des Jahres, in welchem fie fällig waren ($ 691). Das Erlöjchen 
fann jedoch für beide Fälle ausgejchloffen und Dauer, Beginn und 
Lauf der Friſten in der Schuldverjchreibung abweichend beftimmit 
werden. Die 88 692—696 ordnen das Aufgebotverfahren für ab: 
handen gefommene oder vernichtete Schuldverjchreibungen auf Inhaber. 
Für BZinsfcheine u. ſ. w. findet diefe8 Verfahren nicht ftatt; der 
bisherige Inhaber fann nad Ablauf der Erlöſchungsfriſt vom Aus: 
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jteller den Betrag verlangen, wenn er vor Ablauf den Verluſt dem 
Ausjteller angezeigt hat und den Berluft des Scheines beweift, aud) 
der Aussteller diefen nicht vorher eingelöft hat; diejer Anfprud kann 
jedoch in dem Zinsjcheine u. ſ. w. ausgefchlofjen werden ($ 697). Bei 
Berluft eines auf Inhaber lautenden Erneuerungsjceines ift der 
Aussteller auf Anzeige des Inhabers der Schuldverſchreibung ver- 
pflichtet, die auf denjelben zu erhebenden neuen Zinsſcheine u. ſ. w. 
jenem, nicht dem Inhaber des Erneuerungsjcheines zu ertheilen 
($ 698). Die S$ 699 und 700 betreffen die Ertheilung neuer an 
Stelle bejhädigter Schuldverichreibungen auf Inhaber und die Um: 
jchreibung einer foldhen auf den Namen eines bejtimmten Berechtigten. 
Schuldverjchreibungen auf Inhaber über eine bejtimmte Geldjumme 
dürfen nur mit Staatsgenehmigung ausgejtellt und in Verkehr ge- 
bracht werden; andernfalld find fie nichtig und der Ausfteller dem 
Inhaber für den durch die Ausgabe verurſachten Schaden verhaftet 
(s 701). Billette, Karten, Marken u. j. w. werden als Juhaber— 
papiere nur behandelt, wenn „der Wille des Ausftellers erhellt, dem 
jeweiligen Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet zu fein” ($ 702). 
Auf Urkunden, in welden der Gläubiger benannt oder auf einen 
bejtimmten Gläubiger hingewiefen iſt mit der Beftimmung, daß die 
darin verjprochene Leitung an jeden Inhaber bewirkt werden kann, 
it der Inhaber nicht berechtigt, die Leiltung zu fordern, dagegen der 
Schuldner berechtigt, fi durch Leiftung an den Inhaber zu befreien 
(S 703). Es jind dies die |. g. qualificirten Legitimationspapiere 
(Leihhausicheine, Sparkaſſenbücher, Yebensverjicerungspolicen). 

Die allgemeinen Borfjchriften des dritten Abſchnittes eröffnet 
in $ 704 die Unterfcheidung der Erſatzpflicht für Schaden, deſſen 
Entjtehung vorauszujehen und nicht vorauszujehen war, je nachdem 
durch eine aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit begangene mwiderredhtliche 
Handlung nur ein Schaden zugefügt, oder der Schaden durd die 
Verlegung des Rechts eines andern, wozu Leben, Leib, Gejundheit, 
Freiheit und Ehre gerechnet werden, verurfacht it. Als widerrechtlic 
gilt nad) 8 705 auch „die Eraft der allgemeinen Freiheit an ſich 
erlaubte Handlung, wenn fie einem andern zum Schaden gereicht und 
ihre Vornahme gegen die guten Sitten verſtößt“ (j. g. illoyale Hand- 
lungen). Die 88 710—712 bejchränfen die Haftung für widerredt- 
lihe Handlungen Anderer, entgegengefegt dem für obligatorische Ver: 
hältniffe in $ 247 Abſ. 2 angenommenen Grundfage, auf die 
Verſäumung einer Auflihtspfliht und die „Auswahl einer unges 
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eigneten Perſon.“ Die 88 713—14 beitimmen über ſolidariſche Haf- 
tung für Scadenserjag, die 88 715—18 über den Umfang der 
Erjagpflicht. Der Anſpruch auf Schadenserjat aus einer unerlaubten 
Handlung verjährt in drei Jahren feit der Kenntniß des Gläubigers 
von dem erlittenen Schaden und der Berfon des Schuldners, äußerften- 
fall3 in dreißig Jahren feit die unerlaubte Handlung begangen tft 
($ 719), die Berjährung jchließt aber den Anſpruch aus der Be- 
reiherung nicht aus ($ 720). Die reichSgefeglichen Vorſchriften über 
Buße läßt der Entwurf unberührt ($ 721). 

Der zweite Theil des dritten Abjchnitt3 ordnet in den SS 722—23 
die Erjaßpflicht für vorfägliche und fahrläffige Tödtung eines Menfchen, 
insbefondere auch zu Gunſten desjenigen „welcher zu dem Getödteten 
in einem Nechtsverhältniffe ftand, durd welches gegen den Getödteten 
ein gejeßlicher Anſpruch auf Unterhalt bereit3 entitanden war oder 
zur Entftehung gelangen Eonnte,” 8 726 den Erſatz für Verlegung 
an Körper und Gefundheit, $ 727 für Entziehung der perjönlichen 
Freiheit, 8 724 die in all diefen Fällen eintretende Nentenentjchädi- 
gung in Anlehnung an die geltenden reichsgeſetzlichen Beltimmungen, 
und $ 728 bejtimmt, daß in denfelben „auch wegen eines andern als 
eines Vermögensſchadens eine billige Geldentfchädigung zugeiproden 
werden kann“ (ſ. g. Schmerzensgeld). Die SS 729—733 ordnen den 
Erjat für Verletzung durch dejectum et effusum. $ 734 macht den= 
jenigen, der ein Thier hält, haftbar für den Schaden, der aus der 
Verabjäumung der Pflicht entjteht „unter Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Hausvaters diejenigen Borfichtsmaßregeln zu treffen, 
welche erforderlich find, um das Thier an der Zufügung von Beichä- 
digungen zu hindern;” $ 735 den Befiger eines Grundftüds für den 
Schaden, der einen Dritten durch den Einfturz eine3 auf dem Grund: 
ſtücke befindlichen Gebäudes oder fonjtigen Werkes entjteht, wenn 
diefer Einfturz in Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter 
Unterhaltung eintritt und der Beliger die Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters zur Verhütung diejed Schadens verabjfäumt hat. $ 736 
endlich bejtimmt die Erjagpfliht der Beamten wegen verleßter 
Amtspflicht. 

Sm vierten Abjchnitt behandelt der erſte Titel die Anfprüche 
aus der Bereicherung wegen LReiftung einer Nichtichuld (8$ 737 — 741), 
Nichteintritt3- dev Borausfegung einer Leiftung (SS 742— 744), Weg: 
falls ihres Rechtsgrundes (33 745—746), verwerflihen Empfangs 
($ 744), und fonftigen grundlofen Habens ($ 748); der zweite Titel 


die Gejhäftsführung ohne Auftrag (S$ 749—761), der dritte 
Titel die Gemeinſchaft ($$ 762— 773), der vierte Titel Vor- 
legung und Offenbarung (58 774— 777). Für die Begründung der 
eondictio indebiti erfordert $ 737 Abi. 1 nur den Beweis, daß zur 
Erfüllung einer Berbindlichkeit geleiftet worden und diefe zur Zeit der 
Leiftung nicht beftand; nad Abſ. 4 ijt die Rüdforderung ausge- 
Ichlofjen, wenn der Leiltende zur Zeit der Leiftung Kenntniß des 
Nichtbeitehens der Verbindlichkeit hatte, jo daß diefer Beweis dem 
Empfänger der Leiftung obliegt. Die 88 739—740 beſtimmen die 
VBerpflihtungen des gutgläubigen Empfängers, in&bejondere, daß er 
zur Herausgabe des Empfangenen oder Werthvergütung inſoweit nicht 
verbunden it, als er bei Eintritt der Rechtshängigkeit durch das 
Geleiftete nicht mehr bereichert ift ($ 739 Abi. 2). Der bösgläubige 
Empfang begründet Deliktshaftung (S 741 Abf. 1); durch mala fides 
superveniens treten die bei dem gutgläubigen Empfänger an die 
NRechtshängigkeit gefnüpften Wirkungen mit den Beitpunft der er- 
langten Steuntniß ein ($ 741 Abf. 2). — In gleicher Weiſe ftuft 
$ 744 die Haftung des Empfängers einer Leiftung ab, deren Voraus— 
jegung nicht eingetreten ift, desgleihen $ 745 für die auf einen weg— 
gefallenen Rechtsgrund empfangene Leiftung und $ 748 für jonftiges 
grundlojes Haben injomweit, als die Kenntniß des Wegfall oder der 
Grundlofigfeit als mala fides superveniens behandelt wird; für die 
auf Grund eine3 vorläufig vollſtreckbaren oder unter Vorbehalt der 
Rechte ergangenen Urtheils bewirkte Leiftung wird jedod) die Wirkung 
der Nechtshängigkeitt auf den Heitpunft der Leijtung zurüdbezogen 
($ 746) und das Gleiche gilt für die condictio ob turpem causam. 
Als Geihäftsführung ohne Auftrag beftimmt $ 749 die Bejorgung 
eines Gejchäftes für einen Anderen ohne dejjen Auftrag und ohne 
Amtspflidt. Damit foll nad) den Motiven (II. ©. 855—56) die 
Unterjcheidung eines jogenannten objektiv und ſubjektiv fremden Ge— 
ihäfts und das Erforderniß ausgefchloffen jein, daß die Beſorgung 
für einen beftimmten Gejchäftsheren gejchehe. Neben der allgemeinen 
Haftung für Vorſatz und Fahrläfligkeit haftet der Geſchäftsführer be— 
jonders für Erjat des Schadens, welchen er dadurch verurſacht Hat, 
daß er gegen den bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Hausvaters erkennbaren Willen (aljo nicht nur gegen ein Verbot) 
des Gejchäftsheren gehandelt hat ($ 749 Abi. 2). Iſt jedoch die im 
öffentlichen Intereſſe gebotene Erfüllung einer dem Geſchäftsherrn 
obliegenden Verbindlichkeit oder einer gejeßlichen Unterhaltspfliht be- 
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wirkt, welche ohne die Gejchäftsbejorgung nicht ordnungsmäßig erfüllt 
worden wäre, jo hat der Geichäftsführer gegen den Gefhäftsheren die 
Anjprüche eines Beauftragten jelbjt dann, wenn er gegen deſſen Ver: 
bot gehandelt hat ($ 755). In anderen Fällen ift feine actio contraria 
dadurd) bedingt, daß er „jo gehandelt hat, daß anzunehmen iſt, es 
würde fein Verhalten vom Gefchäftsheren bei Kenntniß der wirklichen 
Sachlage gebilligt worden fein,” jedoch „wird vermuthet, daß der Ge- 
Ihäftsherr gebilligt haben würde, was ein ordentlicher Hausvater 
hätte für angemefjen eradten müſſen“ ($ 753). Nach $ 754 hat nicht 
der Gejchäftsführer zu beweijen, daß er mit dem Willen, jondern der 
Geſchäftsherr, daß jener ohne den Willen gehandelt hat, diejen zu 
verpflichten ($ 754). 

Die Borjchriften des dritten Titel3 beziehen ſich nur auf die 
Gemeinſchaft nad) Bruchtheilen; dieje ift jedoch nad) $ 762 anzu: 
nehmen, jofern nicht aus dem Geſetze ſich ein anderes (mie für die 
offene Erwerbsgejellichaft $ 659 und die chegüterlichen Gemeinjcafts- 
verhältnifje) ergiebt. Die Borjchriften beichränfen ſich aber nicht auf 
Miteigenthum, jondern erjtreden ſich auf alle Rechte, welche in diejer 
Weife, „d. h. nach tdeellen, im Berhältniffe zum Ganzen gedachten 
Antheilen (Motive II ©. 873) mehreren Perjonen zuftehen Eönnen. 
Für diefen Umfang ſpricht $ 767 den römischen Grundjag der Theil: 
barkeit in der Faſſung aus: „Jeder Theilhaber kann zu jeder Zeit 
die Aufhebung der Gemeinfchaft verlangen, joweit nicht durch Gejet 
oder Rechtsgeſchäft ein Anderes beftimmt tft” und diejer Anjprud) 
unterliegt nicht der Berjährung ($ 768). Eine entgegenjtehende Ber- 
einbarung kann nicht für alle Zeit und nicht für länger als 30 Jahre 
wirkjam gejchloffen werden; ſie tritt nach Ablauf diejer Zeit ohne 
Weiteres außer Kraft, ferner wenn nicht ein Anderes vereinbart ift, 
mit dem Tode eines Theilhabers ($ 767 Ab]. 2). So lange der Aus 
ſpruch ausgefchloffen ift, kann jeder Theilhaber verlangen, daß die 
übrigen in eine dem Intereſſe aller nad billigem Ermeſſen ent- 
jprechende Art der Verwaltung willigen ($ 772) und es fann eine der 
Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters entjprechende und das Recht 
eines Theilhabers auf den ihm gebührenden Antheil an den Nutzungen 
nicht verlegende Berwaltung und Benugung duch Stimmenmehrheit 
nad der Größe der Antheile bejchlojfen werden ($ 765 Abſ. 3), ob- 
wohl grundſätzlich (Abſ. 1) die Verwaltung des gemeinjchaftlichen 
Gegenſtandes allen Theilhabern nur gemeinjchaftlich zufteht. 

Wer wegen eines gegen den Bejiger oder Inhaber einer Sade 


— 


in Anſehung der letzteren ihm zuſtehenden Anſpruchs oder um ſich 
Gewißheit zu verſchaffen, ob ihm ein ſolcher Anſpruch zuſtehe, an der 
Beſichtigung der Sache „ein Intereſſe“ hat, kann verlangen, daß ihm 
die Sache (auf ſeine Gefahr und Koſten, 8 776) vorgelegt oder vor— 
gezeigt und deren Beſichtigung geſtattet werde ($ 774). In gleicher 
Weiſe kann die Vorlegung und Geſtattung der Einſicht einer Urkunde 
von demjenigen, welcher „ein Intereſſe daran hat,“ verlangt werden, 
jedoch nur unter den Vorausſetzungen, unter welchen im Rechtsſtreite 
ein Dritter zu der durch Beweisbeſchluß für erheblich erklärten Vor— 
legung einer Urkunde verpflichtet iſt (6 775). Wer einen Inbegriff 
von Bermögensgegenjtänden ganz oder zu einem Bruchtheile heraus: 
zugeben oder über den Beſtand eines ſolchen Anbegriffs Auskunft zu 
ertheilen verpflichtet ijt, hat dem Berechtigten auf deſſen Verlangen 
ein Verzeichniß des Beftandes vorzulegen und deſſen Bolljtändigkeit 
durch Dffenbarungseid zu befräftigen ($ 777). 


Das Sadhenredt. 


Das Sadenreht wird von dem Gegenjag zwiſchen beweglichen 
und unbeweglihen Saden beherricht, der ſich bejonders in den 
Formen des jadhenrechtlihen Verkehrs ausprägt und in der Schöpfung 
eines eigenen Grundbuchrechts jeinen augenfälligiten Ausdrud findet. 
Dadurch wird indeß die Einheit diejes Rechtstheils nicht zerriffen. 
Diejelbe erweijt jich nit bloß in dem gemeinjamen Begriff des 
dingliden Rechts. Selbſt die DVerfchiedenheit des Formenweſens 
dient dazu, gleidhartigen Rechtsſätzen für bewegliche wie für unbe- 
wegliche Sachen eine Unterlage zu jchaffen: der Lehre vom dinglichen 
Nechtsgejchäft, von der Formpflichtigkeit dinglicher Rechtsänderungen 
und — daran angelehnt — vom guten Glauben. 

Die Veränderung der dinglihen Rechte jest ein dingliches 
Rechtsgeſchäft und die Erfüllung der dinglichen Form voraus. 

I. Das dingliche Rechtsgeſchäft hat zum Gegenftand die 
Willenserklärung, daß ein dingliches Recht begründet oder belajtet 
werden, übergehen oder erlöjchen, beziv. daß ein entiprechender 
Grundbucheintrag ftattfinden ſoll ($$ 828, 874, 983, 1147). Es iſt 
abjtraft, von dem obligatorijchen Titel, zu defjen Vollzuge e3 etwa 
dient, unabhängig. Die Ungültigkeit eines Kaufes kann aljo nicht 
die dingliche Wirkung der Auflaſſung beeinträchtigen, jondern höchſtens 
ein perjönliches Recht auf Rüdauflaffung erzeugen. Umgekehrt heut 
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vielmehr die Auflaffung die Formmängel des zu Grunde liegenden 
Vertrags (8 351). Nur Hypothek ($ 1062) und Fauftpfandredt 
($ 1145) — aber nicht die Grundichuld ($ 1135) — feßen, da fie 
nur Nebenrechte find, zur Begründung, wie zum Beftand eine wirk- 
jame Forderung voraus. 

Das dingliche Rechtsgeſchäft ift bei beweglichen Sachen formlos, 
Auflaffung und Beitellung eines Erbbaurechts (88 868, 962) haben 
dagegen vor dem Grundbuchrichter zu gefchehen; im übrigen bedürfen 
Berträge über Rechte an unbeweglichen Sachen, da ſich Grundbuch— 
einträge darauf ftüßen jollen, wenigſtens der Scriftlichkeit. Bindend 
werden fie erjt, wenn ſie in gehöriger Weife an das Grundbuchamt 
gelangen, — wofern fie nicht vor demfelben gefchloffen werden; aljo 
wenn alle Theile fie einreichen, oder der Grundbudeintrag auch nur 
auf einjeitiges Gejuch bewirkt wird ($ 828). Die Form der einjeitigen 
Berzichterklärungen ift jogleich zu erwähnen. 

Das dingliche Rechtsgeſchäft ijt einfeitig oder ein Vertrag. Eines 
Vertrages bedarf es zur MWebertragung aller dinglihen Rechte und 
zur Begründung oder Belaftung cines Rechts an fremder Sache 
(88 828, 874, 983, 1147). Einfeitig erfolgt die Aufhebung dinglicher 
Rechte, die fomit als Verzicht ericheint. Der Verzicht auf Nießbraud) 
und Pfandrecdht an beiveglihen Sachen wird dem Eigenthümer erklärt 
(88 1016, 1189), die Dereliftion von Grundjtüden ($ 872) und der 
Berzicht auf das Erbbaurecht ($ 965) vor, der Verzicht auf Vorkaufg- 
recht, Dienjtbarfeiten an Grundftüden und Reallaften gegenüber dem 
Grundbuchamt ($$ 960, 965, 977, 1015, 1061). Zur Löſchung von 
Hypothek und Grundjchuld (SS 1091, 1136) ift indeß, wenn diejelben 
nicht den Eigenthümer zuftchen, eben wegen der Zulaſſung der 
Eigenthümerhypothek und-Grundſchuld ein Bertrag zwiſchen Gläubiger 
und Eigenthümer nöthig. ft das aufzuhebende Recht oder das 
herrichende Grundftüd, an das Dienftbarkeit-, Vorkaufsrecht u. ſ. mw. 
geknüpft, mit dem Rechte eine Dritten belajtet, fo fett die Auf: 
hebung regelmäßig aud) die Einwilligung des Legteren voraus. Denn 
das Stonjensprinzip erfordert, daß alle Diejenigen, zu deren Lajten 
eine dingliche Rechtsänderung erfolgt — die Paſſivbetheiligten — 
darin willigen. Die Bewilligung muß von den zur Zeit der Bewilligung 
Berechtigten ertheilt werden; doch wird auch die Einwilligung eines 
Nichtberechtigten — bei beweglichen oder unbeweglichen Sachen — 
wirkſam, wenn der Berechtigte zuvor zugeftimmt hat, oder nachher 
genehmigt, vder wenn der Nichtberechtigte jpäter das Recht erwirbt 


983, 1147). Die Einwilligung wird durch richterlichen Befehl, Ber- 
urtheilung zur Uebergabe, Arreit u. j. mw. ($$ 833, 846, 875, 983, 
1147) erſetzt. 

I. Um den dinglichen Rechtsſtand erfennbar zu machen, tritt 
als weiteres Erfordernig der Nechtsänderung zu dem dinglichen 
Nechtsgejchäft die dingliche Form: bei beweglichen Sachen der 
Bejitwechjel, bei unbeweglichen der Grundbuchvermerf. 

Eigenthum kann an einer beweglihen Sade nicht ohme den 
Beſitz ($ 874), Nießbrauch und Pfandrecht nicht ohne die Anhabung 
erworben werden ($$ 983, 1147). Der Uebergang der Inhabung 
iſt lediglicd) etwas Thatjächliches und in der mannigfaltigften Weife, 
insbefondere aud) in den Formen des Befigerwerbes denkbar. Des- 
halb werden nur die leßteren hervorgehoben (58 803 ff.): Uebergabe, 
Anweiſung und constitutum possessorium. 

Die Uebergabe, d. h. Beligeinräumung und -Ergreifung, voll: 
zieht ſich Eörperlich oder ſymboliſch, z. B. durch Einhändigung der 
Schlüſſel oder brevi manu traditio. — Die Anweijung, die Gewalt 
für den Erwerber auszuüben, wird von dem bisherigen Befiger an 
den Inhaber erlaffen; zugleich hat der Erwerber einem von diejen 
Beiden — wenn aud nur ftillichweigend — den Beſitzwillen zu er: 
Elären. Der Befig geht aber nicht über, wenn der Inhaber gegen: 
über dem Bejiger oder dem Erwerbgluftigen der Anweifung unver: 
züglich, nachdem er fie empfangen, widerſpricht. — Das constitutum 
possessorium ijt nur wirfjam, wenn der Beliger infolge eines bejon- 
deren Nechtsverhältnifjes zum Erwerber, wie Miethe oder Auftrag, 
befugt oder verpflichtet ift, die Sadje al3 Inhaber zu behalten. — 
Für die Begründung von Eigenthbum und Nießbraud) jtehen alle dieje 
Erwerbsarten offen. Zur Beftellung des Fauftpfandes ijt jedod) das 
constitutum possessorium ungeeignet. 

Die freiwillige Uebergabe wird durch die Wegnahme des Gerichts- 
vollziehers erjett, wenn auf Webertragung des Eigenthums oder 
Beitellung von Nießbraud; und Pfandrecht erkannt iſt (88 875, 903, 
1147). — Eine eigene Begründungsform hat das Pfändungspfandredt. 

Nach 8 874 Abſ. 3 ift Uebergabe nicht erforderlich, wenn der 
Erwerber die Sache bereit3 bejigt, — nicht nur inne hat. Der Erbe 
hält fie 3. B. für ein Nachlaßſtück; er wird jpäter jeines Irrthums 
inne und läßt fie fich von dem Eigenthümer veräußern. In Wahr: 
heit liegt aber hier ein ftillfchweigendes constitutum possessorium des 
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Erwerbers und bisherigen Befigers zuguniten des Eigenthümers und 
eine jofort folgende brevi manu traditio vor (Motive ©. 335 3. 4). 

Ohne eine Beränderung der thatſächlichen Gewalt kann ein Recht 
an einer beweglihen Sache im Wege des Rechtsgeſchäftes auch nicht 
aufgehoben werden, E3 jcheint dagegen zu ſprechen, daß einfeitige 
Erklärung zum Berziht auf Nießbrauh und Pfandrecht genügt. 
Allein Befig und Inhabung können auch durch bloße Willenserklärung 
verloren werden ($ 808). 

Der Grundbuchvermerk ift vielfach lediglich Beurkundungs- 
mittel. Wenn der Tod den Nechtsitand verändert, fo kann das Grund: 
buch nur nadträglid die Folgen anzeigen; ebenfo wenn ſich der 
Eigenthumswechſel durch Enteignung oder bäuerliche Zuſammen— 
legungen nad) Landesrecht jhon an den Sprud der Behörde Enüpft. 
Die eigentlichen Verkehrsgefchäfte, die freiwilligen RechtSveränderungen, 
haben jedoch den Buchvermerk zu ihrer Vollzugsform; erſt die Buchung 
bringt dann das Recht zum Entjtehen oder Erlöſchen. Aber aud 
dann hat fie nicht formale Rechtskraft in dem Sinne, daß felbft die 
willkürliche oder verjehentlihe Buchung Rechte zu ändern vermöchte; 
jeine Wirkung entnimmt der Buchvermerk vielmehr erſt dem vorauf- 
gegangenen dinglihen Geſchäft, wie ja auch die Uebergabe einer 
beweglihen Sadje nur in Verbindung mit einem darauf gerichteten 
Bertrag Eigenthum oder Pfandrecht überträgt. Die felbitftändige 
Bedeutung des Buchvermerks liegt allein in der — mwiderlegbaren — 
Beweisvermuthung, die daraus hervorgeht ($ 826), und in dem guten 
Glauben, der fich darauf gründet. 

Unter die Verfehrsgeichäfte, die durch den Buchvermerk vollzogen 
werden, find die Uebertragung und die Aufhebung der dinglichen 
Nechte, jowie die Begründung und Belaftung eines Rechts am fremden 
Grundftücd ($$ 828, 872, 960, 965, 977, 1015 ff., 1061) zu begreifen; 
alſo Auflaffung und Dereliktion eine® Grundftüds, Beftellung wie 
Veräußerung und Belaftung eines Nießbrauchsrechts u. ſ. w. Dahin 
gehören ferner die Nechtsänderungen, die durch richterlichen Zwang 
herbeigeführt werden: die Zwangs- und Arreſthypothek (SS 1130, 
1132, 1133), die Ueberweifung der Hypothek, über die Fein Hypotheken— 
brief gebildet ift (Buchhypothet $ 1088), und jeder jonftige Erwerb 
eines Rechtes an einem Grundftüd oder an einem eingetragenen 
Recht, der ſich im Wege der Zwangs- oder Arreitvollftrefung vollzieht 
(S 837), es jei die Pfändung eines Rechts oder der Eintrag auf 
Grund eines Urtheils, das die Bewilligung oder deren Annahme er» 
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gänzt ($ 833) u. ſ. w. Ob der Erwerb von Grundftüden bei der 
Zwangsverfteigerung erſt durch den Eintrag oder ſchon durch den 
Zuſchlag erfolgt, tft noch nicht entjchieden. 

Da die Hypothek von einer perfönlichen Forderung abhängig, 
und die Grundſchuld felbjt eine Forderung tft, gelten für fie zum 
Theil abweichende Sätze. Zwar fünnen beide nur dur Eintrag 
entitehen; allein fie erlöfchen ohne weitere® mit der zu Grunde 
liegenden Forderung (88 1092, 1108, 1136), ſofern fie nicht auf den 
Eigenthümer übergehen. Die Uebertragung und Belaftung der Bud)- 
hypothek ferner fommt allerdings erſt dur den Eintrag zu Stande 
(88 1087, 1208), — dagegen die der Briefhypothet und Grundichuld 
durch Uebergabe von Hypotheken- oder Grundjchuldbrief (SS 1112, 
1136, 1208). Durch Wegnahme des Briefe8 wird auch der Ueber: 
gang von Briefhypothef und Grundichuld auf den Gläubiger, dent ſie 
überwiejen find, vollzogen. 

II. Auf diefen Grundfäten baut fid) die Lehre vom Schuß 
des guten Glaubens auf. Wer in dingliche Beziehungen zu einer 
Sache tritt, darf ihren Rechtsſtand nad) Maßgabe der Beſitzverhält— 
niſſe beurtheilen, wenn es eine bewegliche, und nad) dem Grundbuch, 
wenn es eine unbemwegliche Sade ift. Rechte, die auf diefe Weije 
nicht erkennbar find, gelten gegen den Erwerber nicht — fofern er 
nicht auf andere Weiſe Kenntnig von der wahren Sachlage erlangt 
hatte. 

Gegen Irrthümer, die nicht den dinglichen Rechtsſtand betreffen, 
Ihüßt jonadh der gute Glaube nit. Einmal alſo nicht gegen einen 
Irrthum über die Handlungsfähigfeit oder ſonſtige perſönliche Eigen- 
Ichaften des andern Bertragstheil, über die Zulänglichfeit der Boll: 
macht u. j. w. Weiter kommt immer nur die Senntniß entgegen- 
ftehender dingliher Rechte in Betracht, 3. B. einer Grundgerechtigkeit, 
die bei der Theilung des Grundftüds aus Verfehen nicht auf das 
neue Grundbuchblatt mitüberjchrieben, vder die irrthümlich gelöfcht 
it u. |. w. Denn da der Erwerb der Sadenrehte nur ein ding: 
liches Nechtsgefchäft und die Beobachtung der dinglichen Yorm vor: 
ausfeßt, da die Lehre vom titulus et modus acquirendi aufgegeben 
it, jchließt die Kenntniß älterer perjönlicher Rechte auf Auflaffung, 
Verpfändung u. ſ. w. den guten Glauben nicht aus. Wohl aber 
fehlt derjelbe Demjenigen, welcher weiß, daß ein für den zeitigen 
Rechtsſtand erhebliches dingliches Geſchäft anfechtbar, daß 3. B. 
die Bewilligung zur Löſchung einer Grundgeredtigkeit erzwungen 
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worden ift. Erwirbt er aljo in diefer Kenntniß das Grundftüd, jo 
erreicht die Anfechtungsklage wegen Zwanges aud) ihn (88 837, 877, 
1147). — Iſt aber nur die Kenntniß dinglicher Rechte für den guten 
Glauben de3 Erwerber erheblich, jo wird auch die Eintragung eines 
vorläufigen Widerſpruchs, einer Bormerkung, zur Sicherung perjön- 
liher Rechte (auf Bejtellung einer Grundgerechtigkeit, auf Auf: 
lafjung u. f. w.) nicht zugelaffen. Einer Vormerkung ift vielmehr 
— bis auf eine Ausnahme im Hypothekenrecht — nur das Recht 
auf Eintragung eines bejtehenden oder auf Löſchung eines auf- 
gehobenen Rechts fähig ($ 844). Zum Schuße perjönliher Redte 
muß durch einjtweilige Verfügung der Eintrag eines Veräußerungs— 
verbotes erwirkt werden. Soweit durch die Bormerfung der Richtig: 
feit des Grundbuchs widerſprochen wird, ift der gute Glaube bejeitigt. 

Der gute Glaube muß zur Zeit des fich vollziehenden Erwerbes 
vorhanden fein, d. h. nicht blos bei Abſchluß des obligatorischen und 
des dinglichen Gejchäfts, jondern bis zur Webrrtragung der beweg— 
lihen Sache, bis zum Grundbucdeintrag, — wenn auch dev Erwerber 
nicht weiß, wann der Eintrag erfolgt, oder diejer durd) Schuld des 
Grundbuchamtes verzögert wird. 

Dies find die gemeinfamen Grundfäge. Aber das Einzelne ge: 
ftaltet fic) bei beweglichen und unbeweglichen Sachen verjchieden. 

Bei legteren ruht der gute Glaube auf dem Grundbuch und 
außerdem im Recht der Hypothek und Grundjchuld auf der darüber 
lautenden Urkunde. Denn Thatjachen, die hieraus hervorgehen, muß 
derjenige gegen fich gelten lafjen, der Hypothek oder Grundſchuld oder 
ein Recht daran erwirbt, — wie anderjeit3 auch die Abtretung ſeitens 
des nicht eingetragenen Briefinhabers oder die gegen ihn erwirkte 
Bollftrelung in die Hypothefenforderung oder Grundfchuld gejichert 
it, wenn fein Recht dur eine zujammenhängende auf den ein- 
getragenen Bläubiger zurüdführende Reihe von Abtretungserflärungen 
oder Ueberweiſungsbeſchlüſſen begründet wird (88 1116, 1114, 1136). 
— Bei der Sicherheit dieſer Erfenntnigquellen braucht man vor dem 
Ermwerbe feine weiteren Erfundigungen über die Rechte Dritter am 
Grundſtück einzuziehen. Der gute Glaube wird ſonach aud nur 
durch die wirkliche Kenntniß entgegenftehender Rechte ausgeſchloſſen 
($ 837). Die fahrläffige Unkenntniß wird nicht zugerechnet, wenn: 
gleich ſich Fälle unverzeihlichen Irrthums denken laſſen. Es kann 
z. B. ſein, daß eine nicht eingetragene Grundgerechtigkeit an einer 
Anlage hätte erkannt werden müſſen. — Eine ſo klare Auskunft wie 
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das Grundbuch geben dagegen die Bejitverhältniffe nicht; deshalb joll 
fic) dev Erwerber einer beweglichen Sache vorher über den Rechtsſtand 
vergewiffern. Er entbehrt alfo des Echußes des guten Glaubens 
nicht nur bei Kenntniß, ſondern aud bei grob fahrläffiger Unkenntniß 
. der entgegenftehenden Rechte oder der Anfechtbarkeit dinglicher Rechts: 
aejchäfte ($ 877). Demgemäß ift demjenigen, der ſich auf das Grund: 
buch beruft, gegenbeweislid) jeine Kenntniß nicht eingetragener Rechte 
darzuthun, während bei beweglichen Saden erft der gute Glaube durch 
Darlegung der den Erwerb begleitenden Umſtände, des obligatorischen 
Titel3, durch den Nachweis etwaiger weiterer Erfundigungen u. |. w. 
dargethan werden muß. 

Berfchieden ift audy) der Umfang des Schutes. Derfelbe wird 
bei unbeweglichen Sachen zunädft dem Erwerber zutheil, mag der 
Erwerb durch Rectsgeichäft oder im Wege der Vollftredung erfolgen. 
Weiter darf derjenige auf das Grundbud) bauen, der Hypothefenzinjen 
zahlen, eine Grundjchuld Fündigen, Reallaften ablöfen, ſich Quittung 
und Löſchungsbewilligung ertheilen lafjen, kurz, Handlungen inbezug 
auf das eingetragene Recht vornehmen will ($ 838). Dagegen wirft 
ein Urtheil, das gegen den eingetragenen Nichtberechtigten 3. B. über 
das Beitehen einer Grundgerechtigkeit erftritten wird, nicht gegen und 
für den Berechtigten. — Während ferner der Regel nad) aud) das 
Grundbuch nur den dinglichen Redtsftand verfichert, jtehen ausnahms- 
weile auch uneingetragene Beräußerungsverbote, die nur zum Shut 
seftimmter Perfonen angeordnet find, gutgläubigen Erwerbern nicht 
entgegen ($ 837). Hier ſchützt alfo dev gute Glaube auch gegen einen 
unbekannten perfönlihen Mangel des Beräußererd. — Endlich er: 
gänzt das Grundbuch bei der Hypothek auch die Mängel der zu 
Grunde liegenden Forderung, — ſoweit diejelben nicht aus dem 
Hopothefenbrief erkennbar find. Der gutgläubige Erwerber einer 
Hypothek iſt alfo nicht gefährdet, wenn fie für eine nichtige Forderung 
beftellt oder diefe getilgt, geſtundet ift u. j. w. ($ 1083). Das gilt 
jedoch nicht, foweit Forderungen wegen rüdjtändiger Zinjen und von 
Koften, die nicht in beitimmter Höhe eingetragen jind, übertragen 
werden. | 

Dem Borjtehenden entipriht es, daß zur Erhaltung von Ein- 
wänden gegen eine Hypothek oder Grundjchuld eine Bormerfung 
eingetragen werden fann ($ 1085). Sit eine Buchhypothek für ein 
Darlehn bejtellt, jo bedarf es jogar zum Eintrag der Vormerkung, 
daß das Darlehen nicht gegeben ift, nicht, wie ſonſt, richterlidher Ans 
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ordnung, jondern es genügt innerhalb der erjten 30 Tage nad) Eintrag 
der Hypothek der einfache Antrag des Eigenthümers an dad Grund- 
buchamt. it die Vormerkung innerhalb diefer Friſt eingetragen, fo 
wirft fie, wie wenn fie zugleich mit dev Hypothek eingetragen wäre; 
fie entkräftet alfo auch den zwilchenzeitigen Erwerb Dritter (88 1085, 
1114). 
Bei beweglichen Saden wird nicht jeder redliche Erwerb gejchügt, 
jondern nur der des Eigenthums und Pfandrechts. Hinfichtlich des 
Nießbrauchs Hat man wegen feiner geringen Bedeutung für den 
Verkehr ganz davon abgejehen. Anders nur wenn ein Nießbrauch 
an verbrauchbaren Saden bejtellt wird, weil dadurh Eigenthum 
übergeht ($ 1018). — Geſchützt wird ferner nur der rechtsgeſchäftliche, 
nicht auch der Erwerb durch Zwangsvollftrefung. Der Pfändung 
jeiner Sache kann alfo der Eigenthümer, der nicht der Schuldner 
it, nad) wie vor. gemäß $ 690 E. P. DO. widerſprechen. — Aber 
auch der Schuß des rehtögejchäftlihen Erwerbs iſt doppelt einge- 
ihränft. Zunächſt geht er nicht weiter, al8 der Grundfag: „Hand 
wahre Hand“ reicht; er tritt aljo nur dann ein, wenn die veräußerte 
Sade nicht ohne den Willen des Eigenthümers aus feiner Gewahrjam, 
bezw. der feines Unterinhabers gekommen ift. Insbeſondere darf fie 
nicht geftohlen oder verloren worden fein. Nur an Geld und In— 
haberpapieren geht auch dann auf den Redlihen Eigentum über. 
Desgleihen an allen Saden, die öffentlih von einer zu Verſteige— 
rungen befugten Perſon, Gerichtsvollzieher, Auftionator u. ſ. w. 
freiwillig oder im Wege des Zwanges verfteigert werden. — Someit 
der redliche Befiger nad) dieſen Borjchriften nicht Eigenthum oder 
Pfandrecht erwirbt, weil der frühere Eigenthümer die Inhabung ohne 
jeinen Willen verloren, hat erjterer gegen den Letzteren einen Löſungs— 
anſpruch. Der Eigenthümer, der die Sade fordert, muß nämlich 
dem Beliger erjegen, was diejfer dem Veräußerer geleiitet oder nod) 
zu leiften, oder was er dem Schuldner gegen Empfang des Pfandes 
gezahlt hat, jedoch nur bis zur Höhe des Werthes, welchen die Sache 
bei der Herausgabe nach Abzug etwaiger, gleichfalls von dem Eigen: 
thümer zu erjegender Verwendungen hat (88 939 ff.). 

Weiter jet der Schuß des guten Glaubens eine beftimmte Form 
des Erwerbes voraus. Der Beſitzſtand des Veräußerers ift die 
Grundlage des guten Glaubens; daran fehlt es aber, wenn der Er- 
werber von Eigenthum oder Pfandrecht ſchon vorher die Sache beſitzt, 
(nicht bloß inne hat), ES handelt fih um den ſchon beſprochenen 
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all des $ 874 Ab), 3, — wenn man ſich 3. B. als Erbe einen Gegen: 
ftand, den man zuerjt irrthümlich zum Nachlaß gerechnet Hat, jpäter 
von dem vermeintlichen Eigenthümer veräußern oder verpfänden läßt. 
Freilich erklären die Motive jelbjt in einen ſolchen Fall den ſchein— 
baren Mangel der Uebergabe durch ein ftillichtweigendes constitutum 
possessorium des bisherigen Beſitzers mit nachfolgenderbrevi manu traditio 
(©. 335 3.4). Sie nehmen ferner an, daß dem bisherigen Beliter 
der Schuß des guten Glaubens zu Theil wird, wenn er die Sache 
zuerjt zurüdgtebt und ſich jpäter wieder übertragen läßt (S. 346b). 
Zroßdem auf diefe Weife der Unterſchied zwiſchen Uebergabe und 
deren jcheinbarem Mangel häufig in nichts zerfliegen muß, wird 
gerade für den Fall des $ 874 Abi. 3 der Schuß des guten Glaubens 
verjagt. — Wird ferner das Eigenthum durch constitutum possessorium 
übertragen, jo bleibt der Befigftand Fraft des Vertrauens, das der 
Erwerber dem Beräußerer ſchenkt, äußerlic erhalten, der wahre Eigen- 
thümer kann alſo nicht erkennen, was mit der Sache geſchehen iſt. 
Deshalb foll er nicht die Gefahr tragen, wenn feine Sache von einem 
Dritten mittel3 constitutum possessorum veräußert wird, jondern dev 
Erwerber. Solcher Rechtserwerb genicht alſo nicht den Schub des 
guten Glaubens, bis jpäter die wirkliche Herausgabe der Sadıe an 
den Erwerber, wenngleich ohne Wiederholung des dinglichen Ver— 
trages, erfolgt. Vernichtet ſonach erft der Inhabungswechſel, nicht 
ſchon der Erwerb der Sache, das Recht des wahren Eigenthümers, 
jo wird auch zu erwägen fein, ob in jolchem Fall der gute Glaube 
nicht bloß bi8 zum Erwerb, fondern bis zum Inhabungswechſel vor- 
handen fein muß. 

Die Folgen, die der Schuß des guten Glaubens für die ent- 
gegenftehenden, dem Erwerber unbekannten Rechte hat, jind bei be- 
weglihen und unbeweglichen Saden gleichfall8 verjchieden. Das 
Eigentum an der bemweglihen Sache und die jonftigen, ohne grobe 
Fahrläffigkeit unbekannt gebliebenen dinglichen Nechte erlöichen völlig, 
wenn. einem Redlichen Eigentum übertragen, und jie treten zu 
Bunften eines Fauſtpfandrechts zurüd, das ihm beftellt wird (SS 877 FF. 
1152). Bei unbeweglihen Saden gilt der Inhalt des Grundbuchs 
zu Gunften des Erwerber als richtig ($ 837), und es frägt ſich, 
ob die nicht erfichtlihen Rechte Dritter, 3. B. eine Grundgerechtigkeit, 
die bei der Theilung des Grundftüds nicht auf das ueue Grundbud): 
blatt mitüberfchrieben ift, gänzlich untergehen oder nur vor dem Recht 
des Gutgläubigen zurüdtreten. Iſt Letzteres der Fall, jo können die 
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zurüdgedrängten Rechte mit der dinglihen Klage verfolgt werden, 
fobald der unredliche Veräußerer oder jeine Erben dad Grundftüd 
zurüderlangen. Iſt Erfteres richtig, jo jteht au dann nur die 
perjönliche Klage offen, und es fann eine Bormerkung zur Erhaltung 
des Rechts nicht eingetragen werden ($ 844). Sm erjteren Fall er: 
löſchen die entgegenftehenden Rechte unbedingt, in anderen unter einer 
auffchiebenden Bedingung. 

Wer durh den Schuß des guten Glaubens den Berluft eines 
Rechts erleidet, kann von Demjenigen, welder unberechtigt verfügt 
hat, oder an welchen eine ihm nicht gebührende Leiftung erfolgt it, 
die Herausgabe der Bereicherung fordern (88 839, 880). 

IV. Es erübrigt no, der allgemeinen Grundſätze des 
Buchſyſtems zu gedenken. Indem der Entwurf das Grundbud im 
Gegenjaß zum Pfandbuch aufnimmt, wird der Schuß, den letzteres 
nur dem Pfandrecht gewährt, allen dinglichen Rechten zu Theil, und 
zugleich eine Berbindung des Buches mit dem Kataſter, d. h. die 
buchmäßige Feltitellung des Gegenjtandes der dinglichen Rechte, zur 
Aufgabe. Die Durchführung des Syſtems bedingt für alle Grund: 
jtüde den Buchungszwang; doc wird davon vorausfichtlic nad dem 
preußifchen Borbilde das Eigenthum des Fiskus, der Gemeinden u. |. w. 
befreit werden. Andererjeit$ erweitert ich der Kreiß dev buchungs— 
fähigen und ſomit buchpflichtigen Gegenftände durd) die Berechtigungen, 
welche, wie das Erbbauredit ($ 962), ein Grundbuchblatt erhalten 
können ($ 781). Mit der Möglichkeit, daß, wie e8 zu gejchehen pflegt, 
unbeabfichtigt, aus Irrthum mande Grundftüde ungebucht bleiben, 
wird nicht gerechnet (Motive ©. 312). Für ſolche Grundftüde werden 
aljo auch nicht bejondere Erwerbsarten, wie Erjigung, zugelaffen. 
Zum Erjak werden Vorfchriften geplant, die bei Anlegung neuer 
Grundbudhblätter den Eigenthumsbeweis erleichtern. 

Der Rang der dinglichen Rechte beftimmt ſich innerhalb derjelben 
Abtheilung des Grundbuchs nad der Reihenfolge, jonft nad der 
Zeitfolge des Eintrags; Rechte, die in verjchiedenen Abtheilungen am 
ſelben Tage eingetragen find, haben im Verhältniß zu einander 
gleihen Rang. Durch VBormerkungen und durch bejondere Beftim- 
mung, die indeß des Eintrags bedarf, kann das geſetzliche Rang— 
verhältniß geändert werden. Auch ijt der Eintrag eines Nechtes mit 
dem Vorbehalt zuläffig, daß ein jpäter zu begründendes Recht vor: 
geht. Eine nachträgliche Aenderung des Rangverhältniffes bedarf 
außer dem Eintrag der Einwilligung der Bajfivbetheiligten (SS 840 ff.). 
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Die äußere Eriheinung des Grundbuchs wird die Grund- 
buhordnung beftimmen. In jedem Fall muß der Eintrag beftimmt, 
er braucht jedoch nicht vollftändig zu fein. Um dem erjteren Gefichts- 
punft zu genügen, joll, wenn ein Recht für mehrere Perſonen ge: 
meinfam und ungetheilt eingetragen ift, Gemeinjchaft nadı Bruchtheilen 
und Gleichheit derjelben als eingetragen gelten ($ 827). Andererſeits 
ift, um die Ueberfüllung des Grundbuchs zu verhüten, die Bezugnahme 
auf die Eintragsbemilligung zuläffig ($$ 962, 969, 982, 1048, 1054). 
Insbeſondere brauchen bei Hypothek und Grundſchuld nur Gläubiger, 
Betrag und, im Fall der BVBerzinslichkeit, dieje und die Höhe des 
Zinsjages in das Buch zu kommen (88 1064, 1108, 1125, 1136). 
Folgeweiſe führt der Grundfag der Deffentlichfeit dazu, den Be— 
theiligten nicht nur das Grundbud), jondern auch die Grundakten 
offenzulegen (5 837 Anm. 1). 

Die Grundbudhordnung wird auch das Berfahren in Grundbud)- 
jachen regeln. Doch jteht bereits fet, daß die Eintragung im Wege 
der Zwangs- und Arreftvollitrefung oder einer einjtweiligen Ber: 
fügung auf Parteibetrieb, auf unmittelbaren Antrag des Berechtigten 
beim Grundbuchamt erfolgt. Ebenſo die Löſchung, wenn die Voll: 
jtrefungsmaßregeln oder Arreft und einftweilige Verfügung aufge: 
hoben werden ($$ 846, 833). — Der Eintrag der Vormerkung wird 
durch einftweilige Berfügung angeordnet, ohne daß die Gefährdung 
des dem Widerſpruch zugrunde liegenden Rechts glaubhaft zu machen 
ift /8 845). 

Nach diejen einleitenden Weberblid über die Grundgedanken des 
Sachenrechts ift zu der Ordnung des Entwurfs zurüdzukehren 
und der inhalt nad) der Reihenfolge jener Abjchnitte unter Hervor— 
hebung des Bemerfenswerthen, welches noch nicht berührt ijt zufam- 
menzufaffen. — Das dem Sachenrechte gewidmete dritte Bud) des 
Entwurfs eröffnet an der Spite des eriten Abſchnitts: „allge- 
meine Vorſchriften“ der Sa: ($ 778) „Sachen im Sinne des 
Geſetzes find nur körperliche Gegenftände.” Damit ift die „unkörperliche 
Sade” der römischen Juriſten aus der Rechtsſprache entfernt, aber 
in diefer Beſchränkung erihöpft nun das Wort „Sache“ nicht den 
Begriff des Rechtögegenftandes. Der Entwurf will zwar, wie die 
Motive jagen (III ©. 33) dingliche Rechte nur an körperlichen Sachen 
zulaffen; aber er muß doch al3 Nebenbegriffe einen „Nießbrauch an 
Rechten” ($ 980) und ein „Pfandrecht an Rechten“ ($ 1206) einführen. 
Dies bedingt dann den weiteren Begriff „Gegenftand,” den nad) den 
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Motiven (a. a. D.) der Entwurf da gewählt hat, „wo eine Nornt 
jowohl auf Sadyen als auf Rechte jich beziehen joll.” In entiprechender 
Abgrenzung ſollen unbeweglihe Sachen nur die Grumdftüde jein 
($ 781 Abſ. 1); aber der Nebenbegriff wird im zweiten Abjage 
alsbald wieder eingeführt mit der „entjprechenden Anwendung” der 
auf Grundſtücke ſich beziehenden VBorjchriften auf ſolche „Beredti- 
gungen”, „welche ein Blatt im Grundbuche erhalten Eönnen,” aljo 
wie die Motive ausdrüdlich hervorheben ohne Rückſicht darauf, ob 
ſie es jchon erhalten haben. Welches dieje Berechtigungen find, 
bleibt der Grundbuchordnung beziehungsweije der Landesgejeggebung 
vorbehalten. 

Unter den beweglichen Saden werden als „vertretbare” 
($ 779) diejenigen bezeichnet, „welche im Verkehre nad) Zahl, Mar 
oder Gewicht beitimmt zu werden pflegen”; als „verbraudbare” 
($ 780) diejenigen, „welche durch Berbraud) oder Beräußerung genugt 
zu werden pflegen;” und ziwar gelten als verbrauchbare Saden nad) 
Abi. 2 auch „diejenigen beweglichen Sachen, welche zu einem Sad): 
inbegrirfe gehören, dejjen beftimmungsmäßige Nußung in der Ber: 
äußerung der einzelnen Sachen bejteht.” Die Motive führen als 
Beilpiel dazu nur das Waarenlager an. Unter Sadinbegriff veriteht 
der Entwurf Fein „ideelles Objekt“ von Necdten; und „wenn Jemand 
als Eigenthümer eines Anbegriffs von Sachen bezeichnet wird, fo 
kann dies juriftiich nicht® anderes heißen, als da er Eigenthümer 
aller der einzelnen Sachen ift, welche den Inbegriff bilden” (Motive 
III ©. 28). Neben der Unterſcheidung beweglicher und unbeweglicher 
Sachen berühren die Motive (a. a. O. ©. 31) die des beweglichen 
und unbeweglichen Bermögens. Der Entwurf hat diefe Bezeihnungen 
nur gelegentlich im. ehelichen Güterrecht und im Erbrecht verwendet, 
jedesmal mit genauer Beſtimmung ihrer Tragweite. In der Anwendung, 
welche die C. P. D. von der Unterjcheidung für die Zwangsvollitredung 
macht, wird dem zu erlafjenden Heichsgejege über die Zwangsvoll— 
ſtreckung in Grundſtücke vorbehalten, welche Bermögendgegenjtände 
dieſen gleichzuftellen find. 

Die 88 782—791 beichäftigen ſich mit der Feititellung des 
begrifflichen Gegenjages von wejentlihen Beftandtheilen und 
Zubehör einer Sade; eingejchaltet ijt in $ 787 die Beſtimmung, 
daß für die Einheitlichkeit eines Grundftüds die bejondere Nummer 
im Flurbuche oder die Buchung mehrerer Flurbuchnummern als eins 
heitlihe8 Grundftüf im Grundbuche enticheidend it. Als weſentlich 
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gelten (8 782) ſolche Beftandtheile, welche von einander nicht getrennt 
werden fönnen, ohne daß der eine oder der andere zerftört oder in 
jeinem Wejen verändert wird. Demnach yelten ($ 783) als wefent- 
liche Beftandtheile eines Grundftüds die mit dem Grund und Boden 
fejt verbundenen Sachen, insbejondere die Gebäude und ($ 784) die 
Bodenerzeugnijje, jolange jie mit dem Boden zuſammenhängen, 
Pflanzen jobald fie Wurzel gefaßt haben, der Samen jogar jchon 
von der Ausjaat an; al3 wefentliche Beftandtherle eines Gebäudes 
die demfelben zur Herftellung und nicht nur zu einem vorübergehenden 
Zwede eingefügten Saden. Zubehör ($ 789) dagegen find jolde 
bewegliche Sachen, welche nicht unter diejen Begriff des Beftandtheils 
einer andern Sache fallen, aber einer Hauptſache bleibend zu dienen 
beftimmt und zu derjelben „in ein entſprechendes äußeres Verhältnik 
gebracht” find, „es fei denn, daß nach der Verkehrsſitte eine ſolche 
Sache nicht als Zubehör angefehen wird.” Unter diefen Boraus- 
jegungen gehören nad) $ 791 Abf. 1 zu dem Zubehör eines zu einem 
gewerblichen Zwede auf die Dauer eingerichteten Gebäudes auch die 
dem gewerblichen Zmwede dienenden Majchinen und fonftigen Geräth: 
Ihaften, nad Abjat 2 zu dem Zubehör eined Landgutes „das zum 
Wirthichaftsbetriebe beftimmte Geräth und Vieh ſowie die landwirth— 
ſchaftlichen Erzeugniffe, fomweit fie zur Fortführung der Wirthſchaft 
bis zu der Zeit erforderlid find, in welcher gleiche vder ähnliche 
Erzeugniffe vorausfichtlih gewonnen werden.” — Die rechtliche 
Bedeutung des Unterjchtede8 von weſentlichen Bejtandtheilen und 
Zubehör liegt darin, daß an jenen ($ 782) ein von dem Rechte an 
der Sade int Ganzen abgefondertes Recht und ebenjo ($ 798 Abi. 2) 
ein von dem Befig der ganzen Sache abgefonderter Befit nicht ſtatt— 
findet, während das Zubehör ($ 790) nur im Zweifel von dem die 
Hauptſache betreffenden Rechtsgeſchäfte unter Lebenden mit befakt 
wird. — Rechte, welche mit dem Eigenthume an einem Grundftüde 
verbunden find, fallen weder unter den aufgeftellten Begriff des 
Beſtandtheils noch unter den des Zubehörs; nad) $ 788 aber follen 
jie als Beitandtheile des Grundjtüds gelten. 

Die 88 792—794 behandeln die Begriffe der Früchte und 
Nußungen und deren redhtlihe Anwendung. Früchte einer Sadıe 
jind ($ 792 Nr. 1) „die Erzeugnifje der leteren und diejenige fonjtige 
Ausbeute aus derjelben, deren Gewinnung zur  bejtimmungsmäßigen 
Nugung der Sache gehört.” In gleichem Sinne nennt Nr. 2, gemäß 
der oben berührten Gleichſtellung von Sachen und Rechten als 
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„Segenftänden” „Früchte eines Nechtes” die „Erträge, welche das 
Recht bei beſtimmungsmäßiger Nußung gewährt;” und neben beides 
jtellt Nr. 3 als „Früchte einer Sache oder eines Rechtes“ die „Ex: 
träge, welche die Sache oder das Recht vermöge eines Rechtsver— 
hältniffe8 gewährt.” Als weiteren Begriff ftellt $ 793 den der 
„Nutzungen einer Sache oder eines Rechtes“ auf, inden er neben 
den Früchten auch die Bortheile, welde der Gebraud der Sadıe 
oder des Rechts gewährt, umfaſſen foll; Gebrauch ift alfo hier in 
eingeſchränktem, aud die eigene Fruchtgewinnung ausfchliegenden 
Sinne veritanden. In $ 794 wird des Näheren beftimmt, in welchen 
Umfange die Früchte verfchiedener Art demjenigen gebühren, welcher 
zum Fruchtbezug von einer Sache oder einem Rechte bis zu einer 
bejtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Zeit an bereditigt it: 
Früchte der in Nr. 1 (und Nr. 2) des $ 792 bezeichneten Art fallen 
ihm zu, wenn fie während der Zeit jeiner Berechtigung von der 
Hauptiache getrennt werden; bei den in Mr. 3 des $ 792 bezeichneten 
Früchten wird unterfchieden, ob fie in einen Entgelt für die Nutzung 
der Sache oder des Rechts und in Gewinnantheilen beftehen vder in 
jonftigen Gefällen; von jenen gebührt dem Berechtigten ein der Zeit— 
dauer feines Rechts entjprechender Bruchtheil, von diejen wus während 
diefer Zeitdauer fällig wird. (Nur dem äußeren Zuſammenhange 
folgend fügt $ 795 an, daß Laften und Abgaben einer Sache oder 
eines Rechts von dem PVerpflichteten zu tragen jind, jo weit jie 
während der Zeit jeiner Verpflichtung fällig werden.) — Da die 
Beitimmungen des $ 794 inhaltlich wenn auch nicht formell in den 
Eigentdumserwerb an Früchten hineingreifen, jo mögen die darüber 
in den 88 898—902 enthaltenen Anordnungen gleich hier angereiht 
werden. $ 898 hält an dem römiſchen Grundjage feit, daß „Beltand- 
theile einer Sache, insbejundere deren Erzeugniffe, auch nad der 
Trennung dem Eigenthümer dev Sahe gehören ;” dagegen ſchließt 
ſich $ 899 bezüglich des dinglich zum Fruchtbezuge berechtigten neueren 
Sejeßgebungen an, indem er ihn dag Eigentdum der gezogenen Er: 
zeugniffe oder jonftigen Bodenbejtandtheile mit deren Trennung von 
der Hauptjache erwerben läßt. $ 901 Eehrt im erjten Abjage zum 
reinen römischen Rechte zurüd: „geitattet dev Eigenthümer einer 
Sade einem Anderen Erzeugniffe oder andere Beftandtheile derjelben, 
welche nad) ihrer Trennung den Eigenthümer gehören, ſich anzueignen, 
jo erwirbt der Andere das Eigentum an diejen Gegenständen mit der 
Beligergreifung.” Der zweite Abjat öffnet aber den deutichen Ans 
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ihauungen über den Fruchterwerb des Pächters (welchem der Ent: 
wurf an ſich jede dingliche Berechtigung abjpricht) die Hinterthür: 
„it von dem Eigenthümer dem Andern zum Zwede einer jolchen 
Zueignung die Inhabung der Sache überlaffen, jo erwirbt der Andere 
während der Dauer der Inhabung das Eigentum an jenen Gegen: 
ftänden mit der Trennung von der Hauptfahe. Ein mwährend der 
Dauer der Inhabung des Anderen von dem Eigenthümer erklärter 
Widerruf der Geftattung ijt unwirkſam für die Zeit, für welche der 
Eigenthümer zur Gejtattung verpflichtet ift.” Nach 8 900 erwirbt 
endlich auch der redliche Befiger einer fremden Sadje deren Früchte 
mit der Trennung, und 8 902 dehnt den $ 901 in entiprechender 
Anwendung auf die „Geftattung” des Fruchtbezugs von Seiten eines 
zum Fruchterwerb durch Trennung Berechtigten aus. 

Die allgemeinen Borjchriften des erjten Abſchnitts beichließt in 
$ 796 die Beftimmung: „Die Befugniß desjenigen, welchem das 
Eigenthum oder ein anderes Recht an einer Sache zufteht, über fein 
Recht zu verfügen, kann nicht durch Rechtsgeſchäft mit Wirkung gegen 
Dritte ausgefchloffen werden, joweit nicht das Geſetz ein Anderes 
beſtimmt.“ Wie die Motive erläutern, foll damit entgegen dem 
preußischen Landrecht die dingliche Wirkung eines durch Rechtsgeſchäft 
begründeten Beräußerungs: oder Belaftungsverbots im Allgemeinen 
ausgefchlojfen werden und es wird dies aus einem Grundjage des 
Entwurfs abgeleitet, daß dinglihe Rechte nur nad) Maßgabe be: 
jonderer gejeglicher VBorichriften begründet werden fünnen. 

Der zweite Abjchnitt „Befit und Inhabung“ läßt ſchon im 
der Ueberſchrift erfennen, daß er zwei verjchiedene Stoffe zufammenfaßt. 
Die 88 797—813 handeln von dem Beſitze als einer Vorausfegung 
von Nechtsvorjchriften über das Eigenthum. Der Begriff in dieſem 
Sinne enthält die beiden Beftandtheile der „thatjächlichen Gewalt 
über die Sache (Inhabung)“ und des Willens des Inhabers „Die 
Sache als die jeinige zu haben,” jo daß der Befig erworben wird 
($ 797), wenn beide Beftandtheile zuſammentreffen, und in der Regel 
mit dem Wegfall aud nur eines Bejtandtheild (SS 808—810) dev 
Befig beendigt wird. Belig einer Sahe ($ 798) iſt nur ſoweit 
möglich, als Eigenthum an der Sache möglich ift. Weberhaupt ift, 
wie das Eigenthum im Entwurf ausichließlid als Sacheigenthum, ſo 
der Befiß ausſchließlich als Sachbefig gedacht; der ſog. Rechtsbeſitz 
wird durch die eigenthümliche Gejtaltung des Beſitzſchutzes durchweg 
entbehrlich und hat nur bei den Grunddienftbarkeiten ($ 979) eine 
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Spur hinterlafjen. Im Uebrigen find die Bejtinmmungen des Ent: 
wurf3 über den Befit jchon in anderem Zujammenhange berührt. 
Die 88 814—824 behandeln die auc) im Entwurf jo genannten 
Befigflagen ($$822— 23), obwohl feine Eigenthümlichkeit gerade darin 
befteht, daß er diefen Nechtsichug nicht an den Bejig in dem Sinne 
des 8 797, jondern allein an den thatſächlichen Bejtandtheil deſſelben, 
die Inhabung fnüpft. Dadurch wird, wie ſchon bemerkt, der Begriff 
des Nechtsbefiges außer bei den Grunddienftbarfeiten entbehrlich, 
indem jeder der in Ausübung eines dinglichen Nechtes an einer Sache 
Inhaber derjelben tft, im diefer Inhabung geihüßt wird. Die Be- 
handlung de3 Entwurfes ermöglicht e3 weiterhin, auch dem Miether 
und Pachter, obwohl ihrem Rechte der dingliche Charakter abgeiprochen 
wird, im Schug der Inhabung Erfag des Bejigichuges zu geben. 
Der Entwurf geht aber darüber noch weit hinaus, indem er aud) 
den Beauftragten gegen den Auftraggeber, den Gehülfen gegen den 
Gejchäftsherrn, den VBerwahrer gegen den Hinterleger in der In— 
habung der anvertrauten Sache jchüßt, überhaupt jeden der eine 
Sache für einen andern umd Lediglich in dejjen Namen inne hat, auch 
gegen den Eigenthümer den Schuß der Inhabung gewährt. — Diefer 
Schuß nun geht davon aus, daß es im 8 814 im Allgemeinen als 
„verbotene Eigenmacht” unterjagt wird „ohne den Willen des In— 
habers einer Sache demjelben die Inhabung zu entziehen oder ihn 
darin zu ftören.” Obwohl die Motive (III ©. 81) nad längerer 
Erörterung zu dem Ergebniffe kommen, daß von dem Erfordernifje 
eines Inhabungswillens „bejjer gänzlich abzuſehen,“ beſonders auch, 
um nicht die Inhabung des Kindes oder des Wahnſinnigen ſchutzlos 
zu laſſen, ſcheint doch in dem $ 814 ein ſolcher Inhabungswille vor— 
ausgeſetzt zu werden. Es ſoll dies aber offenbar dadurch ausgeſchloſſen 
ſein, daß nicht die Entziehung der Sache gegen, ſondern ſchon ohne 
den Willen des Inhabers als verbotene Eigenmacht beſtimmt wird: 
der „Wille“ de3 $ 814 fol die Eimvilligung des Inhabers fein, die 
an ich rein thatſächliche Inhabung an einen anderen übergehen zu 
laffen. — Der Inhaber einer Sache iſt berechtigt (S 815 Abf. 1) 
verbotener Eigenmacht ſich mit Gewalt zu widerjegen und die durch 
verbotene Eigenmact weggenommene bewegliche Sade iſt (Abſ. 2) 
der bisherige Inhaber berechtigt, dem auf der That Betroffenen oder 
bei jofortiger Nacheile erreichten Thäter mit Gewalt wieder abzu- 
nehmen. Dieje erlaubte Gewalt bei der Abwehr und bei der Wieder: 
abnahme der beweglichen Sache jchließt auch Gewalt gegen die Perſon 
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ein, wie ſich aus dem Gegenjage des Ab}. 3 ergiebt, welcher dieſe 
Gewalt dem durch verbotene Eigenmacht entjegten Inhaber eines 
Grundſtücks nur dann geltattet, wenn die Wiederverichaffung dev In— 
habung jofort nad. der Entziehung erfolgt oder die allgemeinen 
Borausfegungen erlaubter Selbithülfe nah $ 189 vorliegen (alſo bei 
Sefahr im Berzuge, wenn obrigkeitlihe Hülfe nicht rechtzeitig zu 
erlangen ift), während demfelben andere Gewalt auch noch fofort nad) 
erfangter Kenntniß der Entziehung freigegeben ift. In Abi. 4 des 
8 814 endlidy wird noch ausdrüdlich hinzugefügt, daß die bezeichneten 
Rechte des Selbftihutes gegen verbotene Eigenmacht dem Inhaber 
auch gegenüber demjenigen zuftehen, für welchen er die Sude inne hat. 

Hat durd) den Selbſtſchutz des Inhabers nicht verhindert werden 
fönnen, daß durch verbotene Eigenmadt von einem Anderen die 
Inhabung erlangt ift, fo ift dieſe Inhabung fehlerhaft ($ 818) und 
gegen denjenigen, welcher ihm gegenüber hiernad) fehlerhaft inne hat, 
jteht dem früheren Inhaber der „Anſpruch auf Wiedereinräumung 
der Inhabung“ zu ($ 819 Ab. 1). Daraus, daß dem Selbſtſchutz 
der Inhabung gegen verbotene Eigenmadt in $ 815 Scranfen 
gezogen ſind, könnte gefolgert werden, daß die Ueberſchreitung diejer 
Schranken nun jelbjt als verbotene Eigenmacht, mithin die auf dieje 
Weiſe wieder erlangte Inhabung als fehlerhaft im Sinne der $$ 818 
und 819 Abi. 1 zu behandeln wäre. Diejer Folgerung aber tritt die 
ausdrüdliche Beitimmung des $ 819 Abſ. 2 entgegen: „Der Anjprud) 
ift ausgejchloffen, wenn der frühere Inhaber gegenüber dem gegen: 
wärtigen Inhaber fehlerhaft inne hatte.” Hiernad) ift nicht erjichtlich, 
welchen Nachtheil die Ueberſchreitung der Schranfen des $ 815 für 
den eriten Inhaber haben ſollte. Auf der andern Seite kann der- 
jenige, welcher nad) $ 818 fehlerhaft inne hat, den Anjprud) des 
früheren Inhabers aus $ 819 Abſ. 1 nad) der ausdrüdlichen Be— 
ſtimmung des $ 823 Abſ. 1 („durd die Erhebung dev Beſitzklage 
wird die Erhebung der Klage aus dem Rechte, durch die Erhebung 
der Klage aus dem Rechte die Erhebung der Befigkflage nicht gehindert“) 
durch Anftellung der Klage aus feinen behaupteten Rechte zur In— 
habung kreuzen, und gelingt es ihm, fein Net vor der Entiheidung 
über die Befigklage zur gerichtlichen Feititellung zu bringen, jo tt 
nac) der weiteren ausdrücklichen Beſtimmung des $ 823 Abi. 2 „die 
Befitklage in der Hauptjache, vorbehaltlicd der über den Koftenpunkt 
zu treffenden Enticheidung, als erledigt anzuſehen.“ 

Neben dem Rechte des Selbitichuges hat der durd) verbotene 
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Eigenmadt in der Inhabung Gejtörte, wenn er nicht jelbjt dem 
Störer gegenüber nah $ 818 fehlerhaft inne hat, gegen Dielen 
($ 820) den Anſpruch auf Wiederaufhebung der Störung und auf 
Unterlafjung weiterer zu bejorgender Störungen. Beide „Befitklagen” 
jtehen nach $ 821 Abi. 1 auch dem Beliter im Sinne des $ 797 zu, 
für welchen ein anderer die Inhabung hat, und nad) $ 821 Abj. 2 
auch demjenigen, welcher „für den Befiger die thatjächliche Gewalt 
über die Sache übt,” aber diefe, die Inhabung, einem Dritten über: 
tragen hat. — In dem Befitgprozeffe ſelbſt (alſo unbeſchadet der nad 
$ 823 gleichzeitig zu erhebenden Klage aus dem Recht) kann ein Recht 
auf die Inhabung oder zur Vornahme der als jtörend gerügten Hand— 
fung ($ 822) nur injoweit geltend gemacht werden, als es erforder: 
(id) ift zur Begründung des Einwandes, daß verbotene Eigenmad)t 
nicht verübt worden fei; und nur in der gleihen Beſchränkung ſind 
($ 824) Handlungen als verbotene Eigenmadt geltend zu machen, 
jeit deren Vornahme mehr al3 ein Jahr verftrichen ift. — Den Ab- 
Ichnitt beichließt die einzelnftehende Beftimmung des $ 825: „Hat 
Jemand den Beſitz einer Sache verloren oder wird dieje während 
jeines Beſitzes bejchädigt, jo wird vermuthet, daß fein Vermögen im 
eriten Falle um den Werth der Sache, im zweiten Falle um die 
Verringerung des Werthes derſelben vermindert tworden jei.” 

Der Inhalt des die Grundjäte des Grundbuchrechts zuſammen— 
jtellenden dritten Abſchnitts „allgemeine Borichriften über Nechte an 
Grundftüden“ ift bereits in der einleitenden Ueberficht erſchöpfend be- 
handelt worden. — Der vierte Abjchnitt „Eigentum“ zerfällt in 
fünf Titel, deren erfter „Inhalt und Begrenzung des Eigenthums“ 
außer der Begriffsbeftimmung des $ 828: der Eigenthümer einer 
Sache hat (innerhalb der Schranken des Geſetzes und der Rechte 
Dritter) „das Recht, mit Ausſchließung Anderer nad Willfür mit 
dev Sache zu verfahren und über diefelbe zu verfügen” und dem in 
$ 849 wiederholten römischen Dogma „das Recht des Eigenthümers 
eines Grundjtüds erjtredt jih auf den Raum über der Oberfläche 
und auf den Erdförper unter derjelben” — in den 88 850-866 die 
Grundjäge des Nachbarrechts enthält. Nach $ 850 Hat „der Eigen: 
thümer eines Grundſtücks die nicht dur unmittelbare Zuleitung 
erfolgende Zuführung oder Mittheilung von Gafen, Dämpfen, Rauch, 
Ruß, Gerühen, Wärme, Erfhütterungen u. dgl. injoweit zu dulden, 
al3 folche Einwirkungen entweder die regelmäßige Benußung des 
Grundſtücks nicht in erheblihem Mae beeinträchtigen oder Die 
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Grenzen der Ortsüblichkeit nicht überjchreiten.” 88 851—853 be- 
handeln die Grenzfeftitellung, $ 854 das Berhältnig gemeinfchaftlicher 
Mauern, Raine, Gräben u. j. w. $$ 855, 861, 862 auf der Grenze 
jtehende oder in den Nadhbarraum übergreifende Bäume und deren 
Früchte. $ 856 bejtimmt, daß der Eigenthümer eines Grundftücds 
den in Folge der natürlichen Bodenverhältniffe ftattfindenden Waffer- 
abfluß von einen anderen Grundftüde zu dulden hat, läßt aber die 
abweichenden Borjchriften der Landesgeſetze beftehen. In den 
ss 857—860 ijt die gutgläubige und nicht fahrläſſige Grenzüber- 
jchreitung bei Erridtung von Gebäuden fo geordnet, daß der Nadıbar, 
welcher nicht vor oder jofort nach derjelben mwideriprochen hat, das 
errichtete Gebäude ftehen lafjen muß, aber durch eine dinglic an den 
Grundftüden haftende jährlih im Voraus zu entrichtende Rente zu 
entichädigen ift, an deren Stelle er jederzeit Erjat des Werthes, 
welchen der überbaute Theil feines Grundftüdes zur Zeit der Grenz: 
überjchreitung hatte, gegen Webertragung des Eigentums verlangen 
£ann. Diefe Beftimmungen finden nad) $ 863 entjprechende An- 
wendung auf die Entfchädigung für einen einzuräumenden Nothweg, 
als defjen Borausjegung ein weder vorſätzlich noch fahrläjjig von 
Eigenthümer oder defjen Rechtsvorgänger veranlagter „Nothſtand“ 
des Fehlen der zur bisherigen ordnungsmäßigen Benutzung eines 
Grundſtücks nothwendigen Verbindung mit einem öffentlichen Wege 
aufgeftellt ift. Nach $ 864 dürfen „Anlagen, deren Benußung eine 
unzuläflige Einwirkung auf ein Nahbargrundftüd zur Folge hat“ 
nicht Hergeftellt oder gehalten werden; desgleichen ijt nad) $ 865 
unzuläflig „ein ſolches Vertiefen des Erdbodens in der Nähe eines 
Nahbargrundftüdes, von welchem vorauszufehen ift, daß dem Boden 
des Nachbargrundflüds die erforderlihde Nußung entzogen wird,” 
jedoc) ift vorbehalten, daß für eine genügende anderweitige Befeftigung 
geforgt werde. Nach 8 866 bleiben die Landesgeſetze unberührt, welche 
da8 Eigentum an Grundftüden nocd anderen oder weitergehenden 
Beichränkungen unterwerfen. — Angereiht an dieje Vorſchriften des 
Nachbarrehts ordnet 8 867 das Verhältniß der actio ad exhibendum 
gegenüber dem Eigenthümer eines Grundftüds, auf deſſen Gebiete 
eine fremde bewegliche Sache ſich befindet, dahin, daß jener dem Eigen: 
thümer oder bisherigen Inhaber der legteren die zur Auffuchung, 
Erlangung und Fortihaffung der Sachen erforderlihen Handlungen 
zu geftatten, dieſer aber vollen Erſatz des daraus entitandenen und 
Sicherheit für den Erjag des zu bejorgenden Schadens zu leiften hat. 
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Der zweite und dritte Titel des vierten Abſchnitts behandeln 
getrennt den Erwerb des Eigentums an Grundftüden und an be- 
weglichen Sachen. Der Erwerb durch Rechtsgeſchäft in beiden Be— 
ziehungen ift jchon beſprochen. Außerdem fennt der Entwurf für 
Grundſtücke nur den Erwerb durd; Zueignung und Aufgebot. Die 
Bueignung (DEfupation) fegt die Aufgabe des Eigentums von 
Seiten de3 bisherigen Eigenthümers voraus (Dereliftion) und die Mo- 
tive (III ©. 325) erläutern diefe VBorausfegung damit, daß „Fülle vor- 
fommen können, in welchen durd Krieg oder elementare Ereignifje 
ein Grundftüd dergeſtalt verwüſtet und entiwerthet ijt, daß Niemand 
ji findet, der geneigt wäre, e3 zu erwerben,” in welchen Fällen „es 
eine ungerechtfertigte Härte wäre, wenn das Geſetz den Eigenthümer 
nöthigte, nad) wie vor die Funktionen eines folden zu verjehen.” 
Es fann alſo ($ 872 Abj. 1) der eingetragene Eigenthümer vor dem 
Grundbuchamte erklären, daß er das Eigenthum an dem Grundftüde 
aufgebe, und diejes erlischt mit der Eintragung der Erklärung in 
das Grundbuch und kann demnächſt (Abj. 2) „von demjenigen, welcher 
nad den Landesgejegen zur Zueignung des Grundftüds befugt ift,“ 
dadurd) erworben werden, daß derfelbe auf jeinen Antrag al3 Eigen- 
thimer in das Grundbud) eingetragen wird. Der Entwurf hat fid) 
(Mot. III ©. 326) eigener Beftimmungen über das Recht zur Zu: 
eignung enthalten, weil damit in das Öffentliche Recht verfchiedener 
Staaten eingegriffen würde, deren Gejetgebung aufgegebenes Grund- 
eigenthum den Gemeinden oder dem Staate ſelbſt zumeift. — In 
der Zwiſchenzeit zwijchen Aufgabe und Yueignung kann derjenige, 
welcher ein Recht an dem Grundftüde gerichtlich geltend machen will, 
die gerichtliche Beftellung eines Vertreters auf feine Koſten, vor: 
behaltlicd; des Erjfaganfpruchs verlangen. Aus dem Grundftüde jind, 
wie die Motive (S. 327) bemerken, die Koften nur zu erftatten, wenn 
fie zu jolden Beitreibungsarten gehören, für welche dafjelbe haftet. 

Der Eigenthumserwerb dur) Aufgebot ($ 873) ift beftimmmt, den 
durch Nichteintragung des Erben oder anderer Rechtsnachfolger eines 
verftorbenen Bucheigenthümers und dem thatfächlichen Eigenthums— 
verhältniffe entjtandenen Zwiejpalt zu heben. Es kann jedoch (Abi. 1) 
nur derjenige den Erlaß des Aufgebot3 beantragen, welcher ein Grund: 
jtüd dreißig Jahre nach dem Tode des letzten eingetragenen Eigen- 
thümers befefjen hat. Das Aufgebot führt, wenn ſich auf dajjelbe 
fein Eigenthumsberechtigter meldet, zum Erlaß eines Ausihlußurtheils 
(Abi. 5), Eraft deifen der Antragiteller als Eigenthümer eingetragen 
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wird, welches jedoch (Ab}. 6) nicht gegen einen Dritten wirft, welcher 
vor Erlafjung dejjelben als Eigenthümer eingetragen oder vorgemerkt 
it. Der dreigigjährige Befit des Antragiteller wird nad den ent- 
iprechenden Beftimmungen über die Erjigung beweglider Saden 
($S$ 882 — 887) berechnet. Abgejehen davon kann die Erfitung im 
Syſtem de8 Entwurf3 nur eine Erwerbsart für bewegliche Sachen 
jein, und auch hier zufolge der Beftimmungen über den rechtsgejchäft- 
lichen Eigenthunserwerb in gutem Glauben (88 877—78) mur in 
der bejchränften Anwendung auf geftohlene und verlorene Sachen. 
Darum ift die Erfigungsfrift ($ 881 Abf. 1) auf zehn Fahre beftimmt; 
die Erfigung ift ausgefchloffen (Abf. 2) nicht nur wenn dem Befiter 
bei dem Erwerbe des Beſitzes befannt, jondern aud) wenn es ihm 
nur in Folge grober Fahrläffigkeit unbekannt geblieben war, daß er 
das Eigenthum nicht erwerbe; und wenn der Befiger oder defjen 
Erbe vor Ablauf der Erjigungsfrift Kenntniß davon erlangt, dal 
ihm das Eigenthum an der Sache nicht zufteht, jo wird ($ 886) die 
Erfißung unterbrochen und tft der Beginn einer neuen Erfigung von 
Seiten desjenigen, welcher die Kenntniß erlangt hat, ausgejchlofjen. 
Eine Erſitzung von Erbichaftsiahen, an welchen ein vermeintlicher 
Erbe Befiß ergriffen Hat, findet gegen den wirklihden Erben nicht 
ſtatt ($ 888). Eigenthumserwerb durd; Verbindung tritt ein, wenn 
($ 890) eine bewegliche Sache weſentlicher Beltandtheil eines Grund- 
ftüds oder ($ 891 Abi. 2) einer anderen als Hauptjahe anzu: 
jehenden beweglichen Sache wird. Werden jonft beweglihe Sacen 
durch Verbindung wejentliche Bejtandtheile der dadurch entjtandenen 
neuen Sache, jo werden die bisherigen Eigenthümer der verbundenen 
Saden im Berhältniffe des Werthes derjelben Miteigenthümer ($ 891 
Abſ. 1). Nach den gleichen Grundfägen wird die untrennbare Ver— 
mifhung oder VBermengung bewegliher Sachen mit einander be- 
handelt ($ 892 Abi. 1), und zwar ift Untrennbarkeit aud) dann an— 
zunehmen, wenn die Ausjcheidung der vermengten oder vermijchten 
Sachen mit unverhältnigmäßigen SKoften verbunden fein würde. — 
Durh Verarbeitung oder Umbildung eines oder mehrerer Stoffe 
wird don demjenigen, welcher dadurch eine neue bewegliche Sache 
herftellt, da8 Eigenthun an der legteren erworben ($ 893), und zwar 
gilt dies ($ 894) auch dann, wenn durd) eine nur auf die Oberfläche 
einer Sache fich befchränfende Bearbeitung ein Werth gejchaffen wird, 
„hinter welden der Werth des Stoffes zurüdtritt.”  Derjenige, 
welcher durd den Eigenthumserwerb eines andern in Folge von Ber: 
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bindung, Vermiſchung oder Verarbeitung einen Verluſt erleidet, kann 
von dem dadurch Bereicherten Herausgabe der Bereiherung fordern 
($ 897). — Bei allen Erwerbsarten durd; EigentHumsübergang 
wiederholt ſich (SS 878, 889, 897) die Beſtimmung, daß mit dem 
Eintritt des leßteren zugleich alle jonftigen an der Sache bisher 
begründeten Rechte erlöichen. Betr dem Erwerb durch Rechtsgeſchäft 
und Erfigung wird die Bedingung hinzugefügt, „wenn fie dem Er: 
werber nicht befannt geweſen find und die Unkenntniß nicht auf grober 
Fahrläſſigkeit beruht hat.“ 

Durh Zueignung (Dfkupation) wird das Cigenthum einer 
herrenlofen beweglichen Sache durch Befitnahme ($ 903) erworben, 
joweit nicht ein gejetzliches Verbot oder das Hueignungsrecht eines 
anderen entgegenfteht, und zwar wird ($ 904) eine bewegliche Sade 
herrenlos8 „deren Eigenthümer die Inhabung, ohne diefelbe einem 
anderen einzuräumen, mit der Erklärung aufgiebt, das Eigenthum 
ver Sache aufzugeben.” 8 905 wiederholt die römischen Süße über 
die Herrenlofigfeit wilder Thiere; die SH 906—909 behandeln die Er- 
haltung bezw. den Erwerb des EigentHums an ausgezogenen Bienen- 
ihwärmen. — Ein letter Unterabſchnitt ($$ 910—928) des dritten 
Titels bejchäftigt jich in großentheil polizeilichen Beftimmungen mit 
gefundenen Saden; hervorzuheben ift nur, daß nad) $ 922 gegen 
den Finder, auch wenn er das Eigenthum der gefundenen Sache er: 
worben hat, nod) drei Jahre lang ein Anfpruc) des bisherigen Eigen- 
thümers auf Herausgabe der Bereicherung beiteht. Die Schluß: 
beftimmung ($ 928) ordnet das Rechtsverhältniß am „Schate”: wird 
„eine eingemauerte, vergrabene oder jonft verborgene Sache entdedt, 
welche jo lange verborgen war, daß der Eigenthümer nicht mehr zu 
ermitteln iſt,“ fo geht mit der Befigergreifung dad Eigenthum ‚zur 
Hälfte auf den Finder, zur Hälfte auf den Eigenthümer der Sache 
über, in weldjer der Schaf verborgen war. 

Der vierte Titel des vierten Abichnitts behandelt den Eigen- 
thumsanſpruch, welchen nah 8 929 der Eigentümer gegen den 
Befiger und gegen den Snhaber der Sache hat. Die 88 930—935 
ordnen die Haftung beider für gezogene Nußungen und Erjat des 
Schadens aus dem Untergang und der Berfchlechterung der Sache. 
Der Entwurf geht dabei von den Sate ($ 930 Abf. 1) aus, daß 
eine ſolche Haftung nur kraft der ausdrüdlichen gejeglichen Beſtim— 
mungen befteht. Abgejehen von dem Anjpruch des Eigenthümers 
auf Beitandtheile, insbefondere Erzeugniſſe der Sache, an welchen 
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er nad den einjchlagenden Beitimmungen mit der Trennung Eigen- 
tum erworben hat ($ 930 Abj. 2) fowie von den auc hier ein- 
tretenden Wirkungen des Verzugs ($ 934) und der Haftung aus 
unerlaubten Handlungen ($ 935), bejtimmt $ 931 die Haftung des 
unredlihen Befigers, $ 932 die des Anhabers für einen Beliger, 
dejjen Nichtberechtigung er kennt, $ 933 die des Befigerd und In— 
habers, welde den Mangel des Rechts des erfteren nicht fennen. 
Ber den legteren erhalten die 88 931, 932 Anwendung von dem 
Zeitpunkte der Rechtshängigfeit des Eigenthumsanfpruhs; der unred- 
lihe Befiger hat die von dem Zeitpunkte, in welchem er Kenntniß 
jeiner Nichtberechtigung erlangt hat (vom Zeitpunkte des Befigerwerbs, 
wenn diejer auch nur auf einer fahrläffig ftrafbaren Handlung beruft), 
gezogenen Nutungen herauszugeben und den nad diefem Zeitpunkte 
durch Vorſatz oder Fahrlaſſigkeit verurfachten Schaden zu erjegen, 
desgleichen der Inhaber, wenn er und der Beier von defjen Nicht: 
berechtigung Senntniß haben, oder der Inhaber weiß, daß der Beſitz 
durd) eine auch nur fahrläſſig jtrafbare Handlung erworben ift; kennt 
aber nur der Inhaber, nicht der Bejiger die Nichtberechtigung des 
letztern, jo ijt jener nur zum Schadenserſatz verpflidtet. — Die 
ss 936—938 ordnen die Gegenanjprüche des Befigers wegen Ber- 
wendungen und das ihm dafür zuitehende Zurüdbehaltungsredt. 
Der Beliger einer beweglichen, ihm vom Nichteigenthümer übertragenen 
Sache, welder das Eigenthum derjelben nur darum nicht erworben 
hat, weil fie gejtohlen oder verloren war, hat nach $ 939 gegen den 
Eigenthümer den Gegenanjprud auf Erſatz desjenigen, was er für 
den Erwerb der Sache dem Beräußerer geleiftet oder noch zu leiſten 
hat, jedoch nur bis zur Höhe des Werthes der Sache bei der Heraus- 
gabe abzüglih der zu erjtattenden Verwendungen. Entjprechendes 
bejtimmt $ 940 zu Gunjten des Pfandinhabers, welcher aus gleichem 
Grunde nicht pfandberechtigt geworden ift. Der Eigenthumsanfprud) 
auf Herausgabe wird ausgeſchloſſen durch ein dingliches oder gegen 
den Eigenthümer gerichtetes Forderungsrecht des Beſitzers oder In— 
habers, die Sache zu behalten ($ 942). Die 88 943, 44 bejtimmen 
den Anſpruch des Eigenthümers auf Wicderauffebung und Unter- 
lajfung von Beeinträdhtigungen jeines Eigenthums (actio negatoria). 
— Die Beitimmungen über den Eigenthumsanſpruch erhalten nad) 
$ 945 entjprehende Anwendung zu Gunſten desjenigen, „welder 
den Befiß einer beweglihen Sache erworben hat, jofern er bei dem 
Befigerwerbe den Umſtand nicht gekannt hat, durch welchen der Er- 
XV, 97 
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werb des Eigentums an der Sache verhindert worden ift, und feine 
Unkenntniß auch nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht hat,” jedod) 
nicht gegen den Eigenthümer oder einen Dritten, der fich mit ihm 
in gleicher Lage befindet und nicht von deinfelben Rechtsvorgänger 
ipäter erworben hat. Für Grundftüde ift die actio Publiciana durd) 
das Syſtem des Entwurfs ausgejchlofjen. 

Die Beitimmungen des fünften Titel3 über da8 Miteigenthum 
greifen in einander mit den Vorjchriften über die Gemeinschaft in 
den 88 762—73 des zweiten Buches, welche die „obligatorischen“ 
Beziehungen zwilchen mehreren Perjonen regeln, denen ein Redt 
ungetheilt in Gemeinschaft zufteht. Der vorliegende Titel beichränft 
ih auf die vom Entwurf al3 Regel angefehene VBorausfegung, daß 
die Sache den Miteigenthümern nad Bruchtheilen gehört ($ 946 
Abj. 2), weil nur bei diefer römiſchen Konftruftion von einem be— 
jonderen dinglihen Rechte des einzelnen Miteigenthümers die Rede 
jein fann. Dem entipricht e8 aud), daß die Motive (III. ©. 439) 
den Anſpruch auf Theilung der gemeinfchaftlihen Sade im Antheils- 
rechte begründet finden, fo daß eine dınglice Ausfchliegung des 
Theilungsreht3 nur in der Form der Belaftung des Antheild des 
einen Miteigenthümers zu Gunften des andern möglich wird ($ 949); 
ebenfo daß der Entwurf ein Accerescenzredit unter den Miteigen- 
thümern nicht fennt, vielmehr auch unter ihnen ($ 950) die Beſtim— 
mungen über Zuneigung und Aufgebot bei der Aufgabe feines An— 
theil3 von Seiten eines Miteigenthümers eintreten läßt. Die dingliche 
Sonderung der Bruchtheile führt weiter dahin, daß ($ 947) cin Recht, 
durch welches die gemeinfchaftliche Sache belaftet wird, aud) für einen 
Miteigenthümer begründet werden fann, und wie die Uebertragung, 
jo auc die Belaftung des Antheils eines Miteigenthümers fih nad 
den Borjchriften über Belaftung und Lebertragung des Eigenthums 
überhaupt beftimmen (5 948). Der Eigenthumsanſpruch des Mit: 
eigenthümers erhält die bejondere Richtung, daß der Miteigenthümer 
gegen jeden Mitbefier fowie gegen den Beliger und den Inhaber 
der Cache den Anſpruch auf Einräumung des Mitbefiges hat ($ 951 
Abi. 1). Das Recht eines jeden Miteigenthümers, die Herausgabe 
der gemeinjchaftlihen Sache an alle Miteigenthümer zu fordern, 
leitet der Entwurf ($ 951 Abſ. 2) aus den Beftimmungen über 
Mehrheit von Gläubigern in Schuldverhältniffen ab. 

ALS dinglihe Rechte an fremder Sache kennt der Entwurf 
außer Dienftbarkeiten, Reallaften, Bfandrecht und Grundſchuld, welche 
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im jiebenten bis neunten Abjchnitt des dritten Buches behandelt find, 
nur ein Borkaufsreht und ein „Erbbaureht” (fünfter und ſechſter 
Abſchnitt). Bon diejen find nur der Nießbrauch und das Pfandrecht 
auf beweglihe Saden und weiter auh auf Rechte anwendbar. 
Andere als die im Gefe ausdrüdlich zugelaffenen dinglichen Rechte 
fönnen nach der Borausfegung des Entwurfs nicht begründet werden. 
Nah) der Anmerkung zum Eingange des Sachenrechts find jedod) 
unter c don der Regelung durd) das Geſetzbuch ausgeſchloſſen das 
Recht der Stammgüter, Yamilienfideiflommiffe und Lehen fowie die 
Empbyteufe, das Erbzins- und Erbpachtrecht. Während aber für 
die erjteren Art. 35 im Entwurf des Einführungsgefeges entſprechend 
beftimmt, daß die betreffenden Borfchriften der Landesgefete „uns 
berührt” bleiben, ift ein gleiches für die leßteren nicht ausdrüdlic) 
vorgejehen, und die Motive geben über diefe Auslafjung feinen Auf- 
Ihluß, insbefondere Eeinen Anhalt dafür, ob diefe Rechtsverhältniffe 
unter der „Regulirung der qutSherrlich-bäuerlihen Verhältniſſe“ und 
der „Begründung von anderen Rechten“ de3 dem „Agrarrecht“ ge— 
widmeten Art. 41 des Entwurfs des Einführungsgefcges mitbegriffen 
fein jollen. In den Motiven zum Sachenrechte (III ©. 6) find dieje 
Einrichtungen, „welcher einer längft vergangenen Geftaltung der 
politifchen und wirthichaftlihen Verhältniſſe ihre Entjtehung ver- 
danken,” al3 „dem Abjterben verfallen und deshalb zur Aufnahme 
in das Bürgerlihe Geſetzbuch nicht geeignet” bezeichnet, weshalb 
„die Aufgabe, ſich mit ihnen abzufinden,” den Landesgejeßgebungen 
überlaffen werden müſſe. Wenn indeß einmal die ganze Materie 
der Landesgejetgebung unterjteht, würde diefe aud an einer Wieder- 
belebung oder Wiedereinführung der Erbpacht nicht gehindert fein, 
troß der anderwärt3 (III ©. 448) in den Motiven gemachten Be- 
merfung, daß dieje Wiedereinführung „erheblichen Bedenken unter- 
liegt.” 

Uebrigens hat, wie die Motive an der letteren Stelle jagen, 
der Entwurf das dingliche Borkaufsrecht gerade auch aus dem Grunde 
aufgenommen, damit es in Verbindung mit einer Nentenbelaftung 
als Erjag der Erbpadt in ſolchen ländlichen Verhältniffen dienen 
fönne, für welche deren Wiedereinführung neuerdings angeregt worden 
ift. Das dinglihe Borfaufsrcht ift aber, mit ftillfchtweigender 
Ausſchließung aller gefeglichen Rechte diefer Art (Näher- oder Re- 
traftsrechte) eng an das obligatorische Borkaufsrecht angelehnt, welches 
in den S$ 481—487 geordnet ift. Dieſes Recht kann ($ 481) aus: 
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geübt werden, ſobald der Verpflichtete mit einem Dritten einen 
Kaufvertrag über den Gegenſtand abgeſchloſſen hat, und zwar ſo, 
daß unmittelbar mit der erklärten Ausübung ($ 482) der Kaufvertrag 
zwifchen dem Berechtigten und dem Berpflichteten unter den im Ber: 
trage mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen zu Stande kommt. 
Um die Ausübung zu ermöglichen, hat der Berpflichtete von dem mit 
dem Dritten abgejchlofjenen Bertrage dem Berechtigten unverzüglid 
Anzeige zu erftatten ($ 483). Das Borkaufsrcht kann nicht aus- 
geübt werden, wenn der Gegenstand defjelben im Wege der Zwang: 
vollftrefung verkauft wird ($ 485); es ift unveräußerlich ($ 486) 
und unvererblich ($ 487, 1) und erliicht außerdem ($ 487, 2), wenn 
ed nad erjtatteter Anzeige nicht in der vereinbarten oder in deren 
Ermangelung bei Grundftüden innerhalb einer zweimonatlichen, ſonſt 
einwöchigen Friſt ausgeübt if. Ale diefe Beftimmungen gelten 
($ 954) zwiſchen dem Vorfaufspflichtigen und dem Berechtigten auch 
bei dem durd) Eintragung ind Grundbuch, verdinglichten Vorkaufs— 
rechte ($ 954); es treten nur die Beſtimmungen über das Verhältniß 
de3 Berchtigten zum dritten Erwerber ($$ 955—59) hinzu. Das 
dingliche Vorkaufsrecht ift zunächſt ($ 952 Abi. 1) beftimmt al3 Be- 
laftung eines Grundftüds in der Weife, daß bei einem Berkaufe 
einer Perjon das PVorfaufsrecht zufteht. Es kann jedoch erweitert 
werden auf nachfolgende Fälle des Verkaufs (Abſ. 2. 1) und dahin, 
daß es dem jeweiligen Eigenthümer eines anderen Grundftüds zu— 
jtehen ſoll (Abſ. 2. 2), jo daß es dann mit diefem Grundftüde aller: 
dings veräußert werden kann. Darüber hinausgehende Erweiterungen 
find ausdrüdlih für unwirkſam erklärt ($ 959). Der dritte Er- 
werber fann ſich gegen den Berechtigten aller dem VBorkaufspflichtigen 
zuftehenden Einreden bedienen ($ 955) und aud) ſeinerſeits ($ 956) 
durd; Anzeige des Verkaufs und des VertragsinhaltS an den Be— 
rechtigten die zweimonatliche Präklufivfrift für die Ausübung des 
Rechts in Lauf jegen. $ 957 beſtimmt des Näheren die Verbindlic)- 
feiten, zu welchen mit der gegenüber dem Dritten abgegebenen Er- 
Elärung der Ausübung diefer und der Berechtigte gegenjeitig ver: 
pflichtet werden ($ 958). Iſt das Vorkaufsrecht mit dem Eigenthun 
eines zu Gunſten eines Dritten belajteten Grundftüds verbunden, fo 
kann es ohne defjen Einwilligung nicht gelöſcht werden, ſofern fein 
Recht nicht durch die Aufhebung unberührt bleibt ($S 960 Abf. 2). 
Das Erbbaurecht ift die, jedoch erheblich beſchränkte Super- 
ficie8 des gemeinen Rechts, „die Belaftung eines Grundftüds mit 
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dem veräußerlichen und vererblichen Rechte einer Perſon, auf oder 
unter der Oberfläche deſſelben ein Bauwerk zu haben” ($ 961 Abſ. 1), 
und zwar kann die VBeräußerlichfeit und Bererblichkeit des Rechts 
nit ausgefchloffen werden (Ab. 3). Auf einen Bruchtheil des 
Grundftüds oder auf eine Abtheilung eine Gebäudes, insbeſondere 
auf ein Stodwerf oder einzelnes Gelaß kann das Erbbaurecht nicht 
beſchränkt werden (Abi. 2). Das Erbbauredht erlifcht nicht durch den 
Untergang des Bauwerks, zu defjen Erneuerung vielmehr der Be- 
rechtigte befugt ift ($ 963). Es erhält ein Grundbuchblatt ($ 962 
Abf. 2) und kann demnach mit anderen dinglichen Rechten Dritter 
belajtet werden, deren BZuftimmung zu feiner Aufhebung erforderlich 
ift ($ 965 Abſ. 2), und e3 genießt Rechtsſchutz in enfprechender 
Anwendung der Beftimmungen über den Eigenthumsanſpruch ($ 964). 

Unter dem Namen „Dienftbarfeiten” faßt der Entwurf wie 
das römische Recht die Grunddienftbarfeiten (erjter Titel des 7. Abſchn.) 
mit dem Nießbrauch (zweiter Titel) und den „beſchränkten perfönlichen 
Dienjtbarkeiten” (dritter Titel) zufammen. Man fönnte al3 gemein 
famen Begriff den der „Nutungs- oder Gebrauchsrechte“ (88 973 
und 986) an fremder Sache unterjtellen; aber die Motive (III 
©. 486) rechnen zu diefen ausdrüdlid aud das Erbbaureht und 
beziehen es mit unter die gemeinfame Borjchrift jener Paragraphen, 
daß, wenn mehrere jolcher Recdte von gleichem Range an einem 
Grundftüde zujfammentreffen und fi in der Ausübung behindern 
oder ausjchliegen, jeder Berechtigte verlangen kann, daß die Uebrigen 
in eine dem Intereſſe Aller nad billigem Ermeſſen entjprechende 
Beihränfung der Ausübung einilligen. 

Die Beitimmungen des Entwurf über Grunddienftbarfeiten 
find ungemein vereinfacht einestheil8 durch die als allgemeines 
Erforderniß für den Beftand von dinglichen Rechten an Grundftüden 
in $ 969 vorausgefeßte Eintragung ind Grundbuch, anderntheils, 
indem von Beftimmungen über einzelne Arten diefer Rechte abgejehen 
und den Betheiligten überlaffen ift, im Rahmen der allgemeinen 
Borfchriften der 88 966, 967, YT1 beliebige Berechtigungen zu verein: 
baren, deren Anhalt und Umfang ſich durd) die Eintragungsbewilligung 
beftimmt, auf welche bei der Eintragung Bezug genommen werden 
fann ($ 969). Die Belaftung des dienenden Grundftüds kann nur 
darin beftehen, daß es der Eigenthümer des herrichenden in einzelnen 
Beziehungen benugen darf, oder daß auf demjelben etwas zu unter: 
lafjen ift, oder in der Beichränfung einer auf das herrſchende Grundjtüd 
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ſich beziehenden Eigenthumsberechtigung (5 966); und es ſind nur 
ſolche Berechtigungen als Grunddienſtbarkeiten zuläſſig, welche und 
inſoweit ſie für die Benutzung des herrſchenden Grundſtücks Vortheil 
oder Annehmlichkeit zu gewähren geeignet find ($ 967). Entſprechend 
ift bei der Ausübung der Grunddienftbarkeit das Intereſſe des 
Eigenthümers des dienenden Grundftüds thunlichit zu Schonen ($ 970) 
und kann diejer, wenn ihm die Ausübung in Folge veränderter 
Umftände bejonders bejchwerlih geworden it, eine Berlegung des 
Drt3 der Ausübung an einen anderen ebenfo geeigneten Drt fordern, 
welche Befugnis auch durch Rechtsgeſchäft nicht ausgeichloffen werden 
fann ($ 972). Andererjeits kann aber aud) eine Grunddienftbarkeit, 
zu deren Ausübung eine Anlage auf dem dienenden Grundftüde 
gehört, in der Art begründet werden, daß der Eigenthümer des 
letteren unter entjprechender Anwendung der Vorſchriften über Real- 
lajten zu deren Unterhaltung verpflichtet it; und für die servitus 
oneris ferendi wird died angenommen, wenn nicht ausdrüdlicd ein 
anderes bejtimmt it ($ 971). Die Grunddienftbarkeit kann von 
dem herrſchenden Grundſtücke nicht getrennt und nur zugleid 
nit der Benutzung defjelben ihre Ausübung einem Andern über: 
lafjen werden ($ 974), Die 88 975, 976 bejtinmen die Folgen 
einer Theilung des dienenden und des herrſchenden Grundftüds. 
Zur Aufhebung der Grunddienftbarkeit iſt die Einwilligung des 
Dritten, mit deflen Rechte das herrfchende Grundſtück belaftet ift, 
nit derjelben Bejchränfung wie beim Vorkaufsrechte erforderlid) 
($ IT). Der Rechtsſchutz der Grunddienftbarfeit bejteht in einem 
dem negatoriihen Eigenthumsanſpruch entſprechend gejitalteten Ans 
ſpruch gegen Beeinträchtigung des Rechts ($ 978) und in einer ent: 
Iprechenden Anwendung der Bejigflagen zu Gunften des Inhabers 
eines Grundftüds gegen Berhinderung oder Störung in der Aus- 
übung einer für deffen Eigenthümer in das Grundbuch eingetragenen 
Grunddienftbarkeit, wobei al3 Bejit die aud) nur einmalige Ausübung 
derjelben innerhalb des Jahres vor der Hinderung oder Störung 
gilt ($ 979). — Gegenüber den wegen des Erfordernifjes der Ein- 
tragung bei &runddienftbarkeiten erhobenen Bedenken kommen 
wejentlich die Mebergangsbejtimmungen in Art. 109 des Entw. zum 
Einf.-Gef. in Betradt. Hiernah kann dur Landesherrlihe Ber: 
ordnung beftimmt werden, daß die zur Zeit, in welcher (gleichfalls 
nad) folder Berordnung, Art. 108) das Grundbuch al3 angelegt an— 
äufehen ift, beftehenden Grunddienftbarkeiten, wenn damit eine 
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dauernde Anlage verbunden ift, To lange dieſe befteht, ſonſt binnen 
einer zchn Jahre nicht überfteigenden Friſt nad; dem Inkrafttreten 
des B. ©. B. der Eintragung in das Grundbuch zur Erhaltung der 
vollen Wirkfamfeit gegen Dritte nicht bedürfen. Hiernach Fönnen 
alſo die ſog. apparenten Grunddienftbarfeiten überhaupt unabhängig 
von der Eintragung fortbeftehen. Die Erfigung einer Dienftbarkeit 
freilich wird mit dem bezeichneten Zeitpunkte abgejchnitten, da fie big 
dahin vollendet jein muß, damit die Dienftbarkeit als beftehend gelten 
ann; für diejenigen aber, welche bis dahin eine Grunddicnjtbarkeit 
erjeffen wie jonft erworben zu haben glauben, ijt eine hinreichende 
Zeit vorgefehen, um die Eintragungsbewilligung in Güte zu erlangen 
oder ihr Recht darauf zu eritreiten. 

AS Nießbrauch beftimmt $ 980 die Belajtung einer Gade 
zu Gunften einer bejtimmten Berfon in der Weife, daß dieſe be- 
rehtigt ift, alle Nutungen der Sache zu ziehen. Es kann jedod) 
der Nießbrauch (Ab. 8) durch Ausfchliegung einzelner Nugungen 
beſchränkt werden, ohne daß er dadurch zur bejchränften perjönliden 
Dienftbarkeit würde: für dieje ift vielmehr Vorausfegung, daß der 
Berechtigte das dienende Grundftüf nur in einzelnen Beziehungen 
benugen kann ($ 1044) und für den Umfang der Benußung in der 
Negel das perjönliche Bedürfniß defjelben maßgebend iſt ($ 1046). 
Daher kann eine ſolche Dienftbarkeit in der Negel aud nicht ver- 
äußert, noch ihre Ausübung einem andern überlaffen werden ($ 1047), 
während der Nießbrauch ſowohl veräußert wie belaftet werden kann 
($ 1011). Die beicdhränfte perjönliche Dienftbarkeit kann nicht 
($ 1045), wohl aber der Nießbraud an einem Brudhtheile der Sache 
begründet werden ($ 981), wovon 8 985 die Anwendung auf den 
Nießbrauch am Antheil eines Miteigenthümers enthält. Da übrigens 
doch beiderlei Rechte im Inhalte einander nahe fommen können und 
der Anhalt des Nießbrauchs wegen feiner Beichränkbarkeit aus 
dem Namen nicht zu erkennen ift, kann zu deſſen näherer Bezeichnung 
bei der Eintragung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genonmen 
werden ($ 982), während bei der bejchränften perfünlichen Dienft- 
barkeit vorausgefegt ilt, daß die Eintragung den beftimmten Anhalt 
erkennen lajje. — Die beſchränkte perfönlidhe Dienftbarkeit 
ift andererjeit3 an die Grunddienftbarfeit dadurch herangerüdt, daß 
fie die Form abgiebt, in welcher eine als Grunddicnftbarfeit zuläffige 
Befugniß nur einer beftimmten Perſon, aber mit dinglicher Be- 
rechtigung gegen das dienende Grundſtück eingeräumt werden kann 


1440 


(8 1044). Daher finden auf die beſchränkten perſönlichen theils Vor— 
ſchriften über die Grunddienftbarkeiten, theil8 Beftinmungen über 
den Nießbrauch entjprechende Anwendung (88 1048, 1049), In 
$ 1050 ift noch bejonder3 das Wohnungsrecht behandelt. 

Unter den Borjchriften über den Nießbraud an Sachen betreffen 
die 88 987—990 den Umfang des Rechts in der Richtung auf 
wejentliche Beftandtheile der Sache, die 88 991, 994, 995, 1000, die 
Art der Ausübung, wobei insbejondere Wirthichaftlichkeit des Ver— 
fahrens und Erhaltung der wirthichaftlichen Beftimmung der Sache 
hervorgehoben werden. Die 88 997—1000 ordnen die Erhaltung 
der Sache und die dazu erforderlichen Ausbefferungen und Wieder: 
herjtellungen, die S$ 1001—1003 die den Nießbraucher jonft treffenden 
Laften insbefondere auch für Verjiherung, die 88 1007—1010 die 
Auseinanderjegung zwiſchen Nießbraucher und Eigenthümer nad 
Beendigung des Nießbrauchs. Hierbei wird dem erjteren Erſatz nidıt 
nur der Verwendungen auf die Sade, zu weldyen er nicht verpflichtet 
war, jondern auch der Koften für die Gewinnung von Früchten, die 
bei Beendigung feines Rechtes noch nicht getrennt find, zugeiprochen 
($ 1009), während er die bei Beginn des Nießbrauchs aufftchenden 
Früchte nad) $ 794 Nr. 1 bezicht, ohne zum Erſatz der dafür auf: 
gemwendeten Bejtellungsfoften verpflichtet zu fein. Uebrigens kann der 
Eigenthümer den Anfprud auf Erfüllung der dem Nießbrauder 
während der Dauer ſeines Rechts obliegenden Verpflichtungen ſchon 
in diefer Zeit geltend machen ($ 1004) und wenn durch das Verhalten 
des Nießbrauders die Bejorgniß einer Verlegung feiner Rechte be: 
gründet wird, Sicherheitsleiftung und in deren Ermangelung Ent- 
ziehung der Ausübung des Nießbrauchs und Uebertragung derjelben 
auf einen Verwalter für Rechnung des Nießbrauchers verlangen 
($$ 1005, 1006). — Durd Veräußerung des Nießbrauchs erleidet 
der Inhalt des Rechts Feine Veränderung ($ 1011 Abi. 2) und bet 
einem mehreren Perſonen gemeinschaftlich zuftchenden Nießbrauche 
ann Berkauf defjelben zum Zwede der Aufhebung der Gemeinſchaft 
nicht verlangt werden ($ 1012). Der veräußernde Niegbrauder 
haftet dem Eigenthümer neben dem in feine Berpflichtungen ein- 
tretenden Erwerber wie ein Bürge, mit Ausſchluß der Einrede der 
Borausflage ($ 1013). Daß der Niekbraud; mit dem Tode des ur: 
ſprünglich Berechtigten erliſcht ($ 1014), folgt ſchon daraus, daß er 
begrifflih an ‘eine bejtimmte Perſon ($ 980) gebunden ift. Der 
Nießbrauch der juriſtiſchen Perſon erlischt außer in dem Falle ihres 
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eigenen Erlöjhens auch nad) Ablauf von 100 Fahren feit der Be: 
gründung, ſelbſt wenn er für längere Zeit beftellt war ($ 1014 Abi. 2). 
Zur Aufhebung eines mit dem Rechte eines Dritten belafteten Nieß— 
brauchs it deſſen Einwilligung erforderlih (SS 1015, 1016). Die 
Anſprüche des Nießbrauchers wegen Beeinträdtigung jeines Rechts 
find durch entipredhende Anwendung der VBorjchriften über den Eigen: 
thumsanſpruch beftimmt ($ 1017). — Bei Begründung eines Nieß— 
brauds an verbraudbaren Saden erwirbt der Niekbrauder 
das Eigenthum derjelben mit dem Achte des gutgläubigen Erwerbers 
und hat nad) Beendigung feines Rechts ihren Werth bei Beginn des 
Nießbrauchs zu erſetzen ($ 1018). Diejfen Werth fönnen, wie bei 
andern Sachen deren Zuftand ($ 992), jowohl der Befteller als der 
Nießbraucher durch gerichtlich zu ernennende Sadjverftändige feſtſtellen 
laſſen ($ 1019). Wegen Gefährdung des Wertherjages kann der zur 
Beitellung des Nießbrauchs Berpflichtete ſchon vorher Sicherheit ver— 
langen und bi8 zu deren Leiftung die Beftellung verweigern ($ 1020). 
Bei dem Nießbrauch an einem Inbegriff von Vermögensgegenftänden 
oder einem Bructheil eines ſolchen Hat der Niekbrauder ein auf 
Berlangen öffentlid; zu beglaubigendes Verzeichniß der Gegenftände 
dem Eigenthümer mitzutheilen (993). 

Den Sag: daß durd die Bereinigung von Eigentum und Nieß— 
braud in derjelben Perſon das legtere Recht aufgehoben wird, ſpricht 
$ 1016 nur für den Nießbrauch an einer beweglichen Sade aus, da 
nad der allgemeinen Beitimmung des $ 835 an Grundftüden die 
beichränkten dinglichen Rechte durch die Vereinigung mit dem Eigen- 
thume nicht aufgehoben werden. Rechte als Gegenjtände des Nich- 
brauch3 ftellt in diejfer Beziehung $ 1025 den beweglichen Saden 
gleich, auch wenn es nicht Rechte an einer beweglichen Sache jind. 

Auf den Nießbraud an Rechten finden die Borjchriften über 
den Nießbraud) an Sachen entiprechende Anwendung bis auf die 
ausdrüdlich beftimmten Abweichungen ($ 1021). Nur an übertrag: 
baren Rechten kann ein Nießbraud) durch Rechtsgeſchäft beitellt werden 
($ 1022), und die Bedingungen der Hebertragung des Rechts find im 
Allgemeinen auch für die Begründung und Beräußerung des Nich- 
brauch8 an demjelben maßgebend ($ 1023). Verfügungen über das 
Recht, durch welche der Nießbrauc beeinträchtigt wird, jind ohne Ein- 
willigung des Nießbrauchers nicht wirkjam ($ 1024). Der Nießbraucher 
erwirkt ohne Abtretung diejenigen Anſprüche gegen Dritte, welche zu 
den Nutungen des feinem Nießbrauche unterliegenden Rechts gehören 
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($ 1026). Im Einzelnen bejchäftigte ſich $ 1027 mit dem Nickbraud) 
an einer Leibrente und ähnlichen Nechten, bei welchen die während 
jeiner Dauer fällig werdenden Leiftungen als Nutungen gelten; die 
88 1028—1032 mit dem Nießbraud; an Forderungen überhaupt, 
88 1033, 34 an zinstragenden Forderungen insbejfondere, $ 1035 an 
Grundjchuld und Eigenthümerhypothef, welche den Forderungen ent- 
jprehend zu behandeln find, 88 1036 und 1037 an Schuldverſchrei— 
bungen oder Aktien auf den Snhaber. Forderungen auf bloße Leiftung 
eines Gegenstandes kann der Nießbraucher einzichen, aber nicht in 
anderer Art darüber verfügen; er haftet für die ordnungsmäßige 
Einziehung und erwirbt mit der an ihn bewirkten Leiftung den Nich- 
braud an dem Gegenftande, vorbehaltlich der nad der Beſchaffenheit 
defjelben erforderlichen Eintragung, in welche der Gläubiger zu willigen 
verpflichtet ift. Bei Forderungen auf Leiftung verbraudbarer Sachen 
fann der Nießbraucher vom Gläubiger auc die Abtretung verlangen, 
womit im Verhältniſſe beider zu einander die Forderung als vom 
Nießbraucher eingezogen gilt. Die Bereinigung von Forderung und 
Verbindlichkeit in derjelben Perſon wirkt nicht gegen den Nießbrauder 
der Forderung. Auch an felbitgeichuldeten Forderungen ijt Nießbraud) 
möglich, e8 kann aber der Gläubiger die Leiftung fordern, fo daß an 
deren Gegenftande der Nießbrauch begründet wird. Auf Zinſen aus- 
ftehende Forderungen können nur vom Gläubiger und Nießbrauder 
gemeinschaftlih gekündigt und nur an beide zujammen abgetragen 
werden; jeder Theil kann von dem andern die Mitwirkung zur Ein- 
ziehung der fälligen und bei Gefährdung ihrer Sicherheit zur Kün— 
digung der noch nicht fälligen aber Fündbaren Forderung, und nad) 
der Einziehung die Wiederanlegung nach den Vorſchriften über Be— 
legung von Mündelgeldern verlangen. An Inhaberpapieren fteht nur 
dem Eigenthümer und dem Nießbraucher gemeinschaftlich die Inhabung 
zu, deren Ergreifung oder die in Ermangelung eines Einverftänd- 
nifjes darüber zu bewirfende Hinterlegung zur Begründung des Nieß— 
brauchs genügt. Behufs Einziehung fälliger Kapitalbeträge und 
Beichaffung neuer Zinsſcheine u. dgl. find beide heile gegeneinander 
zur Mitwirkung verpflichtet. 

Der Nießbraud an einem ganzen Bermögen foll nach den Grund- 
lägen de8 Entwurfs Nießbraud an den einzelnen Bermögensgegen- 
ftänden fein ($ 1038). Doch erfolgt die Begründung des Nießbrauchs 
($ 1039) entjprehend der Abtretung eined Vermögens oder einer 
Erbihaft ($ 313) durdy einen Vertrag, welcher zur Abtretung jeder 
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Art der zum Bermögen gehörenden Gegenftände geeignet ift und 
mit welchem unter diefer Vorausfegung alle zum Nießbrauch ge: 
hörenden Befugniffe übertragen werden. Der „Eigenthümer” des 
Vermögens (jo drüdt fi der Entwurf aus, obwohl er grundjäglic 
nur Eigenthum an einzelnen Sahen Eennt) kann verlangen, daß das 
ihm mitzutheilende VBerzeichniß der Bermögensgegenftände unter feiner 
Zuziehung durch die zuftändige Behörde oder einem zuftändigen 
Beamten aufgenommen werde ($ 1042). Die $$ 1040 und 1041 
treffen Bejtimmungen über die Dedung der auf dem Vermögen 
haftenden Schulden, 

Die Vorschriften des Entwurfs über Reallaiten gelten nur unter 
dem Borbehalt für die Randesgejetgebung, dieje Art der Belaftung 
von Grundſtücken ganz auszuschließen, zu beichränfen und ihre Ab- 
löfung zu regeln (Art. 70 des Entwurfs zum Einführungsgeſetz). 
Die Reallaft wird ($ 1051) beftinnmt als Verpflichtung des jeweiligen 
Eigenthümers des belafteten Grundftüds, zu Gunſten einer beftimmten 
Perfon oder des jeweiligen Eigenthümers eines andern Grunditüds, 
zu wiederkehrenden Leiftungen (welche nicht in einem Unterlaſſen 
beftehen fönnen) und Haftung des belajteten Grundjtüds für rüd- 
ftändige Leiftungen in der Weife wie für rüdjtändige Hypothefen- 
zinfen. Zur Bezeichnung des innerhalb diefes Rahmens dem Belieben 
der Betheiligten überlafjenen Inhalts der Neallaft kann in der Ein- 
tragung auf die Eintragungsbemwilligung Bezug genommen werden 
($ 1054). Ein Bruchtheil des Grundftüds kann nicht mit einer 
Neallaft belaftet werden ($ 1053); wird das belaftete Grundftüd in 
Natur getheilt, fo haften die Eigenthümer der einzelnen Theile als 
Geſammtſchuldner ($ 1056 Abſ. 2); es iſt jedoch der Landesgeſetz— 
gebung vorbehalten, die Bertheilung der Reallaſt auf die Grundſtücks— 
theile zu ordnen (Art. 76 des Entwurfs zum Einführungsgejet). 
Ueber die Folgen der Theilung des berechtigten Grundftüds bejtimmt 
$ 1058. Eine ſolche zu Gunften de8 jeweiligen Eigenthümers eines 
Grundftüds beftehende Neallaft kann von dieſem Grundftüde nicht 
getrennt und nur mit diefem zufanımen belajtet werden ($ 1057); 
in diefen alle bedarf es zu ihrer Aufhebung der Einwilligung des 
Dritten, zu deffen Gunften die Belaftung befteht, wenn jein Recht 
durc die Aufhebung berührt wird ($ 1061 Abſ. 2). Dagegen kann 
die zu Gunften einer beftimmten Perfon beftehende Reallaft, voraus- 
gejett, daß der Anſpruch auf die einzelne Leiſtung übertragbar ijt, 
für fi) veräußert und belaftet, aber nicht mit dem Eigenthume an 
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eınem Grundftüde verbunden werden ($ 1059); im Falle ihrer Be: 
laftung bedarf es zu ihrer Aufhebung ſchlechthin der Einwilligung 
des Dritten, zu defjen Gunften die Belaftung befteht. Die Haftung 
für rüdjtändige Leiftungen aus einer Reallaft, welche während der 
Dauer feines Eigenthums fällig wurden, bleibt als perfönlihe Schuld 
des Eigenthümers neben der Haftung des Grundftüds beſtehen, aud) 
wenn er aufgehört hat, Eigenthümer zu fein ($ 1056 Abi. 1). 

Bei der Ordnung des Pfandredt3 an Grundftüden ift der 
Entwurf der preußiichen Gejetgebung von 1872 zunächſt darin gefolgt, 
daß er neben der accefforiihen, an die Eriftenz einer obligatorifchen 
Geldforderung gebundenen Hypothek (erſter Zitel des neunten Ab— 
jchnitts) die fogen. Grundſchuld als reinen Realanprud aufgenommen 
hat (zweiter Titel). Er hat aber dann nicht nur die Hypothek des 
preußiihen Rechts, welche nad den ihr gewährten Erleichterungen 
der llebertragung und Sicherheit des Erwerbes als Berkehrshypothef 
bezeichnet werden Fann, in die zwei Arten der Buch- und der Brief— 
hypothek gefpalten (Unterabſchnitt I und II des erjten Titels), jondern 
neben beide eine jener Berfehrserleichterungen entbehrende, die bloße 
Sicherung de3 Gläubiger bezwedende Sicherungshupothek (Unter: 
abjchnitt III) geitellt. Es find demnach einfchließlid der Grundſchuld 
vier Arten der Haftung eines Grundjtüds für einen Geldanfprud 
aufgeftellt, von welchen die Sicherungshypothek wieder verſchiedene 
Unterarten umfaßt. 

Was zunächſt das Verhältniß der Grundſchuld zur Hypothek 
anlangt, jo wird lettere in $ 1062 beftinnmt als Belaftung eines 
Grundſtücks in der Weife, daß eine beftimmte Berjon berechtigt iſt, 
wegen einer beftimmmten Geldforderung Befriedigung aus dem Grund: 
ftüde zu verlangen; die Grundjchuld in $ 1135 als Belaftung eines 
Grundftüds in der Weife, daß eine bejtimmte Perfon berechtigt ift 
zu verlangen, daß für fie eine beſtimmte Geldfumme aus dem Grund: 
ftüfe im Wege der Zwangsverwaltung und Bmwangsverfteigerung 
beigetrieben werde (für die Hypothek beftimmt $ 1075 noch bejonders 
diefen Anſpruch auf Beitreibung). Während die Forderung, für 
welche die Hypothek bejtellt wird, nad) $ 1062 Abſ. 2 eine fünftige 
oder eine bedingte fein kann, iſt nach $ 1137 die Beftellung einer 
Grundihuld unter Beifügung einer Bedingung oder einer Zeit— 
beftimmung unwirkjam. Während andererjeitS cine Hypothek am 
eigenen Grundſtück, Eigenthümerhypothef, nur auf dem Umwege 
entjtehen Fann, daß entweder der Eigenthümer, welder zugleid 


obligatorifher Schuldner ijt, den Gläubiger einer Forderung, für 
welche Hypothek bejtellt ift, befriedigt ($ 1094) oder eine ſolche 
Forderung und die entjprechende Berbindlichkeit ſich in der Perſon 
des Eigenthümers des belafteten Grundjtüd3 vereinigen ($ 1097), 
fann die Grundjchuld ohne Weiteres auch für den Eigenthümer be— 
gründet werden. Da übrigens die Eigenthümerhypothef von der durch 
Zılgung oder Bereinigung erlofchenen Forderung, für melde die 
Hypothek bejtellt war, vollftändig abgelöft iſt, und auch durch ihre 
weitere Uebertragung mit derjelben eine neue Forderung nicht ver— 
bunden wird ($ 1100 Abj. 2), To fällt jie inhaltlich ınit der Grund» 
Ihuld zujammen und jo beftimmt denn auch $ 1098 Abi. 1 die dem 
Eigenthümer zuftehende Beredtigung genau mit den Worten des 
& 1135; hiernach läßt ſich die Eigenthünterhypothef nicht wohl als 
eine bejondere, vierte Art der Hypothek anjehen. Für ihre Ueber— 
tragung bleiben allerdings die Vorjchriften für die Uebertragung der 
eingetragenen Forderung maßgebend ($ 1100), jonft aber hat fie von 
der Hypothek nur noch den Namen, inhaltlich ift fie in eine Grund: 
ihuld umgewandelt ohne die in 8 1144 für cine vertragsmäßige 
Ummandlung der Hypothek in eine Grundjchuld erforderte Zuftimmung 
der dem Gläubiger im Range gleichjtehenden oder nachſtehenden Be— 
vehtigten. Uebrigens ift die „Eigenthümerhypothet? in dem vor: 
bezeichneten Sinne zu unterjheiden von der Hypothek des Eigen- 
thümers, welde dadurch entjteht, daß auf den nicht obligatorijc) 
haftenden Eigenthümer des belajteten Grundftüd3, welcher den 
Hppothefengläubiger befriedigt, nad) $ 1094 Abj. 2 von Rechtswegen 
die Forderung mit der Hypothek übertragen wird; es iſt und bleibt 
dies die alte, an den Beitand der Forderung gebundene Hypothek. 
An Stelle einer erlofchenen Hypothek fann eine andere nicht cin= 
getragen werden ($ 1102). 

Zroß der Unabhängigkeit der Grundjchuld von einer obligatori- 
hen Yorderung tjt der Entwurf genöthigt, den Berechtigten als 
Grundihuldgläubiger zu bezeichnen und bezüglich der Berzinjung, 
Kündigung, Zahlung der Grundjhuld in den 88 1135 Abi. 2, 
1139—1141 Beftimmungen zu treffen, wie jie bei der Hypothek aus 
dem Forderungsverhältniſſe ji) ergeben, insbejondere aud) die Bor: 
ihriften über Verzug entjprechend anzumenden. Der Eigenthimer 
fann wegen der ihm am eigenen Grundjtüde zuftehenden Hypothek 
oder Grundjchuld nicht jelbit die Zwangsverjteigerung oder Zwangs— 
verwaltung betreiben und für die Eigenthümerhypothet und Grund: 
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Ihuld nur von der Zeit an Zinſen fordern, in welcher das Grundftüd 
in Beichlag genommen worden ift (88 1076, 1099, 1143). 

Während für die Hypothek des preußischen Rechts die Ausftellung 
eines Hypothekenbriefs Regel ift und nur fo lange darauf verzichtet 
werden kann, al3 nicht eine Veränderung im Grundbuche einzutragen 
ift, entfteht die eigenartige Briefhypothek des Entwurfs nur dadurd), 
daß die Ertheilung des Hypothekenbriefes ausdrüdlich vereinbart wird 
($ 1106). Bei der Grundjchuld kann die Ertheilung des Grundſchuld— 
brief3 nicht ausgejchloffen werden ($ 1138). Da hiernach der Brief 
für Grundſchuld und Briefhypothek gleich wefentlich ift, jo finden die 
Borichriften über die legtere auf die Grundſchuld entjprechende An— 
wendung, ſoweit nicht aus ihrer Unabhängigkeit von einer Forderung 
fi) ein Anderes ergiebt; und dies gilt dann weiter auch für die nad 
$ 1108 auf die Briefhypothek anwendbaren allgemeinen Beltimmungen, 
welche fi in dem lUnterabjchnitt über die einfahe Buchhypothek 
finden, und andererjeit8 mit gewiljen Ausnahmen aud für die 
Sicherungshypothef gelten ($ 1125 Abf. 2). Hiernach find allen Arten 
der Hypothek und der Grundfchuld gemeinschaftlich die Beftimmungen 
a) de3 $ 1063, nach welchem ein Bruchtheil des nicht im Miteigen- 
thume ftehenden Grundſtücks ſowie ein Bruchtheil des Antheil3 eines 
Miteigentyümerd nicht mit einer Hypothek belaftet werden kann, 
b) der 88 1067—T1 über die dem Gläubiger haftenden Gegenftände, 
unter welchen über den $ 790 Hinaus nad $ 1067 Nr. 3 das im 
Eigentum des Grundftüdseigenthümers ftehende Zubehör einbegriffen 
ift, ce) der 88 1072—74 über Sicerjtellung des Gläubigers gegen 
Verſchlechterungen de3 belajteten Grundftüds, d) des 8 1077 über 
die Nichtigkeit der Vereinbarung anderer al3 der gejeglichen Rechts— 
folgen des Pfandrechts, insbejondere der lex commissoria, e) des 
$ 1078 über das Wahlrecht des Gläubigers, feine Befriedigung aus 
einem unter mehreren belafteten Grundftüden zu ſuchen, f) der 
88 1080—82 über dad Recht des Eigenthümers und Dritter, ins: 
befondere nachſtehender Gläubiger, den Gläubiger zu befriedigen, deſſen 
Forderung fällig ift (auf die Grundſchuld gemäß $ 1139 nad) 
erfolgter Kündigung anwendbar). Die Beitimmungen der 88 1064 — 66 
iiber die Eintragung können auf die Kautionshypothek als Unterart 
der Sicherungshypothef nur nad) Maßgabe des 8 1129, auf die 
Grundichuld nad) Maßgabe des 8 1135 Anwendung finden. Nur 
für die verjchiedenen Arten der Hypothek gelten die Bejtimmungen 
des $ 1086, daß mit Hebertragung der Forderung die Hypothek über: 
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geht, die eine ohne die andere nicht übertragen werden kann, der 
88 1092—93 über das Erlöſchen der Hypothek, wenn die Forderung 
erlojhen oder durch Einrede ausgefchloffen ift (in fegterem alle 
erliicht die Hypothek, wenn der Eigenthümer gegenüber dem Gläubiger 
die Erklärung abgiebt, daß er die Einrede geltend mache) und der 
88 1103—1105 über das Aufgebotsverfahren, welches der Eigen- 
thümer einleiten kann, wenn er behauptet, daß die Forderung er- 
loſchen ſei und feit der legten auf die Hypothek fich beziehenden Ein: 
tragung in da8 Grundbuch, dreißig Jahre verftrihen find. Nur für 
die beiden Arten der Verkehrshypothek gilt $ 1079, nad) welchem die 
Kündigung, um wirkſam zu fein, Geitens des Gläubigerd an den 
Eigentümer geſchehen kann und muß, Seitens des legteren an den 
Gläubiger geſchehen kann, die Kündigung des Schuldners aber nur 
mit der Anzeige an den Eigenthümer wirkſam wird. 

Die Sicherung des gutgläubigen Erwerberd einer Grundjchuld 
entjpringt aus den allgemeinen Borjchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuch. Bei der Berfehrshypothek aber ift es wegen 
ihre8 Zufammenhanges mit der Forderung nothwendig, den Hypo— 
thefenanfpruch des Erwerbers auch gegen Einreden zu fihern, welche 
den Beſtand der Forderung betreffen, wenn fie aus dem Grundbuch 
nicht erfichtlich find. Es beftimmt demgemäß $ 1083, daß in Anjehung 
de3 Bejtehens der Forderung und der gegen diejelbe zu erhebenden 
Einwendungen die 88 826—827, 837—839 entiprecdhende Anwendung 
finden: die für dag eingetragene dingliche Recht |prechende Bermuthung 
und der ihm zur Seite ftehende Anhalt des Grundbuch wird auf die 
Horderung erftredt. Dazu jchließt $ 1089 die Anwendung der 
88 303—305, d. h. die Aufrechnung einer dem Schuldner gegen den 
früheren Gläubiger zuftehenden Gegenforderung, die Gültigkeit einer 
an denjelben gemachten Leiftung oder eines mit ihm gejchlofjenen 
Nechtsgeichäfts und die Gültigkeit einer fpäteren Abtretung nad) 
Maßgabe der vom Schuldner erlangten Kenntniß der gejchehenen 
Uebertragung aus (Beftimmungen, welche auf die Grundjichuld ſchon 
nach ihrem Begriffe feine Anwendung finden). Dagegen fann nad 
8 1084 der Eigenthümer gegen den Anſpruch aus der Hypothek dies 
jenigen Einwendungen geltend machen, welche ſich in dem perjönlichen 
Rechtsverhältniffe zwifchen ihm und dem Gläubiger gründen, ſowie 
die Einreden, welche dem perfönlichen Schuldner gegen die Forderung 
zuftehen, jo weit die Geltung des Grundbuchs nicht entgegeniteht, fo 
daß felbjt ein nad) Begründung der Hypothek vom Schuldner erklärter 
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Verzicht auf eine Einrede in Anfehung des Anſpruchs aus der Hypothek 
unwirkſam ift, endlich felbftverftändlich alle aus dem Grundbuche ſich 
ergebenden oder deſſen Unrvidtigfeit behauptenden Einwendungen. 
Bon der Möglichkeit, Einwendungen durch Vormerkung zu erhalten 
($ 1085 Abſ. 1) macht Abi. 2 eine bejondere Anwendung für die 
Vormerkung, daß ein Darlehen, für welches Hypothek beftellt ift, 
nicht erfolgt jei; c8 genügt zu deren Eintragung der Antrag des 
Eigenthümers und fie gilt, wenn innerhalb dreißig Tagen gejchehen, 
al3 mit der Hypothefeneintragung gleichzeitig. Dies gilt jedoch nur 
bet der bloßen Buchhypothek ($ 1111); bei der Briefhypothek ift für 
denjelben Zwed ein anderer Weg vorgejehen (j. u.). 

Die beiden Arten der Verkehrshypothek unterjcheiden jich wejentlic) 
durch die Form der Uebertragung. Für die bloße Buchhypothek (und 
zugleich die Sicherheitshypothek) beſtimmt $ 1087, daß auf die Ab- 
tretung der Forderung, für welche Hypothek beftellt ift, die Vorſchriften 
jür die Uebertragung dingliher Rechte Anwendung finden, aljo ein 
jogenannter dinglicher Bertrag und Eintragung im Grundbude er: 
forderlid find. Legtere iſt nad) $ 1088 ſogar zur Uebertragung der 
Forderung durch Ueberweilung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
nothiwendig. — Bei der Briefhypothef und der Grundſchuld ift das 
Eigentum an dem Briefe untrennbar mit dem Rechte verbunden; 
e3 ift aljo jchon die erſte Aushändigung de3 Briefe von größter 
Bedeutung. Darum joll die Grundbuchordnung den Eigenthümer in 
die Lage ſetzen, fi) die Aushändigung des Hypothefenbriefes an jeine 
Perſon zu fichern, und der Entwurf beftimmt für den’ Fall, daß dies 
geichehen it, „es kann der Beweis der Entftehung der Forderung 
von dem Gläubiger, jo lange diefer nicht Inhaber des Briefes ift, 
durd; die Eintragung der Hypothek in das Grundbuch und durch den 
Hypothefenbrief nicht geführt werden“ ($ 1110 und Anmerkung dazu). 
Zur Abtretung der durch Briefhypothef geficherten Forderung und 
der Grundjhuld ift ein gerichtli oder notariell beglaubigter Ab- 
tretungsvertrag und Uebergabe des Briefes erforderlid, nicht aber 
Eintragung ind Grundbuh ($ 1112). Für die Ueberweifung im 
Wege der Zwangsvollitrekung wird der Abtretungsantrag durch den 
dem „Drittjchuldner” zugejtellten Ueberweiſungsbeſchluß erſetzt ($1113). 
Der durch eine zufammenhängende auf den eingetragenen Gläubiger 
zurüdführende Reihe von Uebertragungsurfunden als beredjtigt aus: 
gewiejene Inhaber des Briefes fteht für weitere Hebertragungen dem 
eingetragenen Gläubiger derart gleich, daß auf jene Urkunden ein= 
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ſchließlich des Briefes der öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtreckt 
wird ($ 1114) und es iſt auf Vorlegung derſelben der neue Gläubiger 
in das Grundbuch) einzutragen ($ 1115), auch gelten die in oder auf 
dem Briefe vermerkten Thatſachen als dem Erwerber zur Zeit des 
Ermwerbes befannt geworden ($ 1116). Zur Geltendmachung des 
Rechts aus der DBriefhypothef oder Grundfchuld ift nur derjenige 
berechtigt, welcher den Brief vorlegt und entweder eingetragen ift 
oder durch die bezeichneten Urkunden ſich ausweiſt ($ 1117); die ohne 
ſolchen Ausweis erklärte Mahnung oder Kündigung ift unwirkjam, 
wenn der Eigenthümer fie wegen diefes Mangels unverzüglich zurüd- 
weilt ($ 1118). Bei Tilgung der Forderung oder Grundjchuld ift 
der Brief auszuhändigen, theilweiſe Tilgung auf dem Brief zu ver: 
merfen, auch der Brief behufs Löſchung oder Umschreibung auf Ver: 
langen vorzulegen ($ 1119). Bei Theilung der Forderung oder 
Grundihuld Eönnen Theilhypothefene oder Grundfchuldbriefe ohne 
Zuftimmung des Eigenthümers des belafteten Grundftüds aufgeftellt 
werden ($ 1122). Ein abhanden gefommener oder vernichteter 
Hypotheken» oder Grundjchaldbrief it im Wege des Aufgebotsver- 
fahrens für Fraftlos zu erklären ($ 1123). 

Die Sicherungshypothek ift bei der Eintragung als ſolche zu 
bezeichnen ($ 1126) und die Ertheilung eines Briefes für diefelbe 
ausgejchloffen ($ 1127). ft bei der Begründung der Hypothek die 
Feſtſtellung des Betrages der Forderung vorbehalten (Cautions— 
hypothek), jo findet nur die Sicherungshypothef ftatt, wofür $ 1129 
das Nähere anordnet. Als Siherungshypothek ift auch die Zwangs— 
bypothef einzutragen, welche der Gläubiger einer vollitredbaren 
Geldforderung im Wege der Zwangsvollſtreckung fordern kann 
($ 1130); der Schuldner kann die Einſchränkung einer ſolchen Hypothek 
bi8 auf eine den Borjchriften über Belegung von Mündelgeldern 
noch entjprechende Sicherheit fordern, wenn dem Gläubiger durd 
diejelbe allein oder in Verbindung mit einer früher eingetragenen 
Hypothek mehrere Grundſtücke des Schuldners haften ($ 1131). 
Endlih kann auf Grund eines vollitrekbaren dinglichen Arrejtbefehls 
die Eintragung einer Arrefthypothek als Sicherungshypothet verlangt 
werden. — Zur Umwandlung der Sicherheits- in eine Art der 
Verkehrshypothek ift die Zuftimmung der im Range gleich oder nach— 
jtehenden Gläubiger erforderlich ($ 1134). 

Das Pfandrecht an beweglichen Saden bejtimmt der Entwurf 
($ 1145) als Belaftung derjelben in der Weife, daß eine bejtimmte 
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Perſon berechtigt ift, aus der Pfandjache (dem Pfande) wegen einer 
Forderung Befriedigung zu verlangen. Die Forderung braucht alfo 
nicht, wie die Hypothek, eine beſtimmte Geldforderung zu fein, viel— 
mehr jagt Abj. 2 ausdrüdlih, daß ſie nicht nur eine künftige oder 
bedingte, fondern aud eine unbejtimmte fein fann. Der Entwurf 
nennt diefes Recht Fauſtpfandrecht, aber die Motive erkennen an, 
daß dieſe Bezeichnung bier einen anderen Sinn hat als in den Reichs— 
gejegen, welde fie anwenden. Zur Begründung des Rechts ift 
allerding3 neben dem dinglichen VBertrage Einräumung und Ergreifung 
der Inhabung erforderlich, wenn der Gläubiger ſich nicht ſchon im 
Belize der Sache befindet, und die Anwendung des constitutum 
possessorium ift ausgeſchloſſen ($ 1147 Ab. 1. 2.). Aud) ift die 
Beitellung des Pfandrechts unwirkſam, wenn vereinbart ift, daß der 
Verpfänder da8 Pfand in der Inhabung behalten joll (Abi. 3 u. f.) 
und der Pfandgläubiger ift berechtigt das Pfand inne zu haben 
($ 1153). Indeß kann diefes Hecht durch die Vereinbarung beſchränkt 
werden, daß das Pfand unter dem Mitverjchluffe des Verpfänders 
bleibt, oder daß ein Dritter dafjelbe für den Pfandgläubiger und 
den Eigenthümer inne habe ($ 1147 Abi. 3). So wird es möglich, 
daß mehrere Pfandrechte an derjelben Sache bejtehen, von welchem 
das ältere dem jüngeren vorgeht, auch wenn jenes für eine Fünftige 
oder bedingte Forderung bejtellt ift ($ 1151). Unter diefen Boraus- 
jegungen gilt für den Pfandgläubiger dad Recht des gutgläubigen 
Erwerbers, jo daß mit den gleichen Beſchränkungen fein Pfandrecht 
allen an der Sache früher begründeten Rechten vorgeht ($ 1152). 
Das Fauftpfandrecht kann auch in der Weije begründet werden, daß 
der Pfandgläubiger berechtigt ift, die Nutzungen des Pfandes zu 
beziehen, worüber $ 1154 das Nähere beftimmt. Die 88 1148, 49 
grenzen den Umfang der Anſprüche ab, für welche die Sache haftet, 
8 1150 den Umfang des Gegenftandes der Haftung (aud) der Bruch— 
theil einer Sache kann als Pfand bejtellt werden $ 1146). Gegen 
Beeinträchtigungen feines Rechts hat der Pfandgläubiger Rechtsſchutz 
unter entfprechender Anwendung der Borjchriften über den Eigen- 
thumsanſpruch ($ 1155). Die 88 1156—58 bejtimmen die Ver— 
pflihtungen des Pfandgläubigers gegenüber dem Eigenthümer, ins— 
befondere zur Sicherung gegen Berderb und Werthminderung, 8 1159 
die Berpflichtungen des Eigenthümerd gegenüber dem Gläubiger, 
insbejondere zum Erſatz nothwendiger Berwendungen. Gegen den 
Anſpruch auf Befriedigung aus dem Pfande ftehen dem Eigenthümer 
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jowohl die Einreden aus feinem perjönlichen Rechtsverhältniſſe zum 
Biäubiger, als die Einreden des Schuldners gegen die Forderung 
zu ($ 1160). Die 88 1161—64 ordnen das Recht des Eigenthümers 
und dritter an dem Pfande Berechtigter zur Befriedigung des 
Gläubigerd. Zum Berkauf des Pfandes ift diefer nur bereditigt, 
wenn die Forderung wenigſtens zum Theil fällig und, fofern jie 
nicht eine Geldleiftung zum Gegenjtande hatte, in eine Geldforderung 
übergegangen ift ($ 1165); eine vor dieſem Zeitpunkte gefchlofjene 
Vereinbarung der Befriedigung de3 Gläubiger durh Eigenthums— 
erwerb an der Pfandjade ijt nichtig ($ 1167). Der Pfandgläubiger, 
welcher das Pfand inne hat, ift gegenüber einem nachſtehenden Pfand— 
gläubiger nicht verpflichtet, die Sahe zum Zwede des Berfaufs her- 
auszugeben; aber der vorgehende Pfandgläubiger, welcher die In— 
habung nicht hat, kann dem Verkauf durch einen andern Pfand- 
gläubiger nicht widerjprehen ($ 1166). Die Befriedigung des 
Gläubigers, wenn Geld Gegenftand des Pfandrechts ift, wird in 
8 1168 geordnet. Die 88 116979 enthalten eingehende Be— 
ftinnmungen über die beim Verkauf zu beobadıtenden Formen; $ 1181 
unterfcheidet, ob die Nichtbeobachtung diefer Formen die Beräußerung 
zur nicht rechtmäßigen macht, oder nur den Gläubiger zum Schadens— 
erjat verpflichtet. Die 88 1180 und 1183 bejtimmen die Wirkungen 
des rechtmäßigen Berfaufs. 8 1184 handelt von dem Falle, wenn 
der Antheil eines Miteigenthümers, $ 1185 den Fällen, wenn fonit 
ein Bruchtheil der Sache Gegenftand des Pfandredts it. Die 
8$ 1186—88 behandeln die Webertragung des Pfandrechts, melde 
nicht ohne Uebertragung der Forderung möglich ift; wird bei letterer 
der Uebergang des Pfandrehts ausgefhloffen, jo erliicht dieſes 
($ 1190). Bon der Aufhebung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft, 
zu welcher bei Belaftung defjelben mit dem Rechte eines Dritten 
defjen Einwilligung erforderlich ift, Handelt $ 1189 von dem Erlöfchen 
des Pfandreht3 duch Rüdgabe der Pfandjache (welches auch durd) 
Borbehalt nicht ausgejchloffen wird), durch Erlöjchen der Forderung 
und durch Bereinigung des Eigentums der Pfandjache mit der 
Forderung die 88 1191—93. Der Pfandgläubiger hat an der Pfand- 
jahe kein BZurüdbehaltungsreht wegen einer anderen Forderung 
($ 1194). Nach $ 1195 gilt die Vermuthung, daß der Berpfänder 
Eigentümer der Pfandfache ſei, und zwar in dejjen Berhältnifje 
zum Gläubiger ſchlechthin, im Verhältniſſe des Leteren zum Eigen- 
thümer jo lange, al3 jenem nicht befannt gewejen und nicht in Folge 
98 * 
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grober Fahrläffigkeit unbekannt geblieben ift, daß dem Verpfänder 
das Eigentum nicht zufteht. Die 88 1196—1205 bejchäftigen ſich 
mit dem Pfandredhte an einen in das Schiffsregifter eingetragenen 
Schiffe und einer Schiffspart, wobei in einer Anmerkung der Revijion 
des Handelsgejegbuchs die Enticheidung vorbehalten ift, ob fie in 
diefes zu übernehmen oder zu unterdrüden feien, und ob fie im alle 
ihrer Aufrechthaltung einer Ergänzung in Anfehung von Fahrzeugen 
der Binnenfchifffahrt bedürfen. E3 fei hier nur hervorgehoben, daß 
bei Begründung des Pfandrechts dejjen Eintragung in das Schiffs— 
vegijter, welche die Eintragung des Berpfänders als Eigenthümers 
vorausfegt, an die Gtelle der Einräumung und Ergreifung der 
Inhabung tritt, auf welche der Gläubiger Fein Recht hat. 

Ein Bfandreht an Rechten kann nur joweit dieje übertragbar 
find, durch Rechtsgefchäft begründet werden und die Vorſchriften, 
welche für deren Uebertragung gelten, finden im Allgemeinen auch 
auf die Begründung des Pfandrecht3 und das Verhältnig des Gläubigers 
zu dem leiftungspflichtigen Dritten Anwendung, auf das Pfandredit 
ſelbſt, ſoweit nicht Anderes beftimmt ift, die Vorjchriften über das 
Fauſtpfand (SS 1206 bis 1208). Ausgejchloffen ift die Anwendung 
der Grundſätze über den redlichen Erwerb beweglicher Sachen ($ 1209); 
weitere Bejtimmungen bezüglich der Begründung und Erlöjchung des 
Pfandrechts enthalten die $$ 1210—1212 und 1216. Der Beredtigte 
fann über das verpfändete Recht nur mit Einwilligung des Gläubigers 
verfügen, wenn dejjen Recht dadurd) beeinträchtigt wird ($ 1213). 
Auf die Nugungen des verpfändeten Rechts erftredt ſich das Pfand— 
recht nur nah ausdrüdlicher Bereinbarung, bei Berpfändung eines 
Nießbrauchs jedocd wird dies vermuthet ($ 1214). Seine Befriedigung 
aus dem verpfändeten echte kann der Pfandgläubiger nur auf 
Grund eines vollftredbaren Titel3 im Wege der Zmangsverfteigerung 
juhen und ein anderes nur nad) eingetretener Fälligkeit und Liquidität 
der Forderung vereinbart werden ($ 1215). Bei dem Pfandrechte 
an einer Forderung (und entjprehend an einer Eigenthümerhypothek 
oder Grundjchuld) ordnet $ 1217 das Berhältniß zwiichen dent 
Sorderungsgläubiger und dem Pfandgläubiger bezüglich der Kündigung 
und Einziehung der verpfändeten Forderung entjprechend dem Ver— 
hältniß zwijchen dem Gläubiger und Nießbraucher einer Forderung. 
Nad Eintritt der Fälligkeit und Liquidität der Forderung des Pfand- 
gläubigers kann derjelbe die verpfändete Forderung allein Fündigen 
und einziehen, jedod, nicht in anderer Weife darüber verfügen, von 
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einer Geldforderung aud nur joviel einzichen, als zu feiner Be- 
friedigung erforderlich ift, und bei mehrfacher Verpfändung derjelben 
Forderung ftehen diefe Befugniffe nur dem erften Pfandnehmer zu 
($ 1218). Un dem eingezogenen Gegenftande einer andern als 
einer Geldforderung erwirbt der Gläubiger Pfandrecht vorbehaltlich 
der nach feiner Bejchaffenheit erforderlichen Eintragung, welde an 
einem Grundftüde nur als Sicherungshypothef verlangt werden kann 
($ 1219). Die Inhabung der eingezogenen beweglichen Sache, welche 
der Pfandgläubiger nicht ausschließlich verlangen Eann bezw. deren 
Hinterlegung ordnet $ 1220, die Anlegung einer vor Fälligkeit der 
Pfandforderung eingezogenen Geldjumme $ 1221, die Eritredung 
de3 Pfandreht3 auf Zinſen der verpfändeten Forderung $ 1222. 
Die Vereinigung der Letzteren mit der Verbindlichkeit in einer Perfon 
wirkt nicht gegen den Pfandgläubiger ($ 1223). Zur Begründung 
des Pfandrechts an einem Wechjel und anderen durch Indoſſament 
übertragbaren Papieren ift Uebergabe de3 indoffirten Papiers 
erforderlich ($ 1225). Inhaberpapiere werden bezüglic; des Pfand» 
rechts als bewegliche Sachen behandelt, mit Erleichterung des Verkaufs, 
wenn fie Börſen- oder Marktpreis haben, und der Beredhtigung und 
Verpflichtung des Pfandgläubigers zur Einziehung fälliger Leiftungen 
aus dem Papier ($ 1226). 


Familieunrecht. 


Das dem Familienrecht gewidmete vierte Buch des Entwurfs 
behandelt im erſten Abſchnitte die Ehe, im zweiten die „Ver— 
wandtſchaft“, im dritten die Vormundſchaft. Im erſten Titel 
des erſten Abſchnitts unter der Aufſchrift „Eingehung der Ehe“ 
enthalten die 88 1227—30 Vorſchriften über das Verlöbniß, die 
88 1231—44 über die Ehehinderniffe, die 88 1245—49 über die 
Ehefhließuug und die 88 1250—71 über die Ungültigfeit der 
Ehe. Die Beitimmungen über Auflöfung der Ehe find im fünften 
Titel an den Schluß des Abjchnitt3 geftellt (8S 1440—65), während 
die übrigen Titel von den güterrechtlichen Berhältniffen der Ehe— 
gatten handeln. 

Das Verlöbniß begründet feine „Berbindlichfeit” zur Schließung 
der Ehe ($ 1227), aber der ungeredhtfertigte Rücktritt und ein den 
Nüdtritt des anderen Theils rechtfertigendes Verſchulden begründen 
den Anſpruch auf Erſatz des Schadens, welcher dadurch entitanden iſt, 
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daß der andere Theil in Erwartung der Ehejchliegung Aufwendungen 
gemacht, Berbindlichfeiten übernommen oder jonftige vermögensredt- 
lihe Berfügungen getroffen hat ($ 1228). Gejchenfe unter Berlobten 
gelten im Zweifel al3 unter Borausfegung der Eheichliegung gegeben 
($ 1229). Die Anſprüche aus dem Verlöbniß verjähren mit Ablauf 
eines Jahres nad) Aufhebung dejjelben ($ 1230). 

In den Beltimmungen über Ehehinderniffe und Eheſchließung 
fteht der Entwurf durchweg auf dem Boden des Reichsgeſetzes vom 
6. Februar 1875; aber die Faſſung iſt völlig verändert durch die 
bekannten Eigenheiten jchematifcher Gliederung und abftrafter Aus- 
drudsweife. Die einzelnen Borjchriften find auf das Syſtem der 
Ungültigkeit dadurch zugefchnitten, daß paragraphenweije unterfchieden 
wird, ob die Ehe nicht gejchloffen werden „kann“ vder „darf,“ ob fie 
„nur“ gejchloffen werden „kann“ oder in beftimmter Weije gejchlofjen 
werden „joll;” die erjte Geite beider Gegenſätze bezeichnet Die 
Nichtigkeit, die andere im erften Falle die Anfechtbarkeit der dennod) 
eingegangenen Ehe, im zweiten Falle nicht einmal diefe. So Steht 
die Borjchrift des $ 1231: „eine gejchäftsunfähige (d. h. nad) $ 64 
eine im Sindesalter unter fieben Jahren ftehende und eine des 
Bernunftgebraud3 beraubte) Perſon fann eine Ehe nicht Schließen” 
einerjeitS im Gegenjat zu $ 1232, nad welchem die in der Gejchäfts- 
fähigfeit beſchränkte Perjon, d. h. nad) $ 65 der Minderjährige über 
jieben Jahren und nad) 8 70 der Entmündigte, zur Eheſchließung der 
Einwilligung des gefeglichen Vertreters bedarf, andererjeitS zu der 
Vorſchrift des 8 1233 über das Erforderniß der Ehemündigkeit; dieſe 
entfpricht dem $ 28 des Reichsgeſetzes, nur mit dem Zufate, daß durd 
Bolljährigkeitserklärung (melde nach $ 27 mit zurüdgelegtem acht: 
zehnten Jahre zuläfjig it) Ehemündigfeit nicht begründet wird. Die 
Einwilligung des gejeglichen Bertreters fann nah 8 1232 Abj. 2 
duch das VBormundjchaftsgericht ergänzt werden; dies trifft jedoch nad) 
Abi. 3 nicht die in $ 1238 bejonders geordnete Einwilligung der 
Eltern. Diefe ift für beide Gefchlechter bi8 zum vollendeten fünfund— 
zwanzigften Jahre und auch für uneheliche Kinder erforderlich, das 
Kind Hat jedoch einen „Anfprnd” auf Ertheilung der elterlichen Ein- 
willigung, wenn nicht „ein wichtiger, nad) den Umftänden des Falles 
die Verweigerung rechtfertigender Grund vorliegt.” Die von dem groß: 
jährigen Kinde ohne elterliche Einwilligung geichloffene Ehe behandelt 
jedoch der Entwurf weder als nichtig noch als anfechtbar, nur iſt 
daran in $ 1536 die Fortdauer der fonft mit Schließung der Ehe 
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beendigten elterlihen Nugnießung geknüpft, und nad $ 1011 Nr. 7 
ift fie ein Grund zur Entziehung des Pflichttheils. 

Die Ehe „kann“ nad) $ 1245 nur von einem Standesbeamten 
und „joll” nad) $ 1246 vor dem zujtändigen Standesbeamten ge- 
jhlojjfen werden. Die Unzuftändigkeit des Standesbeamten macht 
die Ehe weder nichtig noch anfechtbar; die ohnehin Faum zu ziehende 
Folgerung, daß ein Standesbeamter eine Ehe auch außerhalb feines 
Amtsbezirk3 oder feine eigene Ehe gültig ſchließen könnte, wird durd) 
$ 1245 Abſ. 2 ausdrüdlich damit ausgeſchloſſen, daß er in diefen 
Fällen „nicht als Standesbeamter gilt.” — Mit der gleichen Unter: 
jcheidung ift nach $ 1248 „zur Eheſchließung erforderlih, daß die 
Berlobten vor dem Standesbeamten bei gleichzeitiger Anweſenheit 
perjönlid; und in Gegenwart von zwei Zeugen den Willen der Ehe- 
ſchließung erklären und daß hierauf vom Standesbeamten die Ehe 
für gejchloffen erklärt wird,” während nad) $ 1249 der Standes: 
beamte Frage und Erklärung in den gejeglihen Worten an die Ber- 
lobten nur richten „joll.” 

Nichtig ift nad) $ 1250 die Ehe „nur dann,” wenn fie ent- 
weder nicht in der durch die 88 1245 und 1248 vorgejchriebenen Form 
geichloffen ift oder einer der Ehejchließenden geichäftsunfähig war oder 
die Ehe gegen eines der Berbote der 88 1234 (Bigamie) und 1236 
(Berbot der Ehe zwiichen Berwandten und Verihwägerten in gerader 
Linie und zwilchen Geſchwiſtern) verftößt. Die Nichtigkeit ift jedoch 
in jedem diejer Fälle von verjchiedener vechtliher Bedeutung. Nur 
bei der Nichtigkeit wegen Mangels der Form macht der Entwurf 
mit dem Grundſatz des $ 108 Ernſt, daß „ein nichtiges Rechtsgeſchäft 
in Anjehung der gewollten rechtlichen Folgen jo angejehen wird, als 
ob e3 nicht vorgenommen wäre” ($ 1252 Abſ. 2). In jedem anderen 
Falle ift (nah Abf. 1) „eine nichtige Ehe fo lange al3 gültig anzu= 
ſehen, bis fie aufgelöft oder für ungültig erklärt ift” und zwar auf 
erhobene Nichtigkeitsklage ($ 1253), welche jowohl von einem der Ehe: 
gatten, al3 von dem Gtaatsawalte und von jedem Dritten erhoben 
werden fann, dem „im Falle der Nichtigkeit der Ehe ein Anſpruch 
zujteht oder im Halle der Gültigleit derjelben eine Berbindlichkeit 
obliegt.” Endlich wird ($ 1251) die wegen Geſchäftsunfähigkeit nichtige 
Ehe fogar gültig, wenn der Gejhäfsunfähige nad) erlangter Geſchäfts— 
fähigkeit und bevor die Ehe aufgelöjt oder für ungültig erklärt ift, 
die Ehejchließung gegenüber dem anderen Theile genehmigt; fie unter- 
icheidet ich alfo von der bloß aufechtbaren Ehe nur dadurch, daß in 


— 


der Zwiſchenzeit ihr Beſtand auch von dem anderen Theile, dem 
Staatsanwalt und einem Dritten, wie von dem geſetzlichen Vertreter 
des Geihäftsunfähigen ($ 1254) in Frage geitellt werden fann, 
während hinterher die Genehmigung auf den Zeitpunkt der Eheſchließung 
zurüdwirtt ($ 1251 Abi. 2), jo daß diefe Ehe zu derjelben Zeit je 
nachdem nichtig und gültig ift. So jehr nun der Entwurf die zur 
Gültigkeit der Ehe vorgefchriebenen Formen beſchränkt hat, ergiebt 
fi) doch aus $ 1252 die Folge, daß jeder Ehegatte die Ehe ohne 
Weiteres als „nicht gejchioffen” behandeln kann, wenn bei der Ehe- 
ihließung nur ein Zeuge zugegen war, während die Ehe zwijchen 
Bater und Tochter, Bruder und Schweiter jolange al3 gültig anzu— 
jehen ift, bis fie auf Nichtigkeitsklage für ungültig erklärt ift. Dieſe 
Konjequenz wird denn auch weiter fejtgehalten bei Bejtimmung der 
Wirkungen einer nichtigen Ehe zu Gunften eines qutgläubigen Dritten 
($ 1257) und des gutgläubigen Ehegatten ($ 1258); übrigens wirkt 
das bei Lebzeiten beider Ehegatten rechtskräftig gewordene Nichtig- 
feitSurtheil für und gegen Alle ($ 1256). 

Anfechtbar ift die Ehe ($ 1259) nur wegen Mangel3 der Ein- 
willigung in Folge von Drohung, Betrug, Irrthum, wegen Mangels 
der Ehemündigfeit und der Einwilligung des gefeglichen Vertreters 
eined in der Geichäftsfähigkeit befchränkten Ehejchliegenden. Der 
Irrthum als folcher ift Anfehtungsgrund nur, wenn einer der Ehe- 
ichließenden den Willen nicht hatte, eine Ehe überhaupt oder mit dem 
andern Theile zu Schließen; jedoch gilt al8 Betrug auch ſchon das 
bloße Verſchweigen folcher perjönlichen Eigenjchaften und Verhältniſſe, 
weiche den andern Theil „bei verjtändiger Würdigung des Zweckes 
der Ehe von der Ehejchliegung abhalten mußten und von welchen 
zugleich vorauszujehen war, daß ſie ihn, wenn er fie gekannt hätte, 
abgehalten haben würden.” Zur Anfechtung iſt ($ 1261) nur der— 
jenige Ehegatte beredtigt, auf deſſen Geite der Mangel beftand. 
Die Anfechtung ift ausgefchloffen, wenn die Ehe bereits, außer 
dur den Tod des nicht anfechtungsberecdtigten Ehegatten auf: 
gelöft ift ($ 1262). Die Ehe wird unanfechtbar durd) die Ge— 
nehmigung des Anfechtungsberechtigten nad) Beendigung der Zwangs— 
lage Entdedung des Betrugs oder Irrthums, und erlangter Ehe— 
miündigfeit bezw. Gejchäftsfähigkeit, in den beiden legten Fällen aud) 
durch nachträgliche Dispenfation bezw. Einwilligung des gejeglichen 
Vertreters (8 1263), ferner mit Ablauf von ſechs Monaten nad 
Hebung de3 Mangels ($ 1264). Die Anfechtung erfolgt nad dem 
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Zode des nicht anfechtungsberedhtigten Ehegatten durch Erklärung vor 
dem Nachlaßgerichte, fonft nur dur Erhebung der Anfechtungstlage 
(8 1266); über die Rechtskraft des Urtheils und die Wirkungen der 
für ungültig erflärten Ehe zu Gunften des gutgläubigen Dritten 
und Ehegatten (welchem auch der wegen Drohung Anfechtungsberec- 
tigte gleichjteht) gilt das Entjprechende wie bei der Nichtigkeitsklage 
(88 1269— 70); dagegen kann die Anfechtung nicht durch den geſetz— 
lihen Bertreter erfolgen ($ 1265). 

Die Auflöjung der Ehe vor dem Tode oder der Todeserklärung 
eines der Ehegatten erfolgt nur durch gerichtliche Scheidung; auf be— 
ftändige Trennung von Tiſch und Bett fann nicht erkannt werden 
($ 1440). Durch die nach der ZTodeserflärung eincd Ehegatten von 
dem andern gutgläubig geichloffene neue Ehe wird, wenn der für 
todt erklärte Ehegatte noch lebt, die Ehe mit dieſem von Rechtswegen 
aufgelöft ($ 1464). — Der Entwurf kennt nur drei unbedingte Ehe: 
Iheidungsgründe: Ehebrud; mit den dieſem gleichgefiellten Verbrechen 
gegen die 88 171 und 175 des Strafgeſetzbuch ($ 1441), Lebens— 
nachſtellung ($ 1442) und bösliche Verlaffung ($ 1443). Die 
Scheidung wegen Ehebruchs ift nur ausgejchloffen, wenn der andere 
Ehegatte demjelben zugejtimmt oder der Theilnahme an den gleich- 
ftehenden Berbrechen fich jchuldig gemacht hat ($ 1441 Abj. 2), alſo 
nicht wegen ſ. g. Kompenfation. Die Scheidung wegen böslicher 
Berlaffung jest in der Regel rechtäfräftige Berurtheilung zur Her— 
ftellung der häuslichen Gemeinjchaft und hiernach den Ablauf eincs 
Jahres voraus, ohne daß dem Urtheile Folge geleitet ift ($ 1443 Abj. 2). 
Nur gegenüber einem Ehegatten, gegen welchen feit einem Jahre die 
Borausfegungen der öffentlichen Zuftellung vorliegen, ift die Scheidung 
ohne Weiteres auszusprechen, wenn derjelbe in der Abficht den andern 
Ehegatten böslich zu verlafjen, wider deſſen Willen die häusliche Ge- 
meinjchaft aufgegeben oder herzuftellen unterlaffen hat (Abſ. 3). Statt 
aller anderen bejonderen Ehejcheidungsgründe giebt $ 1444 dem 
Nichter die allgemeine Anweifung, wegen „jchwerer Berlegung der 
ehelichen Pflichten,” in&befondere jchwerer Mißhandlung, oder „ehr- 
lojen und unfittlihen Verhaltens, insbefondere eines nach Schließung 
der Ehe begangenen entehrenden Verbrechens oder Vergehens,” durd) 
welche Verlegung oder Verhalten „eine jo tiefe Zerrüttung des ehe- 
lichen Lebens verjchuldet worden, daß dem andern Ehegatten die Fort— 
ſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann,” die Ehejcheidung aus— 
zufprechen „wenn nad) den Umſtänden des Falles die Ausſicht auf Her- 
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ſtellung des ehelichen Verhältniſſes ausgeſchloſſen iſt,“ ſonſt aber die 
Trennung von Tiſch und Bett auf beſtimmte Zeit, aber nicht länger 
als zwei Jahre anzuordnen. Nach Ablauf der beſtimmten Trennungszeit 
kann der Ehegatte, welcher das Urtheil erwirkt hatte, auf Grund 
deſſelben mit neuer Klage die Scheidung verlangen; der Anſpruch 
wird jedoch durch rechtskräftige Verurtheilung zur Herſtellung des 
ehelichen Lebens ausgeſchloſſen (8 1445), er muß alſo ſpäteſtens der 
darauf erhobenen Klage des urjprünglich ſchuldigen Ehegatten gegen: 
über widerklagend geltend gemadt werden. — Die 88 1446, 47 
ordnen die der Eheſcheidungsklage entgegenftehenden Einreden der 
Berzeihung und PVerjährung; lettere tritt mit Ablauf von jede 
Monaten feit der Kenntniß des Ehefcheidungsgrundes (ausgenommen 
die böslihe Verlaſſung) jpäteften® aber mit Ablauf von dreißig 
Jahren jeit der den Ehejcheidungsgrund bildenden Handlung ein. 
Nah 8 1449 Hat jedes Scheidungs- oder Trennungsurtheil den 
Ichuldigen Theil zu bezeichnen oder beide Theile für jchuldig zu er: 
klären; letteres kann auch wegen eines für den Beklagten bejtehenden 
aber nicht widerflagend geltend gemachten Sceidungsgrundes und 
einer durch Verjährung ausgeichloffenen Handlung geichehen ($ 1449), 
die Übrigens auch wie im geltenden Rechte in Verbindung mit 
einer noch nicht ausgejchloffenen zur Begründung der Stlage 
geltend gemacht werden kann ($ 1448), Dem allein jchuldigen 
Theile gegenüber können die ihm von dem anderen Theile während 
des Braut: oder Chejtandes gemachten Schenkungen wider: 
rufen werden, jedoch nur bei Lebzeiten des Schenker und nur 
binnen eines Jahres von Rechtskraft des Schetdungsurtheils an 
($ 1453); auch hat der jchuldige Theil dem andern nad) Bedürfnig, 
aber nur bis zum Eingehen einer neuen Ehe Unterhalt zu gewähren 
($ 1454); andere Ehejcheidungsitrafen kennt der Entwurf nit. Die 
Sorge für die Kinder fteht nad) $ 1456 dem nicht jchuldigen Theile, 
bei gleicher Schuld in Anjehung der Töchter Schlehthin und der Söhne 
bis zu vollendeten jechstem Lebensjahre der Mutter, für die jpäteren 
Lebensjahre der Söhne dem Bater zu; jedoch kann das Vormund— 
Ichaftsgericht andere Anordnungen treffen und die getroffenen aufheben 
oder ändern „wenn dies durch befondere Umftände im Intereſſe des 
Kindes geboten jcheint.” 8 1458 beftimmt über den Beitrag zum 
Unterhalt der Kinder Seitens der Ehefrau. Die 88 1459—62 ent- 
halten Beftimmungen für die Zeit einer gerichtlich ausgefprochenen Tren- 
nung und die Zeit des Rechtsſtreits über die Scheidung oder Trennung. 
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Der Entwurf des Einführungsgefeges enthält eine Reihe von 
Abänderungen und Ergänzungen der Civilprozegordnung in den Vor: 
Ichriften über Ehefachen, um diefe den Beitimmungen des Entwurfs 
zum Bürgerlichen Gejegbucd über Nichtigkeit und Scheidung theils 
redactionell (3. B. durch Erjegung der „Slage auf Ungültigkeit“ durch 
„Anfechtungsklage”) theil3 ſachlich anzupaſſen. Bemerkenswerth find 
die Beitinnmungen eines $ 575a, daß die Anfechtungsklage zu jeder 
Zeit au ohne Bewilligung des Beklagten zurüdgenommen werden 
fann; eines 8 584a „ftirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft 
des Endurtheils, jo ift der NRechtsftreit in Anjehung der Hauptſache 
als erledigt anzufehen,” eines $ 589a, nad) weldyem bei der Nichtig- 
feit3flage das Verſäumnißurtheil gegen den nicht erjchienenen Kläger 
dahin zu erlaffen ift, daß die Klage als zurüdgenommen gelte (um 
zu verhüten, daß eine jpätere Klage auf Grund derjelben Thatjadjen 
durch Rechtskraft des Urtheils ausgejchloffen werde), endlich eines 
$ 591a, welcher eine Klage auf Feltftellung des Beſtehens oder Nicht: 
bejteheng einer Ehe anerkennt, wenn die Nichtigkeit wegen Form— 
mangels von einem Theil behauptet wird. — In diefen Zuſammen— 
Hang gehört auch die Beltimmung der 88 1254, 1267, 1451, daß in 
Anjehung des Rechtsitreits über Nichtigkeit, Anfechtung, Scheidung 
oder Trennung der Ehe der in der Gejchäftsfähigkeit beſchränkte Ehe: 
gatte prozekfähig ift; das gleiche beftimmt 8 1276 für den Rechts— 
ftreit auf Herſtellung des ehelichen Lebens. 

In der ehelihen Lebensgemeinjchaft hat der Entwurf die 
Unterordnung der Frau bis zu einem Schatten verflüchtigt: fie ift 
($ 1273 Ab. 2) nicht verpflichtet, der (in Abi. 1 dem Ehemann zus 
geſprochenen Entiheidung in gemeinjchaftlihen Angelegenheiten Folge 
zu leiten „wenn die Entjcheidung ſich als ein mit der vechten ehelichen 
Geſinnung nicht vereinbarer Mißbrauch des Rechtes des Ehemannes 
darjtellt.” Berjagt in diefer Meinung die Frau den Gehorjam, jo 
hat dagegen nad) dem Zufammenhange der Ehemann nur die Klage 
auf Herjtellung des ehelichen Lebens (5 1276). Bon den nod be- 
ftehenden Bejchränfungen der eheweiblichen Handlungsfähigkeit läßt 
der Entwurf nur übrig, daß ($ 1277 Abf. 1) die Ehefrau zu einem 
Nechtsgeichäft, durch welches fie zu einer in Perfon zu bewirfenden 
Zeiftung ſich verpflichtet, der Einwilligung des Ehemanns bedarf, und 
diefer (Abſ. 2) das ohne feine Einwilligung eingegangene Rechts— 
geichäft anfechten Fann, mit der Wirkung, daß (Ab. 3) dafjelbe für 
die Zukunft aufgehoben wird und eine rüdjtändige Leiftung von der 
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Ehefrau in Perfon nicht verlangt werden kann. Ueber den Fall, daß 
die Ehefrau darauf beharrt, die übernommene Verpflihtung in Perſon 
zu erfüllen, jchweigt der Entwurf und e3 kann wieder nur aus dem 
Bujanımenhange gefolgert werden, daß der Ehemann dagegen ein 
Mittel hat als die Klage auf Heritellung des ehelichen Lebens. 
Andererjeits ift die Ehefrau berechtigt, innerhalb des ihr durch $ 1275 
Abi. 1 angewieſenen häuslichen Wirfungskfreifes die Gejchäfte des 
Ehemannes für diefen zu bejorgen und denfelben zu vertreten ($ 1278 
Abſ. 1) und ein von ihr innerhalb diejes Kreiſes vorgenommenes 
Rechtsgeſchäft gilt al8 im Namen des Ehemannes vorgenommen, 
„iofern nicht die Umftände ergeben, daß dafjelbe nach dem Willen der 
Handelnden nicht im Namen des Ehemanns vorgenonmen werden 
jollte* (Abj. 2). Eine Beichränfung oder Entziehung diejes Rechts 
ift gegen Dritte nur wirkſam, wenn fie in das für die Veröffent— 
(ihung von Abweichungen von dem gejeglichen Güterrechte beftimnite 
Regifter (j. u.) eingetragen tjt (Abi. 4), und wenn fie ſich „als ein 
Mikbrauc des Rechts des Ehemannes darftellt,” ſteht der Ehefrau 
dagegen die Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens zu (Abj. 3). 
— Die 88 1280/81 ordnen die gegenjeitige Unterhaltspflicht der 
Ehegatten; über ihre vermögensrechtlicen Beziehungen in Allgemeinen 
beitimmt 8 1279, daß ſie gegen einander nur zur Anwendung ders 
jenigen Sorgfalt verpflichtet find, welche jeder in eigenen Angelegen- 
heiten anzumenden pflegt, und $ 1282 jpricht die Bermuthung aus, 
daß die in Inhabung des Ehemanns oder der Ehefrau oder beider 
Ehegatten befindlichen Sahen dem Ehemann gehören, mit Ausnahme 
der ausjchließlich zum perjönlichen Gebrauche der Ehefrau beftimmten 
Saden — ohne daß der Gegenbeweis gegen dieſe VBermuthung 
irgendwie bejchränft wäre, aber auch unbejchadet der weitergehenden 
Borfchrift des S 37 der Konkursorönung. 

Bei der Ordnung des ehelihen Güterredit3 ift der Entwurf 
in der Weiſe vorgegangen, daß im zweiten Unterabjchnitt des zweiten 
Titel8 ($$ 1283— 1332) dasjenige Verhältniß unter den Ehegatten 
dargeitellt wird, weldyes in Ermangelung bejonderer Bereinbarung 
mit der Eheſchließung kraft Gejeges eintritt (gejeßlicher Güterftand). 
Im dritten Titel unter der Aufichrift „Eheverträge” find dann die 
möglichen vertragsmäßigen Abweichungen behandelt; und zwar können 
nad) $ 1333 die Ehegatten durd) einen Ehevertrag, welcher (Abj. 2) 
vor und nad) Eingehung der Ehe geichloffen werden fann, nicht nur den 
gejeglichen Güterſtand im Einzelnen ändern, jondern auch ihn ganz 
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ausichliegen und an feiner Stelle die Geltung eines der anderen im 
dritten Titel befonders geordneten Güterſyſteme vereinbaren. Außer: 
dem kann, wenn der Ehemann zur Zeit dev Schließung des Ehe- 
vertrags, oder fall diejer vor Eingehung der Ehe geichloffen wird, 
zur Beit der Eingehung der Ehe feinen Wohnfig im Auslande hat, 
ein durch das Recht dieſes Ortes geregelter Güterftand vereinbart 
werden ($ 1334 Ab. 2); im Uebrigen aber ift die Bezugnahme auf 
ein ausländijches und auf ein nicht mehr geltendes Recht ausgeſchloſſen 
(Abi. 1). Letztere Beftimmung trifft hauptjächlich das reine römische 
Dotalſyſtem, welches der Entwurf mit dem ihm nächftftehenden 
Syfteme der fogenannten DVerwaltungsgemeinichaft zum gejeglichen 
Güterjtande verjhmolzen hat. Den Borzug, welden der Entwurf 
diejem Syſtem gegeben hat, begründen die Motive damit, daß es ab» 
gejehen von der völligen Trennung der Güter (8$ 1338—40), welche 
al3 einfahe Ausfchliegung des geſetzlichen Güterftandes behandelt 
wird, der Ehe den geringfiten Einfluß auf die Bermögensverhältnijje 
der Ehegatten einräumt. Als Abweichung nad) der anderen Geite 
blieb hiernach von den im geltenden Rechte vorwaltenden Syitemen 
nur die Gütergemeinfchaft in ihren drei Abjtufungen übrig, und zivar 
bat von dieſen der Entwurf die weitejtgehende allgemeine Güter: 
gemeinschaft (58 1341—1409) an die Spite gejtellt, dann unter Be: 
zugnahme auf dieje die bloße Errungenjchaftsgemeinfchaft (55 1410 
bis 1430) geordnet, jv daß für die zwiſchen beiden ftehende Gemein— 
ihaft des beweglichen Vermögens und der Errungenschaft (8$ 1431 
bis 1434) wenige bejondere Borfchriften ausreichten. 

Der Ehevertrag beftimmt jedoch das güterrechtliche Verhältniß 
nicht ein für allemal, vielmehr gejtattet $ 1333 ausdrüdlih, auch 
nad erfolgter Ausichließung oder Aenderung durch neuen Ehevertrag 
den gejetlichen Güterftand wiederherzuftellen und ebenſo den durch 
Vertrag begründeten Güterftand wieder zu ändern. Um jo noth- 
wendiger aber wurde e3, Vorſorge zu treffen, daß für den Dritten 
jederzeit über das güterrechtliche Verhältniß der Chegatten volle 
Klarheit beftehe. So ift nicht nur für den Ehevertrag ($ 1335) die 
gerichtliche oder notarielle Form vorgefchrieben, jondern aud) die 
Wirkfamfeit jeder durch Ehevertrag begründeten urjprünglihen Ab- 
weichung vom gejetlichen Güterftande und fpäteren Aenderung des 
Güterftandes gegenüber einem Dritten in Anfehung eines rechts— 
gejchäftlichen Verhältniffes defjelben zu einem der Ehegatten ($ 1336) 
dadurch bedingt, daß fie entweder dem Dritten befannt war oder 
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befaunt fein mußte, oder daß fie durch Eintragung in das eherecht— 
lihe Regifter veröffentlicht war, deſſen Einrichtung im vierten Titel 
(88 1435— 1439) geordnet ıjt. Hiernach ift dieſes Regifter von jedem 
Amtsgericht zu führen ($ 1435 Abj. 1), es ift öffentlich und Jedem 
die Einficht dejjelben und die Entnahme von Abjchriften der Ein- 
tragungen geftattet, die auf Verlangen zu beglaubigen find (Abf. 2). 
Jede Eintragung muß in das Regiſter des Amtsgericht bewirkt 
werden, in deſſen Bezirk der Ehemann feinen Wohnfit hat und bei 
Verlegung des Wohnfiges binnen ſechs Wochen auch in das Regifter 
de3 für diefen zuftändigen Amtsgerichts, widrigenfalls die frühere 
Eintragung ihre Wirkung verliert ($ 1436). Der Dritte, welder 
mit einem Ehegatten in vechtsgefchäftlihe Berbindung tritt, hat ſich 
aljo nur zu vergewiffern, ob die Ehegatten ihren zeitigen Wohnfit 
länger als ſechs Wochen haben und ob in dem cheredhtlichen Regifter 
des zuftändigen Amtsgerichts eine Eintragung ſich findet; wenn nicht, 
jo gilt ihm gegenüber jchlechthin der gejegliche Güterftand. Außerdem 
joll jede Eintragung von Amtswegen unverzüglid durch Einrüdung 
in das zur Beröffentlidiung amtlicher Bekanntmachungen des Amts— 
gericht bejtimmte Blatt befannt gemacht werden ($ 1439), ohne daß 
jedody dadurd die Wirkung der Eintragung bedingt ift. Die 88 1437 
bis 38 bejtimmen über die Erfordernifje des Antrages zur Eintragung 
und die gegenfeitige Verpflichtung der Ehegatten zu dem Antrage 
mitzuwirken, fofern dies erforderlich tft. 

Im gefeglihen Güterftande bleibt das Vermögen des Ehe— 
mannes von der Ehe unberührt; das von der Ehefrau eingebrad)te 
oder während der Ehe erworbene Bermögen unterliegt als Ehegut 
der Nutznießung und Berwaltung des Ehemannes ($ 1283), fofern 
e3 nicht durch Ehevertrag ($ 1286) oder durch Beitimmung des 
Dritten, von welchem das Gut der Ehefrau anfällt oder zugewendet 
wird ($ 1287) zum Borbehaltsgute erklärt ift. Außerdem ge- 
hören nad) gejeglicher Beftimmung zum Borbehaltsgute 1. die 
Gegenftände, welche die Ehefrau ohne Einwilligung des Ehemanns 
durch ein Nechtögejchäft unter Lebenden erwirbt, fofern der Ehemann 
das Rectsgeichäft zu genehmigen verweigert ($ 1288), 2. die Gegen- 
jtände, welde die Ehefrau durd) ihre Arbeit außerhalb ihres häus- 
lihen Wirfungsfreifes und des Gejcäfts ihres Ehemannes, oder 
welche jie durch den felbftftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes 
erwirbt ($ 1289), 3. die Gegenftände, welde die Ehefrau auf Grund 
eines zum Vorbehaltsgute gehörenden Rechts oder darauf bezüglichen 


Rechtsgeſchäfts oder als Erſatz für Vorbehaltsgut erwirbt ($ 1290). 
In allen Fällen kann jedoch die Eigenjchaft des Vorbehaltsguts gegen 
Dritte nur durch Eintragung in das eherechtliche Regiſter gefichert 
werden ($ 1291). — Das Rechtsverhältniß der Ehegatten bezüglich 
des Vorbehaltögutes ift dem bei gänzlicher Gütertrennung beftehenden 
gleih. Für beide gilt die Beftimmung des $ 1340, daß wenn die 
Ehefrau die Berwaltung ihres Bermögens oder eines Theiles defjelben 
dem Ehemanne ohne ausdrüdliche Beitimmung über die Einkünfte 
überlaffen hat, diefe vom Ehemanne nad) freiem Ermefjen verwendet 
werden fönnen, jomweit er nicht wie ein ordentlicher Hausvater daraus 
die Verwaltungskoſten und jonjtige Laften des Vermögens zu be- 
jtreiten hat. Nur für die gänzliche Gütertrennung gilt der $ 1339, 
welcher dem Ehemanne einen ſtark verklaujulirten Anfprud auf einen 
angemefjenen Beitrag „zur Bejtreitung des Unterhalt beider Ehe: 
gatten und der gemeinjchaftlichen Abkömmlinge“ zuerkennt. 

Bon der Nutznießung de3 Ehemanne® am Ehegut ausge— 
ſchloſſen find die ausschließlich zum perjönlichen Gebraud der Ehefrau 
beftimmten Gegenftände, insbejondere Kleidung und Schmuck ($ 1285). 
Der Umfang der Nutznießung bejtimmt ſich im Allgemeinen nad) den 
Borichriften über den Nießbrauch ($ 1292); abweichende Beftimmungen 
im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander enthalten die 88 1294—97, 
der lettere über die von dem Ehemanne aus den Einkünften zu 
tragenden Laften. Nach $ 1298 find die ehelichen Nutznießungsrechte 
unveräußerlicd; und der Pfändung nicht unterworfen, und leßteres gilt 
nad) $ 1299 Abſ. 1 auch von den auf Grund der Nußnießung vom 
Ehemanne erworbenen Früchten, inſoweit al3 er derjelben bedarf, um 
neben den von ihm zu tragenden Laften den Unterhalt der Ehefrau, 
den eigenen ftandesgemäßen Unterhalt und den ihm geſetzlich obliegenden 
Unterhalt feiner Berwandten zu bejtreiten. 

Zur Sicherung des Nutznießungsrechts gegen Verfügungen der 
Ehefrau beftimmt $ 1300, daß dingliche Nechtsgefchäfte derjelben zur 
Beräußerung oder Belaftung von Ehegut zu ihrer Wirkſamkeit 
ihlehthin der Einwilligung des Ehemanns bedürfen, die indeß bei 
Berträgen auch durch Genehmigung erjett werden kann; den Mangel 
dieſes Erfordernijjes kann alio auch die Ehefrau geltend machen. 
Dagegen ift die Wirkjamkeit der von der Ehefrau eingegangenen Ver— 
bindlichkeiten nur dem Ehemanne gegenüber in Anfehung des Ehegutes 
an defjen Einwilligung bezw. Genehmigung gebunden ($ 1301). Im 
Uebrigen find nad) $ 1311 alle Berbindlichkeiten der Ehefrau mit den 
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in den 88 1312/13 beſtimmten Ausnahmen derart Ehegutsverbindlich— 
keiten, daß die Släubiger ihre Befriedigung aus dem Ehegute ohne 
Rückſicht auf die eheliche Nutniegung und Bermwaltung verlangen 
fönnen und fie fallen nad $ 1316 mit den dort bejtunmten Aus: 
nahmen (insbefondere für Berbindlichkeiten aus unerlaubten Hand» 
lungen) aud) im Berhältniffe der Ehegatten zu einander dem Chegute 
zur Laft. Zur Erhebung eines Rechtsſtreits, in welchen ein Ehe— 
gutsrecht geltend gemacht wird, ift die Ehefrau nur mit Einwilligung 
oder Genehmigung des Ehemannes berechtigt ($ 1302), und zwar ift, 
nad) den Motiven (IV ©. 232) die ohne Einwilligung Elagende 
Ehefrau ihrer Prozekfähigfeit ungeachtet von Amtswegen mit der 
Klage abzumweifen. Zur Führung jedes anderen Nechtöftreites bedarf 
fie der Einwilligung nicht ($ 1303), in dem einen wie in dem andern 
alle ift jedoch das in einem ohne Einwilligung oder Genehmigung 
des Ehemannes geführten Brozefje zum Nachtheil der Ehefrau erlafjene 
Urtheil in Anfehung des Ehegutes gegenüber dem Chemanne un— 
wirkſam. Einfeitige Rechtsgejchäfte eines Dritten (Kündigung, Mah— 
nung u. dgl.) in Beziehung auf ein Ehegutsrecht find dem Ehemanne 
gegenüber vorzunehmen, in Beziehung auf eine Ehegutsverbindlichkeit 
gegenüber der Ehefrau und um in Anjehung des Ehegut3 gegen den 
Ehemann wirkjam zu fein, auch diefem gegenüber, Die 88 1306 bis 
1309 bejtimmen, in welchen bejonderen Fällen die Einwilligung des 
Ehemannes nicht erforderlidy) und gleihwohl nach $ 1310 das Rechts— 
geihäft oder Urtheil dem Ehemanne gegenüber in Anfehung des 
Ehegut3 wirkfam ift; insbejondere gilt dies nah 8 1307 für die 
Handlungen der Ehefrau im felbitjtändigen Betrieb eines Erwerbs: 
geihäfts mit Einwilligung oder Wiljen des Ehemannes. Die Zwangs— 
vollftredung gegen das Ehegut findet nur ftatt auf Grund einer 
bejonderen Verurtheilung des Ehemannes zur Gejtattung derjelben 
($ 1314), welcher jedoch ein anderer vollftrekbarer Titel gleichſteht. — 
Das Berwaltungsrecht des Ehemannes am Ehegute erjtredt ſich auf 
dejjen ordnungsmäßige Berwaltung und begründet zugleich die Ver— 
pflichtung, dafür Sorge zu tragen ($ 1317). Kraft diejes Rechtes iſt 
der Ehemann befugt, im Namen der Ehefrau und ohne deren vorherige 
Zuziehung aus dem Ehegute Ehegutöverbindlichkeiten zu erfüllen, jedoch 
ohne Verfügung über ein Recht an einem Grundftüde, aber aud) 
durch Aufrehnung gegen eine Ehegutsforderung, endlid alle Hand: 
lungen zur Erhaltung oder Sicherung des Chegutes vorzunehmen 
($ 1318). Jedes andere Nechtsgeihäft kann nur vom Ehemanne auf 
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Grund einer Vollmacht der Ehefrau oder von diefer mit Einwilligung 
des Ehemanns vorgenommen werden, und die $$ 1319--1322 be» 
ftimmen darüber, wie jeder Theil von dem andern die entjprechende 
Mitwirkung verlangen kann. Aus der Verwaltung des Ehegutes 
entjpringen für den Ehemann Berbindlichkeiten und Rechte des 
Beauftragten, und die hieraus erwachjenden gegenjeitigen Anfprüche 
fönnen jchon während der Dauer des Verhältniſſes geltend gemacht 
werden ($ 1324). — Beendigt wird die eheliche Verwaltung und 
Nutznießung in mwährender Ehe durd; dahin gerichteten Chevertrag, 
Zodeserflärung des Ehemanns und Eröffnung des Konkurſes über 
jein Vermögen ($ 1327), aud kann die Ehefrau die Aufhebung ver- 
langen wegen Berlegung der dem Ehemann obliegenden Verpflich— 
tungen, durch welche die Rechte der Ehefrau oder ihr und der Ab- 
£ömmlinge Unterhalt erheblich gefährdet werden, ferner bei andauernder 
Abwejenheit und Entmündigung des Ehemannes ($ 1328). 

In den drei Syſtemen der Gütergemeinſchaft find gleichermweije 
die Begriffe Gejammtgut, Sondergut und Borbehaltsgut zu unters 
ſcheiden. Das legtere entipricht genau dem VBorbehaltsgute des geſetz— 
lichen Güterftandes, nur daß der Begriff im Syſteme der Güter- 
gemeinjchaft für beide Ehegatten Anwendung findet, und demnach 
auch die Entftehungsgründe (58 1346—49, vgl. 88 1417, 1431) auf 
beide Theile ausgedehnt find mit felbitverjtändlicher Ausnahme des 
Erwerbs der Ehefrau durch ein vom Ehemanne nicht genehmigtes 
Rechtsgeſchäft. Das Sondergut dagegen entipricht dem Ehegute des 
gejeglichen Güterjtandes inſoweit, als der Ertrag dejjelben für die 
Zwecke der Ehe beitinmt iſt und es daher für Rechnung des Geſammt— 
gutes derart verwaltet wird, daß die Nutungen in demjelben Umfange 
zum Gejammtgute gehören, wie die Nutungen de3 Ehegutes dem 
Chemanne ($$ 1411, 1351, 1431), auch unterliegt ($$ 1417, 1351 
Abi. 2, 1431) das Sondergut der Ehefrau durchweg den Vorfchriften 
über die Nußniegung und Verwaltung des Ehegutes. In allen drei 
Syitemen fünnen Gegenftände in gleicher Weije zum Sondergut wie 
zum Borbehaltsgut erklärt werden und entjteht Sondergut aus einem 
Erwerbe fraft eines Sondergutsrechts oder zum Erjag für Sonder: 
gut; endlich find Sondergut die einem der Ehegatten gehörenden 
Gegenjtände, melde durd) Nechtsgefhäft nicht übertragen werden 
fünnen. Dazu kommt bei der auf das bewegliche Vermögen und die 
Errungenfchaft befchränkten Gütergemeinfhaft das unbeweglihe Ver— 


mögen, welches jeder Ehegatte bei Eintritt in die Gemeinjchaft hat 
xv. 99 
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und während derjelben aus einem erbredtlihen Grunde und duch 
Schenkung erwirbt ($ 1432). Zum unbeweglichen Berinögen werden 
außer den Grundftüden mit Zubehör und den Rechten an Grund 
ftüden (ausgenommen Hypotheken und Grundjchulden) der Nießbrauch 
an einem ſolchen Recht und Forderungen auf Webertragung des 
Eigenthums an Grundftüden oder auf Begründung oder Uebertragung 
eine8 zum unbeweglichen Bermögen gehörenden Rechts gerechnet. 
Ber der bloßen Errungenjchaftsgemeinichaft endlich erftredt ſich das 
Sondergut weiter auf das ganze Vermögen, welches ein Ehegatte 
bei Eingehung der Gemeinschaft hat oder während des Beitehens 
derjelben aus einem erbredtlihen Grunde oder durd Schenkung 
erwirbt ($$ 1411—12). Gefammtgut endlich ift alles Vermögen 
beider Ehegatten, welches nicht erweislich Sonder- oder Borbehaltsgut 
eines derjelben ift ($$ 1342, 1421, 1351 Abſ. 2, 1431); umgekehrt 
aber wird, wenn verbrauchbare Sachen nicht mehr vorhanden find, 
welche erweislich zu dem Sondergute eined Ehegatten gehört haben, 
zu defjen Gunften vermuthet, daß fie in das Gejammtgut verwendet 
und dieſes um deren Werth bereichert ift ($ 1421 Abf. 2), in welchem 
Falle wie auch im umgekehrten aus dem bereicherten Gute dem andern 
Gute Erjat zu leiften ift ($$ 1420, 1351 Abſ. 2,1431). Auf Verlangen 
jedes Ehegatten ift der Stand des Sondergutes durch Aufnahme eines 
Berzeichniffes feftzuftellen und dieſes öffentlich zu beglaubigen ($ 1422). 
— Abgejehen von dem Umfange des Sondergutes unterfcheidet fich die 
Mobiliargemeinjchaft von der allgemeinen Gütergemeinjchaft nur dadurd, 
daß für jene die Beftimmungen über gütergemeinfchaftlice Erbfolge 
und fortgefegte Gütergemeinschaft ($$ 1382—1409) nicht gelten; die 
Errungenjchaftsgemeinjchaft weiter auch durch eine verichiedene Ab— 
grenzung der Gefammtgutsverbindlichkeiten, inſoweit dafür Die 
Gläubiger Befriedigung aus dem Gejammtgute verlangeu können 
($$ 1362, 1423), wie aud) im Berhältniffe der Ehegatten zu einander 
(88 1367, 1426); in jener Beziehung befteht der Unterjchted darin, 
daß bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft nur die ausdrüdlid) aus— 
genommenen Berbindlichkeiten der Ehefrau nicht, bei der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft nur die ausdrüdlich aufgeführten Berbindlichkeiten 
der Ehefrau Gejammtgutsverbindlichkeiten find, während zu diefen in 
beiden Fällen alle VBerbindlichkeiten des Ehemannes gehören. Das 
Gejammtgut (und für deffen Rechnung auch das Sondergut) unterliegt 
in allen drei Syitemen der Verwaltung des Ehemannes, welcher mit 
beftunmten Ausnahmen berechtigt ift, Über die zu den Geſammtgute 
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gehörenden Gegenſtände zu verfügen und jeden darauf bezüglichen 
Rechtsſtreit zu führen ($ 1352), ohne daß jedoch die Ehefrau durch 
jeine Handlungen irgendwie perjönlich verpflichtet würde. Zur Ber: 
äußerung oder Belaftung des Geſammtguts im Ganzen oder zu einem 
Bruchtheil, jowie eines Gejammtgutsgrundftüds, zur Eingehung einer 
auf ſolche Beräußerung oder Belaftung gerichteten Berbindlichkeit und 
zu einer Schenfung aus dem Gejammtgute, die nicht fittliche oder 
Anjtandspflicht tft, bedarf der Ehemann der Einwilligung oder Ge: 
nehmigung der Ehefrau ($ 1353). Der Ehefrau ftehen Verfügungen 
über da8 Gejammtgut nur zu, wenn der Ehemann durch Abwejenheit 
oder Krankheit verhindert und Gefahr im Berzuge it ($ 1358), außer: 
dem iſt fie in Anjehung eines von ihr felbftftändig geführten Erwerbs— 
geſchäfts wie die Ehefrau im gejeglichen Güterftande geitellt ($S 1356). 
Der Ehemann haftet auch für die von der Frau eingegangenen Ges 
jammtgutsverbindlichkeiten perfönlich ($ 1359) und ein gegen ihn voll« 
ftredbarer Titel ift zur Zwangsvollftredung gegen das Gejammtgut 
erforderlih und genügend ($ 1360). Im SKonfurs über das Ber: 
mögen des Ehemannes gehört da8 Gejammtgut zur Konkursmaſſe 
ohne Auseinanderfegungs- oder Abfonderungsreht der Ehefrau, 
während von dem Konkurs über das Bermögen der leteren das Ge: 
fammtgut nicht berührt wird ($ 1361). — Allen Arten der Güter: 
gemeinjchaft find weiter gemeinfan die Beitimmungen des $ 1343, 
daß die Bereinigung des beiderjeitigen in die Gemeinfchaft fallenden 
Bermögensfraft des Geſetzes eintritt, ohne daß es einer Uebertragung 
und Eintragung im Grundbuche bedarf, des $ 1344, daß die zum Ge- 
Jammtgut gehörenden Gegenftände den Ehegatten nicht nad) Bruchtheilen 
zuftehen und Gefammtgutsforderungen nicht als Gejammtichuldver- 
hältnijje behandelt werden, des $ 1345, daß der Antheil eines Ehe— 
gatten an dem Geſammtgute und dejjen Beftandtheilen nicht veräußert 
oder belaftet werden kann und feiner der Ehegatten die Theilung in 
währender Gemeinſchaft verlangen kann, endlich die Bejtimmungen 
der 88 1371—1381 über die Auflöfung und Auseinanderjegung der 
Gütergemeinjchaft, zu welchen jedoch die 88 1429 und 1430 Ab- 
mweichungen und Ergänzungen für die Errungenjchaftsgemeinjchaft ent: 
halten. Bei Auflöfung durch Ehevertrag tritt, fofern diejer nicht 
ein anderes bejtimmt, der gejegliche Güterftand ein ($ 1381), bei 
Auflöfung dur Urtheil auf Klage der Ehefrau die Gütertrennung 
(Abſ. 2). Die Ehefrau kann dieje verlangen auf Grund einer rechtE- 
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eine erhebliche Gefährdung der Rechte der Ehefrau zu befürdten ift, 
auf Grund einer Verminderung des Geſammtguts in der Abficht, 
die Ehefrau zu benachtheiligen, auf Grund einer Verlegung der 
Unterhaltspflicht des Ehemannes, wenn eine erhebliche Gefährdung 
des UnterhaltS der Ehefrau und der Abkömmlinge zu bejorgen ift, 
endlich; wegen verichwenderischer Lebensweiſe des Ehemannes, welche 
die Bejorgniß rechtfertigt, daß er ji oder feine Familie dem Noth- 
ftande preisgiebt ($ 1372). Auf die Beftimmungen über die güter- 
gemeinjchaftliche Erbfolge wird zweckmäßig im Erbredt zurüdzufommen 
jein, auf die fortgejette Gütergemeinjchaft bei dem Rechtsverhältniſſe 
zwijchen Eltern und Kindern. 

Im zweiten Abjchnitte „Berwandtichaft” des vierten Buchs 
behandelt der erfte Titel (SS 1466— 79) die ehelihe Abftammung, 
der zweite ($$ 1480—96) die Unterhaltspflicht der Verwandten, 
der dritte (58 1497— 1561) das Rechtsverhältniß zwiſchen Eltern 
und eheliden Kindern, der vierte ($$ 1562—67) das Rechts— 
verhältnig der Kinder aus ungültigen Ehen, der fünfte 
(S$ 1568—78) da8 Nechtsverhältnig der unehelihen Finder, der 
jechste (55 1579—1600) deren Legitimation, der fiebente 
($$ 1601—31) die Annahme an Kindesftatt. — Ehelich ift jedes 
nad) Schließung der Ehe von der Ehefrau geborene Kind, welches 
fie, wenn aud) ſchon vor der Ehejchließung vom Ehemann empfangen 
hat ($ 1466), und dies wird ($ 1468) vermuthet, wenn die Empfäng- 
nißzeit (der 181. bis einfchlieglich zum 300. Tage vor der Geburt 
$ 1467) in die Zeit der Ehe aud nur zum Theil fällt. Inſoweit 
dies der Fall ift, fann die VBermuthung nur durch den Beweis ent- 
fräftet werden, daß der Ehemann ınit der Ehefrau den Beilchlaf nicht 
vollzogen Hat ($ 1469); inſoweit aber die Empfängnißzeit vor die 
Eheſchließung fällt, gilt die Vermuthung der Erzeugung durch den 
Ehemann nur, wenn ev in diefer Zeit den Beiſchlaf mit der Ehefrau 
vollzogen hat, und diejes wird wieder vermuthet, wenn er geftorben 
it, ohne die Ehelichkeit des Kindes anzufechten ($ 1470). Der Ehe- 
mann kann die Ehelichkeit eines von der Ehefrau während der Che 
oder innerhalb 300 Tage nad) deren Auflöfung geborenen Kindes 
nur binnen Jahresfriſt nach erhaltener Kenntniß von der Geburt 
($ 1473) und jo lange das Kind Lebt, nur durch eine nur von ihm felbft 
($ 1474) gegen dafjelbe zu erhebende Klage, nad, defjen Tode durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht anfechten ($ 1475); und nur 
wenn dies gejchehen oder der Ehemann gejtorben ift, ohne das An— 
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fehtungsreht verloren zu haben, kann die Ilmehelichkeit des Kindes 
von Seiten Dritter geltend gemacht werden ($ 1471) und zwar, wenn 
der Ehemann während des Rechtsſtreits über die erhobene Anfech— 
tungsflage gejtorben ift, nur dur Fortführung diejes Rechtsſtreits 
(Abi. 2). Das Anfechtungsreht erliicht durch) Anerkennung des 
Kindes in ausdrüdlicher Willenserfärung ($ 1472), welche nit dem 
Kinde gegenüber zu erfolgen braucht, und durch Zurüdnahme der 
Anfehtungsklage ($ 1476). Das auf die Anfechtungsklage ergangene, 
noch bei Lebzeiten des Ehemanns und des Kindes rechtskräftig ges 
wordene Urtheil wirkt für und gegen Alle ($ 1477). Die vom Ehe- 
mann erflärte Anerkennung des Kindes kann nur in derjelben Weije 
und nad) Maßgabe derjelben Vorjchriften angefochten werden, wie die 
Ehelichkeit des Kindes ($ 1478). Ein von der Ehefrau innerhalb 300 
Tagen nad) Auflöfung der Ehe und nachdem fie inzwiichen eine neue 
Ehe geichloffen, geborenes Kind, wenn es nad den obigen Beſtim— 
mungen jomit al3 eheliches Kind des früheren wie des jpäteren Ehe» 
manns anzujehen wäre, gilt als Sind des erjteren, wenn e3 inner: 
halb 270 Tage nad) Auflöfung der Ehe, als Kind des legteren, wenn 
es ſpäter geboren ift. 

Die gefegliche Unterhaltspflicht legt $ 1480 nicht nur den 
Verwandten in gerader Linie, jondern auch den Geſchwiſtern auf, 
doch wird fie für leßtere in $ 1489 auf den nothdürftigen Unterhalt 
beſchränkt. 8 1481 beſtimmt die Borausfegungen der Bedürftigkeit 
auf Seiten der Berechtigten, $ 1482 die der Leiftungsfähigkeit auf 
Seiten der Berpflichteten. $ 1483 ftellt eine Nangordnung unter 
mehreren Berechtigten auf, wenn der Berpflichtete nicht im Stande 
it, allen Ansprüchen zu genügen, die 88 1484—86 ordnen entſprechend 
die Reihenfolge, in welcher die mehreren Berpflichteten haften. In 
beiden Richtungen ſoll zunächſt die Reihe der Erbfolge enticheidend 
fein, welche jedod im Verhältnig der geraden Linie zu den Ge— 
Ihwiftern dahin durchbrochen wird, daß jene in Pflicht und Recht 
vorgeht; auch ift in die Reihe Pfliht und Recht der Ehegatten zum 
gegenfeitigen Unterhalt eingeichoben. $ 1488 unterjcheidet zwiſchen 
ftandesmäßigem (welcher die Regel bildet) und nothdürftigem Unter: 
halt; auf letteren ift nad) $ 1490 der Anſpruch desjenigen bejchräntt, 
„deſſen Bedürftigkeit auf eigenem fittlichen Berichulden beruht” ſowie 
desjenigen, dem der Verpflichtete den Pflichttheil der Erbſchaft zu 
entziehen berechtigt ift. Die 88 1491—93 beftimmen darüber, wie 
der Unterhalt — in der Regel durch Geldrente — zu gewähren ift. 
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Im Konkurſe über das Vermögen des PVerpflichteten kann nur der 
rüdjtändige Unterhalt geltend gemacht werden ($ 1494), für welchen 
indeß die Nachzahlung nah 8 1492 überhaupt auf die Fälle des 
Verzugs und der Rechtshängigkeit bejchränkt ift. — Auf den gefeß- 
lihen Unterhaltsanſpruch für die Zukunft kann nicht verzichtet werden 
($ 1495). 

Das in der Erziehungsgemwalt der Eltern ftehende oder in 
deren Haushalt unterhaltene ehelihe Kind ift zum Gehorjam 
und zu der Rebensftellung entiprechenden Dienjtleiftungen verpflichtet 
(88 1498— 1499). Eine dem Kinde zur Verheirathung oder Begründung 
eines eigenen Hausſtandes zugeficherte oder gewährte, den Vermögens» 
verhältniffen der Eltern entfprechende Ausftattung gilt, außer für den 
Umfang der Gemwährleiftung, nicht als Schenkung, das Berjprecen 
it alfo an Feine befondere Form gebunden und das Geleiftete kann 
nicht wegen mangelnden Berpflichtungsgrundes zurücdgefordert werden. 
Hat aber das Kind eigenes, unter Verwaltung des gewährenden 
Elterntheils ftehende8 Vermögen, jo wird vermuthet, daß die Aus— 
ftattung aus dieſem gewährt jei ($ 1500). 

Ueber das ceheliche minderjährige Kind fteht dem Vater und 
nad dejlen Tode der Mutter die elterliche Gewalt zu ($ 1501), 
welche Pfliht und Recht der Sorge für Perfon und Bermögen des 
Kindes und das Recht der Nutznießung am Bermögen begründet 
($ 1502). Sn der erjteren Beziehung dedt ſich die elterliche Gewalt 
dem Gegenftande nah mit der Vormundſchaft ($ 1648), jo daß 
es ftatt der Hin- und Herverweifungen zwiſchen den beiden Ab- 
Ichnitten des Entwurfs überfichtlicher jein wird, die Uebereinſtimmungs— 
und Trennungspunfte hier zujammenzuftellen. Elterliche Gewalt und 
Vormundſchaft umfaffen die gejegliche Bertretung des Kindes 
oder Mündels, erjtreden fich jedod,) nicht auf ſolche Angelegenheiten 
dejfelben, für welche eine Pflegichaft befteht (68 1649 —50, 1503); 
fie umfafjen ferner die Erziehung des Kindes oder Mündels und 
die Aufficht über dafjelbe mit der Befugniß, angemefjene Zuchtmittel 
anzumenden, wobei das Bormundjcaftsgericht den Berechtigten durch 
geeignete Zwangsmaßregeln nad) verftändigen Ermeſſen zu unter: 
ftügen hat ($ 1504, 1655), und fie begründen den Anjprud auf 
Herausgabe des Kindes oder Mündels bei widerrechtliher Vorent— 
haltung und die Befugniß, ein flüchtiges Kind mit polizeilicher Hülfe 
zurüdführen zu laffen ($$ 1505—1655). In welchem religiöjen Be— 
enntniffe Kind und Mündel zu erziehen find, beftimmt fich nad) den 
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Landesgejegen (58 1508— 1650). Während des Beitehens der Ehe 
hat neben dein Vater auch die Mutter die Pfliht und das Redt, 
für die Perjon des Kindes zu forgen, dod ohne die gefekliche Ver: 
tretung deſſelben, auch ift die Stimme des Vaters entſcheidend 
{$ 1506). Der Inhaber der elterlichen Gewalt, der nicht zugleich 
für fi felbft die Entlaffung aus dem Staatsverbande beantragt, 
fann diefen Antrag für das Kind, ebenjo wie der Bormund für den 
Mündel, nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ftellen, 
welches über den Antrag des Bormundes aud) Verwandte oder Ber- 
ſchwägerte des Mündels ſowie diefen ſelbſt, wenn er das achtzehnte 
Lebensjahr zurücdgelegt hat, hören foll (88 1507, 1657). Durch die 
Pfliht und das Recht des Vormundes, für die Perſon des Mündels 
zu jorgen, wird die Pflicht und das Hecht eines Elterntheild des 
Mindel3 in Anjehung diefer Sorge nicht berührt ($ 1656). Die 
elterlihe Gewalt über eine Tochter und die VBormundichaft über eine 
weiblihe Mündel wird in Anfehung der Sorge für ihre Perjon, 
wenn fie eine Ehe eingeht, auf die gefetliche Vertretung in den ihre 
Perſon betreffenden Rechtsgeſchäften und Redtöftreitigkeiten beſchränkt 
($$ 1509, 1655). inwieweit die gefetliche Vertretung des Kindes 
durch den Inhaber der elterlichen Gewalt und des Mündels durch den 
Bormund wegen follidirenden Intereſſes ausgejchloffen it, beftimmt 
8 1651 Nr. 1—3 (8 1503); nad) Nr. 4 kann insbejondere beiden 
diefe Vertretung aud; vom Bormundfchaftsgerichte entzogen werden, 
wenn in einzelnen vom Gejeß nicht befonders vorgefehenen Angelegen- 
heiten ein erheblicher Gegenfaß der Intereſſen beiteht. 

Die elterlihe Vermögensverwaltung fann für folche Gegen- 
ftände, welche das Kind aus einem erbredtlihen Grunde oder durch 
Zumendung unter Lebenden erwirbt, durd) letztwillige Verfügung oder 
Beftimmung des Schenkers ausgejchlofen werden ($ 1510). In 
gleiher Weije Eönnen für die Berwaltung folder Gegenftände durch 
Eltern oder VBormund Anordnungen getroffen werden, von denen, um 
eine Gefährdung des Intereſſes des Kindes oder Mündel3 zu ver- 
hüten mit Genehmigung des Bormundichaftsgericht3 oder bei Lebzeiten 
de3 Schenkers mit deſſen Zuftimmung abgemwichen werden kann 
($$ 1660, 1503). Der Inhaber der elterlichen Gewalt jo wenig als 
der Bormund kann für das Kind bezw. den Mündel, noch auch können 
diefe mit Einwilligung jener andere Schenkungen machen, als ſolche 
die durch eine fittlihe Pflicht oder Anftandsrüdfiht gerechtfertigt 
werden ($$ 1661, 1503); auch dürfen jene Vermögensgegenjtände 
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des Kindes oder Mündel3 nicht in eigenem Nuten verwenden 
(88 1662, 1503). Die Borfchriften über die Anlegung von Geldern, 
welche nicht erforderlich find, um die laufenden und andere durd die 
Vermögensverwaltung begründete Ausgaben zu beftreiten (pupillarijche 
Sicherheit) gelten für den Inhaber der väterlichen Gewalt wie für 
den Bormund (SS 1664, 65, 67, 1503). Eltern und Vormund 
bedürfen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu dinglichen 
und obligatorischen Rechtsgeſchäften über Veräußerung und Belaftung 
von Grundftüden (ausgenommen die Beftellung und Uebertragung 
von Hypotheken und Grundjchulden), ſowie des ganzen Kinder- oder 
Miündelvermögens oder eines Bruchtheils dejjelben (38 1511 Nr. 1—3 
und 1574 1—3), zu Mieth- und Pachtverträgen fowie anderen über 
wiederkehrende Leiftungen auf länger als ein Jahr nad) der Groß- 
jährigkeit des Kindes oder Mündels (da. Nr. 4 bezw. 6), zur Aus- 
ftellung eines Inhaber» oder indoffirbaren Papiers, zur Aufnahme 
von Geld auf den Credit des Kindes oder Mündels, zur Uebernahme 
einer fremden Berbindlichkeit, zur Ertheilung einer Prokura, zum 
unentgeltlihen Erwerb oder zur Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts 
jowie zur Eingehung eines Gejellihaftsvertrages zum Betrieb eines 
ſolchen (daj. Nr. 5—9 bezw. 9—12—14), der Bormund außerdem 
zur Auseinanderfegung über eine Erbſchaft, zum entgeltlichen 
Erwerb eines Grundftüdes oder dingliden Rechtes oder eines 
Anſpruchs darauf, zu einem DVergleih oder Sciedsvertrage über 
einen Werth von über 300 Mark und zur Aufhebung oder Minderung 
der für einen Anſpruch des Mündels beftehenden Sicherheit ($ 1674 
Nr. 4, 5, 7, 8, 13). Weder Eltern nody Vormünder können die in 
den 88 1511, 1674 bezeichneten Gegenjtände dem Sinde oder Mündel 
zum Bwede der Erfüllung eines von diefem geichloffenen Vertrages 
oder zu freier Berfügung überlafjen (58 1512, 1677). Zur Vornahme 
der in $ 1511 Nr. 5—7, und 1674 Nr. 9—11 bezeichneten Gejchäfte 
kann aber das Bormundjchaftsgericht den Eltern und dem VBormunde 
eine allgemeine Ermädtigung ertheilen, jedoch ſoll dies nur geſchehen, 
wenn es zum Zwecke der Bermögensverwaltung insbejondere wegen 
des Betriebs eines Erwerbsgeſchäfts als erforderlih ſich ergiebt 
($ 1675, 1513). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu 
einem bejtimmten Nechtsgeichäfte kann im Boraus nur gegenüber dem 
Bormunde erklärt werden, das ohne diejelbe vorgenommene Rechts— 
geichäft ift, wenn einfeitig, nichtig, wenn ein Vertrag, nur mit nad) 
träglicher Genehmigung des WVormundfchaftsgericht3 wirkjam; das 
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Geſchäft bleibt dem andern PVertragichließenden gegenüber in der 
Schwebe bis ihm der Bormund die nachträgliche Genehmigung oder 
die Verweigerung dejjelben mittheilt, oder den Vertrag für unwirkſam 
erklärt, oder binnen einer ihm geftellten Frift von zwei Wochen- die 
Genehmigung nicht mittheilt ($ 1681, 1514). Der Juhaber der 
elterlihen Gewalt und der Bormund Sollen ohne Genehmigung des 
Bormundjchaftsgerichts ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des 
Kindes oder Mündels nicht beginnen, der Bormund auch ein be- 
ftehendes Ermwerbsgefhäft nicht auflöjfen (SS 1515—1662). Der 
Inhaber der elterlichen Gewalt wie der Bormund haftet in Anjehung 
der Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen für die Anwen 
dung der Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters; beide haben nicht 
rechtzeitig angelegtes oder in ihrem Nußen verwendetes Kindes: oder 
Miündelvermögen zu verzinfen vorbehaltlicd weiteren Schadenerfages, 
und haben den Anſpruch des Beauftragten auf Erſatz gemachter 
Aufwendungen, al3 welche auch ihrem eigenen Gewerbe oder Beruf 
angehörende Dienfte gelten ($$ 1696—98, 1503); beide find nad) 
Beendigung ihrer Gewalt bezw. ihres Amtes verpflichtet, daß ver: 
waltete Vermögen herauszugeben und über die Verwaltung Rechnung 
zu legen (58 1700 Abſ. 1, 1503), während dem Kinde wie dem 
Mündel der VBormundjchaftsrichter wegen Berlegung jeiner Amts— 
pflichten haftet (8$ 1702, 1503). 

Bon der elterlihen Nutznießung frei find die ausſchließlich 
zum perjönlichen Gebraud) des Kindes bejtimmten Sachen ($ 1516), 
Gegenjtände die dem Kinde mit der ausdrüdlichen Beitimmung zu 
freiem Bermögen erbrechtlic) verfallen oder ſonſt zugewendet ind 
($ 1517), Gegenftände die es durch eigene Arbeit außerhalb des 
elterlichen Haushalts und durch den Betrieb eines jelbititändigen 
Ermerbsgejchäfts erwirbt ($ 1518), ſowie alle8 zum Erſatz für freies 
Bermögen oder durch Rechtsgeſchäfte über dafjelbe Erworbene 
($ 1519). Auf die elterliche Nutnießung find von den allgemeinen 
Borfchriften über den Nießbrauch nicht anwendbar die über Feititellung 
des Zuftandes der belafteten Sadhe und Aufitellung eines Vermögens— 
verzeichniffes (K 1522). Sachen, welche durch Verbrauch genußt zu 
werden pflegen, können von den Eltern verbraucht und in eigenem 
Namen veräußert werden, in welchem Falle bei Beendigung dev 
Nugnießung der Werth zu erjegen ift, den fie zur Zeit der Ver— 
fügung hatten; das Gleiche gilt von anderen verbrauchbaren Sachen 
mit Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts ($ 1523). Zur Sicher— 
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heitsleiftung ift der elterliche Nießbraucher nur verpflichtet, wenn fie 
im vorerwähnten Falle vom Vormundichaftsgerihte vorbehalten ift 
oder von demjelben Eraft feines Aufſichtsrechts angeordnet wird 
($ 1524). An Forderungen, Aktien auf Inhaber, Grundſchulden und 
Eigenthimerhypothefen begründet die elterliche Nutnießung nur das 
Recht auf Bezug der Früchte ($ 1526). Bon einem für das Sind 
betriebenen Ermwerbsgefchäfte jteht dem elterlichen Nutznießer nur der 
jährliche NAeingewinn und aud nur infoweit zu, al3 er nicht zur 
Deckung der Berlufte früherer Fahre erforderlich iſt ($ 1527). Die 
Gläubiger des Kindes können die Befriedigung aus feinem Ver— 
mögen ohne Rüdficht auf die elterlihe Nutznießung verlangen und 
auf Grund eined gegen das Sind vollftrekbaren Titels beitreiben 
($ 1528). Inwieweit im Berhältnifje des Kindes zum Inhaber der 
elterlichen Gewalt die Verbindlichkeiten des erfteren feinem freien 
Vermögen zur Laft fallen, bejtimmt $ 1530, melde Erhaltungsfoften 
der elterlihe Nutnießer außer den dem Nießbraucher zur Laſt 
fallenden für die Zeit der Nußnießung zu tragen hat, $ 1531. Go 
weit das der elterlihen Nutznießung unterfallende Bermögen der 
elterlichen Verwaltung entzogen ift, kann der Berechtigte von dem 
gejeglichen Vertreter nur die Herausgabe der reinen Nutungen ver- 
langen ($ 1532). Die Rechte der elterlihen Nutnießung find un- 
veräußerlich und der Pfändung nicht unterworfen, ausgenommen die 
Anſprüche auf einzelne Leiftungen gemäß der vorerwähnten Be- 
ftimmung ($ 1534); für leßtere und die jchon erworbenen Früchte 
gilt die gleiche Vorſchrift wie bei der ehelichen Nutznießung ($ 1535). 
Die elterlihe Nutznießung hört auf, wenn das Kind mit elterlicher 
Einwilligung die Ehe eingeht ($ 1536), auch kann auf diefelbe durch 
Erklärung von dem Vormundfchftsgerichte verzichtet werden ($ 1537). 
— Der Mutter, welcher die elterlihe Gewalt zufteht, ift für alle 
oder gewiſſe oder einzelne Angelegenheiten vom VBormundfchaftsgerichte 
ein Beiltand zu bejtellen, wenn fie e8 beantragt oder der Vater e3 
angeordnet Hat, ferner wenn das Gericht es wegen des Umfangs 
vder der bejonderen Schwierigkeiten der Vermögensverwaltung oder 
wegen Pflichtwidrigfeiten der Mutter oder Gefährdung des Kindes- 
vermögeng, für nöthig erachtet (S$ 1538, 39). Das Berhältniß des 
Beiltandes zur Mutter (SS 154042) ift durchweg dem Berhältnifje 
des Gegenvormundes zum Bormunde entjprechend, ebenjo ift feine 
Stellung dem Bormundschaftsgerichte gegenüber die gleiche ($ 1543). 

Wegen Mißbrauchs der elterlichen Gewalt, insbejondere des 
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Erziehungsrechts, und wegen Gefährdung des Wohles des Kindes 
duch VBernadläffigung oder ehrlojes und unfittliches Verhalten der 
Eltern kann ihnen die Obhut des Kindes und jelbjt die elterliche 
Gewalt mit Ausnahme der Nutnießung ganz oder theilweiſe durch 
das Bormundschaftsgericht entzogen werden, welches auch in diefen Fällen 
wie bei Behinderung der Eltern alle für das Wohl des Kindes erforder: 
lihen Maßregeln zu treffen hat (88 1546— 47). Bei Berlegung der 
Pflichten in Anfehung der Vermögensvermwaltung oderNußnießung, oder 
bei Vermögensverfall der Eltern, wenn dabei eine erhebliche Gefähr- 
dung der Rechte des Kindes zu bejorgen ift, kann das Vormundſchafts— 
gericht die Aufftellung eines Bermögensverzeichniffes, die Hinterlegung 
von Koftbarkeiten, Werthpapieren, Hypotheken und Grundjchuldbriefen 
und die Umjchreibung der Inhaberpapiere, äußerften Falls die Be— 
jtellung einer Sicherheit nach feinem Ermefjen anordnen ($ 1547), 
und wenn diefe Anordnungen nicht befolgt werden, die elterliche 
Bermögensverwaltung entziehen ($S 1550). Bon einer beabjichtigten 
Ehejhließung Hat der Inhaber der elterlichen Gewalt dem Vor— 
mundfchaftsgerichte unter Einreihung eines VBermögensverzeichnifjes 
Anzeige zu machen und die Auseinanderjegung über die Erb— 
Ihaft des verftorbenen Elterntheild herbeizuführen, wenn dazu das 
Gericht nicht Aufichub geftattet ($ 1548). Durch den Konkurs des 
Inhabers wird die elterlihe Vermögensvermwaltung beendigt, Fann 
ihm aber nad) Beendigung des Konkurjes vom Bormundichaftsgericht 
wieder eingeräumt werden ($ 1553). 

Die elterlihe Gewalt mit Ausnahme der Nutnießung ruht 
während der Gejhäftsunfähigfeit oder bejchränften Geſchäftsfähigkeit 
(d. h. während der Minderjährigkeit oder Entmündigung) des Inhabers, 
ferner bei einer thatjächlichen Behinderung defjelben, wenn zugleicd) 
das VBormundfchaftsgericht die Nothwendigkeit einer allgemeinen Sorge 
für Perfon und Vermögen des Kindes während eines vorausfichtlid) 
längeren Zeitraumes feſtſtellt ($ 1554). Ruht die Gewalt des Vaters, 
jo fteht fie der Mutter zu; ruht die Gewalt der Mutter oder kann 
fie nicht eintreten, jo wird Bevormundung des Kindes nothmwendig. 
Der minderjährige Vater hat jedoh Pfliht und Recht der Sorge für 
die Perſon des Kindes in demjelben Umfange wie die Mutter neben 
dem Bater (SS 1554—55). Die elterlihe Gewalt erlijcht, wenn 
das Kind von einem Andern an Sindesftatt angenonımen und wenn 
der Inhaber für todt erklärt ift; in legterem Falle kann jedoch der 
noch lebende Inhaber die Gewalt durch eine gegenüber dem Vormund- 
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ichaftsgerichte abzugebende Erklärung zurüderlangen ($ 1557). Die 
Mutter verliert die elterliche Gewalt durch Eingehung einer neuen 
Ehe ($ 1558). Wird fie in diefem Falle nicht gemäß 8 1641 mit 
Zuftimmung ihres Ehemannes zum Bormunde beftellt, jo bleibt ihr 
Recht und Pflicht der Sorge für die Perſon des Kindes ohne dejjen 
gejegliche Bertretung und der VBormund des Kindes hat injoweit 
neben ihr die Stellung des Beiſtandes. — Die elterlihe Gewalt 
wird verwirkt durch rechtsfräftige Berurtheilung wegen eines Ver— 
brechens oder vorjäglihen Bergehens gegen das Sind zu einer 
Zuchthaus- oder mindeitens ſechsmonatlichen Gefängnißitrafe ($ 1559); 
die vom Bater verwirfte Gewalt geht, wenn die Ehe aufgelöft ift, 
auf die Mutter über (Abj. 2). Ein Berzicht auf die elterliche 
Gewalt ijt rechtlich nicht möglich ($ 1561). 

Die Vorjchriften über elterlihe Vermögensverwaltung und Nutz— 
niegung greifen nicht ein, injoweit zwifchen dem überlebenden Ehegatten 
und feinen Abkömmlingen aus der Ehe mit dem Verftorbenen die in 
den 88 1396—1409 geordnete fortgejegte Gütergemeinſchaft 
eintritt. Vorausſetzung dieſes Berhältniffes ift, daß zwiſchen den 
Ehegatten allgemeine Gütergemeinjchaft bejtand, und feine rechtliche 
Konftruktion nad) dem Entwurfe die, daß der überlebende Ehegatte, 
damit die Abkömmlinge von jeder perſönlichen Haftung für die Ver: 
bindlichkeiten beider Ehegatten freibleiben, an deren Stelle als Erbe 
des Verftorbenen aud für das Borbehalt- und Sondergut gilt, an 
legterem jedoch den Abkömmlingen ihr Antheil als Vermächtniß unter 
Borbehalt des Pflichttheilsanſpruchs gewahrt bleibt (SS 1384—-95). 
Geſammtgut der fortgejegten Gütergemeinſchaft ift daS Bermögen, 
welches hiernach der überlebende Ehegatte zur Zeit ihres Eintritts 
hat, mit Ausſchluß feines bisherigen Vorbehalt: und Sonderguts, 
und das weiterhin von ihn (nicht mit der Beltimmung zum Vor— 
behaltö- oder Sondergut durch Dritte oder als Erſatz für folches 
Gut) erivorbene Bernögen; da8 Sondergut der überlebenden Ehefrau 
wird wie dad Sondergut des Ehemannes behandelt ($ 1396). Der 
überlebende Ehegatte hat die Berwaltung des Gejammtgutes mit 
allen Rechten und Pflichten, welche der Ehemann in mwährender Ehe 
hatte ($ 1399), während die betheiligten Abkömmlinge die Rechte und 
Berbindlichkeiten der Ehefrau haben; dies gilt insbefondere bezüglich 
der Gejammtgutsverbindlichfeiten (Abſ. 2) aud im Verhältnifje der 
Betheiligten zu einander ($ 1400); und zwar werden (Mr. 3) aud) 
die auf den überlebenden Ehegatten als Erben des Verftorbenen 
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übergegangenen Verbindlichkeiten des letzteren, welche in der ehelichen 
Gütergemeinſchaft nicht Geſammtgutsverbindlichkeiten waren, dies jetzt 
in der Weiſe, daß die Abkömmlinge bei Auseinanderſetzung der Ge— 
meinſchaft ſich dieſelben anrechnen zu laſſen haben (Abſ. 3), ſoweit ſie 
nicht aus dem Vorbehalts- oder Sondergut des verſtorbenen Ehe— 
gatten haben berichtigt werden können (Abſ. 4). Forderungen des 
überlebenden Ehegatten gegenüber dem Geſammtgute und Verbind— 
lichkeiten desſelben gegenüber dieſem oder dem Sonder- oder Vor— 
behaltsgute des verſtorbenen, ſowie Verbindlichkeiten des letzteren 
gegenüber dem Geſammtgute oder dem Sonder- oder Vorbehaltsgute 
des überlebenden gehen nicht durch Vereinigung bei der Erbfolge des 
legteren unter ($ 1402). Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft wird 
aufgelöſt durch Tod, neue Eheſchließung und Erklärung des über— 
lebenden Ehegatten vor dem Nachlaßgericht ($ 1403 Nr. 1, 2, 5) 
und Vertrag der Betheiligten. Im Falle neuer Eheſchließung gilt 
eine entjprechende Borfchrift wie für den Inhaber der elterlichen 
Gewalt ($ 1404). Außerdem kann jeder antheilberechtigte Ab- 
fönımling die Auflöfung der Gemeinſchaft aus denjelben Gründen 
wie die Ehefrau und weiter bei Verwirkung der elterlichen Gewalt 
verlangen, mit der Wirkung, daß aucd in Anjehung der übrigen Ab— 
kömmlinge die Auflöfung eintritt ($ 1405). Die auf die Abkömmlinge 
fallende Hälfte des Gejammtguts wird von diefen unter ſich jo ge- 
theilt, al3 ob fie al3 gejegliche Erben des erjt im Zeitpunkte der 
Auflöfung verjtorbenen Ghegatten berufen wären ($ 1408); ihre 
Rechte am Gefammtgute Eönnen durd) Berfügungen des überlebenden 
Ehegatten von Todeswegen nicht berührt werden ($ 1409). 

Da die auf Nichtigkfeit3- oder Anfechtungsklage für ungültig 
erklärte Ehe bis zum Urtheil als gültig anzuſehen ift ($$ 1252—60), 
fo müfjen auch diejenigen Kinder aus einer ſolchen Ehe als ehelich 
gelten, die als folche anzujehen wären, wenn die Ehe als eine gültige 
im Zeitpunkte des Urtheils aufgelöft wäre. Dieje Folge jprechen die 
88 1562—-67 aus. Die elterlicdie Gewalt joll jedody den Ehegatten 
nur dann zuftehen, wenn ihnen bei Schließung der Ehe die Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit ohne grobe Fahrläffigkeit unbekannt war. Trifft 
dies bei beiden Ehegatten zu, fo treten in Anjehung der Kinder die 
Folgen der Eheſcheidung wegen der beiderjeitigen Schuld ein 
(88 1563—67). Der Vater, welcher ſich nicht in diefem Falle befand, 
hat über die Kinder keinerlei Rechte der Vaterſchaft und gelten feine 
Berwandte nicht als Verwandte des Kindes (88 1564, 1566, 1567), 
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die Mutter dagegen hat auch unter diefer Borausjegung Recht und 
Pflicht der Sorge für die Perfon des Kindes in dem Umfange, wie 
die zur zweiten Ehe gejchrittene Mutter ($$ 1565, 1566, 1567). 

Obwohl der Entwurf aud) dem unehelidhen Kinde die Ver- 
wandtichaft mit feinem Vater und deſſen Verwandten abjpricht ($ 30 
Abſ. 3), legt doch S 1571 dem Vater die Pflicht jeines Unterhalts 
vor der Mutter und deren Verwandten auf und $ 1575 läßt dieje 
Pfliht auch auf den Erben des Vaters übergehen. Als Vater aber 
gilt derjenige, welcher mit der Mutter des unehelichen Kindes inner- 
halb der Empfängnißzeit den Beijchlaf vollzogen hat, wenn er nicht 
die exceptio plurium concumbentium beweijen fann ($ 1572). Uebrigens 
ift die Pflicht des Water8 auf den nothdürftigen Unterhalt bis zu 
vollendetem vierzehnten Lebensjahre bejchränkt ($ 1573). Die Ans 
jprüche dev Mutter gegen den Vater beftimmen die 88 1577 und 
1578. — Aud die Mutter hat nicht die elterlicdye Gewalt über das 
uneheliche Kind, wohl aber Pfliht und Recht der Sorge für jeine 
Perfon in demfelben Umfange, wie die zur zweiten Ehe gejchrittene 
ehelihe Mutter ($ 1570). Die Anerkennung des unehelichen Kindes 
durch feinen Bater erwähnt der Entwurf nicht, weil fie nach feinem 
„Prinzip“ entgegen allen geltenden echten Feine bejonderen Rechts— 
folgen haben, fondern nur den Beweis der Vaterjchaft bei dem be— 
ſchränkten Unterhaltsanſpruch erleichtern kann. 

Durch die nad) der Geburt des unehelihen Kindes zwiichen feinem 
Bater und feiner Mutter erfolgende Ehejchließung erlangt es von 
diefer Zeit an die rehtlihe Stellung eines ehelichen ($ 1579), 
und zwar gilt auch in diefer Hinficht der Ehemann als Bater des 
von der Ehefrau vor der Ehe geborenen unchelichen Kindes, wenn er 
mit ihr innerhalb der Empfängnißzeit den Beiſchlaf vollzogen bat, 
jedod ohne daß er die exceptio plurium concumbentium für fid) 
geltend machen kann (8 1580). Die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe wird dur die Ungiltigkeit dev Ehe nicht gehindert, wenn fie 
nicht wegen Formmangels nichtig ift ($ 1581) und die Wirkungen 
der Legitimation treten für die Abkömmlinge des unehelichen Kindes 
auch dann ein, wenn e3 vor der Ehejchließung geftorben ift. — Das 
uneheliche kann die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes feines 
Vaters mit gewiſſen Bejchränkfungen auch dur eine Berfügung 
der Staatsgewalt erlangen ($ 1583), worüber die 88 1584 bis 
1600 jehr eingehende Beftimmungen enthalten. Die Verfügung kann 
nur auf den das Bekenntniß der Vaterſchaft enthaltenden ($ 1585) 


a9 _ 


gerichtlich oder notariell beglaubigten ($ 1591) Antrag des Baters 
erfolgen; ferner ift dazu die Einwilligung des Kindes, welche nur bis 
zu defjen zurüdgelegtem 14. Yebensjahre durch den gefeglichen Bertreter 
ertheilt werden kann, und jofern der Bater verheirathetift, die Einwilligung 
feiner Ehefrau erforderlich (8 1587, 88). Die Ehelichkeitserklärung 
kann nicht erfolgen, wenn die Ehe zwischen dem Vater und der Mutter des 
Kindes zur Zeit der Erzeugung des letteren wegen Berwandtichaft 
oder Schwägerſchaft nicht gefchlofjen werden Eounnte ($ 1586). Die 
Erklärung ift unwirkſam, wenn ein gefetliche8 Erforderniß fehlt 
($ 1593), ſie fann verfagt werden, auch wenn ihr ein gejetliches. 
Hinderniß nicht entgegenfteht ($ 1592), dagegen ift ihre Wirkung 
nicht durch die wirkliche Vaterſchaft des als Vater bezeichneten be= 
dingt. Durd die Ghelichfeitserklärung wird die Pflicht und das 
Recht der Mutter des Kindes für deffen Berfon zu forgen aufgehoben 
und tritt auch nach Beendigung der elterlichen Gewalt des Vaters 
nicht wieder ein ($ 1597). 

Noch eingehendere Borjchriften giebt der Entwurf über die An— 
nahme an Kindesſtatt, welde durch einen „Vertrag” zwiſchen 
dem Annehmenden und Angenommenen erfolgt und für legteren die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des erjteren mit gemwiljen 
Beichränfungen begründet ($ 1601). Sie ift ausgefchloffen, wenn 
der Annehmende einen natürlichen ehelichen Abkömmling hat ($ 1602). 
Der Annehmende muß das fünfzigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben, 
der Angenommene mindeftens achtzehn Fahre jünger fein als erjterer, 
jedoch ift in beiden Beziehungen ftaatliche Dispenfation zuläſſig, aber 
Bolljährigkeit des Annehmenden unerläßlic; ($$ 1603, 1604). Ein 
Ehegatte kann nur mit Einwilligung des andern an Kindesſtatt an— 
nehmen ($ 1606) und angenommen werden ($ 1609); nur Ehegatten 
fünnen ein Kind als gemeinschaftliches annehmen ($ 1608) und der 
von einem Ehegatten Angenommene fann aud nachträglich von dem 
andern angenommen werden ($ 1607). Bis nach zurüdgelegtem 
25. Lebensjahre fann ein Kind nur mit Einwilligung feiner ehelichen 
Eltern oder unehelichen Mutter an Kindesftatt angenommen werden 
($ 1610). Für ein anzunehmendes Kind kann vor zurüdgelegtem 
vierzehnten Lebensjahre der gejegliche Vertreter den Annahmevertrag 
ſchließen, ſonſt kann beiderfeitS der Vertrag nur perjönlich geſchloſſen 
werden ($ 1612), vorbehaltlid der Einwilligung des gejeglichen 
Bertreterd und des Bormundfchaftsgerichts bei den in der Geſchäfts— 
fähigkeit Bejchränften ($ 1613), und zwar joll die Genehmigung von 
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legterem nicht ertheilt werden, wenn der Annehmende der Vormund 
des Anzunehmenden oder wenn über die beendigte Vormundſchaft 
bei nod) fortdauernder Bevormundung des Anzunehmenden über jene 
nod) nicht Rechnung gelegt und das Vermögen des Mündels aus- 
geliefert ift (Abf. 2). Der Annahmevertrag muß vor Gericht oder 
Notar gejchloffen und in gleiher Form die erforderliche Einwilligung 
eine3 Dritten erklärt werden ($ 1616); ferner iſt die Bejtätigung 
des Vertrags dur das zuftändige Gericht erforderlih, und obwohl 
auch vorher die Vertragichließenden gebunden find, wie die Annahme 
nicht wirkſam, wenn vor der Beltätigung einer derjelben gejtorben 
it (SS 1617, 18). Die Beftätigung ift nur zu verfagen, wenn ein 
gejegliches Erfordernig mangelt ($ 1619). Die 88 1620—28 ordnen 
im Einzelnen die Wirkungen der Annahme an Sindesitatt; dieje er- 
ftreden ji) auf einen zur Zeit der Annahme lebenden Abkömmling 
des Angenommenen und defjen fpätere Nachkommen nur wenn der 
Bertrag zugleich mit ihm gefchloffen ift, auch begründet die Annahme 
feine Berwandtichaft und Verſchwägerung zwiſchen dem Angenom- 
menen, ſeinen Abkömmlingen oder ſeinem Ehegatten und den Ver— 
wandten bezw. dem Ehegatten des Annehmenden ($ 1620) und für 
den Annehmenden wird fein Erbrecht begründet ($ 1624). Die über 
den Angenommenen bejtehende elterlihe Gewalt geht auf den Anz 
nehmenden über und die leiblichen Eltern erlangen fie auch dann 
nicht wieder, wenn jie von jenem verwirkt oder die Annahme auf: 
gehoben ift (SS 1623, 1626), was dur Vertrag zwiſchen dem An— 
nehmenden und dem Angenommenen jowie den Abkömmlingen des 
[eßteren, auf welche ji die Wirkungen der Annahme erjtredt haben, 
nad; Maßgabe des 8 1629 gejchehen kann. 

Unter der befonderen Titelbezeihnung „Feſtſtellung familien= 
rechtlicher Berhältnijje” enthält $ 1632 die allgemeine Bes 
ſtimmung, daß Urtheile auf Feititellung des Beſtehens oder Nicht— 
beitehens eines Eltern- und Kindesverhältniffes oder der elterlichen 
Gewalt, melde bei Lebzeiten der ‘Parteien rechtskräftig geworden 
jind, für und gegen Alle wirken, ausgenommen den Dritten, welcher 
das elterliche Verhältnig oder die elterlihe Gewalt für fid in An- 
ſpruch nimmt und an dem Prozeß nicht Theil genommen hat, und 
ausgenommen den Rechtsitreit über die cheliche Vaterſchaft. Nad) 
Art. 11 des Entwurfs zum Einführungsgefege jollen in die Civil: 
prozeßordnung drei neue 88 627a—627e eingefchaltet werden, durch 
welche auf die familienrechtlichen Feititellungs- und Anfehtungsklagen 
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eine Reihe von Vorſchriften des Eheſcheidungsprozeſſes, insbeſondere 
über die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft, die Unzuläſſigkeit der 
Eideszufchtebung, das Erjweinen der Parteien vor Gericht, das Ver— 
jäumnißurtheil gegen den Kläger für anwendbar erklärt werden; auch 
follen mit diejen Klagen andere Klagen nicht verbunden und Wider: 
£lagen gegen diefelben nicht erhoben werden können. 

Im dritten Abjchnitte „Vormundſchaft“, deffen erfter Titel 
(658 1635—1725) die Vormundſchaft über Minderjährige cin- 
Ichließlich der allgemeinen Beftimmungen, der zweite ($$ 1726—37) 
die Bormundichaft über Volljährige, der dritte (88 1738—48) 
die Pflegſchaft behandelt, hat fid) der Entwurf nahe an das geltende 
preußijche Gejet angejchloffen. Dies zeigt ſich alsbald in der Be— 
jeitigung jeder Spur von gejegliher Vormundſchaft der Berwandten: 
die Vormundichaft wird von dem Bormundjchaftsgerihte von Amts— 
wegen angeordnet ($ 1634) und von demjelben der Bormund durd) 
Berpflihtung zu treuer und gewiffenhafter Führung der Bormund- 
fchaft beſtellt ($ 1645). Dies gilt auch von denjenigen, welche nad) 
8 1635 als Vormünder berufen find: der von dem Bater, weldem 
im Augenblide des Todes die elterlihe Gewalt unbeſchränkt zujtand, 
in einer leßtwilligen Berfügung ($ 1636) und der unter gleichen 
Borausjegungen von der Mutter Benannte, ferner der väterliche 
und der mütterlic;e Großvater, fofern fie nicht dur eine Annahnıe 
an Kindesftatt ausgeſchloſſen find, in diefer Reihenfolge. Der 
Berufene „darf“ ($ 1637) ohne jeine Zuftimmung übergangen werden 
nur wegen Unfähigkeit, oder wenn er verhindert, oder „wenn aus 
feiner Beftellung eine erheblihe Gefährdung des Intereſſes des 
Mündels zu beforgen iſt“; aber wenn er gleichwohl übergangen wird, 
jo findet dagegen nicht wie nad) $ 18 der preußiichen Vormund— 
Ihaftsordnung der Rekurs auf die Entſcheidung de3 Bejchwerdegerichts 
ftatt, wie die Motive (IV. ©. 1050) ausdrüdlich da8 Schweigen des 
Entwurfs ergänzen. Soweit ein Berufener nicht in Betracht kommt 
oder Übergangen wird, hat das Bormundjchaftsgeriht nad Anhörung 
des Gemeindewaifenrath3 „eine nach ihren perjönlihen und Ber: 
mögensverhältniffen ſowie nad) den ſonſtigen Umständen des Falles 
geeignete Perjon” auszumwählen, wobei Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels „zunächſt zu berüdfichtigen” find. — Uebrigens ergiebt 
fid) aus der Geftaltung der elterlihen Gewalt durch den Entwurf, 
daß nur, wenn diefe nicht befteht (alfo auch, wenn fie ruht, was ab- 
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drücklich gejagt ift) oder auf die elterlihe Nutznießung beſchränkt ift, 
der Minderjährige einen Bormund erhalten muß ($ 1633). 

Die Verpflihtung jedes Deutjchen, eine Bormundfchaft zu 
übernehmen, zu welder er vom Gerichte aus gewählt wird, wenn 
er nit unfähig oder aus den in $ 1643 aufgeführten Gründen 
zur Ablehnung beredtigt ift, Spricht $ 1639 mit der Maßgabe 
aus, daß die Verlegung derjelben für Schadenserjag haftbar mad, 
außerdem aber aud) das Gericht durch dreimalige in Zmwilchenräumen 
von mindejtens einer Woche und bi3 zum Betrage von je 300 Mark 
aufzuerlegende Drdnungsftrafe zur Webernahme der Bormundichaft 
anhalten faun. Für unfähig, Vormund zu fein, erklärt $ 1640 
außer dem Gejchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit Be- 
Ihränften und dem, welder in Konkurs befindlic; oder der bürger- 
lihen Ehrenrechte verluftig ift, auch eine Frau, mit Ausnahme der 
Mutter und Großmutter des Mündeld und der durch Vater oder. 
Mutter Berufenen, endlich den vom Vater oder der ehelihen Mutter 
Ausgejchloffenen; nur kann der vom Bater Benannte von der Mutter 
nicht ausgejchloffen werden. Indeß ift nur die Beftellung des 
Geſchäftsunfähigen nichtig; in jedem anderen Falle dev Unfähigkeit 
hat der Beftellte die Vormundſchaft fo lange zu führen, bis er entlaffen 
it ($ 1646) und dies gilt auch von der. Ehefrau, die entgegen dem 
Ichon oben erwähnten $ 1641 ohne Zuftimmung ihres Ehemannes 
und dem Beamten oder Meligionsdiener, der entgegen dem $ 1642 
ohne die landesgejeglich vorgefchriebene Erlaubniß bejtellt ift. 

Das Berhältniß mehrerer Vormünder zu einander ordnen 
die SS 1652—53;; foweit hiernach mehrere zugleich verantwortlic) find, 
haften ſie nach $ 1696 Abi. 1 als Gefammtichuldner. Neben dem 
Bormunde kann in gleicher Weife ein Gegenvormund bejtellt 
werden und ſoll beftellt werden, wenn mit der Vormundſchaft eine 
Bermdgendvermwaltung verbunden ift, „es ſei denn, daß fie eine 
nicht erhebliche iſt“ oder von mehreren Bormündern geführt wird. 
Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Bormund pflicht- 
mäßig verfährt und hat Pflichtividrigkeiten. ſowie alle Umftände, welche 
das Einjchreiten des Gerichts erheiichen, demjelben unverzüglich an: 
zuzeigen ($ 1654). Unter Zuziehung des Gegenvormundes hat der 
Bormund ein DVermögensverzeihniß aufzunehmen und dem Gericht 
unter der von beiden abzugebenden Berficherung der Nichtigkeit und 
Vollſtändigkeit einzureichen ($ 1659); er ſoll die nhaberpapiere des 
Mindels nach Maßgabe des 8 1670 hinterlegen oder auf defjen 
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Namen umjchreiben lafjen mit der Beftinunung, daß zur Erhebung 
oder Erjegung der Papiere die Genehmigung des Bormundjcafts- 
gerichts erforderlich jei; lettteres Fann den Vormund von diefer Bor- 
Ichrift entbinden, aber aud) fie auf andere Werthpapiere und Koſt— 
barfeiten ausdehnen. Der Vormund ſoll die vorgejchriebene Anlegung 
der Miündelgelder nur mit Genehmigung des Gegenvormundes be- 
wirken; zur Einzahlung bei einer Sparkaffe ift diefe nicht, wohl aber 
zur Erhebung der eingezahlten Gelder erforderlich ($ 1666). Zu 
Veräußerungs- und Belaftungsgeihäften, welche ohne Genehmiguug 
des Gerichts zuläjfig find, ift die Genehmigung de3 Gegenvormundes 
erforderlich, die indeß überall durch Genehmigung des Gerichts erjegt 
werden kann ($ 1669); auch kann das Gericht zur Bornahme jolcher 
Geſchäfte den Bormund allgemein ermächtigen ($ 1675). Uebrigens 
finden auf die Genehmigung des Gegenvormundes und deren Mangel 
die Borfchriften über Genehmigung des Gerichts entiprechende An- 
wendung (88 1677—82). 

Die 88 1683—89 behandeln die allgemeine Fürforge und Auf- 
jiht des Vormundſchaftsgerichts; insbejondere 88 1687, 88 die 
demſelben jährlich vom Vormunde zu legende Rechnung und $ 1689 
die unter befonderen Umftänden dem Bormunde vom Gericht aufzu— 
erlegende Sicherheitsleiftung. Nach $ 1705 Nr. 1 hat das Bormund- 
ichaftsgericht den Vormund zu entlaffen, wenn aus der Fortführung 
der Bormundichaft durch denjelben eine erhebliche Gefährdung des 
Intereſſes des Mündels, insbeſondere dur ein pflichtwidriges Ver— 
halten des Vormundes begründet wird. Die andern Entlaffungs: 
gründe beziehen jich auf den Eintritt eines Unfähigkeitsgrundes außer 
der Gejchäftsunfähigkeit, welche ohne Weiteres die Vormundſchaft be- 
endigt ($ 1704) oder eines andern gejeßlichen Hinderniffes. Das 
Geriht hat ferner den Vormund auf feinem Antrag zu entlafjen, 
wenn ein erheblicher Grund, insbefondere der Eintritt eines Ab- 
lehnungsgrundes vorliegt ($ 1706) und kann eine zum VBormund be- 
ſtellte Frau entlaffen, wenn diefelbe eine Ehe jchließt ($ 1707). 

Die SS 1690-94 enthalten Beftimmungen über eine „befreite 
Bormundichaft.” Der Vater und die eheliche Mutter fönnen die Be- 
jtellung eine Gegenvormundes ausjchliegen oder den Vormund von 
der Genehmigung defjelben ganz oder theilweiſe entbinden ($ 1690), 
ihn die Rechnungslegung mährend der Vormundſchaft erlaffen, in 
welchem Falle jedoch der Bormund nad) Ermefjen des Vormundſchafts— 
gericht8 alle zwei Jahre eine Bermögensüberficht einzureichen hat 
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($ 1691), endlich den Bormund von der Hinterlegung und Umijchrei- 
bung der Wertpapiere und Koftbarkeiten entbinden ($ 1692), alles 
unter denjelben Vorausfegungen, unter welchen fie den Bormund be- 
nennen können. Das Bormundfchaftsgericht kann jedoch dieſe Anord- 
nungen außer Kraft fegen, wenn und ſoweit aus der Befolgung eine 
erhebliche Gefährdung des Intereſſes des Mündels zu beforgen ift. 

Die 88 1712—24 handeln vom Familienrath, $ 1725 vom 
Gemeindewaifenrath. Der lettere ift wie in der preußiichen Vor- 
mundfjchaftsordnung eine ftändige zur Berathung des Bormundicafts- 
gericht3 namentlich in Perfonenfragen und zu feiner Unterjtügung ın 
der Auffihtsführung beftimmte Gemeindebehörde. Die Einrichtung 
des Familienraths dagegen ift in dem Entwurfe auf noch unbeſtimmtere 
Unterlagen geftellt. Er ſoll eingejegt werden, wenn der Bater oder 
die ehelihe Mutter dies angeordnet hat ($ 1712), er fann eingejeßt 
werden, wenn ein Verwandter oder VBerfchwägerter und wenn der 
Bormund oder Gegenvormund died beantragen ($ 1713). (Mad der 
preußifchen Vormundſchaftsordnung $ 371 ift in diefen Fällen der 
Familienrath zu bilden, im zweiten allerdings nur auf Antrag von 
drei Berfonen.) Nah $ 1719 hat der Familienrath (wie in der 
preußifhen Vormundſchaftsordnung) die Rechte und Pflichten des 
Bormundichaftsgerichts; und diejes hat aljo nad) der in $ 1713 
gegebenen Directive in der That darüber zu enticheiden, ob es 
im Intereſſe des Mündels für angemefjfen erachtet,” ſich felbit 
durch den Familienrath zu erjegen. Außerdem „unterbleibt” die 
Einfegung des Familienraths in den Fällen des $ 1713, wenn fie 
vom Vater oder der chelihen Mutter unterjagt ift (Abi. 2); fie unter- 
bleibt aber auch, wenn dieje die Einjegung angeordnet haben, aber 
„die erforderliche Anzahl von Perfonen nicht vorhanden ift, welche 
fähig und geeignet find, Mitglieder des Familienraths zu fein“ 
($ 1712 Ab. 3). Diefe erforderlihe Zahl beträgt aber nur zwei 
($ 1714) mit einem oder zwei Erjagmitgliedern ($ 1715 Abf. 3) und 
die höchſte Zahl der Mitglieder iſt ſechs ($ 1714). Als Mitglieder 
find zunächſt die von Vater oder Mutter benannten zu berufen, 
anderenfall3 wählt das Bormundichaftsgeriht nad) Anhörung von 
Verwandten und Verſchwägerten des Mündels ſowie des Gemeinde- 
waijenrath3 ($ 1715) die zur Beichlußfähigkeit des Familienraths 
erforderliche Zahl, d. h. nach 8 1722 zwei, weitere Mitglieder als- 
dann der Familienrath jelbft ($ 1715). Aus $ 1716, welcher die 
Unfähigkeit3gründe aufführt, in Nr. 3 ergiebt fid) weiter, daß das 
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Bormundihaftsgericht nur Verwandte oder Verſchwägerte wählen darf, 
der Familienrath auch andere Perſonen; ohne diefe Beichränfung ift 
e3 nicht wohl denkbar, daß fich nicht mindeftend zwei geeignete Mit- 
glieder finden follten. Unfähig find außer den zur Vormundſchaft 
unfähigen der Vormund felbjt und jede Yrau ($ 1716 Wr. 1, 2). 
Wegen Mangels geeigneter Mitglieder kann der eingejegte Familien— 
rath auch aufgehoben werden ($ 1724). Als letzte Abblafjung des 
Familienrath3 hat der Entwurf nad) dem Vorgange der pr. B. O. 
$ 55 in $ 1670 die Beftimmung aufgenommen, daß vor einer ihm 
zuftehenden Entfcheidung das V. ©. auf Antrag des Vormundes oder 
Gegenvormundes (n. d. pr. V. D. auch eines Verwandten oder Ber- 
ihmägerten des Mündels) und in wichtigen Angelegenheiten von Amts— 
wegen (n. d. pr. V. DO. fteht ihm dies frei) Verwandte oder Ver— 
ihmägerte des Mündels (n. d. pr. V. D. drei von den näheren 
Verwandten oder Verſchwägerten dejjelben) gutachtli hören ſoll, 
‚Sofern dies ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnigmäßige 
Kosten geichehen kaun.“ 

Ein Bolljähriger erhält einen Vormund, wenn er entmündigt 
iſt G 1726) oder des vormundfchaftlihen Schußes bedürftig erklärt 
wird, was von dem Vormundjchaftsgeriht nur dann gejchehen fann, 
wenn derjelbe taub, blind oder ftumm ift und wegen eines ſolchen 
Gebrechens feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen vermag und aud) 
dann nur mit feiner Einwilligung geſchehen joll, wenn eine Verſtän— 
digung mit ihm nicht unmöglich ift ($ 1727). Als Bormünder find 
berufen der Vater, die eheliche Mutter, der väterliche und mütterliche 
Großvater in diefer Reihenfolge, wenn fie nicht durch eine Annahme 
an Kindesftatt des Mündeld ausgejchloffen jind, die Ehefrau kann 
auch ohne Zuftimmung des Ehemannes zu jeinem Bormund bejtellt 
werden ($ 1729). Nah $ 1730 Hat der Bormund die Sorge für 
die Perſon des Mündels nur injoweit, als es durd) den Zwed der 
Bormundfhaft erfordert wird. Die 88 1731—32 dehnen das Er- 
fordernig der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts aud auf 
Bufiherung oder Gewährung einer Augftattung und längere als vier- 
jährige Mieth- und Pachtverträge aus. Die 88 1733— 34 enthalten 
erleichternde Beftinunungen für die vom Vater oder der ehelichen 
Mutter geführte Vormundſchaft, andrerjeits find diefe nicht berechtigt, 
Anordnungen über die Einfezung eines Familienraths zu treffen. 
— Nach Stellung und vor Erledigung des Antrags auf Entmüns- 
digung kann von dem Bormundfchaftsgericht eine vorläufige Bor- 


mundſchaft angeordnet werden, ohne daß es an die Beitimmungen 
über Berufung zum VBormund gebunden ift ($ 1737), ſonſt nah Map- 
gabe der für die Vormundſchaft über einen Bolljährigen geltenden 
Vorſchriften. | 

Pflegihaft nennt der Entwurf nah dem Borgange der 
preußiihen Bormundfchaft3ordnung eine auf VBermögensangelegen- 
heiten bejchränkte, übrigens nad den VBorjchriften über die Vormund- 
Ihaft zu behandelnde ($ 1743) vormundfchaftliche Berwaltung. Hiernad) 
erhält ſowohl ein unter elterlicher Gewalt ftehendes Kind wie ein 
bevormundeter Minder- oder Bolljähriger einen Pfleger für jolche 
Angelegenheiten, für welche die Fürſorge des Inhabers der elterlichen 
Gewalt oder des Bormundes aus einem thatfächlihen oder rechtlichen 
Grunde nicht eintreten kann, insbejondere aljo für das ihrer Ver— 
waltung durch lettmwillge Verfügung oder anderweitige Zuwendung 
entzogene Vermögen ($ 1738); ein VBolljähriger, welcher durch jeinen 
geijtigen oder förperlichen Zuftand ganz oder theilweile an der Be- 
jorgung feiner Bermögensangelegenheiten behindert ift, kann ihn nad) 
den Borjchriften für die Vormundſchaft über Bolljährige erhalten 
($ 1739); ein Abwejender und eine Leibesfruht nad) Maßgabe der 
88 1740—41; den Nacdlaßpfleger verjtedt der Entwurf in der allge- 
meinen Faflung des 8 1742: „Sit nicht befannt oder nicht gewiß, 
wer bei einer Angelegenheit der Betheiligte fei, jo fanı dem Be— 
theiligten für diefe Angelegenheit, jofern wegen derjelben eine Für— 
jorge erforderlich it, ein Pfleger bejtellt werden (vgl. $ 2059). 


Das Erbredt. 


Das fünfte, vom Erbredt handelnde Bud) ift der durchſichtigſte 
und aud in der Faſſung einer der beftgelungenen Theile de3 Ent- 
wurfs. Auch hier ift daS gemeine Recht zur Grundlage genommen, 
aber von allen antiquariichen Beftandtheilen gründlich gereinigt, fo 
daß es troß der Aufnahme wichtiger deutfhrechtliher Grundſätze und 
Geftaltungen möglich geworden ift, das Einzelne in feltener Eben- 
mäßigfeit von wenigen beherrjchenden Grundgedanken und Begriffen 
abzuleiten. 

Der Entwurf nennt Erbfall den Tod einer Perſon, Erbichaft 
das Vermögen eines Berftorbenen, der in diefer Beziehung Erb- 
laſſer heißt, al8 Ganzes, Erbfolge den Uebergang des Ver- 
mögens al8 Ganzem, der Erbichaft, welcher von dem Erblaffer nicht 
ausgejchlojfen werden kann, auf eine oder mehrere Berfonen als 
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Erben, und zwar auf mehrere nad) Bruchtheilen, welche Erbtheile 
heißen und regelmäßig gleich der ganzen Erbſchaft behandelt werden 
(88 1749 —50). Der Erbe wird von dem Erblaffer durch Erb: 
einjegung, oder wenn und ſoweit e3 an einem eingejeßten Erben 
fehlt, durch die gejeglihe Erbfolge bejtimmt ($ 1751); damit ift 
der römische Grundſatz, daß teftamentarifche und Synteftaterbfolge bei 
einer Erbjchaft nicht zutreffen können, gänzlich aufgegeben. Die Erb- 
einjegung erfolgt dur Verfügung von Todes wegen, und zwar ent- 
weder durch einfeitige, oder durch Vertrag (88 1755, 1940); jene 
nennt der Entwurf legtwillige Verfügung ſchlechthin oder Teftament, 
und fie kann von dem Erblaffer zu jeder Zeit aufgehoben werden 
($ 1755), ja troß der Anerkennung des Erbvertrages erklärt der 
Entwurf den Bertrag, durch welchen Jemand fid) verpflichtet, eine 
legtiwillige Berfügung zu errichten oder nicht zu errichten, aufzuheben 
oder nicht aufzuheben, für nichtig ($ 1754). Die Erbeinfegung tft 
von der gejeglihen Erbfolge ganz unabhängig, der Entwurf kennt 
jo wenig die Notherben des gemeinen, wie die Vorbehaltserben des 
franzöfiichen Rechts, ſondern nur ein Pflichttheilgrecht, welches nur 
einen Anſpruch gegen den Erben auf eine Geldleiftung begründet 
($ 1976). Durch die Erbeinjegung kann nicht nur der unmittelbare 
Erbe, jondern aud) ein Erfagerbe für den Fall, daß der zunächſt 
eingejette nicht Erbe fein fann oder will ($$ 1800, 1801) und ein 
Nacherbe in der Weije bejtimmt werden, daß derjelbe erft, nachdem 
ein Anderer Erbe geworden ift, welcher in diefer Beziehung Vorerbe 
heißt, von einem bejtimmten Zeitpunkte oder Ereignijje an Erbe 
fein fol. — Eine Zumendung aus der Erbſchaft, welde „in 
anderer Art als im Wege der Erbeinjegung” erfolgt, heißt Ber- 
mädtniß und kann glei der Erbeinjegung wie durch letztwillige 
Berfügung ($ 1756), jo aud dur Vertrag (88 1955, 62) gemadht 
werden. Durch da8 Bermädtniß wird für den Vermächtnißnehmer 
nur eine Forderung gegen den damit Bejchwerten auf Leiftung des 
Gegenjtandes des Bermächtnifjes begründet, der „Vermächtnißanſpruch“ 
($ 1865), und zwar fann damit ein Erbe ſowie ein Bermächtniß- 
nehmer bejchwert werden ($ 1756 Abi. 2). Eine legtwillige Zu: 
wendung iſt als Erbeinjegung anzufehen, aud wenn der Bedachte 
nicht als Erbe bezeichnet ift, wenn daraus der Wille des Erblaffers 
erhellt, daß deſſen Vermögen ald Ganzes oder nad) einem Brudtheil 
des Ganzen auf den Bedadhten übergehen joll ($ 1785), dagegen tt 
ungeachtet der Bezeichnung des Bedachten ald Erben im Zweifel an- 
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zunehmen, daß die nur einen oder mehrere VBermögendgegenjtände 
betreffende Zuwendung nur ein Bermädtnig jein ſoll (Abſ. 2). 
Endlih kann der Erblaffer den Erben und den Vermädhtnignehmer 
durch legtwilige Berfügung ($ 1757) wie durd) Vertrag ($ 1955), 
mit einer Auflage bejchweren, d. h. mit der Verpflidtung zu einer 
Leiftung ohne Zumwendung an einen Anderen. — Sowohl der Ueber: 
gang der Erbſchaft ($ 2025) wie die Entftehung des Vermächtniß— 
anſpruchs ($ 1867) treten Eraft des Geſetzes ein, und zwar erfolgt 
diefer „Anfall der Erbſchaft oder des Vermächtniſſes in der Regel 
mit dem Erbfalle.e Die Annahme der Erbichaft ($ 2029) und des 
Vermächtniſſes ($ 1873) kommt hiernad nur al3 Berzicht auf das 
Recht, die eine oder das andere auszufchlagen, in Betradt. — Der 
Bulaffung des Erbvertrages entjpricht die Zulafjung des Erbverzichts 
als Ausſchließung der gefeglichen Erbfolge durch Vertrag eines zu 
derjelben Berufenen mit dem Erblafjer ($ 2019). 

Hiernad) wird nun die Gliederung des fünften Buchs verftändlid). 
Nah) den „allgemeinen VBorfchriften” de8 erjten Abſchnitts 
(88 1749—52) behandelt der zweite ($$ 1753—1939) die legt- 
willige Berfügung in fieben Ziteln: allgemeine Vorſchriften 
(88 1753—87), Erbeinjegung ($S$ 1788—1803), Einjegung eines 
Nacherben (88 1804—41), Bermädtnig (88 1842—85), Auflage 
(88 1886— 88), Teftamentsvollitreder (8 1889— 1910), Erridtung 
(egtwilliger Berfügungen ($8$ 1911—39); der dritte Abjchnitt 
(88 1940—63), die Verfügung von Todeswegen durh Bertrag; 
der vierte ($$ 1964—2018) die gejeglihe Erbfolge in zwei 
Titeln: gejegliche Erben (58 1964—74) und Pflichttheil (SS 1975 
bi8 2018); der fünfte Mbjchnitt ($$ 2019—24) den Erbverzidt; 
endlid” der ſechſte (58 2025--2164) die „Rechtsftellung des 
Erben” in acht Titeln: Erwerb der Erbichaft (88 2025—44), Erb- 
unmürdigkeit ($$ 2045—50), Wirkungen des Erbjchaftserwerbs 
(88 2051— 57), Fürſorge des Nachlaßgerichts (88 2058—67), Erb— 
ſchein (8 2068—79), Erbſchaftsanſpruch (SS 2080—91), Inventar— 
recht (8 2092—2150) und Auseinanderſetzung der Miterben 
(Ss 2151- 64). 

Wie derjenige nicht Erbe werden kann, der den Erblaſſer nicht 
überlebt hat (88 1752), jo auch nicht derjenige, der zur Zeit des 
Erbfalls noch nicht empfangen ift; wohl aber kann diefer als Nacherbe 
die Erbjchaft erwerben und mit einem Bermädtniffe bedacht werden 
($ 1758 Ab. 2). Den fchiefen Ausdrud, daß er als Nacherbe, aber 
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nicht al3 Erbe „eingejegt” werden Eann, verbeffert der Entwurf als» 
bald durd die Beſtimmung, daß wenn die Erbeinfegung deijelben 
unwirkſam werden müßte, weil er beim Erbanfall nicht Erbe werden 
fann, „im Zweifel anzunehmen ift, daß der Erblafjfer die Cinſetzung 
dejjelben al3 Nacherbe gewollt habe.” Eine juriftiihe Perfon ohne 
Unterſchied kann nad) $ 1759 als Erbe oder Nacherbe eingejegt 
ſowie mit einem Vermächtniſſe bedadyt werden. 

Die 88 1760—78 geben Anweifungen für die Auslegung be— 
dingter, unbeftimmter, ergänzungsbedürftiger und zmweifelhafter letz— 
williger Verfügungen. Wenn eine legtwillige Verfügung es ungewiß 
(läßt, weldye von mehreren Berjonen bedacht ift, jo ift die Zuwendung 
nichtig ($ 1768); ergiebt jich aber, daß eine vder die andere Erbe 
fein oder ein Vermächtniß erhalten ſoll (ſ. g. alternative Einfegung 
oder Zuwendung), fo follen die erfteren als Miterben, die letteren 
al8 Gejammtgläubiger, aber im Zweifel ohne Berpflichtung zur 
Theilung gelten ($ 1769). Die Bejtimmung der Berfon, welche eine 
Zuwendung erhalten joll, kann nicht dem Bejchwerten oder einem 
Dritten überlafjen twerden, find aber mehrere zur Auswahl genannt, 
jo gilt die Zuwendung als alternative ($ 1770). 

Die legtwillige Verfügung ift nichtig, wenn der wirkliche Wille 
des Erblafjerd mit den erklärten Willen nicht übereinftimmt, ohne 
daß e3 darauf anfomınt, ob er ſich dieſes Mangel3 der Ueberein- 
ftimmung bewußt war, oder ob derjelbe auf grober Fahrläjjigkeit 
beruhte ($ 1779). Anfehtbar ift die leßtwillige Berfügung, wenn 
der Erblafjer zu derſelben durch Drohung oder Betrug ($ 1780), 
durch einen auf die Bergangenheit oder Gegenwart fich beziehenden 
Irrthum oder eine nicht erfüllte Borausfegung über ein Eünftiges 
Ereigniß oder einen rechtlichen Erfolg beftimmt war ($ 1781). Ein 
Irrthum bezw. eine nicht erfüllte Borausfegung ift im Zweifel an— 
zunehmen, wenn ein Pflichttheildberechtigter übergangen ift, den der 
Erblaffer nicht gekannt oder dejjen Tod er angenommen hat oder der 
erit nad Errichtung der Verfügung geboren oder pflichttheilsberechtigt 
geworden ift ($ 1782). Eine Zuwendung unter Ehegatten ift an— 
fechtbar wegen Nichtigkeit der Che, oder wenn die anfechtbare Che 
angefochten, oder wenn die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten 
aufgelöft ift ($ 1783). Wer zur Anfechtung berechtigt ift, beſtimmt 
8 1784; 8 1785 die Anfechtungsfrift (auf ein Jahr nad) Kenntniß 
der die Anfechtung begründenden Thatjahe und höchſtens dreißig 
Jahre nad) Verkündung der lettwilligen Verfügung); $ 1786, wann 
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die Anfechtung ausgeichloffen ift. Die Unwirkfamkeit einer einzelnen 
Verfügung macht den übrigen Anhalt eines Teſtaments nur dann 
unwirkſam, wenn dies ald Wille des Erblafjfers erkennbar ift ($ 1787). 

Durd) die Erbeinfekung wird die gejegliche Erbfolge aus— 
gejchloffen, wenn ein Erbe allein, oder von mehreren Miterben 
mindeftens einer ohne Beſchränkung auf einen Bructheil der Erb- 
Ichaft eingejegt ift ($ 1789), aber auch dann, wenn die den ein- 
gejegten Miterben zugewendeten Bructheile das Ganze nidt er- 
Ihöpfen, gleihtwohl aber der Wille des Erblafjerd erhellt, daß die 
Eingefegten die alleinigen Erben fein jollen ($ 1794); in diefem Falle 
gelten fie auf den übrigen Brucdtheil im Verhältniſſe der bejtimmten 
Bruchtheile eingejett, wie fie umgekehrt auch, fall die letteren dag 
Ganze überfteigen, eine verhältnigmäßige Minderung erleiden ($ 1793) 
und bei unterlafjener Beſtimmung von Brucdtheilen als zu gleichen 
Erbtheilen eingefegt anzujehen find ($ 1792). Sonſt tritt neben der 
Erbeinjegung die gejegliche Erbfolge ein, wenn die den eingejegten 
Erben zugewiefenen Brucdtheile die Erbichaft nicht erichöpfen 
($ 1790). Sit aber einmal die gejegliche Erbfolge ausgejchloffen, 
jo tritt fie auch dann nicht wieder ein, wenn in Anſehung eines der 
eingejegten Erben die Einſetzung unwirkſam wird, vielmehr gilt dann 
für die übrigen Erben das Anwachſungsrecht (58 1797—1799), joweit 
es nicht von dem Erblafjer ausdrüdlich oder durch Einjegung eines 
Erjagerben ausgeſchloſſen iſt ($ 1798). Der eingejegte Nacherbe 
gilt im Zweifel auch als Erjaßerbe, ift e8 aber zweifelhaft, ob die 
Einjegung als Erſatz- oder Nacerbe gewollt iſt, jo ift das eritere 
anzunehmen ($ 1807). Sind Miterben für einander oder für einen 
der übrigen als Erjagerben eingejegt, jo gilt auch für dieje Ein- 
jegung im Bweifel das Berhältnik ihrer Erbtheile ($ 1803). 

In dem Inſtitut der Nacherben Hat der Entwurf die fidei- 
fommiffarische mit der Pupillarfubftitution des gemeinen Rechts ver- 
Ihmolzen. Daher gilt auch derjenige als Nacherbe, dem nah An- 
ordnung des Erblaffers der Erbe mit dem Eintritt eines bejtimmten 
Beitpunktes oder Ereignifjes die Erbichaft herauszugeben hat ($ 1805) 
und wenn der Erblaffer dem eingejegten Erben die Errichtung einer 
Verfügung von Todeswegen verboten hat, ift anzunehmen, daß die 
gejeglichen Erben des legteren als Nacherben eingejegt ſeien ($ 1806). 
Dei der Erbeinjegung unter auflöfender Bedingung oder Endtermin 
ohne Beftimmung eines Nacherben find diejenigen als Nacherben 
anzufehen, welche gejegliche Erben des zur Zeit des Eintritts der 
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Bedingung oder des Termin verftorbeuen Erblafjers jein würden 
(8 1807); umgekehrt gelten die gefetlichen Erben als WVorerben bei 
einer Erbeinjegung unter aufjchiebender Bedingung oder Anfangs: 
termin ohne Beftimmung eines Borerben, ebenjo wenn eine zur Zeit 
des Erbfalles noch nicht empfangene oder erit durch ein mac dem 
Erbfall eintretendes Ereigniß zu bejtimmende Perſon eingefegt ift 
($ 1809). In Ermangelung einer anderen Bejtimmung tritt Die 
Nacherbfolge mit dem Tode des Vorerben ein ($ 1809). Das Recht 
des Nacherben geht als Bejtandtheil feines Nachlafjes auf jeine Erben 
über, wenn er den Zod des Erblajjers, aber nicht den Fall der Nach— 
erbfolge erlebt hat, jofern nicht die Unwirkſamkeit der Einjegung ala 
Wille des Erblafjers anzunehmen tft ($ 1810). Die Einjegung eines 
Nacherben für die Zeit nach dem Tode eines zur Zeit der Errichtung 
des Teſtaments Einderlojen Abkömmlings gilt als auf den Yall be— 
Ihränft, daß diejer Feine Abkömmlinge hinterlafje ($ 1811). Die 
Nacherbfolge kann nur einmal eintreten; die Einfegung eines 
weiteren Nacherben wird mit dem Eintritt der erjten Nacderbfolge 
unwirkſam ($ 1812), ebenjo die nicht für den Fall des Todes des 
Borerben erfolgte Einfegung eines Nacherben, wenn jener geftorben 
und innerhalb dreigig Jahren jeit dem Erbfalle der Fall der Nad)- 
erbfolge nicht eingetreten ift. — Den Umfang der Nacherbſchaft bezw. 
der Rechte und Raften des Nacherben bejtimmen die 88 1814, 1825, 
1834, 1835; auf das Rechtsverhältnig zwijchen Vorerben und Nach— 
erben finden die Vorjchriften über den Nießbraudh nad) Maßgabe der 
näheren Bejtimmungen der 88 1816—24 entſprechende Anwendung. 
Eine hiernach unterjagte dad Recht des Nacherben vereitelnde oder 
beeinträchtigende Berfügung des Vorerben über einen der Nacherbfolge 
unterliegenden Gegenjtand wird im Falle dev Nacherbfolge unwirk— 
jam ($ 1828); dies gilt auch von der Zwangsvollſtreckung oder 
Arreftvollziellung in einen ſolchen Gegenſtand, der, joweit feine 
Beräußerung im Falle der Nacherbfolge unwirkſam wird, weder 
tm Konkurſe des VBorerben noch im Wege der Zwangsvollſtreckung 
gegen diejen veräußert oder überwiejen werden darf ($ 1829). Das 
von dem Worerben oder gegen ihn erwirfte Urtheil über einen An 
ſpruch oder Gegenftand der Nacherbichaft it auch für und gegen 
den Nacherben rechtskräftig ($ 1830). — Die Nacherbſchaft kann 
ausgejchlagen werden, jobald die Erbihaft dem Vorerben angefallen 
it, und es gilt dann der Fall der Nacherbfolge zu Gunften des Bor: 
erben al3 nicht eingetreten ($ 1832). Der in Folge des Erbfalls 
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durch Vereinigung bewirkte Untergang einer Verbindlichkeit oder eines 
Rechtes gilt mit Eintritt der Nacerbfolge als nicht bewirkt, er- 
forderlihen Falls ift das Recht wieder herzuftellen ($ 1833). Der 
Nacherbe hat das Inventarrecht jowohl auf Grund des von dem 
Borerben errichteten als zufolge eined von ihm zu errichtenden 
Inventars über dasjenige, was er aus der Erbſchaft erlangt hat 
($ 1836); foweit hiernach der Nacherbe für die Nachlaßverbindlid)- 
keiten nicht in gleichen Umfange haftet wie der Vorerbe, bleibt die 
Haftung des leteren beftehen ($ 1837). — Wie der Erblafjer dem 
Borerben größere als die im Geſetz beftimmte Rechte einräumen 
kann (8 1824), jo kann er auch das Recht des Nacherben auf das— 
jenige beſchränken, was bei Eintritt der Nacherbfolge von der Erb- 
ihaft noch übrig fein wird (jogenannte fideicommissum superfuturi); in 
diefem Falle werden nur die in einer Schenfung bejtehenden Ver- 
fügungen des Vorerben im Falle der Nacherbfolge unwirkffam und 
aud) diefe nicht, wenn die Schenkung durch eine fittlihe Pflicht oder 
Anftandsrüdficht gerechtfertigt wird ($ 1839) und es werden ent» 
ſprechend auc die fonftigen Verpflichtungen des Vorerben gegen den 
Nacherben bejchränft ($ 1840). ALS fideicommissum superfuturi ift 
im Zweifel jede Anordnung anzujehen, daß der Vorerbe berechtigt 
jein fol, über die Erbichaftsgegenftände frei zu verfügen ($ 1841). 

Das Vermächtniß beſchwert den Erben, wenn nicht der Erb- 
laffer einen Vermächtnißnehmer damit beichwert hat ($ 1842), und 
von mehreren mit demjelben Vermächtniſſe bejchwerten Erben oder 
Vermächtnißnehmern gilt jeder im Yweifel als im Berhältnig des 
ihm Zugewendeten bejchwert ($ 1843). Das einem Erben zugemendete 
Vorausvermädtniß kann diefer annehmen auch wenn er die Erbichaft 
ausfchlägt; nimmt er beides an, fo ift er ſelbſt im Verhältniß feines 
Erbtheils bejchtwert ($ 1845). Auf mehrere mit demjelben Gegen 
ftande bedadhte Vermächtnißnehmer finden die Vorichriften über die 
Erbtheile der Miterben entfprechende Anwendung ($ 1846). Das 
Vermächtniß ift nichtig, deffen Gegenftand weder bejtimmt bezeichnet 
noch aus den Anordnungen des Erblafjers zu ermitteln iſt ($ 1842). 
Das Vermächtniß eines Gegenftandes al3 eines dem Erblafjer ge: 
hörenden iſt wirkjam, wenn er ihm zur Beit des Erbfall3 gehört, 
und wenn der Erblaffer bei Anwendung des Vermächtniſſes mußte, 
daß er ihm nicht gehört ($ 1848 Nr. 1, 2); im letzteren Falle jowie 
wenn der Erblafjer den Gegenftand als ihm nicht gehörend vermadhte 
it der Beichwerte verpflichtet, dem Vermächtnißnehmer den Gegen- 
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ftand zu verſchaffen oder wenn dies nicht oder nur mit unverhältniß- 
mäßigen Koften möglich ift, den Werth zu erftatten, den der Gegenftand 
für den Vermächtnißnehmer nach den befonderen Umftänden hat ($ 1849). 
Steht dem Erblaffer zur Zeit des Erbfalls nur ein Anſpruch auf Leiftung 
des als ihm gehörend vermachten Gegenitandes zu, jo ift die Zu— 
wendung diejes Anſpruchs ald gewollt anzujehen ($ 1848 Wr. 3). Beim 
Vermächtniß eines beftimmten Gegenftandes wird vermuthet, daß der 
Erblaffer denfelben als ihm gehörend zugewendet und wenn er ihm 
nicht gehört, dies nicht gewußt hat ($ 1850). Das PVermädtnik 
einer zur Zeit des Erbfalls unmöglichen, verbotenen oder gegen die 
guten Sitten verftogenden Leiftung ift nichtig, doc kann die unmög- 
lihe oder verbotene Leiftung für den Fall gültig zugemendet werden, 
daß fie Später möglid wird ($ 1853). Das Vermächtniß einer 
Forderung des Erblafjers, welche zur Beit des Erbfalld getilgt ift, 
erjtredt fih im Zweifel auf den im Naclaffe noc vorhandenen 
Gegenftand der Forderung ($ 1855). Das Vermädtnik der Erb- 
Schaft eines Dritten oder eines Erbtheils ift nur gültig, wenn diefer 
zur Zeit des Erbfalls ſchon verftorben ift ($ 1857) und finden darauf 
die Borjchriften über den Erbichaftsfauf Anwendung, nur fteht dem 
Bedachten fein Anſpruch auf die vor dem Erbfall gezogenen Früchte 
noch wegen der bis dahin verbrauditen oder unentgeltlich veräußerten 
Gegenftände zu ($ 1858). Die 88 1859-61 und 1878—79 be- 
jtimmen den Umfang des Bermäctnifjes feinem Gegenjtande nad). 
Auf das Wahlvermädtniß finden die Borjchriften über das Wahlrecht 
bei alternativen Berbindlichkeiten mit der Abweihung Anwendung, 
daß das auf die Wahl eines Dritten geftellte Vermächtniß nicht durd) 
diefe bedingt ift, vielmehr das Wahlrecht, wenn der Dritte nicht 
wählen kann oder will oder die Wahl verzögert, auf den Beichwerten 
übergeht ($ 1862). Bei dem Gattungsvermächtniß it eine den Ver- 
hältnifjfen des Vermächtnißnehmers entiprechende Sache auszumählen, 
wenn nicht erhellt, daß der Erblaffer nur die Auswahl unter den 
in jeinem Nachlaffe befindlichen Sachen gemeint hat ($$ 1863—64). 
— Der Anfall des Vermächtniſſes tritt erſt nad) dem Erbfalle ein 
bei der Zuwendung unter einer aufjchiebenden beim Erbfall nod 
nicht erfüllten Bedingung und an eine beim Erbfall noch nicht 
empfangene oder erft durch ein fpäteres Ereigniß zu bejtimmende 
Perſon ($ 1867). Das Vermächtniß ift unwirkſam, wenn der Ber: 
mäctnißnehmer den Erblaffer nicht überlebt und wenn jener erb- 
unwürdig ift (88 1868— 74); es wird unwirkſam, wenn bei einer 


1494 


aufichiebenden Bedingung dev Beſchwerte und der Bermädtnignehmer 
geftorben find und binnen dreißig Jahren nad) dem Erbfall die Be: 
dingung nicht erfüllt ift, in entiprechender Weife auch das Vermächtniß 
an eine beim Erbfalle noch nicht empfangene oder durch ein jpäteres 
Ereigniß erjt zu beftimmende Perſon ($ 1869). Die Unmirkjamfeit 
de3 Vermächtniſſes kommt dem Beſchwerten zu Statten ($ 1874), 
fofern nicht der Erblaffer eine Erfatberufung ($ 1883) angeordnet 
hat und nicht unter mehreren mit demfelben Gegenftande Bedachten 
das Anwachſungsrecht ($ 1870—72) eintritt. Auf die Annahme und 
Ausichlagung des Bermädhtnifjes, welche dur eine gegenüber dem 
Beſchwerten nad) dem Erbfalle abzugebende Erklärung erfolgen, 
finden im Uebrigen die entjprechenden Bejtimmungen über die Erb- 
Ichaft Anwendung ($ 1873). Der mit einem Vermädtnifje bejchwerte 
Bermäctnißnehmer hat nicht eher zu leiften, als er jelbjt zu fordern 
befugt ift ($ 1877), und nicht weiter al3 das von ihm Empfangene 
reicht, unter entiprechender Anwendung der Abzugseinrede des In— 
ventarerben ($ 1881), ſowie mit verhältnigmäßiger Minderung zufolge 
einer ihn treffenden Kürzung ($ 1882). Ueber den Erſatzanſpruch 
des Bejchwerten wegen Verwendungen auf den Gegenjtand des Ver: 
mächtniſſes bejtimmt $ 1880. In Betreff der Erfagberufung und 
des Nachvermächtniſſes (SS 1883—85) gelten die entiprechenden Be: 
ftimmungen über Erjag- und Nacherben. 

Die Auflage wird hinfichtlic der Perfon und Reiftungspflicht 
des Beichwerten, der Nichtigkeit und eines etwaigen Wahlrecht3 ent- 
fprechend dem Vermächtniſſe behandelt ($ 1886). Die Unwirkſamkeit 
der Auflage, insbejondere wenn ihre Bollzichung unmöglid wird, 
berührt die Wirkfamfeit der bejchiwerten Zuwendung nur, wenn dies 
als der Wille des Erblafjers erhellt ($ 1887). Die Bollziehung der 
Auflage zu fordern ift neben dem Teftamentsvollitreder und Erben 
derjenige, weldyem der Wegfall des Beſchwerten zu Statten kommen 
würde und bei öffentlichem Intereſſe die zuftändige Behörde berechtigt 
($ 1888). 

Die Stellung des Teftamentspollitrederd nennt der Entwurf ein 
Amt (88 1892, 94, 95), zu deſſen Annahme jedoch eine Verpflichtung 
nicht befteht ($ 1892) und welches jederzeit gekündigt werden kann 
($ 1895); Annahme und Kündigung erfolgen durd; Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgericht. Die Einfegung fteht nur dem Erblaffer zu 
($ 1889), die Beftimmung der Perfon kann er einem Dritten über- 
laffen ($ 1890), die Ernennung eines zur Zeit des vorgefehenen Amts— 
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antritt3 Gejchäftsunfähigen oder in der Gejchäftsfähigkeit Beſchränkten 
ift unwirkſam ($ 1891). Im Berhältniß zu Dritten ift der Teſta— 
mentsvolljtreder gejeglicher Vertreter des Erben ($ 1903), ſoweit feine 
Dbliegenheiten reichen, deren Kreis im Allgemeinen durd) die Aus» 
führung der lettwilligen Verfügungen des Erblafjerd bezeichnet wird 
($ 1897 Abſ. 1) und im Einzelnen vorbehaltlih der Einjchränfung 
durch den Erblaſſer ($ 1905), in den 88 1897—1904) beftimmt ift. 
Am Berhältniß zum Erben finden außer den bejonderen Beitimmungen 
der SS 1906, 1907 und 1908 Ab. 2, 3, die Vorfchriften über den 
Auftrag Anwendung (8 1908 Abf. 1). Der Teitamentsvollitreder 
kann auf Antrag eines Betheiligten feines Amtes von dem Nachlaß— 
gerichte nad vorheriger Anhörung enthoben werden, wenn ein wichtiger, 
nad den Umſtänden des Falles die Enthebung rechtfertigender Grund, 
insbejondere grobe Pflichtverlegung oder Untauglichkeit zur ordnungs— 
mäßigen Gejhäftsführung vorliegt ($ 1896). 

Die Fähigkeit zur Errichtung einer lettwilligen Berfügung 
beginnt mit zurüdgelegtem fechszehnten Jahre, jo daß vorher die 
Errihtung aud nicht mit Einwilligung des gejeglichen Vertreters, 
nachher auch ohne dieje Einwilligung gültig iſt ($ 1912). Gemein: 
ichaftliche Teftamente jind durch 8 1913 ausgefchloffen. — Als ordent- 
liche Teſtamentsformen läßt der Entwurf nur die Öffentliche, und 
zwar al3 gerichtliche oder notarielle zu ($ 1914); nad) Art. 91 Abi. 2 
des Entwurfs zum Einführungsgejege bleiben jedoch die landesgejet- 
lichen Vorjchriften unberührt, nach welchen entweder die Gerichte oder 
die Notare ausschließlich zur Aufnahme von Tejtamenten zuftändig find. 

Bei Errichtung des Teftaments muß der Nichter einen Gerichts- 
jchreiber vder zwei Zeugen (oder nad) landesgejeßlicher Beftimmung 
die dazu angejtellte Urkundsperjon), der verhandelnde Notar einen 
zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen, und die zugezogenen 
Perjonen müfjen während der ganzen Berhandlung anweſend jein 
($ 1915). Die 88 1916—17 beitimmen, welde Perſonen bei Er— 
rihtung eines Teſtaments mitwirkende Perjonen nicht jein können. 
Der Erblaffer kann die lettwillige Verfügung ($ 1918) entweder 
mündlid) vor den mitwirkenden Perſonen erklären, worauf Die 
Erklärung ins Protokoll aufzunehmen ift ($ 1919 Ar. 5), vder in 
einer don ihm jelbjt oder einem Andern gemachten Niederichrift dem 
Richter oder Notar offen oder verjchloffen mit der Erklärung über- 
geben, daß die Schrift feine legtwillige Berfügung enthalte. Die 
weiteren Erforderniffe des aufzunehmenden Protokolls fchreibt $ 1919 
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vor. Die 88 1920—23 enthalten befondere Beitimmungen über die 
Aufnahme von Teftamenten jchreibeng- oder lefensunfundiger, ftummer 
oder der deutſchen Sprache nicht mächtigen Berjonen. In 8 1924 
find der Landesgefeggebung weitere Vorfchriften über die Errichtung 
gerichtlicher oder notarieller Urkunden vorbehalten, deren Rechtbefolgung 
jedoch die Gültigkeit der legtwilligen Verfügung nicht beeinträchtigt; 
nur bezüglich der Folgen der Unzuftändigkeit eines Beamten bleiben 
nah Art. 91 Abf. 2 des E. 3. B. ©. die Borfchriften der Landes» 
gejege unberührt. — Als außerordentliche Teftamentsformen läßt 
der Entwurf zu 1. die Aufnahme durch den Vorfteher einer Genteinde 
oder eines landesgefeglich gleichitehenden Verbandes unter Zuzichung 
von zwei Zeugen mit Beobachtung der fonftigen für das öffentliche 
Teſtament vorgefchriebene Formen, wenn die Bejorgnig begründet 
it, daß der Erblajjer früher fterben werde, al8 die Errichtung in 
ordentlicher Teftamentsform möglich ift, und im Fall einer Abjperrung 
in Folge ausgebrodener Krankheit oder jonftiger außerordentlicher 
Umftände, welche die Beobachtung der ordentlichen Tejtamentsform 
unmöglich macht oder erheblich erjchwert (58 1925, 27). 2. im gleichen 
Halle der Abfperrung und während einer Seereije auf einem Deutſchen 
nicht zur SKaiferlihen Marine gehörenden Schiffe außerhalb eines 
inländischen Hafens a) eine vom Erblaffer unter Angabe des Drtes 
und Tages der Errichtung eigenhändig gefchriebene und unterfchriebene 
Erklärung, b) eine mündliche Erklärung vor drei Zeugen unter Auf: 
nahme eined Protokoll mit Beobahtung gewiffer Formvorſchriften 
des Öffentlihen Teſtaments (88 1927—29), 3. für Gefandte und 
Berufskonjuln des Neiches und die zu der Geſandtſchaft oder dem 
Konfulate gehörenden im NReichsdienfte ftehenden Perſonen während 
ihres Aufenthaltes im Auslande die gleiche fchriftlihe Erklärung wie 
unter 2b, welche jedocd mit einem denjelben Erfordernifjen genügenden 
Annahmegeſuche dem Reichskanzler offen oder verjchloffen überjandt 
werden muß ($ 1931). Alle diefe Berfügungen gelten jedoch als 
nicht errichtet, wenn in den Fällen unter 1. und 2. drei Monate feit 
der Errihtung, im Falle unter 3. ein Jahr feit der Rückkehr des 
Erblafjers, nachdem er zurüdberufen worden, verfloffen find und der 
Erblaffer noch am Leben ift (88 1926, 28, 30 und Abi. 2). Außer: 
dem bleibt $ 44 des Reichsmilitärgefeges vom 2. Mai 1874 über 
die Teftamente von Militärperfonen in Kriegszeiten oder während 
eines Belagerungszuftandes ın Geltung und wird durd) Art. 26 des 
E. 3. 3. ©. auf die Bejagung eines in Dienft geitellten Schiffes 
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oder Fahrzeuges der Kaiferlihen Marine außerhalb eines inländijchen 
Hafens und andere darauf befindliche Perjonen entjprechend aus— 
gedehnt. Eine lettivillige Verfügung kann nur in der zu ihrer 
Errihtung erforderlihen Form ($ 1933) oder durch Vernichtung der 
Tejtamentsurkfunde widerrufen werden. Durd die jpätere Errichtung 
einer anderen legtwilligen Verfügung wird die frühere nur infofern 
aufgehoben, al3 jene mit diefer in Widerſpruch fteht ($ 1936). Die 
88 1937—39 enthalten Borjchriften über die Ablieferung von 
Zeitamentsurfunden an das Naclaßgericht, über die Urkundung lekt- 
williger Verfügung und die Mittheilung des Inhalts an die Be— 
theiligten. 

Die vertragsmäßige Berfügung von Todeswegen kennt der 
Entwurf in der doppelten Geftalt de3 Erbeinjegungsvertrages 
($ 1940), der zugleid; Vermächtniſſe und Auflagen enthalten kann 
($ 1955) und des bloßen VBermächtnißvertrages ($ 1962). In 
beiden Geltalten kann der Bertrag nur durch perjönliche Erklärung 
des Erblafjers ($ 1941), von dem in der Gefchäftsfähigfeit Bejchränften 
auch nicht mit Einwilligung des gejeglichen Vertreters (8 1942) und 
überhaupt nur in der ordentlichen Teftamentsform mit mündlicher Er- 
klärung ($ 1943) gefchloffen werden, ftatt deren jedoch der Bertrag- 
jchließende, welcher ftumm oder zu ſprechen verhindert ift, jeine Er- 
Eärung in der Berhandlung niederichreiben kann ($ 1944). Auf Ver— 
langen der Betheiligten ift die Urkunde verichloffen in Berwahrung 
zu nehmen und find, wenn das gejchehen, nach eingetretenem Erbfalle 
die Verfügungen des Erblafjers, aber nicht die des andern Vertrag: 
jchließenden zu verkünden und zur Kenntniß der Betheiligten zu 
bringen ($ 1945). Die Erfordernifje der legtwilligen Erbeinfegung 
gelten auch für den Exbvertrag ($ 1946), für die Wirkungen des 
Mangel der Webereinftimmung des wirklichen mit dem erklärten 
Willen finden die Vorfchriften des allgemeinen Theils über Willens» 
mängel Anwendung ($ 1947). Der Erbvertrag kann aus denfelben 
Gründen angefochten werden, wie die letztwillige Verfügung, wegen 
de3 von einem Dritten verübten Betruges jedoch nur mit der allge- 
meinen Einfchränfung, daß diefer dem andern vertragfchließenden 
Theile befannt geweſen ift. Zur Anfechtung berechtigt ift der Erb— 
lafjer binnen Jahresfrift nad) Aufhören des Zwangs oder Kenntniß 
des jonftigen Anfechtungsgrundes; durd feine Genehmigung wird der 
Vertrag unanfechtbar; diefe kann wie die Anfechtung nur durd den 
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erfolgen; der in der Gefchäftsfähigkeit beſchränkte Erblafjer kann nicht 
genehmigen, aber felbftändig anfechten. Nach eingetretenem Erbfall 
fann der Erbvertrag ferner unter den gleihen Borausfegungen und 
von denfelben Perſonen wie die lettwillige Verfügung angefochten 
werden, jedoch nicht mehr, wenn das Anfechtungsrecht des Erblafjers 
bereit3 erloſchen ift (8$ 1948—49). Die Annahme einer vertrags- 
mäßigen Erbeinfegung enthält im Zweifel Eeinen Verzicht des Ein- 
gejegten auf ein ihm zuftehendes gejegliches Erbrecht ($ 1950). Durch 
den Erbeinjegungsvertrag wird das Recht des Erblajjers, über fein 
Vermögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, nicht be= 
ſchränkt ($ 1951); die in einer Anmerkung zu diejem Paragraphen 
im Entwurf angekündigte Vorjchrift des Einführungsgejeges, daß nad) 
Abſchluß eines Erbeinfegungsvertrages der Antrag auf Entmündigung 
des Erblaffer8 wegen Berfchwendung auch von dem andern Vertrag- 
ichliegenden geftellt werden fünne, findet fih im Entwurf des Ein- 
führungsgefeges nicht. Nur die Schenkungen des Erblaſſers nad) 
Abſchluß des Bertrags find durch $ 1952, ſoweit fie nicht durch eine 
fittlihe Pflicht oder Anftandsrüdjicht gerechtfertigt werden, dahin 
beichränft, daß nad) eingetretenen Erbanfall der Bertragderbe von dem 
Beichenkten die Herausgabe der Bereicherung binnen drei Jahren 
fordern und die Erfüllung eines Schenkungsverſprechens verweigern 
kann. Auf die Erben des VBertragserben geht defjen Recht nur über, 
wenn er den Erblafjer überlebt hat ($ 1954). Auch das im Erb- 
einfegungsvertrage enthaltene Vermächtniß gilt in Zweifel al3 bindend, 
jonjt finden für die im Bertrage enthaltenen Berfügungen von Todes— 
wegen die BVBorichriften über lettwillige Verfügungen Auwendung 
($ 1956). Der Erbvertrag und jede bindende Berfügung dejjelben 
fann nur durd) einen unter den Vertragichliegenden mit den gleichen 
Erforderniffen zu jchließenden Bertrag aufgehoben werden; der in 
der Gejhäftsfähigkeit beſchränkte Erblafjer bedarf zur Aufhebung nicht 
der Einwilligung des gejeglichen Bertreters ($ 1957); nicht bindende 
Berfügungen, welche im Bertrage enthalten find, fünnen wie letzt» 
willige Berfügungen widerrufen und aufgehoben werden ($ 1960). 
Die 88 1958, 1959, 1961 enthalten Beftimmungen über den vor— 
behaltenen Rüdtritt und die bei beiderfeitigen Verfügungen den ganzen 
Bertrag treffende Wirkung der nur auf einer Seite eingetretenen 
Ungültigkeit. — Für den Anhalt des VBermächtnißvertrages gelten 
die VBorjchriften über das im Erbeinjegungsvertrage bindend erklärte 
Bermädtnig ($ 1962 Abſ. 2. Auf Schenkungen von Todes— 
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wegen, welde nur ein Schenkungsverſprechen enthalten, finden 
die Borjchriften über den Erbvertrag, wenn fie durch Beräußerung 
vollzogen find, die Borjchriften über Schenkungen unter Lebenden 
Anwendung ($ 1963). 

Für die gejeglice Erbfolge hat der Entwurf die jogenannte 
Parentelenordnung des deutſchen Rechts gewählt, deren einzelne 
Stufen er abweichend von dem bei Abjtammungsverhältniffen ge- 
bräuchlichen Sinn des Wortes „Linien“ nennt. In der „erften Linie” 
erben hiernad die Abkömmlinge des Erblafjers wie in den geltenden 
Rechten, d. h. Kinder zu gleichen Theilen und mit Repräjentanten 
vorverftorbener Kinder nah Stämmen ($ 1965). In der „zweiten 
Linie” ftehen die Eltern des Erblafjers, ſowie deren gemeinjchaftliche 
und einjeitige Abköınmlinge, d. 5. volle und halbbürtige Gejchmwifter 
des Erblafjers und die Abkömmlinge vorverjtorbener durch Repräſen— 
tation. In diejer Linie geht der Entwurf von einer Scheidung der 
väterlichen und mütterlichen Seite aus derart, daß jeder überlebende 
Elterntheil für die Hälfte der Erbichaft jeine Abkömmlinge aus— 
Ichließt; find Abkömmlinge cine® von dem Erblajjer verjtorbenen 
Elterntheils nicht vorhanden, fo ift der überlebende Elterntheil 
alleiniger Erbe ($ 1966). In der dritten Linie ftehen die Groß- 
eltern des Erblafferd und deren Abkömmlinge: bier jchließt der Ent- 
wurf die letzteren zu Gunften der erfteren gänzlich aus, der Art, daß 
auch nur ein den Erblaffer allein überlebender Großelterntheil Allein- 
erbe wird, mehrere überlebende Großelterntheile ohne Unterjchied der 
Seite die Erbjchaft zu gleichen Antheilen erhalten. Hat feiner von 
ihnen den Erblaffer überlebt, jo erbt von ihren Abkömmlingen der 
jenem dem Grade nah am nächſten verwandte (aljo der Oheim mit 
Ausschluß aller Vettern) ($ 1968); das Gleiche gefchieht dann in jeder 
folgenden Linie ($ 1969), deren jede, jo lange ein Verwandter in 
ihr vorhanden ift, die folgende ausschließt ($ 1970). Eine Grenze 
der gefeglichen Erbfolge hat der Entivurf nicht gezogen. — Neben 
den Berwandten aber ift der überlebende Ehegatte de3 Erblaſſers 
zur geſetzlichen Erbfolge berufen und zwar neben der erjten Linie 
zu einem Viertel, neben der zweiten Linie und neben einem oder 
mehreren Großelterntheilen zur Hälfte der Erbichaft und mit Aus: 
ſchluß aller andern Verwandten zur ganzen Erbſchaft. Außerdent 
erhält der neben Verwandten der zweiten und dritten Linie erbende 
Ehegatte als Voraus das Hausinventar, weldes die Ehegatten im 
gewöhnlichen Gebrauche Hatten, joweit es nicht Zubehör eines Grund» 
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ftüds ift und die Hochzeitögejchenfe; diefer Voraus wird mie ein 
Bermädtnig behandelt ($ 1971). Ein gejegliher Erbe, welcher wegen 
Erbverziht3 oder Ausichliegung oder Erbunmürdigkeit ausfällt oder 
die Erbichaft ausjchlägt, wird in Anſehung der gejeglichen Erbfolge 
al3 vor dem Erbfalle geitorben angejehen ($ 1972). 

An Stelle der Erbfolge des überlebenden Ehegatten neben ge- 
meinichaftlichen Abkönumlingen tritt im Syitem der allgemeinen Güter- 
gemeinſchaft die gütergemeinschaftliche Erbfolge der $$ 1383 —95 ein, 
wenn der überlebende Ehegatte fie nicht ausſchlägt ($ 1386), in 
welchem Falle die Erbfolge jo behandelt wird, als ob Gütergemein- 
ichaft nicht beitanden hätte; und nad) dieſer Borausjegung wird aud) 
das Verhältniß zwifchen dem Überlebenden Ehegatten und einjeitigen 
Abkömmlingen des verftorbenen geordnet, insbejondere ihre Erbfolge 
in Borbehalt3- und Gondergut ($ 1395). Hat ein folder Ab- 
kömmling auf die Erbichaft verzichtet oder ift er durch den Erblafjer 
ausgejchlofjen, jo Fann diefer über den gemäß $ 1972 dem über- 
lebenden Ehegatten anwachſenden Bruchtheil von Todes wegen ver- 
fügen ($ 1385), auch fann der Erblafjer, welcher dem überlebenden 
Ehegatten den Pflichttheil entziehen könnte, ebenjo die gütergemein- 
ichaftlihe Erbfolge entziehen ($ 1387) und dafjelbe fann die Ehefrau, 
welche berechtigt wäre, die Auflöjung der Gütergemeinſchaft zu ver- 
langen (Abi. 2), Nur mit Zuftimmung des andern Ehegatten in 
gerichtlicher oder notarieller Form ($ 1390) kann der Erblafjer einen 
gemeinjchaftlichen Abkömmling von der fortgejegten Gütergemeinjchaft 
ausſchließen ($ 1388) oder feinen Antheil bei der Auseinanderjegung 
derjelben bis zur Hälfte herabjegen und andererjeit3 beſtimmen, daß 
einer derjelben das ganze Gefanuntgut gegen Erjat des Werthes 
erhalte ($ 1389). Uebrigens finden auf die gemeinjchaftlihen Ab— 
fömmlinge die VBorjchriften über den Pflichttheil (SS 1388— 91), 
Erbunmürdigfeit ($ 1392) und Erbverzicht ($ 1393) Anwendung. 
Im Weiteren ift das Berhältnig des Überlebenden Ehegatten zu den 
gemeinschaftlihen Abkömmlingen unter dem Eltern- und Sindes- 
verhältniß (ſ. o.) erwähnt; den einjeitigen Abkömmlinge gegenüber 
hat bezüglich der Ausgleihung des Borempfangenen der überlebende 
Ehegatte die Rechte und Pflichten, welche die gemeinjchaftlichen Ab— 
kömmlinge als Erben haben würden ($ 1394). — $ 1974 behandelt 
das in Ermangelung anderer Erben eintretende Erbrecht des Fiskus; 
nad) Art. 82 des Entwurfs zum Einführungsgejeg bleiben die landes- 
gejeglihen Vorſchriften unberührt, nad) welchen dieſes Erbredt 
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anderen Perjonen zufteht, und nad Art. 81 auch diejenigen, nad) 
welchen dem Fiskus oder einer andern juriftifchen Perfon in An: 
jehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder unterftügten Perſon 
ein Erbrecht, ein Pflichttheilsanſpruch oder ein Recht auf beftimmte 
Sachen zufteht. 

Ein Pflichttheilsredht erkennt der Entwurf nur den zur gejeßlichen 
Erbfolge berufenen Abkömmlingen, Eltern und überlebenden Ehegatten 
zu, und zwar für die Hälfte des gejetlichen Erbtheild, der ihnen 
ohne entgegenftehende Berfügung von Todes wegen zuftehen würde 
($ 1975), wobei jedoch für den Ehegatten der Voraus nicht in Betracht 
kommt (Abſ. 2). Der Pflichttheil beftimmt ſich nah dem Beftande 
des Vermögens des Erblafjerd zur Zeit des Erbfalles (8 1985). 
Neben diefem ordentlichen Pflichttheil kennt jedoch der Entwurf einen 
außerordentlihen ($ 2009), bei defjen Berehnung der Gegenftand 
einer vom Erblaffer gemachten Schenkung bezw. der Werth verſchenkter, 
verbrauhbarer Sahen zur Zeit der Schenkung als im Nachlafje 
noch vorhanden anzujehen iſt. Diefer außerordentliche Pflichttheil 
fteht nur denjenigen Pflichttheilberechtigten zu, welche zur Zeit der 
Schenkung vorhanden und zur gefeglichen Erbfolge ſofort oder bei 
Wegfall näherer Erben berufen waren, jomwie für deren Abkömmlinge 
und die des Erblajjerd aus einer zur Zeit der Schenkung beftehenden 
Ehe. — Die Zuwendung des Pflichttheils ohne nähere Beftimmung 
it im Zweifel nit als Erbeinfegung anzufehen ($ 1977). Die 
ss 1979—82 handeln von der Ergänzung des Pflichttheild, wenn 
dent Berechtigten eine Zuwendung gemacht ift, welche den Pflicht: 
theil nicht erreiht. Bei der Feſtſtellung der Größe des Pflicht: 
theil8 werden diejenigen Perſonen mitgezählt, welche die Erbſchaft 
ausgefchlagen haben oder durch lettwillige Verfügung oder Berzicht 
ausgejchloffen oder für erbunfähig erklärt find ($ 1984). Die 
ss 1986—90 handeln von der Berechnung des Pflichttheils; nad) 
8 1989 find auf den Betrag defjelben abzurechnen Zuwendungen des 
Erblafjer3 an den Berechtigten, bei melden jener die Abrechnung 
angeordnet hat, Ausftattungen, welche zur Ausgleihung unter den 
Miterben zu bringen find, wenn der Erblaffer die Abrechnung nicht aus— 
geichloffen hat, endlich die durch; Beräußerung vollzogenen Schenkungen 
von Todeswegen. — Der Pflichttheilsanipruh kommt für den Be— 
rechtigten Kraft des Geſetzes zur Entitehung mit dem Erxbfalle; er 
it vererblid) und übertragbar, aber der Pfändung gegen den Be— 
techtigten unterworfen und zu deſſen Konfursmafje zu ziehen nur 
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dann, wenn er bereits gerichtlich oder außergerichtlich geltend gemacht 
ift ($ 1992). Der Anſpruch verjährt in drei Jahren jeit Kenntniß 
des Berechtigten von dem Eintritt des Erbfalld und der jein Hecht 
verbürgenden Berfügung, ſpäteſtens aber in dreißig Jahren jeit dem 
Erbfall (8 1999). Die 88 1993—98 ordnen die VBertheilung der Laft 
des Pflichttheilsanſpruchs zwifchen Erben und Vermächtnißnehmern. — 
Entzogen werden fann der Pflichttheil den Abkdinmlingen und den 
Eltern des Erblaſſers wegen Lebensnaditellung und falſcher An- 
Ihuldigung gegen den Erblaffer oder feinen Ehegatten, wegen Mein: 
eids zum Nachtheile eines derjelben, wegen Ehebruchs mit dem Ehe: 
gatten des Erblajjers und wegen böswilliger Nichtgewährung des 
Unterhalt3 ($ 2001 Nr. 1, 3, 6 und $ 2003); den Abkömmlingen 
außerdem wegen vorfägliher Mißhandlung des Erblaſſers und jeines 
Ehegatten, wenn diefer ein leiblicher Eltern- oder Vorelterntheil des 
Abkömmlings ift, ſowie wegen einer ohne elterlihe Einwilligung ge- 
ſchloſſenen Ehe ($ 2001 Nr. 2, 7); dem Ehegatten endlich wegen 
. einer die Scheidung oder Trennung der Ehe begründenden Handlung 
($ 2005). Die Entziehung ift oder wird unwirkſam, wenn bis zum 
Erbfall zwischen Eltern und Abkömmlingen die fie begründende 
Handlung verziehen ift, unter Ehegatten zur Zeit des Erbfalld das 
Recht auf Scheidung oder Trennung nicht mehr beiteht (8 2004, 
2005 Abſ. 2). Die Entziehung muß dur Tegtwillige Verfügung 
unter Angabe de3 rvechtfertigenden Grundes erfolgen, defjen Beweis 
demjenigen obliegt, welder die Entziehung geltend macht ($$ 2006 
bis 2008). Die 88 2011, 2012 betreffen die Ergänzung des außer: 
ordentlichen Pflichttheilg, die SS 2013—16 die Haftung für denjelben, 
welche den Erben nur in Anfehung desjenigen Erbtheils trifft, den 
er ohne Berfügung des Erblafjerd nicht erhalten Haben würde, 
weiterhin aber den Beſchenkten und zwar den früher Beihenkten erit 
nad) dem fpäter Bejchenften trifft. Zum außerordentlihen Pflichttheil 
berechtigt nicht die durch eine fittliche Pflicht oder Anjtandsrüdjicht 
gerechtfertigte Schenkung ($ 2018). 

Auf die gejegliche Erbfolge kan von einem Verwandten und 
von dem Ehegatten durch Vertrag mit dem Erblafjer in den Formen 
des Erbvertrag3 verzichtet und der Verzicht wieder aufgehoben werden 
(8$ 2019, 2020). Der Erbverzicdt hat auch den Verluft des Pflicht— 
theilsrecht3 zur Folge ($ 2019). Der Bertrag fann aber aud) auf 
die Ausichliegung des Pflichttheilsrechts befchränft (Abſ. 3), er kann 
andererjeit8 mit einem Erbvertrage verbunden, oder es können in 
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dem Bertrage über den Erbverzicht legtwillige Verfügungen wie in 
dem Erbvertrage getroffen werden ($ 2021). Ein Berzicht nur zu 
Gunften einer beftimmten Perfon gilt im Zweifel für unmirkjant, 
wenn dieſe nicht zur Erbfolge berufen wird oder die Erbſchaft aus: 
jchlägt oder für erbunmiürdig erklärt wird ($ 2022). Wenn in Folge 
des Erbverziht3 ein Abkömmling des Berzichtenden an defjen Stelle 
zur gejeglichen Erbfolge gelangt, jo ift die für den Verzicht gewährte 
Gegenleiftung gegenüber den Miterben zur Ausgleihung und auf das 
etwaige Pflichttheilsrecht des Abkömmlings in Anrechnung zu bringen 
($ 2023). In den Formen des Erbverzichts kann auch der durch 
Vertrag als Erbe Eingejegte oder mit einem’ Vermächtniſſe Bedachte 
dem Erblafjer gegenüber jederzeit auf die Erbfolge vder Zumendung 
verzichten ($ 2024). 

Das Recht, eine angefallene Erbichaft auszuſchlagen, geht auf 
die Erben de3 Erben im Verhältniſſe ihrer Erbtheile über, wenn 
dicjer innerhalb der Ausichlagungsfrift geitorben ift, und diefe eritredt 
fih für defjen Erben bis zum Ablauf der Frift für die Ausfchlagung 
ihrer Erbſchaft ($$ 2028. 31). Die Frift beträgt ſechs Wochen von 
erlangter Kenntniß des Erbſchaftsanfalls und des Anfalldgrundes, 
und wenn diejfer eine leßtwillige Verfügung oder ein verjchloffen auf: 
bewahrter Erbvertrag iſt, Frühejtens von deren Verkündigung an; 
wenn der Erbe bei Beginn der Frift jih im Auslande aufhält oder 
der Erblafjer jeinen legten Wohnfis nur im Auslande hatte, beträgt 
die Friſt ſechs Monate ($ 2030) und für die pflichttheiläberechtigten 
Erben beginnt fie im Falle einer Beſchränkung, Beſchwerung vder 
Belaftung jeines Erbtheils erft von erlangter Kenntniß dieſer Ver— 
fürzung ($ 2034). Wenn ein Erbe aus dem gleichen Berufungs- 
grunde (3. B. als Verwandter in mehreren Stämmen oder zugleich 
al3 Ehegatte, aus mehreren lettmwilligen Verfügungen oder mehreren 
Erbverträgen) zu mehreren Erbtheilen berufen ift, jo gilt die An— 
nahme oder Ausichlagung eines Erbtheild aud für die andern ſelbſt 
erſt jpäter anfallenden; die aus verjchiedenen Berufsgründen ange: 
fallenen Erbtheile find einzeln auszufchlagen, beides jedoch nur, wenn 
eine gegentheilige Abficht des Erblaſſers nicht erhellt ($ 2037). Der 
gejegliche Erbe kann als folder unter Ausſchlagung des Erbanfalls 
aus Erbeinjegung, und der zugleich durch lettwillige Verfügung und 
Vertrag eingefegte Erbe die Erbicaft aus dem einen oder dem andern 
Grunde ausfchlagen und annehmen; im Zweifel iſt die Aus- 
fhlagung auf alle Berufungsgründe zu beziehen ($ 2038). Bor 
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dem Anfall kann die Erbichaft nur von dem als Erjaßerbe be- 
rufenen BPBflichttheilsberechtigten ausgejchlagen werden ($ 2333. 
34 Abi. 2). Die Annahme der Erbſchaft kann ausdrüdlid oder 
ftillfchweigend erfolgen ($ 2029). Die Ausichlagung muß gegenüber 
den Nachlaßgerichte in öffentlich beglaubigter Yorm erklärt werden 
($ 2032) und bedarf e3 dazu für den unter elterliher Gewalt oder 
Bormundihaft ftehenden Erben der Genehmigung des Vormund— 
Ichaftsgericht8 ($ 2043), ausgenommen, wenn der Inhaber der elter- 
lihen Gewalt für jich ſelbſt die Erbſchaft ausſchlägt und erjt dadurd 
das Kind und nicht als deſſen Miterbe berufen wird ($ 2044). Ans 
nahme und Ausichlagung können weder bedingt noch betagt werden 
($ 2035) und find unmiderruflid) ($ 2039), aber anfehtbar wegen 
Drohung und Betrugs und von Seiten eines Pflichttheilsberedhtigten 
aud wegen Irrthums, wenn er den Wegfall einer Bejhränfung oder 
Beihwerung oder Pflichttheilslaft nicht gekannt bat (88 2040. 41). 
Die Anfechtung der Ausichlagung muß binnen einer Friſt von ſechs 
Wochen oder ſechs Monaten (mit der gleihen Unterjcheidung wie bei 
der Ausichlagung) nad) Aufhören der Zwangslage oder des Irrthums, 
jpäteftend aber binnen dreißig Fahren nad der Ausjchlagung, die 
Anfechtung der Annahme in Berbindung mit der Ausjchlagung inner: 
halb der Ausschlagungsfrift gegenüber dem Nachlaßgericht in öffentlich 
beglaubigter Form erklärt werden. Die ausgefclagene Erbſchaft fällt 
demjenigen an, welcher berufen gewejen wäre, wenn der Ausjchlagende 
den Erbenden nicht überlebt hätte und der Anfall gilt als mit dem 
Erbfall erfolgt ($ 2043). 

Erbunmwürdig. ift, wer vorfätlicd und widerredhtlic den Erb- 
laſſer getödtet oder ihn zur Errichtung einer lettwilligen Verfügung 
unfähig gemacht oder ihn an der Erridtung oder Aufhebung einer 
Berfügung von Todeswegen gehindert oder ihn durch Drohung oder 
Betrug zu einer ſolchen beftimmt oder in Anjehung einer folden ſich 
einer Urkundenfälſchung jchuldig gemacht hat ($ 2045). Der Anfall 
der Erbſchaft an einen Erbunmwürdigen kann nad Eintritt defjelben, 
bei einem Nacherben ſchon nad) angetretenem Erbfalle, von dem durch 
jenen ausgeſchloſſenen Erben binnen Sahresfrift von Kenntniß des 
Grundes an und fpäteftens binnen dreißig Jahren nad) dem Erb- 
anfalle durch Erhebung einer Klage angefochten werden ($$ 2046. 47). 
Die Erbunmwürdigfeitserklärung, welde durch Verzeihung der fie be- 
gründenden Handlung dur den Erblaffer ausgejchloffen wird ($ 2050), 
hat mit Rechtskraft des Urtheils die Wirkung der Ausfchlagung 
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($ 2048) und entzieht dem Erbunwürdigen auch das Pflichttheilsrecht 
($ 2049); der Anfechtende kann die Erbichaft nicht ausſchlagen 
(8 2048 Abj. 2). 

Bufolge des gejetlichen Erbanfall3 gehen die zum Bermögen 
des Erblaſſers gehörenden Rechte Eraft des Geſetzes auf den 
Erben über ($ 2051), aber nicht Befig und Inhabung der zur Erb» 
Ihaft gehörenden Sachen ($ 2052). Dod) ftehen ihn wegen ver- 
botener Eigenmacht und Erlangung des Befiges oder der Inhabung 
an Erbichaftsfachen durch Dritte diefelben Rechte zu, wie wenn er 
mit dem Erbfalle Befiger oder Anhaber der Sache geworden wäre 
($ 2054). Die Wirkjamkfeit der von dem Erben über Naclaßjachen 
getroffenen Verfügungen und der von ihm über .erbichaftliche Rechte 
geichloffenen oder ihm gegenüber von Dritten vorgenommenen Rechts: 
gefchäfte wird durch die fpätere Ausſchlagung der Erbſchaft nicht 
berührt ($ 2056), und dies gilt zu Gunften des gutgläubigen Dritten 
auch von demjenigen, welchem unrichtiger Weije ein Erbjchein ertheilt 
ift für die Zeit bis zur Nüdlieferung defjelben an das Nachlaßgericht 
(8 2077). Bor der Annahme der Erbichaft ift der Erbe nidht ver: 
pflichtet, einen zwischen dem Erblafjer und einem Dritten anhäugig 
gewordenen Rechtsſtreit fortzufegen oder auf einen gegen ihn als 
Erben erhobenen Redtsftreit jich einzulafjen; Zwangsvollftrefung und 
Arreit find in diefer Zeit wegen eines folhen Anſpruchs nur gegen 
den Nachlaß, wegen einer eigenen Berbindlichkeit des Erben nicht 
gegen den Nachlaß zuläffig ($ 2057); dem Erben, welcher für Be: 
friedigung des Naclaßgläubigers nicht jorgt, ift auf dejjen Antrag 
von dem abweſenden Erben ein Naclaßpfleger vom Nachlaßgericht 
zu bejtellen ($ 2059). Hiernad) joll gemäß Art. 11 des Entwurfs 
zum Einführungsgefeg der jetzige $ 694 der Civilprozeßordnung 
wegfallen und an defjen Stelle der zweite Abjat des $ 693 mit. der 
Aenderung treten, daß für den Schuldner der Erbe oder der Nach— 
laßfolger zur Zwangsvollſtreckung zuzuziehen tt. 

$ 2058 beftimmt, welhe Maßregeln zur Sicherheit des Nad)- 
lafjes bei Abwejenheit oder mangelnder Vertretung des vertretungs- 
bedürftigen Erben das Nachlaßgericht zu treffen hat, joweit dazu 
nit ein ZXeftamentsvollitreder vom Erblaffer berufen if. Die 
88 2060— 66 orönen die Stellung des Nachlaßpflegers, gegen 
welche alle gegen den Erben al3 jolhen zu richtenden Anſprüche 
geltend gemacht werden Eönnen. Das Nachlaßgericht hat, wenn der 
Erbe jonft nicht zu ermitteln ift, nad) angemefjener Friſt eine öffentliche 
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Aufforderung zur Anmeldung der Erbrechte zumeiſt dev 88 825 —27 
der Givilprozeßordnung zu erlaffen, und wenn feine Anmeldung er: 
folgt oder der Anmeldende nicht innerhalb dreier Monate nad) Ab- 
lauf der Frift fein Erbrecht nahmeift oder Klage gegen den Fiskus 
erhoben hat, dem legteren auf Antrag den Erbſchein zu ertheilen 
($ 2067). — Die $$ 2069, 70 enthalten die Vorausjegungen des 
Antrages auf Ertheiluug des Erbſcheins und des zur Unter- 
ftüßung ‚deffelben zu erbringenden Nachweiſes. Das Nachlaßgericht 
hat den Erbfchein nur dann zu ertheilen, wenn es von den Erbrechte 
des Antragftellers überzeugt ift, wozu e8 die nöthigen Ermittelungen 
zu bewirken und Beweife aufzunehmen hat ($ 2071). Der Erbichein 
ſoll nicht ertheilt werden, jo lange ein Rechtsſtreit über die Erbſchaft 
anhängig ift (Abi. 2). Das Nachlaßgericht kann vor Ertheilung des 
Erbſcheins die öffentlihe Aufforderung des $ 2067 erlafjen und aud) 
nad) der Ertheilung feine Ermittelungen fortjegen; es hat, falls es 
fi) von der Unrichtigkeit des Erbſcheins überzeugt, diefen von Amts— 
wegen einzuziehen und nöthigenfalls für Eraftlos zu erklären unter 
Bekanntgebung diefes Beſchluſſes nad) den für öffentlihe Ladungen 
beftehenden Vorichriften, worauf nad Ablauf eines Monats der Be- 
ſchluß wirkſam ift. $ 2074 beftinmt das Verhältniß zwiſchen dem 
wirklichen Erben und dem Inhaber eines unridhtigen Erbſcheins, 
$ 2075 über die im Erbſchein anzugebenden Bejchränfungen. Der 
Erbfchein begründet die Bermuthung, daß der in demfelben als folcher 
Bezeichnete in dem angegebenen Umfange und unter feinen anderen 
als den angegebenen Beſchränkungen Erbe ſei ($ 2076). Ueber das 
Erbrecht an einem inländischen Grundftüde oder einem Rechte, über 
welches von einer inländischen Behörde ein Buch oder Regifter geführt 
wird, ift ein Erbſchein von dem Nadjlaßgericht der belegenen Sache 
oder des Bezirks, in welchem das Bud geführt wird, zu ertheilen. 
Ueber andere dem Erben vom Naßlaßgericht auszuftellenden Zeugniſſe 
handelt $ 2078. 

Der Erbihaftsaniprucd geht gegen denjenigen, welder auf 
Grund eines von ihm in Anſpruch genommenen Erbredts dem 
Erben einen Erbſchaftsgegenſtand vorenthält ($ 2080); der Erbichafts- 
befiger fann verlangen, daß ſeine Berpflidhtungen nad) den Be— 
ftimmungen über den Erbihaftsaniprud) auch dann beurtheilt werden, 
wenn der Erbe den bejonderen Anjprud wegen eines Erbſchafts— 
gegenftandes geltend macht ($ 2081), Als Erbichaftsgegenftände 
gelten aucd die im Befiß oder Inhabung des Erblafferd gemwejenen 
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Sachen, die auf Grund eines Erbſchaftsrechts oder ald Erſatz und 
die durch ein auf die Erbſchaft fich beziehendes Rechtsgeſchäft er- 
worbenen Gegenftände, und die Nutungen ($ 2081). Der Erbidafts- 
beſitzer hat über die Erbfchaftsgegenftände und deren Verbleib dem 
Erben Auskunft zu geben ($ 2082), und joweit er zur Herausgabe 
außer Stande ift, nad) den Beitimmungen über die Rüdgewähr einer 
geleifteten Nichtjchuld Erjag zu gewähren ($ 2083), fann aber Ber- 
gütung aller Verwendungen, insbejondere für Tilgung einer Nachlaß— 
verbindlichfeit Zug um Zug fordern ($ 2084). Vom Zeitpunkte der 
erlangten Kenntniß, daß er nicht Erbe ift, und jpätejtend von der 
Rectshängigkeit des Eigenthumsanſpruchs an ift das Verhältnik 
zwifchen dem Erben und dem Erbichaft3befiger nad den Vorjchriften 
über da8 Verhältniß zwiſchen Eigenthümer und Beliger von Rechts— 
hängigfeit de3 Eigenthumsanſpruchs an zu beurtheilen ($ 2085), 
ebenjo treten die Rechtswirkungen des Berzugs und vorfäßlicher, 
unerlaubter Handlungen entjprechend ein ($ 2086). Beim Erjat 
von Berwendungen und Beurtheilung der Bereicherung kommt die Erb- 
ihaft al8 Ganzes in Betracht ($ 2087). Die Vorſchriften über den 
Erbihaftsaniprudh finden auch auf den in Folge einer Todeserklärung 
erlangten Erbfchaftsbefig entiprechende Anwendung ($ 2089) und die 
Berfügungen diejes Beſitzers über die Erbichaft find zu Gunjten des 
gutgläubigen Dritten wirkſam ($ 2090), wie die auch von den Ber- 
fügungen eines eingejetten Erben gilt, deſſen Einjegung angefochten 
ift (8 2091). 

Den Grundjaß des Uebergangs Eraft Gejeßes auf den Erben 
wendet $ 2051 aud auf die vermögensredtlihen VBerbindlichkeiten 
des Erblafjerd an, jomweit fie nicht mit deſſen Tod erlöjchen. Aber 
das „Inventarrecht“, weldes der Entwurf dem Erben gewährt, 
um ihn gegen Benadhtheiligung durch Unzulänglichkeit des Nachlafjes 
zu ſchützen ($ 2092), ift in der That ein ganz anderes Inſtitut, als 
das bisher unter diefem Namen bekannte. Der Erbe wird nicht 
„Inventarerbe“ durch Einhaltung einer gefeglichen Friſt für die 
Erridtung eines Inventars, jondern er ift „Inventarerbe“, jo lange 
jein Inventarrecht nicht durch Verzicht ($ 2094), durch Nichterrichtung 
de3 Inventars in der dur die 88 2181 —87 vorgejchriebenen Weiſe 
binnen der ihm auf Antrag eines Gläubigerd ($ 2096) vom 
Nahlakgeriht zu beftimmenden Friſt von mindejtenjt 1 bis 
höchſtens 3 Monaten ($ 2097) von Zuftellung des Beſchluſſes 
an, melde nah dem Ermeſſen des Gerichts verlängert umd 


— 


($ 2098) bei Behinderung des Erben durch höhere Gewalt neu 
beftimmt werden kann, endlih durch Fälfhung des Inventars 
($ 2106) erlojhen ift ($ 2120). Das Inventarrecht hat feine Spite 
in der Abzugseinrede, mit welcher der Erbe einem Nachlaß- 
gläubiger auf defjen Forderung den Betrag in Abzug bringen kann, mit 
welchem der Gläubiger im Nachlaßkonkurſe ausfallen würde ($ 2133). 
Bei Feitftellung des abzuziehenden Betrages finden die fehr eingehenden 
Vorſchriften der 88 2110—19 über den Nachlaßkonkurs und die bes 
fonderen Beftimmungen der $$ 2134—39 Anwendung. Der Erbe 
fann aber auch, vorausgefebt, daß die Annahme der Erbſchaft erfolgt 
und feitden nicht zwei Jahre veritrichen find und das Inventar er: 
richtet ift, daS Aufgebot der Nachlaßgläubiger nad den Borjchriften 
der 88 824—36 der Eivilprozeßordnung und der 88 2121—33 ver- 
anlaffen. Ein ausgejchloffener Gläubiger kann die Eröffnung des Nach— 
laßkonkurſes nicht beantragen und an demjelben feine Forderung nicht 
geltend machen ($ 2128), es kommt ihm auch der nach dem Ausſchluß— 
urtheil erklärte Verzicht de3 Erben auf das Inventarrecht nicht zu 
Statten (82129), er kann aber jeine Forderung gegen den Erben noch 
joweit geltend machen, als der Werth des Nachlafjes zur Zeit des 
Ausichlußurtheil3 durch Befriedigung der nicht ausgefchloffenen Gläu— 
biger nicht erjhöpft wird und zur Zeit der Geltendmahung der Erbe 
nod) bereichert ift ($ 2127). Das Anventarreht Eann weder durch 
eine Anordnung des Erblaffer8 noc durch einen Vertrag defjelben 
mit dem Erben ausgefchloffen werden ($ 2093). Die Ausschliegung 
dejjelben durch Vertrag des Erben mit einem Naclakgläubiger oder 
durch Nichtgeltendmahlung im Rechtsftreite oder unterbliebenen Vor: 
behalt im Urtheile, den der Erbe verlangen kann ($ 2140) oder Ab- 
erfennung wirkt nicht zu Gunften anderer Gläubiger ($ 2108). Sit 
das Inventarrecht erlaffen, fo kann der Konfurs über den Nachlaß 
nur noc eröffnet werden, wenn er über das Bermögen ded Erben 
eröffnet ift (8$ 2109—50). An dem Rechtsftreit über die Abzugs— 
einrede, der aud nod) gemäß $ 686 der Eivilprozekordnung geführt 
werden fann ($ 2141), ift auf Berlangen des Nachlaßgläubigers 
die Leitung des Dffenbarungseides durch den Erben durch Beſchluß 
anzuordnen ($ 2142). Die 88 2148, 49 beftimmen über die An: 
wendung de3 Inventarrechts bei ehelicher Gütergemeinjchaft. 

Auf das Rechtsverhältnig unter Miterben finden die Vorſchriften 
über Gemeinſchaft Anwendung ($ 2152). Der Erblaffer fann für 
die Augeinanderfegung, insbefondere die Art der Theilung durd) Ver: 
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fügung von Zodeswegen Anordnung treffen ($ 2152), insbejondere 
die Aufhebung der Gemeinſchaft ganz oder in Anjehung einzelner 
Nachlaßgegenſtände unterjagen; die Anordnung tritt aber mit Ablauf 
von 30 Jahren feit dem Erbfall außer Kraft und ift für den Konkurs— 
verwalter im Konkurſe über das Vermögen eines Miterben nicht 
bindend ($ 2153). Die Auseinanderjetung ift ausgeichloffen, jo lange 
eine erbberechtigte Perjon geboren werden kann und für eine auf 
einen Bruchtheil als Erbe eingejegte Stiftung die Genehmigung des 
Staates noch ausfteht ($ 2154). Die 88 2157—62 ordnen die Aus- 
gleihungspflict unter den Miterben wegen Borempfangs. E3 unter: 
fällt derjelben, was der Erblajjer einem Abkömmlinge zur Ausſtat— 
tung bei Verheirathung, Errichtung eines eigenen Hausſtandes, 
Uebernahme eines Amt3 und Begründung eines Erwerbsgeſchäfts 
zugewendet hat (aber nicht die Koften der Borbildung zu einem 
Lebensberufe), jofern nicht der Erblaffer die Ausgleihung ausge- 
ihlofjen — und jede andere Zuwendung, bei welcher er die Aus— 
gleihung angeordnet hat. Die Ausgleihung ift in der Weije zu 
gewähren, daß der Verpflichtete jedem Berechtigten jo viel zu ent- 
rihten hat, als auf diefen bei Bertheilung eines dem Vorempfang 
nad) defjen Werth zur Zeit der BZumendung entiprechenden Geld: 
betrags entfallen würde ($ 2163). Der Berechtigte kann verlangen, 
daß ihm diefer Betrag bei der Auseinanderjegung aus dem Antheil 
des Berpflichteten zugemwiejen werde ($ 2164 Abi. 3). 
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Regiſter 
zu den Gutachten aus dem Anwaltltande. 


I. Verzeichniß nad der Buchftabenfolge. 


U. 

Abgaben, öffentlihe. Borbehalt für landesgeſetzliche Regelung der Borjchriften 
über den Anſpruch auf Rüderftattung öffentlicher Abgaben, zu deren Entrichtung 
eine Verpflichtung nicht bejtand 1258—1260. 

Abmarkung der Grenze. Berfahren 629. 

Abtretung j. Uebertragung. 

actio ad exhibendum ſ. Borlegung. 

actio aquae pluviae arcendae j. Wafjerabfluß. 

actio de effusis et dejectis 1216—1217. 

actio de positis et suspensis 1217. 

actio negatoria 689, 

actio publiciana 689—692. 

Advokat j. Rechtsanwalt. 

Agrarredht. Vorbehalt für landesgejetliche Regelung 4, 11, 620, 

Alimentationspflidt des unehelichen Baters 446 ff., j. weiter unter „Uneheliche 
Kinder.“ 

Alluvion ſ. Waſſerrecht. 

Alternatives Schuldverhältniß. Einfluß des Beginns des Rechtsſtreits 43. 
— Wahlrecht des Schuldners 234, 235, 253. — Beſchränkung auf eine 
Leiſtung durch die vollzogene Wahl 252. — Unmöglichkeit einer der 
Leiſtungen 253. 

alveus derelietus ſ. Waſſerrecht. 

Anerbenrecht 5, 16, 1262 - 1265. 

Auerkenntniß, außergerichtliches und gerichtliches 839, 840. — U. des Nicht— 
beſtehens eines Schuldverhältniſſes als Erlaß 244, 245. 

Aufechtbarkeit der Ehe, Eheanfechtungsklage ſ. Ungültigkeit. 

Anfechtung der eine Gemeinſchaft aufhebenden Theilungsverträge durch einen 
Theilhaber 347— 349, 352. — des Erbeinſetzungsvertrages 483. — einer 
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Schenkung durd den Bertragserben 484. — der durch Betrug oder Drohung 
veranlagten Willenserklärung 500. — Stenntniß der Anfechtbarfeit eines 
Nechtsgeihäfts beim Ermwerbe beweglicher Sachen 647—649. 

Anfechtungsflage. Verfahren bei der Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes 
1240—1244. — Ehe-U. ſ. Ungültigfeit. 

Annahme an Kindesjtatt als Ehehindernig 296. 

Anrechnung der Leiftung bei mehreren Schuldpojten 270, 

Anfprud. Begriffliche Unterfcheidung zwifchen Klage und A.; U. im Sinne des 
Entwurfs und der Givilprozekordnung 826—828, 946—948, 949. 

Anfpruchs- Verjährung. Wllgemeine Kritif der Lehre von der B. 109, 945. 
— Syſtem ded Entwurfs und Wirkung der V. 945—949. — Bimwingende 
Natur der B.8:Borjchriften, vertragsmäßige Abänderung 587, 588, 953. — 
Gegenſtand der B. 949, 950. — Beginn der B. 950. — Zwei—- und vierjährige 
B. 97—100, 30, 951. — Dreikigjährige B. Vorſchlag der Herabjegung der 
Dauer der ordentlihen B. Einfügung einer außerordentlihen B. für einzelne 
Fälle 100— 104. — B.3- Privilegien geichäftsunfähiger und juriſtiſcher Perſonen 
104, 105. — Hemmung der ®. 105, 952. — Unterbredung: 953, durch 
prozefjuale Handlungen: Standpunft des Entwurfs 43, Einreichung der 
Klage 104, Erhebung der Einrede (Aufrechnung) 582—587, Endigung des 
Rechtsſtreits ohne fachliche Entjcheidung, insbej. bei Klagerücknahme, Ab: 
weifung der Klage als an fi unjtatthaft oder wegen Mangels einer Prozeß: 
vorausfegung 46 ff., 51, 580, 581. — Unterbredjung durd Mahnung 578— 582. 
— 8. wiederfehrender (accefforifher und nicht accefjorifcher) Leiſtungen und 
B. des Hauptanfpruchs bezw. Anfpruchs im Ganzen 106, 951, 952. — DB. ber 
Berzugszinfen 99. — B. des Gewährleiftungsanfpruchs 68, 141 ff, 146. — 
B. des dinglichen Rechts feldft nad) B. der Klage 107, 108. — B. der durd) 
Pfandrecht gefiherten Forderungen 106. — V. beim Gefammtjchuldverhält- 
niffe 292, 1179, 1180, — B. von Anfprüden aus Miethe und Pacht abgejehen 
vom Zins 108. — B. der Anfprüche gegen Gefellfchafter aus dem Gefelljchafts- 
verhältniffe 1058. — V. des Schadenserſatzanſpruchs 1206, 1207, 1226. — 
V. des Pflichttheilsanſpruchs 1000-1002. — Unverjährbarkeit grundbuchlich 
eingetragener oder vorgemerkter Rechte 627, 625. — Rückwirkende Kraft der 
B.8:Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 9564. 

Antichrefe bei Grundjtüden 371. 

Anwachjungsrecht unter geſetzlichen Erben 983, 988, 989. 

Anweifung. Form der Abtretung der Rechte aus fchriftliher A. 57, 58. 

Anzeige der Uebertragung einer Forderung 53 ff., 851 ff. — U. der Berpfändung 
einer Forderung 54, 55. 

Arreft. Schadenserfaßpflicht wegen Erwirkung eines jpäter zur Aufhebung ge— 
langenden A. 1207, 1208, 1246, 1247. Erjtattung der Koſten des Arreſt— 
bollzuges 1246. 

Arrejthypothef 369. 

Arzt. Unterordmung der Thätigkeit des Arztes unter deu Dienjtvertrag und 
Auftrag 358, 860. Standpunkt des römischen Rechts 889—8%. Unhaltbar: 
feit des Standpunft des Entwurfs 898 ff. insbef. 911-- 914. Borjchläge zur 
Aenderung 929, 931. 

Anfgebotöverfahren zum Zwecke der Ausfchliefung unbekannter Gläubiger 
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einer Hypothek und U. zum Zwecke der dem unbelannten Gläubiger ciner 
Hypothek zuftehenden Rechte 366. 

Auflage 938. 

Auflafjung unter Beifügung auffchiebender Bedingung 640. 

Aufrechnung Borausfegungen der U. 274. — Bollziehung und Wirkung der 
U. 243, 274, 275. — Replik der Kompenfation 241 ff. — U.S-Erflärung mit 
beigefügter Bedingung oder Beitbejtimmung, Erklärung der A. mit bedingter 
oder betagter Schuld 240, 241. — Forderungen, gegen welche U. ausge: 
ſchloſſen iſt 275, 276. — U. mit natürlicher Verbindlichkeit 274. — U. gegen 
übertragene Forderungen 54, 71, 283. — 4. beim Gejammtiduldverhältnijie 
246 ff., 291, 1163—1166. — N. bes eine Leiltung an einen Dritten Ber- 
iprechenden gegenüber dem Dritten 602, 603. — Unterbrehung der Verjäh— 
rung dur A. im Prozeſſe 582-587. — Aenderung von Borjchriften der 
Civilprozeßordnung Hinfichtlih der A. (Anordnung getrennter Berhandlung, 
Erlaß eines Zwiſchenurtheils über die Ktlageforderung, Rechtskraft des Ur- 
theils, U. in der Berufungsinjtanz) 1236-—1238. 

Anftrag. Gegenftände des U. nad) dem Entwurfe 860. — Bergütung 860, 
861. — Begriffsbeitimmung des U. 545, 863—866. — Nidhtrechtfertigung 
der Gleichjtellung des entgeltlichen und unentgeltlichen A. 866 — 869. — Wefen 
des entgeltlichen Mandats im römischen Recht 882—886. — Erfüllungsort 
für Anfprücde aus dem U. ohne Entgelt 536, 537, gegen Entgelt 545, 546. 
— Haftung mehrerer Beauftragter gegenüber dem Auftraggeber 1052, 1053. 
©. weiter unter „Dienjtvertrag”, „Werkvertrag“. 

Ausgießen. Schadenserfaßpfliht wegen U. aus einem Gebäude 1216, 1217. 

Aushängen. Schadenserjakpflicht für Beſchädigung durd) U. 1217. 

Auslegung der Willenserklärung 492. 

Auslobung. Erfüllungsort bei der A. 559. 

Ausſtellen. Scadenserjagpflicht für Beſchädigung durd U. 1217. 

Auswerfen. Schadenserjaßpflicht wegen A, aus einem Gebäude 1216, 1217. 

Avulſion ſ. Waflerrect. 

B. 

Bannrechte 4, 12. 

Beamte. Gigene Haftung aus Berlegung der Dienjtpflidhten. Haftung des 
Staats bezw. Kommunalverbandes für die Verſehen der B. Borbehalte für 
die Yandesgejeggebung 4, 14, 15, 17, 1221—1223, 1225, 1255 - 1257. 

Bedingung. Allgemeine Kritif der Lehre von den Bedingungen 937, 938, 
945. — BZuläffigkeit der Beifügung 940. — Bedingte Auflafjung 640. 
Bedingte Eigenthumsübertragung 640, 641. — Aufſchiebende und auf: 
löjfende B. 940. Begriffsbejtimmung 505. — Arten der B. 943, 944, in$- 
befondere widerfinnige B. 940, Rechtsb. 505, 938, bloßes Wollen als B. 
und von Willtühr des Berpflichteten abhängige Handlung als B. 506. — 
Ausfall der B. 505. — Schweben der B.: 941. Anſprüche des bedingt 
Berechtigten auf Sicherheitsleiftung und im Konkursfalle des unter auf: 
ihiebender B. Berpflichteten 505, 941, 942. Einftweilige Berfügung 
wegen bedingten Rechts 505, 506. Haftung des das Recht vereitelnden 
oder beeinträchtigenden Berpflichteten 506, 942, 943. Berfügungen deijelben 
über die bedingt erlangten Sachen oder Nedte. Hinderung der Erfüllung 
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der B. 942, 943, 1238, 1239. — Rüdwirkung der B. 941, 945. — Beweislajt 
für Erfüllung oder Ausfall einer B. 837, 839. 

Befriftung. Allgemeine Kritik der Lehre von der B. 937, 945. — B. durd) 
gewifjen Anfangszeitpunft 944, 945. — B. durch gewiſſen Endzeitpunft 944. 
— B. durch ungewijjen BZeitpunft 944. 

©. a. „Friſt“. 

Beleidigung. Geldentjchädigung wegen B. 1215, 1216. 

Benennnung des rechten Bejigerd (Inhabers) 1244, 1245. 

Bereiherung. Grundgedanke für die Anſprüche aus B. Gliederung in fünf 
einzelne Fälle 323-325. — BZwedmäßigfeit der Bereinigung der Anſprüche 
megen: Leiſtung einer Nichtſchuld, Nichteintritt des vorausgeſetzten Ereignifjes 
oder rechtlichen Erfolges, Wegfall des Rechtsgrundes 324, 325, 335-—837. — 
1) Leiſtung einer Nichtſchuld: Begriffsbejtimmung der Nichtſchuld. Befit 
und Innehabung als ausdrüdlid) anerkannte KKondiktionsgegenitünde 325 -- 327, 
335. Ausſchluß des Anspruchs bei Wegfall der B. 327. — 2) Nichteintritt 
des bei einer Leiſtung vorausgejetten Fünftigen Ereignijjes oder rechtlichen 
Erfolges: Erklärung und Erfennbarfeit der Borausjegung bei der Leiſtung 
328, 329, 335. Ausdrüdlihe Berjagung der Nüdforderung bei derartiger 
Borausfegung, daß der Geber gegen die guten Sitten oder öffentliche Ord: 
nung verjtößt 329. — 3) Wegfall des Rechtsgrundes: Nüdforderung des auf 
Grund eines nachher aufgehobenen Titels Geleijteten 330, 331. — 4) Ber: 
werflicher Empfang: Verſtoß gegen die „Öffentliche Ordnung” durd) die An— 
nahme. Erfaß diefer Bejtimmung durd) „VBerbotsgejeg” 331, 332, 337. — 
5) Sonjtiges grundlojes Haben 332 ff., 337. — Erfüllungsort für Anſprüche 
auf Herausgabe der B. 560, 561. — Wirthichaftliche Natur des Anſpruchs 
auf Herausgabe der B., insbef. bei mehreren Berpflichteten 1159, 1160. 
— B.s-Anſpruch nad Berjährung des Schadenerſatzanſpruchs 1206, 1207. 
— 8. bei der Schenkung 174 ff., 198 ff. 

Bergredit. Regelung durd) Yandesgefeßgebung 4, 9, 10, 17, 620. 

Beihwerde in Bormundichaftsjachen 77, 94, 9. 

Bei und Inhabung. Dogmatifche Erörterungen über die rechtliche Natur 
de3 B. 750—769 (1. Allgemeine Gefichtspunfte 750, 751. 2. Die phyſiſche 
Natur des B. 751—757. 3. Die wirthfchaftlihe Natur des B. 757— 762. 
4, Urten des B. 762—765. 5. B.:ihuß 765—769.). — Stellung im Ent: 
wurfe. Stoffvertheilung. Sprache. Nedigirung. Allgemeine Kritif 747—749, 
769. — Unterfcheidung zwiſchen B. und %. Begriff des B. Erwerb, Dauer, 
Berlujt de8 B. B. durd Stellvertreter 769—779. Insbeſ. Uebergabe durch 
Anweifung 623, 644, 773. Uecbergabe durch constitutum possessorium 628, 
624, 774. — Beſitzſchutz: Dogmatifches über den Grund des Beſitzesſchutzes 
779-791. Berbotene Eigenmadt 781—787, 792, 79. Beſitzſchutz im All— 
gemeinen 791— 79. Gelbjtfjhug gegen Entziehung und Störung der 9. 
624, 795 — 809. Gerichtliher Schuß: Arten der Beſitzklagen 809— 811. 
sehlerhaftigfeit der %. E11—816. Klage auf Wiedereinräumung der J. 624, 
810, 816. Belititörungsflage 816, 817. Belitllage des nichtinhabenden 
Beliter8 624, 625, 817—820. Einreden im Befitprozejie 821. Verhältniß 
der Befittflage zur lage aus dem Rechte 821, 822. Friſt für Beſitzklage 
625, 822-824. Bermuthung für Bermögensjchaden bei Berlujt oder 

XV, 102 
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Beihädigung einer Sache 824. — Vorſchlag zur Einführung einer Bejit- 
berichtigungsflage 820, 821. 

Beitandtheife, wwejentlihe einer Sache. Begriff 620. Eigenthumserwerb an 
Erzeugniffen und ähnlichen Beftandtheilen: 620, 621, 663 ff. Eigenthums— 
erwerb durch gutgläubigen Befit fremder Sad)e 664, 665. Eigenthumserwerb 
des befitenden Eigenthümers der Hauptſache in Unfenntniß des dinglichen 
Rechts eines andern auf die B. 665. Eigenthumserwerb durd) den obligatorifch 
Berechtigten, inSbef. den Pächter 666. — Beitellungen von Pfand und Nieß— 
braucdhsrechten an B. 621. — Eritredung der Hypothek auf die getrennten B. 
eine® Grundftüds 665. 

Betrug. Anfechtung der durch B. veranlaßten Willenserklärung 500. 

Betrunfenheit. Einfluß auf Scadenserjagpflicht 1199. 

Beweis. Wllgemeine Stellung des Entwurf zu den Rechtsnormen über B. 
825. — Beweislaft: Allgemeine Bemweisregel 836. B. für bejondere die 
regelmäßige Wirkſamkeit ausjchließende Thatſachen 624, 837. B. für befondere 
Formen eines Rechtsgeſchäfts 837. B. für Erfüllung oder Ausfall einer 
Bedingung 837, 839. B. beim jog. qualifizirten Zugejtändniß 837. B. für 
jog. negative Thatſachen 837, 839. — Beweislaft für behauptete nicht zu 
vertretende Unmöglichkeit der Leitung 260. — Beweislaft für Redlichkeit des 
Erwerbes beweglicher Sachen 643. — Rechtsvermuthung 839. — Außergericht- 
liches und gerichtliches Anerkenntniß 339, 840. — Beweislaſt für Vorhandenfein 
der in lettwilliger Verfügung angeführten Enterbungsgründe 1003. 

Bienenjhwarm. Hecht des Eigenthümers auf Berfolgung des außgezogenen B. 667. 

Bösliche Berlaffung als Eheſcheidungsgrund 312, 313, 317. 

Briefhypothek j. Hypothef. 

Bürgfchaft. Einrede der Theilung und der Vorausklage 156. — B. für beftimmte 
Beit, B. für fünftige Schuld, die innerhalb beftimmter Beit entftehen würde 
156, 157. — Diligenzpflicdht des Gläubiger gegenüber dem Bürgen. Ber: 
legung bejonderer vom Gläubiger gegenüber dem Bürgen übernommener 
Pflichten 158. — Wirkung des Erlafjes für den Bürgen 277. — Umfang 
der Haftung des Bürgen 388. — Recht des Bürgen auf Befriedigung des 
Släubigers, aud) des Pfandgläubigers zwecks EintrittS in deſſen Pfandrecht 
396. — Erfüllungsort bei der B. 561, 562, 


E. 

Ceſſion ſ. Uebertragung. 

Civilkomputation 934. 

Civilprozeßordnung. Aenderungen der G. durch das Einführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch 1236 ff. 

Gommodat ſ. Gebrauchsleihe. 

communio j. Gemeinſchaft. 

concurrence deloyale 1195. 

eondietiones ſ. Bereicherung. 

consensus contrarius. Erlöſchen der Schuldverhältniffe durch c. e. 268. 

eonstitutum possessorium 623, 624, 774. — Uebergabe der Pfandſache dur 
e. p. 376— 38). 

culpa }. Fahrläſſigkeit. 


1515 
D. 

Darichn Begrifflihes 1149. — Wirthihaftlihe Natur des D. 1149 -- 1155, 
inöbej. des D. an mehrere 1148— 1149. — depositum irregulare als D. 
542—544, 1149. — Erfüllungsort beim D. 548, 549. 

datio in solutum j. Erfüllung. 

Deihredt. Regelung durd) Landesgeſetzgebung 4, 10, 11, 620. 

Dennnciation |. Anzeige. 

depositum ſ. Hinterlegungävertrag. — d. irregulare 542--544, 1149. 

Dichter ſ. Liberale Berufsarten. 

Dienftvertrag. Gegenftände de8 D. nah dem Entwurfe 858. —, Vergütung 
859, 860. — Wejen und Unterjcheidungsmerfmale des D. und des Auftrages 
S61, 862. — Identität des D. und des entgeltlihen Auftrages 867, 868. — 
Bergleihung dev Bejtimmungen de8 D. und des Auftrages: [Allgemeines 
369, 870. Beitimmungen des Auftrages, a) welche analoge Anwendung auf 
den D. erheifchen (Anzergepflicht der Ablehnung des Auftrages des fid) 
öffentlich mit Ausführung von Aufträgen Befafienden, Prliht zur Nednungs- 
legung, Pflicht zur Herausgabe des Empfangenen und durch den Auftrag 
Erlangten) 870 — 872, b) weldye nad) den Motiven auf den Auftrag beichränft 
fein jollen, aber dem D. gleichgeartete Berhältnifie betreffen (Subjtitutions- 
befugniß, Haftung für Subjtituten und Gchülfen, Abweichung von An: 
weifungen des Auftraggebers) 873— 878, c) welche durchgreifende Berfchieden- 
heiten mit dem D. einführen, aber ſich nur für umentgeltlicen Auftrag 
rechtfertigen (Wibderruflichkeit, Kündbarkeit, Bergütung erjt; nach Ausführung 
des Auftrages) 878 — 882. — Unterfchiede der locatio conduetio von dem römiſch— 
rechtlichen entgeltlihen Mandat 886— 888. — Bergleichung beider Bertrags- 
arten mit dem D. und dem Auftrage des Entwurfs 888, 889. — Unbezahlbarfeit 
gewiſſer Dienjtleiftungen (die fog. operae liberales) im. römiſchen Recht, 
insbes. der liberalen Berufsarten der ‘Priefter, Aerzte, Advolaten. Natur 
der ihnen vom Dienjtempfänger gewährten Leiſtung. Ausſchluß der Dienjt: 
leiftungen von der locatio conductio und dem Mandat 889-896. — Per: 
werfung der Unterfcheidung zwijchen operae liberales und illiberales 896— 899. 
Unangänglichfeit der Unterbringung der Yeiftungen der fog. liberalen Be: 
rußsarten unter die Gegenjtände de8 D. (bezw. Auftrages) auch nadı der 
heutigen Entwidelung 898 ff., insbe. der Geiſtlichen 899—922, der Rechts— 
anmälte 906— 911, der Aerzte 911—914, der wiſſenſchaftlichen Schriftiteller 
914— 919. — Allgemeine Kritik des StandpunftS des Entwurfs bezüglich 
de Dienjt- und Werfvertrages und Auftrages 919 — 929. Borfchläge zur 
Aenderung 929, 931. — Kündigungsfrift beim dauernden Dienjtverhältniffe 
929, 930. — Fehlen einer Fürforgepflicht für die Arbeiter in Krankheitsfällen. 
Ausdehnung der Schußvorichriften der Gewerbeordnung auf den D. und 
Werkvertrag 930. 

Dingliche Rechte. Berjährung des d. R. jelbjt nach Verjährung der Klage 107, 108. 

Dinglicher Bertrag 625, 626, 632. — Beitpunft, mit welchem der auf Im— 
mobilien bezügliche d. VB. wirkſam wird 626. 

dolus j. Borjat, auch Betrug. 

Dritter. Berfprechen der Yeiftung an einen Dritten ſ. Verſprechen. 

Drohung. Anfechtung dev durch D. veranlagten Willenserklärung 500. 

102* 
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E. 

Eheauflöſung ſ. Eheſcheidung, Trennung von Tiſch und Bett. 

Ehefrau ſ. Ehegatten, Wohnſitz, Eheliches Güterrecht und die einzelnen Güter— 
ſtände. 

Ehegatten. Folgepflicht der Ehefrau gegenüber dem Ehemanne. Vorehelicher 
diesbezüglicher Vertrag 299, 314. — Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens 299. — Verpflichtung des Ehemannes zur Zahlung der Vertheidi— 
gungskoſten im Strafprozeſſe gegen die Ehefrau 299, 300, 302. — Erbrecht 
der E. ſ. Erbfolge, Gütergemeinſchaft. 

Ehegut, Ehegutsverbindlichkeit ſ. Eheliches Güterrecht. 

Ehehinderniſſe 296: Nothwendigkeit der Einwilligung des Vaters bezw. der 
Mutter, Ergänzungsklage des Kindes 296. — Annahme an Kindesſtatt 
296, 297. 

Eheliche Abſtammung. Gegenbeweis gegen e. U. des Kindes, deſſen Empfäng— 
nißzeit (ganz oder theilweiſe) in die Zeit der Ehe fällt 969-974. — Ber: 
fahren bei der Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes 1240—1244. 

Eheliches Güterreht 300 ff. Allgemeine Gefichtspunfte: Prinzip der Ver— 
waltungsgemeinfchaft, die allgemeine Gütergemeinfchaft und die Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft 300, 301. — Form bei Zumendung unter Lebenden als 
Borbehaltsgut 301, 315. — Erwerb der Ehefrau ohne Einwilligung des 
Ehemanned. Frijtfegung zur Einwilligung durd den dritten Kontrahenten 
301, 315. — Sicerftellung der Ehefrau mit Grundftüden ihres Ehemannes 
302. — Vom Ehemanne zu tragende Lajten 300, 302, 315. — Genehmigung 
der die Ehefrau verpflichtenden NRechtSgefchäfte durd) den Ehemann 302. — 
Ungenehmigte Prozepführung der Ehefrau über Ehegutsrechte 302, 303, 315. 
— Wegfall des Einmilligungserfordernifjies wegen Abwejenheit oder Krank— 
heit des Ehemannes 303. — Chegutöverbindlichfeit wegen Prozeßkoſten der 
Ehefrau 303, 315. — Verwaltungspflicht des Ehemannes 303, 315. — 
Aufhebung der ehelichen Nutznießung und Berwaltung des Ehemannes wegen 
Berlegung der Unterhaltungspflichten 303, 315. 

©. a. „Erbvertrag”, „Gütergemeinſchaft“, „Errungenſchaftsgemeinſchaft“, 
„eherechtliches Regiſter“. | 

Ehemann j. Ehegatten, ehelicdyes Güterrecht und die einzelnen Güterjtände. 

Eherechtliches Regifter. Führung eines e. R. durch die Amtsgerichte 309, 310, 316. 

Eheſachen. Abänderung der Beftimmungen der Givilprozekordnung über E. durch 
das Einführungsgejeg zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1239, 1240. 

Ehefcheidung. Gründe der E. im allgemeinen 310, 311. — Trennung von Tiſch 
und Bett und ihr Berhältniß zur E. 311, 312. — Widernatürlide Unzucht 
als E.Sgrund 312. — E. wegen böslicher Verlaſſung 312, 313. — Klage 
auf E. und eventuell auf Trennung von Tiſch und Bett in Fällen, in welchen 
legtere regelmäßig zuerjt jtattfinden ſoll 313, 317. — „Kenntniß” des Grundes 
zur E. ($ 1447 d. E.) 313, 8317. — Friſt zur Erhebung der Klage 313, 317. 
— Bormundfchaftsrichterlihe Entjcheidungen wegen der Kinder nad) der E. 
314, 317. 

Ehefdliefung 297. — Bayerifcher Borbehalt betreffend das Verehelichungsweſen 
1250, 1251. 

Eheungültigkeit j. Ungültigfeit. 
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Ehevertrag 303. — Bezugnahme auf ausländiſches oder früheres Recht im E. 301. 
S. im übrigen die einzelnen vertraglichen Güterſtände. 

Eideszuſchiebung in Prozeſſen der Minderjährigen, der unter vorläufige 
Vormundſchaft geſtellten Volljährigen, der Teſtamentsvollſtrecker als ſolcher 
1239. 

Eigenthümergrundſchuld ſ. Grundſchuld. 

Eigenthümerhypothek. Weſen und Bedeutung für den Rechtsverkehr 365, 366. — 
Rechtliche Konſtruktion und Vorſchläge für den Erſatz der E. 407 ff. 1089 ff. 

Eigenthumsanfprud. Arten 670. 1) Vindikation. Gegenftand der Stlage 
670. Materielle Rechtskraft des ergebenden Urtheil® 671, 672. Neben: 
anſprüche des Eigenthümers im allgemeinen. Geridhtsitand für diefelben 672, 
673. Anfprühe auf Herausgabe der Nutungen und auf Schadenserſatz 
673—681. Anſprüche des Befiters oder Inhabers wegen Berwendungen. 
Uebergang des Verwendungsanſpruchs auf Rectsnacfolger des Befikers. 
Wechſel in der Perſon des Eigenthümers in der Zeit zwijchen Berwendung 
und Herausgabe der Sade. Zurüdbehaltungsrecht wegen Berwendungen 
681-685. Erfatanfpruch des redlichen Erwerbers oder Fauftpfandgläubigers 
653 — 654. Abtretung de3 EA. 685-688. 2) Negatorifche Klage 689. 
Publicianifcher E.:U. 689—692. 

Eigenthumserwerb an bemweglihen Sachen. Uebertiagung durch Rechtsgeſchäft: 
1) Dinglicher Bertrag 632. Art der Willenserklärung 632, Uebergabe der 
Sache 632—635, 637-640, 850. Prozeſſualiſche Erzwingung der Ueber: 
tragung bes €. 635—637. Bedingte Lebertragung de3 E. 640, 641. 2) Fülle 
wirffamer Veräußerung durch den Nichteigenthümer 641. 3) E. vom Nicht: 
eigenthiümer bei Redlichfeit des Erwerbers: Grundfat 642. Beitimmung der 
Nedlichkeit 642, 643, 647—649. Beweislaft für diefelbe 643. Erforderliche 
Art der Uebergabe 643, 644. Ausnahmebeftimmungen 644, 645, 649. Nicht» 
untericheidung zwiſchen entgeltlihem und unentgeltlihem Erwerb 645—647. 
Kenntniß der Anfechtbarkeit eines Rechtsgefchäfts beim Ermwerbe 647, 648. 
Kenntniß einer auflöfenden Bedingung 648, 649. Anſprüche des das Eigen- 
thum oder ein anderes dingliche8 Neht an der Sache Berlierenden gegen 
den umnberechtigt Verfügenden 651-653. Erlöfchen der Rechte Dritter bei 
redlichem Erwerbe 650, 651. — Erfitung, Berbindung, Bermifchung, Bere 
arbeitung j. diefe Worte — E. E. an Erzeugniffen und ähnlichen Beftand- 
theilen einer Sache ſ. Beitandtheile. — Zueignung j. d. — Gefundene Sadjen 
ſ. Fund. — Schatz ſ. d. 

Einkindſchaft 306, 307. 

Einrede und Einwendung. Stellung des Entwurfs zu den Vorſchriften über 
Einr. 825. — Unterſcheidung zwiſchen Einrede und Einwendung 835--836, 

Einſtürzen. Erſatzpflicht für Beſchädigung durch E. von Gebäuden oder ſonſtigen 
Werken 1219. 

Einſtweilige Verfügung. Rückleiſtungs- und Schadenserſatzpflicht wegen Erwirkung 
einer ſpäter zur Aufhebung gelangenden e. B. 1207, 1208, 1246-1248. 
Einwilligung, gegenjeitige in Ehefcheidung bei finderlojen Ehen als Eheſcheidungs— 

grund 310, 317, — der Eltern in Ehejchliegung des Stindes 296. 

GElterlihe Gewalt. Grundprinzip 74, 419—421, 443, 444. — Rechte der Mutter 

neben dem Bater bei bejtehender Che 421, 444. — Nutznießung des Kindes— 
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vermögens bei ruhender e. ©. des Vaters 422, 439, 445. — Sorge für das 
Bermögen des Kindes im allgemeinen. Sorge für die Perfon, Eingreifen 
des Vormundſchaftsgerichts 423, 444. — E. G. über die verheirathete Tochter 
423. — Berwaltung des beweglichen Vermögens. Unlage in ausländiichen 
Werthpapieren 424, 425. — Bermwaltung des unbeweglichen Vermögens. 
Insbeſ. Hypotheken und Grundichulden 427, 444. — Bormundicaftliche 
Stellung des Inhabers der e. G. 426. — Erfordernii der Genehmigung des 
Bormundichaftögerichts zu einzelnen Rechtsgefhäften für das Kind 427—430. 
— €. Nußnießung im allgemeinen 430. — Fürſorge und Aufficht des Vor— 
mundfchaftsgerihts 430 ff.: Einfchreiten des Gerichts bei Mißbrauch des 
Rechts der Sorge für die Perjon des Kindes. Vorausſetzungen des Ein- 
ichreitens 431-434, 444. Buläffige Mafregeln des Gerichts, insbeſ. Ent: 
ztehung der e. ©. 434, 435. Entſcheidung bierüber durch Einzelrichter 435. 
Auffiht des BormundichaftsgerichtS bei der Vermögensverwaltung. Vor— 
ausjegungen des Einjchreitend. Zuläffige Maßregeln 436, 437. — Einfluß 
des Stonfurfes des Inhabers der e. ©. auf die VBermögensverwaltung 436, 
437. — Ruhen und Beendigung der e. ©. 437 ff.: Berwirkung wegen jtraf- 
barer Handlungen gegen das Kind 437, 438, 445. Ruhen dere. G. Einzelne 
Fälle 438, 439, 445. Beendigungsgründe a) in der Perfon des Gemalt- 
habers, insbeſ. Wiederverheirathung der Mutter 439, b) in der Perjon des 
Kindes. Verheirathung des Kindes 440-443, 445. — Verfahren bei der 
Klage auf Feftitellung des Bejtehens oder Nichtbeftehens der e. ©. 1240, 

Elternverhältniß. Berfahren bei der Klage auf Feitjtellung des Bejtehens oder 

| Nichtbeftehens eines E. 1240. 

Endzwed 938. 

Enteignung. Vorbehalt der Regelung des E.8-Mechts für die Landesgefeßgebung. 
Bedeutung und Tragweite des Vorbehalts 4, 11, 12, 17, 620, 1248, 1252 — 1254. 

Enterbung ſ. Pflichttheil. 

Entmündigungsjachen. Abänderung dev Beftimmungen der Givilprozegordnung 
über E. durch das Einführungsgefeh zum Bürgerlichen Gefegbuche 1239, 1240. 

Erbanseinanderjegung. Genehmigung des BormundfchaftsgerihtS zur E. für 
das Hauskind durch den Inhaber der elterlihen Gewalt 429. 

Erbeinjegungsvertrag f. Berfügung von Todeswegen durch Vertrag. 

Erbfolge, geſetzliche. Darftellung der Beftimmungen des Entwurfs über die g. 
E. 975 ff. (E. der Verwandten 976—980, des Ehegatten a) bei getrennten 
Gütern 980, 981, b) bei Gütergemeinfchaft 981—983, E. des Fiskus 983) — 
Allgemeine Kritik 1014. — Syſtem der g. E. 983, 984. — Begrenzung der 
g. E. auf gewiſſe Verwandtenkreife 985. — E. beim Vorhandenjein nur eines 
Sroßelterntheiles 984, 985. — E. der unehelihen Kinder nad ihrem Vater 
985, 986. — E. des Ehegatten. Quote. Boraus. Wegfall der E. bei Scheidung. 
Oertlich maßgebendes Recht für E. des Ehegatten 986, 987. — E. des Fisbus. 
Uebertragung auf andere Perfonen insbei, Gemeinden (dur Landesrecht). 
Ausnahmebeftimmungen zu Gunften des Fiskus 5, 16, 987, 988. — Einfluß 
der Erbentfagung, Enterbung, Erbunmürdigfeit des nächjtberufenen gejeglichen 
Erben auf die E. (Anwachſungsrecht) 988, 989. 

©. a. „Gütergemeinjcaft.” 
Erbſchaft, ungetheilte j. Miterben. 
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Erbichaftserwerb. Unmittelbarer E. durch den berufenen Erben 1056. 

Erbſchaftskauf. Rechtliche Konftruftion der Haftung des Käufers neben dem 
Berfäufer für die Schulden 150. — Ausichlug des Rechts ded Verkäufers 
auf Konkursantrag 150, 151. — Stellung im Syſtem 285. 

Erbvertrag j. Verfügung von Todeswegen durch Bertrag. 

Erfüllung bei gegenjeitigem Bertrage: Mehrheit von Perſonen auf der einen oder 
anderen Seite 125. — WProzejjuale Geltendmahung 126. — Annahme 
mangelhafter Leiſtung als E. 127. — Scadenserjaß jtatt E. 115 ff. — E. 
durch Annahme anderer Leiftung an Erfüllungsitatt 269. — E. durch Leiftung 
an Dritte 269. — Anrechnung der Leiftung bei mehreren Schuldpojten 270. 
— €. und Leijtung an Erfüllungsjtatt beim Gejammtjchuldverhältnifie (bei 
gemeinſchaftlicher Schuld) 291, 1103, 1104, 1162, 1163. 

Erfüllungsort. Stoffvertheilung im Entwurfe, Allgemeine und Sonder:Bejtim- 
mungen 507—509. — Gemeinrechtliche Lehre von E. 222 ff., 509 ff. E. nad) 
Handelsrecht 515, 516. — Ullgemeine dogmatijche Erörterungen über den €. 
516 ff. (Ueber die Zwedmäßigkeit gejegliher Regelung der Beſtimmbarkeit des 
E. 516—519. Bejtimmungsgründe für den E. a) das wirthſchaftliche Wefen des 
E. 519 ff. b) die rechtliche Natur der Schuldverhältnifje 529 ff. 1. Schuldverhält- 
niffe zum Vortheil des Gläubiger: Schenkungsverſprechen 221, 222, 532535, 
Bermädtniffe 535 — 536, Hinterlegungsvertrag, unentgeltlicher 536 — 537, 
Auftrag ohne Entgelt 538, Gefhäftsführung ohne Auftrag 538, Borlegung 
539, Verpflichtungen des Bormundes gegen Pileger und Mündel 539, Hinter: 
legungsvertrag, entgeltliher 540—545, Auftrag gegen Entgelt 545, 546. 
2. Sculdverhältniffe zum Bortheile des Schuldners: Gebrauchsleihe 546 — 548, 
Darlehn, verzinsliches8 und unverzinslicdhes 548, 549. 8. Schuldverhältniiie 
zu beiderjeitigen Vortheilen: Tauſch 550, Kaufvertrag 550-557, Miethe 
und Pacht 557—559, Werfvertrrg 559, Miäflervertrag 559, Auslobung 559, 
Gejellichaft 560, Gemeinſchaft 560. 4. Schuldverhältniffe ohne Vortheil 
(Schadenserjag, Herausgabe der Bereicherung) 560, 561. 5. Schuldverhältnifje 
mit Nebenvortheil: Bürgfchaft 561, 562, Vergleich 563, 564. c) Ber: 
änderungen nad Entſtehung des Schuldverhältniffes 563—565. — Begriff 
und Arten des E. Uneigentlidier E. 568, 569. — Bejtimmungsgründe des 
E. nad) dem Entwurf, insbef. aus der Natur des Sculdverhältnijjes und 
dem muthmaßlichen Willen der Parteien 565—568. — Vorſchläge zu Be: 
ftimmungsgründen des E. und Formulirung 569-574. — Verpflichtung zum 
Schicken 574—576. — Erfüllungsort bei Geldleijtung 258. — Formulirung 
des uneigentlihen E. 576. 

Erfüllungsübernahme 287. 

Erlaß. Form 57. — Vorausſetzungen des E.:Bertrages 276. — Anerfenntniß 
de3 Nichtbeftehens eines Schuldverhältnifies als E. 244, 245, 276, 277. — 
Quittung als GE. 244, 245, 277. — Bermuthung für E. bei Nüdgabe des 
Schuldſcheins 277. — Wirkung des E. für den Bürgen 277. — Gänzlicher 
und theilweijer Erlaß beim Gejammtichuldverhältniffe (bei gemeinfchaftlicher 
Schuld). BZuläfligfeit und Wirkung. Bufage der Nichteinforderung 291, 
292, 1166— 1172. 

Errungenichaftsgemeinichaft. Dem Geſammtgute nicht zur Laſt fallende Ber: 
bindlichfeiten eines Ehegatten 8306. Haftung der Ehefrau für Gewerbes 
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ſchulden des Ehemannes 309. — „Rectshängigkeit” des Anſpruchs auf 
MWiederheritellung der E. nah Auftöfung durch Konkurs des Ehemannes 
309, 316. 

Erſitzung. Begriffliches 656, 657. — Erforderniffe 657. — Beweislaſt für Gut- 
gläubigfeit 657. — Einrechnung des Befiges der Rechtsvorgänger 658. — 
Unterbredung des Beſitzes 658. — E. im Falle der Beerbung 658. — Be: 
weisregel für Befig 658. — Verhältniß ter E. zur Verjährung des Eigen 
thumsanſpruchs 658, 659. — Unterbrehung der €. durch prozeſſualiſche 
Handlungen. Beendigung des RechtsjtreitS ohne fachliche Enticheidung nad) 
Unterbrediung 44, 46 ff., 659. — Erlöjchen dinglicher Rechte an der Sache 
durd; E. 659, 660. 

Grwerbgeihäft. Genehmigung des Bormundjcaftsgerichts zur Begründung eines 
E. für das Hausfind durch den Inhaber der elterlichen Gewalt 429. 

Erzeuguiſſe ſ. Beitandtheile, Früchte. 

Eviktion ſ. Gewährleiftung. 

exceptio plurium concumbentium 465, 466. 

Erhibition j. Worlegung. 


F. 

Fahrläſſigkeit. Begriff 1190, 1191. — Haftung für F. bei Schuldverbindlich— 
feiten 257. 

Familienfideitommifje. Vorbehalt für landesgefeglihe Regelung 4ff., 620. 

Familienrath 76—80, 82. 

Fauftpfand j. Pfandrecht. 

Fiſchereirecht. Borbehalt für landesgefetliche Regelung 4, 10, 12, 17, 620. 

Fiskus als juriftifche Perfon 40. — Haftung für Verjehen von Beamten. Bor- 
behalt für Landesrecht 4, 14, 15, 17, 1225, 1255— 1257. — Geſetzliche Erb— 
folge des F. Rechte am Nadjlafje einer verpflegten Perſon 5, 16, 983, 
987, 988. 

Fluß ſ. Waflerrecht. 

Form des Vertrages auf Uebertragung des Eigenthums von Grundſtücken oder 
des ganzen gegenwärtigen Vermögens oder eines Bruchtheils 56, 57, 113 ff. 
— der Errichtung lettwilliger Berfügungen 471 ff. — der Berfügungen 
von Todes wegen durch Bertrag 481, 482, 485. — der Rechtsgeſchäfte im 
allgemeinen 497, 1051. — des Verſprechens der Leiftung an einen Dritten 
597, 598. — der Schuldübernahme 286. — der Mieths- und Padtverträge 
709, 710, 739. — der Abtretung der Rechte aus fhriftliher Anweilung 57, 
58. — des Erlafjes 57. — der Schenkung 212 ff. 

Frreiheitsentziehung, widerrechtliche. Schadenserjaßpflicdht wegen w. F. 1213 bis 
1216. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit. Borbehalt für landesgefegliche Regelung 5, 16, 17. 

Frift. Berechnung der nad) Tagen beftimmten F. 934, 935, 936. — Berehnung 
der nad) Wochen, Monaten oder nadı einem mehrere Monate umfajjenden 
BZeitraume bejtimmten F. 935, 936. — Einwirkung von Sonn- und Feſt— 
tagen auf Termine und Friften 936, 937. — Wahrung der (für gerichtliche 
Geltendmachung von Anfprüchen bejtimmten) %. bei Klagerüdnahme, Ab— 
weifung der Stlage als an ſich unftatthaft oder wegen Mangels einer Prozeß— 


vorausſetzung 50, 52, 47 fi. — F. für die Anfechtung dev bucc Betrug oder 
Drohung veranlagten Willenserklärung 500, — F. für Befitflage 625, 822 
bis 824. — Aenderung der Borjchriften der Givilprozegordnung über Friſten 
1238. 

©. a. „Befriſtung“. 

Früdte. Theilung der Fr. zwifchen antretendem und abtretendem Berechtigten 
622, 623. — Pfändung der Fr. auf dem Halme 621. — Eigenthumsermwerb 
an Fr. ſ. Beftandtheile. — Herausgabe der Fr. der verliehenen Sache 
1146, 1147. 

Fund, Mitwirkung der SPBolizeibehörden 667. — Beſtimmung des Fundlohns 
667, 668. — Wirkungen der Aushändigung des Zeugnifjes der Polizeibehörde 
668, 669. — Fürſorge für den Berlierer und Billigfeit für den Finder 669. 
— Schatz 669. 


G. 

Gattungsſchuldverhältniß. Art und Güte der auszuwählenden Leiſtung 253. — 
Bollzug der Auswahl 253. 

Gebrauchsleihe. Begriffliches 1144, 1145. — Wirthichaftliche Natur der G. 1142 
bis 1149, inöbef. der &. an mehrere 1148—1149. — Gemährleiftungspflicht 
des Berleihers und Grad feiner Haftbarfeit 1145. — NRüdforderung vor be: 
zwedtem Gebrauch und Rüdtrittsrecht des Verleihers 1145. — Weiterleihe 
1145. — Erfüllungsort 546-548. — Behandlung des Falles der Nichtabrede 
über Urt, Umfang und Zeit des Gebrauchs 1146. — Herausgabepflicht hin— 
fichtlic) des Zuwachſes, des Zubehörs und der gezogenen Früchte der verliehenen 
Sadje 1146, 1147. — Reparaturpflicht, Erjak von Berwendungen 1147. — 
Einfluß des bei Vertragsſchluß ſchon bejtandenen oder nachher erworbenen 
&igenthums des Entleiherö 1147. 

Gefahr. Uebergang der ©. bei gegenjeitigem Vertrage 122 ff. 

Gegenfeitiger Bertrag. Begriff 495. — NRüdtrittsreht als Folge der Nicht: 
erfüllung beim g. V. 115 ff. — Gefahr beim g. V. 122 ff. — Erfüllung Zug 
um Zug 125 ff. 

Gegenftand eines Schuldverhältnifjes 252. — der Verträge 110 ff. 

Geiftlicher j. Liberale Berufsarten. 

Geldſchuld 253, 254. — Verzugszinſen bei ©. 264. 

Gemeindewaijenrath 82. 

Gemeinjchaft. Grundprincipien des Entwurfs 342, 343. — BProceßlegitimation 
der einzelnen Theilhaber in den die &. betreffenden Rechtsitreitigfeiten 343, 
344, 351. — Aufhebung der G. Aufhebung unter Nihtberüdfichtigung eines 
jelbitftändigen Theilungsgegenftandes oder eines Theilhabers. . Anfechtung 
der Theilungsverträge 344 ff., 351, 352. — Anſprüche eines Theilhabers 
gegen einen anderen Theilhaber aus der G. Berfolgung des Anſpruchs 
gegen Einzelrehtsnachfolger des letzteren 349, 350, 352. — Borausjetungen 
für Berwaltung nad) Maßgabe des Einzelmillend eines Theilhabers 350 ff. 
— Wiederholung des Verkaufsverſuchs 352. — Erfüllungsort für Anſprüche 
aus der ©. 560. — Wirthfchaftlihe Natur der für die ©. eingegangenen 
Berbindlichkeiten 1160. 

©. a. „Rechtsgemeinſchaft“. 
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Gemeinjchaftlide Schuld 105 F. ©. im Einzelnen unter „Sculdverhältnifie 
mit Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern“, 

Gerichtöftand für die Nebenaniprüde des Vindikanten 673. — Wenderung der 
civilproceffualiihen Borfchriften über den G. der Erbjchaft durd das Ein- 
führungsgefeß zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1236. 

Gejammte Hand. Regelung von Rechtsgemeinſchaften, insbeſ. Gefellichaft, un— 
getheilter Erbidhaft, nad) den Grundfäßen der jog. g. H. 1016, 1025 ff. 

Gefammtgutsverbindlichfeit ſ. Gütergemeinſchaft. 

Geſammtſchuldverhältniſt ſ. „Schuldverhältniſſe mit Mehrheit von Gläubigern oder 
Schuldnern.“ 

Geſchäftsfähigkeit. „Beraubtſein“ des Vernunftgebrauchs 439. — „Unwirkſam— 
keit“ der Rechtsgeſchäfte in $$ 65 Abſ. 3, 66 d. E. 439, 491. — Verjährungs— 
privilegien Geſchäftsunfähiger 104, 105. 

Geſchäftsführnug ohne Auftrag. Allgemeine Kritik 342, — Grundgedanke des 
Entwurfs 338. — Haftbarkeit des Geſchäftsführenden und Vorausſetzungen 
ſeines Anſpruchs gegen den Geſchäftsherrn. Fälle der Abwehr dringender 
Gefahr von der Perſon oder dem Vermögen des Geſchäftsherrn oder der 
Abwehr unerſetzlichen Nachtheils 3355340. — Umfang des Anſpruchs gegen 
den Geſchäftsherrn 340-342. — Wirthſchaftliche Natur des Anſpruchs aus 
der von mehreren geſchehenen ©. 1160. — Erfüllungsort für Anſprüche aus 
der ©, 538. 

Geſellſchaft. Allgemeine Kritit 1015. — Grenze zwiſchen ©. und Körperichaft. 
Mittelftufen 1017—1025. — Grundzüge des Entwurfs, Vergleihung mit 
anderen Gefeßgebungen 1016, 10283— 1030. — Individualiſtiſche (römische) Ge— 
jtaltung der G. und (germaniftiiche) Gejtaltung zur gefammten Band 1016, 
1025— 1028. — Vorſchlag der Geftaltung des Nechtsverhältnifies zur geſammten 
Hand 1032 — 1036, 1059, 1060, 1061. Organe des Gefammtiilleng 
1037—1040, 1059, 1060, 1061. Sonderrechte der Mitglieder der G. 1010. 
Borforge, wenn ein Organ des Gejammtwillens feine Pflicht nicht erfüllt 
(Auflöjungsgrund, Ernennung don Liquidatoren) 1041—1046, 1047, 1059, 
1061, 1062. Worausfegungen, unter welchen Sachen und Forderungen ein 
Theil des Gefammtvermögens twerden 1047 — 1049, 1059. Geltendmadhung 
der Forderungen der ©. 1049, 1050. Haftung der GSefellfchafter aus Schuld— 
verhältniffen, welche der Geſammtwille gejchaffen 1050, 1051--1054, 1060, 
Geſammtgut und Privatvermögen der Bejellichafter 1054, 1055. — Handels:&. 
und ©. des bürgerlichen Rechts 1055, 1056. — Vertragsmäßige Anwendung 
der Vorschriften des Handelsgeſetzbuchs 1057, 1058. — Natur der Gejchäfts- 
führung der Gejellichafter 1057. — Anwendung der Regeln von Auſtrage auf 
die Rechtsverhältniſſe der geihäftsführenden Gefellichafter 1058, 1060. — Grad 
der vom Grefellichafter anzumendenden Sorgfalt 1058, 1059. — Erfüllungsort 
für Anfprüde aus der G. 560. — Berjührung der Aniprüce gegen Gejell: 
ichafter aus den Gefellichaftsverhältniiie 1058. — Auflöfung, Kündigung, 
Abwidelung und Auseinanderjegung 1057. 

Gewohnheitsrecht alö Nechtsnorm 1233. 

Gejegim Sinne des Bürgerlien Geſetzbuches und des Einführungsgefeßes 1232,1233. 

Gefindereht. Vorbehalt der Hegelung des G. für die Yandesgefesgebung 4, 9, 
12, 30, 1254, 1255. 
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Gewährleiftung. ©. des veräußerten Rechts 127—135, 653 (G. bei Nichtverihaffung 
des Eigenthums an der veräußerten Sache oder des veräußerten Rechtes 129 ff., 
653, ©. bei Belaftungen der veräugerten Sache [Mechtes] 131 ff., insbej. 
mit Pfandrechten und Grundſchulden, dinglichem Verkaufsrechte, Reſolutiv— 
bedingung 134, 135). — G. wegen Mängel der veräußerten Sache 135—146. 
(Wandelung und Minderung bei allen Beräußerungsverträgen, bei denen die 
Gegenleiftung nicht in Geld befteht 135 ff. Umfang der Schadenscrjatpflicht 
137 7. Ausſchluß der &., außer bei Veräußerung im Wege der Ziwangövoll- 
jtredung, auch bei Veräußerung auf Betreiben des Gläubigers bei Ausübung 
eines Faujtpfand- oder ähnlichen Rechts 140, 141. Verjährung der G.s-Anſprüche. 
Bertragsmäßige Feitfegung einer Garantiefrift 141 ff. ©. bei Biehver- 
äußerungen 143 ff.: Gegenbeweis gegen die geſetzliche Vermuthung bei 
Offenbarung des Hauptmangels innerhalb der Gemwährfrijt 143. Zeitliche 
Kolliſion bei Aenderung der Verordnungen über die Länge der Gemwährfrijt 
144. Bertragsmäßige Verlängerung letterer 144. Befeitigung der Minde- 
rungsflage 145. Werthserjag bei der Wandelungsflage im Falle der Un— 
möglichkeit vollitändiger Rüdgewähr 145. Berjährung des Scadenscrjaß- 
anfpruchs bei wilientlichem Berichweigen des Mangels durch den Wer: 
äußerer 146.) — ©. des Pfandgläubigers für die von ihm verkaufte Pfand: 
ſache 400, 401. — ©. bei Miethe und Pacht 735, 736. — ©. bei der Gebrauds: 
leihe 1145. — ©. bei Uebertragung von Forderungen f. „Uebertragung”. 

Gewäſſer ſ. Waſſerrecht. 

Gewerbeordnung. Aenderungen von Vorſchriften der G. durch das Einführungs— 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1249. 

Gewinn, entgangener. Begriff 235 ff., 254. 

Grundbuch. Grundbuchivitem im Allgemeinen. Führung eines bejonderen 
Hypothefenbuchs neben dem Grundbud) 1066—1076, 1083. — Anlegung des 
G. in den einzelnen Bundesjtaaten. Geltung bisherigen Immobiliarrechts, 
wenn das ©. beim Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nod) nicht ans 
gelegt ijt 1270— 1272. — Deffentliher Glaube 360, 1066. Beitpunkt, warn 
er zu Guuſten des Erwerbers zu Statten fommt 627. Nicytunterjcheidung 
zwifchen entgeltlichem und unentgeltlihem Erwerb 627, 628. — Specialitätd: 
princip 1066. — Verbindung mit dem Statajter 628. 

Grundbienitbarfeiten, Erfordernif der Eintragung 626. 

Grundſchuld. Stellung im Spjteme des Entwurfs 360. — Wefen der ©. 370, 
— Bedeutung im Nechtöverfehre, insbef. gegenüber der Briefhypothet 370, 
371. — Rechtliche Konftruftion der Eigenthümer:G. und Vorſchläge um Er— 
fat derjelben 407 ff., 1089 ff. 

Grundftüd, Allgemeine Vorſchriften über Rechte an G.: Zu Grunde liegende 
Hauptprincipien 625. — Form des Vertrages auf Lebertragung des Eigen- 
thums an ©. 56, 57, 113 ff. — Erforderniffe des Vertrages über Eigen» 
tyumsübertragung, Begründung, Uebertragung oder Belajtung eines andern 
Rechts an einem G. Beitpunft, mit welchem der Vertrag wirkſam wird 625, 
626, 1080-1083. — Erfordernii der Eintragung für Entjtehung von Grund: 
dienjtbarteiten 626. — Deffentliher Glaube des Grundbuchs: Brincip 360, 
1066. Beitpunft, wann er zu Gunjten des Erwerbes zu Statten kommt 627. 
Beeinträchtigung eines Berechtigten. Nichtunterfcheidung zwiſchen entgelt- 
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lihem und unentgeltlichem Erwerb 627, 628. — Menderung der Nangordnung 
eingetragener Rechte 626, 627. — Bormerfungen 627, 628. — Unverjährbar— 
feit eingetragener oder vorgemerkter Rechte 627, 628. — Regelung der Bu: 
läffigfeit der Theilung von Gr., der Veräußerung und Belajtung gegen Berbot 
durch Landesrecht 4, 5, 9, 15, 16. 

Gütergemeinfchaft, allgemeine 300, 301, 304. — Bereinbarung derielben durch 
Perſonen unter elterlicher Gewalt 304, 315. — Borbehaltsgut 304, 305. — 
Gejammtgutsverbindlichfeiten 300, 1050, insbe). Gelditrafen und Untere 
ſuchungskoſten 305, 315. — Redt der Ehefrau zur Verwaltung des Gejammt:- 
guts bei Behinderung des Ehemannes 303. — Verpflichtung des Ehemannes 
zur Beihaffung der Mittel für perfönliche Angelegenheiten der Ehefrau 305, 315. 
— Auflöfung der G. wegen Verletßung der Unterhaltspflicht durch den Ehemann 
305, 306, 315. — Bejtimmungen des Entwurfs über Erbfolge 981—983. — 
Ausſchlagung der gütergemeinjchaftlichen Erbfolge durch den überlebenden Ehe: 
gatten 306. — Unwiderruflichkeit der Zujtimmungserflärung des einen Ehe— 
gatten zu legtwilligen Berfügungen des anderen binfichtlich des Ausſchluſſes 
gemeinichaftlicher Abtömmlinge von der fortgejegten ©. 306, 315. — Form 
des Derzichts des Abkömmlinags auf den angefallenen Antheil am Geſammt— 
gute der fortgefegten G. 306, 316. — Dem Gejammtgute nicht zur Laft 
fallende Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten 300. — Form der Er— 
färung des überlebenden Ehegatten, dat die fortgefegte G. aufgelöjt jein 
joll 306, 316. — Rechte der Gefammtgutsgläubiger nad) Theilung des Ge: 
jammtgut3 307. — Berpflidhtung zur Leijtung des Offenbarungseides bei 
Auflöjung der foitgefetten G. 308, 316. — Uebernahme des Geſammtguts 
durch den überlebenden Ehegatten. Uebergang des Wahlrehts auf die Ab- 
fönmlinge 308, 316. 


H. 

Haftpflichtgeſetz. Aenderungen von Vorſchriften des H. durch das Einführungs— 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1249, 1250. 

Haftung bei objektiver Rechtsverletzung 239, 240. — H. bei Schuldverhältniſſen 
für Nichterfüllung der Verbindlichkeit 257. 

©. a. „Schadenserſatz“. 

Hausvater, ordentlicher 1190, 1191. 

Herbergsrecht. Vorbehalt für Landesrecht. Rechtliche Konftruftion im Einführungs: 
gejege zum Bürgerlichen Gefetbuche 1260-1262. ’ 

Hinterlegung, öffentlihe. H.8:Stelle 272, 273. — Borausfegungen der 9.8 
Befugniß 272. — H.Bfähige Gegenstände 272, 273. — Wirkung der H. 272. 
— Recht zur Zurüdnahine, Einfluß des Konkurſes des Schuldners hierauf 
272, 273. — Selbjthülfeverfauf durd den Schuldner 273. — Kojtentragung 
238 ff. 273. — Vorbehalte für die Landesgejetgebung 273. — Erfüllung 
durch Öff. H. feitens eines von mehreren Mitfchuldnern 291, 1103, 1104. 

Hinterlegungsvertrag. Begriff 1125, 1126 Anm. — depositum irregulare 542, 
544, 1149. — Erfüllungsort beim unentgeltlichen 536, 537, entgeltliden 9. 
540 --545. — Haftung des Verwahrers 1129, 1130 Anm. — Zurüdbehaltungs- 
recht des Berwahrers 1131, 1132 Anm, — Wirthichaftliche Natur des 9. 
1121— 1142, insbeſ. Hinterlegung bei mehreren 1132—1142. 
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Hypothef. Rechtszuſtand im Gebiete des code civil im allgemeinen 359, 360. -- 
Bu dem Vorſchlage der Bejeitigung des accefjorifchen Charakters der 9. 
1084 —1088. — 9. ohne Hupothefenbrief: Spezialität, öffentlicher Glaube des 
Srundbuhs 360, 361. Begriff der H. 364. Wegfall der Privilegien und 
Legalyypothefen des franz. Rechts 361—864. Erjtredung der 9. auf bie 
getrennten Bejtandtheile des Grundſtücks 665. Haftung für die Koſten der 
Rechtsverfolgung 387. Wejen und Bedeutung der Eigenthümer:H. für den 
Rechtsverkehr 365, 366. Rechtliche Konſtruktion und Borfchläge zum Erſatze 
der Eigenthümer-H. 407 ff., 1089 ff. Uebertragung der durd H. geficherten 
Forderung. inreden gegen den Erwerber 65. Aufgebotsverfahren zum 
Bwede der Ausjchliegung unbefannter Gläubiger und der dem unbekannten 
Gläubiger zuftehenden Rechte 366. — H. mit Hypothefenbrief 367, 368. Form 
und Berfahren der Erridtung des Hypothekenbriefs 1079. — 9. ohne 
Hphpothefendrief und Briefhypothef an fid) und im Verhältniß zu einander 
1076—1080, 1083. — Siderungshypothef, Zwangshypothek, Arrejthypothel 
368— 370. Befreiung einer gewiſſen Fläche des GrundeigenthHums des 
Schuldnerd von der Zwangsvollſtreckung 369, 370, 375. — Beſchränkte 9. 
Vorbehalt für landeögeiegliche Regelung 4. 

Hypothefen-Reinigungsverfahren 366, 367, 375. 


J. 

Jagdrecht. Regelung durch Landesgeſetzgebung 4, 10, 12, 17, 620. 

Immaterielle Lebensgüter ſ. Schadenserſatz. 

Immaterielle Schöpfungen ſ. Werkvertrag. 

Immiſſion. Maß der Duldung. Beſtimmung deſſelben nach Ortsüblichkeit 
628, 629. 

Yudividualismus des Entwurfs 1230, 1231. 

Inhabung ſ. Befit. 

Inhalt der Schuldverhältniſſe 115 ff., 256 ff. 

insula in flumine nata j. Wajjerredt. 

Inteſtaterbrecht ſ. Erbfolge. 

Irrthum. Entſchuldbarkeit des Rechtsirrthums 261. — Weſentlichkeit des J. 499. 
— J. in den Beweggründen 499, 500. — Unmöglichkeit der Leiſtung in 
Folge J. des Schuldners 261. 

Juriſtiſche Perſonen. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung 4, 13, 14, 17, 19 ff., 
1017. — Ueberficht über den gegenwärtigen Rechtszuſtand in den einzelnen 
Bundesjtaaten 20 ff. — Vorſchläge für die Regelung der Entjtehung der 
Körperschaft. Borfchlag zur Einführung gewiſſer einheitlicher Grundformen 
für die auf Landesrecht beruhenden j. BP. Nothivendigfeit von Normativ— 
bedingungen, deren Erfüllung Rechtsperjönlichkeit giebt. Aufftellung ſolcher 
Normativbedingungen, insbe). Regiiterzwang für Körperfchaften 20 — 34, 
1018— 1021. — Berjährungprivilegien 104, 105. 

©. a. „Körperichaft”, „Stiftung“, „Perjonenverein”. 
jus oflferendi beim Fauſtpfandrecht 395, 396. 
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K. 

Kauf. Uebergang der Gefahr der Kaufſache 123 ff. — Aufzählung dev Pflichten 
des Verkäufers bei den verſchiedenen Gegenſtänden des Kaufvertrages 146, 
147. — Abnahmepflicht des Käufers 147. — Vorbehalt des Eigenthums bei 
beweglichen Sachen und bei Grundſtücken 147 ff. — Feſtſetzung eines Hypo— 
thekenrechts des Verkäufers von Grundſtücken wegen rückſtändigen Kauf— 
preiſes 149. — Etbſchaftskauf ſ. dies. — Uebernahme perſönlicher Verbind— 
lichkeit des Verkänfers in Anrechnung auf den Kaufpreis 287, 288. — 
Erfüllungsort beim K. 550-557. — Wirthſchaftliche Natur des K., insbeſ. 
bei mehreren Verkäufern oder Käufern 1155—1157. 

Kindesverhältniß. Berfahren bei der Klage auf Fejtitellung des Beitehens oder 
Nichtbejtehens eines K. 1240. 

Klage. Allgemeine Stellungnahme des Entwurfs zu den Vorſchriften über die 
KL. 825. — Begrifflihe Unterjcheidung zwifchen KL. und Anſpruch: Anfprud 
im Sinne ded Entwurfs und der Civilprozeßordnung 826—8238. — Klage— 
recht (AUnfpruch) und Zuläffigkeit der prozefjunlen 8. Selbſtändige Klagbar— 
feit von Nebenredhten. „Nativität” der (proc.) K. Begriff des Rechtsver— 
hältnijjes, Klagegrund, unter bejonderer Berüdfihtigung der pofitiven und 
negativen Feitftellungsflage. Einreden und Einwendungen 828—836. 

Klagenbweifung wegen prozefjualsmangelhafter Klageerhebung oder wegen Mangels 
einer Prozeßvorausſetzung: Wirkung auf Rechtshängigfeit und die durch die 
jelbe unterbrodyene Berjährung 47 ff., 51. 

Körperfchaft. Bejtimmungen des Entwurfs 20. — Anwendung derjelben auf 
alle Körperſchaften 39, 40. — Ueberſicht über den gegenwärtigen Rechtszu— 
jtand in den einzelnen Bundesjtaaten 20 ff. — Vorbehalte für die Landes: 
geſetzgebung 4, 13, 14, 17, 19 ff., 1017. — Borfchläge für Regelung der 
Entjtehung der K. Vorſchlag zur Einführung’ gewiffer einheitlicher Grund— 
formen für die auf Landesrecht beruhenden K. Nothwendigkeit von Nor: 
mativbedingungen, deren Erfüllung Rechtsperſönlichkeit giebt. Aufitellung 
jolher Normativbedingungen, insbeſ. Regiiterzwang für 8. 20-34, 1018 bis 
1021. — Berjährungsprivilegien 104, 105. 
©. a. „Berfonenverein’, „Fiskus“, „Kommunalverband“, 

Körperverlegung, widerrechtliche. Scadenserjagpflicht bei w. K. 1212—1216. 

Kommunalverband. Haftung des K. für die Berfehen feiner Beamten. Bor: 
behalte für die Yandesgejeßgebung 4, 15, 17, 1221—1223, 1225, 1255— 1257. 

Kompensation |. Aufrechnung. 

Konkurs, Einfluß der Beräußerung von Grundjtüden im Konfurje durch den 
Berwalter auf Mieths- und Pachtrechte 696, 697, 708, 741. 

Konkursordnung. Wenderung der Beitimmungen der 8. und des Einführungs: 
gefeges zur K. durd das Einführungsgefeg zum Bürgerlien Geſetzbuch 
1248, 1249. 

Konventionalftrafe. Uebergang bei Lebertragung des Hauptanſpruchs 65. — 
Haftung des Fauitpfandes für K. 387, 389. 

Koften. Borbehalt für landesgejegliche ae der Vorſchriften über den An— 
ſpruch auf Rückerſtattung von K. eines Verfahrens, zu deren Entrichtung 
eine Verpflichtung nicht beſtand 1268 -1260. 


Landesgeſetze. Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den 2, 3 ff., 955, 956, 
1234. — Den L. neben dem Bürgerlichen Geſetzbuche vorbehaltene Rechts: 
verhältniffe 4, 5, 620, 1252—1266. — Berhältnijt der 2. zu ſonſtigen Reichs— 
gejegen 1234. 

Zandesherren. Hausgeſetze 3 ff. 

Landgut. Zubehör 621, 622. 

laudatio auctoris 1244, 1245. 

Legalhypothef. Wegfall der %. des franz. Rechts 361—364. 

Legitimität ſ. Eheliche Abſtammung. 

Lehnrecht. Regelung durch Landesgeſetzgebung 4ff. 620. 

Leibgedingsvertrag 5, 16. 

Leiſtung. Vollſtändigkeit der L. 256, 257. — Haltung bei Nichterfüllung der 
Verbindlichkeit 257. — Unmöglichkeit der L. 259 ff. — Nichtleiſtung nach 
rechtskräftiger Verurtheilung binnen der vom Gläubiger beſtimmten Friſt 
262. — Wirkung der Nichtherausgabe eines beſtimmten Gegenſtandes nach 
Rechtshängigkeit 262. 

©. a. „Erfüllung“, „Theilleiſtung“, „untheilbare L.“. 

Leiſtungsort ſ. Erfüllungsort. 

Letztwillige BVerfügung. Errichtung: Formen des älteren und gemeinen Rechts 
470. — Syſtematik des Entwurfs 470, 471. — Ordentliche Teſtamentsform. 
Beſeitigung des Privatteſtaments 471, 472, — Nothteſtamente 472—474. — 
Uebergehung des Militärteſtaments im Entwurfe 472, 473. — Teſtirfähigkeit 
474. — Formvorſchriften für Stumme, Taube, Blinde und Analphabeten 
474. — Berwahrung und Eröffnung der Teftamentsurfunde 474, 475. — 
Widerruf und Wiederaufgebung der l. V. Wirkung des Widerrufs de8 
Widerrufs 475, 476. — Gemeinſchaftliche I. B. 476, 477. 

lex commissaria beim Faujtpfande 397. 

Liberale Bernfsarten. Leiſtungen der l. B. (Geiftlichen, Aerzte, Rechtsanwälte, 
Beamten, Schriftjteller, Dichter) al8 Gegenjtände des Dienjt:, Werk- und 
Auftragvertrages 858, 860, 889896 ff., 917—919, 931. 

Lignidator. Bejtellung eines 8, wenn wegen geſetzwidrigen Berhaltens eines 
Sejellichafterd die Auflöjung der Gefellichaft verlangt ijt. Koſten ber 
Liquidation 1045—1047, 1061, 1062. 

Literarifche Werke |. Werkvertrag, Dienftvertrag. 

mM. 

Mäftervertrag 155. — Erfüllungsort 559. 

Mahnung |. Berzug. 

Manifejtation ſ. Offenbarung. 

Miethe und Pacht. Grundzüge des Entwurfs 693—695, des preußifhen Rechts 
698 — 700, des Franzöfiihen Rechts 700—701. — Natur des Redytsverhält- 
ntfjes zwiſchen VBermiether (Berpäcdter) und Miether (Pächter). Eintragung 
dev MD. (B.) in das Grundbuch. Nechtsverhältniffe im Falle freiwilliger 
Beräußerung (oder zwangsmeifer Berjteigerung zweds Theilung bezw. Aus— 
einanderjegung) zwiſchen den Mierher (Pächter) und dem Erwerber, insbe]. 
ob Kauf M. brechen joll; Weiterverhaftung des Vermiethers in dieſem Falle. 
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Rechtsverhältniffe bei Zwangsverſteigerung auf Antrag von Gläubigern; 
Kündigungsreht der Gläubiger; Rechte und Pflichten des Erſtehers. Ein— 
wirkung freiwilliger Beräußerung des Grundjtüds im Konkurſe durch den 
Berwalter. Bejtellung dinglicher Rechte an dem Grundjtüde an Dritte durd) 
den Bermiether. Theilung des Mieths- und Pachtobjekts 695 — 716, 739 —742, 
— Form der Verträge über M. und P. 709, 710, 739. — Uebertragung des 
Mieths- (Pacht-) rechts 59—62, 718-721, 742, 743. — Gegenitände bes 
Pfandrechts des Vermietherd. Ausübung defjelben 159 ff., 723 -732, 743. 
Beitlihe Einjhränfung des Pfandrechts 722, 723. — Zwangsverwaltung des 
Pachtrechts für die Gläubiger des Pächter. Rechte von Gläubigern, wenn 
der Vermiether an den von ihnen gepfändeten Saden jein Pfandrecht geltend 
madıt 721, 722, 744— 745. — Erfüllungsort für Anfprüde aus M. und P. 
557—559. — Verjährung von Anſprüchen aus M. und P. abgefehen vom 
Bin® 108. — Gemährleijtung des Bermiethers (Berpädters) 735, 736. — 
Pflichten des Miethers (Pächters) in Anjehung der gemtetheten (gepadhteten) 
Sache. Rechte des Bermiethers (Verpächters) bei Vernachläſſigung der Pflichten 
736, 737, 743, 746. — Inventar und Borräthe bei Verpachtungen. Nüdgewähr 
bei Berpadhtungen 735, 736. — Remiſſion des Padıtzinjes 735, 736. — 
Neparaturpflicht bei der Verpachtung landwirthichaftliher Grundjtüde 738, 
745. — Nüdtrittsredht vom Vertrage ohne Kündigung: ſeitens des Vermiethers 
(Berpächters) 732—734, 744, feitens des Miethers (Pächters) 734, 735, 744, 
745. — Berträge von langer Dauer 730 Anm., 735, 736. — Einfluß des 
Todes des Mietherd oder Pächter auf die Dauer des Bertrages 736. — 
Rückwirkung der Rechtsnormen des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf ältere 
Verträge 738, 739. — Borbehalt der Normirung der Räumungsfrijten 
gemrietheter Wohnungen für das Landesrecht 1257. 

Militairteftament, Uebergehung im Entwurfe 472, 473. 

Miteigenthum. Borbehalt befonderer landesgejegliher Vorichriften für die im 
M. jtehenden, mit Gebäuden bejegten Grundjtüde (Stockwerks-, erere⸗ 
gerechtigkeit) 1260 - 1262. 

Miterben. Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe der M. an der ungetheilten Erb— 
ſchaft nach dem Entwurfe und nach dem Preußiſchen Allgemeinen Landrechte 
1016, 1028, 1029 - 1031. — Gutachten zum 20. deutſchen Juriſtentage, insbeſ. 
Einführung eines Erbenpfandrechts 1031, 1032, 1056, 1057. — Vorſchlag 
zur Negelung nach den Grundfägen von Rechtsgemeinfchaften zur geſammten 
Hand: 1025 ff. Untheilsrechte der M. 1034, 1035. Drgang des Bein" .ic 
willend 1037—1040. Sonderrechte 1040. Vorſorge, wenn ein Organ des 
Gefammtwillens feine Pflicht nicht erfüllt. Beftellung eines Nadlaf- 
verwalter8 1041, 1045, 1046. Geltendmachung ber Forderungen 1049, 1050. 
Haftung für die Schulden 1050, 1054. 

modus 938. 

Mortifitationsichein 270. 

Motive. Erörterung der Anwendbarkeit der Bejtimmungen des Entwurfs auf 
bejtimmte Fälle in den M. 1209. 

Münzforte bei Geldjchuld 253, 254. 
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N. 
Nachlaßverwalter. Bejtellung eines N. auf Antrag eine® Miterben 1041, 
1045 — 1047. 
Natürliche Berbindlichfeit 251, 252. — Aufrechnung mit n. B. 274. 
Nebenrechte. Uebergang bei Uebertragung der Forderung 65. — Selbjtjtändige 
Stlagbarfeit 828. 
Negatoriſche Eigenthumsflage 689. 
negotiorum gestio ſ. Sejchäftsführung. 
Nichtigkeit der Ehe, Nichtigkeitöflage ſ. Ungültigfeit, 
Nichtleiftung ſ. Zeijtung, Unmöglichkeit der Leiftung. . 
Nichtſchuld, Leiſtung einer ſ. Bereicherung. 
Nichtſtreitige Rechtspflege. Vorbehalt für landesgeſetzliche Regelung 5, 16, 17. 
Niepbrand. Begründung durch den Nichtberehtigten 130 Anm. — Beitellung 
eines N. an Beitandtheilen einer Sache 621. 
nominatio auctoris 1244, 1245. 
Nothitand 1193, 1194. 
Rothteftament ſ. Letztwillige Verfügung. 
Nothweg 629, 630. 
Nothwehr 1193, 1194. 
Novation 208. 
Nutznießung, clterliche ſ. Elterlihe Gewalt. 


O. 

Occupation ſ. Zueignung. 

Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs ſ. Grundbuch, Hypothek. 

Oeffentliche Ordnung. Rechtsgeſchäfte gegen die ö. O. 500, 501. 

Offenbarung. Fälle der Verpflichtung zur DO. 355, 356, 358, 997. — Folgen 
der Weigerung der Leiltung des DO.3:Eides 356, 358, — Verpflichtung zur 
Leiſtung des O.s-Eides bei Auflöfung der fortgeiegten Gütergemeinjchaft 308, 
316. — Wirthichaftlihe Natur der D.8- Pflicht mehrerer 1160. 

Offerte ſ. Vertragſchließung. 

Ort der Erfüllung ſ. Erfüllungsort. 


P. 

Pacht j. Miethe. 

Perſonenſtandsgeſetz. Aenderung von Borichriften ded PB. durch das Ein- 
führungsgejegß zum Bürgerlichen Gejeßbud. Verhältniß dejielben zum 
bayeriichen Vorbehalte, betreffend das Berehelihungswefen 1250,. 1251. 

Berjonenverein. Gegenmwärtiger Nechtszuitand 20 ff., 1021— 1023. — Unzuträg- 
lichkeiten im Rechtsverkehre mit P. ohne juriftiihe Perfönlichkeit. Noth— 
wendigfeiten von Normativ-Bedingungen, deren Erfüllung Rechtsperſönlichkeit 
giebt 26—32. — Vorſchläge zur Regelung der Recdhtsverhältnifie der P. ohne 
juriftiiche Perjönlichkeit 34— 39, 1024, 1025. 

©. a. „Körperſchaft“. 

Pfändung des Pflichttheilsanſpruchs 997, 998. — Private Pf. zum Schutze von 
Grundſtücken und Entrihtung von Pfandgeld. Vorbehalt für Landesrecht 
1257, 1258. — Unpfändbare Forderungen 61, 62. 

XV. 103 
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BPiandleihgewerbe, Pfandleihanftalten 4, 13. 

Pfandrecht. Stellung im Syjteme des Entwurfs. Eintheilung der verjchiedenen 
Arten des Pf. 360. — Allgemeine Kritik 374— 376. — Pf. an Grunditüden. 
Arten, Verhältniß und Stellung zu einander 1084. ©. weiter „Hypothek“, 
„Grundſchuld“, „Grundbuch“. — Pf. an beweglihen Sachen: Erforderniß 
der Uebergabe und Inhabung. Uebergabe durd) constitutum possessorium und 
Inhabung durd) den Schuldner für den Gläubiger 371, 372, 375. — Ein 
führung eines Regiſters für legtere Fälle 371, 372, 375, 376-385. — Ver- 
pfändung hängender Früchte, und jchlagbarer Hölzer 371, 372, 373, 375, 385 
bis 387. — Gegenjtände und Ausübung des Pf. des Bermiethers 159 ff, 
7123-- 732, 743, 744. Zeitliche Einſchränkung deffelben 722, 723. — Bi. 
an Schiffen 383. — Beitellung eines Pf. an Beftandiheilen einer Sache 621. 
— Für welde Forderungen die Pfandſache haftet 387-389. — Wie weit 
fih das Fauſtpf. eritredt 389, 390. — Rechtsbehelfe de3 Pfandgläubigers 
gegen Beeinträcdhtigungen 390—394. — Rechte des Prandeigentyümers als 
folchen gegen den Pfandgläubiger 394, 395. — Recht der Befriedigung des 
Pfandgläubigers jeitens eines nadjtehenden Pfandgläubigers; Erſtreckung 
des Befriedigungsrecht3 auf Bürgen, ferner auf anderweite, mit volljtred- 
barem Scyuldtitel verjehene Gläubiger des Pfandſchuldners überhaupt 345, 
396. — Verkaufsrecht des nachjtehenden gegenüber dem vorgehenden Pfand: 
gläubiger 396, 397. — Vertrag zwijchen Gläubiger und Schuldner auf Ber: 
fall des Pfandes bei Nichtleiftung, auf Nichtverfauf des Pfandes 397, 398. 
Berfahren beim Verkauf 398-401. — Gewährleiſtung des Pfandgläubigers 
für die von ihm verfaufte Pfandfache 400, 401. — Erlöfchen eines Pf., das 
mit dem Rechte Dritter behaftet ift 401, 402. — Erfatanfprud; des redlichen 
Pfandnehmers gegen den vindizirenden Eigenthümer der Pfandſache 656. — 
Pf. an Rechten: Allgemeine Sritif 400. — Begründung des Pf.; Anzeige an 
den Schuldner bei NVerpfändung von Forderungen, zu deren Beräußerung 
der Abtretungsvertrag genügt; Form der Berpfändung von Forderungen 
überhaupt 54, 55, 373, 374, 403 —406, 857. — Berpfändung von Hypotheken: 
forderungen und Forderungen, für welche ein in das Grundbuch eingetragenes 
Necht verpfändet iſt 402, 403. — Unpfändbare Forderungen 61, 62. — Bf. 
und Pfandrechtstitel des Mündeld® am Vermögen des Wormundes 85—87. 
©. a. „Pfändung“. 

Pflegihait 51, 92—9. — Erfüllungsort für Anfprücde des Mündels gegen ben 
Pfleger 539. 

Pflichttheil. Allgemeine Kritik 1014. — P.s-Berechtigte 989, 990. — Betrag des 
Pf. 990, 992. — Erbredt oder nur Anspruch auf Geldfeiftung? 990—992. — 
Beredinung der Größe des Pf. 992— 994. Mbrehnungen auf den Betrag 
996. — Fälle der Verlegung des Pf.srechts. VBerfchiedenartige Anfprüde in 
den einzelnen Fällen 994—996. — Berpflichtung des Erben zur Auskunft— 
ertheilung über den Nachlaß 996, 997. — Entftehung, Bererblichfeit, Ueber: 
tragbarkeit, Pfändung des Pf.s-Anſpruchs 60, 997, 998. — Haftbarkeit des 
Erben für den Pf.s-Anſpruch. Tragung der Pfslaſt im Verhältnifie mehrerer 
Erben zu einander, der Erben zu den Vermächtnißinehmern und der 2er 
mäctnignehmer unter einander 998— 1000, — Berjährung des Pf.s-Anſpruchs 
1009 — 1002. — Erlaß defjelben 1002, — Entzieyung des Pflichttheils 1002 
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bis 1007 (Begriff, Form, Beweislajt 1003, Gründe zur Entziehung gegen 
Abkömmlinge 1004—1006, gegen Eltern 1006, 1007, gegen Ehegatten 1007, 
Verzeihung des Entziehungsgrundes 1003, 1004). — Sog. Enterbung aus 
auter Abficht 1007—1010. — Rechtsverhältniſſe bezüglich des Pf. in Folge 
Schenkungen des Erblaſſers (Sog. aupßerordentliher Pf.sanſpruch) 1010 
bis 1014. 

praesumtio juris 839. 

Briejter f. Liberale Berufsart. 

Privatfluß j. Waſſerrecht. 

Privatpfändung ſ. Pfändung. 

Privatteftament j. Letztwillige Berfügung. 

Privilegien. Wegfall der Eintrags-Pr. des franz. Rechts 361 —364. 

Prozekzinjen 46, 51. 

Publicianifche Eigenthumsflage 669— 692. 


D. 


Onittung al3 Erlaß der Schuld 244, 245, 277. — Berpflihtung zur Ertheilung 
der Du. 270. 


R. 

Rangorduung. Aenderung der R. grundbuchlich eingetragener Rechte 627, 628. 

Realgewerbeberechtigungen. Vorbehalt für landesgeſetzliche Regelung 4, 12. 

Rechnungslegung. Bedürfniß geſetzlicher Regelung der R. 357. 

Rechtsanwalt. Unterordnung der Thätigkeit des Rechtsanwalts unter den Dienſt— 
vertrag und Auftrag nad) dem Entwurfe 858, 860. Standpunkt des römischen 
Rechts 889 — 896. Unhaltbarkeit ded Standpunft3 des Entwurfs 898 ff., 
insbeſ. 906 — 911. Borfchläge zur Aenderung 929, 931. — Trennung ber 
Advofatur von der Profuratur 931, 932. — Begutachtung des Entwurfs 
durd) Rechtsanwälte 1231, 1232. 

Rechtsgemeinſchaft. Regelung von An., insbeſ. Gejellichaft, ungetheilter Erbſchaft, 
nad) den Grundjäßen der jog. gefammten Hand 1016, 1025 ff. 

Rechtsgeſchäft. Begriffsbejtimmung 487-489. — Zum Begriffe der Unirffam: 
feit von R. 489-491. — Form 497, 1051. — Unerlaubte R.: Unfittliche 
R. 110 ff.; R. gegen bie Öffentliche Ordnung 500, 501. — Ungültigfeit der 
R. Wefen der Nichtigfeit. Späterer Wegfall der NichtigfeitSgründe 501, 502. 

Rechtsirrthum. Entſchuldbarkeit 261. 

Rechtshängigkeit. Wirkungen 42 ff., insbeſ. auf die Steigerung des Anſpruchs 46, 
wenn der Nechtsftreit ohne fachliche Entfcheidung beendigt wird, insbeſ. bei 
Klagerüdnahme, Abweifung der Klage als an ſich unjtattthaft oder wegen 
Mangels einer Prozekvorausfesung 46 ff., 51. 

Rechtskraft. Umfang der R. des Urtheild 843—847. — Einrede der R. 847. 
Zuſammenhang zwifchen Einrede der NR. und der Stlageänderung 829, 830. 
— Berziht auf die Wirkung der N. 847,848. — Wirkung der R. unter den 
Parteien und Neditsnachfolgern 848, 1238, 1239. — R. des Urtheils im 
Vindifationsprozefle 671, 672, — R. des Urtheils, wenn Aufrechnung geltend 
gemacht ijt 1237. 

Rechtsnachfolge. Wirkung dev R. im Prozeſſe 848, 1238, 1239. 
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Rechtsſtreit, Materiellerechtlihe Wirkungen des Beginns 41 ff. 

Rechtsverhältniſi. Begriff 830 ff. 847. 

Nechtöverlegung, objektive 239, 240. 

Rechtövermuthung 839. 

Nedaftionelles 308, 309, 312, 316, 317, 325, 326, 328, 335 ff., 364, 390, 394, 
a, E. 401, 402, 489-491, 492-494, 495-497, 498, 499, 501, 502, 504, 
505, 506, 509, 622, 636—637, 648, 649, 650, 651, 666, 712, 734, 735, 749, 
809, 984, 999, 1063, 1102, 1230, 1238, 1239, 1248, 1249, 1257. 

©. a. „Sprache.“ 

Negalien. Borbehalt für landesgejegliche Regelung 4, 12. 

Megifter. Eherechtliches R. 309, 310, 316. — Oeffentliches Regiiter für Pfand— 
rechte an beweglichen Saden und Rechten 371 f}., 383— 385, 886. — R. für 
juriftifche Berfonen (Körperichaften) 25, 26, 32, 1019—1021. 

Reichsadel, ehemaliger. Hausgeſetze und Landesgeſetze für den Rt. 4 ff. 

Reichsgeſetze. DVerhältnig der NR. zu den Landesgejetes 1234, zu dem Bürger: 
lihen Geſetzbuche 1235 ff. 

Reichsſtändiſche Hänfer, ehemalige. Hausgefege und Yandeögejege für die r. 9.4 ff. 

Romaniftiiher Grundzug des Entwurfs 1227— 1229. 

Rücktrittsrecht, gejetliches vom gegenfeitigen Bertrage als Folge der Nicht— 
erfüllung 115. — des Bejtellers bei micht rechtzeitiger Herjtellung des 
Werts 153. — Wandelung |. Sewährleiitung. — Außerordentliches NR. des 
Bermicthers (Berpäcters) 732 — 734, 744, de8 Mietherd (Pächters) 734, 
135, 736, 744, 745. 

Rückwirkung der Borjchriften des Bürgerliden Geſetzbuchs 1267—1272, insbej. 
hinſichtlich Schuldverhältniſſe 1267, 1270, Verjährung 954, Miethe und Pacht 
738, 739, Jmmobilienrecht bei noch nicht angelegtem Grundbuch 1270—1272. 


S. 

Sache. Begriff und Kategorien 620. — Beſtandtheile 620, 621. — Zubehör 
621, 622. 

Sachenrecht. Syſtematiſche Anordnung, Hauptprinzipien, vom Entwurfe ausge: 
ichlofiene Rechtsmaterien des ©. 619, 620. 

Sadperftändiger. Haftbarmadung der ©. für Berfehen 1224, 1225, 1265, 1266. 

Schadenserſatz. Umfang des Sc. Bermögenseinbuße und entgangener Gewinn ; 
Begriff. Abjtufung nad dem Grade des Berjchuldens? 235 fi., 254, 1195 bis 
1197, 1226. — Art des Sch. 355, 1197. — Außerordentlicher Werth und 
Werth der bejonderen Vorliebe des zu erjeßenden Gegenjtandes 255, 1197. 
— Sch. bei mitwirkendem Verſchulden des Beſchädigten 256, 1197. — Ueber: 
gang der Anſprüche des Entichädigten gegen Dritte auf den Erfagleiftenden 
bei Berluft einer Sache oder eines Rechts 256. — Entjchädigung für anderen 
als vermögensrechtlihen Schaden (Verlegung ſog. immaterieller Yebensgüter) 
255, 256, 1186--118*, 1197, 1215, 1216, 1225, 1226. — Sc). bei Berträgen 
115 ff., 257. — Außervertragliher Sch.: Unerlaubte Handlung als Allgemeiner 
Berpflichtungsgrund 674, 675. Römiſches (fubjektives) und deutjches (objeftives) 
Sch. Prinzip. Prinzip neuerer Kodififationen; Prinzip des Entwurfs; Noth: 
wendigfeit der Befeitigung des römischen Prinzips 1183—1188, 1225. Unter: 
jheidung des Entwurfs zwiſchen Verlegung der fog. abjoluten Nechte Dritter 
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und andermweiter Schadenszufügung 1188—1189, 1225. Begriff des Vorſatzes, 
der Fahrläſſigkeit (Ordentlicher Hausdater) und der widerrechtlichen Handlung 
1190 — 1193; Nothwehr und Nothitand 1193— 1194. Unfittliche an ſich erlaubte 
Handlung als widerrechtliche 1194, 1195; eoneurrence deloyale 119. Ausschluß 
des Sch. bei Einwilligung des Beſchädigten 1197, 1198. Beſchädigung durd) 
entjchuldbar für erlaubt gehaltene Handlung 1198, 1199. Berantwortlichkeit 
des Vernunftgebrauchs (insbeſ. durch Betrunfenheit) beraubter und jugendlicher 
Berjonen 1199 — 1201. Haftung für unerlaubte Handlungen Dritter: Ber: 
legung der Aufjichtspfliht 1201; Haftung des Gejchäftsheren für den von 
jeinen Angejtellten oder Arbeitern bei der Berrichtung verurjachten Schaden 
1202—1205, 1226; Haftung des Beichädigers felbjt 1205. Wirthfchaftliche 
Natur der Sc). Verpflichtung, insbef. bei mehreren Theilnehmern; Art der 
Haftung der mehreren Theilnehmer an der unerlaubten Handlung und Aus» 
gleichung des Sc. unter ihnen 292, 293, 1159, 1181, 1182, 1205. Erfüllungsort 
für den Anſpruch auf Sch. 560. Sch., bei Berjchlechterung oder GEntziehung 
einer Sache, insbef. Anjprud) des Schuldners wegen Berwendungen auf die 
entzogene Sache 1205, 1206. Berjährung des Sch-Anſpruchs; Bereidherungs: 
anfprud; nad) Berjährung 1206, 1207, 1226. Aufßervertraglider Sch. in 
einzelnen Fällen: Erfagpflicht für Befchädigung durch befeffene bewegliche und 
unbewegliche Sachen 1219-1221. — ©. weiter unter „Arrejt”, „einftweilige 
Berfügung”, „Urtheil?, „Tödtung“, „Körperverlegung“, „Freiheitsentziehung“, 
„Beleidigung“, „Ausgießen“, „Auswerfen“, „WUushängen”, „Ausjtellen“, 
„Thiere“, „Beamter? „Sadverjtändiger”, „Schäter”. 

Schatz. Anzeigepflicht des Finders 669, 670. 

Schäger. Haftbarmahung des Sc., insbeſ. des Hypothekenſchätzers, für Ber: 
ſehen 1265, 1266. 

Schuldverhältniffe mit Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern. Grundzüge 
des Entwurfs 1095. — Stoffvertheilung 1102. — Redaktionelles 1102. — 
Allgemeine Kritit 294, 1106-1109. Zufammenitellung fernerer Urtheile 
1096, 1097. — Princip der Theilung der Schuld bezw. Forderung bei theil: 
barer Leitung 289, 294, 1016, 1049—1054, 1109, 1111, 1141, 1142. — 
Gemeinichaftlichkeit der Forderung bei mehreren Gläubigern 1049, 1050. — 
Begriff und Entjtehung des Gefanmtiduldverhältniffes nad) dem Entmwurfe- 
Auslegungsregeln bei Begründung durd; Redtsgejchäft (Klaufeln) 269, 1161. 
— Nichtuntericheidung im Entwurfe zwifchen Sorreal: und Zolidarichuld 
und Normirung nur eines Gejammtjchuldverhältniffes 1101, 1111—1117. — 
Mangel einer Beitimmung über Bertretung der Gelammtjchuldnerichaft 
gegenüber dem Gläubiger 1115— 1117. — Ueber die wirthichaftlicde Natur 
der gemeinfchaftliden Schuld 1117—1160: a) Die allgemeinen wirthichaftlichen 
Elemente 1117—1121. db) Bei den einzelnen Schuldverhältnifien 1121 ff. 
1. Hinterlegungsvertrag, insbeſ. Hinterlegung an mehrere 1132-1142, 
2. Gebrauchsleihvertrag, inöbef. Yeihe an mehrere 1142—1149. 3. Darlehns- 
vertrag, insbef. Darlehn an mehrere 1151—1155. 4. Kaufvertrag 1155 
biS 1157. 5. Uebrige Verträge 1157. 6. Erbrechtlihe Verfügung 1158. 
7. Unerlaubte Handlung 1159. 8. Sculdverhältniffe aus Bereicherung, 
Geſchäftsführung ohne Auftrag, Gemeinſchaft, Norlegung und Offenbarung 
1159, 1160. Ueber die rechtliche Natur der gemeinfchaftlihen Schuld 
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1160—1182. Allgemeine rechtliche Konjtruftion 1160-1161. a) Gemein: 
ſchaftlicher Zwed, insbej. Haftung dev Schuldner. Einrede der Borausflage 
1161 — 1176. b) Einzelverpflihtungen 1176 — 1180. c) Gemeinjcaft der 
Mitglieder 1180—1182. — Untheilbarfeit der Leiſtung 293, 294, 1105. — 
Einzelnes vom Gejammtjculdverhältniiie (bezw. der gemeinfchaftlihen Schuld): 
Berjchiedentlihe Berechtigung bezw. Berprlichtung. Nichtentjtehung der Be- 
rechtigung bezw. Verpflichtung bei einem Gläubiger bezw. Sculdner 289, 
1103, 1177, 1178, 1179. Leiſtung an einen der Gläubiger nad Wahl bes 
Schuldners, aud nad gerichtlicher Einforderung durch einen andern 290, 
1107 Anm. Wahlrecht de8 Gläubiger 290. Einfluß des Berfchuldeng, 
der Kündigung, der Mahnung, des Anbietens, Verzuges eines Gläubigers 
bezw. Schuldners 290, 291, 1179, 1180. Einfluß des nicht zwiſchen allen 
Betheiligten ergangenen Urtheils auf die übrigen 290, 291, 1179, 1180. — 
Uebertragung der Forderung jeitend eines Gläubigerd 291, 1103. Er- 
füllung, Erfüllung dur öffentlihe Hinterlegung, Leitung an Erfüllungs: 
ftatt 291, 1103, 1104, 1162, 1163. Aufrechnung 246 ff., 291, 1163—1166. 
Gänzliher und theilweiler Erlaß an einen der Mitjchuldner; Zuläffigfeit 
und Wirkung; Zufage der Nichteinforderung 291, 292, 1166-1172. Tod 
eines Mitjchuldners; Bereinigung 246 ff., 292, 1177, 1178. Unmöglichkeit 
der Leijtung in der ‘Perjon eines Gläubigers oder Schuldners. Wirkung der 
durch einen Schuldner verjchuldeten Unmöglichkeit für die übrigen Schuldner 
292, 1104, 1105, 1179, 1180. Unterbrehung, Hemmung, Vollendung der 
Verjährung bezüglid) einzelner Betheiligter 292, 1179, 1180. Verhältniß 
der Gläubiger bezw. Schuldner unter einander, insbe]. bei Schadenserjag aus 
unerlaubter Handlung 292, 293, 1053, 1108, 1109, 1159, 1180—1182. — 
Theilbare Leitung an Stelle untheilbarer Leiſtung 294. Einfluß des Be- 
ginnes des Rechtsſtreits auf das Geſammtſchuldverhältniß 43. 

Scheingeſchäft 498, 

Schenkung 163 ff. Allgemeine dogmatiiche Erörterungen über die Sch. (Wejen 
der Sch. 165 ff. Gegenjtand der Sc. 174 ff. Abſicht des Schenkers 
179 ff. DVBermögensbenacdtbeiligung des Schenkers 188 ff. Vertrags— 
natur der Sch. 193 ff.) — Stoffvertheilung im Entwurfe 164. — Begriffs- 
beftimmung der Sc. 196 ff, 862. — Angebot, Annahme und Ublehnung 
der Ed. 199 ff. — Maß der Schenkung, Rechte des Gebers und Pflichten 
des Nehmers bei übermäßiger Sch. 202. — Form der Sd. 212 ff. — 
Pflichten des Scenters, insbeſ. der Erfüllungsort 220 ff., 532—535. — 
Widerruf der Sc. wegen Undanks 225 ff. — Anfechtung der Sch. durch den 
Bertragserben 484. — Sch. von Todes wegen 485. — Sch. des Erblaſſers 
und Brlichttheil 1010— 1014. 

Schiedsvertrag. Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts zu Sch. des Bor- 
mundes oder Inhabers der väterlichen Gewalt für das Kind 428. 

Shhriftfteller j. Liberale Berufsarten. 

Schuldſchein. Pflicht zur Nüdgabe nad Erfüllung 270. 

Schuldübernahme. Begriffliches. Juriſtiſche Konſtruktion 285, 286, 590, 603, 
604, 605, 606. — Sch. durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und einem 
Dritten 286, 590, 604—606. — Sc. durch Vertrag zwijchen dem bisherigen 
Schuldner und dem Schuldübernehmer: Haftentlafjung und Weiterverhaftung 
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des bisherigen Schuldners. Berechtigung des Gläubiger aus dem Bertrage. 
Nohmalige Aufforderung an den Gläubiger nad) dejjen verjagter Einwilligung. 
Erfüllungsübernahme. Uebernahme perfönlicher Berbindlichkeit des Käufers 
in Anrechnung auf den Kaufpreis 286, 606—615, 245, 287, 288. — Form 
der Sch. 286. — BZuläffigkeit der Sc). mit Rüdfiht auf die Art der Leiftung 
617. — Sch. im zweifeitigen Bertrage 617. — Einreden des Schuldüber: 
nehmers 286, 287, 613, 614. — Einwirkung der Sch. auf Nebenredte und 
Vorzugsrechte 287, 614. — Sc. durch vertragsmähige Uebernahme des 
gegenwärtigen Vermögens eines Dritten 245, 246, 288, 289, 615, 617, 618, 
eines Vermögensinbegriffs (Handelsgeſchäfts) 618. 

Schuldverhältniffe, Recht der, f. unter den einzelnen bejfonderen Rubriken. — 
Anwendbarkeit der Vorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf die vor 
feinem Inkrafttreten entjtandenen Sch. 1267—1270. 

Schwägerjchaft. Anwendbarkeit der Borfchriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
über Sch. auf die Givil- und Strafprozeßordnung, die Konkursordnung oder 
das Reichsanfechtungsgeſetz 1235, 1236. 

Sicherungshypothek 368. 

Sielreht. Regelung durch Landesgeſetzgebung 4, 10, 11, 620. 

Spzialpofitifche Geſichtspunkte. Vorwurf des Mangels ſ. G. im Entwurf 1230, 1231. 

Spezififation ſ. Verarbeitung. 

Spielvertrag. Anmendbarfeit der Vorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
vorher gejchloffenen Sp. 1269, 1270. 

Spradje des Entwurfs 94, 749, 1064, 1229, 1230. 

Stammgüter. Regelung des Rechts der St. durd) Landesgejeßgebung 4 ff., 620. 

Stiftungen 40. ©. auch: „jurifttiche Perſon“. 

Stockwerksgerechtigkeit. Vorbehalt für Landesrecht. Rechtliche Konjtruftion im 
Einführungsgejege zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1260— 1262. 

Strafgejesbud. Aenderungen der Bejtimmungen des St. durch das Einführungs- 
gejeg zum Bürgerlichen Geſetzbuche 1249. 

Subrogation 271. 


T. 

Taxator ſ. Schätzer. 

Teftament ſ. Letztwillige Verfügung. 

Teſtamentsvollſtrecker. Eideszuſchiebung in Prozeſſen der T. als ſolcher 1239. — 
Aufnahme des durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenen Verfahrens 
beim Vorhandenſein eines T. 1245. 

Teſtirfähigkeit 474. 

Theilbare Leiftung bei Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern 289, 294, 
1016, 1049 — 1054, 1109 — 1111, 1141, 1142. — Th. L. an Stelle untheil- 
barer 294. 

Theilleiftungen 237, 238, 257. 

Theilung des gemeinjchaftlihen Rechts 344 ff., 351, 352. 

Thiere, Erfatpflicht für Befchädigung durch gehaltene Th. 1217—1219. 

Tödtung, mwiderrechtlice. Schadenserfagpflicht wegen w. T. 1209—1212. 

Tod. Einfluß auf Schuldverhältniffe 278 — insbef. auf Mieths- und Pacht— 
verträge 736. 


1536 


Todte Hand 4, 13. 

Tradition j. Ucbergabe. 

Trennung von Tiſch und Bett. Ginführung derjelben überhaupt und ihr Ver— 
bältnig zur Eheſcheidung 311, 312. — Klage auf Ehefcheidung und eventuell 
auf T. dv. Tiſch und Bett in Fällen, in welchen regelmäßig lettere zuerjt 
ftattfinden foll 313, 317. — „Kenntniß” des Grundes zur X. ($ 1447 d. €.) 
313, 317. — Frift zur Erhebung der Klage 313, 317. — Vormundſchafs— 
richterlihe Entfcheidungen wegen ber Kinder während der T. 314, 317. 


u. 


Uebergabe der beweglichen Sachen als Erforderniß des Eigenthumserwerbs 632 
bis 635, 637—640. 

Uebergangsbeitimmungen des Cinführungsgefeges zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
1267. 

Webertragung der Forderung. Stellung im Syſtem 278. — Eintritt der Wirkung 
der U. Dritten gegenüber 279, 280. — Arten der U. 280. — U. durch Ab: 
tretung. Form derjelben 53, 56-58, 280, 849-857, insbeſ. aus Berträgen, 
deren ®ültigfeit eine befondere Form erfordert 56, 57, der Rechte aus 
Schriftlichen Anmeifungen 57, 58. Unzeige der Abtretung an den Schuldner; 
Kenntniß defielben von der Abtretung 53-55, 279, 280, 851 ff. — U. durd) 
leberweijung im Wege der Bwangsvollftredung 55, 56, 280, 404, 850, 851. 
— U. durch Geſetz 280. — Lebertragbarfeit 59-62, 281, 2385, 718-721, 
742, 743; Ausſchluß derjelben durch Rechtsgeſchäft 60, 61, 281. — Ueber— 
gang von Borzugsrechten auf den neuen Gläubiger 62—64, 281; Geltend— 
machung von Vorzugsrechten, welche dem neuen Gläubiger perſönlich zuitehen 
64, 65. — Uebergang von Nebenredten 65, 281, 282. — Gewährleijtung: 
Haftung des vertraglid; Abtretenden, insbeſ. für Bahlungsfähigfeit des 
Schuldners 66, 67, 282. Gemährleiftung bei U. auf Grund gejetlicher 
Verpflichtung oder unmittelbar kraft Gefetes 67, 68, 2832. Gewährleiſtung 
bei Ueberweiinng an Bahlungsftatt im Wege der Zwangsvollitredung 66, 
67. Berjährung des Gewährleiſtungsanſpruchs 68. — Pflichten des bis- 
herigen Gläubigers zur Auffchlußgebung, Angabe von Beweismitteln, Heraus: 
gabe und Ertheilung von Urkunden. Koſten der Abtretungsurfunde 282, 68. 
— Einreden des Schuldners gegen den neuen Gläubiger. Aufrechnung 68, 
54, 71, 283. — Rechtshandlungen des der U. oder der mehrfachen U. un— 
tundigen Schuldners 71, 283. — Rechtslage des von der U, benadrichtigten 
Schuldners, wenn die U. nidyt erfolgt oder unwirkſam ift 71, 283, 284. — 
Rechtslage, wenn die gerichtliche Anordnung der U. unwirkjam iſt 71, 283, 
284. — Mahnung, Kündigung, Klageerhebung des nicht legitimirten neuen 
Gläubigers 284, 852— 854, — Benachrichtigung am die auszahlende Kafie bet 
Abtretung de übertragbaren Theils des Dienjteinfommens oder der Penſion 
71, 72, 284, 855, 856. — Mbtretung fremder Forderung 284. — Theil-U. 
58, 59. — Abtretung des ganzen gegenwärtigen Vermögens oder eines Brud): 
theil8 oder einer Erbichaft. Form dieſes Bertrages und des Vertrages auf 
U. des Eigenthums an Grundftüden 56, 57, 113 ff, 284. — U. anderer 
Rechte, als Forderungen 2834. — U. des Eigenthumsanſpruchs 685 —688. 

Ufer |. Waſſerrecht. 
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Undanf als Widerrufsgrund bei Schenkungen 225 ff. 

Uneheliche Kinder, Allgemeine Kritit 986. — Beitimmungen des Entwurfs 446, 
447, 468, 469. — Geichichtlicher und gegenwärtiger Rechtszuſtand 447—450, 
— Reformbeftrebungen 451—454. — Dogmatijches 455 ff., insbeſ. über die 
Baterichaftöllage 459— 465. — exceptio plurium concumbentium 465, 466. — 
Maß des Unterhalt 466, 467. — Zwangsvollitredung in das Vermögen 
des Vaters wegen des Unterhalts 467. — Vergleiche über die Unterhalts- 
pilicht 468. — Geſetzliche Erbfolge nad) dem Water 985, 986. 

Unerlaubte Handlung ſ. Schadenserjaß. 

Unerlaubte Rechtsgeſchäfte ſ. Rechtsgeſchäfte. 

Ungültigkeit der Ehe 297—299. — Nachweis der Bevollmächtigung im Prozeſſe 
297, 298, 314. — Rechtskraft des auf die Nichtigkeitsklage erlaſſenen Urtheils 
gegen Dritte 298, 314. — Gründe der Anfechtung der Ehe 298, 299, 314. — 
Anwaltszwang für die Anfechtungsklage 299. — Form der Anfechtungs— 
erklärung beim Tode des nicht anfechtungsberechtigten Ehegatten 306, 314. 

Ungültigkeit der Rechtsgeſchüfte. Weſen der Nichtigkeit. Späterer Wegfall der 
Nichtigkeitsgründe 501, 502. 

Unmöglichkeit der Leiltung. Begriff 259. — U. in Folge eines nicht zu ver— 
tretenden Umjtandes 259, 260. — Bemeislaft Hierfür 260. — Pflicht zur 
Herausgabe des durch den befreienden Umftand Erlangten 260. — Schadens— 
erfatpfliht bei U. in Folge eines zu vertretenden Umſtandes. Werthsbe— 
rechnung 260. — U. in Folge Irrthums des Schuldners 261, 678. — Theil: 
weiſe U. 261. — Haftung für zufällige U. nad) eingetretenem Berzuge 264. — 
U, einer Leijtung bei alternativem Sculdverhältnijje 253. — U. der Leijtung 
beim Geſammtſchuldverhältniſſe 292, 1104, 1105, 1179, 1180, 

Unſittliche Rechtögefchäfte, Verträge auf unfittliche Yeiftungen 110 ff. 

Unterbrechung des Verfahrens. Aufnahme des durch Tod einer Partei unter: 
brochenen Verfahrens beim VBorhandenjein eines Teftamentspollitreders 1245. 

Unterhaltspfliht des unehelichen Vaters 446 ff., f. weiter unter „Uneheliche 
Kinder“, 

Untheilbare Leiftung bei Mehrheit von Gläubigern oder Sculdnern 293, 294, 
1043 Ylnm., 1105. 

Unwirffamteit von Rechtsgeſchäften 489—491. 

Urtheil. Allgemeine Stellung des Entwurfs zu den PVorjchriften über das U. 
825. — Maßgeblichfeit auch der nad) Klageerhebung eintretenden Thatſachen 
für das U. 44, 45, 840, 841. — Berurtheilung zu fünftigen Leiſtungen 
841, 842. — Rechtskraft des Urtheils ſ. Rechtskraft. — Abänderung des 
Urtheils auf wiederfchrende Yeiftungen bei fpäterer Veränderung der Ber: 
hältnifie 842. — Schadenserjagpflicht wegen Vollitredung eines in höherer 
Anftanz fpäter aufgegebenen U. 1207, 1208. Berpflichtung zur Verzinfung 
des auf Grund ſolchen Urtheils Beigetriebenen 1246. 


U, 


Bäterliche Gewalt j. Elterliche Gewalt. 
Berarbeitung. Eigenthumserwerb durch V. 661. Zuläſſigkeit der Vertretung bei. 
der V. 661. 662. Anſprüche des durd) die V. Gejchädigten 662. 
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Beräußerungsverbote. Gleichitellung der Wirkungen gerichtlicher B. mit den V. 
anderer Behörden 1234, 1235. — Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung 4. 

Verbindung. Eigenthumserwerb durch B. 660, 661. Anfprüche des durd) die V. 
Geſchädigten 662. 

Verbotene Rechtsgeſchäfte. Verträge über verbotene Leiftungen 110 ff. 

Berein ſ. Verfonenverein, Körperichaft. 

Bereinigung 277, 278. — beim Gefammtjchuldverhältniije 246 ff., 292, 1177, 1178, 

Berfügung von Todeswegen durch Bertrag 470 ff. 1. Erbeinjetungsvertrag: 
Sermanijches Recht 478, 479. Rechtliche Natur nad) dem Entwurfe 479, 480. 
Nichtbefhränfung auf Ehegatten und gegenfeitige Erbeseinfegung 480, 485. 
Entſprechende Anwendung der für Tejtamente gegebenen Borjchriften auf 
den €. 480, 482. Fähigkeit zur Vertragſchließung 481. Form des E. 481, 
482. Berwahrung der Urkunde 482. Willensmängel beim E. und Anfechtung 
dejjelben 482, 483. Wirkung des E. auf das Inteſtaterbrecht ded Bertrags- 
erben, auf das Berfügungsrecht des Erblafjers unter Lebenden und von 
Todeswegen und auf frühere lettwillige Verfügungen 483, 484. Neben: 
bejtimmungen im ©. 484. Wufhebung des E.; Borbehaltener Rüdtritt 484, 
485. — 2. Bermädtnißvertrag 485. — 3. Schenkung von Todesmwegen 485. 

Bergleih. Genehmigung des Bormundjchaftsgerichts zu B. des VBormundes und 
des Inhabers der elterlichen Gewalt für das Kind 428. — DB. über Unter- 
baltspflicht des unehelichen Vaters 468. — Erfüllungsort beim VB. 562, 563. 

Verjährung j. Anfpruchsverjährung. 

Berfaufsjelbithülfe bezüglich der zu leijtenden Sache durd) den Schuldner 273. 

Berlagsredht. Nichtaufnahme in das Bürgerliche Geſetzbuch, Vorbehalt der Auf: 
nahme in das zu revidivende Handelsgejeßbud 858, 859, 915— 917. 

Berlöbnif 295, 296. Scriftlich feitgejegte Komventionalftrafe für den Rüdtritt 
296, 314. 

Bermädhtnik. Erfüllungsort 535, 536. — Bejchwerung mehrerer Erben, B.nehmer 
mit dem B. 1158. 

Vermächtnißvertrag 485. 

Bermifchung. Eigenthumserwerb durch 3. 661. — Anſprüche des durd die B. 
Geſchädigten 662. 

VBerfiherung. Aufrechterhaltung landesrechtliher Normen über Brand-B. von 
Gebäuden 1265. 

Berfprecdhen der Leiftung an einen Dritten 589 ff. — Unmittelbare Beredtigung 
des Dritten aus dem Verſprechen. Wenderung oder Aufhebung des B. durch 
die Vertragfchliegenden. Borbehalt der Wenderung oder Aufhebung beim 
Vertragsſchluß. infeitiger Widerruf durd) den Empfänger des V. 589 bis 
597. — Berechtigung des Empfängers des D., die Leitung an den Dritten 
zu fordern 597. — Form des B. 597, 598. — V. d. 2. an einen Dr., ber 
noch nidyt empfangen oder geboren ift 598-600. — BZurüdweijung des 
Forderungsrechts durch den Dritten. Unmöglichkeit, an den Dritten zu 
leiften 600—602. — Einwendungen des Verſprechenden gegen den Dritten; 
insbef. Aufrechnung 602, 603. — Konftruftion der Schuldübernahme als V. 
d. L. an einen Dr. 590, 604, 605. 

Bertiefen des Erdbodens in der Nähe eines Nachbargrundftüds 630. 

Bertrag. Gegenitand des V. 110 ff. (Unmöglichkeit, Unfittlichfeit, Verbot der 
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Leiftung; B. über Handlungen, Sachen, Rechte eine Dritten; Form des V. 
auf Uebertragung des Eigenthums an Grundjtüden.) — Anhalt der Schuld- 
verhältniffe 115—127 (Nüdtrittsreht als Folge der Nichterfüllung beim 
gegenfeitigen B. 115 ff.; Gefahr beim gegenjeitigen B. 122; Erfüllung Zug 
um Zug 125 ff.). 

Bertragsantrag f. Vertragſchließung. 

Bertragichliefung. Erfordernijie der B. 495. — Gebundenheit des einen Bertrag: 
jchliegenden bei Nichtbindung des anderen 495, 496. — Bertragsantrag: 
durch Telephon 496. Stillihiweigende Annahme des Abwejenden 496. Wirk: 
ſamkeit des Bertragsantrages, wenn der Antragende oder derjenige, dem der 
Antrag gemacht ift, nad) Abjendung des Antrages jtirbt oder gejchäfts- 
unfähig wird 318 ff., 496. Tod oder Gejchäftsunfähigkeit nad) der Annahme: 
erflärung 496. 

Bertrag zu Gnnjten Dritter ſ. VBerfprechen der Leiftung von einem Dritten. 

Bertretung j. a. Vollmacht. Unzuläffigkeit der B., wenn die Natur des Rechts— 
geihäfts entgegenjteht 502. — Gejchäftsunfähigkeit, Willensmängel, Wilfen 
und Wiſſenmüſſen in der PBerfon des Bertreterd — des VBertretenen 502 
bis 504. — B. ohne Vertretungsmacht: Wiederauffebung des Vertrages vor 
verweigerter Genehmiaung des Bertretenen 504. — Haftbarteit des Ver: 
treterö 232 ff., 504, 509. 

Berwandtichaft. Anwendbarkeit der Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über B. auf die Givil- und Strafprocekordnung, die Konfursordnung oder 
das Reichsanfechtungsgejet 1235, 1236. 

Berwendungen. Anfprüche des auf Herausgabe der Sache vom Eigenthümer be- 
langten Befiterd oder Inhabers wegen B. Uebergang ded Anſpruchs wegen 
B. auf den Rechtsnacfolger des Beſitzers. Wechſel in der Perjon des 
Eigenthümers in der Zeit zwijchen Verwendung und Herausgabe der Sadıe. 
Zurüdbehaltungsrecht wegen B. 681—685. — Anſprüche des Miethers 
(Bächters) gegen den Vermiether (Pächter) wegen B. 716, 717, 742. — Er: 
jag von Verwendungen auf die entliehene Sache 1147. — Anſpruch des 
Schadenserjaßpflichtigen wegen V. auf die von ihm miderrechtlich entzogene 
Sache 1205, 1206. 

Berwendung, nüßliche j. Bereicherung. 

Berzeihung der die Entziehung des — rechtfertigenden Handlung 
1003, 1004. 

Berzicht auf die Wirkung der Rechtskraft 847, 848. 

Berzug 1) des Schuldners: Eintritt des B. Form und Arten der Mahnung 
262, 263. — Fein B, bei Nichtleijtung in Folge unverjchuldeter Unmöglich— 
feit. — Folgen des V. 264, 265. 2) B. des Gläubiger: Berfchulden er- 
forderlih? 266. — Tharjächliches und wörtliches Angebot 266. — B. bei der 
Holjchuld 238. — Folgen des DB. 267. — Aufhören des V. 268. 3) des 
Beitellerd in Unnahme beim Beginn oder während der Heritellung des 
Werkes 154. 

Bolksthümlichkeit des Entwurfes 1006, 1064, 1229, 1230. 

Vollmacht ſ. a. Bertretung. Bevollmädtigung durch bejondere Mittheilung an 
den Dritten oder öffentliche Bekanntmachung 504. — Kündigung der B. ohne 
Nüdgabe der B. im Anwaltsprozeſſe und ſonſt 1246. 
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Borausflage. Einrede der B. bei gemeinfchaftliher Schuld 1172-1176, 

Vorausſetzung ald Beſchränkung der Willenserklärung 938, 939, 

Borbehaltsgut 301, 304, 305, 315, 

Borlegung und Borzeigung Wirthichaftliche Natur dev B.-Pflicht mehrerer 
1160, — Fälle der Pflicht zur V. 352--354, 357. — Dirt der V. 355, 358, 
539, — Techniſche Bezeichnung dieſes Nectsinftituts 354, 357. 

BVBormerfungen 627, 628. 

Bormundichaft. Gefeklihe VB. und beftellte Bormünder 75, — Stellung des 
Bormundicdaftsrichters 74, 77. — Familienrath 76— 80, 82, — Gegen 
vormund 80, 82. — Mehrere VBormünder SL — Gemeinde-Waijenrath 82. — 
Sicherftellung des Miündelvermögens 83— 85. — Pfandrecht oder Pfand: 
rechtstitel des Miündels am Vermögen des Rormundes 8S—87. — Sicherheits: 
leiftung durd) den Bormund 86, 83Z — Berichiedenheit der Religion zwiſchen 
Bormund und Mindel 87, 88. — B. über Großjährige: Fälle des Eintritts, 
inöbef. wegen förperlidier Gebrehen 8&—90. — Vorläufige DB. OD. — 
Führung der B. Bertretung in perjönlichen Angelegenheiten 91. — Befreite 
3. 91,92, — Pilegihaft 81, 2-9 — Beſchwerde in Vs.Sachen 77, 94, 
9. — Sprade des Entwurfs 4 — Verjährung von Anjprüchen zwijchen 
Vormund und Miündel 105. — Anlage des Mündelfapitals, insbef. in aus: 
ländifchen Werthpapieren 425, 426. — Erfüllungsort für Anfprüche gegen 
den Bormund 539, 

Bormundfchaftsrichterlihe Enticheidungen wegen der Kinder nad) Auflöfung der 
Ehe durh Scheidung und Todeserflärung und während der Trennung bon 
Tiſch und Bett 314, 317 

©. a. „Elterlihe Gewalt’, „Bormundicaft”. 

Vorſatz. Benriff 1189,1190. — Haftung für V. bei Schuldverbindlichfeiten 257. 

Borzeigung ſ. Vorlegung. 

Borzugsredhte. Uebergang auf den neuen Erwerber bei Uebertragung der For: 
derung 62— 64. — Geltendmachung von B., welde dem neuen Gläubiger 
perfönlich zujtehen, binfichtlich der übertragenen Forderung 64, 62, 


W. 

Wahnſinn als Eheſcheidungsgrund 310, 317. 

Waflerabfluß. Prliht zur Duldung des W. vom Nacbargrundjtüde 628, — 
Recht auf den W. 963, 997. — Befeitigung des Landesrechts für dieje Rechts— 
materie 963, 264 

Waſſerrecht. Vorbehalt der Regelung durch Landesgeſetzgebung 4, 10, 11, 17, 
620, 956, 37. — Einbeziehung von Materien des W. in den Entwurf 11, 
8, 4. — Vorſchläge zu Aufnahme von Normen über: die rechtliche Natur 
der freifliegenden Gewäfller, des Flußbettes und der Ufer, die Benußung der 
öffentlichen Gewäſſer, bevorzugte Rechte an denfelben, Privatgewäfler, den 
natürlichen Waſſerabfluß, Avulſion, Alluvion, neu entjtandene Inſeln, ver: 
lafjenes Frlußbett. Begründung der Borfchläge 358— 968. 

Werfvertrag. Gegenftände de8 MW. 859. — Anwendung de8 W. auf fünjtlerifche 
und fchriftjtelleriihe Werke (auf fon. immaterielle Schöpfungen) 917—919, 
— Ilnteriheidung des W. vom Auftrage 151, 152 (f. a. Dienjtvertrag). — 
Sewährleijtung des Lebernehmers 152, 153. — Rücktrittsrecht des Bejtellers 





918, insbeſ. bei nicht rechtzeitiger Herftellung des Werks 153, 154. Rück— 
trittsrecht des Uebernehmers immatericller Scöpfungen 919, — Annahme: 
verzug des Bejtellers beim Beginne oder während der Herftellung des Werks 
154, — Erfüllungsort beim W. 559. — Wllgemeine Stritif des Standpunkte 
des Entwurfs bezüglid; des Dienft: und W. 919 — 929, Borfchläge zur 
Uenderung 929, 31. — Ausdehnung der Schubvorfhriften der Gewerbe: 
Drdnung auf den Dienst: und W. 930, 

Wette. Anvendbarkeit der Borfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf vorher 
geichloffene W. 1269, 1270, 

Widernatürliche Unzucht als Eheſcheidungsgrund 212, 317. 

Widerrcechtliche Handlung 1191—1195. 

Widerruf der Schenkung wegen Undant3 225 ff. — ber lettwilligen Verfü— 
gung 475, 476, — Wirkſamkeit des W. der Willenserklärung 493, 494. 
Wicderfehrende Leiftungen. Berjährung 106. — Berurtheilung zu w. 9. vor 
Tälligkeit 841, 342, — Abänderung des Urtheils auf w. L. bei jpäterer Ber: 

änderung der Berhältnifjie 842, 

Willenserklärung. Ausdrüdliche und jtillichtweigende W. 491, 492, — Auslegung 
der W. 492, — Wirkjamfeit der gegenüber einem Betheiligten abzugebenden 
W. Wirkjamfeit des Widerrufs der W. Einfluß des Todes oder der Ge— 
ihäftsunfähigfeit des Urhebers oder Deftinatärs der W. auf die Wirkfamfeit 
der W. 492—494, 

Willensmängel. Bewußte Nichtübereinftimmung zwijchen dem wirklichen und dem 
erklärten Willen 497, 498. — Scheingejhäft. Gültigkeit des beabfichtigten 
anderen ernſtlichen Gejchäfts 495. — Irrthum, Betrug, Drohung ſ. dies, 

Wohnſitz der bejtändig von Tiſch und Bett getrennten Ehefrau 1234, — Aenderung 
der Borjchriften der Givilprozekordnung über den W. 1236, 


3 


Zeit der Leitung 258, 

Zeitbeftimmungen. Anwendbarkeit der Auslegungsregeln des Entwurfs über 
3. 34 — Civilkomputation 934. — Berechnung der nad) Tagen bejtimmten 
Friſt 934, 935, 936. — Berechnung der nad Wochen, Monaten oder nad) 
einen mehrere Monate (Jahr, Halbjahr, Bierteljahr) umfajjenden Zeitraume 
bejtimmten Friiten 935, 936, — Einwirkung von Sonn: und Feittagen auf 
Termine und Frijten 936, 987. 

Zinjen, Uebergang des Zinsanſpruchs bei Uebertragung der Hauptforderung 65 
— Verjährung der Verzugs-Z. 93. — GBejeglicer Zinsfuß 24. — Bing: 
pflicht überhaupt 254, — Berzugszinfen bei Geldjhuld, Verzugszinſen für 
nefchuldete 3. 264. — Haftung des Fauitpfandes für die 3. neben der 
Hauptverbindlichfeit 388, — Verpflichtung zur Zahlung von 3. für die auf 
Grund vorläufig vollitrekbaren, nachher aufgehobenen Urtheils beigetriebene 
Summe 1246. 

Zubehör. Begriff 621. — 3. eines Landguts (Dünger) 621, 622. — Dem 
Eigenthümer der Hauptfache nicht gehörige Sachen als 3. 622, — Erjtredung 
des die Sache betreffenden Nechts auf das 3. 622, — Herausgabe des 3. 
der verliehenen Sache 1146, 1147, 


1542 


Zueignung. Begriff des Herrenloswerdens 656. — Recht des Eigenthümers auf 
Verfolgung des ausgezogenen Bienenſchwarms 667. 

Zurüdbehaltungsrcht 258, 259. — B. des auf Herausgabe der Sache vom 
Eigenthümer belangten Befiger8 oder Anhaber8 wegen Berwendungen auf 
die Sadje 685. — 8. des Verwahrers 1131, 1132 Unm. 

Zwangshypothet 368, 369. — Befreiung einer gewiljen Fläche des Grundeigen- 
thums des Sculöners von der Zwangsvollſtreckung 369, 370, 375. 

Zwangsredite. Regelung durch Landesgejeggebung 4, 12, 620. 

Zwangsvergleih. Wirkung auf Pfandredite 1248, 1249. 

Zwangsverfteigerung und Bwangsverwaltung bon Grundjtüden. Regelung durch 
befonderes Geſetz. In Ausficht genommene Beftimmungen defielben 625, — 
Einflug der 3. auf Miethe und Pacht. Kündigungsredit der Gläubiger. 
Rechte und Pflichten des Erfteherd 696, 697, 7T05—709, 714, 715, 740, T4l. 
— Vorſchläge für das in Ausficht geftellte Gejet über 3. 1087 

Zwijcdhenzinjen 258. 


1 Verzeichniß der abgehandelten Paragraphen des Entwurfs zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche und zum Einführungsgefete. 


a) Einführungsgefeg zum Bürgerliden Gejegbude. 


Artikel 1 1227. Artikel 31 1253, 

: 2 1232 :s 828. 

= 88, 1234 - BBff. 8. 

= 6 1234. :- 35 E 

= 71234 = 42 1252. 

: 9 1236. = 46 90, 1254. 

= 10 1235. : 48 12, 

:- 11 1286 ff. : 49 18. 

= 12 1248. = 56 15, 1265, 
13 1248, :s 58 1257. 

A ff. 1249 : 59 16. 

«e 24 1249, - 62 1257 

: 2 1250, = 65 1258 

- 26 1250. - 73 1260. 

= 27 1250. B8ff. 120. 

= 28 1250. - 10% 34. 

» 29 1251. - 108 1%. 

- 30 1252. - 108 ff. 1270, 

b) Bürgerlihes Geſetzbuch. 

$ 41 19, 21 & 46 15. 

- 41 ff. 19, 20. : 58 19 

- 42 19, 1016, 1017. = 61 39, 

- 43 19, = 592 19, 

= 44 40. : 63 15, 20, 

« 44 ff. 20, 39, - 64 489, 
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1a 208, $ 262 268, 

215 253. - 264 269, 

218 236 ff., 254, 1195. = 266 269. 

219 255, 1197, = 267 270. 

221 255, 1197. = 269 270. 

223 255, 2bh, = 271 270, 

224 256, 272 272. 

225 257. := 273 272. 

227 25 = 275 222. 

228 58, 237, 238, 257. « 276 278, 

229 222, 258, 507 ff., 565 ff. a 277 273. 

230 222, 258, 507 ff., 565 ff. = 278 273. 

231 258, = 279 238 ff., 278. 
233 258, = 250 272, 272. 
234 258. 281 274, 

235 259. = 282 240, 241, 274 
237 259 = 284 241 ff., 275. 
238 260, » 285 275. 

239 260, = 286 275. 

240 116, 260 = 287 275. 

211 261, 678, : 288 62, 275. 
212 261. = 289 276, 

213 116, 260, - 290 57, 244, 276, 
247 116, 264. = 294 53 ff., 280, 849. 
218 264, = 205 59 ff., 281. 
249 264. = 296 Kl ff., 281 
250 264. = 297 62 ff., 281. 
sel zul = 298 66 ff., 282, 
252 265. = 299 56 ff., 282. 
254 265 - 301 68, 282 
205 238, 266, - 302 68 ff., 282, 


eIs 


282. 


: 314 286, 604 ff. 
- 315 245, 286, 606 ff. 


316 286, 618. 
317 287, 614. 

318 287, 609, 610. 

319 245, 216, 288, Gib. 

320 289, 1049, 1050, 1054, 1109, 
320 ff. 1095 ff. 


- 321 289, 1054, 1161. 
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HN 


322 289, 1098, 1102, 1103, 1177, = 


1178, 1180. 
323 290, 1096, 1107, 1178. 
324 290, 
325 290, 1098, 1102, 1179. 
326 290, 1179. 





- 327 290, 1102, 1179. 


“ 


328 291, 1096, 1098, 1108. 


: 329 291, 1103, 1104, 1162, 1163, 


Ai 


330 246 ff., 291, 1102, 1163, 1166. 


- 331 246 ff., 291, 1102, 


332 291, 1096, 1102, 1166. 


- 334 292, 1098, 1102, 1104, 1105, 


u“ 
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„ 


1179, 
335 242, 1102, 1179, 
336 292, 1102, 1179. 
337 292, 1053, 1102, 1181. 








- 338 292, 1098, 1181, 1182. 


- 339 126, 293, 1049, 1096, 1098, = 
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$ 419 225 ff. $ 575 154. 

= 450 225 ff. : 579 859, AZ 

- 451 230, = 580 155. 

452 230. = 586 860 ff., 929. 

- 458 60. = 586 545, 860, 

= 465 123 ff. = 589 875 ff. 

= 466 68, = 590 878, 879, DS 

= 488 ff. 150. = 591 871. 

= 497 150. : 592 871, 

= 498 150, » 593 872, 

: DUS 135. = 596 878 ff. 

- 509 694 ff. : 598 879, 

= 510 6 ff. = 618 507, 543, 1149. 

= 514 716, UT, = 629 ff. 1015. 

- 516 60, US Fl. = 630 1059, 

521 159 ff., 723 ff. : 633 1058, 1059, 
523 735, 736. = 634 1028, 1057, 1059. 
526 736. : 635 1028, 1060. 

: 528 732}. = 636 1028, 1060, 

: 540 738. : 642 1050, 1054, 1060. 
D50 1145, - 646 1040, 1061. 
bb1 1145, 647 1061 
557 1145. = 657 1057 
Dby 58 ff, 896, 229, - 658 1057, 1062, 
Auz 917, 929, = 668 ff. 155 ff. 
bus 152, 153, « 704 674, 1188 ff 
271 142, = 704 ff. 1183. 


8 


705 1191, 119. 
706 1197. 


: 707 1198. 

: 708 1199. 

- 709 1199. 

: 710 1201. 

- 711 1202. 

: 712 12092. 

: 713 ff. 1205. 

- 718 1205. 

- 719. 103, 1206. 
: 122 1209. 

: 7122 ff. 1207 ff. 
- 723 1209. 

: 724 62, 1209, 
725 1209. 

: 726 1212, 

- 726 ff. 1212 ff. 
- 727 1213. 
- 128 62, 1215 
- 729 1216. 

: 180 1217. 

: 731 1217. 

: 132 1217. 


133 1217. 


- 734 1217. 
- 735 1219. 

- 736 1221 ff. 

: 737 33 ff. 

- 739 327 ff. 

- 141 325, 328. 
- 142 328, 329. 
: 7143 329. 

- 744 325, 330. 
- 145 325, 330. 
. 746 330, 331. 


147 325, 331, 332. 


- 7148 325, 332 ff, 
. 753 338 ff. 

- 7155 340 ff. 

- 163 342 ff., 351. 


765 1028, 1038, 1039. 
769 344 ff., 351. 


- 770 349, 350, 352. 
- 772 350, 351, 352, 1039. 
: 773 1015, 1038, 1059. 

- 774 352 ff. 357. 
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7716 355, 357. 

777 316, 855 ff., 858. 
778 620, 918. 

182 ff. 620, 621. 

789 621. | 

7% 622. 


= 791 622. 


v 


794 622, 623. 


- 796 60, 61. 


u 


7197 772, 


798 778. 


AM 


799 778, 


= 800 779. 


ih 


801 779. 


- 802 772, 778. 


\ 


y 


w 


803 773, 778. 
804 623, 644, 773, 778. 
805 623, 774, 778, 779, 


- 806 774, 778. 
- 807 778. 


Ir 


808 775. 


: 809 775, 779. 


Y 


810 775. 


- 811 775. 
- 812 776. 


„ 


y 


813 777. 
814 781 ff., 792 ff. 


- 815 783, 798 ff. 
= 816 807. 
- 817 807 ff. 


“ 


“ 


” 


818 S11 ff. 
819 624, 816, 817. 
820 816. 


- 821 624, 817 ff. 
- 822 821. 


“ 


823 821. 


- 824 625, 822 ff. 


“ 


ih 


825 824. 
828 625, 626, 1080 fi. 


- 829 625, 626. 
: 850 628. 


“a 


u 


851 699. 
856 628, 963. 


: 863 629. 
: 865 630. 


866 630. 


- 870 640. 


104 * 


- 877 642 f., 647 ff. 


- 879 645, 649, 651. 


874 632 fj., 688, 
875 635 ff. 
876 641. 


878 690. 


- 880 651 ff. 


8831 657. 
882 658. 


- 883 658. 


384 658. 
885 658, 
887 658, 659. 
888 658. 
839 659, 660, 


: 890 ff. 660 ff. 
- 892 661. 


893 661. 
897 662. 
898 663. 


- 899 663, 665. 


900 663, 664, 665. 
901 621, 663, 666. 


= 902 621, 666. 


904 666. 
907 667. 
910 ff. 669. 
914 667. 


: 918 668. 


920 668. 


- 922 668. 
- 928 669. 
- 929 670, 679. 


930 673 ff. 
931 677, 680. 
932 680, 681. 


= 933 42, 677. 
= 934 42. 


“ 


936 682, 683, 684. 


- 937 683, 

- 938 48, 682, 685. 
- 939 654 ff. 

- 940 656. 

- 941 685. 

: 942 689. 

- 945 42, 689 ff. 


964 42. 
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$ 983 130. 


1017 42. 
1023 54. 
1033 fi. 1042. 
1062 364. 
1067 364. 
1069 712. 
1075 364. 
1094 ff. 407. 
1102 414. 


= 1107 507. 


1122 58. 
1145 385 ff. 


« 1147 376 ff. 


1148 387, 388. 
1149 387 ff. 
1150 389, 390. 
1155 42, 390 ff. 
1160 394, 395. 
1162 395, 396. 
1166 396, 397. 
1167 397, 398. 
1169 ff. 398 ff. 
1181 401. 

1182 401. 

1189 401. 
1190. 401, 402 
1191 401, 402. 
1206 ff. 402. 
1208 402, 403. 


« 1211 54, 55, 373, 403 ff. 


1212 373. 
1217 1042. 
1218 1042. 
1227 ff. 2%. 
1228 314. 
1231 ff. 296. 
1245 fi. 296. 
1256 298, 314. 
1265 299, 314. 
1266 306, 314. 
1273 299, 314. 


- 1276 299. 


u“ 


“ 


u“ 


1283 308, 316. 
1287 301, 315. 
1288 301, 315. 
1292 308, 316. 


8 1297 300, 302, 315. 


: 1301 302. 


- 1302 302, 315. 


= 1306 303. 


- 1311 308, 316. 
- 1312 303, 315. 
: 1317 303, 315. 
- 1328 303, 315. 


= 1334 301. 
: 1339 62. 


- 1341 304, 315, 981. 


< 1346 304, 


: 1352 308, 316. 


» 1358 303. 
- 1362 300, 


- 1366 305, 315. 
- 1367 300, 805, 315. 
1372 305, 315. 


: 1373 1042. 
- 1374 307. 


- 1382 981, 983. 


: 1383 981. 


: 1384 981, 982. 
- 1885 981, 982. 


« 1386 30%. 


- 1390 306, 315. 
- 1393 306, 315. 
: 1395 982, 083. 
- 1398 306, 316. 


- 1400 300 


: 1403 306, 316. 


» 1411 308, 316. 


1417 308, 316. 


- 1426 300. 
- 1429 981. 
- 1430 48, 50, 809, 316. 
: 1432 983. 
- 1434 983. 


1435 310. 

- 1436 310, 316. 
- 1440 312, 316. 
- 1441 312, 316. 
- 1443 313, 316. 
- 1444 318, 316. 
- 1447 318, 316. 
- 1456 314, 316. 
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1457 314, 316. 
1458 62. 


: 1461 314, 316. 


„ 


“ 


Hi 


vi 


“ 


1465 314, 316. 
1466 fi. 969 ff 

1468 969 ff. 

1475 1240. 

1501 422. 

1502 423. 

1503 423. 

1504 423, 444. 
1506 421, 444. 
1509 423, 444. 
1510 429. 

1511 427, 428, 444. 
1515 429. 

1544 431. 

1545 431. 

1546 431, 432, 444. 


- 1547 432, 436. 


1550 486. 
1554 422, 438, 445. 


- 1655 422, 489, 445. 


1556 439. 
1557 440, 445. 
1558 439. 


- 1559 437, 445. 


1576 468. 
1583 978, 
1596 978. 


- 1648 ff. 9. 


1660 424, 


- 1661 424. 


1664 425. 
1667 425. 
1674 94, 428. 
1678 80, 


= 1681 429. 
- 1697 425. 


1749 975. 
1751 975. 
1843 1158. 
1911 474. 
1911 ff. 470 ff. 
1912 474. 


- 1913 471, 474, 476. 
- 1921 474. 
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8 1922 60, 474. | s 1979 994, 996. 

- 1925 473, : 1980 995, 996. 

« 1927 472, 473, 474, 477. - 1981 995. 

- 1929 473, 477. - 1982 995. 

: 1931 473. | - 1984 99, 

- 1932 474, 476, 477. - 1985 99, 

- 1983 477. ' - 1986 998. 

= 1933 ff. 475. - 1987 993. 

- 1940 480. - 1088 997. 

= 1940 ff. 478 ff. - 1989 994, 996. 

- 1941 481. - 1990 99. 
1942 481. | - 1992 998. 

- 1943 481, 482. - 1993 1000. 

- 1944 482, - 1994 998. 

- 1945 482, - 1995 999. 

- 1946 480, 482. - 1996 999, 1000. 

: 1947 482. - 1997 1000. 

- 1948 483. - 1998 998. 

- 1949 483. - 1999 1001. 

- 1950 483 - 2000 1003, 1009. 

- 1951 483. - 2001 1004 ff. 

: 1952 484. - 2002 1007, 1009. 

: 1953 484. - 2003 1007. 

- 1955 484. : 2004 1008. 

- 1956 480, 484. - 2005 1007. 

- 1957 485. - 2006 1009. 

- 1958 485, | - 2007 1009. 

- 1959 485. - 2008 1003. 
1961 485. = 2009 1012. 

- 1962 485. - 2009 ff. 1010 ff. 

- 1963 485. - 2010 1012. 

: 1964 975, 976. 2012 1012. 

- 1965 977. - 2013 1018. 
1965 ff. 975. - 2014 1018. 

- 1966 977, 978. - 2015 1013. 

- 1967 977, 978, - 2016 1018, 
1968 979, 984. - 2017 1018. 

- 1969 980, - 2018 1018. 

- 1970 980. - 2045 ff. 1086. 

- 1971 975, 980, 986. - 2051 1029. 

- 1972 982, 983, 988, 980. - 2051 ff. 1029. 

- 1974 975, 983, 987, 988. - 2059 1046. 

- 1975 989, 990. - 2085 49. 
1976 990. 2086 42. 

- 1977 990, 994, 998. - 2151 1038. 

- 1978 995, | - 2156 1046. 
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